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Zur Beurtheilung der kapitalistischen Ent- j 
Wickelung Russlands. | 

„Wir sind philosophische Zeitgenossen der Gegenwart 
ohne ihre historischen Zeitgenossen zu sein“ — mit diesen 
Worten charakterisirte 1843 Karl Mar.\ das Verhältniss der 
vorgeschrittensten Elemente Deutschlands zu dem gesamm- 
ten geistigen und sozialen Leben ihrer Zeit. Diese Worte 
können mit vollem Recht auf die entsprechenden geistigen 
Strömungen in Russland, insbesondere seit der Aufhebung 
der Leibeigen.schaft, angewandt werden. Die sozialistischen 
Ideen drangen nach Russland zu einer Zeit ein, wo der | 
Kapitalismus sozusagen in statu nascenti war; sie waren * 
daher von vornherein zur Utopie verdammt und mussten 
nothwendig an Er.scheinungen und Institutionen anknüpfen, 
die durch die fortschreitende wirthsehaftliche Entwickelung 
dem Untergang geweiht waren. Man brauchte dazu nur 
eine gewisse Dosis von Idealismus - um die primitiven I 
wirthschaftlichen F'ormen den abstrakten sozialistischen 


Idealen möglichst nahe zu bringen, und von Optimismus 
— um für diese volksthOmlichen Formen, im Bunde mit 
der sozialistisch gesinnten Intelligenz, an den Sieg gegen 
die bösen Kräfte des aufstrebenden Kapitalismus zu hoffen. 
So entstand diejenige Richtung — die geistigen Väter der¬ 
selben sind Herzen und Tschernyschewsky — in der 
russischen sozialpolitischen Literatur, deren Vertreter den 
Namen „Narodniki“!) führen und deren Theorie sich als 
eine Idealisirung der bäuerlichen Naturalwirthschaft und 
des bäuerlichen öemeindebesitzes darstellt. Dieser nationale 
Sozialismus war und ist von entschieden utopischer Natur. 
Was sind die Kräfte, auf welche er rechnet: der viel¬ 
gerühmte „Gemeingeist“ der Bauernschaft und die sozialisti¬ 
schen Sympathien eines kleinen Haufens von Vertretern 
der Intelligenz, gegenüber den Kräften, welche jdurch den 
mit eiserner Nothwendigkeit vor sich gehenden Uebergang 
von der naturalwirthschaftlichen Organisation zur Geld- 
wirthschaft entfesselt wurden? Auf Seite des Kapitalismus 
war und ist fast Alles und zwar das Wichtigste: der 
wirthschaftliche Fortschritt. Die herrschenden Klassen 
und ihr Repräsentant, der Staat, werden durch die ganze 
soziale und politische Entwickelung geradezu gezwungen, 
immer entschiedener dem Kapitalismus Bahn zu brechen. 
In dem Maasse aber, in welchem die kapitalistische Ent¬ 
wickelung fortschreitet, muss die eben umschriebene Welt¬ 
anschauung an Boden verlieren. Sie wird entweder zu eine r 
ziemlich blassen kompromissfähigen und kompromisssüchti¬ 
gen Reformrichtung herabsinken, wozu schon von früheren 
Zeiten her hofthungsvolle Keime da sind, oder die that- 
sächliche Entwickelung als unvermeidliche akzeptiren und 
die aus ihr sich nothwendig ergebenden theoretischen und 
praktischen Konsequenzen ziehen, m. a.W. sie wird aufhören 
utopisch zu sein. 

Die philosophischen Zeitgenossen von Karl Marx und 
Friedrich Engels konnten aber natürlich an den Ergeb¬ 
nissen der Geistesarbeit dieser grossen Denker nicht einfach 
vorübergehen. Und so ist die ganze nationalökonomische 
Literatur des russischen Radikalismus geradezu erfüllt von 
dem Streben, den utopischen Glauben an eine „eigenartige“ 
wirthsehaftliche Entwickelung Russlands mit den von Marx 
und Engels gewonnenen Einsichten irgendwie zusammen 
zu reimen. Dass diteses ein hoftnungsloses Beginnen ist, 
konnte man schon früher sich klar maclicn : einen Beweis 
dafür bildet die giänzeiule Streitschrift Plcchanows gegen 
die Narodniki („Un-ere Kontroversen“. 1885). jetzt abt;r, 
naclulem die Entwickelung zum Kajntalismiis un.streitig 
rei.^seiuh* Fnrt.-^chritte gemacht hat. tragt ein W rharren aiu’ 
dem Standpunkte, welcher einerseits Marx’sciu: 1.ehren 
akzeptiit. anderer.-ieits aber .«,ich kon-ecpient weigert, sicli 
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auf den Boden des Kapitalismus zu stellen, ein so offen¬ 
kundig utopisches Aussehen, dass seine Tage nothwendig 
gezählt sind. Er muss einer hüdhterneren, reälistischÄren 
Auffassung den Platz räumen. 

Diese Ueberzeugung wurde in uns nur verstärkt durch 
eine bedeutsame literarische Erscheinung*), welche die oben 
gekennzeichneten Znge führt: einen marxistischen Körper 
mit utojiischem Gesicht. Doch ist der erstere, obwohl mit 
bedeutenden Mängeln behaftet, von einem so soliden Bau, 
dass wir das Werk des Herrn — on als einen wichtigen 
Schritt zur vollständigen Abstreifung des nationalen Utopis¬ 
mus freudig begrüssen. 

Der Verfasser, welcher mit viel Scharfsinn, leider aber 
nicht immer kritisch genug, das zum grossen Theil ziffern- 
mässige, statistische Material benützt, giebt uns ein an¬ 
schauliches, lebendiges Bild der kapitalistischen Entwickelung 
Russlands. Aber gleich im Anfang begegnen wir einer 
sonderbaren unhistorischen Auffassung der Bauernreform 
vom Jahre 1861. Die Thatsache der Ausstattung der eman- 
^ipirten Bauernschaft mit Grund und Boden wird als Aus¬ 
fluss eines Prinzips hingestellt, welches mit derWirthschafts- 
ordnung Westeuropas, dem Kapitalismus, in einem unver¬ 
söhnlichen Widerspruch stand und dazu noch ein traditio¬ 
nelles nationalrussisches Prinzip sein soll. Dass diese Auf¬ 
fassung eine durch und durch unhistorische ist, leuchtet jedem 
Kundigen sofort ein. Die Bauernordnung von 1861 trägt das 
ausgesprochene Gepräge eines Kompromisses: das genannte 
Prinzip wurde in ihr keineswegs konsequent durchgeführt. 
-Zur Zeit der Leibeigenschaft kann aber von dem Eigenthum 
der Bauernschaft an den Produktionsmitteln, d. h. im vor¬ 
liegenden Falle an Grund und Boden, gar keine Rede sein. 
Die Bauern bekamen 1861 Land, weil es eben anders nicht 
ging. Und wäre auch das ganze Land, welches früher 
rechtlich den Gutsherren allein gehörte, ohne jegliche 
Gegenleistung an die Bauern vertheilt worden, beweist denn 
nicht die ganze Darstellung des Verfassers, dass eine noch 
so radikale agrarische Reform ohnmächtig war, die kapita¬ 
listische Entwickelung hintanzuhalten? Mit Recht weist er 
auf die mächtigen Hebel der Waarenproduktion, die Eisen¬ 
bahnen und den Kredit, als die Kräfte hin, welche die Na- 
turalwirthschaft und die mit ihr verbundene soziale Ordnung 
untergraben.'*) 

Die Hauptursache der gegenwärtigen drückenden Lage 
der russischen Volkswirthschaft sieht der Verfasser in der 
Loslösung (Differenzirung) der Gewerbe von dem Ackerbau, 
m. a. W. in den Fortschritten der Arbeitstheilung, in der 
Zersetzung der autonomen naturalwirthschaftlichen Organi¬ 
sation. Die Grossindustrie, gefördert durch den Aufschwung 
der Verkehrsmittel und des Kredits und durch den Schutz¬ 
zoll, hat der bäuerlichen gewerblichen (und häuslichen) 
Produktion den Todesstoss versetzt; die Bauern, gezwungen 
immer mehr und mehr zu kaufen, mussten sich aus¬ 
schliesslich auf den Ackerbau verlegen. Es wurde eine 
Masse von Arbeitskräften (resp. Arbeitszeit) freigesetzt, 
welche die mit den Mitteln der modernen Maschinentechnik 
arbeitende Grossindustrie gar nicht im Stande ist, zu ab- 
sorbiren. Der Fortschritt der kapitalistischen Produktion 
wird ja im allgemeinen durch fortschreitende Verdrängung 
der Handarbeit durch Maschinen gekennzeichnet. Der Ka¬ 
pitalismus hat die Tendenz, die Konsumtion der Volks¬ 
massen immer mehr und mehr herabzudrOcken, und that- 

*) Nikolai —on. Otscherki näschego poreformennago obsche 
stvvennago chosjaistwa. (Studien über unsere Volkswirthschaft 
nach der Bauernemanzipation). St. Petersburg. 1893. 

») Die betreffenden Ausführungen sind schon im Jahre 1880 
in der Monatsschrift „Slowo“ erschienen. Sie werden in popu¬ 
lärer Form in dem vor Kurzem im Sozialpolitischen Centralblatt 
(Bd. II, No. 46) besprochenen Buche „Der russische Bauer'* (Stutt¬ 
gart 1893. Verlag von I. H.W. Dietz) wiedergegeben. 


sächlich hat der russische Kapitalismus einen bedeutenden 
Rückgang und eine Verschlechterung der Volksernährung ver- 
schuldfit. ^ Damit wird aber seine eigene Existenz unter¬ 
graben oder wenigstens im höchsten Grade gefährdet 
in Ländern, welche wie Russland keine Aussicht auf die 
Eroberung fremder Märkte haben können.*) Der russische 
Kapitalismus hat indirekt eine ungeheure überschftssige 
Bevölkerung"*) geschaffen; er hat zur physischen Entartung 
ganzer Bevölkerungen geführt. Entweder Wird er in bälde 
an diesen Gebrechen zu Grunde gehen oder — das ganze 
Land. Nieder mit dem Kapitalismus und Vergesellschaftung 
der Produktion, „gestützt auf die materiellen Voraussetzungen 
der Produktion, „welche Russland von seiner historischen 
Vergangenheit geerbt hat“, d. h. auf der Grundlage des bäuer¬ 
lichen Gemeindebesitzes und der Naturalwirthschaft, fordert 
der Verfasser. Er appellirt an die Gesellschaft (sic!) und den 
Staat, welche diese durchgreifende Reform verwirklichen 
sollen. Dieser Appell, welcher durch seine Aufrichtigkeit 
und sein unverfälschtes Pathos jeden Leser höchst sym¬ 
pathisch berühren muss, beweist jedoch, dass die Marx- 
sche Lehre vom Klassenkampfc und vom Staate dem russi¬ 
schen Nationalökonomen vollständig fremd ist. Und that- 
sächlich: der russische Gemeindebesitz und die Natural- 
wirthschaft als Grundlage und der moderne Staat als aus- 
führendes Organ einerVergesellschaftung der Produktion ist 
das nicht eine Utopie, welche mit dem Geiste der Marx- 
schen Prinzipien ganz und gar nichts zu thun hat?! In 
praktischer Ausführung aber dürften diese utopischen Ge¬ 
danken vollständig mit einer reaktionären wirthschafdichen 
Politik, deren A und O die Pflege und Begünstigung der 
zurückgebliebenen Wirthschaftsformen ist, übereinstimmen. 
Trotz des sympathischen Gewandes können wir uns des Ge¬ 
dankens nicht erwehren, auch hier einem praktisch reaktio¬ 
nären Programm zu begegnen. 

Doch abgesehen von der Unhaltbarkeit der in Rede 
stehenden Auffassung, ihre auf dem Gebiete der rein wirth- 
schaftlichen Thatsachen liegende Begründung leidet nach 
unserer Ansicht an vielen und grossen Fehlern. Der Ver¬ 
fasser erwähnt nur ganz flüchtig das Wachsthum der Be¬ 
völkerung nach der Bauernemanzipation. Und doch muss 
die Thatsache der relativen Uebervölkerung eines grösseren 
Theiles des europäischen Russlands den Ausgangspunkt 
jeder Betrachtung der wirthschafdichen Entwickelung Russ¬ 
lands bilden. Man braucht kein Malthusianer zu sein, um — 
die sich gleichbleibende oder zurückgehende Productivität 
des Bodens berücksichtigend — die Bedeutung des Be¬ 
völkerungsmomentes entsprechend zu würdigen. Hier liegt 
keine kapitalistische, sondern eine sozusagen einfache der 
Natural wirthschaft entsprechende Uebervölkerung vor. 

Die Waarenproduktion hat die Bevölkerungskapazität 
in diesem Falle eher gehoben als vermindert Daher muss 
immer mit Nachdruck darauf hingewiesen werden, dass für 
Russland das Produktionsmoment in seiner nacktesten Form 
die grösste Bedeutung besitzt3) Und weiter: man darf doch 
nicht — wie der Verfasser es thut — die Entwickelung 
der Landwirthschaft in naiver Weise nur unter dem Bilde 
der extensiven amerikanischen Landwirthschaft (Bonanza 


Dieses Argument zu Ungunsten des russischen Kapitalis¬ 
mus, welches immer von allen an eine „eigenartige“ wirthschaft- 
liche Entwickelung Russlands Glaubenden (Flerowski, Woronzoff) 
in den Vordergrund gerückt W'ird, beruht auf der Verkennung 
der wirklich eigenartigen Lage des grossen Landes. 

*) Vgl. unseren Autsatz Zur Landarbeiterfrage in Russland, 
wo die in einer Publikation des Domänenministeriums berechnete 
Zahl der überschüssigen landwirthschaftlichen Bevölkerung an¬ 
gegeben wird im Sozialpolitischen Centralblatt, II. Jahrg., No. 23. 

3) Eine grobe Verkennung der Marx sche Theorie begeht 
der Verfasser, wenn er die Intensität der Arbeit mit der 
Pi'oductivität derselben für gleichbedeutend hält (a. a. O. S. 206). 
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farmsl) mit weitgehender Ersetzung der Handarbeit durch 
Maschinen und stetig fallenden Produktionskosten sich vor¬ 
stellen. Die Entwickelung der russischen Landwirthschaft 
muss sich überwiegend in der Richtung einer intensiveren 
Bodenbewirthschaftung bewegen, d. h. sie setzt eine Stei¬ 
gerung des Arbeitsaufwandes und des Ertrages pro Flächen¬ 
einheit voraus. Diese Entwickelung wird insbesondere durch 
die bevorstehende Erschliessung von Sibirien geradezu ge¬ 
bieterisch vorgeschrieben. Jedoch die relative Zahl der 
ackerbautreibenden Bevölkerung muss wirklich abnehmen. 

Wenn der Verfasser auf den Unterschied in der Be¬ 
rufsgliederung der russischen und der amerikanischen Be¬ 
völkerung hinweist, — für Russland wird angenommen, dass 
ca. 80 pCt. der gesammten erwerbsthätigen Bevölkerung in 
der Landwirthschaft beschäftigt sind, in den Vereinigten 
Staaten (1880) aber nur 44pCt., — so merkt er dabei nicht, 
dass die kapitalistische Entwickelung Russlands eben auf 
die Ausgleichung dieser Differenz 80—44 hinarbeiten wird: 
darin, könnte man sagen, besteht ihre historische Mission. 
Und wie die Industrie der Vereinigten Staaten in erster 
Linie infolge der territorialen Ausdehnung des Landes sich 
bis jetzt fast ausschliesslich auf den einheimischen Markt 
stützt/), so braucht auch Russland, welches dazu noch solche 
Hinterländer wie Sibirien, Turkestan, zum Theil auch Persien 
besitzt, keine fremden Absatzmärkte, um seine kapitalistische 
Industrie einer glänzenden Blüthe entgegenzuführen. Man 
mag die russische Schutzzollpolitik vom sozialpolitischen 
Standpunkte noch so streng verurtheilen, seine historische 
Aufgabe erfüllt dieses System ganz gut . . . Bis aber 
die landwirthschaftliche Bevölkerung Russlands von 80 pCt. 
auf 50—40 fällt, wird der Gemeindebesitz jede weit- 
tragende sozialpolitische Bedeutung vollends einbüssen, 
die Naturalwirthschaft wird unrettbar verloren sein und der 
moderne Staat wird aus jener Dämmerung, in welcher er 
in unserer patriarchalischen Zeit (wir Sprechen von Russ¬ 
land) noch schwebt, ins helle Licht des offenen Klassen¬ 
kampfes heraustreten, und für die Vergesellschaftung der 
Produktion wird man sich nach anderen Kräften und Fak¬ 
toren Umsehen müssen. 

Der Rückgang der Konsumtion und überhaupt die Ver¬ 
schlechterung der sozialen Lage der Bevölkerung ist vom 
objektiven Standpunkt kein Argument gegen die Lebens¬ 
fähigkeit des russischen Kapitalismus. Aber abgesehen da¬ 
von, haben wir es hier ohne Zweifel mit Uebergangszuständen 
zu thun. Denn, wie ich schon früher in dieser Zeitschrift 
betonte: „Die positive, schaffende Arbeit des kapitalisti¬ 
schen Entwickelungsprozesses, wie sie sich in der Ent¬ 
wickelung der Industrie und der rationellen Landwirthschaft 
darstellt, wird wie überall so auch in Russland von der 
negativen, zerstörenden Arbeit desselben (Proletarisirung 
der Landbevölkerung und Niedergang der Kleinindustrie) 
überflügelt“ (Vgl. Sozialpolitisches Centralblatt, I. Jahrg., 
Nr. 34: Die wirthschaftliche Entwickelung Russlands und die 
Erhaltung des Bauernstandes). Ich bin, trotz der entgegen¬ 
gesetzten Meinung des Herrn N—on (a. a. O. S. 344) kein 
Anhänger des Kapitalismus in dem einzig möglichen Sinne 
dieser Bezeichnung, und doch glaube ich, dass die Ent¬ 
wickelung des Kapitalismus resp. der wirthschaft¬ 
liche Fortschritt die erste Voraussetzung zur 
Hebung der sozialen Lage der russischen Bevöl¬ 
kerung ist. Wenn man dem wirklichen Kapitalismus 
eine imaginäre Wirthschaftsordnung, welche da sein soll, 
weil wir sie einfach wollen, entgegensetzt, m. a. W. 
wenn man die Vergesellschaftung der Produktion ohne den 


*) Diese bedeutsame und allgemeine bekannte Thatsache ist 
dem Verfasser der „Studien etc. entweder unbekannt oder wird 
von ihm gar nicht gewürdigt. 


Kapitalismus will, so zeugt das nur von einer naiven, un¬ 
historischen Auffassung *). 

Die Aufgabe dieser Zeilen war, dem utopischen Ge¬ 
dankengange des Verfassers der „Studien etc.“ eine reali¬ 
stischere Auflassung der wirthschaftlichen Entwickelung 
Russlands entgegenzustellen, ohne die man theoretisch 
wie praktisch gleichmässig in die Irre geräth. 

St. Petersburg. P. v. Struve. 


Eine Organisation des landwirthschaftlichen 
Kredits in Bosnien. 


Das grosse Problem des landwirthschaftlichen Kredites 
ist auch jenseits der Save und der Drina nicht unbekannt 
geblieben. In den beiden an der Schwelle des Orients 
gelegenen Ländern, welche die österreichisch-ungarische 
Monarchie okkupirt hat, herrschten in Folge des besonderen 
historischen, ethnographischen und geographischen Voraus¬ 
setzungen ganz eigenartige agrarische Verhältnisse. Ent¬ 
kleidet man jedoch diese rechtlichen und ökonomischen Zu¬ 
stände der Zufälligkeiten ihres lokalen Charakters, so ge¬ 
wahrt man im Grunde genau die nämlichen Fragen, die 
in den höchst civilisirten Staaten die Staatsmänner und Ge¬ 
lehrten beschäftigen oder doch — beschäftigen sollten. 

Aber noch von einem anderen Gesichtspunkte aus ist 
die Kenntniss der Wirthschaftsverhältnisse von Bosnien und 
der Hereegovina überaus lehrreich: sie bieten vor unseren 
Thoren und fast unter unseren Augen das klassische Bei¬ 
spiel eines Ueberganges von den primitivsten zu ganz 
modernen Wirthschaftsformen, einer Entwickelung, die in 
fünfzehn Jahren durchhastet werden musste, während sie 
sich dort, wo sie von innen heraus stattfinden konnte, auf 
ebenso viel Jahrhunderte vertheilte! : 

Vor jener kurzen Spanne Zeit herrschte in Bosnien die 
reine Naturalwirthschaft mit ihrer Unbehilflichkeit und 
ihren Schwankungen, mit ihren Gefahren für den Einzelnen 
wie für die Gesammtheit und mit ihrer lange nicht nach Ge¬ 
bühr gewürdigten Eigenthümlichkeit, Exzesse des Kapitalis¬ 
mus zu verschleiern. Der Typus des bosnischen Grundbesitzes 
ist seit jeher der kleine Bauernhof gewesen. Der Kultur¬ 
grund ist zerstückelt. Der Landmann — ob er nun zu den 
Frei-Bauern zählte oder zu den blos erbberechtigten Pächtern 
(Kmeten), die noch heute dem Grundherren ein Drittel der 
Ernte (die Tontina) als Erbpachtzins zu leisten haben — 
musste vor Allem darauf bedacht sein, den Getreidevorrath 
für seinen Hausbedarf und für die nächste Aussaat zu sichern. 
Seine geringen Bedürfnisse suchte er durch die Erträgnisse 
des Viehstandes zu decken. In ergiebigen Jahren war eben 
die Ernährung besser und reichlicher, bei schlechter Ernte 
wurde geknausert und gedarbt. Nur wenn der Hunger 
selbst an die Thüre, klopfte, entschloss er sich, Getreide 
oder Brod zu kaufen und dazu Geld zu borgen. Für den¬ 
jenigen, den diese Nothwendigkeit traf, bedeutete sie fast 
ausnahmslos den Anfang des wirthschaftlichen Verfalles: er 
war und blieb dem herzlosesten Kornwucher preisgegeben, 
— war doch der gesetzliche Zinsfuss zu türkischer Zeit zwölf 
von Hundert. Doch selbst um diesen Preis war Baargeld 
thatsächlich nicht zu haben. Sogar der kaufmännische 
Kredit bei rein kommerziellen Transaktionen rechnete mit 
18pCt., und selbst vermögende Private, die eine Summe 
brauchten, sei es um nothwendige Investitionen in der 

*) Vollständig einverstanden sind wir mit den Ausführungen 
des Verfassers der „Studien“ etc., dass die von jeher in der 
russischen Littcratur als Mittel gegen die kapitalistische Ent¬ 
wickelung vorgeschlagenen Maassregcln — Erweiterung des häuer- 
lichen Grundbesitzes, Oiganisation der Auswanderung, des Kre¬ 
dites, durchgreifende Steuerreform u. s. w. diesen Zweck gar 
nicht erreichen können. 
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Wirthschaft zu machen, sei es um ein Kirchenfest zu feiern, 
vermochten sich zu 24 pCt. nur mühselig Geld zu schaffen. 
Der Bauer aber zahlte für seinen Personalkredit einen 
Groschen per Dukaten und per Woche, das ist ungefähr 
100 pCt.! Die Kreditquelle, die solche Bedingungen stellte 
und bewilligt erhielt, wurde ausschliesslich repräsentirt durch 
den Händler des nächsten Marktortes. 

Naturgemäss waren, gleich der von den Kmeten dem 
Grundherrn zu zahlenden Tretina, auch die direkten Steuern 
der türkischen Verwaltung Naturalabgaben. Die Umwand¬ 
lung dieser mit enormen Erhebungskosten verbundenen, 
durch Unterschleif, Willkür und Ausbeutung charakterisirten 
Einnahmenbeschaffung in ein, modernen Prinzipien ent¬ 
sprechendes Finanzsystem gab den ersten Anstoss zur Um¬ 
wandlung in eine Geldwirthschaft und der Umschwung der 
Produktion und des Konsums durch die immer inniger 
werdende Verbindung Bosniens und der Hercegovina mit 
Oesterreich-Ungarn that das Uebrige. Die Anforderungen 
des Steueramtes und des durch vermehrte Bedürfnisse er¬ 
höhten Hausbedarfes erheischten das nämliche unentbehrliche 
Hilfsmittel: baarcs Geld. Um dasselbe zu erhalten, bot sich 
wie zur Zeit der türkischen Herrschaft lediglich der Weg 
zu dem benachbarten Krämer, dem privilegirten Geld- und 
Rathgeber, der — nebenbei bemerkt — stets ein Ein¬ 
heimischer ist und der unter dem neuen Gouvernement von 
seinen Praktiken nichts gelernt und nichts vergessen hatte. Zu 
dem widersinnig hohen Zinsfuss kommen wie ehedem, so auch 
jetzt noch andere Formen der Ausbeutung: für die armseligste 
Waare ist ein enormer Zwischenhandelsgew’inn zu zahlen, 
der sich durch den Bezug auf Borg in’s Unermessliche 
steigert. Der Bauer, der am besten zu fahren wähnt, wenn 
er seine Schuld oder mindestens einen Theil derselben in 
Naturalien zu zahlen vermag, wird bei der Abschätzung er¬ 
barmungslos geschröpft. 

Aus diesen Verhältnissen Rettung zu schaffen, musste 
offenbar eine der dringendsten Aufgaben des neuen Regimes 
sein, und doch hat es anfangs selbst in maassgebenden 
Kreisen an Solchen nicht gefehlt, die nach dem wohl- 
bekannten Rezepte die Heilung jener fürchterlichen Schäden 
„dem Erwachen der Einsicht des Volkes und dem natür¬ 
lichen Ausgleich des Besitzes“ überlassen zu können meinten. 
Andere hinwiederum verlangten gesetzliche Beschräkungen 
der Ausbeutung und glaubten, damit werde Alles gethan 
sein. Als im Jahre 1882 die Verwaltung Bosniens und der 
Hercegovina in die Hände Benjamin von Kallay’s gelegt 
wurde, war es diesem Staatsmann nicht zweifelhaft, dass 
noch so drakonische Wucherparagraphe in einem Lande, 
in dem ausser der wucherischen überhaupt keine Geld¬ 
quelle zur Verfügung steht, so viel wie nichts fruchten 
können. f2r mag sich bei dieser Erwägung des drastischen 
Ausspruches erinnert haben, mit dem einer seiner geist¬ 
reichsten Landsleute gegen Wuchergesetze, solange diese 
des Corrollars billiger Kreditquellen entbehren, polemisirte: 
Jemandem, der dringend Geld braucht, ist jedenfalls besser 
gedient, wenn er Geld zu 20 pCt. bekommt, als kein Geld 
zu 4'/* pCt. . . . Während also Herr von Kallay unmittel¬ 
bar gegen den Wucher gerichtete restriktive Gesetzes¬ 
bestimmungen perhorrcszirte, verschmähte er übrigens 
keineswegs gesetzliche Maassnahmen gegen die Verleitung 
zur leichtsinnigen Kreditbenützung, So sind — um nur eines 
Beispieles zu erwähnen — Klagen auf Zahlung von auf 
Borg gelieferten Branntwein von den Gerichten a limine 
abzuweisen. 

Als das geeignete Mittel aber, um ohne Eingreifen der 
Gesetzgebung in die Frage des Kreditwesens billige und 
leicht zugängliche Geldquellen für den geldbedürftigen Land¬ 
mann zu schaffen, erschien dem neuen^Regime die Er- 
richtung von Hillskassen aus Beiträgen der interessirten Be¬ 


völkerung selbst, sowie mit Zuschüssen aus Landesmitteln: 
die sogenannten Bezirks-Unterstützungsfonds.0 

Zuvörderst galt es, den Betheiligten das segensreiche 
Wirken einer solchen Kasse augenfällig darzulegen. Eine 
Gelegenheit hierzu bot der im Bezirk Gacko in der*Herce¬ 
govina im Jahre 1886 in Folge totalen Misswachses herein¬ 
gebrochene Nothstand. Da machte nun die Regierung dem 
Bezirke, der um eine Staatshilfe angesucht hatte, den An¬ 
trag, dass sie 5000 Fl. als Gründungsfond und durch fünf 
Jahre je 1000 Fl. als Beitrag in eine der Hilfskassen leisten 
wolle, falls sich auch der Bezirk verpflichte, die gleiche 
Summe durch dieselbe Zeitperiode beizusteuern. Die von 
den Ortsvorstehern des Bezirks als Repräsentanten der Be¬ 
völkerung abgehaltene Versammlung beschloss einstimmig, 
nicht nur auf den Vorschlag einzugehen, sondern die Zu¬ 
schüsse des Bezirkes sofort und auf ein Mal im Wege 
einer freiwilligen Umlage zu decken. 

Diesem ersten Bezirks-Unterstützungsfond sind bis zum 
heutigen Tage deren einunddreissig gefolgt — so dass von 
den 49 Bezirken des Landes nur mehr 17 diese Einrichtung 
entbehren. Sobald die Einzahlung in diese Fonds zur 
Gänze erfolgt sein wird, werden dieselben — gering ge¬ 
schätzt — eine Kapitalshöhe von einer halben Million 
Gulden repräsentiren. Die Gründung eines neuen Unter¬ 
stützungsfonds erfolgt stets nur über Ansuchen der „Ver¬ 
treter“ der Bevölkerung eines Bezirkes, nämlich der Orts¬ 
vorsteher (Knozen) in christlichen, der Muchtarn in muha- 
medanischen Landgemeinden. Dieses Ansuchen muss nebst 
einem Statutenentwurfe die Erklärung enthalten, dass der 
Bezirk erbötig ist, durch eine bestimmte Zeit im Wege 
eines Steuerzuschlages, event. durch eine einmalige Umlage 
einen Theil des Fondkapitales aufzubringen. Nach Maass¬ 
gabe dieser Beitragsleistung des Bezirkes bestimmt sich 
dann auch die Widmung aus Landesmitteln, abgesehen von 
dem einmaligen Landesbeitrag, der gewissermaassen das 
Gründungskapital des Fonds bilden soll. Würde sich also 
beispielsweise die Bevölkerung eines Bezirks erbieten, durch 
fünf Jahre in der Form eines zweiprozentigen Steuer¬ 
zuschlages je 1200 Fl. zu leisten, so würde sich auch die 
Landesregierung verpflichten, ebenfalls fünfmal je 1200 Fl. 
oder eventuell auf ein Mal 6000 Fl. zum Fond einzuzahlen und 
würde überdies einen Gründungsbeitrag etwa in der gleichen 
Höhe widmen. Bei allen bestehenden Bezirks-Unterstützungs¬ 
fonds zusammengenommen beziffern sich die Landesbei¬ 
träge auf 356 000 Fl. (65 pCt.), während die Summe der Bei¬ 
träge der Bevölkerung, einschliesslich einiger anderer 
Arten von in die Fonds fliessender, jedoch wenig erheb¬ 
licher Einzahlungen (wie Geschenke, Reste von aus türkischer 
Zeit stammenden Stiftungen) nur 193 000 Fl. (35 pCt.) be¬ 
trägt. Die Landesfinanzen haben also einen Löwenantheil 
an den Fonds und dadurch hat die Landesverwaltung das 
Recht wie die Pflicht, die gesammte Gebahrung derselben 
mittels der Bezirks- und der Steuerämter, sonach für die 
Fonds im Effekte kostenlos, zu führen. Dass aber die 
Landesfinanzen durch ihre Zuwendungen an die Unter¬ 
stützungsfonds nicht allzu stark überlastet werden, zeigen die 
obigen Summen. Man darf eben nicht vergessen, dass im 
bäuerlichen Verkehr Bosniens, mit westeuropäischen V"er- 
hältnissen verglichen, der Gulden eine sehr beträchtliche 
Kaufkraft besitzt und dass dort manche Wirthschaft durch 
ein Darlehen von 15—20 Fl. vor einer argen Kalamität be¬ 
wahrt worden ist. 

q „ D i c B c z i r k s - U n t c r s t ü t z 1111 g s f o n d s i n B o s n i c n und 
Hercegovina“ von Eduard Ritter von Horowitz. (104 S.) 
Diese von t inein der höchsten F'unktionäre der bosnischen Ver¬ 
waltung verfasste, überaus anziehend geschriebene Monographie 
ist iin Verlage der bosnisch-hercegovinischen Landesregierung 
(Wien) erschienen. Die sehr bemerkenswcrtlie Arbeit gewährt 
hinsichtlich der wirtlischaftlichen Verliältnisse Bosniens und der 
llercegowina überhaupt viele und interessante Aufschlüsse. 
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Nach dem Inhalte der Statuten entsprechen die Bezirks- 
Unterstützungsfonds ihrer Aufgabe, dem normalen Bedarf 
der Bevölkerung an Baarmitteln nach Thunlichkeit Genüge 
zu leisten, durch Gewährung kurzfristiger Darlehen zu 
doppeltem Zwecke: erstens zur Unterstützung wirklich noth- 
leidender Bewohner und zweitens zur Förderung der 
landwirthschaftlichen Interessen der Grundbesitzer des Be¬ 
zirkes. Die Darlehen der ersten Kategorie sollen Wirth- 
schaften, die des Allernöthigsten entbehren, aufhelfen, sie 
sollen deren Bestand überhaupt ermöglichen, indem sie nur 
zu folgenden Zwecken gegeben werden: zum Lebensunter¬ 
halte, zur Bezahlung von Wucherschulden, zur Beschaffung 
von Saatkorn und Viehfutter, von unumgänglich nöthigem 
Arbeitsvieh und Wirthschaftsgeräth. Die Darlehen der 
zweiten Kategorie haben die Bestimmung, im Gange befind¬ 
liche Wirthschaften zu verbessern, zu erweitern, zu in- 
struiren durch Anschaffung besserer Geräthschaften, Ver¬ 
mehrung und Verbesserung des Arbeitsviehes, Amelio- 
rirung des Bodens durch Entwässerung, sogar durch den 
Ankauf von Grundstücken zur Arrondirung etc. Diese 
Unterscheidung ist praktisch von grösster Bedeutung: Weil 
das Hauptgewicht der Fonds, vorläufig wenigstens, in der 
Beseitigung der drückendsten Uebelstände liegt, so ge- 
niessen die Darlehen zur Beschaffung des unbedingt noth- 
wendigen Bedarfes insofern den Vorrang, als erstens nur dann, 
wenn Gesuche um solche Darlehen voll befriedigt sind, Be¬ 
werbungen um Kredit zu „blos nützlichem Aufwand" be¬ 
rücksichtigt werden dürfen und zweitens jene Darlehen 
mit blos vier, diese mit sechs Prozent zu verzinsen sind. 
Dass ein bewilligtes Darlehen nur zu dem angesprochenen 
und zu keinem anderen Zwecke benutzt werden darf, ist 
unter die besondere statutarische Sträfsanktion gestellt, 
dass Darlehnsnehmer, die sich derartig, wie z. B. ins¬ 
besondere durch Vorspiegelung erheuchelter Noth, vergehen, 
des Anspruches auf Ertheilung eines neuen Darlehens ver¬ 
lustig werden. 

Wollte man ^j.nun etwa als selbstverständlich voraus¬ 
setzen, dass die eben dargelegten Formen des „credit 
agricole“, gleich deren occidentalen Vorbildern auf den 
Grundsätzen hypothekarischer Sicherheit beruhen, so würde 
man die wichtige Rolle vergessen, die im Rechtsbewusst¬ 
sein'und im Rechtsverkehr des Orients die Solidarbürg- 
schaft spielt. Die Sicherstellung, die für Darlehen aus den 
Bezirks-Unterstützungsfonds geleistet wird, erfolgt in der 
überwiegenden Mehrzahl der Fälle durch einen annehm¬ 
baren „Bürgen und Zahler.“ Hie und da verpfändet Dieser 
ein ihm 'gehöriges Immobilarobjekt. Die Bürgschaft aber 
ermöglicht es überhaupt erst den Kmeten, die kein Eigen¬ 
thum an dem Grunde haben, den sie bewirthschaften, Dar¬ 
lehen aus den Fonds zu erhalten. 

Wie schon angedeutet, obliegt die Gebahrung des in 
den Kassen des Steueramtes verwahrten Fondsvermögens 
und die Disposition^darüber im Rahmen der Statuten dem 
höchsten staatlichen Beamten des Bezirkes, dem Bezirks¬ 
vorsteher. Ein Ausschuss, der sich aus dem Bezirks-Ver¬ 
waltungsrath und einer Anzahl durch die Ortsvorsteher ge¬ 
wählten Mitglieder zusammf*nsetzt, hat eine berathende, 
aber sehr wichtige Funktion. Er übt sie insbesondere bei 
der Entscheidung über die Gewährung von Darlehen, über 
die Höhe derselben, über die zu leistende Sicherheit, über 
Erstreckungen der Rückzahlungsfrist. Das Prinzip, das in 
dem Ausschüsse Jede Konfession entsprechend der Anzahl 
ihrer im Bezirk domizilirenden Bekenner vertreten sein 
müsse, wird strenge gewahrt. Ueber den nächsten Zweck 
des Fonds hinausgehende Maassnahmen unterliegen der 
Entscheidung der Landesregierung in Serajewo: So kann 
nur mit Bewilligung der letzteren für die Rückzahlung eines 
Darlehens in Raten eine, ein und ein halbes Jahr über¬ 
steigende Frist gewährt, die gänzliche „Abschreibung“ eines 


Darlehens infolge von ruinösen und unverschuldeten Un¬ 
glücksfällen gewährt werden. 

Trotzdem übrigens bei der Anmeldung von Darlehens- 
gesuchen gewisse Cautelen und Vorschriften unumgänglich 
nöthig sind, soll der Darlehenswerber bei schon längere 
Zeit funktionirenden Fonds zur Erfüllung aller der ge¬ 
dachten Formalitäten kaum mehr als zwei bis drei 
Stunden brauchen, um mit dem erhaltenen Gelde in sein 
Dorf zurückkehren zu können. 

In den meisten Bezirken scheinen sich die Bezirks- 
Unterstüzungsfonds rasch eine grosse Popularität verschafft 
zu haben: der Volksmund bezeichnet sie als stretni („Glücks¬ 
fonds“). Zahlreich sind die Klagen, dass die Fondskapi¬ 
talien zu gering seien, um allen billigen Ansprüchen zu 
genügen. Nach verlässlicher Statistik *) bewegt sich der 
überwiegende Theil aller Darlehen in den Grenzen nach 
unserem Maassstabe kleinster Beträge, während höhere 
individuelle Kreditgewährung nur ausnahmsweise erfolgt. 
Das F'ondkapital soll im grossen Ganzen im Jahre einmal 
rouliren: die Darlehen sollen und werden auch in der That 
im Allgemeinen im Frühjahre elocirt und pflegen nach der 
Ernte zurOckzufliessen. In 16 Bezirken sind die Fonds¬ 
ausstände ohne jegliche Anwendung von Zwangsmitteln, 
ja ohne Mahnung eingegangen. In den übrigen Bezirken 
kam es allerdings mehrfach zur Mahnung und in äussersten 
Fällen zur pfandweisen Transferirung einiger Viehstücke. 
Die wirklichen Zwangsverkäufe betreffen aber nicht einmal 
2 pCt. der Gesammteinhebung. . . . 

Das Eingreifen des Staates, um schwache aber lebens¬ 
fähige und für das Gemeinwohl erspriessliche Existenzen 
zu erhalten und zu stärken, wird mit Unrecht von Vielen 
für eine Funktion gehalten, die sich mit roher Hand und 
nach der Schablone bewerkstelligen lässt. Wie das Bei¬ 
spiel der Bezirks-Unterstützungsfonds in Bosnien und der 
Hercegovina lehrreich zeigt, erheischt eine solche Aufgabe 
die stete Rücksichtnahme auf bestehende Gebräuche, scho¬ 
nendes Anschmiegen an Gewohnheiten und Rechtsansichten. 
Dank diesem klugen Vorgehen ist der Versuch, das für die 
Existenz der Landwirthschaft unentbehrliche Kapital, in 
kleine und kleinste Beträge aufgelöst, gleichsam in die 
Kapillargefässe des wirthschaftlichen Organismus zu leiten, 
in den okkupirten Ländern völlig gelungen. 

Wien. Paul Schulz. 


Holländische Arbeitsverhältnisse. 


Den an dieser Stelle bereits besprochenen „Foreign 
Reports“ der Royal Labour Commission über die Arbeits¬ 
verhältnisse in den Vereinigten Staaten, in Indien und 
den englischen Kronkolonien folgte kürzlich ein drittes 
Heft Ober die holländischen Arbeitsverhältnisse, das eben¬ 
falls den thätigen Sekretär der Kommission, Geoffrey 
Drage, der zur Kompletirung des amtlichen Materiales eine 
Reise nach Holland unternahm, zum Autor hat. Wie der 
Verfasser in den einleitenden Zeilen darlegt, ist dieser Be¬ 
richt bisher der einzige umfassende, der sich mit der 
Arbeiterfrage in Holland befasst und dem das jüngste be¬ 
zügliche Material, die 20 Foliobände der holländischen 
königlichen Kommission, die ihre Enquete 1892 beendete, 
und deren Resultate noch nicht vollständig publizirt sind, 
zu Grunde liegt. Soweit es der Raum erlaubt, soll in 
Folgendem eine kurze Darstellung des in dem erwähnten 
Report enthaltenen Materials gegeben w^erden. 

Die Arbeiterschutz-Gesetzgebung Hollands ist recht 
jungen Datums; das erste Gesetz stammt aus dem Jahre 
1873; lückenhaft, wie es war, konnte ein Resultat damit nicht 

9 Vgl. von Horovvitz a. a. O. S. 76 ff. 
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erzielt werden und erst mit Gesetz vom Jahre 1889 wurde 
die Frauen- und Kinderarbeit in wirklich eingreifender 
Weise geregelt; ergänzt wurden diese Bestimmungen durch 
Spezialdekrete 1891. Drei Inspektoren haben die Durch¬ 
führung der Vorschriften zu überwachen. Die Diskussion 
des Gesetzes von 1889 ergab die Unzulänglichkeit der 
Kenntnisse der heimischen Arbeitsverhältnisse und führte 
zur Einsetzung der staatlichen Arbeitskommission, die 1890 
eine Enquete begann, die im September 1892 beendigt 
wurde. Der Schlussbericht jedoch ist noch nicht publizirt. 

Die Organisation sowohl der Arbeitgeber, als der Ar¬ 
beiter ist in Holland noch wenig entwickelt, wenn auch 
offiziell 840 Arbeitervereinigungen namhaft gemacht werden; 
die gewerkvereinsähnlichen Verbände sind jedoch nicht viel 
anders als Reste der mittelalterlichen Innungen und die 
kriegführende wie vermittelnde Thätigkeit moderner Trade 
Unions ist in Holland so gut wie unbekannt; auch die all¬ 
gemeinen Arbeiterverbände, die Genossenschaften und 
Arbeiter-Versicherungsgesellschaften sind nicht von weit- 
tragender Bedeutung. In sozialistischer Richtung spielen 
vorwiegend die Typographenverbände eine Rolle. Die rein 
sozialistische Bewegung in Holland nahm 1869 mit der 
Gründung einer Filiale der Internationale im Haag ihren 
Anfang; Führer derselben ist bekanntlich Domela Nieu- 
wenhuis. 

Arbeitsstreitigkeiten sind in Holland nicht sehr häufig; 
doch ist die Zahl derselben im Wachsen begriffen. An¬ 
lass zu solchen bietet vorwiegend die Lohnfrage, so bei 
den Strikes von 1889 und 1890 in den Spinnereien von 
Twenthe und Groningen; auch in Friesland sind schon 
öfters Arbeitseinstellungen vorgekommen (Ziegeleien). Die 
an der deutschen Grenze übliche Lohnzahlung in deutscher 
Währung gab gleichfalls bereits öfters Anlass zu Strikes, 
ebenso die strafweisen Lohnabzüge und das Trucksystem, 
das in Holland in vollster Blüthe zu stehen scheint. 

Die Löhne sind auch für ungelernte Arbeiter recht 
niedrige zu nennen; so konnten die im Haarlemer Bau¬ 
gewerbe beschäftigten Arbeiter 1890 nur mit Mühe einen 
Mininiallohn von 18 Cent per Stunde durchsetzen; die 
Amsterdamer Tischler haben zwar einen Standardlohn von 
20 Cent per Stunde, doch werden häufig noch immer blos 
18, 16 und selbst 14 Cent gezahlt. Schuld soll die Lokal¬ 
behörde (Gemeinderath) sein, die 20 Cent als Maximum 
zahlt und weniger geschickten Arbeitern weniger. Für 
Amsterdam werden pro 1891 als durchschnittliche Wochen¬ 
verdienste angegeben; Tischler 12,50 fl., Steinmetze 14,50 fl., 
Anstreicher 11 fl., Eisenarbeiter 14(1.; 25 Cents die Stunde 
wird als Minimallohn seitens der Unions angestrebt. In 
den Bäckereien schwanken die Wochenlöhne zwischen 9 und 
13 fl. Besser stehen die regelmässig beschäftigten Dock¬ 
arbeiter in Rotterdam, während die Löhne in den kleinen 
Städten bedeutend niedriger sind. Der Lohnhöhe ange- 
me.ssen ist auch der Standard of life der holländischen 
Arbeiter ein niedriger und die Ernährung oft unzurei¬ 
chend; Fleischkost ist nahezu unbekannt und selbst die 
relativ günstig gestellten Fabriksarbeiter in Twenthe leben 
grösstentheils von Kartoffeln. Der Präsident des Amster¬ 
damer Volksboond legte dar, dass die Erhaltungskosten 
eines einzelnen Arbeiters wenigstens 5,75 ff. die Woche 
betragen, ohne Krankheits- oder andere Kosten, so dass 
ein Durchschnittslohn von 12 fl. absolut ungenügend zur 
Erhaltung einer Familie ist. 

Die Arbeitszeit ist eine überaus lange; man findet meist 
einen 12stündigen Arbeitstag, doch gehören auch ein 13 und 
I4stündiger keineswegs zu den Seltenheiten; die Bäcker in 
Amsterdam arbeiten 84—90 Stunden die Woche und jene 
in Friesland manchmal selbst mehr als lOO. In der Textil¬ 
branche gilt als Durchschnitt ein 10 stündiger Arbeitstag, 
Cigarrenarbeiter sind von 10'/^ bis 12 Stunden, Drucker 
10 11 Stunden täglich beschäftigt. Uebermässig lang ist 


die Arbeitszeit in den Wäschereien; sie beginnt um 5 Uhr 
morgens und dauert mit Unterbreehungen von 174 Stunden 
bis 8 oder 9 Uhr abends. Unter solchen Umständen ist die 
Forderung eines Achtstundentages eine rein demonstrative, 
deren Durchsetzung auch von den Sozialisten in absehbarer 
Zeit für unmöglich gehalten wird. Das Ziel der Bewegung 
ist vorläufig der Zehnstundentag, mit dem alle Branchen 
zufrieden wären. 

Für die Beilegung von Strikes giebt es in Holland 
keinerlei Institutionen, etwa wie die französischen und bel¬ 
gischen Conseils des Prud’hommes; doch haben einzelne 
grosse Fabriketablissements private Schiedsgerichte ein¬ 
geführt, wie eines z. B. in der Fabrik von van Marken in 
Delft existirt; es besteht aus 2 Unternehmern, 2 Arbeitern 
und einem Unparteiischen, doch* ist der Schiedsspruch des¬ 
selben nicht bindend. Gegenwärtig ist die Einrichtung von 
Arbeitsräthen in Erwägung gezogen und Gegenstand eines 
Gesetzentwurfs. 

Der Bericht von Drage behandelt in ausführlicher Weise 
die Arbeitsverhältnisse in den wichtigsten, holländischen 
Industriezweigen; bezüglich dieser Details müssen wir wohl 
auf den Originalbericht selbst verweisen. Wir wollen densel¬ 
ben bloss noch einige Daten über die spezifische Amsterdamer 
Industrie, die Diamantschleiferei, entnehmen. Die Beschäfti¬ 
gung in diesem Industriezweig ist eine überaus unregel¬ 
mässige und zwei bis drei Monate Arbeitslosigkeit im Jahr 
ist Regel. Die besten Schleifer verdienen bis 2000 fl. im 
Jahr, weniger geschickte ungefähr 1000 fl., doch giebt es 
genug Werkstätten, in denen die Wochenlöhne nur 15 bis 
20 fl. betragen, so dass der Jahresverdienst 600 bis 700 fl. 
nicht übersteigt. Die 12stündige Arbeitszeit ist eine um 
so schwerere Arbeitsbedingung, als die Beschäftigung höchst 
gesundheitsschädlich ist, sowohl wegen des verwendeten 
Bleiweiss als des Diamantstaubs; in der Enquete von 1887 
stellte sich heraus, dass 80 pCt. der Schleifer an Erschei¬ 
nungen von Bleivergiftung leiden und von den 4093 Per¬ 
sonen, die in Amsterdam vom Januar bis September 1890 
wegen Augenkrankheiten behandelt wurden, waren 41 pCt. 
Diamantschleifer. Ueberdies geben die mangelhaften Sicher¬ 
heitsvorrichtungen der gefährlichen Maschinen, wie die ge¬ 
sundheitsschädlichen Uebelstände in alten Fabriken viel 
Anlass zu Klagen. 

Auf einige der interessanten Details des Berichtes, wie 
beispielsweise die holländischen Fabriksschulen kommen 
wir noch zurück. 

Wien. Emil Loew. 


Soziale Wirthschaftspolitik und Wirthschafts- 
Statistik. 


Zur Statistik der deutschen Auswanderung. Die 

deutsche überseeische Auswanderung über deutsche Häfen 
und Antwerpen stellte sich nach den Ermittelungen des 
Kaiserlichen Statistischen Amts im August 1893 und im 
gleichen Zeitraum des Vorjahres folgendermaassen; 

Es wurden befördert im August 


über 1893 1892 

Bremen. 4 418 4 782 

Hamburg. 2 935 2 749 

andere deutsche Häfen (Ste ttin) - 54 

deutsche Häfen zusammen . 7 353 7 585 

Antwerpen. 1 406 1 727 

Ueberhaupt . . 8 759 9 312 


Aus deutschen Häfen wurden im August d. J. neben 
den vorgenannten 7353 deutschen Auswanderern noch 
10826 Angehörige fremder Staaten befördert. Davon gingen 
über Bremen 8378, Hamburg 2448. 


Aufwand für die amtliche Statistik in Deutschland. 

Welche Summen vom Deutschen Reich und den Bundes¬ 
staaten auf die Pflege der amtlichen Statistik verwendet 
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werden, darüber enthält die neueste Lieferung des be¬ 
kannten Handwörterbuches der Staatswissenschaften (Jena, 
G. Fischer) eine interessante Zusammenstellung. An ordent¬ 
lichen Ausgaben für amtliche Statistik waren 1890/91 bud- 
getirt: im deutschen Reichshaushalt 701 650 M., im preussi- 
schen Etat 403 040 M., im sächsischen 146 500 M., im bay¬ 
rischen 80 712 M., im württembergischen 42 785 M., im ba¬ 
dischen 47 167M., im mecklenburgischen (Schwerin) 29920 M., 
im hessischen 23115 M., im hamburgischen 160000 M. und 
im bremer 35 605 M. Die ordentlichen Ausgaben der übrigen 
deutschen Staaten überschreiten nicht 20 000 M., sie gehen 
bis auf 2000 M. bei Lippe herunter. Einen ausserordent¬ 
lichen Aufwand für 1890/91 hatten ebenfalls nur die grösseren 
Staaten Der ordentliche Gesammtaufwand für die Reichs¬ 
und bundesstaatliche Statistik in ganz Deutschland betrüge 
sonach ca. Millionen Mark, denen ausserordentlich pro 
1890/91 ca. 300 (X)0 M. hinzugefügt wird. Der Aufwand 
für 1891/92 dürfte beträchlich gestiegen sein und würde sich 
noch höher heraussteilen, wenn es möglich wäre, auch 
die Kosten der nicht ausgelösten Verwaltungsstatistik 
zu berechnen. Aber selbst wenn dadurch ein doppelt so 
hoher Aufwand, als er oben berechnet ist, nachgewiesen 
werden könnte, würde die Gesammt-Ausgabe der deutschen 
Staaten für einen so wichtigen Kulturzweig wie die Pflege 
der amtlichen Statistik, doch geradezu winzig sein gegen¬ 
über den Erfordernissen. 

Ausdehnung des Hausirhandels und der Handels¬ 
reisen in Deutschland. Nach einer neuerdings halbamtlich 
bekannt gegebenen Statistik hat im gesammten Deutschen 
Reich in der Periode von 1884 bis 1&9 die Zahl der den 
Hausirern ertheilten Wandergewerbescheine um 6,67 pCt., 
die der Legitimationskarten und Gewerbelegitimationskarten 
für Handlungsreisende (§ 44a der Gewerbeordnung) um 
24,66 pCt. zugenommen. In den einzelnen Bundesstaaten 
ist die Zunahme naturgemäss verschieden ausgefallen. So 
hat sich beispielsweise die Zahl der letzteren beiden Kate¬ 
gorien von Legitimationskarten in Preussen von nahezu 
9400 auf nahezu 13 000 gesteigert, während sich in Sachsen 
die Zahl von 8700 auf 10100 erhöhte. In Braunschweig 
hat sich die Zahl mehr als verdreifacht. Man will aus 
diesen Zahlen die Berechtigung herleiten, neue beschränkende 
Bestimmungen für Handlungsreisende und Hausirer einzu¬ 
führen. Möglicherweise beweisen jene Ziffern aber gerade, 
dass mit der Ausdehnung des direkten Verkehrs zwischen 
Produzenten und Konsumenten, sowie mit der Vervielfälti¬ 
gung der fliegenden Kaufgelegenheit gerade einem wirth- 
schaftlichen Bedürfniss der Bevölkerung genügt wird, oder 
dass bei der wirthschaftlichen Krisis sich viele Existenzen 
auf den Erwerb durch fliegenden Handel legen müssen. In 
beiden Fällen würden äusserliche Beschränkungen ganz 
verfehlt sein. 

Kaufmännische Lehrlingsstatistik für Braunschweig. 

Die Klagen über mangelhafte Vor- und Fortbildung der kauf¬ 
männischen Lehrlinge hatten die Handelskammer in Braun¬ 
schweig veranlasst, innerhalb ihres Bezirks eine Aufnahme zu 
veranstalten, welche sich auf Zahl, Vorbildung, Lehrzeit und 
Fortbildung, sowie auf die Vertheilung der Lehrlinge auf 
geschlossene Comptoire und Ladengeschäfte erstreckte. 
Die Handelskammer hat zu dem Ergebnisse dieser Auf¬ 
nahme während des Berichtsjahres noch nicht Stellung 
nehmen können; deshalb beschränkt sie sich jetzt darauf, 
die thatsächlichen Ergebnisse zahlenmässig mitzutheilen: 
I. Es sind 1673 Fragebogen verschickt worden und zwar 
854 in der Stadt Braunschweig, 821 im Herzogthum, davon 
sind nach Ausfüllung wieder eingeliefert worden 1080 Frage¬ 
bogen und zwar 745 aus der Stadt Braunschweig, 335 aus 
dem Herzogthume. II. Von 1080 Firmen beschäftigen 675 
Firmen keine Lehrlinge; 405 Firmen beschäftigen Lehrlinge 
und zwar 743 Lehrlinge bei einer Gesammtzahl von 1825 
Angestellten überhaupt. Es beschäftigt demnach jede Firma 
durchschnittlich 1,8 Lehrlinge bei 4,5 Angestellten, oder auf 
je 2,4 Angestellte entfällt ein Lehrling. Dieses Verhältni.ss 
ist in der Hauptstadt und in den übrigen Städten und Ort¬ 
schaften das gleiche. III. Von 743 Lehrlingen haben 202 
oder 27 pCt. das Zeugniss zum einjährig-freiwilligen Dienst 
und zwar in der Stadt Braunschweig 172 von 534 Lehr¬ 


lingen, das ist ca. 32 pCt., im Lande 30 von 209 Lehrlingen 
das ist ca. 14pCt. Die darunter befindlichen 8 Abiturienten 
befinden sich sämmtlich in Braunschweig. Von den 24 Pri¬ 
manern lernen 21 in Braunschweig, 3 im Lande. IV. Ohne 
Freiwilligen-Zeugniss sind demnach 541 Lehrlinge, das ist 
73pCt., und zwar entfallen auf die Stadt Braunschweig 362, 
auf das Land 179 Lehrlinge. Hiervon haben besucht 



aus der 
Stadt Braun¬ 
schweig 

aus dem 
Herzogthum 

Zusammen 1 

Prozent 

die Sekunda oder Tertia eines Gym¬ 
nasiums, Realgymnasiums, Ober- 
Realschule, höhere Privatschule etc. 

63 

5 

68 

\ 2 <|^ 

die erste Klasse einer mittleren Bürger¬ 
schule . 

116 

* 32 

148 

ca. 27 

Nur niedere Klassen von höheren 
Schulen oder die Volksschule . . 

183 

i 

! 138 

321 

1 

1 ca. 60 


V. Von den 743 Lehrlingen sind beschäftigt: 334 in ge¬ 
schlossenen Comptoiren, davon 263 in Braunschweig, 71 im 
Lande, 409 in offenen Geschäften, davon 271 in Braun¬ 
schweig, 138 im Lande. VI. Nur 50 Firmen beschäftigen 
ausschliesslich Lehrlinge mit Freiwilligen-Zeugniss; und zwar 
in Comptoiren 33, davon 25 in Braunschweig, 8 im Lande, 
in Läden 17, davon 9 in Braunschweig, 8 im Lande. Da¬ 
gegen giebt es 314 (!) Firmen, welche ausschliesslich Lehr¬ 
linge ohne Freiwilligen-Zeugniss beschäftigen. Hiervon ent¬ 
fallen 195 auf Braunschweig, 119 auf das Land. Nicht 
weniger als 114 Engrosfirmen, d. h. Firmen, welche 
Comptoire unterhalten, beschäftigen nur Lehrlinge ohne 
Freiwilligen-Zeugniss und zwar 77 aus der Stadt Braun¬ 
schweig und 37 auf dem Lande. VII. Die Lehrzeit beträgt 
bei 412 von 743 Lehrlingen, d. i. bei ca. 55 pCt., 3 Jahre; 
293 von 743 Lehrlingen, d. i. 39—40 pCt., müssen 3—4 Jahre 
lernen. Nur 5 pCt. haben eine kürzere Lehrzeit, die zwischen 
2—3 Jahren schwankt. In den Geschäften, welche nur Lehr¬ 
linge mit Freiwilligen-Zeugniss beschäftigen, beträgt die 
Lehrzeit fast durchgängig 3 Jahre. In den Geschäften, 
welche nur Lehrlinge ohne Freiwilligen-Zeugniss beschäfti¬ 
gen, lernen in der Stadt: 

50pCt. 44—45pCt. ca. 5 pCt. 

3 Jahre, 3—4 Jahre, kürzere Zeit. 

im Lande: 

26pCt. 72pCt. ca. 2 pCt. 

3 Jahre, 3 4 Jahre, kürzere Zeit. 

Bei allen Geschäften beträgt die Lehrzeit in der Haupt¬ 
stadt durchschnittlich 3 Jahre, im Herzogthum 3—4 Jahre. 
VIII. Einen Fortbildungsunterricht geniessen von den 202 
Lehrlingen mit dem Freiwilligen-Zeugniss 25 oder ca. 12*/* 
pCt.; hiervon 12 im Privatunterricht, 13 an der Hochschule 
und den akademischen Vorlesungen der Handelskammer. 
Von den 541 Lehrlingen ohne Freiwilligen-Zeugniss ge¬ 
niessen F'ortbildungsunterricht nur 222 oder 41 pCt (!). In 
der Stadt Braunschweig geniessen von 180 dieser Kategorie 
17 Privatunterricht, die übrigen besuchen der Mehrzahl nach 
die Handelsschule, einzelne die Gewerbeschule; im Herzog¬ 
thum haben von 42 etwa 7 Privatstunden: der Rest besucht 
Handelsschulen. Es bleiben mithin nicht weniger als 319 
Lehrlinge, d. i. 59 pCt, welche das Freiwilligen-Zeugni.ss 
nicht erlangt haben, ohne jeden Fortbildungsunterricht. — 
Soweit die Erhebungen der Handelskammer, die mit der 
Feststellung einer weitgehenden Ausnutzung der Braun¬ 
schweiger Kaufmannslehrlinge abschliesscn: denn nur diese 
Ausnutzung und das Bestreben der Prinzipale, solange wie 
möglich an derselben festzuhalten, erklärt die Massener¬ 
scheinung, dass die Fortbildungsgelegenheit von zwei Dritteln 
der jungen Leute nicht benutzt wird. Die Reichsenquete 
über das Handelsgewerbe hat die Lehrlingsverhältnisse nur 
in 43 Braunschweiger Geschäften „festgestellt“ und deshalb 
lediglich 94 Lehrlinge gezählt, während die Handelskammer 
405 Firmen mit 743 Lehrlingen ermittelte. In der Reichs¬ 
enquete fehlen auch vollständig die Daten über die Vor- 
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bildung der jungen Leute, die sonach wesentlich aus der 
Volksschule kommen und deshalb doppelt fortbildungs- und 
schutzbedürftig sind. Die Braunschweiger Handelskammer 
sollte nun noch die Branchen feststellen, welche Lehrlinge 
mit bestimmter Vorbildung beschäftigen, sowie ihre Erhe¬ 
bungen auf die ganze übrige Lage der Lehrlinge ausdehnen, 
dann würde sie die Reichsenquöte vollends in den Schatten 
stellen. 

Arbeitsvermittelungsstatistik aus Frankfurt a.M. Eine 
Gesellschaft für gemeinnützige Zwecke in Frankfurt a. M. 
hatte im Frühjahr d. J. beschlossen, sämmtliche Frankfurter 
Arbeitsnachweisstellen, die den Arbeitsnachweis nicht ledig¬ 
lich als Erwerb betreiben, um regelmässige Mittheilungen 
über ihren Geschäftsgang zu ersuchen. Die ersten For¬ 
mulare sind im Juni d J. zur Versendung gelangt. Lieber 
das einstweilige Ergebniss werden in einem neuerdings 
ausgegebenen Zirkulare Mittheilungen gemacht. Es haben 
Auskunft ertheilt für Juni und Juli: der Schneider- und 
Schneiderinnen-Verband, der Verband freier Vereinigungen 
der Barbiere und Friseure, die Perrückenmacher- und Fri¬ 
seur-Innung, der Verband der Tabakarbeiter, die Konditor- 
Innung, die Schornsteinfeger-Innung, die Anstalt zur Nach¬ 
weisung von Arbeit; nur für Juli: der deutsche Holzarbeiter- 
Verband, der deutsche Metallarbeiter-Verband, der Buch¬ 
drucker-Verband, das Centralnachweisebureau der Barbier- 
und Friseur-Innung. Dem Fachverein der Spengler und 
übereinstimmend der Schneider-Innung war die Ausfüllung 
des Fragebogens unmöglich gewesen, weil die Arbeitgeber 
den Nachweis des Fachvereins bezw. die Arbeiter den¬ 
jenigen der Innung grundsätzlich nicht benutzen. In einer 
Besprechung, der ausser den Vertretern der vorgenannten 
elf Vereinigungen noch diejenigen der Schuhmacher-Innung 
und der Fachvereine der Bildhauer, der Textilarbeiter, der 
Küfer, der Dachdecker, sowie solche einzelner Herbergs¬ 
und Arbeitsnachweise beiwohnten, ward einstimmig Fort¬ 
setzung der Ermittelungen beschlossen, deren Nutzen sich 
schon aus den eingelaufenen, ganz unvollkommenen Zahlen 
deutlich ergäbe. Man war sich klar darüber, dass aus den 
Anfragen um Arbeit nicht die Zahl der Arbeitslosen zu 
berechnen sei, was auch nicht beabsichtigt gewesen, wohl 
aber könne durch die längere Zeit fortgesetzte Zusammen¬ 
stellung der Beobachtungen von den einzelnen Arbeits¬ 
nachweisstellen Kenntniss z. B. vom Zusammenströmen 
fremder Arbeiter, von den etwa auswärts vorhandenen Ar¬ 
beitsgelegenheiten, vom etwaigen Zunehmen der Arbeits¬ 
losigkeit und anderen wichtigen Thatsachen gewonnen 
werden. 

Städtisches Arbeitsamt in Stuttgart. Das in Stuttgurt 
geplante städtische Arbeitsamt bildet gegenwärtig in Volks¬ 
und Gewerkschaftsversammlungen den Gegenstand ein¬ 
gehender Erörterungen. Eine dieser Tage von der Mit¬ 
gliedschaft Stuttgart des Verbandes deutscher Buchdrucker 
abgehaltene Versammlung legte ihre Ansicht über das 
Arbeitsamt in folgender Resolution klar: 

„Die heutige Mitgliedschaftsversammlung erblickt in der 
Schaffung eines „städtischen Arbeitsamtes“ einen grossen 
Fortschritt gegenüber den bis jetzt bestehenden korporativen 
und privaten Arbeitsnachweisen. Sie ist aber auch der 
festen Ueberzeugung, dass das zu errichtende städtische 
Arbeitsamt nur dann für alle dabei in Betracht kommen¬ 
den männlichen und weiblichen Arbeitgeber und Arbeit¬ 
nehmer Erspriessliches zu leisten im Stande sein wird, 
wenn es im Gegensatz zu den Beschlüssen des Gemeinde- 
rathes 

1. vollständig dem derzeit bestehenden Gewerbegericht 
unterstellt, somit Vorsitzender des Gewerbegerichts 
und Vorsitzender des „städtischen Arbeitsamtes“ ein 
und dieselbe Person ist und jedwedem Einfluss des 
Gemeinderaths wie des Bürgerausschusses entzogen 
bleibt; 

2. das Obligatorium der Betheiligung resp. Inanspruch¬ 
nahme des „städtischen Arbeitsamtes“ für alle Arbeit¬ 
geber und Arbeitnehmer männlichen und weiblichen 
Geschlechts ausgesprochen wird; 


3. die An- und Abmeldungen sowie Nachweisung von 
Arbeit unentgeltlich erfolgen und 

4. die Kommission, welche eine Statut auszuarbeiten und 
dem Gemeinderath wie Bürgerausschu.ss zur Kenntniss- 
nahme zu unterbreiten hat, aus den jeweiligen Mit¬ 
gliedern des Gewerbegerichts gebildet wird, je zurllälfte 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer. 

Nur ein unter solchen Gesichtspunkten ins Leben zu 
rufendes städtisches Arbeitsamt kann bei den wirthschait- 
lich Schwächeren Vertrauen erwecken und zu einer wirk¬ 
lichen Wohlthat für das werkthätige Volk sich gestalten.“ 


Arbeitsnachweis in Köln a. Rh. Ausser in Stuttgart 
und in Niederschlesien sind jetzt auch in Barmen und in 
Braunschweig die ersten Schritte zur Errichtung städtischer 
Arbeitsnachweisebureaus gethan. Aus Köln a. Rh. aber 
berichtet der dortige Gewerbeinspektor unter interessanter 
Hervorhebung aller Schwierigkeiten über ein Unternehmen, 
das nach ähnlicher Richtung zu neigen scheint, in seinem 
Referat für 1892 folgendermaassen: „Der sehr schwierigen 
Frage, in welcher Weise durch Regulirung des Arbeits¬ 
marktes zur Verbesserung der Lage oder Arbeiter beige¬ 
tragen werden kann, ist in der Stadt Köln der Verein für 
Volkswohl durch Errichtung eines Arbeitsnachweisbureaus 
im Sommer 1892 nahe getreten. Nachstehende Ordnung 
wurde dem Bureau zu Grunde gelegt: 1. Es werden ange¬ 
meldete freie Stellen Vormittags mit Firma und Adresse 
des Arbeitsgebers in das Nachweisebuch nach den ver¬ 
schiedenen gewerblichen Beschäftigungsarten geordnet ein¬ 
getragen. Gelöscht werden diese Eintragungen erst nach 
Mittheilung erfolgter Besetzung durch die Arbeitgeber bezw. 
Mangels einer solchen nach Ablauf einer Woche. 2. Der 
Arbeitsnachweis wird nur in den Nachmittagstunden von 
2—5 Uhr an Wochentagen ertheilt. 3. Die Arbeitsuchenden 
haben einzeln an den Tisch des Auskunftsertheilenden zu 
treten und laut ihre Beschäftigungsart zu nennen. 4. Sie 
haben den Tisch nach erhaltener Auskunft zu verlassen und 
dürfen ihre Notizen nur an den mit Schreibmaterial ver¬ 
sehenen Nebentischen machen. 5. Die hiesigen Annoncen¬ 
blätter sind am Büffet gegen Hinterlegung von 10 Pfg. zu 
haben, deren Rückgabe bei Ablieferung erfolgt. 6. Die 
Arbeitsuchenden werden in ihrem eigenen Interesse um 
Ruhe und Ordnung, sowie um Verlassen des Lokals nach 
erhaltener Auskunft dringend gebeten. Ein Rundschreiben 
mit vorgedruckten Anmeldekarten wurde in 1100 Exem¬ 
plaren an ziemlich alle namhaften Arbeitgeber versandt, 
ausserdem wurde der Wortlaut des Cirkulars des öfteren 
im Stadtanzeiger und Lokalanzeiger, sowie an den Anschlag¬ 
säulen veröffentlicht. Auch die Tagespresse besprach die 
Einrichtung in der wohlwollendsten Weise. Leider blieb 
der Erfolg weit hinter den gehegten Erwartungen zurück. 
Von Arbeitgebern sind insgesammt weniger als 150 An¬ 
meldungen eingegangen, und kaum 200 Arbeiter haben nach 
den angemeldeten Arbeitsgelegenheiten auch nur gefragt. 
Die von mehreren Seiten vorgebrachten Behauptungen einer 
im Winter 1892/93 in besonders verschärfter Weise auf¬ 
tretenden Arbeitslosigkeit gab Veranla.ssung, die Frage des 
Arbeitsnachweises nochmals gründlich zu erörtern. Es 
wurde dabei in Erwägung gezogen, ob cs nicht zweck¬ 
mässig sein würde, die Einrichtung zu einer Gemeinde¬ 
angelegenheit der Stadt Köln zu machen. Die Zweck¬ 
mässigkeit eines solchen Vorgehens wurde in Zweifel ge¬ 
zogen; doch äusserte sich der Oberbürgermeister von Köln 
dahin, dass die Stadt bereit sein würde, zu einer Erweite¬ 
rung der Vereinsthätigkeit städtische Mittel bereit zu stellen. 
Eine solche Erweiterung würde namentlich durch Eröffnung 
der Nachweisstelle für den ganzen Tag erfolgen können. 
Es darf gehofft werden, dass der Verein entsprechende 
Anträge der Stadtverwaltung vorlegen, und dass die.se bereit 
sein wird, das Unternehmen auch durch Fortfall von Miethe, 
Beleuchtungskosten und dergl. weiter zu unterstützen.“ 

„Bettler und Vagabunden“ in Sachsen. Vor Kurzem 
ist die neueste amtliche Statistik der Bestrafungen wegen 
Betteins und V^agabondirens erschienen. Auch in dieser 




No. 1. 


SOZIALPOLITISCHES CENTRALBLATT. 


Zahl kommen die ungünstigen wirtlischaltlichen Verhältnisse 
des Jahres 1892 zum klaren Ausdruck. Denn es betrug 


im Jahre 

die Zahl der 

die Zahl der 

Bestrafungsfälle 

bestraften PersQncn 

1880^ 

22 337 

14 066 

1881 

19 377 

12 435 

1882 

18 722 

11 727 

1883 

18 077 

11 098 

1884 

17 706 

10717 

1885 

18 340 

10868 

1886 

17216 

10 780 

1887 

14 793 

9 412 

1888 

12868 

8 458 

1889 

13155 

8566 

1890 

13 586 

8815 

1891 

15251 

10 075 

1892 

18296 

noch nicht festgestellt 


Bereits seit dem Jahre 1889 ist somit die Zahl der 
Bestrafungsfälle und Bestraften, die bis dahin zurückgegangen 
war, wieder im Steigen. Am stärksten aber ist die Zunahme 
im Jahre 1892 gewesen. 

Der Grossbetrieb und die Aktiengesellschaften in 
Russland. Der Verfasser der oben S. 2 fg. besprochenen 
„Studien über unsere Volkswirthschaft nach der Bauerneman¬ 
zipation“ theilt folgende interessante Daten mit. Während 
der Periode 1886 — 1888 entlielen 40 - 49 pCt. der gesammten 
fabrikmässigen industriellen Production auf Aktiengesell¬ 
schaften und kapitalistische Genossenschaften; von der 
Summe der kalkulirten Profite entfielen aber auf dieselben 
noch mehr, und zwar 42,6—50,1 pCt. In der Textil¬ 
industrie entfielen von der gesammten Produktion resp. 
von der Profitsumme 53,4—59,3 resp. 53,6—64,5 pCt auf 
Aktiengesellschaften und kapitalistische Genossenschaften. 
Ein immer grösserer und grösserer Theil der Produktion 
der Textilwaaren geht an die Aktiengesellschaften über. 
Das Wachsthum der Produktion der Aktienunternehmungen 
— wenn man dieselbe für 1886 = 100 setzt — drückt sich 
in folgenden Zahlen aus: 1887 = 126, 1888 = 136; die 
Profite derselben sind folgendermaassen gewachsen: 100 
(1886), 119 (1887), 214 (.^I 1888). Die entsprechenden rela¬ 
tiven Zahlen für andere Unternehmungen in der Textil¬ 
industrie zeigen aber ein anderes Bild: Wachsthum der 
Produktion: 100 (1886). 98 (1887), 106 (1887); Wachsthum 
der Profitsumme: 100, 100, 136. — In der Baum Woll¬ 
industrie entfielen 1886—1888 69—80 pCt. der gesammten 
Produktion und 68—78 pCt. der gesammten Profite auf 
Aktiengesellschaften und kapitalistische Genossenschaften. 
Während dieser Periode ist die Produktion um 31 pCt. 
die Profite aber um 134 pCt. (?I) gewachsen. Folgende 
Tabelle veranschaulicht in relativen Zahlen die Bewegung 
der Produktion, der Profite und der Arbeiterzahl in der 
Baumwollspinnerei und -Weberei Russlands im Zeiträume 
1886-1888: 



1886 

1887 

1888 

Produktion . . . 

. . 100 

111,6 

131 

Profite. 

. . 100 

186.2 

274.4 

Arbeiterzahl. . . 

. . 100 

106,8 

115,8 


Die Auswanderung der russischen Bauern nach Si¬ 
birien. Im Augustheft der Monatschrift Westnik Ewropy 
finden wir folgende interessante Tabelle. In der Stadt 
Tjumen, welche ein Durchgangspunkt für die Auswanderer 
aus dem europäischen Russland bildet, wurden in den 
Jahren 


1885 . 

. . 9678 Auswanderer 

1886 . 

. . 11826 

1887 . 

. . 13 910 

1888 . 

. . 26 129 

1889 . 

. . 28341 

1890 . 

. 39000 

1891 . 

. . 60 966 

1892 . 

. . 82 000 


registrirt. 


Soziale Zustände. 


Arbeitszeit und Arbeitsleistung im Bergbau. Die be¬ 
kannten periodischen Ermittelungen in den preussischen 
Bergbaubezirken haben ergeben, dass seit dem Jahre 1888 
in allen Zweigen des Bergbaues die Produktion der Menge 
nach (und auch dem Werthe nach) zurückgegangen ist, 
obwohl sich die Zahl der Arbeiter stetig vermehrt hat. 
Auf den einzelnen Arbeiter berechnet, betrug die Arbeits¬ 
leistung in den Steinkohlenbezirken im Staatsdurchschnitt 
im Jahre 1888 : 300 Tonnen, 1889 : 289,3, 1890: 275,4, 1891: 
267,1, 1892 : 253,4 Tonnen. Dieser Rückgang ist in erster 
Linie die Folge einer Verminderung der Zahl der ver¬ 
fahrenen Schichten. Aber die amtliche Zusammenstellung 
will auch nachweisen, dass die Leistung auf eine Schicht 
abgenommen habe; z. B. wurden in Oberschlesien im Jahre 
1888 auf eine Schicht gefördert 1265 Tonnen, im Jahre 1892 
aber nur 1110 Tonnen; der Rückgang der Schichtleistung 
betrug hier also 12,2 pCt. In Dortmund betrug die Schicht¬ 
leistung 1888: 1015 Tonnen, 1892 : 895 Tonnen, der Rück¬ 
gang nahezu gleichfalls 12 pCt. In Saarbrücken betrug die 
Schichtleistung 1888 : 886, 1892 : 744, der Rückgang also 
hier sogar 16 pCt. Daran wird die Behauptung geknüpft, 
die Verkürzung der Schichten habe auch eine verminderte 
Leistung herbeigeführt und es sei somit der Satz widerlegt, 
dass eine Abkürzung der Arbeitszeit die Arbeitsleistung 
nicht beeinflusse. Dagegen ist jedoch Verschiedenes einzu¬ 
wenden. Zunächst werden die amtlichen Ermittelungen 
durchaus nicht so zuverlässig vorgenommen, dass sich so¬ 
zialpolitische Schlüsse daraus ziehen Hessen; sie bestehen 
meist lediglich aus Mittheilungen der Unternehmer. Sodann 
fehlt jede genaue Darstellung der Schichtdauer und ihrer 
eventuellen Veränderung. Schliesslich gilt der angefochtene 
Satz von dem Einfluss der Arbeitszeit und Arbeitsleistung 
selbstverständlich nur innerhalb gewisser Grenzen und von 
einer Reduktion der Arbeitszeit auf diejenige Zeitdauer, 
welche die Kräfte des Arbeiters zur vollen Entfaltung 
kommen lässt, ohne ihm Ueberanstrengungen zuzumuthen. 
Nach allen diesen Richtungen versagt aber die amtliche 
Statistik. 


Gewerkschaftliche Arbeiterbewegung. 


Zum Strike der französischen Grubenarbeiter. Die 

Lage ist in den Kohlenbecken von Pas-de-Calais und Nord 
wesentlich die gleiche geblieben. In den Gruben von Anzin, 
den bedeutendsten des Nord-Departement, wird nach wie 
vor weiter gearbeitet, obwohl die Strikenden sich alle 
Mühe geben, die daselbst beschäftigten Arbeiter zum Strike- 
Anschluss zu bewegen, da ihnen zufolge mit der Eroberung 
der „Bastille du Nord“, wie sie Anzin nennen, ihre Sache 
gewonnen wäre. Anzin umfasst nämlich 28 000 Hektare und 
beschäftigt nicht weniger als 13 000 Grubenarbeiter. Seine 
Kohlenproduktion beträgt jährlich nahezu 2*/* Millionen 
Tonnen, d. i. ungefähr ein Sechstel der Kohlenproduktion 
von Pas-de-Calais und Nord oder ein Zwölftel der Gesammt- 
produktion Frankreichs. Es dürfte aber schwer fallen, Anzin 
in die Strikebewegung hineinzuziehen, da die Grubengesell¬ 
schaft jede Gewerkschaftsbildung hintertrieben hat und kein 
einziger Wirth daselbst es wagen würde, einen Saal zur 
Abhaltung einer Bergarbeiter-Versammlung irgend welchen 
Delegirten des Grubenarbeiter-Verbandes zur Verfügung zu 
stellen. Dazu kommt noch, dass die Kohlenwerke von Anzin 
gegenwärtig von einem Militär-Kordon umgeben sind, der 
jede Annäherung ausserhalb stehender Personen unmöglich 
macht. Hingegen hat sich der Strike nach dem Herault- 
Departement verpflanzt, wo rund 1500 Grubenarbeiter striken, 
und wie eben gemeldet wird, haben auch die Grubenarbeiter 
von Carmaux (Tarndepartement) beschlossen, sich dem 
Strike anzuschliessen. Was aber den Strikenden noch 
von mehr Nutzen sein, ihre Sache noch viel wirksamer 
fördern dürfte, ist das Verhalten der Grubengcsellschaften 
gegenüber den amtlichen Vorschlägen, die Streitangelegen¬ 
heit einem Schiedsgerichte zu unterbreiten. Nach dem Ge¬ 
setze vom 27. Dezember 1892, betreffend die Einigungs¬ 
und Schiedsämter in Frankreich, hat nämlich der Friedens- 
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richter (Juge de paix) des Ortes, in welchem ein Strike 
ausbricht, sofern keine der beiden streitenden Parteien die 
Einsetzung eines Schiedsgerichts verlangt, ein solches von 
Amtswegen vorzuschlagen, was denn auch geschehen ist. 
Da die Grubengesellschaften vorgeben, dass die Löhne, weit 
entfernt davon, herabgesetzt worden zu sein, vielfach ge¬ 
stiegen seien, hätte man annehraen müssen, dass sie den 
Vorschlag auf Einsetzung eines Schiedsgerichtes mit Freuden 
aufnehmen werden. Anstatt dessen erklären sie aber, die 
zwischen ihnen und ihren Arbeitern obwaltenden Differenzen 
vor kein Schiedsgericht tragen zu wollen. Sie fügen aller¬ 
dings hinzu, dass die Arbeiter mit ihren Klagen betreffend 
die Löhne etc. sich im Unrechte befänden, beachten aber 
dabei nicht, dass ja eben die Schiedsgerichte der geeignetste 
Ort wären, dies klarzustellen. Die Grubenarbeiter hingegen 
haben bereits in einer am 20. September in Lens abgehaltenen 
Delegirtenkonferenz, also ehe noch die Friedensrichter ein¬ 
geschritten sind, sich im Prinzip für ein Schiedsgericht aus¬ 
gesprochen und zwar mit 81 gegen 21 Stimmen. Damit 
haben sie Jedenfalls ihre Sache vor der öffentlichen Meinung 
gewonnen, was keineswegs gering zu schätzen ist. 


Unternehmerverbände. 

Rheinisch-Westfälisches Kohlensyndikat. Am 25. 

V. M. fand in Essen die vierte Versammlung der dem 
Kohlensyndikat angehörenden Zechenbesitzer statt. Nach 
einer den Mitgliedern- vorgelegten Nachweisung betrug die 
Förderung der sämmtlichen dem Syndikat angehörenden 
Zechen im Jahre 1891: 32 616 687 t, im Jahre 1892: 31 957075 t, 
und wenn man für jede Zeche in Gemässheit des § 2 des 
Syndikatsvertrages die höchste Förderung aus einem der 
beiden Jahre einsetzt, 33 575 976 t. Die thatsächlich nun¬ 
mehr festgestellte Gesammt-Betheiligungsziffer beträgt da¬ 
gegen 35 533 463 t, das Mehr von 1957487 t — 57a pCt. 
gegen die Höchstförderung von 33 575 976 t erklärt sich 
dadurch, dass verschiedenen Zechen auf Grund der Vertrags¬ 
bestimmungen höhere Förderungen zugestanden werden 
mussten, namentlich wegen vorgekommener Betriebs¬ 
störungen. fortschreitender Entwickelung oder jetzt neu in 
Förderung tretender Schächte. Auf Grund dieser Zahlen 
fand einem vorgelegten Plane gemäss die Vertheilung der 
Aktien des Syndikats, sowie die Ernennung der endgültigen 
Mitglieder des Beiraths statt. Vertreten waren insgesammt 
3445 Stimmen. Bemerkenswerth ist schliesslich noch die 
Mittheilung des Vorsitzenden, dass die thatsächliche Ein¬ 
schränkung innerhalb des Syndikats im Monat August 7 pCt. 
betragen hat. Letztere Ziffer ist demnach auch der Be¬ 
rechnung der zu zahlenden Entschädigung für Mehrförderung 
an das Syndikat, sowie der von letzterem zu bewilligenden 
Vergütung für Minderförderung zu Grunde zu legen. Die 
Uebernahme des gesammten Kohlenvcrkaufs durch das 
Syndikat, die in seinen Satzungen vorgesehen ist, ist 
noch immer nicht erfolgt; sie ist eben die schwierigste 
Aufgabe, welche die neugeschaffene Centralisation zu lösen 
hat. 


Arbeiterschutegesetzgebung und Gewerbe¬ 
inspektion. 

Zur Frage der Sonntagsruhe in der Montanindustrie. 

Die Konferenz für die Sonntagsruhe im Bergbau, Hütten- 
Lind Salinenwesen hat nach einer Mittheilung der Post 
folgende Vorschläge für den Bundesrath gemacht: 

„Allgemeine Bestimmungen. 

1. Die den Arbeitern zu gewährende Ruhe hat, soweit unter 
II nicht abweichende Bestimmungen getroffen sind, mindestens zu 
dauern: 

a) bei zwölfstündiger Betriebsruhe für Einzelsonntage 
24 Stunden, für Doppclfesttage und für zwei aufeinander folgende 
Sonn- und-Festtage entweder 36 Stunden, oder, wenn eine Unter¬ 
brechung stattfinden soll, für jeden der beiden Tage 24 Stunden; 

b) bei ununterbrochenem Betriebe für jeden zweiten Sonntag 
24 Stunden oder für jeden vierten Sonntag 36 Stunden in welchem 
Falle aber an dem vorhergehenden und an dem folgenden Sonn¬ 
tage die Zeit von sechs Uhr Morgens bis sechs Uhr Abends 
arbeitsfrei bleiben muss. 


II. Zur Ablösung der im ununterbrochenen Betriebe be¬ 
schäftigten Arbeiter dürfen andere Arbeiter, jedoch frühesten 
12 Stunden nach Beendigung ihrer regelmässigen Arbeit, heran¬ 
gezogen werden. Dieselben dürfen in dem ununterbrochenen 
Betriebe während der letzten 12 .Stunden vor Wiederaufnahme 
ihrer regelmässigen Arbeit nicht beschäftigt werden. 

Die den Ablösungsmannschaften zu gewährende Ruhe muss 
mindestens das Maass der den abgclösten Arbeitern gewährten 
Ruhe erreichen. — Wo die Durchführung der unter 1b auf¬ 
genommenen Bestimmungen eine grössere Anspannung der Kräfte 
der Arbeiter gegen den bisherigen Zustand herbeiführen oder den 
Besuch der sonntäglichen Gottesdienste beeinträchtigen würde, 
ist die höhere Verwaltungsbehörde befugt, Ausnahmen zuzulassen. 

Hier wurde allgemein das Verbot einer länger als achtzehn 
Stunden dauernden Wechselschicht abgelehnt und darauf hin¬ 
gewiesen, dass der § 120e der Gewerbe-Ordnung dem Bundes¬ 
rat he genügende Vollmacht gebe, wo eine 24stündigc Wechsel¬ 
schicht die Arbeiter ungebührlich anstrengen sollte. Remediir ein- 
treten zu lassen. Ferner wurde für die ganze Montan Industrie, 
abweichend von der Regierungsvorlage, das Entladen und Ver¬ 
schicken von Eisenbahnwagen während fünf Stunden mit der 
Maassgabe befürwortet, dass die Polizeibehörde analog den Be¬ 
stimmungen über dasHandclsgewerbe die Stunde fcstzustellen habe. 

Bestimmungen für einzelne Gewerbe; III für Verkokungs¬ 
anstalten. Der ununterbrochene Betrieb der Oefen von höchstens 
30stündiger Brenndauer und solcher Oefen, deren Ga.se im Berg¬ 
werks- oder Hochofenbetriebe Verwendung finden oder zur Ge¬ 
winnung von Nebenprodukten dienen, sowie der dazu erforder¬ 
lichen Apparate ist gestattet. Zum Betriebe gehört die Zufuhr 
von Rohstoffen und die Abfuhr der Fabrikate. Für die übrigen 
Oefen ist an mehreren aufeinanderfolgenden Sonn- und Festtagen 
das Ziehen und Füllen in der Zeit von 6 Uhr Abends bis 6 Uhr 
Morgens gestattet. Für alle Koksanlagen ist das Reinigen der 
Schlammsümpfe, der Kohlenwäschen an Sonn- und Festtagen, 
sowie der Betrieb der Kohlenwäschen von Abends 6 Uhr bis 
Morgens 6 Uhr gestattet. 

Für Eisenhochöfen. Der ununterbrochene Betrieb ist gestattet 
für die Arbeiten der Kesselwärter und .Stocher, der Maschinisten. 
Schmelzer. Gicht- und Apparatarbeiter für die Zufuhr der Roh¬ 
stoffe zu den Hochöfen, die Abfuhr der Produkte von den 
Hochöfen, die V^erarbeitung der Schlacken und die Verladung 
der Produkte. F'ür Bessemer- und Thomasstahlwerke, Martin- 
und Tiegelgussstahlwerke, Puddelwerke und zugehörige Walz- 
und Hammerwerke, sowie für Hochofen-Giesserei(m. An in 
die Woche fallenden Einzelfciertagen mit Ausnahme des Neujahrs¬ 
tages ist der Betrieb von Abends 6 Uhr bis Morgens 6 Uhr ge¬ 
stattet. In Werken, in welchen der Betrieb an jedem zweiten 
Sonntage mindestens 36 Stunden imht, darf an den übrigen Sonn¬ 
tagen bereits um 6 Uhr Abends mit dem Betriebe nach 12stündiger 
Ruhe desselben wieder begonnen werden. Auf das Weihnachts-, 
Neujahrs-, Oster- und Pfingstfest findet diese Bestimmung keine 
Anwendung. 

Endlich wurde folgende Resolution angenommen: 

,,Wo der .Schichtwechsel nach der Ortszeit stattfindet, ist 
auch die Regelung der in vorstehenden Vorschriften enthaltenen 
Zeitbestimmungen nach der Ortszeit gestattet.“ 

Die Ergebnisse der Konferenz sind die unerfreulichsten 
und können ihre Erklärung nur finden durch die schon 
wiederholt gekennzeichnete künstliche und parteiische Zu¬ 
sammensetzung ihrer Theilnehmer. Selbst der geringfügige 
Fortschritt, den die Vorschläge der Regierung enthielten, 
wurde abgelehnt: Die 24stündige Wechselschicht wird bei¬ 
behalten und das Entladen und Verschicken von Eisenbahn¬ 
wagen während fünf Stunden gestattet. Akzeptirt der 
Bundesrath die Vorschläge der Konferenz, dann kann auch 
in der Montanindustrie von einer ernsthaften Sonntagsruhe 
nicht die Rede sein. 

Weibliche Fabrikinspektoren in England. Der Mi¬ 
nister des Innern, Asquith, ist mit den beiden Fabrik- 
inspektorinnen Frl. May Abraham und Frl. Irwin so zu¬ 
frieden, dass er beabsichtigt, eine weitere Anzahl weib¬ 
licher Kräfte zur Beaufsichtigung der Fabriken heran¬ 
zuziehen. Es wäre sehr wohl möglich, dass auch fortab 
Damen Stellen als Sanitätsinspektoren erhalten. Mehrere 
haben schon die ziemlich schwierige Prüfung bestanden. 


Wohnungszustände und Wohnungs¬ 
gesetzgebung. 

Bau von Arbeiterwohnungen aus Mitteln der Invali- 
ditäts- und Altersversicherung. Der Vorstand der würt- 
tembergischen Invaliditäts- und Altersversicherungsanstalt 
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hat numnehr eben fall« beschlossen, aus Anstaltsmitteln an 
gemeinnützige Baugenossenschaften, Vereine etc. zum Zweck 
ti«er Förderung des Baues von Arbeiterwohnungen Darlehen 
zu bewilligen. Nach den erlassenen Bestimmungen werden 
die Darlehen gegen unterpfandliche Sicherheit im Höchst¬ 
betrag bis zu Vs Schätzungswerthes der Baugrundstücke 
auf erste Hypothek abgegeben. Das Kapital ist mit 3*'» pCt. 
zu verzinsen. Bei pünktlicher Zinszahlung wird seitens der 
Anstalt für die nächsten 10 Jahre, und — falls nicht vor 
Ablauf derselben gekündigt sein wird — für weitere 10 
Jahre auf das Kündigungsrecht verzichtet. Um den Dar¬ 
lehnszweck, dem WohnungsbedOrfnisse der minder Bemit¬ 
telten zu dienen und die Erwerbung eines eigenen Heims 
für diese Klasse zu erleichtern, dauernd sicher zu stellen, 
und um namentlich zu diesem Behufe jede Spekulation mit 
den von der Württembergischen Invaliditäts- und Alters¬ 
versicherungs-Anstalt beliehenen Grundstücken und Gebäu¬ 
den auszuschliessen, hat sich der Darlehnsempfänger gegen¬ 
über der Versicherungsanstalt zu verpflichten, im Falle der 
Veräusserung der Unterpfänder sich ein im Unterpfands¬ 
buch vorzumerkendes Recht auf Wiedererwerbung des Ver- 
äusserungsobjekts vorzubehalten. Die Versicherungsanstalt 
hofft auf diese Weise die von der arbeitenden Klasse auf¬ 
gebrachten Gelder am besten wieder für dieselbe nutzbar 
zu machen. 

Erbauung billiger Wohnungen durch die Stadt Wien. 

Gemeinderath Dr, Friedjung und Genossen haben beim 
Wiener Gemeinderath folgenden Antrag eingebracht: „Die 
traurigen Wohnungsverhältnisse der ärmeren Volksklassen 
in Wien, die Thatsache insbesondere, dass nach den Er¬ 
mittelungen des statistischen Departements der Gemeinde 
90 000 Menschen in überfüllten Räumen leben, die Gefahr, 
welche daraus für die Gesundheit aller Bewohner der Stadt 
erwächst, legen dem Gemeinderathe die Pflicht auf, eine 
Reform solcher Zustände anzubahnen. Nun ist durch die 
Uebernahme der Linienwallgründe, welche in diesen Tagen 
der Gemeinde Wien übergeben werden, der Gemeinde 
Wien ein Besitz zugegangen, dessen zu erwartender Erlös 
keine regelmässige Budgeteinnahme ist und der daher auch 
nicht zur Bestimmung laufender Ausgaben verwendet werden 
sollte. Es wäre vielmehr würdig, die aus dieser Quelle 
einfliessenden Gelder zu einem Akte öffentlicher Wohlfahrt 
zu verwenden, auf dass der historische Moment der Ver¬ 
einigung der Vororte mit Wien durch eine wahrhaft ge¬ 
meinnützige Stiftung im Gedächtnisse kommender Zeiten 
festgehalten werde. Das empfiehlt sich umsomehr, da der 
anlässlich der ersten Stadterweiterung gesammelte gewaltige 
Fonds in einer, wenn auch grossherzigen, aber doch ein¬ 
seitigen Weise ausschliesslich zu Werken der Kunst und 
zur Befriedigung politischer Bedürfnisse verwendet wuyrde. 
Es ist versäumt worden, einen entsprechenden Theil dieses 
nach der niedrigsten Schätzung 60 Millionen Gulden be¬ 
tragenden öffentlichen Gutes zur Hebung der Lage der 
arbeitenden und darbenden Schichten des Volkes zu ver¬ 
wenden. Somit beantragen die Gefertigten: „Der Gemeinde¬ 
rath wolle beschliessen: 1. Es werde aus dem Erlöse der 
zu verkaufenden Linienwallgründe oder mindestens aus der 
Hälfte der einfliessenden Gelder ein besonders zu verwal¬ 
tender Fonds gebildet; 2. dieses Kapital ist in der Art zu 
verwenden, dass aus demselben an der Peripherie der 
Grossgemeinde Häuser mit kleinen, billigen Wohnungen, 
insbesondere auch Arbeiterwohniingen, zu bauen sind, 
welche die in dem Gesetze vom 9. Februar 1892 gewährte 
erweiterte Steuerfreiheit gemessen; die Zinsen dieser Woh¬ 
nungen sind in solcher Höhe zu bemessen, dass das ange¬ 
legte Kapital sich mit 2*/* pCt. verzinst; 3. die Wohnungen 
sind in erster Linie an solche Beamte der untersten Rang¬ 
stufen wie an jene Arbeiter zu vermiethen. welche im Dienste 
der Gemeinde Wien stehen; nach Maassgabe der vorhan¬ 
denen Mittel soll der Kreis der Miether entsprechend aus¬ 
gedehnt werden; 4. die Interessen des Kapitals sind zum 
Baue neuer Häuser desselben Zweckes zu verwenden: 
5. nach Annahme dieser Anträge wäre der Stadterweiterungs¬ 
fonds einzuladen, dem Beispiele der Stadt Wien durch ein 
Werk gleicher Art zu folgen.“ 


Sozicäe Hyg^e. 

Statistik der Schankstätten in Deutschland. Bekannt¬ 
lich ist eine amtliche Erhebung in Preussen und anderen 
Bundesstaaten darüber im Gange, welche Entwicklung die 
Ausbreitung der Schankstätten im letzten Jahrzehnt ge¬ 
nommen hat. Als Theilergebnisse dieser Erhebungen dürfen 
wohl folgende Daten betrachtet werden, die jetzt schon be¬ 
kannt geworden sind. Die vom Magistrate in Lüneburg 
angestellten Ermittelungen haben ergeben, dass im Jahre 
1893 bei einer Seelenzahl von 20665 in Lüneburg 38 Gast- 
wirthschaften bestehen, im Jahre 1879 bei einer Seelenzahl 
von 17532 aber 30 bestanden, ferner Schankwirthschaften 
mit Branntvveinausschank 42 gegen 62 im Jahre 1879, ohne 
Branntweinausschank 5 gegen 1, Branntweinkleinhandlungen 
(welche übrigens in den Schankwirthschaften mit Brannt¬ 
weinausschank schon mit enthalten sind) 12 gegen 13, Hand¬ 
lungen mit Weinen und Spirituosen in versiegelten Flaschen 
22 gegen 11. Die Bedürfnissfrage ist hier nach der be¬ 
stehenden Gesetzgebung bei Ertheilung der Konzessionen 
zum Schankwirthschaftsbetriebe geprüft, nicht aber bei den 
Gastwirthschaften, obwohl letztere auch die Befugniss zum 
I Schankbetriebe umfassen. Ein Ortsstatut, nach welchem die 
Konzession auch zum Betriebe von Gastwirthschaften, von 
dem Vorhandensein eines Bedürfnisses abhängig seip soll, 
ist nicht erlassen; allerdings hat der Magistrat wiederholt 
den Erlass eines solchen Statuts beantragt, aber niemals 
die Zustimmung der Bürgervorsteher dazu erreichen können. 
Hiernach ist die Zahl der Schankwirthschaften gegen das 
Jahr 1879 erheblich herunter gegangen, obwohl die 
Seelenzahl seitdem nicht unerheblich gewachsen ist. Es 
hat denn auch der Magistrat berichten können, dass es 
seines Erachtens nach den hiesigen Verhältnissen nicht an- 

g ezeigt sei, das Ermessen der Konzessionsbehörden durch 
estimmung des Verhältnisses zwischen der Zahl der Be¬ 
völkerung und der Schankstätten oder in anderer Weise 
zu beschränken. Ebenso ergiebt eine Vergleichung der An¬ 
zahl der im Jahre 1893 im Gesammtgebiete Leipzigs vor¬ 
handenen 1700 Schankstätten zu der auf 1428 Stück sich 
belaufenden Anzahl der Schankstätten, welche in Alt-Leipzig 
und den einverleibten Ortschaften im Jahre 1879 vorhanden 
waren, dass im Verhältniss zur Einwohnerzahl eine Ver¬ 
minderung der Schankstätten eingetreten ist. Denn da 
1879 bei rund 244000 Einwohnern 1428 Schankstätten be¬ 
standen haben, so mussten 1893 bei rund 384000 Einwohnern 
2247 Schankstätten vorhanden sein, wenn das Verhältniss 
zur Einwohnerzahl dasselbe geblieben war. Die Anzahl der 
Schankstätten ist aber nur auf 1700 gestiegen, so dass jetzt 
erst auf 226 Einwohner eine Schankstätte entfällt, während 
1879 eine solche auf 171 Einwohner kam. Diese Verminde¬ 
rung der Schankstätten ist offenbar dem Umstande zuzu¬ 
schreiben, dass in Alt-Leipzig seit 1886. in den einverleibten 
Vororten aber bereits seit 1879 der Nachweis eines vor¬ 
handenen Bedürfnisses bei Errichtung einer neuen Schank¬ 
stätte gefordert wird.- Die günstige Einwirkung dieser Be¬ 
stimmung auf Alt-Leipzig ist aus einem Vergleich der 1879, 
1886 und 1893 vorhandenen Schankstätten und Einwohner¬ 
zahlen deutlich zu ersehen. Im amtlichen Leipziger Bericht 
wdrd deshalb ebenfalls der Meinung Ausdruck gegeben, dass 
es kaum gerechtfertigt sein würde, wenn man in der in Alt- 
Leipzig vorhandenen grösseren Anzahl der Schankstätten 
eine sittliche Gefahr erblicken wollte, zumal wenn man er¬ 
wäge, dass gerade in Leipzig mit seiner Universität, seinem 
regen Handel und seiner zahlreichen Arbeiterschaft eine 
verhältnissmässig grosse Anzahl Junger, auf den Verkehr 
in Schankwirthschaften angewiesener Leute vorhanden sei, 
Zielie man des Weiteren in Berücksichtigung, dass der Ein¬ 
führung des Bedürfnissnachweises bereits eine Verminderung 
der Schankstätten zu danken ist so werde man sich auch 
dagegen auszusprechen haben, dass das Ermessen der Kon- 
! zessionsbehürde durch eine Festsetzung des Verhältnis.'es 
1 zwischen der Zahl der Einwohner und derjenigen der 
j Schankstätten eingeschränkt werde, weil dadurch nur ein 
rein äussorlicher . in sehr vielen Fällen nicht zutreffender 
Maassstab geschaffen werden würde. 


Verantwortlich für die Redaktion; Dr. Heinrich Braun in Berfin W., Victoriastrasse 16. 
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Der britische Kohlentrust. 


Mitten in dem gewaltigen Kampfe zwischen britischen 
Kohlenherren und Kohlengräbern, der die Volkswirthschaft 
des Vereinigten Königreichs auf das tiefste bewegt, wird 
in der Times (No. 34061 vom 20. September 1893) der Plan 
eines britischen Kohlentrusts veröffentlicht. Der Ausstand, 
der mit unerhörter Zähigkeit und wachsender Erbitterung 
auf beiden Seiten durchgefochten wird, hat die weitesten 
Kreise in Mitleidenschaft gezogen. Zu dem Zwiespalt 
zwischen Bergwerksbesitzern und Grubenleuten trat der 
innere Hader in den Lagern beider Parteien. Die Berg¬ 
arbeiterschaft der verschiedenen Bezirke verfolgte verschie¬ 
dene Interessen, Northumberland und Durham gingen ihre 
eigenen Wege, die Walliser scheiterten, weil ihnen ein 
straffer, gutgeschulter Verband fehlte, und die Kerntruppen 
der Grubenarbeiterschaft wurden so in arge Bedrängniss 
gebracht. Die Grubenbesitzer, mochten sie auch. Dank dem 
unerhörten Emporschnellen der Kohlenpreise, Ausnahme¬ 
gewinne einstreichen, erlitten trotzdem schwere Verluste, 
die leistungsfähigsten Grossbetriebe rissen den Löwenantheil 
an sich, und ein nicht geringer Bruchtheil der Bergwerks¬ 
besitzer schwenkte von dem Verbände der Unternehmer ab, 


um aus politischen oder wirthschaftlichen Beweggründen 
Sonderabkommen mit den Ausständigen zu treffen. Dass 
Handel, Gewerbe und Verkehr in diesen Zeitläiifen litten, 
dass namentlich die grosse Masse der kleinen Verbraucher 
geschädigt wurde, ist bei der ökonomischen Bedeutsamkeit 
der Kohle selbstverständlich. 

Wenn je die Übelstände der heutigen Erzeugungsweise 
schroff und deutlich zu Tage getreten sind, so diesmal. 
Die Gelegenheit war günstig, den Unternehmern die Nach¬ 
theile der Zersplitterung eindringlich vor Augen zu führen, 
die Ohnmacht des Einzelbetriebs und die Vorzüge des festen 
Zusammenschlusses erfolgreich zu veranschaulichen. Gelang 
es, den Nachweis zu erbringen, dass eine Vereinigung der 
Einzelbetriebe für die Unternehmer grössere Sicherheit und 
reichlichen Gewinn verbürge, so war das Spiel halb ge¬ 
wonnen. Bewies man zugleich, dass der Kohlentrust für 
die Bergarbeiter und für die Verbraucher einen gesellschaft¬ 
lichen Fortschritt bedeute, wer hätte dann, trotz aller 
Begeisterung für das freie Spiel der Kräfte, gegen den 
Vorschlag einen grundsätzlichen Einspruch erheben können? 
Urheber des Planes ist Sir George Ellioti), einer der 
bedeutendsten Fachmänner. Es ist nicht ein müssiges Spiel 
des Geistes, um das es sich hier handelt. Vielmehr haben 
wir es mit einem wohlerwogenen, sorgsam geprüften und 
lange vorbereiteten Vorschläge -zu thun, den zu verwirklichen, 
allem Anscheine nach, eine grosse Zahl der mächtigsten 
Kohlenherren bereit ist. Denn Sir George handelt offenbar 
im Aufträge einer einflussreichen Gruppe, sein Name allein 
schon verbürgt den Ernst des Unternehmens, so dass trotz 
aller Schwierigkeiten, die sich ihm in den Weg stellen 
werden, wohl nicht mehr gefragt werden darf ob, sondern 
wann der Kohlentrust in Grossbritannien in’s Leben treten 
werde. 

Nichts wäre irriger, als anzunehmen, dass der Berg- 
arbeiterausstand das riesenhafte Wagniss verursacht habe. 
Wohl hat er den Anstoss dazu gegeben, dass die Gründer 
jetzt gerade ihre Absichten klar legten, der Plan selbst 
aber ist begründet in dem Verlauf der kapitalistischen 
Wirthschaftsweise, die, wie wir an anderer Stelle2) gezeigt 
haben, mit unwiderstehlicher Gewalt zur Kartellirung des 
Grossbewerbes drängt. Auch jenseits des Kanals sind 
Unternehmerverbände nichts Neues, und das jüngste Kind 
des britischen Kartellwesens offenbart eine schöpferische 


In einer Zuschrift an dicTimes (No. 34064 vmn 23. .September 
d. J.) erklärt übrigens ein Herr j. Frecman, dass er >clion im 
Oktober 1888 einen dem Elliot'schen verwandten Vorschlag in der 
Times entwickelt habe. 

Archiv für soziale Gesetzgebung und Statistik 111. S. 489ff.: 
Die Kartelle; ebenda V, S. 403tf: Ein Kapitel ans der urkund¬ 
lichen Geschichte der Kartelle. 
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Kraft, die den Nichts-als-Freihändlern vielleicht zu denken 
giebt. Im Paradiese des Freihandels, in England, soll ein 
Trust gebildet werden, gegen den die Mehrzahl der deut¬ 
schen Verbände ein Kinderspiel ist, und womit sich auch 
der rheinisch-westfälische Kohlenverkaufsverein trotz seiner 
grossen Bedeutung nicht blos für das deutsche Gewerbe¬ 
wesen bei weitem nicht messen kann. Auch hieraus er¬ 
hellt, dass die Verdichtung der verschiedenen Gewerbe 
zu immer festeren Verbänden auf immer grösserer Stufen¬ 
leiter ein dem Kapitalismus innewohnendes Zwangsgesetz 
ist, das zwar durch die Zollpolitik beeinflusst, in seinen 
Wirkungen aber auf die Dauer nicht gehemmt werden 
kann. 

In der Kohlenindustrie, wo der Grossbetrieb in den 
Händen von Einzelunternehmern oder von Aktiengesell¬ 
schaften vorherrscht, wo jeder neue Tag grössere Macht¬ 
mittel, stärkere Anspannung und Ausdehnung des Betriebs, 
Verfeinerung der Betriebsweise und reichlichere Mittel for¬ 
dert, sind die Unternehmer auch am besten vorbereitet, die 
Noth\yendigkeit der Verschmelzung zu verstehen und sie 
mit Erfolg durchzuführen. In keinem Gewerbe besitzt die 
Arbeiterschaft solch gutgefügte, umfassende, dichtmaschige 
und leistungsfähige Gewerkschaften, keine Arbeitergruppe 
hat es zu einem politischen Einfluss wie gerade die Gruben¬ 
arbeiter gebracht, deren Abgeordnete im Palast von 
Westminster sitzen. In den britischen Kohlenbergwerken 
ist nahezu eine Million Arbeiter beschäftigt, die mit ihren 
Angehörigen ein Achtel der Bevölkerung des Königreiches 
ausmachen. 

Grossbritanniens jährliche Kohlenförderung wird in dem 
Elliot’schen Entwürfe auf 182 000 000 Tonnen i) geschätzt, 
was, wenn man die Tonne zu 7 s. 3 d. rechnet, für Besitzer 
und Pächter einen Werth von 65 975 000 Lstr. für das Jahr 
ausmacht. Davon müssen 54 600 000 Lstr. Kosten (6 s. lür 
die Tonne an der Grube) abgezogen werden, so dass 
11 375 000 Lstr. Gewinn bleiben. Etwa 20 pCt. der Kohlen 
werden zur Herstellung von Eisen und Stahl verwendet, 
und da eia grosser Theil der Kohlen von den Eisenfabri¬ 
kanten selbst gewonnen wird, so dürften diese sich der 
Ausführung des Planes nicht anschliessen. Er ist deshalb 
auf die Produktion von 145 000 000 Tons gegründet, was 
einem Kapital von 110 000 000* Lstr. gleichkommt, nur etwas 
mehr, als zum Beispiel das Kapital der London und North¬ 
western oder der Midland Eisenbahn beträgt. Das Gesammt- 
kapital aller britischen Bahnen, wenn sie zu einem Unter¬ 
nehmen verschmolzen würden, beliefe sich auf 900 Millio¬ 
nen Lstr,, sodass, verglichen mit solch einem Verband, 
der Kohlentrust ein verhältnissmässig kleines Kapital dar¬ 
stellt. 

Der Kohlentrust ist ein Kartell relativ höchster Ord- 
nung3), das indess von allen anderen Gebilden dieser Art 
durch zwei neue Merkmale sich unterscheidet. Er verheisst 
den Arbeitern eine gewisse Mitwirkung und einen gewissen 
Gewinnantheil, und er fordert angeblich im Interesse des 
Gemeinwohls die Oberaufsicht des Staates. In dem Kohlen¬ 
kartell des Sir George wird der Unternehmer zum Beauf¬ 
tragten einer Genossenschaft, deren Mitglied er ist. Die 
Selbstherrlichkeit der Einzelunternehmungen verträgt sich 
nicht mit der neuen Kraftpotenz, sie gehen auf in Eine 
gigantische Unternehmung. Die Gruben werden zusammen¬ 
gelegt, als Verwalter tritt ein Zentralrath (a representative 
central council) auf, in den die Vertreter auf Grund einer 
als Einheit angenommenen bestimmten Anzahl Tonnen, etwa 
auf je 5 Millionen Tonnen Kohlen ein Vertreter, gewählt 
werden. Unter dem Zentralrath sollen 30 Bezirksausschüsse 

Siehe auch Emil Auerbach, Die Ordnung des Arbeits¬ 
verhältnisses in den Kohlengruben von Northumberland und 
Ducham, in den Schriften des Vereins für Sozialpolitik. 
XLV, S. 2. 

“) Die Kartelle a. a. O. S. 514/5. 


(district committees) stehen, die die Kohlengruben ihrer Be¬ 
zirke zu verwalten haben. Die Mitglieder der Ausschüsse 
sollen von den Aktionären und — dies ist das eine neue 
Kennzeichen des Trusts — von den Grubenarbeitern „nach 
einem bestimmten Verhältnisse“ gewählt werden. Die gegen¬ 
wärtigen Verwalter, heisst es in dem Entwürfe, dürften meist 
in ihren Stellungen verbleiben, und wenn dies nicht möglich 
wäre, würden sie entschädigt werden.. Der Werth der 
Kohlengruben ist durch Sachverständige zu bestimmen, 
doch wird als Maassstab ungefähr ein Satz von 15 s. für 
die Tonne gewöhnliche Kohle je nach der Jahreserzeugung 
der betreffenden Gruben in den letzten Jahren, vorgeschlagen. 
Die bisherigen Besitzer werden zu einem Drittel in Pfand¬ 
briefen (debentures) und zu zwei Dritteln in Aktien der 
Gesellschaft bezahlt; beide Arten von Papieren sind unkünd¬ 
bar. Ein zu diesem Zweck zu bildendes Bankensyndikat 
übernimmt die Verpflichtung, jedem darum nachsuchenden 
Interessenten ein Drittel gegen Pfandbriefe baar auszuzahlen, 
eine Bestimmung, die mit Rücksicht auf die abzulösenden 
Lasten getroffen ist. Wer sich dieses Rechtes bedient, 
dem gegenüber erhält das Konsortium auf ein Jahr hinaus 
auch die Option auf ein weiteres Drittel des ihm zu¬ 
gewiesenen Aktienbetrages al pari. 

Die Zentralisation der Betriebe bedeutet eine Verbilli¬ 
gung der Produktion. Dank der grossartigen Zusammen¬ 
fassung der Gruben zu einem grossen, einheitlich geleiteten 
Ganzen würden, so führt Sir George Elliot aus, die Betriebs¬ 
einrichtungen stetig verbessert werden. Fahrkünste, Be¬ 
leuchtung, Wetterführung, Ausbau der Gruben, Wasser¬ 
haltung und Abbauweise könnten unter der Herrschaft des 
alle technischen Mittel anwendenden Riesenbetriebes auf 
das Trefflichste eingerichtet werden. Nicht mehr wie bis¬ 
her werde die minderwerthige Kohle nur wenig benützt 
oder gar vergeudet, auch die Kleinkohle könne fortan in 
grossem Maassstabe zu Tage gefördert und den Armen, die 
heute ihre Kohle theurer als die Reichen bezahlen, wohlfeil 
abgelassen werden. Mächtige Lager und Flöze, heute als 
Grenzscheiden zwischen Nachbargruben brachliegend, nähme 
die genossenschaftliche Wirthschaft, die keine Rücksicht auf 
Einzelinteressen störe, erfolgreich in Angriff. Förderung 
und Gewinn stiegen so um ungefähr 10 pCt. 

Der Einzelkapitalist, wird durch den Elliot’schen Vor¬ 
schlag mediatisirt. Seine Selbstständigkeit ist dahin, sein 
Betrieb ist eine Zweiganstalt der Vereinigung. Ein Heer 
von Beamten, unter dem Befehl eines Direktoriums, ver¬ 
waltet das Geschäftsvermögen, in das sein eignes nach Aus¬ 
löschung jedes individuellen Merkmals aufgegangen ist. Ein 
Schlag schlägt die tausend Verbindungen der assoziirten 
Wirthschaft, Eine Kraft treibt das gesammte Räderwerk, Ein 
Befehl bewegt die ungeheuren Massen der durch rastlose 
Arbeit erzeugten Werthe. Der Einzelunternehmer ist der 
Beamte oder der Pensionär des Trust i). 

Was für eine Aufgabe ist den Bezirksausschüssen ge¬ 
stellt? Sie sollen die Lohnfrage regeln, da ja in ihnen auch 
die Arbeiter „durch die von ihnen gewählten Direktoren“, 
(by their elected directors) vertreten seien. Sie sollen einen 
für das ganze Königreich annähernd gleichen Lohnsatz herbei¬ 
führen. Die Löhne sollen im Vergleich zu denen in anderen 
Gewerben liberal bemessen werden („on liberal basis com- 
pared with other classes of labour“). Die Fortschritte der 
Technik müssten nutzbar gemacht, das Risiko der Arbeit 
solle herabgesetzt werden, Gleichmässigkeit der Lohn- und 
Arbeitsbedingungen für die Gesammtheit der Betriebe sei an¬ 
zustreben. Dadurch beseitige man die Ursache von vielen 
Theilausständen und örtlichen Zwistigkeiten. Ein Versiche¬ 
rungsfonds für bergfertige und invalide Arbeiter und ihre 
Angehörigen wird im Betrage von 758 383 Lstr. (1 d. für 
jede Tonne) errichtet. 

h Siehe die Kartelle a. a. O. S. 513—515. 
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Alles dies aber, heisst es im Entwurf, ist ein nichtiger 
Kleinkram (nibbles) gegenüber der beabsichtigten Gewinn¬ 
betheiligung der Arbeiter und Verbraucher. 

Wie wird das Nettoeinkommen verwendet? In Abzug 
zu bringen sind die Kosten für den Arbeiterversicherungs¬ 
fonds, für einen Tilgungsfonds und für einen Reservefonds 
zur Erschliessung neuer Gruben an Stelle der erschöpften. 
Der Rest der Einnahme vertheilt sich wie folgt: 5 pCt. Zinsen 
für die Pfandbriefe, die den früheren Besitzern ausgestellt 
werden; eine Minimal-Dividende von 10 pCt. für die Aktien. 
Die Dividende darf mit Erlaubniss der Board of Trade, des 
Handelsamtes, — und diese Einschaltung einer staatlichen 
Oberaufsichtsbehörde ist das zweite unterscheidende Merk¬ 
zeichen des neuen Trusts — bis zu 15 pCt. gesteigert werden, 
doch ist dieses Mehr an die Grubenarbeiter und Aktionäre 
„zu gleichen Theilen“ auszuschütten. Niemals solle der 
Trust den Kohlenpreis höher halten, als nothwendig sei, 
um diesen Ertrag zu erzielen. Rechtfertigten aber die Um¬ 
stände einen höheren Preis, dann dürfe nur das Handels¬ 
amt die Preissteigerung beschliessen, und wenn auch dessen 
Unparteilichkeit nicht als über jeden Zweifel erhaben er¬ 
scheine, dann könne die Oberaufsicht („the ultimate power 
of control“) Schiedsmännern übertragen werden, die der 
Lord Chief Justice, der Lord-Oberrichter, ernenne. Das 
konsumirende Publikum solle von dem 15pCt. übersteigenden 
Gewinn ein Drittel in Gestalt eines Diskonts erhalten; in die 
übrig bleibenden zwei Drittel sollten sich Aktionäre und 
Arbeiter theilen. 

Nach Elliot genügt die gegenwärtige Ausbeute und der 
jetzige Durchschnittspreis, um 5 pCt. für die Obligationen 
und eine zehnprozentige Dividende zu zahlen. Der Kohlen¬ 
trust könne, sobald zwei Drittel der Grubenbesitzer zuge¬ 
stimmt haben, ins Leben treten. Die Aussichten seien 
günstig. Weshalb sollten sich die Kohlenherren, meint 
Elliot. denn auch sträuben, da ihr Eigenthum viel gefestigter 
und einträglicher werde? Wie er berechnet, steigt unter dem 
Kohlentrust der Kapitalwerth der Grube vom Fünffachen bis 
Siebenfachen der Jahreseinnahme auf etwa das Zwanzigfache. 
Finanzpolitisch genommen kennzeichnet Elliot den Trust als 
einen ungeheuren Konversionsplan („an immense conversion 
scheme“). 

In der That eine Konversion grossen Stils! Das Kohlen¬ 
kapital, der König der grossen Industrie, konvertirt zum 
Kollektivismus, legt Zeugniss dafür ab, dass die Einzel- 
wirthschaft nicht mehr den ins Ungeheure gewachsenen 
Produktivkräften Stand zu halten vermag und bekennt sich 
zu der Einsicht, dass allein die genossenschaftliche Wirth- 
schaftsweise das Feld behauptet. Die Macht der wirthschaft- 
lichen Entwickelung führt zu einem bahnbrechenden sozialen 
Fortschritt, zur Syndizirung des Gewerbes. Die gesellschaft¬ 
liche Produktion, wie sie innerhalb des modernen Einzel¬ 
betriebes herrscht, dehnt sich zur Gemeinschaft innerhalb 
einer ganzen Industrie, zu einer Gemeinschaft freilich, die 
zugleich einen Höhepunkt kapitalistischer Aneignung be¬ 
zeichnet. Dass aber solche Bildungen ins Dasein treten, 
beweist einleuchtend die Unverträglichkeit der Produktions¬ 
weise mit den Produktivkräften. Wir haben Uebergangs- 
erscheinungen vor uns, in denen der unversöhnliche Gegen¬ 
satz zwischen dem absterbenden Seienden und dem jugend¬ 
kräftigen Werdenden besonders scharf hervortritt. Weil 
die alten Formen in Trümmer gehen, flüchtet die kapitalisti¬ 
sche Welt zu Gestaltungen, in deren Schoosse sich schon 
die Keime zu einer neuen Produktionsweise entfalten. Um 
die Alleinherrschaft in einem Industriezweige kämpft der 
Kohlentrust, die Machtmittel des Besitzes in seiner Hand 
zu vereinigen, die Produktion und den Markt zu beherrschen 
ist sein Ziel. Erfüllt er diese Aufgabe, schafft er ein 
Monopol, wie es die Welt noch nicht gesehen — beträgt 
doch Englands Kohlenausbeute über ein Drittel der ge- 
sammten Kohlenerzeugung des Erdrunds, ist die deutsche 


Kohlenproduktion ja noch nicht einmal halb so gross wie 
die Grossbritanniens —, so wälzt er zugleich die ökonomi¬ 
schen Zustände um und eröffnet nicht nur wirthschaftlich, 
sondern auch politisch einen neuen Abschnitt der sozialen 
Bewegung Englands. 

Der Kohlentrust ist eine „Gesellschaft Monopolia“. Die 
weitsichtigen Geschäftsleute, die ihn planen, täuschen sich 
am wenigsten über seine Tragweite und seine Aufgaben. 
Zu ihrem Vortheil will die Unternehmerschaft die Produktion 
regeln, den Markt beherrschen, die Preise bestimmen oder 
bedeutungsvoll wenigstens beeinflussen. Man ist es müde, 
sich wehrlos den Nackenschlägen der Produktionsanarchie 
auszusetzen, im zügellosen Wettbewerb einander zu ver¬ 
derben, aus der Ueberproduktion in die Geschäftsstockung 
unvermittelt überzugehen. Sich befestigen heisst sich ver¬ 
binden. Jetzt haben die Grubenherren noch die Macht in 
Händen. Karteiliren sie ihr Gewerbe nicht, so bereitet viel¬ 
leicht das Gemeinwesen den unhaltbaren Zuständen ein 
gewaltsames Ende und enteignet als oberster Grundherr 
seine Lehensträger. Eine Industrie, die von solch aus¬ 
schlaggebender Wichtigkeit für den gemeinen Nutzen ist, 
wie die Kohlenindustrie und zugleich die Vorbedingungen 
für die Zentralisation der Betriebe so gut erfüllt, räumt zu¬ 
letzt auch mit überkommenen Lehrmeinungen der politischen 
Oekonomie in ihrer Heimath auf. Wird nicht vertrustet, so 
wird verstaatlicht. 

Indess der Kohlentrust treibt auch Sozialpolitik. Die 
festländischen Kartelle lieben es, sich und ihr Treiben in 
ein tiefes Dunkel zu hüllen; wo sie an die Oeffentlichkeit 
treten, offenbaren sie sich als Unternehmerverbände, die 
in scharf zugespitztem Gegensätze zur Arbeiterschaft stehen. 
In England, wo die bürgerliche Politik mit den Arbeitern 
rechnet und mit ihnen als von Macht zu Macht verhandelt, 
wird der Kohlentrust von seinen Urhebern als Mittel der 
sozialen Reform bezeichnet: die Arbeiter werden zur Ver¬ 
waltung herangezogen, man verspricht ihnen einen gewissen 
Gewinnantheil. Das ist zum mindesten Sozialreform — auf 
dem Papier. So gering wir den thatsächlichen Werth des 
den Bergleuten gemachten Zugeständnisses anschlagen, 
das Zugeständniss zeigt trotzdem den grellen Unterschied 
zwischen englischer und deutscher Kapitalistenpolitik. Jene 
sucht sich mit den Bergleuten ins Einvernehmen zu setzen, 
die deutschen Grubenherren aber, wie der 1889er Ausstand 
gelehrt hat, „verhandeln mit Arbeitern nicht“. Die Leitung 
des deutschen Kohlenverkaufsvereins, zum Theil von den 
Arbeitern gewählt, das wäre ein Majestätsverbrechen für 
unsere Grubenfeudalität. Dafür sind die Engländer um so 
nüchternere und aufgeklärtere Leute, denn sie haben mit 
einer Arbeitergruppe zu thun, die die bestorganisirte der 
Welt ist. 

Trotzalledem hat es auch dieser britische Knappenschutz 
in sich. Die Arbeiter dürfen freilich die Mitglieder der Be¬ 
zirksausschüsse wählen, aber nicht aus ihrer Mitte. Wählen 
dürfen sie, aber „nach einem bestimmten Verhältniss“. Wie 
und von wem das „Verhältniss“ bestimmt wird, darüber 
schweigt weislich der Entwurf. Sicher ist nur, dass kraft 
dieses Wahlrechts die Grubenkapitalisten den Ausschlag 
geben. 

Haben die Arbeiter die Wahl ihrer managers vollzogen, 
so ist es mit der Wahlherrlichkeit zu Ende, die Bezirks¬ 
ausschüsse und der über dem Ganzen thronende Central¬ 
rath, auf den die Bergleute gar keinen Einfluss haben, 
schalten und walten nach eignem Ermessen. Im besten 
Falle ist die Wahl eine bedeutungslose Förmlichkeit. 

Sobald die Bezirksausschüsse in Thätigkeit treten, be¬ 
ginnen auch schon die Reibungen zwischen Kohlengräbern 
und Kohlenherren. Die ausgesprochene Absicht des Trusts 
ist es, für die Gesammtheit der Werke einen möglichst 
gleichen Lohnsatz festzusetzen. Mit der verschwommenen 
Erklärung, der Lohn solle im Vergleich zu anderen Gewerben 
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„liberal“ sein, ist nichts gethan. Gelingt es der vereinigten | 
Unternehmerschaft, die Lohngleichheit durchzuführen, so 
geschieht dies im Interesse der Aktionäre. Das heisst, man 
wird versuchen, einen Maximallohn festzulegen, der die 
Arbeitseinkommen der Grubenleute an eine bestimmte 
Grenze bannt. Je niedriger die Grenze, desto höher der 
Gewinn, desto sicherer die Minimumdividende und 
der Pfandbriefzins. Wird ein Durchschnittsbetrag 
berechnet, so versteht es sich, dass nicht die Löhne 
der bestbezahlten, am günstigsten gestellten Arbeiter¬ 
schichten, sondern die der schlechtgelohnten Gruppen 
der Aufstellung zu Grunde gelegt worden. Die Gleich¬ 
macherei der Löhne, wie sie der Elliot’sche Entwurf vor¬ 
schlägt, drückt die Löhne und senkt die Lebenshaltung der 
Bergarbeiterschaft, deren Leistungsfähigkeit und organisato¬ 
rische Kraft dadurch geschädigt werden. Eins freilich wäre 
erreicht. Da der Trust nicht blos die Löhne, sondern auch 
die Arbeitsbedingungen im ganzen Königreiche egalisirt, 
wirft er mit einem Ruck zugleich die Schranken über den 
Haufen, die heute noch die Grubenleute der verschiedenen 
Bezirke trennen. Fällt der Unterschied in der Arbeitsweise, 
der Arbeitsdauer, der Löhnungsart, der Northumberlands 
und Durhams Häuer von den Knappen Yorkshires und 
Lancashires scheidet, so wird zugleich der Interessengegen¬ 
satz zwischen den Bergleuten selbst von Grund aus ent¬ 
wurzelt. Ein verhängnissvoller Zwiespalt, wie er auch jetzt 
wieder im Ausstande zu Tage trat, ist dann unmöglich, die 
Gemeinsamkeit der Interessen an Stelle des Eigennutzes und 
des Eigendünkels erfüllt die gesammte Bergarbeiterschaft 
Grossbritanniens mit dem zu erspriesslichem Fortschritt 
nothwendigen Klassenbewusstsein. 

So treibt der Kohlentrust Sozialpolitik wider Willen, 
indem er die Grubenarbeiter zu engerer Gemeinschaft und 
die Gewerkschaftsbewegung zu einer reinen Klassenpolitik 
zwingt. 

Für die Gewinnbetheiligung der Grubenleute gilt das, 
was grundsätzlich gegen die Gewinnbetheiligung überhaupt 
einzuwenden ist. Sie ist nur ein Anreiz zu angespannter 
Arbeit im Interesse der Besitzer und stellt eine versteckte 
Form des Akkordlohns dar. Wann tritt sie überhaupt ein? 
Nachdem fünfzehn Prozent für die Aktionäre aufgebracht 
sind. Wie gering ist der Antheil der Tausende von Arbei¬ 
tern, verglichen mit dem des Besitzers! Und hängt es nicht 
vom Belieben des Trusts ab, ob jene 15 Prozent erreicht 
werden? Kann er nicht die Aktien verwässern und so von 
vornherein die Aktionäre doppelt bevorrechten? England ist 
doch die klassische Heimath für den Kniff des „watering 
the stock“. 

Von dem Rabatt zu reden, der den Verbrauchern 
gewährt w^erden soll, verlohnt sich nicht. 

Ein geradezu genialer Kunstgriff aber ist die Staats¬ 
aufsicht. Sir George sagt es offen heraus, dass das Handels¬ 
amt zwischen zwei Feuern stehen werde. Auf der einen 
Seite drängten die Aktionäre und Arbeiter, auf der anderen 
die Konsumenten; jene hätten ein Interesse an hohen, diese 
an niedrigen Kohlenpreisen. Der Trust wälzt die Verant¬ 
wortlichkeit für die Preisbewegung auf die Schultern des 
Board of Trade, der ihm gegen die öffentliche Kritik als 
willkommener Puffer dienen soll. Der Gewinn ist hoch, er 
übersteigt 15 Prozent, aber das Handelsamt hat die Super¬ 
dividende genehmigt. Nun ist der Preis für Kohle gestiegen, 
die Verbraucher klagen. So mögen sie einen Entrüstungs¬ 
sturm gegen das Handelsamt entfesseln, das den Preis er¬ 
höht hat. Welche Regierung wohl in diese Mausefalle 
gehen wird? Und so sicher auch die Festigkeit der Preise 
sein wird, wann werden sie so tief sinken, dass sie den 
Aktionären nicht die Maximum-Dividende abwürfen? 

Ist die Sozialpolitik des Trusts ein für seinen Aufbau 
bedeutungsloser Zierrath, so erscheint die Staatsaufsicht als 
Staatr^bürgschaft für die Stetigkeit einer grandiosen Plus¬ 


macherei. Scheidet man aber auch Beides aus, der Grund¬ 
gedanke des Elliot’sehen Vorschlags wird verwirklicht werden. 

Ein Riesenkartell ersteht mit ungeheuren Mitteln, Herr¬ 
scher über eine Weltindustrie, in seinem Dienste eine Million 
Arbeiter. Eine Million, die zum Theil schon organisirt ist, 
die unter dem Drucke des Trusts und fügen wir hinzu unter 
dem Schutze der britischen Gesetze sich vollends zu 
einem noch nicht dagewesenen Kampfverbande einen wird. 
Ein Riesenkartell, das Handel und Wandel revolutionirt, 
das die grosse Welt der Verbraucher in Bewegung setzt 
und die Gleichgültigsten interessirt, weil das Interesse auch 
der Gleichgültigsten in Frage kommt. 

Wird es gelingen, die Unternehmer jetzt schon unter 
Einen Hut zu bringen? 

Darüber entscheiden die Umstände. Kein Zweifel aber, 
dass diese Generation noch den Kohlentrust erleben wird. 

Berlin. Bruno Schoenlank. 


Die höheren Berufsarten der Frauen in 
Deutschland. 


Während man für die sozial am niedrigsten stehende 
Klasse der Bevölkerung, für den Arbeiterstand, eine Be¬ 
schränkung der Frauenarbeit durchzusetzen versucht, ist 
man jetzt bestrebt, für den sogen. Mittelstand eine Er¬ 
weiterung des Erwerbsgebietes des weiblichen Geschlechts 
herbeizuführen. Diese Bestrebungen sind in Deutschland 
erst neueren Datums. Man behandelte früher die Frauen¬ 
frage von zu grossen Gesichtspunkten aus, als dass bei aller 
Propaganda ein praktisches Resultat hätte erzielt werden 
können. Die Frage der Frauenemanzipation wurde ledig¬ 
lich als eine Frage der politischen und rechtlichen Gleich¬ 
stellung des Weibes mit dem Manne betrachtet. Man be¬ 
dachte nicht, dass erst die sozialen Verhältnisse im ein¬ 
zelnen eine durchgreifende Aenderung erfahren müssen, 
ehe man zu dem letzten Ziele der Frauenfrage gelangen 
konnte. Schliesslich sah man den Fehler ein, und die 
Frage spitzte sich zu einer Zulassung der Frauen zu der 
akademischen Karriere zu, und es giebt auch heute noch 
eine grosse Anzahl Personen, die sich auf demselben Stand¬ 
punkte befinden. Aber die Frage der Zulassung der Frauen 
zum Universitätsstudium ist weder der Gipfelpunkt, noch 
überhaupt ein besonders hervorragender Punkt in der 
Frauenbewegung. Denn wenn diese zunächst den Zweck 
haben soll, das Erwerbsgebiet des Weibes auszudehnen 
und dadurch auf die unbedingte Gleichstellung von Mann 
und Frau hinzuwirken, so ist zu bedenken, dass es nicht von 
grosser Bedeutung sein kann, ob es hundert weibliche Aerzte 
in Deutschland giebt oder nicht. Dagegen ist es von 
grosser Wichtigkeit, dass die Töchter des zu immer grösserer 
Proletarisirung vorschreitenden Mittelstandes aus falscher 
sozialer Anschauung herausgerissen und in die verschieden¬ 
sten Berufsarten hineingeführt werden, falls nicht die 
Lösung der sozialen Frage im Grossen auf irgend eine 
andere Weise erfolgt. Die Leute aus dem Mittelstände 
leiden heute unter einem solchen materiellen Drucke, dass 
nur herzlich wenige von ihnen die Kosten für eine gym¬ 
nasiale und akademische Ausbildung würden tragen können. 
Um sich überhaupt ein klares Bild über die gegen¬ 
wärtigen Verhältnisse zu verschaffen und auf Grund des¬ 
selben sich eine Vorstellung von dem in der nächsten Zu¬ 
kunft Möglichen machen zu können, muss man zunächst, 
frei von aller Ueberschwenglichkeit, die manche neuere 
Schriften an den Tag legen, diejenigen Berufsarten Revue 
passiren lassen, die schon heute dem weiblichen Geschlecht 
in Deutschland zugänglich sind. Dabei werden die Existenz¬ 
bedingungen jeder einzelnen Berufsthätigkeit in Betracht zu 
ziehen sein. Selbstverständlich sind hierbei die Arbeite- 
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rinnen, einschliesslich der Näherinnen, Putzmacherinnen 
u. s. w., sowie die Dienstboten ausser Berücksichtigung zu 
lassen. 

Nehmen wir zuerst die amtlichen Charakter tragenden 
Berufsarten. Wieviel hatte man sich von der Einstellung 
von Telegraphistinnen vor einer Reihe von Jahren ver- 
sprochen! Heute giebt es deren nur noch rund 120 im 
ganzen Deutschen Reiche, nachdem sich eine Verfügung des 
Staatssekretärs im Reichspostamt gegen die Neueinstellung 
von Telegraphistinnen ausgesprochen hat. Dagegen be¬ 
trägt die Zahl der Fernsprechgehilfinnen, mit deren An¬ 
nahme vor etwa 3 Jahren begonnen wurde, gegenwärtig 
rund 1260. Die Erweiterung des Fernsprechnetzes wird 
auch eine vermehrte Einstellung von Telephonistinnen zur 
Folge haben. Angenommen werden nur durchaus gesunde 
Mädchen mit der in einer höheren Mädchenschule erlangten 
Bildung und in einem Alter von mindestens 18 Jahren. Der 
Beruf ist äusserst anstrengend und aufreibend und nimmt 
täglich 6 bis 8 Stunden in Anspruch; das Tagegeld beträgt 
durchschnittlich 3 Mark, die Anstellung ist in der Regel 
nur eine diätarische. Einen einigermaassen sicheren Lebens¬ 
beruf stellt diese Thätigkeit also nicht dar. Aehnlich ist es 
mit den Billetexpedientinnen bei den Eisenbahnverwaltungen, 
deren Zahl sich nicht ermitteln Hess; doch ist diese 
keinesfalls bedeutend und dürfte höchstens einige hundert 
Personen umfassen. 

Etwas besser steht es mit den Lehrerinnen, die sich in 
zwei Kategorien scheiden: Lehrerinnen an Volksschulen 
und solche an höheren Mädchenschulen; dazu kommen 
Handarbeitslehrerinnen. In der Regel geschieht die Aus¬ 
bildung als Lehrerinnen an besonderen Seminaren; der 
Kursus ist zwei- bis dreijährig. Vor vollendetem 18. Lebens¬ 
jahre erfolgt keine Anstellung und meistentheils auch keine 
Prüfung. Vorbedingung für die Ausbildung im Seminar ist 
die Absolvirung einer höheren Mädchenschule. Bei der 
Prüfung als Volksschullehrerin wird im Gegensatz zur 
Prüfung als Lehrerin an einer höheren Mädchenschule die 
Kenntniss fremder Sprachen nicht verlangt, im übrigen aber 
sind die Anforderungen dieselben. Nach der „Statistischen 
Korrespondenz“ gab es in Deutschland an den öffentlichen 
Volksschulen unter 120032 vollbeschäftigten Lehrkräften 
13 750 Lehrerinnen. Ueber das Einkommen derselben giebt 
die Statistische Korrespondenz einige Angaben für Preussen 
für 1891. Danach ist das Durchschnittseinkommen der 
Lehrerinnen seit 1886 um 5,69 pCt., daS* der Lehrer um 
12,13 pCt. gestiegen und zwar betrug das Durchschnitts¬ 
einkommen der Lehrerinnen in den Städten 1261 Mk., 
auf dem Lande 1020 Mk. einschliesslich des Werthes der 
Wohnung und Feuerung. Während die Lehrer zu 43pCt. 
aus der landwirthschaftlichen Bevölkerung stammen, ge¬ 
hören nur 1578 pCt. der Lehrerinnen diesem Kreise an; 
die Lehrerinnen rekrutiren sich hauptsächlich aus dem 
Stande der Beamten, der sog. freien Berufe und der Ge¬ 
werbetreibenden. 

Ueber die Verwendung von Lehrerinnen an Mittel- und 
höheren Mädchenschulen in Preussen giebt Heft 120 der 
amtlichen „Preussischen Statistik“ Aufschluss. Danach waren 
beschäftigt 1891 an den öffentlichen (Knaben- und Mädchen- 
Mittelschulen 448 vollbeschäftigte Lehrerinnen und 35 nicht¬ 
vollbeschäftigte Hilfslehrerinnen (gegen 2024 bezw. 281 
Lehrer), dagegen an öffentlichen höheren Mädchenschulen 
866 vollbeschäftigte und 58 Hilfslehrerinnen (gegen 973 bez. 
298 Lehrer). An den Privatschulen unterrichteten an 
Mittelschulen 426 vollbeschäftigte und 50 nicht vollbeschäf¬ 
tigte Lehrerinnen (gegen 770 bezw. 602 Lehrer), an höheren 
Mädchenschulen 2733 vollbeschäftigte und 499 nicht voll- 
beschäftigte Lehrerinnen (gegen 130 bezw. 1690 Lehrer). 
Man sieht also, dass sich das Verhältniss an den Privat¬ 
schulen für Lehrerinnen günstiger stellt als an den öffent¬ 
lichen Schulen, in denen ja weibliche Lehrkräfte nur selten 


zu leitender Stellung in den oberen Klassen zugelassen 
werden. Es wird bei der Stellung der preussischen 
Unterrichtsverwaltung noch lange dauern, ehe die Frau auch 
bis dahin Vordringen wird. Bezüglich des übrigen Deutsch¬ 
land erhalten wir in dem auf amtlichen Quellen beruhenden 
Buche von Helene Lange über „die Entwickelung des 
höheren Mädchenschulwesens in Deutschland“ folgende An¬ 
gaben: Bayern zählt 960 wissenschaftliche Lehrerinnen, 
Württemberg 97, Baden 40 (über Privatschulen befindet sich 
in dieser Statistik eine Lücke), Hessen 164, Mecklenburg 
299, die thüringischen Staaten 57, Anhalt 21, Waldeck und 
die beiden Lippe 12, Elsass-Lothringen 461, die drei Hanse¬ 
städte 599. Vom Königreich Sachsen werden mangels ge¬ 
nügenden Materials nur 12 Lehrerinnen aufgeführt iind von 
einigen Einzelstaaten fehlen Zahlen über Privatschulen voll¬ 
ständig; doch würden sie in der Gesammtsumme wohl nur 
wenig ins Gewicht fallen. Die Gehaltsverhältnisse finden in 
dem Buche keine Erwähnung, so dass man in dieser Hinsicht 
auf Zeitungsnotizen und private Ermittelungen angewiesen ist. 
Demnach würde das Einkommen der Lehrerinnen an höheren 
und Mittel-Mädchenschulen nicht wesentlich das der preussi¬ 
schen Volkschullehrerinnen übersteigen. Die Leiter der 
Privatanstalten, deren es ja weit mehr als öffentliche Schulen 
giebt, zahlen in der Regel geringere Honorare, die in 
grösseren Städten bei vollbeschäftigten Lehrkräften zwischen 
75 und 150 Mk. schwanken, während an öffentlichen Schulen 
ein Mindestgehalt von 100 Mk. monatlich die Regel zu sein 
scheint; ein Gehalt von 2(X) Mk. monatlich ist sehr selten, 
und ein höheres Gehalt dürfte wohl kaum Vorkommen. 
Trotz dieser verhältnissmässig ungünstigen Situation ist der 
Beruf Oberfüllt, und nur eine geringe Anzahl findet Be¬ 
schäftigung an Schulen. Es giebt in Deutschland 114 
Lehrerinnen-Seminare. Nun ist zwar über die Zahl der 
dort Ausgebildeten nichts bekannt, aber wenn jährlich auch 
nur 5 Schülerinnen an jeder Anstalt die Prüfung bestehen, 
so ergiebt das einen jährlichen Zuwachs von 570 Lehre¬ 
rinnen, die unmöglich alle placirt werden können. Diese 
Mädchen sind darum gezwungen, ihr Heil als Erzieherinnen 
zu suchen oder sich durch Ertheilung von Privatstunden 
zu ernähren; denn die überwiegende Anzahl ist auf eigenen 
Erwerb angewiesen. Dass die Erzieherinnen nicht gut ge¬ 
stellt sind, ist genugsam bekannt. In Deutschland finden 
die Gouvernanten eine verhältnissmässig geringe Ver¬ 
wendung, da hier mehr und mehr die Gepflogenheit sich 
eingebürgert hat, dass auch reiche Eltern ihre Kinder in 
eine Schule schicken. Nur wohlhabende Leute auf dem 
Lande nehmen für ihre Kinder Erzieherinnen an; doch ist 
auch hier der männliche Hauslehrer noch vorherrschend. 
Aber selbst das Loos derjenigen, die das Glück haben, eine 
Erzieherinstellung zu erhalten, ist nicht gerade beneidens- 
werth, denn die vorzüglichsten Stellungen sind mit höchstens 
50 Mk. monatlich neben freier Station dotirt; meistenteils ist 
aber das Gehalt geringer und geht bis auf 20 Mk. herab. 
Klagen über drückende Abhängigkeit seitens launischer 
Hausfrauen sind nicht selten. Zu den Obliegenheiten einer 
solchen Erzieherin gehört auch häufig die in den Thätig- 
keitsbereich der Kindermädchen -fallende Wartung der 
Zöglinge. Das Ausland, namentlich England und Ungarn, 
ist von deutschen Erzieherinnen überschwemmt, so dass 
auch dort die Aussichten nicht glänzend genannt werden 
können. 

Was die Handfertigkeitslehrerinnen anbetrifft, so 
ist vorweg zu bemerken, dass ein wesentlicher Thcil ihrer 
Einnahmen aus dem Privatunterricht herrührt, so dass eine 
Kontrole nach dieser Richtung sich nicht ausführen lässt. 
Auch von der Handarbeits- und Zeichenlehrerin wird eine 
höhere Schulbildung, sowie die Ablegung einer Prüfung 
vor einer behördlichen Kommission verlangt. Pädagogische 
Kenntnisse sind ebenfalls erforderlich. Vor dem 18. Lebens¬ 
jahre findet keine Anstellung statt. Bevorzugt werden 
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solche, die ein Lehrerinnenexamen bereits bestanden haben, 
und in den Landgemeinden werden fast ausschliesslich der¬ 
artige Mädchen angestellt. Das Durchschnittseinkommen 
dürfte wesentlich geringer sein als das der wissenschaft¬ 
lichen Lehrerinnen; Anhaltspunkte für die Berechnung des 
Einkommens fehlen leider. Nach der „Preussischen Statistik“ 
gab es 1891 an den Mittel- und höheren Schulen inPreussen 
1322 geprüfte, 720 nicht geprüfte Handarbeitslehrerinnen. 
Doch enthält diese Statistik wohl unter Handarbeitslehre¬ 
rinnen auch solche, die zugleich in einem anderen Fache 
an derselben Schule unterrichten. Richtiger dürfte die 
Zahl 1593 sein, die Helene Lange anführt. Die Ermitte¬ 
lungen der Verfasserin über das übrige Deutschland weisen 
leider viele Lücken auf; es wird nur von 534 Lehrerinnen 
berichtet, lieber die Volksschulen fehlen uns Zahlen über¬ 
haupt. Laut vereinzelten Nachrichten in den verschiedensten 
Blättern stellt sich das Verhältniss folgendermassen: In 
den meisten Gemeinden Süd- und Südwestdeutschlands er- 
theilen in den Volksschulen, in denen Lehrerinnen über¬ 
haupt beschäftigt werden, diese auch neben dem übrigen 
Unterricht auch den Handfertigkeitsunterricht. In den 
grossen Städten dagegen ist eine eigene Handarbeitslehrerin 
angestellt. Ueberfüllt soll dieser Beruf noch nicht sein, da 
man erst in neuester Zeit auf diesen Unterrichtszweig be¬ 
sondere Aufmerksamkeit zu wenden angefangen hat. Paul 
Dobert führt in seinem Buche „Frauenerwerb“ 39 Anstalten 
zur Ausbildung als Handarbeits- und Zeichenlehrerin auf. 
Zur Wahrnehmung der materiellen Interessen und zur 
wissenschaftlichen Förderung bestehen zwei grosse Lehre¬ 
rinnenvereinigungen: die Pensionsanstalt für Lehrerinnen 
und Erzieherinnen, gegründet 1874 mit 2391 Mitgliedern 
am 31. Dezember 1891 und der allgemeine deutsche Lehr^- 
rinnenverein mit ungefähr 5000 Mitgliedern. 

Ein nicht erfreulicheres Bild bieten uns die Verhältnisse 
derjenigen Mädchen, die sich die Erziehung der vorschul¬ 
pflichtigen Kinder zur Aufgabe gesetzt haben, der Kinder¬ 
gärtnerinnen. Der vor kurzem erschienene Bericht der 
IX. Sonderkommission der Frauenabtheilung für die Welt¬ 
ausstellung zu Chicago, herausgegeben von Prof. Pappen¬ 
heim, Vogelsang und Janke, giebt uns mancherlei lehr¬ 
reiche Aufschlüsse, wenngleich auch dieses Material, freilich 
ohne Schuld der Verfasser, nichts weniger als erschöpfend 
ist. So fehlt aus Rheinland und Westfalen jede Angabe, 
da die betreffenden Fragebogen nicht beantwortet worden 
sind. Man unterscheidet Kindergärtnerinnen ersten und 
zweiten Grades: jene sind pädagogisch vorgebildet, und es 
wird von ihnen eine höhere Schulbildung, in der Regel 
die Absolvirung der zweiten Klasse einer höheren Mädchen¬ 
schule verlangt, diese sind nur bessere Kindermädchen mit 
Elementarschulbildung, denen einige Kenntnisse der Fröbel- 
schen Erziehungsmethode beigebracht werden. In die 
staatlich anerkannten Seminare werden zur Ausbildung als 
Kindergärtnerinnen ersten Grades Mädchen nicht unter dem 
Alter von 15 Jahren aufgenoramen. Die Zahl der in diesen 
Anstalten während der letzten Jahre durchschnittlich jähr¬ 
lich ausgebildeten Kindergärtnerinnen beträgt 807 in ganz 
Deutschland, soweit Material vorliegt; thatsächlich werden 
es wohl tausend sein. Eine weit grössere Zahl sieht jedoch 
von der theoretischen Ausbildung ab und begnügt sich mit 
einem praktischen Kursus unter der Leitung einer Kinder¬ 
garteninhaberin. Die Kursusdauer im Seminar schwankt 
zwischen 3 Monaten und 2 Jahren. Die Zusammenstellung 
in dem erwähnten Bericht ergiebt, dass in denjenigen 
Kindergärten, Krippen etc., von denen Material vorliegt, im 
Ganzen 1732 Kindergärtnerinnen erster und zweiter Klasse 
gegen Vergütung beschäftigt werden. Dass die Bezahlung 
nicht besonders glänzend ist, braucht nicht besonders her¬ 
vorgehoben zu werden; allerdings dauert die Beschäftigungs¬ 
zeit in der Regel nur einen halben Tag. Einige Gehalts¬ 
angaben mögen hier folgen. In der Kleinkinderbewahr¬ 


anstalt „Heilig-Kreuz“ zu Berlin erhalten die beiden Kinder¬ 
gärtnerinnen monatlich 30 und 18 Mk.; in den Bewahr-An¬ 
stalten Schleswig-Holsteins erhalten die Leiterinnen zwischen 
250 bis 560 Mk. jährlich bei freier Beköstigung und Wohnung, 
die Gehilfinnen 120 bis 336 Mk.; in Magdeburg geht das 
Einkommen bis 600 Mk., in einzelnen Kindergärten Thü¬ 
ringens sogar bis 910 Mk.; in den Volkskindergärten Leipzigs, 
die von den Kindern vormittags und nachmittags besucht 
werden, erhalten die Leiterinnen zwischen 600 und 1500 Mk. 
Das sind aber auch die besten Einkommen. Dagegen 
fristen die Leiterinnen der Privatkindergärten oft ein sehr 
klägliches Dasein. Man bedenke, dass z. B. in Berlin die 
durchschnittliche Besuchszahl der Kindergärten 26 beträgt, 
so dass bei einem Schulgeld von 3 Mk. monatlich für jedes 
Kind und 5 Mk. für Geschwister nach Abrechnung der 
theuren Miethe kaum 25 Mk. Ueberschuss bleiben. Daher 
sind auch die meisten Kindergärtnerinnen gezwungen, den 
etwaigen freien Nachmittag zu anderweitigem Erwerb zu be¬ 
nutzen. Von den in Seminaren oder in Privatkindergärten 
ausgebildeten Erzieherinnen nehmen auch die meisten 
Stellungen in Familien an. wo ihnen neben freier Bekösti¬ 
gung und Wohnung ein Gehalt von 5 bis höchstens 20 Mk. 
gezahlt wird, so dass ihr Einkommen nicht grösser ist als 
das eines Dienstboten, allenfalls einer Köchin. Ja, in 
grossen Städten kommen sogar Fälle vor, wo Kinder¬ 
gärtnerinnen nur für den Nachmittag gegen eine Bezahlung 
von 20 Mk. monatlich angenommen werden, und doch leidet 
der Beruf trotz der ungünstigen Verhältnisse an Ueber- 
füllung. Die Stellung als Kleinkindererzieherin in der 
Familie ist eine um so unangenehmere, als bei der Aus¬ 
legungskunst unserer Richter die Kindergärtnerin unter das 
Gesinde gerechnet werden kann und sich daher trotz ihrer 
höheren Bildung die nach der Gesindeordnung zulässige 
Behandlungsweise gefallen lassen muss. 

Unter die Rubrik des weiblichen Lehrstandes würde 
auch die Musiklehrerin fallen. Hier fehlt jedoch für Zahlen¬ 
angaben jeder Anhaltspunkt. In der Hauptsache wird dieser 
Erwerb auch nur als Nebenerwerb getrieben, insbesondere 
von Töchtern solcher Leute des kleineren Mittelstandes, 
die ihren Kindern eben nur Beköstigung und Wohnung, 
nicht aber auch noch Kleidung und Taschengeld gewähren 
können. Namentlich in grossen Städten leidet der Beruf 
an einem Zuviel an Angebot, so dass Stundenpreise von 
25 bis 50 Pf. fast die Regel zu bilden scheinen; die Kon¬ 
kurrenz des männlichen Geschlechts macht sich hier in her¬ 
vorragendem Maasse fühlbar. In kleineren Städten liegen 
die Verhältnisse etwas günstiger. 

Am schnellsten und festesten eingebürgert hat sich die 
Frauenarbeit in kaufmännischen Geschäften. Nach Olden- 
berg („Die heutige Lage der Kommis nach neuerer Litte- 
ratur“. Schmollers Jahrb. XVI, 3) nahmen die weiblichen 
Handlungsgehilfen von 1875 bis 1882 um 46pCt., die männ¬ 
lichen um 44 pCt. zu. Derselbe Verfasser schätzt die Zahl 
der gesammten Handlungsgehilfen 1892 auf 420 bis 470 000. 
Da 1885 auf 1 (XX) weibliche Gehilfen 6117 männliche kamen, 
so würde bei gleichem Verhältniss 1892 die Zahl der weib¬ 
lichen Gehilfen sich auf 62 bis 67 000 belaufen. Thatsäch¬ 
lich werden es aber wohl mehr sein. Jul. Meyer zählt in 
seiner Broschüre: „Die Stellung und Ausbildung der 
Handlungsgehilfin“ in Berlin etwa 11 000 Gehilfinnen. In 
den 70 bis 80 Geschäften der Posamentier- und Weiss- 
waarenbranche in Breslau sind nach Hiller („Die Lage der 
Handlungsgehilfen“, Leipzig 1890) etwa 200 Mädchen im 
Verkauf und Comptoir thätig. in den Blumenfabriken 
Leipzigs 289 Mädchen, in den Münchener Geschäften ins- 
gesammt 2700 Mädchen einschliesslich der Lehrlinge. Be¬ 
merkenswerth ist die Thatsache, dass die kaufmännische 
Frauenarbeit nicht bloss in alle Geschäftszweige für den 
Verkauf, sondern auch in die Comptoirs, ja sogar in Bank¬ 
geschäfte eingedrungen ist. Dt n wesentlichsten Grund hat 
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die ztinehmende Verwerthung weiblicher Arbeitskräfte in 
den geringeren Gehaltsansprüchen der Mädchen, die aller¬ 
dings auch eine weit geringere Lehrzeit (7a bis 17a Jahre) 
diirchmachen. Eine Regelung des Lehrlingswesens im kauf¬ 
männischen Gewerbe ist durchaus nothwendig, und von 
privater Seite, vom kaufmännischen und gewerblichen Hilfs¬ 
verein weiblicher Angestellten in Berlin, wird der Versuch 
einer solchen Regelung zunächst im Wege einer Lehrlings- 
stellen-Vermittelung gemacht. Mit ein Grund für die ge¬ 
ringeren Gehaltsansprüche ist der Umstand, dass die kauf¬ 
männische Erwerbsthätigkeit in überwiegendem Maasse von 
den jungen Mädchen des Mittelstandes als ein Uebergangs- 
stadium bis zur Verheiratung betrachtet wird. Viele dieser 
Mädchen sehen die Einnahmen auch nur als Zuschuss zu 
ihren Unterhaltungskosten im elterlichen Hause an. Aber je 
mehr die Heirathsgelegenheit sich vermindert und aus dem 
Nebenberuf ein Hauptberuf wird, desto drückender werden 
diese Verhältnisse. Unangenehm empfunden wird die Kon¬ 
kurrenz von zahlreichen männlichen Handlungsgehilfen, und 
Hiller giebt den Mädchen sogar den eigenthümlichen Rath, 
doch lieber Dienstmädchen zu werden. Ueber solche Vor¬ 
schläge geht freilich die Entwickelung der sozialen Verhält¬ 
nisse schnurstracks hinweg, Uebrigens ist, wie Oldenberg 
ganz richtig bemerkt, bei allem Ueberfluss an stellung¬ 
suchenden männlichen und weiblichen Handlungsgehilfen 
die Nachfrage nach tüchtigen Kräften recht stark. Betreffs 
der Bezahlung giebt uns Jul. Meyer für Berlin ziemlich ge¬ 
naue Aufschlüsse. Danach beträgt das durchschnittliche 
Monatsgehalt der Buchhalterinnen 57 Mk., der Direktricen 
und Zuschneiderinnen 72 bis 81 Mk., der Verkäuferinnen 
54 bis 58 Mk., der Expedientinnen 48 bis 51 Mk. Das 
niedrigste Gehalt beträgt 20 Mk., das höchste 200 Mk. monat¬ 
lich. Wie eine von Hiller veranstaltete Enquete ergiebt, ist in 
grösseren Städten das geringste Jahresgehalt 240, das Durch¬ 
schnittsgehalt 540 Mk. bei freier Station, während 720 bis 
1080 Mk. die Regel bei nicht freier Station bilden. Doch 
giebt es auch vielfach Gehälter, die weit unter das Existenz¬ 
minimum hinabreichen. (Siehe Auerbach, „Der Kaufmann 
und die Sozialdemokratie, Berlin, 1891.) 

Nur in einem einzigen Berufe ist ein fühlbarer Mangel 
an weiblichen Kräften vorhanden, in dem der Kranken¬ 
pflegerinnen. Die Bezahlung dieser Thätigkeit kann als eine 
schlechte nicht bezeichnet werden. Aber zu einer tüchtigen 
Krankenpflegerin gehören eine solche Menge hervorragen¬ 
der körperlicher und seelischer Eigenschaften, dass der An¬ 
gebotsmangel in diesem Berufe nur zu begreiflich erscheint. 
Eine nähere Auseinandersetzung über dieses Erwerbsgebiet 
würde den Rahmen dieses Aufsatzes überschreiten. 

Aus dem Mitgetheilten ist aber jedenfalls ersichtlich, dass 
es in Zukunft noch besondere Schwierigkeiten machen wird, 
neue Berufe der Frau zugänglich zu machen. Nicht dass 
die Frau kein Anrecht auf selbständigen Erwerb hätte, im 
Gegentheil, wie die wirthschaftlichen Verhältnisse einmal 
liegen, müssen alle Hindernisse weggeräumt werden. Aber 
die Gefahr liegt nahe, dass die Zustände in den höheren 
Berufen sich einmal so gestalten wie im Handarbeiterberuf, 
dass die Konkurrenz der Frau auf das Einkommen des 
Mannes drückt. Vor allen Dingen wird es daher nöthig 
sein, dass die Frau für gleiche Leistungen dieselbe Be¬ 
zahlung beansprucht wie der Mann, und dass sie durch 
feste Organisation diese Forderung durchzusetzen versucht. 

Berlin. J. Silbermann. 


Soziale Wirthschaftspolitik und Wirthschafts- 
statistik. 

Zur Fr^e der Arbeitslosenstatistik in Frankfurt a. M. 

In Folge eines Antrages, den das Gewerkschaftskartell zu 
Frankfurt a. M. vor einiger Zeit an den dortigen Magistrat 
wegen finanzieller Unterstützung einer Arbeitslosenstatistik 


der Gewerkschaften richtete, holte der Magistrat ein Gut¬ 
achten des städtischen statistischen Bureaus über den Gegen¬ 
stand ein. Auf Grund des von dem Vorsteher des statisti¬ 
schen Amtes Dr. Bleicher erstatteten Votums lehnte der 
Frankfurter Magistrat, wie wir den Blättern für soziale 
Praxis entnehmen, die vom Gewerkschaftskartell für seine 
Arbeitslosenstatistik nachgesuchte finanzielle Beihülfe ab, 
erklärte sich jedoch bereit, weitere Anträge einer Prüfung 
zu unterziehen, welche den Zusammenhang der Arbeits¬ 
losenstatistik mit der Frage einer Regelung des Arbeits¬ 
nachweises durch die Stadt nicht unbeachtet Hessen. 
Das Frankfurter Gewerkschaftskartell fasste hierauf folgen¬ 
den Beschluss: „Die Versammlung des Gewerkschafts¬ 
kartells beschliesst, indem sie die bereits gewählte Kom¬ 
mission beauftragt, in den Vorbereitungen für eine Arbeits¬ 
losenstatistik seitens des Kartells energisch fortzufahren, 
dennoch bei dem Magistrat der hiesigen Stadt als Antwort 
auf den Bescheid vom 8. August d. J. den Antrag zu stellen, 
Delegirte der Städtischen Behörde zu ernennen, die mit 
Delegirten des Kartells über folgende Punkte verhandeln: 
1. ein städtisches Arbeitsamt nach dem Muster des Stutt¬ 
garter, 2. als Vorbereitung dafür eine Zählung der hiesigen 
Arbeitslosen spätestens im Januar 1894, aber unter Zuziehung 
der Kartelldelegirten nicht bloss bei der Erhebung, sondern 
auch bei der Verarbeitung der Erhebungsergebnisse“. In¬ 
folge dieses Beschlusses hat der Magistrat nunmehr seiner¬ 
seits eine Kommission zu Verhandlungen mit den Delegirten 
des Gewerkschaftskartells eingesetzt. Das Ergebniss dieser 
Berathungen liegt noch nicht vor. 

Städtisches Arbeitsamt in Stuttgart In der Plenarsitzung 
des Gewerbegerichts, die am 29. September unter dem Vor¬ 
sitz von Lautenschlager stattgefunden hat, haben die ver¬ 
sammelten Beisitzer, 14 Arbeitgeber und 18 Arbeitnehmer, 
einstimmig beschlossen, an den Bürgerausschuss die Bitte 
zu richten, er möge in dem Statut für das geplante Arbeits¬ 
amt die ursprüngliche Fassung, wonach die Arbeitsver¬ 
mittelung unentgeltlich geschehen soll, wenigstens insoweit 
wieder hersteilen, dass zunächst probeweise mit der un¬ 
entgeltlichen Vermittelung begonnen wird. Gegen die un¬ 
entgeltliche Vermittelung wurden zwar von verschiedenen 
Arbeitgebern Bedenken vorgebracht. Auch der Vorsitzende 
erklärte, dass die Erhebung von Gebühren nach seiner 
persönlichen Ansicht die segensreiche Wirkung des Arbeits¬ 
amts nicht ausschliessen werde. Wenn trotzdem das Ge¬ 
werbegericht einstimmig an den Bürgerausschuss die Bitte 
um Wiederherstellung der Unentgeltlichkeit richtet, so ist 
dies deshalb gesehen, weil sich gezeigt hat, dass die hiesi¬ 
gen Arbeiter einem Arbeitsamt, das auf dem Prinzip der 
Gebührenerhebung beruht, mit grossem Misstrauen entgegen¬ 
sehen. Da nun eine erspriessliche Wirksamkeit des Arbeits¬ 
amts blos dann denkbar ist, wenn alle Kreise, auch die 
Arbeiter, von Anfang an zu dem Arbeitsamt Vertrauen 
haben, haben sich die Mitglieder des Gewerbegerichts zu 
der Bitte geeinigt, es möge wenigstens probeweise die 
Unentgeltlichkeit eingeführt werden. Wenn dieser Bitte 
stattgegeben wird, werden auch die Arbeiter Vertrauen zu 
der neuen Einrichtung haben, und es steht, wenn die im 
Gemeinderath ausgesprochenen Befürchtungen sich als be¬ 
gründet heraussteilen, der nachträglichen Einführung von 
Gebühren nichts im Weg. 

Sozialer Kongress in Frankfurt a. M. Das Freie 
Deutsche Hochstift in Frankfurt a. M. (Goethehaus) ver¬ 
anstaltet durch seine volkswirthschaftliche Sektion am 
8 . d. M. im Saale des Kaufmännischen Vereins einen 
„Sozialen Kongress“. Es soll über Arbeitslosigkeit und 
Arbeitsvermittelung in Industrie- und Mandels-städlen ver¬ 
handelt werden. Es haben sich ca. 200 riieilnehmer ange¬ 
meldet, und zwar Vertreter der städtischen V'erwaltungen 
von Bockenheim, Cassel, Kottbus, Fürth, Hanau, Hamburg, 
Mainz, Osnabrück, Stuttgart, Worms etc., zahlreiche 
Gewerbegerichtsvorsitzende und Leiter von Arbeitsnachweis- 
Anstalten, Verwaltungsbeamte der Invaliditäts- und Alters¬ 
versicherung, Reichstags- und Landtags-Abgeordnete, 
Gewerbe-Inspektoren, die General-Kommission der deutschen 
Gewerkschaften in Hamburg, Delegirte der Buchdrucker, 
Metallarbeiter, Bauarbeiter, verschiedene Industriellen- 
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Verbände, Gelehrte, Geistliche u. s. w. Wir wünschen den 
Berathungen des Kongresses den besten Erfolg und werden 
über das Ergebniss derselben demnächst Bericht erstatten. 

Arbeitslose in England. Das Local Government Board 
hat an die Lokalbehörden ein Zirkular gerichtet, worin die 
Aufmerksamkeit auf den Arbeitsmangel gelenkt wird, der 
gegenwärtig in vielen Theilen des Landes herrscht und von 
dem es wahrscheinlich ist, dass er sich noch weiter aus¬ 
dehnt und sich namentlich in den Wintermonaten verschärft. 
In dem Zirkular wird darauf hingewiesen, von welcher 
Wichtigkeit es sei, soliden Handwerkern und anderen Ar¬ 
beitern zu helfen, die die grössten persönlichen Opfer 
bringen, um nicht der Armenunterstützung anheimzufallen 
und ihre Unabhängigkeit zu behaupten. Das Local Govern¬ 
ment Board macht in seinem Rundschreiben die Lokal¬ 
behörden darauf aufmerksam, dass es, um den genannten 
Zweck zu erreichen, geboten sei, mit der Ausführung von 
solchen Arbeiten zu beginnen, deren Ausführung z. B. die 
gesundheitlichen Verhältnisse bessert oder den verschiedenen 
Bezirken sonstige Vortheile zu verschaffen geeignet ist. Es 
sei angebracht, diese Arbeiten zu einer Zeit ins Werk zu 
setzen, worin es für die Arbeiter schwierig sei, andere Be¬ 
schäftigung zu erlangen. Um denjenigen Arbeitern, denen 
es bisher gelungen ist, die vom Armengesetz vorgeschriebene 
Unterstützung zu vermeiden, die aber gegenwärtig ausser 
Arbeit sind, zu helfen, schlägt das Lokal Government Board 
folgendes vor: 1. Man solle den Betreffenden solche Arbeit 
geben, durch welche sie nicht unter den Begriff des „pauper“ 
fallen; 2. die betreffenden Arbeiten müssten derart sein, 
dass sich jeder an ihnen betheiligen kann, welchen Beruf 
immer er früher gehabt habe; 3. es dürfe gegenwärtig be¬ 
schäftigten Arbeiten keine Konkurrenz gemacht werden; 
4. die zu beschaffende Arbeit müsse derart sein, dass sie 
die Arbeiter nicht hindere, wenn ihnen Gelegenheit geboten 
werde, ihre reguläre Arbeit wieder aufzunehmen. 


Landwirthschaft. 

Landwirthschaftliche Verhältnisse im östlichen Eng¬ 
land. Der landwirthschaftlicheNothstand im östlichen England 
(East Anglia) beschäftigt die öffentliche Meinung in England 
sehr lebhaft. Unter den Darstellungen der dortigen Verhält¬ 
nisse verdient ein Aufsatz von Richard Heath im September¬ 
heft der Contemporary Rewiew besondere Beachtung, und 
wir entnehmen ihm deshalb die folgenden Mittheilungen. 
Ueberall im östlichen England, schreibt der Verfasser, werde 
von dem Niedergang der Landwirthschaft gesprochen. Die 
Arbeiter, besonders in Norfolk und Essex, führen bittere 
Klage darüber, dass die Pächter ihre Arbeiterzahl verringern, 
und dass das Land brach liege. Ebenso wenig sind die 
Pächter zufrieden, viele denken daran, die Pacht aiifzugeben, 
und es giebt Agenten, die bereits Hunderte von Pachtstellen 
aiiszuleihen haben. Auch die Lage der Gutsbesitzer selbst 
wird als eine bedrückte geschildert. Und doch trotz aller 
dieser Klagen, zeigt die Landwirthschaft äusserlich durchaus 
keine Symptome, die auf abnehmende Reichthuinserzeugung, 
auf einen Rückgang ihrer Produktivität schliessen Hessen. 
Die Häuser, Ställe, Gärten. Speicher der vornehmen Grund¬ 
besitzer, ebenso wie die Bauten der begüterten Pächter 
deuten auf soliden Reichthuni. und aus offiziellen Ausweisen 
erhellt, dass von 1873 bis 1891 der gesanimte Jährliche 
Grundzins im östlichen England von 6 784973 auf 8468675 Lstr., 
also recht bedeutend gewachsen ist, trotzdem gerade das 
Jahr 1873 anerkannterniaassen ein besonders günstiges war, 
indem die Renten ihren damaligen Höhepunkt erreichten. 
Freilich sind in diesen Summen auch die Zinseinnahmen 
aus dem städtischen Boden enthalten; der Zins des länd¬ 
lichen Bodens allein — zu diesem Schlüsse kommt der Ver¬ 
fasser an der Hand der Berichte — werde aber in dem¬ 
selben Zeitraum von etwa 3 820 (XX) auf 4 770 000 Lstr. ge¬ 
stiegen sein. 

Diesen Symptomen, die auf eine recht günstige Lage 
der grundbesitzenden Klassen und auf eine fortschreitende 
Entwickelung der landwirthschaftlichen Produktivität deuten, 


stehen auf der anderen Seite unverkennbare Anzeichen 
wachsender Noth unter den landarbeitenden Klassen gegen¬ 
über, Die Statistik zeigt, dass mit dem wachsenden Reich- 
thum eine starke Verminderung der kleinen Farmer und 
Landarbeiter im östlichen England Hand in Hand gegangen 
ist; jene begann vor etwa 20 Jahren, diese bereits bedeutend 
früher. 

Die Nachfrage nach Weizen und damit der eigentliche 
Ackerbau ist in dieser Zeit unter dem Drucke der ausländi¬ 
schen Konkurrenz stark bergab gegangen, freilich ohne 
dass die grundbesitzende und die grosse Unternehmerklasse, 
wie die Symptome ihres Reichthums zeigen, darunter zu 
leiden gehabt hätten. Wenn das für Kornbau betimmte 
Land in den Jahren 1882—1892 um ein Drittel geringer 
war als in der vorhergehenden Dekade, so steht diesem 
Ausfall eben eine entsprechende Erhöhung der Viehzucht 
gegenüber. Die Viehzahl, welche 1882 im östlichen England 
244607 war, ist nach Ausweis der Agricultural-Returns 1892 
auf 314119, also um 28 pCt., die Zahl der Schafe von 
1232307 auf 1445142, also um 17 pCt. gestiegen. 

Um so mehr hatten die kleinen Pächter und Landarbeiter 
unter dieser Verschiebung zu leiden. Vergleicht man die 
Zahl der Personen, welche als Pächter (resp. als Verwandte 
von Pächtern) 1881 in der Landwirthschaft thätig waren, 
mit demselben ostenglischen Personenstände vom Jahre 1871, 
so zeigt sich, dass ihre Zahl um '/j kleiner geworden. 
Wenn der Verdrängungsprozess, wie anzunehmen ist, 
während der letzten 10 Jahre dasselbe Tempo eingehalten 
hat, so wäre diese Klasse im Jahre 1891 fast ein Drittel gegen 
1871 zurückgegangen. Das ist das Gegenstück zu der 
Steigerung der Grundrente, die in den letzten 18 Jahren 
beinahe um 1 Million zugenommen hat. Die Stellen, aus 
denen die kleinen Pächter verdrängt wurden, schlug man 
zu grossen Güterkomplexen zusammen und verpachtete sie 
an reiche Leute, welche sie durch Verwalter bewirthschaften 
Hessen. Diese Verwalterklasse nahm im Zeitraum von 1871 
bis 1881 allein um 27% zu. 

In noch grösserem Maassstabe wiederholte sich der 
Verdrängungsprozess bei der eigentlichen Landarbeiter¬ 
klasse. Die Zahl dieser (männliche und weibliche, Pächter¬ 
knechte u. s. w. zusammengerechnet) belief sich 1871 im 
östlichen England auf 133 395, im Jahre 1881 dagegen nur 
noch auf 118 581 Personen. Das ist in 10 Jahren ein 
Rückgang um mehr als 14 000 Personen. Die Abnahme 
der Landarbeiter- und kleinen Pächterklasse hat selbst¬ 
verständlich andere Berufsklassen, vor allem die Detaillisten, 
bei denen jene früher kauften, ebenfalls in starke Mitleiden¬ 
schaft gezogen. Der Ausfall in der ganzen Lohnsunime 
ist durch keine Erhöhung des durchschnittlichen Lohnsatzes 
irgendwie gemildert. 

Der Durchschnittswochenlohn für Landarbeit (d. h. 
wirklich geleistete; verhindert schlechtes Wetter das Ar¬ 
beiten, so pflegt der Unternehmer auch nicht zu bezahlen) 
beträgt 12 resp. 11 sh. und, den höheren Herbstlohn mit 
hineingerechnet, etwa 14 sh. Weiber und Kinder ver¬ 
dienen natürlich weniger. Das Leben ist entsprechend 
elend, die harte Arbeit beginnnt am frühesten Morgen und 
dazu muss der Arbeiter noch in vielen Fällen sehr weite 
Wege bis zum Gutshof zurücklegen. 

Auch hier beginnt aber das Klassenbewusstsein sich 
zu regen. Der Verfasser, der Land und Leute kennt, bringt 
mancherlei höchst eigenartige Aeusserungen als Beleg dafür 
bei. Bei den letzten Wahlen war noch die Begeisterung 
für die Liberalen gross, und ein Arbeiter z. ß. erklärte, er 
habe noch nie so angelegentlich zum Heben Gott als wäh¬ 
rend dieses Wahlkampfes gebetet. Es ist aber nach dem 
Verfasser gewiss, dass die Liberalen bald durch die So¬ 
zialisten, durch Burns und Keir Hardie aus dem Merzen 
dieser Leute verdrängt sein werden. Die englische Kirche 
mit ihren Pfarrern hat nur noch wenig Einfluss auf die 
ostenglischen Landarbeiter, trotzdem religiöser Sinn unter 
ihnen weit verbreitet ist. Kirche und Pfarrer erscheinen 
ihnen aber als Vertreter der besitzenden und herrschenden 
Klassen. 
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Soziale Zustände. 


Betriebsunfälle und Arbeitspausen. Eine bemerkens- 
werthe Beobachtung über den Zusammenhang zwischen der 
Eintheilung des Arbeitstages und der Häufigkeit der Un¬ 
fälle theilt der Gewerbeinspektor für Köln a. Rh. in den 
soeben erschienenen Jahresberichten der preussischen Ge¬ 
werbeaufsichtsbeamten mit. Er giebt ein Diagramm, welches 
feststellt, dass sich die Unfälle immer nach drei- bis vier¬ 
stündiger Arbeitszeit häufen und bemerkt dazu: „Demnach 
steigt allerdings die Zahl der Unfälle mit der Länge der 
Arbeitszeit; namentlich am Vormittage ist das Ansteigen 
ein durchaus regelmässiges. Selbstverständlich ist damit 
für die Schlüsse, die aus dem Material zu Gunsten eines 
kurzen Normalarbeitstages gezogen werden, nichts bewiesen. 
Das ergiebt sich schon aus dem Umstande, dass die ver- 
hältnissmässig grösste Zahl der Unfälle in der Zeit von 
10 —11 und von 11—12 Uhr Vormittags vorfallen. Denn 
danach würde eine Arbeitszeit von mehr als etwa 4 Stunden 
täglich als unzulässig anzusehen sein. Das Absurde eines 
solchen Schlusses bedarf keiner näheren Ausführung. Was 
sich indessen aus dem Diagramm lernen lässt, ist der sehr 
wohlthätige Einfluss, den eine längere Arbeitspause auf die 
Frische des Arbeiters ausübt, und es verdient meines Er¬ 
achtens die Frage grosse Beachtung, ob sich nicht durch 
andere Einrichtung des Arbeitsplanes, das heisst durch 
Einschieben einer zweiten längeren Pause, also durch Drei- 
theilung des Arbeitstages, eine günstige Einwirkung auf 
das Wohlbefinden der Arbeiter erzielen lässt. Die dem 
entgegenstehenden Schwierigkeiten, die namentlich in der 
vermehrten Ortsbewegung der Arbeiter ihren Grund haben 
würden, sollen nicht verkannt werden; doch würde ein 
Versuch in grösserem Maassstabe wahrscheinlich die Richtig¬ 
keit des Gesagten bestätigen. Vielleicht führt diese Anregung 
zur versuchsweisen Einführung zu einer ganzstündigen Pause 
(statt der halbstündigen) an Vor- und Nachmittagen.“ 
Hoffentlich wird diese Anregung beachtet. Sollte sich die 
ihr zu Grunde liegende Beobachtung als allgemein richtig 
herausstellen, so wird allerdings nur eine gesetzliche Vor¬ 
schrift die bessere Eintheilung des Arbeitstages herbeiführen 
können. 


Gewerkschaftliche Arbeiterbewegung. 


Der Strike der englischen Kohlengräber. Zwei Mo¬ 
nate währt jetzt bereits der grosse Ausstand der Bergleute 
in den englischen Kohlengruben und noch immer harrt der 
grösste Theil der Strikenden aus, trotz der Noth, welche 
der Lohnkampf über sie und ihre Familien gebracht hat. 
Obgleich Northumberland und Durham sich der von Mittel¬ 
england ausgehenden Bewegung nicht angeschlossen haben 
und Schottland und Südwales nach einigen kurze Zeit 
währenden Anstrengungen wegen Mangel an Mitteln sich 
genöthigt sahen, mit den Grubenbesitzern ein Abkommen 
zu treffen, ist in den Bundesbezirken Mittelenglands nur in 
vereinzelten Gruben die Arbeit aufgenommen. Nur unter 
einer Voraussetzung sind die mittelenglischen Gruben¬ 
arbeiter von ihrer anfänglich grundsätzlichen Ablehnung 
der theilweisen Wiederaufnahme der Arbeit abgewichen. 
Auf Anrathen der Strikeleitung fuhren sie in allen Gruben 
wieder ein, deren Besitzer sich bereit erklärt haben, zu 
den alten Löhnen fortarbeiten zu lassen, also auf die an¬ 
fangs geforderte Lohnreduktion von 25 pCt. gänzlich zu 
verzichten. Bei Beginn des Ausstandes hatte die strikende 
Arbeiterschaft die Arbeitsniederlegung auch in diesen 
Gruben gefordert, weil es zunächst darauf ankam, die 
Kohlenförderung möglichst zu hemmen, damit die Er¬ 
schöpfung der angesammelten Vorräthe die Grubenbesitzer 
zum Nachgeben veranlasste. Nachdem die Grubenarbeiter 
selbst ihre Mittel grösstentheils aufgezehrt haben, erlangt 
für sie die andere Erwägung grössere Bedeutung, dass die 
zum unverkürzten Lohn arbeitenden Genossen beträchtliche 
Gelder in die Strikekasse fliessen lassen können. Die Ar¬ 
beiter der wieder in Betrieb gesetzten Gruben Mittel¬ 
englands haben denn auch beschlossen, von ihrem Tages¬ 
verdienste eine beträchtliche Summe von je einem Shilling 


(1 Mark) in die Strikekasse abzuführen. Auch von Arbeitern 
anderer Berufszweige erhalten die Kohlengräber kräftige 
Unterstützung; so bewilligten die Vertreter der Eisenbahn¬ 
arbeiter auf ihrem Kongress in Glasgow den strikenden 
Bergleuten die Summe von Lst. 1000. — Der bekannte so¬ 
zialistische irische Abgeordnete Michael Davitt hat den 
englischen Arbeitern gerathen, von dem Gelde, das sie für 
Bier und Tabak auszugeben pflegen, doch wöchentlich 
6 Pence (50 Pf.) für die Unterstützung der Strikenden zu 
verwenden. Inwieweit dieser Vorschlag Beachtung finden 
wird, bleibt allerdings abzuwarten. 

Während von Seiten der Grubenbesitzer sowohl wie 
der Bergleute bisher jedwedes Nachgeben zurückgewiesen 
wurde, so dass direkte Verhandlungen ganz aussichtslos 
erschienen, ist jetzt von dritter Seite eine Vermittelung 
angeboten worden, die jedenfalls zu einer Konferenz, mög¬ 
licherweise zu irgend einer Beilegung des Zwistes führen 
wird. Die Bürgermeister einiger mittelenglischer Städte 
haben nämlich gelegentlich einer Zusammenkunft in Sheffield 
die Grubenbesitzer und das Strikekomitee zu einer Konfe¬ 
renz in Sheffield am 9. Oktober aufgefordert, an der je drei 
Grubenbesitzer, Arbeiter und Bürgermeister theilnehmen 
sollen. Die Grubenbesitzer haben bereits ihre Vertreter 
gewählt und auch die Arbeiterführer sollen sich dazu bereit 
erklärt haben. Da die kalte Zeit herannaht und mit ihr 
der Kohlenmangel um so fühlbarer wird, darf man an¬ 
nehmen, dass die Grubenbesitzer sich dem Druck, den die 
öffentliche Meinung auf sie auszuüben beginnt, gefügiger 
zeigen werden, als es bisher der Fall war. Verfrüht wäre 
es indess, jetzt schon auf eine Beendigung des Strikes zu 
rechnen. 

Der Strike der französischen Grubenarbeiter währt 
ungeschwächt fort. Wenn hie und da Meldungen von der 
theilweisen Wiederaufnahme der Arbeit auftauchen, so be¬ 
ruhen sie insofern auf einem Irrthum, als es sich da fast 
regelmässig nur um ausserhalb der Grube beschäftigte Ar¬ 
beiter handelt und die zum Theil sogar, wie die Maschinisten 
und Heizer, erst von der Behörde hierzu requirirt werden 
müssen. Diese Requisition wirft gleichzeitig ein eigen- 
thümliches Licht auf die von dem Unternehmerthum so viel 
gepriesene „Freiheit der Arbeit“, die doch selbst nach deren 
Lobrednern die Freiheit der Arbeitseinstellung, des Strike, 
in sich schliesst. Es ist allerdings wahr, dass wenn die 
Zimmerung der Grubengänge nicht in Stand gehalten wird 
und die Pumpen nicht regelmässig funktioniren, die Gänge 
einstürzen oder überschwemmt werden können und den 
betreffenden Kohlenkompagnien dadurch ein ungeheurer 
Schaden erwächst; aber dies kann doch keiner Regierung, 
welche die „Freiheit der Arbeit“ mit Waffengewalt schützt, 
das Recht geben, die zur Instandhaltung nöthigen Arbeiter 
zur Arbeit zu zwingen und so den Strikenden einen ihrer 
Trümpfe aus der Hand zu schlagen, wenn die Regierung 
etwas Anderes als die Exekution des Unternehmerthums sein 
will. Und dass die Regierung nicht vor Anwendung der 
Waffengewalt zurückschrickt, wenn es sich um die den 
Unternehmern genehme „Freiheit der Arbeit“ handelt, das 
haben die nach Drocourt entsendeten Dragoner erst dieser 
Tage bewiesen, indem sie gegen die vor einer der dortigen 
Gruben postirten Strikenden nicht nur mit ihren Pferden 
und Lanzen vorgingen, sondern auch mit der blanken Waffe 
auf sie einhieben, wobei u. a. einem siebzehnjährigen Jungen 
das rechte Handgelenk durchhauen wurde. Wenn nun 
unter solchen Umständen die sozialistischen Abgeordneten 
es als ihre Pflicht erachten, sich nach den Strikeorten zu 
begeben, um für die Wahrung der Rechte der Strikenden 
einzutreten, so kann dies Niemanden verwundern. Sie haben 
den Strike nicht angeregt; da er aber nun einmal ausge- 
brocheji ist und die Regierungsgewalt sich auf Seite der 
Grubenaktionäre stellt, ist es nur allzu natürlich, dass sie 
sich auf Seite der Strikenden stellen und mit ihrer Auto¬ 
rität sie zu schützen suchen. Die Sozialisten sind übrigens 
nicht die Einzigen, die für die Strikenden eintreten. So 
haben beispielsweise die Geschäftsleute und Landwirthe von 
Bruay (Pas-de-Calais) eine Petition an den Ministerpräsi¬ 
denten gerichtet, in der sie die Meinung ausdrücken, dass 
die erhöhten Kohlenpreise wohl eine Erhöhung der Löhne 
gestatten würden, und mit Hinweis auf ihre eigenen Inter- 
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essen bitten, zu Gunsten der arbeitenden Klasse zu inter- 
veniren, zu der auch sie sich zählen. Ob aber unter den 
obwaltenden Verhältnissen diese Petition von Erfolg sein 
wird, möchten wir bezweifeln, und so ist denn vor der 
Hand auch nicht abzusehen, wann und wie der Strike 
endigen wird. 

Kongress der Eisenbahnbediensteten in Glasgow. Der 

Kongress der Eisenbahnbediensteten in Glasgow fasste in 
seiner Sitzung vom 4. Oktober eine Resolution zu Gunsten 
der Einführung des Achtstundentages im Bahnbetriebe. 


Politische Arbeiterbewegung. 


Sozialdemokratisches Programm für die schweizeri¬ 
schen Nationalrathswahlen. Für die Nationalrathswahlen 
1893 ist vom Parteikomitö der sozialdemokratischen Partei 
der Schweiz in Verbindung mit dem Centralkomitö des 
Schweizerischen Grütlivereins ein Programm festgestellt 
worden. Dasselbe umfasst folgende Forderungen: 

1. Recht auf Arbeit, insbesondere genügende Fürsorge 
für Arbeitsgelegenheit durch Verkürzung der Arbeits¬ 
zeit u. s. w., unentgeltlicher öffentlicher Arbeitsnach¬ 
weis, Arbeitslosenversicherung, Schutz der Vereins¬ 
freiheit, überhaupt kräftiger Rechtsschutz für die Ar¬ 
beiter. 

2 . Obligatorische Berufsgenossenschaften. 

3. Kranken- und Unfall-Versicherung zum Wohle des 
Arbeiters, Kleinhandwerkers und Kleinbauern; ins¬ 
besondere allgemeine unentgeltliche Krankenpflege, 
Selbstverwaltung der Versicherten und möglichste Be¬ 
rücksichtigung der bestehenden freiwilligen Kranken¬ 
kassen. 

4. Tabakmonopol mit volksthümlicher Organisation und 
Verwendung des Reinertrags für die unentgeltliche 
Krankenpflege. 

5. Banknotenmonopol (endliche Durchführung des Volks¬ 
beschlusses). 

Eine staatliche Bundesbank insbesondere zum 
Zwecke einer Hypothekarreform, letztere nämlich zur 
Bekämpfung der kleinbäuerlichen Grund- und Boden¬ 
verschuldung. 

6 . Verstaatlichung des Eisenbahnwesens auf dem Wege 
der Expropriation; vorher jedoch Abschaffung der 
Bahnvorrechte im Obligationenrecht und Rechnungs¬ 
gesetz. 

Strenge Maassregeln gegen die Willkürlichkeiten 
der Bahngesellschaften in der Handhabung des Ruhe¬ 
tagsgesetzes, des Tarif- und Fahrplanwesens etc. 

7. Zündholzmonopol zum Schutze von Gesundheit und 
Leben der in dieser Industrie beschäftigten Arbeiter¬ 
schaft. 

8 . Staatlichen Getreidehandel zum Schutze des Volkes 
gegen Brotwucher und zur Sicherung der Landes- 
vertheidigung. 

9. Thunlichste Beschränkung der Militärausgaben, ener¬ 
gische Bekämpfung aller unrepublikanischen Auswüchse 
des Wehrwesens und Demokratisirung desselben. 

10. Ausbau der Volks.schule. Zu diesem Zwecke finanzielle 
Unterstützung der Kantone durch den Bund. 

Unentgeltlichkeit der Lehrmittef, 

11. Abschaffung der politischen Polizei. 

12. Einheitliches Strafrecht. 

13. Wahl d es Bundesraths durch das Volk und demokrati¬ 
sche Reform der Bundesverwaltung. 

14. Proportionalvertretung für den Nationalrath. 

15. Gesetzes-lnitiative. 

Ein sozialdemokratisches Kommunal-Wahlprogramm 
für Dortmund. Die Dortmunder Sozialdemokraten haben zur 
Stadtverordneten wähl folgendes Wahlprogramm aufgestellt: 
1 . Eintheilung der Stadt in Wahlbezirke für die Wählerklassen, 
welche über 500 Wähler zählen, 2. Unentgeltlichkeit der 
Lehrmittel an sämmtlichen Volksschulen. Verpflegung der 
bedürftigen Schulkinder. Abschaffung der Vorschulen an 


den höheren Lehranstalten. 3. Errichtung eines aus Ver¬ 
tretern der Stadt, aus Aerzten und Erwählten der Arbeiter 
zusammengesetzten Arbeitsamtes zur ständigen Ueberwachung 
der Arbeits-, Wohnungs- und Ernährungsverhältnisse der 
arbeitenden Bevölkerung. Kostenfreie Arbeitsvermittelung 
seitens der Stadt. 4. (Gehaltserhöhung der unteren Ange¬ 
stellten der Stadt, sowie der städtischen Arbeiter bei Ein¬ 
haltung höchstens achtstündiger Arbeitszeit. 5. Beseitigung 
des Submissionswesens bei Vergebung städtischer Arbeiten. 
Uebernahme derselben in eigene Regie. 6. Errichtung eines 
Kommunalfriedhofes. 7. Uebernahme der Strassenreinigung 
auf Rechnung der Stadt. 8. Verweigerung aller städtischen 
Gelder zu sogenannten patriotischen oder Sportszwecken. 
9. Uebernahme der bestehenden und noch zu errichtenden 
lokalen Verkehrsmittel in Verwaltung der Stadt. 10. Ab¬ 
schaffung der Biersteuer und Bekämpfung aller etwa später 
zu planenden indirekten Steuern. Befreiung der zu den 
beiden Vorstufen zur Einkommensteuer zu veranlagenden 
Personen. (Einkommen unter 900 M.) von den Kommunal¬ 
steuern. 11., Inangriffnahme nützlicher städtischer Ar¬ 
beiten bei vorhandener Arbeitslosigkeit. 12. Erhöhung des 
Armenbudgets und mindestens Verdoppelung der Armen¬ 
unterstützung unter Wegfall des Modus, die unbemittelten 
Anverwandten der Unterstützten zum Ersatz der aufgewen¬ 
deten Unterstützung heranzuziehen. 


Christlich-soziale Bewegung, 


Nationalökonomischer Kursus des Ev.-soz. Kongresses. 

ln der Zeit vom 10. bis 20. Oktober findet in Berlin ein 
Unterrichtskursus statt, den der Evangelisch-soziale Kongress 
veranstaltet und der folgende Vorträge umfasst: 1. Elemente 
der Nationalökonomie (8 Stunden), Dozent: Geh. Regierungs¬ 
rath Prof. Dr. Adolf Wagner-Berlin; 2. Systeme der Volks- 
wirthschaft (4 Stunden), Dozent: ord. Professor der National¬ 
ökonomie Dr. Elster-Breslau; 3. Agrarpolitik (8 Stunden), 
Dozent: Assessor Dr. Max Weber, Privatdozent an der 
Universität Berlin: 4. Gewerbepolitik f8 Stunden), ord. Prof, 
der Nationalökonomie Dr. Stieda-Rostock; 5. Handel (4 Stun¬ 
den), Dozent: Dr. Rathgen, Professor der Nationalöko¬ 
nomie an der Universität Marburg, früher Professor an der 
kaiserlichen Universität in Tokio (Japan); 6. Die deutsche 
Arbeiterbewegung (4 Stunden), Dozent: Privatdozent der 
Nationalökonomie Dr. Oldenberg-Berlin; 7. Die deutsche 
Sozialgesetzgebung (4 Stunden), Dozent: Amtsrichter 
Kulemann-Braunschweig. 

Die Vorträge werden in den Vormittagsstunden gehalten 
werden, während an Nachmittags- und Abendstunden Dis¬ 
kussionen über die vorgetragenen Materien stattfinden, an 
denen die Dozenten und Hörer theilnehmen sollen. \Venn 
man davon absieht, dass ein viel zu umfassender Stoff den 
auf 10 Tage vertheilten Vorträgen zu Grunde gelegt wird, 
— weniger wäre mehr gewesen —, so kann man der Ein¬ 
richtung dieses Kursus nur Beifall schenken. Gewiss wird 
die evangelisch-soziale ebenso wie die katholisch-soziale 
Bewegung durch die von ihr in M. Gladbach und anderswo 
veranstalteten Lehrkurse an geistiger Vertiefung gewinnen. 
Lebhaft wäre zu wünschen, dass auch andere Parteien sich 
darum bemühen, in einer möglichst systematischen und 
gründlichen Weise nationalökonomische und sozialpolitische 
Kenntnisse in ihren Kreisen zu verbreiten. Leider muss 
man in dieser Hinsicht an die politischen Parteien sich 
wenden, nachdem der Staat die ihm obliegende Aufgabe 
vollkommen vernachlässigt. Und doch handelt es sich hier 
um ein öffentliches Interesse ersten Ranges und das Bedürf- 
niss nach seiner Befriedigung ist ein äusserst reges. So 
haben, wie wir der Nr. 7 der Mittheilungen des Evangelisch¬ 
sozialen Kongresses entnehmen, bis zum 20. September 
bereits mehr als 5(X) Damen und Herren aus allen Theilen 
Deutschlands zu dem Berliner Kursus sich angemeldet, 
gewiss ein Zeichen dass der Wunsch nach sozialökonomischer 
und sozialpolitischer Bildung ein lebhafter ist. 
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Arbeiterschutzgesetzgebung. 


Zur Sonntagsruhe im Bäckergewerbe. In einer an den | 
Bundesrath gerichteten Petition vom 13. September stellen | 
238 Bäckergesellen in Köln die Forderung, lür das Bäcker- i 
gewerbe eine 24 stündige Sonntagsruhe festzusetzen. Die 
Petition wendet sich speziell gegen den Beschluss des dies- I 
jährigen Bäckertages in Mainz, wo die Bäckermeister des 
Verbandes Germania eine 14 stündige Ruhepause für die 
Sonn- und Feiertage ausreichend fanden. Mit Recht er¬ 
klären die Gesellen eine solche für durchaus ungenügend 
und die darin liegende Zumuthung, nach wie vor Tag für 
Tag, Sonntag für Sonntag zur Arbeit in die dumpfe 
Backstube zu wandern für eine grausame Härte. Wenn 
man bedenkt, dass die Bäckergesellen unter den ungünstig- 
-sten hygienischen V’’erhältnissen bei einer Temperatur von 
25—30® R. 12—14 Stunden täglich angestrengt arbeiten müssen, 
dann erscheint ihre Forderung nach einer 24stündigen Sonn¬ 
tagsruhe als eine äusserst bescheidene, und eigentlich sollte 
man von dem Bundesrat erwarten dürfen, dass er den 
Wünschen der Bäckereiarbeiter ohne Weiteres entsprechen 
wird. 


Arbeiterversicherung. 


Statistik der entschädigungspflichtigen Unfälle in den 
landwirthschaftlichen Berufögenossenschaften für das Jahr 
1891 . Die letzte Nummer (No. 19) der „Amtl. Nachrichten 
des Reichs-Versicherungsamts“ enthält die Ergebnisse der 
vom Reichs-Versicherungsamt aufgenommenen Statistik über 
die in der gesammten Land- und Forstwirthschaft vorge¬ 
kommenen Unfälle, für die im Jahre 1891 von den land¬ 
wirthschaftlichen Berufsgenossenschalten und Ausführungs¬ 
behörden Entschädigungen festgestellt worden sind. Die 
Statistik ist in ähnlicher Weise durchgeführt wie die für 
die gewerbliche Unfallversicherung im Jahre 1887. Die 
Grundlage bilden Zählkarten, die die Berufsgenossenschaften 
und Ausführungsbehörden für jeden Verletzten auszufüllen 
und dem Reichs-Versicherungsamt einzureichen hatten. Es 
gingen 19 918 Zählkarten ein, die zunächst einer genauen 
Prüfung unterworfen und alsdann zur Aufstellung der 
Tabellen u. s. w. benutzt wurden. Die wichtigsten Zahlen¬ 
angaben aus der so gewonnenen Statistik sind etwa die 
folgenden: 

Von den 19 918 entschädigten Unfällen hatten 2236 oder 
11,23 pCt. den Tod der Verletzten, 685 oder 3,44 pCt. eine 
dauernde (nach Ablauf von 6 Monaten noch bestehende) 
völlige, 9108 oder 45,73 pCt. eine dauernde theilweise Er¬ 
werbsunfähigkeit der Verletzten zur Folge, während die 
übrigen Unfälle weniger schwere Folgen hinterliessen, je¬ 
doch eine über die 13. Woche hinausreichende Erwerbs¬ 
unfähigkeit zur Folge hatten. Auf 1000 versicherte Per¬ 
sonen entfielen 0,18 Getödtete und 1,41 sonstige Ver¬ 
letzte. Die Getödteten hinterliessen 3937 entschädigungs¬ 
berechtigte Personen (1364 Wittwen, 2520 Kinder und 
53 Ascendenten). Auf 100 Getödtete kamen durchschnitt¬ 
lich 61,00 Wittwen, 112,70 Kinder und 2.37 Ascendenten, 
auf 10 000 Versicherte 1,09 Wittwen, 2,05 Kinder und 
Ascendenten. 

Die Verletzungen bestanden in 75 Fällen in Verbren¬ 
nungen, Verbrühungen oder Aetzungen u. dergl., in 19 545 
Fällen in Wunden, Quetschungen oder Knochenbrüchen, 
die auf mechanischem Wege herbeigeführt wurden, in 
41 Fällen erstickten, in 48 Fällen ertranken Personen, in 
73 Fällen wurden Personen vom Blitz getroffen, 65 Personen 
erlitten Hitzschlag und 71 Personen kamen durch Frost u. a. 
zu Schaden. Die Verbrennungen u. s. w. führten in 9 Fällen 
oder 12,00 pCt., die Wunden u. s. w. in 1996 Fällen oder 
10,21 pCt. zum Tode, von den vom Blitz getroffenen Per¬ 
sonen starben 61 oder 83,56 pCt, durch Hitzschlag wurden 
62 Personen oder 95,38 pCt. getötet. 


Von den entschädigten Unfällen kommen: auf Ver¬ 
letzungen durch Maschinen: 2783 Fälle oder 13,97 pCt., 
darunter 139 Todesfälle (4,99 pCt.); auf anderweite Ver¬ 
letzungen: 17 135 Fälle oder 86,03 pCt., darunter 2097 Todes¬ 
fälle (12,24 pCt.). 

Bei den Verletzungen durch Maschinen nehmen die 
Arbeitsmaschinen mit 2256 Fällen (11,33 pCt.) die erste 
Stelle ein, darunter insbesondere die Futterschneide¬ 
maschinen mit 1022 und die Dreschmaschinen mit 748 
Fällen. 

Von den anderweiten Verletzungen entfällt die höchste 
Zahl auf Sturz aus der Höhe (aus Bodenluken u. s. w.) und 
Fall auf ebener Erde mit 4172 Unfällen (20,95 pCt.). Der 
Zahl nach reihen sich dann an die Unfälle beim Fuhrwerk 
mit 3966 Fällen (19,91 pCt.), sodann die durch Zusammen¬ 
bruch. Einsturz, Herab- und Umfallen von Gegenständen 
herbeigeführten 2638 Unfälle (13,25 pCt.) und die Unfälle 
beim Umgang mit Thieren in 2328 Fällen (11,69 pCt.). Beim 
Gebrauch von Handwerkszeug und landwirthschaftlichen 
Geräthen ereigneten sich 1381 Unfälle (6,93 pCt.) und beim 
Auf- und Abladen sowie beim Transport schwerer Lasten 
1317 Unfälle (6,61 pCt). 

Die schwersten Folgen hatten — abgesehen von einigen 
bei der Schifffahrt, beim Eisenbahnbetrieb u. s. w. vorge¬ 
kommenen, für die landwirthschaftliche Thätigkeit weniger 
bemerkenswerthen Unfällen — die Unfälle beim Fuhrwerks¬ 
betriebe. 599 = 15,10 pCt. derselben verliefen tödtlich. Von 
den Unfällen beim „Zusammenbruch, Einsturz u. s. w.“ ver¬ 
liefen 359 = 13,61 pCt. tödtlich, von denen beim Umgang 
mit Thieren 276 = 11,86 pCt., von denen beim „Fall aus 
der Höhe u. s. w.“ 468 = 11,22 pCt. 

Als Ursache der Unfälle ergiebt die Statistik: A. Den 
Unternehmern zur Last fallend (mangelhafte Betriebseinrich¬ 
tungen, Fehlen von Schutzvorrichtungen, keine oder unge¬ 
nügende Anweisung) 3624 Fälle 18,20 pCt. B. Den 
Arbeitern zur Last fallend (Ungeschicklichkeit, Unerfahren¬ 
heit, Nichtbenutzung etc. vorhandener Schutzvorrichtungen, 
Handeln wider Vorschrift. Leichtsinn) 4866 Fälle = 24,43 pCt., 
C. Theils den Unternehmern, theils den Arbeitern zur Last 
fallend (Fehlen von Schutzvorrichtungen und dergl. und 
Unachtsamkeit der Arbeiter zugleich, Schuld von Mitarbeitern) 
4553 Fälle = 22.86 pCt. Summa A., B. und C. 13 043 Fälle 
= 65,49 pCt. D. Andere Ursachen (Zufälligkeiten und höhere 
Gewalt, Gefährlichkeit des Betriebes, nicht zu ermittelnde 
Ursachen) 6875 Fälle = 34,51 pCt. Die bereits erwähnte 
gewerbliche Unfallstatistik für 1887 hatte als Unfallursachen 
ergeben: den Unternehmern zur Last fallend: 19,76 pCt., 
den Arbeitern zur Last fallend 25,64 pCt., theils den Unter¬ 
nehmern. theils den Arbeitern zur Last fallend 7,73 pCt, 
andere Ursachen 46,87 pCt. aller Fälle. Aus dem Vergleich 
gerade dieser beiden Zahlengruppen ohne weiteres allgemeine 
Forderungen zu ziehen, scheint mir jedoch sehr gewagt, 
wenn nicht einfach unzulässig. Denn es ist klar, dass es 
für die Beantwortung dieser Frage, also im wesentlichen 
der Schuld frage, sehr darauf ankommt, wer die Zählkarten 
ausfüllt. Nun sind die Zählkarten der gewerblichen Berufs¬ 
genossenschaften von den Genossenschaftsvorständen — 
also Unternehmern oder deren direkten Beauftragten — 
ausgefüllt worden, die Karten der landwirthschaftlichen Be¬ 
rufsgenossenschaften dagegen grösstentheils von Beamten, 
die der Berufsgenossenschaft so gut wie ganz unabhängig 
gegenüberstehen. Dies erklärt ohne Zweifel zum Theil 
die Differenzen zwischen Landwirthschaft und Industrie in 
den obigen Prozentsätzen. Hätten die Arbeiter bei der 
Ausfüllung der Zählkarten mitwirken können, so wären 
jedenfalls in beiden Statistiken die Zahlen noch ganz andere 
geworden: den Unternehmern wären dann sicherlich mehr, 
den Arbeitern weniger Fälle zur Last geschrieben worden. 
So zuverlässig gewiss im ganzen die vorliegende Statistik 
ist, so wenig können doch diese zuletzt erwähnten Zahlen, 
die aufUrtheilen über Schuldfragen beruhen, als unanfecht¬ 
bar gelten. Trotzdem giebt natürlich die Statistik sehr 
deutliche Winke, wo die Unfallverhütung einzusetzen hat, 
und man kann nur wünschen, dass diese an den zuständigen 
Stellen die gehörige Beachtung finden. 


Verantwortlich für die Redaktion: Dr. Heinrich Braun in Berlin W., Victoriastrasse t6. 
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Abdruck sämmtlicher Artikel ist Zeitungen und Zeitschriften gestattet, 
jedoch nur mit Angabe der Quelle. 


Die Wahlreformvorlage der österreichischen 
Regierung. 


mehrung der Zahl der Abgeordneten. Wenn er durch¬ 
aus muss, wird er jedes Projekt vorziehen, dass ohne Ver¬ 
mehrung der Zahl der Abgeordneten die Aussicht auf 
Arbeitervertreter gewährt. Nun beschäftigt sich ein hervor¬ 
ragendes Mitglied der „Vereinigten Linken" schon seit 
einiger Zeit mit dem Gedanken, die industrielle Arbeiter¬ 
schaft zum grossen Theile dadurch in die Kreise der Wahl¬ 
berechtigten einzubeziehen, dass das Wahlrecht auf alle 
männlichen Mitglieder einer Krankenkasse, die das 24. Jahr 
überschritten haben, ausgedehnt werden soll. Freilich denkt 
er dabei auch an die Vermehrung der Abgeordnetenzahl 
und an die Schaffung einer neuen Walkurie. Vielleicht wird 
Graf Taaflfe diesen Gedanken in der Form aufgreifen, dass 
er das ganze System der heutigen Volksvertretung bestehen 
lässt, aber die Zahl der Wähler durch die Einbeziehung der 
genannten Krankenkassenmitglieder vergrössert. Dabei bleibt 
wohl das Gefäss, aber der Inhalt gewinnt grössere Expansiv- 
kraft. 'th den'ergentlichen Industriebezirken würde die Ar¬ 
beiterschaft die Mehrheit haben und Vertreter aus ihrer 
Mitte in’s Parlament schicken“. 

Ich habe mir nicht versagen können, diese Zeilen der 
folgenden Darstellung voranzuschicken, weil sie wohl be¬ 
weisen, wie richtig ich gesehen und die Lage beurtheilt 
habe. Die Regierung hat gethan, was ich vorausgesagt 
habe, nur hat sie es nicht bei der industriellen Arbeiter¬ 
schaft bewenden lassen, sondern das Wahlrecht beinahe 
bis zur Grenze eines allgemeinen Wahlrechts ausgedehnt, 
i Die am 10. Oktober eingebrachte Vorlage bestimmt, dass es 
I in Bezug auf die Kurieneintheilung (Grossgrundbesitz, 
j Handels- und Gewerbekammern, Städte, Landgemeinden) 
beim alten bleibt, dass aber zu den bisherigen Wählern in 
den beiden letzten Klassen noch hinzukommen: 1) diejenigen, 
die vor dem Feinde gestanden haben bezw. zum Tragen der 
Kriegsmedaille berechtigt sind oder das Zertifikat für aus¬ 
gediente Unteroffiziere erworben haben und 2) diejenigen, 
die ihrer Stellungspflicht nachgekommen sind, lesen und 
schreiben können, sechs Monate im Wahlbezirke wohnhaft 
sind und entweder irgend eine landesfürstliche direkte 
Steuer zu entrichten haben oder durch ein Arbeits- oder 
Dienstbotenbuch bezw. durch andere behördlich bestätigte 


ln Band II, S. 533 des Sozialpolitischen Centralblatts 
habe ich in einem Artikel über die Wahlrechtsbewegung 
in Oesterreich gesagt: „Es scheint nicht, dass die Regierung 
jetzt diesem Anträge (auf Errichtung von Arbeiterkammern 
mit politischem Wahlrecht), der ja dem Hause neuerlich 
vorliegt, günstiger gestimmt wäre, als vor einigen Jahren. 
Auch ist die allgemeine Stimmung dagegen. Wie wenigstens 
die Sachen heute liegen, haben alle Projekte mehr Aus¬ 
sicht verwirklicht zu werden als die Arbeiterkammern. . . . 
Daher lassen wir dieses Projekt, das, wie es scheint, heute 
niemand recht ernst nehmen will, bei Seite. Graf Taaflfe 
fürchtet nach allem, was man hört, am meisten die Ver¬ 


Dokumente nachweisen. dass sie in einem Berufe ihre stän¬ 
dige Beschäftigung finden. 

Die politischen Ursachen der Einbringung und die vor¬ 
aussichtlichen politischen Wirkungen der Annahme dieser 
Refornivorlage interessiren uns hier nur soweit, als sie Be¬ 
ziehung haben auf das sozialpolitische Moment der Sache. 
Und da muss im voraus bemerkt werden, dass die Regierung 
bei Erwägung aller Umstände sich wohl gesagt hat, dass 
zur Erledigung gewisser sozialer Reformgesetze, die sie 
zum Theile schon vorgelegt hat und zum Theile vorbereitet, 
die Zurückdrängung der staatsrechtlichen Streitigkeiten von 
entscheidender Wichtigkeit ist. Denn diese machen eigentlich 
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das Um und Auf unseres öffentlichen Lebens aus. Nun ist 
es zweiffellos, dass Neuwahlen nach dem vorgeschlagenen 
Gesetze der heutigen deutschliberalen Partei, aber auch der 
jungtschechischen Partei bedeutende Schlappen beibringen 
wird. Man kann, bescheiden gerechnet, etwa 15 Sozial¬ 
demokraten erwarten, aber ausser diesen wohl ebensoviele 
jungliberale oder demokratische Abgeordnete. Sozial¬ 
politisch sehr wichtig aber wäre wohl, dass im Abgeordneten¬ 
hause die ökonomischen Gegensätze viel schärfer zum Aus¬ 
drucke kommen würden als bisher, wo Vertreter der 
besitzlosen Volksklassen ganz gefehlt haben. Die konservativ¬ 
agrarischen Bestrebungen würden vielleicht im Anfänge 
gestärkt werden, was nicht gar so viel bedeutet, da ja die 
liberale Partei bisher diesen Bestrebungen auch nicht wehe 
gethan hAt. Wenn man die Reform überhaupt für eine 
Stärkung der konservativen Elemente und der Regierung 
erklärt, wie das auch schon geschieht, so ist das für den 
Kundigen einigermaassen komisch, da die Regierung nicht 
stärker werden kann, wie sie es in den letzten Jahren ge¬ 
wesen ist, wo alle grossen Parteien sich ihr zur Verfügung 
gestellt haben und zwar, von den Polen abgesehen, ohne 
auch nur die bestimmte Forderung einer Gegenleistung. 
Mit einem Worte, die bisherigen Einwendungen gegen die 
Regierungsvorlage sind heftig in Worten aber schwächlich in 
Gründen. Für die Arbeiterschaft bedeutet die Regierungs¬ 
vorlage einen ungeheuren Erfolg. Hätte sie nicht seit einem 
halben Jahre durch unablässige Energie die allgemeine 
Aufmerksamkeit nicht immer und immer wieder auf die 
schreienden Ungerechtigkeiten unserer Wahlordnung hin¬ 
gelenkt, die Regierung hätte wohl noch lange Zeit gebraucht, 
um zu der Erkenntniss zu kommen, „dass es nothwendig 
sei, die Erörterung der Frage der Wahlrechtsreform 
nicht weiter aufzuschieben.“ 

Gleich jetzt soll auf eine Undeutlichkeit der Vorlage 
aufmerksam gemacht werden. Es heisst, dass jemand, der 
lesen und schreiben kann, das Wahlrecht hat, wenn er 
„durch ein Arbeits- oder Dienstbotenbuch, bezw. durch 
andere behördlich bestätigte Dokumente nachweist, dass er 
in einem bestimmten Berufe seine ständige Beschäftigung 
findet.“ Hier wird man dafür sorgen müssen, dass genau 
bestimmt wird, wie solche behördlich bestätigte Dokumente 
aussehen müssen, bezw. verlangt werden können. Sodann 
wird es nothwendig sein, genau festzusetzen, ob mit der 
„ständigen Beschäftigung“ die Forderung des Stehens in 
Arbeit verbunden ist oder ob vorübergehende Arbeits¬ 
losigkeit etwa des Wahlrechtes berauben soll. Gegen eine 
solche Auffassung müsste man natürlich Stellung nehmen. — 
Alles in allem —, wer ein Freund einer gesunden 
politischen und sozialen Entwickelung ist, wird die hier be¬ 
sprochene Erweiterung des Wahlrechtes, die den Kreis 
der Wahlberechtigten um ca. 27^ Millionen vermehrt, also 
mehr als verdoppelt, nicht als die Summe des An- 
strebenswerthen, wohl aber als einen Schritt nach vor¬ 
wärts ansehen müssen. Auch gegenüber dieser Reform¬ 
vorlage gelten die Worte, die ich in den anfangs zitirten 
Artikel mit Bezug auf die Forderung des allgemeinen, 
gleichen und direkten Wahlrechtes geschrieben habe: „Vom 
liberalen Bürgerthum hängt in diesem Augenblicke viel ab. 
Fast fürchte ich, dass es sich jetzt, wie in den letzten fünf¬ 
zehn Jahren, durch niaasslosc Unzulänglichkeit nach allen 
Seiten hin gleichmässig kompromittiren wird.“ 

Wien. Engelbert Perncrstorfer. 


Soziale Wirthschaftspolitik und Wirthschafts- 
statistik. 

Der soziale Kongress in Frankfurt a. M. 

Am 8. und 9. Oktober hat in Frankfurt der Kongress 
stattgefunden, den das Freie Deutsche Hochstift zur Be¬ 


sprechung der Fragen der Arbeitslosigkeit und Arbeits¬ 
vermittelung einberufen hatte. Wiederholt konnte in diesen 
Tagen die Frage gehört werden, ob solche Kongresse 
überhaupt einen Werth haben. Nach meiner Ansicht hatte 
der Frankfurter Kongress einen Werth. Wer allerdings 
gemeint hat, auf diesem Kongress werde die soziale Frage 
oder auch nur ein kleines Stück der sozialen Frage „gelöst“ 
werden, hat seine Rechnung sicher nicht gefunden. Auch 
der hat seine Rechnung nicht gefunden, der in der Hoff¬ 
nung gekommen ist, er werde viel Neues hören. Die 
Theorien, die verkündet worden sind, sind die gleichen, die 
auch schon in Volksversammlungen, im Reichstag, auf den 
Hochschulen mehr oder weniger oft zu hören waren. Und 
die thatsächlichen Mittheilungen, die gemacht worden sind, 
hat man fast alle schon im Sozialpolitischen Centralblatt 
oder in den Blättern für soziale Praxis lesen können. Was 
aber interessant war und was dem Kongress seinen Werth 
gab, war die Gelegenheit, die er den Vertretern der ver¬ 
schiedenen Richtungen geboten hat, sich persönlich über 
bestimmte Fragen auszusprechen. Wer auf Bücher und 
Zeitungsberichte angewiesen ist, kann kein treues Bild er¬ 
halten, wie sich die Leute, die die Bücher geschrieben oder 
die berichteten Reden gehalten haben, zu den besprochenen 
Fragen stellen. Ein treues Bild erhält man erst, wenn man 
den Leuten gegenübersteht, wenn man den Ton hört, in 
dem die Gedanken ausgesprochen werden, wenn man die 
unmittelbare Wirkung beobachten kann, die durch die aus¬ 
gesprochenen Gedanken auf die Zuhörenden hervorgebracht 
wird. Zu diesen werthvollen Beobachtungen bietet die 
zwangslose Unterhaltung vor und nach den Sitzungen 
vielleicht noch mehr Gelegenheit, als die Reden, die in der 
Sitzung selbst von der Rednerbühne gehalten werden. Die 
Rednerbühne verleitet allzuleicht zu Reden, die auf einen 
solchen Kongress nicht gehören. Die beiden ersten Reden, 
die von Prof. Tönnies in Kiel und von Herrn Karl Kloss 
in Stuttgart gehalten wurden, waren an sich ganz vortreff¬ 
lich, aber sie gehören nicht auf einen Kongress, wo über 
Arbeitslosigkeit und Arbeitsvermittelung gesprochen werden 
sollte. Die eine Rede gehörte vor die Studenten in den aka¬ 
demischen Hörsaal, die andere vor die Reichstagswähler in 
eine Volksversammlung. Um die Dinge, die in diesen Reden 
gesagt wurden, zu hören, brauchten die Theilnehmer an 
dem Kongress nicht nach Frankfurt zu fahren, sie konnten 
die gleichen oder doch ähnliche Dinge in Büchern nach- 
lesen oder in der nächsten sozialdemokratischen Volks¬ 
versammlung anhören. Für den, der Beobachtungen auf 
dem Kongress machen wollte, boten die beiden Reden 
allerdings auch ein gewisses Interesse. Sie haben die 
interessante Thatsache erwiesen, dass es unter den deutschen 
Professoren immer noch unpraktische Leute giebt, die den 
akademischen Vortrag auch in eine aus allen ßevölkerungs- 
klassen zusammengesetzte Versammlung hineinzutragen für 
geeignet halten, und dass auch schon die sozialdemokratische 
Partei ihre Doktrinäre besitzt, die den Gedankengang, in 
den sie sich einmal eingelebt haben, bei jeder Gelegenheit 
ausspinnen müssen. Dass auch durch andere Redner viel 
Zeit vergeudet worden ist, lag zum Theil an der Leitung 
der Versammlung. Die Schilderung der Missstände bei den 
Friseuren und bei den Seeleuten war ja ganz interessant, 
aber mit der Frage der Arbeitslosigkeit und Arbeitsvermitt¬ 
lung stehen diese Missstände in so losem Zusammenhang, 
dass es besser gewesen wäre, ihre weitläufige Besprechung 
zu unterdrücken, selbst auf die Gefahr hin, dass die be¬ 
treffenden Redner und vielleicht auch einige Zuhörer sich 
beleidigt gefühlt hätten. 

Ich habe schon angedeutet, dass auch über das eigent¬ 
liche Thema, die Arbeitslosigkeit und die Arbeitsvermittlung, 
nicht viel neues zutage gebracht worden ist. Mit Vorschlägen 
zur Beseitigung der Arbeitslosigkeit wurde glücklicherweise 
nicht viel Zeit verschwendet. Nationale soziale Landwirth- 
schaft, Einrichtung städtischer Werkstätten, Beschränkung 
der Lehrlingszüchterei, Koalisationsrecht für die ländlichen 
Arbeiter, Abschaffung der Lebensmittelzölle, Versicherung 
gegen Arbeitslosigkeit u. s. w., alle diese Fragen sind nur 
kurz berührt worden. Der Schwerpunkt wurde von allen 
Seiten darauf gelegt, dass zunächst Gelegenheit zu schaffen 
I sei, in zuverlässiger Weise die Bewegung und den jeweilgen 
i Umfang der Arbeitslosigkeit festzustellen, und dass dann 
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erst an die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit gegangen werden 
könne, lieber den Werth der gewerkschaftlichen Erhebungen 
über die Arbeitslosigkeit gingen selbstverständlich die An¬ 
sichten auseinander. Aber darüber waren offenbar auch die 
eifrigsten Vertheidiger dieser Erhebungen einig, dass bessere 
und zuverlässigere Erhebungen sich recht wohl denken lassen. 
Auch darüber hat Einigkeit geherrscht, dass die Feststellun¬ 
gen, die die Arbeitslosigkeit betreffen, am zuverlässigsten, 
einfachsten und billigsten bei einer Anstalt, bei der die 
Arbeitsvermittelung centralisirt ist, gemacht werden können, 
und dass die Schaffung solcher Anstalten nach zwei Seiten 
einen werthvollen Fortschritt zu bedeuten habe. Die 
centralisirte Vermittelungsanstalt würde die Arbeitgeber und 
Arbeiter von den Missständen, die mit dem Umschauen ynd 
mit der Benützung der privaten Vermittlungsanstalten ver¬ 
bunden sind, befreien und sie würde zugleich Gelegenheit 
bieten, das Anwachsen und Abnehmen der Arbeitslosigkeit 
in den verschiedenen Gewerben zu beobachten. Ueber die 
Frage, wie am besten die centralisirte Arbeitsvermittelung 
erreicht werden könne, gingen dann die Ansichten wieder 
auseinander. Die einen redeten der freien Vereinsthätig- 
keit unter Mitwirkung von Arbeitgebern und Arbeitern das 
Wort, aber sie mussten selbst hervorheben, dass die 
Schwierigkeit der Kostenbeschaffung der Erreichung des 
Zieles im Wege stehe. Andere traten für städtische Ar¬ 
beitsämter, wie sie in Stuttgart und anderen Städten geplant 
werden, ein. Die städtischen Arbeitsämter wurden zwar 
auch von den Vertretern der Gewerkschaften anerkannt, 
wenigstens als Abschlagszahlung, aber es wurde von den 
Vertretern der Gewerkschaften die Ansicht ausgesprochen, 
dass es den städtischen Arbeitsämtern niemals gelingen 
werde, auch die Berufsarbeiter heranzuziehen. Es sei viel¬ 
mehr anzunehmen, dass die Berufsarbeiter sich nach wie 
vor an die Arbeitsnachweise der Gewerkschaften wenden 
werden, weil blos bei den letzteren, wo die Arbeiter selbst 
die Verwaltung in der Hand haben, eine sachverständige 
Leitung zu erwarten sei. Die Befürchtung, dass der Nach¬ 
weis b^ei den städtischen Arbeitsämtern durch städtische 
Beamte nicht ebenso sachverständig geleitet werden könne, 
trifft übrigens nach meiner persönlichen Ansicht nicht zu. 
Als ich die Anregung zur Schaffung des Stuttgarter Arbeits¬ 
amts gegeben habe, hatte ich vorgesehen, dass ich selbst 
die Leitung des Arbeitsnachweises übernehmen werde, und 
ich glaube, dass ich, — das kann ich jetzt nach meinem 
Ausscheiden aus dem städtischen Dienst wohl sagen —, mit 
den Erfahrungen, die ich in mehrjähriger Thätigkeit als 
Vorsitzender des Gewerbegerichts erworben hatte, recht 
wohl befähigt gewesen wäre, den Arbeitgebern die richti¬ 
gen Arbeiter zuzuweisen und die Arbeiter in die geeigneten 
Arbeitsstellen zu schicken. 

Stuttgart. Ernst Lautenschlager. 

Sozialpolitische Anträge im bayerischen Landtag. 

Im Namen der Zentrumsfraktion brachte der Abg. Jaeger 
mehrere sozialpolitische Anträge ein. Der erste Theil der¬ 
selben verlangt 1. vollständige Revision der Steuergesetz¬ 
gebung in dem Sinne, dass die progressive Besteuerung 
ohne fdaximalgrenze durchgeführt und hierdurch eine stär¬ 
kere Heranziehung des kapitalistischen Grossbesitzes und 
Grossbetriebes, sowie eine Entlastung des mittleren und 
kleineren Besitzes, insbesondere Herabsetzung der Grund¬ 
steuer ermöglicht wird; 2. Schaffung staatlich geleiteter 
Anstalten für Mobiliarversicherung und Viehversicherung; 
3. ausgiebige Maassnahmen gegen die gewerbsmässige 
Güterschlächterei; 4. Abzug der Hypothekenschulden in 
bestimmten Fällen der Gutsübergabe bei Berechnung der 
Staatsgebühren; 5. Gründung einer staatlichen Hypotheken¬ 
bank für billigere Deckung des bäuerlichen Realkredits. 

Der zweite Theil der Anträge verlangt: 1. Staaüiche 
Unterstützung der Raiffeisen-Vereine, unter Wahrung der 
Selbstständigkeit derselben, durch Vorschüsse zu ihrer 
ersten Errichtung, Schaffung einer Geldvermittelungsstelle 
für den Revisionsverband. 2. Volle Aufrechthaltung der 
Holz-, Streu- und Weiderechte. 3. Abgabe billigen Nutz- 
und Brennholzes für Lokalbedarf. Der dritte Theil for¬ 
dert: 1. Bei dem Bundesrath soll ein Verbot des Termin¬ 
handels mit Getreide an der Börse, 2. bei der preussischen 
Regierung die Aufhebung der Staflfeltarife erwirkt werden. 


Arbeitsnachweis in Holland. Wie aus den Berichten 
der holländischen Arbeitskommission hervorgeht, ist die 
Zahl der Arbeitslosen in Rotterdam und Amsterdam in 
stetem Wachsen begriffen. Mehrere Verbände haben des¬ 
halb der Förderung des Arbeitsnachweises besondere Auf¬ 
merksamkeit geschenkt. So hat der Römisch-katholische 
Volksbund 1890 Nachweisbureaux eingerichtet, die erfolg¬ 
reich thätig sind. Der Nachweis der „Gesellschaft für den 
Arbeiterstand“ ist bereits seit 1887 thätig. Arbeitsuchende 
haben 27a Cents Eintrittsgebühr zu zahlen und weitere 
10 Cents für die Adresse eines Unternehmers, der Arbeiter 
sucht; erhält der Arbeiter keine Beschäftigung, bekommt er 
9 Cents zurück. Unternehmer zahlen eine Gebühr von 
25 Cents. Die Nützlichkeit des Nachweises soll durch das 
Fehlen von Referenzen sehr beeinträchtigt sein. Günstige 
Resultate erzielten auch die Bureaux in Hilversum und 
Krommeine; letzteres entstand durch Privatinitiative und 
wird von der Behörde unterstützt. Geringen Erfolg weisen 
die bereits 1818 eingerichteten Arbeiterkolonien auf. 


Landwirthschaft. 


Landwirthschaftliche Berufsgenossenschaflen und 
Rentengüter in Oesterreich. Die Regierung hat in der 
Sitzung des Abgeordnetenhauses vom 10. Oktober zwei 
Gesetzentwürfe eingebracht, welche den Zweck verfolgen, 
die genossenschaftliche Organisation der landwirthschaft- 
lichen Berufe zu fördern und hierdurch die Landwirthschaft 
in dem grossen internationalen Kampfe konkurrenzfähiger 
zu machen. Der erste dieser Gesetzentwürfe betrifft die 
Errichtung von Berufsgenossenschaften der Landwirthe. In 
jedem Gerichtsbezirke wird eine Bezirksgenossenschaft der 
Landwirthe, in jedem Kronlande eine Landesgenossenschaft 
zwangsweise errichtet. Mitglieder der Genossenschaft sind 
die Eigenthümer der in dem Bezirke gelegenen, der Land¬ 
oder Forstwirthschaft gewidmeten Liegenschaften. Der Zweck 
dieser Genossenschaften ist die Verbesserung der sittlichen 
und materiellen Verhältnisse der Landwirthe und die Förde¬ 
rung der wirthschaftlichen Interessen derselben. Unter die 
wirthschaftlichen Aufgaben fällt insbesondere der gemein¬ 
same Ankauf von landwirthschaftlichen Bedarfsartikeln, der 
Verkauf der Produkte der Genossenschafter und die Er¬ 
richtung von Lagerhäusern, endlich die Organisation des 
landwirthschaftlichen Personalkredites. Diese Berufsgenossen¬ 
schaften unterscheiden sich von den Erwerbs- und Wirth- 
schafts-Genossenschaften dadurch, dass für die Verbindlich¬ 
keiten lediglich die Genossenschaft als solche haftet und ein 
Rückgriff auf das Vermögen der Genossenschafter aus¬ 
geschlossen erscheint. Die pekuniären Mittel zur Erfüllung 
der Aufgaben dieser Genossenschaften sollen durch Um¬ 
lagen aufgebracht werden, welche als Zuschläge zu der 
Grundsteuer einzuheben sind. Die Regierung und unter 
gewissen Umständen auch der Landesausschuss haben in 
diesen Genossenschaften ihre Vertretung. Der zweite Ge¬ 
setzentwurf nimmt die allmälige Ablösung der drückenden 
Hypothekarlasten von den landwirthschaftlichen Liegen¬ 
schaften und die Schaffung unbelastbarer Rentengüter in 
Aussicht. Als Rentengut wird eine Liegenschaft bezeichnet, 
für welche der Kaufpreis in Form einer fixen Rente bezahlt 
wird und deren Eigenthümer gewissen Beschränkungen 
seines Eigenthums unterliegt. Im Falle der Exekution eines 
landwirthschaftlichen Gutes kann nämlich die Landwirth- 
schafts-Genossenschaft die exequirteLiegenschaft zum Zwecke 
der Umwandlung in ein Rentengut übernehmen. Die Landes¬ 
genossenschaft ist verpflichtet, sich bei der Feilbietung 
solcher Güter zu betheiligen und bis zur Höhe des von ihr 
ermittelten Gutswerthes mitzubieten. Ferner kann der Eigen¬ 
thümer einer Liegenschaft freiwillig um die Umwandlung 
derselben in ein Rentengut ansuchen, was gleichfalls durch 
Ankauf durch die Landesgenossenschaft geschieht. In beiden 
Fällen wählt die Landesgenossenschaft einen Uebernehmer 
des Gutes, ^wobei der frühere Eigenthümer thunlichst zu 
berücksichtigen ist, und schliesst mit demselben den Renten¬ 
gutsvertrag ab. Der neue Erwerber hat die Lasten der 
I Liegenschaft zu übernehmen und die Gutsrente bis zur 
i vollen Tilgung des Rentenkapitals an die Genossenschaft 
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zu entrichten. Die fernere Verschuldung der Rentengüter 
ist, so lange sie diesen Charakter tragen, ausgeschlossen. 
Dem Kreditbedürfnisse des Erwerbers genügt die Genossen¬ 
schaft durch die Gewährung von Darlehen in Rentenbriefen. 
Die Genossenschaft ist berechtigt, zur Erwerbung von Renten¬ 
gütern und zur Gewährung von Rentendarlehen Renten¬ 
briefe auszugeben, für deren Verzinsung der Staat Bürg¬ 
schaft leistet. Das ist nach dem Bericht der Neuen Freien 
Presse der wesentliche Inhalt der beiden Gesetzentwürfe, 
auf die wir noch zurückkommen werden. 


Pinanzfragen. 


Erbschaftssteuer im Kanton Zürich. In dem Kanton 
Zürich ist eine Erbschaftssteuer in Vorbereitung. Die Kom¬ 
mission des Kantonsrath hat ihre Berathungen beendet und 
den Entwurf festgestellt. Die wichtigste Veränderung der 
ursprünglichen Vorlage besteht in der Aufnahme der Be¬ 
steuerung von Deszendenten, Aszendenten und Ehegatten. 
Die betreffenden Artikel lauten: 

„Die Steuer beträgt für die Kinder und deren Nach¬ 
kommen eins vom Hundert. Jedoch sind diejenigen, welche 
einzeln nicht mehr als 10000 Fr. erhalten, von der Steuer 
befreit.“ 

„Für die Eltern und den überlebenden Ehegatten beträgt 
die Steuer zwei vom Hundert. Wenn der dem einzelnen 
zukommende Antheil nicht mehr als 10000 Fr. ausmacht, 
so ist der Erbe von der Steuer befreit.“ 

„Adoptivkinder, Verlobte und Geschwister haben von 
dem ihnen zukommenden Betrage vier vom Hundert zu ent¬ 
richten. Wer nicht mehr als 5000 Fr. erhält, ist steuerfrei." 

„Adoptiveltern, die lernen Linien der elterlichen Parentel 
und die urosseltern bezahlen acht vom Hundert des ihnen 
anfallenden Betrages. Soweit auf den einzelnen nicht mehr 
als 1000 Fr. entfallen, sind die Empfänger von der Steuer 
befreit.“ 

„Für die übrigen Verwandtschaftsgrade beträgt die 
Steuer vom gesetzlichen Erbtheil sechszehn vom Hundert. 
Entfallen auf den einzelnen Empfänger nicht mehr als 500 
Fr., so ist derselbe von der Steuer befreit.“ 

Was die Nichtverwandten anbetrilft, setzt der Entwurf 
fest, dass dieselben von dem ihnen zufolge Testaments, 
Erbvertrags oder Schenkung zukommenden Betrage zwölf 
vom Hundert zu bezahlen haben. 

Zu den Steueransätzen erfolgen dann Zuschläge, wenn 
der Betrag, welcher die steuerfreie Quote überschreitet, 
10000, 20(^ u. s. w. Fr. mehr ausmacht. In diesen Fällen 
ist der Zuschlag ein Zehntel, zwei Zehntel u. s. w. Doch 
werden die Zuschläge nur bis zur Summe von 100000 Fr. 
über dem steuerfreien Minimum erhoben, so dass der Zu¬ 
schlag nie mehr als der Ansatz oder dieser nicht mehr als 
das Doppelte betragen kann. 


Soziale Zustände. 


Zur haße der landwirthschaftlichen Arbeiter Englands. 

Die Königliche Kommission zur Untersuchung der Lage der 
landwirthschaftlichen Arbeiter in den Grafschaften Birkshire, 
Buckshire, Cambridgeshire, Cornwall, Devonshire, Herdford- 
shire, Oxfordshire und Shropshire hat soeben ihren Bericht 
veröffentlicht. Die Kommissare sind der Meinung, dass die 
allgemeine Lage des landwirthschaftlichen Arbeiters, äusser- 
lich betrachtet, sich sehr gebessert hat. Seine Lebensweise, 
seine Kleider sind besser geworden, er isst mehr Fleisch, 
trinkt mehr, liest mehr und reist mehr. Die Auswanderung 
der Landarbeiter in die Städte macht es für die zurück¬ 
bleibenden leichter, dauernde Beschäftigung zu finden. Sehr 
selten trifft man einen Arbeiter auf dem Lande, der längere 
Zeit ausser Arbeit gewesen ist. Am meisten zur Besserung 
der Lebensbedingungen hat die Billigkeit vieler zum Leben 
nothwendigen Dinge beigetragen, insbesondere von Brod, 
Thee, Kleidern, Hüten und Schuhwerk. Milch, Fleisch und 
Butter sind nicht billiger geworden, ln Folge dessen unter¬ 
scheidet sich die Arbeiterbevölkerung auf dem Lande der 


Erscheinung nach so gut wie gar nicht von der nächst 
höheren Klasse. In den Häuschen sind mehr und bessere 
Möbel, Licht brennt bis spät in die Nacht hinein, auf den 
Tischen sieht man statt der alten Lappen und Lumpen 
gutes Leinenzeug, die.Kinder erscheinen in sauberem An¬ 
zuge in der Schule, mit blanken Stiefeln und frischen Ge¬ 
sichtern; und auf Jeder Farm hat jeder sechszehnjährige 
Bursche eine Uhr. In den Dorfläden besteht grosse Nach¬ 
frage nach Fleischkonserven, und es ist erstaunlich, von wie 
weit Handelsleute herkommen, um die Kauflust des Dorfes 
zu erregen. Thee, früher ein Luxusartikel, gilt jetzt als un¬ 
entbehrlich; desgleichen Gemüse. Dieses erfreuliche Bild 
zeigt aber leider nur den besten Typus des Landarbeiters. 
Die Kehrseite ist nichts weniger als erfreulich. Die grosse 
Mehrheit der Leute verdient nur so viel, als zum Leben 
nöthig ist, und sie vermögen nicht für das Alter oder die 
Zeit, wo sie ausser Arbeit sind, einen Nothgroschen 
bei Seite zu legen. Eine ungeheure Anzahl derselben 
befindet sich in einem chronischen Zustand von Schulden 
und Bedrängniss, und fällt in beklagenswerthem Maassstabe 
der öffentlichen Armenpflege oder der privaten Mildherzig¬ 
keit anheim. In den Hütten herrscht völlige Verwahrlosung: 
die Kinder sind schlecht genährt, Milch bekommen sie selten, 
die ganze Woche über lebt man von Gemüse, Schinken und 
Brod, und nur der Sonntag bringt mit etwas Schweinefleisch, 
selten mit Rind- oder Hammelfleisch, einige Abwechselung. 
Die Löhne betragen meist nicht mehr als 15 Schilling 
die Woche, selten mehr. Der Bericht schliesst: „Obgleich 
in der wachsenden Anzahl von Landparzellen, der Ver¬ 
kürzung der Arbeitszeit, der allmählichen Verbesserung der 
Wohnungen, dem geringeren Preis der Lebensmittel und 
der freien Schule materielle Fortschritte zu verzeichnen 
sind, so bleibt noch viel zu thi^n übrig. Lokale Sparbanken 
und auf dem Genossenschaftsprinzip beruhende Konsum¬ 
vereine sollten zahlreicher errichtet werden. Ein tüchtiger 
Arbeiter müsste nicht nur ein gutes Häuschen haben, sondern 
auch 4—5 sh. wöchentlich für eine Altersrente beiseite legen 
können, und es müsste möglich sein, dass er in den Besitz 
eines mäfsigen Stückes Ackerlandes käme und dadurch ein 
kleiner Farmer würde. Mehr und mehr zeigt der landwirth- 
schaftliche Arbeiter Liebe zur Unabhängigkeit, und das alte 
patriarchalische Verhältniss zwischen Pächter und Arbeiter 
verschwindet allmählich, Obzwar das bedauerlich ist, so 
liegt doch in dem neuen Geiste, der den Arbeiter beseelt, 
die Hoffnung auf Ersatz. Sein Ziel muss sein, verstehen 
zu lernen, was Geschäft ist, dann werden ihm von dem 
Pächter anständige und ausreichende Löhne gezahlt werden, 
die freilich nur für wirklich tüchtige Arbeiter und ausge¬ 
zeichnete Arbeit erreichbar sein werden.“ 


Gewerkschaftliche Arbeiterbewegung. 


Der Strike der Grubenarbeiter in Belgien. 

Zur Stunde, gerade wo wir diese Zeilen niederschreiben 
(10. Oktober), verkünden die Abendzeitungen, dass der 
Ausstand der Grubenarbeiter sein Ende erreicht hat. Vor 
mehreren Tagen schon hatten die Bergleute des Centre und 
des Borinage die Arbeit wiederaufgenommen. Die Ritter 
der Arbeit des Beckens von Charleroy haben sich ebenfalls 
zum Wiederantritt der Arbeit entschieden, und der National¬ 
verband der Grubenarbeiter hat, die vollendeten Thatsachen 
bestätigend, folgende Resolution gefasst: 

„In Anbetracht dessen, dass der Ausstand die Kohlen- 
vorräthe zum Schwinden gebracht und den Kohlenpreis in 
die Höhe getrieben; 

„In Anbetracht dessen, dass die Arbeitgeber versprochen 
haben, die Löhne zu erhöhen, sobald die Arbeit wieder 
aufgenommen, wobei sie nichtsdestoweniger sich weigern, 
die Vereinigungen der Grubenarbeiter anzuerkennen; 

„Beschliesst der Verband im Interesse der Arbeit, der 
Industrie und des Handels die Wiederaufnahme der Arbeit, 
macht sich aber verbindlich, den Kampf wieder zu beginnen, 
wenn die Arbeitgeber ihre Zusagen nicht halten.“ 

Diese Tagesordnung, welche übrigens durch die Um¬ 
stände geboten, steht, soviel man sicht, mit der Wirklichkeit 
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der Thatsachen so ziemlich in Einklang: es wurden Ver¬ 
sprechungen gegeben, Lohnerhöhungen von jetzt ab bewilligt, 
aber die Arbeitgeber weigerten sich mit den Arbeiter- 
delegirten zu verhandeln, und die gleichmässige Lohn¬ 
erhöhung von 10®/o, welche sie forderten, wurde bei weitem 
noch nicht in allen Kohlenwerken erzielt. 

Andererseits braucht man sich nur den Hergang der 
Ereignisse, die sich soeben abgespielt, zu vergegenwärtigen, 
um zu der Ueberzeugung zu gelangen, dass, wenn der 
Geist internationaler Gemeinsamkeit Fortschritte macht, sein 
Einfluss in Wahrheit lediglich auf eine beschränkte Zahl 
von Arbeitern wirkt und sich nur zwischen wenig von ein¬ 
ander entfernten Hauptpunkten nachhaltig äussert. 

EMe Bergleute von Wales und Mittelengland hatten 
bereits einen Monat lang die Arbeit eingestellt, ohne dass 
ihre festländischen Genossen im mindesten daran gedacht 
hätten, mit ihnen gemeinsame Sache zu machen; die bel¬ 
gischen Arbeiter fingen erst dann an, sich zu rühren, als der 
englische Ausstand seine Wirkung auf die Kohlenpreise 
im Auslande übte. 

Diese Wirkung war in Belgien kaum fühlbar, man 
sandte hier höchstens ungefähr 25 000 Tonnen nach Ant¬ 
werpen und nach den Küstenstädten, welche sich aus England 
zu versorgen pflegen. Anders aber war es im Pas de Calais, 
wo die Kohlennachfrage eine überaus starke, und wo die 
Arbeiter nicht zögerten, einen Theil der Gewinne in Form 
von Lohnerhöhungen zu beanspruchen. Ihre in Lens ver¬ 
sammelten Delegirten verlangten eine Erhöhung von 10 pCt. 
und wandten sich, um ihrer Bewegung Nachdruck zu ver¬ 
leihen, an ihre Kameraden der andern Kohlenbecken, und 
insbesondere Belgiens (15. September). 

Der Verband der belgischen Grubenarbeiter Hess die 
Aufrufe der Franzosen in den vier Kohlenbecken vertheilen, 
und die Arbeiter wurden, mit Ausnahme derer der Lütticher 
Gegend, wo von Organisation kaum die Rede, auf dem 
Wege des Referendums darüber befragt, ob es gerathen sei, 
einen Ausstand in’s Werk zu setzen. 

Dies dreifache'Referendum hatte folgendes Ergebniss.i) 

Borinage: 

11 500 Stimmende v. 21000 Eingeschriebenen; 11 200 St. f. d. Ausstand 

Charleroy: 

9539 Stimmende ,, 16000 ., 9038 „ „ „ „ 

Centre: 

3200 Stimmende „ 15000 „ 3000 „ „ „ „ 

Die Resultate der Abstimmung schienen keine besonders 
starke Neigung zum Strike zu bekunden, wenn man sich 
vergegenwärtigte, dass im vergangenen März 9/,o der Arbeiter 
an der Abstimmung über die Frage des Wahlrechts theil- 
genommen hatten. 

Indessen brach der Strike am 18. September in Nord¬ 
frankreich aus und Basly richtete an die Delegirten der vier 
Kohlenbecken das nachstehende Telegramm: 

„Der allgemeine Ausstand ist erklärt. Hierorts striken 
42 (XX). Nie war die Gelegenheit günstiger für den Strike. 
Bleibt Ihr bei der Arbeit, so geht Ihr mit den Arbeitgebern, 
erst unseren und dann Euren. Ihr werdet die Ursache einer 
neuen Lohnherabsetzung sein. Der Erfolg hängt von unserem 
gemeinsamen Handeln ab.“ 

Ungeachtet dieser dringenden Aufforderung und des 
zustimmenden Ergebnisses des Referendums gelangte der 
Strike in Belgien nicht sofort zum Ausbruch. Er begann 
im Borinage erst in der darauffolgenden Woche, breitete 
sich sodann langsam erst im Centre, dann im Becken von 
Charleroy aus; im Lütticher Becken gab es nur eine gering¬ 
fügige Anzahl Strikender. 

Zur besseren Veranschaulichung des Fortganges des 
Strikes haben wir die folgende Uebersicht der Zahl der 
Ausständischen in den drei Becken des Hennegau für jeden 
Tag zusammengestellt. 2) 


Wir führen dic.se Ziftern aus dem Gcdächtniss an, mit Aus¬ 
nahme jener für Charleroy. Zu bemerken ist, dass nur die Häuer 
zur Abstimmung aufgefordert waren. 

Die Angaben sind nach Quellen von Arbeitgebern. (Inde¬ 
pendance Beige, die Nrn. vom 26. September bis 12. Oktober.) Die 
Arbeiter geben als Durchschnitt 2000 Ausständische mehr für 
jedes Becken an. 



Borinage 

29240 Arbeiter 

Centre 

23308 Arbeiter 

Charleroy 

29500 

Arbeiter 

25. September 

5 000 Ausständische 

1 000 Ausständische 


26. 

6 500 

4 000 

_ 

27. 

5 700 

5 500 


28. 

4 570 

7 179 

1 700 

29. 

3 500 

8000 

7 859 

30. 

2 700 

13000 

12 000 

1. Oktober 

Unzureich. Zunahme 

Zunahme v. 5—10®/o 

— 

2. 

7 900 Ausständische 

8 100 Ausständische 

16000 

3. 

10200 

Ende d. Ausstandes 

16000 

4. 

1 9100 

— 

16500 

5. 

6 000 

— 

16500 

6. 

Ende d. Ausstandes 

— 

16900 

7. 

Q 

- 

— 

18000 

9. 

” 

_ 

21 000 

10. 


— 

20300 


Ein Blick auf diese Uebersicht genügt zur Feststellung, 

1. dass nirgends der Strike in seiner ganzen 
Ausdehnung begonnen hat und ein allge¬ 
meiner war; 

2. dass kaum von einer Annäherung der Zahl 
der im Referendum Stimmenden und der 
Zahl der Ausständischen die Rede sein kann; 

3. dass der Strike, von England ausgehend, sich 
allmählig auf mehr und mehr vom Ausgangs¬ 
punkte entlegene Kohlenbecken erstreckte. 

Der Mangel an Selbstbestimmung und Allgemeinheit 
lässt sich bei diesem Strike leicht erklären: in einer ganzen 
Anzahl von Kohlenwerken haben die Leiter, ehe der Strike 
ausbrach, Lohnerhöhungen bewilligt oder in Aussicht ge¬ 
stellt; nur um nicht dem Verbände der Grubenarbeiter offi¬ 
ziell Rede stehen zu müssen, thaten sie das und verkünde¬ 
ten dann mit lauter Stimme die gemachten Zugeständnisse. 

An diesen Zugeständnissen liegt es ferner, dass im 
Borinage während der ersten Woche weit weniger Aus¬ 
ständische waren, als Theilnehmer an der Abstimmung. 
Ihre Zahl stieg nach dem Waffenstillstand des Sonnabends, 
weil die Lohnerhöhungen ungenügend waren. ln den 
beiden andern Becken gab es dagegen weit mehr Aus¬ 
ständische als Abstimmende. Es rührt dies theilweise von 
dem ansteckenden Beispiel, theilweise aber auch aus einer 
tieferen Ursache, welche gleichzeitig den Gang des Aus¬ 
standes von seinem Beginn an erklärt. 

Diejenigen, welche sich im Centrum und in der Gegend 
von Charleroy für den Strike ausgesprochen, haben ihn 
vornehmlich aus Gemeingeist ins Leben gerufen: so unklar 
auch ihre Begriffe über den Stand des Marktes sind, waren 
sich doch die Grubenarbeiter dieser beiden Becken voll¬ 
kommen einig, dass sie zu diesem Zeitpunkt kaum ein per¬ 
sönliches Interesse daran hätten, einen Strike anzufangen. 
Anders aber verhielt es sich zwei Wochen später, als die 
Einstellung der Arbeit in den angrenzenden Becken die 
Kohlennachfrage in den übrigen Theilen der Provinz be¬ 
lebte. Daher geschah es, dass die Zahl der Theilnehmer 
des Ausstandes beträchtlich zunahm. 

Die gleiche Bemerkung trifft übrigens für die gesammte 
Bewegung zu, in welcher die internationalen Empfindungen 
in Wahrheit eine weit geringere Rolle spielten, als es den 
Anschein hatte. Der englische Ausstand beginnt am 28. Juli; 
erst Anfangs September, als der lange Widerstand der 
Grubenarbeiter Englands schliesslich eine Lücke geschaffen, 
entschliessen sich die nordfranzösischen Arbeiter, es ihnen 
nachzuthun. In Belgien dagegen bleibt es ruliig, weil die 
Kohlennachfrage nicht erheblich gestiegen. Der Borinage 
greift am 25. September ein, als hunderte von Waggons 
von Mons nach Frankreich abgehen. Im Centrum wartet 
man noch einige 'Page und der Strike wird erst am 30. Sep¬ 
tember am stärksten, zur selben Zeit als die erschöpften 
Borains nahe dabei sind, die Arbeit wieder aufzunehmen. 
Die Bergleute von Charleroy endlich legen ihrerseits die 
Arbeit erst nieder, als die Kohlenvorräthe der übrigen 
Becken aufgebraucht sind. 

Nichtsdestoweniger wäre es ungerecht, wenn man nicht 
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hervorhöbe, dass dieser letzte Ausstand mit mehr Bedacht- 
samkeit und Energie geführt wurde als die früheren Be¬ 
wegungen. Die Arbeitgeber haben es nicht mehr mit dem 
„menschlichen Nichts“ von vordem zu thun, und es ist 
wohl zweifellos, dass sie bald gezwungen sein werden, die 
Arbeiter-Vereinigungen anzuerkennen, die sie jetzt noch zu 
verachten sich den Anschein geben. 

Brüssel. Emil Vandervelde. 

Die Deutschen Gewerkvereine (Hirsch-Duncker). 

Im September d. J. haben die Deutschen Gewerkvereine 
(nach Hirsch - Dunckerschem System) das Fest ihres 
25 jährigen Bestehens begangen. Das hat Dr. Max Hirsch, 
dem Anwalt derselben, Anlass gegeben, in einer Festschrift, 
Die Arbeiterfrage und die Deutschen Gewerkver¬ 
eine betitelt, einen geschichtlichen Ueberblick über die Ent¬ 
wickelung der von ihm geleiteten Einrichtung zu veröffent¬ 
lichen. Denn mehr als einen geschichtlichen Ueberblick, 
und zwar einen der festlichen Veranlassung entsprechend 
recht rosig gefärbten, darf man in dem Büchelchen mit dem 
anspruchsvollen Titel nicht suchen. Immerhin enthält das¬ 
selbe eine Anzahl thatsächlicher Angaben und statistischen 
Materials, das eine Besprechung der Leistungen und des 
Charakters dieser Arbeitervereinigungen erleichtert. 

Gegründet wurden die Hirsch-Duncker’schen Ge¬ 
werkvereine im Jahre 1868 in ausgesprochenem Gegensatz 
gegen die vorher von sozialdemokratischer Seite in’s Leben 
gerufene Gewerkschaftsbewegung. Dr. Max Hirsch beruft 
sich zur Rechtfertigung seines Vorgehens darauf, dass er 
das Wesen der englischen Trade Unions, der mächtigsten 
und bewährtesten Arbeiterorganisationen der Welt, auf einer 
sechswöchigen Reise nach England im Jahre 1868 richtiger 
erkannt habe als andere Leute. Zum Unglück hat Lujo 
l^rentanoi) nachgewiesen, dass er kurz vor der Abreise 
des Dr. Max Hirsch aus London denselben erst auf die 
englischen Trade Unions aufmerksam gemacht hat. Trotz¬ 
dem nimmt Hirsch für sich den. Ruhm in Anspruch, der¬ 
artige Einrichtungen überhaupt zuerst auf deutschen Boden 
verpflanzt zu haben. An anderer Stelle allerdings erwähnt 
er, dass die Buchdrucker und Tabakarbeiter schon vorher 
ihre den englischen Trade Unions im Wesen entsprechen¬ 
den Einrichtungen besassen, und was das Verständniss der 
englischen Vereinigungen anbetrifft, so mag Dr. Max Hirsch 
für sich selber sprechen mit den Worten, die er aus seinen 
1868 er Reisebriefen in der vorliegenden Schrift anführt. Er 
sagt da: 

„Ueberliaupt haben die englischen Gewerkvereine in den 
letzten Jahren nicht nur in ihrer Ausdehnung und Organisation, 
sondern nicht minder in ihren Ansichten und Gesinnungen 
Fortschritte gemacht. Immer mehr tritt der einseitige, be¬ 
schränkte und leindselige Standpunkt (den Unternehmern gegen- 
übeiu zurück, immer breiter wird der Kaum für die gegenseitige 
Hülfe in Krankheits-, Todes- und Unglücksfällen, und immer 
energisclier maciit sich das l^estreben geltend, statt des ver¬ 
derblichen Kriegszustandes der Strikes die friedliche Lösung 
aller Gewerksstreitigkeiten durch Arbitration (Schiedsgerichte) 
herbeizuführen. Die Gewerkvereine sind in diesem Augenblick 
nicht nur stärker und einllussreicher, sondern auch aufgeklärter 
und friedfertiger als je.“ 

Dass Dr. Max Hirsch damals zu einem so schiefen 
Urtheilc über die Gewerkschaften kam, mag bei der Kürze 
der Zeit, die er ihrem Studium gewidmet hat, begreiflich 
erscheinen, unbegreillich ist cs aber, dass er sich durch die 
nachfolgende Entwickelung der ihm als Muster vorleuchten¬ 
den Einrichtungen nicht hat belehren lassen. Bezeichnender 
Weise fehlt in der vorliegenden Schrift jedweder Hinweis 
auf das epochemachende Werk Brentano's Die Arbeiter- 
gildcn der Gegenwart,“ aus dem das deutsche Publikum 
zuerst ein wirkliches Verständniss für die Lebensbedingun¬ 
gen dei- l'rade Unions hat schöpfen können, wie denn auch 
in der Ih oschüre die Thatsache keine Erwägung findet, dass 
die englischen Gewerkvereine allgemach völlig mit sozia¬ 
listischem Geiste erlüllt wurden. Haben sie doch durch die 
jüngsten Beschlüsse in Belfast die w'esentlichsten Forderun- 

h Die Hirsch-Duncker schon GewerkvcrcM’ne. Eine Replik 
Von I.. Brentano. Jahrbuch für Ge setzgebung etc. Ilerausgegeben 
von 1 loltzendorff und Brentano. Jahrgang 1879. 


gen der Sozialdemokratie zu den ihrigen gemacht. Herrn Dr. 
Max Hirsch ist das unbequem und deshalb steckt er, wie 
der kluge Vogel Strauss, den Kopf in den Sand. 

Der Grundirrthum seiner Auffassung von den englischen 
Gewerkvereinen ist der, dass er die Strikes, überhaupt die 
Kämpfe gegen die Unternehmer, als vermeidliche Kinder¬ 
krankheiten ansieht und gemeint hat, unter seiner Führung 
könnten die deutschen Arbeiter gleich zu einer schönen 
Interessenharmonie mit den Unternehmern gelangen. Es ist 
ihm bis heute noch nicht klar geworden, dass die schein¬ 
bare Ruhe im gewerkschaftlichen Leben Englands nur durch 
eine lange Periode beharrlicher Lohnkämpfe erreicht wor¬ 
den war und dass ungünstige wirthschaftliche Verhältnisse 
die Arbeiter stets .wieder vor die Nothwendigkeit stellen 
mussten, die schwer erkämpfte Gleichberechtigung mit den 
Unternehmern in neuen Kämpfen zu behaupten. Aus diesem 
Missverständnis erklärt sich auch das weitere, dass er die 
gegenseitige Hülfe in Krankheits-, Todes- und Unglücks¬ 
fällen für den wesentlichsten Zweck der Gewerkvereine an¬ 
sah. In Wirklichkeit waren das gerade Nebendinge. Alle 
englischen Gewerkvereine sind ihrem Ursprünge und ihrer 
Bedeutung nach Kampforganisationen zur Wahrung der Ar¬ 
beiterinteressen gegen die Unternehmerschaft und nahmen 
deshalb auch vom Unterstützungswesen die gegenseitige 
Unterstützung in Fällen der Arbeitslosigkeit zuerst in 
Angriff, was von den Hirsch - Duncker’schen Vereinen 
erst neuerdings, und in sehr beschränktem Maasse, ge¬ 
schehen ist. 

Die äusserliche Aehnlichkeit der Hirsch-Duncker sehen 
Gewerkvereine mit den englischen Vorbildern brachte 
ihnen anfangs einen starken Zulauf. Binnen Jahresfrist 
stieg die Mitgliederzahl der in einzelne Ortsvereine zer¬ 
fallenden Gewerkvereine auf 30 000, welche, gänzlich ver¬ 
früht zu einem einheitlichen „Verband“ zusammengeschlossen 
wurden, dem nach Muster des Verbandsanwalts der deutschen 
Genossenschaften (Schulze - Delitzsch) in Dr. Max Hirsch 
ein Anwalt zur Seite gestellt wurde. Der Freudenrausch 
des Anfangserfolges wurde aber sofort gestört durch die 
erste ernstliche Probe, die der Verband zu bestehen hatte. 
Den Waldenburger Bergarbeitern, die sich dem Verband 
angeschlossen hatten, wurde durch die Unternehmer ein 
Abwehrstrike aufgezwungen, indem ihr Ausscheiden aus dem 
Gewerkvereinsverbande verlangt wurde. Von Anfang De¬ 
zember 1866 bis Ende Januar 1870 harrten die Arbeiter 
aus, dann mussten sie nachgeben. Die harte Lehre genügte, 
um nicht nur die Waldenburger, sondern auch andere Ar¬ 
beiter von der Irrthümlichkeit der Auffassung zu überzeugen, 
dass die angeblich natürliche Interessenharmonie zwischen 
Unternehmern und Arbeitern zur friedlichen Verständigung 
führen müsse. Die Mitgliederzahl des Verbandes schwand 
schnell dahin bis auf 6000. Seit jener Zeit haben die 
Hirsch-Duncker’schen Gewerkvereine mit Ausnahme zweier, 
denen der Maschinenbauer und Porzellanarbeiter, nur noch 
ein Kassendasein geführt. Selbst als Kassenvereine erlitten 
sie noch einen harten Schlag durch die Verunglückung der 
Verbandsinvalidenkasse, welche ohne das geringste Ver¬ 
ständniss. für die Existenzbedingungen der Vereine und 
ohne versicherungstechnische Rücksichten ins Leben ge¬ 
rufen wurde und 1889 aufgelöst werden musste, während 
die vorsichtiger angelegte abgesonderte Invalidenkasse der 
Maschinenbauer noch heute fortbesteht. 

Um die Aufsaugung der Gewerkvereine durch die So¬ 
zialdemokratie zu verhüten, erzielte Dr. Max Hirsch im 
Jahre 1876, dass ein jedes Mitglied sich durch einen Revers 
verpflichten musste, der Sozialdemokratie nicht anzugehören. 
Das hatte später für die Gewerkvereine den Vortheil, sie 
nach Erlass des Sozialistengesetzes vor der Auflösung zu 
schützen. Ohne eigentliche sozialpolitische Bedeutung zu 
erlangen, wuchs die Zahl der Ortsvereine bis zum Jahre 1882 
langsam bis auf 611 mit 24 500 Mitgliedern an. Dann brachte 
ihnen der Erlass des Krankenversicherungsgesetzes vom 
15. Juni 1883 einen unverhofften Aufschwung. Um der Ein- 
pferchung in die Zwangskassen zu entgehen, traten viele 
Arbeiter den bestehenden freien Hülfskassen bei; das kam 
auch den Gewerkvereinen zu Gute. Im Jahre 1885 hatten 
sie sich auf 953 Ortsvereine und 51 000 Mitglieder gehoben 
und nahmen seitdem langsam, aber stetig zu. Ein Rück¬ 
schlag trat erst wieder 1891 ein durch den Austritt des 
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sehr gut organisirten Gewerkvereins der Porzellanarbeiter 
aus dem Verbände und seinen Anschluss an die auf sozia¬ 
listischem Boden stehenden Gewerkschaften. Der gegenwär¬ 
tige Mitgliederbestand der gesammten Organisation ist der 
folgende: 


1. Maschinenbau- und Metallarbeiter . . . . 

2. Fabrik- und Handarbeiter. 

3. Tischler und verwandte Berufsgenossen . . 

4. Schuhmacher und Lederarbeiter. 

5. Stuhl- (Textil-) Arbeiter etc. 

6. Schneider und verwandte Berufsgenossen 

7. Maurer und Steinhauer . .1 jetzt Baühand- 

8. Zimmerer./ werker 

9. Graphische Berufe, Maler und verwandte Be¬ 
rufsgenossen . 

10. Zigarren- und Tabakarbeiter. 

11. Töpfer und andere Arbeiter. 

12. Berg- und Grubenarbeiter. 

13. Schilfszimmerer und verwandte Berufs¬ 
genossen . 

14. Klempner und Metallarbeiter. 

15. Bildhauer und verwandte Berufsgenossen . 

16. Kaufleute. 

17; Konditoren und verwandte Berufsgenossen . 
18. Reepschläger Danzig; Vergolder Berlin . . 


Mitte 

1893 

Orts¬ 

Mitgl. 

verein 

403 

23129 

229 

10100 

113 

4 593 

108 

3 823 

67 

3328 

72 

2 585 

85 

1 772 

45 

1 546 

30 

1 176 

28 

843 

43 

608 

9 

174 

54 

2 360 

8 

209 

33 

4 322 

12 

412 

2 

54 

1341 

61 034 


' Einen Gewerkverein im englischen Sinne bilden nur 
die eine abgesonderte Stellung einnehmenden Maschinen¬ 
bauer, die auch schon an verschiedenen Orten selbststän¬ 
dige Lohnkämpfe durchgeführt haben. Alle übrigen Vereine 
können ihrer Geringfügigkeit wegen nur Kassenzwecke ver¬ 
folgen. Allenfalls betheiligen sich die Mitglieder an den 
von anderen Verbänden geleiteten Strikes. 

Es liegt auf der Hand, dass die durch die Gewerk¬ 
vereine herbeigeführte Spaltung den Lohnkämpfen der deut¬ 
schen Arbeiter wenig förderlich ist. Andererseits ist aber 
anzuerkennen, dass die Gewerkvereine innerhalb ihres be¬ 
schränkten Wirkungskreises in zwei Richtungen Erspriess- 
liches geleistet haben. Den Mitgliedern haben die Kassen 
bis auf die verfehlt angelegte und verunglückte Verbands¬ 
invalidenkasse mancherlei Nutzen gebracht. Nach einer 
Zusammenstellung in der vorliegenden Schrift ergaben die 
Abrechnungen während der Jahre 1869—1892: Gesammt- 
einnähme (aus Beiträgen, Zinsen u. s. w.) 16250000 M.; 
Gesammtausgabe: 14250000 M., hiervon für Rechts¬ 
schutz, bei Reisen, Arbeitslosigkeit und Nothfällen, für Bil¬ 
dung u. s. w. 2200000 M., Krankenunterstützung und Be- 
gräbnissgeld 8400000 M , Invalidenunterstützung 1200000 M.; 
Gesammtvermögen (grösstentheils auf der Reichsbank 
deponirt) 2000000 M. Ferner hat sich eine ganze Anzahl 
tüchtiger Kräfte in der Verwaltung dieser Kassen heraus¬ 
gebildet, die ihren Arbeitsgenossen auch auf anderen Ge¬ 
bieten des öffentlichen Lebens nützlich werden können. 

Berlin-Schöneberg. G. Ledcbour. 


Der Strike der englischen Kohlengräber. Die Ver¬ 
mittelungs-Konferenz in Sheffield, der man mit grossen 
Hoffnungen entgegensah, ist am 9. Oktober programmgemäss 
verlaufen. Nachdem zuerst die drei delegirten Grubenbe¬ 
sitzer mit den drei Vertretern der Bergleute unter sich 
verhandelt hatten, ohne dass es zu einer Verständigung 
kam, traten sie mit den Bürgermeistern zu einer gemein¬ 
schaftlichen Sitzung zusammen. Namens seiner Amts¬ 
genossen unterbreitete darauf der Bürgermeister von 
Sheffield einen Vermittelungsvorschlag aus 6 Punkten 
bestehend. Es wird darin ausgesprochen, dass deshalb, 
weil die hochgestiegenen Kohlenpreise zunächst noch nicht 
zurückgehen würden, die Grubenbesitzer den Bergleuten 
die Wiederaufnahme der Arbeit zu den alten vor dem Strike 
bestehenden Lohnsätzen auf 6 Wochen, bis zum 4. Dezember 
gestatten sollten. Erst nach Ablauf dieser Frist solle eine 
Reduktion der Löhne im Betrage von 10 Prozent des als 
Rechnungsgrundlage dienenden Lohnes von 1888 eintreten. 
Da die Löhne bis Mitte dieses Jahres sich gegen den Lohn¬ 
satz von 1888 um 40 Prozent gehoben haben, würde diese 
Lohnkürzung um 10 Prozent also gegenüber dem 140 Prozent 


des 1888er Satzes betragenden Lohne vom Juli dieses Jahres 
in Wirklichkeit auf eine Kürzung von 7^4’ ^Iso etwa 
7 Prozent, hinauskommen. Bei der Sheffielaer Konferenz 
handelt es sich nur um die mittelenglischen „Bundes¬ 
bezirke“. Die übrigen Vorschläge der Bürgermeister 
laufen darauf hinaus, dass die Grubenbesitzer wie die Berg¬ 
leute, die letzteren durch Urabstimmung, sich sofort über 
Annahme oder Ablehnung der Vorschläge schlüssig machen 
sollen, dass dann ein Schiedsgericht zur gründlichen Bei¬ 
legung des Streites eingesetzt werde und ferner, dass vor¬ 
läufig zur Beseitigung der grössten Noth die Grubenbesitzer 
den Bergleuten Vorschüsse gegen wöchentliche Rück¬ 
erstattung zu machen haben. Gleich am folgenden Tage, 
am 10. Oktober, sind die Grubenbesitzer zusammengetreten 
und haben den Vermittelungsvorschlag abgelehnt, sich aber 
zur Beschränkung der ursprünglich von ihnen verlangten 
Lohnkürzung um 25 pCt. auf eine sofortige Lohnkürzung 
um 15 pCt. bereit erklärt (d. i. 15 pCt. der Berechnungs¬ 
grundlage von 1888, also etwa 103/^ pCt. der Löhne von 
1893). Diesem Beschluss haben sich aber die Grubenherren 
von Warwickshire nicht angeschlossen. Sie haben viel¬ 
mehr für sich den Sheffielder Vermittelungsvorschlag an¬ 
genommen und ihre Gruben zur sofortigen Wiederaufnahme 
der Arbeit geöffnet unter der Voraussetzung der Lohn¬ 
kürzung um 10 pCt. am 4. Dezember. Auch vereinzelte 
Grubenbesitzer in anderen Grafschaften sind diesem Bei¬ 
spiel gefolgt. Eine solche Uneinigkeit in den Reihen der 
Grubenbesitzer kann den Arbeitern nur zu statten kommen. 
Das englische Publikum ist sehr unangenehm berührt worden 
durch die Ablehnung des Vermittelungsvorschlages und 
wird sicher einen Druck auf die Unternehmer ausüben. 
Selbst in der Times, der Hauptwortführerin der englischen 
Bourgeoisie, wagen sich schon Angriffe auf die Habgier der 
Unternehmer hervor. Die englische Regierung soll jetzt 
ihrerseits ihre Vermittelung angeboten haben, falls sowohl 
die Arbeiter wie die Unternehmer das wünschen. Wie die 
Bergleute zu dem Sheffielder Vorschläge sich stellen 
werden, ist noch ungewiss. Einzelne Führer, wie Ben 
Tillet, rathen zu unbedingter Ablehnung, da die Arbeiter 
durch Ausharren im Strike einen ungeschmälerten Sieg er¬ 
ringen könnten. 

Kosten des deutschen Buchdruckerstrikes von 1891. 
Der grosse Buchdruckerstrike im Jahre 1891 hat, wie aus 
den jetzt abgeschlossenen Abrechnungen hervorgeht, die 
Summe von 2228551 M. 16 Pf. gekostet. 


Christlich - soziale Bewegung. 

Mitgliederzahl der evangelischen Arbeiter-Vereine. 

Nach dem Evangelischen Arbeiterboten umfasst der Gesammt- 
Verband der evangelischen Arbeiter-Vereine zur Zeit zirka 
44 000 Mitglieder. Davon entfallen auf den Verband in 
Rheinland und Westfalen rund 25000, in Mitteldeutschland 
5528, in Baden 2127, in der Rheinfalz 1784, Württemberg 
1728, am Mittelrhein 1440, im Hessischen 1007, und auf 
19 Einzelvereine 5867 Mitglieder. Ausserhalb des Gesammt- 
Verbandes bestehen in Rheinland-Westfalen noch 49 Vereine 
mit zusammen 12274 Mitgliedern und im übrigen Deutsch¬ 
land, ausser dem Königreich Bayern, noch 42 Vereine mit 
6306 Mitgliedern. Aus Bayern werden 56 Vereine mit etwa 
12000 Mitgliedern aufgeführt. 


Arbeiterschutzgesetzgebung. 


Zur Sonntagsruhe im Schankwirthschaftsbetrieb. Wie 

Regierungsorgane mittheilen, wird gegenwärtig behufs Rege¬ 
lung der Sonntagsruhe im Schankwirthschaftsbetrieb eine 
Enquete vorbereitet. Es soll eine umfassende Erhebung 
über die bisherige thatsächliche Beschäftigung des Hilfs¬ 
personals in den Wirthschaften, über die Dauer des Be¬ 
triebes überhaupt, über die Zahl der Hilfspersonen, soweit 
sie der Familie des Unternehmers nicht angehören etc., und 
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zwar mittelst Fragebogen, die für jeden einzelnen Wirth- 
schaftsbetrieb beantwortet werden müssen, eingeleitet werden. 
Vorläufig sind die unteren Verwaltungsbehörden ange¬ 
wiesen, mit thunlichster Beschleunigung die Anzahl der in 
ihren Bezirken vorhandenen Wirthschaften, in denen Hilfs¬ 
kräfte ausser der Familie des Betriebsleiters beschäftigt 
werden, zu ermitteln, um auf Grund ihrer Berichte die Zahl 
der zu vertheilenden Fragebogen zu bestimmen. 

Arbeiterschutz bei städtischen Bauten in Braunschweig. 

Die sozialdemokratischen Mitglieder des Stadtverordneten- 
Kollegiums haben, im Hinblick auf die bevorstehenden um¬ 
fangreichen städtischen Bauarbeiten, folgende Anträge ein¬ 
gebracht; 1) Die Arbeiten sind nicht in Submission zu 
vergeben; 2 ) die Dauer der Arbeitszeit der Arbeiter darf 
nur neun Stunden täglich betragen; 3) die Arbeiter sind 
nicht in Akkord, sondern in Tagelohn zu geben, der Lohn¬ 
satz ist maassgebend, welcher zwischen den Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern des betr. Gewerbes vereinbart wird; 
4) der Verkauf von Getränken und Lebensmitteln an die 
Arbeiter durch die vom Arbeitgeber angestellten ist nicht 
statthaft; 5) wo mindestens 25 Arbeiter beschäftigt sind, ist 
eine den hygienischen Anforderungen entsprechende Be- 
dürfnissanstalt zu errichten. Das Plenum der Stadtverordne¬ 
ten hat sich am 5. Oktober mit diesen Anträgen in sehr 
eingehender Verhandlung beschäftigt und beschloss, die 
Anträge 1, 2 und 3 zu verwerfen; dagegen wurden 4 und 
5 genehmigt. 

Verbot von Fabrikarbeit an Festtagen in Zürich. Das 

Züricher Amtsblatt veröffentlicht das Gesetz betreffend das 
Verbot von Fabrikarbeit an Festtagen. Solche Festtage 
sind: Neujahrstag, Charfreitag, Ostermontag,Auffahrt, Pfingst¬ 
montag und beide Weihnachtstage. Für die Arbeitszeit an 
den Vorabenden dieser Tage gelten die gleichen Bestim¬ 
mungen, wie sie das eidgenössische Fabrikgesetz für die 
Vorabende an Sonntagen festgesetzt hat. 


Arbeiterversicherung. 


Die Ausdehnung der Unfallversicherung in Oesterreich. 

Bei Berathung des Gesetzes vom 28. Dezember 1887, 
betreffend die Unfallversicherung der Arbeiter, hat das Ab¬ 
geordnetenhaus des österreichischen Reichsrathes folgende 
Resolution beschlossen: 

„Die Regierung wird aufgefordert, die Ausdehnung der 
Unfallversicherung auf die durch das jetzige Gesetz noch 
nicht berührten Kreise der Arbeiter in den gewerblichen 
so wie in den land- und forstwirthschaftlichen Betrieben 
thunlichst der verfassungsmässigen Behandlung zuzuführen“. 

Mit dem 1. November 1889 begann die Wirksamkeit 
des Unfallversicherungs-Gesetzes und sofort wurdenWünsche 
nach Ausdehnung desselben laut. Die in Deutschland ge¬ 
sammelten Erfahrungen hätten wohl die Möglichkeit geboten, 
diesen Wünschen ebenso wie dem Verlangen des Abgeord¬ 
netenhauses rasch Rechnung zu tragen. 

Indess liegt erst jetzt dem Abgeordnetenhause zur 
zweiten Lesung ein von der Regierung eingebrachter, vom 
Gewerbeausschusse umgearbeiteter Gesetzentwurf vor, der 
die Unfallversicherung auf eine Reihe von gewerblichen 
Betrieben zu erstrecken die Aufgabe hat. 

Das Gesetz vom 28. Dezember 1887 zieht in den Be¬ 
reich der Unfallversicherung alle Arbeiter und Betriebs¬ 
beamte, welche beschäftigt sind: 1) in Fabriken, Hütten¬ 
werken und Gruben, auf Werften und Stapeln, 2) in Ge¬ 
werbebetrieben, die sich auf die Ausführung von Bau¬ 
arbeiten erstrecken, 3) in Betrieben, in welchen explodirende 
Stoffe erzeugt oder verwendet werden, 4) in gewerblichen, 
sowie land- und forstwirthschaftlichen Betrieben, in denen 
Dampfkessel oder solche Triebwerke in Verwendung 
kommen, die durch elementare Kraft oder durch Thiere 
bewegt werden. Rücksichtlich der Land- und Forstwirth- 
schaft gilt hierbei die Beschränkung, dass sich die Ver¬ 
sicherungspflicht nur auf jene Personen erstreckt, die un¬ 
mittelbar der mit dem Maschinenbetriebe verbundenen Gefahr 
ausgesetzt sind. 


Im Jahre 1891 unterlagen der Versicherung gegen die 
Folgen der sich beim Betriebe ereignenden Unfälle 957525 
gewerbliche Arbeiter und Betriebsbeamte, sowie 412 238 in 
der Land- und Forstwirthschaft beschäftigte Personen, 
letztere während eines durchschnittlichen Zeitraumes von 
jährlich 18 Arbeitstagen.*) Da nach der Berufszählung des 
Jahres 1880 in Industrie und Gewerbe allein, abgesehen von 
Handel, Transport, Berg- und Hüttenbau, sowie von den 
Taglöhnern 1581287, in der Land- und Forstwirthschaft 
36^ 249 Personen gegen Gehalt oder Lohn beschäftigt 
waren, so zeigt sich, wie weit entfernt Oesterreich von 
einer entsprechenden Ausgestaltung der Unfallversiche¬ 
rung ist. 

War von vornherein die Einbeziehung jener Kreise als 
nothwendig anerkannt worden, die durch das Gesetz vom 
28. Dezember 1889 völlig unberücksichtigt geblieben waren, 
so zeigte die Erfahrung bei Durchführung des Gesetzes, 
dass eine Reihe von mehr oder minder erheblichen 
Schwierigkeiten hervorgerufen wurde durch nur theilweise 
Heranziehung mancher Betriebskategorien. 

Durch eine meines Erachtens völlig ungerechtfertigte 
Interpretirung des § 1 Unfallversicherungs-Gesetzes war 
das Ministerium des Innern in seiner Ausführungsverordnung 
dazu gelangt, zwischen den in der Werkstätte einerseits 
und beim Bau andererseits beschäftigten Arbeitern der 
Baugewerbe zu unterscheiden und nur die letzteren für 
versicherungspflichtig zu erklären. Abgesehen von der 
Schwierigkeit der Abgrenzung war damit die Gelegenheit 
zu Unterschleifen geboten, die thatsächlich in erheblichem 
Maasse stattgefunden haben müssen. Wenigstens standen 
im Jahre 1891 beim Baugewerbe einem Versicherungs¬ 
beiträge von insgesammt 578 618,48 Gulden eine Gesammt- 
belastung von 635 518,23 Gulden gegenüber, wobei das 
Defizit keineswegs von den Bauunternehmungen, sondern 
vom Baugewerbe und den baulichen Nebengewerben ver¬ 
ursacht wurde. 

Aehnliche Konsequenzen, die jedoch noch schärfer und 
drastischer zu Tage traten, bewirkte die theilweise Ein¬ 
beziehung der land- und forstwirthschaftlichen Betriebe in 
die Versicherung Die Heraushebung der grössten Risken 
verursachte, dass im Jahre 1891 den Prämien in der Höhe 
von 47 149,29 fl. eine Belastung von 139 282,43 fl. gegen¬ 
überstand. 

Aus den sonderbarsten Schrullen hatte man es unter¬ 
lassen, die beim Verkehrsdienste der Eisenbahnen beschäftig¬ 
ten Personen in die Versicherung einzubeziehen und suchte 
dieselben mit dem Haftpflichtgesetz vom 5. März 1869 zu 
belasten, dessen Prinzipien man in den Motiven zum Unfall¬ 
versicherungs-Gesetze verworfen hatte. Dagegen waren die 
Werkstättenarbeiter der Eisenbahnen zur Versicherung 
herangezogen worden. 

Als ein besonderer Uebelstand machte sich häufig der 
Umstand geltend, dass der Begriff* „Fabrik“ im Gesetze 
selbst nicht umschrieben ist und deshalb auf eine Verord¬ 
nung des Handelsministeriums vom 18. Juli 1883 zurück- 
gegriffen werden musste. Nach dieser sind als fabriks- 
mässig betriebene Unternehmungen solche zu betrachten, 
„in welchen die Herstellung oder Verarbeitung von gewerb¬ 
lichen Verkehrsgegenständen in geschlossenen Werkstätten 
unter Betheiligung einer gewöhnlich die Zahl von 20 über¬ 
steigenden, ausserhalb ihrer Wohnung beschäftigten Anzahl 
von Hilfsarbeitern erfolgt, wobei die Benutzung von Ma¬ 
schinen als Hülfsmittel und die Anwendung eines arbeits- 
theiligen Verfahrens die Regel bildet, und bei denen eine 
Unterscheidung von den handwerksmässig betriebenen Pro¬ 
duktionsgewerben durch die Persönlichkeit des zwar das 
Unternehmen leitenden, jedoch an der manuellen Arbeits¬ 
leistung nicht theilnehmenden Gewerbeunternehmers, dann 
durch höhere Steuerleistung, durch Firmaprotokollirung und 
dergl. eintritt“. 

Diese ebenso geschraubte als unpraktische Definition 
verfolgt den einzigen Zweck, möglichst wenig Unter- 

>) Die Gebahrung und die Ergebnisse der Unfallstatistik der 
im Grunde des Ges. vom 28. Dezember 1887 (R.-G.-Bl. No. 1 ex 
1888) betreffend die Unfallversicherung der Arbeiter, errichteten 
Arbeiter-Unfall-Versicherungsanstalten im Jahre 1891. Wien 1893. 
Seite 118. 
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nehmungen den Vorschriften der Gewerbeordnung zu unter¬ 
werfen und bewirkte das gleiche Resultat auch rücksichtlich 
der Unfallversicherung. Es ist aber gar nicht abzusehen, 
weshalb ein Betrieb, in welchem gewöhnlich 15 oder 
18 Arbeiter beschäftigt werden, mindere Gefahren mit 
sich bringen soll, als ein gleichartiger, in welchem 20 Per¬ 
sonen arbeiten. 

Welches Verhalten beobachtet nun die Regierung und 
welches sind die Vorschläge des Gewerbeausschusses des 
Abgeordnetenhauses in der Frage der Ausdehnung der 
Unfallversicherung? 

Bezüglich der Land- und Forstwirthschaft erkennt die 
Regierung ausdrücklich an, dass bei derselben schwere 
Unfälle in erschreckend grosser Zahl eintreten. Der Be¬ 
richt des Gewerbeausschusses hebt hervor, dass die 
Schwierigkeiten der Einführung der Unfallversicherung auch 
auf diesen Gebieten keine unüberwindlichen sind, dass 
durch den Absatz 2 des §. 1 des bestehenden Unfallver¬ 
sicherungsgesetzes eine Halbheit geschaffen wurde und die 
Nothwendigkeit einer Lösung der Frage einen geradezu 
dringlichen Charakter angenommen habe. Die in Aussicht 
estellten Maassnahmen sind aber mit dieser Entschiedenheit 
er Sprache durchaus nicht in Uebereinstimmung. Die Re¬ 
gierung berichtet von eingehenden Studien und der Ge¬ 
werbeausschuss erzählt von der Nothwendigkeit einer 
Enquete. Wer unsere parlamentarischen Verhältnisse und 
insbesondere den Einfluss der Grossgrundbesitzer kennt, 
weiss, was das bedeutet. 

Ueber das Kleingewerbe äussert sich die Regierungs¬ 
vorlage fast gar nicht, dagegen bringt sie die Einbeziehung 
der Werkstättenarbeiter des Baugewerbes inVorschlag, indem 
sie dies durch die oben berührten Erfahrungen und durch 
Billigkeitsgründe gegenüber derArbeiterschaft zu rechtfertigen 
bemüht ist. Der Gewerbeausschuss ist nun weit redseliger. Mit 
Emphase hebt er hervor, dass die Arbeiter in den Betrieben 
des Kleingewerbes „von der sozialen Wohlthat der Unfall¬ 
versicherung ausgeschlossen erscheinen“. Er befürchtet 
eine von Jahr zu Jahr zunehmende Verschlimmerung in 
dem Verhältnisse zwischen Meistern und Gehülfen. Er 
konstatirt die erheblichen Betriebsgefahren der Werkstätten. 
Zum Schlüsse gelangt er trotz alledem nicht nur zu einem 
negativen Ergebnisse bezüglich der Heranziehung des ge- 
sammten Kleingewerbes zur Unfallversicherung, er weigert 
sich sogar den kleinen Schritt nach vorwärts zu machen, 
den die Regierung empfiehlt: die Versicherung der Werk¬ 
stättenarbeiter des Baugewerbes wird mit ganz unbedeuten¬ 
den Ausnahmen (Zimmerleute, Brunnenmacher, Pflasterer, 
Eisenkonstrukteure) abgelehnt. 

Sämmtliche Parteien des Abgeordnetenhauses leben in 
steter Angst vor den kleingewerblichen Wählern, den so¬ 
genannten „Fünfguldenmännern“; nur diese Angst erklärt 
es, dass auch hier eine Enquöte als Nothbehelf dienen 
muss. Sie erklärt die Begründung, die den wahren Sach¬ 
verhalt vergebens zu verhüllen bemüht ist und die von 
einer seltenen Naivetät erfüllt erscheint. Es widerstrebe die 
derzeitige ökonomische Lage der kleingewerblichen Unter¬ 
nehmer dem Versuche einer Belastung derselben zu Zwecken 
der Unfallversicherung; es werde deshalb „ein hoffentlich 
nicht allzulange ausbleibender Zeitpunkt günstigerer Ge¬ 
staltung der Verhältnisse“ abzuwarten sein. Das sind die 
Gründe für das Verhalten des Gewerbeausschusses. Jedes 
scharfe Wort könnte die Wirkung abschwächen, die eine 
solche Behandlung wichtiger Fragen hervorbringen muss. 

Abweichend von diesem Verhalten ist das in der Frage 
der Ausdehnung der Unfallversicherung auf die Verkehrs¬ 
bediensteten der Eisenbahnen beobachtete. Während die 
Regierung, voll von Konnivenz gegenüber den Eisenbahn¬ 
verwaltungen, lediglich die freiwillige Versicherung in Aus¬ 
sicht nimmt und jede Zwangsmaassregel perhorreszirt, 
kritisirt der Bericht des Gewerbeausschusses ebenso scharf 
als zutreffend die Wirkungen des Haftpflichtgesetzes vom 
5. März 1869 und bringt konsequenterweise die zwangsweise 
Einbeziehung der Eisenbahnarbeiter in die Unfallversicherung 
in Vorschlag. 

Nicht mit Unrecht sträuben sich die hier in Frage 
kommenden Arbeiter gegen das dem Unfallversicherungs¬ 
gesetze zu Grunde liegende Prinzip der theilweisen Ent¬ 
schädigung. Die Verhältnisse der Eisenbahnen würden 


auch eine Erhöhung des Maximums von 60 pCt. des Jahres¬ 
arbeitsverdienstes zweifellos gestatten. Dennoch begnügt 
sich die Vorlage damit, den Forderungen der Beamten 
Rechnung zu tragen, deren Einkommen voll in Anrechnung 
zu kommen hat, während bisher das Unfallversicherungs¬ 
gesetz Beträge über 12(X) fl. unberücksichtigt lässt. 

Die Frage der Feststellung des Begriffes „Fabrik“, ins¬ 
besondere eine sachgemässe Erweiterung desselben ist über¬ 
haupt nicht zur Diskussion gelangt. Sie hängt zum Theile 
mit der oben besprochenen Einbeziehung des Kleingewerbes 
in die Versicherung zusammen. 

Zur Zwangsversicherung werden nach dem Vorschläge 
des Ausschusses auch noch sämmtliche Unternehmungen, 
die sich gewerbsmässig mit dem Transporte von Personen 
oder Sachen zu Lande oder auf Flüssen und Binnen¬ 
gewässern befassen, herangezogen. Die den Seegesetzen 
unterliegenden Schiffahrtsbetriebe sollen auch in Zukunft 
der Unfallversicherung nicht unterliegen, aus Gründen, die 
ein Geheimniss der Regierung und des Ausschusses ge¬ 
blieben sind. 

Ferner sind für die Versicherung in Aussicht genommen: 
Baggereien, Unternehmungen für Reinigung von Strassen 
und Gebäuden, Waarenlagerunternehmungen .und Betriebe 
von Holz- und Kohlenlagern im grossen (sic!), die Unter¬ 
nehmungen von ständigen Theatern, Berufsfeuerwehren, 
Rauchfangkehrer, Kanalräumer. 

Wo der Staat selbst als Unternehmer in Betracht 
kommt, wie dies beim Post- und Telegraphenbetriebe, aber 
auch bei den gewerblichen Beschäftigungen von Militär¬ 
personen der Fall ist, dort ist bisher, trotz erheblicher 
Unfallsgefahren, nichts geschehen. Der Gewerbeausschuss 
war der ganz berechtigten Ansicht, dass kein ausreichender 
Grund vorliege, um den in dem Betriebe der Post- und 
Telegraphenverwaltung beschäftigten Arbeitern und Beamten 
die Wohlthat der Unfallversicherung länger zu entziehen. 
Der sofortigen Realisirung der Einbeziehung wurden jedoch 
vom Handelsministerium Bedenken entgegen gestellt, die 
eine Verlegung des Gegenstandes bewirkten. Ob die von 
der Regierung dabei gegebene Zusage, innerhalb an¬ 
gemessener Frist selbst mit Anträgen hervorzutreten, ein¬ 
gehalten werden wird, ist abzuwarten. 

Eine neue Einrichtung bringt der Entwurf durch die 
Statuirung der Zulässigkeit freiwilliger Versicherung. Die¬ 
selbe erstreckt sich auf drei Kategorien von Personen: 
1) den Unternehmern von versicherungspflichtigen Betrieben 
ist gestattet, sich selbst ihre Bevollmächtigten und Re¬ 
präsentanten, sowie andere Personen, die Betriebsgefahren 
ausgesetzt sind, zu versichern, 2) Gewerbeinhaber, deren 
Betriebe der Versicherungspflicht nicht unterliegen, dürfen 
sowohl ihre Arbeiter und Betriebsbeamten, als auch sich 
selbst gegen die Folgen von Betriebsunfällen versichern; 
3) das gleiche Recht steht den als konstituirten freiwilligen 
Feuerwerkern und deren Verbänden rücksichtlich ihrer 
aktiven Mitglieder zu. In den Fällen 2 und 3 muss die 
Versicherung korporativ erfolgen. Die Vertheilung der 
Beiträge zwischen Arbeiter und Unternehmer sind im Falle 2 
der jedesmaligen Vereinbarung überlassen. 

Es ist kein angenehmes Bild, welches der vorliegende 
Gesetzentwurf darbietet. Regierung und Gewerbeausschuss 
müssen die Nothwendigkeit einer weiteren Ausgestaltung 
der Unfallversicherung zugeben, sie reihen Gründe an 
Gründe, um diese Nothwendigkeit zu beweisen. Die tristen 
politischen Verhältnisse bringen aber beide Faktoren dazu, 
von dem als nothwendig Anerkannten abzusehen und sich 
mit bescheidenem Flickwerk zu begnügen. Seit Jahren 
werden „eingehende Studien“ gemacht, wird die Einver¬ 
nehmung der Betheiligten in Aussicht genommen, und 
dennoch ist keine Hoffnung vorhanden, dass in Bälde eine 
weitgehende Ausdehnung der Unfallversicherung zur Ver¬ 
wirklichung kommen wird. 

Wien. Leo Verkauf. 

Zur Ausdehnung der Unfallversicherung auf das 
Handwerk. Nach neueren Zeitungsnachrichten hat die 
Regierung die geplant gewesene Vorlage über die Aus¬ 
dehnung der Unfallversicherung auf die Handwerksbetriebe 
nunmehr zurückgestellt. Dies kann nicht überraschen, denn 
wie im Sozialpolitischen Ccntralblatt schon mehrfach betont 
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worden ist, sind alle derartige Pläne ohne vorherige gründ¬ 
liche Reform der bestehenden Unfallversicherungsgesetz¬ 
gebung undurchführbar. Dabei mag es dahin gestellt bleiben, 
ob die in der Tagespresse laut gewordene Vermuthung, 
dass die geplanten Handwerkskammern und Fachgenossen¬ 
schaften als Träger der Unfallversicherung im Handwerk 
gedacht waren, richtig ist. Uns scheint diese Annahme 
einigermassen unwahrscheinlich. 

Ortskrankenkassen und Sozialdemokratie. Gelegent¬ 
lich der Revision des Krankenversicherungsgesetzes ist es 
vorhergesagt worden, dass die Einengung der Thätigkeit 
der freien Hilfskassen, die durch die Umänderung des § 75 
herbeigeführt worden ist, die Konsequenz haben werde, 
dass die sozialdemokratischen Arbeiter in grossen Massen 
den Ortskrankenkassen beitreten und von ihnen Besitz er¬ 
greifen werden. Nach einer Mittheilung der Kölnischen 
Volkszeitung hat sich jene Prophezeiung bisher schon in 
bedeutendem Umfange erfüllt. In Berlin, Leipzig, München, 
Dresden u. s. w. wird die Mehrheit der Ortskassen von der 
Sozialdemokratie beherrscht. Durch Statutenänderungen 
sind diese Kassen zumeist so umgestaltet worden, dass sie 
jetzt so ziemlich die gleichen Leistungen bieten wie die 
freien Hilfskassen. Dabei ist es den Sozialdemokraten ge¬ 
lungen, auch als Vertreter der Unternehmer Parteigenossen 
in die Ausschüsse zu bringen. In Berlin gilt dies bezeich¬ 
nender Weise besonders von der Ortskasse der Kaufleute. 
Obgleich die Organisationen der Gehülfen mit einer einzigen 
Ausnahme der Sozialdemokratie ablehnend gegenüberstehen, 
und obgleich die selbstständigen Kaufleute als die Haupt¬ 
stützen der freisinnigen Partei gelten, haben die Gehülfen 
doch schon bei der ersten Wahl nach Begründung der 
Ortskasse sämmtliche sechs von ihnen zu besetzenden Aus¬ 
schussstellen mit Sozialdemokraten besetzt. Ja, als es sich 
um die Ergänzungswahl für die Vertreter der Prinzipale 
handelte, von denen zwei von dreien ausgeschieden waren, 
wurden ebenfalls die Kandidaten der Sozialdemokratie 
gewählt, sodass der Ausschuss der Ortskrankenkasse der 
Kaufleute jetzt aus fünf Sozialdemokraten, drei Sozial¬ 
demokratinnen und bloss einem Gegner der Sozialdemokratie 
besteht. 


Wohnungszustände und Wohnungs¬ 
gesetzgebung, 

Wohnungsgesetz für das Grossherzogthum Hessen. 

Mit dem 1. Oktober d. J. ist das von uns wiederholt be¬ 
sprochene (vgl. Sozialpolitisches Centralblatt, Bd. I S. 293, 
Bd. II S. 265 und S. 519) Gesetz über die polizeiliche Be¬ 
aufsichtigung der Miethswohnungen und Schlafstätten in 
Kraft getreten. Zur Durchführung einer wirksamen Kon- 
trole der Miethswohnungen haben die Gesundheitsbeamten 
und Polizeibehörden die Befugniss, Miethswohnungen und 
Schlafstellen daraufhin zu untersuchen, ob aus der Be¬ 
nutzung Nachtheile für die Gesundheit oder Sittlichkeit zu 
besorgen sind. Für die Städte werden besondere Wohnungs¬ 
inspektoren bestellt. In allen Gemeinden über 5000 Seelen 
sind neu zur Vermiethung kommende Wohnungen an¬ 
zumelden, wenn sie, einschliesslich der Küche, aus weniger 
als vier Räumen bestehen oder im Kellergeschoss liegen, 
bezw. nicht unterkellerte Räume enthalten, deren Fussboden 
nicht mindestens 0,25 m über der Erde liegt, oder wenn 
unmittelbar unter dem Dach befindliche Räume zum Wohnen 
dienen sollen. Vermiether möblirter Wohnungen sind von 
der Anzeige befreit, wenn der Miethspreis für das Zimmer 
8 M. monatlich übersteigt. Noch genauer werden Schlaf¬ 
stellen überwacht, bei denen die Anzeigepflicht allgemein 
— unabhängig von der Einwohnerzahl — gilt. Die Polizei¬ 
behörde kann innerhalb zweier Wochen nach der Anzeige 
die Benutzung einer Wohnung durch mit Gründen versehe¬ 
nen Bescheid untersagen (wegen Gesundheitsscbädlichkeit). 
das Vermiethen von Schlafstellen jederzeit, wenn That- 
sachen vorliegen, welche die Annahme rechtfertigen, dass 1 
die Aufnahme von Schläfern zu Unsittlichkeiten führen | 
werde. Um auch gegen die Nachtheile der Ueberfüllung | 


Sorge zu tragen, kann durch Polizeiverordnung für Mieth- 
wohnungen und Schlafstellen ein Mindestmaa.ss von Luftraum 
für jede Person vorgeschrieben werden. 


Gewerbegerichte, Einigungsämter und 
Arbeiterausschüsse. 


Schiedsgerichte für landwirthschafUiche Arbeiter in 
Italien. In der letzten Session des italienischen Parlaments 
wurde bekanntlich das Gesetz betreffend die Errichtung von 
Prud’hommes - Gerichten (Probi viri) erledigt. Während 
der Diskussion desselben hatte der Handelsminister Lacava 
versprochen, auch für die landwirthschaftlichen Arbeiter, 
die in Italien ein namhaftes Kontingent zur arbeitenden 
Klasse überhaupt stellen, einen Entwurf zur Bildung von 
Schiedsgerichten vorzulegen. Das Projekt ist nunmehr aus¬ 
gearbeitet und kürzlich dem italienischen Justizminister zur 
Begutachtung übergeben worden, der den Entwurf wegen 
seines doppelten Inhalts in sozialer wie juristischer Be¬ 
ziehung, vor dem Parlamente zu vertreten hat. 

Soweit die Verschiedenheit landwirthschaftlicher von 
industriellen Betrieben nicht Modifikationen erforderte, 
schliesst sich der Gesetzentwurf vollständig an das votirte 
Probi - viri - Gesetz an. Das Einigungsamt wird für alle 
Streitigkeiten zwischen ländlichen Arbeitern kompetent sein, 
das Schiedsgericht für alle aus dem Arbeitsvertrag ent¬ 
springenden Differenzen bis zum Höchstwerthe des Streit¬ 
gegenstandes von 500 Lire, wie auch für Differenzen zwischen 
Landleuten betreffs Mieths- und Pachtangelegenheiten bis 
zum Jahreswerthe von 500 Lire. Behufs Wahl der Probi 
viri werden zwei Wählerlisten aufgestellt, eine Liste der Eigen- 
thümer und Pächter, die nicht selbst arbeiten, und eine der 
arbeitenden Landleute. 

Auf diese Weise wird der Landbevölkerung ein billiger 
Rechtsweg geöffnet und ein Tribunal gesichert, das es selbst 
bildet, durch das bei verständiger Handhabung die Zahl 
der ländlichen Arbeitseinstellungen gewiss wird vermindert 
werden können. Die erfolgreichste Thätigkeit jedoch werden 
die geplanten Behörden bezüglich Reformirung und Beein¬ 
flussung der Arbeitsverträge entwickeln können, deren Ab¬ 
fassung heute völlig uneingeschränkt ist und auf mehr als 
hundertjähriger, absoluter Gewohnheit beruht, derzufolge 
die Bauern und Arbeiter völlig den Landeigenthümern aus¬ 
geliefert sind, wie mittelalterliche Leibeigene „taliables et 
corvöables ä merci", wie der alte Ausdruck lautet. Die 
ganz ungenügenden Bestimmungen des Zivilrechts in dieser 
Hinsicht sind schon lange Gegenstand zahlreicher Reform¬ 
bestrebungen, ohne dass eine Modifikation erreicht worden 
wäre. Hier wird also die neue Institution vorzugsweise als 
Korrektiv einzugreifen haben. 


Schulwesen. 


Die Schulbildung im deutschen Heere. Im Ersatzjahre 
1892/93 wurden beim Heere 108138 Mannschaften, bei der 
Marine 4980, zusammen 113118 eingestellt. Bei den im 
Landheere eingestellten Mannschaften waren 107501 mit 
Schulbildung (104506 in der deutschen, 2995 nur in der 
nicht deutschen Muttersprache), dagegen 637 = 0,59 °/o ohne 
Schulbildung. Westpreussen hatte die meisten Mannschaften 
ohne Schulbildung 253 = 4,00 ®/o der dort eingestellten 
Mannschaften, dann folgte Posen mit 144 = 1,71®/©, Ost- 
preussen 69 = 0,83®/©, Schlesien 103 = 0,60®/©, Pommern 
11 =0,18®/©, Brandenburg 19 = 0,15 ®/©, Hessen Nassau 
7 = 0,13®/©, Schleswig - Holstein 3 = 0,09®/©, Westfalen 
6 = 0,08 ®/©, Rheinland 13 = 0,08 ®/©, Sachsen 7 = 0,08 ®/©, 
Hannover 2 = 0,03 ®/o; in Hohenzollern gab es keine Mann¬ 
schaften ohne Schulbildung. Bei den in der Marine ein¬ 
gestellten 4980 Mannschaften waren 43 = 0,86 ®/© ohne 
I Schulbildung. Hier stehen mit den grössten Verhältniss- 
I zahlen obenan Westpreussen (4,49 ®/©), Ostpreiisen (3,58 
1 Posen (2,44 ®/©). Im Landheer und der Marine waren von 
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113118 Mannschaften 680 ohne Schulbildung = 0,60 ®/o. Im 
Ersatzjahr 1874/75 belief sich der Prozentsatz der An¬ 
alphabeten auf 3.70. 

Fabrikschulen in Holland. Dem kürzlich erschienenen 
Berichte der Royal Labour Commission über holländische 
Arbeitsverhältnisse entnehmen wir über Fabrikschulen in Hol¬ 
land folgendes: Da der Volksschulunterricht in Holland nicht 
obligat ist, kommt den privaten Bestrebungen bezüglich des 
Unterrichts der Kinder, die nach dem Gesetze vom Jahre 
1889 erst nach zurückgelegtem 12. Jahre in Fabriken be¬ 
schäftigt werden dürfen, erhöhte Bedeutung zu. Einige 
Gesellschaften, die einen regelmässigen Schulbesuch durch 
genaue Aufsicht und Vertheilung von Preisen für denselben 
erreichen wollen, haben nennenswerthe Resultate nicht zu 
verzeichnen. Günstigere Erfolge weisen jedoch die Fabrik¬ 
schulen auf. So haben die vereinigten Unternehmer des 
Textildistrikts von Twenthe Volksschulen eingerichtet, zu 
deren Besuch sämmtliche in den Fabriken beschäftigten 
Kinder gezwungen sind, und zwar nach Ablegung einer 
durchaus wie in staatlichen Schulen obligatorischen Auf¬ 
nahmeprüfung. Die Fabrikschule von Enschede hat fünf 
Klassen und die Unterrichtsstunden währen von 7 Uhr früh 
bis 3 Uhr Nachmittag. In den untersten Klassen haben die 
Kinder wöchentlich 5 Schultage mit je 2stündigem Unter¬ 
richt, in den höheren Klassen weniger bis zu 4 Stunden 
die Woche. Der Unterricht umfasst Schreiben, Lesen und 
Rechnen, etwas Geschichte und Geographie und Hand¬ 
arbeit für die Mädchen. Die Schule hat 750 Schüler und 
kostet die Erhaltung jährlich 7500 bis 8000 Fl. Die Schul¬ 
bibliothek wird von den Kindern stark in Anspruch ge¬ 
nommen. Vorgeschrittenere Schüler können weiteren Unter¬ 
richt in den Nachtkursen erhalten, die wieder drei Jahre 
umfassen und deren Hauptunterrichtsgegenstände Arithmetik 
und Zeichnen sind. 

Ueber die Wirksamkeit dieser Schulen gehen die An¬ 
sichten auseinander, da manche blos für fakultativen Besuch 
derselben eintreten, da die Weber die Mithilfe der Kinder 
während der Schulzeit entbehren; man verlangt deshalb 
auch die Hinausschiebung der Altersgrenze für Fabriksarbeit 
auf 14 Jahre und bis dahin obligatorischen Besuch der 
Elementarschulen. Doch behaupten die Unternehmer, dass 
die Kinder nicht die nöthige Geschicklichkeit und Rasch¬ 
heit erwerben können, wenn sie erst mit 14 Jahren die 
Fabrikarbeit beginnen. 

In Hengelo besitzt jede Fabrik ihre eigene Schule, 
deren Besuch obligatorisch ist und kein Kind wird zur 
Fabriksarbeit zugelassen, bevor es nicht eine Prüfung ab¬ 
gelegt hat, bei welcher Ansprüche gestellt werden, denen 
nur nach einem aufmerksamen und regelmässigen Schul¬ 
besuch bis zum 13. Jahre genügt werden kann; von Mädchen 
wird auch genügende Kenntniss in Handarbeiten verlangt. 
In Oldenzaal verlangt eine Firma auch den regelmässigen 
Besuch der Abendkurse. In den Fabrikzentren hat man 
demnach ziemlich befriedigende Resultate zu verzeichnen. 


Soziale Hygiene. 

BWzbranderkrankungen der Pinselarbeiter. Eine 
Berufskrankheit der Arbeiter, die bei gutem Willen der 
Unternehmer, allerdings auch mit einigen Kosten, zu ver¬ 
hüten ist, erwähnte auf dem Naturforscher-Kongress, der 
vor Kurzem zu Nürnberg stattfand, Dr. Goldschmidt in 
der Sektion für Hygiene und Medizinalpolizei. Auf Grund 
der von ihm gemachten Beobachtungen berichtet er über 
das häufige Vorkommen von Milzbranderkrankungen un¬ 
ter den Arbeitern der Nürnberger Pinselindustrie. In den 
letzten drei Jahren wurden etwa dreissig Fälle beob¬ 
achtet und die Diagnose durch den direkten Nachweis 
der Milzbrandbazillen mit Sicherheit gestellt, ln den 
meisten Fällen handelte es sich um den sogen, „äusseren 
Milzbrand", die pustula maligna, die bei frühzeitiger chirur¬ 
gischer Behandlung, wenn auch oft mit Hinterlassung ent¬ 
stellender Narben, heilt; in drei Fällen handelte es sich um 


den inneren oder intestinalen Milzbrand, welche insgesammt 
tödtlich verliefen. Sämmtliche Fälle betrafen jugendliche 
gesunde Arbeiter und Arbeiterinnen. Wenn auch trotz 
eifrigsten Suchens die Milzbrandbazillen bisher noch in 
keinem Falle direkt in dem verarbeiteten Borstenmaterial 
oder in den zur Verwendung kommenden Rosshaaren nach- 

f ewiesen werden konnten, so unterliegt es doch keinem 
iweifel, dass in dem bezeichneten Rohmateriale die Quelle 
der Infektion zu suchen ist, und ist deshalb eine gründ¬ 
liche Desinfektion der Borsten bezw. Rosshaare unumgäng¬ 
lich nothwendig. Da durch die wohl zweckmässigste Des¬ 
infektion mit strömendem Wasserdampf das«Borstenmaterial 
und die Rosshaare jedoch an Gewicht und Farbe einbüssen, 
so ist, um die in Rede stehende Industrie, die in Nürn¬ 
berg allein mehrere tausend Arbeiter ernährt, nicht kon¬ 
kurrenzunfähig zu machen, auf gesetzlichem, thunlichst inter¬ 
nationalem Wege die Desinfektion sämmtlichen Rohmaterials 
vor dessen Verarbeitung zu erstreben. 


Vermischtes. 


Informationsreisen der Centralstelle für Wohlfahrts¬ 
einrichtungen. Die Centralstelle für Arbeiter-Wohlfahrts¬ 
einrichtungen in Berlin versandte den Bericht über die 
erste von ihr veranstaltete Informationsreise zur Besichti¬ 
gung von Wohlfahrtseinrichtungen und kündigte zugleich an, 
dass in der ersten Hälfte des Oktober dieses Jahres 
eine etwa achttägige zweite Informationsreise stattfinden 
wird. Sie soll von Berlin ausgehen und (Aenderungen 
Vorbehalten) folgende Orte berühren: Spandau (Wohnhäuser, 
Mädchenheim und Kantine der kgl.Werkstätten, Wohnhäuser 
in Haselhorst), Hannover (Kinderpflegeanstalt der Mechani¬ 
schen Weberei in Linden, Wohnhäuser und Mädchenheim 
der Döhrener Wollwäscherei, Häuser des Hannoverschen 
Spar- und Bauvereins, Kochschule von Frl. Kux, Knaben¬ 
hort), Hamburg (das „Rauhe Haus“, die Alsterdorfer An¬ 
stalten für Epileptische, Wohnhäuser der Hamburger Gummi¬ 
kamm-Compagnie), Pinneberg ( Wohnhäuser,Turnhalle, Klein¬ 
kinderschule des Union-Eisenwerks von Gebr.Wuppermann), 
Schiff beck (Kindergarten, Fabrikschule, Handarbeitsschule, 
Fortbildungsschule, Wohnhäuser, Speisehaus, Badeanstalt 
der Norddeutschen Jutespinnerei und Weberei), Düneberg 
bei Geesthacht (Wohnhäuser, Bade- und Wascheinrichtungen, 
Speisehaus der Pulverfabrik zu Tinsdal), Büdelsdorf bei 
Rendsburg (Wohnhäuser, Hüttenmusik, Zeichenschule der 
Karlshütte), Altona-Ottensen (Wohnhäuser, Gesellschafts¬ 
baus u. a.von C.E.Gaetcke’s Glasfabriken), Kiel (Wohnhäuser, 
u. a. der kaiserl.Werft und der Holwaldtswerke), Friedrichsort 
(Wohnhäuser, Bibliothek u. a. der kaiserl.Torpedowerkstatt), 

I Lütjenburg (Besitzung des Grafen Holstein-Watemeverstorff). 

I Die 18 Theilnehmer der ersten Informationsreise sollen von 
den vorgenommenen Besichti^ngen sehr befriedigt sein und 
sich in anerkennendster Weise über die Erspriesslichkeit 
solcher Informationsreisen ausgesprochen haben. Die Be¬ 
theiligung aus den Kreisen der Privatindustrie, für welche 
diese Reisen in erster Linie berechnet sind, war indessen 
nicht so stark, wie dies wohl wünschenswerth gewesen 
wäre. Man hofft, dass mit dem Bekanntwerden dieser 
neuen Veranstaltung der Centralstelle für Arbeiter-Wohl¬ 
fahrtseinrichtungen auch die Benutzung derselben aus den 
zunächst interessirten Kreisen eine regere werden wird. 


Eingesendete Schriften. 
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Landwirthschaftliche Genossenschaften und 
Rentengüter in Oesterreich. 

Die Organisation des Berufsstandes der Landwirthe, 
welche heute bei dem fortschreitenden Einflüsse der über¬ 
seeischen Konkurrenz, bei der drückenden und fortwährend 
in Zunahme begriffenen Hypothekarbelastung der Grund¬ 
stücke und angesichts der an sie gestellten» beständig 
wachsenden Anforderungen auf ein Minimum des landwirth- 
schaftlichen Reinertrages angewiesen sind, wird immer mehr 
und mehr als Bedürfniss empfunden. Die Entwickelung, 
welche in den verschiedenen Staaten im Laufe der Zeit das 
landwirthschaftliche Genossenschaftswesen und die sonstige 
landwirthschaftliche Interessenvertretung genommen hat, 
lässt deutlich das Bestreben erkennen, der landwirthschaft- 
lichen Bevölkerung in dem Zusammenschlüsse zur gemein¬ 
samen Erstrebung ihrer Aufgaben und Zwecke ein Mittel 
an die Hand zu geben, welches sie befähigen soll, in der 
grossen Weltwirthschaft den Konkurrenzkampf aufzunehmen, 
welchem die einzelnen in ihrer Isolirung als Individuen oft 
minder gewachsen sind. 


Die österreichische Regierung hat denn auch seit 
längerer Zeit dieser Frage der Organisation und Stärkung 
der landwirthschaftlichen Interessenvertretung das Augen¬ 
merk zugewendet und Studien darüber gepflogen, wie eine 
Reform des in Oesterreich noch wenig entwickelten land¬ 
wirthschaftlichen Genossenschaftswesens anzubahnen wäre. 
Als Resultat dieser Bemühungen wurden nunmehr zwei 
Gesetzentwürfe, betreffend die Errichtung von Berufs¬ 
genossenschaften der Landwirthe und betreffend die Er¬ 
richtung von Rentengütern dem seit Kurzem wieder ver¬ 
sammelten Reichsrathe vorgelegt.i) 

Von diesen Gesetzentwürfen strebt jener betreffend 
die Errichtung von Berufsgenossenschaften der 
Landwirthe die erwähnte Organisation des landwirth¬ 
schaftlichen Berufsstandes sowie die Förderung der landwirth¬ 
schaftlichen Erwerbs- und Wirthschaftsgenossenschaften an. 
Wie die gepflogenen Erhebungen dargethan haben, ist in 
Oesterreich die landwirthschaftlicheBevölkerungnoch nicht zu 
einer durchgreifenden und auch für alle Gebiete ihres wirth- 
schaftlichen Lebens Erfolg versprechenden Organisation 
gekommen. Insbesondere zeigt sich, dass trotz des nun¬ 
mehr zwanzigjährigen Bestandes des österreichischen Ge¬ 
nossenschaftsgesetzes vom 9. April 1873, Reichsgesetzblatt 
No. 70, die Erwerbs--und Wirthschaftsgenossenschaften aut 
dem Gebiete der Landwirthschaft eine nicht annähernd so 
bedeutende Ausbreitung und Wirksamkeit wie beispiels¬ 
weise in Deutschland gefunden haben. 

Andererseits ist aber aus den Erhebungen auch zu er¬ 
kennen, dass fast überall in der landwirthschaftlichen Be¬ 
völkerung einzelne genossenschaftliche Erfolge und das 
Bestreben nach einer, grössere Ziele verfolgenden Aus¬ 
bildung des landwirthschaftlichen Genossenschaftswesens 
vorhanden sind. Die landwirthschaftlichen Vereine und 
Gesellschaften sowie die in einzelnen Ländern bestehenden 
Bezirksgenossenschaften der Landwirthe und Landeskultur- 
räthe haben zum Theile selbst bereits einzelne genossen¬ 
schaftliche Aufgaben einfacherer Art durchgeführt, zum 
Theile aber auch die Gründung einzelner landwirthschaft- 
licher Erwerbs- und Wirthschaftsgenossenschaften nach dem 
System Schulze - Delitzsch oder Raiffeisen veranlasst oder 
gefördert. Fast allgemein jedoch tritt die Erscheinung zu 
Tage, dass die einzelnen, manchmal gewiss sehr lebens¬ 
fähigen Bestrebungen, welche auf kleine Kreise beschränkt 
sind und oft zu einer Vereinigung der zersplitterten Einzel¬ 
kräfte in einer höheren Organisationsform behufs Lösung 
umfassender genossenschaftlicher Aufgaben nicht zu ge¬ 
langen vermögen, entweder verkümmern und manchen Orts 
gar nicht zur Gestaltung kommen, da es an einer plan- 


*) No. 710 u. 711 der Beilagen zu den Stenogr. Protokollen 
des Abgeordnetenhauses XI. Session. 1893. 
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massigen Organisation von unten nach oben fehlt, oder 
aber Erfolge aufvveisen, welche weitaus bedeutender sein 
könnten, wenn diese Organismen sich unter einander 
wieder zusammcnschliessen und -gegenseitig unterstützen 
würden. 

Allen diesen zu Tage getretenen Uebelständen be¬ 
absichtigt der erste Gesetzentwurf durch die Errichtung 
neuer Organismen, der Berufsgenossenschaften der Land- 
wirthe, abzuhelfen, ohne jedoch deshalb die übrigen Formen 
der landwirthschaftlichen Körperschaften in ihrer Entwicke¬ 
lung zu behindern. Vielmehr sollen durch die Berufs¬ 
genossenschaften auch landwirthschaftliche Ei*werbs- und 
Wirthschaftsgenossenschaften der verschiedensten, den ein¬ 
zelnen Orten und Verhältnissen angepassten Art gegründet 
oder gefördert werden. 

Diese Berufsgenossenschaften der Landwirthe sind (§ 1) 
als Bezirksgenossenschaften in jedem Gerichtsbezirke und 
als Landesgenossenschaften gedacht. Ueberdies sollen in 
jeder Gemeinde Vertrauensmänner (§§ 1 und 5) fungiren. 

Es wurde dabei die Form der Zwangsgenossenschaft 
gewählt, um ein ganzes System von Genossenschaften zu 
schaffen, welche sowohl unter einander, als auch mit einer 
höheren Organisationsform in Beziehung treten, wodurch 
gerade, wie die Erfahrungen in anderen Staaten bei den 
freiwilligen Verbänden zeigen, die Leistungsfähigkeit der 
einzelnen Genossenschaften erhöht, ja vielfach erst die 
Lebensfähigkeit derselben bedingt wird. 

Unter den wirthschaftlichen Aufgaben (§ 16) der zu 
schaffenden Berufsgenossenschaften ist — abgesehen von 
den anlässlich der Besprechung des Gesetzentwurfs Ober 
die Rentengüter zu erörternden Geschäften — insbesondere 
der gemeinsame Ankauf von landwirthschaftlichen Bedarfs¬ 
artikeln, der Verkauf der landwirthschaftlichen Produkte 
der Genossenschafter und die Errichtung von Lagerhäusern 
zu diesem Zwecke, sowie die Organisation des landwirth¬ 
schaftlichen Personalkredits und des auf Grund der ein¬ 
gelagerten Produkte zu gewährenden Kredits hervorzuheben. 
Während der Ankauf landwirthschaftlicher Bedarfsartikel 
heute schon von landwirthschaftlichen Vereinen und Ge¬ 
nossenschaften, wenn auch nicht in der grossartigen und 
wohl organisirten Weise wie von den Genossenschaften 
anderer Staaten betrieben wird, fehlt es in Oesterreich noch 
fast gänzlich an landwirthschaftlichen Produktiv- und Ab¬ 
satzgenossenschaften. Die Schaffung von solchen wird aber 
gerade einem allseits hervortretenden Bedürfnisse der land¬ 
wirthschaftlichen Bevölkerung entsprechen, da sie berufen 
sein sollen, die zerstreuten, vom Strome des grossen 
Handelsverkehrs vielfach abgeschnittenen und auf die Zu¬ 
fälligkeiten und oft drückenden Preise des Zwischenhandels 
angewiesenen Produktionsstätten der kleinen landwirthschaft¬ 
lichen Betriebe mit den günstigen Absatzverhältnissen des 
grossen Marktes in Verbindung zu setzen. Andererseits 
soll die Organisation des landwirthschaftlichen Personal¬ 
kredits sowie des Kredits auf Grundlage der an die Lager¬ 
häuser abgelieferten Produkte den Landwirth davor be¬ 
wahren, dass er seine Produkte um jeden Preis losschlagen 
muss oder auch bei kleinen Inventarsverlusten und vorüber¬ 
gehenden Kalamitäten gezwungen ist, sein Gut mit kost¬ 
spieligen und oft wucherischen Hypothekardarlehen zu 
belasten. 

Die Berufsgenossenschaften sollen nicht Erwerbs- und 
Wirthschaftsgenossenschaften mit solidarischer Haftung 
ihrer Mitglieder sein (§ 18), sondern Genossenschaften be¬ 
sonderer Art. Sie sollen sich der Erwerbs- und Wirth¬ 
schaftsgenossenschaften zur Erreichung ihrer wirthschaft¬ 
lichen Zwecke bedienen, wo dies zweckmässig oder er¬ 
forderlich ist (§ 17). Den Ankauf, Verkauf und die Errichtung 
von Lagerhäusern sollen sie jedenfalls auch selbst besorgen. 
Sie werden zu diesen Geschäften, da ihnen die im Gesetze 
über die Erwerbs- und Wirthschaftsgenossenschaften nor- 


mirte Haftpflicht der Genossen fehlt, durch das Umlage¬ 
recht befähigt sein. 

Die pekuniären Mittel nämlich zur Erfüllung ihrer Auf¬ 
gaben sollen die Berufsgenossenschaften durch Umlagen 
(§§ 19—27) auf bringen, welche als Zuschläge zur staat¬ 
lichen Grundsteuer einzuheben sind und unter Umständen 
auch von den politischen Behörden zwangsweise eingehoben 
werden können. Die Genossenschaften sind auf Gewinn 
nicht berechnet, und, müssen daher alle eventuellen Ueber- 
schüsse an die verschiedenen Reservefonds abgeführt 
werden. Die Umlagen sollen zur Deckung der Auslagen 
ausreichen und den einzelnen Landwirth nicht übermässig 
belasten. Die Regierung soll in den Berufsgenossenschaften 
eine Vertretung (§ 28) haben, welches Recht der Gesetz¬ 
entwurf bedingungsweise auch den Landesausschüssen ein¬ 
räumt (§ 29 und 30). 

Mit dem eben besprochenen Gesetzentwürfe steht jener 
über die Errichtung von Rentengütern in engem 
Zusammenhänge und bildet eigentlich eine Ergänzung des 
im § 16 des ersteren Entwurfes beschriebenen Wirkungs¬ 
kreises der Berufsgenossenschaften. Er behandelt die in 
wirthschaftlicher und sozialer Hinsicht bedeutendste Aufgabe 
der zu schaffenden Körperschaften, indem er die allmälige 
Ablösung der drückenden Hypothekarlasten von den land¬ 
wirthschaftlichen Liegenschaften und zugleich die Schaffung 
unbelastbarer Rentengüter in Aussicht nimmt. 

Eine grosse Schuldenlast liegt heute auf den land¬ 
wirthschaftlichen Realitäten, zahlreiche landwirthschaftliche 
Liegenschaften kommen Jahr für Jahr zur executiven Feil¬ 
bietung, die Besitzer gehen oft zu Grunde, aber auch die 
Hypothekargläubiger erleiden durch Löschung „wegen Un¬ 
zulänglichkeit des Erlöses“ bei den Feilbietungen alljährHch 
namhafte Verluste. 

Unter solchen Umständen muss es die Aufgabe der 
landwirthschaftlichen Verwaltung des Staates sein, die Ab¬ 
lösung dieser, an dem Volkswohlstände zehrenden und die 
Thatkraft des bedrückten Landwirthes lähmenden Hypo¬ 
thekarlasten ins Auge zu fassen. Es sind daher in dem 
Gesetzentwürfe über die Errichtung von Rentengütern die 
Grundsätze niedergelegt worden, nach welchen eine solche 
Ablösung der Hypothekarlasten ohne Schädigung der 
Gläubigerrechte durchzuführen wäre. 

Bei Abfassung des Gesetzentwurfes wurde von dem 
Gedanken ausgegangen, dass nur jene Fälle, in welchen 
über landwirthschaftliche Liegenschaften durch die exekutive 
Feilbietung eine wirthschaftliche Krise hereingebrochen ist, 
dazu benützt werden sollen, um unter gewissen Voraus¬ 
setzungen die Uebernahme der exequirten Liegenschaft 
behufs Umwandlung derselben in ein Rentengut durch die 
Landesgenossenschaft und die Auszahlung der Hypothekar¬ 
schulden im Wege der Meistbotvertheilung herbeizuführen. 
(§§ 3-15.) 

Die Genossenschaft soll nämlich in diesem Falle ver¬ 
halten sein, nach einem gesetzlich vorgezeichneten, billig 
bemessenen Maassstabe für sich eine Werthsermittelung 
der zur Exekution gelangenden Liegenschaft vorzunehmen 
(§§ 5—12) und bis zu dem derart festgestellten Werth¬ 
betrage bei der exekutiven Feilbietung mitzubieten (§ 13). 
Dabei ist auch Vorsorge getroffen, dass die Mitbieter, 
welche mit der Landesgenossenschaft bei der Feilbietungs¬ 
tagsatzung konkurriren, zum Baarerlage des Erstehungs¬ 
preises, soweit nicht gewisse Hypothekardarlehen öffentlicher 
Körperschaften in Frage kommen, verpflichtet sind (§ 14). 
Damit soll der leichtfertigen Intabulation von Kaufschillings¬ 
resten, einer wichtigen Verschuldungsform, vorgebeugt 
werden. Die Landesgenossenschaft hat die erstandene 
Liegenschaft dem Rentengutsverfahren (§§ 22—32) zu unter¬ 
werfen. 

Daneben ist allerdings noch im Gesetze die freiwillige 
Begründung von Rentengütern vorgesehen (§§ 16—21). 
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Während nach den preussischen Rentengütergesetzen 
vom 27. Juni 1890 und vom 7. Juli 1891 die freiwillige Be¬ 
gründung von Rentengütern durch Vertrag zwischen zwei 
Privatpersonen über die Abtrennung und den Verkauf eines 
Liegenschaftstheiles und die Abstattung des Kaufpreises in 
Form einer Geldrente erfolgen kann und die Ablösung der 
Rentenschuld durch die Rentenbanken ermöglicht ist, hat 
der Österreichische Gesetzentwurf, betreffend die Errichtung 
von Rentengütern, vorläufig nur die Begründung von 
Rentengütern bezw. die allmälige Ablösung der Rentenlast 
durch Vertrag zwischen einem Landwirthe und einer Korpo¬ 
ration, der Landesgenossenschaft, zugelassen. Der Eigen- 
thümer einer land- oder forstwirthschaftlichen Liegenschaft 
kann freiwillig um die Umwandlung derselben in ein Renten¬ 
gut bei der Genossenschaft ansuchen. Ist die Liegenschaft 
über ihren Werth hinaus belastet, so wird es dabei zur 
Feilbietung und zu einem gleichen Vorgehen der Genossen¬ 
schaft bei derselben wie bei der erwähnten zwangsweisen 
Begründung eines Rentengutes kommen (§ 20). Ist die 
Liegenschaft dagegen nicht überlastet, so soll die Landes¬ 
genossenschaft die Liegenschaft kaufen, die Hypothekar¬ 
schulden begleichen und das Gut in ein Rentengut um¬ 
wandeln (§ 21). 

Der Landesgenossenschaft, welche sich die Geldmittel 
für die Erwerbung der Liegenschaft durch Ausgabe von 
verzinslichen und verlosbaren Rentenbriefen (§§ 61—64) 
verschafft, soll durch den Rentengutsvertrag die Verzinsungs¬ 
und Tilgungsquote für die Rentenbriefe sowie eine Ent¬ 
schädigung für die VerwaUungskosten zugesichert werden. 

Wie schon bezüglich der Begründung von Rentengütern 
muss auch bezüglich des Begriffes eines Rentengutes be¬ 
merkt werden, dass der österreichische Gesetzentwurf sich 
wesentlich von den preussischen Rentengütergesetzen unter¬ 
scheidet. Während diese Gesetze hauptsächlich den Zweck 
verfolgen, den Grundbesitzerwerb und die Ansiedelung zu 
begünstigen und durch Abtrennung von Theilen grosser 
Grundbesitze landwirthschaftliche Stellen für jene Bevölke¬ 
rungskreise zu schaffen, welchen die Abzahlung des Kauf¬ 
schillings nur in Form einer Rente möglich ist, soll in dem 
Gesetzentwürfe betr. die Errichtung von Rentengütern haupt¬ 
sächlich der Gedanke einer theilweisep Hypothekarentlastung 
seinen Ausdruck finden. Es war daher auch nöthig, anstatt 
des in den preussischen Gesetzen statuirten Begriffes der 
Rentengüter, welcher keine wesentlichen Beschränkungen 
bezüglich des Verfügungsrechtes der Rentengutsbesitzer 
enthält, einen neuen Begriff des Rentengutes einzuführen. 

Die Ablösung der Hypothekarlasten durch die Landes¬ 
genossenschaft und die Abzahlung derselben durch den früheren 
Eigenthümer in Form einer Rente soll den Zweck haben, 
an Stelle des früheren Gläubigers im Interesse des Besitzers 
der landw. Liegenschaft einen genossenschaftlichen Gläubiger, 
die Landesgenossenschaft, zu setzen. Diese mit Aufwand 
an Arbeit und Kosten verbundene Vermittlungsthätigkeit 
der Landesgenossenschaft würde aber keinen nachhaltigen 
Erfolg versprechen, wenn die durch das geschilderte Ver¬ 
fahren bereinigten Rentengüter neuerdings der Verschuld- 
barkeit offen stünden. Es wurden daher im Gesetzentwürfe 
(§§ 33—54) Bestimmungen vorgesehen, welche darauf ab¬ 
zielen, die Verschuldbarkeit der Rentengüter, solange sie 
den Rentengutscharakter haben, auszuschliessen, sowie Jede 
Veräusserung, Verpachtung und Zertheilung der Rentengüter 
oder die Begründung von Servituten und Reallasten auf 
denselben von der Einwilligung der Landesgenossenschaft 
und Zustimmung des Ackerbauministeriums abhängig zu 
machen. (§§ 33—36). Auch wurde dafür gesorgt (§§ 51 bis 
53), dass beim Ableben des Rentengutsbesitzers das Renten¬ 
gut unbelastet auf einen einzigen Uebernehmer übergehe. 

Im Allgemeinen ist diese Beschränkung des freien Ver¬ 
fügungsrechtes für einen Zeitraum von 50—60 Jahren ge¬ 
dacht. 
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Für die Zeit der Unbelastbarkeit des Gutes wird dem 
Kreditbedürfnisse des Rentengutsbesitzers nicht nur durch 
die den Berufsgenossenschaften der Landwirthe obliegende 
Organisation des Personalkredites Rechnung getragen wer¬ 
den, sondern es soll auch bei allmäliger Abstattung der 
Rentenschuld dem Rentengutsbesitzer die Möglichkeit ge¬ 
boten sein, von der Landesgenossenschaft selbst Renten¬ 
darlehen zu Meliorations- und sonstigen Zwecken unter 
genauer genossenschaftlicher Ueberwachung zu erhalten. 
(§§ 55-^). 

Bei Verfassung des Gesetzentwurfes wurde zwar von 
der Annahme ausgegangen, dass die erwähnten Sicherungs¬ 
maassregeln und die fortwährend bis in die einzelne Ge¬ 
meinde herab durchgeführte Beaufsichtigung der einzelnen 
Rentengüter die Landesgenossenschaft stets in den Stand 
setzen wird, ihre Rentenbriefverbindlichkeiten, für welche 
sie selbst haftet (§ 73), zu erfüllen. Dennoch schien es 
angemessen, für die Zahlung der Rentenbriefzinsen die 
Bürgschaft des Staates (§ 74) auszusprechen. 

Durch diese Aktion, deren grosse agrarpolitische Be¬ 
deutung nicht zu verkennen ist, hat die österreichische 
Regierung einen Schritt gethan, welcher die organische 
Fortbildung von Gedanken darstellt, deren mächtige Be¬ 
wegung sich in den meisten europäischen Staaten wie. in 
Nordamerika verfolgen lässt. Die fortwährend sich steigernde 
Entfaltung der französischen, belgischen und italienischen 
landwirthschaftlichen Syndikate in Verbindung mitCooperativ- 
gesellschaften und Genossenschaften, die grossartige Ent¬ 
wickelung der landwirthschaftlichen Genossenschaften des 
Allgemeinen Verbandes in Offenbach und des Neuwieder 
Anwaltschaftsverbandes für die Raiffeisenkassen in Deutsch¬ 
land, die Bestrebungen zur Verbündung der Landwirthe in 
Deutschland, Oesterreich, England und in der Schweiz — 
das Alles sind Erscheinungsformen, welche, auch wenn 
man politische Momente aus denselben ganz rein aus¬ 
scheidet, zeigen, dass sich die landwirthschaftliche Bevölke¬ 
rung heute dessen bewusst wird, dass sie zu einer Organi¬ 
sation schreiten muss, um ihren Boden nicht unter den 
Füssen zu verlieren. 

Das Ringen nach einer solchen Organisation kommt in 
den mannigfachsten Erscheinungen an die Oberfläche. Der 
österreichische Gesetzentwurf über die Berufsgenossen¬ 
schaften der Landwirthe nimmt sich keine dieser Be¬ 
strebungen zum Muster, sondern sucht eine Organisation 
des landwirthschaftlichen Berufsstaiides zu schaffen, gleich¬ 
sam als Rahmen, innerhalb dessen alle Formen freier ge¬ 
nossenschaftlicher Erwerbsthätigkeit zur vollen Entfaltung, 
Förderung und gegenseitigen Befruchtung zu gelangen im 
Stande sein sollen. 

Am bedeutendsten erscheint aber der Gedanke, welcher 
in dem Gesetzentwürfe über die Rentengüter zum Ausdruck 
kommt. Dass der landwirthschaftliche Ertrag heute die 
Verzinsung nicht mehr decken kann, welche die Belastung 
der landwirthschaftlichen Liegenschaften mit Hypotheken 
erheischt, ist eine bekannte Thatsache. Der Bauer, wenn 
er nicht überhaupt vom Hofe vertrieben wurde, ist vielfach 
zur Rolle eines Pächters seiner eigenen Scholle herab¬ 
gesunken. Während die Grundentlastungsoperation um die 
Mitte dieses Jahrhunderts ihn vom Unterthänigkeitsverhält- 
nisse befreite, ist er jetzt in ein oft viel drückenderes Ver- 
hältniss der Unfreiheit durch den Hypothekargläubiger ge¬ 
kommen. 

Verschiedene Kreditinstitute, welche im Interesse der 
Landwirthschaft gegründet wurden, wie z. B. die preussi¬ 
schen Landschaften, haben sich zur Aulgabe gemacht, durch 
eine Art von genossenschaftlicher Uebernahme der Schuld 
ihre Kreditfähigkeit zu einer Sanirung der mit dem 
Charakter der Landwirthschaft unverträglichen Formen von 
Hypothekarschulden zu verwenden. Dieser Gedanke wurde 
von den Raiffeisenvereinen und sonstigen Genossenschaften 
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zum Theile schon so weit zu Ende gedacht, dass dieselben 
auch bei exekutiven Verkäufen ihre Mitglieder mit gesammel¬ 
ter Kapitalskralt als Mitbieter auftreten lassen, um Ver¬ 
schleuderungen von bäuerlichen Gütern hintanzuhalten. 

In dem österreichischen Gesetzentwürfe über die Renten¬ 
güter ist die organische Fortbildung dieses Gedankens 
weiter ausgestaltet worden. 

Die Vorschläge, welche Rodbertus, Stein, Vogelsang, 
Schäffle, Sering u. A. bezüglich einer Entlastung des 
landwirthschaftlichen Grundbesitzes niedergelegt haben, und 
welche zum Theil auf eine durchgreifende Reform der 
ganzen landwirthschaftlichen Kreditverhältnisse hinauslaufen, 
erscheinen in dem österreichischen Gesetzentwürfe über 
Rentengüter in manchen Grundgedanken wieder. 

So sehen wir hier den Grund gelegt zu einer Reform 
des Agrarrechts, welche — gerade weil sie eine organische 
und allmälige Umbildung eingewurzelter Anschauungen er¬ 
strebt — den Keim zu praktischer Durchführbarkeit und 
zur Anbahnung grosser künftiger Ziele in sich zu schliessen 
scheint. 

Wien. Moriz Ertl. 


Die deutschen Gewerkschaftsorganisationen im 
Jahre 1892. 

Die gewerkschaftlichen Organisationen der Arbeiter 
unterliegen in Bezug auf Mitgliederzahl und finanzieller 
Leistungsfähigkeit der jeweiligen wirthschaftlichen Kon¬ 
junktur. Bei gutem Geschäftsgang wächst die Zahl der 
Mitglieder, die Einnahmen erhöhen sich und die Organi¬ 
sationen vermögen ihrer Aufgabe, eine Einwirkung auf die 
Lohn- und Arbeitsbedingungen auszuüben, gerecht zu werden. 
In den Zeiten der wirthschaftlichen Krisis gehen die Organi¬ 
sationen zurück, weil bei der nur geringen Aussicht, einen 
Kampf mit den Unternehmern siegreich durchführen zu 
können, das Vertrauen der Arbeiter zur Organisation ge¬ 
schwächt wird. 

In den letzten drei Jahren, die einen wirthschaftlichen 
Niedergang sondergleichen aufweisen, hört man denn auch 
beständig die Arbeiter klagen, dass den Organisationen 
nicht genügend Interesse entgegengebracht wird und diese 
an Mitgliederzahl nicht zunehmen, sondern alle Mühe auf¬ 
wenden müssen, um den bisherigen Mitgliederstand zu er¬ 
halten. Dies wird vollständig wohl erst dann gelingen, 
wenn die Organisationen Einrichtungen treffen, an welchen 
die Mitglieder ein pekuniäres Interesse bindet, welches 
in den Zeiten der wirthschaftlichen Krisis und der Arbeits¬ 
losigkeit sich noch erhöhen muss. Die Organisationen, 
welche ihren Mitgliedern bei Arbeitslosigkeit eine Unter¬ 
stützung gewähren, werden den Mitgliederstand immer auf 
gleicher Höhe zu erhalten vermögen, und so auch während 
der wirthschaftlichen Krisis ihre Wirksamkeit nicht ein- 
büssen. Nach der von der Generalkommission der Gewerk¬ 
schaften Deutschlands veröffentlichten Uebersicht über die 
Stärke der deutschen Gewerkschaften im Jahre 1892 zahlen 
von 57 Zentralorganisationen nur 12 ihren Mitgliedern eine 
Arbeitslosenunterstützung in bestimmter Höhe. Trotzdem 
wurden für diesen Zweck im Jahre 1892 357087 M. veraus¬ 
gabt. Hierzu wären noch die Ausgaben für Gemaassregelten- 
Unterstützung, die in fast allen Organisationen an die durch 
Maassregelung seitens der Unternehmer arbeitslos ge¬ 
wordenen Mitglieder gezahlt wird zu rechnen. Hierfür 
wurden im letzten Jahre 236964 M. verausgabt, so dass an 
Arbeitslose im Jahre 1892 insgesammt 5^051 M. gezahlt 
wurden. Hiervon entfallen allein auf die Organisation der 
Buchdrucker 453569 M. Ausserdem wurden für Reise¬ 
unterstützung in 33 Zentralorganisationen 382607 M. ver¬ 
ausgabt. . Diese enormen Ausgaben für Unterstützung an 


beschäftigungslose Mitglieder zeigen, wie schwer die Ge¬ 
werkschaftsorganisationen in dem letzten Jahr unter der 
wirthschaftlichen Krisis zu leiden hatten, und lassen den 
Schluss zu, dass sich die Zahl der Mitglieder der Organi¬ 
sationen wesentlich verringert haben müsste. Dies trifft 
mit Ausnahme von wenigen Organisationen, bei denen be¬ 
sondere Umstände auf den Stand der Mitglieder einwirkten, 
nicht zu. Im Jahre 1891 betrug die Zahl der Mitglieder in 
den Gewerkschaftsorganisationen, welche mit der General¬ 
kommission in Verbindung stehen, wenn auch die Organi¬ 
sationen, welche für die Statistik keine Angaben gemacht 
haben, hinzugerechnet werden 278029. 

Für die Statistik von 1892 haben 52 Zentralorganisationen 
Angaben gemacht und weisen dieselben eine Mitgliederzahl 
von 227023 auf. Werden die in der Statistik fehlenden 
Organisationen, soweit deren Mitgliederzahl annähernd be¬ 
kannt ist, hinzugerechnet, so ergiebt sich eine in den Zentral¬ 
vereinen Ende 1892 vorhandene Mitgliederzahl von 237294 
worunter 4355 weibliche Mitglieder. Hinzu kämen noch in 
lokalen Vereinen, welche dieselben Tendenzen haben, wie 
die Zentralorganisationen, 7640 Mitglieder. Die letztere 
Zahl ist absolut nicht ausreichend. Es fehlen in den der 
Generalkommission gemachten Angaben die Lokalorgani¬ 
sationen der Kaufleute, Kellner, Heizer und Trimmer, See¬ 
leute, Schlächter, Maurer und anderer Gewerbe. 

Nach den vorhandenen zuverlässigen Angaben wären dem¬ 
nach Endel 892 in denGewerkschaften, mit Ausnahme derHirsch- 
Duncker’schen Gewerkvereine und der nur Unterstützungs¬ 
oder Vergnügungszwecken dienenden Arbeitervereinigungen, 
mindestens 244934 Mitglieder. Diese Zahl ist gegen¬ 
wärtig nicht mehr richtig, denn der Verband der Berg¬ 
arbeiter im Saarrevier ist durch die Maassregelungen der 
Bergbehörden vollständig vernichtet worden, wodurch 
22 400 Mitglieder der gewerkschaftlichen Organisation ent¬ 
zogen worden sind. Vergleicht man die Mitgliederzahl der 
Zentralorganisationen (ohne die Lokalvereine) Ende 1891 
mit derjenigen Ende 1892 so ergiebt sich ein Rückgang von 
40 735 Mitgliedern. Diese Verringerung der Mitgliederzahl 
ist theils durch besondere Umstände in einzelnen Gewerken, 
theils durch Umgestaltung der Organisationsform in Ver¬ 
bindung mit der Geschäftsflaue entstanden. Der Verband 
der Bergarbeiter (Westfalen), der im Jahre 1891 45 000 
Mitglieder zählte, weist für 1892 nur 15300 Mitglieder auf. 
Dieser Rückgang ist leicht erklärlich durch die unglücklich 
verlaufenen Strikes und die darauffolgenden Maassregelungen 
der dem Verband angehörigen Bergarbeiter. In rücksichts¬ 
losester Weise suchten die Grubenbesitzer die Organisation 
der Bergarbeiter zu vernichten, indem sie die Arbeiter ent- 
liessen, welche der Organisation angehörten und nur solche 
Bergarbeiter annahmen, welche erklärten, den Verband der 
Bergarbeiter nicht beitreten zu wollen. Auch in anderen 
Gewerken sind im letzten Jahre ähnliche Versuche seitens 
der Unternehmer gemacht worden, doch fast immer mit 
weniger Erfolg, als dies bei den Bergarbeitern der Fall 
war. Die Verbände der Hafenarbeiter und Werftarbeiter, 
die im Jahre 1891 zusammen 6343 Mitglieder zählten, ver¬ 
einigten sich zu dem Verband der am Schiffbau und in 
der Schifffahrt beschäftigten Personen, welcher nach der 
Statistik nur 1994 Mitglieder zählt. Hier wird nicht die 
Verschmelzung der beiden Organisationen den Rückgang 
in der Mitgliederzahl verursacht haben, sondern der Um¬ 
stand dass diese Organisation den grössten Theil ihrer 
Mitglieder in Hamburg hat und hier durch das Darnieder¬ 
liegen des Handels infolge der Choleraepidemie die Arbeits¬ 
losigkeit unter den am Hafen beschäftigten Arbeitern eine 
ungeheuer grosse war und noch ist. Bei den Stukkateuren, 
die 1891 noch eine Zentralorganisation durch sogenannte 
Vertrauensmänner hatten, konnte eine Einigkeit bei der 
Gründung des Zentralverbandes unter den Mitgliedern nicht 
erzielt werden und besteht deshalb neben dem Zentral- 
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verband die Lokalorganisation noch weiter. Hierdurch ist 
in diesem Gewerke eine wesentliche Aenderung in der 
Mitgliederzahl eingetreten. Ausser den Stukkateuren haben 
auch die Töpfer im letzten Jahre einen Zentralverband ge¬ 
gründet, während die Musikinstrumentenarbeiter sich dem 
Tischlerverband angeschlossen haben. Der Verband der 
Ziegeleiarbeiter ist eingegangen und der Verband der Gas¬ 
arbeiter zu keiner Entwickelung gekommen. Die Verbände 
der Lohgerber und der Weissgerber haben sich zu einer 
gemeinsamen Organisation, dem Verband der Lederarbeiter 
vereinigt. Der Zentralverein der Fabrikarbeiterinnen hat 
sich dem Verband der Fabrikarbeiter angeschlossen und ist 
ein neuer Arbeitcrinnenverein, der Zentralverein der Frauen 
und Mädchen, geschaffen worden. Der Zentralverein der 
selbständigen Barbiere, welcher in der Statistik von 1891 
unter den Gewerkschaftsorganisationen erschien, ist 1892 
nicht mehr in der Statistik aufgeführt. Neu hinzugekommen 
ist der Verband der Porzeil an arbeiter, welcher früher dem 
Verband der Hirsch - Dunker’schen Gewerkvereine ange¬ 
hörte, sich seit dem 1. Januar 1893 an die Generalkommission 
der Gewerkschaften angeschlossen hat, nachdem die 1890 
gegründete Zentralorganisation der Porzellan- und Glas¬ 
maler dem Verband beigetreten waren. Es bestanden 
demnach Ende 1892 57 Zentralorganisationen, während Ende 

1891 61 Zentralorganisationen und 4 Organisationen in Form 
des Vertrauensmännersystems in der Statistik geführt wurden. 

Es gab: Bäcker 1210 (1200), Barbiere 515 (600),’^uarbeiter 
2000 (2500), Bergarbeiter (Westphalen) 15 3(X) (45 000), Berg¬ 
arbeiter (Sachsen) 7206 (7500), Bergarbeiter (Saarrevier) 22400 
(-), Bildhauer 2806 (2976), Böttcher 4200 (5(X)0), Brauer 
3590 (1300), Buchbinder 2752 (3250), Buchdrucker 16 000 
(17 000), Bürstenmacher 858 (1356), Cigarrensortirer 480 
(650), Drechsler 2288 (2589), Formenstecher und Tapeten¬ 
drucker 450 (550), Former 2437 (1785), Gärtner 986 (1100), 
Glaser 1500 (1700), Glasarbeiter 1944 (1561), Glac^handschuh- 
macher 2216 (23(X)), Gold- und Silberarbeiter 1934 (2200), 
Holzarbeiter 608 (500), Hutmacher 2665 (3000), Konditoren 
395 (400), Korbmacher 1106 (1400), Kupferschmiede 2630 
(2600), Lederarbeiter 1883 (—), Lithographen 3919 (4425), 
Maler 4767 (6603), Maurer 11 842 (10 215), Metallarbeiter 
26 121 (23 158), Müller 1150 (1200), Plätterinnen 100 (100), 
Porzellanarbeiter 5112 (—), Posamentiere 154 (530), Sattler 
1102 (1450), in Schiffbau und Schifffahrt beschäftigten Per¬ 
sonen 1994 (—), Schiffszimmerer 1354 (1203), Schmiede 1700 
(2500), Schneider 6272 (7700), Schuhmacher 10 150 (9500), 
Seiler 270 (500), Steinsetzer 1926 (1941), Stellmacher 475 
(600), Stuckateure 400 (1860), Tabakarbeiter 11 079 (—), 
Tapezierer 1044 (1100), Textilarbeiter 6515 (35(X)), Tischler 
18 092 (16 600), Vergolder 555 (1100), Zentralverein der 
Frauen und Mädchen 200 (—), Zimmerer 8371 (98(X)). In 
der Statistik fehlen folgende Organisationen, bei denen die 
Zahl der Mitglieder nach den Angaben für 1891 angeführt 
ist: Dachdecker 571, Fabrik- und gewerbliche Hülfsarbeiter 
20(X), Kürschner 10(X), Steinmetzen 2000 und Töpfer 4700. 
Die Gegenüberstellung der Mitgliederzahlen von 1891 und 

1892 ergiebt, dass nur in 11 Organisationen, und zwar 
in folgenden, ein Zuwachs von Mitgliedern vorhanden 
ist: Brauer, Former, Glasarbeiter, Holzarbeiter, Kupfer¬ 
schmiede, Maurer, Metallarbeiter, Schiffszimmerer, Schuh¬ 
macher, Textilarbeiter und Tischler. Der Zahl nach ist der 
Mitgliederzuwachs bei den Textilarbeitern, dem Verhältniss 
nach bei den Brauern am stärksten, In allen anderen Or¬ 
ganisationen ist die Mitglieder zahleine gleiche geblieben oder 
ein wenig zurückgegangen. Der Rückgang dürfte vielfach 
auch auf eine genauere Zählung zurückzuführen sein. Es 
lässt sich daher konstatiren. dass, abgesehen von einzelnen 
Organisationen, bei welchen ungünstige Umstäde eingewirkt 
haben, die Mitgliederzahl der gewerkschaftlichen Organi¬ 
sationen im Jahre 1892 sich annähernd auf der Höhe des 
Jahres 1891 gehalten hat. Hierdurch wird der Beweis 


geliefert, dass die gegenwärtig in den gewerkschaftlichen 
Organisationen befindlichen Mitglieder diesen mit vollem 
Interesse angehören, obgleich nur bei wenigen Organi¬ 
sationen in der Zeit der wirthschaftlichen Krisis den Mit¬ 
gliedern greifbare Vortheile geboten werden können. 
Sobald ein besserer Geschäftsgang eintritt, wird sich um 
diesen Kern der gewerkschaftlich organisirten Arbeiter eine 
grössere Zahl schaaren und den Gewerkschaften einen 
plötzlich eintretenden Aufschwung verleihen. Welchen Auf^ 
Schwung die gewerkschaftliche Organisation in den letzten 
15 Jahren genommen hat, zeigt sich aus einer Zusammen¬ 
stellung, welche unlängst über die Stärke der deutschen 
Gewerkschaften im Jahre 1877 veröffentlicht worden ist. 
Danach waren 1877 in 26 Centralorganisationen 50 0(X) Mit¬ 
glieder, die sich auf 1300 Orte vertheilten. 

Nach diesem Bilde zu urtheilen, hat die heute noch un¬ 
zulängliche Gewerkschaftsbewegung einen enormen Auf¬ 
schwung seit Jener Zeit genommen, und es steht zu erwarten, 
dass die gew^erkschaftlichen Organisationen im Laufe der 
Zeit zu der nothwendigen Stärke und Leistungsfähigkeit 
kommen werden, obgleich die Hindernisse, welche dieser 
Entwickelung heute im Wege stehen, ungemein grosse sind. 
Im Jahre 1893 ist durch die Verschmelzung der Verbände 
der Drechsler, Bürstenmacher, Stellmacher und Tischler zu 
dem Holzarbeiterverband die Zahl der Zentral vereine noch 
weiter verringert worden, ohne dass hierdurch - eine Ver¬ 
ringerung der Mitgliederzahl voraussichtlich eintreten wird. 
Auch die Bäcker, Brauer, Konditoren und Müller planen 
die Verschmelzung der Berufsorganisationen zu einem 
Industrieverband. 

Die in der statistischen Uebersicht geführten Organi¬ 
sationen hatten folgende Mitgliederzahl (die dahinterstehende 
Zahl, ist die Mitgliederzahl im Jahre 1891): 

Die Höhe der wöchentlichen, resp. Monatsbeiträge, 
welche in den einzelnen Organisationen gezahlt werden, 
ist seit dem Jahre 1891 nur unwesentlich geändert worden. 
Ebenso haben auch die Unterstützungseinrichtungen, wie 
auch die sonstigen Leistungen, welche die Organisationen 
ihren Mitgliedern bieten, keine bedeutsame Aenderung 
erfahren. Einige Organisationen, welche bisher neben der 
Vereinskasse noch eine dem § 75 des Krankenversicherungs¬ 
gesetzes genügende Krankenkasse besassen, haben nach 
Aenderung des Krankenversicherungsgesetzes diese Kasse 
aufgelöst und zahlen den Mitgliedern nunmehr einen Zuschuss 
zu ihrem Krankengeld, welches sie von der Ortskasse 
erhalten, aus einer besonderen Kasse. In der von der 
Generalkommission veröffentlichten Statistik für 1892 haben 
46 Organisationen ihre Jahreseinnahme für Vereinszwecke, 
ohne die neben der Vereinskasse vereinnahmten Summen 
angegeben. Diese Jahreseinnahme betrug 2031 922 M. was 
der Mitgliederzahl dieser 46 Organisationen entsprechend 
einer durchschnittlichen Beitragsleistung von 9,37 M. pro 
Kopf der Mitglieder gleichkommt. Die höchste Beitrags¬ 
leistung mit 44,61 M. pro Mitglied und Jahr hatten die 
Buchdrucker, dann folgen die Hutmacher mit 30,16 M., 
die Glacöhandschuhmacher mit 23,80 M. und die Porzellan¬ 
beiter mit 20,46 M. Beitrag pro Mitglied und Jahr. Dann 
stuft sich die Beitragsleistung enorm ab. Sie erreicht bei 
dem sächsischen Bergarbeiterverband nur 2,16 M. und bei 
den am Schiffbau und in der Schifffahrt beschäftigten Per¬ 
sonen nur 1,69 M. pro Jahr und Mitglied. In letzterer 
Organisation mussten die Mitglieder in Folge der grossen 
Arbeitslosigkeit wiederholt von der Zahlung der Beiträge 
entbunden werden. Ausser den schon erwähnten Ausgaben 
für Arbeitslosen-, Reise- und Gemaassregeltenunterstützung 
gaben die in der Statistik geführten 52 Zentralorganisationen 
noch aus: für Verbandsorgan (Fachzeitung) 285475 M., Agita¬ 
tion 33452 M., Strikes 44943 M., Rechtsschutz 9705 M., Inva¬ 
lidenunterstützung 21 972 M., Beihülfe in Nothfällen 25284 M. 
Die Strikes werden in den meisten Organisationen nicht 
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aus der Verbandskasse, sondern aus den Einnahmen von 
meistens freiwilligen Beiträgen unterstützt. Eine genaue 
Kontrolle der Einnahmen und Ausgaben ist zur Zeit 
nicht möglich, weil die meisten Ausstände am Orte 
durch Sammlungen bei den Gewerksgenossen und anderen 
Arbeitern unterstützt werden und den Zentralvorständen, 
weil auch die Abrechnung nur am Orte vorgelegt und ge¬ 
prüft wird, eine genaue Einsicht in diese Einnahmen und 
Ausgaben nicht möglich ist. Nur in Organisationen, welche 
höhere Beiträge erheben und in Folge dessen über einen 
grösseren Kassenbestand verfügen, werden aus der Haupt¬ 
kasse Ausgaben für Strikeunterstützung gemacht. Von den 
44943 M., welche im letzten Jahre von den Zentralkassen 
für Strikes verausgabt worden sind, fallen 14998 M. auf die 
Organisation der Handschuhmacher, welche einen lang¬ 
wierigen Kampf mit den Unternehmern zu bestehen hatte. 
Die Porzellanarbeiter verausgabten für Strikeunterstützung 
4471 M., die Tabakarbeiter 9899 M., die Schuhmacher 
2968 M, und die Maurer 2694 M. 

Die Verwaltungskosten stellten sich in 51 Zentralorga¬ 
nisationen (der Bergarbeiterverband für das Saarrevier hat 
hierüber keine Angaben gemacht, weil dessen Bücher vom 
Landgericht beschlagnahmt waren) folgendermaassen: Gehäl¬ 
ter und Versäumnisskosten 74848 M., Verwaltungsmaterialien, 
Porti etc. 78847 M., Konferenzen und Generalversammlungen 
51231 M. Es wurden demnach an persönlichen Verwaltungs 
kosten 36 Pf. und an sächlichen, ohne die Kosten der Gene¬ 
ralversammlungen 38 Pf. pro Mitglied und Jahr verausgabt. 
Die Verwaltung in den zentralorganisirten Gewerkschafts¬ 
organisationen ist demnach nicht eine so theure, wie viel¬ 
fach behauptet wird. Von den Einnahmen an den Mit¬ 
gliederbeiträgen verbleiben den örtlichen Verwaltungs¬ 
stellen in einzelnen Organisationen nur soviel Prozente, 
als zur Deckung der nothwendigen lokalen Ausgaben 
erforderlich sind, ln anderen werden auch die lokalen 
Ausgaben von der Hauptkasse gedeckt, während wieder 
andere den örtlichen Verwaltungsstellen einen grösseren 
Prozentsatz belassen, so dass diese sich einen örtlichen 
Fonds anzulegen vermögen. Auch besteht in manchen 
Organisationen die Einrichtung, dass die Zweigvereine die 
Höhe des zu zahlenden Beitrages selbst festsetzen und nur 
einen bestimmten Beitrag pro Mitglied an die Hauptkasse 
zu zahlen haben. Es ist deshalb nicht möglich, ganz be¬ 
stimmt anzugeben, wieviel von der Einnahme an Beiträgen 
in den örtlichen Verwaltungsstellen an Beiträgen veraus¬ 
gabt worden ist. Diesen verbleiben von der Einnahme der 
51 Organisationen 189920 M. und wird man gut thun, diese 
Summe mit als Ausgabe für lokale Zwecke zu berechnen 
und den in den Verwaltungsstellen vorhandenen Betrag, 
soweit er nicht Hauptkassengelder umfasst, als aus be¬ 
sonderen Einnahmen, aus Ueberschüssen von Vergnügungen 
u.dgl. hervorgegangen, zu betrachten. Es stellte sich demnach 
der Jahreseinnahme von 2031922 M. eine Ausgabe von 
1 786271 M. gegenüber. An Kassenbestand verblieben Ende 
1892 in den Organisationen: In der Hauptkasse 476110 M., in 
den Verwaltungsstellen 155516 M. und in besonderen, den 
Organisationen zur Verfügung stehenden Kassen 14787 M., 
in Summa 646 415 M. Hiervon enfallen auf die Organisa¬ 
tionen der Hutmacher allein 219559 M., die zum Theil in 
der Genossenschafts-Hutfabrik in Berlin angelegt sind. 

Diese Zahlen, so gering sie verhältnissmässig auch sein 
mögen, geben ein beredtes Bild von dem Streben der Ar¬ 
beiter eine höhere Kultur- und Lebensstellung zu erringen. 
Würde man diesem Streben nicht seitens der Unternehmer 
und Behörden fortwährend Hemmnisse bereiten, so würde das¬ 
selbe eine weit glücklichere Entfaltung zeigen. Es gehört 
grosser Opfermiith dazu, von den geringen Löhnen die 
Beiträge, welche die Organisationen fordern, zu bezahlen, 
noch mehr aber, die Verwaltung der Vereine, wie dies in 
den meisten der 3959 Zweigvereinen der Zentralorganisa¬ 


tionen geschieht, neben der gewerblichen Thätigkeit ohne 
Vergütung zu besorgen. Die Schule, welche die Arbeiter 
in dieser Vereinsverwaltung durchmachen, trägt dazu bei, 
dass ihr geistiger Horizont erweitert wird und die Holfnung 
erscheint berechtigt, dass die Arbeiterschaft bald die Kralt 
gewinnen wird, sich eine gleichberechtigte Stellung in der 
Gesellschaft nicht nur theoretisch, wie dies schon geschehen, 
sondern auch praktisch zu erkämpfen. 

Hamburg. C. Legien. 


Soziale WirthschaflspoUtik und Wirthschafts- 
statistik. 


Zur Statistik der deutschen Auswanderung. Die 

deutsche überseeische Auswanderung über deutsche Häfen, 
Antwerpen, Rotterdam und Amsterdam stellte sich nach 
den Ermittelungen des Kaiserlichen Statistischen Amts im 
September 1893 und im gleichen Zeiträume des Vorjahres 
folgendermaassen: 

Es wurden befördert im September 


über 1893 1892 

Bremen. 3 678 2 822 

Hamburg. 2238 243 

andere deutsche Häfen (Stettin) . . —_130 


deut.schc Häfen zusammen 5 916 3195 

Antwerpen. 988 289 

Rotterdam . 210 

Amsterdam. 9 


Ueberhaupt 7 123 3 484 


Aus deutschen Häfen wurden im September d. J. neben 
den vorgenannten 5916 deutschen Auswanderern noch 7065 
Angehörige fremder Staaten befördert. Davon gingen über 
Bremen 5352, über Hamburg 1713. 

Sozialpolitische Anträge im bayerischen Landtag. 

Die sozialdemokratischen Abgeordneten im bayerischen 
Landtag brachten einen Antrag ein auf eine völlige Steuer¬ 
reform mit alleiniger stufenweiser Einkommensteuer, aus¬ 
giebiger Besteuerung der grossen Einkommen ohne höchste 
Grenze, Aufhebung der indirekten Abgaben auf die Lebens¬ 
mittel, wirksamere Besteuerung der grossen Erbschaften 
und allmälige Verstaalichung des Hypothekenwesens. Die 
Gemeinde soll bei einer Zwangsveräusserung als Käufer 
eintreten, wenn eine bestimmte Höhe des Gutswerthes nicht 
erreicht werde. Der Staat giebt hierzu den Gemeinden 
Geld gegen mässigen Zins und Hypotheksicherheit. Bei 
der Verpachtung eines Gutes seitens der Gemeinde ist zu¬ 
erst der Vorbesitzer zu berücksichtigen, wenn er dazu fähig 
ist, ebenso bei einem Weiterverkauf. Eine staatliche Landes¬ 
bank verwaltet diese Gelder und sorgt für eine billige 
Deckung des bäuerlichen Realkredits. 

Der auf die Grundverschuldung und Zwangsveräusserung 
bezügliche Antrag stimmt vollkommen überein mit dem 
Vorschläge, den Dr. Leo Arons in seinem Aufsatze über 
die Zwangsversteigerungen bäuerlicher Güter in Bd. II, 
S. 605 des Sozialpolitischen Centralblattes entwickelt hat. 

Generalversammlung des Bundes für Bodenbesitz- 
Reform. Am 14. Oktober tagte in Berlin die General¬ 
versammlung des Bundes für Bodenbesitz-Reform. Am Vor¬ 
abend hielt das Mitglied des Vorstandes, Pastor Zollmann- 
Atzendorf einen Vortrag über Religion und Sozialreform. 
In der Hauptversammlung, die äusserst dürftig besucht war, 
sprach Rechtsanwalt C. Heyder aus Metz über den letzten 
Bergarbeiterausstand, Folgende Resolution wurde von ihm 
beantragt und von der Versammlung angenommen: „Die 
Erfahrungen des letzten Bergarbeiter-Ausstandes haben ge¬ 
zeigt, dass der Staatsbetrieb nur dann zum Wohle der Ge- 
sammtheit gereicht, wenn er nicht in Konkurrenz mit den 
Privatbetrieben die Praxis dieser Betriebe sich anzueignen 
gezwungen ist. Wir verlangen daher, dass die Bergwerke 
der Privatspekulation und Ausbeutung entzogen und für 
die Gesammtheit verwerthet werden. Bei der Enteignung 
der Bergwerke ist nur das wirklich aufgewendete Kapital 
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zu berücksichtigen. Die im Besitze der Gesammtheit be¬ 
findlichen Bergwerke sind zu Musterwerkstätten zu ge¬ 
stalten und ist den Bergarbeitern selbst ein mitbestimmender 
Einfluss einzuräumen.“ 

Es sprach sodann Prof. J. F. Schär aus Basel Ober den 
Stand der Freilandbewegung in der Schweiz, worauf noch 
eine Reihe von Angelegenheiten geringerer Bedeutung er¬ 
ledigt wurde. 


Soziale Zustände. 

Zu den Erhebungen betreffend das Handelsgewerbe. 

Zur Ergänzung der Erhebungen, die die Reichskommission 
für Arbeiterstatistik im Handelsgewerbe vorgenommen, wird 
gegenwärtig eine Enquete vorbereitet, die sich auf die un¬ 
gelernten Arbeiter, Hausdiener, Packer, Markthelfer u. s. w. 
beziehen soll. Der Vorwärts ist in der Lage, den Frage¬ 
bogen zu veröffentlichen, der folgenden Wortlaut hat: 

I. 

1. Wie lange dauert im Allgemeinen die übliche täg¬ 
liche Arbeitszeit für Geschäftsdiener, Packer, Markthelfer, 
Hausdiener etc. in Handelsgeschäften? 

2. Entstehen aus dieser Dauer der Arbeitszeit nach¬ 
theilige Folgen für die Gesundheit oder das Familienleben 
der bezeichneten Personen? 

Wie machen sich diese Folgen im allgemeinen und ins¬ 
besondere bei den Personen unter 16 Jahren bemerkbar? 

II. 

3. Ist es erwünscht und durchführbar, die regelmässige 
Arbeitszeit der im Handelsgewerbe beschäftigten Geschäfts¬ 
diener, Packer etc. — vorbehaltlich der unter Ziffer 4 zu 
erörternden Ausnahmen — auf eine kürzere Zeitdauer ge¬ 
setzlich zu beschränken? 

a) Wenn ja: auf welche Zeitdauer für erwachsene Per¬ 
sonen (12Stunden oder welche geringere Zahl von Stunden?) 
und auf welche Zeitdauer für Personen unter 16 Jahren? 
— immer unter Ausschluss der ein für allemal bestimmten 
Pausen; 

in welcher Weise wird sich für diesen Fall die Be¬ 
schränkung der Arbeitszeit ermöglichen lassen (durch Ab¬ 
lösung etc.)? 

b) Wenn nein: welche Hindernisse stehen der Be¬ 
schränkung entgegen? 

4. Wenn eine Beschränkung der Arbeitszeit eingeführt 
wird, müssen dann für einzelne Geschäftszweige vorüber¬ 
gehend (vor den grossen Festen, bei sonstigen besonderen 
Gelegenheiten oder an einzelnen Tagen der Woche) Ueber- 
schreitungen der regelmässigen Arbeitszeit zugelassen 
werden? 

Wenn ja: für welche Geschäftszweige? und für jeden 
dieser Geschäftszweige: für wieviel Tage im Jahr oder 
welche Tage der Woche und wieviel Stunden täglich? 

5. Ist die Anordnung erwünscht und durchführbar, dass 
den Geschäftsdienern, Packern etc. eine Mittagspause von 
mindestens ^2 Stunde oder von einer längeren, in der 
Antwort näher anzugebenden, Mindestdauer zu gewähren 
ist? wenn ja: auf welche Weise ist diese Pause zu ermög¬ 
lichen (durch Ablösung u. s. w.)? 

Wenn nein: welche Hindernisse stehen der Gewährung 
der Pause entgegen? 

III. 

6. Welche Kündigungsfristen pflegen gegenwärtig mit 
den Geschäftsdienern, Packern etc. vereinbart zu werden? 

7. Empfiehlt sich die gesetzliche Regelung der Kündi¬ 
gungsfrist für Geschäftsdiener, Packer etc.? 

Wenn ja: empfiehlt es sich, eine kürzeste Kündigungs¬ 
frist einzuführen, unter welche auch in beiderseitigem Ein- 
verständniss nicht oder nur bei Probeengagements und 
Aushilfsstellen, die nicht über drei Monate dauern, herab¬ 
gegangen werden darf? und wie lang soll diese kürzeste 
Kündigungsfrist sein? 

Oder empfiehlt es sich, nur zu bestimmen, dass die 
Kündigungsfrist für beide Theile gleich sein muss? 

Aus welchen Gründen werden die einzelnen Vorschläge 
empfohlen? — 
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Eine Arbeiterstatistik, veranstaltet durch Unternehmer. 

In der diesjährigen Generalversammlung des Vereins für 
die bergbaulichen Interessen im Oberbergaratsbezirk Dort¬ 
mund wurde nach einer Mittheilung der Eisenzeitung ein¬ 
stimmig folgender Beschluss gefasst: 

„Die Hauptversammlung erklärt sich einverstanden mit 
der Erhebung einer zahlenmässigen Statistik über die Ar¬ 
beiterverhältnisse im Oberbergamtsbezirk Dortmund in einer 
zwischen dem Königl. Oberbergamt und dem Vorstande des 
Vereins zu vereinbarenden Form und fordert die Einzel¬ 
werke auf, für eine möglichst sorgfältige und vollständige 
Ausfüllung der Vordrucke Sorge zu tragen. 

Die Hauptversammlung erklärt sich mit der Uebernahme 
der Kosten auf die Vereinskasse einverstanden.“ 

Ein derartiges Unternehmen ist zu bewillkommnen, vor¬ 
ausgesetzt dass es mit mehr Objektivität ausgeführt wird, 
als für die Beschlussfassung bestimmend zu sein schien. 
Der Antragsteller empfahl nämlich die Statistik als ein Mittel, 
die allgemeine Anschauung zu widerlegen, dass der stei¬ 
gende Wohlstand vorwiegend den besitzenden Klassen, am 
wenigsten den Arbeitern zu gute gekommen sei, dass eine 
immer schroffer werdende Verschiedenheit zwischen der 
Lebenshaltung der verschiedenen Bevölkerungsklassen sich 
zeige und dass dieser Uebelstand vorwiegend in den in¬ 
dustriellen Bezirken herrsche. — Er glaubt im Gegentheil 
schon auf Grund einiger vorläufiger statistischer Daten die 
folgenden v.er Sätze aussprechen zu können, und erwartet 
deren Bestätigung durch die vollständigere Statistik. 

1. Bisher ist die wirthschaftliche Entwickelung in Deutsch¬ 
land eine durchaus gesunde gewesen, die Beschwerden über 
die kapitalistische Produktionsweise und die Ausbeutung der 
Arbeiter sind unrichtig. 2. Mit dem steigenden Wohlstand 
steigen auch die Löhne; in den letzten 50 Jahren sind die 
Löhne und die Lebenshaltung der Arbeiter erheblich mehr 
gestiegen, als das Einkommen und die Lebenshaltung der 
übrigen Bevölkerungsschichten. 3. Die Organisation der 
Arbeiter zu geschlossenen Verbänden, denen selbstverständ¬ 
lich Organisationen der Arbeitgeber folgen, wirken nicht 
günstig auf die Arbeiterverhältnisse, sie sind namentlich 
nicht geeignet, die Löhne und die Lebenshaltung der Ar¬ 
beiter zu steigern. 4. Eine Gesetzgebung und Verwaltungs¬ 
praxis, welche sich den Schutz der nationalen Arbeit zum 
Ziele setzt, wirkt nicht nur günstig für Arbeitgeber, sondern 
mindestens ebenso günstig für die Arbeiter. 

Den zweiten Satz insbesondere hält er schon für be¬ 
wiesen durch folgende Aufstellungen: Der Arbeitslohn des 
Bergmannes war im letzten Viertel des vorigen Jahrhunderts 
und bis 1840 M. 1. Von diesem Jahre an begann ein allmähliges 
Steigen desselben entsprechend dem Aufblühen des Bergbaues; 

— bis dahin herrschte vermuthlich völliger Stillstand, oder 
Arbeitgeberorganisationen hinderten das Steigen der Löhne. 

— 1850 betrug der Lohn M. 1,30, 1860 M. 2, 1870 M. 2,30, 
1880 M. 2,40, 1889 M. 3,05, 1890 M. 3,49, 1891 M. 3,54. Für 
die letzten Jahre ist der Lohn noch nicht veröffentlicht, 
auch seien die letzten drei Jahre als normale nicht anzu¬ 
sehen. Jedenfalls habe in den 50 Jahren von 1840 bis 1890 
der Lohn sich verdreifacht, und da sicherlich Einkommen 
und Lebenshaltung der übrigen Bevölkerungsklassen nicht 
auf das Dreifache gestiegen sei, so sei der Lohn der Ar¬ 
beiter stärker gestiegen, als der Wohlstand im allgemeinen. — 

Es wäre allerdings wünschenswerth, dass die in Aus¬ 
sicht stehende Statistik die Frage, ob der Zuwachs des Ge- 
sammteinkommens, das aus einer grossen aufblühenden In¬ 
dustrie fliesst, mehr den Arbeitern bezw. einer grösseren 
Bevölkerungsklasse mit kleinen Einkommen zu gute komme 
oder einer kleinen Klasse grosser Industrieller, zur Ent¬ 
scheidung brächte. Dann aber darf sie sich offenbar nicht 
auf die Arbeiter beschränken, sie müsste sich zugleich auf 
die Unternehmer und deren Einkommensverhältnisse er¬ 
strecken. Auch nicht nur die gerade beschäftigten Arbeiter 
und Beamten wären ins Auge zu fassen, da die Schwan¬ 
kungen in der Zahl der Beschäftigten auch ohne Aende- 
rung der Einzellöhne auf das Wohlbefinden der Bergwerks¬ 
bevölkerung von grossem Einfluss sind. Sollen aber Ver¬ 
gleiche 'mit früheren Zeiten angestelU werden, dann sind 
nicht die in Geld gemessenen Löhne, sondern die dafür 
käuflichen Güter maassgebend und vor Allem ist es nöthig, 
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die ehemals und jetzt vorhandenen subsidiären Einkommens¬ 
quellen, aus Landwirthschaft etwa, zu kennen, wenn man 
sich über die heilsame Wirkung der modernen industriellen 
Entwickelung für die Arbeiterbevölkerung ein Urtheil bil¬ 
den will. 

Die Zahlen, welche zum Beweise des vierten Satzes 
angeführt werden, machen wohl kaum Anspruch auf sta¬ 
tistische Genauigkeit, wenigstens stimmen sie nicht einmal 
mit den obigen Angaben überein. 

Zum Beweise der Heilsamkeit des Eisenzolles wird 
nämlich angegeben, dass im Gegensätze zur vorangegan¬ 
genen schutzlosen Zeit, die eine Abnahme der Arbeiterzahl 
und des Lohnfonds zu verzeichnen hätte, in der Periode 
von 1879 bis 1889 die ‘ Arbeiterzahl von 76 992 auf 112073 
gestiegen sei und gleichzeitig die Summe der Löhne von 
51 900 000 M. auf 105 475 000 M. Danach wäre das Durch¬ 
schnittseinkommen des Arbeiters im Jahre 1879 M. 674 ge¬ 
wesen und M. 941 im Jahre 1889, was aus der Zunahme 
des Lohnes von etwa 2,40 M. auf 3,05 M. nicht zu ver¬ 
stehen ist. 

Wir wünschen daher dem Unternehmen, genauere Da¬ 
ten zu gewinnen alles Glück. Man braucht das Schlüsse 
ziehen aus denselben ja nicht den Unternehmern zu über¬ 
lassen, wenn man nur nicht das Feststellen der Thatsachen 
ihnen überlässt. 


Zustände im Wiener Kleingewerbe. Wie im Vorjahre, 
so stellte auch heuer ein von der Verbandsleitung genossen¬ 
schaftlicher Krankenkassen herausgegebener Bericht die 
grauenerregende Thatsache fest, dass Tausende von siechen 
Arbeitern gezwungen sind, zu arbeiten. Furcht vor Ent¬ 
lassung ist es zumeist, was sie veranlasst, trotz ihres 
kranken Zustandes weiter ihrer Beschäftigung nachzugehen. 
Aber nicht diese Thatsache an sich, sondern erst der Um¬ 
stand, dass unter den 17 872 arbeitenden Kranken auch 
Arbeiter der Lebensmittelbranche gefunden wurden, ver¬ 
mochte den kompetenten Faktoren einen gelinden Ekel, ver¬ 
mischt mit Schrecken einzuflössen. 

Die Zahl der in Betracht kommenden kranken Arbeiter, 
welche, mit ansteckenden und eiterigen Krankheiten be¬ 
haftet, arbeiteten, geht aus folgender Zusammenstellung 
hervor: 


Zellgewebsentzündung . 

Tuberkulose. 

Tripper. 

Weicher Schanker . . . 

Primäre Syphilis . . . 

Sekundäre ... 

Akute Hautentzündung . 
Gürtelausschlag .... 
Schuppenflechte .... 

Juckausschlag. 

Nässende Flechte . . . 

Chronische Hautgeschwürc 

Krätze. 

Sonstige Hautkrankheiten 
Verletzungen. 


Bäcker 


Zucker¬ 

bäcker 


Zusammen 


62 

38 

71 

25 

22 

11 

22 

11 

10 

10 

77 

10 

7 

9 

20 


405 


20 

9 

11 

2 

1 

6 

9 

2 

2 

16 

2 

2 

2 


84 


Handwerkerfragen. 

Der 9. deutsche Gewerbekammer-Tag. 

In Eisenach tagte vom 12. bis 14. Oktober der 9. deutsche 
Gewerbekamnier-Tag, der sich ausschliesslich mit den vor 
einiger Zeit veröffentlichten Vorschlägen der Regierung zur 
Organisation des Handwerks befasste. Da im grössten 
Iheile Deutschlands, in Preussen, bisher überhaupt keine 
Cievverbekammern bestanden haben, konnten bei dieser Ge¬ 
legenheit nur Vertreter des Handwerks in den deutschen 
Mittel- und Kleinstaaten zum Wort kommen. Beschlüsse 
wurden zu keinem Punkte gefasst. Man beschränkte sich 
auf einen Meinungsaustausch, der zu dem Grundgedanken 
des Entwurfes, der zwangsweisen Organisation des ge- 


sammten Handwerks in fachgenossenschaftlichen Verbänden 
der Mehrheit nach zustimmend ausfiel; Einzelnes begegnete 
indess einer entschieden ablehnenden Kritik. Für die Er¬ 
haltung der bestehenden Innungen traten besonders die 
hansestädtischen und sächsischen Vertreter ein, während 
die Süddeutschen, in deren Heimath die Innungen nach den 
bestehenden Vorschriften nicht zum Gedeihen gelangt sind, 
keinen Werth auf deren Erhaltung legten. Vertreter Sonne¬ 
bergs und Nürnbergs lehnten den Gesammtentwurf als den 
Versuch einer überflüssigen Einmischung des Staates in 
die Gewerbeentwicklung rundweg ab. Sehr werthvoll waren 
die Erklärungen des Vertreters der Reichsregierung Geh. 
Reg.-Raths Dr. Sieffert, aus dessen Worten ein ausgespro¬ 
chenes Entgegenkommen gegen die sachliche Kritik und 
Verständniss für die Rechte und Bedürfnisse der Arbeiter 
hervorleuchtete. 

Gleich zu Beginn der Verhandlungen gab Geh. Reg.- 
Rath Dr. Sieffert folgende Erklärung über die Stellung 
der Regierung ab: Der Handelsminister von Preussen 
habe die Vorschläge über die Organisation des Handwerks 
und die Regelung des Lehrlingswesens gemacht in der 
Ueberzeugung, dass in dieser Beziehung etwas geschehen 
müsse, wenn dem Niedergange des kleinen Handwerker¬ 
und Gewerbe.standes Einhalt gethan werden solle. Der 
Handelsminister habe die Vorschläge ausgearbeitet, ohne 
sich mit dem preussischen Staatsministerinm in Verbindung 
gesetzt zu haben. Er wünsche daher die rückhaltloseste 
Kritik, Gegenvorschläge bezüglich jedes einzelnen Punktes. 
An der Hand derselben werde der Handelsminister seine 
Vorschläge ändern und sie alsdann vor das preussische 
Staatsministerium bringen. 

Dass günstigen Falls die geplanten Organisationen dem 
Handwerk nur die Zeit des Uebergangs in den Grossbetrieb 
erleichtern, nicht aber einen unabänderlichen ökonomischen 
Prozess in's Stocken bringen können, haben wir bereits 
hervorgehoben (Vgl. Sozialpolitisches Centralblatt, Bd. II, 
S. 569 %.). Deshalb verdient indess die Methode, welche die 
Regierung anwendet, um zu einem brauchbaren Gesetze zu 
gelangen, durchaus Anerkennung. 

In der Einzelberathung erklärte sich der Referent, 
Gewerbekammersekretär Nagel - Hamburg, Namens seiner 
Kammer einverstanden mit einer Zwangsorganisation,wünschte 
aber eine engere Verbindung der Fachgenossenschaft mit 
den lebensfähigen Innungen und die Uebertragung des 
Rechtes an die Fachgenossenschaften, Maassregeln zur 
Wahrung der Interessen des betreffenden Gewerbszweiges 
ergreifen zu können. Dr. Brehmer-Lübeck und Dr. Jacobi- 
Bremen w'arnten bei dieser und späteren Gelegenheiten vor 
der Gefahr, dass die Fachgenossenschaften einen sozia¬ 
listischen Charakter annehmen könnten. Der Regierungs¬ 
vertreter Dr. Sieffert erklärte sich im Anschluss an die 
Motive des Entwurfs nochmals ausdrücklich gegen den Be¬ 
fähigungsnachweis; es genüge, dass jemand drei Jahre 
lang das Handwerk selbständig ausgeübt habe, um Lehr¬ 
linge halten zu können. Es würde ein Unrecht sein, solche 
Gewerbetreibende durch Entziehung des Rechts, Lehrlinge 
zu halten, wirthschaftlich zu ruiniren. Gürtlermeister 
Taucher - Nürnberg trat für die Gewerbevereine ein, die in 
Bayern Besseres geleistet hätten als die Innungen. 

Was den Namen der geplanten Organisationen anbe¬ 
trifft, so erklärte Geh. Reg.-Rath Dr. Sieffert, die Regierung 
sei auch bereit, den Namen „Innung“ für die Fachgenossen¬ 
schaften zu akzeptiren. Sie stelle das ganz dem Beschlüsse der 
Interessenten anheim. Dr. Jacobi-Bremen schlug an Stelle 
der Bezeichnung „Handwerkerkammer“ „Gewerbekam¬ 
mer“ vor. 

Geh. Reg.-Rath Dr. Sieffert wandte sich ferner gegen 
die Hineinziehung der Kleinhändler in die Organisationen, 
da diese andere Interessen hätten als die Handwerker, und 
betonte gegenüber einigen Einwänden die Nothwendigkeit, 
auch die Musiker zu organisiren, um der in diesem Berufe 
besonders argen Lehrlingsausbeutung ein Ende machen zu 
können. 

Allgemein sprachen sich dann die Gewerbekammer¬ 
vertreter für indirekte Wahl bei der Zusammensetzung der 
Kammern aus, um „die politischen Leidenschaften fernhalteii 
zu können“, während die Regierung auch hier einen vor- 
urtheilsfreieren Standpunkt eingenommen hatte. 
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Gegen die Unterstellung des Herbergs- und Fort¬ 
bildungsschulwesens unter die Gewerbekammern wurden 
Einwände erhoben, dann aber fallen gelassen. 

Bei der Frage der Gesellenvertretung machte sich bei 
verschiedenen Anwesenden die Sozialistenangst so stark 
geltend, dass sie überhaupt jedwede Betheiligung der Ge¬ 
sellen an der Organisation verwarfen, worauf Geh. Reg.- 
Rath Dr. Sieffert fofgende bemerkenswerthe Erklärung ab¬ 
gab: Der Regierung sei bekannt, welchen politischen 

Standpunkt die Gehilfen im Allgemeinen einnehmen. Trotz¬ 
dem erachte es die Regierung für nothwendig, die Gehilfen¬ 
schaft 'herbeizuziehen, in der Ueberzeugung, dass dadurch 
am allerehesten der soziale Friede gefördert werden könne. 
Er kenne keinen Fall, in dem die Heranziehung der Ge¬ 
hilfen nicht erspriesslich gewesen wäre. So habe sich 
z. B. die Mitwirkung der Gehilfen bei der Bildung des 
Innungs-Schiedsgerichts in Berlin sehr bewährt. Nur bei 
der Wahl des Gehilfenausschusses haben die Gehilfen ge- 
strikt, da sie verlangten: es müssen alle Gehilfen, auch 
diejenigen, die nicht bei Innur^smeistern arbeiten, an den 
Wahlen theilnehmen dürfen. Es sei das eine vom Stand¬ 
punkte der Gehilfen verständliche Forderung. Nach den 
neuen Vorschlägen sei aber dieser Streitpunkt aus der 
Welt geschafft. Er sei der Meinung, dass nur durch 
ein gemeinschaftliches Zusammenarbeiten das Verhältniss 
zwischen Meistern und Gesellen ein besseres werden 
könne. 

Scharfe Gegensätze traten auch bei der Erörterung des 
Lehrlingswesens zu Tage. Die Zurückweisung des von 
einigen Seiten verlangten Befähigungsnachweises für Meister, 
die Lehrlinge halten wollen, durch den Regierungsvertreter, 
wurden noch durch die Erklärung verschärft, dass der Be¬ 
fähigungsnachweis für die Regierung unakzeptabel sei. 
Nach deren weiteren Ausführungen werde sie bei dem 
Entwurf in erster Reihe durch die Erwägung geleitet, dass 
der gewerbliche Nachwuchs von gewissenlosen Meistern 
ausgebeutet und weder technisch ausgebildet, noch sittlich 
erzogen werde. „Es kann nicht länger geduldet werden“, 
sagte Geh. Reg.-Rath Dr. Sieffert, „dass der Meister den 
Lehrling Jahre lang ausbeutet, ohne sich im Geringsten um 
seine technische Ausbildung, oder um seine sittliche Er¬ 
ziehung zu kümmern. Diese Zustände müssen eine gründ¬ 
liche Aenderung erfahren, wenn dem sittlichen Niedergange 
unseres Volkes Einhalt gethan werden solle. Deshalb legt 
mein Chef weniger Werth auf die technische Ausbildung 
als auf die sittliche Erziehung“. Die Mitwirkung des PrO- 
fungskommissars bei der Gesellenprüfung sei schon im Inter¬ 
esse der Unparteilichkeit erforderlich. Es sei bekannt, dass 
die Meinung allgemein verbreitet ist, die Meistersöhne be¬ 
stehen stets die Prüfung. Dass es d^m Ermessen des Bundes- 
rathes anheimgegeben werden soll, die Zahl der Lehrlinge 
zu bestimmen, die ein Meister halten dürfe, wurde von 
Nagel-Hamburg bemängelt. Regierungsvertreter Dr. Wil- 
helmi bestand auf der Nothwendigkeit dieser Bestimmung. 
Ebenso wurde von ihm die Berechtigung eines mehrere 
Gewerbe gleichzeitig betreibenden Unternehmers, in allen 
diesen Gewerben Lehrlinge auszubilden, energisch verthei- 
digt, da sonst die Kleinindustrie völlig lahmgelegt würde. 

Dass nur der den Meistertitel führen solle, der eine 
Gesellen- und Meisterprüfung bestanden, fand allgemein 
Zustimmung. 

Zum Vorort wurde Zittau erwählt. Damit schlossen 
die Verhandlungen, in deren Verlauf von Seiten der Ge¬ 
werbekammervertreter herzlich wenig zur Förderung des 
Handwerks herbeigebracht wurde. 


Politische Arbeiterbewegung. 


Berichte des Vorstandes der deutschen sozialdemo¬ 
kratischen ParteL Es ist ein merkwürdiger Widerspruch, 
dass keine politische Partei in so vollkommener Offenheit ihre 
Verhältnisse vor der breitesten Oeffentlichkeit darlegt wie 
die sozialdemokratische und über den prinzipiellen Stand¬ 
punkt und die praktischen Bestrebungen dieser Partei bei 
ihren Gegnern trotzdem grosse Unklarheit herrscht. Dieser 
Sachlage gegenüber kann nicht dringend genug das Studium 


in erster Linie der offiziellen Aktenstücke der sozialdemo¬ 
kratischen Partei empfohlen werden. Gegenwärtig liegen 
wieder in dem „Bericht des Parteivorstandes an den Partei¬ 
tag zu Köln 1893“, veröffentlicht im Vorwärts vom 18. d. M. 
und in dem „Bericht über die parlamentarische Thätigkeit der 
Reichstagsfraktion“, veröffentlicht im Vorwärts vom 20. d. M. 
derartige Dokumente vor. In dem ersteren wird bis in die 
kleinsten Einzelheiten Rechenschaft abgelegt über die Ent¬ 
wicklung der sozialdemokratischen Bewegung seit dem in 
Berlin abgehaltenen Parteitag vom November 1893 bis zum 
gegenwärtigen Moment. Die die Partei im Augenblick be¬ 
sonders interessirenden Fragen und Vorgänge werden vom 
Standpunkt der Parteileitung einer kritischen Rundschau 
unterzogen, die Organisation, die Ergebnisse der Reichs¬ 
tagswahlen, die Landagitation, die Frage des Verhältnisses 
der politischen zur gewerkschaftlichen Bewegung, die Mai¬ 
feier, der Stand der Parteipresse, die Situation der Partei¬ 
buchhandlung und ihr Vertrieb der Parteiliteratur, die Ein¬ 
nahmen und Ausgaben der Parteikasse, die Maassregelungen 
und Verurtheilungen von Mitgliedern der sozialdemokrati¬ 
schen Partei u. A. m. werden erörtert und klargelegt. Das 
sich darbietende Bild zeigt wiederum, dass es sich hier um 
die bei weitem machtvollste Parteiorganisation handelt. 
Mögen infolge der momentanen Umstände an diesem oder 
jenem Punkt Schwankungen und kleine Rückschläge einge¬ 
treten sein, im Ganzen genommen, das ergiebt sich zweifellos. 
Schreitet die Partei in ungeheuren Verhältnissen vor und 
stellt eine Organisation des Proletariats von beispielloser 
Grösse dar. Der am 22. Oktober in Köln zusammentretende 
sozialdemokratische Kongress wird uns den Anlass bieten 
auf die wichtigeren Ausführungen der Berichte zurück¬ 
zukommen, deren Studium den Gegnern der Partei noch 
mehr wie ihren Freunden auf das Dringendste empfohlen 
werden muss. 

Reichskonferenz der sozialdemokratischen Partei 
Oesterreichs. Am 8. und 9. Oktober fand in Wien eine 
von dem Vorstande der österreichischen sozialdemokra¬ 
tischen Partei einberufene Konferenz, die aus den ver¬ 
schiedenen Kronländern beschickt war, statt. Nach ein¬ 
gehender Diskussion wurden folgende Beschlüsse gefasst: 

„Ad Agitation. Die Konferenz beschliesst: Die Partei¬ 
vertretung wird beauftragt, falls das Abgeordnetenhaus in 
der gegenwärtigen Sitzungsperiode den Antrag auf all¬ 
gemeines, gleiches, direktes Wahlrecht ablehnen oder gar 
nicht in Berathung ziehen sollte, auf die Tagesordnung des 
nächsten Parteitages die Frage des Massenstrikes zu setzen. 
Bis dahin ist in der Parteipresse und in Versammlungen 
die Diskussion über den Massenstrike als politisches Kampf¬ 
mittel zu eröffnen und zu führen. Die Wahlrechtagitation 
in allen ihren Formen ist ungeschwächt fortzuführen.“ 

„Ad Parteitag, a) Die Konferenz beschliesst, den 
nächsten Parteitag zu Ostern 1894 abzuhalten, sollte sich 
jedoch die Nothwendigkeit ergeben, denselben früher ab¬ 
zuhalten, so wird die Parteileitung mit der Einberufung 
desselben betraut; b) die Parteileitung wird beauftragt, 
noch vor dem Parteitag der slawischen Sozialdemokratie 
mit den tschechischen Genossen wegen der Organisation 
des Gesammtparteitages in Verbindung zu treten.“ 

„Ad Bergarbeiter-Organisation. Die Parteileitung wird 
aufgefordert, das grösste Augenmerk auf die Bergarbeiter- 
Organisation zu richten. Zu diesem Behufe sind in der 
nächsten Zeit Versammlungen in jenen Gegenden einzu¬ 
berufen, wo die Organisation darniederliegt.“ 

„Ad Presse. Die Reichskonferenz fordert die demnächst 
zusammentretende niederösterreichische Landesvertretung 
auf, die Frage, „ob die Arbeiter-Zeitung von nun an 
redaktionell und administrativ der niederösterreichischen 
Landesorganisation, statt wie bisher der Vertretung der 
Gesammtpartei unterstellt werden soll“, dem Parteitage zu 
überlassen.“ 

Wahlrecht der Arbeiter und Krankenversicherung. 

Der Abgeordnete Dr. Baernreither brachte in der Sitzung 
des österreichischen Abgeordnetenhauses vom 13. Oktober 
einen Wahlreform-Antrag ein, wonach die kraft des Ge¬ 
setzes vom 30. März 1888 versicherungspflichtigen Arbeiter 
eine neue Wählerklasse bilden sollen, die durch direkte 
Wahl 20 Abgeordnete zu entsenden haben. Wahlberechtigt 
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ist jeder Arbeiter, der einer Krankenkasse als versicherungs¬ 
pflichtiges Mitglied mindestens ein Jahr ununterbrochen an¬ 
gehört. Ist der Arbeiter in einem Betriebe beschäftigt, der 
nur einen Theil des Jahres im Gange ist, so genügt es zur 
Wahlberechtigung, wenn er einer Kasse während der Dauer 
des betreffenden Betriebes als versicherungspflichtiges Mit¬ 
glied angehört hat. 


Arbeiterschutzgesetzgebung. 


Zur Sonntagsruhe in Gaswerken, lieber die Aus¬ 
dehnung der Sonntagsruhe auf die Gaswerke hat das 
Reichsamt des Innern einen vorläufigen Entwurf ausge¬ 
arbeitet. Vom badischen Ministerium des Innern sind hierzu 
folgende Anträge gestellt worden: 1) Vom 1. April 1894 an 
sind für die Zeit vom 15. April bis 15. Oktober Jedes Jahres 
die an Sonn- und Festtagen beschäftigten Arbeiter an einem 
Drittel dieser Tage mindestens 36 Stunden von der Arbeits¬ 
zeit freizulassen. 2) An Stelle dieser Ruhezeit kann mit 
Genehmigung der höheren Verwaltungsbehörde den Ar¬ 
beitern eine 24stündige Ruhezeit an der Hälfte der Sonn- 
und Feiertage gewährt werden. 3) Arbeitsschichten von 
länger als ISstündiger Dauer sind unzulässig. 4) Für die 
Zeit vom 15. Oktober bis 15. April jedes Jahres treten die 
vorstehenden Bestimmungen erst am 15. Oktober 1896 in 
Kraft. 

Zur Arbeiterschutzgesetzgebung in Italien. Eine Vor¬ 
lage über die Frauen- und Kinderarbeit will, wie wir der 
Frankfurter Zeitung entnehmen, Herr Lacavia der italieni¬ 
schen Kammer bald nach ihrem Zusammentritt machen. Die¬ 
selbe beabsichtigt Frauen von der Beschäftigung bei unter¬ 
irdischen Arbeiten, wie in Tunneln, Gruben, Bergwerken, 
ganz auszuschliessen und Kinder zu denselben erst nach 
vollendetem 12. Jahre, anstatt wie bisher nach vollendetem 
10. Lebensjahre, zuzulassen. Wie diese Bestimmung den 
Beschlüssen der internationalen Berliner Konferenz ent¬ 
spricht, so lehnt sich auch der sonstige Inhalt der Vorlage 
an diese an. So sollen künftighin Wöchnerinnen während 
der ersten vier Wochen nach der Entbindung weder in 
Gruben und Bergwerken, noch in Fabriken beschäftigt 
werden dürfen. Es fehlt aber eine Bestimmung, welche die 
Frauen in den letzten Wochen vor der Niederkunft vor 
derartigen Beschäftigungen schützt. Der Entwurf ertheilt 
jedoch der Regierung die Vollmacht, die Beschäftigung 
minorenner Frauen in gefährlichen oder ungesunden Ge¬ 
werbebetrieben zu untersagen, eine Vollmacht, die sie jetzt 
schon zu Gunsten der Knaben unter 15 Jahren besitzt. 
Prinzipiell soll auch die Nachtarbeit für Frauen und Kinder 
verboten sein, doch behält sich das Ministerium das Recht 
vor, Ausnahmen von der Regel eintreten zu lassen, wo es 
das Interesse der Industrie erfordert. Die Vorlage wird 
auch Bestimmungen über die Dauer des Arbeitstages, über 
Ruhetage und Arbeitsunterbrechungen enthalten und will 
gleichzeitig Vorsorge treffen, dass die in der Industrie 
beschäftigten Kinder nicht der Schule entzogen werden. 
Zweifelhaft bleibt es, ob die Vorlage der Regierung über¬ 
haupt zur Berathung kommt, und nicht minder ob sie jemals 
mit Strenge durchgeführt wird, falls es der Regierung 
gelingt, den Widerwillen der Kammer gegen jede Ein¬ 
mischung der Regierung in den privaten Gewerbebetrieb zu 
überwinden. 


Arbeiterversicherung. 

Haftpflicht - Schutzverband deutscher Industrieller. 

Der Haftpflicht - Schutzverband deutscher Industrieller, der 
seinen Sitz in Köln hat, ist Monate hindurch mit der Auf¬ 
stellung und Berathung von Normativbedingungen für die 
Haftpflichtversicherung beschäftigt gewesen und legt nun¬ 
mehr in Heft II seiner Mittheilungen das Ergebniss] seiner 
Thätigkeit dar. Durch diese Normativbedingungen sind die 
sehr weit auseinandergehenden Versicherungsbedingungen 
der die Haftpflichtversicherung hervorragend betreibenden 
Unfallversicherungs-Anstalten auf eine vollständig gleich¬ 
massige Grundlage gebracht worden, und ferner ist dem 


Verbandsvorstande bei den wichtigsten Fragen, welche im 
Verlaufe einer Versicherung auftreten können, nämlich: 
Veränderungen im Risiko, Feststellung der Entschädigung 
und Prozesstührung, Schlichtung von Streitigkeiten, Schieds¬ 
gericht, eine grosse Autorität gewährt. Der Umfang der 
Versicherung ist in einer Weise ausgedehnt und vervoll¬ 
ständigt, wie bei Beginn der Verhandlungen kaum zu er¬ 
hoffen war. Die Ausdehnung der Versicherung bezieht 
sich u. A.: 1. auf im Auslande entstehende Haftpflichtfälle, 
die ausländischer Gesetzgebung unterliegen. Dies ist hoch¬ 
wichtig für Industrielle, welche für das Ausland Lieferungen 
haben und deshalb Ingenieure, Monteure u. s. w. hinaus- 
senden, oder welche an den Grenzen des Deutschen Reiches 
wohnen und fortwährend mit dem Auslande in Berührung 
kommen; 2. auf Haftpflichtfälle aus Gesundheitsschädigungen, 
Berufs- und Gewerbekrankheiten; 3. auf die Haftpflicht der 
Bevollmächtigten, Repräsentanten, Aufseher und sonstiger 
Angestellten des Versicherungsnehmers, abgesehen von den 
Fällen der §§ 96 und 97 des Unfallversicherungsgesetzes. 
Die Bemessung der Prämie ist nach sorgfältigen Erwägungen 
der freien Konkurrenz der betheiligtenVersicherungsanstalten 
überlassen worden. Dagegen haben sämmtliche kontra- 
hirenden Anstalten gemäss § 2 des Vertrages sich ver¬ 
pflichtet, 25 pCt. des Reingewinns aller auf Grund des 
fraglichen Abkommens mit Mitgliedern des Haftpflicht¬ 
verbandes abgeschlossenen Haftpflichtversicherungen den 
Verbandsmitgliedern zu gewähren und ihnen keine höheren 
Prämien zu berechnen, als anderweitig für die gleichen 
Risiken in Anrechnung gebracht werden. Nachdem somit 
der Vorstand die Frage der Haftpflichtversicherung vor¬ 
läufig gelöst hat, wird derselbe sich nunmehr den weiteren 
Aufgaben widmen, nämlich der Herbeiführung einer Beschrän¬ 
kung der gesetzlichen Haftpflicht durch Ausdehnung der be¬ 
rufsgenossenschaftlichen Versicherung. Hierzu wird die dem¬ 
nächst zu erwartende Novelle zum Unfallversicherungsgesetz 
einen erwünschten Anlass bieten. Sodann wird der Vorstand 
nunmehr sich näher mit der Handhabung des Strafprozesses 
befassen und auf eine den Interessen der Industriellen mehr 
entsprechende Regelung des Gutachter- und Sachverständi¬ 
genwesens hinwirken. Die Interessen der Industriellen und 
Betriebsleiter sind hier ganz besonders gefährdet, da nicht 
nur Vermögensnachtheile, sondern Freiheit und Ehre ini 
Strafprozesse auf dem Spiele stehen! 


Die Unfallsgefahr des handwerksmässigen Betriebes. 

Die Frage der Einbeziehung des Handwerks in die Unfall- - 
Versicherung beschäftigt in Deutschland und Oesterreich 
die Interessentenkreise. Zwar wird die Unfallsgefährlichkeit 
des handwerksmässigen Betriebes nicht bestritten, immerhin 
entbehrt die Sache noch der ziffermässigen Begründung. 
Einen Beitrag hierzu liefert der vom Verbände der Ge¬ 
nossenschaftskrankenkassen Wiens herausgegebene Bericht 
pro 1892. Dem genannten Verbände gehörten am Schlüsse 
des Berichtsjahres 42 Kassen mit 75 029 Mitgliedern an. Ein 
ziemlich beträchtlicher Theil der letzteren ist allerdings 
gegen Unfall versichert, so die in fabriksmässigen Unter¬ 
nehmungen beschäftigten Banderzeuger, Buchdrucker, Buch¬ 
binder, Stein- und Kupferdrucker, sowie die bei Ausführung 
von Bauten und Bauarbeiten beschäftigten Anstreicher, 
Dachdecker, Pflasterer, Bauschlosser, Bautischler, Zimmer¬ 
leute, Zimmermaler. Das Gros der kleingewerblichen Ar¬ 
beiter ist jedoch zur Unfallversicherung nicht herangezogen. 
Bei vielen Betriebsunfällen nun steht der Antheil an den 
Betriebsunfällen in keinem Verhältniss zur Mitgliederzahl. 

Es entfielen auf die 


pCt. aller Unfälle 


Stein- und Kupferdrucker .... 1,8 

Juweliere.2,0 

Gie.sser.2.2 

Dachdecker.3,3 

Gürtler und Bronzearbeiter ... 3,6 

Huf- und Wagenscliiniede .... 4.0 

Buchbinder.4.9 

Buchdrucker.5,0 

Bäcker.5,2 

Schuhmacher.6.5 

Ziminerleute.9,5 

Drechsler.9,7 

Schlosser.14,0 

Tischler.17,9 
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Es verunglückten durch 


pCt. def Gcsammtzahl 


Motoren.0,2 

Transmissionen.0,5 

Arbeitsmaschinen.. . .15.3 

Fahrstühle, Aufzüge, Krahne.0,8 

Dampfkessel, Dampfleitungen .... 0,1 

Explosionen von Sprengstoffen . . . . ! 0,1 

Gase, Dämpfe, feuergefährliche, ätzende 

Stoffe.7,2 

Zusammenbruch, Herab- und Umfallen * 
von Gegenständen . . . ; . . . : 16,2 

Fall von Leitern, Gerüsten, Stiegen, in 

Vertiefungen.. . , .11,5 

Auf- und Abladen, Heben und Tragen . 2,8 

Fahren und Reiten, Schleppgeleise, Schlag, 

Biss von Thieren , .. 1,4 

Gebrauch von Handwerkszeug . . , . 38,9 

Sonstige.,' . . . . . . 5,0 


Zusammen . . 100,0 


Das Kleingewerbe charakterisiren die auffallend vielen 
Verletzungen beim Gebrauch von Handwerkszeug und 
einfachen Geräthen (Hämmern, Aexten* Spaten, Hacken). 
Die hier in Betracht kommenden Ursachen von Unfällen 
wiegen vor bei Bäckern, Buchbindern, Drechslern. Gürtlern, 
Huf- und Wagenschmieden, Schlossern,-Schuhmachern' und 
Tischlern. 

Von . Interesse ist die zeitliche Vertheilung der Betriebs¬ 
unfälle. 

Die Zahl derselben betrug im Monat 


pCt. der Gcsahinitheit 

Januar.7,8 

Februar.8,2 

März.. 8,5 

. April.6,2 

Mai.8,1 

Juni.7,7 

Juli.. 9,6 

August.9,4 

September.8,1 

Oktober.8.5 

November.9,2 

Dezember.8,5 

Ohne Angabe . . . . •. . . . 0.2 


Zusammen . . 100,0 


Es konzentrirt sich som.it die Mehrzahl der Unfälle in 
den Monaten Juli, August und November. Nach Wochen¬ 
tagen vertheilt, ergiebt sich für den Dienstag und Mittwoch 
die Mehrzahl der Unfälle. Dass auch auf den Sonntag eine 
erkleckliche Anzahl von Verletzungen entfällt, lässt schliessen, 
in welchem Maasse die Sonntagsruhe eingehalten wird. 
Merkwürdiger Weise kommen am Montag gerade in jenen 
Gewerben verhältnissmässig viele Unfälle vor, in welchen 
Sonntagsarbeit zu konstatiren. ist. 

Es ereigneten sich Unfälle am 

in pCt. der Gesammtheit 


Montag.16,6 

Dienstag . .. . . 17,ü 

Mittwoch ..17,3 

Donnerstag.14,6 

Freitag.14,8 

Samstag.14,8 

Sonntag. 3,4 

Ohne Angabe.. . . 1,5 


Zusammen . . 100,0 

Ein interessantes Bild gewährt die Auftheilung der 
Betriebsunfälle nach Tageszeiten. 
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Die Abnahme der Unfal 


Zusammen . 100,0 
Isziffer von 10 Uhr Vormittags 
und 4 Uhr Nachmittags ist durch die Frühstücks- resp. 
Vesperpause zu erklären. Die Betriebsunfälle in den Nacht¬ 
stunden betreffen Bäcker, Buchdrucker, Buchbinder und 
Schuhmacher. 

Die sozialpolitischen Konsequenzen, die sich aus dem 
vorliegenden l'hatsachenmateriale ergeben, liegen klar zu 
Tage. Auch für das Handwerk erscheint der Zusammenhang 
zwischen Uebermüdung und Unfallshäufigkeit hergestellt. 


Gewerbegerichte. 

Gewerbegericht in Darmstadt Seit Jahren schon, 
besonders aber seit dem Inkrafttreten des Reichsgesetzes,’ 
betreffend Gewerbegerichte, bemühen sich die Arbeiter 
Darmstadts um Errichtung eines Gewerbegerichts, bisher 
ohne Erfolg. . Die dagegen ..gerichtete Agitation eines 
grossen Theiles der Arbeitgeber war bisher einflussreicher 
als die der Arbeiter. Nunmehr hat aber die Grossherzog¬ 
liche Regierung die Stadtverwaltung aufgefordert, die 
Durchführung der Vorarbeiten zur Errichtung eines Ge¬ 
werbegerichts so zu beschleunigen, dass im Laüfe dei* 
nächsten Zeit dasselbe in Funktion treten könne. Somit 
dürfte Darmstadt bald auf dem Gebiete der gewerbegericht¬ 
lichen Thätigkeit dem Beispiele mehrerer Städte des Gross- 
herzogthums folgen. 


Schulwesen. 


Vorstandssitzung des Vereins für KnabenhandarbeiL 

Der Vorstand des Deutschen Vereins für Knabenhandarbeit 
hielt am 30. September und am 1. Oktober in Leipzig,unter 
Vorsitz des Abgeordneten v. Schenckendorflf Sitzungen ab, 
in welchen zunächst über Zeit und Tagesordnung des- 
rtächstjährigen XIII. deutschen Kongresses zu Danzig Be¬ 
schluss gefasst wurde. Man nahm den Sonnabend und. 
Sonntag nach Pfingsten in Aussicht und bestimmte die ein¬ 
zelnen Vertragsgegenstände. Sodann wurde unter Anderem 
die Frage einer weiteren kräftigen Propaganda besprochen. 
Nach Kenntnissgabe der Eingabe des Vorstandes an die 
Minister Dr. Bosse und Dr. Miquel anlässlich des vom Ab¬ 
geordnetenhanse mit grosser Majorität angenommenen An¬ 
trages von Schenckendorff über die weitere staatliche 
Förderung des Handfertigkeitsunterrichts, beschloss man, 
von der Oeberzeugung ausgehend, dass die pädagogischen, 
sozialen und volkswirthschaftlichen Ideen der heute in allen 
Kulturstaaten auftretenden Bewegung noch viel zu wenig 
bekannt sind, die Schulaufsichtsbeamten künftig mit ein¬ 
gehenderem Beurtheilungsmaterial zu versehen, eine be¬ 
sondere Korrespondenz für den Handfertigkeitsunterricht 
zu begründen und den politischen wie pädagogischen Zeit¬ 
schriften zugänglich zu machen, Wanderlehrer zur Ver¬ 
breitung der Ideen auszusenden, Lehrgänge von Schul¬ 
arbeiten zur Veranschaulichung des Unterrichts an Vereine 
etc. leihweise abzugeben, sowie allerorts Landes- und 
Provinzialverbände für den erziehlichen Knabenhandarbeits- 
Unterricht zu bilden. In letzterer Beziehung berichtete 
Kreis-Schulinspektor Dr. Brandenburg-Köln über die bevor¬ 
stehende Bildung eines rheinischen Provinzialverbandes. 
Wiewohl Deutschland nahe an 400 Arbeitsstätten zählt, folgt 
es in der .Reihe der europäischen Staaten, nachdem jetzt 
auch Bulgarien und Rumänien diesen Unterricht in ihr 
Schulgesetz aufgenommen haben, in der Förderung desselben 
doch erst an elfter Stelle. 


Verantwortlich für die Redaktion: Dr. Heinrich Braun in Berlin W., Victoriastrasse i6. 
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Die Arbeiterverbände in Sizilien. 


Als die italienische Regierung vor Kurzem die ohnehin j 
starke Militärbesatzung Siziliens plötzlich um acht Bataillone I 
vermehrte und zugleich die Insel in Militärbezirke und 
-Unterbezirke auf Grund der Anforderungen der öffentlichen 
Sicherheit einzutheilen verordnete, musste die Staatszeitung 
als Zweck der Maassregel „eine kräftigere Unterdrückung 
des Räuberwesens“ bezeichnen. Alle Welt wusste, dass 
das Brigant^ggio, obschon noch in einer dem modernen 
Staatswesen hohnsprechenden Blüthe stehend, doch seit 
vielen Monaten keine wesentliche Zunahme erfahren hatte, 
und dass es vielmehr eine überraschende Bewegung sozia- ! 
listischer Natur war, welche das Ministerium Giolitti zu | 
einer so ungewohnten xVnstrengung drängte. War doch I 
acht Tage zuvor der Generalpolizeidirektor nach Sizilien | 
geschickt worden, um eine Untersuchung über die Bewegung i 
anzustellen, welche man bis dahin, ohne ihr auf den Grund 
zu gehen, mit den Waffen des Polizeistaates erfolglos be- ' 
kämpft hatte. 

Zu einiger Entschuldigung mag dienen, dass die Re- ^ 
gierung bisher sich nur unklare Vorstellungen von der 
Natur der gleichsam wie ein Lavastrom hervorgebrochenen 


Bewegung gebildet hat; andererseits gereicht es der Staats¬ 
leitung nicht zum Lobe, dass sie sich durch die Erschei¬ 
nungen, die immerhin nur ein nothwendiges Ergebniss der 
geschichtlichen Entwickelung und der Zustände auf der 
Insel sind, derart hat überraschen lassen. 

Zum Erstaunen der Behörden wie der Presse und des 
grossen Publikums ist mit einem Male bekannt geworden., 
dass die Arbeiterverbände (fasci dei lavoratori), gegen 
welche in verschiedenen städtischen und ländlichen Orten 
der Provinzen Palermo und Girgenti wegen behaupteter 
Geheimbündlei, Aufreizung zum Klassenhass, staats- und 
gesellschaftsfeindlicher Wühlereien, Verabredungen zum 
Ausstande u. s. w. polizeilich eingeschritten worden war, 
sich einer festen, offen daliegenden Organisation erfreuen, 
sich reissendschnell über den grössten Theil der Insel ver¬ 
breitet haben, sämmtlich mit einander in Verbindung stehen 
und heute 2—300 000 Mitglieder zählen. Dies wird begreif¬ 
lich, wenn man hört, dass in vielen kleineren Ortschaften 
die Gesammtheit der Lohnarbeiter den Vereinen beigetreten 
ist. In den Städten sind es naturgemäss die gewerblichen 
Arbeiter, in Seestädten die Schiffsleute, Hafenarbeiter. 
Lastträger, auf dem Lande hingegen die ländlichen Tage¬ 
löhner, welche das Uebergewicht in den fasci haben. 
Doch unterliegt die Zulassung keiner anderen Bedingung 
als derjenigen der Unbescholtenheit (mit der es aus ver¬ 
schiedenen Gründen nicht allzu genau genommen werden 
kann) und der Zustimmung zu den Vereinszwecken und 
-regeln. Ausser gewerblichen und landwirthschaftlichen Lohn¬ 
arbeitern sind Bauern, kleine Grundbesitzer, Bergleute, 
Handwerker, sogar Beamte und Geschäftsleute in bunter 
Mischung in den Genossenschaften vertreten, und mancher 
Volksfreund aus den höher gebildeten und besitzenden 
Klassen steht denselben wohlwollend und fördernd nahe. 

Das Verhältniss der fasci dei lavoratori zum syste¬ 
matischen und zielbewussten Sozialismus ist ein unklares 
und schwankendes. Die Führer sind mehr oder weniger 
reine Sozialisten vorwiegend Marx’scher Richtung, und sie 
erklären die ganze Bewegung schlankweg für eine sozialis¬ 
tische. Infolge dessen nennen auch die Genossen sich viel¬ 
fach Sozialisten, und man wird nicht umhin können, in der 
Bewegung wenigstens eine Abart und einen Anfang der 
sozialistischen zu sehen. Indessen ist Thatsache, dass für 
jetzt bei der ungeheuren Mehrheit der kaum zum Nach¬ 
denken über sich und ihre Lage erwachten, den allernied- 
rig-sten, ungebildetsten und elendesten Klassen angehörigen 
Genossen von einem Verständnisse für eigentliche sozialis¬ 
tische Gedanken und Ziele noch nicht die Rede ist. Ihre 
Vorstellungen und Wünsche machen weit diesseits der 
Grenze Halt, welche die gegenwärtige Staats- und Gesell¬ 
schaftsform von der sozialistischen scheidet. Einer der 
Führer in Palermo, wo es — die Umgegen<i einbegriffen — 
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schon 10 000 Genossen giebt, sagte einem Berichterstatter: 
„Kaum ein paar Hundert von den Unsrigen begreifen etwas 
vom Sozialismus; die andern sind „die Bande Ras Alulas“, 
die auf einen Pfiff sich zusammenrottet und marschirt wohin 
wir wollen.“ 

Seit mehr als drei Lustren haben in Sizilien einzelne 
sogar unter einander im Kartell stehende revolutionär¬ 
sozialistische Vereine unter tüchtiger und entschlossener 
Leitung bestanden. Sie haben es nie zu Bedeutung und 
Einfluss bringen können, weil die Massen ihre Lehren von 
Beseitigung der Kapitalmacht, von kapitalistischer und ge¬ 
nossenschaftlicher Produktion, von Verstaatlichung der 
Produktionsmittel u. s. w. einfach nicht verstanden. Es ist 
ganz plötzlich — erst seit ungefähr einem Jahre — anders 
geworden, als die am wenigsten doktrinären unter den 
Führern sich entschlossen, den im Elende schmachtenden 
Arbeitern und Landleuten die Erreichung der nächstliegen- 
den, verständlichen, von ihnen selber ersehnten Ziele als 
Zweck der Vereinigungen zu bezeichnen. Sie begannen 
zu predigen von der Tyrannei und Selbstsucht der Be¬ 
sitzenden, von der Aussaugung der Bauern und ländlichen 
Tagelöhner durch Pächter und Grundherren, von der Noth- 
wendigkeit einer Besserung der Theilpacht-, Kolonen- und 
Häusler-Kontrakte, der Erhöhung der Hungerlöhne, der 
Erleichterung der Steuerlasten, hie und da auch von 
Theilung der Gemeindeländereien und der Latifundien. Als 
unfehlbares Mittel zur Erreichung dieser Ziele wurde die 
Vereinigung aller Arbeiter, aller Gedrückten, aller Wohl¬ 
gesinnten bezeichnet, welche an Zahl allen anderen 
Klassen überlegen und in anderen Ländern durch die 
vereinte Kraft längst zu einer Besserung ihrer Lage ge¬ 
langt sind. 

Diese Darlegungen und eine geschickte Propaganda 
wirkten Wunder. An Aposteln der „Rechte des Pro¬ 
letariats“, der „brüderlichen Vereinigung" und der Selbst¬ 
hülfe war kein Mangel, und binnen wenigen Monaten be¬ 
deckte sich das Land mit den Genossenschaften, welche 
anfangs von amtlicher Seite so ziemlich auf gleiche Stufe 
mit Camorra, Maffia und Brigantaggio gestellt wurden. 

Einige Schuld daran trugen die fasci selber, indem sie 
theils aus Unbehülflichkeit und Gesetzes-Unkenntniss, theils 
unter dem Einflüsse strudelköpfiger, hetzerischer oder 
exaltirter Führer eine herausfordernde Haltung einnahmen, 
sich in Geheimthuerei gefielen, verdächtige Elemente in 
ihren Schooss zuliessen und die Behörden reizten. Obwohl 
dies keineswegs überall geschah, sondern in vielen fasci 
von Anbeginn ein überraschend gemässigter, besonnener 
brüderlicher Geist herrschte, so wurden jene Missgriffe zur 
Handhabe für ein polizeiliches Einschreiten, welches viel¬ 
fach einen noch grösseren Missgriff dargestellt und die 
Sache des Bundes ungemein gefördert hat. Ohne genügen¬ 
den gesetzlichen Grund hat man Vereinslokale geschlossen, 
Versammlungen gesprengt, Führer und Genossen verhaftet, 
die rothen Vereinsfahnen weggenommen und eine Menge 
Prozesse angestrengt, die mit Freisprechungen enden 
mussten. 

Umfassende Arbeits-Einstellungen sind natürlich das 
Hauptmittel zur Erreichung der Ziele des Bundes, und sie 
haben z. B. in Grotte und Casteltermini in der Provinz 
Girgenti, zu Zusammenstössen mit der bewaffneten Macht 
geführt. Aus Furcht vor Verhaftung sind dort Gruppen von 
Arbeitern der Schwefelgruben mit ihren Spitzhacken oder 
auch mit Flinten bewaffnet, aus den Ortschaften entflohen, 
was nicht zur Erhöhung der Sicherheit auf dem offenen 
Lande beigetragen hat. Verhandlungen zwischen den Vor¬ 
ständen der fasci und dem Regierungskommissar haben 
dazu geführt, dass die Meisten zurückkehrten, nachdem die 
Zusicherung gegeben war, dass die blosse Zugehörigkeit 
zum Verbände und die Arbeitseinstellung oder friedliche 
Propaganda für dieselbe straflos bleiben werde. 


Alle Berichte stimmen dahin überein, dass weiter¬ 
gehende eigentlich sozialistische Bestrebungen in den 
sizilianischen Arbeitergenossenschaften in ganz geringem 
Maasse vorhanden sind; manche scheinen kommunistische 
Ideale zu haben, da hier und dort die Einführung des 
Grundbesitzes in das Gesammteigenthum der Genossenschaft 
— aber ohne Antastung der sonstigen staatlichen und ge¬ 
sellschaftlichen Ordnungen — befürwortet wird. Im All¬ 
gemeinen sind die fasci nichts als Vereinigungen zum 
Zwecke der Erzwingung besserer Arbeits-, Lohn- und 
Lebensbedingungen. Einige Führer, unter ihnen das ge¬ 
feierte Haupt des Bundes, der palermitaner Volksbank- 
Buchhalter Garribaldi Bosco, haben zwar auf ihrem Pro¬ 
gramm den Klassenkampf, die Herrschaft des Proletariats, 
die Aufhebung des Lohnsystems, die Beseitigung jeder Be- 
vorrechtung, den Internationalismus u. dergl.; aber den 
Genossen kommt es für jetzt lediglich darauf an, höhere 
Löhne, menschlichere Behandlung, minder drückende Daseins¬ 
bedingungen zu erlangen. 

Die unwürdigen, unerträglichen, mitleiderregenden Zu¬ 
stände zu schildern, welche die eigentliche Ursache der 
Befreiungsbewegung sind, würde hier zu weit führen. Die 
amtliche Agrar-Enquöte, die Schriften von Sonnino Fran- 
chetti, Villari, Colajanni, Marselli u. a. erzählen davon. Es 
genüge zu erwähnen, dass der Regierungskommissar selber 
sie in diesen Tagen scharf verurtheilt hat und dass ein 
Rundschreiben des Bischofs von Caltanisetta an seine Pfarr- 
geistlichkeit, welches die Arbeiter ermahnt, auch ein hartes 
Loos ergeben zu tragen und nie zu Gewaltthat zu schreiten, 
doch ihre unwürdige und klägliche Lage durch gerechteres 
und weniger selbstsüchtiges Verhalten der Besitzenden zu 
lindern auffordert. 

Einzelne Genossenschaften haben schon eine Art gegen¬ 
seitiger Lebensversicherung eingeführt; andere haben als 
Cooperativgesellschaften Lieferungen und Arbeiten auf eigene 
Rechnung übernommen und haben zugleich den Charakter 
von Vereinen zu gegenseitiger Unterstützung. Viele sind 
Konsumvereine haben Vorschuss-, Kranken-, Strikekassen 
oder wissen den bedürftigen Genossen, ihren Familien oder 
Hinterbliebenen von Fall zu Fall Unterstützungen zu¬ 
zuwenden. Mindestens pflegt die ärztliche Hülfe unentgelt¬ 
lich, die Arznei zu ermässigtem Preise gewährt, bei politischen 
Anklagen für unentgeltliche Vertheidigung gesorgt zu werden. 
Der Geist der Solidarität, die Hingebung für den gemein¬ 
samen Zweck, die Eintracht und die Anhänglichkeit an den 
Bund und die Führer, welch' letztere zum Theil schwär¬ 
merisch verehrt und bei Rundreisen mit Ovationen 
empfangen werden, ebenso die Festigkeit gegenüber Ver¬ 
suchen der Einschüchterung und Abwendigmachung und 
das Vertrauen in die Gerechtigkeit und den Erfolg 
ihrer Sache lässt bei den Genossen kaum etwas zu wünschen 
übrig. Neben den Vereinen der Männer bestehen solche 
der Frauen, in denen derselbe entschlossene und vertrauens¬ 
volle Geist herrscht. Man ist überzeugt, dass die Arbeit¬ 
geber, die Grundherren und Pächter endlich werden nach¬ 
geben müssen, wenn die Strikes ohne Wanken durchgeführt 
werden und namentlich, w^enn die Gemeindewahlen, bei 
denen die fasci geschlossen auf den Kampfplatz treten, 
allmälig die Lokalgewalt in ihre Hände gebracht haben 
werden. 

So wenig wie gegen die Staatsordnung, das Produktions¬ 
system und die gesellschaftlichen Grundlagen haben die 
sizilianischen fasci sich gegen die Religion gewendet. Wo 
die Genossen sich vom Kirchenbesuche abgewendet und 
selbst Frauen erklärt haben, sie lassen sich lieber im 
Vereinslokale als von der Kanzel unterrichten, ist es meist 
in Folge unduldsamen und aggressiven Verhaltens der mit 
den Besitzenden gemeinsame Sache machenden Geistlich¬ 
keit geschehen. Manche ultraradikale Gruppe hat den Wahl¬ 
spruch : Weder Gott noch Herren aufgestellt; aber in 
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manchem Vereinslokale sieht man dafür über dem Präsi¬ 
dententische das Kruzifix angebracht und gern berufen sich 
die männlichen und die zum Theil überraschend beredten 
energischen und einflussreichen weiblichen Mitglieder auf 
Christus und das Evangelium, um ihre Forderungen eines 
gerechten Arbeitslohnes und menschenwürdigen Daseins zu 
begründen. 

Mit den übrigen sozialistischen oder Arbeitervereinen 
des Landes stehen die sizilianischen fasci in keinerlei 
organischer Varbindung. Unter sich sind sie durch das 
Bewusstsein verbunden, dass ihre Ziele gleiche sind und 
in der Einigkeit und dem Zusammenwirken ihre Stärke 
liegt. Alle Genossen am gleichen Orte gehören dem gleichen 
V^ereine an, der einen Vorstand und ein Vereinslokal be¬ 
sitzt und bei grosser Mitgliederzahl sich in Sektionen theilt, 
die dann mit Vorliebe nach den Gewerken oder Beschäf¬ 
tigungsarten organisirt sind. So zählt der fascio von 
Palermo 63 Sektionen, deren Vorstände die Parole von 
Bosco erhalten. In der Provinz Palermo zählt man 30, in 
Catania 35, in Girgenti 22, in Caltanisetta 12, in Trapani 9, 
in Messina 14, in Syrakus 8 Vereine. Nächst demjenigen 
der Stadt und Umgegend von Palermo dürften diejenigen 
von Piana de’ Greci mit 5000 und von Corleone mit 
6000 Mitgliedern die stärksten sein; jedenfalls gehören sie 
zu den rührigsten und unbändigsten. Die Oberleitung hat 
ein Ausschuss von 9 Mitgliedern, von denen 3 in der Pro¬ 
vinz Palermo, die übrigen in den übrigen 6 Provinzen ge¬ 
wählt werden. Für Geheimhaltung des Verkehrs ist gesorgt, 
ebenso für die sofortige und geheime Ersetzung der Führer, 
welche etwa eingekerkert werden. 

Allen Meldungen zufolge sind weder die Führer, noch 
die den fasci angehörenden Arbeitermassen jetzt zu den. 
Gewaltschritten geneigt, welche die Regierung zu fürchten 
scheint und welchen sie. durch die militärischen Maass¬ 
nahmen entgegentreten will. Doch ist bei der wachsenden 
Stärke und Zuversicht derV^rbände ein gewaltsamer Ausbruch' 
nicht ausgeschlossen, wenn es versäumt wird, die gerechten 
Forderungen der furchtbar Bedrückten zu befriedigen. Es 
hat befremdend und in Sizilien zweifellos erbitternd wirken 
müssen, dass das Haupt der Regierung in seiner jüngsten 
Programmrede nichts als die abgedroschene, seit Jahrzehnten 
unerfüllt gebliebene vage Zusage, „die Lage mit Liebe 
prüfen“ zu wollen, für die leitenden Massen gehabt hat. 
Ein ganz geringes Maass von Zugeständnissen: eine mässige 
Lohnerhöhung, billigere Pachtbedingungen, menschlichere 
Behandlung, Erleichterung der Steuerlast, einfache Gerech¬ 
tigkeit würden wahrscheinlich jetzt die Unzufriedenheit 
dämpfen. In herhömmlicher Blindheit werden aber die 
Regierung und die Besitzenden, auf Polizei und Bajonette 
sich verlassend, das kleine Opfer scheuen und denen in 
die Hände arbeiten, welche das Gefäss zum Ueberlaufen 
bringen wollen. 

Rom. R. Schöner. 


Soziale Wirthschaftspolitik und Wirthschaits' 
Statistik. 


Die Sozialpolitik der Reichspostverwaltung. 

Mannigfache Momente wirken dazu mit, dass das öffent¬ 
liche Interesse mit der Lebenslage der Postbeamten leb¬ 
hafter sich verknüpft, als mit den Verhältnissen anderer 
Beamtenkategorien der staatlichen Verwaltung. Die tägliche 
Berührung, in die Jedermann mit den Postbeamten geräth, 
die Nerven anspannende und vielfach äusserst beschwer¬ 
liche Arbeit, die sie zum grossen Theil unter den Augen 
des Publikums verrichten, rückt ihr Schicksal der allge¬ 
meinen Theilnahme näher. Hierzu kommt, dass die grossen 
Ueberschüsse, die die Postverwaltung alljährlich erzielt, 
den Widerspruch, in dem dazu die ökonomische Situation 


ihres Personals steht, besonders grell hervortreten lassen. 
So erklärt es sich leicht, dass eine Darlegung dieser 
Verhältnisse die Aufmerksamkeit und, wie die Verhältnisse 
leider einmal sind, fast ausnahmslos auch zugleich die 
Missstimmung weiter Kreise erweckt. 

Meine Erörterung der Sozialpolitik der Reichspost¬ 
verwaltung im Band II, S. 617fg. des Sozialpolitischen Central¬ 
blatts hat infolge dieser Umstände einige Beachtung ge¬ 
funden. Insbesondere hat die Tagespresse vielfach auf jene 
Darstellung Bezug genommen und angesehene Organe der 
verschiedensten Parteien, unter Anderen beispielsweise die 
Frankfurter Zeitung, die Kölnische Volkszeitung, der Reichs¬ 
bote, der Vorwärts haben den genannten Aufsatz entweder 
wörtlich oder in seinen wichtigeren Theilen mit Aeusse- 
rungen der Zustimmung abgedruckt. Indessen hat in der 
Kölnischen Volkszeitung No. 573 vom 13. Oktober ein Post¬ 
direktor sich gegen meine Ausführungen gewendet und ob¬ 
wohl in derselben Zeitung (No. 595 vom 25. Oktober) ein 
anderer Postbeamter seinem Kollegen in einigen Punkten 
das Unzutreffende der Polemik bereits nachgewiesen hat, ist 
die letztere mir ein erwünschter Anlass zu ergänzenden 
Ausführungen und zur Berichtigung erhobener Einwände. 

Wenn man die Bedeutung der Sozialpolitik der Post¬ 
verwaltung würdigen will, so kommt natürlich zuerst die 
Zahl der im Dienstverhältniss zur Post stehenden Personen 
in Betracht. Ich habe auf Grund der Statistik der Deutschen 
Reichspost- und Telegraphenverwaltung für 1891 diese Zahl 
auf ca. 131317 Beamte angegeben. Mein Gegner bemängelt 
die Bezeichnung Beamte und meint, die obige Zahl bedeute 
das Gesammtpersonal. Ich glaube in dem Zusammenhang 
unserer Erörterung ist das lediglich ein Wortstreit, da es 
nicht darauf ankommt, ob die Angestellten Beamte heissen, 
sondern darauf, welchen Existenzbedingungen sie in ihrem 
Dienstverhältniss unterworfen sind. 

Im Uebrigen kann man auch mit formeller Berechtigung, 
abgesehen von der verschwindenden Zahl der 982 Posthalter, 
das „Gesammtpersonal“ als „Beamte“ bezeichnen, da nicht 
nur die 115998 Beamten und Unterbeamten vereidigt, sondern 
auch die 10655 „ausserhalb des Beamtenverhältnisses stehen¬ 
den" dauernd beschäftigten Personen und die 3682 Postillone 
durch Handschlag verpflichtet und im Sinne des Strafgesetz¬ 
buchs Beamte sind. Doch diese Details bedeuten für unsere 
Frage wenig. Entscheidend sind hier die Lage des gröss¬ 
ten Theils der bei der Postverwaltung Angestellten, die von 
proletarischen Lebensverhältnissen wenig abweicht, der nie¬ 
drige und durchaus unzulängliche Gehalt oder Lohn, die 
lange Arbeitszeit und zu alledem die Unsicherheit der 
Stellung, wonach nicht weniger als 73722 von den 131317 
im Postdienst stehenden Personen blos diätarisch beschäftigt 
sind, und zum Theil jeden Tag entlassen werden können, 
so dass man wohl sagen darf, die Postvefwaltung bediene 
sich statt eines neben den Lasten auch die Vortheile ge¬ 
sicherter Beamtenstellung geniessenden Personals zur weit 
überwiegenden Hälfte schlecht gelohnter und schwankender 
T agelöhner-Existenzen. 

Mein Gegner bemängelt unter Anderem auch meinen 
Hinweis auf die fatale Vertheilung des Personals der Post¬ 
verwaltung, wonach ein ganz verschwindender Prozentsatz 
auf die höhere und mittlere Beamtenkategorie entfällt, und 
darauf dass von den ca. 131 317 Angehörigen der Postverwal¬ 
tung nicht weniger als 49 198 in der Stellung von Subaltern¬ 
beamten (Oberassistenten und Assistenten) und 73 722 als 
diätarisch Beschäftigte vorhanden sind. Auf die Frage, was 
unter höheren Beamten hier verstanden ist, sei bemerkt, dass 
ich die Stellen, die mit einem Maximalgehalt von 3600 Mk. und 
darüber dotirt sind, zu den höheren gerechnet habe. Es 
sind dies, von den Postarchitekten und Postmeistern ab¬ 
gesehen, nach dem Etat 1893/94 genau 3151 höhere Beamte. 
Meine Angabe a. a.O. ist demnach nur insofern zu berichtigen, 
als 4 höhere Beamte mehr zu zählen sind. Indessen, wenn 
mein Gegner, wie es den Anschein hat, die Ober-Postsekre- 
täre, Buchhalter bei den Ober-Postkassen etc. zu den mittleren 
Beamten rechnen will, was in Rücksicht auf ihren zwischen 
2100 und 3600 Mk. sich bewegendem Gehalt nicht unzutreffend 
wäre, so kämen von den 3151 „höheren“ Stellen noch ca. 1000 
in Abzug, und das Bild, das die Vertheilung der Postbeamten 
auf die verschiedenen Kategorien gewährt, würde nicht ge¬ 
winnen. Die Postmeister und Sekretäre habe ich a. a. O. 
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mit der Zahl von 5204 Personen als mittlere Beamtenklasse 
zusammengefasst. Mein Gegner, der übrigens die Zahl mit 
5282 irrthümlich angiebt, weil er, statt nach dem Etat von 
1893/94, nach dem Etat von 1892/93 zitirt, will das auch 
nicht gelten lassen. Allein Postmeister und Postsekretäre ge¬ 
hören wohl zusammen, einmal nach ihrem Gehaltssätze und 
sodann, weil die Postmeister sich aus den Postsekretären 
rekrutiren. 

Nach diesen Richtigstellungen glaube ich, bei meinem 
Urtheil stehen bleiben zu können, dass es sich bei der 
Zusammensetzung des Personals der Postverwaltung um 
ein System handelt, das fast die gesammte Arbeitslast den 
Schultern im Range tiefstehender und möglichst billiger 
Hilfskräfe auf bürdet. Wenn man dabei berücksichtigt, dass 
die Postverwaltung angesichts des massenhaften Andranges 
der infolge der wirthschaftlichen Noth auch um die schlech¬ 
testen Stellen sich Bemühenden eine Menge überzähliger 
Gehilfen einstellt und dieselben auf grösseren Aemtern 
durchschnittlich ein ganzes Jahr ohne Bezahlung lässt, 
wenn man in Betracht zieht, dass die Lehrlinge und an¬ 
gehenden Beamten, sobald sie einen Gehalt bekommen, 
zuerst 45, dann 60, in grösseren Städten 75 Mk., die Post¬ 
hilfsboten in Berlin pro Tag 2,50 Mk., die Postillione im 
ersten halben Jahre sogar nur 2.25 Mk., dann bis zu fünf 
Jahren 2,50 Mk. und später 2,75 Mk. erhalten, während 
der ortsübliche Tagelohn in Berlin 2,70 Mk. beträgt, so ist 
es keineswegs ungerecht, einerseits von einer Art Lehrlings¬ 
züchterei zu sprechen, andererseits der Postverwaltung 
vorzuhalten, dass sie statt Privatunternehmern mit dem 
Beispiel anständiger Entlohnung voranzugehen und sie in 
dieser Richtung zu beeinflussen, viel eher darauf hinwirkt, 
dass Löhne und Gehälter sowohl im Kreise der eigenen 
Angestellten wie auf dem Arbeitsmarkte überhaupt herab¬ 
gedrückt werden. Ein derartiges Verhalten kann bei unse¬ 
ren sozialen und ökonomischen Zuständen nur unheilvolle 
Wirkungen zeitigen, und dagegen Front zu machen, ist eine 
sozialpolitische Pflicht. 

In meinem Aufsatze habe ich darauf hingewiesen, dass 
die Postverwaltung Lehrlinge nach sehr kurzer Zeit und 
ohne gründliche Ausbildung zu deren Schaden wie zum 
Nachtheil des Postdienstes in selbständige Stellungen treten 
lässt. Mein Gegner leugnet dies. Selbständige Dienst¬ 
leistung nach einer Ausbildung von 14 Tagen bis vier Mo¬ 
naten soll undenkbar sein. Ich will nicht bestreiten, dass 
im Wirkungskreis des Herrn Postdirektors, der meinen An¬ 
gaben widerspricht, derlei nicht vorgekommen ist, und dass 
überhaupt bei den Postämtern erster Klasse solche Fälle 
selten sind. Dass aber eine unzulängliche Ausbildung, wie 
ich sie angegeben, häufig vorkommt, ist zweifellos. Zum 
Beweise dafür will ich den sehr dankenswerthen Zu¬ 
schriften, die mir infolge meines Aufsatzes aus den Kreisen 
der Postbeamten zugegangen sind, nur drei hierhergehörige 
Mittheilungen entnehmen. Die eine lautet: „Ich habe als 
Gehilfe überhaupt keine Lehrzeit gehabt, sondern vom 
ersten Tage an unter einem Eisenbahnvorsteher, der neben¬ 
bei auch das Postamt verwaltete, selbständig arbeiten 
müssen.“ Und in einer zweiten Zuschrift heisst es: „Noch 
nicht 14 Tage nach meinem Eintritt in den Postdienst hatte 
ich bei einem Postamt II beurlaubte Beamte zu vertreten, 
ohne jedwede Vergütung zu erhalten. Ich will zugeben, 
dass ich unter zeitweiliger Aufsicht eines älteren Beamten 
arbeitete. Nach einigen Wochen aber schon, (nachdem ich 
erst 32 Tage im Postdienst thätig gewesen), wurde ich zur 
Vertretung nach einem Postamte I in einer Stadt mit über 
100000 Einwohnern berufen. Dort arbeitete ich völlig 
selbständig in mehreren Dienststellen unter eigner Ver¬ 
antwortung. Mir wurde ebensowenig wie dem ältesten 
Sekretär „Aufsicht“ gewidmet und in Fällen, wo meine 
Dienstkenntnisse nicht hinreichten, nahm ich Zuflucht zu 
den im Dienst ergrauten Unterbeamten. Hier in dieser 
Stellung bezog ich weiter kein Einkommen als eine Bei¬ 
hilfe von 30 M. (!) monatlich.“ Und in einer dritten Zu¬ 
schrift heisst es: „Ich war erst ein halbes Jahr im Dienst, 
als ich schon zwei Postagenturen (kleine Postämter) ein¬ 
richten und die beiden Postagenten im Dienst ausbilden 
musste!“ 

Ich denke, diese Beispiele, die ich aus meiner Mate¬ 
rialiensammlung vermehren könnte, werden genügen. Es 


bedarf wohl auch kaum eines umständlichen Beweises, 
dass derartige Zustände nicht geeignet sind, die Leistungen 
der Post auf einer bedeutenden Höhe zu erhalten. Und es 
ist keine Frage, dass die prompte Abwickelung der Ge¬ 
schäfte infolge des Sparsystems und der unzulänglichen 
Beamtenkräfte gelitten hat. 

Der Mangel des nöthigen Personals tritt dem Publikum 
fast bei jedem Besuch eines Postamts augenfällig entgegen. 
Einige Schalter sind geschlossen und an den wenigen, die 
offen stehen, drängt sich der Verkehr in unleidlicher Weise 
zusammen. Verborgener, aber nicht weniger empfindlich 
ist die lediglich durch den Wunsch, Beamte und die Kosten 
für die Einstellung eines zweiten Bahnpostwagens zu er¬ 
sparen, verursachte Einrichtung, dass Kreuzbandsendungen 
nicht mehr gleich den Briefen mit den Kourierzügen son¬ 
dern mit den langsamen Personenzügen befördert werden. 
Eine solche Behandlung der Drucksachen widerspricht 
aber den Verpflichtungen der Post, und die Benach- 
theiligung, die das Publikum erfährt, ist nicht zu rechtfer¬ 
tigen. Die den Postanstalten vorgeschriebene Unterschei¬ 
dung zwischen eiligen und nichteiligen Drucksachen ist ein¬ 
mal unausführbar und gehört sodann nicht zu den Kom¬ 
petenzen der Post. In diese Rubrik gehört auch die von 
Lehrlingen nicht zu vermeidende Fehlleitung von Briefen, 
die oft die Zahl von hunderten bei einer einzigen Bahn¬ 
postfahrt erreichen und die schlimmsten Verzögerungen 
hervorrufen. Der lediglich fiskalische, von der Sucht nach 
Steigerung der Ueberschüsse geleitete Gesichtspunkt der 
Postverwaltung bewirkt so, dass nicht nur der Beamten¬ 
stand, sondern auch der Postbetrieb selbst leidet. 

In meinem Aufsatz hatte ich u. A. auch behauptet, dass 
die Lehrlinge und angehenden Beamten unter dem Druck 
ihrer elenden Lage Gefahr laufen, sich an den Summen, 
die im Dienst durch ihre Hände gehen, zu vergreifen. Da¬ 
gegen wurde der Einwand erhoben, dass in den meisten 
Fällen nicht die ökonomischen Verhältnisse, sondern „Ver¬ 
gnügungssucht, Liebschaften und Umgang mit schlechten 
Weibsbildern“ die Schuld tragen. Selbst wenn es sich so 
verhielte, fiele ein Theil der Verantwortung dafür der Post- 
Verwaltung zu, die es duldet, dass schon 16-, 17jährige 
Knaben, denen Reife, Selbstbeherrschung und ein allen Ver¬ 
suchungen trotzendes Pflichtgefühl nothwendig noch fehlen, 
eine Stellung einnehmen, die nur erprobten Männern anver¬ 
traut werden sollte. Dass aber solche Ursachen, wie sie 
von meinem Gegner angeführt werden, kaum maassgebend 
sind, dafür spricht der Umstand, dass nicht selten der Ge¬ 
richtshof, der über einen solchen unglücklichen zu Fall ge¬ 
kommenen Postgehülfen zu Gericht sass, von tiefem Mitleid 
erfüllt sich zeigte und beispielsweise in einem Fall, der 
sich in Elberfeld abspielte, für den Verurtheilten eine 
Kollekte veranstaltete und ein Gnadengesuch an den Kaiser 
beschloss, in einem anderen Fall jüngst die Geschworenen 
einen 18jährigen Postgehilfen in Köln sogar freisprachen, 
trotzdem zwei Unterschlagungen auch durch das Geständ- 
niss des Angeklagten nachgewiesen waren. 

Auf die Einwendungen gegen meine Darstellung der bei 
der Post herrschenden Arbeitszeit gehe ich nur kurz ein. 
Dass die Arbeitslast der Unterbeamten eine ausserordentliche 
ist und noch dadurch verschärft wird, dass diese unglück¬ 
liche Beamtenkategorie die erschöpfende Arbeit auch nicht 
durch einen einzigen Urlaubstag unterbrochen sieht, diese. 
Thatsachen scheint auch der Herr Postdirektor nicht 
bestreiten zu wollen. Dagegen meint er, sei es unrichtig, 
von einer Ueberbürdung der Subalternen zu sprechen. 
Und doch ist es zweifellos, dass in Berlin die wöchentliche 
Arbeitszeit 56, in den Provinzen 65 und mehr Dienst¬ 
stunden beträgt. Auch dafür habe ich vollkommen zweifels¬ 
freie Angaben erhalten. Die Behauptung, dass der Nacht¬ 
dienst eine besondere Beschwerlichkeit nicht in sich schliesse, 
bedarf wohl nicht erst der Widerlegung. 

Das ungerechte Verhältniss, in das die Assistenten 
gegenüber den Sekretären gestellt sind, wird von meinem 
Gegner bestritten. Aber die Thatsache, dass die Assistenten 
und Sekretäre, von denen nur ein Drittel in höhere Stel¬ 
lungen aufrückt, in genau denselben Dienstzweigen der Be¬ 
triebsverwaltung gleichmässig thätig sind, und die ersteren 
dennoch sowohl in den Avancements- wie den Gehaltsver¬ 
hältnissen eine weit ungünstigere Stellung einnehmen, ist 
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eine nicht zu erschütternde. Hier sollte endlich Wandel 
geschalfen und der gerechten Verbitterung eines grossen 
und verdienten Theils der Beamtenschaft der Grund ent¬ 
zogen werden. 

In den Angriffen, die der Herr Postdirektor gegen mich 
unternimmt, bezeichnet er zwei Punkte als von mir vernach¬ 
lässigte und hebt sie als ganz besonders zu würdigende Ver¬ 
dienste der Postverwaltung hervor. Diese Verdienste bestehen 
nach ihm 1. in der Söhnen unbemittelter Eltern dargebotenen 
guten Gelegenheit, sich eine ehrenvolle Stellung zu erringen, 

2. in den Wohlfahrtseinrichtungen der Postverwaltung. 

Was die Gelegenheit zur Erlangung einer ehrenvollen 
Stellung anlangt, so dürfte sie Unbemittelten dadurch 
sehr erschwert, wenn nicht unzugänglich sein, dass die für 
die höhere Laufbahn erforderliche Kaution 1 500 Mk. beträgt; 
seihst die niedere Laufbahn fordert eine nicht leicht auf¬ 
zubringende Kaution von 600 Mk. und eine Zahlung von 
100 Mk. an die Kleiderkasse. Unbemittelten wird daher 
kaum etwas Anderes als die Unterbeamtenlaufbahn offen 
stehen, und auch bei dieser bedarf es noch immer einer 
Kaution von 200 Mk., die bei der Anstellung als Schaffner 
oder Briefträger um weitere 200 Mk. zu erhöhen ist. Somit 
ist der Zugang zur Post für Unbemittelte nicht frei von 
schwer zu überwindenden Hindernissen, und das Lob 
der Postverwaltung verlangt auch an diesem Punkt beträcht¬ 
liche Einschränkung. 

Was die von meinem Opponenten erwähnten Wohl¬ 
fahrtseinrichtungen betrifft, so nehme ich zunächst in dieser 
Hinsicht einen prinzipiell verschiedenen Standpunkt ein. 
Wohlfahrtseinrichtungen sind, falls man sie überhaupt gelten 
lassen will, erst dann am Platz, wenn allen rechtlichen 
Ansprüchen Genüge geschehen ist. Dann mag auch das 
Wohlwollen sich bethätigen dürfen und den Kreis der Pflicht 
in schönem Eifer erweitern. Allein wenn Wohlfahrtsein¬ 
richtungen dazu dienen, eine unzulängliche Pflichterfüllung 
zu verschleiern, dann verdienen sie anstatt Anerkennung 
scharfe Verurtheilung. 

Das gilt von den Wohlfahrtseinrichtungen für Beamte 
nicht minder wie für Arbeiter. Die Einen und die Anderen 
fordern in erstei Linie ihr gutes Recht und das ist in 
diesem und jenem Falle die entsprechende Entlohnung 
ihrer Leistungen. Daran lässt es, wie wir gesehen haben, 
die Postverwaltung gegenüber ihren Beamten in empfindlicher 
Weise fehlen, und so kann man im allgemeinen ihren 
Wohlfahrtseinrichtungen nicht sympathisch gegenübertreten. 
Was nun diese Wohlfahrtseinrichtungen im speciellen betrifft, 
so erwähnen wir hier zunächst den Spar- und Vorschuss- 
Verein. Die Einrichtung desselben, wonach Vorschüsse 
mit 5 pCt. verzinst und beim Ankauf noch nicht fälliger 
Zinsscheine 6 pCt. berechnet werden, scheint uns gerade 
nicht sehr das Interesse der unbemittelten Mitglieder zu 
berücksichtigen, besonders wenn man dagegen hält, dass 
Hypothekardarlehen mit 472—4 pCt. ausgegeben werden. 
Bezeichnend für die Lage der Postbeamten ist es, dass 
nach dem Geschäftsbericht für 1892 34 734 Mitglieder von 
einer Gesammtzahl von 95 006 Vorschüsse und zwar in der 
Höhe von 5045 529,00 M. gewährt worden sind. Diese That- 
sache zusammengehalten mit der im Reichstage gemachten 
Mittheilung des Herrn v. Stephan, wonach im Jahre 1892 
38 000 Beamten seines Ressorts Unterstützungen gegeben 
wurden, lässt die Lage im trübsten Licht erscheinen. 

Die Kaiser Wilhelms-Stiftung, deren Vermögen nach 
dem Amtsblatt des Reichspostamts von 1893, Nr. 44, S. 262 
Ende März 1893 631100 M. betrug, hatte im Etatsjahr 1892/93 
folgende Ausgaben gemacht: 

1. Reisestipendien für 2 Beamte. 2400,- M. 

2. Studienstipendien für Angehörige von Post- 

und Telegraphenbeamten und Unterbeamten 

für 18 Söhne. 2480, „ 

3. a) Beitrag für das Heimathshaus für Töchter 

höherer Stände. 300, 

b) Restzahlung zwecks Erwerbung von 5 

neuen Freistellen im Wilhelmsstift zu 
Charlottenburg. 30000,— „ 

c) Beitrag zur Reichenheim'schen .Stiftung 

„Mädchenheim. 400, 

35 580,- M. 


4. Unterstützungen 

für 101 Beamte. 

„ 34 Unterbeamte. 

„ 3 Postillione. 

„ 24 Hinterbliebene von Beamten . . 
„ 4 Hinterbliebene von Unterbeamten 

5. Ausserordentliche Ausgaben: 

für Amtsbedürfnisse. 

„ angekaufte zinstragende Werth¬ 
papiere . 

„ Hypothekendarlehen . . . . . ■ 

Zusammen 


35 580,- M. 

7321,22 „ 
2116,— „ 
178,— „ 
2432,66 „ 
309,35 „ 

5,50 „ 

10519,50 „ 
7000,- „ 
65462.^3 M. 


Von diesen 65462,23 M. sind mit Sicherheit nur 
2583,35 M. als für Unterbeamte verwendet zu erkennen. Ob 
und wieviel von den zu Studienstipendien verwendeten 
2480 M. Söhnen von Unterbeamten zugute kommen, lässt 
sich nicht ersehen. Wünschenswerth wäre eine Detaillirung 
in dieser Hinsicht, wie auch nach der Seite genauer 
Unterscheidung von höheren und Subalternbeamten. Die 
Aufstellung der Ausgaben macht einigermaassen den Ein¬ 
druck, als wären die höheren Beamtenkreise ganz besonders 
berücksichtigt. Dafür spricht namentlich der grösste unter 
den Ausgaben-Posten von 30000 M, für Freistellen im Wil¬ 
helmsstift zu Charlottenburg, das, wie der Abg. Vollrath 
im Reichstag mittheilte, wesentlich für die Töchter verarmter 
Adeligen und höherer Beamten eingerichtet ist. Würde 
dieser Eindruck bestätigt, so wäre das wohl eine sehr 
ungerechtfertigte Verwendung der Mittel dieser Wohlfahrts- 
einrichtune. 

Was die von der Postverwaltung eingegangenen Verträge 
mit Lebensversicherungs-Gesellschaften betrifft, so gewährt 
sie bei der Lebensversicherung nicht etatsmässig angestellter 
Unterbeamten einen Zuschuss zur Prämie von 17 pCt. aus 
der Postarmenkasse. 

Die Kleiderkassen der Postverwaltung geben sich als eine 
Wohlfahrtseinrichtung, weiLsie den Unterbeamten Zuschüsse 
im Betrage von ca. 30 M. pro Kopf für die Erwerbung der 
Uniformen leisten. Mir will aber scheinen, dass die Unter¬ 
beamten, soweit sie derselben theilhaftig werden, statt für 
diese Zuschüsse Dank zu sagen, viel eher den Rest auf 
die Kosten ihrer Uniformen von der Postverwaltung zu 
fordern hätten. Meines Erachtens ist die Postverwaltung 
nicht weniger wie z. B. die Berliner Polizei verpflichtet, ihren 
Unterbeamten die ihnen vorgeschriebene Uniform auch zu be¬ 
zahlen. Die Kleiderkasse für die übrigen Beamten besteht in 
nichts Anderem, als dass die Postverwaltung die Vermitte¬ 
lung der Bestellungen bei von ihr bevorzugten Lieferanten 
übernimmt. Ob nicht die Beamten die Wohlfahrtseinrich¬ 
tung dieser Kleiderkasse, zu der jeder Postgehilfe beim 
Eintritt in den Dienst 100 M. ausser seiner Kaution erlegen 
muss, eher als Härte empfinden, lassen wir dahingestellt. 

Wir sehen darnach, dass die Betrachtung der Wohl¬ 
fahrtseinrichtungen der Postverwaltung im Einzelnen so 
wenig wie im Allgemeinen einen günstigen Eindruck hinter¬ 
lässt. Von welcher Seite man auch die Sozialpolitik der Post¬ 
verwaltung in's Auge fasst, überall giebt sie zu begründeten 
Bedenken Anlass und die Forderung nach einer entschie¬ 
denen Aenderung ihrer Sozialpolitik gewinnt durch ein¬ 
gehendere Beobachtung nur immer mehr an Gewicht. 

Berlin. Heinrich Braun. 


Städtische Arbeitsämter für Leipzig, München, Mainz 
und Berlin. Einen Antrag auf Errichtung eines städtischen 
Arbeitsnachweises haben auch die Arbeitnehmer-Beisitzer 
des Leipziger Gewerbegerichts eingebracht. Ferner plant 
der Vorsitzende des Gewerbegerichts in München die Er¬ 
richtung eines allgemeinen Arb^eitsnachweises; die nöthigen 
Vorarbeiten sollen nach der Meldung Münchener Blätter 
schon begonnen haben. Eine in Mainz am 10. d. M. stattge¬ 
habte Arbeiterversammlung nahm einstimmig folgende Reso¬ 
lution an: „In Erwägung, dass in Arbeiterkreisen längst das 
Bedürfniss nach einem alle Zweige der Erwerbsthätigkeit 
umfassenden unentgeltlichen Arbeitsnachweis- und Auskunfts¬ 
bureau besteht, beschliesst die heutige Versammlung, bei 
der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Mainz zwecks 
Errichtung eines derartigen Bureaus vorstellig zu werden. 
Dieses Bureau soll auf Kosten der Stadt Mainz errichtet. 
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durch einen befähigten, mit den Verhältnissen betrauten 
Arbeiter geleitet und unter Aufsicht einer von den Beisitzern 
des Gewerbegerichts zu wählenden und je zur Hälfte aus 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern bestehenden Kommission 
gestellt und mit dem Vorsitz dieser Kommission der Vor¬ 
sitzende des Gewerbegerichts betraut werden, In fernerer 
Erwägung, dass es in hohem Grade w^ünschenswerth und 
geboten erscheint, über die Verhältnisse der Arbeiter im 
Allgemeinen, sowie über Löhne, Arbeitslosigkeit, Krankheit 
und Wohnungsverhältnisse im speziellen zuverlässig unter¬ 
richtet zu sein, spricht die Versammlung die Erwartung aus, 
dass durch den bereits im Dienste der Stadt stehenden 
statistischen Hilfsarbeiter oder durch das genannte Bureau 
statistische Erhebungen stattfinden.“ Endlich hat der Re¬ 
gierungsbaumeister a. D. Kessler im Verein mit anderen Bau¬ 
handwerkern an den Magistrat in Berlin das Gesuch gerichtet, 
einen amtlichen Arbeitsnachweis für Bauhandwerker seitens 
der Stadtgemeinde einzurichten und später zu einem Ar¬ 
beitsamt für alle Arbeitnehmer zu erweitern. Das Magistrats¬ 
kollegium hat beschlossen, denj Antrag der Gewerbedepu¬ 
tation zur Begutachtung zu überweisen. 


Landwirthschaft. 


Die Verschuldung des landwirthschaftlichen Grundbesitzes 
in Oesterreich. 

Die Beilagen zu den Gesetzentwürfen über die Berufs¬ 
genossenschaften der Landwirthe und über Rentengüter, 
welche jetzt dem österreichischen Reichsrathe vorgelegt 
wurden, enthalten ein reichhaltiges Material über die ver¬ 
schiedensten einschlägigen Fragen. Neben einer Darstellung 
der Entwickelung und des Standes der landwirthschaftlichen 
Interessenvertretung und des landwirthschaftlichen Genossen¬ 
schaftswesens insbesondere in den verschiedenen Staaten 
finden wir die neuesten Daten der Volkszählung vom Jahre 
1890 über die landwirthschaftliche Bevölkerung, das Problem 
der Werthermittelung von Liegenscliaften ^wie der Ent¬ 
lastung des ländlichen Grundbesitzes, die preussischen 
Rentengutsgesetze und das englische Small-Holdings-Gesetz 
u. s. w. Eine der wichtigsten Beilagen aber scheint jene 
über „die Hypothekarbelastung im landtäflichen und sonsti¬ 
gen Grundbesitze in den im Reichsrathe vertretenen König¬ 
reichen und Ländern“ zu sein, und es sei gestattet, über 
diese ungemein wichtigen Beobachtungen hier einige Mit¬ 
theilungen zu machen. 

Um in der statistischen Erfassung annähernd den land¬ 
wirthschaftlichen Grundbesitz zu treffen, wurde der land- 
täfliche und der sogenannte „sonstige“ Grundbesitz in seinen 
Verschuldungsverhältnissen zur Darstellung gebracht. Unter 
dem landtäflichen Besitze wird dabei jener vormals domi- 
nikale Besitz verstanden, welcher in die Land- und Lehen¬ 
tafeln eingetragen ist. Neben dem in dieser Kategorie vor¬ 
wiegenden Grossgrundbesitze findet sich darin auch mittlerer 
und ausnahmsweise sogar kleiner Besitz. Ueberdies ist zu 
berücksichtigen, dass in den Land- und Lehentafeln neben 
agricolem Besitze auch manche ländlichen und städtischen 
Gebäude und Industrialien eingetragen sind. Auch der so¬ 
genannte „sonstige“ Besitz, das heisst der weder in die 
Land- und Lehentafel, noch in Stadt-, Berg- und Eisenbahn¬ 
bücher eingetragene Grundbesitz, umfasst nicht nur alle 
bäuerlichen Besitzstände, sondern auch kleinstädtische, das 
ist in Orten, wo kein Gerichtshof erster Instanz besteht, 
gelegene Wohn- und Werkgebäude aller Art, ferner länd¬ 
lichen Industrial- und Villenbesitz. Dennoch wird durch 
das Herausgreifen des landtäflichen und „sonstigen“ Be¬ 
sitzes bei der Darstellung überwiegend Grundbesitz von 
landwirthschaftlichem Charakter erfasst, und kann daher 
das auf diesem Wege gewonnene Bild als ein für die Lage 
der landwirthschaftlichen Bevölkerung ziemlich charakteristi¬ 
sches angesehen werden. Eine noch genauere statistische 
Erfassung des rein landwirthschaftlichen Besitzes ist bei 
der Beschaffenheit der österreichischen Realbücher nicht 
möglich. 

Bei Beurtheilung der Daten, welche über die Bewegung 
im Schuldenstande und den Stand der Hypothekarlasten 


geboten werden, wird man sich vor allem daran erinnern 
müssen*), dass die thatsäche Belastung des Realbesitzes 
g^eringer ist als die bücherliche, und zwar aus folgenden 
Gründen: 

1. Manche Forderungen, insbesondere viele kleine Be¬ 
träge werden nicht zur Löschung gebracht (um Gebühren 
zu sparen oder aus Nachlässigkeit) und haften daher in- 
debite auf den Objekten. 

2. Die von den Hypothekarschuldnern bei Amortisations¬ 
hypotheken in der Zwischenzeit geleisteten Annuitäten¬ 
zahlungen haben ebenfalls keine Löschung zur Folge und 
können daher in der Hypothekarstatistik nicht berücksichtigt 
werden. 

3. Es lässt sich nicht konstatiren, wie viele von den 
zahlreichen grundbücherlich sichergestellten Krediten ent¬ 
weder gar nicht oder nur theilweise in Anspruch genommen 
werden. 

4. Trotz wiederholter gegentheiliger Weisungen, und 
obwohl sich dieser Uebelstand immer mehr und mehr be¬ 
hebt, kommt es doch noch immer in einzelnen Fällen vor. 
dass Simultanhypotheken nicht bloss einmal (nämlich dort, 
wo sich die Haupteinlage befindet), sondern wiederholt 
gezählt werden. 

Dennoch können diese Fehlerquellen nicht als solche 
angesehen werden, welche die Richtigkeit oder Vergleich¬ 
barkeit der eigentlichen statistischen Thatsachen wesentlich 
alteriren würden. Bei vielen der angedeuteten Fehler er- 
giebt sich auch eine spätere Sanirung, dadurch dass z. B. 
Amortisationshypotheken später ganz unter den Löschungen 
erscheinen, oder es stehen den Fehlern sonst Thatsachen 
gegenüber, welche sie theilweise wieder abschwächen, wie 
z. B. die Thatsache, dass nicht nur Hypothekarposten in- 
debite haften, sondern auch Schulden, welche ganz und 
gar den Charakter von Hypothekarschulden haben aus Er¬ 
sparungsrücksichten und anderen Gründen oft nicht ins 
Grundbuch eingetragen werden u. s. w. 

Aus den Tabellen ist zu ersehen, dass von 1867 bis 1892, 
also in den letzten 25 Jahren die Neubelastung im vor¬ 
wiegend ländlichen Grundbesitze der Länder mit geordnetem 
Grundbuchswesen2) 4333,3, die Entlastung 3554,6 und somit 
die Vermehrung des Schuldenstandes in diesen Ländern 
778,7 Millionen Gulden betragen hat, so dass zu Ende des 
Jahres 1892 der Schuldenstand 2184 Millionen Gulden aus¬ 
machte. An dieser Vermehrung haben alle Länder theil- 
genommen: Niederösterreich älein mit fast 100, Mähren 
mit über 100, Böhmen mit über 4(X) Millionen Gulden. Dazu 
kommt noch der annähernd berechnete Schuldenstand der 
Länder mit nicht vollständig geordnetem Grundbuchswesen, 
Der Schuldenstand beträgt nach der Berechnung für das 
Küstenland etwa 59, für Galizien 255, für die Bukowina 
23 Millionen Gulden. Für Tirol wird der Schuldenstand 
mit etwa 230 und für Vorarlberg mit 40 Millionen Gulden 
berechnet. 

Die erschreckende Zunahme der Belastung wird noch 
deutlicher durch die relativen Zahlen. Im landtäflichen 
Besitze der Länder mit geordnetem Grundbuchswesen hat 
die Zunahme der Hypothekenschulden in den letzten 
25 Jahren 57,4, im „sonstigen“ Besitze 55,1 pCt. betragen. 
Wenn auch die Daten für Galizien und die Bukowina sowie 
für das Küstenland nicht durchaus verwerthbar sind und 
die starke Vermehrung zum Theile auf die Verbesserung 
der Grundbuchseintragungen zurückzuführen ist, so scheinen 
doch die für die Schuldenvermehrung im „sonstigen“ Be¬ 
sitze sich ergebenden Prozentziffern (4Ö3, 219 und 190 pCt.), 
selbst wenn sie halbirt würden, von der weitestgehenden 
Bedeutung. 

Ein wichtiges Kapitel der Hypothekarstatistik wird durch 
die Nachweisung über die Besitzeränderungen durch Exe¬ 
kutionsführung ausgefüllt. In der beobachteten 25jährigen 
Periode betrug die Zahl der exekutiv verkauften Realitäten 
in den beiden erwähnten Besitzkategorien über 182 (XX) mit 
einem Exekutionserlöse von 374 Millionen Gulden, während 


q Vgl. insbesondere Winckler, Realitätenverkehr und Re¬ 
alitätenbelastung in den Jahren 1885 bis 1889. Statist. Monats¬ 
schrift, XVI. Jahrg. 11. u. 12. Heft 1890. 

®) D. h. mit Ausschluss von Galizien, Bukowina, Küstenland, 
Tirol, Vorarlberg und Dalmatien. 
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der Betrag der intabulirt gewesenen Forderungen 661 Mill. 
Gulden ausmachte und daher in den letzten 25 Jahren 
287 Millionen Gulden „wegen Unzulänglichkeit des Erlöses“ 
gelöscht werden mussten. Wenn nun auch berücksichtigt 
wird, dass ein grosser Theil der auf die Weise gelöschten 
Hypothekenlasten nicht dem eigentlichen Hypothekargeschäfte 
entstammt, sondern oft aus Handelsgeschäften im weiteren 
Sinne des Wortes und anderen privatrechtlichen Verpflich¬ 
tungen hervorgegangen ist, für welche erst nachträglich 
eine Sicherstellung gesucht wurde, so vermag dieser Um¬ 
stand doch an der Bedeutung der Ziffern, welche die per¬ 
manente Verkürzung der Gläubiger wie die Enteignung 
zahlreicher Grundbesitzer drastisch zum Ausdrucke bringen, 
nichts zu ändern. Die Erscheinungen sind um so trauriger, 
wenn man aus den Ziffern sieht, dass es immer mehr die 
kleinen Objekte sind, welche der Exekution zum Opfer 
fallen, und wenn man ferner in Rücksicht zieht, dass bei 
einer so grossen Ueberschuldung schon naturgemäss 
die intabiilirten Forderungen abnehmen sollten, nach¬ 
dem es eigentlich dem verschuldeten Grundbesitze 
immer schwerer werden muss, neue Belastungen 
aufzunehmen, und andererseits der eben aus der 
Exekution hervorgegangene Grundbesitz doch wenigstens 
für einige Zeit einer neuerlichen Feilbietung entzogen bleiben 
sollte. Wenn man diese Umstände in Erwägung zieht, 
erscheinen die Ziffern der die Exekutionsobjecte belastenden 
Hypothekarschulden umso bedeutungsvoller. Für die letzten 
5 Jahre wurde auch eine Gruppirurtg der executiven Ver¬ 
käufe nach der Höhe des Meistbotes vorgenommen. Von 
den fast 61000 Fällen exekutiver Verkäufe fiel nahezu ein 
Sechstel auf die kleinsten Grundbesitze mit einem Meistbote 
bis 100 Gulden; mehr als zwei Dritttheile der Gesammtfälle 
aber entfielen auf die Meistbotgruppe bis 1000 Gulden. 

Interessant sind auch die ausführlichen Daten, welche 
sich in den Materialien über die Besitzveränderungen von 
Todeswegen finden. Hier soll nur als charakteristisch 
erwähnt werden, dass in den letzten 25 Jahren von allen 
Fällen des Erbganges durchschnittlich fast 57 Procent mit 
einer Neubelastung durch Erbtheile und Vermächtnisse ver¬ 
bunden waren, und dass diese für die landvvirthschaftliche 
Bevölkerung stets so folgenschwere Belastung in dem 
erwähnten Zeiträume über 441 Millionen Gulden betrug. 
Solche Ziffern scheinen nach einer Reform des Erbrechtes 
förmlich zu rufen. Bekanntlich sind die Landesgesetze, 
welche zur Durchführung des österreichischen Reichsgesetzes 
vom 1. April 1889 R. G. BI. No. 52 betreffend die Ein¬ 
führung besonderer Erbtheilungsvorschriften für landwirth- 
schaftliche Besitzungen mittlerer Grösse erforderlich sind, 
erst in einigen Landtagen eingebracht, aber noch nirgends 
beschlossen worden. 

Bezüglich der Besitzveränderungen durch Verkäufe und 
der dadurch veranlassten Verschuldung soll hier hervor¬ 
gehoben werden, dass im Durchschnitte der letzen 15 Jahre 
20 pCt der überwiegend ländlichen Besitzverkäufe mit der 
Intabulation von Kaufschillingsresten verbunden waren, beim 
„sonstigen“ Besitze allein sogar fast 26 pCt. Im Einzel- 
falle betrug der Kaufschillingsrest über 17 pCt. des Kauf¬ 
schillings. 

Es ist eine Thatsache, deren Bedeutung nicht unter¬ 
schätzt werden darf, dass in den letzten 15 Jahren auf den 
vorwiegend ländlichen Grundbesitz an Kaufschillingsresten, 
also grossentheils auch unproduktiven und Schulden von 
späterer Rangordnung, über 410 Millionen (in einzelnen 
Jahren mitunter über 30 Millionen) Gulden gelegt wurden. 

Die Belastung durch Darlehensverträge hat in den 
letzten 15 Jahren für die Länder mit geordnetem Grund¬ 
buchswesen 1357 Millionen Gulden betragen. Im Jahre 1892 
betrug sie allein über 100 Millionen Gulden. Wenn man 
bedenkt, wie wenig in der Landwirthschaft in Oesterreich 
im Allgemeinen auf produktive Investitionen und Meliora¬ 
tionen verwendet wird, und wie sehr Grund und Boden 
schon belastet ist, so gewinnen diese Ziffern einer Ver¬ 
schuldung, welche, wie vermuthet werden kann, grössten- 
theils unproduktiv ist, eine tiefernste Bedeutung. 

Noch erschreckender aber werden diese Thatsachen, 
wenn man in dem österreichischen Tabellenwerke die 
Zinsfussverhältnisse für diese Hypothekardarlehen studiert. 
Es ist bekannt, dass der landwirthschaftliche Ertrag heute 


oft als ein 2- bis 3prozentiger angesehen werden muss 
Wenn man aber annehmen wollte, dass ein Hypothekar¬ 
darlehen mit einem Zinsfusse bis 41/2 pCt. sich in vielen 
Fällen noch durch einen etwa gesteigerten Ertrag des 
Grundstückes verzinsen Hesse, und wenn man demnach für 
das Jahr 1890 beispielsweise nur jene Hypothekardarlehen 
zusammenstellt, welche zu einem höheren Zinsfusse als 
4^/2 pCt. gegeben wurden, so erhält man folgende Ueber- 
sicht: 


Es wurden im Jahre 1890 Hypothekardarlehen im land- 
täflichen und „sonstigen“ Besitze intaWlirt: 


mit dem Zinsfusse in 

der Anzahl 

im Betrage von 

von 

von 

Gulden 

über 4Vi— 5 pCt. 

41627 

40 556 739 

„ 5 - 5*/, „ 

5472 

5848979 

„ 5V.- 6 

35818 

25 197 761 

„ 6 — 6*/a „ 

957 

636715 

6*/*— 7 „ 

4633 

2 324110 

„ 7—8 „ 

3351 

1 311 984 

„ 8 —10 „ 

1 231 

459 638 

„ 10 —12 „ 

341 

157 728 

12 -15 ,. 

8 

11 088 

., 15 —20 „ 

4 

1666 

20 

2 

210 

Zus. über 4*/j pCt. 

93 444 Hypothekardarlehen 


im 

Betrage von 76506618 Gulden 


Solche Ziffern sprechen wohl sehr traurige Thatsachen 
aus, und nach dem was wir über die Verschuldungsver¬ 
hältnisse des ländlichen Grundbesitzes in Oesterreich mit- 
getheilt haben, muss Jedermann begreifen, dass es in dieser 
Weise unmöglich weitergehen kann. 

Die Existenzbedingungen des mittleren und kleinen land- 
wirthschaftlichen Grundbesitzers erscheinen bedroht und 
damit eine der festesten Stützen des gesammten Staats¬ 
wesens erschüttert. Angesichts solcher Thatsachen darf 
die landwirthschaftliche Verwaltung eines Staates gewiss 
nicht müssiger Zuschauer bleiben. In einer solchen Lage 
werden aber auch die neuerer Zeit wieder vertretenen 
Theorieen, dass der Landwirth durch bessere Bildung, ra¬ 
tionellere Wirthschaft u. s. w. allein sich retten könne, 
wenig praktischen Werth besitzen. Es wurde einmal irgend¬ 
wo gesagt: Einem Ertrinkenden giebt man keine Schwimm¬ 
lektionen, sondern man zieht ihn heraus. Und dazu scheint 
uns in dem Entwürfe eines österreichischen Rentengüter¬ 
gesetzes wenigstens der Anfang gemacht zu sein. 

Wien. Moriz Ertl. 


Soziale Zustände. 

Belgische Arbeitsverhältnisse. 

Der eben erschienene IV. Band der „foreign Reports“ 
der Royal Labour Commission hat die Arbeiterverhältnisse 
in Belgien zum Gegenstände und, wie die früheren, den 
emsigen Sekretär der Kommission, Geoffrey Drage, zum 
Autor, der zur Vervollständigung des umfangreichen Ma¬ 
terials an Ort und Stelle selbst Erhebungen in Brüssel 
pflog. Die reichhaltige Literaturängabe offizieller und 
privater Quellen im Anhänge der Publikation liefert schon 
den Beleg, dass die belgischen Arbeitsverhältnisse auch 
im Ausland keine terra incognita sind, umsomehr, als die 
Arbeiten von Bouröe, Laveleye, Vandervelde, Weiler u. A. 
auch in Deutschland mehr oder minder bekannt sind, ab¬ 
gesehen davon dass ja auch die periodische Fachliteratur 
die namentlich in den letzten Jahren so rege und energische 
Bewegung in Belgien mit Aufmerksamkeit verfolgte. Wir 
dürfen daher auch das meiste aus dem vorliegenden Be ¬ 
richte, wie Stand der sozialpolitischen Gesetzgebung, dir- 
Geschichte der grossen Strikes und der politischen Arbeiter¬ 
bewegung u. s. w. als bekannt voraussetzen und können 
uns demgemäss auf speziellere Mittheilungen aus dem vor¬ 
liegenden Blaubuche beschränken. 

Die Organisation der Unternehmer scheint in Be l¬ 
gien nicht sonderlich entwickelt zu sein. Die meisten Unter¬ 
nehmerverbände verfolgen Kooperativ- oder Handelszwecke, 
von sozialpolitischer Bedeutung scheinen blos die Vereini¬ 
gungen der Minenbesitzer z. B. in Charleroi und Hainault 
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zu sein, welche letztere auch die Entschädigung ihrer Mit¬ 
glieder für Verluste aus Strikes in ihr Programm aufge¬ 
nommen haben. Besser organisirt sind die Arbeiter, 
deren Verbände sich aus den alten Innungen (mutualitds 
professionnelles) entwickelten. Die belgischen Arbeiter¬ 
organisationen verfolgen sowohl gewerkschaftliche als 
politische Zwecke, wie desgleichen der „Ordre des 
Chevaliers du Travail beiges.“ Ohne jede Organisation 
sind heute noch die weiblichen Arbeiter, die Dienstboten 
und die landwirthschaftlichen Arbeiter. Die Gesammtzahl 
der organisirten Arbeiter wird auf ca. 70 000 geschätzt. Das 
ist etwas mehr als Vio tler erwachsenen männlichen Ar¬ 
beiterbevölkerung Belgiens mit Ausnahme von Hausgesinde 
und landwirthschafüichen Arbeitern; 50 000 hiervon gehörten 
1891 der födöration des Mineurs an und 24 000 zählte der 
Orden der Arbeitsritter. 

Zur Beilegung der in jüngster Zeit bedeutend vermehr¬ 
ten Strikes sind von Regierungs- wie von privater Seite 
mannigfache Institutionen ins Leben gerufen worden. Die 
Prud’hommes haben in vielen Fällen eine erfolgreiche Thä- 
tigkeit entfaltet; 1891 bestanden 25 solcher Conseils, die 
5078 Streitfälle zu entscheiden hatten, wovon 4078 durch 
Einigung oder Schiedsspruch erledigt wurden. Reorgani- 
sirt wurden die Prud’hommes, die seit 1859 bestehen, 
durch das Gesetz vom Jahre 1887, das die „Conseils 
d’industrie“ ins Leben rief; bis Mai 1892 gab es 50 solcher 
Conseils. 1892 wurde der Conseil Sup6rieur ins Leben 
gerufen. Diese dekretirten Conseils, denen sowohl Arbeiter 
als Unternehmer feindlich oder doch antipathisch entgegen¬ 
stehen, haben als Einigungsämter noch sehr wenig Erfolge 
aufzuweisen. Privater Initiative verdankten die „Chambres 
d’explications“ in den Fabriken von Mariemont & Bascoup 
ihre Entstehung, die, Arbeiterausschüssen ähnlich auch als 
Einigungsämter, nicht ohne Erfolg fungiren. 

Die Lage der Arbeiter hat sich in letzter Zeit be¬ 
deutend gebessert und die Daten der belgischen Arbeits¬ 
kommission von 1886/87 haben heute keine Geltung mehr, 
da sich seither die Verhältnisse erheblich geändert haben. 
Eine offizielle Publikation giebt folgenden Vergleich der in 
Brüssel 1841 und 1891 durchschnittlich gezahlten Tageslöhne: 


1846 1891 

Francs 

Zimmerleute. 1,70 3,75 

Steinmetze.1.79 4 

Tischler. 1.95 3,80 

Anstreicher. 1,70 3,75 

Kunsttischler.1,98 5 

Drechsler.1,85 4 

Grobschmiede.. 1.75 4,50 

Eisendreher. 1.84 4,50 

Gerber.. 1,62 4,10 

Handschuhmacher ...... 4 5,30 

Hutmacher (Filz). 2,25 4,75 

„ (Stroh). 1,80 4,15 

Schriftgiesser.. 1,88 4,50 

Setzer. 2,50 5,50 

Buchbinder.2 3,50 

Goldschmiede. 2,55 4,55 

Uhrmacher.2,20 6 

Graveure . . . ..2,10 4,50 


Doch hat nicht blos eine mehr oder minder erhebliche 
Lohnerhöhung in den einzelnen Industriezweigen stattgefun¬ 
den, auch die Arbeitszeit ist in den meisten Branchen 
kürzer geworden. Weiter haben die besseren Schutz¬ 
vorrichtungen in Maschinenbetrieben, die Gewerbeinspek¬ 
tion, die gesetzliche Abschaffung des Trucksystems, das 
noch im Jahre 1886 Anla.ss zu vielen Klagen gegeben hat, 
die gesetzliche Einschränkung der Frauen und Kinderarbeit in 
mancher Richtung zur Verbesserung der Lage der arbei¬ 
tenden Klassen beigetragen. 

Bezüglich der Arbeitsverhältnisse in den einzelnen In¬ 
dustriezweigen sei im Folgenden blos der wichtigsten ge¬ 
dacht. 

Die Bergarbeiter (Kohle) haben, was Schutzgesetze 
anlangt, noch sehr vieles anzustreben; beispielsweise ergab 
sich bei dem im Mai d.^J. in Brüssel stattgehabten inter¬ 
nationalen Bergarbeiterkongress, dass Belgien allein noch 
die Beschäftigung von Frauen und Mädchen in Bergwerken 
unter Tage gestattet; das Januar 1892 in Kraft getretene 


Gesetz verbietet blos die Beschäftigung von weiblichen Ar¬ 
beitern unter 21 Jahren in Minen. Im Jahre 1891 waren 
im belgischen Bergbau beschäftigt: 


Ober Tage 

Unter Tage 

männl. Arb. 

weibl. Arb. 

männl. Arb. 

weibl. Arb. 

21 554 

1384 

86557 

3691 

Betreffs der Lohnhöhe für 

Häuer finden 

wir folgende 

Daten; es betrug: 



Oktober 1889 

Oktober 1890 

April 1891 

in d. 

niedrigste höchste 

niedr. höchste 

niedr. höchste 


Lohn 

Lohn 

Lohn 

Hainault 




(Charleroi) . 

3,69 4,49 

5 6,95 

4,74 5,90 

Namur . . . 

2,65 4,99 

3,25 5,96 

— — 

Lüttich . . . 

2,19 5,52 

2,70 6,47 

5,36 5,50 


Seither sind die Löhne dagegen nicht unbedeutend ge¬ 
fallen und zwar vorzüglich im Revier von Borinage (Hainault). 
Die Arbeitszeit aller Arbeiterkategorien schwankte 1892 in 
Borinage zwischen 8 und I2V2. in Charleroi zwischen 9 und 
12721 11 und I2V2 in Namur, und 772 und 11 Stunden in 
Lüttich. Die Arbeitszeit ober Tage erreicht oft 14 Stunden 
(Borinage). 

Eine andere grosse Arbeitergruppe umfasst die Textil¬ 
industrie. Wir finden folgende Angaben der durchschnitt¬ 
lichen Tageslöhne: 

Spiuner Weber 

Baumwolle (Gent) . . . 4,33 frs. 2,85 frs. 

/ L32*)—1,56 fis. 

Ilachs „ • • \ 1,80*)—2,10 „ 

Schafwolle (Brüssel) . . 4,10 frs. 2,60 3 frs. 

Baumwollspinner sind 1172—12 Stunden, Weber IIV2 
Stunden, Leinwandweber IO72 Stunden in Gent, dagegen 
12 Stunden in Courtrai, Flachsspinner allgemein 12 Stunden 
täglich beschäftigt. In der Schafwollindustrie ist in Lüttich 
eine tägliche Arbeitszeit von IO72» in Brüssel von 11 Stun¬ 
den üblich. 

Die belgische Glasindustrie hat durch die amerika¬ 
nische Konkurrenz bedeutend gelitten und sind durch das 
Bestreben, die Produktionskosten möglichst zu verringern, 
auch die Arbeitslöhne stark in Mitleidenschaft gezogen 
worden; in den letzten Jahren macht sich eine starke 
Auswanderung der Arbeiter in dieser Branche bemerkbar. 
Die Löhne betragen von 4,20 Fres für Graveure bis 14,5 
und selbst 17,5 Fres für Bläser; die Arbeitszeit dauert 9 bis 
11 Stunden. 

Der Bericht von Drage über die belgischen Arbeiter¬ 
verhältnisse steht in mancher Beziehung hinter den übrigen 
bisher publizirten zurück; es betrifft dies die theilweise 
wenig übersichtliche Ordnung des Materials, wie die häufig 
kursorische Erledigung vieler wichtiger Punkte und schliess¬ 
lich auch die ziffermässigen Angaben, die blos in einzelnen 
Fällen über das Jahr 1891 hinaus reichen, sich aber meist 
blos auf die Jahre 1889 und 1890 beziehen. 

Wien. Emil Loew. 


Politische Arbeiterbewegung. 

Kongress der deutschen Sozialdemokratie, ln Köln 
a, Rh. trat der Kongress der deutschen Sozialdemokratie 
Sonntag den 22. Oktober zu seinen Berathungen zusammen, 
die in dem Augenblick, in dem wir diese Zeilen schreiben, 
noch nicht abgeschlossen sind. 

Zu Vorsitzenden werden per Akklamation Singer-Berlin 
und Fell-Leipzig, zu Schriftführern Antrick-Berlin, Fischer- 
Hamburg, Hoferichter-Köln, Bruhns-Bremen und Oertel- 
Nürnberg gewählt. 

Die Tagesordnung wurde folgendermaassen festgesetzt: 

1. Der Geschäftsbericht des Parteivorstandes. (Referent 
J. Auer.) 

2. Bericht der Kontroleure. (Referent Meister.) 


*) Löhne für Frauen; die erste Zeile giebt die Angaben der 
Arbeiter, die zweite jene der Arbeitgeber: für eine Lohn¬ 
statistik wären demnach die Daten auf anderen Wegen zu 
eruiren. 
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3. Parteipresse und Agitation mit besonderer Berück¬ 
sichtigung der Landagitation. 

4. Bericht über die parlamentarische Thätigkeit. (Referent 
Paul Singer.) 

5. Maifeier 1894. (Referent W. Liebknecht.) 

6 . Die Gewerkschaftsbewegung und ihre Unterstützung 
durch die Parteigenossen. 

7. Antisemitismus und Sozialdemokratie. (ReferentBebel.) 

8 . Das allgemeine Stimmrecht und die Betheiligung bei 
den Landtagswahlen. 

9. Anträge zum Programm und Organisation. 

10. Wahl der Parteileitung und Bestimmung des Ortes, 
wo sie ihren Sitz zu nehmen hat. 

Dazu kommen didenigen später eingegangenen Anträge, 
die vom Kongress befürwortet werden. 

Der Bericht des Parteivorstandes wird gutgeheissen. 
Zu einer lebhaften Debatte geben beim 3. Punkt der Tages¬ 
ordnung insbesondere die Verhältnisse der vom Partei¬ 
vorstand ressortirenden Blätter, des Vorwärts und der 
Neuen Welt, Anlass. Die Klagen über die unzureichenden 
Leistungen derselben, die schon den vorjährigen Parteitag 
beschäftigten, kehren mit verschärftem Nachdruck wieder 
und werden insbesondere von den Delegirten Schoenlank, 
Arons, Lux, Schmidt und Zubeil erhoben. Für Vorwärts 
und Neue Welt nehmen das Wort u. A. Liebknecht, Auer, 
Fischer und Bernard. Der Kongress schliesst sich in seiner 
Abstimmung der am Vorwärts und der Neuen Welt geübten 
Kritik an, indem er die folgenden Resolutionen annimmt: 

„Die alljährlich beim Vorwärts erzielten grossen Ueber- 
schüsse sollen künftighin zum Theil zur Bereicherung des 
Inhalts, insbesondere durch Verstärkung des Redaktions¬ 
personals verwendet werden, damit der Vorwärts seiner 
Aufgabe, der Partei als Agitationsmittel und der sozial¬ 
demokratischen Provinzialpresse als Materialquelle zu 
dienen, in besserer Weise genügen kann, als das bisher 
möglich war.“ 

„In der Haltung des Unterhaltungsblattes Die Neue 
Welt soll eine Besserung eintreten; besonders auch dadurch, 
dass die Illustrationen mehr dem Charakter eines Partei¬ 
blattes angepasst werden.“ 

Unter den die Presse betreffenden Beschlüssen ist die 
Annahme des Antrags auf Herausgabe eines Wochenblatts 
zu erwähnen. 

Beim dritten Punkt der Tagesordnung gelangte u. A. 
auch die Frage der Landagitation, deren Resultat bisher 
als sehr unbefriedigend dargestellt wurde, ausführlich zur 
Erörterung, Im Interesse einer wirksameren Betreibung 
der Landagitation wurde die folgende Resolution ange¬ 
nommen: „Der Parteitag wolle beschliessen, den Partei¬ 
vorstand zu beauftragen, eine möglichst gemeinverständliche 
(Flugschrift) Broschüre über die Ursachen der Entstehung, 
Schädlichkeit und die für das ländliche Proletariat besonders 
nothwendige Beseitigung der Gesinde-Ordnung herstellen 
zu lassen und dieselbe zum Selbstkostenpreis an die 
Genossen zu verabfolgen.“ 

Der Bericht über die parlamentarische Thätigkeit wird 
zustimmend erledigt mit der Hinzufügung, dass die sozial¬ 
demokratische Reichstagsfraktion die parlamentarische 
Thätigkeit stets nur als Mittel zum Zweck betrachten und 
deshalb nicht überschätzen solle. Eine Reihe von Anträgen 
liegen zu dem 4. Punkt der Tagesordnung vor und ver¬ 
anlasst eine nach den verschiedensten Seiten ausgreifende 
wenig erhebliche Debatte. Von den Anträgen sind einige 
von allgemeinem Interesse. Zunächst der Antrag betreffend 
eine Arbeitslosenstatistik mit folgendem Wortlaut: 

„Die Reichstags-Fraktion solle im Reichstag die Reichs- 
regierüng auffordern, eine Arbeitslosenstatistik aufnehmen 
zu lassen“. 

Sehr beachtenswerth ist der folgende von mehreren 
Frauen eingebrachte, auf die Reorganisation der Fabrik¬ 
inspektion bezügliche Antrag: 

„Die sozialdemokratische Fraktion soll im Deutschen 
Reichstage einen Gesetzentwurf einbringen, welcher die 
Anstellung weiblicher Fabrikinspektoren verlangt. Es darf 
dadurch keinesfalls die Zahl der bereits angestellt männ¬ 
lichen Fabrikinspektoren vermindert werden. Es soll in 
dem Entwurf vielmehr gleichzeitig eine erhebliche, den An¬ 
forderungen der industriellen Entwickelung und der besse¬ 


ren Beaufsichtigung der Fabriken entsprechende Vermehrung 
dieser Beamten vorgesehen werden. Die Anstellung der 
männlichen sowohl als der weiblichen Fabrikinspektoren 
soll durch geheime, gleiche und direkte Wahl der Arbeiter, 
Arbeiterinnen und Arbeitgeber erfolgen. Die Besoldung 
hat, obwohl der Modus der Anstellung ein anderer ist, 
durch den Staat zu erfolgen. Die Thätigkeit dieser Beamten 
hat sich nicht nur auf die Kontrolle der Fabriken in Bezug 
auf die Ausführungen aller Arbeiterschutzgesetz - Be¬ 
stimmungen, sondern auch auf die durch die Revision sich 
ergebenden nothwendigen Erweiterungen derselben, zum 
besseren Schutz der Arbeiter als bisher, zu erstrecken. 
Auch ist den Beamten die Exekutivgewalt zu verleihen.“ 

Der folgende Antrag: „Die Reichstags-Fraktion solle 
darauf hinwirken, dass 1. eine vom Staate organisirte Ver¬ 
sicherung gegen Arbeitslosigkeit eingeführt werde. 2. Wolle 
der Parteitag der Verstaatlichung der für die Ernährung 
des Volkes hauptsächlich in Betracht kommenden Boden¬ 
erzeugnisse, insbesondere des Getreides, sowie des Handels 
mit diesen seine Zustimmung geben. 3. Wolle der Partei¬ 
tag auf Organisirung des Arbeitsnachweises, sei es durch 
den Staat oder durch die Gemeinden, hinwirken, resp. hierzu 
Stellung nehmen“ wird in seinen zwei ersten Punkten ab¬ 
gelehnt; der dritte Punkt wird ebenso wie der auf die 
Arbeitslosenstatistik und die Fabrikinspektion bezügliche An¬ 
trag der Reichstagsfraktion zur Berücksichtigung über¬ 
wiesen. 

Die auf Umgestaltung der Vereinsgesetze gerichteten 
Anträge Werden durch den Beschluss erledigt, die Reichs¬ 
tagsfraktion zu beauftragen, durch entsprechende An¬ 
träge im Reichstag auf die Erfüllung der Forderung 4 des 
Parteiprogrammes (Abschaffung aller Gesetze, welche die 
freie Meinungsäusserung und das Recht der Vereinigung 
und Versammlung einschränken oder unterdrücken) hinzu¬ 
wirken. 

Die Frage der Maifeier, der 5. Punkt der Tagesordnung, 
wird fast mit Stimmeneinhelligkeit erledigt. Die von Lieb¬ 
knecht beantragte Resolution, die mit 195 gegen 3 Stimmen 
angenommen wird, lautet: „Gemäss den Beschlüssen der 
Internationalen Arbeiterkonkresse von Paris (1889), Brüssel 
(1891) und Zürich (1893) begeht die deutsche Sozialdemo¬ 
kratie den 1. Mai als das Weltfest der Arbeit, gewidmet 
den Klassenforderungen des Proletariats, der internationalen 
Verbrüderung, dem Weltfrieden. Zur würdigen Feier des 
1. Mai erstreben wir die allgemeine Arbeitsruhe. Da aber 
deren Durchführung bei der gegenwärtigen Wirthschafts- 
lage in Deutschland zur Zeit nicht möglich ist, so empfiehlt 
der Parteitag, dass nur diejenigen Arbeiter und Arbeiter¬ 
organisationen, die ohne Schädigung der Arbeiterinteressen 
dazu im stände sind, neben den anderen Kundgebungen 
den 1. Mai auch durch die Arbeitsruhe feiern.“ 

Im Gegensatz zur Frage der Maifeier entfesselt die 
Frage der Unterstützung der Gewerkschaftsbewegung eine 
heftig geführte Diskussion. Es liegen zwei Resolutionen 
vor. Auer, Bebel, Fischer, Gerisch, Liebknecht, Singer, 
Schippel, Reisshaus, Bock, Lütgenau, Ad. Geck, Kaden, 
Stellten, Frohme, Schoenlank und Oertel beantragten: „In 
Erwägung, dass der Parteitag in Halle sowohl in der Reso¬ 
lution Kloss-Grillenberger wie in der Resolution Glocke und 
Genossen die Nothwendigkeit der gewerkschaftlichen Orga¬ 
nisation zur Führung der wirthschaftlichen Kämpfe ausge¬ 
sprochen und die kräftigste Unterstützung der Gewerk¬ 
schaftsbewegung durch Anschluss an die bestehenden Or¬ 
ganisation oder Neugründung an Orten, wo solche nicht 
bestehen, den Parteigenossen empfohlen hat; in weiterer 
Erwägung, dass seit jener Zeit kein Ereigniss eingetreten 
ist, das eine Aenderung der Stellung der Partei zur Ge¬ 
werkschaftsbewegung sei es in prinzipieller oder taktischer 
Richtung nothwendig erscheinen lässt; in fernerer Erwä¬ 
gung, dass die Partei kein Mittel besitzt, auf die Genossen 
anders als durch die moralische Verpflichtung einzuwirken, 
diese aber in jenen Beschlüssen rückhaltlos ausgesprochen 
ist, wiederholt der Parteitag den Ausdruck seiner Sym¬ 
pathie mit der Gewerkschaftsbewegung und legt den Partei¬ 
genossen von Neuem die Pflicht auf, unermüdlich für die 
Erkenntniss der Bedeutung der gewerkschaftlichen Organi- 
sntionen zu wirken und mit aller Kraft für deren Stärkung 
einzutreten.“ 
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Eine andere Resolution wurde von Arons eingebracht und 
hat folgenden Wortlaut: „Wenngleich sich auf dem Partei¬ 
tag kein einziger Genosse befindet, welcher nicht von der 
hohen Bedeutung der gewerkschaftlichen Organisation für 
die Arbeitersache durchdrungen ist, so weisen doch Beob¬ 
achtungen zahlreicher Delegirter darauf hin, dass selbst in 
Kreisen vorgeschrittener Parteigenossen die Antheilnahme 
an der Gewerkschaftsbewegung nicht genügend re^e ist. 
Veranlassung zu dieser Lässigkeit sind einnial die vielfach 
ungünstigen Erfahrungen der letzten Jahre in den Kämpfen 
um die Arbeitsbedingungen, andererseits die noch in 
manchen Köpfen herrschende irrige Meinung, dass das 
mächtige Anwachsen der politischen Partei die Thätigkeit 
der gewerkschaftlichen Organisation überflüssig mache. 

Der Parteitag spricht deshalb seine Anschauungen aus¬ 
drücklich folgendermaassen aus: Die Gewerkschaften haben 
die doppelte Aufgabe: 

1. Die geschlossenen Reihen zu bilden, welche sich der 
Verschlechterung der Arbeitsbedingungen nach Kräften ent¬ 
gegenstemmen und um welche sich zu Zeiten des Nach¬ 
lassens der Krisen die Massen schaaren behufs Erringung 
besserer Arbeitsbedingungen. Jeder Erfolg hierbei bedeutet 
aber einen Fortschritt der sozialdemokratischen Bewegung, 
indem sie den Arbeitern Mittel und Zeit zur Beschäftigung 
mit den sozialdemokratischen Lehren schafft. 

2. Die indifferenten Arbeitermassen heranzuziehen, das 
Solidaritätsgefühl zu wecken und Aufklärung über die allge¬ 
meine im Anschluss an die im engsten Kreise fühlbare 
Lage zu verbreiten. Damit hierbei nicht die von vielen 
Seiten befürchtete Verflachung der Bewegung eintritt, ist 
es nöthig, dass gerade die vorgeschrittensten Parteigenossen 
allerorts sich an der Arbeit betheiligen. Der Parteitag 
erklärt deshalb: Es ist Pflicht eines jeden Parteigenossen, 
wenn nicht zwingende Gründe ihn hindern, einer der in 
seinem Gewerbe bestehenden gewerkschaftlichen Organi¬ 
sationen anzugehören.“ 

Das Ergebniss der Debatte über die gewerkschaftlichen 
Fragen liegt uns beim Schluss der Redaktion noch nicht 
vor. Wir werden darüber wie über die weiteren Verhand¬ 
lungen des Kongresses in der nächsten Nummer Bericht 
erstatten. 

Arbeiterkongress ln Finnland. Vor kurzem wurde, 
wie wir dem Vorwärts entnehmen, in Helsingfors ein Kon¬ 
gress der Delegirten sämmtlicher finnländischer Arbeiter-. 
vereine zum Zwecke der Ausarbeitung eines allgemeinen 
Programms abgehalten. Dasselbe soll dem im November 
in Helsingfors zusammentretenden Landtage vorgelegt 
werden. Nach längeren Debatten wurde folgendes Programm 
von der Versammlung angenommen: 

1. Die Abschaffung derjenigen Hindernisse, welche bei 
den Gemeindewahlen den Arbeitern häufig im Wege 
stehen. 

2. Gleiches Wahlrecht für die Arbeiter bei den politi¬ 
schen Wahlen. 

3. Festsetzung des zehnstündigen Normalarbeitstages 
durch Gesetz für alle in der Industrie und im Gewerbe be¬ 
schäftigten Arbeiter. Ausnahmen sollen nur in besonderen 
Fällen, z. B. in bestimmten Jahreszeiten bei den landwirth- 
schaftlichen Arbeiten gestattet werden, wobei jedoch die 
nothwendigen Ruhestunden am Tage gewährt werden 
müssen. 

4. Die Einführung des allgemeinen Schulzwanges und 
des unentgeltlichen Unterrichts in den Volksschulen. 

5. Erleichterung der Pachtverhältnisse und rechtmässige 
Vertheilung der Grundstücke, um die ackerlose ländliche 
Bevölkerung mit Land zu versehen. 

6 . Den Arbeitervereinen die Betheiligung an der Be¬ 
triebskontrolle, welche durch die industriellen Inspektoren 
ausgeübt wird, zu gestatten. 

Ferner sprachen die finnländischen Arbeiter u. A. den 
Wunsch nach einer vollständigen amtlichen Statistik der 
finnländischen Arbeiterverhältnisse aus. An den Staat wurde 
die Forderung gestellt, er solle die Arbeitersparkassen in 
ihrer Entwickelung befördern und überall, wo eine erheb¬ 
liche Anzahl von Arbeitern vorhanden ist, die Bildung von 
Arbeitervereinen begünstigen, welche für die Hebung der 
Sittlichkeit und Bildung unter der Arbeiterklasse durch Er- 


theilung von Elementarunterricht, Abhaltung von populären 
Vorträgen u. s. w. sorgen. Auch verlangte man gleichen 
Lohn für die weiblichen und männlichen Arbeiter, Gründung 
von Fachvereinen, Einführung der Zwangsversicherung gegen 
Krankheit und Unfälle und Umwandlung des gegenwärtigen 
Steuersystems in eine Einkommensteuer. 


Gewerkschaftliche Arbeiterbewegung. 


Internationales Schuhmacher-Sekretariat. Der Orga- 
nisationsplan für das am internationalen Schuhmacher- 
Kongress geschaffene internationale Sekretariat ist aus¬ 
gearbeitet und tritt mit dem 1. Dezember in Kraft. Dieses 
Sekretariat hat bis zum nächsten internationalen Kongress 
den Sitz in Zürich und besteht aus einem Komitee von 
sieben Personen, welches unter sich einen viergliedrigen 
Vorstand bestellt. Die Kosten des Instituts sind von allen 
auf dem Kongress vertretenen Landesorganisationen je nach 
der Höhe ihrer Mitgliederzahl gemeinsam zu tragen. Nicht 
vertreten gewesene Nationen können sich dem Sekretariat 
anschliessen. Dasselbe bezweckt: 1. Eine engere inter¬ 
nationale Verbindung aller im Beruf beschäftigten und 
organisirten Arbeiter und Arbeiterinnen herbeizuführen. 

2. von allen Ländern Berichte einzufordern und Auskunft 
zu ertheilen über alle wesentlichen Vorkommnisse, welche 
die Arbeiterschaft in der Schuhmacherbranche berühren. 

3. Die Beschlüsse des Kongresses, soweit dieselben dem 
Sekretariat zugewiesen wurden, zur Ausführung zu bringen. 

4. Bei Einforderung und Ertheilung von Berichten hat sich 
das Sekretariat an nationale Sekretariate, und wo solche 
nicht bestehen, an die höchsten Organe der in den ver¬ 
schiedenen Ländern bestehenden Organisationen zu wenden 
und 5. der Fachpresse der verschiedenen Länder wichtige 
Mitthetlungen zu machen und über die Thätigkeit Bericht 
zu erstatten und vor dem nächsten internationalen Kongress 
einen allgemeinen Situationsbericht auszuarbeiten. Der 
Druck erfolgt in den drei Hauptsprachen. 

Lohnbewegung der Berliner Droschkenkutscher. Für 

das kommende Frühjahr bereiten die Berliner Droschken¬ 
kutscher eine Lohnbewegung vor. Wie es heisst, beab¬ 
sichtigen sie im Laufe des Winters eine rege Agitation 
durch Versammlungen und Flugschriften zu entfalten, den 
aussichtslosen Kampf gegen den Taxameter ganz fallen zu 
lassen und vereint mit den bisher so arg befehdeten Taxa¬ 
meterkutschern bessere Arbeitsbedingungen anzustreben, 
namentlich auch zu verlangen, dass sich die Thätigkeit der 
Reichskommission für Arbeiterstatistik auch auf die im 
Fuhrwesen beschäftigten Personen erstrecke. 

Der Strike der englischen Kohlengräber. Mit einer 
Zähigkeit, die selbst die Freunde der englischen Bergleute 
in Erstaunen setzt, halten die Kohlengräber der mittel¬ 
englischen Bundesbezirke in dem ihnen aufgezwungenen 
Kampf aus. Von den etwa 300 000 Arbeitern, die dem 
Bunde angehören, hat bis jetzt nur etwa ein Drittel die 
Arbeit wieder aufgenommen, und zwar durchweg, wie ihnen 
das durch den früher von uns erwähnten Beschluss des 
Strikeausschusses ermöglicht wurde, zu den alten Löhnen 
vorbehaltlich einer späteren Regelung. Die sämmtlichen 
einfahrenden Bergleute liefern aber auch pünktlich ihren 
Schilling vom Tagelohn an die Strikekasse ab, so dass die 
theilweise Arbeit selbst der Fortführung des Strikes zu 
Gute kommt. In den übrigen Kohlenbezirken in Nordeng¬ 
land, Schottland und Wales wird ausserdem mit fieberliafter 
Anstrengung unter Anwendung der Ueberarbeit an der 
Kohlenförderung gearbeitet, um den Ausfall, den der mittel¬ 
englische Strikes bewirkt, einigermaassen wett zu machen. 
Trotzdem steigen die Kohlenpreise langsam aber stetig. 
Da der erste Vermittelungsversuch der Bürgermeister nicht 
viel gefruchtet hat, denken sie einen zweiten zu machen. 
Auch die Geistlichkeit hat das Bedürfniss gefühlt, 
sich einzumischen. Der Bischof von Liverpool hat die Ar¬ 
beiterführer als gewissenlose Agitatoren denunzirt, was 
ihm eine sehr deutlich zurückweisende Antwort seitens 
einer grossen Protestversammlung der Bergleute von Lan- 
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cashire und Cheshire eingetragen. Die Bergleute erklärten, 
für den Strike gewesen zu sein, noch ehe die Führer ein 
Wort gesprochen hätten. 

Die deutschen Gewerkschaftsorganisationen im Jahre 
1892 . In dem in der vorigen Nummer erschienenen Auf¬ 
satz von C. Legien ist durch einen bedauerlichen Verstoss 
der Absatz: „Es gab: Bäcker .... auf 1300 Orte ver¬ 
treten“ und der darauf folgende: „Nach diesem Bilde . . . . 
zu einem Industrie verband“ unrichtig eingefügt worden. 
Diese beiden Absätze sollen auf die Worte folgen — 
S. 41, beiläufig in der Mitte der zweiten Spalte —: „Die in 
der statistischen Uebersicht geführten Organisationen hatten 
folgende Mitgliederzahl (die dahinterstehende Zahl ist die 
Mitgliederzahl im Jahre 1892):“ Wir bitten, von dieser 
Richtigstellung Notiz zu nehmen. 


Arbeiterversicherung. 


BerufsgenossenschafUiche Zugehörigkeit der Abfuhr 
von Holz aus dem Walde. Die „amtlichen Nachrichten 
des Reichs-Versicherungsamts“ veröffentlichen in No. 17 
des laufenden Jahrgangs unter No. 1264 eine recht bemerkens- 
werthe Rekursentscheidung. Der Arbeiter eines Mühlen¬ 
besitzers erlitt einen Unfall, als er ein von dem Mühlen¬ 
besitzer gekauftes Stück Bauholz aus dem Königlichen Forst 
hinausschaffte. Nach früheren Entscheidungen des Reichs- 
Versicherungsamts ist das Hinausschaffen von Holz aus 
einem Walde so lange als forstwirthschaftliche Thätigkeit 
anzusehen, bis die Waldesgrenze überschritten oder ein 
für Lastfuhrwerk brauchbarer Fahrweg erreicht ist. Im 
vorliegenden Falle verunglückte der Arbeiter, ehe er den 
Wald verlassen hatte, also — so wird jeder Unbefangene 
schliessen — hat der Arbeiter den Unfall bei einer forst- 
wirthschaftlichen Thätigkeit im Dienste des Mühlenbesitzers 
erlitten. Das Reichs-Versicherungsamt schliesst dagegen 
wörtlich: „Da im vorliegenden Falle diese Grenze nicht 
erreicht ist, der Unfall sich vielmehr ereignete, noch ehe 
der Kläger mit dem abzufahrenden Holze überhaupt bis 
an einen Weg gelangt war, so ist dieser Unfall nicht 
als im Betriebe des Arbeitgebers des Klägers, 
sondern als in dem des Königlichen Forstfiskus 
vorgekommen zu erachten“. Der Kläger war also hier¬ 
nach, solange er sich im Walde befand, nicht Arbeiter 
seines Arbeitgebers, sondern einer dritten Person — 
des Forstfiskus —, zu dem er in keinem Vertragsverhältniss 
irgend welcher Art stand. Mit dem Moment, als er 
die Waldgrenze überschritt oder den Fahrweg erreichte, 
trat er ohne sein Zuthun plötzlich wieder in den Dienst 
seines „Arbeitgebers“. Diese Auffassung ist in der That 
mehr als seltsam. Den Begriff „Arbeitgeber“ kennt 
das Unfallversicherungsgesetz überhaupt gar nicht; es 
spricht nur von „Unternehmern“ und bezeichnet' als 
Unternehmer denjenigen, „für dessen Rechnung der 
Betrieb erfolgt“. Dass im vorliegenden Falle die Abfuhr 
des Holzes auf dem ganzen Wege innerhalb und ausser¬ 
halb des Waldes auf Rechnung des Mühlenbesitzers erfolgt 
ist, kann nUn gar keinem Zweifel unterliegen. Wie hier 
plötzlich für den ersten Theil des Weges der Forstfiskus 
als Unternehmer eingeschoben werden kann — und das 
hat das Reichs-Versicherungsamt zwar nicht mit Worten, 
aber doch thatsächlich durch seine Entscheidung ge- 
than —, ist völlig unverständlich. Man könnte glauben, es 
nur mit einem Druckfehler zu thun zu haben, wenn das 
Reichs-Versicherungsamt nicht bereits in einer ganzen Reihe 
von früheren Entscheidungen ähnliche Schlussfolgerungen 
gezogen hätte. Für grosse Schärfe des formal- und sach- 
logischen Denkens sprechen solche Entscheidungen nicht; 
vor Allem aber lassen sie die erforderliche Natürlichkeit 
in der Auffassung der realen Verhältnisse vermissen. So 
werden dadurch Rechtszustände geschaffen, die auf die 
Dauer ganz unhaltbar sind; man denke nur an die Fest¬ 
setzung des Arbeitsverdienstes, nach dem die Entschädi¬ 
gungen festzustellen sind, an die Aufstellung der Lohn¬ 
nachweisungen für die Beitragserhebung u. A. mehr. 


Aerztezwang und Aerztewahl. Nach Erlass der Novelle 
zum Krankenversicherungsgesetz hatten bekanntlich ver¬ 
schiedene Ortskrankenkassen nichts Eiligeres zu thun, als 
von der Befugniss, die ärztliche Behandlung ihrer erkrankten 
Mitglieder bestimmten Aerzten zu übertragen, Gebrauch zu 
machen, trotzdem man in den Kreisen der Versicherten 
von dem Aerztezwang noch weniger etwas wissen wollte 
wie früher. Die Erfahrungen, die man mit dem Institut 
der Kassenärzte gemacht hat, scheinen nun durchaus nicht 
sehr günstige zu sein, die Hoffnungen auf Erzielung grosser 
finanzieller Ersparnisse sind nicht in Erfüllung gegangen 
und unter den Versicherten hat man es vielfach vorgezogen, 
den Arzt, zu dem man Vertrauen hat, aus eigener Tasche 
zu bezahlen, als sich von einem oktröyirten Arzt behandeln 
zu lassen, der ein recht tüchtiger Mann sein mag, sich aber 
nicht des Vertrauens dieses oder jenes Versicherten erfreut, 
der erkrankt ist und behandelt werden muss. Diese Um¬ 
stände haben die Frage in den Vordergrund treten lassen, 
ob man nicht wieder die freie Aerztewahl einführen solle, 
und wie es scheint, dürfte dieselbe öfter bejaht wie ver¬ 
neint werden. Die Ortskrankenkasse in Mainz, welche erst 
seit Januar das Institut der Kassenärzte eingeführt hatte, 
hat in ihrer in voriger Woche abgehaltenen Versammlung 
mit Einstimmigkeit die Wiedereinführung der freien Aerzte¬ 
wahl beschlossen. Es ist anzunehmen, dass dieses Beispiel 
in der nächsten Zeit noch häufig nachgeahmt werden wird, 
namentlich dort, wo die Versicherten eine rege Agitation 
zu diesem Behufe entfalten. Es mag hierbei bemerkt wer¬ 
den, dass das von manchen Kassen beliebte Verfahren, die 
Umgehung des Kassenarztes nicht nur mit der Versagung 
des Ersatzes der Kosten des Honorars und der Heilmittel 
sondern auch mit der Entziehung des Krankengeldes zu 
ahnden, der gesetzlichen Grundlage durchaus entbehrt. 
Den Versicherten kann nur dringend gerathen werden, 
gegen jede derartige Versagung, die mit dem Zwecke der 
Krankenversicherung und der Absicht der Gesetzgebung 
durchaus im Widerspruch steht, den Klageweg zu betreten. 
Die Gerichte werden schwerlich geneigt sein, den Kassen 
die Befugniss zur Entziehung des Krankengeldes unter 
dieser Voraussetung zu ertheilen, auch dann nicht, wenn 
die' Stututen eine ausdrückliche darauf bezügliche Bestim¬ 
mung enthalten und denselben die Bestätigung der Ver¬ 
waltungsbehörde zu Theil geworden ist. 


Gewerbegerichte. 


Gowerbeschiedsgerichte in Bngland. Die englischen 
Handelskammern haben in ihrer letzten Jahresversammlung 
in Plymouth sich dafür ausgesprochen, dass dem Handels¬ 
amte die Befugniss zugesprochen werden sollte, Schieds¬ 
richter zur Begleichung von Streitigkeiten zwischen Ar¬ 
beitern und Unternehmern zu ernennen. Die englische 
Regierung hatte in der letzten Session bereits einen Gesetz¬ 
entwurf dem Unterhause vorgelegt, der diesen Gedanken 
formulirte. In Folge des Schlusses der Session kam er 
nicht zur Erledigung, wird aber wahrscheinlich in nächster 
Session wieder vorgelegt werden. Der Gesetzentwurf be¬ 
stimmte, dass das Handelsamt einen oder mehrere Schieds¬ 
richter zur Begleichung eines bestimmten Streitfalles er¬ 
nennen könne, sobald eine der betheiligten Parteien das 
Ansuchen stellen würde. In Bezirken, wo Gewerbekonflikte 
häufig sind, sollen dauernde Schiedsgerichte eingesetzt 
werden können. 


Kriminalität 


Zur Frage der Sträflingsarbeit. Um die Konkurrenz 
der Arbeit der Zuchtshaussträflinge mit der freien Arbeit 
aus der Welt zu schaffen, hat die Gesetzgebung des Staates 
Illinois für die Zukunft das Verdingen der Sträflinge an 
Privatpersonen verboten. Der Staat Illinois übernimmt nun 
selbst die bereits in dem Zuchthaus zu Joliet bestehenden 
Fabrikgeschäfte und betreibt sie auf eigene Rechnung 
weiter. 


Verantwortlich f5r die Redaktion: Dr. Heinrich Braun in Berlin W., Victoriastrasse i6. 
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Entwurf zu einem schweizerischen 
Strafgesetzbuch. 

Die Schweiz besitzt im Augenblicke noch 25 verschie¬ 
dene Strafgesetzgebungen. Aus diesem vielgestaltigen kan¬ 
tonalen Partikularrecht ein einheitliches gemeines schweize¬ 
risches Strafrecht zu bilden, 'das war die grossartige aber 
schwierige Aufgabe, welche dem Berner Professor Carl 
Stooss im Februar 1889 vom Bundesrathe übertragen 
wurde. Soweit es sich um den allgemeinen Theil handelt, 
ist die Aufgabe nunmehr gelöst worden durch den soeben 
der Oeffentlichkeit übergebenen „Vorentwurf zu einem 
schweizerischen Strafgesetzbuche“. 

Seit einer Reihe von Jahrzehnten hat die Welt ein 
gleichbedeutendes gesetzgeberisches Werk, wenigstens auf 
dem Gebiete des Strafrechts, nicht mehr gesehen. Hier 
tritt uns wieder einmal ein Gesetzbuch gegenüber, welches 
volles Verständniss den Bedürfnissen des gesellschaftlichen 
Lebens entgegenbringt, das mit wahrhaft erquickender 
Rücksichtslosigkeit dem weltfremden, von Jahrhunderte 
altem Schulstaube bedeckten juristischen Formelkram den 
Rücken kehrt und sich anstatt dessen mit offenem Blick 
und verständnissvoller Liebe den Forderungen der Zeit 
zuwendet und überall Antheil und Stellung nimmt zu den 
Strömungen des modernen Lebens. 


Den Inhalt eines solchen Werkes etwas näher kennen 
zu lernen, ist für den Sozialpolitiker von entschiedenem 
Werthe. Denn es erfüllt ja alle diejenigen Forderungen, 
die gerade er an ein Gesetz stellt und stellen muss. In 
seiner Besprechung des Entwurfs eines bürgerlichen Gesetz¬ 
buches für das Deutsche Reich sagte Anton Menger noch 
die bitteren aber wahren Worte: Die Rechtswissenschaft 
ist die zurückgebliebenste aller Disziplinen und wird von 
den Zeitströmungen am spätesten erreicht, hierin einer ent¬ 
legenen Provinzstadt nicht unähnlich, in welcher die abge¬ 
legten Moden der Residenz noch als Neuigkeiten getragen 
werden. Nun wohl, in dem schweizerischen Entwurf und 
in den dazu gehörigen Motiven -hat ein Jurist den Nachweis 
erbracht, dass dieser Satz Menger’s zweifellos nicht überall 
zutrifft. In unseren Tagen hat sich ein erfreulicher, deut¬ 
lich wahrnehmbarer Umschwung im Strafrecht vollzogen. 
Man hat endlich erkannt, dass die Aufgabe der Strafe in 
dem Kampfe gegen das Verbrecherthum und im Schutze 
der Gesellschaft, nicht aber in der Aufstellung überfeiner 
begrifflicher Unterscheidungen besteht. Das Strafrecht ist 
aus den Fesseln der Metaphysik gelöst. Und dafür ist das 
näher liegende, realere Problem nach Vervollkommnung 
unserer Strafgesetze in denJVordergrund getreten. Für 
die Grösse dieses Umschwunges legt das schweizerische 
Gesetz beredtes Zeugniss ab, und zwar sowohl was die 
Form, als was den Inhalt des Entwurfes anbelangt. 

Jedes Gesetz, und vor allem ein Strafgesetz, das in die 
fundamentalsten Rechte des Bürgers, seine Arbeitskraft, 
seine Freiheit, sein Leben eingreift, muss in der Sprache 
einfach, klar, gemeinverständlich sein. Die Wichtigkeit 
dieser Forderung kann gar nicht hoch genug veranschlagt 
werden. Was haben wir nicht in den letzten Jahrzehnten 
in Deutschland für traurige Erfahrungen gemacht mit der 
Ausdehnung unserer Verbrechensbegriffe über den Wortlaut 
und die ursprüngliche Absicht des Gesetzgebers hinaus? 
Auf welch’ abschüssige Bahn sind wir nicht nach dieser 
Richtung hin gekommen! Während doch das Strafrecht 
vor allen anderen Rechtsgebieten einer vorsichtigen, den 
Wortlaut des Gesetzes im Zweifel zu Gunsten des Ange¬ 
klagten einschränkenden Auslegung bedarf, hat die unglück¬ 
liche und unklare Form, in welche die Rechtsregeln bei 
uns gekleidet zu werden pflegen, neuerdings zu einer bisher 
kaum geahnten Kriminalisirung von bisher gleichgiltigen 
oder dem privaten Entschädigungszwange überlassenen 
Thatbeständen geführt. Man denke nur an die maasslose 
Uebertreibung des Ehr- und damit des Beleidigungsbegriftes. 
an die schrankenlose Ausdehnung des Begriffes des groben 
Unfugs u. s. f, so dass jüngst ein hervorragender Krimina¬ 
list, Professor Seuffert (Bonn), mit Recht die Klage aus¬ 
sprechen konnte, der Grundpfeiler des Strafrechts sei 
erschüttert, den § 2 des Strafgesetzbuches in Festhaltung 
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des von den Verfassungsurkunden bereits ausgeprägten 
Gedankens aufgestellt hat, wonach eine Strafe nur dann 
ausgesprochen werden darf, wenn diese gesetzlich bestimmt 
war, bevor die Handlung begangen wurde. 

Diesem verwerflichen System wird der Stoos’sche Ent¬ 
wurf einen nicht zu erbrechenden Riegel vorschieben. Die 
Sprache des Gesetzes ist von nicht zu übertrelTender Ein¬ 
fachheit, Klarheit und Volksthümlichkeit. Hier sind Miss¬ 
verständnisse schlechtweg unmöglich. Niemand, weder der 
mit der Handhabung des Gesetzes betraute Laienrichter, 
noch der Bürger, der nach dem Gesetzte leben soll, wird 
über den Willen des Gesetzgebers irgend einen Zweifel 
hegen können. Und bei all dieser Schlichtheit, wie vor¬ 
nehm und edel ist der ganze den Entwurf durchklingende 
Ton, wie knapp und anschaulich ist die Sprache, wie fest¬ 
gefügt stehen die markigen Worte da, von denen keines 
zu viel und keines zu wenig ist. Alles dies gewährt einen 
hohen künstlerischen Reiz, es giebt ein treues Bild von 
dem Wesen des Verfassers, der ein echter Schweizer, 
hierin seinem grossen Landsmann Gottfried Keller ver¬ 
gleichbar, praktisch und verständig, wortkarg und trocken 
gerade auf das Ziel losgeht, immer maassvoll und auf 
realistischem Boden sich bewegend. 

Wir kommen nunmehr zu dem Inhalt des Entwurfs. 
Die mit grossartigem Schwung entworfene und dabei doch 
bis in die letzten Spitzen hin sorgfältig und vorsichtig durch¬ 
dachte Reform des Strafrechts, wie sie Professor von Liszt 
in zahllosen Aufsätzen und Abhandlungen mit unermüdlicher 
Energie vertreten und wie sie in den Satzungen der Inter¬ 
nationalen Kriminalistischen Vereinigung einen klaren Aus¬ 
druck gefunden hat, pflegt man mit einem Worte als die 
sozialpolitische Auffassung von Verbrechen und von 
der Strafe zu bezeichnen. Man will damit den Gegensatz 
zu den scholastischen Konstruktionen und Begriffserörte¬ 
rungen ausdrücken, in denen die strafrechtliche Forschung, 
isolirt von allen anderen Kultur- und Zeitströmungen, 
oft genug ihre wichtigste Aufgabe erblickte, während in 
Wahrheit die Begriffe doch nur Mittel zum Zwecke sind, 
die Hauptsache dagegen das Endziel der Strafrechtspflege, 
die Verminderung der Kriminalität, ist. Dieses Ziel aber 
kann, da das Verbrechen eine Erscheinung des sozialen 
Lebens ist, hervorgewachsen aus sozialen Bedingungen, nur 
auf dieselbe Weise erreicht werden, wie die Abstellung aller 
andern gesellschaftlichen Schäden. Je günstiger sich die 
gesellschaftlichen Verhältnisse gestalten, umso aussichtsvoller 
wird auch der Kampf gegen das Verbrecherthum sein. 
Daraus aber folgt, dass die von einer orthodoxen Begriffs¬ 
jurisprudenz bewirkte engherzige Auseinanderreissung der¬ 
jenigen Maassregeln, welche man mit dem Namen „Strafe“ 
bezeichnet, und der Mittel zur Verhütung des Verbrechens 
durchaus zu vermeiden ist. 

Wir fragen, wie sich Stooss zu dieser Probleme stellt? 
Schon in seiner kleinen, im Jahre 1891 erschienenen Schrift; 
„Zur Vereinheitlichung des Strafrechts in der Schweiz“ 
lesen wir: „Die Strafe ist die ultima ratio, ihr voran stehen 
die zahlreichen Mittel der Prävention, vor allem Erziehung 
(nicht blos Unterricht) und Armenpflege. Vereinheitlicht 
der Bund das Strafrecht, so tritt er in den Kampf gegen 
das Verbrechen ein, und es liegt in seiner Aufgabe, alle 
Mittel, welche geeignet sind, dem Verbrechen vorzubeugen, 
in Wirksamkeit zu setzen .... Im Einzelnen verdienen her¬ 
vorgehoben zu werden: 1. Die Fürsorge für arme, ver¬ 
wahrloste und gefährdete Kinder; 2. die Fürsorge für Ar¬ 
beitslose. durch Natural Verpflegung und Arbeiterkolonien; 
3. die Schutzaufsicht; 4. die Heilbehandlung von Trinkern.“ 
Und nun vergleiche man mit diesen Worten des praktischen 
Schweizers, dessen klarer Blick durch keinen Schuldoktrina¬ 
rismus getrübt ist, was Mittelstadt über den gleichen Gegen¬ 
stand sagt: „Wogegen ich mich auflehne, was ich als 
pervers und widersinnig bekämpfe, das ist die Behauptung, 


jene sozialpolitischen Aufgaben des Staats seien im Rahmen 
der Strafrechtspflege zu befriedigen, es sei recht eigentlich der 
Beruf des Strafrichters, bei Gelegenheit der Aburtheilung von 
Verbrechen dem Verbrecher gegenüber nachzuholen, was 
Kirche und Schule, Familie und häusliche Zucht u. s. w. an 
diesem verunglückten Individuum verbrochen haben. Der 
Gedanke eines präventiven Strafrechts ist wider alle Ver¬ 
nunft und wider alle Natur der Dinge.“ Denn es wird» so 
fährt Mittelstadt fort, hierdurch der ungeheure Fortschritt, 
den unsere Vorväter in der Rechtsentwickelung errungen 
haben, die Trennung der Justiz von der Verwaltung gründ¬ 
lich wieder zu nichte gemacht. 

Mittelstadt kann und wird von Stooss lernen, wie es 
möglich ist, dass das Strafrecht wieder Fühlung mit der 
Zeit und Verständniss für ihre Bedürfnisse gewinnt, ohne 
dass die von Mittelstadt befürchtete Konfusion die 
nothwendige Folge sein würde. — Zum Beweise hierfür 
sei mit einigen Worten auf die Regelung der verwahrlosten 
und verbrecherischen Jugend in dem schweizerischen Ent¬ 
wurf hingewiesen. Im Gegensatz zum geltenden deutschen 
Recht setzt er das Alter der Strafmündigkeit erst auf das 
vollendete vierzehnte Lebensjahr fest und hilft damit dem 
bei uns peinlich empfundenen Uebelstande ab, d ass halb¬ 
wüchsige Knaben und Mädchen schon in die Gefängnisse 
gesperrt, diese also gleichsam zu Kleinkinderbewah ranstalten 
gemacht werden. Nicht erst der Erwähnung bedarf es. 
dass dieser Fehler geradezu bis zur Unerträglichkeit ge¬ 
steigert wird, wenn, wie in unsern kleinen Gerichtsgefäng¬ 
nissen oft genug der Fall ist, die jugendlichen Verbrecher 
mit hartgesottenen Sündern in den nämlichen Räumen ge¬ 
fangen gehalten und damit zumeist für ihr ganzes Leben 
moralisch vernichtet werden. Trotz der genannten Vor¬ 
schrift des Entwurfs hat der Richter sich dennoch aber bis 
zu einem gewissen Grade auch mit Kindern und Jugend¬ 
lichen zu beschäftigen. Sie sind zwar der Strafe noch nicht 
zugänglich; daher sollen sie nicht bestraft, wohl aber zuin 
Zwecke der Erziehung gezüchtigt werden. Sehr sachgemäss 
verordnet der Artikel 6 des Entwurfs: „Die Strafverfolgungs¬ 
behörde überweist das Kind der Verwaltungsbehörde, welche 
es angemessen versorgt, wenn es sittlich gefährdet, ver¬ 
dorben oder verwahrlost ist. Andernfalls kann das fehlbare 
Kind durch die Schulkommission mit Schularrest oder mit 
Verweis bestraft werden.“ Jugendliche Angeklagte vom 
vierzehnten bis zum vollendeten achtzehnten Lebensjahre 
ferner prüft der Richter in jedem einzelnen Falle auf ihre 
sittliche und geistige Reife. Ergiebt diese Prüfung, dass 
der Thäter zur Zeit der That sittlich oder geistig auf der 
Stufe eines Kindes unter vierzehn Jahren gestanden 
hat, so wird er wie ein Strafunmündiger behandelt. 
Im anderen Falle überweist ihn das Gericht, wenn er einer 
andauernden strengen Zucht bedarf, für 1 bis 6 Jahre einer 
Besserungsanstalt für jugendliche Verbrecher. Bedarf er 
dagegen einer solchen Zucht nicht, so wird er, wenn er 
noch die Schule besucht, mit Schularrest oder mit Verweis 
bestraft, anderenfalls mit Einzelhaft von 3 Tagen bis zu 
3 Monaten oder ebenfalls mit Verweis Die gewöhnliche 
staatliche Strafe findet nur in einem einzigen Ausnahmefalle 
gegen Jugendliche Anwendung, nämlich wenn diese ihres 
verbrecherischen Charakters wegen nicht in Anstalten für 
jugendliche Verbrecher aufgenommen werden dürfen, weil 
sie die übrigen Sträflinge sittlich gefährden würden. 

Vergleicht man diese Vorschriften mit denjenigen des 
deutschen Rechts, so fällt der ungeheure Unterschied sofort 
klar in die Augen. Der sich durch alle modernen Gesetze 
wie eine ansteckende Krankheit hindurchschleppende völlig 
nichtssagende Begriff des Unterscheidungsvormögens i^^ 
endlich einmal fallengelassen. Nicht mehr das logisch-for¬ 
malistische Moment, ob der Jugendliche gewusst habe, dass 
sein Verhalten rechtswidrig und strafbar sei, soll über die 
ihm zukommende Behandlungsart und damit oft genug über 



SOZIALPOLITISCHES CENTRALBLATT. 


63 


No. 6. 


das Schicksal seines ganzen Lebens entscheiden, vielmehr 
wird die Reife des Charakters, das Vermögen, dem Antriebe 
zum Schlechten Widerstand zu leisten und sich zu beherr¬ 
schen, in den Vordergrund gestellt. Hiermit also hört die 
einzelne aus dem Leben des Thäters herausgerissene, zu¬ 
fällig den Gegenstand der Anklage bildende That auf, der 
einzig maassgebende Gesichtspunkt zu sein. An seine 
Stelle tritt die allein vernünftigen pädagogischen Grund¬ 
sätzen entsprechende Frage: Braucht das Kind noch eine 
weitere Erziehung zum Zwecke der Besserung? Wie nun 
bei der Beantwortung dieser Frage Schulzucht, staatlich 
überwachte Erziehung, Besserungsanstalt und ordentliche 
Strafe in einander übergreifen, das alles ist mit glücklich¬ 
stem Takte getroffen, wie er nur möglich ist, wenn gründ¬ 
liche Kenntniss der Lebensverhältnisse sich zusammenfindet 
mit warmer Empfindung für das Volk und seine Bedürf¬ 
nisse. Nur engherziger Büreaukratismus wird an dieser 
Regelung der Materie Anstand nehmen können. Ohne 
dass das Strafrecht auf hört das zu sein, was es seiner 
Natur nach sein soll und ohne das Schwert der Gerechtig¬ 
keit an Schärfe und Schneidigkeit einbüsst, werden der 
staatlichen Strafe solche Personen entzogen, die für ihre 
Wirkung noch nicht reif sind. Dafür aber werden dem 
Richter Befugnisse übertragen, die ihn befähigen, dem künf¬ 
tigen Verbrecherthum den Nährboden zu entziehen. 

Von demselben Gedanken sind auch eine ganze Anzahl 
anderer Bestimmungen des Entwurfs beherrscht. Wir greifen 
aus ihnen nur einige wenige heraus. Artikel 24 giebt dem 
Richter das Recht, Liederliche und Arbeitsscheue, wie 
Vagabunden, Bettler, Dirnen und ähnliche Müssiggänger, 
statt der Strafe, sofern diese ein Jahr nicht übersteigt, oder 
neben der Strafe für die Zeit von 1 bis 3 Jahren in eine 
Arbeitsanstalt zu verweisen. Und in Artikel 26 heisst es: 
„Ist die Aufnahme des Trunksüchtigen in eine Heilanstalt 
für Trinker geboten, so ordnet sie der Richter auf ärzt¬ 
liches Gutachten hin unabhängig von einer Bestrafung für 
die Zeit von 6 Monaten bis zu 2 Jahren an.“ Gegen diese 
Bestimmungen wird sich im Einzelnen manches einwenden 
lassen, insbesondere die übertriebene Milde gegen die soge¬ 
nannten Liederlichen zu tadeln sein. Hervorragende 
Psychiater, wie jüngst noch Kurella in seinem soeben er¬ 
schienenen Buche zur „Naturgeschichte des Verbrechers“, 
haben längst betont, dass ein grosser Theil der Land¬ 
streicher schwer Nervenkranke sind, Leute mit beginnender 
Geistesstörung, mit periodischen Nervenstörungen, wie 
Epilepsie, Hysterie, Schwachsinnige jeden Grades bis herab 
zum Idioten. Diesen Unglücklichen, welche sich auf die 
Dauer keines Arbeitgebers Zufriedenheit zu erhalten ver¬ 
mögen, bleibt schliesslich kein anderer Ausweg, als die 
Landstrasse und der Bettel. Wenn Stooss wähnt, hier in 
allen Fällen mit höchstens dreijährigem strengen Arbeits¬ 
zwang helfend eingreifen zu können, so dürfte dies sicher¬ 
lich ein Irrthum sein. In vielen Fällen wird jede Heilung 
ausgeschlossen sein und daher nichts übrig bleiben, als die 
Gesellschaft zu sichern durch Unschädlichmachung des 
Unverbesserlichen. Allein dieses Bedenken verschlägt nicht 
viel. Denn der Weg, auf dem sich Stooss bewegt, ist auch 
hier der richtige. 

Vollste uneingeschränkte Anerkennung verdient dagegen, 
was zum Schlüsse noch betont sein mag, die Behandlung 
derjenigen Verbrecherkategorie, die sich bei mehrmaligem 
Strafvollzüge für die Wirkung der Strafe unzugänglich er¬ 
wiesen hat. Das, was Stooss hier bietet, ist von höchstem 
Interesse. Denn, soweit es sich um die Gesetzgebung 
handelt, haben wir hier Neuland vor uns. In der Frage 
der sogenannten Unverbesserlichen scheiden sich die 
Wege, da trennt sich Alt und Neu. Stooss verlässt die 
mit allzugrosser Aengstlichkeit bisher traditionell inne¬ 
gehaltene Grenzlinie und folgt dem mit Energie von v. Liszt 
seit lange gemachten Vorschläge, wenn er den Unver¬ 


besserlichen auf möglichst lange Zeit hin bei strenger Arbeit 
unschädlich zu machen sucht, zugleich aber festsetzt, dass 
die endgiltige Behandlung des Angeklagten nicht von dem 
Richter bestimmt wird, der den Angeklagten im Termin 
zumeist das erste Mal sieht, von den sozialen Vorbedingungen 
der That nichts erfährt, die Persönlichkeit des Thäters nicht 
kennt, sondern von einer Behörde, die wirklich in der Lage 
ist, die zweckentsprechende Strafe zu verhängen. Es wird 
sich uns noch Gelegenheit bieten, auf diese sehr beachtens- 
werthe Bestimmung zurückzukommen, die den schwersten 
Krebsschaden der heutigen Strafrechtspflege beseitigt und 
erst den Strafvollzug zu einem integrirenden Bestandtheil 
derselben macht. 

Berlin. Hugo Heinemann. 


Soziale Wirthschaftspolitik und Wirthschafts- 
statistik. 

Die Vertheilung der österreichischen Grundsteuer. 

Oesterreich kann als das Land der Grundsteuer xai 
bezeichnet werden. Den ersten auf Schätzung des Rein¬ 
ertrages basirten Parzellenkataster legte 1718 Karl VI. in 
der Lombardei an; mit der Beseitigung der ständischen 
Steuerfreiheiten ging Maria Theresia andern Herrschern 
voran; es war ein neuer kühner Gedanke Josefs IL, eine 
einheitliche, gleichmässige Besteuerung des Bodens in einem 
so grossen Territorium, wie ganz Oesterreich, durchzuführen. 
Der heutige, in den Jahren 1869—1881 aufgenommene Rein¬ 
ertrags-Parzellenkataster Oesterreichs zeichnet sich vor 
anderen ähnlichen Einrichtungen dadurch aus, dass er in 
Evidenz gehalten wird, und dass wenigstens die auffälligsten 
Aenderungen in den Verhältnissen der Grundstücke fort¬ 
dauernd berücksichtigt werden. Endlich geht man hier 
sogar ernstlich mit dem Gedanken um, auch die letzte Kon¬ 
sequenz aus dem Prinzipe der Katastrirung zu ziehen: den 
Parzellar- in einen Gutsertragskataster umzuwandeln und 
damit die reale Wirthschaftseinheit des Gutes zur Grundlage 
der Besteuerung zu machen. 

Schon dadurch wird alles, was über die Resultate der 
Grundsteuer in Oesterreich bekannt wird, besonderes Inter¬ 
esse erregen. Dazu kommt, dass auf sie ein Drittel sämmt- 
licher direkten Steuer Oesterreichs entfällt, und dass endlich 
die Kronländer, Bezirke und Gemeinden ihre Bedürfnisse 
grossentheils durch oft sehr hohe Zuschläge zur staatlichen 
Grundsteuer decken. Die Frage, wie diese thatsächlich auf 
die Grundstücke verschiedener Grösse und verschiedenen 
Werthes vertheilt ist, hat daher gerade für Oesterreich be¬ 
sondere Bedeutung. • 

Zunächst muss man von vornherein den Gedanken zu¬ 
rückweisen, als wäre der sozialpolitischen Forderung nach 
Progression oder Degression des Steuerfusses, d. h. nach 
stärkerer Heranziehung der ertragsreicheren Besitzungen 
bei der Grundsteuer Rechnung getragen. Die kontingentirte 
Summe von 36 Millionen fl. soll vielmehr genau nach dem 
ermittelten Reinerträge auf die einzelnen Liegenschaften 
repartirt werden. Rechnungsmässig führt dies zu einem 
Steuerfusse von 22,7 pCt.; in Wahrheit ist die Belastung 
des Grundbesitzes viel niedriger, da die effektiven Rein¬ 
erträge im Durchschnitt sicherlich mindestens doppelt so 
grosse sind, als die katastralen. 

Ist aber wenigstens die Gleichheit des Steuerfusses für 
Güter aller Grössen Wirklichkeit geworden? 

Bis vor kurzem war es unmöglich, darauf eine präzise 
Antwort zu geben. Bekannt war nur, dass die Einschätzung 
der Erträge keineswegs gleichmässig vorgenommen worden 
war, dass insbesondere die später katastrirten Kronländer 
relativ überlastet sind. Dass aber die Grundsteuer je nach 
der Höhe der Erträgnisse verschieden bemessen sei, konnte 
bisher höchstens vermuthet, nicht aber behauptet werden. 

Die nunmehr erschienenen Beilagen zu dem Entwürfe 
eines Rentengütergesetzes (s.Bd.lII,No.3 des Sozialpolitischen 
Centralblattes) bieten zwar noch unvollkommene, aber doch 
werthvolle Anhaltspunkte, um der Beantwortung der aufge- 
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worfenen Frage näher zu treten. Denn zwei dafür wichtige 
Momente wurden gelegentlich einer Statistik der exekutiven 
Gutsverkäufe des Jahres 1891 erhoben und in jenen Bei¬ 
lagen veröffentlicht? die Steuerleistung eines jeden exequirten 
Grundstückes und der bei dieser Gelegenheit durch sach¬ 
verständige Schätzung festgestellte Werth desselben. 

Darf man nun aus dem Verhältnisse dieser zwei Grössen 
Schlüsse auf die Steuerbelastung des Reinertrages der ver¬ 
steigerten Güter ziehen? 

Bekannt ist, dass der sogenannte Verkehrswerth der 
Liegenschaften, d. h. der bei freihändiger Veräusserung 
durchschnittlich erzielte Preis, sich nicht immer mit dem 
„Ertragswerthe“ deckt, d. h. mit dem zum herrschenden Zins- 
fusse kapitalisirten Reinerträge. Es wird vielmehr ziemlich 
allgemein die Thatsache beobachtet, dass die effektiven 
Preise diesen Ertragswerth nicht unbedeutend übersteigen. 
Und die Höhe dieser Ueberzahlungen ist bei den ver¬ 
schiedenen Besitzkategorien nicht einmal konstant; denn es 
sind vorzugsweise die kleinen Güter, deren Preise — in 
Folge der grossen Nachfrage und der Leichtigkeit der Er¬ 
werbung durch eine geringe Anzahlung und Anschreibung 
des restlichen Kaufschillings — hoch über den Ertrags¬ 
werth hinaufgetrieben werden. 

Es wäre daher gefehlt, wollte man aus jeder Ver¬ 
schiedenheit in dem Verhältnisse der Grundsteuer zum 
Verkehrswerthe auch schon eine ungleiche Belastung des 
Reinertrages folgern. Im Gegentheil. Eine proportional 
dem Ertragswerthe angelegte Steuer muss eine um so ge¬ 
ringere Quote des Verkehrswerthes ausmachen, je höher 
sich dieser über den kapitalisirten Reinertrag erhebt, also, 
je kleiner das Grundstück ist. 

Nun lässt sich allerdings schwer sagen, als was man 
den exekutiven Schätzungswerth anzusehen habe. Denn 
es ist nicht bekannt, ob dabei mehr Rücksicht auf den Er¬ 
trag oder auf die Preisverhältnisse genommen wird; ge¬ 
setzliche Vorschriften existiren in dieser Hinsicht nicht. 
Immerhin darf man wohl annehmen, dass hier eher ein 
Verkehrswerth vorliegt, da die Feststellung doch eben im 
Hinblicke auf den bevorstehenden Verkauf erfolgt. Eine 
gleichmässigeSteuervertheilung müsste daher ihren Ausdruck 
in einer scheinbaren Progression des Steuerfusses, be¬ 
zogen auf den Schätzungswerth, linden. 

Statt dessen zeigt sich uns aber das folgende Bild: 
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M ei stbots-Grösse 

in Fl. 

Schätzungswerth 

in Fl. 

Jährliche Steuer 

in Fl. 

Die Steuer in 

Promille des 

Schätzungwerthes 

I. Realitäten, die bloss der 

Grundsteuer unterliegen: 

bis 500 

1 117130 

5312 

4,8 

500— 1 000 

681 189 

2 722 

4,0 

1 000— 2000 

538586 

2 204 

4,1 

2 000— 5000 

666 458 

2297 

3,5 

5000—10000 

631233 

1 191 

1.9 

10 000 20000 

417 861 

550 

1,3 

über 20 000 

152315 

35 

0,2 

1. Realitäten, die nebst der Grundsteuer noch Hausklassensteuer 
entrichten: 
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Also nicht nur keine Progression, sondern sogar eine 
enorme Abnahme der Besteuerung mit zunehmendem Meist- 
bote! Selbst wenn wir also den Schätzungswerth als reinen 
Ertragswerth gelten liessen, wären die ertra^sreicheren 
Realitäten viel geringer besteuert als die mit kleinem Rein¬ 
erträge: bei den Gütern, die nur der Grundsteuer unter¬ 
liegen, zahlen die Grundstücke mit Meistboten unter 500 fl. 
24 mal, die mit Meistboten zwischen 500 u. 2000 fl. 20 mal 
so viel Grundsteuer als solche mit Meistboten über 20000 fl.! 
Und selbst bei den Liegenschaften, welche Grundsteuer 
und Hausklassensteuer entrichten, ist das Verhältniss noch 
schlimm genug; denn trotzdem hier die besser veranlagte 


Gebäudesteuer ausgleichend wirkt, ist die Steuerleistung der 
werthlosesten Gründe beinahe 4 mal so hoch als die der 
werthvollsten! 

Liesse sich noch die stärkere üeberzahlung des Ertrags- 
werthes bei kleineren Gütern in Rechnung ziehen, so er¬ 
gäbe sich eine noch grössere Verschiedenheit des reellen 
Steuerfusses. 

Untersucht man die exekutiven Verkäufe nach Kron- 
ländern in derselben Weise, wie wir es eben für sämmt- 
liche Subhastationen gethan haben, so zeigen sich allerdings 
zum Theile abweichende Resultate. Zunächst wird hier die 
Zahl der Beobachtungen schon sehr klein. Sodann dürfte 
es den grösseren Grundbesitzern länderweise in sehr ver¬ 
schiedenem Grade gelungen sein, eine Unterschätzung ihres 
Reinertrages bei der Katastrirung herbeizuführen. Be¬ 
trachtet man dagegen die Verhältnisse bei den einzelnen 
Kulturgattungen, so zeigen sich ähnliche Erscheinungen, 
wie die für sämmtliche Grundstücke beobachteten. Es mö¬ 
gen daher hier noch die Relativzahlen für die verschiedenen 
Arten von bloss Grundsteuer zahlenden Grundstücken Platz 
finden. 
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Man sieht, die umgekehrte Progression findet hier ziem¬ 
lich allgemein statt. Insbesondere ist sie ausnahmslos vor¬ 
handen bei den Aeckern und den gemischten Gründen, die 
auch zumeist Ackerboden enthalten. Diese beiden Gruppen 
umfassen bereits 70 pCt. aller exekutiven Verkäufe. Die 
auffälligen Sprünge bei den Wiesen und Weiden dürften 
wohl auf die Einbeziehung mancher zukünftigen Baugründe 
zurückzuführen sein. Besonders stark ist das Missverhält- 
niss bei den Aeckern, indem da die Besteuerung innerhalb 
der ersten 6 Werthkategorien auf den 114. Theil herabsinkt! 

Ein nach Parzellen angelegter Kataster muss stets zu 
einer ungleichmässigen, u. z. zu einer den Grossbesitz be¬ 
günstigenden Steuervertheilung führen. Denn jede einzelne 
Parzelle wird dabei aus ihrer ökonomischen Verbindung mit 
anderen losgelöst, es wird bei der Abschätzung keine Rück¬ 
sicht darauf genommen, ob der Besitz geschlossen oder 
zerstreut, ob er arrondirt ist oder nicht, ob das quantitative 
Mischungsverhältniss der ein Gut bildenden Kulturarten 
rationell ist — alles Momente, die den Ertrag gerade der 
gut bewirthschafteten grossen Güter sehr zu steigern ver¬ 
mögen. Ueberdies wird man geneigt sein, anzunehmen, 
dass der Bauer weniger als der Gutsherr im Stande ist, 
den wahren Ertrag seines Besitzes den Blicken der Steuer¬ 
behörde zu verbergen. 

Man durfte also a priori vermuthen, die Grundsteuer 
werde den kleinen Grundbesitz schwerer treffen, als den 
grossen. Dass dies aber in so exorbitantem Maasse ge¬ 
schehen könne, davon hat man wohl bisher kaum eine 
Ahnung gehabt. 

Allerdings muss man sich sehr hüten, vorschnell zu 
verallgemeinern. Die statistische Erhebung des Jahres 1891 
betrifft nur etwa 12000 Versteigerungen, während Oester¬ 
reich über 2 Millionen selbstständige Landwirthe besitzt. 

Immerhin ist das gebotene Material umfangreich, es sind 
die dabei beobachteten Erscheinungen bedenklich genug, 
um die volle Aufmerksamkeit der Gesetzgeber und der Ver¬ 
waltungsbehörden zu verdienen. Namentlich kann nicht 
dringend genug verlangt werden, dass die besprochene Er¬ 
hebung alljährlich wiederholt werde. Nur so kann man 
feststellen, ob das durch jene Statistik des Jahres 1891 zu 
Tage getretene Missverhältniss allgemein verbreitet ist, oder 
ob uns ein tückischer Zufall auf eine falsche Fährte ge¬ 
bracht hat. 




No. 6. 


SOZIALPOLITISCHES CENTRALBLATT. 


65 


Wie immer sich dies indessen verhalten mag, mit 
Sicherheit kann man schon aus den vorliegenden Daten 
schliessen, dass die Grundsteuerveranlagung gegenwärtig 
höchst ungleichmässig ist, und dass die Einrichtung eines 
Gutsertragskatasters, wenn damit eine neue Reinertragser¬ 
mittelung verbunden wird, nur von den wohlthätigsten 
Folgen sein kann. 

Wien. Walter Schiff. 

Einführung von Landwirthschafts - Kammern in 
Preussen. Die Frage der Landwirthschaftskammern soll 
nach neueren Nachrichten bereits die nächste Session des 
preussischen Landtages beschäftigen. Ueber die Geschichte 
des Gesetzentwurfs, an dessen Fertigstellung die betheili^en 
Ressorts arbeiten, enthalten Regierungsorgane folgende Mit¬ 
theilungen: Aus Anlass eines Antrages des landwirthschaft- 
lichen Centralvereins für die Provinz Sachsen, von welchem 
auch die Anregung zum Erlasse der Wegeordnung für diese 
Provinz ausgegangen war, hat zunächst das Landesökonomie¬ 
kollegium sich mit der Frage befasst; nach Anhörung der 
betheiligten landwirthschaftlichen Vereine ist dasselbe 
schliesslich gegen eine nicht unbeträchtliche Minderheit zu 
einem zustimmenden Votum gelangt. Demnächst hat der 
Bund der Landwirthe die Einrichtung der Landwirthschafts¬ 
kammern in sein Programm aufgenommen und in der Landes¬ 
vertretung ist wiederholt, wenn auch nicht ohne Wider¬ 
spruch, die Forderung einer wirksamen Vertretung der 
Landwirthschaft durch Einrichtung von Kammern erhoben 
worden. Vorberathungen mit Vertrauensmännern aus den 
betheiligten Kreisen der Landwirthschaft und einfluss¬ 
reichen, auf dem Gebiete der Landwirthschaft erfahrenen Mit¬ 
gliedern des Landtags schienen zu einem negativen Ergeb- 
niss zu führen. Trotz lebhafter Befürwortung seitens 
mehrerer Sachverständigen des Landtages überwogen an¬ 
fänglich die Bedenken. Im Laufe der Unterhandlungen 
schwanden diese aber mehr und mehr und es ergab sich 
nicht nur eine weitgehende grundsätzliche Uebereinstim- 
mung darüber, dass eine wirksame Vertretung der Land¬ 
wirthschaft am sichersten von solchen Körperschaften zu 
erwarten sei, welche alle Landwirthe und nicht, wie die 
landwirthschaftlichen Vereine, nur einen Theil derselben 
vertreten, und auch wiederum, abweichend von den land¬ 
wirthschaftlichen Vereinen, nicht auf die finanzielle Unter¬ 
stützung des Staates bezw. der Regierung angewiesen sind. 
Es wurde auch über die Grundzüge einer fakultativ ge¬ 
dachten derartigen Organisation im wesentlichen Ueber- 
einstimmung erzielt. Zur Zeit ist man innerhalb der Staats¬ 
regierung beschäftigt, durch kommissarische Berathungen 
zwischen den betheiligten Ressorts die betreffende Gesetzes¬ 
vorlage vorzubereiten. Dabei gilt es zunächst, die Frage 
zu erledigen, ob die Einrichtungen fakultativ oder obliga¬ 
torisch in Aussicht zu nehmen ist. Demnächst werden auch 
die Fragen des Besteuerungs- und des Wahlrechts, welche 
in ihrem Zusammenhänge nicht unerhebliche Schwierigkeiten 
bieten, zu erörtern sein. 

Zur Errichtung eines städtischen Arbeitsamtes in 
Mainz. Das Mainzer Gewerbegericht gab am 30. Oktober 
ein Gutachten über das zu errichtende städtische Arbeits¬ 
nachweis- und Auskunftsbureau ab. Im Prinzip erfolgte die 
einstimmige Erklärung der Arbeitgeber und Arbeitnehmer, 
dass die Errichtung eines solchen Arbeitsamtes eine Noth- 
wendigkeit sei. Statistische Erhebungen über Lohn- und 
Wohnungsverhältnisse, sowie über foankheitsfälle sollen 
dem bereits bestehenden statistischen Bureau, die über die 
Arbeitslosigkeit dem Arbeitsamt übertragen werden. Be¬ 
hufs der Organisation des Arbeitsamtes kam folgender 
Vorschlag einstimmig zur Annahme: „Zur Arbeitsvermitte¬ 
lung für gewerbliche Arbeiter und Arbeiterinnen, Dienst¬ 
boten und Lehrlinge wird ein städtisches Arbeitsamt er¬ 
richtet. Das Arbeitsamt steht unter Leitung und Aufsicht 
einer Kommission, bestehend aus sechs Mitgliedern und 
vier Stellvertretern, die aus den Beisitzern des Gewerbe¬ 
gerichts durch diese zu wählen sind, und zwar gleichmässig 
aus Arbeitgebern und Arbeitnehmern. Den Vorsitz in dieser 
Kommission führt der Vorsitzende des Gewerbegerichts, die 
Sitzungen derselben finden je nach Bedarf, mindestens aber 
alle zwei Monate statt. Beschlussfähig ist die Kommission 


I nur dann, wenn von Seiten der Arbeitgeber und Arbeit¬ 
nehmer die gleiche Anzahl anwesend ist. Jedes Kom¬ 
missionsmitglied erhält als Entschädigung für jede Sitzung 
3 M. Die Leitung der Verwaltung des Arbeitsamtes wird 
in eine männliche und in eine weibliche Abtheilung geschieden 
und soll geeigneten, dazu befähigten und mit den Verhält¬ 
nissen vertrauten Personen übertragen werden. Die Wahl 
dieser Personen geschieht auf Vorschlag obiger Kommission 
durch die Stadtverordneten-Versammlung. Die Kosten des 
Arbeitsamtes übernimmt die Stadt, und die Arbeisvermitte- 
lung geschieht unentgelüich.“ 

Kommunale Wohlfahrtseinrichtungen in Roubaix. Der 

Roubaiser Gemeinderath hat in einer seiner jüngsten 
Sitzungen beschlossen: 1. die Institution unentgeltlicher 
Rechtskonsultationen einzuführen; 2. eine Gemeinde-Apo¬ 
theke zu errichten; zu letzterem Zwecke hat er einen 
Kredit von 25000 Francs votirt. Diese Apotheke wird die 
Arzneien zum Selbstkostenpreis verkaufen. In dem bezüg¬ 
lichen Antrag wird gesagt: Es sei nichts abscheulicher, als 
die dem einzelnen überlassene Freiheit, auf die Krankheit 
seiner Mitmenschen zu spekuliren, indem diesen die 
Arzneien, d. h. die Mittel zur Wiederherstellung ihrer Ge¬ 
sundheit, theurer verkauft werden als sie zu stehen kommen. 
Der grossen Mehrheit der Arbeiter werde es dadurch un¬ 
möglich, sich und ihre Angehörigen im Krankheitsfalle zu 
pflegen; denn wie sollten unter solchen Umständen die 
Arbeiter, die oft kein Geld für den Bäcker hätten, das 
nöthige Geld für den Apotheker haben. Einem solchen Zu¬ 
stand der Dinge ein Ende zu machen, sei die Pflicht einer 
um das Leben ihrer Schützbefohlenen besorgten Gemeinde. 
Sie müsse dies um so eher thun, als die angeregte Reform 
das Gemeindebudget mit keinem Sou belaste. Es genüge 
nämlich, die Einrichtungs- und Unterhaltungskosten einer 
Gemeinde-Apotheke (Lokal, Personal etc.) dem Einkaufs¬ 
und Fabrikationspreis der pharmazeutischen Erzeugnisse 
zuzuschlagen, was keineswegs verhindern würde, dieselben 
um 40—50 pCt. billiger zu verkaufen, als dies bisher der 
Fall war. — Bei dieser Gelegenheit sei auch gleich bemerkt, 
dass der Roubaiser Gemeinderath, der im Mai vorigen 
Jahres gewählt wurde, im vergangenen Winter die bedürfti¬ 
gen Schulkinder mit Kleidern im Gesammtwerthe von 
14 484 Francs bedachte, und dass er heuer für den gleichen 
Zweck 20000 Francs verausgabt. 


Gewerkschaftliche Arbeiterbewegung. 

Der Freie *Arbeits>Bund in England. Am 31. Oktober 
ist in London ein Kongress des Freien Arbeits - Bundes 
(Free Labour association) zusammengetreten, dessen Be¬ 
strebungen gegen die Gewerkspolitik der englischen Ge¬ 
werkschaften gerichtet sind. Die Veranstalter des Kon¬ 
gresses wollen ausgesprochenermaassen den Versuch machen, 
äle nicht gewerkschaftlich organisirten Arbeiter in einem 
grossen Bunde zu vereinen, um den Trade Unions die 
Veranstaltung von Strikes unmöglich zu machen. Die 
Bündler, die von Seiten der Unternehmer die freudigste 
Unterstützung finden, werden deshalb auch von den Ge¬ 
werkschaften einfach Bund der Strikebrecher genannt. Zum 
Kongress waren 150 Vertreter erschienen, doch ist aus den 
Mittheilungen der englischen Tageszeitungen nicht ersicht¬ 
lich, ob dieselben grössere Organisationen und welche ver¬ 
treten. London, der Versammlungsort, scheint den stärksten 
Bruchtheil der Versammlung gestellt zu haben. Herr 
Chandler, der zum Vorsitzenden gewählt wurde, erging sich 
in seiner Eröffnungsrede in den heftigsten Ausfällen gegen 
die Trade Unions, insbesondere die neueren, sozialistischen, 
denen er-Tyrannisirung der nichtorganisirten Arbeiter vor¬ 
warf. Als Zwecke der neuen Bewegung für „Freie Arbeit“ 
bezeichnete er nach der Times: 1. Eine angemessene 
Tagesarbeit für einen angemessenen Tageslohn (das ist 
eine billige Allgemeinheit, die allgemeiner Zustimmung ge¬ 
wiss ist: die Meinungsverschiedenheit beginnt erst mit der 
Frage, was denn angemessen ist). 2. Freiheit für den 
Arbeiter, seine Arbeit an dem geeignetsten Markte zu ver¬ 
kaufen und sich die günstigsten Bedingungen zu sichern 
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(also Abstand von jeder zu gemeinschaftlichem Zusammen¬ 
gehen bei der Arbeitssuche und Lohnsicherung verpflich¬ 
tenden Association). 3. Einschränkung und so weit wie 
möglich Beseitigung der Strikes. 4. Schutz der Mitglieder 
des Bundes gegen die Tyrannei der Gewerkschaften und 
ihrer „anmaassenden und eingebildeten Führer“, ln seinen 
weiteren Ausführungen, die sich wesentlich gegen die neue 
Gewerkschaft der Hafenarbeiter (Docker's Union) richteten, 
verstieg sich Herr Chandler noch zu der absonderlichen 
Behauptung, die Hafenarbeiter wären früher, als sie nur 
5 Pence (40 Pfennige) Lohn für die Stunde erhielten, besser 
daran gewesen, als seitdem sie durch ihren grossen Strike 
es auf 6 Pence (48 Pfennige) gebracht hätten. Dieses 
Stückchen sozialpolitischer Weisheit hinderte den folgenden 
Redner Herrn Kelly nicht, für sich selbst die Sicherung 
der Lohnerhöhung der Hafenarbeiter um 1 Penny für die 
Stunde als persönliches Verdienst in Anspruch zu nehmen. 
Ben Tillet, der Führer der Hafenarbeiter, habe ihm nur den 
Wind aus den Segeln genommen. Nachdem noch einige 
andere Redner in gleicherweise gegen die Gewerkschaften 
gewettert hatten, werden mehrere im Sinne der Chandler- 
schen Ausführungen gehaltene Resolutionen stets einstimmig 
angenommen. 

Am zweiten Tage der Verhandlungen, am 1. November, 
werden noch drei Resolutionen angenommen. Zunächst be¬ 
antragte ein Mitglied einer Eisenbahn-Versicherungsgesell¬ 
schaft, dass die Versammlung sich gegen die neue Haft¬ 
pflichtsbill der Regierung aussprechen solle, insbesondere 
dürfe den Arbeitern nicht die „Freiheit“ genommen werden, 
durch Sondervertrag mit den Unternehmern dem Rechte 
auf Entschädigung zu entsagen. Hoffentlich werde das 
Oberhaus einem so freiheitswidrigen Gesetz seineZustimmung 
versagen. Der Kongress nahm auch diese Resolution an. 
Dann beantragte ein Herr Mac Lean eine Resolution zu 
Gunsten der Einsetzung von Schiedsgerichten, wandte sich 
aber in seinen Ausführungen gegen die bisherigen Angriffe 
auf die Gewerkschaften, denen er für ihre frühere Thätig- 
keit Lob spendete. Nur gegen den „neuen“ Unionismus 
richte sich seine Opposition. Auch die Schiedsgerichts¬ 
resolution w’urde angenommen. Zum Schluss erhielt die 
Zustimmung des Kongresses noch eine Resolution für ver¬ 
schämten Schutzzoll. Es sei nothwendig, Wiedervergeltungs¬ 
zölle von den Produzenten solcher Länder zu erheben, die 
englische Artikel mit Einfuhrzöllen belegten. Damit war die 
Arbeit des Kongresses erschöpft. Es wurde noch ange¬ 
kündigt, dass überall im Lande Zweigvereine des Bundes 
gegründet werden sollten. Man muss nun abwarten, ob 
diese reaktionäre Machenschaft wirklich, wenn auch nur 
vorübergehend, einen nennenswerthen Bruchtheil der eng¬ 
lischen Arbeiter beeinflussen kann. 

Zum Strike der französischen Grubenarbeiter. Wer 

das Vorgehen der Regierung und ihrer Untergebenen bei 
dem Strike der Grubenarbeiter ungetrübten Auges beobachtet, 
wird sich kaum des Gedankens erwehren können, dass bei 
solchem Vorgänge schliesslich selbst die friedliebendsten 
Arbeiter Jede Hoffnung auf eine friedliche soziale Entwicke¬ 
lung verlieren müssen. Die Leser dieser Zeitschrift kennen die 
Forderungen der Grubenarbeiter. Es ist gleichgültig, ob man 
denselben zustimmt oder nicht; zugeben wird man Jedoch müs¬ 
sen, dass sie wenigstens in den Augen der Strikenden gerecht¬ 
fertigt erscheinen, denn aus Uebermuth laden nicht 40000 Ar¬ 
beiter wochenlanges Elend auf sich. Und dass sie an der Ge¬ 
rechtigkeit ihrer Forderungen keinen Moment zweifelten, Ja 
dass sie von ihr so fest überzeugt sind, dass sie der Meinung 
sind, jeder Unparteiische müsse ihnen beipflichten, davon 
giebt es wohl kaum einen besseren Beweis, als dass sie sich 
von allem Anfang an für ein Schiedsgericht erklärten. Unter 
solchen Umständen wäre doch — so sollte man wenigstens 
meinen — nichts einfacher und angezeigter gewesen, als die 
Kohlenkonipagnien zu drängen, sich ebenfalls einem Schieds¬ 
gerichte zu unterwerfen. Und die Regierung hätte dies um 
so leichter thun können, als sie ihnen im Weigerungfalle 
nur mit der Entziehung ihrer Protektion zu drohen brauchte, 
und als sic Ja selbst ein Gesetz zur friedlichen Austragung 
aller Strikeangelegenheiten geschaffen hat. Anstatt dessen 
hat sic das Strikegebiet militärisch besetzen. Arbeiter requi- 
rircn.V’^ersammlungen verbieten,Maueranschliige hei abreissen 


und eine Anzahl von Strikenden verhaften und verurtheilen 
lassen, so dass es fast den Eindruck macht, als wäre die Regie¬ 
rung an dem Gewinn und Verlust der Grubengesellschaften 
persönlich betheiligt. Es ist dies selbstverständlich nicht 
der Fall. Aber ihre Feindseligkeit gegen die Arbeiterschaft 
ist offenkundig und diese datirt keineswegs erst von diesem 
Strike, wie dies die seinerzeit vorgenommene Schliessung 
der Pariser Arbeitsbörse allein schon beweist. Es wird 
darum auch nicht Wunder nehmen können, dass die Prä¬ 
fekten, Kommissäre, Staatsanwälte, Richter, Gensdarmen, 
Offiziere und Soldaten mit den Strikenden und den ihnen 
Gewogenen so verfahren, wie man gegen Feinde verfährt. 
So hat beispielsweise der Gerichtshof von Bdthune neulich 
sogar zwei Entlastungszeugen wegen falscher Zeugenschaft 
verurtheilt, blos weil ihre Aussagen im Widerspruch mit 
den Angaben eines Gensdarmen waren. Da nun die Ver¬ 
haftungen zumeist durch Gensdarmen erfolgen, wäre man 
fast versucht zu fragen, warum der Gerichtshof dann über¬ 
haupt in solchem Falle Entlastungszeugen zulässt. Trotz 
alledem haben die Strikenden, wohl vertrauend auf die 
Gerechtigkeit und den endlichen Sieg ihrer Sache, kaltes 
Blut bewahrt. Werden sie es aber auch bis ans Ende be¬ 
wahren können? Vorgänge wie der folgende tragen keines¬ 
wegs dazu bei. Am vergangenen Sonntag hatten zwei 
Gensdarmen in Givenchy-en-Gohelle einen in Begleitung 
seiner Frau und eines Freundes befindlichen Mann verhaftet, 
der sich selbst regierungsfreundlichen Organen zufolge nichts 
anderes zu Schulden kommen Hess, als „Vive la greve!“ 
(Es lebe der Strike!) ausgerufen zu haben. Es ist dies 
durchaus kein verbotener Ruf und man kann es den Hinzu¬ 
kommenden kaum verargen, dass sie in ihrer ersten Auf¬ 
wallung Partei für den Verhafteten ergriffen. Die Folge 
war, dass schliesslich seitens der Gensdarmen mehrere 
Schüsse fielen und ein neunzehnjähriger Müllerbursche, der 
des Vergnügens halber nach dem Orte kam, erschossen 
wurde. Vielleicht trägt dieser Fall dazu bei, die öffentliche 
Meinung endlich aufzurütteln und so die Regierung zu 
zwingen, ihre allzu grelle Parteilichkeit gegen die Arbeiter¬ 
schaft' etwas zu mildern und die Kohlenkompagnie zu ver¬ 
anlassen das Schiedsgericht anzurufen. Zum Schlüsse sei 
noch bemerkt, dass der Pariser Gemeinderath in seiner am 
30. Oktober stattgehabten Sitzung für die Familien der Stri¬ 
kenden eine Unterstützung von 10000 Frs. votirt hat. 

Französischer Textilarbeiter-Kongress. Der Landes¬ 
verband der französischen Textilarbeiter wird vom 20. bis 
24. November einen Kongress in Roubaix abhalten, zu 
welchem Zwecke das Organisationskomitee, an dessen 
Spitze der Bürgermeister von Roubaix steht, einen Appell 
an alle Arbeitersyndikate und korporativen Gruppen der 
Textilindustrie und verwandten Industriezweige richtet. Von 
den auf der Tagesordnung stehenden Punkten sind hervor¬ 
zuheben: 1. Feststellung des Arbeitstages auf 8 Stunden; 
2 Errichtung einer Strike- und Reiseunterstützungskasse; 
3. allgemeine Lohntarife; 4. die Fabrik- und Werkstätten¬ 
hygiene und Arbeitsinspektion; 5. Diskussion überden neuen 
Gesetzentwurf betreffend die Prudhommesgerichte; 6. Grün¬ 
dung eines Verbandsorgans; 7. Gründung eines internationa¬ 
len Textilarbeiter-Verbandes. 

Bergarbeiter Kongress in Sizilien. Mitten in die von 
den halb - sozialistischen Arbeiterverbänden (fasci dei 
lavoratori) ausgegangene und gewaltig um sich greifende 
Bewegung der Enterbten in Sizilien, an welcher die land- 
wirthschaftlichen und die gewerblichen Lohnarbeitermassen 
gleichen Antheil haben, ist ein Kongress der Arbeiter der 
insularen Schwefelbergwerke gefallen, welche über die Ver¬ 
besserung ihrer durch ganz besondere Uebelstände uner¬ 
träglich gewordenen Lage berathen haben. Nach den 
ersten Zeitungsnachrichten war auf dem Kongresse, der in 
der 9()(X) Einwohner zählenden und einen der Jüngsten und 
thatkräftigsten fasci aufweisenden Ortschaft Grotte in der 
Provinz Girgenti abgehalten ward, die Mehrzahl der Berg¬ 
werkdistrikte vertreten. Bezeichnend war eine sehr ent¬ 
schlossene Stimmung der Theilnehmer, W'elche in allen 
Tonarten erklärten, dass die Zustände unerträglich, ihre 
Geduld erschöpft, Reformen unerlässlich und „um jeden 
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Preis durchzusetzen seien. Mit Rücksicht auf die entsetz¬ 
liche Lage der „carusi“, Knaben, welche durch jene meist 
geradezu ihren Eltern abgekauft und als Gesteinträger zum 
härtesten aufreibenden Sklavendienst gezwungen werden, 
wurde die Forderung aufgestellt, dass ihr Lohn auf1Y2Lire 
für die unter 15 Jahre alten, auf 2 Lire für die grösseren 
erhöht werde, sowie dass das Gesetz, welches ihre Ver: 
Wendung vor vollendetem zwölften Jahre verbietet, beachtet 
werde. Weiter wurde beschlossen, darauf zu dringen, dass 
die Bergwerkbesitzer allein die Lasten der Unfallversiche¬ 
rung übernehmen und dass der Fiskus auf den 80pro- 
zentigen Grundsteuerzuschlag verzichte, den er erhebt, wo 
Schwefellager zur Ausbeutung gelangen. Weitere Forde¬ 
rungen des Kongresses gingen auf den achtstündigen 
Arbeitstag, auf gesetzliche Untersagung der Vorschüsse, 
welche den carusi und ihren Angehörigen gemacht werden 
u. a. m. Durch Akklamation wurde folgender grundsätzliche 
Beschluss angenommen: „Der erste Kongress der siziliani- 
schen Bergleute spricht sich dafür aus, dass zur Erleichte¬ 
rung des Looses der Schwefelgruben-Arbeiter alle Ver¬ 
besserungen angestrebt werden, welche bei dem gegen¬ 
wärtigen wirthschaftlichen und staatlichen System möglich 
sind; aber er betont, dass zur völligen Erlösung der Schwefel¬ 
arbeiter das Eigenthum am Untergründe ein gemeinsames 
werden muss und stellt den Wahlspruch auf: Die Berg¬ 
werke den Bergleuten! 


Politische Arbeiterbewegung. 

Kongress der deutschen Sozialdemokratie. Die letzten 
Sitzungen des Kongresses, Ober dessen Verlauf vom 22. bis 
zum 27. Oktober wir in der vorigen Nummer Bericht erstattet 
haben, war in der Hauptsache neben einigen Angelegen¬ 
heiten von untergeordneter Bedeutung, der Beendigung der 
Discussion über die Unterstützung der gewerkschaftlichen 
durch die politische Bewegung, dem Antisemitismus und den 
preussischen, Landtagswahlen gewidmet. Die Debatte über 
die Gewerkschaften war im Unterschied von den ihr folgen¬ 
den Erörterungen eine überaus heftige und anstatt grosser 
prinzipieller Gesichtspunkte und einer sachlich eingehenden 
Untersuchung der einschlägigen Fragen überwog persönliche 
Gereiztheit der Wortführer. Die Debatte endete mit einer 
gegen 29 Stimmen erfolgten Ablehnung der von Arons ein- 
gebrachten Resolution und der einstimmigen Annahme der 
vom Partei Vorstand u. A. vorgelegten Resolution, deren 
Wortlaut in der vorigen Nummer des Sozialpolitischen 
Centralblatts S. 57 u. fg. veröffentlicht ist. 

Zu Punkt 7 der Tagesordnung: Antisemitismus und 
Sozialdemokratie, referirte Bebel, und seinen Ausführungen 
schloss sich der Kongress mit der folgenden Resolution an: 

„Der Antisemitismus entspringt der Missstimmung ge¬ 
wisser bürgerlicher Schichten, die sich durch die kapi¬ 
talistische Entwickelung bedrückt finden und zum Theil 
durch diese Entwickelung dem wirthschaftlichen Untergang 
geweiht sind, aber in Verkennung der eigentlichen Ursache 
ihrer Lage den Kampf nicht gegen das kapitalistische Wirth- 
schafts-System, sondern gegen eine in demselben hervor¬ 
tretende Erscheinung richten, die ihnen im Konkurrenzkämpfe 
besonders unbequem wird, gegen das jüdische Ausbeuter¬ 
thum. 

Dieser sein Ursprung zwingt den Antisemitismus zu 
Forderungen, die ebenso mit den wirthschaftlichen wie poli¬ 
tischen Entwickelungsgesetzen der bürgerlichen Gesellschaft 
in Widerspruch stehen, also fortschrittsfeindlich sind. Daher 
auch die Unterstützung, die der Antisemitismus vorzugs¬ 
weise bei Junkern und Pfaffen findet. 

Der einseitige Kampf des Antisemitismus gegen das 
jüdi.sche Ausbeuterthum muss nothwendig erfolglos sein, 
weil die Ausbeutung der Menschen durch den Menschen 
keine speziell jüdische, sondern eine der bürgerlichen Ge¬ 
sellschaft eigenthümliche Erwerbsform ist, die erst mit dem 
Untergang der bürgerlichen Gesellschaft endigt. 

Da nun die Sozialdemokratie der entschiedenste Feind 
des Kapitalismus ist, einerlei ob Juden oder Christen seine 
Träger sind, und da sie das Ziel hat. die bürgerliche Ge¬ 
sellschaft zu beseitigen, indem sie die Umwandlung dersel¬ 


ben in die sozialistische Gesellschaft herbeiführt, wodurch 
aller Herrschaft des Menschen über den Menschen, wie aller 
Ausbeutung des Menschen durch den Menschen ein Ende 
bereitet wird, lehnt die Sozialdemokratie es ab, ihre Kräfte 
im Kampfe gegen die bestehende Staats- und Gesellschafts¬ 
ordnung durch falsche und darum wirkungslose Kämpfe 
gegen eine Erscheinung zu zersplittern, die mit der bürger¬ 
lichen Gesellschaft steht und fällt. 

Die Sozialdemokratie bekämpft den Antisemitismus als 
eine gegen die natürliche Entwicklung der Gesellschaft ge- 
richtetete Bewegung, welche jedoch trotz ihres reaktionären 
Charakters und wider ihren Willen schliesslich revolutionär 
wirkt, weil die von dem Antisemitismus gegen die jüdischen 
Kapitalisten aufgehetzten kleinbürgerlichen und kleinbäuer¬ 
lichen Schichten zu der Erkenntniss kommen müssen, dass 
nicht blos der jüdische Kapitalist, sondern die Kapitalisten¬ 
klasse überhaupt ihr Feind ist, und dass nur die Verwirk¬ 
lichung des Sozialismus sie aus ihrem Elende befreien 
kann.“ 

Ueber Punkt 8 der Tagesordnung: Das allgemeine 
Stimmrecht und die Betheiligung bei den Landtagswahlen, 
referirte gleichfalls Bebel und beantragt die folgenden zwei 
Resolutionen, die mit geringfügiger Modifikation zur An¬ 
nahme gelangen: 

1. „In Erwägung, dass das Dreiklassen-Wahlsystem in 
Preussen, das nach dem eigenen Ausdruck Bismarck’s das 
elendeste aller Wahlsysteme ist, es der Sozialdemokratie 
unmöglich macht, sich mit Aussicht auf Erfolg an den Wah¬ 
len zum preussischen Landtag selbständig zu betheiligen; 

in fernerer Erwägung, dass es den bisher beobachteten 
Grundsätzen der Partei bei Wahlen widerspricht, sich in 
Kompromisse mit feindlichen Parteien einzulassen, weil diese 
nothwendigerweise zur Demoralisation und zu Streit und 
Zwietracht in den eigenen Reihen führen müssen — 
erklärt der Parteitag: 

es ist Pflicht der Parteigenossen in Preussen, sich jeder 
Betheiligung an den Landtagswahlen unter dem jetzt be¬ 
stehenden Wahlsystem zu enthalten. 

Der Parteitag beschliesst ferner: 

ln Erwägung, dass die Wahlsysteme in den Einzel¬ 
staaten eine wahre Musterkarte reaktionärer Wahlgesetze 
bilden, dass insbesondere der plutokratische Charakter des 
Dreiklassenwahlsystems in Preussen es der Arbeiterklasse 
unmöglich macht, eigene Vertreter in den Landtag zu 
senden, 

fordert der Parteitag die Parteigenossen auf, in allen 
Einzelstaaten eine umfassende und energische Agitation für 
die Einführung des Allgemeinen gleichen, geheimen und 
direkten Wahlrechts für die Landtage im Sinne unserer 
Programmforderung in Angriff zu nehmen.“ 

2. „Der Parteitag spricht den Parteigenossen in Belgien 
und Oesterreich seine vollste Anerkennung aus für die 
Tapferkeit, Opferwilligkeit und Ausdauer, mit der sie unter 
schwierigsten Verhältnissen den Kampf für das allgemeine 
gleiche, direkte und geheime Wahlrecht aufgenommen haben, 
und beglückwünscht sie zu den grossartigen Erfolgen, die 
sie gegenüber den gemeinsamen Gegnern der Arbeiterklasse 
errungen haben.“ 

Wach Erledigung einer Anzahl von Anträgen wird be¬ 
schlossen, den Sitz der Parteileitung in Berlin zu belassen 
und den nächsten Parteitag in Nürnberg abzuhalten. Auf 
die Tagesordnung desselben wird auf Antrag Schoenlank's 
die Frage: Die Landarbeiter, die Kleinarbeiter und die So¬ 
zialdemokratie, gesetzt. Nachdem noch die Wiederwahl des 
bisherigen Vorstandes stattgefunden, wurde der Kongress 
am 28. Oktober durch den Vorsitzenden Singer geschlossen. 


I Arbeiterschutzgesetzgebung. 

I Die sozialpolitischen Wirkungen des neuen deutschen 
I Arbeiterschutzgesetzes. 

Die wichtigsten und wirksamsten Bestimmungen des 
deutschen Arbeiterschutzgesetzes sind durch die §§ 135, 
136 und 137 der Gewerbeordnung gegeben. Nachdem die 
I Neubestimmungen dieser §§ am 1. April 1892 in Kraft ge- 
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treten sind, ist es von bedeutendem sozialpolitischem Inter¬ 
esse die Wirkungen dieser Schutzbestimmungen sowohl auf 
die betheiligten Arbeiter als auch auf die Industrie zu unter¬ 
suchen. Der Jahresbericht der preussischen Gewerberäthe 
für 1892 giebt, so mangelhaft auch seine Angaben noch 
sind, bereits einiges Material zur Beurtheilung dieser Frage. 

Es war zu erwarten, dass in den Kreisen der Ge- 
vverbeinhaber die Bestimmungen zum grösseren Schutz 
der weiblichen und jugendlichen Arbeiter nur mit Wider¬ 
willen erfüllt werden würden, nachdem die Grossindustriellen 
schon im Juni 1892 Erhebungen beschlossen hatten, welche 
die angeblich ungünstige, soziale Wirkung der neuen Ar¬ 
beiterschutzbestimmungen darthun sollten. In der That be¬ 
richten auch die Gewerberäthe von zahlreichen Uebertre- 
tungen der gesetzlichen Bestimmungen, von der Abneigung 
einer ganzen Reihe von Gewerbeinhabern gegen die be- 
bescheidenen Verbesserungen des Arbeiterschutzgesetzes 
und von den häufigen Ersuchen um Ausnahmebewilligungen. 
Die beiden ersten Momente sind aus den Berichten zahlen- 
mässig nicht zu ermitteln, dass sie aber nicht von unter¬ 
geordneter Bedeutung sind, zeigt schon die Bemerkung des 
Gewerberathes von Köln, der an dieser Stelle ausruft: 

„. . . ein wenig erfreuliches Bild von der Geneigtheit der 
Arbeitgeber dem Gesetze Folge zu geben!“ — Die Zahl 
der bewilligten Ueberstunden lässt dann wenigstens einen 
annähernden Schluss auf die Abneigung der Gewerbe-In¬ 
haber gegen die Normirung der Arbeitszeit zu. Es wurden 
nämlich in Preussen — mit Ausschluss von Berlin — für 
11 242 Betriebsanlagen und für 43594 Arbeiterinnen 1 344109 
Ueberstunden bewilligt. Auf jede betheiligte Arbeiterin ent¬ 
fallen demnach für einen neunmonatlichen Zeitraum 30,8 
Ueberstunden. 

Von den Arbeiterinnen wurde fast durchwegs so¬ 
wohl die Normirung der Arbeitszeit, als auch die Bestim¬ 
mung über den Arbeitsschluss am Sonnabend Abend und 
an den Tagen vor Feiertagen freudig begrüsst. Freilich 
hat der durch den frühzeitigen Arbeitsschluss an einzelnen 
Stellen bewirkte, geringfügige Lohnausfall auch einige Un¬ 
zufriedenheit erzeugt, und der Gewerberath von Köln be¬ 
richtet sogar von einem beabsichtigten Strike zur Erzwin¬ 
gung der alten Beschäftigungsweise. Diese Bewegung 
scheint nicht ganz ohne Zuthun der Gewerbeinhaber in 
Fluss gekommen zu sein, wie derselbe Gewerberath offen 
ausspricht. 

Dagegen muss hervorgehoben werden, wie der Gewerbe¬ 
rath von Düsseldorf betont, dass „jetzt, nachdem die 
Schwierigkeiten der Neuregelung überwunden sind, auch 
von manchen Fabrikanten zugegeben wird, dass diese Be¬ 
stimmungen ihre guten Seiten haben.“ 

Ein merkwürdiges, aber nicht unerwartetes Verhalten 
haben die meisten Unternehmer in Bezug auf die Bestim¬ 
mung des § 137 Abs. 4 beobachtet. In einzelnen Fabriken 
wird den Arbeiterinnen anstandslos die D/ 2 Stündige Mittags¬ 
pause gewährt, einzelne haben die Mittagspause für alle 
Arbeiter auf D/g Stunden festgelegt; in den meisten Fällen 
aber machten die Arbeiterinnen von dem ihnen zustehen¬ 
den Rechte keinen Gebrauch, weil sie sonst ihrer Kündi¬ 
gung gewärtig sein mussten. Ausdrücklich berichten dies 
die Gewerberäthe von Schleswig, von Arnsberg und von 
Düsseldorf. 

Weit wichtiger ist jedoch die Rückwirkung der ver¬ 
kürzten Arbeitszeit der Frauen auf die Arbeitszeit der 
Männer. So berichtet der Gewerberath von Liegnitz, dass 
in vielen Fabriken die Arbeit jetzt Sonnabends durchweg 
um 572 Uhr geschlossen w’erde, und dass in einigen Fa¬ 
briken, in welchen die jugendlichen Arbeiter eine Stunde 
früher die Arbeit beenden, als die Arbeiterinnen, eine Ver¬ 
kürzung der Arbeitszeit dieser auf 10 Stunden und gleicher¬ 
weise die elfstiindige Arbeitszeit der Arbeiterinnen auch 
eine Verkürzung der Arbeitszeit der Arbeiter auf 11 bezw. | 
10 Stunden bewirkt. Die Rückwirkung der Maximalarbeits- ■ 
zeit für Frauen auf die Arbeitszeit der Männer berichtet ! 
auch der Gewerberath von Münster. Das Gleiche die Ge- I 
werberäthe von Düsseldorf, Trier, Schleswig und von Mer- j 
seburg-Erfurt. Besonders für die Textilindustrie scheint 
diese Rückwirkung einen grossen Umfang angenommen zu 
haben, 

Diese Thatsache wurde allgemein erwartet, bedauerlich 


ist es nur, dass sich keine Angaben darüber finden, in wie 
vielen Fabriken und für wie viele Arbeiter diese Neuregelung 
der Arbeitszeit Platz gegriffen hat. 

Anscheinend noch stärker als auf die Verkürzung der 
Arbeitszeit der männlichen Arbeiter hat der Normalarbeits¬ 
tag für Frauen und der erhöhte Schutz für jugendliche Ar¬ 
beiter auf das Zahlenverhältniss zwischen Arbeitern und 
geschützten Personen eingewirkt, indem die Zahl dieser 
Letzteren sich verminderte. Auch hier fehlen allerdings, 
in völliger Verkennung der sozialpolitischen Bedeutung 
dieser Thatsache, vollständige Zahlenangaben, und ebenso 
fehlen ausreichende Angaben über die Zahl der beschäf¬ 
tigten Männer für die Zeit der Wirksamkeit des Gesetzes. 
Aber da die Gewerberäthe besonders häufig auf diesen 
Punkt eingehen, muss die Verschiebung wirklich schon 
sehr auffallend gewesen sein. So weit Zahlenangaben 
vorliegen, sind folgende Verschiebungen zu konstatiren. 

Weibliche Arbeiter über 16 Jahren waren beschäftigt: 


im Aufsichtsbeziric 

Dezbr. 1892 

1. April 1892 

-f- Zunahme 

— Abnahme 

Liegnitz .... 

18311 

21 701 


3390 = 9 pCt. 

Schleswig .... 

5284 

4890 

H- 

394 = 8 „ 

Minden . 

7 428 

'7 305 

+ 

103 = 1.4 .. 

Arnsberg .... 

eine Zunahme der Textilarbeiterinnen 

Düsseldorf 1 . . . 

37690 

36 288 

+ 

1402 = 3,86 „ 

Textilarb. /. . . 

31 569 

30 251 


1318 4,3 „ 

Aachen \ . . . 

14302 

14072 

-f 

230 == 1,6 ,. 

Textilarb. / . . . 

9 379 

9249 

4- 

130 -- 1,4 „ 


Im Allgemeinen aber ist aus den Berichten der Ge¬ 
werberäthe doch zu konstatiren, dass dort, wo männliche 
und weibliche Arbeitskräfte sich Hand in Hand arbeiten, 
also hauptsächlich in der Textilindustrie, eine nicht unerheb¬ 
liche Abnahme an Frauen stattgefunden hat, ohne dass sich 
dies jedoch überall zahlenmässig belegen lässt, während 
umgekehrt in der Nahrungs- und Genussmittelindustrie, so¬ 
wie in der Industrie der Bekleidung und Reinigung eine 
erhebliche Zunahme zu konstatiren ist. — Wenn jemals, so 
zeigt sich bei den Berichten der Gewerberäthe für 1892. 
welchen geringen Werth dieselben für die sozialpolitische 
Forschung haben. 

Wesentlich deutlicher sind dagegen die Wirkungen des 
neuen Arbeiterschutzgesetzes auf die Beschäftigung junger 
Leute, da hier regelmässige, obligatorische Erhebungen von 
zwei zu zwei Jahren stattfinden. Die Zahl der beschäftigten 
jungen Leute war: 

1888 . 98014 

1890 . 119 271 

1891 . 115 387 

Der Rückgang seit 1890 betrug 3884 Köpfe oder 3,26 pCt. 
Am stärksten war er in der 'Fextilindustrie mit 4348 Köpfen 
oder 17,12 pCt. der 1890 hier beschäftigten jungen Leute, 
in der Industrie der Holz- und Schnitzstoffe betrug der 
Rückgang 865 oder 20,59 pCt. Eine erhebliche Zunahme 
in der Beschäftigung junger Leute ist nur in der Industrie 
der Steine und Erden (1446 oder 12,05 pCt.), im polygra¬ 
phischen Gewerbe (1270 oder 35,28 pCt.), in der Nahrungs¬ 
und Genussmittelindustrie (357 oder 3,28 pCt.) und der Be- 
kleidungs- und Reinigungsindustrie (362 oder 9,81 pCt.) zu 
konstatiren. Für die Veränderung iin Bestände der jugend¬ 
lichen Arbeiter seit 1891 liegen für die einzelnen Gewerbe 
zahlenmässige Angaben nicht vor, für die einzelnen Auf¬ 
sichtsbezirke — mit Ausnahme von Schleswig, Koblenz und 
Köln — lassen sich aber doch brauchbare Angaben heraus¬ 
ziehen. Es waren beschäftigt junge Leute: 


1891 .109 140 

1892 . 95 614 


Die Abnahme beträgt hier 3,23 pCt. Eine Zunahme ist nur 
in Ost- und Westpreussen, Berlin und Charlottenburg und 
Potsdam und Frankfurt a. d. O. zu konstatiren. 

Mit Ausnahme der Industrie der Steine und Erden 
haben vor allen in denjenigen Industriezweigen, in welchen 
Junge Leute als ungelernte Handarbeiter Beschäftigung fin¬ 
den und auch in der Textilindustrie die.se seit 1890 ent¬ 
schieden abgenommen. Zugenommen haben sie nur in der 
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Nahrungs- und Genussmittelindustrie, in der Bekleidungs¬ 
und Reinigungsindustrie und in den polygraphischen Gewer¬ 
ben, wo die jungen Leute nicht ein blosser Appendix zur 
Maschine sind, sondern als Lehrlinge ausgebildet werden. 
Aber auch als Lehrlinge werden Junge Leute wegen der 
mit ihrer Beschäftigung verbundenen Unbequemlichkeit nicht 
mehr gern angenommen, wie z. B. der Gewerberath für 
Ost- und Westpreussen ausdrücklich hervorhebt. 

So lange nicht Nachweisungen über die gleichzeitig be¬ 
schäftigten, erwachsenen Arbeiter vorliegen, kann die er¬ 
hebliche Zunahme der in einzelnen Berufen beschäftigten 
jungen Leute nicht gedeutet werden, aber auch die Ab¬ 
nahme in einzelnen Berufen kann ihren Grund in einem 
Ueberangebot von erwachsenen Arbeitern zu äusserst 
niedrigen Lohnsätzen, in schlechtem Geschäftsgang ihre 
Ursache haben. Wie bestimmt deshalb auch die Behaup¬ 
tung einzelner Fabrikinspektoren auftritt, dass die Ab¬ 
nahme der jungen Leute auf das neue Arbeiterschutzge¬ 
setz zurückzuführen sei, wird man aus den angeführten 
Gründen doch gut thun, mit seinem endgiltigen Urtheil noch 
zurückzuhalten. 

Wenn in allen diesen Fällen die sozialpolitischen Wir¬ 
kungen des neuen Arbeiterschutzgesetzes auch noch nicht 
mit voller Schärfe zum Ausdruck kommen, so ist in Bezug 
auf die Kinderarbeit (Kinder unter 14 Jahren) eine günstige 
Wirkung ganz augenscheinlich. Von 1888 bis 1890 hatte die 
Anzahl der beschäftigten Kinder von 6225 (4019 männliche 
und 2206 weibliche) bis 6633 (4209 männliche und 2424 
weibliche), also um 408 Köpfe zugenommen. Im Jahre 1892 
aber ist sie auf 2347 (1556 männliche und 796 weibliche) 
zurückgegangen.Das ist die denkbar günstigste Wirkung, 
die das neue Arbeiterschutzgesetz haben konnte. Leider 
ist in diesen Zahlen nicht ausgedrückt, was sich hinter den 
Koulissen verbirgt. Es ist nicht anzunehmen, dass die aus 
den Fabriken ausgewiesenen Kinder dauernd von gewerb¬ 
licher Beschäftigung verschont bleiben, denn in einer 
grossen Zahl von Fällen werden sie die Arbeit in der unter 
Aufsicht stehenden Fabrik mit der Hausarbeit haben ver¬ 
tauschen müssen. Der Gewerberath von Berlin betont dies 
ausdrücklich. 

Uebrigens findet diese Umgehung der gesetzlichen Be¬ 
stimmungen nicht blos bei jugendlichen Arbeitern statt, 
sondern auch bei erwachsenen Arbeiterinnen, indem man 
dieselben in einigen Gewerben dazu zwingt, Arbeit mit nach 
Haus zu nehmen. 

Von hohem Interesse ist die Einwirkung der verkürzten 
Arbeitszeit für erwachsene Arbeiterinnen auf ihre Lohn¬ 
verhältnisse und die gesammte Produktion. Hierzu berichtet 
der Gewerberath von Münster: Allgemein ist in Webereien 
festgestellt worden, dass bei 11 ständiger Arbeitszeit genau 
dieselbe Produktion stattgefunden hat, wie früher bei 

12stündiger Arbeitszeit. Die Erklärung hierfür ist 

leicht. Ein mechanischer Webstuhl macht selbst bei der 
tüchtigsten Bedienung nur 60 pCt. der Schusszahl, die er 
bei ununterbrochenem Betriebe machen könnte. Die übrige 
Zeit wird auf Einstecken frischer Pinkops in die Schützen 
u. s. w. verwendet werden. An dieser Zeit kann durch 
flinke Bedienung sehr gespart werden. Von hervorragenden 
Industriellen wird sogar ausgesprochen, dass bei einer 
lOstündigen täglichen Arbeitszeit in Webereien mit der 
Zeit dieselbe Produktion erreicht werden könne, wie bis¬ 
lang. — Anders liegt die Sache bei Spinnereien. Die Pro¬ 
duktion der Spinnereien hängt in erster Linie von den 
Maschinen ab, welche ununterbrochen laufen, hier spielt die 
Bedienung — vielleicht von der Spulerei abgesehen — nicht 
die Rolle, wie in der Weberei. Die meisten Spinnereien 
geben an, in Folge der Verringerung der Arbeitszeit eine 
Produktionsverminderung in fast gleichem Verhältnisse der 
Arbeitszeitverminderung beobachtet zu haben. Z. B. produ- 
zirt eine technisch vollkommen eingerichtete Spinnerei mit 
70 Arbeitsstunden in der Woche 38(X)0 Pfund, bei 64 Stunden 
in der Woche 35(X)0 Pfund, annähernd in gleichen Nummern. 
Nur der Leiter einer Spinnerei behauptete, gen^u dieselbe 
Produktion auch bei verminderter Arbeitszeit erreicht zu 


>) Einschliesslich der in den Kgl. Bergwerken, Hütten und 
Salinen etc. beschäftigten Kinder. 


haben.2) Auch der Gewerberath von Köln-Koblenz be¬ 
richtet von einer Abnahme der Produktionsmenge an den 
Selfaktors, fügt aber noch hinzu, dass die Meinungen dar¬ 
über, ob die Produktion durch die Einschränkung der 
Spinnmaschinen wesentlich gefallen sei, erheblich aus 
einandergehen. Natürlich ging mit einer thatsächlichen 
oder angeblichen Verminderung der Produktion auch meist 
eine Lohnverminderung parallel, wenn nicht, wie dies bei 
einigen Fabriken des Kölner Bezirkes geschah, zur Deckung 
des Arbeitsausfalls bei der verminderten Sonnabendarbeits¬ 
zeit, an vorhergehenden Tagen eine Verlängerung der 
Arbeitszeit Platz griff. — Der Gewerberath von Aachen 
berichtet, dass ein nicht kleiner Theil der Spinnereibesitzer 
Anfangs von den neuen Bestimmungen eine Lahmlegung 
des Geschäfts befürchtete und die Nothwendigkeit der Ent¬ 
lassung einer grossen Zahl von Arbeiterinnen in Aussicht 
stellte, weil bei einer nur 11 ständigen Arbeitszeit eine ge¬ 
winnbringende Ausnutzung der kostspieligen Arbeits¬ 
maschinen und ein erfolgreiches Wetteifern mit der an 
keine gesetzlichen Einschränkungen der Arbeitszeit ge¬ 
bundenen belgischen Industrie nicht möglich wäre; die Be¬ 
fürchtungen und Behauptungen haben sich aber fast überall 
als übertrieben herausgestellt. Die Zahl der Arbeiterinnen 
in der Textilindustrie ist sogar bis zum Ende des Jahres 
um 130 gestiegen“. 

Im Allgemeinen erhält man von den Berichten den 
Eindruck, dass die Verkürzung der Arbeitszeit weder Nach¬ 
theile für die Produktion, noch bedeutende Lohnausfälle 
für die Arbeiterinnen im Gefolge gehabt habe. Anderer¬ 
seits aber wird auch von einzelnen Gewerberäthen be¬ 
richtet, dass besonders in Zuckerfabriken empfindliche Lohn¬ 
kürzungen eingetreten seien. So berichtet der Gewerberath 
von Frankfurt-Potsdam von einem Lohnausfall von 10 pCt. 
bei einer Reduzirung der Arbeitszeit von 12 auf 11 Stunden 
in der Gesammthöhe von 0,80 bis 1,50 M. per Woche bei 
Akkordarbeit. Derselbe Gewerberath fügt aber sogleich 
hinzu, dass nach der Erklärung einiger Arbeiterinnen „die¬ 
selben jetzt eben so viel verdienten als früher, weil sie 
sich jetzt mehr an die Arbeit hielten“. Diese Thatsache 
wurde von den Arbeitgebern bestätigt. Die alleinstehenden 
Akkordarbeiterinnen und namentlich die jüngeren Arbeite¬ 
rinnen bedauerten auch zwar vielfach die Kürzung des 
Verdienstes, heisst es dort weiter, sprachen sich jedoch im 
Allgemeinen befriedigter aus. In einzelnen Fällen wurden 
die Klagen einiger Arbeiterinnen über den geringen Ver¬ 
dienst von den übrigen mit dem Bemerken zurückgewiesen, 
dass die Mitarbeiterinnen „überhaupt nie genug verdienen 
könnten“. — Die auf Wochenlohn beschäftigten Arbeite¬ 
rinnen meinten, dass eine Kürzung des Lohnes seltener 
und in geringerer Höhe eingetreten sei“. 

Was nun die individuelle Wirkung der neuen Arbeiter¬ 
schutzbestimmungen anbetrifft, so hat in erster Linie der 
frühe Schluss der Sonnabendarbeit den ^nstigsten Einfluss 
auf die Arbeiterinnen und das Familienleben gehabt; aber 
auch ein gut Theil der früher gewohnheitsmässigen 
Sonnabendhetzerei, auf welchen Tag sich besonders die 
Verpackung der Waaren häuft, hat aufgehört, die Gesammt- 
arbeit hat sich gleichmässiger auf alle Wochentage vertheilt 
als früher. In den Unfallsnachweisungen wird sich dem¬ 
gemäss sicher ein Rückgang der gerade für den Sonnabend 
so häufigen Unfälle konstatiren lassen. — Nur da und dort 
findet sich eine Klage, dass die Verkürzung der Arbeits¬ 
zeit ungünstige Einflüsse auf die jugendlichen Arbeiter ge¬ 
habt habe. Sieht man aber näher zu, so erkennt man leicht, 
dass in all diesen Fällen lokale Ursachen vorhanden 
sind. Die jugendlichen Arbeiter, die eher ihre Arbeit be¬ 
endet haben als die Erwachsenen, gehen, wenn sie nicht 
am Fabrikorte selbst wohnen, nicht sofort nach Haus, son¬ 
dern warten auf die Erwachsenen, mit denen sie gewohn- 
heitsmässig den Heimweg gemeinsam machen und vertreiben 
sich die Zwischenzeit mit Unfug aller Art. Es wäre natür¬ 
lich lächerlich, solche Einzelfälle zu generalisiren, und auch 
diese Einzelfälle dürften bald von der Bildfläche ver¬ 
schwinden, wenn die Verkürzung der Arbeitszeit sich erst 


*) Vergl, Schüler. Der Normalarbeitstag in seinen Wirkungen 
auf die Produktion. Archiv ffir soziale Gesetzgebung u. Statistik, 
IV, 82. 
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auf alle Arbeiter gleichmässig erstreckt haben wird, wozu 
die besten und erfreulichsten Ansätze zu konstatiren ge¬ 
wesen sind. 

Schliesslich dürfen zwei Fälle von Achtstundenarbeit 
nicht unerwähnt bleiben, welche der Gewerberath von 
Berlin-Charlottenburg anführt. Der eine Fall ist der bereits 
von Dr. O. Pringsheim im Archiv für soziale Gesetzgebung und 
Statistik VI, S. 14 fg. besprochene aus der Jalousiefabrik 
von Heinrich Freese, der andere bezieht sich auf 111 Ar¬ 
beiter und 228 Arbeiterinnen der Stahlfederfabrik von 
Heintze & Blankertz in Berlin. Die Arbeiter der letzteren 
Fabrik arbeiten seit dem 1. April 1892 nur von 8 bis 12 
und von 1 bis 5 Uhr, und wie die Bücher nachweisen, sind 
die Stücklöhne dieselben geblieben. Auch haben die frühe¬ 
ren Taglöhne fortgezahlt werden können. Die Fabrik, so¬ 
wie die Arbeiter sind mit der Neuerung sehr wohl zu¬ 
frieden. 

Magdeburg. H. Lu.k. 

Arbeiter als Fabriken-Inspektoren. Der Versuch des 
englischen Ministers Asqiiith, 15 Arbeiter zu Fabriken¬ 
inspektoren zu ernennen, hat sich bewährt. Die letzteren 
haben dazu beigetragen, während ihrer sechsmonatlichen 
Amtszeit wesentlicheUebelstände imFabrikwesen abzustellen, 
die sonst unentdeckt geblieben wären. Der Minister des 
Innern hat im Hinblick auf diese Erfolge die Ernennung 
von weiteren Fabriken-Inspektoren in Aussicht gestellt, die 
ihre Erfahrungen als regelrechte Fabrikarbeiter gesammelt 
haben. Auch die weiblichen Fabriken-Inspektoren, die 
früher Arbeiterinnen gewesen sind, sollen vermehrt werden. 


Arbeiterversicherung. 

Dauer der Unfallentschädigungsrenten. In No. 10 des 

laufenden Jahrgangs der „Berufsgenossenschaft“ erörtert 
Dr. A. F. Herdinck sehr klar und sachverständig die Frage, 
ob die Berufsgenossenschaften verpflichtet sind, dauernde 
(lebenslängliche) Renten auch in solchen Fällen zuzuerkennen, 
in denen es feststeht, dass die Verletzten auch ohne den 
Unfall, z. B. durch ein bereits vorhandengewesenes Siech¬ 
thum oder durch hohes Alter, in naher Zeit völlig erwerbs¬ 
unfähig werden würden. Das Reichs-Versicherungsamt hatte 
diese Frage bisher bejaht, weil es im Unfallversicherungs¬ 
gesetz im § 5 Absatz 2 Ziffer 2 deutlich heisst, die Rente 
sei „für die Dauer der Erwerbsunfähigkeit“ zu leisten, also 
nicht nur bis zu dem Zeitpunkt, in dem ohnehin die Er¬ 
werbsunfähigkeit eintreten würde. Neuerdings hat nun das 
Reichs-Versicherungsamt in einem besonderen Falle diesen 
Standpunkt aufgegeben und den entgegengesetzten Rechts¬ 
grundsatz angenommen. Ein Arbeiter, bei dem sich bereits 
eine geringe geistige Abnormität geltend gemacht hatte, 
ohne jedoch seine Erwerbsfähigkeit zu beeinträchtigen, 
wurde durch einen Betriebsunfall schwer verletzt. Hier¬ 
durch wurde die geistige Störung derartig gesteigert, dass 
er in eine Irrenanstalt gebracht werden musste ohne jede 
Hoffnung auf Heilung. Nach ärztlichem Gutachten würde 
der Verletzte auch ohne den Unfall spätestens nach einem 
Jahre völlig irrsinnig und erwerbsunfähig geworden sein. 
Das Reichs-Versicherungsamt hat nun — im direkten Gegen¬ 
satz zu seiner früheren Rechtsprechung — entschieden, dass 
der Verletzte nur für ein Jahr Entschädigungsrente zu be¬ 
ziehen habe, da von der Berufsgenossenschaft nur die Er¬ 
werbsunfähigkeit zu entschädigen sei, die sich als Folge des 
Unfalls darstelle. 

Dr. Herdinck tritt nun mit Recht für die frühere Auf¬ 
fassung des Reichs-Versicherungsamts ein und empfiehlt 
dringend eine nochmalige Erwägung der Frage. Hätte das 
Unfallversicherungsgesetz thatsächlich gewollt, dass einem 
verletzten Arbeiter die Dauer der Entschädigungsrente da¬ 
nach begrenzt werden solle oder könne, ob und wann die 
Erwerbsunfähigkeit wahrscheinlich auf natürlichem Wege 
eingetreten wäre, so hätte auch bei Tödtungen durch Betriebs¬ 
unfälle dieser Gesichtspunkt nicht ausser Acht gelassen 
werden können. Anderenfalls würde das Gesetz in den 
schärfsten Widerspruch mit sich selbst gerathen. Die Wittwe 


eines getödteten Arbeiters erhält aber stets — ohne jede 
Rücksicht auf die nahe oder entfernte Sterbenswahrschein¬ 
lichkeit des Getödteten — eine lebenslängliche Rente und 
die Kinder eine solche bis zum 16. Lebensjahr. Auch die 
30jährige Wittwe eines getödteten 70jährigen Mannes hat 
Anspruch auf eine lebenslängliche Rente. Das Reichs- 
Versicherungsamt hat daher in seiner neuesten Entscheidung 
den Willen des Gesetzes zweifellos unrichtig interpretirt. 
Das Gesetz will ganz unzweideutig, dass sich die Ent¬ 
schädigungsverpflichtung in manchen Fällen über das hinaus 
erstrecke, was die Unfälle verschuldet haben. Die Rente 
muss also, dem Wortlaut des Gesetzes entsprechend, stets 
für die Dauer der Erwerbsunfähigkeit gewährt werden. 

Es braucht kaum noch besonders hervorgehoben zu 
werden, dass die angeführte Entscheidung geeignet ist, eine 
Quelle endloser Streitigkeiten der unerquicklichsten Art zu 
werden. Wie wenig ärztliche Vorhersagungen oft eintreffen, 
ist allgemein bekannt. Nur verschwindend wenig Fälle wird 
es geben, in denen mit einiger Wahrscheinlichkeit der Zeit¬ 
punkt festgestellt werden kann, an dem nach dem natür¬ 
lichen Verlauf der Dinge ein Verletzter erwerbsunfähig ge¬ 
worden sein würde. Dagegen wird künftig ohne Zweifel 
in einer Unzahl von Fällen hierüber gestritten werden, wenn 
das Reichs-Versicherungsamt nicht wieder zu seiner früheren 
richtigen Auffassung zurückkehrt. 

Zur Statistik der Invaliditäts- und Altersversicherung. 

Nach den im Reichs-Versicherungsamt gefertigten Zusammen¬ 
stellungen, welche auf den von den Vorständen der Ver¬ 
sicherungsanstalten und der zugelassenen Kasseneinrich¬ 
tungen gemachten Angaben beruhen, betrug am 1. Oktober 
1893 die Zahl der seit dem Inkrafttreten des Invaliditäts¬ 
und Altersversicherungsgesetzes erhobenen Ansprüche auf 
Bewilligung von Altersrente bei den 31 Versicherungs¬ 
anstalten und den 9 vorhandenen Kasseneinrichtungen 
253 7(X). Von diesen wurden 200532 Rentenansprüche an¬ 
erkannt und 44195 zurückgewiesen, 3607 blieben unerledigt, 
während die übrigen 5366 Anträge auf andere Weise ihre 
Erledigung gefunden haben. 

Von den erhobenen Ansprüchen entfallen auf Schlesien 
29376, Ostpreussen 23012, Brandenburg 19477, Rheinprovinz 
16682, Hannover 14675, Sachsen-Anhalt 14537, Posen 13186, 
Schleswig-Holstein 9699, Westpreussen 9635, Westfalen 9617, 
Pommern 8546, Hessen-Nassau 5563 und Berlin 2836. Auf 
die 8 Versicherungsanstalten des Königreichs Bayern kommen 
25458 Rentenansprüche, auf das Königreich Sachsen 10642, 
auf Württemberg 5715, Baden 4804, Grossherzogthum Hessen 
4129, beide Mecklenburg 5253, die thüringischen Staaten 
5306, Oldenburg 920, Braunschweig 1782, Hansestädte 1802, 
Elsass-Lothringen 7417 und auf die 9 zugelassenen Kassen¬ 
einrichtungen insgesammt 3631. 

Die Zahl der während desselben Zeitraumes erhobenen 
Ansprüche auf Bewilligung von Invalidenrente betrug bei 
den 31 Versicherungsanstalten und den 9 Kasseneinrich¬ 
tungen insgesammt 71 385. Von diesen wurden 44642 Renten¬ 
ansprüche anerkannt und 17925 zurückgewiesen, 5378 blieben 
unerledigt, während die übrigen 3440 Anträge auf andere 
Weise ihre Erledigung gefunden haben. 

Von den geltend gemachten Invalidenrenten-Ansprüchen 
entfallen auf Schlesien 9950, Rheinprovinz 5723, Ostpreussen 
5155, Brandenburg 3827, Hannover 3716, Sachsen-Anhalt 
3233, Westpreussen 2912, Westfalen 2572, Posen 2553, 
Pommern 2524, Hessen-Nassau 1551, Schleswig-Holstein 
1092 und Berlin 1042. 

Auf die 8 Versicherungsanstalten des Königreichs 
Bayern kommen 8607 Invalidenrenten-Ansprüche, auf das 
Königreich Sachsen 2609, auf Württemberg 1933, Baden 
1994, Grossherzogthum Hessen 842, beide Mecklenburg 770, 
die thüringischen Staaten 1208, Oldenburg 194, Braunschweig 
463, Hansestädte 396, Elsass-Lothringen 1389 und auf die 
9 Kasseneinrichtungen insgesammt 5130. 

Unter den Personen, die in den Genuss der Invaliden¬ 
rente traten, befinden sich 1220, welche bereits vorher eine 
Altersrente bezogen. 
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Gewerbegerichte. 


Die Thätigkeit des Gewerbegerichts zu Breslau im 
Jahre 1892. Auf Grund des Reichsgesetzes vom 20. Juli 
1890 besteht für den Stadtbezirk Breslau ein Gewerbege¬ 
richt, welches mit dem 1. April 1892 in Wirksamkeit ge¬ 
treten ist. Was die sächliche Zuständigkeit des Gewerbe¬ 
gerichts anbelangt, so ist dieselbe auf bestimmte Gewerbe¬ 
oder Fabrikbetriebe nicht beschränkt, indess ist die 
Zuständigkeit desselben bezüglich derjenigen Hausgewerbe- 
betreibendeh ausgeschlossen, welche die Rohstoffe und 
Halbfabrikate selbst beschaffen. Besondere Abtheilungen 
bestehen nicht. Die Zahl der zu wählenden Beisitzer be¬ 
trägt im Ganzen 204, wovon je 102 auf die Arbeitgeber 
und Arbeiter entfallen. 

Die Wahl selbst,erfolgt nach 17 Wahlbezirken, jedoch 
nicht nach gewerblichen Gruppen, und zwar auf die Dauer 
von 2 Jahren. Zu jeder Sitzung werden 4 Beisitzer einge¬ 
laden; die Reihenfolge hierbei wird durch Ausloosung be¬ 
stimmt. 

Die Entschädigung der Beisitzer richtet sich nach der 
Daufer der Sitzungen; währen dieselben über 4 Stunden, so 
werden 4 M., sonst 2 M. gezahlt. Für Gutachten und An¬ 
träge bezüglich gewerblicher Fragen ist ein Ausschuss ge¬ 
wählt worden, welcher aus 24 Mitgliedern, 12 Arbeitern 
und 12 Arbeitgebern zusammengesetzt ist. 

Die erstmaligen Wahlen der Beisitzer zum Gewerbe¬ 
gericht fanden am 3. Februar 1892 statt; über die Betheili¬ 
gung an denselben giebt der vorliegende Jahresbericht 
lolgende genauere Angaben, Die Zahl der wahlberechtigten 
Arbeitgeber betrug 799, die Zahl der wahlberechtigten Ar¬ 
beiter 2742 

Arbeitgeber haben Stimmen abgegeben . . . 521 

Arbeiter „ „ „ . . . 2225 


Danach beläuft sich also die Stimmenbetheiligung sei¬ 
tens der Arbeitgeber auf noch nicht ganz 65 pCt, während 
die der Arbeiter 8T pCt. beträgt. 

Die Geschäftsthätigkeit des Gewerbegerichts im Jahre 
1892 umfasst in Wirklichkeit die Zeit vom 1. April bis zum 
31. Dezember, also nur 9 Monate; bei Mittheilung der wei¬ 
teren Geschäftsthätigkeit möge denn auch dieser Umstand 
in Berücksichtigung gezogen werden. 

Die Zahl der anhängig gemachten Klagen setzt sich aus 
folgenden zusammen: 

von Arbeitgebern gegen Arbeiter und Lehrlinge 17 
., Arbeitern und Lehrlingen gegen Arbeitgeber 698 
gegen Arbeiter . . . . . . . 1 

überhaupt 716 

Von den vorgenannten Klagen wurden vor der münd¬ 
lichen Verhandlung 45 zurückgezogen. In der Verhand¬ 
lung vor dem Vorsitzenden allein Wurden Klagen er¬ 


ledigt: 

durch rechtskräftiges Versäumnissurtheil. . 0 

Endurtheil.1 

„ Vergleich.2 

„ Zurücknahme der Klage.1 


Vor besetztem Gewerbegericht unter Zuziehung der 
Beisitzer wurden an 39 Sitzungstagen Klagen erledigt: 


durch rechtskräftiges Versäumnissurtheil 

„ Endurtheil. 

,. Vergleich. 

,, Zurücknahme der Klagen . . . 

ohne Entscheidung. 


110 

242 

118 

63 

40 


Unerledigt blieben am Schlüsse des Jahres 1892 
94 Streitsachen. 

Ueber die Anzahl der Fälle, wo Rechtstreitigkeiten vor 
dem Gewerbegerichte Gegenstände von bestimmtem Werthe 
betrafen, geben die nachstehenden Zahlen Auskunft. 

Es waren Klagen anhängig gemacht im Werthe: 

bis 20 M.. einschliesslich.391 

von mehr als 20 -50 M., einschliesslich 190 

„ „ ,. 50—100 .. .. 46 

.. 100-200 .. 19 

„ 200—300 ,. 4 

.. 300 .. 5 


In 61 Fällen, in welchen es sich um Herausgabe von 
Papieren, Sachen u. s. w. handelte, hat eine Schätzung des 
Streitgegenstandes nicht stattgefunden, da diese Sachen 
durch Vergleich oder Zurücknahme erledigt wurden, mit¬ 
hin Kosten nicht entstanden waren. 

Gegen die Entscheidung des Gewerbegerichts ist in 
zwei Fällen Berufung eingelegt worden; Gutachten über 
gewerbliche Fragen hat es keine abgegeben. Ebensowenig 
ist das Gewerbegericht als Einigungsamt thätig gewesen. 

Die Einnahmen des Gewerbegerichts im Jahre 1892 be¬ 
stehen lediglich aus den Gebühren, welche für die Ver¬ 
handlung des Rechtstreites nach dem Werthe des Streit¬ 
gegenstandes einmalig erh’oben werden, sie betragen im 
Ganzen 222,51 M. Demgegenüber belaufen sich die Kosten 
des Gewerbegerichts für Entschädigung der Beisitzer auf 
324 M.; sonstige persönliche Ausgaben für Zeugen, Sach¬ 
verständige und Gebühren betragen 13 M. Schliesslich ist 
noch zu erwähnen, dass die Kosten, aus Anlass der Wahlen 
der Beisitzer 3030,05 M. ausmachen. 


Soziale Hygiene. 

Weibliche Gesundheitsinspektoren in London. Der 

Gemeinderath des Londoner Stadttheiles Kensington hat 
zwei Damen zu Gesundheitsinspektoren ernannt. 


Armenwesen. 


Zur Armenstatistik in England. An einem bestimmten 
Tage in der zweiten Woche eines jeden Monats nehmen 
die Lokalbehörden Grossbritanniens eine Zählung der in 
ihrem Bereich sich aufhaltenden Armen vor. Diese Er¬ 
gebnisse werden von dem Arbeitsamt zusammengestellt 
und haben für den Monat September folgendes Resultat 
ergeben: Die Metropole London hatte bei einer Einwohner¬ 
zahl von 4211000 (nach der Volkszählung von 1891) 
94756 Arme, gegen 87430 am gleichen Tage des Vorjahres 
oder 225 auf je 100(X) der Bevölkerung. Im Cardiff und 
Swansea-Distrikt (dem Wahlkreis von John Burns) kamen 236, 
in Wolverhampton 317, im Stockton on Tees-Distrikt 358 
und in Bristol sogar 368 Paupers auf je 10000 der Bevölke¬ 
rung. Etwas weniger traurig sind die Verhältnisse in 
Schottland, wo im Durchschnitt nur 180 Arme auf 10 (XX) Ein¬ 
wohner gezählt wurden, während der Durchschnitt in Irland 
246 betrug. In Cork und Limerick (Irland) betrug die Zahl 
der Mittellosen bei einer Bevölkerung von nur 252092 Seelen 
10929 oder 434 auf je 10000 Einwohner. 


Litteratur. 


Drucksachen der Kommission fQr Arbeiterstatistik. Verhandlungen 
No. 3: Protokoll über die Verhandlungen der Kommission für 
Arbeiterstatistik vom 30. Juni bis 3. Juli 1893. Berlin, 1893, 
Carl Heymanns Verlag. Gr. 4. 54 S. Preis M. 0.60 
Es verdient lebhafte Anerkennung, dass die Verhandlungen 
der Kommission für Arbeiterstatistik nunmehr durch die Ver¬ 
öffentlichung im Buchhandel allgemein zugänglich gemacht werden, 
und dass für dieselben ein niedriger Preis angesetzt wird, der die 
Anschaffung sehr erleichtert. Zu wünschen ist, dass ebenso wie 
die Verhandlungen auch die Ergebnisse der bisher veranstalteten 
und in der Folge zu unternehmenden Enqueten ohne Verzug in 
den Handel gebracht und allen Arbeiten der Kommission möglichste 
Publizität verliehen wird. Nur mit Hilfe der letzteren wird das 
öffentliche Interesse erregt und diejenige Theilnahmc für die 
Thätigkeit der Kommission geweckt werden, ohne die eine tiefer 
greifende Wirkung undenkbar ist. Das vorliegende Heft resumirt 
die Verhandlungen vom 30. Juni bis 3. Juli 1893; die Protokolle 
dei* vorangegangenen Verhandlungen sollen in zwei demnächst 
erscheinenden Heften ausgegeben werden. 


I 


Verantwortlich für die Redaktion: Dr. Heinrich Braun in Berlin W., Victoriastrasse lO. 
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Das Strafensystem in dem Entwürfe eines 
Schweizerischen Strafgesetzbuchs. 

Als vor einigen Jahren mit muthiger Jugendkraft in 
unser Rechtsleben eine neue Bewegung, die Internationale 
Kriminalistische Vereinigung, eingriff, da erinnerte ihr geist¬ 
reicher Vorsitzender, der belgische Professor Prins, in seiner 
Eröffnungsrede an den frischen Hauch, der Ausgangs des 
vorigen Jahrhunderts Männer wie Beccaria, Voltaire und 
ihre Schüler entflammte, das in seinem tiefmnersten Rechts- 
gefOhl beleidigte öffentliche Gewissen aufzurufen gegen die 
in Jahrzehnte langer Gewöhnung geheiligten Missbräuche 
der damaligen Strafrechtspflege. Auch heute wieder nimmt 
die breite Masse des gebildeten Volkes lebhaften Antheil 
an den Reformbestrebungen im Strafrecht aus dem sicheren 
Gefühl heraus, dass hier fundamentale Güter der All¬ 
gemeinheit auf dem Spiele stehen und dass die Gesammt- 
heit schweren Schaden erleiden muss, wenn unser vielfach 
überlebtes Strafensystem nicht bald eine energische Um¬ 
wandlung erfahren sollte. 


Immer stärker machen sich die Mängel der kurzzeitigen 
I Freiheitsstrafe fühlbar, die man in ihrer häufigen Anwendung 
j und gleichmässigen Handhabung nicht mit Unrecht als die 
j Strafe des neunzehnten Jahrhunderts bezeichnet hat. Die 
I nach dieser Richtung hin von den verschiedensten Seiten 
( erhobenen Klagen lauten so gleichmässig und überein¬ 
stimmend. dass wir uns mit wenigen Andeutungen begnügen 
können. Man macht geltend, dass die kurzzeitige Freiheits¬ 
strafe eben wegen ihrer Kurzzeitigkeil weder eine ab¬ 
schreckende Kraft noch eine bessernde Wirkung auszuüben 
vermag, also nutzlos ist, auf der andern Seite aber schweren 
Schaden stiftet. Sie vernichtet das Ehrgefühl des davon 
Betroffenen in oft unheilbarer Weise, vermindert seine Scheu 
vor dem Gefängniss, bringt den Neuling im Verbrechen in 
Berührung mit dem Abschaum der Gesellschaft, so dass 
das Gefängniss oft geradezu zu einer Schule des Lasters. 
I zu der wichtigsten Ursache für den Rückfall wird. Und 
: auf der arwlern Seite beachte man, dass die Freiheitsstrafe, 
und sei sie noch so geringfügig, unseren gesellschaftlichen 
Anschauungen gemäss dem Verurtheilten einen Makel für 
i lange, oft für seine ganze Lebenszeit anheftet, der seinVer- 
' bleiben in guter ordentlicher Gesellschaft erschwert, ihn 
I seiner bisherigen Thätigkeit entreisst, ihn bei jedem Arbeit- 
i geber von vornherein unmöglich macht und damit seine 
I Existenzbedingungen in so schwerer Weise untergräbt, dass 
! auch von diesem Gesichtspunkte angesehen der Rückfall 
oft die unvermeidliche Folge ist. Endlich wie ungleich wirkt 
die kurze Freiheitsstrafe, wie verschiedene Folgen hat sie 
für die verschiedenen Personen! Ist dem abgefeimten Ver¬ 
brecher das Gefängniss ein bequemer Zufluchtsort, eine 
eindruckslose Maassregel, so vernichtet es den in geordneten 
Verhältnissen Lebenden, der sich einmal zu einer Uebertretung 
des Strafgesetzes hat hinreissen lassen, für immer in seiner 
gesellschaftlichen und häufig genug auch in seiner wirth- 
schaftlichen Stellung. Es ist daher wahrlich aus gründlich¬ 
ster Kenntniss der Lebensverhältnisse geschöpft, wenn 
Krohne in seinem Lehrbuch der Gefängnisskunde schreibt: 
„Der erste Grundsatz einer weisen Strafrechtspflege sollte 
sein, die Leute lieber möglichst lange vom Gefängniss fern¬ 
zuhalten, als sie für die allertrivialsten Rechtsverletzungen 
hineinzubringen. In den meisten Ländern, namentlich in 
Deutschland, scheint gerade der umgekehrte Grundsatz zu 
gelten: möglichst viele Leute ins Gefängniss zu bringen, 
und zwar möglichst oft mit möglichst kurzen Strafen, damit 
sie sich an das Gefängniss gewöhnen.“ 

Aus allen diesen Gründen ist es mit Freuden zu be- 
grüssen, wenn der schweizerische Entwurf darnach trachtet, 
für die kurze Freiheitsstrafe Ersatzmittel zu finden, die frei 
von den gerügten Mängeln sind. Unter diesen Ersatzmitteln 
gebührt die erste Stelle der sogenannten bedingten Ver“ 
urtheilung. Im Artikel 46 des Entwurfs heisst es: „Das 
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Gericht kann den Strafvollzug einstellen: Wenn der Thäter 
zum ersten Mal wegen eines Verbrechens verurtheilt wird, | 
das Verbrechen nicht aus gemeinen Beweggründen be¬ 
gangen hat, den Schaden, der aus dem Verbrechen ent¬ 
standen ist, soweit es ihm möglich war, ersetzt hat; wenn ■ 
die Strafe Gefängniss von höchstens 6 Monaten ist; wenn i 
der Thäter durch die Einstellung voraussichtlich vor weite- . 
ren Verbrechen bewahrt wird.“ Der Absatz 2 fügt sodann 
hinzu, dass der Verurtheilte, sofern er vor Ablauf von 
5 Jahren rückfällig wird, die früher erkannte und die durch 
den Rückfall verwirkte Strafe gemeinschaftlich zu verbüssen 
hat. Wird er dagegen innerhalb von 5 Jahren nicht rück ! 
fällig, so fällt die Strafe gänzlich fort. 

Die Vortheile dieses in einer ganzen Reihe von Ländern | 
heute schon praktisch erprobten Institutes, für welches | 
sich übrigens auch der deutsche Juristentag mit grosser 1 
Wärme ausgesprochen hat, liegen auf der Hand. Unzählige 
Personen, die trotz einmaliger Verirrung nicht aufgehört 
haben, anständige Menschen zu sein, werden vor dem 
Schimpf des Gefängnisses, dem damit verbundenen ökono¬ 
mischen Elend und dem daraus wieder sich ergebenden 
Herabsinken auf die tiefste Stufe der menschlichen Gesell¬ 
schaft. auf das gewerbsmässige Verbrecherthum, bewahrt 
bleiben. Mit den einzelnen Voraussetzungen, an deren 
Vorliegen Stooss die Wohlthat der bedingten Verurtheilung 
knöpft, wird man sich im Grossen und Ganzen durchaus 
einverstanden erklären können. Insbesondere ist es zu 
billigen, dass der Angeschuldigte des bedingten Straf¬ 
erlasses nur dann theilhaltig werden soll, wenn er den aus 
dem Verbrechen entstandenen Schaden, soweit es ihm 
möglich war, wieder gutgemacht hat. 

Das dieser Bestimmung zu Grund liegende Bestreben, 
zwischen Privatrecht und Strafrecht, zwischen der Genug- 
thuung lür der Verletzten und dem öffentlich-rechtlichen 
Anspruch des Staates auf Bestrafung des Thäters einen 
Zusammenhang herzustellen, enthält einen ausserordentlich 
fruchtbaren Gedanken, der weitere Ausbildung verdient. 
Bereits auf ihrer dritten Hauptversammlung zu Christiania 
im Sommer 1891 fasste die Internationale Kriminalistische 
Vereinigung den Beschluss, der Gesetzgebung zu empfehlen, 
in den Fällen der leichteren Vermögensdelikte von der Ver¬ 
urtheilung zu einer Strafe gänzlich Abstand zu nehmen, 
wenn der Schuldige bisher noch nicht wegen eines Ver¬ 
mögensdelikts verurtheilt worden ist und den Beschädigten 
rechtzeitig entschädigt. 

Man wird aber, worauf namentlich von Liszt wieder¬ 
holt hingewiesen hat, auch hierüber noch hinausgehen 
können und zu erwägen haben, ob es nicht möglich ist, 
durch Ausdehnung des privatrechtlichen Schutzes 
über den Kreis der vermögensrechtlichen Interessen hinaus 
auf jeden, insbesondere den immateriellen Schaden die 
Freiheitsstrafen auch in anderen Fällen entbehrlich zu 
machen. Auch damit wäre wieder ein ausserordentlich 
wichtiges Ersatzmittel für die Freiheitsstrafe gewonnen, ein 
Vortheil für die Gesammtheit, der gar nicht hoch genug 
veranschlagt werden kann. Stooss hat diesen Gedanken 
nicht verwerthet, wohl aus der gewiss zu achtenden Er¬ 
wägung heraus, dass er für die Gesetzgebung noch nicht 
spruchreif ist. Dagegen finden sich im Entwurf eine ganze 
Anzahl einzelner Bestimmungen, die wenigstens als Neben¬ 
zweck das Ziel verfolgen, im Rahmen der Strafrechtspflege 
den Interessen des Verletzten zu dienen. Man wird sich 
einstweilen mit dieser Abschlagszahlung begnügen können. 

Zu einer ganz wesentlichen Einschränkung der Frei¬ 
heitsstrafe wird endlich auch die Regelung der Geldstrafe ^ 
im Entwürfe führen. Das. was Stooss uns hier bietet, deckt i 
sich fast völlig mit den von der Internationalen Kriminalisti- ' 
sehen Vereinigung gefassten Beschlüssen. Soweit die Ge¬ 
setzgebung in Frage kommt, ist dagegen vieles bahn- i 
brechend. Unzweifelhaft gehört dieser Theil des Entwurfes I 


zu den gelungensten Partieen; im Interesse einer aus¬ 
gleichenden Gerechtigkeit wird man ihm uneingeschränkte 
Anerkennung zollen. Artikel 27 lautet: „Die Geldstrafe 
soll den Verhältnissen des Schuldigen entsprechen. Der 
Richter kann dem Verurtheilten gestatten, die Geldstrafe 
nach und nach zu bezahlen oder sie durch freie Arbeit ab¬ 
zuverdienen. Bezahlt der Verurtheilte die Geldstrafe inner¬ 
halb 3 Monaten oder innerhalb der richterlich bestimmten 
Frist böswillig nicht, so hat er den Betrag auf richterliche 
Verfügung hin durch Arbeit in einer Strafanstalt abzuver¬ 
dienen.“ Jeder einzelne dieser Sätze enthält dem deutschen 
Recht gegenüber einen ungeheueren Fortschritt. 

Zunächst die schlichte, einfache Norm: Die Geldstrafe 
soll den Verhältnissen des Schuldigen entsprechen. Man 
sollte meinen, dass eine Meinungsverschiedenheit Ober 
deren Richtigkeit füglich nicht möglich sei. Und doch wie 
weit sind wir noch von der Durchführung dieser unbe¬ 
streitbaren Wahrheit entfernt I Jeder, der einen Blick in 
die praktische Verhältnisse geworfen hat, weiss, dass Seid- 
1er gar nicht so Unrecht hat, wenn er in seiner trefflichen 
Abhandlung: „Die Geldstrafe vom volkswirthschaftlichen 
und sozialpolitischen Gesichtspunkte" den Juristen ironisch 
den Glauben imputirt, dieselbe Geldsumme bedeute für 
Jedermann dasselbe und ein Gulden sei in dem hier ent¬ 
scheidenden Sinne eine objektive, unwandelbare Werth¬ 
grösse. Der schweizerische Entwurf, der ganz und gar von 
dem Grundsatz beherrscht wird, dass sich die Strafe gegen 
den in seiner Individualität zu erfassenden Menschen, nicht 
gegen den starren unveränderlichen Verbrechensbegriff zu 
richten hat bricht mit diesem gänzlich verfehlten System, 
unter dessen Herrschaft eine Einwirkung durch die Strafe 
auf den Thäter einfach unmöglich war. Der Entwurf stellt 
weder ein Höchst- noch ein Mindestmaass des zu verhän¬ 
genden Betrages der Geldstrafe auf, überlässt es vielmehr 
dem verständigen Ermessen des Richters, in jedem ein¬ 
zelnen Falle festzusetzen, in welchem Maasse das Vermögen 
des Schuldigen gemindert werden muss, damit das Straf¬ 
leiden, welches ihm dadurch zugefügt wird, seinem Ver¬ 
schulden entspricht. Bei gleicher Verfehlung der zu Ver- 
urtheilenden, so bemerken die Motive durchaus sachgemäss. 
wird der Richter die Geldstrafe des gesuchten Arztes oder 
des beschäftigten Anwalts auf das zehn- bis zwanzigfache, 
die des Millionärs vielleicht auf das fünfzigfache des Be¬ 
trages bestimmen, den er dem Tagelöhner auferlegt. Hier¬ 
mit beseitigt der Entwurf eine schwere Ungerechtigkeit in 
der heutigen Strafrechtspflege, er macht ein Ende mit der. 
wenngleich gewiss nicht beabsichtigten, so doch thatsäch- 
lich vorhandenen Bevorzugung des Reichthums. Es han¬ 
delt sich hier, wie Seidler sehr zutreffend ausführt, nicht 
um eine derjenigen Härten des Rechtslebens, welche als 
unvermeidliche Folge der ungleichen Besitzvertheilung eben 
nur mit dieser verschwinden könnten, sondern auch unter 
den gegenwärtigen wirthschaftlichen Verhältnissen ist es 
sehr wohl möglich, die für den juristischen Endzweck so 
störenden Folgen der sozialen Lage zu paralysiren. Von 
welchem prinzipiellen Standpunkt aus man auch immer die 
Strafe rechtfertigen mag, unter allen Umständen muss man 
verlangen, dass die Höhe der Geldstrafe den Vermögens¬ 
verhältnissen des Verurtheilten angepasst werde. Im an¬ 
deren Falle kann sie weder wirksam sein, noch gerecht, 
denn eine wirkliche Gleichheit wird nur durch ungleiche 
Behandlung des Ungleichen erzielt. Zu billigen ist, dass 
Stooss darauf verzichtet hat, die Geldstrafen nach Quoten 
des Vermögens des Verurtheilten zu bestimmen. Damit ist 
der fiskalische Beigeschmack vermieden und die Gefahr 
einer partiellen Vermögenskonfiskation beseitigt, die in der 
Geschichte des Strafrechts eine so bedenkliche Rolle ge¬ 
spielt hat. 

Ein richtiges Prinzip der Zumessung der Geldstrafe 
genügt allein aber noch nicht, um dieses an und für sich 
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vortreffliche Strafmittel den Bedürfnissen der Gegenwart 
entsprechend zu gestalten und in Einklang mit den Er¬ 
gebnissen der modernen nationalökonomischen Forschung 
zu bringen. Hinzukommen muss vielmehr in allererster 
Linie eine gründliche Reformirung der sämmtlichen Be¬ 
stimmungen über die uneinbringlichen Geldstrafen. Ihre 
Umwandlung in Freiheitsstrafen ist ein durch nichts zu 
rechtfertigender Zustand. Es verstösst gegen alle Grund- 
.sätze der Billigkeit und Gerechtigkeit, wenn wegen des 
gleichen Vergehens der Reiche sich mit einer Geldzahlung 
loskauft, der Arme aber ins Gefängniss wandern muss, und 
dies aus dem einzigen Grunde, weil er arm ist, nicht etwa, 
weil die Freiheitsstrafe als gerechte Sühne für seine That 
erscheint oder die seiner Individualität gemässe Strafe ist. 
Denn in beiden Fällen hätte der Richter ja von vornherhein 
auf Gefängniss erkannt. Heisst das nicht, so fragt v. Liszt 
schon in seinen Kriminalpolitischen Aufsätzen in gerechter 
Entrüstung, den ärmsten Theil unserer Bevölkerung, an welchen 
die Versuchung zur Begehung strafbarer Handlungen ohne¬ 
dies am häufigsten und am dringendsten herantritt, von 
Staats wegen entsittlichen und in die Bahn des Verbrechens 
werfen? Wie gross aber der Prozentsatz derjenigen Per¬ 
sonen ist, die alljährlich unter dieser Barbarei zu leiden 
haben, darüber finden sich in den Motiven zum schweize¬ 
rischen Entwurf recht beredte Zahlen. Im Jahre 1891 sind 
nach den Aufstellungen des eidgenössischen statistischen 
Bureaus 7183 Personen nur deshalb in’s Gefängniss gesetzt 
würden, weil sie eine Geldstrafe, zu der sie verurtheilt 
worden waren, nicht bezahlt hatten. Dagegen sind in dem¬ 
selben Jahre nur 5418 Personen durch den Richter direkt 
zu Gefängniss verurtheilt worden. Das grösste Kontingent 
der Gefängnisssträflinge bestand somit aus Personen, welche 
Geldstrafen absassen. Eine Abhilfe dieses Uebelstandes ist 
nach zwei Richtungen hin möglich. Stooss schlägt den 
völlig sachgeijiässen Weg ein,. dass er zunächst prüft, ob 
denn diese 7183 Personen wirklich nicht in der Lage ge¬ 
wesen seien, die ihnen auferlegte Geldstrafe zu zahlen? 
Und bei dieser Prüfung findet er, dass unter ihnen 4093 
auf den Kanton Bern, 1598 auf den Kanton Waadt fallen, 
die ganze übrige Schweiz mithin nur 1492 Personen, also 
weniger als Waadt allein, den Fährlichkeiten des Gefäng¬ 
nisses überlieferte. Da nun aber die Kantone Bern und 
Waadt keineswegs die am wenigsten bemittelte Bevölkerung 
besitzen, so erklärt Stooss und gewiss mit Recht diese 
auffallende Erscheinung daraus, dass hier bei der Fest¬ 
setzung der Geldstrafe auf die Verhältnisse des Schuldigen 
einfach nicht genügend Rücksicht genommen ist, und dass 
die Vollstreckung der Geldstrafe von diesen Kantonen nicht 
mit dem genügenden Ernst betrieben wird. Und hier liegt 
in der That der springende Punkt. Der Richter erkennt 
auf Geldstrafe, weil ihm diese Strafart als die passende und 
gerechte für den Thäter erscheint. Daraus folgt, dass, soll 
der Strafzweck nicht vereitelt werden, die Nichtzahlung mit 
der Uneinbringlichkeit identisch sein sollte. Davon aber ist 
im Leben nun keineswegs die Rede. In zahllosen Fällen 
stellt der Verurtheilte — so brutal es klingt — einfach ein 
Rechenexempel an, dessen Facit zu Gunsten des Absitzens 
der Geldstrafe auszufallen pflegt. Er kalkulirt, ob er in der 
Freiheit ebensoviel oder mehr verdienen kann, als er an den 
Fiskus zu zahlen hat. Da dies aber bei dem üblichen Satze 
der Substituirung von 1 bis 15 M. für einen Tag Freiheits¬ 
strafe gewöhnlich nicht der Fall ist, so unterzieht er sich 
lieber dem Gefängniss mit seinen traurigen Folgen und dem 
in ihm massenhaft vorhandenen Ansteckungsstoff, sei es 
durch bittere Noth dazu gedrängt, sei es aus Frivolität, in¬ 
dem er das bequemere Leben in der Strafanstalt, das ja 
bekanntlich bei uns oft genug mit völligem Müssiggang ver¬ 
bunden ist, der ernsten Arbeit vorzieht, die ja natürlich 
jetzt um so intensiver sein müsste, da er neben seinem 
Unterhalt noch die zu zahlende Geldsumme zu verdienen hat. 


Um nun diesem unwürdigen Zustande ein Ende zu 
machen, greift der schweizerische Entwurf zu einem sehr 
einfachen Mittel. Er ermächtigt zunächst den Richter, den 
Verurtheilten ratenweise Zahlung der Geldstrafe zu gestatten 
und bewahrt damit alle diejenigen vor der Schande des 
Gefängnisses, die die Geldstrafe nicht auf einmal, wohl aber 
in längeren Zeiträumen abzubezahlen vermögen. Nun giebt 
es aber eine ganze Anzahl Menschen, denen auch diese 
Vergünstigung nichts hilft, deren wirthschattliche Lage viel¬ 
mehr eine so traurige ist, dass sie unter gar keinen Um¬ 
ständen in der Lage sind, baares Geld für die Zahlung der 
Geld.strafe aufzubringen. Die Motive denken hierbei nament¬ 
lich an zeitweilig arbeitslose Personen, wie z. B. Handwerker, 
die nur während der guten Jahreszeit ständige Arbeit finden. 
Von diesen will der Entwurf an Zahlungsstatt Arbeit an¬ 
nehmen und damit die Vollstreckung der Geldstrafe in zahl¬ 
reichen Fällen ermöglichen, wo Zahlung bisher ausge¬ 
schlossen war und das Gefängniss als letztes Auskunfts¬ 
mittel übrig blieb. Diese Regelung der viel umstrittenen 
Materie ist die denkbar einfachste und darum eben die vor¬ 
trefflichste. Soll aber die Einrichtung in dem echt humanen 
Sinne, in dem der Verfasser des Entwurfs sie sich gedacht 
hat, durchgeführt werden, dann ist es dringend erforderlich, 
dass die Arbeit den Charakter einer freien auch wirklich 
beibehält und nicht zu einer Strafarbeit degradirt wird, die 
mit Stock und Peitsche, wenn auch nur im bildlichen Sinne, 
beigetrieben wird, sonst trüge sie wieder den entehrenden 
Charakter an sich, der ja gerade vermieden werden soll. 
Schon in seinem von den beachtenswerthesten sozialen Ge¬ 
danken erfüllten Gutachten für den 21. deutschen Juristentag 
sagte Seuffert: Nicht Tage- sondern Stückarbeit müsste es 
sein, die dem Zahlungsunfähigen aufzuerlegen wäre, und 
Stückarbeit in billigen Fristen zu leisten, so dass mit einer 
Mehrarbeit von einigen Stunden täglich, bei kleineren 
Arbeiten In kürzester Frist die Arbeit; gemacht und die 
Strafe abverdient, daneben aber der Lebensunterhalt in ge¬ 
wohnter Weise erworben werden könnte. Zugleich würde 
die Nöthigung zur Zahlung der Geldstrafe, daher zur Mehr¬ 
arbeit bei Vielen nicht bloss ein Sporn zu künftiger Gesetz¬ 
mässigkeit, sondern auch die Einleitung zu einem arbeit¬ 
sameren, genügsameren und vielleicht wirthschaftlich erfolg¬ 
reichen Leben sein. Diese Ausführungen bilden eine treff¬ 
liche Ergänzung zu den Gedanken des Entwurfes. 

Ist aber die Geldstrafe trotz aller dieser Erleichterungen 
dennoch nicht zu erlangen — und damit kommen wir auf 
den letzten Punkt — so stellt der Entwurf in weiser und 
zugleich stolzer Selbstbeschränkung den Satz auf: Res 
sacra miser. Die Strafgewalt des Staates scheint ihm mit 
Recht keinen Schaden zu erleiden, wenn sie in solchen 
Fällen auf Strafe schlechtweg verzichtet, zumal diese Zah¬ 
lungsunfähigen regelmässig Vermögens- und erwerbslose 
Personen sein werden, die der Richter der Armenbehörde 
zu überweisen Veranlassung nehmen wird. Damit also hat 
der Entwurf unter allen Umständen und unbedingt die Um¬ 
wandlung der uneinbringlichen Geldstrafe in Gefängniss 
aufgegeben. Eine nur scheinbare Ausnahme von diesem 
Grundsatz ist es, wenn er dagegen mit unerbittlicher Strenge 
gegen diejenigen vorgeht, welche die Geldstrafe böswillig, 
also obwohl sie dazu sehr wohl im Stande sind, dennoch 
nicht bezahlen. Sie hält der Staat so lange in einer zur 
Arbeit eingerichteten Strafanstalt fest, bis sie einen dem 
Betrag der Geldstrafe gleichkommenden Arbeitswerth unter 
Einrechnung der Auslagen des Staates für den Sträfling 
geleistet haben. Hier handelt es sich nicht mehr um die bisher 
übliche Umwandlung der Geldstrafe in Gefängniss, sondern 
um einen richterlich auferlegten Zwang zur Arbeitsleistung 
an Zahlungsstatt mit Freiheitsentziehung und zugleich um 
eine Strafe für die Widersetzlichkeit und Faulheit. 

Alle diese Bestimmungen werden dazu beitragen, dem 
Tribut, den das Gefängniss alljährlich gefordert hat, eine 
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beträchtliche’ Anzahl Menschen zu entziehen.' Sie werden 
damit viel ökonomisches Elend verhindern und zugleich eine 
beträchtliche Abnahme des gewohnheitsmässigen Verbrecher¬ 
thums bewirken. Die Verminderung der Kriminalität — das 
lässt sich mit Sicherheit erwarten, wird für den Entwurf 
und für die Zweckmässigkeit der von der Internationalen 
Kriminalistischen Vereinigung vertretenen Maassregeln wenige 
Jahre nach dem Inkrafttreten des neuen Gesetzes Zeugniss 
ablegen. 

Berlin. Hugo Heinemann. 


Soziale Wirthschaftspolitik und Wirthschafls- 
Statistik. 


Novelle betr. den Unterstützungswobnsitz. Die No¬ 
velle zum Unterstützungswohnsitzgesetz, die dem letzten 
Reichstag vorlag, aber nicht erledigt wurde, ist im Bundes- 
rathe wieder eingebracht und den zuständigen Ausschüssen 
bereits überwiesen worden. Die wesentlichsten Bestim¬ 
mungen dieses Entwurfs gehen, wie die Frankfurter Zei¬ 
tung mittheilt, dahin, dass einmal die Erwerbung eines 
Unterstützungswohnsitzes künftighin nicht erst mit dem 
zurückgelegten 24., sondern schon mit dem zurückgelegten 
18. Lebensjahr begonnen werden und die Verpflichtung des 
Ortsarmenverbandes des Dienstortes, erkrankten Gesellen, 
Gewerbegehülfen und Lehrlingen bis zu sechs Wochen 
Kur und Verpflegung zu gewähren, auf dreizehn Wochen 
verlängert und auch auf die forst- und landwirthschaftlichen 
Gehülfen ausgedehnt werden soll. Die im April d. J. 
tagende 14. Reichstags-Kommission zur Berathung der No¬ 
velle hat nicht nur eingreifende Abänderungen der Re¬ 
gierungsvorlage beschlossen, sondern auch noch andere, 
zum Theil sehr weitgehende Aenderungen der bisherigen 
Gesetzgebung über Unterstützungswohnsitz und Freizügig¬ 
keit angeregt, von denen hier nur zwei von der Kommission 
angenommene Bestimmungen erwähnt seien; einmal soll, 
um der Abschiebung älterer Arbeiter entgegenzuarbeiten, 
der Erwerb eines neuen Unterstützungswohnsitzes mit dem 
60. Lebensjahr ausgeschlossen sein, und sodann die Beschlag¬ 
nahme des Arbeits- oder Dienstlohnes nicht nur für die 
gesetzlichen y\limentationsanspröche der Familienmitglieder, 
sondern auch der unehelichen Kinder gegen ihren Erzeuger 
zulässig sein. Die in der Kommission verlangte Ausdehnung 
der Unterstützungswohnsitz-Gesetzgebung auf Bayern wurde 
abgelehnt, dagegen einer solchen auf Elsass-Lothringen zu¬ 
gestimmt. Es ist bis jetzt nicht bekannt, ob die Beschlüsse 
der Reichstags-Kommission in der neuen Vorlage der Re¬ 
gierung Berücksichtigung gefunden haben. 

Gesetzgeberische Maasanahmen gegen die Güterzer¬ 
trümmerung. Die Köln. Ztg. bringt folgende Mittheilung: „In 
rnehreren Bundesstaaten hat man sich in der jüngsten Zeit 
eingehend mit der Frage der Verhinderung der Güterzer¬ 
trümmerung im Wege besonderer gesetzlicher Vorschriften 
beschäftigt, welche gewissermaassen als eine Ergänzung der 
Wuchergesetzgebung in’s Auge gefasst wurden. Bereits bei 
der Ausarbeitung der Novelle zum Wuchergesetz vom Juni 
dieses Jahres wurde ein Einschreiten gegen die gewerbs¬ 
mässig betriebene Güterausschlachtung, die in manchen 
Theilen des Reiches die schlimmste Form des Grundstücks¬ 
wuchers bildet, und ein Vorgehen der Reichsgesetzgebung 
dagegen in Betracht gezogen; es zeigte sich indessen, dass 
unter den Regierungen der Bundesstaaten sehr erhebliche 
Meinungsverschiedenheiten darüber bestanden, und es wurde 
deshalb davon abgesehen, der Sache näher zu treten. In¬ 
zwischen scheint man aber, vor Allem in Preussen. im Hin¬ 
blick auf die bei den Reichstagswahlen mehrfach zu Tage 
getretene Stimmung der bäuerlichen Bevölkerungskreise von 
der Nothwendigkeit überzeugt worden zu sein, der Rege¬ 
lung dieses Gegenstandes näher zu treten; in aller Stille 
hat, wie mitgetheilt wird, das Ministerium der Justiz einen 
Gesetzentwurf ausgearbeitet, der dem Landtage vermuthlich 
in der kommenden Tagung vorgelegt wird. Ueber den 
Inhalt desselben verlautet noch nichts Näheres, doch scheint 


so viel festzustehen, dass man sich dabei dem württem- 
bergischen Gesetze von 1851 anschliesst, welches die Ge¬ 
nehmigung der Verwaltungsbehörde für die Parzellirung von 
Grundstücken vorschreibt. Nach einer über eine vierzig¬ 
jährige Periode hinausgehenden Geltungszeit des Gesetzes 
liegen Erfahrungen in genügendem Maasse vor, welche es 
gestatten, über seine Bewährung ein Urtheil zu fällen; dieses 
Urtheil kann aber nur ein im Wesentlichen günstiges sein. 
Im Allgemeinen sind die Verwaltungsbehörden, denen die 
Ertheilung der Genehmigung obliegt, geneigt, dieselbe in 
liberaler Weise zu ertheilen; die Zügel werden nur dann 
strenger angezogen, wenn sich in einer Gegend Wucherer 
niedergelassen haben, welche die Güterzerstückelung ge¬ 
werbsmässig betreiben. In solchen Fällen versagen die 
württembergischen Verwaltungsbehörden diese Genehmigung 
regelmässig. Eine Regelung des Gegenstandes scheint auch 
in Bayern geplant zu sein, doch ist es nicht wahrscheinlich, 
dass die Vorbereitung einer Gesetzesvorlage bereits so weit 
vorgeschritten ist, wie in Preussen; das Bedürfniss wird für 
Bayern wohl in demselben Maasse vorhanden sein, wie für 
einige Provinzen Preussens. Der Umstand, dass sich in 
Bayern bereits die erzählende Litteratur mit der Güterzer¬ 
trümmerung als passendem Gegenstand beschäftigt hat — 
man denke an den Roman von Anton von Perfall „Unter- 
wühlter Grund“ —, lässt darauf schliessen, dass in 
manchen Kreisen des bayerischen Volkes ein Einschreiten 
der Gesetzgebung gegen die Güterzerstückelung begrüsst 
würde. Durch die Novelle zum Wuchergesetz ist bekannt¬ 
lich der Güterhandel den strengen Vorschriften des § 35 
Absatz 3 der Gewerbeordnung unterstellt worden; die Be- 
fugniss zum Betriebe desselben kann hiernach solchen 
Personen wohl entzogen werden, bezüglich welcher That- 
sachen vorliegen, aus denen zu entnehmen ist, dass sie nur 
eine wucherlichen Zwecken dienende Güterzerstückelung be¬ 
treiben.“ 

Forderung eines städtischen Arbeitsamts in Berlin. 
In einer am 9. November stattgefundenen Delegirten-Ver- 
sammlung der Berliner Gewerkschaftskommission wurde fol¬ 
gender Antrag angenommen: „Die Berliner Gewerkschafts- 
kommission und der Ausschuss der Berliner Gewerbegerichts- 
Beisitzer (Arbeitnehmer) haben sich nach eingehender Be¬ 
rathung des Gegenstandes davon überzeugt, dass die 
Zentralisirung des Arbeitsvermittelungswesens für Berlin 
eine Nothwendigkeit ist. 

In Erwägung dessen und angesichts der Thatsache, dass 
es den Bemühungen der einzelnen Gewerkschaften bisher 
nicht gelungen ist, die geschäftsmässig betriebene private 
Arbeitsvermittelung, wie sie in Berlin auf Kosten der Arbeits¬ 
losen in grösstentheils schamloser Weise betrieben wird, 
zu beseitigen, fordern sie die Errichtung eines städtischen 
Arbeitsamtes aut Kosten der Stadt. Bezüglich der Organi¬ 
sation eines solchen werden folgende Punkte ins Auge zu 
fassen sein: 

Das Arbeitsamt steht unter Leitung und Aufsicht einer 
Kommission von Mitgliedern, die aus den Beisitzern des 
Gewerbegerichts von diesen zu wählen sind und deren Vor¬ 
sitz der Vorsitzende des Gewerbegerichts führt. Die Ver¬ 
waltung des Arbeitsamtes wird in gewerbliche Abtheilungen 
geschieden und sind dazu befähigte, mit den Verhältnissen 
vertraute Personen, von der Kommission zu wählen, städti- 
scherseits anzustellen. Das Arbeitsamt übernimmt ausser 
der kostenlosen Arbeitsvermittlung lür gewerbliche Arbeiter 
sowie für kaufmännische Angestellte beiderlei Geschlechts, 
Dienstboten und Lehrlinge die Aufstellung von Statistiken 
über Lohnverhältnisse. Arbeitlsosigkeit, Lehrlingswesen 
u. s. w. und Auskunftsertheilung über gewerbliche Fragen.“ 

Zur Statistik der Zwangserziehung verwahrloster 
Kinder in Preussen. ln Zwangserziehung wurden nach 
amtlicher Nachweisung im Etatsjahr 1891/92 in Preussen 
1600 verwahrloste Kinder untergebracht. Seit dem Inkraft¬ 
treten des Gesetzes vom 19. März 1878 waren 20080 ver¬ 
wahrloste Kinder der Zwangserziehung übergeben, so dass 
der Zuwachs im Jahre 1891/92 9 pCt. betrug. 
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Arbeiterverhältnisse in der ostindischen 
Baumwollindustrie. 

Ein lehrreiches BiW der innigen Wechselwirkung, durch 
welche die sozialen Verhältnisse eines Landes mit Vorgängen 
auf dem Gebiete der Weltwirthschaft verwoben sind, bietet 
die gegenwärtige Lage der Baumwollindustrie in Britisch¬ 
indien. 

In dem Siegesläufe, in welchem sich England durch 
Einführung der Maschinenarbeit die industrielle Hegemonie 
der Welt errang, verdrängte zugleich die Baumwolle in 
hohem Grade die übrigen Textilstoffe und wurde zu einem 
der bedeutendsten Artikel des internationalen Handels 
überhaupt. Speziell in den kommerziellen Beziehungen 
Englands zu Ostasien, vor allem zu Britisch-Indien, China 
und Japan, erwarb sich die Baumwolle in den verschiedenen 
Stadien ihrer Verarbeitung eine dauernde Bedeutung. Die 
genannten Länder mussten bald ihre altberühmten Haus¬ 
industrien opfern, weil es sich eher verlohnte, das Roh¬ 
produkt nach England zu verfrachten und von dort das ge¬ 
wonnene Fabrikat wieder einzuführen, als die industrielle 
Verarbeitung daheim vorzunehmen. 

Die ausserordentlichen Kapitaloberschüsse, welche jähr¬ 
lich England im Auslande zu plaziren gezwungen war, be¬ 
wirkten jedoch im Laufe der Zeit, dass in Britisch-Indien 
selbst mit Hilfe englischer Kapitalien Spinnereien gegründet 
wurden, welche nicht nur die englische Einfuhr einschränk¬ 
ten, sondern auch in China und Japan in erfolgreiche 
Konkurrenz mit England traten. Die erste Fabrik war im 
Jahre 1854 in Betrieb gesetzt worden; nach dem letzten 
Berichte der Mill-owners Association bestanden jedoch am 
30. Juni dieses Jahres 141 Unternehmungen mit 3 575 917 
Spindeln, 28 164 Webstühlen und einem investirten Kapitale 
von 100 787 897 Rupien. Wie rasch Indien das Mutterland 
in der Garnausfuhr nach China und Japan verdrängte, er¬ 
hellt aus folgenden Zahlen: Die indische Ausfuhr, welche 
noch im Jahre 1876/77 nicht einmal 8 Millionen Ibs er¬ 
reichte. stieg rapid bis auf 169,3 Mill. Ibs im Jahre 1890/91, 
und überflügelte seit dem Jahre 1882 die englische, welche 
im Jahre 1876 29,8 Mill. Ibs betrug, bis zum Jahre 1881 auf 
47.5 Mill. hinaufging, seitdem jedoch auf 28 Mill. im Jahre 
1891 und 31,9 Mill. im Jahre 1892 fiel. 

Mittlerweile ist jedoch ein neuer, diesen Handelsverkehr 
bestimmender Faktor aufgetreten. In China, vor allem aber 
in Japan, sind Spinnereien nach europäischem Muster er¬ 
standen; in letzterem Lande bestanden Anfang dieses Jahres 
nach einem Berichte der Japan Cotton Spinners Association 
38 Spinnereien mit 385 9^3 Spindeln und einem investirten 
Kapitale von 2 028 645 L. Das japanische Garn beginnt 
sogar dem indischen in China ernste Konkurrenz zu be¬ 
reiten. In der That zeigt sich statistisch in der indischen 
Garnausfuhr nach Ostasien für das Jahr 1891/92 ein be¬ 
trächtlicher Rückgang, welcher sich auch in Folge der 
Währungsreform nur verstärken wird, da hierdurch der 
indische Spinner mit der Gleichheit des Währungsmetalls 
auch die feste Basis seiner kaufmännischen Kalkulation ver¬ 
liert. Wir sehen also, dass sich von Ostasien aus nach 
Indien und von dort wieder nach England ein rückläufiger 
Stoss fortpflanzt, welcher Handel und Produktion der 
älteren Industriegebiete in immer engere Grenzen zurOck- 
staut. 

Dieser Prozess wird nicht ohne tiefgehenden Einfluss 
auf die Produktionsbedingungen, insbesondere auf die 
Arbeiterverhältnisse in Britisch-Indien bleiben. Besondere 
Aufmerksamkeit wird den Lohnverhältnissen gewidmet, über 
deren gegenwärtigen Stand die Bombay Gazette inter¬ 
essante Untersuchungen veröffentlicht, denen wir Folgendes 
entnehmen: 

Die Fixirung einer Lohnskala, welche man versuchen 
wollte, erwies sich als undurchführbar, denn die Verschieden¬ 
heit der maschinellen Einrichtungen in Alter und Art ist 
eine sehr beträchtliche. Ueberdies ist die verhältniss- 
mässige Zahl der beschäftigten Arbeiter in den einzelnen 
Distrikten eine höchst ungleiche, das Führen von „Ueber- 
zähligen“ wird als ein besonderer Uebelstand gerügt. Unter 
solchen Verhältnissen dachte man daran, für jede Arbeiter¬ 


klasse ein spezielles Lohn-Maximum und -Minimum aufzu¬ 
stellen. 

Eine Spinnerei in Bombay liess eine grössere Anzahl 
von Leuten aufnehmen, für welche sie zugleich den Lebens¬ 
unterhalt besorgte Die Nahrung wurde mit drei Rupien 
per Monat von dem Lohne eines Arbeiters bestritten, die 
Miethe einer Wohnung, in welcher eine Familie von 4—5 
Köpfen leben kann, stellt sich auf 1—2 Rupien per Monat. 
Der durchschnittliche Verdienst eines Mannes bei der 
Stückarbeit beträgt 14—15, der eines Kuli 9 bis 10 Rupien. 
Eine Frau verdient beim Spulen oder Haspeln 13 Rupien, 
ein Knabe bekommt 8—10 Rupien. 

Die Familie eines Arbeiters, welche — mit Einschluss 
eines jüngeren Bruders — aus 6 Personen besteht, kann 
durchschnittlich 65 Rupien monatlich verdienen. Dass ein 
Arbeiter mehrere Frauen hat, kommt häufig vor: die eine 
führt die Hauswirthschaft, die übrigen tragen zum Ein¬ 
kommen bei. Bei Berechnung der Miethe zu 2 und der 
Nahrung zu 18 Rupien wOrdeil einer solchen Familie noch 
45 Rupien bleiben für Getränke, deren Konsum in er¬ 
schreckender Weise zunimmt, für Festlichkeiten, Schmuck 
und ferner zur Bebauung des Grundstückes, welches fast 
jeder Arbeiter besitzt oder doch zu besitzen hofft. Eigen- 
thümlich ist der Hang zum Luxus, während zu Nahrungs¬ 
zwecken nur die allernothwendigsten Ausgaben gemacht 
werden. Für die Zukunft vorzusorgen, fällt Niemandem 
ein. Sobald ein Arbeiter das verdient hat, was er für seine 
Bedürfnisse braucht, bleibt er aus, trotzdem die meisten 
Unternehmer dann grosse Lohnabzüge machen. 

Um der Krise, welche der indischen Baumwollindustrie 
droht, wirksam zu begegnen, will man die Zahl der Arbeiter, 
welche zu der in Lancashire im Verhältnisse von 3 zu 1 
steht, vermindern und die Löhne herabsetzen. Dieses Be¬ 
streben hat bereits grosse Erregung in Arbeiterkreisen ver¬ 
ursacht und verschiedene Massen-Meetings zur Folge ge¬ 
habt. Es ist nicht ausgeschlossen, dass man aus Indien bald 
von ernsten Unruhen hören wird. 

Dass eine Besserung der Geschäftsverhältnisse ent¬ 
schieden auch auf einem anderen Wege, als auf dem der 
Lohnherabsetzung erfeicht werden könnte, beweist das wohl- 
informirte Indian Textil Journal. Dasselbe führt aus, dass 
sich die dortige Baumwollindustrie in Händen von Unter¬ 
nehmern und Direktoren entwickelt hat, welche in vielen 
Fällen nicht einmal die Namen ihrer Maschinen kennen und 
meistens nicht eine einzige Operation des Bearbeitungspro¬ 
zesses ausfOhren könnten, welchen sie zu kontrolliren haben. 
In grossem Maasse bedrückt die gesammte Produktion das 
Agentenunwesen, indem der Agent ohne Rücksicht auf Ge¬ 
winn oder Verlust *L Anno vom gewonnenen Pfunde erhält. 
In vielen Fällen haben reiche Agenten selbst die Gründung 
von Fabriken ermöglicht, unter Vereinbarung gewisser 
Lieferungskontrakte, auf denen sie, wie Shylock auf seinem 
Schein, bestehen. Eine Gesundung der Lage der indischen 
Baumwollindustrie sollte daher in erster Linie nach dieser 
Richtung hin durchgefOhrt werden. 

Wien. Joseph Grunzei. • 

Amtliche Erhebungen über Gesundheitszustände in 
den Buchdruckereien. Im Juli 1892 wurde ein Erlass des 
preussischen Handelsministers vom 15. Februar jenes Jahres 
bekannt, der die Regierungspräsidenten anwies, durch Ver¬ 
mittelung der Ortskrankenkassen feststellen zu lassen, 
„welcher Prozentsatz der seit Errichtung der Kasse ver¬ 
storbenen Krankenkassenmitglieder der Lungenschwindsucht 
und sonstigen Lungenleiden erlegen ist“. Der Erlass war 
offenbar eine Folge des kurz vorhergegangenen Buchdrucker- 
strikes; er führte u. A. an, dass auch in der Reichsdrucke¬ 
rei während der Jahre 1881 bis 1891 nicht weniger als 
61 pCt. der vorgekommenen Todesfälle sich auf Lungen¬ 
leiden zurückführen Hessen, und stellte eine auch von der 
Arbeiterpresse lebhaft begrüsste allgemeine Untersuchung 
über die Gesundheitsverhältnisse der Buchdrucker in Aus¬ 
sicht. Von der Unternehmerseite wurde die amtliche Er¬ 
hebung natürlich sofort heftig kritisirt. So wurde u. A. be¬ 
hauptet, mit dem erwähnten Ministerialerlass sei in die 
Kompetenz der Reichskommission für Arbeiterstatistik ein¬ 
gegriffen, und Nachrichten über den Fortgang, sowie das 
Ergebniss der amtlichen Untersuchung kamen nicht mehr in 
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die Oeffentlichkeit. Da erinnern jetzt die Mittheilungen 
zweier Gewerbeinspektoren wieder an die halbverschollene 
Erhebung. Zunächst berichtet der preussische Aufsichts- 
beanite fOr den Regierungsbezirk Düsseldorf S. 350 der 
Jahresberichte der preussischen Gewerberäthe für 1892 
Folgendes; „Im Berichtsjahre sind höherer Anordnung zu¬ 
folge im hiesigen Bezirk Erhebungen angestellt worden 
über die Gesundheits- und Sterblichkeitsverhältnisse bei 
den Buchdruckereiarbeitern. Dieselben haben ergeben, dass 
auch in den hiesigen Buchdruckereien der Prozentsatz der 
Sterbefälle an Lungenschwindsucht ein unverhältnissmässig 
hoher ist und im vier- bis zehnjährigen Durchschnitt bei 
12 Ortsbetriebs- und Hülfskassen zwischen 46 und 100 
schwankt. Dabei sind die Arbeitsräume in den meisten 
hiesigen und namentlich in fast allen grösseren Druckereien 

g jt eingerichtet und mit Lüftungseinrichtungen versehen.“ 
ie Ursache der grossen Sterblichkeitsziffer sei nun haupt¬ 
sächlich in der mangelhaften Reinigung der Letternkästen 
zu suchen. Auf dem Boden der letzteren lagerten sich 
dicke Schichten von blau gefärbtem, stark bleihaltigen Staub 
ab. Eine regelmässige Reinigung dieser Kästen findet fast 
nirgends statt. Zieht man nun in Betracht, dass die Setzer 
fast immer mit Mund und Nase in der Nähe der Lettern¬ 
kästen sich befinden und dass bei der Arbeit ein Aufwirbeln 
des Staubes nicht zu vermeiden sei, so ergebe sich, dass 
die Setzer im Laufe der Zeit erhebliche Mengen gesundheits¬ 
schädlichen Staubes in sich aufnehmen und in Folge dessen 
die Anlage zu Lungenleiden erhalten müssten. Bedenke 
man ferner, dass die Reinigung der Kästen meist die Lehr¬ 
jungen zu besorgen haben, dass dies sogar innerhalb der 
Arbeitsräume oder in geschlossenen Gängen mittelst Blase¬ 
balgs geschehe, so springe in die Augen, dass hier eine 
Gelegenheit gegeben sei. die gerade den jugendlichen Or¬ 
ganismus in hochgradiger Weise zu schädigen und zu ver¬ 
giften geeignet wäre. 

Hier müsse, um eine gründliche Besserung herbeizu¬ 
führen, mit Ernst und rücksichtslos vorgegangen werden. 
Die Reinigung müsse regelmässig und an geeigneten Orten 
und von erwachsenen Personen unter Benutzung von Reg)i- 
ratoren geschehen, oder es müssten Einrichtungen getroflfen 
werden, die eine Ablagerung grösserer Mengen von Staub 
in den Kästen oder ein Austreten desselben nach Möglich¬ 
keit ausschliessen. Eine regelmässige und gründliche Rei¬ 
nigung der Kästen sollte man, was noch besser wäre, selbst- 
thätig ohne Hinzuthun der Arbeiter verrichten lassen 
können, oder aber es sollten Vorkehrungen getroffen werden, 
welche die mit dem Transport und dem Ausblasen der 
Kästen verbundenen Unbequemlichkeiten zu beseitigen ge¬ 
eignet wären. 

Soweit der Bericht aus dem preussischen Bezirk Düssel¬ 
dorf. Die zweiteAeusserung zur Sache findet sich in dem Jahres¬ 
bericht der Fabrikinspektion für das Jahr 1892 von Hamburg, 
der diesesjahr erstmalig veröffentlicht ist, und diese Mittheilung 
lässt darauf schliessen.dass nicht blos Erhebungen inPreussen, 
sondern im ganzen Deutschen Reiche vorgenommen wurden. 
Sie lautet nämlich: „Die von dem Herrn Reichskanzler unter 
dem 10. März v. J. angeordnete Erhebung über die Verhält¬ 
nisse in den Buchdruckereibetrieben hat Resultate ergeben, 
die es wünschenswerth erscheinen lassen, dass auf Grund 
des § 120 c Abs. 1 der Gewerbeordnung bezüglich der 
Druckereien Vorschriften erlassen werden über die Anzeige¬ 
pflicht. über den Mindestluftraum, über die Lichtverhältnisse, 
über Lüftung und Reinigung, sowie über die Herrichtung 
besonderer Garderobe- und Waschräume, welche erforder¬ 
lichen Falles auch als Speiseräume einzurichten sein wür¬ 
den.“ Diese Hamburger Mittheilung verschweigt das Er- 
gebniss der Feststellungen ini Einzelnen und theilt nur die 
Schlussfolgerung mit. welche der Aufsichtsbeamte aus seiner 
Erhebung für ein gesetzgeberisches Vorgehen gezogen hat. 
Diese Schlussfolgerung zeigt freilich, dass die Ergebnisse 
der Hamburger Erhebungen kaum günstiger sein können 
als diejenigen der Düsseldorfer. Weshalb ist die Oeffent¬ 
lichkeit aber auf solche zufällige Mittheilungen einzelner 
Aufsichtsbeamten angewiesen und weshalb sind seit 1892 
keine weiteren Schritte in der Angelegenheit gethan, welche 
für die Gesundheit Tausender deutscher Arbeiter von so 
grosser Bedeutung ist? Vielleicht tragen diese Zeilen dazu 
bei, dass endlich authentische und vollständige Mittheilungen 


über das Ergebnis» der Erhebung von 1892 und über die 
Maassnahmen gemacht werden, welche die Regierung auf 
Grund derselben zu treffen gedenkt. 


Gewerkschaftliche Arbeiterbewegung. 

Zur Beurtheilung der deutschen Gewerkvereine 
(Hirsch-Duncker). 

I. 

In dem Aufsatze: „Die Deutschen Gewerkvereine 
(Hirsch-Duncker)“ von G. Ledebour (Sozialpolitisches Cen¬ 
tralblatt vom 16. Oktober 1893) findet sich eine grosse Zahl 
Unrichtigkeiten, von denen ich, ohne mich auf eine Anti¬ 
kritik einzulassen, die hauptsächlichen zu berichtigen mich 
ebenso berechtigt wie verpflichtet halte. Ich lasse in Fol¬ 
gendem kürzehalber in der Regel die betr. Stellen des Ar¬ 
tikels in Anführungszeichen der Richtigstellung vorauf¬ 
gehen: 

1. „Zum Unglück (für Dr. M. H.) hat Lujo Brentano 
nachgewiesen, dass er kurz vor der Abreise des Dr. Max 
Hirsch aus London denselben erst auf die englischen Trade 
Unions aufmerksam gemacht hat.“ L. Brentano hat dies 
weder an der angeführten, noch an irgend einer anderen 
Stelle „nachgewiesen“, sondern er hat es nur behauptet. 
Dagegen habe ich in der Broschüre „Die Deutschen Gewerk¬ 
vereine und ihr neuester Gegner“ (Berlin 1879, Elwin Staude) 
S. 40fg. den eingehenden Nachweis geführt, dass ich be¬ 
reits einen Monat vor meinem ersten Zusammentreffen 
mit L, Brentano durch Einführung der Herren J. M. Lud- 
low und Th. Hughes drei Generalsekretäre von Trade 
Unions wiederholt und stundenlang ausgeforscht, viel Ma¬ 
terial eingesehen und in meinen „Sozialen Briefen aus 
England“ (vgl. Berliner Volks Zeitung, Anfang August 1868) 
ausführlich darüber berichtet hatte. 

2. Meinem angeblich „schiefen Urtheile“ über die Trade 
Unions stellt der Artikel das „epochemachende Werk 
Brentano’s: Die Arbeitergilden der Gegenwart“ gegen¬ 
über. Dieses, 3 Jahre nach meinen Sozialen Briefen 
erschienene „epochemachende“ Buch vertritt aber im wesent¬ 
lichen denselben Standpunkt wie jene. Durch Kampf zu 
dauernden Friedenseinrichtungen (von Brentano damals 
„Arbeitskammern“, von mir „Einigungsämter“ genannt), so 
resümirten wir beide die im grossen und ganzen stattge¬ 
fundene Entwickelung der Trade Unions. Eine Stelle aus 
Brentano s Werke für viele: „Das Mittel, dessen sich in 
Ermangelung eines besseren die Gewerkvereine zur Er¬ 
reichung ihrer Ziele bedienten, waren Arbeitseinstellungen, 
das, welches sie erstrebten, Arbeitskammern. Sie selbst 
aber, sahen wir, halten das erstere Mittel für an sich völlig 
verwerflich u. s. w.“ (Arbeitergilden II, S. 326). 

3. „Der Grundirrthum seiner (des Unterzeichneten) Auf¬ 
fassung von den englischen Gewerkvereinen ist der, dass 
er die Strikes, überhaupt die Kämpfe gegen die Unter¬ 
nehmer, als vermeidliche Kinderkrankheiten ansieht und 
gemeint hat, unter seiner Führung könnten die deutschen 
Arbeiter gleich zu einer schönen Interessenharmonie 
mit den Unternehmern gelangen.“ Thatsächlich habe ich 
schon in den Sozialen Briefen — laut Zitat in meiner 
Festschrift S. 9 fg., wovon der Artikel freilich schweigt — 
geschrieben: „Die Trade Unions . . . sind nach ihrem 
wesentlichen Grundzuge Verbindungen von Arbeitnehmern 
derselben Beschäftigung zum Schutz und zur Förderung 
ihrer Rechte und Interessen, insbesondere den Arbeit¬ 
gebern gegenüber, . . . Dieselbe Energie, welche vor 600 
Jahren die Magna Charta und vor 200 Jahren die grosse 
(englische) Revolution hervorbrachte, hat in unseren Tagen 
den vereinten Widerstand der arbeitenden Klassen gegen 
die Uebermacht des Kapitals, die Gewerkvereine ge¬ 
schaffen. Sie bilden den „Covenant“ der modernen eng¬ 
lischen Arbeiter und werden so lange fortbestehen, bis eine 
bessere und höhere Verfassung der industriellen Produk¬ 
tion sie überflüssig macht.“ Wie stimmt hiermit mein 
„Grundirrthum“ von den „vermeidlichen Kinderkrankheiten“ 
der englischen Gewerkvereine? Und was die deutschen 
Gewerkvereine betrifft, so widerlegen die Strike-Paragraphen 



No. 7. 


SOZIALPOUTISCHES CENTRALBLATT. 


79 


45— 49 der Muster-Statuten von 1868 und das Verbands- 
Strikereglement (beide in der Hauptsache von mir verfasst) 
u. V. a. völlig die Behauptung des Artikels, entsprechend 
dem, was in meiner Festschrift S. 69 an hervorragender 
Stelle und mit gesperrtem Satz als „Quintessenz des Ge¬ 
werkvereinsprogramms“ ausgesprochen ist: „dass es zur 
Befreiung der Arbeiter von materiellem und sozialen Druck 
auch gegenüber der Grossindustrie nicht des radikalen Um¬ 
sturzes durch Abschaffung des Privateigenthums und der 
Privatunternehmung — nach sozialdemokratischer Lehre — 
bedarf, sondern dass dazu neben wirksamem staat¬ 
lichen Arbeiterschutz das ausreichende Miitel ist, die 
Arbeiter, deren Schwäche in ihrer Zersplitterung und ihrem 
Mangel an pekuniären Reserven liegt, durch feste Be¬ 
rufsorganisation und Ansammlung beträchtlicher 
Fonds zu einer den Arbeitgebern ebenbürtigen 
und widerstandsfähigen Macht zu vereinigen.“ Der 
Verfasser des Artikels selbst muss ja in Widerspruch mit 
seinen eigenen Ausführungen den grossen Strike derWal- 
denburger Bergarbeiter erwähnen, den die jungen deutschen 
Gewerkvereine mit Aufgebot ihrer ganzen Kraft 8 Wochen 
lang aufrecht hielten. 

4. „In der Broschüre (meiner Festschrift) findet die That- 
sache keine Erwähnung, dass die englischen Gewerkvereine 
allgemach völlig mit sozialistischem Geiste erfüllt wurden.“ 
Völlig? Das wird wohl der Verfasser des Artikels selbst 
bei einiger Ueberlegung nicht vertreten. Aber auch in be¬ 
schränkterem Umfang wird die behauptete „Thatsache“ von 
englischen Sachkennern entschieden bestritten (vgl. auch 
im Sozialpolitischen Centralblatt v. 19. Sept. 1892 den Artikel 
von Lujo Brentano); die bekanntlich recht zwiespältigen 
Mehrheitsbeschlüsse des Belfaster Gewerkvereinskongresses 
beweisen zumal für die Dauer noch gar nichts. 

5. „Die Mitgliederzahl des Verbandes schwand schnell 
dahin bis auf 6000. Seit jener Zeit haben die Hirsch- 
Duncker’schen Gewerkvereine mit Ausnahme zweier, derer 
der Maschinenbauer und Porzellanarbeiter, nur noch ein 
Kassendasein geführt.“ Abgesehen von früheren Veröffent¬ 
lichungen ist irt der Festschrift (ß. 56 fg.) nachgewiesen, dass 
nicht, wie aus dem Zusammenhang des Artikels geschlossen 
werden müsste, in Folge des Waldenburger Strikes oder 
anderer sozialpolitischer Ursachen, sondern durch den 
grossen deutsch-französischen Krieg 1870/71 die deutschen 
Gewerkvereine, wie alle anderen Arbeitervereinigungen, 
dezimirt wurden. In der Festschrift ist ferner (S. 71—74, 
81—87 u. a. a O.) substanzürt nachgewiesen, dass sämmt- 
liche Hirsch-Duncker’sehen Gewerkvereine und ihr Verband 
ausser der sehr nothwendigen Durchführung und Ver- 
theidigung des Grundrechtes der Arbeiter auf freie Kassen, 
wodurch der gesammten deutschen Arbeiterbewegung ein 
wichtiger Dienst erwiesen worden ist — eine grosse Reihe 
anderer Zwecke uud Aufgaben erstrebt und erfüllt haben, 
die kein Mensch als einem „Kassendasein“ angehörig be¬ 
zeichnen kann. Kürze halber seien hier nur die hauptsäch¬ 
lichen Einrichtungen und Leistungen, die keineswegs auf 
die genannten beiden Gewerkvereine beschränkt waren, an¬ 
geführt: Rechtskonsultation und Rechtsschutz einschliess¬ 
lich unentgeltlicher Vertretung vor den Schiedsgerichten 
und dem Reichsversicherungsamt; entschiedenes, oft 
wiederholtes Eintreten für gesetzlichen Arbeiterschutz; 
nachdrückliche Abwehr arbeiterfeindlicher Maassnahmen, 
u. A. der obligatorischen Arbeitsbücher (1882, noto¬ 
risch unter Führung des Verbandes der deutschen 
Gewerkvereine); Erstrebung und Einführung gewerblicher 
Schiedsgerichte bezw. Gewerbegerichte, und Einigungs¬ 
ämter: energische Anwendung und Vertheidigung des Koali¬ 
tionsrechtes, Erstrebung der gesetzlichen Anerkennung der 
Berufsvereine; Förderung der allgemeinen, vorzugsweise 
wirthschaftlich sozialen, und der Fachbildung, u. A. durch 
7 eigene Pressorgane; frühzeitige und fortdauernde Pflege der 
Arbeits- (Lohn-, Arbeitszeit-, Arbeitslosigkeits- u. s. w.) Sta¬ 
tistik (vgl. die betr. Artikel im Sozialpolitischen Centralblatt 
II. Jahrgang); lokale und nationale Arbeitsvermittelung mit 
Reise- und Familienübersiedelungs-Unterstützung; Arbeits¬ 
losigkeits-Unterstützung, seit 1879 vom Verbände erstrebt, 
seit 1881, zuerst von dem Gewerkverein der Deutschen 
Tischler, alsdann von der grossen Mehrzahl der 16 nationalen 
Gewerkvereine des Verbandes eingeführt und vervollkomm¬ 


net. — Wenn man auch nur die Festschrift wirklich gelesen 
hat, wie kmin man alle diese Thatsachen einfach ignoriren? 

6. „Die Verbandsinvalidenkasse wurde ohne das ge¬ 
ringste Verständniss für die Existenzbedingungen der Ver¬ 
eine und ohne versicherungstechnische Rücksichten in’s 
Leben gerufen.“ Der erste Theil dieser Behauptung ist 
dunkel, der zweite widerspricht der auf S. 45 der Festschrift 
mitgetheilten Thatsache, dass die Kasse unter maassgebender 
Mitwirkung eines der hervorragendsten amtlichen Versiche¬ 
rungstechniker, Dr. A. Zillmer, begründet wurde. An 
späteren Stellen ist dargelegt und von unbefangenen Be- 
urtheilern längst anerkannt, dass die Verbandsinvalidenkasse 
trotz befriedigender Leistungen — bis zum AuHösungsbe- 
schluss waren rund 560000 M. an Unterstützungen gezahlt — 
und sparsamster Verwaltung im Wesentlichen der Verfolgung 
von oben und der Konkurrenz der Reichs-Zwangsversiche¬ 
rung zum Opfer gefallen ist. 

7. „Um die Aufsaugung der Gewerkvereine durch die 
Sozialdemokratie zu verhüten, erzielte Dr. Max Hirsch im 
Jahre 1876, dass ein jedes Mitglied sich durch einen Revers 
verpflichten musste, der Sozialdemokratie nicht anzuge¬ 
hören.“ Nicht für jedes Mitglied wurde durch Verbands¬ 
beschluss der Revers eingeführt, sondern, wie auf S. 62 der 
Festschrift in gesperrter Schrift zu lesen ist, nur für jeden 
Beitretenden —was doch wohl kein geringer Unterschied 
ist. Der Beschluss war auch nicht gegen eine etwa ge¬ 
fürchtete Aufsaugung der Gewerkvereine gerichtet, sondern 
gegen Wiederholungefi des thatsächlich vorgekommenen 
heuchlerischen Einschleichens von Mitgliedern, die den 
Verein und dessen Hilfskasse nicht erhalten und fördern, 
sondern ruiniren wollten. 

Berlin. Dr. Max Hirsch, 

Anwalt der deutschen Gewerkvereine. 

11 . 

Unter den vorstehenden „Richtigstellungen“ des Dr. 
Max Hirsch ist nur die eine wirklich zutreffend, die den 
Nachweis führt, dass sich Brentano geirrt hat in der An¬ 
sicht, Hirsch habe zur Zeit seines Zusammentreffens mi^ 
ihm in England noch keine Kenntniss von den englischen Ge¬ 
werkvereinen gehabt. Indem ich mein Bedauern ausspreche, 
jenem Brentano’schcn Irrthum Verbreitung verschafft zu 
haben, muss ich aber ausdrücklich betonen, dass dadurch 
mein Urtheil nicht beirrt wird, dass Dr. Max Hirsch bis auf 
den heutigen Tag noch nicht die Existenzbedingungen sol¬ 
cher Arbeiterorganisationen begriffen hat. 

Wenn er nun aber gar von Brentano, den er in der 
von ihm selbst angezogenen Schrift als den „Gegner“ seiner, 
der Hirsch - Duncker sehen Gewerkvereine bek^ämpft, jetzt 
behauptet, dass derselbe hinsichtlich der englischen Trade 
Unions „im Wesentlichen den nämlichen Standpunkt vertritt“, 
so muss doch das an sich selbst den unbefangensten Leser 
stutzig machen. Das Brentano’sche Buch führt den ge¬ 
schichtlichen Nachweis, dass die englischen Trade Unions 
naturwüchsig aus jahrzehntelangen Kämpfen um die Ar¬ 
beitsbedingungen entstanden sind und dass sie nur dann 
ihren Zweck erfüllen können, wenn sie die Gesammtheit 
oder doch die leistungsfähigeren Arbeiter eines Berufs¬ 
zweiges, sei es in örtlichen oder provinziellen, sei es in 
nationalen Organisationen, umfassen. Dass beides für die 
Hirsch-Duncker’schen Gewerkereine nicht zutrifft, hat Bren¬ 
tano klar erkannt und unzweideutig ausgesprochen. In der 
„Replik“ auf verschiedene Angriffe des Dr. Max Hirsch \) 
sagt Brentano: „Als Hauptursache ihrer Bedeutungslosig¬ 
keit bezeichne ich ... das künstliche in ihrer Entstehung ... 
Ausserhalb der Arbeiterkreise stehende Personen fertigten 
nach dem Vorbild der Organisation der vorgeschrittensten 
englischen Gewerkvereine eine Schablone von doktrinär¬ 
stem Gepräge, in welche die Arbeiter der in verschiedene 
grosse Rubriken getheilten Industriezweige erst hinein¬ 
wachsen sollten und da die Fertiger dieser Schablone, wie 
ich noch zeigen werde, von der Organisation der englischen 
Gewerkvereine und ihrem Wirken nur eine oberflächliche 
Kenntniss hatten, verbesserten sie in ihrer Schablone die 
zu Tage liegenden Mängel dieser Organisation in einer 
Weise, dass die Wirksamkeit der ganzen Gewerkvereins- 

\) Schmoller s Jahrbücher, Bei. III (1879). Seite 490. 
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Organisation durch diese Verbesserungen in Frage gestellt 
wurden.“ So Brentano, den Dr. Max Hirsch glaubt für 
sich zitiren zu können. 

Wenn ich übrigens den Werth der historisch-kritischen 
Arbeit Brentano’s rückhaltslos anerkenne, bin ich doch 
weit davon entfernt, seine Ueberschätzung der sozialpoliti¬ 
schen Bedeutung der Gewerkvereinsorganisation zu theilen. 
Er steht da noch auf dem Standpunkte des „älteren Unionis¬ 
mus“, der in England selbst jetzt durch den neueren soziali¬ 
stischen Unionismus überholt wird. Wenn Dr. Max Hirsch 
nicht einzusehen vermag, dass die englischen Gewerkvereine 
„allgemein völlig mit sozialistischem Geiste erfüllt“ wurden, 
so leidet er augenscheinlich an sozialpolitischer Farben¬ 
blindheit. Als ob es sich nur um die Beschlüsse in Belfast 
handelte, die doch wahrlich sozialistisch genug ausgefallen 
sind! Weshalb sind denn die englischen Trade Unions mit 
den deutschen sozialistischen Gewerkschaften, ja sogar mit 
den sozialdemokratischen Parteien aller Länder in Ver¬ 
bindung getreten auf internationalen Kongressen, und nicht 
mit den angeblich nach ihrem Vorbilde geschaffenen „Ver¬ 
einen“ des Dr Max Hirsch? Und weshalb, frage ich noch¬ 
mals, ignorirte Dr Hirsch in seiner Festschrift diese, mag 
man nun Gegner oder Anhänger des Sozialismus sein, 
sicherlich für einen jeden Sozialpolitiker hochbedeutsame 
Thatsache? 

Dr Max Hirsch bestreitet, dass er den Glauben hätte 
erwecken wollen, unter seiner Führung könnten die Arbeiter 
gleich in eine schöne Interessenharmonie mit den Unter¬ 
nehmern gelangen, und doch hat ihm seine schwungvolle 
Betonung dieser Interessenharmonie die Bezeichnung des 
Harmonieapostels eingetragen. Indess hier ein urkundlicher 
Beweis: In den von ihm entworfenen leitenden Grund¬ 
sätzen der Gewerkvereine betreffs der Arbeitsbedingungen 
(siehe Die Arbeiterfrage etc. von Dr. Max Hirsch S. 17) 
heisst es: „Zur Erledigung von Differenzen zwischen Arbeit¬ 
gebern und -nehmern ist ein bleibendes Schiedsgericht 
zu bilden, welches zu gleichen Theilen von beiden Katego¬ 
rien gewählt wird und einen unparteiischen Ouinann hat.“ 
Keine Silbe in den ganzen leitenden Grundsätzen, dass 
etwa wegen der Arbeitsbedingungen ein Kampf, wenn auch 
nur ein vorübergehender, erforderlich sein könnte! Die 
Interessenharmonie sofort erreichbar durch ein bleibendes 
Schiedsgericht; das hat Dr. Max Hirsch den Arbeitern gepre¬ 
digt. Es haben das auch viele geglaubt. Als aber die armen 
Waldenburger Bergarbeiter noch nicht einmal die Zugehörig¬ 
keit zu einem Gewerkverein ohne Kampf zugestanden er¬ 
hielten und dann in diesem dem Verbandsanwalte gänzlich 
unerwartet gekommenen Kampf kläglich unterlagen, gingen 
der Mehrzahl derjenigen, die sich der neuen Organisation 
angeschlossen hatten, die Augen auf Diese Erkenntniss 
hat den rapiden Rückgang der Bewegung verschuldet, nicht 
der Krieg von 1870/71. Eine auf gesunder Grundlage er¬ 
richtete Arbeiterorganisation übersteht auch verloren ge¬ 
gangene Strikes. 

Dr. Max Hirsch wundert sich, dass ich in meiner kur¬ 
zen Besprechung nicht alle die nebensächlichen Leistungen, 
wie den Rechtsschutz und die Betheiligung der Mitglieder 
an allerhand arbeiterfreundlichen Bewegungen, betont habe. 
Nun eben weil sie nebensächlich sind für die Frage, ob die 
Vereine ihren Zweck im Sinne der Trade Unions erfüllen. 
Rechtsschutz gewähren alle möglichen Vereine ihren Mit¬ 
gliedern, und der Widerstand der Gewerkvereinsmitglieder 
gegen reaktionäre Maassregeln, den Arbeiter aller Parteien 
und Organisationen ebenso geleistet haben, lässt sich doch 
nicht als besonderes Verdienst der Verbandsorganisation 
aufs Konto schreiben. 

Die Verbandsinvalidenkasse wurde „ohne das geringste 
Verständniss für die Existenzbedingungen der Vereine“ in’s 
Leben gerufen, weil Dr. Hirsch schablonenhaft das Vorbild 
der festen, Dauer verbürgenden Berufsorganisationen einiger 
rosser englischer Trade Unions auf eine Gesellschaft von 
euten der verschiedensten Berufe, die gar keine Bürgschaft 
des Zusammenhaltens boten, angewandt hat, während die 
Existenzbedingungen einer so losen Vereinigung die strengste 
Beobachtung der für jeden beliebigen Altersrentenverein 
maassgebenden versicherungstechnisehen Rücksichten zur 
Pflicht gemacht hätte. Wenn Dr. Max Hirsch jetzt die 
Schuld auf den mittlerweile verstorbenen Dr. Zillmer ab- 


I zuwälzen versucht, so ist das ungefähr so, als wenn ein 
I bankerotter Grosshändler die Schuld an seinem Bankerott 
dem Bücherrevisor, der ihm die Bücher eingerichtet hat, 
beimisst. Denn die Kasse ist nicht der „Verfolgung von 
oben“ und nicht der Konkurrenz der Reichszwangsversiche¬ 
rung zum Opfer gefallen, sondern einem latenten Bankerott, 
der in wahrhaft erschreckender Weise zu Tage getreten 
wäre, wenn die Kasse so lange bestanden hätte, dass die 
Rentenansprüche der anfangs in hellen Haufen zugelassenen 
und nicht wie die jüngeren Mitglieder später ausgeschiede¬ 
nen älteren Mitglieder perfekt geworden wären. Die Schuld 
an diesem Fiasco trägt aber ausschliesslich Dr. Max Hirsch, 
der durch seine Behauptung, dass er das englische Ge¬ 
werkschaftswesen genau kenne, die Arbeiter zu dieser ver¬ 
pfuschten Nachahmung einer gänzlich missverstandenen Ein¬ 
richtung einiger englischer Trade Unions veranlasst hat. 

Was die Fernhaltung der Sozialdemokraten aus dem 
Verband anbetrifft, so ist es praktisch ganz nebensächlich, 
dass nur den seit 1876 Beigetretenen der Revers abver¬ 
langt wurde. Dadurch, dass die Anhänger der mächtigsten 
Arbeiterbewegung Deutschlands den Verbandsvereinen fern¬ 
gehalten werden, hat Dr. Max Hirsch selbst der Entwicke¬ 
lung derselben zu Organisationen von der Bedeutung der 
englischen Trade Unions einen Riegel vorgeschoben. Kleine 
Minderheiten eines Berufs können keine Kämpfe um die 
Arbeitsbedingungen durchführen. Sie bleiben sozialpolitisch 
bedeutungslos. 

Berlin. Georg Ledebour. 

Das Ende des französischen Grubenarbeiter-Strikes. 
Nach siebenwöchentlichem unter steten Verfolgungen und 
grossen Entbehrungen geführten Kampfe haben die Gruben¬ 
arbeiter in ihrer am vorigen Sonnabend in Lens stattge¬ 
habten Delegirtenkonferenz die Wiederaufnahme der Arbeit 
beschlossen. Es bedeutet dies einen Sieg der Gruben¬ 
gesellschaften, dessen sie sich, noch weniger aber die Re¬ 
gierung, deren Verhalten allein sie ihn zu verdanken haben, 
keineswegs zu freuen brauchen. Die Regierung hatte in 
der That diesmal die beste Gelegenheit, das durdi den be¬ 
kannten Strike von Carmaux hervorgerufene Gesetz Ober 
die Schiedsgerichte zur Anwendung zu bringen und da¬ 
durch zu beweisen, dass sie bereit sei, soweit wenigstens 
die vorhandenen Gesetze dies ermöglichen, den sozialen 
Frieden nach Kräften zu fördern. Indem sie dies unter- 
liess, überdies aber ihre ganze Macht zu Gunsten der 
Grubengesellschaften einsetzte und so die Strikenden zwang, 
sich auf Gnade und Ungnade zu ergeben, hat sie insofern 
eine grosse Verantwortlichkeit übernommen, als sie durch 
ihr Vorgehen nicht nur die Kluft zwischen den Gruben¬ 
arbeitern und den Grubenbesitzern erweiterte, sondern auch 
einen nicht unbeträchtlichen Theil jener Arbeiter, die bis¬ 
her ihr ganzes Vertrauen in die bürgerliche Republik ge¬ 
setzt hatten, dieser abwendig machte. Das bekunden die 
Motive des von der Delegirtenkonferenz gefassten Be¬ 
schlusses ganz unzweideutig. Nachdem dort die Ursachen 
des Strikes, das Verhalten der Grubengesellschaften und 
das Vorgehen der Regierung dargelegt wird, heisst es 
nämlich: „Wir müssen das Haupt beugen und gestehen, 
dass wir besiegt sind, müssen uns bedingungslos dem 
Despotismus des Kapitals unterwerfen und die Hoffnung 
einer künftigen Revanche in unser Herz verschliessen. 
Aber der Beweis ist aufs Neue geliefert worden, dass die 
Arbeiter keine Verbesserung ihrer Lage zu erhoffen und 
keine Billigkeit zu erwarten haben als von einer sozialen 
Revolution.“ Hätte sich die Regierung nur halbwegs un¬ 
parteiisch benommen, sich nur den Anschein gegeben, das 
Schiedsrichter - Gesetz zur Anwendung bringen zu wol¬ 
len, die Motive, wenn es überhaupt zu einer Niederlage 
gekommen wäre, hätten dann sicherlich ganz anders ge¬ 
lautet. 

Strike der Marseiller Tramway-Bediensteten. Unter 
den Bediensteten der Marseiller Tramwaygesellschaften ist 
vorigen Montag ein Strike ausgebrochen, der einzig dem 
Umstande zuzuschreiben ist, dass die Gesellschaft den Ver¬ 
pflichtungen, die sie ihren Bediensteten gegenüber anläss¬ 
lich eines vor \venigen Wochen stattgehabten Strikes in 
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Gegenwart des Bürgermeisters eingegangen war, nicht nach¬ 
kam und wie es scheint, auch nicht Willens ist, ihnen nach¬ 
zukommen. Gleich nach Ausbruch des Strikes hat sie 
nämlich bekannt gegeben, dass diejenigen, die nicht am 
folgenden Morgen zur Arbeit zurückgekehrt sind, sich als 
entlassen betrachten können. In Folge dessen kam es zu 
Unruhen, die das Einschreiten der Polizeimannschaft nöthig 
machten. Gleichzeitig sendete aber der Bürgermeister ein 
Schreiben an die Direktion der Tramwaykompagnie, in 
welchem er sagt: „Ich konstatire, dass Ihre Kompagnie die 
Erfüllung der Verpflichtungen, die sie ihren Bediensteten 
gegenüber freiwillig übernommen hat, zurückgewiesen hat, 
und es ist erlaubt, die Verantwortlichkeit für den Stand 
der Dinge der Trarawaykompagnie zuzuschreiben.“ Er er¬ 
wähnt weiter, dass er die öffentliche Ordnung im allgemeinen 
Interesse aufrecht erhalten habe und dies auch fernerhin 
unter allen Umständen thun werde, was aber keineswegs 
als eine Zustimmung zu dem von der Kompagnie ihren Be¬ 
diensteten gegenüber beobachteten Verjähren zu betrachten 
sei. Zum Schlüsse macht er sie darauf aufmerksam, dass wenn 
sie nicht für einen regelmässigen Fahrdienst sorge, er die 
Entziehung der Konzession beantragen werde, da er diesen 
durch das Verhalten der Kompagnie hervorgerufenen Strike 
nicht als einen gewöhnlichen Strike betrachten könne, der 
die Kompagnie ihren Konzessionspflichten entbinde. Darauf 
antwortet nun die Kompagnie, dass ihr Generaldirektor, der 
beim letzten Strike den Bediensteten gegenüber mehrere 
Verpflichtungen eingegangen sei, dies gegen die Ordre des 
Verwaltungsrathes gethan habe und auch demzufolge ent¬ 
lassen wurde Dass auf solche Weise dann überhaupt alle 
Verträge für null und nichtig erklärt werden können, 
leuchtet Jedem ein, nur nicht der Marseiller Tramwaykom¬ 
pagnie, die den Bürgermeister noch überdies auf Schaden¬ 
ersatz klagen will. 


Arbeiterschutzgesetzgebung. 

Hausindustrie und Arbeiterinnenschutz. In dem vor 

kurzem zum ersten Mal durch den Druck veröffentlichten 
Jahresbericht des Fabrikinspektors der freien Stadt Ham¬ 
burg (für das Jahr 1892) findet sich folgende bemerkens- 
werthe Stelle über die Nothwendigkeit der Ausdehnung des 
gesetzlichen Schutzes für Arbeiterinnen: „Im Grossen und 
Ganzen haben sich die Bestimmungen, die die Arbeiterinnen 
unter die geschützten Personen stellen, ohne wesentliche 
Schwierigkeiten eingeführt und werden voraussichtlich ihre 
guten Folgen bald hervortreten lassen. Leider ist aber 
auch nicht zu verkennen, dass die Hausindustrie wieder 
dadurch neue Nahrung erhält, weil auf diese die beschrän¬ 
kenden Bestimmungen keine Anwendung finden, und weil 
diese ausserdem den Arbeitgeber noch entlastet von den 
Ausgaben für Werkstattsmiethe, Heizung, Beleuchtung, der 
Kranken-, Unfall-, Invaliditäts- und Altersversicherung. Für 
die grossen Hefrenkleider-Handlungen werden beispiels¬ 
weise alle Massenartikel ausser dem Hause, vielfach durch 
Arbeiterinnen, angelertigt. Aus den Verkaufspreisen lässt 
sich schliessen, dass der darauf bezahlte Arbeitslohn nur 
ein geringer sein kann, und davon ist wieder eine lange 
tägliche Arbeitszeit der Hausarbeiterinnen die Folge. Be¬ 
denkt man ferner, dass die hygienischen Verhältnisse der 
privaten Arbeitsräume unter Umständen die denkbar 
schlechtesten sein können, in vielen Fällen aber gewiss 
schlechter sind, als diejenigen grösserer Werkstätten, die 
den Bestimmungen der Gewerbeordnung unterstehen, dann 
muss man bedauern, dass eine Besserung dieser Verhält¬ 
nisse auf gesetzlichem Wege zur Zeit nicht zu erreichen 
ist.“ Das Bedauern des Aufsichtsbeamten ist gewiss zu 
theilen; nur muss hinzugefügt werden, dass die Verbesse¬ 
rung unserer Arbeiterschutz-Vorschriften weit rascher vor 
sich gehen würde, wenn die Inspektoren den Muth hätten, 
die Verbesserungsbedürltigkeit bei jeder Gelegenheit laut 
und offen zu betonen. 

Regelung der Lohnzahlungen in Italien. Die italie¬ 
nische Regierung geht mit Eiler an den Ausbau der sozial¬ 
politischen Gesetzgebung, und das zusammentretende Parla¬ 
ment wird sich mit einer Reihe von einschlägigen Vorlagen 


zu befassen haben. Zu den in dieser Zeitschrift bereits 
erwähnten Vorlagen, betreffend die Arbeiterversicherung, 
Einschränkung der Frauen- und Kinderarbeit, Einführung 
der Probi-viri für die Landwirthschaft, treten nach den 
jüngsten Mittheilungen italienischer Blätter auch zwei Vor¬ 
lagen über Regelung der Lohnzahlungen. Der eine Ge¬ 
setzentwurf, den der Handelsminister Lacava der Kammer 
unterbreiten will, bezweckt, das Einkommen aus dem Ar¬ 
beitslöhne vor dem Sequester zu schützen, der zweite soll 
dem Trucksystem entgegentreten. 

Ersterer Entwurf, der lediglich die Lücken des bürger¬ 
lichen und Handelsgesetzes ausfüllt, lehnt sich an die in 
anderen europäischen Staaten bereits seit lange gütigen 
Bestimmungen. Der andere Entwurf will die Bedingungen 
für Lohnrückhaltung festsetzen und die regelmässig perio¬ 
dische Lohnzahlung in Geld gesetzlich regeln. Das Truck- 
^stem ist in Italien weit verbreitet und hat an manchen 
Orten, in den verschiedensten Formen, wahrhaft skandalöse 
Entwickelung gefunden. Namentlich sind es die Arbeiter 
in den Schwefelgruben Siziliens, die am meisten darunter 
leiden; die Lohnzahlungen finden dort meist halb- oder 
vierteljährlich, blos in Ausnahmsfällen alle vierzehn Tage 
statt, und sind die Arbeiter gezwungen, ihren Bedarf zu 
hohen Preisen und mit schlechten Waaren aus den Maga¬ 
zinen der Minenbesitzer zu decken. Der Entwurf Lacava’s 
nimmt bedauernswerther Weise die ländlichen Arbeiter von 
der Wohlthat dieses Truckverbotes aus, und zwar mit 
Rücksicht auf den in ganz Italien und namentlich auf dem 
Lande so fühlbaren Mangel an Scheidemünze; nicht in 
letzter Linie werden die sozialpolitischen Verhältnisse von 
finanzieller Misswirthschaft in Mitleidenschaft gezogen. 

Internationaler Arbeiterschutz - Kongress. Nächstes 
Frühjahr soll in Zürich ein internationaler Arbeiterschutz- 
Kongress stattfinden. Aut ein Gesuch der schweizerischen 
Arbeiterschaft bewilligte der Bundesrath hierzu 3000 Frcs. 

Druckfehler-Berichtigung. In dem Artikel: „Die sozial¬ 
politischen Wirkungen des neuen deutschen Arbeiterschutz¬ 
gesetzes“ No. 6 des Centralblattes haben sich "zwei Druck¬ 
fehler eingeschlichen; pg. 68, zweite Spalte, Zeile 27 v. u. 
soll es heissen: 1 892 anstatt 1891, und pg. 69, zweite Spalte, 
Zeile 5 von oben: „Arbeitszeit“ anstatt Spinnmaschinen. 


Arbeiterversicherung. 


Operationspflicht der Versicherten. Die Frage, ob die 
Versicherten verpflichtet sind, einer von der Berufsgenossen¬ 
schaft für erforderlich erachteten Operation sich zu unter¬ 
werfen, ist von dem Reichsversicherungsamt in konstanter 
Rechtsprechung verneint worden; das Amt hat hierbei 
zwischen leichten und schweren Operationen keinen Unter¬ 
schied gemacht und es aiich als bedeutungslos für die Ent¬ 
scheidung des Einzelfalles bezeichnet, ob es sich um eine 
leichte oder schwere Operation handelt und ob dieselbe zu 
dem eigentlichen Heilverfahren gehört oder nur der Auf¬ 
besserung der Erwerbsfähigkeit zu dienen bestimmt ist. Im 
Gegensätze zu dieser Auffassung hat das Reichsgericht eine 
Operationspflicht unter dem Gesichtspunkte des Schaden¬ 
ersatzanspruches unter gewissen Umständen anerkannt, die 
Weigerung, sich einer Operation zu unterziehen, soll dann 
den Anspruch auf Schadenersatz beseitigen, wenn dieselbe 
auf dem dolus des Weigernden beruht; gefährliche Ope¬ 
rationen an sich vollziehen zu lassen, ist auch nach der 
Rechtsprechung des Reichsgerichtes Niemand verpflichtet. 
Der Unterschied zwischen den Anschauungen des Reichs¬ 
gerichtes und des R.-V.-A. ist hiernach nicht so erheblich, 
wie man auf den ersten Blick anzunehmen geneigt sein 
dürfte, denn die Zahl der Operationen, von welchen im 
Voraus mit absoluter Bestimmtheit behauptet werden kann, 
dass ihr Verlauf in jeder Beziehung ein günstiger sein wird, 
ist sehr klein, da auch eine an sich ganz leichte und un¬ 
gefährliche Operation zu Komplikationen den Anlass geben 
kann, welche nicht vorhergesehen wurden, noch vorher¬ 
gesehen werden konnten; selbst auf dem Boden des bürger¬ 
lichen Rechts und speziell des Schadensersatzrechtes kann 
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hiernach die Verpflichtung, eine Operation über sich er¬ 
gehen zu lassen, nur in den allerseltensten Fällen ange¬ 
nommen werden, auf dem Boden der öffentlich-rechtlichen 
Versicherung lässt sich dieselbe überhaupt nicht konstruiren. 
Der Uebertragung der privatrechtlichen Grundsätze auf die 
öffentlich-rechtliche Fürsorgepflicht stehen gerade bei Be¬ 
antwortung dieser Frage so erhebliche Bedenken entgegen, 
dass dieselbe nicht als statthaft bezeichnet werden kann. 
Aus diesem Grunde werden auch die Ergebnisse der soeben 
von Professor Endemann in Königsberg veröffentlichten 
Schrift „Die Rcchtswirkungen der Ablehnung einer Ope¬ 
ration seitens des körperlich Verletzten“ (Berlin 1893), 
welche die Frage in scharfsinniger Weise vom Boden der 
gemeinrechtlichen Schadenersatzlehre behandelt, für die 
Auslegung der Unfallgesetzgebung, wenn überhaupt nur 
mit grösster Vorsicht verwerthet werden können. Was 
bezüglich der Operation gilt, muss auch bezüglich einer 
ärztlichen Untersuchung aufrecht erhalten werden, welche 
eine besondere Behandlung des zu Untersuchenden erforder¬ 
lich macht, wie beispielsweise eine Chloroformnarkose. 

Die Krankenversicherung der Arbeiter in Berlin 1892. 

Für das Jahr 1892 sind in Berlin zum ersten Mal die Be¬ 
triebsergebnisse der unter der Aufsicht der Gewerbe-Depu¬ 
tation des Magistrats stehenden Orts-, Betriebs- (Fabrik-) 
und Innungs-Krankenkassen, sowie der Gemeinde-Kranken¬ 
versicherung im statistischen Amt der Stadt bearbeitet 
worden. Aus einer im Reichsanzeiger erschienen Zusam¬ 
menstellung ergiebt sich Folgendes: 

Im Jahre 1892 bestanden in Berlin ausser der Gemeinde- 
Krankenversicherung 60 Orts-, 22 Betriebs-(Fabrik-) und 
11 Innungs-Krankenkassen, welch letztere dem § 73 des 
Krankenversicherungsgesetzes genügten. Diesen 94 Kassen¬ 
einrichtungen gehörten im Durschschnitt der 12 Monate vom 
1. Januar 1892 bis ebendahin 1893 insgesammt 313 297 Mit¬ 
glieder an, wovon 77 652 oder rund ein Viertel (genauer 
24,8 pCt.) auf das weibliche Geschlecht entfielen. Welchen 
Schwankungen die Mitgliederzahl im Laufe eines Jahres 
ausgesetzt ist, erhellt aus folgender Aufstellung: 

Es waren bei sämmtlichen obengenannten Berliner Kassen¬ 
einrichtungen vorhanden 


am Anfang 

männliche 

weibliche 

überhaupt 

des Monats 


Mitglieder 


Januar 1892 . . . 

. 230 009 

74113 

304122 

Februar . 

. 226 469 

74 739 

301 208 

März . 

. 225 840 

76575 

302415 

April . 

. 229 412 

76 410 

305822 

Mai . 

. 235129 

76836 

311965 

Juni . 

. 237 334 

75571 

312 905 

Juli . 

. 239048 

78 970 

318018 1 

August . 

. 240070 

78381 

318 451 

September . 

. 241 112 

78209 

219321 ! 

Oktober . 

. 241908 

78815 

320 723 1 

November . 

. 242 060 

80229 

322 289 1 

Dezember . 

. 237 931 

81 292 

319 223 ! 

Januar 1893 . . . 

. 225 590 

74935 

300 525 


Hiernach wechselte die Zahl der männlichen Mitglieder 
zwischen 225 590 Anfangs Januar 1893 und 242 060 Anfangs 
November 1892, bei den weiblichen zwischen 74 113 zu Be¬ 
ginn des Januar 1892 und 81 292 Anfangs Dezember 1892, 
bei beiden Geschlechtern zusammen zwischen 300 525 An¬ 
fangs Januar 1893 und 322 289 im November 1892. Die 
Unterschiede zwischen dem niedrigsten und höchsten Stande 
betragen nicht weniger als 16 470 bezw. 7179 und 21 764 
Köpfe oder 7,3 bezw. 9,7 und 7.2 pCt. Es scheint also im 
Durchschnitt für alle Berliner Industriezweige der Januar 
der geschäftlich ungünstigste, der November der günstigste 
Monat zu sein. Für die einzelnen Industrie- und Gewerb- 
zweige liegen diese Verhältnisse natürlich sehr verschieden; 
die Zahlen deines Jahres genügen indessen nicht, um 
darüber einen einigermaassen zuverlässigen Anhalt zu ge¬ 
währen. Dagegen darf man hoffen, aus diesen monatlichen 
Mitgliederzahlen der Krankenkassen im Verlaufe eines län¬ 
geren Zeitraums für eine Anzahl von Industrie- und Ge- 
werbzweigen interessante Einblicke in die Schwankungen 
des Arbeitsmarktes zu bekommen, vielleicht auch daraus 
Mittel und Wege für eine Ausgleichung der regelmässig zu 
bestimmter Zeit im Jahre auftretenden Arbeitslosigkeit in 


einigen und der grösseren Arbeitsgelegenheit in anderen 
Erwerbszweigen zu gewinnen. 

In den sämmtlichen 94 Krankenkassen Berlins kamen 
im Laufe des Berichtsjahres 108 515 Erkrankungsfälle mit 
2 940 301 Krankheitstagen und 3308 Sterbefällen vor. Von 
100 Mitgliedern des männlichen Geschlechts erkrankten 35,0 
und starben 1,2, von 100 weiblichen 33,5 bezw. 0,7. Auf 
100 Erkrankungen entfielen bei den Männern 3,3, bei den 
Frauen 2.2 Todesfälle. Auf ein Mitglied kamen 9,2, auf 
eine Erkrankung durchschnittlich 26,2 Krankheitstage bei 
den Männern und 10,0 bezw. 29,8 bei den Frauen. Die 
Erkrankungen waren — abgesehen von gewissen Kassen¬ 
einrichtungen mit sehr geringer Mitgliederzahl — besonders 
häufig bei den Mitgliedern der Betriebskassen der Grossen 
und der Neuen Berliner Pferdebahngesellschaft, wo von 
100 Mitgliedern 81,1 bezw. 78,1 erkrankten, besonders lang¬ 
wierig bei den männlichen Tabakfabrikarbeitern und Strumpf¬ 
wirkern mit 43,9 bezw. 45.8 Krankheitstagen auf eine Er¬ 
krankung. 

Für die finanziellen Verhältnisse der Kassen ergiebt sich 
Folgendes: Die Einnahmen des Jahres 1892 beliefen sich bei 
sämmtlichen Kasseneinrichtungen zusammen auf 7 543 715 M., 
davon waren 6 319 102 M. oder 83,8 pCt. Beiträge, 139 583 M. 
Eintrittsgelder und 192 516 M. baarer Kassenbestand am An¬ 
fang des Jahres. Auf ein Mitglied entfielen durchschnitt¬ 
lich 20,17 M. an Beiträgen. Die gesammten Ausgaben be¬ 
trugen 7 247 012 M.; darunter waren 635 937 M. für ärzt¬ 
liche Behandlung, 1 082 799 M. für Arznei und sonstige 
Heilmittel, 30434^ M. Krankengelder an Mitglieder, 101265 M. 
Krankengelder an Angehörige der Mitglieder, 75 937 M. 
Unterstützungen an Wöchnerinnen, 240 090 M. Sterbegelder, 
1 079171 M. Kur- und Verpflegungskosten an Kranken¬ 
anstalten, 377 206 M. persönliche und 124 265 M. sächliche 
Verwaltungskosten. 

Das Verhältniss des Beitrags zum Lohn schwankt 
zwischen 1,4 pCt. bei den Schornsteinfegern und 4,3 pCt. 
bei den Buchdruckern und Hutmachern; es bewegt sich bei 
den meisten Kassen zwischen 2 und 2^2 pCt.; das Verhält¬ 
niss des Krankengeldes zum Lohn bewegt sich zwischen 
50 pCt. (bei den meisten Kassen) und 75 pCt. bei den Be¬ 
triebskassen der Firma Ludwig Loewe & Co. und der Kö¬ 
niglichen Porzellan-Manufactur. Die Statutenmässige Dauer 
der Krankenunterstützung mit vollem Krankengeld beträgt 
bei 26 Kassen ein Jahr, bei 7 Kassen 13 bezw. 26 Wochen 
bis zu 1 Jahr, bei 44 Kassen 20—39 Wochen und nur 
bei 18 Kassen die gesetzlich vorgeschriebene Zeit von 
13 Wochen. 

Das Vermögen der fraglichen Kasseneinrichtungen — 
mit Ausschluss der Gemeindekrankenversicherung — belief 
sich am Schlüsse des Jahres 1892 auf 3 912 443 M. oder 
12,49 M. pro Kopf; davon entfielen 3 601895 M. auf die 
Reservefonds, der Rest bestand aus baarem Geld und Pa¬ 
pieren etc. 

Schweizerischer Arbeitertag und Arbeiterversicherung. 

Die Bundesversammlung wird sich im Laufe der nächsten 
Sessionen mit der Einführung der allgemeinen Kranken- 
und Unfallversicherung zu befassen haben. Nationalrath Forrer 
hat zu diesem Zweck einen Entwurf ausgearbeitet, welcher 
bereits von einer grösseren Expertenkommission durchbe- 
rathen worden ist. Die Arbeiterschaft, vorab die sozial¬ 
demokratische, ist dieser wichtigen Frage ebenfalls schon 
näher getreten und hat in zwei Versammlungen (in Olten 
und Biel) bezügliche Beschlüsse gefasst. Der Forrer’sche 
Entwurf hat den Beifall der Arbeiter nicht; er erscheint 
ihnen sogar unannehmbar, weil er zu kapitalistisch sei, d. h. 
den Arbeitgebern im Vergleich zu den Arbeitern einen zu 
grossen Einfluss einräume. Er ist ihnen ferner zu bureau- 
kratisch, da er die bestehenden freien Kassen (etwa 800 
mit mehr als 200000 versicherten Arbeitern) mit dem Unter¬ 
gang bedroht. Vor allem aber machen die Arbeiter dem 
Forrer’schen Elaborat'zum Vorwurf, dass es von der un¬ 
entgeltlichen Krankenpflege nichts wissen will, während die 
Arbeiter dieses Postulat von Anfang an als conditio sine 
qua non erklärt haben. Da keine Hoffnung vorhanden ist, 
dass die Bundesversammlung diesen Anschauungen Rech¬ 
nung trägt, so wollen die organisirten Arbeiter und Mit¬ 
glieder der freien Kassen auf dem Wege der Initiative ihre 







No. 7. 


SOZIALPOLITISCHES CENTRALBLATT. 


83 


Forderungen durchzusetzen suchen. Zu diesem Zwecke 
fand, wie wir der Münchener Allgemeinen Zeitung ent* 
nehmen, am 5. November in Zürich ein ausserordentlicher 
Arbeitertag statt, auf welchem sich 525 Delegirte eingefunden 
hatten, die 191185 Arbeiter verschiedener politischer Rich¬ 
tungen vertraten. Nach längeren Berathungen wurde auf 
Grund eines Referats des Prof. Dr. Beck-Freiburg einstimmig 
eine Resolution angenommen des Inhalts, dass die staat¬ 
liche Regelung der Kranken- und Unfallversicherung nur 
dann als eine annehmbare soziale Reform betrachtet werden 
könne, wenn sie die unentgeltliche ärztliche Hilfe und die 
unentgeltliche Abgabe von Heilmitteln an alle dessen Be¬ 
dürftigen und die unentgeltliche Spitalpflege für alle Un¬ 
bemittelten zur Voraussetzung habe. Der Staat müsse die 
Kosten der eigentlichen Krankenpflege aus öffentlichen 
Mitteln bestreiten: die Krankenversicherung dürfe sich nur 
noch mit der Deckung des Lohnausfalls während der Zeit 
der Erwerbsunfähigkeit befassen. Jeden Entwurf eines 
Kranken- und Unfallversicherungsgesetzes, der diese Ge¬ 
sichtspunkte unberücksichtigt lasse, werde die schweizerische 
Arbeiterschaft ablehnen. Weiterhin wurde dann noch, und 
zwar ebenfalls einstimmig, nach einem Referate des Arbeiter¬ 
sekretärs Greulich beschlossen, dass sofort auf eine Volks¬ 
initiative zur Einführung des Täbakmonopols, dessen Er¬ 
trägnisse (muthmaasslich ca. 15 Millionen) zur Deckung der 
Kosten der. unentgeltlichen Krankenpflege dienen sollen, 
hinzuwirken sei. Der Vorstand des schweizerischen Ar¬ 
beiterbundes wird den genauen Wortlaut des Initiativ¬ 
begehrens festsetzen und alsdann soll unverzüglich mit der 
Unterschriftensammlung begonnen werden. Die Führer 
hoffen, innerhalb dreier Monate nicht nur die erforderlichen 
50000, sondern 200000 Unterschriften zusammenzubringen. 


Wohnungszustände und Wohnungs¬ 
gesetzgebung. 

AusfÜhningsbestimmungen zum hessischen Gesetz 
betr. Beaufsichtigung der Miethwohnungen und Schlaf¬ 
stellen. Zu dem am 1. Oktober d. J. theilweise in Kraft 
getretenen hessischen Gesetz, betreffend die Beaufsichtigung 
der Miethwohnungen und Schlafstellen, hat das hessische 
Ministerium des Innern und der Justiz soeben eine Dienst¬ 
anweisung für die Kreisämter erlassen, die in ihrem ersten 
Abschnitt folgende bemerkenswerthe Ausführungen enthält: 
„Das Gesetz vom 1. Juli d. J. (Reg.-Bl. No. 23), dessen 
Art. 1 bereits am 1. Oktober d. J. in Kraft getreten ist und 
welches seinem ganzen Inhalte nach mit dem 1. April 1894 
in Kraft treten wird, sucht den aus dem Vermiethen un¬ 
geeigneter Wohnungen und Schlafstellen für die Gesundheit 
und Sittlichkeit hervorgehenden Nachtheilen dadurch zu 
begegnen, dass 1. den Gesundheitsbeamten des Staates und 
den Ortspolizeibehörden die Befugniss eingeräumt ist, und 
dies zwar bereits mit Wirkung vom 1. Oktober d. J. ab, alle 
zum Vermiethen bestimmten Wohnungen und Schlafstellen, 
sowie die von Arbeitgebern ihren Arbeitern (Lehrlingen, 
Gesellen, Gehilfen, Dienstboten etc.) zugewiesenen Schlaf¬ 
räume einer Untersuchung dahin zu unterwerfen, ob aus 
deren Benutzung zum Wohnen oder Schlafen Nachtheile 
für die Gesundheit oder Sittlichkeit nicht zu besorgen sind 
(Art. 1); 2. den Vermiethern von Wohnungen der in Art. 4 
Ziffer 1 bis 3 und letzter Absatz bezeichneten Art^) die 
Verpflichtung auferlegt ist, bei der erstmaligen Vermiethung 
vor dem Einzuge des Miethers und bei anderweiter Ver¬ 
miethung solcher Wohnungen innerhalb einer Woche, von 
eingetretener Aenderung an gerechnet, Anzeige bei der 
Ortspolizeibehörde zu machen; 3. denjenigen, welche dritten 


Es sind dies 1. Miethwohnungen, welche (einschliesslich 
der Küche und ausschliesslich solcher Räume, die in Aftermiethe 
gegeben sind oder von anderen Personen regelmässig mitbenutzt 
werden) aus 3 oder weniger Räumen bestehen. 

2. Kellergeschosse und nicht unterkellerte Räume, deren 
Fussboden nicht mindestens 0,25 m über Erde gelegt ist und 

3. unmittelbar unter Dach (ohne Zwischendecke) befindliche 
Räume, soxlann möblirte Wohnungen, deren Miethpreis den Be¬ 
trag von 8 M. pro Monat nicht überschreitet. 


nicht zur Familie gehörigen Personen Schlafstellen ver¬ 
miethen, die Verpflichtung auferlegt ist, vor Beginn der 
Miethbeniitzung der Ortspolizeibehörde Anzeige zu machen. 
Dabei ist weiter Folgendes zu beachten: Die Vermiether 
der bei Inkrafttreten des ganzen Gesetzes (1. April 1894) 
bereits vermietheten Wohnungen der oben unter Ziffer 2 
bezeichneten Art und der zu dem angegebenen Zeitpunkt 
bereits vermietheten Schlafstellen haben der Ortspolizei¬ 
behörde innerhalb eines Monats vom 1. April k. J. an von 
dem bestehenden Miethverhältniss Anzeige zu machen. Die 
in vorstehendem Absatz, sowie die oben unter Ziffer 2 und 
3 enthaltenen Vorschriften für die Vermiether von Mieth¬ 
wohnungen und Schlafstellen finden zunächst nur auf Ge¬ 
meinden von 5000 und mehr Seelen Anwendung, ausserdem 
nur auf solche Gemeinden, für welche diese Bestimmungen 
durch Polizeiverordnung eingeführt werden. Um die Haus- 
eigenthümer und Vermiether so früh als möglich auf die 
Nothwendigkeit der Beseitigung gesundheitsschädlicher Ein¬ 
flüsse für ihre zur Vermiethung bestimmten Räume, oder, 
insoweit hierdurch nicht geholfen werden kann, auf die 
Nothwendigkeit, die vorhandenen Gebäude durch Neubauten 
zu ersetzen, hinzuweisen, erscheint es nothwendig, alsbald 
von der durch Art. 1 des Gesetzes gegebenen Befugniss 
Gebrauch zu machen und demgemäss baldmöglichst mit 
der Untersuchung der Wohnungen, insbesondere der in 
Art. 4 bezeichneten Art derselben, sowie der Schlafstellen 
und Schlafräume zu beginnen und die Ergebnisse dieser 
Untersuchung nach Anleitung beigegebener Formulare auf¬ 
zuzeichnen. Die so gewonnenen Ergebnisse sind dann nicht 
nur zur Kennthiss der Vermiether zu bringen, sondern auch 
in ihren Endresultaten in geeigneter Weise öffentlich be¬ 
kannt zu machen, damit zeitig Anregung zur Gründung von 
Vereinen zur Erbauung von Arbeiterwohnungen gegeben 
und die Bauthätigkeit zur Herstellung derartigerWohhungen 
überhaupt gefördert wird.“ So anerkennenswerth das Vor¬ 
gehen des Grossherzogthums Hessen im Uebrigen ist. so 
wenig Hoffnungen dürften auf die im letzten Satze der 
mitgetheilten Auslührungsbestimmung genannte gemein¬ 
nützige Bauthätigkeit zu setzen sein. Die dankenswerthen 
Feststellungen, welche das hessische Gesetz zur Folge 
haben wird, dürften vielmehr zu ganz anderen Schlüssen 
führen. 


Litteratur. 


Preussisches Steuerbuch. Ein Wegweiser durch die neuen Steuer¬ 
gesetze für jeden preussischen Staatsbürger von Dr. J. Jastro w, 
Privatdozenten an der Universität Berlin. Leipzig, Verlag von 
C. L. Hirschfeld. 1894. IV und 268 S. 

Die preussische Steuerreform hat die Steuerverwaltung in 
Staat und Gemeinde von Grund aus umgestaltet. Die grosse 
Masse der Interessenten muss sich deshalb über die neuen ge¬ 
setzlichen Vorschriften unterrichten. Das Steuerbuch Jastrows 
erfüllt die Aufgabe, den Steuerzahlern ein sicherer Wegweiser 
in dem verwickelten Steuerwesen zu sein, in mustergültiger 
Weise. Wir haben selten eine für praktische Zwecke bestimmte 
Schrift in der Hand gehabt, die so bis in das Kleinste hinein 
den Ansprüchen des einfachen Mannes entspricht, die in solch' 
klarer, anschaulicher, volksthümlicher Darstellung die Thatsachen 
darlegt, die Bestimmungen erläutert, das Nothwendige und 
Nützliche geschickt und übersichtlich gruppirt und durch seine 
ganze Anlage die Bedürfnisse der Praxis befriedigt. Das 
Steuerbuch bespricht die Einkommen- und die Vermögenssteuer, 
die Grund-, Gebäude- und Gewerbesteuer, sowie sämnitliche 
Gemeindeabgaben, es leitet durch Anweisung und Beispiele dazu 
an, wie man zu reklamiren hat, wenn man sich überbürdet 
glaubt, es ertheilt den Vorstehern von Vorschussvereinen. Ge¬ 
nossenschaften und Aktiengesellschaften über die Besteuerung 
ihrer Gesellschaften sachkundigen Rath. Für alle die. die zur 
Ausführung der Stcuergesetze berufen sind, so für die Orts¬ 
vorsteher, Stadtverordneten u. s. w., die mit der Neuordnung 
des Kommunalabgabengesetzes zu thun haben werden, giebt das 
Steuerbuch ausgiebige, lehrreiche Aufschlüsse. Sehr übersicht¬ 
lich ist die Zusammenstellung der Steuergesetze, deren Wortlaut 
sich im letzten Theile der Arbeit befindet. Das für den Gebrauch 
des Bürgers Wichtige ist durch den Druck gut hervorgehoben. 
Ein ausführliches alphabetisches Verzeichniss mit Erklärung der 
schwierigeren Ausdrücke, das sich durch seine Reichhaltigkeit 
auszeichnet, und ein gutes Inhaltsverzeichniss erhöhen den Werth 
des .Steuerbuches, das wir aufs beste empfehlen können. 


Verantwortlich für die Redaktion: Dr. Heinrich Braun in Berlin W., Victoriastrasse i6. 
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INHALT. 


Die Reichs-Steuerreform. 

Im Laufe der letzten Wochen sind eine so grosse An¬ 
zahl von Mittheilungen über die bevorstehenden Reichs¬ 
steuer-Vorlagen in die Oeffentlichkeit gedrungen, dass sie 
zusammen genommen mit der im Wortlaut veröffentlichten 
„Denkschrift betreffend die anderweite Ordnung des Finanz- ! 
Wesens des Reichs“ einen Ueberblick über den gesammten 
Plan gewähren. Die Vorlagen bestehen aus drei Steuer¬ 
gesetzen (Stempel, Wein, Tabak) und einem Finanzgesetz, 
welches sich u. a. mit der Regelung des Verhältnisses von 
Reich und Einzelstaaten zu einander beschäftigt. 

Die Stempelnovelle soll die Steuer auf Lotterieloose 
von 5 pCt. auf 8 pCt. erhöhen und den sogenannten Börsen¬ 
stempel in der Hauptsache verdoppeln, so dass bei Waaren- 
umsätzen in Zukunft Vio®/oO’ hei Umsätzen von Banknoten, 
Geld und Effekten Vio®/oo. hei einer Emission von Renten 
und Schuldverschreibungen 4®/oo (bei ausländischen jedoch 
6 ®/oo» gezahlt werden. Ueber das Schicksal des bisherigen 
Aktien-Emissionsstempels von 5®/oo gehen die Nachrichten 
noch auseinander. Der neue Quittungsstempel belastet die 
Quittungen mit einem pauschalen Satze von 10 Pfg. pro 
Stück und stellt ihnen Checks und Giro-Anweisungen jeder 
Art gleich, ^er neue Stempel auf Frachtbriefe soll ebenfalls 
10 Pfg. pro Stück betragen, der entsprechende auf Lade¬ 
scheine für ganze Schiffe 30 Pfg. Neu ist auch die Besteue¬ 


rung von „Genussscheinen“, welche nicht Aktiencharakter 
traguo und einem festen Stempel von 2 M. (inländische) und 
3 M. (ausländische) unterworfen werden sollen. 

Eine Weinsteuer (ausser dem Weinzoll) hat das Reich 
bisher nicht gekannt. Hingegen gelten von Reichswegen 
noch heute die Abmachungen des ehemaligen Zollvereins 
über Besteuerung des inländischen Weines durch die 
Einzelstaaten oder die Kommunen. Diese Beschränkungen 
werden als lästige Fesseln empfunden. Der neue Steuer¬ 
plan will nun einerseits für das Reich eine Weinsteuer ein¬ 
führen, andrerseits aber jene unliebsamen komplizirten 
und für die verschiedenen Reichstheile ganz verschiedenen Be¬ 
schränkungen theils aufheben, theils einheitlich gestalten. 
Die Reichssteuer soll in dem Augenblick entrichtet werden, 
wo der Wein aus dem Grossverkehr an den Kleinhändler 
oder an den Verbraucher selbst übergeht. Sie soll in Pro¬ 
zenten des Werthes entrichtet werden, also im Unterschiede 
vom Zoll die theuren Weine stärker belasten als die billi¬ 
gen; ausserdem ist noch Vorbehalten, den Prozentsatz für 
Naturweine, Kunstweine und Schaumweine verschieden 
hoch zu gestalten, so dass sich die Reichs-Weinsteuer noch zu 
einer besonders hohen Reichs-Champagnersteuer ausgestalten 
kann. — Während das Reich Schaum- und Kunstweine 
durchweg zu besteuern die Absicht hat, sollen billige Natur¬ 
weine von der Reichssteuer frei bleiben, um nach dem Er¬ 
messen der Landesgesetzgebungen einer einzelstaatlichen 
Steuer (bis zum Maximum von 15 pCt. des Werthes) unter¬ 
worfen zu werden. Die Gemeinden sollen das Wein¬ 
besteuerungsrecht in voller Konkurrenz sowohl mit dem 
Reiche, als mit den Einzelstaaten erhalten, jedoch so, dass 
die Gemeindesteuer 1/5 der Reichssteuer oder den Voll¬ 
betrag der Landessteuer nicht übersteigt. Den Gemeinden, 
welche auf Grund des gegenwärtigen ungleichmässigen 
Rechtszustandes höhere Steuern erheben, soll die Weiter¬ 
erhebung während der nächsten fünf Jahre noch gestattet 
werden. 

Der Tabak unterliegt bisher einem Eingangszoll und 
einer inländischen Reichssteuer auf den Tabakbau. Die 
letztere, bisher in der Regel mit 45 Mark pro 100 Kilo er¬ 
hoben, soll künftig fortfallen, während der Zoll für Tabak 
auf 40 Mark, für Cigarren 400 Mark, für Cigarretten 500 Mark, 
für andere Tabakfabrikate auf 250 Mark festgesetzt sein soll (? ). 
Dazu tritt, hauptsächlich als Ersatz für die aufgehobene Steuer 
auf den inländischen Tabakbau, eine Fabrikatsteuer, welche 
bei Cigarren und Cigarretten 33^/3 pCt. des Fakturenpreises 
betragen soll, bei Kau- und Schnupftabak 50 pCt., bei Rauch¬ 
tabak 662/8 pCt., zu entrichten beim Verlassen der Fabrik. 
Diese Fabrikatsteuer soll bei ausländischen Tabaksfabri¬ 
katen zu dem Zoll noch hinzutreten und mit diesem 
gleichzeitig erhoben werden. — Die eintretenden Preisver¬ 
schiebungen werden offiziös (unter Herück.sichtigiing des 
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bei den verschiedenen Qualitäten verschiedenen Verhält- | 
nisses von inländischem und ausländischem Tabak) wie folgt 
angegeben. Der Preis der bisherigen Vierpfennig-Cigarre 
werde sich auf 4,3 bis 4,7 Pfennig erhöhen, der Fünfpfennig- 
Cigarre auf 5,9 bis 6,1, der Sechspfennig-Cigarre auf 7,3 bis 
7,4, der Zehnpfennig-Cigarre auf 12,7, der Fünfzehnpfennig- 
Cigarre auf 19,4 Pfennig. Das Pfund Rauchtabak im Preise 
von 40 Pfennig werde auf 53 Pfennig, im Preise von 70, 
80 und 90 Pfennig auf 78, 92 und 111 Pfennig sich erhöhen, 
während der überwiegend aus Auslandsprodukten beste¬ 
hende feine Rauchtabak im Preise von 2,20 Mark auf 3,14 
Mark steigen werde. 

Das Finanzgesetz vindizirt die Einnahmen aus Reichs¬ 
zöllen und Reichssteuern dem Reich und weist den Einzel¬ 
staaten eine feste Rente von 40 Millionen Mark jährlich 
zu, während bisher (nach der „Franckensteinschen Klausel“) 
das Reich nur eine feste Summe bezog und die Staaten auf 
die schwankenden Ueberschüsse angewiesen wurden. In 
dieser Art wird unter formeller Beibehaltung der Matrikular- 
beiträge eine thatsächliche Beseitigung derselben für die 
nächste Zeit ausgesprochen. 

In sozialpolitischer Beziehung ist bisher namentlich die 
Tabaksteuer kritisirt worden. Schon eine geringe Ver¬ 
minderung des Verbrauchs macht Tausende von Arbeitern 
arbeitslos und wälzt sie anderen Industricen zu. Aehnliche 
Befürchtungen machen sich in der Weinbranche geltend. 
Aber auch die neuen Stempel haben ihre sozialpolitische 
Seite. Gegen alle Verkehrsabgaben gilt der grosse sozial¬ 
politische Einwand, dass sie die Waare desto stärker be¬ 
lasten, je grösser die Zahl der Durchgangsstadien ist: d. h.: 
da der kleine Mann, zu dem die Waare erst durch Ver¬ 
mittlung der Grossisten gelangt, durch eine grössere Reihe 
von Zwischenstadien vom Produzenten getrennt ist, als der 
Reiche, der seine Waare vom Grosshändler oder gar vom 
Producenten selbst bezieht, so schlägt eine Verkehrsabgabe 
immer dazu aus, den Armen vielfach stärker zu belasten, 
als den Reichen. Dieses Missverhältniss hat in der Sozial¬ 
geschichte der Völker seine grosse Rolle gespielt. Die 
Missstimmung der niederländischen Bevölkerung gegen das 
Regiment des Herzogs Alba ging zu einem grossen Theil 
auf die spanische Alkabala zurück, welche jeden Verkauf 
mit einer prozentualen Steuer belastete und in dem hoch- 
entwickelten Verkehr der Niederlande den kleinen Mann 
unendlich viel stärker traf, als in dem verkehrsarmen Spa¬ 
nien. Nun ist selbstverständlich, dass in einer fein ausge¬ 
bildeten Steuerverfassung, wie die der heutigen europäischen 
Völker ist, so gröbliche Versuche von Verkehrsabgaben 
nicht mehr Vorkommen. Für die Tabakssteuer ist durch das 
System der Stempelverschlüsse (Banderollen) Vorsorge ge¬ 
troffen, dass das einmal versteuerte Packet nicht noch ein¬ 
mal versteuert zu werden braucht. In indirekter Weise aber 
wirken Abgaben wie Quittungssteuer und Frachtbriefsteuer 
als Belastung jedes einzelnen Verkehrsgeschäfts noch heute 
in kleinem Maassstabe, ähnlich wie die spanische Alkabala 
im grossen gewirkt hat. — 

Eine Reihe von Zugeständnissen sind offenbar dazu 
bestimmt, einzelne Kreise der Bevölkerung für die Steuer¬ 
reform zu gewinnen. Das grossartigste Beispiel dafür ist 
die Aufhebung der Steuer auf den Tabakbau, welche die 
Pflanzer dem neuen Plane geneigt machen soll. Für die 
Landwirthe wird nicht nur die bisherige Stempelfreiheit 
ihrer Getreideverkäufe an der Börse conservirt, sondern 
auch auf die Emmission der Pfandbriefe seitens ihrer Pfand¬ 
briefinstitute ausgedehnt. Der Haustrunk landwirthschaft- 
licher Arbeiter in der Weinproduktion soll steuerfrei bleiben, 
während gewerblichen Arbeitern diese Vergünstigung nicht 
gewährt wird. Den einflussreichen Kreisen des Bürger¬ 
thums, welches in den kommunalen Vertretungen allmächtig ; 
ist und dort schon lange die Neigung bekundet, durch ; 


I indirekte Steuern die Last von den eigenen Schultern auf 
die breite Masse der städtischen Bevölkerung abzuwälzen, 
gilt das Geschenk an die Kommunen, welches sie von den 
lästigen Fesseln kommunaler Getränkesteuern befreien soll. 
Und dieselben Kreise hat die Stempelvergünstigung für die 
Kommunal-Obligationen im Auge. Damit diesen Befreiungen 
der Humor nicht fehle, wird sämmtlichen Staats- und 
Gemeindebeamten die Stempelfreiheit ihrer Gehaltsquittungen, 
d. h. ein jährliches Geschenk von 40 Pfennigen bewilligt. 
Ob mit der Steuerfreiheit des Mess- und Kommunionsweins 
auch eine Verbeugung vor einer politisch einflussreichen 
Partei beabsichtigt ist, ist nicht zu sagen. Deutlich ist aber 
zu sehen, wohin die Befreiung der Quittungen unter 20 Mark, 
der Frachtgebühr unter 3 Mark, die geringere Belastung 
des billigen Tabaks in Vergleich zum theuren, die besondere 
Heranziehung des Champagners zielt. Damit sind wir, die 
Sozialpolitiker, gemeint Und es ist unleugbar, dass in 
mancher Beziehung die neuen Steuern sozialpolitisch rich¬ 
tiger konstruirt sind, als die rohe Form der heutigen Zölle, 
welche blosse Quantitätssteuern ohne Rücksicht auf die 
Qualität sind und in Folge dessen die Waare desto höher 
belasten, je geringer ihr Werth ist. 

Keineswegs alle vorgeschlagenen Steuern sind vom 
Standpunkte der Sozialpolitik zu verwerfen. Wenn das 
Reich Geld braucht und den Stempel auf Lotterieloose von 
5 pCt. auf 8 pCt. erhöhen will, so ist die Angelegenheit 
viel zu unbedeutend, als dass es einen Widerspruch auch 
nur lohnte. Während der eine Theil der Börsensteuer, der 
Stempel auf Umsatzgeschäfte, einer Verdoppelung nicht 
fähig ist, (da Steuern vom Umsatz ohne Rücksicht auf den 
Gewinn ebensowenig verdoppelt werden können, wie man 
auf eine Villa ein neues Stockwerk setzen kann, ohne 
Prüfung des Fundaments und des Erdreichs), ist der andere 
Theil der Börsensteuer, der Emissionsstempel, der Ver¬ 
doppelung und für ausländische Papiere auch der weiteren 
Erhöhung fähig, ohne dass sich annehmen Hesse, dass das 
solide Geschäft darunter leiden würde. Wogegen man sich 
aber mit aller Entschiedenheit wenden muss, das ist die 
Massenhaftigkeit der Steuervorschläge. Was in aller 
Welt hat sich denn ereignet, um einem Volke eine derartige 
Fülle von neuen Eingriffen in sein privates Leben zuzu- 
muthen? Zwei Produktionszweige werden geängstigt und 
erschüttert, sie sollen nicht blos pekuniäre Lasten, sondern 
auch weitgehende neue Kontrollasten übernehmen. Jede 
kleine Zahlung, jede Versendung mit der Eisenbahn, soll 
den Bürger mit dem Steuerfiskus in Berührung bringen. 
Die rheinische Hausfrau, die Trauben kauft und Wein für 
ihre Familie herstellt, soll daran denken, dies der Steuer¬ 
behörde anzumelden. Das junge Mädchen, das Cigarren¬ 
abfälle für die Waisenkinder gesammelt hat, soll sich merken, 
dass sie von nun an strafbar ist, wenn sie auch nur im Be¬ 
sitze ihrer Sammlung betroffen wird. Welche Veranlassung 
haben wir denn, uns eine solche Fülle von Eingriffen in 
unser privates Leben aufzuerlegen? Wenn der Feind vor 
den Thoren steht, w^enn eine fürchterliche Finanznoth dem 
Staate droht, dann greift ein Staat zu solchen Maassregeln 
und muss sicher sein, dass die Besseren seiner Angehörigen 
dies mit einer gewissen Freudigkeit ertragen werden. Aber 
seit der gewaltigen Noth der Franzosenzeit zu Anfang dieses 
Jahrhunderts ist es in unserer Steuergeschichte nicht wieder 
vorgekommen, dass man uns so viele Bedrückungen auf 
einmal zugemuthet hat. 

Unter diesem Gesichtspunkt muss man sich daher auch 
gegen diejenigen Steuern erklären, welche man unter an¬ 
deren Umständen befürworten könnte. Ich bin kein grund¬ 
sätzlicher Gegner einer Quittungssteuer. Ja, ich meine so¬ 
gar, dass für uns die Quittungssteuer berufen ist, einmal 
eine Wohlthat zu werden. Es giebt für den Sozialpolitiker 
; keine so breite Unterlage der Besteuerung, als die blosse 
; Thatsache der Geldzahlung. Ein Quittungsstempel Hesse 
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sich so konstruiren, dass wir durch seine Erträge auf ein¬ 
mal von der ganzen Fülle der heute bestehenden und zum 
Theil geradezu sinnlosen Stempelsteuern erlöst werden 
könnten. Aber diesen Stempel bewilligen, nicht um viele 
veralteten Einrichtungen durch eine neue zu ersetzen, son¬ 
dern um die Zahl der bestehenden Stempel noch rücksichts¬ 
los zu vermehren, das ist nicht zulässig, so lange es nicht 
nothwendig ist. 

Diese Nothwendigkeit liegt aber nicht vor. Es besteht 
zur Zeit überhaupt kein Anlass, neue Reichssteuern aus¬ 
zuschreiben. Dies aus zwei Gründen. Einmal giebt es 
im Deutschen Reich noch eine Steuer, welche zu einem 
Theil unerhoben bleibt; und bevor man an neue Steuern 
denkt, muss man füglicher Weise erst die alten in vollem 
Umfange erheben. Die Spiritussteuer beträgt im Deutschen 
Reiche 70 Mark pro Hectoliter, wird aber von den privi- 
legirten Brennereien für die Höhe ihrer Kontingente nur 
mit 50 Mark erhoben. Der unerhobene Rest beträgt im 
Ganzen 40 Millionen Mark, die unter dem Namen der 
„Liebesgabe an die Branntweinbrenner“ bekannt sind. Der 
grösste Theil derselben fliesst an notorisch reiche Personen. 
Es ist nicht gerade gesagt, dass diese Liebesgabe mit einem 
Federstriche aufgehoben werden muss. Allein solange an 
dieser Liebesgabe überhaupt nicht gerüttelt wird, liegt für 
den Sozialpolitiker kein Anlass vor, überhaupt das Be- 
dOrfniss nach neuen Steuern anzuerkennen. — Zweitens 
kann durch die Ablehnung sämmtlicher Steuerforderungen 
kein Defizit im Reichshaushalt entstehen. Denn das 
Deutsche Reich kann kraft der Matrikularbeiträge über¬ 
haupt kein Defizit haben. Die ganze Reichsfinanzverfassung 
beruht einstweilen darauf, dass alljährlich der gesammte 
Betrag des Bedürfnisses nach der Reichsmatrikel auf die 
Bundesstaaten repartirt wird. 

Die heutige Reichs-Steuerverfassung ist nicht das Werk 
staatsmännischer Ueberlegung. Ursprünglich auf ganz an¬ 
dere Verhältnisse berechnet, ist sie, fast ein Spiel des Zu¬ 
falls, auf das Deutsche Reich übertragen worden. Der alte 
deutsche Zollverein, wie er sich seit den dreissiger Jahren 
entwickelte, war genöthigt, im Interesse der Gleichmässig- 
keit auch gewisse Steuerbestimmungen für die theilnehmen- 
den Staaten zu vereinbaren. Der Gedanke solcher Ver¬ 
brauchssteuern wurde vom Zollverein einfach auf den 
norddeutschen Bund und das Deutsche Reich übertragen, 
wie denn diese Steuerbestimmungen, sonderbar genug, ihren 
Platz gar nicht einmal in dem Abschnitt von den Reichs¬ 
finanzen, sondern in dem Abschnitt „Zoll- und Handels¬ 
wesen“ behalten haben. Nun ist es aber ein Unter¬ 
schied, ob man fünf grosse Verbrauchssteuern von Zoll¬ 
vereins wegen regelt, oder ob man sie zur finanziellen 
Grundlage eines Staatswesens machen will, wie das 
Deutsche Reich ist. Das Deutsche Reich ist in Bezug 
auf seine Finanzbedürfnisse im Wesentlichen eine Verbin¬ 
dung zu Zwecken der Landesvertheidigung. Weitaus der 
grösste Theil des Reichsbudgets wird auf Heer und Marine 
verwendet. Auch das vorliegende Finanzbedürfniss dient 
zur Deckung der neuesten Heeresverstärkung. Wenn man 
also auf Grund dieser rein zufälligen Entstehung der Reichs¬ 
steuern sich wieder an diese Quellen wendet, um die Kosten 
der Heeresvorlage zu decken, so heisst dies das Prinzip 
aufstellen, dass in Deutschland die Kosten von Armee und 
Marine im Wesentlichen durch indirekte Steuern aufge¬ 
bracht werden sollen. Deutschlands Vertheidigung hat für 
die verschiedenen Einwohner eines Landes eine verschiedene 
Bedeutung; sie schützt zwar Allen ihre Person, sie schützt 
aber den Besitzenden ausserdem noch ihren Besitz. Die 
Bedeutung der Armee als Schutz des Besitzes ist heute in 
Deutschlend sehr wohl gewürdigt. Ist es nun auf die Dauer 
möglich, die Kosten für eine Veranstaltung, an welcher die 
Besitzenden das doppelte Interesse haben, prinzipiell durch 


Steuern aufzubringen, welche überwiegend auf den Be¬ 
sitzlosen lasten? Man hat sich bei jener im Galopp über¬ 
nommenen Steuerübertragung vom Zollverein auf das 
Reich dieses Verhältniss damals nicht klar gemacht und 
brauchte es sich nicht klar zu machen, weil man für erhöhte 
Bedürfnisse damals einstweilen erhöhte Matrikularbeiträge 
in Aussicht nahm. Wenn also jetzt die Steuervorlagen im 
Reichstage sämmtlich abgelehnt, in Folge dessen Matrikular¬ 
beiträge ausgeschrieben und in den Einzelstaaten auf die 
Einkommensteuer geschlagen werden, so ist dies keineswegs 
ein Nothbehelf, sondern im Gegentheil gerade die sach- 
gemässe Art (solange es bessere Reichssteuern nicht giebt), 
die Kosten der neuen Heeresverstärkung aufzubringen. 

Was also an der geplanten Reichssteuerreform ge¬ 
rühmt wird, dass sie erhöhte Bedürfnisse des Reiches aus 
erhöhten Reichseinnahmen decke, ja sogar den Einzelstaaten 
daraus feste Zuwendungen mache, gerade das muss vom 
Standpunkte der Sozialpolitik auf das Rückhaltloseste ver- 
urtheilt werden. Wenn heute irgend ein Staat beschliessen 
würde, die Kosten seiner Landesvertheidigung auf indirekte, 
die Kosten seiner übrigen Verwaltung auf direkte Steuern 
anzuweisen, so würde Jedermann die sozialpolitische Unhalt¬ 
barkeit einer solchen Spezialanweisuilg einsehen. Dadurch, 
dass bei uns das eine Reichssteuern, das andere im Wesent¬ 
lichen Landessteuern sind, wird das Verhältniss im sprachli¬ 
chen Ausdruck verdunkelt, in der Sache aber nicht geändert. 

Die Reichssteuer-Reform trägt durchweg entgegen¬ 
gesetzten Charakter, wie die preussische Steuerreform. In 
Preussen gewisse grosse sozialpolitische Gesichtspunkte zu 
finanziellen Zwecken geschickt ausgebeutet, das Ganze ein 
wissenschaftlich gross gedachtes und in die Praxis übersetztes 
System; ein System, das man anerkennen kann, auch wenn 
man Vieles in ihm bedauert und bekämpft. Im Reiche bloss 
finanzielle Bedürfnisse, in deren Befriedigung sozialpoli¬ 
tischen Forderungen, höchstens gewisse Anstandsrücksichten 
gemacht werden; ein Plan, dem man unter dem Gesichts¬ 
punkt der Wissenschaftlichkeit im günstigsten Falle nur 
nachsagen kann, dass er die Systemlosigkeit in ein System 
bringen will; ein Plan, den man in seiner Totalität be¬ 
kämpfen muss, selbst wenn man einzelne Dinge an ihm als 
gut oder erträglich anerkennt. 

Hätten wir im Deutschen Reiche ein Parlament mit 
irgend einer festen Mehrheit, sie sei welche sie wolle, so 
würde in ihr das Verantwortlichkeitsgefühl stark genug sein, 
um einer solchen Vorlage gegenüber die einfache Ablehnung 
ohne Kommissionsberathung zu erzwingen. Denn eine Mehr¬ 
heit, welche weiss, dass ihr die Verantwortung nicht nur 
für Steuerlasten, sondern auch für die unaufhörlichen Steuer¬ 
beunruhigungen zufällt, würde sich verpflichtet fühlen, in ir¬ 
gend einer deutlich erkennbaren Weise zu dokumentiren, dass 
sie an diesen Beunruhigungen schuldlos ist. Nur weil in 
unserm Parlament die Mehrheiten in stets verschiedener 
Zusammensetzung schillern und keine einzige Partei oder 
Parteienkoalition sich für das Geschehende verantwortlich 
fühlt, nur darum ist zu befürchten, dass der vorgelegte Plan 
überhaupt in ernstliche Berathung genommen werde. 

Vom Standpunkt der Sozialpolitik aber bleibt nichts¬ 
destoweniger die Stellung zu dem gegenwärtigen Reform¬ 
plan geboten: bleibt die „Liebesgabe“ unberührt, so darf 
von den neuen Steuern keine bewilligt werden. Rührt man 
die Liebesgabe an und setzt sie, wenn auch noch so all¬ 
mählich, auf den Aussterbeetat, so genügt die Erhöhung der 
Lotterie- und Emissionssteuer, um das augenblickliche Be- 
dürfniss ungefähr zu befriedigen. Ein Versuch aber, die 
sozialpolitisch ungeheuerliche Reichssteuerverfassung zu einer 
dauernden Stütze für die einzelstaatlichen Steuerverfassungen 
zu machen, die doch sozialpolitisch weit besser ausgebildet sind, 
da^ ist ein Plan, der vom Standpunkt der Sozialpolitik nicht 
einmal in ernstliche Erwägung gezogen zu werden verdient. 

Berlin. J. Jastrow. 



88 SOZIALPOLITISCHES CENTRALBLATT. No. 8. 


Sozialpolitisches in dem Entwurf eines 
schweizerischen Strafgesetzbuchs. 


Die die ausländische Wissenschaft seit einer Reihe von 
Jahren lebhaft interessirende Abgrenzung zwischen Straf¬ 
recht und Kriminalpolitik oder anders ausgedröckt, die 
fundamentale Frage, inwieweit und nach welcher Richtung 
hin die strafrechtlichen Begriffe eine Umwandlung erfahren 
müssen durch die Thatsache, dass das Strafrecht ein wich¬ 
tiges Mittel ist zur Lösung sozialer Probleme, ist in einigen 
jüngst erschienenen Abhandlungen von v. Liszt mit vielem 
Scharfsinn behandelt worden. Es wird noch langer Zeit 
und ernster Arbeit bedürfen, bis diese schwierige Frage 
einer befriedigenden Lösung entgegengeführt ist. Soviel 
aber ist schon heute ohne weiteres klar, dass der Straf¬ 
vollzug ganz und gar der Herrschaft kriminalpolitischer 
Erwägungen unterliegen muss. Hier spielen lediglich 
Zweckmässigkeitsrücksichten die entscheidende Rolle. Denn 
der Strafvollzug hat es ausschliesslich mit dem Verbrecher, 
nicht mit dem Verbrechen, nur mit dem Menschen, nicht 
mit dem Begriff zu thun. Eben daraus erklärt es sich auch, 
dass bei dem heutigen Stande der Strafrechtswissenschaft, 
welche vorzugsweise ihr Interesse den logisch-begrifflichen, 
den technisch-juristischen Fragen zugewendet hat, der Straf¬ 
vollzug und seine Regelung die Stiefkinder der Strafrechts¬ 
pflege geblieben sind. 

Der schweizerische Entwurf bricht auch hier mit dieser 
alten Anschauung und sucht ganz und gar das moderne 
Leben mit seinen Bedürfnissen zu umfassen. Die treffenden 
Worte Wirth’s: „Die Strafrechtspflege kann auf keinen 
Erfolg rechnen, w^enn der Vollstreckung der Strafurtheile 
nicht dieselbe Bedeutung beigelegt wird, wie der Findung 
derselben“ sind ihm Leitstern geworden. Zum Beweise hier¬ 
für sei zunächst auf den Strafvollzug an sich und sodann 
auf seine Verbindung mit dem Strafurtheil in kurzer Be¬ 
trachtung hingewiesen. 

Soweit das Strafurtheil die Aufgabe erfüllen soll, eine 
That als eine antisoziale zu bezeichnen, ihr, um einen Aus¬ 
druck V. Bar s zu wiederholen, den Stempel der öffentlichen 
Missbilligung aufzudrücken, ist es Selbstzweck. Soweit da¬ 
gegen mit der Strafe bestimmte Zwecke erreicht werden 
sollen, erhält das Strafurtheil Inhalt und Bedeutung, Leben 
und Kraft erst durch den Strafvollzug. Beide Funktionen 
sind von gleich hoher Bedeutung. Daraus ergiebt sich, dass 
der Richter unter allen Umständen die Art und Weise der 
Vollstreckung der Strafe kennen muss. Sonst schwebt die 
ganze Strafzumessungsfrage einfach in der Luft. Wer aller¬ 
dings der Ansicht ist, dass die Strafe nur den Zweck ver¬ 
folgt, eine Sühne für die einzelne verbrecherische Handlung 
zu schaffen, der hat völlig Recht, wenn er sich zu der 
jüngst auf dem Juristentag in Köln geäusserten Ansicht be¬ 
kennt, der Richter habe lediglich eine der That angemessene 
Strafe auszusprechen, was dann aus dem Verbrecher werde, 
das kümmre ihn nicht. Wer dagegen diesen einseitigen 
Standpunkt nicht theilt, sondern das Wohl der Gesammtheit 
in den Vordergrund stellt und mit der Strafe bestimmte 
Wirkungen erreichen will, der wird dem Strafvollzüge, wie 
es Stooss mit vollem Recht thut, die eingehendste Auf¬ 
merksamkeit widmen. 

Der schweizerische Entwurf kennt für Verbrechen 
zwei ordentliche Freiheitsstrafen, Zuchthaus und Gefängniss. 
Die dem deutschen Strafgesetzbuch bekannte Festungshaft 
lehnt er mit der trefflichen Begründung ab, dass es nicht 
angehe, privilegirte Verbrecher zu schaffen, die nur zum 
Scheine eine Strafe verbüssen, in Wirklichkeit aber ein 
sehr behagliches und fröhliches, wenn es ihre Mittel er¬ 
lauben, sogar luxuriöses Leben führen. Die einzelnen Vor- i 
Schriften über den Vollzug der genannten beiden Freiheits- i 
strafen zeugen von feinstem Takt und hohem Verständniss | 


für die sozialen Verhältnisse. Sie sollten für jede Gesetz¬ 
gebung vorbildlich sein. Wir müssen uns hier auf die 
Hervorhebung einiger Hauptpunkte beschränken. Der Ent¬ 
wurf führt die absolute und vollständige Trennung der zu 
Zuchthaus und der zu Gefängniss Verurtheilten auf das 
strengste durch mit der Motivirung, dass nur durch diese 
gründliche Scheidung beider Klassen von Sträflingen jede 
Strafe einen besonderen Charakter erhalte, da ja die Straf¬ 
art allgemein nach dem Orte des Strafvollzuges und, wenn 
die räumliche Trennung festgehalten sei, auch ganz mit 
Recht beurtheilt werde. Für beide Fälle wird der Arbeits¬ 
zwang, ohne dass irgend eine Ausnahme zugelassen wäre, 
mit rigoroser Strenge angeordnet. Das, was die Motive 
ü^r diesen eminent wichtigen Punkt äussern, ist sozial¬ 
politisch von so hohem Werthe, dass wir es uns nicht 
versagen können, die ganze Stelle anzuführen: „Es wird 
allerdings nicht leicht sein, Sträflinge, die nur zu einigen 
Tagen Freiheitsstrafe verurtheilt worden sind, passend zu 
beschäftigen. Es darf aber kein Opfer und keine Mühe 
gescheut werden, um diese Vorschrift durchzuführen. 
Wenn irgendwo das Wort; Müssiggang ist aller Laster 
Anfang, sich bewahrheitet, so ist es im Gefängniss mit 
Gemeinschaftshaft. Und Einzelhaft ohne Arbeit wäre 
eine Grausamkeit. Es handelt sich ja nicht darum, dem 
Staat durch die Sträflingsarbeit eine Einnahmequelle zu 
verschaffen, was leider selbst von Strafanstaltsbeamten ganz 
übersehen wird, sondern darum, die Strafe ihrem Zwecke 
gemäss zu vollziehen und ihre vom Verbrechen abhaltende 
Kraft zu erhöhen. Daher soll der Sträfling mit Arbeiten 
beschäftigt werden, die seinen Fähigkeiten entsprechen und 
durch die er sich nach der Entlassung seinen Unterhalt 
erwerben kann.Selbstverständlich dürfen nur nütz¬ 

liche Arbeiten gewählt werden und nicht Scheinarbeiten, 
die von dem Sträfling als Chikane empfunden würden. So¬ 
bald der Staat sich nicht scheut, in Strafanstalten mit Ver¬ 
lust an Geld, aber mit Gewinn an Strafwirkung zu arbeiten, 
ist das Problem der Arbeit in Strafanstalten in der Haupt¬ 
sache gelöst.“ 

Wenn ferner Sträflinge unter 20 Jahren von älteren 
Gefangenen unter allen Umständen streng abgesondert 
werden sollen, damit sie durchaus vor schlechten Einflüssen 
bewahrt bleiben, so wird diese Bestimmung allgemein unein¬ 
geschränkte Anerkennung finden. Dass hiermit eine Quelle 
schwersten sozialen Uebels verstopft wird, leuchtet ohne 
weiteres ein. Auch bei uns in Deutschland bestehen be¬ 
kanntlich Vorschriften im Sinne des schweizerischen Ent¬ 
wurfs. Von ihrer strikten Durchführung hat man aber trotz 
des klaren Wortlauts des Gesetzes nichts gehört, vielmehr 
weiss jeder, dass es oft genug nicht die erste Uebelthat ist, 
sondern erst die staatliche Strafe, die den jugendlichen 
Deliquenten für immer moralisch vernichtet. Und alles dies, 
trotzdem Krohne schon vor Jahren die für unseren Straf¬ 
vollzug geradezu vernichtenden Worte sprach: „Man bemüht 
sich, die Stockprügel im Interesse der Humanität abzu¬ 
schaffen; wenn man aber junge Leute in solche Häuser 
(nämlich unsere kleinen Gerichtsgefängnisse) steckt und 
moralisch darin zu Grunde richtet, so ist damit verglichen 
die Prügelstrafe eine Humanität und das Non plus ultra 
pädagogischer Kunst.“ 

Die ersten drei Monate der Strafzeit bringt jeder Sträf¬ 
ling in Einzelhaft zu, so dass alle diejenigen, welche zu 
weniger als drei Monaten Freiheitsstrafe verurtheilt worden 
sind, überhaupt nicht mit anderen Gefangenen in Berührung 
kommen. Die Vortheile dieser Bestimmung liegen in doppelter 
Richtung. Zunächst wird damit der Eindruck der kurzen 
Strafe auf den Thäter unzweifelhaft erhöht, sie gewinnt an 
Bedeutung und nachhaltiger Kraft. Und dies ist gut. Frei¬ 
heitsstrafen sollen mit höchster Oekonomie und grösster 
V'orsicht angewendet werden. Wo aber von ihnen Gebrauch 
gemacht wird, da muss die Strafe einen ernsten Inhalt er- 
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halten. Weiter wird der Entwurf auf diese Weise den Krebs¬ 
schaden der kurzzeitigen Freiheitsstrafe beseitigen, das Zu¬ 
sammensein unverdorbener Personen mit ausgemachten Ver¬ 
brechern und Taugenichtsen. Die Einzelhaft kann aber auch 
über die genannte Strafzeit hinaus verlängert werden und 
zwar nicht nur durch das Gericht, sondern auch auf Ver¬ 
langen des Sträflings, da dieser regelmässig nur aus achtungs- 
werthen Gründen und aus einer Empfindung, die Rücksicht 
verdiene, die Fortdauer der Einzelhaft fordern werde. 
Während der Nacht wird jedem Sträfling ausnahmslos eine 
Einzelzelle angewiesen. 

Für die Zuchthausstrafe sieht der Entwurf ein einfaches, 
wohldurchdachtes Progessivsystem vor: a) Einzelhaft, b) Ge¬ 
meinschaftshaft, c) unter bestimmten Voraussetzungen die 
bedingte Freilassung. Auf diese Weise soll der Sträfling 
allmählich für den Wiedereintritt in die menschliche Gesell¬ 
schaft vorbereitet werden. Wir kennen bekanntlich in 
Deutschland ebenfalls die bedingte Freilassung. Der schwei¬ 
zerische Entwurf bringt sie aber, — und darin liegt der 
grosse Fortschritt, — in Zusammenhang mit den Schutz¬ 
aufsichtsvereinen: Der Strafanstaltsdirektor hat diese recht¬ 
zeitig von der Freilassung des Sträflings zu benachrichtigen, 
damit sie für sein Fortkommen Sorge tragen. Der Entwurf 
hofft, dass die staatliche Anerkennung der Schutzauf¬ 
sicht diese segensreich wirkenden Vereine zu freudiger 
Thätigkeit anspornen und sie veranlassen werde, ihrer Orga¬ 
nisation erneute Aufmerksamkeit zu schenken. Diese Be¬ 
stimmung ist sozialpolitisch von hohem Werthe. Wenn man 
von den Härten des Gefängnisses spricht, so pflegt man 
immer nur an den ökonomisch nnd gesellschaftlich wohl¬ 
gestellten Mann zu denken, dessen soziale Stellung durch 
die Freiheitsstrafe schwer erschüttert wird und vergisst dabei 
nur zu leicht des unendlich grossen Elends, das auch den 
armen, von seiner Hände Arbeit Lebenden nach der Ent¬ 
lassung aus dem Gefängniss erwartet, man vergegen¬ 
wärtigt sich nicht, wie ausserordentlich ihm sein Fort¬ 
kommen erschwert ist, wie leicht er der Versuchung 
zum Verbrechen unterliegen kann, um dann abermals 
wegen desselben bestraft zu werden. Wenn hier durch 
die von Stooss geplante staatliche Hilfe lindernd eingegriffen 
werden könnte, so wäre dies von grösstem Segen. Die Aus¬ 
sichten für den Erfolg der bedingten Freilassung würden 
damit unendlich wachsen und die Fälle, in denen wegen 
Missbrauchs der Freiheit ein Widerruf der ertheilten Rechts- 
wohlthat nöthig ist, sicherlich erheblich vermindert werden. 

Sehr zu erwägen bliebe endlich noch, ob die Minimal¬ 
dauer der Gefängnissstrafe, die der Entwurf auf 8 Tage fest¬ 
setzt, nicht zu erhöhen wäre, sofern die Maassregel wirklich 
nützlich und wirksam sein, bessernde und abschreckende 
Kraft haben soll, zumal die Motive selber ausdrücklich be¬ 
merken, dass die Gefängnissstrafe ein empfindliches Uebel 
sein muss, das nur für Fälle von entschiedener Bedeutung 
angedroht und nicht leichthin erkannt werden darf. Immerhin 

gegenüber dem deutschen Recht, das schon Gefängniss- 
strafen von einem Tage kennt, ein erheblicher Fortschritt vor. 

Soviel von dem Strafvollzüge an sich. In den Satzungen 
der Internationalen Kriminalistischen Vereinigung heisst es: 
„Da Strafrechtspflege und Strafvollzug demselben Zwecke 
dienen, .... erscheint die dem heutigen Strafrecht eigen- 
thümliche Trennung des Strafvollzugs von der Strafrechts¬ 
pflege als unrichtig und zweckwidrig“. Auf diesen Satz hat 
Liszt von Anfang an den entscheidendsten Nachdruck gelegt 
und die allerdings von verschiedenen Seiten lebhaft bekämpfte 
Forderung erhoben, dass an die Stelle der heutigen richter¬ 
lichen Strafzumessung die Verurtheilung zu einer nur durch 
Höchst- und Mindestmaass der Dauer bestimmten Freiheits¬ 
strafe zu treten habe. Die definitive Strafzumessung soll 
sodann erst während des Strafvollzuges von besonderen Be¬ 
hörden geschehen, die nicht lediglich aus Juristen sich zusani- 
mensetzen, sondern vor allem aus Männern, die in der steten 


und befruchtenden Berührung mit dem Leben des Volkes über¬ 
haupt, der Verbrecherwelt insbesondere, stehen. Dieser 
besonders für langzeitige Freiheitsstrafen praktische Gedanke 
verdient eingehende Würdigung. Dass das ganze System 
der richterlichen Strafzumessung an schweren Gebrechen 
krankt und zwar, wie sofort auf das schärfste zu betonen 
ist, an Gebrechen, die keineswegs in der Person der Richter 
liegen, sondern in der Natur der Sache, dass hier Zufällig¬ 
keiten aller Art eine entscheidende Rolle spielen und spielen 
müssen, darin sind sich Freunde und Feinde der modernen 
Richtung im Strafrecht einig. Giebt doch auch ihr hervor¬ 
ragender Gegner Wach zu, dass die richterliche Strafzu¬ 
messung eher „von der zufälligen Zusammensetzung des 
Kollegiums, den subjektiven Anschauungen und Anregungen 
des Richters, seinem Geblüt und seiner Verdauung, als von 
der Schwere des Verbrechens" abhängt. 

Um hierin Wandel zu schaffen, schlägt Stooss einen 
sehr originellen Weg ein; sofern ein wiederholt mit Zucht¬ 
haus bestrafter Mensch innerhalb eines bestimmten Zeit¬ 
raumes ein neues Verbrechen begeht, überweist das Gericht 
den rechtskräftig Verurtheilten, wenn es überzeugt ist, dass 
die gesetzliche Strafe ihn nicht von weiteren Verbrechen 
abzuhalten vermag, einer besonderen Bundesbehörde. Diese 
zieht über sein Vorleben, seine Erziehung, seine Familien¬ 
verhältnisse, seinen Erwerb, seine körperliche und geistige 
Gesundheit, über die von ihm begangenen Verbrechen und 
verhassten Strafen Erkundigungen ein. Erachtet es hiernach 
die Behörde als unzweifelhaft, dass der Verbrecher nach 
Vollzug der Strafe wieder rückfällig werden würde, so 
ordnet sie statt der Strafe, seine Verwahrung für die Zeit 
von 10 bis 20 Jahren an. Andernfalls bleibt das Urtheil 
in Kraft. Unter bestimmten Voraussetzungen ist nach Ablauf 
von 5 Jahren vorläufige Freilassung zulässig. Sehen wir 
von allen Einzelheiten ab, so finden wir in dieser Bestimmung 
mannigfache Gedanken aus dem oben erwähnten Vorschläge 
von Liszt’s wieder. Vor allem wird auf diese Weise das 
Schicksal des Deliquenten nicht nach unbekannten oder 
wenigstens nur sehr mangelhaft bekannt gewordenen 
Faktoren bestimmt, vielmehr ist die entscheidende Behörde 
auf Grund der eingezogenen Erkundigungen weit besser 
und sicherer als der Richter in der Lage, diejenige Be¬ 
handlungsart ausfindig zu machen, die zum Schutze der 
Gesammtheit und eventuell behufs einer möglichen Nach¬ 
erziehung des Thäters nothwendig ist. Weiter ist die 
Energie zu loben, mit der Stooss das Problem der Un¬ 
verbesserlichen angreift, jener gefährlichsten Verbrecher¬ 
kategorie, gegen die der staatliche Kampf bisher erfolglos 
geblieben ist. Der Entwurf beschränkt die von ihm zu Gunsten 
der allgemeinen Sicherheit getroffenen einschneidenden 
Maassregeln auf die wiederholt rückfälligen Verbrecher, 
welche die Gerichte, in der sicheren Ueberzeugung zu 
Freiheitsstrafen verurtheilen, dass diese ohne Wirkung und 
ohne Nutzen sein werden. Diese Regelung verzichtet 
darauf, die feinen Unterscheidungen von Gelegenheits- und 
Gewohnheitsverbrechern, Besserungsfähigen und Unver¬ 
besserlichen zu verwenden. Und sie thut wohl daran. Denn 
noch ist es nicht gelungen, die charakteristischen Merkmale 
der verschiedenen Verbrechergruppen mit wissenschaftlicher 
Sicherheit festzustellen. Eine Gesetzgebung, die mit ihnen 
operirt, würde daher die Richter vor eine unlösbare Auf¬ 
gabe stellen und die individuelle Freiheit arg gefährden. 
Der Entwurf befindet sich auf dem rechten Wege, wenn 
er in weiser Vorsicht mit dem zwar etwas starren 
und ungelenken, aber sicheren und objektiv feststell¬ 
baren Begriff des fortgesetzten Rückfalls zunächst weiter 
arbeitet und annimmt, dass es auch ohne wissenschaftliche 
Definition für den erfahrenen Richter und Strafvollzugsbe¬ 
amten möglich sein werde, zu entscheiden, ob ein Verbrecher 
so weit gekommen ist, dass ihn die ordentliche Strafe von 
zukünftigen Strafthaten nicht abzuhalten vermag. Die Wissen- 
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Schaft wird inzwischen ruhig weiter nach dem genaueren 
Erkenntniss der individuellen psychischen Faktoren des 
Verbrechens streben, gerade so wie die moderne Dichtkunst 
sich unablässig bemüht, die volle komplizirte Eigenart eines 
individuellen Menschenwesens zu ergründen. Ein Auszug 
aus einer Schrift des Dänen Olrik im letzten Hefte der Zeit¬ 
schrift für die gesammte Strafrechtswissenschaft zeigt, wie 
reiche Ausbeute hier noch die Zukunft verheisst. Endlich 
noch ein letzter Punkt. Man hat gegen die „unbestimmten 
Strafurtheile“ den Einwand erhoben: Die Strafe solle der 
Ausdruck der Missbilligung des Delikts im Namen der Ge¬ 
rechtigkeit sein und diese Bedeutung des Strafurtheils gehe 
verloren, wenn der Richter auf den Ausspruch einer be¬ 
stimmten, allgemein wahrnehmbaren Strafe verzichte. Stooss 
hat diesem gewiss höchst beachtenswerthen Bedenken da¬ 
durch Rechnung getragen, dass der Richter zunächst stets 
auf eine feste urtheilsmässige Strafe zu erkennen hat. 

Wir schliessen hiermit ab und fassen zusammen: Nie¬ 
mand, der das nach neuen Formen und neuer Gestaltung 
ringende Leben unserer Zeit mit Interesse verfolgt, wird 
an dem schweizerischen Entwurf achtlos vorübergehen 
können. Mit genialem Blick hat Stooss die Aufgabe des 
Strafgesetzgebers erfasst, mitzuarbeiten an der Lösung der 
grossen sozialen Probleme, die im Schoosse der Zeit kreisen, 
ohne dabei die Grenzen zu verwischen, die Recht und 
Sozialpolitik scharf von einander scheiden. Der beste Be¬ 
weis dafür ist die Art, wie Repression und Prävention, 
„Strafe“ und „sichernde Maassnahmen“ von ihm miteinander 
in Verbindung gebracht sind, aus der klaren Erkenntniss 
heraus, dass beide dem grossen gemeinsamen Ziele zustreben, 
künftige Verbrechen zu verhindern. Wenn Stoss oft die 
Konsequenzen der von der modernen Wissenschaft aufge¬ 
stellten Theorien nicht bis ans Ende zieht, vielmehr, die 
Sache von diesem Standpunkt aus angesehen, auf halbem 
Wege stehen bleibt, so wird ihn darum kein Verständiger 
tadeln. Denn die wichtigste Aufgabe des Gesetzgebers 
bleibt doch immer den Zusammenhang mit dem Rechtsbe¬ 
wusstsein des Volkes stets zu erhalten. 

Ein völlig abschliessendes Urtheil über den Entwurf 
wird erst möglich sein, wenn der besondere Theil erschienen 
ist. Dass Stoos aber auch hier ein Werk schaffen wird, 
das mit liebevollem Verständniss auf die Bedürfnisse seines 
Volkes überall Rücksicht nimmt, dafür bürgt uns neben der 
Persönlichkeit des Verfassers die Versicherung, dass er die 
Strafbarkeit streng auf den durch den Interessenschutz beding¬ 
ten Umfang einschränken und insbesondere von den Frei¬ 
heitsstrafen nur mit grösster Sparsamkeit Gebrauch machen 
will. Schon dass er dem Richter gestattet, beim Vorliegen 
der gesetzlich vorgesehenen Milderungsgründe allgemein an 
die Stelle des Gefängnisses Geldstrafe zu setzen, ist äusserst 
verständig und entspricht ganz dem Bestreben des Entwurfs, 
die Strafe möglichst unter Berücksichtigung der Individuali¬ 
tät des Thäters zu bestimmen. Aber auch hierüber hinaus 
wird bei der zweckentsprechenden Bemessungs- und Bei- 
treibungsfoim, die den Entwurf statuirt, von diesem Straf¬ 
mittel ein weiter Gebrauch zu machen sein, namentlich bei 
den aus Gewinnsucht hervorgegangenen Verbrechen, denn 
diese trifft die Geldstrafe an ihrer Wurzel, im Motive, auf 
dessen Berücksichtigung der Entwurf mit Recht entschei¬ 
dendes Gewicht legt. Und endlich begrüssen wir es mit 
Freude, wenn der Entwurf die Aufstellung von Verbrechens- 
begriffen auf ein möglichst geringes Maass reduziren will 
und anstatt dessen lieber da mit Energie vorgeht, wo Strenge 
wirklich geboten ist, beim Rückfall, der ohne jede Ein¬ 
schränkung zum Straferhöhungsgrund gemacht ist. Es ist 
nicht weise, bei jeder Gelegenheit nach dem Staatsanwalt 
und der Polizei zu rufen, als ob es bloss neuer Strafdrohun¬ 
gen bedarf, um alle gesellschaftlichen Schäden zu heilen. Die 
Strafeinrichtung, sagt Seuffert, — und mit diesem schönen 
Wort wollen wir schliessen —, ist ein Mittel, das wie starke 


Arzneien bedenkliche Nachwirkungen erzeugen kann, die 
noch gefährlicher für den sozialen Körper sind als die 
Handlungen, wegen deren man straft. In einem im Ganzen 
gesunden Volkskörper wird die Uebertreibung der Krimi- 
nalisirung sich von selbst korrigiren und mit der Zeit über¬ 
wunden werden. Zu lange darf aber ein Volk an die drasti¬ 
schen Wirkungen der Strafeinrichtung nicht gewöhnt wer¬ 
den, sonst entsteht die Gefahr der Verrohung und der 
schliesslichen Abstumpfung gegen die Strafe. 

Berlin. Hugo Heinemann. 


Soziale Wirthschaftspolitik und WirthschaftS' 
Statistik. 


Zur Frage der Orundsteuervertheilung in Oesterreich. 

ln Nummer 6 des Sozialpolitischen Centralblatts habe ich 
zu zeigen versucht, dass die Erhebung über die Zwangs¬ 
versteigerungen des Jahres 1890 den schon a priori wahr¬ 
scheinlichen Satz zu bestätigen scheint, dass der grosse, 
werthvollere Grundbesitz relativ niedrigere Steuern zahle, 
als der minderwerthige kleine. Dabei wurde des Umstandes 
nicht Erwähnung gethan, dass nicht bewohnbare Bauten, 
insbesondere industrielle Etablissements, zwar in Oesterreich 
weder Grund- noch Gebäudesteuer zahlen, aber doch natür¬ 
lich bei der Einschätzung der Güter, auf denen sie stehen, 
sehr ins Gewicht fallen können. Es ist nun leicht möglich, 
dass dieser Faktor bei den höheren Meistbotskategorien 
häufiger oder stärker einwirkt, als bei den niedrigen; in 
diesem Falle könnte die geringere Belastung des Verkehrs- 
werthes bei den Ersteren theilweise auf diesen ökonomischen 
Grund zurückgeführt werden. Ob dies aber thatsächlich 
zutrifft, und in welchem Maasse, darüber giebt leider das 
vorliegende Material nicht den mindesten Aufschluss. Jeden¬ 
falls würde aber die dadurch erfolgende Erhöhung des 
Verkehrswerthes bei den höheren Meistbotsgrössen wenig¬ 
stens theilweise durch die Ueberzahlungen des Ertrags- 
werthes kompensirt werden, die gerade bei den kleineren 
Grundstücken stattzufinden pflegen. Sofern man daher aus 
den mitgetheilten Daten überhaupt einen Schluss auf das 
Verhältniss der Grundsteuer zum Grundwerthe für gestattet 
ansieht — und die Veröffentlichung erfolgte speziell zu dem 
Zwecke, eine annähernde feste Beziehung zwischen Ka- 
tastralerträge und Bodenwerth zu beweisen — so kann man 
nur zu dem Resultate gelangen, das jenem Aufsatze ge¬ 
zogen ist. 

Wien. Walter Schiff 

Stadterweiterung und Zonenenteignung in Baden. Die 

Anregung im benachbarten Hessen und der vom Frankfurter 
Oberbürgermeister Adickes im Herrenhaus eingebrachte und 
bereits berathene Gesetzentwurf haben die badischen Städte¬ 
vertretungen veranlasst, dem Bedürfniss einer gesetzlichen 
Regelung von Baugrundstücken näher zu treten. Es war 
daher dem Stadtrath Heidelberg der Auftrag ertheilt wor¬ 
den, dem Städtetag einen Entwurf vorzulegen, welchen man 
der Regierung und den Kammern zur Genehmigung unter¬ 
breiten könne. Am 10. November hat der badische Städte¬ 
tag sich in Freiburg i. Br. nun mit dem fraglichen Entwurf 
befasst und denselben mit wenigen Abänderung, sachlicher 
und formeller Art, gutgeheissen. Derselbe bestimmt in sei¬ 
nem Art. 1: „Wo es für die bauliche Entwickelung einer 
Ortschaft von überwiegendem Nutzen ist, kann nach Fest¬ 
stellung eines Bauplanes behufs Anpassung der vorher¬ 
gehenden Grundstückseintheilung an die neuen Baulinien 
oder an bestehende Bebaiiungsvorschriften eine Grenzrege¬ 
lung und eine Verlegung oder Zusammenlegung von Grund¬ 
stücken angeordnet werden: 1. wenn der Stadtrath solches 
beantragt, 2. wenn mehr als die Hälfte der Besitzer der be¬ 
treffenden Grundstücke, welche zugleich dem Steuerkapital 
nach mehr als die Hälfte der in das Unternehmen fallenden 
Grundfläche besitzen’, sich für die Einleitung eines solchen 
Verfahrens ausspricht.“ Es enthält also Art. I den Kern des 
Gesetzentwurfs, während die übrigen Artikel nur das Ver¬ 
fahren ordnen und die sehr wichtige Frage der Werth¬ 
bestimmungen behandeln. Es ist kaum zweifelhaft, dass 
Regierung und Kammern den Entwurf genehmigen werden. 
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Städtisches Arbeitsamt in Hanau. Das Gewerbe¬ 
gericht in Hanau beschloss in seiner letzten Plenar-Sitzung, 
die bürgerlichen Kollegien zu ersuchen, prinzipiell folgende 
Beschlüsse zu fassen: a) Vom 1. Januar event. 1. April 1894 
ab wird für die Stadt Hanau ein städtisches Arbeitsamt 
nach den Anträgen des Stuttgarter Gewerbegerichts an die 
bürgerlichen Kollegien zu Stuttgart, betr. Errichtung eines 
städtischen Arbeitsamtes errichtet; b) es wird zunächst nur 
eine Abtheilung (conf. § 2 des Stuttgarter Statuten-Entwurfs) 
für männliche und weibliche Arbeitskräfte gemeinsam ein¬ 
gerichtet; c) die Geschäfte des Arbeitsamtes werden zu¬ 
nächst von dem Vorsteher des Meldeamts wahrgenommen, 
dem event. die nöthigen Hilfskräfte zur Verfügung gestellt 
werden; d) die Kommission (conf. § 3 des Stuttgarter Sta¬ 
tuten-Entwurfs) besteht aus fünf Mitgliedern (zwei Arbeit¬ 
geber, zwei Arbeitnehmer und der Vorsitzende des Ge¬ 
werbegerichts); e) die Kosten der Unterhaltung des Arbeits¬ 
amtes werden von der Stadt Hanau getragen. Die Arbeits¬ 
vermittelung geschieht unentgeltlich. 

Der Antrag dürfte bei den städtischen Behörden eine 
wohlwollende Aufnahme und Berücksichtigung finden. 

Landwirthschaftliche Zwangs - Versteigerungen in 
Bayern. Nach einem in der Zeitschrift des K. bayerischen 
statistischen Bureaus, Jahrgang 1893, Heft 3, veröffentlichten 
Aufsatz von Rasp über die „zwangsweise Veräusserung 
•landwirthschafthcher Anwesen- in Bayern im Jahre 1892“ 
ergiebt sich folgendes: Im Jahre 1892 wurden in Bayern 
im ganzen 883 landwirthschaftliche Anwesen auf dem Zwangs¬ 
wege versteigert. Nach dem Durchschnittsergebniss der 
letzten 12 Jahre von 1880—1891 belief sich die Durch¬ 
schnittszahl der jährlichen Zwangsveräusserungen in diesem 
Zeitraum auf 1333, sodass also im Jahre 1892 im ganzen 
450 Anwesen weniger versteigert wurden. Im Folgenden 
fügen wir die Durschschnitsergebnisse der gedachten zwölf¬ 
jährigen Periode in Klammern bei. Die im Jahre 1892 ver¬ 
steigerten 883 Anwesen hatten eine Gesammtgrundfläche von 
6785 ha. Die Durchschnittsgrösse der 1892 versteigerten An¬ 
wesen belief sich auf 7,70 ha (7,35 ha). Von den 883 Anwesen 
gehören 690 =78,1 pCt.dem kleinen bis zu 10 ha, 191 =21,7 pCt. 
dem mittleren von 10—100 ha, und 2 Anwesen = 0,2 pCt. 
dem grösseren Grundbesitz an. (Im 12jährigen Durch¬ 
schnitt gehörten 80,06 pCt. dem kleinen, 19,7 pCt. dem 
mittleren und 0,2 pCt. dem grösseren Grundbesitz an.) Von 
der Gesammtgrundfläche im Jahre 1892 zählen 2259,79 ffa 
= 33,3 pCt. (35,8 pCt.) zum kleinen, 4206,21 ha = 62,0 pCt, 
(59,8 pCt.) zum mittleren, und 319 ha = 4,7 pCt. (4,4 pCt.) 
zum grösseren Grundbesitz. Von den^auf dem Zwangs¬ 
wege versteigerten Anwesen kamen ausser Bewirthschaf- 
tung im Jahre 1892: 147 Anwesen mit insgesammt 875,69 ha 
Grundfläche; im Jahre 1891: 161 Anwesen mit 889 ha 

. Grundfläche. 

Nach der Anzahl der Fälle absteigend geordnet, reihen 
sich die Regierungsbezirke im Jahre 1892 wie folgt: Ober¬ 
bayern mit 177 Zwangsversteigerungen (212), Niederbayern 
mit 147 (185), Schwaben mit 132 (186), Oberpfalz 122 (172), 
Mittelfranken 110 (180), Oberfranken 84 (153), Unterfranken 
80 (192), Pfalz 31 (53). Die Gesammtfläche der versteigerten 
Grundstücke ordnet sich wie folgt: Oberbayern mit 18111,96ha 
(2315 ha), Niederbayern mit 1196,05 ha (1503 ha), Oberpfalz 
mit 1158,96 ha (1494), Schwaben mit 833,52 ha (1216), Ober¬ 
franken mit 6^,62 ha (1145), Mittelfranken mit 622 ha 
(1034), Unterfranken mit 365,30 ha (845). Pfalz mit 156,59 ha 
(206). 


Soziale Zustände. 

Ländliche Arbeiterverhältnisse in Schottland. 

Der vor Kurzem publizirte erste Theil des Berichtes 
der Royal Commission on Labour über die landwirthschaft- 
lichen Arböiterverhältnisse in Schottland, der Mr. Rutherford 
zum Verfasser hat, bietet in mancher Hinsicht ein un¬ 
erwartet befriedigendes Bild. Verhältnissmässig höhere 
Löhne, kürzere Arbeitszeit, bessere Wohnung.svcrhältnisse 
und billigere Nahrungsmittel bilden den Gi undton des Bildes, 


das allerdings für die verschiedenen Distrikte, auf die sich 
der Report bezieht, nicht immer dasselbe ist. Die günstige¬ 
ren Verhältnisse der schottischen Landarbeiter sind um so 
bemerkenswerther, als es fast vollständig an einer Organi¬ 
sation derselben mangelt. Mr. Rutherford nennt blos zwei 
Trade Unions, die sehr enge Gebiete umfassen und die bei 
den Versuchen einer Ausbreitung der Organisation wenig 
glücklich waren. In welchem Verhältnisse diese Umstände 
zur Thatsache stehen, dass der Bericht mit einer einzigen 
unbedeutenden Ausnahme keinerlei Mittheilungen über 
Strikes oder Lockouts zu machen hat, muss freilich dahin¬ 
gestellt bleiben; die Beziehungen zwischen Arbeitern und 
Arbeitgebern werden im Allgemeinen als durchaus gute 
geschildert. 

Die Darstellung des Arbeitsverdienstes ist mit Rücksicht 
auf die in Schottland allgemein übliche, theilweise Natural¬ 
entlohnung ziemlich schwierig. Unter Bewerthung der Na¬ 
turallöhne, die in Wohnung, Heizmaterial, Milch, Kartoffeln 
u. s. w. besteht und in manchen Disrikten mehr als die Hälfte 
des gesammten Verdienstes beträgt, giebt der Bericht eine 
Zusammenstellung der Arbeitsverdienste in den verschiede¬ 
nen Distrikten, die zwischen 34 £ und 66 £ per Jahr 
schwanken; der Durchschnitt dürfte auch in der Mitte 
zwischen diesem Minimal- und Maximalansatze liegen. Der 
Taglohn für aushilfsweise gedungene Arbeiter beträgt 1 sh 
3 d bis 1 sh 6 d für Frauen, 2 bis 3 sh und selbst 3 sh 6 d 
für Männer. 

Der Arbeitskontrakt wird gewöhnlich auf ein halbes 
Jahr geschlossen, verheirathete Arbeiter schliessen meist 
für ein Jahr ab. Die Lohnzahlung erfolgt in der Regel 
monatlich oder vierzehntägig, in manchen Fällen jedoch auch 
halbjährig. 

Die Arbeitszeit beträgt im Sommer regelmässig IH /2 
Stunden und im Winter von Sonnenauf- bis Sonnenunter¬ 
gang; das Maximum im Sommer erreicht 12V4 Stunden, im 
Winter 10 Stunden. Für Feldarbeiter, die mit Pferden 
arbeiten, beträgt auch im Sommer die regelmässige Arbeits¬ 
zeit blos 10 Stunden. 

Besser als durch ziffermässige Angaben werden die 
ländlichen Arbeiterverhältnisse in Schottland durch die Mit¬ 
theilungen über den Standard of life der Arbeiter illiistrirt. 
„Was die Lebensführung des verheiratheten Landarbeiters 
anlangt“,schreibtMr.Rutherford, „so ist seineWohnungbesser 
ausgestattet, seine Kleidung ist feiner (und weniger dauerhaft), 
seine Nahrung enthält mehr Abwechselung und Fleisch 
gehört zu derselben allgemein; er reist mehr und wird 
häufiger an Unterhaltungsorten gesehen. Er ist auf diese 
Weise in engerer Fühlung mit der modernen Civilisation 
und bietet so einen markanten Kontrast zu dem einfacheren 
und roheren Leben in fiüherer Zeit . . .“ 

Wenn der Landarbeiter in Schottland auch zugesteht, 
dass sich seine Lage gewaltig verbessert hat, so findet er 
immerhin noch mannigfachen und theilweise auch wohl¬ 
berechtigten Anlass zu Klagen. Die Beschwerden kehren 
sich zum grossen Theile gegen althergebrachte Gewohn¬ 
heiten, wie z. B. die Forderung des Arbeitgebers, dass der 
verheirathete Landarbeiter auch eine weibliche Arbeits¬ 
kraft zu stellen hat, die, wenn sie gefordert wird, meist in 
der Milchwirthschaft, doch gelegentlich auch zu Feldarbeit 
verwendet wird. Diese traditionelle Verpflichtung besteht 
zwar, doch wird die Leistung derselben viel seltener be¬ 
ansprucht, wie früher. Wo dies geschieht, richten sich die 
Beschwerden der Landarbeiter in erster Linie gegen diesen 
Gebrauch. 

Der Hauptgrund für die relativ günstige Lage der 
schottischen Landarbeiter dürfte in der Thatsache zu suchen 
sein, dass die Anzahl der der Landwirthschaft zur Ver¬ 
fügung stehenden Hände nicht unbedeutend abgenommen 
hat, wie aus den im Berichte angeführten Daten des Census 
von 1881 im Vergleiche zu 1891 hervorgeht. Allerdings hat 
auch die schottische Landwirthschaft, wie die britische 
überhaupt, viel an Ausdehnung verloren, doch scheint der 
Zug nach der Stadt und die industrielle Entwickelung 
immerhin verhältnissmässig mehr Arbeitskräfte absorbirt zu 
haben, als der Rückgang der Landwirthschaft ohne Steige¬ 
rung der Nachfrage freigeben konnte. 

Wien. 


Emil Loew. 
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Manifest der Arbeitslosen in London. 

Das Central-Organisations-Komit^ der Arbeitslosen in 
London hat folgendes vom 29. Oktober datirtes Manifest 
erlassen: 

„An das Volk des Vereinigten Königreiches! 

Das Central-Organisations-Komitö hält es für angezeigt, 
im gegenwärtigen Zeitpunkte an die Bürger aller Klassen 
dieses grossen und reichen Landes mit der Mahnung heran¬ 
zutreten, ihre ganze Aufmerksamkeit dem furchtbarenProblem 
zuzuwenden, das die Existenz von hunderttausenden ehr¬ 
licher, britischer Arbeiter bedroht. Es sind heute der offi¬ 
ziellen Statistik zufolge nicht viel weniger als zwei Millionen 
von Personen, die unter normalen Verhältnissen gewohnt, 
ihre Frauen und Kinder durch ihrer Hände Arbeit zu er¬ 
halten, vor dem Verhungern stehen, weil sie keine Arbeit 
finden können. Morgen, w'enn Frost und Schnee kommt, 
wird die Zahl dieser Ehrlichen und Arbeitslosen die zwei- 
oder dreifache sein. 

Unter diesen Umständen sind ideale Pläne, welche die 
Emancipation der Arbeiter vielleicht, vielleicht auch nicht, 
durchsetzen dürften, die aber vor Ablauf von Jahren nicht 
verwirklicht werden können, ausser Frage. Was wir als 
praktische Menschen in Betracht zu ziehen haben, ist 
folgendes: Was kann sogleich geschehen, um den Hungern¬ 
den Nahrung und den Arbeitslosen Beschäftigung zu geben? 
Wir bringen zur Kenntniss, auf welchem Wege sofortige 
Abhilfe zu finden ist. 

Das Problem der Arbeitslosigkeit ist keine Frage von 
lokaler, sondern von nationaler Bedeutung. Wir wissen aus 
Erfahrung — aus fast täglichem Verkehre mit den Lokal¬ 
behörden seit zwei Monaten — dass diese hier hilflos sind. 
Viele Gemeinden sind ausserordentlich arm und eine Er¬ 
höhung der Abgaben würde die Kalamität nur steigern. 
Es folgt daraus, dass nur das Parlament und die Regierung 
sich mit diesem schrecklichen Problem in wirksamer Weise 
befassen können, und es ist unser Ziel, Euch zur Realisirung 
dessen zu führen, einen Druck auf die Regierung auszu¬ 
üben, damit sie in der kommenden Herbstsession die Frage 
der Arbeitslosigkeit als erste auf dieTagesordnung setze. Her¬ 
vorragende Parlamentsmitglieder ausserhalb unserer Partei 
haben versprochen, die Angelegenheit bei Eröffnung der 
Session als dringende vor das Parlament zu bringen. Wir 
fordern vom Volke Grossbritanniens, ohne Parteiunterschied, 
diese Männer zu unterstützen, die allein das Land von 
noch nicht gesehenem Elend und einer Herrschaft des 
Schreckens im kommenden Winter retten können. 

Es ist Pflicht der Regierung, einen Plan zur Rettung 
des Volkes vom Hungertode zu entwerfen; doch nachdem 
sie sich bereits früher unfähig gezeigt hat, oder abgeneigt 
dies zu thun, bringen wir folgende Gesetzentwürfe in Vor¬ 
schlag, die dem Unterhause sofort nach dessen Wieder¬ 
zusammentritt ungesäumt vorgelegt werden sollen: 

1. Verbot der Einwanderung von Ausländern, die bei 
ihrer Landung sich nicht über Existenzmittel ausweisen 
können. — Drei Viertel der britischen Arbeiter im Schuh¬ 
macher-, Tischler-, Schneider- und anderen Gewerbszweigen 
sind gegenwärtig arbeitslos in Folge dieser Konkurrenz in 
der Form des Schwitzsystems schlimmster Art, von Fremden, 
die unter falschen Vorspiegelungen durch fremde Aus¬ 
wanderungsagenten hierher gebracht wurden. 

2. Verpflichtung aller fremden Arbeitgeber in den er¬ 
wähnten Berufszweigen in England, dem Handelsamte viertel¬ 
jährlich genau detaillirte Berichte über die Anzahl der be¬ 
schäftigten Arbeiter, der Arbeitsstunden und Löhne einzu¬ 
senden unter Androhung erheblicher Geldstrafen bei 
Ausserachtlassung der Vorschrift. — Dies würde dem 
Handclsamte Daten liefern, welche die skandalösen Be¬ 
dingungen darlegen, unter welchen fremde Arbeit zum 
Schaden britischer Arbeiter in England verwendet wird, 
und die Regierung wäre durch die öftentliche Meinung ge¬ 
zwungen, ungesäumt Schritte zur Abhilfe der schreienden 
Uebclständc zu thun. Wir wollen zur Illustration erwähnen, 
dass wir beim Besuch einer jüdischen Werkstätte im East-End 
zur späten Nachtstunde den Meister fragten, was ein an¬ 
gestrengt beschäftigter Arbeiter an Wochenlohn erhalte; 
er antwortete 26 sh; einer von uns, der russisch verstand, 


I befragte den Arbeiter selbst und hörte, dass er blos 7 sh 
I 6 d per Woche erhalte und täglich von 8 Uhr früh bis 
Mitternacht arbeite. 

3. Amendirung des Armengesetzes, damit auch arbeits¬ 
fähige Männer, seien sie verheirathet oder nicht, zeitweilige 
Unterstützung erhalten, bei Nachweis, dass sie seit 2 Monaten 
Beschäftigung nicht erhalten konnten. — Das gegenwärtige 
System meint einfach: einmal arm, immer arm; es ist klar, 
dass ein Arbeiter, der gezwungen ist, ins Arbeitshaus zu 
gehen, sich nicht um eine Beschäftigung umsehen kann. 

4. Verwendung von Kronländereien und anderen grossen 
Grundstücken zur Errichtung sich selbst erhaltender und 
nicht konkurrirender Farmkolonien. 

5. Nationale Besteuerung zum Zwecke 

a) der Wiedererlangung der Themse-Ufer und der Ost¬ 
küste von England; 

b) der gänzlichen Exploitirung des Braunkohlengebietes 
von Lancashire und Nordengland; 

c) der Herstellung von Dämmen am südlichen Themse- 
Ufer; 

d) von Aufführung von Erdarbeiten zur Vertheidigung 
Londons, das, trotzdem es die reichste Stadt der Welt 
ist, am geringsten gegen Angriffe geschützt ist. — 
— Die Behauptung, dass die Schutzwälle am Konti¬ 
nent zerstört wurden, ist ebenso irrelevant als irrig, 
nachdem kontinentale Städte grosse Summen für Be¬ 
festigungen dieser Art ausgeben; 

e) der Instandsetzung armer Gemeinden, nothwendige 
Arbeiten auszuführen, die gegenwärtig in Folge der 
Armuth der Mitglieder unterbleiben. 

Sollte ein Versuch gemacht werden, die Ausführung 
dieser Pläne mit dem alten Ruf: Kein Geld! zu hintertreiben, 
so können wir, als Vertreter der Arbeitslosen, blos darauf 
hinweisen, dass, wenn das Parlament Millionen für fremde 
Kriege und 500000 £ jährlich für eine irische Gesetzgebung 
votiren kann, so kann es auch, oder es lässt seine Pflichten 
ganz ausser Acht, verhältnissmässig geringe Summen be¬ 
willigen, die Hunderttausende britischer Arbeiter in Stand 
setzen, Beschäftigung zu erlangen, von der ihre und ihrer 
Familien Existenz abhängt. 

Wir halten uns in verfassungsmässigen Grenzen und 
befürworten verfassungsmässige Maassregeln und wir rufen 
das Volk des Vereinigten Königreiches zum Zeugen anf, 
dass, wenn die Regierung sich nicht sofort mit der Frage 
befasst und daraus Aufruhr und Blutvergiessen erfolgt, die 
Regierung und die Regierung allein dafür verantwortlich ist. 

Für das Komit^: 

der Sekretär Charles Williams.“ 

Zur Degeneration der wohlhabenden weiblichen Be¬ 
völkerung in den Vereinigten Staaten. Herr Edson, Com- 
mifsioner of health des Staates und der Stadt New-York, 
hat für die Oktobernummer der North American Review 
einen sehr bcachtenswerthen Beitrag geliefert, welcher von 
dem Gesundheitszustand der den besitzenden Klassen an- 
gehörigen Frauen in den Vereinigten Staaten ein äusserst 
düsteres Bild entwirft. Als soziale Schilderung bietet die 
Arbeit des sachkundigen Verfassers genug des Interessanten, 
um hier auf einige seiner Ausführungen besonders hinzu¬ 
weisen. Das wichtigste Problem für die amerikanischen 
Mediziner, sagt Herr Edson, müsse heutzutage der Gesund¬ 
heitszustand der gebildeten Frauen sein, die als dritte oder 
vierte Generation auf amerikanischem Boden geboren worden. 
Prüderie habe die Diskussion dieses Problems bisher auf 
medizinische Fachschriften beschränkt, indessen sehr mit 
Unrecht. Die Zustände wären bereits so schlimm, dass sie 
den nationalen Fortschritt ernstlich bedrohten. Die Zahl 
der in dieser Klasse leidenden Frauen werde man schon 
auf 60000, die der zu ebensolchen Leiden Jetzt heran- 
wachsenden Mädchen auf 65000 veranschlagen müssen. Es 
sei bereits ein ganz typischer Vorgang, dass ein schönes, 
junges, mit reichster Schulbildung ausgestattetes Mädchen, 
welches in die Ehe trete, nach Geburt eines oder zweier 
Kinder sich gänzlich verändere. Ihr Aussehen ist dann 
müde und schleppend, ihre Laune schlecht und reizbar. 

I Statt einer Hilfe wird sic ihrem Manne eine Bürde, und 
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sie fühlt es, dass sie sich selbst und Anderen zur Last lebe. 
Und der Grund des Ganzen? Sie ist körperlich invalide, 
nicht nur zu augenblicklichem, sondern lange Jahre an¬ 
dauerndem Leiden verurtheilt. Ein immer wachsender Pro¬ 
zentsatz amerikanischer Frauen kann, mit einem Worte, die 
Funktionen der Mutterschaft nicht mehr ertragen, und dieser 
Prozentsatz schliesst gerade die intelligentesten und best¬ 
erzogenen ein. 

Was die besitzenden Klassen angeht — mit den weib¬ 
lichen Gesundheitsverhältnissen in den übrigen Schichten 
beschäftigt sich der aristokratisch angehauchte Verfasser 
überhaupt nicht, — so glaubt er, intellektuelle Ueberarbeit 
in der Jugendzeit lege den Grund zu jener Entkräftung, 
die dann in der Ehe offenbar hervortrete. Die intellektuelle 
und allgemeine Emanzipation der amerikanischen Frauen¬ 
welt habe in den letzten 20 Jahren mächtige Fortschritte 
gemacht. Aber wenn in früherer Zeit dadurch gesündigt 
wurde, dass man die Mädchen unwissend Hess, so jetzt da¬ 
durch, dass man ihren Geist durch zu angestrengte Arbeit 
in der Jugend überlaste und so den Keim späteren Siech¬ 
thums in sie hinein pflanze. Ihr Ehrgeiz werde in den 
Schulen angestachelt und über ihren Lerneifer könne sich 
Niemand beklagen, aber der Stoff, der in die Köpfe der 
10 bis 17 jährigen Jugend hineingebracht werde, sei zu 
massenhaft. Liese sich Voraussagen, welche Mädchen über¬ 
haupt nicht in die Ehe treten würden, so könne man diesen, 
wenn sie anders wissenschaftliches Interesse hätten, auch 
alle geistigen Anstrengungen mit Recht zumuthen. Weil 
das aber unmöglich, müsse die Gesellschaft daran denken, 
dass Maass jugendlicher Geistesarbeit soweit herabzusetzen, 
als es im Interesse der Ehe und Fortpflanzung erforderlich 
erscheint. Im anderen Falle würden amerikanische Männer 
mehr und mehr zur Ehe mit gesünderen Ausländerinnen 
gedrängt. 

Hand in Hand gehen damit die Versuche, auf künst¬ 
liche Weise das Gebären zu vermeiden. Die Ideen hierüber 
haben sich geändert, das religiöse Gefühl, welches solche 
Eingriffe in die Natur früher verurtheilte, lässt nach und 
eine sehr grosse Zahl von Frauen sucht ihrer gefahrvollen 
Mutterpflicht so zu entfliehen. Die Aerzte wüssten viel da¬ 
von zu erzählen, denn zu ihnen kämen natürlich alle die, 
welche an den schrecklichen Folgen solcher Eingriffe zu 
leiden hätten Meist werde das kurze Leiden der Geburt 
nur gegen dauernde und lebenslängliche Leiden eingetauscht. 
Es ist aber nicht Frivolität und blosse Angst vor dem rasch 
vorübergehenden Geburtsschmerz, welche die Frauen auf 
diesen unnatürlichen und gefahrvollen Weg treibt, sondern 
zweifellos in vielen Fällen auch das eingeborene Gefühl, 
dass sie nicht genügend körperliche Widerstandskraft be¬ 
sitzen, um den Geburtsakt gefahrlos zu überstehen. Immer¬ 
hin sei es wohl nur ein kleiner — aber allerdings stetig 
wachsender — Prozentsatz der leidenden Frauen, der seine 
Invalidität in der Ehe derartigen Eingriffen verdanke, die 
Mehrzahl leide, weil sie geboren, nicht weil sie die Geburt 
in schädlicher Weise verhindert habe. 

Die abnehmende Geburtenziffer in den Vereinigten 
Staaten müsse beiden Ursachen zugeschrieben werden. In 
Massachusetts, einem der höchst entwickelten und reichsten 
Staaten, seien z. B. auf je 1000 Personen 1860 noch 25,61, 
1875 nur 21,08, 1890 nur noch 19,22 Geburten gekommen. 
In London dagegen, wo, wie aus der Armenstatistik hervor¬ 
gehe, ein viel grösseres Elend herrsche, habe sich die Ge¬ 
burtenziffer während der letzten 18 Jahre kaum verändert; 
sie betrug 1875 dort 35 gegen 32 im Jahre 1892. Ebenso 
lasse sich für das ganze Gebiet der Vereinigten Staaten die 
sinkende Tendenz deutlich verfolgen. Während 1880 auf 
1000 Personen 36, entfielen 1890 auf 1000 Personen nur 30 
Geburten. Dr. Billings, der den betreffenden Theil des 
letzten Zensus zu redigiren hatte, schrieb die Abnahme 
hauptsächlich dem malthusianischen Verhalten der Frauen 
zu, während Herr Edson den schw-erwiegendsten Erklä¬ 
rungsgrund in der Degeneration der Frauen sieht. Ihre 
Widerstandskraft sei von vornherein so gering, dass nach 
ein oder zwei Geburten physische Erschöpfung eintrete. 


Gewerkschaftliche Arbeiterbewegung. 


Zur Polemik über die deutschen Gewerkvereine 
(Hirsch-Duncker). 

I Aus Anlass der zwischen Herrn Dr. Max Hirsch und 
Herrn Ledebour in der vorigen Nummer des Sozialpoliti¬ 
schen Centralblatts geführten Diskussion, in die auch Herr 
Prof. Dr. L. Brentano verflochten wurde, sendet uns der 
letztere ein Schreiben, das wir im Wortlaut folgen lassen: 

Ich bin mit Arbeit zur Zeit so überlastet, dass es mir 
schwer wird, selbst dringliche Pflichten zu erfüllen. Ich 
würde aber auch ohnedies den Streit zwischen Dr. Max 
Hirsch und Herrn Georg Ledebour wohl ebenso ignoriren, 
wie ich 1879 die Broschüre des Dr. Hirsch „Die deutschen 
Gewerkvereine und ihr neuester Gegner“ unberücksichtigt 
gelassen habe. Dr. Hirsch hat in dieser Schrift einen sol¬ 
chen Ton angeschlagen, dass eine Diskussion meinerseits 
mit ihm unmöglich erscheint. 

Nun ersehe ich aber aus der Duplik Ledebour’s, dass 
gewisse Ausführungen des Dr. Hirsch auf Andere Eindruck 
gemacht haben. Ich möchte Sie daher bitten, mir, um den 
sich der Streit zwischen Dr. Hirsch und Herrn Ledebour 
dreht, ein kurzes Wort zu verstauen. 

Ich hatte behauptet, Herrn Dr. Hirsch bei einer Be¬ 
gegnung in England erst darauf aufmerksam gemacht zu 
haben, dass der Schwerpunkt der englischen Arbeiterbewe¬ 
gung nicht in den Genossenschaften sondern in den Ge¬ 
werkvereinen liege, und dass Herr Hirsch, als er später 
seine deutschen Gewerkvereine ins Leben rief, eine unge¬ 
nügende Kenntniss von dem Wesen der Gewerkvereine und 
den englischen Gewerkvereinen insbesondere besessen habe. 

Herr Hirsch hat darauf mit Worten wie „grobe Un¬ 
wahrheiten“, „Leichtfertigkeit, die an Gewissenlosigkeit 
grenzt“, u. dgl. geantwortet. 

Nun hat mich die Geschichte der von Dr. Hirsch ins 
Leben gerufenen Gewerkvereine des näheren Nachweises 
für die Richtigkeit meiner zweiten Behauptung enthoben. 

Aber auch die Anzweiflung meiner ersten Behauptung 
möchte ich nun, da sie Zustimmung findet, nicht auf mir 
sitzen lassen. Um dieselbe zu widerlegen, hat Herr Hirsch 
in Kleinigkeiten mich korrigirt, wie, dass er mich nicht in 
London, wie ich geschrieben, sondern in Bradford getroffen. 
Auch habe er schon, bevor er mir begegnet, mit drei 
Gewerkvereinssekretären stundenlange Unterredungen ge¬ 
habt und darüber Artikel in die Volkszeitung geschrieben. 
Aber dies alles zugestanden, so bleibt doch meine Erinne¬ 
rung, dass Herr Dr. Hirsch, als ich ihn sah, den Schwer¬ 
punkt der englischen Arbeiterbewegung in den Genossen¬ 
schaften statt in den Gewerkvereinen sah, und dass er über 
die Gewerkvereine, über die ich bereits vor meiner Abreise 
nach England in der Zeitschrift des preussischen statisti¬ 
schen Bureaus berichtet hatte, recht wenig informirt war. 
Freilich bezeichnete Herr Hirsch dies als blosse Behauptung 
und, gewiss, Zeugen der Unterredung kann ich nicht stellen. 
Aber ich habe ja auch den von Dr. Hirsch anerkannten 
Brief abgedruckt, in welchem mich dieser nach seiner 
Rückkehr nach Deutschland gebeten hat, sein äusserst 
dürftiges Material über Gewerkvereine zu ergänzen, und in 
dem er den bezeichnenden Satz schrieb: „Ich besitze über 
die Arbitration leider gar kein Material“. Ist es nicht 
äusserst unwahrscheinlich, dass Herr Hirsch, wenn er 
bereits auf seinen Studienreisen in England selbstständig 
zu dem Gedanken gekommen wäre, in Deutschland für eine 
in Einigungsämtern gipfelnde Gewerkvereinsorganisation 
Propaganda zu machen, von England abgereist wäre, nur 
mit den Statuten von drei englischen Gewerkvereinen und 
einer Kleinigkeit von den Carpenters in Schottland ver¬ 
sehen und ohne alles Material über Einigungsämter und 
Schiedsgerichte?! 

Ich überlasse es Herrn Ledebour, die Frage sich selbst 
zu beantworten. Wenn dieser nun weiter schreibt, ich 
stehe noch auf dem Standpunkt des „älteren Unionismus“, 
der in England selbst jetzt durch den neueren sozialisti¬ 
schen Unionismus überholt werde, und dass die englischen 
Gewerkvereine allgemein völlig mit sozialistischem Geiste 
erfüllt würden, so bedürfte die Diskussion hierüber mehr 
Zeit als mir gegenwärtig zur Verfügung steht. Sozialistisch 
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im englischen Sinne sind auch die Führer der ältesten Ge¬ 
werkvereine stets gewesen. Auch ich, der ich in Deutsch¬ 
land von Vielen als Manchestermann bezeichnet werde, 
würde in England als Sozialist gelten. Das englische so¬ 
zialistisch ist aber weit entfernt von sozialdemokratisch. 
Dass die älteren Gewerkvereine mehr sozialistisch im 
englischen Sinne geworden sind, will ich gern zugeben, 
aber ganz ebenso sind die neuen Gewerkvereine weniger 
sozialistisch im deutschen Sinne geworden. Nach den 
Belfaster Beschlüssen klingt das vielleicht paradox. Wer 
aber an der Richtigkeit zweifeln sollte, der lese die 
Nummern der Workman’s Times seit dem Kongresse zu 
Belfast, in denen John Burns vom sozialdemokratischen 
Standpunkt wegen dort gethaner Aeusserungen der Text 
gelesen wurde, oder das nach dem Kongresse von Belfast 
vom Daily Chronicle veröffentlichte Interview mit John 
Burns über die Vorgänge in Belfast und ihre Bedeutung. 

München. Lujo Brentano. 

Der Strike der englischen Kohlengräber. Der seit 
Monaten andauernde Ausstand in den englischen Bergwerks¬ 
distrikten hat eine bedeutsame Wendung genommen. Das 
Ministerium hat sich entschlossen, Schritte zur Beilegung 
des Lohnkampfes zu unternehmen. In der Sitzung des 
Parlaments vom 13. November erklärte Gladstone unter all¬ 
gemeinem Beifall, dass die Regierung den Versuch einer 
Vermittlung unternehmen wolle. Zugleich hat Gladstone 
sowohl an die Vorstände der Bergarbeiter wie der Gruben¬ 
besitzer das folgende Schreiben gerichtet: 

^Die Aufmerk.^amkeit I. M. Regierung ist in ernster Wei.se 
auf die weitgreifenden und verhängnissvollen Wirkungen gelenkt 
worden, welche die lange F'ortdauer des unglücklichen, jetzt in 
die sechzehnte Woche eintretenden Streites im Kohlenhandel 
verursacht hat. Aus den vom Ilandehamt gemachten Nach¬ 
forschungen geht deutlich hervor, dass viel Elend und Leiden 
nicht nur den direkt betheiligten Leuten zugefügt wird, sondern 
auch vielen Tausenden sonst, die nicht in den Kohlenstrike 
direkt verwickelt sind, deren Thätigkeit Jedoch durch die von 
dem Strike ausgehenden naehtheiligeii Wirkungen lür verwandte 
Betriebe arg beschädigt wird. Durch die weitere Fortsetzung 
des Strikes müssen diese Leiden erhöht werden, insbesondere 
angesichts des Winters, wo die erhöhten Preise für Feuerung 
wahrscheinlich unter den ärmeren Klassen im Lande Unheil 
stiften werden. Ueberdies ist die Regierung kaum darüber im 
Zweifel, dass die Wirkung der Betiiebseinstellung in den 
Kohlenbergwerken sich schnell ausbreitet und wächst, und 
dass, falls nicht schleunigst ein Vergleich herbeigeführt wird, 
länger dauernder, ja vielleicht beständiger Schaden dem Handel 
des Landes zugefügt wird. Die Regierung hat cs bislang nicht 
für möglich gehalten, mit Erfolg in einem Sti eite zu vci mittein, 
dessen Ende meist eher durch die direkt Betheiligten, als durch 
die guten Dien.ste Anderer herbeigeführt werden kann. Mit 
Rücksicht aber auf den ernsten, oben berührten Zustand der 
Dinge, auf die nationale Bedeutung einer schleunigen Beendi¬ 
gung des Streites, auf die Thatsache, dass die Konferenz am 
3. und 4. November ergebnisslos verlief, hat 1. M. Regierung cs 
für ihre Pflicht erachtet, die Wiederaufnahme der Verhandlungen 
zwischen den beiden Parteien unter Bedingungen zu Wege zu 
bringen, welche hoffentlich zu einem befriedigenden Ergebniss 
führen werden. Es scheint ihr aussichtsvoll, dass zwischen 
den streitenden Parteien unter Vorsitz eines einwandfreien 
Mitgliedes der Regierung die Berathungen wieder aufgenommen 
werden. Lord Rosebery hat sich zur IJebernahme der mit 
einem solchen Amte verbundenen wichtigen Pflichten bereit 
erklärt. Ich habe daher die Föderationen aufzufordern, Ver¬ 
treter zu einer s(dort unter seinem Vorsitz abzuhaltcnden Kon¬ 
ferenz zu entsenden. Lord Rosebery wird bei diesen Verhand¬ 
lungen nicht den Schiedsrichter spielen, sondern den Parteien 
lediglich seine Vcrmittlerdicnste anbieten.“ 

Da das Anerbieten der Regierung von beiden Theilen 
angenommen wurde, darf man der für den 17. November 
angesetzten Konferenz mit der Hoffnung entgegenschen, 
dass ein befriedigendes Ergebniss zu Stande kommen wird. 


Arbeiterversicherung. ! 

Sonntagsruhe der Photographen. | 

Der deutsche Photographen-Verein und die mit ihm in 
Verbindung getretenen ähnlichen Vereine haben in .Sachen j 
der Sonntagsruhe eine Deputation an die Mini.stcr von : 


Bötticher und v. Berlepsch entsandt. Der Sprecher der 
D^Utatiqp trug, wie wir dem Berliner Tageblatt entnehmen, 
im Namen seiner Auftraggeber, welche sämmtliche 10 Fach¬ 
vereine mit zusammen 1757 Mitgliedern vertreten, die Bitte 
vor, bei der bevorstehenden Einführung der Sonntagsruhe 
in Industrie und Handwerk den Photographen die Ausnahmen 
der §§ 105 e und 105 c zuzubilligen, d. h. ihnen zu gestatten, 
mit ihren Geholfen den ganzen Sonntag zu arbeiten. Da¬ 
für wollten die Atelierinhaber den Geholfen abwechselnd 
entweder alle drei Wochen 36 Stunden oder alle 14 Tage 
24 Stunden freigeben. Wenn diese Bitte nicht gewährt 
würde, so sähe sich der ganze Stand den schwersten Schä¬ 
digungen ausgesetzt. Statistische Ermittlungen hätten gezeigt, 
dass in Berlin 50 pCt. aller Aufnahmen am Sonntag gemacht 
würden. Das Maximum zeige ein Atelier mit 99 pCt., das 
Minimum vier der grössten Ateliers, mit 20 pCt. Würde 
den Photographen ihr Gewerbe am Sonntage untersagt, so 
würden angebliche „Amateure“ die Aufnahme von Gruppen¬ 
bildern im Freien bei Landpartien etc. „gegen Erstattung 
der Auslagen“ an sich bringen. Gegenwärtig gäbe es in 
Deutschland 3300 selbstständige Photographen und 3500 
Geholfen. Dieses Verhältniss von ca. 1:1 werde durch den 
Ruin vieler Prinzipale und durch die-Entlassung von Geholfen 
bei Niedergang der Geschäfte sich in 1:7 verwandeln, was 
in sozialer Hinsicht höchst bedenklich sei. Auch die Händler 
und Fabrikanten, die für die Photographenbranche arbeiten 
und so die Verhältnisse genau kennen, schlössen sich 
der Bitte an. Und nicht minder stimmten auch die Ge¬ 
holfen den Prinzipalen zu: der Berliner Gehülfenverein 
habe sich für Gewährung einer mindestens fünfstündigen 
Arbeitszeit am Sonntage erklärt; der Gehilfenverein Leipzig 
sei für Freilassung des ganzen Sonntages für die Arbeit — 
flerr v. Bötticher erwiderte als Staatssekretär des Reichs¬ 
amts des Innern, dass die Bestimmung der Ausnahmen 
Sache der Landesregierungen sei. Die Angelegenheit sei zu¬ 
erst von Herrn v. Berlepsch für Preussen zur Erledigung 
zu bringen; dann werde das Reichsamt des Innern eventuell 
die betreffende Einrichtung den übrigen Einzelregierungen 
zur Nachahmung empfehlen. 

In der nunmehr folgenden Audienz bei Herrn v. Ber¬ 
lepsch erwiderte auf einen ähnlichen Vortrag der preussi- 
sche Handelsminister, dass der Photographenstand keinen 
Grund zur Beunruhigung habe; denn „jedenfalls muss Ihnen 
ja der § 105e zugebilligt werden.“ In Betreff' der zu be¬ 
willigenden Arbeitszeit wurde eine vorläufige Einigung da¬ 
hin erzielt, dass dieselbe im Winter auf die Stunden von 
10—3 Uhr (also zusammenhängend ohne Unterbrechung 
durch die Kirchzeit), allerdings aber nur für Aufnahmen, 
im Sommer von 12—5 oder von 11—4 Uhr fest^setzt wurde. 
Uebrigens erklärte schliesslich der Minister: Der Prinzipal 
dürfe ja den ganzen Sonntag arbeiten und er dürfe sich 
dabei auch von Familienmitgliedern helfen lassen. Ueber¬ 
dies könnten ja auer auch die Gehilfen unter gewissen Um¬ 
ständen gezwungen werden, am Sonntag zu arbeiten, be¬ 
hufs Erledigung nämlich von dringlichen Geschäften. So 
dürften z B. Kopien, die am Sonnabend Abend nicht aus- 
kopirt seien und bis zum Montag vergilben würden, am 
Sonntag früh fertig gemacht werden (§ 105c Ziffer 4). 

Das Berliner Tageblatt meint, die gepflogenen Verhand¬ 
lungen werden jedenfalls, wenn sie auch noch nicht defini¬ 
tive Resultate im Sinne der Wünsche des Photographenge¬ 
werbes erzielt hätten, doch einen diesen Wünschen günstigen 
Einfluss bei der Entscheidung üben, und resumirt das Er¬ 
gebniss wie folgt: „Nach Allem, was die Deputation an den 
beiden hohen Stellen gehört hatte, dürfte sie in der That 
zufrieden sein mit dem Ausfall ihrer Mission.“ 

Wir sind derselben Ansicht. Man hat hier offenbar aus 
einem wichtigen Kapitel des Arbeiterschutzes ein instruktives 
Beispiel vor sich. Die Deputation hat in dcr^That schon 
jetzt mehr erreicht, als sie beanspruchen durfte. 

Zwar macht die Gewerbeordnung die Gewährung von 
Ausnahmen für Gewerbe zur Befriedigung solcher Bedürf¬ 
nisse der Bevölkerung, welche an Sonn- und Festtagen „be¬ 
sonders hervortreten“, von einer Dringlichkeit dieses Bedürf¬ 
nisses nicht abhängig. Da nun in der That das Bedürlniss, 
sich photographiren zu lassen, an Sonn- und Festtagen 
stärker als an anderen 4'agen „hervortritt“, so ist die formale 
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Zulässigkeit der Gewährung von Ausnahmen für das Photo¬ 
graphengewerbe nicht zu bestreiten. Immerhin aber gehört 
es doch zu den vom Ministerium zu prüfenden Unterlagen, 
wie stark das Hervortreten des Bedürfnisses ist. Nach An¬ 
gabe der Bittsteller selbst giebt es in Berlin vier grössere 
Ateliers, in denen die Sonntagsaufnahmen nur 20pCt. betragen 
haben, d. h. nur ganz unbedeutend mehr, als den Tagesdurch¬ 
schnitt der bisherigen siebentägigen Arbeitswoche (14'*/7 pCt.), 
Das ihnen gegenübergestellte eine Atelier mit 99 pCt. Sonn¬ 
tagsaufnahmen beweist garnichts, weil ein Fall niemals etwas 
beweist. Andere Einzelfälle sind in dem Bericht über die 
Deputation nicht angeführt, und es entzieht sich vollständig 
der Beurtheilung, welchen Werth der angebliche Durch¬ 
schnitt von 50 pCt. Sonntagsaufnahmen beanspruchen kann. 
Wenn beispielsweise der Durchschnitt in der Weise ge¬ 
zogen ist, dass die Summe der Prozente durch die Anzahl 
der Gewerbe dividirt wurde, so können eine Anzahl kleiner 
Sonntagsphotographen, die während der Woche andere Be¬ 
schäftigung haben (dieser Art mag vielleicht jenes 99pro- 
zentige Beispiel entnommen sein), den Durchschnitt auf 
Kosten der übrigen in die Höhe treiben. Wie die Unter¬ 
nehmer in diesem Gewerbe mit Zahlen umgehen, zeigt ja 
die Statistik über die traurige Zukunft ihres Gewerbes, bei 
welcher sie das Prozentualverhältniss zwischen Prinzipalen 
und Gehülfen für das 20. Jahrhundert mit grösster Genauig¬ 
keit anzugeben wissen. Dass die Papierhändler und Che¬ 
mikalienproduzenten ihre Kunden in dem Bestreben, die 
Arbeitszeit so weit wie möglich auszudehnen, unterstützen, 
daran hat ohnedies Niemand gezweifelt, und die Eides- 
hülfe der „Händler und Fabrikanten, die für die Photo- 
raphenbranche arbeiten und so die Verhältnisse genau 
ennen“, vermag die Schwäche der eigenen Unterlagen 
gewiss nicht zu kräftigen. Dass die Unternehmer in dieser 
Frage Interessenten sind, und dass die Arbeiter, für 
welche der Arbeiterschutz da ist, am Ende auch ein Wort 
mitzureden haben, hat die Deputation selbst herausgefühlt 
indem sie wenigstens behauptet, dass „die" Gehülfen den 
Principalen zustimmen. Daraus, dass die Unternehmer- 
Deputation, welche sich als Vertretung von ganz Deutsch¬ 
land giebt, Zustimmungen der Gehülfen nur aus zwei Plätzen 
anzuführen weiss*), ist aber weit eher das Gegentheil ihrer 
Behauptung zu entnehmen. 

Wenn daher der preussische Handelsminister dieser 
Deputation wirklich erwidert hat: „jedenfalls muss Ihnen 
ja der § 105e zugebilligt werden“, so würde dies ein neues 
und bedenkliches Schlaglicht auf die Art werfen, wie in 
Preussen dieser Theil des Arbeiterschutzes behandelt wird. 
In einer Angelegenheit, in welcher es die Aufgabe der Ver¬ 
waltung wäre, zwischen den kollidirenden Interessen der 
Arbeitnehmer und der Arl^eitgeber zum mindesten das 
höchste Maass von Unparteilichkeit zu wahren, giebt der Ver¬ 
waltungschef — das müssen wir als wahr annehmen, solange 
nicht von seiner Seite eine Berichtigung erfolgt — eine 
zuversichtliche Erklärung ab, bevor er den andern Theil 
auch nur gehört hat. Dies ist desto gravirender, da es 
sich um ein Gewerbe handelt, welches zwar (wie wir wieder¬ 
holt anerkennen) ohne Verletzung des Gesetzes unter den 
§ 105e subsumirt werden kann, welches aber keineswegs zu 
denen gehört, die um des Bedürfnisses willen diesen Schutz 
gebieterisch fordern. Während bei anderen Gewerben, z. B. 
Bäckereien, Fleischereien, Eiskellereien etc. das geradezu drin¬ 
gende Bedürfniss des Publikums mit dem Interesse der Unter¬ 
nehmer zugleich geltend gemacht wird, liegt hier der besonders 
deutliche Fall vor, wo es sich nur um Wahrung des Unter¬ 
nehmer-Interesses handelt. Wenn die Unternehmer bei 
Bewilligung der Sonntagsarbeit alle 3 Wochen 36, oder alle 
2 Wochen 24 Stunden freigeben „wollen“, so muss dies dahin 
erläutert werden, dass dies die gesetzlich gebotene Bedingung 
der Ausnahmebewilligung ist. — In einer Beziehung 
unterliegt übrigens die Gesetzesinterpretation des preussi- 
schen Handelsministers ganz erheblichen Bedenken. Es ist 

*) Der Ausdruck „Freilassung des ganzen Sonntags für 
die Arbeit“ ist übrigens kein Gehülfenausdruck; er ist ein psycho¬ 
logisch untrüglicher Beweis dafür, dass wir hier (im günstigsten 
Fäle) nur eine Gehülfenäusserung in Unternehmerfärbung vor uns 
haben. 


keineswegs im vollen Umfange richtig, dass schon nach 
dem Gesetze selbst die Gehülfen zu den angegebenen 
dringlichen Arbeiten am Sonntag „gezwungen“ werden 
dürften. Das Gesetz gestattet dies vielmehr nur, „sofern 
nicht diese Arbeiten an Werktagen vorgenommen werden 
können.“ Wenn also ein Photograph (nach Inkraft¬ 
setzung der industriellen Sonntagsruhe) seinen Betrieb ab¬ 
sichtlich so einrichtet, dass er seine Gehülfen am Sonnabend 
mit andern Dingen beschäftigt, um ihnen am Sonntag solche 
Auskopirungen aufzuzwingen, die bis zum Montag ver¬ 
derben würden, so handelt er gesetzwidrig. Es ist Pflicht 
der Behörden, auch auf diese Einschränkung aufmerksam 
zu machen und nicht den Anschein zu erwecken, als ob die 
Unternehmer es in der Hand hätten, zum Zwecke der 
Sonntagsarbeit eine Dringlichkeit herbeizuführen. 

Da wir es hier mit einem über die Bedeutung des 
Einzelfalles hinausgehende Handlungsweise zu thun haben, 
so können wir auch die Antwort des Staatssekretärs des 
Reichsamts des Innern nicht billigen. Allerdings hat der¬ 
selbe darin Recht, dass es das normale Verhältniss sein 
sollte, preussische Verordnungen den andern Regierungen 
zur Nachahmung zu empfehlen. Bei der ganzen Art aber, 
mit welcher die Angelegenheit der Sonntagsruhe, von dem 
preussischen Handelsministerium unter fast einseitiger Be¬ 
tonung der Unternehmer-Interessen betrieben wird, ist es 
in Angelegenheiten des Handelsministeriums nicht mehr 
möglich, diese Regel aufrecht zu erhalten. __ 

Die Arbeiterwelt steht den Reichsbehörden mit grösserem 
Zutrauen in ihre Unparteilichkeit gegenüber, als der gegen¬ 
wärtigen Leitung des preussischen Handelsministeriums. 
Dieses Vertrauen wird gefährdet, wenn das Reichsamt des 
Innern sich — sei es auch nur mit einem „eventuell“ — 
mit den Entscheidungen dieser Behörde identifizirt. 


Wohnungszustände und Wohnungs¬ 
gesetzgebung. 

Verordnung betr. Schlafstellen im Fürstenthum Reuss 

ä. L. Im Fürstenthum Reuss ä. L. ist eine beachtenswerthe 
Verordnung über das Schlafstellenwesen erlassen worden. 
Hiernach dürfen die Schlafräume mit den eigenen Schlaf- 
und Wohnräumen des Quartiergebers und dessen Hausan¬ 
gehörigen nicht in offener Verbindung stehen. Vorhandene 
Verbindungsthüren sind verschlossen zu halten. Jeder Schlaf¬ 
raum muss trocken, gedielt, mit einer Thür verschliessbar 
und mindestens mit einem Fenster in der Aussenseite des 
Hauses versehen sein. Mit Abtrittsanlagen darf er nicht in 
offener Verbindung stehen. Kellerräume dürfen überhaupt 
nicht als Schlafstellen vermiethet werden. Der Schlafraum 
muss für jede Person mindestens 10 Kubikmeter Luftraum 
enthalten. Für jeden Quartiergänger muss eine besondere 
Lagerstätte, zu welcher mindestens ein Strohsack, ein Stroh¬ 
kissen und eine Decke, sowie die erforderliche Bettwäsche 
gehören, vorhanden sein und für höchstens 2 Personen je 
eine Wascheinrichtung mit Handtuch. In jedem Schlafraume 
ist eine vom Gemeindevorstand bescheinigte Nachweisung 
der höchstzulässigen Zahl von Quartiergängern für den 
fraglichen Raum aufzuhängen. Quartiergänger dürfen nur 
in den für sie bestimmten Räumen Schlafstellen benutzen. 
Dieselben oder nicht völlig (auch in Bezug auf den Eingang) 
getrennte Räume dürfen als Schlafräume von Personen ver¬ 
schiedenen Geschlechts nur dann benutzt werden, wenn 
diese Personen im Verhältniss von Eheleuten oder im elter¬ 
lichen und Kindesverhältniss stehen. 


Frauenfrage. 

Frauen-Stimmrecht in England. Gladstone hat an 
die Sekretäre des Frauen-Emanzipations-Vereins ein Schrei¬ 
ben gerichtet, in welchem er anzeigt, dass von Seiten der 
Regierung ein Amendement zur Gemeinderaths-Bill einge¬ 
bracht wird. Auf Grund derselben wird weder Geschlecht 
noch Heirath ein Hinderniss zur Kandidatur für den Ge¬ 
meinderath bilden. 


Verantwortlich für die Redaktion: Dr. Heinrich Braun in Berlin W., Victoriaatrasee 16. 
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Die „Liebesgabe“. 

In No. 8 des Sozialpolitischen Centralblattes haben wir 
gegenüber den neu geforderten Reichssteuern geltend ge¬ 
macht, dass es noch eine Reichssteuer giebt, welche zum 
Theil unerhoben bleibt. Da diese Nichterhebung notorisch 
reichen Personen zu gute kommt, so mussten wir vom 
Standpunkt der Sozialpolitik die Stellung zu den neuen 
Steuern dahin präzisiren, dass an eine nähere Erörterung 
der Frage nicht früher herangetreten werden kann, als bis 
jener alte unerhobene Rest in Hebung gesetzt wird. So 
kommt es, dass gegenwärtig für die geplante Reichs-Steuer¬ 
reform dieser Rückstand der Spiritussteuer eine Vorfrage 
bildet und in den nächsten Reichstagsverhandlungen ver- 
muthlich eine grosse Rolle spielen wird. 

Der Rückstand ist allgemein bekannt unter dem Namen 
der „Liebesgabe an die Brenner“. Weniger allgemein be¬ 
kannt ist, welche Bewandniss es damit hat. 

Die alte Maischraum-Steuer lieferte dem Steuerfiskus 
nur ungenügende Erträge. Nachdem das Reich den vergeb¬ 
lichen Versuch gemacht hatte, den Branntwein zu mono- 
polisiren, legte man durch das Reichsgesetz vom 24, Juni 
1887 dem Spiritus eine zweite Steuer auf, welche beim 
Uebergang von der Fabrik in den freien Verkehr zu ent¬ 
richten ist und „Verbrauchsabgabe“ genannt wird. Diese Ver¬ 
brauchsabgabe sollte 70 Mark pro Hektoliter betragen. Die 
Auferlegung einer Verbrauchssteuer in dieser Höhe auf ein 


Produkt im Werthe von etwa 40—50 Mark fand in unsere r 
Steuergeschichte kein Analogon. Nicht einmal eine Salz¬ 
steuer, welche man auf 600 pCt. des Waarenpreises be¬ 
rechnet, konnte als ein ähnliches Beispiel angeführt werden. 
Denn die Salzsteuer ist niemals einer im freien V^erkehr 
befindlichen Waare auferlegt worden; sie war vielmehr zur 
Zeit ihrer Einführung gerade eine Befreiung des Verkehrs 
aus dem Monopol.- Bei der Unberechenbarkeit der Wir¬ 
kungen hoher indirekter Steuern war man vielfach ge¬ 
neigt. der Betheuerung der damaligen Branntweinbrenner 
Glauben zu schenken, dass die ganze Anlage ihres Be¬ 
triebes auf eine derartige Steuer nicht gefasst sein konnte 
und in eine gefährliche Krisis verwickelt würde. Aus 
diesem Grunde wollte man bei den bisherigen Brennern 
für ein bestimmtes Quantum die Steuer nicht in ihrer vollen 
Höhe von 70 M., sondern nur in der Höhe von 50 M. er¬ 
heben. Das Quantum des privilegirten Spiritus sollte ein 
klein wenig unter dem Bedarf der Bevölkerung berechnet 
werden: in Norddeutschland mit 4,5 Liter pro Kopf, in Süd- 
deutschland mit 3 Liter pro Kopf. An diesem privilegirten 
Quantum sollte Jede Brennerei nach dem Durchschnitt ihres 
Produkts während der letzten Jahre mit einem festen 
„Kontingent“ theilnehmen. Alle drei Jahre sollte die Höhe 
der Kontingente, sowie die Höhe des niedrigeren Abgaben¬ 
satzes einer Revision unterzogen werden. 

Auf Grund dieses Gesetzes werden alljährlich etwa 
zwei Millionen Hektoliter nicht mit dem vollen Satze von 
70 M., sondern nur mit dem von 50 M. versteuert. Der 
Gesammtbetrag der also unerhoben bleibenden Steuer ist 
rund 40 Millionen Mark. 

Für die Frage, in wessen Händen diese 40 Millionen 
Mark bleiben, ist die Begrenzung des Gesammtkontingents 
maassgebend. Diese Begrenzung ist so erfolgt, dass sie ein 
klein wenig hinter dem Bedarf der Bevölkerung zurückblieb. 
Das Bedürfniss des Spiritusmarktes ist also stark genug, 
um über den Ertrag des Kontingents hinaus die Produktion 
von Trink-Spiritus zu verlangen. Da sich der Preis der Waare 
nach der Stärke des Bedürfnisses richtet, d. h. da der 
Preis auf dem ganzen^Markte so hoch steigt, wie zur 
Befriedigung des Bedürfnisses auch nur an einer Stelle 
erforderlich ist, so hat der Spiritus aul dem deutschen 
Markte den Preis der Herstellungskosten vermehrt um den 
Vollbetrag der 70 M. Steuer. Zu diesem Preise verkauft der 
Brenner, ohne Rücksicht darauf, ob er mit 50 oder mit 70 M. 
versteuert hat. Soweit er also das Steuerprivileg geniesst. 
so weit fliesst der Ertrag davon auch vollständig in seine 
Tasche. Das Zwanzigmark-Privileg bedeutet ein Geschenk 
an die privilegirten Brenner, und das will die Bezeichnung 
als „Liebesgabe“ ausdrücken. 

Als im vorigen Jahre zugleich mit der Militärvorlagc 
die Deckungsvorlagen der Regierung cingebracht wurden, 
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Die ,,Liebesgabe‘^ 

In No. 8 des Sozialpolitischen Centralblattes haben wir 
gegenüber den neugeforderten Reichssteuern geltend ge¬ 
macht, dass es noch eine Reichssteuer giebt, welche zum 
Theil unerhoben bleibt. Da diese Nichterhebung notorisch 
reichen Personen zu gute kommt, so mussten wir vom 
Standpunkt der Sozialpolitik die Stellung zu den neuen 
Steuern dahin präzisiren, dass an eine nähere Erörterung 
der Frage nicht früher herangetreten werden kann, als bis 
jener alte unerhobene Rest in Hebung gesetzt wird. So 
kommt es, dass gegenwärtig für die geplante Reichs-Steuer¬ 
reform dieser Rückstand der Spiritussteuer eine Vorfrage 
bildet und in den nächsten Reichstagsverhandlungen ver- 
muthlich eine grosse Rolle spielen wird. 

Der Rückstand ist allgemein bekannt unter dem Namen 
der „Liebesgabe an die Brenner“. Weniger allgemein be¬ 
kannt ist, welche Bewandniss es damit hat. 

Die alte Maischraum-Steuer lieferte dem Steuerfiskus 
nur ungenügende Erträge. Nachdem das Reich den vergeb¬ 
lichen Versuch gemacht hatte, den Branntwein zu mono- 
polisiren, legte man durch das Reichsgesetz vom 24. Juni 
1887 dem Spiritus eine zweite Steuer auf, welche beim 
Uebergang von der Fabrik in den freien Verkehr zu ent¬ 
richten ist und „Verbrauchsabgabe“ genannt wird. Diese Ver¬ 
brauchsabgabe sollte 70 Mark pro Hektoliter betragen. Die 
Auferlegung einer Verbrauchssteuer in dieser Höhe auf ein 


Produkt im Werthe von etwa 40—50 Mark fand in unsere r 
Steuergeschichte kein Analogon. Nicht einmal eine Salz¬ 
steuer, welche man auf 600 pCt. des Waarenpreises be¬ 
rechnet, konnte als ein ähnliches Beispiel angeführt werden. 
Denn die Salzsteuer ist niemals einer im freien Verkehr 
befindlichen Waare auferlegt worden; sie war vielmehr zur 
Zeit ihrer Einführung gerade eine Befreiung des Verkehrs 
aus dem Monopol.- Bei der Unberechenbarkeit der Wir¬ 
kungen hoher indirekter Steuern war man vielfach ge¬ 
neigt. der Betheuerung der damaligen Branntweinbrenner 
Glauben zu schenken, dass die ganze Anlage ihres Be¬ 
triebes auf eine derartige Steuer nicht gefasst sein konnte 
und in eine gefährliche Krisis verwickelt würde. Aus 
diesem Grunde wollte man bei den bisherigen Brennern 
für ein bestimmtes Quantum die Steuer nicht in ihrer vollen 
Höhe von 70 M., sondern nur in der Höhe von 50 M. er¬ 
heben. Das Quantum des privilegirten Spiritus sollte ein 
klein wenig unter dem Bedarf der Bevölkerung berechnet 
werden: in Norddeutschland mit 4,.-, Liter pro Kopf, in Süd- 
deutschland mit 3 Liter pro Kopf An diesem privilegirten 
Quantum sollte jede Brennerei nach dem Durchschnitt ihres 
Produkts während der letzten Jahre mit einem festen 
„Kontingent“ theilnehmen. Alle drei Jahre sollte die Höhe 
der Kontingente, sowie die Höhe des niedrigeren Abgaben¬ 
satzes einer Revision unterzogen werden. 

Auf Grund dieses Gesetzes werden alljährlich etwa 
zwei Millionen Hektoliter nicht mit dem vollen Satze von 
70 M., sondern nur mit dem von 50 M. versteuert. Der 
Gesammtbetrag der also unerhoben bleibenden Steuer ist 
rund 40 Millionen Mark. 

Für die Frage, in wessen Händen diese 40 Millionen 
Mark bleiben, ist die Begrenzung des Gesammtkontingents 
maassgebend. Diese Begrenzung ist so erfolgt, dass sie ein 
klein wenig hinter dem Bedarf der Bevölkerung zuriickblieb. 
Das Bedürfniss des Spiritusmarktes ist also stark genug, 
um über den Ertrag des Kontingents hinaus die Produktion 
von Trink-Spiritns zu verlangen. Da sich der Preis der Waare 
nach der Stärke des Bedürfnisses richtet, d. h. da der 
Preis auf dem ganzen^Markte so hoch steigt, wie zur 
Befriedigung des Bedürfnisses auch nur an einer Stelle 
erforderlich ist, so hat der Spiritus auf dem deutschen 
Markte den Preis der Herstellungskosten vermehrt um den 
Vollbetrag der 70 M. Steuer. Zu diesem Preise verkauft der 
Brenner, ohne Rücksicht darauf, ob er mit 50 oder mit 70 M. 
versteuert hat. Soweit er also das Steuerprivileg geniesst, 
so weit fliesst der Ertrag davon auch volbständig in seine 
Tasche. Das Zwanzigmark-Privileg bedeutet ein Gc.schenk 
an die privilegirten Brenner, und das will die Bezeichnung 
als „Liebesgabe“ ausdrücken. 

Als im vorigen Jahre zugleich mit der Militärvorlage 
die Deckungsvorlagen der Regierung eingebracht wurden. 
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befand sich darunter auch eine Erhöhung der Branntwein¬ 
steuer um 5 M. Dieselbe war aber so vorgeschlagen, dass 
das Zvvanzigmark-Privileg dadurch nicht berührt wurde: die 
allgemeine Steuer sollte 75 M., die privilegirte 55 M. be¬ 
tragen. Allerdings wollte der Entwurf das Gesammtkontin- 
gent herabsetzen und auch das Einzelkontingent maximiren. ; 
Jenes sollte nicht mehr 4,5 und 3 Liter pro Kopf der Be¬ 
völkerung in Nord- bezw. Süddeutschland betragen, son¬ 
dern nur noch 4 und 22/3 Liter; dieses sollte bei einer ein¬ 
zelnen Brennerei nicht über 800 Hektoliter ausgedehnt 
werden. Allein genauer zugesehen, hatte diese Begrenzung 
die gegentheilige Bedeutung. Der Branntweinkonsum ist in 
Deutschland im Heruntergehen begriffen. Gesetztenfalls 
man hielte das Kontingent noch lange auf seiner jetzigen 
Höhe, so würde bald der Zustand eintreten, dass der ganze 
deutsche Bedarf mit 50er Spiritus allein gedeckt werden 
könnte. Dann aber würde das Privileg nichts mehr nützen. 
Jener Vorschlag der Herabsetzung bedeutete also gerade 
den Versuch, dem Privileg noch eine recht lange Lebens¬ 
dauer zu sichern. Der Maximirung auf 800 Hektoliter war 
die Ausnahme hinzugefügt, dass die Brennereien, welche 
bisher ein grösseres Kontingent genössen, es auch in Zu¬ 
kunft geniessen sollten. Die Maximirung hatte also den 
Zweck, die bisherigen Privilegirten im ausschliesslichen 
und konkurrenzfreien Besitze ihres Reserveprivilegs zu er¬ 
halten. 

Erblicken wir also in der differentiellen Versteuerung 
mit 50 und 70 M. ein Geschenk an die Begünstigten, so 
dürfen wir freilich nicht verschweigen, dass von Seiten der 
Vertheidiger dieser differentiellen Besteuerung der Geschenk¬ 
charakter bestritten wird. 

So führt das „Konservative Handbuch“ (S. 86) aus: 

„Man bedenke doch vorweg, dass wahrscheinlich Niemand 
an ein „Geschenk“ gedacht haben würde, wenn man den 
Brennern durchweg 50 statt 70 M. Steuer auferlegt hätte: denn 
Abgaben, selbst wenn sie theilweise auf Andere abgewälzt 
werden, pflegen sonst nicht als „Geschenk“ zu gelten. Dann 
ist es aber auch unmöglich, ein „Geschenk“, wenn die Brenner 
das ganze nicht kontingentirte Product noch höher, nämlich 
mit 70 M. zu versteuern haben. Dass der Staat für das Kon¬ 
tingent auf einen Theil der .Steuer verzichtet, ist doch wohl 
ebensowenig ein „Geschenk“, wie der Verzicht auf eine 
drückende Steuer überhaupt. Es wäre sonst auch ein „Ge¬ 
schenk“, wenn der Staat z. B. vom Einkommen höchstens 
4 pCt. und nicht 20 oder 30 pCt. Steuer erhebt.“ 

Diese Argumentation ist in keiner Weise zutreft’end, 
Nicht die niedrige .Steuer an sich wird als Geschenk be¬ 
zeichnet, sondern nur die ungleichmäs.sige. Wenn der Staat 
seine Einkommensteuer, die er heute von allen Millionären 
in der Höhe von 4 [)Ct. erhebt, in Zukunft von den einen 
in der Höhe von 20 pCt.. von den andern in der Höhe von 
4 pCt. erheben würde, so würde man in der That allgemein 
sagen, dass den letzteren ein Geschenk in der J-Iöhe der 
Differenz gemacht werde. Die Steuern gehören zu den 
Existenzbedingungen, unter denen die Menschen leben. Im 
Kampf ums Dasein bedeutet an sich schon die Bedrückung 
des Einen eine Bevorzugung des Andern. Wird aber gar 
durch eine Branntweinsteuer von 70 Mark der entsprechend 
erhöhte Preis den Konsumenten auferlegt und gleichwohl 
die Steuer von den Ih ivilegirten nur in Höhe von 50 Mark 
erhoben, so bedeutet dies eine Bevorzugung der Privilegirten 
nicht blos auf Kosten der Konkurrenten, sondern nament¬ 
lich auch auf Kt)sten der Konsumenten. Dass man solche 
Bevorzugung als Geschenk bezeichnet, entspricht dem Sprach¬ 
gebrauch. Dass sie (man mag sie bezeichnen wie man wolle) 
einen materiellen X’orthcil darstellt, beweist am besten die 
Zähigkeit, mit der sie festgehalten wird. 

Eine zweite Art der Wrtheidigung schlägt den entgegen¬ 
gesetzten Weg ein. .Sie sagt: die normale Verbrauchsab¬ 
gabe sei 50 Mark: die Erhöhung auf 70 Mark stelle eine 


Strafe für die Ueberschreitung des Kontingents dar. Mit 
dieser Argumentation lässt sich schon eher reden. Es muss zuge¬ 
geben werden, dass differentielle Steuern zuweilen in solcher 
Art aufzufassen sind. Wenn ein StaatseinenBranntweinkonsum 
auf ein bestimmtes Quantum einengen will, ohne geradezu zu 
einer gesetzlichen Verhinderung des Mehrbrennens zu greifen, 
so kann er den Ausweg treffen, dass der über das Maass ge¬ 
brannte und zum Verbrauch bestimmte Spiritus einer höheren 
Steuer unterworfen wird. Eine differentielle Steuer in diesem 
Sinne bildet z. B. die Notensteuer der Banken, soweit ihre 
Noten den Deckungsvorrat übersteigen. Diese Auffassung 
hat sogar das für sich, dass in der That weitaus der grösste 
Theil des Spiritus nur 50 er Abgabe entrichtet. Im Jahre 
1890/91 wurden 1 923 441 Hektoliter zu 50 Mark und nur 
233 092 Hektoliter zu 70 Mark versteuert. Trotzdem wäre 
diese Auffassung nur dann disputabel, wenn jene Summe 
des Kontingents wirklich das Quantum darstellte, das dem 
normalen Verbrauch entspricht und das in der Regel nicht 
überschritten werden soll. Wie wir aber gesehen haben, 
beruht die ganze heutige Konstruktion der Branntweinsteuer 
gerade darauf, dass jenes Kontingent nicht ausreicht; und 
i die verhältnissmässig geringe Summe von 74 Million Hekto- 
I litern, da sie sich eben innerhalb der Verbrauchsgrenze 
I hält, genügt, um den gesammten Bedarf im Preise auf die 
I Höhe des 70 er Spiritus zu schnellen. — Wäre es dieser Ver- 
; teidigung mit ihrer finanzwissenschaftlichen Begründung 
j Ernst, so gäbe es einen einfachen Ausweg, sich mit unserer 
i Auffassung der Liebesgabe zu verständigen. Man erhöhe 
das Kontnigent um eine Summe, welche zweifellos für den 
Bedarf Deutschlands ausreicht. Dann bleibt der angebliche 
Charakter der 70 er Steuer als Strafe bestehen, und wir 
j unsererseits werden gegen die differentielle Behandlung 
nichts mehr einzuwenden haben, weil sie dann vollkommen 
; gegenstandslos wird. Solange aber in den Kreisen, aus 
denen diese Verteidigung herrührt, gerade auf die geringe 
I Bemessung des Kontingents Gewicht gelegt wird, solange 
sehen wir, dass sie die Besteuerung zu 70 Mark nicht als 
Strafe, sondern nur als Preissteigerungsmittel wünscht. 

Eine dritte Vertheidigung ist vor einiger Zeit in der 
Kreuzzeitung versucht worden. Auch sie geht davon aus, 
dass die normale Steuer 50 Mark sei. Der Reichsfiskus 
habe also, wenn er ausserdem von einem Theile des Spiri¬ 
tus noch 20 Mark mehr erhebe, keinen Schaden, sondern 
I nur Nutzen. Ohne die 70er Klausel würde der Reichsfiskus 
sich noch schlechter stehen. Dass den Brennereien durch 
diese Maassregel ein Vortheil zugewandt werde, solle nicht 
geleugnet werden. Allein die dadurch bewirkte Preisbesse¬ 
rung habe nur „den Charakter jener Preissteigerungen, 

; welche die Kartelle der Produzenten hervorrufen.“ - Diese 
Argumentation trifft den Nagel auf den Kopf Treffender 
lässt sich die wirthschafts-physiologische Art des V^ortheils. 
welchen die bevorzugten Brennereien geniessen. nicht 
charakterisiren, als durch den Vergleich mit der Preis¬ 
steigerung durch Kartelle. Dass die Kartelle imstande 
waren, durch die blosse Kraft ihrer Verabredung den Preis 
1 um eine bestimmte Summe über den bisherigen Marktpreis 
; eine Zeitlang hinaufzutreiben, das haben wir gesehen. Das- 
I selbe könnten die Spiritusproduzenten durch die blosse 
1 Kraft ihrer Verabredung thun. Wenn jetzt das Reichs- 
I gesetz auf einen Theil des nothwendigen Bedarfs eine höhere, 

^ auf den ganzen Rest eine niedere Steuer legt, so ist dies 
in der That eine höchst ingeniöse Erfindung, um unter 
: Zuhilfenahme der Finanzgesetzgebung auf leichte Art und 
i für die Dauer im Wesentlichen dasselbe zu erreichen, was 
! sich durch private Verabredung nur mit sehr grosser Mühe 
I und mit der Gefahr täglicher Sprengung erreichen Hesse, 
i Allein ebenso wie bei einem grossen Kartell die Preis¬ 
steigerung auf Kosten der Konsumenten geschieht, so auch 
hier bei dieser durch die Finanzgesetzgebung bewirkten 
; analogen Preissteigerung. Was man unter dem Gesichts- 
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punkt allgemeiner Volkswirthschaft die Konsumenten nennt, 
das nennt man unter dem Gesichtspunkt der Finanzen die 
Steuerzahler. Die differentielle Behandlung ist und bleibt 
also eine Bevorzugung der Privilegirten auf Kosten der Steuer¬ 
zahler. Die Steuerzahler als Gesammtheit genommen würden 
heute nicht schlechter stehen, wenn der Staat von dem ge- 
sammten Spiritus 70 Mark erhöbe und den privilegirten 
Brennern die bisherige Summe baar auszahlte. Also auch 
nach dieser Auffassung wird nichts daran geändert, dass 
die „Liebesgabe“, ein Geschenk an die Brenner auf Kosten 
der konsumirenden Steuerzahler ist. Und der Einwand, 
dass der Reichsfiskus ohne die 70er Klausel sich noch 
schlechter stehen würde, ist vollkommen richtig, aber auch 
vollkommen unwesentlich. 

Uebrigens giebt es eine Einrichtung, welche die Höhe 
des Geschenkes pro Hektoliter in dem ziffermässigen Be¬ 
trage von 20 M. auch wirklich zur Erscheinung bringt. 
Dies sind die sogenannten Berechtigungsscheine. Die „Ver¬ 
brauchsabgabe“ wird nur von dem zum inländischen Trink¬ 
konsum bestimmten Branntwein erhoben; Branntwein, der 
aus der amtlich beaufsichtigten Brennerei direkt ins Aus¬ 
land oder direkt zur gewerblichen Verwendung und dem 
entsprechend zur Denaturirung gebracht wird, bleibt von 
der Abgabe frei. Wenn eine Brennerei, die für den Export 
oder für gewerbliche Bedürfnisse produzirt, genöthigt wäre, 
sich diese Produktion auf das Kontingent anrechnen zu 
lassen, so würde sie die ihr gesetzlich zugedachte Bevor¬ 
zugung verlieren. Es ist daher dem Brenner das Recht ge¬ 
geben, in solchen Fällen zu erklären, dass die Produktion 
zum 70er Satze erfolgte, und dafür eine Bescheinigung zu 
verlangen, dass er das entsprechende Quantum zum 50er 
Satze zu brennen befugt sei. Will eine Brennerei in jedem 
Augenblick freie Verfügung über die Art der Verwendung 
haben, so kann sie ihr ganzes Kontigent zum 70 er Satze 
anmelden und „Berechtigungsscheine“ in Empfang nehmen. 
Diese Scheine werden von der Steuerbehörde mit 20 M. 
in Zahlung genommen. Sie gehen von Hand zu Hand, 
bilden den Gegenstand eines geschäftlichen Handels, ge- 
niessen — abgesehen von Kursschwankungen je nach An¬ 
gebot und Nachfrage — im Verkehr den ungefähren Zah¬ 
lungswerth von 20 M. und bringen so den Werth der 
Liebesgabe zur zahlenmässigen Erscheinung. 

Unter den Gründen, die bei Einführung der Verbrauchs¬ 
abgabe für eine Schonung der damaligen Produzenten geltend 
gemacht wurden, lag der wesentlichste in der Rücksicht auf 
die Unberechenbarkeit der Wirkungen hoher indirekter 
Steuern. Allein diese Unberechenbarkeit hört nach Ueber- 
windung eines kurzen Uebergangsstadiums auf, und von da 
an wird die Differentialbesteuerung eine geschäftliche Unter¬ 
lage der privilegirten Brennereien. Wenn man die Unbe¬ 
rechenbarkeit der Wirkungen einer neuen Steuer als Grund 
für eine Bevorzugung in Anspruch nimmt und dieser Be¬ 
vorzugung über das Maass der Unberechenbarkeit hinaus 
dauernde Geltung giebt, so ist dies ein regelrechtes Schul¬ 
beispiel zur logischen Lehre von den Trugschlüssen. Man 
mag über die Einführung der Liebesgabe denken, wie 
man wolle, ein gar nicht zu bestreitendes Unrecht gegen 
die Steuerzahler lag in der Nonchalance, mit der man 
sie zu verewigen suchte. Nicht nur die damaligen Gegner 
der Einführung, sondern auch ein Theil von denen, die da¬ 
mals dafür gestimmt haben, müssten heute konsequenter 
Weise für die Beseitigung einer Einrichtung eintreten, welche, 
wenn überhaupt, so sicher nur vorübergehend einen Anspruch 
auf Geltung hat. 

Auch bei einer Aufhebung der Liebesgabe ist es noch 
möglich, wirthschaftliche Rücksichten zu nehmen. Es wäre 
von Anfang an richtig gewesen, an die Liebesgabe die Be¬ 
dingung zu knüpfen, dass alljährlich dem Reichstage ein 
namentliches Verzeichniss der Personen vorgelegt würde, 


welche von der Differentialbesteuerung Gebrauch gemacht 
haben. Freilich hätte ein solches Verzeichniss Personen 
in sich enthalten, die zu den Reichsten Deutschlands ge¬ 
hören, und die Urheber der Maassregel mussten sich darüber 
klar sein, dass dieselbe unhaltbar wird, wenn man alljähr¬ 
lich aufs Neue eingesteht, wem sie zugute kommt. Jetzt aber, 
wo nach sechsjähriger Uebergangszeit verlangt wird, dass 
das deutsche Volk sich neue Steuern auferlegen solle, um 
nur ja nicht die Branntweinsteuer vollständig zu erheben, 
muss im Reichstage das Verlangen nach Vorlegung eines 
Verzeichnisses ausgesprochen werden, aus welchem zu er¬ 
sehen ist, wer denn eigentlich die Personen sind, zu deren 
Schonung die neuen Steuern nothwendig sind. Man muss 
sich doch klar darüber werden, welchen Eindruck es auf die 
breitesten Schichten der Bevölkerung machen muss, wenn 
wegen einer Armenunterstützung von 10 Mark die genaue¬ 
sten Erkundigungen über die Person eingezogen werden, 
hingegen bei einer Millionenunterstützung die Bedürftigkeit 
auf eine allgemeine Darlegung hin geglaubt wird, ohne dass 
auch nur ein Abgeordneter das Verlangen stellt, die per¬ 
sönliche Bedürftigkeit der Einzelnen zu prüfen. 

Ist aber ein solches Verzeichniss der Unterstützten nicht 
zu erreichen, so hört darum die Verpflichtung der Abge¬ 
ordneten auf Unterscheidungen zu dringen nicht auf. Nach 
den Grössenklassen der Brennereien scheint es, dass weit¬ 
aus der grösste Theil der Liebesgabe an die wenigen grossen 
Brennereien fällt und nur ein verhältnissmässig geringer 
Theil an die zahlreichen kleinen. Hier muss zunächt dem 
vorgebeugt werden, dass eine Maassregel, wekhe man mit 
der Unterstützungsbedürftigkeit eines Gewerbes motivirt, 
dazu benutzt werde, im Kampfe ums Dasein zwischen Gross 
und Klein gerade den Grossbetrieb noch zu stärken. Das 
Kontingent der einzelnen Brennereien muss, wie die Reichs¬ 
regierung selbst im vorigen Jahre vorgeschlagen hat, ein 
Maximum erhalten; nur muss dieses Maximum bedeutend 
niedriger als damals beabsichtigt, bemessen und dürfen 
selbstverständlich die gegenwärtigen Grossbrennereien von 
der Maximirung nicht ausgenommen werden. Das so neii- 
gestaltete Kontingent kann dann zum Träger einer im Sinken 
begriffenen Differentialbesteuerung gemacht werden. Setze 
man die Differenz von 20 Mark zunächst auf die Hälfte 
herab und lasse sie dann in jährlicher Herabminderung um 
weitere 2 Mark in etwa fünf Jahren ganz verschwinden, 
oder setze man an Stelle dieses Modus irgend einen anderen, 
der demselben Zwecke dient; nur lasse man eine Maass¬ 
regel nicht unangetastet, die desto sinnloser wirkt, je länger 
sie besteht. 

Das Vorstehende wird zur Rechtfertigung dessen, was wir 
in der vorigen Nummer über das Verhältniss der Liebes¬ 
gabe zu den neugeplanten Reichssteuern gesagt haben, ge¬ 
nügen, niemand, dem sozialpolitische Rücksichten am Herzen 
liegen, kann die neuen Pläne auch nur theilweise in Erwä¬ 
gung ziehen, so lange die Liebesgabe für ein noli me tangere 
erklärt wird. 

_J. Jastrow. 

Soziale Wirthschaftspoliük und Wirthschafts- 
Statistik. 

Gesetzentwurf betr. den Unterstützungs-Wohnsitz. 

Der Bundesrath hat dem Gesetzentwurf über Abänderung 
des Unterstützungswohnsitz-Gesetzes seine Zustimmung er- 
theilt Der Entwurf hatte bekanntlich schon in der Session 
von 1892,^93 Vorgelegen und war damals in einer Kom¬ 
mission durchberathen worden, im Plenum aber nicht mehr 
zur zweiten Lesung gelangt. Die wichtigste Aenderung an 
dem bestehenden Gesetz ist, dass als Altersgrenze für die 
Fähigkeit zum selbständigen Erwerb und Verlust des Unter¬ 
stützungswohnsitzes das zurückgelegte achtzehnte Lebens- 
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jahr, statt des bisherigen 24., festgesetzt wird. Dieser Vor¬ 
schlag ist aus der durch eine langjährige lebhafte Bewegung 
unterstützten Wahrnehmung hervorgegangen, dass bei der 
bisherigen Vorschrift die Heimathgemeinden, namentlich 
des platten Landes, bei dem massenhaften Abströmen 
der jugendlichen Bevölkerung in die Industriestädte, viel¬ 
fach in unbilliger Weise zu langdauernden Armenunter¬ 
stützungen herangezogen werden. Die bisherige Alters¬ 
grenze entsprach auch keineswegs mehr dem Lebensjahr, in 
welchem in der Regel, namentlich bei der Arbeiterbevölke¬ 
rung, die wirthschaftliche Selbstständigkeit und die unein¬ 
geschränkte Wahl des Aufenthaltes und Erwerbes eintritt. 

Novelle zur Konkursordnung. Dem Reichstag liegt der 
Entwurf eines Gesetze», betreffend die Abänderung des § 41 
der Konkursordnung vor; derselbe lautet: Die No. 4 des 
§ 41 der Konkursordnung erhält folgende veränderte Fas¬ 
sung: 4) Vermiether in Ansehung der eingebrachten Sachen, 
sofern die Sachen sich noch auf dem Grundstücke befinden, 
wegen des laufenden und des für das letzte Jahr vor der 
Eröffnung des Verfahrens rückständigen Zinses, sowie wegen 
anderer Forderungen aus dem Miethverhältnisse, jedoch 
mit der Einschränkung, dass dem Vermiether, soweit er 
eine solche Forderung in Folge der Kündigung des Ver¬ 
walters (§ 17 No. 1) geltend machen kann, wegen dieser 
Forderung der Anspruch auf abgesonderte Befriedigung nicht 
zusteht. 

Sozialpolitische Anträge im Reichstag. Dem deutschen 
Reichstag sind seit seinem kürzlich erfolgten Zusammentritt 
eine Anzahl sozialpolitischer Anträge vorgelegt worden. 
Seitens des Centrums sind zwei Anträge auf Abänderung 
der Gewerbeordnung eingebracht worden. Dr. Hitze und 
Genossen beantragen die Einführung des Befähigungsnach¬ 
weises für das Handwerk; der Bundesrath soll sogleich er¬ 
mächtigt w'erden, ausser den im Gesetzentwurf aufgeführten 
Gewerben nach Maassgabe der örtlichen Verhältnisse auch 
noch von weiteren den Befähigungsnachweis zu verlangen; 
Gröber und Genossen beantragen, die Bestimmungen über 
den Betrieb der Gast- und Schankwirthschaft, sowie Ober 
den Kleinhandel mit Branntwein auch auf Konsumvereine 
und Genossenschaften auszudehnen, deren Betrieb auf den 
Kreis ihrer Mitglieder beschränkt ist, sodann ferner die Be¬ 
stimmungen über den Gewerbebetrieb im Umherziehen zu 
verändern, dabei den Kolportagebuchhandel auch mit nütz¬ 
lichen Werken einzuschränken. Der Antrag Hitze geht in 
der Richtung der von dieser Seite im verflossenen Winter 
eingebrachten Interpellation, die Anträge Gröber und Genossen 
haben in derselben Session bereits Vorgelegen; sie kamen 
mit den konservativen Anträgen gleicher Art bis zur Kom- 
missionsberathung, aber nicht mehr zur zweiten Lesung 
im Plenum. 

Ausserdem hat das Centrum einen Gesetzantrag betref¬ 
fend die eingetragenen Berufsvereine eingebracht, ferner 
den Antrag, die Reichsregierung um Aufklärung darüber zu 
ersuchen, wie die elfstündige Arbeitszeit bei den Frauen 
gewirkt habe; sodann ist von dieser Seite die Resolution 
eingebracht worden, dass der Reichskanzler sich entschliessen 
möge im Sinne der Allerhöchsten Kundgebungen über die 
.Sozialpolitik zur Errichtung von Arbeitskammern zu schreiten. 
Schliesslich ist vom Centrum noch ein Antrag auf Revision 
der Invaliditäts- und Altersversicherung gestellt und der 
Antrag, dass Konsumvereine bei 150 Mark Geldstrafe an 
Nichtmitgliedcr nicht verkaufen dürfen. 

Der konservative Abg. v. Staudy hat den Antrag auf 
Revision des Alters- und Invaliditätsgesetzes gestellt. Der¬ 
selbe geht dahin, die beim Markensystem hervorgetretenen 
Missstände zu beseitigen. 

Die freisinnige Vereinigung hat ihren wiederholt einge¬ 
brachten Gesetzentwurf betr. die eingetragenen Berufsver¬ 
eine neuerdings vorgelegt; die freisinnige Volkspartei ihren 
Antrag auf Entschädigung unschuldig Verurtheilter. 

Die sozialdemokratische Fraktion hat bisher keine An¬ 
träge eingebracht, aber wie der Vorwärts berichtet, hat sie 
beschlossen, im Reichstage folgende Anträge einzubringen: 
Einen Gesetzentwurf dass in jedem deutschen Bundesstaate 
eine Volksvertretung bestehen soll, die nach den Grund¬ 
sätzen des allgemeinen gleichen, direkten und geheimen j 


Wahlrechts von allen über 20 Jahre alten Staatsangehörigen, 
ohne Unterschied des Geschlechtes, gewählt ist. Ein zweiter 
Gesetzentwurf soll die Freiheit des Vereins- und Versamm¬ 
lungswesens und die Aufhebung aller Koalitionsverbote aus¬ 
sprechen. Ein dritter Gesetzentwurf soll die Aufhebung 
des Diktaturparagraphen, die Einführung des deutschen 
Pressgesetzes und der Gewerbe-Ordnung in Elsass-Loth- 
ringen, mit Aulhebung der diesen Gesetzen entgegenstehen¬ 
den, landesgesetzlichen Bestimmungen uud Verordnungen 
verlangen. Viertens soll ein Antrag eingebracht werden, 
der eine neue gesetzliche Eintheilung der Reichstags-Wahl¬ 
kreise fordert. Fünftens will man eine Interpellation über 
die gesetzliche Regelung des Strafvollzugs an den Reichs¬ 
kanzler richten. 

Zur Statistik der deutschen überseeischen Auswan¬ 
derung. Die Auswanderung über deutsche Häfen, Ant¬ 
werpen, Rotterdam und Amsterdam stellte sich nach den 
Ermittelungen des Kaiserlichen Statistischen Amts im Ok¬ 
tober 1893 und im gleichen Zeitraum des Vorjahres fol- 
gendermaassen: 


Es wurden befördert im Oktober 

über 1893 1892 

Bremen. 3022 2607 

Hamburg. 1831 254 

andere deutsche Häfen (.St ettin) — _— 

deutsche Häfen zusammen . . 4853 2861 

Antwerpen. 759 31 

Rotterdam. 137 256 

Amsterdam. 1 93 


Ueberhaupt . . 5750 3241 


Aus deutschen Häfen wurden im Oktober d. J. neben 
vorgenannten 4853 deutschen Auswanderern noch 4571 An¬ 
gehörige fremder Staaten befördert. Davon gingen über 
Bremen 3493, über Hamburg 1078. 

Maassregeln gegen die Arbeitslosigkeit in Zürich. 

Der Stadtrath von Zürich beantragt, wie wir dem Vorwärts 
entnehmen, bei den Stadtverordneten (Grosser Stadtratb), 
ihm für den F'all des Wiedereintritts grösserer Arbeitslosig¬ 
keit den Auftrag zu geben, die Hilfeleistung durch die 
Stadtverwaltung in Verbindung mit Vertretern der Arbeiter 
und Unternehmer, sowie des freiwilligen Armenvereins zu 
organisiren. Der Stadtrath soll ferner eingeladen werden, 
für die Beschäftigungslosen Arbeit zu schaffen und obdach¬ 
losen Arbeitern Unterkunftslokale zur Verfügung zu stellen. 
Es soll ihm auch ein Kredit von 5000 Franken zu Händen 
der Arbeitslosen-Kommission eröffnet werden. 

Wenn die Stadtverordneten diesen Anträgen zustimmen, 
so will der Stadtrath sofort eine Arbeitslosen-Statistik auf¬ 
nehmen und Arbeit beschaffen, sowie einen Arbeitsnach¬ 
weis errichten. Weiter soll eine Volksküche eingerichtet 
und Essen auch nach Hause gegeben werden. Die Unter¬ 
stützung Arbeitsloser soll nur in Naturalien erfolgen. 

Die Annahme der Anträge seitens des Grossen Stadt- 
rathes darf als sicher gelten. 

Heimstättengesetz in Frankreich. Der in die Kammer 
neu eingetretene Abgeordnete Abbe Lemire will den in der 
letzten Session zurückgestellten Antrag des Grafen de Mun 
betreffs des Schutzes des kleinen Landbesitzes wieder auf¬ 
nehmen. Gleich dem Führer der Christlich-Sozialen glaubt 
er diesen Zweck dadurch erreichen zu können, dass er den 
Grundbesitz, den der Bauer mit seiner Familie selbst bebaut, 
dem Gerichtsboten, bezw. Exekutor entzieht. Wie dieser nicht 
an das Bett und an die Kleider eines Schuldners, und auch 
nicht an sein Werkzeug rühren darf, so soll der Boden 
fortan gefeit sein. 

Ehescheidung in Amerika. Die Bewegung für einheit¬ 
liche Regelung der Ehescheidungsgesetzgebung in den Ver¬ 
einigten Staaten wird in der November-Nummer der Contem¬ 
porary Review unter dem etwas hochtönenden Titel: The 
Problem of the family in the United States besprochen. 
Bis zum Jahre 1878 bestand nicht nur, wie auch heute noch, 
i die bunteste Verschiedenheit zwischen den Scheidungsge- 
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gesetzen der Einzelstaaten, es herrschte auch die Tendenz 
vor, die Scheidung möglichst zu vereinfachen und zu er¬ 
leichtern. Stellte die Gesetzgebung eines Staates Eheleuten, 
die auf seinem Gebiete getraut waren und sich später trennen 
wollten, Hindernisse in den Weg, so brauchten sie, um die 
Scheidung dennoch zu erhalten, sich nur an die Gerichte 
eines anderen Staates zu wenden, der liberalere Gesetz¬ 
normen besass. In neuerer Zeit zeigt sich indessen in der 
Gesetzgebung der Einzelstaaten ein gewisser Rückschlag. 
Im Jahre 1878 beschränkte Vermont und Connecticut das 
Recht der Wiederverheirathung geschiedener Personen, 
und Vermont verschloss seine Gerichtshöfe den Scheidungs¬ 
lustigen aus anderen Staaten der Union. Andere Gesetz¬ 
gebungen folgten auf diesem Wege, und im Jahre 1881 
wurde im Publikum eine Scheidungsreformliga gegründet, 
welche von den Sonderstaaten schärfere Bestimmungen und 
in letzter Reihe eine einheitliche Regelung des Scheidungs¬ 
rechtes für das ganze Gebiet der Vereinigten Staaten ver¬ 
langt. Acht Staaten, darunter die wichtigsten, haben nun 
endlich eine Kommission eingesetzt, um die hierüber bei 
ihnen jetzt bestehenden Gesetze zu studiren, die gemein¬ 
samen und widersprechenden Bestimmungen klar zu fixiren. 
Wahrscheinlich werden andere Staaten noch in diesem 
Winter ähnliche Kommissionen bilden, besonders da auch 
für einzelne andere Gebiete der Gesetzgebung eine einheit¬ 
lichere Regelung dringend verlangt wird. Öeber gewisse 
Ansätze ist man jedenfalls einstweilen noch nicht hinaus¬ 
gekommen. 

Interessant sind einige Ziffern aus dem im Jahre 1889 
erschienenen offiziellen Report des Herrn Wright über Ehe 
und Ehescheidung in den Vereinigten Staaten. Die Zahl 
der Scheidungen, welche im Jahre 1867 für die Vereinigten 
Staaten 9937 betrug (weiter zurück reicht die Statistik nicht) 
ist darnach im Jahre 1886 auf 25 535 gestiegen, also ein 
immenser Zuwachs, zweimal so gross als die Bevölkerungs¬ 
zunahme in derselben Zeit. Eine (wenn auch nicht überall 
gleich starke) Tendenz zur Vermehrung der Scheidungen 
zeigt sich während derselben Periode ebenso in den euro¬ 
päischen Staaten. So betrug nach Herrn Wright die Zahl 
der Scheidungen in Kanada im Jahre 1868 : 4, im Jahre 
1885: 12; in Oesterreich im Jahre 1882: 748, im Jahre 1886: 
760; in Ungarn im Jahre 1876: 910, im Jahre 1880: 1249, 
im Jahre 1^6 : 845; in Dänemark im Jahre 1871: 479, im 
Jahre 1880: 577; in Deutschland im Jahre 1881: 3942, im 
Jahre 1886: 6078; speziell in Preussen im Jahre 1881: 2329, 
im Jahre 1886 : 3808; in Holland im Jahre 1867: 133, im 
Jahre 1886 : 418; in Schweden im Jahre 1867: 128, im Jahre 
1886 ; 226: in Rumänien im Jahre 1871: 276, im Jahre 1880: 
432; in Russland im Jahre 1866 : 810, im Jahre 1885: 1196 
(hier spielen Verschickung und bürgerlicher Tod eine grosse 
Rolle); Polen im Jahre 1867: 1Ö, im Jahre 1886 : 345. 
Belgien hatte im Jahre 1867: 130, im Jahre 1886 : 354, Nor¬ 
wegen im Jahre 1870: 33, im Jahre 1884 : 54; England und 
Wales im Jahre 1867: 130, im Jahre 1886 : 372 Scheidungen 
und Separationen. Frankreich, welches im Jahre 
2181 Trennungen von Tisch und Bett bewilligte, hatte nach 
dem Ehescheidungsgesetz des Jahres 1884 für das Jahr 1886 
bereits 6211 Scheidungen und Separationen. ln der 
Schweiz wurde ein einheitliches Scheidungsgesetz erst im 
Jahre 1875 eingeführt, welches in der ersten Zeit eine 
grosse Vermehrung der Scheidungen zur Folge hatte. So 
gab es im Jahre 1876: 1102 Scheidungen, im Jahre 1886 
dagegen nur 899. Die steigende Tendenz während eines 
längeren Zeitraumes tritt aber auch hier ganz klar hervor, 
denn die 6 Kantone, deren Scheidungsstatistik sich bis 
1867 zurückverfolgen lässt, hatten in diesem Jahre 190, im 
Jahre 1886 dagegen 396 Ehescheidungen zu verzeichnen. 
Allein Italien zeigt einen Rückgang, hier stehen 723 Sepa¬ 
rationen des Jahres 1869, 556 des Jahres 1886 gegenüber. 

Diese steigende Zahl der Scheidungen ist sicher ein 
bedeutsames Symptom für die sich heute in den verschieden¬ 
sten Formen manifestirende Lockerung der Familien. Der 
lediglich juristische Versuch, durch Beschränkungen des 
Scheidungsrechts die Familie zu konsolidiren, erscheint von 
vornherein als aussichtslos. 

Der Census von Indien. Der Bericht über den Census 
für Indien von 1891 ist jetzt veröffentlicht. Wir entnehmen 


demselben, dass von den 280 Millionen Einwohnern nur 
etwa 6 p(it. lesen und schreiben können. Der Beschäfti¬ 
gung nach gehörten 61,06 pCt. der Land- und Weidewirth- 
schaft an; 15,43 pCt. hatten eine industrielle Thätigkeit: 
8,87 pCt. werden der Erdarbeit und allgemeinen Arbeit 
(general work) zugerechnet, der Rest ist im Regierungs¬ 
dienst, im persönlichen Dienst, im Handel und in den lit- 
terarischen Berufen thätig. 


Soziale Zustände. 


Monographien von Landgeistlichen über die Lage 
der Landarbeiter. 

Qui Storp (Pastor in Pommern): Die soziale Noth der ländlichen 
Arbeiter. (Evangelisch-soziale Zeittragen, Heft 10; Leipzig 
1891). 

Wittenberg (Pastor in Pommern): Die Lage der ländlichen 
Arbeiter in Neu Vorpommern und auf Rügen. Leipzig 1893. 
O. Fischer (Pastor in Ostpreussen): Beiträge zur Kenntniss der 
Lage der ländlichen Arbeiter in Ostpreussen. Königsberg 
1893. 

Wenn die Enquöte des Vereins für Sozialpolitik über 
die Lage der Landarbeiter ein zweifelloses Ergebniss hatte, 
so war es das, dass unsere Kenntniss auf diesem Gebiete 
zunächst am zweckmässigsten durch autoptische Vertiefung 
in das Detail konkreter lokaler Zustände und monographi¬ 
sche Zusammenfassung des so gewonnenen Stoffes er¬ 
weitert wird. 

Die drei vorgenannten Monographien, alle aus dem Nord¬ 
osten, dem Gebiete der patriarchalischen Arbeitsverfassung, 
stammend, bieten einen werthvollen Anfang in dieser Rich¬ 
tung. Wir sind über die Lage der Arbeiter in diesen Ge¬ 
genden bisher auf die einseitigen Angaben der Gutsbesitzer 
beschränkt. Der natürliche Klassenstandpunkt ist aber bei 
diesen Angaben nicht einmal das schwerste Bedenken gegen 
ihre Brauchbarkeit, sondern mehr ihre regelmässig voll¬ 
ständige Unkenntniss über die Art, wie die Arbeiter mit 
ihren Gewährungen, zumal den Naturalien, zu wirthschaften 
im Stande sind. Im Allgemeinen wird jeder Gutsbesitzer 
die thatsächliche Existenz der Arbeiter für den schlagend¬ 
sten Beweis dafür halten, dass sie eben doch auch existiren 
können und sich hiermit begnügen. 

Wenn man ferner, wie ich der Ansicht ist, dass eine 
schriftliche Befragung der Arbeiter selbst nur ganz aus¬ 
nahmsweise von Erfolg begleitet sein kann, so kann vor¬ 
erst nur die Befragung von . Vertrauensmännern weiter 
führen und ich halte die drei obigen Arbeiten für einen Be¬ 
weis dafür, dass meine Ansicht über die Qualifikation der 
Landgeistlichen als solcher begründet war. Die Fischer’sche 
Arbeit — eine gedruckte Beantwortung des von (jöhre und 
mir entworfenen Fragebogens des Evangelisch-sozialen Kon¬ 
gresses auf Grund von Befragung der Arbeiter —, bietet 
das bei weitem meiste konkrete Thatsachen-Material, die 
beiden andern relativ mehr allgemeine Gesichtspunkte. Die 
Quistorp’sche Schrift leidet an erheblichen Missverständ¬ 
nissen in landwirthschaftlich-technischer Beziehung, welche 
es den Interessenvertretern der Arbeitgeber erleichterten, 
ihre Ergebnisse, welche ich in so weit sie den bestehenden 
Zustand kritisiren, im Wesentlichen für richtig halte, anzu¬ 
fechten, die beiden andern sind in dieser Hinsicht unangreif¬ 
bar. Die Differenzen in dem Gesammturtheil über die Lage 
der Arbeiter sind, bei zweifellos gleicher subjektiver und 
objektiver Wahrhaftigkeit der Darstellung, sehr bedeutende 
und beweisen wieder, dass eben der individuelle Faktor 
den typischen grade bei dieser Arbeitsverfassung unendlich 
überwiegt. Am ungünstigsten beurtheilt Quistorp, am relativ 
günstigsten Fischer die Situation der ihnen bekannten Arbeiter, 
und dabei kann es nicht zweifelhaft sein, dass im Grossen 
und Ganzen die pommerschen Landarbeiter durchschnittlich 
günstiger gestellt sind als die ostpreiissischen. Der Bericht 
Fischers stammt aus einem der fruchtbarsten Gebiete Ost- 
preussens — Kreis Königsberg Land —; allein wie wenig 
man selbst für dieses Gebiet seine Ansicht so, wie er es 
thut, generalisiren darf, zeigt ein anderer mir vorliegender 
Bericht eines Geistlichen aus dem ebenso fruchtbaren Kreise 
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Fischhansen, wonach sich — beispielsweise — der Fleisch¬ 
konsum der sich selbst beköstigenden Arbeiter der be¬ 
treffenden Gegend auf das Fleisch eingesalzener Krähen (!) 
fast ausschliesslich beschränkt, dafür aber der durchschnitt¬ 
liche Schnapsgenuss auf über 1/2 Liter pro Tag, in einzel¬ 
nen Fällen bis zu IV 2 bis 2 Liter beläuft Ich kann an¬ 
gesichts dessen nur bei meiner Auffassung stehen bleiben, 
dass zwar die Feststellung der thatsächlichen Lage der 
Landarbeiter in möglichst zahlreichen Fällen höchst werth¬ 
voll, eine Zusammenstellung aber zu einem Gesammturtheil 
nur unter dem Gesichtspunkte möglich ist, dass die Ent¬ 
wickelungstendenz ermittelt wird, jeder Versuch eines 
generalisirenden Urtheils aber über die Lage der östlichen 
Landarbeiter zur Zeit mit den thatsächlichen Verhältnissen 
schon an sich im Widerspruch steht 

Um nun auf einige speziell in den Arbeiten von Fischer 
und Wittenberg berührte Punkte noch näher einzugehen, so 
stimmen beide in der Ansicht überein, dass die Lage der 
in Naturalien gelohnten Arbeiter die relativ günstigste sei. 
Das ist in der That die Regel und beruht auf dem einfachen 
Umstande, dass bei der Naturallöhnung die Vortheile der 
Grossproduktion durch Lieferung der Rohstoffe vom Gut 
mit der individualistischen Familienwirthschafl kombinirt, 
namentlich aber die Arbeitskraft des Arbeiters ausser für 
das Gut auch noch zur Produktion seiner Bedarfsgegenstände 
voll ausgenutzt wird: er arbeitet nicht nur für den Herrn, 
sondern er erarbeitet darüber hinaus aus den ihm gelieferten 
Rohstoffen auch noch die Lebens- und Bedarfsgegenstände 
zur Reproduktion seiner Arbeitskraft. Diese Reproduktions¬ 
kosten sind so für den Herrn auf das denkbare Minimum 
herabgedrückt und es folgt daraus, dass bei Aufwendung 
des gleichen Geldwerths in Baarlohn einerseits, in Natural¬ 
lohn andererseits im letzteren Fall dem Arbeiter eine un¬ 
gleich höhere Lebensstellung ermöglicht wird als im ersteren. 
Beide genannten Referenten scheinen mir aber ein zu 
grosses Zutrauen zu dem Bestände und der Bedeutung der 
jetzt bestehenden Arbeitsverfassung zu haben. Zunächst 
ist der Wegfall des Scharwerkerverhältnisses nur Frage der 
Zeit, darüber kann gegenüber den fast einstimmigen Be¬ 
richten aus allen Theilen des Ostens ein Zweifel nicht auf- 
kommen. Es ist der Wegfall dieser Institution aber auch 
schlechterdings zu fordern, so lange die Wohnungsverhält¬ 
nisse auf dem Lande nicht absolut andere werden, als sie 
zur Zeit sind. Fischer scheint die darin bestehenden 
Missstände nicht hoch anzuschlagen, es ist das schwer 
verständlich, da er selbst berichtet, dass die Schar¬ 
werker sich zum Theil aus „gefallenen Mädchen“ re- 
krutiren, zumal angesichts dessen, dass — wie sein 
Bericht bestätigt —, die ostpreussischen Instwohnungen 
durchschnittlich einen Raum weniger enthalten als die vor- 
pommerschen, und also wohl die von Wittenberg für 
Pommern anschaulich geschilderten schmählichen Nacht- 
quartirverhältnisse in Ostpreussen verstärkt wiederkehren 
dürften. Mit Wegfall der Scharwerkerhaltung fällt das Inst- 
verhältniss in seiner jetzigen Bedeutung. Wäre das aber 
selbst nicht der Fall, so ist es doch zweifellos, dass seine 
relative zahlenmässige Bedeutung stetig zurücktritt, die 
Instleute einen abnehmenden Bruchtheil der Landarbeiter¬ 
schaft bilden. Es hätte keinen Sinn, hier die Gründe für 
diese Umgestaltung zu wiederholen, nur muss im Zusammen¬ 
hang damit auf eine erhebliche Lücke in den Erörterungen 
Wittenberg’s aufmerksam gemacht werden. Obwohl Neu¬ 
vorpommern und Rügen Centren der Verwendung von 
Wanderarbeitern sind, lehnt er es ab, sich über diese zu 
äussern, und begnügt sich damit, als unerfreuliche Erschei-, 
nung das „Scheelsehen“ der einheimischen Arbeiter auf die 
fremden Eindringlinge zu registriren. Fischer kennt die 
Wanderarbeiter nicht, die kurische Niederung zieht bisher 
noch weniger fremde Arbeiter heran. Thatsächlich handelt 
es sich hier aber um eine im Centrum des Interesses 
stehende Erscheinung. Wittenberg selbst rechnet voll¬ 
kommen richtig den Arbeitern vor, dass die scheinbar 
bessere Löhnung der Wanderarbeiter eben nur scheinbar 
besser sei. In den sechs bis acht Monaten der Arbeit ver¬ 
dient der Wanderarbeiter in der That mehr, als der ein¬ 
heimische Arbeiter in dieser Zeit verdient, dafür findet er, 
in die Heimath zurückgekehrt, während des Restes des 
Jahres keinerlei Arbeit und was er an Ersparnissen niit- 


bringt, hat er sich durch die Art seiner Lebenshaltung auf 
Kosten derselben abgespart. 

„Zum Vergnügen“ ziehen die Gutsherren die Polen und 
Schlesier freilich nicht heran, wohl aber weil sie billiger 
zu stehen kommen, theils durch die billige Form der Unter¬ 
bringung, theils und namentlich weil sie im Herbst wieder 
abgeschoben werden und keine verwaltungsrechtlichen 
Pflichten für sie entstehen (Armenlasten etc.). Die Um¬ 
gestaltung der Landwirthschaftsbetriebe in ein Saison¬ 
gewerbe mit Saisonarbeitern ist für die Arbeiter und das 
Kulturniveau eine Gefahr ersten Ranges. — Es ist unzweifel¬ 
haft, dass die Lage der Landarbeiter in Vorpommern, 
Mecklenburg, Ostholstein und grossen Theilen Nordwest¬ 
deutschlands relativ günstig, wohl am günstigsten von ganz 
Deutschland ist, auch die Löhne relativ hoch sind, was 
neben andern Ursachen der historisch überkommenen relativ 
hohen Lebenshaltung der einheimischen Arbeiter, welche den 
depossedirten Bauernstand repräsentiren, zuzuschreiben ist. 
Ein Drittel aller Haushaltungen in Mecklenburg sind Tage¬ 
löhnerhaushaltungen und das ergiebt ein Hinaufreichen 
dieses Standes bis in eine Schicht der sozialen Pyramide, 
welche sonst der Mittelstand einnimmt. Dieser maass¬ 
gebende Einfluss der Lebenshaltung der einheimischen Ar¬ 
beiter wird durch die Wanderarbeiterbewegung, eine akute 
Proletarisirungserscheinung, zunehmend zurückgedrängt. 

Dieser centralen Kulturgefahr gegenüber sind die ein¬ 
zelnen Missstände, deren Abstellung Wittenberg mit an- 
erkennenswerther Entschiedenheit fordert, nur von relativer 
Bedeutung. Wir finden da den bekannten weitverbreiteten 
Missbrauch, dass durch die widerwärtige Manipulation des 
Vorstellens der Gutsuhr dem ohnehin Hstündigen Ernte 
arbeitstag noch */2 bis ®/4 Stunden zugelegt werden, ent¬ 
sprechend qualifizirt. Die frühzeitige Arbeit — theilweise 
vom vierten Jahre an im eignen Hause, oft vor der Kon¬ 
firmation schon schwere Arbeit, 3 bis 25 pCt. der Schul¬ 
kinder als Hütekinder verwendet — beurtheilt Wittenberg 
erheblich ungünstiger als Fischer. Der Sonntagsruhe ist 
— und zwar nicht nur unter kirchlichen Gesichtspunkten — 
ein eignes Kapitel gewidmet und zutreffend ausgeführt, dass 
sie bei vorwiegender Naturallöhnung schlechterdings illuso¬ 
risch ist, wenn nicht zur Besorgung der eignen Wirthschaft 
in der Woche regelmässig bestimmte Halbtage ganz frei 
gegeben werden. Mit Recht wird geradezu der Erlass 
eines polizeilichen Verbots der Scharwerkerhaltung ge¬ 
fordert, wenn nicht mindestens drei Räume zur Verfügung 
stehen, endlich das Bildungsbedürfniss der Arbeiter als vor¬ 
handen und zu Recht bestehend anerkannt. Wenn freilich 
der Verfasser es für denkbar hält, dass der „Bund der 
Landwirthe“ sich diese Forderungen in Zukunft zu eigen 
machen könnte, so wird er Enttäuschungen erleben, wie er 
denn auch selbst in dieser Ueberzeugung bereits anlässlich 
der Andeutung des Bundesprogramms in Betreff der Frei¬ 
zügigkeit etwas stutzig geworden ist. Dass diese Organisa¬ 
tion die Interessen der Arbeiter wahrnehme, wird man 
von ihr weder verlangen noch auch wünschen. Dagegen 
ist es eine aktuelle Frage, inwieweit etwa künftig die Land¬ 
geistlichen berufen sein könnten, Mittelpunkte für die Vor¬ 
stufen einer Organisation der Landarbeiterschaft, etwa in 
Gestalt evangelischer Arbeitervereine der modernen, mehr 
proletarischen Richtung, zu werden. Um „Vorstufen“ kann 
es sich dabei zur Zeit nur handeln, weil, auch wenn das 
Koalitionsverbot bereits beseitigt wäre, die Landarbeiter 
zur Zeit dennoch ihrer lokalen Dislokation und ihrer absolut 
differenten materiellen Interessengruppirung wegen einer 
gewerkschaftlichen Organisation regelmässig unzugänglich 
sein würden. 

Vorerst ist dieser Gedanke noch verfrüht. Man kann 
bei der mehrfach prekären Stellung der Landgeistlichen, 
zumal solange das Privatpatronat besteht, und bei der Neu¬ 
heit dieses Problems für sie zur Zeit gerechterweise nicht 
mehr von ihnen verlangen, als Das, was ein grosser Bruch¬ 
theil von ihnen anlässlich der Enquöte des evangelisch-sozialen 
Kongresses an den Tag gelegt hat: die Fähigkeit und 
den guten Willen zu vorurtheilsfreiem Eindringen in die 
thatsächlichen wirthschaftlichen Verhältnisse des Arbeiter¬ 
haushalts, und Verständniss für den auch bei den Land¬ 
arbeitern in roher und primitiver Form auftretenden, oft 
zur Karrikatur verzerrten, aber doch die Züge des Auf- 
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wärtssti^bens an sich tragenden Drang zur Freiheit und 
I heilnahme an den Kulturgütern der Gegenwart. Es ist 
nicht ausgeschlossen und zu hoffen, dass sie schon jetzt 
in steigendem Maasse ihre Aufgabe dieser Klasse gegen¬ 
über da finden werden, wo sie in der That einen bedeutenden 
öeruf erfüllen können, den sonst zur Zeit auf dem Lande 
niemand übernehmen kann: in der Erziehung zu neuen Be- 
dürfnissen, geistigen in erster Linie (und zwar nicht allein 
geistlichen), dann aber auch materiellen, in denjenigen Rich¬ 
tungen wenigstens, welche mit kirchlich-ethischen Interessen 
^ch am meisten berühren: Wohnung, Sonntagsruhe, 
Kindererziehung und Nahrungsgewohnheiten, die den 
bchnapskonsum nicht geradezu unentbehrlich machen. So 
lange den Landarbeitern politisch und wirthschaftlich über¬ 
mächtige Arbeitgeber gegenüberstehen, kann nur die Er¬ 
haltung ihrer in^ mannigfacher Beziehung bedrohten Lebens- 
erreichbares Ziel bilden und daran mitzuarbeiten 
sind auch die Landgeistlichen in der Lage und auch von 
ihrem Standpunkt aus interessirt. 

Berlin. Max Weber. 

Untersuchungen über die Lage des Handwerks. Der 

Verein für Sozialpolitik hat den Beschluss gefasst, mono¬ 
graphische Untersuchungen über die Lage und die Lebens¬ 
fähigkeit des Handwerks zu veranstalten. Er erliess an 
eine Reihe von Personen, mit der Aufforderung sich an der 
geplanten Arbeit zu betheiligen, ein Rundschreiben, in wel¬ 
chem, übrigens ohne bindende Verpflichtung, die Gesichts¬ 
punkte für die Vornahme der Untersuchung dargelegt 
werden. Der Verein wünscht Darstellungen solcher Indu¬ 
striezweige, welche dem Bereich des alten Zunfthandwerks 
angehören und in denen noch heute handwerksmässiger Be- 
^eb stattfindet; als Beispiele werden genannt Schuhmacher, 
Schneider, Tischler, Böttcher, Schlosser, Klempner. Für 
jedes dieser Gewerbe sollen verschiedene Ortstypen ausge¬ 
wählt und in diesen die Untersuchung gründlich durchge¬ 
führt werden. ^ ^ 


Gewerkschaftliche Arbeiterbewegung. 


Zur Polemik über die deutschen Gewerkvereine 
(Hirsch-Duncker). 

Zu der in den letzten Nummern geführten Diskussion 
sendet uns Herr G. Ledebour das folgende Schreiben: 

Auf die Bemerkungen des Herrn Professor Lujo Bren¬ 
tano in der vorigen Nummer des Sozialpolitischen Central¬ 
blattes will ich nur kurz erwidern, dass es zur Beurtheilung 
des Herrn Dr. Max Hirsch und seiner sozialpolitischen 
Thätigkeit doch nur recht nebensächlich ist, ob derselbe 
einige Wochen vor seinem Zusammentreffen mit Brentano 
in England von den Trade Unions bereits etwas gehört 
hatte oder nicht. Da ich aber beiläufig der irrthümlichen 
Mittheilung des letzteren Erwähnung gethan, war Dr. Hirsch 
der Form nach jedenfalls berechtigt, eine Richtigstellung 
dieses leicht erklärlichen und unwesentlichen Irrthums zu 
fordern. Aus meinen weiteren Ausführungen ging aber 
doch wohl zur Genüge hervor, dass mein Urtheil über die 
Einsicht des Dr. Hirsch in das Wesen der englischen Trade 
Unions und über den Werth seiner missglückten Nach¬ 
ahmungsversuche mit dem Urtheil Brentano’s zusammentrifft. 
Wozu mich also zur Selbstbeantwortung einer Frage auf- 
fordem, die ich soeben erst öffentlich und unzweideutig im 
Sinne der Auffassung des Fragestellers beantwortet hatte? 

Meine Ansicht, dass die englischen Trade Unions „all¬ 
gemach" (nicht „allgemein“; das war ein Druckfehler) völlig 
mit sozialistischem Geiste erfüllt werden, kann durch die 
weiteren Ausführungen des Herrn Brentano nicht erschüttert 
werden. Er selbst würde auch in England nur in dem 
ganz allgemeinen und daher schliesslich nichtssagenden Sinne 
als Sozialist gelten, in dem Sir William Harcourt, der gegen¬ 
wärtige Schatzkanzler, vor einigen Jahren sagen konnte: 
„We are all Socialists nowl“ Ich habe dagegen den Aus¬ 
druck „sozialistisch" mit vollem Bedacht in unserm Sinne 
gebraucht. 

Wenn John Burns einem Interviewer gegenüber Aeusse- 
rungen gethan hat, die auf eine Annäherung an den älteren 


Unionismus schliessen lassen, so beweist das — abgesehen 
davon, dass Burns die Richtigkeit einer solchen Auslegung 
vielleicht gar nicht zugestehen würde — garnichts gegen die 
Richtung der allgemeinen Strömung. Burns ist ein praktischer 
Agitator. Er trat zuerst an die Oeflfentlichkeit, als er mit dem 
damaligen sozialdemokratischenAbgeordneten Graham zusam¬ 
men an der Spitze einiger Tausend Arbeiter den für Volks¬ 
versammlungen polizeilich gesperrten Trafalgar Square zu 
stürmen versuchte, und musste dies mit 6 Monaten Gefängniss 
büssen. Als er aus dem Millbank-Gefängniss entlassen wurde, 
hat er Worte revolutionärster Energie fallen lassen. Ver¬ 
glichen mit jenen Stimmungsbethätigungen lassen sich aus der 
Zeit seines organisatorischen Wirkens wahrscheinlich leicht 
allerhand Aeusserungen Zusammentragen, die, isolirt be¬ 
trachtet, ihn zu einem recht milden Sozialreformer stempeln 
könnten. Burns ist ein Mann der Stimmung und der That, kein 
Mann der Theorie und der weitausschauenden Pläne. Sollten 
einmal die Zeitumstände die englische Arbeiterbewegung in 
rascheren Fluss bringen, ihr einen revolutionären Charakter 
aufdrücken, so würde auch in John Burns der Trafalgar- 
Square-Stürmer wieder zum Durchbruch kommen. Dass 
die neueren Trade Unions, seitdem sie in die eigentliche 
gewerkschaftliche Entwickelung eingetreten sind, in ihren 
Formen und Lebensäusserungen den älteren Unions ähn¬ 
licher werden als zur Zeit ihres plötzlich aus der Massen- 
noth erzeugten Entstehens, ist natürlich. Das steht aber 
völlig im Einklang damit, dass die Trade Unions in ihrer 
Gesammtheit sozialistischer, oder bestimmter ausgedrückt, 
sozialdemokratischer geworden sind. Nicht völlig sozial¬ 
demokratisch bisher! Und daraus erklärt es sich, dass 
sozialdemokratische Parteizeitungen noch nicht befriedigt 
sind von dem heutigen Stande der englischen Arbeiter¬ 
bewegung und in derselben die Rolle der Mahner und 
Dränger spielen. 

Ich habe es wohl nicht nöthig, nochmals alle die früher 
schon erwähnten Symptome für die Fortschritte des Sozia¬ 
lismus in der englischen Arbeiterbewegung anzuführen, ich 
will heute nur noch auf eine andere Thatsache von grosser 
Beweiskraft hindeuten, auf das Verhalten der antisozia¬ 
listischen Manchesterleute, die theils innerhalb der Trade- 
Unions, theils ausserhalb derselben stehend, zu einer Gegen¬ 
bewegung sich aufgerafft haben. Vor zwei Wochen wurde, 
wie das auch im Sozialpolitischen Centralblatt Erwähnung 
fand, in London die Free Labour Association gegründet in 
der ausgesprochenen Absicht, den Trade Unions in ihren 
sozialistischen Bestrebungen auf politischem Gebiete und 
in ihren gewerkschaftlichen Bestrebungen als ein „Streik¬ 
brecherbund“ entgegenzuwirken. Würde dieser Bund wohl 
gegründet sein, wenn die Gründer geglaubt hätten, die 
Trade Unions vor dem weiteren Eindringen der sozialdemo¬ 
kratischen Ideen bewahren und für ihre eigene manchester- 
liche Gewerkschäftspolitik retten zu können? Diese Frage 
mag nunmehr Herr Brentano sich selbst beantworten. 

Berlin. Georg Ledebour. 

Kongress der Tabakarbeiter Deutschlands. 

Montag den 19. November begann der für diese Woche 
nach Berlin berufene Kongress der Tabakarbeiter seine 
Versammlungen. Von 200 angemeldeten Delegirten waren 
zur 1. Sitzung bereits 120 eingetroffen. Einladungen zur 
Theilnahme am Kongress sind an alle Mitglieder des Reichs¬ 
tags und des Bundesraths gesandt; ferner ist der Reichs¬ 
kanzler ersucht worden, einen Beamten zum Kongress zu 
delegiren. Von Reichtagsmitgliedern nehmen Molkenbuhr 
und Geyer, später auch Meister,Bebel,Liebknecht,Schoenlank, 
Singer, Stadthagen und Ulrich, an den Verhandlungen Theil. 
Vom Reichskanzler (in dessen Vertretung vom Staatssekretär 
des Reichsschatzamts Grafen Posadowsky) ist, wie in der 
ersten Sitzung vom 20. November mitgetheilt wurde, ein 
Schreiben eingegangen des Inhalts, dass die derzeitige 
Häufung der Dienstgeschäfte die Entsendung eines eigenen 
Regierungskommissars nicht gestatte, dass aber eine even¬ 
tuelle Mittheilung des Ergebnisses der Verhandlungen dem 
Reichskanzler von Interesse sein würde. Das Schreiben 
nimmt Gelegenheit, der in der Eingabe gemachten Behaup¬ 
tung, da.ss infolge des Tabaksteuergesetzes von 1879 der 
Tabakverbrauch in Deutschland um 25 Prozent zurück- 
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gegangen sei, entgegenzutreten. Der durchschnittliche 
Jahreskonsum habe betragen in den Jahren 1873—1877 
730370 Doppelzentner, in den Jahren 1886—1891 730680 
Doppelzentner, sei also um 310 Doppelzentner gestiegen. 
Pro Kopf der Bevölkerung habe sich allerdings ein Rück¬ 
gang von 1,6 Kilo auf 1,5 Kilo ergeben. Indess würde 
nach übereinstimmendem Urtheil der Sachverständigen der 
Cigarrenverbrauch davon nicht betroffen. 

Die Versammlung tritt in den ersten Punkt der Tages¬ 
ordnung „die Tabaksfabrikatsteuer resp. die ge¬ 
plante Mehrbelastung des Tabaks" ein. Referent von 
Elm-Hamburg erinnert daran, dass auf der Finanzminister- 
Konferenz die Tabaksfabrikatsteuer ausdrücklich als das 
Rückgrat der Finanzreform bezeichnet worden sei. Es 
handle sich hierbei um eine Industrie von grossem Umfange. 
In Deutschland würden alljährlich produzirt: 

an Kautabak 80 000 Ztr. im Werthe von 12 Mill. Mark 
„ Schnupftabak 110000 » „ „ „ 8 „ „ 

„ Rauchtabak 600 000 „ „ „ „ 42 „ „ 

„ Zigaretten 600 000 Mill. „ „ » 7 „ „ 

„ Zigarren 5500 000 „ „ ^ „ 218 „ 

Zusammen 287 Mill. Mark. 

In dieser Produktion seien beschäftigt: 

in der Rauchtabak-Fabrikation . . 9000 Arbeiter 

.. „ Zigarrenfabrikation .... 150 000 „ 

„ Zigarettenfabrikation . . . 2 000 

Zusammen 161 ÖOO Arbeiter. 

Dazu kommen Arbeiter in den Nebengewerben, in der 
Zigarrenkisten-Fabrikation, in der Seidenband-Webereien, 
in der Etiquetten-Branche, bei der Anfertigung der Form, 
sowie Speicherarbeiter. Die Gesammtzahl lasse sich auf 
180 000 Arbeiter schätzen. Welchen Gefahren dieselben 
ausgesetzt seien, könne man sich an den Wirkungen des 
Gesetzes von 1879 klar machen. Damals mussten ganze 
Schaaren von Tabakarbeitern nach Amerika auswandern 
(ein Ausweg, der übrigens heute nicht einmal vorhanden 
sei). Damals habe man infolge der neuen Steuer begonnen, 
die Fabriken nach Gegenden zu verlegen, wo die Bedürfniss- 
losigkeit der Massen zu Hause war und drückend auf die 
Löhne im Allgemeinen wirkte. Die einmal begonnene Be¬ 
wegung habe dann Fortschritte gemacht. Von 1882 bis jetzt 
haben in Baden die Arbeiter zwar von 10 000 auf 24 000 zu¬ 
genommen; unter den letzteren seien aber 16 000 weibliche. 
Der badische Fabrikinspektor Wörishofer schildere in seinem 
amtlichen Bericht, wie die Arbeiter unter ihren elenden 
Verhältnissen ohne das Stückchen Land, welches die Meisten 
besässen, verhungern müssten. — Auch auf die Arbeiter als 
Konsumenten werde die Tabaksfabrikatsteuer besonders 
drückend wirken. 78 pCt. aller verbrauchten Cigarren seien 
Fünfpfennig-Cigarren: 12 pCt. Sechspfennig-Cigarren. Die 
Arbeiterklasse sei also der Hauptkonsument. Redner giebt 
seine Berechnungen über den Preisaufschlag an, wonach 
die jetzige Fünfpfennig-Cigarre in Zukunft (abweichend von 
den amtlichen Berechnungen) 7 Pfennig kosten werde. — 
Die neue Steuer werde einen Rückgang des Konsums und 
infolgedessen die Brodlosigkeit zahlreicher Arbeiter zur Folge 
Haben, deren Zahl die Tabaksfabrikanten auf 75 OCX) be¬ 
rechnen. Während der Uebergangsperiode, in welcher die 
Fabrikation versuchen werde^ sich der neuen Steuer anzu¬ 
passen, müssten andere Zusammensetzungen und andere 
Fa^ons erfunden werden: jene Zahl sei daher nicht zu 
hoch gegriffen. Aber auch nach der Uebergangszeit würden 
nach Schätzung des Redners dauernd 40—50 000 Arbeiter 
weniger als heute Beschäftigung finden. Habe doch die 
Regierung selber bei Berechnung des Finanzertrages einen 
Rückgang des Konsums um 29 pCt. angenommen. Da möge 
man denn die Wirkung der Heeresvermehrung auf beiden 
Seiten betrachten: dort Rang- und Gehaltserhöhungen; hier 
Al beiterentlassungen, Hunger, Noth und Verzweiflung. 
Gerade die Tabakarbeiter, die nie Freunde des Militarismus 
gewesen seien, sollten dafür ,,bluten.“ — Redner weist 
weiter im Einzelnen nach, wie die Fabrikatsteuer für die Fabri¬ 
kanten den Anlass zu Lohnherabdrückungen bieten werde. 
Der Preis der Cigarren setze sich gegenwärtig zusammen aus 
dem Preise des Tabaks, dem Zolle und dem Arbeitslohn. Die 
Fabrikatsteuer solle 33V3 pCt. von jedem der drei Objekte 
erbeben. Für jede Mark Arbeitslohn werde also der Fabri¬ 


kant 331/3 Pfennig Steuern zahlen müssen. Für jede Mark 
weniger habe er gleichzeitig eine noch darüber hinaus¬ 
gehende Ersparniss von 33V3 Pfennig. Diese Steuer setzte 
also eine Prämie auf die Lohnkürzung. — Die Steuer werde 
ferner die Grossindustrie im Verhältniss zur Kleinindustrie 
begünstigen. Noch sei das Kleingewerbe sesshaft in der 
Cigarrenindustrie. Unter den 5000 Betrieben giebt es in 
Deutschland bis jetzt nur 800 Grossbetriebe. Aber die 
Kleinindustrie werde der verlangten Buchkontrole nicht ge¬ 
wachsen sein; für den Steuerkredit, diese so wesentliche 
Erleichterung, werde eben nur der kreditfähige Gross¬ 
industrielle in Betracht kommen; die schwierige Zeit des 
Uebergangs durch Verstärkung des Betriebskapitals zu er¬ 
leichtern, dazu sei ebenfalls nur der Grossindustrielle im¬ 
stande. Die Hamburger Tabaksarbeiter-Genossenschaft, die 
gegenwärtig 40000 Mark an Zoll zahle, werde nach Ein¬ 
führung der Fabrikatsteuer an Zoll zwar nur 25 000 Mark, 
an Steuer aber 120 000 Mark zu entrichten haben. Solche 
plötzliche Vermehrungen würden die Kleinbetriebe nicht 
ertragen können. Mit der wachsenden Grossindustrie würden 
aber Zustände einreissen, wie in den amerikanischen Tene- 
ment-Häusern, wo ein Fabrikant ein gewaltiges Haus voll 
kleiner erbärmlicher Wohnungen baue und in förmlichen 
Zellen mit geringem Lohn arbeiten lasse. In einem dieser 
Häuser hätten bei einer Pocken-Epidemie die Arbeiter mit 
ihren Pockenfingern Cigarren einrollen müssen. Unter den 
Kleinindustriellen werde sich der Ruf erheben, lieber das 
Monopol als die Fabrikatsteuer. Dem Monopol werde in 
der That der Weg geebnet. Würden doch schon durch 
die neue Steuer 75 pCt. der Betriebe vernichtet werden, 
und mit den übrigen werde dann der Staat sich leicht ver¬ 
ständigen. Gegen das Monopol aber müssten die Tabak¬ 
arbeiter sich mit Händen und Füssen wehren. 

In der Debatte betont der Reichstagsabgeordnete Geyer- 
Leipzig, dass die Weigerung des Reichskanzlers, einen 
eigenen Kommissar zum Kongress zu entsenden und die 
Motivirung mit Arbeitsüberlastung eine Nichtachtung des 
Kongresses bedeuteten. Dieselbe sei damit zu beantworten, 
dass der Kongress nunmehr die Regierung ignorire und 
mit seinem Protest sich nur an den Reichstag wende. Der 
Satz in dem Schreiben des Reichskanzlers, dass der Zigarren¬ 
verbrauch von dem Rückgang infolge der früheren Zoll¬ 
erhöhung nicht mit betroffen worden sei, sei unerwiesen. 
Dass die Regierung nur Steuern vorschlage, die keine Be¬ 
lastung der Reichen enthielten, komme daher, dass die In¬ 
teressen der Regierung und der Besitzenden identisch 
seien. In Sachsen werde die sozialdemokratische Fraktion 
des Landtags die Regierung zur Rechenschaft ziehen, was 
sie gegen die für Sachsen schädliche Tabak-Fabrikatsteuer 
gethan habe. 

Auf die Mittheilung, dass der Verein den Hamburger 
Tabakfabrikanten von 1892 300 Mark als Beihülfe zu den 
Kongresskosten gesandt habe, wird einstimmig die Zurück¬ 
weisung beschlossen. Dieser Fabrikantenverein habe den 
letzten grossen Hamburger Tabakarbeiter-Strike verschuldet, 
der der Arbeiterschaft eine halbe Million Mark gekostet hat. 

Der Delcgirte aus Bünde berichtet, dass in einer Ver¬ 
sammlung, in welcher der Abgeordnete v. Hammerstein vor 
seinen Wählern erschien und sich gegen das Projekt er¬ 
klärte. den Tabakarbeitern die Redefreiheit beschränkt wurde, 
als sie über das System der indirekten Besteuerung sprechen 
wollten. — Der Delegirte aus Osterode theilt dabei mit, 
dass der nationalliberale Reichstagsabgeordnete des Kreises 
erklärt habe, er werde gegen jede neue Steuer stimmen, 
so lange die Liebesgabe an die Branntweinbrenner nicht 
aufgehoben sei. Freilich müsse man abwarten, ob der Herr 
auch sein Wort halten werde. — Aus den verschiedensten 
Gegenden werden Mittheilungen über die schon jetzt sehr 
niedrigen Löhne in der Tabaksbranche gemacht. Gegen 
die Behauptung der Norddeutschen Allgemeinen Zeitung, 
dass der Händler an der Fünfpfennig-Cigarre 122 pCt. ver¬ 
diene, polemisirt Schmalfeld-Brcmerhaven; es seien höchstens 
25 pCt. 

Am 2. Tage (21. November) schlug namens der Redak¬ 
tionskommission V. Elm-Hamburg folgende Resolution vor: 

„Der von zweihundert Delegirten aus allen Gauen 
Deutschlands beschickte Kongress der deutschen Tabak¬ 
arbeiter erhebt entschieden Protest gegen die seitens der 
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Reichsregierung geplante Tabak-Fabrikatsteuer, sowie gegen 
jede weitere Mehrbelastung des Tabaks und stellt an den 
deutschen Reichstag die dringende Forderung, alle auf eine 
höhere Belastung des Tabaks abzielende Anträge abzulehnen." 

Die sehr ausführliche Begründung schätzt deri Konsum¬ 
rückgang wie die Zahl der brodlos werdenden Arbeiter auf 

und fasst im Uebrigen die verschiedenen aus den Ver¬ 
handlungen referirten Punkte übersichtlich zusammen. 

Die Tabakindustrie im nördlichen und mittleren Deutsch¬ 
land werde fast völlig vernichtet werden. Die Tabak- 
Fabrikatsteuer werde die Industrie vollends nach dem Süden 
und in die ländlichen Distrikte verdrängen. Zum Schluss 
rotestirt die Begründung gegen das System der indirekten 
teuer überhaupt, sowie gegen die Vernachlässigung des 
Kongresses seitens der Reichsregierung und stellt an den 
Reichstag die Forderung alle der Tabakindustrie belästi¬ 
genden Steuervorlagen abzulehnen. 

Am 3. Verhandlungstage (22. November) wird die De¬ 
batte fortgesetzt. In dem Schlusswort des Referenten 
v. Elm kritisirt derselbe die Zuschrift des Staatssekretärs 
Grafen v. Posadowsky an den Kongress und erklärt die 
von demselben aufgestellte Konsumstatistik für falsch. 1873 
habe die Zahl der Bevölkerung in Deutschland 41 330 000 
betragen, der Tabakskonsum pro Kopf 2,13 Kilo; 1892 sei 
die Bevölkerung auf 50173 000 Köpfe gestiegen, also um 
21Vio pCt.; der Tabakskonsum aber auf 1,5 Kilo pro Kopf, 
also um 28% pCt., gesunken. Der Redner kritisirt im fol¬ 
genden den durch die Veröffentlichung in den Hamburger 
Nachrichten bekannt gewordenen Entwurf des Tabak-Fa- 
brikatsteuer-Gesetzes und meint der alle thatsächlichen Ver¬ 
hältnisse ignorirende Entwurf sei so schlimm, dass, wenn er 
zum Gesetz werden sollte, das Monopol geradezu als Er¬ 
leichterung empfunden werden würde. In der Spezial¬ 
diskussion schlägt Kerrl-Bremen statt des Schlusses der 
Resolution folgende Fassung vor: „Der Kongress fordert 
deshalb von der Reichsregierung, dass dieselbe, statt der 
steten Beunruhigung, die Tabakindustrie für alle Zeiten mit 
neuen Steuern verschont.“ 

Stromberg beantragt den Passus über die Arbeitslosen¬ 
unterstützung in der Begründung der Resolution so zu 
fassen, dass es als Pflicht des Staates bezeichnet wird, die 
durch Reichsgesetz vernichteten Existenzen in der „Höhe 
des Durchschnittsverdienstes bis zur Wiederbeschäftigung“ 
zu unterstützen. Mit diesen beiden Modifikationen wird die 
Resolution einstimmig angenommen. 

In der Nachmittagssitzung vom 22. November wird in 
den zweiten Punkt der Tagesordnung eingetreten: Die 
Fragen des nothwendigen Ausbaus der Organisationen ver¬ 
anlasst durch Zuchthausarbeit, Hausarbeit, Frauen- und 
Kinderarbeit, Verlegung der Fabriken nach dem flachen 
Lande, die Schund- und Schleuderbazare und die Kontroll- 
oder Schutzmarke. 

Im Augenblick, wo wir diesen Bericht schliessen 
müssen — Freitag Morgens — ist die Debatte über diesen 
Punkt noch nicht beendet, lieber deren Ergebnisse, wie 
den weiteren Verlauf des Kongresses werden wir in der 
nächsten Nummer referiren. 

Die Beendigung des englischen Kohlengräberausstandes. 

Nach einem 4% Monate dauernden Ausstand haben die 
englischen Kohlengräber der mittelenglischen Bergwerks¬ 
bezirke endgültig den Sieg über die Ber^erksbesitzer da¬ 
von getragen. Der Versuch derselben, eine Reduktion der 
Löhne in der flauen Geschäftszeit zu erzwingen, ist an dem 
Widerstande der Arbeiter, die Noth und Entbehrungen aller 
Art mit ihren Familien über sich ergehen Hessen, ge¬ 
scheitert. 

Nachdem die wiederholten Versuche der mittelenglischen 
Bürgermeister, in den Konferenzen der Grubenbesitzer und 
Arbeiter die Vermittelung zu übernehmen, fruchtlos aus¬ 
gefallen waren, hat jetzt ein von der englischen Regierung 
ausgehender Vermittelungsversuch besseren Erfolg gehabt. 
Am 13. November schickte der Premierminister Gladstone 
einen Brief an die beiden Associationen der Grubenbesitzer 
und der Bergleute. Ausgehend von den unheilvollen und 
weitreichenden Wirkungen, die dernunipehr in die lö.Woche 
eingetretene Zwist in den Bergwerksbetrieb auf das ge- 
sammte wirthschaftliche Leben Englands ausgeübt hat, 


schlug er eine Konferenz vor zwischen Vertretern der 
beiden streitenden Theile, die unter Vorsitz des Ministers 
des Auswärtigen, Lord Rosebery, zusammentreten sollte. 
Es wurde in dem Briefe ausdrücklich betont, dass Lord 
Rosebery nicht die Rolle eines Schiedsrichters übernehmen, 
oder an der Abstimmung sich betheiligen sollte, er solle 
nur den Vorsitz führen bei den Unterhandlungen, und durch 
seine Rathschläge dazu beizutragen suchen, dass eine Ver¬ 
ständigung erreicht würde. 

Am 17. November trat denn auch wirklich die Konferenz 
zusammen und erzielte nach mehrstündiger Berathung eine 
Beilegung des Zwistes. Nachdem anfänglich die Vertreter 
der Grubenbesitzer noch den Versuch gemacht hatten, eine 
Herabsetzung der Löhne um 10 pCt. zugestanden zu er¬ 
halten, gaben sie endlich dem festen Beharren der Arbeiter¬ 
vertreter nach. Man einigte sich dahin, dass die Arbeit 
sofort in allen Bergwerken von den Arbeitern zu den alten 
Lohnsätzen wieder aufgenommen werden sollte. Diese Ab¬ 
machung sollte dauern bis zum 1. Februar 1894. Ueber die 
weitere Gestaltung des Lohnverhältnisses soll dann ein 
mittlerweile in Punktion getretenes Schiedsgericht be¬ 
stimmen. Dies Schiedsgericht soll bestehen aus 14 Ver¬ 
tretern der Grubenbesitzer und 14 Vertretern der Arbeiter. 
Sie haben gemeinschaftlich einen ausserhalb der Arbeiter¬ 
und Grubenbesitzerkreise stehendenVorsitzenden zu wählen, 
der bei Abstimmungen erforderlichen Falls die entscheidende 
Stimme abzugeben hätte. Sollten die beiden Theile sich 
nicht über die Person eines Vorsitzenden einigen können, 
so soll der Sprecher des Unterhauses aufgefordert werden, 
einen Vorsitzenden zu ernennen. Wie schon durch den Vor¬ 
sitz Lord Rosebery’s das Prinzip staatlicher Einmischung 
in Lohnstreitigkeiten zwischen Unternehmern und Arbeitern 
sanktionirt wurde, gelangt es noch schärfer zum Ausdruck 
in den dauernden Befugnissen, die dem Sprecher des 
Unterhauses durch jene Bestimmung beigelegt werden. Das 
Schiedsgericht soll zum ersten Mal am 13. Dezember d. Js. 
zusammentreten, um sich über die vom 1. Februar ab gülti¬ 
gen Lohnsätze zu verständigen. Ein Versuch des Lord 
Rosebery, durch die Konferenz vom 17. November auch 
noch einen Minimallohnsatz festsetzen zu lassen, scheiterte 
an dem Widerspruch der Grubenbesitzer. Es bleibt das 
also der Regelung durch das Schiedsgericht überlassen. 

Man geht nicht fehl, die schliessliche Nachgiebigkeit 
der Grubenbesitzer dem wachsenden Druck zuzuschreiben, 
den die öffentliche Meinung zu Gunsten der strikenden 
Arbeiter ausübte. Weitester Kreise des Publikums, und zwar 
nicht nur der Arbeiter, hat sich eine starke Erregung be¬ 
mächtigt, das Mitgefühl mit den Leiden der Arbeiter, ins¬ 
besondere ihrer Frauen und Kinder, kam in grossen Ver¬ 
sammlungen zum Ausdruck, Immer und immer wieder 
wurde erklärt: Wir wollen es nicht dulden, dass die Ar¬ 
beiter durch die Leiden ihrer Frauen und Kinder, die sie 
vor Augen haben, zur Nachgiebigkeit gezwungen werden. 
Beträchtliche Sammlungen zu Gunsten der Kohlengräber¬ 
familien fanden statt. Andererseits brachten auch diejenigen 
Grubenarbeiter, die im Laufe der letzten Wochen zu den 
alten Lohnsätzen in einzelnen Gruben wieder hatten ein- 
fahren können, erhebliche Summen der Strikekasse zum 
Opfer. Sie gaben durchweg einen Shilling täglich vom 
Lohn ab, ihre Zahl vermehrte sich von Tag zu Tag. Da 
die Mittel der weniger kapitalkräftigen Grubenbesitzer er¬ 
schöpft waren und immer neue Gruben zu den alten Lohn¬ 
sätzen die Einfahrt gestattet hatten, musste die Mehrheit 
der Grubenbesitzer schliesslich zur Nachgiebigkeit sich 
verstehen. 

Wie wenig die Arbeiter übrigens vergassen, sich für 
alle Fälle zu rüsten, zeigt der Beschluss der Arbeiterver¬ 
treter, dass noch eine Woche lang der Extrabeitrag von 
6 sh. wöchentlich von jedem Arbeiter gezahlt werden und 
dass dann erst der herabgesetzte Beitrag von 2*/2 sh. wöchent¬ 
lich in Kraft treten solle. Am 17. Dezember wird in 
Birmingham eine Konferenz des Bergarbeiterausschusses 
zusammentreten, um sich über die Auswahl der 14 Arbeiter¬ 
vertreter für das Schiedsgericht zu verständigen. 

Die vorstehend skizzirten Abmachungen beziehen sich, 
wie früher bereits hervorgehoben wurde, nur auf die mittel¬ 
ländischen Bundesbezirke (Federation districts), die etwa die 
Hälfte aller englischen Kohlenbergwerke umfassen. Haupt- 
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sächlich kommen da die Grafschaften Lancashire und York- 
shire in betracht. Weniger wichtig sind Derbyshire, Cheshire 
und Cumbeiiand. In den anderen Bundesbezirken: Notting- 
hamshire, Warwickshire, Staffordshire und Leicestershire, 
wo nur kleinere Gruben sich befinden, war die Arbeit in den 
letzten Wochen fast durchweg zu den alten Lohnsätzen wieder 
aufgenommen. Die Abmachungen gelten aber auch für diese 
Bezirke. In Yorkshire hatten am 11. November die Vertreter 
der dortigen Grubenarbeiter die Anregung zur Fixirung 
eines Minimallohnsatzes gegeben. Sie wollten als Minimum 
die Grenze von 130 pCt. festgehalten wissen, d. h. also der 
Lohnsatz sollte nie unter 130 pCt. von dem als Rechnungs¬ 
grundlage der Bundesbezirke dienenden Lohnsatz von 1888 
heriintergehen. Die Forderung, dies als Minimallohnsatz 
festzuhalten, wird zweifellos bei den späteren Verhandlungen 
des Schiedsgerichts wieder auftauchen. 

Die anderen, nicht dem mittelenglischen Bunde angeglie¬ 
derten Bergwerksbezirke sind dennoch in mannigfacher 
Weise durch den Verlauf des Zwistes berührt worden. 
Während die Bundesbezirke bis zur Mitte dieses Jahres 
infolge ihres einheitlichen Vorgehens ihre Löhne bis auf 
40 pCt. über die Rechnungsgrundlage von 1888 hinaufgebracht 
hatten, waren die übrigen Bezirke weit hinter diesen Lohn¬ 
sätzen zurückgeblieben. So hatte Northumberland es nur 
bis auf 15 pCt., Durham nur bis auf 16^/4 pCt. über die Lohn¬ 
sätze von 1888 gebracht. Süd-Wales, wo die gleitende Lohn¬ 
skala gilt, wo also die Lohnsätze nach einem bestimmten 
Berechnungssy.stem jeweilig den Kohlenpreisen angepasst 
werden, war sogar nach verschiedenen Schwankungen auf 
die Lohnsätze von 1888 zurückgekommen. Auch Süd-Schott¬ 
land hatte keinen nennenswerthen Fortschritt zu verzeichnen. 

Alle diese Bezirke versuchten natürlich aus dem grossen 
mittelländischen Ausstand ihrerseits Vortheile zu ziehen. 
Sie forderten eine Erhöhung der Löhne und traten, als diese 
nicht bewilligt wurde, in den meisten Orten in einen Strike 
ein. Am stärksten war die Erbitterung in Süd-Wales, wo 
die Bergleute sich gegen die Fortdauer der gleitenden Lohn¬ 
scala erklärten. Da sie aber keine hinreichenden Fonds an¬ 
gesammelt hatten, mussten sie bald nach Erlangung gering¬ 
fügiger Zugeständnisse den Kampf aufgeben. Sie erlangten 
eine Erhöhung um 5 pCt, Süd-Wales sogar nur um 272 pCt. 
Nur die Schotten setzten eine Erhöhung von über 40 pCt. 
durch. Man kann nun gespannt darauf sein, welche Wirkung 
der grosse Sieg der mittelenglischen Bergleute auf die der 
anderen Bezirke haben wird. Die Schotten sind wiederum 
am frühesten auf dem Platze gewiesen, um aus der verän¬ 
derten Lage einen Vortheil zu erzielen. Am 17. November, 
am nämlichen Tage, als die Beilegung des mittelenglischen 
Strikes erfolgte, waren in Glasgow die Vertreter der schot¬ 
tischen Bergleute versammelt, sie beschlossen eine Lohner¬ 
höhung um 1 Sh, für den Tag zu fordern und am 21. No¬ 
vember wieder zusammen zu kommen, um für den Fall der 
Ablehnung dieser Forderung sich über weitere Schritte zu 
verständigen. Abgesehen von solchen Einzelfordcrungen 
haben wir aber nun noch vermuthlich eine Einigungs¬ 
bewegung in allen englischen Bergwerksbezirken zu er¬ 
warten. Die Lehre, welche die grossen Erfolge des mittel¬ 
englischen Bundes den kleinen Sonderbünden der ein¬ 
zelnen Grafschaften ertheilt haben, sind zu augenfällig, als 
dass sie nicht Beherzigung finden sollten, lieber kurz oder 
lang werden wir eine Ausdehnung des mittelenglischen 
Bundes über ganz Grossbritannien zu erw^arten haben. 
Dass es dann dem einzusetzenden Schiedsgericht gelingen 
könnte, ohne fernere Konflikte fortlaufend eine Verständi¬ 
gung zwischen Unternehmern und Arbeitern zu erzielen, 
dürfte nach allen bisherigen Erfahrungen allerdings recht 
zweifelhaft erscheinen, Unternehmer und Arbeiter stehen in 
einem zu starken Interessengegensatz, als dass nicht schliess¬ 
lich wieder einmal ein Punkt erreicht werden sollte, bei dem 
weder der eine noch der andere Theil zum Nachgeben bereit 
wäre. Die Geschichte der südwalisischen Kohlenindustrie, 
wo auch während der letzten Jahre eine scheinbare In- 
teressenharmonic durch die bewegliche Lohnskala hergestellt 
war, hatte thatsächlich zu einer Benachtheiligung der Arbeiter 
geführt. Der jetzt beendete grosse Strike hat die Arbeiter 
belehrt, welch’ grosse Erfolge sie selbst unter den un¬ 
günstigsten Umständen durch beharrliche Ausdauer im 
Kampfe erzielen können. Sie werden sicher die Rüstung 


nicht ablegen und die Waffen unbrauchbar machen, weil 
unter günstigen Bedingungen für sie ein Waffenstillstand 
auf ein Jahr abgeschlossen ist. 


Politische Arbeiterbewegung. 


Sozialdemokratischer Kongress in der Schweiz. Für 

den 25. und 26. November findet in Olten der Parteitag 
der schweizerischen Sozialdemokratie statt Aus der reich¬ 
haltigen Tagesordnung seien als die Wichtigsten folgende 
Punkte hervorgehoben: Propaganda für das Recht auf 
Arbeit, Referent: Wullschleger; Ergebnisse der Wohnungs- 
Enquete, Referent: Arnold; Initiative für die allgemeine und 
unentgeltliche Krankenpflege, Referent: Lang; Parteitaktik, 
Referent: Wullschleger; Proportionalvertretung für den 
Nationalrath, Referent: Brandt. Ferner kommen zur Ver¬ 
handlung verschiedene Anträge betreffend Unterstützung 
der Arbeitslosen aus Bundesmitteln, Erstattung eines ge¬ 
druckten Berichtes über die Thätigkeit der Partei etc. 


Vermischtes. 

Eine Kommunistengemeinde von Australiern. 

ln den europäischen Staaten sehen wir das Proletariat, 
soweit es überhaupt aus seiner Indifferenz aufgerüttelt ist, 
in der Gewerkschafts- und der politisch sozialistischen Be¬ 
wegung thätig. An ein sich Zurückziehen aus der Gesell¬ 
schaft, an die Gründung isolirter, von der Kultur abgeschnit¬ 
tener kommunistischer Arbeiterkolonien in fremden Erdtheilen, 
denkt es nicht. Dergleichen Experimente gelten ihm als 
unfruchtbare Utopie. Die Freilandbewegung Hertzkas z. B., 
— welche eine, wenn auch nicht direkt kommunistische, 
so doch immerhin antikapitalistische Koloniegründung im 
inneren Afrika neuerdings auf ihr Programm geschrieben — 
ist an dem aktiven Proletariat Deutschlands und Oesterreichs 
spurlos yorübergegangen. Kein irgend lebhafteres Interesse 
zeigte sich unter den Arbeitern. Um so interessanter ist 
ein Versuch kommunistischer Koloniegründung, der in Austra¬ 
lien schon lange mit bewundernswerther Energie vorbereitet 
wurde und jetzt von einer grossen Arbeiterassoziation in 
Scene gesetzt wird. Einem vorzüglichen Berichte der Welt- 
minster Review, der offenbar einen dieser Bewegung nahe 
stehenden Mann (Herrn Rose-Soley) zum Verfasser hat, ent¬ 
nehmen wir die folgenden, in mehr als einer Hinsicht charak¬ 
teristischen Angaben. 

Am 16. Juli dieses Jahres fuhr der erste Trupp kommu¬ 
nistischer Auswanderer von Sidney nach Paraguay ab, um 
dort auf unbebautem Terrain eine freie, kommunistisch orga- 
nisirte Kolonie „Neuaustralien“ zu gründen. Der Führer 
dieser Pioniere war William Lane, ein englischer Landar¬ 
beitersohn, der als Knabe nach Amerika gekommen, dort 
von jung auf sein Brot selber verdiente. Mit unermüdlichefti 
Fleisse hatte er sich von seinem Setzerposten bald zum Re¬ 
porter heraufgearbeitet, verheirathete sich dann und zog 
mit seiner jungen Frau nach Queensland herüber, wo er 
mit grossem Erfolge in der australischen Presse journalistisch 
thätig war. 

Von jeher war sein lebhaftestes Interesse der Arbeiter¬ 
bewegung zugewandt, er träumte von einem allgemeinen 
internationalen föderirten Arbeiterverbande, und es ist zum 
Theile seiner Agitation zu verdanken, dass die Dockarbeiter 
von Brisbane seiner Zeit die hungernden Londoner Dock¬ 
arbeiter so hochherzig unterstützten. Wenn er auch selten 
in der Oeffentlichkeit hervortrat — Lane ist schwer zu 
Volksreden zu bewegen — so nahm er doch an allen austra¬ 
lischen Arbeiterbewegungen hervorragenden Antheil. Oft 
reiste er nach Sidney, um dort in kleinen Kreisen ganze 
Nächte hindurch die sozialen Fragen, in denen er lebte und 
webte, durchzusprechen. 

Nach einer solchen Diskussion verschwand er einst 
einige Tage spurlos, ein neuer Gedanke, ein grosser, sein 
ganzes Leben umgestaltender Entschluss wurde in diesen 
Tagen der Einsamkeit gereift. Er gab seine ausgezeichnete 
journalistische Stellung auf, bezog ein kleines, richtiges 



No. 9. 


SOZIALPOLITISCHES CENTRALBLATT. 


107 


Arbeiterhaus und begründete ein Arbeiterblatt „the Worker.“ | 
Die Herstellung des Blattes war nach kooperativer Weise | 
geordnet, er selbst bezog für seine Thätigkeit nur einen j 
gewöhnlichen Arbeiterlohn. Einige Monate später trat er 
dann mit seinem Hauptplan an die Oeffentlichkeit, der Ent¬ 
wurf der Neu-Australischen Kooperativ-Assoziation wurde 
gedruckt. Das war im Juli 1889. Gegenwärtig sind dieser 
Assoziation bereits 1000 erwachsene Männer, die mit Frauen 
und Kindern eine Gesammtzahl von 2000 Personen reprä- 
sentiren, beigetreten und Alle legten sie ihre harterarbeiteten 
Ersparnisse in den gemeinsamen Fonds, der die Gründung 
einer kommunistischen Kolonie ermöglichen sollte. 

Als das Blatt und diese Organisation einigermaassen 
gefestigt war, zog er sich von der Redaktion zurück und 
begann die Propaganda für seinen Plan unter den Hinter¬ 
wäldlern. Tag für Tag zehn, zwölf Stunden auf dem Pferde, 
die Nahrung in der Sacktasche, in der Nacht unter freiem 
Himmel schlafend, wo dann der Sattel als Kissen dienen 
musste, so zog William Lane durch die australischen Haiden. 
Er suchte die verlassenen Posten auf, wo ein Schafhirt 
wochenlang nichts zu Gesicht bekommt als seine Schafe 
und seinen Hund, die Lagerfeuer jener Buschnomaden, die 
während des Jahres monatelang ihre Pferdehorden im Freien 
zu bewachen haben und den Weideplätzen folgend von Ort 
zu Ort ziehen, die Truppen der zur Schafschur Gedungenen, 
meist unverheirathete Leute, aber auch viele kleine Farmer 
darunter, deren ärmlicher Wirthschaftsbetrieb während der 
Zeit ihrer Abwesenheit von Frau und Töchtern besorgt 
wird. An diese starken und abgehärteten Männer, die trotz 
ihrer Isolirtheit aber bereits in die Gewerkschaftsbewegung 
hereingezogen waren und dort den Nutzen gemeinsamen 
Handelns kennen gelernt, wandte sich Lane und mit feuriger 
Kraft malte er ihnen das Bild eines besseren, auf kommu¬ 
nistischer Arbeit gegründeten Lebens aus, eines Lebens, wo 
der Mann im sichern Heim bei Frau und Kindern bleiben 
könne. Sein Erfolg war wunderbar. Viele schlossen sich 
der Assoziation an; und welche Summe von Energie dieser 
Anschluss bedeutet, zeigt am besten der Umstand, dass 
das Recht der Mitgliedschaft nur durch ein ratenweise zu 
entrichtendes Eintrittsgeld von 60 Pfund von den Einzelnen 
erkauft werden konnte, also die äusserste Anspannung, den 
X'erzicht auf Spiel und Trunk, womit die Leute ihr Erspartes 
im nächsten Landstädchen früher oft verjubelten, voraus¬ 
setzt. Die Kolonisationskosten, auf welche Lane rechnete, 
verlangten aber nothwendig eine so hohe Normirung. 

„Es treibt mir Thränen in die Augen“ — so schrieb 
Lane an einen Freund — „wenn ich sehe, wie fest diese 
armen Menschen auf mich vertrauen.“ Von dem Einfluss, 
den er auf die Arbeiter durch sein Gespräch gewinnt, ist 
es schwer, sich eine Vorstellung zu machen. Eine Art 
Magnetismus, sa^t Herr Rose Soley, ein Hauch weitaus¬ 
schauenden Mysticismus, der durch seine praktischen Be¬ 
merkungen oft hindurchweht, grenzenlose Duldsamkeit und 
Mitgefühl mit allen Formen menschlichen Elends, vor allem 
eine Meisterschaft der Sprache, die sich immer den Um¬ 
ständen anzuschmiegen weiss. bewirkten Zauber; und 
diese Eigenschaften, im Vereine mit einer wunderbar selbst¬ 
losen Natur schufen ihm feste Freunde, welche manches 
Excentrische in seinen Plänen leicht übersahen.“ Ein Buch, 
das Lane im Jahre 1891 herausgab, um den Ertrag Gevverk- 
schaltszwecken zuzuführen, es nennt sich „des Arbeits¬ 
mannes Paradies“ — zeigt das Charakteristische seiner 
Auffassung und seiner öfters an die Kraft des Bibelstyles 
anklingenden Sprache. „Alles was Religion im höchsten 
Sinne jemals gewesen ist. so heisst es im Vorwort, das ist 
auch der Sozialismus, ja noch mehr, für Alle, die ihn richtig 
verstehen. Ohne uns über unsere eigene Schwäche und 
Schlechtigkeit zu verblenden, ohne uns Sophismen zu bieten 
und uns mit Trugschlüssen zu umschmeicheln, setzt er die 
Liebe auf den Thron des Weltalls, giebt er uns Hoffnung 
für alle Niedergetretenen und erweckt in uns von neuem 
den Glauben an die ewige Ordnung der Dinge. Der Sozia¬ 
lismus ist wirklich eine Religion, die von uns Thaten und 
Worte erheisclit. Nicht eher als die Bekenner des Sozia¬ 
lismus hiervon erfüllt sind, wird auch die ganze Welt im 
Sozialismus das sehen, was er in Wahrheit ist.“ 


Nach sechsmonatlicher Organisationsarbeit, in der er 
unermüdlich die Wildniss durchstreifte, war das Werk — 
soweit es auf die Mitgliederzahl der Assoziation ankam — 
gesichert. Nun wurden Emissäre nach Südamerika ausge¬ 
sandt, um dort Grund und Boden für eine kommunistische 
Kolonie ausfindig zu machen. Lane hatte das Ausland für 
Verwirklichung seiner Pläne gewählt, vor allem darum, 
weil die gänzliche Abgeschlossenheit und eine fremdspra¬ 
chige soziale Umgebung den kommunistischen Zusammen¬ 
schluss der Mitglieder befördern mussten. Die Regierurig 
von Paraguay erklärte sich bereit, eine äusserst fruchtbare 
Landfläche der Kolonie abzutreten, unter der Bedingung 
dass im Laufe von 4 Jahren 800 Familien angesiedelt sein 
würden. Der Handel wurde abgeschlossen und nun be¬ 
gannen in Australien die Zurüstungen zur Ueberfahrt. Die 
öffendiche Meinung, welche sich zuerst über den Lane’schen 
Plan mokirt und dann entrüstet hatte, schlug in den letzten 
Wochen vor der Abreise unter dem Eindrücke der wür¬ 
digen und festen Haltung der Assoziation vollständig zu 
ihren Gunsten um. 

Sehr interessant ist der Organisationsentwurf, nach 
welchem sich die Kolonie einzurichten gedenkt. Die Kom¬ 
mune soll Besitzerin aller Produktionsmittel und Produkte 
sein, ihr liegt natürlich auch die Leitung der Produktion 
ob. Sie garantirt den Unterhalt der Kinder, die im übrigen 
unter der Obhut der Eltern bleiben, sowie den Unterhalt 
der Schulanstalten. Der Arbeitsertrag, soweit er zum Kon¬ 
sum bestimmt ist, soll unter alle erwachsenen Glieder der 
Gemeinde nach gleichem Maassstab zur Austheilung ge¬ 
langen. Die ganze Kolonie endlich zerfällt in eine Reihe 
sich selbstverwaltender Dörfer, deren Häupter von allen 
Dorfinsassen jährlich neugewählt werden; dieselben unter¬ 
stehen der Kontrolle eines von der Gesammtheit nach dem¬ 
selben Modus gewählten Direktors. Die individuelle Frei¬ 
heit jedes Einzelnen im Denken, in der Religion (die 
rein als Privatsache gilt), in der Ausfüllung seiner Musse- 
stunden, sowie in allem, was die gleiche individuelle Frei¬ 
heit der Uebrigen nicht beeinträchtigt, soll voll gewähr¬ 
leistet werden. Die Frauen sind in allen wirthsch^tlichen 
und sozialen Rechten den Männern gleichgestellt. Vor allem 
dürfte aber der Umstand, dass, wie gesagt, der Unterhalt 
der Kinder durch die Gesellschaft garantirt wird, auf die 
weiblichen Mitglieder der Association Eindruck gemacht 
haben. Denn auch in Australien haben Nahrungssorgen 
bereits die Furcht vor Kinderzeugung weit verbreitet. Die 
Gleichberechtigung der Frauen schliesst ihre gleiche Arbeits¬ 
verpflichtung ein. Die Art der Arbeit, ob Einzelarbeit zu 
Hause oder gesellschaftliche Arbeit in grösseren Gruppen 
vorgezogen wird, ist dagegen in ihr Belieben gestellt. Die 
einzelnen Einrichtungen des gesellschaftlichen Lebens würden 
in jeder Abtheilung der Kolonie von der Majorität festzu¬ 
setzen sein, doch erwartet man auch im Detail ein Vorwiegen 
des kooperativen Geistes; gemeinsameWasch-, Koch-und Näh¬ 
anstalten, sowie gemeinsame Besorgung der Hausgeschäfte 
durch specielle Arbeiterinnen. Nur dass jede Frau der Gesell¬ 
schaft eine bestimmte Arbeit leiste, wird verlangt, die Spezialität 
kann sie sich wählen. Auch soll insofern durchaus kein Zwang 
ausgeübt werden, als es jeder Hausfrau freisteht, in der 
alten Weise ihre Hausgeschäfte privatim weiterzubetreiben 
und auf die kooporativen Anstalten zu verzichten. Ein¬ 
führung allgemeiner Temperenz ist ebenfalls in Aussicht 
genommen. 

Für Schulen, Bücher, ja sogar für das Erscheinen eines 
Blättchens ist Vorsorge getroffen. Landleute, Handwerker 
aller Art, mit Material reichlich ausgerüstet, auch einige 
Lehrer, sind mit dem ersten Schifte nach Paraguay unter¬ 
wegs. Bald soll, wenn sich alles günstig gestaltet, eine 
zweite Fahrt einen Nachschub von ledigen Männern bringen, 
und gegen Ende des Jahres erwartet man dann noch weitere 
800 Personen, darunter ein gut Theil lediger Mädchen, die, 
wie man meint, dort bald einen Mann finden werden. Boden 
und Klima versprechen dem eigenartigen Unternehmen, 
1 wenn es gelingt das Solidaritätsbewusstsein der Mitglieder 
I rege zu halten, ein reiches Gedeihen. Es wird, so steht zu 
I hoffen, hinter den besten der in den Vereinigten Staaten 
1 gegründeten Kommunistengemeinden nicht Zurückbleiben. 


VerantwortJich für die Redaktion: Dr. Heinrich Braun in Berlin W., Victoriastrasae i6. 
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Die Civilprozessgesetzgebung und die 
Sozialpolitik. 

Wer heute noch bestreiten will, dass die Gesetzgebung 
sich bei dem Erlass irgend eines Gesetzes vor allem fragen 
muss, wie dasselbe auf die Verhältnisse der unteren.Volks- 
klassen einwirkt, und ob durch seine einzelnen Vorschriften 
auch die dem Staate obliegende Fürsorge für das Wohl 
dieser Klassen zu ihrem Recht gelangt, beweist nur, dass 
ihm das Verständniss für die Aufgaben der Gesetzge¬ 
bung vollständig abgeht. Eine der Materien des Rechtes, 
in welcher der soziale Gedanke noch lange nicht die ihm 
gebührende Anerkennung gefunden hat, ist das civil- 
prozessuale Verfahren; man kann getrost die Behaup¬ 
tung aufstellen, dass, vom sozialen Gesichtspunkte aus be¬ 
trachtet, die Regelung dieses Verfahrens seit hundert Jahren 
nicht nur keine Fortschritte, sondern im Gegentheil erheb¬ 
liche Rückschritte gemacht hat. Das .bedeutsamste civil- 
prozessuale Werk des 18. Jahrhunderts, die Allgemeine 
Preussische Gerichtsordnung, entstanden unter der Herr¬ 
schaft der eudämonistischen Philosophie, charakterisirte sich 
durch ein sehr weitgehendes FOrsorgerecht des Richters. 
Die geltende deutsche Civilprozessordnung anerkennt da¬ 
gegen dieses Fürsorgerecht nur innerhalb sehr enger 


Schranken. Sie steht auf dem Boden der Anschauung, dass 
es die Aufgabe der Parteien ist, den Rechtsstreit selbst zu 
betreiben, dass die Rechtsuchenden für die Gestaltung der 
Prozesse verantwortlich sind und ein staatliches Interesse 
an der Entwickelung des Verfahrens nur in sehr geringem 
Umfange existirt. Man kann die Behauptung als gerecht¬ 
fertigt bezeichnen, dass in dem geltenden deutschen Civil- 
prozess geradezu der Grundsatz des freien Spiels der Kräfte 
seine gesetzliche Verkörperung gefunden hat. Die Reaction 
gegen diese Regelung hat nicht auf sich warten lassen. Das 
stärkere Hervortreten der staatlichen Fürsorgepflicht beein¬ 
flusste auch die Prozesswissenschaft und die Erfahrung lehrte, 
dass die Basirung des Verfahrens auf die Autonomie und 
Selbstverantwortlichkeit der Parteien für weite Schichten der 
Bevölkerung zur Zeit noch mit einer Erschwerung der Rechts¬ 
verfolgung in eminentem Sinne gleichbedeutend ist, und dass 
das öffentliche Interesse auch in dem Civilverfahren wieder 
in stärkerem Maasse betont werden muss. Eine bedeut¬ 
same Etappe auf dem Entwickelungswege des Civilprozesses 
in dieser Richtung bedeutet der neue österreichische Ent¬ 
wurf eines Gesetzes über das gerichtliche Verfahren in 
bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten, welcher zweifellos bei der 
Revision der deutschen Civilprozessordnung als wichtiges 
Hülfsmittel benützt werden wird. Derselbe hält an den er¬ 
probten Grundsätzen der modernen Wissenschaft fest, er 
sichert jedoch dem Richter in dem Verfahren die Mitwir¬ 
kung, welche ihm um des Interesses der Parteien willen nicht 
versagt werden darf. Von der Anschauung, dass der Pro¬ 
zess Selbstzweck habe, weiss er sich gänzlich frei, er sieht 
in ihm nur ein Mittel zum Zweck, ein Mittel für die Recht¬ 
suchenden, in einfacher und billiger Weise zu ihrem Rech(!b 
zu kommen. In den Einzelvorschriften [kommt diese An¬ 
schauung in verständiger Weise zum Ausdruck; der Ent¬ 
wurf ist nicht der Meinung, dass der Richter einen Recht¬ 
suchenden mit seinem Anspruch abzuweisen hat, weil der¬ 
selbe sich in der Prozesstechnik nicht auskennt und von 
den Rechtsbehelfen des Gesetzes keinen Gebrauch zu 
machen versteht, eine derartige Ignorirung der zu schützen¬ 
den Rechte und eines doktrinären Grundsatzes willen ist 
ihm fremd. Mag immerhin unser heutiger Process auf dem 
Boden des Verhandlungsgrundsatzes aufgebaut sein, mag 
immerhin das Prinzip des Parteibetriebes Anerkennung auch 
fernerhin finden, das ist kein Grund, dass der Richter 
einem Rechtsuchenden sein Recht verweigert, weil derselbe 
es nicht verstanden hat, zur rechten Zeit die geeigneten 
Beweismittel zu benennen oder die zulässigen Einreden vor¬ 
zubringen. Oberster Grundsatz des Civilprozesses muss 
die Feststellung des Sachverhaltes, muss die Eruirung 
der Wahrheit sein, und an der Erreichung dieser Ziele ist 
der Richter zur Mitwirkung befugt wie verpflichtet; die 
Verhandlungsmaxime soll aufrecht erhalten werden, aber 
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als gleichberechtigt und durchaus ebenbürtig ist die richter¬ 
liche Mitwirkung ihr an die Seite zu stellen. Wo jene nicht 
ausreicht, das Streitverhältniss klar zu stellen, wo jene nicht 
zu einer erschöpfenden Feststellung des Sachverhaltes im 
Stande ist, hat der Richter, unbekümmert um Anträge der 
Parteien und ohne an sie gebunden zu sein, selbstständig 
einzugreifen. Es bedarf keiner Ausführung, dass diese Sätze 
vor Allem und hauptsächlich für den Parteiprozess gelten 
müssen, d. h. das Verfahren, in welchem die Rechtsuchen¬ 
den nicht durch Anwälte vertreten sind, aber auch für den 
Anwaltsprozess wird man ihre Anerkennung seitens der 
Gesetzgebung fordern müssen. Für jenen taugt der Grund¬ 
satz des Parteibetriebs überhaupt nicht; wenn der Rechts¬ 
unkundige sein Recht begehrt, ohne sich der Dienste eines 
Rechtsanwalts bedienen zu können, muss der Richter in 
weitergehendem Maasse seine Thätigkeit entfalten; Zu¬ 
stellungen und Zwangsvollstreckungen haben von Amts¬ 
wegen 2 iu geschehen. Es mag hierbei bemerkt werden, 
dass das Exekutionsverfahren einer Umbildung, die von 
besonderer Rücksicht auf die Interessen der minderbemittel¬ 
ten Bevölkerung getragen ist, ganz besonders bedarf; an 
jeder Exekution hat die Gesellschaft ein erhebliches Inter¬ 
esse, denn jede kann die Vernichtung der wirthschaftlichen 
Existenz des Schuldners und damit eine Vermehrung der 
Zahl der Deklassirten zur Folge haben, die ausgestossen 
werden, weil sie im Daseinkampfe unterliegen. Die Unter¬ 
stellung der Exekution unter die Aufsicht und Leitung des 
Richters ist deshalb geboten, diese Aufsicht muss eine inten¬ 
sivere sein als sie dem geltenden deutschen Rechte bekannt 
ist. Des Weiteren wird der Kreis der unpfändbaren Ver¬ 
mögensgegenstände erheblich erweitert werden müssen. Nicht 
nur diejenigen Objekte sind dem Zugriff des Gläubigers zu 
entziehen, welche unter den Begriff des „absolut nothwendig“ 
fallen, sondern Alles muss ihm belassen werden, was zur 
Fortsetzung seiner wirthschaftlichen Existenz gehört. Ganz 
allgemein muss aber in dem Exekutionsrechte der Satz Auf¬ 
nahme finden, dass eine Exekution zu unterbleiben hat, wenn 
nach Ansicht des Richters der finanzielle Erfolg derselben 
die Kosten nicht übersteigt. Für manche dieser Reformen 
ist bereits in einem Maasse vorgearbeitet, dass ihre Annahme 
und Einführung in das geltende Recht seitens der Gesetz¬ 
gebung mit Sicherheit erwartet werden darf, andere der 
nur zur Karakteristik angeführten stossen noch auf Wider¬ 
stand und es wird noch starker Anstrengungen und zahl¬ 
reicher Bemühungen bedürfen, bevor die Ueberzeugung der 
juristischen Kreise dahin gekommen ist, auch in ihnen ebenso 
nothwendige wie nützliche Fortbildungen und Erweiterungen 
des geltenden Rechts zu erblicken. An dem schliesslichen 
Erfolg dieser Bestrebungen braucht aber nicht gczweifelt 
zu werden. Nachdem die Wissenschaft sich einmal mit dem 
Gedanken befreundet hat, dass in dem Zivilverfahren dem 
sozialen Fürsorgerecht und der sozialen Fürsorgepflicht in 
weitestem Umfange Rechnung getragen w^erden muss, und 
nachdem derselbe in dem Gesetzentwürfe eines Staates, 
dessen zäher Konservatismus bekannt ist, Anerkennung ge¬ 
funden hat, wird in Deutschland auch die Zeit kommen, in 
der man an die Revision des Zivilprozessgesetzes unter der 
Devise herantritt, dass auch in dem bürgerlichen Rechs- 
streite der Schutz der wirthschaftlich Schwachen und Un¬ 
bemittelten der leitende Gesichtspunkt sein muss. 

Mainz. Ludwig Fuld. 


Die Feststellung der entschädigungspflichtigen 
Berufsgenossenschaft 

Der Aufsatz „Doppelte Unfallentschädigung“ in Band 11 
S. 625 fg. dieser Zeitschrift behandelt eine ausserordentlich 
wichtige und interessante Frage — und zwar durchaus 
nicht etwa nur theoretisch wichtig und interessant —. und 


wir halten die damit gegebene Anregung für ganz be¬ 
sonders dankenswerth, wenn wir auch dem Herrn Verfasser 
nicht in allen seinen Ausführungen beizustimmen vermögen. 
Er macht nämlich darauf aufmerksam, dass bei einem 
Zweifel darüber, welche von mehreren Berufsgenossen¬ 
schaften zur Entschädigungsleistung verpflichtet ist, dem 
versicherten Arbeiter keineswegs etwa blos die Gefahr 
droht, dass er das, was ihm gebührt, erst mit erheblicher 
Verzögerung erhält, oder dass er in der Zwischenzeit durch 
Versäumniss einer Frist seinen Entschädigungsanspruch ganz 
verliert, sondern dass es ihm, selbst wenn er die Rente 
rechtzeitig bewilligt erhält, auch nicht immer gleichgiltig 
sein kann, von wem er sie bekommt, weil die Höhe der 
Rente sich verschieden berechnen kann, je nachdem sie 
von der einen oder von der anderen Berufsgenossenschaft be¬ 
willigt wird. 

Das trifft nicht allein dann zu, wenn es sich darum 
handelt, ob eine gewerbliche oder eine landwirthschaftliche 
Berufsgenossenschaft die Rente zu gewähren hat, obwohl 
in diesem Falle die Verschiedenheit wohl am deutlichsten 
hervortritt. Ganz dasselbe findet vielmehr und aus dem 
nämlichen Grunde auch beim Kompetenzstreit zwischen zwei 
oder mehr gewerblichen Berufsgenossenschaften in den¬ 
jenigen Fällen statt, wo die Rentenberechnung nicht nach 
Individuallöhnen, sondern nach Durchschnittssätzen erfolgt, 
die natürlich bei verschiedenen Berufsgenossenschaften 
ebenso verschieden ausfallen können, als die Löhne in ver¬ 
schiedenen Berufen verschieden sind. Das gilt also namentlich 
dann — und solche Fälle kommen garnicht selten vor —, 
wenn der Unfallverletzte in dem Betriebe, in welchem er 
den Unfall erlitten hat, noch nicht ein volles Jahr beschäf¬ 
tigt gewesen ist. Nun kann es aber auch im gewerblichen 
Leben sehr leicht zweifelhaft werden, in welchem „Betriebe" 
ein bestimmter Unfall sich eigentlich ereignet hat. Wir er¬ 
innern nur an die häufig auftauchende Frage, ob ein selbst¬ 
ständiger Fuhrwerksbetrieb oder nur ein Nebenbetrieb eines 
anderen Betriebs vorliegt, oder um ein neueres Beispiel zu 
wählen, ob eine Flösserei als selbstständiger Betrieb oder 
als Zubehör eines Holz- oder Mühlenbetriebes anzusprechen 
ist, ferner an die Bauthätigkeit, die in so viele gewerbliche 
Betriebe übergreift, an die Konkurrenz des Betriebes der 
Maschinenfabrik mit dem Betriebe, in welchem sie die dort 
zur Verwendung gelangenden Maschinen montiren und re- 
pariren lässt. In allen diesen Fällen werden sich ja noch 
Merkmale auffinden lassen, nach welchen die neben 
und durch einander gehenden Betriebsthätigkeiten zu 
trennen und aus einander zu halten sind. Nun kommt aber 
noch dazu, dass ganz gewöhnlich die Arbeiter ^ich gegen¬ 
seitig aushelfen, und es ist also weiter festzustellen, ob sie 
im Einzelfall für die Dauer einer bestimmten Beschäftigung 
in einen anderen Betrieb übergetreten oder aber in dem 
Betriebe, welchem sie für gewöhnlich angehören, verblieben 
sind. Und an allen diesen Fragen hängt zugleich die Ent¬ 
scheidung, ob der einen oder der anderen Berufsgenossen¬ 
schaft die Entschädigungspflicht obliegt. Da ist es dann 
gewiss kein Wunder, wenn Zweifel in dieser Beziehung 
nicht nur bei dem verletzten Arbeiter, sondern noch an 
ganz anderen Stellen Vorkommen. 

Dass nun bei dieser Sachlage einmal ein Arbeiter eine 
doppelte Entschädigung erhalten könnte, weil nämlich die 
eine Berufsgenossenschaft ihm — irrthümlich — die Rente 
rechtskräftig bewilligt hätte, und er demnächst eine Rente 
gegen die andere wirklich entschädigungspflichtige Berufs¬ 
genossenschaft erstreiten könnte, halten wir allerdings 
schon nach jetziger Lage der Gesetzgebung und Recht¬ 
sprechung für völlig ausgeschlossen. Ob eine Genossen¬ 
schaft, die einmal eine Rentenbewilligung ausgesprochen 
hat, sich hinterher von dieser Bewilligung, nachdem sie 
eingesehen hat, dass sie sich im Irrthum befand, wieder 
losmachen und sie auf eine andere Genossenschaft abwälzen 
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kann oder nicht, ist eine sehr interessante Rechtsfrage, aber 
keine Frage von sozialpolitischer Bedeutung. Das mögen 
nur die Genossenschaften unter sich ausmachen. Wenn also 
das Reichsgericht erkannt hat, dass eine solche rechtskräftig 
festgestellte Zahlungsverbindlichkeit auch nicht im ordent¬ 
lichen Rechtswege durch Erstattungsklage gegen eine andere 
ßerufsgenossenschaft angefochten werden kann, so braucht 
uns das nicht sonderlich aufzuregen. 

Die Hauptsache ist, und darüber besteht gar kein 
Zweifel, dass eine solche Rentenfestsetzung, sofern nicht 
ein Wiederaufnahmegrund, also Betrug. Fälschung etc. vor¬ 
liegt, dem Versicherten gegenüber unanfechtbar ist und 
wegen Irrthums nicht zurückgenommen werden kann. An 
diesem Grundsatz, wenn er auch nur auf der formalen 
Rechtskraft beruht, darf nicht gerüttelt werden, wenn man 
nicht allen Rentenansprüchen die sichere Grundlage ent¬ 
ziehen will. Gerade in dieser Sicherheit und Unentziehbar- 
keit liegt aber der wirthschaftliche Werth der Renten weit 
mehr als in dem, doch häufig recht unzureichenden Betrage. 
Aber daraus folgt noch keineswegs, dass der Arbeiter auf 
dem angedeuteten Wege unter Umständen zu einer Doppel¬ 
entschädigung gelangen könnte. Damit würde er mehr er¬ 
halten, als ihm von Rechts und Gesetzes wegen gebührt, 
und deshalb darf eine solche Möglichkeit nicht zugelassen 
werden. Sie ist aber auch unseres Erachtens nach dem 
geltenden Recht in der That ausgeschlossen. 

Freilich hat das Reichs-Versicherungsamt den Grundsatz 
aufgestellt, dass es nicht unzulässig sei, Entschädigungs¬ 
ansprüche auf Grund des nämlichen Unfalls gleichzeitig 
gegen mehrere Berufsgenossenschaften zu verfolgen. Das 
war unbedingt nothwendig, um es dem Arbeiter zu ermög¬ 
lichen, wenn ihm schon einmal mehrfache Prozesse nicht 
erspart werden können, diese wenigstens neben statt hinter 
einander zu verfolgen und so rascher und sicherer ans Ziel 
zu gelangen. Aber der Grundsatz ist doch nur ein pro¬ 
zessualer; er schliesst den Einwand aus, dass das Ver¬ 
fahren nicht statthaft sei, weil derselbe Anspruch bereits in 
einem anderen Verfahren gegen eine andere Berufsgenossen¬ 
schaft erhoben sei. Davon ganz verschieden ist die Frage, 
was nun der Kläger in diesen verschiedenen Verfahren er¬ 
reichen kann. Und darauf lautet die ganz selbstverständ¬ 
liche Antwort: keinenfalls mehr, als die ihm gesetzlich ge¬ 
bührende Entschädigung. Demgemäss hat das Reichs-Ver¬ 
sicherungsamt auch erkannt, dass, sobald von diesen mehre¬ 
ren, gleichzeitig schwebenden Verfahren über den näm¬ 
lichen Entschädigungsanspruch das eine rechtskräftig dahin 
entschieden ist, dass einer bestimmten Berufsgenossenschaft 
die Entschädigungspflicht obliegt, damit ohne weiteres auch 
die übrigen Verfahren erledigt sind und eingestellt werden 
müssen. 

Nun hat es sich in den so entschiedenen Fällen aller¬ 
dings nur um solche Streitsachen gehandelt, in denen ledig¬ 
lich die Person des Entschädigungspflichtigen, nicht aber 
der Betrag der Entschädigung streitig war, und auch nur 
in solchen Fällen ist die Entscheidung unbedingt richtig. 
Denn darauf muss allerdings bestanden werden, dass durch 
eine unrichtige Entscheidung über die Entschädigungspflicht 
— mag sie von der Berufsgenossenschaft ausgehen, die 
sich irrthümlich für entschädigungspflichtig gehalten und 
erklärt hat, oder mag sie in dem späteren Streitverfahren 
ergehen — keinenfalls der Versicherte benachtheiligt werden, 
seinem Anspruch auf die volle gesetzliche Entschädigung 
Abbruch geschehen darf. Irrt sich also eine Genossenschaft, 
so mag das zu ihrem Nachtheil, niemals aber zum Schaden 
des Rentenberechtigen als formales Recht aufrecht erhalten 
werden. Ganz abgesehen davon, dass diesem doch gar- 
nicht zugemuthet werden kann, wenn ihm eine Berufs¬ 
genossenschaft freiwillig eine Rente anträgt, nunmehr 
seinerseits zu untersuchen, ob sie auch wirklich dazu ver¬ 
pflichtet sei, so hat er auch kaum ein Mittel, seine ab¬ 


weichende Meinung zur Geltung zu bringen. Kommt er 
erst nach Ablauf der kurzen Berufungsfrist zu der Ansicht, 
dass ihm von einer anderen Berufsgenossenschaft eine 
höhere Rente gebühre, so kann er die einmal erfolgte und 
rechtskräftig gewordene Rentenfestsetzung überhaupt nicht 
mehr anfechten. Und ob er das kann, wenn er rechtzeitig 
auf den Gedanken verfällt, ist doch zum mindesten sehr 
zweifelhaft. Die Berufsgenossenschaft würde wohl eine 
solche Berufung gegen ihren Bescheid, die sich darauf 
gründet, dass sie ihm überhaupt nichts schuldig sei, ganz 
gern zulassen, aber Schiedsgericht und Reichs-Versicherungs¬ 
amt dürften doch wohl anderer Ansicht sein. Denn dass 
ihm seitens der Berufsgenossenschaft ein Unrecht durch 
die Bewilligung geschehen sei, kann der Verletzte doch 
nicht behaupten. Und der Beschwerdepunkt, den er mit 
Recht geltend machen könnte, dass ihm nämlich dadurch, 
dass ihm von einer unzuständigen Genossenschaft die Rente 
zugesprochen wurde, zugleich die ihm gebührende Ent¬ 
schädigung verkürzt worden sei, — dieser Beschwerdepunkt 
würde doch nicht anders als in der Form erörtert werden 
können, dass zugleich darüber entschieden würde, ob an 
Stelle dieser eine andere Berufsgenossenschaft entschädi¬ 
gungspflichtig ist. Ein solches Verfahren ist aber unmöglich 
wegen der berufsgenossenschaftlichen Organisation der 
Rechtsprechung in Unfallversicheruligsstreitsachen. Es giebt 
kein Schiedsgericht, welches zuständig wäre, in formell alle 
Betheiligten bindender Weise zu entscheiden, ob von zwei 
Berufsgenossenschaften die eine oder die andere verpflichtet 
ist, für einen bestimmten Unfall die Rente zu gewähren. 
Und eben weil es so ist, wäre es gewiss etwas leichtsinnig 
und daher dem Verletzten, selbst wenn er es könnte, kaum 
anzurathen, bei dem einen Schiedsgericht die Lossprechung 
einer Berufsgenossenschaft von einer freiwillig übernomme¬ 
nen Rentenverpflichlung zu beantragen, auf die Aussicht 
hin, dass demnächst ein anderes Schiedsgericht eine andere 
Berufsgenossenschaft zur Zahlung einer höheren Rente ver- 
urtheilen werde. 

Also der Unfallverletzte kann nichts dagegen machen, 
wenn ihm eine Berufsgenossenschaft eine Rente festsetzt, 
obwohl gar nicht sie, sondern eine andere gesetzlich zur 
Entschädigung verpflichtet ist. Deshalb darf dadurch auch 
ihm kein Nachtheil erwachsen, sein Anspruch darf ihm 
nicht gekürzt werden; er muss ihn auch durch eine nach¬ 
trägliche Klage — wenn wir den Antrag auf Rentenfest¬ 
setzung einmal so nennen wollen — gegen die wirklich 
verpflichtete Berufsgenossenschaft verfolgen dürfen. Aber 
— und das hat unseres Erachtens der Verfasser jenes Ar¬ 
tikels ausser Acht gelassen — sein Anspruch geht doch 
jetzt nicht mehr auf Zahlung der vollen, nach dem Maasse 
seiner Erwerbsunfähigkeit festzusetzenden Rente, sondern 
nur noch auf Zahlung der Differenz zwischen dem, was 
ihm gebührt, und dem, was er bereits erhält. Mehr als 
diese Differenz wird er daher auch von der Berufsgenossen¬ 
schaft nicht fordern, und mehr wird ihm im Streitverfahren 
nicht zugesprochen werden können. 

Wir gelangen somit zu dem Ergebniss, dass ein mate¬ 
rielles Unrecht, weder nach der einen noch nach der ande¬ 
ren Seite, schon nach gegenwärtiger Lage der Gesetzgebung 
die Folge dieser Konkurrenz verschiedener Berufsge¬ 
nossenschaften kaum sein kann. Dabei ist jedoch vor¬ 
ausgesetzt, dass der Unfallverletzte über das Maass der ihm 
zustehenden Entschädigungsansprüche richtig informirt ist 
und von allen gegebenen Rechtsmitteln zutreffenden Ge¬ 
brauch zu machen weiss. Gerade darin liegt nun aber die 
Hauptgefahr für die Arbeiter, dass diese Voraussetzung in 
den allermeisten Fällen nicht zutrilft, und dann ist ihm frei¬ 
lich nicht zu helfen. Das allein ist auch der Grund, 
weshalb die angeregte Frage bisher noch niemals 
„praktisch" geworden ist. An unrichtigen Renten¬ 
festsetzungen fehlt es schwerlich; aber die Arbeiter thiin 
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schlossen werden, welche ihre Befähigung zu diesem Be¬ 
triebe nicht durch eine längere Ausbildung als Lehrling und 
Geselle dargethan haben (Befähigungsnachweis); 

II. bei den Bundesregierungen dahin zu wirken, dass 
die die Handwerker schädigende Beschäftigung der Straf¬ 
gefangenen nach Möglichkeit eingeschränkt werde. 

Ein preussischer Gesetzentwurf über Naturalver- 
pflegungs - Stationen ist nach der Vossischen Zeitung in 
Vorbereitung begriffen. Anlass dazu gab eine Eingabe des 
Gesammtverbandes deutscher Verpflegungsstationen, welche 
von den einzelnen deutschen Regierungen verlangte, die 
Sicherstellung ausreichender Sorge für mittellose Wan¬ 
derer als eine Aufgabe der öffentlichen Verwaltung zu er¬ 
klären und eine Landesgesetzgebung auf folgender Grund¬ 
lage herbeizufahren: a) Träger der Fürsorge sind die mitt¬ 
leren und grösseren Kommunalverbände, bezw. da, wo solche 
nicht bestehen, der Staat; das Verhältniss der Beitrags¬ 
leistung zu den Kosten ist im Gesetz zu bestimmen; b) die 
Feststellung des Stationsnetzes und der Wanderordnung 
darf nur durch Anordnung bezw. mit Genehmigung der 
Staatsbehörden geschehen. 

Schankkonzessionen mit sozialpolitischen Kautelen in 

Baden. Auf Anregung der Reichskommission für Arbeits¬ 
statistik sind in Baden Erhebungen hinsichtlich der allge¬ 
meinen Verhältnisse des in Gast- und Schankwirthschaften 
beschäftigten Hilfspersonals im Gange. Die Unterkunfts- 
Verhältnisse des in Gast- und Schankwirthschaften be¬ 
schäftigten Personals sind in sittlicher wie gesundheitlicher 
Beziehung vielfach mangelhaft. Um eine Abhilfe zu schaffen, 
hat, wie wir der Frankfurter Zeitung entnehmen, das badische 
Ministerium des Innern die Bezirksämter veranlasst, bei 
Gesuchen um Genehmigung zum Wirthschaftsbetrieb das 
angemeldete Lokal auch in der Hinsicht einer Prüfung 
zu unterziehen, ob für das erforderliche Hilfspersonal aus¬ 
reichende und den im Interesse der Sittlichkeit und öffent¬ 
lichen Gesundheit zu stellenden polizeilichen Anforderungen 
entsprechende Schlafräume vorhanden sind. Gegebenen 
Falls dürfte die Erlaubniss zum Wirthschaftsbetrieb nur 
unter bestimmten, eine ordnungsgemässe Unterbringung des 
Hilfspersonals sicherstellenden Bedingungen zu ertheilen sein. 

Antrag auf Verstaatlichung der Bergwerke in England. 

Eine von Keir flardie im Unterhaus eingebrachte, die Na- 
tionalisirung der Bergwerke des Vereinigten Königreichs 
behandelnde Bill bestimmt, dass nach dem 1. Januar 1895 
alle Gruben und Mineralien der Krone übertragen und Na¬ 
tionaleigenthum werden sollen. Die gegenwärtigen Besitzer 
sollen aufgefordert werden, ausführliche Angaben über den 
Umfang ihres Vermögensinteresses an dem Eigenthum dem 
Minister des Innern einzuliefern, worauf amtlich ernannte 
Taxatoren „ohne Rücksicht auf den Betrag des angelegten 
Kapitals oder der Gewinnaussichten" die Einschätzung der 
Minen und Mineralien vorzunehmen hätten. Auf dieser 
Grundlage sollen die Besitzer in Konsols entschädigt 
werden, indem gleichzeitig für einen Amortisationsfonds 
Sorge getragen wird. 


Pinanzfragen. 

Der Tabakfabrikatsteuer-Entwurf und die Tabak- 
fabrikanten. Am 27. November fand in Berlin ein Kon¬ 
gress von Tabakfabrikanten statt, der einstimmig eine Re¬ 
solution annahm, aus der wir das Folgende anftihren: 

„Die heute aus allen Theilen Deutschlands in der Ton¬ 
halle zu Berlin zum „allgemeinen Kongresse der deutschen 
Tabak-Interessen" überaus zahlreich versammelten Tabak- 
Fabrikanten und -Händler erheben einmüthig den entschie¬ 
densten Einspruch gegen jede höhere Belastung des direkt 
oder indirekt nahezu einer Million Menschen Nahrung ge¬ 
benden Tabakgewerbes, das durch die Besteuerung seines 
Umsatzes von (nach Abzug der Steuer) rund 250 Millionen j 
Mark mit Jährlich 56 Millionen im Vergleiche mit anderen ; 
Gewerbszweigen bereits überlastet ist. — Die Versammlung 
erklärt; 1. Die dem Tabaksteuergesetzentwurf zu Grunde i 


liegende Annahme der Regierung, wonach der Konsum- 
Rückgang infolge der beabsichtigten Umgestaltung „nur“ 
Ve bei Cigarren und Cigaretten, 1/12 bei Rauch-, Kau- und 
Schnupftabak betragen würde, ist völlig haltlos, da die, be¬ 
sonders wegen der grossen Zahl der Betriebe, mindestens 
mit 20 Millionen Mark jährlich zu veranschlagenden, den 
Interessenten erwachsenden Kosten für die Beschaffung der 
geforderten besonderen Lagerräume, die baulichen Ver¬ 
änderungen, die ganzen Kontrollmaassnahmen u. s. w. ausser 
Ansatz gelassen sind. Bei einer unmittelbaren Mehrbelastung 
um 50 und einer mittelbaren um mindestens 20 Millionen 
Mark ist eine Vertheuerung der Tabaksfabrikate um 30 bis 
40 pCt., also auch ein entsprechender Rückgang des Kon¬ 
sums selbstverständlich, da der deutsche Konsument den 
gewohnheitsmässigen Ausgabe-Betrag für den Tabaksgenuss 
(nach seit Jahrzehnten gemachten Erfahrungen von 6 Mark 
jährlich auf den Kopf der Bevölkerung) nicht überschreitet. 

— 2. Die Folge der Annahme des Gesetzentwurfs wäre 
hiernach die tiefgehendste Schädigung bezw. der wirth- 
schaftliche Untergang ungefähr des dritten Theiles der 
heute in den zahlreichen mit dem Tabak zusammenhängen¬ 
den Gewerbszweigen Beschäftigten, d. h. mindestens 500(X) 
Arbeiter und Tausende von kleinen Fabrikanten und Händ¬ 
lern nebst ungezählten Familienmitgliedern würden dauernd 
ihr Brot verlieren. Der Umfang der beim Inkrafttreten des 
Tabaksteuer-Gesetzes infolge der dann unvermeidlichen 
völligen Geschäftsstockung vorübergehend ausser Arbeit 
gelangenden Arbeiter wird von allen Fachgenossen auf 
80 000—100 000 geschätzt. — 3. Der heute noch zahlreiche 
und lebenskräftige Mittelstand im Tabakgewerbe würde 
zum grössten Theile vernichtet werden. Das Kontroll- 
system wäre seiner vielen Scherereien und Kosten wegen 
belastend. — 4. Der Gesetzentwurf überantwortet durchweg 
die wirthschaftliche und moralische Existenz der dem Tabak¬ 
fache Angehörigen dem freien Ermessen der Steuerbeamten 
und stellt damit eine bisher unerhörte Willkür der Ver¬ 
waltung gegenüber den Staatsbürgern her. Das in dem 
Kontrollsystem zum Ausdruck kommende, beschämende 
Misstrauen gegenüber den Angehörigen des Tabakgeschäfts 
steht in direktem Widerspruch zu den in den Begründungs¬ 
paragraphen 19, 21 una 24 enthaltenen Redewendungen 
über die Vertrauenswürdigkeit der Industrie und der an¬ 
geblich schonenden Behandlung derselben im Gesetzent¬ 
wurf. — 5. Der Gesetzentwurf enthält in Gestalt der noch¬ 
maligen Mitbesteuerung des schon gezahlten Eingangszolles 
in der Fakturbesteuerung eine thatsächlich bedeutende Er¬ 
höhung des Schutzzolles, würde aber den deutschen Tabak¬ 
pflanzern keinen Nutzen, sondern nur Schaden bringen, 
einmal infolge des Konsumrückganges u. s. w., dann weil 
schliesslich infolge der Ueberproduktion ein unerhörter 
Preissturz zum grössten Schaden der heutigen Tabak¬ 
pflanzer erfolgen würde. — 6. Der Gesetzentwurf würde zu 
der erheblichen Steigerung der Belastung der weniger 
wohlhabenden Konsumenten führen, die 75—84 pCt. der 
sämmtlichen Tabakfabrikate konsumiren, auch den grössten 
Theil (nach fachmännischer Berechnung mindestens 66 pCt.) 
der Neubelastung zu tragen hätten. — 7. Die geplante 
Steuererhöhung würde zur schwersten Schädigung und 
theilweisen Vernichtung der grossen, viele Tausende von 
Arbeitern beschäftigenden Nebengewerbe der Tabakindustrie 
führen. — 8. Die Welthandelsstellung sowohl Bremens als 
auch Hamburgs beruht zum sehr grossen Theile auf dem 
Grosshandel mit Rohtabak; diese Welthandelsstellung würde 
durch die starke Verringerung des deutschen Absatzes 
einen schweren Stoss erleiden. — 9. Der Tabaksteuer-Ge¬ 
setzentwurf würde als wirksamste Vorbereitung des Mono¬ 
pols dienen, das auch heute entschieden abgewiesen wird. 

— 10. Während es die höchste Pflicht des Staates und 
der Gesetzgebung ist, die Arbeit, die einzige Quelle des 
Gedeihens für ein Volk, nicht nur zu schützen, sondern zu 
fördern und zu entwickeln, wäre das Ergebniss des Tabak¬ 
steuer-Gesetzentwurfes eine Einschränkung, Hemmung und 
Belästigung der Arbeit, eine weitgende Schädigung des 
ganzen wirthschaftlichen Lebens, was um so verwerflicher 
wäre, da wir uns in einer Zeit andauernden wirthschaft¬ 
lichen Niederganges befinden.“ 




No. 10. 


SOZIALPOLITISCHES CENTRALBLATT. 


115 


Soziale Zustände. 

Die Frauenarbeit in England. 

Der Referent über die Publikationen der Royal Labour 
Commission hat wenig Müsse. Die Bibliothek ihrer Ver¬ 
öffentlichungen an Protokollen und Blaubüchern hat eben 
wieder eine Bereicherung erfahren, die sowohl bezüglich 
ihres Inhalts als ihrer Autoren interessant genannt werden 
darf, per eben erschienene Band von 352 Folioseiten be¬ 
titelt sich: The Employment of Women. Reports by 
Miss Eliza Orme, Miss Clara E. Collet, Miss May 
E. Abraham and Miss Margaret H. Irwin (Lady Assi¬ 
stant Commissioners) on the Conditions ofWork in various 
Industries in England, Wales, Scotland and Ireland. Wie 
die vorliegenden Berichte ergeben, war es ein glücklicher 
Gedanke der Labour Commission, auch weibliche Kräfte 
zur Enquete-Arbeit heranzuziehen und diesen speziell die 
Erforschung der Lage der weiblichen Arbeiter in England 
zu übertragen. Wenn uns am Kontinente vielleicht die In¬ 
stitution von Lady Assistant Commissioners etwas absonder¬ 
lich erscheint, findet man dies in England logischer Weise 
ganz und gar nicht ausserordentlich, nachdem die Bethäti- 
gung der Frauen auf sozialpolitischem Gebiete dort viel 
weiter vorgeschritten ist als bei uns; ohne auf das Feld 
der Publizistik überzugreifen, sei blos auf die Einrichtung 
der Fabrikinspektorinnen in England hingewiesen, die nur 
aus der regen Theilnahme der Frauen an den modernen 
Fragen hervorging. Die letztere giebt sich übrigens in Eng¬ 
land alltäglich in den mannigfachsten Formen kund. 

Die Lady Commissioners erhielten den Auftrag, die In- 
dustrie-Centren zu besuchen und bei Arbeitgebern wie bei 
Arbeiterinnen Nachforschungen zu pflegen. Besonderes Ge¬ 
wicht sollte hierbei a) auf die Unterschiede im Lohnsätze 
von Frauen und Männern, b) auf die vorgebrachten Be¬ 
schwerden der Arbeiterinnen und c) auf die Einwirkung 
der gewerblichen Beschäftigung auf ihre Gesundheit, ihre 
Moral und ihr Heim gelegt werden. Man wird zugeben, 
dass namentlich in Bezug auf die wichtigen letzten Punkte, 
Frauen geeignetere Forscher als Männer sind. 

Wenn wir nun daran gehen, eine Skizze der vorliegen¬ 
den Reports zu geben, so müssen wir gleich vorausschicken, 
dass unser Referat keinen Anspruch auch nur auf theil- 
weise Vollständigkeit machen kann, sowohl in Folge der 
Reichhaltigkeit des gebotenen Materials als der Beschränkt¬ 
heit unseres Raumes; es können im Folgenden blos die 
wuchtigsten Berichte und auch diese blos der Haupsache nach 
berührt werden. Auf Details wollen wir im Uebrigen noch 
zurückkommen. 

Der erste Bericht der Miss Collet hat die Frauen¬ 
arbeit in London zum Gegenstände und behandelt die Lage 
der Handlungsgehilfinnen, Putzmacherinnen, Schneiderinnen, 
Wäscherinnen und der bei der Zündhölzchenerzeugung be¬ 
schäftigten Arbeiterinnen. Der zwar detaillirt, aber 
wenig übersichtlich gehaltene Bericht ist auf die Ein¬ 
vernahme von blos 157 Personen basirt, die sich auf die 
verschiedenen Berufszweige vertheilen, so dass den Mit¬ 
theilungen kaum eine allgemeine Giltigkeit zugesprochen 
werden kann. Manche Einzelheiten sind immerhin be- 
merkenswerth, so die manchmal fast 78stündige Arbeitszeit 
der Handlungsgehilfinnen per Woche, die Hstündige täg¬ 
liche Arbeitszeit von Modistinnen, die Ueberzeit nicht ge¬ 
zahlt bekommen, die Löhne der ähnlich angestrengten 
Schneiderinnen, die in der Mehrzahl 8 sh. wöchentlich er¬ 
halten u. s. w. Der zweite Bericht der Miss Collet befasst 
sich mit der Strohflecht- und Strohhutindustrie von Luton 
und der Fabriksindustrie von Bristol, ein dritter mit den 
Arbeitsverhältnissen in Birmingham, Walsall, Dudley und 
Staffordshire, ein vierter mit jener inLiverpool und Manchester, 
und ein letzter mit der Lage der Handlungsgehilfinnen und 
in der Bekleidungsindustrie beschäftigten Arbeiterinnen in 
den Provinzstädten, wie mit jener in kleineren Erwerbs¬ 
zweigen in London. In Anbetracht des enorm ausgedehn¬ 
ten Arbeitsfeldes, das Miss Collet allein zu bewältigen hatte 
und zwar im verhältnissmässig kurzen Zeitraum von kaum 
einem Jahre, kann man der Berichterstatterin schwer den 
Vorwurf machen, dass sich die Berichte auf eine gar zu 
geringe Zahl von Aussagen stützen und dass bei dem in j 


Eile zusammengetragenen Material meist auch die von 
der Commission gegebene Richtschnur kaum eingehalten 
wurde. 

Instruktiver in dieser Richtung sind die Berichte der 
Miss May E. Abraham, die, von einem kleinen Report 
über die Bleiweiss-Industrie abgesehen, sich lediglich mit 
dem auch örtlich einheitlicheren Gebiete der Textilindustrie 
zu befassen hatte. Ihr erster Bericht behandelt Yorkshire. 
Die Konkurrenz zwischen Frauen und Männern beschränkt 
sich hier auf das Weben und Kämmen der Wolle; die 
übrigen Arbeitszweige gehören fast ausschliesslich, sei es 
der männlichen, sei es der weiblichen Arbeitskraft. In den 
Etablissements von Bradford, Huddersfield und Leeds werden 
gleichmässig beschäftigt Frauen und Männer und auch gleich- 
mässig bezahlt: doch ist dies nicht die Regel, so erhalten 
in Halifax beispielsweise Teppichweber durchschnittlich 
21 sh. 8 d., Weberinnen blos 13 sh. 9 d. per Woche. Die 
Differenz soll daher kommen, dass die Frauen bei dem 
schwereren Theil der Arbeit Hilfe brauchen, deren die 
Männer entrathen können. Doch auch von solchen Fällen 
abgesehen, giebt es in manchen Distrikten Lohnsätze für 
die Weber, in welcher Skala die Löhne für Frauen direkt 
15 bis 50 pCt. niedriger angesetzt sind als für Männer. Das 
fast allerorten konstatirte Anwachsen der Frauenarbeit ist 
auf eine dahin gerichtete Tendenz der Arbeitgeber 
zurückzuführen. In Bradford sind auch viele Frauen bei 
Maschinen beschäftigt, die während der Nacht von Männern 
bedient werden, doch erhalten letztere für die gleiche Ar¬ 
beit auch bei Tage höhere Löhne. Bezüglich der gesund¬ 
heitsschädlichen Wirkungen der Textilarbeiter weist Miss 
Abraham, wie früher schon vielfach geschehen, auf die meist 
über 1(X)® F. betragende hohe Temperatur in den Arbeits¬ 
schuppen und die mit Staub und Abfällen erfüllte Atmo¬ 
sphäre hin; die Berichterstatterin selbst hat sich bei einem 
ausgedehnteren Etablissementsbesuch das „Shoddy-Fieber“ 
zugezogen, das alle neuen Arbeiter befällt. Was die Moral¬ 
verhältnisse anlangt, wird bemerkt, dass abgesehen von 
einzelnen Fällen, in welchen das „Favoritsystem“ seitens 
Aufseher und Beamten besteht, vorzugsweise ungenügende 
sanitäre Einrichtungen (gemeinsame Klosets) von Schaden 
sind, namentlich für die jugendlichen Arbeitskräfte. Die Be¬ 
richterstatterin konstatirt auch die Schädlichkeit der Be¬ 
schäftigung verheiratheter Frauen für das Familienleben, die 
eine namentlich in Huddersfield stark ausgeprägte Bewegung 
gegen die Fabrikarbeit von Ehefrauen hervorgerufen hat. 
Allerdings spielt oft der Erwerb der Frauen eine grosse 
Rolle im Haushalte und diese selbst opponiren einer be¬ 
züglichen Einschränkung einmüthig, wogegen begreiflicher 
Weise die Mädchen gegen sie Stellung nehmen. Von 
anderer Seite wird betont, dass weibliche Arbeit durch Wegfall 
der Konkurrenz verheiratheter Frauen besser bezahlt würde, 
während durch eine solche Einschränkung das Konkubinat 
natürlich begünstigt würde. 

Der zweite Bericht der Miss Abraham beschäftigt sich 
mit der Baumwollindustrie von Lancashire und Cheshire. 
Im Gegensätze zu Yorkshire besteht in Lancashire keinerlei 
Differenz zwischen Frauen- und Männerlöhnen. Die ge¬ 
sundheitsschädlichen Verhältnisse sind ähnlich wie -in York¬ 
shire; was Unfälle anlangt, so ist das Ausfliegen des 
schweren mit „high speed.“ laufenden Weberschiffchen der 
einzige Betriebsunfall, dem Frauen ausgesetzt sind; die Be¬ 
richterstatterin zählt 18 Fälle auf, die sich in kürzester Frist 
ereigneten und regelmässig den Verlust eines Auges zur 
Folge hatten. Die Verhältnisse sind jenen in Yorkshire 
ähnlich. Die noch tadelnswerthere räumliche Eintheilung 
der Fabriken erklärt auch die grössere Immoralität in 
Lancashire. 

Ein dritter Bericht der Miss Abraham gilt in kursori¬ 
scher Weise der Seiden-, Tuch-, Teppich-, Cycle-, Uhren-, 
Shoddy- und Flock-Industrie. In den ersteren drei Erwerbs¬ 
zweigen sind die Löhne der Männer meist höher als die 
der Frauen; allerdings sind die Lohnsätze häufig gleich, 
doch ist die Arbeitsleistung der Männer oft doppelt so 
gross. Auch in der Uhrenindustrie verdienen Männer weit 
mehr als Frauen, die überdies meist nur zu einfacheren und 
leichteren Diensten verwendet werden; die Mädchen er¬ 
halten Anfangs 5 sh. per Woche und später als Maximum 
15 bis 20 sh. 
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Der kurze Bericht über die Bleiweissindustrie weist 
vornehmlich aut die häufigen Bleivveissvergiftungen der be¬ 
schäftigten Arbeiter hin, die in vielen Fällen tödtlieh ver¬ 
laufen, und zwar sind es die Frauen viel mehr als die 
Männer, welche dieser entsetzlichen Berufserkrankung unter- ! 
liegen. Statistiker wie Aerzte konstatirten in gleicherweise, 
dass Frauen häufiger und ernster an Bleivergiftungen er¬ 
kranken, dass die Frauen in jüngeren Jahren als die 
Männer erkranken und dass eine akute Bleivergiftung mit j 
Gehirnaffektionen bei PVauen weit gefährlicher als bei 
Männern erscheint. Mit Rücksicht auf diese riiatsachen 
wird von verschiedener Seite für einen erhöhten gesetzlichen 
Schutz der Arbeiterinnen in der Bleiweissindustrie plaidirt. 

Die Arbeitsverhältnisse in der Konfektions-, Wirk- ' 
waaren- und Spitzenindustrie werden im letzten Berichte 
der Miss Abraham flüchtig besprochen. | 

Die beiden Referate der Miss Margaret II. Irwin [ 
haben ebenfalls die rextilindustrie zum Gegenstände und 
zwar behandelt der erste die Textilindustrie von Glasgow, 
die Kaliko-Druckereien und Türkischroth-Färbereien von 
Leven. In Glasgow sind in den wichtigsten Arbeitszweigen 
der d'extilindustrie ausschliesslich Frauen beschäftigt, so | 
dass Jeder Vergleich mit Löhnen von Männern wegfallen | 
mu.ss. Im Gegensätze zu englischen Verhältnissen ist j 
in Schottland auch die Arbeit.szeit der Frauen kürzer, da ! 
sie meist nach der Ileirath aus der Fabrik austreten: 
gewöhnlich treten die Mädchen im Alter von 14 Jahren 
ein und arbeiten durchschnittlich blos 9 Jahre. Die Anzahl | 
der in den Fabriken beschäftigten Frauen ist relativ gering : 
(ca. 6 pCt.) und auch die Arbeitgeber missbilligen meist 
deren Beschäftigung. Die Arbeiterinnen in Schottland be¬ 
dienen nie mehr als zwei Webstühle. während jene in 
England, gleich den Männern, drei und oft vier übernehmen. 
Als eine der erheblichsten Schattenseiten in der schottischen 
Textilindustrie wird der fühlbare Mangel an einheitlichen 
Lohnsätzen beklagt, die von W'oehe zu Woche und von 
Fabrik zu Fabrik schwanken, was vorzüglich dem Mangel 
einer Organisation der Arbeiterschaft zuzusehreiben ist, 
woran wieder das Ueberwiegen der weiblichen Arbeits- j 
kräfte Schuld tragen dürfte. Von den regelmässig wieder- i 
kehrenden Klagen über mangelhafte sanitäre Einrichtungen 
abgesehen, werden die Gesundheitsverhältnisse der Ar- 
beiterinnen. mit Ausnahme von Ayr und Fort Glasgow, als 
besonders günstig geschildert, eine Folge der besseren 
Landluft in Schottland, zumal die Frauen über den .Sommer 
und Herbst meistens die Fabiikarbeit verlassen, um Feld¬ 
arbeit aufzusuchen. Auf diese regelmässige Unterbrechung, 
die allerdings sehr gesund erscheint, ist die geringere 
Fertigkeit der Arbeiterinnen in Schottland zurückziiführen. i 
Der zweite Bericht der Miss Irwin hat die Arbeitsverhält¬ 
nisse in den Textilcentren Westschotilands zum Gegen¬ 
stände und giebt kurzgefa^ste Mittheilungen allgemeinen j 
Inhalts nebst durchschnittlichen Löhnen für Ayr. Alva, ! 
Blantyre, Dalry, Dunfermline. Greenock, Johnstone, Kil- ; 
birnie, Kilmarnock, Lanark, Faisley, Port Glasgow und | 
Bridgeton. ' 

Auf den interessanten Bericht der Miss Eliza Orme, i 
der „Senior Lady Assistant Commissioner“ über die Lage 
der .Schankmädchen und Kellnerinnen in England, und die 
beiden letzten Berichte über Frauenarbeit in Schottland I 
und Irland kommen wir in einer der nächsten Nummern zurück. 

Wien. Emil Loew. 

Lohnverhältnisse der Buchdrucker. Der berufs- 
geiif^ssenschaftlichen Lohnstatistik lenkt sich nicht nur die i 
Aufmerksamkeit der Fachstatistiker immer mehr zu. auch 
die Genossenschaften selbst benutzen das ihnen zugehende 
Material zu lohnstatistischen Nachweisen. So lässt die I 
Brandenbiirgischc Sektion der Biichdrueker-Bcrufsgenossen- 
schaft ihren bezüglichen Zusammenst( Hungen veun Jahre 
1887 solche für 1892 folgen. Von .519 Betrieben sind Lohn¬ 
angaben den Nachweisen der Unternehmer entnommen, nur 
33 Betriebe der Sektion fehlen in den Zusammenstellungen, 
f'ür die 349 Berliner Betriebe mit durchschnittlich 9929 Ar- ! 
beitem ergiebt sich dieGesammtsumme voni 1 737278M. Lohn, 
durchschnittlich pro Arbeiter 1182 M. (1887: 1076). für die 
170 Betriebe der Provinz Brandenburg mit 1967 Arbeitern ist 
die Lohnsumme 1 147 916 M.. der Durchschnitt 573 M. i 


(1887 : 574 M.). — g c n d 1 i c h c Fe r s o n e n waren 1892 in 
Berlin 2373 männliche und 296 weibliche mit durchschnitt¬ 
lich 203 bezw. 115 Arbeitstagen und zusammen 555 027 
bezw. 44 373 odei* duichschnittlich 234 bezw 350 M. Lohn 
beschäftigt, in der Provinz 783 männliche und 146 w'eib- 
liche mit 238 bezw. 157 Arbeitstagen und zusammen 135683 
bezw. 18 613 oder durchschnittlich 173 bezw. 127 M. Lohn. 


— Wie die Löhne sich 

nach der Betriebe 

igrösse ver- 

schieden stellen, 

darüber 

lässt sich folgendi 

e Berechnung 

aufstellen: 
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55 

834 
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21— 40 

52 

1586 

1093 

41 60 

23 

1127 

1155 

61 100 

21 

1618 

1210 

101 150 

7 

835 

1559 

151—200 

3 

538 

1429 

201 300 

3 

788 

1402 

über 300 

2 

1711 

1241 

Zusammen Berlin 

349 

9929 

1182 


Mit der Betriebsgrösse steigen danach die Löhne bis 
zu der Klasse von 150 Arbeitern, in den höheren Klasseji 
fallen sie ebenso regelmässig, doch kann letzteres bei der 
geringen Zahl der in Betracht kommenden Betriebe (3-f-3-f’-.f 
auch zufällig sein. 

Irische Englandsgänger. Wie dieSachsengänger unserer 
östlichen Provinzen zur Erntezeit nach den reicheren Korn- 
Lind Rübenbezirken des westlichen Deutschland ziehen, 
suchen auch irische Landarbeiter auf der Sehwesterinsel 
durch Erntearbeit ihr kärgliches Jahreseinkommen zu erhöhen. 
Man könnte sie deshalb, nach dem Analogon der Sachsen¬ 
gängerei. Englandsgäiiger nennen. Im Juni 1893 hatten in 
Irland 14 761 Personen oder 0,31 pCt. der Bevölkerung ihren 
I leimathsort verlassen oder wollten ihn verlassen, um Be¬ 
schäftigung als Landarbeiter anderswo zu suchen. 3033 von 
ihnen waren zur Zeit der Zählung noch in ihrem Heimaths- 
ort. Die überwiegende Mehrzahl derselben, nämlich etwa 
7? der Gesammtheit, kamen aus der ärmsten Provinz Irlands, 
dem an der Nordwestküste gelegenen Connaught. Von 
ihnen entstammten wieder der Cirafschaft Mayo. In 
C onnaught bildeten die Wanderarbeiter 1.74 pCt. der Ge- 
sammtbevölkerung, in der Provinz Ulster 0,12 pCt, in Munster 
0,02 pCt. und in Leinster 0,005 pCt. In der vorhin er¬ 
wähnten zu Connaught gehörigen Grafschaft Mayo stieg die 
Zahl ^ogar auf 4,04 pCt. der Bevölkerung. Von der er¬ 
wachsenen männlichen Bevölkerung dieser Cirafschaft waren 
nicht weniger als 17 pCt. wandernde Landarbeiter. In 
keiner anderen Cirafschaft Irlands erreichte diese V'erhältniss- 
zahl 5 pCt. der männlichen Bevölkerung. Es konzentrirte 
sich also die Englandsgängerei fast völlig auf die steinigen 
und unfruchtbaren Ciebirgslandschaften West-Irlands. Als 
Feld ihrer 'Fhätigkeit suchten von der Ciesammtzahl der 
irischen Wanderarbeiter 84,3 pC't. England auf; 13 pCt. 
gingen nach Schottland und nur 27i() blieben in den wohl¬ 
habenderen Bezirken des östlichen und nördlichen Irland. 


Gewerkschaftliche Arbeiterbewegung. 

Kongress der Tabakarbeiter Deutschlands. Der am 

19. November in Berlin zusammengetretene Kongress, über 
dessen Verhandlungen bis zur Nachniittagssitzung vom 
22. November wir in der vorigen Nummer Bericht erstatteten, 
eröu terte in seinem weiteren \7*rlauf als 2. Punkt der 'Fages- 
ordnung die Frage des nothwendigen Ausbaus der Organi¬ 
sation veranlasst durch Zuchthausarbeit, Hausarbeit. Frauen- 
und Kinderarbeit, Verlegung der Fabriken nach dem Hachen 
Lande, die Schund- und Schleuderbazarc und die Kontroll- 
oder Schutzmarke. 

Der Referent Junge-Bremen betont die Nothvvcndigkeit 
der Organisation gerade jetzt bei der di-ohenden C4efahr 
des rabaksteuerjuoji'ktes. der nur durch e in gi schlossenes 
Vorgehen begegnet werden könne. Leider sei diese Einsicht 
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nicht allgemein. Die Organisation sei ziirückgcgangen: 
im Jahre 1889 umlasstc sie 19000 Mitglieder, heute 12 763; 
seit Juli d. J. sei wieder eine Steigerung eingetreten. Schuld 
an diesem Rückgänge trage der Indifferentismus der Kolle¬ 
gen, die ungünstigen wirthschaftlichen Verhältnisse, die 
Drangsalirungen der Fabrikanten und Behörden. Die Kon¬ 
kurrenz der Gefängniss- und Zuchthausarbeit sei verderblich, 
ebenso die Hausarbeit, die nicht nur die wirthschaftliche 
Lage der Tabakarbeiter verschlechtere, sondern in den 
Kollegen auch das Gefühl der Solidarität nicht aufkommen 
lasse. Die Arbeiterinnen würden erheblich schlechter bezahlt 
als die Arbeiter, die de.shalb aus den Fabriken verdrängt 
würden. Die Arbeiterinnen müssten organisirt werden, und 
zur Agitation unter ihren Kolleginnen verwandt werden. Es 
.^ei ein Fehler, dass Uebertretungen der bundesräthlichen 
Schutzbestimmungen selten zur Anzeige gelangen, lieber 
den Nutzen der sogenannten Schutzmarke lasse sich jetzt, 
wo die Einrichtung noch jung sei. noch kein endgiltiges 
Urtheil fällen. Bisher überstiegen die Ausgaben noch die 
Einnahmen. Ausgegeben wurden für die Schutzmarke, die 
in einer Million Exemplaren hergestellt worden, zirka 
4500 M., eingenommen wurden 2500 M. Eine ausführliche 
Debatte über die Schutzmarke sei hier unangebracht, da ein 
grosser Theil der Delegirten die Sache selbst nicht kenne. 
Der Referent schliesst mit der Aufforderung an die noch 
nicht organisirten Delegirten, sich der Organisation anzu- 
schliessen und für ihre Ausbreitung in der Heimath Sorge 
zu tragen. 

Die Debatte gestaltete sich sehr lebhaft und dehnte sich 
über zwei Tage aus. In der Discussion über die angeregte 
X’erschmelzungder beiden unter den Tabakarbeitern bestehen¬ 
den Organisationen, des ,,Unterstützungsvereins deutscher 
Tabakarbeiter*’ und des ,,Vereins deutscher Cigarrensor- 
tirer “ bildet den Hauptstreitpunkt die Arbeitslosen-Unter- 
stützung. die die Sortirer haben, die Zigarrenmachcr aber 
abgesehen von prinzipiellen Bedenken, nicht einführen zu 
können glauben, weil sie schon ihrer schlechteren wirth¬ 
schaftlichen Lage wegen die für die Arbeitslosen - Unter¬ 
stützung nöthigen hohen Beiträge nicht zu zahlen im .Stande 
seien. Es wird schliesslich die folgende Resolution ange¬ 
nommen; 

„Der Kongress hält eine geschlossene Organisation 
aller d'abakarbeiter für erforderlich. Da jedoch die 'l'abak- 
arbeiter heute noch in zwei zentralisirten Vereinen zu ihrem 
eigenen Schaden organisirt sind, so beschliesst der Kon¬ 
gress. die leitenden d'heile der beiden Organisationen zu 
verpflichten, zur nächsten Generalversammlung des Unter¬ 
stützungsvereins eine V\)rlage auszuarbeiten, wonach eine 
den berechtigten Wünschen derbeiderseitigen Interessenten 
Rechnung tragende \Treinigung ermöglicht wird.“ 

Von der Redaktionskommission wird durch ihren Ver¬ 
treter, den Delegirten von Chemnitz, folgende Resolution 
zu Punkt 2 der Tagesordnung vorgeschlagen: „Aus den 
Verhandlungen des d'abakarbeiter-Kongresses, in.sbesondere 
aus der Berichterstattung der Delegirten aus allen Theilen 
r.)eutschlands hat sich aufs deutlichste ergeben, dass die 
Lage der deutschen Tabakarbeiter die denkbar traurigste 
ist. Herbeigeführt wird diese traurige Lage ganz besonders 
a) durch die Arbeit in den Strafanstalten, b) die Haus¬ 
arbeit, c) die Frauen- und Kinderarbeit, d) die Verlegung 
der Fabriken nach dem flachen Lande. Der Kongress be- 
schliesst deshalb zu a) (die Arbeit in den Strafanstalten): 
In Erwägung, dass die Beschäftigung der Gefangenen in 
den Strafanstalten zum Zwecke der Herstellung von Tabak¬ 
fabrikaten die gesammten in der rabakindustrie beschäftig¬ 
ten Arbeiter und Arbeiterinnen in materieller Beziehung 
schwer schädigt und deprimirend auf die Sittlichkeit der¬ 
selben einwirkt, fordert der Kongress die Beseitigung der 
Arbeit in den Strafanstalten:- zu b) (die Hausindustrie und 
deren Schäden): In Erwägung, dass die Hausarbeit in 
unserem Gewerbe grosse Schäden im Gefolge hat, unge¬ 
eignete Arbeitsräume, unzulässige Gemeinsamkeit häuslicher 
und gewerblicher Verrichtungen, nachtheiligen Einfluss auf 
das h'amilienleben, Absonderung der Hausarbeiter von ihren 
Fachgenossen, Fernbleiben derselben von den Mitteln zur 
Fortbildung, Regellosigkeit der Arbeitszeit. Ueberbürdung 
mit Arbeit, Herabdrückung des Arbeitslohnes, — und in 
fernerer Erwägung, dass die bundesräthlichen Bestimmungen 


durch die Hausarbeit vollständig illusorisch gemacht werden 
und bis jetzt nur dazu geführt haben, Einzel-Hausarbeit zu 
fördern, erachtet der Kongress es für dringend erforderlich, 
dass die Bestimmungen auch auf die Hausindustrie ausge¬ 
dehnt werden; zu c) (Frauen- und Kinderarbeit): der Kon¬ 
gress erkennt in der immer steigenden Verwendung dei' 
Arbeit der Frauen sowohl in der Tabakindustrie wie in 
allen Industriezweigen nur eine Wirkung der gesammten 
modernen Produktionsweise, und hält daher ein gesetzliches 
Verbot oder auch nur eine Einschränkung der Frauenarbeit, 
.soweit nicht eine solche nöthig erscheint in Bezug auf den 
der verheiratheten Frau zur Erfüllung ihrer häuslichen 
Pflichten nothwendigen Schutz, wie in Bezug auf diejenigen 
Beschäftigungen, welche der körperlichen Beschaffenheit 
der Frau widersprechen, nicht nur vollständig unwirksam, 
sondern auch für eine nicht zu rechtfertigende Beeinträchti¬ 
gung der auch von den Frauen zu beanspruchenden wirth¬ 
schaftlichen Bewegungsfreiheit und erklärt deshalb als ein¬ 
zig wirksames Mittel zur Beseitigung der im Gefolge der 
Frauenarbeit entstandenen Uebelstände die politische und 
wirthschaftliche Gleichstellung der F'rau mit dem Manne. 
Der Kongress fordert daher zur Erreichung dieses Zieles 
das unbeschränkte Koalitionsrecht auch für die Frauen und 
die Beseitigung aller da.sselbe beschränkenden Gesetze und 
Verordnungen und verlangt im weiteren von allen ziel¬ 
bewussten männlichen Tabakarbeitern, unablässig für Auf¬ 
klärung und Organisation der weiblichen Kollegen, besonders 
aber für unbedingte Gleichstellung der Löhne der Frauen 
mit den Männern zu wirken; zu d) (Verlegung der Fabriken 
nach dem flachen Lande): der Kongress ist der Ueber- 
zeugung, dass die immer mehr um sich greifende Verlegung 
der Zigarrenfabriken nach den kleineren und kleinsten 
Orten lediglich der wirthschaftlichen Entwickelung zu¬ 
zuschreiben ist, welche die Unternehmer veranlasst, stets 
auf möglichst billige Herstellung ihrer Fabrikate zu 
sehen. Der Kongress ist ferner der Ueberzeugung, 
dass diesem Uebelstände. der in absehbarer Zeit den 
völligen Ruin der deutschen rabakarbeiter und Tabak¬ 
arbeiterinnen bedeutet, in seinen Wirkungen nur entgegen¬ 
getreten werden kann durch eine feste, zielbewusste Orga¬ 
nisation. Als ein wirksames Mittel, die Lage der 'I'abak- 
arbeiter Deutschlands zu vei'bcssern, erachtet der Kongress 
die gewerkschaftliche Organisation als die geeignetste Form 
die Zentralisati(^n. und bezeichnet den „Untersttitzungs- 
verein deutscher l abakarbeiter“ und den „Verein deutscher 
Zigarrensortirer“ als die Organisationen aller 'fabakarbeiter 
Deutschlands und verpflichtet deshalb alle Tabakarbeiter 
und Arbeiterinnen, mit aller Entschiedenheit für die Aus¬ 
breitung dieser Organisation thätig zu sein. Der Kongress 
erkennt weiter, dass die sozialdemokratische Partei die ein¬ 
zige politische Vertreterin der Arbeiterinteressen ist, ohne 
sie würden auch die Interessen der Tabakarbeiter nicht in 
ausgiebigster und entscheidender Weise geschützt werden. 
Es ist daher Pflicht eines jeden Tabakarbeiters, dieser Partei 
nicht allein anzugehören, .sondern auch durch sein persön¬ 
liches Verhalten für die kräftige Entwickelung derselben 
einzutreten.“ 

Der Schlusspassus der Resolution, der von der Zuge¬ 
hörigkeit zur sozialdemokratischen Partei spricht, wird von 
verschiedenen Seiten angefochten und ein Antrag auf 
Streichung desselben gestellt. Indessen wird der letztere 
nach längerer Debatte gegen 18 Stimmen abgelehnt und 
darauf die Resolution einstimmig angenommen. 

Am 24. November — dem letzten Verhandlungstage — 
werden die folgenden Anträge, über die am vorhergehen¬ 
den Tag debattirt worden war, angenommen. Zunächst 
der von dem Vertreter Ottensens eingebrachte Antrag: 

„Der Kongress ist der Ueberzeugung, dass die Institu¬ 
tion des Fabrikinspektorats in dem jetzt bestehenden Um¬ 
fange den Anforderungen, durchaus nicht genügt, welche 
die Arbeiter an dasselbe zu stellen haben in Bezug auf 
ausreichende Kontrolle der zu beaufsichtigenden Betriebe, 
und fordert daher den Bundesrath resp. die Bundesregie¬ 
rungen auf, eine ausreichende Vermehrung der Fabrik¬ 
inspektoren vorzunehmen, auch denselben Hilfsarbeitern, 
die von den Arbeitern selbst gewählt werden, zur Seite zu 
stellen. Im weiteren hält der Kongress die Errichtung von 
Arbeiterkammern für sehr empfehlenswerth, ganz besonders 
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auch behufs Unterstützung und Ergänzung des Fabrikinspek- 
torats.“ Dieser Antrag wird angenommen. Ebenfalls ange¬ 
nommen werden folgende Resolutionen: 

„Der Kongress empfiehlt dem Unterstützungsverein deut¬ 
scher Tabakarbeiter nachfolgende Beschlüsse zur Berück¬ 
sichtigung: 1. Für die Agitation auch geeignete weibliche 
Tabakarbeiter zu verwenden. 2. ln nächster Zeit eine leb¬ 
hafte Agitation zu entfalten.“ 

„Der Kongress macht es den Delegirten zur Pflicht, in 
ihren Heimathsorten dahin zu wirken, dass öffentliche Ver¬ 
sammlungen der Tabakarbeiter nur gemeinsam mit den 
weiblichen Kollegen einberufen werden.“ 

„Der Kongress empfiehlt den deutschen Tabakarbei¬ 
tern, energisch für Beseitigung der korrumpirend wirken¬ 
den Prämienarbeit (für Ersparnisse am Rohmaterial) einzu¬ 
treten.“ 

„Der Kongress erkennt, dass die wirthschaftliche Lage 
der Tabakarbeiter und -Arbeiterinnen in allen Orten Deutsch¬ 
lands eine tieftraurige und in Folge dessen eine aufbesse¬ 
rungsbedürftige ist und macht es den Kollegen und Kolle¬ 
ginnen zur Pflicht, falls in solchen Orten ein Kampf um die 
Hebung der wirthschaftlichen Lage der Arbeiter und Ar¬ 
beiterinnen entsteht, die im Kampf befindlichen materiell zu 
unterstützen.“ 

„Angesichts der sich in Kapitalistenkreisen geltend 
machenden Reaktion in Bezug auf das Vereins- und Ver¬ 
sammlungsgesetz,* sowie der Gewerbeordnung protestirt 
der Tabakarbeiterkongress entschieden gegen jede Ein¬ 
schränkung des Koalitionsrechtes der Arbeiter und Arbei¬ 
terinnen, hält dagegen die Aufhebung aller bundesstaat¬ 
lichen Vereins- und Versammlungsgesetze, sowie die 
Schaffung eines freiheitlichen Vereinsgesetzes für durchaus 
nothwendig.“ — Der Berliner Kongresskommission wird die 
Bestimmung des Ortes für den nächsten Tabakarbeiter- 
Kongress überlassen. 

Damit sind die Arbeiten des Kongresses erledigt. I 

Der Kongress war nach einer vorläufigen Zusammen- i 
Stellung des Vorsitzenden von 200 Delegirten besucht, die ! 
476 Orte mit 87 553 Personen vertraten, von denen 12 197 
organisirt, 75 356 nicht organisirt sind. 

Der freie Arbeits-Bund in England. In jüngster Zeit 
macht sich in England eine Bewegung bemerkbar (vergl. 
Sozialpolitisches Centralblatt, III. Jahrg. S. 65 fg.), die für 
die weitere Entwickelung der englischen Arbeiterorgani¬ 
sationen von einschneidender Bedeutung sein dürfte; es ist 
dies die „Free Labour Movement“, die von der „National 
Free Labour Association“ in energischer Weise ins 
Leben gerufen wurde. Die Versuche einer Ausbreitung dieser 
Freiarbeitsorganisation über ganz Grossbritannien, die ihre 
Spitze gegen die stramme Disciplin der Trade Unions 
kehrt, werden mit besonderer Rührigkeit und offen¬ 
barem Erfolge geführt. Neben dem Londoner Hauptquartier 
sollen in sämmtlichen Provinzialdistrikten Filialen errichtet 
werden, die im Prinzipe mit den Statuten der Association 
einverstanden, doch für ihren eigenen Distrikt, soweit lokale 
Fragen in Betracht kommen, freie Hand haben; die Distrikte 
wieder erhalten in den einzelnen Orten Filialbranchen, so 
dass sich das Netz der Organisation über das ganze Land 
ausdehnt, ohne Unterscheidung der verschiedenen Arbeits¬ 
zweige, ohne Unterscheidung ob die Mitglieder unorganisirt 
oder Trade Unionisten sind, von w'elch letzteren viele angeblich 
blos gezwungen sich der Gewerkvereinsherrschaft unter¬ 
werfen. In vielen Städten Englands wurden bereits vor¬ 
bereitende Versammlungen abgehalten und eifrig wird an 
der Vorbereitung einer Delegirten-Konferenz in London ge¬ 
arbeitet; Dover, Portsmouth, Southampton, die Häfen des 
Bristol-Canals, Liverpool, Clyde, Newcastle-on-Tyne, Bir¬ 
mingham, Sheffield und Watford sind der Organisation 
bereits gewonnen. Die Vereinsbureaux, die zu gegebenem 
Zeitpunkte eröffnet werden sollen, werden sich auch mit 
der Vermittelung von Arbeit für Leute befassen, die „on 
free labour principles“ arbeiten wollen, d, h. Unionisten 
und Nichtunionisten zusammen und ohne Präjudiz ihrer 
eventl. Gew^erkvereinsmitgliedschaft. Die Arbeitgeber wollen 
den in den Listen dieser Bureaux enthaltenen Arbeitern 
natürlich den Vorzug geben. ' 

Ein anderes Ziel, das der Verein anstrebt, ist die Er- 1 


richtung eines Schiedsgerichtes in jedem Distrikte, das 
aus einer gleichen Anzahl von Arbeitgebern und Ar¬ 
beitern der verschiedenen Berufszweige zusammengesetzt 
ist und dem sämmtliche Arbeitsstreitigkeiten unterbreitet 
werden sollen. Sollte im Board of arbitration eine Einigung 
über den Schiedsspruch nicht zu erzielen sein, so soll ein 
Unparteiischer mit der Urtheilsfällung betraut werden. 
Diese Boards, hofft man, würden die Wahrscheinlichkeit 
von Strikes auf das absolute Minimum reduziren; in wirk¬ 
lich unausweichlichen Fällen bleibt freilich den Arbeitern 
der Weg des Ausstandes offen und würden sie dann auch 
die nöthige Unterstützung finden. Doch würde die Asso¬ 
ciation in keinem Falle einen Ausstand gutheissen, bevor 
die Streitfrage nicht dem zuständigen Schiedsgericht unter¬ 
breitet w^orden ist. Die Einrichtung von Unterstützungs¬ 
kassen soll den einzelnen Distrikten überlassen bleiben. 

Von einer namhaften Anzahl von Arbeitgebern hat die 
Association die Zusage einer kräftigen Unterstützung er¬ 
halten; die Unternehmer erhoffen durch eine Ausbreitung 
der „Free Labour“ eine erhöhte Stabilität der Betriebe. 
Auch von den Boards of arbitration versprechen sich die 
Arbeitgeber günstige Wirkung. Es erklärt sich, dass eine 
namhafte Anzahl von Unternehmerverbänden der National 
Free Labour Association beitreten will. Von den beitre¬ 
tenden Arbeitern wird ein Jahresbeitrag von 2 sh. gefor¬ 
dert. Man darf auf die weitere Entwickelung dieser Frei¬ 
arbeitsbewegung, namentlich in ihrer Rückwirkung auf den 
Trade Unionismus, gespannt sein. 


Politische Arbeiterbewegung. 

Sozialdemokratischer Kongress in der Schweiz. Der 

schweizerische sozialdemokratische Parteitag fand am 25, No¬ 
vember in Olten stgtt. Es waren 43 Delegirte aus 18 Orten 
vertreten. Aus den Verhandlungen desselben sei folgendes 
mitgetheilt: Ueber die Propaganda für das Recht auf Arbeit 
referirte Wullschleger und theilte mit, dass für das Initiativ¬ 
begehren 62 642 Unterschriften gesammelt worden seien. 
Die Geschäftsleitung wurde beauftragt, die Agitation ein¬ 
heitlich und energisch fortzusetzen. Bezüglich der National¬ 
rathswahlen hebt der Referent die Wichtigkeit der selbst¬ 
ständigen Thätigkeit der Genossen in den einzelnen Wahl¬ 
kreisen hervor. Von einer Zentralstelle aus lasse sich diese 
Agitation nicht, leiten. Die Zahl der für sozialdemokratische 
Kandidaten abgegebenen Stimmen schwankt in der Schätzung 
zwischen 25(X)0 bis 32 (XK) Stimmen. Abgegeben wurden 
von den zirka 600 000 Stimmberechtigten ungefähr 350 000 
Stimmen. Davon fielen auf sozialdemokratische Kandidaten 
25 000, so dass, wenn das Proportional-Wahlsystem einge¬ 
führt wäre, 8—10 Mandate der Partei zufallen würden. 

Ein Antrag aus Luzern, an den Bundesrath das Ver¬ 
langen zu stellen, arbeitslose Schweizerbürger aus Bundes¬ 
mitteln zu unterstützen, führt zur Beschliessung der Ein¬ 
reichung einer bezüglichen Petition an den Bundesrath. 

Lang referirt hierauf über die Initiative betr. die allge¬ 
meine unentgeltliche Krankenpflege. Eine Resolution, welche 
die Erlangung einer unentgeltlichen Krankenpflege als das 
Ziel sozialdemokratischer Politik hinstellt, fand Annahme. 
An den Vortrag Lang knüpfte sich eine lange Debatte über 
das Tabaksmonopol. Einige Redner verwarfen dasselbe als 
ein staatskapitalistisches Unternehmen. Von anderer Seite 
hingegen wurde geltend gemacht, dass das Monopol früher 
oder später doch kommen werde; deshalb sei es gerathen, 
dasselbe jetzt zu verlangen, gleichzeitig aber die Bedingung 
daran zu knüpfen, aus den Ueberschüssen die Kosten für 
die unentgeltliche Krankenpflege zu bestreiten. 

Betreffend das Verhältniss zu andern politischen Parteien 
wurde beschlossen; die Mitglieder werden aufgefordert, in 
der Agitation ein Hauptgewicht auf die Förderung der Er- 
kenntniss zu setzen, dass alle bürgerlichen Parteien der 
Sozial-Demokratie als reaktionaire Parteien gegenüberstehen; 
Mitglieder dürfen künftig weder Vertrauensposten irgend 
welcher Art in einer bürgerlichen Partei bekleiden, noch 
einer bürgerlichen Fraktion angehören. 
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Arbeiterschutzgesetzgebung. 

Zur Sonntagsruhe der Photographen haben wir in 
No. 8 des Sozialpolitischen Centralblatts über eine Audienz 
der Prinzipalvereine bei den Ministern v. Bötticher und 
V. Berlepsch berichtet. Hierzu geht uns eine Auseinander¬ 
setzung zu. welche darauf aufmerksam macht, dass die Um¬ 
stände, welche für Gestattung der Sonntagsarbeit im Photo¬ 
graphengewerbe sprechen, von uns nicht berücksichtigt seien. 
Der Photograph sei in ungünstigerer Lage als Fleischer, 
Bäcker, Lebensmittelhändler etc., weil er von Licht und 
Wetter abhängig sei. Es sei ferner Unrecht, sich auf vier 
grosse Geschälte zu berufen, bei denen nur 20 pCt. der 
Aufnahmen auf den Sonntag fallen, und die Ateliers mit 
50 bis 99 pCt. Sonntagsaufnahmen als nichts beweisend ab¬ 
zulehnen; im Gegentheil sei dort nur das gut zahlende 
Publikum vertreten, während hier die Arbeiter und Klein¬ 
gewerbetreibenden, die während der Woche angespannt 
sind, sich am Sonntag zusammendrängten. Das Auskopieren 
am Sonntag sei eine nothwendige Arbeit in allen Fällen, 
in denen Platten, die am Sonnabend spät entstanden sind, 
bis zum Montag verderben würden. 

Indem wir unsern Lesern von diesen Gegenäusserungen i 
Kenntniss geben, bemerken wir, dass sie zu den von uns 
kritisch hervorgehobenen Punkten in keinerlei Beziehung i 
stehen. Dass jedes Gewerbe Eigenartigkeiten hat, dass bei ! 
jedem Gewerbe gewisse besondere Gründe für eine Aus¬ 
nahmestellung geltend gemacht werden können, ist unbe¬ 
streitbar. Nicht darauf kommt es an, ob sich Gründe für 
eine Ausnahme anführen lassen, sondern ob in sachkundiger 
Abwägung zwischen Gründen und Gegengründen die (wirk¬ 
lichen oder vermeintlichen) Ausnahmeverhältnisse als un- i 
überwindliche Schwierigkeiten anzuerkennen sind. Hierzu 
ist eine Vernehmung beider Theile nothwendig: nicht bloss 
der Prinzipale, welche die Arbeit, sondern auch der Ge- 
hülfen, welche die Ruhe wünschen. Ein hoher Staats¬ 
beamter, welcher auf eine blosse Darstellung der Prinzipale 
hin die Worte spricht: „Jedenfalls muss Ihnen ja der § 105e 
zugebilligt werden“ (oder auch nur in den Zeitungen dies 
von sich unwidersprochen berichten lässt), begiebt sich da¬ 
durch des Vertrauens, das der Staatsbeamte als eine über 
den Parteien stehende unabhängige Instanz erstreben soll. 
Und weil dieser Fall nicht vereinzelt dasteht, weil der 
preussische Handelsminister infolge einer fortgesetzten 
Reihe ähnlicher Amtshandlungen in dem Lichte eines Ver¬ 
waltungschefs erscheint, dem die Interessen der Unternehmer 
als die Interessen des Gewerbes vorschweben, deswegen 
haben wir auch unser Bedauern darüber ausgesprochen, 
dass der Staatssekretär des Reichsamts des Innern schon 
im Voraus in Aussicht gestellt habe, die preussische Aus¬ 
nahmeverordnung eventuell den anderen deutschen Regie¬ 
rungen zur Annahme zu empfehlen. — Ueber die Ateliers, 
welche angeblich 50 bis 99 pCt. Sonntagsaufnahmen auf¬ 
weisen, haben wir nicht gesprochen, sondern nur über das 
von der Deputation einzig und allein zahlenmässig fassbar 
hervorgehübene Maximum der 99 pCt. Da die Anzahl der 
Ateliers, die dieses Maximum aufweisen, = 1 ist, so waren 
wir befugt, diesen Fall als einen eingestandenermaassen ver¬ 
einzelten für die Beweisführung abzulehnen. Ueber die 
anderen Ateliers, welche zwischen 50 und 99 pCt. Sonntags¬ 
aufnahmen haben sollen, war aber von den Prinzipalen (und 
gerade dagegen richtete sich unsere Kritik) kein anderes 
Material als diese blosse Behauptung beigebracht worden. 
Solche Dinge lassen sich nicht so oben hin behandeln. Für 
eine ordnungsmässige Statistik ist erforderlich, dass die Zahl 
der Ateliers gruppenweis genannt, ihr Umfang detaillirt an¬ 
gegeben, zwischen Photographen von Beruf und blossen 
Sonntagsphotographen, die während der Woche Buchbinder¬ 
arbeit machen, unterschieden, vor allem aber, dass solche 
Behauptungen von den Prinzipalen nicht bloss aufgestellt 
werden, sondern durch gemeinsame statistische Arbeit von 
Prinzipalen und Gehülfen die einzig glaubhafte Unterlage 
erhalten. — Dass Platten, welche am Sonnabend spät ent¬ 
standen sind und bis zum Montag verderben würden, schon 
nach dem Gesetze am Sonntag auskopiert werden dürfen, 
haben wir nicht blos nicht bestritten, sondern ausdrücklich 


anerkannt. Unsere Kritik richtete sich gegen die Ausdrucks¬ 
weise des Ministers v. Berlepsch, welche sehr geeignet war. 
das Missverständniss hervorzurufen, dass die Prinzipale 
selbst es in der Hand hätten, derartige Arbeiten regel¬ 
mässig vom Sonnabend auf den Sonntag zu schieben und 
durch die so entstehende Schleunigkeit für die Gehülfen 
den „Zwang“ zu schaffen, auf welchen der Minister die 
Prinzipale glaubte aufmerksam machen zu sollen. 


Gewerbegerichte, Einigungsämter und 
Arbeiterausschüsse. 

Gewerbegerichte in Dänemark- Der Abgeordnete 
Direktor Bramsen hat im Folkething einen Gesetzentwurf 
Gewerbegerichten und Einigungsämter betr, eingebracht. 
Die Arbeitergerichte sollen auf Antrag der Arbeitgeber 
und Arbeiter und mit Erlaubniss der kommunalen Be¬ 
hörden errichtet werden; sie sollen aus einer gewissen 
Anzahl Mitglieder, wenigstens vier, bestehen und der Vor¬ 
sitzende wird von den Behörden auf ein Jahr ernannt, wäh¬ 
rend die Mitglieder von den Arbeitern und Arbeitgebern 
auf mindestens drei Jahre gewählt werden. Weder der 
Präsident noch die Mitglieder erhalten Honorar. Diese 
Arbeitergerichtc sollen auch als Einigungsämter fungiren, 
um Streitigkeiten zwischen Arbeitern und Arbeitgebern zu 
schlichten. Können die Delegirten sich nicht einigen, so 
soll der Streit durch schiedsrichterliches Urtheil erledigt 
werden. 

Soziale Hygiene. 


Zur Frage der unentgeltlichen Armenpflege in der 
Schweiz. Bekanntlich ist gegenwärtig in der Schweiz eine 
lebhafte Agitation zu Gunsten der gesetzlichen Einführung 
einer unentgeltlichen Armenpflege im Gang. Das auf dieselbe 
bezügliche Initiativbegehren ist bereits formulirt und hat 
folgenden Wortlaut: „Die Unterzeichneten Stimmberechtigten 
stellen gemäss Art. 121 der Bundesverfassung das Begehren, 
dass folgender Vorschlag zur Abänderung der Bundesver¬ 
fassung dem Volke und den Ständen zur Annahme oder 
Verwerfung vorgelegt werde: Art. 33 bis der Bundesver¬ 
fassung erhält folgenden Zusatz: „Der Bund hat, unter Mit¬ 
wirkung der Kantone in der Organisation und Verwaltung, 
dafür zu sorgen, dass auf seine Kosten jedem Einwohner, 
der es verlangt, ärztlicher Rath und Beistand, sowie Heil¬ 
mittel unentgeltlich zu theil werden. Er gewährt ferner den 
Kantonen Beiträge für unentgeltliche Spitalpflege Unbemit¬ 
telter und für Errichtung von Heilanstalten. Zur Deckung 
dieser Ausgaben steht dem Bunde das ausschliessliche Recht 
zur Tabakfabrikation und zur Einfuhr und dem Verkauf von 
Tabak und Tabakfabrikaten zu; er kann auch gesetzliche 
Vorschrift über die Tabaksurrogate erlassen. Die gering- 
werthigen Tabak- und Ziearrensorten sollen hierbei nicht 
vertheuert werden. Den Kantonen, die vor 1893 die Fabri¬ 
kation oder den Verkauf von Tabak besteuerten, soll für 
den Wegfall dieser Steuer eine angemessene Entschädigung 
gewährt werden. Art. 31 a und d der Bundesverfassung soll 
lauten: Art. 31. Die Freiheit des Handels und der Gewerbe 
ist im ganzen Umfange der Eidgenossenschaft gewährleistet. 
Vorbehalten sind: a) Das Salz-und Pulverregal, das Tabak- 
monopol und die eidgenössischen Zölle, d) Sänitätspolizei- 
liche Massregeln gegen Epidemien und Viehseuchen, sowie 
die Einrichtungen der unentgeltlichen Krankenpflege.“ 


Eingesendete Schriften. 


Schäfer, Dr. Friedrich, Wirthschafts- und Finanzgeschichte der 
Reichsstadt Ueberlingen am Bodensee in den Jahren 1550 bis 
1828 (A. u. d. T. Untersuchungen zur Deutschen Staats- und 
Rechtsgeschichte, herausgegeben von Dr. Otto Gierke). 
Breslau, 1893. Koebner 8®. 196. 

Böttger, Das Programm der Handwerker. Eine gewerbepolitisehe 
Studie. Braunschweig. 1893. Albert Limbach. 283 S. 
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Die Regelung des Lehrlingswesens. 

Die Vorschläge des Ministers v. Berlepsch zur Rege¬ 
lung des Handwerks, die wir in Band II, S. 569 fg. dieser 
Zeitschrift besprachen, sind fortlaufend Gegenstand der Er¬ 
örterung, sowohl in der Presse, wie auf Handwerkertagen 
verschiedenster Art gewesen. Zustimmung hat nur Weniges 
gefunden, das Meiste begegnet einer abfälligen Kritik. Je 
mehr man Überzeugt ist, dass das Lehrlingswesen sehr im 
Argen liegt, um so weniger ist man zufrieden mit den Ver¬ 
besserungsvorschlägen des Ministers. 

Was ist denn so ein Handwerkslehrling? In erster 
Linie ist er für seinen Lehrmeister eine Arbeitskraft. Er 
kann noch von Glück sagen, wenn er seine Zeit mit ähn¬ 
lichen Arbeiten ausfüllen darf wie ein jugendlicher Arbeiter 
des nämlichen Berufes, Arbeiten, bei denen er diesen Be¬ 
ruf erlernen kann. In vielen Fällen ist der Lehrling noch 
heute allgfemeiner Arbeits- und Laufbursche, der nur neben¬ 
her diöse und jene Hantirung in seinem handwerklichen 
Bepufe dem Meister oder Gesellen absehen kann. Oder er 
muss sich doch durch ein solches Laufburschenfegefeuer 
während des ersten Jahres seines Lehr Verhältnisses hin¬ 
durcharbeiten, trotzdem er sich das Recht, belehrt zu wer¬ 
den; häufig von Anfang an durch ein nicht unbeträchtliches 
Lehrgeld hat erkaufen müsselT. Wenigstens geht es noch 


1 so her im Kleinhandwerk, mag es nun das selbstständige, 
oder das bereits der Hausindustrie verfallene sein. 

Aus diesen Zuständen lässt sich noch nicht einmal den 
Kleinmeistern selbst ein Vorwurf machen. Es ist eine 
I schwere Anforderung, dass ein solcher stets dem wirth- 
i schaftlichen Untergang ins Auge schauender selbstständiger 
Handwerker aus idealen Beweggründen seinem eigenen 
Vortheil entgegenarbeiten, dass er die Zeit, die er zur 
I eigenen Produktion verwerthen kann, zu Belehrungen ver- 
' wenden soll. Wie nahe lieg^ ihm die Versuchung, die Ar¬ 
beitskraft des jungen Menschen in der für seinen eigenen 
Vortheil zweckdienstlichsten Weise auszunutzen. Dabei 
j mag ganz ausser Betracht bleiben, ob denn den Meistern 
I überhaupt stets die Fähigkeit innewohnt, ihre eigene Kunst 
. Anderen beizubringen. Arbeitstüchtigkeit und Lehrfähig- 
I keit sind keineswegs Eigenschaften, die sich gegenseitig 
i bedingen, oder auch nur häufig nebeneinander Vorkommen, 
j Meist hängt es ausschliesslich von der eigenen Beobach- 
! tungsfähigkeit und Geschicklichkeit eines jungen Menschen 
ab, ob er in seinem Lehrverhältniss überhaupt irgend etwas 
lernt. 

Geht es so zu bei dem KRinmeister, so gestalten sich 
die Dinge keineswegs besser für den Lehrling in dem Gross- 
I betrieb. Dort steht ihm zwar nicht die Gefahr bevor, in 
; derselben Weise ausgenutzt zu werden, aber er ist dort 
noch viel mehr als im Kleinbetrieb ein „jugendlicher Ar¬ 
beiter“ und zwar, was das Gefährlichste ist für seine Aus¬ 
bildung, ein Theilarbeiter. Immer mehr führt die Entwick- 
i lung der Industrie zur Arbeitstheilung, je grösser der Be- 
I trieb, desto einseitiger wird die Thätigkeit des einzelnen 
Arbeiters, denn eine andauernde einseitige Thätigkeit er¬ 
zeugt eine grössere manuelle Geschicklichkeit und somit 
die Möglichkeit, die Arbeitskraft besser auszunutzen. Da 
liegt es denn im Interesse der Unternehmer, wie sie die 
erwachsenen Arbeiter als Theilarbeiter einstellen, auch ihre 
Lehrlinge von vornherein im ersten Jahre für eine Theil- 
arbeit zu schulen, damit sie in den späteren Jahren der 
Lehrzeit aus diesen nur mit einem kärglichen Taschengelde 
entlohnten Lehrlingen den vollen Nutzen, wie aus geschulten 
Theilarbeitern ziehen können. 

Diese Uebelstände, die aus dem Interessenzwiespalt 
zwischen Lehrherren und Lehrlingen entspringen, traten 
! schärfer und schärfer zu Tage mit dem Verfall des patri¬ 
archalischen Verhältnisses früherer Zeit. Indem das Ein¬ 
dringen der Maschinenthätigkeit durch Zerrüttung des hand¬ 
werkartigen Betriebes der Grossindustrie die Bahn ebnete, 
lockerte es auch die Beziehungen zwischen Lehrherrn und 
Lehrling. Eine Zeitlang, so lange die Lehren der englischen 
Nationalökonomie in Deutschland Geltung hatten, glaubte 
man in der möglichsten Freigebung der Arbeitskontrakte 
das Allheilmittel für die gewerblichen Schäden gefunden zu 
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haben. Von solchen Ideen beherrscht, haben 1869 Regie- j 
rung und Volksvertretung, in den §§ 115 — 126 der G.-O. ; 
eine Regelung des Lehrlingswesens versucht. Die freie 
Vereinbarung wurde zur Grundlage des Lehrvertrages ge¬ 
macht; nur einige einschränkende Bestimmungen, die indess 
in der Praxis sehr leicht durchbrochen werden konnten, 
wurden beiden Theilen auferlegt. So sollten zur Arbeit 
an Sonn- und Festtagen Lehrlinge nicht verpflichtet werden; 
thatsächlich bleiben den Meistern genug Mittel und Wege 
offen, um auch ohne „Verpflichtung“ die Lehrlinge zur 
Sonntagsarbeit heranzuziehen. Im Interesse der Ausbildung 
der Lehrlinge war vorgesehen, dass sie vor vollendetem 
18. Lebensjahr zum Besuch von Fortbildungsschulen ge¬ 
zwungen werden konnten. Dagegen wurde den Meistern 
keine Beschränkung hinsichtlich der Zahl der zu haltenden 
Lehrlinge auferlegt. 

Im übrigen hing es nach wie vor völlig von der indi¬ 
viduellen Tüchtigkeit und Willigkeit des Lehrmeisters ab, 
ob der Lehrling am Ende seiner Lehrzeit mit einem erträg¬ 
lichen Maass von Kenntnissen als Geselle ins Leben hin¬ 
austrat. Die gesetzliche Lockerung des Lehrverhältnisses 
beförderte nur die thatsächliche. Wie die Meister sich auch 
dem Lehrling gegenüber immer mehr als arbeitausnutzende 
Unternehmer geberdeten, wurden auch die Lehrlinge mehr 
und mehr darauf bedacht, sich den lästigen Fesseln der 
meisterlichen Aufsicht und Ausnutzung zu entziehen und 
ihr^ Arbeitskraft dort zu verkaufen, wo ihrer ein lohnen¬ 
derer Preis wartete. Die Unternehmer selbst trugen zur 
Lockerung des Lehrverhältnisses bei, indem sie sich gegen¬ 
seitig die einigermaassen ausgebildeten Lehrlinge durch die 
Anbietung höherer Löhne wegkaperten, so dass in vielen 
Crewerben die Lehrlinge auch der Form nach „jugendliche 
Arbeiter“ wurden. In anderen, vorzugsweise noch im 
Kleinbetrieb befindlichen Gewerben, die zur Fähigmachung 
der Arbeiter einer längeren Ausbildung nicht entbehren 
konnten, trat der andere Uebelstand einer übertriebenen 
Ausbeutung der Lehrlinge durch die gänzlich unkontrollirten 
Meister um so schärfer hervor. In einzelnen Gegenden 
Deutschlands wurden bei den Schuhmachern und Schnei¬ 
dern die Lehrlinge durch eine 15- bis 18stündige Arbeits¬ 
zeit der körperlichen und dadurch schliesslich auch 
geistigen und sittlichen Verkümmerung zugetrieben. 

Nachdem in der Oeffentlichkeit jahrelang diese Uebel- 
stände erörtert waren, rafften sich Regierung und Reichs¬ 
tag abermals zu einem Heilsversuch auf, der in der G.-O. 
vom 15. Juli 1878 in den nunmehrigen §§ 126—133 verkör¬ 
pert wurde. An der Grundlage der früheren Ordnung 
wurde nichts geändert. Nach wie vor blieb der Abschluss 
des Lehrvertrages freier Vereinbarung überlassen. Nur 
wurde vorgesehen, dass im Handwerksbetrieb kein Minder¬ 
jähriger ohne Arbeitsbuch zugelassen werden sollte. Fer¬ 
ner sollte innerhalb einer vierwöchigen Probezeit nach Be¬ 
ginn des Lehrverhältnisses einer jeden der beiden Parteien 
freistehen, den Vertrag zu lösen. Obligatorisch wurde die 
Ausstellung eines Zeugnisses nach beendeter Lehrzeit ge¬ 
macht. Sollte ein Lehrling, ohne dass eine Anzahl gesetz¬ 
lich genau fixirter Gründe vorliegen, die Lehre verlassen, 
so sollte auf Grund eines schriftlichen Lehrvertrages der 
Lehrherr berechtigt sein, die polizeiliche Rückführung des 
Lehrlings und seine weiteren Dienstleistungen bis zu der 
angerufenen richterlichen Entscheidung zu erzwingen. 

Dieses Einschreiten der Polizei zur Aufrechterhaltung 
des Dienstverhältnisses war ein Versuch das alte patriarcha¬ 
lische Verhältniss mit den Mitteln des Polizeistaats künstlich 
wiederherzustellen, und zwar ein recht schwächlicher Ver¬ 
such, der völlig wirkungslos geblieben ist. 

Der konservative Wind, der Ende der 70er und Anfang ! 
der 80er Jahre durch Europa wehte, hauchte auch dem ab¬ 
sterbenden Zunftwesen in Deutschland ein Scheinleben ein. I 
Durch die Gesetze vom 18. Juli 1881 und 8. Dezember 1884 | 


wurde versucht, lebenskräftige Innungen zur Erhaltung des 
Handwerks zu schaffen. Betreffs des Lehrlingswesens wurde 
den Innungen die Befugniss zugesprochen, Vorschriften für 
dessen Regelung zu erlassen, die für alle innerhalb des 
Bezirks ansässige Gewerksmeister, auch solche, die der 
Innung nicht angehörten, Giltigkeit haben sollten. Ferner 
wurde die Schlichtung von Streitigkeiten wegen des Lohn¬ 
verhältnisses gleichfalls der Innung für alle innerhalb ihres 
Bezirks ansässigen Berufsgenossen überwiesen. Dass die 
Innungen dennoch so wenig förderlich auf das Lehrlings¬ 
wesen eingewirkt haben und auch so wenig Lust zeigten zu 
einer solchen Förderung, kommt auf’s Konto des vorhin 
erwähnten Interessengegensatzes zwischen Meistern und 
Lehrlingen. Es wird auch zur Entschuldigung geltend ge¬ 
macht, dass den Kleinmeistern, die den Stamm der Innungen 
bilden, die ausgebildeten Lehrlinge von den Grossbetrieben 
weggekapert zu werden pflegen. Das zeigt indess nur, dass 
dem Handwerk durch den Grossbetrieb nicht nur die eigene 
Existenzfähigkeit unterbunden, sondern auch die Gelegenheit, 
sich durch Ausbildung der Lehrlinge der Gesammtheit nütz¬ 
lich zu machen, verkümmert wird. Die Innungen konnten 
überdem nur in grösseren Städten Boden fassen und in 
manchen Betrieben, wie in der Textilindustrie, in dem die 
erforderlichen Handgriffe innerhalb weniger Wochen zu 
erlernen sind, kam das Lehrlingswesen überhaupt ausser 
Brauch. 

Als Mittel anderer Art, die Ausbildung der Lehrlinge 
zu fördern, sind die Fortbildungsschulen, die Lehrwerk¬ 
stätten und die Ausstellung von Lehrlingsarbeiten zu er¬ 
wähnen. Ausstellungen von Lehrlingsarbeiten wurden in 
Deutschland zuerst durch den Ortsgewerbevrrein zu Darm¬ 
stadt im Jahre 1878 eingeleitet und haben seitdem, theils 
für solche Ortsverbände, theils für Landesverbände, theils 
für einzelne Berufe sich weiter ausgebreitet. Dass sie durch 
den Apell an die Ehrliebe def Meister und Lehrlinge einen 
gewissen heilsamen Einfluss ausüben, ist gewiss. Doch 
wirkt der Ansporn zu schwach, um alle die anderen mäch¬ 
tigen Gegeneinflüsse zu überwinden. Wichtiger sind die 
Fortbildungsschulen, die in einzelnen grösseren Städten für 
verschiedene Berufe eingerichtet sind. Da aber die Zeit 
zum Besuch dieser Schulen der Arbeitszeit der Lehrlinge 
abgezogen werden muss, läuft deren Erhaltung und vor 
allen deren Ausdehnung über mehrere Tagesstunden dem 
nächstliegenden Interesse der Meister zu sehr zuwider, als 
dass diese mit einer gewissen Freudigkeit sich an die För¬ 
derung solcher Einrichtungen machen könnten. Die Lehr¬ 
linge können auch niemals mit voller Geistesfrische den 
gewerblichen Fortbildungsunterricht in sich aufnehmen, weil 
sie zum Theil stark abgearbeitet die Unterrichtsräume be¬ 
treten. 

Vollen Erfolg dagegen haben die Lehrwerkstätten er¬ 
zielt, die in einzelnen staatlichen und privaten Grossbetrieben 
vorzugsweise für den Maschinenbau eingerichtet wurden, 
leider bestehen sie in viel zu beschränktem Umfang, als 
dass sie auf den gesammteh Handwei-ksbetrieb einen merk¬ 
baren Einfluss ausüben könnten. 

So liegt die Sache wesentlich heute noch, wie sie 
vor zehn, vor zwanzig Jahren lag. Von vielen Kleinmeistern 
wird das Recht auf Lehrlingsausbeutung direkt als eine 
Existenzfrage angesehen. Sie glauben — mit Recht oder 
Unrecht, das lassen wir dahingestellt — den Wettbewerb 
mit den Grossbetrieben nur dadurch aushalten zu können, 
dass .sie die billige Lehrlingsarbeit sich zu Nutze machen. 
Die Innungs- und Zunftbestrebungen laufen zum guten 
Theil darauf hinaus, für die Innungsmeister den Nicht¬ 
innungsmeistern gegenüber das einträgliche Vorrecht der 
Lehrlingshaltung zu sichern. An dieser Schwierigkeit, dass 
zahlreiche, um ihre Existenz schwer kämpfende Leute ein 
Interesse an der Aufrechterhaltung der Lehrlingsausbeutung 
haben, sind bisher alle Besserungsversuche gescheitert. 
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und dieser Schwierigkeit geht auch der Entwurf des Mi¬ 
nisters V. Berlepsch nicht ernstlich zu Leibe. 

Die Vorschläge des Regierungsentwurfs für die 
Regelung des Lehrlingswesens im Handwerk lauten: 

Befugniss zum Halten und Anleiten von Lehr¬ 
lingen. I. Die Befugniss, Lehrlinge zu halten oder anzuleiten, 
steht solchen Personen nicht zu, welche 1. sich nicht im Be¬ 
sitze der bürgerlichen Ehrenrechte befinden, oder 2. infolge ge¬ 
richtlicher Anordnung in der Verfügung über ihr Vermögen 
beschränkt sind. — II. Die Befugniss zur Anleitung von Lehr¬ 
lingen steht nur denjenigen Personen zu, welche 1. das 
24. Lebensjahr vollendet, und 2. entweder in dem Handwerk, 
in dem die Ausbildung der Lehrlinge erfolgen soll, oder in 
einem gleichartigen Fabrikbetriebe eine ordnungsmässige Lehr¬ 
zeit zurückgelegt und im Anschluss daran eine Gesellenprüfung 
bestanden haben oder mindestens drei Jahre hindurch jenes 
Handwerk selbstständig betrieben haben. Nach näherer Be¬ 
stimmung der Landescentralbehörden wird die Zurücklegung 
der ordnungsmässigen Lehrzeit durch den Besuch einer staatlich 
anerkannten Lehrwerkstätte und die Ablegung der Gesellen¬ 
prüfung durch das Prüfungszeugniss dieser Lehrwerkstätte er¬ 
setzt Dem selbstständigen Betriebe des Handwerks wird die 
Leitung des Betriebes oder eines Betriebszweiges in einer 
Fabrik gleichgeachtet. Der Leiter eines Betriebes, in dem 
mehrere Handwerke vereinigt sind, ist befugt, in allen zu dem 
Betriebe vereinigten Handwerken Lehrlinge anzuleiten, wenn 
er für eines dieser Handwerke den Voraussetzungen unter 2 
entspricht. Wer für einen gesondert betriebenen Zweig eines 
Handwerks denVoraussetzungen unter 2 entspricht, ist berechtigt, 
auch in den übrigen Zweigen dieses Handwerks Lehrlinge an¬ 
zuleiten. Wer für ein Handwerk den Voraussetzungen unter 2 
entspricht, ist berechtigt, auch in den diesen verwandten 
Handwerken Lehrlinge anzuleiten. Welche Handwerke als 
verwandte Handwerke zu gelten haben, wird für den Bezirk 
der Handwerkskammer von dieser nach Anhörung der betheiligten 
Fachgenossenschaften mit Genehmigung der höheren Ver¬ 
waltungsbehörde festgestellt. 

Lehrzeit III. Die ordnungsmässige Lehrzeit soll nicht 
Vinter 3 und nicht über 5 Jahre dauern. Die Lehrzeit wird 
innerhalb der angegebenen Grenzen durch die Handwerkskammer 
nach Anhörung der Fachgenossenschaften festgesetzt. - IV. 
Der Bundesrath ist befugt, hinsichtlich einzelner Gewerbe¬ 
zweige Ausnahmen von den Bestimmungen unter II und III 
Absatz 1 zuzulassen. Die gleiche Befugniss steht der Hand¬ 
werkskammer auch hinsichtlich der Bestimmung unter III 
Absatz 2 im einzelnen Falle zu. 

Lehrvertrag. V. Der Lehrvertrag ist schriftlich abzu¬ 
fassen und auf Verlangen in einem Exemplar der Fachgenossen¬ 
schaft zur Einsicht vorzulegen. Nichtbetolgung dieser Ver¬ 
pflichtung ist strafbar. 

Gesellenprüfung. VI. Die Gesellenprüfung erfolgt 
durch die Innung oder durch einen Prüfungsausschuss der 
Fachgenossenschaft; ist diese seiner Zusammensetzung nach 
hierzu nicht geeignet (gemischte Fachgenossenschaft), so erfolgt 
die Prüfung durch eine von der Handwerkskammer aus Fach¬ 
genossen zu berufende Prüfungskommission. Der Prüfung hat 
ein von der Aufsichtsbehörde bestellter Kommissar beizu¬ 
wohnen, welcher den Beschluss der Prüfungskommission mit 
aufschiebender Wirkung beanstanden kann, lieber die Be¬ 
anstandung beschliesst die Handwerkskammer. Die Prüfung 
hat sich auf den Nachweis zu beschränken, dass der Lehrling 
eingehende Kenntniss der im fraglichen Handwerk allgemein 
gebräuchlichen Handgriffe besitzt, diese mit genügender Sicher¬ 
heit ausObt und über das Wesen und den Werth der zu 
verarbeitenden Rohmaterialien unterrichtet ist. Wird die 
Prüfung nicht bestanden, so hat die Prüfungskommission gleich¬ 
zeitig den Zeitraum zu be.stimmen, vor dessen Ablauf die 
Prüfung nicht wiederholt werden darf. 

Entziehung der Befugniss zum Halten und An¬ 
leiten der Lehrlinge. VII. Die Befugniss, Lehrlinge zu 
halten oder anzuleiten, kann solchen Personen überhaupt oder 
für bestimmte Zeit untersagt werden, welche sich grober 
Pflichtverletzungen gegen die ihnen anvertrauten Lehrlinge 
schuldig gemacht haben, oder gegen welche Thatsachen vor¬ 
liegen, welche sie in sittlicher Beziehung zum Halten oder zur 
Anleitung von Lehrlingen ungeeignet erscheinen lassen. In 
gleicher Weise kann die Befugniss zur Anleitung von Lehr¬ 


lingen solchen Personen untersagt werden, welche wegen 
geistiger oder körperlicher Gebrechen die sachgemässe Unter¬ 
weisung und Erziehung eines Lehrlings nicht selbstständig zu 
leiten vermögen. Die Untersagung wird auf Antrag der Fach¬ 
genossenschaft oder der Ortspolizeibehörde, im letzteren Falle 
nach Anhörung der Fachgenossenschaft durch die Handwerks¬ 
kammer, verfügt. Durch die Landeszentralbehörde oder eine 
von ihr zu bestimmende Behörde kann die entzogene Befug¬ 
niss zum Halten oder zur Anleitung von Lehrlingen nach Ab¬ 
lauf eines Jahres wieder eingeräumt werden. 

Zahl der Lehrlinge. VIII. Durch den Bundesrath 
können für bestimmte Handwerke Vorschriften über die zu¬ 
lässige Zahl von Lehrlingen im Verhältniss zu den in einem 
Betriebe beschäftigten Gesellen erlassen werden. So* lange 
solche Vorschriften nicht erlassen sind, sind die Handwerks¬ 
kammern zu deren Erlass mit Genehmigung der höheren Ver¬ 
waltungsbehörde befugt. 

Lehrverhältniss. IX. Bei Arbeitern unter 17 Jahren, 
welche mit technischen Hülfsleistungen nicht lediglich aus¬ 
nahmsweise oder vorübergehend beschäftigt werden, gilt die 
Vermuthung, dass sie in einem Lehrverhältniss stehen. Im 
übrigen ist die Frage, ob ein solches vorliegt, nach den Um¬ 
ständen des einzelnen Falles zu']^entscheiden. Ein solches Ver¬ 
hältniss kann auch dann angenommen werden', wenn ein schrift¬ 
licher Lehrvertrag nicht abgeschlossen oder im Arbeitsveftrag 
vereinbart worden ist, dass das Verhältniss als ein Lehrver¬ 
hältniss nicht gelten soll. Ist durch rechtskräftiges Erkennt- 
niss festgestellt, dass ein Lehrlingsverhältniss vorliegt, und 
kommt der Lehrherr der Aufibrderung der Fachgenossenschaft, 
den Lehrvertrag schriftlich abzuschliessen, nicht nach, oder 
ist eine gerichtliche Bestrafung des Lehrhern wegen des un¬ 
befugten Haltens von Lehrlingen erfolgt, so ist die Entlassung 
des Lehrlings auf Antrag der Fachgenossenschaft polizeilich zu 
verfügen. 

Meistertitel. X. Wer den selbstständigen Betrieb eines 
Handwerks anfängt, darf den Meistertitel nur führen, wenn er 
eine Gesellen- und eine Meisterprüfung eines Handwerks be¬ 
standen hat. Die Meisterprüfung kann vor einer Innung, vor 
einer Fachgenossenschaft oder vor einer von der Handels¬ 
kammer aus Fachgenossen bestellten Prüfungs - Kommission 
abgelegt werden. Vorsitzender ist in jedem Fall ein von der 
Aufsichtsbehörde zu bestellender Kommissar. Die Prüfung 
darf sich nur auf den Nachweis der Befähigung zur selbst¬ 
ständigen Ausführung der gewöhnlich vorkommenden Arbeiten 
des Gewerbes oder Gewerbezweigs und auf das Vorhanden¬ 
sein der zum selbstständigen Betriebe des Gewerbes nothwen- 
digen gewerblichen Kenntnisse erstrecken. (Buch- und Rech¬ 
nungsführung.) Die unbefugte Führung des Meistertitels ist 
strafbar. 

Zunächst muss bei der Durchlesung dieser Bestimmun¬ 
gen auffallen, dass sie eigentlich nur im allerlosesten Zu¬ 
sammenhänge mit den voraufgegangenen Vorschlägen zur 
Reorganisation des Handwerks stehen. AU diese Vor¬ 
schriften über Ausbildunjg der Lehrlinge, Lehrlings- und 
Gesellenprüfungen und die Fähigkeitsbürgschaften, die von 
den Meistern verlangt werden, würden sich realisiren lassen, 
ohne dass dazu der Apparat der neu zu gründenden Fach¬ 
genossenschaften oder Zwangsinnungen in Bewegung ge¬ 
setzt zu werden brauchte. 

Sehr wenig Werth für die Erreichung einer besseren 
Ausbildung der Lehrlinge haben die Fähigkeitsbürgschaften, 
die den Lehrmeistern abverlangt werden. Dass jemand 
ordnungsgemäss geprüfter Geselle und Meister geworden 
ist, oder drei Jahre lang ein Gewerbe selbstständig aus¬ 
geübt hat, verleiht ihm nur in dürftigstem Maasse die Lehr¬ 
meisterqualifikationen. Der Entwurf übersieht dabei ganz, 
dass in allen grösseren Betrieben es nicht die Meister, son¬ 
dern die Gesellen sind, denen der Lehrling die Berufs- 
thätigkeit abzulernen hat. Thatsächlich lassen also diese 
Bestimmungen eigentlich alles beim Alten. Andererseits 
bergen die Vorkehrungen wegen Aberkennung des Rechts. 
Lehrlinge zu halten, sogar eine grosse Gefahr. Es soll von 
Polizeibehörden und den künftigen Handwerksorganisationen 
abhängig gemacht werden, ob einem Handwerksmeister 
wegen sittlicher Mängel die Ausbildungsbefugnisse vorüber- 
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gehend oder dauernd abzuerkennen sind. Die reichen Er¬ 
fahrungen, die man in Deutschland, besonders zur Zeit des 
Sozialistengesetzes, mit der polizeilichen Auslegung dessen 
gemacht hat, was jemand „in sittlicher Beziehung unge¬ 
eignet" erscheinen lässt für irgend welche Funktionen 
in Staat und Gesellschaft, künden nichts Gutes an für 
Handwerksmeister, die in politischer oder religiöser Be¬ 
ziehung den Anschauungen der herrschenden Klassen wider¬ 
streben. Mindestens müsste doch der vieldeutige Begriff 
„sittlich“ streng auf die persönliche Lebensführung be¬ 
schränkt werden. Das Verhalten des Lehrmeisters zu öffent- I 
liehen Angelegenheiten aller Art sowie seine politischen | 
oder religiösen Anschauungen dürften in keiner Weise als 
Grund zur Aberkennung irgend welcher Meisterrechte her¬ 
halten. 

Die Gesellenprüfung sowohl wie die Meisterprüfung 
bieten nach allen bisherigen Erfahrungen nur wenig Bürg¬ 
schaften für Erzielung einer gründlichen Fachausbildung; 
wohl aber lehren uns die nämlichen Erfahrungen, dass 
Kliquenwesen und Gevatterschaften mit der Gesellen- und 
Meisterprüfung argen Missbrauch getrieben haben. Es kommt 
alles auf die näheren Ausführungsbestimmungen und auf 
den Geist an, der die geplanten Prüfungskommissionen be¬ 
seelen wird. Ueber die Dekoration mit dem Meistertitel 
braucht wohl weiter kein Wort verloren zu werden. 

Nur zwei Bestimmungen wohnt ein thatsächlich sofort 
zur Geltung kommender Nutzen inne. Das ist die je nach 
dem Gewerbe festzusetzende Beschränkung der Lehrzeit 
auf 3—5 Jahre und mehr noch die geplante Beschränkung 
der Zahl der Lehrlinge entsprechend der Gesellenzahl. i 
Würden diese Vorschriften den bestehenden Verhältnissen 
eines jeden Berufs gemäss formulirt, so würde dadurch das 
Uebel der Lehrlingsausbeutung und das nicht minder schäd¬ 
liche der schrankenlosen Lehrlingszüchtung, die eine über¬ 
grosse Anzahl halb ausgebildeter Arbeiter jährlich auf den 
Arbeitsmarkt wirft und somit durch Vermehrung der 
industriellen Reservearmeee zum Lohndrucke und zur Ver¬ 
schlechterung der Lebenshaltung beiträgt, einigermaassen ein¬ 
gedämmt. 

Aber auch diese letzteren beiden Bestimmungen, so 
nützlich sie an sich sind, können den Widerspruch zwischen 
dem Interesse des Lehrlings, zu lernen, und dem des 
Lehrherrn, aus der Lehrlingsarbeit möglichsten Vortheil zu 
ziehen, nicht beseitigen, und an den Folgen dieses Wider¬ 
spruchs wird die Lehrlingsausbildung so lange kranken, 
bis sie gänzlich den Kleinmeistem oder den in grösseren 
Betrieben ihre Stelle vertretenden Werkführern und Ge¬ 
sellen aus den Händen genommen sein wird. Das Ersatz¬ 
mittel dafür ist bereits gefunden: es sind die Lehrwerk¬ 
stätten, die in Deutschland zwar nur von geringer, in an¬ 
deren Ländern, besonders in Belgien, wo sie seit 1850 be¬ 
stehen und von Jahr zu Jahr weitere Gebiete erobert haben, 
von grösserer Bedeutung für die Entwickelung des Hand¬ 
werks geworden sind. Beständen überall in genügender 
Anzahl Lehrwerkstätten, die den Lehrlingen unter sach¬ 
verständiger und blos mit dieser Aufgabe betrauten Leitung 
eine systematische Berufsausbildung zu Theil werden Hessen, 
so dass die jungen Leute nach vollendeter Lehrzeit völlig 
vorbereitet in das Erwerbsleben hinaiistreten könnten, so 
würde dadurch das Handwerk selbst mehr gefördert 
werden, als tlurch alle Innungen. Fachgenossenschaften und 
Meisterrechte. Die Fortbildungsschulen sind nur ein dürfti¬ 
ger Ersatz für die Lehrwerkstätten; sie sind auch weit 
häufiger zur Aufbesserung der mangelhaften Volksschul¬ 
bildung bestimmt, als zur Erlangung technischer Kenntnisse. 
Mit der Zeit müssen sie den Lehrwerkstätten Platz machen. 
Wenn die Fachgenossenschaften oder Gesammt-Innungen , 
überhaupt einen Lebensinhalt gewinnen sollen, so könnte ! 
er ihnen nur durch die Verpflichtung, nach und nach Lehr- i 
Werkstätten für die Gesammtheit der Lehrlinge einzurichten, 


verschafft werden. Aber es ist kaum zu hoffen, dass die 
Reichsregierung und der Reichstag in seiner gegenwärtigen 
Zusammensetzung für eine solche Radikalkur der Schäden 
des Handwerks zu gewinnen sind. 

Berlin. G. Ledebour. 


Soziale Wirthschaitspolitik und Wirthschafts- 
statistik. 

Die Preisbildung für Spiritus unter dem Einfluss der 
„Liebesgabe^S 

Die Nummer 9 dieser Zeitschrift enthält einen Aufsatz 
von Dr. Jastrow über die „Liebesgabe", der im Interesse 
des richtigen Verständnisses der Wirkung der bestehenden 
Spiritussteuer nicht ohne Kritik bleiben darf. Dr. Jastrow 
ist der Ansicht, dass der Betrag von 20 M. für das Hekto¬ 
liter — die sogenannte Liebesgabe — den der Staat für 
etwa 2 Millionen Hektoliter (das Kontingent) von der Ver¬ 
brauchsabgabe von 70 M. nicht erhebt oder in Gestalt des 
Berechtigungsscheins zurückgewährt, den Brennereiunter- 
nehmem voll zukommt. Er behauptet mit anderen Worten, 
dass der Preis, zu dem der Spiritus in den freien Verkehr 
übergeht, durch diesen Steuererlass gar nicht berührt wird, 
dass also der Preis genau gleich dem ist, der sich gebildet 
haben würde, wenn die Verbrauchsabgabe von 70 M. auf 
sämmtlichen im freien Verkehr des Inlands konsumirten 
Spiritus lasten geblieben wäre. Zur Begründung dieser Auf¬ 
fassung führt er folgendes aus: 

„Für die Frage, in wessen Händen diese 40 Millionen 
Mark bleiben, ist die Begrenzung des Gesammtkontingents 
maassgebend. Diese Begrenzung jst so erfolgt, dass sie 
ein klein wenig hinter dem Bedarf der Bevölkerung zurück¬ 
blieb. Das Bedürfniss des Spiritusmarktes ist also stark 
genug, um über den Betrag des Kontingents hinaus die 
Produktion von Trink-Spiritus zu verlangen. Da sich 
der Preis der Waare nach der Stärke des Bedürfnisses 
richtet, d. h. da der Preis auf dem ganzen Markte so 
hoch steigt, wie zur Befriedigung des Bedürfnisses auch 
nur an einerStelle erforderlich ist, so hat der Spiritus 
auf dem deutschen Markte den Preis der Herstellungs¬ 
kosten vermehrt um den Vollbetrag der 70 M. Steuer. 
Zu diesem Preise verkauft der Brenner, ohne Rücksicht 
darauf, ob er mit 50 oder 70 M. versteuert hat. Soweit 
er also das Steuerprivileg geniesst, soweit fliesst der 
Ertrag auch vollständig in seine Tasche." 

Dr. Jastrow fasst also die Stufe in der Besteuerung 
ganz richtig als eine Art inneren Schutzzolls auf und wendet 
die bekannte freihändlerische Theorie, wonach sich der 
Preis der geschätzten Produkte genau um den Betrag des 
Eingangszolls erhöhen soll, sobald der Bedarf nicht völlig 
durch die Inlandsproduktion gedeckt wird, auf unser Gebiet 
an. Den Beweis für die Richtigkeit dieser Theorie glaubt 
er sich ersparen zu können, und so geht er auf die Unter¬ 
suchung der Frage, wie sich die Preise vor und nach der 
Einführung der neuen Besteuerung thatsächlich gestaltet 
haben, gar nicht ein. 

Ich muss hier darauf verzichten, die erwähnte spezifisch 
freihändlerische Theorie einer eingehenden wissenschaftlichen 
Kritik zu unterziehen. Es sei nur darauf hingedeutet, dass 
sie nur unter ganz bestimmten Bedingungen richtig ist, 
keineswegs aber für alle überhaupt möglichen wirthschaft- 
lichen Situationen: eine derartige Preisbildung bildet nur 
einen besonderen Fall unter vielen an und für sich mög¬ 
lichen Fällen. In erster Linie sind zwei Voraussetzungen 
dazu unerlässlich. Zunächst muss der Produzent dem Kon¬ 
sumenten mindestens wirthschaltlich gleich stark gegen¬ 
überstehen; der Produzent muss in der Lage sein, sein 
Produkt so lange zurückzuhalten, bis ihm der Konsument 
den Preis bietet, den er mindestens dem ausserhalb des 
geschützten Gebietes Produzirenden zahlen muss. Und ferner 
darf die Schutzmaassregel nicht den Erfolg haben, dass die 
Produzenten ausserhalb des Schutzgebiets mit ihren Forde¬ 
rungen herabgehen. 

Die erste Bedingung ist nun auf dem Spiritusmarkt in 
keiner Weise erfüllt. Der Produzent (Brenner) steht hier 
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im Allgemeinen nicht dem Konsumenten, sondern dem 
Händler gegenüber und erweist sich durchweg als die 
wirthschaftlich schwächere Partei. Er muss brennen, 
um Futter für sein Vieh zu haben, er muss aus bekannten 
Gründen den produzirten Spiritus verkaufen, er kann ihn 
nicht beliebig lange lagern lassen. Dazu kommt, dass die 
Produktion bekanntlich in der Hauptsache in die Winter¬ 
monate fällt, der Konsum aber auf das ganze Jahr annähernd 
gleichmässig vertheilt ist. Zur Zeit der Produktion —- also 
in der Zeit, wo der Produzent den Spiritus verkaufen 
muss —, wird stets weit mehr Kontingentspiritus gebrannt, 
als konsumirt wird. Die Lage ist also in jedem Winter so, 
als würde der Bedarf durch den Kontingentspiritus allein 
mehr als gedeckt. Dass bei dieser wirthschaftlich nach¬ 
theiligen Situation der Brenner der Schutz der 20 Mark- 
Stufe in der Steuer nicht zur vollen Wirkung gelangen 
wird, lässt sich schon a priori erkennen. Ja, ohne die Kon¬ 
kurrenz der Händler unter einander müsste sogar den Pro¬ 
duzenten die sogenannte Liebesgabe so gut wie ganz ver¬ 
loren gehen. Wären die Versuche, die Brennereiunter¬ 
nehmer zu einem Kartell zu vereinigen, seiner Zeit gelungen 
— wodurch eben das Brennereigewerbe die ihm fehlende 
wirthschaftliche Machtstellung gewonnen haben würde —, so 
hätten sich sicher die Folgen sofort in einer beträchtlichen 
Steigerung der Spirituspreise gezeigt. 

Doch nun zum induktiven Beweis, dass Dr. Jastrow's 
Auffassung unrichtig ist! Es wird sich dann auch zugleich 
zeigen, dass die zweite der oben bezeichneten Bedingungen 
auf dem Spiritusmarkt nicht gegeben war. 

Die Durchschnittspreise für Kartoffelspiritus (für 1 hl ) 
stellten sich an der Berliner Börse auf: • 

1879 1880 1881 1882 1883 1884 1885 1886 

M. M. M. M. *M. M. M. M. 

53.99 60,73 54,98 48,75 53,40 47,59 41,65 37,03 


dagegen nach dem Inkrafttreten des neuen Steuergesetzes 
am 1. Oktober 1887^): 


unversteuert mit Vcrbraiiclis- 
abgabe von 50 M. (also 
einschiiessl. der Liebes- 

1888 

M. 

1889 

M. 

1890 

M. 

1891 

M. 

1892 

M. 

gäbe). 

u Fl versteuert mit Verbrauchs¬ 
abgabe von 70 M. (also 
ausschliessl. der Liebes¬ 

51,78 

54,09 

56,89 

70,85 

58,19 

gabe) . 

32,81 

34,51 

37,92 

51,38 

38,60 


Der Durchschnittspreis der 8 Jahre vor Einführung der 
neuen Steuer belief sich also auf 49,64 M., derjenige der 
bisher abgelaufenen 5 Jahre nach diesem Zeitpunkt ein¬ 
schliesslich der „Liebesgabe“ auf 58,36 M. Die Steigerung 
beträgt also nicht 20 M., sondern nur 8,72 M. Zieht man 
statt der Jahre von 1879 bis 1886 nur die 5 letzten Jahre 
1882 bis 1886 zum Vergleiche heran (was allerdings inso¬ 
fern bedenklich ist, als der Preissturz in diesen Jahren, 
hauptsächlich wohl wegen der Abnahme des Exports, gerade 
ganz ungewöhnlich war, so dass sich das Gewerbe in den 
letzten beiden Jahren geradezu in einer Krisis befand), so 
beläuft sich die Steigerung auf 58,36 — 45,68 == 12,68 M. 
Nebenher läuft noch eine Minderverwerthung für den nicht 
kontingirten Spiritus mit Verbrauchsabgabe von 70 M. von 
49 64 — 39,04 = 10,60 M. oder 45,68 — 39,04 = 6,64 M. 

Nun sind an Kontingentspiritus (mit 50 M. Verbrauchs¬ 
steuer) durchschnittlich jährlich annähernd 2 Mill. Hektoliter 
produzirt worden, an Spiritus mit 70 M. Verbrauchssteuer 
1 Million. Die Brenner haben also gegen die 8 Vorjahre 
an dem Kontingentspiritus gewonnen etwa 2 x 8,72 = 17,44 
Millionen, an dem übrigen Spiritus verloren 10,60 Millionen, 
so dass die thatsächliche Liebesgabe nur 6,84 Millionen 
Mark betragen würde. Gegen den Durchschnittspreis der 
5 letzten vorhergehenden Jahre beträgt der Gewinn 2 x 
12,68 = 25,36 Millionen, der Verlust 6,64 Millionen, die that¬ 
sächliche Liebesgabe also 18,72 Millionen Mark. Jedenfalls 
kann nach der wirklichen Preisgestaltung davon gar nicht 
die Rede sein, dass die Brenner die „theoretische“ Liebes- 


») Das Jahr 1887 muss, da cs unter der Herrschalt beider 
Gesetze stand und naturgemäss ganz anormale Verhältnisse auf¬ 
weist, für den Vergleich ausser Betracht bleiben. 


gäbe von 40 Millionen ganz oder auch nur zum grössten 
Theil in ihre Taschen gesteckt haben. Dass der Brenner 
in dem Berechtigungsschein die Differenz von 20 M, voll 
ausgezahlt erhält, bedeutet weiter gar nichts, als dass er 
für den Kontingentspiritus den Preis des mit 70 M. zu be¬ 
steuernden Spiritus plus 20 M. erzielt (die Differenzen der 
Preise beider Spiritusarten in unserer Tabelle betragen auch 
stets beinahe 20 M.), nicht aber, dass der Preis des Nicht- 
Kontingentspiritus — um mit Dr. Jastrow zu reden — die „Her¬ 
stellungskosten“ deckt, und dass dem Brenner somit ein 
Gewinn von 20 M. für jedes Hektoliter Kontingentspiritus 
zufällt. 

In dem Preise des hier der Kürze wegen als unver¬ 
steuert bezeichneten Spiritus stecken natürlich noch die 
Maischraumsteuer und die diese ersetzenden Abgaben^ 
Man kann annehmen, dass hierfür 14 bis 16 M. auf das 
Hektoliter vom Preise abgehen. Rechnet man, um sicher 
nicht zu weit zu gehen, 14 M. auf die Maischraumsteuer 
u. s. w., so bleiben von den 39 M., auf die soeben der 
Durchschnittspreis des mit 70 M. Verbrauchsabgabe be¬ 
lasteten Spiritus berechnet worden ist, nur noch 25 M., die 
der Brenner wirklich erhält. Stellen nun diese 25 M. die 
„Herstellungskosten“ des Spiritus dar? Ich glaube nicht, dass 
irgend jemand mit gutem Gewissen diese Frage bejahen kann. 
Natürlich kann ich mich an dieser Stelle nicht auf Rentabi¬ 
litätsberechnungen des Brennereibetriebes einlassen; ich 
will nur erwähnen, dass zur Herstellung eines Hektoliters 
Spiritus durchschnittlich 18 Zentner Kartoffeln nöthig sind, 
sowie eine Malzmenge im Werthe von etwa 7 M., dass 
ferner die Betricbsanlage verzinst und amortisirt werden 
muss und natürlich die Arbeitslöhne zu bezahlen sind, wozu 
noch der Kohlenverbrauch, die Transportkosten u. s. w. tre¬ 
ten. Dafür wird allerdings als wichtiges Nebenprodukt die 
Schlempe gewonnen. Sieht man von den Betriebskosten 
und Arbeitslöhnen einerseits, von der Schlempe andererseits 
ab, so ergiebt sich, dass der Zentner Kartoffeln bei der 
Preislage des Nichtkontingentspiritus nur mit etwa 1 M. ver- 
werthet wird — ein Preis, bei dem der Kartoffelbauer un¬ 
rettbar zu Grunde gehen muss. Der Preis des Spiritus mit 
70 M. Verbrauchsabgabe ist also weit unter die Produktions¬ 
kosten hinabgesunken; keine Brennerei wäre ira Stande, 
bei diesem Preise auf die Dauer nur solches Produkt her¬ 
zustellen. Der niedrigste Preis, zu dem dies noch möglich 
wäre, liegt zwischen den Preisen der beiden Spiritus- 
arten. 

Welche Folgen wird nun unter diesen Verhältnissen die 
plötzliche oder allmähliche Aufhebung der Liebesgabe für 
Woduzenten und Konsumenten haben? Sicher nicht die 
von Dr. Jastrow vorhergesagten — nämlich, dass die 
40 Millionen mehr erhobener Steuern nur aus den Taschen 
der Brennereiunternehmer fliessen werden. Es wird viel¬ 
mehr der Preis des in den Konsum gelangenden Spiritus 
um einen gewissen Betrag steigen: zunächst vermuthlich 
auf etwa 45 M. (ohne Konsumsteuer), dann mit aller Wahr¬ 
scheinlichkeit, nachdem das Gleichgewicht wieder her¬ 
gestellt ist, die schwächeren Betriebe ihre Produktion ein- 

g estellt haben u. s. w., auf ein noch etwas höheres Niveau. 

►er hierdurch gedeckte Theil der 40 Millionen fällt also 
auf die Schultern der Konsumenten, des Volks. Der Rest 
— zunächst also wohl etwas weniger als die Hälfte — 
würde den Brennereiunternehmern zu Last fallen. Will 
man also den Brennern ihr Privilegium nehmen, 
ohne zugleich die Gesammtheit zu belasten, so 
muss mit der Beseitigung der Liebesgabe eine an¬ 
gemessene Herabsetzung des Steuersatzes Hand 
in Hand gehen. Man wird dann also etwa zu einer ein¬ 
heitlichen Konsumsteuer von 60 M. für das Hektoliter Über¬ 
gehen müssen. 

Hiermit ist meine Aufgabe eigentlich beendet. Indess 
möchte ich doch einige Bemerkungen nicht unterdrücken, 
die vielleicht für manchen Leser des Sozialpolitischen Central¬ 
blatts nicht ohne Interesse sein mögen. 

Die Liebesgabe gestattete es, wie wir gesehen haben, 
den Preis des nichtkontingentirten Spiritus — also auch 
des zum Export gelangenden — tief unter die Produktions¬ 
kosten hinabzudrücken. So konnte der deutsche Spiritus 
einen ungeheuren Druck auf den Weltmarkt und die im 
Welthandel maassgebenden Preise ausüben. Trotzdem ist 
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der Export von Spiritus aus Deutschland rapide zurück¬ 
gegangen; während 1882 91,7 Millionen Liter exportirt 
wurden, belief sich der Export 1887 auf 53,2 Millionen, 1891 
nur auf 15 Millionen. Daraus folgt, dass der deutsche Spi¬ 
ritus einstweilen überhaupt keine Aussichten mehr auf dem 
Weltmarkt hat. In der Liebesgabe steckt gewissermaassen 
eine Exportprämie; es kann daher nicht Wunder nehmen, 
wenn sich die Spiritusimportstaaten (Spanien) durch höhere 
Zölle gegen den deutschen Spiritus schützen. 

Ferner möchte ich die Aufmerksamkeit der Leser noch 
auf die kolossale Steigerung der Spirituspreise im Jahre 
1891 lenken. In diesem Jahre steigt der Preis gegen 1890 
um fast 14 M. an, um dann 1892 wieder auf nahezu den 
alten Satz zu fallen. Man muss in der Geschichte der 
Spirituspreise bis in die anormalen Kriegsjahre 1870/71 zu¬ 
rückgehen, um eine ähnliche Erscheinung wieder zu finden. 
Auch hier haben wir es meines Erachtens mit einer Wirkung 
der Liebesgabe zu thun. Die günstigen Konjunkturen des 
Jahres 1891 haben es den Brennern offenbar ermöglicht, 
die Liebesgabe in aussergewöhnlich hohem Maasse zu 
realisiren. Hoher Kartoffelpreis, Gelegenheit, die Kartoffeln 
ausserhalb des Brennereibetriebes vortheilhaft zu ver- 
werthen, hohe Getreidepreise u. s. w. stärkten ihre Position, 
und so waren sie im Stande, die an sich schon hohen 
Preise unter dem Schutze der Liebesgabe noch besonders 
zu steigern. Auch hier zeigt die Liebesgabe ihren Schutz¬ 
zollcharakter: die Amplitüde der Preisschwankungen in ver- 
hältnissmässig kurzen Zeitintervallen wird vergrössert, die 
Preiswellen werden kürzer und höher. 

Für die Zukunft lässt sich aus dem Gesagten die Lehre 
ziehen, dass die Durchschnitts-Spirituspreise sehr wohl 
noch unter den bisherigen Durchschnitt sinken können,*) da 
ja den Brennern zweifellos in den vergangenen Jahren ein 
Theil der Liebesgabe zu Gute gekommen ist. Dabei ist 
starkes Schwanken der wirklichen Preise wahrscheinlich. 
Sehr günstig sind diese Aussichten für keinen Interessenten 
der Spiritusindustrie. Dazu kommt noch das Odium, das 
die Spiritusfabrikanten unter allen Umständen so lange 
tragen müssen, wie die Liebesgabe besteht. Jede wirth- 
schaftspolitische Künstelei trägt von vorn herein schon den 
Keim in sich, der das Werk ihrer Zerstörung beginnt und 
allmählich vollendet. Dies gilt im besonderen Maasse von 
dem jetzigen deutschen Spiritussteuersystem — der grössten 
wirthschaftspolitischen Künstelei, die vielleicht je dagewesen 
ist. Dieses System einschliesslich der Liebesgabe wird 
daher ohne Zweifel vollständig aufgegeben werden müssen. 

Berlin-Friedenau. E. Lange. 

Replik. 

Die Zahlen über die Spirituspreise, die im Vorstehen¬ 
den angeführt werden, sind richtig; aber die daran ge¬ 
knüpfte Argumentation ist irreführend. Seit dem Jahre 1880 
befanden sich die Spirituspreise in fast ununterbrochenem 
starkem Niedergange von 60 bis auf 37 M. Die Einführung 
der „Liebesgabe“ hat den weiteren Preissturz aufgehalten 
und ausserdem noch eine Erhöhung bewirkt. Wie gross 
also der Einfluss der „Liebesgabe“ im Ganzen gewesen ist, 
darüber lässt sich aus der rreisbildungsreihe nichts ent¬ 
nehmen, weil in ihr das Niveau, auf welches der Spiritus 
ohne die Liebesgabe gesunken wäre, fehlt. Gänzlich un¬ 
zulässig aber ist es, mit Hülfe einer Durchschnittsberech¬ 
nung beweisen zu wollen, dass die Preislage vor dem 

Branntweinsteuergesetz nicht erheblich niedriger als nach 
demselben gewesen sei. Denn wenn man von einem im 
Sinken begriffenen Preise die acht letzten Jahre zum 
Durchschnitt heranzieht, so wird dadurch die Neigung zum 
weiteren Preisniedergang nicht blos nicht berücksichtigt, 
sondern das Resultat sogar in sein Gegentheil verkehrt. 
Dass Spiritus eine Waare ist, die — von vorübergehen¬ 
den Erhöhungen abgesehen — im Sinken begriffen ist, 
zeigt sich, wenn man den obigen Berliner Notirungen ent¬ 
sprechend die Hamburger zusammenstellt: 

1879 1880 1881 1882 1883 1884 1885 1886 

42,0 51,4 47,1 40,6 43,0 38,2 31,8 25,4 


^) Am 30. November d. I. wurden in Berlin für das Hektoliter 
Spiritus mit einer Verbrauehsabgabe von 70 M. thatsächlich nur 
31,80 M. notirt. 


1888 1889 1890 1891 1892 6. Dez. 1893 

21,3 21,7 25,4 37,3 27,2 21,25 

Dr. Lange meint, er könne sich an dieser Stelle nicht 
auf Rentabilitätsberechnungen des Brennereibetriebes ein¬ 
lassen; für ein Argument, auf welches er viel Gewicht legt, 
dass der Brenner nämlich den Spiritus verkaufen müsse, 
begnüge er sich als Beweis anzugeben, dass dies „aus be¬ 
kannten Gründen“ nothwendig sei; er erklärt, darauf ver¬ 
zichten zu müssen, die ihm entgegenstehende Theorie der 
Preisbildung einer eingehenden wissenschaftlichen Kritik zu 
unterziehen. Alle diese Verzichte sind sehr einleuchtend: 
denn es hat seine Grenze, wieweit man in einem sozial¬ 
politischen Centralblatt auf diese allgemein-nationalöko¬ 
nomischen Dinge eingehen kann. Allein wenn dem so ist, 
so ist auch der Hohn unberechtigt, mit welchem Dr. Lange 
davon spricht, dass ich für meine Beweisführung mich auf 
die Theorie der Preisbildung bezogen habe, ohne sie zu 
begründen. Es ist durchaus nicht richtig (und von Dr. Lange 
wahrscheinlich auch gar nicht so gemeint, wie es ausge¬ 
drückt ist), dass ich den Beweis für die Richtigkeit der 
Theorie der Preisbildung glaube mir ersparen zu können. 
Nicht mir, sondern den Lesern des Centralblatts muss sie 
erspart werden. — Die Theorie der Preisbildung, auf welche 
ich mich berufen habe, ist übrigens weder eine freihänd¬ 
lerische, noch eine schutzzöllnerische, sondern sie ist die 
bis heute in der nationalökonomischen Wissenschaft ganz 
allein dastehende wissenschaftliche Preisbildungstheorie. 
Dass ihre Theorie einstweilen noch unvollkommen ist, und 
dass ihre Unvollkommenheiten von manchen extremen 
Freihändlern übersehen werden, ist richtig, hat aber mit 
dem thema probandum nichts zu thun. Nicht darauf kommt 
es an, ob der Preis „genau“ (wie Dr. Lange es mir in den 
Mund legte) um den Betrag der Liebesgabe in die Höhe 
schnellt, sondern ob die Liebesgabe im grossen und 
ganzen diesen preiserhöhenden Einfluss geübt hat. Und 
in dieser Form ist die Frage nach wie vor zu bejahen. 

Dass die Kontingentirung vielfach dazu führt, die Spi¬ 
ritusbrennerei zu halten, wo sie besser nicht gehalten würde, 
dass sie dann nöthigt, den gebrannten Spiritus zu ver¬ 
schleudern, und so in solchen Fällen nicht preissteigernd, 
sondern preisdrückend wirkt, ist richtig und allgemein be¬ 
kannt. Allein, dies sind die Kreuz- und Irrwege der Preis¬ 
bildung. Wer über eine bestehende Maassregel der Steuer¬ 
verfassung sozialpolitisch orientiren will, muss nicht auf die 
Ausnahmen und die Sonderbarkeiten, sondern auf die Ent¬ 
wickelung im grossen und ganzen Gewicht legen. Ob bei 
einer Aufhebung der Liebesgabe die Reichskasse um 
volle 40 Millionen Mark reicher und die Konsumenten vor 
einer Preissteigerung bewahrt bleiben würden, darüber lässt 
sich etwas genaues nicht sagen (ist auch in meinem Ar¬ 
tikel nicht gesagt worden). Der entstehende Zustand würde 
aber in jedem Falle den Interessen aller Betheiligten (mit 
Ausnahme einiger der Privilegirten) mehr entsprechen, als der 
heutige ; und darauf kommt es an. — In keinem Falle ist dem 
Vorschläge von Dr. Lange zuzustimmen, dass mit einer 
Aufhebung des Kontingents eine Verminderung des Steuer¬ 
satzes verbunden werde. Die Erfahrung lehrt, dass bei in¬ 
direkten Steuern die Verminderung des Steuersatzes immer 
erst nach einem gewissen Kampfe den Konsumenten zu 
gute kommt, ln diesem Kampfe aber ist der Produzent 
desto stärker, je verdunkelter die Steuerverminderung, je 
g^eringer also ihre psychologische Wirkung ist. Ganz im 
Gegensatz zu dem Vorschläge von Dr. Lange wäre viel¬ 
mehr zu rathen, dass, wenn selbst die Herabminderung der 
Branntweinsteuer in Betracht käme, hieraus im Interesse 
des Konsumenten absichtlich ein zweiter und späterer Akt 
gemacht werden müsste. 

Wenn meine Beweisführung auf Dr. Lange den unbe¬ 
gründeten Eindruck gemacht hat, dass die freihändlerischen 
Theorien für mich auch ohne Beweis bindend seien, so 
macht seine Auseinandersetzung auf mich den (möglicher¬ 
weise ebenso unbegründeten) Eindruck, dass für ihn die 
gewöhnlichen protektionistischen Anschauungen der noth- 
leidenden Landwirthschaft unabhängig von dem Maasse 
ihrer Beweiskräftigkeit etwas Bindendes haben. Spricht 
er doch sogar davon, dass im Branntweinhandel der Brenner 
der wirthschaftlich schwächere Theil sei, wie von etwas 
Selbstverständlichem, während doch notorisch ein grosser 
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Theil der landwirthschaftlichen Brennereien sich in kapitals¬ 
kräftigen Händen befindet, welche sehr wohl im Stande 
sind, ihren Spiritus unbezahlt monatelang lagern zu lassen, 
wenn sie die Hoffnung haben, dadurch höhere Preise zu 
erzielen. ^— Auch das gehört zu den beliebten und unbe¬ 
wiesenen Vertheidigungsgründen für die Liebesgabe, dass 
bei ihrer Aufhebung zunächst die schwächeren Betriebe 
erliegen würden. Dass Dr. Lange geglaubt hat, auch dieses 
Argument anführen zu müssen, bedaure ich umsomehr, da 
auf den Reform Vorschlag in der Formulirung, die ich 
ihm gegeben hatte, dieser Einwand gewiss nicht zutraf. 
Der Rentabilitätsberechnung, welche Dr. Lange andeutet, 
stehen andere gegenüber, die ein anderes Bild zeigen. 
Wollen die Vertheidiger der Liebesgabe über die Ver¬ 
mögensverhältnisse ihrer Empfänger und die Rentabilität 
von deren Gütern und Brennereien eine geordnete Enquete 
unter staatlicher Aufsicht veranstalten, so soll dies will¬ 
kommen sein. Thun sie dies nicht, so können einzelne 
Zahlen nur den Werth eines individuellen Takturtheils be¬ 
anspruchen, dem die tägliche Erfahrung und vor allem die 
Zähigkeit, mit welcher die Privilegirten die Liebesgabe fest- 
halten, kräftig und erfolgreich widerspricht. Es gieb^t Gegen¬ 
den in Deutschland, in denen die spiritusbrennenden Guts¬ 
besitzer angefangen haben, von dem Kontingent wie von 
einer Pfründe zu leben. — Das Kontingent muss also erstens 
bekämpft werden, weil es den Konsumenten belastet, obne 
der Reichskasse etwas einzubringen; es muss zweitens be¬ 
kämpft werden, weil es zuweilen (genau entgegengesetzt) 
auf dem Spiritusmarkt Schleuderungen hervorbringt und so 
dem Brenner mit der einen Hand einen Theil von dem 
nimmt, was es ihm mit der anderen gegeben hat; es muss 
endlich drittens bekämpft werden, weil durch diese ver¬ 
schiedenen Wirkungen, Gegen- und Wechselwirkungen, 
kein Durchfinden mehr ist, und weil die Finanzverfassung 
nicht die Zustände herbeiführen soll, von denen das Sprüch- 
wort sagt, dass in ihnen gut fischen sei. 

Man muss in der Disputation über die „Liebesgabe“ 
doch nicht vergessen, um was es sich handelt. Im Reiche 
sollen neue Steuern bewilligt werden, die sozialpolitisch im 
höchsten Maasse bedenklich, ja theilweise geradezu Aerger- 
niss erregend sind. Um dies zu verhüten, muss vom Stand¬ 
punkt der Sozialpolitik zunächst die Aufhebung der Liebes¬ 
gabe verlangt werden. Wenn Dr. Lange, der die Feder ange¬ 
setzt hat, um den Angriff auf die „theoretische“ Liebesgabe 
zu widerlegen, gleichwohl damit schliessen muss, meiner 
Forderung nach Abschaffung der Liebesgabe zuzustimmen: 
so ist dies eine Zustimmung, deren Werth durch den ver¬ 
suchten Widerspruch nur erhöht wird. 

Berlin. J. Jastrow. 


Analphabeten ln Deutschland. Ueber die Ergebnisse 
der Rekrutenprüfungen im Deutschen Reich enthält das 
Ende November d. J. auseegebene vierte Heft der Viertel¬ 
jahrshefte zur Statistik des Deutschen Reichs Nachweise 
für das Etatsjahr 1892/93. Danach hatten von den 186 448 
Rekruten, welche in die Armee und Marine eingestellt 
wurden, 182 415 Schulbildung in deutscher Sprache, 3318 
Schulbildung nur in fremder Sprache und 715 waren ohne 
Schulbildung, d. h. solche, welche in keiner Sprache genü¬ 
gend lesen, oder ihren Vor- und Familiennamen nicht leser¬ 
lich schreiben konnten. 

In Prozent der Gesammtzahl aller Eingestellten be- 
trugnn diejenigen, welche weder lesen, noch ihren Namen 
schreiben konnten. 


im Ersatzjahre 1882/83: 1,32 1886/87 : 0,72 


1883/84: 1,27 
1884/85: 1,21 
1885/86: 1,08 


1887/88: 0.71 
1888/89 : 0,60 
1889/90 : 0.51 


1890/91: 0.54 
1891/92 : 0,45 
1892/93 : 0,38 


I 


Stellt man für die Bezirke, von welchen die meisten 


Mannschaften ohne Schulbildung gestellt wurden, das erste j 
und das letzte der vorstehend genannten Jahre gegenüber, i 
so kamen Analphabeten auf je 100 eingestellte Rekruten in i 
den Regierungsbezirken: | 


Marienwerder . . . 

1882/83 
. . . 10,10 

1892/93 

5,44 

Danzig. 

. . . 4.80 

2,10 

Posen . 

. . . 11,81 . 

2.06 

Oppeln. 

. . . 3.71 

1.31 

Gumbinnen . . . 

. . . 6,16 

1.23 


Diese Ziffern bedeuten eine relative Besserung der 
Zustände. Da indessen der Maassstab der Rekruten- 
Prüfungen der denkbar niedrigste ist, so beweisen die Er¬ 
gebnisse im Grunde so gut wie nichts für den Stand der 
deutschen Volksbildung. 

Die Zwangsveräusserungen von Liegenschaften in 

Baden. Die Zahl der liegenschaftlichen Zwangsveräusse¬ 
rungen hat im Jahre 1891, wie wir dem Reichsanzeiger 
entnehmen, in nicht unbedenklicher Weise zugenommen. 
Sie übersteigt nämlich diejenige der in den sämmtlichen 
letztverflossenen 6 Erhebungsjahren vorgekommenen Zwangs¬ 
versteigerungen, bleibt dagegen immerhin noch ganz be¬ 
deutend hinter dem besorgnisserregenden Stande der ersten 
3 Erhebungsjahre 1882/84 sowohl hinsichtlich der Höhe, als 
auch an Bedeutung zurück. Von der höchsten Zahl von 
1454 Fällen im Jahre 1883 fielen die Zwangsveräusserungen 
bis zum Jahre 1887 auf 799 Fälle, stiegen dann in den 
Jahren 1888 und 1889 auf 820 bezw. 857 Fälle, gingen dann 
im Jahre 1890 wieder nahezu auf die geringste Zahl von 
Fällen des verflossenen Jahrzehnts (1887) zurück, erreichen 
aber jetzt im Berichtsjahre wieder eine Höhe von 960Fällen. 

Von den 960 Zwangsverkäufen des Jahres 1891 erfolgten 
844 oder 87,9 pCt. auf richterliche Verfügung, 116 oder 
12,1 pCt. während eines gegen die Schuldner im Laufe be¬ 
findlichen Konkursverfahrens. Nur Gebäude kamen in 254 
Fällen, nur Gelände in 283 Fällen, Haus und Gelände zu¬ 
sammen in 423 Fällen zur Veräusserung. Unter letzterer 
Zahl sind alle veräusserten Besitze von Haus und land- 
wirthschaftlich angebautem Gelände eingerechnet, auch wenn 
letzteres noch so klein ist; wollte man unter landwirthschaft¬ 
lichen Anwesen Heimstätten verstehen, die einer Familie 
den Unterhalt ganz oder doch grossentheils gewähren, so 
könnte man hierfür im allgemeinen wohl den Besitz von 
mindestens 3 ha landwirthschaftlich angebauter Fläche mit 
Wohnhaus ansehen; solcher Anwesen gelangten nur 84 
( 8,8 pCt. sämmtlicher Fälle) zum zwangsweisen Verkauf. 
Ein sogenanntes landwirthschaftliches Anwesen wurde 
in 418 Fällen (43,5 pCt. der Gesammtfälle) zwangsver¬ 
steigert. Ein liegenschaftlicher Zwangsverkauf kam auf 
1739 Einwohner und auf 362 Haushaltungen, ein Verkauf 
eines landwirthschaftlichen Anwesens auf 3993 Einwohner, 
auf 832 Haushaltungen im allgemeinen und auf 533 land- 
wirthschaftliche Haushaltungen im besonderen. 

Nach dem Beruf waren von den ausser Besitz gesetzten 
Eigenthümern 367 Landwirthe, 518 Gewerbe- und Handel¬ 
treibende, 75 Personen sonstigen Berufs oder ohne Beruf. 
Unter den bisherigen Besitzern von verkauften sog. land¬ 
wirthschaftlichen Anwesen waren 206 Landwirthe (49,20/o), 
187 (44,7%) Gewerbe- und Handeltreibende und 25 ( 60 / 0 ) 
sonstige Personen. 

Von den 706 Fällen von Geländeverkauf betrafen 283 
nur Gelände und 423 Gelände nebst Haus: ferner 686 land¬ 
wirthschaftliches Kulturgelände (mit oder ohne sonstige 
Fläche), 20 kein solches, darunter 6 Fälle, in denen nur 
Wald, 1 Fall, in dem Haus und Wald, ferner 9 Fälle, in 
denen nur Bauplätze, und 4 Fälle, in welchen Haus und 
Bauplätze veräussert wurden. 

Die gesammte Fläche des verkauften Geländes betrug 
1561 ha, wovon 1116 ha landwirthschaftliche Anbaufläche 
(713 ha Acker- und Gartenland, 51 ha Rebland und 352 ha 
Wiese) und 445 ha sonstige Fläche (288 ha Wald, 56 ha 
Weide, 101 ha Bauplätze und versch ). Die Einzelflächen, 
d, h. die im Einzelfall verkauften Gesammtflächen waren 
meistens gering: nur in 17 Fällen war die landwirthschaft¬ 
liche Anbaufläche grösser als 10 ha, in 4 Fällen grösser als 
20 ha, davon in 3 Fällen grösser als 30 ha, im näheren 
70,87, 44,26 und 35,58 ha. 

Die ganze zwangsweise veräusserte landwirthschaftliche 
Anbaufläche machte 0,14 pCt. der landwirthschaftlichen Ge- 
sammtanbaufläche des Landes im Jahre 1891 aus. Unter Zu¬ 
grundelegung des Resultats über die im Jahre 1873 vorgenom¬ 
mene Erhebung über den Einzelbesitz von landwirthschaft¬ 
lichen Grundstücken kann wohl auch für das Jahr 1891 als an¬ 
nähernd zutreft'end angenommen werden, dass von der ge- 
sammten Fläche der Besitzer solcher Gelände von w^eniger 
als 3 ha 0.22 pCt.. von derjenigen der Besitzer von 3 ha und 
mehr 0,12 pCt. veräussert wurden. Hierbei ist jedoch unter- 
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Stellt, dass kein Verkauf von weniger als 3 ha einen Be¬ 
sitzer von mehr als 3 ha, dem nur ein Theil seines Besitzes 
genommen worden wäre, getroffen habe. 

Die Zwangsveräusserung ist auch im Jahre 1891, wie 
regelmässig, am häufigsten durch eigene Verschuldung, 
hauptsächlich durch Nachlässigkeit, schlechte Haushaltung 
und Trägheit, herbeigeführt worden; darnach führten die 
freiwillige ungünstige und leichtfertige Uebernahme von 
Liegenschaften und Geschäften und Unglück im Geschäfts¬ 
gang, welche zumeist auch auf eigener Schuld beruhen, zu 
den zahlreichsten Zwangsverkäufen. Alle übrigen Arten 
von Ursachen treten gegen die vorgenannten erheblich 
zurück. Die wenigsten Zwangsverkäufe sind der Schuld 
dritter Personen durch Uebervortheilung. Ausbeutung etc. 
zuzuschreiben; Wucher ist in keinem Eall als Ursache des 
Zwangsverkaufs angegeben worden. 

Antrag auf centralisirten Arbeitsnachweis in Berlin. 

Die Berliner Gewerkschafts-Kommission hat infolge des 
Ueberhandnehmens der Arbeitslosigkeit und der dadurch 
von einer grossen Zahl gewissenloser Elemente herbei¬ 
geführten Ausbeutung der Arbeitslosen beim Stellung- 
und Arbeitsuchen an den Magistrat von Berlin folgenden 
Antrag gerichtet: 

„Der Magistrat von Berlin wolle beschliessen: Die 
Centralisirung sämmtlicher in Berlin bestehenden Branchen- 
und Gewerkschafts-Arbeitsnachweise zum Zwecke einer ge¬ 
regelten Arbeitsvermittelung vorzunehmen.“ 

In der Begründung wird ausgeführt: In Erwägung der 
Nothwendigkeit, dass die Stadtgemeinde der arbeitslosen 
und arbeitsuchenden Bevölkerung das Arbeitfinden durch 
Errichtung eines städtischen Central-Arbeitsnachweises, der 
sich eventuell zu einem städtischen Arbeitsamt auszugestalten 
habe, möglichst erleichtern soll, und angesichts der That- 
sache, dass es eine grosse Zahl von Personen giebt, die 
durch das Ueberhandnehmen der Arbeitslosen die Nothlage 
dieser ausbeuten, d. h. ihnen gegen unverhältnissmässig 
hohe Gebühren Arbeit vermitteln wollen — in weiterer Er¬ 
wägung der Pflicht der Stadtgemeinde, das Wohl aller ihrer 
Mitglieder im Auge zu haben, sie vor Uebervortheilung 
durch geeignete Maassnahmen zu schützen und in An¬ 
betracht dessen, dass die Mitglieder der Stadtgemeinde 
doch zu den Kosten zur Erhaltung aller Einrichtungen, die 
dem Gemeinwohl dienen, herangezogen werden — fordern 
die Arbeiter-Beisitzer des Berliner Gewerbegerichts und die 
Berliner Gewerkschaften die Errichtung eines städtischen 
Central-Arbeitsnachweises resp. die Errichtung eines städti¬ 
schen Arbeitsamtes auf Kosten der Stadt. 

Bezüglich der Organisation eines solchen würden fol¬ 
gende Punkte in Betracht zu ziehen sein: Das Arbeitsamt 
steht unter Aufsicht einer Kommission von Mitgliedern, die 
aus den Beisitzern des Gewerbegerichts und von diesen 
selbst zu wählen sind. Den Vorsitz dieser Kommission 
führt ein vom Magistrat zu ernennender städtischer Beamter 
event. der Vorsitzende des Gewerbegerichts. 

Die Verwaltung und Leitung des Arbeitsamtes wird in 
gewerbliche Abtheilungen geschieden (Metallindustrie, Bau¬ 
fach, Holzindustrie u. s. w.) und sind dazu befähigte, mit 
den Verhältnissen in ihrer Industrie vertraute Personen 
von den Arbeitern der betreffenden gewerblichen Abthei¬ 
lung zu wählen und städtischerseits anzustellen und zu be¬ 
solden. 

Das Arbeitsamt übernimmt ausser der kostenlosen Ar¬ 
beitsvermittelung für gewerbliche und kaufmännische Arbeiter 
beiderlei Geschlechts, Dienstboten und Lehrlinge, die Auf¬ 
stellung von Statistiken über Lohnverhältnisse, Lehrlings¬ 
wesen u. s, w. auch die Auskunftsertheilung über gewerb¬ 
liche Fragen. 

Die Erledigung des Antrages im Sinne der vorstehen¬ 
den Ausführungen dürfte wohl geeignet sein, den soge¬ 
nannten StellenwLicher, wie er z. B. ganz besonders den 
Arbeitern im Gastwirthsgewerbe, im Bäckerei- und Schläch- 
tereigcwerbc, Dienstboten und Hausdienern fühlbar wird, 
abzuschaft'en. 

Zur Statistik der deutschen überseeischen Auswande¬ 
rung. Die überseeische Auswanderung aus dem Deutschen 
Reich über deutsche Häfen, Antwerpen, Rotterdam und 


Amsterdam belief sich nach den Zusammenstellungen des 
Kaiserlichen Statistischen Amts in den Monaten Januar bis 
September f893 auf 71 853 Personen. Hiervon kamen aus 
der Provinz Posen 6857, Bayern rechts des Rheins 6012, 
Brandenburg mit Berlin 5593, Westpreussen 5522, Pommern 
5067, Hannover 4804, aus dem Königreich Württemberg 
4646, der Provinz Rheinland 3932, aus dem Königreich 
Sachsen 3367, der Provinz Schleswig-Holstein 2734, dem 
Grossherzogthum Baden 2617, aus der Provinz Schlesien 
2349, Hessen-Nassau 2382, Westfalen 2290, Provinz Sachsen 
2243, Ostpreussen 1614, aus der Rheinpfalz 1308, dem Gross¬ 
herzogthum Hessen 1249, Oldenburg 1024, Mecklenburg- 
Schwerin 769. Der Rest von 5429 Personen entfällt auf 
die übrigen Gebietstheile des Reichs. An der Beförderung 
dieser Auswanderer sind die deutschen Häfen mit 60 250 
Personen betheiligt, und zwar gingen über Bremen 34 228, 
über Hamburg 26 022. Von Antwerpen reisten 9941, von 
Rotterdam und Amsterdam 1662. Ueber deutsche Häfen 
wurden ausser den 60 250 Deutschen noch 86 746 Aus¬ 
wanderer aus fremden Staaten, und zwar über Bremen 
61 328, über Hamburg 25 418 befördert. 

Englische Lokalverwaltungen als Unternehmer. Die 

englischen Lokalverwaltungen suchen bei der Vergebung 
öffentlicher Arbeiten immer mehr der „Mittelsleute“ und 
der „Unternehmer“ jeglicher Art sich zu entledigen, um 
auf diese Weise ohne Nachtheil für den kommunalen Säckel, 
ja vielleicht unter Verringerung der Ausgaben, den Arbeitern 
selbst reichlicheren Verdienst zuzuwenden. So hat der 
Londoner Stadtrath kürzlich einen Theil seiner Wasserwerke 
selbstständig hersteilen lassen und derjenige von Birming¬ 
ham seinen eigenen Ingenieuren den Bau von grossen 
Wasser-Reservoirs zu Rhayaver übertragen, ein ungeheures 
Unternehmen, welches den Bau einer sechs englische 
Meilen langen Eisenbahn zum Transport des Baumaterials, 
sowie die Anlegung eines vollständigen Dorfes zur zeit¬ 
weiligen Unterbringung der Arbeiter nöthig macht. 


Soziale Zustände. 

Arbeitslosigkeit in Holland und England. In Holland 
lenkt sich, wie wir der Vossischen Zeitung entnehmen, die 
allgemeine Aufmerksamkeit einer Bewegung zu, die durch 
umfangreiche Arbeits-undVerdienstlosigkeithervorgerufen ist. 
In Friesland und Groningen, besonders aber in den Städten 
Rotterdam und Amsterdam, ist das Elend der arbeitenden 
Klassen schon zu bedenklicher Höhe gestiegen, obwohl der 
eigentliche strenge Winter sich noch nicht einmal eingestellt 
hat. In den nördlichen Provinzen giebt es für die Land¬ 
arbeiter höchstens 37 Arbeitswochen, in Amsterdam suchen 
etwa 70 pCt. der Bodenarbeiter Arbeit, während die Maurer 
mit 80, die Zimmerleute mit 40. die Anstreicher mit 90 Ar¬ 
beitslosen vom Hundert vertreten sind. Nach mässiger Be¬ 
rechnung sind in Amsterdam etwa 18(X)—20(X) Zimmer¬ 
gesellen ohne Arbeit. In Rotterdam und Amsterdam halten 
die Arbeitslosen auf den Rath ihrer sozialdemokratischen 
Leiter Umzüge durch die Stadt, um den Reichen und Ver- 
möglichen das Elend des Volkes zu zeigen. Der Bürger¬ 
meister von Amsterdam hat einer Abordnung Rede und 
Antwort gestanden und sich bereit erklärt, das Mögliche 
zur Linderung der Noth zu thun. 

Auch in England tritt die Arbeitslosigkeit in besorg¬ 
nisserregendem Umfang auf. Am 30. November wurde eine 
Deputation des sozialdemokratischen Bundes, welche auf 
den zunehmenden Nothstand hinwies, erst von konservativen 
und unionistischen und sodann von radikalen Parlamen¬ 
tariern im Unterhause empfangen. Wenn man der Abord¬ 
nung Glauben schenken darf, so sind gegenwärtig in 
London allein nicht weniger als 2(X)(X)0 Stellenlose vor¬ 
handen. 

Achtstündiger Arbeitstag im Arsenal von Woolwich. 

Der englische Kriegsminister hat die Einführung des acht¬ 
stündigen Arbeitstages Jm Arsenal von Woolwich be¬ 
schlossen. Der Minimallohn für Arbeiter im Marinegeschütz¬ 
departement soll 1 Lstrl. die Woche betragen und im Armen¬ 
geschützdepartement 19 s 6 cL . . . 
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Gewerkschaftliche Arbeiterbewegung. 


Oesterreichischer Gewerkschafts-Kongress. Die pro¬ 
visorische Kommission der Gewerkschaften Oesterreichs 
beruft für den 24. bis inkl. 27. Dezember einen Kongress 
der Gewerkschaften Oesterreichs nach Wien ein. Die dem 
Kongress zur Berathung vorzulegende Tagesordnung ist 
äusserst umfangreich und wird sich in der Hauptsache um 
die Frage drehen, wie die Gewerkschaften Oesterreichs sich 
organisiren sollen, um leistungsfähiger zn werden und wirk¬ 
samer für die Besserung der Lage der Arbeiter thätig sein 
zu können. Die wesentlichsten Punkte der Tagesordnung 
sind folgende: Berichterstattung der provisorischen Ge- 
werkschäftskommission; Situationsberichte über Organisa¬ 
tion; Organisation der österreichischen Gewerkschaften; 
Schaffung eines Gewerkschaftssekretariats; Stellung bei 
Strikes; Fach- und Gewerkschaftspresse; Normalstatuten für 
Gewerkschaften und Industrieverbände; Anträge und An¬ 
fragen. 

Arbeiterschutzgesetzgebung und Gewerbe¬ 
inspektion. 

Sonntagsruhe im Handelsgewerbe zur Weihnachts- 
zeit. Einen besonders kräftigen Vorstoss gegen die kauf¬ 
männische Sonntagsruhe haben die Gegner derselben 
namentlich in den Gressstädten während der letzten Wochen 
für den Weihnachtsmonat d. J. versucht. Unter Berufung 
auf don schlechten Geschäftsgang dieses Jahres und die 
Entschädigung, welche durch den uneingeschränkten Ver¬ 
kauf an den Dezembersonntagen gewährt werden könnte, 
verlangten einzelne Unternehmergruppen in Berlin, Frank¬ 
furt a. M., Breslau, Halle a. S. u. s. w. die Ausdehnung 
der Geschäftszeit bis spät in die Nacht für möglichst alle 
Dezembersonntage, zumal der vorletzte auf den heiligen 
Abend und der letzte auf Sylvester falle. Die Regierungs¬ 
behörden haben diesem Ansturm nur theilweise die nöthige 
Festigkeit entgegengesetzt. In Berlin ist es bei dem 6 bezw. 
7 Uhr-Schluss geblieben. In Frankfurt a. M. z. B, machte 
jedoch der Polizeipräsident bekannt, dass zwar am 3., 10. 
und 17. Dezember „nur“ von 7—2 und 3—7 Uhr Abds. verkauft 
werden dürfe, dass aber noch bekannt gegeben werden 
solle, „ob für den 24. und 31. Dezember weitere Ver¬ 
längerungen zugelassen werden.“ Das bedeutet bereits eine 
bedenkliche Unsicherheit auch in der handelsgewerblichen 
Sozialpolitik, die freilich nur derjenige richtig zu würdigen 
versteht, der die unglaubliche Verwirrung auf diesem Ge¬ 
biete überschauen kann. 

Die Gewerbenovelle von 1891 bestimmt in § 105 b, 
Abs. 2, dass die Polizeibehörde „für die letzten 4 Wochen 
vor Weihnachten eine Vermehrung der (5) Stunden bis auf 
zehn zulassen kann, während welcher die Beschäftigung von 
Gchülfen, Lehrlingen und Arbeitern stattfinden darf.“ Zehn 
Stunden Sonntagsarbeit an den Weihnachtssonntagen, nach¬ 
dem in der Woche gewöhnlich sechs Arbeitstage mit 12- 
bis löstündiger Arbeitszeit vorangegangen sind! Dieses 
Zugeständniss an eine weitgehende Ausnutzung des Per¬ 
sonals, dieses Belieben der Polizeibehörde ging zunächst 
sogar den Landescentralbehörden zu weit. Denn in ihren Aus¬ 
führungsverordnungen bestimmten beispielsweise Preussen 
und Hessen im Juni 1892, dass für keinen Ort an mehr als 
jährlich sechs Sonntagen oder Festtagen eine verlängerte 
Beschäftigungszeit zugelassen werden dürfe, dass die Fest¬ 
setzung derselben, namentlich für einige Sonntage vor 
Weihnachten, möglichst einheitlich für den Umfang der 
Provinzen oder der Regierungsbezirke geschehen solle, 
ferner, „dass bis zu der gesetzlich zulässigen Obergrenze 
von 10 Stunden nur in Ausnahmefällen zu gehen, dass 
die Beschäftigung in der Regel nicht über 6 Uhr und nie¬ 
mals über 7 Uhr hinaus zuzulassen“ sei. Das waren die 
guten Absichten kurz nach Inkraftreten des Gesetzes. Die 
Ausführung des Gesetzes hat ihnen aber bei der geringen 
Widerstandskraft, welche die Behörden den Unternehmer¬ 
forderungen entgegenzusetzen haben, kaum entsprochen. 

Zunächst ist doch die grösste Buntscheckigkeit in der 
Gewährung von Ausnahmen selbst innerhalb der kleinsten 


Bezirke eingerissen. So hat z. B. die Handelskammer für den 
Regierungsbezirk Oppeln festgestellt, dass dort die lOstün- 
dige Verkaufszeit zugelassen worden ist: nur am letzten 
Sonntag vor Weihnachten an einem Orte; an zwei Sonntagen 
vor Weihnachten an 28 Orten; an drei Sonntagen vor 
Weihnachten an 6 Orten; an vier Sonntagen vor Weih^ 
nachten an 8 Orten. Ferner wissen wir, dass Breslau und 
Neustadt i. Bayern nur am letzten Sonntage, Liegnitz, Kö¬ 
nigsberg, Danzig, Bromberg und Berlin an den beiden 
letzten Sonntagen, Dortmund, Coblenz und Cöln an den 
drei letzten Sonntagen, Frankfurt a. M., Halle a. S., Darm¬ 
stadt, Mannheim, Heidelberg, Thorn, Stendal an den vier 
letzten Sonntagen, Elberfeld und Barmen aber bereits an 
den sechs letzten Sonntagen vor Weihnachten eine ver¬ 
längerte Beschäftigungszeit haben. Selbstverständlich sind 
diese Beispiele rein zufällig herausgegriffen. Aber so lange 
die dem Abg. Bebel im Reichstag versprochene amtliche 
Uebersicht über diesen ungeheuerlichen Rattenschwanz be¬ 
hördlicher Verfügungen nicht herausgegeben wird, ist 
man eben auf solche Stichproben angewiesen. 

Neben dieser willkürlichen Mannigfaltigkeit der Aus¬ 
nahmetage steht nun eine Buntscheckigkeit der Ausnahme¬ 
stunden, die ebenfalls ihres gleichen sucht. In Preussen 
ist zwar 6 bezw. 7 Uhr im allgemeinen als Schlussstunde 
für die Weihnachtssonntage festgehalten, und schon dies 
bedeutet eine weitgehende Ausnutzung des Personals an 
den Dezembersonntagen, wenn man bedenkt, dass die Kon¬ 
trolle der Beschäftigung hinter geschlossenen Läden oft 
eine sehr laxe ist und einzelne Gehülfen mit dem Auf¬ 
räumen u. s. w. stellenweise noch weitere Stunden fest¬ 
gehalten werden. Aber man scheint eben in Preussen so 
wenig stolz auf diesen einen, relativen Vorzug zu sein, dass 
jetzt der Polizeipräsident von Frankfurt a. M. „weitere Ver¬ 
längerungen “mindestens bedingungsweise in Aussicht stellen 
kann. Sogar die städtischen Behörden bemühen sich für 
die Unternehmer, indem sie in Halle eine Ausdehnung der 
Verkaufszeit auf 12 Stunden, in Berlin bis 10 Uhr Abends 
für zwei Dezembersonntage bei den Regierungsbehörden 
beantragten. Der Kaufmännische (Prinzipal-)Verein in Bres^ 
lau will bis 8 Uhr, eine Gruppe von Ladeninhabern in 
Frankfurt a. M. bis 10 Uhr haben. Wird diesen Forde¬ 
rungen auch nur theilweise nachgegeben, so erreichen eben 
auch preussische Städte den „idealen“ Zustand, der in 
sonstigen Bundesstaaten herrscht: in Dessau darf jetzt 
schon an den letzten beiden Sonntagen vor Weihnachten 
bis 1/2 9 Uhr, in Dresden am 24. und 31. Dezember bis 
9 Uhr, in Bremen, Altona und Hamburg bis 10 Uhr Abends 
an allen vier Sonntagen, und in Gera, wenn die uns vor¬ 
liegende Zeitungsmeldung richtig ist, vollends unbeschränkt 
mit Ausnahme der gottesdienstlichen Zeit offen gehalten 
werden — da wäre man glücklich bis zur völligen Auf¬ 
hebung der Sonntagsruhe in der „fröhlichen, seligen“ Weih¬ 
nachtszeit gekommen! 

In der That kommt man zu dem Schlüsse, dass den 
systemlosen und willkürlichen Festsetzungen, die für jeden 
Ort verschieden ausfallen und bei denen das Hülfspersonal 
kaum weiss, woran es ist, eine völlige Aufhebung der 
Sonntagsruhevorschriften noch vorzuziehen wäre — 
wenn man nämlich an maassgebender Stelle den sozial¬ 
politischen Werth einer wirksamen Sonntagsruhe im Handels¬ 
gewerbe, auch zur Weihnachtszeit, so gering anschlagen 
will. Die Sonntagsruhe soll vornehmlich eine Arbeiter¬ 
schutzbestimmung sein: nun wohl — nach der erhöhten 
Kraftanstrengung der Weihnachtswochen bedarf das Ver¬ 
kaufspersonal noch weit dringender als sonst vernünftiger 
Ruhepausen. Nicht auf eine Erweiterung und grössere 
Mannigfaltigkeit, sondern auf eine Verringerung und Ver¬ 
einfachung der Weihnachtsausnahmen müsste von den Cen¬ 
tralbehörden hingearbeitet werden, wenn es ihnen Ernst um 
die schützende Tendenz des § 105 b, Abs. 2 wäre. Sagt 
doch der Anfangs erwähnte Bericht der Handelskammer 
Oppeln, obgleich er von Unternehmern ausgeht, es werde 
aus den verschiedensten Städten übereinstimmend berichtet, 
dass das Publikum zumeist gar nicht daran denke, von den 
verkaufsfreien Sonntagen einen ausgiebigeren Gebrauch zu 
machen. Diese Thatsache habe die Wirkung gehabt, dass 
auch mancher Kaufmann, dessen Umsatz an den genannten 
Tagen wiederholt über den allgemeinen Sonntagsdurch- 
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schnitt nicht hinausgegangen sei, von der längeren Verkaufs¬ 
zeit überhaupt keinen Gebrauch mehr mache, sondern sich 
die Geschäftsunkosten der Beleuchtung und seinen Ange¬ 
stellten die unnütze Vergeudung eines Sonntagsnachmittags 
erspare. Diese Beobachtungen bieten Stoff genug zum 
Lernen für diejenigen, die lernen — wollen. 

Zur Lohnstatistik der preussischen Gewerbeinspek¬ 
toren. Vor allen seinen übrigen Kollegen zeichnet sich 
seit Jahren der Gewerbeaufsichtsbeamte für Oppeln durch 
eine vorzügliche Lohnstatistik der gewerblichen und nicht 
gewerblichen Arbeiter seines Bezirks aus. In dem neuesten 
Berichtsbande für 1892 fasst er seine Ergebnisse seit 1888 
in einer graphischen Darstellung zusammen und bemerkt 
zu derselben mit einer wissenschaftlichen Einsicht, die an 
solcher Stelle sehr angenehm auffällt: „Wieviel Werth den 
aus dem Verdienste aller Arbeiterkategorien zusammen ge¬ 
wonnenen Lohnzahlen beizumessen ist, erhellt aus der einen 
Kurve, welche das Lohnmittel sämmtlicher berücksichtigten 
Arbeiter wiedergiebt. Man erhält dadurch Zahlen für 
Löhne, welche thatsächlich von keiner Arbeitergruppe ver¬ 
dient werden. Daher kann derartig ermittelten „Durch¬ 
schnittslöhnen“, welche für bestimmte Bezirke aufgestellt 
werden, ein irgend erheblicher Werth für die Beurtheilung 
der w’irthschaftlichen Lage der Arbeiter nicht zugebilligt 
werden. Die genauen Lohnzahlen gewähren aber dem 
Aufsichtsbeamten sehr werthvolle Einblicke in die Verhält¬ 
nisse der industriellen Unternehmungen und dienen hervor¬ 
ragend dazu, die Lebenshaltung der Arbeiter dauernd und 
gleichmässig zu verfolgen. Schwierigkeiten sind bei den 
Lohnermittelungen nicht zu Tage getreten.“ Und in der 
That bringt die graphische Darstellung des Oppelner Ge¬ 
werbeaufsichtsbeamten die Werthlosigkeit der bekannten 
„Durchschnittslöhne“ frappant zur Anschauung. Der Lohn 
gelernter grossgewerblicher Arbeiter bewegte sich nach ihr 
von ca. 2,50 M. im Jahre 1888 auf ca. 2,90 M. bis Ende 
1891, um im Jahre 1892 wieder bis auf 2,85 M. zu fallen. 
Derjenige gelernte Arbeiter machte in derselben Zeit die 
entsprechende Bewegung zwischen 1,71 M., 2,00 M. und 
1,95 M. Die Lohnsätze der weiblichen und jugendlichen 
Arbeiter stiegen von 90 bezw. 80 Pfg. auf 1 M. Der „Durch¬ 
schnittslohn“ aller Arbeiterkategorien aber stellt eine Kurve 
dar, welche von 2 M. im Jahre 1888 auf 2,40 M. Ende 1891 
steigt und dann auf etwa 2,35 M. fällt. Diese Kurve fällt 
mit keiner der wirklichen Lohnlinien zusammen und ist 
also reines Phantasiegebilde. Vielleicht wirkt diese dr astische 
Darstellung einigermaassen belehrend auf andere Stellen in 
der preussischen Vei'waltLing, die merkwürdigerweise noch 
immer mit „Durchschnittslöhnen“ operiren. Wird beispiels¬ 
weise die pi'eussische Bei'gwerksverwaltung ihre bekannte 
Durchschnittsveröffentlichung der in den Grubenbezirken 
augenblicklich verdienten Löhne festsetzen, nachdem der 
Beamte eines anderen Ressorts ihre Unhaltbarkeit so 
schlagend dargethan hat? 

Schutz der Arbeiter vor Lebensgefahr in Fabriken. 

In der Kölnischen Volkszeitung vom 5. d. M. finden wir 
folgende beachtenswerthe Ausführung: Am 2. d. M. haben in 
einer Aachener Fabrik vier Personen den Tod in den 
Flammen gefunden; wäre es der Feuerwehr nicht gelungen, 
im letzten Augenblick ein vergittertes Fenster zu öffnen, so 
würden die hinter demselben um Hülfe jammernden Arbeiter 
ebenfalls um’s Leben gekommen sein; die Zahl der Ver¬ 
unglückten würde dann zwölf betragen haben. Am 8. Ja¬ 
nuar 1886 fanden in derselben Fabrik 17 Personen den 
Flammentod. Gleich nach letzterem Unglück erliess Herr 
Polizei-Präsident Hirsch von Aachen eine Polizei-Verord¬ 
nung, laut welcher in den Aachener Fabriken jedes zweite 
Fenster so eingerichtet werden sollte, dass es sich um seine 
Axe drehen oder in sonstiger Weise öffnen lasse. Aitsser- 
dem sollten an diesen Fenstern Sperrstangen angebracht 
werden, an welchen auf jeder Etage bereit zu haltende 
Rettungstaue befestigt werden könnten. Wenn nun trotz 
dieser Verordnung in derselben Fabrik nach 6 Jahren 
wiederum ein gleiches Unglück sich ereignen konnte, so 
liegt die Vermuthung nahe, dass dieselbe nicht genügt, für 
die Zukunft solchen beklagenswerthen Unglücksfällen, welche 


viele Familien in tiefe Trauer und Elend versetzen, vorzu¬ 
beugen. Unseres Erachtens thut es in solch feuergefähr¬ 
lichen Fabriken Noth, dass alle Fenster geöffnet werden 
können. Ferner muss das Personal mehrmals im Jahre im 
Gebrauch der Nothtreppen und der Sicherheitsvorrichtungen 
geübt werden; in vielen Fabriken und grösseren Betrieben 
ist dies Sitte. Auf ein bestimmtes Zeichen mit der Fabrik¬ 
glocke oder dergleichen verlässt jeder Arbeiter ruhig seinen 
Platz; auf diese Weise sind die Betriebe mit Tnehreren 
Hundert Personen innerhalb 3—5 Minuten von den Arbei¬ 
tern verlassen. Es wird Aufgabe der Fabrikinspektoren 
sein, darüber zu wachen, dass nichts versäumt wird, um 
das Leben der Arbeiter in feuergefährlichen Fabriken 
.sicherzustellen. Werden die oben erwähnten Winke be¬ 
folgt, so wird solch Unglück in Zukunft unmöglich wer¬ 
den. 


Arbeiterversichening. 


Zur Statistik der Invaliditäts- und Altersversicherung. 

Die dem Reichstag vor Kurzem vorgelegten, im Reichs-Ver¬ 
sicherungsamt aufgestellte Nachweisung der Geschäfts- und 
Rechnungsergebnisse der Invaliditäts- und Altersversiche¬ 
rungs-Anstalten für das Rechnungsjahr 1892 umfasst die 
sämmtlichen 31 Versicherungs-Anstalten des Deutschen 
Reiches. Wie die Nachweisung erkennen lässt, sind für 
diese Versicherungsanstalten mit insgesammt 150 Vorstands¬ 
mitgliedern, 26 Hilfsarbeitern der Vorstände, 618 Ausschuss¬ 
mitgliedern, 58633 V^ertrauensmännern, 289 Kontrolbeamten, 
613 Schiedsgerichten, 8293 besonderen Markenverkaufsstellen, 
4425 mit der Einziehung der Beiträge betrauten Kranken¬ 
kassen und 2906 in gleicher Weise mitwirkenden Gemeinde¬ 
behörden und sonstigen von der Landes-Zentralbehörde 
bezeichneten Stellen an Entschädigungsbeträgen 12318781,21 
Mark für Altersrenten und 713600,19 M. für Invalidenrenten, 
zusammen 13032381,40 M. gezahlt worden. Die Zahl der 
bewilligten Altersrenten betrug 42218, die der Invaliden¬ 
renten 16529, zusammen 58747. An Verwaltungskosten 
sind aufgewendet worden 4546150,51 M., was für den Kopf 
des Versicherten eine Ausgabe von etwa 0,49 M. ergiebt 
oder 5,14 pCt. der Gesammteinnahme an Beiträgen (der er¬ 
hobenen Prämie) ausmacht. Von den Verwaltungskosten 
entfallen 804026,34 M. auf die Kosten der Einziehung der 
Beiträge (§ 112 Absatz 3 des Invaliditäts- und Altersver¬ 
sicherungsgesetzes), 438849,35 M. auf die Kosten der Kon- 
trole (§ 128 a. a. O ) und 361001,32 M. auf die Kosten der 
Schiedsgerichte. Die Gesammteinnahme aus Beiträgen be¬ 
lief sich mit Einschluss der Beiträge für Seeleute auf 
88530623,30 M. Die Zahl der verkauften Beitragsmarken 
beträgt rund 100 Millionen in Lohnklasse I, 171 Millionen 
in Lohnklasse II, 95 Millionen in Lohnklasse III und 58 Mil¬ 
lionen in Lohnklasse IV; an Doppelmarken werden rund 
153000 als verkauft nachgewiesen. Der Antheil der Ver¬ 
sicherungsanstalten an den bis zum Schluss des Jahres 1892 
vom Rechnungsbureau endgiltig vertheilten Renten (§ 90 
des Invaliditäts- und Altersversicherungsgesetzes) ergiebt 
bei 170168 Einzelfällen an Altersrenten und 13405 Einzel¬ 
fällen an Invalidenrenten, zusammen 183573 Einzelfällen, 
einen Jahresbetrag von 12411476,00 M. für Altersrenten 
und 828940.65 M. für Invalidenrenten, zusammen 13240516,65 
Mark. Diese Rentenbelastung repräsentirt einen Kapital¬ 
werth von 68346235 M. für Altersrenten und 6984247 M. 
für Invalidenrenten, zusammen 75330482 M. Bis zum 
Schlüsse des Jahres 1892 sind 19765 Altersrenten und 
1406 Invalidenrenten, zusammen 21171 Renten mit einem 
auf die Versicherungsanstalten entfallenden Jahresbetrage 
von 1410840,82 M. für Altersrenten und 85916,72 M. für 
Invalidenrenten, zusammen 1496757,54 M., in Wegfall ge¬ 
kommen: es verbleiben demnach am Schluss des Jahres 
noch 150403 Altersrenten mit einem abzüglich des Reichs¬ 
zuschusses sich berechnenden Jahresbetrage von 11000635,18 
Mark und 11999 Invalidenrenten mit einem entsprechend 
berechneten Jahresbetrage von 743023,93 M. Der Ver¬ 
mögensbestand der Versicherungsanstalten einschliesslich 
des Werthes der Inventarien belief sich bei Ablauf des 
Jahres 1892 auf 151 891192.87 M , wovon bis dahin 12717225,14 
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Mark dem Reservefonds (§ 21 a. a. O.) Oberwiesen worden 
sind. Die durchschnittliche Verzinsung der Kapitalanlagen 
erfolgt wie im Vorjahre mit 3,67 pCt. 

Die Krankenversicherung in Bayern im Jahre 1892. 

Im Jahre 1892 waren in Bayern 4737 Krankenkassen gegen 
4665 im Vorjahre, mithin 72 Kassen mehr, thätig; die durch¬ 
schnittliche Zahl der im Jahre 1892 thätigen Kassen betrug 
4405. Die Zahlen vertheilen sich auf die einzelnen Kassen¬ 
arten wie folgt: Es gab 4128 (gegen 4067 im Vorjahre) Ge¬ 
meinde-Krankenversicherungskassen, 50 (46) Orts-Kranken¬ 
kassen, 478 (463) Betriebs- (Fabrik-) Krankenkassen, 10 (13) 
Bau-Krankenkassen. 7 (6) Innungs-Krankenkassen, 30 (35) 
eingeschriebene Hilfskassen, 34 (35) landesrechtliche Hilfs¬ 
kassen. Die Zahl der Mitglieder betrug in sämmtlichen 
Kassen am 1. Januar 1893 585 872, im Jahresdurchschnitt 
1892 616 318 (im Vorjahre 609 968). Diese betrugen 11 pCt. 
der Gesammtbevölkerung. Am meisten war wie bisher die 
Gemeindekrankenversicherung mit 347 812 Versicherten im 
Jahresdurchschnitt vorherrschend ; bei den Ortskrankenkassen 
waren 88907, bei den Betriebskrankenkassen 140 230, bei 
den Baukrankenkassen 3298, bei den Innungskrankenkassen 
1308, bei den eingeschriebenen Hilfskassen 5200, bei den 
landesrechtlichen Hilfskassen 28 969 im Durchschnitt ver¬ 
sichert. 

Im ganzen gab es im Jahre 1892 204 559 Erkrankungs¬ 
fälle mit 3 381 335 Krankheitstagen (gegen 195 602 bezw. 
3235 717 im Vorjahre). Es entfielen aut 1 Kassenmitglied 
0,33 Erkrankungsfälle und 5,49 Krankheitstage; auf 1 Er¬ 
krankungsfall kamen 16,5 Krankheitstage. Insgesammt 
kamen an Beiträgen (einschliesslich derjenigen der Arbeit¬ 
geber und der Eintrittsgelder) 9 454 494 M., auf 1 Mitglied 
15,34 M. ein, die Ausgaben betrugen 8 690 945 M., auf 
1 Mitglied 14,19 M. Die Krankheitkosten betrugen für 1 Er¬ 
krankungsfall 34,79 M., für 1 Krankheitstag 2,10 M., auf 
1 Mitglied berechnet 11,55 M. (im Reichsdurchschnitt im 
Jahre 1891 13,02 M.). 

Krankheitsgefahr in verschiedenen Arbeitszweigen. 

Unter dieser Ueberschrift bringt die in diesem Jahre vom 
Kaiserlichen Statistischen Amte herausgegebene „Statistik 
der Krankenversicherung der Arbeiter im Jahre 1891“ 
wiederum vervollständigte Berechnungen über die Häufig¬ 
keit der Krankheitsfälle in den einzelnen Berufsgruppen. 
Am zuverlässigsten scheint uns die aus den Nachweisen 
von 778 Ortskrankenkassen und 661 eingeschriebenen spwie 
landesrechtlichen Hilfskassen mit rund 890000 Mitgliedern 
hergestellte Uebersicht zu sein. Bei den männlichen Ver¬ 
sicherten derselben, die allein in hinreichender Zahl vor¬ 
handen waren, um Zufälligkeiten auszugleichen, ergaben 
sich mehrfach Krankheitsziffern, die weit über den Reichs¬ 
durchschnitt reichten. Der letztere beträ^ 6 Krankheits¬ 
tage auf einen Versicherten und 17 Krankheitstage auf einen 
Krankheitsfall. Dagegen kamen im Jahre 1891 nach den 
Ausweisen der oben genannten Kassen 


, . , auf einen männl. 

*>'■ Versicherten 

auf 

einen 

Krankheitsfall 

Maschinenfabrikation .... 

13,4 

26,0 Kr.-Tage 

Hutmacherei u. Filzwaarenfabr. 

10,8 

20,6 


Stellmacherei und Wagnerei . 

10,4 

22,8 


Porzellanfabrikation. 

10,0 

26,4 


Kupferschmiederei, Zinngiesser. 

9.0 

17,9 


Klempnerei. 

8,6 

24,0 


Böttcherei. 

8,6 

14,0 


Dachdeckerei. 

8,6 

24,0 


Buchdruckerei. 

8.5 

24,5 


Mälzerei und Brauerei . . . 

8.5 

17,6 


Schlosserei. 

8,3 

21,0 


Maurerei. 

8,1 

26.6 


Drechslerei. 

8,1 

22,2 


Fabrikation musik. Instrumente 

8,0 

27,3 



Während die übrigen Berufsgruppen sich mit ihren 
Krankheitsziffern mehr dem Reichsdurchschnitt nähern, 
ragen die von uns tabellarisch aufgeführten auffällig über 
jenen Durchschnitt empor, und zwar meistentheils in beiden 
Ziffernreihen; nur die Kupferschmiede, Böttcher und Mälzer 
bezw. Brauer verzeichnen normalere Ziffern bei der Be¬ 


rechnung der Krankheitstage auf einen Krankheitsfall. Dass 
mit diesen Feststellungen gewisse Anhaltspunkte für die 
anormale Krankheitsgefahr jener Berufe gegeben sind, wird 
wohl auch dadurch bestätigt, dass sich fast sämmtliche Ge¬ 
werbegruppen mit erhöhter Unfallgefahr unter ihnen be¬ 
finden. Speziellere und praktische Ergebnisse werden frei¬ 
lich erst zu erzielen sein, wenn weit mehr, als es bisher 
geschehen ist, an die lokale Bearbeitung der einzelnen 
Ortskrankenkassenstatistiken durch die städtischen Statisti¬ 
schen Bureaux hervorgetreten werden wird. Schliesslich 
sei noch einer Bemerkung der amtlichen Bearbeitung ge¬ 
dacht, die mehr in das Gebiet der Kassenorganisation hin¬ 
überschlägt. 

Es heisst da: „Bei den Hülfskassen, bei welchen ein 
Aufnahmezwang nicht besteht, lag die Vermuthung nahe, 
dass bei der Möglichkeit, alte, schwache und kränkliche 
Personen von der Mitgliedschaft auszuschliessen, die Krank¬ 
heitsgefahr sich geringer erweisen würde. Dies hat sich 
nach den ermittelten Zahlen der Regel nach nicht 
bestätigt.“ Schade nur, dass diese Entdeckung amtlicher- 
seits erst gemacht wird, nachdem die ganze letzte Kranken¬ 
versicherungsgesetz-Novelle auf jene unbegründete „Ver¬ 
muthung“ hin basirt und durchgedrückt worden ist. 


Wohlfahrtseinrichtungen. 

Mädchen- und Frauengruppen fl&r soziale Hilfsarbeit. 

Unter diesem Namen soll in Berlin eine Organisation ge¬ 
schaffen werden, um Frauen und besonders junge Mädchen, 
welche über freie Zeit verfügen, zum Verständniss und zur 
Ausübung ihrer sozialen Pflichten heranzuziehen. Ein weites 
Feld für solche Thätigkeit bietet sich in den schon be¬ 
stehenden Wohlfahrtsanstalten, von denen sich eine grosse 
Anzahl zur Aufnahme und Unterweisung solcher freiwilligen 
Hülfskräfte bereit erklärt haben, so das städtische Waisen¬ 
haus, die Volksküchen, die lündervolksküche, die Aus¬ 
kunftsstelle für Wohlfahrtseinrichtungen von Frau Sanitäts¬ 
rath Schwerin, die Mägdeherberge Stadtbahnhof Börse, der 
Frauenverein Octavia Hill, der Volkskindergarten und die 
Haushalts- und Handarbeitsschule desselben Vereins, die 
Blindenanstalt für Kinder, die verschiedenen Blindenvereine, 
das Krankenhaus am Urban, das Viktoriahaus, der Verein 
für häusliche Gesundheitspflege, die Mädchen- und Knaben- 
hort-Krippen, Kinderbewahranstalten u. a. m. — Unterstützt 
werden soll diese praktische Thätigkeit durch eine Reihe 
von Vorträgen: 

1. Grundzüge der modernen sozialen Entwickelung 
(Prof. Dr. Max Weber). 

2. Wohlfahrtseinrichtungen für die arbeitenden Klassen 
mit Besichtigungen (Herr Dr. Albrecht). 

3. Sozide Hülfsthätigkeit in England und Amerika. 
(Herr L. Katzenstein). 

4. Organisation der öffentlichen und privaten Armen¬ 
pflege mit Besichtigungen (Herr Magistratsassessor (Tuno). 

5. Grundzüge der Hygiene (Herr Dr. Weyl und Fräulein 
Dr. A. Bluhm). 

6. Gesundheitspflege bei Kindern mit Demonstrationen 
(Herr Dr. H. Neumann). 

Anmeldungen nimmt entgegen Frau Schulrath Cauer, 
Nettelbeckstr. 21. Der Beitrag, der zur Theilnahme an der 
praktischen Thätigkeit sowie an sämmtlichen Vorträgen be¬ 
rechtigt, beträgt 5 Mk.; doch wird derselbe auf mündlich 
oder schriftlich ausgesprochenen Wunsch ohne weiteres 
erlassen. 
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Zur Reform der Invaliditäts- und Alters¬ 
versicherung. 

Seit dem Bestehen des Invaliditäts- und Altersversiche¬ 
rungsgesetzes wird über die nothwendige Reform dieses | 
Gesetzes viel gesprochen und geschrieben, aber gar selten I 
sind bestimmte, klar umgrenzte Vorschläge, was zunächst 
zur Verbesserung des Bestehenden geschehen soll. Auch 
der Reichstag hatJLje sich vor kurzem mit der Frage zu be¬ 
schäftigen aufGriWd zweier Anträge, deren Fassung bereits 
für den Mangel positiver Refonngedanken bei den Antrag- t 
Stellern charakteristisch ist. Der Antrag des Centrums lautete 
wörtlich: „die verbündeten Regierungen zu ersuchen, mit 
Rücksicht auf die allenthalben in den betheiligten Kreisen j 
bestehenden schweren Klagen über das Gesetz, betreffend 
die Invaliditäts- und Altersversicherung, vom 22. Juni 1889 
Erhebungen zu veranstalten, inwieweit eine Abänderung ^ 
dieses Gesetzes, insbesondere in Bezug auf Ausdehnung 
und Organisation der Versicherung, erforderlich erscheint, 
und . auf Grund dieser Erhebungen rhunlichst bald dem 
Reichstage einen bezüglichen Gesetzentwurf vorziilegcn.“ 
Die Konservativen beantragten ein wenig bestimmter: „die 
verbündeten Regierungen zu ersuchen, baldmöglichst dem 


Reichstage einen Gesetzentwurf vorzulegen, durch welchen 
das Gesetz, betreffend die Invaliditäts- und Altersversiche¬ 
rung, vom 22. Juni 1889 dahin geändert wird, dass eine 
Vereinfachung desselben, insbesondere durch Beseitigung 
der Missstände, welche eine nothwendige Folge des Marken¬ 
systems sind, herbeigeführt werde.“ Was die ziemlich be¬ 
deutungslose Diskussion dieser Anträge ergeben hat, ist 
eigentlich nur die Bestätigung dessen, was niemand ernst¬ 
lich bezweifelt hat: nämlich, dass die Reichsregierung an 
eine irgendwie fundamentale Reform des Gesetzes zur Zeit 
gar nicht denkt. 

Bei dieser Sachlage ist es mit besonderer Freude zu 
begrtissen, dass endlich einmal ein wirklicher Sachverständi¬ 
ger — der Direktor der hanseatischen Versicherungsanstalt 
für Invaliditäts- und Altersversicherung, Hermann Geb¬ 
hard — in einer BrochOre*) das Wort ergriffen hat, um 
sieb über die vorliegende Frage zu äussern. Es muss zwar 
an dieser Stelle auf eine Erörterung seiner sämmtlichen 
Vorschläge verzichtet werden, aber die prinzipiell wichtig¬ 
sten und wohl auch originalen Gedanken verdienen auch 
hier eine eingehende Prüfung. 

Zunächst ist rühmend hervorzuheben, dass Gebhard die 
zukünftige organische Verbindung der drei Gebiete der 
Arbeiterversicherung — der Krankenversicherung, Unfall¬ 
versicherung und Invaliditäts- und Altersversicherung — 
für unbedingt erforderlich hält und daher erklärt, dass 
schon jetzt Jede Maassregel, die eine der drei Gebiete be¬ 
treffe, unter dem Gesichtspunkt zu betrachten sei, ob sie 
fördernd oder erschwerend auf die Gewinnung einer ge¬ 
meinsamen Grundlage für die verschiedenen Gebiete der 
Versicherung wirken werde. Er geht indessen auf diesen 
Gedanken nicht näher ein, sondern beschränkt sich in seinen 
weiteren Ausführungen auf die Alters- und Invalidenver¬ 
sicherung. 

Den Kreis der zu versichernden Personen will Gebhard 
soweit ausgedehnt wissen, dass die Hausgewerbetreibenden 
und die kleinen Betriebsunternehmer mit in die Versicherung 
hineingezogen werden, so dass sich die Versicherung mög¬ 
lichst auf alle Hilfsbedürftige erstrecke. Es sei daher 
zweckmässig, zunächst die Befugniss des Bundesraths, die 
Versicherungspflicht auf Betriebsunternehmer zu erstrecken, 
davon unabhängig zu machen, dass diese Unternehmer 
„nicht regelmässig wenigstens einen Lohnarbeiter beschäfti¬ 
gen“. Dem kann nur zugestimmt werden, denn die kleinen 
Unternehmer sind häufig nicht besser, mitunter schlechter 
gestellt als viele jetzt versicherte Personen; der bestehende 
Zustand bringt daher arge Härten mit sich, zumal da viel¬ 
fach dieselben Personen bald als Unternehmer, bald als 

‘) Die Refoi'in der Invaliditäts- und .Aitci -ivcrsicherung. Mainz 
1893. Verlag von j. Dienier. 
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Arbeiter auftreten. Auf dem Gebiete der Unfallversicherung 
hat sich derselbe Uebelstand bemerkbar gemacht. Das 
Reichs-Versicherungsamt hat indess hier in einer ganzen 
Reihe von besonders krassen Fällen das Uebel in höchst 
origineller Weise aus der Welt geschafft. Es hat nämlich 
gewisse Kategorien von kleinen Unternehmern (z. B. Fuhr- 
werksunternehmer auf dem Lande) für Arbeiter und so¬ 
mit der Versicherung unterliegend erklärt. Es ging hierbei 
davon aus. dass diese Personen auf derselben sozialen 
Stufe ständen wie die Arbeiter, dass ihre Leistungen auch 
thatsächlich nicht ihnen, sondern eigentlich anderen Per¬ 
sonen und Unternehmungen (ihren Auftraggebern) zu gute 
kämen, dass sie also dem Geiste der Unfallversicherungs¬ 
gesetzgebung nach versichert sein müssten. Dieser sozial¬ 
politischen Tendenz folgend, vernachlässigte das Reichs- 
V^ersicherungsamt einfach die unzweideutige Definition der 
Gesetze, dass Unternehmer der ist, auf dessen Rechnung 
der Betrieb erfolgt, cl. h. der die Ausgaben für den Betrieb 
trägt und dem die unmittelbaren Einnahmen daraus zu- 
lliesscn. So schwillt die Unfallversicherung ganz natür- 
wüchsig, der in ihr liegenden Triebkraft gemäss, über den 
gesetzlichen Rahmen hinaus. Der Rahmen selbst wird sich 
nachträglich dem derart angewachsenen stofflichen Inhalt 
anpassen müssen. Auf dem Gebiet der Alters- und Invali¬ 
ditätsversicherung. wo das Reichs-Versicherungsamt nicht 
wie auf dem der Unfallversicherung eine fast unbeschränkte 
Alleinherrschaft übt, liegt indess die Sache anders, und der 
Vorschlag Gebhards, die Gesetzesbestimmungen möglichst 
sofort in dieser Beziehung dehnbarer zu machen, trifft daher 
auch vom rein praktischen Standpunkt aus durchaus das j 
richtige. 

Weniger glücklich ist ein zweiter grundsätzlich wichtiger 
X’orschlag, den Gebhard macht. Er will die Beiträge der 
Arbeitgeber von denen der Arbeitnehmer trennen. F'ür , 
jede Gemeinde soll ein Kataster aufgestcllt werden, aus dem ' 
liervorgeht. in welcher Ausdehnung die einzelnen Arbeit¬ 
geber durchschnittlich im Jahre Versicherte beschäftigen. 
Hiernach sollen dann die Beiträge der Arbeitergeber be- ! 
rechnet nnd sodann monatlich, vierteljährlich oder jährlich ! 
an die zuständige VTTsicherungsanstalt abgeführt werden. | 
jeder Versicherte dagegen soll wöchentlich oder für mehrere 
Wochen Beitragsmarken, die zum halben Preise wie jetzt 
ausgegeben werden sollen, in eine Quittungskarte oder ein 
(Juittungsbuch eintragen. Jede Beitragsmarke soll durch i 
einen geeigneten Vermerk mit einer Bezeichnung darüber 
versehen werden, für welche Kalenderwoche sie gilt. Kein 
Arbeitgeber darf alsdann einen versicherungspllichtigen 
Lohnarbeiter beschäftigen, ohne dass für ihn die V’ersiche- 
iLing für die betreffende Woche erfolgt ist. Hierdurch | 
wären allerdings die Unternehmer von der Arbeit des ; 
Markenklebens befreit: gewonnen hätten sic aber dadurch 
schwerlich, denn statt des Klebens würde ihnen nun die 
nicht weniger lästige Kontrolle der (4uittungskarten ihrer i 
Arbeiter obliegen. .Sollen sie nun Arbeiter, die nicht recht- I 
Zfitig geklebt haben, aus den- Arbeit entlassen? Oder wde j 
sollen ^>ie säumige Arbeiter zum Kleben zwingi-n? Das 
X’erhältniss zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer würde 
jedenfalls dui’ch derartige Bestimmungen nicht harmonischer 
werden. Ja. der einigermassen zum Selhstgcfühl erwachte 
Arbeiter muss es direkt als seiner unwürdig empfinden, 
sich in solchen Dingen der dauernden Kontrolle seines 
Arlwitgebei s zu iinterwerlen. Ausserdem würde allen 
imiglichen li i thümern und f'ehlern Thür und 'Fhor geöjfnet 
werden, ^^>n Arbeitgebern, die ihre Unternehmungen doch 
im allg( lueiiu n an einem festen Orte betreiben, darf man 
verlangen, da.^s sie wissen, welche Versicherungsanstalt für 
die zu vcrwcndeiuk n Marken in P>etracht kommt, nicht aber 
\’on Arhc itei n. die heute hier, morgen dort thätig sind. Man 
d('nke nur an die Berliner X'erhältnisse: wie viele Maurer 
z B. werden sich im unklaren darüber befinden, ob sie in 


einem gegebenen Moment auf Berliner Terrain oder jenseits 
j der Grenze des Berliner Weichbildes in der Provinz Bran- 
i denburg arbeiten I Die Konfusionen würden bei der vor- 
I geschlagenen Massregel kein Ende nehmen. Was vollends 
I soll der Stellenlose machen, der nach Beschäftigung sucht? 

Soll er stets eine Sammlung von Versicherungsmarken bei 
i sich tragen, um, sobald er Aussicht auf Beschäftigung hat, 

I schnell die zutreffende Marke einzukleben? Häufig wird er 
I — einfach aus Mangel an Mitteln — gar nicht in der Lage 
i sein, eine Marke einzukleben, ehe er den Lohn erhalten 
^ hat; dann wäre er also überhaupt davon ausgeschlo.ssen, 

! eine Arbeit aufzunehmen. Auf diese Weise würden ge- 
I radezu Bettler geschaffen werden. Die vorgeschlagene 
; Bestimmung muss aus diesen Gründen entschieden ver- 
1 worfen werden. Selbst wenn durch zweckentsprechende 
i Sonderbestimmungen das eine oder andere der angeführten 
I Bedenken hinfällig würde, so würden derartige Bestimmungen 
I doch wegen der unumgänglichen fortwährenden Kontrolle, 

; der sich die Versicherten unterwerfen müssten, überall in 
: der arbeitenden Bevölkerung gerechte Entrüstung hervor- 
i rufen. Wenn Gebhard meint, dass auf eine andere Weise 
' eine grundsätzliche Umgestaltung der Jetzigen Art der Bei- 
1 tragserhebung nicht möglich sei. so mag er Recht haben. 

Damit wäre dann aber nur bewiesen, dass man von vorn 
j herein an radikalere Reformen denken muss, dass eben 
I wesen tliche Verbesserungen der jetzigen Organisation bei 
Aufrechterhaltung des bestehenden Versicherungssystems 
nicht möglich sind. 

Um zu fundamentalen Verbesserungsvorschlägen auf 
dem Gebiete der Arbeiterversicherung zu gelangen, ist 
es meines Erachtens nöthig. sich zunächst nach dem 
gemeinsamen Boden umzusehen, auf dem etwa die drei 
Versicherungsgebiete zu vereinigen wären. Dieser ist nun — 
wie ich bereits an anderer Stelle ausgeführt habe*) — in 
der allgemeinen Organisation des Arbeitsnachweises und der 
\'ersicherung gegen Arbeitslosigkeit zu finden. Die vom 
Schicksal wirthscliaftlich am härtesten Getroffenen — die 
Arbeitslosen — sind jetzt gerade von der Versicherung 
aller Art im allgemeinen airsgeschlossen. Eine wirklich 
durchgreifende wirthschaftliche l lebiing der Massen muss aber 
bei den untersten Schichten anfangen. Die Frage, wie der 
Kampf gegen die Arbeitslosigkeit am erfolgreichsten zu 
führen sei. ist daher zur Zeit das wichtigste soziale Problem. 
Hier werden umfassende Organisationen nothwendig werden, 
die dann allmählich dieSonderorgani.sationen für die Kranken-, 
Unfall-, Invaliditäts- und Altersversicherung aufsaugen wer¬ 
den. So wird eine sachliche Zentralisation der Arbeiter¬ 
versicherung. verbunden mit örtlicher Dezentralisation, das 
Gepräge der Zukunftsgcstaltungen sein. Schon erscheinen 
am sozialpolitischen Horizont die jetzt überall auftauchenden 
städtischen Arbeitsämter als die organisatorischen Anlangs- 
gcbilde, aus denen sich aller Wahrscheinlichkeit nach die 
weiteren Gestaltungen entwickeln werden. 

Berlin-Friedenau. E. Lange. 


Soziale Wirthschaftspolitik und Wirthschafts- 
statistik. 

Zur Reform der Armenpflege in Bayern. Wie die 

Frankfurter Zeitung mittheilt, hat die sozialdemokratische 
Gruppe im bayerischen Landtag einen Antrag eingebracht, 
wonach die Armenpfiege finanziell der Heimathgemeinde 
abgenommen und der Kreisgemeinde (Regierungskreis) auf¬ 
gebürdet werden oder wenigstens die Kreisgemeinde Zu¬ 
schüsse an die Heimathgemeinde geben soll. Damit würde 
eine gewisse Ausgleichung der Lasten geschaffen werden. Auch 
die Bezüge der zu Unterstützenden .sollen in auskömmlicher 

h Archiv für soziale Cichiäzi^chims: und .Statistik. Bd. 5. 
S. 383 ^02. 
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Weise — in Prozenten des ortsüblichen Durchschnittstage¬ 
lohns — neugeregelt und auch ein Mindestsatz für Zieh¬ 
kinder festgesetzt werden. Die Gemeinden sollen die 
Unterstützung nicht an die Bedingung der Rückkehr in die 
Gemeinde knüpfen dürfen, wenn der zu Unterstützende des 
leichteren Erwerbes halber seinen dauernden Wohnsitz 
ausserhalb der Heimathgemeinde haben will. Mit den übri¬ 
gen Bundesstaaten sollen Verträge abgeschlossen werden, 
wonach in Bayern wohnende unterstützungsbedürftige ausser- 
bayerische Reichsangehörige die entsprechende Unter¬ 
stützung der verpflichteten Gemeinde nach Bayern ausbe¬ 
zahlt erhalten. 

Zuzug nach Berlin. Die Zahlen für die Zu- und Ab¬ 
züge in den Grossstädten sind ein Barometer für die wirth- 
schaftliche Prosperität des Landes. Die gegenwärtige Krise 
findet so ihren Ausdruck in der Abnahme der Zuwanderung 
in fast alle deutsche Grossstädte seit 1890, die in 
manchen sogar einen Rückgang der Bevölkerung zur Folge 
hat. ln Berlin beträgt nach dem eben erschienenen neuesten 
Statistischen Jahrbuch der Stadt Berlin der Zuwachs durch 
Mehreinwanderung für das Jahr 1891 nur 1,6 pCt. gegen¬ 
über 2,1, 2.8, 2,7, 2,6, 2,7 pCt. in den Vorjahren rückwärts, 
ein Rückgang, dessen Fortdauer von schwer wiegendem 
Einfluss auf die Entwickelung Berlins werden würde, da in 
der Berliner Bevölkerung der Vermehrung durch Zuzug 
von 2,3 pCt. im Durchschnitt der letzten 10 Jahre eine 
Geburten-Vermehrung von nur 1,0 pCt. gegenübersteht. 
Gleichfalls bezeichnend für den wirthschaftlichen Nieder¬ 
gang ist die nähere Unterscheidung, dass in der Zuwande¬ 
rung das weibliche Geschlecht immer mehr in den Vorder¬ 
grund tritt Inden wirthschaftlich günstigen Jahrenl887/89 stand 
die Zunahme des männlichen Geschlechts durch Wanderung 
mit 2,6, 2,5, 2,9 pCt. der des weiblichen mit 2,4. 2,8, 2,7 pCt. 
gleich; dagegen bleibt sie 1890 und 1891 mit 2,1 und 1,3 pCt. 
zunehmend hinter der letzteren mit 2,6 und 1,8 pCt. zurück. 

Die Bewegung der Arbeitsgelegenheit innerhalb des 
Jahres 1891 veranschaulicht die Dilferenz der Zuzüge in den 
einzelnen Monaten. Von den 192 550 überhaupt Zu- 
gezogenen (durchschnittlich 16 046 iin Monat) entfallen am 
meisten auf den Oktober (33 057) und den April (26 483); 
ausserdem steht nur noch der September mit 17 253 über 
dem Durchschnitt; die wenigsten Zuzüge hat der Dezember. 
Von den 152 988 im Jahre als abgezogen gemeldeten 
kommen gleichfalls die meisten auf den Oktober und April; 
die wenigsten auf den Februar; höhere Zahlen als für die 
Zuzüge hat nur der Monat März. 

Konkreten Aufschluss über die durch die Wanderungen 
bewirkten Aenderungen im Arbeitsangebot ergiebt die 
Gliederung nach dem Beruf, die leider wie die ganze 
Berufsfeststellung in der Berliner Bevölkerungsbewegung 
durch mangelhafte Angaben sehr beeinträchtigt wird; denn 
über 28 000 der Zu- wie Abgezogenen sind ohne Berufs¬ 
bezeichnung. Erheblichen Mehrzuzug haben von den 
grösseren Gewerbegruppen die Textilindustrie (871 Zu-, 
664 Abgezogene), das Nahrungs- und Genussmittelgewerbe 
(8969 Zu-, 5544 Abzug), dann die ungelernten Arbeiter 
(22 016 Zu-, 16116 Abzug), ferner der Handel (15 583 Zu-, 
12 274 Abzug), Gastwirthschaft (4521 Zu-, 3562 Abzug); die 
stärkste Mehreinwanderung haben die persönliche Dienste 
Leistenden (meist Dienstboten) 43 001 gegen 28 607, die 
sich ganz überwiegend aus den auswärts Geborenen re- 
krutiren und in Berlin später in andere Berufe übergehen 
(sich verheirathen etc.); ferner findet sich eine erhebliche 
Zunahme noch bei den Subaltern- und Unterbeamten: 3706 
gegen 2291, und den Rentiers und Pensionären: 1718 gegen 
1214. Dagegen haben die eigentlich grossstädtischen, gut 
bezahlten Industrien, denen sich überwiegend die geborenen 
Berliner zuwenden, gleiche Zu- und Abwanderung, bezw. 
ein nur geringes Ueberwiegen der elfteren, so die Metall¬ 
verarbeitung, Maschinenindustrie, chemische Industrie, Pa¬ 
pier- und Leder-, Holz- und Schnitzwaaren-Verarbeitung. 
Nur in einer Berufsgruppe, bei den in Berufsvorbereitung 
Befindlichen, übersteigen die Abzüge die Zuzüge; als zu¬ 
gezogen sind 6264, als abgezogen 6927 Personen dieser 
Gruppe gemeldet. 

Die absoluten Zahlen der Zugezogenen haben sich 
gegen das Vorjahr von 196 786 auf 192 550 vermindert, die 


der Fortgezogenen von 148 870 auf 152 988 erhöht. Von 
gleicher Bedeutung als wirthschaftliches Symptom ist die 
Abnahme des Fremdenverkehrs von 505 482 Personen 
im Vorjahr auf 504 702, und zwar der Fremden in Gast¬ 
häusern von 375 531 aiif 373 527, der in Hotelgarnis von 
40 724 auf 33118; dagegen habfen die Herbergenbesucher 
von 89 227 auf 98 055 zugenommen. 

Maassregeln gegen die Arbeitslosigkeit in Berlin. 

Die sozialdemokratischen Stadtverordneten in Berlin haben 
folgenden Antrag bei der Stadtverordneten-Versammlung 
eingebracht: 

„Um der in immer wachsendem Umfange hervortreten¬ 
den Arbeitslosigkeit und dem sich hieraus ergebenden Noth- 
stande der Arbeiter durch Beschaffung von Arbeit nach 
Möglichkeit zu steuern, ersucht die Stadtverordneten-Ver¬ 
sammlung den Magistrat: 

I. die Arbeitszeit der in den städtischen Betrieben — 
Strassenreinigung, Park- und Gartenverwaltung, Kanalisation, 
Gasanstalten, Markthallenverwaltung, Viehhof u. s. w. — be¬ 
schäftigten Arbeiter auf acht Stunden täglich festzusetzen 
und die hierdurch erforderlich werdende grössere Anzalil 
von Arbeitern einzustellen; 

II. alle durch die Stadtverordneten-Versammlung be¬ 
reits genehmigten Tief- und Hochbauarbeiten energisch in 
Angriff zu nehmen und soweit irgend möglich im Winter 
fortzusetzen; 

III. die Strassenreinigungs-Deputation anzuweisen, zum 
Zweck schneller Reinigung der Strassen und Plätze, auch 
der an der Peripherie belegenen, für den bevorstehenden 
Winter eine erheblich vermehrte Anzahl sowohl der ständigen 
als der Hilfsarbeiter einzustellen. 

Ausserdem ersucht die Versammlung den Magi.strat: 

die Armendirektion zu veranlassen, dass den Almosen- 
und Pflegegeldempfängern für den Winter eine dem durch 
die nothwendige Heizung u. s. w. entstehenden Mehrbedarf 
entsprechende Erhöhung ihrer Bezüge gewährt werde; und 
ferner: schleunigst in verschiedenen Gegenden, namentlich 
in den östlichen und nördlichen Stadttheilen, heizbare Räume 
zu beschaffen, in denen Arbeitslose auch am Tage Aufent¬ 
halt nehmen können.“ 

Die Anträge sind in der Sitzung am 14. Dezember einem 
Ausschuss zur Vorberathung überwiesen worden. 

Bekämpfung der Arbeitslosigkeit in Chicago. Die 

Beendigung der Weltausstellung hat die Arbeitsgelegenheit 
in Chicago wesentlich verringert und so bei den dortigen 
Arbeitermassen eine ausgedehnte Arbeitslosigkeit zur Folge 
gehabt. Die Zahl der sich augenblicklich dort aufhaltenden 
Beschäftigungslosen wird auf 117 000 geschätzt. Es sind 
nunmehr Vertreter der Wohlthätigkeitsanstalten des Staates 
Illinois zusammengetreten und haben ein Komitee ernannt, 
das zur Bekämpfung dieses Nothstandes einen Unterstützungs¬ 
fonds von einer Million Dollars aufbringen soll. Leider wird 
mit dieser Summe, wenn die mitgetheilte Schätzung der 
Ausdehnung des Nothstands auch nur annähernd richtig ist, 
sehr wenig auszurichten sein. 


Soziale Zustände. 

Sozialstatistisches aus Ungarn. 

Ungarn ist seit zehn Jahren in einer Periode der rapiden 
wirthschaftlichen Entwicklung begriffen. Diese verschaffte 
dem Lande eine konkurrenzfähige Industrie, einen ent¬ 
wickelten Handel und gleichzeitig einen gesicherten Staats¬ 
haushalt. Nur seit dem Entfallen des Staatsdefizits konnte 
man ernstlich daran denken, die schweren und ungerechten 
direkten Steuern zu verbessern, aus ihrer Systemlosigkeit 
ein System zu schaffen, ohne zugleich die Staatseinkünfte 
erhöhen zu müssen. Die feste Absicht, diese Arbeit jetzt 
auszuführen, beweist die Denk-schrift des ungarischen Finanz¬ 
ministeriums^), welche zugleich den ersten Schritt der Um- 
gestaltungsthätigkeit bildet. Aus ihr ergiebt sich, dass die 

^) Die Denkschrift wurde im November 1893 den Mitgliedern 
des ungarischen Reichstags eingehändigt. 
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Einführung einer allgemeinen progressiven Einkommensteuer 
der hervorragendste Moment der bevorstehenden Reform 
ist. Den Ausführungsplan zu detailliren, wäre jetzt viel zu 
verfrüht und eine rein abstrakte Würdigung ganz über¬ 
flüssig, da die Einkommensteuer in Deutschland oft genug 
wissenschaftlich behandelt worden ist. 

Der Denkschrift ist eine „Statistik der direkten Steuern“ 
beigefügt. Die öffentliche Kritik gewinnt hierdurch einen 
Einblick in die Jetzige Finanzgebahrung und auch die 
Fähigkeit, die Steuerkraft der einzelnen Steuerquellen 
beurtheilen zu können. Die Frage, ob sie diesem Zwecke 
gänzlich entspricht, kann man nicht bejahen. Die Ent¬ 
wickelung der Steuersummen, welche die Steuergattungs¬ 
klassen hervorgebracht haben, fehlt auch ihr, wodurch auch 
die Beurtheilung ihrer Spannungskraft wegfallen muss. 
Mehrere wichtige Daten wurden verschwiegen, so z. B. die 
Zahl der mit fixem Gehalt Angestellten (IV. Erwerbssteuer¬ 
klasse). Dagegen war die Zusammenstellung der Steuer¬ 
einkünfte aus den einzelnen Verwaltungsgebieten (Comitaten) 
überflüssig, schon aus dem Grunde, weil sie die Statistik 
zu einer schwerfälligen macht. 

Trotzdem bietet die vorliegende Statistik eine Fülle 
von hochwichtigen Daten über die wirthschaftliche Lage 
des Landes und besonders über die Einkommenver- 
theilung und über den sozialen Zustand der Bevölkerung, 
deren Bekanntmachung schon wegen der zu ziehenden 
Analogie von besonderem Interesse ist. Die Sozial¬ 
wissenschaft kann dem ungerechten Steuersystem Dank 
schulden, welches selbst die Dienstbotenbesteuerung nicht 
aufgegeben hat und kein steuerfreies Ertragsminimum kennt. 
Sie gewinnt nämlich so einen Einblick in Verhältnisse, die 
sie sonst in Steuerstatistiken kaum finden wird. Allerdings 
ist seit dem Jahre 1883 der Erwerb der Taglöhner un- 
besteuert. 

Die erste Erwerbsklasse umfasst den kleinsten 'Erwerb, 
angefangen von den Dienstboten bis zum Kleingewerbe — 
ausgenommen nur die in Städten mit Gehilfen Arbeitenden 
(111. Steuerklasse). Solche Personen leben, die Familien¬ 
mitglieder inbegriffen, in Ungarn 1 332 000, in Kroatien-Sla- 
vonien 69 500. In Budapest werden durch die I. Erwerbs¬ 
steuerklasse 119 900 Personen besteuert. 

Die eingehende Berufseintheilung ist die folgende: 

in Ungarn in Kroat. Slav 
Personenzahl 


556 500 16 000 

307 000 21 900 

151 000 2 000 

66 200 1 800 

213 500 16 600 

31 200 4 300 

7 000 73 


a) Ständig angestellte Dienstboten bei 

Unternehmungen und Fabriken, sowie 
Ackerknechte. .... 

b) Privatdienstboten. 

c) Fabriksgehilfen mit einem Monatsgehalt 

unter 40 Fl. 

d) Schreiber, Aufseher etc, ohne fixe An¬ 
stellung . 

e) Handwerker ohne Gehilfen .... 

f) Gewerbetreibende, die in Klein- und 
Grossgemeinden mit Gehilfen arbeiten 

g) Hausirer. 


Die Gruppe a) besteht zumeist aus Ackerknechten, die 
in sehr schlechten Verhältnissen leben, für das ganze Jahr 
an einen Platz gebunden sind, ihre Kinder in keine Schule 
schicken können und im Falle einer Familienkatastrophe 
(Krankheit) für ihr ganzes Leben in Schulden gerathen. 
Von den 556 Tausend sind 229 Tausend Familienmitglieder. 

b) Von den Privatdienstboten leben in der Hauptstadt 
60 400, beinahe 20 pCt. der gesammten Dienstbotenzahl, 
trotzdem in Budapest nur 28 pCt. der Gesammtbevölkerung 
ansässig ist — ein neuer Beweis der höheren Luxusbedürf¬ 
nisse der Stadtbewohner. Von den in keinem Familien¬ 
verhältnisse lebenden Dienstboten sind weiblich 127 Tau¬ 
send, männlich nur 38 Tausend. Noch ungleicher gestaltet 
sich das Verhältniss der Geschlechter in Budapest, denn 
2 Tausend männlichen stehen 26 Tausend w'eibliche Be¬ 
dienstete gegenüber. 

In der Abtheilung e) zahlen die kleinste Steuersumme 
(60 Kr.) 55 Tausend, während die grösste, d. h. 12 Fl., nur 
202 Personen erschwingen können. 

Das übrige Gewerbe, die gesammte Industrie, der 
Handel, Unternehmungen etc. sind durch die Erwerbsteuer 
111. Klasse besteuert. Der Erwerb beträgt 85 Millionen 


Gulden, der auf 365 Tausend Steuerobjekte fällt und einen 
Durchschnittsertrag von 235 Fl. pro Kopf ergiebt. Doch 
muss der Durchschnitt fast auf das Zweifache erhöht wer¬ 
den. Der hohe Steuerschlüssel (10 pCt. des Reinertra¬ 
ges) verursachte eine allgemeine Steuerdefraude, Verleug¬ 
nungen und unwahre Einschätzungen. Das erste amtliche 
Organ der Einschätzungen konstatirte einen Reinertrag von 
139 Millionen, und selbst von dieser viel zu niedrigen Auf¬ 
nahme wurden 54 Millionen Gulden abgezogen. 

Der besteuerte Ertrag vertheilt sich in Ungarn folgen- 
dermaassen: 


Ertrag 


Personen 

Ertrag 


Personen 

50 

Fl. 


147 485 

2 000 Fl. 

= 

1 786 

100 


-= 

66215 

2 500 


= 

1 109 

150 


= 

39533 

3000 


= 

834 

200 


S= 

26689 

4000 


SS 

844 

250 


= 

15 230 

5 000 


s= 

471 

300 


= 

13 799 

6000 


= 

273 

400 


= 

15 762 

8000 


= 

310 

500 


= 

10106 

10000 


SS 

160 

600 



6 405 

20 000 


SS 

92 

700 


— 

4 014 

30 000 

n 

s= 

65 

800 


= 

3 622 

50000 


=s: 

37 

900 



2133 

70000 

ff 

= 

13 

1 000 


= 

2325 

100 000 

p 

SS 

9 

1 300 


sr= 

3 259 

über 100 000 

ff 

= 

15 

1 600 

» 

= 

2183 






Den fiktiven Durchschnittsertrag von 235 Fl. erreichen 
nur 85 Tausend Personen, während den wirklichen von 
über 400 Fl. nur 40 Tausend aufweisen können. Die letztere 
Personenzahl muss der Steuerdefraude wegen nicht erhöht 
werden, da grössere Verheimlichungen nur bei höherem 
Ertrag mit Erfolg durchführbar sind. 

Es giebt in Ungarn 2 Millionen, in Kroatien-Slavonien 
241 Tausend Feld-, Haus- und Kapitalienbesitzer. Die Zahl 
ihrer Familienmitglieder beträgt 2*2 Millionen bezw. 564 
Tausend. Nach ihrem reinen Geldkapital oder ihrer Rente 
sind 169 Tausend Personen besteuert. Von den Kapitalisten 
finden wir nur 75, deren Geldbesitz sich auf über 100000 Fl. 
beläuft. Dies liefert einen Beweis dafür, dass die Gross¬ 
kapitalisten ihr Geld bei Unternehmungen weit besser ver- 
werthen können und grosse Vortheile gegenüber den 
Kleinbesitzern haben. 

Das Hauptkontingent dieser zweiter Steuerklasse bilden 
die Bauern. Ihre oft mit Schulden schwer belasteten Be¬ 
sitzungen können zumeist kaum als ein armseliger Arbeits¬ 
betriebsfonds betrachtet werden. Es ist noch zu bemerken, 
dass manche Steuersubjekte der dritten Erwerbsklasse auch 
hier besteuert sind. 

Endlich können wir die in der Statistik fehlenden mit 
fixer Bezahlung Angestellten (IV. Klasse) annähernd auf 


70,000 Personen schätzen. 

Die Endresultate sind: 

Ungarn Kroat. Slav. 

I. Erwerbssteuerklasse,Familienmitglieder 

inbegriffen. 1 330 OCX) 69000 

II. Erwerbssteuerklasse,Familienmitglieder 

inbegriften. 4 575 000 807 000 

III. Erwerbssteuerklasse, Familienväter 365 

Tausend. Familienmitglieder wurden 

im Verhältniss 1 :1‘/a berechnet . . 912 000 55000 

IV. Erwerbssteuerklasse einschl. der Fa¬ 

milienmitglieder (annähernd) . . . 150 000 10 000 


6967 000 941 000 

Zusammen 7 908 000 

In sämmtlichen Ländern der ungarischen Krone sind 
ungefähr 7 900 000 Personen durch die direkten Steuern 
berührt, während 9^2 Millionen ganz unbesteuert 
bleiben, trotzdem sich das Steuersystem auf jeden 
greifbaren Erwerb — ausgenommen den der Taglöhner 
— ausdehnt. Die hohe Bedeutung der Steuerstatistik liegt 
darin, dass aus amtlichen Daten —- mit der Hilfe einiger 
Umrechnungen und Zusammenstellungen — klar ersichtlich 
ist, dass 54 pCt. der Gesammtbevölkerung gänzlich 
mittellos von der Hand zum Munde ohne gesicherte 
Stellung und Einkommen leben. Und wenn wir die wirth¬ 
schaftliche Lage der übrigbleibenden 46pCt. betrachten wollen, 
so bietet die über die Einkommensvertheilung beigefügte 
Statistik die glänzendste Satire der jetzigen wirthschaft- 
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liehen Gesellschaftsordnung. Von den 3 869 000 Steuer¬ 
zahlern (Familienväter oder Selbstständigen) sind 3 627 0(X), 
die ein Jahreseinkommen unter 3(X) Fl. haben und 
von dieser Minimalsumme sich und ihre Familie erhalten 
müssen. 1(XX) Fl. Einkommen erreichen nur 68 Tausend 
Personen, die weitere 1(X)(XX) als Familienmitglieder erhalten. 
Ihre Zahl kann der Steuerdefraude wegen auf eine halbe 
Million erhöht werden. Es stehen nun 5(X)0(X) Personen, 
die in gesicherten Verhältnissen leben, den 17 Millionen 
gegenüber, die sich theilweise nur durch schwere Arbeit, 
theilweise garnicht erhalten können und den Zufällen stets 
preisgegeben sind. 

So gestaltet sich die Einkommensvertheilung in Ungarn, 
im Lande wo man die Arbeiterbewegung nur aus den 
Zeitungsberichten über sozialistische Kongresse kennt, und 
wo man sich mit dem sozialen Elend kaum beschäftigt. 
Krasser und in gesteigertem Maasse ungerechter kann sich 
die gesellschaftliche Ungleichheit selbst in den Hauptländern 
der sozialistischen Bewegung kaum gestalten. 

Budapest. Oscar Weltner. 

Die Lage der Kellnerinnen in England. 

Der bereits erwähntei) Bericht der Miss Eliza Orme 
hat die Arbeitsverhältnisse der Schankmädchen, Kellne¬ 
rinnen und Kassiererinnen, die in Hotels, Restaurants und 
Gasthäusern beschäftigt sind, zum Gegenstand. Der Report 
stützt sich auf die Angaben von 287 vernommenen Per¬ 
sonen, wie auf die Erfahrungen, welche die Berichterstatterin 
beim Besuche von fast 200 Restaurants etc. sammelte. Da 
die Kellnerinnen meist als „Hausgesinde“ gemeldet werden, 
entzieht sich die Zahl dieser Beschäftigten jeder Schätzung. 
Relativ am meisten Kellnerinnen finden sich in London; 
blos in den untergeordnetsten Schanklokalen geschieht die 
Bedienung durch Kellner (Barmen). In Irland werden 
Mädchen blos in Hotels und auch hier meist bei der Buch¬ 
haltung und Kasse beschäftigt. Nach amerikanischem 
Muster werden Mädchen in Branntweinschänken nur selten 
verwendet. 

Bezüglich der Arbeitszeit giebt Miss Orme eine Reihe 
von Beispielen, die auch im allgemeinen auf eine An¬ 
strengung der Bediensteten schliessen lassen, wie sie selbst 
im Handelsgewerbe nicht vorkommt. Freilich ist die Arbeit 
keine intensive; doch genügt es, darauf hinzuweisen, dass 
sich die erste Klage der Vernommenen meist auf das 
ermüdende viele Stehen bezog. Selbst mit Abrechnung 
der für das Ankleiden nach der Früharbeit und den Pausen 
für Mahlzeiten (sofern sie nicht oft stehend eingenommen 
werden) ergaben sich manchmal noch Arbeitszeiten von 
über 100 Stunden wöchentlich. In den Eisenbahnrestaurants 
und -Buffets gehören ebenfalls Arbeitszeiten von 90 bis 
1(X) Stunden in der Woche nicht zu den Seltenheiten. 
In Temperenzhotels fanden sich meist Arbeitszeiten von 
80—^90 Stunden in der Woche. In Gasthäusern (Public houses) 
haben Schankmädchen meist von 9 Uhr vormittags bis 12^2 
Uhr nachts zu bedienen, während welcher Zeit sie U /2 
Stunden Mittagspause und 2^/4 Stunden Zeit zum Ankleiden 
und Ausruhen haben. Die Arbeitszeit ist am kürzesten in 
den Theaterrestaurants und Vergnügungsetablissements. Ein 
deutliches Bild der durchschnittlichen Arbeitszeit giebt fol¬ 
gende Zusammenstellung: von den vernommenen Schank¬ 
mädchen und Kellnerinnen hatten eine Arbeitszeit von über 

50 Stunden 60 St. 70 St. 80 St. 90 St. 100 St. 

95 272 99 59 19 5 

Die Mehrzahl scheint demnach eine Arbeitszeit von 
60—70 Stunden in der Woche zu haben, was bei dem Um¬ 
stande, dass die meisten der betreffenden Lokale Sonntags 
ganz gesperrt sind, eine tägliche 10—12stündige Arbeitszeit 
ergiebt. 

Was die Lohnverhältnisse anlangt, so muss vorerst in 
Rücksicht gezogen werden, dass die Barmaids etc. häufig 
Kost und Logis erhalten, was fast allgemein in Hotels und 
Gasthäusern vorkommt. Auch die Trinkgeldfrage erschwert 
eine genaue Darstellung der Lohnverhältnisse. Die Bericht¬ 
erstatterin giebt nachstehende Zusammenstellung, welche 
die Fälle umfasst, in welchen verlässliche Angaben erhältlich | 


waren; von 428 Schankmädchen, Kellnerinnen und Kassiere¬ 
rinnen erhielten wöchentlich 



mit Kost 
und Logis 

102 

theilweise mit Kost 
oder ohne Verpflegung 

zusamm 

nicht über 8 sh. . 

und ohne Wohnung 

26 

128 

8—10 sh. . 

182 

30 

212 

10-15 sh. . 

33 

24 

57 

15-20 sh. . 

11 

14 

25 

über 1 £ 

5 

1 

6 



95 

428 


Vielfach klagten die vernommenen Kellnerinnen über 
empfindliche Abzüge für Bruchschäden, wie über die Aus¬ 
lagen für vorgeschriebene Kleidung. 

Was die Gesundheitsverhältnisse anlangt, so fand Miss 
Orme. dass das viele Stehen sozusagen fast wahre Berufs¬ 
krankheiten der Kellnerinnen nach sich ziehe: geschwollene 
Füsse und Venen-Varikosen. Ein wohl zu beachtender ge¬ 
fährlicher Umstand ist auch die Versuchung zum Trinken, 
die viele Opfer fordert. 

Die Möglichkeit einer in mannigfacher Richtung wOn- 
schenswerthen Besserung der Verhältnisse dieser arbeiten¬ 
den weiblichen Klasse sieht Miss Orme blos in ihrer Or¬ 
ganisation. Die bezüglichen Versuche, die in einigen 
„Homes“ für Kellnerinnen gemacht wurden, scheiterten 
bislang, obwohl viele sehr gern Opfer brächten, wenn sie 
sich dafür auf eine Vereinigung stützen könnten. Stellen¬ 
vermittelung und juristischer Beirath, namentlich bei unge¬ 
rechtfertigter Entlassung oder Verweigerung von Referenzen, 
sind die Punkte, auf welche meist der grösste Werth gelegt 
wird. Falls eine Trade Union zustande käme, die vorläufig 
blos diese Ziele verfolgte, wäre sie nach Ansicht der Be¬ 
richterstatterin auch bald in der Lage, sämmtlichen Mit¬ 
gliedern jene Löhne und Arbeitsbedingungen zu verschaffen, 
die gegenwärtig nur von den wenigen besten Arbeitgebern 
ihrem weiblichen Dienstpersonale zugestanden werden. 

Wien. Emil Loew. 


Bevölkerung und Armuth in London. 

Der bekannte Sozialpolitiker Charles Booth hielt in 
voriger Woche seine Antrittsrede als Präsident der Royal 
Statistical Society. Der Autor von „Life and People of 

London“ erstattete unter dem Titel „Life and Labour in 
London“ Bericht über den Fortgang seiner auf dem Census 
von 1891 basirten sozialstatistischen Untersuchungen. Von 
vitalem Interesse erscheint die Wohnungsstatistik, deren 
Ergebnisse verblüffend mit dem im ersten Bande von Booth 
gegebenen Schema über die Armuthsverhältnisse der Lon¬ 
doner Bevölkerung übereinstimmen. Der Zensus von 1891 
weist 630 569 vermiethete Wohnungen von weniger als 
5 Wohnräumen aus, die folgendermaassen besetzt sind 
Die Haushaltungen umfassen ungefähr eine Million Fa¬ 
milien, die sich folgendermaassen zusammensetzen (ohne 
Dienstboten und Anstaltsinwohnern) 


93 650 bestehend aus 

1 Person 

= 93 650 Personen 

177 073 


2 Personen 

= 354146 

159282 


3 

== 477 846 

140 715 


4 

= 562860 

114991 


5 

= 574 955 

88894 


6 

= 533364 

63139 


7 

= 441 973 

41 034 


8 

= 328 272 

24 028 


9 

= 216 252 

12874 


10 

= 128 740 

11 086 

aus mehr als 10 ,, 

= 136 056 

926 766 



3 848114 

Die Häupter 

dieser 926 766 Haushaltungen bestehen aus 


89 608 Arbeitgebern, 635 883 Arbeitern (also ein Verhältniss 
von 1:7) und 201 275, die weder zu den Einen noch zu der 
Anderen gezählt werden können. 

Der Prozentsatz der in überfüllten Wohnungen leben¬ 
den Bevölkerung stimmt fast genau überein mit jenem, 
welchen Booth nach anderer Methode vorgehend (im II. Band 
seines Werkes) für die arme Bevölkerung fand (30,7 pCt. 
„in poverty“ gegen 69,3 pCt. „in comfort“). Doch kann 
zwischen diesen beiden Relationen nicht stets eine absolut 


Vgl Sozialpolitisches Ccntralblatt, III Jahrg. S. 115. 
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gütige Parallele gezogen werden; blos im gossen Ganzen, 
beispielsweise für ganz London, gilt die Relation im all¬ 
gemeinen. 

Des weiteren behandelte Booth den Zusammenhang der 
Relationen: Armuth, Ueberfüllung, zeitige Heirath, Ueber- 
schuss an ledigen Männern, Geburts- und Mortalitätsziffer. 
Rr weist die Thatsache nach, dass sich zeitige Heirath, 
häufige Wiederverheirathung Verwittweter und demgemäss 
eine höhere absolute Geburtenzahl in den ärmeren Klassen 


finden. Daher weisen die armen Distrikte, in w^elchen die 
Mädchen zeitig heirathen, einen Ueberschuss an ledigen 
Männern, die reichen einen Ueberschuss an ledigen Frauen 
auf. In den ersteren ist die Geburtsrate höher. 

Der nächste Band, den Booth ediren wird, ist der Lon¬ 
doner Arbeitsstatistik gewidmet; den Andeutungen zufolge, 
die der Forscher hierüber machte, wird auch dieser an lehr¬ 
reichen und interessanten Ergebnissen nicht hinter den 
übrigen zurückstehen. 


Räume 
in den 
Wohnungen 

Zahl 

der 

Wohnungen 





Zahl 

der I 

n s a s £ 

5 e n 





1 1 

2 

3 

4 1 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 und mehr 

1 

172 502 

60114 

55 766 

29005 

16111 

7 409 

2 871 

879 

231 

72 

27 

10 

i 7 

2 

189 707 

16106 

46 075 

40163 

32 486 

24013 

15 526 

8863 

4195 

1 590 

488 

138 

59 

3 

153189 

5 522 

27 246 

29151 

26 796 

22657 

17 293 

11953 

7 078 

3 446 

1 377 

470 

1 200 

4 

115171 

1 864 

12 049 

16645 

18896 

18175 

16294 

12801 

8952 

5 203 

2 573 

1 150 

569 

Summe: 630 569 

83606 

141 136 

114969 

94 289 

72 254 

51 984 

34 496 

20 456 

10311 

4465 

1 768 

835 

1 


Arbeiterschutzgesetzgebung und Gewerbe¬ 
inspektion. 

Bestimmungen über die Nachmittagspausen der jugend¬ 
lichen Arbeiter in Spinnereien. Der Deutsche Reichs-An¬ 
zeiger veröffentlicht folgende Bekanntmachung des Reichs¬ 
kanzlers vom 8 . Dezember 1893: 

Auf Grund des § 139 a der Gewerbeordnung hat der 
Bundesrath die nachstehenden Bestimmungen, betreffend die 
Nachmittagspausen der in Spinnereien beschäftigten jugend¬ 
lichen Arbeiter, erlassen: 

I. In Spinnereien, welche derOrtspolizeibehörde angezeigt 
haben, dass sie von der durch diese Bestimmungen nach¬ 
gelassenen Ausnahme Gebrauch machen wollen, darf die 
für jugendliche Arbeiter durch § 136 Absatz 1 der Gewerbe¬ 
ordnung vorgeschriebene Nachmittagspause am Sonnabend, 
sowie an Vorabenden der Festtage unter folgenden Be- 
.dingungen wegfallen: 

1. An denjenigen Tagen, an welchen die Nachmittags¬ 
pause forlfallen soll, darf die Arbeitszeit der jugendlichen 
Arbeiter nicht länger als neun und eine halbe Stunde und 
nicht über fünf ein halb Uhr nachmittags dauern und nach 
der Mittagspause vier Stunden nicht überschreiten. 

2 . An diesen Tagen muss den jugendlichen Arbeitern 
gestattet werden, das Vesperbrod während der Arbeit ein¬ 
zunehmen. 

II. In Spinnereien, welche von den vorstehenden Bestim* 
mungen Gebrauch machen wollen, ist in Räumen, in denen 
jugendliche Arbeiter beschäftigt werden, neben der nach 
§138 Absatz 2 der Gewerbeordnung auszuhängenden Tafel 
eine zweite Tafel auszuhängen, welche in deutlicher Schrift 
die Bestimmungen unter I wiedergiebt. 

III. Vorstehende Bestimmungen treten mit dem Tage der 
Verkündigung in Kraft und haben bis zum 1. Januar 1904 
Gültigkeit. 

Sonntagsruhe im Handelsgewerbe zur Weihnachtszeit. 

Im Reichstag war von einer Reihe von Abgeordneten fol¬ 
gende Interpellation eingebracht worden: „Sind die ver¬ 
bündeten Regierungen geneigt, angesichts der allgemeinen 
schlechten Geschäftslage dieses Jahres für die in § 105 E 
der Gewerbeordnung angeführten Gewerbe eine Verlänge¬ 
rung der Gescliäftsstunden bis Abends 10 Uhr am 24. und 
31. Dezember d. J. eintreten zu lassen?'^. 

Der Staatssekretär von Bötticher antwortete darauf, dass 
die verbündeten Regierungen gar nicht in der Lage seien, 
derartige Bestimmungen zu treffen, dass dies vielmehr nach 
dem bestehenden Gesetz Sache der staatlichen Verwaltungs¬ 
behörden sei. Auch sachlich stellte sich der Staatssekretär 
nicht auf den Standpunkt der Interpellanten und riet'h von 
weiteren Schritten in dieser Richtung ab. Da ein Antrag 
auf Berathung der Interpellation nicht gestellt war. so war 
die Interpellation hiermit in der kläglichsten W'eise ge¬ 
scheitert. 


Kaufmännische Bewegung. 

Denkschrift über die ArbeitsVerhältnisse in Laden¬ 
geschäften. Der Deutsche Verband kaufmännischer Ver¬ 
eine hat dem Reichskanzler über die Arbeitsverhältnisse 
des Personals in Ladengeschäften ein Gutachten erstattet, 
das die Fragen der Reichsregierung über Abkürzung der 
Arbeitszeit und Einführung von Mindestkündigungsfristen 
eingehend beantwortet. Für das Gutachten benutzt wurden 
die Antworten von 35 kaufmännischen Vereinen mit 12 381 
Prinzipalen und 64720 Gehilfen, zusammen 77101 Mitgliedern. 
Die Vorfrage, ob die in Ladengeschäften jetzt übliche täg¬ 
liche Arbeitszeit nachtheilige Folgen für die Gesundheit, 
die geistige Fortbildung und das Familienleben der Hand¬ 
lungsgehilfen und Lehrlinge habe, wird auf Grund eines 
umfangreichen statistischen Materials bejaht. In Betreff der 
Dauer der Arbeitszeit hat die grosse Mehrheit der Verbands¬ 
vereine eine weniger als vierzehnstündige Ladenzeit für er¬ 
wünscht und durchführbar erklärt. Jedoch wünscht der Ver¬ 
bandsvorstand lediglich eine einheitliche Abendschluss¬ 
stunde aller Läden (9 Uhr für Kolonialwaaren, Lebensmittel 
und Zigarren, 8 Uhr für alle übrigen), die gleichmässig für das 
ganze Deutsche Reich eingeführt werden soll. Darüber, 
wie die Arbeitszeit des Ladenpersonals abgekürzt werden 
kann, bestehen zwar noch Meinungsverschiedenheiten, doch 
ist das Ziel der grossen Mehrheit der Verbandsvereine ein 
und dasselbe: den Arbeitstag im allgemeinen auf zwölf 
Stunden einschliesslich der Pausen herabzumindern. Fast 
alle Gutachten treten dafür ein, unter allen Umständen den 
Handlungslehrlingen eine besondere Freizeit für ihre Fort¬ 
bildung zu gewähren. Als Minimalkündigungsfrist wurde 
im allgemeinen die vierwöchige oder monatige als wünschens- 
werth bezeichnet. Der Berliner Verbandsverein wünscht 
ausserdem Freigabe von Zeit zum Stellesuchen, der Frank¬ 
furter Verein die Anstellung besonderer Handelsinspektoren. 
Zum Schluss wird der Reichskanzler gebeten, auf die Reichs¬ 
kommission für Arbeitsstatistik dahin einzuwirken, dass die 
Organisationen der Kaufleute in der Zukunft mehr zur 
Vorberathung des Programms solcher Erhebungen hinzuge¬ 
zogen würden. 


i Arbeiterversicherung. 

^ Die Allg. Arbeiterkranken- und Unterstützungskasse 
in Wien, die grösste Hilfskasse der österreichischen Arbeiter¬ 
schaft, ist eine Frucht der Ende der sechziger Jahre auflo- 
I dernden Arbeiterbewegung. Der von der Kassenleitung kürz¬ 
lich herausgegebene Bericht enthält die finanziellen und 
statistischen Ergebnisse während der 25 jährigen Gebahrungs- 
, Periode 1868—1892 und schildert die Einwirkung der 
wirthschaltlichen Verhältnisse und der Gesetzgebung auf 
j die Kassenthätigkeit. Der Bericht, welcher durch eine 
I Skizze über die Entstehung der Kasse eingeleitet wird, 

I lässt den beschränkten Werth der Krankenversicherung so- 
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wie die Schwierigkeiten, mit welchen ein Arbeiterinstitut in 
Oesterreich zu kämpfen hat, deutlich erkennen. Trotzdem 
sind die Erfolge ausserordentliche zu nennen. 

Seit Gründung der Kasse betragen die 


Krankenunterstützungen .Fl. 4 927 427,31 

Wöchnerinnenunterstützungen.„ 183 489,17 

Ausgaben für Aerzte.„ 362 604.54 

„ „ Medikamente ..„ 584 023,52 

Verwaltungskosten .„ 409 853,70 


Dazu kommen die Spitalvcrpflegungskosten mit 
Fl.295 085,71, die Beerdigungskostenbeiträge mit Fl. 337764,85 
u. a., so dass die Gesammtausgaben von 1868 bis 1892 auf 
Fl. 7 177 781.93 anwach.sen. Rechnet man zu den Kranken- 
unterstützungen die Spitalverpflegungskosten hinzu, so 
erhöht sich die direkte Leistung der Kasse an die Mitglieder 
auf Fl, 5 222 513.02, das sind 72,76 ®/o der Gesammtausgaben. 

Im Verhältniss zu den Erfolgen des Krankenkassenfonds 
ist das Ergebniss der Invalidenkas.se, die später in einen 
Unterstützungsfond für ausgesteuerte Kassenmitglieder um¬ 
gewandelt werden musste, geringfügig zu nennen. Im 
Ganzen wurden Fl. 127 996,55 ausserordentliche Unter¬ 
stützungen ausbezahlt. 

Die Bewegung der Mitglieder zeigt eine stetige Zunahme, 
besonders seit 1888, dem Jahre der Einführung der obliga¬ 
torischen Krankenversicherung. Ende 1882 betrug der 
Mitgliederstand 96 361, davon entfallen auf die Männer 
69,42 °/o, auf die Frauen 30,58 °lo. 

Charakteristisch für die freiwillige Versicherung ist die 
enorme Fluktuation der Mitgliedschaft, die durch die Ein¬ 
wirkung der ökonomischen Verhältnisse unschwer zu er¬ 
klären ist. 

Diese Erscheinung wird durch nachstehende Zusammen¬ 
stellung verdeutlicht: 


Jahr 


Anzahl 

der Mitglieder 


am 1. Jänner 

die neu heitraten ' die austraten etc. 

am 31. Dezember 

1 

1871 j 

i 6437 

5037 

i 3372 

8102 

1872 , 

f 8102 

8910 

5798 

11214 

1881 

14210 

6087 

3951 

16316 

1883 i' 

20860 

10469 

1 5744 

25585 

1886 

37092 

15107 

1 7943 

44256 

1888 

50871 

19603 

12307 

58167 


Die Unsicherheit im Gewerbe — es handelt sich vor¬ 
wiegend um Grossindustrie — der Wechsel der Beschäftigung 
zeigt sich im massenhaften Ein- und Austritt der Mitglieder. 

Die Gesammtzahl der während der 25 Jahre vorge¬ 
fallenen Erkrankungen beläuft sich auf 400 947, einschliess¬ 
lich der Entbindungen. Scheidet man diese aus, so verhalten 
sich die Erkrankungen der Männer zu denjenigen der Frauen 
wie 78,5 : 21,5. 

Unter den Krankheitskategorien ragen die nachstehen¬ 
den fünf be.sonders hervor, da sie mehr als aller Fälle 
umfassen. 


1. Erkrankungen 


der Verdauung.s- 
organe mit . . . 

76 236 Fällen 

= 20,1 pCt. aller Erkrankungen 

2. Krankheiten der 


Athmungsorgane 



mit. 

64 713 „ 

= 17.1 „ 

3. Verletzungen mit 

4. Infeklion.skrank- 

64 683 „ 

= 17,1 „ 

heiten mit .... 
5. Krankheiten des 

61 468 „ 

= 16.2 .. 

Blutes u. mehr¬ 



sitzige mit .... 

52 408 „ 

== 13,8 .. 


Zusammen 319508 Fälle = 84,3pCt. aller Erkrankungen. 


Bemerkenswerth ist, dass die Erkrankungsfrequenz in 
weit höherem Maasse zugenommen hat als die Mitglieder¬ 
zahl, was ganz besonders bezüglich der weiblichen Mit¬ 
glieder gilt, 

Mitgliederstand und Erkrankungsfrequenz sind in folgen¬ 
der Tabelle dargestellt: 


Jahr 

[| Steigerung gegenüber dem 

1 Jahre 1872 

Jahr 

i 

; Steigerung gegenüber dem 
Jahre 1872 

j Mitglieder 

Erkrankungen 

{ Mitglieder 

1 Erkrankungen 

1872 

i 100 

100 

1883 

228 

282 

1873 

t 85 

107 

1884 1 

288 

330 

1874 

92 

101 

1885 1 

. 330 

390 

1875 

85 

101 

1886 il 

1 394 

454 

1876 

98 

104 

1887 1 

453 

521 

1877 

98 

108 

1888 ! 

518 

616 

1878 

100 

113 

1889 1 

673 

843 

1879 : 

1 107 1 

120 

1890 

741 

1087 

1880 j 

1 126 1 

129 

1891 i 

765 

1057 

1881 1 

i 145 

172 

1892 

859 

1108 

1882 j 

i 186 

216 





Die Dauer einer Erkrankung oscillirt um 18,8 Tage. 

Die Mortalität der Mitglieder wird durch die in den 
Jahren 1872 und 1873 grassirende Cholera beeinflusst; sie 
steigt auffallend seit dem Inkrafttreten des Krankenversiche¬ 
rungsgesetzes vom 30. März 1888. Doch zeigt sich die 
ka.s.senpolitisch bemerkensw'erthe Erscheinung, dass die 
Steigerung der Krankheitsfrequenz die der Sterblichkeit 
übertriftt. 

Es betrug die Zunahme gegenüber dem Jahre 1888 
bei den 

Erkrankungen Sterbefällen 


1888 . 100 100 

1889 . 137 110 

1890 177 128 

1891 171 144 

1892 . 180 145 


Bei der Vertheilung der Sterbefälle nach den Alters¬ 
gruppen muss zwischen der Periode 1868—1888 und der 
Periode 1889 — 1892 unterschieden werden. Nach Ein¬ 
führung der Zwangsversicherung traten nämlich der Kasse 
wirthschaftlich schlecht situirte Mitglieder so zahlreich bei, 
dass sie heute die Mehrzahl des Mitgliederstandes bilden. 
Es starben nun im Alter 

1868 — 1888 1889 — 1892 

bis zu -10 Jahren 50,1 pCt. 53,8 pCt. 

„ 50 „ 74,4 „ 75,5 „ 

von 51 „ und darüber 25,6 „ 24,5 „ 

Vertheilt man die Sterbefälle auf die Erkrankungen der 
einzelnen Jahre, so zeigt sich, was wir oben schon er¬ 
wähnten, dass nämlich die Mortalität mit der Erkrankung.s- 
frequenz nicht gleichen Schritt hielt, eine Erscheinung, die 
durch die Kassenverhältnisse zu erklären ist. 


. , 1 Auf 100 Erkrankungen 

kamen Sterbefälle 

Jahr 

Auf 100 Erkrankungen 
kamen Sterbcfälle 

1872 i 

4,1 

1883 

3,0 

1873 

5.3 

1884 

3,2 

1874 

3,8 

1885 

3,2 

1875 

4,1 

1886 

3,4 

1876 

4,1 

1887 

! 3,1 

1877 

4,2 

1888 

3,1 

1878 : 

4,1 

1889 

2,5 

1879 

3.9 

1890 I 

' 2,3 

1880 

3.7 

1891 

2,6 

1881 

3,6 

1892 

1 2,5 

1882; 

3,1 




Forschen wdr nach den Todesursachen, so erfahren wir, 
dass nicht weniger als 64,59 pCt. an Infektionskrankheiten 
starben, davon 53,89 pCt. an Lungentuberkulose. Im ganzen 
wurden von Lungenkrankheiten 66 pCt. aller Verstorbenen 
dahingerafft. Doch zeigt auch die Zunahme der Nerven¬ 
leiden und der Selbstmorde, welchen Gesundheitsgefahren 
die industrielle Arbeiterschaft ausgesetzt ist, und wie er¬ 
bittert der Lebenskampf geführt w'ird. 

Revision der Unfallversicherungsgesetzgebung. Das 

Centrum hatte im Reichstage den Antrag eingebracht, der 
Reichstag möge der Erwartung Ausdruck geben, dass die 
von den verbündeten Regierungen in Aussicht gestellte 
Novelle zu den Unfallversicherungsgesetzen möglichst noch 
in dieser Session dem Reichstage zugehe. Der Staate- 
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Sekretär von Bötticher hat nun bei der Berathung dieses 
Antrags erklärt, dass der Entwurf eines Gesetzes, das sich 
auf eine Ausdehnung der Unfallversicherung auf weitere 
Arbeiterkategorieen beziehe, bereits vollständig fertig vor¬ 
liege. und dass ein zweiter Gesetzentwurf, der sich damit 
beschäftige, die Mängel der bisherigen Unfallversicherung 
zu beseitigen, ebenfalls fertig gestellt sei. Beide Gesetz¬ 
entwürfe würden voraussichtlich noch diesem Reichstag vor¬ 
gelegt werden. 


Kostenvertheilung in der Unfallversicherung. Die 

Berufsgenossenschaften erheben die Kosten der Unfallver¬ 
sicherung von ihren Betrieben im allgemeinen nach Maass¬ 
gabe der von diesen gezahlten Lohnsummen; nur wird be¬ 
kanntlich von Arbeitern mit über 4 M. Tagelohn der diesen 
Lohn übersteigende Betrag nur zu einem Drittel berechnet, 
und für jugendliche und in Berulsvorbereitung befindliche 
Personen wird der ortsübliche Tagelohn für erwachsene 
Tagearbeiter, also meist mehr als ihr Lohn, in Rechnung 
gestellt. Je nachdem die eine oder andere Arbeiterkate¬ 
gorie in einem Betriebe überwiegt, steht der für die Bei¬ 
träge anrechnungsfähige Lohnbetrag über oder unter der 
wirklich gezahlten Lohnsumme. Wo neben einer genauen 
Rechnung für die Versicherung eine eigentliche Lohn¬ 
statistik einhergeht, lässt sich die Differenz genau berech¬ 
nen; so ist dies geschehen in dem Geschäftsbericht der 
Buchdrucker-Berufsgenossenschaft für 1887 und 1892 nach 
der Grösse der einzelnen Betriebe, 


Grösscnklasse der Betriebe 
(nach beschäftigten Ar¬ 
beitern) 


Der anrechnungsföhige Lohnbetrag 
betrug pCt. des wirklich gezahlten Lohnes 
(in Mark) 

in Berlin in derProv. Brandenbg. 



1887 

1892 

1887 

1892 

1 10. 

123,33 

118,05 

123,82 

123,99 

11-20 . 

107,42 

103,76 

115,74 

117,80 

21-40. 

102,07 

95,12 

106,92 

106,79 

41- 60. 

98,09 

93,37 

110,59 

105,53 

61 100 . 

90,04 

89,70 

— 

— 

101 150 . 

85,77 

79,52 

96,49 

97,31 

151 200 . 

86,85 

80,88 

— 


201-300 . 

78,93 

82,23 

_ 

— 

über 300 . 

89,13 

87,74 

— 

— 

überhaupt . . 

94,58 

90,66 

113,01 

110,98 


Danach ist die Besteuerung für berufsgenossenschaft¬ 
liche Zwecke im allgemeinen progressiv nach unten, jedoch 
in diesem Falle mit Recht: sie ist am niedrigsten in den 
Betrieben mit hohen Löhnen, am höchsten in denen mit 
vielen jungen und schlecht bezahlten Arbeitskräften. Daraus 
erklärt sich auch die erhebliche Differenz in der Heran¬ 
ziehung der Berliner und der Provinz-Betriebe zu den 
Kosten. 


Wohnungszustände und Wohnungs¬ 
gesetzgebung. 

Die Wohnverhältnisse Wiens. 

Das statistische Departement des Wiener Magistrates 
hat vor kurzem die Ergebnisse der wohnungsstatistischen 
Erhebungen, wie sie gelegentlich der letzten Volkszählung 
am 31. Dezember 1890 veranstaltet wurden, veröffentlicht, i) 
Die Resultate dieser letzten Volkszählung sind auch wohnungs¬ 
statistisch weit werthvoller als die aller früheren Zählungen, 
sie beziehen sich auf das ganze erweiterte Gemeindegebiet. 
Das österreichische Volkszählungsgesetz vom Jahre 1869 
verfügte solche Wohnerhebungen nur für die volkreichsten 
Städte. Das Gesetz über die Erweiterung des Wiener 
Gemeinclegebietes um die Bezirke XI bis XIX wurde nun 
noch wenige Fage vor Abhaltung dieser letzten Volks¬ 
zählung. am 20 . Dezember 1890, veröffentlicht. Dieser 
glückliche Zufall ermöglichte es auch formell, die Wohn- 

Die Wohn - Vcrh ä11 n is se in Wien. Ergebnisse der 
Volkszälilung vom 31. Dezember 1890. Bearbeitet von Dr. Franz 
Scdlaczck, Magistratsrath, Leiter des statistischen Departements. 
(Mittheilungen des statistischen Departements des Wiener Magistra¬ 
tes) Wien 1893. Verlag des Wiener Magistrates. (273 S.) 


erhebungen zeitgerecht auf das gesammte Gebiet der Stadt 
auszudehnen, also auch auf alle jene peripherischen Stadt- 
theile auszudehnen, die bis dahin wenigstens gesetzlich nicht 
als solche betrachtet wurden, obwohl ihre Bevölkerung 
wirthschaftlich und sozial mit der des sog. alten Stadt¬ 
bereiches (Bezirke I bis X) eng verbunden war. Sowie 
also die frühere Ausschliessung derJRandbezirke die Wiener 
Wohnerhebungen bisher ein Stückwerk bleiben lassen 
musste, so ermöglichte die neueste Ausdehnung der letzteren 
auf das gesammte erweiterte Stadtgebiet den Entwurf eines 
vollkommenen Bildes. Miethe- und Steuerverhältnisse hatten 
allmälig die arbeitenden Bevölkerungsschichten aus den 
sog. „alten“ Bezirken in die umgebenden kleinen Orte 
hinausgedrängt und auch die neu Eingewanderten dort an¬ 
gesammelt. Dort fanden sie die Wohnstätte, während die 
inneren Stadttheile noch immer die Betriebsstätte bildeten. 
Eine vollkommene Beschreibung der Wiener Wohnungs¬ 
verhältnisse wurde somit erst jetzt, nach der Einbeziehnng 
aller auch sachlich hierher gehörigen Gemeinden in das 
Erhebungsgebiet möglich. Bedauerlich ist dabei nur, dass 
die retrospectiv vergleichende Bearbeitung der Zählungs¬ 
ergebnisse sich nothgedrungen nur auf die ersten zehn 
Bezirke, wo eben schon früher solche Erhebungen ver¬ 
anstaltet wurden, erstrecken konnte. Immerhin bietet diese 
neueste Wohnungsstatistik überaus reichen Einblick in die 
Wiener Wohnungsverhältnisse. Die Publication wurde 
allgemein beachtet, auch in jenen Kreisen, die sonst eben 
nicht allzuviel Interesse für solche sozialstatistische Er¬ 
hebungen zeigen, und es ist wohl bezeichnend, dass erst 
auf Grund der theilweise freilich sehr ungünstigen Resultate 
dieser Zählung eine lebhaftere Bewegung zur Besserung 
der Arbeiterwohnverhältnisse auch in den Verwaltungs¬ 
kreisen entstand. Und doch müssen diese Zustände, der 
Umfang und die Beschaffenheit der Massenquartiere, die 
Zahl der gesundheitswidrig überfüllten Wohnungen und 
Wohnräume den kompetenten Verwaltungsorganen auch 
schon früher bekannt gewesen sein. Das Material, wie es 
im Meldewesen und in der zeitweiligen Visitation und Auf¬ 
hebung dieser Massenquartiere zur amtlichen Benutzung 
offen lag, wurde indess kaum genügend beachtet. Nur so 
erklärt es sich, dass nicht blos die Wiener Bevölkerung, 
der durch die Tagespresse mehr oder weniger eingehender 
Einblick in diese Wohnungsstatistik geboten wurde, letzter- 
zeit für die Besserung der einschlägigen Verhältnisse eintritt. 
Auch die öffentliche Verwaltung beginnt vielmehr eine 
Reformation viel intensiver als früher in’s Auge zu fassen, 
obwohl sich für sie, wie erwähnt, auch schon früher genügend 
kräftiger Antrieb dazu in den herrschenden Zuständen 
geboten hätte. 

Die Stadt Wien umfasst seit der neuen Stadterweiterung 
neunzehn Bezirke auf einer Fläche von 17 812 ha. Die 
Wohndichtigkeit ist in den einzelnen Bezirken sehr 
verschieden. Im Gesammtdurchschnitte entfallen auf 1 ha 
76 Seelen, von Bezirk zu Bezirk differirt diese Verhältniss- 
zahl aber von 479 (VII. Bezirk) zu 12 (XI. Bezirk). Ebenso 
verschieden sind die Verhältnisse bezüglich der auf einen 
Bewohner entfallenden Stadtfläche (Gesammtdurchschnitt 
130 m^, Grenzzahlen 20 m^ (VII. Bezirk) und 770 m^ 
(XI. Bezirk). In Berlin entfielen demgegenüber im Jahre 
1890 auf 1 ha 249 Seelen (Paris 310, London 135) und auf 
1 Einwohner 40,87 m^ Stadtfläche. Ganz andere Zahlen 
ergeben sich, wenn die wirklich verbaute Fläche (Häuser 
und Hofräume) in Betracht gezogen wird. Dann kommen 
650 Bewohner auf 1 ha verbaute Fläche (Berlin 745, Stutt¬ 
gart 454, Dresden 318, München 248). 

Die Anzahl und Vertheilung der Strassen und Plätze 
hat sozialpolitisch geringeres Interesse, und so wenden wir 
uns gleich der Statistik der Gebäude und Wohnungen 
zu. Wien zählte im Jahre 1890 29 322 Gebäude, wovon 
48 pCt. auf das alte und 52 pCt. auf das neu zugewachsene 
Gebiet entfielen. Dieses letztere ist weit mehr von Arbeitern 
als der alte Stadtbereich bewohnt, und es erfuhr denn auch 
in Uebereinstimmung mit der Vermehrung der industriellen 
Etablissements eine umfangreiche Neubesiedelung. Daraus 
erklärt es sich, dass die Zahl der Gebäude gegen die des 
Jahres 1880 dort um 23,7 pCt. wuchs, während sich für das alte 
Gemeindegebiet eine Häuservermehrung von nur 15,8 pCt. 
und für den gesammten Stadtbereich um 19,7 pCt. ergab. 
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Die Vertheuerung der Lebenshaltung im engeren Weich¬ 
bilde Wiens durch Steuer- und Mietheverhältnisse hatte die 
ärmeren Volksschichten immer mehr nach der Peripherie 
hinausgedrängt, und die Bauspekulation rechnete damit, 
indem sie nun zahlreiche Zinshäuser mit vielen kleinen und 
billigeren Wohnungen in den Vororten erbaute. Wie gross 
diese Verschiedenheit der Gebäudevermehrung im Inneren 
und an der Peripherie der Stadt ist, zeigt sich schon dar¬ 
aus, dass die Gebäudezahl in dem Jahrzehnt 1880/90 zu¬ 
nahm: in der inneren Stadt (I. Bezirk) um 2,3 pCt., Ottakring 
(XVI.) um 46,7 pCt. und Favoriten (X.) um 100,8 pCt, 
während sie in zwei Bezirken (VII. und VIII.) sogar ganz 
unverändert blieb. In einzelnen Theilen des Bezirkes Favo¬ 
riten beträ^ die Gebäudevermehrung übrigens noch weit 
mehr, beispielsweise in Inzersdorf 239,5 pCt. 

Bedeutende Abweichungen sind auch hinsichtlich der 


Zahl der Stockwerke in den Gebäuden innerhalb der 
verschiedenen Bezirke zu konstatiren. Die Bauthätigkeit 
des letzten Jahrzehntes liess die Zahl der ebenerdigen, 
ein- und zweistöckigen Gebäude hinter der der drei- bis 
fünfstöckigen Miethskasernen zurückweichen; so stieg das 
Antheilsprozent der vierstöckigen Gebäude in der Periode 
1880/90 von 9,8 auf 16,5. Auch die Zahl der Wohnungen 
in aen Gebäuden, die Erhöhung der Zahl aller jener 
Grössengruppen, die mehr als 10 Wohnungen pro Haus 
umfassen, zeigt, dass die Wiener Bauthätigkeit sich neuestens 
immer mehr auf die Herstellung grosser Miethsobjecte mit 
kleineren Wohnungen hin richtet. Mehr als je 100 Woh¬ 
nungen weisen 10 Gebäude (darunter eines mit 231 und 
762 Bewohnern, ein anderes mit 209 Wohnungen und 626 Be¬ 
wohnern) auf. 

Im Durchschnitte sind von 100 bewohnten Gebäuden 


mit Zivilbew’ohnern: 
im gesammten ^ 

„ alten / gebiete 

„ neuen J 


1—10 

11—20 

21—30 

31 — 50 

51—100 

101—150 

151—200 

201—500 

über 500 

23,04 

12,75 

9,35 

17,58 

26,33 

7,83 

2,19 

0,87 

0,06 

11,05 

9,57 

9,40 

21,21 

34,14 

10,42 

2,84 

1,26 

0,11 

34,46 

15,77 

9,30 

14,12 

18,90 

5,36 

1,58 

0,49 

0,02 


Der ländliche Charakter eines Theiles der Wiener Vor¬ 
orte erklärt den relativ geringen Antheil, der dort wenigstens 
noch heute auf Häuser entfällt, die eine Bewohnerschaft 
von mehr als 50 Insassen aufweisen. Die durschnittliche 
Behausungsziffer beträgt denn auch für ein bewohntes 
Gebäude der ersten zehn Bezirke 60,64, aber im neu zuge¬ 
wachsenen Gebiete nur 36,13 und im gesammten Gemeinde¬ 
gebiete 48,09 (Berlin 72,9 Bewohner pro bewohntes Grund¬ 
stück). Wie fast in allen Städten ergab auch die Wiener 
Wohnungszählung das Steigen der Behausungsziffer inner¬ 
halb des letzten Jahrzehntes, wenn diese Zunahme in Wien 
(Bezirke I bis X 1,97 Bewohner gegen das Jahr 1890 mehr 
pro Haus) auch viel geringer als beispielsweise in Berlin 
(-p 12,3 Bewohner gegen 1880) blieb. 

Die Gesammtzahl der Wohnungen in Wien betrug 
zu Ende des Jahres 1890 308 185 (59,36 pCt. altes, 40,64 pCt. 
neu zugewachsenes Gemeindegebiet). Diese Zahl bedeutet 
gegenüber dem Jahre 1880 für das ehemalige Stadtgebiet — 
für die letzten 9 Bezirke ist, wie erwähnt, die Vergleichs¬ 
möglichkeit nicht gegeben — eine Zunahme der Wohnungen 
um 25,38 pCt. Die bewohnten Wohnungen wurden bei der 
Zählung in drei Kategorien geschieden: a) „gewöhnliche“ 
Wohnungen (99,80 pCt.), b) „aussergewöhnliche“ (in Ver¬ 
kaufsgewölben, Ställen, auf Reisewagen und Schiffen 
0,05 pCt.), c) „Anstalts“-Wohnungen oder Wohnungen für 
gemeinsamen Aufenthalt (0,15 pCt.). Wenn nun auch das 
Wachsen der Wohnparteienzahl in gleichem Verhältnisse 
zum Gebäudezuwachs erfolgte, so ist doch auch nicht zu 
verkennen, dass dies nur durch ein Bausystem möglich 
wurde, das den Anforderungen der Hygiene vielfach nicht 
entspricht. Das Antheilsprozent der Souterrain Wohnungen 
hat sich innerhalb des letzten Dezenniums verdreifacht! 
Die letztjährigen Neu- und Umbauten ermöglichten dies 
dadurch, dass das Erdgeschoss untertheilt wurde. So ent¬ 
stand das Souterrain, das nun immer mehr für Geschäfts¬ 
lokalitäten und Wohnungen benützt wird. Von je 1000 
Wohnungen des alten Gemeindegebietes lagen dement¬ 
sprechend im Jahre 1890 im Souterrain 11,6 (1880 3,7), 
im Erdgeschoss 301,6 (317,9), im Dachraum 1,5 (1,9). Die 
Verhältnisszahl der Erdgeschoss- und Dachwohnungen hat 
sich demgemäss verringert und zwar in erster Linie zu 
Gunsten der Souterrainwohnungen, was eine wesentliche 
Verschlimmerung derWohnungsverhältnisse in sich schliesst. 

Nach der Benützungsweise wurden die Wohnungen 
in drei resp. vier Kategorien gegliedert: a) nur zum Woh¬ 
nen benützte: 79,77 pCt., b) zum Wohnen und zum Ge¬ 
schäftsbetriebe: 13,28 pCt., c) nur zum Geschäftsbetriebe: 
2,66 pCt. und d) leerstehende Wohnungen 4,29 pCt. Die 
Höhenlage der Wohnung übt begreiflicherweise gewich¬ 
tigen Einfluss auf die Art ihrer Benutzung. Sowohl zum 
Wohnen als zum Geschäftsbetriebe wurden 20,47 pCt. der 
Souterrain- und 22,55 pCt. der Erdgeschosswohnungen, in 
den eigentlichen Stockwerken aber nur 7,04 bis 9,05 pCt. 
der dort gelegenen Wohnungen benützt. Bemerkenswerth 
ist, dass die bloss geschäftlich benützten Wohnungen nicht 
bloss in den untersten, sondern auch in den obersten 


Höhenlagen ( 6 . Stockwerk und darüber) am zahlreichsten 
waren (7,59 bezw. 4,70 pCt., gegenüber den Antheilszahlen 
1,22 bis 2,44 der übrigen Stockwerke). 

Die hier folgende Tabelle zeigt die prozentuelle Ver- 
theilung der Bewohner nach der Zahl der Wohnräume 
in 7 Grössengruppen: 


Von 100 Bewohnern wohnen in Wohnungen, 
bestehend aus Wohnräumen 


1 

2 

3—5 

6—10 

11—20 

über 

20 

m 

unbek. 

Anzahl 

Vormaliges Ge¬ 







meindegebiet . 3,04 
Neu zugewach¬ 

22,59 

54,30 

14,75 

3,03 

1,45 

0,84 

senes Gemein¬ 







degebiet .... 7,58 

43,22 

41,37 

5,89 

1,11 

0,65 

0,18 


Im Durchschnitte des Gesammtgebietes erscheinen dem¬ 
nach die Wohnungen mit 3—5 Wohnräumen am stärksten 
vertreten. Wie wenig dies aber in Wirklichkeit, angesichts 
der so tiefgehenden Differenzen zwischen den einzelnen 
Bezirken, beweist, zeigt die Thatsache, dass Wien insgesammt 
23921 Wohnungen mit nur einem Wohnräume zählt, und 
dass dieselben im neu zugewachsenen Gebiete 11,65® o, also 
weit mehr als Ein Zehntel aller gezählten Wohnungen, aus¬ 
machen. Die höchsten Antheilszahlen finden wir da in 
den Bezirken XII und XVI mit 16,05 und 14,09%. Die hier 
vorliegende amtliche Publikation beklagt diese Verhältnisse 
ebenso nachdrücklich als offen. „Wir haben“, heisst es 
dort (Pag. 77), „es hier mit Wohnstätten zu thun, in welchen 
ein meist nur wenige Quadratmeter fassender Raum als 
Wohn- und Schlafstube für Erwachsene und Kinder beiderlei 
Geschlechts, als Küche, Werkstätte, Waschraum und ev. als 
Krankenzimmer zu dienen bestimmt ist. Wird weiters in 
Betracht gezogen, dass derlei Wohnungen nicht selten auch 
noch mit Gehilfen oder Lehrlingen des Wohnungsinhabers 
oder aber mit „Bettgehern“ (Schlafleuten) getheilt wird, dann 
bedarf es wohl nicht erst eines besonderen Hinweises, dass 
eine Abnahme in der Zahl solcher Wohnungen nur freudig 
begrüsst werden kann“. Diese übrigens nur für die ersten 
zehn Bezirke ersichtliche Abnahme ist freilich nur sehr 
gering, sowohl hinsichtlich der Ein-Raum-Wohnungen 
(1890 ; 5,09, 1880 : 5,44%) als hinsichtlich der durchschnitt¬ 
lichen Zahl ihrer Insassen (1890 ; 3,04, 1880: 3,17). Umso 
wichtiger erscheint die genauere Betrachtung, wie viele 
Insassen auf solche Ein-Raum-Wohnungen innerhalb der 
einzelnen Bezirke treffen. Aus den tiefgehenden Differenzen, 
wie sie die nachfolgende Tabelle zeigt, kann man sich am 
besten über die Dislokation dieser Massenquartiere in den 
einzelnen Bezirken unterrichten und überdies auch hier wieder 
das Unmaassgebliche des grossen Durchschnittes erkennen. 
Was will es sagen, dass derselbe pro Ein-Raum-Wohnung 
3,04 Insassen für ganz Wien ergiebt, wenn beispielsweise 
im II., XI. und XIX. Bezirke 12,22, bez. 10,80 und 10.59% 
dieser Wohnungen von 6—10 Personen bewohnt waren?! 
Zur Erleichterung des Vergleiches setzen wir die für die 
Wohnung des eigentlichen Mittelstandes (3—5 Wohnräume) 
erhobenen Zahlen daneben. 
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G e m e i n d e g e b i e t : 

Von je 100 bewohnten Wohnungen, bestehend aus 

1 Wohnräume 3—5 Wohnräumen 

sind bewohnt von 

1 

2 j 3—5 1 6--10 |l1—20 

mehr 
als 20 

1 

2 1 3 5 6 — 10 -20, 20 

1 Personen 

Personen 

Vormaliges Gemeind^ebiet. 

Neu zugewachsenes Gemeindegebiet. 

20,85 

16,64 

31.58 41,22 6,03 0,32 
32,23 44,50 6,34 0,27 

1 _ 

0,02 

3,21 

‘2,73 

10,88 1 50,92 32,39 2,57 0,03 
10,66 45,18 38,19 3,17 0,07 


Von diesen 23921 Ein-Raum-Wohnungen entfallen 9323 | 
auf das alte und 14598 auf das neu zugewachsene Gemeinde¬ 
gebiet, und zwar auf Wohnungen bestehend aus i 


1 Küche . . 
1 Kammer . 
1 Zimmer . 


im alten 

145 
4 780 
4 398 


im neu zugevvachsenen im gcsammlen 
Gemcindegebietc 

161 306 

10 034 14 814 

4 403 8 801 


Die 621 bez. 1543 und 2780 Ein-Raum Wohnungen ' 
des II., XII. und XVI. Bezirkes sind von 1770, bez. 3985 j 
und 7060 Bewohnern, ebenso die 39, bez. 14 und 29 Ein- j 
Küchenwohnungen dieser drei Bezirke von 131, bez. 51 und 
56 Insassen bewohnt. 

Mehr als ein Drittel aller Wohnungen entfällt auf die 
Zwei-Raum-Wohnungs-Kategorie und zwar: a) 1 Zimmer 
und 1 Küche: 94073, b) 1 Kammer und 1 Küche: 12110. 
Während hier für das alte und das neue Gemeindegebiet 
noch nicht gar zu grosse Differenzen bestehen, werden ' 
dieselben für die nächsten Kategorien immer beträchtlicher. , 
So entfallen von 69025 Drei-Raum-Wohnungen der Gruppe: 

1 Zimmer, 1 Kammer und 1 Küche, 44350 auf das alte, 
aber nur 24.675 auf das neue Gemeindegebiet. 

Aehnliches trifft für die Zahl der durchschnittlich auf 1 
eine Wohnung entfallenden Wohnräume zu. Der Gesammt- 
durchschnitt beträgt 3,20 Wohnräume pro Wohnung, im i 
alten Gemeindegebiete beträgt er aber 3,59, im neu zu- j 
gewachsenen dagegen nur 2,64 Wohnräume. j 

Wien. Heinrich Adler. | 


Schulwesen. 


Die preussischen Volksschullehrer. j 

Die statistischen Erhebungen über das gesammte Volks- | 
Schulwesen im preussischen Staate im Jahre 189D) geben 
auch über die persönlichen Verhältnisse der preussischen 
Volksschullehrer eingehendere Auskunft als die sonstigen | 
statistischen Nachweisungen Deutschlands bezw. Preussens 
über andere Berufszweige. 

An den preussischen Volksschulen waren am 25. Mai 1891: 
71731 Stellen für vollbeschäftigte Lehrer und Lehrerinnen 
vorhanden, und zwar für 

vollbeschäftigte ordentliche Lehrkräfte 70 094 
„ Hülfslehrkräfte 1 637. 

Von diesen Stellen waren 1020 unbesetzt, theils nicht , 
ordnung-sgemäss besetzt. Es standen also 70 731 Lehrer ; 
und Lehrerinnen im Dienst, und zwar 62 272 Lehrer und 
8439 Lehrerinnen. , 

Ausser den vollbeschäftigten Lehrpersonen wurden 1891 } 
im ganzen 4376 nicht vollbeschäftigte Hülfslehrkräfte (3967 
Lehrer und 409 Lehrerinnen) ermittelt; von diesen sind 
allein 2407 mit dem Religionsunterricht der jeweiligen 
konfessionellen Minderheit beschäftigt, die übrigen sind in | 
erster Ljnie technische Hilfslehrer. Handarbeitslehrerinnen I 
waren 3/129, darunter nur 7078, welche eine Lehrbefähigung | 
nachgewiesen haben, die übrigen meist die Ehefrauen oder > 
d'üchter der Lehrer. Die unbesetzt oder nicht ordnungs- 
mässig besetzten Stellen, von denen am 25. Mai 1891: 1020 
vorhanden waren, bleiben durchschnittlich 6 Monate lang 
unbesetzt; die Lücken entstehen durch Todesfall oder Weg¬ 
zug eines Lehrers etc., im Falle eine Stelle unbesetzt ist. 


M Zusammenfassend dargestellt von A. Petersilie in der Zeit¬ 
schrift des Kgl. preiiss. Stat. Bureaus. 33. Jahrg. p. 105 fl'. 
Berlin 1893. 


sind die Lehrer anderer Klassen oder der Nachbarschulen 
zur Vertretung verpflichtet. 

Dem Herkommen nach stammen die vollbeschäftigten 
ordentlichen und Hülfslehrkräfte 




1 Lehrer 

1 Lehrerinnen 

Antheil der 


aus der Berufsgruppe 

über- 

pCt. 

Ober- 

pCt. 

Gruppe an der 
Bevölkerung 



haupt 

haupt 

pCt. 

A. 

Landwirthschaft, 
Thierzucht u. s. w. . 

21 787 

34,99 

1314 

15,57 

43,63 

B. 

Industrie. Gewerbe . 

17 758 

28,52 

2651 

31,41 

34,42 

C. 

Handel, Verkehr . . 

5640 

9,06 

1550 

18,37 

9,99 

D. 

Lohnarbeit, häusliche 
Dienste. 

202 

0,32 

11 

0,13 

2,53 

E. 

Staats-, Gemeinde- 
u. s. w. Dienst, Mili¬ 
tär, freie Berufe etc. 

16 031 

25,74 

2710 

32,11 

4,78 

F. 

Ohne Beruf, Rent¬ 







ner u. s. w. 

854 

1,37 

203 

2,41 

4,65 


Ueberhaupt . . 

62 272j 

100 

8439 

100 1 

100 


Die landwirthschaftlichen Berufe stellen also den Haupt- 
theil, mehr als ein Drittel, für den Nachschub an Lehrern, 
dann folgen Industrie und Gewerbe, und zwar sind hier 
14 550 selbstständige Unternehmer und Handwerksmeister 
als Väter von Lehrern vertreten, in erster Linie die Be¬ 
kleidungsgewerbe, dann die für Nahrungs- und Genuss¬ 
mittel (Bäcker, Schlächter, Müller u. s. w.), dann die Bau¬ 
gewerbe etc. Von den aus den freien Berufen stammenden 
sind 13 208 Söhne von V^olksschullehrern. Wesentlich anders 
stellt sich das Gesammtbild für die Lehrerinnen. Land- 
wirthschaft etc. tritt hier ganz zurück, besonders verglichen 
mit dem grossen Antheil dieser Berufsgruppen an der Ge- 
sammtbevölkerung; dagegen liefert die relativ kleine Gruppe 
der freien Berufe die weitaus meisten Volksschullehrerinnen —■ 
ein Zeichen dafür, wie gerade unserer Beamtenstand darauf 
angewiesen ist, seine Töchter einen selbstständigen Beruf 
ergreifen zu lassen, damit diese sich bei ihrer relativ ge¬ 
ringen Aussicht auf Verheirathung und bei ihrer meist völ¬ 
ligen Vermögenslosigkeit anständig durch das Leben schlagen 
können. Aus den Familien der Offiziere, Geistlichen, Lehrer, 
Beamten, Aerzte, Schriftsteller und Künstler stammen nicht 
weniger als 1710 Lehrerinnen. 

Von der Gesammtzahl der vollbeschäftigten Lehrer 
haben nur 202, der Lehrerinnen nur 39 keine pädagogische 
Prüfung abgelegt. 

Was das Alter der amtirenden Lehrer und Lehrerinnen 
anbetrifft, so standen: 


im Lebensalter 

Lehrer 

Lehrerinnen 

von 

insgesammt 

pCt. 

insgesammt 

pCt, 

unter 20 Jahren 

266 

0,43 

77 

0 , 9 t 

20—30 

24 177 

38,82 

3504 

41,52 

30-40 „ 

16 648 

26,73 

2967 

35,16 

40—50 

10176 

16,34 

1296 

15.36 

50—60 „ 

7111 1 

11.42 

479 

5,67 

über 60 „ 

3 894 

6,26 

116 

1,38' 

Zusammen 

62 272 1 

100 

8439 

100 


Zu bemerken ist noch, dass zwischen 20—25 Jahren 
die Verhältnisszahl für die Lehrer (16,28 pCt.) grösser ist 
als die für die Lehrerinnen (14,74 pCt.), während für die 
Jahre 25—30 das umgekehrte der Fall ist (für Lehrer 
22.54 pCt., für Lehrerinnen 26,78 pCt.). Das erklärt sich 
zum Theil wohl daraus, dass die Lehrerinnen durchschnitt- 
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lieh später nach abgelegten Examen den öffentlichen 
Lehrberuf ergreifen als die Lehrer, weil sie damit zögern, 
so lange sie noch Aussicht auf Verehelichung zu haben 
glauben, und sich vorher erst als Gouvernanten oder an 
Privatschulen bethätigen: andererseits aber auch aus dem 
Ausscheiden einer Zahl von Lehrerinnen bei ihrer späteren 
Verheirathung; hauptsächlich aber, und das hebt Petersilie 
besonders hervor, weil sie für Familie nicht zu sorgen 
haben „und deshalb nicht bis zur vollen Erschöpfung ihrer 
Kräfte zu dienen brauchen“. Auch das durchschnittliche 
Maximal-Alter und Dienstalter weist darauf hin. Die am 
1. April 1890 vorhandenen 228 vor dem 1. April 1886 in den 
Ruhestand getretenen Lehrerinnen hatten ein Dienstalter 
von 22Va Jahren und ein Lebensalter von 485/„ Jahren; die 
200 nach dem 1. April 1886 ausgeschiedenen ein Dienstalter 
von 24 und ein Lebensalter beim Dienstaustritt von 50 Jahren. 
Dagegen hatten die 2459 vor und die 3091 nach dem 1, April 
1886 in den Ruhestand getretenen Lehrer ein Dienstalter 
von 37 *°/i2 und 415/,, und ein Lebensalter von 613/,a und 
645/ra Jahren erreicht. „Diese erheblichen Unterschiede 
zwischen Lehrerinnen und Lehrern beruhen nach aller Er¬ 
fahrung nicht auf geringer Widerstandsfähigkeit der Lehre¬ 
rinnen, sondern auf der rein wirthschaftlichen Nothwendig- 
keit für die Lehrer, zu Gunsten ihrer Familie, so lange es 
ihre Kräfte erlauben, sich den Genuss des vollen Dienst¬ 
einkommens zu erhalten.“ 

Dem Familienstand der Lehrkräfte nach waren von den 


Lehrern 


Lehrerinnen 


ledig. 

20 077 

8325 

verheirathet. 

40 296 

19 

verheirathet gewesen 

1 899 

95 

zusammen . . 

62 272 

8 439 


Eankommenstufen 

Von c 
hattei 

0—5 

cn vollbcschältigteii Lehrern 
ein Dienstaltcr von Jahren 

5_10 10—20 20—40^^^ 

j j mehr 

Zusai 

nmi rt 

pCt. 


bis 450 Mk. 

19 

1 

2 

— 



22 

0,04 

451 

750 „ 

2 652 

238 

21 

3 


2 

2916 

4,68 

751 

„ 900 „ 

3156 

2 272 

129 

10 


4 

4 571 

7,34 

901 

„ 1200 „ 

6 567 

6 482 

4 491 

443 


4 

17 987 

28.89 


„ 1500 „ 

1 219 

3 088 

4 883 

3 931 


442 

13 563 

21,78 

1301 

„ 1800 „ 

258 

1 145 

2 840 

4 487 


916 

9 746 

15,65 

1'801 

„ 2100 ,. 

60 

423 

1 580 

2 448 


588 

5 658 

9,09 

2101 

2400 „ 

17 

164 

934 

2 055 


362 

3 532 

5,66 

2401 

„ 2700 „ 

13 

35 

954 

1 144 


174 

2 220 

, 3,57 

2701 

.. 3000 

2 

3 

' 249 

! 611 


106 

971 

! 1,56 

Über 3000 „ 


3 

i 112 

1 842 

1 

129 

1 086 

1 1,74 

* Ueberhaupt: 

13 963 12 954 

16 095 116 533 

■ 

2 727 

62 272 

1 100 


b) bei den Lehrerinnen: 


Einkomincnstufen 

Von den vollbeschältigtcn 
rinnen hatten ein Dienstalte 
Jahren ; 

0—5 5 —10 ' 10—20 20—40 

i i ! 

.ehre- 

• von 

40 und 
mehr 

Zusammen 

pCt. 


bis 450 Mk. 

5' 

5 

2 



12 

0,14 

451 

„ 750 .. 

256! 

129 

54 

14 


453 

5,37 

751 

.. 900 .. 

764 1 

,369 

196 

16 

1 

1 345 

15.94 

901 

„ 1200 ., 

1 308 j 

1 008 

1 069 

163 

6 

3 554 

42,11 

1201 

„ 1500 .. 

162 

397 

771 

387 

23 

1 740 

20,62 

1501 

.. 1800 „ 

161 

213 

519 

255 

6 

1 009 

11,96 

1801 

2100 


10 

131 

255 

' 2 

298 

3.53 

2101 

2400 „ 

- ; 

_ 

8 

12 

, 8 

28 

0,33 


2511 

2131 

2 750| 

1 002 

45 

8 439* 

100 


Die Zahl der Kinder betrug bei den 

Lehrern . . 123 048 davon 88 428 unter I8jalir 

Lehrerinnen: 167 „ 92 18 .. 

Auf die Familie eines verheiratheten Lehrers kommen 
im Durchschnitt 3,5 Kinder, die Lehrerfamilie weist also 
rund 5 Köpfe im Durchschnitt auf. 

Das Gesammteinkommen der vollbeschäftigten Lehr¬ 
kräfte und ihr Dienstalter war: 
a) bei den Lehrern: 


für Lehrerinnen 
1886 1891 

1216 M. 1261 M. 

946 1020 ., 

1108 ,. 1171 


Um Missve rständnissen vorzubeugen macht Petersilie bei 
diesen Nachweisungen die Bemerkung, dass die meisten 


der' sehr niedrig dotirten Stellen besonders geartet oder 
eigenthümlich verwaltet werden. Es sind nämlich in diesen 
Zahlen alle die Stelleninhaber — und -Verwalter mitenthalten, 
die im Hauptamte Geistliche sind, und ebenso die Stellen, 
die, weil die Schülerzahl zu klein ist, von dem Lehrer 
einer benachbarten Schule mit verwaltet werden; ferner 
auch alle vorübergehend beauftragten Verwalter, Schulamts¬ 
anwärter und Präparanden. Aber trotzdem weisen diese 
Zahlen, selbst wenn man die Ausnahmefälle ausscheidet, 
eine Unsumme von Lehrerelend nach; denn es stellt sich 
itn ganzen das durchschnittliche Gesammteinkommen: 

für Lehrer 

1886 1891 

in den Städten auf . 1636 M. 1814 M. 

auf dem Lande . . 1136 ,. 1271 

überhaupt. 1294 1451 „ 

An das Durchschnittseinkommen reichten 1891 ca. 63 pCt. 
aller Lehrer und ca. 45 pCt, aller Lehrerinnen nicht heran, 
und dabei sind ca. Va Lehrer verheirathet und haben 

eine im Durchschnitt füntköpfige Familie zu ernähren. Diese 
Zahlen sprechen für sich selbst und bedürfen keiner weiteren 
Erläuterung. Unter solchen Verhältnissen erscheint cs 
durchaus erklärlich, wenn die Lehrer bis zur völligen Er- 
.schöpfung ihrer Kräfte im Amte bleiben müssen. Den 
Lehrern gegenüber stehen die Lehrerinnen, obwohl sie für 
ihre gleiche Arbeitsleistung wesentlich schlechter honorirt 
werden, doch ungleich günstiger da, denn für sie fallen die 
Familiensorgen weg und sie können, im Vergleich zu den 
verheiratheten Lehrern, wenigstens ein halbwegs behagliches 
Dasein führen und können auch wohl einige Ersparnisse 
machen, so dass sie in der Lage sind, sich w'eit eher von 
ihrem Berufe zurückzuziehen als die Lehrer. — 

Die Pensionen für ausgediente Lehrer betrugen 1886: 
2869154 M.. 1891: 5969185 M. 

Diese Summen wurden 1891 aufgebracht zu 58,84 pCt. 
aus Staatsmitteln, zu 5,20 pCt. durch Abgaben des Dienst¬ 
nachfolgers und zu 35 95 pCt. durch Leistungen der Schul- 
unterhaltungspflichtigen. Ausserdem wurden 1886/87 noch 
850 000 M. und jedes weitere Jahr 808 000 M. aus .Staats¬ 
mitteln an Unterstützungen gezahlt. Für die am 1. April 1890 
vorhandenen und nach dem 1. April 1886 in den Ruhestand 
getretenen Lehrer betrugen die IVnsionen durchschnittlich 
1073 M. jährlich, für die Lehrerinnen 612 M. 

Die gesetzlichen Beiträge zur Versorgung der Lehrer- 
wittwen und Waisen, die von den Schulunterhaltungspflich- 
tigen getragen werden müssen, beliefen sich 1886 auf 
779 059 M. oder auf 13,45 M, für jede Stelle. Für 1891, wo 
dieser Nachweis noch fehlt, dürfte es sich um 853 500 M. 
handeln, so dass auf jede Stelle 11,90 M. käme. — 

Was schliesslich noch die Kosten für die staatliche 
Lehrerbildung anbetrifft, so .stellten sich dieselben 1892/93 
auf 5 841 823 M. Auf jeden Seminaristen kommen aus Staats¬ 
mitteln jährlich 393 M., während aus eigenen Einnahmen der 
Seminare noch weitere 146 M. für jeden einzelnen gedeckt 
werden, insgesammt also 539 M. Die durchschnittlichen 
Erhebungen von jedem Seminaristen betrugen 118,90 M. 
(105.22 M. bei den Lehrer-, 316,13 bei den Lehrerinnen¬ 
seminaren). 

ln Ausbildung befanden sich 1892 in 

111 Seminaren 10133 .Seminaristen und in 
11 ,, 703 Seminaristinnen, 

zusammen 10 836, 

Die Ausbildung der Lehrer geschieht ausschliesslich in 
staatlichen Seminaren, während die Melirzahl der Lehrerinnen 
in Privatseminaren unterrichtet werden. — Der Bearbeiter 
der V^olksschulstatistik ist der Meinung, dass diese private 
V'orbildung zu einem Ueberangebot von Lehramtsbewerbe¬ 
rinnen geführt habe; diese Ansicht scheint uns nicht stich¬ 
haltig, wir sind vielmehr der Meinung, dass das Ueber¬ 
angebot von Lehrerinnen ausschliesslich den immer schwerer 
werdenden Existenzbedingungen für das weibliche Geschlecht 
grade im gebildeten Mittelstände zuzuschreiben ist. Die 
Mädchen der gebildeten Mittelschichten werden eben auf 
den Gouvernanten- und Lehrerinnenberuf hingedrängt, weil 
ihnen andere Erwerbszweige verschlossen sind und sich 
die Aussichten auf Verehelichung immer mehr verringern. 

Magdeburg. II. Lux. 


Verantwortlich für die Redaktion: Dr. Heinrich Braun in Berlin W. Victoriastrasse i6. 
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Die sozialpolitische Bedeutung der kleinen 
Handelsverträge. 

Von dem handelspolitischen Kometenjahre datirt die 
Geschichte der neueren deutschen Tarifpolitik, deren grund¬ 
sätzlicher Werth in dem Bruche mit der autonomen Zoll- 


Reichstagsdrucksache Nr. 11. 9. Legislatur-Periode, zweite 
Session 1893/94: Handels- und Schiffahrtsvertrag zwischen dem | 
deutschen Reich und Spanien; Handels-, Zoll- und Schiffahrts- j 
vertrag zwischen dem deutschen Reich und Rumänien: Handels- : 
und Zollvertrag zwischen dem deutschen Reich und Serbien. 
Denkschrift nebst Anlagen. - Reichstagsdrucksache Nr. 103: Be- i 
rieht der VI. Kommission über die ihr zur Vorberathung über- | 
wiesenen Verträge, nämlich 1. den in Madrid am 8. August d. J. ! 
Unterzeichneten Handels- und Schiffahrtsvertrag zwischen dem 
deutschen Reich und Spanien; 2. den in Berlin am 21. Oktober i 
d. J. Unterzeichneten Handels-, Zoll- und Schiffahrts vertrag zwi¬ 
schen dem deutschen Reich und Rumänien; den in Wien am 
21. August 1892 Unterzeichneten Handels- und Zollvcrtrag zwi¬ 
schen dem deutschen Reich und Serbien. - Stenographische Be¬ 
richte über die Verhandlungen des Reichstages am 23., 24. und 
25. November 1893, am 12., 13., 14. und 15. Dezember 1893. 


wirthschaft beruht. Dass die bis zur Sperre sich steigernde 
Hochschutzzöllnerei in Konkurs gerieth, dass der Zollkrieg 
Aller gegen Alle nicht mehr als das A und O der Staats¬ 
weisheit erscheint, dieses Eingeständniss ist der Kern der 
Handelsverträge. Das hat uns eine bittere, verhängnissvolle 
Lehrzeit von dreizehn Jahren gekostet. Es ist nicht leicht, 
das System des Schutzolles zu beseitigen, das im Jahre 
1879 begründet worden ist. Nichts erscheint bequemer als 
die Einführung von Schutzzöllen. Desto schwerer wird 
man sie wieder, los, haben sie erst einmal das wirthschaft- 
liche Leben in ihren Bannkreis gezogen. 

Jeder neue Handelsvertrag ist Stückwerk, aber jeder 
neue Handelsvertrag bröckelt einen Bruchtheil der Grund¬ 
lagen des Schutzzolles ab. Sind die Tarifverträge auch 
nur Abschlagszahlungen, so muss die Schuld eben doch im 
Laufe der Zeit beglichen werden. Je umfassender und 
dichtmaschiger das Netz der Verträge wird, inrr so drin¬ 
gender wird das Bedürfniss nach einer gründlichen 
Durchsicht der leitenden Grundsätze unserer Handelspolitik 
überhaupt. Gerade Deutschland, das die Denkschrift zum 
deutsch-österreichischen Handelsverträge mit Recht als 
einen „Industriestaat ersten Ranges“ bezeichnet hat, wird 
gezwungen sein, die folgerichtigen Schlüsse aus dem Ge¬ 
schehenen zu ziehen. 

Wenn sich um die kleinen Handelsverträge ein so 
heftiger Kampf entsponnen hat, in der Presse, in Vereinen 
und Versammlungen und im Parlament, so giebt hierfür 
Folgendes den Ausschlag. Die Gegner dieser Verträge sind 
Gegner der Vertragspolitik überhaupt und führen die Sache 
des Hochschutzzolles quand meme. Sie sind zu der Er- 
kenntniss gekommen, dass es auf der Bahn der Verträge 
kein Halt mehr geben wird, und sie kämpfen deshalb für 
ihre Ziele mit anerkennenswerther Entschlossenheit. Das, 
was ferner in dem spanischen, dem rumänischen, dem ser¬ 
bischen Vertrage ausbedungen ist, schreckt sie weit weniger 
als der Blick in die Zukunft. Nicht was die Rumänen er¬ 
halten haben, sondern das. was Russland erhalten könnte, 
nachdem Rumänien vertragsmässig gesichert ist, kommt für 
sie in Betracht. 

In drei Worten lässt sich das Wesen der Vertrags¬ 
gegner kennzeichnen. Sie sind die Vertreter der agrari¬ 
schen Interessen, ihre nächste Forderung ist der Differential¬ 
zoll auf russisches Brodkorn. ihr handelspolitisches Ideal 
ist der allgemeine autonome Hochzoll aut landwirthschatt- 
liche Erzeugnisse. 

Der Beweis dafür, dass die deutsche Landwirthschaft 
durch die kleinen Handelsverträge keinen Schaden leide, 
ist mit aller Schärfe erbracht worden. Nichts ist bezeich¬ 
nender, als dass die Agrarier den Provisorien zugestimmt 
haben, die die Getreidezölle auch für Rumänien auf den 
deiit.sch-österreichischen Vertragssatz ennässigten. Seit fast 
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2 Jahren ist rumänisches Getreide zu einem Zollsatz von I 
3,50 M. nach Deutschland gekommen, ohne dass die Agra- | 
rier darüber geklagt hätten. Erst in letzter Stunde begann | 
die Fehde gegen den rumänischen Vertrag, die aber auch 
gar nichts anderes war als ein Plänklergefecht gegen das 
drohende deutsch-russische Uebereinkommen. Die deutsche 
Landwirthschaft, die beim Schutzzoll auf Getreide interessirt 
ist, das ist der Grossgrundbesitz. Die kleinen Landwirthe und 
die Landarbeiter scheiden thatsächlich bei dieser Frage aus, 
so sicher es auch ist, dass ein sehr grosser Bruchtheil der 
Bauernschaft Dank den politisch-sozialen Zuständen, unter 
denen sie leben, stramm-schutzzöllnerisch gesinnt ist. Eines 
aber ist es, von einer zollpolitischen Maassregel Nutzen zu 
ziehen, wie die ostelbischen Rittergutsbesitzer, ein anderes, 
unter der Herrschaft einer Illusion zu stehen, die Einen in 
siebenzehntausend altpreussischen Gutsbezirken die nationale 
Landwirthschaft erblicken lässt. 

Nun steht es fest, dass die deutsche Landwirthschaft, 
die überhaupt ausführt, durch die kleinen Verträge eine 
Reihe von Vortheilen erlangt. Satzmehl, Stärke, Zucker, 
Papier sind doch in erster Reihe agrarische Erzeugnisse, 
und für sie haben unsere Unterhändler erhebliche Zugeständ¬ 
nisse erlangt. In den letzten Jahren ist z. B. die Hälfte 
des nach Rumänien eingeführten Zuckers (Raffinade) deut¬ 
schen Ursprunges gewesen. Den landwirthschaftlichen Ge¬ 
werben ist also ein gutes Absatzgebiet gesichert worden. 
Die in diesen Industrien beschäftigten Arbeiter, deren Lage 
unzweifelhaft nichts weniger als befriedigend ist — wir er¬ 
innern nur an die Unfallhäufigkeit, die intensive Ausnützung, 
die Unterbezahlung, die abscheulichen Wohnungszustände 
_ werden keine Stunde weniger zu schaffen haben. Viel¬ 
mehr liegt es nahe, zu fordern, dass die Unternehmerschaft, 
der ein günstiger Markt erhalten worden ist, endlich ein¬ 
mal genöthigt werde, die Arbeiterzustände ihrer Gewerbe 
zu verbessern. 

Für die Landwirthschaft bedeutet der Abschluss der 
kleinen Handelsverträge schon deshalb einen Gewinn, weil 
die Kaufkraft der breiten Volksmasse, die in Handel und 
Wandel thätig ist, vor allem der Industriearbeiterschaft 
durch die Vertragspolitik wenn nicht erhöht, so doch vor 
einem weiteren Rückgänge behütet wird. Der Kundenkreis 
des kleinen Bauern, der hier Milch, Butter, Käse, Erzeug¬ 
nisse der Spatenkultur absetzt, wächst oder erhält sich 
doch. 

Die deutschen Ausfuhrgewerbe sind auf die Absatz¬ 
gebiete in Spanien und am Balkan mit Naturnothwendigkeit 
angewiesen. Scheiterten die Verträge, dann hätte der Zoll¬ 
krieg angehoben, die Exportindustrien wären lahmgelegt 
worden, die schleichende Krisis, die jetzt bereits so viele 
Gewerbszweige heimsucht, hätte sich verschärft, die Ge¬ 
schäftsstockung wäre das Signal für Massenentlassungen von 
Arbeitern geworden. Der Nothstand in Permanenz . . . 

Man beachte nur die Einfuhrziffern! In der Kommission 
theilte der Staatssekretär des Auswärtigen Amtes die Er¬ 
gebnisse der Ausfuhr aus dem freien Verkehr Deutschlands 
nach Spanien mit. Danach ist der Werth unserer Sen¬ 
dungen nach Spanien in den letzten 4 Jahren (1889—1892) 
weit höher, als in den Jahren 1885—1889; zieht man den 
vom spanischen Markt durch die französisch-spanische Ge¬ 
setzgebung verdrängten Branntwein ab, so ist der Werth 
der deutschen Einfuhr 1889—1892 doppelt so hoch, wie der 
in den Jahren 1885—1889. Die Einfuhr betrug dann 1885: 
19463000, 1886: 19539000, 1887: 18085000, 1888 : 21477000, 
1889 : 29 850 000, 1890 : 45 092 000, 1891: 45 741 000, 1892: 
40 362 000 M. Der Werth der Einfuhr aus Spanien betrug 
1885: 15 623 000, 1888 : 24912000, 1890 : 34068 000, 1892: 
40 793 (XK) M. Der weitaus grösste Theil dieser Einfuhr- 
werthe besteht aus den stetig wachsenden Mengen der für 
die deutsche Industrie sehr wichtigen, ja unentbehrlichen 
Eisenerze, Schwefelkiese und Korkhölzer, sowie aus Süd¬ 


früchten. Die spanischen Rohstoffe sind zumeist für unsern 
Gewerbefleiss nothwendig; die Menge der Industrieerzeug¬ 
nisse, die wir nach Spanien ausführen, wächst beständig. 
Die spanischen rothen Verschnittweine und Moste zu rothem 
Wein, denen gleich dem italienischen Verschnitt wein eine 
Zollermässigung gewährt worden ist, werden dem deutschen 
Weinverschnittgeschäft, das freilich zum weitaus grössten 
Theile (zu etwa 97 pCt.) in den Händen des Weinhandels 
liegt, von nicht geringem Nutzen sein. Sie erleichtern dem 
Winzer den Absatz seiner kleinen, sauren Weine, und sie 
verwohlfeilen ein Genussmittel, das für grosse Bezirke 
Deutschlands noch heute das Volksgetränk ist. 

In Rumänien hat Deutschland seit 1886 seine Einfuhr 
um das Dreifache des früheren Betrages erhöht. Der lang¬ 
wierige Zollkrieg zwischen Oesterreich und Rumänien bot 
dem deutschen Exportgewerbe die günstige Gelegenheit, 
festen Fuss zu fassen und sich dort zu behaupten. Die 
Entwickelung des deutschen Handels hat einen so günstigen 
Verlauf genommen, dass die Gesammteinfuhr Deutschlands 
nach Rumänien für 1893 von dem preussischen Handels¬ 
minister auf etwa 1600(X)000 Franken geschätzt worden ist. 
Der Werth der deutschen Einfuhr nach Rumänien betrug 
1884 : 43. 1885 : 41, 1886 : 73, 1887 : 90, 1888 : 83, 1889: 108, 
1890: 109, 1891: 140 Millionen Franken. Ein Markt wie der 
rumänische ist für Deutschland von höchster Wichtigkeit. 
Rumänien, mit Naturschätzen aller Art auf das Reichste 
ausgestattet, eine wahre Getreidekammer für die mittel¬ 
europäischen Industriestaaten, ein Land, das im Laufe der 
letzten Jahrzehnte mehr als 3000 Kilometer Eisenbahnen ge¬ 
baut hat, das für den Verkehr auf trockenem Wege, auf 
der Wasserstrasse der Donau und zur See so glänzend 
ausgestattet ist, bietet als östliches Hinterland des deut¬ 
schen Reiches einen zahlungsfähigen Markt, den zu er¬ 
halten, eine wirthschaftspolitische Pflicht ist. Die deutsche 
Textilindustrie ist in erster Reihe an der Ausfuhr nach 
Rumänien betheiligt. Die Baumwollenindustrie der sächsi¬ 
schen Lausitz z. B., die den rumänischen Markt für ihre 
Artikel erobert und sich bei einer gesammten Ausfuhrmenge 
von 4 bis 5 Millionen Mark ausschliesslich auf den rumäni¬ 
schen Geschmack eingerichtet hat, hätte vor einer Kata¬ 
strophe gestanden, wenn der deutsch-rumänische Vertrag 
verworfen worden wäre. Nun ist es eine bekannte That- 
sache, dass die lausitzische Weberbevölkerung heute be¬ 
reits zu den schlechtestbezahlten Arbeitergruppen gehört, 
dass ihre Lebenshaltung sehr niedrig, ihr Lohn gering ist. 
Tausende von Webern wären aber aus dem Brod geworfen, 
dem Hunger und dem Bettel preisgegeben worden, wenn 
man den Handelsverkehr mit Rumänien unterbunden hätte. 
Keine Aufträge, keine Beschäftigung; die Webstühle stiU- 
gesetzt, die Weberfamilie zum Feiern verurtheilt, und der 
Winter da, mit seinen erhöhten Ansprüchen an den Haus¬ 
halt . . . 

Was für die Lausitz gilt, das gilt auch für die anderen 
Brennpunkte der Textilgewerbe. Die Vertreter der ver¬ 
bündeten Regierungen haben denn auch in der Kommission 
zahlreiche Erklärungen der Interessenten, vor allem der 
Unternehmerverbände, so aus Greiz, das viele Wollwaaren 
nach Rumänien ausführt, aus Gera, Mülhausen i. Eis. und 
Berlin, aus dem Königreich Sachsen mitgetheilt, die sich 
durchgängig für den Abschluss des deutsch-rumänischen Ver¬ 
trages ausgesprochen haben. 

Der serbische Handelsvertrag hat für eine Reihe durch 
Deutschland gedeckter serbischer Verbrauchsgegenstände 
die bisherigen Zollsätze ermässigt, für Eisenbahnmaterial 
aus Eisen oder Stahl, Schienen, Maschinen, Bücher, Karten, 
Kunstgegenstände, Papiermasse, Cellulose die Zollfreiheit 
aufrechterhalten oder neu vereinbart, kurz den deutschen 
Exportindustrien, die nun nicht mehr durch das sogenannte 
Grenzzollprivileg Oesterreichs beeinträchtigt sind, eine 
günstige Lage geschaffen. Nach der amtlichen deutschen 
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Statistik hat die deutsche Ausfuhr nach Serbien 1887: 1.7, 
1888 : 0.9. 1889 : 2.0, 1890 : 3.1, 1891: 4.0 Millionen Mark be¬ 
tragen. Thatsächlich bleiben, wie die Denkschrift hervor¬ 
hebt, die Zahlen hinter der Wirklichkeit um einige Millionen 
zurück, weil der über Oesterreich-Ungarn gehende Waaren- 
verkehr wohl vielfach fälschlich Oesterreich gutgeschrieben 
wird. 

In rauher Schätzung handelt es sich bei den kleinen 
Verträgen um eine deutsche Gesammtausfuhr von jährlich 
173 Millionen Mark. Eisen- und Textilindustrie, Holzbear¬ 
beitung und Papiergewerbe, die chemische und die Zucker- 
Industrie, Chocoladefabrikation und Walzwerke, die viel¬ 
fältigen Zweige des deutschen Exportgewerbes sind an dieser 
Ziffer betheiligt. Es erhellt, dass eine Herabsetzung der 
Ausfuhrziffer von den schädlichsten Wirkungen für die in 
den Exportindustrien thätigen Arbeiter sein muss. Ihre 
Zahl ist auf 60000 bis 70000, von einem Fachmann wie 
Herrn von Stumm auf 100000 angegeben worden. Hinter 
diesen hunderttausend stehen Jedoch ausserdem die nicht 
erwerbsthätigen Angehörigen, die Arbeiterfamilien. Das 
Schicksal von etwa 400000 Menschen hing von dem Aus¬ 
gang der Abstimmung am 15. Dezember 1893 ab. So gewiss 
der Abbruch der freundlichen Beziehungen mit Spanien, 
Rumänien, Serbien den kleinen und mittleren Unter¬ 
nehmungen der dadurch in Mitleidenschaft gezogenen Er¬ 
werbszweige einen schweren, vielleicht den Todesstoss 
versetzt hätte, so sicher ist es auch, dass die wirthschaftlich 
Schwächsten, die besitzlosen Arbeiter, durch die eintretende 
Krisis am härtesten getroffen worden wären. 

Da die bedauerliche Thatsache nicht aus der Welt 
geschafft werden kann, dass die Grundlage der deutschen 
Ausfuhrgewerbe die Wohlfeilheit der deutschen Arbeits¬ 
kraft ist, so beantwortet sich die Frage, was für ein Loos 
der aufs Pflaster gesetzten Industriearbeiter harrte. Gerade 
die zum Widerstand unfähigsten, die durch Ueberarbeit und 
unzureichende Löhne erschöpften Arbeiterkategorien hätte 
der ganze Jammer der Arbeitslosigkeit auf das Entsetzlichste 
angefasst. Nach dem Urtheil sachkundiger Beobachter wird 
der Winter 1893/94 einen akuten Nothstand, wie seit Jahren 
nicht, offenbaren. Fügt man hinzu, dass die Miquelsche 
Steuerreform, wenn die Tabakfabrikatsteuer durchgedrückt 
wird, mit einem Schlage etwa vierzigtausend oder lünfzig- 
tausend Tabakarbeiter freisetzen wird, dann zeigt es sich 
sinnenfällig, wie der Fall der kleinen Verträge den Fluth- 
stand des sozialen Elends, der heute bereits hoch genug 
ist, noch erhöht hätte. 

Gerade die, die sonst den Grundsatz hochhalten, man 
dürfe quieta non movere, das Ruhende nicht bewegen, haben 
den kleinen Verträgen fortgesetzt die grössten Schwierig¬ 
keiten bereitet. Das deutsche Wirthschattsleben bedarf der 
ruhigen Verhältnisse. Die Agrarier aber wollen die Zoll¬ 
autonomie, das heisst den ewigen Zollkrieg bis aufs Messer. 
Wo bleibt da die Stetigkeit der Entwickelung? Die 
heutige Wirthschaftsweise, durch die ihr innewohnenden 
Gesetze bereits zu immer neuen Schwankungen verdammt, 
soll durch die Hochschutzzöllnerei fortwährend gestört, 
beunruhigt, beeinträchtigt werden. Der moderne Kapita¬ 
lismus verträgt diese Störungen nicht, und die ersten Aus¬ 
einandersetzungen zwischen Grossindustrie und Grossgrund¬ 
besitz sind im Reichstage bereits erfolgt. Verzweifelt wehrt 
sich das Junkerthum dagegen, dass auch die Landwirthschaft 
den Zwangsgeboten des Weltmarktes überantwortet, dass 
sie von der Konjunktur abhängig wird, wie etwa die 
Baumwoll- oder Eisenindustrie. Wie der Kampf ausgehen 
wird, ist klar. 

Indess auch für die Arbeiterklasse ist es von Werth, 
dass die Handelsverträge langfristig sind. Das bedeutet 
eine Bürgschaft gegen Zollkriege, eine Bürgschaft für eine 
gewisse Stetigkeit des Erwerbs, soweit unter der Herrschaft 
der kapitalistischen Produktionsweise von Erwerbssicherheit 


überhaupt die Rede ist. Dadurch wird der Lebensmaass¬ 
stab der Arbeiter, ihre Fähigkeit, sich zu organisiren und 
im Streite für die Verbesserung ihrer Lage Erfolge zu er¬ 
ringen, jedenfalls gesteigert oder doch auf der bisherigen 
Stufe erhalten. 

Eine Tarifpolitik, die die Ausfuhrgewerbe fördert, 
Zehntausenden Arbeitsgelegenheit schaül und deren Kauf¬ 
kraft erhöht, nützt schon dadurch dem Gemeinwesen, dessen 
wirthschaftliche Zusammenhänge durch jede Aenderung 
des Geschäftsganges empfindlich berührt werden. Aber die 
deutsche Tarifpolitik, wie sie seit 1892 angebahnt worden 
ist, stellt sich auch als ein Fortschritt, ein kleiner zwar, 
aber doch ein Fortschritt dar auf dem bedeutsamen Ge¬ 
biete der Ernährungspolitik. Jede Maassregel, die die noth- 
wendigen Lebensbedürfnisse der grossen Menge verbilligt, 
ist eine sozialpolitische Maassregel ersten Ranges. Es ist 
eine Binsenwahrheit, dass die Zölle und Verbrauchsabgaben 
die Armen am schwersten drücken. Die Nahrungs- und 
Genussmittel des Volkes verbilligen heisst daher d ie Lebens¬ 
haltung des Volkes verbessern. Die Herabsetzung des 
Kornzolls von 5 M. auf 3,50 M. ist ein erstes geringes Zu- 
geständniss gewesen. Es ist von hohem Nutzen, dass Ru¬ 
mänien, das vor allem Zerealien nach Deutschland ausführt 
— hauptsächlich Getreide, getrocknetes Obst, Nüsse, Kasta¬ 
nien, dann Thiere und thierische Erzeugnisse in einem Ge- 
sammtbetrage von 29,3 Millionen Mark im Jahre 1891 — 
nicht mehr nur provisorisch, sondern endgültig den Zollsatz 
von 3,50 M. für sein Getreide erhalten hat. 

Nun einmal Bresche in die landwirthschaftlichen Hoch¬ 
zölle geschossen worden ist, kann auf die Dauer von Diffe¬ 
rentialzöllen auf Brodkorn nicht mehr die Rede sein. 

Der rumänische Weizen zahlt 3,50 M. Glaubt man 
ernstlich, dass sich der russische Roggen, dass sich ein 
für unsere Volksernährung nothwendiges Getreide auf lange 
hinaus noch differenziren oder gar durch Sperrzölle aus- 
schliessen lasse? Die deutsche Landwirthschaft kann und 
wird unseren Kornbedarf nicht befriedigen. Mit dem 
Wachsen der deutschen Volkszahl wird die deutsche Ge¬ 
treidedecke immer kürzer werden. So wird der Differential¬ 
zoll in Bälde ein Unding. Die Verträge binden die Lebens¬ 
mittelzölle, die Zölle auf ein Jahrzehnt nach oben. Es ist 
ein Gebot der sozialpolitischen Gerechtigkeit, dass dies6 
Zölle herabgesetzt, dass sie beseitigt werden. Hier sind 
der Gesetzgebung keine Schranken gesetzt. An dem er¬ 
forderlichen Druck von aussen wird es nicht fehlen, um die 
ausschlaggebenden Mächte zum Handeln zu drängen. Ce 
n’est que le premier pas qui coüte. 

Die Handelsverträge, betrachtet unter dem sozialpoliti¬ 
schen Gesichtswinkel, der doch maassgebend für die Gesetz¬ 
geber sein soll, fördern den gemeinen Nutzen. 

Berlin. Bruno Schoenlank. 


Soziale Wirthschaftspolitik und Wirthschafts* 
Statistik. 


Preussische Gesetzentwürfe in Vorbereitung. Von 

sozialpolitischer Bedeutung sind unter den Vorlagen, die 
für den Mitte Januar zusammentretenden Landtag vor¬ 
bereitet werden (deren Fertigstellung übrigens nur zum 
Theil erwartet wird), die Gesetzentwürfe über folgende 
Gegenstände: Verhinderung der Güterzertrümmerung; Er¬ 
richtung von Landwirthschafts-Kammern; Landgemeinde- 
Ordnung für die Provinz Hessen-Nassau; Einverleibung der 
Vororte in die Stadt Berlin; Ruhegehälter und die Verhält¬ 
nisse der Hinterbliebenen von Lehrern an den öffentlichen 
Mittelschulen. 

Zur Reform der Rechtsverhältnisse der in der Haus¬ 
und Landwirthschaft thätigen Personen. Die Abge¬ 
ordneten Dr. Müller (Sagan) und Genossen haben folgenden 
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Antrag im Reichstage eingebracht: Der Reichstag wolle 
beschliessen; die verbündeten Regierungen zu ersuchen, 
dem Reichstage in der nächsten Session einen Gesetzent¬ 
wurf, betreffend die Rechtsverhältnisse der in Haus- und 
Landwirthschaft beschäftigten Personen, welche nicht unter 
die Bestimmungen der Gewerbeordnung oder des Handels¬ 
gesetzbuches fallen, vorzulegen. 


Soziale Zustände. 


Staatliche ^hebungen über Arbeitslosigkeit im Gross- 
herzogthurti Hessen. Von Seiten des hessischen Ministe¬ 
riums in Darmstadt sind die hessischen Handelskam¬ 
mern zur schleunigen Aeusserung darüber ersucht worden, 
„ob in ihrem Bezirke in letzter Zeit Arbeitseinstellungen 
und Arbeiterentlassungen in grösserem Umfange vor¬ 
gekommen oder im Laufe des Winters noch zu erwarten 
sind, sowie darüber, ob bezüglich einzelner in dem Handels¬ 
kammerbezirk vertretener Productionszweige augenblicklich 
besonders ungünstige wirthschaftliche Verhältnisse bestehen 
und worauf dieselben zurückzuführen sind“. Die betreffen¬ 
den 'Erhebungen sollen nach Mittheilung des Ministeriums 
dazu dienen, um „übertriebenen, die Öeffentlichkeit auf¬ 
regenden Behauptungen Ober augenblicklich bestehende 
Nothstände im gegebenen Fall entgegentreten zu können“. 
Mit Rücksicht hierauf hat z. B. in Onenbach die Handels¬ 
kammer die Grossindustriellen und Fabrikanten ihres Be¬ 
zirks aufgefordert, schleunigst die erforderlichen Angaben 
bezüglich ihres Betriebs zu machen. Handelskammern, 
Grossindustrielle und Fabrikanten als Berichterstatter über 
die Arbeitslosigkeit und völlige Uebergehung der Arbeiter 
und ihrer Organisationen bei einer solchen Umfrage: das 
ist ein charakteristisches Bild der sozialen Verhältnisse am 
Ende unseres Jahrhunderts ! 


Arbeitslöhne in der deutschen und englischen chemi¬ 
schen Industrie. An der Hand des kürzlich von Charles 
Booth mitgetheilten Materials über Arbeitsverhältnisse in 
der Londoner chemischen Industrie und den bezüglichen 
Daten für Berlin, die im kürzlich publizirten Berichte von 
Drage an die Royal Labour Commission enthalten sind, 
lässt sich folgende vergleichende Zusammenstellung betreffs 
der Arbeitslöhne in der chemischen Industrie Berlins und 
Londons geben. Die prozentuelle Zahl der Arbeiter ver¬ 
theilt sich auf folgende Lohnhöheklassen; von je hundert 
männlichen Arbeitern erhielten 


in 

London (1893) 
Berlin (1891) 

in 

London (1893) 
Berlin (1891) 


unter 20 sh. 
wö chentl. 
oder 31/4 Mk. 
täglich 
4 
58 

35-40 sh 
über 6 Mk. 
14 
2 


20-25 sh 25-30 sh 

8,25-4,25 Mk. 4,25-5,25 Mk. 

16 17 

31 7 

40-45 sh 45-50 sh 

13 4 


30-35 sh 
5,25-6 Mk. 

26 

2 

über 50 sh 
6 


Die bezüglichen Ziffern für w ei b 1 i c h e Arbeiter betragen; 


bis 5 sh e A cVi A *7 ch 

wöchcntl. 1 4 oe '^‘8 sh 9-10 sh 

oder 0,75 Mk. 1,25-1,50 Mk. 1,50-1,75 Mk. 

„ , Mk. Mk. 

in täglich 

London (1893) 8 9 12 12 25 

Berlin (1891) — 6 16 26 27 


11-12 sh 13-15 sh 16 sh und mehr 
in 1,75-2 Mk. 2-2,50 Mk. 2,50 Mk. „ 

London (1893) 10 12 12 

Berlin (1891) 12 9 4 

Es ist zwar bekannt, dass die Löhne in England im 
Allgemeinen höher sind als in Deutschland, doch dürfte es 
wenig Branchen geben, in welchen diese Differenz in so 
enormer Weise zu Tage tritt, wie nach obigen Daten in 
der chemischen Industrie.—Die daneben bestehende parallele 
Gleichmässigkeit in der Aufstellung der weiblichen Arbeiter 
in den einzelnen Lohnhöheklassen ist gewiss merkwürdig; 
allerdings sind in dieser Rubrik bei den Londoner Löhnen 
auch jene der jugendlichen Arbeiter inbegriffen, wodurch 
die Ziffern gedrückt werden, während die Berliner Daten 
blos für Arbeiterinnen gelten. 


I 


I 


Die Schriftsetzerionen ln Edinburgh. Miss Margaret 
H. Irwin giebt in ihrem Berichte über Frauenarbeit in 
Schottland (vgl. Sozialpolitisches Cenlralblatt vom 4. Dezem¬ 
ber, S. 115) folgende Mittheilungen über die im Buchdrucker¬ 
gewerbe beschäftigten Arbeiterinnen. 

Edinburgh ist die einzige Stadt in Schottland, in wel¬ 
cher Frauen in nennenswerther Weise in Druckereien be¬ 
schäftigt sind. Die Zahl der daselbst beschäftigten Schrift- 
setzerinnen wird auf 300 geschätzt. Die Einführung der 
Frauenarbeit in diesem Gewerbe nahm während eines 
Arbeitsausstandes den Anfang, als die Arbeiter im Jahre 1872 
für eine wöchentliche Arbeitszeit von 51 Stunden strikten. 
Deshalb ist die „Typographical Society“ der Arbeiter den 
Colleginnen wenig freundlich gesinnt, umsomehr, als die 
Frauen zu geringeren Löhnen arbeiten und so jeder Lohn¬ 
bewegung der Arbeiter ein Hinderniss im Wege sind. Doch 
ist es zweifelhaft, dass die Frauen ein Uebergewicht er¬ 
halten können, da sie keineswegs zu den schwereren 
Arbeiten verwendet werden können. Meist werden Frauen 
für das Setzen in „fetter Schrift“ verwendet, da die Spatien 
sowie Lettern berechnet werden und bei der rascheren 
Arbeit der niedrige Lohnsatz der Frauen ein namhaftes Er- 
sparniss bildet. Die Löhne der Setzerinnen sind nicht nach 
einheitlichen Ansätzen geregelt. Der Satz für Arbeiter im 
Akkord beträgt 6,75 Pence per 1000, jener der Frauen 
schwankt zwischen 3 und 5 Pence. Im Zeitlohn fangen 
Mädchen mit 4 sh. wöchentlich an und erhalten später 9, 
12 und auch 15 sh. per Woche.. Auch zum „Ablegen“ der 
Schrift werden Mädchen verwendet. Eine Verdrängung der 
Arbeiter durch die Frauen ist auch deshalb ausgeschlossen, 
weil sie erst nach 5 bis 6 Jahren eine Fertigkeit erlangen 
und dann auch die beste Setzerin nicht mehr als zwei 
Drittel von der Arbeit eines Setzers leisten kann. Die 
Setzerinnen sind meist Töchter von in den Druckereien be¬ 
schäftigten Arbeitern und geben die Arbeit bei der Heirath auf. 

Arbeiterverhältnisse in Australien. Die vorliegenden 
Berichte aus den australischen Kolonieen zeigen, dass die 
allgemeine Depression auch in Australien die Arbeiterver¬ 
hältnisse ungünstig beeinflusst. Ueberfüllt ist der Arbeits¬ 
markt allerdings nur für junge Leute, die im Handel und 
Verkehr beschäftigt sein wollen, aber auch für Industrie¬ 
arbeiter ist fast keine oder nur geringe Nachfrage da. Nur 
Erntearbeiter sind in einzelnen Gegenden der Beschäftigung 
sicher. Bemerkenswerth ist, das in der Kolonie Victoria, 
wie das dortige Arbeitsamt mittheilt, das Schwitzsystem, 
also die Ausbeutung der Arbeiter durch Mittelsmänner, die 
von grösseren Geschäften gewisse Arbeiten oder Lieferun¬ 
gen übertragen bekommen, mehr und mehr Platz greift. 
Also auch in Australien, dem jüngsten, am dünnsten be¬ 
völkerten Kulturgebiet ist bereits die unheilvolle Geissei 
der Ausbeutung durch Mittelsmänner zu finden. 


Gewerkschaftliche Arbeiterbewegung. 

Zur Lage der englischen Bergleute. Die Beendigung 
des Kohlengräberstrikes in den mittelenglischen Bergwerks¬ 
bezirken hat zur Wiederaufnahme der Arbeit in allen 
dortigen Kohlenbergwerken geführt. Auch die sonstigen 
Industrieanlagen und Verkehrsanstalten, die durch den 
Strike ausser Betrieb gesetzt waren, sind bis auf wenige 
Ausnahmen wieder in Gang gebracht worden. 

Die Bergleute ihrerseits legen sich noch fortgesetzt 
grosse Opfer auf durch Erhebung von Extrasteuern, um 
diejenigen Genossen unterstützen zu können, die bisher noch 
keine Arbeit zu finden vermochten, dann aber auch zur 
Ansammlung neuer Fonds, um für alle zukünftigen Möglich¬ 
keiten einer Erneuerung des Zwistes mit den Unternehmern 
gerüstet zu sein. 

Der permanente Versöhnungsausschuss, dessen Errich¬ 
tung durch die Westminster-Konferenz vorgesehen war, ist 
am 13. Dezember in Westminster zusammengetreten. Wie 
erinnerlich, waren es 14 Vertreter der Unternehmer und 
ebenso viele der Bergleute, die gemeinschaftlich dem Aus¬ 
schuss einen Vorsitzenden zuzugesellen haben. Es gelang 
ihnen indess nicht, sich über eine geeignete Persönlichkeit 
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zu einigen nnd so haben sie denn, den Bestimmungen des 
Abkommens gemäss, in gemeinschaftlicher Eingabe den 
Sprecher des Unterhauses zur Ernennung eines Vorsitzenden 
aufgefordert. 

Nach der Beendigung des mittelenglischen Kohlen- 
gräberstrikes waren die schottischen Kohlengräber mit der 
Forderung der Lohnerhöhung von 1 sh. für den Tag an 
die Grubenbesitzer herangetreten, nachdem sie vorher be¬ 
reits nach und nach, während des mittelenglischen Strikes 
eine Lohnerhöhung von 2 sh. pro Tag erzielt hatten. Die 
Grubenbesitzer weigerten sich entschieden, auf eine neue 
Lohnerhöhung einzugehen. Auch die Einmischung des 
Bürgermeisters von Edinburg scheiterte an der runden Ab¬ 
lehnung der Grubenbesitzer. An späteren Verhandlungen 
mit den Bergleuten nahmen überhaupt nur noch wenige 
Unternehmer theil. So entschloss sich denn der Ausschuss 
der Bergleute, telegraphisch den Ministerpräsidenten um 
seine Intervention zu ersuchen. Gladstone beantwortete 
pünktlich noch in derselben Nacht am 6. Dezember die 
Aufforderung der Bergleute. Wir lassen seinen Brief aus¬ 
führlich in der Uebersetzung folgen, da er in sehr klarer 
Weise die grundsätzliche Stellungnahme der eng¬ 
lischen Regierung zur Frage der Einmischung in 
Arbeitszwistigkeiten darlegt: 

„10. Downing Street. White hall. 6. Dezember. 

Werther Herr! — Ich empfing Ihr Telegramm während 
einer wichtigen Debatte im Unterhause und las es mit dem 
rössten Interesse. Die Regierung nahm mit Genugthuung 
ie Thätigkeit Lord Roseberrys in dem englischen Kohlen¬ 
bergwerk - Zwiste wahr. Doch würde ein Misslingen der 
Verhandlungen eine unheilvolle Wirkung gehabt haben, und 
das Scheitern liess sich nur vermeiden durch eine genaue 
Beobachtung aller Nebenumstände des Streitfalls. Dort 
nahmen die beiden streitenden Parteien gegenüber der 
Regierung die nämliche Haltung ein, während das Telegramm, 
das Sie mir schickten, nur von einer Seite ausgeht; und ich 
zweifle, ob Sie wünschen würden, dass ich an die schottischen 
Kohlengrubenbesitzer, die hierbei in Betracht kommen, 
irgend eine Aufforderung richten soll. Aber der Haupt- 
unlerschied liegt im Folgenden: Wir hatten bei dem eng¬ 
lischen Streitfälle den vollen Beweis für wiederholte Ver¬ 
söhnungsbemühungen durch direkte Verhandlungen der 
streitenden Parteien mit einander und es war auch augen¬ 
scheinlich, dass sie jede Möglichkeit, eine Beilegung des 
Streites durch eigene Anstrengungen zu erzielen, erschöpft 
hatten. Andererseits waren jene Bemühungen nicht gänzlich 
fruchtlos gewesen, denn sie hatten dazu gedient, eine An¬ 
näherung herbeizuführen, die zu günstigen Erwartungen 
berechtigte, wenn die Regierung in beschränkten Grenzen 
eine Einmischung versuchen würde. Ich habe nicht in Er¬ 
fahrung gebracht, dass in gleichem Umfang solche selbst¬ 
ständige Bemühungen an Ort und Stelle zur Erzielung einer 
Verständigung in dem schottischen Streitfälle aufgewandt 
wurden, und es liegt mir kein Beweis dafür vor, dass 
keinerlei derartige Bemühungen unversucht gelassen wären. 
Es tritt deshalb ein Mangel an Gleichartigkeit bei den beiden 
Streitfällen zu Tage. Ich muss Sie daran erinnern, dass 
der moralische Einfluss einer Regierung oder eines einzelnen 
Ministers in einer solchen Angelegenheit nicht ein Werkzeug 
ist, dessen gewohnheitsmässe Verwendung rathsam wäre, 
oder das man überhaupt verwenden dürfte zur Beseitigung 
von Schwierigkeiten, die sich auf andere Weise überwinden 
Hessen. Wir würden uns bedenken seiner Verwendung zu¬ 
zustimmen, es sei denn, dass wir uns von einer Reihe von 
Thatsachen überzeugt hätten, gleich jenen, die Lord Rose- 
berry’s Eingriff rathsam und durchführbar gemacht haben. 
Ich habe indess auf Grund Ihres Telegramms mich mit dem 
Handelsminister in Verbindung gesetzt; er wird einen ge¬ 
eigneten Beamten seines Bureaus nach dem Norden senden, 
um über die Sachlage Erkundigungen einzuziehen. Mittler¬ 
weile hoffe ich, dass meine Ausführungen Ihnen und den¬ 
jenigen, mit denen Sie im Einverständniss handeln, helfen 
werden, zu beurtheilen, ob der jetzt unglücklicherweise in 
Schottland bestehende Zwist solch einen Charakter annehmen 
könnte, dass die Regierung mit einiger Aussicht auf prak¬ 
tischen Erfolg ihr Eingreiten in Erwägung ziehen könnte. 
Ich verbleibe, werther Herr, Ihr ergebener 

W. E. Gladstone.“ | 


Nach dieser abschlägigen Antwort traten die Arbeiter¬ 
vertreter zu einer Konferenz in Glasgow am 9. Dezember 
zusammen und beschlossen, die Bergleute zur Wiederauf¬ 
nahme der Arbeit aufzufordern, unter der Bedingung dass 
die bisherigen Lohnsätze bis zum 1. Februar 1894 unver¬ 
ändert beibehalten werden sollten. Ein solcher Vorschlag 
war eine Woche vorher von den Grubenbesitzern der Graf¬ 
schaft Lanark gemacht worden. Auch wurde angenommen, 
dass die Grubenbesitzer der anderen schottischen Graf¬ 
schaften dem Abkommen ihre Zustimmung geben würden. 
Es ist denn auch in Kraft getreten. Am 11. Dezember 
wurde auf allen denjenigen Gruben, die sofort wieder in 
Stand gesetzt werden konnten, der Betrieb aufgenommen. 
Die west-schottischen Bergleute — um sie handelte es sich 
bei dem schottischen Kohlengräberstrike hauptsächlich — 
haben auf diese Weise zwar keine neue Lohnerhöhung er¬ 
zielt; sie haben sich aber doch der vorher während des 
mittelenglischen Strikes errungenen bedeutenden Lohner¬ 
höhungen für 2 Monate versichert. In einigen andern schot¬ 
tischen Grafschaften, die bisher nicht so günstig gestellt 
waren wie die Westschotten, ist den Bergleuten gleichzeitig 
eine kleine Lohnerhöhung bewilligt worden. Eine fühlbare 
Nachwirkung hat der kurze Strike auf die Eisengiessereien 
und Hochöfen gehabt, die in Schottland fast durchweg ihre 
Thätigkeit einstellen mussten, sodass etwa 25 — 30000 Ar¬ 
beiter ausser Stellung kamen. Viele dieser Werke sollen 
wegen der bevorstehenden Festtage überhaupt nicht wieder 
vor dem Anfang Januar in Betrieb gesetzt werden. Diese 
Erscheinung liefert wiederum einen interessanten Beleg da¬ 
für, wie tief alle Industrien in einander eingreifen. 


Christlich - soziale Bewegung. 

Verband katholischer Arbeiter und gewerbliche Sonn¬ 
tagsruhe in Köln« Der kölner Verband katholischer Ar¬ 
beiter und Handwerker, der „zur Bekämpfung der Sozial¬ 
demokratie“ begründet ist, hielt am 10. d. Mts. eine Art 
Protestversammlung gegen die Verschleppung der gewerb¬ 
lichen Sonntagsruhe in Preussen. Der Berichterstatter führte 
u. a. aus: „Seit 2^2 Jahren ist die Novelle zur Gewerbe¬ 
ordnung erlassen und seit D /2 Jahren sind die Ausführungs- 
Bestimmungen lür das Handelsgewerbe in Kraft, aber auf 
die Ausführungs-Bestimmungen betreffs der Sonntagsruhe 
in der Industrie müssen wir leider immer noch warten. 
Zur Begründung dessen verweist man uns auf die Schwierig¬ 
keit dieser Materie, die eine eingehende Untersuchung der 
einzelnen in Betracht kommenden Betriebsgattungen er¬ 
fordere, Aber wie lange denn, so müssen wir fragen, soll 
noch studirt werden, ob und in welchem Grade man das 
Gesetz Gottes und eine Forderung der Menschlichkeit aus¬ 
führen soll? (Beifall.) Wenn die Berechnung der Gegner 
der Sonntagsruhe fehlschlagen soll, dann müssen die Ar¬ 
beiter, und ihnen voran die kathoHschen Arbeiter, sjch 
regen und gegen die Unterstellung protestiren, als ob sie 
an der Sonntagsarbeit ein Interesse hätten. Indem die 
christlichen Arbeiter den freien, heiligen Sonntag für sich 
fordern, folgen sie einem Gebote der göttlichen Wahrheit 
und kämpfen für ihre Freiheit und ihr gutes Recht.“ (An¬ 
haltender, lebhafter Beifall.) Nach einer längeren Diskussion, 
in welcher unter voller Zustimmung zu den Ausführungen 
des Redners allseitig auf die dringende Nothwendigkeit der 
baldigen Einführung der industriellen Sonntagsruhe hinge¬ 
wiesen wurde, gelangte sodann folgende Resolution ein¬ 
stimmig zur Annahme: „Der Verband katholischer Arbeiter 
und Handwerker zu Köln verlangt und erstrebt die Durch¬ 
führung der Sonntagsruhe zunächst, damit im Deutschen 
Reiche das göttliche Gebot der Sonntagsheiligung voll und 
ganz erfüllt werden kann. Der Verband fordert die Durch¬ 
führung der Sonntagsruhe weiter im moralischen und mate¬ 
riellen Interesse der von ihm besonders vertretenen Be¬ 
völkerungsklassen. Die Sonntagsruhe gewährt dem Arbeiter 
und Handwerker die dringend gebotene Möglichkeit, wenig¬ 
stens an einem Tage der Woche das Familienleben besser 
pflegen und der Pflicht der Erziehung seiner Kinder, nament¬ 
lich auch in reUgiöser Hinsicht, nachzukommen. Die Sonn¬ 
tagsruhe ist für die Gesundheit, namentlich der arbeitenden 
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Stände, unerlässlich. Die Sonntagsruhe ist geeignet, in 
wirthschaftlicher Beziehung eine gewisse Regelung der 
zügellosen Produktion, welche mit eine der Ursachen der 
schlimmsten Krisen auf dem Arbeitsmarkt ist, herbeizu¬ 
führen. Aus diesen Gründen giebt die heute. Sonntag, den 
10. Dezember, im Leo-Bau zu Köln-Ehrenfeld von 700 Ar¬ 
beitern und Handwerkern besuchte Versammlung des Ver¬ 
bandes ihrem lebhaften Bedauern Ausdruck, dass die 
Ausführungs-Bestimmungen zu dem Artikel 105 b der Ge- 
werbe-Ordnungs-Novelle vom 1. Juni 1891 für die Industrie 
und das Handwerk noch immer nicht erlassen sind. Der 
Verband spricht die Erwartung aus, dass die Sonntagsruhe 
in der Industrie und im Handwerk endlich zur Einführung 
gelange, und dass der Reichstag allen Versuchen, dieselbe 
durch die von Seiten des Bundesrathes zu erlassenden An¬ 
ordnungen über das unbedingt gebotene Maass abzu¬ 
schwächen, entschiedenen Widerstand leisten wird. Der 
Verband spricht ferner die Erwartung aus, dass insbesondere 
die katholischen Abgeordneten unablässig dafür eintreten, 
dass das göttliche Gebot der Sonntagsheiligung in dem aus 
christlichen Staaten zusammengesetzten Deutschen Reiche 
endlich nachhaltige Beachtung finde.“ Aus diesen Verhand¬ 
lungen spricht in erster Linie der religiöse Geist, daneben 
aber auch eine gute Portion ehrlicher sozialpolitischer Ueber- 
zeugung. 


Kaufmännische Bewegung. 


Zu den Arbeitsverhältnissen in Ladengeschäften. 

Ausser von dem Verband kaufmännischer Vereine, dessen 
Gutachten .wir in voriger Nummer besprachen, sind auch 
noch von drei Berliner Vereinen besondere Gutachten in 
Beantwortung der von der Reichsregierung ergangenen An¬ 
frage wegen der Geschäftszeit in offenen Ladengeschäften 
und wegen der Kündigungsfrist der Angestellten ausgear¬ 
beitet worden. Es sind das der Verein Berliner Kauf¬ 
leute und Ind ustrieller, der Hilfsverein für weibliche 
Angestellte und die Ortskränkenkasäe für Hand¬ 
lungsgehilfen und Lehrlinge. 

Der Verein Berliner Kaufleute und Industrieller, der 
das Unternehmerinteresse vertritt, stützte sein Gutachten 
auf Erhebungen in 188 Betrieben mit 3133 Angestellten, 
von denen 179 Betriebe mit Detailgeschäften verbunden 
sind. Der Verein glaubt, dass die bestehenden Verhältnisse 
in keiner Weise für Gesundheit, Fortbildung und Familien¬ 
leben der Angestellten nachtheilig seien. Jetzt schon be¬ 
trage die Arbeitszeit nur in einer kleinen Minderheit von 
Betrieben mehr als 13 Stunden täglich, doch selbst da werde 
die nöthige Mittagszeit von durchschnittlich U/a—2 Stunden 
gewährt. Allerdings hielten einige Geschäfte bis 10 Uhr 
Abends offen, aber der Verein spricht die staunenswerthe 
Ansicht aus, dass das für die Angestellten nicht nachtheilig 
sei, „vielmehr dürfte diese Dauer eher von wirthschaftlichem 
und moralischem Nutzen für die jüngere Gehilfenschaft sein, 
der dadurch Gelegenheit entzogen wird, Geld und Körper¬ 
kraft zu vergeuden und sich den vielfachen Verführungen 
auszusetzen, welche die Grossstadt bietet“. 

Trotzdem einer der Vereine zugestehen muss, dass aus 
137 Betrieben nur 37 ihre Lehrlinge Fach- und Fortbildungs¬ 
schulen besuchen lassen, widerstrebt er doch einer gesetz¬ 
lichen Regelung des Fortbildungswesens, da die Eigenart 
des kaufmännischen Betriebes das nicht zulasse. Es müsse 
das dem gewissenhaften Ermessen der Lehrherren über¬ 
lassen bleiben. 

Ebenso will der Verein auch nichts wissen von einer 
Normirung der Verkaufszeit in Ladengeschäften. Nach der 
Reichsenquete hatten von 376 Betrieben nicht weniger als 
146 mehr als 13 Stunden Ladenzeit, während der Berliner 
Verein unter den von ihm befragten 188 Betrieben nur bei 
21 mehr als 13 Stunden Ladenzeit vorgefunden hat. Aller¬ 
dings hat er nur die Geschäftsinhaber, die Reichsenquöte, 
auch die Angestellten befragt. Ferner hat aber auch der 
Verein seine Enquöte nicht auf die Geschäfte mit Nahrungs¬ 
mitteln ausgedehnt. Das Gutachten behauptet nun, dass 
eine Regelung der Arbeitszeit den Kaufleuten den Geschäfts¬ 
betrieb erschwere und das schöne patriarchalische Ver- 


hältniss zwischen den Prinzipalen und Gehülfen zerstöre. 
Aus den nämlichen Gründen will es auch nichts von einer 
besonderen Kürzung der Arbeitszeit für Lehrlinge wissen. 

Auch bei dem jetzt bestehenden Kündigungswesen soll 
es nach Ansicht der Berliner Prinzipale bleiben. Es sei 
das Beste für beide Theile, völlige Vertragsfreiheit bestehen 
zu lassen. Und wenn kein Sonderkontrakt abgeschlossen 
sei, genüge die gesetzliche Kündigungsfrist von 6 Wochen. 
Die Hausdiener seien ihrer Thätigkeit nach gewerbliche 
Arbeiter, es liege kein Grund vor, für sie eine andere als 
die 14tägige Kündigungfrist einzurichien. 

Ganz anders stellt sich zu der Frage der Hülfsverein 
für weibliche Angestellte. Dem Vereine gehören 256 
Prinzipale als ausserordentliche und 5086 Gehülfinnen als 
ordentliche Mitglieder an. Von letzteren sind 70 ®/o im 
Detailgeschäft thätig. Dafür, dass die gegenwärtig be¬ 
stehende Ladenzeit schädlich sei für die weiblichen An¬ 
gestellten , verweist der Verein auf seine Krankenliste, 
fm Vierteljahr April/Juni fanden bei einem Mitglieder¬ 
stande von 4681 Gehülfinnen 1959 Erkrankungen statt. 

Zu ähnlichen Beschlüssen kommt das Gutachten der 
Ortskrankenkasse für Handlungsgehülfen und Lehrlinge in 
Berlin. Am 30. September 1893 hatte die Kasse 7226 männ¬ 
liche und 3301 weibliche Mitglieder, zusammen 10 527, die 
sich auf etwa 4500 Geschäfte vertheilen. Das Gutachten 
stützt sich auf eine Statistik über Art und Dauer der Er¬ 
krankungen der Kassenmitglieder und kommt zu dem 
Schlüsse, dass die lange Ladenzeit einen sehr ungünstigen 
Einfluss auf die Angestellten ausübe. Aus den beigefügten 
Tabellen über die vom 1. Januar bis 30. September d. J. 
registrirten Erkrankungen geht hervor, dass je länger in 
einer Branche die Arbeitszeit, desto häufiger und intensiver 
die Erkrankungen. So ergiebt die in Bezug auf die Arbeits¬ 
zeit als günstig zu bezeichnende Bank- und Bureaubranche 
auf 1000 erwachsene männliche Mitglieder 103,51 Erkran¬ 
kungen, die Kolonialwaarenbranche dagegen 126,62, die 
Bazare sogar 182,26 Erkrankungen. Noch ungünstiger zeigt 
sich der Gegensatz bei den weiblichen Angestellten. Für 
diese kommen auf 1000 erwachsene Mitglieder in der Bank- 
und Bureaubranche nur 52,90 Erkrankungen, in den Bazaren 
dagegen 105,97, in der Kolonialwaarenbranche sogar 120,33 
Erkrankungen. 

Wie aus einer zweiten Tabelle ersichtlich, nehmen die¬ 
jenigen Erkrankungen, die am ehesten auf eine zu lang 
währende Entziehung des Aufenthalts in frischer Luft, so¬ 
wie auf eine zu grosse Ueberlastung der Körperkräfte durch 
die lange Dauer der Arbeitszeit zurückgeführt werden 
können, nämlich die Erkrankungen der Athmungsorgane 
den breitesten Raum ein, da die Gruppen 1, 4, 7, 16, ent¬ 
haltend Lungen-, Brust- und Halsleiden, sowie Bronchitis, 
mit 344 unter 1412 Fällen figuriren. Ganz besonders wird 
hervor gehoben, dass von 48 Sterbefällen 24 auf Lungen¬ 
leiden zurückzuführen sind. Ferner zeigt die Gruppe 3, 
Bleichsucht und Blutarmuth, zu der fast allein weibliche 
Angestellte gehören, wie ungemein schädlich die lange 
Arbeitszeit insbesondere auf den weiblichen Organismus 
wirkt. 

Das Kassen-Gutachten fordert somit eine Beschränkung 
der Ladenzeit auf 12 Stunden und der thatsächlichen Ar¬ 
beitszeit der Angestellten auf 10 Stunden. Angestellte unter 
16 Jahren sollen nicht länger als 8 Stunden beschäftigt 
werden. Die Minimalkündigungsfrist von 4 Wochen wird 
auch in diesem Gutachten gefordert. Weiter wird befür¬ 
wortet, die Entlassung von Angestellten wegen Erkrankung 
für ungesetzlich zu erklären, da die Erfahrung gezeigt habe, 
dass Gehilfen und Gehilfinnen aus Furcht vor sofortiger 
Entlassung in leichteren Krankheitsfällen es meist unter¬ 
lassen, die Hilfe der Kasse in Anspruch zu nehmen. Be¬ 
sonders gelte es, den weiblichen Angestellten, deren Zahl 
von Jahr zu Jahr wachse, für einige Tage im Monat eine 
regelmässige Ruhezeit zu sichern, wenn nicht der Organis¬ 
mus dauernd Schaden davon tragen soll. Schliesslich wer¬ 
den auch noch Handelsgewerbeinspektoren und die Zustän¬ 
digkeit der Gewerbegerichte für Streitigkeiten zwischen Prin¬ 
zipalen und Angestellten im Handelsgewerbe gefordert. 




No. 13. 


SOZIALPOUTISGHES CENTRALBLATT. 


151 


Arbeiterschutzgesetzgebung und Gewerbe¬ 
inspektion. 

Sonntagsruhe im Barbiergewerbe. Der Reichsanzeiger 
schreibt in der Nummer vom 5. Dezember: 

„Durch Erlass des Handels-Ministers vom 17. Mai 1893 
waren die Regierungs-Präsidenten zur Berichterstattung über 
einen vorläufigen Entwurf von Ausnahmebestimmungen von 
dem Gebot der Sonntagsruhe für die der Befriedigung täglicher 
Bedürfnisse der Bevölkerung dienenden Gewerbe (§ 105e) der 
Gewerbeordnung) aufgefordert worden. —Um es den Betheiligten 
in weitestem Umfange zu ermöglichen, ihre Wünsche bei den 
Behörden anzubringen, war der Entwurf veröffentlicht und 
gleichzeitig bekannt gemacht worden, dass die Gewerbegerichte 
und die Gewerbe-Aulsichtsbeamten schriftlich dargelegte Wünsche 
der Interessenten entgegennehmen und geeigneten F'alls darüber 
mündlich mit ihnen verhandeln würden, Endlich w^aren auch 
die Gewerbegerichte sämmtlich zur gutachtlichen Aeusserung 
über den Entwurf aufgefordert worden. — Nachdem die Bear¬ 
beitung des hierauf eingegangenen Materials im Handels- 
Ministeriums beendet ist, hat der Handels-Minister, wie vor 
einiger Zeit Vertreter des Photographengewerbes, am 30. November 
d. J. auch die Vorstandsmitglieder des Verbandes »Bund 
deutscher Barbier-, Friseur- und Perrückenmacherinnungen“, 
sowie den Vorsitzenden der „Freien Vereinigung der Barbier-, 
Friseur- und Perrückenmachergehilfen“ hierselbst auf ihren 
Antrag empfangen, um ihre Wünsche, betreffend Regelung der 
Sonntagsruhe, entgegen zu nehmen. — Die Erschienenen er¬ 
klärten einstimmig, dass ihr Gewerbe seinen Hauptbetrieb am 
Sonntag habe, und dass es für sie unbedingt erforderlich sei, 
ihr Geschäft am Sonntage von früh Morgens an im Sommer bis 
2 Uhr, im Winter bis drei Uhr Nachmittags ununterbrochen 
ausüben zu dürfen. Die Gehilfen an jedem zweiten oder dritten 
Sonntag völlig oder auch nur während der Stunden des Haupt¬ 
gottesdienstes von der Arbeit frei zu lassen, sei für die Barbier- 
und Friseurgeschäfte, möchten sie mit einem oder mit mehreren 
Gehilfen betrieben werden, nicht möglich; dagegen stehe nichts 
im Wege, den Gehilfen in jeder Woche einen, nöthigen Falls 
auch zwei freie Nachmittage zu gewähren. Den grössten Werth 
erklärten die Vertreter der Prinzipale unter Zustimmung des 
Vertreters der Gehilfen darauf legen zu müssen, dass in ihrem 
Gewerbe für die Zeit, in der Gehilfen nicht mehr beschäftigt 
werden dürften, auch den Geschäftsinhabern der Gewerbe¬ 
betrieb untersagt werde, da andernfalls die Gefahr vorliege, 
dass die Gehilfen sich möglichst frühzeitig selbstständig 
machen und mit den älteren mit Gehilfen arbeitenden Prinzi¬ 
palen in einen die letzteren schw^er schädigenden Wettbewerb 
eintreten würden. — Der Handels-Minister wies daraufhin, dass 
der Geschäftsschluss um 2 oder 3 Uhr Nachmittags nach gegen¬ 
wärtiger Lage der Gesetzgebung nicht angeordnet werden könne, 
und erklärte im übrigen, dass die vorgebrachten Wünsche, deren 
theilweise Berechtigung er anerkenne, bei der demnächstigen 
Feststellung der zu erlassenden Vorschriften einer eingehenden 
Prüfung unterzogen werden würden.“ 

Im Anschluss an die vorstehende Mittheilung haben wir 
es zunächst als einen beachtenswerthen Fortschritt anzu¬ 
erkennen, dass die Unterredungen des preussischen Handels¬ 
ministers mit den Interessenten der Sonntagsruhe nicht 
mehr durch gelegentliche Notizen in verschiedenen Zeitungen, 
sondern durch einen Bericht in dem amtlichen Organ der 
Staatsregierung zur Kenntniss gebracht werden. Wir er¬ 
kennen es ferner als einen Fortschritt an, dass der Minister 
jetzt nicht mehr auf Berichte der Arbeitgeber hin seine 
Zustimmung geäussert, sondern sich damit begnügt hat, die 
„theilweise Berechtigung“ anzuerkennen, und eine „ein¬ 
gehende Prüfung“ zuzusagen. Wenn das Prinzip aufge¬ 
stellt wird, dass in der Ruhezeit für die Gehilfen auch den 
Geschäftsinhabern der Gewerbebetrieb nicht gestattet sein 
solle, so können wir uns mit diesem Prinzip ebenfalls ein¬ 
verstanden erklären; in den neuerdings gemachten Kom¬ 
promissversuchen, die Ruhezeit für die Gehilfen anzuer¬ 
kennen, für die Prinzipale aber ausser Kraft zu setzen, ver¬ 
mögen wir nur einen Versuch zu erblicken, welcher die 
Kontrole der Sonntagsruhe durch inspizirende Beamte von 
der Strasse aus völlig unmöglich macht. 

Trotzdem trägt diese Audienz im Ganzen doch nur den¬ 
selben Charakter, wie die von uns erwähnte Audienz der 
Photographen (Sozialpolitisches Centralblatt S. 94,119), deren 
Darstellung durch die Zeitungen der Reichsanzeiger durch 
die lakonische Erwähnung in dem obigen Berichte (ohne 
ein Wort des Widerspruchs) stillschweigend zu bestätigen 
scheint. Wie die vereinigten Arbeitgeber des Photographen- r 


gewerbes die Zustimmung der Gehilfen durch Berufung auf 
zwei Vereine derselben genügend illustrirt zu haben glauben, 
so haben die Arbeitgeber des Barbiergewerbes sich einen 
Arbeitnehmer, den Vorsitzenden einer „freien Vereinigung“ 
als Eideshelfer mitgebracht. Schon der Zahl nach ent¬ 
spricht es nicht der Gleichberechtigung beider Theile, 
wenn von den Arbeitgebern sämmtliche Vorstands¬ 
mitglieder, von den Arbeitnehmern nur ein Vor¬ 
sitzender erscheint. Die Ungleichheit wird dadurch ver¬ 
stärkt, dass dort der Bund der amtlich anerkannten Innungen, 
hier eine gar nicht näher chärakterisirte „freie Vereinigung“ 
herangezogen ist. Wenn eine Deputation von Arbeit¬ 
gebern einen Arbeitnehmer mitnimmt, so spricht die Ver- 
muthung dafür, dass derselbe von ihr ausgewählt ist. Wie 
wir bei Gelegenheit der Photographen-Audienz den stilisti¬ 
schen Beweis erbracht haben, dass der Bericht über die 
angebliche Meinungsäusserung der Geholfen im günstigsten 
Falle nur in Unternehmer-Färbung wiedergegeben ist, so 
liegt hier ein ähnlicher Beweis in der beigegebenen Moti- 
virung vor. Wenn der Bericht von der Forderung, dass 
während der Gehülfenruhe auch die Prinzipale feiern 
müssten, ausdrücklich sagt, dass sie „unter Zustimmung des 
Vertreters der Gehilfen“ erfolgt sei, so ist dies vollkommen 
glaublich. Wenn der Bericht aber diese Zustimmung mit 
auf die Motivirung ausdehnt („da andernfalls die Gefahr 
vorliege, dass die Gehilfen sich möglichst frühzeitig selbst¬ 
ständig machen und mit den älteren . . . Prinzipalen in 
einen die letzteren schwer schädigenden Wettbewerb ein¬ 
treten würden“), so müssen wir dies geradezu für unglaub¬ 
lich erklären. Man hat es hier mit einem recht deutlichen 
Beispiel zu thun, wie Zustimmungen der Gehilfen entstehen. 
Es wird von den Prinzipalen eine Persönlichkeit, deren 
Zustimmung man sich im Allgemeinen versichert glaubt, 
mitgenommen. Dieselbe erklärt bei einem von den Arbeit¬ 
gebern ausgesprochenen Satze ihr Einverständniss und 
dieses wird dann auf die ganze Rede bezogen. Es ist eine 
aller Psychologie hohnsprechende Ermittelungsmethode, 
wenn man in Fragen sozialer Gegensätze die Wahrheit da¬ 
durch glaubt eruiren zu können, dass man die sozial ab¬ 
hängige Partei in Gegenwart derer, von denen sie 
abhängig ist, glaubt vornehmen zu dürfen. Dieser An¬ 
schein der Gerechtigkeit ist in seinen Wirkungen schlimmer 
als die offenbare Ungerechtigkeit, die in der Vernehmung 
blos des einen Theils liegt und sich eben durch ihre gar 
zu deutliche Einseitigkeit um die Wirkung bringt. 

Das preussische Ministerium für Handel und Gewerbe 
geht in den Ermittelungen über die nothwendigen Aus¬ 
nahmen der Sonntagsruhe eben nicht von der Anschauung 
aus, dass es sich hier um eine Frage handle, über welche 
beide Theile gleichmässig zu hören seien, sondern betrachtet 
die Arbeitgeber als die geborenen Vertreter des Gewerbes 
und glaubt den Arbeitnehmern genügend Gerechtigkeit 
widerfahren zu lassen, wenn es sie nebenbei auch anhört. In 
der Besprechung des ministeriellen Rundschreiben^ (Sozial¬ 
politisches Centralblatt I, S. 429,452) haben wir s. Z. auf diese 
Einseitigkeit aufmerksam gemacht. Wir haben nicht unter¬ 
lassen mitzutheilen, dass der Frankfurter Regierungspräsident 
auch die Gewerbegerichte seines Bezirks zu Aeusserungen 
aufgefordert hat, allerdings ohne dass die betreffende Ver¬ 
fügung veröffentlicht wurde. Jetzt erfahren wir aus der 
obigen Notiz des Reichsanzeigers gelegentlich (bei der 
Dürftigkeit der hierüber in die Oeffentlichkeit gelangenden 
Mittheilungen haben wir geglaubt, dieselbe im Worüaut 
wiedergeben zu sollen), dass sämmtliche Gewerbegerichte 
der Monarchie zu gutachtlichen Aeusserungen aufgefordert 
worden sind. Inwieweit diese Gutachten eingegangen, wie 
sie zu Stande gekommen sind, was sie enthalten, wieweit 
die Gewerbeaufsichtsbeamten etwas Positives dafür gethan 
haben, um Wünsche aus den Kreisen der Arbeitnehmer zu 
erfahren, darüber wird auch jetzt nichts bekannt. 

Wir können danach an den neuesten Vorgängen nur 
einen Beweis mehr dafür erblicken, dass die Ermitteluugs- 
methode, welche in Preussen angewandt wird, geeignet ist, 
nicht ein wahrheitsgemässes Bild der im Gewerbe vor¬ 
handenen Anschauungen, sondern nur ein einseitiges Bild 
von den Ansichten der Arbeitgeber zu gewähren. Wenn 
die Arbeitgeber mit ihrem Ausnähmedurst sich an die 
i Behörden herandrängen, während die Arbeitnehmer mit 
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ihren Wünschen daheim bleiben» so ist dies zwar mit die 
Schuld der letzteren, welche durch die Befürchtung von 
Maassregelungen sich nicht selten zurückhalten lassen, ihre 
Ansichten ebenso ungefragt vorzutragen, wie die Unter¬ 
nehmer es thun. Allein dies befreit die Staatsbehörden 
nicht von ihrer Verpflichtung, den Theil, der (aus welchen 
Gründen immer) sich ungefragt nicht meldet, von Amtswegen 
zu befragen. Das Mindeste, was verlangt werden kann, 
wäre doch wohl, dass eine Behörde niemals eine Aeusserung 
von Seiten der Arbeitgeber als massgebend in die Akten 
aufnimmt, ohne wenigstens den Versuch zu machen, auch 
eine Gegenäusserung des anderen Theiles auf amtlichem 
Wege zu erlangen. 

Gewerbliche Sonntagsruhe und preussisches Handels¬ 
ministerium. Einer längeren Zuschrift, die sich zustimmend 
zu unseren Ausführungen über den Empfang der Photo¬ 
graphendeputation beim preussischen Handelsminister (vgl. 
No. 8 und 10, III. Jahrg. dieser Zeitschrift) äussert und gleich¬ 
zeitig auch die soeben von uns besprochene Audienz der 
Barbiere betrifft, entnehmen wir Folgendes. 

Bei der Besprechung der umständlichen Vorbereitungen, 
Erhebungen, Begutachtungen, Deputationsempfänge u. s. w., 
welche för die Einführung der gewerblichen Sonntagsruhe 
nunmehr schon beinahe zwei Jahre lang für nöthig gehalten 
werden, ist meines Erachtens eines sehr charakteristischen 
Umstandes noch gar keine Erwähnung gethan worden. Un¬ 
geheuer umständliche und weitschichtige Erhebungen über 
die Sonntagsarbeit und die Durchführbarkeit der Sonntags¬ 
ruhe sind ja schon unter Fürst Bismarck als preussischem 
Handelsminister gepflogen worden. Ihre Ergebnisse wurden 
dem Reichstag in seiner 7. Legislaturperiode, I. Session 1887, 
in der Drucksache No. 140 vorgelegt. Es ist bekannt und 
selbstverständlich, dass alle Einwände, die von der Unter¬ 
nehmerseite überhaupt denkbar sind, in jenen Bänden ge¬ 
sammelt und nach Gebühr hervorgehoben wurden. Da aber 
alle die Vorberathungen, welche der jetzige Handelsminister 
in so ausgedehntem Maasse für nothwendig hält, sich genau 
um dieselben Punkte, um die Schonung der Unternehmer¬ 
interessen drehen, so wäre die Einführung einer, wenn auch 
nur ganz abgeschwächten Sonntagsruhe mit Hilfe des 
Bismarck’schen Codex bei aller Rücksicht auf die Unter¬ 
nehmer schon längst möglich gewesen. 

Nun liefert das Ergebniss der früheren Erhebungen 
aber auch interessantes Material gerade zu der Spezialfrage, 
welche das Sozialpolitische Centralblatt kürzlich behandelt 
hat. Aus dem Photographengewerbe sind dort näm¬ 
lich nicht blos alle die schönen Bedenken, welche der 
jetzige Handelsminister den Unternehmern zugab, längst 
zusammengetragen, sondern es sind dort, wenigstens ver¬ 
einzelt, auch die Gegengründe zum Ausdruck gekommen. 
So heisst es S. 73 in der dritten Abtheilung der Drucksache 
No. 140: „Nach dem Bericht aus Königsberg könnte die 
jetzt auf den Sonntag fallende Arbeit Wochentags aus¬ 
geführt werden. Ein Arbeitgeber aus Baden äussert sich 
folgendermaassen: Ich bin fest überzeugt, dass das Pu¬ 
blikum, wenn es weiss, dass es nirgends am Sonntag sich 
photographiren lassen kann, sich entschliessen wird, 
an einem Wochentage die photographischen 
Ateliers zu besuchen, und ich würde eine diesbezüg¬ 
liche gesetzliche Maassregel freudigst begrüssen.“ Auch 
ein Arbeiter in Magdeburg spricht dieselbe Erwartung aus. 
Der Bericht aus Hohenzollern äussert sich dahin, dass für 
die Unternehmer und Arbeiter zunächst ein nicht unbe¬ 
trächtlicher Verlust, doch nach und nach ein Ausgleich 
eintreten würde, da die Landleute sich gewöhnen würden, 
Wochentags zu kommen. Ferner wird amtlich berichtet: 
„Nach einer Reihe von Angaben würden die Arbeiter durch 
ein Verbot keine Minderung ihres Verdienstes erleiden. 
Diese Ansicht wird meistens damit begründet, dass sie ein 
festes Gehalt beziehen. In Lübeck wird auf den Umstand 
hingewiesen, dass die Prinzipale die Aufnahme selbst aus- 
führen. Nach der Meinung eines Arbeiters aus Baden 
würden wenigstens Retoucheure und Kopisten nichts ein- 
büssen.“ Dort, wo eine Art Abstimmung der Betheiligten 
mitgetheilt wird, heisst es schliesslich: 7 Arbeitgeber, 
4 Arbeitnehmer, 2 Unterbehörden in 8 Gesammtdarstellungen 


erklären sich für die Durchführbarkeit eines Verbots 
ohne Einschränkung. Der Bericht aus Wiesbaden sagt, 
dass dabei allerdings gegen eine eingewurzelte Sitte an¬ 
zukämpfen sei und die Unternehmer anfangs im Erwerb 
beeinträchtigt werden würden. Und um zu den Photo- 
raphen gleich diejenige Unternehmergruppe zu nehmen, 
ie neuestens (vgl. Reichsanzeiger vom 5. Dezember d. J.) 
beim Handelsminister, natürlich wiederum „in Ueberein- 
stimmung mit den Gehilfen" vorsprach und ebenfalls 
„die theilweise Berechtigung ihrer Wünsche“ prompt 
bestätigt erhielt, die Friseure und Barbiere, auch aus 
diesem Gewerbe enthält das Aktenstück von 1887 folgende 
Gegenäusserungen: „Nur in wenigen Aeusserungen wird 
die Ansicht vertreten, dass ein Verbot der Sonntacsarbeit 
den Unternehmern keinen Schaden zufügen würde. Ein 
Arbeitgeber und zwei Arbeiter aus Düsseldorf glauben dies 
aus dem Grunde, weil das Publikum in der Woche kommen 
würde. Nach einer Angabe aus Baden würde namentlich 
der Gieschäftsgang am Sonnabend und am Montag zu¬ 
nehmen. Aehnlich heisst es in einem Bericht aus Württem¬ 
berg: „Ein Geschäft in Heilbronn schliesst am Weihnachts¬ 
fest und Charfreitag und pflegt dies in der Zeitung bekannt 
zu machen. Die Folge ist, dass dessen Kunden sich fast 
ohne Ausnahme Tags zuvor einfinden. Es scheint also, 
dass ein Verbot für den Prinzipal keine nach¬ 
theiligen Folgen hätte. Dagegen müsste man dann 
Samstags länger arbeiten und es wäre der Aufwand an Be¬ 
leuchtung grösser.“ Soweit für die Arbeitnehmer eine Ver¬ 
minderung des Jahresverdienstes von dem Verbot der 
Sonntagsarbeit nicht erwartet wird, beruft man sich eben¬ 
falls auf die wahrscheinlich eintretende Geschäftsver¬ 
mehrung in der Woche, hauptsächlich aber auf den Um¬ 
stand, dass dieselben festen Lohn erhielten. „Zwei Arbeit¬ 
geber aus Gumbinnen sagen, dass bei ihnen nur Lehrlinge 
beschäftigt würden, welche keinen Lohn bezögen, also 
auch keine Lohnminderung erleiden könnten ... 13 Arbeit¬ 
geber, 9 Arbeitnehmer, 1 Handwerkerverein, 7 Behörden 
und 1 Gesammtdarstellung sprechen sich für die Durch¬ 
führbarkeit des Verbots ohne Einschränkung aus.“ Und 
etwas weiter unten werden dann rtoch folgende Einzelheiten 
zur Durchführbarkeit der Sonntagsruhe im Friseur- und 
Barbiergewerbe angegeben: „Nach einzelnen Aeusserungen 
soll nur bis zum Morgengottesdienst gearbeitet werden 
dürfen. In Hamburg halten die Gehilfen, nicht aber die 
Arbeitgeber das Verbot von 1 oder 2 Uhr an für durch¬ 
führbar. Schon jetzt wird einigen Berichten zufolge am 
Nachmittag weniger Arbeit in Anspruch genommen. Die 
in Königsberg befragten Arbeitnehmer wünschen daher 
diese Zeit frei zu haben. Nach dem Bericht aus Anhalt 
dürfte ein Verbot der Sonntagsarbeit für den Nachmittag 
nicht für die Unternehmer, sondern nur für die Gehilfen 
gelten und müsste auch für diese vor Abendfestlichkeiten auf¬ 
gehoben sein. Aus Arnstadt (Schwarzburg-Sondershausen) 
liegt die Forderung vor, dass das Rasieren und Frisieren 
in den Geschäftslokalen am Sonntag überhaupt und für die¬ 
jenigen, welche kein offenes Geschäft haben, für den Nach¬ 
mittag verboten werde.“ 

Was ist die Lehre dieser Zitate aus der bismarckischen 
Erhebung über die gewerbliche Sonntagsruhe? So dilato¬ 
risch man auch schon damals die gesetzgeberische Frage 
behandelte, übrigens nicht dilatorischer, als man jetzt die 
Ausführungsbestimmungen behandelt, so liess man doch 
offiziell, wenn auch noch so beschränkt, die Freunde der 
Sonntagsruhe neben den Gegnern derselben zum Worte 
kommen. Der jetzige preussische Handelsminister aber 
empfängt eine Unternehmerdeputation nach der andern und 
giebt diesen die beruhigende Versicherung, dass ihnen ja 
gewisse Wünsche erfüllt werden „müssten“, ohne dass die 
andere Seite auch nur gehört ist. Soweit haben wir es in 
der offiziellen Sozialreform seit 1887 gebracht! 

Beschränkung der Postbestellungen an Sonn- und 
Feiertagen. Die Abgeordneten Dr. König, Liebermann von 
Sonnenberg und Genossen haben folgenden Antrag im 
Reichstage eingebracht: Der Reichstag wolle beschliessen: 
die Bundesregierungen zu ersuchen, dem Reichstage einen 
Gesetzentwurf vorzulegen, wonach die Bestellung von Post¬ 
sendungen aller Art, mit Ausnahme von Telegrammen, Eil- 
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und Einschreibesendungen, an Sonn- und Feiertagen nach 
10 Uhr Morgens aufgehoben wird. 

Internationaler ArbeiterschutZ'Kongress im Jahre 1894. 

Wir haben bereits berichtet, dass der Vorstand des schweize¬ 
rischen Arbeiterbundes in Ausführung des bezüglichen Be¬ 
schlusses des Bieler Arbeitertages für den Monat August 
1894 einen internationalen Kongress für Arbeiterschutz nach 
Zürich einberufen hat. Ebenso wurde bereits mitgetheilt, 
dass der schweizerische Bundesrath zu den voraussichtlich 
bedeutenden Kosten dieses Kongresses auf das Gesuch des 
Bundesvorstandes hin 3000 Franken Beitrag bewilligte, unter 
der Bedingung dass dem Kongress ein neutraler Charakter 
gewahrt werde. 

Die Dauer des Kongresses dürfte eine Woche (vom 
Montag bis zum Sonnabend) währen. Als Tagesordnung 
sind vorläufig folgende Punkte festgestellt: 1 . Die Sonntags¬ 
arbeit; 2 . die Arbeit der Kinder und jungen Leute; 3 . die 
Arbeit der Frauen; 4. die Arbeit erwachsener Männer; 5. 
Mittel und Wege zur Verwirklichung des Arbeiterschutzes. 

Die Tagesordnung kann vielleicht durch den Kongress 
um den einen oder andern Punkt vermehrt werden, aber 
sie soll durchaus nicht über das Gebiet des Arbeiterschutzes 
hinausgehen. 

Die Vorarbeiten für den Kongress hat das schweize¬ 
rische Arbeitersekretariat in Zürich übernommen, das spe¬ 
ziell hierfür eine neue Arbeitskraft erhalten hat. Das Or- 
ganisationskomit^ ist folgendermaassen zusammengesetzt: 
Werner, Zuberbühler und Zimmermann (leitender Aus¬ 
schuss); Dr. Decurtins-Truns, Blum-Oerlikon und Lauten¬ 
schlager-Zürich (katholische Verbände); Conzett, Curti, 
Lang-Zürich und Scherrer-St. Gallen (Grütliverein); Kerl- 
Zürich und Mauchli-Oerlikon (Gewerkschaftsbund); Reimann- 
Bern (internationaler Buchdrucker - Verband); Fauquez- 
Lausanne (welsche Arbeitervereine); Greulich und Schnitz- 
guebel (Arbeitersekretariat). 


Arbeiterversicherung. 

Die irrthümliche Anerkennung der Verpflichtung zur 
Unfallentschädigung. 

In der letzten Nummer des vorigen Jahrganges die¬ 
ser Zeitschrift hatte ich die Frage, ob ein nach den Unfall- 
versicherungsgesetzen versicherter Arbeiter, dem von einer 
zur Entschädigung nicht verpflichteten Berufsgenossenschaft 
irrthOmlich eine Rente zuerkannt ist, nunmehr auch noch 
von der eigentlich verpflichteten Berufsgenossenschaft eine 
Rente erstreiten könne, bejahend beantwortet. Der Verfasser 
des Aufsatzes „Die Feststellung der entschädigungspflichtigen 
Berufsgenossenschaft" in No. 10 dieses Jahrganges bestreitet 
dies und meint, dass dem Versicherten in solchen Fällen 
nur die Differenz zwischen der Entschädigung, die ihm 
gebohrt, und der, die er bereits erhält, zugesprochen werden 
könne. Ich muss nun gestehen, dass mich seine Ausfüh¬ 
rungen nicht überzeugt haben. Der Gedanke liegt ja nahe, 
und mir selbst war er schon oft gekommen, da ich eine 
ganze Reihe von Fällen, in denen Versicherte von einer 
nicht verpflichteten Berufsgenossenschaft entschädigt worden 
und dabei zu kurz gekommen sind, in der Praxis kennen 
gelernt habe. Ich bin aber stets zu dem Ergebniss gelangt, 
dass diese Lösung unhaltbar sei, weil sie der Recht¬ 
sprechung des Reichs-Versicherungsamtes direkt wider¬ 
sprechen würde. Das Reichs-Versicherungsamt hat stets 
daran festgehalten, dass sich niemals mehrere Berufs¬ 
genossenschaften in Einen Anspruch theilen dürfen, dass also 
eine Berufsgenossenschaft entweder zur vollen Entschädigung 
verpflichtet sei oder zu gar keiner. Mit diesem Grundsatz 
müsste es brechen, wenn es der Ansicht meines Gegners 
entsprechend entscheiden würde, denn damit würde es doch 
anerkennen, dass thatsächlich und rechtlich zwei Berufs¬ 
genossenschaften an der Entschädigung eines Unfalles be¬ 
theiligt wären. Dass ein solcher Bruch mit der bisherigen 
Rechtsprechung erfolgen wird, halte ich nun für mehr als 
unwahrscheinlich. Im Instanzenzuge wird immer nur eine 
Berufsgenossenschaft und diese zur vollen Entschädigungs¬ 
leistung verurtheilt werden. Gewährt noch eine andere 


Berufsgenossenschaft dem Verletzten oder den Hinter¬ 
bliebenen des Getödteten Entschädigung, so thut sie dies 
aus eigener Entschliessung — was ihr ja niemand ver¬ 
wehren kann. Es ist ein Uebriges, was sie thut, eine 
Leistung, zu der sie sich selbst, ohne durch gesetzlichen 
Zwang dazu genöthigt zu sein, gebunden hat. Durch 
Schiedsgericht und Reichs-Versicherungsamt kann diese 
Entschliessung als den Unfallversicherungsgesetzen ent¬ 
sprechend nicht anerkannt werden — was aber doch ge¬ 
schehen würde, wenn eine andere Berufsgenossenschaft zur 
Gewährung der Differenz verurtheilt würde. 

Wenn ich eben gesagt habe, dass niemand einer Be¬ 
rufsgenossenschaft verwehren könne, aus eigener Ent¬ 
schliessung Entschädigungen zu gewähren, zu denen sie 
gesetzlich nicht gezwungen sei, so bedarf dies einer ge¬ 
wissen Einschränkung. Die Organe der Berufsgenossen¬ 
schaften dürfen Gelder nur zu den in den Gesetzen vor¬ 
gesehenen Zwecken verwenden. Darüber, dass dies ge¬ 
schieht, hat in letzter Instanz das Reichs-Versicherungs¬ 
amt zu wachen. Es würde also die Frage entstehen, ob 
das Reichs-Versicherungsamt als Aufsichtsbehörde nicht die 
(irrthümlich) übernommene Verpflichtung einer Berufsge¬ 
nossenschaft zur Entschädigung eines Unfalles, den nach 
der Rechtslage eine andere Berufsgenossenschaft zu ent¬ 
schädigen hatte, als ungesetzlich angreifen und aufheben 
könnte. Es ist zwar unwahrscheinlich, ob die Aufsichts¬ 
behörde das durch den berufsgenossenschaftlichen Bescheid 
geschaffene Rechtsverhältniss zwischen dem Verletzten und 
der Berufsgenossenschaft aufheben kann, aber doch bei 
Würdigung der gesammten Sachlage nicht ganz ausge¬ 
schlossen. Jedenfalls würde auf diese Weise jedem der 
Betheiligten wirklich das Seine werden. Freilich würde sich 
damit, wie mir scheint, das Reichs-Versicherungsamt als 
Aufsichtsbehörde in Widerspruch setzen zu dem Reichs- 
Versicherungsamt als Spruchbehörde, denn dieses hat ja 
ausdrücklich anerkannt, dass ein Versicherter berechtigt ist, 
aus Einem Unfall seinen Anspruch (immer auf die volle 
Entschädigung) gegen mehrere Berufsgenossenschaften zu 
erhebep, also doch auch .zu erkämpfen. Qerade dadurch 
ist ja die natürlichste Lösung der Frage ausgeschlossen: 
dass nämlich der Bescheid der ersten Berufsgenossenschaft 
mit dem Moment ausser Kraft tritt, in dem eine andere Be¬ 
rufsgenossenschaft zur Entschädigung verurtheilt wird; oder 
mit anderen Worten, dass als Voraussetzung der Rechts¬ 
gültigkeit des Feststellungsbescheides einer Berufsgenossen¬ 
schaft gilt, dass der Versicherte keinen Anspruch an eine 
andere Berufsgenossenschaft aus demselben Unfall hat. 

Berlin Friedenau. E. Lange. 


Wohnungszustände und Wohnungs¬ 
gesetzgebung. 

Die Wohnverhältnisse der Arbeiterbevölkerung in Wien. 

Wir haben kürzlich bei Besprechung der Wiener Woh- 
nungsverhältnisse im Allgemeinen*) die prozentuelle Ver- 
theilung der Bewohner auf die einzelnen Grössengruppen 
der Wohnungen betrachtet. Gerade diese Zahlen waren 
es, die nach Ausgabe und Besprechung des Zählungswerkes 
die grösste Ueberraschung und das peinlichste Befremden 
auch in der grossen Masse der Bevölkerung Wiens hervor¬ 
riefen. Man hatte es nicht geahnt, dass 4,82 pCt. (im vor¬ 
maligen Gemeindegebiete 3,St pCt., im neuen aber sogar 
7,58 pCt.) der Stadtbevölkerung, 64624 Menschen in Woh¬ 
nungen hausen, die nur aus einem einzigen Raum be¬ 
stehen. Rechnet man hierzu noch die Insassen der aus 
1 Zimmer und 1 Küche, ferner aus 1 Zimmer, 1 Kammer 
und 1 Küche bestehenden Wohnungen, d. h. 364532, bez. 
326829 Insassen, so ergiebt sich, dass 755985 Bewohner 
Wiens, also mehr als 06 pCt. seiner Gesammtbevölkerung 
unter überaus ungünstigen Wohnungsverhältnissen zu leben 
verurtheilt sind. 

Indess noch krassere Erscheinungen zeitigte diese Zäh¬ 
lung hinsichtlich der übervölkerten Wohnungen. Als 


*) Siehe No. 12 des Sozialpolitischen Centralblatts. 
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solche wurden jene Wohnungen klassihciert, in welchen je 
ein Wohnraum (Zimmer, Kammer, Vorzimmer, Küche) durch¬ 
schnittlich vier oder noch mehr Bewohner beherbergt, wo¬ 
bei die Wohnungen für gemeinsamen Aufenthalt ganz ausser 
Acht blieben. Das Moment des Luftraumes, das ja in allen 
mehr strittigen Fällen einigermaassen zeitraubende Messun¬ 
gen veranlasst hätte, blieb dabei allerdings nothgedrungen 
ausser Betrachtung; anderseits ist es nicht zu leugnen, dass 
derart mancher grosse, in Wirklichkeit nicht übervölkerte 
Wohnraum formell als solcher erklärt werden musste, wäh¬ 
rend wieder andere an sich sehr kleine Räume, Vorzimmer 
oder Kammern, wenn sie nur von zwei oder drei Insassen 
besetzt waren, vom Zähler nicht als übervölkert ange¬ 
sprochen wurden. Die Belegziffer dieser übervölkerten 
Wohnungen ergab sich für das gesammte Stadtgebiet mit 
7,26- (für die alten zehn Bezirke 7,61, für die neu hinzuge¬ 
kommenen mit 7,04). Ist der Uebervölkerungsgrad also für 
diese letzteren Stadttheile hinsichtlich der Belegziffer der 
einzelnen Wohnungen auch ein wenig niedriger, so wird 
dieser Vortheil durch das weit grössere, mehr als doppelt 
so hohe Antheilsprozent derselben wieder nur allzu sehr 
beseitigt. 

Von je 100 bewohnten Wohnungen (mit Ausschluss der 


Wohnungen für gemeinsamen 

Aufenthalt) wurden nämlich 

als übervölkert angetroffen: 



im alten Gemeindegebiete 

2,88 

im neu zugewachsenen 


im Bezirke I .... 

0 ^ 

Gebiete. 

6.51 

11 ... . 

4,98 

im Bezirke XI ... . 


„ lU . . . . 

3,40 

„ „ XU ... . 

8,28 

,. IV . . . . 

1,11 

, XIII . . . . 

5,06 

V . . . . 

2,45 

„ XIV ... . 

6,26 

„ VI . . . . 

1.58 

XV ... . 

4,07 

„VII .... 

1,15 

,. XVI . . . . 

7,20 

„ VIII .... 

0,98 

„ XVII . . . . 

6,56 

„IX . 

1,81 

., XVIII . . . . 

■J,8S 

X . . . . 

8,94 

„ XIX ... . 

5,82 

Im gesammten Stadtgebiete 4yU. 



Das ungünstige Antheilsprozent der ersten zehn Be¬ 
zirke wird demgemäss pur durch die extrem ungünstigen 
Verhältnisse des X. Bezirkes bedingt, während die hohe 
Relativzahl (6,51 pCt.) der Bezirke XI bis XIX im Grossen 
und Ganzen den Antheilsprozenten auch aller einzelnen 
neun Bezirke durchaus entspricht. 

In absoluten Zahlen ergab sich, dass das alte Gemeinde¬ 
gebiet 4928 übervölkerte Wohnungen mit 37510 Insassen, 
das neu zugewachsene 7507 solche Wohnungen mit 52810 
Insassen zählt, dass also in ganz Wien 12435 übervölkerte 
Wohnungen mit 90331 Bewohnern zu konstatiren sind. 
Bezieht man diese Zahlen wieder auf die Bewohnerzahl 
überhaupt, so resultirt, dass von der Gesammtheit der Zivil¬ 
bewohner in übervölkerten Wohnungen wohnen: in allen 
19 Bezirken 6,73 pCt., im alten Gemeindegebiete 4,59 pCt. 
und im neu zugewachsenen Stadtbereiche 10,07 pCt. (I). 
Die Betrachtung der für die Einzelbezirke gewonnenen Re¬ 
lativzahlen lehrt zudem, dass dieser letztere Durchschnitt 
(10 pCt.) in vier Bezirken noch weit überboten wird — 
X: 13,98 pCt, XI: 13,99 pCt., XII: 12,25, XVI: 11,02 pCt. 

Genaue Erhebungen galten auch der Zahl der küchen¬ 
losen Wohnungen. Der Mangel einer eigenen Küche 
lässt sehr häufig ja schon von vornherein auf unzureichende 
Wohnungsverhältnisse schliessen, sofern die betreffenden 
Räume nicht für geschäftliche Zwecke oder von Personen 
männlichen Geschlechts lediglich als Schlafstätte benutzt 
werden. Die erstere Benützungsart trifft für 5,86 pCt. der 
28469 küchenlos befundenen Wohnungen Wiens zu (I. Be¬ 
zirk 22,20 pCt., X. Bezirk 1,54 pCt). Die hohe Relativzahl 
des im Uebrigen so günstigen 1. Bezirkes (Innere Stadt) 
zeigt, wie richtig es war, bei der Zählung der küchenlosen 
Wohnungen auf das Moment ihrer Benützungsart näher ein¬ 
zugehen. Bei einer Wiederholung der Wohnungsaufnahme 
würde es sich vielleicht empfehlen, gerade hinsichtlich der 
küchenlosen Wohnungen, auch die Geschlechtsangehörigkeit 
ihrer Bewohner statistisch zu verzeichnen, da das Fehlen der 
Küche ja erst dann nach seiner sozialen Bedeutsamkeit näher 
gewürdigt werden kann. Der Vergleich der Gesammtzahl 
der Bewohner Wiens mit der der küchenlosen Wohnungen 
ergiebt auch hier wieder dieselben bezirksweise beträcht¬ 
lichen Differenzen, wie wir sie schon bisher so oft zu kon¬ 


statiren Gelegenheit hatten. Denn auch hier wieder sind 
es in erster Linie die Bezirke XII und XVI, die durch die 
hohen Antheilsprozente (9,77 und 9,52) der Insassen solcher 
Wohnungen hervorragen. Im- Durchschnitte von 1(X) Civil- 
bewohnern aller 19 Bezirke 5,69 ^ormaliges Gemeindegebiet 
4,05, neu zugewachsenes Gebiet 8,241) in küchenlosen Woh¬ 
nungen. Die durchschnittliche Belegziffer derselben ist 
übrigens geringer als die der bewohnten Wohnungen über¬ 
haupt. Die letztere beträgt, wie erwähnt, 4,69 Bewohner, 
während die der küchenlosen Wohnungen nur auf 2,99 be¬ 
rechnet wurde. 

Interessante Streiflichter auf die ökonomische Lage und 
Entwicklung der Wiener Bevölkerung in den letzten Jahr¬ 
zehnten wirft das der Gliederung der Wohnungen nach 
Wohn räumen gewidmete Kapitel der amtlichen Publika¬ 
tion. Die Zählung ergab, dass unter je 100 Wohnräumen 
42,80 Zimmer, 21,69 Kammern, 6,64 Vorzimmer und 28.87 
Küchen sind (altes Gemeindegebiet 8.54 Vorzimmer und 
26,32 Küchen, neues Gemeindegebiet 2,88 Vorzimmer und 
33,94 Küchen). Während hinsichtlich des Antheilsprozentes 
der Zimmer und Kammern das alte und das neu zugewach¬ 
sene Gebiet nur wenig differiren, ist, wie die letzteren 
Zahlen zeigen, bezüglich der Köche und noch mehr bezüg¬ 
lich des Vorzimmers die Abweichung zwischen den zentralen 
und den peripherischen Bezirken eine weit grössere. Die 
Zählung des Jahres 1869 ergab für die Bezirke I bis X als 
Antheilsprozent des Vorzimmers 6,4, während bei der des 
Jahres 1890 für die neuen Bezirke noch nicht einmal die 
Hälfte dieser Zahl, wie erwähnt, nur 2,88 resultirte. Trennt 
also in dieser Beziehung ein breiter Abstand das alte und 
das neu zugewachsene Stadtgebiet auch noch heute, so ist 
immerhin der Zeit nach eine gewisse Besserung der Ver¬ 
hältnisse auch hinsichtlich dieses Wohnungstheiles — um 
2,5 — für den Durchschnitt der alten zehn Bezirke zu kon¬ 
statiren, während das mehrfach erwähnte Fehlen früherer 
Wohnungsaufnahmen einen solchen Vergleich für die übrigen 
neun Bezirke ausschliesst. Das Vorzimmer, sein Vorhanden¬ 
sein oder Fehlen, mag bisher noch nicht als Gradmesser 
des Wohlstandes der Bevölkerung benutzt worden sein: 
immerhin sind die bedeutenden Abweichungen der Antheils¬ 
prozente, wie sie für die einzelnen Bezirke berechnet wur¬ 
den, sehr bemerkenswerth. Das Antheilsprozent der Vor¬ 
zimmer an der Gesammtzahl der Wohnräume beträgt im 
Bezirke I: 12,89, II: 9,41, III: 8,78, IV: 10,07. V: 4,60, VI 
und VII: 7,15, VIII: 7,88, IX: 9,75 und X: 1,961 Die Zu¬ 
nahme gegen das Jahr 1880 war zudem in diesem letzteren 
Bezirke am geringsten (0,16, dagegen im IV. Bezirke eine 
Zunahme von 4,321), obwohl gerade dort die Bauthätigkeit 
weit reger als in vielen der andern 9 Bezirke war. Die 
Niedrigkeit dieses Antheilsprozentes wurde also auch durch 
die neu hinzugekommenen Wohnungen forterhalten. 

Wie ungünstig die Wohnverhältnisse der neun peri¬ 
pherischen Bezirke Wiens sind, ergiebt indess auch die Ab¬ 
stufung der Belegziffern je eines Wohnraumes. Wir 
fanden die der Wohnung selbst mit 4,62; für den einzel¬ 
nen Wohnraum beträgt sie im Gesammtdurchschnitte 1,87. 
Dieser Durchschnitt wird indess durch relativ sehr abwei¬ 
chende Grundzahlen (altes Gemeindegebiet 1,34, neu zuge¬ 
wachsenes dagegen 1,75) gebildet. So beträgt die Beleg¬ 
ziffer für einen Wohnraum im Bezirke I: 0,83, II: 1,59, III: 
1,37, IV: 1.11, V: 1.58, VI: 1.30, VII: 1,25, VIII: 1,23, IX: 
1,32, X: 2.10. XI: 1,94, XII: 1,87, XIII: 1,54, XIV: 1,88, 
XV: 1,70. XVI: 1,90, XVII: 1,76, XVIII: 1,51, XIX: 1,52. 

Im Ganzen lässt sich indess für das alte Gemeindegebiet 
I — für die übrigen neun Bezirke ist dieser Vergleich, wie 
I schon erwähnt, wegen des Fehlens früherer Zählungen un- 
I möglich — eine gewisse Besserung der auf einen Wohn- 
I raum entfallenden Durchschnittszahl von Bewohnern ver- 
! zeichnen. Diese Belegziffer betrug nämlich im Zählungs- 
1 jahre 1857: 1,49, 1869: 1,47, 1880: 1,37, 1890: 1,34. Die 
j letzte Zählung ergab also gegen die des Jahres 1857 darin 
I eine Besserung um 10,06 pCt. Die grosse Zahl der über- 
I völkerten, der Ein-Raum- und der küchenlosen Wohnungen, 
i die bei der Zählung des Jahres 1890 erhoben wurde, lässt 
I inde.ss diese Besserung der Gesammt-Belegziffer sehr be¬ 
trächtlich an Werth und an Bedeutung verlieren. Es ist 
sehr bedauerlich, dass in den neu zugewachsenen Bezirken 
! vor dem Jahre 1890 keine Wohnungszählung gleich der des 
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Jahres 1890 veranstaltet wurde. Erst dann, wenn ein retro¬ 
spektiver Vergleich derart auch für diese neun Bezirke 
möglich gewesen wäre, hätte man klareren Einblick nicht 
blos in den gegenwärtigen Zustand, sondern auch in die 
Entwickelyng des Wiener Wohnungswesens innerhalb der 
letzten Jahrzehnte gewinnen können. 

Die ärmere Bevölkerung Wiens konzentrirte sich, wie 
schon mehrfach erwähnt, auch schon mit Rücksicht auf die 
Verzehrungssteuerpflicht, wie sie früher speziell für die 
alten Bezirke I bis X bestand, in den übrigen neun Be¬ 
zirken. Es fragt sich nun, ob die für die alten Bezirke 
vielfach konstatirte Besserung der Wohnverhältnisse nicht 
etwa nur durch die gleichzeitige Verschlimmerung der¬ 
selben in den neu hinzugekommenen Stadttheilen ermög¬ 
licht worden ist. Der grelle Abstand, der zwischen beiden 
Hauptsektionen Wiens in so vielen Theilen der Wohnungs¬ 
frage hier konstatirt werden musste, lässt die Bejahung 
dieser Frage kaum als ungerechtfertigt erscheinen.. Ein 
sicheres Urtheil darüber wird freilich erst die nächste Zäh¬ 
lung ermöglichen. Gleich der des Jahres 1890 auf alle 19 
Bezirke erstreckt, wird sie ja erst an dieser letzteren das 
Vergleichsmaterial endlich auch für das gesammte Stadt¬ 
gebiet, also auch für die neun peripherischen Bezirke finden. 

Wien. Heinrich Adler. 

Wohnverhältnisse der Ziegeleiarbeiter in Preussen. 

Geradezu unglaubliche Zustände bezüglich der Woh¬ 
nungen preussischer Ziegeleiarbeiter enthüllt wieder einmal 
der neueste Berichtsband der preussischen Gewerbeinspek¬ 
toren für 1892. Aufsicht und Spezialverordnungen haben 
noch so gut wie keine Veränderung in diesen Verhältnissen 
erzielen können. So schreibt der Beamte für Frankfurt a.O. 
und Potsdam: „Ein Schmerzenskind des Havellandes sind 
nach wie vor die Ziegeleien mit ihren Wanderarbeitern, mit 
dem unter diesen herrschenden Schnapsgenuss und mit ihren 
Wohnungsverhältnissen. Viel hat inzwischen die Polizei¬ 
verordnung des Herrn Regierungspräsidenten zu Potsdam vom 
20. Dezember 1891, betreffend die Wohnungen der Wander¬ 
arbeiter gebessert, deren Durchführung von den Gewerbeauf¬ 
sichtsbeamten beaufsichtigt wird, desgleichen die neuerdings 
verfügte Beschränkung von Schankberechtigung der Ziegel¬ 
meister und deren Anverwandten; aber immerhin bleibt 
noch viel zu thun übrig. Unter Anderem traf ein Aufsichts¬ 
beamter bei Besichtigung der Zieelerwohnungen mehrfach 
schreiende Säuglinge verlassen und ohne jegliche Wartung 
in ihren Wiegen an. Ferner wurde im Erdgeschoss des 
Wohnhauses einer Ziegelei ein grösseres ungetheiltes 
Zimmer mit 8 Betten vorgefunden, von denen je 2 über 
einander aufgestellt waren. Diese Betten dienten 4 Ehe¬ 
paaren und 4 jungen Mädchen zum Nachtlager. Dass unter 
solchen Umständen die Sittsamkeit der jungen Mädchen 
Schaden leiden muss, unterliegt keinem Zweifel. Dieses 
Vorkommniss gab dem Beamten Veranlassung, nach Ver¬ 
bindung mit der Ortspolizeibehörde die Herstellung von 
Scheidewänden, Abtrennung je eines Schlafraumes für jedes 
Ehepaar und eines Zimmers für die Mädchen durchzusetzen.“ 
Die Enge und Ungesundheit des Raumes scheint dem Be¬ 
amten nicht aufgefallen zu sein. Aehnlich bemerkt der Be¬ 
amte für Merseburg und Erfurt: „In einer Ziegelei war 
die Trennung der Geschlechter in den Schlafstuben nicht 
durchgeführt. Die Ehepaare schliefen zu mehreren auf einer 
grossen Lagerstätte mit ledigen Personen beiderlei Ge¬ 
schlechts in einem Raume.“ Ferner berichtet der Beamte 
für Schleswig: „Bei Besichtigung der Arbeiterwohnungen 
ist mir in einem Kreise die besonders niedrige Lebens¬ 
haltung der Ziegeleiarbeiter-Familien aufgefallen, was im 
wesenüichen auf das Darniederliegen der Ziegelindustrie, 
den alten kohlenvergeudenden und daher unrentablen 
Schmauchofenbetrieb und den Kinderreichthum der Arbeiter¬ 
familien zurückzuführen ist. Ein wohlwollender Ziegelei¬ 
besitzer, mit dem ich diese Verhältnisse näher besprach, 
sagte mir: „„Da man weder an den Kohlen für den Brenn¬ 
ofen, noch am Hafer für die Pferde etwas ersparen kann, 
so müssen eben die Löhne der Arbeiter herabgesetzt 
werden, und da ich das letztere nicht über mich gewinnen 
konnte, so habe ich meinen Betrieb nicht wieder eröffnet.““ 
Der durchschnittliche Gesammt-Arbeitsverdienst eines Zie¬ 


geleiarbeiters nebst Frau beträgt gegen 704 M. jährlich. 
Die Familien verzehren durchschnittlich für 260 M. allein 
an Brot, d. h. etwa 37 pCt. des gesammten Arbeitsverdienstes. 
Die Arbeiter klagten allgemein über Verschuldung, die im 
Winter nicht selten bis 150 M. betrüge. Die Höker — die 
Gläubiger der Arbeiter — bestätigten dies. Die Armenlast 
beträgt in dem Kirchspiel, in welchem diese Ziegeleien dicht 
gesäet sind, auf den Kopf der Gemeinde 2,6 M.; in einer 
in der Nähe befindlichen ländlichen Gemeinde ohne Ziegelei¬ 
hetrieb dahingegen nur 0,6 M. Dass die Arbeitgeber — 
wie ich dies vorschlug — nicht gern Konsumvereine er¬ 
richten, erklärt sich wohl durch das Risiko, welches sie bei 
der allgemeinen Verschuldung der Arbeiter damit auf sich 
nehmen würden. Die in den Ziegeleien befindlichen so¬ 
genannten Sommerwohnungen der Arbeiter entsprechen 
oft nicht entfernt den bescheidensten hygienischen An¬ 
sprüchen. Ich habe daher nach Möglichkeit auf ihre Ver¬ 
besserung durch die Arbeitgeber hingewirkt.“ Der Beamte 
von Münster weiss zu berichten: „Die Wphnungsverhält- 
nisse der von auswärts kommenden Ziegelarbeiter sind 
noch sehr verbesserungsbedürftig; es musste vielfach auf 
sofortige Abänderung der Wohn- und Schlafräume ge¬ 
drungen werden. Die Schlafräume waren meist zu klein, 
ohne Dielung, standen nicht selten durch eine Thür mit 
dem Pferdestall in Verbindung und lagen auch stellenweise 
unter einem unverschalten Ziegeldach. Für die Essvorräthe 
war in manchen Fällen gar kein geeigneter Raum vorhanden. 
In 3 Fällen waren den Zieglern, nach dem Berichte des 
Gewerbe-Aufsichtsbeamten, stallartige Gebäude überwiesen; 
die Betten bestanden aus mit Stroh gefüllten hölzernen 
Kasten, in welchen mangelhalte Zeugstücke zum Zudecken 
lagen. Von Wechsel des Bettzeuges ist oft in der ganzen 
Kampagne nicht die Rede. Mitte August wurde auf einer 
Ziegelei festgestellt, dass seit Anfang der Kampagne das 
Bettzeug noch nicht gewechselt worden war. Die Abort¬ 
anlagen sind häufig sehr mangelhaft oder fehlen gar voll¬ 
ständig. Doch auch diese Verhältnisse bessern sich stetig. 
Den Bezirksausschüssen wird mit Erfolg von den Gewerbe- 
Aufsichtsbeamten vorgeschlagen, in die Genehmigungen für 
die neu zu erbauenden Ziegeleien Bestimmungen über die 
Arbeiterhäuscr aufzunehmen, ausreichenden Luftraum in 
den Schlafräumen zu verlangen u. s. w. Die Gewerbe-Auf¬ 
sichtsbeamten ihrerseits dringen mit gutem Erfolge bei den 
bestehenden Anlagen auf grössere Schlafräume, die Anlage 
von Speisekammern, Vermauerung der Thüren nach den 
Pferdeställen, auf Verschaalung der Dächer und ausreichende 
Lüftung, endlich auf anständige Abortanlagen.“ Nur ist immer 
von neuem von Missständen zu berichten, trotzdem Polizei 
und Aufsichtsbeamte seit Jahren die Versicherung geben, 
es würde „besser“ werden. Der Beamte von Minden so¬ 
dann schreibt: „In einer Ziegelei waren die Arbeiterschlaf¬ 
räume durchaus ungenügend; dem Ziegeleibesitzer wurde 
die Herstellung angemessener Schlafräume aufgegeben. In 
einer anderen Ziegelei, woselbst die Schlafräume ebenfalls 
zu klein waren, gab der Antrag auf Genehmigung einer Er¬ 
weiterung Anlass, die Vergrösserurig der Schlalräume als 
Bedingung für die Genehmigung aufzustellen.“ Der Beamte 
für Köln und Koblenz endlich klagt: „Die Wohnungs¬ 
verhältnisse lassen überhaupt noch sehr häufig viel zu 
wünschen übrig, namentlich wurden in Ziegeleien zum 
Theil recht üble Zustände gefunden. Auf 3 Ziegeleien 
musste wiederholt festgestellt werden, dass die Unter¬ 
bringung der Ziegelarbeiter nicht den im gesundheitlichen 
Interesse zu stellenden Anforderungen entsprach, so dass 
die theilweise oder gänzliche Neueinrichtung von Wohn-, 
Schlaf- und Vorrathsräumen nöthig wurde. Auf einer 
kleinen Feldbrandziegelei bei Sobernheim schliefen sogar 
2 Arbeiter in dem unteren modrigfeuchten Raume eines 
alten Kasseler Ofens, in den Licht und Luft nur durch eine 
kleine Thür mit einer Fensterscheibe Zutritt fanden.“ Alle 
diese Mittheilungen lassen sich wohl dahin zusammenfassen, 
dass die Wohnungsverhältnisse der preussischen Ziegelei¬ 
arbeiter denjenigen von Thieren näher stehen, als solchen 
zivilisirter Menschen. Und trotzdem diese Zustände in 
amtlichen Berichten seit Jahren immer wieder festgestellt 
werden, ist von gesetzgeberischen Maassnahmen dagegen 
nichts zu hören! 


Verantwortlich für die Redaktion; Or. Hdnrich Braun in Berlin W. Victoriastrasse i6. 
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Die verwahrloste und verbrecherische Jugend. 

An die Normen des Privatrechts pflegt man erfreu¬ 
licherweise jetzt überall den Maassstab der Sozialpolitik zu 
legen. Niemand denkt heute mehr daran, die Rechtssätze 
lediglich auf ihre unerbittliche Konsequenz, auf ihre un¬ 
beugsame Starrheit und auf die feine Ausbildung der in 
ihnen zur Verwendung kommenden Begriffe zu prüfen, 
sondern überall tritt das realistische Endziel des Privat- 
rechtes, die Beförderung des sozialen Wohlergehens der 
einzelnen Klassen der Bevölkerung, in den Vordergrund 
des öffentlichen Interes.ses. Iherings durch tiefsten Gedanken¬ 
reichthum, wie durch glänzendste Darstcllungsform gleich 
ausgezeichnetes Werk: „Der Zweck im Recht“ hat nach 
dieser Richtung hin, trotz vielfach abfälliger Kritik der Fach¬ 
gelehrten, einen weit nachhaltigeren Einfluss ausgeübt, als 
man gemeinhin zuzugeben geneigt ist. Der beste Beweis 
dafür ist die Art, wie Gierke und vor allem Anton Mengen 
an den Entwurf des bürgerlichen Gesetzbuches herange¬ 


treten sind. Hier ist keine Spur mehr von dem verhäng- 
nissvollen Formalismus, von den unaufhörlichen Kontro¬ 
versen und Finessen zu finden, die den gelehrten Juristen 
so oft von dem schlichten Volksbewusstsein zum Vorwurf 
gemacht werden, dafür aber begegnet man auf Schritt und 
Tritt einer gesunden Zukehr zum Leben, einem leiden¬ 
schaftlichen Streben nach Durchsetzung wirthschaftlicher 
und sozialer Gerechtigkeit. • 

Dass das Strafrecht denselben Weg gehen muss, dass 
hier die gleichen Probleme der Lösung harren, fällt zu¬ 
nächst weniger in die Augen, als auf dem Gebiete des 
Privatrechts, wo die Vertheilung der wirthschaftlichen Güter 
in Frage steht. Die moderne Richtung in der Strafrechts¬ 
wissenschaft, welche nicht mit Begriffen und Konstruktionen 
prunkt, die sich nicht abseits vom Leben und seinen Be¬ 
dürfnissen stellt oder gar diese zu meistern versucht, viel¬ 
mehr sich ihnen bescheiden unterordnet, hat deshalb auch 
noch mit vielen Vorurtheilen und Anfeindungen zu kämpfen. 
An die gesetzliche Realisirung der Reformvorschläge ist in 
Deutschland wenigstens vorläufig nicht zu denken. Nur 
auf einem Gebiete scheinen sich die Ansichten zu klären, 
so dass, nach einigen sicheren Anzeichen zu schliessen, an 
einem baldigen praktischen Erfolge nicht zu zweifeln ist. 
Dies ist die Behandlung jugendlicher Verbrecher und ver¬ 
wahrloster Kinder. 

Auch dem blödesten Auge muss allmälig die volle Ver¬ 
werflichkeit unseres heutigen Systems klar werden, das 
plump und mechanisch für jugendliche wie für erwachsene 
Verbrecher im wesentlichen dieselbe Behandlungsart zur An¬ 
wendung bringt, nur mit dem einzigen Unterschiede, dass 
man erstere für kürzere Zeit wegen geringerer Schuld in s 
Gefängniss steckt und damit jede bessernde Wirkung des 
Gefängnisses, jede Möglichkeit einer Nacherziehung als Ein¬ 
leitung zu einem thätigen und wirthschaftlich erfolgreichen 
Leben von vornherein unmöglich macht. Die Folgen dieser 
sterilen formalistischen Methode sind denn auch nicht aus¬ 
geblieben. Seit dem Jahre 1882, wo wir die erste zuver¬ 
lässige deutsche Reichskriminalstatistik besitzen, ist die 
Zahl der jugendlichen Verbrecher um etwa 33 pCt. ge¬ 
stiegen. Und dabei ist zu beachten, dass die Zahlen der 
Reichskriminalstatistik, eine so beredte Sprache sie auch 
führen, uns das Bild jugendlichen Elends und jugendlicher 
Verwahrlosung noch lange nicht in seiner ganzen Traurig¬ 
keit enthüllen. Hier fehlen alle Vergehen gegen die Landes¬ 
gesetze und die sogenannten Uebertretungen. Die Reichs- 
kriminalstatistik schweigt von denjenigen, welche zwar einer 
strafbaren Handlung für schuldig befunden, aber wegen 
mangelnder Einsicht in die Strafbarkeit ihrer Handlung frei¬ 
gesprochen worden sind. Und endlich erfahren wir nicht, 
wieviel Kinder unter 12 Jahren alljährlich wegen begangener 
Strafthat einer Familie oder einer staatlichen Erziehungs- 
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anstalt überwiesen werden. Nimmt man hinzu das starke j 
unaufhörliche Anwachsen des gewohnheitsmässigen Ver¬ 
brecherthums, das ebenfalls zum grössten Theil auf die 
sittliche Verwahrlosung im zarten Kindesalter zurückzu- 
führen ist, so versteht man es, warum die Reichskriminal- i 
Statistik, welche sonst in dem Streben nach möglichster | 
Objektivität es unterlässt, Schlussfolgerungen aus den er- ) 
mittelten Zahlen zu ziehen, hier plötzlich aus ihrer nüch- | 
ternen Reserve heraustritt und in die bittere Klage aus¬ 
bricht, „dass die jugendlichen Delinquenten die Rekruten 
einer Verbrecherarmee bilden, gegen welche die Strafmittel 
des bestehenden Rechts sich als machtlos zu erweisen 
scheinen*'. 

Das naheliegendste Mittel, in diesen Uebelständen Wandel 
zu schäften, muss auch hier das Bestreben sein, das den 
Angelpunkt der ganzen modernen Reformbewegung auf dem 
Gebiete des Strafrechts bildet, der Verübung einer Straf- 
that vorzubeugen, den abschüssigen Weg, der zum Ver¬ 
brecherthum führt, zu versperren, anstatt das begangene 
Verbrechen zu bestrafen. Und gerade an dem in Rede 
stehenden Punkte zeigt sich besonders deutlich die Trag¬ 
weite dieses Satzes, die grosse Fruchtbarkeit dieses Ge¬ 
dankens. Das Gemüth des Kindes ist noch völlig bild- und 
biegsam, sein Charakter ist ganz anders wie derjenige des 
Erwachsenen den Einflüssen des Milieus zugänglich. Auch 
der fanatischste Anhänger der Lehre von der natur-gesetz- 
mässigen Bestimmtheit des menschlichen Charakters, auch 
der extremste Verehrer Lombrosoß und seiner kriminal¬ 
anthropologischen Schule mit ihrem angeblich angeborenen 
Hang zum Verbrechen und ihrem Verbrechertypus kann 
nicht die Möglichkeit einer Einwirkung auf die jugendliche 
Eigenart, sofern jene nur rechtzeitig geschieht, vollkommen 
bestreiten wollen. Hier ist ein Ankämpfen gegen vererbte 
Anlagen unzweifelhaft möglich, hier wird ein anders und 
besser geartetes Milieu nachhaltige Kraft in zahllosen Fällen 
bewähren können. Daraus aber ergiebt sich mit unabweis¬ 
barer NothWendigkeit die Forderung, das in verkommener 
Umgebung oder ohne jede Aufsicht und Erziehung heran- 
wachsende Kind möglichst schnell dieser Sphäre zu ent- 
reissen und eine nach verständigen Grundsätzen geleitete, 
staatlich überwachte Erziehung da eintreten zu lassen, wo 
ohne solche das schuldlose Kind unzweifelhaft seinem 
Untergang entgegengehen muss. Wenn hier nach dem 
heute im grössten Theile von Deutschland herrschenden 
Rechtszustande lediglich doktrinären theoretisch-juristischen 
Bedenken zu Liebe regelmässig so lange gewartet wird, bis 
das Kind zufällig eine strafbare Handlung begangen hat, 
so ist dies eine Barbarei, die, vielleicht abgesehen davon, 
dass man die Unbemittelten, die eine Geldstrafe nicht be¬ 
zahlen können, lediglich ihrer Armuth, nicht ihrer That 
wegen ins Gefängniss steckt, in unserer Rechtspflege kein 
Analogon hat. Die Wohlthat der Zwangserziehung ist überall 
da am Platz, wo sittliche Verwahrlosung entweder bereits 
festgestellt ist oder die häuslichen Verhältnisse solche sind, 
dass sittliche Verwahrlosung zu befürchten steht und die 
Maassregel nothwendig erscheint, um das Kind vor dem 
sittlichen Verderben zu bewahren. Auf diesen Satz hinzu¬ 
weisen, ist gerade jetzt am Platz, wo man den Entwurf 
eines bürgerlichen Gesetzbuchs einer erneuten Bearbeitung 
unterzieht. In völliger Verkennung der hohen sozialpoli¬ 
tischen Bedeutung des in Rede stehenden Problems machte 
der Entwurf, wie er aus der ersten Lesung hervorgegangen 
ist, den Eintritt der Zwangserziehung vom Vorliegen eines 
Verschuldens auf Seiten der Eltern abhängig. Das Vor¬ 
mundschaftsgericht soll hiernach Maassregeln zur Abwendung 
der dem Kinde drohenden Gefahr des moralischen Unter¬ 
gangs nur dann treffen können, „wenn der Inhaber der 
elterlichen Gewalt durch Missbrauch des Rechtes, für die 
Person des Kindes zu sorgen, insbesondere durch Miss¬ 
brauch des Erziehungsrechtes oder durch Vernachlässigung 


des Kindes dessen geistiges oder leibliches Wohl gefährdet, 
oder wenn eine solche Gefährdung in Folge ehrlosen oder 
unsittlichen Verhaltens des Inhabers der elterlichen Gewalt 
für die Zukunft zu besorgen ist.“ Und nun vergleiche man 
hiermit, um die ganze Tragweite des Rückschritts, zu dem 
man uns zwingen will, zu ermessen, die Bestimmung des 
Gesetzes von 1886 für Baden, wonach die Zwangserziehung 
auf Grund einer gerichtlichen Entscheidung schon dann zu¬ 
lässig ist, wenn die Erziehungsgewalt der Eltern oder 
sonstigen Fürsorger und die Zuchtmittel der Schule sich zur 
Verhütung eines völligen sittlichen Verderbens der jugend¬ 
lichen Personen als unzulänglich erweisen. Aehnliche ebenfalls 
von einem Verschulden der Eltern absehende Vorschriften 
finden sich in einer ganzen Anzahl anderer ausserpreussi- 
scher deutscher Bundesstaaten. Der Gegensatz zwischen 
beiden Gruppen ist ein äusserst wichtiger; In den zuletzt 
genannten Fällen volles Verständniss für die in unseren 
ökonomischen Verhältnissen begründete Thatsache, dass ohne 
Aufsicht und Erziehung Tausende von Kindern heranwachsen, 
ohne dass die den ganzen Tag Ober beschäftigten Eltern 
auch nur der leiseste Tadel für die Verwahrlosung treffen 
kann, in dem System des Entwurfs dagegen schroffes, kalt¬ 
herziges Vorherrschen einseitiger privatrechtlicher Gesichts¬ 
punkte, während doch aller Fortschritt in den dem öffent¬ 
lichen Recht angehörigen Rechtsinstituten darin bestehen 
muss, sich von den oft zu starr individualistischen Normen 
des römischen Rechts zu emanzipiren und dem wirthschaft- 
lich oder sozial Schwachen den nothwendigen Schutz zu 
gewähren. Woher aber dieser dem Geiste unserer Zeit so 
widersprechende Rückschritt? Einer der Redner auf der 
letzten deutschen Landes Versammlung der internationalen 
kriminalistischen Vereinigung sprach im Frühjahr 1893 in 
Berlin den Grund klar aus, indem er mit Entrüstung und 
Pathos der Versammlung zurief: Meines Erachtens droht 
uns mit solchen Eingriffen in die väterliche Gewalt und mit 
den weiter in Vorschlag gebrachten Erziehungsämtern die 
Verwirklichung eines Stücks des sozialdemokratischen Zu¬ 
kunftsstaates und eine Polizeiwirthschaft, wie sie empfind¬ 
licher und einschneidender gar nicht gedacht werden kann. 
Gegen eine solche Auffassung muss von vornherein ener¬ 
gisch protestirt werden, denn würde sie zur allgemeinen 
Anerkennung gelangen, so wäre damit die brennende Frage 
nach der Reform der Maassregeln gegen das jugendliche 
Verbrecherthum auf lange Zeit hinaus wiederum vertagt. 
Dies aber wäre gerade jetzt besonders gefährlich, wo die 
internationale kriminalistische Vereinigung im Begriffe steht, 
ihre Beschlüsse dem Reichstag vorzulegen. Aber man mag 
keine Furcht haben, die Ausdehnung der Zwangserziehung 
wird uns dem Zukunftsstaat nicht näher bringen, sie soll 
nur einige schreiende Missstände im Rahmen der heutigen 
Gesellschaftsordnung beseitigen. Nimmt doch kein ver¬ 
ständiger Mensch daran Anstoss, dass der Staat durch den 
Schulzwang Jedermann zum Erwerb eines gewissen Maasses 
der geistigen Bildung nöthigt. Ist nun aber die sittliche 
Ausbildung des Charakters nicht mindestens ebenso wichtig? 
Hier ist in unsern staatlichen Institutionen eine Lücke, die 
durch die Erweiterung der Zwangserziehung ausgefüllt 
werden muss. Längst hat von Liszt die richtige Frage¬ 
stellung scharf dahin präzisirt: „Hat der Staat das Recht, 
die Eltern in der Erfüllung der ihnen zunächst obliegenden 
Erziehungspflicht zu unterstützen oder zu vertreten, wenn 
die Eltern theilweise oder völlig unvermögend sind, dieser 
Pflicht zu genügen?“ Diese Frage aber wird unbedenklich 
von jedem, der die Erscheinungen des Lebens kennt, zu 
bejahen sein. Der praktische, nüchterne Sinn der Englän¬ 
der hat die Wichtigkeit des Problems längst erkannt. Fern 
von der falschen Scheu, damit eine sozialistische Forderung 
zu verwirklichen, ist in England die Erkenntniss zum Ge¬ 
meingut geworden, dass eine rechtzeitige, systematisch ge¬ 
leitete staatlich überwachte Erziehung das sicherste Mittel 
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ist, die schlechten Neigungen in dem Kinde oft genug mit 
dauerndem Erfolge zu ertödten, ohne dass man diese Maass¬ 
regel an Voraussetzungen knüpft, denen die realen Verhält¬ 
nisse Hohn sprechen. Ein soeben erschienenes treffliches 
Buch von Adolf Lenz*) „die Zwangserziehung in England“ 
giebt uns hierüber reichen Aufschluss und berichtigt manche 
bisher über die englischen Zustände verbreitete Miss¬ 
verständnisse. 

Wir haben im Vorstehenden den praktisch weitaus 
wichtigsten Punkt unter den Reformbestrebungen berührt. 
Aber auch die anderen Postulate dürfen daneben nicht ver¬ 
gessen werden, vor allem nicht die dringend nothwendige 
Hinaufrückung des Alters der Strafmündigkeit, damit nicht 
zahllosen Personen, die für die Wirkung der Strafe noch 
nicht zugänglich sind, ihre Existenzbedingungen von Staats 
wegen auf das äusserste erschwert werden. Und endlich 
erwähnen wir noch die Beseitigung jenes blutleeren, schemen¬ 
haften, nicht mit dem ganzen psychischen und physischen 
Zustand des Kindes, sondern mit zufällig begangenen Thaten 
rechnenden Merkmales des Unterscheidungsvermögens, 
welches für die Behandlungsart jugendlicher Personen zwi¬ 
schen 12 und 18 Jahren bekanntlich nach dem geltenden 
Recht einzig und allein entscheidend ist. Gerade mit Rück¬ 
sicht auf die Interessen der unbemittelten Volksklassen ist 
auf diesen Punkt der entschiedenste Nachdruck zu legen. 
Bei dem in trüben Verhältnissen aufgewachsenen, von 
Jugend auf sich selbst überlassenen Kinde, dem eine liebe¬ 
volle Fürsorge der vom frühen Morgen bis zum späten 
Abend mit der Sorge um das tägliche Brot beschäftigten 
Eltern fehlt, ist naturgcmäss die Selbstständigkeit, Lebens¬ 
erfahrung und Weltkenntniss ganz besonders geschärft, so 
dass es die Strafbarkeit seiner verbrecherischen Handlung 
in fast allen Fällen begreifen wird. In Folge dessen muss 
nach dem geltenden Recht kriminelle Strafe eintreten. 
Welchen verständigen Zweck aber kafin diese hier haben? 
Glaubt man wirklich durch eine Gefängnissstrafe von einigen 
Tagen oder Monaten dem Kinde das geben zu können, 
w'as ihm zur moralischen Gesundung fehlt, einen erstarkten, 
auf rechtliche, soziale und ethische Anschauungen sich 
stützenden Willen? Es sollte doch einleuchten, dass eine 
Rettung nur möglich ist, durch das Versetzen in eine völlig 
andere Umgebung, die den Willen und das Verständnis 
hat zum Eindringen in die Kindesseele, mit anderen 
Worten durch Nachholen der versäumten Erziehung unter 
staatlicher Aufsicht. Die Strafe ist hier aber nicht nur 
nutzlos, sondern geradezu ein himmelschreiendes Unrecht. 
Die mit dem Gefängniss verbundenen beiden Grundübel 
der Ansteckungsgefahr und der Erschwerung der Existenz¬ 
bedingungen erziehen das Kind erst zum Verbrecher. Wir 
erhalten mithin das Ergebniss : Gerade beim Vorhandensein 
des sogenannten Unterscheidungsvermögens passt die Strafe 
oft genug wie die Faust auf das Auge. Hier ist nicht die 
übliche kurze Strafe, sondern eine ganz anders geartete 
Behandlung am Platz. 

Die Beschlüsse der internationalen kriminalistischen 
Vereinigung bewegen sich auf dieser richtigen Bahn. Nur 
in einem Punkt machen sie eine höchst bedenkliche, folge¬ 
widrige und mit einem w'irklichen Jugendschutz unverein¬ 
bare Konzession an die Gegner, indem sie nämlich dern 
Richter gestatten, Strafe und Zwangserziehung mit einander 
zu verbinden. Man hat allerlei Argumente vorgebracht, 
w'elche die Kumulirung dieser ihrem ganzen Wesen nach 
sich ausschliessenden Massregeln rechtfertigen sollen. Wir 
können verzichten, hierauf näher einzugehen. Denn der 
einzig wahre, wenn auch unausgesprochene Grund bleibt 
doch immer der, dass man sich nicht entschliessen kann, 
völlig und radikal mit dem Prinzip der vergeltenden Ge¬ 
rechtigkeit zu brechen. Nun wohl, steht man auf diesem 
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Standpunkt, so mag man die herrschenden Vorschriften in 
ihrem ganzen Doktrinarismus, in ihrer vollen Lebensfremd¬ 
heit erhalten. Wer aber nicht metaphysischer Theorien zu 
Liebe, sondern realer Zwecke halber straft, wer bei Bestim¬ 
mung der anzuwendenden Massregeln einztidringen bemüht 
ist in die Gründe und Abgründe menschlicher Herzen und 
Seelenzustände, der wird sich wohl hüten, einer jahrelang 
währenden. Halt und Beistand für das ganze Leben er¬ 
strebenden Anstaltserziehung eine kurze Strafe vorauszu¬ 
schicken, die in dem Dasein des meist auf seiner Hände 
Arbeit Angewiesenen eine nie ganz vernarbende wunde 
Stelle bleiben wird und ihn immer wieder von Neuem in 
das Verbrechen hineindrängt. 

Trotz dieser klar vor Aller Augen liegenden, eine 
schwere Anklage gegen die Gesellschaft enthaltenden Miss¬ 
stände hat dennoch der wichtigste der neueren Entwürfe, 
der eines österreichischen Strafgesetzbuches, sich nicht 
zur Beseitigung der geschilderten engherzig-bureaukrati- 
schen Grundsätze aufzuraffen vermocht. Der Ausschuss 
des Abgeordnetenhauses hat erfreulicher Weise aber bessere 
Einsicht bewiesen und wenigstens in einem wichtigen 
Punkte der Sozialpolitik den Vortritt vor einer weltfremden 
Begriffsjurisprudenz gelassen, Er beseitigt das Merkmal 
des Unterscheidungsvermögens mit den von gesunder 
Lebensauffassung zeugenden, denkwürdigen Worten : Strafe 
darf nur den treffen, der auch die nöthige moralische 
Kraft hat, um dem Antriebe zur Begehung des Verbrechens 
zu widerstehen. Wenn nun jugendliche Personen keine 
Erziehung genossen haben, wenn sie in Noth und Elend, 
in physischem oder moralischem Schmutze aufgewachsen 
sind, wenn sie von Personen, unter deren legitimen Ein¬ 
flüsse sie stehen, leichtfertige, rohe Reden u. s. w., hören, 
dann wäre es ein Unrecht, sie als Verbrecher zu bestrafen, 
wohl aber liegt es in der Verpflichtung und im dringendsten 
Interesse der bürgerlichen Gesellschaft, den Versuch der 
Rettung solcher Personen zu machen.“ Es wäre dringend 
zu wünschen, dass diese verständigen Gedanken zum Ge¬ 
setze erhoben würden. 

Berlin. Hugo Heinemann. 


Soziale Wirthschaftspolitik und Wirthschafts- 
statistik. 

Landwlrthschaftskammern in Preussen. Nach Mit¬ 
theilungen der Regierungsorgane wird dem Landtage ein 
Gesetzentwurf betreffend die Errichtung von Landwirth- 
schaftskammern vorgelegt werden. Ueber die Grundlagen, 
auf denen diese landwirthschaftliche Vertretung errichtet 
werden soll, verlautet vorerst nur, dass dieselbe obligato¬ 
risch sein und ziemlich weitgehende Befugnisse erhalten soll. 

Zur Abänderung des Gesetzes über den Unter¬ 
stützungswohnsitz. Dem Reichstage ist der Bericht der 
Vil. Kommission über den ihr zur Vorberathung über¬ 
wiesenen Entwurf eines Gesetzes, betreffend die Aenderung 
des Gesetzes über den Unterstützungswohnsitz und die 
Ergänzung des Strafgesetzbuchs, zugegangen. Nach den 
Beschlüssen der Kommission soll § 29 des Gesetzes über 
den Unterstützungswohnsitz vom 6. Juni 1870 folgende 
Fassung erhalten: „Wenn Personen, welche gegen Lohn 
oder Gehalt in einem Dienst- oder Arbeitsverhältniss stehen, 
oder deren ihren Unterstützungswohnsitz theilende Ange¬ 
hörige, oder wenn Lehrlinge am Dienst- oder Arbeitsort 
erkranken, so hat der Ortsarmenverband dieses Orts die 
Verpflichtung, den Erkrankten die erforderliche Kur und 
Verpflegung zu gewähren. Ein Anspruch auf Erstattung 
der entstehenden Kur- und Verpflegungskosten bezw. auf 
Uebernahme des Hilfsbedürftigen gegen einen anderen 
Armenverband erwächst in diesen Fällen nur, wenn die 
Krankenpflege länger als dreizehn Wochen fortgesetzt 
wurde und nur für den über diese Frist hinausgehenden 
Zeitraum. Dem zur Unterstützung an sich verpflichteten 
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Armenverbande muss spätestens sieben Tage vor Ablauf 
des dreizehnwöchentlichen Zeitraums Nachricht von der 
Erkrankung gegeben werden, widrigenfalls die Erstattung 
der Kosten erst von dem, sieben Tage nach dem Eingänge 
der Nachricht b^innenden Zeiträume an gefordert werden 
kann. Die Bestimmungen der Absätze 2 und 3 finden keine 
Anwendung, wenn das Dienst- oder Arbeitsverhältniss, durch 
welches der Aufenthalt am Dienst- oder Arbeitsorte bedingt 
wurde, nach seiner Natur oder im voraus durch Vertrag auf 
einen Zeitraum von einer Woche oder weniger beschränkt 
ist.“ Als Zeitpunkt für das Inkrafttreten des Gesetzes 
schlägt die Kommission den 1. April 1894 vor. 

Arbeitsnachweisbureaus in England. ln England 
haben sich bisher Bureaus zur Vermittelung von Arbeits¬ 
gelegenheit wenig eingebürgert, weit weniger als in Frank¬ 
reich, wo sie bereits eine grosse Rolle spielen. Meist liegt 
die Arbeitsvermittelung in den Händen von Privatunter¬ 
nehmern. Nur die besser organisirten Gewerkschaften haben 
es verstanden, die Arbeitsvermittelung für ihre Mitglieder 
an sich zu ziehen. In den letzten Jahren haben noch einige 
Ortsverwaltungen die Errichtung von Arbeitsnachweisbureaus 
versucht. Das Arbeitsamt, dessen Bericht über die Arbeits¬ 
losenfrage wir kürzlich besprachen, veröffentlicht auch 
einige Daten über die bestehenden kommunalen Arbeits¬ 
ämter. Abgesehen von den nur zeitweiligen für Noth- 
stände berechneten Nachweisstelleh, zerfallen die in dem 
Bericht besprochenen 25 Unternehmungen dieser Art in 
zwei Hauptgruppen: die einen, meist über das Land zer¬ 
streute Arbeitsämter kleinerer Orte, tragen nur solche 
Arbeitssucher in ihre Register ein, die auf irgend eine 
Weise, ihre Qualifikation für die gesuchte Arbeit beweisen 
können; die andere Gruppe, meist Bureaus, die von den 
einzelnen Londoner Kirchspielverwaltungen errichtet wurden, 
registriren unterschiedslos einen jeden Arbeitssuchen 

Der Bericht führt nun aus, dass beide Methoden Nach¬ 
theile und Vortheile verschiedener Art ergeben haben. Wo 
unterschiedslos alle Bewerber eingetragen werden, gewährt 
die Einzeichnung dem Unternehmer keinerlei Bürgschaft da¬ 
für, dass er einen wirklich befähigten Arbeiter nachgewiesen 
erhalt. Das hat zur Folge, dass die Geschäftsleute solche 
Bureaus mit einem gewissen Misstrauen ansehen und sie 
nur selten benutzen. Wer gelernte Arbeiter sucht, ver¬ 
meidet solche Bureaus. Meist ist dort nur Nachfrage nach 
Dienstboten, Laufburschen und nach Leuten, die eine vor¬ 
übergehende Beschäftigung annehmen wollen. Die.grosse 
Mehrzahl der Bewerber sieht sich in ihren Erwartungen, 
Arbeit zu finden, getäuscht. Somit haben gerade die un¬ 
gelernten Arbeiter, die am meisten auf den Arbeitsnachweis 
angewiesen sind, auch aus diesen Bureaus nur geringen 
Nutzen. Anders steht es mit denjenigen Bureaus, die Be¬ 
weise für Leistungsfähigkeit von den Bewerbern verlangen. 
Sie werden sehr viel von Unternehmern in Anspruch ge¬ 
nommen, da diese glauben den dort registrirten Arbeitern 
ein gewisses Vertrauen entgegen bringen zu können. Meist 
sind es deshalb gelernte Arbeiter, die daraus Nutzen ziehen 
können, während auf diesen Bureaus die ungelernten Ar¬ 
beiter fast völlig leer ausgehen. Am schlechtesten fahren 
also immer solche Arbeiter, die wegen mangelnder Tüchtig¬ 
keit häufig und dauernd arbeitslos werden. Somit haben 
die englischen Gemeindebureaus zur Lösung derFrage^wie 
den Arbeitslosen aller Art sofort Beschäftigung zugewiesen 
werden kann, bisher noch nichts beigetragen. Es liegt ja 
auch in der Natur der Sache, dass Arbeitsnachweis-Bureaus, 
so geschickt sie auch organisirt sein mögen, zur Verringe¬ 
rung de." Reserve-Armee der Arbeiter nichts thun können, 
sondern immer nur dem Unternehmer es erleichtern, unter 
vielen Bewerbern eine geeignete Auswahl zu treffen. Das 
englische Arbeitsamt räth denn auch, in Erwägung aller 
dieser Umstände die Unternehmungen zur Beseitigung der 
Arbeitslosigkeit und der daraus entstehenden Noth (relief- 
work) von den Arbeitsnachweis-Bureaus völlig zu trennen, 
da beide Einrichtungen ganz verschiedene Aufgaben zu er¬ 
füllen haben. 


Soziale Zustände. 

Wohnungs- und EJrnährungsverhältnisse der Arbeiter 
im Bezirk Breslau. Der vom Regierungsrath Wolff er¬ 
stattete „Generalbericht über die Verwaltung der Medizinal¬ 
angelegenheiten im Regierungsbezirke Breslau in den 
Jahren 1889, 1890 und 1891“ enthält folgende Mittheilungen 
über die Wohnungsverhältnisse im Bezirk: „Den Wohnungs¬ 
verhältnissen ist während der Berichtszeit von der Gesund¬ 
heitspolizei unausgesetzt eine ausgedehnte Aufmerksamkeit 
zugewendet, und auf die Beschaffung gesunder Wohnungen 
sowohl in den Städten wie auf dem platten Lande ist thun- 
lichst hingewirkt worden. In dem Entwürfe einer neuen 
Baupolizeiordnung für die Stadt Breslau ist den hygienischen 
Verhältnissen besondere Beachtung geschenkt worden, ln 
den ländlichen Ortschaften des Regierungsbezirks ist viel¬ 
fach von den Grossgrundbesitzern und Grossindustriellen 
in der richtigen Erkenntniss, dass gute Arbeiter auch eine 
gesunde und zeitgemäss eingerichtete Wohnung bean¬ 
spruchen können, für Herstellung besserer Wohnungen ge¬ 
sorgt worden. Die Gesindehäuser auf den Dominialhöfen 
und ebenso die Arbeiterwohnungen bei den grösseren Fa¬ 
briken sind bei Neubauten stets so eingerichtet, dass jede 
Arbeiterfamilie eine grössere Stube und eine helle trockene 
Kammer erhält und mit den erforderlichen Kochvorrichtungen 
versehen ist. Die Schlafstellen-Wirthschaften werden po¬ 
lizeilich überwacht, und es wird streng darauf gehalten, dass 
nicht mehr Personen aufgenommen werden, als nach dem 
vorhandenen, vorher festgestellten Lufträume gestattet ist. 
In Breslau war die Bauthätigkeit sehr rege und ist infolge 
derselben ein Ueberfluss an grösseren und mittleren Woh¬ 
nungen, welche theilweise leer stehen, entstanden. Die 
kleineren, für die ärmere Bevölkerung bestimmten 
Wohnungen sind dagegen trotz der regen Bau¬ 
thätigkeit an Zahl und Beschaffenheit ungenügend 
geblieben, und auf diesen Umstand, sowie auf die 
meistentheils dürftige Ernährung der niederen 
Volksschichten ist zweitfellos die immer noch 
hohe Sterblichkeitsziffer der Stadt Breslau zu¬ 
rückzuführen, welche auch durch die anerkannt zweck¬ 
dienlichen und umfassenden hygienischen Maassregeln in 
dem erwünschten Maasse bisher nicht verringert werden 
konnte.“ So optimistisch der erste Theil dieser amtlichen 
Aeusserung klingt, so charakteristisch ist das offene Ein- 
geständniss im letzten Theile. Die offizielle Sozialreform 
scheint in Breslau und Umgegend noch recht wenig mit 
ihren Segnungen auf die Arbeiterbevölkerung gewirkt zu 
haben, wenn solche gesundheitliche Verhältnisse amtlich 
festgestellt werden müssen. 

Zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit ln Mainz, ln 

der Stadtverordnetensitzung vom 24. Dezember wurde nach 
einem Referate über die Lohnverhältnisse der in städtischen 
Betrieben gegen Tagelohn beschäftigten Arbeiter der Be¬ 
schluss gemsst, dass bei eintretendem Frostwetter oder bei 
sonstigen Gelegenheiten, wenn es an einer fortlaufenden 
Beschäftigung für städtische Arbeiter bezw. Tagelöhner 
fehlt, eine einheitliche Verkürzung der Arbeitszeit, unter 
der gleichzeitigen Kürzung des Lohnes, eintreten soll. Bei 
allen diesen Arbeitern soll auch die vierzehntägige Kündi¬ 
gung vom 1. November bis 1. April eines jeden Jahres als 
aufgehoben gelten. Zur Verwendung beschäftigungsloser 
Arbeiter wurde beschlossen, einen Kredit von 3600 M. für 
Zerkleinerung von Chaussee-Decksteinen zu bewilligen, 
ausserdem wurden 7700 M. genehmigt, um eine bessere 
direkte Verbindung zwischen der Emmeransstrasse und der 
Welschnonnengasse herzustellen. 

Statistik des deutschen Holzarbeiterverbandes. Eine 
Statistik über die Arbeitsverhältnisse der Holzarbeiter nimmt 
gegenwärtig der deutsche Holzarbeiter-Verband auf. Er 
hat zu diesem Zwecke Fragebogen in Umlauf gesetzt, welche 
sowohl von organisirten als auch Nichtmitgliedern des Ver¬ 
bandes ausgefüllt werden können. Die gestellten Fragen 
beziehen sich in der Hauptsache auf Alter, Familienstand 
und -Zahl des Arbeiters, darauf ob in Akkord oder Lohn 
gearbeitet wird, wie oft Zahltag ist, ob Ueberstunden gemacht 
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wurden, wie viele und was dafür an Lohn gezahlt wurde, 
wie hoch sich sonst der Lohn beläuft, wie lange die Ar¬ 
beitszeit dauert, ob krank gewesen und Art der Krankheit, 
aus wieviel Räumen die Wohnung besteht und von wieviel 
Personen sie bewohnt wird, wie lange im letzten Jahre 
die Arbeitslosigkeit gedauert etc. 

Kinderarbeit und Schulbesuch in England. Auf Grund 
eines Gesetzes vom 22. September 1893 tritt mit dem 1. Ja¬ 
nuar eine neue Bestimmung, betreffs die Entbindung der 
Kinder vom Schulbesuch, in Kraft. Während früher die 
einzelnen Gemeindeverwaltungen das Recht hatten, bereits 
nach vollendetem 10. Jahre die Entbindung der Kinder vom 
Schulbesuch in einzelnen Fällen zu gestatten, wird jetzt die 
Altersgrenze um ein Jahr hinausgeschoben, sodass fortan 
erst nach vollendetem 11. Lebensjahr ein Kind ganz oder 
theilweise vom Schulbesuch entbunden werden kann. Vor¬ 
aussetzung ist dabei, dass es ein gewisses Mindestmaass 
von Kenntnissen nachweisen muss. Unternehmer, die Kin¬ 
der unterhalb der angegebenen Altersgrenze in Dienst 
nehmen, machen sich strafbar. Es ist das zwar immerhin 
eine Besserung gegen den früheren Zustand, doch lässt 
die neue Bestimmung der Gemeindeverwaltung noch immer 
viel zu viel Spielraum, die Kinder verfrüht in das Arbeits¬ 
getriebe hineinzuzerren. 

Die englische Enquete über die Bleifarbenindustrie. 

Das Komitee, welches der englische Minister des Innern, 
Mr. Asquith, mit der Aufgabe betraute, die Arbeitsverhält¬ 
nisse in der Bleiweissindustrie und den verwandten Zweigen 
zu untersuchen, hat eben seinen Bericht erstattet. Die Auf¬ 
gaben des Ausschusses waren: 1. die Bedingungen, unter 
welchen das Schmelzen von Blei und die Erzeugung von 
Bleiweiss, rothem Mennig, Bleigelb und Bleiglätte vor sich 
geht, mit Bezug auf die Gesundheitsschädlichkeit dieser 
Arbeit zu untersuchen, 2. zu prüfen, ob die bestehenden 
Spezialgesetze bezüglich der Bleiw'eissindustrie genügen und 
3. die nothwendigen Schutzmaassregeln in Vorschlag zu 
bringen. Die Untersuchung wurde auf England, Schottland 
und Wales ausgedehnt; das Komite, das -fe Etablissements 
besuchte und 184 Personen einvernahm, kam zu folgenden 
Schlüssen: 

Für die Bleiweissindustrie werden vorgeschlagen: Aerzt- 
liche Untersuchung vor Verwendung von Frauen, die Forde¬ 
rung eines ärztlichen Zeugnisses nach einer Krankheit vor 
Wiederbeschäftigung für beide Geschlechter, das Verbot 
der Beschältigung von Arbeiterinnen unter 20 Jahren, Ver¬ 
bot der Frauenarbeit überhaupt für alle Prozesse, bei 
welchen direkter Kontakt mit Bleiweiss stattfindet und Vor¬ 
sichtsmaassregeln betreffs der Kleidung der Arbeiterinnen. 

Oberlichter und genügende Ventilation wird für sämmt- 
liche Zweige der in Rede stehenden Industrie gefordert; 
weiteres wird für die Erzeugung von rothem und gelbem 
Mennig eine wöchentliche, ärztliche Untersuchung der 
jugendlichen Arbeiter verlangt; beim Bleischmelzen soll 
kein Arbeiter länger als zwei Stunden bei der Feuerung 
beschäftigt werden dürfen; Badevorschriften sollen gegeben 
werden. Aerztliche Untersuchung, wenigstens einmal im 
Monat, wird auch für Emaillirarbeiter verlangt und sollen 
in dieser Branche ebenfalls keine Arbeiterinnen unter 
20 Jahren beschäftigt und Gesundheitszeugnisse wie bei der 
Bleiweisserzeugung gefordert werden. Besondere Rein¬ 
lichkeitsvorschriften sollen für Arbeiter, die mit dem Ver¬ 
zinnen und Glasiren von Eisengussgeschirr beschäftigt sind, 
in Kraft treten. 

Im Anschlüsse hieran bemerkt der Bericht: das Komitee 
ist sich bewusst, dass die Durchführung der vorgeschlagenen 
Vorschriften den Fabrikanten nicht unerheblich zu belasten 
scheine; doch sind die erwähnten Schutzmaassregeln that- 
sächlich in manchen Werkstätten in Geltung Am schwer¬ 
sten dürfte das Verbot der Beschäftigung von Frauen bei Blei¬ 
weissfabrikation erscheinen, wie es jedoch in 4 Etablissements 
bereits durchgeführt ist; im Uebrigen dürfte diese Ein¬ 
schränkung nicht mehr als 600 Arbeiterinnen treffen. Das 
Komitee hat die Erfahrung gemacht, dass dort am meisten 
Bleivergiftungen Vorkommen, wo am wenigsten Geld und 
Mühe betreffs Vorsichtsmaassregeln für die Gesundheit der 
Arbeiter aufgewendet wird. 


Zu den Zuständen in Sizilien. Ueber die Zustände in 
Sizilien bringt ein Bericht der Neuen Freien Presse die 
folgende Darstellung, die wegen der Parteistellung jenes 
Blattes und weil sich darin theilweise die Ansichten der italie¬ 
nischen Regierung wiederzuspiegeln scheinen, besonderes 
Interesse hat: „Die gesellschaftlichen Zustände in Sizilien sind 
eigener Art, und die wirthschaftlichen und politischen Er¬ 
scheinungen erhalten daselbst auch ein anderes Gesicht als 
auf dem Festlande. Nicht allein die Noth und Bedrückung des 
Landvolkes und der Arbeiter in den Schwefelbergwerken, 
nicht allein die Tyrannei der Grundherren sind dort maass¬ 
gebend, sondern auch dieEigenthümlichkeit des durchRassen- 
mischungen beeinflussten Charakters und Temperaments, 
die insularen Sitten, Gebräuche und Vorurtheile, die aber¬ 
gläubische Unwissenheit des Proletariats und endlich die 
Maffia. Die italienische Regierung hätte auf der Insel, selbst 
wenn sie von den besten Absichten beseelt gewesen wäre, 
was wahrhaftig nicht der Fall war, nichts ausgerichtet: die 
Heilung musste aus der Unerträglichkeit jener Zustände 
selbst hervorgehen, und das geschieht nun. Die Bewegung 
bedeutet einen Gesundungsprozess, den man nur in die 
richtige Bahn zu lenken braucht, damit er der Insel und 
dem Reiche zur Wohlthat gereiche. Die Lage des Land¬ 
volkes in den Bergen und auf den Hochflächen des Innern 
wird von dem Generaldirektor der öffentlichen Sicherheit 
selbst als schauderhaft bezeichnet. Garibaldi Bosco, der 
Urheber der Bauernvereinigung, schildert in der letzten 
Nummer seiner Giustizia das soziale Leben der Bauern 
folgendermaassen: Sie arbeiten wie dieLastthiere den ganzen 
Tag und einen Theil der Nacht, trinken Wasser und essen 
Brod und Zwiebeln, wohnen in ungesunden, dem Winde 
und Regen offenen Verschlägen, sind mangelhaft bekleidet 
und leben in tiefster Unwissenheit. Sie müssen zur Sommers¬ 
zeit. während der Grundherr in Bädern weilt, in der Sonne 
verschmachten, zur Winterszeit Kälte und Hunger leiden, 
die Vorwürfe und Schmähungen des Grundherrn oder 
Pächters schweigend ertragen, ftlr ihn die Steuern bezahlen, 
von ihm sich bewuchern lassen bis zu vollständigster Knech¬ 
tung und mit fünfzig Jahren in Folge der Mühen und Ent¬ 
behrungen arbeitsunfähig werden und, wenn Gott gnädig 
ist, im Spittel verenden. So sehr diese Schilderung soziali¬ 
stische Gesinnungen verrathen mag, so entspricht sie doch 
der Wahrheit. In ganz Italien muss der Grossgrundbesitz 
vorerst den Eigenthümer, dann den Generalpächter, die 
Unterpächter und die Unternehmer reichlich nähren und es 
ist natürlich, dass in die schwielige Hand des besitzlosen 
Landarbeiters nur wenige Tropfen fallen; in Sizilien be¬ 
deuten diese Tropfen bei 12stündiger Arbeit 60 bis 80 Cen- 
tesimi den Tag und die Bauern sind verpflichtett, die 
Lebensmittel bei ihrem Unternehmer zu kaufen, der sie 
bis auf die Knochen aussaugt. Dass trotz alledem die ar¬ 
men Menschen vernünftigen Erwägungen zugänglich und 
keine Träumer sind, beweisen die Satzungen von Castel¬ 
termini und Corleone, in denen das toskanische Halbpart¬ 
system als das Ziel erklärt wird, dem der Bauernbund zu¬ 
streben soll; wo Halbpartverträge angenommen wurden, 
da hatten die Streitigkeiten zwischen den Grundherren und 
den Bauern ein Ende. Aeusserst schwierig ist die Frage 
der Verbrauchssteuern, welche die reichste Einnahmequelle 
aller von den Grundherren verwalteten Bauerngemeinden 
sind. Am allerschwierigsten ist die Frage der Gemeinde¬ 
vertretungen, die der Tummelplatz der wildesten Selbst¬ 
sucht und Leidenschaft sind. Hier kann nur eine starke 
Hand Ordnung und Zucht schaffen. Die parlamentarische 
Regierung hat dies zu thun versäumt. Das heutige Sizilien 
ist für parlamentarische Einrichtungen nicht reif. Schlimmer 
als alles andere ist die Lage der Arbeiter in den Schwefel¬ 
bergwerken. Sie schreie nach Rache, schreibt ein siziliani- 
scher Journalist, und er fügt hinzu, dass er beim Anblicke 
achtjähriger Kinder, die, keuchend, stöhnend und weinend 
die dunklen verpesteten Stollen heraufkletternd, das Mineral 
zu Tage förderten, zwölf Stunden im Tage ohne andere 
Nahrung als trockenes Brot, dass auch er mit ihnen weinte 
und sich fragte, ob eine menschliche Regierung solche ent¬ 
setzliche Marter dulden könne, ohne sich mit Schande zu 
bed ecken. 
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Gewerkschaftliche Arbeiterbewegung. 

Oesterreichischer Gewerkschaftskongress. Am 24. De¬ 
zember trat in Wien der erste österreichische Gewerk¬ 
schaftskongress zusammen. Seine vier Tage dauernden 
Verhandlungen nahmen im Wesentlichen folgenden Ver¬ 
lauf. Zum Kongresse haben 69 Vereine aus Wien 158 De- 
legirte und 125 Vereine aus den Kronländern Oesterreichs 
112Delegirte entsendet. Besonders stark waren die czechi- 
schen Textil- und Bergbaugewerkschaften vertreten. 

Der über die Gewerkschaften Oesterreichs erstattete 
Bericht bezeichnete dieselben als äusserst mangelhaft. 
In Wien stehen von 311652 in den verschiedenen 
Branchen beschäftigten Personen nur 20000, in der Provinz 
nur 11320 Personen in der Organisation. Arbeitslosen¬ 
unterstützung sei bei 65 Organisationen eingeführt; hierfür 
wurden im Jahre 1892 mehr als 26700 FI. ausbezahlt. Un¬ 
entgeltlichen Rechtsschutz gewähren 105 Organisationen. 

Ueber die zukünftige Organisation der österreichischen 
Gewerkschaften referirte Delegirter Smitka und bemerkte, 
dass bei Aufrechterhaltung der bisherigen Branchen-Orga- 
nisation die Umgestaltung in der Weise vorgenommen 
werden soll, dass die verwandten Branchen in eine Industrie¬ 
gruppe vereinigt und auf diese Weise eine .Zentralisation 
def Organisationen bew^erkstelligt werden soll. Jede dieser 
Gruppen habe dann einen Vertreter für die Gewerkschafts¬ 
kommission zu designiren. Der Wirkungskreis dieser ein¬ 
zelnen Verbände wäre ein genau begrenzter. Insbesondere 
würde die Industriegruppe, welche einen Strike, zu dessen 
Führung die Kräfte der einzelnen Gewerkschaft nicht hin¬ 
reichen, auf gemeinschaftliche Kosten durchführen können. 
Aufgabe der Gewerkschaftskommission sollte insbesondere 
die Gründung von Widerstandsfonds, die Errichtung 
von Arbeiterbörsen und die Regelung der Fachpresse 
sein. In der Debatte sprachen sich einige Delegirte 
für die Föderalisirung der Organisation aus. Delegirter 
Höger erklärte, dass die Organisation der Gewerkschaften 
nach einzelnen Ländern durchgeführt werden solle, wobei 
die nationalen Interessen berücksichtigt werden müssen. 
Die auf diese Art gebildeten Industriegruppen sollen in eine 
mächtige Reichsgruppe zusammengefasst werden. Zum 
Zwecke der Organisation würde eine progressive Steuer 
vom Lohngulden eingeführt werden. Der Redner sprach 
sich auch für eine Vertretung der Arbeiter nach anderen 
Staaten aus, damit man über die Verhältnisse in diesen 
anderen Ländern einen Ueberblick gewinne und den 
Arbeitsmarkt kennen lerne. Ausserdem müsse die Arbeits¬ 
losigkeit geregelt und das Zuströmen von Arbeitslosen in 
die Zentren verhindert werden. 

Im weiteren Verlauf der Diskussion der Organisations¬ 
frage sprach Legien (Hamburg) über die gewerkschaftliche 
Organisation Deutschlands. Diese Organisationen unter¬ 
scheiden sich von den österreichischen darin, dass letztere 
lokaler Natur sind, während die deutschen centralisirt sind. 
Die gewerkschaftliche Kommission wurde zur Unterstützung 
von Strikes so sehr in Anspruch genommen, dass es sich bald 
zeigte, dass die gewerkschaftlichen Organisationen Deutsch¬ 
lands noch lange nicht so vollkommen seien, dass von 
einer Centrale aus die Organisation der Strikes in die 
Hand genommen werden könnte. Die deutschen Vereine 
seien durch die Vereinsgesetze schwerer belastet, als die 
österreichischen. Während in Oesterreich ein einheitliches 
Vereinsgesetz existire, gebe es in Deutschland in jedem 
Lande ein eigenes Vereinsgesetz. 

Delegirter Kehl (Zürich) besprach die gewerkschaftliche 
Organisation der Schweiz, wo die Gewerkschaften die Politik 
der Sozialdemokratie überlassen hätten, da sie nur auf rein 
wirthschaftlichem Boden stünden. Die Gewerkschaften der 
Schweiz hätten sich centralisirt, und dies sei von günstigem 
Einflüsse für die Strikes gewesen, da zahlreiche Strikes im 
vorhinein vermieden, andere wiederum durch gütlichen Ver¬ 
gleich mit dem Arbeitgeber beigelegt wurden. Hierauf 
sprachen sich nahezu sämmtliche Generalredner der Ge¬ 
werkschaften für die Centralisirung der Organisation in 
Industriegruppen aus, worauf die Anträge der provisorischen 
Kommission mit allen gegen zwei Stimmen angenommen 
'irden. 


Ueber die zur Organisation der Gewerkschaften ein- 
gebrachten Anträge referirte Höger (Wien) und befürwortete 
folgende Punkte zur Annahme: Jeder, der sich als Sozial¬ 
demokrat bekennt, müsse auch der gewerkschaftlichen Orga¬ 
nisation angehören. Frauen und Mädchen seien in die ge¬ 
werkschaftlichen Organisationen einzubeziehen. Die Ge¬ 
werkschafts-Kommission soll aus zehn Delegirten der Wiener 
Gewerkschaften zusammengesetzt werden und sich durch eine 
Sub-Kommission, welcher Vertrauensmänner der Provinz¬ 
gewerkschaften anzugehören haben, ergänzen. Nach längerer 
Debatte wurden diese Anträge angenommen; der Kongress 
ging hierauf zu der Berathung des nächsten Punktes der 
Tagesordnung, „Strikes und Boycotts“, über. Die provi¬ 
sorische Gewerkschafts-Kommission beantragte: Jeder Strike 
wird an die Kronlands-Centralleitung angemeldet, welche 
die Gewerkschafts-Kommission sofort zu verständigen hat. 
Nicht angemeldete Strikes verlieren, mit Ausnahme unvor¬ 
hergesehener Fälle, den Anspruch auf Unterstützung; ebenso 
solche Strikes, die gegen den Beschluss der Gewerkschafts- 
Kommission veranstaltet wurden. Die Unterstützung wird 
aufgebracht durch an sämmtliche Organisationen zur Ver¬ 
ausgabung gelangende Blocks. Bei der Abstimmung wurden 
die Anträge der provisorischen Gewerkschafts-Kommission 
angenommen. Ein Antrag Korinek, dass der Gewerkschafts¬ 
kongress für einen Generalstrike zu Gunsten des allgemeinen 
Wahlrechtes und des Acht-Stunden-Tages eintrete, wurde 
auf Antrag des Metallarbeiters Beer (Wien) mit Rücksicht 
auf die Möglichkeit, dass die Gewerkschaften in Folge der 
Abstimmung leiden könnten, dem sozialdemokratischen 
Parteitage, der im Februar zusammentreten soll, zur weiteren 
Erledigung und Beschlussfassung überwiesen. Der Kongress 
nahm zum Schlüsse eine Resolution, betreffend das energische 
Eintreten für die Mai-Feier, und eine Protest-Resolution 
gegen den Ausnahmezustand in Böhmen einstimmig an. 


Politische Arbeiterbewegung. 

Kongress der belgischen Sozialdemokratie. Die bel¬ 
gische Sozialdemokratie (Arbeiterpartei) hielt am 24. und 
25. Dezember einen ausserordentlichen Kongress im Volks¬ 
haus (Maison du Peuple) zu Brüssel ab. Wie wir dem 
Bericht des Vorwärts entnehmen, handelte es sich um die 
Feststellung des neuen Programms, das der vorige Kongress 
für nothwendig erklärt hatte, und mit dessen Vorbereitung 
— durch Ausarbeitung eines Entwurfs — der Generalrath 
der Partei betraut worden war. Die allgemeine Prinzipien¬ 
darlegung, die dem allgemeinen Theil des Programms der 
deutschen Sozialdemokratie wesentlich entspricht, erledigte 
sich ziemlich rasch; sie nahm nur eine kurze Vormittags¬ 
sitzung in Anspruch. Eine Meinungsverschiedenheit be¬ 
kundete sich blos bezüglich des Ausdrucks „kollektivistisch“, 
den einige durch „kommunistisch“ ersetzt wünschten. Man 
blieb aber bei dem Wort „kollektivistisch“ und stellte fest, 
dass es jetzt genau dieselbe Bedeutung habe wie kommu¬ 
nistisch, wobei u.*a. auf das „Kommunistische Manifest“ 
verwiesen ward. Nicht so glatt ging es mit dem Theile des 
Programms, welches die praktischen Forderungen enthalten 
soll. Hier bildete die Stellung der Partei zur Religion den 
Hauptgegenstand der Diskussion. Für die Trennung der 
Kirche vom Staat und von der Schule war man einmüthig, 
aber ein Theil der Delegirten verlangte auch eine scharfe 
Stellungnahme gegen die Religion. Dem wurde aus prinzi¬ 
piellen, wie aus praktischen Gründen widersprochen. Die 
Sozialdemokratie sei eine politische und ökonomische Partei, 
die als solche mit Fragen der theoretischen Wissenschaft 
nichts zu thun habe, wenn sie sich auch auf die Wissen¬ 
schaft stütze. Als Partei, welche die absolute Meinungs¬ 
freiheit und die absolute Freiheit der Meinungsäusserung 
wolle, müsse sie jedem das Recht, eine Religion zu haben, 
einräumen und gewährleisten. Die Religion werde von 
selbst verschwinden, wenn sie nicht durch die herrschenden 
Klassen im Interesse ihrer Klassenherrschaft gepflegt werde; 
wenn die Schule dem Klerus entrissen sei, und wenn die 
Wissenschaft nicht mehr im Dienst des Klassenstaats und 
der kapitalistischen Gesellschaft stehe. Diese Ansicht über- 
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wog, und der Kampf gegen die Religion ist nicht ins Pro¬ 
gramm aufgenommen worden. 

Die Debatte über die praktischen Forderungen konnte 
nicht zu Ende geführt werden; sie wird auf dem regel¬ 
mässigen Osterkongress der Partei fortgesetzt. 

Erwähnt sei noch, dass der Kongress sich für das 
Proportionalwahlsystem erklärt hat. Für dasselbe stimmten 
126 Gruppen, dagegen 30; 6 Gruppen enthielten sich. 


Arbeiterschutzgesetzgebung und Gewerbe¬ 
inspektion. 

Die neuesten Veränderungen in der russischen 
Fabrikgesetzgebung. 

Die vielgepriesene Fabrikgesetzgebung Russlands stellt 
sich immer mehr als ein Danaergeschenk heraus, ln dem 
zehnjährigen zähen Kampfe mit den arbeiterfreundlichen 
Tendenzen der im Jahre 1882 ins Leben gerufenen Arbeiter¬ 
schutzgesetzgebung wusste das russische Unternehmerthum 
die dürftigen Beschränkungen seiner Macht stets zu hinter¬ 
treiben. Das Prinzip des Arbeiterschutzes, welches den Ge¬ 
setzen vom 1. Juni 1882 und 3. Juni 1886 zu Grunde gelegt 
worden war, musste übrigens auch in Konflikt gerathen mit 
der allgemeinen Wirthschaftspolitik, welche die Regierung 
seit der zweiten Hälfte des verflossenen Dezenniums einge¬ 
schlagen hat. Die nächste Folge dieser Verhältnisse war 
ein persönlicher Wechsel in dem grimmig verhassten Fabrik- 
inspektorat, dessen anerkennenswerthe Pflichterfüllung dem 
Unternehmerthume nicht behagen konnte. Die Veröffent¬ 
lichung der jährlichen Berichte über Fabrikzustände wurde 
sistirt und das Gesetz vom 24. April 1890 inaugurirte die 
neue Entwickelungsphase in der russischen Arbeiterschutz¬ 
gesetzgebung. Dieses Gesetz betrifft die Arbeitszeit der 
Frauen und halberwachsener, sowie minderjähriger Ar¬ 
beiter. — Nach dem Gesetze vom t. Juni 1882 durften 
minderjährige Arbeiter im Alter von 12 bis 15 Jahren nicht 
über 4 Stunden ununterbrochen — im Ganzen täglich nicht 
Ober 8 Stunden täglich (die Erholungs- und Essenszeit 
nicht eingerechnet) — beschäftigt werden. Gleichfalls ent¬ 
hielt dies Gesetz ein Verbot der Nachtarbeit Minderjähriger 
von 9 Uhr abends bis 5 Uhr morgens, sowie überhaupt ein 
Verbot der Arbeit an Sonn- und hohen Festtagen. Das 
Gesetz vom 24. April 1890 lässt für diese Kategorie von 
Arbeitern nicht nur eine 6stündige ununterbrochene Arbeits¬ 
zeit zu, sondern es erlaubt sogar die Nachtarbeit derselben 
für die gleiche Zeitdauer und zwar in einer der gesundheits¬ 
widrigsten Industrien, in der Glasfabrikation. Die Arbeit 
an hohen Festtagen ist den Minderjährigen gleich den er¬ 
wachsenen Arbeitern gestattet. Die Bestimmung betreffend 
Nachtarbeit der Frauen und halberwachsenen Arbeiter im 
Alter von 15 bis 17 Jahren ist im Gegensatz zum Gesetze 
vom 3. Juni 1886 für die Flachsspinnereien und mehrere 
andere Fabriken einer Reihe von Ausnahmen unterworfen. 
Diese Ausnahmen erschliessen für die Nachtbeschäftigung 
der bezeichneten Arbeiter in „besonders berücksichtigens- 
werthen“ Fällen den weitesten Spielraum. Gleichfalls ist 
den Frauen und Halberwachsenen die Nachtarbeit auch 
dann erlaubt, wenn sie zusammen mit ihren Familienhäuptern 
beschäftigt sind. Als „besonders berücksichtigenswerthe“ 
Fälle werden bezeichnet: die Wiederaufnahme der Arbeit 
nach einer längeren Einstellung des Betriebes in Folge von 
Unglücksfällen und verstärkte Bestellungen vor den Jahr¬ 
märkten. Wenn man bedenkt, dass verstärkte Bestellungen 
6 bis 8 Mal an die Fabriken herantreten, die für die russi¬ 
schen Jahrmärkte produziren, so wird man zu dem Schlüsse 
gelangen müssen, dass die im Gesetze angegebenen „be¬ 
sonders berücksichtigenswerthen“ Fälle sich fast aufs ganze 
Jahr erstrecken dürften. Eine weitere Bestimmung des in 
Rede stehenden Gesetzes geht dahin, dass in Betrieben, in 
welchen eine 18stöndige ununterbrochene Arbeitszeit —- in 
zwei Arbeitsschichten — gestattet ist, Minderjährige nicht 
mehr nur acht, sondern neun Stunden beschäftigt werden 
dürfen. Ebenso wird die für Frauen und Halberwachsene 
verbotene Nachtarbeit nicht mehr von 9 Uhr Abends bis 


I 4 Uhr Morgens berechnet. Somit ist der Arbeitstag für die 
ersteren um eine, für die letzteren um zwei Stunden ver- 
I längert. 

I Um den Schein der Arbeiterfreundlichkeit zu bewahren, 

I bestimmt zwar dieses Gesetz die Erstreckung betreffend 
i Schutz und Schulunterricht der minderjährigen Arbeiter 
i auf Handwerksetablissements. Bei der beschränkten Zahl 
der Fabrikinspektoren aber, der gewaltigen Ausdehnung der 
Inspektionsbezirke und der grossen Zahl der Betriebe ist 
i diese Erweiterung im Voraus verurtheilt, eine platonische 
Verzierung des Gesetzes zu bleiben. 

Lässt nun die Tendenz des von uns eben skizzirten 
I Gesetzes an Deutlichkeit nichts zu wünschen übrig, so bildet 
1 das neueste Fabrikgesetz vom 8. Juni 1893 einen noch 
entschiedeneren Schiitt zum Schutze — der Unternehmer. 
Dasselbe betrifft den Miethvertrag im Allgemeinen. Im 
Gegensatz zu den bezüglichen Bestimmungen des Gesetzes 
vom 3. Juni 1886 stipulirt das neue Gesetz eine Reihe für 
den Arbeiter sehr nachtheiliger „Verbesserungen“. Bei nicht 
rechtzeitiger Auszahlung des Lohnes hatte der Arbeiter das 
Recht, im Laufe von 3 Monaten die Aufhebung des Ver¬ 
trages auf gerichtlichem Wege zu fordern. Das neue Ge¬ 
setz reduzirt die 3monatliche Klagefrist auf nur einen 
Monat, und nimmt dem Arbeiter das Klagerecht, wenn er 
aus eigener Verschuldung den Lohn nicht in Empfang ge¬ 
nommen hat. Die Anlässe, bei welchen dem Unternehmer 
das Recht zusteht, den Miethvertrag zu lösen, sind in fol¬ 
gende vermehrt: 1) bei sechsmaligem Ausbleiben des Ar¬ 
beiters im Laufe eines Monats ohne berücksichtigungswerthe 
Gründe; 2) trotz berücksichtigungswerther Gründe bei einem 
Fernbleiben von zwei Wochen hintereinander; und 3) im 
Falle unvorsichtigen Umganges mit Feuer, namentlich bei 
Tabakrauchen in feuergefährlichen Räumlichkeiten. Die 
Versäumnissbusse ist ums Doppelte erhöht. An Stelle des 
dreifachen Tageslohnes kann der Fabrikleiter für muthwillige 
Abwesenheit (progül) den sechsfachen Tageslohn als Geld¬ 
strafe dekretiren. Andererseits ist das Strafmaass für eine 
von dem Fabrikanten vor Ablauf des Vertrages willkürlich 
vorgenommene Lohnreduktion sowie für Lohnauszahlung 
statt in Baargeld mit Getreide, Waaren oder Koupons be¬ 
deutend herabgesetzt. Früher konnte nach dreimaligem 
Verstoss gegen dieses Gesetz das Recht eine Fabrik zu 
leiten auf immer genommen werden, — besonders in Fällen, 
wo infolge eines dadurch hervorgerufenen Strikes die Ein¬ 
mischung der Behörden und des Militärs nöthig geworden ist. 
Von nun an darf die Sistirung dieses Rechtes zw^ei Jahre 
nicht übersteigen. Die einzige Bestimmung, die das Gesetz 
zu Gunsten des Arbeiters stipulirt, besteht darin, dass der 
Fabrikleiter nur in Fällen von Versäumniss (Verspätung) 
und nachlässiger Arbeit Lohnabzüge machen darf, während 
er in Fällen von Schadenzufügung seitens des Arbeiters 
nunmehr auf den gerichtlichen Weg verwiesen ist. Schliess¬ 
lich verbietet das neue Gesetz vom 8. Juni 1893 die Auf¬ 
nahme solcher Bedingungen in den Miethsvertrag, die den 
Arbeiter beschränken könnten, sein Recht vor Gericht 
geltend zu machen. Vom juristischen Standpunkt erscheint 
allerdings eine derartige Bestimmung, die doch etwas 
selbstverständliches enthält, als Widersinn. Aber die bisher 
veröffentlichten Berichte der Fabrikinspektoren sind von 
Beispielen voll, wo in die Miethsverträge thatsächlich Be¬ 
dingungen aufgenommen zu werden pflegten, die den 
Arbeiter ausserhalb des allgemeinen Rechtsbodens stellten 
und so seine Abhängigkeit von dem Unternehmer be¬ 
siegelten. 

Im Grossen und Ganzen ist das neueste Fabrikgesetz 
eine konsequente Fortsetzung des Gesetzes vom 24. April 
1890. 

Die Fabrikinspektion, deren Aufhebung die russische 
reaktionäre Presse verlangt, dürfte in Folge der fortwäh¬ 
renden Angriffe nach und nach ihre frühere Bedeutung ein- 
büssen. Gehen doch ihre Gegner schon so weit, sie als 
revolutionäre Gefahr für den Bestand der russischen Staats¬ 
ordnung und das Verhältniss zwischen Unternehmer und 
Arbeiter zu denunziren. Ossip Polinkowsky. 

Zur Sonntagsruhe in Deutschland. Dem Bundesrath 
1 ist der Entwurf von Bestimmungen über Ausnahmen von 
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dem Verbote der Sonntagsarbeit in gewerblichen Anlagen 
zur Beschlussfassung zugegangen. Die Ausnahmen in der 
Beschäftigung von Arbeitern an Sonn- und Festtagen soll 
nach dem Entwurf in Betracht kommen für Bergwerke und 
Gruben, für Erzröstwerke und mit Hüttenwerken verbundene 
Röstofenbetriebe, für Verkokungs- und Steinkohlen-Destilla- 
tionsanstalten, für Salinen, für Metallhüttenwerke aus¬ 
schliesslich solcher Anlagen, bei denen es sich um Ge¬ 
winnung von Blei, Silber. Kupfer, Zink, Nickel, Kobalt. 
Antimon, Wismuth, Arsen, Zinn u. s. w. handelt; für 
Eisenhochofenwerke; endlich für Bessemer und Thomas¬ 
stahlwerke, Martin- und Tiegelgussstahlwerke, Puddel- 
werke und zugehörige Walz- und Hammerwerke sowie 
Hochofengiessereien. Es wird mitgetheilt, dass der Entwurf 
an der Hand eines umfangreichen Materials einer zeitrauben¬ 
den Durcharbeitung unterzogen werden musste und in den 
Tagen vom 20.—22. September d. J. einer eingehenden Be- 
rathung mit Vertretern von Arbeitgebern und Arbeitnehrnern 
der betreffenden Industriezweige unterlegen hat. Für weitere 
Industriezweige sind Ausnahmebestimmungen geplant, aber 
wegen der erforderlichen sehr umfangreichen Vorarbeiten 
ist ein Entwurf noch nicht fertig gestellt worden. Aus 
praktischen Gründen hat man sich entschlossen, schon jetzt 
den Entwurf vorzulegen. 

Je nach dem Vorschreiten der Vorarbeiten sollen weitere 
Abschnitte des Entwurfs unverzüglich vorgelegt werden. 
Das Inkrafttreten der Bestimmungen soll jedenfalls im Laufe 
des Jahres 1894, wahrscheinlich in vollem Umfange erfolgen. 
Einstweilen ist der nähere Zeitpunkt dafür offen gehalten 
worden. 


Arbeiterversicherung. 


Die Unfallversicherung im Jahre 1892. 

Die vom Reichs-Versicherungsamt aufgestellte Nach¬ 
weisung der Rechnungsergebnisse der Berufsgenossen¬ 
schaften u. s. w. für das Jahr 1892 ist vor kurzem dem 
Reichstage zugegangen. Die Nachweisung erstreckt sich auf 
112 Berufsgenossenschaften (64 gewerbliche und 48 land- 
wirthschaftliche), auf 348 Ausführungsbehörden (129 staat¬ 
liche und 219 Provinzial- und Kommunal-Ausführungs- 
hehörden) und auf 13 auf Grund des Bau-Unfallversiche¬ 
rungsgesetzes bei den Baugewerks-Berufsgenossenschaften 
errichtete Versicherungsanstalten. 

Die Organisation ist gegen das Vorjahr so gut wie un¬ 
verändert geblieben. Die Berufsgenossenschaften umfassten 
914 (1891: 913) Sektionen, als Vertrauensmänner fungirten 
23177 (1891: 22 795) Personen und die Zahl der Schieds¬ 
gerichte belief sich auf 997 (1891: 1000) bei den Berufs¬ 
genossenschaften und auf 334 (1891: 329) bei den Aus¬ 
führungsbehörden. Die Anzahl der Mitglieder der Genossen¬ 
schafts- und Sektionsvorstände, sowie die der Arbeiter¬ 
vertreter hat sich gleichfalls nur ganz unwesentlich verändert. 

Die Zahl der bei den Berufsgenossenschaften versicher¬ 
ten Betriebe wird auf 5 274 953 (1891: 5181761) angegeben, 
die der versicherten Personen auf 17 367 547 gegen 
17 382 827 im Jahre 1891 geschätzt — eine Schätzung, die 
indessen nur sehr unvollkommen ist, namentlich bei den 
landwirthschaftlichen Berufsgenossenschaften. Ausserdem 
werden von den Ausführungsbehörden noch 646 733 ver¬ 
sicherte Personen angegeben gegen 632 459 im Vorjahre. 

Die gezahlten Entschädigungsbeträge beliefen sich 
bei den 

1892 dagegen 1891 

gewerblichen Berufsgenossen¬ 
schaften auf.. 23 973 466,01 M.^ 20282941,81 M. 

landwirthschaftlichen B er u fs - 

genossenschaften auf . . . 5 032999,21 „ 3 436 733,92 „ 

Ausführungsbehörden auf . . 2 892 975*70 „ 2 370 243,16 „ 

Bauversicherungsanstalten auf 440 737,07 ., 337 358,11 „ 

zusammen 32 340 177,99 M. 26 426 377,00 M. 

Die Zahl der getödteten und verletzten Personen, für 
die 2892 Entschädigungen festgestellt wurden, hat wieder 
beträchtlich zugenommen. Es betrugen nämlich diese 
Zahlen: 


1 886 1887 

bei den gewerbl. 
Berufsgenossen¬ 
schaften . . . 9 723 15 970 
bei den landwirth- 
schaftl. Berufs- 
|;enossenschaften — — 

bei den Aus- 
fOhrungsbehörden 817 1 132 

bei den Bau -Ver- 
sicherungs - An¬ 
stalten .... 

10 540 17 102 


1888 1889 1890 1891 1892 

18 809 22 340 26 403 28 289 28 619 

808 6 631 12 573 19 359 23 231 
1 440 2 048 2 444 2 859 2 977 

179 430 618 702 827 

21 236 31 449 42 038 51 209 55 654 


Die Steigerung fällt also im Betriebsjahre hauptsäch¬ 
lich den landwirthschaftlichen Berufsgenossenschaften zur 
Last, was dafür spricht, dass nicht eigentlich mehr Unfälle 
vorgekommen sind, sondern nur in Folge des fortschrei¬ 
tenden Eindringens der Kenntniss der Unfallgesetzgebung 
in die Massen mehr Unfälle zur Entschädigung gelangt 
sind. Denn die landwirthschaftlichen Arbeiter sind zuletzt 
von der Versicherung erfasst worden, und die Kenntniss 
verbreitet sich naturgemäss in den landwirthschaftlichen 
Kreisen am langsamsten. Nach wenigen Jahren werden 
wahrscheinlich die landwirthschaftlichen Berufsgenossen¬ 
schaften ebenso viel oder mehr Unfälle jährlich zu entschä¬ 
digen haben als die industriellen. Dass die Auffassung 
richtig ist, beweist auch die Thatsache, dass sich die Zu¬ 
nahme auf die leichteren Unfälle — solche, durch die die 
Betroffenen nur theilweise oder vorübergehend erwerbs¬ 
unfähig wurden — beschränkt. Es gruppiren sich nämlich 
die Unfälle nach ihren Folgen folgendermaassen: 

dauernde vorflber- 




Auf¬ 

Beein¬ 

gehende 


Tod 


träch¬ 

Aufhebung 



hebung 

tigung 

und Becin- 


der Erwerbsfähigkeit trächtigung 

Gewerbl. Berufsgeiiossenschaften 3 282 

1 507 

18049 

5781 

Landwii thsch. „ 

2 026 

785 

11 012 

9408 

Ausführungsbehörden . . . . 

503 

348 

1 508 

618 

Bau-Versicherungsanstalten 

100 

24 

423 

280 

Zusammen 

5911 

2 664 

30 992 

16087 

Dagegen 1891: 

6 428 

2 595 

28 097 

14 089 


Auffallend ist, wie selten die landwirthschaftlichen Be* 
rufsgenossen schäften auf dauernde völlige Erwerbsunfähig’ 
keit und wie häufig auf vorübergehende Erwerbsunfähigkeit 
erkannt haben. Zum rheil wird dies in der Natur des 
landwirthschaftlichen Betriebes begründet sein, zum Theil 
aber auch wohl in dem Rigorismus der feststellenden Be¬ 
hörden. Man darf eben nie vergessen, dass hier der Ver¬ 
letzte im Allgemeinen nicht einem zum Zweck der Ver¬ 
sicherung gebildeten Selbstverwaltungskörper, sondern dem 
Landrath etc. gegenüber steht. 

Die Zahl der von den Getödteten hinterlassenen ent¬ 
schädigungsberechtigten Hinterbliebenen belief sich auf 
11 835 (gegen 12 837 im Vorjahre). Darunter befinden sich 
3 947 (1891 : 4 064) Wittwen, 7 660 (1891 : 8 482) Kinder und 
228 (1891 : 291) Aszendenten. 

Dem Alter und Geschlecht nach waren unter den Ver¬ 
letzten bei den 


Gewerbl. Berufsgenossenschaften 
Landwirthsch. „ 
Ausführungsbehörden . . . . 

Bau-Versicherungsanstalten . . 

Zusammen 
Dagegen 1891: 


Erwachsene 
mäiml. weibl. 
26 613 930 

17 145 5 209 

2 935 33 

800 17 

47493 öTär 

44171 5196 


Jugendliche 
(unter 16 Jahren) 


männl. 

weibL 

972 

104 

650 

227 

9 

— 

10 

— 

1 641 

331 

1 554 

288 


Es zeigt sich klar, einen wie viel bedeutenderen Raum 
die weibliche Arbeit in der Landwirthschaft als in der In¬ 
dustrie einnimmt. 

Unter den Unfallursachen nimmt im Berichtsjahre 
wiederum der Fall von Leitern, Treppen etc., aus Luken 
etc., in Vertiefungen etc. die erste Stelle ein mit 11 900 
(1891: 9213) Unfällen, dann folgen die Motoren, Trans¬ 
missionen und Arbeitsmaschinen mit 8 726 (1891: 8 919) Un¬ 
fällen. An der ersteren Art von Unfällen sind mehr die 
landwirthschaftlichen, an der letzteren mehr die industriellen 
Berufsgenossenschaften betheüigt. 
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Ausser den besprochenen 55 654 Unfällen, die das Jahr 
1^2 neu gebracht hat, wurden noch für 123 439 Unfälle, 
die aus dem Vorjahre übernommen wurden, Entschädigungen 
gezahlt. 

Abgesehen von den bereits mitgetheilten Entschädi¬ 
gungsbeträgen sind noch folgende Kosten erwachsen: 


Kosten 


der Unfall¬ 
untersuchungen 

und dif» 

Schieds¬ 

gerichts¬ 

Unfall¬ 

verhütungs¬ 

Allgemeine 

Verwaltungs¬ 


Stellung der 

kosten 

kosten 

kosten 

Entschädigungen 





M. 

M. 

M. 

M. 

Gewerbl. Berufs¬ 





genossenschaften 

Landwirthschaftl. 

646 884,02 

388 077,36 

438 744,33 

4 313 778,44 

Berufsgenossen¬ 
schaften . . . 

363 440,48 

116 343,85 

7115,44 

1 149 158,26 

Ausführungs¬ 



behörden . . . 
Bau-Versiche¬ 

12 976,77 

26 606,73 

18518,99 

6864,59 

rungsanstalten . 

11 834,55 

3 278,95 

— 

257 845,56 

Zusammen 

1 035 135,82 

534 3ü6,ö9 

464 378,76 

5 727 645,8o 

Dagegen 1891: 

872 808,39 

495 487,13 

454131,25 

5 333 419,86 


Charakterischerweise haben absolut und relativ am 
wenigsten zugenommen die Ausgaben für Unfallverhütung. 
Auch die Zahl der angestellten Beauftragten (Revisions- 
Ingenieure etc.) ist gegen das Vorjahr von 165 auf 158 
zurückgegangen. 

In die Reserve - Fonds wurden 1892 im Ganzen 
12 739 789,0a M. eingelegt (1891: 13 100 611 .sa M.). Der Be¬ 
stand der Reservelonds am Schlüsse des Jahres 1892 stellte 
sich auf 85 948 733,5 M. (1891 : 71 098 402,47 M.). 

Die in den Rechnungsergebnissen enthaltenen Lohn¬ 
abgaben haben bekanntlich keinen statistischen Werth und 
sind, wenn sie ohne sachkundige Kritik aufgenommen wer¬ 
den, eher irreleitend als aufklärend. Es mag daher hier 
nur noch kurz erwähnt werden, dass die für die Beitrags¬ 
berechnung in Ansatz gebrachten Löhne und Gehälter der 
\i\ den gewerblichen Beruisgenossenschaften versicherten 
Personen im Berichtsjahre 3 292 782 432,31 M. betragen haben 
gegen 3 311 444 320,8« M. im Vorjahre. 

Zur Frage der Organisation der Unfallversicherung, 

Die Revision des Unfall Versicherungsgesetzes in Oester¬ 
reich veranlasste die industriellen Kreise, die Frage der 
Organisation der Unfallversicherung aufzuwerfen, eine 
Frage, die geeignet ist, heftige Reibungen zwischen Unter¬ 
nehmerthum und Arbeiterschaft heiT)eizuführen. Denn 
letztere ist entschlossen, gegen das berufsgenossenschaftliche 
System anzukämpfen, während die V^ertreter der Gross¬ 
industrie — und auch des Kleingewerbes sowie der Land- 
wirthschaft — dem territorialen System durchaus abgeneigt 
sind. Aber gerade die Gründe, die sie das berufsgenossen¬ 
schaftliche System bevorzugen lassen, bestimmen die 
Arbeiterschaft es abzulehnen. Nicht mit Unrecht weisst 
letztere auf die Thatsache hin, dass der Einfluss der Ver¬ 
sicherten auf die Verwaltung der Berufsgenossenschaften 
noch viel geringer sei als bei den territorialen Anstalten, 
und dass die Annahme, die berufsgenossenschaftliche Orga¬ 
nisation fördere die Unfallverhütung, eine Illusion sei. Auch 
die übrigen zu Gunsten der Berufsgenossenschaften geltend 
gemachten Momente werden durch die Wirklichkeit als 
unbegründet erwiesen. Als eitle Hofthung stellte sich die 
höhere Leistung der Berufsgenossenschaft heraus, und 
ebenso erwies sich die einfachere und billigere Verwaltung 
als unrichtig. Am beweiskräftigsten scheint ^uns die Be¬ 
hauptung zu sein, dass das berufsgenossenschaftliche System 
die ökonomische Abhängigkeit der versicherten Personen 
verschärft und die Wahrnehmung der Arbeiterinteressen 
infolgedessen erschwere, wenn nicht verhindere. 

ln der österreichischen Arbeiterschaft, innerhalb welcher 
sich bezüglich dieser Fragen ein erhöhtes Interesse kundgiebt, 
besteht die Absicht, vor dem Zusammentritte des Reichs- 
rathes im Januar 1894, jedenfalls vor der Abhaltung der 
projektirten Enquete über die Reform der Unfallversicherung, 
grössere Kundgebungen zu veranstalten. 

Speziell zur Organisationsfrage hat eine am 3. Dezem¬ 
ber in Wien abgehaltene Versammlung von Eisenbahnarbei¬ 


tern bereits Stellung genommen, ln welchem Sinne dies 
geschah, zeigt nachstehende Resolution: 

„In Erwägung, dass die bei der berufsgenossenschaft¬ 
lichen Unfallversicherungsanstalt der österreichischen Eisen¬ 
bahnen gemachten Wahrnehmungen die Unzweckmässigkeit 
und Schädlichkeit der berufsgenossenschaftlichen Organisa¬ 
tion der Unfallversicherung für die Versicherten hinlänglich 
darthun; 

dass die Berufsgenossenschaften in Deutschland zwar 
nicht in Bezug auf die Leistungen, wohl aber an Schwer¬ 
fälligkeit und Kostspieligkeit die österreichischen Uufallver- 
sicherungsanstalten noch übertreffen; 

dass also die in Deutschland mit den Berufsgenossen¬ 
schaften gemachten Erfahrungen die Abneigung der Ar¬ 
beiterschaft gegen das berufsgenossenschaftliche System 
der Unfallversicherung vollauf rechtfertigen und begründen. 

In Erwägung ferner, dass bei der berufsgenossenschaft¬ 
lichen Organisation der Unfallversicherung ausschliesslich 
das Unternehmerthum dominirt, dass aber hierdurch die 
Wahrung der Arbeiterinteressen zur Unmöglichkeit und 
damit die Wohlthat des Gesetzes vielfach illusorisch ge¬ 
macht wird. 

In Erwägung endlich, dass, nach dem vom Gewerbe- 
ausschusse revidirten Gesetzentwurf, betreffend die Aus¬ 
dehnung der Unfallversicherung den einzelnen Eisen¬ 
bahnverwaltungen freisteht, sich entweder einer der vor¬ 
handenen territorialen Anstalten oder der Berufsgenos¬ 
senschaft der Eisenbahnen anzuschliessen, und dass die 
Eisenbahnverwaltungen es aus naheliegenden Gründen voi - 
ziehen werden, der berufsgenossenschaftlichen Anstalt bei¬ 
zutreten ; 

erklärt die am 3. Dezember 1893 in Wien tagende 
Versammlung der Eisenbahn - Arbeiter und Verkehrsbe • 
diensteten: 

dass eben jene Gründe es den bei Eisenbahnen be¬ 
schäftigten Personen durchaus wünschenswerth erscheinen 
lassen, dass ihre Versicherung gegen Unfall nicht bei der 
Berufsgenossenschaft, sondern bei den territorialen Anstalten 
vorgenommen werde. 

Die Versammlung perhorrescirt die lediglich im Inter¬ 
esse der Eisenbahnunternehmungen erfolgende Sonder¬ 
stellung der Eisenbahnbediensteten in Bezug auf die Unfall¬ 
versicherung, sie verlangt daher die Eliminirung der §§ 58 
und 59 aus dem Gesetze und protestirt auf das Ent¬ 
schiedenste dagegen, dass ihre und ihrer Angehörigen Inter¬ 
essen der berufsgenossenschaftlichen Anstalt ausgeliefert 
werden.“ 

Die Ausdehnung des österreichischen Unfallver¬ 
sicherungs-Gesetzes. Die in dieser Zeitschrift wiederholt 
besprochene Novelle zum Unfallversicherungs-Gesetze hat 
das österreichische Abgeordnetenhaus nach lebhaft geführter 
Debatte nunmehr angenommen.. Hierdurch wurde die Zahl 
der versicherungspflichtigen Personen um rund 150 0KX) ver¬ 
mehrt. Ob von dem Institute der freiwilligen Versicherung 
seitens der Interessenten — Mitglieder freiwilliger Feuer¬ 
wehren, Unternehmer und deren Stellvertreter — der vom 
Abgeordnetenhause offenbar erwartete Gebrauch gemacht 
wird, muss der Zukunft überlassen bleiben. Die wich¬ 
tigste Kategorie der in die Unfallversicherung einbezogenen 
Arbeitergruppen ist die der Verkehrsbediensteten. Bisher 
fand auf das Fahrpersonal der Eisenbahnen das Haftpflicht¬ 
gesetz vom 5. März 1869 Anwendung, dessen Werth jedoch 
den gehegten Erwartungen durchaus nicht entsprach. In¬ 
sofern nun das Unfallversicherungsgesetz für eine weitaus 
grössere Anzahl von Unfällen einen festen Rechtsanspruch 
schafft, darf die Ausdehnung der Unfallversicherung auf das 
gesammte Eisenbahnpersonal unbedenklich als erfreulicher 
Fortschritt bezeichnet werden. Dabei ist aber nicht zu 
verkennen, dass in den — allerdings seltenen — Fällen, in 
welchen die siegreiche Geltendmachung des Entschädigungs¬ 
anspruches nach dem Haftpflichtgesetze gelingt, die Ent¬ 
schädigung reichlicher ausfallen kann, als nach dem Unfall¬ 
versicherungsgesetze, das Maximalrenten von nur 60 pCt. 
kennt. Eine von Eisenbahnarbeitern und Verkehrsbe¬ 
diensteten abgehaltene Versammlung fasste deshalb eine 
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Resolution, in welcher die Erhöhung der Maximalrenten von 
60 auf 100 pCt., eventuell die Beibehaltung des Haftpflicht¬ 
prinzips neben dem Unfallversicherungsgesetze verlangt 
wurde. Diese Forderung blieb jedoch, obwohl einige 
Abgeordnete sich ihrer anzunehmen versuchten, unberück¬ 
sichtigt. Desgleichen wurde der Antrag des Gewerbeaus¬ 
schusses, die Zimmerer und Pflasterer in die Unfallver¬ 
sicherung, der bisher nur die auf Bauplätzen beschäftigten 
Arbeiter unterstellt sind, einzubeziehen, von der Majorität 
des Hauses abgelehnt, nachdem vorher schon der Gewerbe¬ 
ausschuss die von der Regierung zur Versicherung vor¬ 
geschlagenen Werkstättenarbeiter der Baugewerbe aus¬ 
geschieden hatte. So reduzirt sich denn die Zahl derjenigen 
Personen, welche durch die Novelle der Unfallversicherung 
zugeführt wurden, auf die Arbeiter folgender Kategorien: 
der Eisenbahnen (Fahrpersonal); Transportunternehmungen 
(zu Lande oder auf Binnengewässern); Baggereien; Reini¬ 
gung von Gebäuden und Strassen; Waarenlager (Lager¬ 
häuser, Holz- und Kohlenlager en gros); ständige Theater; 
Berufsfeuerwehren; Kanalräumer; Rauchfangkehrer. 

Angesichts der ablehnenden Haltung, die die Majorität 
des Abgeordnetenhauses gegenüber der geplanten Unfall¬ 
versicherung der im Baugewerbe beschäftigten Werkstätten¬ 
arbeiter annahm, kann es keine Verwunderung erregen, 
wenn die Vertreter des Kleingewerbes sich gegen die 
— vorläufig noch gar nicht beantragte — Unfallversicherung 
der kleingewerblichen Arbeiter überhaupt aussprachen. 
Noch markanter womöglich trat der Interessenstandpunkt 
der Agrarier zu Tage, welche eine weitere Belastung der 
Land- und Forstwirtschaft durch die Unfallversicherung 
heftig perhorrescierten, obwohl hierzu kein unmittelbar 
zwingender Anlass vorhanden war. Die gegen die Unfall¬ 
versicherung der kleingewerblichen, sowie der land- und 
forstwirtschaftlichen Arbeiter vorgebrachten Argumente und 
Bedenken gipfeln in der Behauptung, dass die in die Unfall¬ 
versicherung noch nicht einbezogenen Arbeiter des Klein¬ 
gewerbes, sowie der Land- und Forstwirthschaft der Ver¬ 
sicherung nicht so sehr bedürfen, weil sie weit weniger 
gefährdet seien als die bereits Versicherten, sowie in der 
Furcht vor den durch die Unfallversicherung erwachsenden 
Lasten. Beide Argumente erscheinen angesichts der in 
Oesterreich und Deutschland gemachten Erfahrungen hin¬ 
fällig. Weder ist die Unfallgefahr des Handwerks eine 
geringe, noch hat sich die wirthschaftliche Lage desselben 
durch die sozialpolitische Belastung verschlimmert, Bis 
diese Ueberzeugung im österreichischen Abgeordneten¬ 
hause Platz greifen wird, sind weitere Fortschritte auf dem 
Gebiete der Unfallversicherung kaum zu erwarten. Denn 
selbst die vom Handelsminister versprochene Ausdehnung 
der Unfallversicherung auf die Bediensteten der Post- und 
Telegraphenverwaltung wird die Zahl der Versicherten nur 
unerheblich vermehren. Denn nach wie vor werden über 
5 Millionen gegen Lohn oder Gehalt Beschäftigte unversichert 
einer Zahl von kaum 1,6 Millionen gegenüberstehen. 

Zur Frage der Doppelversicherung in Oesterreich. 

Auf Grund einer ganz unrichtigen Auslegung des § 46 des 
KVG hatten die Gewerbebehörden ein Verbot der sogenannten 
Doppelversicherung konstruirt, dessen zeitweise Anwendung 
für die hiervon betroffenen Arbeiter- und Vereinskassen 
höch.st unangenehm war. Einzelne Betriebsinhaber miss¬ 
brauchten sogar das angebliche Verbot zu Maassregelungen 
missliebig gewordener Arbeiter, während es sich bei den 
Gewerbebehörden hauptsächlich um eine Schwächung der 
Vereinskassen, denen die „doppelt“ versicherten Personen 
angehörten, handelte. 

So hatte unter anderen auch der Stadtrath von Graz als 
Gewerbebehörde erster Instanz der steiermärkischen Ar¬ 
beiterkasse die Aufnahme von Personen, die der Kranken¬ 
versicherungspflicht unterliegen, derselben jedoch bei einer 
anderenKasse bereits nachgekommen sind, bei Strafandrohung 
verboten. Da Stattiialterei und Ministerium dieses Verbot 
bestätigten, appellirte die Leitung der steiermärkischen Ar¬ 
beiterkasse an den Vcrwaltungsgerichtshof, welcher durch 
seine am 7. December gefällte Entscheidung das angefochtene 
Verbot als gesetzwidrig aufhob. 

Die Kassenleitung führte in ihrer Beschwerdeschrift aus, 


dass die Absicht der Gesetzgebung bei Schaffung des KVG 
vor allem dahinging, dem Arbeiter unter allen Umständen 
ein gewisses Minimum von Unterstützung für den Erkrankungs¬ 
fall zu sichern. Ueber dieses Minimum hinaus sich zu ver¬ 
sichern, könne mit Rücksicht auf die wirthschaftliche Lage 
der Arbeiterschaft, Niemand genöthigt werden. Andererseits 
sei es durch keinerlei Bestimmung des Gesetzes den besser 
situirten Arbeitern verwehrt, sich ein höheres Krankengeld 
für eine längere Zeit zu sichern. Diese Rechtsgrundsätze 
gelten für die Zwangskassen ebenso gut wde für die Vereins¬ 
kassen. Diese können ihren Statuten gemäss sowohl ver¬ 
sicherungspflichtige wie nicht versicherungspflichtige, wie 
auch bereits versicherte Personen — letztere beiden Kate¬ 
gorien als „freiwillige“ Mitglieder — aufnehmen und durch¬ 
aus nicht verhalten werden, versicherungspflichtige Personen, 
die ihre Versicherungspflicht bei einer anderen Kasse in der 
vorgeschriebenen Art erfüllt haben, auszuscheiden. Endlich 
weist die Kassenleitung auf die Thatsache hin, dass die 
Leistungen einer Kasse zur Erhaltung eines kranken Ar¬ 
beiters nicht genügen, dass für ökonomisch günstiger gestellte 
Arbeiter das Bedürfniss nach ausreichender Versicherung 
infolge der gewohnten besseren Lebenshaltung vorhanden, 
andererseits aber auch die Möglichkeit einer mehrfachen 
Versicherung gegeben sei. 

Durch die Entscheidung des Verwaltungsgerichtshofes, 
welcher der Beschwerde Folge gab, ist die juristisch wie 
sozialpolitisch interessante Frage der Doppelversicherung zu 
vorläufigem Abschlüsse gebracht. Eine von dem Abgeord¬ 
neten Pernerstorfer wegen des Verbots der Doppelver¬ 
sicherung im Januar d. J. eingebrächte Interpellation wird 
von der Regierung demnächst im Sinne obiger Entscheidung 
beantwortet werden. 

Rekonvaleszentenpflege in Oesterreich. Der „Verband 
der Genossenschaftskrankenkassen Wiens“ hat kürzlich 
einen Betrag von fl. 40000 zur Errichtung eines Rekonvales¬ 
zentenheims votirt und damit für die übrigen Krankenkassen 
in Oesterreich die Anregung gegeben, das Institut der 
Krankenversicherung durch die Rekonvaleszentenpflege zu 
ergänzen. Während der Buchdrucker-Unterstützungsverein 
und die Allgemeine Arbeiterkasse in Wien schon seit Jahren 
Beiträge zur Erbauung eines Rekonvaleszentenhauses 
sammeln, ist es dem genannten Kassenverbande nach kaum 
vierjährigem Bestände gelungen, die nothwendige Summe 
aufzubringen. 

Das vom „Verbände der Genossenschaftskrankenkassen 

Wiens“ um den Preis von fl. 23 000 angekaufte Objekt be¬ 
steht aus einem Hause und aus Grundstücken (Garten- und 
Wiesenland im Ausmaasse von 36 Joch und 14()8 □ Klaftern), 
die sich für den gedachten Zweck infolge ihrer günstigen 
Lage vorzüglich eignen. Die Einrichtungs- und Adaptirungs* 
kosten sind mit fl. 15 000 veranschlagt; die laufenden Jahres¬ 
ausgaben wurden wie folgt berechnet: 

Verwaltungskosten .. • 3650 

Ausgaben für Arzt und Medikamente . * . „ 420 

Verpflegung. . . „ 6300 

fl. 10 37Ü 

Werden als Verpflegungsdauer 6 Monate zu je 30 Tagen 
und die Zahl der jedesmaligen Pfleglinge mit 50 angenommen, 
so ergeben sich für die Saison 9000 Verpflegstage. Nach 
den gepflogenen Erhebungen dürfte sich die Verpflegung 
auf 66 kr. pro Tag stellen; der Vorsicht halber wurde 
jedoch der Betrag von 70 kr. angenommen. Die Kosten¬ 
deckung ist derart geplant, dass für die 9000 
tage vom Krankengelde 60 kr. täglich, also fl- 
im Jahre, in Abzug gebracht werden. Der Rest: fl- 
soll vom Verbände als Zuschuss geleistet werden. 

Da der Belegraum des Rekonvaleszentenheims niit 

50 Betten, die Verpflegsdauer pro Mitglied mit 4 

festgesetzt wurde, werden während der sechsmonatlicne 

Saison 300 Personen Landaufenthalt gemessen können. 
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Gewerbegerichte, Einigungsämter und I 
Arbeiterausschüsse. 

Das Gewerbegericht in Karlsruhe. 

Ein Gewerbeschiedsgericht bestand in Karlsruhe seit 
dem 13. November 1884. Bei demselben wurden im Jahre 
1890 284 Fälle anhängig gemacht, von denen 118 durch 
Vergleich und Beruhenlassen, 166 Fälle durch richterliche 
Entscheidung erledigt wurden. Am 5. Mai 1891 wurde 
gemäss dem Reichsgesetz vom 29. Juli 1890 durch Orts¬ 
statut ein Gewerbegericht errichtet, das sich am 19. Sep¬ 
tember endgültig konstituirte. Die Geschäftsthätigkeit im 
Jahre 1891 umfasst also nur etwa 31/2 Monate. 

In diesem Zeiträume wurden anhängig gemacht: 156 
Klagen, von denen 93 durch Urtheil (inkl. Versäumniss- 
urtheil) entschieden wurden, 40 durch Vergleich, 16 durch 
Beruhenlassen sich erledigten und 7 aui 1892 übergingen. 
Als Kläger traten auf in 10 Fällen Arbeitgeber, in 146 Fällen 
Arbeitnehmer. Unter den durch Urtheil entschiedenen 
Fällen waren Kläger in 3 Fällen Arbeitgeber, in 90 Fällen 
Arbeitnehmer. 

Es wurden entschieden gemäss Antrag der Klage in 
ersterem 2, in letzterem 42 Fälle, theilweise gemäss Antrag 
in ersterem —, in letzterem 13 Fälle, abgewiesen wurden 
in ersterem 1, in letzterem 35 Klagen, so dass also im 
Ganzen entschieden wurden, zu Gunsten der Arbeitgeber 
37 Fälle (393 pCt.), zu Gunsten der Arbeitnehmer 56 Fälle 
( 6 O 3 pCt.). Der Gesammtbetrag der Streitwerthe belief 
sich auf 7265 M. Die Kosten betrugen 268,75 M., wovon 
101,90 M. zum Ersatz kamen. Die Vergütung der Beisitzer 
betrug 6 M. pro Tag, falls die Sitzung mehr als 4 Stunden 
dauerte, sonst 3 M. Es fanden 18 Sitzungen statt 

Im Jahre 1892 wurden anhängig gemacht 437 Klagen, 
dazu 7 aus dem Vorjahre übernommen. Von diesen wurden 
erledigt durch Urtheil 245, durch Vergleich 66, durch Be¬ 
ruhenlassen 90, durch Zurücknahme der Klage 30, auf 1893 
gingen über 13 Fälle. 

Als Kläger traten auf in den 431 erledigten Fällen Arbeit¬ 
geber in 4, Arbeitnehmer in 427 Fällen. In den durch Urtheil 
entschiedenen Fällen waren Kläger Arbeitgeber in 4, Arbeit¬ 
nehmer in 241 Fällen. 

Es wurden entschieden gemäss Antrag der Klage unter 
ersterem 3, unter letzterem ^ Fälle, theilweise gemäss An¬ 
trag unter ersterem 1, unter letzterem 52 Fälle, abgewiesen 
wurden unter ersterem —, unter letzterem 93 Klagen. 

Im Ganzen wurden also entschieden zu Gunsten der 
Arbeitgeber 97 Fälle (39,6 pCt.), zu Gunsten der Arbeit¬ 
nehmer 148 Fälle (60,4 pCt). 

Der Gesammtbetrag der Streitwerthe belief sich auf 
16 353 M. Die Kosten betrugen 618,65 M., wovon 414,17 M. 
zum Ersatz kamen. Den Rest übernimmt die Stadtkasse. 
Es fanden 58 Sitzungen statt. 

Auf die einzelnen Gewerbszweige vertheilen sich die 
Streitfälle folgendermaassen: 

1891 1892 


1. Beherbergung und Erquickung . 26 84 

2 . Holz- und SchnitzstoÜe. 24 66 

3. Baugewerbe. 24 60 

4. Metallverarbeitung ...... II 60 

5. Nahrungs- und Genussmittel ... 15 38 

6. Verkehrsgewerbe. 8 34 

7. Bekleidung und Reinigung .... 9 31 

8. Papier und Leder.18 14 

9. Polygraphische Gewerbe .... 5 12 

10. Steine und Erden. 2 10 

11. Handelsgewerbe. I 8 

12. Maschinen und Werkzeuge. ... 7 6 

13. Kün.stler. 5 

14. Chemische Industrie. 2 2 

15. Gewerbsmässige Thierzucht 1 

16. Textilgewerbe. 4 


Bemerkenswerth ist die grosse Betheiligung des Wirth- 
schaftsgewerbes. Es sind zur Hauptsache Kellnerinnen, die 
hier als Kläger auftreten. 

Als Einigungsamt trat das Gewerbegericht während der 
zwei Jahre seines Bestehens niemals in Funktion, dagegen 
wurde es einmal auf dem dritten ihm gesetzmässig zustehen¬ 


den Thätigkeitsgebiete in Anspruch genommen. Es wurde 
zur Begutachtung bei Feststellung des ortsüblichen Tage¬ 
lohns herbeigezogen. 

Der ortsübliche Tagelohn war ursprünglich (1884) fest- 
gestellt auf 2 M. für Arbeiter über 16 Jahren, 1 M. für Ar¬ 
beiter unter 16 Jahren, 1,30 M.. für Arbeiterinnen über 
16 Jahren. 0,70 M. für Arbeiterinnen unter 16 Jahren. 

Auf Antrag des Stadtraths war er im Jahre 1888 auf 
bezw. 2,50 M., 1 M., 1,80 M., 0,70 M. erhöht worden. 

Im Oktober 1891 wurde nun von den Berufsgenossen¬ 
schaften der Antrag gestellt, diese Beträge wieder zu er- 
mässigen und bei dieser Gelegenheit das Gutachten des 
Gewerbegerichts vom Stadtrath eingeholt. Dieses kam nach 
statistischen Erhebungen durch eine Kommission zu dem 
Schluss, dass der ortsübliche Tagelohn auf bezw. 2,30 M., 
1 M., 1,40 M., 0,70 M. festzusetzen sei. 

Berggewerbegerichte in Saarbrücken und Aachen. 

Der Minister für Handel und Gewerbe v. Berlepsch macht 
bekannt, dass die Berggewerbegerichte in Saarbrücken und 
Aachen vom 1. Januar nächsten Jahres an in Kraft treten 
sollen. 

Zur Frage der Gewerbegerichte und Einigungsämter 
in Dänemark Das dänische Folkething beschäftigte sich 
vor Antritt seiner Weihnachtsferien mit einem Gesetzentwurf 
des Abgeordneten Bramsen über die Einführung von Ge¬ 
werbegerichten und Einigungsämtern in Dänemark. Der 
Entwurf ist wesentlich auf Grundlage der deutschen Gesetz¬ 
gebung ausgearbeitet worden. Bramsen hat Gewerbe¬ 
gerichte und Einigungsämter eng mit einander verknüpft 
und will, dass letztere nur auf Veranlassung der Gewerbe¬ 
gerichte in Thätigkeit treten. Während die Gewerbegerichte 
alle Streitigkeiten über Anfang und Aufhören der gegen¬ 
seitigen Beziehungen zwischen Arbeitgebern und Arbeit¬ 
nehmern und die daraus entstehenden beiderseitigen Ver¬ 
pflichtungen behandeln, sollen die Einigungsämter die Arbeits¬ 
einstellungen und Aussperrungen ihrer Thätigkeit unterziehen. 
In beiden Einrichtungen sollen Arbeitgeber wie Arbeiter 
gleichmä.ssig vertreten sein. Bei der Erörterung über die 
Vorlage im Folkething präzisirte der Justizminister seinen 
Standpunkt dahin, dass er den Gewerbegerichten grosse 
Bedeutung beilege, dagegen Zweifel über die Zweckdien¬ 
lichkeit der Einigungsämter aussprach, deren Einführung 
auch von den dänischen Arbeitern bekämpft werden würde. 
Der Minister des Innern hielt die ganze Vorlage für über¬ 
flüssig, weshalb auch die Regierung nicht die Initiative er¬ 
griffen habe, obwohl die Frage bereits in dem Gutachten 
der Kommission zur Revision der Gewerbegesetzgebung 
angeregt worden sei. Die Vorlage fand aber in der Volks¬ 
vertretung eine vorwiegend günstige Aufnahme; sie wurde 
einem Ausschus.se zur Berathung überwiesen. 


Vermischtes. 

Kongress für Jagend- und Volksspiele. Am 3. und 

4. Februar dieses Jahres findet in Berlin der erste deutsche 
Kongress für Jugend- und Volksspiele statt. Die Tages¬ 
ordnung lautet; 1) Am 3. Februar, Abends 6 Uhr, Vortrag 
über die Nothwendigkeit und Pflege der Jugendspiele für 
Mädchen, von Turnin^ektor A. Herrmann - Braunschweig, 
mit darauffolgender öffentlicher Besprechung dieser Frage. 
2) Am 4. Februar, Mittags 12 Uhr, öffentlicher Kongress im 
Konzerthause; Eröffnungsrede und Begrüssung der Kongress- 
theilnehmer durch den Vorsitzenden, Abgeordneten von 
Schenckendorff-Görlitz; Ansprachen von Vertretern staat¬ 
licher und städtischer Behörden; Vortrag über die Bedeutung 
der Jugend- und Volksspiele vom Standpunkte der nationalen 
Wohlfahrt, von Oberbürgermeister Witting-Posen und Pro¬ 
fessor Dr. med. Angerstein - Berlin; Schlusswort von dem 
Oberbürgermeister Bötticher-Magdeburg. Die vier grossen 
Berliner Turnvereine und der akademische Turnverein 
I werden, soweit es die Witterung zulässt, am 3. und 4. Fe- 
I bruar Spiele vorführen. Ebenso ist mit dem Kongress eine 
1 Berliner Ausstellung von Turnspielgeräthen verbunden. 


VerantwcM-Uicli für die Redaktion: Dr. Heinrich Braun in Berlin W. Victoriastrasie i6. 
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Der Gesetzentwurf betreffend die Abzahlungs¬ 
geschäfte. 


Dem Deutschen Reichstag ist der bereits in der vorigen 
Session eingebrachte Gesetzentwurf betreffend die Ab¬ 
zahlungsgeschäfte seitens des Bundesraths von Neuem vor¬ 
gelegt worden (No. 113 der Drucksachen). Die jetzige Re¬ 
gierungsvorlage stimmt fast wörtlich mit derjenigen Fassung 
überein, welche die Kommi-ssion des vorjährigen Reichs¬ 
tags dem damaligen Entwurf gegeben hat. Die Ziele des 
Entwurfs halten sich danach Angesichts der hochgradigen 
Bewegung gegen die Abzahlungsgeschäfte in ziemlich engen 
Grenzen. Die Schäden, gegen welche jene Bewegung sich 
richtet, werden hauptsächlich gefunden: 

1 . in der grossen Uebertheuerung des kaufenden 
Publikums beziehentlich in der Lieferung minderwerthiger 
Waaren; 2. in der Verleitung zu nutzlosen Anschaffungen; 
3. in der Ausbedingung drückender Vertragsbestimmungen. 

Der Schaden der Uebertheuerung ist im Entwurf völlig 
ausser Betracht gelassen; die Aufgabe der Gesetzgebung 
in dieser Beziehung wird als durch das Wuchergesetz vom 
19. Juni 1893 bereits gelö.st angesehen. — Die Verleitung zu 
nutzlosen Anschaffungen bildet einen Punkt der Vorlage: 
§ 7 bestraft die Veräusserung von Loosen. Prämienpapieren 
und dergl. gegen Theilzahlungen mit Geldstrafe bis zu 
500 M. Die Tendenz des Entwurfs in dieser Beziehung 


' verdient Anerkennung. Der Handel mit Loosen auf Theil- 
zahlung ist als ein absoluter Gewerbs-Unfug anzusehen: 
er hat nicht eine einzige wirthschaftlich gute Seite. Das 
Verbot desselben ist deshalb zu billigen. Freilich erscheint 
die Fassung insofern völlig missrathen, als auch derjenige 
1 unter die Strafbestimmung fällt,, welcher einfach als Privat¬ 
mann einem guten Freunde ein Loos verkauft und ihm die 
Bezahlung in zwei Raten gestattet. Indessen ist dieser, auf 
I mangelhafter juristischer Technik beruhende Fehler so in 
die Augen fallend, dass seine Abhilfe in den weiteren Be- 
rathungsstadien zu erwarten steht, bei denen auch zu er¬ 
wägen sein wird, ob es zu dem beabsichtigten Ziele über- 
' haupt des — in neuerer Zeit stets so schleunig zur Hand 
genommenen — Mittels einer Ausdehnung der Strafgesetze 
bedarf Diesseitigen Erachtens würde die zivilrechtliche 
Unklagbarkeit derartiger Geschäfte vollauf genügen. Aller 
weitergehenden Vorschläge in dieser Richtung enthält 
' sich der Entwurf und zw^ar gleichfalls mit Recht. Ich 
habe an anderer. Stelle (Gutachten für den XXII. Deut¬ 
schen Juristentag Bd. I S. 305 ff.) eingehender ausgeführt, 
dass alle diesbezüglichen Vorschläge (Ausschliessung der 
Luxussachen vom Abzahlungshandel, Konzessionirung und 
Beaufsichtigung der Abzahlungsgeschäfte und dergl.) theils 
unausführbare, theils nutzlose Maassregeln sein würden. 

Der wesentlichste Theil des Gesetzentwurfs beschäftigt 
sich mit der dritten Seite der gerügten Schäden und zwar 
hauptsächlich mit der viel berüchtigten Verfallklausel, d. i. 
derjenigen Vertragsabrede, nach welcher der Verkäufer 
beim Nichteinhalten einer einzelnen Rate die Sache zurück- 
, nehmen und zugleich Alles bereits Gezahlte als ihm ver¬ 
fallen behalten darf. Dieses Verfahren soll — im Anschluss 
an einen in der Literatur von Hausmann gemachten Vor¬ 
schlag — fortan verboten werden. Wenn der Verkäufer die 
Sache zurücknimmt, soll er in Zukunft nur eine Vergütung 
für den Gebrauch, einen Ersatz für etwaige ungerechtfertigte 
Beschädigungen der Sache, sowie die ihm entstandenen 
Transportkosten und ähnliche Aufwendungen verlangen 
dürfen. Hat er an Zahlungen bereits mehr erhalten als 
I die hiernach sich ergebenden Summen, so muss er den 
Ueberschuss zurückzahlen. Eine Reihe von Einzcl- 

bestimmungen dient im Wesentlichen der praktischen 
Durchführung und Sicherung dieses Prinzips. Auch hier ist 
die gute Absicht des Gesetzgebers nicht zu verkennen. 

I Aber es muss vor grossen Hoffnungen auf den Erfolg sehr 
I gewarnt werden. Der letztere wird vielmehr ein recht ge- 
: ringer sein. Das allerdings wird erreicht werden: wenn 
i jemand einen Gegenstand für 100 M. erworben, 95 M. ge- 
I zahlt hat und die letzten 5 M. nicht aufbringen kann, so 
j wird es unmöglich sein (was jetzt möglich ist), ihm die 
I Sache einfach crsatzlos wcgzunchrncn. Allein der Gesetz- 
I geber denkt augenscheinlich nicht blos an diese krassen 
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uiul clariini seltenen Falle, er geht vielmehr von der Aui- 
l’assung aus, in seiner Vorschrift das normale Mittel ge¬ 
funden zu haben, um jedem Abzahlungskäufer, der eine 
Weile gezahlt hat, beim Rücktritt des Verkäufers zu einer 
billigen (namentlich auch von der Klasse der Abzahlungs¬ 
käufer als billig empfundenen) Entschädigung zu verhelfen, 
ln dieser Annahme aber wird man sich gründlich täuschen: 
man wird namentlich auch in dem Kundenpublikum der | 
Abzahlungsgeschäfte Hoffnungen erregen, denen die Ent- | 
täuschung nicht erspart werden kann. Bei Gold- und Silber¬ 
sachen, bei denen die Abnutzung gering ist, wird sich 
allerdings als Regel ein Ueberschuss für den Käufer er¬ 
geben. Aber bei Möbeln und Nähmaschinen, welche das 
Gros der Abzahlungsverträge und zugleich die gerade des 
besonderen Schutzes würdigsten Gegenstände bilden, wird 
sich, wie ich in meinem- bereits erwähnten Gutachten 
(S. 275 ff.) ausführlicher dargelegt habe, der Abnutzungs¬ 
entgelt mit den Nebenspesen so enorm hoch stellen, dass 
regelmässig nichts für den Käufer übrig bleiben wird. Wird 
doch an Möbelmiethe häufig monatlich ein Satz von 5 pCt. 
des Werthes der Möbel gezahlt! Und ist es doch ferner 
notorisch, dass der arme Mann mit Möbeln niemals so vor¬ 
sichtig umgeht, um weitere Schäden, die er noch ausserdem 
ersetzen muss, zu vermeiden! Vorliegend aber tritt noch 
hinzu, dass nach der Geschäftspraxis der Abzahlungshändler 
von letzteren lange Fristen gewährt werden; wenn der 
Händler zur Klage schreitet, sind gewöhnlich sehr viel mehr 
Wochen verstrichen, als Wochen raten gezahlt sind; das 
Nutzungsgeld aber muss für die ganze verflossene Zeit ge¬ 
währt werden, ja sogar noch für die Dauer des Prozesses. 
Und wo doch noch ein kleiner Geldbetrag zu Gunsten des 
Käufers bleibt, da wird der Verkäufer durch das Gesetz 
selbst verleitet, lieber noch einige Wochen mit dem Prozesse 
zu warten, um der Unannehmlichkeit, baares Geld zurück¬ 
zuzahlen, überhoben zu sein. Nun bestimmt allerdings der 
Entwurf, dass die Höhe des Nutzungsgeldes vom Richter 
nach freiem Ermessen festgesetzt wird und dass der Richter 
dabei Sachverständige hören kann, aber nicht zu hören 
braucht. Allein selbstverständlich kann hierbei nicht daran 
gedacht sein, ein ganz vages Billigkeitsgefühl (welches 
immer auf Seite des Käufers sein wird) walten zu lassen; 
vielmehr bezeichnen die Motive selbst die vom Richter 
zuzusprechende Summe als „diejenige Entschädigung, 
die unter entsprechenden Verhältnissen für den gemein- 
gewöhnlichen Gebrauch derartiger Gegenstände im All¬ 
gemeinen üblich ist.“ Es ist also mit dem freien richter¬ 
lichen Ermessen, wenn anders dasselbe im Geiste des Ge¬ 
setzes geübt wird, nichts zu Gunsten des Käufers gewonnen. 
Das Gesetz aber wird den Käufer veranlassen, sich auf 
Prozesse einzulassen, die ihn häufig noch weiter schädigen 
müssen. Die arme Nähterin kann es nicht glauben, dass, 
wenn sie eine Nähmaschine für 150 M. entnommen, ein Jahr 
lang benutzt und 100 M. gezahlt hat, diese ganze Summe 
nur die blosse Nutzung aufwiegen soll. Der Abzahlungs¬ 
händler aber wird ihr durch Sachverständige den Beweis 
nach allen erdenklichen Richtungen führen: einmal, dass 
man für 8—9 M. monatlich noch nicht einmal eine Näh¬ 
maschine zu miethen bekommt und sodann, dass die Näh¬ 
maschine derart abgenutzt ist, dass sie nur etwa für 20 M, 
verkäuflich ist, so dass auch aus diesem Grunde ein hohes 
Nutzungsgeld berechnet werden muss. Dazu füge man die 
Erbarmungslosigkeit unserer Kostengesetzgebung: das arme 
Weib, welches meint, mit Anbieten von 60 M. Nutzungsgeld 
habe es doch genug gethan, wird gar grausam belehrt, dass 
die Widerlegung dieser Meinung durch den Richter ihr 
mindestens zu stehen kommt: an Gerichtsgebühren 7,20 M., an 
Gebühren des Sachverständigen, Schreibgebühr etc. ca. 6 M., 
zusammen 13—14 M., ganz ungerechnet den Fall, dass der 
Händler sich noch etwa einen Rechtsanwalt genommen hat. 
Dass Kosten in derartigen und ähnlichen Fällen aus Billigkeits¬ 


gründen vom Staat getragen werden könnten, ist ein Ge¬ 
danke, der gänzlich aus dem Gesichtswinkel der gegen¬ 
wärtig herrschenden Gesetzgebung heraustritt. Alles Er¬ 
barmen, das der Staat in Fällen, wo sich eine Partei in der 
Schätzung ihres Anspruches irrt, kennt, erschöpft sich in 
der Vorschrift (§88 Abs. 2 der Civilprozessordnung), dass 
das Gericht unter Umständen die Kosten dem Sieger, statt 
dem Unterliegenden auferlegen kann; (Mitleid übt sich 
bekanntlich stets billiger aus fremder Tasche als aus der 
eigenen.) Aber auch die in der erwähnten Gesetzesvor¬ 
schrift vorausgesetzten Umstände liegen nicht vor, wenn 
der Abzahlungshändler nicht etwa das Nutzungsgeld auch 
seinerseits unrichtig geschätzt und zu hoch angegeben hat. 
was er zu vermeiden wissen wird. So wird denn das 
Gesetz durch recht komplizirte und kostspielige Prozesse 
in nicht seltenen Fällen noch zum Unsegen derer aus- 
I schlagen, zu deren Gunsten es bestimmt ist. 

I Aber die ganze Regelung der Materie steht nicht auf 
der Höhe, von der aus man den Stoff behandeln sollte, näm¬ 
lich der Idee, dass es sich in der Verfallklausel der Ab¬ 
zahlungsgeschäfte um gar keine isolirte Erscheinung im 
Rechts- und Wirthschaftsleben handelt, sondern dass die 
Bedrückung durch gewerbsmässig formulirte harte Vertrags¬ 
bestimmungen (Exmissionsklausel der Miethsverträge, Ver¬ 
fallklausel der Lebensversicherungen u. A.) ein durchgehen¬ 
der Zug des modernen Verkehrs ist. Gesetze, wdche hier 
kasuistisch die einzelne Materie herausgreifen, zeigen den 
Gesetzgeber mehr in dem Bilde der Ohnmacht als der 
Kraft. Denn ein Bekenntniss eigener Ohnmacht ist es, dass 
man jeden einzelnen Missstand Jahrzehnte lang bestehen 
lassen muss, um ihm dann nur eben gerade auf den Wegen 
beizukommen, auf denen er bisher gewandelt ist und abzu¬ 
warten, dass er andere Wege findet, um dann wieder Jahr¬ 
zehnte lang diese ungestraft wandeln zu dürfen. Aber die 
Ohnmacht des Vorgehens mit juristischen Detailbestimmungen 
wird sich sogar im Abzahlungshandel selbst zeigen. Denn 
alle derartigen Bestimmungen tragen den Keim ihrer Um¬ 
gehung in sich selbst. So sehr die Mühe anzuerkennen 
ist, welche die Verfasser des Entwurfs sich gegeben haben, 
um Schleichwege in fraudem legis abzuschneiden, und so wahr¬ 
scheinlich es ist, dass dieser Mühe ein gewisser Erfolg nicht 
j fehlen wird, das Problem selbst ist auf diese Weise nicht 
lösbar: der kasuistischen juristischen Regelung ist der 
Verkehr „über“; er wird auch diesem Gesetze gegen¬ 
über Formen oder Wege zu finden wissen, die ihn 
seine Ziele, wenn auch nicht ganz, so doch zu einem 
grossen Theile erreichen lassen. Dem ist nur zu be¬ 
gegnen durch eine Gesammtstruktur unseres Privatrechts, 
welche die Fragen der Unterwerfung eines Menschen unter 
; den Andern im Wege des Vertrages unter grossen, allge- 
i meinen, nicht kasuistischen Gesichtspunkten regelt. Ein der 
I Aufmerksamkeit besonders werther Punkt wäre hierbei der 
I „formularmässige“ Vertrag, d. i. der Vertrag, welchen der eine 
Theil gewerbsmässig abschliesst und in fertigen Formularen 
! vorräthig hält, während der andere Theil den Vertrag nur 
selten schliesst und sich dabei dem Formular des Gegners 
auf Gnade und Ungnade preisgegeben sieht. Hierbei, dem 
sozialen Zuge der Zeit entsprechend. Recht und Billigkeit 
I mit einander in Einklang zu bringen. Regeln zu schaffen, 
i die der vertragsmässigen Ausbeutung hier allgemein einen 
, Riegel vorschieben, wäre eine der würdigsten Aufgaben für 
I das Bürgerliche Gesetzbuch der Zukunft. Man könnte das 
I vorliegende Gesetz über die Abzahlungsgeschäfte acceptiren, 
j wenn man seine Bestimmungen als vorläufige ansehen dürfte, 
! dazu bestimmt, durch Normen obiger Art im Bürgerlichen 
1 Gesetzbuch ersetzt zu werden. Allein wer in die Verhand- 
1 lungen der Kommission für das Bürgerliche Gesetzbuch 
I hineinblickt, der wird sich leider überzeugen, dass er der- 
! artige Hoffnungen draussen lassen muss. 

Berlin. Hermann Jastrow. 
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Intensifikation der Arbeit und Verkürzung 
der Arbeitszeit 

Es ist bekannt, dass die Verbesserungen der Arbeitsmittel 
und Arbeitsmethoden, besonders die Einführung der Ma¬ 
schinen und der Arbeitstheilung, nicht nur die Arbeit pro¬ 
duktiver gemacht, sondern daneben auch, infolge des ver¬ 
mehrten Angebots von Händen, die Arbeitszeit verlängert 
und die Arbeit selbst intensifizirt haben. So lange ein 
und derselbe Arbeiter an dem gleichen zu verfertigenden 
Gegenstand verschiedene Manipulationen nach einander zu 
verrichten hatte, entstanden durch den Uebergang von einer 
zur andern nothwendig Pausen oder Poren desArbeitsprozesses, 
für den Arbeiter ebenso viele kleine Unterbrechungen der 
produktiven Anstrengung, Momente eines Zustands relativer 
Rast oder Erholung. Vom Standpunkt des Unternehmers 
sind diese Pausen Zeit- und Kraftverlust; er strebt natur- 
gemäss darnach, sie auszuscheiden, indem er den Arbeits¬ 
prozess verdichtet. Jede neue maschinelle Vorrichtung, die 
dem Arbeiter eine der ihm zugewiesenen Vorrichtungen, 
einen Handgriff oder Tritt z. B. abnimmt, um sie zu auto- 
matisiren, schafft eine jener kleinen Pausen der Arbeits¬ 
ausgabe aus der Welt, verdichtet, intensifizirt die Arbeit. 
Das Gleiche bewirkt jede Verbesserung des bereits vor¬ 
handenen Mechanismus, die den Betrieb und damit den 
Arbeiter, der eine Maschine bedient, zwingt, seine Be¬ 
wegungen gleichfalls in beschleunigtem Tempo zu wieder¬ 
holen. Die Zahl, um welche die in einer gegebenen Zeit 
wiederholt erheischten Bewegungen jetzt vermehrt sind, 
stellt den Ausfall einer ebenso grossen Zahl von Ruhe¬ 
oder Erholungsraomenten dar. Die Arbeit wird im Ver- 
hältniss zu diesem Ausfall von Ruhe- und Erholungs¬ 
momenten anstrengender, eintöniger, erschöpfender. Der 
Arbeiter verausgabt jetzt in einem gegebenen Zeitraum 
mehr Kraft als zuvor. Diese Verausgabung trifft aber zu¬ 
gleich ausschliesslicher als zuvor bestimmte Organe, be¬ 
stimmte Nerven, Muskeln, Sehnen. Die Intensifikation der 
Arbeit hat daher nothwendig die Tendenz, gewisse Organe 
und Anlagen des Arbeitenden einseitig, unter Vernach¬ 
lässigung der nur noch weniger oder gar nicht mehr zur 
Thätigkeit herangezogenen zu entwickeln. 

Die im Laufe unseres Jahrhunderts auf Verkürzung 
des Arbeitstags gerichteten Bewegungen bildeten einer¬ 
seits eine Folge der vollzogenen Intensifikation der 
Arbeit, andererseits eine natürliche Reaction der Arbeiter 
gegen dieselbe. Die Arbeiter erkannten, dass es unmöglich 
sei, diese Intensifikation rückgängig zu machen. Sie accep- 
tirten dieselbe als eine soziale Nothwendigkeit, suchten aber 
die Summe der einzelnen Erholungspausen, die ihnen inten¬ 
siv, innerhalb des Arbeitsprozesses, entzogen worden war, 
soweit als möglich extensiv, durch Verkürzung des Arbeits¬ 
tages zurück zu gewinnen. Die Fabrikgesetze hatten und 
haben das grosse Verdienst, dieses Bestreben zu unter¬ 
stützen und dort wo es nur instinktiv hervortrat, zu einem 
bewussten zu erheben; sie haben der Gefahr, mit welcher die 
Intensißzirung der Arbeit das materielle, geistige und sitt¬ 
liche Wohl der arbeitenden Klassen bedrohte, steuern 
helfen. 

Allein die erreichten Verkürzungen der Arbeitszeit be¬ 
günstigen ihrerseits wieder nothwendig die Tendenz des 
Unternehmer-Kapitals, die Arbeit noch weiter zu inten- 
sifiziren. Die Intensifikation der Arbeit bietet ihm dieselben 
Vortheile wie zuvor die Verlängerung des Arbeitstags: Er¬ 
höhung des Mehrwerths, bessere Ausnutzung des konstanten 
Kapitals etc., obendrein aber noch eine Ersparniss an Auf¬ 
sicht, Licht etc. Zunächst führt die Beschränkung der Ar¬ 
beitszeit an sich schon eine natürliche Intensifikation der 
Arbeit insofern mit sich, als sie den Arbeiter thatsächlich 


befähigt, in der kürzeren Zeit rascher, sicherer, regelmässi¬ 
ger, aufmerksamer zu arbeiten. Nach der physikalischen 
Definition ist Intensität das Verhältniss von Energie und 
Widerstand. Die natürliche Steigerung der Intensität ent¬ 
springt also zunächst ganz von selbst der aus der Ver¬ 
kürzung der Arbeitszeit entsprungenen Zunahme der 
Energie. „We work with more spirit; we have the reward 
ever before us of getting away sooner at night, and one 
active and cheerful spirit pervades the whole mill.“ (Be¬ 
richte der englischen Fabrikinspektoren von 1844 und 45, 
zitirt bei Marx, Kapital, 2. Aufl.,^1. 431). 

Diese Art der Intensifikation macht den Einzelnen ge¬ 
schickter, kraftfroher; sie kann unter jedem wirthschaftlichen 
System in irgend einer Form stattfinden. Minder spontan, 
als sie, ist sodann diejenige Intensifikation, welche eine Folge 
erhöhter Produktionskraft der Arbeit ist, d. h. welche 
durch Verbesserung der Maschinen, Erhöhung ihrer Ge¬ 
schwindigkeit, erweiterten Umfang der von einem und dem¬ 
selben Arbeiter zu bedienenden oder zu überwachenden 
Maschinerie erzwungen wird. (S. bei Marx I. S. 432 ff.). 
Auch diese Intensifikation ist keine seitens der Unternehmer 
beabsichtigte, sondern für sie nur eine sekundäre, wenn 
auch unvermeidliche Folge der technologischen Fortschritte, 
der Verbesserung der Maschinerie, Verfahrungsweisen etc, ; 
so sekundär, dass sie zu allererst die Arbeitgeber selbst in 
Erstaunen setzt, die sie zuvor nicht für möglich gehalten 
hätten. (S. Aeusserungen von Fabrikanten a. a. O. 433—38.) 
Darum betrachtet das Kapital im Allgemeinen auch diese 
Art der Intensifikation nur als eine natürliche Steigerung 
der Leistungsfähigkeit der Arbeiter, als eine ihm, d. h. dem 
Kapital, gebührende und von der Natur gewährte Schadlos¬ 
haltung für den durch Verkürzung der Arbeitszeit erlittenen 
Verlust. In der That ist die durch blosse Technik herbei- 
gefohrte Intensifikation der Arbeit so gewaltig, dass sie in 
vielen Fällen jenen Verlust, wie die Fabrikanten selbst an¬ 
erkannten, in vielen Fällen sogar mehr als ausgeglichen 
hat. Allein wenn dies der Fall war, so musste sich einer¬ 
seits die Annahme, Verkürzung der Arbeitszeit werde die 
Einstellung einer grösseren Zahl von Arbeitern herbei¬ 
führen, also der Arbeitslosigkeit entgegenwirken und sogar 
eventuell die Löhne steigern, nothwendig als trügerisch her¬ 
aussteilen. Die individuelle Arbeitsleistung blieb ja im All¬ 
gemeinen mindestens die gleiche, wie bei längerer Arbeits¬ 
zeit; es lag also weder ein Grund vor, das Personal zu 
vermehren, noch es theurer zu bezahlen. Andererseits war 
dann aber .ftlr den Arbeiter der zuerst erlangte Vortheil 
der Arbeitszeitverminderung durch die derselben auf dem 
Fusse folgende Intensifikation zum Mindesten aufgehoben, 
wenn nicht „mehr als ausgeglichen“. Hat er früher 
eine 72stündige Arbeit in 72 Stunden wöchentlich ge¬ 
leistet, so verrichtet er jetzt die gleiche Arbeit in 
60 Stunden. Er verausgabt also jetzt täglich die gleiche 
Kraftsumme wie zuvor, bloss muss er sie rascher veraus¬ 
gaben, eine Beschleunigung, die an sich schon einen stär¬ 
keren Verschleiss der Arbeitskraft voraussetzt. Wenn es 
also richtig ist, dass die Masse der Arbeitgeber durch die 
Verkürzung der Arbeitszeit keinen Nachtheil, sondern 
eher Vorth eil gehabt hat, weil sich aus dieser Verkürzung 
ohne ihren Willen eine Intensifikation der Arbeit ergab, so 
ist davon die nicht minder sichere Consequenz, dass die¬ 
selbe Wirkung der Verkürzung des Arbeitstages den Ar¬ 
beitern in Bezug auf die Verausgabung ihrer Arbeitskraft 
keinen Vortheil, sondern eher Nachtheil gebracht hat. 
Wenn sie Vortheile daraus gezogen haben, so müssen diese 
auf einem anderen Gebiete liegen, als dem, von welchem 
allein hier die Rede ist, d.,h. auf einem andern als dem 
der Oekonomie ihrer Arbeitsfähigkeit. In der That 
liegt der Vortheil auf dem Gebiete ihrer Persönlichkeit: 
sie haben denjenigen Theil ihrer Lebenszeit verringert, 
während dessen sie Lohnarbeiter, d. h. Theile eines in- 
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dustriellen Mechanismus sind, und dafür denjenigen Theil 
vergrössert, in welchem sie Menschen, fühlende, denkende, 
wollende Geschöpfe sind. Diese Errungenschaft dünkt ihnen 
genügend, um den ökonomisch leeren Kreislauf, den man 
sie mit der gegenseitigen Ausgleichung von Verkürzung 
der Arbeitszeit und Intensifikation der Arbeit hat durch¬ 
machen lassen, nicht als einen vergeblichen zu betrachten. 
Darum beginnt denn auch dieser Kreislauf, sobald er voll¬ 
endet ist, sofort aufs Neue. Beide, Unternehmer und Ar¬ 
beiter, setzen, jeder von seiner Seite und zu seiner Zeit, 
scheinbar gegeneinander, in der Wirkung aber einander 
trotzdem ergänzend, ihre Kraft ein: dem Kapital wird jede 
Beschränkung der Arbeitszeit Mittel und Anlass zu weiterer 
Intensifikation der Arbeit; den Arbeitern ist umgekehrt jede 
Intensifikation der Arbeit ein Rechtsgrund für das Ver¬ 
langen weiterer Reduktion der Arbeitsstunden. Der erste 
Theil dieser scheinbaren Kreisbewegung vollzieht sich in 
einer der Oeffentlichkeit entzogenen Form, in den ge¬ 
schlossenen Räumen der Fabrik und Werkstatt; dem zweiten 
assistiren die politischen Gesellschaften und die Staats¬ 
gewalten; der erste bedeutet jedesmal Vermehrungen des 
Kapitals, Ueberproductionen, Krisen; der zweite einen Sieg, 
einen moralischen Machtzuwachs der arbeitenden Klassen. 
Diese doppelte Wirkung lässt erkennen, dass die scheinbare 
Kreisbewegung in Wirklichkeit eine Schraubenbewegung 
ist, deren Richtung und Abschluss durch das Maximum 
möglicher Intensifikation und durch das Minimum gesell¬ 
schaftlich nothwendiger Arbeitszeit gegeben ist. 

Frankfurt a. M. Carl Hirsch. 


Soziale Wirthschaftspolitik und Wirthschafts- 
statistik. 


Gesetzentwurf gegen Güterschlächterei. Ueber den 
im Justizministerium in Ausarbeitung begriffenen Gesetz¬ 
entwurf gegen die Goterausschlachtung machen die Münche¬ 
ner Neuesten Nachrichten folgende näheren Angaben: Der 
Entwurf geht davon aus, dass die Wurzeln der Ausschrei¬ 
tungen bei der Gütertheilung wie dem Handel mit ländlichen 
Grundstücken in der geflissentlichen Verwiriiing und Ver¬ 
dunkelung liegen, mit der der Geschäftsmann die Rechts¬ 
akte zu umgehen weiss. Um hiergegen Schutzvorrichtungen 
zu treffen, um insbesondere dem Bieter möglichste Klarheit 
zu schaffen über den Gegenstand und die Bedingungen der 
Versteigerung, sowie über die getroffenen Vereinbarungen, 
wird das Gesetz die Fixirung aller bemerkenswerthen Mo¬ 
mente der Versteigerung in den Protokollen, die der Behörde 
zugefertigt werden müssen, für obligatorisch erklären. Um aber 
auch weitere wucherische Uebervortheilungen bei den Par- 
zellirungen zu verhüten, hat man sich entschieden, eine 
Ueberwachung dahin einzuführen, dass Versteigerungen ge¬ 
wisser Art einer amtlichen Mitwirkung bedürfen, ohne amt¬ 
liche Mitwirkung stattfindende Versteigerungen geraume Zeit 
vor dem Versteigerungstermin unter öffentlicher genauer An¬ 
gabe des Grundstücks und der Versteigerungsbedingungen 
nach behördlicher Genehmigung bekannt gegeben werden müs¬ 
sen. Strenge Vorschriften werden sich gegen die Aufstellung 
wirthschaftsgefährlicher Kaufbedingungen, namentlich gegen 
die Vereinbarung von Ratenzahlungen mit der sogenannten 
„Fälligkeitsklausel“, d. h. der Klausel, dass bei dem Ausbleiben 
auch nur einer Rate der ganze Kaufpreis fällig sein solle, 
sowie gegen die Ausbedingung unzeitiger Zahlungstermine 
sowie den Vorbehalt des Eigenthums richten. Die Parzel- 
lirung für Flächen, die einen bestimmten Mindestumfang 
nicht besitzen, überhaupt zu untersagen, hat man für wirth- 
schaftlich gerechtfertigt nicht erachtet. Die Befolgung der 
obigen Vorschriften soll nicht durch Strafvorschriften, als 
vielmehr dadurch erreicht werden, dass Rechtsgeschäfte, 
die diesen Bestimmungen zuwiderlaufen, für rechtsungiltig 
erklärt werden. 


Abnahme der Landbevölkerung in Mecklenburg. Die 

Abnahme der Landbevölkerung in Mecklenburg hat dem Abg. 
V. Müller—Gr.-Lunow Veranlassung gegeben, auf dem Land¬ 
tage in Sternberg den Antrag zu stellen, Ablösungsfonds 
der Regierung zu verwenden zum Ankauf und zur Par- 
zellirung zunächst eines geeignet erscheinenden ritterschaft- 
lichen Gutes behufs Vermehrung der Bauerhöfe, um dadurch 
der Abnahme der ländlichen Bevölkerung und der Arbeiter 
auf dem platten Lande entgegenzuwirken. Die Bevölkerung 
im Domanium hat von 1&7—1890 um 3387, die in der 
Ritterschaft in derselben Zeit um 20643, d. h. 14 pCt. ab¬ 
genommen, während sieh die Gesammtbevölkerung in Meck¬ 
lenburg-Schwerin doch noch um 17674 oder 3,15 pCt. in 
der Zeit vermehrt hat. Der Ueberschuss der Geburten 
über die Sterbefälle betrug in dem Zeitraum vom 1. De¬ 
zember 1885 bis 1. Dezember 1890 in beiden Mecklenburg 
32566. Die Bevölkerungszunahme in derselben Zeit nur 
3583 Köpfe, der Verlust durch Wanderung demnach 28938 
oder 89,17 pCt. des Geburtenüberschusses. Man müsse 
einem Wegzuge gerade der tüchtigsten ländlichen Arbeiter 
in die Städte und Industriebezirke durch Bietung der Ge¬ 
legenheit zur Erwerbung eigenen Besitzes begegnen. Wenn 
es richtig ist, dass um die Mitte des 17. Jahrhunderts etwa 
12000 ritterschaftliche Bauerhöfe bestanden, wenn man an¬ 
nimmt, dass um die Mitte des 18. Jahrhunderts deren nur 
noch ^72 übrig waren, und wenn man bedenkt, dass man 
zur Zeit nur noch 1230 bäuerliche Anwesen zählt, so ist 
dieser Umstand im Hinblick auf die Abnahme der sess¬ 
haften ländlichen Bevölkerung sehr bedauerlich. Der Land¬ 
tag beschloss, den Antrag zunächst an das Polizeikomite 
zur Vorberathung zu überweisen. 

Arbeitsnachweis in Russland, ln Moskau wird ein 
Central-Arbeitsbureau errichtet, in welchem von allen 
grösseren Eisenbahnstationen Daten über den Umfang der 
Ernte, über geforderte und gebotene Arbeitslöhne, über 
die Zahl der freien Arbeiter u. s. w. zusammenfliessen 
sollen. Diese Daten werden im Centralbureau zusammen¬ 
gestellt und dann an alle Eisenbahnstationen, Flusshäfen 
u. s. w. versandt. 

Die Akkumulation des Besitzes in Amerika. Das 

Census Office der Vereinigten Staaten hat kürzlich die Re¬ 
sultate einer Untersuchung der Immobiliarverhältnisse in 
22 Staaten und Territorien veröffentlicht. Die Aufnahme 
erfolgte in der Weise, dass das jeweilige Eigenthums-, 
Pacht- oder Miethverhältniss bei jeder Familie berücksichtigt 
und desgleichen der Lastenstand der Realität erhoben 
wurde. Bei Hypotheken wurde sowohl der Betrag der 
Schuld als der Schätzungswerth der Realität aufgenommen. 
Der Census bezieht sich auf Arizona, Connecticut, Georgia, 
Idaho, Iowa, Maine, Maryland, Massachusetts, Minnesota, 
Montana, Nevada, New-Hampshire, New-Jersey, New-Mexico, 
Rhode-Island, South-Carolina, Tennessee, Utah, Vermont, 
Wisconsin, Wyoming und den Distrikt von Columbia. Bei 
der überwiegenden Bedeutung des Immobiliarbesitzes gegen¬ 
über dem beweglichen Nationalvermögen ist das Ergebniss 
der Aufnahme geeignet, auf die Vertheilung des nationalen 
Besitzstandes im Verhältnisse zu den einzelnen Klassen 
Schlüsse zuzulassen, welchen sicherlich höherer Werth als 
hypothetischen Schätzungen zukommen wird. Das Resultat 
kann überdies ohne Bedenken auf die Vereinigten Staaten 
überhaupt ausdehnt werden, da der Census in gleicherweise 
landwirthschaftliche und industrielle Staaten betrifft, so dass 
die Relativzahlen auch für die übrigen Staaten, die sich 
ihrer gesellschaftlichen Struktur nach nicht von den berück¬ 
sichtigten Ländern unterscheiden, Geltung haben dürften. 
Im Folgenden geben wir eine kurze Darstellung des inter¬ 
essanten Ergebnisses, wie es George K. Holmes in der 
Dezember-Nummer der vom Bostoner Columbia College 
hcrausgegebenen Political Science Quarterly erörtert. 

In den angeführten 22 Staaten sind 32 pCt. der auf 
Farmen wohnenden und 63 pCt. der eigene Häuser be- 
w’ohnenden Familien, Pächter oder Miether; unter den 
Farmen besitzenden Familien haben 30 pCt. ihre Realität 
(mit durchschnittlich 1,130 $) belastet, bei einem Durch- 
schnittswerthe der Objekte von 3,190$, und von den Haus¬ 
besitzern tragen 29 pCt. Lasten von durchschnittlich je 
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1,139$ bei einem Realitätendurchschnittswerte von 3,254 $. 
Unser Gewährsmann nimmt die Zahl der Farmen in den 
Vereinigten Staaten mit rund 4,5 Millionen an, so dass etwas 
über 8 Millionen bleiben, die nicht auf Farmen wphnen. 
Schätzt man nun jede der am Lande in Pacht oder Miethe 
wohnenden Familien (farm-tenants) auf ein Nettovermögen 
von 150$, die nicht am Lande wohnenden (home-tenants) 
auf durchschnittlich 500 $, so würde sich ergeben, dass 
52 pCt. aller Familien weniger als ein Zwanzigstel des auf 
60 Millionen $ geschätzten Nationalvermögens der Vereinig¬ 
ten Staaten besitzen. Für den Süden, auf den ein Drittheil 
der gesammten Bevölkerung entfällt, ist das angenommene 
Nettovermögen (über die gedeckten Schulden) zu gross, 
wogegen die Schätzung für manche Staaten zu niedrig sein 
dürfte, doch glaubt Holmes im Allgemeinen mit den ge¬ 
gebenen Ziffern rechnen zu können; in ähnlicher Weise 
bezüglich der Realitäten besitzenden Familien, indem er 
jene, deren Güter belastet sind, auf 500 $ Besitz nebst dem 
Nettowerthe der Immobilien und Jene, deren Objekte lasten¬ 
frei sind, auf 1000 $ bezw. 2000 $ (in den Städten) Ver¬ 
mögen neben dem Werthe der Immobilien schätzt, gelangt 
Holmes zu folgender Zusammenstellung betreffend dieVer- 
theilung des Besitzes auf einzelne Klassen: 


1 440000 FamÜien in Pacht oder Miethe mit je 

150 $ Nettovermögen. 216 000 000 $ 

752 760 Familien, die belastete Farmen im 
Werthe von weniger als 5000 I be¬ 
sitzen, mit ausserdem je 500 $ ... 1 359 741 600 $ 

1 756440 Familien mit lastenfreien Farmen im 
Werthe von weniger als 5000 $ mit 
ausserdem Je 1000 $ Nettovermögen . 5 309 589 600 $ 
5 159 796 miethweise wohnende Familien mit je 

500 $ Nettovermögen. 2 579 898 000 $ 

720618 Familien mit eigenen belasteten Häusern 
im Werthe von weniger als 5000 $ nach 
Abzug der Lasten und ausserdem mit 
je 500 $ Nettovermögen . . . . . . 1 142 531 550 $ 

I 764 273 Familien mit lastenfreien Häusern im 

Werthe von weniger als 5000 $ mit 

ausserdem je 2000 $ Nettovermö gen . 6 749 076 593 S 

II 593887 Familien im Besitze von. 17 356 837 343 $ 


Das heisst: 91 pCt. der 12690152 Familien des 
Landes besitzen nicht mehr als ungefähr 29pCt. 
allen Besitzes und 9 pCt. der Familien besitzen 
71 pCt. des vorhandenen Reichthums. Dieses Er- 
gebniss beruht allerdings auf einer schätzungsweisen An¬ 
nahme, deren prekärstes elastisches Moment die Ziffer für 
den Mobiliarbesitz ist. Dabei ist in Betracht zu ziehen, 
dass sich diese Schätzungen nur auf die Besitzer der 
minderwerthigen Farmen bezieht, womit eine gewisse Hand¬ 
habe gegeben erscheint. Wenn auch verschiedene Mei¬ 
nungen über die Höhe dieser Schätzungen geltend gemacht 
werden können, so dürfte die Fehlergrenze unter keinen 
Umständen so bedeutend sein, um das Gesammtbild wesent¬ 
lich zu verändern; die Anhäufung des grössten Theils des 
Volksvermögens seitens einer Minorität der Bevölkerung 
erscheint oftnbar erwiesen. 

Die Konzentration des Reichthums erfährt jedoch noch 
unter den 1096265 Familien, die 71 pCt. des Vermögens im 
Lande besitzen, eine weitere Steigerung, für deren Be- 
urtheilung eine Liste der 4047 Millionäre in den Vereinigten 
Staaten, wie sie die New-Yorker Tribüne aufstellt, die beste 
Grundlage bietet. Hier sind jedoch die unbekannten Reich- 
thümer so gross, dass divergirenden Schätzungen ein weites 
Feld offen ist. Mr. Thomas S. Shearman giebt für diese 
Klasse!) einen Durchschnittsbesitz von 2^/4 Millionen Dollars; 
Holmes hält diese Schätzung für zu gering, indem er das 
Eigenthum dieser 4,047 Millionäre auf ungefähr 12 Billionen 
Dollars schätzt, das ist ein Fünftel des National-Reichthums. 
Es ergiebt sich demnach weiter, dass Vaoo pCt. der Fa¬ 
milien 20 pCt. aller Reichthüm’er in den Vereinigten 
Staaten besitzen. 

Holmes versucht, seine überaus interessante Darlegung 
noch durch die Auftheilung der Schuld- und Zinsen- 
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Verhältnisse, soweit sie Aktiengesellschaften u. s. w. be¬ 
treffen, zu stützen; doch liefern diese Erörterungen kaum 
ein anderes Resultat, als die bekannte Thatsache, dass die 
Kapitalzinsen von der Mehrheit an die Minderheit gezahlt 
werden. 

Das Gebiet, auf dem sich Holmes bewegt, ist noch sehr 
wenig erforscht. Seine Annahmen mögen Manches für sich 
haben, die Umrisse des Bildes sind kaum bestreitbar, aber 
u. E. sind sie für ziffermässige Aufstellungen, deren Ergeb¬ 
nisse gelten sollen, nicht feststehend genug. In erster 
Linie betrifft dies die ziemlich willkürlich angenommene 
Ziffer von 60 Billionen Dollars für das Nationalvermögen 
der Vereinigten Staaten, die traditionell zu sein scheint, 
da Holmes ihr keinerlei Begründung oder Detaillirung hin¬ 
zufügt. Unseres Wissens liegen für Amerika auch noch 
keine ähnlichen Arbeiten vor, die an der Hand des Erb¬ 
ganges den Nationalreichthum ermitteln, wie es Foville für 
Frankreich, Pantaleoni für Italien und kürzlich Inama-Stemegg 
für Oesterreich versuchten. Und selbst diese gewissermaassen 
auf statistischer Grundlage erhobenen Ziffern sind nicht un¬ 
anfechtbar. Wir haben uns auch weniger des aufgestellten 
Ergebnisses halber bemüssigt gesehen, von der Arbeit 
Holmes Notiz zu nehmen, von der nach skeptischer Kritik 
nicht viel mehr als Endergebniss bleibt, als dass Viele sehr 
wenig und Wenige sehr viel besitzen; wir wollten vielmehr 
die Aufmerksamkeit auf die Methode einer derartigen Nach¬ 
weisung lenken. 


Soziale Zustände. 

Der Abschluss der Erhebungen 
über die Arbeitsverhältnisse in deutschen Ladengeschäften. 

Post tot discrimina rerum soll es nun doch noch zu 
mündlichen Erhebungen in der Reichsenquete über das 
Handelsgewerbe kommen. Dieselben sind als Abschluss 
der Aktion gedacht, welche Reichs- und Bundesstaats- 
behürdcn zur Erforschung der Arbeitsverhältnisse im 
HancJelsgewerbe seit 1892 unternommen haben. Die Oeffent- 
lichkeit kann dies Mal willkommener Weise deshalb zeitig 
von diesem Entschlüsse der Reichskommission für Arbeiter¬ 
statistik Kenntniss nehmen, weil endlich auf eine Anregung 
des Abg. Molkenbuhr hin die Publikation der Sitzungs- 
protokolTe jener Kommission im Buchhandel erfolgt ist 
(„Drucksachen der Kommission für Arbeiterstatistik, Ver¬ 
handlungen No. 1 bis 3.“ Berlin, Carl Heymanns Verlag, 1893). 
Hoffentlich lässt man es nicht beim Druck der Verhandlungs¬ 
protokolle bewenden, sondern fügt auch noch den Abdruck 
der vom Kaiserlichen Statistischen Amte bearbeiteten Erhe¬ 
bungsergebnisse (bis jetzt Bäcker und Handlungsgehilfen 
betr.) hinzu, schon deshalb, weil der Absatz der Proto¬ 
kolle, solange sie nicht durch die Resultate der Verhand¬ 
lungen ergänzt sind, vermuthlich zu wünschen übrig lassen 
wird. Im dritten Stück der neuen Publikation, in den Pro¬ 
tokollen der Reichskommission vom 30. Juni und 3. Juli, 
befinden sich nun die Verhandlungen über den letzten 
Akt der Reichsenquete betr. das Handelsgewerbe. 

Zum Bericht des Abgeordneten Dr. Hartmann, der die 
bisher über die Arbeitsverhältnisse in Ladengeschäften ge¬ 
wonnenen Zahlen zusammenfasste, ist nach den aus¬ 
führlichen Mittheilungen in früheren Nummern dieser Zeit¬ 
schrift nichts mehr zu sagen!). Ebensowenig braucht aus- 

*) Meine frühere Besprechung dieser Ergebnisse hat aller¬ 
dings in der „Neuen Preuss. Z^. vom 5. August v. Js. lebhafte 
Anfechtungen erfahren, und es ist richtig, dass mir der Verfasser 
zwei Zahlenversehen nachweist: ich hatte in meiner Besprechung 
vom 26. Juni behauptet, von den 4088 Geschäften mit Lehrlingen 
gäben nur 3086 hinreichende Auskunft über Lehrlingsverhältnisse, 
und über Kündigungsfristen berichteten nur 7576 Geschäfte von 
8235. In Wirklichkeit findet sich die Auskunft über die Lehrlings¬ 
verhältnisse der von mir als fehlend bezeichneten Geschäfte in 
einer anderen Tabelle, und die bei den Kündigungsfristen von 
mir vermissten Geschäfte mussten ausfallen, weil sie nur Lehrlinge 
beschäftigten, also über Kündigungsfristen nichts zu berichten 
hatten. Diese Korrekturen zweier Zahlenfehler werden von mir 
gern zugestanden. Nur ändern sie an der Begründung meinei' 
Kritik nichts, weil sie untergeordnete Einzelheiten betrefien, 
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führlich auf die Rechtfertigung des bisher befolgten Er¬ 
hebungsverfahrens eingegangen zu werden, die von zwei 
Seiten versucht wurde. Man richtete sich dabei gegen eine 
Kritik, die in dieser Form nicht existirt hat und nicht existirt. 
Beispielsweise hat Niemand verlangt, dass „auch“ mündliche 
Erhebungen vorgenommen werden sollten, sondern die 
gemeinte Forderung ging dahin, dass die ganze Handels¬ 
enquete von Anfang an auf das kontradiktorische mündliche 
Verfahren nach englischem Muster hätte begründet werden 
müssen. Erwähnenswerth ist nur, dass die Erhebungen 
über Lehrlingswesen, sowie die Kost- und Wohnungs¬ 
verhältnisse der Gehilfen nicht weiter geführt werden 
sollen, weil sie „weitere Erfolge nicht erwarten Hessen“. 
Eine sachliche Begründung dieses Antrags und Beschlusses 
fehlt gänzlich. Man hätte deshalb wünschen mögen, dass 
die Betheiligung des Arbeitervertreters in der Kommission 
an diesen Erörterungen eine etwas lebhaftere gewesen 
wäre; die Kommission hätte dann doch nicht so leicht über 
so wichtige Punkte hinweggehen können. 

Den für die weiteren Erhebungen maassgebend ge¬ 
wordenen Plan stellte nun zuerst der wOrttembergischc 
Regierungsvertreter von Schicker auf. Er äusserte gleich 
nach der oben besprochenen Verhandlung: „es empfehle 
sich bei der Ergänzung der Enquöte so zu verfahren, dass 
die Sachverständigen und Auskunftspersonen aus Fach- 
vereinigun^en und Verbänden von Berufsgenossen haupt¬ 
sächlich mit Bezug auf die künftige gesetzgeberische Rege¬ 
lung der Angelegenheit, die einzelnen Arbeitnehmer und 
Arbeitgeber dagegen behufs Aufklärung der gegenwärtigen 
Lage der Verhältnisse zu befragen seien.“ Aber erst der Kom¬ 
missar des preussischen Handelsministers, Regierungs¬ 
assessor Dönhoff, gab diesem Plane eine Gestaltung, die 
ihn auch für die schärfsten Kritiker des bisherigen Verfahrens 
annehmbar und begrOssenswerth gemacht hätte. Vielfach 
sei von Vereinen und Korporationen dem Wunsche Aus¬ 
druck gegeben worden, in erhöhtem Maasse an den Er¬ 
hebungen betheiligt zu werden. Es empfehle sich dies, und 
zwar derart, dass die Vereine (deren Vorstand oder De- 
putirte) bei der Vernehmung der Einzelpersonen zugezogen 
würden. Die Vereine und Korporationen würden dann 
sehen, worauf es bei den Erhebungen ankomme und da¬ 
durch in die Lage kommen, die von ihnen erforderten 
schriftlichen Gutachten zweckentsprechender zu gestalten. 
Soweit der Vertreter des preussischen Handelsministers. 
Und es muss offen gesagt werden, dass seine Vorschläge 
zur Festsetzung der Handelsenquöte die besten in Bezug 
auf praktische Methodologie waren, die überhaupt jemals 
in der Kommission gemacht wurden. Sie wiesen zunächst 
den beiden Ergänzungserhebungen die richtige Zeitfolge an. 
Erst die nunmehr endlich in Betracht gezogene mündliche 
Befragung der Betheiligten; denn sie soll ja das Thatsachen- 
material vervollständigen und vertiefen. Dann als letzter 
Akt auf Grund des gesammten Thatsachenmaterials, wie 
bei jeder Gerichtsverhandlung, das Gutachten; denn das 
ist ja die Voraussetzung jedes Gutachtens, dass der That- 
bestand vorher soweit aufgeklärt ist, als er nur aufzuklären 
war. Deshalb auch der ausserordentlich sachgemässe Vor¬ 
schlag, eine Brücke zwischen beiden Ergänzungserhebungen 
zu schlagen durch die Zuziehung der Vertreter kaufmänni¬ 
scher Organisationen zu den mündlichen Vernehmungen. 
Diese Zuziehung war nicht blos die eigentlich selbst¬ 
verständliche Voraussetzung für die Möglichkeit der Er¬ 
stattung zweckentsprechender Gutachten, sondern sie hätte 


welche keineswegs zu meinen ,gewichtigsten Belägen für das 
Misslingen des schriftlichen Verf^rens“ gehören. Das ist in 
meiner Erwiderung nachzulesen, welche die „Neue Preuss. Ztg.“ 
unterm 16. August v. Js. loyal und unverkürzt aufnahm. Kurz 
nach meiner Besprechung der ersten schriftlichen Enquete in 
dieser Zeitschrift habe ich eine ausführlichere in Broschürenform ' 
veröffentlicht („Die Arbeitsverhältnisse im Handelsgewerbe“, 
Frankfurt a. Main, Mahlau u. Waldschinidt 1893). In derselben wird 
meine Kritik durch noch viel umfangreicheres Zahlenmaterial be¬ 
gründet. Die Bemerkung Oldenberg’s im letzten Heft des 
Schmoller’schen Jahrbuches über meine erste Besprechung richtet 
sich nach Obigem umsomehr von selbst, als Oldenberg meine 
hauptsächlichsten methodologischen Aussetzungen an der ersten 
^hebung, dadurch, dass er sie ebenfalls macht, als richtig 
bestätigt. Der Verfasser. i 


auch den mündlichen Verhandlungen in hohem Maasse ge¬ 
nützt: sie hätte den Kommissaren der Reichskommission 
die lokale Orientirung wesentlich erleichtert, durch fach¬ 
kundige Unterstützung die Vernehmungen vertieft und 
vielleicht sogar die Auslassungen und Fehler der ersten 
schriftlichen Enquöte dadurch wieder gut gemacht, dass sie 
die Ausdehnung der mündlichen Befragung auf die bis 
dahin vernachlässigten Punkte veranlasste. Es scheint 
aber das unabwendbare Geschick aller wohldurchdachten 
und sachgemässen Vorschläge in der Reichskommission für 
Arbeiterstatistik zu sein, auch wenn sie von einem Ver¬ 
treter des preussischen Handelsministers gemacht werden, 
sang- und klanglos im Papierkorb verschwinden zu müssen. 
Ueber das Schicksal der Dönhoff’schen Anträge geben uns 
wenige Zeilen auf S. 16 des Protokolles vom 30. Juni Auskunft. 
Man fasste den Beschluss, „als Regel zuerst die schriftlichen 
Gutachten der Verbände zu erfordern und sodann die münd¬ 
lichen Vernehmungen „unter Berücksichtigung der durch die 
Gutachten gewonnenen Gesichtspunkte“ folgen zu lassen. 
Nur der Abgeordnete Molkenbuhr scheint hier gegen diese 
logische und praktische Ungeheuerlichkeit protestirt zu 
haben; das an dieser wie an anderen Stellen offenbar sehr 
summarisch geführte Protokoll giebt jedoch keine genaue 
Auskunft, sondern spricht lediglich von „Ausführungen des 
Herrn Molkenbuhr.“ Man beschloss also entgegen den 
Dönhoft’schen Vorschlägen, Gutachten auf Grund eines 
unvollständigen Thatsachenmaterials einzufordern, und bei 
der Ergänzungserhebung der Thatsachen durch mündliche 
Befragung die durch — Gutachten gewonnenen Gesichts¬ 
punkte zu berücksichtigen. Sonst in der Welt berücksichtigt 
man bei Gutachten das Thatsachenmaterial, hier stellt die 
Reichskommission die Sache auf den Kopf. Man wagt es 
kaum zu denken, dass für diesen Beschluss eine so geist¬ 
reiche Bemerkung maässgebend hätte sein können, wie sie 
der Württembergische Regierungsvertreter von Schicker 
mit den Worten machte: „er befürchte, dass die Vereine 
den Schwerpunkt in die mündliche Vernehmung verlegen 
würden, wenn sie vorzeitig Kenntniss davon erhielten, dass 
solche mündlichen Vernehmungen in der Absicht der Kom¬ 
mission lägen.“ War es wirklich möglich, dass solche Be¬ 
trachtungen ausschlaggebend waren? Aber es finden sich 
keine anderen im Protokolle. Und nachdem man so aus 
dem Plane der Ergänzungserhebungen ein logisches und 
methodologisches Ungeheuer gemacht hatte, beschloss man 
gegen die Stimme des Abgeordneten Molkenbuhr sinngemäss, 
auch noch die Ausschliessung der Vertreter kaufmännischer 
Organisationen bei den Einzelvernehmungen. Der Vor¬ 
sitzende und das Kommissionsmitglied Dr. Hitze begründeten 
diesen Beschluss damit, dass die Zuziehung „möglicherweise 
die Objektivität der Aussagen der zu vernehmenden Indi¬ 
viduen beeinträchtigen würde“, dass man also durch die 
Ausschliessung die „Unbefangenheit sichern“ müsse. Dass 
dieser Einwand in sich zusammenfällt, sobald man als Ver¬ 
treter der Organisationen bei jeder Vernehmung je einen 
Prinzipal und je einen Gehilfen zulässt, ähnlich wie im 
gewerbegerichtlichen Verfahren, kam der Mehrheit der Kom¬ 
mission offenbar nicht in den Sinn. 

Auf dieser Basis stellte man dann in der Sitzung vom 
3. Juli (S. 43 ff. des Protokolls) den Plan für die künftigen 
Erhebungen fertig. Man einigte sich über die Fragebogen 
für die schriftlichen Befragungen und für die mündlichen 
Vernehmungen gleichzeitig. Man hatte also bereits ver¬ 
gessen, dass die mündlichen Vernehmungen nach dem 
wunderlichen Beschluss vom 30. Juni „unter Berücksichtigung 
der durch die Gutachten gewonnenen Gesichtspunkte er¬ 
folgen sollen“, und dass man in Folge dessen mit der For- 
miüirung des mündlichen Questionnaires, auch wenn dasselbe 
nur als zwanglose Unterlage für die Vernehmungen gedacht 
war, besser bis nach Einlauf der schriftlichen Gutachten 
gewartet hätte. Der Fragebogen für die schriftlichen Gut¬ 
achten, der im Namen einer Subkommission vom Vertreter 
des preussischen Handelsministers vorgelegt wurde, fiel im 
Allgemeinen recht sachgemäss aus, soweit das beschränkte 
Erhebungsprogramm dies zuliess. Nur die prinzipielle Frage 
nach der Nothwendigkeit eines Maximalarbeitstages für die 
Angestellten neben der Beschränkung der Ladenzeit hätte 
ihrer präjudiziellen Wichtigkeit halber mehr hervorgehoben 
und in den Vordergrund gestellt werden können. Die 
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schriftlichen Gutachten der kaufmännischen Verbände und 
Vereine sind seit 1. Dezember bereits in den Händen des 
Reichskanzlers; über ihre Zahl und ihren Inhalt wird wohl 
in der bevorstehenden Januarsitzung der-Reichskommission 
berichtet werden. Die zeitige Veröffentlichung dieses Be¬ 
richtes in den billigen Drucksachen der Kommission ist ein 
lebhafter Wunsch der betheiligten Kreise. Man wird w^ohl 
dann auch in der Kommission zu einer Umarbeitung des 
Fragebogens für die mündlichen Vernehmungen kommen, 
wie der württembergische Regierungsvertreter diesmal richtig 
schon in der Sitzung vom 3. Juli feststellte. Vielleicht darf 
auch die Hoffnung gehegt werden, dass man sich dann in 
letzter Stunde doch noch zu einer Erweiterung des Per¬ 
sonenkreises entschliesst, der in der Sitzung vom 3. Juli 
ausserordentlich eng für die mündlichen Vernehmungen ge¬ 
zogen wurde. Insgesammt sollen danach nur „etwa 600 bis 
800 deijenigen Personen, welche bereits den Fragebogen 
beantwortet hätten, als Auskunftspersonen" vernommen 
werden, und zwar zur Hälfte Prinzipale, zur Hälfte Gehilfen; 
vorwiegend sollen Läden mit langer Arbeitszeit, jedoch 
auch solche mit kurzer, berücksichtigt werden. Nun würden 
ja gewiss die Aussagen von 800 Personen quantitativ be¬ 
reits sehr umfangreichen Stoff liefern. Aber die Kom¬ 
mission sollte doch nochmals berücksichtigen, wie rein zu¬ 
fällig in vielen Fällen sich die Vertheilung der schriftlichen 
Fragebogen bei der ersten Erhebung vollzog, gerade auch, 
weil die Betheiligten nicht zu Rathe gezogen wurden. Wenn 
also mit den mündlichen Erhebungen wirklich eine sach- 
gemässe Ergänzung des bisherigen Materials erzielt werden 
soll, und ich zweifele ja daran trotz meiner scharfen Kritik 
an dem Dilettantismus des Programms nicht, so sollten 
doch noch Prinzipale und Gehilfen auch aus denjenigen 
Kreisen wenigstens aushilfsweise zur Befragung kommen, 
die an der schriftlichen Erhebung gar nicht betheiligt waren. 
Für Frankfurt a. M. erinnere ich z. B. daran, dass die 
Hauptladenstrasse, die Zeil, bei der schriftlichen Befragung 
unberücksichtigt blieb. Und für Berlin sowie viele andere 
Städte gilt Aehnliches. Soll an solchen Fehlern auch bei 
der mündlichen Erhebung durch die Kommissare der Reichs- 
kbramission vorübergegangen werden? 

Man sieht, es handelt sich auch bei den Gegnern des 
bisherigen Verfahrens, die nunmehr den Vortheil haben, 
für ihren Standpunkt sowohl die nachträglich beschlossenen 
mündlichen Erhebungen, als die in der Kommission selbst 
vom Vertreter des preussischen Handelsministers befür¬ 
worteten Vorschläge anführen zu können, keineswegs um 
Rechthaberei, sondern um die Auffassung der gesammten 
Reichsenquete über die Arbeitsverhältnisse in Ladenge¬ 
schäften als ein gross angelegtes, in fortwährender Fühlung 
mit den Betheiligten durchgeführtes Ganze. Und die Reichs¬ 
kommission für Arbeiterstatistik könnte sich selbst keinen 
grösseren Gefallen erweisen, als durch die offizielle Anerkennt- 
niss der einen Thatsache in den ersten Minuten ihrer dem¬ 
nächst wieder zu beginnenden Verhandlungen ‘.dassdie mangel¬ 
hafte Organisation der jungen Centralstelle für deutsche 
Arbeiterstatistik, welche Unternehmer und Arbeiter von der 
laufenden Theilnahme an den Vorarbeiten für soziale Reichs* 
erhebungen so gut wie ausschliesst, die Grundursache 
für die externen Auseinandersetzungen ist, die sich nicht bloss 
an die Handelsenquete geknüpft haben. Auch der Herausgeber 
dieser Zeitschrift hat diesen Fehler, sowie andere, damit 
zusammenhängende, s. Zt. schon deutlich genug gekenn¬ 
zeichnet. Wird diesem Mangel sobald als möglich abge¬ 
holfen, so werden Besprechungen, wie die vorliegende, 
nicht immer erst post festum zu kommen brauchen und des¬ 
halb als Verkleinerung an sich verdienstvoller Arbeiten er¬ 
scheinen, sondern die berechtigten Wünsche der gewerb¬ 
lichen Kreise werden schon vor der Ausführung weiterer 
Sozialenqueten fruchtbar auf dieselbe einwirken. 

Frankfurt a. M. Max Quarck. 

Aendenmgen der ortsüblichen Tagelöhne. Die nun¬ 
mehr erfolgte neue Zusammenstellung der ortsüblichen 
Tagelöhne ergiebt nicht sehr viele und im ganzen nur un¬ 
wesentliche Aenderungen gegen die erste amtliche Ver¬ 
öffentlichung vor etwa einem Jahre. Auffallend ist aller¬ 
dings, dass im Stadtkreis Königsberg in Preussen der orts¬ 
übliche Tagelohn für erwachsene männliche Arbeiter von 


2,50 M. auf 2 M. herabgegangen ist, während in den übrigen 
Hafenstädten (Danzig, Elbing, Lübeck, Kiel, Altona, Ham¬ 
burg, Bremen etc.) solche Aenderungen nicht vorgekommen 
sind. Es ist indess fraglich, in wieweit dieser Herab¬ 
setzung des amtlich festgestellten ortsüblichen Lohnsatzes 
ein wirkliches Herabgehen der Löhne entspricht, möglicher 
Weise und hoffentlich ist diese starke Schwankung nur der 
Ausdruck von ungenauen Feststellungen der Behörden. 
Doch wäre es interessant, der Sache auf den Grund zu 
gehen. Bemerkenswerth ist noch, dass nunmehr auch für 
die Insel Helgoland die ortsüblichen Tagelöhne festgestellt 
worden sind, und zwar für erwachsene männliche Arbeiter 
auf 3,25 M., also auf einen Satz, der im übrigen Deutschen 
Reich überhaupt nirgends erreicht wird. Den nächst höch¬ 
sten Lohnsatz von 3 M. erreichen nur die Nordseehäfen 
Hamburg und Altona mit nächster Umgebung, Bremen, 
Bremerhaven und Geestemünde mit nächster Umgebung, 
sowie ganz vereinzelt die Gemeinde Kanalgut im Kreise 
Eckernförde. Durch die niedrigsten Löhne zeichnet sich 
nach wie vor die Provinz Schlesien unvortheilhaft aus; hier 
wird das absolute Lohnminimum im Kreise Militsch mit 
85 Pfennigen erreicht. 

Kindliche und jugendliche Arbeiter in der deutschen 
Industrie. Endlich geben die kürzlich erschienenen „Amt¬ 
lichen Mittheilungen aus den Jahresberichten der Ge¬ 
werbeaufsichtsbeamten“ für 1892 die genauen Zahlen über 
die Ausdehnung der kindlichen und jugendlichen Industrie¬ 
arbeit im gesammten deutschen Reich während des Berichts¬ 
jahres 1892. Der amtliche Bericht wirft in seiner redak¬ 
tionellen Uebersicht kindliche und jugendliche Arbeiter 
zusammen und stellt fest, dass insgesammt 208 251 Köpfe 
gegen 241 731 im Jahre 1890 gezählt worden seien, dass 
also eine Verminderung um 33 480 eingetreten sei. Es 
dürfte gerathener erscheinen, die kindliche und jugendliche 
Arbeit gesondert, sowie nach Gewerbegruppen getrennt zu 
betrachten. Die kindlichen Arbeiter von 12—14 Jahren 
haben infolge der letzten Gewerbenovelle allerdings insge- 
sanimt bedeutend abgenommen, von 27 485 in 1890 auf 
11 210 in 1892. Damit ist ihre Zahl auf den Stand von vor 
1882 gesunken, und sie wird hoffentlich noch mehr sinken. 
Aber die Abnahme ist nicht in allen Gewerbegruppen gleich- 
mässig eingetreten. In der Industrie der Holz- und Schnitz¬ 
stoffe verminderten sich die kindlichen Arbeiter nur etwa 
um ein Drittel, nicht um mehr als die Hälfte, nämlich nur 
von 1358 auf 852; ähnlich in den polygraphischen Gewerben, 
wo ihre Ziffer nur von 681 auf 413 sank. ‘Der amtliche 
Bearbeiter übersieht dies leider. Diese Thatsachen sollten 
aber von den Aufsichtsbeamten beachtet werden. Die 
grösste Anzahl von Kindern beschäftigen immer noch die 
Textilindustrie mit 3608, die Industrie der Nahrungs- und 
Genussmittel mit 2132, und die Industrie der Steine und 
Erden mit 1586 Köpfen, die letztere also immer noch eben¬ 
soviel, als sie im Jahre 1884 hatte. Die Armee der jugend¬ 
lichen Arbeiter von 14—16 Jahren schmolz von 214252 
Köpfen in 1890 auf 197 139 in 1892, also bei Weitem nicht 
so stark zusammen, wie diejenige der kindlichen Arbeiter, 
ein Umstand, der eben bei der statistischen Zusammen¬ 
fassung beider Kategorien leicht übersehen wird. Hier 
dürften nicht die gesetzlichen Bestimmungen, die kaum eine 
Veränderung erlitten, sondern wesentlich nur die schlechten 
Geschäftsverhältnisse eingewirkt haben. Das zeigt sich noch 
deutlicher, wenn man die einzelnen Gewerbegruppen aus¬ 
einanderhält. Starke Abnahmen haben nämlich eigentlich 
nur zu verzeichnen: Das Bergbau-, Hütten- und Salinen¬ 
wesen (10611 statt 22 730 Köpfe im Jahre 1890), die Textil¬ 
industrie (51 865 statt 58038 Köpfe im Jahre 1890) und 
„sonstige Industriezweige“ (1827 statt 4066 Köpfe). Unbe¬ 
deutend ist die Minderung bei der Metallverarbeitung (24230 
statt 25 101 Köpfe), der Maschinen- und Instrumenfenfabrir 
kation (20 512 statt 21 489), der Industrie der Heiz- und 
Leuchtstoffe (818 statt 853), sowie der chemischen Industrie 
(3052 statt 3515), bei der Papier- und Lederindustrie (11135 
statt 11 930), und bei der Bekleidung und Reinigung (8124 
statt 8398 Köpfe im Jahre 1892). Einige der bedeutendsten 
Industriegruppen verzeichnen nun aber sogar eine mehr 
oder weniger starke Zunahme der jugendlichen Arbeiter. 
So beschäftigten die Industrie der Steine und Erden 24786 
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(gegen 21 686 in 1890), die Industrie der Holz- und Schnitz¬ 
stoffe 9800 (8771), die Industrie der Nahrungs- und Genuss¬ 
mittel 21 043 (20517), und die polygraphischen Gewerbe 
9122 (7158) jugendliche Arbeiter. Das sind keine Ziffern, 
die bezüglich der Ausnutzung jugendlicher Arbeitskräfte 
übermässig beruhigen könnten. Wäre die deutsche Ge¬ 
werbeinspektionsstatistik endlich so weit, auch die Schwan¬ 
kungen in der Zahl der beschäftigten Erwachsenen mitzu- 
verzeichnen, so Hessen sich noch bestimmtere Schlüsse 
ziehen. So wie die Dinge jetzt liegen, muss man es schon 
als einen grossen Fortschritt ansehen, wenn der Anfang zu 
dieser statistischen Vervollständigung nach sächsischem und 
badischem Muster wenigstens in den nächsten Jahren all¬ 
gemein gemacht wird. Es wird dann immer noch einige 
Zeit dauern, bis sich Zahlenreihen ergeben, die sichere An¬ 
haltspunkte zur Beurtheilung. der deutschen Arbeiterverhält- 
hisse bieten. 

Ländliche Arbeitenrerhältnisse in Irland. 

In einem vor Kurzem erschienenen Berichte der Royal 
Commission of Labour (Vol. IV, Ireland Part. IV) werden 
die Resultate einer Untersuchung der Verhältnisse der 
landwirthschaftlichen Arbeiter in vier für diese Untersuchung 
ausgewählten Bezirken der Grafschaften Cork, Mayo, Ros- 
comon und Westmeath veröffentlicht. Es sind beklagens- 
werthe Zustände, die der Verfasser des Berichts, Mr. Arthur 
Wilson Fox schildert. Alle vier Bezirke sind reine Acker¬ 
baubezirke, ausgenommen die Skibbereen Union in der 
Grafschaft Cork, wo von der an der Küste wohnenden 
Bevölkerung während fünf Monate im Jahre Fischfang ge¬ 
trieben wird. Der ärmste Bezirk ist die Westport Union 
in der Grafschaft Mayo. Der Bezirk besitzt keine fesenbahn. 
Viele der Bewohner haben auf kaum gangbaren Wegen 
eine Entfernung von 20—30Meilen zurückzuTegen, um zu einem 
Markte zu gelangen, wo sie ihre Erzeugnisse verkaufen 
können. Ein verhältnissmässig grosser Theil des Bodens 
ist in verschiedenen Bezirken unangebaut. Den Familien 
ist es fast durchgängig nicht möglich, sich durch eigene 
Arbeit den Lebensunterhalt zu verdienen. Sie sind in einem 
grossen Umfange auf die Unterstützung der nach Amerika 
ausgewanderten oder der für einige Zeit nach England auf 
landwirthschaftliche Arbeit gehenden Angehörigen ange¬ 
wiesen. Aus dem Bezirk der Skibbereen und Delvin Union 
gehen die Bewohner nicht auf Arbeit nach England und 
Schottland, wohl aber in grosser Anzahl aus den in der 
Provinz Connaught und der Grafschaft Mayo gelegenen 
Bezirken. Das Verhältniss der Wanderarbeiter der Graf¬ 
schaft Mayo zu der Gesammtbevölkerung derselben stellt 
sich auf 39,1 von 1(X)0, auf männliche Arbeiter über 20 Jahre 
entfallen 16,4 pCt. Die entsprechenden Zahlen in der Graf¬ 
schaft Roscommon sind 12,2 per 1000 und 4,6 pCt. 

Unter den nach England und Schottland gehenden Ar¬ 
beitern sind viele verheirathete Männer. Auch Frauen be¬ 
finden sich unter den Wanderarbeitern. In Folge der Ab¬ 
nahme des angebauten Ackerlandes in Schottland und 
England und der sich mehrenden Anwendung von 
Maschinen in der Landwirthschaft hat seit einer Reihe von 
Jahren die Verwendung von irischen Landarbeitern stetig 
abgenommen. In Cumberland ist durch die Maschine der 
irische Arbeiter ganz und gar verdrängt worden. Aus 
diesen Thatsachen lässt sich leicht erklären, dass auch die 
Löhne der Irländer geringer sind als früher. Die Arbeits¬ 
löhne der irischen Arbeiter sind verschieden, je nach der 
Jahreszeit, in der die Beschäftigung fällt und der Arbeits¬ 
ort. Vor der Erntezeit beträgt der Wochenlohn ungefähr 
15 sh., während der Erntezeit 24—25 sh., vielfach auch 
30 sh., ausserdem Wohnung und einen Theil der Kost oder 
auch die ganze Kost. Die Löhne irischer Mädchen in 
Schottland betragen 12—13 sh. pro Woche, nebenbei er¬ 
halten die meisten auch Wohnung und Nahrung. 

Die Auswanderung aus den Grafschaften Mayo, Ros¬ 
common und Cork ist eine starke; sie betrug in 1892: 17 
bezw. 16,6 und 17,3 von 1000 Einwohnern. Die Auswanderer 
gehen in weit überwiegender Anzahl nach Amerika. Die 
Geldsummen, die aus Amerika zur Unterstützung der in 
Irland zurückgebliebenen Angehörigen gesandt werden, sind 
sehr beträchtlich. In den Grafschaften Mayo, Roscommon 
und Cork kann man oft das Wort hören: „Ohne das ame- j 


rikanische Geld könnten wir nicht leben!“ In den drei ge¬ 
nannten Grafschaften giebt es kaum eine Familie, die nicht 
einen Angehörigen in Amerika hätte. Es kommt sogar vor, 
dass Kinder nach Amerika geschickt werden, um von ihrem 
dortigen Verdienste ihre Familien zu unterstützen. Ein 
Vater erzählte dem Mr. Fox, dass er zwei Töchter in 
Amerika habe, 13 und 11 Jahre alt, die ihm bereits 7 Pfund 
geschickt hätten. Die Auswanderung würde eine noch 
grössere sein, wenn es nicht den Meisten an Mitteln fehlte, 
die Kosten zu bestreiten. 

Ueber die Frage, ob die Arbeiter die gleiche Arbeits¬ 
tauglichkeit besitzen wie früher, herrschen getheilte Mei¬ 
nungen. Vielfach fällt die Antwort verneinend aus, was 
begründet wird mit der Auswanderung vieler intelligenter 
und kräftiger junger Männer, mit der Abnahme des Acker¬ 
landes, wodurch weniger Gelegenheit gegeben ist, die land¬ 
wirthschaftliche Arbeit kennen zu lernen, mit der Abneigung 
gegen die letztere und mit wachsender Vorliebe für das 
Leben in der Stadt und dem Rückgänge der physischen 
Kraft der Bevölkerung. 

Die Beschäftigung der Arbeiter ist vielfach eine un¬ 
regelmässige, namentlich in der Westport Union, wo die 
ländlichen Arbeiter nicht als besondere Klasse existiren, 
sondern entweder Pächter einer sehr geringen Fläche 
Landes sind oder Söhne von solchen Pächtern. In den 
anderen in Frage kommenden Bezirken ist die Arbeit eine 
regelmässigere, da in denselben grössere Farmen existiren, 
die einen regulären Stab von Arbeitern besitzen. Im all- 



Regel. Vielfach erhalten die Arbeiter einen Theil ihres 
Lohnes in der Ueberlassung eines Streifen Ackers, in der 
Gewährung von Gras für Kühe und Schafe u. s. w. Sie 
sind nominell auch auf einen Tag oder eine Woche 
engagirt, aber das Arbeitsverhältniss besteht oft eine lange 
Zeit hindurch. 

Die Löhne betragen im Sommer durchschnittlich 9 sh., 
in wenigen Fällen 10—12 sh. für die Woche, im Winter 
7 sh. 6 d. bis 9 sh. Es kommt auch vor, dass der Arbeit¬ 
geber dem Arbeiter Kost giebt; für dieselbe wird dann 
2 oder 3 sh. vom Lohne abgezogen. Frauen erhalten einen 
Wochenlohn von 4 sh. 6 d. bis 6 sh. nebst Kost. Im all¬ 
gemeinen werden die Arbeiter baar bezahlt. Es giebt aber 
auch Fälle, wo sie, abgesehen von Kost, die beim Lohn 
angerechnet wird, auch theilweise ihren Lohn durch Ueber¬ 
lassung einer Wohnung, eines Stückes Acker- oder Weide¬ 
landes empfangen. 

Die Wohnungen der Landleute sind durchweg in einem 
äusserst schlechten Zustande. Der Verfasser des Berichts 
meint, es würde so lange keine Besserung darin eintreten, 
so lange die Häuser von ihren Bewohnern selbst gebaut 
würden. Die Häuser, die in der Regel nur aus zwei 
Räumen bestehen, sind sehr oft überfüllt. In einem, das 
ein Wohnzimmer, 2 Schlafzimmer und 2 andere kleine 
Räume hatte, wohnten, wie der Berichterstatter mittheilt, 
19 Personen, davon waren 8 Ober 16 Jahre alt. In den 
Wohnungen befindet sich meistens neben den Menschen 
auch das Vieh und das Geflügel. 

Das Verhältniss zwischen den Arbeitern und den Far¬ 
mern scheint nach dem Bericht ein gutes zu sein. Auf 
vielfache Fragen, wie sie mit ihren Arbeitgebern zufrieden 
seien, erwiderten die Arbeiter, dass es anginge, abgesehen 
von den Löhnen. Mr. Wilson Fox bemerkt dazu, dass es 
natürlich sei, wenn sich Leute, die im Sommer einen 
wöchentlichen Lohn von 9 sh., im Winter einen solchen 
von 7 sh. 6 d. erhalten, wovon ihnen noch 1 sh. oder mehr 

E ro Woche für Rente abgezogen würden. Ober geringen 
ohn beklagten. 

In seinem Generalresumö bemerkt der Berichterstatter, 
dass die Landarbeiter in den in Rede stehenden vier Be¬ 
zirken einen harten Kampf um ihre Existenz zu führen 
hätten. Es sei in der That ein Wunder, wenn diejenigen 
Arbeiter, die keine regelmässige Arbeit hätten, ihre Familie 
kleiden und ernähren könnten. Selbst da, wo regelmässige 
Arbeit auf Farmen vorhanden sei, sei es eine schwierige 
Sache für die Arbeiter, sich und ihre Familien nothdOrftig 
zu erhalten. 
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Unternehmerverbände. 


Schutzkartell der braunschweigischen Kaliwerke. Ein 

industrieller Krieg, welcher sich gegenwärtig im Braun- 
schw'ei^r Ländchen abspielt, ist wegen seiner grundsätz¬ 
lichen Bedeutung von grossem Interesse für die allgemeine 
OeiTentlichkeit. Die Kaliwerke haben — nach dem Braun¬ 
schweiger Tageblatt, unterAnschluss auch des preussischen und 
anhaitischen Bergfiskus — schon vor Jahren eine Schutzbohr¬ 
gesellschaft errichtet, deren ausgesprochener Zweck es ist, 
„jedes neue auf Kalisalze gerichtete Bohrunternehmen zu 
überbohren und damit zu beseitigen, damit die bestehenden 
Werke das Monopol auf Kalisalze behalten.“ Bereits im 
Jahre 1887 ereignete es sich in Braunschweig, nämlich bei 
Barnstorff, dass eine Privatgesellschaft durch das Eingreifen 
der Schutzbohrgesellschaft das Feld räumen musste. Andere 
Fälle kamen im Amte Eschershausen sowie bei Steinum 
Beienrode vor, und das neueste Schauspiel eines solchen 
industriellen Kampfes wird augenblicklich bei dem Dorfe 
Klein-Röhden im Amte Seesen geboten. Nachdem dort am 

10 . vorigen Monats eine Privatgesellschaft zwei Bohrungen 
nach Kali in Betrieb gesetzt hatte, entsandte die Kali-Schutz¬ 
bohrgesellschaft einige Tage darauf eine Anzahl von 
Arbeitskräften mit der Aufgabe, in nächster Nähe jener 
Stelle ebenfalls nach Kali zu suchen. Es entspricht dieses 
Vorgehen der Schutzbohrgesellschaft wieder der oben er¬ 
wähnten Tendenz. Wenn die Gesellschaft dementsprechend 
mit einem Privatunternehmer in Konkurrenz tritt, wird sie, 
da ihr die erfahrenen und die besten Diamantbohreinrich¬ 
tungen zur Verfügung stehen, wohl ausnahmlos zuerst fündig 
werden und dementsprechend in den Besitz der Bergwerks¬ 
gerechtsame gelangen, ohne dass sie dabei die Absicht der 
Ausnutzung hat. Das der Gesellschaft verliehene Feld bleibt 
dann unausgebeutet liegen. Die Sache reicht somit über 
den Rahmen des privaten Interesses weit hinaus. Vom 
volkswirthschaftlichen Standpunkte muss man verlangen, 
dass die Hebung der Bodenschätze des Landes nicht durch 
Konkurrenzbestrebungen unmöglich gemacht werden kann. 
Volkswirthschaftlich sind auch zu hohe Kalipreise durchaus 
nicht empfehlenswerth, es liegt vielmehr im allgemeinen 
Nutzen, dass in den Kalisalzen ein billiges Düngungsmiitel 
für die Wiesen vorhanden ist. Selbstredend wünscht kein 
Vernünftiger, dass die Kaliwerke sich im gegenseitigen 
Wettbewerb ruiniren — eine solche Gefahr ist auch noch 
lange nicht vorhanden — aber es kann denselben doch 
unmöglich eine Handhabe gelassen werden, jegliches neue 
Unternehmen im Keime zu ersticken. Gegen solchen mono¬ 
polistischen Auswuchs muss, um Schädigungen des National¬ 
vermögens und die Ueberlieferung reicher Mineralschätze 
an eine todte Hand zu verhüten, die Gesetzgebung ein- 
schreiten, etwa nach der Richtung, dass erbohrte Lager in 
einer bestimmten Frist auch in regelrechten Abbau ge¬ 
nommen werden müssen, anderenfalls die Verleihung der 
Gerechtsame erlischt. Im braunschweigischen Landtage soll 
eine derartige Anregung demnächst erfolgen. 


Arbeiterschutzgesetzgebung und Gewerbe¬ 
inspektion. 

Schutz der Arbeiter in Töpfereien, In einem vor eini¬ 
gen Tagen erschienenen Blaubuche wird der Bericht ver¬ 
öffentlicht, den die in England eingesetzte Kommission zur 
Untersuchung der ungünstigen Einflüsse der Herstellung 
von Töpferwaaren auf die Gesundheit der Arbeiter erstattet. 
Der Bericht konstatirt, dass die Arbeit in der genannten In¬ 
dustrie mit Gefahren für das Leben und die Gesundheit der 
Arbeiter verknüpft ist Die ungünstigen Einflüsse sind in 
der Hauptsache auf zwei Ursachen zurückzuführen, auf 
Staub und Bleivergiftung. Eine dritte aber weniger wirk¬ 
same Ursache ist in den Operationen begründet, die bei 
der Fertigstellung der Produkte durch Trocknen zu voll¬ 
ziehen sind. Das so häufige Vorkommen von Asthma und 
Bronchitis unter den Arbeitern, so führt der Bericht aus, 
zeige, wie sehr sie unter ihrer Beschäftigung leiden. Auf 
Grund von angestellten Untersuchungen hat sich heraus¬ 


gestellt, dass von den Töpfern über 14 Jahre 42 pCt. an 
Bronchitis, 8 pCt an Lungen- und Brustfellentzündung und 
21 pCt. an Lungenschwindsucht gestorben sind. Die hohe 
Sterblichkeit der Töpfer geht aus der Thatsache hervor, 
dass von ihnen nur 4,5 pCt. an Altersschwäche sterben 
gegen 12,5 pCt. aller anderen Berufe zusammengenommen. 
In dem medicinischen Theile des Berichts wird auf die 
Ueberfüllung in den Wohnungen der Töpfer — der Haupt¬ 
sitz der Topfwaarenindustrie in England ist Staffordshire 
— auf die Ueberhitzung der Werkplätze, auf die allgemein 
unzureichenden Ventilationsvorrichtungen und auf den Man¬ 
gel an Reinlichkeit in vielen Töpfereien hingewiesen. Es 
wird vorgeschlagen, für gewisse Arbeiten die Verwendung 
von Mädchen zu verbieten. Der Bericht schliesst mit der 
Empfehlung der Einführung verschiedener Spezialbestim¬ 
mungen, wodurch man die ungünstigen Einflüsse, die aus 
der Arbeit in den Töpfereien hervorgehen, einigermaassen 
paralysiren zu können glaubt. Hervorzuheben ist noch, 
dass verlangt wird, dass durch eine Staats- oder Lokal¬ 
behörde das Verbot einen ungeeigneten Werkplatz zu be¬ 
nutzen, ausgesprochen werden könne. 


Arbeiterversichei’üng. 


Die Grösse der Unfallsgefahren in der Industrie. Der 

amtliche Bericht über die Ergebnisse der Unfallstatistik der 
österreichischen Unfallversicherungsanstalten im Jahre 1891 
enthält unter anderem eine interessante Zusammenstellung 
über die Unfallsgefährlichkeit einzelner Industriezweige. Die 
grosse Differenz zwischen den Maxima und Minima der be¬ 
obachteten Unfallsgefahren ist in der nachstehenden Skala 
ersichtlich, in welche nur jene Betriebe eingereiht sind, bei 
denen mindestens 10 Unfälle der betreffenden Art (Tod, 
Invalidität, vorübergehende Erwerbsunfähigkeit von mehr 
als vier Wochen) vorkamen, oder welche wenigstens 10000 
versicherte Vollarbeiter (d. i. unter 300tägiger Beobachtung 
gestandener Arbeiter) umfassen. 


Todesfälle 
auf 10 000 Vollarbeiter. 


Im Gesammtdurchschnitte 6,6 

1. Dachdecker ... . 87,5 

2. Bauspengler .... 81,9 

3. Schieferbrüche . . . 72,3 

4. Steinbrüche im allge¬ 
meinen .53,1 

5. Wasserbau .... 37,6 

6. Zimmerer (u. Gerüst¬ 
macher) .29,4 

7. Dreschmaschinenbetrieb 
mit Dampfkraft . . . 29,3 

8. Brettsägen mit Was¬ 
serkraft .23,6 

9. Brettsägen mit Dampf¬ 
kraft .21,4 

10. Maurer ...... 17,6 

11. Hochbau.15.2 

12. Brauereien grösseren 

Umlangs.13,6 

13. Mahlmühlen (Wasser¬ 
betrieb) .9,5 

14. Dreschmaschinenbetrieb 

mit Thierkraft ... 9,1 

15. Rohzuckerlabriken. . 9,0 

16. Eisen-und Stahlhütten 7,0 

17. Ziegeleien grösseren 

Umfangs.5,6 

18. Zuckeri'affinerien , . 5,0 

19. Papierfabriken ... 4,5 

20. Maschinenfabriken 

grösseren Umfangs . 4,0 

21. Werkstätten f. Wagen 2,8 

22. Baumwoll- und Halb- 

wollwaarenfabriken . 1,9 

23. Baumwollspinnereien. 1,9 

24. Flachs-und Werggarn¬ 
spinnereien .... 1,3 

25. BaumwoUwaarenwebe- 

reien.1,0 

26. Erzeugung von Beklei¬ 
dungsstücken ... 0,6 


27. Tabakfabriken . . . 0,6 

28. Tuch- und Schafwoll- 

waarenwebereien und 
Fabriken.0,5 

29. Verarbeitung v. Seide — 

30. Erzeugung von Wirk- 

u. Klöppelwaaren etc. — 

31. Buch- u. Steindrucke¬ 
reien .— 


Fälle dauernder Invalidität 
auf 10 000 Vollarbeiter. 

Im Gesammtdurchschnitte 25,1 

1. Zirkulär- u. Bandsägen 240,0 

2. Häckselschneidema¬ 

schinen mit Thierkraft 
betrieben.221,1 

3. Bauspengler .... 136,4 

4. Tischlereien mit Mo¬ 
torenbetrieb .... 123,7 

5. Dresch- und Häcksel¬ 
schneidmaschinen mit 
Thierkraft betrieben . 114,6 

6. Mahlmühlen in Verbin¬ 

dung mit Brettsägen 
(Wasserbetrieb). . . 108,0 

7. Steinbrüche im allge¬ 
meinen ..107,8 

8. Dachdecker .... 95,5 

9. Erzeugung und Monti- 
rung von Eisenkon¬ 
struktionen .... 92,5 

10. Brettsägen mit Was¬ 
serkraft .89,9 

11. Brettsägen mit Dampf¬ 
kraft ....... 83,2 

12. Zimmerer (u. Gerüst¬ 
macher) .72,1 

13. Dreschmaschinenbe¬ 
trieb mit Dampfkraft 70,7 

14. Wasserbau . . . - . 63,2 

15. Holzschnittwaarener 
Zeugung im allgemeinen 55,4 
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16. Maschinenfabriken 

g rösseren Umfangs . 52,0 
isen- und Stahlhütten 51,5 

18. Cellulose- und Holz¬ 
stofffabriken .... 47,4 

19. Cementkalkerzeu^ng 45,6 

20 . Dreschmaschinenbe¬ 
trieb mit Thierkraft . 43,8 

21. Hochbau.40,3 

22 . Steinmetzereien, 

Schleifereien .... 39,0 

23. Schiffbauanstalten 

grösseren Umfanges . 38,4 

24. Maurer.37,4 

25. Kalkbrüche .... 35,8 
26 Eisen- u. Stahlwaaren- 

erzeugung im allgem. 32,2 

27. Eisenbahnbau . . . 32,2 

28. Mahlmühlen (Wasser¬ 
betrieb) .32,0 

29. Schlossereien . . . 29,8 

30. Brauereien kleineren 

Umfangs.29,0 

31. Lokomotivfabriken . . 29,0 

45. Flachs- u. Werggarn- 

^innereien .... 16,4 

46. Zuckerraffinerien . . 15,0 

47. Werkstätten f. Wagen 14,2 

48. Möbelfabriken und 

Kunsttischlereien . . 13.8 

49. Papierverarbeitung . 13,7 

50. Tuch- und Schafwoll- I 

waarenwebereien . . 12,8 j 

51. Bauwoll- u. Halbwoll- ; 

waarenfabriken . . . 12,7 i 

52. Ziegeleien grösseren | 

Umfangs.11,2 | 

53. Buch- u. Steindrucke- | 

reien (Grossbetrieb) . 8,0 j 

54. Erzeugung von Beklei¬ 
dungsstücken .... 7,4 

55. Baumwollwaarenwebe- 

reien.6,0 

56. Erzeugung von Wirk- 

waaren etc.4.9 

57. Verarbeitung v„ Seide 1,9 

58. Tabakfabriken ... 0,6 


Fälle vorübergehender 
Er^verbsunfähigkeit 
von mehr als 4 Wochen. 

Im Gesammtdurchschnitte 70,8 

1. Zirkular-u. Bandsägen 310,0 

2. Dachdecker . . . . 294,3 

3. Zimmerer.271,6 

4. Erzeugung und Monti» 
rung von Ei.senkon- 
stniktionen .... 252,8 

5. Maschinenfabriken 

E 'össeren Umfanges . 224,7 
okomotivfabriken . 193,4 

7. Tischlereien mit Moto¬ 
renbetrieb . . . . .191,2 

8. Bauspengler . . . .191,0 

9. Eisenbahnbau . . . 189,4 

10. Steinbrüche im allge¬ 
meinen ..179,8 

11. Eisen- u. Stahlgiesse- 

reien . ..179,2 

12. Brettsägen mit Dampf¬ 
kraft . ..171,2 

13. Wasserbau .... 164,1 

14. Häckselschneidema¬ 
schinen mit Thierkraft 

betrieben.159,7 

15. Eisen-und Stahlhütten 158,1 

16. Hochbau.146,4 

17. Brettsägen mit Wasser¬ 
kraft . . ... . . 145,5 

18. Schrauben- u. Nieten¬ 
erzeugung .... .139,0 

19. Steinmetzereien, 

Schleifereien .... 132,0 

20. Holzschnittwaarener- 

zeugung im allgemein. 130,8 


21. Schlossereien. . . . 126,6 

22. Mahlmühlen in Verbin¬ 

dung mit Brettsägen 
(Wasserbetrieb). . . 126,0 

23. Eisen- u. Stahlwaaren 

im allgemeinen . . . 125,5 

24. Maurer.125,4 

25. Erzeugung landwirth- 
schaftl. Maschinen . . 124,2 

26. Erzeugung von Theer 

und Harzen . . . ,121,4 

27. Maschinenschlosse¬ 
reien .120,9 

28. Metall-, Druck-, Präge- 

und Pressarbeiten. . 118,6 

29. Brauereien grösseren 

Umfanges.115,7 

30. Werkstätten f Wagen 115,3 

31. Hammer- und Zeug¬ 
schmieden .109,3 

45. Dreschmaschinenbe¬ 
trieb mit Dampf kraft 78,1 

46. Metallw^aarenerzeugung 

im allgemeinen . . . 77,6 

47. Erzeugung von Farb- 
materialien und Farben 69,4 

48. Heizhäuser .... 68,5 

49. Eisen blechvvaarener- 

zeugung.63,0 

50. Mahlmühlen mit Was¬ 
serbetrieb .62,3 

51. Färbereien .... 60,8 

52. Ziegeleien mit Moto¬ 
renbetrieb .60,4 

53. Mahlmühlen m. Dampf¬ 
betrieb .60,0 

54. Dreschmaschinenbe¬ 
triebe mit Thierkraft . 59,2 

55. Papierverarbeitung . 58.9 

56. Gruben.58,3 

57. Erzeugung von Gummi, 
Guttapercha, Celluloid 47,6 

58. Sensenschmieden . . 47,1 

59. Papierfabriken . . . 46,9 

60. Rohzuckerfabriken. . 45,8 

61. Gewehrfabriken. . . 44,9 

62. Chemische Grossindu¬ 
strie .44,6 

63. Baumwollspinnereien. 44,4 

64. Schafwoll^innereien . 38,9 

65. Zuckerraffinerien . . 38,8 

66. Lederfabriken . . . 38,6 

67. Glasfabriken .... 38,3 

68. Jutespinnereien und 
Webereien .... 36,7 

69. Ziegeleien grösseren 

Umfangs.36,5 

70. Ziegeleien kleineren 

Umfangs.35,9 

71. Buch- u. Steindrucke¬ 
reien (Grosshetrieb) . 35,2 

72. Branntwein- u.- Spiri¬ 
tusbrennereien . . . 35,1 

73. Druckereien von Ge- 
spinnsten u. Geweben 33,8 

74. VerarbeitungvonHorn 


und Meerschaum etc. . 30,7 

75. BaumwoH- und Halb- 
wollwaarenfabriken . 28,3 

76. Möbelfabriken u. Kunst¬ 
tischlereien .... 27,6 

77. Tuch- und Schafwoll- 
waarenwebereien . . 25,0 

78. Bleichereien . . . . 23,1 

79. Erzeugung von Beklei- 

dungsstücKen . . . 18,6 

80. Baumwollwaarenwebe- 

reien.15,0 

81. Flachs- u. Werggarn¬ 
spinnereien . . . . 12,0 

82. Porzellanfabriken . . 10,9 

83. Erzeugung von Wirk-, 

Klöppelwaaren etc. . 8,9 

84. Verarbeitung von Seide 6,3 

85. Tabakfabriken ... 3.4 


Soziale Hygiene. 


Sitzschemel für Pferdebahnkutscher! 

Die bittere Kälte, die über uns hereingebrochen ist, 
lenkt die Aufmerksamkeit mehr, als es sonst wohl zu ge¬ 
schehen pflegt, auf diejenigen Arbeiter, die durch ihre 
Thätigkeit den Unbilden der Witterung am stärksten aus¬ 
gesetzt sind. Das sind von denen, die in der freien Luft 
zu hantiren haben, besonders solche, die, ohne sich dabei 
regen zu können, längere Zeit hindurch irgend eine 
Obliegenheit wahrzunehmen haben. In dieser bedauerns- 
werthen Lage sind vor allem die Kutscher öffentlicher 
Fuhrwerke, die Omnibus- und Pferdebahnkutscher. Sie 
können nicht, wie Droschkenkutscher und Fuhrleute bei 
ihren kürzeren Fahrtouren sich zwischendurch immer ein¬ 
mal die Beine vertreten, sich warm klopfen oder durch 
heisse Getränke aufmuntern. Die Omnibuskutscher sind 
wiederum verhältnissmässig besser daran als ihre Kollegen 
von der Pferdebahn. Auf dem Omnibusbock kann man 
sich wenigstens Beine und Füsse mit der Pferdedecke um¬ 
hüllen, aber der Pferdebahnkutscher hat die ganze Dienst¬ 
zeit hindurch zu stehen, oft 12 Stunden und mehr an einem 
Tage, mit geringfügigen Pausen um die Mahlzeiten einzu¬ 
nehmen. Dieses tagelange Stehen auf dem rüttelnden 
Pferdebahnperron, wo der Kutscher weiter keinen Halt hat, 
sich kaum anlehnen kann, ist zwar besonders peinigend in 
der Winterszeit bei schneidender Kälte, wenn die Gäule 
hurtig durch den pfeifenden Wind traben, wenn Nase und 
Ohren durch den beständigen kalten Luftzug dem Erfrieren 
ausgesetzt sind und die Augen thränen; in einer anderen 
Hinsicht ist aber das Loos des Pferdebahnkutschers gleich 
qualvoll zu allen Jahreszeiten. 

Wer einen Tag lang unter so erschwerenden Um¬ 
ständen unausgesetzt hat stehen müssen, der wird’s in den 
Gliedern fühlen, Zoll für Zoll, oder wird sie vielleicht vor 
lauter Schmerz nicht mehr fühlen, wie man zu sagen pflegt. 
Aber mit der Muskelüberreizung infolge einmaliger Ueber- 
anstrengung ist es nicht gethan. Wenn Woche nlr Woche, 
Jahr aus, Jahr ein die Beinmuskeln in der nämlichen Weise 
überreizt werden, da bilden sich schwere, chronische Leiden 
heraus, die unheilbares Siechthum für Lebenszeit zur Folge 
haben können. Viele Pferdebahnkutscher werden, nachdem 
sie einige Jahre hindurch in dieser gesundheitsmörderischen 
Weise ihre Thätigkeit ausüben mussten, von allerhand Bein¬ 
schäden befallen; es bilden sich Krampfadern aus, sogar 
offene Wunden an den Unterschenkeln und Füssen. Eine 
Zeit lang kurirt der Unglückliche an seinem Leiden herum, 
versieht seinen Dienst, solange es gehen will, und wenn er 
schliesslich zusammenbricht, erhält er seinen Abschied. 
Günstigsten Falls wird ihm bei Vakanzen irgend ein Posten 
im StaTldienst übergeben. Verpflichtet hält sich aber die 
Gesellschaft nicht, für sein weiteres Fortkommen zu sorgen. 

Manche Pferdebahnkutscher halten die Geschichte ja 
aus, also muss, so argumentirt die Gesellschaft, es doch 
wohl an einer konstitutionellen Schwäche, an einer be¬ 
sonderen Veranlagung einzelner Personen liegen, wenn sie 
derartigen Leiden verfallen; sie waren eben zu schwach 
dazu, dafür kann der Unternehmer doch nichts. Sie werden 
vielleicht mit ein paar hundert Mark abgefunden und können 
dann sehen, wie sie sich weiterhelfen durchs Leben. Es 
giebt ja noch Arbeitsverhältnisse genug, bei denen man 
nicht den ganzen Tag über auf dem rüttelnden Vorder¬ 
perron eines Pferdebahnwagens das Gleichgewicht zu 
halten hat. 

Aber wo soll der Halbinvalide Unterkommen? Für jede 
anstrengende körperliche Thätigkeit, nicht nur für die eines 
Pferdebahnkutschers, ist er verdorben. Es ist vorgekommen, 
dass ehemalige Pferdebahnkutscher, die wegen eines in 
ihrer Berufsthätigkeit erworbenen Beinleidens ihre Stellung 
verloren hatten und dann, als frühere Unteroffiziere auf 
Grund eines Zivilversorgungsscheines sich um eine Schutz¬ 
mannsstelle bewarben, auch dort zurückgewiesen wurden, 
eben wegen dieses Beinleidens. Für die meisten Stellen, 
für die der Mann durch seine Ausbildung und seinen Ent¬ 
wickelungsgang befähigt war, ist er durch die Pferdebahn¬ 
kutscherkrankheit ein für allemal verdorben. 

Die Sache ist schlimm genug an sich und regt die Er- 
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Wägung an, ob die Pferdebahngesellschaften nicht haftbar 
gemacht werden können für alle Leiden, die ihre Kutscher 
.sich durch das tagelange Stehen auf dem Pferdebahn¬ 
perron zugezogen haben; ob sich für die Kutscher nicht 
eine lebenslängliche, je nach der Schwere des Leidens 
zu bemessende Invalidenpension erwirken lässt. Aber 
schlimm an sich, wird die Sache noch schlimmer dadurch, 
dass diese ganze Quälerei, das ganze daraus entstehende 
Siechthum zu vermeiden ist. Es braucht bloss für den 
Pferdebahnkutscher ein dreifüssiger hoher Schemel mit 
einem Sitzbrett in Sattelform, oder dem Längsschnitt einer 
Birne gleichend, beschafft zu werden, dann kann der 
Kutscher halb sitzend, halb stehend, oder abwechselnd 
sitzend und stehend seine Pferde lenken. In der Ausübung 
seiner Thätigkeit hindert ihn ein solcher Sitz nicht im ge¬ 
ringsten. Daraus kann also kein Grund gegen die Be¬ 
schaffung eines Schemels hergenommen Werden. Auch über 
die Beschaffungskosten* brauchen wir kein Wort zu ver¬ 
lieren: sie . betragen wenige Mark für jeden Wagen. Es 
bleibt dann noch ein Einwand übrig, der möglicherweise 
bisher die Plerdebahngesellschaften von der Einführung 
dieser Neuerung abgehalten hat. Es wäre möglich, dass 
gegen die Aufstellung des Schemels auf dem Vorderperron 
geltend gemacht wird, er nehme zu viel Platz weg. Statt 
dass bisher fünf Passagiere ausser dem Kutscher auf dem 
Vorderperron sich aufstellen könnten, würden dann nur 
vier Platz haben, und die Pferdebahngesellschaften würden 
der Einnahme für den fünften Passagier des Vorderperrons ver¬ 
lustig gehen. Wir erwähnen diesen Einwand, obgleich wir ihn 
nichtfürstichhaltigansehen. Zunächst würde unseres Erachtens 
der Schemel nicht soviel Raum wegnehmen, um einem 
fünften Passagier den Stand auf dem Vorderperron unmög¬ 
lich zu machen. Die drei Passagiere, welche die Stehplätze 
an der Vorderwand des Wagens einnehmen, werden nicht 
dadurch behindert, der vierte Passagier hat seinen Stand 
links in der Vorderecke, der fünfte Passagier steht so w'ie 
so niemals zwischen dem Kutscher und dem zweiten Passa¬ 
gier, sondern entweder zwischen dem Kutscher und dem 
vierten Passagier, oder zwischen dem vierten Passagier und 
dem dritten. Der Kutscher braucht nur den Schemel nicht 
genau in der Mitte aufzustellen sondern ein wenig nach 
rechts, so behält der fünfte Passagier genau so viel Spiel¬ 
raum, wie er Jetzt hat. 

Aber wäre selbst die Platzbeengung derart, dass das 
Schreckliche einträte: die Berliner Pferdebahngesellschaften 
müssten auf die Einnahmen für den fünften Passagier des 
Vorderperrons verzichten, so sind doch die Dividenden 
wahrlich gross genug, dass die Aktionäre diese kleine Ein¬ 
busse verschmerzen könnten. Und wäre die Einbusse auch 
noch grösser — nun, es handelt sich hier um die Gesund¬ 
heit von mehreren hundert Personen, die durch die gegen¬ 
wärtigen Zustände alle geschädigt, viele von ihnen unheil¬ 
barem Siechthum überliefert werden, und da hat die Mensch¬ 
lichkeit und das Gemeinwohl das entscheidende Wort zu 
sprechen. 

Um übrigens etwaigem Widerspruch im Voraus auch 
durch den Hinweis auf Präzedenzfälle zu begegnen, wollen 
wir erwähnen, dass der Kutscherschemel auf den Pferde¬ 
bahnen in Wien, in Hamburg, in Amsterdam, vielleicht auch 
in andern Gressstädten bereits eingeführt ist. Da wirklich 
nicht der allergeringste Grund vorliegt, dass Berlin noch 
länger mit dieser Neuerung zurückbleibt, sprechen wir die 
Hoffnung aus, dass diese öffentliche Anregung genügt, um 
die Pferdebahngesellschaften im Interesse ihrer Angestellten 
zu einer leicht durchführbaren und wohlthätigen N^euerung, 
zur Beschaffung von Kutscherschemeln zu veranlassen. 

Berlin. Georg Ledeboiir. 


Schulwesen. 

Universitäts-Ausdehnung in Englend. Seit dem Jahre 
1831 ist in England ein Experiment der Volksbildung im 
grossen Stile begonnen. Die Universitäten, zuerst Cambridge, 
dann folgte Oxford, dann London, entsenden Professoren 
in alle Städte, um den ärmeren Klassen, insbesondere den 
Arbeitern. Vorträge über alle Gebiete der Wissenschaft zu 


halten; und zwar nicht nur Einzelvorträge, die immer nur 
eine momentane Anregung enthalten und den Hörer hülflos 
zurttcklassen, sondern Zy&en, die wenigstens einen Ueber- 
blick über eine ganze wissenschaftliche Provinz ermöglichen 
und an die sich Disputationen, Anweisungen zu selbständigem 
Weiterlernen und wissenschaftliche Ausarbeitungen an- 
schliessen. Die Kurse, völlig unabhängig von jeder regie¬ 
rungsseitigen Bevormundung, werden jedesmal auf Ersuchen 
von Arbeitervereinen oder Assoziationen irgend welcher 
Art festgesetzt; die Theilnehmer tragen die Kosten. Letztere 
betrugen im Winter 1890/91 allein in dem von London aus 
versorgten Bezirke 1120()0 M., in den Bezirken der beiden 
anderen Universitäten 320000 M. Die Zuhörerzahl von 
Oxford betrug 1881: 10000, 1890 : 20000. Augenblicklich 
haben sich 90 Professoren der University Extension zur 
Verfügung gestellt, deren Zuhörerzahl bis gegen 45 000 g^ 
schätzt wird; ein wesentliches Kontingent stellen dazu die 
Frauen. Die Zyklen behandelten z. B.: Elemente der Me¬ 
chanik, das Nervensysten, die Elektrizität, Oeffentliches 
Recht, Shakespeare, das Zeitalter Ludwig XIV. etc. — Die 
Bedeutung dieser Einrichtung für die soziale Kultur Eng¬ 
lands beruht wesentlich auf der Thatsache, dass dort 
zwischen den höchsten wissenschaftlichen Kreisen und der 
grossen Masse des Volkes bisher ein Abgrund bestand, 
über den keine Brücke führte, während er in Deutschland 
durch eine Stufenleiter vermittelnder Erscheinungen — zutn 
Theil durch die wachsende Proletarisirung von Gelehrten 
aller Fächer — ausgefüllt ist. Immerhin wäre auch bei uns 
jene direktere Verbindung zwischen den Höhen und den 
Niederungen wissenschaftlicher Bildung ein Ziel, aufs 
innigste zu wünschen; nicht nur, weil es überhaupt gar- 
nicht genug Kanäle geben kann, durch die die wissenschaft¬ 
liche Erkenntniss nach unten rinnen, sondern .auch weil die 
unmittelbare Berührung der Universitätslehrer mit den Ar¬ 
beitern für die ersteren nach mehr als einer Richtung vc^ 
grossem Segen sein würde, — wie dies denn auch in 
England schon anerkannt wird. 

Chautauqua. Es ist intcres.sant, mit der englischen 
Universitäts-Ausdehnung ein amerikanisches Unternehmen 
für Volksbildung zu vergleichen. Chautauqua ist der Name 
eines Sees im Staate New-York, an dessen Ufer im Juli 
und August in einer eigens dazu gegründeten Niederlassung 
alle überhaupt denkbare wissenschaftliche Belehrung durch 
Universitätsprofessoren einem Laienpublikum von jetzt über 
10000 Köpfen geboten wird. Vorlesungen über Geologie 
und arabische Sprache werden ebenso geboten wie über 
Heine und Balzac, über Photographiekunst oder Sozia¬ 
lismus; daneben Konzerte, Turnspiele, Leseabende u. s. w., 
kurz, nach unseren Begriffen eine wissenschaftliche Vogel¬ 
wiese, auf der Proben von allen Wissenschaften bereit 
stehen, so dass jeder je nach seinem Geschmack etwas 
findet, wovon er kosten kann. Das sozialpolitisch Inter¬ 
essante liegt hier nur darin, dass überhaupt in Amerika 
derartige Bildungsmöglichkeiten für den Mittelstand, der 
einmal ein paar Wochen Ferien erübrigen kann, gegeben 
sind, wenn sie sich natürlich dort auch auf dem Niveau 
einer Kultur halten, in der sich die Naivetät eines Natur¬ 
kindes und die höchsten Resultate energischer Kulturarbeit 
in etwas barocken Verhältnissen gemischt finden. Ernst¬ 
hafter ist die andere Seite der Chautauqua-Bewegung. 
Man hat ein wissenschaftliches Zentralbüreau eingerichtet, 
das durch Correspondenz Unterricht ertheilt. und zwar der¬ 
art, dass nach einem vierjährigen Kursus jemand, der ohne 
Vorkenntnisse begonnen hat, einen Ueberblick über die 
Hauptthatsachen des Wissens besitzt. Es sind jetzt zu 
gleicher Zeit 25000 Theilnehmer an dieser Unternehmung 
vorhanden. Natürlich zeigt sich auch hier die für Amerika 
so charakteristische Vereinigung eines überraschenden Bil¬ 
dungsdurstes und einer ebenso überraschenden Leichtigkeit, 
ihn zu stillen. Immerhin ist hier eine Methode angebahnt, 
durch die auch der besser gestellte Arbeiter, der Klein¬ 
kaufmann, der Subalternbeamte und vor Allem die Frau zu 
einem Maass von Bildung gelangen könnten, das sie bei 
uns angesichts des fast völligen Mangels an Fortbildungs¬ 
anstalten für grössere Massen unmöglich erreichen können 
und oft genug nur deshalb auch nicht erstreben. 


Verantwortlich fTir die Redaktion: Dr. Heinrich Braun in Berlin W. Victorhastrasie i6. 
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Was lehrt uns der Bericht der Börsen- 
Enquete-Kommission ? 

In einer besonderen Beilage des Reichsanzeigers vom 
28. Dezember 1893 sind die Vorschläge und der Bericht 
der Börsen-Enquete-Kommission veröffentlicht worden. Diese 
Aktenstücke sollen im folgenden — soweit sozialpolitische 
Gesichtspunkte in Betracht kommen — einer näheren Prüfung 
unterzogen werden. 

In Nr. 8 des Sozialpolitischen Centralblatts vom 22. Fe¬ 
bruar 1892 finden sich die Anträge wiedergegeben, die von 
konservativ-klerikaler sowie von nationalliberaler Seite im 
November 1891 unter dem Eindrücke verschiedener Bank¬ 
fallimente eingebracht wurden und von den verbündeten 
Regierungen Gesetzesvorlagen gegen Börsenausschreitungen 
und Missbräuche im Depotgeschäft der Bankiers forderten. 

Ist die letztgenannte Aufgabe eine solche, deren Lösung 
mit gutem Willen sehr wohl erreicht werden kann, so ist 
das andere den verbündeten Regierungen zugemuthete 
Problem: eine wirkliche Börsengesetzgebung zu entwerfen, 


nach den Erfahrungen, die auf diesem Gebiete die ver¬ 
schiedenen Nachbarnationen Deutschlands gemacht haben, 
ein überaus schwieriges, falls es überhaupt lösbar sein sollte. 

Im Interesse der Börsenreform wie anderseits der 
Schonung des berechtigten Handels ist es sehr zu bil¬ 
ligen, dass die Reichsregierung sich durch die parlamen¬ 
tarischen Anträge nicht hat fortreissen lassen, sofort die 
Gesetzmacherei unter dem Einfluss einer erregten Zeit¬ 
stimmung zu beginnen, sondern dass sie zuvörderst Erhe¬ 
bungen veranstaltete. 

Soweit liegt es mir fern den geringsten Vorwurf aus¬ 
zusprechen. Des weiteren gestehe ich gern zu, dass in dem 
Bericht der Börsen-Enquete-Kommission eine Menge von 
Wissen aufgestapelt ist und nach Möglichkeit die verschieden¬ 
artigen Erwägungen, die geltend gemacht wurden, zur Wie¬ 
dergabe gelangen. 

Eine ganz andere Frage ist, ob man nach dem Studium 
des Materials zu der Anschauung sich bekennen darf, dass 
die mühevolle Arbeit der Börsen-Enquete ihren Zweck er¬ 
reicht hat. Wir müssen uns dafür zweierlei vergegenwärtigen, 
nämlich erstens die Methode des Vorgehens der Kommission, 
und anderseits den Zweck, der sich bei ruhiger Betrachtung 
der Sache für die Börsen-Enquete ergab. 

Welches war die Methode, die bei <Jer Börsen-Enquete 
befolgt wurde? Der Reichskanzler berief durch Erlass vom 
16. Februar 1893, bezw. spätere Maassnahmen, 28 angesehene 
Männer, von denen nur ein kleiner Theil praktisch im Börsen¬ 
leben drinsteht, eine weitere Minderheit ausgesprochene 
agrarische Gegner der Börse aus Gefhhlsgründen waren, 
während die Mehrzahl als unbefangene Vertreter des prak¬ 
tischen Lebens und der Wissenschaft angesehen werden 
müssen. Unter der letzteren Kategorie von unparteiischen 
Kommissionsgliedern befanden sich naturgemäss meist solche, 
die sich bisher nicht fachmännisch mit den Börsenangelegen¬ 
heiten beschäftigt hatten, anderseits aber auch einige Fach- 
Autoritäten, wie z. B. der Senatspräsident Wiener vom Reichs¬ 
gericht. Bei der Zusammensetzung der Kommission hatte 
man auch aus anderen Bundesstaaten ausser Preussen Mit¬ 
glieder berufen; allerdings kam gegenüber Preussen und 
den Hansestädten die Vertretung der an der Börse inter- 
essirten Fachkreise z. B. Sachsens, Bayerns, Württembergs, 
in der Zusammensetzung der Kommission nicht in gleicher 
Weise zur Geltung. Wie bei den meisten deutschen Enqueten 
waren Arbeiter in die Kommission nicht mitberufen wor¬ 
den. Die Folgen hiervon zeigen sich auch, wo Arbeiter¬ 
interessen im Berichte berührt werden. Die Kommission 
verhörte 115 Sachverständige auf Grund eines Fragebogens 
und erhielt auch eine Menge statistisches und juristisches 
Material. Im allgemeinen herrschte erfreulicher Weise das 
Prinzip mündlicher Vernehmung der Sachverständigen vor. 

Das ganze Vorgehen erfolgte mit Ausschluss derOeffent- 
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lichkeit, auch mit Ausschluss von Zeitungsberichterstattern. 
Nachdem das Material vorlag, stellte die Kommission in 
zwei Lesungen, die 35 Sitzungen in Anspruch nahmen, eine 
Reihe gesetzgeberischer Vorschläge sowie einen motiviren- 
den Bericht hierzu fest. 

Erst nachdem all’ dies erledigt war, wurden die gesetz¬ 
geberischen Ergebnisse und das Material der Börsenenqu€te 
der OefFentlichkeit zur Kenntnissnahme und Kritik Ober¬ 
geben. 

Es ist kein Zweifel, dass die eben geschilderte Methode 
eine sehr anerkennenswerthe wäre, wenn wir noch in der 
vormärzlichen Zeit der alleinigen Herrschaft einer patri¬ 
archalischen Bureaukratie uns befänden. So lange es 
keine tiefgreifende politische Agitation, kein Selbstbestim¬ 
mungsrecht der Regierten, kein Recht der Unterthanen, 
durch ihre Volksvertretung an der Gesetzgebung mitzu¬ 
wirken, giebt, kann die öffentliche Meinung nicht mehr 
fordern, als dass die Regierung ihr möglichstes thut, um 
sich selbst zu informiren und für die Unterthanen väterlich 
zu sorgen durch Polizeigesetze, die sie für fördersam er¬ 
achtet. Sie thut dann ein übriges, wenn sie vor Inkraft¬ 
setzung der neuen Anordnungen diese sammt einem meh¬ 
rere tausend Seiten umfassenden Material veröffentlicht und 
auch noch sich bereit erklärt, die VerbesserungsVorschläge 
der wenigen Fachleute in wohlwollende Erwägung zu 
ziehen, die Geld genug haben, um die theure Publikation 
zu erwerben, und hinreichende Ausdauer, um das Massen¬ 
material durchzulesen. 

Wir leben aber unter anderen politischen Verhältnissen, 
und da regt bereits die Unbefriedigung, welche das fleissige, 
detailreiche Werk der Börsenenquetekommission bei Fein¬ 
den wie Freunden der Börse hervorgerufen hat, zu der 
Frage an, ob denn die Methode, die in dieser Frage befolgt 
wurde, nicht eine verfehlte war. 

Der Zweck, der unter unseren heutigen politischen Ver¬ 
hältnissen in der Börsenfrage in erster Linie erreicht wer¬ 
den muss, besteht nicht bloss darin, einen mehr oder minder 
acceptablen Gesetzentwurf fertig zu stellen und die Beamten 
zu informiren. sondern er besteht in zweierlei: die Oeffent- 
lichkeit, in der das unartikulirte Bedürfniss nach Börsen¬ 
reform besteht, überzeugend aufzuklären, und zwar so, dass 
gegenüber der heute herrschenden Phrase ein positives 
Wissen verbreitet wird, und zweitens im Einklang mit der 
öffentlichen Meinung wenn möglich reformirend zu handeln. 
Eine Reförmgesetzgebung aber, die Bestand haben und 
brauchbar sein Soll, muss aus der gemeinsamen geistigen 
Arbeit der Nation heraus vorbereitet, dann aber unter 
alleiniger Verantwortung der Exekutive nach festen prih- 
ripiellen Gesichtspunkten, nicht nach zufälligen Abstim¬ 
mungen einer aus heterogenen Elementen zusammenge¬ 
setzten Kommission formulirt werden. Die Beherrschung 
des Details ist unentbehrlich für den Verfasser eines sol¬ 
chen Gesetzes, aber die Details allein genügen nicht, wenn 
statt der einheitlichen Gesichtspunkte Kompromisse vor¬ 
herrschen. 

Die Erziehung der öffentlichen Meinung, mit anderen 
Worten die wirthschaftspolitische Erziehung unserer Wähler 
und Abgeordneten, die nun einmal den Gang der Ge¬ 
setzgebung als mindestens gleichberechtigtes Element 
neben der Bureaukratie beeinflussen, ist versäumt worden 
bei Inaugurirung der neuen Handelspolitik dadurch, dass 
die Reichsregierung es unterlassen hat, durch eine nach 
wissenschaftlichen Gesichtspunkten, d. h. nach dem Muster 
der bekannten badischen Enquete unternommene öffentliche 
Erhebung festzustellen, wie viel Menschen denn eigentlich 
Vortheil von den Getreidezöllen haben und wie viel denn 
die Technik unter der Herrschaft des Agrarzolles wirklich 
sich gebessert hat. Eine Erziehung der öffentlichen Meinung 
ist leider auch nicht bewirkt worden durch die mühevollen 
Arbeiten der Börsenenquetekommission. Fast möchte man 


fürchten, dass es in der bevorstehenden Enquete ober die 
Währungsfrage ähnlich gehen werde. 

Temperamentvolle Parteiagitation wird in die Massen hin¬ 
eingetragen: das kann die Regierung nicht ändern. Die 
auf Grund der Agitation Erwählten sind eine politische 
Macht, ihr muss die Regierung sich schliesslich fügen. 
Bleibt da ein anderer Ausweg, als die bOreaukratische 
Form der geheimen Fragebogenenquete endlich einmal auf¬ 
zugeben und eine öffentliche kontradiktorische Verhandlung 
bei wirthschaftspolitischen Erhebungen eintreten zu lassen? 
Die Forderung nach Verwirklichung dieser Grundsätze ist 
von allen denen, die englische Blaubücher studirt haben, 
für sozialpolitische Enqueten unter Bismarck völlig erfolg¬ 
los wiederholt worden; seitdem sind manche Besserungen 
eingetreten, aber nur halbe Maassregeln. Wenn man es nicht 
wagt, Arbeiterverhältnisse öffentlich kontradiktorisch unter¬ 
suchen zu lassen, w^arum hat man denn nicht wenigstens 
einmal bei Gelegenheit der Börsenuntersuchung die Ge¬ 
legenheit wahrgenommen, endlich Deutschland durch eine 
Enquete zu bereichern, die wissenschaftlichen Anforderungen 
entspricht? Irgend eine politische Gefahr würde daraus nicht 
erwachsen sein. Wäre täglich das Resultat der Vernehmungen 
veröffentlicht worden, dann hätte jeder Zeitungsleser, der 
zuletzt, doch bei der Wahl mit den Ausschlag giebt, Ge¬ 
legenheit gehabt zu lernen, worin denn eigentlich Nutzen 
und Gefahren der Börse bestehen und sich selbst ein Ür- 
theil bilden können, wie es den Wählern des Volkes der 
Denker ziemt. Wären die Grundsätze einer wissenschaft¬ 
lichen und nicht der büreaukratischen Enquete verwerthet 
Wörden, dann hätte kein Gegner der Börse Erfolg mit der 
Verdächtigung, die Regierung habe die Anhänger der Börse 
zu sehr geschont, anderseits hätten dann die Börseninter¬ 
essenten nicht das Recht, sich zu beklagen, dass ihnen in 
Folge des geheimen Vorgehens die Gelegenheit verwehrt 
worden sei, unrichtige Aussagen, die vor der K^ommission 
von Gegnern gemacht seien, sofort zu widerlegen. 

Kurz gesagt: selbst wenn die Börsen-Enquete materiell 
.Vortreffliches in ihren Feststellungen gefördert hat, so ist 
die schönste Frucht der Arbeit infolge des geheimen Vor¬ 
gehens während der Enquete der Reichsregierung ent¬ 
wunden : der moralische Triumph, dass sie alle Zeugen der 
Wahrheit zu Wort kommen lassen und die Nation in wirk¬ 
samster Weise zu besserer Sachkenntniss erzogen habe. 

Durch die Verquickung der zwei Probleme, eine Börsen- 
Enquete zu machen und einen Gesetzentwurf auszuarbeiten, 
ist nun aber nicht nur die Enquete-Wirkung beeinträchtigt, 
sondern der Zweck, ein gutes Gesetz zu erhalten, ebenfalls 
verfehlt worden. So vortrefflich es ist, wenn die Mitglieder 
einer Enquete-Kommission in ihrer Mehrzahl nicht von 
einem einzigen Partei- oder Interessenstandpunkt beseelt 
sind, so unschädlich es ferner ist, wenn nicht alle die zur 
Fragestellung berechtigten Mitglieder Fachmänner in den 
Spezialfragen sind: so wenig ist andererseits eine solche 
vielköpfige Kommission im Stande, einen Gesetzentwurf 
durch Abstimmungen zu Stande zu bringen, der bewusst 
einen Grundgedanken durchführt. Die Folge ist, dass in 
dem Gesetzentwurf zwei Prinzipien fortwährend streiten, 
die sich einander verneinen: weitgehende Polizeieinmischung 
und andererseits die Erwartung, dass die korporative Dis¬ 
ziplin, die Selbsthülfe durch bessere Organisation der Börsen¬ 
besucher Reformen bringen werde. Es ist aber noch nie 
gelungen, jemand zu gesteigerter Ehrenhaftigkeit und Selbst¬ 
verantwortlichkeit zu erziehen, wenn man jeden freien 
Schritt des zu Erziehenden gleichzeitig argwöhnisch und 
polizeilich bewacht, 

München. Walther Lotz. 
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Soziale Wirthschaftspolitik und Wirthschafts- 
statistik. 

Das Zurückbehadtungsrecht des Vcrmiethers. 

Bei den jüngsten Berathungen des Reichstags über die 
Novelle zu der Konkursordnung, d. h. das von dem Leiter 
des Reichsjustizamtes als Nothgesetz bezeichnete Gesetz, 
welches die bislang bestandene Bevorrechtigung der Ver- 
miether im Konkursverfahren wenigstens einigermaassen 
beschränkt, ist auch wieder des Zurückbehaltungsrechtes 
des Vermiethers gedacht worden, dieses Schmerzenskindes 
der neuern Rechtsprechung. Leider wird es in Ansehung 
desselben vorerst nach wie vor beim Alten bleiben und 
vor der Einführung des bürgerlichen Gesetzbuches dürfen 
in weiten Gebieten des Reiches die Vermiether nach wie 
vor solche Fahrnissgegenstände des Miethers, die im 
Uebrigen, d. h. im Zwangsvollstreckungsverfahren einer 
Pfändung nicht unterworfen sind, zur Sicherung ihrer 
Forderungen zurückbehalten. Bei der Berathung der 
Civil processordnung hatte man nicht entfernt an die 
Möglichkeit gedacht, dass die Rechtsprechung das aus dem 
römischen Recht überlieferte Zurückbehaltungsrecht des 
Vermiethers an den für unpfändbar erklärten Sachen w'erde 
aufrecht erhalten. Einer der kompetentesten Männer, Herr 
Finanzminister Miquel, der in seiner Eigenschaft als Vor¬ 
sitzender der Reichstagskommission ein Urtheil hierüber 
vor Allem besitzt, hat dies seiner Zeit ausdrücklich erklärt. 
Gleichwohl hat die Rechtsprechung, in erster Linie in 
Preussen, sich nicht davon überzeugen können, dass durch 
die Reichsgesetzgebung die unmenschlichen Härten des 
früheren Exekutionsrechts für das gesammte civilrechtliche 
Gebiet gemildert werden sollten; so kommt es, dass der 
Vermiether Sachen des Miethers zurückbehalten kann, die 
jedem Gerichtsvollzieher gegenüber unantastbar sind. Welche 
Bedeutung dieser Zustand für das grossstädtische Wohnungs¬ 
elend hat, und wie sehr hierdurch auf Kosten der Armen¬ 
verwaltungen eine Klasse von Gläubigern bevorzugt werden, 
ist in den, letzten Jahren oft genug dargethan worden. Die 
Hoffnung, dass die Rechtsprechung sich in Ansehung dieses | 
Punktes ändern würde, hat sich nicht erfüllt und nur un¬ 
verbesserliche Optimisten können heute noch die Erwartung 
aussprechen, dass auch ohne Eingreifen der Gesetzgebung 
diesem Uebelstand ein Ende bereitet werde. Es wäre wirk¬ 
lich, nicht zu viel, wenn die Reichsregierung einen Gesetz¬ 
entwurf ausarbeitete und dem Reichstag vorlegte, w'elcher 
das Zurückbehaltungsrecht auf die nach den Bestimmungen 
der Civilprocessordnung der Pfändung unterworfenen Sachen 
beschränkte. Das Bedürfniss für ein solches in vollem 
Maasse auf die Bezeichnung als Nothgesetz Anspruch be¬ 
sitzendes Gesetz ist in höherem Grade vorhanden wie für 
die Novelle zu der Konkursordnung. Das zukünftige bürger¬ 
liche Gesetzbuch für das deutsche Reich wird allerdings 
diesem Rechtszustande ein Ende bereiten. Durch seine 
Bestimmungen wird das Zurückbehaltungsrecht zwar nicht 
aufgehoben, aber doch auf die pfändbaren Sachen beschränkt; 
weiter zu gehen konnte sich die Kommission, die mit der 
Ausarbeitung des Gesetzbuches beauftragt ist, nicht ent- 
schliessen, trotzdem gute Gründe dafür sprechen, den Ver¬ 
miether auf gleiche Stufe mit den übrigen Gläubigern zu 
stellen und ihm lediglich dieselben Rechte einzuräumen, 
welche dem Gläubiger zustehen, der auf Kredit Fleisch und 
Brod verkauft hat. Es wird die Aufgabe des Reichstags 
sein, seiner Zeit hierfür Sorge zu tragen. Die Armenver¬ 
waltungen sind jetzt schon darüber einer Ansicht, dass die 
Beseitigung des Zurückbehaltungsrechtes nur wohlthätige 
Wirkungen ausOben wird, und auch in den Kreisen der 
Juristen besteht eine starke Strömung zu Gunsten dieser 
Maassregel. Wenn dieselbe auch zur Zeit noch nicht als 
die herrschende bezeichnet werden kann, so wird sie doch 
zweifellos im Laufe der nächsten Jahre dahin kommen, auf 
dieses Prädikat Anspruch erheben zu können ; auf der Ver¬ 
sammlung des deutschen Juristentages zu Strassburg blieb 
ein Antrag, welcher sich für die Beseitigung des Zurück¬ 
behaltungsrechtes erklärte, in der Minderheit, indessen war 
diese Minderheit doch eine recht stattliche und es darf als 
fraglich erachtet werden, ob die nochmalige Behandlung der 
Frage das gleiche Ergebniss hätte. Aus sozialen Gründen 


muss die Bevorrechtigung des Vermiethers fallen- Auch 
wenn die Hausbesitzervereine sich stellen, als ob die 
Existenz des Hausbesitzers mit dem Zurückbehaltungs¬ 
recht in untrennbarer Weise verknüpft sei, muss an der 
Ansicht festgehalten werden, dass weder juristische noch 
wirthschaftliche Gründe dafür sprechen, die Uebermacht 
des Vermiethers dem Miether gegenüber noch dadurch zu 
steigern, dass man ihm das Recht der Selbsthilfe einräumt, 
mit welchem die Gesetzgebung im Uebrigen längst auf^- 
geräumt bat. 

Mainz. Ludwig Fuld. 

Zur Errichtung eines städtischen Arbeitsnachweises in 
Berlin. 

Die Bewegung für Errichtung städtischer Arbeitsnach^ 
weise, die vor ungefähr einem Jahre von den Gewerk¬ 
schaften und dem Gewerbegericht in Stuttgart ausging, den 
Gegenstand des vom Freien Deutschen Hochstiftes im Okto¬ 
ber 1893 zu Frankfurt a. M. abgehaltenen sozialen Kongresses 
bestimmte und in den Städten Mainz, Hanau, Frankfurt a. M., 
Barmen, Erfurt, Braunschweig und München ihre praktischen 
Nachwirkungen in den dort in Angriff genommenen Vor¬ 
arbeiten für städtische Arbeitsvermittelungsanstalten äusserte, 
führte auch in Berlin zu einem Antrag des Gewerkschafts¬ 
kartells an den Magistrat, der in dieser Zeitschrift (Nr. 6, 
111. Jahrg. V. 13. November 1893, S. 76) bereits im Wort¬ 
laute mitgetheilt wurde. Der Berliner Magistrat üherwies 
denselben der Gewerbedeputation, und aus den Verhand¬ 
lungen dieser Kommission wird jetzt durch Verschickung an 
die Presse ein gedrucktes Referat bekannt, welches Magistrats¬ 
assessor Dr. Freund unterm 13. Dezember v. Js. erstattet 
hat. Dieses Referat ist auf Grund guter Litteratur- und 
Sachkenntniss verfasst. Es bHngt eine sehr brauchbare 
Uebersicht über die bestehenden Berliner und auswärtigen 
Arbeitsvermittlungsanötalten, die es in städtische, gemein¬ 
nützige und ^werbsmässige eintheilt. ln der Kritik der 
bestehenden Einrichtungen für Arbeitsnachweis gelangt 
Dr. F'reiind zu denselben Ergebnissen, wie Lautenschlager 
I in seinem von mir in dieser Zcitsclirift besprochenen, für 
Stuttgart bestimmten Berichte (vergl. Nr. 49, 11. Jahrgang 
S. 582 dieser Zeitschrift). Wegen des Materials und dieser 
Kritik muss auf das Referat selbst verwiesen werden. Hier 
sollen die praktischen Vorschläge einer Besprechung unter¬ 
zogen werden, zu denen Dr. Freund gelangt. 

Für diese aber scheint ein Missverständniss verhängniss- 
voll geworden zu sein, welches Dr. Freund bezüglich des 
Antrags des Berliner Gewerkschaftskartells nach meiner 
Kenntniss der Sachlage unterlaufen ist. Dr. Freund theilt den 
Antrag des Kartells leider nicht im Wortlaut mit, das wäre 
aber für Alle, welchen das Material nicht vollständig bei 
der Hand ist, sehr wünschenswerth gewesen. Nach dem 
oben zitirten Abdruck in dieser Zeitschrift und dem Bericht 
des Vorwärts vom 12. November v. Js. über die Verhand¬ 
lungen des Berliner Gewerkschaftskartells vom 9. November 
v. Js. schliesst sich der Berliner Antrag durchaus dem be¬ 
kannten Stuttgarter an. Das Arbeitsamt soll „unter Leitung 
und Aufsicht einer Kommission von Mitgliedern stehen, die 
aus den Beisitzern des Gewerbegerichts von diesen zu 
wählen sind und deren Vorsitz der Vorsitzende des Gewerbe¬ 
gerichts führt." Unter Beisitzer sind hier die Vertreter der 
Unternehmer wie der Arbeiter verstanden, sodass also die 
„Leitung und Aufsicht“ gemeinsam von beiden Theileh aus¬ 
geübt werden soll. Der Referent in der Versammlung des 
Berliner Gewerkschaftskartells vom 9. November y. Js. er¬ 
läuterte nun diesen Punkt dahin, „dass die Verwaltung aus¬ 
schliesslich den Arbeitern Vorbehalten, die Kontrolle aber 
einer aus Arbeitgebern und Arbeitern bestehenden Kom¬ 
mission überlassen bleiben soll“. Hier kann der Ausdruck 
„Verwaltung“ irreführen. Gemeint ist offenbar, dass die 
angestellten Beamten, welche die Arbeitsvermittlung prak¬ 
tisch ausüben und „verwalten“, Arbeiter sein sollen. Diese 
werden aber von der Kommission gewählt, welche die 
Hauptverwaltung im eigentlichen Sinne des Wortes führt. 
Und deshalb ist meines Erachtens — Dr. Freund und das 
Berliner Gewerkschaftskartell äussern sich vielleicht zur 
Klärung der wichtigen Frage darüber — der Satz im 
Freund’schen Referate unzutreffend, der da lautet (S. 14); 
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„Wenn aber die Arbeitnehmer, — wie das aus dem Anträge 
der Gewerkschafts-Kommission hervorgeht — eine behörd¬ 
liche Organisation, aber eine Leitung und Verwaltung 
lediglich durch Arbeiter verlangen, so kann, wie oben 
ausgeführt, weder die Behörde darauf eingehen, noch dürften 
sich die Arbeitgeber dazu verstehen, einen auf dieser Grund¬ 
lage errichteten Arbeitsnachweis zu benutzen. Nur eine 
Leitung und Verwaltung unter gemeinschaftlicher Kontrolle 
und Aufsicht seitens der Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
wird im Stande sein können, eine entwickelungsfähige von 
beiderseitigem Vertrauen getragene Einrichtung zu schaffen.“ 
Dr. Freund macht aus dem schiefen und oben bereits 
erläuterten Ausdruck der Arbeiter, die „Verwaltung“ des 
städtischen Arbeitsamtes solle ausschliesslich den Arbeitern 
zustehen, irrthümlich den Satz, „die Leitung und Ver¬ 
waltung“ soll ihnen gehören, während es im Kartellantrage 
ausdrücklich heisst, dass „Leitung und Aufsicht“ von der 
aus beiden Theilen zusammengesetzten Kommission besorgt 
werden soll. Ich weiss nicht, ob nachträgliche Aeusserungen 
der Arbeiter diesen Irrthum verschuldet haben; jedenfalls 
hätte sich die Sache befriedigend klären lassen, wenn man 
die Arbeiter zu den Verhandlungen der Magistratskommis¬ 
sion gezogen hätte, wie es in Frankfurt a. M. geschehen ist, 
wie es aber in Berlin noch immer nicht beliebt zu werden 
scheint. 

An der Hand des auf diese Weise richtig gestellten 
Antrages des Berliner Gewerkschaftskartells gelangt man 
aber zu dem Schluss, dass die Polemik Dr. Freund s gegen 
den beantragten städtischen Arbeitsnachweis am Ziele vor- 
beischiesst und dass seine praktischen Vorschläge, die auf 
eine Zentralisation der Berliner Arbeitsvermittelung im An¬ 
schluss an den gemeinnützigen „Zentralverein für Arbeits¬ 
nachweis“, auf eine Reorganisation der Vermittelungsanstalt 
dieses Vereins durch Zuziehung von Arbeitern und auf eine 
städtische Subvention derselben durch 20000 Mark jährlich 
hinauslaufen, überflüssig werden,- weil der Antrag des 
Berliner Gewerkschaftskartells in der Organisation dasselbe 
will, wie Dr. Freund, und der städtische Betrieb sicher mit 
denselben Geldmitteln sehr gut durchgeführt werden kann, 
die jetzt einem gemeinnützigen Privatverein zugewiesen 
werden sollen. Denn was Dr. Freund, gewiss in bester 
Absicht, gegen den städtischen Betrieb geltend macht, lässt 
sich nach allem Vorhergesagten leicht widerlegen. Er 
schreibt, und diese Sätze enthalten den Kernpunkt, auf 
welchen es ankommt: 

„Will man hiernach die Nothwendigkeit einer Reform auf 
dem Gebiete des Arbeitsnachweises für Berlin anerkennen, so 
entsteht die weitere Frage: Soll und kann diese Reform durch 
Errichtung eines städtischen Arbeitsnachweises durchgelührt 
werden? Diese Frage wird, abgesehen von jeder politischen 
Erwägung, lediglich aus praktischen Gesichtspunkten zu ver¬ 
neinen sein. Wenn die Stadtgemeinde einen Arbeitsnachweis 
als städtisches Institut errichtet, so übernimmt sie damit auch 
die volle Verantwortung für die Thätigkeit der neuen Einrich¬ 
tung. Es wäre dann unerlässlich, dass die Stadtgemeinde sich 
einen weitgehenden Einfluss auf die Leitung des Instituts 
sicherte. Der Gedanke, die Stadtgemeinde solle die Einrich¬ 
tung schaffen, sämmtliche Kosten tragen und sich jedes nennens- 
werthen Einflusses auf die Leitung und Handhabung der Ge¬ 
schäfte entschlagen, ist mit dem Begriff der „städtischen Ein¬ 
richtung“ unvereinbar. Eine behördliche Leitung des Arbeits¬ 
nachweises ist aber aus zwei Gründen unerwünscht. Zunächst 
ist es für die Lebensfähigkeit und gedeihliche Entwicklung 
eines einheitlich organisirten Arbeitsnachweises und für die Er¬ 
füllung einer seiner wichtigsten Funktionen, der Ausgleichung 
der Gegensätze zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer, drin¬ 
gendes Erlorderniss, dass die Leitung und Verwaltung des Ar¬ 
beitsnachweises gemeinschaftlich in den Händen von Arbeit¬ 
gebern und Arbeitnehmeru ruht. Des Weiteren würde eine 
behördliche Leitung leicht die Gefahr bureaukratischer Scha¬ 
blone in der Behandlung der Geschäfte entstehen lassen, und 
gerade der Arbeitsnachweis bedarf wie keine zweite Einrich¬ 
tung der Anpassung an die eventuellen Lebensverhältnisse der 
Interessenten. Die Erfahr ungen, welche in anderen Städten 
mit den städtischen Arbeitsnachweisen gemacht worden sind, 
ermuthigen nicht zur Nachfolge. Die Pariser Einrichtung, 
welche, aus den Mitteln der Stadt errichtet und unterhalten, 
gänzlich in den Händen der organisirten Arbeiterschaft unter 
Ausschluss der Arbeitgeber ruht, hat den Arbeitsnachweis nicht 
gefördert, die Gegensätze zwischen Arbeitgeber und Arbeit¬ 
nehmer womöglich verschärft und so den eigentlichen Zweck 
gänzlich verfehlt. In Basel, wo die Behörde auf die Leitung 


und Verwaltung des Instituts einen grossen Einfluss ausübt, 
ist es dem städtischen Arbeitsnachweis keineswegs gelungen, 
ein Zentralpunkt für den Arbeitsmarkt zu werden. Im dritten 
Jahre sind nur 1601 Stellen für männliche Arbeiter vermittelt 
worden und die Hälfte der Frequenz betraf Ausländer. Der 
Bericht konstatirt selbst, dass grosse Industriezweige den Ar¬ 
beitsnachweis nicht berücksichtigen, dass organisirte Gewerbe 
(wie Metzger. Müller, Konditoren) in den Listen des Nach¬ 
weises gänzlich fehlen. Mit der blossen Einrichtung der Ar¬ 
beitsnachweise, mit der Herstellung von Lokalitäten und An¬ 
stellung von Beamten ist es nicht gethan. Das wichtigste Mo¬ 
ment wird immer bleiben: die Stellungnahme der Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer zu der Einrichtung. Wenn die Arbeitgeber 
ihre offenen Stellen nicht melden, wenn die Arbeitnehmer sich 
nicht in die Listen einschreiben lassen, so ist eben trotz der 
schönsten Einrichtungen ein Arbeitsnachweisbetrieb unmöglich. 
Um aber die Arbeitgeber und Arbeitnehmer für die neue Ein¬ 
richtung zu gewinnen, ist es nothwendig, dass keinerlei Miss¬ 
trauen von einer der beiden Seiten gegen die Verwaltung und 
Leitung des Arbeitsnachweises gehegt wird. Dass die Arbeit¬ 
nehmer einem behördlich organisirten und geleiteten Arbeits¬ 
nachweis besonderes Vertrauen entgegenbringen werden, ist 
zu bezweifeln.“ 

Wie man sieht, kritisirt das Referat von Dr. Freund 
zwei Dinge, die gar nicht vorgeschlagen sind. Zunächst einen 
städtischen Arbeitsnachweis, bei welchem die Stadt „sich 
jedes nennenswerthen Einflusses enthalten“ und doch 
„sämmtliche Kosten tragen“ soll. Nach dem Antrag des 
Gewerkschaftskartells wird ja aber der Gewerbegerichts¬ 
vorsitzende, also ein Mitglied der städtischen Verwaltung, 
durch welchen die Stadtgemeinde direkt vertreten ist, auch 
Vorsitzender der Leitungs- und Kontrollekommission, welche 
die Beamten anstellt u. s. w. Auf der andern Seite pole- 
misirt Dr. Freund sehr richtig gegen einen rein behördlich 
und bureaukratisch geleiteten Arbeitsnachweis ä la Basel 
und Liegnitz. Aber auch dies trifft den Antrag des Ber¬ 
liner Gewerkschaftskartells in keiner Weise. Derselbe will 
keine „rein behördliche“ Einrichtung, er erfüllt vielmehr die 
Hauptanforderung, die Dr. Freund ganz richtig stellt, „dass 
die Leitung und Verwaltung gemeinschaftlich in den Händen 
von Arbeitgebern und Arbeitnehmern ruht“. Genau so 
richtet' soeben auch die Stadt Fi^ankfurt a. Main einen 
städtischen Arbeitsnachweis ein. Ehe aber diese fundamen¬ 
talen Missverständnisse — wer sie verschuldet, kann ich 
nicht entscheiden —• aus dem Wege geräumt sind, kann 
die Berliner Aktion zu keinem befriedigenden Ergebnisse 
führen. Das Nächstliegende wäre doch die Zuziehung von 
Vertretern des Berliner Gewerkschaftskartells zu den Kom¬ 
missionsverhandlungen des Magistrats. Solche mündlichen 
Verhandlungen fördern mehr, als hundert Seiten gedruckte 
Referate. 

Gegen die Subvention eines gemeinnützigen Privat¬ 
vereins mit solch’ beträchtlichen städtischen Mitteln, wie sie 
Dr. Freund vorschlägt, liegen jedenfalls die grössten Be¬ 
denken vor. Die Arbeiter, auf die es bei der Sache doch 
auch ankommt, werden eine solche Subvention niemals als 
eine sozialpolitische Leistung der Stadt anerkennen. Die 
Reichshauptstadt hätte also für ihr vieles Geld Nichts 
gewonnen. Darüber, dass die im Vorstand des „Central¬ 
vereins für Arbeitsnachweis“ sitzenden Unternehmer, 
Beamten. Professoren, Kommerzienräthe, Rentiers u. s. w. 
behufs Uebernahme der Oberleitung des centralisirten 
Arbeitsnachweises „sich durch Zuwahl einer Anzahl geeig¬ 
neter Personen aus dem Arbeiterstande ergänzen“ sollen, 
kann wohl stillschweigend hinweggegangen werden. , So 
Etwas ist kein Ersatz für einen öffentlichen, städtisch orga¬ 
nisirten Nachweis. Und wenn unter dieser Oberleitung 
zur laufenden Ueberwachung und Kontrole der Arbeits¬ 
vermittelung des „Centralvereins“ für die Reorganisation 
desselben noch ein Ausschuss bestehen soll, der in der 
Mehrzahl durch die Unternehmer- und Arbeitgeberbeisitzer 
des Gewerbegerichts gewählt werden soll, so beweist dies 
nur, wie sachdienlich der Antrag des Gewerkschaftskartells 
sein muss, dem dies nachgebildet ist, der aber dem Ge- 
werbegerichtsausschusse die Leitung, also weit mehr, über¬ 
weist, und der deshalb die theoretischen Forderungen Dr. 
Freund’s eigentlich weit besser erfüllt, als die eigenen prak¬ 
tischen Vorschläge desselben. 

Immerhin ist das besprochene Referat eine sehr ver¬ 
dienstliche Leistung, -— schon deshalb, weil es das amtliche 
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Schweigen durchbricht und zu solchen grundsätzlichen Aus¬ 
einandersetzungen anregt. die hoffentlich mit diesen kurzen 
Glossen zur praktischen Durchführung der Berliner Aktion 
noch lange nicht abgeschlossen sind. 

Frankfurt a. Main. Max Quarck. 

Arbeitsnachweis für Köln a. Rh. Nachdem der Stutt¬ 
garter Plan einer gleichmässigen Betheiligung von Arbeitern 
und Unternehmern an einem städtischen Arbeitsnachweis 
weiter bekannt geworden ist, suchen sich auch die gemein¬ 
nützigen und Wohlthätigkeitsvereine der Vortheile dieser 
Organisation zu bemächtigen und ihre unvollkommenen 
Einrichtungen dadurch am Leben zu erhalten. So hat jetzt, 
wie wir der Kölnischen Volks-Zeitung entnehmen, der Vor¬ 
stand des Gewerbevereins für Köln und Umgegend be¬ 
schlossen, seine Wirksamkeit durch Errichtung eines Arbeits¬ 
nachweises zu erweitern. Zweck dieser Einrichtung ist, 
zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern — vorläufig mit 
Ausschluss des Hausgesindes und der Kellner, der im 
Handelsgewerbe beschäftigten Personen und der Vermitte¬ 
lung von Lehrstellen — Arbeit zu vermitteln. Die Leitung 
und Ueberwachung dieses Arbeitsnachweises soll durch 
einen vom Vorstande des Vereins gewählten ständigen Aus¬ 
schuss von zehn Mitgliedern erfolgen, welcher zur Hälfte 
aus Arbeitgebern und zur andern Hälfte aus Arbeitnehmern 
besteht. Dieses auf .eine Dauer von zwei Jahren verliehene 
Amt der Ausschussmitglieder ist ein Ehrenamt; soweit 
jedoch den Mitgliedern aus dem Stande der Arbeitnehmer 
aus ihrer Mitwirkung Lohnverluste erwachsen, haben sie 
Anspruch auf Erstattung derselben. Die Vermittelung des 
Arbeitsnachweises geschieht unentgeltlich für diejenigen 
Personen, welche in Köln und Umgegend beschäftigungslos 
geworden sind und hier wieder Arbeit suchen. Für Ver¬ 
mittelung nach auswärts können die baaren Ausladen in 
Anrechnung gebracht werden Für männliche und weibliche 
.‘\rbeitsuchende sollen getrennte Geschäftsräume eingerichtet 
werden, welche zur Entgegennahme der Arbeitsgesuche an 
Wochentagen von 9 bis 1 Uhr und von 3 bis 5 Uhr, sowie 
Sonntags rvon 11 bis 12 Uhr geöffnet sind. Alle Arbeits¬ 
angebote und Arbeitsgesuche gelten einen Monat fortdauernd, 
wenn sie innerhalb dieser Zeit nicht zurückgenommen werden. 
Die den Arbeitsnachweis in Anspruch nehmenden Arbeit¬ 
geber und Arbeitnehmer sind verpflichtet, bei Besetzung 
einer angemeldeten Stelle bezw. bei Annahme der ihnen 
zugewiesenen Stelle dieses dem Arbeitsnachweis-Bureau 
mitzutheilen. Der Gewerbeverein hat am 28. Dezember v. J. 
an die städtische Verwaltung einen Antrag auf Unterstützung 
in der Verwirklichung dieses Planes eingereicht. Die städti- 
.schen Kommissionen haben den Antrag eingehend berathen 
und haben der Stadtverordneten-Versammlung mehrere An¬ 
träge unterbreitet, welche dahin gehen: 1. dem Verein einen 
einmaligen Betrag von 1000 Mark zur ersten Einrichtung 
und Unterhaltung der für den Arbeitsnachweis erforderlichen 
Räume, 2. einen jährlichen Beitrag von 4000 Mark für die 
Miethe der erforderlichen Räume und zur Besoldung des 
Personals und Bestreitung von Bureaukosten zu gewähren. 
Falls die Stadt die erforderlichen Räume stellt, ermässigt 
sich der Betrag von 4000 Mark auf 3000 Mark. Unseres 
Erachtens ist es sehr bedauerlich, wenn städtische Behörden 
lieber Privatvereinen hohe Subventionen zahlen, statt sich 
zu eigener Thätigkeit auf dem dankbaren Gebiete aufzu- 
ralfen. 

Zar preussischen Einkommensteuerstatistik. Der 

Reichsanzeiger vom 11. Januar enthält die folgenden Mit¬ 
theilungen über die Ergebnisse der preussischen Einkommen¬ 
steuer: 

Die erste Veranlagung nach dem neuen preussischen 
Einkommensteuergesetz vom 24. Juni 1891, welche für das 
Steuerjahr 1892/93 stattfand, hatte, wie seiner Zeit mit- 
getheilt, ein Veranlagungssoll von 124 842848 M. ergeben, 
während das Hebungssoll der Klassen- und klassifizirten 
Einkommensteuer nach dem früheren Gesetz für das Jahr 
vorher (1891/92) nur 79 557 983 M. betragen hatte; es hatte 
sich also ein Steuermehr von ca. 45 Millionen Mark heraus¬ 
gestellt; es war dies eine Folge des durch das Gesetz vom 
24. Juni 1891 eingeführten Deklarationszwangs. 

Die zweite Veranlagung nach diesem Gesetz betrift't 


das Jahr 1893/94. Hier hat sich das Veranlagungssoll auf 
123190131 M. (gegen 124 842 848 M. im Vorjahre, also um 
1 652 717 M, oder 1,3 pCt. niedriger) gestellt. Von diesem 
Minus entfallen 664 537 M. auf die juristischen Personen 
und 988180 M. auf die physischen. Dieser Rückgang, ins¬ 
besondere bei den physischen, bedeutet aber keinen Rück¬ 
gang in dem steuerbaren Einkommen. Das veranlagte Ein¬ 
kommen der physischen Personen hat sich vielmehr von 
5 724 323 767 M. im Jahre 1892/93 auf 5 725 338 364 M. im 
Jahre 1893/94 vermehrt, also um rund 1 Million Mark. Der 
Rückgang im Veranlagungssoll erklärt sich vielmehr aus 
der Berücksichtigung der Entscheidungen des Ober-Verwal¬ 
tungsgerichts für 1892/93 über gegen die Veranlagung ein¬ 
gelegte Berufungen, wonach bei der Veranlagung des Jahres 
1893/94 verfahren werden musste. 

Im Jahre *1893/94 wurden bei einer Bevölkerung von 
30018017 Köpfen veranlagt bei 2481837 Zensiten (juristische 
und physische Personen) gegen 2437886 Zensiten im Jahre 
1892/93'; der Zuwachs an Zensiten beträgt also 43951. Die 
Bevölkerung nahm von 29895224 im Jahre 1892/93 auf 
30080017 im Jahre 1893/94, also um 184793 Köpfe oder 
0,6 pCt, zu; die Vermehrung der Zensiten betrug indess 
1,8 pCt., übertraf also die Bevölkerungszunahme um das 
Dreifache; es werden mithin etwa 28000 Personen im Jahre 
1893/94 als steuerpflichtig ermittelt worden sein, die es im 
vorhergehenden Jahre noch nicht waren. 

Von den 2481837 Zensiten sind 2479778 physiche Per¬ 
sonen (2059 juristische Personen). Im Vorjahre betrug die 
Zahl der physischen Zensiten 2435858; ihre Zahl hat sich 
also um 43920 vermehrt. Frei von Steuer sind 5808 Ex¬ 
territoriale (gegen 6832 im Vorjahr) und 21 070481 (gegen 
20945227) Personen, deren Einkommen 900 M. nicht über¬ 
steigt, geblieben. Die veranlagten physischen Personen 
(2479778) betragen 8,24 pCt. (gegen 8,15) der Gesammt- 
bevölkerung; von diesen entfielen: 


1893/94 1892/93 

auf die Städte. 1 444 566 1 409 916 

auf das platte Land . . . 1 035 212 1 025 942 


trug 


Das veranlagte Einkommen der physischen Zensiten 
. wie schon erwähnt, 

1893/94 1892/93 

5726338364 5 724 323767: 


liiervon entfielen 

auf die Städte . . 3 878910 364 3 873 315 496 

auf das platte Land 1846 428 000 1 851 008 271. 


be¬ 


wahrend also das Einkommen aller Zensiten sich um 
1014597 M. erhöhte, stellte sich das für die städtischen um 
5 594 768 M. höher, da^enige der ländlichen indessen um 
458 027 M. niedriger. Das Durchschnittseinkommen eines 
Zensiten stellte sich auf 

1893/94 1892/93 

überhaupt. 2308 M. 2350 M. 

in den Städten. 2685 2747 „ 

auf dem platten Lande . . . 1783 „ 1804 


Das für alle physischen Personen ermittelte Steuer¬ 
aufkommen stellt sich auf 


1893/94 

überhaupt . . . 113 797 945 M. 
auf die Städte . 83 763 440 „ 

das platte Land . 30 034 505 


1892/93 

114786105 M. 
84 315 007 
30 471 098 „ 


es ist also gesunken in den Städten von je 100 auf 99,3 
und auf dem platten Lande auf 98,6. 

In Prozenten des veranlagten Einkommens stellt sich 
der Steuerbetrag auf 

1893/94 1892/93 

überhaupt. 1,99 2.01 

in den Städten. 2,29 2,31 

auf dem platten Lande .... 1,63 1,63. 


Auf jeden Kopf der Bevölkerung entfallen in den Städten 
7,01 M. an Einkommensteuer (gegen 7,13 im Vorjahr) und 
auf dem platten Lande 1,66 M. (gegen 1,69). 


Gesetzentwurf wegen Güterschlächterei. Auf Grund 
einer Mittheilung der Münchener Neuesten Nachrichten 
haben wir in der vorigen Nummer davon Notiz genommen, 
dass im preussischen Justizministerium ein Gesetzentwurf 
gegen GüterzertrOmmerung ausgearbeitet werde. Der Post 
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zufolge beruht dies auf blosser Vermuthung. In unterrich¬ 
teten Kreisen wenigstens sei nichts davon bekannt, dass 
in der gedachten Richtung Absichten beständen, die schon 
bald eine gesetzgeberische Form annehmen könnten. 

Innere Kolonisation in Italien. Die italienische Regie¬ 
rung ist eben im Begriffe, einen Versuch zur Kolonisation der 
noch ungenützten Landstrecken im Innern zu machen. Es sind 
hierzu die Waldungen von Montello in der Provinz Treviso 
ausgewählt worden, die nun ohne Inanspruchnahme von 
Hilfe aus Staatsmitteln kolonisirt werden sollen. Der Mon¬ 
tello wird zu diesem Zweck in zwei Theile getheilt: der 
eine, der dem bewohnten Nachbargebiete näher liegt, soll 
unter den armen Familien aufgetheilt werden, die bisher 
die Waldprodukte genutzt haben; der andere Theil wird in 
kleinen Losen an Meistbietende abgegeben. Der Erlös soll 
dazu dienen, um, nach Abzug der Verkaufsspesen, eine Kasse 
zu bilden, aus der die Kolonisten auf sechs Jahre hinaus 
Vorschüsse und Darlehen erhalten und zwar unverzinsliche, 
die ihnen die Bearbeitung des Bodens ermöglichen sollen. 
Am Ende der sechsjährigen Periode werden Jene, die ihren 
Antheil am Boden in Kulturland umgewandelt haben, erst 
definitiv Eigenthümer desselben; dann soll auch die erwähnte 
Darlehnskasse liquidirt werden, deren Fonds zur Vermeh¬ 
rung der für innere Kolonisation bestimmten Geldmittel 
dienen sollen. 

Aus der einen Hälfte der Waldungen wurden 1224 Lose 
gebildet, entsprechend der Anzahl der armen Familien der 
Gemeinden, die bisher die Nutzniessung hatten und auch 
der Verkauf der anderen Hälfte wird demnächst erfolgen; 
man erwartet einen günstigen Erfolg von dieser Maassregel, 
durch welche eine nicht unerhebliche Zahl von Proletariern 
in Eigenthümer verwandelt werden sollen. 

Antrag auf Verstaatlichung der Bergwerke in Eng¬ 
land. Der Abgeordnete Keir Hardie hat im englischen 
Unterhause die Verstaatlichung der Bergwerke beantragt. 
Dieser Gesetzentwurf hat folgenden Wortlaut: „1. Am 1. Ja¬ 
nuar 1895 sollen alle englischen Bergwerke ins Eigenthum 
des Staates übergehen. 

2. Die Besitzer derselben haben am 1. Mai 1894 ihr 
Eigenthumsrecht und bis zu welchem Betrage sie dabei be¬ 
theiligt sind, dem Minister des Innern nachzuweisen. 

3. a) Der Minister des Innern soll geeignete Persön¬ 
lichkeiten bestellen, um gedachte Bergwerke genau zu 
schätzen, ohne Rücksicht auf das in denselben angelegte 
Kapital oder den muthmaasslichen Gewinn; b) die Taxa¬ 
toren haben nach eingehender Prüfung des Werthes der 
Bergwerke dem Minister des Innern den wahren Werth 
derselben anzugeben, worauf durch denselben das Schatz¬ 
amt entsprechend zu verständigen wäre; darnach sollen 
seitens des Schatzamtes dem betreffenden Bergwerks¬ 
besitzer Schatzscheine (Bons) in der Höhe des ihm gebüh¬ 
renden Betrages eingehändigt werden, welche die gang¬ 
baren Zinsen tragen und ausserdem zu 3 pCt. zur Amorti- 
sirung des Kapitals berechtigen; d) diese Zinsen und die 
3 pCt. auf die Einnahmen der Bergwerke hätten die Prio¬ 
rität zu erhalten. 

4. a) Vor dem 1. Januar 1895 soll die Regierung ein 
Bergwerks-Dikasterium errichten, dessen Präsident Mitglied 
des Unterhauses sein und das Recht haben soll, das ganze 
Bergwesen Englands selbstständig zu leiten; b) dieses Di- 
kasterium hätte den Arbeitern in den Bergwerken solche 
Löhne zu bezahlen, die es diesen und ihren Angehörigen 
ermöglichen, in sanitärer und anderer Rücksicht anständig 
zu leben; c) weder weibliche Personen noch Jungen unter 
15 Jahren und eben so wenig solche, die nicht bereits drei 
Lehrjahre durchgemacht haben, sollen in den Gruben be¬ 
schäftigt werden dürfen; d) kein Arbeiter soll in den Gru- ! 
ben länger als 8 Stunden während 24 Stunden in Anspruch 
genommen werden können; e) bei Unfällen tödtlichen Aus¬ 
ganges oder anderen, die einem Arbeiter in oder ausser 
der Grube während .seiner Thätigkeit zustossen, oder wenn 
ein solcher wegen Altersschwäche, Krankheiten oder aus j 
anderen unverschuldeten Ursachen erwerbsunfähig wird, 1 
soll er eine Entschädigung oder Versorgung im Sinne des | 
Punktes 1 des Anhanges dieser Bill erhalten; f) die zu ! 


diesem Zwecke erforderlichen Fonds wären den Einnahmen 
aus den Bergwerken zu entnehmen. 

5. Bei der Errichtung von Lokalparlamenten in irgend 
einem Theile des vereinigten Königreichs wären die dem 
zitirten Dikasterium eingeräumten Rechte dem Lokalparla¬ 
mente resp. der Lokalregierung zu übertragen. 

Der Anhang lautet: 

1. Der Arbeiter wird bei einem Unfälle während seiner 
Beschäftigung oder einer Krankheit den vollen Lohn und 
freie ärztliche und andere Hülfe gemessen. 

2. Wenn ein Unfall einen tödtlichen Ausgang nimmt, 
wird den Angehörigen des betreffenden Arbeiters der zu 
jener Zeit gangbare durchschnittliche Lohn für eine solche 
Periode ausbezahlt, wie mufhmaasslich angenommen werden 
könnte, dass der Verunglückte gelebt hätte. 

3. Arbeiter, die ihre Thätigkeit in den Bergwerken auf¬ 
geben, erhalten für Jedes zurückgelegte Dienstjahr eine 
Pension, gleich einem sechsten Theile des durchschnitt¬ 
lichen jährlichen Lohnes, den sie während der letzten fünf 
Jahre verdient haben. 

4. Beim Ableben eines solchen Arbeiters bekommt die 
Wittwe oder andere Angehörige 75 pCt. der entfallenden 
Pension. 

5. Arbeiter verwirken das Recht zu einer solchen Pen¬ 
sion oder anderen Remuneration weder durch Entlassung 
noch aus anderen Gründen.“ 

Antrag auf Verstaatlichung der Bergwerke in Frank- 
reich. Dem Antrag Keir Hardie’s im englischen Parlamente, 
betreffend die Verstaatlichung des Bergbaues in Gross¬ 
britannien, folgte der Entwurf auf dem Fusse, den Goblet, 
der Führer der Radikalen in der französischen Kammer, 
unterbreitete. Wir geben im Folgenden den Wortlaut dieses 
Entwurfs: Art. 1. In den von den Art. 49 und 50 des 
Bergbaugesetzes vorausgesetzten Fällen, sowie im Falle 
eines Strikes, wenn der Arbeitsausstand länger als zwei 
Monate gedauert hat, ohne dass eine schiedsrichterliche 
Beilegung vorgeschlagen wurde oder Erfolg hatte, kann der 
Staat von dem Bergwerke Besitz ergreifen. ,i 

Art. 2. Das Erlöschen der Konzession wird durch 
Dekret des Ministerrathes verfügt. Die Konzessionäre 
können durch eine von der Verwaltungsbehörde zu be¬ 
stimmende Schadenersatzsumme entschädigt werden, falls 
sie nicht an der Arbeitseinstellung Schuld tragen. Selbe 
wird nach Abzug der zur Befriedigung des Eigenthümers 
der Oberfläche und der Gläubiger nöthigen Summen aus 
dem durchschnittlichen Reinerträge der letzten fünf Betriebs¬ 
jahre berechnet und soll die liälfte dieses Ertrages nicht 
überschreiten; die Summe wird in Staatsrenten geleistet. 
Betriebsmaterial und Vorräthe werden nach einer Expertise, 
gemäss bestehenden Verordnungen, übernommen. 

Art. 3. Im Besitze des Bergwerks kann der Staat die 
Ausbeutung desselben in eigener Regie betreiben oder 
den Betrieb neuerdings Gesellschaften oder Arbeiter¬ 
associationen unter den nöthigen Garantien, gemäss be¬ 
stehenden Gesetzen, nach Genehmigung der Statuten und 
Anhörung des Ministerrathes konzessioniren. 

Art. 4. Die Konzession kann sich längstens auf die 
Dauer von 25 Jahren erstrecken und ist in den oben er¬ 
wähnten Fällen stets zurückziehbar. 

Art. 5. Im Uebrigen kann die Konzession nur unter 
folgenden Bedingungen ertheilt werden: a) die effektive 
Arbeitszeit wird auf 8 Stunden täglich festgesetzt, b) Nach 
Abrechnung der Indemnität für die früheren Konzessionäre 
(oder der jährlichen Rate), der Steuern, der fixirten Löhne 
und von 5 pCt. Kapitalzinsen soll der Ertrag dergestalt ver¬ 
theilt werden, dass 1 pCt. der Hilfskasse, 15pCt. der Alters- 
yersorgungskasse, 20 pCt. den Angestellten und Arbeitern 
im Verhältniss zu ihrem Lohn und der Rest dem Kapitale 
zufällt. 


Soziale Zustände. 

^fahren für die Arbeiter in der chemischen Industrie. 

ln einem jüngst erschienenen Blaubuch wird der Bericht 
der von dem brittischen Staatssekretär des Innern einge¬ 
setzten Kommission zur Untersuchung der Gefahren, denen 
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die Arbeiter der chemischen Industrie ausgesetzt sind, ver¬ 
öffentlicht. Die Fragen, mit denen sich die Kommission 
zu beschäftigen hatte, waren folgende; 1. Inwieweit übt die 
Art und Weise der Fabrikation, wie sie gegenwärtig in der 
chemischen Industrie betrieben wird, einen un^nstigen 
Einfluss auf die Gesundheit der Arbeiter aus und inwieweit 
hängen diese ungünstigen Einflüsse vom Alter und vom 
Geschlecht der Arbeiter ab. 2. Welche Mittel sind anzu¬ 
wenden, um diese ungünstigen Einflüsse aufzuheben? 
3. Welche besonderen Anordnungen sind zu treffen, um 
die Behälter, wie Fässer u. s. w., in welchen gefährliche 
Stoffe u. s. w. auf bewahrt werden, vor Gefahren zu schützen? 
Was die Alkaliindiistrie anbetrifft, so ist, wie der Bericht 
ausführt, festgestellt, dass die Fabrikation von Pulver zum 
Bleichen am gefährlichsten für die Arbeiter in Folge des 
Umstandes, dass sie nach dem System, das jetzt in der 
Fabrikation vorherrscht, dem Einfluss des Chlorgases aus¬ 
gesetzt sind. In den „Weldon chambers“, die am meisten 
gebraucht werden, wird eine dicke Lage von Kalk, 4—6 Zoll 
hoch ausgebreitet. Die Kammern werden dann geschlossen 
und ein starker Chlorgasstrom eingeleitet, der von dem 
Kalk absorbirt wird. Nach Verlauf von ungefähr vier Tagen 
wird das Gas entfernt und die Thüren werden geöflfnet. 
Ungefähr zwei Stunden später betreten Arbeiter den Fa¬ 
brikationsraum um das Bleichpulver zu verpacken. Sobald 
das Bleichpulver mit der Schaufel berührt wird, entwickelt 
sich Chlorgas und in Folge dieses Umstandes vermag 
kein Arbeiter ohne Anwendung eines Respirators in dem 
Arbeitsraume thätig zu sein. Die Arbeiter benutzen 
einen Respirator, der aus dick über einander gelegten 
Flanelllappen besteht, die feucht gemacht und über dem 
Mund befestigt werden. Die Nasenlöcher bleiben frei. 
Die Arbeiter sind gezwungen, durch den Respirator ein- 
zuathmen und durch die Nasenlöcher auszuathmen, im ande¬ 
ren Falle würden sie Gas einathmen und dadurch an Leben 
und Gesundheit geschädigt werden. Die Anstrengung, die 
der Athmungsprozess verursacht, zeigt sich durch das rothe 
und aufgedunsene Gesicht der Arbeiter und durch den 
starken Schweiss, wenn sie aus dem Arbeitsraum treten, 
wozu sie während ihrer Arbeit wiederholt gezwungen sind, 
um arbeitsfähig zu bleiben. Nur kräftige Männer können 
diese Arbeit aushalten. Bei einer anderen Fabrikations¬ 
methode, der Anwendung der sogenannten „Deacon cham- 
bers“ können meist kleinere Respiratoren angewandt 
werden, was die Arbeit nicht so beschwerlich macht, wie 
bei der oben geschilderten Methode. Ausser den beiden 
erwähnten Methoden werden bei Fabrikation des Bleich¬ 
pulvers auch verschiedene mechanische Methoden zur An¬ 
wendung gebracht - wie der in Deutschland benutzte 
Hasenclever-Prozess — durch welche die Belästigung durch 
Gas vermieden wird. Die Kommission spricht die Hoffnung 
aus, dass statt der alten Methoden bald möglichst die 
mechanischen Prozesse in Gebrauch kommen möchten und 
schlägt verschiedene Anordnungen vor, wodurch einiger- 
maassen der durch die Gasentwickelung entstehenden Ge¬ 
fahr vorgebeugt wird. 

Die Kommission hat ferner Vorschriften für den Schutz 
des bei der Fabrikation von kaustischer Soda und Bichromat 
beschäftigten Arbeiter vorgeschlagen. Bei den in den 
letzteren Industrieen verwandten Arbeitern entstehen häufig 
infolge ihrer Beschäftigung, Löcher in der Nasenscheide¬ 
wand; viele Arbeiter verlieren diese ganz und gar. Bei 
anderen findet man häufig Löcher an den Händen und 
Armen, die sogenannten „Chromlöcher“, Sie werden ver¬ 
ursacht durch Staub oder Flüssigkeit, die mit der auf¬ 
gesprungenen Haut in Berührung kommt oder durch das 
Anlassen von den Sodacrystallen. Die Kommission empfiehlt 
eindringlich die Anwendung von Respiratoren und Hand¬ 
schuhen. 

Die Kommission lenkt ferner die Aufmerksamkeit auf 
die in manchen Alkaliwerken vorgeschriebenen langen 
täglichen Arbeitsstunden: sic räthe dringend die Einführung 
einer achtstündigen Schichtarbeit an. ln den Alkaliwerken 
von Brunner, Mond & Co. ist achtstündige Schichtarbeit 
schon seit einiger Zeit eingeführt, was auf die Gesundheits¬ 
verhältnisse der Arbeiter einen ausserordentlich günstigen 
Einfluss ausübte. In 1889, bevor die achtstündige Schicht¬ 
arbeit eingeführt war, befanden sich 10 bis 12 Prozent der 


Arbeiter in ärztlicher Behandlung; in 1891, nach Einführung 
jener Arbeitszeit 5.1 Prozent. Die Kommission bemerkt: 
Brunner, Mond & Co. erklären, dass bei der achtstündigen 
Schichtarbeit die Arbeitskosten einer Tonne Alkali nicht 
höher sind, als vor jener Arbeitszeitreform, trotzdem die 
Arbeiter die gleiche Bezahlung für die achtstündige, wie 
früher für die zwölfstündige Arbeit erhalten. Sie schreiben 
das theils der Verbesserung der bei der Fabrikation ver¬ 
wandten Apparate zu, theils aber der wachsenden Tüchtig¬ 
keit der Arbeiter, die auf ihre bessere Gesundheit und 
Arbeitstauglichkeit zurückzuführen ist. Weibliche Personen 
werden für die Arbeit in Alkaliwerken nicht verwandt 
und nur eine geringe Anzahl männlicher junger Personen 
unter 18 Jahren. Die Kommission empfiehlt schliesslich die 
baldmöglichste Einführung der von ihr vorgeschla^enen 
Schutzmaassregeln. 

Frauenarbeit in der irischen Leinenindustrie. Dem 

jüngsten Berichte der Lady Commissioners der Royal Labour 
Commission über die Frauenarbeit entnehmen wir folgende 
Mittheilungen betreffend die ziemlich ausgedehnte Beschäf¬ 
tigung von Arbeiterinnen in der bedeutenden Leinenindustrie 
Irlands: 

In den Fabriken von Belfast erhalten die daselbst be¬ 
schäftigten Arbeiterinnen folgende Wochenlöhne: 


Weberinnen.7 sh bis 16 sh 

Wicklerinnen.4 sh 6 d „ 16 sh 

Spinnerinnen.5 sh 9 d „ 9 sh 6 d 

fmsplerinnen.6 sh ,, 12 sh 

Vorarbeiterinnen .... 6 sh „ 8 sh 6 d 

Kämmerinnen.8 sh „ 8 sh 6 d 


Zu bemerken ist, dass nur sehr wenige Frauen die 
höheren Lohnsätze erhalten In den meisten Fabriken wer¬ 
den die Löhne Htl^ig gezahlt. Allgemein üblich ist eine 
Prämienzahlung in Form eines sogenannten Bonus; in einer 
Fabrik beispielsweise erhalten die Arbeiterinnen, die im 
Akkord mehr als 5 sh Wochenlohn erreichten, 1 sh als 
Prämie, und in einer anderen erhalten Vollarbeiter 1 sh, 
Halbzeitarbeiter 6 ,d als Wochenprämie, wenn sie ^ährend 
der Woche nicht ein Viertel eines Tages durch Verspätung 
verloren haben. Andere Prämien betreffen noch die Quali¬ 
tät der Arbeit. 

Im Süden Irlands, wo man den Versuch zu einer Wie¬ 
derbelebung der rückgängigen Industrie macht, sind die 
Löhne um ungefähr 15 bis 20 pCt. niedriger. Allg«neine 
Klagen richten sich gegen das missbräuchliche Aljzichen 
von Strafgeldern. 

Die Arbeitszeit beträgt in guten Zeiten meist 12 Stunden. 

Die Gesundheitsschädlichkeit der Arbeit ist vorwiegend 
auf die Abfälle zurückzuführen, die selten durch genügende 
Ventilation entfernt werden, wie auf die hohe Temperatur 
in den Spinnräumen. Belfast weist eine ungemein hohe 
Sterblichkeit in Folge von Tuberkulose auf. 

Arbeitslose in den Vereinigten Staaten von Axnerika. 

Mr. Gompers, der Präsident der American Feda-ation of 
Labour giebt die Anzahl der Arbeitslosen in der nord- 
amerikanischen Union auf 3 Millionen an, dabei seien die 
Mitglieder der Trade Unions nicht in Rechnung gezogen. 
Bradstreets Journal stellt als Resultat der von 119 Städten, 
eingesandten Nachweisungen das Vorhandensein von mehr 
als 800 000 Arbeitslosen fest, denen die Unterhaltung u. s. w. 
von 1956 000 Angehörigen obliegt. In 15 Städten in den 
Staaten New-York, New-Jersey und Delaware wurden 
223250 Arbeitslose gezählt; in 21 Städten der neuenglischen 
Staaten 66 200; in 24 Städten der Staaten Ohio, Indiana, 
Illinois, Kentucky und Michigan 227 340; in 14 Städten der 
Staaten Minnesota, Iowa, Nebraska, Missouri und Wiscousin 
64 000; in 19 Städten in den südlichen Staaten 41625; in 
11 Städten von Kalifornien, Oregon, Washington, Montane, 
Utah und Kolorado 25 800. 

Arbeitsverbältnisae in Canada. Der Bericht der 
Royal Labour Commission über die Arbeitsverhältnisse in 
Canada betont die wesentliche Verbesserung, die in dieser 
Hinsicht seit 15 oder 20 Jahren eingetreten ist. Die Be¬ 
ziehungen zwischen Unternehmern und Arbeitern sollen 
jedoch durchaus unbefriedigende sein. Die Organisation 
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ist sowohl unter den Arbeitgebern als den Arbeitern eine 
ausgedehnte, blos was die weiblichen Arbeiter anlangt, 
scheiterte bisher jeder Versuch zu einem Zusammenschluss. 
Eine Föderation der Arbeiterassoziationen besteht im „Do¬ 
minion Trades and Labour Congress“, der 1873 instituirt 
wurde und- seit 1886 jährlich Zusammentritt und dessen 
Exekutive eine Aufsicht über die Interessen der Arbeiter 
führt, die sie auch beim Parlament und bei Behörden 
vertritt. 

Strikes sind in Canada relativ selten und wenig aus¬ 
gedehnt; die durch Gesetze vorgesehenen Einigungsämter 
und Schiedsgerichte entfalten eine recht befriedigende 
Thätigkeit. 

Die wichtigsten Arbeitsbranchen sind Bergbau, Land- 
wirthschaft, Transportgewerbe, die Textil- und chemische 
Industrie und das Baugewerbe. 

In den Goldminen von Neuschottland beträgt der 
Durchschnittslohn 1 $ 30 Cts. per Tag; Kinder werden nicht 
beschäftigt. In Quebec, wo Silber- und Kupferbergwerke 
sind, erhalten die Arbeiter, die in drei je achtstündigen 
Schichten arbeiten, monatlich 35 bis 40 $ und Kinder 40 
bis 60 Cts. täglich. Der Arbeitslohn in den Kohlengruben 
beträgt 1 S 40 Cts. bis 1 $ 60 Cts. pro Tag. 

Die Löhne der Eisenbahnarbeiter sind durchschnittlich 
folgende: 

Frachtenkondukteure . 2$ 15 Cts. pro T^ 

Lokomotivführer . . 2$—2$75Cts.proTag je nach Dienstzeit 
Heizer.1 $ 50 Cts. 

Die Arbeiter beklagen sich vorwiegend über die un¬ 
pünktliche Lohnzahlung; sie erhalten die Löhne meist 
monatlich ausgezahlt, doch wird der Lohn fhr 2 Wochen 
stets zurückbehalten. 

In der Industrie spielt die Beschäftigung von Frauen 
und Kindern eine traunge Rolle; es best^en fast keinerlei 
Einschränkungen, weder betreffs des Alters noch der Arbeits¬ 
zeit und wo solche Vorschriften existiren, werden sie nicht 
befolgt. Auch unter dem verbreiteten Schwitzsjrstem leiden 
di^ Frauen und Kinder ajn ^yneisten. Obg^var ejne Faf)riksr 
inspelction existirt, war sie bisher nicht in der Lage, irgend¬ 
welche Erfolge zu erzielen. 

Die Löhne in der Textilindustrie schwanken bedeutend; 
Baumwollspinner in Hamilton erhalten 1 $ 50 Cts., Weber 
1 S bis 1 $ 50 Cts. pro Tag; Frauen verdienen 40—75 Cts. 
im Tag bei 60 wöchentlichen Arbeitsstunden. In Quebec 
erhalten Kinder (Baumwollspinnereien) 25—30 Cts., Mädchen 
75—80 Cts. und Männer 80 Cts. bis 1 $ täglich für 10 Stunden 
Arbeit; in Neu-Schottland und Neu-Braunschweig sind die 
Löhne ungleich höher. Im Baugewerbe sind die Löhne 
verhältnissmässig sehr hoch; die Arbeiter verdienen 2 $ 
50 Cts. bis 3 $ täglich, der Lohnsatz beträgt 30 Cts. pro 
Stunde, jener für Tischler 20 Cts. Die Arbeitszeit beträgt 
in den grösseren Orten 9 Stunden täglich. Der Gewerk- 
vereins-Lohnsatz für Setzer beträgt 11 S für eine Woche 
von 54 Arbeitsstunden, 12$ 50 Cts. für Nachtarbeit und im 
Akkord 30 Cts. per 1000 m. In Canada sind auch Frauen 
in Druckereien beschäftigt, die 5—6 $ als Setzerinnen ver¬ 
dienen. 

Arbeitsverhältnisse in den afrikanischen Diamant¬ 
gruben. Die Arbeitskommission am Cap der guten Hoff¬ 
nung hat kürzlich eingehende Nachforschungen über die 
Arbeitsverhältnisse in Kimberley gepflogen und einen Re¬ 
port veröffentlicht. Demzufolge beschäftigt die De Beers 
Company gegenwärtig ungefähr 2200 eingeborene Arbeiter; 
der durchnittliche Lohnsatz für Grubenarbeiter beträgt 4 sh 
per Schicht, das ist effektiv 4 sh per Tag, Andere Arbeit 
wird mit 3 sh bis 3 sh 6 d per Tag gezahlt, während best¬ 
geschulte 5 sh per Schicht erhalten. Ausser der De Beers 
Company sind noch ungefähr 4(X)0 Einheimische in Kimberley 
beschäftigt und 1400 bis 1500 Europäer. Jugendliche Ar¬ 
beiter ober Tage erhalten 15 sh Wochenlohn; die europäi¬ 
schen Arbeiter werden als Aufseher und Handwerker be¬ 
schäftigt und erhalten 4 bis 6 £ per Woche. 


Unternehmerverbände. 

Thätigkeit des Rheinisch-Westfälischen Kohlensyndi¬ 
kats im Jahre 1893 und 1894. Nach Mittheilungen in einer 
Versammlung der in diesem Kartell vereinigten Zechen¬ 
besitzer vom 4. d. M. haben die Gesammtverkäufe des 
Syndikats bis Ende Dezember 1893 insgesammt 41/2 Millionen 
Tonnen betragen. Die Einschränkung der Förderung für 
1894 zur Hochhaltung der Preise wurde nach den Vor¬ 
schlägen einer ad hoc eingesetzten Kommission so be¬ 
schlossen, dass für die Monate März bis August ein¬ 
schliesslich eine Förderungseinschränkung von 8 vom 
Hundert stattfinden soll. Unter Zugrundelegung der heute 
feststehenden Gesammtbetheiligung der Syndikatszechen mit 
36022453 t und eines Selbstverbrauchs von 8136 564 t 
ergiebt sich danach eine Verkaufsmenge von 27 885 889 t 
und nach Abzug der Einschränkung mit 1 461 768 t blieben 
insgesammt 26 424 121 t zum Verkauf übrig. Ausserdem 
soll der Vorstand ermächtigt werden, eine freiwillige Ein¬ 
schränkung der Förderung jederzeit zu gestatten und dafhr 
die entsprechende Entschädigung zu zahlen. Die Abgabe 
und Entschädigung für Mehr- und Minderförderung soll 
nach dem Vorschläge des Beiraths in der bisherigen Höhe 
von 0,50 Mk. bezw. 1 Mk. für die Tonne bestehen bleiben, 
ebenso die Strafe für Nichtlieferung zum Verkauf ange¬ 
meldeter Kohlen (2 Mk. pro Tonne). Den nunmehr in Kraft 
tretenden prozentualen Abzug an den Monatsrechnungen 
zwecks Deckung der Geschäftskosten schlug der Beirath 
vor, fbr das erste Jahresviertel 1894 mit 2 vom Hundert 
festzusetzen: es wurde demgemäss beschlossen. Der Umsatz 
des Kartells für das I. Quartal 1894 wurde auf rund 13 Mil¬ 
lionen Mark geschätzt. Nach den Berichten der betheiligten 
Seiten herrscht fortgesetzt die grösste Einigkeit zwischen 
den Mitgliedern des Syndikats. 


Politische Arbeiterbewegung. 

Schottische Arbeiterpartei. In Glasgow wurde vor 
einigen Tagen unter dem Vorsitze des Parlamentsmitgliedes 
Keir Hardie die fünfte Jahresversammlung der schottischen 
Arbeiterpartei abgehalten, an der 300 Delegirte theilnahmen, 
die verschiedene Gewerkschaften und sonstige Arbeiter¬ 
verbände vertraten. Der Vorsitzende wies in der Eröffnungs¬ 
rede auf die Nothwendigkeit einer Arbeiterpartei für Schott¬ 
land und einer festeren politischen Organisation der Arbeiter 
hin. Wenn die Arbeiter damit zufrieden sein würden, stets 
Sklaven zu sein und das. was man ihnen gebe, dankbar 
anzunehmen, so würden sie genug Freunde finden, wenn 
sie aber ihre Angelegenheiten in die Hand nehmen, um 
selbst für ihre Wohlfahrt zu sorgen, dann würden Freunde 
der arbeitenden Klassen nur in geringer Anzahl vorhanden 
sein. Es sei nicht ausgeschlossen, dass im laufenden Jahre 
Wahlen zum Parlamente stattfinden würden. Er hoffe, dass 
dann die Arbeiter ihre Pflicht thun würden und dass das 
Resultat ein bei weitem verschiedenes sein würde, als bei 
den früheren Wahlen. Die Versammlung beschäftigte sich 
mit verschiedenen auf die Arbeiterfrage bezüglichen Gegen¬ 
ständen. Es wurde eine Resolution angenommen, die alle 
Arbeiter auffordert, sich irgend einer Organisation anzu- 
schliessen, welche dafür wirke, solche Persönlichkeiten in 
das Parlament und in andere Körperschaften entsenden, 
die ohne Rücksicht auf irgend eine politische Partei für das 
Recht der Arbeit und für die Einführung einer gerechten 
sozialen Ordnung eintreten würden. Eine weitere Resolution 
besagt, dass das Elend, das aus der gegenwärtigen Arbeit- 
losigkeit entspringt, nur durch eine Organisation der Ge¬ 
sellschaft auf sozialistischer Grundlage beseitigt wer¬ 
den könne. 
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Arbeiterschutzgesetzgebung und Gewerbe¬ 
inspektion. 

Die englische Fabrikinspektion im Jahre 1891/92J) 

Der Bericht des Chefs der englischen Fabrikinspektion 
für das Jahr 1891/92 beschäftigt sich fast ausschliesslich 
mit den Wirkungen der Factory and Workshop Act vom 
Jahre 1891 auf die Arbeiterverhältnisse, die in ihrem wesent¬ 
lichen Theile am 1. Januar 1892 zur Einführung gelangt ist. 
Mit dem neuen Gesetze wird in erster Linie beabsichtigt, 
die Beaufsichtigung der Werkstätten wirksamer zu gestalten, 
namentlich in Bezug auf die sanitären Verhältnisse. Ein 
weiterer Zweck des Gesetzes besteht darin, für die 
Fabriken eine durchgreifendere Vorsorge gegen Unfälle zu 
treffen, die durch Maschinen hervorgebracht werden können. 
Durch zwei Maassregeln insbesondere sollen jene Zwecke 
erreicht werden. Um eine sorgfältigere Beaufsichtigung 
der Werkstätten herbeizuführen, wird durch jenes Ge¬ 
setz die Ueberwachung der auf die sanitären Ver¬ 
hältnisse der Werkstätten bezüglichen Vorschriften, die 
bisher den Fabrikinspektoren oblag, den Lokalbehörden 
übertragen. Nach einer weiteren Bestimmung des 
Fabrikakts von 1891 wird der Staatssekretär für das 
Innere ermächtigt, für solche Fabriken und Werkstätten, für 
welche es als nothwendig erkannt wird, besondere Vor¬ 
schriften zu treffen, sowohl in Bezug auf die Regelung der 
sanitären Verhältnisse, als auch für die Verhütung der mit 
dem Maschinenbetriebe verbundenen Gefahren. Verschiedene 
andere Bestimmungen des Gesetzes laufen darauf hinaus, 
die Erfüllung der oben angeführten zwei Hauptzwecke zu 
unterstützen, während die übrigen, zwei ausgenommen, un¬ 
wesentliche Aenderungen in den bisher geltenden Bestimmun¬ 
gen des Fabrikakts herbeiführen wollen. Die oben erwähnten 
zwei Bestimmungen entsprechen Resolutionen, die auf der 
internationalen Arbeiterschutzkonferenz in Berlin im Jahre 
1890 gefasst worden sind. Nach der einen dieser Bestim¬ 
mungen soll es vom 1. Januar 1893 an Kindern erst mit 
dem 11. Jahre erlaubt sein in Fabriken zu arbeiten: die an¬ 
dere Bestimmung verbietet den Frauen die Arbeit für vier 
Wochen nach ihrer Entbindung. Von grosser Bedeutung ist die 
Bestimmung des Fabrikakts vom Jahre 1891, wonach jeder 
Unternehmer gehalten ist, dem Fabrikinspektor eine Liste 
derjenigen Personen zu übermitteln, die von ihm ausserhalb 
einer Fabrik oder Werkstatt beschäftigt werden. 

Die Bestimmung des Gesetzes vom Jahre 1891, dass 
die Beaufsichtigui^ der sanitären Verhältnisse der Werk¬ 
stätten von den Fabrikinspektoren auf die Lokalbehörden 
übergehen soll, hat in dem ersten Jahre ihrer Wirksamkeit 
nicht immer günstige Folgen gehabt. In dem Berichte des 
Chef-Inspektors wird hervorgehoben, dass einzelne der 
lokalen Behörden die betreffenden Vorschriften des Fabrik¬ 
gesetzes in liberaler Weise und in einmüthigem Zusammen¬ 
wirken mit den Fabrikinspektoren zur Durchführung ge¬ 
bracht haben. Allerorts ist dies aber nicht der Fall ge¬ 
wesen und vielfach sind die Bestimmungen des Gesetzes ein 
todter Buchstabe geblieben. Aus den in dem Bericht mit- 
getheilten Auslassungen verschiedener Fabrikinspektoren 
geht hervor, dass die Durchführung der gesetzlichen Be¬ 
stimmungen, namentlich in den kleinen Städten und auf 
dem Lande, vieles zu wünschen übrig lässt. Es fehlt dort 
vielfach an den zur Beaufsichtigung geeigneten Persönlich¬ 
keiten, an Geldmitteln u. s. w. Es ist zwar richtig, dass 
man in dem ersten Jahre, in welchem die Neuregelung der 
sanitären Beaufsichtigung der Werkstätten eingetreten ist, 
nicht erwarten kann, dass der neue Apparat in vollkommener 
Weise fungirt. Soviel dürfte aber nach den in dem Be¬ 
richte des Chef-Inspektors mitgetheilten Thatsachen fest¬ 
stehen, dass noch grosse Aufwendungen gemacht werden 
müssen, um die sanitäre Beaufsichtigung der Werkstätten 
so zu gestalten, wie es das Fabrikgesetz verlangt. Die Be¬ 
merkung in dem Berichte: „Es ist für die Medizinalbeamten 
unmöglich, die ihnen neu auferlegten Pflichten zu erfüllen, 

Report of the Chief Inspector of F^ctories and Workshops 
to Her Majestys Principal Secretary of State for the Home De¬ 
partment for the Year ending 31. October 1892. London 1893. 
313 S. Price 1 sh. 3 d. « 


wenn ihnen nicht ein Stab von geeigneten Sanitäts-Inspek¬ 
toren beigegeben wird“ dürfte wohl das Richtige treffen. 

Der Fabrikakt vom Jahre 1891 enthält in Sektion 26 
die Bestimmung, dass dem Fabrikinspektor von der Eröff¬ 
nung einer Werkstatt oder einer Fabrik Kenntniss gegeben 
werden muss. Der Leiter des englischen Fabfikinspektorats 
hält aber, wie er in seinem Berichte bemerkt, eine weiter¬ 
gehende Vorschrift für nothwendig und er schlägt deshalb 
ein System von Zertifikaten und Licenzen vor, die von den 
Lokalbehörden auszustellen sind. Die Unternehmer sollen 
gezwungen sein für alle Werkräume, ausgenommen für die¬ 
jenigen, worin nur eine Frau oder ein Mann mit einer Frau 
arbeitet, sich Licenzen zu verschaffen. Im einzelnen schlägt 
der Chef-Inspektor folgende Bestimmungen vor: Die Besitzer 
von Werkstätten sind verpflichtet, sich bei einem Registra¬ 
tor, der von der Lokalbehörde zu ernennen ist, einen Er- 
laubnissschein fllr die Eröfthung der Werkstatt zu ver¬ 
schaffen, wofür sie eine kleine Abgabe zu zahlen haben. 
Innerhalb dreier Monate nach Ausstellung des Erlaubniss- 
scheines sind die Werkstätten von einem Mitgliede der 
Sanitätsbehörde zu untersuchen. Wenn die Werkstätte 
bezüglich ihrer sanitären Verhältnisse sich nicht in einem 
den Vorschriften der Public Health Act entsprechenden Zu¬ 
stande befindet, so soll der Sanitätsbeamte ermächtigt sein, 
gegen den Besitzer der Werkstätte vorzugehen. Ausser¬ 
dem sollen alle diejenigen Unternehmer, die Arbeiter ausser¬ 
halb Fabriken und Werkstätten beschäftigen, gehalten sein, 
Listen von diesen Arbeitern .anzufertigen und nur solche 
Personen zu beschäftigen, die in Werkräumen arbeiten, für 
die eine Licenz ertheilt ist. Wenn der Name eines „out- 
worker“ nicht in die Liste aufgenommen ist oder wenn er 
in einer Werkstätte arbeitet, für die kein Erlaubnissschein 
ertheilt ist, so soll der Unternehmer in eine entsprechende 
Strafe genommen werden. Aus den Bemerkungen ver¬ 
schiedener Beamten geht hervor, dass dieselben sich in der 
in Rede stehenden Frage meistens in vollständiger Ueber- 
einstimmung mit ihrem Chef befinden, wenn sie auch ver¬ 
schiedene Modifikationen der von ihm gemachten Vorschläge 
befürworten. So meint der Inspektor für Wolverhampton 
und wie wir glauben mit Recht, dass die' Besichtigung der 
Werkräume durch den Sanitätsbeamten nicht nach, sondern 
vor Aushändigung des Erlaubnissscheines stattzufinden habe. 
Mit der Einführung der Licenzen und Zertifikate will man 
vor allem das Sweatingsystem treffen, dass bisher sich noch 
vielfach der Beaufsichtigung entzogen hat. 

Eine entschiedene verurtheilung seitens der mit dem 
Fabrikinspektorat betraufen Beamten finden die gegenwärtig 
in England geltenden Bestimmungen über die Gestattung 
von Ueberzeitarbeit für weibliche uhd jugendliche Arbeiter. 
Nach diesen Bestimmungen ist es, wie der Fabrikinspektor 
des Bezirks Southampton hervorhebt, gestattet, ein Kind 
von 13 Jahren, wenn es ein Zeugniss über genügende 
Schulbildung besitzt, in gewissen Klassen von Fabriken und 
Werkstäten 5 Tage in der Woche 14 Stunden täglich — ab¬ 
züglich der Zeit filr die Mahlzeiten — arbeiten zu lassen. 
Der Beamte fügt hinzu, dass der Anspruch auf die Gestattung 
einer solchen übermässigen Arbeitszeit nicht auf gewisse 
exceptionelle Arbeitszweige beschränkt ist, sondern dass 
sie in einer so freigebigen Weise zugebilligt werden könne, 
dass z. B. in seinem Inspektionsbezirke, worin 9000 Fabriken 
und Werkstätten vorhanden sind, die Hälfte derselben aus 
irgend einem Grunde die Erlaubniss für Ueberzeitarbeit 
fordern könnte. „Der günstige Einfluss der Arbeiter¬ 
schutzgesetzgebung“, sagt ein anderer Beamter, „wird un¬ 
wirksam gemacht durch den Umstand, dass es erlaubt ist 
Frauen und Mädchen während zweier Monate im Jahre von 

8 Uhr Morgens bis 10 Uhr Abends arbeiten zu lassen.“ 
Der Fabrikinspektor von Norwich führt aus, dass durch 
den Wegfall der Ueberzeitarbeit in wirthscKaftlich un¬ 
günstigen Zeiten die Zahl der unbeschäftigten Arbeiter 
vermindert werden könne. „Out-workers“ und „overtime- 
workers“, so sagt er weiter, „sind die zwei wichtigsten Ur¬ 
sachen der „out-of-workers“. Einer der Superintendinginspek- 
toren, Mr. Cramp, weist auf die merkwürdige Thatsache hin, 
dass, während die Männer, die eine Arbeitszeit von ungefähr 

9 Stunden haben, für den Achtstundentag agitiren, ihren 
Frauen, Schwestern und Töchtern erlauben 12 Stunden — ab¬ 
züglich D/t Stunden für Mahlzeiten — zu arbeiten und an 
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48 Tagen im Jahre sogar 14 Stunden, 2 Stünden für Mahlzeiten 
abgerechnet. Derselbe Beamte spricht sich in entschiedener 
Weise für vollständige Abschaffung der Ueberzeitarbeit 
aus, indem er darauf hinweist, dass diese durchaus nicht 
nothwendig sei. Nach Abschaffung derselben würde in den 
Saisonindustrien und bei Eingang von sehr grossen Be¬ 
stellungen die Arbeit auch ohne Ueberzeitarbeit verrichtet 
werden können. Die Arbeiten würden dann über eine 
längere Periode vertheilt oder durch Einstellen von mehr 
Arbeitern bewältigt werden. Ein anderer Beamter spricht 
sich nicht für vollständige Unterdrückung der Ueberzeit¬ 
arbeit aus. Er will sie denjenigen Industrien zugestehen, 
die sich mit der Herstellung leicht verderblicher Nahrungs¬ 
mittel beschäftigen. Für weibliche Arbeiter über 21 Jahren 
und junge Personen über 16 Jahren will er sie innerhalb 
der engsten Grenzen beschränkt wissen. Ferner sollen nur 
solche weibliche Arbeiter und jugendliche Personen be- 
^hältigt werden, denen eine Bescheinigung ausgestellt ist, 
dass sie die physische Kraft besitzen, welche für die durch die 
Ueberzeitarbeit hervorgerufene Anstrengung nothwendig ist. 

Als zu den wichtigsten Bestimmungen des* Fabrikge¬ 
setzes vom Jahre 1891 gehörend werden von den Fabrik¬ 
inspektoren die auf die Verhinderung der Gefahren, die der 
Maschinenbetrieb für die Arbeiter mit sich bringt, hinwir¬ 
kenden bezeichnet. „Die Fabrikinspektoren“ sagt einer der 
Beamten in seinem Berichte“, können nunmehr mit dem Ge¬ 
wichte ihrer Autorität die Umzäunung und sonstige Schutz- 
massregeln bei allen gefährlichen Theilen der Maschinerie 
verlangen, und während des Berichtsjahres ist viel Gutes 
durch die EinfQhrung von solchen Schutzmassregeln gestiftet 
worden.“ Die Anzahl der zur Kenntniss der Fabrikinspek¬ 
toren gekommenen Unfälle hat sich gegenüber denjenigen 
des Vorjahres vermehrt; sie beträgt 8643 gegen 8527 im 
Vorjahre; 426 gegen 4^ im Vorjahre verliefen tödtlich. 
Von den Beamten wird indess mehrfach hervorgehoben, 
dass diese Vermehrung nur dem Umstande zuzuschreiben 
sei, dass die Vorschriften bezüglich der Anmeldung der Un¬ 
fälle gewissenhafter befolgt würden, als dies früher der Fall 
gewesen. Folgende Uebersicht giebt verschiedene Einzel¬ 
heiten Über die vorgekosnmenen UnfälleiJ > i i . 


Art der 
Verletzung 

Erwachsene 

(über 

18 Jahre) 
M. i F. 

Junge 
Personen 
13—18 J. 
M. i F. 

Kinder 

M. i F. , 

Zus.Tinmcn 

M. , F. |M. u.F. 

Tödtlich . . . ' 

331 

17 

68 6 

4 

! 

403 

23 

426 

Amputation der 
rechten Hand 
oder des rech¬ 
ten Armes . . 

34 

4 

21 4 

4 

1 

59 

9 

68 

Amputation der , 
linken Hand 
oder des linken 
Armes . . . 

30 

1 

10 1 

2 


42 

2 

44 

Amputation 
eines Theiles 
der rechten ' 

Hand. 

271 

66 

185 56 

15 

9 

471 

131 

602 

Amputation 
eines Theiles 
derlinkenHand 

257 

47 

152 58 

13 

3 

422 

108 

530 

Amputation 
eines Theiles 
des Beines od. 
Fusses . . . ’ 

Verlust des Au¬ 
genlichtes auf ' 
einem oder auf : 
beiden Augen , 

20 

13 

9 

13 1 

2 3 

2 


35 

15 

1 

12 

36 

27 

Bruch eines , 

Gliedes 'oder j 
eines Rumpf¬ 
knochens . . 

212 

29 

118 231 14 

5 

344 

57 

101 

Bruch an I land 
oder Fuss . . 

161 

44 

76 27 

9 

4 

246 

75 

321 

Verletzungen 
am Kopf oder 
Gesicht ... 

422 

114 

112 52 

6 

11 

540 

177 

717 

Verschiedene , 
Verletzungen^ 

2740 

503 1 1595 440 

145 

48 

4480 

991 

5471 

Zusammen . 

4491 

834 

'2352 671 

214 

81 

7057 

1586 

8643 


Verstösse gegen das Fabrikgesetz haben auch in dem 
Berichtsjahre in vielfacher Weise stattgefunden. Die Zahl 
der Anzeigen wegen Verletzung der Bestimmungen des 
Fabrikgesetzes betrug 2800, die der Verurtheilungen 26^. 
In 77 Fällen fand nur eine Verurtheilung in die Kosten 
statt; 57 Anzeigen wurden als unbegründet zurückgewiesen. 
Die Verurtheilungen erfolgten u. A. in 461 Fällen wegen 
Beschältigung von Kindern oder jungen Personen unter 
16 Jahren ohne Beibringung des vom Gesetze geforderten 
ärztlichen Tauglichkeitszeugnisses, in 716 Fällen wegen Be¬ 
schäftigung von Kindern, jungen Personen oder Frauen vor 
oder nach der gesetzlich zulässigen Zeit, in 110 wegen un¬ 
gesetzlicher Beschäftigung von Kindern, jungen Personen 
oder Frauen während der Nacht, in 459 Fällen wegen Be¬ 
schäftigung geschützter Personen während der für Mahl¬ 
zeiten bestimmten Zeit; 108 Strafen wurden verhängt wegen 
Fehlens der vorgeschriebenen Arbeiterverzeichnisse. 

In seinen Schlussbemerkungen führt der Chef-lnspector 
aus, dass der Zuwachs der Bevölkerung namentlich in den 
grossen Industriecentren, naturgemäss zu einem verhältniss- 
mässigen Zuwachs der Zahl der Fabriken und Werkstätten 
führen müsse. Dieser Zuwachs verlange von Zeit zu Zeit 
eine Vermehrung der Zahl der Fabrikinspektoren. Für die 
Ueberwachung der geringeren Klassen der Werkstätten und 
der outworker hält der Chef-Inspektor die Einsetzung einer 
niedrigeren Klasse von Beamten für genügend, wie sie in 
London und Glasgow schon vorhanden sind. Ueber den 
Vorschlag der Ernennung zweier weiblicher Fabrikinspek¬ 
toren wird bemerkt, dass der Chef-Inspektor dadurch in 
den Stand gesetzt werde, diese Beamten zur Untersuchung 
der Verhältnisse der weiblichen Arbeiter allenthalben dort¬ 
hin zu entsenden, wo dies gewünscht werde. Er erhofft da¬ 
von gute Resultate. 

Nach der im Appendix I gegebenen Uebersicht beträgt 
die Zahl der für die Fabrikinspektion verwandten Beamten, 
den Chef-Inspektor eingeschlossen, 65 gegen 56 im Vor¬ 
jahre, darunter 5 Superintending-Inspektoren, 39 Inspek¬ 
toren und 20 Junior-Inspektoren. Zum Chef-Inspektor 
wurde im Berichtsjahre an Stelle des aus Gesui^heitsrück- 
sichten zurückgetretenen Mr. Whymper Mr. R. L. Sprague 
Oram ernannt. 

Nach Appendix II betrug die Zahl der registrirten Fa¬ 
briken 71124 gegen 67991 im Vorjahr. 

Berlin. Max Neustädter. 

Zur Einführung des Achtstundentages in England. 

Wie berichtet wird, beabsichtigt das Kabinet Gladstone, den 
achtstündigen Arbeitstag nach dem Vorgang des Kriegs- 
ministeriuras und der Admiralität für Handarbeiter aller De¬ 
partements einzuführen. Das Kabinet soll sogar noch weiter 
gehen wollen: bei allen Submissionen soll derjenigen Firma 
der Vorzug gegeben werden, welche ihren Arbeitern den 
achtstündigen Arbeitstag gewährt hat. 

Verändernden in der russischen Fabrikg^^tzgebung. 

ln dem das obige Thema behandelnden Aufsatz in Nr. 14, 
S. 163 des Sozialpolitischen Centralblatts muss es in der 
ersten Spalte, Zeile 1 von unten heissen; Ebenso wird die 
für Frauen und Halberwachsene verbotene Nachtarbeit nicht 
mehr von 9 Uhr Abends bis 5 Uhr Morgens, sondern von 
10 Uhr Abends bis 4 Uhr Morgens berechnet. 


Arbeiterversicherung. 


Die Novelle zum Unfallversicherungsgesetz, welche 
im Reichsamt des Innern ausgearbeitet wird, enthält nach 
der Rheinisch-Westfälischen Zeitung folgende Aenderungen : 
Zunächst soll die Versicherungspflicht auf alle Bauhandi- 
werker ausgedehnt werden. Ferner sollen fortan Arbeiter 
und Betriebsbeamte, die bisher nur bei der Verrichtung 
einzelner Arbeiten der Versicherungspflicht unterliegen, bei 
! allen Arbeiten dieses Betriebes versichert werden. Den 
Berufsgenossenschaften soll gestattet werden, statutarisch zu 
; bestimmen, dass die Entschädigungspflicht sich auf alle 
' Unfälle ausdehnt, die versicherungspflichtige Arbeiter bei 
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einer Thätigkeit erletden, zu welcher die Arbeitgeber die 
Veranlassung geben. Auch soll die Unfallversicherung auf 
Strafgefangene erstreckt werden, wenn dieselben Unfälle 
bei einem versicherungspflichtigen Betriebe erleiden, in 
welchem sie während der Strafvollstreckung beschäftigt 
werden. Die Entschädigung soll ihnen von dem Zeitpunkte 
ihrer Entlassung aus der Haft gewährt werden. Die Be¬ 
rufsgenossenschaften sollen berechtigt werden, sich mit 
Entschädigungsberechtigten, für die eine Rente von 15 oder 
weniger Prozent für völlige Erwerbsunfähigkeit festgestellt 
ist, durch eine angemessene Kapitalzahlung abzufinden. Sie 
sollen weiter auch nach beendigtem Heilverfahren berechtigt 
sein, statt der Rente freie Kur und Verpflegung in einer 
Heilanstalt zu gewähren. Die Unfallrente sc»ll ruhen, so 
lange der Berechtigte nicht im Inlande wohnt. Die Ab¬ 
findung eines das Reichsgebiet dauernd verlassenden Aus¬ 
länders soll ein für allemal auf den dreifachen Betrag der 
Jahresrente festgestellt werden. Bezüglich der Novelle zum 
Unfallversicherungsgesetz vom 28. Mai 1885 wird eine 
weitere Ausdehnung der Versicherungspflicht auf kleinere 
Fuhrw'erkbetfiebe vorgeschlagen, die ohne Arbeiter betrieben 
werden, sowie auf die Lagerei und das Fuhrwesen im 
Handelsgewerbe. Dass weiter das gesammte Handwerk der 
Versicherungspflicht unterworfen werden soll, ist bereits i 
anderweitig bekannt geworden. Endlich soll sich die 
Seeunfall-Versicherungspflicht auf alle Seefahrzeuge unter 
50 Kubikmeter Rauminhalt erstrecken und die Genossen¬ 
schaft befugt sein, die Rente an die Hinterbliebenen der 
Mannschaften verschollener Schiffe schon vor Ablauf eines 
Jahres anzuweisen. 

p 

Baugewerksberufsgenoß^enschaftea und> UnfaEveirhü- 
taog. Allgemein bekannt ist, dass die Baüarbeit eine der ge- ’ 
Ehrlichsten für die in ihr Beschäftigten ist; durch die ßau- 
spekulation und das rasende Tempo, in welchem namentlich 
in Grossstädten Spekulationsbauten ausgeführt werden, ist 
diese Gefährlichkeit noch unendlich gewachsen. Einzelne 
Städte, wie Berlin, Stettin, Halle und neuestens Frankfurt 
am Main haben deshalb baupolizeiliche Vorschriften erlassen 
oder geplant, welche dem unverantwortlichen Leichtsinn 
vieler Unternehmer bei Errichtung von Baugerüsten und 
Aehnlichem entgegenzutreteii suchen. Weniger bekannt ist 
jedoch, wie wenig die wegen der Unfallverhütung so oft 
gepriesenen Berufsgenossenschaften* auf diesem Gebiete 
thun. Nach dem neuesten • amtlichen Bericht des Reichs¬ 
versicherungsamtes für 1892 haben von dep 12 deutschen 
fcaugewerksberufsgenossenschafteh mit rund 990 000 Ver¬ 
sicherten sage und schreibe 7 im Ganzen 30 Beauftragte 
zur Beaufsichtigung der Betriebe hinsichtlich der Unfall¬ 
verhütung angestellt, sodass auf 33 000 Versicherte ein 
solcher Revisor kommt. Nennenswerthe Summen für Un¬ 
fallverhütung giebt überhaupt nur eine Baugewerksberufs¬ 
genossenschaft aus, nämlich die sächsische (1892:14994 Mark). 
Dann kommt die südwestliche mit 8314 Mark, die württem- 
bergische mit 5954 Mark, die bayrische mit 3083 Mark, einige 
mit ca. 1000 Mark, die magdeburgische mit 56 Mark, und 
vier mit keinem Pfennig Unfallverhütungskosten im Jahre 
^892. Deshalb kamen auf 1(X) Versicherte bei der bayerischen 
Genossenschaft nicht weniger als 10, bei der nordöstlichen 
9 Verletzte. An jugendlichen Verletzten (d. h. schwer Ver¬ 
letzten, mit längerer als 13 wöchiger Krankheit) zählte man 
allein 166 bei sämmtlichen Genossenschaften. Es muss 
Wunder nehmen, dass das sonst so eifrig für die Unfall¬ 
verhütung thätige Reichsversicherungsamt hier auf keine 
besseren Vorkehrungen dringt. Freilich liegt der Krebs¬ 
schaden im Unfallversicherungsgesetze selber, welches die 
Unfallverhütung mehr als fakultative, denn als obligatorische 
Aufgabe der Unternehmergenossenschaften betrachtet. 


Schulwesen. 

Dßt Slöjduntcrrlcht in Schweden. Der Staatszuschuss 
für die Betreibung des Slöjdes, wie man den Handfertigkeits- 
Unterricht in Schweden nennt, ist im Jahre 1892 an 1624 


Schulen ausgezahlt worden. Die Anzahl der schwedischen 
Schulen, welche denSlöjdunterricht aufgenommen haben, dürfte 
sich gegenwärtig aber auf 1900 belaufen. Nimmt man in¬ 
dessen auch nur 1624 Schulen an, so bedeutet dies, da ge¬ 
setzlich jede Slöjdschule jährlich 75 Kronen als Beihilfe 
erhält, einen jährlichen Staatszuschuss von 1218(X) Kronen 
oder in deutsches Geld umgerechnet von 137 025 M. Um 
die Grösse dieser Aufwendungen richtig zu würdigen, ist 
noch mit in Anschlag zu bringen, dass Schweden rund 
4 774 000 Einwohner besitzt, während das Deutsche Reich 
deren 49 633 (K)0, also mehr als das Zehnfache hat. Preussen 
hat 29 957 (KX), fast also mehr als das Sechsfache der Ein¬ 
wohnerzahl Schwedens. Wollte Preussen in gleich energi¬ 
scher Weise die Erziehung seiner Jugend zur Arbeit 
fördern, wie dies Schweden thut, so müsste es den Arbeifs- 
unterricht mit jährlich 859 836 M. unterstützen. Thatsächlich 
zahlt Preussen heute aber nur 14 0(X) M. zu den Kosten. 
In Schweden tragen ausserdem die Provinzial-Verwaltungen 
noch grössere Beihilfen als der Staat, in Preussen und im 
übrigen Deutschland sind diese Beihilfen aber kaum zu 
nennen. 
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von Marx sich im Druck befindet und spätestens im September d.;J. 
erscheinen soll. Es heisst in der Mittheilung dann weiter: „Efer 
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werden. Mit der Produktion, der Zirkulation und der Distribution 
des Mehrwerths ist aber dessen ganzer Lebenslauf abgeschlossen, 
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Landwfrthschallliche Genossenschaften in 
Oesterreich. 

Zum zweiten Male wird in Oesterreich der Versuch 
gemacht, dem Bauernstände durch legislative Maassregeln 
zu Hilfe zu kommen. Der erste Schritt war das durch 
Gesetz vom 1. April 1889 normirte Höferecht; trotzdem 
seine Schaffung vorher heftig begehrt worden war, ist es bis 
jetzt auf dem Papier geblieben, weil noch nicht ein einziger 
der siebzehn Landtage die nothwendige Ergänzung des 
Reichsgesetzes legislatorisch durchgeführt hat. Nunmehr : 
tritt die Regierung mit zwei (in No. 3 und 4 dieser Zeit¬ 
schrift auszugsweise dargestellten) Gesetzentwürfen hervor, 
welche die Errichtung von landwirthschaftlichen Zwangs¬ 
genossenschaften und die Schaffung von Rentengütern 
zum Gegenstände haben. Sind den Genossenschaften auch 
vielfache Aufgaben zugeschrieben, so sollen sie doch in 
erster Linie nur den Rahmen für die Organisation des 
Rentenguts-Systems abgeben und damit die in Aussicht ' 
gestellte Schuldentlastung des Bauernstandes zur Durch- | 
t'ührung bringen. 

Bei der ersten Durchsicht der Vorlagen wird es nun j 
sofort klar, dass in denselben ein tiefer Widerspruch 
zwischen dem gesetzten Zwecke und der zu schaffenden | 
Organisation besteht. Die ausgesprochene Absicht der 


Vorlage ist die Rettung des Bauernstandes, während ,die 
Genossenschaften den gesammten Grundbesitz umfassen 
und auch für die Rentengüter kein Ausmaass fixirt ist, wo¬ 
durch deren Errichtung auf bestimmte Besitzkategorien be¬ 
schränkt würde. Erst die Praxis, welche aus den Gesetzen 
oft ganz andere Konsequenzen ableitet, als deren Schöpfer 
beabsichtigte, wird uns daher lehren, ob 'der grössere Besitz 
nicht von Einrichtungen Vortheil ziehen wird, deren Nütz¬ 
lichkeit selbst von ihren Anhängern nur hinsichtlich des 
eigentlichen Bauernstandes (diese Bezeichnung im Gegen¬ 
sätze zum landwirthschaftlichen Unternehmer genommen) 
behauptet werden dürfte. Dieser Widerspruch zeigt sich 
nicht nur im Gesetze, sondern auch in den „erläuternden 
Bemerkungen“, welche übrigens eine Sammlung reichen 
Materials über die in Betracht kommenden Fragen dar¬ 
stellen und werthvolle, allerdings unter bestimmten Voraus¬ 
setzungen gesammelte Daten enthalten. Es kann wohl 
Niemandem beifallen, den Autoren des Gesetzentwurfs zu- 
zumuthen, dass ihnen dieser Gegensatz nicht aufgefallen 
wäre, denn Gesetz und Motivenbericht zeigen von ernster 
Arbeit und wissenschaftlicher Vertiefung; so bleibt nur 
der Schluss möglich, dass dieser Widerspruch ein be¬ 
wusster ist. Aus mannigfachen Gründen wird der Gross¬ 
besitz in eine Hilfsaktion verflochten, von der er direkt 
wenig oder gar keinen Nutzen ziehen kann. Um die ihm 
auferlegten Opfer zu rechtfertigen, bedarf es also der Er¬ 
klärung, dass aus der Organisation der Genossenschaften 
und der Rentengüter für ihn indirekte Vortheile ent¬ 
springen und es sich darum handelt, demselben erhöhten 
und dauernden Einfluss auf die Bauernschaft zu gewäh¬ 
ren. Durch diese Antheilnahme eines dem Zwecke frem¬ 
den Faktors, dessen Interessen oft in starkem Wider¬ 
spruch mit denen des bäuerlichen Elements stehen — man 
denke an die Jagd, die Weiderechte, an das Arbeits- 
verhältniss zwischen Kleinbauer und Grossbesitzer, 
an die Vertheilung des Grundsteuerkontingents u. s. f. 
— empfängt die Organisation der Genossenschaften einen 
wesentlich veränderten Charakter. Man mag einwenden, 
dass das kulturell tiefe Niveau mancher Gegenden die Her¬ 
anziehung besser unterrichteter Persönlichkeiten aus dem 
Grossbesitze nothwendig mache und dass die Umlegung 
der Genossenschaftsbeiträge auf die gesammte Landwirth- 
schaft den Bauern zugute komme, diese Beitragsleistung 
aber die Berechtigung der grösseren Besitzer zur Theil- 
nahme an den Genossenschaften implizire. Wer aber die 
realen Verhältnisse ins Auge fasst, muss sagen, dass in den 
zurückgebliebenen Ländern die geistige Ueberlegenheit der 
Grossbtsitzer heute zumeist nicht zur Belehrung der Bauern, 
sondern zur Erhaltung derselben in der Abhängigkeit be¬ 
nutzt wird. So begnügt sich heute der Grossgrundbesitz 
in manchen österreichischen Ländern nicht mit der ihm 
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gesetzlich vorbehaltenen eigenen Vertretung im Reichsrathe 
und in den Landtagen, sondern er besetzt auch den grössten 
Theil der Mandate der ausschliesslich bäuerlichen Land¬ 
gemeinden mit Angehörigen oder Vertrauensmännern seines 
Standes. Es besteht daher kein Zweifel, dass, wenn der 
Grossbesitz in die Organisation eintritt, sein mächtiger Wille 
in den „autonomen“, d. h. dem überwiegenden Einflüsse der 
Adelsoligarchie unterworfenen Landes- und Bezirksgenossen¬ 
schaften ausschlaggebend sein wird. Dass nun der Gesetz¬ 
geber viel dazu thut, um diesen Einfluss noch zu stärken, 
mag aus den Bestimmungen über die Bestellung der genossen¬ 
schaftlichen Verwaltungsorgane hervorgehen. In allen Orten 
sollen Vertrauensmänner „aufgestellt werden“ (§5 des ersten 
Gesetzes). In welcher Art diese Aufstellung erfolgt, das ist 
im Gesetze nicht angegeben, bleibt also der statutarischen 
Normirung durch die einzelnen Genossenschaften Vorbehalten. 
Ist es nun nicht klar, dass diese lokalen Gewährsmänner 
der Genossenschaften bei den Schätzungen, der Ansetzung 
und Entfernung der Rentengutsbesitzer, kurz bei allen in 
das Lebensinteresse der bäuerlichen Bevölkerung tief ein¬ 
greifenden Aktionen der Genossenschaften die massgebende 
Rolle spielen werden und dass daher das Gesetz in erster 
Linie und auf das Genaueste den Modus festzustellen hätte, 
wie dieselben nominirt, kontrolirt, abberufen werden und 
welche Ingerenz hierbei den staatlichen Behörden zufällt. 
Während nun andere Punkte, Details des Geschäftsgangs, 
im Entwürfe präzise geregelt erscheinen, findet sich hier 
eine enpfindliche Lücke. Der Spielraum, welcher in Folge 
dessen gelassen wird, dürfte sicherlich nicht im Interesse 
der Bauernschaft ausgenutzt werden. 

In demselben Geiste gehalten und dem eigentlichen 
Zwecke der Organisation ebenso wenig entsprechend, er¬ 
scheint die Bestimmung, dass nicht die Landwirthschaft- 
treibenden, sondern die Eigenthümer der Liegenschaften 
zur Theilnahme an den Genossenschaften und, zum Wahl¬ 
rechte in denselben berufen sind (§ 3). Mögen hier auch 
fiskalische Momente maassgebend gewesen sein, mag diese 
Norm ihre Entstehung dem Umstande verdanken, dass die 
Genossenschafts bei träge an die von den Eigenthümern ent¬ 
richtete Grundsteuer gehängt wurden, so dürfte der Effekt 
doch der sein, dass die Interessen der stellenweise bedeu¬ 
tungsvollen Pächterklasse, z. B. der zumeist nach dem 
Metayage-System arbeitenden dalmatinischen Colonen, in der 
Organisation ganz unvertreten bleiben werden. Gerade diese 
Kreise bedürfen aber auch in hohem Grade der materiellen und 
moralischen Förderung, welche ja der Zweck der Genossen¬ 
schaften ist. Der Einfluss des Grossbesitzes wird ausserdem 
durch die Eintheilung der Wähler in drei Klassen, die Ein¬ 
führung von Virilstimmen der selbstständigen Gutsgebiete 
und die Beschränkung des passiven Wahlreclits auf Wahl¬ 
berechtigte des bezirksgenossenschaftlichen Sprengels (§11) 
wesentlich gestärkt. Am deutlichsten tritt aber diese Ten¬ 
denz hervor in der Bestimmung, dass die Obmänner der 
Bezirksgenossenschaften den Ausschuss der Landesgenossen¬ 
schaft aus ihrer Mitte zu wählen haben (§ 12), was unge¬ 
fähr das Gleiche bedeutet, als wenn im politischen Leben 
sowohl das aktive als auch das passive Wahlrecht nur 
Wahlmännern höherer Instanz zukommen würde, welche 
aus den von den Urwählern bestellten Wahlmännern neuer¬ 
lich ausgesiebt werden. Allerdings hat sich die Regierung 
Vorbehalten, bei den Landesgenossenschaften je zwei, bei 
jeder Bezirksgenossenschaft ein Ausschussmitglied zu nomi- 
niren (§ 28), allein diese Bestimmung bietet bei den in man¬ 
chen Ländern bestehenden besonderen Verhältnissen keine 
hinreichende Garantie. Wird die Zusammensetzung der 
Verwaltungskörper in der vorgeschlagenen Weise Gesetz, 
so können wir sicher sein, dass die Interessen der Bauern¬ 
schaft in den Genossenschaften keine genügende Vertretung 
finden werden, ausser dort, wo dieselben zugleich den 
I ummelplatz politischer und nationaler Kämpfe bilden wer¬ 


den. Gleichgiltigkeit und Misstrauen der Bauernschaft wer¬ 
den den Lebensfaden der ganzen Organisation abschneiden. 

Was nun die Zwecke der Genossenschaften (§ 16) be¬ 
trifft, so bezeichnet der Motivenbericht S. 3 die Schaffung 
der Rentengüter als „die in wirthschaftlicher und sozialer 
Hinsicht bedeutendste Aufgabe“ der zu schaffenden Körper¬ 
schaften. Und in der That, der Umstand, dass die Durch¬ 
führung dieses Programmpunkts durch das zweite Gesetz bis 
in die kleinsten Details geregelt wird, während die anderen 
Aufgaben nur aufgezählt werden, zeigt uns deutlich, dass 
wir es bei den Rentengütern mit einem sehr ernst genom¬ 
menen Plane, bei den anderen Punkten mit Wünschen zu 
thun haben, deren Realisirung jedenfalls nicht aktuell ist. 
Wir behalten uns vor, das Rentengüter-Gesetz ein anderes 
Mal kritisch zu erörtern. Von den anderen Programm¬ 
punkten dürfte mit der Zeit die Errichtung von Lagerhäusern 
realisirt werden. Hinsichtlich sehr wichtiger Aufgaben, der 
sozialen und Schadensversicherung und der Creditgewährung 
in denjenigen Fällen, in welchen kein Rentengut geschaffen 
wird, beschränken sich die Genossenschaften auf die Ver¬ 
mittelung und Förderung. Der An- uud Verkauf landwirth- 
schaftlicher Artikel soll nur „über Auftrag und für Rechnung 
der Genossenschafter“ besorgt werden. Diese, der kaufmän¬ 
nischen Schreibweise entnommene Formulirung scheint 
eine einheitliche konzentrirte Aktion, welche die zerstreuten 
Theilquantitäten, wohl auch Qualitäten vereinigt, um sie als 
neugeschaffene Einheiten marktfähig zu machen, auszu- 
schliessen, was vom Gesetzgeber wohl nicht beabsichtigt 
ist (S. eine diesbezügliche Aeusserung von Moritz Ertl im 
Gestern Handelsmuseum 1893 No. 51). Ebenso wird durch 
die Bestimmung, dass nur Produkte, die an die Genossen¬ 
schaft abgeliefert worden sind, kommissionsweise verkauft 
werden sollen, nicht nur die im Gesetze sogar ausdrücklich 
angeführte Versorgung des Heeresbedarfes unmöglich ge¬ 
macht, sondern auch jeder Terminhandel durch die Genossen¬ 
schaft ausgeschlossen. Der Terminhandel ist als Spiel verwerf¬ 
lich, aber ebensosehr ist er für den reellen Produzenten land- 
wirthschaftlicher Fabrikate unentbehrlich; er ist für diesen 
das einzige Mittel, seine Produktion auf sichere Calculaüons- 
Grundlagen zu stellen und das Spielmoment aus seiner 
Industrie zu eliminiren. Für den Urproduzenten ist der 
Handel auf Zeit häufig zum einzigen Mittel geworden, um 
ihm rechtzeitig einen Preis seiner Produkte zu sichern, bei 
dem er bestehen kann. In Folge dieser Beschränkungen 
wird den landwirthschaftlichen Interessenten nichts übrig 
bleiben, als, wie bisher die Dienste des Zwischenhandels 
in Anspruch zu nehmen, dessen Kraft zu brechen, als eine 
Hauptaufgabe der Genossenschaften betrachtet wird. Ein 
Gesetzgeber, der aus dem Bedürfnisse unserer Wirthschafts- 
ordnung entsprungene moderne Wirthschaftsformen ignprirt, 
um Schlagworten zu genügen, die immer und überall neben 
Richtigem Unrichtiges enthalten, wird seinen Schöpfungen 
kein Leben einhauchen können. 

Das Gesetz enthält keine Bestimmung, wie weit in der 
Förderung von Darlehnskassen, Viehzuchtgenossenschaften 
u. dergl. gegangen werden kann, insbesondere, welche 
materielle Unterstützung die Genossenschaften leisten können. 
Wird eine solche nicht platzgreifen, sondern die moralische 
Unterstützung durch Belehrung und Anregung das Um und 
Auf der genossenschaftlichen Thätigkeit bleiben, dann ist 
auf wesentliche Erfolge nicht zu rechnen. Die Förderung 
genossenschaftlicher Produktion findet sich — mit Aus¬ 
nahme der Gründung von Viehzuchtgenossenschaften — 
nicht in dem Programme. Der Motivenbericht führt wohl 
Versuche in dieser Richtung an; dass dieselben nicht 
prosperirt haben und die Entwickelung des Assoziations¬ 
prinzips in den Hauptzweigen der Landwirthschaft zum 
Stillstände gekommen ist, kann aber nicht als maassgebend 
für die vollkommene Ausserachtlassung dieses Punktes be¬ 
trachtet werden. Bisher hat es sich stets um Schöpfungen 
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auf Grund des reinen Selbsthilfeprinzips gehandelt, welches 
die neugeborenen Kinder schutzlos in die Welt hinaus¬ 
stellt. Wir würden aber vielleicht zu einer ganz anderen 
Entwickelung gelangen, wenn die* staatlich organisirten 
Zwangsgenossenschaften den Plan zur Errichtung und Be- 
wirthschaftung, dieUeberwachunjg und Rechnungsführung, die 
rationelle technische Ausstattung oder die hierzu nöthigen Geld¬ 
mittel beistellen würden, wenn wirklich die „Pflege desGemein- 
geistes, gegenseitige Belehrung und Unterstützung“ geübt, und 
diese von Zeitungsphrasen zu Gesetzesstellen erhobenen Aus¬ 
drücke einen Inhalt empfangen würden. Dass die individua¬ 
listisch veranlagte bäuerliche Bevölkerung zu genossenschaft¬ 
licher Produktion nicht disponirt ist, mag wohl im Allge¬ 
meinen richtig sein; aber es kann nicht fehlen, dass dort, 
wo in Folge ungünstiger natürlicher Produktionsbedingungen, 
Zerstückelung des Bodens und geringer Wirthschaftlichkeit 
des Kleinbetriebs der Bauer dem sichern, auch ihm selbst 
sichtbaren Ruine entgegengeht, bei entsprechender Anleitung 
und Hilfe einzelne Erfolge erzielt werden, denen mehrere 
und grössere nachfolgen werden. 

Die Bildung von Produktivgenossenschaften ist das ein¬ 
zige Mittel, um das Uebel schon in seiner Entstehung zu 
bekämpfen.und den zur Erhaltung des Bauers unzulänglichen 
Ertrag zu heben, während sozialpolitische Maassnahmen, 
wie die Rentengutsbildung, bestenfalls den Erfolg erzielen 
den Bauer vor dem Verluste der formellen Selbstständigkeit 
zu bew^ahren, ohne dass seine Lebenslage Ober das Niveau 
gedrückter proletarischer Existenz gehoben würde. Durch 
solche Aktionen wird oft nichts konservirt, als Vorurtheile 
und wirthschaftlich rückständige und ungesunde Zustände. 
Das ist eben der Grundirrthum der gegenwärtigen konser¬ 
vativen Reformbestrebungen. dass sie vermeinen, es sei nicht 
nothwendig, die überkommenen Wirthschaftsformen an die 
technisch - ökonomischen. Bedingungen des gegenwärtigen 
Wirthschaftslebens anzupassen, man müsse nur die alten 
Einrichtungen vor dem Eindringen der Grundsätze der 
entwickelten Wirthschaft bewahren, um von ihnen auch die 
Folgen der modernen Wirthschaft abzuwenden. Diese 
V'oraussetzung würde zutreffen, wenn wir die ganze Wirth¬ 
schaft eines abgeschlossenen Kreises mit traditionellen, an¬ 
gemessen niedrigen Ansprüchen nach dem alten System 
betieiben könnten. Dies ist aber nicht der Fall, ln allen 
Wirthschaftskreisen stehen heute die rückständigen Wirth- 
schaften in Wechselbeziehungen zu Produktions- und 
Konsumtions-Faktoren, die auf entwickelte ökonomische 
Bedingungen basirt sind. Aus der Zurückgebliebenheit der 
alten Wirthschaften gegenüber der Entwickelung der neuen 
entstehen Differenzen bei den Produktionsresultaten zu Un¬ 
gunsten der ersteren. Die rückständigen Wirthschaften 
können nicht mehr so viel in die nationale Wirthschaft ein- 
bringen, als sie für ihren Bedarf herausnehmen wollen und 
müssen. Kann man also die überkommenen Wirthschaften von 
dieser Relation mit den von modernen ökonomischen Fak¬ 
toren beherrschten Wirthschaften nicht freihalten, so muss 
man trachten, sie gleich leistungsfähig zu gestalten, damit 
sie höhere Arbeitsergebnisse liefern. Und da bleibt kein 
anderer Weg, als die Assoziation -zum Zwecke der Pro¬ 
duktion*, durch welche allein eine technisch-ökonomische 
Verbesserung des Bauernbetriebs hervorgerufen wird. Wir 
dürfen uns von Versuchen in dieser Richtung nicht abhalten 
lassen, w'enn denselben auch anfänglich nur geringer Erfolg 
prognostizirt wird. 

Schliesslich wären noch die Kosten der Genossen¬ 
schaften zu erwähnen. Das Gesetz gestattet, ohne weitere 
Genehmigung der staatlichen Behörden, ausser einem ein¬ 
maligen Beitrage für die ersten Auslagen, jährlich bis 1 pCt. 
von der Grundsteuer für die Landesgenossenschaften und 
bis zu 4 pCt. für die Bezirksgenossenschaften einzuheben 
(§ 20). Diese beiden Ansätze würden bei dem gegenwärti¬ 
gen Grundsteuerertrage von rund 36 Millionen Gulden eine 
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Maximalumlage von 1 800 000 Gulden ergeben, ein Betrag, 
der sicherlich sehr bedeutend genannt werden muss; es ist 
dennoch wahrscheinlich, dass er zum grossen Theile in An¬ 
spruch genommen werden wird. Man darf nicht vergessen, dass 
die Organisation fast 2 Millionen lokal sehr zerstreuter In¬ 
dividuen umfassen wird und daher grosse Kosten für 
Evidenzhaltung, Wahlen, Publikationen etc. entstehen 
dürften. Aber es kommt auch noch in Betracht, dass im 
Gesetze nicht vorgesehen ist, ob Kapitalinvestirungen der 
Genossenschaften (z. B. Bau eines Lagerhauses) aus den 
Umlagen bestritten werden müssen. Bei den mannigfachen 
Interessen des Fiskus, der verbundenen Genossenschaften 
und aus bureaukratischen Rücksichten lässt sich mit Sicher¬ 
heit annehmen, dass schliesslich die Entscheidung in dem 
Sinne fallen wird, dass der Kapitalsbedarf, nicht blos seine 
Verzinsung und Amortisation, aus den Beiträgen wird auf¬ 
gebracht werden müssen. In diesem Falle ist es ein¬ 
leuchtend, dass die Maximalziffern bei vielen Genossen¬ 
schaften sehr bald erreicht sein werden. 

Wien. Otto Wittelshöfer. 


Soziale Wirthschaftspolitik und Wirthschafts- 
Statistik. 

Kommission für Arbeiterstatistik. Das Regulativ für 
die Errichtung einer Kommission für Arbeiterstatistik vom 
1. April 1892 hat eine Abänderung dahin erfahren, dass 
1. im § 2 die Zahl der Mitglieder der Kommission von 12 
auf 14 erhöht worden ist, von denen 6 vom Bundesrath 
und 7 vom Reichstag zu erwählen sind, und dass 2. dem¬ 
entsprechend im § 8 die Beschlussfähigkeit der Kommission 
statt von der Anwesenheit von mindestens 7 Mitgliedern 
von der Anwesenheit von mindestens 8 Mitgliedern ab¬ 
hängig gemacht worden ist. Eine Abschrift des Regu¬ 
lativs in der abgeänderten Fassung ist dem Reichstag zu¬ 
gegangen, der nunmehr die Wahl der 7 Mitglieder vorzu¬ 
nehmen hat. 

Zur Statistik der deutschen Auswanderung. Die über¬ 
seeische Auswanderung war im Jahre 1893 bedeutend ge¬ 
ringer als im Vorjahre. Es wanderten aus Deutschland 
über deutsche Häfen, Antwerpen und Amsterdam 83 812 
Personen aus gegen 112 208 im Jahre 1892. Davon gingen 
über Bremen 39 852 (im Vorjahre 59 897), über Hamburg 
30 510 (28 072), über andere deutsche Häfen 0 (2214), über 
Antwerpen 11 532 (17 554), über Rotterdam 1738 (3553) und 
und über Amsterdam 180 (918) Personen. Neben den 
70 362 deutschen Auswanderern wurden über deutsche Häfen 
noch 97 910 Angehörige fremder Staaten befördert; davon 
gingen über Bremen 69 548 und über Hamburg 28^2 Per¬ 
sonen. 

Landwirthschaftskammern in Preussen. Der wieder¬ 
holt an^ekündigte Gesetzentwurf behufs der Schaffung einer 
allgemeinen korporativen Vertretung der Landwirthschaft 
ist nunmehr dem preussischen Landtag vorgelegt worden. 
Der 29 Paragraphen umfassende Entwurf lautet in seinen 
Eingangsbestimmungen: 

„§ 1. Zum Zwecke der korporativen Organisation des 
landwirthschaftlichen Berufsstandes werden Landwirthschafts¬ 
kammern errichtet, welche der Regel nach das Gebiet einer 
Provinz umfassen. Im Bedürfnissfalle können für eine Pro¬ 
vinz mehrere Landwirthschaftskammern gebildet werden. 

§ 2. Die Landwirthschaftskammern haben die Bestim¬ 
mung, die Gesammtinteressen der Land- und Forstwirth- 
schatt ihres Bezirks wahrzunehmen, zu diesem Behufe alle 
auf die Hebung der Lage des ländlichen Grundbesitzes ab¬ 
zielenden Einrichtungen zu fördern und die Verwaltungs¬ 
behörden bei den die Land- und Forstwirthschaft betreffen¬ 
den Fragen durch thatsächliche Mittheilungen, Anträge und 
Erstattung von Gutachten zu unterstützen. 

Insbesondere haben die Landwirthschaftskammern auf 
Erfordern nicht nur über solche Maassregeln der Gesetz¬ 
gebung und Verwaltung sich zu äussern, welche die allge- 
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meinen Interessen der Landwirthschaft oder die besonderen 
landwirthschaftlichen Interessen der betheiligten Bezirke be¬ 
rühren, sondern auch bei allen Maassnahmen mitzuwirken, 
welche die Organisation des ländlichen Kredits und sonstige 
gemeinsame Aufgaben betreffen. 

Die Landwirthschaftskammern haben ausserdem den 
technischen Fortschritt der Landwirthschaft durch zweck¬ 
entsprechende Einrichtungen zu fördern. Zu diesem Zweck 
können sie die Anstalten, sowie die Verpflichtungen und 
das gesammte Vermögen der bestehenden landwirthschaft¬ 
lichen Vereine zur bestimmungsmässigen Verwendung und 
Verwaltung übernehmen, oder solche Vereine in der Aus¬ 
führung ihrer Aufgaben unterstützen. 

Den Landwirthschaftskammern kann eine Mitwirkung 
bei der Verwaltung der Produktenbörsen und bei den 
Preisnotirungen bei diesen, sowie bei Märkten übertragen 
werden.“ 

Maasregeln zur Kontrolle des Güterhandels und der 
Güterzertrümmerung. Das bayerische Ministerium des 
Innern hat auf Grund der §§ 35 und 88 der Reichsgewerbe¬ 
ordnung vom 1. März 1894 an den Güterhändlern die 
Verpflichtung zur Führung von Geschäftsbüchern vorge¬ 
schrieben. Dieselben sind unter Mitwirkung der Distrikts¬ 
behörde ordnungsmässig anzulegen. Jedes den Handel mit 
ländlichen Grundstücken betreffende Geschäft muss in das 
Geschäftsbuch deutlich vollständig und wahrheitsgetreu ein¬ 
getragen werden. Bei jedem Grundstück ist der Erwerbs¬ 
preis beizufügen, zu welchem es von dem Güterhändler er¬ 
worben wurde. Ferner ist in dem Geschäftsbuch anzu- 
geben, wann und an wen jedes eingetragene Grundstück 
veräussert wurde und zu welchem Preise. — Der Güter¬ 
händler ist verpflichtet, wenn er eine Güterzertrümme¬ 
rung durchzuführen beabsichtigt, noch vor der Einleitung 
des Geschäfts der Distriktsverwaltungsbehörde Anzeige zu 
erstatten und derselben, sowie ihren Organen behufs der 
Kontrolle der Geschäftsführung Zutritt in seine Geschäfts¬ 
räume zu gestatten, die Geschäftsbücher vorzuzeigen und 
jede auf den Geschäftsbetrieb bezüliche Auskunft zu er- 
theilen. —- Die vorstehenden Bestimmungen finden auch 
dann Anwendung, wenn die Grundstücke zwar im Namen 
des bisherigen Besitzers, aber auf Rechnung des vom Be¬ 
sitzer zum Verkauf bevollmächtigten Händlers veräussert 
werden. In diesem Falle ist im Geschäftsbuche statt des 
Erwerbspreises anzugeben, wie viel von dem bei der Weiter- 
veräusserung der Grundstücke erzielten Preise von dem 
bisherigen Besitzer .an den Händler zu entrichten ist. Be¬ 
züglich der gewerbsmässigen Vermittelungsagenten von 
Verträgen über ländliche Grundstücke verbleibt es bei 
den Bestimmungen der Bekanntmachung vom 18. Dezember 
1883. 

Zur Einkommensteuerstatistik in Preussen. Im An¬ 
schluss an die in Nr. 17 des Sozialpolitischen Centralblatts 
gemachten Mittheilungen theilen wir nach dem Reichs¬ 
anzeiger vom 17.d. M. über die Veranlagung zur Einkommen¬ 
steuer in den Jahren 1893/94 bezw. 1892/93 noch Folgendes 
mit; die in Klammern mitgetheilten Zahlen beziehen sich 
auf das Jahr 1892/93. 

Mit einem Einkommen von mehr als 3000 M. sind ver¬ 
anlagt 319 317 (316 889) Zensiten [physische Personen]; das 
sind 1,06 (1,06) pCt der Bevölkerung und 12,88 (13,01) pCt. 
sämmtlicher Zensiten. 

Das veranlagte Einkommen dieser Zensiten beträgt 
2 756 576 014 (2 792 345 342) M. und sondert sich nach den 
einzelnen Einkommensquellen wie folgt: 

1. aus Kapitalvermögen 

887 472 474 (891 721 201) M.. 

11. „ Grund vermögen 

745 566 201 (755 361 284) M., 

III. ,, Handel, Gewerbe und Bergbau 

959 653 680 (982 804 091) M., 

IV. ,. Gewinn bringender Beschäftigung 

614 969 746 (593 941 967) M. 

ln Abzug sind an Schuldenzinsen, dauernden Lasten 
u. s. w. 451 086087 (431 483 201) M. gebracht. 


Die Zahl der Bevölkerung beläuft sich 

auf 30080017 (29895224) Köpfe; 

frei von Steuer blieben: 

als Exterritoriale etc. ..... 5808 (6832), 

als solche, deren Einkommen 900 M. 

nicht überstieg. 21070481 (20945227). 

Veranlagte Zensiten sind vor¬ 
handen . 2479778 (2435858). 

Gruppenweise geordnet beträgt im Veranlagungsjahre 
1893/94 die Anzahl dieser Zensiten: 

in den Einkommenstufen von: 

a) über 900 - 3000 M. 2160461 Köpfe oder 88,12 pCt. der Gesammt- 

zahl 

b) „ 3000 -6000 ., 208568 „ „ 8,41. 

c) „ 6000—8000,, 38844 ,. ,. 1,57 . 

d) ., 8000 M. 71905 „ „ 2,90 .. 

An Steuer bringen diese einzelnen Zensitengruppen auf: 

Zensiten mit einem Einkommen von: 

a) über 900 -3000 M. 33498157 M. oder 29,44 pCt. des Ge.sammt- 

solls 

b) „ 3000- 6000,, 19027864,, ., 26.72 ., 

c) „ 6000-8000 „ 7045328 „ „ 6,19 ., 

d) „ 8000 M. 54226596 „ „ 47,65 .. 

Vor dem Inkrafttreten des neuen Einkommensteuer¬ 
gesetzes, nämlich für das Verhnlagungsjahr 1891/92 haben 
dieselben Zensitengruppen entrichtet: 

a) 35,54 pCt. des Gesarnmtsolls 

b) 23,51 ,. „ 

c) 6,18 „ .. 

d) 34,77 ., „ 

Würden für die Zensiten mit einem Einkommen bis zu 
8000 M. (a, b, c) für das Jahr 1893/94 nicht die Tarifsätze 
des Einkommensteuergesetzes vom 24. Juni 1891, sondern 
noch diejenigen der früheren Gesetzgebung maassgebend 
gewesen sein, so wäre von denselben an Staatssteuern zu 
entrichten gewesen: 

in den Einkommensstufen von: 

ai über 900—3000 M 35303760 M.. also mehr 1805603 M. 

b) „ 3000 -6000 „ 21717531 „ ., „ 2689667 „ 

c) ., 6000-8000 „ 7572528 .. 527200 ,. 

zusammen also 5 022470 M. mehr als nach dem neuen Ge¬ 
setz auf sie zu veranlagen gewesen sind. Hieraus ergiebt 
sich, welche Erleichterung diesen Zensiten gegenüber das 
neue Einkommensteuergesetz gebracht hat. Die durch das 
neue Einkommensteuergesetz im Steuersatz ermässigten 
Zensiten, d. h. diejenigen in den Einkommenstufen bis zu 
8(X)0 M., betragen 97JO pCt. der Gesammtzahl der Zen¬ 
siten. 

Zur Bekämpfung des Nothstandes in Berlin. Der Aus¬ 
schuss der Stadtverordneten-Versammlung zur Vorberathung 
der auf die Berliner Nothstandsverhältnisse bezüglichen Sin- 
ger'schen Anträge hat in vier Sitzungen die Berathungen am 
Dienstag beendet. Der Antrag: „Die Arbeitszeit der in den 
städtischen Betrieben — Strassenreinigung, Park- und Garten¬ 
verwaltung, Kanalisation, Gasanstalten, Markthallenverwal¬ 
tung, Viehhof u. s. w. — beschäftigten Arbeiter auf acht 
Stunden täglich festzusetzen und die hierdurch erforderlich 
werdende grössere Anzahl von Arbeitern einzustellen“, 
wurde abgelehnt.* — Der Antrag, „alle durch die Stadt¬ 
verordneten-Versammlung bereits genehmigten Tief- und 
Hochbauten energisch in Angriff zu nehmen und, soweit 
irgend möglich, im Winter fortzuführen,“ wurde unverändert 
angenommen. — lieber den Antrag: „Die Strassenreini- 
gungs-Deputation anzuweisen, zum Zweck schneller Reini¬ 
gung der Strassen und Plätze, insbesondere der an der 
Peripherie belegenen, für den bevorstehenden Winter eine 
erheblich vermehrte Anzahl sowohl der ständigen als der 
Hilfsarbeiter einzustellen,“ wurde mit Rücksicht darauf, dass 
die Zeitabschnitte, in welchen die Reinigung der Strassen 
und Plätze erfolgt, berechtigten Ansprüchen genügen und 
es nicht unbedenklich erscheint, nur zum Zwecke der Be¬ 
schäftigung Arbeitsloser nicht erforderliche Arbeiten aus¬ 
führen zu lassen, zur Tagesordnung übergegangen. Auch 
der Antrag: „Die Armen-Direktion zu veranlassen, dass den 
Almosen- und Pflegegeldempfängern für den Winter eine. 
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den durch die nothwendige Heizung u. s. w. entstehenden 
Mehrbedarf entsprechende Erhöhung ihrer Bezüge gewährt 
werde“, wurde abgelehnt. Dagegen wurde der im Aus¬ 
schüsse eingebrachte Antrag; „Den Magistrat zu ermächti¬ 
gen, sofern etwa besondere Bedürfnisse hervortreten, die 
üblichen Unterstützungssätze überschreiten zu können“, 
angenommen. Der Antrag wegen Beschaffung von heiz¬ 
baren Räumen in verschiedenen Gegenden der Stadt etc. 
ist schon früher durch Kommnnalbeschluss erledigt worden. 

Zentralisirung des Berliner Arbeitsnachweises. Der 
in der Nummer vom 13. November v. J. dieser Zeitschrift 
mitgetheilte und in einem Artikel der vorigen Nummer be¬ 
sprochene Antrag der Berliner Gewerkschaftskommission 
an den Berliner Magistrat lautet, wie wir nunmehr erfahren, 
nach einigen vor seiner Einreichung vorgenommenen for¬ 
mellen Aenderungen folgendermaassen: 

„Die Berliner Gewerkschaftskommission und der Ausschuss 
der Berliner Gewerbegerichtsbeisitzer (Arbeitnehmer) haben 
sich nach eingehender Berathung des Gegenstandes davon 
überzeugt, dass die Centralisirung des Arbeitsvermittelungs¬ 
wesens für Berlin eine Nothw’endigkeit ist. In Erwägung dessen 
und angesichts der Thatsache, dass es den Bemühungen der 
einzelnen Gewerkschaften bisher nicht gelungen ist, die gc- 
schäftsmässig betriebene private Arbeitsvermittlung, wie sie in 
Berlin auf Kosten der Arbeitslosen in grösstentheils srchamloser 
Weise betrieben wird, zu beseitigen, fordern sie die Errichtung 
eines städtischen Arbeitsamtes auf Kosten der Stadt. BezQpj- 
lich der Organisation eines solchen würden folgende Punkte in 
Betracht zu ziehen sein. Das Arbeitsamt steht unter Aufsicht 
einer Kommission von Mitgliedern, die aus den Beisitzern des 
Gewerbegerichts und von diesen selbst zu wählen sind. Den 
Vorsitz dieser Kommission führt ein vom Magistrat zu er¬ 
nennender städtischer Beamter, eventuell der Vorsitzende des 
Gewerbegerichts. Die Verwaltung und Leitung des Arbeits¬ 
amts wird in gewerbliche Abtheilungen geschieden (Metall¬ 
industrie, Baufach u. s. w.), und sind dazu befähigte, mit den 
Verhältnissen vertraute Personen von den Arbeitern der be¬ 
treffenden gewei blichen Abtheilung zu wählen, städlischerseits 
anzustellcn und zu besolden. Das Arbeitsamt übernimmt ausser 
der kostenlosen Arbeitsvermittlung für gewerbliche Arbeiter. 
M)sv\e für kaufmännische .\ngestellte beiderlei Geschlechts. 
Dienstboten und Lehrlinge, die Aufstellung von .Statistiken 
über Lohnverhältnissc, Arbeitslosigkeit. Lehrhngswesen u. s. w. 
und Auskunftsertheilung über gewerbliche Fragen.“ 

Auch aus diesem authentischen Wortlaut ergiebt sich, 
dass die Berliner Gewerkschaftskommission die Oberleitung 
(^„Aufsicht“) des städtischen Arbeitsamtes einer aus Unter¬ 
nehmern und Arbeitern gleichmässig zusammengesetzten 
Kommission übertragen wissen will, welcher ein städtischer 
Beamter Vorsitzen soll. Die Personen, welche von den Ar¬ 
beitern gewählt dm Einklang mit der Gemeindeverfassung 
wohl besser „zur Anstellung vorgeschlagen“) werden sollen, 
üben dagegen unter der Aufsicht jener Kommission die 
praktische Vermittliingsthätigkeit aus. Das in der vorigen 
Nummer besprochene Referat von Dr. Freund fasst also 
den Arbeiterantrag thatsäcblich irrthümlich auf. 

Städtische ArbeitsVermittelung für Erfurt und Frank¬ 
furt a. M. Fertig ausgearbeitete Statuten für die Errich¬ 
tung städtischer Arbeitsvermittelungsanstalten haben nun¬ 
mehr auch die Magistrate der Städte Erfurt und Frank¬ 
furt a. M. veröffentlicht. Der Erfurter Entwurf, über welchen 
nur noch die Stadtverordneten befinden sollen, lautet 
wie folgt: 

§. 1. Das Arbeitsamt der Stadt Erfurt hat den Zweck, 
zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern (gewerblichen Ar¬ 
beitern) Arbeit zu vermitteln. 

§ 2. Das Arbeitsamt steht unter der Leitung und Auf¬ 
sicht einer Kommission. Dieselbe besteht aus einem Vor¬ 
sitzenden und sechs Beisitzern, sowie vier Stellvertretern. Vor¬ 
sitzender ist der jeweilige Dezernent de.s Magistrats in Ange¬ 
legenheiten des Krankenversicherungs- und Gevverbewesens. 
Die Beisitzer der Kommission und deren Stellvertreter werderi 
von der Stadtverordnetenversammlung auf die Dauer von zwei 
lahren gewählt, und zwar zur Hälfte aus dem Kreise der Ar¬ 
beitgeber und zur anderen Hälfte aus dem Kreise der Arbeit¬ 
nehmer. 

§ 3. Die Sitzungen der Kommission werden von dem Vor¬ 
sitzenden nach Bedarf, jedoch mindestens alle zwei Monate 
berufen. Die Kommission ist beschlussfähig, wenn alle Bei¬ 
sitzer geladen waren und mindestens fünf derselben ein 


schliesslich des Vorsitzenden — versammelt sind. Die Beschlüsse 
werden nach Stimmenmehrheit gefasst. Bei der Berathung 
, muss unter den Beisitzern die gleiche Anzahl Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer vertreten sein. 

§ 4. Für jede Sitzung erhalten die Beisiter aus dem Kreise 
der Arbeitnehmer eine Entschädigung von 3 M. Die Entschä¬ 
digungen werden auf Anweisung des Vorsitzenden in dem Ar¬ 
beitsamt sofort ausgezahlt, eine Zurückweisung derselben ist 
nicht statthait. 

§ 5. Die Beamten des Arbeitsamts werden vom Magistrat 
nach Anhörung der Kommission gewählt. 

§ 6. Die Geschäfte des Arbeitsamts w'erden nach einer 
Geschäftsordnung, die vom Magistat nach Anhörung der Kom¬ 
mission festgesetzt wird, geführt. 

§ 7. Die Arbeitsvermittelune geschieht unentgeltlich. Die 
Kosten der Errichtung und Unterhaltung des Arbeitsamts trägt 
die Stadt Erfurt. 

Der Frankfurter Entwurf ist vom Magistrat nach münd¬ 
lichen Vorberathungen mit einer Kommission des antrag¬ 
stellenden Gewerkschaftskartells ausgearbeitet, jetzt zunächst 
den wirthschaftlichen Körperschaften der Stadt zur Begut¬ 
achtung mitgetheilt und hat nach den „Bl. f. soz. Praxis“ 
folgenden Wortlaut: 

; „1. Die städtische Arbeitsvermittelungsstelle hat die Auf¬ 

gabe, zwischen Arbeitgebern einerseits und Arbeitern und Ar- 
i beiterinnen andererseits Arbeit zu vermitteln. Sie kann sich, 
soweit es zur Erfüllung dieser Aufgaben nothwendig ist, mit 
j anderen Arbeitsnachwei.sstellen sowie auch sonstigen zur Er- 
I langung von Auskunft geeigneten Veranstaltungen in Verbin- 
• düng setzen. 2. Die Arbeitsvermittelungsstelle wird unter der 

! x\ufsicht des Magistrats von einer Kommission geleitet, welche 

j aus einem vom Magistrat zu ernennenden Vorsitzenden, 8 Mit- 
i gliedern und 4 Stellvertretern besteht. Die Mitglieder und 
' deren Stellvertreter werden unter sinngemässer Anwendung 
des § 8 des Orts.statuts vom 1. Dezember 189! von den Bei- 
i sitzern des Gewerbegerichtes, und zwar von den Arbeitgebern 
; und Arbeitern je 4 Mitglieder und 2 Stellvertreter gewählt. 
Für Fälle der Verhinderung ernennt der Magistrat einen Stell¬ 
vertreter des Vorsitzenden. Die Amtsdauer beträgt 2 Jahre. 
Wählbar ist, wer den Erfordernissen des § 6 des Ortsstatuts 
vom I. Dezember 1891 entspricht. 3. Die Sitzungen der Kom- 
j mission werden von dem Vorsitzenden nach Bedarf, mindestens 
^ ’ aber alle 2 Monate, cinberufen. Die Kommission ist beschluss- 

fällig. wenn alle Mitglieder geladen waren, und mindestens 5 
I derselben — einschliesslicb des Vorsitzenden — und zwar 

mindestens je ein Arbeitgeber und ein Arbeiter versammelt 
I sind. Die Stellvertreter werden abwechseld in denjenigen 

I Fällen einberufen, in denen die Verhinderung eines Mitgliedes 

I dem Vorsitzenden rechtzeitig mitgetheilt worden ist. 4. Die 

I Beschlüsse der Kommission werden nach Stimmenmehrheit ge- 

I fasst. Sind bei der Abstimmung Arbeitgeber und Arbeitnehmer 

in ungleicher Zahl anwesend, so hat sich der dem Lebens¬ 
jahre nach jüngere Arbeitgeber bezw. Arbeitnehmer der Stimme 
zu enthalten. 5. Sollte sich das Bedürfniss nach einer Ge¬ 
schäftsordnung für die Kommission heraussteilen, so ist die¬ 
selbe nach Anhörung der Kommission vom Magistrate zu er¬ 
lassen. 6. Für jede innerhalb der Arbeitszeit stattfindende 
Sitzung erhalten die Mitglieder — der Vorsitzende ausge¬ 
schlossen — eine Entscfiädigung v'on 4 Mark, und wenn die 
Sitzung nur einen halben Arbeitstag oder weniger in Anspruch 
nimmt, eine solche von 2 M. Diese Entschädigung kann nicht 
zurückgewiesen werden. 7. Die Arbeiten der Vermittelungs- 
stelle werden nach einer, von dem Magistrate auf Vorschlag 
der Kommission zu erlassenden Dienstanweisung durch einen 
vom Magistrate vertragsmässig anzunehmenden Geschäftsführer 
besorgt, vor dessen Anstellung die Kommission zu hören ist. 

8. Die bei der Arbeitsvermittelungsstelle erwachsenden Ma¬ 
terialien über die Bewegungen des Arbeitsmarktes werden dem 
städtischen statistischen Amte auf Anfordern überwiesen. 

9. Die Kosten der Errichtung und Unterhaltung der Anstalt 
trägt die Stadt Frankfurt a. M. Die Vertretung der Stelle er¬ 
folgt durch den Vorsitzenden. 10. Die Arbeitsvermittelung 
erfolgt unentgeltlich. 11. Bei Arbeitseinstellungen und Aus¬ 
sperrungen stellt die städtische Arbeitsvermittelungsstelle ihre 
Thätigkeit für das betheiligte Geschäft oder den betheiligten 
Arbeitszweig ein.“ 

Die Vergleichung dieser beiden Entwürfe unter sich 
und mit dem Berliner Anträge der dortigen Gewerkschafts¬ 
kommission, sowie mit dem allen gemeinsamen Stuttgarter 
Muster ist von hohem Interesse. Der bekannte Antrag des 
Stuttgarter Gewerbegerichts, sowie der Antrag der Berliner 
' Arbeiter ziehen den Geschäftskreis am weitesten, indem 
, der erstere die Stellenvermittlung für alle gewerblichen 
, Arbeiter und Lehrlinge, sowie die Dienstboten, der zweite 
I ausserdem auch noch für kaufmännische Angestellte städtisch 
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centralisirt haben will. Am nächsten kommt diesen Vor¬ 
schlägen der Frankfurter Entwurf, der alle Arbeiter und 
Arbeiterinnen ohne Unterschied, nur mit Ausschluss der 
Dienstboten, Lehrlinge und kaufmännischen Ar^estellten 
ins Auge fasst, während die Erfurter Statuten den Geschäfts¬ 
kreis der städtischen Vermittlung am engsten auf die ge¬ 
werblichen Arbeiter und Arbeiterinnen begrenzen. Nur 
der Frankfurter Entwurf enthält die ausdrückliche Bestim¬ 
mung, dass sich das Arbeitsamt mit anderen ähnlichen Ver¬ 
anstaltungen in Verbindung setzen kann. Sämmtliche vier 
Anträge schlagen zur Leitung bezw. Aufsicht der städtischen 
Arbeitsvermittlung eine aus Unternehmern und Arbeitern 
gleichmässig gebildete Kommission vor. In Stuttgart und 
Berlin sollen die Mitglieder dieser Kommission von und 
aus den Beisitzern des Gewerbegerichts gewählt werden; 
in Frankfurt sollen zwar die Beisitzer des Gewerbegerichts 
wählen, wählbar sollen aber auch andere Personen sein, die 
nicht Gewerbegerichtsbeisitzer sind. In Erfurt sollen die 
Kommissionsmitglieder von der Stadtverordnetenversamm¬ 
lung gewählt werden. Nach dem Stuttgarter und dem 
Berliner Anträge soll der Vorsitzende des Gewerbegerichts 
ipso jure auch Vorsitzender der Kommission sein, in Erfurt 
dagegen wird dazu der jeweilige Magistratsdezernent in 
Angelegenheiten des Gewerbe- und Versicherungswesens 
ernannt, während in Frankfurt der Magistrat einen beliebi¬ 
gen Vorsitzenden ernennen will. Diäten für die Arbeiter¬ 
beisitzer sehen der Stuttgarter, Erfurter und Frankfurter 
Entwurf vor, letzerer jedoch nur für den Fall, in welchem 
die Sitzung in die Arbeitszeit fällt. Die Geschäftsordnung 
der Kommission soll nach dem Stuttgarter Antrag von 
dieser selbst, nach dem Erfurter und Frankfurter Entwurf 
vom Magistrat nach Anhörung der Kommission festgesetzt 
werden. Nur der Berliner Antrag schlägt bereits eine 
Untertheilung der städtischen Arbeitsvermittlung in Ab¬ 
theilungen für bestimmte Berufsgruppen vor, und nur der 
Stuttgarter die Einrichtung einer männlichen und weiblichen 
Abtheilung. Die Beamten der städtischen Vermittlungs¬ 
anstalt sollen nach allen Entwürfen vom Magistrat angestellt 
werden; der Berliner Antrag spricht daneben von einer 
Wahl durch die Arbeiter der Fachabtheilungen und meint 
damit wohl einen Vorschlag zur Anstellung, während die 
übrigen Entwürfe die Anhörung der leitenden Kommission 
vor der Anstellung vorsehen. Das Frankfurter Statut und 
der Berliner Antrag treffen für die Verwerthung des sta¬ 
tistischen Materials besondere Bestimmungen. Nur der 
Frankfurter Entwurf enthält endlich den wichtigen Para¬ 
graphen, dass die städtische Arbeitsvermittlung während 
eines Strikes oder einer Aussperrung für das betheiligte 
Geschäft oder den betheiligten Beruf ausser Thätigkeit tritt. 
Alle Entwürfe bezw. Anträge sind schriftlich darin einig, 
dass die städtische Arbeitsvermittlung unentgeltlich erfolgen 
muss. 

Die Arbeiterkolonie von La Chalmelle. Diese Arbcits- 
kolonie der Pariser Kommunalverwaltung hat den Zweck 
Landarbeiter, die in Paris statt Beschäftigung nur Noth ge¬ 
funden hatten, wieder der Landwirthschaft zuzuführen. Die 
Kolonie hat Platz für 30 Leute, die zwischen 25 und 45 Jahr 
alt und mit irgend einer landwirthschaftlichen Thätigkeit 
vertraut sein müssen. Personen, die nicht im Departement 
der Seine gebürtig sind, erhalten den Vorzug. Durch¬ 
schnittlich pflegen 60 Personen jährlich dort Unterkunft zu 
finden; für etwa ein Drittel derselben gelingt es, eine land- 
wirthschaftliche Beschäftigung im Lande ausfindig zu machen. 
Im Betriebsjahre 1893/94 betrugen dieBetriebskosten 31520M., 
die Einnahme für den Verkauf von Produkten 20 000 M., 
sodass 11 520 M. durch die Stadt Paris zu decken blieben. 
Im Jahre vorher waren die entsprechenden Zahlen 25 600 M. 
und 13 600 M., sodass also ein Fehlbetrag von 12 000 M. zu 
decken blieb. 

Landbesiedelting in Australien. Sogar die australi¬ 
schen, die jüngsten Siedelungskolonien europäischen Ur¬ 
sprungs, haben mit der Arbeitslosigkeit zu kämpfen. Wie 
ein amtlicher Bericht der Kolonie Viktoria miltheilt, sind 
von der Kolonial-Regierung Maassregeln ergriffen worden, 
um für die grosse Zahl der Beschäftigungslosen Unter¬ 
kunft in landwirthschaftlichen Siedelungen zu finden. Man 


unterscheidet 3 Arten von Siedelungen, Dorfgemeinden, 
Heimstättegenossenschaften und Arbeitskolonien. Personen, 
die sich in einer der ersten beiden Arten von Siedelungen 
niederlassen wollen, erhalten Vorschüsse bis zu Lst. 15, um 
auf ihrem Lande Baulichkeiten errichten zu können, doch 
darf die Gesammtsumme in einem Jahre Lst. 20 000 nicht 
übersteigen. 

Das für eine dörfliche Siedelung bestimmte Land wird 
in Parzellen von 1—20 acres getheilt. 3 Probejahre werden 
dem Ansiedler gewährt, um sich in seiner Parzelle einzu¬ 
arbeiten, gegen eine Jahresrente von 6 Pence (50 Pf) für 
den acre. Nach Ablauf der Probezeit tritt er in ein Pacht- 
verhältniss auf 20 Jahre. Während dieser 20 Jahre hat er 
immer halbjährlich im Voraus Vw der festgesetzten Kauf- 
summe zu zahlen und muss gleichzeitig während der ersten 
5 Jahre die ihm gewährten Vorschüsse zurückzahlen. In¬ 
nerhalb der ersten 4 Jahre muss er ^5 seines Landes unter 
Kultur gebracht haben. Erfüllt er all diese Bedingungen, 
so tritt er nach Ablauf der 20jährigen Frist als Volleigen- 
thümer in den Besitz des Landes. 

Die Heimstättegenossenschaften unterscheiden sich 
von den dörflichen Siedelungen dadurch, dass eine Anzahl 
von Personen zu gemeinsamer Ansiedelung sich vereinigen. 
Sind ihrer mindestens 6 zusammen, so erhalten sie einen 
Landbezirk von höchstens 2000 acres überwiesen. Für den 
Wohnbezirk und für die zur gemeinsamen Erholung be¬ 
stimmten Ländereien wird ein 100 acres nicht übersteigen¬ 
der Bezirk ausgesondert, das übrige Land wird in Parzellen 
von nicht mehr als 50 acres Grösse unter die Ansiedler 
vertheilt. Die Siedelungsbedingungen für die einzelnen 
Ansiedler sind wesentlich die nämlichen wie bei den dörf¬ 
lichen Ansiedlungen. 

Die Arbeiterkolonie es giebt vorläufig nur eine 
bei Leongathe in der Nähe von Melbourne — ist ähnlich 
organisirt wie deutsche Arbeitskolonien. Es ist ein land- 
wirthschaftlicher Grossbetrieb, der von Staatsangestellten 
geleitet wird. Beschäftigungssucher sollen dort nur vor¬ 
übergehend Unterkunft und Arbeit finden. Sie haben acht 
Tage auf Probe zu arbeiten; dann wird je nach ihrer 
Leistungsfähigkeit ihr Lohn festgesetzt. Ein Theil davon 
wird für den Unterhalt zurückbehalten, der Rest wird ihnen 
gutgeschrieben, und beim Verlassen der Kolonie ausgezahlt. 
Das Arbeitsbureau der Kolonie überweist Farmern kosten¬ 
los Arbeiter zu dauernder oder vorübergehender Beschäfti¬ 
gung. 


Soziale Zustände. 

Arbeiterwechsel und Conditionsdauer im deutschen 
Buchdruckereigewerbe. Der durch sein statistisches Adress¬ 
buch der deutschen Buchdruckereien bekannte Herausgeber 
des „Allgemeinen Anzeigers für Druckereien“, Karl Klinisch, 
veröffentlicht in den beiden letzten Nummern seiner Zeit¬ 
schrift die Ergebnisse von Erhebungen, die er bezüglich 
der Anstellungsdauer deutscher Buchdruckereiarbeiter ge¬ 
macht; wann, ist nicht gesagt. Von den 4243 Buchdrucke¬ 
reien mit rund 50 000 Arbeitern, die Klimsch 1890 bei 
seiner Gesammtstatistik zählte, geben ihm über die Condi¬ 
tionsdauer ihrer Arbeiter diesmal nur 1000 Betriebe mit 
20000 Arbeitern Aufschluss. Diese 20 000 Arbeiter zerfallen 
in 13 550 männliche, 2830 weibliche und 3648 Lehrlinge. 
Bei den Lehrlingen ist nur bemerkenswerth, dass auf 8559 
Setzer 2679 Lehrlinge, also 31 pCt., auf 1668 Maschinen¬ 
meister 647 Lehrlinge, also 38,7 pCt. und auf 3323 sonstige 
Arbeiter nur 322 Lehrlinge (meist Buchbinder), also 9,6 pCt. 
kommen. Von den 2830 weiblichen Arbeitern waren 31,6 pCt. 
erst unter 1 Jahre, 47 pCt. 1—5 Jahre, 12,6 pCt. 5—10 Jahre. 
4 pCt. 10—15 Jahre, 2 pCt. 15—20 Jahre, 1 pCt. 20—25 Jahre 
und 0,6 pCt, 25 und mehr Jahre in einem und demselben 
Betrieb beschäftigt. Klimsch meint: „es ist hier nicht 
(häufiger) Stellenwechsel anzunehmen . . . vielmehr werden 
Heirathen und häusliche Pflichten die erwachsenen Mädchen 
wegrufen.“ Am interessantesten ist jedoch die Statistik der 
männlichen Arbeiter. Nach ihr waren in einem und dem¬ 
selben Betriebe beschäftigt: 
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Anzahl von Ihitcrscbribeyk er gcgemviirtig 

eifrig bcnn\hL*^L Es b0tebi kebl ^wehd. däis das KiRlä- 
tivbcgelireiv^^ eivbodcTlk'he l'htiö^&tö hnde«. i|nd das 

Vdik somit Ciclegenheit «trlmbcb A^ird. m Hier Abstimmuyjg 
seiner Meihunvg Ausdru^^k ÄU^j^^^ 

Das Initiittfvbegehren liat folgeii«Jt\fr VV5:»ftlautr „tho 
Bvmd bat“ unter Mitwirkung’ der KanUiue «t de«- Orgäiu.su- 
tion urid Verwahuvsg und ihdont er den Keinertrag 

, des TabakinondpoU verwendet.; df»lür j<g sorgen, da^ de«- 
ReviSlkerurtg ijrztheher Rath urtd BeiAfaiid 
onentgelllirh zu Thei] werden, und ef gewahrt den KÄttio- 
uy«. -Bidirugt für irne«tg'ehhch< Spimlfdl.e^^ Lnberm'iteher 
und ;i«i-, Krrivhtiing von t jerimv^tabem 

: Her Bund fuhrt da&: l’isbsikmdnoppl ein. das in d^m 

ail4»chlieksliohen I<echte zur .rabÄikmbrj'kaiiaiv und z-ur Ktn- 
fvthr und denr Vc.rk&nfe voit ‘rabaic und Tabakfabnkate« 
bestrbt. . Auch ksnfr derselbe^ ge^rulii-he Votsebeifen öher 
die 35»bakSurrogate erlassen. f>te gervngw'erthj’geren 1 abak- 
und ZigarreosOfteb sollen hierbei niciil vxuiheuert werdem 
Die ibtrtdeSg.e,*>etzgd^^^ hei^nstigt, de« 

KabiikatlcMi irre i«läncL Sie |•esdmmtV bi Weise 

die kantonaleh Organe der VcTwalbing dc>L3‘ahakm6no* 
pojs mitzuwirken habe«.^' 

Dies die Fas^a«|ir des Jiiitiativhcgchrcris -Wäö :zanäthsi 

di«: A’erhindvirig der Kesmkertpriege mit denr Tabakindnoiri^l, 
avilangt: Sb bndeb ;ste ihre ErkläruHg m 4e«i» ÜfnäGhcle.- da# 
dus den gcgcnW^irtigen KinbfthTnecpiellen d# l^tlhdes die 
; Mittel für die unentgeltliche KfAnkenjdtege 
Werde« kdrinte«. Um dem Kinwam^ dass ihr j^rojekt; her 
fler .jetzigen Finanziage der KldgcnD.sst"«-schaO: unavisfÜhrbar 
sei, z« begegnen.. mus-Ste« die iDhianten gimchscibg i^inei/ 
Xoirschlag för Beschaffung der erforderlicheri ■Geldt)' 
m?#cben I«1 F.inzelnCn »st Folgendes zu sagen,'. 

V • Wortlaut des initinb'vbogehrens würde die, 

Unc\«tg>:dtbcbkc« sich s^myohl auf de« ärsiUichen Reistond, 
alK aneb die Verah Medikamcnic, d^ts Verband¬ 

zeug etU :««di wo doreh den Charakter dec Krankheit 
»>dcf die .Bedürftigkeit des Pattenten ^ndilp'^g geniKh^ wird; 

; die VerpOfgong hn Spiml oder einer Hedani^talr er»?trecken. 

blfebe hichv bcFdnAtikc auf de« KretK der In die Kran^ 
kea- und Ihsf^ilvcrsichening einbezogeheri so«-, 

wördc; gsrh?em^:^ gewäto, — Es ist 

begreifjich. «lass die Diikussvo« {« der Prü^i»c sich fast 
aiisscHliesshch um das GriiiwisäUlichc: der ;Eriag!£;;dr^ .weil 
vlie KiUzdj^eiten der Orgat«s3l^3L;^4^ Im .Au^ßliV^ 

ihry; Hegelüng .hiideh köndleiny W Initia¬ 

tive ■»Tehnve« aber at« vj^/iiis .LhyehlgeilhchKGl dy 
ke«pflege Azurn kleinen :TAjeil -4ufelf Jfe Er¬ 

weitern ng von Sp}titlern und l‘Ieila«.stahe.«i. zum grOsserefv 
durrjlv die Anstellung fest besoldeter Aerztc hV.eirjef durch <la;*^« 
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Bedürfniss gebotenen Zahl und die Errichtung staatlicher 
Apotheken zu erreichen ist. Die Aerzte, die vom Volke 
gewählt würden, hätten sich einer periodischen Wieder¬ 
wahl zu unterziehen. Dem Patienten müsste — soweit die 
örtlichen Entfernungen und andere Rücksichten es nicht 
verbieten — das Recht gewahrt bleiben, den Arzt seines 
Vertrauens zu wählen. Bei der Fixirung der Zahl der 
Aerzte wäre natürlich auf die Dichtigkeit der Bevölkerung 
Bedacht zu nehmen, so dass in ländlichen dünnbevölker¬ 
ten Gegenden eine kleinere Seelenzahl zur Anstellung 
eines Arztes berechtigt, als in den dichtbevölkerten städti¬ 
schen Bezirken. Dadurch würde dem, namentlich in den 
Gebirgskantonen fühlbaren Mangel an Aerzten abgeholfen. 
Da nicht etwa eine Verstaatlichung des ärztlichen Berufes 
geplant wird, wäre zumal in den Städten, für freie Aerzte 
immer noch Raum, falls wohlhabende Leute auf die In¬ 
anspruchnahme des Gemeindearztes verzichten wollen. 

Bei einer derartigen Regelung der Krankenpflege würde 
die Schweiz nicht ein Gebiet betreten, auf dem es an allen 
Erfahrungen mangelt. Der Kanton Tessin kennt das Institut 
der Gemeindeärzte seit dem Jahre 1847. Basel-Stadt hat 
vor einigen Jahren die obligatorische Krankenversicherung 
eingeführt. Die Regierung stellt ausreichend besoldete 
Aerzte an, die allen Personen, deren Einkommen 1500 M. 
nicht übersteigt, ihre Hülfe unentgeltlich leihen. Dr. Raseri 
theilt in seinem Werke Les institutions sanitaires en Italic 
mit, dass in Italien schon im Jahre 1878 etwa die Hälfte 
aller Aerzte im Dienste von Gemeinden standen und dass 
4155 Gemeinden für sämmtliche Einwohner, 3409 Gemein¬ 
den wenigstens für die Bedürftigen die unentgeltliche Kran¬ 
kenpflege eingerichtet haben. 

Die Berechnung der Kosten der unentgeltlichen Kranken¬ 
pflege in der Schweiz ist deshalb eine sehr problematische, 
weil es an umfassenden Erhebungen fehlt und nurSchätzungen 
an Hand der von Spitälern, Krankenkassen etc. gemachten 
Erfahrungen möglich sind. Die Initianten nehmen an, dass 
ein jährlicher Aufwand von 20 Millionen M. nöthig sein 
wird. Nämlich 6 Millionen für die Besoldung von 1225 
Aerzten, 4 Millionen für Heilmittel und 10 Millionen für 
Spitalverpflegung. Da gegenwärtig die Kantone für den 
Unterhalt der Spitäler circa 8 Millionen M. ausgeben, wären 
noch etwa 12 Millionen M. zu beschaffen. 

Zu diesem Zwecke wird das Tabakmonopol vorge¬ 
schlagen, dessen Nettoertrag bei den dürftigen statistischen 
Erhebungen über Tabakanbau, Konsum u. s. w. sich nur 
schätzungsweise bestimmen lässt. Der Tabakkonsum in der 
Schweiz ist ein bedeutender und übersteigt denjenigen 
Deutschlands. Er beziffert sich auf 2,3 kg pro Kopf 
(Deutschland 1,5) und beträgt somit aufs ganze Volk und 
das Jahr berechnet etwa 66 000 Meterzentner, wovon gegen¬ 
wärtig circa zwei Dritttheile eingeführt werden. Der Han¬ 
delsgewinn auf Tabak ist ein sehr grosser. Er wird auf 
mehr als 25 pCt. geschätzt, während der Reingewinn aus 
der Fabrikation etwa 7 pCt. betragen soll. Nimmt man an, 
dass die jährliche Ausgabe der Konsumenten für Tabak 
32 Millionen M. beträgt und berücksichtigt man, dass der 
Staatsbetrieb gegenüber der Privatindustrie insofern ein 
Vortheil ist, als er, auf grossem Fusse eingerichtet, billiger 
produzirt und für Reklame etc. fast nichts auszugeben 
braucht, so kann auf einen Reinertrag von 10 —12 Millionen 
M. gerechnet werden. 

Was die politische Seite der Sache anlangt, so ver¬ 
hindern die demokratischen Einrichtungen der Schweiz den 
Eintritt der Gefahren, die in Deutschland mancherorts 
als Begleiterscheinung der Staatsbetriebe gefürchtet 
werden. 

Um die Landwirthschaft treibende Bevölkerung für das 
Initiativbegehren zu interessiren und die Befürchtung zu 
zerstreuen, dass der inländische Fabakbau zurückgehen und 
eine Reduktion der Zahl in der Tabakindustrie beschäftig¬ 
ten Personen (die sich nach der Volkszählung von 1888 auf 
6500 beläuft) eintreten könnte, ist in das Initiativbegehren 
die Bestimmung aufgenommen, dass Anbau und Fabrikation 
von Tabak im Inland begünstigt werden müssen, ln ähn¬ 
licher Weise verlangt die Alkoholmonopol-Gesetzgebiing 
im Interesse der Landwirthschaft, dass annähernd V 4 des 
Bedarfs an gebrannten Wassern durch die inländische Pro¬ 


duktion beschafft werden müssen, obgleich die Auslands¬ 
preise um mehr als 50 pCt. niedriger sin^ 

Es scheint, dass die Bevölkerung im Ganzen dem Initia¬ 
tivvorschlag günstig gesinnt sei. Die wohlthätige und 
weitreichende Wirkung der unentgeltlichen Krankenpflege 
wird von Niemand bestritten. Was in Zweifel gezopn 
wird, ist die Möglichkeit ihrer Durchführung und der Be¬ 
schaffung der Mitttel. Derartigen Bedenken steht aber die 
Erwägung gegenüber, dass der Bund früher oder später 
nach dem Tabakmonopol zu greifen gezwungen sein wird 
und dass er dann seinen Erträgnissen eine vom Volk weni¬ 
ger gern gesehene Verwendung geben dürfte, wenn die¬ 
selben nicht jetzt schon für die Zwecke der Sozialgesetz¬ 
gebung mit Beschlag belegt wurden. 

Zürich. Otto Lang. 

Unfallhäufigkeit an verschiedenen Wochentagen. Zu 
dieser Frage veröffentlichte das Sozialpolitische Central¬ 
blatt bereits im vorigen Jahrgang (S. 338 und 349) zwei 
Beiträge aus der Unfallstatistik der Fabrikindustrie. Ein 
weiterer aus der Bergwerksindustrie wird von der staat¬ 
lichen Verwaltung der Saarkohlengruben im dortigen „Berg¬ 
mannsfreund“ geliefert. Auf der Berginspektion VII dieser 
Bergwerksverwaltung, die grosse Gruben mit der ent¬ 
sprechenden Arbeiterzahl umfasst, vertheilen sich die seit 
dem Inkrafttreten des Unfallversicherungsgesetzes angezeig¬ 
ten Betriebsunfälle in folgender Weise auf die einzelnen 
Wochentage: 


Zeitraum 

Sonntag 

Montag 

Dienstag | 

Mittwoch i 

Donnerst. > 

F reitag 

Samstag 1 

cd 

B 

£ 

a 

V) 

1./4.—31/12. 1887 .. . 

7 

46 

53 

61 

66 

55 

60 

348 

1./1.-31/12. 1888 . . . 

5 

78 

74 

80 

84 

61 

77 

459 

1889 .. . 

3 

90 

77 

76 

89 

66 

75 

476 

„ 1890 . . . 

2 

59 

84 

65 

77 

73 

92 

452 

„ 1891 . . . 

3 

96 

91 

96 

94 

87 

76 

543 

„ 1892 . . . 

1 

92 

93 1 105 

86 

94 

77, 

548 

„ 1893 . . . 

— 

117,112 111 

98 

122 103 

663 

Zusammen . . 


578 

584 ! 594 

I594 

558 

560 

3489 


Hiernach wirken auf die Unfallhäufigkeit im Bergwerks¬ 
betriebe ganz andere Ursachen ein, als auf diejenige im 
Fabrikbetriebe. Die meisten Unfälle kommen auf die mitt¬ 
leren Wochentage, während sie sich in den Fabriken in 
erster Linie am Ende der Woche, in zweiter am Montag 
häufen. Es müsste Aufgabe der staatlichen Verwaltung 
sein, die Gründe dieser Verschiedenheit unbefangen fest¬ 
zustellen. 

Die Doppelversicherung in Oesterreich. 

Die Zulässigkeit der Doppelversicherung, welche die 
an dieser Stelle bereits mitgetheiltc Entscheidung des Ver¬ 
waltungsgerichtshofes (Vgl. S. 166 im laufenden Jahi^ang 
des Sozialpolitischen Centralblatts) ist nunmehr in Form 
einer authentischen Interpretation des bezüglichen Erlasses 
vom 1. Oktober 1889, auf den sich die Behörden bei Unter¬ 
sagung der Doppelversicherung stützten, auch vom Ministe¬ 
rium des Innern formell ausgesprochen worden. In der 
Nummer vom 1. Januar seiner Amtlichen Nachrichten er¬ 
öffnet das Ministerium den Landesbehörden zu deren In¬ 
formation und künftigen Danachachtung, sowie zur ent¬ 
sprechenden Belehrung der politischen Bezirksbehörden 
Folgendes: „Vor allem ist darauf hinzuweisen, dass es sich 
bei dem vorzitirten Erlas.se des Ministeriums des Innern 
keineswegs um eine instanzmässige Entscheidung, auch nicht 
um eine normative Verfügung, sondern lediglich um eine 
Meinungsäusserung gehandelt hat, mit welcher anlässlich 
einer bezüglichen Anfrage, demnach unvorgreiflich der 
instanzmässigen Entscheidung im konkreten Falle, gegen die 
Doppelversicherung hauptsächlich aus Opportunitätsgründen, 
und zwar insbesondere in der Erwägung Stellung genommen 
worden ist, dass der mit der Doppelversicherung und nament¬ 
lich mit der Ueberversicherung erfahrungsgemäss verbundene 
erhöhte Anreiz zu Krankheitssimulationen die Bestandfähig¬ 
keit der zu jener Zeit noch vielfach im Stadium der ersten 
Entwickelung befindlichen Krankenkassen in bedenklicher 








No. 17. SOZIALPOLITISCHES CENTRALBLATT. 201 


Weise zu erschüttern geeignet sei. Aus dem Vorstehenden 
ergiebt sich bereits, dass mit dem mehrzitirten Erlasse ein 
generelles, unbedingtes Verbot der Doppelversicherung 
nicht ausgesprochen werden wollte, und sieht sich nunmehr 
das Ministenum des Innern veranlasst, seine Anschauung 
bezüglich der Doppelversicherung dahin zu präzisiren, dass 
für ein derartiges allgemeines und unbedingtes Verbot der 
Doppelversicherung eine Handhabe im Krankenversicherungs¬ 
gesetze nicht geboten ist, dass vielmehr für die Beurtheilung 
der Zulässigkeit der Doppelversicherung, das ist der gleich¬ 
zeitigen Versicherung bei zwei oder mehreren nach dem | 
Krankenversicherungsgesetze eingerichteten Krankenkassen 
in konkreten Fällen die betreffenden besonderen Bestimmun¬ 
gen des vorzitirten Gesetzes in Betracht zu ziehen sind. 

Was speziell die in dem eingangs erwähnten Berichte 
zunächst in Frage kommende gleichzeitige Versicherung bei 
Vereins- und Betriebskrankenkassen anbetrifft, sieht sich das 
Ministerium des Innern veranlasst, darauf aufmerksam zu I 
machen, dass die bei einer Vereinskrankenkasse in der im 
Krankenversicherungsgesetze vorgeschriebenen Art und Höhe 
bereits versicherten Personen im Falle des Eintrittes in die 
Beschäftigung bei einem Betriebe, bei welchem eine Betriebs¬ 
krankenkasse besteht, der letzteren nicht beitreten können, und 
zwar weder in der Eigenschaft von Zwangsmitgliedern im 
Hinblicke auf die bezüglich solcher Personen mangelnde 
Voraussetzung des § 46 Abs. 1 K.-V.-G. für die Mitglied¬ 
schaft bei der Betriebskrankenkasse, noch in der Eigenschaft 
von freiwilligen Mitgliedern, das das Krankenversicherungs- j 
gesetz eine solche Mitgliederkategorie rticksichtlich der Be¬ 
triebskrankenkassen nicht kennt. Dagegen können die bei 
einer Betriebskrankenkasse bereits versicherten Personen 
während der Dauer ihres Arbeitsverhältnisses einer Vereins¬ 
krankenkasse beitreten, ohne dass damit nothwendigerweise 
der Verlust der Mitgliedschaft bei der Betriebskrankenkasse 
verbunden ist. 

Dies geht aus der Bestimmung des letzten Absatzes 
des § 46 K.-V.-G. hervor, welche den Austritt aus der Be¬ 
triebskrankenkasse von dem Nachweise über die dem Kranken¬ 
versicherungsgesetze entsprechende Versicherung bei einer 
Vereinskrankenkasse abhängig macht, jedoch die Erbringung 
dieses Nachweises den betreffenden Personen überlässt, 
w'elchen es demnach auch freisteht, den Nachweis über die 
bei einer Vereinskrankenkasse eingegangene Versicherung 
nicht zu erbringen und sich damit die Mitgliedschaft bei der 
Betriebskrankenkasse zu bewahren.“ 


ganz England durchschnittlich auf ein Haus 1,12 Wohnungen. 
Die Gesammtzahl der Wohnungen beträgt 6131001; es 
kommen also durchschnittlich 4,7 Personen auf die Wohnung. 
Nach der Zahl der bewohnten Räumlichkeiten gegliedert, 
zeigt es sich, dass: 

2.2 pCt. der Bevölkerung nur 1 Zimmer bewohnten, 

8.3 „ „ „ 2 

11.1 „ „ M .. 3 

23,5.. „ 4 

54,9 „ ,, „ 5 oder mehr Zimmer. 

Von den kleineren Wohnungen gab es 286 946 mit 
ein Zimmer und 697 322 mit zwei Zimmern. Die einzimme- 
rigen Wohnungen wurden durchschnittlich von 2,23 Perso¬ 
nen bewohnt. Alle Wohnungen mit mehr als zwei Personen 
auf das Zimmer rechnet der Bericht zu den übervölkerten. 
Nach dieser Berechnung ^b es 481653 übervölkerte 
Wohnungen mit 3258^t4 Bewohnern oder 11,23 pCt. der 
Bevölkerung. Auf ein Zimmer in diesen übervölkerten 
Wohnungen kamen durchschnitüich 2,8 Personen; am stärk¬ 
sten übervölkert waren die zweizimmerigen Wohnungen, 
nächstdem die dreizimmerigen, dann kamen erst die ein- 
zimmerigen. 

Natürlich giebt es erhebliche Unterschiede in Bezug 
auf Uebervölkerung zwischen den einzelnen Landestheilen. 
Vergleicht man die Landbezirke miteinander, so sind die 
Kohlenbergbaudistrikte am stärksten übervölkert. Die 
Städte wiederum sind weit schlechter gestellt als die Land¬ 
bezirke. Von der städtischen Bevölkerung bewohnt ein 
anderthalb mal so starker Bruchtheil als von der ländlichen 
Bevölkerung übervölkerte Wohnungen. Von der vorhin an¬ 
geführten Gesammtzahl der Bewohner übervölkerter Woh¬ 
nungen entfielen nicht weniger als 830 182 auf London, das 
sind 19,71 pCt. der Londoner Einwohnerschaft, während für 
ganz England dieser Prozentsatz nur 11,53 betrug. Nur 
einige mittlere Hafenstädte und die Fabrikorte Bradford 
und Huddersfield zeigten eine noch stärkere Uebervölkerung 
j als die Hauptstadt. In London selbst weisen natürlich ein¬ 
zelne Stadttheile eine verhältnissmässig stärkere Ueber¬ 
völkerung auf als der Rest. Es sind das besonders die 
östlich und unmittelbar südlich von der City gelegenen 
Stadtbezirke. Verglichen mit deutschen Grossstädten kann 
man aber sagen, dass selbst London sich verhältnissmässig 
I günstiger Wohnungsverhältnisse erfreut, was es dem Vor¬ 
herrschen des Einfamilienhaus-System zu danken hat. 


Wohnungszustände und Wohnungs- | 

gesetzgebung. | 

Wohnungsverhältnisse in England. 

Der soeben veröffentlichte Bericht über den englischen 
Census von 18911; beschäftigt sich sehr ausführlich mit den 
Wohnungsverhältnissen. Zum ersten Mal wurden alle 
Miethswohnungen mit weniger als fünf Räumen einer be¬ 
sonderen Aufnahme unterworfen. Es wird indess darauf 
aufmerksam gemacht, dass die angeführten Zahlen auf abso- 
lute Richtigkeit nicht Anspruch erheben können. 

Die Zahl der bewohnten Häuser betrug 5 451497, so 
dass bei einer Bevölkerung von 29 002 525 etwas mehr als 
fünf Personen auf ein Haus kommen. Die Durchschnitts¬ 
zahl der Hausbewohner hat während der letzten 20 Jahre 
nur geringe Aenderungen erfahren. Obgleich nun in den 
englischen Städten das Einfamilienhaus vorherrscht, im 
Gegensatz zu den deutschen, wo das Miethskasernensystem 
immer mehr überhand nimmt, entfällt doch auch in den ' 
englischen Gressstädten durchschnittlich eine grössere Be¬ 
wohnerzahl auf die einzelnen Häuser als in den Land¬ 
bezirken. So hat London z. B. auf jedes Haus durchschnitt¬ 
lich 7,7 Bewohner, Newcastle-on-Tyne 7,3 und Sunderland 
7,0. Die grossen Fabrikstädte Manchester und Birmingham 
hatten dagegen wenig über fünf Bewohner auf das Haus. 

Zieht man nun die Wohnungen (tenements) im Unter¬ 
schiede zu den Wohnhäusern in Betracht, so kommen in 

Census of England and Wales, General Report. Price 
1 Sh. 3 d. (1,25 M.). 


Schulwesen. 

Volksthümliche Vorträge in Wien. 

Wie auf allen Gebieten, so macht sich bei uns natür¬ 
lich auch auf dem Gebiete des Unterrichtswesens der Zwie¬ 
spalt zwischen der arbeitenden und besitzenden Klasse 
bemerkbar, obwohl mehr als anderswo gerade dort das 
Zusammenwirken allein gedeihlich ist. wo es sich um Ver¬ 
breitung des Wissens handelt, das im Besitze Weniger ist 
und doch der Gesammtheit dienen soll. Die Grundlage für 
alle weiteren Fortschritte dieser Richtung muss die Volks¬ 
schule gewähren; einen weiteren Schritt auf diesem Wege, 
den die Gegenwart und die Zukunft gehen muss, scheinen 
die Engländer und andere Nationen in Folge der University- 
Extension gegangen zu sein. Alles andere, was bisher auf 
dem Gebiete des allgemeinen Fortbildungswesens geschehen 
ist, ist noch Stückwerk und Versuch. 

Stückwerk ist auch, was bisher in Oesterreich, in Wien, 
eschehen ist; es beweist zwar das Vorhandensein eines 
ildungsbedürfhisses auf der einen, die Erkenntniss dieses 
Bedürfnisses auf der anderen Seite, hat aber noch nicht 
ein entwickeltes Fortbildungswesen begründen können. 
Als nothwendigen ersten Versuch muss man aber immer¬ 
hin gelten lassen, was der Wiener Volksbildungsverein 
und die Arbeiterbildungsvereine geleistet haben und man 
kann schon an diesem Versuche lernen, wo die Schwierig¬ 
keiten stecken, die überwunden werden müssen. 

Bürgerliche Kreise sind es, die den Wiener Volks¬ 
bildungsverein (als Zweigverein des allgemeinen nieder¬ 
österreichischen Volksbildungsvereins) im Jahre 1886 ins 
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Leben gerufen und durch ihre Beiträge erhalten haben. 
Die Einnahmen und Ausgaben des Vereins sind in 7 Jahren 
von 2500 fl. auf 20 000 fl. angewachsen, und man kann 
nicht leugnen, dass im Verhältnisse zu diesem bescheidenen 
Budget vieles geleistet worden ist. Da indess der Verein 
auch Bibliotheken gegründet hat, Volkskonzerte und „Volks¬ 
abende“ organisirt, Flugschriften herausgiebt, blieben für 
Vorträge und Kurse in den letzten beiden Jahren (1891 bis 
1893) nur je 4000 fl. übrig. Trotzdem konnte der Verein 
im Winter 1892/93 im Weichbilde von Wien an 15 ver¬ 
schiedenen Orten 235 unentgeltliche Vorträge an Sonntag- 
Nachmittagen abhalten lassen, die durchschnittlich von 
255, im Ganzen also von 60 000 Menschen benutzt wurden. 
Der Werth solcher einzelnen Vorträge darf nicht über¬ 
schätzt werden, da es in den seltensten Fällen möglich 
ist, in einer Stunde ein abgegrenztes Wissensgebiet voll¬ 
ständig darzustellen oder auch alle Voraussetzungen zu 
entwickeln, die für das Verständniss einer Gedankenreihe 
erforderlich sind. Man versuchte also Ordnung in die 
fragmentarischen Belehrungen zu bringen und schloss 
schon im Winter 1889/90, wo es thunlich war, je 5 bis 
20 Vorträge zu einem zusammenhängenden Cyclus an ein¬ 
ander. Im folgenden Jahre, als der erste Versuch in dieser 
Richtung geglückt war, veranstaltete der Verein an Wochen¬ 
abenden die ersten eigentlichen Lehrkurse über Gesetzes¬ 
und Verfassungskunde, neueste Geschichte, Hygiene, Chemie 
etc.; der Besuch schwankte je nach dem Gegenstände 
zwischen 24 und 130 eingeschriebenen Besuchern. Vom 
Herbst 1891 bis zum Frühjahre 1893 wurden 22 je drei¬ 
monatliche Kurse, auf eine historische und eine natur¬ 
wissenschaftliche Gruppe vertheilt, abgehalten; in der einen 
wurden die allgemeinen Lehren des Rechtes, der Geschichte 
und Litteraturgeschichte, in der anderen die der Physik und 
der Naturgeschichte behandelt. Der Besuch blieb fort¬ 
dauernd ein guter. Im Herbste 1893 begann der Verein 
denselben Cyclus von Kursen zu wiederholen und führte 
sogar fakultativ Prüfungen ein, die den Beweis erbrachten, 
dass ein Theil der Zuhörer mit wirklichem Nutzen dem 
Unterrichte gefolgt war. Obwohl also der Erfolg ein guter 
war und die Erfahrungen nur bestätigte, die in anderen 
Ländern mit ähnlichen Versuchen gemacht worden sind, 
sah sich der Verein doch genöthigt, seine Thätigkeit auf 
dem Gebiete der Unterrichtskurse einzustellen oder wenig¬ 
stens zu unterbrechen. 

Die Ursache war schnöder Geldmangel. Schon als die 
Organisation der Kurse zuerst in Angriff genommen wurde, 
hatte sich der Verein an den niederösterreichischen Land¬ 
tag mit der Bitte gewendet, ihn so ausgiebig zu unterstützen, 
dass die neuen, sicherlich produktiven Auslagen dem Ver¬ 
eine ermöglicht würden. Und diese Ausgaben waren des¬ 
halb nicht unbeträchtlich, weil die Männer, die die schwere 
Aufgabe übernahmen, den Winter hindurch an 2 oder 3 
Wochenabenden regelmässig populäre Vorträge abzuhalten, 
auch entlohnt werden mussten; hätte man vielleicht auch 
einzelne Vortragende gefunden, die in der Lage gewesen 
wären, der guten Sache ihre Kräfte unentgeltlich zur Ver¬ 
fügung zu stellen, so durfte sieh doch der Vereinsvorstand 
in der Wahl der Vortragenden nicht durch solche Rück¬ 
sichten bestimmen lassen. Es landen sich Privatleute, die 
für den ersten Versuch die nöthigen Summen zeichneten; 
der Landtag gewährte in Anerkennung des vortrefflichen 
Zweckes eine Erhöhung der jährlichen Subvention um 
einige hundert Gulden. Das reichte aber natürlich nicht 
hin, um das Unternehmen dauernd zu fundiren. Abermals 
trat der Verein an den Landtag heran mit der Erklärung, 
dass er die Kurse, die sich schon eingelebt haben, nicht 
fortsetzen könne, wenn ihm nicht zu diesem Zwecke eine 
Subvention von 1800 fl. bewilligt wird. Der Landtag ist 
jetzt versammelt; es wird sich zeigen, ob die sehr ausge¬ 
sprochene Lust zu sparen oder die Erkenntniss, dass auch 
für solche Zwecke Geldmittel vorhanden sein müssen 
überwiegt. 

Es kann nicht verschwiegen werden, dass ausser den 
materiellen Schwierigkeiten auch der Umstand der weiteren 
Entwickelung des Fortbildungsvvesens durch den Volks¬ 
bildungsverein hinderlich ist, dass dieArbeiter dieserBourgeois- 
Institution misstrauisch gegenüberstehen. Es fehlte nicht 
an Arbeitern in Vorträgen und Kursen, aber im Ganzen 


entsprach die Betheiligung von Seiten der organisirten Ar¬ 
beiterschaft nicht dem Prozentsätze der Bevölkerung, den 
sie darstellt, noch auch dem Bildungsbedürfnisse, das in 
diesen Schichten — mehr als in den anderen — vor¬ 
handen ist. 

Dies Bildungsbedürfniss beweist die Thätigkeit der 
Arbeiterbildungsvereine; es haben sich im Herbste 1891 in 
Wien 15 Arbeiterbildungsvereine mit 41 Fachvereinen und 
7 anderen zu einem Unterrichtsverbande kartellirt, der in 
14 Monaten 1362 Vorträge, grossentheils national-ökonomi¬ 
schen Inhalts, 17 Vortragscyclen und 64 „Unterrichte“ ver¬ 
anstaltete. Das Hauptgewicht wird hier einerseits auf Vor¬ 
träge mehr politischer Art, andererseits auf den Elementar¬ 
unterricht gelegt, der ja einem grossen Theile der 
zugewanderten Bevölkerung noch sehr noththut, trotz obli¬ 
gater Schulpflicht. Ist es doch bekannt, dass sogar Rekruten 
aus Niederösterreich beim Militär ihre Kenntniss des Lesens 
und Schreibens wieder auffrischen müssen. Erreichen die 
Arbeiterbildungsvereine in Bezug auf die Elementarbildung 
ihren Zweck, so können sie doch niemals ein Fortbildungs¬ 
wesen aus sich heraus entwickeln. Es fehlt ihnen nicht 
nur an Geld, sondern auch durchaus an Vortragenden, wie 
sich daraus ergiebt, dass dieselben Vortragenden allerorten 
ihre Vorträge wiederholen müssen, und daraus, dass sich 
diese Vorträge auf ein sehr enges Gebiet beschränken. 
Dem Misstrauen gegen bürgerliche Vortragende auf Seite 
der Arbeiterschaft entspricht ein ziemlich weitgehendes 
Misstrauen auf Seite der bürgerlichen Vortragenden, soweit 
sie irgend abhängig sind — gegen unsere Regierung, von 
der man vielleicht nicht mit Unrecht voraussetzt, dass sie 
ein solches „Herabsteigen“ zu den durchaus sozialistischen 
Arbeitervereinen nicht gerne sieht. 

Neuerdings ist der Versuch gemacht worden, durch 
den Volksbildungsverein in den Arbeiterbildungsvereinen 
Vorträge abhalten zu lassen, deren Auswahl im Einverständ- 
niss der beiden Vereine geschieht. Beide Theile, namentlich 
aber der bürgerliche, mussten einsehen, dass ein weitest¬ 
gehendes Entgegenkommen im beiderseitigen Interesse, d. h. 
im Interesse eines ernsten Fortbildungswesens liegt. Es ist 
zu hoffen, dass der Versuch gelingt, wenn man auch zwei¬ 
feln darf, ob dies Vorgehen auch im grösseren Maassstabe 
durchführbar sein wird. 

So steht es vorläufig mit den Versuchen, ein Fort¬ 
bildungswesen in Wien zu schaffen. Das Bedürfniss ist 
erwiesen; es muss also befriedigt werden. Auch der gute 
Wille der Bevölkerung ist vorhanden zu lehren und zu 
lernen; was wird er künftig für eine Institution schaffen, 
um sich zu bethätigen? Es fehlt an Geld und die Grenzen 
der Opferwilligkeit der Geldsäcke scheinen fast schon jetzt 
erreicht zu sein, wir können uns auch in dieser Beziehung 
nicht mit England messen. Wh’rd Stadt oder Land oder 
Staat Geld für diesen gemeinnützigen Zweck haben? Es 
muss sich ein neutraler Boden finden, auf dem sich Leh¬ 
rende und Lernende, in den heutigen Verhältnissen also 
Bourgeois (wenigstens ihrer Stellung, wenn auch nicht 
ihren Ansichten nach) und Arbeiter begegnen können. Wird 
sich dieser Boden finden?!) 

Wien. L. M. Hartmann. 


Vermischtes. 


Wucher in Russland. 

Ein „Inostromietz“ Unterzeichneter, aus Russland stam¬ 
mender Bericht des „Journal des Economistes“ bringt inter¬ 
essante Angaben über diesen Gegenstand, aus denen wir 
in Folgendem das Wichtigste mittheilen. Dass der Ver¬ 
fasser in echt manchesterlicher Weise für die Wucherfreiheit 
im Allgemeinen Partei ergreift und von einer Vermehrung 
der freien Konkurrenz Wunderdinge für den verschuldeten 
Kleinbauer erwartet, thut seiner Darstellung, soweit dieselbe 
nur referirt, keinen Eintrag. 


' Nachtrag. Wir erfahren, da.s.s der Landtag auf das Ge- 

' such um eine specielle Subvention der Abendkurse nicht einge- 
i gangen ist und nur die übliche Subvention für allgemeine Zwecke 
, bewilligt hat. 
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Wie in den wenig kultivirten, primitiv agrarischen verliert er doch nur selten Kapital ^und Zinsen. Schon der 
Ländern überhaupt, so tritt auch in Russland der die kapita- Einfluss, den er im Gemeinderathe hat, schüchtert die 
listische Zirkulation fördernde Kredit, dessen Zinsen aus Schuldner ein und überliefert sie ihm wehrlos. Häufig 
dem Kapitalgewinn zurückgezahlt werden, hinter den für wird das Gesetz, welches auch dem verschuldeten Bauern 
KonsunazweSte gemachten ruinirenden Kredit zurück. Der seinen Boden sichern will, dadurch umgangen, dass der 
Schuldner hat am Verfalltermin keinen Ueberschuss, um Culack dem Schuldner zwar den Eigenthumstitel des Landes 
die Zinsen zu zahlen, er muss darum von neuem borgen, lässt, es selbst aber als Pacht zum Niessbrauch übernimmt, 
ein Prozess, der, sich immer wiederholend, ihn zum Ban- Natürlich zahlt er dem Eigenthümer keinen Pfennig Pacht- 
kerott treibt. Die mit ausschliesslicher Ackerwirthschaft geld, denn dieses gilt als durch die unbezahlte Schuld ver- 
verbundene Bauernarmuth, die grosse Unsicherheit der wirkt. Die so verdrängten Bauern vegetiren als hungerige 
Ernteerträge, die wirthschaftliche Unerfahrenheit, endlich Tagelöhner dann weiter auf dem Dorfe, oft auch bearbeiten 
der leicht zu verpfändende Reichthum des Bodens, Alles sie ihr früheres Feld, nun aber nicht ihr sich, sondern für 
wirkt hier zusammen, um zur ruinirenden Schuldenwirth- den Culack, der ihnen dann aus Gnade etwas Brod und 
schail zu reizen. In Russland tritt noch ein besonderer Branntwein zukömmen lässt. Die Vorschüsse, mit welchen 
Grund hinzu: die enorm gesteigerte Steuerlast, welche eine der Dorfwucherer solche Gewalt gewinnt, sind meist kurz- 
nach europäischem Muster zugeschnittene, aber das Volk fristig, nur für einige Moha^ gegeben. 5 pCt. per Woche 
trotzdem in Unfreiheit erhaltende Politik den Bauern zuge- (d. h. aufs Jahr berechnet 260 pCt.) gilt noch als massiger 

wälzt hat. Die Steuern erdrücken den Bauern; der Staat . Zinssatz. Und damit nicht zufrieden, legt der Culack seinen 

nimmt ihm das Nothwendigste. Während der grundbe- Gläubigern zahlreiche Naturalleistungen und Dienste auf, 
sitzende Adelige leiht, um das Loch zu stopfen, welches die sie anstandslos leisten. Diese in Geld geschätzt und 
die Aufhebung der Leibeigenschaft in seinem Einkommen zu dem Zins geschlagen, erzielt sein Geld vielleicht 500 pQ. 
gerissen, leiht der Bauer, weil er eben an Allem Mangel jährlich. Verbreitet ist auch das Naturaldarlehen. Oft habe 
leidet. Freilich, es wäre besser, gleich Alles zu verkaufen, ich, sagt der Verfasser, in Weissrussland gesehen, wie 
als zu borgen. Aber es fehlt an Voraussicht und Energie Gerste zur Saatzeit ausgeliehen wurde. Der Darleiher be- 

dazu; vielleicht ist auch wegen der Hindernisse, welche die dingt sich dann dafür im Herbste die Hälfte des ganzen 

staatliche Verwaltung der Auswanderung und dem Landver- Ernteertrages aus, was, da die Gerstenkörner etwa das 
kauf in den Weg legt, jede solche Möglichkeit ausgeschlossen, sechsfache tragen, eine Zinseinnahme von ein paar Hundert 
Bei diesen dem Ruin zutreibenden Verhältnissen der Prozent für einen vier- oder fünfmonatlichen Kredit dar- 
Kleinbauern ist der Zins, welchen der Gläubiger, vön vorn- stellt. Bei solchem Wucherdruck ist an Abzahlung der 
herein mit der Möglichkeit des Bankerottes rechnend, ver- Schulden nicht zu denken, und die Verschuldung wächst — 
langt, erdrückend hoch. Es geht noch an, wenn der wenn auch keine zusammenfassende Statistik darüber 
Schuldner eine hypothekarische Sicherheit bieten kann. Die existirt, so sprechen doch alle Anzeichen dafür — mit er- 
Hypothekenbanken nehmen (einschliesslich der Amortisi- schreckender Schnelligkeit. Die Steuerforderung unter 
rung) jährlich 6 bis 8 pCt., die Privaten 10 bis f2 pCt.; Wyschnegradsky und noch mehr unter Witte bis zum 
aber die Zahl der Schuldner, welche überhaupt hypothe- äussersten angespannt, und die grosse Hungersnoth von 
karische Sicherheit bieteti können, ist sehr klein, denn die 1891, der die kleine von 1892 folgte, haben das Ihrige zur 
meisten grossen Grundbesitzer haben bereits Alles ver- Beschleunigung des Prozesses gethan. 

pfändet und die Ackerstücke der Bauern sind gesetzlich Um diesen Verhältnissen abzuhelfen, hat man die For- 

gegen Verpfändung geschützt. Es bleibt also nur noch die derung aufgestellt, den Bauern solle billiger Kredit durcL 
Verpfändung von Mobilien, von denen Ackergeräthe, Küche die Regierung zugänglich gemacht werden. Indessen glaubt 
und Pferde ebenfalls beim Bauer noch als unverpfändbar der Verfasser, dass bei der Kleinheit der geforderten Dar- 
abgehen, und der durch blosse Namensunterschrift garan- lehen und andererseits bei der Häufigkeit der Darlehns- 
tirte Personalkredit. Dabei ist dann nicht allein das Risiko gesuche Staatsbanken ein sehr grosses Risiko laufen und 
gross, der Wucherer bedarf auch der grössten Personen- bei billiger Zinsgewährung vermuthlich sehr grosse Ver- 
ilnd Lokalkenntniss. Er muss wissen, was sein Schuldner luste zu verzeichnen haben würden, die nur durch ein ver- 
besitzt, was er sonst schuldet, was erkauft, verkauft u. s. w., stärktes unheilvolles Anziehen der Steuerschraube wieder 
und immer auf dem Sprunge sein, um rechtzeitig zum einzubringen wären. Das Aushilfsmittel, welches zur Siche- 
Richter zu gehen und den Gensdarm zu holen, wenn der rung solcher Staatsanstalten vorgeschlagen wurde, nämlich 
Bankerott naht. Alles dies, wie es den Kreis derer, die bei Zahlungsunfähigkeit einzelner Schuldner die ganze soli- 
Kapital an Bauern ausleihen mögen, einengt, treibt eben darisch hütende Gemeinde zur Deckung heranzuziehen 
damit den Zins zu schwindelhaftester Höhe. (eine Prozedur, die dem russischen Fiskus bei seinen Steuer- 

In den Städten sind es vor Allem die Juden, dann auch erhebungen leider sehr geläufig ist), würde vermuthlich die 

Kaufleute und Rentiers, die Geld gegen Pfand und an be- Proletarisirung der Bauern nur noch mehr beschleunigen, 

kannte Personen ausleihen; aber der Bauer, wenn er nichts | Die Gemeinde würde nämlich in solchen Fällen zu dem 
zu verpländen hat, findet hier sdtön Gehör. Leiht ein ihnen gewöhnlichen Exekutionsmittel greifen, d. h. das Land 
Grundbesitzer in der Stadt auf Wechsel, so sind übrigens des säumigen Zahlers einziehen und es als Pacht von einem 
auch hier die Bedingungen in der Regel ruinös. Das Datum anderen Gemeindegliede weiter bewirthschaften lassen, 
der Anzahlung wird in dem Schuldscheine ausgelassen, das eventuell, wenn so das rückständige Geld noch nicht heraus- 
Doppelte und Dreifache der geliehenen Summe als geliehen kommt, den Schuldner zur Zwangsarbeit anhalten. Schliess- 

bezeichnet u. s. w. Die Zinsen, monatlich im Voraus zahl- lieh würde auch hier wieder der Culack profitiren. 

bar, gehen nie unter 24 pCt. im Jahr herab, steigen aber Ohne auf solche Projekte einzugehen, hat die Regierung 

häufig auf 36, 48, ja 60 pCt. Zinsen auf Pfänder werden in allerletzter Zeit juristisch eine Besserung zu erzielen ge- 
nur für kürze Frist und gegen noch höheren Zins gegeben, sucht und einige Paragraphen ausgearbeitet. Aussergewöhn- 
Auf dem Lande kleidet sich der Kredit in die ver- lieh hoher Zins, der den Schuldner sehr schwer belastet, 
schiedensten Formen. Bald wird von jüdischen oder Christ- sowie Schuldscheine, welche, um die Grösse der Zinsen 
liehen Kaufleuten Vorschuss auf Rechnung der nächsten zu verdecken auf mehr als die dem Schuldner wirklich 
Ernte gegeben, ein Mittel, durch welches diese das Korn ausgezahlte Geldsumme lauten, sollen z. B. Strafbarkeit des 
und den Flachs, mit welchem sie handeln, zum billigsten Gläubigers — und zwar zwei bis sechsmonatlich Gefängniss- 
Preise zu erwerben wissen. Bald erhält der Schuldner haft — begründen. Leute, die aus solchen Manipulationen 
gegen Pfand oder Unterschrift von einem Nachbar, meist ein Geschäft machen, gehen ihrer bürgerlichen Rechte und 
einem reichgewordenen Bauer, Geld- oder Naturalvorschuss, ihrer speciellen Privilegien verlustig und haben Verbannung 
Diese reichgewordenen Bauern, die sogenannten Culacks, in andere Gouvernements zu gewärtigen. Jedoch soll ein 
die in einer Person Kaufmann, Ackerbauer und Dorfbankier Zins unter 12 pCt. von vornherein als legal gelten. Diese 
sind, haben in ganz Grossrussland eine mächtige Bedeutung Bestimmungen sind mit einigen Detailänderungen und Er- 
erlangt und sind wegen ihrer raubvogelartigen Habsucht Weiterungen in jüngster Zeit bereits Gesetz geworden. Ob 
verschrieen. Wenn der Culack dem zahlungsunfähigen sie irgendwelche erhebliche Besserung bewirken werden. 
Schuldner auch nicht direkt das Land fortnehmen kann, so ist allerdings fraglich. 


Verantwortlich für die Redaktion: Dr. Heinrich Braun in Berlin W. Victoriastrasse i6. 
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Nothstand und Sozialreform. 

Hat es irgend einen vernünftigen Zweck, jetzt wo 
wir im Npthstand mitten drin sind, sich um Zahlen tibef 
den Umfang desßelben zu steilen? Giebt es überhaupt 
sichere Bestimmungen darüber, wo die Grenzen- für das 
Einschreiten .der Gemeindebehörden, der Landesregierungen 
und des Reichs liegen? Und doch haben sich die Betrach¬ 
tungen, mit welchen Regierung und Reichstagsmehrheit der 
sozialdemokratischen Interpellation im deutschen Parlament 
am 22. und 23. d. M. entgegengetreten sind, in der Haupt- 
.sache nur um jene formellen Dinge gedreh,t. Man wendet 
die Sozialpolitik, wie sic. einem passt. Sonst verwahren sich 
die herrschenden Kreise dagegen., dass die Vertreter 
der Arbeiter mit Statistik und Enqueten alle Verhältnisse 
durchdringen wollen. Nicht auf die ,ischematische“ Er¬ 
fassung der Lebensverhältnisse mit Ziffern und Zahlen, 
sondern auf „praktische V'orschläge“ zur Bekämpfung der 


einzelnen Uebelstände komme es an. Angesichts des Noth- 
standes und seiner Besprechung kehrt man die Sache genau 
um. Ein Nothstand ist vorhanden, er bedrückt die Be¬ 
troffenen recht „hart“, wie Herr v. Boetticher am 22. d. M. 
im Reichstage zugab: aber ehe man zur praktischen Ab¬ 
hilfe schreitet, muss man wissen, ob die Noth „allgemein“ 
oder bloss vereinzelt ist, welche Branchen sie mehr und 
welche sie wetiiger berührt, ob der Verdienst der Arbeiter 
um eine oder um zwei Mark sank, ob Lohnreduktion oder 
Arbeiterentlassungen die schlechte Lage der Betroffenen 
verursachten. Genug der Aufzählung! Es ist traurig, diese 
Argumente überhaupt wiederholen zu müssen. Die Arbeiter¬ 
vertreter im Reichstage antworten ganz richtig: streiten wir 
uns nicht um den Umfang der Noth, helfen wir dort, wo 
sie am ärgsten ist. Sie machen positive Vorschläge: Ab¬ 
kürzung der Arbeitszeit in den Staatsbetrieben, wie sie in 
England eben . praktisch durchgefOhrt wird, Landeskultur¬ 
arbeiten, besseren Arbeitsnachweis, wirksamen Arbeiter- 
Schütz. Die Regierung setzt dem nichts als Negation ent¬ 
gegen, Als der Vertreter des schlesischem Weberbezirkes 
das beispiellose Elend der dortigen Arbeiterbevölkerung 
schildert, verlassen die Vertreter der bürgerlichen Parteien, 
.die ohnedies schon spärlich vertreten waren, demonstra¬ 
tiv den Sitzungssaal. Und damit schliesst die Nothstands- 
interpellation des Jahres 1894 im deutschen Reichstage. . . 

Das Wesen unserer Sozialreform, die von Fall zu Fall 
greifende Augenblickshilfe, wird gerade dort verleugnet, 
wo sie ihre grösste Berechtigung hätte. An Stelle der 
wohldurchdachten, gut vorbereiteten Verwaltungsaktion auch 
nur innerhalb der bestehenden Verhältnisse tritt das Ne¬ 
gieren an den oberen und das planlose Experimentiren 
an den unteren Stellen. Man kann sich kein bunt¬ 
scheckigeres Bild denken, als die Maassregeln der wenigen 
deutschen Städte, die bei dieser Sachlage etwas thun 
mussten. Magdeburg hat Strassen- und PJanirungsarbeiten 
für 30 000 M. unternommen, zu denen sich über 1000 Ar¬ 
beitslose meldeten; kaum die Hälfte derselben kann bisher 
beschäftigt werden. Erfurt bewilligte 30 000 M. für Strassen- 
arbeiten, Mainz 29 000 M. für solche und Steineklopfen, wo¬ 
bei ebenfalls nur ein Bruchtheil der sich Anmeldenden be¬ 
schäftigt .werden kann. In Mannheim müssen die Arbeits¬ 
losen erst einen langen, erbitterten Kampf mit der Stadt¬ 
behörde führen, bei den Nothstandsarbeiten beinahe striken, 
ehe erträgliche Lohnverhältnisse für das Steineklopfcn ein- 
gefiihrt werden; auch^hier kann nur ein Bruchtheil der An¬ 
gemeldeten (über 500) beschäftigt werden. Stuttgart lässt 
Strassenarbeiten vornehmen. München eine Kaimauer auf¬ 
führen, Strassburg und Frankfiyt a. M. (hier melden sich 
400 Arbeitslose) bieten wieder das Steineklopfen, und nur 
Crefeld plant neben Park- und Strassenarbeiten auch Be¬ 
schäftigung in geschlossenen, Räumen mit Mattenflechteii 
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und Aehnliches. Die eine Stadt ist liberal in der Zulassung 
möglichst vieler Arbeitsloser (Stuttgart); einige schliessen 
die ledigen aus (Frankfurt a. M., Magdeburg); andere be¬ 
schäftigen grundsätzlich sogar nur solche, die bei ihnen 
unterstOtzungswohnsitzberechtigt sind (Erfurt). Hier müssen 
die Arbeitslosen erst durch das Armenamt passiren (Frank¬ 
furt a. M., Worms), ehe sie Arbeit erhalten, anderswo er¬ 
spart man ihnen diesen beschämenden Weg. Die kleine 
Zahl, die dann endlich an die Nothstandsarbeiten gelangt, 
ist ihr oft körperlich nicht gewachsen. In der einen Stadt 
bestellt man von den Leuten bezeichnete Arbeiter als Auf¬ 
seher (Mannheim), in der anderen beklagen sich die Beschäf¬ 
tigten über die Inhumanität der städtischen Aufseher (Frank¬ 
furt am Main). München hat den Versuch gemacht, sich 
durch eine Klausel in seinen Submissionsbedingungen auch 
den Unternehmern der von der Stadt vergebenden Arbeiten 
gegenüber ein Mitbestimmungsrecht zu Gunsten der An¬ 
nahme einheimischer Arbeiter zu wahren; in Dortmund da¬ 
gegen stellt die Gemeindeverwaltung subsistenzlos gewordene 
— Neger einer Schautruppe als städtische Strassenkehrer 
im Angesicht der einheimischen Arbeitslosen ein. Es findet 
sich noch kein Städtetag, der die Gemeindehilfe für die 
Beschäftigungslosen im Winter gemeinsam beriethe; der Aus¬ 
tausch der gegenseitigen Erfahrungen ist ein rein zufälliger. 
So steht dem Arbeitslosenelend das Bild einer administra¬ 
tiven Zerfahrenheit gegenüber, wie sie mit der Gleichartig¬ 
keit der verursachenden wirthschaftlichen Zustände nicht 
schlimmer kontrastiren kann. 

Die Regierungen verzichten auf jede Einwirkung in 
dieser Hinsicht; diejenige vofi Baden ist wohl die einzige, 
welche sich überhaupt mit Nothstandsarbeiten befasste, in¬ 
dem sie auf Ansuchen der Mannheimer Stadtbehörde Hafen¬ 
arbeiten bereit stellte. Man umgeht sogar geflissentlich 
die Möglichkeit, sich bei den Städten auch nur zu orienti- 
ren. Die eine Gemeinde würde angeben müssen, dass sich 
bei ihr 10(X), die andere, dass sich 500 zu Nothstands¬ 
arbeiten meldeten. Statt dessen trug Staatssekretär von 
Boetticher im Reichstage Nachrichten über den Stand der 
Industrie in verschiedenen Gegenden vor, die er von den 
„Regierungen der hauptsächlichsten deutschen Industrie¬ 
staaten“ einforderte. Wenn wir es nicht ohnedies wüssten, 
der Charakter dieser Nachrichten bezeichnet ihre Herkunft. 
Aus dem Grossherzogthum Hessen ist es bekannt geworden, 
dass sich die Regierung an die — Handelskammern wandte. 
Und so war es möglich, dass der deutsche „Minister für 
Sozialpolitik“ den Reichstag mit bureaukratischen und 
Unternehmerauskünften über den Nothstand abfertigte. Als 
kürzlich der Oberpräsident der Provinz Posen bei einem 
Gewerbegericht ein Gutachten über gewerbliche Verhältnisse 
einholte, brachen Unternehmer in den Handelskammern in 
Entrüstung über dieses Vorgehen aus. Wie konnte ein 
preussischer Regierungsbeamter so kühn sein. Ober soziale 
Dinge bei einer Stelle anzufragen, die aus Unternehmern 
und Arbeitern gleichmässig gebildet ist, und nicht aus Unter¬ 
nehmern allein! Wir wissen nicht, ob auch diese Anfrage 
mit Stofi’ für die Uebersicht des Herrn von Boetticher 
liefern sollte; aus den mehreren hundert sonstigen Gewerbe¬ 
gerichten ist keine ähnliche Anfrage bekannt geworden. 
Das Berichtsjahr der Fabrikinspektoren ist ja schon vor 
vier Wochen abgelaufen; wer denkt aber an den Central¬ 
stellen daran, diese Beamten auch nur zu einer vorläufigen 
Aeusserung zu veranlassen? Wenn ihre ausführlichen Be¬ 
richte nach Verlauf mehrerer Monate einlaufen und den 
Nothstand bestätigen, wie voriges Jahr, so hat man die un¬ 
bequemen Nothstandsinterpellationen hinter sich. Für jetzt 
behilft man sich lieber mit tendenziösen Zitaten aus Dar¬ 
stellungen, die ganz anderen Zwecken dienten. Dr. Olden- 
berg hat in No. 32, II. Jahrg. dieser Zeitschrift eine Studie 
über die Methodologie der Arbeitslosenzählungen durch 
Arbeiterorganisationen im Winter 1892/93 veröffentlicht. 


Zur Illustration seines Satzes: „Schlimm genug, wenn der 
Staat solche heikle Aufgaben den Interessenten Oberlässt“, 
führt er einige Beispiele an, welche beweisen sollen, dass 
bei jenen Erhebungen naturgemäss die Tendenz der Ar¬ 
beiter vorherrschte, grosse Ziffern zu erhalten. Angesichts 
des Umstandes, dass bis jetzt überhaupt noch keine andere 
Stelle, als eben die Arbeiterorganisationen mit ihren natür¬ 
lich unvollkommenen Mitteln an die Arbeitslosenstatistik 
herangetreten sind, kann man über Form und Inhalt der 
01denberg*scben Studie vers6hiedener Meinung sein. Was 
soll man aber dazu sagen, dass Staatssekretär von Boetti¬ 
cher jene Beispiele im Reichstage herausgriff, den Satz, 
den sie beweisen sollten, wegliess und es auf diese Weise 
fertig brachte, Daten gegen das Vorhandensein eines Noth- 
standes zu verwerthen, die lediglich eine ungenügende Er¬ 
hebungsmethode charakterisiren sollten? Ebenso wird der 
Statistiker Ober die Schlüsse, die Herr von Boetticher aus 
den von den Berufsgenossenschaften gezahlten Begräbniss- 
geldern auf die Lohnhöhe im Jahre — 1892, nicht etwa 
in der gegenwärtigen Nothstandszeit, zog, kaum anders 
als lächeln können. Mit der Verwerthung der Armenaus¬ 
gaben verhält es sich ähnlich. 

Was die Arbeiter nun zur Vereitelung der Versuche, 
die Diskussion des Nothstandes auf abliegende Gebiete zu 
ziehen, thun sollen? Ohne sich allzu grossen Hoffnungen 
über den Erfolg hinzugeben, hätten meines Erachtens die 
Vertreter der Arbeiter im Reichstage und in den Einzel¬ 
landtagen, die ja theilweise jetzt ebenfalls versammelt sind, 
die ausweichende Taktik der Regierungen mit noch de- 
taillirteren Vorschlägen zu beantworten, als sie bisher Vor¬ 
gelegen haben. Es wäre überall zu verlangen: eine Nach¬ 
weisung derjenigen Städte des Landes, die Nothstands¬ 
arbeiten für 1893/94 unternommen haben, unter Angabe der 
dazu bewilligten Mittel, der Anmeldungen zu denselben und 
der dabei Beschäftigten nebst Daten Ober die von ihnen 
verdienten Löhne. Ausserdem wäre zur Feststellung der 
thatsächlichen Verhältnisse noch zu beantragen: ausnahms¬ 
weise beschleunigte Vorlage der Fabrikinspektorenberichte, 
sowie eine sofortige Befragung der im Lande befindlichen 
Gewerbegerichte über die Ausdehnung der Beschäftigungs¬ 
losigkeit. Theils zur thatsächlichen Feststellung, theils zur 
Vorbereitung einer Abhilfeaktion im grossen Style würde 
der Antrag dienen: die Regierung hat sowohl im Reich als 
auch in den Einzellandtagen den Volksvertretungen binnen 
ganz kurzer Frist Aufstellungen über die Anzahl der in 
Staatsbetrieben beschäftigten Arbeiter, die Arbeitszeit und 
Entlohnung derselben vorzulegen, Für Preussen allein, in 
dessen Landtag freilich kein einziger Arbeitervertreter sitzt, 
würden kaum weniger als Vg Million Staatsarbeiter zur Nach¬ 
weisung kommen, in den übrigen Staaten die entsprechenden 
Ziffern. Die deutschen Gressstädte beschäftigen ihrerseits 
weit über 100 (XX) Arbeiter in eigener Regie. Nur dass 
weder Staaten noch Städte bis jetzt sich bewogen gefühlt 
haben, irgendwo leicht übersichtliche und vollständige Be¬ 
richte über diese Arbeitsheere zu veröffentlichen. Daneben 
hat die Nachweisung aller bereits bewilligten, aber noch 
nicht ausgeführten Staats- und städtischen Arbeiten zu gehen. 
Wird die Vorlegung solcher Berichte auch nur an einigen 
Hauptstellen erreicht, so muss sich sofort der zahlenmässige 
Nachweis führen lassen, wo durch Ausführung bereits 
beschlossener Arbeiten, sowie durch Abkürzung der Arbeits¬ 
zeit, und gehe man auch nur auf neun Stunden herunter, 
grosse Schaaren jetzt Arbeitsloser sich unterbringen lassen, 
und zwar so unterbringen lassen, dass die betreffenden 
staatlichen und städtischen Betriebe sogar weit besser funk- 
tioniren, als bisher unter der Ueberlastung ihrer Arbeiter. 
Die staatlichen und städtischen Betriebe, bei denen meist 
in ganz unwürdiger Weise mit den Arbeitskräften geknausert 
wird, haben eine Absorptionsfähigkeit für jetzt brach¬ 
liegende Arme, die meines Erachtens nur durch das 
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Fehlen jener Nachweisiingen in völligem Dunkel gehalten 
worden ist. Man fragt nach positiven Vorschlägen, 
ohne dass man von der anderen Seite auch nur die ge¬ 
ringste Verpflichtung spürt, die Unterlagen für diese 
positiven Vorschläge zu geben. Wird das ausdrückliche 
Verlangen nach die.sen Unterlagen in der nöthigen Allge¬ 
meinheit gestellt, ruhen die Arbeiter und Arbeiterfreunde 
nicht eher, als bis sie auf allen Wegen zur direkten oder 
indirekten Kenntniss der bis jetzt verschleierten Dinge im 
Reichstag, in den Landtagen und in den Gemeindever¬ 
tretungen durchgedrungen sind, so können die Regierungen 
und sonstigen Behörden endlich vor die, klipp und klare Be¬ 
antwortung der Nothstandsfrage gestellt werden. Dieser An¬ 
strengungen der Arbeiter und ihrer Vertreter bedarf es aber 
noch deshalb, weil die komplizirte sozialpolitische Maschi¬ 
nerie. die man bis jetzt geschathen hat, vollständig versagt 
vor der elementarsten wirtschaftlichen Erscheinung, die man 
sich nur denken kann, — vor dem winterlichen Hunger der 
„Besitzlosen und Enterbten“. 

Frankfurt a. Main. Max Quarck. 


Die Bauernaufstände in Sizilien. 

So schwerwiegend die Ereignisse in Sizilien und so 
gefährlich sie für die kritische Lage sind, in der Italien 
augenblicklich sich befindet, so haben sie doch nur die 
tonangebenden Politiker überrascht, und diejenigen, die sich 
nie mit sozialen Fragen beschäftigen. Schon 1876 hatten 
Sonnino und Franchetti, dann Baer, hierauf die Agraren¬ 
quete. so schönfärberisch und einseitig diese auch sein 
mag, auf die unerträgliche Lage der Arbeiter in Sizilien 
und auf die Gefahr einer nicht allzufernen Erhebung hinge- 
vc\eseTV. dasselbe thaten kürzlich Colajanni. der bekannte 
sizilianische Soziologe und noch eine Legion sowohl ge- 
n?ässigter wie radikaler Schriftsteller. ! 

Seit 1860 jedoch war nichts für Reformen geschehen, 
alles hatte sich vielmehr Dank dem entsetzlichen Steuer¬ 
system nur verschlimmert. Die von der bourbonischen 
Regierung übernommenen elenden ökonomischen Zustände 
waren durch den ungezügelten Egoismus einer reichen 
profitwüthigen Bourgeoisie noch verschlechtert worden: 
diese Bourgeoisie hatte die öüentliche Verwaltung an sich 
gerissen, sowie den Betrieb der Landvvirthschaft. die sie 
als F'eld ihrer Spekulation betrachtet. In den letzten Jahren 
hat sich das wiederholt, w'as Verres berühmt machte; doch 
die Klagen und die Drohungen drangen nicht nach Rom, 
nicht eher als bis Blut floss, bis die Brandfackeln leuchte¬ 
ten und die Revolution drohend vor den Thoren stand. 
Es ist nicht nöthig, die äusseren Veranlassungen dieser 
Bewegung näher zu untersuchen, die, wie der Sehende sich 
sagen muss, durch den Belagerungszustand und die Militär¬ 
herrschaft nur niedergehalten wird. 

Zwei Jahre mit .schlechten Ernten, die grosse Dürre im 
Jahre 1893, die hohen Steuern und mehr noch die Phylloxera. 
die Wein- und Schwefelkrisis, ferner der Verlust der 
französischen Märkte und die ernsten Schwierigkeiten des 
italienischen Budgets m()gcn den Brand entfacht haben: 
der Zündstoff aber war seit Jahren dazu vorhanden. 

Im Grund ist es die soziale Frage in ihrer agrarischen 
Form, die Sizilien bewegt, der ganze Antagoni.smus zwischen 
Bourgeoisie und Proletariat, der gährt und überschäumt. 
Die sizilianische Frage w'cist, selbst vom ge.schichtlichen 
Standpunkt aus, die grösste Aehnlichkeit mit derAgrarfrage 
Irlands auf. 

Spezielle und lokale Umstände tragen dazu bei, die i 
Agrarfrage in Sizilien zu einer besonders brennenden zu j 
machen und sie sind es, die die augenblickliche Bewegung ! 
in Fluss brachten. Man kann sie folgender Maassen aufzählen: ' 


es sind die früheren Lehen oder Latifundien, d. h. enorme 
Strecken Landes, die unzertheilt blieben trotz der Auf¬ 
hebung des Lehensverbandes der Fideikommisse, des 
Erstgeburtsrechts, ferner der Absentismus der grossen 
Eigenthümer, der Ruin der kleinen selbstbauenden Be¬ 
sitzer, der Bauern, die selbst ein kleines Grundstück beim 
Verkauf der Kirchengüter erworben hatten, das sie aber 
wegen der enormen Grundsteuer verloren, die hohen 
Pachtzinsen, die die Eigenthümer von den Grosspächtern 
fordern, während sie nie einen Heller dieses Mehrwerths 
weder für Wirthschaftsgebäude, noch für Bewässerung, 
noch für Drainage, noch für Strassen, noch für Ställe, noch 
für Bauernhäuser, noch für Bewaldung der entwaldeten 
Berge, noch für Bonifizirung der ungesunden Moräste, 
noch zur Herbeischaffung trinkbaren Wassers für den aus¬ 
gedehnten Besitz ausgeben. Der ganze Grund der siziliani- 
schen Bewegung besteht in der Trennung zwischen denen, 
die den Boden besitzen und denen, die ihn bebauen; eine 
Thatsache, auf welche schon Sonnino, der augenblickliche 
Finanzminister, 1876 in seinem Buch: „die Bauern Siziliens“ 
hinwies, jenem Buch, das die Besitzenden tödtlich kränkte, 
das aber stets ein Grund legendes Werk für diejenigen 
bleiben wird, die die Ursachen der Uebelstände und der 
Noth in Sizilien ergründen wollen. 

Fast die Gesammtheit des Grundbesitzes ist in Lati¬ 
fundien getheilt, exfendi genannt, welche meist den alten 
Baronien entsprechen und theils Besitzthum adliger Familien 
sind, die in Palermo, Neapel, Rom und Paris leben, theils 
reichgewordenen Pächtern gehören, die sich Baron titu- 
liren lassen und stets die verhasstesten Ausbeuter des 
Bauern sind, da sie oft mit 50, 60 und mehr Prozent 
Verdienst verpachten. Es giebt Besitzungen von 6000 und 
mehr Hektar; häufig sind die von 1000 und 2000 Hektar, 
noch häufiger die von 500 und 1000 Hektar. Fast aus¬ 
schliesslich wird Getreide gebaut und Weidewirthschaft ge¬ 
trieben. Fruchtbäume werden meist nur in der Nähe der 
Stadt gezogen. In diesen ungeheuren Ländereien befindet 
sich häufig nur ein Wirthschaftsgebäude, das sich gewöhn¬ 
lich in einem traurigen Zustand befindet, und fast gänzlich 
fehlen Ställe sowohl wie angemessene Behausungen für die 
Beamten und Angestellten, besonders für die niederen Ranges, 
die stets zu mehreren in einer Stube auf einem harten Stroh- 
und Lumpenlager schlafen. Diese Besitzungen sind an 
reiche Industrielle verpachtet, meist für 3—9 Jahre. Sie 
pachten sie nur, um sie dann an andere Spekulanten weiter 
zu verpachten; letztere zertheilen wiederum das Latifundium, 
und nachdem der Boden noch durch mehrere Hände ge¬ 
gangen, gelangt er an den Bauern, der 8—10 Hektar erhält, 
um darauf Getreide zu bauen. Diese Mittelsmänner zwischen 
Besitzer und Bauern beuten die letzteren aus, richten die 
Landwirthschaft zu Grunde und haben ganz wesentlich zu 
der augenblicklichen Krisis beigetragen. 

Dank der Konkurrenz, die sich die Pächter zum 
Schaden und auf Kosten des Bauern machen, ist seit vierzig 
Jahren der Pachtzins dieser Latifundien um das Dreifache 
gestiegen, und seit Zwanzig Jahren hat er sich fast ver¬ 
doppelt, sodass, während die intensive Kultur der kleineren 
Besitzthümer abwärts geht, die extensive Wirthschaftsweise 
und die Rente der exfendi beständig steigt. Der immer 
abwesende Grossgrundbesitzer erfüllt die Funktionen einer 
Pumpe, die allen sich bildenden Reichthum aufsaugt. 
Die blosse Thatsache dass seit zwanzig Jahren die Pacht 
der Latifundien sich fast verdoppelt und, wie es ganz klar 
ist, der Bauer allein die Steigerung getragen hat, genügt, 
um seine unerträgliche Lage zu erklären, es ist nicht blos 
der Ackerbau, sondern der Ackerbauer, der verblutet. 

Wo das Latifundium herrscht, ist der Theilbau nach 
toskanischem Muster unbekannt. In den Provinzen, wie 
Palermo, Caltanisetta, Girgente, Trapani, ausser in den 
Theilen die nahe an bewohnten Orten liegen und wo inten- 
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bive Kultur der Rebe und Gemüse getrieben wird, existirt 
eine zahlreiche Klasse verschieden gestellter Lohnarbeiter, 
die in den Städten angehäuft, dort in trostlosen Behausun¬ 
gen, die meist aus einer einzigen Stube bestehen, leben; 
die ganze Familie, beide Geschlechter, wohnt in wirrem 
Durcheinander und leidet und verkommt mit den Thieren 
zusammen. 

Der Arbeiter — die Frau nimmt gewöhnlich nicht an 
der Landarbeit theil — findet blos 200—250 Tage Arbeit 
iür einen Lohn von 0,50 bis 1,25 Lire pro Tag; und dies nur 
auf den kleinen Besitzungen. Die grossen hingegen sind dem 
Landarbeiter vom letzten Pächter auf Grund zweier Arten 
von Verträgen überlassen: 1) „A terratico“, eine Pacht 
gegen Korn; 2) „a metateria“, eine Art Theilbau. Sowohl 
nach dem einen wie dem anderen Vertrag schuldet der 
Bauer dem Herrn die ganze Aussaat, die vom Gesammt- 
ertrag genommen und mit einem Zins von 25 pCt. belegt 
wird, ferner den Pachtzins für die zwei Jahre Brache und 
ausserdem noch mehrere drückende Abgaben, die aus alten 
Feudalverhältnissen verschieden genannt und abgeleitet 
werden. Nachdem all’ dieses vorweg genommen ist, bezahlt 
der Bauer die Pacht entweder in Materialien, oder er theilt 
den Rest des Ertrages in zwei Hälften; und — gewöhnlich 
bleibt nach Abzug von Vorschüssen und hohen Abgaben, 
die dem Besitzer zukommen, nichts in seinen Scheunen. 

Oder der Bauer bebaut die Erde kraft eines anderen 
Vertrages „rafadalia“ genannt, der zwei Jahre dauert. Wenn 
die Ernte kommt, theilt er sie zur Hälfte mit dem Herrn 
und von seiner Hälfte muss er abermals die Hälfte an den 
Pächter oder Aufseher oder einen anderen Beamten ab¬ 
treten; und so heimst er nach zweijähriger Arbeit blos ein 
V’iertel des Ertrages ein. Die Beraubung, die der Bauer 
dann noch an seinem Theil der Ernte erfährt, ist unglaub¬ 
lich: dieser Betrag kommt dem Herrn als Vorschuss zu, 
jener fürs Ausdreschen, Jener als Steuer, dieser für die 
Feldpolizei, jener für den Transport des Getreides etc. 
'JYitt nun noch dazu, dass der Bauer Schulden beim Be¬ 
sitzer hat, so speichert dieser den ganzen Ertrag in seinen 
Magazinen auf und rechnet dann ab wie es ihm gefällt. 
Zuletzt bleibt dem Bauer ein Haufen verfaulten Strohs mit 
Körnern vermengt, und er ist nach der Ernte hungriger als 
vorher. Auf Grund genauer Veranschlagung rechnet man 
22 Hektoliter Ertrag auf 1,746 Hektar; davon werden zu 
Gunsten des Besitzers 11,20 Hektoliter für Aussaat, den 
Pachtzins, Frohndiensten etc. vorweggenommen, der Rest 
wird folgendermaassen getheilt: Der Bauer erhält blos 
5,40 Hektoliter, nachdem er in Tagelöhnen für das Pflügen, 
Jäten, Säen und Dreschen circa 225 Lire ausgegeben hat; 
im besten Falle hat er dann 40—80 Lire zugesetzt. 

Die landwirthschaltlichen Schriftsteller Siziliens haben 
stets anerkannt, dass die bestehenden Agrarverträge so 
beschaffen sind, dass sie nicht einmal die einfachste Lebens- 
nothdurft sichern und nicht blos eine Form der Ausbeutung, 
sondern geradezu eine Beraubung in Bezug auf alles dar¬ 
stellen, was der Bauer sein eigen nennt; und dies ohne des 
Wuchers zu gedenken, der z. B. die in natura gewährten 
Unterstützungen von schlechtester Beschaffenheit giebt und 
in bester Qualität zurückverlangt. All dieses erklärt die 
grosse, herzzerreissende Noth des sizilianischen Bauern, 
der nichts anderes als Brod isst, und oft gräuliches mit 
Erde vermischtes Brod, der nie Fleisch kostet und selbst 
den so reichlich wachsenden Wein nicht trinkt, der hungernd 
durch die Felder streift und die wilden Disteln sammelt, 
die er kocht und nur mit etwas Salz gewürzt geniesst. 

Doch noch nicht genug der Misshandlung dieser armen 
gedrückten Bevölkerung, die oft nicht einmal Trinkwasser 
liat, weil die Besitzer die natürlichen Quellen zur Irri¬ 
gation benutzen und nicht daran denken, von anderwärts 
Wasser herbeizuführen, so dass Ortschaften von 10- bis 
15,000 Einwohnern oft nur 1—2 entfernte Quellen besitzen; j 


— über diese arme, gedrückte Bevölkerung fällt der städ¬ 
tische Steuereinnehmer her und treibt sie zur Verzweiflung, 
Vollkommen selbstherrlich finden die Grossgrundbesitzer in 
der Steuergesetzgebung eine Handhabe, sich zu entlasten 
und die Steuern, die oft Luxus und anderen unnützen 
Ausgaben dienen, auf die Schultern der Bauern zu wälzen. 
So wurden die Verbrauchssteuern der Gemeinden bis zur 
äussersten Grenze hinaufgeschraubt, insbesondere die Steuer 
auf Mehl und Brod, die den grössten Posten in der Nahrung 
des Armen ausmachen, deshalb wurden die Herdsteuern, 
die Kopfsteuer, die Miethssteuer mit umgekehrter Progres¬ 
sion, die Steuer auf Zugthiere, die ausschliesslich die Bauern 
trifft, eingeführt, dafür aber die Zuschläge zur Grundsteuer 
nur um unbedeutende Kleinigkeiten erhöht, und wie zum 
Hohn wurden Steuern auf die von Eigenthümern gehaltenen 
Rinder und Schafe gelegt. 

Es genügt zu sagen, dass Sizilien mit 3225916 Einwohnern 
22 Millionen kommunale Verbrauchssteuern bezahlt, während 
Piemont, Vanezien und die Lombardei, die beinahe dieselbe 
Bevölkerungszahl haben blos 12, 7 resp. 12 Millionen Lire 
bezahlen. Demgegenüber bringen die Zuschläge zur Ge¬ 
bäudesteuer kaum 5 Millionen, die Schulabgaben 6421 Lire 
(in Piemont 160000) die auf Zug- und Schlachtvieh hingegen 
770000 Lire (in Piemont 13000), die Steuern auf Privat- 
Fuhrwerke 60000 Lire (in Piemont 100000), die Dienstboten¬ 
steuer 52000 Lire, die Hundesteuer 16000 (in Piemont 90000 
resp. 71000) Lire. — Der Bauer der einen Ertrag erzielt, der 
77 aller Zerealien Italiens ausmacht, kann nicht, wie z. B. der 
Bauer Veneziens sein Brod essen, indem er blos eine Mehl¬ 
steuer bezahlt; er mu.ss an der Grenze 5 Lire bezahlen, 
damit diese Steuer dem Grossgrundbesitzer ermögliche, das 
inländische Getreide auf denselben Preis zu bringen wie 
das ausländische; ferner bezahlt er der Regierung 2 Lire 
an den Thoren der grossen Städte sowie 6, 7 und 8 Lire 
Kommunalzuschlag, ln Palermo beträgt der Zoll auf das beste 
Mehl 9,75 Lire und in den kleinen Ortschaften schwankt er 
zwischen 3—8 Lire. — Und wie gross muss die Aufregung 
der Gemüther sein, wenn sie sehen, dass die Reichen bei 
einem Einkommen von 50000 und mehr Lire blos eine 
Herdsteuer von 40 Lire bezahlen, dass sie die Zahl der Thiere, 
die sie besitzen, angeben und deshalb doch nicht belästigt 
werden; wenn sie sehen, dass ihnen das Land vertheuert wird 
und dafür Theater gebaut werden, dass Flurschützen auf ihre 
Kosten angestellt werden, um das Eigenthum der Herren zu 
schützen und um sie an der Ausführung alter traditioneller 
Rechte wie des Holzleserechtes, des Stoppelrechtes u. s. w. zu 
verhindern? Alf dies würde genügen, um die Aufstände der 
Fasci zu erklären, doch muss man noch das Cliquenwesen 
in der Gemeindeverwaltung, die ungerechte Eintreibung der 
Gelder, die unerhörte, unglaubliche Immoralität berück¬ 
sichtigen, die in den verschiedenen lokalen Administrationen 
herrscht. Das neue Wahlsystem hat eine neue Feudal¬ 
gewalt geschaffen, die sich nicht wie die alte auf Vorrechte 
stüzt, sondern auf wirthschaftliche Macht, darum aber um 
so starrer und niederdrückender ist. Der Bürgermeister 
ist der Vertreter der Eigenthümer, er tyrannisirt ohne 
Risiko die Gemeinde, da er vom Deputirten unterstüzt wird, 
den wiederum das Ministerium stützt: es sind dies gegen¬ 
seitige Hilfeleistungen. Und so kommt es, dass der arme 
geschundene Bauer weder beim Präfekten, noch bei der 
Regierung Schutz findet. Die Folge ist: willkürlich auf¬ 
gestellte Listen von Steuerpflichtigen, Besitzer, die bei der 
Viehzählung ihre Thiere nicht angeben, und dabei stete 
Konnivenz der Regierung in der Aufrechterhaltung der 
Interessen der Klientelschaften, falls diese den regierungs¬ 
freundlichen Deputirten unterstützen. Die Gewalt war stets 
an der Tagesordnung und sie wurde vom Bürgermeister wie 
vom Präfekten gehandhabt. Sowohl die Gemeindewahlen, 
als die politischen werden gefälscht. Die Gemeindeverwal- 
j tung wird eingeschüchtert und die Gesetze werden verletzt. 
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Doch — es ist unmöglich hier in Kürze diese Anhäufung 
von Elend, Uebermaass, Ausbeutung und Ungerechtigkeit 
zu beschreiben. Sizilien zerfällt eben in zwei Klassen: 
die eine nicht zahlreiche will leben ohne zu arbeiten, ohne 
Steuern zu bezahlen und dabei alle Kulturvortheile haben, 
— und die andere soll arbeiten und kaum das Nöthigste 
zum Leben besitzen. 

In diese gährenden Massen wurde nun mit feuriger 
Beredtsamkeit das Wort von Karl Marx geschleudert: „Pro¬ 
letarier vereinigt Euch!“ Die unbarmherzige Kritik über 
diese unmenschliche Ausbeutung ging von Palermo und 
einer von Colajanni geführten Studentengruppe aus. Und 
gar bald hatte die Kritik diese Haufen Leidender und 
Unzufriedener wachgerüttelt. Es bedurfte sehr wenig, um 
sie zu organisiren. Die Fasci entstanden, sie verbreiteten 
sich wie sich der elektrische Funke verbreitet. Sicherlich 
hatten die wenigsten sozialistische Färbung; die einen 
waren aus Opposition gegen die Lokalverwaltung entstan¬ 
den; andere wiederum waren vom Bürgermeister oder De- 
putirten ins Leben gerufen worden, um sich am Ruder zu 
erhalten; manche auch waren nur aus Nachahmung ent¬ 
standen und aus jenem Vereinigungstrieb der zum Guten 
oder zum Uebel die Insel beherrscht. Meist aber waren 
sie eben der Ausdruck des Unbehagens, der Unzufrieden¬ 
heit, der langen Leiden. Die Häupter der Partei benutzen 
ohne Zweifel das Material, das ihnen das Elend lieferte; sie 
theilten sie in Gruppen, beherrschten sie, doch mehr nur 
dem Namen nach,, denn nur die wenigsten Fasci standen mit 
dem Centralkomite in Verbindung, die wenigsten waren so 
disziplinirt, um einem Ruf zur Ordnung zu gehorchen. Es i 
ist jetzt nicht mehr möglich festzustellen, ob und in wie ; 
weit das Centralkomite an den letzten Erhebungen theil- 
hatte: sicherlich benutzte es die missliche Lage, aber 
es ist auch sicher, dass die sozialistische Partei die 
Bewegung missbilligte und keinerlei Verantwortung dafür 
hat. Der X^organg war folgender: Wegen der trostlosen 
Verhältnisse fand das erste Wort des rrostes, das ideale 
Geister spendeten, einen enthusiastischen Beifall und die 
Führer des Komites sahen sich plötzlich an der Spitze einer 
Bewegung, die sie nicht mehr zu meistern Kraft und Wissen 
hatten, die sie weder zuriiekhaltcn noch dirigiren konnten. 
V^ielen dieser Ausgehungerten und im Besondern den Frauen 
schwebte eine nahe soziale Revolution vor und sie wähnten, 
es bedürfe nur eines Anstosscs um sie zu verwirklichen. 
Es war eine neue „Jacquerie“, die sich zu bilden anfing, 
auch" sie ohne Anführer, ohne Programm, ohne Ziel. Keine 
politische, sondern eine soziale Bewegung, ein Sturm der 
Reaktion gegen die Ungerechtigkeit, der sich durch das 1 
Land verbreitete und in dem Rufe Ausdruck fand: Es lebe 
Christus, es lebe der König. 

Die Fasci, die der Mittelpunkt der Organisation und 
der Verbreitung waren und sind, wurden in Catania von 
dem revolutionär-sozialistischen Deputirten De Felice ge¬ 
gründet; ihre Ausbreitung verdanken sie Jedoch Garibaldi 
Bosco, einem 27jährigen Palcrmitaner, einem glänzenden 
Redner und unermüdlichem Organisator. Er bildete 
sie nach Art der französischen Syndikate und verband 
sie nach dem Vorbild der Ligue des patriots von Derou- 
lede. Unter seinem Einfluss entstanden im Laufe von zwei 
Jahren auf der Insel deren nicht weniger als 140, und 
darunter befanden sich welche, die 4—5000 Bauern zählten. 
Bald bildeten sich auch die Fasci der Frauen. Es war ein 
Rausch, — man ging niclit mehr in die Kirche, sondern 
zum Fascio, man glaubte nicht mehr dem Priester, den man 
für den Schützer der Interessen der Reichen hielt, sondern 
dem Verkünder des Marx schen Worts. Viele junge Rechts¬ 
gelehrte und Aerzte leiteten die Massen mit dem ihrem 
Alter und ihre Rasse eigenen Enthusiasmus, und schürten 
die Begeisterung für die neuen Ideale, denen auch eine 
Dosis von Mystizismus nicht fehlte. 


Im Jahre 1892 vereinigte sich der in Palermo abgehaltene 
Kongress der Fasci mit der sozialistischen Partei, worauf 
dann das Zentralkomitö gegründet wurde. Dies wurde auf 
dem sozialistischen Kongress in Reggio Emilia durch Bosco 
vertreten, der verkündete, dass 300 000 Bauern bereit seien. 
Diesen Worten wurde damals kein Glaube geschenkt. Nach 
dem Juli 1893 verbreitete sich die Bewegung und hielt 
Regierung und Reich in Sorgen. Auf dem Kongress von 
Grotte hatte man proklamirt: Das Bergwerk den Arbeitern! 
Auf dem Kongress von Corleone waren die neuen Agrar¬ 
kontrakte formulirt worden, die man den Besitzern für 
den Augenblick durch Drohungen eines allgemeinen Strikes 
der Mäher und Winzer aufdrang. Der Orkan wurde stärker. 
Colajanni hatte auf die Gefahr hingewiesen und die Re¬ 
gierung beschworen, durch Reformen rasche Abhülfe 
zu schaffen. Doch der mit den Bankskandalen und Parla¬ 
mentsgeschäften überhäufte Minister Giolitti schenkte dem 
kein Gehör. In Partinico flog der Funke auf, der den Brand 
veranlasste, es waren die ersten Aufstände wegen der über¬ 
mässigen Abgaben. Nachdem die Zollämter niedergebrannt, 
wurde der Zoll nicht mehr erhoben, es herrschte Zoll¬ 
freiheit. So wurde auch in Monreale, Lercara und in vielen 
andern Orten verfahren. Man protestirte gegen den Zoll 
als gegen die sichtbarste Ursache des Leidens, im Grunde 
war es aber ein Auflehnen gegen die lokalen Kliquen, gegen 
die Ungerechtigkeit der Latifundienbesitzer, gegen die un¬ 
menschliche ökonomische Sklaverei, die auf den Schultern 
der armen, über ihre Rechte unaufgeklärten, vom ungezügel¬ 
ten Egoismus der Besitzer gegeisselten Plebs lag. Es war 
ein Protest gegen den scheusslichen Truck, gegen die un¬ 
gerechten Steuern, gegen die Bedrückung der Beamten, 
gegen die erbarmungslose Minenarbeit. Es war die Revo¬ 
lution des in Mitten der Fülle ausgehungerten Magens. Wer 
sollte auch glauben, dass die Besitzer, als der Wein auf 
0,05 L. pro Liter sank, ihn lieber auf das Feld gossen, als 
ihn den Bauern zu trinken zu geben! 

Heute i.st die Aufmerksamkeit ganz Italiens auf Sizilien 
gerichtet. Selbst die Regierung ist überzeugt, dass der 
Belagerungszustand nicht das richtige Mittel sei und dass, 
falls das Uebel nicht bald beigelegt, die Sache von vorn 
anfangen wird. Doch was thun? — wie die ökonomischen 
Zustände dieser Arbeiter auf bessern? Die Regierung ist 
auf der Suche nach Abhülfe. Die Gemeinden schaffen in 
Eile die Zölle, die Grundsteuer ab, lösen die Korps der 
Flurschützen auf u. s. w. Doch das Uebel steckt im Boden, 
in den Latifundien, im Absentismus, in den Mittelsmännern, 
in der Zerreissung des Bandes zwischen denen, die die 
Rente verzehren, und denen, die die Erde bebauen. 

Palermo, 14. Januar 1894. G. Salvioli. 

Soziale Wirthschaftspolitik und Wirthschafts- 
Statistik. 

Entschädigung unschuldig Verurtheilter. De r Gesetz¬ 
entwurf betreffend die Abänderung der Strafprozessordnung 
und des Gerichtsverfassungsgesetzes enthält eine Bestim¬ 
mung, welche von weitreichender sozialer Bedeutung ist; 
dieselbe verpflichtet den Staat zum Ersätze des Vermögens- 
Schadens, welcher durch die Vollstreckung einer Strafe ent¬ 
standen ist, sofern im Wiederaufnahmeverfahren entweder 
auf Freisprechung oder auf eine mildere Strafe erkannt 
worden ist. Hiermit wird endlich dem Bedürfnis Rechnung 
I getragen, die Opfer des Irfthums der Justiz wenigstens 
I einigermaassen dafür zu entschädigen, dass sie. ohne ein 
; Verbrechen begangen zu haben, die dem Verbrecher zu¬ 
kommende Bestrafung haben erdulden müssen. Die Novelle 
giebt nur einen Entschädigungsanspruch für den Fall der 
I Verbüs.sung der Strafe, sie berücksicluigt jedoch niclit die 
weit zahlreicheren und desshalb in praktischer Hinsicht be- 
I deutungsvolleren Fälle, in welchen eine Person ohne Grund 
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längere oder kürzere Zeit in Untersuchungshaft war. Wenn 
man auch einstweilen die Gewährung der Entschädigung in 
der Beschränkung auf die Strafhaft mit Freuden als einen 
bedeutsamen Fortschrift begrüssen darf, so muss gleichwohl 
nach wie vor dahin gestrebt werden, dass die Gesetzgebung 
auch den Entschädigungsanspruch bei grundlos erlittener 
Untersuchungshaft anerkennt. Die Novelle weist die Ent¬ 
scheidung über den Anspruch auf Entschädigung zunächst 
den Justizverwaltungsbehörden zu, also den Ministerien, 
gestattet aber dagegen die Berufung auf den Rechtsweg, 
die vor den Zivilkammern auszutragen ist. Die Einschiebung 
der ministeriellen Vorentscheidung ist zu beanstanden und 
muss beseitigt werden. Zu einer Entscheidung durch die 
Ministerien liegt nicht der geringste Anlass vor, da es sich 
um einen Rechtsanspruch handelt und dessen Behandlung 
der Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte anheimfällt. 
Für die ärmere Bevölkerung ist es von besonderer Wich¬ 
tigkeit, dass die Entscheidung lediglich den Gerichten über¬ 
wiesen wird, denn in dem gerichtlichen Verfahren bekommt 
sie einen Rechtsanwalt beigeordnet, der ihre Rechte dem 
Fiskus gegenüber vertritt, in dem Verfahren bei dem 
Minister ist dieses nicht der Fall. Wie soll aber der Arme 
seine Rechte wahren, wenn er sich einem hohen Beamten 
gegenübersieht, der ihn durch das Gericht oder die Staats¬ 
anwaltschaft vernehmen lässt? Die ministerielle Vorent¬ 
scheidung ist daher unhaltbar. 

Die Abzahlungsgeschäfte im Reichstag. Der Reichs¬ 
tag beschäftigte sich am 25. d. M. zunächst mit der ersten 
Lesung des Gesetzentwurfs über die Abzahlungsgeschäfte. 
Der Entwurf hat bereits dem vorigen Reichstage Vorge¬ 
legen, ist dort auch von einer Kommission berathen wor¬ 
den, aber im Plenum nicht mehr zur Entscheidung ge¬ 
kommen. Der jetzige Regierungsentwurf, den Amtsgerichts¬ 
rath Jastrow in Nr. 15 dieser Zeitschrift einer Besprechung 
unterzogen hat, ist eine einfache Reproduktion der Be¬ 
schlüsse der vorjährigen Kommission. Sämmtliche Redner, 
die Abgg. v. Buchka, Spahn, Lenzmann, Enneccerus, Auer 
stimmten der Vorlage im allgemeinen zu, doch wurden viel¬ 
fach Verschärfungen der Vorlage verlangt. Abg. Enneccerus 
regte an, das Verbot des Theilzahlungsverkaufs von Lotterie¬ 
loosen und Inhaberpapieren mit Prämien auf alle Werth¬ 
papiere auszudehnen; Abg. Auer (Sozialdem) beschwerte 
sich lebhaft über die Klausel von Lebensversicherungsver¬ 
trägen, nach welchen bei Nichteinhaltung eines Zahlungs¬ 
termins die ganze Versicherung verfalle. Der Entwurf wird 
demnächst ohne Kommissionsberathung zur zweiten Lesung 
im Plenum gelangen. 

Gesetzentwurf, betreffend die eingetragenen Berufs¬ 
vereine. In seiner Sitzung vom 24. d. M. behandelte der 
Reichstag die von der freisinnigen Partei und dem Centrum 
wiederholt eingebrachten Anträge, durch welche den einge¬ 


tragenen Berufsvereinen die Rechtsfähigkeit verliehen werden 
soll. Der Abg. Spahn verwies darauf, dass die beiden An¬ 
träge einfach eine Wiederholung des früher vom Abg. 
Hirsch eingebrachten Entwurfs sind und diejenigen Ver¬ 
besserungen aufgenommen haben, welche die vom vorigen 
Reichstag niedergesetzte Commission an den letzteren vor¬ 
genommen hat. r)ie Gesetzgebung habe bis jetzt nur solche 
Vereinigungen bevorzugt, die Wirtschafts- und Geldinter¬ 
essen verfolgten; nachdem aber durch das geltende Recht 
die Staatsbürger in Bezug auf das Vereinigungsrecht an 
sich völlig gleichgestellt seien, müsse endlich auch dazu 
übergegangen werden, den Arbeitern und allen Berufs¬ 
ständen überhaupt die Verfolgung gemeinsamer Fach- und 
Berufsinteressen durch fördernde Akte der Gesetzgebung 
zu erleichtern, und diesem Zwecke entspreche der vor¬ 
liegende Entwurf Zu den Einrichtungen, die die Vereine 
in die Hand zu nehmen hätten, zählen beide Entwürfe un¬ 
entgeltliche Rechtsberathung und Rechtsschutz, Arbeits- 
nachweisung und Unterstützung bei Reisen, bei Arbeits¬ 
losigkeit, Strikes und Sperren, Förderung der Berufsbildung 
durch Vorträge. Unterricht, Fachschulen u. dergl., Schieds- 
und Einigungsämter. Sehr lebhaft belürworteten die Ab¬ 
geordneten Legien und Molkenbuhr vom Standpunkt der 
sozialdemokratischen Partei den Antrag, für den von den 
Freisinnigen die Abgeordneten Rickert, Schneider und 
Meyer eintraten. In schroftster Weise erhoben Freiherr 
V. Stumm und die Nationalliberalen Freiherr v. Heyl und 
Möller Widerspruch gegen eine gesetzgeberische Maass¬ 
regel, die als ein Akt der einfachsten Gerechtigkeit nicht 
mehr diskutirt werden sollte. Die Vertreter der Reichs¬ 
regierung verharrten in auftälligem und sehr unerfreulichem 
Schweigen. Die Anträge wurden an eine Commission von 
14 Mitgliedern verwiesen. 

Agrarenquete in Bayern. Das bayerische Staats¬ 
ministerium hat eine Enquete über die landwirthschaftlichcn 
Besitzverhältnisse angeordnet. Es sind daher die Gemeinde¬ 
behörden beauftragt worden, zu erheben, welche landwirth- 
schaftlichen Anwesen im Jahre 1893 im Wege des Konkurses 
oder der Zwangsvollstreckung zur Veräusserung gelangt sind, 
und ferner, welche landwirthschaftlichcn Anwesen im Jahre 
1893 wegen der in den Vorjahren stattgehabten Zwangs- 
veräusserung noch ausser Bewirthschaftung geblieben sind 

' Zunahme der grossen Einkommen in Sachsen. Die 

sächsische Einkommensteuerstatistik liegt jetzt soweit vor, 
dass man sie von 1879 bis 1892 verfolgen kann. Die Zahl 
der Unbemittelten mit 300 bis 800 M. Einkommen betrug 
1879: 751 626 Personen = 69 pCt. aller Eingeschätzten, 
1892 aber 868 081 Personen 60 pCt. aller Eingeschätzten; 
die Zahl der Personen mit mittlerem Einkommen 1879: 
227 072 — 20 pCt. aller Eingeschätzten, 1892 jedoch 438 782 
30 pCt. Am stärksten vermehrten sich jedoch die grossen 
Einkommen. Die Zahl derselben betrug: 
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Hier ist ein sehr beträchtliches Wachsthum wahrnehmbar, | 
namentlich bei den höchsten Einkommen von über 54 000 M. i 
Die Zahl der hierhergehörigen Personen wuchs von 228 auf 
837 in der Berichtsperiode, wiederum ein Zeichen dafür, wie 
die jetzige Wirthschaftsordnung die Entstehung von riesigen 
Vermögen begünstigt. 


Volkskredit in Frankreich. In seiner letzten Sitzung 
hat sich der Conseil Supörieur du Travail mit der Frage 
der Organisirung des Volkskredits in Frankreich befasst. 
Der Sekretär hat den bezüglichen Sektionsbericht vorgc- 
legt, der zu folgenden Schlüssen gelangt: Der Staat soll 
Geldmittel ft'ir die Organisirung des Volkskredits bewilligen 
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und zwar in Form von Subventionen an Kredit- und Pro¬ 
duktivgenossenschatten; weiter soll er die Bildung von 
yolksbanken fördern und die Bank von Frankreich soll bei 
Erneuerung des Bankprivilegiums statutenmässig ermächtigt 
werden, Handelspapiere notorisch solventer Kredit- und 
Produktivgenossenschaften zu eskomptiren. 

Bekämpfung der Arbeitslosigkeit in amerikanischen 
Städten. Die amerikanischen Städte thun viel, um das aus 
der ungeheuren Arbeitslosigkeit erwachsene Elend zu lindern. 
Die Stadt Chicago zahlt jedem Arbeiter, der in den Parks 
oder an den neu unternommenen Stra.ssen und Abzugs¬ 
kanalbauten beschäftigt ist, 1 Doll, den Tag. Die Chicagoer 
Kirchen gehen Hand in Hand mit den Gewerkvereinen. 
Die Stadt Cincinnati hat 30 000 Doll, für Parkarbeit zum 
Besten der Arbeitslosen bewilligt. Baltimore lässt Strassen 
anlegen und neu pflastern. Die Stadt Pittsburg hat 2000 
Arbeitslose angestellt. Nur in New-York, w'o die Arbeits¬ 
losigkeit in Folge der Einw'anderung schon in guten Zeiten 
erstaunlich im Vergleich zur europäischen ist. geschieht nichts. 


Soziale Zustände. 

Petition um Statistik und Verbesserung der Arbeiter¬ 
verhältnisse in den Staatsbetrieben. Der Centralrath der 
(Hirsch schen) Gew^erkvereine verlangt in einer Petition an 
den Reichstag, dass in den Betrieben des Reiches und der 
Bundesstaaten I. eine Statistik über die gesammten Arbei¬ 
terverhältnisse (Arbeitszeiten, Löhne, Alter, Entlassungs¬ 
gründe) nach gleichartigen'Formularen schleunigst und als¬ 
dann in regelmässiger Wiederkehr erhoben und dem Reichs¬ 
tage vorgelegt werde; 2. eine tägliche Arbeitszeit von 
höchstens 9 Stunden, für Bergwerke und andere gesund¬ 
heitschädliche Betriebe bezw. Beschäftigungen von höchstens 
8 Stunden, sowie wöchentliche Lohnzahlung, mindestens 
aber Abschlagszahlung eingeführt werde; 3. bei der zeit¬ 
lichen Eintheilung der Arbeiten wesentlich darauf Rück¬ 
sicht genommen werde, dass die Arbeiter dauernd das ganze 
Jahr hindurch beschäftigt und in Zeiten der Arbeitslosig¬ 
keit nicht Verminderung, sondern, sowejt irgend möglich, 
Vermehrung der Arbeiterzahl erfolge. 

Forderung der Bureau-Angestellten nach einer £n- 
quMe. Die Delegirten der Bureau-Angestellten Berlins 
wurden am 9. Januar von dem Unterstaatssekretär Dr. von 
Rottenburg empfangen, um eine Petition zu überreichen, ;n 
w^elcher die Ausdehnung der Arbeiter-Statistik auf ihren 
Beruf verlangt wird. Hierbei kam die gesammte, überaus 
traurige wirthschaftliche Lage der Bureau-Angestellten zur 
Sprache, über welche Herr von Rottenburg sich eingehend 
zu informiren suchte. Zur Petition selbst äusserte er sich 
dahin, dass dem Verlangen auf Ausdehnung der Statistik 
§ 1 des Regulativs entgegenstehe, welcher nur von gewerb¬ 
lichen Arbeitern handle. Es sollte daher um eine Erweite¬ 
rung des Reglements petitionirt werden, und zwar beim ' 
Bundesrath, dem Reichskanzler und der Reichskommission. 
Er werde die Sache befürworten und zweifle nicht an der 
Annahme. 

Zur Lage der sächsischen Berg- und Hüttenarbeiter 

Der Verband der sächsischen Berg- und Hüttenarbeiter hat 
an den sächsisen Landtag eine Petition gerichtet, die in der 
Hauptsache folgenden Inhalt hat und von der traurigen 
Lage der Bergarbeiter handelt. Gefordert wird in erster 
Linie eine Vermehrung des Jetzigen Berginsp.ektionspersonals 
in der Weise, dass den zur Zeit arntirenden fünf Berg- 
-inspektoren je zw^ei, mindestens aber je ein Beamter mit 
vorwiegend praktischer Erfahrung, d. h. Männer aus dem i 
Bergarbeiterstande, als Assistenten beigegeben werden sollen, 
die in geheimer Abstimmung von den Arbeitern selbst zu 
wählen sind. Ferner wird für alle Bergwerke mit einer I 
Temperatur von über 28 Grad die Einführung sechsstündiger 
Schichten gefordert, auch verlangen die Bergarbeiter für 
alle Bergwerke die obligatorische Einführung von Mann¬ 
schaftsbädern, die gesetzliche Abschaffung der Akkordarbeit , 
und den Wegfall der Arbeitsbücher. Zur Beleuchtung der 
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bestehenden Zustände wird in der Petition u. A. darauf 
hingewiesen, dass in dem v. Arnini’schen Kohlenwerke im 
Zwickauer Revier die Bergarbeiter zur Zeit bei einer Tem¬ 
peratur bis Ober 40 Grad Celsius zu einer zehn- und zwölf- 
stOndigen Arbeitszeit verpflichtet sind. 

Der folgende Abschnitt der Petition verlangt die Ein¬ 
führung der achtstündigen Schicht inklusive Ein- und Aus¬ 
fahrt, achttägige Lohnzahlung bezw. Abschlagszahlung, und 
zwar soll dieselbe an jedem Freitag erfolgen, obligatorische 
Einführung von Lohnzetteln, aus denen die Arbeiter die Anzahl 
der verfahrenert Schichten, Lohnhöhe, Strafen, Abzüge etc. 
ersehen können und schliesslich die Aufnahme einer Bestim¬ 
mung im A.-B.-G., w'onach die höchste zulässige Strafe einen 
einfachen Schichtlohn nicht übersteigen darf. Mit dieser 
Forderung in Verbindung steht das Verlangen der wöchent¬ 
lichen Lohnauszahlung. Durch die langen Lohnzahlungs¬ 
perioden w^erden die Bergleute sehr geschädigt, denn sie 
verfallen unter den jetzigen Umständen nur zu leicht dem 
Kleinwucher; sie sind fast stets gezwungen, ihre Waaren 
auf Borg zu entnehmen, wodurch diese unnöthig vertheuert 
werden. Des Weiteren verlangen die Bergleute die Auf¬ 
hebung der Entlassungsparagraphen. Die Fassung dieser 
Paragraphen ist eine solche, dass sich jeden Augenblick ein 
Vergehen, auch für den tüchtigsten Arbeiter, daraus kon> 
struiren lässt. Diese Entlassung, welche auf einen der elf 
Paragraphen hin geschehen ist, bedeutet nun gerade das 
Allerungerechteste gegen den armen Bergmann. Nicht 
allein, dass der Entlassene brotlos geworden, bestimmt 
das Berggesetz auch ferner, dass er, weil er auf Grund 
dieser Entlassungsparagraphen die Arbeit einstellen musste, 
der von ihm an die Knappschaftskasse geleisteten Bei¬ 
träge verlustig gehe. Diese drakonischen Bestimmungen 
verlangen die Bergleute aufgehoben zu wissen. Sie for¬ 
dern, dass jeder Bergarbeiter, der zusammen zwei Jahre 
Mitglied der verschiedensten Pensionskassen war, die Ga¬ 
rantie haben müsse, den vollen Betrag seiner Beisteuer an 
die Knappschaftskasse bei seinem Abgänge zurückzuerhal¬ 
ten, ob er selbst gegangen oder entlassen worden sei. 

Schliesslich wird in der Petition als letzte Forderung 
die Einführung einer Berufungsinstanz für Bcrgschicdsgcrichte 
verlangt. 


Politische Arbeiterbewegung. 

Der gegenwärtige Stand der sozialistischen Bewegung 
Hollands. 

Seit ungefähr 3 Jahren sondert sich die sozialistische 
Partei Hollands in der Taktik und den Mitteln des Han¬ 
delns völlig von allen übrigen sozialistischen Parteien des 
Kontinents. Die letzteren legen, ohne auf andere Mittel zu 
verzichten, grossen Werth auf die politische Wirksamkeit. 
Die Holländer dagegen zeigen sich ihr mehr und mehr ab¬ 
geneigt. 

Im Jahre 1890 war Domela Nieuwenhuys Abgeordneter 
und wirkte an der Gesetzgebung mit. Im nächsten Jahre 
noch sprach er sich auf dem internationalen Kongresse zu 
Brüssel nicht förmlich gegen die parlamentarische Thätig- 
keit aus und stimmte für die Gesetzgebung zum Schutze 
der Arbeit. Kurz darauf aber, im Dezember 1892, erklärte 
er sich auf dem Kongress zu Zwolle für die Mittel der 
Revolution und war entschlossen, die Wahlen lediglich als 
Agitationswerkzeug zu benutzen. Seitdem ist die ab¬ 
weichende Richtung der Holländer nur noch schärfer zum 
Ausdruck gekommen: im vergangenen August gingen sie 
auf dem internationalen Kongress in Zürich auf die Frage 
der Taktik nicht ein und machten fortwährend die Zwischen¬ 
träger zwischen dem Kongress der Sozialdemokraten und 
dem der Unabhängigen oder Anarchisten. 

Am 25. Dezember 1893 beseitigte schliesslich der sozial¬ 
demokratische Verband der Niederlande die letzte Schranke, 
die ihn noch von Anarchisten wie Merlino trennte, welche 
die Nothwendigkeit einer Organisation der Arbeiter aner¬ 
kennen: zur selben Zeit, als die belgische Arbeiterpartei 
im Hinblick auf die kommenden Wahlen ein umfassendes 
Programm gesetzgeberischer Reformen annahm, beschloss 
der Sozialistenkongress zu Groningen, an den Wahlen nicht 
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mehr und nicht einmal zum Zwecke der Agitation theilzu- 
nehmen. 

Dieser volle Gegensatz zwischen der Taktik der Bel¬ 
gier und der Holländer erklärt sich, zum Theil wenigstens, 
aus den tiefgehenden Verschiedenheiten der beiden Par¬ 
teien hinsichtlich ihrer Zusammensetzung und Organisation. 

Die belgische Arbeiterpartei rekrutirt sich nahezu aus¬ 
schliesslich aus den städtischen Arbeitern, w^elche die Gross¬ 
industrie zusammendrängt und disziplinirt, und die der 
wirthschaftliche Druck zur straffen Organisation zwingt. 
Die holländische Sozialistenpartei dagegen hat bisher in 
den Hauptindustriepunkten kaum festen Fuss gefasst. Die 
Mehrzahl ihrer Anhänger sind Landarbeiter und Klein¬ 
bauern, die auf ziemlich weitem Gebiete zerstreut und, so¬ 
wohl infolge ihres Wesens als der Art ihrer Beschäftigung 
Individualisten sind. Daher bildet die belgische Arbeiter¬ 
partei einen grossen Verband von Syndikaten, Genossen¬ 
schaften und politischen Vereinen, während die F^ddration 
ddraocrate-socialiste N^erlandaise lediglich aus Ortssek¬ 
tionen besteht. Die Zahl dieser Sektionen hat seit 2 Jahren 
erheblich zugenommen. Zur Zeit des Brüsseler Kongresses, 
1891, gab es deren 56 — in 56 Gemeinden des Landes—; 
gegenwärtig sind es 118, und tagtäglich bilden sich neue. 
Die Mitgliederzahl der Partei wächst, auch wenn man sie 
gering anschlägt, im gleichen Verhältniss. Während sie 
1891 1500 nicht überstieg, beläuft sie sich heute auf über 
4(^. Vergessen wir nicht, dem hinzuzufügen, dass diese 
Ziffer nicht die gesammten Sozialisten Hollands umfasst, 
sondern lediglich die Zahl der in der „Fdd^ration“ Ver¬ 
einigten. 

Es ist nicht zu verwundern, wenn so beschränkte 
Gruppen, die mehr eine Sekte als eine Partei darstellen, 
von einer so hervorragenden Persönlichkeit wie Domela 
Nieuwenhuys in hohem Grade beeinflusst werden. Man 
kann behaupten, dass er den sozialistischen Verband ge¬ 
schaffen, dass er ihm seinen Gedanken eingegeben hat, und 
dass die Beschlüsse seiner Kongresse stets das Gepräge 
seiner eigenen Meinung tragen. 

Allerdings ist, wie bemerkt, die Federation dömocrate- 
socialiste nicht der ganze holländische Sozialismus, und 
unser Bericht wäre nicht vollständig, gedächten wir nicht 
der Fachsyndikate und des Verbandes für das allgemeine 
Wahlrecht. 

Die Fachsyndikate in Holland sind neueren Ursprungs 
und haben mit vielleicht zwei oder drei Ausnahmen eine 
ziemlich kleine Mitgliederzahl. Hiervon ausgeschieden sind 
indessen der Verband der Cigarrenarbeiter, der Verband 
der BuchdruckereiarbeÜer und der Syndikatsverein der 
Eisenbahnarbeiter „Steeds Voorwaarts“, der 4000 Mitglieder 
zählt. Diese Verbände gehören der sozialistischen Partei 
nicht an, werden aber von Sozialisten geleitet. 

Neben der Sozialistenpartei besteht ferner ein Verband 
für das allgemeine Wahlrecht, der einige bürgerliche Elemente 
umfasst, aber im grossen Ganzen sich auf die Sozialdemo¬ 
kratie stützt. Es wurden in den beiden letzten Jahren von 
ihm grossartige Kundgebungen in’s Werk gesetzt, so nament¬ 
lich im Haag am 18. September 1892. Sie waren nicht ohne 
Einfluss auf die Lösung, welche der Minister Tak van 
Poortvliet zur Zeit in Vorschlag bringt und die das all¬ 
gemeine Wahlrecht unter Ausschluss der Ungebildeten und 
Almosenempfänger bezweckt. 

Unter dem jetzigen Wahlsystem giebt es 280000 Wähler 
von 1200000 Einw'ohnern über 23 Jahre. Trägt der ministe¬ 
rielle Entwurf den Sieg davon, was durchaus wahrschein¬ 
lich, so wird die Zahl der Wähler auf 800000 erhöht. 

Schwerlich haben unter diesen Umständen die Beschlüsse 
des Groninger Kongresses Aussicht, von der grossen Masse 
der Arbeiter anerkannt zu werden. Die meisten von ihnen 
werden sich ohne Zögern den Wahlzettel zu Nutze machen, 
und von jetzt an dürften sogar im Schosse der Föderation 
democrate-socialiste die Antiparlamentarier über eine nur 
schwache Mehrheit verfügen. In Groningen trat der Gegen¬ 
satz der beiden einander längst schon gegenüberstehenden 
Richtungen des Verbandes erstmals offen zu Tage. Die 
eine vertraten Domela Nieuwenhuys, Luistjes, Christ, Corne- 
lissen und die Sozialisten Amsterdams und Frieslands. Ihr 
gegenüber standen die Anhänger der politischen Thätigkeit 


mit ihren Wortführen Toelstra, Van Kol und die Mehrzahl- 
der Abgeordneten aus den Südprovinzen. 

Sieht man ab von Fragen örtlichen Interesses, von 
persönlichen Streitigkeiten, von allem was die Verwaltung 
des Verbandes angeht, so drehen sich die Verhandlungen 
um drei Hauptpunkte. Es waren dies 1. der Antrag, nicht 
mehr an den internationalen Kongressen theilzunehmen; 
2. der Antrag, sich nicht mehr an den Wahlen zu be¬ 
theiligen und 3. die Beseitigung des „Strijd program“, d. h. 
des Programms der unmittelbaren Inangriffnahme von 
Reformen. 

Zur ersten Frage waren zwei Tagesordnungen in Vor¬ 
schlag gebracht. Von Zwo Ile: Die Partei beschliesst dar¬ 
über, ob sie an die Beschlüsse der internationalen Kongresse 
gebunden ist oder nicht. Von Arnheim: Weigerung der 
Theilnahme an den internationalen Kongressen. Beide An¬ 
träge wurden von ihren Urhebern zurückgezogen. Der 
Bruch mit der internationalen Sozialdemokratie musste un¬ 
ausbleiblich zur Sezession der Fedöration Hollandaise 
führen. Domela Nieuwenhuys erklärte, dass die inter¬ 
nationalen Kongresse insofern nützlich sein könnten, als 
sie Beziehungen mit den Sozialisten anderer Länder ver- 
anlassten, er fügte aber hinzu, dass die holländischen 
Sozialisten Föderalisten seien und sich nicht durch die 
Majoritäten der Kongresse binden lassen dürften, ausser¬ 
dem, betonte er, hätte die Frage zu wenig praktisches 
Interesse, da ja die internationalen Kongresse stets Anstand 
genommen hätten, wirkliche Resolutionen zu fassen. 

Hinsichtlich der Frage der Taktik brachte Hoogezand 
Sappemer (Luistjes) folgende Tagesordnung ein: »Der 
Kongress beschliesst, unter keinerlei Vorwand mehr, auch 
nicht zum Behufe der Agitation, an den Wahlen theilzu¬ 
nehmen.“ Es ist wohl überflüssig, die Argumente anzu¬ 
führen, welche auf beiden Seiten entwickelt wurden; man 
wiederholte lediglich, was schon so oft über die Schatten- 
und Lichtseiten der politischen Aktion geredet wurde. Nach 
langer Verhandlung wurde die Tagesordnung Hoogezand 
Sappemer mit 47 gegen 40 Stimmen angenommen; 14 ent¬ 
hielten sich der Abstimmung. Dies Resultat muss durch 
das Referendum in allen Ortssektionen bestätigt werden; 
doch ist man schon jetzt der Meinung, dass die antiparla¬ 
mentarische Fraktion, welche allmächtig schien, kaum noch 
zahlreicher ist als ihre Gegnerin. 

Der dritte Punkt der Tagesordnung war lediglich ein 
Anhängsel des zweiten: es war klar, dass die Nichttheil- 
nahme an den politischen Wahlen nothwendig die Be¬ 
seitigung des „Strijd program“, des Programms der so¬ 
fortigen Reformen, im Gefolge haben musste, für dessen 
Diskussion auf dem Kongress zu Zwolle nicht Zeit ge¬ 
blieben. 

Es hat somit nun die Federation Hollandaise kein 
anderes Programm als die Erklärung ihrer Prinzipien, kein 
anderes Mittel des Handelns, als die Arbeiterorganisation 
und die Zuflucht zur Gewalt. Je schärfer aber die 
Meinungen der Mehrheit zum Ausdruck gelangen, desto¬ 
mehr wächst die Stärke der Minderheit, und es lässt sich 
vorhersehen, dass in einer nicht fernen Zukunft die Anti- 
Parlamentarier mit den Anarchisten verschmelzen, während 
die Verfechter der politischen Aktion eine Partei für sich 
bilden werden. 

Von jetzt an hat jede der beiden Fraktionen ihr be¬ 
sonderes Organ: die eine das „Recht voor Allen“, deren 
Chefredakteur Domela Nieuwenhuys ist, die andere „De 
Nieuwe Tijd“, die eine Politik verfolgt, welche mehr oder 
weniger jener des „Vorwärts“ ähnelt. 

Brüssel. Emil Vandervelde: 

Ein neues Organ der deutschen Sozialdemokratie. 

Unter dem Titel: Der Sozialdemokrat, Wochenblatt der 
sozialdemokratischen Partei Deutschlands, ist die erste 
Nummer des auf dem Kölner Parteitag beschlossenen Organs 
erschienen. Das Blatt will in erster Linie ein Mittel der 
praktischen Agitation sein, Uebersichten über die Partei¬ 
bewegung, die wichtigsten Parteikundgebungen und Meinungs¬ 
äusserungen bieten und einen Mittelpunkt für die Dis¬ 
kussion aller die sozialdemokratiscln- Partei interessireii- 
den Fragen bilden. Dieses Programm ist ein überaus bc- 
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deutsamts und sehr geeignet, dem Blatt von vornherein 
in den Kreisen der Sozialdemokratie wie ausserhalb der¬ 
selben ernste Beachtung zu sichern. Die Redaktion befindet 
sich in den Händen de.s Abg. Max Schippel. 


Gewerkschaftliche Arbeiterbewegung. 

Jahresversammlung des Bergarbeiterverbandes von 
Grossbritannien. Auf der vom 16.—21. Januar abgehaltenen 
Jahresversammlung des Bergarbeiterverbandes von Gross¬ 
britannien waren 205683 Bergleute durch 53 Delegirte ver¬ 
treten. In seiner Eröfl'nungsrede sprach sich der Präsident, 
das Parlamentsmitglied Pickard u a. gegen die Durchlöcherung 
des dem Parlament vorliegenden Haftpflichtgsetzes durch die 
„contracting out“ Clausel aus. Ein Haftpflichtgesetz, das den 
Unternehmern gestatte durch ein Abkommen mit ihren Ar¬ 
beitern Bestimmungen des Haftpflichtgesetzes aufzuheben, 
sei ein Gesetz zum Nutzen der Unternehmer und gegen die 
Interessen der Arbeiter. Lieber den geplanten internationalen 
Bergarbeiterkongress theilte Mr. Pickard mit, dass er bezüg¬ 
lich desselben in Verbindung mit den deutschen Bergarbeitern 
geblieben sei und dass nach einem Schreiben, welches er 
aus Deutschland erhalten habe, es definitiv feststehe, dass 
der Kongress in diesem Jahre in Berlin abgehalten wird. 

Erster Gegenstand der Tage.sordnung war die Erörterung 
der Bill, durch welche der Achtstundentag für die Arbeiter 
eingetührt werden soll. Die Bill hat bereits die zweite 
Lesung im Unterhause passirt. Das Parlamentsmitglied 
Mr. Wood sprach sich über die weitere parlamentarische 
Behandlung der Bill aus und beantragte, „die Versammlung 
möge erklären, es sei die Pflicht der Regierung die Acht¬ 
stundenbill für die Bergarbeiter zu einer Regierungsmass¬ 
regel zu machen: sie sollte ihre Unterstützung dazu leihen, 
dass die Bill in der nächsten Parlamentssession Gesetz werde; 
entspreche die Regierung dieser Forderung nicht, so sollten 
die Vertreter der Bergarbeiter ein entsprechendes Amende¬ 
ment zu der Thronrede beantragen“. Diese Resolution wurde 
einstimmig angenommen. 

Die Versammlung beschäftigte sich weiter mit dem An¬ 
trag auf Einsetzung eines Comites, dessen Aufgabe es sein 
soll die Anhäufung der Kohlen zu überwachen, sowie die 
Anzahl der Arbeitstage zu reguliren und sich über die Lage 
der Kohlenindustrie auf dem Laufenden zu halten. Auf diese 
Weise, so wurde in der Diskussion hervorgehoben, könne 
man eine Ba.sis für die Anzahl der Arbeitstage finden, die 
für das ganze Land innegehalten werden müssten. Schliess¬ 
lich wurde eine Resolution angenommen, durch welche das 
Executiv-Comite des Bergarbeiterverbandes beauftragt wird, 
Informationen über die Anhäufung von Kohlen sowohl in 
den Depots, wie auf den Kohlengruben zu sammeln und das 
Resultat von Zeit zu Zeit den verschiedenen Zweigen des 
Verbandes mitzutheilen, wenn das Executiv-Comitd die 
Meinung habe, d.sss die Anhäufung eine solche sei, dass sie 
die Interessen der Arbeiter verletze. 

Ferner wurde beschlossen, dass die Mitglieder des Ver¬ 
bandes in allen Distrikten eine einheitliche Abgabe von 6 d 
wöchentlich für die Zwecke der Arbeiter zahlen sollen. Bis¬ 
her waren die Abgaben in den verschiedenen Distrikten ver¬ 
schieden festgesetzt: sie variirten zwischen 1 und 6 d für 
die Woche. 

Bezüglich der Inspektion der Bergwerke wurde eine 
Resolution angenommen, worin es heisst, es solle in das 
Bergwerksgesetz eine Bestimmung aufgenommen werden 
durch welche festgesetzt wird, dass die Bergwerksinspektoren, 
wenigstens alle drei bis vier Monate ein gründliche Unter¬ 
suchung der Bergwerke vornehmen sollen, ohne Rücksicht 
darauf, ob ein Unfall stattgefunden habe, der eine Unter¬ 
suchung nothwendig mache. In der Diskussion wurde her¬ 
vorgehoben, dass gegenwärtig der Inspektor nur dann zu 
einer Untersuchung veranlas.st werde, wenn sich ein Unfall 
ereignet hat. 

Ueber die P'rage der Nationalisirung der Bergwerke 
entspann sich eine lange und lebhafte Diskussion. Es wurde 
schlie-sslich einstimmig beschlossen, dass es der nationalen 
Wohlfahrt am meisten entspreche, wenn die Bergwerke 
des Landes nationalisirt würden. 


Als Sekretär für den internationalen Kongress in Berlin 
wurde Mr. Pickard nominirt, sowie 5 Delegirte für den Kon¬ 
gress gewählt. 

Ueber den Unterstützungsfond der aus Anlass des vorig¬ 
jährigen Lock-out geschaffen worden, wurde mitgetheilt, dass 
für denselben von den Mitgliedern 77562 £ erhoben wurden; 
an Beiträgen von Gewerkvereinen und anderen Korporationen, 
sowie aus den Kreisen des Publikums gingen 24152 £ ein, 
so dass sich der Gesammtbetrag auf 101714 £ belief. Die 
Einnahmen der allgemeinen Kasse aus den Mitgliederbei¬ 
trägen stellen sich auf 28102 £, die Ausgaben auf 19314 £. 

Ein Strike der Taxameterdroschkenkutscher Berlins, 

der am 1. Januar d. J. infolge einer vom 10. November 1893 
datirten polizeilichen Verfügung, betreffend die weisslackirten 
Hüte der Taxameterdroschkenkutscher, ausgebrochen war, 
ist nach dreiwöchentlicher Dauer beendet. 

Am 10. November wurde vom königlichen Polizeipräsi¬ 
dium eine Bekanntmachung erlassen, laut welcher vom 
1. Januar 1894 ab alle Kutscher, welche Droschken mit Fahr- 

f )reisanzeiger fahren, zur besseren Kenntlichmachung weiss- 
ackirte Hüte tragen sollten. Die Droschkenkutscher ver- 
mutheten nun, dass dieser besonderen Kopfbedeckung auch 
bald eine, durch PolizeiverfOgung einzuführende neue Uni¬ 
form folgen werde. Da jedoch die Kutscher durch die 
Anschaffung eines solchen Hltes und eventuell einer 
ganzen Uniform ihren ohnehin schon geringen Verdienst 
noch mehr zu schmälern fürchteten, beschlossen sie, an den 
Polizeipräsidenten von Berlin um Aufhebung der betreffen-, 
den Polizeiverfügung zu petitioniren. Erst nach geraumer 
Zeit erhielten sie auf ihre Eingabe vom Polizeipräsidenten 
einen abschlägigen Bescheid. Vorher hatten jedoch die 
Kutscher beschlossen, am 1. Januar, mit dem Inkrafttreten 
der Polizeiverfügung, auf den Taxameterdroschken nicht 
mehr zu fahren. 

Von diesem Beschluss waren 487 Taxameterkutscher 
betroffen. Von diesen 487 in Frage kommenden Kutschern 
hatten am 1. Januar 1894 480 die Arbeit niedergelegt. Am 
18. Dezember richteten die Kutscher auch an den Minister 
des Innern das Gesuch um Aufhebung dieser, sie pecuniär 
sehr belastenden Polizeiverfügung; jedoch erfolgte auch 
hierauf nach einigem Wochen ein abschlägiger Bescheid. 

Da nun während des Strikes von Seiten der Unter¬ 
nehmer versucht wurde, möglichst viel Ersatz für die 
Strikenden heranzuziehen und, wie von den Kutschern be¬ 
hauptet wird. auf Veranlassung der Fuhrherren vom Polizei¬ 
präsidium eine grosse Anzahl von Fahrscheinen auch an 
solche Bewerber, die den sonst üblichen strengen Anforde¬ 
rungen nicht entsprachen, ausgegeben wurden, wurde der 
Erfolg des Ausstandes in Frage gestellt und nunmehr für 
beendigt erklärt. 


Arbeiterschutzgesetzgebung und Gewerbe¬ 
inspektion. 

Sonntagsruhe auf den preussischen Staatsbahnen. 

Ueber die Erweiterung der Sonntagsruhe im Eisenbahn¬ 
güterverkehr hat eine Ende 1890 niedergesetzte Kommission 
eingehende Ermittelungen angestellt, die jetzt zum Ab¬ 
schluss gelangt sind. Dieselben haben, wie mitgetheilt 
wird, ergeben, dass die Einführung der Sonntagsruhe im 
Güterverkehr — von vereinzelten Ausnahmen abgesehen — 
während des grössten Theils des Jahres ohne besondere 
Schwierigkeiten möglich ist, dass dagegen eine vollständige 
Durchführung dieser Maassnahme während des ganzen 
Jahres, also auch in den regelmässig wiederkehrenden 
Zeiten des starken Verkehrs, die Aufwendung sehr beträcht¬ 
licher Mittel — für die alsdann erforderlich werdende Ver¬ 
mehrung des Wagenparkes allein mehr als 42 Millionen 
Mk.—nothwendig machen würde. Bei der ausserordentlichen 
Höhe dieser Kosten wird von einer vollständigen über das 
ganze Jahr gleichmässig ausgedehnten Durchführung der 
Sonntagsruhe abgesehen werden müssen. Dagegen liegt 
es der Nordd. Allg. Ztg. zufolge in der Absicht, die von 
der Kommission als erforderlich bezeichneten Verbesserun¬ 
gen und Ergänzungen der bestehenden baulichen Einrich- 
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tungen insoweit nach und nach zur Ausführung zu bringen, 
als es erforderlich ist, damit ausserhalb der Zeiten des 
starken Verkehrs regelmässig Sonntagsruhe gehalten wer¬ 
den kann. Es werden alsdann von den im Eisenbahng^lter- 
dienste beschäftigten Beamten und Arbeitern. 25 239 mehr 
als bisher, im Ganzen 52 278, Ruhe erhalten. Die Eisenbahn¬ 
direktionen sind schon jetzt angewiesen, im Anschluss an 
die bereits im Sommer 1892 mit Erfolg angestellten prak¬ 
tischen Versuche mit der weiteren Durchführung der Sonn¬ 
tagsruhe nach den in dem Berichte der Kommission ent¬ 
haltenen Vorschlägen insoweit vorzugehen, als dies nach 
Maasgabe der im Etat zur Verfügung stehenden Mittel, so¬ 
wie mit den bestehenden Einrichtungen ohne Beeinträchti¬ 
gung berechtigter Verkehrsinteressen erreichbar ist. Eine 
Aussicht, die in ihrer bureaukratischen Verklausulirung nicht 
gerade viel verspricht! 

Zur Einführung des Achtstundentags in England. 

Das ausserordentlich werthvolle Vorgehen der englischen 
Regierung, in Staatswerkstätten den Achtstundentag einzu¬ 
führen, gewinnt immer grössere Ausdehnung. Wir ent¬ 
nehmen darüber dem Vorwärts folgende Mittheilung: 

„Dass der Kriegsminister sich entschlossen hat, in den 
Arsenalwerkstätten den Achtstundentag einzuführen, und 
das man im Marineministerium dem Beispiel folgen will, 
hat der Telegraph längst ^gemeldet. Dieser Tage haben 
sich auch die Zuschneider in der Monturfabrik in Pimlico 
(SOdwest-London) an den Kriegsminister um Einführung 
des Achtstundentages gewendet und einen sehr zufrieden- 
‘stellenden Bescheid erhalten. Ferner hat vor einigen Tagen 
der Staatssekretär der Admiralität, Kay Shuttleworth, mit- 
getheilt, dass er den Firmen, welche die Schlösser für die 
Marine anfertigen, angekündigt habe, wenn sie fortführen, 
die Schlösser Schwitzmeistern zu übergeben, statt sie in 
den eigenen Werkstättten unter den vorgeschriebenen Ar¬ 
beitsbedingungen herstellen zu lassen, ihnen der Auftrag 
werde entzogen werden. 

Alle diese Verfügungen kommen natürlich nur einem 
winzigen Bruchtheil der Arbeiterschaft zu gute, aber es 
sind doch immerhin mindestens 40 000 Arbeiter und ihre 
Familien, die davon profitiren und indirekt ist die Wirkung 
natürlich noch eine grössere. Darum darf man sich dieser 
Thatsachen wohl freuen und sie als einen Erfolg der poli¬ 
tischen und gewerkschaftlichen Arbeiterbewegung feiern. Die 
Gerechtigkeit gebietet es, anzuerkennen, dass der Beschluss 
des Herrn Campell Bannermann zum nicht geringen Theil 
dem unablässigen Bemühen und der Sachkenntniss von John 
Burns, sowie der Befürwortung durch liberale Fabrikanten, 
die bei sich den Achtstundentag mit Erfolg eingeführt, zu¬ 
zuschreiben ist, aber ohne die unablässige agitatorische 
Arbeit der Sozialisten ausserhalb des Parlaments würde alle 
Ueberredungskraft Burns* vergeblich gewesen sein, und 
ebenso war es der Einfluss der politischen und gewerk¬ 
schaftlichen Organisation der Arbeiter, der die betreifenden 
Fabrikanten bewog, den Achtstundentag bei sich einzu¬ 
führen. 

Zwei davon, die Herren Allen und Mather, sind Be¬ 
sitzer grosser Eisenkonstruktions-Unternehmungen, der dritte, 
Herr Brunner, Direktor eines grossen Kaliwerkes. Alle drei 
vertreten Wahlkreise des nördlichen England. Herr Brunner 
war lange Zeit der Gegenstand bitterer Angriffe in der Ar¬ 
beiterpresse wegen der Zustände in den ihm unterstehenden 
Werken, bis er sich entschloss, es mit dem Achtstundentag 
zu versuchen, bei dem, nach seinen eigenen Erhebungen, 
unter dem Einfluss besserer Maschinen und besserer Arbeits- 
eintheilung ebensoviel geleistet wird als zuvor.“ 

Gewerbeinspektion in Britisch-Indien. Der Bombay 
Gazette zufolge hat der Gewerbeinspektor der Provinz 
Bombay kürzlich seinen ersten Bericht über den Erfolg der 
indischen Factorics Act erstattet. Demgemäss fanden im 
Jahre 1892 Inspektionen sämmtlicher 253 Fabriken, die in 
der Präsidentschaft Bombay existiren, statt, mit Ausnahme 
von 9 Saisonbetrieben. Die Vorschriften über Sonntags¬ 
ruhe und Mittagspausen sind allgemein eingehalten worden 
und fanden blos zw’ei Anzeigen wegen Uebertretung statt. 
Gegen die Ventilationsvorschriften hat die Mill Owners’ 
Association einen Protest erhoben, der behördlich noch ' 


nicht erledigt ist. Die Gesundheitsverhältnisse der Fabriks¬ 
arbeiter sollen nicht schlechter sein als die der übrigen Be¬ 
völkerung in Indien und kann der Fabrikarbeit keinerlei 
gesundheitsnachtheiliger Einfluss zugeschoben werden. Be¬ 
merkenswerth erscheinen die Mittheilungen des Inspektors 
über die Verschuldung der Fabrikarbeiter. Verursacht 
wird letztere hauptsächlich durch den Missbrauch der 
Fabriken, den Lohn für zwei Monate zurückzubehalten, so 
dass die Arbeiter sofort bei Beginn der Arbeit borgen 
müssen. Der Bericht empfiehlt in dieser Hinsicht dringende 
Abhilfe. 


Arbeiterversicherung. 

Die Ortskrankenkasse der Maler in Berlin befindet 
sich zur Zeit in Zahlungsschwierigkeiten und konnte die¬ 
selbe ihren erkrankten Mitgliedern in der Woche vom 
15. bis 20. Januar d. J. das statutengemässe Krankengeld 
nicht auszahlen. Hervorgerufen sind diese Zustände eines- 
theils durch die grosse Arbeitslo.sigkeit, die augenblicklich 
im Baugewerbe vorhanden ist und viele Unternehmer zwingt, 
ihre Arbeiter zu entlassen und infolge dessen auch bei der 
Kasse abzumelden, — die Kasse hat augenblicklich einen 
Mitgliederbestand von ca. 2000, während im Sommer ca. 
4000 Mitglieder vorhanden waren —, anderntheils dadurch, 
dass eine grosse Zahl von Unternehmern die Kranken¬ 
kassenbeiträge an die Kasse nicht abgeführt haben. 

Bemerkenswerth ist, dass 26 solcher Unternehmer der 
Kasse gegenüber manifestirt haben und einer von ihnen 
allein der Kasse bis zum Jahre 1892 bereits ca. 2000 M. 
schuldet. Insgesammt schulden diese Unternehmer der 
Kasse den Betrag von ca. 8000 M. 

Ferner ist die augenblickliche grosse Krankenzahl der 
Mitglieder ausschlaggebend, denn ein grosser Theil der 
Malergehülfen ist überhaupt immer krank. Wie viele andere 
Berufe und Gewerbe ihre eigcnthümlichen Krankheiten be¬ 
sitzen, so auch das Gewerbe der Malerei. Hier spielen 
hauptsächlich die Bleivergiftungen (Blcikolik etc.) eine grosse 
Rolle, ebenso die Vergiftungen durch Koaksdämpfe, da ein 
grosser Theil der Arbeiten in solchen Räumen fertiggestellt 
wird, in denen unpraktische und den polizeilichen Vor¬ 
schriften sowie den einfachsten gesundheitlichen Anforde¬ 
rungen nicht entsprechende Koaksfeuer unterhalten werden. 
In der sogenannten guten Geschäftszeit, in der Saison, 
arbeiten nun freilich alle diese erkrankten Arbeiter, selbst 
wenn es ihnen schwer fällt; ist Jedoch die Arbeit vorüber, 
so ist der Körper so geschwächt, die Gesundheit so an- 
gegriflen, die Krankheit so fortgeschritten, dass sie unbe¬ 
dingt der Kasse zur Last fallen müssen. 

Zum Beweise, wie die ungesunde Arbeitsweise und die 
Arbeitslosigkeit auf die Zahlungsfähigkeit der Kasse wirkt, 
seien einige Zahlen angeführt: Im Monat Oktober 1893 
wurde an Krankengeld für erkrankte Mitglieder ausgezahlt 
ca. 5280 M. Im Monat Dezember 1893 jedoch schon ca. 
13,200 M. Ausserdem werden monatlich von der Kasse an 
solche Unternehmer, die nicht zahlen können oder auch 
nicht zahlen wollen, ca. 50 Zahlungsaufforderungen und 
neben diesen noch ca. 50 Zwangsvollstreckungen veranlasst. 

Um die Zahlungsschwierigkeiten zu heben, hatte der 
Vorstand der Kasse bei dem Magistrat von Berlin die Ge¬ 
währung eines Darlehens in Höhe von 15,000 M. nach¬ 
gesucht; jedoch wurde dieses Gesuch vom Magistrat abge¬ 
lehnt. Es bleibt der Kasse nun weiter nichts übrig, als die 
Leistungen zu beschränken. 

Kosten der deutschen Arbeiterversicherung. Im 

Aerztlichen Vereinsblatt (XXIII. Jahrg. No. 270) weist Dr. 
Busch-Krefeld darauf hin, dass die amtlichen Nachweise 
über die Kosten der Arbeiterversicherung gegenüber der 
Wirklichkeit vielfach zu niedrige Summen aufweisen, weil 
sie z. B. bei der Krankenversicherung diejenigen Aufwen¬ 
dungen nicht enthalten, welche die Gemeinde extra machen. 
So werden von Zacher in seinem bekannten, für die Aus¬ 
stellung in Chicago verfassten Schriftchen an Kosten der 
Verwaltung für Krankheit 6 200 000, für Unfall 7 400 000, 
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für Invalidität 4460 000 angegeben, zusammen also für die 
ganze Versicherung an Verwmtungskosten über 18 Millionen. 

Hierzu schreibt Dr. Busch u. E. ganz richtig: 

„In diesen Zahlen sind aber die Gesammtausgaben für die 
Verwaltung nicht enthalten, wie es speziell z. B. für die Kran¬ 
kenversicherung in die Augen springt. Gegen Krankheit waren 
für das Jahr 1^2 versichert 7723000 Personen mit 6200000 M. 
Verwaltung. Nach der Statistik der Krankenversicherung der 
Arbeiter im Jahre 1891, die vom kaiserl. statistischen Amt 
herausgegeben ist, waren versichert 6879921 Personen; bei 
den Ortskrankenkassen allein mit 2900004 Mitgliedern be¬ 
trugen die Verwaltungskosten 4033278 M. = 10 pCt. der Aus¬ 
gaben Oberhaupt, während für die Gemeindekrankenversiche¬ 
rung mit 1 666893 Personen keine Verwaltungskosten und für 
die Betriebskrankenkassen mit 1700000 Personen nur 235443 M. 

= 0,8 pCt. der Ausgaben (Baukrankenkassen == 1.6 pCt., 
Innungskrankenkassen = 12,7 pCt., eingeschriebene Hilfskassen 
= 8,7 pCt, landesrechtliche Hilfskassen = 8.8 pCt.) angegeben 
sind. Die Kosten der Verwaltung iOr die 6 letzten Arten von 
Krankenkassen werden nicht geringer sein, wie bei den Orts¬ 
krankenkassen; sie sind zwar in der Uebersicht unter Ver¬ 
waltung nicht enthalten, sind aber thatsächlich vorhanden und 
müssen anderswo gesucht werden; bei den Fabrikkranken¬ 
kassen z. B. sind sie in dem Etat der einzelnen Fabriken ent¬ 
halten. in denen für grössere Betriebe z. B. besondere Ange¬ 
stellte die Verwaltung der Krankenversicherur^ etc. auf Rech» 
nung des Betriebsherrn besorgen müssen. 10 pCt. der Gesammt¬ 
ausgaben kann man daher für alle Krankenkassen anVerwaltung 
rechnen, und daher dürfen wir in obiger Tabelle bei 124 Millionen 
Ausgaben auch annehmen, dass die Verwaltung nicht 6, son¬ 
dern 12 Millionen gekostet hat. Zu diesen Summen treten nun 
noch andere Kosten hinzu, die von den grösseren Gemeinden 
für die Durchführung der sozialpolitischen Gesetzgebung ge¬ 
leistet werden. Crefeld z. B., das keine Gemeindekrankenver¬ 
sicherung eingerichtet, hat für die Durchführung der sozialpoli¬ 
tischen Gesetzgebung ein besonderes städtisches Bureau im Rath¬ 
hause, auf dem 10—12 Personen beschäftigt sind; wenn ich den 
Etat dieses Bureaus, den die Stadt zu bestreiten hat, mit 16000 M. 
annehme, ungerechnet die sehr bedeutende Mühewaltung, welche 
der Polizeiverwaltung besonders durch die Invalidenversiche¬ 
rung erwächst, und speziell */u der Arbeiten dies Bureaus im 
Dienste der Krankenversicherung berechne, so bestreitet die 
Stadt für ihre 26 000 Krankenversicherten hierfür allein noch 
besonders 6665 M., also auf 1 Versicherten 25 Pf; nach einer 
Uebersicht des Reichs-Versicherungsamts kommen auf 1 Ver¬ 
sicherten für Krankenversicherung jährlich 0,71 an Kosten für 
Verwaltung; für Crefeld betragen also die Verwaltungskosten 
0,81 -1-25 = 1,06, selbst wenn ich die, wie oben nachgewiesen, 
anzunehmende Steigerung der Verwaltungskosten ausser Be¬ 
tracht lasse. Zu den angenommenen 6 (resp. 12) Millionen 
treten also noch 1—2 Millionen durch Ausgaben der Gemeinde¬ 
behörden etc., ähnlicher Art, wie sie hier in Crefeld bestehen, 
hinzu, so dass man also für die Krankenkassen auch 13—14 
Millionen Unkosten annehmen kann. Ob die für Crefeld ge¬ 
troffene Einrichtung auch anderwärts besteht, ist mir nicht be¬ 
kannt; einen grossen Theil der Arbeit haben aber sicherlich 
alle Verwaltungsbehörden; unser Bureau ist zugleich gemein¬ 
same Meldestelle; dass die Kosten hierfür der Verwaltung der 
Krankenkassen zuzuweisen sind, geht aus § 49, Abs. 5 des 
Krankenkassengesetzes hervor.“ ) 

Der Verfasser bemerkt, die ganze Mittheilung habe fürs j 
erste den Zweck, Kenner dieser Verhältnisse und Statisti- j 
ker anzuregen, derartige Berechnungen für grössere Ver¬ 
bände und dann für das ganze Reich zu machen; auch an¬ 
dere Kreise möchten sich der Frage bemächtigen und für 
alle 3 verschiedenen Abtheilungen unserer Arbeiterversiche¬ 
rung die Angaben für Verwaltungskosten ergänzen. Selbst 
wenn alle die freiwillige und ehrenamtliche Thätigkeit, im 
Dienste dieser staatlichen Versicherung dann noch nicht in 
Anrechnung gebracht wird, würden die wirklichen Verwal¬ 
tungskosten ein anderes Bild ergeben, wie es uns in den 
Tabellen vor Augen tritt. Diese Zahlen würden dann den 
Wünschen nach einer besseren und einheitlichen Gestal¬ 
tung der Arbeiterversicherung einen guten Untergrund 
geben. Wir können uns diesem Wunsche nur anschliessen; 
namentlich den städtischen Statistikern wird hier ein dank¬ 
bares Gebiet für fruchtbringende Arbeit gezeigt. 

Prauenfragen. 

Stimmrecht der Frauen bei der Wahl von Handels- 
lichtem in Frankreich. Der Senat hat einen Vor¬ 


schlag angenommen, wonach die Frauen, die ein Handels¬ 
geschäft betreiben, bei der Wahl der Mitglieder der Handels¬ 
gerichte stimmberechtigt sein sollen. Es ist dies die Aus¬ 
füllung einer Lücke im Gesetze von 1883. Die Kammer 
hatte den betreffenden Vorschlag schon vor einigen Jahren 
angenommen. 

Rechtsschutzverein für Frauen in Zürich. In Zürich 
existirt seit kurzem ein Rechtsschutz verein für Frauen, an 
dessen Spitze die Privatdozentin Dr. Emilie Kempin steht. 
Dieselbe lässt jeden Montag Abend um 8 Uhr im Frau¬ 
münsterschulhaus rechtsbelehrende Vorträge halten, zu 
welchen Jedermann freien Zutritt hat. Nach Schluss finden 
unentgeltliche Konsultationen für Frauen statt. 

Wahl einer Frau zum Bürgermeister. In der Stadt 
Onahnuga in der australischen Kolonie Victoria ist Frau 
Yates bei der Bürgermeisterwahl Siegerin geblieben gegen¬ 
über ihrem männlichen Konkurrenten. 


Soziale Hygiene. 

Die Lungentuberkulose der Tischler. Die Thatsache, 
dass im Jahre 1891 von den verstorbenen Mitgliedern der 
genossenschaftlichen Krankenkasse der Tischler in Wien 
74^2 pCt. der Lungentuberkulose erlegen waren, hat die 
Aufmerksamkeit der niederösterreichischen Statthalterei er¬ 
regt, welche dem Wiener Gewerbeinspektor auftrug, ge¬ 
nauere Erhebungen über diese auffällige Thatsache zu 
pflegen. Der Bericht des Inspektorats erstattete nach Unter¬ 
suchung der Arbeitsverhältnisse im Wiener Tischlergewerbe 
folgende Vorschläge behufs Sanirung derselben; Das 
Schlafen in Werksräumen ist absolut zu untersagen, weiter 
ist durch Ventilation und nasse Reinigung für Staubauf¬ 
saugung zu sorgen, dann sollen an der Tuberkulose Er¬ 
krankte als arbeitsunfähig behandelt und unterstützt wer¬ 
den, für Lehrlinge wäre für kräftigere Kost Sorge zu tra¬ 
gen und ihre Arbeitszeit sollte auf höchstens 11 Stunden in 
24 beschränkt werden. Das Stadtphysikat schloss sich 
diesen Vorschlägen an und weist in seinem Berichte auf 
die hohe Sterblichkeit an Lungentuberkulose bei einer gan¬ 
zen Reihe von Wiener Gewerben hin; die Tischler ständen 
in dieser Richtung nicht einmal am ungünstigsten. Diese 
Thatsache, welche auch für die fachmännische Erforschung 
der Ursachen des Uebels wichtig ist, wäre der Aufmerk¬ 
samkeit der Regierung zu empfehlen. Das Physikat em¬ 
pfiehlt auch die Errichtung von Tuberkulosenheimen in ge¬ 
sunder Umgebung, zu deren Kosten Stadt, Land und Ge¬ 
meinde Zuschüsse zu leisten hätten; auch das Verwenden 
der Lehrlinge als Zugkräfte für Lasten sollte abgestellt 
werden, ln einer ihrer letzten Sitzungen hat sich auch die 
Wiener Handels- und Gewerbekammer den gegebenen* An¬ 
regungen angeschlossen. 
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Die Entschädigung unschuldig Verurtheilter. 

Der zur Einbringung im Deutschen Bundesrath be¬ 
stimmte Gesetzentwurf betreffend Aenderungen und Ergän¬ 
zungen des Gerichtsverfassungsgesetzes und der Straf¬ 
prozessordnung (vgl. hierüber Nr. 18 des Sozialpolitischen 
Centralblattes S. 209) tritt endlich auch der Frage näher, in 
wie weit der Staat Ersatz für unschuldig erlittene Haft zu 
gewähren hat. Es ist in hohem Maasse erfreulich, dass mit 
einer Regelung dieser Frage in positiv bejahendem Sinne 
endlich ein Anfang gemacht wird, allein was der Entwurf 
in dieser Beziehung bietet, ist mit gar zu karger Hand ge¬ 
messen. Der grundlegende § 413b lautet: 

„Personen, gegen welche eine im Strafverfahren rechts¬ 
kräftig erkannte Strafe ganz oder theilweise vollstreckt worden 
ist, können, wenn sie im Wiederaufnahmeverfahren freigespro¬ 


chen oder in Anwendung eines milderen Strafgesetzes mit einer 
geringeren Strafe belegt werden, Ersatz des Vermögensschadens 
beanspruchen, den sie durch die erfolgte Strafvollstreckung er¬ 
litten haben.* 

Wie aus dieser Vorschrift erhellt, beschränkt sich danach 
die Entschädigungspflicht auf schuldlos erlittene Strafhaft 
und erstreckt sich nicht auf die Fälle einer zu Unrecht ver¬ 
hängten und später — durch Freisprechung oder sonst — 
wieder aufgehobenen Untersuchungshaft. Für solche Be¬ 
schränkung vermögen wir indessen keinerlei innere Be¬ 
rechtigung anzuerkennen. Der Grund für die Enschädigungs- 
pflicht ist, dass die Staatsgewalt durch einen Missgriff die 
Freiheit eines Menschen zu Unrecht beschränkt hat. Dieser 
Grund trifft bei der Untersuchungshaft in gleicher Art zu. 
Allerdings enthält die unschuldig erfolgte Verurtheihmg 
regelmässig eine noch schwerere Kränkung des Betroffenen, 
als eine unschuldig erlittene Untersuchungshaft, allein dadurch 
hört die letztere nicht auf, eine gleichfalls schwere Kränkung 
zu sein. Vergleicht man überdies eine unschuldig erlittene 
Untersuchungshaft von einem Jahre und darüber mit einer 
schuldlos erlittenen Strafe von ein pder zwei Monaten, so 
wird man noch nicht einmal sagen können, dass immer die 
Bestrafung das schwerere Unglück gegenüber der Unter¬ 
suchungshaft ist. 

Allein auch dem unschuldig Bestraften wird der An¬ 
spruch auf Entschädigung ungemein verkürzt durch die — 
im Entwurf an anderer Stelle vorgesehene — Reform des 
Wiederaufnahmeverfahrens. Gegenwärtig kann jeder Ver- 
urtheilte zu jeder Zeit die Wiederaufnahme des Verfahrens 
beantragen (§ 399 Nr. 5 St.P.O.): 

„wenn neue Thatsachen oder Beweismittel beigebracht sind, 
welche allein oder in Verbindung mit den früher erhobenen Be¬ 
weisen die Freisprechung des Angeklagten .... zu begründen 
geeignet sind.“ 

Dies soll geändert werden. Die Wiederaufnahme soll 
fortan nur zulässig sein: 

„wenn neue Thatsachen oder Beweismittel beigebracht sind, aus 
welchen allein oder in Verbindung mit den früher erhobenen 
Beweisen sich die Unschuld des Verurtheilten_ergiebt.“ 

Also der positive Unschuldsbeweis muss erbracht wer¬ 
den, um zu einer Wiederaufnahme zu gelangen. Die Mo¬ 
tive sprechen es mit anerkennenswerther Offenheit aus, dass 
das hauptsächlichste Ziel dieser Neuerung die Verminderung 
der Entschädigungsfälle sein soll. Bisher sei es manchen 
Personen gelungen, im Wiederaufnahmeverfahren ihre Frei¬ 
sprechung zu erzielen, weil nach dem Verlauf längerer 
Zeit, dem Wegfall von Belastungszeugen und dergl. der 
Sachverhalt nicht mehr genügend habe aufgeklärt werden 
können. Solche Menschen seien nicht als unschuldig anzu¬ 
sehen und um nicht ihnen noch zu einer Entschädigung zu 
verhelfen, müsse man den Nachweis der Unschuld zur Vor- 
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aussetzung für das Wiederaufnahmeverfahren machen. Es 
wäre indessen in höchstem Maasse* bedauerlich, wenn diese 
Neuerung dieZustimmungder gesetzgebenden Faktoren fände; 
sie würde freilich die Entschädigungsfälle vermindert, und 
manchmal, wie zuzugeben ist, in gerechter Art, häuhg aber 
in sehr ungerechter. Man denke nur an Fälle, wie der 
folgende: Ein einziger Zeuge ist es, der den Angeklagten 
belastet. Die Vertheidigung bemüht sich vergeblich, die 
Aussage des Zeugen als der Zuverlässigkeit entbehrend, 
anzufechten. Das Gericht glaubt dem Zeugen. Acht Tage 
nach dem Urtheil verfällt der Zeuge in Geisteskrankheit; 
er leidet an Wahnvorstellungen. Oder: Auf die Anzeige 
und Aussage eines Denunzianten wird der Angeklagte A.' 
wegen Majestätsbeleidigung verurtheilt. Hinterher ergiebt 
sich, dass der Zeuge eine Reihe anderer Personen in ganz 
gleicher Art denunzirt hat und dass ihm hier die Falschheit 
seiner Anzeigen hat bewiesen werden können, so dass er 
dieserhalb bestraft worden ist. In der Sache wider A. kann 
indessen nichts Weiteres ermittelt werden. In beiden Fällen 
kann der Angeklagte keinen Unschuldsbeweis erbringen; 
denn auch ein Geisteskran-ker und ein Lügner können die 
Wahrheit gesprochen haben. Dürfen aber Urtheile, wie die 
erwähnten, bei gerechter Rechtspflege bestehen bleiben, 
während ihnen alle Unterlagen, auf denen sie gebaut waren, 
nämlich die Glaubwürdigkeit der Belastungszeugen, entzogen 
ist? Das wird Niemand befürworten können, dem nicht bei der 
der Rechtspflege ein leerer Formalismus obenan steht. Mag 
man die St. P. O. daraufhin revidiren, ob sich Wege finden, 
solchen Leuten die Wiederaufnahme abzuschneiden, welche 
dabei nur im Trüben fischen wollen; aber unter Ausschüttung 
des Kindes mit dem Bade darf das in keinem Falle ge¬ 
schehen. Festgehalten werden muss an der Regel, dass 
eine wesentliche Entkräftung des Schuldbeweises zur 
Wiederaufnahme führen muss. Verneint man diese Regel, 
so schneidet man manchem Unschuldigen die Wieder¬ 
aufnahme und damit natürlich auch den Entschädigungs¬ 
anspruch ab. 

Wenn aber der Unschuldige selbst ein auihebendes und 
freisprechendes Urtheil erzielt, so gewährt ihm der Entwurf 
eine Entschädigung nur- für den „Vermögensschaden“. 
Es ist dies einer der Punkte, in welchem die herrschende 
Lehre des Juristenrechis sich am weitesten von der Volks¬ 
überzeugung entfernt. Im Volke lebt der Gedanke, dass, 
wer unschuldig eingekerkert war, Entschädigung haben 
muss auch für erlittene Kränkung an Ehre und Gesundheit. 
Wenn die Juristen meinen, so etwas Hesse sich in Geld 
nicht ersetzen, so könnte man sie zunächst fragen, weshalb 
sie es denn verstehen, Geld und Freiheit dann in ein Ver- 
hältniss zu bringen, wenn Jemand zu einer Geldstrafe ver¬ 
urtheilt ist und sie nicht zahlen kann? und weshalb das 
umgekehrte Verhältniss durchaus unfindbar sein soll? Allein 
die ganze Erwägung ist aus der Aktenstube und nicht aus 
der Seele des Volkes herausgesprochen, dessen Rechts¬ 
ideen die Juristen verwirklichen sollen. Das Volk sagt: 
lässt sich auch ein Kranker nicht immer durch Geld ge¬ 
sund machen, so hat es doch ein reicher Kranker immer 
besser als ein armer, und lässt sich auch die Verdüste¬ 
rung des Gemüthes in Folge von Kränkung nicht immer 
ganz aus der Welt schaffen, so bleibt doch das Geld ein 
mächtiges Mittel, um das verdüsterte Gemüth wieder zu 
erheitern. Unseren Gesetzgebern und Richtern ruft die 
Volksstimme zu : Gebt einem Manne, der unschuldig als Dieb 
gesessen hat, je nach der Sachlage zwanzig- oder fünfzig¬ 
tausend Mark, damit er seine Umgebung, in der es ihm 
unbehaglich geworden ist, verlassen, damit er in neuen 
Verhältnissen den reduzirten Körper behaglicher pflegen 
kann, als sein bisheriges Lebensniveau es gestattet, damit 
er an Freude und Ergötzen des Lebens sich etwas schaffen 
kann, und Ihr habt eine That sozial ausgleichender Gerech- 
■ ' it geübt. Rechnet Ihr aber knauserig nach, wie viel 


der Mann während der Haftzeit verdient haben würde und 
meint Ihr ihn damit abzuspeisen, dann zeigt Ihr, dass Ihr 
Sinn habt nur für kapitalistische Rechnungsweise, nicht aber 
für die soziale Werthschätzung der idealen Güter der 
Menschheit. 

Zur Realisirung des Entschädigungsanspruchs in der 
vorstehenden Art ist aber das gelehrte Richterthum allein 
zur Zeit überhaupt nicht geeignet. Uns Richtern haftet 
einmal nach unserer ganzen Erziehung die Neigung an, den 
Schaden allzu exakt ermitteln zu wollen. Obwohl das gel¬ 
tende Zivilprozessrecht gerade bei Schadensprozessen dem 
freien richterlichen Ermessen einen weiten Spielraum ge¬ 
währt, lehren uns doch die Urtheile unserer Zivilgerichte, 
wie wenig die letzteren geneigt sind, sich zu einem 
freien Standpunkt bei der Schadensbemessung zu er¬ 
heben. Mit grossem Scharfsinn verhelfen die Urtheile 
fast immer dem Gedanken zum Siege, dass es besser 
ist, es erhalte ein Geschädigter gar keinen Ersatz, als 
dass er eine Mark zu viel erhalte. Selbst bei Ermittelung 
des „Vermögensschadens“ würden Dinge zu Tage treten, 
die der schlichte Verstand des Volkes nicht recht zu fassen 
vermag. Ein Arbeiter z. B., der 2 M. täglich verdient, hat 
drei Monate unschuldig im Gefängniss gesessen. Man sollte 
meinen: drei Monate mit 78 Arbeitstagen macht 156 M. als 
einen ganz unleugbaren Faktor des Schadens! Aber wer 
Collegium logicum studirt hat, weiss es besser; denn der 
Mann hätte ja ausserhalb des Gefängnisses von den 2 M. 
sich mit ernähren müssen, während er im Gefängniss frei 
beköstigt worden ist. Sein Schaden besteht deshalb nur 
in den 156 M. vermindert um die Summe, die er ausserhalb 
des Gefängnisses zu seiner Ernährung hätte aufwenden 
müssen. — Weiter: dem Gefangenen ist aus Kummer die' 
Frau erkrankt, was viele Kurkosten verursacht hat. Haus¬ 
hoch muss er es beweisen, dass die Frau nicht auch krank 
geworden wäre, wenn der Mann nicht verurtheilt wäre. — 
Der verlassenen Frau und Kinder haben sich während der 
Haftzeit Verwandte angenommen; der Mann will diesen die 
aufgewendeten Kosten ersetzten. Ja, heisst es, was haben 
denn die Verwandten für eine Absicht mit der Verpflegung 
gehabt? ira preuss. A. L.-R. steht, dass, was Verwandte 
einander vorbehaltlos geben, regelmässig geschenkt ist. 
Wenn die Verwandten also schenkungsweise die Verpflegung 
besorgt haben, so ist der Verurtheilte ihnen nichts schuldig 
geworden; er braucht ihnen also nichts zu ersetzen und,hat 
folgeweise keinen „Vermögensschaden!“ Und was 
dergleichen mit vielem Scharfsinn und wenig Menschen¬ 
liebe hervorgeholte Tüfteleien mehr sind! Will man einen 
Schadensersatz für den Verurtheilten haben, wie er dem 
Volksgefühl wirklich Genugthuung leistet, so muss man das 
Laienelement zur Mitwirkung berufen: eine Jury von 
Volksgenossen muss über den Schaden zu Gericht sitzen. 
Im Schwurgericht mögen die erkennenden Geschworenen 
selbst dazu gewählt werden. Sonst muss die Jury direkt 
gebildet werden und zwar thunlichst unter Mitbetheiligung 
von Männern, die der Lebenssphäre des Angeklagten 
nahestehen, sein Denken und Fühlen verstehen und die 
Aussichten seines späteren Fortkommens am besten beur- 
theilen können. Dieses judicium parium wird, frei von der¬ 
jenigen gekünstelten Denkweise, welche die heutige Recht¬ 
sprechung in Schadensprozessen beeinflusst, vielmehr dem 
volksfreundlichen Satze folgen: „zu Gunsten der gekränkten 
Unschuld besser etwas zu viel als zu wenig“. 

Die Zuerkennung des Schadens muss ferner im direkten 
Anschluss an das Strafverfahren erfolgen. Der Entwurf 
will die erste Entschliessung dem Justizminister übertragen; 
gegen dessen Entscheidung soll die ordentliche Klage 
beim Landgericht stattfinden. Das heisst aber: durch den 
denkbar verzögerlichsten Gang dem Verurtheilten neuen 
Schaden zufügen. Wer endlich nach langer Haft als un¬ 
schuldig entlassen wird, der muss die paar tausend Mark, 
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die er vielleicht als Entschädigung bekommt, sofort haben; 
denn sein Schaden besteht ja häufig in der Ruinirung seiner 
Existenz, die er sofort neu zu gründen in die Lage 
gesetzt werden muss. Und was bietet ihm der Entwurf? 
einen „Anspruch“ statt Geldes, Steine statt Brod. Rechnen 
wir für die Entscheidung des Justizministers mit den Er¬ 
mittelungen zwei Monate, so ist das gewiss nicht zu lange 
(der Entwurf vermeidet es, eine Frist vorzuschreiben); beim 
Beschreiten des Rechtsweges mit seinen weitläufigen Erhe¬ 
bungen kann man ruhig auf die beiden ersten Instanzen je 
sechs Monate und auf die dritte Instanz drei Monate rechnen 
(es ist dies sogar zu wenig); d. h. also: wenn der Justizminister 
den Anspruch nicht anerkennt, so können im Ganzen etwa 
II /2 Jahre vergehen, bis der unschuldig Verurtheilte zu 
einem Heller Geldes kommt! In der Zwischenzeit mag er 
über die Gerechtigkeit der Gesetze nachdenken, welche 
ihm, da er unschuldig verurtheilt ist, einen „Anspruch“ ge¬ 
währen und über die Gründlichkeit, die erforderlich ist, um 
aus dem „Ansprüche“ Brot zu schaffen. Die Verfasser des 
Entwurfs mögen es sich wohl gedacht haben, was das 
Schicksal des „Anspruchs“ in der Zwischenzeit häufig 
werden würde. Der Geschädigte, um nur etwas im Augen¬ 
blick zu haben, würde zum Wucherer laufen und den „An- 
spruch“^ für ein Linsengericht verkaufen. Deshalb bestimmen 
sie vorsorglich (§ 413 f): 

„Bis zu diesem Zeitpunkt (nämlich der endgihigen Ent¬ 
scheidung über den Anspruch) kann der Berechtigte nicht unter 

Lebenden darüber verfügen." 

Aber der gehegten Befürchtung sollte der Gesetzgeber 
vielmehr dadurch entgegenwirken, dass er die Realisirung 
des Anspruchs in so schleunige Formen kleidet, dass 
zu einer vorherigen Verfügung über denselben keine Nöthi- 
gung vorliegt. Ausserdem hat der unschuldig Verurtheilte 
einen Anspruch auf Ruhe von der Sache und nicht auf Hin¬ 
zerrung derselben durch neüe Instanzen. 

Schliesslich hätten wir noch ein Moment an dem Ent¬ 
wurf zu moniren: die Ignorirung ungerechter Verurtheilun- 
gen auf Seiten der Militärgerichte. Der formale Grund, dass 
der Entwurf sich als eine Ergänzung der bürgerlichen Straf¬ 
prozessordnung darstellt, kann unmöglich von irgend wel¬ 
chem Belang sein, gegenüber einem so bedeutungsvollen 
Prinzip, wie dem der Entschädigung unschuldig Verurtheilter. 
Führt man eine solche Entschädigung gegenüber den Ur- 
theilen der Zivilgerichte ein, so ist nicht zu ersehen, wes¬ 
halb Personen, die von den Militärgerichten unschuldig ver¬ 
urtheilt sind, sie nicht erhalten sollen. 

Wir resumiren, abgesehen von letzterem Punkte, unser 
Urtheil dahin: Um den Entwurf mit den Anforderungen des 
Volksbewusstseins in Einklang zu bringen, ist erforderlich: 

1. die Ausdehnung der Entschädigung auf die Fälle 
unschuldig erlittener Untersuchungshaft; 

2. die Beibehaltung des jetzigen Rechtszustandes darin, 
dass die Wiederaufnahme nicht blos bei nachzuweisen¬ 
der Unschuld, sondern auch bei erheblicher Entkräf¬ 
tung der Schuldbeweise gestattet wird; 

3. die Gewährung der Entschädigung für allen Schaden 
an Leib, Ehre und Vermögen in reichlichem Maasse 
nach dem Urtheile billig denkender Männer. 

4. die Zuerkennung des Anspruchs durch eine aus nicht 
gelehrten Richtern zu bildende Schadenäjury und zwar 
regelmässig in unmittelbarem und, wo dies nicht thun- 
lich ist, in ganz kurzem Anschluss an das Strafver¬ 
fahren. 

Eine Reform, die diesen Grundsätzen entspricht, wird 
die segensreiche Folge haben, dass sie in einer die Nation 
tief bewegenden Frage von sozialer Bedeutung Volksrecht 
und Juristenrecht mit einander in Uebereinstimmung bringt. 

Berlin. Hermann Jastrow. 


Soziale Wirthschaftspolitik und Wirthschafts- 
statistik. 

Die Verfallklausel und die Versicherungsverträge. 

Mit vollem Recht hat bei der ersten Lesung des Ge¬ 
setzentwurfs über die Abzahlungsgeschäfte der Abgeordnete 
Auer auf die Nothwendigkeit hingewiesen, die in den Ver¬ 
sicherungsverträgen vorkommende und übliche Verfallklausel 
ebenso zu regeln, wie dies nunmehr für die in Abzahlungs¬ 
geschäften gebräuchliche Klausel gleichen Inhalts geschieht. 
Kein praktischer Jurist wird darüber im Zweifel sein, dass 
mit der Verfallklausel seitens der Versicherungsgesell¬ 
schaften nicht geringerer Missbrauch getrieben wird, wie 
seitens der Abzahlungshändler und wenn man in der 
Geltendmachung dieser Klausel vor Allem einen sichtbaren 
Beweis für die missbräuchliche Anwendung der sogenannten 
Vertragsfreiheit erblickt, so kann wohl die Behauptung auf¬ 
gestellt und gerechtfertigt werden, dass die Versicherungs¬ 
gesellschaften nicht minder wie die Abzahlungsgeschäfte 
sich der Uebermacht, die ihnen ihre wirthschaftliche Stellung 
bei dem Abschluss von Verträgen verleiht, zum Nachtheil 
für die Versicherten zu bedienen wissen. In seinem Gut¬ 
achten über die Regelung der Abzahlungsgeschäfte, das dem 
zweiundzwanzigsten deutschenjuristentage erstattet wurde, hat 
Amtsgerichtsrath Jastrow hierauf bereits in zutreffender Weise 
aufmerksam gemacht und einer Lebens-Versicherungsge¬ 
sellschaft in Berlin Erwähnung gethan, welche bestimmte, 
dass die nicht pünktliche Zahlung einer Prämienrente 
eine Konventionalstrafe von 100 pCt. zur Folge habe. Es 
giebt Feuer-Versicherungsgesellschaften, welche den Ver¬ 
sicherten verpflichten, sich binnen 24 Stunden nach jedem 
Brandschaden polizeilich über denselben vernehmen zu 
lassen und an die Versäumung dieser Frist den Verlust 
des ganzen Anspruchs aus dem Vertrage knüpfen. Dem 
Verfasser sind Unfall- und Lebensversicherungsgesellschaften 
bekannt, in deren Statuten es heisst, dass die Nicht¬ 
bezahlung einer Prämienrate zu der festgesetzten Zeit die 
Gesellschaft von allen Verpflichtungen aus dem Vertrage 
befreie, während natürlich die von dem Versicherten ge¬ 
leisteten Zahlungen Eigenthum der Gesellschaft bleiben. 
Es kommt oft genug vor, — die Richter und Rechtsanwälte 
können hierüber Auskunft geben — dass Versicherte Jahr¬ 
zehnte hindurch ihre Prämienraten pünktlich bezahlt haben; 
durch unglückliche Verhältnisse gerathen sie zu einem be¬ 
stimmten Zeitpunkt in eine derart missliche Vermögenslage, 
dass es ihnen unmöglich wird, den vereinbarten zfahlungs- 
termin einzuhalten; die Folge dieses Zahlungsverzugs ist 
der Verlust ihrer sämmtlichen Rechte aus dem Vertrage 
und sie müssen es als eine besondere Gnade betrachten, 
wenn die Gesellschaft sich herablässt, ihnen die nachträg¬ 
liche Zahlung zu gestatten. Vergeblich wird man sich be¬ 
mühen, zwischen den Härten, zu denen die Verfallklausel 
im Abzahlungsgeschäfte führt und denjenigen einen Unter¬ 
schied zu entdecken, welche durch die Anwendung dieser 
Klausel im Versicherungsgeschäft entstehen, vergeblich wird 
man sich zu Gunsten der Versicherungsgesellschaften auf 
das Bedürfniss einer besonderen Sicherung ft(r die Erfüllung 
ihrer Forderungen berufen, nachdem man grundsätzlich die 
Berechtigung und Verpflichtung des Staates und der Gesetz¬ 
gebung anerkannt hat, gegen die mittelst der Verfallklausel 
getriebene — wir scheuen auch vor einem starken Aus¬ 
druck nicht zurück — Ausbeutung der Nothläge, unbe¬ 
kümmert um die Fiktion der Vertragsfreiheit einzuschreiten. 
Wenn es den Abzahlungshändlern in Zukunft nicht gestattet 
ist, von der Verwirkungsklausel den ihnen beliebenden und 
vortheilhaftesten Gebrauch zu machen, so kann dies auch 
den Versicherungsgesellschaften nicht mehr gestattet werden 
und wir meinen, dass eine Veranlassung für die Gesetz¬ 
gebung, sich mit dieser dem Versicherungsrechte eigen- 
thümlichen Anwendung der gedachten Klausel zu befassen, 
in vollem Maasse vorhanden ist. Es mag hierbei daran 
erinnert werden, dass auch noch auf andern Gebieten des 
Rechtslebens mit dieser Klausel ein Missbrauch getrieben 
wird, der oft genug geradezu zum Himmel Schreit. Unser 
bürgerliches Recht leidet eben noch. an dem organischen 
Fehler, dass die Fiktion der Vertragsfreiheit seine Satzungen 
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beherrscht und so lange dieser nicht beseitigt ist, wird es 
nur vermittelst der Stückgesetzgebung möglich sein, den 
schlimmsten Härten entgegen zu wirken. Was den Ver¬ 
sicherungsvertrag betrifft, so ist bekannt, wie sehr derselbe 
einer von sozialpolitischer Tendenz beherrschten Regelung 
bedarf. Die Kodifikation des privaten Versicherungsrechts, be¬ 
kanntlich auch einer der schon seit Jahren auf der Tagesordnung 
stehenden Gegenstände, ist durch die thatsächliche Zustände 
in höherem Maasse geboten, wie die Kodifikation manches 
anderen Rechtszweiges. Da aber vorerst keine Aussicht 
vorhanden ist, dass das Reich in Bälde ein Versicherungs¬ 
gesetz erlassen wird, so will es uns als sehr empfehlens- 
werth erscheinen, dass gelegentlich der Verabschiedung des 
Gesetzes über die Abzahlungsgeschäfte die Verfallklausel in 
den Versicherungsverträgen jeder Art geregelt bezw. ihre 
Rechtsgültigkeit an einschränkende Voraussetzungen ge¬ 
knüpft wird. Natürlich ist nicht die Rede davon, den 
frivolen oder böswilligen Versicherten durch eine Bestim¬ 
mung dieser Art zu begünstigen, lediglich dem Versicherten 
gegenüber wollen wir die Verfallklausel beschränkt wissen, 
welcher ohne sein Verschulden die fällige Zahlung nicht 
leisten konnte; die juristisch-technischen Bedenken, welche 
der Regelung dieser versicherungsrechtlichen Frage in dem 
Gesetz über die Abzahlungsgeschäfte entgegenstehen, dürften 
ohne besondere Mühe beseitigt werden können. 

Mainz. * Ludwig Fuld. 

Zur Organisation des Handwerks in Preussen. Durch 
die Zeitungen geht die Nachricht, dass die Berlepsch’schen 
Vorschläge zur Organisation des Handwerkes unter Be¬ 
rücksichtigung der öffentlichen Kritik und der Berichte der 
Regierungspräsidenten einer wesentlichen Umarbeitung 
unterzogen werden sollen. Es sollen nicht neben den 
Innungen oder an ihrer Stelle Fachgenossenschaften errichtet 
werden, sondern die bestehenden Innungen sollen als Grund¬ 
lage für die Organisation des Gesammthandwerks benutzt 
werden. Die Innungen sollen erweiterte Rechte erhalten 
und alle Handwerker innerhalb einer bestimmten Frist ver¬ 
pflichtet sein, sich ihnen anzuschliessen. Hierdurch würden 
also obligatorische Innungen geschaffen werden. Besonderer 
Werth wird den Meisterprüfungen beigelegt. Nur geprüfte 
Meister dürfen als gerichtliche Sachverständige herangezogen 
werden. Den Anschauungen der Süddeutschen in Betreff 
des Namens der Innungen soll möglichst entsprochen 
werden. 

Zur Frage eines städtischen Arbeitsnachweises in 
Berlin. Mit den aus Arbeiterkreisen gestellten Anträgen 
wegen der Errichtung eines städtischen Arbeitsnachweises 
beschäftigte sich unter Vorsitz des Stadtraths Friedei die 
Gewerbe-Deputation des Magistrats in ihrer Plenarsitzung 
am Mittwoch. Nach sehr eingehender Berathung sprach 
sich die Deputation mit sehr grosser Mehrheit gegen die 
Errichtung eines städtischen Arbeitsnachweises aus. Im 
Uebrigen wurden die Dr. Freund’schen Anträge mit zwei 
Zusätzen angenommen. Hiernach wird dem Magistrat 
empfohlen, die Antragsteller an den Centralverein für Ar¬ 
beitsnachweis zu verweisen, um in Anschluss an diesen 
Verein die Centralisirung des Arbeitsnachweises nach den 
in dem Freund'schen Referat gemachten Organisations- 
Vorschlägen durchzuführen. Zu den Kosten der ersten 
Einrichtung soll der Magistrat bis zum Betrage von 
20 000 M. beitragen und die weiter laufende Subventionirung 
des Unternehmens in Aussicht stellen. Der Magistrat soll 
ferner in den aus Arbeitgebern und Arbeitnehmern zu 
bildenden Verwaltungs-Ausschuss einen Kommissar ent¬ 
senden und darauf hinwirken, dass sowohl die von der 
Stadt unmittelbar als auch die von städtischen Unternehmern 
beschäftigten Arbeiter durch Vermittelung des Central¬ 
arbeitsnachweises angenommen werden. 

Arbeitsamt in Stuttgart. Der dem Gemeinderath vor¬ 
gelegte Entwurf über die Einrichtung eines städtischen Ar¬ 
beitsamts ist nunmehr vom Gemeinderath angenommen wor¬ 
den; § 7, welcher bestimmt: „die Kosten der Unterhaltung 
des Arbeitsamts werden von der Stadt getragen, die Ar¬ 
beitsvermittlung geschieht unentgeltlich“, mit 14 gegen 
Stimmen. Eine Abschwächung, gevvissermaassen als 


Garantie dagegen, dass etwa das Arbeitsamt iti Hände 
einer Partei gerathe, wurde vorgenommen, indem die Giltig¬ 
keit einer Wahl davon abhängig gemacht wurde, dass min¬ 
destens die Hälfte der als Beisitzer des Gewerbegerichts 
gewählten Arbeitgeber bezw. Arbeitnehmer anwesend sein 
müssen; kommt ein gütiger Akt nicht zu Stande, so haben 
die bürgerlichen Kollegien die Wahl vorzunehmen. Eine 
weitere Kautel hat man dadurch zu schaffen gesucht, dass 
dem Gemeinderath zustehen soll, die Geschäftsordnung 
für die Kommission des Arbeitsamtes nach Anhörung der 
Letzteren zu erlassen. 


Landwirthschaft. 


Der preussische Gesetzentwurf betreffend Eijiführung 
von Landwirthschaftskammem. 

In dieser Zeitschrift ist fortlaufend Ober die einzelnen 
Stadien des Planes einer landwirthschaftlichen Interessen¬ 
vertretung Bericht erstattet worden; zuletzt wurden in No. 17 
des laufenden Jahrgangs die grundlegenden Paragraphen 
des Entwurfs abgedruck^t. Zur Zeit, da das Projekt nur in 
allgemeinen Umrissen bekannt war, haben wir versucht, ihm 
gegenüber kritisirend Stellung zu nehmen (vgl. den Artikel: 
Die Landwirthschaftskammem in Preussen. Sozialpolitisches 
Centralblatt 1. Jahrg. No. 36 S. 442 fg.). Die Vorgeschichte 
der neuen Institution ist a. a. O. skizzirt, die Aenderungen, 
welche an der Vorlage seither vollzogen wurden, sind jedoch 
so fundamentaler Art, dass wir aufs Neue in eine Erörterung 
eintreten müssen, wobei selbstredend die frühere Kritik nur 
gestreift werden kann. 

Ueberblickt man den Entwurf als Ganzes, so lässt sich 
schwer einsehen, weshalb an ihn so hochfliegende Er¬ 
wartungen geknüpft werden, wie das in der Thronrede, bei 
den Einführungsworten des Ministers für Landwirthschaft, 
stellenweise auch in den Motiven zu Tage tritt. Die Or- 
ganisirung der Landwirthe, wie der wichtigeren Berufs¬ 
zweige überhaupt, erscheint uns als eine sehr wichtige Auf¬ 
gabe i); allein gerade deswegen sind wir weit davon ent¬ 
fernt, unsere Hoffnungen soweit in die Ferne schweifen zu 
lapen. Auf welche Weise sich die Regierung einer „Mit¬ 
wirkung“ der Landwirthschaftskammem bei der „Organisi- 
rung des ländlichen Kredits und sonstigen gemeinsamen 
Aufgaben“ (§ 2 des Entwurfs) denkt, ist völlig in Dunkel 
gehüllt. So warten wir nähere Andeutungen über diesen 
Punkt ab und beschränken uns ausschliesslich auf eine Kritik 
der Vorlage. 

Wie auch der Minister hervorgehoben hat, hielt er sich 
dabei an das Muster des preussischen Gesetzes über die 
Handelskammern (vom 24. Februar 1870). Diese an sich 
natürliche Anlehnung hat in sofern Bedenken gegen sich, 
als jenes Gesetz in entscheidenden Punkten Einwürfe und 
Reformvorschläge von integrirender Bedeutung hervorge¬ 
rufen hat, denen, wie wir sofort sehen werden, in der Vor¬ 
lage durchaus nicht Rechnung getragen worden ist. 

Schon die Bestimmung des § 1 ist nicht einwurfsfrei, 
dass „in der Regel“ für jede Provinz nur eine Landwirth- 
schaftskammer errichtet werden soll. Wohl ist es unbestreit¬ 
bar, dass der Ackerbau entfernt nicht so bedeutende Va¬ 
rietät und Spezialitäten aufweist, wie die Grossindustrie 
und der Grosshandel, dass daher nicht eine so reiche Viel¬ 
heit von Kammersitzen geboten ist. Allein so unbedeutend 
ist doch die Differenz auch innerhalb der nämlichen Provinz 
mit nichten. Zum Belege wollen wir blos auf Ober- und 
Niederschlesien hinweisen, auf die verschiedenen Theile der 
Rheinprovinz — Beispiele, die leicht vermehrt werden 
könnten. Hierzu tritt das weitere Bedenken, dass überhaupt 
die preussische Verwaltung weit mehr in den Regierungs¬ 
bezirken, als in den Provinzen ihren Schwerpunkt findet. 
Endlich wird durch Errichtung nur einer Kammer die 
Schwierigkeit vergrössert, Mitglieder zu finden für ihre Be¬ 
rathungen und Arbeiten, welche doch nur Beachtung finden 
können, wenn sie gründliche sind, also Zeit kosten. Nehmen 

Wir verweisen zu näherem Belege auf unsere Schrift: 
„Die Organisation der Berufsinteressen“, I3erlin 1890. 
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wir gleich hier vorweg, dass ein ehrenamtlicher Dienst 
der Kammermitglieder vorgesehen ist (§ 19), so wird das 
Gewicht des Einwurfs noch grösser. Allerdings kann durch 
Beschluss der Kammer Ersatz für die haaren Auslagen ge¬ 
währt werden, welche durch Theilnahme an den Sitzungen 
verursacht sind; indessen sind für die wenigen Mittelbesitzer, 
welche überhaupt gewählt werden dürften, diese fragwürdi¬ 
gen Entschädigungen kein Aequivalent. In diesen Kreisen 
rechnet man sehr genau, auch mit der Zeit. Die nächste 
Kreisstadt könnte man wohl besuchen, wenn die Sitzungen 
auf passende Termine gelegt würden, nicht aber die oft weit 
entfernte Provinzial-Hauptstadt. 

lieber die Bestimmung der Landwirthschaftskammern 
giebt § 2 Aufschluss (vgl. No. 17, S. 195 ff. dieser Zeitschrift), 
Dass die Aufgabe nur in so allgemeinen Wendungen um¬ 
schrieben wird, könnte hingehen, zumal das Bestreben kon¬ 
krete Aufgaben wenigstens anzudeuten ersichtlich ist. 
Allein jeder Werth wird diesen grundlegenden Bestimmun¬ 
gen geraubt durch zwei kleine Wörtchen. Es heisst näm¬ 
lich daselbst, dass die Kammern sich „auf Erfordern“ 
über Gesetzesvorschläge und Verwaltungsakte zu äussern 
haben sollen. Es ist überflüssig über diesen entscheidenden 
Pujikt der ganzen Kontroverse in längere Erörterungen ein¬ 
zutreten. Einstimmig haben alle Schriftsteller sich zu der 
Anschauung bekannt, dass jede Organisation erfolglos sein 
müsse, sobald nicht die Regierung verpflichtet sei, vor¬ 
her die Gutachten der Kammern einzuholen. 

Weiter soll auch der technische Fortschritt in der 
Landwirthschaft durch die Organisation gefördert werden. 
Zu diesem Zwecke können die Kammern entweder die be¬ 
stehenden landwirthschaftlichen Vereine subventioniren oder 
ihr Vermögen direkt übernehmen und verwenden. Beide 
Wege führen zu einer „Verstaatlichung“ dieser „freien“ 
Vereine. Wir haben in dem oben angezogenen Artikel 
bereits ausgeführt, dass diese Vereine einen halb öffentlich- 
rechtlichen Charakter tragen. Dadurch, dass nun die 
Kammern auch diese Funktion übernehmen, welche eigent¬ 
lich den einzigen Inhalt der Vereine bildete, werden die 
Central vereine überflüssig, die Lokalvereine Filialen der 
Kammern. Nun hätte man bei solchem Sachverhalt getrost 
einen Schritt weiter gehen und auch die untere Instanz 
organisiren sollen. Es ist ja garnicht daran zu denken, dass 
beide Formen auf die Dauer neben einander bestehen 
bleiben können. Die weitere Funktion der Kammern, die 
Mitwirkung bei der Verwaltung der Produktenbörsen und 
bei deren Preisnotirung halten wir für zweckentsprechend; 
nur thäte dabei eine feste Kompetenzabgrenzung gegenüber 
den Handelskammern Noth. 

Den Haupttheil der inneren Struktur der neuen Institu¬ 
tion überlässt der Entwurf dem Statut, für welches die Er¬ 
fordernisse aufgezählt werden. Eigenthümlicher Weise fehlt 
dabei der vielleicht wichtigste Punkt; ein Normativ für den 
Sekretär; denn auch hier wird ein Haupttheil der Bedeut¬ 
samkeit der Leistung von dessen Tüchtigkeit abhängen. 

Die Bestimmungen über das Wahlrecht tragen eine 
Aengstlichkeit — um nicht zu sagen Engherzigkeit — in 
sich, welche den schärfsten Widerspruch aller Unparteiischen 
hervorrufen muss. * Das aktive Wahlrecht ist auf den Gross¬ 
grundbesitz und die spannfähige Bauernschaft beschränkt. 
An eine Vertretung der Kleinbesitzer oder gar der länd¬ 
lichen Tagelöhner und Arbeiter wird nicht gedacht. Allein 
das sind noch zu wenig Schranken, um Wahlrecht wie 
Wählbarkeit für die Kammer zu erlangen. Es wird ein 
Wahlrecht abgestuft nach dem Grundsteuerreinertrage ein¬ 
geführt, d. h. nach Maassgabe einer Steuer, die staatlicher- 
seits unerhoben bleibt und anerkanntermaassen den Grund¬ 
besitz in ganz verschiedener Weise belastet. Damit noch 
nicht genug! Je die Hälfte der Kammermitglieder muss 
den Grossgrundbesitzern angehören, was in Verbindung 
mit den oben gerügten Mängeln zur Folge haben wird, dass 
sie ganz und gar sich aus den Grundbesitzern und deren 
Kreaturen zusammensetzen dürfte. Das ohnehin komplizirte 
Wahlverfahren ist der Regierung noch zu einfach; denn es 
wird durch Dazwischenspielen von Wahlmännern noch er¬ 
schwert. Zu welchem Zweck dies geschieht, ist nicht er- 
sichüich; man müsste denn die Analogie der Wahl zum 
Abgeordnetenhause als Norm aufstellen. Endlich ist das 


in allen neueren sozialpolitischen Gesetzen ersichtliche 
Streben der Regierung, die Wählbarkeit an ein höheres 
Lebensalter zu knüpfen, auch hier realisirt. Das Amt eines 
Mitgliedes der Landwirthschaftskammer ist erst mit 30 Jahren 
zu erhalten. Sehr nach Bevormundung schmeckt auch die 
Bestimmung, dass das passive Wahlrecht an die Ansässig¬ 
keit im Bezirke geknüpft ist. Uebrigens ist die erstere Be¬ 
schränkung nicht einmal in dem Handelskammergesetz ent¬ 
halten. Höchst unzweckmässig ist die Bestimmung des Er¬ 
satzes der Mitglieder zu ^6 in einjährigem Turnus. 

Durch die Umlegung der Kosten für die neue Institution 
nach dem Maassstabe des Grundsteuerreinertrages wird der 
Fehler vergrössert, dessen wir bereits gedachten. Nur bis 
zu 1 pCt. des Ertrages — nicht bis 5 pCt, wie früher beab¬ 
sichtigt war — soll die Kammer ohne ministerielle Erlaubniss 
aufzuwenden berechtigt sein. Entweder wird hier auf nam¬ 
hafte staatliche Subventionen stillschweigend angespielt oder 
die Kammern sind Mangels an Mitteln leistungsunfähig; das 
wird sich bald nach deren Einführung herausstellen. 

Die Kammern können Ausschüsse bilden und ihnen 
spezielle Aufgaben zuweisen. Zu diesen letzteren dürfen 
sogar Nichtmitglieder und auch Nichtwahlberechtigte kooptirt 
werden. Die Motive suchen diese auffallende Befugniss da¬ 
mit zu begründen, dass man auf diese Weise den sach¬ 
verständigen Rath von landwirthschaftlichen Lehrern etc. 
gewinnen könne. So wohlmeinend die Absicht ist, so sehr 
widerstreitet sie der ganzen inneren Struktur jeder Inter¬ 
essenvertretung. Hier sollen nur Interessenten zu Worte 
kommen; jene Voten können auf andere Art eingeholt 
werden 

Die Auflösungsbefugniss der Kammern durch königliche 
Ordre wird schwerlich im Stande sein, die Autorität der 
neuen Institution zu heben und darauf kommt es doch gar 
sehr an. 

Endlich ist anerkennend hervorzuheben, dass die Land¬ 
wirthschaftskammern die juristischen Korporationsrechte be¬ 
sitzen sollen, die nicht alle Handelskammern haben, sowie 
dass neben dem einjährigen Bericht ein zusammenfassender 
für eine fünfjährige Periode vorgeschrieben ist. 

Nach alledem kann eine unbefangene Betrachtung des 
Entwurfs nur zu seiner entschiedenen Verurtheilung ge¬ 
langen. 

Berlin. Rudolf Grätzer. 


Soziale Zustände. 

Ergebnisse der Reichsenquite über die Lage des 
Wirthschs^tspersonals in München. In einer soeben er¬ 
schienenen Beilage der amtlichen Münchener Gemeinde¬ 
zeitung wird durch das dortige städtische statistische 
Bureau bereits über das Theilergebniss für München der 
Reichsenquöte berichtet, welche im November v. J. in ganz 
Deutschland nach den Anträgen der Reichskommission für 
Arbeiterstatistik stattfand. Das münchener Ergebniss hat 
bei dem bekannten Charakter dieser Stadt natürlich ein 
besonderes Interesse. Ausgegeben wurden in München 
156 Fragebogen, von denen 137 in der Hauptsache aus¬ 
gefüllt zurückkamen. Bei den von Arbeitgebern sowohl 
als von Arbeitnehmern besorgten beschränkte sich die ge¬ 
naue Ausfüllung häufig auf bestimmte Abschnitte, während 
andere Theile des Fragebogens gar nicht oder nur wenig 
beachtet wurden; eine natürliche Folge des schriftlichen 
Verfahrens. Von den 137 Betrieben, die ausgefüllte Frage¬ 
bogen einlieferten, waren 11 Hotels und Gasthöfe ver¬ 
schiedenen Ranges. 77 Bier- und Weinwirthschaften und 
Restaurants, 25 einfache Bierwirthschaften und Schenken, 
12 einfache Weinschenken, 4 einfache KafFeeschenken und 
8 grössere Kaffeehäuser. Im ganzen waren in den 137 Ge¬ 
schäften verwendet 12 Oberkellner, 49 Kellner, 45 Lehr¬ 
linge, 288 Kellnerinnen, 11 Bier- oder Wasser-Mädchen, 
dann 260 männliche und 563 weibliche andere Personen, 
zusammen also 366 männliche und 862 weibliche Be¬ 
dienstete. Von diesen 1228 Personen kommen zunächst 
nur die ersterwähnten 405 näher in Betracht, die eigentlich 
zur Bedienung in den Wirthschaftsbetrieben verwendet 
waren, da nur ihre Verhältnisse durch die Fragebogen ge- 
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nauer ermittelt wurden. Eine Mehrzahl von Kellnerinnen 
wurde nur in 47 von den 137 Betrieben verzeichnet, und 
zwar je 2 in 15 Häusern, je 3 in 10, je 4 in 8, je 5 in 4, 
je 6 in 5, dann in je einem Hause 8, 9, 11, 20 und 21. Die 
Höchstzahlen fanden sich und zwar 9 in einem Hotel mit 
Kaffeewirthschaft, 11 in einem Kaffeerestaurant, 20 in einem 
grösseren Bierrestaurant und 21 in einem Hotel mit Re¬ 
stauration. Lehrlinge sind in 9 Häusern verzeichnet und 
zwar je 2 in einer Weinstube neben einer Kellnerin, in 
einem Restaurant neben 3 Kellnerinnen, in einem Hotel mit 
Kaffee neben 2 Kellnern und 9 Kellnerinnen und in einem 
Hotel neben 2 Kellnern, sohin in 4 Häusern — dann je 

3 in 3 Hotels, und zwar einmal neben einem Kellner und 

4 Kellnerinnen, einmal neben 3 Kellnern und 5 Kellnerinnen 
und einmal neben 3 Kellnern und 21 Kellnerinnen, ferner 

4 in einem Hotel neben 10 Kellnern und 5 in einem Kaffee¬ 
restaurant neben 4 Kellnern und 11 Kellnerinnen. Als 
regelmässige Arbeitszeit ergaben sich die Stunden von 7 
oder 8 Uhr morgens bis Mitternacht, also 14 bis 15 Stunden! 
Sehr häufig ist als Anfang 8 Uhr, seltener 8V* und noch 
seltener 7 Uhr bezeichnet, sehr häufig als Schluss 11 Uhr, 
häufig auch* 12 Uhr, vereinzelt kommen 1 oder 2 Uhr; da¬ 
neben kommen auch frühere Stunden vor, insbesondere in 
Weinstuben, die schon um 6, 7 oder 8 Uhr und in Kaffee¬ 
häusern, die nicht auch Bier- oder Weinschank haben und 
desshalb gleichfalls schon frühzeitig geschlossen werden. 
Dagegen beginnt in letzteren die Arbeit mitunter schon 
morgens 5 oder 6 Uhr. Wo zahlreicheres Personal ver¬ 
wendet ist, findet auch Abwechslung in der Weise statt, 
dass einige Bedienstete 2 bis 3 Stunden später antreten, 
die anderen dagegen um eine oder mehrere Stunden früher 
ihre Thätigkeit schliessen können. Für die Lehrlinge ist 
öfters um ein oder zwei Stunden früherer Schluss, als. für 
das übrige Personal, vermerkt; dagegen müssen sie nicht 
selten auch schon um die gleiche Zeit früher die Arbeit 
beginnen. In grösseren Gasthöfen sind die Arbeitszeiten 
meist nach Gruppen vertheilt, so z. B.: für den Oberkellner 

5 Uhr früh bis 10 Uhr abends oder bis 7*10 Uhr an 
einem, 9 bis 1 Uhr am anderen Tage oder 6 bis 8 oder 

6 bis 10 Uhr; für die Kellner 6 Uhr früh bis 11 Uhr abends 
oder 6 bis 10 Uhr, oder 8 bis 12 Uhr, oder auch 6 bis 

11 Uhr am einen, 7 bis 11 Uhr am anderen Tage; für die 
Kellnerinnen 6 Uhr früh bis 12 Uhr abends, oder 7 bis 

12 am einen, 9 bis 1 Uhr am anderen Tage, oder lOV« Uhr 
früh bis 1 Uhr nachts am einen, 8 bis 11 Uhr vormittags 
und 6 bis 11 Uhr abends am anderen Tage; für die Lehr¬ 
linge 6 Uhr früh bis 11 Uhr abends, oder 7 bis 11 oder 
8 bis 12, oder 10 bis 10 Uhr. Ein ähnlicher Wechsel 
kommt auch in grossen Kaffeehäusern und Restaurationen 
vor. Die Frage nach den Arbeitspausen wurde ausser¬ 
ordentlich verschiedenartig beantwortet. Am häufigsten 
kehrt die Bemerkung wieder, das Geschäft gehe so ruhig, 
dass die Bediensteten sich den Tag über viele und lange (?) 
Pausen gönnen können. Nicht selten sind aber auch be¬ 
stimmte Fristen für Anziehezeit. Mittag- und sonstige Pausen 
eingetragen, bisweilen von einer längeren Ausdehnung, als 
dass sie für wahrscheinlich gelten könnten. (!) Die Frage, 
ob an bestimmten Tagen der Woche oder zu bestimmten 
Zeiten des Jahres wesentliche Ueberschreitungen der regel¬ 
mässigen Arbeitszeiten stattfinden, wurde in vielen gar nicht, 
in noch mehr anderen nicht genügend beantwortet. Im all¬ 
gemeinen gehe aus den Fragebogen hervor, dass solche Ueber¬ 
schreitungen zwar nicht die Regel bilden, aber doch häufigvor- 
kommen; öfter wurde nur auf bestimmte Tage im Jahre z. B. 
Fastnacht und Jahresschluss verwiesen, seltener aufbestimmte 
Wochentage, in den dem Zentralbahnhofe nahe gelegenen 
Häusern auch auf die Zeit des Oktoberfestes. Immerhin 
sind auch die Fälle nicht selten, in denen die fraglichen 
Ueberschreitungen als so oft wiederkehrend bezeichnet 
wurden, dass es richtiger gewesen wäre, die regelmässige 
Arbeitszeit als länger dauernd zu schildern (bis 1 Uhr Nachts). 
Ganz freie Tage, die im Fragebogen selbst dahin erklärt 
sind, dass sie eine ununterbrochene Ruhezeit von mindestens 
24 Stunden gewähren sollen, werden offenbar nur selten 
eingeräumt. Doch kommen Einträge vor, die auf einen, 
zwei oder vier Tage im Monate lauten, zumeist nur in ganz 
grossen Geschäften; nur ganz vereinzelt ist auch acht- 
l^ezw. vierzehntägiger Urlaub im Jahre verzeichnet. Da¬ 



gegen sind angeblich die sogenannten Au^^ehetage den 
meisten Häusern Regel, obschon auch die Bemerkung sich 
häufig wiederholt, dass solche Ausgeh - Zeiten nicht gewährt 
werden. Zumeist erstrecken sie sich auf 3, 4, 5, 6, 7, ja 
8 Stunden einmal oder zweimal im Monate oder auf kürzere 
Zeit einmal oder zweimal in der Woche, in einigen grossen 
Häusern für den Oberkellner auf 4 Stunden jeden zweiten 
Tag, in einem der grössten 15 bis 18 Stunden einmal in der 
Woche, in einem Kaffeehause für die Kellnerinnen auf zwei 
Stunden an jedem zweiten Tage, in ein paar Restaurationen 
auf 18 Stunden einmal und sogar zweimal in der Woche, 
in einer Gastwirthschaft auf 2 bis 3 Stunden auf Wunsch 
täglich. Bezüglich der Dauer des Dienstverhältnisses in der 
gleichen Stellung lauten die Antworten ebenfalls nicht sehr 
befriedigend. Gar nicht selten sind die Fälle, in denen die 
Bediensteten, insbesondere die Kellnerinnen, am Tage der 
Erhebung selbst in den Dienst getreten sind, und nicht 
minder häufig jene, in denen sie die Stelle erst acht oder 
vierzehn Tage inne hatten. Im allgemeinen macht man die 
Bemerkung, dass die Kellner meist längere Dienstzeit haben 
als die Kellnerinnen. Die Stellen wurden zumeist durch 
gewerbsmässige Stellenvermittler besorgt, denen Gebühren 
zu 2, 27», 3, 4, 5, 57», 6, 7, 8 und 10, aber auch zu 15, 20, 
30 und 50 Mark hierfür bezahlt werden mussten. Die letztere 
Summe ist dreimal genannt, jedoch nur für Oberkellner¬ 
stellen, jene zu 30 Mark gleichfalls dreimal und zwar zwei¬ 
mal für Oberkellner, einmal für einen Kellner; die Summe 
von 20 Mark kommt bereits sechsmal vereinzelt für Kellner 
und Kellnerinnen vor und ausserdem wird einigemal bei 
grossem Personal 10 bis 20 Mark als die regelmässig be¬ 
zahlte Gebühr angegeben. Selbst für Lehrlinge kommen 
Gebühren zu 5 Mark, für Biermädchen solche zu 3 und 
6 Mark vor.* Am häufigsten werden im allgemeinen 5 bis 
10 Mark genannt. In einem Falle, in dem die Kellnerin 
bereits 10 Mark Vermittlerlohn bezahlte, verlangte die Ver¬ 
mittlerin noch täglich einen Antheil am Trinkgelde, den sie 
regelmässig abholte. Der Fall, dass der Geschäftsinhaber 
eine Stellenvermittlungsgebühr bezahlte, ist nirgends hervor¬ 
gehoben. Zumeist haben die Bediensteten beim Geschäfts¬ 
inhaber Wohnung und volle Beköstigung. Was endlich die 
Löhne der Wirth'schaftsbediensteten anbetrifft, so sind in 
mehreren Gasthöfen für die Oberkellner gar keine Gehälter 
ausgeworfen, in anderen solche von 25, 50, 100, 120 und 

170 Mark monatlich. Ebenso kommen Häuser vor, in denen 
für die Kellner keine Löhne angeführt sind, während sie in 
anderen 5, 10, 177*, 20, 25, 30, 32, 35, 38, 40, 45, 50, 72, 
in einem sogar 150 Mark monatlich erhalten. Sehr selten 
figuriren Kellnerinnen ohne jeden Gehalt auf den Frage¬ 
bogen. Vereinzelt beziehen sie nur 5, 6, 7 und 8 Mark im 
Monate, häufig dagegen 10, 12, 15, seltener wieder mehr 
bis zu 20 und 24 Mark. Einzeln kommt auch bei den 
Kellnern für den Sommer 40, für den Winter 30, bei den 
Kellnerinnen in gleicher Unterscheidung 15 oder 12 Mark 
Lohn vor. Die Lehrlinge erhalten meist im ersten Jahre 
nach Ablauf einer Probezeit 5, im zweiten 10, im dritten 
15 Mark monatlich. Vereinzelt ist auch ein Lohn von 
25 Mark verzeichnet. In grösseren Restaurationen geben 
die Kellnerinnen 3, 10 und 12 Mark an Speiseträgerinnen 
ab, 4 bis 15 Mark an den Lehrling, andere bezahlen für 
Geschirrputzen (!!) täglich 30, 40 und 50 Pfennige oder 
monatlich 4, 7, 8 bis 127» Mark, anderwärts auch wöchent¬ 
lich 1 Mark. In einzelnen Häusern führen die Kellnerinnen 
Brot, Spielkarten und Zigarren für eigene Rechnung, womit 
sie monatlich etwa 40 Mark verdienen; dagegen zahlen sie 
für Arbeiten, die sie nicht selbst verrichten, monatlich 10, 
15 bis 18 Mark an ihre Helferinnen. Ausgaben für das 
Geschäft, d. i. für zerbrochenes Geschirr u. dgl. kommen 
angeblich nur bei grober Fahrlässigkeit und Unachtsamkeit 
vor, in einzelnen Häusern allerdings auch für alles, was 
überhaupt zerbrochen wird, in anderen zur Hälfte. Soweit 
die Münchener Erhebungen, aus denen die Unvollkommen¬ 
heit der schriftlichen Methode wieder in jeder Beziehung 
spricht. Wie unter diesen Umständen und angesichts der 
traurigen Ergebnisse das Münchener städtische statistische 
Bureau seinen Bericht mit dem Satze schliessen kann: „ein 
sogenanntes soziales Elend lässt sich aber jedenfalls aus 
dem Inhalte der ausgefüllten Fragebogen nicht herauslesen“ 
— das ist schwer erklärlich. 
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Arbeiterverhältnisse bei den preussischen Staats¬ 
bahnen im Jahre 1892/93. Nach dem „Bericht über die 
Ergebnisse des Betriebes der preussischen Staatsbahnen 
im Betriebsjahr 1892/93“. der soeben dem Abgeordneten¬ 
hause zugegangen ist, hat die staatliche Verwaltung dieser 
Bahnen im Berichtsjahr ganz auffällig mit Arbeitskräften 
gespart und die Ausnutzung der vorhandenen offenbar im 
höchsten Grade verstanden. Die Gesammtzahl der be¬ 
schäftigten Arbeiter ist nämlich von 192 067 im Vorjahre 
auf 175 578 im Berichtsjahr vermindert worden, also um 
8.6 pCt. Am stärksten war die Verminderung bei den 
Streckenarbeitern, wo sie nicht weniger als 9,7 pCt. betrug, 
sodann bei den übrigen Arbeitern der Betriebsverwaltung 
(8,7 pCt), in dritter Linie kommen erst die Werkstätten¬ 
arbeiter (7 pCt. weniger) und in letzter Linie (nur 5 pCt. 
weniger) die Arbeiter der Gasanstalten. Bei den Strecken¬ 
arbeitern betrug die Kopfzahl der Beschäftigten auf 1 km 
mittlere Betriebslänge nur noch 1,9 (gegen 2,2 im Vorjahre), 
auf 1 km zu unterhaltender Geleise nur 1,14 (1,19). Und 
ebensolche Ziffern weist die Nachweisung über die übrigen 
Betriebsarbeiter auf, so dass bei der Zurückführung der 
gesammten Arbeiterzahl auf 1 km mittlerer Betriebslänge 
6,9 (statt 7,7 im Vorjahre), auf je 10(X)0 Lokomotivnutz- 
kilometer 7,8 (statt 8,2 im Vorjahre) und auf je 
100000 Wagenachskilometer aller Art 2,0 (statt 2,1) Arbeiter 
kommen. Dabei ist die Zahl der Beamten um 6,1 pCt. ver¬ 
mehrt worden, die Einnahmen aus dem Personenverkehr 
sind allerdings etwas gesunken, weil nur die Fahrten mit 
IV. Klasse bezeichnender Weise eine erhebliche Steigerung 
erfuhren, aber der Güterverkehr, dessen Einnahmen 68 pCt. 
der Gesammteinnahme ausmachen, lieferte 5 Millionen Mk. 
mehr und die Gesammteinnahmen aus dem Verkehr stiegen 
unter diesen Umständen doch noch von 864 auf 867 Millionen. 
Was die Löhne betrifft, so sind die Angaben über dieselben 
mit anderen Positionen der Ausgabenübersicht derartig ver¬ 
quickt und zusammengeworfen, dass sich nicht einmal die 
Gesammtsumme der gezahlten Löhne erkennen lässt. Ein¬ 
gehendere Angaben über Individuallöhne, Arbeitszeit, Ar¬ 
beitsordnungen, KUndigungbfristen, über die Wirksamkeit 
der berühmten Arbeiterausschüsse u. s. w. fehlen vollständig. 
Dass die regelmässige Mittheilung dieser Daten im Abge¬ 
ordnetenhause nicht längst gefordert worden ist, erscheint 
kaum begreiflich. 

Kommission für Arbeiterstatistik. Anlässlich der 
bevorstehenden Tagung der Kommission für Arbeiter¬ 
statistik, bringt der Reichsanzeiger die folgende Mittheilung: 
Die Kommission für Arbeiterstatistik wird in nächster Zeit 
wieder zu einer Sitzung zusammentreten. Nachdem aus 
Anlass einer Anregung des Reichstags unter Abänderung 
des Regulativs vom 1. April 1892 die Zahl der Mitglieder 
der Kommission um zwei vermehrt worden ist, von denen 
eins der Bundesrath und eins der Reichstag zu wählen hat, 
und die Neuwahlen für die gegenwärtige Legislaturperiode 
inzwischen erfolgt sind, hat der Vorsitzende der Kommission, 
Unter-Staatssekretär Dr. von Rottenburg, die Mitglieder auf 
den 14. Februar d. J. zu einer Sitzung eingeladen. Den 
Hauptgegenstand der Verhandlungen wird die Untersuchung 
über die Arbeitszeit in Bäckereien und Konditoreien bilden, 
welche damit voraussichtlich zum Abschluss gelangen wird. 
Die Ergebnisse des ersten und zweiten Theils der Unter¬ 
suchung sind in zwei, auch in Carl Heymanns Verlag er¬ 
schienenen Drucksachen niedergelegt, deren erste, „Erhebung 
Ober die Arbeitszeit in Bäckereien und Konditoreien, 
die im September 1892 veranstaltete Fragebogen-Erhe¬ 
bung betrifft, während die andere „Erhebungen über 
die Arbeitszeit in Bäckereien und Konditoreien“, zweiter 
Theil“ die Ergebnisse der im Sommer 1893 veranstalteten 
mündlichen Vernehmungen und der von 74 Berufsorgani¬ 
sationen erforderten Aeusserungen sowie ein vom Kaiser¬ 
lichen Gesundheitsamt erstattetes Gutachten über den Ein¬ 
fluss der Beschäftigung der Bäckergesellen und Bäcker¬ 
lehrlinge auf ihre Gesundheit enthält. Nunmehr wird die 
Kommission gemäss ihren Beschlüssen vom 10. Februar 
und 30. Juni 1893 unter Zuziehung sachverständiger Beisitzer 
zur mündlichen Vernehmung von Aiiskunftspersonen aus 
dem Bäcker- und Konditorgewerbe schreiten. Die Beisitzer 
und die Mehrzahl der Auskunftspersonen sind auf Ersuchen 


des Vorsitzenden der Kommission durch Vereinigungen 
von Arbeitgebern und von Arbeitnehmern der genannten 
Gewerbe vorgeschlagen worden. 

Da die bevorstehende Sitzung durch die mündlichen 
Vernehmungen und die sich daran anschliessenden Be- 
rathungen bereits stark belastet sein wird, hat davon abge¬ 
sehen werden müssen, auch die Erhebung über die Arbeits¬ 
zeit in Getreidemühlen auf die Tagesordnung zu setzen, 
deren erster Theil abgeschlossen ist und den Gegenstand 
einer vor Kurzem (in Carl Heymanns Verlag) veröffent¬ 
lichten Drucksache bildet. („Erhebung über die Arbeits¬ 
zeit in Getreidemühlen. Veranstaltet im Sommer 1893“. 
Berlin 1894, Carl Heymanns Verlag.) 

Die im Verlauf der Untersuchung über die Arbeits¬ 
verhältnisse im Handelsgewerbe erforderten gutachtlichen 
Aeusserungen von kaufmännischen Vereinen und von Orga¬ 
nisationen der Geschäftsdiener, Packer etc. sind immer noch 
nicht vollständig eingegangen; jedoch ist mit Zusammen¬ 
stellung des vorliegenden Materials bereits bgonnen. 

Dienstboten und Stellenvermittelung. Eine Probe- 
erhebung über die Zustände in der privaten Stellenvermitte¬ 
lung für Dienstboten in Frankfurt am Main, welche das 
dortige Gewerkschaftskartell Ende 1893 vornahm, um die 
Einbeziehung der Dienstboten in die geplante städtische 
Arbeitsvermittelung zu fördern, ergab folgende interessante 
Daten. Herrschaften wie Dienstboten müssen bei Benutzung 
von privaten Stellenvermittelungsbureaus an diese Ein¬ 
schreib- und Stellenvermittelungsgebühren, manchmal auch 
noch sonstige Vergütungen zahlen. In Frankfurt a. M. 
nähren sich deshalb von der einträglichen Dienstboten- 
Vermittelung allein mindestens 60 angemeldete und vielleicht 
ebensoviel versteckte Bureaus. Das Gewerkschaftskartell 
erhob 77 Vermittelungsfälle aus dem Geschäftsbetrieb von 
28 Bureaus. Die Einschreibgebühren schwanken bei den 
Herrschaften zwischen 30 und 50 Pfennig, bei den Dienst¬ 
boten zwischen 25 Pfennig und 1 Mark, die Vermittelungs¬ 
gebühren für die ersteren zwischen 1 bis 16 Mark, für die 
letzteren zwischen 1,50 Mark und 10 Mark. Manchmal wird 
soviel gefordert, dass die Herrschaften wie Dienstboten ab¬ 
zuhandeln versuchen. Von einigen Bureaus wird den stellen¬ 
losen Dienstboten auch Logis und Kost geboten; wenn 
auch die Preise dafür nicht übertrieben hoch erscheinen, so 
lässt doch die Bequartirung sehr viel zu wünschen übrig: 
sie erfolgt auf Sophas, in unüberzogenen Betten, meist 
schlafen 2 Mädchen in einem Bett; neben der baaren Be¬ 
zahlung müssen meist persönliche Dienstleistungen absolvirt 
werden etc. Es wäre dringend zu wünschen, dass ähnliche 
Untersuchungen womöglich in noch grösserem Umfang auch 
anderswo vorgenommen würden. 

Deutsche und amerikanische Löhne in der Zink¬ 
industrie« Die Illinois Zinc Co. veröffentlicht einen um¬ 
fassenden Bericht über die Welt-Zinkproduktion, in dem sie 
auch einen Vergleich der Lohnverhältnisse in der Zink¬ 
industrie zieht. Demzufolge ergeben sich für die ober¬ 
schlesischen Zinkwerke folgende Ziffern: 



Zahl der 
Arbeiter 

Gesammtlöhne 

durclischnittlichcr 

Jahreslohn 

1891 . . 

. 7083 

1 144 343,50$ 

161,71 $ 

1892 . . 

. 7168 

1 173 705,80 „ 

163,74 „ 

Für die Löhne in 

amerikanischen Werken werden fol- 

gende Daten 

gegeben. 

die sich auf die Verhältnisse in einer 

der grössten 

Fabriken 

im Jahre 1892 beziehen; es erhielten 

pCt. der 

mit einer 

einen täglichen 

durchschnittlichen 

Arbeiter 

Tagesarbeit 

von Lohn von 

Jahrcslohn 

11 

12 

2,18$ 

795,70$ 

14 

10 

L90„ 

698,50 „ 

25 

11 

1,55 „ 

565,75 „ 

30 

7 

1.50 „ 

547,50 „ 

20 

10 

1,30 „ 

474.50 „ 


Gegenüber den Lohndurchschnitten in Schlesien von 
45 Cents per Tag und 162$ per Jahr ergiebt sich demnach 
für Amerika ein Durchschnitt von 1 $ 60 Cts. per Tag oder 
585 $ 20 Cts. per Jahr für die Arbeiter aller Kategorien. 
Demgemäss erscheinen die Löhne in der amerikanischen 
Zinkindusrie ungefähr dreimal grösser als jene in der 
schlesischen Industrie. 
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Tödtliche Unglücksfölle in den britischen Bergwerken. 

Mehr als tausend Mann finden in den britischen Bergwerken 
jährlich ihren Tod. Nach dem eben veröffentlichten Bericht 
beliefen sich diese Unglücksfälle im Jahre 1893 auf 1056. 
158 Todesfälle waren die Folge von schlagenden Wettern, 
411 von einstürzenden Decken und Gerüsten. 103 ereigneten 
sich in den Zugangsschächten und 265 Todesfälle unter der 
Erde werden verschiedenen anderen Ursachen zugeschrieben, 
während 119 Personen durch Maschinerie- und sonstige Un¬ 
fälle an der Erdoberfläche ihren Tod fanden. Die Gesammt- 
zahl ist gewiss beträchtlich, auch wenn man berücksichtigt, 
dass die Zahl der Bergleute im Vereinigten Königreich 
nahezu 600000 beträgt. 

Die Uebelstände in den sizilianischen Schwefelgruben. 

General Morra forderte die Handelskammer von Palermo 
auf, einen Bericht über die Arbeitsverhältnisse in den sizi¬ 
lianischen Schwefelgruben und die Lage dieser Industrie 
zu erstatten. Der Bericht der Kammer führt die Depression 
im Schwefelbergbau auf die enorme, weit über den Bedarf 
hinausgehende .Ueberproduktion zurück. Der Preisfall des 
Schwefels mache die Ausbeutung der Gruben nur bei 
möglichst niedrigen Produktionskosten rentabel, woraus 
sich die traurigen Arbeitsverhältnisse wenigstens zum Theile 
erklärten. In Bezug auf die Verbesserung letzterer fordert 
die Kammer folgende Maassregeln: Genaue Beachtung der 
die Kinder- und Frauenarbeit im Bergbau einschränkenden 
Arbeiterschutzgesetze, Verbot der Nachtarbeit in den Gruben, 
Verbot der Anwendung von Sprengmitteln zur Schwefel¬ 
gewinnung, obligatorische Einführung von Maschinen für die 
Förderung des Schwefels aus der Grube, Reduktion der 
täglichen Arbeitszeit auf acht Stunden, Verpflichtung zur 
Lohnzahlung in Geld. — Aus den Forderungen der Handels¬ 
kammer von Palermo kann man sich bereits ein Bild der 
gegenwärtigen Arbeitsverhältnisse in den Schwefelgruben 
Siziliens konstruiren. 


Kaufmännische Bewegung. 


Vertretung der Handlungs-Gehülfen in den Handels- 
kammern. Die vereinigten Ortsvereine des Gewerkvereins 
der Deutschen Kaufleute in Berlin haben diese Frage kürzlich 
mit folgender Petition an das Aeltesten-Kollegium der dor¬ 
tigen Kaufmannschaft angeregt: „Die „Vereinigten Ortsver¬ 
eine von Berlin und Umgegend“ des „Vereins der deutschen 
Kaufleute“ erlauben sich den Herren Aeltesten zu den gegen¬ 
wärtigen Berathungen zwecks Revidirung Ihres Statuts, bezw. 
Reorganisirung des löbl. Kollegiums ihre Wünsche um Auf¬ 
nahme einer Vertretung der organisirten Handlungsgehülfen 
in das Kollegium zu unterbreiten. Von Jahr zu Jahr mehren 
sich die Klagen in unseren Vereinen, wie überhaupt in den 
Kreisen der Handlungsgehülfen und der selbständigen, nicht 
körporirten Kaufleute über einseitige Gutachten, die die 
Herren Aeltesten den Behörden und Gerichten abgeben und 
nach welchen von den Letzteren verfahren bezw. geurtheilt 
wird. Es ist nicht selten, dass Rechtsfragen, die von einem 
mit den einschlägigen Verhältnissen vertrauten Sachver¬ 
ständigen in einfachster Weise zu lösen wären, infolge 
des Gutachtens der Herren Aeltesten vom Richter ent¬ 
schieden falsch aufgefasst werden und dieser dann mit den 
wirklichen Sachverhalt nicht in Einklang stehende Urtheile 
fällt. Wir wollen nur daran erinnern, dass seit ungefähr 
Jahresfrist vom löbl. Kollegium ein Gutachten abgegeben 
ward, nach welchem dem jungen Manne zum Zweck der 
Erlangung einer neuen Stellung eine Zeit gewährt werden 
muss, wogegen löbl. Kollegium vorher dieses Recht des 
Gehülfen kurzweg verneinte. Es liegt uns fern, die Herren 
Aeltesten einer v^oreingenommenheit gegen die Gehülfen¬ 
schaft oder wissentlich falscher Beurtheilung von deren 
Rechten zu zeihen, wir müssen vielmehr die vorhandenen 
Mängel als eine Folge der Zusammensetzung des löbl. 
Kollegiums betrachten. Und das mit Recht. Ist schon der 
Eintritt in die Korporation der Kaufmannschaft von Berlin 
infolge der hohen Eintrittsgelder und Beiträge nur den besser 
situirten Kaufleuten ermöglicht, so sitzen im Kollegium fast 
ausschliesslich Herren der Börse, die Dank der bevorzugten 


Lage ihrer Geschäfte ihr Personal noch auskömmlich be¬ 
zahlen können. Das ist aber bei einem sehr grossen Theil 
der Berliner Geschäfte nicht der Fall, die im Gegentheil 
gerade in dieser Hinsicht zu sehr begründeten Beschwerden 
Anlass geben, und da fordert die Gerechtigkeit dringende 
Abhilfe. Wer könnte aber wohl eher berufen sein, als die 
Herren Aeltesten, über die Mitglieder und Angehörigen der 
Kaufmannschaft zu wachen? Dass dies geschieht, ist ein 
billiges Verlangen. Es kann und wird aber nur geschehen, 
wenn Vertreter aller kaufmännischen Berufszweige im Kol¬ 
legium sitzen und wenn auch der Gehülfenschaft ein Platz 
eingeräumt wird, und man dadurch dem wirthschaftlich 
schwächeren Theil Gelegenheit bietet, seine Wünsche und 
Bedürfnisse in einfachster und zweckdienlichster Weise zum 
Ausdruck bringen zu können. Wir gestatten uns daher bei 
löbl. Kollegium zu beantragen: „Eine Vertretung der Hand¬ 
lungsgehülfen im Kollegium aufnehmen zu wollen.“ Es wäre 
dies durchführbar, wenn es den Handlungsgehülfen-Vereinen 
ermöglicht würde, gegen Zahlung bestimmter Beiträge Dele- 
girte in die Korporation zu entsenden, und wenn ebenso, 
wie für jede Branche, von diesen Vertreter in das Kollegium 
gewählt würden. Falls die Herren Aeltesten gegen diesen 
Vorschlag Bedenken haben sollten, stellen wir als Mindest¬ 
forderung, deren Erfüllung wir wohl beanspruchen dürfen: 
„dass löbl. Kollegium aus den Reihen der organisirten 
Handlungsgehülfen eine sachverständige Kommission ernennt, 
oder von diesen Vereinen wählen lässt, die in allen, die 
Handlungsgehilfen betreffenden Angelegenheiten gehört 
wird.“ Wenn löbl. Kollegium nach wohlwollender Berathung 
unseren Anträgen entgegen kommen wollte, welcher Hoff¬ 
nung wir uns hingeben, so würden dadurch die heute so 
ausserordentlich scharfen sozialen Gegensätze um ein be¬ 
deutendes gemildert werden. Wir wiederholen unsere Bitte 
um freundliche Erwägung unserer Anträge und hoffen, 
einem gefl. Bescheide entgegensehen zu dürfen." Soweit 
die Petition. Wahrscheinlich werden aber einzelne Hand¬ 
lungsgehülfen unter einer Mehrzahl von Prinzipalen sehr 
wenig ausrichten können. Es muss vielmehr zur Errichtung 
kaufmännischer Schiedsgerichte auch als begutachtender Be¬ 
hörden kommen,' in denen Prinzipale und Gehülfen in 
gleicher Anzahl vertreten sind. 


Gewerkschaftliche Arbeiterbewegung. 


Internationaler Bergarbeiterkongress. Der nächste 
internationale Bergarbeitertag soll in der Woche nach 
Pfingsten in Berlin stattfinden. Auf dem letzten inter¬ 
nationalen Kohlenarbeiter-Kongress wurde auf Antrag der 
deutschen Delegirten der Beschluss gefasst, den Kongress 
für 1894 in Berlin oder, falls sich dort Hindernisse ent¬ 
gegenstellen, in Paris tagen zu lassen. Die Vertreter der 
deutschen Kohlenarbeiter haben jetzt ihr Urtheil endgültig 
dahin abgegeben, dass an Berlin festzuhalten sei. Dieser 
Beschluss wurde vorige Woche dem englischen Exekutiv¬ 
ausschuss mitgetheilt, der, wie dem Vorwärts mitgetheilt 
wird, den Kongress zu Pfingsten nach Berlin einberufen wird. 

Zum Koalitionsrecht in Frankreich. Zum Schutze der 
französischen Gewerkschaften hat, wie wir dem Vorwärts 
entnehmen, die sozialistische Fraktion eine bereits früher 
von der Kammer votirte, aber vom Senat zurückgewiesene 
Gesetzesvorlage aufs neue aufgenommen und durch den 
Abgeordneten Sembat einbringen lassen. Dem Art. 2 des 
Syndikatsgesetzes vom 21. März 1884 zufolge, können näm¬ 
lich nur diejenigen einer Berufsgenossenschaft (Gewerk¬ 
schaft) beitreten, die ihren Beruf thatsächlich ausüben. Da 
aber unter solchen Umständen grosse Gewerkschaften oder 
gar Gewerkschaftsverbände unmöglich sind, da sie minde¬ 
stens einer Person in der Leitung bedürfen, die sich aus¬ 
schliesslich mit den Gewerkschaftsgeschäften zu befassen 
hat, ja der Bestand der Gewerkschaften dadurch geradezu 
von dem Belieben der Unternehmer abhängt, weil diese 
nur die jeweiligen Leiter arbeitslos zu machen brauchen, 
wurde am 2. Juni 1891 von dem damaligen Justizminister 
Fallieres auf Drängen der Arbeiterschaft ein Gesetzentwurf 
vorgelegt, wonach alle Personen, vorausgesetzt, dass sie 
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mindestens 5 Jahre in ihrem Berufe thätig waren und den¬ 
selben seit nicht mehr als 10 Jahren verlassen haben, be¬ 
rechtigt sind, Gewerkschaften zu bilden, bezw. denselben 
als Mitglieder anzugehören. Obwohl von der Kammer mit 
grosser Majorität angenommen, wurde der Entwurf dennoch 
vom Senat, und zwar in seiner Sitzung vom 7. Juli 1893 
verworfen. Eine Folge davon war, dass u. a. erst jüngst 
zwei Mitglieder der Gewerkschaft der Omnibusbediensteten 
von Bordeaux vom dortigen Gerichte verurtheilt wurden, 
weil sie, trotzdem sie beim jüngsten Omnibusstrike von der 
Kompagnie entlassen worden sind, noch immer im Leitungs- 
komitöe dieser Gewerkschaft verblieben. Um nun solchen 
Urtheilssprüchen die Rechtsbasis zu nehmen, hat eben die 
sozialistische Fraktion die Abänderung des Syndikatsgesetzes 
in dem oben angedeuteten Sinne beantragt. Ob der Gesetz¬ 
entwurf diesmal von grösserem Erfolge begleitet sein wird, 
das bleibt allerdings noch dahingestellt. 


Politische Arbeiterbewegung. 


Kongress der österreichischen Sozialdemokratie. Für 

den 25. März und die folgenden Tage beruft die Vertretung 
der österreichischen sozialdemokratischen Partei einen 
Kongress nach Wien. Die provisorische Tagesordnung ist 
folgendermaassen festgesetzt: 1. Parteibericht; 2. Organisa¬ 
tion; 3. das allgemeine Wahlrecht und der Generalstrike; 
4. der Achtstundentag und die Maifeier; 5. der Arbeiter¬ 
schutz und das Parlament; a) Reform der Gewerbeordnung; 
b) Ausdehnung der Unfallversicherung; c) die Bruderladen; 
6. die Parteipresse; 7. Neuwahl der Parteivertretung; 8. 
Sonstige Parteiangelegenheiten. 

Angesichts der ungeheuerlichen Handhabung der Ver¬ 
sammlungsfreiheit in Oesterreich wird der Kongress auch 
diesmal die Form einer auf geladene Gäste beschränkten 
Versammlung haben. 


Christlich-soziale Bewegung. 


5. Evangelisch-sozialer Kongress. Der nächste evange¬ 
lisch-soziale Kongress wird in der Pfingstwoche d. J., am 
15. bis 17. Mai in Frankfurt a. M. stattfinden. Als Tages¬ 
ordnung ist in Aussicht genommen für Dienstag den 15. Mai: 
Nachmittags 5 Uhr Ausschusssitzung; Abends 8 Uhr öffent¬ 
liche Begrüssungsversammlung. Mittwoch, den 16. Mai früh: 
1. Eröffnung des Kongresses durch den Präsidenten; 2. Jah¬ 
resbericht des Generalsekretärs; 3. Erstes Referat: Die 
soziale Frage und die Predigt. (K.-Rath Prof. D. Cremer- 
Greifswald.) Nachmittags: Zweites Referat: Die deutschen 
Landarbeiter, mit besonderer Berücksichtigung auf die vor¬ 
jährige Enquete des Kongresses (Professor Dr. Max Weber- 
Berlin und Generalsekretär P. Paul Göhre-Frankfurt a. O.). 
Donnerstag, den 17. Mai, früh: Drittes Referat: Die Gewerk¬ 
schaftsbewegung (Amtsrichter Kulemann - Braunschweig). 
V^iertes Referat: Das soziale Problem und die alte Kirche 
(Professor D. Harnack-Berlin). 


Arbeiterschutzgesetzgebung und Gewerbe¬ 
inspektion. 

Die Ausnahmebestimmungen über die Sonntagsruhe in 
den gewerblichen Anlagen der Metallindustrie. 

Die Deutsche Reichs-Gewerbeordnung enthält in Folge 
des Arbeiterschutz-Gesetzes vom 1. Juni 1891 in § 105 b 
Abs. 1, die Bestimmungen, dass Arbeiter auf industriellen 
Anlagen (Bergwerken, Salinen, Hüttenwerken u. s. w.) an 
Sonn- und Festtagen nicht beschäftigt werden dürfen, sowie 
dass die den Arbeitern zu gewährende Ruhe mindestens 
für jeden Sonn- und Festtag 24 Stunden zu währen hat, 
welche Ruhezeit von 12 Uhr Nachts an zu rechnen ist und 
bei zwei aufeinander folgenden Sonn- und Festtagen bis 
6 Uhr Abends des zweiten Tags zu rechnen ist. 

Nach 105d können für bestimmte Gewerbe, deren Be¬ 


trieb eine Unterbrechung oder einen Aufschub der Arbeiten 
nicht gestattet, durch Beschluss des Bundesraths Ausnahmen 
von der obigen Bestimmung gestattet werden. Die Regelung 
dieser so gestatteten Arbeiten und der Bedingungen ihrer 
Zulassung erfolgt für alle Betriebe derselben Art gleich- 
mässig und unter Berücksichtigung der Bestimmung des 
§ 105 c Abs. 3. 

In diesem § 105c werden diejenigen Arbeiten be¬ 
zeichnet, auf welche die Bestimmungen der Sonntagsruhe 
keine Anwendung finden; als solche sind in Abs. 3 be¬ 
nannt: Die Bewachung der Betriebsanlagen, Arbeiten zur 
Reinigung und Instandhaltung, durch welche der regel¬ 
mässige Fortgang des eigenen oder eines fremden Betriebs 
bedingt ist, sowie Arbeiten, von welchen die Wiederauf¬ 
nahme des vollen werkthätigen Betriebs abhängig ist, sofern 
nicht diese Arbeiten an Werktagen vorgenommen werden 
können. Bei solchen Arbeiten sollen jedem Arbeiter an 
jedem 3. Sonntage volle 36 Stunden oder an jedem 2. Sonn¬ 
tage mindestens die Stunden von 6 Uhr Morgens bis 6 Uhr 
Abends zur Ruhe frei gelassen werden. 

Es hat sich demgemäss nunmehr darum gehandelt, die 
im Anschluss an § 105 b und 105d zu treffenden Ausnahme¬ 
bestimmungen aufzustellen, und hat daher für die Gruppe III 
der gewerblichen Anlagen (Bergwerke, Salinen, Aufberei¬ 
tungsanstalten, die damit verbundenen Verkokungs-An¬ 
stalten) in der Mitte September eine Konferenz von Ver¬ 
tretern der Arbeitgeber und Arbeitnehmer stattgefunden. 
In den dreitägigen Verhandlungen haben sich die Arbeiter¬ 
vertreter einstimmig dahin ausgesprochen, dass an den be¬ 
stehenden Zuständen festzuhalten und weitergehende Be¬ 
schränkungen der Sonntagsarbeit abzulehnen seien. Dieser 
Standpunkt derselben wurde mit dem zu erwartenden Lohn¬ 
ausfall der Sonntagsschichten sowie mit der Abneigung 
gegen einen doppelten Schichtenwechsel in der Woche 
motivirt. Als Vorschläge wurden folgende Beschlüsse 
Seitens der Konferenz dem Bundesrath gegenüber befür¬ 
wortet: 

1. Die Sonntagsruhe der Arbeiter hat zu dauern, soweit 
unter II (einzelne Anlagen der Gruppe III) nicht abweichende 
Bestimmungen getroffen sind: 

a) bei 12stündiger Betriebsruhe für Einzelsonntage 
24 Stunden, für Doppelfesttage und für zwei aufeinander¬ 
folgende Sonn- und Festtage entweder 36 Stunden oder 
bei stattfindender Unterbrechung, für jeden der beiden 
Tage 24 Stunden; 

b) bei ununterbrochenem Betriebe für jeden zweiten 
Sonntag — 24 Stunden — für jeden vierten Sonntag 
36 Stunden, in welchem Falle aber an dem vorhergehenden 
und an den folgenden Sonntagen die Zeit von 6 Uhr Mor¬ 
gens bis 6 Uhr Abends arbeitsfrei bleiben muss. 

2. Zur Ablösung der im ununterbrochenen Betriebe be¬ 
schäftigten Arbeiter dürfen andere Arbeiter, jedoch 
frühestens 12 Stunden nach Beendigung ihrer regelmässigen 
Arbeit, herangezogen werden. Dieselben dürfen in un¬ 
unterbrochenem Betriebe während der letzten 12 Stunden 
vor Wiederaufnahme ihrer regelmässigen Arbeit nicht be¬ 
schäftigt werden. 

Die den Ablösungsmannschaften zu gewährende Ruhe 
muss mindestens das Maass der den abgelösten Arbeitern 
gewährten Ruhe erreichen. Ferner wurde für die ganze 
Montanindustrie das Entladen und Verschieben von Eisen¬ 
bahnwagen während 5 Stunden, analog den Bestimmungen 
über das Handelsgewerbe befürwortet. Allgemein wurde 
das Verbot einer länger als 18 Stunden dauernden Wechsel¬ 
schicht abgelehnt und darauf hingewiesen, dass der § 120e 
der Gewerbeordnung dem Bundesrathe genügende Voll¬ 
macht gebe, wo eine 24stündige Wechselschicht die Ar¬ 
beiter ungebührlich anstrengen sollte, Remedur eintreten 
zu lassen. 

Entsprechend dem Wunsch und Bedürfniss der 
Arbeiter, für jeden Sonntag den unter 2. vorgesehenen 
Fall einer wirklichen Ablösung durch Einstellung von Er¬ 
satzmannschaften verwirklicht zu sehen, werden die Ver¬ 
waltungen angewiesen sein, auf die Heranbildung der¬ 
artiger Ersatzmannschaften (bei der Wasserhaltung, der 
Bewartung der Wetteröfen und Wettermaschinen u. s. w.) 
Bedacht zu nehmen, um einem grösseren Theile ihres Per- 





sonals in kürzerer Wiederkehr einen freien Sonntag zu 
gewähren. 

Ungleich mannichfaltiger als für den Bergwerksbetrieb 
gestalten sich die Ausnahmebestimmungen für die gewerb¬ 
lichen Anlagen der Gruppe V der Statistik, der Metall¬ 
industrie. Für dieselben ist im August v. J. ein Entwurf 
seitens der Behörde ausgearbeitet und an die Betheiligten 
vertheilt worden. Die allgemeinen Bestimmungen desselben 
sind übereinstimmend mit den vorstehend erwähnten, der 
Gruppe III vorgelegten; dagegen ergeben sich aus der 
Gestaltung der verschiedenen Betriebe verschiedene Be¬ 
stimmungen, denen allerdings diejenige gemeinsam ist, 
dass bei den ununterbrochenen Betrieben die Dauer der 
Wechselschichten vom 1. November d. J. ab 18 Stunden 
nicht überschreiten darf. 

Zu den ununterbrochenen Betrieben gehören: 

1. Die Erzröstwerke mit Schwefelsäuregewinnung, deren 
Röstöfen, Kondensations- und Konzentrationseinrichtungen; 

2. Die Verkokungsöfen von höchstens 30 stündiger 
Brenndauer und solche, deren Gase im Bergwerks- oder 
Hochofenbetriebe Verwendung finden oder zur Gewinnung 
von Nebenprodukten dienen; 

3. Die Eisenhochöfen, deren Kesselanlagen, die Zufuhr 
der Rohstoffe und Abfuhr der Produkte; 

4. Auf Blei- und Silberhütten die Entsilberung, die 
Schmelzhochöfen; 

5. Auf Zinkhütten die Reduktionsöfen bezüglich ihrer 
Beheizung, die Vitriollaugerei und die Konzentration; 

6. Auf Kupferhütten die Schachtöfen von mehr als 
6tägiger Brenndauer nebst der Zu- und Abfuhr von Roh¬ 
stoffen und Produkten, die Kupferlaugerei und Vitriol¬ 
gewinnung, die elektrolytische Kupfergewinnung hinsicht¬ 
lich des Betriebes der Dynamomaschinen; 

7. Auf Nickel-, Kobalt-, Antimon-, Wismuth-, Arsenik- 
iind Zinnhütten die Schachtöfen, Rothglasöfen und im 
Winter betriebene Röstöfen. 

Zu den unterbrochenen Betrieben mit 12 ständiger 
Betriebsruhe gehören: 

1. Erzröstereien ohne Schwefelsäuregewinnung; 

2. Verkokungsöfen mit mehr als 30stündiger Brenn¬ 
dauer; 

3. Auf Bleihütten die Flammöfen (Sinter- und Blei¬ 
öfen); 

4. Auf Zinkhütten die Röstöfen, siehe unter 1. 

5. Auf Kupferhütten die Flammöfen (Konzentrations-, 
Raffinir- und Röstöfen); 

6. Auf Kobalt-, Arsenik- und Zinnhütten die Flamm¬ 
öfen ; 

7. Auf Bessemer- und Thomasstahlwerken, Martin- und 
Tiegelgussstahlwerken, Puddelwerken und zugehörigen Walz- 
und Hammerwerken die Konverter, die Flammöfen und 
Puddelöfen. 

Alle Entlade-, und Verschiebearbeiten sind gestattet, so¬ 
weit es die Ladefristen fordern und Wagen zugeführt 
werden. 

Ob mit der in diesen Bestimmungen für die ununter¬ 
brochenen Betriebe vorgesehenen Begrenzung der Dauer 
der Wechselschicht dem Arbeiter wie dem Betriebe ein 
Nutzen wird geleistet werden, erscheint zweifelhaft. Da 
die Sonntagsruhe um 12 Uhr Nachts beginnt, so würde die 
erste Wechselschicht bis Sonntag 6 Uhr Abends dauern; soll 
also der Arbeiter, der erst Nachts heimgekommen ist, am 
Sonntag Nachmittag nicht schon wieder sich. anschicken, 
zur Arbeit zu gehen, so müssen Ersatzmannschaften ein¬ 
gestellt werden. 

Bei den Flammofenbetrieben der Hüttenwerke, sei es 
beim Erzrösten, sei es bei den Puddel- oder Martin¬ 
öfen werden und müssen sich längere Betriebsruhen als 
12 Stunden erzielen lassen. Die Rücksicht auf die geistige 
und sittliche Sammlung des Arbeiters, welche derselbe in 
wachsendem Maasse als ein über das blosse Ausschlafen 
am Sonntage gehendes Bedürfniss empfindet, fordert, dass 
er in angemessener Ruhepause dazu auch die nöthige 
Müsse findet. Wir sind in den technischen Betrieben über 
viele Schwierigkeiten hinweggekommen und zu Leistungen | 


gelangt, deren Erreichung anscheinend zu frommen 

Wünschen gehörte: und so wird bei längeren ßetriebs- 
pausen einerseits der Erkältung der Oefen vorgebeugt und 
andererseits die Wiederanheizung beschleunigt werden 
können, ohne dass der Industrie bedenkliche Ausfälle er¬ 
wachsen. 

In der am Mittwoch den 24. Januar im Reichsamt des 
Innern stattgehabten Konferenz der Unternehmer- und Ar¬ 
beitervertreter gingen die Ansichten über diese Ausnahme¬ 
bestimmungen sehr auseinander. Nach dem Bericht des 
Vorwärts vertreten die Arbeiter den Standpunkt, „dass nur 
von Fall zu Fall und blos, wenn es unbedingt nöthig sei, 
die Sonntagsarbeit gestattet werden soll, die Unternehmer 
wollten am liebsten durch eine Anzahl von Ausnahmebestim¬ 
mungen die Sonntagsruhe fast ganz illusorisch machen . . 

Es ist schwer zu verstehen, warum die Regierung dem Vor¬ 
wärts die Berichterstattung über die Vorgänge in der wich¬ 
tigen Konferenz überlässt und nicht durch den Reichs¬ 
anzeiger ein Resumö mittheilt. 

Befähigungsnachweis für Bergleute. Der Befähigungs¬ 
nachweis für Bergleute soll im rheinisch-westfälischen 
Kohlenreviere mit einer Verordnung eingefOhrt werden, 
die den dortigen Unternehmer-Vereinigungen im Entwurf 
mitgetheilt worden ist und folgenden Wortlaut hat: „Auf 
Grund der §§ 196 und 197 des Allgemeinen Berggesetzes 
vom 24. Juni 1865 in der Fassung des Gesetzes yom 
24. Juni 1892 verordnet das Unterzeichnete Königliche Ober¬ 
bergamt für den ganzen Umfang seines Verwaltungsbezirks, 
was folgt: § 1. Personen, welche das sechzehnte Lebens¬ 
jahr noch nicht vollendet haben, sowie Personen^ welche 
bis zum vollendeten sechzigsten Lebensjahre noch niemals 
in der Grube beschäftigt waren, dürfen zu Arbeiten in der 
Grube nicht zugelassen werden. § 2. Zur selbstständigen 
Ausführung von Hauerarbeiten dürfen nur solche Personen 
zugelassen werden, welche das einundzwanzigste Lebens¬ 
jahr vollendet, wenigstens drei Jahre in der Grube ge¬ 
arbeitet haben, und während dieser Zeit wenigstens ein 
Jahr mit Hauerarbeiten unter der Aufsicht eines selbst¬ 
ständigen Hauers beschäftigt gewesen sind. Auf die Lehr¬ 
zeit von drei Jahren mit Ausschluss des für die Erlernung 
der Hauerarbeiten bestimmten Jahres darf von der zur Ab¬ 
leistung der Militärpflicht aufzuwendenden Zeit ein Jahr an¬ 
gerechnet werden. § 3. Werden vor einer und derselben 
Arbeit bei der Aus- und Vorrichtung, dem Abbau und 
dem Grubenausbau mehrere Arbeiter beschäftigt, so muss 
in jeder Schicht mindestens einer von ihnen (der „Orts¬ 
älteste"), gemäss § 2 dieser Verordnung, zur selbststän¬ 
digen Ausführung von Hauerarbeiten befähigt sein. 
§ 4. Die nach .§ 93 des Allgemeinen Berggesetzes zu 
führende Arbeiterliste bezw. die bei derselben aufzubewahren¬ 
den Zeugnisse und Arbeitsbücher (§ 84 und 85b eben da¬ 
selbst) müssen erkennen lassen, dass den Anforderungen 
der §§ 1 und 2 dieser Verordnung genügt ist. § 5. Der 
§ 35 der Bergpolizeiordnung vom 6. Oktober 1887 und 
1. Juli 1888, betreffend den Schutz der in Schächten, Brems¬ 
bergen, Abhauen, an Rolllöchern, in Förderstrecken und in 
der Nähe bewegter Maschinentheile, bei Pumpen und 
Dampfkesseln beschäftigten Personen wird aufgehoben. § 6. 
Zuwiderhandlungen gegen die gegenwärtige Polizei-Ver¬ 
ordnung werden auf Grund des § 208 des Allgemeinen 
Berggesetzes mit Geldstrafe bis zu 300 M. und im Un¬ 
vermögensfalle mit Haft bestraft. § 7. Die gegenwärtige 
Verordnung tritt am.in Kraft. Dortmund. König¬ 
liches Oberbergamt“ Hoffentlich werden auch frei ge¬ 

wählte Vertreter der Bergleute im ausgedehntestem Maasse 
über diese Bestimmungen gehört, die ausserordentlich tief 
in die Existenzbedingungen dieser Arbeiter einschneiden. 

Neue Fabrikinspektoren in Schweden. Tn Schweden 
sollen zwei neue Fabrikinspektoren angestellt werden. Bis¬ 
her gab es nur drei Fabrikinspektoren, die mit der Ueber- 
wachung von ca. 9000 Arbeitsstätten beauftragt waren. 
Selbstverständlich konnte die Beaufsichtigung unter solchen 
Umständen bisher nur sehr unzulänglich sein. 
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Arbeiterversicherung. 


Zur Statistik der Alters- und Invalidenversicherung. 

Nach den im Reichs-Versicherungsamt gefertigten Zusammen¬ 
stellungen betrüg am 1. Januar 18^ die Zahl der seit dem 
Inkrafttreten des Invaliditäts- und Altersversicherungsge¬ 
setzes erhobenen Ansprüche auf Bewilligung von Altersrente 
261 966. Von diesen wurden 207 732 Rentenansprüche an¬ 
erkannt und 45 190 zurückgewiesen, 3395 blieben unerledigt, 
während die übrigen 5649 Anträge auf andere Weise ihre 
Erledigung gefunden haben. Von den erhobenen An¬ 
sprüchen entfallen auf Schlesien 30 434, Ostpreussen 23 584, 
Brandenburg 20 089, Rheinprovinz 17 145, Hannover 15 144, 
Sachsen-Anhalt 15123, Posen 13 550, Schleswig-Holstein 
10001, Westpreussen 9965, Westfalen 9911, Pommern 8826, 
Hessen-Nassau 5758 und Berlin 2951. Auf die acht Ver¬ 
sicherungsanstalten des Königreichs Bayern kommen 26 242 
RentenansprOche, auf das Königreich Sachsen 11 070, auf 
Württemberg 59()0, Baden 4982, Grossherzogthum Hessen 
4229, beide Mecklenburg 5471, die Thüringischen Staaten 
5493, Oldenburg 948. Braunschweig 1858, die Hansestädte 
1890 Elsass-Lothringen 7588 und auf die neun zugelassenen 
Kasseneinrichtungen insgesammt 3814. Die Zahl der während 
desselben Zeitraumes erhobenen Ansprüche auf Invaliden¬ 
rente betrug 82 758. Von diesen wurden 53955 Renten¬ 
ansprüche anerkannt und 19 528 zurückgewiesen, 5263 blieben 
unerledigt, während die übrigen 4012 Anträge auf andere 
Weise ihre Erledigung gefunden haben. Von den geltend 
gemachten Invaliden-Rentenansprüchen entfallen aufSchlesien 
11 476, Rheinprovinz 6675. Ostpreussen 5828, Brandenburg 
4474, Hannover 4320, Sachsen Anhalt 3783,- Westpreussen 
3284, Westfalen 3047, Posen 2933, Pommern 2926, Hessen- 
Nassau 1870, Schleswig-Holstein 1264 und Berlin 1242. Auf 
die acht Versicherungsanstalten des Königreichs Bayern 
kommen 9755 Invaliden-Rentenansprüche, auf das König¬ 
reich Sachsen 3101, auf Württemberg 2253, Baden 2295, 
Grossherzogthum Hessen 1005, beide Mecklenburg 901, die 
Thüringischen Staaten 1431, Oldenburg 227, Braunschweig 
561, die Hansestädte 482, Elsass-Lothringen 1593 und auf 
die neun Kasseneinrichungen insgesammt 6032.' Unter den 
Personen, die in den Genuss der Invalidenrente traten, be¬ 
finden sich, wue der Reichs-Anzeiger hinzufügt 1391, die 
bereits vorher eine Altersrente bezogen. 

Gesetzentwürfe betreffend die Arbeiterversicherung 
in Rumänien. Dem eben zusammengetretenen Parlament 
sind, wie wir der Frankfurter Zeitung entnehmen, zwei die 
Einführung der Arbeiterversicherung betreffende Gesetzes¬ 
vorlagen zugegangen. Der eine Entwurf betrifft die Ein¬ 
führung von Arbeiterhüfskassen, welöhe nach dem Vorbilde 
ähnlicher Institute, in Deutschland und Oesterreich zur 
Unterstützung verunglückter oder im Berufe erkrankter 
Berg- und Steinbrucharbeiter, zuf Besorgung von Arzneien, 
Gewährung von Beerdigungsbeiträgen u. s. w. dienen sollen. 
Jeder unbescholtene Arbeiter von mindestens 16 Jahren hat 
3 pCt. von seinem Gehalte an die Hilfskasse abzugeben, 
wahrend der Unternehmer einen den Zahlungen aller seiner* 
Arbeiter gleichen Beitrag leistet. Die Verwaltung jeder 
Hilfskasse untersteht einem von drei Delegirten der Arbeiter 
und zwei Delegirten des oder, der Unternehmer gebildeten 
Fpnferkomitee und der Staat hat sich nur das Ueber- 
wachungsrecht Vorbehalten. Grössere Bergwerke oder 
Steinbrüche, welche mindestens je 120 Arbeiter beschäftigen, 
bilden lokale Unterstützungskassen oder Bruderladen, wäh¬ 
rend kleinere Etablissements sich zur Bildung von Regional¬ 
bruderladen vereinigen. Der zweite Gesetzentwurf hat zum 
Ziel die Bildung einer allgemeinen, unter . der ausschliess¬ 
lichen Leitung des Staates stehenden Kasse, aus welcher 
Pensionen und Invalidengehälter für durch Alter, Krankheit 
oder Unfälle leistungsunfähig gewordene Berg- oder Stein¬ 
brucharbeiter, ferner Wittwen- und WaisenunterstOtzungen 
bezahlt werden sollen. Die Höhe der Pensionen und Unter¬ 
stützungen richtet sich nach der Länge der Einzahlungen 
der betreffenden Arbeiter und kann sowohl bei Pensionen 
wie auch bei Wittwen- und WaisenunterstOtzungen bis zu 
60 pCt. vom letzten Gehalte des versicherten Arbeiters 


steigen. Die Versicherung ist für jeden Arbeiter obligato¬ 
risch, doch hat die aktive Theilnahme an Strike-Agitationen 
und die Aburtheilung wegen -eines Krimihalverbrechens 
den Verlust der Pensionsberechtigung zur Folge. Der Bei¬ 
trag zur Pensionskasse beträgt 2 pCt. vom Lohne des Ar¬ 
beiters, während die Unternehmer einen gleich hohen Bei¬ 
trag wie ihre sämmtlichen Arbeiter an die Kasse abzuführen 
haben. Eine gleiche Pensionskasse, wie sie im Berggesetze 
für die Berg- und Steinbrucharbeiter vorgesehen ist, wird 
auch vom Bautenminister für die Arbeiter aller mit Dampf, 
Wasserkraft, Gas, Elektrizität oder sonst einem ähnlichen 
Motor arbeitenden Industrieetablissements, sowie überhaupt 
für das Baugewerbe beabsichtigt. 


Frauenfragen. 


Erweiterung der Frauenrechte in Finnland. Zur 

Frauenfrage liegen, wie die Vossische Zeiturtg niittheilt, 
dem soeben einberufenen firinländischen Landtage nicht 
weniger als vier Anträge zur Berathung vor. Einer be¬ 
trifft die Abänderung des finnländischen Gesetzes, das 
die Zulassung von Frauen zum Universitätsstudium sowie 
zum Staatsdienst beschränkt; ein zweiter Antrag verlangt 
das volle aktive und passive Wahlrecht für Frauen. Die 
beiden anderen Anträge beziehen sich auf bürgerlich-recht-' 
liehe Fragen und erstreben die Abschaffung des Gesetzes,- 
wonach Mädchen nach erreichtem fünfzehnten Jahre hei- 
.rathen dürfen, und endlich die Gewährung der freien Ver¬ 
fügung über ihr Eigenthum nach erreichtem einundzwanzig¬ 
sten Lebensjahre. .* • ^ 


Armenwesen. 


Ausschusssitzung des Vereins für Armenpflege und 
Wohlthätigkeit. Die Ausschusssitzung des Deutschen Ver¬ 
eins für Armenpflege und Wohlthätigkeit, welche zur Vor¬ 
bereitung der .nächsten Jahresversammlung stattfindet, ist 
für dieses Jahr auf den 12. Februar Morgens 10 Uhr, nach 
dem Hötel du Nord, Unter den Linden in Berlin, einbe¬ 
rufen. Für eine der kommenden Jahresversammlungen 
stehen noch von früher her auf dem Wunschzettel des 
Vereins: 1) Die Armenunterstützung in ihrer Wirkung auf 
das Wahlrecht und 2) die Fürsorge für das Alter zwUchen 
14 und 20 Jahren. An weiteren Gegenständen, deren Ver¬ 
handlung für die nächste Jahresversammlung vorgeschlagen 
ist und bezüglich deren in der Ausschusssitzung Entschei¬ 
dung zu treffen sein wird, sind hier zu nennen: die Mit¬ 
wirkung besoldeter Beamten in der Armenpflege, die Noth- 
standsarbeiten in grossen Städten, die Organisation des 
Arbeitsnachweises, die Schaffung grösserer Uebersichtlich- 
keit und Planmässigkeit in der lokalen und provinziellen 
PrivatwoLlthätigkeit, Grundsätze über Art • und Höhe der 
Unterstützungen, Grundsätze über die Heranziehung von 
Angehörigen der Unterstützten, Idioten-Anstalten. 
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Die englische Arbeitsgesetzgebung des 
Jahres 1893. 

Der Berichterstatter Ober das Fortschreiten der eng¬ 
lischen Arbeitsgesetzgebung im vergangenen Jahre findet 
für seine Aufgabe kein besonders reichhaltiges Material. 
Die Homerule-Bill hat die Aufmerksamkeit des Parlaments 
dermassen in Anspruch genommen, dass sie die wirth- 
schaftliche Reform in den Hintergrund drängte. Allerdings 
erfahren gegenwärtig zwei Entwürfe, die für die Klasse der 
Lohnarbeiter von grösster Wichtigkeit sind, die Vorlage 
betr. die Haftpflicht der Unternehmer und jene betr. die 
Kommunalräthe, sorgsamste Prüfung von Seiten der Gesetz¬ 
gebung. Allein angesichts der vom Oberhause gemachten 
Aenderungen ist das Schicksal beider Entwürfe ein sehr 
zweifelhaftes. 

Ich gehe im Folgenden auf die Gesetze näher ein, welche 
die Interessen der Arbeit unmittelbar betreffen, und will 
sodann einige einschlägige Verwaltungsreformen kurz be¬ 
sprechen, die von der Regierung ohne förmliche gesetzliche 
Feststellung veranlasst wurden. 


Das zeitlich erste Gesetz ist die Trade Union (Pro- 
Vident Funds) Act 1893. Es befreit von der Einkommen¬ 
steuer die Fonds der Gewerkvereine, aus denen Hülfsgelder 
gezahlt werden, und ist von keiner grossen Bedeutung. 
Man will lediglich die Gelder gewisser Gewerkvereins- und 
Hülfskassen praktisch ebenso begünstigen, wie die Gelder 
von Gewerkvereinen, die bereits keine Einkommensteuer 
zahlen. Als Hülfsgelder werden angesehen: 1. jede Zahlung 
an Mitglieder für die Zeit ihrer Erkrankung oder Arbeits¬ 
unfähigkeit wegen Körperverletzung oder ihrer Arbeitslosig¬ 
keit; 2. jede Zahlung an bejahrte Mitglieder, nachdem sie 
die Altersgrenze erreicht; 3. jede Zahlung an Mitglieder, 
denen ein Unfall zugestossen oder die ihre Werkzeuge 
durch Feuer oder Diebstahl verloren; 4. jede Zahlung zur 
ganzen oder theilweisen Bestreitung der Kosten des Be¬ 
gräbnisses eines Mitgliedes oder der Frau eines Mitgliedes, 
oder zur Unterstützung der Kinder eines verstorbenen Mit¬ 
gliedes. Das Gesetz fordert, dass die Zahlung, für welche 
Befreiung verlangt wird, ausdrücklich von den eingetragenen 
Statuten des diese Befreiung ansuchenden Gewerkvereins 
angeordnet ist. Die Befreiung von der EinkommensteueV 
tritt nicht ein, wenn der einem Mitgliede bestimmte Betrag 
£ 200 übersteigt oder wenn die Jahresrente eines Mit¬ 
gliedes sich höher beläuft als £ 30. Ferner muss ein 
Gewerkverein, um der Wohlthaten dieses Gesetzes theil- 
haftig zu werden, als solcher nach den Trade Union Acts 
von 1871 und 1876 eingetragen sein. 

Ein weiteres Gesetz ist die Railway-Regulation 
Act 1893, welche die bestehenden Vorschriften über die 
Arbeitszeit der Eisenbahn-Angestellten abändert. Es wurde 
veranlasst durch den herrschenden Mangel einer Regelung 
der Arbeitsstunden bei einigen Eisenbahnen, welcher nicht 
allein die Gesundheit der Bediensteten schädigte, sondern 
auch die Sicherheit des Publikums ernstlich gefährdete. 

Ein Blick auf das Gesetz zeigt, dass die Verfasser des¬ 
selben sich versagt haben, einschneidende und feste Regeln 
oder Vorschriften betreffs einer höchsten »oder niedrigen 
Zahl von Arbeitsstunden aufzustellen. Das Gesetz ist in 
der Tragweite seiner Vorschriften ausserordentlich elastisch 
und vertraut in hohem Maasse auf den moralischen Einfluss 
der Oeffentlichkeit als einerMacht, die in Zukunft jeden groben 
Fall einer Ueberarbeit in einzelnen Zweigen des Eisenbahn¬ 
wesens verhindern soll. Kraft dieses Gesetzes kann sich jede 
Gattung von Eisenbahnbediensteten an dasHandelsministerium 
mit der Beschwerde wenden, dass sie unter ausserordentlicher 
Ueberarbeit zu leiden hätten, worauf das Ministerium ver¬ 
pflichtet i.st, zu untersuchen, ob diese Beschwerde eine 
begründete. Ist dies der Fall, so erlässt das Ministerium, zu¬ 
nächst als Sühnebehörde handelnd, an die fragliche Eisen¬ 
bahngesellschaft die Aufforderung, ihren Angestellten unter 
Berücksichtigung sämmtlichcr Verkchnsverhältnisse und der 
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Natur der Dienstleistungen eine Zeit zur Erfüllung ihrer 
Obliegenheit zu bestimmen, welche die gegenwärtigen 
Arbeitsstunden gehörig beschränkt. 

Giebt die Eisenbahngesellschaft dem Ersuchen des Mi¬ 
nisteriums Folge und richtet sie ihren Arbeitsplan ent¬ 
sprechend ein, so ist die Sache erledigt; weigert sich aber 
die Gesellschaft, jener Aufforderung nachzukommen oder 
führt sie den vom Ministerium genehmigten Arbeitsplan nicht 
durch, so kann letzteres die Gesellschaft .vor das Eisenbahn- 
und Kanalamt laden und diese Behörde erlässt dann einen 
ihm zu unterbreitenden Arbeitsplan, welcher nach ihrem 
Ermessen geeignet ist, die gegenwärtigen Arbeitsstunden 
gehörig zu beschränken. Fügt sich die Eisenbahngesell¬ 
schaft dieser ihr vom Eisenbahn- und Kanal-Amt gegebenen 
Vorschrift nicht und fährt sie fort, ihre Bediensteten in unge¬ 
höriger Weise sich überarbeiten zu lassen, so verfällt sie in 
eine einhundert Pfund nicht überschreitende Strafe für jeden 
Tag der Nichtbefolgung jener Vorschrift. 

Das Gesetz findet keine Anwendung auf Angestellte 
einer Eisenbahngesellschaft, die, nach dem Befinden des 
Ministeriums, ausschliesslich entweder in den Bureaux oder 
den Werkstätten der Gesellschaft beschäftigt sind. 

Im Zusammenhänge mit der Durchführung der Be¬ 
stimmungen des Gesetzes hat das Handelsministerium zum 
Zwecke der Vermittelung ein Rundschreiben erlassen, in 
dem es die Erwartung äussert, dass die Leiter der Eisen¬ 
bahngesellschaften nach ihren besten Kräften bemüht sein 
werden, die gegenwärtige Arbeitszeit ihrer Bediensteten ge¬ 
hörig zu beschränken, und dass dem Ziel, welches das 
Parlament bei der Beschäftigung mit dieser wichtigen Frage 
im Auge gehabt hätte, durch die Gesellschaften selbst, ohne 
das Eingreifen einer Staatsbehörde, entsprochen würde. Das 
Rundschreiben hebt ferner hervor, dass voraussichtlich 
manchmal Vorstellungen von Seiten oder zu Gunsten nur 
einiger weniger Angestellten gemacht werden würden, die 
sich in besonderem Maasse bedrückt fühlten, und dass man 
die Befürchtung geäussert habe, es könnten diese Ange¬ 
stellten hierdurch ihren Arbeitgebern gegenüber in eine 
üble Lage kommen. Dem entgegen hält es das Ministerium 
im Interesse einer entsprechenden und gerechten Durch¬ 
führung des Gesetzes für angebracht, die Angestellten dahin 
zu verständigen, dass sie sich offen und unbesorgt um et¬ 
waige Folgen des ihnen hier gesetzlich gewährten Vortheils 
einer Mittheilung irgend welcher Fälle von Ueberarbeit an 
das Handelsministerium bedienen können. Endlich bemerkt 
das Ministerium noch, dass es gern etwaige Erwägungen 
oder Vorschläge seitens des Verdns der Eisenbahndirek¬ 
toren über die Maassregeln entgegennähme, welche von 
Eisenbahngesellschaften aus freiem Antriebe zur gehörigen 
Beschränkung der Arbeitszeit ihrer Bediensteten ergriffen 
würden. 

Nur kurz zu erwähnen ist das in Hinsicht des Datums 
nächste Gesetz, betr. die Hülfsvereine (The FriendlySo- 
c i e t i e s A c t 1893). Es wurde veranlasst u. A. auf Grund einer 
Entscheidung des Oberhauses (als Appellations-Instanz), dass 
die Bestimmungen des Schiedsgesetzes (Arbitration Act 1889) 
auch auf das Gesetz betr. die Hülfsvereine von 1875 Anwen¬ 
dung finden, und dass daher nach diesem Gesetze ergangene 
Schiedssprüche in Angelegenheiten der Hülfsvereine der 
Appellation unterliegen. Die grossen und einflussreichen 
Hülfsvereine erhoben gewichtige Einwände gegen diese ge¬ 
setzliche Sachlage und betonten, dass die bei ihnen ent¬ 
stehenden Streitigkeiten möglichst schnell und kostenlos 
ausgetragen werden müssten. Das gegenwärtige Gesetz stellt 
hinsichtlich der nach dem Hülfsvereinsgesetz von 1875 er¬ 
gangenen Schiedssprüche den vor dem Gesetze von 1889 
bestehenden Rechtszustand wieder her. Fortan ist kein 
(lericht oder Registerführer mehr (dem Schiedsgesetz von 
1889 entgegen) verpflichtet, in jedem Falle die Berufung zu¬ 
zulassen, sondern cs steht dies vielmehr nach Ansuchen 


einer der Parteien im Einklang mit § 22 des i^^lfsvtreins- 
gesetzes von 1875 in ihrem Ermessen. 

The Industrial and Provident Societies Act. 1893, 
die der Zeit nach nun folgt, hebt alle diese Vereine an¬ 
gehenden Gesetze auf und erweitert und vervollkommnet 
zugleich deren Rechtszustand. 

Das erste, die Friendly Societies, (Wirthschafts- und 
Unterstürzungsvereine) betreffende Gesetz datirt von 1852. 
Geraume Zeit nach Erlass dieses Gesetzes gab es wenig 
solcher Gesellschaften; dann aber entwickelten sie sich 
und nahmen in überraschender Weise zu, sodass jenem 
Gesetze entsprechend nunmehr 1643 Vereine mit einem 
in Genossenschafts-Verkaufsstellen erzielten Umsätze von 
beinahe £ 32 5(X) 000 eingetragen sind. Bei den Pro¬ 
duktivgenossenschaften beträgt der Umsatz £ 2 625 000 und 
bei den Engros-Vereinen erreicht er fast £ 12 500 000. An 
Mitgliedern zählten diese Gesellschaften 1892 1 179 600. Im 
Jahre 1876 wurde ein diese Vereine betreffendes Ergänzungs¬ 
gesetz angenommen; indessen machten verschiedene Ge- 
setzes-Aenderungen eine fernere Ergänzung nothwendig. Das 
gegenwärtige Gesetz tritt mit dem ersten Januar 1894 in 
Kraft und findet Anwendung auf sämmtliche bestehenden und 
nach den vorhergehenden Gesetzen eingetragenen Vereine. 

Auf Grund des § 4 des Gesetzes kann jede Gesell¬ 
schaft, welche den Betrieb eines in ihren Statuten genannten 
oder durch sie ermächtigten Handels - Gewerbes oder Ge¬ 
schäftes bezweckt, eingetragen werden. Diese Vorschrift 
ist weiter als der entsprechende Paragraph des Gesetzes 
von 1876, der als Gegenstände, für welche Vereine ein¬ 
getragen werden konnten, lediglich „Arbeit, Handel oder 
Handwerk“ aufführt. Die §§ 5 bis 9 betreffen die Be¬ 
dingungen des Eintrags, und lassen Berufung für den Fall 
zu, in welchem ein Registrator diesen verweigern sollte. 
Der § 10 trifft Bestimmungen über die Statuten der nach 
dem Gesetze eingetragenen Vereine. Im zweiten Absätze 
sind die durch die Statuten zu regelnden Gegenstände 
einzeln aufgeführt. Die folgenden §§ 11 bis 16 bestimmen 
die Verpflichtungen der Vereine, von denen gefordert wird: 
ein eingetragenes Geschäftslokal, Bekanntmachung ihres 
Namens, Unterwerfung unter eine Revision, Aufstellung 
einer jährlichen Uebersicht der revidirten Einnahmen und 
Ausgaben, Gelder und * Bestände des Vereins für den 
Registrator, kostenlose Aushändigung einer Abschrift dieser 
jährlichen Uebersicht an jede am Vermögen der Gesell¬ 
schaft interessirte Person, und schliesslich ständigen An¬ 
schlag einer Abschrift des letzten Rechnungsabschlusses 
mit dem Bericht der Revisoren an einer in die Augen 
fallenden Stelle im eingetragenen Geschäftslokal des Vereins. 
Die §§ 17 und 18 regeln die Einsichtnahme der Geschäfts¬ 
bücher. Das Recht eines Mitgliedes, die Bücher eines ein¬ 
getragenen Vereins einzusehen, ist auf die Kenntnissnahme 
seines eigenen Kontos und der Mitgliederliste beschränkt, 
wenn nicht der Verein selbst diese Beschränkung aufhebt. 
Besonders vorgesehen ist die Einsichtnahme der Bücher 
auf Anordnung des Registrators, welche dieser auf Ansuchen 
von 10 Vereinsmitgliedern ertheilt. Unter dem früheren 
Gesetz von 1876 stand es jedem Mitgliede frei, das Konto 
anderer Mitglieder wie das eigene einzusehen. Die nun¬ 
mehr erfolgte Beschränkung dieses Rechtes wurde durch 
die „Cooperative Union“, einen die grosse Mehrheit der Ge¬ 
nossenschaften umfassenden Verband, veranlasst. Nach der 
Ansicht des Ober-Registrators der Hülfsvereine und auch 
seines Vorgängers bedeutet indessen diese Massnahme einen 
Rückschritt und widerspricht dem wahren Interesse der 
eingetragenen Vereine.^) 

Sorgfältig geregelt sind die Voraussetzungen, unter 
denen Vereine Bankgeschäfte treiben können. 

M \'gl. den Artikel Ludlows im ,,Economic Journal“, 
i Dezember 1893. 
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Die §§ 21 bis 35 zählen die Vorrechte auf, welche die 
Vereine durch die Eintragung erlangen. Als hauptsächlichste 
mögen angeführt werden: 1) Die Vereine erhalten die 
Rechte juristischer Personen mit beschränkter Haftpflicht. 
2) Ihre Statuten sind bindend für ihre Mitglieder. 3) Sie 
haben ein Pfandrecht an den Antheilen ihrer Mitglieder für 
an diese ihnen zustehende Forderungen. 4) Sie sind frei 
von Einkommensteuer. 5) Sie besitzen gewisse Rechte, über 
das Antheils-Eigenthum ohne Testament oder in Geistes¬ 
störung verstorbener Mitglieder zu verfügen. §§ 36 bis 42 
beschäftigen sich mit der Art des Vermögens und der 
Effekten, welche eingetragene Vereine besitzen können, 
wobei eine grössere Freiheit in der Verfügung über die 
Gewinne dieser Vereine eingeräumt wird, als früher, sowie 
ein weiterer Spielraum für die Anlage von Geldern. Von 
keinem allgemeinen Interesse sind gewisse technische Fragen 
hinsichtlich der Löschung von Hypotheken, welche §§ 43 
bis 46 behandeln, ln den §§ 47 und 48 wird über die Art 
der von Jedem Beamten eines eingetragenen Vereins zu 
leistenden Sicherheit bestimmt und ferner in bündiger Weise 
Ober die von diesen Beamten aufzustellenden Abrechnungen. 

Die Vorschriften über die Beilegung von Streitigkeiten 
zwischen Mitgliedern .enthält § 49. In bestimmten Fällen 
hat der Oberregistrator unter Einwilligung der Parteien das 
Recht, solche Streitigkeiten zuf Kenntniss zu nehmen und 
zu entscheiden. 

Der folgende Paragraph enthält eine nützliche Bestim¬ 
mung, kraft welcher auf Ansuchen eines Zehntels der ge- 
sammten Mitglieder eines eingetragenen Vereins und von 
hundert Mitgliedern, wenn der Verein über eintausend Mit¬ 
glieder zählt, der Oberregistrator berechtigt ist: 1) Jemand 
mit der Prüfung der Vereinsangelegenheiten und mit der 
Berichterstattung hierüber zu beauftragen; 2) eine ausser¬ 
ordentliche Versammlung des Vereins zu berufen. Das 
gegenwärtige Gesetz erleichtert dieses Eingreifen des Re¬ 
gistrators insofern, als er auf Ansuchen eines Zehntels der 
Mitglieder, anstatt eines Fünftels, wie die früheren Gesetze 
bestimmt hatten, vergehen kann. 

Ferner können die Vereine auf Grund eines besonderen 
Beschlusses ihren Namen ändern und mehrere sich zu einem 
verschmelzen; der Ausdruck „besonderer Beschluss“ ist 
genau definirt (§§ 51—57). 

Die Endparagraphen bestimmen über die Auflösung des 
Vereins und befassen sich mit den in den Rahmen des Ge¬ 
setzes fallenden Uebertretungen, Strafen und dem ein¬ 
schlägigen gerichtlichen Verfahren. 

Als das letzte im vergangenen Jahre perfekt gewordene 
Gesetz, welches Aufmerksamkeit verdient, ist jenes über den 
Besuch der Volksschule — Elementary Education 
(School Attendance) Act 1893 — zu nennen. Es be¬ 
zweckt, alle Kinder bis zum vollendeten elften Jahre zum 
Schulbesuche anzuhalten. Die bezüglichen Vorschriften 
waren bisher verwickelt und entbehrten der Gleichförmig¬ 
keit. So waren z. B. Kinder, trotzdem sie vor vollendetem 
elften Jahre nicht in Fabriken beschäftigt werden durften, 
vom Schulbesuche schon mit zehn Jahren befreit, wenn sie 
anderweit thätig waren. In Zukunft sind alle Kinder ohne 
Rücksicht auf die Art ihrer Beschäftigung gleichgestellt. 

Dem Gesetz zufolge soll das Alter, in welchem ein Kind 
nach einem den Volksschulgesetzen von 1870—1891 ent¬ 
sprechenden Ortsstatut gänzliche oder theilweise Befreiung 
von der Schulpflicht unter Beibringung eines Zeugnisses 
über seine durch Prüfung festgestellten Kenntnisse erlangen 
kann, auf elf Jahre erhöht werden, und es wird bestraft, 
wer Kinder vor ihrer Befreiung vom Schulbesuch beschäftigt. 
Hervorzuheben ist, dass Kinder mit theilweiser Befreiung, 
gewöhnlich „Halbzeiter“ genannt, von diesem Gesetze be¬ 
troffen werden. 

In gewissen Kreisen ist man erstaunt über die Gering- 
fügigkeit der vor dem Gesetze bewirkten Reform. Die König¬ 


liche Kommission für das Volksschulwesen vertrat eine ein¬ 
schneidendere Aenderung und empfahl elf Jahre als das 
Mindestalter für theilweise, und dreizehn als das Mindest¬ 
alter für gänzliche Befreiung. Indessen trat die Regierung 
dieser Ansicht nicht bei, und so hinkt die englische Gesetz¬ 
gebung hinter der bezüglichen Deutschlands und Frankreichs 
einher. Nichtsdestoweniger wird die Aenderung von allen 
Freunden eines Fortschrittes im Unterrichtswesen herzlich 
begrüsst. Die Verlängerung des Schulbesuchs für ein 
weiteres Jahr muss nothwendig günstige Resultate zeitigen, 
und kompetenten Beurtheilern zufolge ist die neugetroffene 
Anordnung der bedeutsamste Schritt auf dem Gebiete der 
Volkserziehung seit der Mundella’schen Akte von 1880. 

Die angeführten Bestimmungen bilden die gesammte 
Arbeitergesetzgebung im Verlaufe des Jahres 1893. Es sind 
indessen während dieser Zeit von Seiten der Verwaltung 
in den verschiedenen Zweigen der Regierung ausserdem 
viele bemerkenswerthe Reformen ohne die Zuhülfenahme 
der Gesetzgebung getroffen worden. Als Beispiel führe ich 
an die nachdrückliche Durchführung der Fabrikgesetze, 
und die Vermehrung der Fabrikinspektoren, unter denen 
jetzt zum ersten Male Arbeiter und Arbeiterinnen erscheinen. 
Ebenso wurden Vertreter des Arbeiterstandes zu Friedens¬ 
richtern und Magistratspersonen ernannt; auch die finanzielle 
Voraussetzung für den Posten eines Armenvorstehers wurde 
auf den gleichmässigen Satz von £ 4 steuerbaren Vermögens 
verringert, sodass nunmehr kein wesentliches Hinderniss für 
die Lohnarbeiterklasse besteht, in dieser Beziehung mit ihrer 
praktischen Einsicht und Erfahrung zum Wohle des Ganzen 
beizutragen. 

Ferner wurden Königliche Kommissionen 'eingesetzt 

1. zur Untersuchung der Lage betagter Armer mit be¬ 
sonderer Rücksicht auf die Frage der Altersversorgung; 

2. zur Ermittelung des gegenwärtigen SUindes der Land- 
wirthschaft im ganzen Lande, und zur Ausarbeitung von 
Vorschlägen zur Erleichterung des bestehenden Nothstandes. 
Der letztere Gegenstand ist von ausserardentlicher Wichtig¬ 
keit, da er mit der Frage der beständigen und zunehmen¬ 
den Entvölkerung der ländlichen Bezirke und der Ueber- 
völkerung der grossen Städte zusammenhängt. 

Weiterhin wurde vom Staatssekretär des Innern eine 
Departements-Kommission eingesetzt zum Zwecke einer 
Reihe von Erhebungen über die Beschäftigungsarten, die 
mit besonderen Gefahren für die Gesundheit verknüpft sind. 

Von sehr grosser Bedeutung ist die Erweiterung der „Ar¬ 
beits-Abtheilung" des Handelsministeriums, welche bewirkt 
wurde durch die Schaffung eines tüchtigen Stabes von 
Orts- und Oberbeamten, unter denen Arbeiter wie Arbeite¬ 
rinnen als Korrespondenten in den Hauptindustrieplätzen 
figuriren. Zur Erleichterung des Sammelns und der Ver¬ 
breitung statistischer und anderer werthvoller Daten giebt 
jetzt diese Abtheilung eine Monatsschrift, die Labour Ga¬ 
zette heraus und sendet sie kostenlos an die Sekretäre 
von gewerblichen Vereinigungen und Einrichtungen zum 
Besten der Arbeiter. 

Viel ist auch im vergangenen Jahre auf dem Gebiete 
des Unterrichts gethan worden. Das „Freischulen-Gesetz“ 
erfuhr eine verständnissvolle und wohlthuende Ausführung, 
und es wurden neue Vorschriften für Abend-Fortbildungs¬ 
schulen ausgearbeitet, um die Jugend mit ihren Pflichten 
gegen den Staat vertraut zu machen. Ferner hat der 
Staatssekretär des Innern im Anschluss an das Fabrik- 
und Werkstättengesetz eine Verordnung erlassen, welche 
das für „Ganzzeiter“ erforderliche Maass von Kenntnissen 
erhöht. Weiter will der Vize-Präsident des Unterrichts¬ 
amtes in Erwägung ziehen, ob es nicht angezeigt ist, Unter¬ 
richtsstunden zur Belehrung über die hauptsächlichen Ge¬ 
setze einzuführen, welche die wirthschaftlichen Erwerbs¬ 
zweige betreffen. Ein derartiger Fortschritt wäre ausser¬ 
ordentlich geeignet, den Missständen gründlich abzuhelfen. 
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die im Widerspruch mit der Fabrikgesetzgebung in zahl¬ 
reichen Betrieben immer noch vorhanden sind; in vielen 
Fällen lediglich deshalb, weil die Arbeiter die Gesetze nicht 
kennen, welche sie schützen sollen. 

Ein den Principien der Gewerkvereinsbewegung 
gemachtes Zugeständniss von weittragendem Einfluss ist die 
Einführung der Achtstundenarbeit in staatlichen Werk¬ 
stätten; ebenso die Festsetzung eines Mindestlohns in den 
staatlichen Dockanlagen. Ausserdem wurden mehrere Beamte, 
welche der vorige Generalpostmeister entlassen hatte, weil 
sie eine Agitation für vortheilhaftere Arbeitszeit und bessere 
Bezahlung in Fluss gebracht, wieder angestellt; auch wurde 
das Koalitionsrecht der Postbediensteten anerkannt. 

Eine bemerkenswerthe Abweichung vom Herkommen 
endlich war es, dass die Regierung in den Kämpfen der 
Kohlenbezirke ihre Vermittelung anbot. Dass dies Eingreifen 
von Erfolg begleitet war, hat auf das Volk vielleicht eine 
stärkere Wirkung geübt, als irgend eine der früheren Thaten 
des Kabinets. 

Mit der Erwähnung dieses Vorganges können wir unsere 
Rundschau über die Ereignisse des Jahres 1893, soweit sie 
im Bereiche der englischen Arbeitsgesetzgebung und der 
mit ihr im Zusammenhang stehenden Maassnahmen der 
Gesetzgebung und Verwaltung sich abgespielt haben, 
abschliessen. 

London. Stephen N. Fox. 


Soziale Wirthschaftspolitik und Wirthschafts- 
Statistik. 


Die deutsche Berufszählung von 1893 . ln der 

Sitzung des Reichstags vom 6 . Februar theilte der Staats¬ 
sekretär von Bötticher beim Kapitel „Statistisches Amt“^ in¬ 
folge der Anregung der Abgeordneten Schoenlank und Hasse 
mit, dass innerhalb der Behörden Berathungen stattgefunden 
hätten über eine Wiederholung der Berufs- und Gewerbe¬ 
zählung von 1882; und zwar würde eine solche Zählung 
zweckmässig mit der Volkszählung von 1895 zu verbinden 
sein. Wir haben also die neue Berufszählung ziemlich 
sicher Ende 1895 zu erwarten, zumal bereits gelegentlich der 
letzten Volkszählung von 1890 eine entsprechende Statistik 
durch Preussen im Bundesrathe verlangt war. 

Da nun die technischen Vorbereitungen der Statistiker 
die Zeit unmittelbar vor der Zählung in Anspruch nehmen 
werden, so wäre es hoheZeit, durchdetaillirte Veröffentlichung 
der entsprechenden Absichten die öffentliche Diskussion 
über die Berufs- und Gewerbeaufnahme anzuregen, damit 
nicht nur die Ansichten der Statistiker zur Geltung kommen, 
sondern auch die Forderungen der Sozialpolitiker, die mit 
den gewonnenen Zahlen arbeiten wollen, sowie der Ver¬ 
treter der wirthschaftlichen Interessen beachtet werden. 
Betreffs der Methode ergeben sich mannigfache Schwierig¬ 
keiten. Auf der einen Seite gilt es mit der Zählung von 
1882 die weitgehendste Vergleichbarkeit zu wahren und 
ihre Vorzüge zu erhalten, anderseits sind in den letzten 
Sitzungen des Internationalen statistischen Instituts die 
Grundzüge einer internationalen Berufsstatistik festgelegt, 
und für die Handels- und Sozialpolitiker ist es von grosser 
Wichtigkeit, für alle Länder vergleichbare Zahlen der 
Berufszugehörigkeit zu erhalten, und die neue deutsche 
Zählung darauf einzurichten. 

Schon der Termin der Zählung dürfte nicht unan¬ 
gefochten bleiben, da das Berufsleben und die soziale 
Gruppirung sich im Winter ganz anders und weit ungenauer 
gestaltet als im Sommer, und so die Vergleichbarkeit mit 
1882 empfindlich gestört würde. Grosse Gewerbe, nament¬ 
lich die Landwirthschaft ruhen im Winter theilweise, viele 
in ihnen Erwerbsthätige wenden sich einer Nebenbeschäfti¬ 
gung zu oder feiern, auch in den anderen Berufen wird 
die Zahl der Arbeitslosen grösser, so liegt die Gefahr nahe, 
dass eine Winterzählung Berufsverschiebungen ergiebt, die 
den realen Verhältnissen nicht entsprechen. Anderseits 
h:\t z. B. die Berliner Statistik wieder den berechtigten 


Wunsch, die Reichszählung ihren SpezialzähJungen ange¬ 
passt zu sehen. Jedenfalls dürfen derartige Fragen nicht 
in geheimen Sitzungen des Bundesraths und der Statistiker 
allein entschieden werden, sondern nach öffentlicher Dis¬ 
kussion durch Presse und Versammlungen unter Zuziehung 
von Vertretern der Sozialwissenschaften und der wirth¬ 
schaftlichen Interessenverbände. 

Zur Abänderung des Gesetzes über den Unterstützungs¬ 
wohnsitz. Die Novelle zum Unterstützungswohnsitz-Gesetz 
ist in der Sitzung des Reichstags vom 8 . Februar in dritter 
Lesung angenommen worden. Die mildere Fassung, welche 
der Antrag Gröber für die Bestrafung Derjenigen vor¬ 
geschlagen hatte, welche sich der Unterhaltungspflicht ihrer 
Angehörigen frivol entziehen, wurde abgelehnt, die Fassung 
der Vorlage mit der Milderung nach dem Anträge Molken- 
buhr, welcher die Verhängung von Korrektionshaft aus- 
schliesst, angenommen. 

Zur Statistik der deutschen Auswanderung. Von den 

im Jahre 1893 über die deutschen Häfen insgesammt be¬ 
förderten 168,272 Personen kamen nach dem dem Reichs¬ 
tag vorgelegten Bericht des Reichskommissars 70,362 aus 
Deutschland. Von diesen gehörten ihrem Beruf nach an: 

der Landwirthschaft. 6985 oder 9,8 pCt. 

„ Industrie.15131 „ 21,4 „ 

dem Handel und Verkehr. 5 890 „ 8,3 „ 

„ Arbeiterstande ....... 21 154 „ 30,5 „ 

anderen Berufsarten (freien Berufen, 

öffentlichem Dienst) ...... 1 630 „ 2,3 „ 

ohne Beruf bezw. ohne Berufsangabe 

waren. . . 19 572 „ 27,7 , 

zusammen 70362 oder 100 pCt, 

Zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit in Berlin. Die 

sozialdemokratischen Stadtverordneten haben folgenden 
neuen Nothstandsantrag bei der Stadtverordnetenversamm¬ 
lung eingebracht: „Die Stadtverordnetenversammlung er¬ 
sucht den Magistrat, mit ihr in gemischter Deputation über 
die Schaffung einer Organisation zu berathen, welche den 
Zweck hat: 1. durch die Aufnahme und Fortführung einer 
Arbeitslosenstatisik die thatsächlichen Verhältnisse in Bezug 
auf Umfang und Dauer der Arbeitslosigkeit festzustellen, 
und 2. durch die Beschäftigung Arbeitsloser bei städtischen 
Arbeiten und in städtischen Betrieben der in immer wach¬ 
sendem Umfange hervortretenden Arbeitslosigkeit nach Mög¬ 
lichkeit zu steuern." Trotz der eindringlichen Rede Paul 
Singers ging die Standtverordnetenversammlung in ihrer 
Sitzung vom 8 . d. M. über den Antrag zur Tagesordnung 
über. 


Soziale Zustände. 

Eine Obdachlosen-Statistik in Berlin. 

Auf einen geheimen Beschluss des Magistrats hin hat 
in Berlin eine Personalstatistik der Besucher ^des 
Asyls für Obdachlose stattgefunden. Dieselbe ist in den 
drei hintereinander folgenden Nächten vom 29./30. Januar, 
vom 30./31. und vom 31. Januar/1. Februar d. J. durch drei 
Stadträthe unter Zuziehung eines Statistikers und von . zehn 
Kanzlisten mittelst Personal - Zählkarten ausgeführt. Das 
folgende Zählungsformular wurde benutzt: 

Journ.-No. . . . Berlin, den. 1894. 

Städtisches Obdach. 

1. Vor- und Zuname: 

2. Geburts-Tag und -Jahr: 

3. Geburtsort: 

4. Ob ledig, verheirathet, verwittwet, getrennt lebend? 

5. Aufenthalt der Frau: 

6. Wieviel Kinder unter 14 Jahren? 

7. Letzte Beschäftigungsart: 

8. Seit wann arbeitslos? 

9. Wann nach Berlin zugezogen? 

10. Woher? 

11. Letzte Wohnung (Strasse, No.): 

12. Seit wann obdachlos? 
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13. Wann früher (seit 1./10. 93) im städtischen Obdach? 

14. Wie oft in Berlin seit 1./10. 93 wegen Arbeitsscheu, 

Betteins, Landstreichens bestraft? 

Wie oft freigesprochen? 

15. Sonstige Bemerkungen (z. B. anscheinend Trinker): 


Die Besucher des städtischen Obdachs sind in einer 
Reihe von einzelnen Baracken untergebracht, und die 
Zählung wurde in der Weise gehandhabt, dass die gefüllten 
Baracken verschlossen wurden und immer die Insassen 
einer Baracke in eine zu diesem Zweck leer gelassene ge¬ 
führt und dort nach ihren Angaben die Fragekarten aus¬ 
gefüllt wurden. Die Aufnahmethäti^keit dauerte in der 
ersten Nacht bis 4 Uhr Morgens, in den folgenden bis 
2 Uhr und ergab die Ausfüllung von 32(X), 3100 und 2900 
Individual-Zählkarten. Schon am 3. Februar wurde das 
„vorläufige Ergebniss der städtischen Obdachs-Enquete“ 
offenbar durch einen der Leiter der Erhebung im Berliner 
Tageblatt veröffentlicht, und diesem — nach Ton und 
Inhalt durchaus übelwollenden und tendenziösen — Bericht 
entnehme ich die meisten meiner Angaben. Für die Be¬ 
sucher der Wärmehallen soll eine ähnliche Aufnahme vor¬ 
genommen worden sein, über diese ist aber bisher nichts be¬ 
kannt gegeben. . . 

Auf das Zählkarten-Material wird nach seiner Veröffent¬ 
lichung hier zurückzukommen sein. Jetzt sollen vorläufig 
die Methode, der Zweck und die Zuverlässigkeit 
der Aufnahme, sowie die wenigen thatsächlichen An¬ 
gaben des vorläufigen Berichts besprochen werden. 

Die Zählkarte schliesst sich in ihrem ersten Theil an 
die der Berliner Volkszählung an, in den Fragen nach dem 
Namen. Geburtsjahr und -Tag, das Geschlecht war schon 
durch die Art der Aufnahme getrennt, Familienstand, Geburts¬ 
ort und der Dauer des Aufenthaltes in Berlin. Andere 
Fragen stimmen überein mit dem von Adolf Braun in dieser 
Zeitschrift (II. Jg. S. 88) entworfenen Fragebogen für Arbeits¬ 
lose, nämlich: seit wann arbeitslos, letzte Beschäftigung, 
Kinder unter 14 Jahren. Der letzte Theil der Fragen ist 
den besonderen Verhältnissen der Obdachlosen angepasst, 
nämlich die Fragen nach dem Aufenthalt der Frau, dem 
letzten Wohnort vor Berlin, der letzten Wohnung und der 
Dauer der Obdachlosigkeit. Gegenüber der Braun’schen 
Arbeitslosenkarte vermissen wir die Frage nach dem ge¬ 
lernten Beruf, der mit der letzten Beschäftigung durchaus 
nicht immer identisch ist und der über die Ursachen der 
Arbeitslosigkeit gründlichere Aufklärung gegeben hätte. 
Ebenso hätte neben der Dauer nach den Gründen der 
Arbeitslosigkeit gefragt werden sollen (Krankheit, Kündigung, 
Strike, Inventur, Invalidität u. s. w.); wenn die Auskunft 
auf diese Frage auch vielleicht nicht unbedingt richtig ge¬ 
wesen wäre, so wäre .sie doch immer noch den Vermuthungen, 
auf die man jetzt angewiesen ist, vorzuziehen. Die Fragen 
nach der Art der Beschäftigung der Frau und der Kinder 
und nach ihrer gegenwärtigen Arbeitsgelegenheit hätten 
über die Noth der Männer und ihrer Familien manche Auf¬ 
klärung gegeben, die sehr erwünscht gewesen wäre. 

Nach den Fragen T3 bis 15 soll für die 3 letzten Monate 
aus den Akten ermittelt werden, wie oft die Insassen im 
städtischen Obdach waren, wie oft sie wegen Arbeitsscheu, 
Betteins, Landstreichens bestraft und freigesprochen sind. 
Die erste Frage kann bei dem virtuosen Gedächtniss der 
Anstaltsbeamten ebenso wie die zweite ziemlich zuverlässig 
beantwortet werden. Die dritte nach der Zahl der Frei¬ 
sprechungen kann allerdings in beschränktem Maasse zur 
Ermittelung der Dauer der Hilflosigkeit führen. Eine sta¬ 
tistische Bedeutung der letzten Frage nach den besonde¬ 
ren Bemerkungen (anscheinend Trinker u. s. w.) vermag ich 
nicht zu erkennen. Freilich ist es begreiflich, dass die 
Subalternbeamten, denen die Verwaltung des Obdachs ob¬ 
liegt, von mancherlei abstossenden Eigenschaften, die das 
natürliche Gefolge der verhärtenden ständigen Noth sind, 
zu leiden haben, und dies zu einer übermässigen Schärfung 
ihres Blicks für derartige wirklich oder scheinbar abstossende 
und verdächtige Aeusserlichkeiten geführt hat. Aber damit 
ist noch lange nicht gesagt, dass diese einseitige parteiische 
Beobachtung über die Charakterveranlagung des Beobachte¬ 
ten eine zuverlässige Auskunft ergiebt. Wenn diese „be¬ 


sonderen Bemerkungen“ von den Stadträthen oder ihren 
Kanzlisten gemacht worden sein sollten, haben sie ebenso¬ 
wenig einen unparteiischen Werth. 

Eine Ermittelung der Obdachlosigkeit erscheint geeignet, 
einenTheil gerade der härtesten Folgen der Arbeitslosigkeit zu 
erhellen, und daher ist eine solche von vornherein als wert¬ 
volles Material zu der umstrittenen Nothstandsfrage mit 
Freude zu begrüssen. Allerdings liegt hier entschieden 
etwas chikanöses in der Art der geschilderten Aufnahme, 
welche die Obdachlosen mitten in der Nacht von ihrem 
Lager fortschleppt und sie gerade in der Lage, die sie am 
liebsten ganz verbergen möchten, zu der genauesten Offen¬ 
barung aller ihrer Verhältnisse zwingt. Die Erhebung ist 
deshalb nur zu rechtfertigen, wenn sie wirklich im Interesse 
der Vernommenen, mit der Absicht und der Fähigkeit ihrer 
Lage voll gerecht zu werden, ausgeführt wird. Diese Recht¬ 
fertigung scheint mir bei der Berliner Erhebung nicht vor¬ 
zuliegen. Sie ist unternommen vom Magistrat, um eine 
Forderung nach Erweiterung des Obdachs auf ihre Berech¬ 
tigung zu prüfen. Das „Resultat“, welches zur Ablehnung 
führt, wird, offenbar von einem Betheiligten, schon vor Be¬ 
arbeitung des Materials veröffentlicht; das ist ein Verfahren, 
welches um so stärkeres Misstrauen hervorrufen muss, als 
noch folgendes Moment hinzutritt. 

Der Berliner Magistrat verfügt für derartige Aufnahmen 
über ein vorzügliches statistisches Amt, dessen Arbeiten 
auch auf sozialstatistischem Gebiet gerade durch ihre Zu¬ 
verlässigkeit und Exaktheit berühmt sind, es besitzt in dem 
Direktor des Amts einen der hervorragendsten Bevölkerungs¬ 
statistiker, und trotzdem ist das Statistische Amt an der 
Erhebung überhaupt nicht betheiligt; der statistische 
Theil derselben ist vielmehr von einem Beamten des Sta¬ 
tistischen Amts privatim ausgeführt worden. 

Hoffentlich tragen diese Zeilen dazu bei, dass 
die Bearbeitung des Materials noch jetzt der 
einzig berufenen Stelle, dem Statistischen Amt unter 
Verantwortlichkeit des Direktors, übertragen wird, damit 
den an der Statistik Interessirten die Sicherheit geboten 
wird, das, was die Erhebung an wirklichen Ergebnissen 
gebracht hat, in zuverlässiger Form zu erhalten. 

Einige Worte sollen gleich über die wenigen greifbaren 
Resultate der Erhebung angefügt werden.DasGeschlechter- 
verhältniss war bei der Erhebung sofort zu übersehen; 
unter ca. 32(X) Obdachsuchern waren nur ca. 50 Frauen. 
Diese grosse Differenz haben die Magistratsstatistiker nicht 
erklären können; der Berichterstatter führt die Trunksucht 
der Männer als Grund an, aber dass die 3150 Männer, die 
mehr vorhanden waren, in letzter Linie sä mmtlich durch den 
Trunk heruntergekommen sind, soll doch wohl nicht im Ernst 
behauptet werden. Dass bei den Frauen der Weg der Noth 
in hunderten und tausenden von Fällen nicht in das Asyl, 
sondern auf die Strasse führt, und somit hier die Erwerbs 
Verhältnisse der Frauen keineswegs günstiger wie die der 
Männer dargestellt werden können, wird nicht beachtet. Das 
andere greifbare Resultat der Erhebung ist bisher nach 
dem Berichte das, dass von den Obdachlosen nur i/jo ge¬ 
borene und mit diesen nur heimathberechtigte Ber¬ 
liner sind, die übrigen aber Zugewanderte. Auch das 
kann nicht wunder nehmen, da die geborenen Berliner, 
selbst Söhne von Berliner Arbeitern, bei ihrer besseren 
Kenntniss der gewerblichen Verhältnisse meist in die best¬ 
bezahlten und ständig arbeitenden Gewerbe gehen, und da 
das Vorhandensein von Verwandten und Freunden, und vor 
allem die Unterstützung der kräftigen Arbeiterorganisationen, 
die in den lohnenden Industrien bestehen, diese nicht oft 
bis an die äusserste Grenze des Elends kommen lassen. 
Bei den Zugewanderten dagegen treffen Ueberwiegen der 
Saisongewerbe, Unkenntniss der Konjunkturen, Hülflosig- 
keit in der fremden Umgebung zusammen, um sie zahl¬ 
reicher aufs Pflaster zu werfen. — Die sonstigen Einthei- 
lungen des „vorläufigen Ergebnisses“, der Berliner in Schlaf¬ 
burschen, die nur ein Reinigungsbad und ein reines Hemd 
haben wollen, und Anarchisten, die sich eindrängen, um 
recht hohe Besucherzahlen zu erzielen, der Zugewanderten 
in Landstreicher und leichtsinnig herzugelaufene Arbeits¬ 
lose, beruhen auf vagen Annahmen und haben vor Kennt¬ 
niss der Zahlen keinen statistischen Werth. 

Ein abschliessendes Urtheil über die Erhebung ist 
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natürlich erst möglich nach Bearbeitung und Veröffentlichung 
der gewonnenen Zahlen; hoffentlich hat der stellenweise 
vorweg verurtheilende Ton des „vorläufigen Ergebnisses“ 
keinen entscheidenden Einfluss auf die Behandlung des 
Materials, sodass das letztere uns einen zuverlässigen Ueber- 
blick über einen Theil des wichtigen Arbeitslosenproblems 
zu geben im Stande ist. 

Berlin. Karl Thiess. 


Der Arbeitslohn und die Lebenshaltung der Fabrik¬ 
arbeiter im Gouvernement Moskau. 

Vor uns liegt ein Werki), welchem nicht nur hervor¬ 
ragende wissenschaftliche sondern auch weitgehende prak¬ 
tische Bedeutung beizumessen ist. Es ist eine Mahnung, 
deren Ernst und Gewicht man kaum zu hoch veranschlagen 
kann. Möge sie nicht tauben Ohren begegnen. 

„Die Fabrik, was giebt sie dem Volke und was nimmt 
sie ihm ab?“ — so lautet die Frage, die der Verfasser (auf 
dem Titelblatt) sich selbst und seinen Lesern stellt. Die 
Antwort, welche Dementieff auf Grund detaillirter Unter¬ 
suchungen giebt, die von ihm im Aufträge der Landschaft 
des Gouvernements Moskau in den drei Kreisen: Ko- 
lomna, Bronnizy und Sserpuchow durchgeführt wurden und 
einen Theil der grossen sanitärstatistischen Beschreibung 
der Fabriken des ganzen Gouvernements bilden, kann in 
folgende wenige, aber inhaltsschwere Worte zusammenge¬ 
fasst werden: die Fabrik giebt dem Volke für seine schwere 
Arbeit — leibliche und moralische Entartung. Und 
der Verfasser zwingt uns durch die Wucht der vorgeführten 
Thatsachen, ihm Glauben zu schenken. Diese Schilderung 
der Orgien des jugendlichen russischen Kapitalismus macht 
den Eindruck vollständiger Trostlosigkeit. Nicht, leidendes 
und kämpfendes Proletariat, sondern eine ganz passive, 
buchstäblich zum Arbeitsvieh degradirte Menschenmenge 
tritt uns hier entgegen. 

Wir beschränken uns im Folgenden auf die Wieder¬ 
gabe der wichtigsten Ergebnisse derjenigen Partien der 
Dementieff’schen Untersuchung, welche den Arbeitslohn 
und die Lebenshaltung der Arbeiter betreffen. Das 
Interesse dieser Ergebnisse wird erheblich dadurch ge¬ 
steigert, dass Dementieff es selbst unternommen hat, 
Vergleiche der russischen Verhältnisse mit englischen und 
nordamerikanischen (Massachusetts) anzustellen. Diese Ver¬ 
gleiche sind jedenfalls höchst lehrreich, obschon sie nach 
der Natur der Sache in methodologischer Hinsicht keines¬ 
wegs einwandsfrei sind. 2) 

Durchschnittliche monatliche Verdienste der Arbeiter in 
allen untersuchten (109) Fabriken mit 28 865 Arbeitern be¬ 
trugen in Rubeln 

für Erwachsene und Jugendliche männl. Geschlechts . 13,75 

„ » » „ weibl. „ . 10,27 

Interessant ist es, das Verhältniss des Verdienstes der 
Männer zu dem der Frauen und Jugendlichen resp. der 
Kinder in Russland, England und Massachusets zu ver¬ 
gleichen. Den Verdienst der Männer gleich 100 gesetzt, er¬ 
halten wir folgende Verhältnisszahlen: 


Gouv. Moskau 

73,09 

51,34 

35,88 


Massachusetts 

51,39 

43,04 

32,15 


England 
40,92 Frauen 
29,06 Jugendliche 
9,56 Kinder 


Dementieff weist nach, wie der Verdienst der Frauen 
sich dem der Männer nähert, je mehr Frauen in der be¬ 
treffenden Branche beschäftigt werden, dabei ist aber der 
Lohn der Männer z. B. in der Baumwollindustrie, wo die 
Frauen einen ganz besonders grossen Prozentsatz (60 pCt.) 
ausmachen, bedeutend niedriger als z. B. in der Wollen¬ 
industrie, wo sie weniger zahlreich vertreten sind. Es ist 
eine längst bekannte Thatsache, welche uns hier entgegen¬ 
tritt: die Frauenarbeit drückt den Lohn der Männer. 

6,1 pCt. aller Fabrikarbeiter erhalten von den Unter¬ 
nehmern Lohn mit Beköstigung. Dieselbe stellt sich 
aber um 24 pCt. theurer als Selbstbeköstigung und erweist 


h E. M. Dementieff. Fabrika, 6to ona daet nasseleniju i 6to 
ona u nego beret Moskau 1893 (in russischer Sprache, 246 S.). 
Wir enthalten uns im Folgenden jeder Kritik. 


sich somit — wie Dementieff ganz richtig hervorhebt — als 
eine Art indirekter Lohnverkürzung. 

Der höchste Arbeitslohn (der Männer) findet sich bei 
den Maschinenbauern (23,34 Rubel monatlich für Erwachsene), 
der niedrigste (8,89 Rubel) bei den Mattenarbeitern.®) Die 
Frauen verdienen am meisten in der Baumwollspinnerei und 
-Weberei (11,07 Rubel), am wenigsten in den Kattundrucke¬ 
reien (6,07 Rubel). 

Folgende Zahlen, welche Dementieff giebt, dürften, trotz 
der vielen methodologischen Bedenken, im Ganzen richtig 
den Sachverhalt wiedergeben: 



Monatlicher Verdienst 

der 


Männer 

Frauen 

Jugend¬ 

lichen 

Kinder 



in Rubeln 


Baumwollweberei und Spinnerei: 





Gouv. Moskau. 

13,58 

11,07 

7,21 

5,87 

England. 

41,48 

25,31 

14,63 

4,89 

Massachusetts. 

52,11 

32,60 

23,65 

18,67 

Maschinenbau: 





Gouv. Moskau. 

23,34 

— 

9,87 

— 

England. 

44,50 

— 1 

13,91 

— 

Massachusetts. 

66,48 

— 

31,71 

— 


Die durchschnittliche monatliche Arbeitszeit beträgt dabei 

im Gouv. Moskau. 284,6 Stunden 

in England. 234,7 „ 

„ Massachusetts. 255,7 „ 

Die Arbeitsstunde eines jeden Arbeiters (ohne Unter¬ 
schied des Geschlechtes) wird in England um 285 pCt. d. h. 
ungefähr 4mal so hoch, in Amerika aber um 423 pCt. d. h. 
5mal so hoch wie in Russland bezahlt.“ Hier ist aber nur 
der Nominallohn berücksichtigt worden. Vielleicht sind die 
Preise der Bedürfnissgegenstände in Russland bedeutend 
niedriger als in England und Nordamerika, so dass die 
sachliche Differenz der Löhne gar nicht so enorm ist, wie 
es der eben vorgeführte Vergleich der Geldlöhne za er¬ 
geben scheint? An einem weiteren Vergleich der Nahrungs¬ 
mittelpreise zeigt Dementieff, dass dem niedrigen Geldlohne 
der russischen Arbeiter keineswegs eine im Verhältniss 
grössere Kaufkraft desselben entspricht. In Massachusetts, 
wo die Lebensmittelpreise im Ganzen nicht höher sind als 
im Gouv. Moskau, giebt der Arbeiter für Nahrung das 
4 fache aus. Vergleicht man dabei die Qualität und die 
Quantität dieser Nahrung mit derjenigen des Arbeiters im 
Gouv. Moskau, so „kann man — sagt Dementieff — nur zu 
dem Schlüsse gelangen, dass sie unvergleichbar sind, weil 
die Differenz unverhältnissmässig gross ist. 

In dem Ausgabebudget der russischen Arbeiterfamilien 
— Dementieff hatte vor sich 6 Fälle — machen die Aus¬ 
lagen für Ernährung 57 pCt. aus; für Massachusetts und Eng¬ 
land giebt C. D. Wright 49,28 pCt. resp. 51,36 pCt. an. Die 
Auslagen der Arbeiter in Massachusetts für Wohnung sind 
lOmal (bei Frauen) und 15mal (bei Männern) so hoch wie 
die der Arbeiter des Gouv. Moskau. „Was die Wohnung 
anlan^“ — sagt Dementieff— „so ist unser Arbeiter mit un¬ 
glaublich Wenigem zufrieden. Darauf weist schon der Um¬ 
stand hin, dass der Arbeitslohn nicht höher ist in den Fällen, 
wo die Arbeiter keine freie Wohnung von dem Fabrikherrn 
bekommen.“^) Oft schlafen die Arbeiter in den Fabrik¬ 
räumen selbst, wo des Tages gearbeitet wird; im besten 
Falle haben sie aparte Schlafräume, wo sie wie das Vieh 
„in vollständiger Promiseuität der Altersgruppen und der 
Geschlechter“ zusammengepfercht sind. Nur in den höchst 
seltenen Fällen, wo der Arbeiter 45—60 Rubel monatlich 
verdient, kann er ein annähernd menschenwürdiges Dasein 
führen. Das, was die grosse Masse verdient, erlaubt nur 
eine halbviehische Existenz. 

Wenn nach C. D. Wright die Lebenshaltung des Ar¬ 
beiters in Massachusetts zu der des englischen Arbeiters 


Ihre elende Lage wurde von Dementieff bereits im Jahre 
1889 im Archiv für soziale Gesetzgebung und Statistik, II. Band, 
S. 556—575 geschildert. 

^) Die Mehrzahl der betreffenden und überhaupt der russi¬ 
schen Arbeiter wohnt in „Fabrikkasernen“. 
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sich wie 1,42 zu 1 verhält, so ist das entsprechende Ver- 
häJtniss zwischen Massachusetts und dem Gouv. Moskau 
nach Dementieff mindestens gleich 3:1 zu setzen. 

Die Dementieff’sche Schrift hat sich durch ihre Dar¬ 
stellung unseres Fabrikelendes ein grosses wissenschaftliches 
und sozialpolitisches Verdienst erworben. Dem Kapitalismus 
gehört in Russland eine grosse Zukunft und eine wichtige 
historische Mission. Eine zielbewusste Sozialpolitik könnte 
und müsste alle Ausschreitungen dieses jugencflichen Riesen i 
unmöglich machen. Ob aber unter den obwaltenden Ver¬ 
hältnissen eine solche Sozialpolitik möglich ist, — diese 
Frage lassen wir hier unentschieden. 

St. Petersburg. P. v. Struve. 

Ersatz der menschlichen Arbeitskraft durch die Ma¬ 
schine. Auf dem Gebiet der Fassfabrikation ist wiederum 
ein grosser Fortschritt zu verzeichnen, der eine Anzahl von 
Händen durch eiserne Klammern und menschliche Muskel¬ 
kraft durch hydraulische Pressen und Akkumulatoren er¬ 
setzt. Wie wir dem Engineer entnehmen, waren am 13. Ok¬ 
tober in den Stanley Works der Herren A. Ransome 
and Co. eine Anzahl von Ingenieuren versammelt, um 
eine Gruppe von Maschinen zu besichtigen, welche 5- bis 
6000 Petroleumfässer pro Woche herstellt, ohne dass Hand¬ 
arbeit zur Verwendung kommt, ausser zur Bedienung der 
Maschine und zur Sortirung der Dauben bei der Zusammen¬ 
setzung der Fässer. Die Maschinen sollen, was exakte und 
ruhige Arbeit betrifft, den höchsten Anforderungen genügen. 
Die Produktionskosten werden niedriger sein als die bis¬ 
herigen Importkosten der Fässer aus Amerika, dessen Kon¬ 
kurrenz England mit Hilfe seiner neuen Maschine in Europa 
völlie zu schlagen hofft. 

Von einer anderen Erfindung, welche eine Umwälzung 
auf dem Gebiet der weiblichen Handarbeit herbeizuführen 
geeignet sein dürfte, w^urde in den Fachschriften des Posa¬ 
mentiergewerbes kürzlich berichtet. Aus Amerika ist eine 
Maschine für die Plattstickerei eingeführt, welche mit jeder 
Nähmaschine verbunden werden kann. Wenn die günstigen 
Berichte über die Leistungen der Maschine nicht trügen, 
dürfte eine allgemeine Einführung sicher zu erwarten sein. 

Die Summe der Jährlich überflüssig gemachten Menschen¬ 
kraft ist eine beträchtliche, wenn auch häufig die Er¬ 
wartungen, welche an die Einführung neuer Maschinen 
geknüpft werden, überspannte sind und von der Reklame 
künstlich vergrössert werden. In technischen Zeitschriften 
finden wir nicht selten Anzeigen von Maschinen mit An¬ 
preisungen wie diese: „Keine Vor- und Nacharbeit erforder¬ 
lich, grosse Ersparniss an Löhnen!“ 

Altersverschiebungen in der Arbeiterinnen-Bevölke¬ 
rung. Mit Bezug auf eine nicht unbedeutende Alters¬ 
verschiebung in der weiblichen Fabrikarbeiter-Bevölkerung 
seines Bezirks theilt der Fabrikinspektor für das Fürsten¬ 
thum Schwarzburg-Rudolstadt in seinem neuesten Jahres¬ 
bericht Folgendes mit: „Ich befinde mich in der Lage, 
einen Vergleich mit dem Arbeiterstande des Jahres 1879 
geben zu können, aus dem hervorgeht, dass das Alter von 
16—21 Jahren jetzt verhältnissmässig etwas mehr bevorzugt 
wird, als das von 14—16 und das über 21 Jahre. Diese 
Thatsache, wenn dauernd, ist wohl natürlich und erfreulich. 



1 Anzahl der 

weiblichen Arbeiter 

Jahr 

im Ganzen 

1 über 

1 21 Jahr 

von 16-21 
Jahren 

von 14-16 
Jahren 

von 12-14 
Jahren 

1879 

1 

895 

394 

327 

139 

35 

1892 

1264 

544 

529 

187 

4 


In der That machte die 16—21jährige Arbeiterinnen¬ 
bevölkerung danach im Jahre 1879 erst 36 pCt, im Jahre 
1892 jedoch schon 41 pCt. der gesummten weiblichen Be¬ 
schäftigten aus. Es wäre interessant, wenn andere Auf¬ 
sichtsbeamte Nachforschungen nach derselben Richtung an¬ 
stellen wollten. Allerdings werden sie für die Vergangenheit 
kaum das nöthige statistische Material haben, da die Sta¬ 
tistik der aussersächsischen Fabrikinspektion eben erst an¬ 
fängt, einigermaassen besser und vollständiger zu werden. 


Arbeiterzustände in den Granitsteinbrüchen des 
Fichtelgebirges. Ueber die grauenhaften Verhältnisse der 
Granitarbeiter des Fichtelgebirges bringt der Vorwärts vom 
7. Februar aus angeblich unterrichteten Kreisen die folgen¬ 
den Mittheilungen: In den Steinbrüchen, wo die Granit¬ 
säulen gebrochen und bearbeitet werden, verdienen die 
Leute einen Lohn von 8—10 M. pro Woche. Dabei dauert 
die Arbeitszeit von Sonnenaufgang bis Sonnenuntergang. 
Im Sommer kommt es häufig vor, dass die Leute, welche 
oft stundenweit bis zur Arbeitsstelle zu laufen haben, es 
vorziehen, gleich draussen im Steinbruch auf einem Stroh¬ 
lager zu übernachten, damit sie Morgens, sobald der Tag 
graut, ihre gefährliche Arbeit wieder aufnehmen können. 
Auch die Kinderarbeit wird dort in unerhörter Weise 
ausgebeutet; hat z. B. ein Arbeiter einen Sohn, der das 
10. Lebensjahr erreicht hat, so muss derselbe dem Vater 
nach Beendigung der Schule das Mittagbrot nach dem 
Steinbruch bringen und ihm dann bei der Arbeit behilflich 
sein. Der Vater bänkt zwei Steine auf und der Knabe 
muss dann mit dem schweren Stockhammer in der Hand 
die soweit vorgearbeiteten Flächen bis zum Schleifen weiter 
bearbeiten. Das Gewicht eines derartigen Stockhammers 
beträgt gewöhnlich 10 Pfund: die ganze Kraft des Kindes 
wird hier oft 8 bis 10 Stunden lang in unverantwort¬ 
licher Weise in Anspruch genommen. Dazu kommt noch, 
dass es den todtbringenden Staub der Steine einathmen 
muss, wodurch der Keim der Schwindsucht schon in den 
Schuljahren in die Lungen der bedauernswerthen Geschöpfe 
verpflanzt wird. Andere Arbeiter wieder, welche in ent¬ 
fernteren Orten arbeiten und nur Sonntags nach Hause 
gehen können, bringen nicht so viel Geld mit, dass sie das 
bezahlen können, was sie des Sonntags bei der Familie ver¬ 
zehren. 

Arbeiterverhältnisse in den Marmorbrüchen von 
Massa-Carrara. In Massa-Carrara sind im Ganzen etwa 
15 000 Arbeiter in den Steinbrüchen und den dazu gehörigen 
Industrien und Fabricationen aller Art beschäftigt, 8000 etwa 
unmittelbar in den Bergen, Schluchten und Höhlen zur 
Urgewinnung des Marmors. Die Arbeit des Brechens, des 
Herausholens und der Beförderung der Steine von 
ihrem Ursprungsorte ist an sich naturgemäss schon eine 
der allerschwersten und lebensgefährlichsten, die Müh¬ 
seligkeit des Schaffens wird aber furchtbar gesteigert durch 
die sie begleitenden Umstände. Die erste dieser Erschwe¬ 
rungen ist die weite Entfernung der Heimathsorte der 
Arbeiter von der Stelle, wo sie schaffen müssen. Diese 
Heimathsorte stehen in den Schluchten der Gebirge, es sind 
hauptsächlich die Dörfer Torano, Miseglia, Codeno, Bediz- 
zano, Calani und Calonnata, und die grösste Zahl der 
Arbeiter haben täglich beim frühesten Morgengrauen in jeder 
Witterung kilometerweite Gebirgspfade zu klimmen, ehe sie 
an Ort und Stelle der Arbeit gelangen. Der Durchschnitts¬ 
tagelohn ist Frs. 2,40 bis zu 3 Frs. Die Arbeitszeit im Ge¬ 
birge und in den Marmorhöhlen selbst beträgt im Winter 8, 
im Sommer 9 Stunden, aber wohlverstanden ist dies nicht 
die tägliche Gesammtarbeit, denn die Gebirgswege zu Fuss 
des Morgens und des Abends von und nach dem Heimathsort 
der allermeisten Marmorarbeiter kommen dazu, und mit 
diesen beträgt die tägliche Dauer der Beschäftigung 12 bis 
14 Stunden und oft mehr. 


Handwerkerfragen. 


Statistik der Handwerkerlehrlinge. Wo ein reicher 
Schatz an statistischem Material über die Lehrlingsver¬ 
hältnisse im Handwerk liegt, zeigt eine Veröffentlichung 
der Schuhmacherinnung zu Blankenburg a. H. Dieselbe 
bringt allerdings vorläufig nur Aeusserliches über die von 
dieser Innung ausgebildeten Lehrlinge. Danach sind in 
den letzten 13 Jahren bei den dortigen Schuhmachermeistern 
100 Lehrlinge in die Lehre getreten und in die Lehrlings¬ 
rolle der Innung nach zuvor zwischen den Eltern und dem 
Innungsmitgliede vor der Innung geschlossenen schriftlichen 
Lehrvertrage eingetragen. 70 konnte nach ordnungsmässigem 
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Ablauf der Lehrzeit und nach Ablegung der Gesellenprüfung 
der Lehrbrief der Innung übergeben werden, 18 lernen 
noch, 2 waren während der Lehrzeit gestorben, 6 sind nach 
Lösung des Innungslehrvertrages zu einem anderen Beruf 
nach Verlauf der Probezeit übergetreten, 3 wegen Krank¬ 
heit zurückgetreten, einer konnte nach Ablauf der Lehrzeit 
kein Gesellenstück machen. 43 pCt. der Eltern gehörten 
dem Handwerkerstande, 17 pCt. den kleinen Landwirthen 
und 40 pCt. dem Arbeiterstande an. Angaben über die 
wichtigsten sozialen Seiten der Lehrlingsverhältnisse dieses 
kleinstädtischen Handwerks fehlen also in der Innungsver- 
öfFentlichung. Es ist aber kein Zweifel, dass eine sach¬ 
kundige Bearbeitung des bei deutschen Innungen aufge¬ 
laufenen Lehrlingsmaterials |weit mehr an sozialpolitisch 
Wichtigem aus demselben herausschälen könnte. 

Handwerk und Gewerbegerichte. In dem neuesten 
Jahresbericht des Fabrikinspektors für Schwarzburg-Rudol¬ 
stadt findet sich eine Mittheilung, die den Nutzen der Ge¬ 
werbegerichte nicht blos für grossstädtische Fabrikverhält¬ 
nisse, sondern auch für das kleinstädtische Handwerk hervor¬ 
hebt. Es heisst da: „In Bezug auf Handwerkergesellen hat 
sich mir ein Uebelstand fühlbar gemacht, der aus dem 
Mangel einer raschen Entscheidung von Streitigkeiten her¬ 
rührt. Ist z. B. ein fremder Geselle angenommen, der 
Arbeitgeber aber zweifelt mehr und mehr an der Brauchbar¬ 
keit des Mannes mit oder ohne Grund, er fürchtet, dass ihm 
Material verschnitten wird, so kann, ob dies wirklich ge¬ 
schehen ist, nur eine sehr sorgfältige Untersuchung Seitens 
eines ganz speziellen Fachmannes darthun. Es giebt nun 
Streit, der Geselle-wird entlassen, glaubt sich wegen der 
Lohnzahlung übervortheilt, hat aber keine Möglichkeit, am 
Orte wieder Arbeit zu finden und daher keine Zeit, den 
Abschluss einer Entscheidung über die Meinungsverschieden¬ 
heiten abzuwarten, wird dadurch mit Recht aufgeregt und 
unzufrieden und steckt in der Herberge andere Seines¬ 
gleichen an. Es sind das Kleinigkeiten, aber der Gedanke, 
dass dem Manne Unrecht geschehen sein könnte und dass 
nicht rasch Hülfe bei der Hand ist, berührt unangenehm, 
namentlich wenn man annehmen darf, dass Aehnliches öfter 
vorkommt. Ein unmittelbar zur Hand befindliches Schieds¬ 
gericht von Sachverständigen wäre recht zu wünschen.“ 
Und doch zögern die Gemeindebehörden gerade in kleineren 
Städten ungemein mit der Einführung von Gewerbegerichten. 


Kaufmännische Bewegung. 


Zur Organisirung der weiblichen Angestellten in 
Berlin. Von der Entwicklung des vor ca. 5 Jahren ins 
Leben gerufenen kaufmännischen und gewerblichen Hülfs- 
vereins für weibliche Angestellte giebt ein eben erschienenes 
Flugblatt ein erfreuliches Bild. Das Programm des Vereins, 
den grossen Stand der Handlungsgehülfinnen in materieller 
und idealer Beziehung durch Krankenhülfe, Stellennachweis, 
Fortbildungsanstalten, Vorträge und zahlreiche andere 
Bildungs- und Erholungs-Gelegenheiten zu heben, konnte 
von Jahr zu Jahr weiter ausgebaut und entfaltet werden. 
Namentlich das letztverflossene Vereinsjahr 1893 bezeichnet 
einen bedeutsamen Abschnitt in der Entwicklung des Hülfs- 
vereins. Die Einführung des Krankenkassenzwanges führte 
zur Errichtung einer eingeschriebenen freien Hülfskasse 
und die Folge davon war das Anwachsen der Mitglieder¬ 
zahl zu Anfang 1894 auf 6000 Gehülfinnen, die Hälfte aller 
im Geschäftsleben Berlins thätigen weiblichen Angestellten. 
Gleichen Schritt mit dem Anwachsen der Mitgliederzahl 
hielt die Entwicklung der kaufmännischen Bildungsanstalten 
des Vereins, von denen die Handelsschule im letzten Se¬ 
mester von 120 Schülerinnen, die kaufmännische Fortbildungs¬ 
anstalt von 270 Schülerinnen besucht wurde, und ebenso 
erfreute sich die Stellenvermittlung immer regerer Inanspruch¬ 
nahme von Seiten der Geschäftsinhaber, sodass im letzten 
Jahre mehr als 600 Stellen besetzt werden konnten. Auch 
mit der Gründung von Ferien-Kolonien für kranke und be¬ 
dürftige Mitglieder des V^ereins w'urde im letzten Jahre ein 


erfolgreicher Anfang gemacht, der Wohnungsüachweis er¬ 
weitert, ein billiger Mittagstisch eingerichtet u. s. w. Bei 
der Reichsenquete im Handelsgewerbe ist der Hülfsverein 
um ein eigenes Gutachten angegangen worden und neuer¬ 
dings ist er auch mit einer Petition an den Reichstag und 
den Bundesrath betreffs einer gesetzlichen Regelung der 
Kündigungsfristen im Handelsgewerbe hervorgetreten. 


Politische Arbeiterbewegung. 


6. norwegischer Arbeiterkongress. Der 6. norwegische 
Arbeiterparteitag, welcher vom 22. bis 25. d. M. in Skien 
tagte, war von 62 Vertretern der vereinigten Landesverbände 
besucht. Am ersten Verhandlungstage wurde in Bezug auf 
die Stimmrechtsfrage folgende Resolution angenommen: 
„Indem man an der Forderung der fünften allgemeinen Ar¬ 
beiterversammlung auf Einführung des allgemeinen Stimm¬ 
rechts für Männer und Frauen in Staat und Kommune fest¬ 
hält, fordert die Versammlung als Bedingung für die Zu¬ 
sammenarbeit mit der Linken bei der kommenden Wahl: 
„1. Dass das allgemeine Stimmrecht für Männer und Frauen 
nach dem vorliegenden Verfassungsgesetz-Vorschlag in der 
nächsten Parlamentsperiode durchgeführt werde. 2. Wenn 
eine Zweidrittel-Majorität für die Reform nicht erreicht wird, 
wird das allgemeine kommunale Stimmrecht durch Gesetz 
eingeführt.“ Diese Resolution wurde einstimmig angenommen, 
während der Zusatz: „Die Versammlung widersetzt sich nicht 
der gleichzeitigen Einführung des Proportional-Wahlsystems“ 
nur mit 39 gegen 22 Stimmen zur Annahme gelangte. Eine 
rege Debatte entspann sich über die Vertretung der Arbeiter 
im Storting (Landtag) und es wurde in dieser Sache schliess¬ 
lich eine dahin lautende Resolution angenommen, dass die 
Arbeiter dahin trachten müssten, in grösstmöglichster Zahl 
selbst im Storting vertreten zu sein und sich nicht nur auf 
die Zusagen der Vertreter der Linken zu verlassen. 

Der zweite Verhandlungstag wurde mit der Annahme 
folgender Resolution betr. die Arbeiterversicherung be¬ 
gonnen: „Die Versammlung verlangt, dass der Staat eine 
von ihm garantirte Unterstützungseinrichtung schafft, bei der 
Jeder im Falle von Krankheit, Unfall, Invalidität oder Alter 
Anrecht auf Unterstützung hat.“ 

Eine Diskussion über die Besserung der Lage der Land¬ 
arbeiter und Instleute wurde durch die Resolution zum Ab¬ 
schluss gebucht, dass der Staat an die Instleute und andere 
Arbeiter Land austheilen und freies, anbaubares Land an¬ 
kaufen und gegen billiges Darlehen hergeben sollte. 

Am Nachmittag desselben Tages wurde dann in der 
Unionsfrage folgende Resolution angenommen: „Die Ver¬ 
sammlung fordert: 1. dass Norwegens Selbstständigkeit durch 
ein eigenes Ministerium des Auswärtigen und eigenes Kon¬ 
sulatswesen zum Ausdruck gebracht wird; 2. dass der Stor- 
thing (der norwegische Landtag) mit allen verfassungs¬ 
mässigen Mitteln seine Beschlüsse zur Beachtung und Durch¬ 
führung zu bringen sucht, nicht zum Mindesten auch in 
Bezug auf die vielen auf der Tagesordnung stehenden Ar¬ 
beiterfragen, deren Lösung durch den Onionsstreit ver¬ 
zögert wird.“ 

Von Wichtigkeit waren auf dem zweiten Verhandlungs¬ 
tage auch die Beschlüsse, welche zur Frage des Schutzes 
der Vereinigungs-, Versammlungs- und Stimmfreiheit der 
Arbeiter gefasst wurden und die dahin lauteten: „Wer 
in übergeordneter Stellung durch Entlassung oder durch 
Drohung mit einer solchen, durch Geschenke, Angebote, 
Versprechungen oder unnöthige Verweigerung von Urlaub 
oder Arbeitsfreiheit in die politische Meinungsfreiheit der 
Arbeiter Eingriffe begeht oder wer Untergeordnete zu be¬ 
einflussen oder an der Ausübung ihrer staatsbürgerlichen 
Rechte oder an der Theilnahme an gesellschaftlicher Thätig- 
keit und am gesetzlichen Vereinsleben zu hindern sucht, 
wird mit Gefängniss oder Strafarbeit bestraft.“ 

Weiterhin wurde eine Resolution angenommen, welche 
eine ständige allmähliche Aufhebung der Zölle auf allge¬ 
meine Verbrauchsartikel und die Einführung progressiver 
direkter Steuern verlangt. 
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Am dritten Verhandlungstage, nach Verlesung eines 
Berichts über die Verbandsthätigkeit der drei letzten Jahre, 
aus dem hervorging, dass die Organisation 14 Städte und 64 
Landesverbände mit etwa 13 000 Mitgliedern umfasst, wurde 
beschlossen, den Namen der Organisation: „Der vereinigte 
norwegische Arbeiterbund“ beizubehalten. Dann entspann 
sich eine lebhafte Debatte, ob auch Vereine, die einer an¬ 
deren Organisation angehören, beitreten dürften. Es wurde 
der Antrag angenommen: „Der Landesverband bildet eine 
gemeinsame Organisation für alle Arbeitervereine des Landes, 
welche sich zu seinem Programm bekennen und demselben 
beitreten. Seine Aufgabe ist: dazu beizutragen, den nor- 
we^schen Arbeitern volle bürgerliche Rechte zu verschaffen 
und ihre ökonomischen Verhältnisse zu bessern.“ 

In Betreff des Normalarbeitstages wurde die folgende 
Resolution angenommen: „Da die Einführung des acht¬ 
stündigen Arbeitstages von grösster Bedeutung für die geistige 
und körperliche Entwicklung der Arbeiter ist, muss dieselbe 
sobald wie möglich durch Gesetze erreicht werden. Die 
Versammlung hält es für die Pflicht des Staates wie der 
Kommunen, diese Reformen sofort für ihre eigenen Ar¬ 
beiter durchzuführen.“ 

Zum Schluss wurde der neue Vorstand gewählt und be¬ 
schlossen, dass alle drei Jahre ein Kongress stattflnden soll. 


Arbeiterschutzgesetzgebung und Gewerbe¬ 
inspektion. 

Zur Durchführung der Sonntagsruhe in Deutschland. 

In der Reichstagssitzung vom 5. Februar erhob der Abg. 
Bebel Klage über die Langsamkeit der Durchführung der 
Vorschriften des § 105d der Gewerbeordnung. Dies ver- 
anlasste den Staatssekretär v. Bötticher zu einer Darlegung 
des Standes der Angelegenheit, aus der wir das Folgende 
hei^orheben. Herr v. Bötticher sagte u. a.: „Nach einer 
mir vorliegenden Zählung sind Ausnahmen von dem Ver¬ 
bote der Sonntagsarbeit erforderlich für folgende Gruppen 
der Gewerbestatistik: Für die Gruppe III, Bergwerke und 
Gruben — und alles, was damit zusammenhängt —, für die 
Gruppe IV, Kalk- und Gipsbrennereien; für die Gruppe V, 
Eisengiessereien und Emaillirwerke; für die Gruppe VlI — 
die chemische Industrie. Dabei sind sehr verschiedene In¬ 
dustriezweige, der Zahl nach etwa 36, in diese Regelung 
einzubegreifen —; für die Gruppe VIII, Holzkohlen, Holz- 
theer-, Harz- und Pechgewinnung u. s. w.; für die Gruppe X, 
Stroh- und Holzstofffabrikation, Papier- und Pappenfabrika¬ 
tion, Gerberei und Lederfabrikation; für die Gruppe XII, 
Rohzuckerfabriken, Zuckerraffinerien etc.; und ausserdem für 
die sogen. Saisonbetriebe. 

Ich habe hier aus den einzelnen Gruppen immer nur 
einzelne Industriezweige angeführt. Der Zahl nach aber 
betragen diejenigen Betriebszweige, für welche eine Regu¬ 
lirung der Sonntagsarbeit sich als nothwendig herausstellt, 
über 100; und Sie sehen daraus, dass es weder eine leichte, 
noch eine in kurzer Zeit zu erledigende Aufgabe ist, für 
alle diese Betriebszweige Bestimmungen über die Sonntags¬ 
ruhe zu treffen. Meine Herren, läge die Sache so, dass 
wir eine ziemlich gleichartige betriebstechnische Thätigkeit 
in den verschiedenen Zweigen unserer Industrie besässen, 
dann wäre die Regelung noch ziemlich einfach. Bei der 
Verschiedenartigkeit unserer Gesetzgebung im Deutschen 
Reiche auf diesem Gebiet aber hat sich auch in der Be¬ 
triebsweise der einzelnen Industriezweige eine sehr grosse 
Verschiedenartigkeit herausstellt, die man nicht über einen 
Leisten behandeln kann, und damit die Nothwendigkeit 
einer sorgfältigen und eingehenden Prüfung der Verhält¬ 
nisse für jeden einzelnen in Betracht kommenden Industrie¬ 
zweig. 

Was nun bisher geschehen ist, ist folgendes: der Ent¬ 
wurf der Bestimmungen über die Gruppe ill, also Bergbau, 
Hütten- und Salinenwesen und Torfgräberei, liegt bereits 
dem Bundesrath vor. Bei dem Entwurf zu Gruppe IV, 
Industrie der Steine und Erden, steht Vorlage an die Sach¬ 
verständigen - Konferenz noch im nächsten Monat bevor. 


Berathung mit den Interessenten wird sich um die Mitte 
des Monats März bewerkstelligen lassen. Was die Gruppe V 
anlangt, die Metallverarbeitung, so hat die Berathung mit 
den Interessenten am 24. Januar stattgefunden. — Da sind 
übrigens nicht blos zwei, sondern drei Sozialdemokraten 
betheiligt gewesen, und die haben sich zu meiner Freude 
in voller Uebereinstimmung mit den Gewerbe-Aufsichts¬ 
beamten, befunden, wie das auch das sozialdemokratische 
Organ, der Vorwärts, lobend anerkannt hat. Was die 
Gruppe VI anlangt. Maschinen, Instrumente und‘Apparate, 
so sind Ausnahmebestimmungen nur erforderlich, soweit 
Saisonbetriebe in Betracht kommen. Für die chemische 
Industrie finden die Berathungen mit den Interessenten 
über den Entwurf, der bereits fertig gestellt ist, am 24. Fe¬ 
bruar d. J. statt. Für die forstwirthschaftlichen Neben¬ 
produkte, Leuchtstoffe, Fette, Oele und Firnisse ist der 
Entwurf in der Ausarbeitung begriffen. 

Was die Textilindustrie anlangt, so scheinen hier nur 
für Saisonbetriebe Ausnahmebestimmungen nöthig zu sein. 
Der Entwurf für die Papier- und für die Lederindustrie ist 
bereits fertig gestellt und wird demnächst ebenso behandelt 
werden wie die übrigen. Für Holz- und Schnitzstoffe 
kommt auch nur die Saisonindustrie in Betracht. 

Für die Gruppe XII, Nahrungs- und Genussmittel, ist 
der vorläufige Entwurf fertig; die Berathung mit den Inter¬ 
essenten wird voraussichtlich Mitte März d. J. stattfinden. 

Dann hätte ich noch zu erwähnen, dass für das Han¬ 
delsgewerbe die Bestimmungen bereits in Kraft getreten 
sind, und dass für die polygraphischen Gewerbe, für die 
Bekleidungsindustrie und für die Saisonbetriebe die Sache 
in Arbeit ist und nach Kräften gefördert werden wird.“ 

In Betreff der Termins für eine Beschlussfassung des 
Bundesraths äusserte Herr v. Bötticher, dass er einen 
solchen „selbstverständlich nicht anzugeben“ vermöge. Auf 
wiederholte Rekriminationen des Abg. Bebel sagte er hin¬ 
sichtlich des Zeitpunkes in einer weiteren Rede Folgendes: 
„Welche Zeit‘dazu nothwendig ist, um alle diese Entwürfe 
zu verabschieden,- kann kein Mensch heute mit voller Be¬ 
stimmtheit sagen; kommt es aber dem Herrn Vorredner 
auf einen unverbindlichen Termin an, dann spreche ich 
ihm gegenüber die Hoffnung aus, dass wir, wie ich glaube, 
bis zum 1. Januar nächsten Jahres mit der Aufgabe werden 
fertig werden können,“ 

Zur Bergwerksgesetzgebung in Oesterreich. Der 

Abgeordnete Müller hat im böhmischen Landtag einen An¬ 
trag eingebracht, wonach der Landesausschuss (das Organ 
der Landes-Selbstverwaltung) mit der Regierung in Ver¬ 
handlungen wegen Regelung der Verhältnisse im Kohlen¬ 
bergbau nachfolgenden Grundsätzen eintreten solle: „1. Die 
Gewinnung der Braun- und der Steinkohle im Königreiche 
Böhmen soll in Uebereinstimmung mit den Forderungen 
der volkswirthschaftlichen Landesinteressen, welchen andere 
Interessen unterzuordnen sind, geschehen. 2. Der Abbau 
der Kohlenflötze und der Bergbau überhaupt hat überall 
nach den Regeln der vollkommensten bergmännischen 
Technik auf die ökonomischste Weise und nur nach dem 
von der Bergbehörde genehmigten Betriebsplan stattzu¬ 
finden, wodurch jeder irrationelle Abbau und Raubbau, 
jede Kohlenverschleuderung, sowie eine Ueberproduktion 
so weit als möglich verhindert werden. 3. Namentlich 
sollen bei dem Kohlenbergbau solche Einrichtungen ge¬ 
troffen werden, durch welche nicht blos die persönliche 
Sicherheit gewahrt, sondern den Wohngebäuden, Anstalten, 
Wegen, Brunnen, Wasserläufen, Quellen aller Art und der¬ 
gleichen ein genügender Schutz zu Theil wird; weiter ist 
darauf zu achten, dass nach Beendigung des Abbaues die 
Bodenoberfläche, soweit technisch möglich, den landwirth- 
schaftlichen Zwecken und den öffentlichen Bedürfnissen 
wiedergegeben werden könnte. 4. Eine besondere Sorgfalt 
soll auch den sozialen Verhältnissen und der Wohlfahrt der 
zahlreichen bergmännischen Arbeiterschaft gewidmet werden; 
daher ist auch die Aufmerksamkeit auf solche Vorkehrungen 
zu richten, welche geeignet sind, den Strikes, Aufständen 
und den berechtigten Beschwerden der Arbeiter vorzu¬ 
beugen. 5. Die Verleihung der Grubenmasse möge mit den 
gebotenen volkswirthschaftlichen und sozialen Rücksichten 
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geschehen, namentlich auch mit solchen Beschränkungen, 
dass ältere Privatrechte nicht geschädigt werden könnten. 
6. Die Durchführung der obgenannten Grundsätze und so¬ 
nach die Oberaufsicht über sämmtliche Kohlenwerke hätte 
der im Lande bestehenden Berghauptmannschaft obzuliegen, 
deren Organisation jedoch derart zu erweitern wäre, dass 
daselbst ein eigenes Departement für den technischen Auf¬ 
sichtsdienst (technisches Inspektorat) und nebstdem ein 
bergbaulich-soziales Departement (etwa nach Art des 
Gewerbe-lnspektorates) errichtet würde; in die Kompetenz 
eines dieser beiden Inspektorate fiele auch die Aufsicht 
über die Wahrung der volkswirthschaftlichen Interessen 
bei der Kohlengewinnung. 7. Das bestehende allgemeine 
österreichische Berggesetz vom 23. Mai 1854 und das Gesetz 
vom 21. Juni 1871 über die Errichtung und den Wirkungs¬ 
kreis der Bergbehörden sollen, in Folge der kolossalen 
Entwickelung des Bergbaues auf Kohlen im Königreiche 
Böhmen, in den betreffenden Bestimmungen abgeändert und 
den Anforderungen der Neuzeit angepasst werden.“ 

Schutzgesetz für das Wirt h schaftspersonal in Bern- 

Der Kantonsrath von Bern hat folgenden Artikel zum 
Wirthschaftsgesetz in erster Lesung angenommen: Die 
gesundheitsschädliche Anstrengung des Dienstpersonals in 
den Wirthschaften ist untersagt. Der Betrieb jeder Wirth- 
schaft ist so einzurichten, dass von 24 Stunden wenigstens 
7 Stunden ununterbrochene Schlafenszeit dem gesammten 
im Dienstverhältnisse des Wirths stehenden weiblichen Per¬ 
sonale zugesichert sind. Für besondere Verhältnisse kann 
der Regierungsstatthalter Ausnahmen für höchstens 6 Wochen 
bewilligen, immerhin nur soweit, dass die siebenstündige 
Schlafenszeit mindestens dreimal wöchentlich eingeräumt 
werde. Eine angemessene Zahl von Ruhetagen ist dem 
Dienstpersonal zugesichert, worüber ein Dekret das 
Nähere bestimmen wird. Mädchen unter dem vollendeten 
18. Altersjahr, welche nicht zur Familie des Wirths gehören, 
dürfen nicht als Kellnerinnen verwendet werden.“ Sieben 
Stunden Schlaf, sogar mit Einschränkung! Wenn diese 
Vorschrift bereits einen Fortschritt bedeutet, welcher Art 
müssen dann die Zustände sein, die jetzt noch bestehen. 
Die Bestimmung der Ruhetage durch blosses Dekret, statt 
durch Gesetz, scheint eine zu grosse Nachgiebigkeit an die 
Interessen der Gastwirthe zu bedeuten. Man kann also die 
berner Vorschriften kaum als Muster für das künftige deutsche. 
Gesetz zupi Schutz des Wirthschaftspersonals bezeichnen. 

Forderung weiblicher Fabrikinspektoren in der 
Schweiz. Das Züricher Arbeiterinnenschutzgesetz, zu dem 
eine Anzahl arbeiterfreundliche und -feindliche Anträge ge¬ 
stellt wurden, soll, wie wir dem Hamburger Echo entnehmen, 
nun eine wesentliche Erweiterung durch die gemeinschaft¬ 
liche Anregung der Arbeiterinnen und Frauenvereine er¬ 
fahren, welche die Anstellung von weiblichen Inspektoren 
zur Ueberwachung des Gesetzes will. Die von Frau Dr. jur. 
Kempin in Zürich verfasste Eingabe verweist in der Be¬ 
gründung auf die Vereinigten Staaten, in denen schon vor 
Jahren Frauen als Hülfs-Fabrikinspektorinnen angestellt 
wurden. So besitzt der Staat New-York acht staatliche 
Hilfs-Inspektorinnen und ferner zwei weibliche Fabrikinspek¬ 
toren; der Staat Illinois hat seit 1892 fünf Sanitätsinspek- 
torinnen für Fabriken; in England sind zwei weibliche 
Inspektoren angestellt, zu denen noch weitere hinzukommen 
sollen, und Frankreich hat 15 Hülfs-Fabrikinspektorinnen. 
Die treue und segensreiche Arbeit dieser Frauen wird in 
allen Ländern mit höchstem Lob anerkannt. Die Eingabe 
schliesst: „Indem wir unser Gesuch Ihrer geneigten Be¬ 
rücksichtigung aufs Angelegentlichste empfehlen, glauben 
wir der Bemerkung Raum geben zu dürfen, dass die Ge¬ 
währung unserer Bitte im Interesse einer gesunden Gesetz¬ 
gebungspolitik liegt. Denn ein Gesetz, das mangels aus¬ 
reichender Organe zu seiner Handhabung in der Praxis zum 
stumpfen Eisen werden müsste, ist, wie die Erfahrung ge¬ 
nugsam gezeigt hat, schlimmer als gar kein Gesetz.“ 


Gewerbegerichte, Einigungsämter und 
Arbeiterausschüsse. 


Die Anwendung des Einigungs- und Schiedsverfahrens 
in Fraiücreich während des Jahres 1893 .0 

In der Sitzung der Abgeordnetenkammer vom 22. Ok¬ 
tober 1892 äusserte Jourde: „Ich behaupte, dass die Ar¬ 
beiter nie dem Einigungsverfahren ausweichen werden . . . 
Sie haben es nie gethan und sie können es nicht thun, und 
nur die Verbände der Unternehmer oder die Einzelunter¬ 
nehmer hätten Interesse daran, die Betretung des Schieds- 
weges zu verweigern.“ Derartige Ansichten erschienen 
Manchen ausserordentlich kühn, ja verwegen. Anscheinend 
beweisen indessen die Mittheilungen des Bulletins de 
rOffice du travail über die Anwendung des neuen Ge¬ 
setzes vom 27. Dezember 1892, betreffend das fakultative 
Sühne- und Schiedsverfahren in Gesammtstreitigkeiten 
zwischen Unternehmern und Arbeitern oder Angestellten, 
dass Jourde über die wahren Anschauungen der Arbeiter 
ziemlich gut unterrichtet war.^) 

Wie bekannt, hat das Gesetz vom 27. Dezember 1892 
den Zweck, die Einigung und schiedsrichterliche Ent¬ 
scheidung dadurch zu erleichtern, dass der Friedensrichter 
ermächtigt wird, zwischen den Parteien zu vermitteln und 
sie zu veranlassen, zuvörderst zur Bildung einer Sühne¬ 
kommission und sodann, wenn die Sühnekommission die 
Grundlage einer endgültigen Verständigung nicht finden 
konnte, zur Ernennung entweder mehrerer Schiedsrichter 
oder eines gemeinsamen Schiedsrichters zu schreiten. Ver¬ 
mögen sich die Schiedsrichter weder über die Lösung des 
Streitfalls, noch über die Wahl eines ausschlaggebenden 
Schiedsrichters zu einigen, so wird der letztere vom Präsi¬ 
denten des Zivilgerichtes ernannt. Der Friedensrichter ver¬ 
mittelt von Amtswegen oder auf Ansuchen der Inter¬ 
essenten. 

Nach der oben erwähnten Feststellung hat das Gesetz 
vom 27. Dezember 1892 während des Jahres 1893 in 
104 Fällen Anwendung gefunden. In 53 Fällen haben sich 
Arbeiter aus eigenem Antrieb an den Friedensrichter ge¬ 
wandt und nur in 6 ist das Sühne- und Schiedsverfahren 
auf Ansuchen von Unternehmern eingeleitet worden; in zwei 
auf Veranlassung von Unternehmern und Arbeitern zu¬ 
sammen. Von Amtswegen vermittelten die Friedensrichter 
in 43 Fällen. Die Unternehmer weigerten sich in 41 Fällen, 
der an sie gerichteten Einladung zur Verhandlung Folge zu 
leisten; die Arbeiter dagegen lehnten nur in 9 Fällen die 
Bildung einer Sühnekommission ab. Sühnekommissionen 
auf Grund des Gesetzes kamen 53 zustande. In 23 Fällen, 
in denen eine Verständigung nicht erzielt werden konnte, 
machten entweder der Friedensrichter oder eine der Par¬ 
teien den Vorschlag einer schiedsrichterlichen Entscheidung*. 
Die letztere wurde 9 Mal von Unternehmern, 3 Mal vori 
Arbeitern und 3 Mal von beiden Parteien abgelehnt, so dass 
nur in 8 Fällen ein Schiedsverfahren eintrat, in denen es 
4 Mal zur Ernennung eines dritten Schiedsrichters kam. 

„Abgesehen von der Bildung von 53 Sühnekommissionen 
kann man noch“, berichtet uns der Herausgeber des Bulletin 
de rOffice du travail, „auf Rechnung des Gesetzes vom 
27. Dezember 1892 den schnellen Abschluss von 8 Aus¬ 
ständen setzen, welche im Laufe der durch die Bildung von 
Sühnekommissionen veranlassten Vermittelung beendet 
wurden.“ 

Im Ganzen hat die Inanspruchnahme des Einigungs¬ 
oder Schiedsverfahrens dem Strike in 40 Fällen ein Ziel 
gesetzt. In 22 Fällen kam zwischen den beiden Parteien 
ein Vergleich zustande. In 13 erreichten die Arbeiter alles, 
was sie verlangten, in 3 erzielten sie nichts. 

Der ungünstige Eindruck, welchen vorstehende von uns 
dem Bulletin de l’Office du travail entlehnte Statistik rück¬ 
sichtlich des Verhaltens einer nur allzugrossen Zahl von 
Unternehmern hinterlässt, wird bedauerlicherweise durch 
ein neuerliches Vorkommniss bestätigt, über welches das¬ 
selbe Bulletin uns berichtet,®) 

S. Archiv f. soziale Gesetzgebung, Bd. VI, S. 334. 

Bulletin de l’Office du travail No. I, S. 13. 

Bulletin de TOffice du travail No. I, S. 14. 
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Am 26. November vergangenen Jahres fasste ein in 
Sin le Noble abgehaltener Kongress des Syndikats des 
Nordens einstimmig folgenden Beschluss: 

„Im Interesse einer Lrleichterung der Lösung der sozialen 
Fragen erachtet der Kongress die Vereinigung aller Arbeiter 
nothwendiger als je und drückt sein Vertrauen aus in die 
Syndikatsorganisation als eines Mittels sozialer f^rneuerung und 
Gerechtigkeit. Er verwirft Gewaltthat und Unduldsamkeit und 

f eht den Unternehmern voran auf dem Wege der Mässigung. In 
Irwägung 1‘erijer,. dass eine Aera der Beruhigung eine im 
. höheren Maasse unparteiische Prüfung und Lösung der Ar¬ 
beiterfragen gestatten wird, ist der Kongress für die Errichtung 
von ständigen Fach-, Sühne-und Schiedskommissionen im Kohlen¬ 
becken auf der Grundlage einer völligen Gleichstellung von 
Unternehmern und Arbeitern. Er hegt die Erwartung, dass 
alle gutgesinnten Bürger sich Herrn Loze^j und dem Syndikat 
anschliessen werden, um dessen Idee zu verbreiten und die 
Verbände der Unternehmer zu ihrer Anerkennung zu bewegen. 

Er fordert Herrn Loze und das Bureau des Syndikats auf, mit 
den Verbänden in Unterhandlung zu treten.“ 

Der Beschluss der Delegirten des Syndikats des Nordens 
erregte ziemliches Aufsehen. Er wurde durch die Presse 
verbreitet. Man sprach sich anerkennend über den Geist 
der Mässigung aus, von dem er durchdrungen war. Man 
nahm Veranlassung, diesen Geist der Mässigung der streit¬ 
baren Gesinnung gegenüber zu stellen, welche eine nur allzu 
grosse Anzahl von Syndikaten beseelte. Es war unter diesen 
Umständen erwünscht zu erfahren, wie sich die Unternehmer 
hierzu stellen würden. Das Bulletin de TOffice du travail 
theilt es uns mit. Das Kohlenbecken des Nordens zählt 
ausser der Compagnie von Anzin, deren Arbeiter nicht zum 
Syndikat des Gebiets gehören, sechs Compagnien: Amöte, 
FEscarpelle, Bouchy, Fresne-Midi, Azincourt und Crespin. 

Die vom Kongresse beschlossene Tagesordnung wurde 
nach dem 26. November vom Generalsekretär des Syndikats 
jeder dieser Compagnien übersandt. Ende Dezember war 
noch keine einzige Antwort bei ihm eingegangen. 

Gewissen Mittheilungen durch die Presse und vom 
Arbeitsamt speziell eingeholten Erkundigungen zufolge 
wäre anscheinend die kühle Aufnahme des Vorschlages 
des Syndikats folgenden Erwägungen,zuzuschrcibeM: Erstens 
habe sich nicht die Gesammtheit der Arbeiter ausdrück- j 
lieh für die Errichtung der Sühnekommissionen aus^ | 
gesprochen; die Arbeiter wären nicht vorher befragt | 
worden; die Anregung sei lediglich vom Syndikat ausge- i 
gangen. Zweitens würden die Beschwerden eines Arbeiters 1 
stets zuerst von seinem direkten Vorgesetzten geprüft; er¬ 
folge keine Abhülfe, so könne er sich an den Ingenieur 
seiner Grube wenden, sodann an den Abtheilungs-Ingenieur 
und^ an den Direktor des Grubenbetriebs. Drittens würden 
diese SOhnekommissionen in ruhigen Zeiten nichts als un¬ 
nütze Klatsch ge seil sc haften sein; in unruhigen aber wären 
sie ausser Stande, den Strike zu hindern. Viertens: Warum 
bringe man eine solche neue Einrichtung gerade für die 
Grubenindustrie in Vorschlag, bevor man ihre Einführung 
in der Eisen-, Spinn-, Webe-, Bau-Industrie u. s. w. anregte?“ 
Wir überlassen es dem Leser, über das Stichhaltige 
der von Seite der Unternehmer angeführten Gründe zu 
urtheilen. 

Paris. Raoul Jay. 

Schulwesen. 

I. Deutscher Kongress für Jugend- und Volksspiele. 

Unter sehr zahlreicher Betheiligung auch von auswärtigen 
Theilnehmern, sowie der Vertretungen von 126 Behörden 
und Vereinen fand am 3. und 4. Februar der Kongress für 
Jugend- und Volksspiele in Berlin statt. Wir heben aus 
den Verhandlungen Folgendes hervor. In der Abend¬ 
sitzung des ersten Tages, der eine Ausschussberathung 
und die Vorführung von Spielen des akademischen Turn¬ 
vereins und der Berliner Turngemeinde vorhergingen, sprach 
der Turninspektor Hermann-Braunschweig über die Noth- 
wendigkeit und Pflege der Jugendspiele für Mädchen. Nach 
dem Vortrage und der an. ihn geknüpften Debatte kam 

*) Ed. Loze aus Arras hatte dem Kongress Aufschlüsse über 
die Sühne- und Schiedskommissionen im Auslande gegeben. 

Verantwortlich für die Redaktion: Dr. Heii 


folgende Resolution zur Annahme: „Wie überhaupt dem 
Turnunterricht das Bewegungsspiel’ als Ergänzung beige¬ 
geben werden muss, um der freien Entfaltung des Thätig- 
keits- und Bewegungstriebs noch mehr Raum zu schaffen, 
und jede Gelegenheit, die Jugend in die freie Natur zu 
bringen, zu benutzen, so ist bei dem heranwachsenden 
weiblichen Geschlechte gegenüber den dasselbe vor Allem 
bedrohenden ungünstigen Verhältnissen, die Mode, Gewohn¬ 
heit und verweichlichende Erziehung mit sich bringen, der 
Betrieb der Bewegungsspiele neben dem Turnunterricht mit 
aller Thatkraft zu fördern, wenn dem Vaterlande ein ge¬ 
sundes, an Leib und Seele kräftiges Geschlecht heran¬ 
wachsen soll.“ 

Die Verhandlungen des zweiten Tages eröffhete der 
Vorsitzende Abg. v, Schenkendorff mit einer Schilderung 
der Entwickelung der Jugend- und Volksspiele, die erst 
durch den Erlass des früheren preussischen Kultusministers 
Dr. V. Gossler vom 27. Oktober 1882 betr. das Turnspiel¬ 
wesen einigermaassen in Fluss gekommen sei. Allein 
noch bleibe in dieser Beziehung viel zu wünschen übrig. 
Die Bedeutung werde im Allgemeinen viel zu wenig ge¬ 
würdigt. Man sehe im Allgemeinen das Spielwesen als ein 
angenehmes Beiwerk für den übrigen Unterricht an, wolle 
I aber dessen Nothwendigkeit nicht erkennen. Dieser Um¬ 
stand mache es wohl auch erklärlich, dass 282 deutsche 
Städte nur einen. 182: 2 Spielplätze und nur 129 Städte 
in Deutschland mehrere Spielplätze haben. In der Stadt 
London allein gebe es dagegen 6700 Spielplätze für Krickets 
und 1000 Spielplätze für Fussballspiel. Dem im Jahre 1891 
gebildeten Central-Ausschuss zur Förderung der Jugend- 
und Volksspiele in Deutschland sei es gelungen, 24 Kurse 
zu errichjten, in denen in diesem Jahre 502 Lehrer und 
297 Lehrerinnen für Volks- und Jugendspiele ausgebildet 
werden. 

Nach verschiedenen Ansprachen u. a. seitens der Mi¬ 
nister v. Bötticher und Bosse, die nun folgten, hielten die 
Herren Oberbürgermeister Witting-Posen und Prof. Dr. 
Angerstein-Berlin ihre Referate über die Bedeutung der 
Jugend- und Volksspiele vom Standpunkt der nationalen 
Wohltahrt. Nach der lebhaften Debatte über diese Vor¬ 
träge wurde der Kongress durch den Abg. Dr. Graf ge¬ 
schlossen. 

Armenwesen. 

Neue Armenordnung in Darmstadt Am 1. April 1894 
tritt in der Stadt Darmstadt eine neue Armenordnung in 
Kraft Die Grundlage bildet, wie bisher, das sogenannte 
Elberfelder System. Die Hauptänderungen gegenüber dem 
bestehenden Zustande liegen darin, dass an Stelle der kolle- 
gialischen Bezirksversammlungen das System der Einzel¬ 
pfleger tritt und den im Ehrenamt wirkenden Pflegern einige 
berufsmässige Armenaufseher beigesellt werden, die an der 
, Ermittelung der Verhältnisse der Armen und an deren 
i Ueberwachung theilnehmen. Statt der Versammlung der 
Armenpfleger der Hauptbezirke trägt der Armenpfleger zu¬ 
künftig der Armendeputation direkt seine Pflegfälle vor, wo¬ 
durch eine lebendigere Wechselwirkung zwischen der Zentral¬ 
stelle und den ausübenden Pflegern erzielt wird und vielfach 
ausgiebigere Hilfe eintritt. Mit der Einfügung berufsmässiger 
Armenaufseher in das Gefüge der städtischen Armenpflege 
folgt Darmstadt einer Anzahl deutscher Städte, bei denen 
sich diese Organisation bewährt hat. Oft stellt die Ueber¬ 
wachung der in die Armenpflege Aufgenommenen Anforde¬ 
rungen, die ausser dem Wirkungskreise des ehrenamtlichen 
Armenpflegers liegen, die nöthige Ergänzung bietet nur 
die Einführung einer angemessenen Zahl berufsmässiger 
Armenpfleger. 
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INHALT. 

A r- 


Die Intensifikation der Arbeit und ihr 
Widerstand. 

In einem früheren Aufsätze^ wurden zwei Formen der 
Intensifikation der Arbeit entwickelt: die dem Arbeiter 
durch spontan erhöhte Energie mögliche und freiwillig von 
ihm vollzogene, und eine weitere, ihm durch Verbesserungen 
der Technik und durch materielle Spezial isirung der 
Arbeit, also in Konkurrenz mit deren gesteigerter Produkti¬ 
vität. automatisch und ohne seinen Willen beigebrachte. 
Diese letztere Form nun hat, insofern sie den Arbeiter zu 
gesteigerter Ausgabe von Arbeitskraft anhält, eo ipso 
die Nebenwirkung, mit der Art seiner Beschäftigung auch 
seine Arbeitsfähigkeit, seine Verwendung zu spezialisi- 
ren, d. h. ihn für eine bestimmte Verrichtung oder Reihe 
von Verrichtungen stärker oder geschickter als zuvor, für 
viele andere aber .schwächer oder ungeschickter zu machen. 
Diese Spezialisirung des Arbeiters, die ebenfalls ohne Ab¬ 
sicht des Arbeitgebers, aus der blossen thatsächlichen Ent¬ 
wicklung der Industrie heraus erfolgt, kann ferner nicht vor 


sich gehen, ohne dass mit ihr zugleich auch eine Klassirung 
der Arbeiter des betreft'enden Industriezweiges stattfindet 
Die Anlage der Arbeiter, sich der nothwendigen Spezialisi¬ 
rung zu unterziehen, ist nämlich naturgemäss eine ungleiche. 
Der jüngere z. B. wird sie leichter fertig bringen, als der 
ältere; die besondere Disposition der von der speziellen 
Arbeit vorwiegend in. Anspruch genommenen Organe wird 
ferner bei dem einen günstiger für die Trainirung zu erhöhter 
Anstrengung sein, als beim andern. Mancher Arbeiter wird, 
je nach dem Grade seiner Gewecktheit und Gelenkigkeit 
oder nach seinem Temperament, mit dem beschleunigten 
Gang der Maschine früher Schritt halten lernen, mancher 
erst später, mancher gar nicht. Die Folge dieser Unter¬ 
schiede ist, dass jede Intensifikation der Arbeit zugleich 
eine Sortirung der Arbeiter herbeiführt. 

Diese Thatsache ist von eifrigen Lobrednern der Inten- 
fiitikation un^nögend berücksichtigt worden. Profe.ssor 
' Lujo Brentano sucht in seiner .Schrift „über das Verliältniss 
von Arbeitslolin und Arbeitszeit“ durch Aufiührung eines 
reichen statistischen Materials nachzuweisen, dass es im 
Interesse der Unternehmer Hege, hohe Arbeitslöhne zu 
zahlen und den Arbeitstag zu verkürzen, weil dann die 
Arbeitsleistung wachse. Diese Schrift entstand in den sieb¬ 
ziger Jahren und war gegen das Vorgehen damaliger 
preussischer Minister gerichtet, welche in den ihrer Ober¬ 
leitung anvertrauten gewerblichen Staatsbetrieben durch 
amtliche Erlässe daraufhinwirkten, dass man die nach ihrer 
Ansicht ungenügenden Leistungen der Arbeiter durch \"er- 
längerung der Arbeitszeit und knappere Löhne erhöhe. 
Wie zweifellos wohlgemeint nun auch die Absicht des ge- 
fehrten Verfassers gewesen, so dürfte doch er selbst mit 
seiner Arbeit kaum eine praktische Einwirkung auf die in¬ 
dustriellen Arbeits- und Lohn Verhältnisse im Ganzen und 
Grossen erwartet haben, denn diese Verhältnisse werden 
für die weitaus überwiegende Masse der Arbeitgeber — und 
auch der Staat, wo er Industrie betreibt, kann sich von 
dieser Nothwendigkeit in der Regel nicht freimachen — 
durch die Gesetze der Konkurrenz bestimmt. Die von 
Brentano mit vielemFleisse gesammelten Fälle, inweichen ver¬ 
besserte Lebensstellung oder relativ erhöhter Lohn, verkürzte 
Arbeitszeit und gesteigerte Arbeitsleistung gemeinsam auf- 
, traten, dürften daher nur wenige Unternehmer bestimmen, 

' höheren Lohn und Abkürzung des Arbeitstags als Mittel ziirEr- 
' zielung höherer Leistung anzuwenden. Wohl aber scheinen 
I manche dieser Fälle die viel allgemeinere umgekehrteThatsache 
I zu bestätigen, dass dort, wo infolge hoher Entwickelung der 
Industrie die Arbeit spezialisirter und intensiver wird. bezw. 
geworden ist, die Unternehmer für die derart spezialisirten 
und mit intensiverer Arbeit verbundenen Verrichtungen 
höhere Löhne nicht verweigern können und in Verkürzung 
der Arbeitszeit einwilligen müssen. Dies gilt jedoch eben 
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nur für diejenigen Arbeiter eines bestimmten Industrie¬ 
zweiges, welche den für die neue Betriebsmethode er¬ 
heischten Grad von Intensität der Arbeit erreichen. Bei 
welchem Prozentsatz der Arbeiter einer gegebenen Branche 
trifft nun diese unumgängliche Vorbedingung einer ver¬ 
besserten Lebensstellung zu, und bei welchem Prozentsätze 
fehlt sie? Noch keine Statistik giebt eine, auch nur an¬ 
nähernde Antwort auf diese Frage. Es fehlen sogar die 
thatsächlichen Grundlagen zu einer noch so vagen Ver- 
muthung darüber, geschweige denn zur Aufstellung einer 
These. Ebensowenig hat die Volkswirthschaft bisher zu be¬ 
stimmen versucht, wue in den verschiedenen Industrien die 
Trainirung und beschleunigte Kraftausgabe der intensiveren 
Arbeit (eventuell bei höherem Lohn und kürzerer Arbeits¬ 
zeit) auf die Lebensdauer, die Validitätsgrenze und die all¬ 
gemeinen und speziellen, d. h. jedem der betreffenden Ge¬ 
werbe eigenthümlichen Morbiditätsverhältnisse zurückwirken. 
Für Pferde besitzen wir ziemlich genaue analoge Daten; in 
Bezug auf Arbeiter so gut wie gar keine. Noch weniger 
Material, wenn dies möglich ist, liegt vollends zur Beant¬ 
wortung derjenigen Frage vor, die uns hier beschäftigen 
muss: wie wirkt die Auswahl, welche, wie oben gezeigt, 
unter den Arbeitern jedes in intensiveren Betrieb über¬ 
gehenden Industriezweigs nothwendig (bei Strafe der 
Konkurrenzunfähigkeit) vorgenommen werden muss, auf die¬ 
jenigen Arbeiter, die ausser Stande sind, die Intensifikation 
mitzumachen? Bios das Eine wissen wir aus täglicher 
Wahrnehmung, dass diese Klassirung fortwährend Tau¬ 
sende von Arbeitern der verschiedensten Berufszweige de- 
klassirt. Der erhöhten, oft auch der blos veränderten 
Aufgabe nicht gewachsen, fallen sie aus ihrem Metier heraus, 
sinken bisweilen in ein viel schlechter bezahltes, oft in das 
grosse Sammelbecken der einfachen „Handlanger*^ Aus 
„gelernten“, ja nicht selten sehr geschickten Arbeitern 
werden sie, da ihre Kunst auf dem Arbeitsmarkte werthlos 
gcwortlen, „ungelernte“, und wir finden sie häufig genug'in 
den untersten Schichten des Proletariats, ja nicht selten 
unter den Paupers und Vagabunden wieder. Es giebt 
sogar Fälle, in welchen diese Ausgesiebten in ihrer Berufs¬ 
klasse vor deren Spezialisirung die Mehrheit gebildet hatten; 
denn die Fabrik kann es unter Umständen vortheilhafter 
finden, ganz neue Hände „anzulernen“, namentlich junge 
Hände, als dass sie darauf wartet, ob die alten sich in die 
ungewohnte Lage fügen, sich eine neue Fertigkeit, die man 
nie zuvor von ihnen begehrt hatte, aneignen und dafür 
eine andere, ehedem geschätzte, aber jetzt überflüssige ver¬ 
gessen. Aus diesen Gründen werden statistische Angaben 
über Bezahlung intensifizirter Arbeit, wie sie in der vor¬ 
erwähnten Brentano’schen Schrift emsig gesammelt sind, 
nur dann eine Beweiskraft in dem beabsichtigten Sinne 
besitzen, wenn dabei auch die Lohnverhältnisse der 
durch den Intensifikationsprozess aus einer bestimmten 
Thätigkeit Hinausgesiebten mit in Betracht gezogen 
worden sind. 

Diese Sichtung, welche die technische Verbesserung 
des Arbeitsprozesses von selbst mit dem disponiblen Ar¬ 
beitermaterial vornimmt, erscheint vom Standpunkte des 
Unternehmers aus bisweilen als eine Art „natürlicher Aus¬ 
lese“ im wohlberechtigten Interesse des industriellen Fort¬ 
schritts. Diese Anschauung ist freilich nur dann begründet, 
wenn man z. B. die Erzeugung einer gegebenen Menge 
Garn No. soundsoviel zu einem gegebenen Kostenbeträge 
als erstrebenswerthes Ziel der Industrie, die bei dieser Er¬ 
zeugung mitwirkenden Menschen hingegen nur als Mittel 
zur Erreichung des Zieles betrachtet. Der Arbeiter geht 
aber von der umgekehrten Vorstellung aus, und damit er¬ 
klärt sich, dass er der Intensifikation, sobald sie die im 
vorigen Aufsatz gekennzeichnete erste Stufe, die der Frei¬ 
willigkeit, überschreitet, einen gewissen Widerstand ent¬ 
gegensetzt. Nun gehört es aber, wie wir gesehen haben. 


zur Natur des Lohnverhältnisses, unter den ^ed/ngungen 
der freien Konkurrenz, dass der Unternehmer angespornt 
ist, durch gesteigerte Intensität der Arbeiter die Mehrwerths¬ 
rate zu erhöhen. Ja, auch in den früheren Wirthschafts- 
epochen schon war Denen, die über Anderer Arbeit ver¬ 
fügten, der Hang eigen, dieselbe zu intensifiziren, wenn 
auch allerdings erst unsere Zeit die Mittel dazu geboten 
hat, ihn zu einer gesellschaftlich anerkannten Erwerbsbe¬ 
dingung zu machen und in zuvor nie geahntem Maasse zu 
befriedigen. Darum ist mit diesem Hang auch sein Wider¬ 
stand uralt. Ursprünglich instinktiv, werden beide mit der 
Zeit bewusste Vorgänge; anfänglich individuell auftretend, 
nehmen beide Vorgänge bald den Charakter der Gemein¬ 
samkeit an. In zahlreichen Sprachdenkmälern, in Sagen, 
Märchen, Legenden, in hunderten von Sprüchwörtern und 
Redensarten hat der Volksmund sowohl die Geschichte der 
Intensification als die ihres Widerstands auf bewahrt. Letzterer 
hat namentlich auch in vielen Handwerksbräuchen Ausdruck 
gefunden, die sich bis auf unsere Tage in Kraft erhalten 
haben, und neben ihnen hat sich im modernen Fabrikleben, 
namentlich der industriell entwickelten Länder, manche Ar¬ 
beitsregel und Gepflogenheit herausgebildet, die ihre Er¬ 
klärung nur in dem zähen Widerstand der Arbeiter gegen 
vollzogene oder versuchte Intensifikation findet. 

Die Unternehmer ihrerseits wiederum sind, wie gesagt, 
durch die Konkurrenz, die sie einander sowohl einzeln und 
gruppenweise, als von Land zu Land machen, verhindert, 
in diesem Kampfe gutwillig nachzugeben. Sollen sie nicht 
theurer als die Rivalen produciren und dadurch von diesen 
aus dem Felde geschlagen werden, so müssen sie ihre Pro¬ 
duction immer intensiver betreiben; sie müssen-also den 
Widerstand zu überwinden suchen. Infolge dieses Kampfes 
nun schält sich aus dem zweiten von uns entwickelten Mo¬ 
ment der Intensifikation, welches sich aus der gesteigerten 
Produktivkralt der Arbeit von selbst ergeben hatte, alsbald 
noch ein drittes heraus. Das industrielle Arbeitsverhält- 
niss beruht bekanntlich in weitaus überwiegendem Maasse 
auf Stücklohn, auch dort wo anscheinend noch Zeit abge¬ 
lohnt wird. Der Stücklohn ist die natürliche und nothwen- 
dige Form des Einkaufs von Arbeitskraft, weil dieser Ein¬ 
kauf ohne die Möglichkeit und Bequemlichkeit, die gekaufte 
Waare nach einem sicheren Maassstabe zu messen und 
das Verkaufsgeschäft zu jeder Zeit zu kontrolliren, nicht vor 
sich gehen kann und dieses Maass und Kontrollmittel eben 
im Stücklohn geboten ist. Der Stücklohn bietet aber gleich¬ 
zeitig den mit einander konkurrirencien Unternehmern das 
Mittel, auch ihre Arbeiter zu einander in Konkurrenz 
treten zu lassen und sp deren Leistungsfähigkeit durch 
wechselseitige Anspornung auf die Spitze zu treiben. Be¬ 
sonders nahegelegt und erleichtert wird dem Unternehmer 
die Anwendung dieses Mittels, so oft ein neuer technischer 
Fortschritt in einer Industrie Arbeitskraft erspart und da¬ 
durch eine gewisse Anzahl der bisher beschäftigt gewesenen 
Arbeiter verfügbar macht. Die Arbeiter sind es dann 
selbst, die, um nicht beschäftigungslos zu werden, einander 
im Angebot eines grösseren Arbeitsquantums als bisher für 
den gleichen, ja für noch geringeren Lohn auszustechen 
suchen. Jeder denkt in diesem wilden Handgemenge ums 
Dasein nur an sich und die Seinen, nur an die nächste Zeit. 
So führte die gegenseitige Unterbietung der Arbeiter in der 
ersten Hälfte unseres Jahrhunderts zur Verlängerung des 
Arbeitstages. Heute, wo der Arbeitszeit gesetzliche Schranken 
gezogen sind, drängt die gleiche Ursache zu gesteigerter 
Kraftausgabe in der gegebenen Stundenzahl. Der Unter¬ 
nehmer braucht häufig nicht einmal zu fordern; er braucht 
nur anzunehmen, was ihm die Noth. die Furcht vor Arbeits¬ 
losigkeit als anscheinend freiwillige Leistung entgegenbringt. 
Wie sollte er nicht annehmen? Thäte er es nicht, sein 
Konkurrent würde es ganz gewiss thun, denkt er. Und da 
sein Konkurrent genau in derselben Weise räsonnirt, so ist 
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die Wirkung, dass der Stücklohn in jeder wohlgeordneten 
Fabrik schon gewissermaassen automatisch die Leistung des 
Arbeiters immer höher schraubt. Was vor einigen Jahren 
als das Maximum seiner Leistung galt, ist heute nur noch 
der Durschnitt und wird in einiger Zeit zum Minimum her¬ 
absinken. Natürlich brauchen es aber nicht gerade die¬ 
selben Arbeiter zu sein, die in ihrer Leistung einen der¬ 
artigen Fortschritt bekunden. Im Interesse der Unternehmer 
liegt es an sich allerdings, die Leistung des gleichen Ar¬ 
beiters allmählich sich so steigern zu lassen, dass das, was 
zuerst eine ausnahmsweise hohe war, allmählich nur noch 
als eine mittlere und schliesslich als eine schwache be¬ 
trachtet wird. Sowohl aus allgemein menschlichen als aus 
rein geschäftlichen Erwägungen mag der Unternehmer im 
Allgemeinen und wenigstens für einen Theil seines Personals 
einen dauernden Bestand vorziehen. Desshalb werden die 
jeweilig das Maximum leistenden Arbeiter sogar auch da, 
wo Zeitlohn bestehen muss, weil es für die Leistung an 
einem verlässlichen Maassstabe fehlt, höher gelohnt, mit 
Prämien bedacht, zu Vormännern, Werkmeistern und ähn¬ 
lichen Vertrauensposten befördert, um sie selbst und indirekt 
die übrigen erziehlich anzuspornen. Diese edukative Steige¬ 
rung der Intensität ist für den Unternehmer um so ver¬ 
lockender, je deutlicher ihm einleuchtet, wie nützlich sie 
ihm ist. Die Vermehrung der Arbeitsleistung, auch bei 
entsprechend wachsendem Lohne, steigert in derselben 
Proportion den Mehrwerth, wirkt daher genau ebenso, als 
wäre der Arbeitstag im gleichen Verhältniss verlängert 
worden. Dazu tritt, wie im letzteren Falle, der kaufmännische 
Vortheil besserer Ausnutzung der Konjunktur, obendrein 
aber auch eine relative (d. h. eine aus dem Vergleich mit 
längerer, aber um so viel weniger intensiven Tagesarbeit re- 
sultirende) Ersparniss an Aufsicht, Miethe, Licht, Heitzung 
und Maschinerie, ln Bezug auf die letztere kommt dabei 
neben dem materiellen Verbrauch eben so sehr, wenn nicht 
noch mehr, der „moralische Verschleiss“ in Betracht, d. h. 
der Verlust, der durch die periodische Veraltung des Be¬ 
triebssystems und die als in Bälde nothwendig vorauszu¬ 
sehende Anschaffung neuer Maschinen entsteht. (Vgl. Marx, 
Lfes Kapital I, S. 423 ff.) Unter diesen Umständen wird es 
für jede Industrie zu einem obersten Grundgesetze des Be¬ 
triebs, zu einer unabweissbaren Bedingung des Existenz¬ 
kampfes, beständig auf die Steigerung des einzelnen Arbeits¬ 
kraftdebits hinzuwirken, d. h. beständig entweder Arbeits¬ 
kräfte von bereits gesteigerter Ergiebigkeit oder solche, die 
nach inneren und äusseren Umständen eine Steigerung ver¬ 
sprechen, vor allen anderen zu bevorzugen. 

Mit diesem Produktionsgesetz der Industrie ist aber 
natürlich eine sentimentale Rücksichtnahme auf das individu¬ 
elle Können des Arbeiters nicht vereinbar. Vermag er die 
Aufgabe, für die er angestellt worden, nicht zu leisten oder 
nicht mehr zu leisten, so muss er zurücktreten und einem 
Tüchtigeren, d. h. für die besondere Verrichtung 
Tüchtigeren. Platz machen. Die Fabrik ist nicht dazu da, 
ihn zu schulen, sie hat auch keine Zeit dazu. Hieraus er¬ 
klärt sich, dass die Intensifikation der Arbeit in allen 
Industriezweigen nur durch einen beständigen Ab- und 
Zugang von Arbeitern erfolgt, und zwar nicht blos 
einen Ab- und Zugang in der einzelnen Fabrik, sondern 
einen solchen im Arbeiterbestand der ganzen Branche. 
Die englische Manufaktur, die während ihres Aufschwungs 
in einem Menschenalter mehrere Generationen Kinder ver¬ 
schlang, hat ihre Seitenbilder in dem heutigen Massenver¬ 
brauch geschickter erwachsener Arbeiter durch die Intensi¬ 
fikation der Arbeit. 

Frankfurt a. M. Carl Hirsch. 


Soziale Wirthschaftspolitik und Wirthschafts- 
statistik. 

Nothstandsaktion auf einem staatlichen Salzwerke in 
Anhalt. Während in den preussischen Staatsbetrieben 
ebenso wie in der Reichsverwaltung nach gewöhnlichen 
Unternehmergrundsätzen verwaltet wird, scheint in den 
Staatsbetrieben anderer Bundesstaaten theilweise eine bessere 
sozialpolitische Richtung zu herrschen. So hat durch eine 
■vernünftige sozialpolitische Maassregel die anhaitische Re¬ 
gierung während des bisherigen Winters den Arbeitern des 
Salzwerkes Leopoldshall viel Noth und Elend erspart. 
Wegen Fertigstellung gewisser Arbeiten und regelmässiger 
Abnahme des Absatzes in den Monaten Dezember-Januar 
sah sich die Verwaltung, welche bis dahin ungefähr 1000 
Arbeitern einen sichern und guten Verdienst gegeben hatte, 
vor die Frage gestellt, ob sie gegen 200 Arbeiter, für welche 
die erforderliche regelmässige Beschäftigung fehlte, im Kün¬ 
digungswege entlassen solle. Anstatt aber dies zu thun, 
verkürzte sie die Arbeitszeit entsprechend durch Einführung 
einer ganztägigen Feierschicht in jeder Woche, wodurch es 
möglich wurde, sämmtlichen Arbeitern Beschäftigung zu 
gewähren und die nothwendigen Reparaturen an M^chinen 
u. s. w. auf den freien Tag (anstatt Sonntag, wie bisher) zu 
verlegen. Am letzten Sonnabend (3. Febr.) konnte der Be¬ 
trieb des Salzwerkes im vollen Umfange wieder aufgenommen 
werden, da die Aufträge auf Kalirohsalze sich in den letzten 
Tagen sehr gemehrt hatten. Auf diese Weise ist es dem 
Salzwerke gelungen, sämmtlichen Arbeitern während der 
Wintermonate einen auskömmlichen Verdienst zu verschaffen 
und die Entlassung von annähernd 20 pCt. der Belegschaft 
zu vermeiden. Der offiziöse Bericht setzt hinzu: „Nicht zu 
verkennen ist hierbei die Einsicht der Arbeiter, welche, ehe 
200 Kollegen brotlos würden, sich in der Gesammtheit lieber 
eine Lohnreduktion von */6 ausbaten. An der Einsicht der 
Arbeiter wird es wohl in solchen Dingen kaum jemals fehlen; 
sehr oft aber ist die Einsicht an anderer Stelle zu ver¬ 
missen. 

Zwangsveräusserungen und Hypothekenschulden im 
Grossherzogthum Hessen. Im Jahre 1890 betrug, wie wir 
dem Reichsanzeiger entnehmen, die Anzahl der liegen- 
schaftlichen Zwangsveräusserungen im Grossherzogthum 
Hessen 345, gegen 387 im Jahre 1889, 374 im Jahre 1888, 
409 im Jahre 1&7, 513 im Jahre 1886, 590 im Jahre 1885 
und 566 im Jahre 1884. Es haben demnach die Zwangs¬ 
verkäufe von Liegenschaften im Jahre 1890 gegen die vor¬ 
hergehenden Jahre wiederum abgenommen, und zwar betrug 
die Abnahme gegen 1889 : 42 oder 12,2 pCt., gegen 1888: 
29 oder 8,4 pCt., gegen 1887: 64 oder 18,6 pCt., gegen 1886: 
168 oder 48,7 pCt., gegen 1885 : 245 oder 71 pCt. und gegen 
1884: 121 oder ^,1 pCt. Auf die Landwirthe fielen 68, 
auf Gewerbetreibende 257, auf sonstige 20 Zwangsverkäufe; 
auf die Landwirthe fielen 19 weniger als im Jahre 1889. 
Das zwangsweise veräusserte Gelände (mit Ausschluss der 
Gebäude) hatte im Jahre 1890 eine Gesammtfläche von 175. 
im Jahre 1889 von 211 und im Jahre 1888 von 247 ha. 

Der Schätzungswerth der veräusserten Liegenschaften 
betrug im Jahre 1^0: 1376 521 M., im Jahre 1889: 949060 M., 
im Jahre 1887: 1002 528 M. 

Betreffs der Ursachen der Zwangsveräusserung aller, 
nicht nur der landwirthschaftlichen Liegenschaften ergiebt 
sich, dass im Jahre 1890, wie auch schon in den vorher¬ 
gehenden Jahren, am häufigsten die unmittelbare eigene 
Verschuldung, hauptsächlich schlechte Haushaltung, Nach¬ 
lässigkeit, Trägheit, Arbeitsscheu, Trunk- und Genusssucht, 
in 46 bis 53 Fällen unter je 100, zur liegenschaftlichen 
Zwangsveräusserung geführt hat. Sodann trugen Krank¬ 
heit und ungünstige Familienverhältnisse mit ca. 17 pCt. er¬ 
heblich zur Nothlage bei, nächstdem folgen, der Häufigkeit 
nach, als Ursache der Zwangsveräusserung, freiwillige un¬ 
günstige oder leichtfertige Uebernahme von Liegenschaften 
und Geschäften mit 11—15 pCt., sowie Unglück beim Ge¬ 
schäftsgang, das gleichfalls grossentheils als selbstver¬ 
schuldetes anzusehen ist, mit 6—10 pCt. Ungünstige Zeit¬ 
verhältnisse mit 4—9 pCt. und freiwillige ungünstige Ge¬ 
schäfts- oder Gutsübernahme (Uebernahme eines übermässig 
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hohen Schuldenstands, eines unverhältnissmässig hohen 
Auszugs, übermässige Herausgaben etc.) erscheinen mit 
2—6 pCt. in nicht sehr hohen Beträgen. Die Ausbeutung 
und Uebervortheilung durch Andere (insbesondere beim 
Viehhandel) tragen mit 1 —2 pCt., Naturereignisse mit nur 
1 pCt. zur Nothlage bezw. Zwangsveräusserung bei. 

Städtische Arbeitsämter. Die Erkenntniss, dass die 
Städte die Verpflichtung haben, sich der Arbeitsvermittlung 
anzunehmen, nimmt stetig zu. Bisher waren es bloss die 
grossen Städte, die die von Stuttgart ausgegangene Idee, 
den Arbeitsnachweis mit dem Gewerbegericht zu verbinden, 
aufgegriffen haben. Neuerdings scheint auch in kleineren 
Industriestädten die Nothwendigkeit einer zerttralisirten 
städtischen Arbeitsvermittelung gefühlt zu werden. Die 
Stadt Schwäbisch-Gmünd. die bei 16000 Einwohnern eine 
lebhafte Industrie hat, steht gegenwärtig vor der Wahl 
ihres Stadtschultheissen. Unter den üblichen Versprechun- > 
gen, die von den Bewerbern gemacht werden, steht dies¬ 
mal im Vordergrund die Versicherung, der Bewerber werde 
sich im Falle seiner Wahl vor allem um die Errichtung 
eines städtischen Arbeitsamts nach Stuttgarter Muster be¬ 
mühen. 

Zur Errichtung eines städtischen Arbeitsnachweises 
in Berlin. Der Antrag auf Errichtung eines städtischen 
Arbeitsnachweises, der von den Arbeitnehmer-Beisitzern 
des Gewerbegerichts dem „Ausschuss des Gewerbegerichts 
für Gutachten und Anträge in gewerblichen Angelegenheiten“ 
unterbreitet worden ist, wurde dieser Tage in drei auf ein¬ 
ander folgenden Sitzungen berathen. Der Antrag ist in der 
folgenden Form angenommen und darauf dem Magistrat 
übersendet worden: 

„§ 1. Der Arbeitsnachweis der Stadt Berlin hat den 
Zweck: a) zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
(Handlungsgehilfen, Handlungslehrlingen, überhaupt allen 
Angestellten im Handelsgewerbe, gewerblichen Arbeitern, 
Lehrlingen und Dienstboten) unentgeltlich Arbeit zu ver¬ 
mitteln. b) Diese Vermittelung sowohl für männliche als 
auch für weibliche Arbeitnehmer zu bewirken, c) Das für 
die Zwecke der Statistik über die Bewegungen des Arbeits¬ 
angebots und der Arbeitsnachfrage einschliesslich des Lehr¬ 
lingswesens in den verschiedenen Gewerben und nach Jahres¬ 
zeiten erforderliche Material zu sammeln. Die Bearbeitung 
desselben soll im Anschluss an den Arbeitsnachweis durch 
eine besondere Abtheilung des städtischen statistischen 
Bureaus erfolgen und veröffentlicht werden d) den städti¬ 
schen und staatlichen Behörden in allen die Arbeiter und 
Arbeitsverhältnisse berührenden Fragen Auskunft zu er- 
theilen. 

§ 2. a) Der Arbeitsnachweis steht unter der Leitung 
und Aufsicht eines Ausschusses von 25 Personen, nämlich 
12 Arbeitgebern, 12 Arbeitnehmern und 1 Vorsitzenden, so¬ 
wie einem Stellvertreter desselben, welcher aber nur in 
dem Falle der Behinderung des Vorsitzenden stimmberech¬ 
tigt ist. Für die 12 Arbeitgeber und Arbeitnehmer sind je 
6 Stellvertreter zu wählen, b) Die Vertreter der Arbeit¬ 
geber und Arbeitnehmer und deren Stellvertreter werden 
von den Arbeitgeber- bezw. Arbeitnehmer-Beisitzern des 
Gewerbegerichts in getrennten Versammlungen aus der Zahl 
der Berliner Arbeitgeber und Arbeitnehmer der einzelnen 
Industriegruppen gewählt. Die Wahl erfolgt auf die Dauer 
von einem Jahre, c) Der Magistrat ernennt alsdann den 
Vorsitzenden und dessen Stellvertreter. 

§ 3. Die Sitzungen des Ausschusses werden nach Be- 
dürfniss von dem Vorsitzenden oder dessen Stellvertreter 
berufen. Eine Sitzung muss einberufen werden, wenn 
von 6 Mitgliedern ein bezüglicher Antrag eingebracht ist. 
Der Ausschuss ist beschlussfähig, wenn alle Mitglieder ge¬ 
laden waren und mindestens 14 derselben, d. h. je 7 Arbeit¬ 
geber und 7 Arbeitnehmer zugegen sind. Wenn ein Mitglied 
am Erscheinen behindert ist, hat der Vorsitzende (bezw. 
sein Stellvertreter) einen der Stellvertreter herbeizuziehen, 
und i.st das nicht mehr angängig, dann muss das jüngste 
der anwesenden Mitglieder der betreffenden Gruppe für die 
betreffende Sitzung ausscheiden. Die Beschlüsse des Aus¬ 
schusses werden mit Stimmenmehrheit gefasst. Bei der Be¬ 


schlussfassung muss unter den Mitgliedern die gleiche An¬ 
zahl Arbeitgeber und Arbeitnehmer vertreten sein. 

§ 4. Der Arbeitsnachweis besteht aus einer männlichen 
und weiblichen Abtheilung. Die Führung der . Arbeits- 
vermittelungs-Geschäfte geschieht von Arbeitern, welche in 
öffentlicher Versammlung der einzelnen Industriegruppen zu 
wählen und von der Stadt anzustellen sind. 

§ 5. Der Ausschuss hat die Geschäftsordnung des 
Arbeitsnachweises festzusetzen. 

§ 6. Die Kosten für die Errichtung und Unterhaltung 
des Arbeitsnachweises trägt die Stadt Berlin. 

§ 7. . a) Der Arbeitsnachweis stellt im Falle eines Aus¬ 
standes seine Thätigkeit für die betreffende Branche ein; 
jedoch haben die streitenden Theile innerhalb 2 Tagen (d. h. 
vom folgenden Tage an) das Einigungsamt des Gewerbe¬ 
gerichts anzurufen und dasselbe auf dem schnellsten Wege 
zu entscheiden, b) Geschieht das Anrufen des Einigungs¬ 
amtes nur einseitig und weigert sich die Partei der Arbeit¬ 
nehmer, so tritt der Arbeitsnachweis nach der unter a) be¬ 
sagten Zeit sofort wieder in Thätigkeit. c) Beide Parteien 
haben sich dem Urtheil des Einigungsamtes zu unterwerfen, 
widrigenfalls das Einigungsamt über die weitere Thätigkeit 
des Arbeitsnachweises zu bestimmen hat. d) Die Verhand¬ 
lungen des Einigungsamtes sind öffentlich. Das Urtheil ist 
öffentlich bekannt zu machen, e) Tritt das Einigungsamt in 
Thätigkeit, so sind jedes Mal aus dem Ausschüsse des Ar¬ 
beitsnachweises noch je 3 Arbeitgeber und 3 Arbeitnehmer 
mit gleichen Rechten wie die übrigen Mitglieder des Eini¬ 
gungsamts hinzuzuziehen.“ 


Soziale Zustände. 

Arbeiterverhältnisse auf den preussischen Staatsberg¬ 
werken, Hütten und Salinen. Der Bericht über die Ver¬ 
waltung dieser Staatsbetriebe im Jahre 1892/93, welcher 
vor Kurzem dem preussischen AbgeordnetQn-Hause zuge¬ 
gangen ist, bringt über Arbeiterverhältnisse sehr wenige 
brauchbare Angaben. Dass die stereotypen Sätze über die 
„wirthschaftlichen Verhältnisse“ der Arbeiter, welche frühere 
Berichte enthielten, weggeiallen sind, ist allerdings kein 
Schade; aber bestimmtere Daten sind auch nicht mitgetheilt. 
Die genannten Staatsbetriebe beschäftigten 1892/93 insge- 
sammt 57 307 Arbeiter gegen 57 939 in 1891^2, die Mehr¬ 
zahl, 51 921 (gegen 52 429 im Vorjahr) beim Bergbau. Auch 
hier fanden äso Arbeiterentlassungen statt Arbeitsverkür- 
zungen ohne Rücksicht auf die ohnedies herrschende Ar¬ 
beitslosigkeit statt. Die gezahlten Löhne sind sehr unvoll¬ 
ständig und nur in den bekannten „Durchschnitts“ziffem, 
die wenig sozialpolitischen Werth haben (vgl. den letzten 
Jahresbericht des Kgl. Preuss. Gewerberathes in Oppeln), 
mitgetheilt. Da aber Besseres fehlt, sind die über dem 
ganzen Bericht zerstreuten Daten in folgender Uebersicht 
nachträglich zusammengestellt. Es betrug 


im Bezirk Breslau 

Durchschnittsschicht¬ 

lohn 

1892/93 ^ 1891/92 

d u r chsch n ittliche 
Jahresarbeitsverdienst 
1892/93 j 1891/92 

Grube König 





für Hauer. 

4,15 

4,18 

1201 

o 

„ Schlepper .... 

2,44 

2,40 

760 

? 

Grube Königin Luise 





für Hauer. 

4.20 

4,33 

1153 

1241 

„ Schlepper .... 

2,30 

2.26 

591 

601 

Saargruben 





für Hauer. 

4,54 ' 

4,93 

o 

? 

„ sämmtliche Arbeiter 

3,88 

4,15 

? 

9 


Das sind buchstäblich alle Lohnangaben, die der Be¬ 
richt überhaupt macht. Die Arbeiter sind auch für die Be¬ 
richterstatter über die Staatsbetriebe quantitö nögligeable. 
Statt mit den letzteren ein nobile officium zu erfüllen und 
der Arbeitsnoth durch Anstellung gut bezahlter und mässig 
lange beschäftigter Arbeiter entgegenzuarbeiten, vermehrt 
man die Arbeitslosigkeit direkt und indirekt. Direkt durch 
, Entlassungen, indirekt durch die bezahlten Löhne. Denn 
I eine Familie mit 10(X)—1200 M. Jahreseinkommen, wie es 
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nach Obigem die höheren Arbeiterkategorien beziehen oder 
ein Lediger mit 500—700 M. Jahresverdienst stehen fort¬ 
während auf der Grenzscheide zwischen Entbehrung und 
klärglichem Auskommen. Solche Betriebe sind alles, nur 
keine „Musterbetriebe.“ 

Tödtungen und Verletzungen von Beamten und Ar¬ 
beitern bei den preussischen Staatsbahnen. Der preussische 
Staatsbahnbetrieb erfordert alljährlich Tausende von Lebens¬ 
und Gesundheitsopfern, welche das Personal im Betriebe 
darbringen muss. Nach dem neuesten Bericht für 1892/93, 
welche dem preussischen Abgeordnetenhause vorgelegt 
worden ist, sowie unter ZuhOlfenahme früherer Berichte 
kann man Folgendes feststellen. Es betrug die Zahl 


im jahrc 

! 

i i 

[dcrBcamten u. Ar¬ 
beiter Oberhaupt 

j der „beim eigentlichen , 
^ Betriebe* 

getöd- 1 . ^ ' 

teten ^'«^rletzten B. u. A.t 

der Prozentsatz 
der Getödteten und 
Verletzten auf die 
Oberhaupt Be¬ 
schäftigten 

1889/90 

255,492 

238 

1216 

0.5 

1890/91 

277,686 

310 

1454 

0,6 

1891/92 

292,984 

293 

1446 

0.5 

1892/93 

282,620 

251 

1393 

0.5 


Auf je tausend Arbeiter und Beamte, welche die 
preussische Staatsbahnverwaltung beschäftigt, kommen also 
regelmässig fünf bis sechs Getödtete bezüglich Verletzte im 
Jahre. Im Uebrigen ist die Statistik zu summarisch, als 
dass aus ihr weitere Schlüsse gezogen werden könnten. 
Unseres Erachtens müssten die Unglücksfälle mehr spezialisirt 
und für die einzelnen Arbeiterkatogerien getrennt angegeben 
werden, damit der etwaige Kausalzusammenhang zwischen 
der Betriebsweise und den Unfällen aufgefunden und auf 
Verbesserungen hingearbeitet werden könnte. So, wie der 
jetzige Bericht die Unfälle registrirt, laufen sie als sozial¬ 
politisch bedeutungslose Zahlen durch die Rechnungsführung. 

Kommission für Arbeiterstatistik. 

Die Kommission für Arbeiterstatistik trat am 14. d. M. 
im Reichsamt des Innern unter dem Vorsitze des Unter¬ 
staatssekretärs Dr. V. Rottenburg zu einer Sitzung zu¬ 
sammen. 

Die Tagesordnung war folgende: 1. Eingänge und ge¬ 
schäftliche Mittheilungen. 2. Untersuchung über die Ar¬ 
beitszeit in Bäckereien und Konditoreien. 3. Antrag einer 
Kommission von Bureauangestellten: eine Abänderung des 
Regulativs der Kommission für Arbeiterstatistik dahin her¬ 
beizuführen, „dass die Aufnahme von Berufsstatistiken 
neben den gewerblichen Berufen auch für den Stand der 
Bureauangestellten erfolgen könne“. An den Verhandlungen 
Ober den zweiten Gegenstand der Tagesordnung nehmen 
als Beisitzer 5 Sachverständige, nämlich der Garnison- 
Back meister der Garnison Berlin, sowie 2 Bäckermeister 
und 2 Bäckergesellen theil. Ferner sind 40 Auskunfts¬ 
personen, 24 für Bäckerei, 16 für Konditorei, zur mündlichen 
Vernehmung geladen. 

Ueber die Verhandlungen der ersten beiden Sitzungstage 
entnehmen wir dem Vorwärts folgende Mittheilung: Nach¬ 
dem der wOrttembergische Ober-Regierungsrath Dr. v. 
Schicker in einem eingehenden Referat den zweiten Theil 
der Erhebungen über die Arbeitszeit in den Bäckereien 
und Konditoreien besprochen hat, wird mit der Vernehmung 
der Auskunftspersonen begonnen. Zuerst werden die 
Bäckermeister Herbst aus Halle und Schwarz aus München, 
sowie die Vertreter der Gesellen Kretschmer-Berlin und 
Schlick aus Köln vernommen. Nachdem in sehr eingehen¬ 
der Verhandlung der Backprozess klar gelegt und nament¬ 
lich der Einfluss des Heizungsmaterials, der Ofenkonstruk¬ 
tion, der Hefe, der Gährung u. s. w. auf die Dauer der 
Arbeitszeit erörtert ist, wird die Frage gestellt: ist die 
Durchführung einer zwölfstündigen Arbeitszeit möglich? 

Gegen die gesetzliche Regelung der Arbeitszeit sprechen 
sich die Meister aus; für dieselbe treten die Vertreter der 
Gesellen ein. Herr Schlick aus Köln hält dieselbe für un¬ 
umgänglich nothwendig, weil die jetzige Arbeitsmethode 


sehr schlimme Folgen für den Arbeiter hat. Wer wie 
Redner Gelegenheit hat, die Bäckergesellen neben den 
anderen Arbeitern zu beobachten, müsse zu der Ueber- 
zeugung kommen, dass die Bäckergesellen geistig auf einem 
niedrigeren Niveau stehen, als die übrigen Arbeiter. Wäh¬ 
rend bei anderen Arbeitern der Trieb vorhanden ist, sich 
weiter auszubilden, tritt dieser Trieb bei Bäckern seltener 
hervor, und darf man wohl annehmen, dass die Ueber- 
anstrengung bei der Arbeit diese Erscheinung hervorruft. 
Neben der Ueberanstrengung wirkten auch die niedrigen 
Löhne der Gesellen ungünstig auf dieselben ein. Es sei 
undenkbar, dass ein Geselle soviel ersparen kann, um ein 
selbstständiges Geschäft zu gründen. Deshalb suchen die 
Bäcker in anderen Gewerben Arbeit zu finden. Zu dem 
Uebertritt zu einem anderen Gewerbe werden sie vielfach 
gezwungen, wenn sie in der Bäckerei ihre Gesundheit 
ruinirt haben und zur Fortsetzung der Bäckerarbeit un¬ 
brauchbar sind. Nur solche Gesellen, welche von Haus 
aus Vermögen haben, werden Meister. Im Bäckergewerbe 
sei eine Beschränkung der Arbeitszeit möglich, weil die 
Bäckermeister zu den besser situirten von allen Klein¬ 
gewerbetreibenden gehören. Die Bäckermeister führen ein 
ruhiges Leben, sie haben sich weniger zu quälen, als andere 
Gewerbetreibende und lassen die Arbeit von den Gesellen 
machen. Auch die Sonntagsruhe würde sich im Bäcker¬ 
gewerbe durchführen lassen, da man Brot hersteilen kann, 
welches auch am Tage nach der Herstellung noch zu ge¬ 
messen ist. Redner ist der Meinung, dass eine wöchent¬ 
liche Arbeitszeit von 72 Stunden festgesetzt werden müsse. 

Dieser Ansicht wird von den Meistern widersprochen. 
Sie behaupten, dass die Bäckermeister nicht so gut situirt 
sind, wie der Vorredner behauptet. Herr Kuntze theilt 
mit, dass Berlin von 1400 Bäckermeistern in einem Jahre 
140 in Konkurs gerathen sind und Herr Prussog aus Bres¬ 
lau behauptet, dass dort ein Drittel der Bäcker vor dem 
Bankrott stehe. 

Herr Kretschmer schliesst sich in Bezug auf die Ar¬ 
beitsdauer der Ansicht des Herrn Schlick an. In einer 
Arbeitszeit von 72 Stunden wöchentlich könne die Arbeit 
gethan werden. Es sei die Möglichkeit gegeben, bei dieser 
Arbeitszeit die Unregelmässigkeit auszugleichen, welche 
entstehen, wenn durch Witterungseinflosse oder erhöhte 
Nachfrage an einzelnen Tagen die Arbeit verlängert wird. 
Bei stark gesteigerter Nachfrage vor den Festen können 
Aushilfskräfte eingestellt werden, solche seien immer zu 
haben, da annähernd ein Drittel der Gesellen jederzeit 
arbeitslos ist. Wenn die Bäcker geistig hinter den anderen 
Arbeitern zurückstehen, dann komme es davon, dass die 
Lehrlinge in frühester Jugend zu sehr angestrengt werden. 
Ein Bursche unter 16 Jahren, der des Nachts in der Back¬ 
stube arbeiten muss, dann mit Brotaustragen beschäftigt 
wird und am Tage Handlangerdienste zu verrichten hat, 
müsse körperlich und geistig verkommen. Es müsse ver¬ 
boten werden, Lehrlinge unter 16 Jahren vor 4 Uhr Morgens 
zu beschäftigen. Die Ausbildung der Lehrlinge würde unter 
diesem Verbot nicht leiden, weil ein körperlich gesunder 
leichter begreift als deijenige, welcher täglich bis zur Er¬ 
schöpfung angestrengt wird. Die Arbeit, welche des Nachts 
vor 4 Uhr gemacht wird, könne der Lehrling nach voll¬ 
endetem 16. Lebensjahr noch erlernen. Die Sonntagsruhe 
im Bäckergewerbe hält der Redner ebenfalls für durch¬ 
führbar. 

Der Sachverständige Most giebt noch Aufklärung über 
die Lehrlingszüchterei. Bäckermeister in Berlin lassen sich 
Knaben vom Lande, namentlich aus den östlichen Pro¬ 
vinzen kommen. Die Agenten, welche diese Knaben be¬ 
sorgen, lassen sich dieselben je nach der Stärke bezahlen. 
Schwächere Knaben werden für niedrigere Preise abge¬ 
geben wie die stärkeren. Er weist an einzelnen Beispielen 
nach, wie diese Knaben ausgebeutet werden. 

Um 6 Uhr wird die Sitzung vertagt. 

Am zweiten Sitzungstag wurde in der Vernehmung 
der Auskunftspersonen fortgefahren. Es wurden vernommen 
die Bäckermeister Weith aus Stolp, J. Müller aus Bremen, 
A. Böhme aus Leipzig und Hennings aus Giessen, sowie 
die Vertreter der Bäckergesellen G. Heilmeier-München. 
Hinz-Königsberg, A. Schnabel-Hamburg und G. Nowack- 



246 


SOZlALPOLmSCHBS CENTRALBLATT. 


No. 2t. 


Berlin. Auch diese Meister vertraten die Ansicht, dass ein 
Normalarbeitstag von 12 Stunden im Bäckergewerbe nicht 
durchführbar sei. Als Gründe gegen die Durchführbarkeit 
werden angeführt, dass die Dauer der Arbeitszeit von der 
Witterung abhängt, weil ausserordentliche Kälte und Ge¬ 
witter den Gährungsprozess beeinflussen und den Back¬ 
prozess eine bis anderthalb Stunden verlängern können; 
ebenfalls soll die Dauer der Arbeitszeit von der Qualität 
des Feuerungsmaterials abhängig sein. Von einem Meister 
wird zugegeben, dass kleine Betriebe und solche, die mit 
zwei Schichten arbeiten, wohl in der Lage sind, die zwölf- 
stündige Arbeitszeit einzuhalten, dass aber die mittleren 
Betriebe in dieser Zeit nicht so viel Waaren herstellen 
können, als sie zur Befriedigung ihrer Kundschaft ge¬ 
brauchen. Sie haben für mehr Gesellen Arbeit, als sie in 
ihrem Betriebe Platz haben. Die Vergrösserung des Be¬ 
triebes soll aber mit so erheblichen Unkosten verknüpft 
sein, dass diese Bäckereien konkurrenzunfähig würden, 
falls sie die eigentlich nöthige Vergrösserung vornehmen 
würden. Ebenfalls soll es unmöglich sein, durch Einstellung 
von mehr Arbeitern eine Abkürzung der Arbeitszeit herbei¬ 
zuführen und deshalb müssten die Gesellen bis 18 Stunden 
täglich arbeiten. Einen entgegengesetzten Standpunkt 
nehmen die Gesellen ein. Sie behaupten, dass in manchen 
Orten eine Verkürzung der Arbeitszeit dadurch herbei¬ 
zuführen wäre, dass das Brotaustragen durch andere Per¬ 
sonen besorgt würde; auch liesse sich durch Anstellung 
von mehr Gesellen und anderweitige Eintheilung der Arbeit 
die Arbeitszeit sehr wohl auf 12 Stunden täglich oder 
72 Stunden wöchentlich einschränken. 

Die Meister sind auch aus dem Grunde Gegner einer 
gesetzlich festgesetzten Arbeitszeit, weil sie befürchten, 
dass durch dieselbe allerlei Scherereien und Konflikte ent¬ 
stehen können. 

Nicht so sehr, als bei der Regelung der Arbeitszeit 
für die Gesellen, gehen die Meinungen bei der Frage der 
Regelung der Arbeitszeit für die Lehrlinge auseinander. 
Hier vertritt auch die Mehrheit der Meister die Ansicht, 
dass es ein Unfug ist, wenn die Lehrlinge nach vollendeter 
Arbeit in den Backstuben mit dem Brotkorb hinaus müssen, 
um die Kunden zu bedienen, sie verlangen, dass dieses 
verboten wird, weil unter dieser Arbeit die Moralität der 
Lehrlinge leidet, auch sind sie der Meinung, dass in den 
ersten Lehrjahren der Lehrling etwas später mit der Arbeit 
beginnen könne. Nur ein Meister glaubte, dass das Brot¬ 
austragen günstig auf den Lehrling einwirke, weil er dann 
doch in die frische Luft käme, die seiner Gesundheit zu¬ 
träglich sei und ferner lerne er mit Menschen umgehen. 
Die Gesellen vertraten die Ansicht, dass es verboten 
werden müsse, den unter 16 Jahre alten Lehrling vor 4 Uhr 
zu beschäftigen, weil durch die Nachtarbeit die Gesundheit 
leide und am Tage noch so viel Arbeiten vorkämen, bei 
denen der Lehrling so weit vorgebildet werden kann, dass 
er in dem Rest der Lehrzeit, welche nach dem vollendeten 
16. Lebensjahre fällt, alle die Arbeiten erlernen könne, 
welche vor 4 Uhr Morgens in den Bäckereien verrichtet 
werden. 

Eine vollständige Durchführung der Sonntagsruhe halten 
sämmtliche Auskunftspersonen für unmöglich. Während 
die Gesellen eine Ruhepause von 18 Stunden für durch¬ 
führbar halten, bestreiten die Meister dies. Aber auch 
die Meister sind nicht einig. Von diesen glaubte einer, 
dass 16 Stunden, ein anderer 14, ein Dritter 12—14 ge¬ 
arbeitet werden solle und einer meinte, dass höchstens eine 
Pause von 12 Stunden gesetzlich festgesetzt werden dürfe. 
Es wurde von Meistern die Ansicht ausgesprochen, dass 
viele Bäcker gezwungen seien, das Geschäft aufzugeben, 
wenn die Gesellen jeden zweiten Sonntag 24 Stunden oder 
jeden dritten Sonntag 36 Stunden Ruhe haben sollten. 
Auch den Hinweis, dass in Barmen-Elberfeld und vielen 
anderen Städten im Westen Deutschlands eine vollständige 
Sonntagsruhe für die Bäcker bestehe, suchten sie mit der 
Behauptung zu entkräften, dass im Norden und Osten 
Deutschlands zum Sonntag ein Gebäck hergestellt wird, 
welches nur im ganz frischen Zustand genossen werden 
könne, gleichzeitig bringt dieses Gebäck den Meistern einen 
solchen Profit, dass durch den Wegfall desselben ihre ganze 
Existenz in Frage gestellt werden würde. 


Unternehmerverbände. 

Die Schutzbohrgesellschafk des Kalisyndikats, 

Die Vereinigung industrieller Werke gleicher Betriebs¬ 
zweige zu Kartellen erscheint lediglich als ein Zusammen¬ 
fassen höherer Ordnung derjenigen Kapitalsassoziation, 
welche die einzelnen Werke erstehen liess. Das Bestreben, 
„den Markt zu kontroliren“ d. h. sich jeder gefährlichen 
Konkurrenz zu entledigen, schafft durch die Vereinigung 
die Bedingungen, um der Ueberproduktion und Ver¬ 
schleuderung entgegen zu wirken. Es ist unschwer abzu¬ 
sehen, dass der Gang der Ereignisse in der Entwickelung 
der Kartelle, wenn ihre Produkte an bestimmte und einzig 
dastehende Bodenschätze gebunden sind, nothwendig zum 
Monopol führt. 

Diese Unternehmerverbände sehen sich zwei Parteien 
gegenüber: die eine Partei sind die Abnehmer der Produkte 
oder Fabrikate, welche sich mit den von dem Kartell aufge¬ 
stellten und festgesetzten Preisen abzufinden haben; diese 
Partei ist in letzter Reihe die Allgemeinheit. Die andere 
Partei sind die Arbeiter, welche den vom Kartell geschaffe¬ 
nen Produktionsbedingungen sich zu unterwerfen gezwungen 
sind und naturgemäss dahin streben, an dem durch die 
monopolisirte Form der Produktion gesteigerten Unter¬ 
nehmergewinn durch Verbesserung ihrer Lage Theil zu 
nehmen. Je grösser daher der Unternehmerverband, desto 
zahlreicher auch die zur Vertretung ihrer Interessen zu 
Verbänden formirter Arbeiter. 

Es giebt aber auch noch eine dritte Partei der Wider¬ 
sacher: das sind diejenigen, welche das Kartell zu durch¬ 
brechen und unwirksam zu machen oder zur Befruchtung 
eigener Interessen zu erweitern trachten. Selbstredend kann 
eine solche Erweiterung des Syndikats, welche als die 
mildeste Form der Störung zu erachten, wenn anders die 
Absatzgrenzen nicht vermehrt worden sind, nur unter Be¬ 
schränkung der Produktion der Kartellbetheiligten statt¬ 
finden. In diesem Falle befindet sich das Kalisyndikat und 
die von ihm gegründete Schutzbohrgesellschaft. 

Seit einigen Monaten ist in den Handelsnachrichtcn 
der Tagesblätter wie auch verschiedener Fachzeitungen die 
Rede davon gewesen, dass Bohrunternehmungen auf Kali¬ 
salze, welche von Privaten angestellt waren, in ihren Er¬ 
folgen durch die Konkurrenzbohrungen des Kalisyndikats, 
im besonderen durch die Schutzbohrgesellschaft bedroht 
worden seien. So wurde u. A. mitgetheilt, dass die Kali- 
Bohrgesellschaft Hedwigsburg mit zwei Bohrungen an der 
Asse im Herzogthum Braunschweig fündig geworden sei, 
bevor die Schutzbohrgesellschaft mit ihrer Bohrung das 
Salzlager erreicht hatte. Dagegen berichtete das Glückauf, 
dass im letzten Sommer bei Neugattersleben und Börnecke 
nahe Stassfurt Konkurrenzbohrungen stattgefunden haben, 
bei denen die Privatunternehmer überholt und aus dem 
Felde geschlagen wurden. Kürzlich brachten verschiedene 
Zeitungen die Nachrichten von einem „Kalikriegsschauplatz“ 
an der Werra im Sachsen-Meiningischen und Sachsen- 
Weimarischen, wo zwei Privatunternehmen erfolgreich 
gegen die Schutzbohrgesellschaften siegreich aus dem Wett¬ 
bohren hervorgingen. 

Man ersieht aus diesen wie aus vielen anderen, seit 
etwa fünf Jahren zurückliegenden Beispielen, dass die 
Bohrunternehmungen auf Kalisalze einem Lotteriespiel 
gleichkommen; ausser dem Risiko, welches das bergmänni¬ 
sche Schürfen mit sich bringt, ob man überhaupt fündig 
wird oder nicht, erwächst dem betreffenden Unternehmer 
auch noch die Gefahr, dass die stets auf der Wacht 
stehende Schutzbohrgesellschaft ihm über den Hals kommt, 
um, mag er nun heimlich oder offen bohren, ihre Bohrung 
zu beginnen, indem sie unweit des ersten Bohrlochs ein 
anderes ansetzt, und mit ihren durch Technik und Erfahrung 
vervollkommneten Hilfsmitteln dem Andern in der Er¬ 
reichung des Salzes zuvorzukommen. Das ist nach Lage 
der Gesetzgebung ein ganz legitimes Vorgehen, was in 
Bergrevieren sich alle Tage vollzieht. Dabei geniesst die 
Gesellschaft den eigenthümlichen Vortheil, dass sie nicht 
einmal nach pas.senden, d. h. in ihrer geognostischen Lage 
oder durch andere Anzeichen begründeten Ansatzpunkten 
für Kalifundc zu suchen braucht, sondern diese Aufgabe 
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dem Privatunternehmer überlässt und nichts weiter zu thun 
hat, als sie ihm dankbarlichst aus den Händen zu nehmen. 

,Wer ist die Schutzbohrgesellschaft?“ hören wir 
fragen, „und mit wessen Mitteln arbeitet sie?“ Welche 
Bergwerksgesellschaften dem Kalisyndikat, oder bestimmter 
gesagt, dem Stassfurt-Leopoldhaller Syndikat angehören, 
ist bekannt; es sind die um die ersten Kalisalz-Aufschlüsse 
der preussischen und anhaitischen Regierung in der Stass- 
furter Bucht herumgruppirten Bergwerke und Fabriken, 
welche in der Zeit seit 1870 bis 1880 entstanden und mit 
jenen fiskalischen Werken behufs Umgrenzung der Förde¬ 
rung und Hochhaltung ihrer Produkte zusammengetreten 
sind. Die in der Folge entstandenen Kalisalzbergwerke 
haben gleichfalls aus Billigkeits- und Nothwendigkeitsrück- 
sichten in das Syndikat aufgenommen werden müssen, so 
u. a. Ludwig II., Hercynia bei Vienenburg und neuerdings 
Wilhelmshall bei Anderbeck am Huywald. 

Nach dem im Dezember 1888 auf 10 Jahre abgeschlosse¬ 
nen Vertrage besteht das Syndikat der Kalisalzbergwerke 
aus der Königlich Preussischen Bergwerksdirektion Stass¬ 
furt, der Herzoglich Anhaitischen Direktion Leopoldshall, 
sowie den Privatgesellschaften Alkaliwerke Westeregeln zu 
Douglashall, Neustassfurt, Kaliwerke Aschersleben zu 
Schmidtmannshall, Gewerkschaft Ludwig II., Hercynia bei 
Vienenburg, zu denen in jüngster Zeit Wilhelmshall ge¬ 
treten ist. 

Da nicht sämmtliche Bergwerke gleichmässig Rohsalze 
zum direkten Verkauf oder solche für die weitere chemische 
Verarbeitung verkaufen oder diese Verarbeitung selber auf 
ihrem Werke ausführen, so sind innerhalb des Gesammt- 
verbandes die Einzelsyndikate gebildet worden; 1. der Aus¬ 
schuss der Carnallit fördernden Werke, 2. das Verkaufs¬ 
syndikat der Kaliwerke, 3. der Ausschuss der Kalisalzroh¬ 
werke, 4. eine Steinsalzkonvention. 

Bei dieser Zusammensetzung hat das Syndikat daher 
die Eigenthümlichkeit, dass es eine Versicherung anstrebt 
gegen Ausschreitungen intra et extra muros! Das Kali¬ 
syndikat hat sich aber nicht allein an der Regelung der 
Produktion und der Marktpreise genügen lassen, sondern 
es will auch die Zukunft der zur Zeit bestehenden Kaliwerke 
hinsichtlich der Produktionseinhaltung dadurch sichern, dass 
es keine neuen Kalisalzbergwerke aufkommen lässt, bezw. 
darauf gerichteten Unternehmungen die Wege verlegt und sie 
im Keime erstickt. Zu diesem Behufe ist die Schutzbohr¬ 
gesellschaft gegründet und ihre Bestimmung ist es. jederzeit 
gewappnet und ausgerüstet mit ihren Bohrapparaten auf 
der Wache zu stehen, um an denjenigen Ort zu eilen, wo 
die Errichtung eines Bohrthurms die Absicht vermuthen 
lässt, dass eine neue private Unternehmung sich zur Er- 
bohrung von Kalisalzen anschickt. Selbst in dieser prophy¬ 
laktischen Thätigkeit sowie in seinen sonstigen Maassnahmen 
würde sich das Kalisyndikat in nichts von den andern in¬ 
dustriellen Unternehmerverbänden unterscheiden, und es 
würde kein Anlass vorliegen, vom national- und sozial¬ 
politischen Standpunkte der Thätigkeit der Schutzbohr¬ 
gesellschaft näher zu treten. 

Eine Besonderheit liefert das Kalisyndikat nur in dem 
Umstande, dass ihm zwei fiskalische Verwaltungen und zwar 
in Ansehung ihrer Meistproduktion, als führende Mitglieder 
angehören, nämlich die preussische Salzwerksdirektion zu 
Stassfurt und die Anhaitinische Bergwerksdirektion zu 
Leopoldshall. Als vor mehreren Jahren seitens der Ober¬ 
schlesischen Steinkohlengruben die Schaffung eines Verkaufs¬ 
syndikats geplant wurde, da hielten es die fiskalischen Ver¬ 
waltungen mit ihrer Stellung nicht vereinbar, in dieses 
Syndikat thätig einzutreten, sondern blieben auf dem Stand¬ 
punkt eines neutralen Wohlwollens stehen, welcher den 
Preisen des Syndikats durch Unterbietungen keine Kon¬ 
kurrenz machte. Es muss dies für eine staatliche Verwaltung, 
die den Interessen aller Staatsbürger gerecht zu werden 
hat, als die allein korrekte Stellungnahme bezeichnet 
werden. 

Nun hat aber im weiteren — und das ist die zweite 
Besonderheit dieser Kaliwerks - Gruppenbildung — die 
preussische fiskalische Verwaltung die Exekutive der im 
Interesse der Schutzbohrgesellschaft auszuführenden Bohr¬ 
arbeiten übernommen und werden dieselben durch staat¬ 
lich besoldete Beamte, mit Apparaten und Maschinen auf 
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Staatskosten vollführt. Schon hieraus lässt sich entnehmen, 
in welches Wagniss sich Private einlassen, wenn sie den 
Wettstreit mit einem in finanziellen und technischen Mitteln 
denkbar reichlichst ausgerüsteten Gegner unternehmen. 
Was ein solcher Wettstreit bei der gegenwärtig erreichten 
Ausbildung der Bohrtechnik mit Diamantbohrern und Spül¬ 
verfahren, angesichts der Leitung von Technikern, die in 
Handhabung der Apparate durch lan^ährige Erfahrung zu 
Kapazitäten ersten Ranges gediehen sind, besagen will, das 
wird auch der Laie begreifen. 

Die Schutzbohrgesellschaft unter der Aegide der preussi¬ 
schen Staatsverwaltung strebt also nicht nur die Monopoli- 
sirung des Marktes, sondern auch eine solche des Berg¬ 
werkseigenthums an, die man als eine Art von Verstaat¬ 
lichung bezeichnen könnte. Als vor wenigen Jahren in 
Veranlassung der heimischen Arbeiterausstände die öffent¬ 
liche Meinung auch weitere Kreise in den Streit zwischen 
den Bergwerksbesitzern bezw. deren Beamten und ihren 
Arbeitern hineinzog, da fehlte es nicht an ernst gemeinten 
Anregungen und Erörterungen, ob der Steinkohlenbergbau 
nicht zu verstaatlichen sei. Für den aufmerksamen Beobachter 
erschien es nicht ohne Zusammenhang, dass der königliche 
Bergfiskus gleich nach diesen Rufen Veranlassung nahm, 
in Oberschlesien mit Bohrungen im Bergfreien vorzugehen 
und seinem Bergbau durch zahlreiche Muthungen ein aus¬ 
gedehntes Gebiet für die Zukunft zu sichern. Das geschah 
aber für eigene Rechnung und lediglich fiskalische Zwecke, 
auch wurden hierbei keine Wettbohrungen mit Privaten aus¬ 
geführt, um ihnen ihre Muthung abzujagen. 

Das Wirken der Schutzbohrgesellschaft gewährt uns 
daher das eigenthümliche Schauspiel, dass sich die preussische 
Staatsverwaltung in den Dienst von Privatunternehmungen, 
stellt und deren Geschäfte besorgt, mit ihren Mitteln für 
jene handelnd eintritt und Kosten für sie verauslagt. Denn 
mögen nun die Kosten einem Fonds entnommen werden, 
zu dem schon vorher beigesteuert worden, oder mögen die 
Kosten von der führenden Stelle verauslagt und nachher 
auf die Syndikatsmitglieder repartirt werden, jedenfalls hat 
die preussische Bergwerks-Verwaltung einen Hauptantheil 
an cfiesen Kosten und trägt die ganze Mühewaltung für Er¬ 
rungenschaften. deren Genuss dem mitbetheiligten Privat¬ 
kapitale zufällt. 

In einen grösseren Widerstreit mit ihren öffent¬ 
lichen Aufgaben kann sich die königliche Staats¬ 
verwaltung gar nicht versetzen als wie sie es durch 
ihre Stellungnahme in dem Kalisyndikat und in der 
Schutzbohrgesellschaft thut. Die Staatsregierung hat 
nach jeder Seite hin darauf bedacht zu sein — und aus 
diesem Geiste heraus ist auch das Allgemeine Berggesetz 
vom 24. Juni 1865 verfasst und erlassen worden —, wie 
durch die Entwickelung der in der Erde geborgenen fossilen 
Schätze der Reichthum des Landes in seinen von der Natur 
dargebotenen Hilfsquellen gefördert und vermehrt werden 
kann, und ebenso, dass Niemand in der Aufsuchung seiner 
Erwerbsquellen unterbunden werde; in dem Vorgehen der 
Schutzbohrgesellschaft thut sie das strikte Gegentheil; sie 
schädigt sich und Andere, indem sie die Mittel der eigenen 
Unterthanen vernichtet, und zerstört damit den eigenen 
Leib. d. h. die Steuerkraft zukünftiger Erwerbsquellen. 

Auch nach anderer Seite hin, wo man es am wenigsten 
erwarten sollte, hat das Auftreten der Schutzbohrgesell¬ 
schaft seine eigenartigen Folgen geäussert: Bis zum Jahre 
1887 enthielten die in der amtlich herausgegebenen Zeit¬ 
schrift für Berg-, Hütten- und Salinenwesen veröffentlichten 
Jahresberichte über die preussische Bergw'erksverwaltung 
auch stets Nachrichten über die Ergebnisse der auf Staats¬ 
kosten ausgeftihrten Tiefbohrungen, von denen so manche 
in rein wis.senschaftlichem Interesse angestellt waren und 
daher den Dank der Wissenschaft verdienten. Mit dem 
Jahr 1888 ist dieser Titel aus dem Jahresbericht verschwun¬ 
den und ruhen die Ergebnisse der Bohrungen in den be¬ 
hördlichen Akten, so dass dem Fernerstehenden die Mög¬ 
lichkeit benommen worden ist, diese Nachrichten zu wissen¬ 
schaftlichen Arbeiten zu verwerthen. 

Man wird .sich billig verwundern, weshalb die mit so 
manchen Beeinträchtigungen verbundene Thätigkeit der 
Schutzbohrgesellschaft noch nie im Landtage bei der Be- 
rathung des Staatshaushaltsetats — wo doch ein Jeder seine 
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häuslichen Wünsche und Bedenken vorbringt — zur Sprache 
gebracht worden ist. Ja, die meisten Landtagsabgeordneten 
haben — wie denn überhaupt fachliche technisch - ökono¬ 
mische Kenntnisse im Abgeordnetenhause sehr schwach 
vertreten sind — von den hier obwaltenden Verhältnissen 
kaum eine Ahnung und darum dessen auch kein Arg. Von 
anderen Mitgliedern, die von diesen Vorgängen und Ver¬ 
hältnissen Kenntniss haben, sind die einen als unmittelbare 
oder mittelbare Staatsbeamte in abhängiger Stellung und 
werden sich hüten, die Ungnade der hohen Vorgesetzten 
auf sich herabzuziehen, die anderen sind gar Mitglieder des 
Syndikats oder Betheiligte an den Syndikatswerken, haben 
daher keinerlei Veranlassung, in das eigene Fleisch zu 
schneiden. 

Indessen ist dafür gesorgt, dass die Bäume nicht in den 
Himmel wachsen! Die zahlreich verstreuten Tiefbohrungen 
wie die geologische Wissenschaft haben längst nachge¬ 
wiesen, dass das Vorkommen der Kalisalzlager nicht bloss 
auf die Stassfurter Bucht beschränkt ist, sondern eine weit¬ 
reichende und ziemlich zusammenhängende Verbreitung in 
den Gebieten sowohl entlang des Nord- wie des Südrandes 
des Harzes besitzt. Nördlich reichen die Ablagerungen der 
Kalisalze bis nach Mecklenburg (Lübtheen) und in das Han- 
növersche (Lüneburg-Hildesheim), südlich über das Eichs¬ 
feld und den Kyffhäuser hinaus in das Thüringische Becken. 

Bei dieser Verbreitung überschreiten die Kalisalzlager 
die Grenzen derjenigen Landesgebiete, in welchen die 
Schutzbohrgesellschaft ihre „zuvorkommende“ Thätigkeit 
nach Lage der Gesetzgebung auszuüben vermag. Es sind 
dies nur die altpreussischen (Provinz Sachsen) und die 
braunschweigischen Gebiete, sowie die Sächsischen Herzog- 
thümer, in denen das Berggesetz das Salz zum Regalberg¬ 
bau gestellt bat und Jedem das freie Schürfen darauf ge¬ 
stattet. In den übrigen Gebieten ist die deutsche Klein¬ 
staaterei dem Unitarismus verhängnissvoll geworden: in 
Anhalt, dem ehemaligen Königreich Hannover, in Schwarz- 
burg-Sondershausen gehört das Salz zum Grundeigenthum. 

Wie haben sich nun die Erfolge der Schutzbohrgesell¬ 
schaft gestaltet? Nicht anders als den Kampf mit der Hydra 
muss man das Vorgehen der Schutzbohrgesellschaft be¬ 
zeichnen, selbst da, wo sie ihre Präponderanz der technischen 
und finanziellen Mittel entfalten konnte: für jede Privat¬ 
bohrung, welcher der Kopf zertreten wurde, wuchs eine oder 
mehrere neue hervor; so konnte Wilhelmshall entstehen, 
das sefne Aufnahme ins Syndikat durchsetzte, so Thieder- 
hall bei Braunschweig zu Stande kommen, so neuerlich die 
Tiefbohrungen der „Hedwigsburg“ gelingen. Höchstens im 
Bereich der Stassfurter Bucht ist die Erweiterung der Berg¬ 
werksgerechtsame für die „Autochthonen“ gerettet worden. 
Und nicht da einmal! 

Risibile dictu wird das anhaitische Ländchen, dessen 
Regierung einer der Hauptbetheiligten des Syndikats, selbst 
in allernächster Zeit den ersten Blockadebrecher stellen! 
Die Regierung durfte sich lediglich darauf beschränken, für 
ihr Leopoldshaller Werk ein sich anschliessendes ausreichen¬ 
des Feld zu reserviren. Aber angrenzend daran wurde zur 
Ueberraschung Aller in der südöstlichsten Einbuchtung der 
Stassfurter Mulde eine Tiefbohrung des unternehmenden 
Besitzers der Solvaywerke zu Bernburg auf Kalisalze fündig 
und nur kurze Zeit wird es mehr dauern, dass die Schäqhte 
von Solvayhall bei Roschwitz in Förderung treten. 

Ebenso gründlich hat der monopolistische Apparat in 
den anderen Landestheilen versagt und sind Privatunter¬ 
nehmer in der Provinz Hannover mit bewusster Sicherheit 
vorgegangen, indem sie sich grössere Feldesflächen sichern 
konnten, in welchen sie unangefochten ihre Schürfbohr¬ 
löcher niederbringen. Die Gewerkschaft Hercynia bei 
Vienenburg, welche seit 1884 fördert und dem Kalisyndikat 
angeschlossen ist, bildete das erste Beispiel einer solchen 
Unternehmung, indem sie eine Domäne der Hannöverschen 
Klosterkammer pachtete. 

In der Folge sind aber durch verschiedene Unternehmer, 
wie die Aktiengesellschaft für Bergbau und Tiefbohrung in 
Goslar, die Gesellschaft Brügmann und Grillo, mit Erfolg 
mehrere^Bohrungen ausgeführt worden. Gewährt es nicht 
eine gewisse Komik, wenn die Schutzbohrgesellschaft, nach¬ 
dem seitens Privater ein Bohrthiirm bei Duderstadt im 
Hannoverschen errichtet war, herbeieilte und dicht daran. 


aber innerhalb der altpreussischen Grenze t>€i Jof^enbach 
auch eine Bohrung eröffnete, damit das preussische Gebiet 
und das angestrebte Privilegium des Kalisyndikats vor jeder 
Invasion bewahrt bleibe? 

Einen gewiss merkwürdigen Anstrich nimmt aber dieser 
Wettbewerb an, wenn wir sehen, wie Unternehmer, welche 
vermöge der bestehenden, ihnen gehörigen Werke Mitglieder 
des Syndikats sind, ihre eigenen Wege wandeln und eifrig 
mit Bohrungen auf Kalisalze Vorgehen, bei denen sie nun 
von der Schutzbohrgesellschaft bekämpft werden. Die 
letztere bringt sich also mit ihren eigenen Angehörigen in 
Gegensatz, und es darf abgewartet werden, zu welchen Aus¬ 
einandersetzungen noch diese Vermengung gemeinsamer 
und gegensätzlicher Interessen führt. 

Was bezweckt die Schutzbohrgesellschaft schliesslich, 
indem sie ferneren Unternehmungen auf Kalisalze überall 
da, wo die Gesetzgebung ihr dies ermöglicht, den Pfahl 
vorschlägt? Die anderen Unternehmungen Privater in den 
ausserhalb des Preussischen Allgemeinen Ber^esetzes 
liegenden Landestheilen nehmen mittlerweile ihren Fortgang 
und hängen die Glocken für das Grabgeläute des Kali¬ 
syndikats in ihren Schachtthürmen auf. Denn die Tage 
seines Bestehens und desjenigen seiner Schutzbohrgesell¬ 
schaft sind gezählt, sobald die jüngeren Unternehmungen 
fertig gestellt sein und ihre Aufnahme in das Syndikat 
fordern werden oder die Konkurrenz mit dem Kalisyndikat 
aufnehmen. Die ausserhalb dieses Ringes stehenden Un- 
betheiligten dürfen aber billig fragen, ob die Ueberschüsse 
der fiskalischen Kalisalzwerke dazu da sind, um in Be¬ 
kämpfung berechtigter Erwerbsinteressen zu Unternehmungen 
verwendet zü werden, deren Zweck- und Fruchtlosigkeit je 
länger desto mehr sich herausstellt. 

Das Bergwerkseigenthum der Schutzbohrgesellschaft 
ist weit grösser als wie es von ihr weder gegenwärtig noch 
zukünftig je ausgebeutet werden kann. Ist aber die Monopol- 
Herrlichkeit des Syndikats gebrochen, dann bildet das ganze 
Bergwerkseigenthum der Schutzgesellschaft, so lange es 
gemeinsames Eigenthum des Staatsfiskus und Privater ist, 
ein todtes Inventar. Es kann nur dann wieder eine Be¬ 
deutung erlangen, wenn es in den Besitz der Allgemeinheit, 
d. h. des Staates als solchen übergeht. 

Bei der hohen Bedeutung der Kalisalze, in welchen 
Deutschland thatsächlich der ganzen Welt gegenüber ein 
Monopol von unschätzbarem Werthe besitzt, ist gar nicht 
abzusehen, wie bei dem voraussichtlichen Wachsen der 
Kalisalzförderung der Produktionswillkür anders ein Zügel 
angelegt wird, als djiss das allgemeine Interesse das Haupt 
des Unternehmerverbandes wird, mit anderen Worten, den 
Kalisalzbergbau seiner Verstaatlichung entgegenführt, i) 
Berlin-Charlottenburg. Bernhard Kosmann. 


Politische Arbeiterbewegung. 

Die unabhängige Arbeitspartei in England. Die zweite 
Jahres-Conferenz der „Independent Labour Party“ fand am 2. 
Februar unter dem Vorsitze Keir Hardie’s in Manchester statt. 
Es waren ca. 90 Delegirte, darunter 3 Damen, anwesend. 
In seiner Ansprache wies Keir Hardie auf die rasche Ent¬ 
wickelung der Partei hin, die bereits über 400 Zweigvereine 
verfüge. Der gegenwärtige Moment wäre für die Entfaltung 

V) Der vorstehende Artikel stand bereits druckfertig im Satze, 
als der Reichsanzeiger die Nachricht brachte, dass dem Abgeord¬ 
netenhause unter dem 8. d. ein Gesetzentwurf zugegangen sei, 
durch welchen in Zukunft dem Staate die Aufsuchung und Ge¬ 
winnung der Kali- und Magnesiasalze, auch in der Provinz Han¬ 
nover, Vorbehalten wird. Dieser z. Th. mit rückwirkender Kraft 
(bis zum 8. Februar d. J. als dem Tag der Einbringung ausge- 
stattetc Gesetzentwurf darf zum Beweise dienen, wie gerecht¬ 
fertigt obige Ausführungen sind, indem die Kgl. Staatsregierung 
selbst das Bedürfniss empfunden hat, den bisherigen Kampfzustand 
ein Ende zu machen. Leider wird derselbe für die ausserpreussi- 
schen Landcstheile durch den Gesetzentwurf nicht aus der Welt 
geschatVl, wenn anders die Schutzbohrgesellschaft ihr bisheriges 
Vorgelicn bcibchält, das vom Standpunkt der Wirthschaftlich- 
keit wie der Billigkeit wenig Beifall verdient. Ein näheres Ein¬ 
gehen auf den vorgelegtcn Gesetzentwurf behalten wir uns vor. 

D. Red. 
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einer neuen politischen Organisation, wie die ihre, besonders 
günstig, da man zum Zustande eines politischen Chaos ge¬ 
langt sei. Der Aktion des House of Commons stehe die 
unverantwortliche Kammer des House of Lords entgegen. 
Dass die Demokratie ruhig die E.xistenz eines Oberhauses 
duldet, das das Werk der gewählten Volksvertreter zerstört, 
beweise, wie schwach die politischen Parteien auf dem Willen 
des Volkes fussen. Die liberale Partei wäre praktisch ohn¬ 
mächtig und mit Ausnahme der fesselnden Person ihres 
ehrwürdigen Führers wäre sie kaum ein Faktor mit dem in 
der politischen Lage zu rechnen wäre. Beim Abtreten 
Gladstones vom politischen Schauplatze würden die ver¬ 
schiedenen Richtungen, aus denen sich die liberale Partei 
zusammensetzt, in ein Handgemenge um die Führerschaft 
gerathen. Viele Mitglieder würden aus den Reihen der 
liberalen Partei treten und ihren natürlichen Platz bei den 
Tories finden. Der grösste Theil jedocli würde sich an 
die unabhängige Arbeitspartei anschliessen, die so ein domi- 
nirender Faktor in der Politik der Nation werden müsse. 

Unter den angenommenen Resolutionen sind die folgen¬ 
den die wichtigsten: 

„Die Mitglieder der Independent Labour Party verpflichten 
.sich, bei allen Wahlen nur für .solche Kandidaten einzutreten, 
und zu stimmen, welche die Ziele, die Taktik und das Programm 
der Partei angenommen haben und die von keiner anderen 
Partei (Liberalen, Radikalen, Konservativen, Unionisten oder 
Irischen Nationalisten) aufgestellt sind. 

„Im Falle von Nachwahlen, bei denen kein Kandidat in 
Frage kommt, entscheidet die Partei am Orte über die Haltung 
der Mitglieder. Für allgemeine Wahlen ist eine besondere 
Parteikonferenz zur Entscheidung einzuberufen.“ 

Die Stellung zu den Gewerkschaften betraf folgende 
Resolution: ** 

„Der Kongress erklärt die volle und half bereite Sjmipathic 
der Independent Labour Party mit der Gewerkschaftsbewegung, 
und legt allen Mitgliedern "die Pflicht auf, die Interessen der 
Gewerkschaften durch eifrige Mitgliedschaft und in jeder anderen 
Weise zu fördern. Der Kongress empfiehlt der Partei, dauernd 
davon abzusehen, für Parteiämtcr oder als Wahlkandidaten 
Personen z\\ ernennen, die, obwohl es ihnen möglich ist. ihrer 
Gewerkschaft nicht angehören, oder die. wenn sie der Arbeiter¬ 
klasse nicht angchören, die Gewerkschaftsgnindsätze nicht hoeh- 
halten. 


Arbeiterschutzgesetzgebung und Gewerbe¬ 
inspektion. 

Zur Frage des Achtstundentages in England. 

Der Achtstundentag nimmt unter den sozialen Be¬ 
strebungen unserer Zeit eine hervorragende Stelle ein. In 
England macht die Bewegung zu seinen Gunsten auffallend 
rasche Fortschritte, und während man noch vor einigen 
Jahren an die Frage sehr zweifelnden Sinnes herantrat, 
sieht man jetzt nüchterne, hartköpfige Geschäftsmenschen 
die achtstündige Arbeitszeit in den verschiedensten Industrien 
des Landes einführen. Allerdings steht die grosse Masse der 
Unternehmer einer Maassregel, welche die Arbeitszeit ver¬ 
kürzen soll, feindlich gegenüber; sie führt als Grund ihrer 
Abneigung gegen einen derartigen Schritt die vermehrten 
Produktionskosten an, welche nach ihrer Versicherung ihm 
unvermeidlich folgen müssen. Es ist dasselbe Argument, 
welches uns, wenn auch minder stark betont, in den Ver¬ 
handlungen über den Entwurf eines Zehnstundengesetzes 
und die verschiedenen Anträge zur Fabrikgesetzgebung 
entgegentrat. Manche Kapitalisten behaupten geradezu, dass 
Jede weitere Einschränkung der Arbeitszeit das Produkt 
vermindern und sie dem Wettbewerb des Auslands auf 
Gnade und Ungnade ausliefern müsse. Auch diese Ansicht 
wurde schon vor der Königlichen Kommission ausgesprochen, 
welche 1833/34 eingesetzt worden war, um über die in Lord 
Ashley’s Entwurf betreffend die Einschränkung der Arbeits¬ 
zeit Erwachsener enthaltenen Vorschläge zu befinden. Und 
nach mehr als einem halben Jahrhundert hören wir nun 
trotz der überzeugenden Erfahrungen von den wohlthätigen 
Wirkungen der direkt den weiblichen und indirekt den männ¬ 
lichen Arbeitern gesetzlich zugestandenen kürzeren Arbeits¬ 
dauer die alten Anschauungen in den Aussagen grosser 


Unternehmer vor der gegenwärtig tagenden Arbeitskoni¬ 
mission voll wiederklingen. 

Umsichtige Leute aus der Unternehmerklasse indessen 
haben durch praktische Versuche herausgefunden, dass ein 
Achtstundentag keineswegs das Erzeugniss verringert, 
sondern vielmehr die Produktivkraft ihrer „Hände“ steigert, 
so dass man darnach auf ganz dieselbe Arbeitsleistung wie 
früher rechnen könne, während durch Ersparungen an 
Arbeitszeit, Brennstoff und Gas, verminderte Abnutzung der 
Maschinen ein direkter Gewinn erzielt werde. 

In England hat man das Experiment mit Erfolg in einer 
ganzen Anzahl von Industrien gemacht, so in Kohlenberg¬ 
werken, im Maschinenbau, im Schiffbau, in der Marmeladen¬ 
branche, der chemischen Industrie, der Schriftgiesserei und 
im Baugewerbe. Herr William Allen, Maschinenbauer in 
Sunderland, berichtete der Arbeitskommission, dass unter 
dem Achtstundensystem seine Leute mehr fertig bekämen 
als zuvor und sich körperlich wie geistig vervollkommnet 
hätten, während die Herren Brunner, Mond & Co., Inhaber 
grosser Alkaliwerke in Chashire, diesem System sowohl 
eine wesentliche Besserung des Gesundheitszustandes ihrer 
Arbeiter, als eine erhebliche Abnahme der Trunkfälligen 
zuschreiben. Andere Unternehmer sprachen von einer 
Produktionssteigerung, welche sie in nicht geringes Er¬ 
staunen versetzt habe. Diese Verwunderung erscheint 
jedoch kaum gerechtfertigt. Neuere Untersuchungen haben 
fast zweifellos dargethan, dass das Volk mit kürzester 
Arbeitszeit die besten Arbeiter hat und das grösste Produkt 
erzielt. In einem interessanten Artikel im letzten Heft der 
Contemporary Review äussert John Rae die Ansicht, dass 
der wirthschaftliche Wettbewerb der Nationen rasch zum 
blossen Kampf der persönlichen Produktionsfähigkeit ihrer 
Arbeiter werde, sobald die anderen Bedingungen der 
Concurrenz sich ausgleichen. Ist das der Fall, so ist es 
zweifellos ausserordentlich wichtig, den „persönlichen 
Faktor“ zu kultiviren, um hierdurch die wirthschaftliche 
Kraft des Einzelnen zum höchsten Grade der Wirksamkeit 
zu bringen. Und handgreifliche Erfahrung lehrt, dass die 
Vorsorge für die Möglichkeit gehöriger Ernährung und 
Ruhe der Arbeiter einen Schritt auf diesem Wege be¬ 
deutet. Ob die entsprechende Ruhe durch die Annahme von 
acht Arbeitsstunden oder einer kürzeren Zeit erreicht wird, 
kann allein die Probe beweisen. 

Für den Augenblick können wir uns damit begnügen, 
die Thatsache hervorzuheben, dass die Achtstundenbewe¬ 
gung „das Feld behauptet“ und vermuthlich noch Viele für 
sich gewinnen wird. Zudem haben zwei wichtige Zweige 
der Staatsregierung die erstrebte Neuerung theilweise ein- 
eführt, was ihr nothwendig die dauernde Aufmerksamkeit 
er öffentlichen Meinung sichern muss. 

London. Stephen N. Fox. 

Die gewerbliche Sonntagsruhe und ihre Verzögerung vor 
dem Reichstage. Die auch in dieser Zeitschrift wiederholt 
und nachdrücklich beklagte Verzögerung des Inkrafttretens 
der gewerblichen Sonntagsruhe in Deutschland wurde in 
der Sitzung des Deutschen Reichstags vom 5. d. Mts. mit 
Recht zum Gegenstand einer scharfen Kritik namentlich 
seitens der Abgeordneten Bebel und Dr. Bachem gemacht. 
Unter Anderem wurde auf die Sonntagsenquete von 1885 
hingewiesen und von Bebel betont, dass bei einigermaassen 
gutem Willen mit diesem Material sehr leicht die Ausfüh¬ 
rung der gesetzlichen Vorschriften hätte vorgenommen wer¬ 
den können. Dieser Hinweis, der zuerst in dieser Zeit¬ 
schrift gemacht wurde, scheint auch nicht ohne Eindruck 
auf die Behörden geblieben zu sein. Denn Staatssekretär 
von Bötticher brachte einen ausführlichen Bericht zum Vor¬ 
trag, den er vor Kurzem über die Angelegenheit von zu¬ 
ständigen Ministerialreferenten eingezogen hatte. Danach 
hätten den ersten Entwürfen für Bestimmungen über die 
Sonntagsarbeit allerdings die Erhebungen von 1885 zu 
Grunde gelegen. Dann heisst es weiter; 

„In zahlreichen der in Frage kommenden Industrien haben 
jedoch seitdem die technischen Einrichtungen und Verfahren 
eine eingreifende Aenderung erlitten. Theils sind die früheren 
Einrichtungen und Betriebsweisen vervollkommnet worden, 
theils sind an ihre Stelle völlig neue Einrichtungen und Be¬ 
triebsweisen getreten. Endlich sind auch, insbesondere auf dem 
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Gebiet der Chemie, Elektrochemie und Elektrotechnik, früher un¬ 
bekannte Industriezweige, eingeführt worden. Aus diesen Gründen 
konnten die Ergebnisse der Sonntagsenquete, obwohl sie eine 
werthvolle Grundlage für die Aufstellung der Entwürfe boten, 
immerhin doch nicht ausreichen, weder für eine erschöpfende 
Ermittelung der in Frage kommenden Betriebsarten, noch für 
eine hinlänglich sichere Bezeichnung der in den einzelnen Ge¬ 
werben gemäss § 105d zuzulassenden Arbeiten. Es konnte in 
Rücksicht hierauf nicht ausbleiben, dass die ersten Entwürfe 
bei der von den Bundesstaaten erbetenen Prüfung — die natur- 
gemäss nicht ohne erheblichen Zeitaufwand vorgenommen wer¬ 
den konnte — Veranlassung zu zahlreichen Abänderungsvor¬ 
schlägen boten. Hierbei ergab sich eine noch weit grössere 
Vielgestaltigkeit der Betriebsarten und Betriebsverhältnisse in 
den einzelnen Industrien, als dies bereits die Enquete von 1885 
hatte erkennen lassen. Zu den zahlreichen, bei der Aufstellung 
der ersten Entwürfe angeregten verwickelten Fragen traten 
neue, nicht minder komplizirte, hinzu. Bei dem Widerstreit der 
Meinungen, der sich nach dem endlichen Eingänge der Aeusse- 
rungen der Bundesregierungen herausstellte, standen sich über 
technische und wirthschaftliche Fragen die verschiedensten An¬ 
sichten gegenüber. Das für eine sachgemässe Prüfung unent¬ 
behrliche Eingehen in solche strittigen Fragen, deren Entschei¬ 
dung die Vorbedingung für die Aufstellung der revidirten Ent¬ 
würfe war, erforderte abermals einen grossen Aufwand an 
Arbeitskraft und Arbeitszeit, zumal der äussere Umfang des in 
Berichten, Gutachten und Eingaben vorliegenden Stoftes ein 
ausserordentlich grosser war. Sämmtliche, Ende 1892 heraus* 
gegan^enen Entwürfe sind an der Hand des Ergebnisses dieses 
Materials zu revidiren, zu ändern, zu ergänzen, zu einem nicht 
unbeträchtlichen Theil völlig neu aufzustellcn, sodann mit den 
Kommissarien des Herrn Handels-Ministers einer Besprechung 
zu unterziehen, hiernach für die Sachverständigen-Konferenz 
vorzubereiten und dieser nebst einer in den meisten Fällen neu 
auszuarbeitenden Begründung vorzulegen. Erst nachdem das 
Ergebniss dieser Konferenzen vorliegt, kann die endgültige Auf¬ 
stellung der einzelnen Bundesrathsvorlagen erfolgen." 

Soweit der Bericht des Ministerialreferenten. Das Auf¬ 
fällige an der Argumentation desselben ist Zweierlei: die 
Minutiosität, mit welcher vorgegangen wird, wenn es sich 
um die Inbetrachnahme von Unternehmerinteressen handelt, 
und das plötzlich bei dieser Gelegenheit abgelegte Geständ- 
niss, dass die Sozialerhebungen des Deutschen Reichs be¬ 
reits so veraltet und unbrauchbar sind, dass man für die 
praktische Sozialpolitik von jetzt gar Nichts mit ihnen an- 
fangen kann. Die besagte Minutiosität steht im schreienden 
Widerspruch zu der rücksichtslosen Art, mit welcher man 
beispielsweise 1890 eine Rückwärtsrevision des Koalitions¬ 
rechts der Arbeiter versuchte, ohne auch nur eine einzige 
Arbeiterorganisation darüber befragt zu haben, und das 
Eingeständniss von der Unbrauchbarkeit der früheren So¬ 
zialstatistiken des Deutschen Reichs muthet bei dieser Ge¬ 
legenheit, wo die Unternehmer durch neue Erhebungen Zeit 
gewinnen, deshalb so merkwürdig an, weil man bis dahin 
die Nothwendigkeit neuer Sozialstatistiken umfassender Art 
regelmässig in Abrede gestellt hatte. Was die Zuziehung 
von Arbeitervertretern zu den Sachverständigenberathungen 
über Sonntagsruhe betraf, so verlas Staatssekretär von 
Bötticher auf Reklamation des Abg. Bebel folgende Stelle 
eines Runderlasses des preussischen Handelsministers an 
die Regierungspräsidenten: 

„Als Arbeitervertreter .sind nur durch Intelligenz und Sach¬ 
kunde ausgezeichnete Arbeiter anzuerkennen, von denen mit 
Sicherheit angenommen werden darf, dass sie die Achtung und 
das volle Vertrauen der Mehrheit oder doch eines beträcht¬ 
lichen Theils ihrer Kameraden genicssen. Da der chemischen 
Grossindustrie die Auswahl der Vertreter ihrer Interessen über¬ 
lassen bleibt, so ist es billig, dass auch den Arbeitern, soweit 
cs irgend möglich ist, eine Mitwirkung bei der Auswahl ihrer 
Vertreter gestattet wird. Daher sind dort etwa bestehende 
Fachorganisationen der hier in Frage kommenden Arbeiter oder 
andere Vereinigungen, in denen sic vorzugsweise oder in er¬ 
heblichem Maassc vertreten sind, sowie deren örtliche Mitglied¬ 
schaften (Zahlstellen) durch Vermittelung der Gewerbe-Aufsichts- 
beamten oder in sonst geeignet erscheinender Weise unter Mit- 
theihing des Zwecks der Berathungen zu veranlassen, Personen 
in Vorschlag zu bringen, die ihnen geeignet erscheinen, die 
Interessen der Arbeiter wahrzunehmen. Als Organisationen 
der vorbezeichneten Art sind beispielsweise zu betrachten: 
Fachvereine sozialdemokratischer Richtung, Gewerkvereine 
I lirsch-Duncker'scher Observanz, christlich-soziale, evangelische 
und katholische Arbeitervereine, sofern sic die Mehrheit oder 
doch eine namhafte Zahl der hier in Frage kommenden Ar¬ 
beiter zu ihren Mitgliedern zählen." 


I Das klingt ganz gut, bezieht sich aber ie/c/er nur auf 
die — chemische Industrie, in der zufällig grössere Ar¬ 
beiterorganisationen nicht bestehen. Offenbar hat man es 
hier erst mit einer Nachwirkung der Kritik zu thun, welche 
an die frühere Nichtzuziehung organisirter Arbeiter geübt 
wurde. Hoffentlich wird das jetzt eingeschlagene Verfahren 
für alle weiteren Gruppen beibehalten. Ein letztes Ergeb¬ 
niss der scharfen Angriffe gegen die Verzögerung war die 
.Erklärung des Staatssekretärs, er sei bereit, „für diejenigen 
Industriezweige, bei denen es ohne Nachtheil geschehen 
kann, und ohne den Erfolg, dass man künftig zu Korrek¬ 
turen genöthigt wird, die Sache abgesondert und so schnell 
wie möglich erledigen zu lassen." Um zu dieser „Bereit¬ 
schaft zu kommen, waren erst die zahllosen Aeusserungen 
des Missfallens über die Haltung der Regierung in der 
Presse und im Parlament nothwendig? Man sollte meinen, 
den wohlfeilen Ruhm, die Sonntagsruhe etwas schneller 
ins Werk gesetzt zu haben, hätte .sich die Regierung schon 
weit früher erwerben können.- 

Petition der Hirsch-Duncker’schen Gewerkvereine 
um Regelung der Arbeitszeit Die Hirsch-Duncker’schen 
Gewerkvereine haben an den Reichstag die folgende Petition 
gerichtet. 

Der Hohe Reichstag wolle den Herrn Reichskanzler 
ersuchen, dahin zu wirken, dass in den Betrieben des Reiches 
und der Bundesstaaten 

1. eine Statistik über die gesammten Arbeiterverhält¬ 
nisse, namentlich über die Dauer der täglichen Arbeits¬ 
zeit nach Arbeiterkategorien, mit besonderer Berück¬ 
sichtigung der Ueberstunden, der Nacht- und Sonn¬ 
tagsarbeit; über die gezahlten Individuallöhne, die 
Fristen und Tage der Lohnzahlung bezw. Abschlags¬ 
zahlung und Abrechnung; über Zahl und Alter der 
neu bezw. wieder eingestellten und der entlassenen 
Arbeiter, nebst den Gründen der Entlassung — nach 
gleichartigen Formularen schleunigst und alsdann in 
regelmässiger Wiederkehr erhoben und dem Reichs¬ 
tage vorgelegt werde; 

2. eine tägliche Arbeitszeit von höchstens neun Stunden, 
für Bergwerke und andere gesundheitsschädliche Be¬ 
triebe bezw. Beschäftigungen von höchstens acht 
Stunden, sowie wöchentliche Lohnzahlung, mindestens 
aber Abschlagszahlung eingeführt werde; 

3. bei der zeitlichen Eintheilung der Arbeiten wesentlich 
darauf Rücksicht genommen werde, dass die Arbeiter 
dauernd das ganze Jahr hindurch beschäftigt und in 
Zeiten der Arbeitslosigkeit nicht Verminderung, son¬ 
dern, soweit irgend möglich, Vermehrung oer Ar¬ 
beiterzahl erfolge.“ 

Zur Reform der französischen Pabrikinspektion. Die 

Umgestaltung des französischen Fabrikinspektorats ist von 
der sozialistischen Fraktion der französischen Kammer be¬ 
antragt worden. Der von Guesde im Namen seiner Fraktion 
eingebrachte Gesetzentwurf besteht aus sechs Artikeln. Er 
hat in der Hauptsache folgenden Inhalt; Es soll Aufgabe 
der Fabrikinspektoren sein, die Durchführung der Gesetze, 
betreffend die Regelung und Sicherheit der Arbeit, die 
Hygiene der Fabriken etc. zu sichern und überdies, gemein¬ 
schaftlich mit den Polizeikommissaren, für die Durchführung 
des Gesetzes vom 7. Dezember-1874, betreffend den Schutz 
der bei herumziehenden Gewerben beschäftigten Kinder zu 
sorgen. Was die Bergwerke, Gruben und Steinbrüche an¬ 
belangt, ist die Durchführung der Schutzgesetze ausschliess¬ 
lich den Sicherheitsdelegirten der Grubenarbeiter anvertraut 
und darf ihr fixes Gehalt nicht niedriger sein als der in 
der betreffenden Regie bestehende Maximalarbeitslohn. Die 
Inspektoren — einer für jeden der durch ein besonderes 
Gesetz zu bestimmenden Inspektionsbezirke — sind von 
den in den Fabriken, Werkstätten und auf Bauplätzen be¬ 
schäftigten Arbeiter und Arbeiterinnen zu wählen, die der 
französischen Nationalität angehören und das 21. Lebens¬ 
jahr erreicht haben. Sie sind auf drei Jahre zu wählen 
und erhalten nebst ihren Reisediäten ein fixes Gehalt, das 
gleich dem der Grubenarbeiter-Delegirten nicht niedriger 
sein darf als der in der betreffenden Region bestehende 
Maximalarbeitslohn. In allen Industriestädten, in welchen 
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Cicwt^rbegerichte (Conseils de prud’homiiies) bestehen, sind | 
dje Inspektoren von Lokalkommissionen zu unterstützen, 
die aus den von den gewerbegerichtlichen Arbeiter-Bei¬ 
sitzern aus ihrer Mitte zu wählenden Kollegen zu bilden 
sind, deren Entlohnung von den betreffenden Gemeinden 
auf Grund der lokalen Maximalarbeitslöhne zu berechnen, 
wobei jedoch die Entschädigung, die sio als Beisitzer 
erhalten, in Abzug zu bringen ist. Diese Kommissionen 
haben die Fabriken etc. zu besichtigen, wobei sie sich, 
wenn sie es für zweckmässig halten, von einem Arzte be¬ 
gleiten lassen können. Ihre Mitglieder sind gleich den 
Inspektoren durch einen Eid zur Geheimhaltung der in 
Ausübung ihrer Funktion zu ihrer Kenntniss gelangenden 
Fabrikationsgeheimnisse und Betriebsverhältnisse zu ver- 
pllichten und die Eidbrüchigen nach Art. 278 des Code 
penal (Str.-G.-B.) zu bestrafen. Zu Inspektoren können 
nur Diejenigen gewählt werden, die sich einem hierfür | 
festgestellten Wettbewerb unterwerfen. An der Spitze des 
Inspektorats steht eine Oberkommission, die ihren Sitz im 
Handels- und Gewerbe-Ministerium hat und aus 9 für'ihre 
Thätigkeit zu entlohnenden Mitgliedern besteht. Die Medi¬ 
zinische Akademie, die Akademie der Wissenschaften und 
der oberste Gesundheitsrath haben hierzu je ein Mitglied, 
die gewerbegerichtlichen Arbeiterbeiräthe zwei und die 
Arbeitergewerkschaften des Seinedepartements vier Mit¬ 
glieder zu wählen. Diese Kommission hat für eine gleich¬ 
förmige und w'aehsame Anwendung der Arbeiterschutz¬ 
gesetze zu sorgen; ihre Meinung über die Verordnungen, 
sowie über alle die geschützten oder zu schützenden Ar¬ 
beiter berührenden Fragen abzugeben und endlich die 
Bewerbungsbedingungen festzusetzen, welchen sich Die¬ 
jenigen zu unterwerfen haben, die zu Inspektoren gewählt 
werden wollen. 


Arbeiterversicherung. 

Erstattung von Beiträgen nach dem Invaliditäts- und 
Altersversicherungsgesetz. Das Invaliditäts- und Alters¬ 
versicherungsgesetz enthält keine Bestimmung darüber, dass 
Personen, welche in der irrthümlichen Annahme versiche- 
nmgspflichtig zu sein, Beiträge zu der Versicherungsanstalt 
geleistet haben, berechtigt sind, deren Rückerstattung zu be¬ 
gehren. Trotzdem steht die Erstattungspflicht der Anstalten 
aus allgemeinen Rechtsgründen fest und die Erwägung, 
dass das Gesetz gewiss nicht daran gedacht hat, dieselben 
auf Kosten der Versicherten sich bereichern zu lassen, 
führt schon zu der F'olgerung, dass der Erstattungsanspruch 
gerechtfertigt ist. In Ermangelung positiver sich hierauf 
beziehender Vorschriften wird mit Recht angenommen, 
dass dieser Anspruch im Wege der Klage bei den ordent¬ 
lichen Gerichten geltend zu machen ist. Das Prozessver¬ 
fahren i5)t aber ein schleppendes und es kann lange dauern, 
bis der Versicherte ein obsiegendes Urtheil erstreitet, das 
ihn in den Stand setzt, wenigstens in den Besitz der von 
ihm geleisteten Beiträge zu gelangen. Aus diesem Grunde 
wie auch mit Rücksicht darauf, dass es sich bei diesen 
Streitsachen um öffentlich-rechtliche Fragen handelt, zu 
deren Erledigung Schiedsgerichte und Reichsversicherungs- 
anit besonders berufen erscheinen, wäre es sehr zu wün¬ 
schen. dass bei der Revision des Gesetzes hierauf bezüg¬ 
liche Vorschriften in dasselbe aufgenommen würden. 


sichtliches Bild über die Leistungen der Berufsgenossen¬ 
schaften auf dem Gebiete der Unfallverhütung zu geben. 
Bereits vor geraumer Zeit sei von berufsgenossenschaft¬ 
licher Seite mit Hilfe des Reichsversicherungsamts eine An¬ 
leitung hergestellt worden, die den Berufsgenossenschaften 
zur Beachtung übersandt wurde und als Norm für die Be¬ 
richte der Beauftragten dienen sollte. Seitdem sei von den 
Berufsgenossenschaften auf einheitliche Durchführung der 
Berichte ihrer Beauftragten in erhöhtem Maasse geachtet 
worden, so dass vorau.ssichtlich schon im Laufe dieses 
Jahres eine theilweise Veröffentlichung solcher Berichte 
sich ermöglichen lassen werde. Danach scheint mehr das 
Reichsversicherungsamt als die Berufsgenossenschaften der 
treibende Faktor bei der Veröffentlichung zu sein. Ist dies 
der Fall, so muss es Wunder nehmen, dass von demselben 
nur eine „Zusammenstellung“ der Jahresberichte für die 
Veröffentlichung geplant wird. Soll die ausserordentlich 
begrüssenswerthe Veröffentlichung wirklichen Nutzen stiften, 
so darf man an keine Kompilation, die sich vielleicht gar 
nur auf Tabellen erstreckt, denken, sondern man muss die 
Einzelbeobachtungen und Schilderungen der Revisionsbe¬ 
amten so ausführlich als möglich wiedergeben. 


Schulwesen. 

Die Arbeiterversicherung im Lehrplan der medizinischen 
Fakultäten. Dass die Arbeiterversicherungs-Gesetzgebung 
mit besonderer Rücksicht auf die praktische Medizin zum 
regelmässigen Unterrichtsgegenstande an den Universitäten 
gemacht werde, wird in einem bei der Aerztekammer für 
Berlin-Brandenburg jetzt eingebrachten Anträge befürwortet. 
Nach der Medizinischen Reform lautet dieser Antrag wie 
folgt: „Die Kammer möge beschliessen zu erklären: .1. Es 
ist nothwendig, dass die Studirenden der Medizin auf der 
Universität Kenntniss von den für den Arzt wichtigen Be¬ 
stimmungen des Kranken-, Unfall-, Alters- und Invaliditäts- 
Versicherungsgesetzes erlangen. 2. Es ist nothwendig, dass 
im klinischen Unterrichte die Studirenden der Medizin 
durch Demonstrationen mit dem Begriff der „Arbeitsunfähig¬ 
keit“ sowie der totalen und prozentualen „Erwerbsunfähigkeit“ 
vertraut gemacht werden, sowie dass in der Rezeptirkunde 
die Verhältnisse berücksichtigt werden, deren Beobachtung 
im Verkehr des Arztes mit den erkrankten Kassenmitgliedern 
unbedingt erforderlich ist.“ 

Deutscher Lehrertag. Der deutsche Lehrertag wird 
zu Pfingsten dieses Jahres in Stuttgart zusammentreten. 
Man rechnet auf den Besuch von 4—5000 Lehrern aus allen 
Theilen Deutschlands. Unter den Fragen und Thesen von 
sozialpolitischem Interesse, die zur Verhandlung kommen 
sollen, seien folgende hervorgehoben: Wie kann die Volks¬ 
schule die Kinder für das öffentliche Leben in Staat und 
Gemeinde vorbereiten? Gesundheitslehre und Gesundheits¬ 
pflege in der Schule; Wesen und Ziele der viel angefein¬ 
deten modernen Schule; Die Schulerziehung im Kampf 
gegen äussere verderbliche Einflüsse; Forderungen der 
deutschen Volksschullehrer an ein Unterrichtsgesetz; Pesta¬ 
lozzi für immer. 

Bibliographie. 


Veröffentlichung der Jahresberichte der berufsge-* 
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Die Einführung der Berufung. 


Nach langem Zögern hat die preiissischc Regierung sich 
endlich entschlossen, dem wiederholten Driingen des Reichs¬ 
tags und dem energisch zu Tage getretenen Rcchtsbewusstsein 
des Volkes nachzugeben und einigen heiss ersehnten straf¬ 
prozessualen Reformen ihre Zu.>5timmung nicht länger zu ver- 
.-agen. Unter der Ueberschrift: „Entwurf eines Gesetzes, 
betreffend Aenderungen und Ergänzungen des Gerichtsver- , 
fas.sungsgesetzes und der Strafprozessordnung“ sind eine 
Reihe tiefeingreifender Vcrbcsserungsvorschläge des heutigen 
mangelhaften Rechtszustandes geplant, der, wie die Motive 
rückhaltslos zuzugeben sich gezwungen sehen, das erhoflfte ' 
V’ertrauen im Volke keineswegs gewonnen hat. Wenn wir im 
Folgenden die wichtigsten Gedanken des Entwurfs etwas 
näher betrachten und zunächst vor allem die praktisch be- j 
deutsamste Frage nach der Neueinführung der Berufung gegen j 
die Urtheile der Strafkammern in erster Instanz eingehender 1 
behandeln wollen, so muss von vornherein auf folgenden ! 


Punkt hingewiesen werden: Die Tagespresse und die po¬ 
litische Parteischablone haben, wie man so oft bei der Er¬ 
örterung juristischer Probleme wahrzunehmen in der Lage 
ist, auch diese Frage mit einigen nichtssagenden Schlag¬ 
worten abthun zu können geglaubt. Das Eintreten für die 
Berufung gilt schlechtweg als Zeichen aufgeklärter, humaner 
Geistesrichtung, da damit angeblich für den Angeklagten 
der weitaus günstigere Rechtszustand und die weitaus 
grössere Garantie geschaffen wird. 

Dagegen stellten sich die reaktionären Parteien und 
ihre Presse in überwiegender Zahl der geplanten Reform 
kühl oder ablehnend gegenüber, da der Schutz der indivi¬ 
duellen Freiheit und Sicherheit für sie von geringerer Be¬ 
deutung ist. Diese oberflächliche Betrachtungsweise zeigte 
sich auch sofort wieder beim Erscheinen der ganz ausser¬ 
ordentlich beachtenswerthen,mit grosser Lebhaftigkeit gegen 
die Berufung Partei ergreifenden Schrift des Reichsgerichis- 
raths C. Freiherrn v. Bülowh. Aus den soeben genannten 
Gründen stimmte ihr die konservative Presse zum erheblich¬ 
sten Theile zu. während die liberale Presse ganz allgemein 
den entgegengesetzten Standpunkt einnahm. Beide Ansichten 
sind jedoch gleich verkehrt. 

v. Bülow erklärt sich gegen die Berufung nicht etwa 
deshalb, weil er unsere heutige Strafrechtspflege für vor¬ 
züglich hält und also der Meinung ist, dass es nicht er¬ 
forderlich sei. nach vermehrten Garantieen für den Ange¬ 
klagten zu suchen, die eine ihm nachtheilige Ueberraschung 
und Beschränkung in der VTrtheidigung mehr und mehr 
verhindern würden. Er stellt vielmehr ganz im Gegentheil 
selbst eine Reihe höchst bedeutsamer Reformvorschläge 
auf, die sämmtlicli lediglich das eine Ziel verfolgen, für 
die Wahrung der Interessen des Angeklagten und für eine 
gründliche und richtige Aburtheilung der Sache besser und 
wirksamer Sorge zu tragen. Hierzu erscheint ihm vor 
allen Dingen die stärkere Heranziehung des Laieneleinents 
zur Rechtsprechung in Strafsachen, die ausreichende Be¬ 
setzung der Gerichte und so manches andere erforderlich, 
nur gerade nicht die Berufung. Wenn das \"erfahren in 
erster Instanz, so deduzirt Bülow, mangelhaft ist, so er¬ 
scheint doch nichts in der Welt natürlicher, als dass man 
diesem Ucbelstande abzuhelfen sucht. Welchen verstän¬ 
digen Sinn aber soll es haben, dem schlechten ersten Ver¬ 
fahren ein zweites nachfolgen zu lassen, welches nicht blos 
ebenso mangelhaft ist, sondern aus in der Natur der Sache 
gelegenen und daher unter keinen Umständen zu vermei¬ 
denden Schwierigkeiten noch weit schlechter ausfallen muss, 
als die frühere Verhandlung? Denn hinzukommt zu all’ den 
übrigen oft beklagten Mängeln unseres Strafverfahrens hier 

h Die Reform unserer Strafrechtspflege, Berlin, Carl Heymamis 
Verlag, 1893. Preis 1 M. 
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noch das veraltete und darum doppelt unzureichende Be¬ 
weismaterial. Die Quelle, aus welcher der Berufungs¬ 
richter schöpft, ist mit Nothwendigkeit trüber, als die, welche 
dem ersten Richter zu Gebote steht. Die neue Entschei¬ 
dung erfolgt nicht von dem besser,“ sondern von dem 
schlechter informirten Richter. Die schliessliche Forderung 
Bülow’s geht demnach dahin: Ordnen wir endlich einmal 
das Verfahren erster Instanz wirklich gut und würdig, 
schaffen wir eine gründliche und sorgfältige Behandlung 
von Sachen, bei denen es sich um Freiheit, Ehre, Lebens¬ 
stellung, ja oft um die ganze Existenz eines Menschen han¬ 
delt, und sorgen wir für eine starke Schutzwehr gegen jede 
überhastete, routinemässige, flüchtige Handhabung von Recht 
und Herrlichkeit. Wo alles dies vorhanden ist, da hat sich 
niemals das Bedürfniss einer Berufung geltend gemacht. 
Beweiss: Die Schwurgerichte, welche das Vertrauen weiter 
Volkskreise sich erworben und zu erhalten gewusst haben. 

Diese Ausführungen sind wohl durchdacht und an und 
für sich auch durchaus zutreffend. Die Berufung wird — 
dies lässt sich schon heute mit Sicherheit Voraussagen — 
die reichen Hoffnungen, welche das Volk daran knüpft, 
nicht erfüllen. Unsere ganze Strafrechtspflege ist so wenig 
vom sozialen Geist durchtränkt, der juristische Formalismus 
überwiegt in ihr so sehr über die Rücksicht und das Ver* 
ständniss für das Leben und die Bedürfnisse des Volkes, 
dass nur eine Reform an Haupt und Gliedern helfen kann. 
Sonst bleibt alles Uebrige Flickwerk. Namentlich wird 
auch, wie gerade in jüngster Zeit, von den sachkundigsten 
Stellen aus, oft und mit grosser Energie gefordert worden 
ist, darauf Bedacht zu nehmen sein, dass die herkömmliche 
formal-logische Rechtsschulung, sowenig sie zu entbehren 
ist, doch allein keineswegs für die Strafgerichtsgewalt aus¬ 
reicht. „Das Beste nach Charakter, Wissen und Können“, 
sagt Seiiffert treffend, „ist gerade gut genug für diesen 
bis« an die ersten Lebensbedingungen des Individuums her¬ 
anreichenden Theil der Staatsgewalt.“ 

Wenn wir trotzdem im Gegensatz zu Bülow die Ein¬ 
führung der Berufung nicht ablehnen, so geschieht dies ledig¬ 
lich deshalb, weil es unklug und verkehrt wäre, einen Fort¬ 
schritt — und sei er auch noch so geringfügig —- preiszu¬ 
geben für eine ungewisse Hoffnung. Und dass vorläufig 
an eine Durchführung der grossen weitausschauenden Re¬ 
formgedanken und an eine Regelung der prinzipiellen 
Fragen nicht zu denken ist, kann als sicher gelten. Wir 
müssen uns also mit der bescheidenen Errungenschaft be¬ 
gnügen, dass — und darin liegt der einzige Vorzug, der 
Berufung — dieselbe Angelegenheit an verschiedenen 
Stellen wiederholt geprüft wird, was gegenüber der Irr¬ 
thumsfähigkeit der Menschen gewiss als etwas Heilsames 
zu erachten ist, zumal die Fälle keineswegs selten sind, in 
denen der Angeklagte erst aus den Entscheidungsgründen 
des gegen ihn ergangenen Urtheils sich klar wird, welche 
neuen Thatsachen und Beweismittel er zur Erhärtung seiner 
Unschuld hätte Vorbringen müssen. 

Das solche Fälle in einem Rechtsstaate überhaupt mög¬ 
lich sind und gerade dadurch erst recht eigentlich das Ver¬ 
langen der öffentlichen Meinung [nach Einführung der Be¬ 
rufung mit immer grösserer Intensität sich geltend machen 
konnte, verdanken wir dem unerträglichen Ueberwuchern 
der juridischen Künstelei, dem einem unverfälschten Rechts¬ 
bewusstsein des Volkes schroff widersprechenden Vorherr¬ 
schen der rein logischen begrifflichen Construktion vor dem 
.schlichten gesunden Menschenverstand. Zahllos sind die 
Klagen über die der Rechtssicherheit drohenden schweren 
Gefahren, wenn nicht bald dem verwerflichen Prinzip der 
ausdehnenden Interpretation des Strafgesetzes Einhalt ge¬ 
schieht, wenn man nicht endlich einmal aufhört, durch un¬ 
gerechtfertigtes Pressen des gesetzlichen Wortlautes oder 
durch kühne, unter Aufwendung des grössten juristischen 
Scharfsinns gezogene Schlussfolgerungen Thatbestände unter 


Strafe zu stellen, für deren deliktische Qualität das Volk 
auch nicht das geringste Verständniss hat. Man denke nur 
an die Verfolgungen wegen groben Unfugs oder an die 
sogenannten Geheimbundsprozesse, um sofort einzusehen, 
welche Erschütterung des Rechtsgefühls nothwendig ein- 
treten muss, wenn der Strom der Kriminalisirung zur 
Brandmarkung von Handlungen führt, deren Strafwürdig¬ 
keit Niemand einsieht. Bedauerlicherweise leisten unsere 
Gesetze diesem verfehlten System der Rechtsanwendung 
den kräftigsten Vorschub. Anstatt das soziale Leben in 
seiner Wirklichkeit zu erfassen und so den unentbehrlichen 
und unendlich wichtigen Zusammenhang mit den Empfin¬ 
dungen des Volks zu erhalten, gefällt sich die Gesetz¬ 
gebung mehr und mehr in einer dem gemeinen Verstand 
fernliegenden abstrakt-erkünstelten Begriffslehre, einem 
lebensfremden, versteinerten Formelwesen. Und anstatt den 
Strafschutz zu Gunsten des wirthschaftlich und sozial 
Schwachen zu verwenden und damit zu einer wohlthätigen 
Versöhnung der durch die gesellschaftlichen Zustände her¬ 
vorgerufenen Gegensätze beizutragen, schlägt die Gesetz¬ 
gebung — es sei nur an die Bestimmungen über den Kon¬ 
traktbruch und das Koalitionsrecht erinnert — in unbe¬ 
greiflicher Verblendung oft genug gerade den umgekehrten 
Weg ein. 

Diese ganze Kette der angedeuteten Missgriffe doktrinärer 
Kurzsichtigkeit hängt, wenn auch nicht äusserlich, so doch 
innerlich, auf das engste zusammen. „Inhaltlich schlechte und 
das Leben falsch behandelnde Gesetze“, sagt Loewenfeld^) 
treffend, „sind regelmässig auch juristisch, als Werke der 
Gesetzgebungstechnik, schlecht, da unklare Gedanken keine 
klare Fassung vertragen. Gesetze solcher Art gereichen nicht 
bloss den von ihnen direkt Betroffenen, sondern auch der 
Gesetzesanwendung zum Unglück, indem sie die letztere 
über den einzelnen Fall hinaus verderben.“ Dass diese 
nicht hoch genug zu veranschlagenden Uebelstände auch 
durch die Berufung nicht aus der Welt geschafft werden, 
so lange die trockenen und kalten Rechtsnormen maass¬ 
gebend bleiben, versteht sich ganz von selbst. Immerhin 
aber ist die Möglichkeit nicht ausgeschlossen, dass wenig¬ 
stens in einzelnen Fällen die doppelte Prüfung der oft so 
ausserordentlich schwierigen und verwickelten Thatfrage 
ihren Zweck erfüllt. Dafür ist aber selbstverständlich un¬ 
umgängliche Voraussetzung, das das Verfahren vor den 
Berufungsgerichten so geordnet ist, dass auch die Möglich¬ 
keit einer Korrektur gegeben wird. Dies ist aber nui^nach 
der vom Entwurf beliebten Regelung keineswegs der Fall. 
Was uns hier geboten wird, erscheint so mager und dürftig 
und ist in so ausgesprochener Weise von einem völlig 
ausserhalb des Rechts liegenden Grunde beeinflusst, näm¬ 
lich lediglich von dem Bestreben, nur ja die bessere Ver¬ 
wirklichung des Rechts nicht mit irgend einem Kostenauf- 
wande zu erkaufen, dass die Freunde der Berufung voraus¬ 
sichtlich von den erzielten Erfolgen bitter enttäuscht werden 
dürften. Als Motto würden den Entwurf passend die Worte: 
„Billig und schlecht“ zieren können. In den Motiven tritt 
dieser Gesichtspunkt mit denkbar grösster Offenheit hervor, 
so wenn es heisst: „Eine mässige Vermehrung des Personals 
der Ober-Landesgerichte wird in einzelnen Bundesstaaten 
nicht zu umgehen sein. Diese Vermehrung wird aber voraus¬ 
sichtlich ausgeglichen werden können durch eine ent¬ 
sprechende Ersparniss von Beamtenkräften bei den Land¬ 
gerichten.“ Aber auch sonst bleibt diese Rücksicht auf eine 
möglichst grosse Kostenersparniss in so alles beherrschen¬ 
der Weise maassgebend, dass man sich immer wieder fragen 
muss, ob denn nicht eine gute Strafrechtspflege auch zu 
den Aufgaben des Staates gehört und ob denn der alte 
Satz: „Justitia fundamentum regnorum“ für die Gegenwart 
völlig seine Geltung verloren hat. 

*) Im Archiv für soziale Gesetzgebung und Statistik, Bd. 3 
(1893.). 
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Sogar das Prinzip der Mündlichkeit und Unmittelbar¬ 
keit ist diesem Gesichtspunkte in denkbar weitestem Um¬ 
fange zum Opfer gebracht. Zwar versichern uns die Motive 
ausdrücklich, dass das Verfahren in der Berufungsinstanz 
als ein mündliches, unmittelbares gedacht und gegenüber 
dem bisherigen Gesetze nicht wesentlich verändert worden 
sei. Allein diese platonische Erklärung wird wenig helfen, 
wenn es im Gesetze selbst heisst: 

„Bei der Berichterstattung und der Beweisaufnahme können 
Schriftstücke verlesen werden; Protokolle über Aussagen der 
in der Hauptverhandlung erster Instanz vernommenen Zeugen 
und Sachverständigen dürfen ausser den Fällen der §§ 250, 252 
nur dann verlesen werden, wenn das Gericht die mündliche 
Vernehmung zur Aufklärung der Sache nicht für erforderlich 
erachtet “ 

Dies heisst doch, sobald man den Grundgedanken des 
Gesetzes aus den ihn umgebenden Verklausulirungen 
herausschält, wahrlich garnichts weiter, als dass künftighin 
das Berufungsgericht in der überwiegenden Mehrzahl der 
Fälle einfach auf Grund des Vortrags des Referenten hin 
entscheiden wird, der sich aus dem Akteninhalte einen 
Auszug anfertigt, in welchem er naturgemäss nur dasjenige 
aufnimmt, was ihm für die von dem Gerichte zu fällende 
Entscheidung wichtig und erheblich erscheint. Damit 
aber ist der Hauptvorzug der mündlichen Verhandlung 
gründlich verloren gegangen; von der Unmittelbarkeit der 
Beweisaufnahme, die sämmtlichen Richtern gleichzeitig eine 
vollständige und nicht durch das Ermessen des Referenten 
beschränkte Kenntniss von dem gesammten Beweismaterial 
geben soll, ist keine Rede mehr. Die mit dieser unglücklichen 
Bestimmung für eine gesunde und gerechte Rechtspflege 
erzeugte Gefahr wird aber bis aufs höchste gesteigert, 
wenn man erwägt, ein wie äusserst zweischneidiges Schwert 
die Berufung für den Angeklagten nach dem Entwürfe ist. 
Denn sie steht nicht nur dem Angeklagten, sondern auch 
gegen ihn dem Staatsanwalte zu, sobald dieser eine Ver- 
urtheilung oder ein höheres Strafmaass zu erwirken für 
angebracht hält. Ein früherer Antrag Munckel wollte be¬ 
kanntlich die zum Nachtheil des Angeklagten eingelegte 
Berufung gegen ein Urtheil der Strafkammer von der 
Anführung neuer Thatsachen oder Beweismittel 
abhängig gemacht wissen. Der Entwurf ist dieser An¬ 
regung nicht gefolgt, ohne dass uns die dafür maassgebend 
gewesenen Gründe angegeben werden, und eröffnet damit 
die nicht scharf genug zu rügende Möglichkeit, dass ein 
in erster Instanz Freigesprochener lediglich auf Grund 
vorgelesener Zeugenaussagen im Berufungsverfahren 
verurtheilt werden kann. Aeltere preussische Richter 
haben sich verschiedentlich der dankenswerthen Mühe 
unterzogen, die nach dieser Richtung hin von ihnen früher 
gesammelten traurigen Erfahrungen der Oeffentlichkeit mit- 
zutheilen, um die Gesetzgebung noch in letzter Stunde vor 
dem Betreten des gleichen Weges zu warnen. Wir theilen 
hieraus einen besonders charakteristischen, in der Vossischen 
Zeitung jüngst angezogenen Fall mit. Jemand war einer 
Majestätsbeleidigung angeklagt, die er in der Trunkenheit 
begangen hatte. In Frage stand nur, ob der Zustand der 
einer so sinnlosen Trunkenheit war, dass der Angeklagte 
überhaupt nicht wusste, was er that. Die Richter erster 
Instanz vernahmen die Zeugen: diese zeigten dramatisch 
das Lallen und Taumeln des Angeklagten, die Art seiner 
Fragen und Antworten und das Gericht sprach den An¬ 
geklagten frei, in der Ueberzeugung, dass er nicht gewusst 
habe, was er sprach. Auf die Appellation des Staatsanwalts 
gewann das Gericht aus dem Protokoll die entgegen¬ 
gesetzte Auffassung und gelangte zur Verurtheilung. Solche 
Fälle dürften kaum zur Nachahmung reizen. 

Wir haben hiermit den wichtigsten, vor allem einer 
Abänderung bedürftigen Punkt berührt. Es ist dringend 
zu wünschen, dass die weiteren Berathungen im Bundesrath 


und Reichstag hier Wandel schaffen möchten. Sonst ist 
das vom Entwurf vorgeschlagene Heilmittel weit gefähr¬ 
licher und schlechter als das zu bekämpfende Uebel. Alle 
anderen Bedenken treten daneben an Wichtigkeit weit 
zurück und können daher hier unerwähnt bleiben. 

Der Entwurf hat aber noch einen anderen, sehr gefähr¬ 
lichen Weg beschritten. Die neu eingeführte Berufung er¬ 
scheint ihm geeignet, eine ganze Reihe von Garantieen, 
welche nach dem bisher geltenden Recht eine richtige Ent¬ 
scheidung der Schuldfrage verbürgen sollten, für die Zukunft 
als überflüssig wegfallen zu lassen. Wir werden auf dieses 
für die Rechtssicherheit ausserordentlich bedenkliche Prinzip 
und auf die einzelnen Punkte, welche dabei in Frage 
kommen, in einer weiteren Besprechung eingehen. 

Berlin. Hugo Heinemann. 


Soziale Wirthschaflspolitik und Wirthschafts- 
statistik. 

Die Zahl der stehenden Gewerbe in Bayern hat, unter 
Berücksichtigung der jährlichen An- und Abmeldungen, von 
1883 bis 1892 um 59 289 zugenommen. Der stärkste Zu¬ 
wachs war im Jahre 1884 zu konstatiren mit einem Ueber- 
schuss von 10 820 Mehr-Anmeldungen als Niederlegungen, 
der schwächste Zuwachs im Jahre 1883 mit einem Ueber- 
schuss von nur 1174 und im Jahre 1887 mit einem Ueber- 
schuss von nur 1741. 


Aktiengesellschaften in Grossbritannien und Irland 
1884 — 1893 . Alljährlich veröffentlicht der Registrar of Joint 
Stock Companies in London einen Bericht über die Zahl 
der im Laufe des verflossenen Kalenderjahres im Vereinig¬ 
ten Königreich neu entstandenen Aktiengesellschaften. In 
diesem Bericht sind die Firma und der Sitz der Gesellschaft, 


die Branche, das Datum der Eintragung und die rechtlichen 
Verhältnisse (ob limited oder unlimited), die Zahl der 
Gründer, die Anzahl der von den letzteren übernommenen 
und der überhaupt ausgegebenen Aktien, die Beträge, auf 
welche die einzelnen Stücke lauten, der Nominalbetrag des 
Aktienkapitals, das eingezahlte Kapital und vieles Andere 
verzeichnet. Aus dem reichen Inhalt des neuesten (158.) 
Berichts seien die folgenden Zahlen wiedergegeben. Es 
betrug: 

mithin die Zunahme 


je im 
April 


die Zahl der 
Gesellschaften 


das eingezahltc 
Kapital 
(in 1000 £) 


der Gesell¬ 
schaften 


des cingez. 

Kapitals 
(in 1000£) 


1884 

8692 

1885 

9344 

1886 

9 471 

1887 

10494 

1888 

11 001 

1889 

11968 

1890 

13 323 

1891 

14 873 

1892 

16173 

1893 

17 555 


475 551,31 
494 909,9/1 
529 637,7 /\ 
591 508,7 h 
611 430,4 /I 
671 870,2 
775 139,5 
891 504,1 
989 283,6 
1013119,3 


652 19358,6 

127 34727,8 

61 871,0 
19921,7 
60 439,8 
103269,3 
116364,6 
97 779,5 
23 835,7 


'>|i 


1 023 
507 
967 
1 355 
1550 
300 
382 


Im April 1884 waren hiernach in Grossbritannien und 
Irland 8692 Aktiengesellschaften mit einem eingezahlten 
Aktienkapital von 475^2 Mill. Pfd. Sterling vorhanden ge¬ 
wesen, im April 1893 dagegen 17 555 Gesellschaften mit 
über 1013 Mill. Pfd. Sterling, ln dem dazwischen liegenden 
Jahrzehnt war also die Zahl der Gesellschaften um 8863 
und das eingezahlte Kapital um 537^/2 Mill. Pfd. Sterl. ge¬ 
stiegen, d. h. beide hatten sich mehr als verdoppelt. 


Soziale Zustände. 

Kommission für Arbeiterstatistik. Die Kommission 
setzte die am 14. und 15. Februar begonnenen Verhand¬ 
lungen (vgl. die vorige Nummer dieser Zeitschrift S. 244 fg.) 
am 16. und 17. fort und beendete sie am 19. Februar. Der 
Reichsanzeiger referirte über die Sitzungen trotz ihrer 
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grossen Wichtigkeit bedauerlicher Weise in sehr apho¬ 
ristischer Manier. Wir sind deshalb, da das in Carl Hey¬ 
manns Verlag erscheinende Protokoll noch nicht vor¬ 
liegt, wiederum auf die Berichte des Vorwärts ange¬ 
wiesen, die vermuthlich von dem Mitglied der Kommission 
Molkenbuhr herrühren und ein, soweit man urtheilen kann, 
objektives und übersichtliches Bild der Verhandlungen ent¬ 
werfen. 

In der Sitzung vom 16. Februar wurden sechs Vertreter 
der Meister und fünf Vertreter der in Bäckereien beschäf¬ 
tigten Arbeiter vernommen. Besonders bemerkenswerth ist, 
dass der Gesellenvertreter aus Hannover erzählte, wie das 
Geschäft in der dortigen Gewerkschaftsbäckerei gehandhabt 
wird, und wie es möglich ist, dass dort bei einem Arbeitstag 
von 12 Stunden allen Anforderungen entsprochen werden 
kann. Die zweite Auskunftsperson, der Vertreter der Bäcker¬ 
gesellen Dresdens, ist Besitzer einer Bäckerei in Löbtau. 
Diese Bäckerei ist die grösste des Ortes und sehr leistungs¬ 
fähig. In dieser ist ein Zehnstunden-Arbeitstag eingeführt, 
in welchem ein Quantum Waare hergestellt wird, welches 
grösser ist als in anderen Bäckereien mit der gleichen An¬ 
zahl Arbeiter und viel längerer Arbeitszeit. Dabei ist durch 
die Abkürzung der Arbeitszeit nicht nur das Quantum, 
welches in einer Stunde hergestellt wird, gestiegen, son¬ 
dern auch eine wesentliche Verbesserung der Qualität herbei¬ 
geführt worden. Die genannte Auskunftsperson hält einen 
neunstündigen Arbeitstag und eine vienindzwanzigstOndige 
Sonntagsruhe im Bäckergewerbe für durchführbar. Dem 
gegenüber verlangen einige Meister, dass für die sechs 
Wochentage eine Arbeitszeit von 84 Stunden gewährt wird. 

Bei der Frage der Sonntagsruhe verlangten die Meister, 
dass diese auf 14 bis 16 Stunden beschränkt wird und spä¬ 
testens um 10 Uhr Abends ende. 

Ein etwas anderes Bild als die bisherigen Verhandlungs¬ 
tage zeigte der vierte. Während die Vertreter der Bäcker¬ 
meister ohne Ausnahme Gegner der gesetzlichen Rege¬ 
lung der Arbeitszeit sind, fanden sich unter den Kondi¬ 
toren, welche heute vernommen wurden, mehrere Arbeit¬ 
geber, welche eine Regelung der Arbeitszeit ftlr durchführ¬ 
bar hielten. 

So schlimme Missstände, wie im Bäckergewerbe scheinen 
in den Konditoreien nicht zu bestehen. Die Konditoren 
arbeiten durchschnittlich nur am Tage. Die Nachtarbeit 
bildet die Ausnahme. Nach den statistischen Erhebungen 
haben 54,7 vom Hundert eine Arbeitszeit von 12 Stunden 
und weniger, 41,9 vom Hundert arbeiten 12—14 Stunden, 
0,4 vom Hundert länger als 14 Stunden und bei 3 vom 
Hundert ist die Dauer der Arbeitszeit nicht angegeben. Auch 
aus den Aussagen der Gehilfen ging hervor, dass mancher 
Konditorgehilfe für gewöhnlich seine um 7 Uhr begonnene 
Arbeit in den Nachmittagsstunden schon beendet hat und 
dass nur in einzelnen Perioden, vor den Festtagen, sowie 
im Hochsommer beim Einmachen der Früchte, die Arbeits¬ 
zeit oft sehr erheblich verlängert wird. Ausserdem wird 
an vorher nicht zu bestimmenden Tagen, infolge plötzlich 
einlaufender Bestellungen für Gesellschaften und Hochzeiten 
eine Verlängerung der Arbeitszeit herbeigeführt. 

Ungünstiger als die Gehilfen sind die Lehrlinge im Kon¬ 
ditorgewerbe gestellt. Diese haben fast in allen Kondito¬ 
reien eine längere Arbeitszeit als die Gehilfen. 

Weiter als die Bäcker gingen die Konditoren mit ihren 
Forderungen über die Zahl der Arbeitstage, an denen Ueber- 
arbeit gestattet werden muss. Während die Bäcker glauben, 
dass sie mit 20 Tagen im Jahre auskommen können, an 
denen infolge grosser Anhäufung der Arbeit länger als ge¬ 
wöhnlich gearbeitet werden darf, verlangten einzelne Kon¬ 
ditoren 100 Tage im Jahre. 

Nachdem am 17. die Vernehmung der Auskunftspersonen 
aus dem Bäcker- und Konditorgewerbe beendet worden 
war, erfolgten in der Schlusssitzung vom 19. Februar zu¬ 
nächst die Aeusserungen der Sachverständigen über das Er- 
gebniss. 

Der Obermeister Kuntze, Vorsitzender des Germania- 
V^erbandes führt aus, dass höchstens 10—12 pCt. der Bäcker¬ 
gesellen eine lange Arbeitszeit haben. Setzt man der Ar¬ 
beitszeit Grenzen, so werde das gute Einvernehmen zwischen 
Meistern und Gesellen gestört. Kuntze glaubt, dass sein 


Werkmeister sofort aus dem Geschäft austreten werde, 
wenn er ihm verbieten würde, länger als 12 Stunden zu 
arbeiten. 

Der Bäckergeselle Reinhard aus Dresden hält die Ein¬ 
wendungen der Meister für übertrieben. Die Regelung der 
Arbeitszeit sei durchführbar und nothwendig. Er halte für 
die Gesellen einen Arbeitstag von 12 Stunden oder 72 Stunden 
wöchentlich, eine Sonntagsruhe von 18 Stunden für ange¬ 
bracht, ausserdem müsste in dem Schutz der Lehrlinge noch 
weiter gegangen werden, so dass diese später mit der Arbeit 
beginnen und nicht zum Brodaustragen benutzt werden. 

Obermeister Preussog aus Breslau glaubt, dass die 
Lehrlinge schon durch die Innung geschützt werden. Jeder 
Lehrling habe das Recht, sich bei dem Obermeister zu be¬ 
schweren. Kommt eine Beschwerde, dann wird der Fall 
von der Innung untersucht und solchen Meistern, welche 
die Lehrlinge zu sehr ausbeuten, wird das Halten von Lehr¬ 
lingen untersagt. 

Der Bäckergeselle Most führt aus, dass die Bäcker¬ 
gesellen wohl erwogen haben, was ohne Schädigung des 
Bäckergewerbes durchführbar ist. Sie gehen nicht einmal 
soweit, das zu verlan^n, was verschiedene humane Arbeit¬ 
geber schon in ihren Betrieben eingeführt haben. Mit einer 
Arbeitszeit von 12 Stunden täglich oder 72 Stunden wöchent¬ 
lich könne man aber unter den denkbar günstigsten Um¬ 
ständen auskommen. Eine Sonntagsruhe von 18 Stünden 
könne den Bäckern ebenfalls bewilligt werden und dann 
müsse angeordnet werden, dass an den drei grossen Festen 
die Arbeit vom ersten Feiertag Mittags bis zum zweiten 
Feiertag Nachts 12 Uhr ganz zu ruhen habe. Für die Fa¬ 
milie des verheiratheten Bäckers sei es ein Unglück, dass 
der Familienvater im Jahre auch nicht einen ganzen Tag bei 
seiner Familie sein könne. Da die Produktion zum zweiten 
Feiertage eine sehr geringe ist, könnte diese ganz einge¬ 
stellt und den Bäckern drei ganz freie Tage bewilligt 
werden. Den Lehrlingen müsste in den ersten zwei Lehr¬ 
jahren die Arbeit vor 4 Uhr Morgens verboten werden. 
Ueberall wird nach 4 Uhr noch der ganze Backprozess 
wiederholt; unter dieser Bestimmung würde daher die Aus¬ 
bildung nicht leiden, aber die Gesundheit, sowie die körper¬ 
liche und geistige Entwickelung gefördert werden. 

Nachdem die Sachverständigen entlassen sind, ergreift 
der Korreferent, der sächsische Regierungsrath Morgenstern, 
das Wort. Redner ist der Ansicht, dass, wenn einige 
Ueberstunden bewilligt werden', ein 12 ständiger Maximal- 
Arbeitstag eingeführt werden kann. Auch müssen Schritte 
unternommen werden, um das Hausiren der Lehrlinge zu 
verbieten, weil das Hausiren die Sittlichkeit der Lehrlinge 
gefährdet. 

Der zweite Korreferent, Abg. Molkenbuhr beantragt 
eine Maximal-Arbeitszeit von 72 Stunden wöchentlich fest¬ 
zusetzen. Bei dieser können die etwa entstehenden Schwan¬ 
kungen ausgeglichen werden. Dass ein zwölfstündiger Ar¬ 
beitstag durchführbar ist, beweisen viele Betriebe, worin er 
heute besteht. Die Umwälzungen werden nicht so gross 
sein, als es den Anschein hat, da in vielen Betrieben die 
lange Arbeitszeit durch eingerissenen Schlendrian herbei¬ 
geführt wird. Betriebe, in denen die Produktionsmenge 
zur Ausdehnung der Arbeitszeit geführt hat, können sich 
durch Einstellung von mehr Arbeitern helfen. In Betreff' 
der Sonntagsruhe und des Schutzes der Lehrlinge verthei- 
digte Redner die Forderungen der Gesellen. 

Unterstaatssekretär Dr. v. Rottenburg sagt u. A.: Die 
Erhebungen haben wohl jeden zu der Ueberzeugung ge¬ 
bracht, dass traurige Verhältnisse im Bäckergewerbe herr¬ 
schen. Eine Maximalarbeitszeit von wöchentlich 72 bis 
höchstens 75 Stunden würde zu empfehlen sein. Wir 
müssen den Meistern diese Last auf bürden. Wir können 
es, weil auch vielfach von den Meistern Über die wilde 
Konkurrenz geklagt wurde. Die Konkurrenz ist um so ge¬ 
fährlicher, je schrankenloser die Ausbeutung der Arbeiter 
gestattet ist. 

Die übrigen Mitglieder der Kommission erklären sich 
in ihrer Majorität gleichfalls für einen Maximalarbeitstag. 
Es wird eine Subkommission zur Ausarbeitung eines Ent¬ 
wurfs in der Form eines Gesetzes beschlossen, der von 
einem Gutachten begleitet der Kommission in der nächsten 
Sitzung zur endgiltigen Beschlussfassung vorgelegt werden 
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soll. Als Grundzüge für den Entwurf wurden angenommen: 
Die Arbeitszeit darf in der Woche 75 Stunden nicht über¬ 
steigen. Die effektive Arbeitszeit soll täglich höchstens 
14 Stunden betragen. Pausen von weniger als 1 Stunde 
werden als Arbeitszeit gerechnet. Ueberarbeit darf höch¬ 
stens an 30 Tagen im Jahre bewilligt werden. Wenn Fest¬ 
tage in der Woche fallen, wird für jeden Festtag 10 Stun¬ 
den von der wöchentlichen Arbeitszeit abgerechnet. An 
Sonntagen muss eine ununterbrochene Ruhepause von 16 
Stunden gewährt werden. Gewöhnliche Bäckereien, welche 
ihren Arbeitern eine Sonntagsruhe von 24 Stunden ge¬ 
währen, dürfen an den letzten beiden Wochentagen insge- 
sammt 6 Stunden länger arbeiten lassen. Die Arbeitszeit 
der Lehrlinge muss im ersten Lehrjahre täglich 2 Stunden, 
im zweiten Jahre 1 Stunde weniger betragen als die der 
Gesellen. Kein Lehrling darf im ersten Lehrjahre länger 
als 11, im zweiten Lehrjahre länger als 12 Stunden an 
einem Tage beschäftigt werden. 

ln Betreff der Konditoreien wurde beschlossen ein 
Maximum von 75 Stunden wöchentlich festzusetzen. Jedoch 
soll in diesem Gewerbe an 60 Tagen im Jahre Ueberarbeit 
gestattet werden können. Die Arbeit muss am Sonntag 
Mittags 12 Uhr beendet sein. Wenn am Sonntag Nach¬ 
mittag leicht verderbliche Waaren, wie Eis und ähnliche 
Sachen bereitet werden, dann muss den dabei beschäftigten 
Personen ein freier Nachmittag in der Woche bewilligt 
werden. Für Lehrlinge wurden dieselben Bestimmungen 
angenommen, wie bei dem Bäckergewerbe. 

In die Subkommission, welche den Entwurf ausarbeiten 
soll, wurden gewählt: 

Regierungsdirektor Schicker, Regierungsrath Morgen¬ 
stern, die Reichstagsabgeordneten Hitze, Molkenbuhr und 
Siegle. 

Es wurde mitgetheilt, dass auf die ausgesandten Frage¬ 
bogen zur Ergänzung des Materials über die Erhebungen 
der im Handelsgewerbe beschäftigten Personen von 300 
Vereinen Antworten eingegangen sind. Bald nachdem die 
ersten Antworten zur Stelle waren, ist mit der Bearbei¬ 
tung des Materials begonnen und wird das Material, so¬ 
bald die Bearbeitung beendet ist, den Mitgliedern zugestellt 
werden. 

Ausser der Frage über die weitere Verarbeitung des 
Materials über die im Handelsgewerbe beschäftigten Per¬ 
sonen wird auch die Enquete über das Müllergewerbe auf 
die Tagesordnung der näch.sten Sitzung gesetzt werden. Zu 
beiden Punkten der Tagesordnung sollen Auskunftspersonen 
vernommen werden. 

Eine Eingabe der Bureauangestellten kam zur Ver¬ 
lesung. ln dieser Eingabe wurde verlangt, dass der § 1 
des Regulativs dahin abgeändert werde, dass auch über 
die Lage der Bureauangestellten Erhebungen vorgenommen 
werden können. Es wurde beschlossen, dass vorläufig auf 
diesen Wunsch nicht eingegangen werde, weil zunächst 
ein so grosses Pensum von Arbeit vorliege und in Vor¬ 
bereitung begriffen sei, so dass ein Beschluss im Sinne 
dieses Schreibens doch noch für längere Zeit ohne prak¬ 
tische Bedeutung bleiben würde. Jedoch wurde es den 
Mitgliedern der Kommission überlassen, zur nächsten 
Sitzung Anträge im Sinne dieses Schreibens zu stellen. 

Zur Lage der Textilarbeiter Berlins und Umgebu^ 

Eine Untersuchung über die Lage der Textilarbeiter Berlins 
und Umgegend ist kürzlich von Seiten der Filiale des Zentral¬ 
verbands deutscher Textilarbeiter angestcllt worden. Das 
Resultat der Erhebungen spricht für das Vorhandensein 
eines bedenklichen Nothstandes. 

Befragt wurden 100 Meister und Gesellen der Haus¬ 
industrie. Diese selbst zerfällt in vier verschiedene Gruppen. 

Die erste Gruppe ist die Shawles- und Tücher-, die 
zweite die Stoff-Branche, vorzüglich Damen-Konfektions- 
stofle, die dritte Gruppe die Branche der Peluchc- und 
Krimmerstoft'e und die vierte Gruppe die der Fantasie- 
tOcher. In der ersten Gruppe erhält der Meister incl. Neben¬ 
arbeit, als Spulen und andere näher bezeichnete Ausgaben, 
bei einer Arbeitszeit von 12—16 Stunden und häufiger 
Sonntagsarbeit 10, 12, 16—20 M. pro Woche. Der Lohn¬ 
satz von 16—20 M. wurde aber nur von 10 pCt. erreicht; 


der Mittelsatz 12—16 M. wurde von 60 pCt. erreicht, während 
30 pCt. nur auf 10—12 M. pro Woche kommen. Hieraus 
ergiebt sich für die in der ersten Gruppe beschäftigten 
Gesellen, welche von den angegebenen Löhnen 2 /g beziehen, 
folgender Lohnsatz: 30 pCt. 1—8 M., 60 pCt. 8—11 M. und 
10 pCt. 11—14 M. pro Woche. Während nun in der ersten 
Gruppe die Löhne im Sommer und Winter gleich bleiben 
und ein Rückgang derselben periodisch stattgefunden hat, 
ist in der zweiten und dritten neben dem periodischen 
Rückgang noch eine Differenz zwischen Sommer und Winter 
zu konstatiren; in der zweiten Gruppe sind im Allgemeinen 
dieselben Löhne, wie der ersten Gruppe festgestellt, der Rück¬ 
gang beträgt seit 1889 50—75 pCt., die Differenz zwischen 
Sommer und Winter beträgt 10—40 pCt. Die Differenz 
für denselben Artikel bei verschiedenen Firmen beträgt 
ebenfalls 10—40 pCt. Die dritte Gruppe, Peluche und 
Krimmer, weist für das Jahr 1893, weil es ein sogenanntes 
gutes Jahr war, etwas höhere Löhne auf und zwar 10—20 pCt. 
mehr wie die ersten beiden Gruppen. Der Lohn betrug 
18—24 M. für 10 pCt., für die übrigen 15—20 M. per Woche 
bei einer Arbeitszeit von 12—16 Stunden und Sonntagsarbeit 
und für die Gesellen 2/3 des angegebenen Lohnes. Der Rück¬ 
gang seit 1886 betrug für komplizirte Artikel 100—300 pCt., 
für einfache Waare 50—100 pCt Die Differenz zwischen 
Winter und Sommer beträgt 25—40 pCt. Die vierte Gruppe 
hat das Faktoren- oder Rechnungsmeister-System. Die 
Meister übernehmen das Rohmaterial vom Fabrikanten und 
lassen die Waaren in ihren Werkstellen herstellen. Der 
Lohn derselben ist nicht zu ermitteln. Die Gesellen haben 
folgende Löhne angegeben: 6 , 12, 13—17 M. pro Woche; 
auch hier ist der Lohnrückgang periodisch 10—20 pCt., 
die Arbeitszeit beträgt 11—13 Stunden. Gegenwärtig sind 
wieder Lohnreduktionen von 10—20 pCt. eingetreten. 

Die oben angeführten Löhne beziehen sich nur auf die 
Zeit, wo volle Beschäftigung vorhanden ist. 

Gegenwärtig findet man Hunderte beschäftigungslos 
und andere Hunderte ungenügend beschäftigt. 

Die achtstündige Arbeitszeit in den Werkstätten des 
englischen Kriegsministeriums. Bisher ist die vom Mi¬ 
nisterium geplante Kürzung der Arbeitszeit erst in den 
Armee - Bekleidungs-Werkstätten zu Pimlico eingeführt 
worden; in den übrigen Werkstätten sind die Vorbereitungen 
noch nicht beendet. Während bisher 54, in einzelnen 
Werkstätten auch 52 Stunden wöchentlich gearbeitet wurde, 
soll künftig die Arbeitszeit überall auf 48 Stunden wöchent¬ 
lich beschränkt werden. Es handelt sich da um die Ge¬ 
schütz-Werkstätten in Woolwich mit 11100 Arbeitern, die 
Gewehrfabriken in Enfield mit 1800 Mann. Werkstätten in 
Birmingham mit ungefähr 450 Mann und die Bekleidungs- 
Werkstätten in Pimlico (London) mit 535 Männern und 
84 Frauen. Hinsichtlich der Vertheilung der 48 Arbeits¬ 
stunden auf die einzelnen Wochentage finden geringfügige 
Unterschiede statt zwischen den verschiedenen Werkstätten. 
Zum Verständniss der Neuordnung wird es genügen, dass 
wir die Vertheilung der Arbeitszeit für Woolwich anführen. 
Es soll dort künftig gearbeitet werden an den sämmtlichen 
Wochentagen mit Ausnahme des Sonnabends: morgens von 
8 bis 1, nachmittags von 2 bis 5 Uhr 40 Minuten, im ganzen 
also 82/3 Stunden; am Sonnabend fällt die Nachmittagsarbeit 
ganz fort und vormittags wird von 8 bis 12 Uhr 40 Minuten 
gearbeitet, also 42/3 Stunden täglich, somit die ganze Woche 
über 48 Stunden. Eine Lohnverringerung gilt als ausge- 
schlo.ssen. Auf Grund aller Erfahrungen, die man mit der 
Kürzung der Arbeitszeit in Fabriken gemacht hat, wird 
auch erwartet, dass nach einiger Zeit während der ge¬ 
kürzten Tagesarbeit das nämliche Quantum Arbeit geleistet 
wird, wie früher während der längeren Arbeitszeit. 

Sweating System in Nordamerika. In Chikago sind 
über das Schwitzsystem in den Schneiderwerkstätten amt¬ 
liche Erhebungen angestellt worden, die zu ähnlichen Er¬ 
gebnissen wie in Europa geführt haben. Doch scheint die 
Arbeitstheilung, zu der das Schwitzsystem mit Nothwendig- 
keit führt, in Amerika schon weiter gediehen zu sein, als 
z. B. in Deutschland. In Deutschland sind die einzelnen 
Werkstätten in der Regel noch auf alle vorkommenden 
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Arbeiten, auf Hosen, Röcke, Westen und Mäntel eingerichtet 
und erst innerhalb der Werkstätte vollzieht sich die Arbeits- 
theilung in der Weise, dass der eine Arbeiter blos Westen, 
der andere blos Hosen anzufertigen hat. Dagegen wurde 
in Chikago bei den 666 Werkstätten, die untersucht wurden, 
gefunden, dass fast jede Werkstätte blos eine einzige Art 
von Kleidungsstück liefert, die eine blos Hosen, die andere 
blos Röcke u. s. w. Interessant ist auch die Thatsache, 
dass der eingeborene Amerikaner sich fast nie zum Betrieb 
einer Schwitzwerkstätte hergiebt, Mehr als der dritte Theil 
der untersuchten Werkstätten war in Besitz von Böhmen, 
dann folgen als Besitzer Skandinavier, Deutsche. Juden und 
Polen. Ihnen schliessen sich blos drei Irländer und ein 
einziger Amerikaner an. Die verschiedenen Nationalitäten 
scheinen für einzelne Kleidungsstücke eine besondere Vor¬ 
liebe zu haben. Während die Böhmen auf Röcke, die Skan¬ 
dinavier auf Hosen und Westen, die Deutschen und Polen 
auf Hosen und Röcke sich vorzugsweise geworfen haben, 
beschränken sich die Juden ausschliesslich auf Röcke und 
Mäntel und überlassen die Anfertigung von Hosen den 
anderen Nationalitäten. 


Gewerkschaftliche Arbeiterbewegung. 


Konzentration der britischen Bergarbeiter. Der sieg¬ 
reiche Ausstand der mittelenglischen Bergarbeiter im vorigen 
Jahr hat den Bestrebungen zur Konzentrirung aller briti¬ 
schen Bergarbeiter in einem grossen Bunde neuen Impuls 
gegeben. Am 17. Januar fand in Leicester eine Konferenz 
der Vertreter des britischen Bergarbeiterbundes statt. Es 
wurde beschlossen, den schottischen Bergarbeitern den Bei¬ 
tritt zum Bunde offen zu halten, falls sich vorher die in 
Schottland bestehenden einzelnen grafschaftlichen Verbände 
zu einem Bunde der gesammten schottischen Bergarbeiter 
zusammenschliessen würden. Diese Forderung erklärt sich 
daraus, dass die einzelnen schottischen Grafschaften nun Je 
eine geringe Anzahl von Bergarbeitern enthalten, sodass 
erst die Gesammtzahl der schottischen Bergarbeiter den 
Zahlen gleichkommt, die von den grösseren englischen 
Grafschaften gestellt werden. Am 26. Januar trat denn auch 
in Glasgow eine Konferenz zusammen, die 32783 schottische 
Bergarbeiter vertritt, um vorläufig einen solchen schottischen 
Bergarbeiterbund zu gründen. 

Aussperrung der schottischen Schiffsbauer. Am Clyde, 
wo der britische Schiffsbau den Fluss entlang von Glasgow 
bis zur Müftdung in s Meer seinen Hauptsitz hat, sind im 
September 1893 Streitigkeiten zwischen den Unternehmern 
und Arbeitern ausgebrochen. Eine der zahlreichen Werften 
hatte sich geweigert, die von der Gewerkschaft der Schiffs¬ 
bauer verlangten Lohnbedingungen einzuhalten. Die Folge 
war, dass die Arbeiter dieser Werft die Arbeit niederlegten. 
Nun schlossen sich die Besitzer der übrigen Werften zu¬ 
sammen und sperrten alle zu der Gewerkschaft gehörenden 
Arbeiter aus. Ungefähr 2000 Arbeiter wurden davon be¬ 
troffen. Die Versuche zur Herbeiführung einer Einigung, 
die der Lord Provost (Oberbürgermeister) von Glasgow 
machte, schlugen zunächst fehl. Erst nachdem das Labour 
Department des Board of Trade in London einen Abge¬ 
sandten nach Glasgow geschickt hatte, kam eine Einigung 
zu Stande, und seit dem 5. Februar wird auf allen Werften 
wieder gearbeitet. Man sieht daraus, wie nützlich gerade 
auch für Streitfälle das Bestehen des Labour Department, 
dem in Deutschland das von manchen Seiten vorgeschlagene 
Reichsarbeitsamt entsprechen würde, sich erweist. Was die 
höchste städtische Autorität zu erreichen nicht vermocht 
hat, ist dem Abgesandten der Centralbehörde, bei der alle 
Vorgänge des sozialen Lebens beobachtet werden, gelungen. 
In Deutschland würde es zur Zeit schwer halten, einen Ab¬ 
gesandten zu finden, den sein Amt in gleicher Weise zum 
Vermittler und Vertrauensmann qualifiziren würde. 


Christlich-soziale Bewegung. 


Freie evangelisch-soziale Konferenz. Am 26. und 
27. Februar findet in Limburg die erste freie evangelisch¬ 
soziale Konferenz statt. Zur Verhandlung kommen: am 26. 
Vorm. 1U/4Uhr nach kurzer Begrüssung durch den Vor¬ 
sitzenden des Ausschusses, Prof. Dr. Zimmer-Herborn, die 
evangelischen Arbeitervereine und ihr Programm (Pfarrer 
Naumann-Frankfurt a. M), Nachm. 4 Uhr: Konsumvereine 
und Ankaufsgenossenschaften bezw. Bauernvereine (Prof. 
Dr. Rathgen-Marburg); am 27. Vorm. 10^2Uhr: Die Frauen¬ 
frage (Pfarrer Lieber-Wiesbaden), Nachm. 2^2 Uhr: Geisdge 
Gesundheit und Erziehung (Geh. Sanitätsrath Dr. Brink¬ 
mann-Wiesbaden). Am 26. Abends 8 Uhr findet unter Mit¬ 
wirkung des Cäcilienvereins als Kirchenchor Gottesdienst 
statt (Predigt Prof. Zimmer), und am 27. Vorm. 9 Uhr sollen 
verschiedene sozialethische und volkswirthschaftliche An¬ 
fragen, die bereits gestellt sind, besprochen werden. Auch 
an jeden Vortrag schliesst sich Diskussion an. Die Leit¬ 
sätze der Vorträge, die gestellten Anfragen und die Satzun- 

g en sind durch den Vorsitzenden unentgeltlich zu beziehen. 

>ie Theilnahme an der Konferenz steht Jedermann, auch 
Damen, frei. 


Arbeiterschutzgesetzgebung und Gewerbe¬ 
inspektion. 

Erfahrungen mit der Sonntagsruhe. 

Vor Einführung der Sonntagsruhe im Handelsgewerbe 
ist viel über die Folgen geredet und geschrieben worden, 
die sie auf die Erwerbsverhältnisse im Handel haben werde. 
Von der einen Seite wurden grosse Schädigungen befürchtet 
und von der anderen Seite wurden die Befürchtungen als 
übertrieben hingestellt. Dass nach Einführung des Gesetzes 
Klagen über eingetretene Schädigungen kamen, war nicht 
anders zu erwarten, denn wenn einmal ein Unglück prophezeit 
ist, wollen die Propheten Recht behalten. An manchen 
Orten haben solche Klagen auch schon zur Abschwächung 
der Sonntagsruhe geführt. Es liegt nun nicht in meiner 
Absicht, eine allgemeine Untersuchung über die Erfahrungen, 
die im Deutschen Reich mit der Sonntagsruhe gemacht 
wurden, anzustellen; aber ich will versuchen, wenigstens für 
eine einzelne Stadt diese Erfahrungen festzustellen. Viel¬ 
leicht sind meine Feststellungen typisch nicht blos für die 
Erfahrungen, die mit der Sonntagsruhe in anderen Städten 
gemacht wurden, sondern auch für die Erfahrungen, die sich 
an andere Maassnahmen auf sozialpolitischem Gebiet knüpfen. 

Meine Untersuchung beschränkt sich auf Stuttgart. Bis 
zur Einführung der Sonntagsruhe hat in Stuttgart folgender 
Zustand am Sonntag geherrscht: ein Viertel der Läden hatte 
freiwillig den ganzen Tag über geschlossen, ein Viertel 
hatte an einem Theil des Tages geschlossen und die Übrigen 
zwei Viertel hatten am Sonnt^ den ganzen Tag übet wie 
am Werktag ihre Thüren geöffnet. Zu den Läden, die den 
ganzen Tag über geöffnet hatten, gehörten vor allem die 
Geschäfte der Bäcker und Metzger, die Viktualienhandlungen, 
dann auch Läden für fertige beider, Weisswaaren u. s. w. 
Ehe das Ortsstatut für die Sonntagsruhe erlassen wurde, 
wurde durch Aussendung von Fragebogen allen Betheiligten 
Gelegenheit zur Aeusserung ihrer Wünsche gegeben. Für 
vollständige Sonntagsruhe sprachen sich 34 pCt. aller Laden¬ 
besitzer aus. Die Wünsche der übrigen gingen weit aus¬ 
einander; die Einen wollten sich mit den Stunden vor dem 
Vormittagsgottesdienst begnügen. Andere wünschten bis 
1 Uhr, 2 Uhr, 3 Uhr u. s. w. die Geschäftszeit ausgedehnt, 
wieder Andere beanspruchten auch die Abendstunden. Be¬ 
sonders gross war die Zahl der Ladenbesitzer, die eine 
Ausdehnung der Geschäftszeit bis 2 Uhr Nachmittags wünsch¬ 
ten. Dazu gehörten vor allem die Mehrzahl der Bäcker 
und sehr viele Viktualienhändler. Die Stunde von 1—2 Uhr 
wurde als besonders werthvoll bezeichnet und die Nach¬ 
theile, die durch den Wegfall dieser Stunden entstehen 
müssten, wurden mit sehr düsteren Farben geschildert. Nach 
langen Verhandlungen kam endlich das Ortsstatut zu Stande, 
das gleichmässig für alle Geschäfte den Ladenschluss auf 
1 Uhr Nachmittags festsetzt. Die Klagen über Schädigung 
1 der Ladenbesitzer fingen natürlich sehr bald an. Aber dem 
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Kundigen konnte nicht entgehen, dass die Klagen, die nach 
der Einführung der Sonntagsruhe laut wurden, bei weitem 
nicht in dem Maasse auftraten, wie die Befürchtungen, die 
vor der Einführung zu hören waren. Und zudem war man¬ 
chen von diesen Klagen anzusehen, dass die Sonntagsruhe 
blos der willkommene Sündenbock für den schlechten Ge¬ 
schäftsgang war, der in Wirklichkeit ganz andere Ursachen 
hatte. Bei den Klagen, die zu hören waren, wurde immer 
wieder betont, dass der Geschäftsschluss um 1 Uhr eben 
doch allzu früh sei und dass die Geschäftszeit wenigstens 
bis 2 Uhr oder 3 Uhr ausgedehnt werden sollte. Die bürger¬ 
lichen Kollegien Hessen sich schliesslich erweichen und in 
ihrem Bestreben es Jedermann recht zu machen, verlänger¬ 
ten sie die Geschäftszeit bis 2 Uhr. 

Seit einigen Wochen ist nun die verlängerte Geschäfts¬ 
zeit in Kraft und die Wahrnehmungen, die seither zu 
machen sind, sind überaus interessant und lehrreich. Kaum 
ein paar Dutzen.d Läden machen von der Erlaubniss, bis 
2 Uhr offen zu halten, Gebrauch, ln der Altstadt, wo vor 
Einführung der Sonntagsruhe in der Zeit zwischen 1 und 2 
Uhr fast alle Läden noch geöffnet waren, bilden die ge¬ 
öffneten Läden jetzt eine Seltenheit. Die Bäckereien und 
Viktualienhandlungen, die früher überall in der Stadt den 
ganzen Tag über geöffnet hatten, schliessen jetzt fast alle 
freiwillig um 1 Uhr. Selbst Cigarrenläden und Conditoreien, 
die ihre sichere Vernichtung durch die Sonntagsruhe vor¬ 
hergesagt hatten, schliessen um 1 Uhr. Bei einer Zählung, 
die sich auf eine Anzahl der hauptsächlichsten Geschäfts¬ 
strassen erstreckte, wurde gefunden, dass je blos ein einziger 
Laden von folgenden Branchen offen war: Herrenkleider, 
Uhren, Blechwaaren. Masken, Viktualien, Weisswaaren, 
Spiegelrahmen und Möbel. Ausserdem hatten zwei Bäcker¬ 
läden, zwei Läden mit künstlichen Blumen und vier Gold- 
waarenläden geöffnet. Alle übrigen Läden in diesen Strassen 
waren geschlossen, darunter Dutzende von Bäckereien und 
Viktualienläden. 

Die Schlüsse, die sich aus diesen Wahrnehmungen 
ziehen lassen, sind sehr einfach. Diejenigen haben Recht 
behalten, die vorhergesagt hatten, dass das Publikum sehr 
bald sich an die Sonntagsruhe gewöhnen werde und dass 
die Einkäufe, die seither am Sonntag Nachmittag und Abend 
gemacht wurden, sich auf andere Zeiten vertheilen werden. 
Die Ladenbesitzer, die den Geschäftsschluss vor 1 Uhr für 
schädlich und eine Verlängerung der Geschäftszeit bis 2 Uhr 
für besonders vortheilhaft gehalten hatten, waren zu ängst¬ 
lich, und an den Klagen, die schliesslich zur Verlängerung 
der Geschäftszeit geführt haben, war bloss ein ganz geringer 
Bruchtheil der Ladenbesitzer betheiligt. Anders kann die 
geringe Anzahl der Läden, die von der verlängerten Ge¬ 
schäftszeit Gebrauch machen, nicht wohl erklärt werden. 
Wenn irgend welche Aussicht vorhanden wäre, dass das 
Publikum nach 1 Uhr noch nennenswerthe Einkäufe machte, 
würde von den Läden, die seither bis in den Abend 
hinein geöffnet hatten, ganz sicher eine grosse Anzahl die 
Ermächtigung, bis zwei Uhr offen halten zu dürfen, be¬ 
nutzen. Bezeichnend ist, dass gerade die kleinen Gold- 
waarengeschäfte die verlängerte Geschäftszeit am meisten 
ausgenutzt haben. Sie gehören zu den Geschäften, die dem 
Untergang geweiht sind und sie klammern sich deshalb an 
jeden Strohhalm an, wäre er auch so schwach wie die Mög¬ 
lichkeit, dass am Sonntag zwischen 1 und 2 Uhr im Laden 
noch etwas zu verdienen ist. Aber sie warten vergebens, 
denn die kleinen Leute, auf die sie angewiesen sind, haben 
gegenwärtig zum Kaufen von Schmucksachen am Sonntag 
zwischen 1 und 2 Uhr so wenig Geld wie am Sonntag Vor¬ 
mittag oder am Werktag. 

Aehnliche Erfahrungen mit der kaufmännischen Sonn¬ 
tagsruhe werden sich wohl auch in andern Städten ergeben, 
und ich denke, die Behörden, die gegenwärtig mit den Aus- 
führungsbestimmiingen für die Sonntagsruhe im Gewerbe 
beschäftigt sind, könnten daraus eine Lehre ziehen. Sie 
sollten sich durch die Bedenken allzu ängstlicher Inter¬ 
essenten nicht bange machen lassen, sondern herzhaft ein- 
greifen, damit eine wirkliche Sonntagsruhe zu Stande kommt 
und nicht ein Konglomerat von verwickelten Bestimmungen, 
die den Unternehmern Aerger und den Arbeitern doch 
keine Ruhe bringen. 

Stuttgart. Ernst Lautenschlager. 


Zur Sonntagsruhe in der chemischen Industrie. Am 

27. Februar werden die Verhandlungen von Kommissarien 
aus dem Reichsamt des Innern und dem Handelsministe¬ 
rium mix Arbeitgeber- und Arbeitnehmer-Vertretern der 
chemischen Industrie über den für diesen Gewerbezweig 
ausgearbeiteten Entwurf von Ausnahmebestimmungen be- 
trelfend die Sonntagsruhe, beginnen. 

Zur Kinderarbeit im Deutschen Reich. Zwei Be¬ 
stimmungen der letzten Gewerbeordnungsnovelle werden in 
kurzer Zeit in Kraft treten, und zwar diejenigen, die sich 
auf die Kinder und auf die jugendlichen Arbeiter beziehen. 
Ueber die Kinderarbeit hat die Gewerbeordnungsnovelle 
festgesetzt, dass schulpflichtige Kinder überhaupt nicht in 
Fabriken beschäftigt werden dürfen. Im grössten Theile 
Deutschlands wurden dadurch die Kinder bis zum Alter 
von 14 Jahren, in einem kleinen, hauptsächlich wohl nur in 
Bayern,^ bis zum 13. Lebensjahre von den Fabriken ausge¬ 
schlossen. Für die jugendlichen Arbeiter, d. h. diejenigen 
zwischen 14 und 16 Jahren, wurden die Pausen zwischen 
der zulässigen lOstündigen Arbeitszeit neu geregelt. Jedoch 
wurde zur endgiltigen Einführung dieser Neuerungen, soweit 
bereits beschäftigte Kinder und jugendliche Arbeiter in 
Betracht kamen, eine Uebergangszeit festgesetzt. Diese 
Uebergangszeit erreicht nun mit dem 31. März d. J. ihr 
Ende. Bis dahin ist es möglich, dass noch schulpflichtige 
Kinder in Fabriken und in Werkstätten, in denen durch 
elementare Kraft bewegte Triebwerke zur Anwendung ge¬ 
langen, beschäftigt werden. Vom 1. April 1894 ab wird 
kein schulpflichtiges Kind mehr in den Fabriken und in den 
bezeichneten Werkstätten zur Arbeit herangezogen werden 
dürfen. 

Schutzvorschriften für Bauarbeiter in Frankfurt a. M. 

Die baupolizeiliche Abtheilung des Magistrats erliess kürz¬ 
lich im Amtsblatt eine Verordnung zur Verhütung von Un- 
föllen bei baulichen Arbeiten. Die Verordnung ist von den 
Arbeitern angeregt und durch Zusammenwirken des Ma¬ 
gistrats mit den Unternehmern und Arbeitern zu Stande 
gekommen. Im Allgemeinen sind die Hauptforderungen der 
Arbeiter bewilligt worden, bis auf zwei. Die eine betrifft 
das Belegen der einzelnen Stockwerke mit Dielen. Während 
die Arbeiter verlangten, dass sämmtliche Stockwerke belegt 
werden sollen, verlangt die neue Verordnung nur, dass 
nach Anbringung der zweiten und jeder folgenden Balken¬ 
lage die unter der jeweiligen obersten liegende Balkenlage 
mit Brettern dicht schliessend zu überdecken ist. Weiter 
wurde dem Verlangen nach einer Kontrole durch einen 
dem Arbeiterstand angehörigen Beamten nicht stattgegeben. 
Dieser Beamte wird vom Magistrat angestellt. Die Ver¬ 
ordnung enthält 17 Paragraphe, von denen der letzte ver¬ 
fügt, dass sie am 15. März ds. Js. in Kraft tritt. 

Entwicklung des Fabrikinspektorats in England. Das 

Fabrikinspektorat in England macht erfreuliche Fortschritte ; 
der zuständige Minister zeigt sich durchaus geneigt, den 
Wünschen der Arbeiter • entgegenzukommen. Es bildet das 
einen wohlthuenden Gegensatz zu kontinentalen, speziell 
deutschen Verhältnissen. In voriger Woche hatten die Ab¬ 
geordneten John Burns, Wilson und Fenwick eine Audienz 
beim Minister des Innern, Asquith, um denselben zu einer 
strengeren staatlichen Ueberwachung der Fabriken und 
Werkstätten zu ermahnen. Der Minister erwiderte, dass er 
im vorigen Jahre 15 neue Inspektoren ernannt habe. Seine 
Wahl sei auf praktische Arbeiter gefallen, welche bis jetzt 
allerdings ihre Thätigkeit nur auf Werkstätten beschränkt 
hätten. Grade dort aber, nicht in Fabriken, blühe das 
Schweisssystem und herrschten die schlechtesten gesund¬ 
heitlichen Verhältnisse. Der Minister erklärte schliesslich, 
dass er die Genehmi^ng des Schatzkanzlers zur Ernennung 
von zehn weiteren Fabrikinspektoren und zwei Inspekto- 
rinnen erhalten habe. Er hoffe, auch die Docks und Werften 
bald unter staatliche Beaufsichtigung bringen zu können. 
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Arbeiterversicherung. 


Zur Feststellung der Entschädigungen in den land- 
wirtl wchaftlichen Berufsgenossenschaflen. Bei der Etats- 
berathung im Reichstage machte der Abgeordnete Dr. 
Schoenlank darauf aufmerksam, dass die vom Reichs-Ver¬ 
sicherungsamt vorgelegte Nachweisung der Rechnungsergeb¬ 
nisse der Berufsgenossenschaften für das Jahr 1892 höchst 
auffallende Verschiedenheiten in den Folgen der Verletzungen 
bei den einzelnen Berufsgenossenschaften erkennen lasse. 
In der That sind diese Differenzen erstaunlich und nur aus 
einer ganz verschiedenen Beurtheilung der berufsgenossen¬ 
schaftlichen Aufgaben durch die in Frage kommenden Be¬ 
rufsgenossenschaften zu erklären. Einige besonders charak¬ 
teristische Zahlen bringt die folgende Zusammenstellung: 


Pflichten bewusst werden, dass sie von vornherein Wohl¬ 
wollen und Gerechtigkeit der Versicherten entgegenbringen. 
Tritt hier an vielen Stellen nicht ein völliger Umschwung 
ein, so wird an die Aufsichtsbehörden — das Reichs-Ver¬ 
sicherungsamt und die Landes-Versicherui gsämter — die 
dringende Forderung gerichtet werden müssen, regulirend 
einzugreifen. 

Internationaler Kongress für Arbeiterversicherung. 

Die internationalen Kongresse für Arbeitsunfälle und soziale 
Versicherung, die im Jahre 1889 in Paris und 1891 in Bern 
abgehalten wurden, finden in diesem Jahr durch einen 
neuen Kongress in Mailand ihre Fortsetzung. Der Zeit¬ 
punkt des Kongresses ist noch nicht bestimmt, wird jedoch 
wahrscheinlich in den September oder Oktober fallen. 


---—-t:- 

Berufsgenossenschaften 

Ge- 

tödte- 

ten 

Zahl de 

dauernd Er¬ 
werbsunfähigen 

1 theil- 
'"“'■e 1 weise 

r 

Vorüber¬ 

gehend 

Erwerbs¬ 

unfähigen 

Ostpreussische landw. B.-G. . . 

67 

94 

824 

20 

Westpreussische „ „ . . 

53 

13 

223 

326 

Posensche „ „ . • 

88 

10 

587 

116 

Schlesische „ „ . . 

148 

43 

572 

672 

Westfälische „ „ . , 

48 

5 

187 

484 

Rheinische „ . 

110 

167 

513 

421 

Oberbayerische land-u.forstw. B.-G. 

59 

8 

470 

29 

Oberfränkische „ „ „ „ 

35 

2 

73 

269 

Land- und forstwirthsch. B.-G. f. d. 





Königreich Sachsen .... 

116 

— ; 

115 

922 


Es sind hier stets je zwei Berufsgenossenschaften unter 
einander gestellt, in deren Gebieten die wirthschaftlichen 
Und ' sozialen Verhältnisse sowie der landwirthschaftliche 
Betrieb gleich oder nahezu gleich sind: Ost- und West- 
preussen, Posen und Schlesien, Westfalen und Rheinland, 
Oberbayern und Oberfranken. Wie Jiun die ungeheueren 
Unterschiede in dem Verhältniss der Anzahl der dauernd 
Erwerbsunfähigen zu den vorübergehend Erwerbsunfähigen 
trotz der bei jedem der genannten Paare doch annähernd 
gleichen Verhältnisse zu erklären sind, bleibt ein Räthsel, 
wenn man nicht die bei den Feststellungen maassgebenden 
Personen und Behörden dafür verantwortlich machen will. 
Man vergleiche nur die Zahlen für Ostpreussen mit denen 
für Westpreussen: dort sind 94 Personen völlig, 824 theil- 
weise dauernd erwerbsunfähig geworden und 20 vorüber¬ 
gehend erwerbsunfähig, hier sind die entsprechenden Zahlen 
13, 223 und 326! Hier ist es wirklich angebracht, dass das 
Reichs-Versicherungsamt von seinem AufsichtsrechtGebrauch 
macht und die Ursachen dieser seltsamen Erscheinung fest¬ 
stellt. 

Den merkwürdigsten Eindruck machen die von der 
land- und fortwirthschaftlichen Berufsgenossenschaft für das 
Königreich Sachsen nachgewiesenen Zahlen; diesen Zahlen 
noch durch Gegenüberstellung derjenigen aus einer anderen 
Berufsgenossenschaft ein Relief zu verleihen, erscheint über¬ 
flüssig. Im Königreich Sachsen sind im Jahre 1892 zwar 
116 Unfälle vorgekommen, die den Tod der Verunglückten 
zur Folge hatten; indessen ist keine einzige Person in 
Folge eines Unfalls völlig erwerbsunfähig, nur 115 theil- 
weise erwerbsunfähig und 922 vorübergehend erwerbsunfähig 
geworden. 

Man gewinnt aus den angeführten Zahlen unmittelbar 
den Eindruck, dass die Arbeiter so gut wie machtlos den 
Feststellungsbehörden der landwirthschaftlichen Berufs¬ 
genossenschaften gegenüber stehen. Würden die Arbeiter 
von ihrem Berufungs- und Rekursrecht ausgiebiger Gebrauch 
machen, so wären solche Differenzen einfach unmöglich. 
Die Organisation der landwirthschaftlichen ßerufsgenossen- 
schaften, bei denen vielfach den Arbeitern autoritativ gegen¬ 
überstehende Behörden (z. B. Kreisausschüsse, d. h. die 
Landräthe u. s. w.) die Feststellungen vornehmen, trägt 
zweifellos einen Theil der Schuld; ein anderer Theil i.st der 
Unbeholfenheit und Schwerfälligkeit der landwirthschaftlichen 
Arbeiter in derartigen Dingen zuzuschreiben. Um so noth- 
wendiger ist es jedoch, dass sich die in Rede stehenden 
Behörden ausnahmslos der ihnen obliegenden sozialen 


Die deutschen Berufsgenossenschaften auf den Aus¬ 
stellungen zu Antwerpen und Mailand. Der Ausschuss 
des Verbandes der Deutschen Berufsgenossenschaften hat 
in seiner Sitzung am 19. Februar eine Kommission gewählt, 
die die Herbeiführung einer Betheiligung der Berufs¬ 
genossenschaften an der internationalen Industrieausstellung 
in Antwerpen und der Ausstellung von Arbeiterschutz-Ein¬ 
richtungen in Mailand in die Wege leiten soll. Da die 
hier wohl hauptsächlich in Betracht kommende Ausstellung 
in Mailand bereits im Mai d. J. eröffnet werden soll, so 
wird sich die Kommission sehr beeilen müssen, wenn sie 
noch etwas erreichen will — was im Interesse der guten 
Sache sehr zu wünschen wäre. 


Schulwesen. Erziehungs- und Bildungsfragen. 


Volksbibliotheken. 

Neben der Volksschule und der Zeitungslitteratur be¬ 
währt sich heute bereits die Volksbibliothek als wichtiges 
Volksbildungsmittel. 

Unter den 10 reichsten Bibliotheken der Welt (mit 0,2 
bis 0,8 Millionen Mk. Budget per Jahr) treffen wir sieben 
Volksbibliotheken und nur drei Staatsbibliotheken. Diese 
Zahlen sprechen deutlich, sie zeigen, welche Bedeutung 
man diesen Institutionen im Auslande von maassgebender 
Seite beilegt. 

25 en^ische Städte mit 5 Mill. Einwohnern gewähren 
in ihren Volk.sbibliotheken ihren Bürgern jährlich 10 Mill. 
unentgeltliche Buchbenutzungen.i) Der kleine Staat 
Massachusetts verzeichnet auf 2,2 Mill. Einwohnern in 
namhaften Bibliotheken (mit mindestens KXX) Bänden) jähr¬ 
lich 5 Mill. Buchentlehnungen, überdies etwa 2 Mill. Buch¬ 
benutzungen in der Bibliothek und viele Millionen Journal- 
Benutzungen in den Lesesälen. (Vergl. die Tabelle.) 


Grosse Volksbibliotheken in Massachusetts (1891). 


Name der Stadt 

1000 Ein¬ 
wohner 

1000 Bände 

+ 1000 

Brochüren 

, 1000 Ent¬ 
lehnungen 

1000 Benutz, 
in loco 1 

1000 Mk. 
Bibliotheken¬ 
steuer 

1000 Mk. 
gesammte 
Einnahme 

Boston. 

448 

556-h 

702 

1108 

640 

680 

Worchestcr . . . 

85 

86 -f- 

130 

59 

172 

183 

Cambridge .... 

70 

34 4- 

110 

7 

52 

52 

Lynn. 

56 

45 + 4 

114 

19 

21 

25 

Lawrence .... 

45 

34 + 5 

89 

7 

26 

37 

Springfield .... 

44 

79 4- 

137 

26 

68 

78 

New-Bedford . . . 

41 

60+10 

89 

? 

23 

43 

Salem .... 

31 

23 + 

120 

4 

40 

52 

Newton. 

24 

354- 

1 106 

1 r! 

45 

49 


Die Volksbibliothek von Boston notirt allein 1,8 Mill. 
Buchbenutzungen, Manchester verzeichnet 1,5 Mill. und 
3 Mill. Leser, welche die Journalsäle dieser Stadt benutzen. 
Man beachte dagegen, dass die 82 grössten Bibliotheken 
Deutschlands nach Dr. Schwencke’s Ausweisen im Jahre 


*) Die Daten beziehen sich auf das Jahr 1890/91, vgl. Reyer, 
Volksbibliotheken und einige Artikel im Centralblatt f Biblio¬ 
thekswesen. 
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1890/91 auf 14,5 Mill. Bände nur 1,6 Mill. Buchbenutzun¬ 
gen erzielten und dass die Volksbibliotheken von Berlin, 
München, Dresden, Frankfurt a. M. und Bremen zur selben 
Zeit nur 0,8 Mill. Benutzungen verzeichneten. (Vergl. die 
Tabelle.) 


Volksbiblio 

theken euro 

1000 Einw. 

päischer Städte 1890—91. 

.1 1000 Be- 1000 M. 

1000 Bände . »au 

nutzungen*» Ausgabe 

London 


. 4200 

230 

2 500 

660 

Liverpool . 


520 

150 

960 

240 

Manchester 


500 

200 

1 560 

240 

Birmingham 


430 

167 

848 

200 

Leeds . . 


. 370 

157 

782 

98 

Sheffield . 


320 

95 

426 

106 

Edinburgh . 


260 

110 

780 

138 

Bristol . . 


220 

74 

630 

88 

Bradford 


2^0 

66 

517 

84 

Paris . . 


. 2 300 

250 

1 500 

200 

Berlin . . 


. 1 580 

110 

339 

34 

Wien . . 


. 1360 

42 

235 

16 

München 


348 

19 

126 

10 

Dresden 


276 

27 

132 

13 

Frankfurt a. 

M. 

180 

18 

117 

11 

Hannover . 


165 

4 

30 

? 

Bremen. . 


126 

10 

96 

4 


Der Kritiker wird einwenden, dass es nicht angehe, 
wissenschaftliche und Volksbibliotheken zu vergleichen; 
dagegen ist zu sagen, dass mindestens 20 pCt. aller Be¬ 
nutzungen in Volksbibliotheken auf die wissenschaftliche 
Abtheilung entfallen, dass also die Volksbibliotheken der 
namhaftesten englischen Städte immerhin 2 Mill. wissen¬ 
schaftliche Werke an ihre Leser abgeben; die Inferiorität 
unserer Volksbibliotheken aber wird wohl von jedermann 
ohne Widerspruch anerkannt werden. 

Hier liegt ein schwerer Schaden unseres Kulturlebens 
zu Tag, ein Schaden, welcher bisher leider den wenigsten 
zum Bewusstsein gekommen ist. 

Unsere Bibliotheken sind zwar reich an Bücherp, doch 
werden dieselben wenig benutzt, sie veralten lange bevor 
sie abgenutzt sind, während die begehrtesten Werke in 
amerikanischen Volksbibliotheken binnen wenigen Jahren 
zerlesen und durch neue ersetzt werden. Unsere Bibliotheks- 
Mannschaft wird vor allem dazu verwendet, die Bücher zu 
katalogisiren und zu konserviren, während die ausländischen 
Volksbibliotheken eine reichliche Mannschaft für den Verkehr 
mit dem Publikum bestellt. Unsere vermöglichen Bürger 
spenden den Volksbibliotheken allenfalls ^gelegte Kon¬ 
versations-Lexika und Lehrbücher, während der reiche 
Engländer und Amerikaner sich durch reiche Schenkungen 
an die Volksbibliotheken ein dauerndes Denkmal setzt. 
Unsere Kommunen geben für die Volksbibliotheken Bei¬ 
träge, welche im Ausland belächelt werden; in Amerika 
stellt das Volk auf eigene Kosten (durch Erhebung einer 
Bibliotheks-Steuer) neue Werke in reichster Auswahl auf und 
es gilt der Satz in Wahrheit: Für das Volk ist das beste 
gerade gut genug. 

* * 

* 

Freie Stadtbibliotheken wurden bekanntlich in Deutsch¬ 
land schon im 16. Jahrhundert gegründet; ihre Dotation 
und Organisation war aber so dürftig, dass sie ihren Zweck 
nicht erfüllen konnten; der 30jährige Krieg bereitete dieser 
kulturellen Bestrebung ein Ende. 

In England und Amerika wurde die Idee zu Ende 
der vierziger Jahre unseres Jahrhunderts ziemlich gleich¬ 
zeitig aufgenommen und auf breiter, gesunder Basis durch- 
gefohrt. Nach heftigen Debatten wurde im englischen 
Parlament beschlossen, den Kommunen das Recht zu ge¬ 
währen, eine Bibliotheks-Steuer zu erheben, viele ameri¬ 
kanische Städte betraten denselben Weg. 

Der Fortschritt war in einzelnen Städten mächtig, doch 
währte es Dezennien, bis die Massen den hervorragenden 
Beispielen folgten. In England wurde die Bewegung erst 
in den siebziger Jahren allgemein, zur selben Zeit schlossen 
sich Kanada, Australien, das Kapland mit durchschlagendem 
Erfolge an. Nur wenige grosse Städte verhielten sich ab¬ 
lehnend. London macht erst seit dem Jahre 1887 gross- 


^) Entlehnungen und Buchbenutzungen in der Bibliothek. 


artige Fortschritte und in Glasgow wurde im Jahre 1888 
in dritter Abstimmung die Bibliotheks-Steuer abgelehnt. 
Das sind aber auch die einzigen Grosstädte, welche sich 
einer so bornirten Majorität rühmen können. 

In Deutschland wurden die ersten Volksbibliotheken in 
den fünfziger Jahren gegründet, doch blieb ihre Leistung 
geringfügig bis in unsere Tage. Noch heute gewähren die 
Kommunen und Regierungen den einzelnen Bibliotheken 
meist nur Subventionen von 50 oder wenigen 100 M. und 
man setzt in vielen Fällen voraus, dass irgend ein Lehrer 
Ausgabe der Bücher unentgeltlich besorgen werde. 

Wenn man die Zahl der Volksbibliotheken ins 
Auge fasst, dürften Sachsen und Württemberg die 
höchsten Ziffern aufweisen. In Sachsen stieg die Zahl der 
Volksbibliotheken im Zeiträume 1875—1893 von 196 (mit 
72 500 Volumen) auf 1065. 50—90 pCt. aller in Industrie¬ 
bezirken gelegenen Ortschaften besitzen derzeit Volks¬ 
bibliotheken, während in den Ackerbau-Distrikten nur 
10—20 aller Ortschaften mit Bibliotheken versorgt sind.2) 
In Württemberg zählte man im Jahre 1870 586 Ortsbiblio¬ 
theken mit 59 (XX) Bänden, im Jahre 1893 aber bereits 
1301 Bibliotheken mit 296 000 Bänden.^) Die Zahl der Be¬ 
nutzungen — auf welche es doch vor allem ankommt — 
wird leider nicht ausgewiesen. Die Verhältnisse in anderen 
deutschen Staaten liegen, soweit uns Informationen vor¬ 
liegen, lange nicht so günstig und es dürften sämmtliche 
Volksbibliotheken des Reiches wohl nur einige Millionen 
Buchbenutzungen erzielen. Einen verlässlichen Ueberblick 
werden wir allerdings erst gewinnen, wenn die einzelnen 
Staaten sich entschliessen, allen Volksbibliotheken 
aufzutragen, ihre Benutzungsziffern und ihr 
Budget im offiziellen Berichte auszuweisen. 

Die Entwicklung der Volksbibliotheken ist in einzelnen 
Städten Mitteleuropas sehr verschieden; abgesehen davon, 
dass viele Grossstädte sich noch heute um diese Frage 
nicht kümmern, fällt es auf, dass Städte, in welchen schon 
frühe Erfolge erzielt wurden, zu einem unmotivirtem Still¬ 
stände gelangen. In dieser Beziehung ist vor allem Berlin 
beachtenswerth. Hier hatte die Bewegung in den fünfziger 
Jahren schwach eingesetzt, im Jahre 1867 — zu einer Zeit, 
als sich in Wien noch niemand um diese Frage kümmerte — 
erzielten die Berliner Volksbibliotheken V* Mill. Benutzungen. 
Wien begann in den achtziger Jahren und kam erst im 
Jahre 1890 auf den Stand, welchen Berlin im Jahre 1867 
einnahm. Berlin hat aber seit den grossen Siegen des 
Jahres 1870 in dieser wie in anderen Beziehungen auf 
seinen Lorbeeren geruht, es notirt in seinen Volksbiblio¬ 
theken im Jahre 1890 nur Vs Mill. Benutzungen, während 
Wien im Jahre 1894 Va Mill. erreichen dürfte.^) 

Die Mittel, w'elche die Berliner Kommune bewilligt, sind 
zwar nicht reichlich, doch könnte man damit immerhin ganz 
andere Resultate erzielen, falls man die bureaukratischen 
Beschränkungen beseitigt und die Entlehnung der Bücher 
erleichtert. Wir haben in unseren Tagen in Berlin gesehen, 
wie ein genialer Organisator eine stagnirende Bibjiothek zu 
einem Weltinstitut ersten Ranges mit einer glänzenden Be¬ 
nutzungsquote erheben kann; was General-Direktor Wil- 
manns für die Königliche Bibliothek gethan, das möge auch 
dem Reorganisator der Volksbibliotheken gelingen! 

Wie rasch man gerade in diesem Gebiete erstaunliche 
Resultate erzielen kann, wenn nur mässige Mittel und gute 
Arbeitskräfte zur Hand sind, das ersieht man aus folgenden 
schlagenden Beispielen: 

Jersey City (163 0(X) Einw.) gründete seine Volksbiblio¬ 
thek im Jahre 1889. Im Jahre 1893 wurden bereits 337000 
Buchbenutzungen erzielt. In den vier Seine-Departe- 


Roscher: Bausteine 1893 No. 305. 

Wir verdanken diese Daten einer gütigen Mittheilung der 
Centralstelle für Ackerbau, an welche die Ortsbibliotheken 
Berichte abliefern. 

*) Buchbenutzungen in den Volksbibliotheken Berlin und 
Wien (Millionen) 

Jahr 1867 1880 1885 1890 1894 

Berlin . 0,25 0,3 (0,4) 0,34 ? 

Wien . — 0,02 0,09 0,23 (0,5» 

Die jüngste Volksbibliothek, welche der Wiener Volks¬ 
bildungs-Verein im Jahre 1893 errichtet hat. durfte allein pro 
Jahr etwa 200000 Entlehnungen erzielen. 
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ments wurden 1889—1891 zweihundert Volksbibliotheken, 
darunter viele namhafte Institute, gegründet. In Paris datirt 
der Aufschwung seit den achtziger Jahren; im Jahre 1891 
besassen die Volksbibliotheken dieser Stadt bereits ^2 Mill. 
Bände mit 1,5 Mill. Benutzungen. In London beginnt die 
Entwicklung mit dem Jahre 1887; im Jahre 1890 —91 erzielte 
die Metropole bereits 2,5 Mill. Benutzungen. 

So rasch entfalten sich die Volksbibliotheken allerwärts 
— selbst in Städten, welche sich durch Dezennien ^egen 
diese kulturelle Bewegung ablehnend verhielten. Wir be¬ 
zweifeln nicht, dass es auch Deutschland gelingen wird, das 
Versäumte nachzuholen. 

* * 

Einrichtung und Benutzungs-Verhältnisse einer 
zweckentsprechenden, den Anforderungen genügenden Volks¬ 
bibliothek sind mannigfaltig; um den Leser jedoch nicht zu 
ermüden, mag es sich empfehlen, einen guten Durch¬ 
schnittstypus zu schildern. 

Eine Stadt von 100000 Einwohnern sollte eine Volks¬ 
bibliothek mit mindestens 10000 Bänden litterarischer Werke 
besitzen. Jeder Band dieser Abtheilung gehe jährlich 20 
Mal durch die Hände — das ergiebt 200 000 Benutzungen. 
Im Laufe der Zeit mag die Bibliothek ihre wissenschaftliche 
Abtheilung auf 40 000 Bände bringen: jeder Band dieses 
Departements werde jährlich durchschnittlich einmal ge¬ 
lesen. Mithin entfallen auf 100 000 Einwohner 50 000 Bände 
und etwa Million Benutzungen. 

Auf Grund umfassender Zusammenstellungen mag man 
die Betriebskosten in Mitteleuropa veranschlagen auf 
10 Pfg. pro Benutzung.^) Eine Bibliotheks-Steuer von 
20—30 Pfg. pro Einw. würde die nöthigen Auslagen decken, 
doch berechtigen die bisherigen Erfahrungen in Deutsch¬ 
land nicht zu der Annahme, dass unsere Kommunen diese 
Summe bewilligen werden, noch viel weniger dürfen wir 
von den reichen Bürgern nennenswerte Opfer erwarten. 
Wollen wir unter diesen Verhältnissen etwas namhaftes 
leisten, so müssen wir einen Leihpfennig einführen, wie 
dies im Jahre 1893 in Wien und vorher schon in vielen 
deutschen und dänischen Volksbibliotheken mit gutem Er¬ 
folge durchgeführt wurde. 

Wir nehmen an, dass in obigem Beispiele 10 000 Par¬ 
teien die Bücherei benutzen und dass jede Partei monat¬ 
lich 10 Pfg. zahle. Hierdurch wird die Hälfte der Aus¬ 
lagen gedeckt und für die zweite Hälfte mag die Kommune 
aufkommen. 

Wir haben an diesem idealen Beispiele die wesent¬ 
lichen Einrichtungen und die Leistungen einer guten zweck¬ 
entsprechenden Volksbücherei kennen gelernt und können 
die maassgebenden Zahlen für sämmtliche Ortschaften und 
Städte eines Reiches erschliessen. Die Geldopfer sind 
gering im Verhältniss zum praktischen und idealen Gewinn. 

Dies sind die wesentlichen Züge der historischen Ent¬ 
wickelung und der zu erwartenden Gestaltung der Volks¬ 
bibliotheken und wir meinen, wer es ernst meint mit dem 
Wohle des Volkes, der sollte das seine beitragen, dieser 
mächtigen sozialen Institutionen im Vaterlande jene Ent¬ 
faltung zu sichern, welche ihr gebührt. 

Die obenstehenden Tabellen*'*) veranschaulichen die be¬ 
stehenden Verhältnisse in hervorragenden Städten Amerika’s 
und Europa’s. 

Wien. E. Reyer. 

Zur Frage des Sonntagsunterrichts in den Fortbil¬ 
dungsschulen liefern die Blätter für soziale Praxis den 
Nachweis, dass sich der Sonntagsunterricht in den hessi¬ 
schen Fortbildungsschulen thatsächlich als entbehrlich ge¬ 
zeigt hat, wenn sonst die Zeit des Unterrichts nur praktisch 
gelegt wird. Die genannten Blätter schreiben: 

„Die Verwaltungsberichte der hessischen Städte Darm¬ 
stadt, Worms und Giessen für 1892/93 sind soeben grade 


\) In England auf das doppelte, in Amerika auf das vier¬ 
fache. 

*) Die amerikanischen Daten nach W. Feint Statist of Puhl. 
Libraries United States, Washington 1893, die übrigen Daten nach 
(ireenwood Publ. Libraries 1891 und Reyer Volksbibliotheken 
1893. Das Budget von Springfield dürfte in diesem Jahre excep- 
tionell sein. 


zurecht erschienen, um die jetzt so viel erörterte Frage nach 
der angeblichen Unentbehrlichkeit des Sonntagsunterrichtes 
in gewerblichen Fortbildungsschulen an der Hand praktischer 
Erfahrungen mit beantworten zu helfen, ln Hessen besteht 
die obligatorische Fortbildungsschule; zum Besuch derselben 
sind alle Knaben während dreier Jahre nach ihrem Austritt 
aus der Volksschule verpflichtet. Im Winterhalbjahr 1892/93 
hatten die Fortbildungsschulen der genannten drei hessi¬ 
schen Städte zusammen 1575 Gewerbeschüler, und man kam 
an sämmtlichen Fortbildungsschulen sehr gut ohne jeden 
Sonntagsunterricht aus. Man ertheilte nämlich den Unter¬ 
richt grösstentheils an den Nachmittagen bestimmter Wochen¬ 
tage, deren Zahl zwischen 2 und 4 schwankt. Die frühesten 
Nachmittagsstunden für den Unterricht hatte Worms für 
einen Theil seiner Schüler, nämlich die Stunden von 1 bis 
^/24 Uhr; Giessen hatte die Stunden von 2 bis 4 bezw. von 
3 bis 5 Uhr, Darmstadt von 2 bis 4 bezw. 5 bis 7 Uhr. 
Daneben gingen Abendklassen mit Unterricht von ^26 bis 
V 28 Uhr in Giessen, von bis 1/28 Uhr in Worms, und 
von 7 bis 9 Uhr in Darmstadt. Früher hatte der Unterricht 
nicht so früh am Nachmittag begonnen; die neue Ordnung 
der Dinge führte sich jedoch so leicht ein, dass die Fre¬ 
quenz überall regelmässig weiter stieg und die Schulver¬ 
säumnisse beispielsweise in Worms abnahmen. Die Unter¬ 
richtserfolge vollends wurden von der Vermehrung des 
Wochenunterrichts an frühen Nachmittagsstunden ausser¬ 
ordentlich günstig beeinflusst. Der Darmstädter Verwal¬ 
tungsbericht hebt hervor, dass Betragen, Fleiss und Lei¬ 
stungen „insbesondere in den Tagesklassen“ recht befrie¬ 
digend gewesen seien, und der Giessener Bericht sagt noch 
ausdrücklicher, es sei „durch Verlegung des Unterrichts in 
die Arbeitsstunden ermöglicht worden, die Empfänglichkeit 
für denselben und damit den Erfolg der Fortbildungsschule 
überhaupt zu steigern“. Diese Thatsachen sprechen doch 
wohl dafür, dass die Entbehrlichkeit des Sonntagsunter¬ 
richtes, von welcher der am 1. Oktober d. J. zur Einführung 
zu bringende § 120 der G.-O. ausgeht, auch vom schultech¬ 
nischen Standpunkt aus, nicht blos vom kirchlichen, zuge¬ 
geben werden kann. Es ist unstreitig möglich, den Sonn¬ 
tagszeichenunterricht auf die Nachmittagsstunden passender 
Wochentage von 1 bis 4 Uhr zu verlegen, indem man sich 
im Einzelnen bezüglich der Tage und Stunden an die Be¬ 
dürfnisse der verschiedenen Gewerbe anpasst. Man kann 
diese Zeit, wie das hessische Beispiel zeigt, recht gut von 
den Arbeitgebern erlangen, wenn man nur den Muth hat, 
von der fakultativen zur obligatorischen Fortbildungsschule 
überzugehen. Und die letztere ist doch wohl der bessere 
Ausdruck des Interesses für die allgemeine Fortbildung als 
die erstere.“ 


Armenwesen. 


Die Novelle zum Unterstützungswohnsitzgesetz lautet 
nach den Beschlüssen des Reichstages in dritter Lesung 
folgendermaassen: 

Artikel 1. Das Gesetz über den Unterstützungswohn¬ 
sitz vom 6 . Juni 1870 wird in nachtstehender Weise abge¬ 
ändert: 

I. Im § 10 und § 22 ist an Stelle der Worte: „nach 
zurückgelegtem vierundzwanzigsten Lebensjahre“ zu setzen : 
„nach zurückgelegtem achtzehnten Lebensjahre“. 

II. Der § 29 erhält folgende Fassung: Wenn Personen, 
welche gegen Lohn oder Gehalt in einem Dienst- oder 
Arbeitsverhältniss stehen, oder deren ihren Unterstützungs¬ 
wohnsitz theilende Angehörige, oder wenn Lehrlinge am 
Dienst oder Arbeitsort erkranken, so hat der Ortsarmen¬ 
verband dieses Ortes die Verpflichtung, den Erkrankten die 
erforderliche Kur und Verpflegung zu gewähren. Ein An¬ 
spruch auf Erstattung der entstehenden Kur- und Verpfle¬ 
gungskosten bezw. Uebernahme des Hülfsbedürftigen gegen 
einen anderen Armenverband erwächst in diesen Fällen nur, 
wenn die Krankenpflege länger als 13 Wochen fortgesetzt 
wurde, und nur für den über diese Frist hiausgehenden 

i Zeitraum. Dem zur Unterstützung an sich verpflichteten 
i Armenverbande muss spätestens 7 Tage vor Ablauf des 
I 13wöchentlichen Zeitraumes Nachricht von der Erkrankung 
I gegeben werden, widrigenfalls die Erstattung der Kosten 
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erst von dem, 7 Tage nach dem Eingänge der Nachricht 
beginnenden Zeiträume an gefordert werden kann. Die 
Bestimmungen der Absätze 2 und 3 finden keine Abwen¬ 
dung, wenn das Dienst- oder Arbeitsverhältniss, durch 
welches der Aufenthalt am Dienst- oder Arbeitsorte be¬ 
dingt wurde, nach seiner Natur oder im Voraus durch 
Vertrag auf einen Zeitraum von einer Woche oder we¬ 
niger beschränkt ist. Schwangerschaft an sich ist nicht als 
eine Krankheit im Sinne der vorstehenden Bestimmung an¬ 
zusehen. 

III. 1. Im § 30 Abs. 1 Lit. b. Zeile 1 ist statt der Worte: ! 
„wenn der Unterstützte keinen Unterstützungswohnsitz hat“ 
zu setzen: „wenn ein Unterstützungswohnsitz des Unter¬ 
stützten nicht zu ermitteln ist“. 2. Zwischen die Absätze 

1 und 2 des § 30 ist folgender neuer Absatz einzuschieben: 
„Der Beweis, dass ein Unterstützungswohnsitz nicht zu er¬ 
mitteln ist, gilt schon dann als erbracht, wenn der die Er¬ 
stattung fordernde Armenverband dargelegt hat, dass er 
alle diejenigen Erhebungen vorgenommen hat, welche nach 
Lage der Verhältnisse als geeignet zur Ermittlung eines 
Unterstützungs - Wohnsitzes anzusehen waren. Wird 
nach der Erstattung ein Unterstützungswohnsitz des 
Unterstützten nachträglich ermittelt, so ist der Armenver¬ 
band, welcher die Erstattung vorgenommen hat, berechtigt, 
von dem Armenverbande des Unterstützungswohnsitzes 
für die ^währte Unterstützung und für die durch nach¬ 
träglich Ermittelungen entstandenen Kosten Ersatz zu bean¬ 
spruchen“. 

IV. In das Gesetz wird aufgenommen: 

§ 30 a. Erstattungs- und Ersatzansprüche, welche auf 
Grund dieses Gesetzes erhoben werden, verjähren in zwei 
Jahren vom Ablauf desjenigen Jahres ab, in welchem der 
Anspruch entstanden ist. 

V. In das Gesetz wird aufgenommen: 

§ 32 a. So weit nach Bestimmung der Landesgesetze 
einzelne Zweige der öffentlichen Armenpflege den Land¬ 
armen ven verbänden übertragen sind, gehen auf diese die 
Rechte und Pflichten der Ortsarmenverbände über. 

Artikel 2. In den § 361 des Strafgesetzbuches wird 
hinter Nr. 9 folgende Nr. 10 eingestellt: „10. Wer, ob¬ 
schon er in der Lage ist. Diejenigen, zu deren Ernährung 
er verpflichtet ist, zu unterhalten, sich der Unterhaltspflicht 
trotz der Aufforderung der zuständigen Behörde derart 
entzieht, dass durch Vermittlung der Behörde fremde Hilfe 
in Anspruch genommen werden muss.“ Ferner ist in dem 
letzten Absatz des § 361 des Strafgesetzbuches Zeile 2 von 
unten hinter „9“ zu setzen: „und 10“. 

Artikel 3. Dieses Gesetz tritt mit dem 1. April 1894 
in Kraft. 

Der Reichskanzler wird ermächtig, den Text des Ge¬ 
setzes über den Unterstützungswohnsitz vom 6. Juni 1870, 
wie er sich aus den Aenderungen durch gegenwärtiges 
Gesetz ergiebt, durch das Reichsgesetzblatt bekannt zu 
machen. 

Die Zahl der Armen-Untersttitzten in Bayern. Die 

Zahl der aus öffentlichen Mitteln unterstützten Personen ist 
auch in Bayern in beständiger Zunshme begriffen. Von 
164090 im Jahre 1882 wuchs sie bis auf 180 921 im Jahre 
1891 an. Auf 100 Einwohner kamen 1882 : 3,0; im Jahre 
1891: 3,2 Unterstützte. Die günstigste Zahl wies das Jahr 
1885 mit 144 831 oder 2,7 pCt. Unterstützten, die relativ un¬ 
günstigste Zahl das Jahr 1888 mit 179 610 oder 3,3 pCt. 
Unterstützten auf. Im Durchschnitt der zehn Jahre 1882/91 
wies Schwaben 2,65; die Pfalz 2,65; Unterfranken 2,66; Ober¬ 
franken 2,94; Niederbayern 3,04; Oberbayern 3,37; die Ober¬ 
pfalz 3,44: Mittelfranken 3,65 pCt. Unterstützte der Bevölke¬ 
rung auf. In Oberbayern stieg die Zahl der Unterstützten 
von 3,1 auf 3,7, in Mittelfranken dagegen sank sie von 4,1 
auf 3,7. In den übrigen Bezirken blieb sie ziemlich stabil: 
mit dem einzigen Unterschiede, dass überall das Jahr 1885 
durch die günstigsten Zahlen ausgezeichnet ist. Von be¬ 
sonderer Bedeutung ist die Zahl derjenigen, die vorüber¬ 
gehend Armenunterstützung empfingen, die im Jahre 1882: 
62 518 oder 26,2 pCt. im Jahre 1891: 67 630 oder 37,4 pCt. 
aller Unterstützten ausmachte, denn unter diesen ist die 


Mehrzahl durch die Entwickelung der wirthschaftlichen Ver¬ 
hältnisse arbeitslos geworden und trotz ausreichender Ar¬ 
beitsfähigkeiten den Heimathsbehörden zur Last gefallen. 
Die Zahl der Vorübergehend unterstützten Arbeitsfähigen 
betrug (in pCt. der Bevölkerung): 

Vorübergehend 83 84 85 86 87 88 89 90 9 

unterst. Arbeits¬ 
fähige (in pCt. 

derBev.). . . 0.7 0,5 0.5 0,4 0,8 0,8 0,8 0,6 0,8 0.9 

davon in der 

Stadt . pCt. 28,5 28,8 29,9 29,9 39,2 40,2 40,3 36,6 42,1 48,6 
davon auf dem 

Lande . pCt. 71,5 71,2 70,1 70,1 60,7 58,8 59,7 64,4 57,3 51,4 

Während also in der Stadt die Zahl der vorübergehend 
unterstützten Arbeitsfähigen von 0,20 pCt. der Bevölkerung 
im Jahre 1882 auf 0,44 pCt. im Jahre 1891 zunahm, ist da¬ 
gegen auf dem Lande eine Abnahme von 0,50 auf 0,46 pCt. 
zu konstatiren. Also auch hier wieder eine Bestätigung 
dafür, dass es für das städtische Industrieproletariat immer 
schwieriger wird, sich ohne Zuhilfenahme öffentlicher Mittel 
die Existenz zu erhalten. 


Litteratur. 


j Jastrow, Dr. J., „Sozialliberal“. Die Aufgaben des Liberalismus 
in Preussen. Zweite vermehrte Auflage. Berlin, 1894, Roseii- 
j bäum und Hart. 8o, 147 S. 

Die vorliegende, nach kurzer Zeit in zweiter Auflage er¬ 
schienene Schrift bietet ein do^eltes Interesse: neben den sozial¬ 
politischen Ausführungen im Einzelnen ist sie auch beachtens- 
werth als ein Zeichen für die Zersetzung der bisherigen poli¬ 
tischen Parteien und als ein Versuch zur Reorganisation des 
Liberalismus auf der Basis energischen Eintretens für eine um¬ 
fassende Sozialpolitik. Die Schrift beschäftigt sich speziell mit 
den preussischen Verhältnissen und knüpft an die Niederlage an. 
die der Liberalismus bei den letzten Wahlen erlitten hat. Dem¬ 
gemäss erörtert die Schrift auch an der Hand der Ressorts der 
preussischen Staatsverwaltung die für jedes derselben geltend zu 
machenden sozialpolitischen Erfordernisse. 

Wir glauben, dass der Verfasser sich Illusionen hingiebt. 
wenn er die Hoffnung hegt, die liberale Partei könne zur Vor¬ 
kämpferin einer ernsthaften Sozialpolitik und durch eine derartige 
V'erjüngung zu einem einflussreichen Faktor des Staatslebens 
werden. Die Geschichte des Liberalismus wie alle Zeichen der 
Zeit widersprechen einer solchen Annahme gleichmässig. Der 
Verfasser ignorirt, dass in der Frage des Verhältnisses zur Sozial¬ 
politik für die liberalen Parteien viel weniger die Prinzipien des 
Liberalismus als die Interessen der von ihnen repräsentirten 
. Klasse maassgebend sind. Dieser Fehler des Verfassers kommt auch 
darin zu Tage, dass er die nationalliberale wie die verschiedenen 
Theile der trüberen Fortschrittspartei in seiner Betrachtung nicht 
trennt, während eine Scheidung sehr geboten gewesen wäre. 

Indessen wenn auch die der Schrift zu Grunde liegende An¬ 
sicht von einer Renaissance des Liberalismus in die Irre geht, 
so ist doch das, was die Schrift werthvoll macht, davon unab¬ 
hängig und beruht auf den Einzelausführungen. Schule, Armen¬ 
pflege, Sanitätswesen, Justiz, Landwirthschaft, Finanzen, Eisen¬ 
bahnen, Handel und Gewerbe, Bergbau, Arbeiterfrage und die 
allgemeine Staatsverwaltung werden nach sozialpolitischen Ge¬ 
sichtspunkten erörtert. Im Rahmen einer kurzen Anzeige ist es 
selbstverständlich unmöglich, auf die Fülle der angeregten Fragen 
einzugehen. Wie das auf einem so weit ausgedehnten Gebiet 
und bei der aphoristischen Behandlung nicht anders sein kann, 
wird man bald zu Widerspruch, bald zu Zustimmung genöthigt. 
Gerade darum aber wird ein kritischer Leser — und nur einem 
solchen ist die Schrift zu empfehlen — aus ihr Anregung und 
Nutzen in hohem Maass schöpfen können. 

I In jedem Fall wird man dem kleinen Buch die Anerkennung 
zollen müssen, dass es mit Geist, reichem Wissen und ehrlicher 
Ueberzeugung seine Aufgabe zu lösen sucht. Die rückhaltlose 
Kritik, die einen weiteren Vorzug der Schrift bildet, hat zur Folge 
gehabt, dass ihr Verfasser wegen der Erörterung der Rolle, die 
der Minister v. Berlepsch bei der Aufhebung der Bergwerks¬ 
abgaben spielte, angeklagt und in erster Instanz einer Minister¬ 
beleidigung für schuldig erklärt wurde. Es verdient hervorgehoben 
zu werden, dass in Bezug auf die Richtigkeit der vorgebrachten 
Thatsachen die gerichtliche Beweisaufnahme in keinem Punkte 
etwas gegen die betreffenden Ausführungen (S. 88—93) ergeben hat. 


Verantwortlich für die Redaktion: Dr. Heinrich Braun in Berlin W., Victoriastrasae i6. 







_OTTO LIEBMANN, Terla^sbnchhaiidliiiig:, Berlin W. 35 . 

Arbeitslosigkeit und Arbeitsvermittlung 

ln Industrie- und Handelsstädten. Bericht über den am 8. und 9. Oktober 1893 vom 
Freien Deutschen Hochstift zu Frankfurt am älain veranstalteten sozialen Kongress. 1894. 
Gr. 8°. 224 Seiten. Preis Mk. 3,20. (5 Exemplare für 14,50; 10 Exempl. für Mk. 27.) 

Das soeben erschienene Buch enthält ausser dem stenogr. Bericht des mit allgemeinem Interesse 
verfolgten sozialen Kongresses Referate von Prof. Tönnies-Kiel: „Der moderne Arbeitsvertrag und die 
Arbeitslosigkeit“; Dr. Hirschberg-Berlin: „Erhebungen über Arbeitslosigkeit“ und C. Kloss-Stutt¬ 
gart: , Arbeitslosigkeit im Allgemeinen und Notstandsarbeiten“, sowie die Aktenstücke, die Anträge 
betr. Ortsstatuten der in Stuttgart, Mainz und Fraukfurt geplanten Arbeitsämter mit ausfuhrl. Begründung. 

Gegen Einsendung des Betrages erfolgt Franko-Zusendung direkt vom Verlage. 


I <Sftrl geqittiiiitt« in ^erlitt W., Pnuerßrage 44 . I 

Derfe|)r0|ieuern. 
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SHec^tSanroalt am Sanbgeric^t l Serlin. 

VIII u. 97 ©eiten, ©e^eftet. 

— - 55reiS SD7. 2,—, poftfrei 59?. 2,10: ==— 

Im Verlage von L. Larose in Paris, rue Soufflot *22, erscheint der 
VIII. Jahrgang der Monatsschrift^ 

Tießue d"'€eonomie ^oliti^e 

von 

P. Cauw^s (Paris) E. Schwiedlaiid (Wien) 

Ch. Gide (Montpellier) E. Tilley (Caen). 

Diese Zeitschrift brachte bisher, zum Theil wiederholt, Beiträge von d’Aulnis v. Boaronill 
(Utrecht), Beauregard (Paris), v. Böhiii-Rawerk (Wien), Brentano (München), BUcher (Leipzig) 
Clark (Northampton), Cossa (Pavia), Foxwell (Cambridge), Issajev (St. Petersburg), Knapp 
(Strassburg) Lavoleye f, Levasseur (Paris), Loria (Padua), Macleod (London), Matuja (Wien), 
Y. Maronsseni (Paris), Meiiger (Wien), v. Miaskowski (Leipzig), Munro (Manchester), 
Y. Philippovich (Freiburg), Piernas (Madrid), Pigeonneau f, Rabbeiio (Bologna), Saozet 
(Paris), Schnioller (Berlin), St.^Marc (Bordeaux), W'alras (Lausanne), Westergaard (Kopen¬ 
hagen) — ferner eine ständige Chronik der Wirtiiscliafts-Gesetzgebung Frankreichs von 
Villey, eine Uebersicht Uber den Inhalt der französischen Zeitschriften von St.-Marc u. s. w. 

_Abonnemen tspre i» Jtthrlieta 21 Francs. 
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Die sozialpolitische Bedeutung des deutsch- 
russischen Handelsvertrages. 

Die Leidenschaft, mit welcher gegenwärtig der Kampf 
für und wider den deutsch - russischen Handelsvertrag ge¬ 
führt wird, ist ein Zeichen dafür, dass es sich um ein Er¬ 
eigniss von einschneidender wirthschaftlicher Bedeutung 
handelt. Nun ist es heute ein Axiom unserer wissenschaft¬ 
lichen Erkenntniss, dass die wirthschaftliche Entwicklung 
die Grundlage der sozialen, letztere der Ausdruck und 
das Ergebniss der w^irthschaftlichen Entwicklung ist. Die 
Frage ist daher wohlberechtigt, welches die sozialpolitische 
Bedeutung des deutsch-russischen Handelsvertrages sein 
dtirite. 

Um diese Wirkungen zu würdigen, richten wir unseren 
Blick zunächst auf die Industrie, sodann auf die Land¬ 
wirthschaft. 


Das einmOthige Eintreten unserer industriellen Kreise 
für den Handelsvertrag, der Eifer, mit welchem der Kampt 
von ihnen geführt wird, lässt die Annahme berechtigt er¬ 
scheinen, dass die Zollherabsetzungen genügend sind, um 
unserer Exportindustrie einen Ansporn zu weiterer Ent¬ 
faltung zu geben. Jedenfalls dürften in dieser Hinsicht die 
Aeusserungen der Gewerbetreibenden selbst sachverstän¬ 
diger sein, als die der agrarischen Verkleinerer des Ver¬ 
trages. Das Wesen einer Export-Industrie aber ist der 
Kampf auf dem offenen Weltmarkt, damit das unablässige 
Streben nach technischem Fortschritt, wie es bei einer 
lediglich den geschützten heimischen Markt versorgenden 
Industrie in gleicher Stärke nicht entwickelt zu sein 
braucht. 

Ich habe an anderem Orte den Zusammenhang zwischen 
technischem und sozialem Fortschritt nachzuweisen mich 
bemüht. Technischer Fortschritt besteht in zweierlei: in 
Konzentrirung der Betriebe und fortschreitender Anwendung 
und Verbesserung von Maschinen. Beides ist die Voraus¬ 
setzung der wirthschaftlichen und sozialen Emportentwicke- 
lung der arbeitenden Klasse. In diesem Sinne konnte ich 
am Schlüsse meines „Grossbetriebes“ soziale Bemühungen 
für fruchtlos erklären „ohne einen starken wirthschaftlichen 
Untergrund kräftiger und technisch fo^chreitender Gross¬ 
industrien.“ Ein doppelter Gesichtspunkt kommt hier vor 
allem in Betracht. Arbeiterschutzgesetze sind dem Klein¬ 
betriebe gegenüber machtlos. Selbst in solchen Gross¬ 
betrieben, welche an schlechten Maschinen massenhaft nied¬ 
rig gelohnte und ungelernte Arbeit anwenden, sind Arbeiter¬ 
schutzgesetze schwer durchführbar, wie das Beispiel Russ¬ 
lands zeigt. Erst in dem Maasse, als mit dem technischen 
Fortschritt die Maschinenanwendung steigt, wird die Arbeiter¬ 
schutzgesetzgebung nicht nur möglich, sondern selbst ein 
weiterer Ansporn zu technischem und wirthschaftlichem 
Fortschritt. Die zunehmende Konzentrirung der Betriebe 
erleichtert die Kontrolle. So ist die erste Industrie, welche 
den Charakter einer gewaltigen Exportindustrie annahm, 
die englische Baumwollindustrie, die Geburtsstätte der Fabrik¬ 
gesetze. 

Ferner, der technische Fortschritt hat die Tendenz der 
Lohnsteigerung; ich verweise darauf, wie die kräftigsten 
Exportindustrien in England gerade die sind, welche die 
besten Löhne zahlen. Der Kampf auf dem Weltmarkt führt 
zu gesteigerter Maschinenanwendung; diese aber erfordert 
erhöhte geistige Anspannung und erhöhte Verantwortlich¬ 
keit seitens des Arbeiters, was ohne Steigerung der Lebens¬ 
haltung nicht erreichbar ist. In dieser Hinsicht herrscht, 
insbesondere nach den eingehenden Belegen, die wir Schoen- 
hof verdanken, in der Theorie kaum noch ein Zweifel. Die 
Steigerung der Löhne, welche Hand in Hand ging mit dem 
wachsenden Exportcharakter der englischen Industrie, be- 
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fähigte den englischen Arbeiter zu jener finanziellen Fun- 
dirung seiner Organisationen, welche ihrerseits wieder ein 
mächtiges Mittel in der Richtung des sozialen Forschrittes 
wurden. Andererseits ist die Uebertreibung des Schutzzoll¬ 
systems in Frankreich und die Beschränkung der franzö¬ 
sischen Exportindustrien unter Vertheuerung der nothwen- 
digsten Lebensmittel gewiss nicht ohne inneren Zusammen¬ 
hang mit jenem sozialen Pessimismus, welcher die Ausbreitung 
anarchistischer Strömungen begünstigt. 

Wenn eine Kräftigung der deutschen Exportindustrien 
für die industriellen Arbeiter fortschrittlich wirkt, so können 
wir auch eine ähnliche Einwirkung in Bezug auf die agraren 
Verhältnisse erwarten. Jede Stärkung des städtischen ge¬ 
werblichen Elements schafft Konsumenten von Produkten 
der Vieh- und Milchwirthschaft, des Gartenbaues, der Spaten¬ 
kultur u. s. w.; sie kräftigt also den landwirthschaftlichen 
Kleinbetrieb, welcher gegenüber dem Körner bauenden 
Grossgrundbesitz in der Lage ist, ein grosses Quantum an 
Arbeit in eine beschänkte Fläche Landes zu senken. 

Die Kolonisation des deutschen Ostens war das bleibende 
Ergebniss der Geldwirthschaft, die im dreizehnten Jahr¬ 
hundert eine verhältnissmässig hohe Stufe in Deutschland 
erreicht hatte. Sie geschah mit freien Bauern und nirgends 
war die persönliche Freiheit damals weiter verwirklicht als 
in dem flämischen Rechte dieser Ansiedler. Als später 
in Folge eines unheilvollen Umschwunges der deutschen 
Volkswirthschaft naturalwirthschaftliche Verhältnisse wieder 
um sich griffen, bedeutete dies, insbesondere für den 
Osten der Elbe, die Unfreiheit des Bauern und die 
Ausdehnung der Grundherrschaft. Das Wiederaufsteigen 
des Bauern war mit dem abermaligen Vordringen der 
Geldwirthschaft im vorigen und diesem Jahrhundert 
verknüpft. Das Auf und Nieder seiner Lage folgte auf 
das engste den Schicksalen der Städte, als den Trägern 
der Geldwirthschaft. Auch heute dürfte dies noch gelten, 
wenn durch verstärkten Güteraustausch mit dem östlichen 
Nachbar Handel, Gewerbe und Verkehr im Osten Deutsch¬ 
lands die Höhe erreichen, welche sie im Westen bereits 
besitzen. 

Auch für den industriellen Arbeiter im Westen Deutsch¬ 
lands wäre diese Entwicklung nicht ohne Wichtigkeit. So¬ 
lange der Grossgrundbesitz die wichtigste Wirthschafts- 
institution des deutschen Ostens ist, so lange sind Einwan¬ 
derungsbeschränkungen gegenüber tiefstehender Arbeit des 
Auslandes unmöglich,' wie sie nicht nur von zahlreichen 
sozialpolitischen Schriftstellern, sondern auch von den fort¬ 
geschrittenen Arbeiterbewegungen der ganzen Welt erstrebt 
werden. 

Zum Schluss noch ein Wort darüber, dass auch für 
Russland die sozialpolitische Bedeutung des Handelsvertrags 
nicht zu unterschätzen ist. Einmal beschleunigt er die Zer¬ 
setzung des Gemeindebesitzes, welcher in grossen Theilen 
Russlands deswegen noch besteht, weil die dem Lande auf¬ 
erlegten Lasten den Ertrag übersteigen. Verstärkter Absatz 
des russischen Getreides wirkt in der Richtung der Aus¬ 
bildung von Privateigenthum und schafft einen modernen 
Arbeiterstand, dessen Entstehung der Gemeindebesitz ver¬ 
hindert. 

Auch für die russische Industrie dürfte der Handels¬ 
vertrag Wirkung sozialpolitischer Natur haben. Soweit 
Zollbindungen vorliegcn, kann sie nicht mehr hoffen, ledig¬ 
lich durch fortwährende Steigerungen des Zolltarifs Gewinne 
zu machen. Sie wird damit auf die Bahn technischen Fort¬ 
schritts gewiesen, gezwungen ihre eigenthümlichen Arbeiter¬ 
verhältnisse aulzugeben, welche der Unfreiheit noch sehr nahe 
sind. Indem sie ihre Schlupfwinkel in Wäldern und Ein¬ 
öden verlä.sst, nach den Städten und Eisenbahnstationen 
sich konzentrirt, ist sie in der Lage, europäische Arbeiter¬ 
verhältnisse auszubilden. Bezeichnend hierlür ist. dass 
schon heute die gelernteste und bestbezahlte Klasse von Ar¬ 


beitern, die Maschinenbauer in Moskau, die einzigen unter den 
russischen Fabrikarbeitern sind, welche eigene Wohnungen 
bewohnen und sich grösserer Unabhängigkeit erfreuen, als 
die in den Kasernen des Fabrikanten zusammengepferchten 
sonstigen Fabrikarbeiter Russlands. 

Der kurze im obigen gegebene Ueberblick zeigt also, 
dass auch in dem vorliegenden Fall der wirthschaftliche 
Fortschritt zusammenfällt mit dem sozialen. 

Freiburg i. B. G. von Schulze-Gävernitz. 


Soziale Wirthschaftspolitik und Wirthschafts- 
statistik. 

Nochmals die Verwirkungsklausel der Versicherungs¬ 
verträge, 

Der Verband der deutschen Privat-Feuerversicherungs- 
Gesellschaften hat in einer Zuschrift an die Kölnische 
Zeitung verschiedene meiner Ausführungen in No. 19 des 
Sozialpolitischen Centralblatts über die Verwirkungsklausel 
in den Versicherungsverträgen einer abfälligen Kritik unter¬ 
zogen und den Vorwurf, dass diese Klausel für die Ver¬ 
sicherten eine nicht gerechtfertigte Härte bedeuten, zu ent¬ 
kräften versucht. Dem gegenüber begnüge ich mich, 
auf § 10 der Allgemeinen Versicherungsbedingungen dieses 
Verbandes zu verweisen, der nach Lewis (Handbuch 
des Versicherungsrechts, S. 273) folgenden Wortlaut besitzt: 
„Wenn der Versicherte rechtzeitig (§ 6 Abs. 1) dem Agenten 
von dem Brande Anzeige zu machen unterlassen hat, so 
verliert er jeden Anspruch auf Entschädigung und zwar 
für alle an dem Brande betheiligten Versicherungen“; in 
§6 Abs. 1 wird aber bestimmt: „Der Versicherte hat dem 
Agenten binnen 24 Stunden, der Ortspolizeibehörde binnen 
drei Tagen nach einem Brande Anzeige von demselben 
zu machen.“ Der Verband selbst knüpft also in seinen 
Bedingungen an die Nichtbeachtung der Anzeigepflicht die 
Verwirkung aller Ansprüche und zwar ohne Rücksicht darauf 
zu nehmen, ob die Nichtbeachtung auf einer Fahrlässig¬ 
keit oder einem dolosen Verhalten des Versicherten 
beruht. Ja selbst wenn der Agent der Gesellschaft von dem 
Brande als einer notorischen Thatsache Kenntniss hat, 
würde nach dem Wortlaut dieser Bestimmung die Nicht¬ 
beachtung der Anzeigepflicht den Verlust aller Ansprüche 
nach sich ziehen. Dass dies entschieden zu weit geht, ist 
eine in juristischen Kreisen überaus verbreitete Ansicht und 
wenn ich diesen Gebrauch der Verwirkungsklausel als eine 
Härte bezeichnete, so befinde ich mich hierbei jedenfalls in 
guter Gesellschaft. Man vergleiche, was der neueste 
deutsche Bearbeiter des Versicherungsrechts, Professor 
Ehrenberg in Göttingen, in seinem „Versicherungsrecht“, 
S. 435 (Leipzig 1893) über diesen Punkt sagt. Nachdem er 
bemerkt hat, dass die Versicherungs-Gesellschaften die 
Bestimmung in ihre Verträge aufzunehmen pflegten, dass 
die Verletzung der Anzeigepflicht den Versicherer unver¬ 
bindlich mache, fährt er fort: „Dieses schwere Präjudiz 
kann aber nur dann eintreten, wenn die Anzeige in bös¬ 
licher Absicht unterlassen wurde, nämlich um den Ver¬ 
sicherer an der rechtzeitigen Untersuchung der That- 
umstände. Unter denen der Schaden eingetreten ist, zu 
hindern; bei einer bloss fahrlässigen Verletzung der An¬ 
zeigepflicht würde der Verlust aller Ansprüche aus dem 
Versicherungsverträge in einem unerträglichen Missverhält- 
niss stehen zu dem Nachtheil, welcher dem Versicherer 
aus jener Pflichtverletzung muthmaasslich entstanden ist.“ 
Dass auch die Rechtsprechung dieser Ansicht in def Haupt¬ 
sache ist, beweisen die bei Ehrenberg a. a. O. Anm. 13 und 
bei Lewis S. 275 Anm. 5 angeführten Erkenntnisse. Wenn 
die Doktrin und Praxis es aber für nothwendig erachtet 
hat, die rechtliche Wirksamkeit dieser Bestimmungen ein¬ 
zuschränken, so wird man wohl zugeben müssen, dass es 
keine Uebertreibung enthält, wenn man mit Bezug auf sie 
den Ausdruck Härte gebraucht. Es ist eben ein Fehler 
der Versicherungs-Gesellschaften, dass sie in ihren Ver¬ 
trägen zwischen dem böswilligen und gutgläubigen Ver¬ 
sicherten nicht genau unterscheiden. Wenn die Verwirkungs¬ 
klausel einem Versicherten gegenüber zur Anwendung 
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kommt, dessen Verhalten nur darauf gerichtet ist, die Ver¬ 
sicherungs-Gesellschaft zu schädigen, so wird niemand hier¬ 
gegen etwas einzuwenden haben. Wenn dies aber auch 
gegenüber einem Versicherten geschieht, der aus entschuld¬ 
barer Pahrlässigkeit eine Formalbestimmung des Vertrags 
nicht beachtet hat, so ist dies unbillig und hart. In dieser 
Beziehung gebe ich noch einmal Ehrenberg das Wort, 
mit dessen nachstehenden Auslührungen ich mich durchaus 
einverstanden erkläre: „Zwar lässt sich nicht leugnen, dass 
viele und besonders die Feuer-Versicherungs-Gesellschaften 
von der illoyalen oder gar verbrecherischen Gewinnsucht 
mancher Versicherten bedroht sind, aber unter dem Vor¬ 
wände, sich gegen solche betrügerische Uebervortheilungen 
schützen zu müssen, haben sie eine Menge von Be¬ 
stimmungen in die Versicherungsbedingungen aufgenommen, 
welche ursprünglich nur auf den illoyalen Versicherten ge¬ 
münzt sein mochten, durch ihre allgemeine Fassung und 
praktische Anwendung im Falle eines Schadens aber zu 
wahren Fallstricken für den loyalen Versicherten werden.“ 
Die eminente Bedeutung der Privat-Versicherungs-Gesell- 
schaften, deren wohlthätige Leistungen der Verfasser gewiss 
voll und ganz anerkennt, würde noch deutlicher hervor¬ 
treten, wenn die Versicherungs-Bedingungen und -Ver¬ 
träge einer Revision in diesem Sinne unterzogen würden. 
Hierzu wird das zu erw^artende Reichsgesetz hoffentlich 
Anlass geben. 

Mainz. Ludwig Fuld. 

Ein Versicherungsgesetz für Deutschland. Die Vor¬ 
arbeiten für den Erlass eines Versicherungsgesetzes scheinen 
in der Hauptsache in den betheiligten Aemtern der Reichs¬ 
verwaltung (Reichsamt des Innern und Reichs-Justizamt) 
beendet zu sein. Nähere Mittheilungen über den muthmaass- 
lichen Inhalt dieses Gesetzes, welche im Laufe der letzten 
Wochen durch die Blätter gingen, dürften mit Vonsicht auf¬ 
zunehmen sein, da es nicht wahrscheinlich ist, dass gerade 
die wichtigsten Punkte schon festgestellt sind. Das Gesetz 
wird wohl seinem Hauptinhalte nach, wenn nicht sogar 
lediglich, ein privatrechtliches sein, also Bestimmungen über 
den Versicherungsvertrag, die Rechte und Pflichten aus 
ihm und über die rechtliche Stellung der Agenten der Ver¬ 
sicherungsgesellschaften enthalten. Oeffcntliche rechtliche 
Bestimmungen, welche sich auf die Zulassung der Versiche¬ 
rungsgesellschaften zum Betriebe des Versicherungsgeschäf¬ 
tes, ihre staatliche Ueberwachung und ähnliche Punkte be¬ 
ziehen, dürften kaum in dasselbe Eingang finden. Auch wird 
man nicht hoffen dürfen, dass eine zur Beaufsichtigung des 
Versicherungswesens innerhalb des ganzen Reiches zu¬ 
ständige Stelle errichtet wird. Hierauf gerichtete Absichten 
bestanden in früheren Jahren, sie sind jedoch schon längst 
— man darf wohl sagen leider — aufgegeben worden. 

Stand der Naturalverpflegungsstationen in Deutsch¬ 
land. Der Gesammtverband deutscher Verpflegungsstationen 
■hielt am 23. Februar im Herrenhause zu Berlin unter Vorsitz 
des Oberpräsidenten Studt-Münster seine Jahresversamm¬ 
lung ab. Aus dem Ministerium des Innern war ein Kom¬ 
missar entsandt. Die Delegirten erstatteten zunächst Be¬ 
richt über den Gang der Stationssache in ihren Bezirken. 
Danach bestanden in Bayern 1893 303 Naturalverpflegungs- 
stationen, darunter 139 mit Arbeitsleistung; unterstützt 
wurden 674000 Personen mit 2840(X) M. Kosten. Das voll¬ 
ständige Stationsnetz Badens umfasst 75 Stationen, in denen 
121 OCX) Personen mit 55600 M. verpflegt wurden. In Braun¬ 
schweig ist der Stand der Stationen unverändert geblieben, 
dasselbe gilt von den hohen Kosten, ln Hessen-Nassau 
ist die Zahl um V 4 . Zahl der Gäste um Y 3 gegen das 
Vorjahr gestiegen. In Mecklenburg-Strelitz bestehen sechs 
Stationen, seit Juli v. J. ist ein Rückgang in der Zahl der 
Gäste eingetreten infolge verschärlter Maassnahmen. In 
Brandenburg ist die Zahl der Stationen auch im letzten 
Jahre erheblich zurückgegangen, seit dem 1. April 1893 
sind 21 Stationen geschlossen worden, sodass zur Zeit nur 
noch 105 Stationen in der Provinz bestehen. Die Kosten 
haben sich trotzdem von 228000 auf 262000 M. erhöht, ln 
Posen bestehen noch etwa 20 Stationen ohne Arbeits¬ 
leistung. Im ostthüringischen Verbände bestehen 32 Sta¬ 
tionen mit 118000 Gästen und 880(X) M. Kosten im letzten 


Jahre. Die Versammlung beschäftigte sich sodann mit Ab¬ 
änderungen der Wander- und Arbeitsordnung. Vom Ver¬ 
band Hessen-Nassau lag der Antrag vor, die Bundesregie¬ 
rungen um Beschleunigung der gesetzlichen Regelung des 
Verpflegungswesens zu ersuchen. Auch die Frage einheit¬ 
licher statistischer Aufnahmen war der Versammlung unter¬ 
breitet. Diese offiziellen Mittheilungen beweisen, dass die 
„Fürsorge“ für die Arbeitslosen auf der Landstrasse nahe 
am Ende ihrer Mittel ist und dass man auch hier allmählich 
einsieht, wie der Staat als Vertreter der ganzen Gesell¬ 
schaft eingreifen muss, wenn auch nur eine sichere Linde¬ 
rung der Noth erzielt werden soll. 

Städtische Arbeitsvermittlung für Fürth i. B. Aehn- 
lich wie die Beisitzer des Gewerbegerichts in Stutt¬ 
gart, Berlin und Trier, sowie das Gewerkschaftskartell in 
Frankfurt a. M. haben sich nun auch die Vorstände der 
fachgewerblichen Organisationen in Fürth (Bayern) an den 
Magistrat in einer Eingabe gewendet, in der sie um Errich¬ 
tung eines städtischen Arbeitsnachweises ersuchen, der 
nach und nach zu einem Arbeitsamt ausgebaut werden soll, 
ln der Eingabe heisst es, das Gemeidekollegium habe am 
23. Januar beschlossen, an den Wander-Unterstützungs- 
verein einen Zuschuss von 500 M. zn leisten, unter der Be¬ 
dingung dass die Arbeitsvermittlung, welche bisher .schon 
in beschränktem Maasse von diesem Verein gehandhabt 
wurde, auf alle Arbeiter ausgedehnt wird; das Magistrats¬ 
kollegium habe unter dem 1. Februar diesem Beschlüsse 
zugestimmt, ohne jedoch eine bestimmte Summe in den 
Etat einzustellen. Hieraus sei die Bereitwilligkeit, an 
die Lösung dieser wichtigen sozialpolitischen Aufgabe 
heranzutreten, zu erkennen. So sehr auch einzelne Orga¬ 
nisationen bemüht gewesen wären, den Arbeitsnachweis 
zeitgemäss zu organisiren, seien doch keine nennens- 
werthen Resultate erzielt worden. Eine befriedigende 
Lösung scheint auch der von den städtischen Kollegien ein¬ 
geschlagene Weg nicht herbeizuführen, da ein Privat-Verein 
keine Garantie für unparteiische Handhabung bieten könne. 
Deshalb solle die Arbeitsvermittlung zu einer Gemeinde- 
Institution erhoben werden, welcher die Aufstellung von 
Statistiken über Lohnverhältnisse, Arbeitszeit. Lehrlings¬ 
wesen und dergleichen zu übertragen wäre. Ferner solle 
dort Auskunft über Fragen, die die Kranken-, Unfall- und 
Altersversicherung betreffen, ertheilt werden. — Ausserdem 
erscheine der Kreis, der für die Arbeitsvermittlung gezogen 
sei, zu enge; er soll, ausser auf Industrie-Arbeiter und -Arbei¬ 
terinnen, auch auf Handelsangestellte, Ausgeher, Packer, 
Dienstboten, Näherinnen etc. ausgedehnt werden. Die 
Durchführung wird in der Weise gedacht, dass Seitens der 
Gemeinde ein Beamter aufgestellt wird, welcher mit den 
Fürther Verhältnissen vertraut ist, dem die Arbeitsvermitt¬ 
lung und die Aufstellung der angeregten Statistiken zu 
übertragen W’äre. Für die sogenannten weiblichen Berufe 
dürfte sich die Anstellung einer Frau empfehlen. Zur Auf¬ 
sicht wird .sich eine unter Vorsitz eines rechtskundigen 
Rathes stehende Kommission empfehlen, welche zu gleichen 
Theilen aus Arbeitern und Arbeitgebern bestehen soll. Die 
Kosten dürften, einschliesslich der Regiekosten, jährlich 
3000 M. nicht übersteigen und sich vollständig oder zum 
Thcil durch Erhebung von mässigen Gebühren für Dienst¬ 
boten- und Arbeitsvermittlung decken. So die Eingabe. 

Gemeindewerkstätten in London. In der letzten 
Sitzung des Londoner Grafschaftsrathes berichtete das 
Stores Committee über die Frage, ob die Erzeugung der 
Kleider und Schuhe für die Angestellten in eigene Regie 
zu übernehmen seien. Da jährlich 17 000 Anzüge und 
16 000 Paar Schuhe gebraucht werden, die 6 (X )0 bis 8000 £ 
jährlich kosten, glaubt das Komit 6 die Errichtung von 
Gemeindewerkstätten hierzu empfehlen zu sollen, woraus 
sich in der verschiedensten Richtung Vortheile ergäben; 
den Arbeitern würde bei 54 Arbeitsstunden per Woche ein 
„living wage“ garantirt werden. Das Komite wurde 
beauftragt, einen Plan der zu errichtenden Werkstätten 
sammt den bezüglichen Voranschlägen dem Rathe vor¬ 
zulegen. 
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Landwirthschaft. 


Die österreichischen Rentengüter. 

Den Begriff des Rentenguts hat zuerst Rodbertus 
formulirt. Er meinte, dass ländlicher Grundbesitz keinen 
Kapital-, sondern nur Ertragswerth habe, demnach keine 
Kapital-, sondern nur Renten-Verpflichtungen übernehmen 
könne, und dann, dass infolge der Zinsfussveränderungen 
der nach Abzug der Hypotheken dem nominellen Grund- 
eigenthümer verbleibende Werth in Abnahme begriffen sei. 
Durch die wachsende Verbreitung des Amortisationsdarlehens, 
welches überdies die Vortheile einer begrenzten Dauer der 
Rente und der Konvertirbarkeit bietet, wird dem ersten 
Punkte Rechnung getragen; das zweite Moment hat sich 
gegenwärtig als unrichtig erwiesen, indem die erwartete 
Steigerung des Zinsfusses, also Verringerung des Boden¬ 
kapitalwerths nicht eingetreten ist, vielmehr trotz der Klagen 
über sinkende Erträge ein last allseitiges Anwachsen des 
Bodenwerths beobachtet werden kann. Die preussischen 
Rentengüter (Ge^)etze vom 27. Juni 1890 und 7. Juli 1891) 
sollen in erster Linie der Ansässigmachung von Bauern 
und Landarbeitern, der inneren Kolonisation dienen. Die 
neue österreichische Vorlage (s. No. 3 und 4 dieser Zeit¬ 
schrift) bezweckt dagegen die Schuldentlastung des Grund¬ 
besitzes; in Preussen sollen neue Bauernstellen gegründet, 
in Oesterreich schon bestehende verschuldete Besitze er¬ 
halten werden. Die grundverschiedene Natur dieser beiden 
Arten von Rentengütern, die fast nur den Namen gemein¬ 
sam haben, tritt denn auch in den Normen für die Errich¬ 
tung hervor. Das preussische Rentengut behält einen privat¬ 
rechtlichen Charakter, bei der Errichtung herrscht in der 
Hauptsache Vertragsfreiheit, die Rente kann unablösbar 
sein, der Rentengutsnehmer darf aber die Stelle veräussern, 
verpachten und belasten. Der Zweck, entweder Grossbesitz 
in Bauernstellen zu zerschlagen oder Arbeiter für das 
Rittergut anzusetzen, die wohl eigenen Boden haben, aber 
zur Erhaltung oder Verbesserung ihrer Existenz Arbeiten 
auf dem Herrschaftsgute leisten müssen, wird durch diese 
Bestimmungen erreicht. Die Person des Stellenkäufers ist 
nicht gebunden, wohl aber ist für immer — wenn dieses 
Wort bei Rechtseinrichtungen überhaupt gebraucht werden 
kann — gesorgt, dass ein Bauer oder Arbeiter auf dem 
Platze ist. Das österreichische Rentengut nimmt dagegen 
einen öffentlich-rechtlichen Charakter an; die Modalitäten 
desselben sind endgiltig durch das Gesetz festgestellt, die 
Errichtung kann nur durch die staatlichen Zwangsgenossen¬ 
schaften erfolgen, die Rente ist ablösbar, das Eigenthum 
an dem Gute ist aber bis zum Ablaufe der Amortisations¬ 
dauer des Rentenkapitals ausserordentlich eingeschränkt, 
der Rentengutsbesitzer darf den Hof ohne Genehmigung 
nicht veräussern, verpachten, belasten oder dem land- oder 
lorstwirthschaftlichen Betriebe entziehen (§ 33). 

Frägt man sich nun, in welche soziale Lage die Renten¬ 
bauern in beiden Ländern gelangen, so darf wohl gesagt 
werden, dass in Preussen mit ziemlicher Offenheit der 
wahre Zweck der Reniengüter klargelegt wurde, nämlich 
einen konservativen Bauernstand, aber auch ein ländliches 
Arbeiterproletariat zur Bcwirthschaftiing des Grossbesitzes 
an Stelle der in die Industriebezirke, Städte und nach über¬ 
seeischen Ländern answandernden Bevölkerung heranzu¬ 
ziehen. In letzterem Falle wird bei entsprechender An¬ 
passung der Verkaufsbedingungen an diesen Zweck, der 
durch die iinablösbare Rente vertragsmässig gebundene 
Bauer zwar nicht von gesetzeswegen, wohl aber infolge der 
geschaffenen Zwangslage veranlasst, bei karger Existenz 
eine dienstwillige, billige und von der Wanderung abge- 
haltende Arbeitskraft zu liefern. Aber immerhin ist in 
Preussen die persönliche Abhängigkeit der neuen Renten¬ 
bauern begrenzt durch das Recht der freien Disposition 
über das Rentengut. 

Ganz anders präsentirt sich die soziale Seite der öster¬ 
reichischen RentengiUer. Die planniässige Züchtung von 
Kleinbauern und ländlichen Lohnproleiariern mit dem 
prunkenden Titel Grundeigenthümer soll hier nicht beab¬ 
sichtigt werden, jede Rente ist ablösbar, kein privater Inter¬ 
essent ist Gläubiger. Wenn dennoch höchst ungünstige 


soziale Wirkungen prognostizirt werden niüssen. so liegt 
die Ursache in Folgendem. Das Rentengutssystem in 
Oesterreich wird aufgebaut auf die landwirthschaftlichen 
Zwangsgenossenschaften. Wie wir schon in No. 17 dieser 
Zeitschrift dargelegt haben, soll deren Verwaltung systema¬ 
tisch den Grossbesitzern in die Hände gegeben werden, die 
Bauernschaft der meisten Länder wird in den Verwaltungs¬ 
körpern nur eine ungenügende oder Scheinvertretung finden. 
Die Consequenzen dieses Uebergewichts der Grossbesitzer 
werden sich bald fühlbar machen. Während in Preussen 
der neuangesetzte Bauer, wenn er auf seinem Hole das Aus¬ 
kommen findet, immerhin die wirthschaftliche, soziale und 
politische Selbstständigkeit erlangen kann, und auch die 
Abhängigheit der als Rentenbauern angesetzten landwirth¬ 
schaftlichen Arbeiter schon vermöge der privatrechtlichen 
Natur des Verhältnisses eine begrenzte ist, wird in Oester¬ 
reich dem Grossbesitze auf indirektem Wege mittelst der 
Genossenschaften eine weitgehende Macht über die Renten¬ 
bauern eingeräumt, wobei der Einfluss, wenn er einmal er¬ 
langt wurde, viel stärker ist, als in Preussen. „Das soziale 
Pferd“ wird vor den Karren der Grossbesitzerinteressen 
gespannt und bringt denselben besser vorwärts, als selbst 
der kräftige Arm des preussischen Rittergutsbesitzers es zu 
thun vermag. Ueber die wichtigsten Lebensfragen der 
Rentenbauern werden die. wahrscheinlich dem Grossbesitze 
entnommenen oder dienstbereiten Verwaltungsorgane ent¬ 
scheiden Sie haben unter den Bewerbern um ein Renten¬ 
gut denjenigen zu wählen, der nach wirthschaftlicher Be¬ 
fähigung und Vertrauenswürdigkeit am geeignetsten er¬ 
scheint (§29), auch bei den anspruchsberechtigten Personen, 
nämlich dem früheren Eigenthümer und dessen Angehörigen, 
steht ihnen frei, wenn begründete Bedenken gegen das 
Vorhandensein vorerwähnter Eigenschaften bestehen, von 
der Bestellung abzusehen (§§ 26, 27), sie können ohne ge¬ 
richtliches Verfahren und ohne aufschiebende Wirkung der 
Beschwerde an das Ministerium (§ 44) jeden Rentenguts¬ 
besitzer solort enteignen, wenn er 14 Tage mit einer Rate 
oder anderen Leistung im Rückstände ist, zur ordentlichen 
Bewirthschaftung geistig und körperlich unfähig ist, das Gut 
deteriorirt oder über dasselbe verfügt (§40). Diese Normen 
enthalten eine Fülle wenig scharf umschriebener und daher 
der Auslegung durch die Verwaltungsorgane anheimgegebe¬ 
ner Bestimmungen; das Urtheil über die Befähigung und 
die Vertrauenswürdigkeit muss, extreme Fälle abgerechnet, 
stets dem subjektiven Ermessen allein überlassen werden; 
bei der körperlichen Unfähigkeit ist weder der dauernde 
Zustand derselben, noch die Konstatirung durch Sach¬ 
verständige als Bedingung für die Enteignung gesetzt; die 
Unpünktlichkeit bei den vierteljährlich im Vorhinein zu 
entrichtenden Raten ist in einzelnen Fällen für jeden Renten¬ 
bauer geradezu unausweichlich — kurz, es giebt hundert 
Anlässe und Fallen, um jede missliebige Persönlichkeit auf 
legalem Wege vom Hofe zu vertreiben, und zwar statuten- 
gemäss durch die staatlich aufgestellte Genossenschaft, nicht 
durch einen hartherzigen Herrn. Dagegen wird der Weg¬ 
gang des Rentengutseigenthümers von der Scholle that- 
sächlich von der Zustimmung der Landesgenossenschaft und 
des Ministeriums abhängig gemacht, da man keinem Renten¬ 
bauer zumuthen kann, die Investirungen und Kapitals¬ 
rückzahlungen einfach im Stich zu lassen. Sogar die in 
den meisten Ländern übliche Uebergabe des Besitzes an 
den Sohn unter Bestellung eines Ausgedinges für die 
Eltern, eine der schwerwiegendsten sozialen Einrichtungen 
unseres Bauernstandes, ist bei den Rentenbauern von dem 
Wohlwollen der Verwaltungsorgane abhängig gemacht, weil 
§ 33 den in jedem Fall anwendbaren Vorbehalt macht, dass 
die Zustimmung zu versagen ist, „w^enn die beabsichtigte 
Verfügung die Leistung der Gutsrentc zu erschweren ge¬ 
eignet ist.“ Die sogenannten konservativen Bestrebungen 
führen hier zu einem der stärksten Eingriffe in eine Gewohn¬ 
heit, von welcher behauptet wird, dass sie sich bewährt 
habe. Auch geht der Gesetzentwurf so weit, dass er dem 
Rentengutsbesitzer die Freiheit der Verfügung, welche auch 
seine persönliche Freiheit implizirt, für die ganze Dauer der 
Tilgung-^periode (50—60 Jahre) dann verwehrt, wenn das 
ganze Rentenclarlehen vorher getilgt wurde (§ 54) Die Mo- 
tivirung in den „erläuternden Bemerkungen“ (S. 5) für die 
Beschränkungen der freien Verfügung, wonach diese „zur 
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Sicherung der Landesgenossenschaft nothwendig sind“, ist 
somit nicht in allen Fällen zutreffend. 

Die Wirkung der österreichischen Rentengüter wird 
nichts Anderes, als die Schaffung eines dauernd vom Gross¬ 
besitze abhängigen Bauernproletariats sein. Die typischen 
Eigenschaften des Proletariers, niedrige und knappe Lebens¬ 
haltung und stete Unsicherheit der Existenz, Werden bei den 
Rentenbauern zu Tage treten. Der Rentengutsbesitz unter¬ 
scheidet sich von überwundenen, wegen ihres drückenden 
Charakters abgeschafften Institutionen wohl dadurch, dass 
formell die Genossenschaft und nicht eine Privatperson der 
Herr des Bauers ist, dagegen fallen die Möglichkeit einer 
Verjagung vom Besitz binnen einer Frist von Tagen und 
der Wegfall der früher aus dem Herrschaftsverhältnisse ent- 
y)rungenen Verpflichtungen des Herrn schwer ins Gewicht. 
Zudem tritt in der neuen Einrichtung ein sehr charakteristi¬ 
sches Zeichen unserer kapitalistischen Entwickelung, das 
Verschwinden persönlicher Gegenüberstellung von Herr und 
Knecht und demzufolge das Aufhören individuell-mensch¬ 
licher Beziehungen, deutlich zu Tage. 

Wenn wir nun die Chancen für das Gelingen der Aktion 
betrachten, so hängt wohl Alles davon ab, ob an den 
Nonnen, Avelche der Entwurf für die Schätzung der von 
den Genossenschaften zu erwerbenden Güter statuirt (§ 6 bis 
10 ) festgehalten wird, oder ob dieselben, sei es bei der 
parlamentarischen Berathung, sei es nachträglich durch die 
Landesgesetzgebung, abgeändert werden. Der Entwurf be¬ 
stimmt nämlich, dass der 20fache Katastralreinertrag zu¬ 
züglich des Werths der Gebäude, des Inventars, der zu 
Gunsten der Liegenschaft bestehenden Rechte und bei der 
Forstwirthschaft auch der Bestockung, dagegen abzüglich der 
haftenden Lasten, der Schätzung zu Grunde zu legen ist. 
Durch die Landesgesetzgebung kann das Multiplum des 
Katastralertrages mit dem 25fachen festgestellt werden; 
wenn das Land von vorneherein an Stelle des Staats die 
Haftung für die Verzinsung der Rentenbriefe übernimmt, 
kann das Schätzungsmaximum durch Landesgesetz noch 
weiter erhöht werden (§ 79). Der 25 fache Katastralertrag 
kommt aber in der Regel kaum der Hälfte des Verkehrs- 
werthes gleich, oft nur einem Drittel, und es dürfte daher 
nur in Einzelfällen, bei denen es sich um Liegenschaften in 
entlegenen Gegenden handelt, oder bei besonders un¬ 
günstigen Konjunkturen von den Einrichtungen des Ge¬ 
setzes Gebrauch gemacht werden. Es wird sich daher 
schliesslich darum handeln, ob die geringe Inanspruchnahme 
des grossen Organismus nicht dazu drängen wird, die Kauf¬ 
preise dem Verkehrswerthe näher zu bringen. Hierdurch 
würde die innere Sicherheit der zu emittirenden Renten¬ 
briefe verringert werden und es könnte der Fall eintreten, 
dass die Staats- oder Landeshilfe aus der für die Renten¬ 
briefe geleisteten Garantie in starkem Maasse beansprucht 
wird. Aus dem Dilemma: entweder geringe Erfolge bei 
gesichertem Rentenkapital oder grössere Ausdehnung bei 
Gefahr beträchtlicher Verluste, wird sich kaum ein Aus¬ 
weg finden lassen. Ob es aber sozial zulässig ist, die 
Steuern der gesammten Bevölkerung zur Erhaltung der 
jetzigen Grundeigenthümer zu verwenden, ohne Rücksicht 
darauf, woraus die Nothlage in jedem einzelnen Falle ent¬ 
standen ist, das bleibt dahingestellt, umsomehr als das Ge¬ 
setz die Rentengüter in ihrem Ausmaasse nicht beschränkt, 
also seine Vortheile auch dem Grossbesitzer zuwendet. 

Aber selbst, wenn diese Schwierigkeiten und Bedenken 
nicht bestehen, wird das Gesetz die Grundabsicht, die all¬ 
mähliche Schuldentlastung des Bauernstandes, verwirklichen 
können? Um diese Frage zu beantworten, genügt es, den 
Normalfall der durch das Gesetz geschaffenen Verhältnisse 
darzustellen. Ein verschuldeter Grundbesitzer wird zur 
Exekution gedrängt oder drängt selbst dazu (§ 16, 20), 
die Landesgenossenschaft erwirbt den Hof und bestellt den 
früheren Eigenthümer als Renlengutsbesitzer. Die nicht 
mehr zum Zuge gelangten Gläubiger können zwar keine 
hypothekarische oder anderweitige Sicherstellung erlangen 
weil an dem Gute, dem Zubehör, den Früchten oder dem 
Erlöse für diese kein Pfandrecht erworben w'erden kann 
(§34, man bemerke nebenbei: an dem Erlöse von Früchten 
eines Gutes von nicht begrenzter Grösse!), aber der un¬ 
befriedigte Gläubiger kann den Schuldner in den Konkurs 
treiben. Die erfolgte, wohl auch die wegen Mangel eines 


Vermögens unterlassene Konkurseröffnung hätte die Ent¬ 
eignung des Rentengutsbesitzers zur Folge (§41). Wir 
nehmen aber an, dass diese Klippe umschifft ist, dass der 
Grundbesitzer seine Gläubiger nicht beschädigt hat. oder 
diese auf die weitere Verfolgung verzichten oder, dass das 
Rentengut nicht ihm, sondern einer sonst schuldenfreien 
Persönlichkeit verliehen wurde. Nun ist der Rentenguts¬ 
inhaber in den ruhigen Besitz des Hofes gelangt. Er zahlt 
während der Dauer seiner Arbeitsfähigkeit als selbstständiger 
Besitzer, also etwa durch 30 bis 40 Jahre, seine Raten pünkt¬ 
lich ab, die, dem Wesen des Amortisationsdarlehens ent¬ 
sprechend, trotz der verringerten Kapitalsschuld unverändert 
hoch bleiben. Nun stirbt er, das Rentengut unterliegt in 
diesem Falle keiner Zertheilung, aber der Betrag der bis 
zu diesem Zeitpunkte erfolgten Kapitalsrückzahlungen ge¬ 
langt berechtigter Weise in die Verlassenschaftsmasse (§51). 
Der neue Uebernehmer schuldet wieder das ganze Renten¬ 
kapital und beginnt von Neuem mit der Leistung der 
Raten, wie sein Vorgänger. Nur in dem Falle, als ein 
einziger Erbe vorhanden ist, der das Rentengut übernimmt 
und in den alten Rentengutsvertrag eintritt, kann der¬ 
selbe vielleicht das Gut schuldenfrei machen, da zwei 
Generationen für die Amortisationsdauer in der Regel 
ausreichen dürften. Tritt das Ableben des zweiten Inhabers 
aber vorher ein und sind mehrere Erben vorhanden, so 
erfolgt wieder volle Verschuldung, da der ganze abgezahlte 
Rentenkapitalswerth in die Verlassenschaft fliesst. An eine 
vollkommene Schuldentlastung durch das Rentengutsprinzip 
ist demnach nur in Ausnahmefällen oder vorübergehend zu 
denken, der angegebene hervorragendste Zweck wird somit 
nicht erreicht. Ist aber die Lage der Rentenbauern erträg¬ 
licher, als die der andern Bauern? Dies wird im Allgemeinen 
nicht gesagt werden können. Damit der Gedanke über¬ 
haupt in grösserem Umfange realisirt werde, muss, wie 
schon erwähnt, der Kauf durch die Genossenschaften zu 
einem, dem Verkehrswerth sich nähernden Preise erfolgen; 
dann aber ergiebt sich, dass der Bauer von diesem Preise 
eine baare Rente leisten muss, welche sich für Verzinsung, 
Amortisation und Verwaltungsbeitrag auf rund 5 pCt. stellen 
dürfte; selbst wenn die Genossenschaft die Güter wesent¬ 
lich billiger erwirbt, erscheint es noch immer sehr drückend, 
wenn ständig eine drei- bis vierprozentige baare Verzinsung 
des vollen Werths aufgebracht werden muss. Ein Haupt¬ 
grund für die gesetzlichen Maassnahmen auf dem Gebiete 
des landwirthschaltlichen Kreditwesens besteht in der Er¬ 
scheinung, dass die Rentabilität des Bodens in Folge des 
hohen Verkehrswerths geringer ist, als der Zinsertrag des 
entsprechenden Geldkapitals, dass also der starkverschuldete 
Grundbesitzer stets weniger einnimmt, als er leisten muss. 
Eine Reform, welche auf Beibehaltung der vollen oder über¬ 
wiegenden Verschuldung, wenn auch in der Rentenform, 
beruht, kann demnach dem Uebel nicht steuern. Die Lage 
der Rentenbauern wird immer schwierig bleiben; neben 
Abhängigkeit und Unsicherheit der Existenz wird knappe 
Lebenshaltung ohne jede Aussicht auf Verbesserung ihr 
Loos sein. Freilich, dem überschuldeten Bauer, der in 
Wuchererhänden ist, wird für den Augenblick Linderung, 
aber keine Rettung verschafft. Ohne den Werth eines aus¬ 
gebildeten öffentlichen Kreditsystems gering zu achten, glau¬ 
ben wir doch, dass nur durch Verbesserung der Produktion 
Abhilfe geschaffen und die Lebenslage der Produzenten ge¬ 
hoben werden kann. 

Die konservativen Reformvorschläge werden manche 
Bauern vor der formellen Proletarisirung um den Preis er¬ 
halten, dass die grosse Mehrzahl der Bauern hoftnungslos 
dürftig weitervegetirt Das mobile Kapital aber wird in den 
staatlich garantirten Rentenbriefen ein beliebtes Anlage¬ 
papier erlangen und auf diesem Wege wird das bisher un¬ 
mögliche erreicht werden: der städtische Kapitalist wird 
mittelst der Rentenbriefkoupons ohne Mühe und Gefahr die 
Erträge der bäuerlichen Landwirthschaft an sich ziehen. Die 
kapitalistische Entwicklung geht eben ihren Weg, alle Ein¬ 
richtungen, die sich ihr entgegenstellen w'ollen, erlangen nur 
soweit Kraft, als sie ihr wider Willen dienstbar sind. So 
wird das Rentengutssystem in Oesterreich die Proletarisirung 
der bäuerlichen Bevölkerung und die Anhäufung des mobilen 
Kapitals befördern, statt Beides zu verhindern. Wirklicher 
Konservatismus würde versuchen, unsere Einrichtungen 
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dem Entwicklungszustande unserer Wirthschaft entsprechend 
umzubilden, konservative Augenblickspolitik flickt am Dache 
des Hauses, während die Grundfesten morsch geworden sind. 
Wien. Otto Wittelshöfer. 


Soziale Zustände. 

Errichtung eines arbeitsstatistischen Amtes in Oester¬ 
reich. Der Handelsminister hat im Abgeordnetenhause 
einen Gesetzentwurf, betreffend die Errichtung eines arbeits¬ 
statistischen Amtes, eingebracht. Die wesentlichen Bestim¬ 
mungen lauten: Für die Zwecke der sozialen Gesetz¬ 
gebung und Verwaltung sind arbeitsstatistische Daten syste¬ 
matisch zu erheben und zu verarbeiten sowie periodisch 
zu veröffentlichen. Diese Daten werden sich auf die Lage 
der arbeitenden Klassen, insbesondere in der Industrie 
und im Gewerbe, im Handel und Verkehrswesen, ferner 
auf die Wirksamkeit der Einrichtungen und Gesetze zur 
Förderung der Wohlfahrt derselben sowie auf den Zustand 
der industriellen und gewerblichen Produktion zu beziehen 
haben. Auf die land- und forstwirthschattlichen Betriebe, 
sowie auf die Bergbauunternehmungen finden die Vor¬ 
schriften dieses Gesetzes keine Anwendung. Mit diesen 
Aufjgaben wird im Ressort des Handelsministeriums eine 
abgesonderte Abtheilung betraut. Die Auskünfte und An¬ 
gaben, welche aus Anlass der arbeitsstatistischen Erhebungen, 
sei es unmittelbar vom arbeitsstatistischen Amte, sei es in 
dessen amtlichem Aufträge abverlangt werden, sind seitens 
der hierzu Aufgeforderten ohne Verzug genau und wahr- 
heitsgemäss zu liefern. Den entsprechend legitimirten Or¬ 
ganen des arbeitsstatistischen Amtes ist zum Zwecke der. 
ihnen obliegenden Erhebungen die Einsichtnahme sowohl 
in die Arbeiterverzeichnisse, Arbeits- und Dienstbücher, 
Arbeitsordnungen als auch in die für die Feststellung der 
Unfallversicherungsbeiträge dienenden Aufschreibungen und 
die sonstigen in den Unternehmungen etwa vorhandenen 
Lohnlisten zu gestatten. Denselben ist auch jederzeit, in 
der Nacht, jedoch nur während des Betriebes, der Eintritt 
in die Arbeitsräume und die übrigen zum Betriebe gehörigen 
Räumlichkeiten sowie auch in geeigneten und passenden 
Stunden in die vom Arbeitgeber beigestellten Arbeiterwohn- 
räume zu gewähren. Die für die Durchführung der arbeits¬ 
statistischen Erhebungen nöthigen weiteren Anordnungen, 
sowie jene in Betreff der Nutzbarmachung des arbeitssta¬ 
tistischen Amtes für Zwecke der sozialen Verwaltung sind 
im Verordnungswege zu erlassen. Zur Mitwirkung an den 
Arbeiten dieses Amtes sind die staatlichen und Gemeinde¬ 
behörden, Handelskammern, Gewerbegenossenschaften, Ge¬ 
werbegerichte, genossenschaftlichen und anderen Schieds¬ 
gerichte , Arbeiterunfallversicherungsanstalten, -Kranken¬ 
kassen und sonstigen Arbeiterhülfskassen in der nach Be¬ 
darf im Verordnungswege zu regelnden Weise verpflichtet. 
Gegen die Betriebsinhaber und deren Beschäftigte können 
bei Zuwiderhandlungen gegen dieses Gesetz oder die zu 
letzterem erlassenen Durchtührungsbestimmungen, insofern 
hierdurch nicht eine schwere verpönte strafbare Handlung 
begründet wird, vom arbeitsstatistischen Amte Ordnungs¬ 
strafen bis zu 100 Gulden verhängt werden. Gegen die 
Verfügungen des arbeitsstatistischen Amtes steht den sich 
hierdurch beschw'ert erachtenden Parteien binnen 8 Tagen, 
von dem auf die Zustellung folgenden Tage an gerechnet, 
die Berufung an das Handelsministerium offen. Die ein¬ 
gehenden Ordnungsstrafen fliessen in den Staatsschatz. Die 
Geheimhaltung der arbeitsstatistischen Erhebungen und 
Festeilungen ist strenge Amtspflicht der Beamten und An¬ 
gestellten des arbeitsstatistischen Amtes. Die Verletzung 
dieser Amtspflicht, sei es während der Dauer der amt¬ 
lichen Stellung, sei cs auch nach dem Austritte aus der¬ 
selben durch unbefugte Mittheilung, Veröffentlichung oder 
auch Verwerthung der amtlich in Erfahrung gebrachten 
Verhältnisse und Umstände zu eigenem Vortheil ist, inso¬ 
fern nicht die strengeren Bestimmungen des allgemeinen 
Strafgesetzes zur Anwendung kommen, als Vergehen mit 
Arrest von drei Monaten bis zu zwei Jahren zu bestrafen, 
unbeschadet der überdies nach den geltenden Vorschriften 
eintretenden Disziplinarbehandlung. 


Truckunfug in Oberschlesien. Durch ^^^^andlungen, 
welche sich zu Beginn dieses Monats vor Reichsge¬ 

richt in Leipzig abspielten, kamen erbauliche Ei^^jelheiten 
über den Truckunfug zur öffentlichen Kenntniss, den ge¬ 
werbliche Unternehmer in Oberschlesien noch immer im 
Widerspruch zur Gewerbeordnung treiben. Auf Grund 
eines zwischen einem Ziegeleibesitzer und Kaufmann in 
Beuthen, Oberschi., und einem in unmittelbarer Nähe der 
Ziegeleien wohnenden Restaurateur geschlossenen geheimen 
Vertrages wurden von letzterem den Arbeitern des ersteren 
bis zu der allwöchentlich am Sonnabend erfolgenden Lohn¬ 
zahlung die nothwendigen Nahrungsmittel auf Kredit ge¬ 
währt, dafür aber die geschuldeten Beträge bei jeder Lohn¬ 
zahlung durch ihren Arbeitgeber gleich in Abzug gebracht. 
So erhielten die Arbeiter entweder gar nichts oder nur 
einen verschwindend kleinen Theil ihres Lohnes ausgezahlt. 
Aber wenn ihnen auch die Abzüge viel zu hoch erschienen, 
so durften sie doch keinen Widerspruch erheben, sonst 
wären sie entlassen worden. Durch Zufall gelangte in¬ 
dessen die Sache zur Kenntniss der Behörden. Die zahl¬ 
reichen Zeugen bestätigten nun, dass sie bei den Lohn¬ 
zahlungen nicht in die Lage versetzt worden seien, über 
ihren vollen Lohn frei zu verfügen und selbst ihre Schulden zu 
bezahlen; und da die erzwungene stillschweigende Billi¬ 
gung der Lohnabzüge die Strafbarkeit derselben nicht auf¬ 
hebt, verurtheilte das Landgericht zu Beuthen am 2. No¬ 
vember den Unternehmer wegen Vergehens gegen die Ge¬ 
werbeordnung und den Restaurateur wegen Beihilfe zu 
diesem Delicte zu je 30 M. Geldstrafe eventuell 6 Tagen 
Gefängniss. Beide Angeklagten legten Revision ein, in der 
sie ausführten, dass der Unternehmer die Zahlungen an 
den Restaurateur, den Gläubiger der Arbeiter, geleistet 
habe, nachdem diese — wenn auch nur stillschweigend 
— die Lohnabzüge gebilligt hätten. Allein das Reichs¬ 
gericht verwarf die Revision, weil festgestellt sei, dass 
der Unternehmer auf Grund eines Abkommens mit dem 
Restaurateur seinen Arbeitern nur einen kleinen Rest 
des Lohnes ausgezahlt habe, was gegen § 115 der Ge¬ 
werbeordnung verstosse. Diese Bestimmungen seien 
öffentlich-rechtlicher Natur und könnten daher nicht durch 
privates Abkommen, ja nicht einmal durch die ausdrück¬ 
liche Zustimmung der Arbeiter abgeändert oder beseitigt 
werden. Ebenso unterliege die Annahme keinen Bedenken, 
dass der Restaurateur die Vollendung des Deliktes erleich¬ 
tert und sich somit der strafbaren Beihilfe schuldig gemacht 
habe. Man sieht, dass dieser unglaubliche Truckunfug Jahr¬ 
zehnte nach Einführung des Verbots immer noch fortblüht 
und dass er lediglich durch — Zufall zur Kenntniss der 
Behörden kam. Die preussische Gewerbeinspektion geht 
an solchen Dingen achtlos und unwissend vorüber. 

Achtstundentag und Stücklohn in der englischen Textil¬ 
industrie. Auf der kürzlich stattgehabten Konferenz der 
englischen Textilarbeiter gab Mr. Mawasley bekannt, dass 
die Textilarbeiter bei Einführung des Achtstundentages 
bereit wären, für den gleichen Stücklohn weiter zu arbeiten 
und demgemäss die Kosten der eventuellen Produktionsver¬ 
minderung auf sich zu nehmen. Der Vorsitzende Sir Henry 
James betonte, wie gross diese Konzession an die Unter¬ 
nehmer wäre; doch musste in Betracht gezogen werden, 
ob die Fabrikanten die Einschränkung der Produktion 
eventuell vertragen könnten. — Es scheint nicht ausge¬ 
schlossen, dass auf diesem Wege eine Verständigung beider 
Theile erfolgt, da die Lancashirer Fabrikanten so häufig 
die Ueberproduktion beklagen, die im Vorjahre bekanntlich 
zu dem gro.sscn Look-out geführt hat. 


Handwerkerfragen. 

Handwerkerlehrlinge und Innungen in Deutschland 

An den Zentralstellen scheint doch die Einsicht immer mehr 
um sich zu greifen, dass die Sache der Innungen für das 
Lehrlingswesen,, von der man so viel erwartete, Manches 
zu wünschen übrig lässt. Man bemüht sich jetzt, den Er¬ 
folgen der Innungsgesetzgebung etwas mehr auf den Grund 
zu gehen. Aus Anlass eines Einzelfalls ist in Preussen 
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verfügt worden, dass vor der von einer Innung nachgesuchten 
Verleihung der V'orrechte aus dem § 100e der Reichs¬ 
gewerbeordnung durch die Aufsichtsbehörden über folgende 
Punkte zu berichten ist: 1. Ob der Innungsvorstand und 
die Mitglieder der Innung Klagen der Lehrer der Fort¬ 
bildungsschule über disciplinare V^erstösse der Schüler an¬ 
nehmen und das Recht der Schule den Lehrlingen gegen¬ 
über vertreten; 2. ob sie dauernde Widersetzlichkeit mit 
Entlassung aus der Lehre ahnden und bei jeder Gelegenheit 
das Ansehen der Schule, selbst dann, wenn sie gegen den 
Unterricht derselben in einzelnen Punkten Bedenken hegen, 
zu stärken und mit den Lehrern Beziehungen zu unter¬ 
halten sich bestreben; 3. wodurch Innungsvorstand und 
Mitglieder der betreffenden Innung ein solches Verhalten 
bisher bewiesen haben; endlich wird 4. falls der Innung 
auswärts wohnende Mitglieder angehören, Auskunft darüber 
verlangt, ob die Lehrlinge derselben eine ordnungsmässig 
technische und gewerbliche Ausbildung erhalten, ob sie 
regelmässig die Fortbildungsschule besuchen, eventuell aus 
welchem Grunde dieser Besuch unterbleibt. Diese Kontrole 
ist au.sserordentlich zu begrüssen; zu wünschen bliebe nur, 
dass die Ergebnisse dieser Erhebungen in bestimmten Zeit¬ 
räumen auch angemessen vcröftentlicht würden. 


Kaufmännische Fragen. 

Die Kündigungsfristen der Handlungsgehilfen 
im Reichstage. 

Bereits seit 1890 ist „alle Jahre wieder“ im deutschen 
Reichstag ein Antrag eingebracht worden, der eine zeit- 
gemässe Verbesserung der Bestimmungen des Art. 61 des 
deutschen Handelsgesetzbuchs bezweckt. Dieser Antrag, 
ursprünglich vom Abg. Goldschmidt gestellt, jetzt vom Abg. 
Schroeder u. Gen. wieder aufgenommen, hat im Laufe jener 
vier Jahre Wandlungen und Schicksale erfahren, die charak¬ 
teristisch sind für das inzwischen erfolgte Fortschreiten der 
Handlungsgehilfenbewegung. Zuerst wollte er lediglich das 
Recht auf Ausstellung eines Zeugnisses, das bis jetzt auf 
dem Ortsgebrauch beruhte, gesetzlich feststellen. Dann 
sahen sich seine Urheber veranlasst, einen Zusatz dahin 
zu beantragen, dass die zwischen Prinzipal und Gehilfen 
vereinbarten Kündigungsfristen immer für beide Theile 
gleich sein müssen. Endlich wurde durch Zusatzanträge 
aus dem Hause die Frage der Einführung einer Minimal¬ 
kündigungsfrist so unlösbar mit dem Antrag verbunden, 
dass er nie auftauchen konnte, ohne dass auch diese An¬ 
regung einer Erörterung unterworfen wurde. Man machte 
also die alte Erfahrung: wo man heute einen Punkt unserer 
sozialen Verhältnisse anbohrt, da findet sich sofort so viel 
Schadhaftes, dass es gewöhnlich mit der blossen äusserlichen 
Flickerei nicht mehr geht. 

Die neuesten V^erhandlungen im Reichstage vom 14. 
und 21. F'cbruar d. Js. haben nun von Neuem zu einer 
ausserordentlich gründlichen Erörterung aller oben er¬ 
wähnten Fragen geführt. Ueber die Nothwendigkeit. den 
Handlungsgehilfen durch die Gesetzgebung zu Hilfe zu 
kommen, bestand keine Meinungsverschiedenheit. „Die 
Klasse der Handlungsgehilfen, deren rechtliche Stellung der 
Antrag in umfänglicherer Weise sicherzustellen bezweckt, 
verdient in der That unsere volle riieilnahnie. Die Leute 
gehören zu den geplagtesten der innerhalb des Handels¬ 
gewerbes thätigen Personen.“ So sagte der freisinnige 
Antragsteller, Abg. Schroeder (Stenogr. Prot. S. 1233/34). 
Auch die gesetzliche Festlegung des Rechts auf Zeugnisse 
und der Gleichheit der beiderseitigen Kündigungsfristen 
begegnete von keiner Seite einem Widerspruche. Nur über 
die von den Sozialdemokraten zusätzlich beantragte Mini¬ 
malkündigungsfrist gingen die Meinungen auseinander. Die 
grundsätzlichen Gegner waren allerdings auch hier in der 
Minderheit. Aber auch Freunde dieser Reform, die aus 
allen Parteien dem Anträge zustimmten, hatten an der von 
den Sozialdemokraten vorgeschlagenen Formulirung aus¬ 
zusetzen. Wenn man die stenographischen Protokolle mit 
ihren kleinlichen „Wenn“ und „Aber“ liest, so hat man den 
Eindruck, als ob sich Dieser oder Jener von der I hatsache 
bedrückt gefühlt hätte, dass gerade die Sozialdemokraten 


eine von der gesammten Gehilfenschaft so sehnlich ge¬ 
wünschte Reform zuerst gesetzgeberisch formulirten. Wer 
gab aber dieser Partei die Vorhand? Doch nur die Un- 
thätigkeit der Uebrigen; denn die dringenden Wünsche der 
Handelsangestellten nach dieser Richtung sind seit Jahren 
bekannt. Schliesslich fällt allerdings auch die mangelhafte 
Information mancher Redner als Grund für die bestehenden 
Meinungsverschiedenheiten ins Gewicht. Davon, dass der 
„Deutsche Verband Kaufmännischer Vereine“ schon 1891 
eine Privaterhebung über Kündigungsfristen und Probe¬ 
engagements im Handelsgewerbe gemacht hat (vgl. „Zur 
kaufmännischen Reform“. Beschlüs.se und Referate des 
Braunschweiger Verbandstages. Frankfurt a. M. Mahlau u. 
Waldschmidt, 1891. S. 15 ff ), wusste keiner der Redner. 
Jene Erhebung erstreckte sich nur auf Verbandsvereine, 
und stellte dennoch fest, dass die bisher im Handelsgesetz¬ 
buch vorgesehene gänzliche Vertragsfreiheit in allen 
Gegenden Deutschlands von gewissen Prinzipalen sehr zu 
Ungunsten der Gehilfen als der wirthschaftlich Schwächeren, 
nämlich zur Abkürzung der Kündigungsfristen, ausgenutzt 
wird. Auch über das häufige Vorkommen von Probe¬ 
engagements enthält jener Enquetebericht Manches. Es 
hätte also nicht Vorkommen dürfen, dass einzelne Abgeord¬ 
nete (Fuchs S. 1380, Kröber S. 1381 der Stenogr. Proto¬ 
kolle) das Vorkommen übermässig abgekürzter Kündigungs¬ 
fristen für andere Gegenden zugeben, für ihre Bezirke aber 
(Rheinprovinz und Bayern) bestritten. Das beweist nur, 
wie man unter Umständen sehr oft gerade über das Nächst¬ 
liegende am schlechtesten unterrichtet sein kann. 

Auch die amtliche Erhebung über Kündigungsfristen, 
die im Herbst 1892 auf Vorschlag der Reichskommission 
für Arbeilerstatistik im ganzen Reiche mittelst Stichproben 
vorgenommen wurde, ergab, dass in allen Theilen des 
Deutschen Reiches die Vertragsfreiheit zu Missständen ge¬ 
führt hat: eine andere Kündigungsfrist als die Quartahs- 
kündigung des Handelsgesetzbuches hatten danach im nord¬ 
westlichen Deutschland 30,2 pCt., im nordöstlichen Deutsch¬ 
land 37,1 pCt., in Mitteldeutschland 41,4 pCt. und in Süd¬ 
deutschland 46,8 pCt. der befragten Betriebe. Wenn man 
hierzu bedenkt, dass die Auswahl der befragten Betriebe 
eine äusserst willkürliche war, dass sic aber in Süd- 
deutschland (vgl. Baden) immer noch sorgfältiger getroften 
wurde als in Norddcutschland, so dass vermuthlich bei einer 
besseren Ausführung der Erhebung in den norddeutschen 
Bezirken mindestens dasselbe ungünstige Bild herausge¬ 
kommen wäre, wie für Süddeutschland, so begreift man die 
graduellen Unterschiede schlecht, die einzelne Abgeordnete 
zwischen verschiedenen Gegenden Deutschlands machen 
wollen. Relativ am besten orientirt war der Abgeordnete 
Singer. Seine Mittheilungen über die merkwürdigen Be¬ 
stimmungen kaufmännischer Engagementsverträge, die er 
zum grösseren Theil der von dem Unterzeichneten ge¬ 
leiteten Kaufmännischen Presse entnahm, verfehlten offen¬ 
bar ihren Eindruck im Reichstag nicht, und es wäre nur 
noch ein einziges Moment von Wichtigkeit hervorzuheben 
gewesen: die beispiellose Schwierigkeit für die Handlungs¬ 
gehilfen. sich heute im langsamen amtsgerichtlichen Prozess 
selbst dasjenige Recht zu verschaffen, was ihnen noch zu¬ 
steht, während die Mehrzahl der gewerblichen Arbeiter 
längst die Wohlthat des raschen und billigen gewerbegericht¬ 
lichen Verfahrens geniesst. Angesichts dieses erdrückenden 
Materials braucht hier auf den isolirten Widerspruch der 
Abgeordneten v. Stumm und Schröder gegen das Prinzip 
der Minimalkündigungsfrist nicht eingegangen zu werden. 

An kleinen Formalien, die man recht gut bis zur dritten 
Lesung hätte ausgleichcn können, an der Gegnerschaft 
gegen die sozialdemokratischen Antragsteller und an der 
Beschhissunfähigkeit des Reichstages scheiterte die Beschkrss- 
fassung über Einführung einer Minimalkündigungsfrist in 
zweiter Lesung. Dass die unterste Grenze für Kündigungs¬ 
fristen 4 Wochen betragen und dass dieselbe keine An¬ 
wendung auf Beschäftigungen finden sollte, die ihrer Natur 
nach weniger als einen Monat dauern (Aushilfestellen, Probe¬ 
engagements), darüber war man einig. Aber zu einer glatten 
Verständigung über die Legung der vierwöchentlichen oder 
monatlichen Kündigungsfrist gelangte man nicht. Die Einen, 
und hier stimmte die äusserste Linke mit dem Zentruiii, 
wollten die monatliche Kündigung nur vom Ersten jedes 
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Monats auf den Ersten des nächsten Monats gestatten, nicht 
aber in der Zwischenzeit. Nebenbei: die Wünsche der Ge¬ 
hilfen gehen sogar dahin, dass die monatliche Kündigung 
lediglich vom Letzten eines Monats auf den Ersten des 
zweitfolgenden gestattet werde. Die Anderen, Nationallibe¬ 
rale und Konservative, konnten sich mit dieser weiteren 
Sicherung der Gehilfen, die gewissen usuellen kaufmän¬ 
nischen Terminen entspricht, nicht befreunden. Von dem 
beschlussunfähigen Hause stimmten 107 mit Nein, nur 87 
mit Ja. Die Mehrheit befürchtete eine Bedrückung der 
Prinzipale davon, dass bei einmonatlicherMinimalkündigungs- 
frist, die nur auf den Ersten jedes Monats gestellt ist, unbrauch¬ 
bare Gehilfen zu lange, unter Umständen fast zwei Monate, 
wenn der Erste einmal versäumt sei, behalten werden 
müssen. Als ob nicht jeder Prinzipal genugsam Erkun¬ 
digungen vor dem Engagement einziehen und ausserdem 
denjenigen Gehilfen, den er absolut nicht mehr leiden kann, 
mit Entschädigung oder bei grobem Verschulden des An¬ 
gestellten sogar ohne Entschädigung entlassen könnte! 

Bei der Mehrheit des Reichstages war also die zu An¬ 
fang der Debatten vorhandene Gehilfenfreundlichkeit sehr 
rasch verflogen. Jetzt hätte die Regierung, die während 
der ganzen Debatten hartnäckig schwieg, eine dankbare 
Aufgabe: sie müsste ihrerseits die Sache aufnehmen und 
in Uebereinstimmung mit den zahlreichen Gutachen, die an¬ 
lässlich der Reichsenquete bei ihr eingelaufen sind, eine 
schleunige Vorlage machen, die wenigstens den bösesten 
Missständen bis dahin abhilft, wo die Erhebungen über die 
Arbeitsverhältni.sse der Gehilfen zur Formulirung eines um¬ 
fassenden Schutzgesetzes für Handelsangestellte führen. 
Frankfurt a. M. Max Quarck. 

Vertretung der Handlungsgehilfen in den Handels¬ 
kammern. Auf die Eingabe der Vereinigten Ortsvereine 
von Berlin, und Umgegend des „Vereins der Deutschen 
Kaufleute“ an das 7\eltesten-Kollegium der Kaufmannschaft 
von Berlin, welche obigen Gegenstand betraf und in No. 19 
des Sozialpolitischen Centralblatts wiedergegeben wurde, 
haben jetzt die Aeltesten wie folgt geantwortet: 

Berlin, den 29. Januar 1894. 

Auf die gefällige Eingabe vom 2. d. M. eröffnen wir Ihnen 
Folgendes ergebenst: 

Zunächst weisen wir den im Eingänge derselben erhobenen, 
jedoch durch Thatsachen in keiner Weise belegten Vorwurf der 
Einseitigkeit unserer Gutachten über Fragen, welche die Ver¬ 
hältnisse der Handlungsgehilfen betreffen, entschieden zurück. 
Derselbe wird durch Anführung der Eingabe selbst, dass die 
Gerichte ihren Entscheidungen unsere Gutachten zu Grunde 
legen, hinreichend entkräftet, da dies nicht geschehen würde, 
wenn nicht die Gerichte diesen Gutachten, an welche sic ge¬ 
setzlich durchaus nicht gebunden sind, überzeugende Kraft bei- 
mässen. Eines Eingehens auf ihre Acusserung. dass die zu¬ 
folge der gedachten Gutachten von den Gerichten gefällten 
Urtheile dem „wahren Rechte“ nicht entsprächen, enthalten 
wir uns, da einerseits nicht klar ist, was unter dem „wahren 
Rechte“ von Ihnen verstanden wird, andrerseits aber wir zu 
einer Kritik gerichtlicher Entscheidungen, zu welcher Sie an¬ 
scheinend sich als genitgend rechtsverständig und befähigt 
erachten, uns nicht berufen fühlen. Uebrigens steht auch Ihre 
Mangels näheier Bezeichnung der in Frage kommenden Fälle 
in Bezug auf die Richtigkeit unserer Prüfung sich entziehende 
Angabe, dass wir die jetzt von uns bejahte Frage, ob den 
Handlungsgtüiifcn zum Zwecke der Erlangung einer neuen 
Stelle vom Prinzipal Zeit gewährt werden müsse, früher ver¬ 
neint hätten, der vermeintlichen Einseitigkeit unserer Gut¬ 
achten geradezu entgegen. 

Wenn Sie den Grund für die von Ilincn behauptete 
Mangelhaftigkeit der letzteren in der Zusammensetzung unseres 
Kollegiums und namentlich darin erblicken, dn>s in demselben 
fast ausschlies-lich „Herren der Ihärse“ sich befänden, so er¬ 
widern wir Ihnen darauf, dass etwa nur die Hälfte unserer 
Mitglieder regelmässig die Ihü-se besucht. Inwiefern dieser 
Umstand das sacliverständige Urtheil derselben irgendwie nach¬ 
theilig zu beeinflussen vermöchte, ist übrigens in keiner Weise 
verständlich. Unerfindlich ist es aber insbesondere, wie die von 
Ihnen hervorgehobeneThatsache, das die „Herren von der Börse“ 
Dank der bevorzugten Lage ihrer Geschälte ihr Personal noch 
auskömmlich bezahlen könnten, die Fähigkeit solcher Mitglieder 
unseres Kollegiums zur richtigen Beurtheilung des Verhältni-scs 
zwischen Handlungsgehilfen und Prinzipalen, welche den 
Eetzteren ein auskömmliches (iehalt nicht zu gewähren ver¬ 
mögen, beeinträchtigen soll. 


Die Erfüllung des in ihrer Eingabe ^^^^^sprochenen 
Wunsches, dass alle kaufmä|inischen Berufszw^J^e in un.serern 
Kollegium vertreten sein nmehten, liegt ausserhalb unseres 
Machtbereiches, da das Aeltesten-Kollegium nach dem Korpo¬ 
rations-Statut aus freier, unserem Einflüsse in keiner Weise 
unterworfener Wahl der Korporations-Mitglieder hervorgeht. 
Da Statutengemäss auch nur diese zu Aeltesten gewählt werden 
dürfen, so erweist sich ferner der von Ihnen gestellte Haupt¬ 
antrag „auf Aufnahme einer Vertretung der Handlungsgehilfen 
in unserem Kollegiuin“ als zur Zeit unerfüllbar. Auch in nahe 
Aussicht kann Ihnen ein Erfolg dieses Begehrens vem uns nicht 
gestellt werden. Denn dasselbe hängt zusammen mit den in 
der Schwebe befindlichen F'ragen des Fortbestandes der kauf¬ 
männischen Korpoi ationen überhaupt, der Einrichtung obliga¬ 
torischer Handelskammern und der Beschränkung der Letzteren 
auf Grosshandel und Grossindustrie bei gleichzeitiger Fürsorge 
für eine anderw'citc Vertretung des Kleinbetriebes und 
des Kleinhandels. Diese Fragen aber werden in einem zu 
un.serer Kenutniss gelangten, aus jüngster Zeit stammenden 
Erlasse des Handelsministers von diesem als noch nicht spruch¬ 
reif erklärt. 

Ihrem Eventualanlragc: „aus den Reihen der organisirten 
Handlungsgehilfen eine sachverständige Kommission zu er¬ 
nennen oder von den Vereinen wählen zu lassen, die in allen 
die Handlungsgehilfen betreffenden Angelegenheiten gehört 
werden“, können wir gleichfalls nicht stattgeben, da eine Be- 
fugnisg zur Ernennung oder zur Veranstaltung der Wahl einer 
solchen Kommisison uns vollständig fehlt. Auch wären wir 
nicht im Stande eine Verpflichtung zur Anhörung dieser 
Kommission in allen die Handlungsgehilfen betreffenden An¬ 
gelegenheiten. insbesondere bei erforderten Gutachten zu über¬ 
nehmen. da eben wir diese Gutachten ertheilen und deshalb 
in der Lage sein müssen, soweit die eigene Wissenschaft 
unserer Mitglieder ausnahmsweise nicht ausreichen sollte, die¬ 
selbe auf jegliche in dem einzelnen Falle zur unparteiischen 
Beantwortung der gestellten Fragen geeignet erscheinende 
Weise uns zu verschaffen. 

Die Aeltesten der Kaufmannschaft von Berlin. 

Diese Antwort ist ja formell eine verdiente Abfertigung 
der unklaren und unpraktischen Forderungen, welche der 
Hir.sch-Duncker sehe Gehilfenverein Deutscher Kaufleute in 
Berlin erhoben hatte und die in dieser Zeitschrift schon bei 
ihrem Bekanntwerden kritisirt wurden. Aber inhaltlich be¬ 
deutet sie eine brutale Abweisung ganz berechtigter 
Wünsche, welche die Stimmung der kaufmännischen Gehilfen 
sicher nicht verbessern wird. Die Aeltesten der berliner 
Kaufmannschaft geben allerdings, da sie ausschliesslich kauf¬ 
männische Unternehmer vertreten, gewöhnlich stark vom 
Unternehmerinteresse beeinflus.ste Gutachten ab, und wenn 
die Gerichte denselben folgen, so ist das noch lange kein 
Beweis für das aus den Gutachten sprechende Verständniss 
für die Lage der Gehilfen. Dass die Aeltesten der Kauf¬ 
mannschaft sich in der Hauptsache aus Börsenkaufleuten 
zusammensetzen, ist so notorisch und natürlich, dass diese 
'Phatsache doch nicht mit so unbestimmten Einwänden be¬ 
stritten werden sollte, wie: „etwa nur die Hälfte unserer 
Mitglieder besuchen regelmässig die Börse“. Die anderen 
Mitglieder lassen wahrscheinlich die Börse besuchen oder 
besuchen sie „unregelmässig“. Dass begüterte Börsen- 
kauflcutc sich nicht in die Lage überarbeiteter Kolonial- 
waarenkommis denken können, ist eine so banale Wahrheit, 
dass sie füglich von den Aelte.sten nicht hätte bestritten 
werden sollen. Schlies.slich verschanzen sich dieselben be¬ 
hufs Abwehr einer öffentlichen Gehilfenvertretung hinter 
den jetzigen Wortlaut ihres Organisationsstatuts. Unzweifel¬ 
haft lä.sst dasselbe keine Vertretung der Kommis zu, sonst 
hätten ja die Berliner Gehilfen keine Eingabe deshalb zu 
machen brauchen. Aber die gegenwärtige Verfassung der 
Interessenvertretung im Kaufmannsstande lässt sich doch 
wohl abändern. Und wir erblicken das Ziel, nach welchem 
die Gehillen im richtigen Verständniss ihrer Lage zu streben 
haben, in kaufmännischen Gewerbegerichten, die ihnen mehr 
gewähren dürften, als ein Gehilfenanhängsel an irgend einer 
Handelskammer. 

Die GeschäftsstundenbewegUDg ia England. Kürzlich 
fand in London die 52. Jahresversammlung der „Early 
Closing Association“ statt, deren Ziel bekanntlich die ge¬ 
setzliche Einführung einer früheren Geschäftssperrstunde 
zur Entlastung der 1 landelsangestellten ist. Bis dahin zielte 
die Propaganda darauf hin, eine freiwillige Verringerung 
der Ladenstunden zu erreichen: dem Jahresberichte zu 
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Folge gelang dies im letzten Jahre in London bei 
1210 Ladenbesjtzcrn. ln den letzten drei Jahren hat die 
Gesellschaft 65/6 Ladeninhaber zur Einführung einer früheren 
Sperrstunde bewogen» was ungefähr lOOOCK) Angestellten 
zu Gute kam. Der Bericlit giebt der Hoffnung Ausdruck, 
dass das Werk der Gesellschaft bald durch die gesetzliche 
Anerkennung ihrer Bestrebungen, gekrönt würde. Dem 
Parlament liegt bekanntlich der bezügliche Gesetzentwurf 
John Lubbock’s. der bereits die parlamentarische Aner¬ 
kennung Erhalten hat, zur Erledigung vor. 


Unternehmerverbände. 

Kartellirung der Kohlengrubenbesitzer in Durham. 

Die Köhlenbergwerksbesitzer des Durhamer Reviers sind 
im Begriffe, ein Kartell nach Art der rheinisch-westfälischen 
Vereinigungen zu schliesscn. Dem Kartell gehören ungefähr 
^/lo der Besitzer an: es soll ein Minimalpreis für die Kohle 
je nach ihrer Qualität von 7 sh 3 d bis 7 sh 9 d festgesetzt 
werden. Für jede Tonne unter dem Minimalpreise ver¬ 
kaufter Kohle wird eine Konventionalstrafe von 2 sh fixirt. 
Nach dem Meeting der Gewerksbesitzer in Newcastle-on- 
Tynb am 16. Februar wurde über die „Durham and 
Northumberland Coal Association'* ein offizielles Kommu¬ 
nique ausgegeben, dem wir Folgendes entnehmen: 

Grubenbesitzer der Grafschaft Durham, auf die ungefähr 
80 pCt. der Produktion entfallen, haben seit längerer Zeit 
mit den Interessenten von Northumberland Unterhandlungen 
gepflogen, ob nicht durch einen Zusammenschluss die Uebcl 
uflorganisirter und uneingeschränkter Konkurrenz vermieden 
Werden könnten. Sie kamen zu dem Beschluss, dass ein 
ernster Versuch, die Preisschwankungen zu reguliren, der 
Mühe werth wäre, wenn sie sich auch bewusst sind, dass 
diese Fluktuationen von schwer zu veraussehenden und 
vielleicht nicht zu vermeidenden Umständen abhängen. 
Die Assoziaton wird trachten, ihre 'I'hätigkeit in den 
legitimen Grenzen wohlgeleitcter Industrie-Unternehmungen 
zu halten. Sie glaubt, dass alles, \vas geeignet ist, Diffe¬ 
renzen zwischen Kapital und Arbeit hintanzuhalten, 
sowohl bei den Arbeitern als beim Publikum Anklang finden 
wird. Die geplante Assoziation, die keinerlei Preissteige¬ 
rung beabsichtigt, will ein einheitliches Vorgehen der 
Unternehmer sichern: den Spekulationskäufen von Kohle 
soll gesteuert w'erden und für eine gemeinschaftliche Aus¬ 
einandersetzung mit den grossen Abnehmern Vorsorge ge¬ 
troffen w^erden. Anderen Berichten zu Folge ist vor allem 
die Errichtung eines gemeinschaftlichen Verkaufsbureaus 
geplant. Auch in den übrigen Kohlenrevieren Englands 
sind Kartellbildungen im Zuge. 

Arbeiterschutzgesetzgebung und Gewerbe¬ 
inspektion. 

Zur Sonntagsruhe in der chemischen Industrie. Der 

im Reichsamt des Innern ausgearbeitete Entwurf von Aus¬ 
nahmebestimmungen über die Sonntagsruhe in der chemi¬ 
schen Industrie, der mit Vertretern von Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern berathen wurde, enthält nach dem Vorwärts 
im Wesentlichen folgende Bestimmungen: 

1. Die den Arbeitern zu gewährende Ruhe hat min¬ 
destens zu dauern: a) für das Weihnachts-, Oster- und 
Pfingstfest 24 Stunden, b) im IT'brigen — mit Ausschluss 
der in die bczeichneten Feste fallenden Sonntage — ent- 
W'eder für jeden zweiten Sonntag 24 Stunden, oder für 
jeden dritten Sonntag 36 Stunden, oder, sofern an den 
übrigen Sonntagen die Arbeitsschichten nicht länger als 
zw'ölf Stunden dauern, für jeden vierten Sonntag 36 Stunden. 
Der Reichskanzler ist heiugt, Abweichungen von der Be¬ 
stimmung unter b) hinsichtlich der Dauer d( r Ruhezeit 
zuzulassen; dieselbe muss jedoch für jeden Arbeiter min¬ 
destens die Gesammtdauer seiner auf die zwisehtmliegenden 
Sonntage fallenden Arbeitszeit erreichen. Ablösung.-mann- 
schaften dürfen je 12 .Stunden vor und nach ihrer regel¬ 
mässigen Beschäftigung zur Arbeit nicht verwendet w^erden. 


Die den Ablösungsmannschaften zu gew^ährende Ruhe hat 
mindestens das Maass der den abgelö.sten Arbeitern ge¬ 
währten Ruhe zu erreichen. 2. Die den Arbeitern zu ge- 
w’-ährende Ruhe hat mindestens zu dauern: für Einzel-Sonn- 
und Festtage entw^eder für jeden zweiten Sonn- oder Fest¬ 
tag 24 Stunden, oder für jeden dritten Sonn- oder Festtag 
36 Stunden, oder, sofern die Dauer der Arbeitsschichten 
an den übrigen Sonn- oder Festtagen 12 Stunden nicht 
überschreitet, für jeden vierten Sonn- und Festtag 36 
Stunden; für Doppel-Festtage und für zwei auf einander 
folgende Sonn- und Festtage entweder 30 Stunden, oder 
24 Stunden, in welchem Falle aber in der Zeit von 
6 Uhr Abends des vorhergehenden Werktages bis 
6 Uhr Morgens des nachfolgenden Werktages insgesammt 
mindestens 36 .Stunden arbeitsfrei bleiben müssen. Die 
Dauer der Wechselschichten darf 18 Stunden nicht über¬ 
schreiten. Ablösungsmannschaftcn dürfen je 12 Stunden 
nach und vor ihrer regelmässigen Beschäftigung zur Arbeit 
nicht verwendet werden. Die denselben zu gewährende 
Ruhe muss mindestens das Maass der den abgelösten Ar¬ 
beitern gewährten Ruhe erreichen. 3. Die den Arbeitern 
an den Schmelz- und an den Kalziniröfen zu gewährende 
Ruhe hat mindestens zu dauern: a) für das Weihnachts-, 
Oster- und Pfingstfest, sowie für zwei aufeinanderfolgende 
Sonn- und Festtage entweder 36 Stunden, oder für jeden 
der beiden Tage 24 Stunden, b) für Einzel-Sonn- oder F'est- 
tage entweder an jedem .Sonn- und Festtage 24 Stunden, 
oder für jeden zweiten Sonn- oder Festtag 36 Stunden. 

Fabrikinspektion in New - York. Der seitens der 
Fabriksinspektion des Staates New - York erstattete 
Jahresbericht für 1893 führt aus, da.ss die Inspektion 
11 668 Fabriken, Werkstätten und Schwitzläden, mehrere 
öfters, umfasste. In der Arbeiterschaft zeigte sich 
eine nicht unerhebliche Verringerung der jugendlichen 
Arbeit. Der Inspektor empfiehlt der Gesetzgebung dringend, 
den im Handelsgewcrbe angestellten jugendlichen Arbeitern 
den gleichen Schutz angedeihen zu lassen, wie jenen in 
Fabrikcm beschäftigten. 

Arbeiterversicherung. 

Arbeiter Versicherung und Geschlechtskrankheiten. Bei 

Berathung der Arbeiterversicherungsgesetze, insbesondere 
des Krankenversicherungs-Gesetzes, wurde von einsichts¬ 
voller Seite ernstlich davor gewarnt, einer moralisirenden 
Tendenz zu Gefallen die geschlechtlichen Krankheiten anders 
zu behandeln wie die übrigen. Wie berechtigt diese War¬ 
nung war, zeigt die in der Rechtsprechung deutlich zu be¬ 
obachtende Neigung, die betreffenden Bestimmungen der 
Gesetzgebung im Sinne eines weitgehenden Rigorismus 
auszulegen. Während die berufensten Kenner der Gesetze 
wie Bosse und Woedtke in ihren Kommentaren die Ansicht 
vertreten, dass unter den „geschlechtlichen Ausschweifungen“ 
ein fortgesetzter lüderlicher Lebenswandel zu verstehen sei, 
hält das preussische Oberverwaltungsgericht daran fest, dass 
jeder aussereheliche Geschlechtsverkehr unter den oben¬ 
genannten Begriff* fällt. Zu welchen harten Konsequenzen 
diese Rechtsauslcgung führt, bedarf nicht der Hervorhebung: 
ein Mädchen, das sich einmal ausserehelich vergangen hat, 
unterliegt den gesetzlichen Nachtheilcn, wenn cs an einer 
mit dem einmaligen Geschlechtsverkehr im Zusammenhang 
stehenden Krankheit erkrankt. Dass diese Konsequenz dem 
Zwecke der VYrsicherungsgesetzgebung entspricht, dürfte 
zu bezweifeln sein; bedauerlich ist dieser Rigorismus der 
Rechtsprechung, besonders auch um deswillen, weil dadurch 
der Verheimlichung und damit der Ausbreitung der sexuellen 
Krankheiten nur Vorschub geleistet wird. 

Zur Frage des Kapitaldeckungssystems. Die von indu¬ 
striellen Kreisen ausgehende Agitation für Ersetzung des 
Kapitaldeckungssystems durch das Umlageverfahren ver- 
anlasste das österreichische Ministerium des Innern, kürz¬ 
lich in den „Amtlichen Nachrichten“ zu der Frage Stellung 
zu nehmen. 

Die Unfallversicherung, wird erklärt, ist im Wesent¬ 
lichen eine Versicherung auf dauernde und temporäre Ren- 
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teil. Der Werth einer jeden solchen Rente wird durch ein 
Kapital repräsentirt, das mit Zuhilfenahme der Zinsen* und 
Zinseszinsen zur Zahlung der fälligen Rentenraten bis zum 
Tode des Rentners ausreicht und sukzessive aufgezehrt 
wird. Die Grösse dieses Kapitals hängt von dem Alter des 
Rentners und dem der Berechnung unterlegten Zinsfusse ab 
und ist in jedem Falle kleiner, als der Werth einer ewigen 
Rente in der gleichen Höhe. 

Nach dem Unfallversicherungsgesetze sind nun die 
Prämien derart zu bemessen, dass hierdurch nicht blos der 
einfache Jahresbedarf gedeckt, sondern das Deckungskapital 
für alle im Laufe des Jahres entstehenden Verpflichtungen 
aufgebracht wird. Der Vortheil dieses Systems, wodurch 
alle folgenden Jahre von den finanziellen Folgen der in 
einem vorhergehenden Jahre vorgekommenen Unfälle ent¬ 
lastet werden, besteht nun zunächst darin, dass der auf je 
100 fl. der versicherten Lohnsumme entfallende Versiche¬ 
rungsbeitrag keine Erhöhung erfährt. Bei dem Umlage¬ 
verfahren hingegen ist eine Steigerung der Beitragssätze 
nothwendig, welche Steigerung so lange anhält, bis die 
Zahl der zuwachsenden Rentner durch die Zahl der ab¬ 
fallenden aufgewogen wird. Um diese Steigerung zu massi¬ 
gen, wendet man in Deutschland ein modifizirtes Umlage- 
verfahren an, welches darin besteht, dass nebst dem 
Jahresbedarfe ein gewisser Zuschlag zur Bildung eines Re¬ 
servefonds eingehoben wird. 

Vergleicht man die finanzielle Wirkung des deutschen 
Umlageverfahrens mit dem österreichischen Kapitaldeckungs¬ 
system, so ergiebt sich: 

Es hoben in Prozenten der Lohnsumme (Mark) ein 

die deutschen Berufsgcnossenschaftcn^) die österr. Anstalten 


1886 

0,49 

.— 

1887 

0,73 


1888 

0,90 

— 

1889 

1.00 

— 

1890 

1,00 

1,40 

1891 

1,14 

1,37 

1892 

1,17 

1,37 


Aus dieser Zusammenstellung ist einerseits das stetige 
Steigen der nach dem Umlageverfahren eingehobenen Prä¬ 
mien und andererseits ersichtlich, dass letztere im Jahre 
1892 den nach dem Kapitaldeckungssystem eingehobenen 
Beiträgen sehr nahekommen. Dabei ist zu bemerken, dass 
diese Steigerung der Prämien in Deutschland noch lange 
nicht als abgeschlossen betrachtet werden kann. Erst im 
17. oder 18. Jahre der Versicherung, also in den Jahren 
1903 oder 1904 dürfte der bei dem Deckungssystem noth- 
wendige Beitrag erreicht und sodann dauernd überschritten 
werden. 

Der für den Gesammtdurchschnitt der deutschen Berufs¬ 
genossenschaften gezogene Vergleich lässt sich von einzel¬ 
nen bezüglich jener Berufszweige durchführen, für welche 
in Deutschland berufseinheitlich zusammengesetzte Genossen¬ 
schaften bestehen. 

Im Jahre 1892 wurde in Prozenten der versicherten 
Lohnsumme eingehoben eine 

Prämie per 

Sechs Deutsche Tcxtil-Berufsgenosscnsch. 0.51 

Oesterr. Textil-lndiistrie.0/)2 

Deutsche Papiermacher IkTufs-Gcn. . . 1,72 

Oesterr. Papierlabriken. 2.,31 

Deutsche Papierverarbeitungs-Her.-Gen. . 0,43 

Oesterr Papierverarbeitung.0,0'5 

Deutsche Glas-Beruls-Genossenschaft . . 0,66 

Oesterr. Glas-Industrie. 0J3 

Deutsche Ziegelei-Berufs-Genossenschaft 0,93 
Oesterr. Zicgeleiwcrke . . .... 7,/5 

Deutsche Ber.-Gen. der chcin. Industrie 1,39 
Oesterr. chemische Industrie .... 7,5V 

Khein.-Westph. flüttcii- u. Walzvv.-Ber.-G. 1,46 

Oesterr. Hüttenwerke.J,6s’ 

Fünf Deutsche Eisen- u. Stahl-Ber.-Gen. . 1,15 

Oesterr. Stahl- und Eisenindustrie . . 7,67 

Deutsche Müllerei - Berufs-Genossenschaft 1,96 

Oesterr. Mühlenindustrie.7,Ö7 

Deutsche Brauerei- u. Mälzerei-Ber.-Gen. 2,10 
Oesterr. Brauereien und Mälzereien . . 2/>l 

V) die Knappschafts-Berufsgenossenschaft wurde in den Ver¬ 
gleich nicht mit einbezogen, weil die Bergarbeiter in Oesterreich 
nicht unter das U.-V.-G. fallen. 


„Aus dieser Zusammenstellung ist zu entnahmen, dass 
nicht nur im Gesammtdurchschnitt aller versicherungspflich¬ 
tigen Unternehmungen, sondern auch im einzelnen für die 
hauptsächlichsten Berufszweige, die im Jahre 1892 in Deutsch¬ 
land ftmgelegten Versicherungsbeiträge hinter den nach dem 
österreichischen Beitragstarife eingehobenen Versicherungs¬ 
beiträgen nicht mehr sehr wesentlich zurückblieben.“ 

Hierdurch glaubt das Ministerium den Vorwurf, das 
Kapitaldeckungssystem bedinge gegenüber dem Umlage¬ 
verfahren viel höhere Prämien und beeinträchtige hierdurch 
die österreichische Industrie, entkräftet zu haben und es 
setzt nun die positiven Vortheile des KapitaldeckungsVer¬ 
fahrens auseinander. 

Vor allem werde ein Ueberwälzen von Lasten, welche 
die Gegenwart treffen, auf die Zukunft vermieden. Die Ver¬ 
sicherungsanstalten können bei Anwendung des Kapital¬ 
deckungssystems in jedem Falle, auch im Falle der Liquida¬ 
tion, den noch fortlaufenden Rentenverpflichtungen gerecht 
werden. Nicht zu unterschätzen sei auch der Vortheil, dass 
die Prämie keinen Schwankungen ausgesetzt sei und daher 
als fixe Belastung des Unternehmens in die Produktions¬ 
kosten ein für allemal eingerechnet werden könne. 

Das Umlageverfahren erfordere naturgemäss ein Steigen 
der Beitragsleistung, welche überdies von der Höhe der 
versicherten Lohnsumme abhängt. Wenn sich infolge einer 
industriellen Krise die versicherte Gesammtlohnsumme ver¬ 
ringere, müsse die Prämie auf eine niedrigere Lohnsumme 
umgelegt werden, wodurch sich die auf den Einzelnen ent¬ 
fallende Quote in doppeltem Maasse erhöhe. Die gerade 
in ungünstigen Zeiten fallenden Schwankungen seien aber 
für die Industrie besonders fühlbar. 

Zum Schlüsse tritt das Ministerium der Befürchtung 
entgegen, dass die durch das Kapitaldeckungssystem ange¬ 
sammelten Kapitalien den Zinsfuss in ungünstiger Weise 
beeinflussen werden. Da sich die anzusammelnden Kapita¬ 
lien bei der gegenwärtigen Ausdehnung des Versicherungs¬ 
zwanges im Beharrungszustande auf höchstens 60 bis 70 
Millionen Gulden belaufen werden, welche zur Sicherstellung 
von Arbeiterrenten, also ähnlich wie die Kapitalien der 
Sparkassen zur Befriedigung der Bedürfnisse minder be¬ 
mittelter Volksklassen dienen, sei selbst bei grösserer Aus¬ 
dehnung der Versicherung eine volkswirthschaftlich nach¬ 
theilige Wirkung nicht zu erwarten. 


Schulwesen. Erziehungs- und Bildungsfragen. 

Sonntagsunterricht an Fortbildungsschulen und § 120 
der Gewerbeordnung. Diese vielerörterte Angelegenheit 
fand am 23. v. M. in der Sitzung des Berliner Abgeordneten¬ 
hauses für Preussen ihre Erledigung. Auf eine Anfrage 
des Abg. V. SchenckendorfF, in welcher der Sonntagvor¬ 
mittag bezeichnender Weise als die „eigentliche Zeit des 
Fortbildungsunterrichts“ genannt wurde, beeilte sich der 
preussische Handelsminister Herr v. Berlepsch zu erklären: 
„Für die Fortbildungsschulen Hegt allerdings eine Gefahr 
vor; es ist uns nicht überall gelungen, durch Einrichtung 
eines besonderen Gottesdienstes die Arbeit der Fortbildungs- 
.schulen zu sichern, und zwar den Theil, der der wichtigste 
ist und der nicht zu anderer Zeit als am Sonntag ertheilt 
werden kann, nämlich den Zeichenunterricht. Nach dieser 
Richtung hin muss das Gesetz richtig gestellt werden. Der 
Zeichenunterricht braucht nicht bloss Tageslicht, sondern 
auch eine ausgeruhte Hand. Abends kann der Unterricht 
nach langer Tagesarbeit nicht gedeihlich ertheilt werden. 
Es muss die Möglichkeit gefunden werden, am Sonntag 
einige Stunden hintereinander den Zeichenunterricht zu 
ertheilen. Ein Zeichenunterricht in der Woche ist nicht 
möglich, denn Abends kann er nicht stattfinden und Vor¬ 
mittags würde der Betrieb dadurch unerträglich gestört 
werden. Es handelt sich ja nicht bloss um Lehrlinge, son¬ 
dern namentlich auch um die Gesellen und Meister, die 
immer mehr Antheil nehmen an diesem Zeichenunterricht. 
Ich gebe die Hoffnung noch nicht auf, dass eine Verein¬ 
barung erreicht werden kann. Es ist in einzelnen Bezirken 
eine Vereinbarung erreicht worden, namentlich in katholi¬ 
schen Bezirken, In evangelischen Kreisen müsste ein be- 
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sonderer Gottesdienst hergestellt werden. Nicht gelungen 
ist die Vereinbarung in den grössten Städten. Es wird 
vielleicht dadurch eine Vereinbarung erzielt werden, dass 
die Schüler unter Führung ihrer Lehrer einen besonders 
eingerichteten Gottesdienst besuchten. Dadurch würde das 
kirchliche Interesse mehr gefördert, als dadurch, dass man 
nur die Stunden des Hauptgottesdienstes freilässt. Zunächst 
würde es sich darum handeln, eine Verlängerung der 
Uebungsfrist herbeizuführen, und wenn in dieser Frist eine 
Vereinbarung nicht zu Stande kommt, müsste zu einer 
Aenderung des Gesetzes geschritten werden.“ Nach dem 
Minister kamen eine ganze Reihe von Abgeordneten zum 
Wort, von denen nur die eine Hälfte der ministeriellen 
Erklärungen zustimmte. Die andere Hälfte widerlegte zu 
einem guten Theil die Gründe, welche der Minister für sein 
Zurückweichen geltend gemacht hatte. Der Zeichenunter¬ 
richt kann mindestens im Sommer an Nachmittagen, u. E. 
aber auch im Winter zu den Stunden von 1 / 2 ! bJhr bis 2 
oder 3 Uhr Nachmittags an Wochentagen’ ebenso gut ge¬ 
geben werden wie Sonntags. Nach der Mittagspause ist 
die Hand „ausgeruht“ genug. Die Gesellen und Meister, 
welche aiti Fortbildungsunterricht theilnehmen, sind erstens 
nicht so zahlreich und zweitens haben sie ebenso Anspruch 
auf einen freien Sonntag wie die Lehrlinge. Eine Verein¬ 
barung mit den kirchlichen Behörden wegen Einrichtung 
besonderer Schülergottesdienste bedeutet lediglich Flickwerk 
und Erhaltung des alten zurückgebliebenen Zustandes. Aber 
der Minister hatte es offenbar sehr eilig gehabt, seine Er¬ 
klärung abzugeben, dass er eine Verlängerung der Ueber- 
gangsfrist und schliesslich sogar eine Aenderung des §120 
plane, damit die Befürchtungen der Unternehmer, die 
Wochenarbeitszeit ihrer Arbeiter durch Fortbildungsstunden 
verkürzt zu sehen, gründlich beseitigt würden. Auf diese 
Weise brauchte er auf unbequeme Gegengründe, wie sie 
später vorgebracht wurden, nicht mehr einzugehen, und er 
ging auch nicht auf dieselben ein. Im Gegensatz zum 
Königreich Sachsen und dem Grossherzogthum Baden 
besteht also Preussen darauf, den Nothbehelf des Sonntags¬ 
fortbildungsunterrichts. der jetzt endlich auf Grund des 
§ 120 der Gewerbeordnung hätte beseitigt und durch einen 
systematischen Wochenunterricht hätte ersetzt werden 
können, zu mumifiziren. Es scheint der Ehrgeiz der preussi- 
schen Gewerbeverwaltung zu sein, das Schicksal der Post¬ 
verwaltung und preussischen Eisenbahnen zu theilen, die 
von Württemberg und Bayern so gründlich überholt sin^. 


Armenwesen. 

Kongress des deutschen Vereins für Armenpflege und 
Wohlthätigkeit Die Jahresversammlung des genannten 
Vereins soll am 25. und 26. September in Köln abgehalten 
werden. Tagesordnung. Erster Tag: Mittheilung zum Stand 
der Arbeiten der Kommission über die Frage der Einwir¬ 
kung der sozialen Gesetzgebung auf die Armenpflege; Re¬ 
ferent Magistratsassessor Dr. Freund-Berlin. Mittheilung 
über den Stand der Gesetzgebung anderer Staaten wegen 
der Armenpflege. Referent Frhr. v. Reitzenstein-Freiburg.\ 
Ehrenamtliche und berufsamtliche Thätigkeit in der städti¬ 
schen Armenpflege. Referenten: Stadtrath Brinkmann- 
Königsberg, Beigeordneter Dr. Zimmermann-Köln, event. 
Dr. Münsterberg-Hamburg. Zweiter Tag: Grundsätze über 
Art und Höhe der Unterstützungen. Referenten: Magi.strats- 
assessor Cuno-Berlin, Landesrath v. Dehn-Rotfelser-Kassel. 
Die Bestrebungen der Privatthätigkeit und ihre Zusammen¬ 
fassung. Referenten: Syndikus a. D. Eberty-Berlin, Bürger¬ 
meister Künzer-Posen, ev. Geh. Oberregierungsrath v.Massow- 
Potsdam. 


Soziale Hygiene. 

Gesundheitsschädliche Gewerbe. In den letzten Wochen 
ereigneten sich in London eine Anzahl von rodesfällen von 
in Bleiindustrien beschäftigten Frauen, welche dringend für 
die Nothwendigkeit einer vom Mini-sterium des Innern er¬ 


lassenen Bekanntmachung sprechen; Das Ministerium hat 
nämlich verordnet, dass in Gemässheit des §8(1) des Fabrik- 
und Werkstättengesetzes von 1891 fortan die folgenden 
Prozesse als der Gesundheit schädlich oder nachtheilig be.- 
trachtet werden sollen. Es sind dies a) die Herstellung 
von Bleiroth, Bleiorange oder Bleigelb; b) Bleischmelzen; 

c) das Verzinnen und Emailliren von hohlen Eisenwaaren; 

d) die Herstellung elektrischer Akkumulatoren; e) Flachs¬ 
spinnereien und Leinenfabriken. 

Nach dem Wortlaut des genannten Paragraphen kann 
sich der Ober-Fabrikinspektor an den Besitzer einer Fabrik 
oder Werkstätte, in welcher die genannten Prozesse statt¬ 
finden, schriftlich entweder mit dem Vorschläge spezieller 
Anordnungen oder mit der Aufforderung zur Bethätigung 
von Maassnahmen wenden, welche ihm thunlich und zur Be¬ 
seitigung der vorhandenen Missstände geeignet erschein’en. 

Angesichts dieser Frage ist es wohl am Platze darauf 
hinzuweisen, dass hier der wissenschaftlichen Forschung 
eine hochwichtige Aufgabe gestellt ist, die Aufgabe, Mittel 
zu finden, welche die mannigfaltigen Prozesse unserer In¬ 
dustrien für die in ihnen Beschäftigten unschädlich machen. 
Wissenschaft und Erfindungsdienst waren auf wirthschaft- 
lichem Gebiet bisher fast ausschliesslich bestrebt, billigere 
Arbeitsmethoden und die Steigerung des Erzeugnisses zu 
erzielen. Es sind indessen bereits Anzeichen vorhanden, 
dass man in Zukunft sich auch mit der gesundheitlichen 
Seite der gewerblichen Thätigkeit befassen wird. In einem 
interessanten Vortrage in der Society of Art vom 17. Januar 
d. J. beschäftigte sich Mr. Laurie mit der Frage, wie weit 
Bleiweiss durch andere weisse Malstoffe ersetzt werden 
könne, um auf diese Weise den gefährlichen Charakter der 
Beschäftigung der Bleiweissarbeiter zu mildern. Er befür¬ 
wortete ein Gemisch von Bleisulphat und Zirtkoxyd als 
Ersatz für gewöhnliches Bleiweiss und theilte mit, dass nach 
in seinem Laboratorium gemachten Versuchen das Gewicht 
des zu aufeinanderfolgendem dreimaligen Aufträgen einer 
Mischung von Bleisulphat und Zinkoxyd verwendeten Mal¬ 
stoffes fast dasselbe war, wie. jenes gewöhnlichen Blei- 
weisses. Ausserdem hätte sein Ersatzmittel den unbestreit¬ 
baren Vorzug einer helleren Farbe, einer weit grösseren 
Dauerhaftigkeit und der völligen Unschädlichkeit für die mit 
seiner Herstellung Beschäftigten. 


Vermischtes. 


Vermehrung der Dissidenten in Holland. Bei der 
Volkszählung in 1849 in Holland erklärten auf 10000 Per¬ 
sonen nur 10, dass sie keiner Kirche angehörten; diese Zahl 
betrug 21 in 1859, 29 in 1869, 61 in 1879 und 294 in 1889. 
Im Jahre 1859 bekannten also 2925 Personen, keiner Kirche 
anzugehören; 1889 betrug die Gesammtzahl 66042, davon 
gehörten einer der 11 Provinzen, nämlich Friesland, 23730 
an. Zu beachten ist, dass jene Provinz im holländischen 
Bericht für den Züricher Kongress die Hochburg des So¬ 
zialismus in Holland genannt wird. 
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Die preussische Gesetzvorlage über Land- 
wirthschaftskammern. 


Einen grossen Fortschritt in einer unbrauchbaren Vor¬ 
lage hat uns Herr v. Heyden bescheert. Bis vor einigen 
Dezennien löste man fast alle Organisationen des wirth- 
schaftlichen Lebens successive auf; seit der Mitte der sieb¬ 
ziger Jahre stellte sich die Nothwendigkeit neuer Orga¬ 
nisationen heraus, sie sollten aber freiwillige sein. Als ich 
vor 22 Jahren auf dem ersten Kathedersozialistenkongress 
von deutschen Trades-Unions behauptete, sie müssten obli¬ 
gatorisch werden, trat mir Franz Duncker unter dem Beifall 
fast aller Mitglieder scharf entgegen. Seitdem ist viel in 
fakultativen Organisirungsversuchen gearbeitet worden. Und 
jetzt legt die preussische Regierung den Versuch einer 
zwangsweisen Organisation „des landwirthschaftlichen Be¬ 
rufsstandes“ (!) vor. 

Das ist ein Fortschritt. 

Die Auflösung der alten wirthschaftlichen Organisationen 
war eine Nothwendigkeit, weil sie Kleinbetriebe umfasst 
hatten und die sich mächtig entwickelnde Grossproduktion 
hemmteiv Sie dieser anpassen konnte man nicht, da sie 
erst entstand und man damals nicht wissen konnte, wie 


sie sich entwickeln würde. So entstand naturgemäss eine 
Zwischenperiode von wirthschaftlich er Freiheit. 

Jetzt ist die Zeit gekommen, zwangsweise zu organi- 
siren, weil die zahlreich entstehenden freiwilligen ^Organi¬ 
sationen das Bedürfniss nach Organisation evident machen, 
gleichzeitig aber auch die Unmöglichkeit, ohne Zwang zu 
einer genügenden Organisation zu gelangen. 

Auf das industrielle Gebiet will ich nicht eingchen. 
Arbeitervereine, Kartelle sind die Uebergängc zu Zwangs¬ 
organisationen, wie sie die Staats-Unfall- etc. Kassen schon 
sind. 

Landwirthschaftliche Vereine, Assoziationen zur Produk¬ 
tion, z. B. Molkereigenossenschaften, zu An- und Verkauf 
sind freie Organisationsversuche, deren Unzulänglichkeit 
die uns beschäftigende Vorlage amtlich konstatirt. 

Was will sie durch die geplante Zwangsorganisation 
erreichen? 

Für jede Provinz eine feste Körperschaft von Land- 
wirthen, welche bestimmte Aufgaben schon jetzt erhalten 
und ihren Wirkungskreis später erweitern können. 

Zunächst soll die Provinzialkammer Gutachten über Ge¬ 
setze und Verwaltungsmaassregeln abgeben, welche die 
Landwirthschaft nicht nur, sondern auch die Grundbesitz¬ 
verhältnisse in der Provinz berühren. Diese Gutachten 
sollen maassgebenden Einfluss auf die Entschliessungen der 
Regierung erhalten. 

Sie soll besonders über Organisation des landwirth¬ 
schaftlichen Kredits und der Erbfolge Meinung äussern; den 
technischen Fortschritt fördern, event. mit ihrem Vermögen; 
an der Produktenbörse bei Preisfestsetzungen mitwirken. 
Ich gehe auf diese sehr weitgreifenden Befugnisse später 
ein. 

Sie soll ein Besteuerung^recht über alle ihre Mitglieder 
üben. 

Wie soll sie zusammengesetzt sein? 

Für jeden Kreis soll eine Kammer, für die Provinz eine 
Zusammenfassung dieser Kreiskammern geschaffen werden. 
Von einer Centralkammer für das Königreich ist noch keine 
Rede, sie muss aber entstehen. — wenn die Provinzial¬ 
kammern entstehen sollten. 

Die Motive sagen, die Kammern sollen die Gesanimt- 
heit der Landwirthe als Korporation zusammenfassen. 

Zu dem Zweck sollen wahlberecht sein, erstens alle 
Besitzer selbstständiger Gutsbezirke, auf deutsch, die Ritter- 
! gutsbesitzer; zweitens Besitzer und Pächter land- oder forst- 
' wirthschaftlicher Grundstücke, deren, Grösse Zugviehhaltung 
I gestattet oder mindestens 150 M. Grundsteuerreinertrag 
i repräsentirt. Juristische Personen und andere Besitzer (von 
j mehreren Grundstücken z. B.) können sich durch Bevoll- 
I mächtigte vertreten lassen. Die Stimmen der Wähler sind 
! nicht gleichwerthig, sondern richten sich nach dem Grund- 
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Steuerreinertrag, den sie vertreten, jedoch darf ein einzelner 
Wähler nicht mehr als V 3 der sämmtlichen Stimmen seiner 
Gemeinde haben. Der Pächter hat nur ein dem Mindest¬ 
maas in der Gemeinde entsprechendes Stimmrecht, wofern 
der Verpächter ihm nicht sein event. grösseres überträgt. 
Durch Provinzialstatut können auch kleinere Besitzer als 
solche spannfähiger Höfe das Wahlrecht erlangen. 

Diese Wahlordnung steht in Widerspruch mit dem an¬ 
geführten Grundsatz der Motive. 

Die Wähler und dadurch alleinigen Mitglieder der 
Kammern bilden nicht die „Zusammenfassung der Gesammt- 
heit der Landwirthe“. Erstens befinden sich darunter 
jene Grundbesitzer und die Vertreter von Korpora¬ 
tionen, welche zwar Grundbesitz haben oder vertreten, 
aber gar keine Landwirthe sind. Sollte die Grund¬ 
besitzkrisis eintreten, so werden alle Hypotheken-Aktien- 
gesellschaften und Landschaften Güter übernehmen müssen, 
um ihre Forderungen zu decken. Deren Kommis werden 
Virilstimmen haben und sie sind doch keine Landwirthe. 
Ferner fehlen die Arbeiter und Inspektoren oder Ver¬ 
walter, die auch zur Landwirthschaft gehören; letztere 
sind gewiss „Landwirthe“. Drittens fehlen alle kleinen, 
nicht spannfähigen oder durch Statut ausgeschlossenen 
Kleinbesitzer. Viertens hat der Pächter kein der Grösse 
seines Betriebes entsprechendes Wahlrecht. — Die Be¬ 
messung des aktiven Wahlrechts giebt dem Latifundien¬ 
besitz einen übermässigen Einfluss. Nach Conrad besitzen 
in den östlichen ProvinzenPreussens 158physische oder juristi¬ 
sche Personen 1758, darunter 14 sogar 223 Güter. Gerade 
soviel Virilstimmen haben sie. Das passive Wahlrecht ist noch 
parteiischer für den Grossbesitz. Für jeden Kreis sind 
zwei Vertreter gedacht, wovon einer ein Gutsbesitzer sein 
muss, der zweite einer sein kann und oft sein wird, oder 
der Beamte oder Kommis eines Gutsbesitzers. Hieraus 
folgt, dass diese Kammern unter der Herrschaft des Gross¬ 
grundbesitzes stehen werden. 

Ich nehme an, da.ss alle Betriebe, die nicht je über 2 ha. 
gross sind, kein Wahlrecht geben werden — von den 
grösseren bis 3, 4, 5 ha viele auch nicht. Aber von letzte¬ 
ren sehe ich ab. Ich habe Preussen in zwei Theile getheilt; 
der erstere umfasst die 25 nördlichen und östlichen Re¬ 
gierungsbezirke, der zweite die folgenden elf: Münster, 
Minden, Arnsberg, Kassel, Wiesbaden Koblenz, Düsseldorf, 
Köln, Trier, Aachen, Sigmaringen. Darin gab es 1882: 


Zahl der 
Betriebe 


unter 2 ha. über 200 ha. 


Fläche aller 
Betriebe 


I. 2027 223 1 209672 11 536 22462000 

II. 1 001 922 642 157 178 4 099000 


Fläche des 
Betriebes 
unter 2 ha. 

777 000 
448 000 


Sa. 3 029 145 1 851 829 11 714 26561 000 1 225 000 


Da zu den Betrieben unter 2 ha. noch andere hinzu¬ 
kommen, so sieht man wohl, dass ca. ‘^/g aller Landwirthe 
vom Wahlrecht ausgeschlossen sein werden. Auch erhellt, 
dass die 178 Gutsbesitzer des Südwesten garnicht in der 
Lage sind, die ihnen durch das Gesetz zugemuthete Rolle 
zu spielen, dass aber die 11536 Gutsbesitzer des Nordostens 
ganz gut diese Organisation auf jenem grossen Gebiet be¬ 
herrschen können. Ihnen ist ersichtlich das Gesetz auf 
den Leib zugeschnitten worden. Tritt einmal der Fall ein, 
dass die Regierung ein Gesammtgutachten aller Provinzial¬ 
kammern fordert, so werden die südwestlichen Landes- 
theile, die auf dem Lande eine ganz andere soziale Zu¬ 
sammensetzung haben als der Nordosten, von etwa einem 
Dutzend Tausend Grossgrundbesitzem dieses Landestheils 
majorisirt werden. 

Ein solcher Fall wird vorliegen, wenn die Kammern 
über Abschluss von Handelsverträgen, über Agrarschutz¬ 
zölle, Gutachten abgeben sollen. Die Grossgrundbesitzer 
des Nordostens werden dafür stimmen und das, obschon 
nicht nur der ganze Südwest gewiss kein Interesse daran 


hat, sondern noch dazu eine Masse kleiner Gutsbesitzer im 
Norden auch nicht. Doch wird das Votum det Kammern 
für Schutzzoll ausfallen. Die Kammern sollen auch Unter¬ 
nehmungen zum Nutzen der Landwirthschaft mit ihrem — 
aus Steuern gezogenen — Vermögen betreiben dürfen. Da 
ist es wahrscheinlich, dass sie Elevatoren bauen werden, 
für welche Herr v. Grass-Klanin seit Jahren agitirt. Diese 
sollen den Landwirthen es möglich machen, Getreide nach 
der Ernte nicht auf den Markt bringen zu müssen, sondern 
Monate lang aufspeichern zu können, bis der Preis nach 
ihrer Ansicht genügend hoch gestiegen ist. Diese Eleva¬ 
toren sollen also das „Cornern“ von Getreide möglich 
machen. Kein kleiner Landwirth wird sie benutzen, nur 
die Grossgrundbesitzer können sich ihrer in dem Geiste 
des Herrn v. Grass bedienen. Die Landwirthschaftskammer 
aber giebt den Grossgrundbesitzern die Möglichkeit, die 
kleineren Kammermitglieder zu deren Erbauung zu be¬ 
steuern. 

Auch Grundbesitz soll die Kammer erwerben dürfen. 
Vielleicht das Gut eines angesehenen und einflussreichen 
aber vor dem Bankrott stehenden Grossgrundbesitzers, um 
daraus z. B. eine Rentenbauern- oder Arbeiterkolonie zu 
machen, — auf gemeinsames Risiko aller, auch der kleinen 
wahlberechtigten Gutsbesitzer des Kammerkreises. 

Ueber die bäuerlichen Erb Verhältnisse sollen sich 
Kammern äussern, in denen Bauern nur ausnahmsweise 
sitzen dürften, jedenfalls die Grossgrundbesitzer die Ma¬ 
jorität haben, welche die Vorlage entschieden als berufene 
Vormünder der kleinen und Mittelgrundbesitzer be¬ 
handelt. 

Endlich werden weit aussehende Pläne bezüglich des 
ländlichen Kredits angedeutet, aber nicht präzise aus¬ 
geführt. 

Dabei gehen die Motive auf die Verschuldung des 
landwirthschaftlichen Grundbesitzes meiner Ansicht nach in 
unsachverständiger und also irreführender Weise ein. Sie 
nehmen den 60fachen Grundsteuerreinertrag als den Ver¬ 
kehrswerth der Grundstücke an. Das ist erstens sehr ober¬ 
flächlich, da die Motive von bäuerlichen und grossen allo- 
dialen Besitz handeln, deren Verkehrswerth aber verschieden 
ist; der kleine Grundbesitz hat ganz allgemein einen höheren 
Verkehrswerth als der grosse, und zweitens ist die Annahme 
seit 15 Jahren für die eine wie die andere Besitzkategorie 
nicht mehr richtig. Seit die Getreidepreise so gesunken 
sind, ist der Verkehrswerth viel niedriger als das 60fache 
des Grundsteuerreinertrages. Der allodiale Grossgrundbesitz 
soll mit dem 32 fachen des Reinertrages verschuldet sein, 
obschon doch Jedermann weiss, dass in den alten 
Provinzen mit reichen Landschaften (ritterschaftlichen 
Kredit-Instituten mit Solidarität), fast jedes Rittergut bis 
zum vollen Taxwerth verschuldet ist, weil es vortheilhaft ist, 
von der Landwirthschaft für billigen Zins bei kurzer Amor¬ 
tisationsfrist Schulden zu machen und das geliehene Kapital 
anderweitig höher verzinslich anzulegen. Alle diese Schein- 
schulden behandeln die Motive mit köstlicher Naivetät als 
wirkliche Schulden. 

Dabei ist freilich sicher, dass viel Grundbesitz über 
die landschaftliche Taxgrenze hinaus und so tief verschuldet 
ist, dass er sich, sollten die Getreidepreise nicht bald stei¬ 
gen, in Gefahr der Subhastation befindet. Wollte man allen 
Grundbesitz bezüglich der Schulden solidarisch machen, so 
liegt die Gefahr vor, dass die Bauern, welche weniger ver¬ 
schuldet sind als jener Theil des Grossgrundbesitzes, der 
nicht Schein- sondern wirkliche Schulden hat, bei dessen 
Insolvenz für ihn haften müssten. 

Diese ganze Kreditidee ist überaus nebelhaft und auch 
so in den Motiven behandelt. Es werden die Vorzüge der 
Rodbertus’schen Rentenverschuldung hervorgehoben, ob¬ 
schon dies System bei fallender Grundrente versagt. Die 
Amortisationshypothek soll die kündbare ersetzen, obschon 
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das fast'in allen Fällen .schon geschah, wo es möglich war. ■ 
Es existiren Landschaften in den östlichen Landestheilen 
nicht nur für Güter, sondern auch für Bauernhöfe, die so¬ 
genannten Neuen Landschaften. Für alle Landestheilc exi- ! 
stiren die Hypothekenaktienbanken. Wo man von der 
Amortisationshypothek bisher keinen Gebrauch machte, ge¬ 
schah es. soweit nicht Familienhypotheken in Frage kommen, 
meist, weil das Gut ausser Zinsen keine Amortisationsquotc 
abwarf. Es ist freilich den Sparkassen nahe gelegt, auf 
Amortisationshypotheken Gelder au.szuleihen. Das ist aber 
gefährlich für sie, da sie ihre Mittel leicht flüssig halten 
müssen, um in Zeiten der Krisis die Einlagen zahlen zu 
können. Wenn man eine grosse Kreditorganisation für den 
ganzen. Grundbesitz mit Solidarhaft machte, ein an sich 
ungeheuerlicher Gedanke, würde man das Geld wohl etwas 
billiger erhalten, aber eine solche Operation ist unthunlich 
in einer Zeit, in welcher die Agrarier Anstalten machen, 
die bestehende Währung zu ändern. Wer wird heute 
massenhaft Amortisationspapiere kaufen, deren Koupons 
möglicher Weise in Arendt-Mirbacher verbesserter Valuta 
bezahlt werden? 

Herr von Manteuffel hat empfohlen, die Gläubiger mit 
Rentenbriefen zu 95 pCt. ihrer jetzigen Forderungen abzu¬ 
finden, die sie sicher mit 93 pCt. an der Börse verkaufen 
könnten. Das ist ein höchst gefährlicher Gedanke Nehmen 
wir irgend eine solidarische Genossenschaft von Guts¬ 
besitzern, etwa einer Provinz, an. Sie kann niemals alle 
Schulden der Gutsbesitzer übernehmen und in Renten- i 
schulden konvertiren, für die sie haftet, sondern nur solche, 
welche sie für absolut sichere hält. Sowie ein solches Gesetz 
berathen werden sollte, ja. sobald es nur wahrscheinlich ist, 
dass die Vorlage beabsichtigt ist, werden die Gläubiger 
dieser sicheren Hypotheken wie ein Mann, soweit sie nicht 
nahe Verwandte der Schuldner sind, kündigen; denn dann 
erhalten sie ihre Forderung ganz, zu 100 pCt.. baar ausge- 
zahlt — und können dann später sichere Rentenbriefe zu 
93 kaufen. Solche Konfiskationspläne können eine Kündi¬ 
gungskatastrophe herbeiführen. 

Der Gedanke, den Schuldenstand zu schlicsscn, ist in 
einer Zeit steigender Grundrente aufgetaucht, fällt sie aber 
stark, wie jetzt, wird er unpraktisch. Immerhin ist er von 
mir in dem Buche „Heimstättengesetze“ entwickelt und taucht 
hier wieder auf: Die sicheren Hypotheken sollen danach 
von einer solidarischen Körperschaft übernommen und in 
Amortisationsrenten verwandelt werden und die unsicheren 
zweiten und ferneren Hypotheken, die nicht verrnehrt wer¬ 
den dürfen, in die frei gewordene Stelle hinabsinken und 
allmählich amortisirt werden. Als Rodbertus sein Renten- 
prinzip aufstellte, war es Zeit für solche Operationen. Jetzt 
kommen sie in Deutschland um 20 Jahre zu spät, weil die 
Verschuldung sich seitdem sehr vermehrt hat und die Grund¬ 
rente fällt, d. h. das Mittel zur Amortisation. Ich stellte 
jenen Plan vor 11 Jahren für Oesterreich-Ungarn aufi wo 
damals der Grurtdbesitz noch wenig verschuldet war und 
die Grundrente noch stieg, da man den Betrieb noch stark ; 
verbessern konnte und auf grossen Gütern allgemein seit- ^ 
dem verbessert hat. In Cisleithanien betrug die \ erschul- 
dung iandwirthschaftlicher Besitzungen rund I 72 Milliarden | 
Gulden. Hätte man damals eine solche Operation durch¬ 
geführt, würde sie jetzt D/s Milliarden betragen, sie i.st aber 
auf 2 V 3 Milliarden gestiegen und in Deutschland ist das 
Verhältniss noch schlechter. Maassregeln, die, als sie em¬ 
pfohlen wurden, ausführbare Reformen w^aren, sind jetzt | 
wahrscheinlich Katastrophenursachen. 

Der Entwurf hat den groben Fehler gemacht, verschie¬ 
dene Grundbesitzkategorien in eine Organisation zu.sammen- 
fassen zu wollen, ln dem erwähnten Buche habe ich einen ; 
Organisationsentwurf tür den ungarischen Grundbesitz ge¬ 
macht, welcher diesen Fehler nicht enthält. 

Meiner Ansicht nach ist im Entwurf des Herrn von 


Heyden nur die Idee gut, dass es Zwangsorganisationen 
von Gutsbe.^itzern geben sollte. Die geplante Ausführung 
ist aber vollständig verfehlt. 

Wien. Rudolf Meyer. 


Soziale Wirthschaftspolitik und Wirthschafts- 
statistik. 

Zur Statistik der jugendlichen und weiblichen Ar¬ 
beiter. Das I.Heft des Jahrgangs 1894 der Vierteljahrshefte 
zur Statistik des Deutschen Reichs enthält eine auf Grund 
der Gewerbe-Inspektions-Berichte für 1892 angefertigte 
Uebersicht über die jugendlichen Fabrikarbeiter und die 
Fabrikarbeiterinnen irn Deutschen Reich im Jahre 1892. 
Danach wurden in Fabriken und diesen gleichstehenden 
Anlagen, die den Gewerbeaufsichtsbeamten unterstellt sind, 
208 251 jugendliche Arbeiter im Alter von unter 16 Jahren 
(gegen 241 737 im Jahre 1890) beschäftigt und zwar im Alter 
von unter 14 Jahren 7315 Knaben (1890: 17 256) und 3897 
Mädchen (1890: 10 231), im Alter von 14 bis 16 Jahren 
128 304 Arbeiter (1890: 138 754) und 68 735 Arbeiterinnen 
(1890: 75 498). Die Fabrikarbeit von Kindern ist nach 
diesen Zahlen seit 1890 in erheblichem Maasse zurück¬ 
gegangen, nämlich um 59 pCt. hauptsächlich gewiss in Folge 
der neuen gesetzlichen Bestimmungen über die Beschäf¬ 
tigung von Kindern. Verhältni.ssmässig am zahlreichsten 
finden Kinder V'erwendung in der Textil-Industrie mit 

32.2 pCt., in der Industrie der Nahrungs- und Genussmittel 
mit 19 pCt. und in der Industrie der Steine und Erden mit 

14.2 pCt. von der Gesammtzahl aller in Fabriken beschäf¬ 
tigten Kinder. — Die Zahl der Arbeiter zwischen 14 und 
16 Jahren hat sich seit dem Jahre 1890 um 8 pCt. ver¬ 
mindert. Von ihnen waren 26,3 pCt. in der Textilindustrie, 
12.6 pCt. in der Industrie der Steine und Erden, 12,3 pCt. 
in der Metall-Verarbeitung beschäftigt. — Unter den im 
Jahre 1892 beschäftigten 567 234 erwachsenen Arbeiterinnen 
waren 225 255 oder 40 pCt. 16 bis 21 Jahr, 341 979 oder 
60 pCt. über 21 Jahr alt. 283 017 oder 50 pCt. der Gesammt¬ 
zahl waren in der Textilindustrie, 78 758 oder 14 pCt. in 
den Gewerben für Nahrungs- und Genussmittel beschäftigt. 

Zur Statistik der deutschen überseeischen Auswan¬ 
derung. Die Zahl der über deutsche Häfen, Antwerpen, 
Rotterdam und Amsterdam im Jahre 1893 ausgewanderten 
Deutschen betrug nach dem ersten Vierteljahrheft zur 
Statistik des Deutschen Reichs 

84 458 gegen 

112 208 im Jahre 1892, 

115392 „ „ 1891, 

91 925 „ „ 1890, 

90 259 „ „ 1889, 

98 515 „ „ 1888. 

Von den 84458 im Jahre 1893 ausgewanderten Deutschen 
gingen 75 102 nach den Vereinigten Staaten von Nord- 
Amerika, 6136 nach Britisch-Nordamerika, 1169 nach Bra¬ 
silien, 1058 nach anderen Theilen von Amerika. 586 nach 
Afrika, 146 nach Asien. 261 nach Australien. Das .stärkste 
Kontingent der Auswanderer stellte im Königreich Preiissen 
wiederum Westpreussen. indem hier von 100 000 Einwohnern 
459 über See auswanderten: aber im \T‘rgleich zu den 
Vorjahren, wo 933 bezw. 1094 in de n Jahren 1892 und 1891 
aus Westpreussen au.swanderten. hat sich die Zahl doch 
erheblich vermindert. Die Provinz Posen lieferte auf 
100 (K)0 Einwohner 434 Auswanderer, Pommern 389 Das 
stärkste Kontingent im ganzen Reich stellte im Jahre 1893 
Bremen mit 515. 

Arbeitsämter in Württemberg. Merkwürdige Schick¬ 
sale haben in Württemberg die Projekte für Errichtung 
städtischer Arbeitsämter geliabt. ln .Stuttgart haben die 
bürgerlichen Kollegien, an die schon vor acht Monaten vom 
Gevverbegericht ein Antrag auf Errichtung eiru's Arbeits¬ 
amts gestellt worden ist, lange Debatten über die Unent¬ 
geltlichkeit, über die Festsetzung der Geschäftsordnung, 
über die Verbindung mit dem Gewerbegericht u, s. w. ge- 
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führt und am 1. März d. Js. sind sie endlich bei dem Be¬ 
schluss angelangt, eine Kommission zur nähern Behandlung 
der Frage einzusetzen. Am gleichen Tag, an dem in 
Stuttgart die Sache auf unbestimmte Zeit vertagt worden 
ist, haben in der Nachbarstadt Esslingen die bürgerlichen 
Kollegien in einer einzigen Sitzung die ganze Frage erledigt. 
Es wurde die Errichtung eines Arbeitsamts, das sich voll¬ 
ständig dem ursprünglichen Stuttgarter Projekt anschliesst, 
beschlossen. Das Arbeitsamt vermittelt unentgeltlich Arbeit 
für gewerbliche Arbeiter, Dienstboten und Lehrlinge, sämmt- 
liche Kosten werden von der Stadt getragen und die 
Leitung des Arbeitsamts übernimmt eine Kommission des 
Gewerbegerichts. 

Gesetzgeberische Maassnahmen betr. den Hausir- 
handel in Oesterreich. Die österreichische Regierung hat 
dem Abgeordnetenhaus einen Gesetzentwurf vorgelegt, der 
auf eine sehr strenge Regulirung des Hausirhandels be¬ 
rechnet ist. Die wesentlichsten Bestimmungen lauten: 
§2. Der Antritt des Hausirhandels ist: a) an die Erwirkung 
einer amtlichen Bewilligung (Hausirbuch); b) an die vor¬ 
gängige Entrichtung der landeslürstlichen Steuern sammt 
den hiervon entfallenden Landes-, Bezirks- und Gemeinde¬ 
umlagen und Beiträgen für die Handels- und Gewerbe¬ 
kammern gebunden. Die Einrichtung des Hausirbuches 
wird im Verordnungswege bestimmt. 

§ 3. Die Bewilligung zum Betriebe des Hausirhandels 
darf nur Personen ertheilt werden, welche a) die öster¬ 
reichische Staatsbürgerschaft besitzen; b) das Alter von 
33 Jahren erreicht haben und eigenberechtigt sind; c) in 
dem Bezirke der zuständigen Gewerbebehörde (§ 27) seit 
mindestens einem Jahre den Wohnsitz haben; d) laut Gut¬ 
achten des Amtsarztes nicht mit einer ansteckenden oder 
ekelerregenden Krankheit behaftet, noch in abschreckender 
Weise entstellt sind; e) nicht wegen Landstreicherei im 
Sinne des Gesetzes vom 24. Mai 1885, R.-G.-Bl. No. 89, 
wegen Schleichhandels oder wegen schwerer Gefällsüber- 
tretung verurtheilt sind, nicht unter Polizeiaufsicht stehen, 
endlich nicht in Folge strafgerichtlicher Verurtheilung 
von der Wählbarkeit zu der Gemeindevertretung nach 
dem Gesetze ausgeschlossen sind und f) auch sonst 
als verlässlich erscheinen. Die Bewilligung zum Hausir- 
handel darf auch dann und insolange nicht ertheilt 
werden, als gegen den Bewerber ein ihn vom Hausir- 
handel ausschliessendes Erkenntniss im Sinne der §§18 bis 
20 vorliegt. Von dem unter b) erwähnten Alterserforder¬ 
nisse kann, insoweit es sich um ganze Gemeinden handelt, 
nach Maassgabe der Bestimmungen des § 15 abgesehen 
werden. 

§ 4. Der Vereinigung des Hausirhandels mit der Markt- 
fierantie oder mit dem Betriebe eines auf Waaren derselben 
Gattung bezüglichen Handelsgewerbes mit fester Betriebs¬ 
stätte in Einer Person oder unter mehreren in gemein¬ 
samem Haushalte lebenden Familienangehörigen ist un¬ 
zulässig. 

§ 5. Die Bewilligung zum Hausirhandel wird auf be¬ 
stimmte Zeitdauer, welche ein Jahr nicht überschreiten darf, 
ertheilt. 

Sie wird entweder bloss für den eigenen oder auch 
für mehrere Bezirke oder lür das ganze Verwaltungsgebiet 
jener Landesbehörde, welcher die zuständige Gewerbebehörde 
(§ 27) untersteht, ausgestellt. 

§ 10. Der Hausirhandel ist mit dem Waarenbezuge 
auf das österreichisch-ungarische Zollgebiet beschränkt; der 
Hausirer muss deshalb stets mit den Bezugsausweisen ver¬ 
sehen sein. Vom Hausirhandel sind folgende Gegenstände 
ausgeschlossen: a) Seidenraupensamen; b) Fleisch, Fleisch- 
waaren, Milch; c) gesundheitsschädliche und gifthaltige 
Waaren, Gifte, Quecksilber; d) Heil- und Arzneimittel jeder 
Art, Desinlektionsmittel, therapeutische Behelfe (Bruchbänder, 
Bandagen und dergl.), Verbandmaterialien, kosmetische 
(Schönheits-) Mittel, diätetische Mittel und Parfümerien mit 
Ausnahme von Seife; e) Waffen, explosive Stoffe, Feuer¬ 
werkskörper; f) Waaren, welche gegen die Sittlichkeit ver- 
stossen; g) Spielkarten; h) Militärmonturstücke, gebrauchte 
Kleider, gebrauchtes Schuhwerk, gebrauchte Wäsche und 
Bettwaaren; i) geistige Getränke, Spiritus, Essig; k) Material- 
iind Spezerei waaren, Mineralöl; 1) Edelsteine, Gold und 


Silber (auch im Bruche), echte und nachgeahm^e Gold- und 
Silberwaaren, Taschenuhren, Kirchengefässe uno Paramente, 
Münzen jeder Art; m) Werthpapiere und Loose, sowie hier¬ 
auf bezügliche Antheil-, Raten- und Bezugsscheine, dann 
Promessen und Pfandscheine; n) Gegenstände des Staats¬ 
monopols (Tabak, Salz) und Salpeter; o) im Grenzbezirke: 
kontrolpflichtige Waaren. Der Handelsminister, im Einver¬ 
nehmen mit dem Minister des Innern, wird ermächtigt, 
andere als die hier angeführten Waaren aus Rücksichten 
der öffentlichen Sicherheit oder Gesundheitspflege vom 
Hausirhandel für das ganze Geltungsgebiet dieses Gesetzes 
dauernd auszuschliessen. Die genannten Minister können 
im Einvernehmen mit dem Finanzminister auch einzelne unter 
lit. k, 1 und o fallende Waarengattungen ausnahmsweise zum 
Hausirhandel zulassen. Bezüglich des Hausirhandels mit 
Druckschriften, Photographien und Bildwerken gelten die 
Bestimmungen des Pressgesetzes vom 17. Dezember 1862, 
R.-G.-Bl. Nr. 6 ex 1863. 

§ 12. In Landeshauptstädten und deren Polizeirayons, 
in Kurorten und deren Kurrayons, sowie in Ortsgemeinden 
mit mehr als 10000 Einwohnern kann, über Einschreiten 
der Gemeinde und nach Einvernehmung der Handels- und 
Gewerbekammer des Bezirkes, der Hausirhandel vom 
Handelsminister völlig, dauernd, für gewisse Waaren oder 
auf bestimmte Zeit untersagt werden. Es können jedoch 
in solchen Städten und Orten ansässigen, zu einem anderen 
Erwerbe unfähigen Personen auf die Feilbietung gewisser 
Waaren auf der Strasse oder in öffentlichen Lokalitäten 
innerhalb des Gebietes beschränkte Hausirbewilligungen 
ertheilt werden. Vor Ertheilung einer solchen Bewilligung 
ist, sofern dieselbe nicht von der Gewerbebehörde einer 
mit einem eigenen Statute versehenen Gemeinde erfolgt, die 
Ortsgemeinde einzuvernehmen. 

Die Konsumvereine in Frankreich. Einer vom Comitd 
central de l’Union coopörative des soci^tös de consommation 
(Centralkomitö des Kooperativverbandes der Konsumvereine) 
zusammengestellten Liste entnehmen wir, dass Frankreich 
am 1. Januar 1894 im Ganzen 1089 Konsumvereine besps, 
d. i. um 148 mehr als im Vorjahre. Dieselben yertheilen 
sich auf 82 Departements, von welchen Charente-infdrieure 
die meisten, nämlich 117 Kosumvereine zählt. Ihm folgen 
das Seinedepartement mit 99, wovon auf Paris 48 ent¬ 
fallen; Rhone mit 87, Saöne et Loire mit 65, Nord mit 62, 
Ardennes mit 40, Loire mit 35. Aisne mit 39, Bouches-du- 
Rhöne mit 27, Isere mit 25, Aube mit 23, Seine-införieur 
mit 22, Seine-et-Oise mit 21 und Doubs mit 20 Vereinen. 
Was die Mitgliederzahl anbelangt, lässt sich dieselbe, da 
keine bezügliche ordentliche Statistik besteht, nicht ge¬ 
nau bestimmen. Nach den allgemeinen Angaben zählen 
sämtliche Konsumvereine 350 000—400 (XK) Mitglieder. Die 
französischen Konsumvereine sind demnach weit von jener 
Entwickelung entfernt, die beispielsweise die englischen 
Konsumvereine genommen haben, die zusammen 1 240 000 
Mitglieder zählen, welche sich auf 1655 Vereine vertheilen. 
Es muss jedoch bemerkt werden, dass die Kooperativ¬ 
bewegung in Frankreich gegenwärtig im Steigen begriffen 
ist und voraussichtlich in Bälde bedeutende Fortschritte 
machen dürfte, besonders in dem Falle, wenn die der 
Kammer vorliegende Gesetzes Vorlage betreffend die Ko¬ 
operativvereine — wir werden auf diese Vorlage gelegent¬ 
lich zu sprechen kommen — zur Annahme gelangt. 


Landwirthschaft. 


Zur Reform der französischen Pachtverhältnisse. In 

Frankreich besteht zur Zeit noch kein Gesetz, das den 
Pächtern eine Entschädigung für die von ihnen vorgenom¬ 
menen Bodenmeliorationen zusichert, obgleich es keinem 
Zweifel unterliegt, dass das Fehlen einer solchen Bestimmung 
nur nachtheilig für die Entwickelung der Bodenwirthschaft 
ist. Eines der Haupthindernisse, die Produktivität des Bodens 
zu steigern, besteht nämlich bei den so zahlreichen Pacht¬ 
gütern darin, dass die Pächter davor zurückscheuen, Gelder 
für Drainage, Dünger etc. auszugeben, von denen sie nie 
wissen, ob sie dieselben noch vor Ablauf ihres Pachtvertrages 
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wieder hereinbringen werden* Wo sie es aber dennoch 
thun in der Hoffnung, ihren Pachtvertrag erneuert zu sehen, 
setzen sie sich nur der Gefahr aus, entweder die Pacht¬ 
summe in dem Maasse gesteigert zu sehen, als sich die 
Produktivität des Bodens durch die an ihm vorgenommenen 
Meliorationen steigerte, oder die so meliorirten Güter ohne 
irgend eine Entschädigung verlassen resp. an andere Pächter 
abtreten zu müssen. Um nun diesem Uebelstande abzu¬ 
helfen, ist der französischen Kammer vor Kurzem ein Antrag 
unterbreitet worden, wonach durch eine Zusatzbestimmung 
zu Art. 1766 des Code civil den Pächtern ein Antheil an 
dem von ihnen geschaffenen Mehrwerth der Güter resp. 
eine bestimmte Entschädigung für die von ihnen vorgenom¬ 
menen Bodenmeliorationen zugesichert werden soll. Eine 
solche Bestimmung wäre nicht nur recht und billig, sondern 
auch zugleich eine Ermuthigung für die Pächter, sich die 
Bodenverbesserung angelegen sein zu lassen und somit der 
Landwirthschaft im Allgemeinen förderlich. Dies hat auch 
die Kammerkommission, welcher der Antrag zur Begut¬ 
achtung überwiesen wurde, bestätigt und denselben dem¬ 
gemäss einstimmig befürwortet. Gegen die Einwendung der 
Vertragsfreiheit antwortet sie nach einem Hinweis auf die 
bereits in anderen Ländern gemachten Erfahrungen im vor¬ 
hinein: „Nur in Frankreich wird das, was man mit einer 
gewisssn Emphase Vertragsfreiheit nennt, bis zum Fetischis¬ 
mus getrieben und jede Intervention zwischen Arbeitern 
und Unternehmern oder Landwirthen und Grundbesitzern 
als eine widerrechtliche Einmischung und eine Verletzung 
des heiligen Eigenthumsrechtes betrachtet.“ Ob indess der 
Antrag zum Gesetz erhoben werden wird, ist allerdings 
noch fraglich, da ähnliche Anträge bereits in den beiden 
letzten Legislaturperioden eingebracht worden waren, ohne 
jedoch über die Kommissionsberathungen hinaus gediehen 
zu sein. Aber immerhin zeigt die einstimmige Befürwortung 
dieses Antrages, dass die Reform der Pachtverhältnisse als 
ein Bedürfniss erscheint, das Befriedigung erheischt. 


Soziale Zustände. 

Zur Frage des Achtstundentages. Der soeben aus¬ 
gegebene Bericht der Handels- und Gewerbekammer in 
Brünn für das Jahr 1893 enthält folgende Mittheilung des 
Leiters der k. k. priv. Heinrichsthaler Bobbinet- und Spitzen¬ 
fabrik Arthur Faber in Lettowitz (Mähren) über den Ver¬ 
such der Einführung des Achtstunden-Tages: 

„Seit Jahren lässt unsere Wiener Niederlage in der 
Saison morte für einige Webstühle verschiedener Qualität 
die Arbeitszeit reduziren. In diesem Jahre machte uns der 
Vorstand des Garnmagazins darauf aufmerksam, dass trotz 
dieser Massregel stets dieselbe Menge Garn ausgesetzt 
werden müsse. Eine genaue Untersuchung bestätigte zu 
unserer nicht geringen Ueberraschung, dass die beabsichtigte 
Mindererzeugung in der That illusorisch war. Es ergab 
sich, dass die von der Reduktion betroffenen Weber bei 
effektiv T^/iostündiger Arbeitszeit (nominell achtstündiger) 
durchschnittlich 18,20 Kreuzer, dagegen in der voraus¬ 
gegangenen Zeitperiode, welche einen gleichen Zeitraum 
von einem halben Jahre umfasste, bei effectiv 9i/2Stündiger 
(nominell llstündiger) Arbeitszeit nur 14,73 Kreuzer per 
Stunde verdient hatten. Die Reduktion der täglichen Arbeits¬ 
zeit um 24^2 pCt. war durch einen Mehrverdienst von 23^/2 pCt. 
nahezu ausgeglichen. Dieser Mehrverdienst bedeutet aber, 
da nach dem Stück entlohnt wird, eine entsprechende Mehr¬ 
produktion. Die Qualität derselben unterschied sich 
nicht im mindesten von jener der geringeren Pro¬ 
duktion. 

Eine Reihe vorher wenig beachteter Umstände zog nun¬ 
mehr unsere Aufmerksamkeit auf sich. Zur Zeit der „Arbeits- 
reduction“ ist eine viel grössere Emsig^keit der betreffenden 
Weber wahrnehmbar. Nicht nur bei Stillständen der Web¬ 
stühle zeigt sie sich in rascherem Fadenanknüpfen, sondern 
auch beim Gang der Stühle in erhöhter Aufmerksamkeit, 
wodurch längere Stillstände vermieden werden. Die Weber 
verlassen während der „Arbeitsreduktion“ die Stühle über¬ 
dies äusserst selten; nie sieht man sie dann plaudern oder 
auf Gängen herumstehen. Die Schicht wird bis zur letzten 


Minute ausgenützt, der Nachmann kommt schon früher, um 
sich zur Arbeit vorzubereiten. 

Nun wurde es uns allerdings verständlich, warum trotz 
der bei Vorhang-Webstühlen geringen Veranlassung zu Still¬ 
ständen — in gewönlichen Webereien verursachen solche 
wohl den doppelten Zeitverlust — sowie trotz des un¬ 
veränderten Ganges der Webstühle, nur durch an¬ 
gespanntere Thätigkeit der Weber eine Steigerung 
der Produktion um 23^/2 pCt. pro Stunde, resp. Zeiteinheit, 
ermöglicht und die beabsichtigte Einschränkung illusorisch 
werden konnte. 

Die kürzere Arbeitszeit zwingt den Arbeiter seine 
Kräfte mehr zusammenzunehmen; sie allein ermöglicht 
ihm aber auch, dies zu thun. Im Vergleiche zu den 
deutschen und italienischen Arbeitern zum Beispiel, wie wir 
sie in unseren beiden ausländischen Fabriken beschäftigen, 
haben unsere österreichischen Arbeiter eine zartere Kon¬ 
stitution und dieser entsprechend zeigt sich bei ihnen 
grössere manuelle Geschicklichkeit und raschere intellectu- 
elle Auffassung. Aber auch leichter tritt Ermüdung des 
Körpers und der Aufmerksamkeit ein und macht sich im 
Tändeln bei der Arbeit geltend. Es will uns daher scheinen, 
als ob eine kürzere Arbeitszeit den Vorzügen und Schwächen 
gerade unserer Arbeiterbevölkerung besser gerecht würde. 

Wir reduzirten infolge dieser Erfahrungen einstweilen 
probeweise die Arbeitszeit sämmtlicher Weber auf die sonst 
nur in der Saison morte gebräuchliche Stundenzahl, was 
für uns eine nicht unbedeutende Ersparniss an Betriebs¬ 
kosten, für die Leute aber ausser mehr Mussestunden auch 
kürzere Nachtarbeit, also direkte Ruhestunden mit sich 
bringt.“ ^ 

Truckunfiig im Grossherzogthum Baden. Eine grosse 
Anzahl deutscher Gewerbeaufsichtsbeamter weiss in ihren 
Jahresberichten hinsichtlich der Beobachtung des § 115 
der G.O. gewöhnlich nur zu berichten, dass das Truck¬ 
system in den Gewerbebetrieben ihres Bezirks ausgestorben 
sei. Anders der badische Fabrikinspektor in seinem neuesten 
Jahresbericht für 1893. Er schreibt da: „Trucksystem kommt 
fast ausschliesslich nur noch in den in manchen gewerb¬ 
lichen Anlagen bestehenden Kantinen in der Form vor, 
dass den Arbeitern Bier und die an den Zwischenmahl¬ 
zeiten eingenommenen Speisen, entweder von dem Gewerbe¬ 
unternehmer selbst oder von den die Kantinenwirthschaft 
führenden Aufsichtspersonen kreditirt werden. Die Ueber- 
lassung der Kantinen an letztere stellt sich oft als eine 
ihnen von den Gewerbeunternehmern gewährte Vergünsti¬ 
gung dar, oder sie tritt unmittelbar an die Stelle einer Ge¬ 
haltsaufbesserung. Es fanden im Berichtsjahre aus dieser 
Veranlassung eine Anzahl von Verurtheilungen, ganz vor¬ 
zugsweise im Steinbruchbetrieb und im Baugewerbe statt, 
und es wurde ferner in leichteren Fällen seitens der Ver¬ 
waltungsbehörden sich damit begnügt, den gesetzlichen Zu¬ 
stand in dieser Beziehung herzustellen. Da alle Personen, 
die bei der Führung der Kantinenwirthschaft ausser dem 
Gewerbeunternehmer in Betracht kommen, als Beauftragte 
desselben im Sinne des § 119 der Gewerbeordnung anzu¬ 
sehen sind, und daher in gleicher Weise, wie er selbst, 
dem Verbote des Waarenkreditirens (§115 Abs. 2 der Ge¬ 
werbeordnung) unterliegen, so wird der gesetzliche Zustand 
in der Regel durch Einführung der Baarzahlung hergestellt. 
Nur in den seltensten Fällen könnte das Kreditiren auf 
Grund der in der genannten Gesetzesstelle zugelassenen 
Ausnahme aufrecht erhalten werden, weil es sich hier nicht 
um regelmässige Beköstigung handelt und weil Lebens¬ 
mittel nur zu einem die Selbstkosten nicht übersteigenden 
Preise kreditirt werden dürfen. Bei allen Kantinenwirth- 
schaften besteht aber die Absicht, am Preise einen Gewinn 
zu erzielen. 

Derselbe ist auch bei nicht gerade erheblichem Preis- 
aufschlage meist nicht unbeträchtlich, weil die Arbeiter 
glauben, sich die gute Meinung ihrer Vorgesetzten durch 
grossen Verzehr in der Kantine erkaufen zu können und 
weil das Kreditiren überhaupt unverhältnissmässigen Ver¬ 
brauch begünstigt. Es ist auch gerade auffallend, in 
welchem Maasse der Umsatz der Kantine sinkt, sobald 
durch strafgerichtliches Urtheil oder durch Verwarnung zur 
Baarzahlung übergegangen werden musste. 
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Während Uebertretungen der genannten Art besonders 
bei Bauten und in Steinbrüchen ziemlich häufig sind, ist 
das Zahlen der Löhne in Waaren statt in baarem Gelde 
fast vollständig verschwunden, auch kommt es nur selten 
vor, dass den Arbeitern der in der Kantine gemachte Ver¬ 
zehr vom Lohne abgezogen wird, weil man glaubt, das 
dargestellte Verfahren ungestraft handhaben zu können, 
wenn nur der verdiente Lohn baar ausbezahlt werde. Die 
strafgerichtlichen Verfolgungen und das sonstige Einschreiten 
werden aber die in Betracht kommenden Kreise wohl bald 
von der Unhaltbarkcit dieses Verhaltens überzeugt haben, 
so dass hoffentlich mit der Zeit auch diese Form von Truck¬ 
system verschwinden wird. In Ziegeleien kam es aber aucli 
vor. dass der kreditirte Verzehr am Lohne abgezogen 
wurde. In einem Falle war der Unfug des Animirens zu 
grossem Verzehr so arg, dass die hieraus hervorgehenden 
Lohnabzüge manchmal in 14 Tagen 18—20 M. betragen 
haben, und dass Arbeiter die Stelle verliessen, weil sie den 
grössten Theil ihres Verdienstes in der Kantine lassen 
mussten. Selbstverständlich wurde in allen solchen Fällen 
strafgerichtliches Einschreiten herbeigeführt. Auch plumpe 
und erfolglose Umgehungsversuche der Vorschrift des Baar- 
zahlens kommen vereinzelt vor. So Hess z. B. ein Bau¬ 
unternehmer die gesetzwidrig kreditirten Beträge bei der 
Auszahlung der vollen Löhne von seiner am gleichen Tische 
sitzenden Frau sogleich zurückerheben, ln anderen Fällen, 
die sich nicht auf Kantinen bezogen, fand bei der Lohn¬ 
zahlung im Laden zugleich Zug um Zug ein Verkauf von 
Waaren statt, so dass hier die Annahme einer Umgehung 
der gesetzlichen Vorschriften sehr nahe lag. Allgemein 
lässt sich hiergegen nicht Vorgehen. Es wurden aber die 
Betheiligten darauf hingewiesen, dass die gesetzliche Vor¬ 
schrift beabsichtige, den Arbeitern die freie Verfügung über 
ihren Verdienst zu sichern, und.dass sie strafbar würden, 
wenn im einzelnen Falle festgestellt werde, dass sie den 
Arbeitern durch das eingehaltenc Verfahren diese freie 
Verfügung entzogen hätten. Ein besonderer Fall von Truck¬ 
system mag hier noch, nicht weil er die Arbeiter besonders 
schädigte, sondern wegen seiner Kleinlichkeit erwähnt 
werden. Ein Cigarrenfabrikant zog seinen Arbeitern 1 bis 
U/2 pCt. vom Lohne ab und lieferte ihnen dafür Cigarren. 
Ein Hinweis auf die gesetzlichen Bestimmungen genügte 
hier, diese Unsitte abzustellen. Sonst ist es allgemeiner 
Gebrauch, dass alle männlichen Arbeiter wöchentlich eine 
gewisse Anzahl Cigarren von mangelhaftem Aussehen ge¬ 
schenkt erhalten, und es bedurfte noch vor einigen Jahren 
eines allgemeinen Einschreitens durch Vermittelung der 
Grossh. Bezirksämter, dass den jugendlichen Arbeitern 
diese Vergünstigung im Interesse ihrer Gesundheit entzogen 
wurde.“ Aus diesen Mittheilungen geht hervor, dass der 
Truckunfug unter den bestehenden sozialen Verhältnissen 
nicht verschwindet, sondern nur neue und mehr verhüllte 
Formen sucht. Auf die Begabung und Einsicht des Auf¬ 
sichtsbeamten kommt es dann an, die neuen Formen aus¬ 
findig und wiederum unmöglich zu machen. Das dürfte im 
ganzen Deutschen Reiche so sein, nur dass im Grossher¬ 
zogthum Baden ein tüchtiger Beamter die Aufsicht führt. 
Hofientlich lernen seine aussserbadischen Kollegen auch 
hierin etwas von ihm. 

Zur Lage der sächsischen Berg- und Hüttenarbeiter. 

Der sächsische Landtag fasste am 5. März den Beschluss, 
verschiedene, in einer Petition (vgl. Sozialpolitisches Central¬ 
blatt Bd. 111. S. 21 1) nieclergelegten Wünsche der sächsischen 
Berg- und Hüttenarbeiter, die sich auf die Sicherheit und 
Gesundheit der Arbeiter beziehen, der Regierung zur 
Kenntnissnahme zu überweisen. Dieser Beschluss bezieht 
sich auf folgende Punkte; „Die Revisionen der Berggebäude 
sollen ganz unverholTt und unangemeldet geschehen: die 
Einrichtung der Mannschaftsbäder soll in den sächsischen 
Werken obligatorisch gemacht werden; es soll gesetzlich 
angeordnet werden, dass an Orten, wo die Temperatur 
b()her als 28 Grad C. ist. die Arbeitsschicht nicht über sechs 
Stunden betragen dürle; es soll den ßergwerksbesitzern die 
Vei |)llichtung aiiferlegt werden, bei nasser Arbeit für 
wasserdichte Kleidung auf ihre Kosten zu sorgen.“ 


Sonntagsarbeit in England. Der kürzlich Erschienene 
„Appendix“ zu den Protokollen der Royal Lobour Com¬ 
mission veröffentlicht eine Reihe von Gutachten, Spezial¬ 
berichten und statischen Daten, welche einvernommene 
Experten der Kommission überreichten. Hierunter befindet 
sich auch der Bericht des Sekretärs der Lord's Day Obser- 
vance Society, John Gritton, über das Ergebniss einer von 
der Gesellschaft eingeleiteten EnquÖte über die Ausdehnung 
der Sonntagsarbeit in den englischen Industrieen. Es wur¬ 
den 10000 Formularien ausgesendet, die folgende Fragen 
enthielten: a) Wiel viel Personen sind in Ihrer Fabrik 
(Werkstätte etc.) an Wochentagen beschäftigt? b) Wie 
viele arbeiten am Sonntag? c) Ist die Arbeitszeit am 
Sonntag eben so lang wie an Wochentagen oder geringer? 
d) Um wie viel ist der Lohn für Sonntagsarbeit höher als 
der an den W’oehentagen? e) Was lür Arbeiten sind es, 
welche die Beschältigung am Sonntage verlangen? Von 
den eingelangten Antworten waren blos 2200 verwendbar, 
die für die Labour Commission statistisch verarbeitet wurden. 
Die Daten beziehen sich auf 17 Industrieen und zwar; 
Brauerei, Ziegelei, Baugewerbe, chemische Industrie, Baum¬ 
wollindustrie, Maschinenbau verschiedener Branchen, Gas¬ 
anstalten. Glasindustrie, Eisen- und Stahlindustrie, Bergbau, 
Schiffbau, Schafwoll- und Leinenindustrie und keramische 
Industrie. Die 2200 Betriebe, die den verschiedensten 
Grössenkategorien angehören, umfassen zusammen 489383 
Arbeiter, von welchen der grösste Theil (145329) auf die 
Baumwollindustrie entfällt. 

Von dieser in Rechnung gezogenen Arbeiterschaft ar¬ 
beiten im Ganzen 12705 mehr oder weniger auch am Sonn¬ 
tag, das sind 2,59 pCt. Für die einzelnen Industrien er¬ 
geben sich folgende Relativzahlen, betreffend die Zahl der 
am Sonntag beschäftigten Arbeiter; 


Brauindustric. 

Ziegeleien. 

Baugewerbe . . . . • 

Chemische Industrie . . 
Baumwollindustrie . . . 

Maschinenbau: 

elektrotechnischer . . 

mechanischer . . . . 

Gemeindewerkstätten . 
Gasanstalten . . . . . 

Glasindustrie. 

Metallwaarenindustrie . . 

Eisen- und Stahlindustrie 
Leinenindustrie . . . . 

Bergbau . 

Töpferindustrie . . . . 

Schiffbau . 

Schaffwollindustrie . . . 


8,07 pCt. 
0,89 „ 

0,23 „ 

5,11 „ 

0,11 „ 


2,05 

0,71 

7,99 

18,00 

1,68 

0,41 

9,13 

0,08 

2,01 

0,84 

0,14 

0,20 
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In einer grossen Zahl von Betrieben ist die Arbeitszeit 
am Sonntag geringer als an Wochentagen, doch sind auch 
die Fälle nicht, selten, in welchen die Sonntagsarbeit wesent¬ 
lich länger ist als die Arbeit an Wochentagen. 

Die Art der Sonntagsarbeit umfasst folgende Verrich¬ 
tungen: 1. Feuerung für Maschinen oder zwecks Erhaltung 
einer gleichmässigen Temperatur; diese Arbeit könnte durch 
allgemeine Einführung der praktischsten Heizvorrichtungen, 
die am wenigsten Bedienung in Anspruch nehmen, bedeu¬ 
tend verringert werden. 2. Reparaturen und Vorbereitungen 
für die Aufnahme der Arbeit am Montag; dies sind sehr 
gebräuchliche Sonntagsarbeiten, die jedoch von vielen Ar¬ 
beitgebern vermieden wird, indem sie auf andere Tage ver¬ 
legt wird, ohne bei praktischer Eintheilung die Arbeitszeit 
erheblich abzukürzen. 3. Fortlaufende Prozesse, die keine 
Unterbrechung dulden, wie in der Eisen- und Stahl-, chemi¬ 
schen, keramischen, Glas- und Brauindustrie. Die Erzeu¬ 
gungsprozesse nehmen meist einen Zeitraum von 21 Stunden 
bis 4 Tagen in Anspruch; die Sonntagsarbeit könnte durch 
eine vorsorgliche Arbeitseintheilung bezw. Beginn der Ar¬ 
beit leicht vermieden werden, so dass der Prozess Sonntags 
bereits beendet oder so weit vorgeschritten ist, dass er keine 
Arbeit mehr beansprucht. 4. Gemeindearbeit, die mit den 
ausserordentlich späten Markt- und Geschäftsstunden am 
Sonnabend in Zusammenhang stehen, oder die die Strassen- 
reinigimg betreffen. 5. Eine erhebliche Zahl der Fälle von 
Sonntagsarbeit, die sämmtlich vermieden werden könnten, 
sind auch auf nach.stehende Ursachen zurückzuführen: 
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a) Betrieb mit ungenügenden Einrichtungen, b) ungenügende 
Arbeiteranzahl, c) minderwerthige, konkurrenzunfähige Art 
der Erzeugung, d) Bevorzugung der Sonntagsarbeit seitens 
der Arbeiter wegen der höheren Löhne. 

Der Berichterstatter giebt der Befürchtung Ausdruck, 
dass durch die Einführung praktischer und komplizirter 
Erzeugungsmethoden, namentlich in der Eisen- und Stahl¬ 
industrie, die Sonntagsarbeit immer nothwendiger wird er¬ 
scheinen lassen; andererseits hat der technische Fortschritt 
zu einer erheblichen Einschränkung der Sonntagsarbeit ge¬ 
führt, wie in Gasanstalten, in der keramischen und chemi¬ 
schen Industrie. 

Die Gefahren der Thonindustrie. Veranlasst durch 
die Agitation der Arbeiter der Thonindustrie, deren Ge¬ 
sundheitsverhältnisse schon seit lange Aufmerksamkeit er¬ 
regt und öffentliche Erörterungen veranlasst hatten, wurde 
vom englischen Parlament eine sogenannte königliche Kom¬ 
mission eingesetzt, um durch eigene Anschauung die Ver¬ 
hältnisse zu untersuchen. Als Ort der Untersuchung wurde 
Stoke upon Trent, der Hauptsitz der englischen Thon¬ 
industrie gewählt, und hier sowohl Arbeiter als Arbeitgeber 
vernommen. An Material lagen der Kommission ferner 
schon viele Berichte der Sanitätsbehörden, der Handels¬ 
kammern, Statistiken u. dergl. vor. Dem nunmehr dem 
Parlamente vorgelegten Berichte entnehmen wir Folgendes: 

In dem ärztlichen Gutachten, das einen Theil des Be¬ 
richtes bildet, heisst es: Die Thatsache ist unbestreitbar, 
dass das Töpfergewerbe mit mancherlei Gefahren für Leben 
und Gesundheit der Arbeiter verbunden ist, und zwar be¬ 
stehen diese in erster Linie in den Einflüssen des Staubes 
und in der Bleivergiftung. Den ersteren ist die Mehrzahl 
der Arbeiter aus^esetzt, da sie überall auftreten, wo man 
Thon und pulvensirten Flint verarbeitet. Von Bleivergiftung 
sind nur diejenigen bedroht, die mit dem Färben und Gla- 
siren der Waaren zu thun haben. Ausserdem bringt noch 
der Brennprozess Gefahren für diejenigen mit sich, die ihn 
leiten und überwachen. 

Die Staubtheile äussern ihre Einwirkung zuerst durch 
Hustenreiz. Schliesslich rufen sie völlige Zerstörung der 
Athmungswerkzeuge und der Lungen hervor. Luftröhren¬ 
entzündung, Asthma und Lungenschwindsucht ^ind daher 
Berufskrankheiten der Töpfer. So vertheilten sich im Bezirk 
von Stoke im Jahre 1890 die Todesursachen unter den 
Töpfern folgender Maassen; Luftröhrenentzündung 42 pCt., 
Brustfell- und Lungenentzündung 8 pCt., Schwindsucht 
21 pCt. An Altersschwäche starben nur 4,5 pCt. unter den 
Töpfern, während die Zahl bei der übrigen Bevölkerung 
12,5 pCt. betrug. Das Durchschnittsalter der Töpfer ist 48, 
das der übrigen gewerblichen Arbeiter aber 53 Jahre. (Hier 
ist offenbar nicht die mittlere Lebensdauer gemeint!) Im 
ganzen Bezirk entfallen auf Luftröhren-, Brust- und Lungen¬ 
entzündung nur 26 pCt, auf Schwindsucht 14 pC., wodurch 
die kausale Beziehung zwischen Töpfereigewerbe und 
diesen Krankheiten aufs Deutlichste hervortritt. Am ge¬ 
fährlichsten ist die Einathmung von Flintstaub, dem nament¬ 
lich die Arbeiterinnen ausgesetzt sind, welche die fertigen 
ausgekühlten Fabrikate abstauben, und ebenso die Männer, 
welche Flint zu sieben haben. Alle diese Leute erliegen 
in der Regel schon nach wenigen Jahren ihrem Beruf; nur 
einzelne vermögen längere Zeit zu widerstehen. Offenbar 
liesse sich die Ausführung beider Operationen durch Per¬ 
sonen vermeiden, indem das Abstauben durch Gebläse be¬ 
wirkt würde und das Sieben durch staubdicht verschlossene 
Maschinen. Ausserdem werden als Mittel, die Uebelstände 
zu bekämpfen von der Kommission empfohlen: Verbot des 
Umherwerfens von ALbfällen, Erhaltung einer niederen Tem¬ 
peratur in den Werkräumen, stetes Feuchthalten des Bodens¬ 
und der Luft durch Brausen, fortwährende Erneuerung der 
Luft durch Ventilatoren, Reinlichkeit in jeder Hinsicht. 

Was die Bleivergiftung betrifft, so sind ihr namentlich 
junge Mädchen und Bursche ausgesetzt. Alter und Ge¬ 
schlecht spielen hier eine wesentliche Rolle. Sie veranlasst 
ferner Fehlgeburten und Siechthum der die Geburt über¬ 
lebenden Kinder. Das Blei kommt sowohl durch die 
Athmungsorgane als durch den Magen in den Körper. Der 
letztere Weg ist besonders durch äusserste Reinlichkeit 


f der Arbeiter zu versperren, so dass diese die Abhülfe 
grossentheils selbst in Händen hätten. Die Kommission 
behauptet, dass man einer Person schon äusserlich ansehen 
könne, ob sie der Bleivergiftungsgefahr in geringerem oder 
höherem Grade ausgesetzt sei. Insbesondere wird das Blei 
mit den Nahrungsmitteln in den Körper eingeführt, auch 
die schlechte Gewohnheit der Majolikamaler, den Pinsel mit 
dem Munde zu halten, spielt eine Rolle. Das Verschütten 
der Glasur verbreitet den Bleistaub in der Luft und macht 
ihn so den Lungen zugänglich. Zur Verminderung der 
Bleivergiftungen hat man daher mit wesentlichem Erfolge 
schon im Jahre 1882 das Verbot erlassen, innerhalb der 
Majolika-Malwerkstätten Mahlzeiten einzunehmen. Man denkt 
auch an ein Verbot der Mal- und Glasurarbeit für ver- 
heirathete, namentlich schwangere Frauen. Ferner wird 
erörtert, ob nicht die Anwendung einer harmlosen Glasur 
erzwungen werden könne und macht dahingehende Experi¬ 
mente, von denen man eventuell eine völlige Umgestaltung 
der bisherigen Praxis zum Besten der Arbeiter erwartet. 

Die beim Brennprozess beschäftigten Arbeiter sind 
namentlich der Luftröhrenentzündung unterworfen, ver¬ 
ursacht durch Wechsel von Hitze und Kälte und durch 
Zug beim Ausräumen der Oefen. Auch hier soll Nach¬ 
lässigkeit der Arbeiter selbst einen grossen Theil der 
Schuld tragen. Flintstaub, Thonstaub, Bleivergiftung, 
schädliche Gase kommen ferner auch für den Arbeiter in 
Betracht. 

Im Allgemeinen wird sodann noch von der Kommission 
die Anstellung von medizinischen Regierungsinspektoren 
empfohlen, welche regelmässig die Werkstätten zu be¬ 
suchen und die Ausführung der Maassregeln zu überwachen 
hätten. Vor allem aber müsse die Gesetzgebung es der 
Staatsregierung oder den Lokalbehörden ermöglichen, die 
Schliessung aller derjenigen Werkstätten zu veranlassen, 
in denen die Ausführung der in demselben Gesetze zu ver¬ 
fügenden sanitären Vorschriften nicht möglich ist. 


Arbeiterschutzgesetzgebung und Gewerbe¬ 
inspektion. 

Zur Durchführung der Sonntagsruhe in Deutschland. 

Wie Regierungsorgane mittheilen, dürfte dem Bundesrathe 
demnächst wieder eine Vorlage zugehen, welche sich auf 
die Sonntagsruhe in der Industrie bezieht. Bisher liegt 
demselben der Entwurf der auf Grund des § 105d der Ge¬ 
werbeordnung in Vorschlag gebrachten Ausnahmebestim¬ 
mungen für die Montanindustrie vor. Nunmehr werden in 
fortlaufender Reihe diesem ersten Entwürfe die auf die 
anderen Gewerbegruppen bezüglichen folgen. Den Anfang 
dabei dürfte wohl der Entwurf für die Metallverarbeitung 
machen. Es ist aber nicht sicher, dass diese Ausführungs¬ 
verordnungen nun in derselben Reihenfolge dem Bundes¬ 
rathe zugehen werden, wie die Konferenzen mit den Ver¬ 
tretern der Arbeitnehmer und Arbeitgeber aus den be¬ 
treffenden Berufszweigen einander gefolgt sind. Es ist viel¬ 
mehr nicht unwahrscheinlich, dass für diese oder jene 
Gruppe solche Konferenzen vorher gar nicht stattfinden 
werden. Das wird wohl überall da der Fall sein, wo die 
von den Vertretern der Berufszweige ausgesprochenen 
Wünsche voll berücksichtigt werden sollten. Hier würde 
eine nochmalige Berathung überflüssig sein. Für den 
laufenden Monat waren noch Konferenzen mit Vertretern 
aus der Gruppe IV der Gewerbestatistik, namentlich aus 
der Glasindustrie, und mit solchen der Gruppe XII, vor¬ 
nehmlich aus der Zuckerindustrie, in Aussicht genommen. 
Eine Anzahl anderer Entwürfe von Ausführungsbestim¬ 
mungen ist gleichfalls bereits fertig gestellt, an weiteren 
wird noch gearbeitet. Erst wenn alle Einzelheiten der auf 
Grund des § 105d der Gewerbeordnung festzusetzenden 
Ausnahmen geregelt sein werden, dürfte dem Bundesrathe 
der Entwurf zu der kaiserlichen Verordnung zugehen, 
welche zu der Inkraftsetzung der Sonntagsruhevorschriften 
für Industrie und Handwerk nach der Gewerbeordnungs¬ 
novelle nothwendig. 
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Arbeiterversicherung. 


Die englische Gesetzvorlage betr. die Haftpflicht der 
Unternehmer. 

Die englische Regierung hat sich veranlasst gesehen, 
ihre Haftpflichtvorlage in Folge verschiedener vom Ober¬ 
hause gemachter Zusätze zurückzuziehen. Da die Frage 
zweifellos wieder auf der Tagesordnung der nächsten Par¬ 
lamentssession erscheinen wird, so ist es wohl gerecht¬ 
fertigt, die Ursachen ins Auge zu fassen, welche ein so 
bedauerliches Ergebniss herbeiführten. Was den Entwurf 
selbst anlangt, so bedeutete er, obwohl weit entfernt, in der 
Fassung vollkommen zu sein, doch der bestehenden Gesetz¬ 
gebung gegenüber einen gewaltigen Fortschritt. Er beab¬ 
sichtigte die Abänderung des geltenden Gesetzes in folgen¬ 
den Punkten: 

Erstens durch die Beseitigung des Satzes von der 
„gemeinsamen Beschäftigung“, nach welchem der einem 
Arbeiter durch das Versehen oder die Unaufmerksamkeit 
eines seiner Mitarbeiter zugestossene Unfall keine Haftung 
seines Unternehmers begründet. Als handgreifliches 
Beispiel dafür, was dieser Satz für den Arbeiter bedeutet, 
möge ein im Gerichtshof der City von London am 6. De¬ 
zember V. Js. verhandelter Rechtsfall angeführt werden, in 
welchem ein Portier eine Eisenbahngesellschaft wegen 60 £ 
Schadenersatz für körperliche Verletzungen verklagte, die 
der Fall eines vom Krahne gehobenen Wollballens ver¬ 
ursacht hatte. Die Beklagte leugnete einen Mangel des 
Krahns; es sei dieser vielmehr zu rasch von dem Krahn- 
arbeiter in die Höhe gezogen worden, für den sie nicht 
hafte. Der Richter hielt dafür, dass der Unfall durch die 
Schuld eines Mitbediensteten veranlasst sei und erkannte 
zu Gunsten der Beklagten. Der angeführte Fall ist typisch 
für viele ähnliche, welche vor den Gerichten zur Verband' 
lung kommen, und kennzeichnet die Härte des obigen 
Satzes, eine Härte, die um so schmählicher erscheint, 
wenn man bedenkt, dass dem Arbeiter keine Stimme in 
der Wahl derer zusteht, mit denen er arbeiten muss, 
und dass er mit einem Gesellen zusammengespannt werden 
kann, der entweder unaufmerksam oder unfähig ist zur Er¬ 
füllung schwieriger und gefährlicher Obliegenheiten. 

Zweitens wollte der Entwurf die Theorie der 
„Acquiescenz“ aufheben, nach welcher der Unternehmer 
von der Haftung freibleibt, wenn dem Arbeiter der Fehler 
oder die Unordnung, welche den Unfall verursachten, bekannt 
waren, und er innerhalb entsprechender Frist versäumt 
hatte, den Unternehmer oder eine ihm im Dienste des 
Unternehmers Vorgesetzte Person hiervon zu benachrichti¬ 
gen oder eine solche Benachrichtigung zu veranlassen, so¬ 
fern er nicht wusste, dass der Unternehmer von dem be¬ 
treffenden Fehler oder von der Unordnung Kenntniss habe. 

Drittens sollte die Frist verlängert werden, innerhalb 
deren eine Klage erhoben werden konnte. Diese Frist ist 
zur Zeit viel zu kurz. Das geltende Haftpflichtgesetz von 
1880 bestimmt, dass keine Klage auf Entschädigung wegen 
Verletzung aufrecht erhalten werden könne, wenn nicht die 
Anzeige der erlittenen Beschädigung an den Beklagten 
binnen sechs Wochen nach dem Eintritt des die Verletzung 
verursachenden Unfalls erfolgt ist. 

Viertens hatte man beabsichtigt, den Begriff eines 
„Arbeiters“ auf alle Personen auszudehnen, welche einen 
Dienst- oder Lehrlingsvertrag mit einem Unternehmer im 
Vereinigten Königreich oder an Bord eines britischen 
Schiffes eingegangen sind oder unter einem solchen 
arbeiten, sei nun dieser Vertrag ausdrücklich abgeschlossen 
oder aus konkludenten Handlungen zu entnehmen, sei er 
mündlich oder schriftlich. 

Unter den geltenden Bestimmungen waren allem Haus¬ 
und sonstigen Gesinde die Wohlthaten des Gesetzes ver¬ 
sagt, ebenso Seeleuten, Feuerwehrleuten, Eisenbahn¬ 
bediensteten, den in den königlichen Werften und Arsenalen 
Beschäftigten und vielen Anderen. 

Fünftens sollte fortan der Betrag der Entschädigung 
nicht mehr beschränkt sein, den ein Gerichtshof zuerkennen 
kann. 

Das gegenwärtige Gesetz beschränkt den zu erlangen¬ 
den Entschädigungsbetrag auf eine Summe, die dem ver- 


muthlichen Verdienste einer Person derselben ^^ei/ujig gleich¬ 
kommt, die während der letzten dem Unfall Vorhergehen¬ 
den drei Jahre in derselben Branche und in dem Bezirk 
arbeitete, in welchen der beschädigte Arbeiter zur Zeit 
seiner Verletzung beschäftigt war. 

Sechstens wollte man die Haftung des Unternehmers 
dergestalt erweitern, dass sie nicht minder Gesundheit als Leib 
und Leben der Angestellten umfasste. 

Siebentens sollte die Bestimmung getroffen werden, 
dass kein „Vertrag, durch welchen ein Arbeiter auf irgend 
welche Entschädigung an ihn selbst oder an seine Vertreter 
wegen infolge der Unaufmerksamkeit des Unternehmers oder 
eines in seinem Dienste Angestellten erlittener Verletzungen 
verzichtet, einer auf die Erlangung einer solchen Vergütung 
gerichteten Klage entgegengehalten werden dürfe“. Mit 
anderen Worten, es sollte dem „contracting-out“, der 
Umgehung des Gesetzes durch Vertrag ein Ziel gesetzt 
werden. 

Diese letzte Möglichkeit ist es, welche eine tiefgehende 
Meinungsverschiedenheit zwischen dem Ober- und dem 
Unterhause des Parlaments veranlasste. Zur Erklärung der 
Differenz ist es nöthig, die Zusätze anzuführen, welche das 
Oberhaus dem Passus vom „contracting-out“ anfügte. Es 
waren ihrer drei und sie lauteten folgendermaassen: 

1. „Die vorstehende Bestimmung soll keine Anwendung 
finden auf eine Uebereinkunft zur Versicherung gegen Un¬ 
fallgefahr, welche vor Erlass dieses Gesetzes zwischen Ar¬ 
beitern und Unternehmern getroffen wurde und welche nach 
dieser Zeit von zwei Dritteln der betreffenden Arbeiter 
(furch die vorgeschriebene Abstimmungsweise gebilligt wird, 
und ebenso wenig auf den künftigen Beitritt von Arbeitern 
desselben Betriebes zu einer derartigen Uebereinkunft, vor¬ 
ausgesetzt, dass es jedem Arbeiter gestattet ist, von diesem 
Abkommen durch gehörige Benachrichtigung zurückzu¬ 
treten. 

2. Sie soll ferner nicht Anwendung finden auf jede 
solche Uebereinkunft, welche in der oben angedeuteten Art 
anerkannt wurde un(i hinsichtlich deren das Handelsministe¬ 
rium bescheinigt hat, a) dass sie eine angemessene Entschä¬ 
digung gewährt in allen Fällen der Verletzung aus irgend 
welchem im Laufe der Beschäftigung vorkommenden Grunde; 
b) dass die Entschädigung aus einem Fonds bezahlt wird, 
zu welchem der Unternehmer mindestens ein Drittel bei¬ 
trägt. Das Handelsministerium darf indessen eine solche 
Bescheinigung nicht ertheilen, wenn seiner Ueberzeugung 
nach der gewöhnliche Gang des Geschäfts oder der Arbeit 
ein derartiger ist, dass wegen des öfteren Wechsels der 
Arbeiter die freie Meinungsäusserung der angestellten Ar¬ 
beiter nicht gewährleistet erscheint. Desgleichen soll in 
dem Falle, in welchem der Versicherungsfonds zur Leistung 
der vertragsmässigen Entschädigung unzulänglich ist und 
der Unternehmer sich weigert, den Fehlbetrag aufzubringen, 
die Uebereinkunft nichtig sein, und soll den Arbeitern der 
gleiche Anspruch zustehen, den sie ohne eine solche Ueber¬ 
einkunft haben würden. Auch darf der Unternehmer dem 
Arbeiter den Beitritt zu einer derartigen Uebereinkunft nicht 
zur Bedingung der Anstellung machen. 

3. Das Handelsministerium kann Vorschriften dahin er¬ 
lassen, dass die geheime Abstimmung der Arbeiter in einer 
Weise geschieht, welche die Freiheit ihres Votums sichert 
und jeden Zwang ausschliesst; auch kann es von Zeit zu 
Zeit nach seinem Befinden anordnen, dass diese Abstim¬ 
mungen von neuem stattfinden, jedoch nur nach Verlauf 
von mindestens drei Jahren. Was dagegen Seeleute und 
andere an Bord beschäftigte Personen anlangt, so kann das 
Handelsministerium eine solche Anordnung zur freien und 
ungezwungenen Abgabe ihrer Stimme dergestalt treffen, wie 
es nach seinem Ermessen der Art ihres Berufes am besten 
entspricht.“ 

Auf die vorstehenden Anträge hin vertrat die Regie¬ 
rung, unterstützt von der grossen Masse der Arbeiter im 
Gewerkverein und Unterstützungsverein, folgenden Stand¬ 
punkt: Sie verweigerte ihre Einwilligung zu irgend welcher 
dauernden Ausnahme privater Abmachungen zwischen Arbeit¬ 
geber und Arbeitnehmer, oder zwischen einer Vereinigung 
von Unternehmern und ihren Angestellten von der Geltung 
der seitens des Unterhauses gebilligten Maassregel. Sie war 
wohl geneigt, die Bestimmung für eine Periode von drei 
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Jahren den gegenüber zur Zeit bestehenden Versicherungs¬ 
kassen auf Gegenseitigkeit aufser Kraft zu setzen, nicht aber 
für zukünftige Veranstaltungen dieser Art. Es hätte diese 
Maassnahme die Folge, dass während dreier Jahre vom 
Erlass des Gesetzes an bestehende Einrichtungen wie das 
Versicherungssystem auf Gegenseitigkeit der Londoner und 
Nord-West-Eisenbahn und andere Systeme ähnlicher Art, 
falls von zwei Dritteln der Arbeiter durch Abstimmung ge¬ 
nehmigt, unbehelligt blieben, und dass nach Ablauf dieser 
Zeit die betreifenden Arbeiter gleich anderen Arbeitern 
dem allgemeinen Gesetze unterständen und einen Anspruch 
auf alle Wohlthaten der Maassregel hätten. Indessen wurde 
dieser Vorschlag vom Oberhause verworfen und die Re¬ 
gierung zog infolge dessen die Vorlage zurück. 

Werfen wir nun, nachdem wir dem Laufe der Ereignisse 
gefolgt, welche zur Rückziehung des Entwurfes führten, 
einen Blick auf die Gründe, welche für und wider die Klausel 
vorgebracht wurden, um die sich der Streit drehte. 

Unter dem Gesetze vom Jahre 1880 war dem Prinzip 
des „contracting-out“ Einlass gestattet worden, und ver¬ 
schiedene Versicherungskassen auf Gegenseitigkeit wurden 
auf der Grundlage errichtet, dass die Versicherungsnehmer 
unter derartigen Kassen ihres gesetzlichen Rechtes verlustig 
gingen. Eine der hervorragendsten solcher Einrichtungen, 
welche im Laufe der Debatte oft erwähnt wurde, ist die 
von den Angestellten der Londoner und Nordwest-Eisenbahn- 
Gesellschaft gegründete. Es wird von dem Arbeiter dieser 
Gesellschaft die Unterzeichnung des Abkommens verlangt, 
dass gegen eine Summe im Betrage von fünf Sechsteln der 
von den Arbeitern bezahlten Prämien der Angestellte sich 
zur Annahme des Betrages und anderer ihm nach der 
Uebereinkunft zustehender Vortheile zur Befriedigung oder 
an Stelle aller Ansprüche bereit erklärt, welche er oder 
seine persönlichen Vertreter oder andere im Falle seines 
Todes berechtigten Personen nach den Vorschriften des 
Haftpflichtgesetzes von 1880 oder dieses abändernden Ge¬ 
setzes oder Gesetze haben würden. 

Es wurde von den Gegnern der Vorlage gesagt, dass 
sie alle bestehenden Versicherungseinrichtungen der ange¬ 
gebenen Art und alle jene, welche etwa noch geschaffen 
werden, schwer schädigen würde, dass die Unternehmer 
ihre Beiträge vermuthlich sofort zurückzögen, und dass es 
keinen Unternehmer mehr einfallen würde, grosse Geld¬ 
summen an solche Kassen zu zahlen, nachdem er den einen 
grossen Vortheil verloren, für den er sie bisher entrichtet 
hatte, nämlich den der Verhinderung von Streitigkeiten mit 
seinen Arbeitern und der Aufrechthaltung guten Einver¬ 
nehmens unter ihnen. 

Von der anderen Seite wurde dagegen betont, dass 
das „contracting-out“ keineswegs eine nothwendige Bedin¬ 
gung des Bestehens und der Erhaltung jener Kassen sei. 
Man führte hierfür die Grosse Westbahn an, welche Ge¬ 
sellschaft mit grosser Freigebigkeit zu einer Kasse bei¬ 
steuere. aus welcher die Mitglieder sogar grössere Vortheile 
zögen, als die von der Londoner und Nordwestbahn ge¬ 
währten, und es würde dort den Mitgliedern nicht die Be¬ 
dingung auferlegt, durch Vertrag das Gesetz auszuschliessen. 
Ebenso würde von den Kohlenber^erk-Besitzern, welche 
Versicherungskassen auf Gegenseitigkeit geschaffen hätten, 
in manchen Fällen das Prinzip des „contracting-out“ er¬ 
zwungen, während es anderwärts durch seine Abwesenheit 
glänze. Wer könne dann mit Fug behaupten, dass eine 
das „contracting-out“ verbietende Parlamentsakte die Zu¬ 
kunft solcher Kassen vernichte? Ferner wurde bezüglich 
der bestehenden Einrichtungen darauf hingewiesen, dass 
die Vorlage eine Klausel enthalte, die gerade sie besonders 
angehe, und welche bestimme, dass, wenn ein Unternehmer 
zu einer, dem Arbeiter oder seinen Vertretern für den Fall 
einer Verletzung oder des Todes irgend welchen Vortheil 
gewährenden Kasse beigetragen habe, der Gerichtshof oder 
die Jury in der Festsetzung der beim Eintritt einer Ver¬ 
letzung oder des Todes fälligen Entschädigungssumme als 
Zahlung auf Grund des Haftpflichtgesetzes soviel von irgend¬ 
welchem dem Arbeiter oder seinen Vertretern aus der Kasse 
ezahlten oder zu zahlenden Gelde betrachten solle, als nach i 
er Meinung des Gerichtshofes oder der Jury auf den Bei¬ 
trag des Unternehmers käme. 

Des Weiteren führten die Gegner der Bestimmungen | 


über das „contracting-out“ an, dass es sich im Grunde für 
den Arbeiter darum handele, ob er die ihm nach dem Vor¬ 
schlag des Entwurfs zu gewährende Entschädigung für den 
durch die Unaufmerksamkeit des Unternehmers oder seiner 
Bediensteten zugefügten Unfall akzeptiren oder auf den Ent¬ 
wurf verzichten und als Entschädigung nehmen solle, was 
ihm einige der Versicherungskassen auf Gegenseitigkeit für 
jeden Unfall bieten, sei dieser nun durch Unaufmerksamkeit 
veranlasst oder nicht. Und hier treffen sie zweifellos den 
wunden Punkt der Vorlage, der darin besteht, dass er eine 
grosse Zahl von Fällen nicht berücksichtigt, in denen der 
Unfall nicht auf irgend welche Unaufmerksamkeit des Unter¬ 
nehmers oder seiner Bediensteten, sondern auf unvorher¬ 
gesehene Ereignisse und Ursachen zurückzuführen ist, für 
welche Niemand direkt haftbar gemacht werden kann. 

Es mag jedoch hierauf bemerkt werden, dass bei den 
weitaus meisten der Versicherungkassen auf Gegenseitig¬ 
keit der Unternehmer mit seinen Beitrag lediglich seiner 
bestehenden gesetzlichen Verpflichtung nach dem Gesetz 
vom Jahre 1880 genügen will, während es in der Regel 
den Arbeitern überlassen bleibt, für alle ausserTialb dieses 
Gesetzes liegenden Fälle selbst die Prämie zu zahlen. Und 
diesen Weg einzuschlagen, stände dem Arbeiter unter der 
neuen Vorlage völlig frei, ziehe nun der Unternehmer 
seinen Beitrag zur Kasse zurück oder nicht. Ausserdem 
aber könnte der Arbeiter im Hinblick auf die nicht vom 
Entwurf umfassten Fälle seine Lage dadurch festigen, dass 
er irgend einen soliden Unterstützungsverein oder Gewerk¬ 
verein beiträte, wo die Mitglieder oder ihre Vertreter im 
Falle einer Verletzung oder des Todes besondere Vor¬ 
theile geniessen. Und in der That ist ein grosser Theil 
der Opposition, welche die Klasse der Lohnarbeiter den 
Versicherungskassen auf Gegenseitigkeit gegenüber an den 
Tag legte, dem Glauben entsprungen, dass die Arbeitgeber 
mit ihrer Förderung solcher Einrichtungen in Wahrheit 
lediglich die Arbeiter benachtheiligen, die Unterstützungs¬ 
vereine beeinträchtigen und der Sache der Gewerkvereine 
schaden wollen. 

Endlich hat man die Ansicht geäussert, dass ein Ent¬ 
wurf, der den Unternehmer für die Versehen irgendwelcher 
seiner Leute haftbar mache, die Veranlassungen, welche 
den Unternehmer nöthigen, erhöhte Sorgfalt und Aufmerk¬ 
samkeit zu bethätigen, nicht wesentlich steigere, da er sich 
von seiner pekuniären Verpflichtung durch Versicherung 
bei Gesellschaften befreien werde, deren Geschäft in der 
Uebernahme solchen Risikos bestehe. Hierauf lässt sich 
aber entgegnen, dass keine Versicherungsgesellschaft ein 
derartiges Risiko übernähme, ohne sich vor allem vorsich¬ 
tiger Weise zu vergewissern und darauf zu dringen, dass 
in den zu versichernden Betrieben entsprechende Sicher- 
heits- und Gesundheitsverhältnisse herrschen. Der Unter¬ 
nehmer dürfte bald herausfinden, dass er am besten ver¬ 
sichert ist, wenn er sorgfältig darüber wacht, dass sein 
Unternehmen auf verständiger Grundlage und mit der ge¬ 
hörigen Aufmerksamkeit betrieben wird. 

London. Stephen N. Fox. 

Die Krankenversicherung im Jahre 1892. Nach dem 
ersten Vierteljahrsheft zur Statistik des Deutschen Reichs 
waren im Jahre 1892 durchschnittlich 6 955 049 Personen in 
21 588 Krankenkassen versichert. Im Jahre 1891 belief sich 
die Zahl der versicherten Mitglieder auf 6879 921, die der 
Kassen auf 21 498. Im Durchschnitt kommen auf eine Kasse 
im Jahre 1892: 331,5, im Jahre 1891: 329,2 Mitglieder. Die 
Zahl der Erkrankungsfälle betrug im Jahre 1892: 2 478237, 
im Jahre 1891: 2 396 826, die Zahl der Krankheitstage 
42 756 026 bezw. 40 798 620. Auf ein Mitglied kamen in 
Durchschnitt des Jahres 1892 : 0,4 Erkrankungsfälle und 6,1 
Krankheitstage, im Jahre 1891: 0,3 bezw. 5,9. 

Was die verschiedenen Arten der Krankenkassen anbe¬ 
trifft, so betrug die Zahl der Kassen der Gemeindekranken¬ 
versicherung 1892; 8253, 1891: 8145, die Mitgliederzahl in 
dieser 1 179845 (1 166893). Ferner waren 

in 4243 (4219) Ortskrankenkassen versichert 2 998 378 
(2 900 004); 

in 6316 (6244) Betriebs- (Fabrik-) Krankenkassen 1 742838 
(1 730 303); 



2Ö6 


SOZIALPOLITISCHES CENTRALBLATT. 


No. 24.. 


in 123 (132) Baukrankenkassen 29 743 (27 293); 
in 471 (467) Innungskrankenkassen 76 411 (78 064); 
in 1739 (1841) eingeschr. Hilfskassen 796 340 (838 481); 
in 443 (450) landsrechtl. Hilfskassen 131 494 (138 883). 


Gewerbegerichte, Einigungsämter und 
Arbeiterausschüsse. 


Zum Schieds- und Einigungsverfahren in England. 

In Durham fand im vergangenen Monat zum Zwecke der 
Besprechung über die Einigung als Mittel zur Sicherung 
des wirthschaftlichen Friedens eine bemerkenswerthe Ver¬ 
sammlung statt. Als Präsident lungirte der Bischof der 
Diözese, und grosse Unternehmer der Kohlen- und Eisen¬ 
industrie trafen sich mit einigen Hauptvertretern der Ar¬ 
beiter jener Gegend. Der Ton der Versammlung war stark 
für einen Ausgleich der Differenzen zwischen Unternehmern 
und Arbeitern durch Verständigung und Verhandlung unter 
Ausschluss der Intervention Dritter. Indessen wurde die 
Meinung geäussert, dass, falls die Einigung nicht zu er¬ 
reichen sei, das Schiedsverfahren eintreten solle, um so 
stets die Misshelligkeiten auf vernünftigerem Wege zu be¬ 
seitigen, als durch Ausstand und Aussperren. 

Das Einigungssystem hat bereits in den Grafschaften 
Durham und Northumberland festen Fuss gefasst, und ver¬ 
einigte Kommissionen von Arbeitgebern und Arbeitern 
giebt es dort seit mehr als 20 Jahren. Eine der erfolg¬ 
reichsten dieser Einrichtungen ist der 1869 gegründete 
„Schieds- und Einigungsausschuss für die Eisenindustrie 
Nordenglands.“ Jedes Mitglied dieses Ausschusses ist voll 
ermächtigt, für die ihn wählenden Werke zu handeln, und 
die Entscheidung der Mehrheit des Ausschusses oder seines 
Schiedsrichters ist bindend für die Unternehmer und Ar¬ 
beiter aller der am Ausschuss theilnehmenden Betriebe. 
Alle Streitigkeiten werden in erster Instanz der ständigen 
Kommission vorgelegt, damit dieselbe die Sache unter¬ 
suche und sich bemühe, eine Verständigung zu bewirken, 
indessen ist die Kommission zum Abschluss einer 
Einigung nicht ermächtigt. Sollte die Kommission keine 
Verständigung erreichen, so wird so bald als möglich an 
den Ausschuss berichtet. Bei Gleichheit der Stimmenzahl 
im Ausschüsse wird ein unabhängiger Schiedsrichter er¬ 
nannt, dessen Entscheidung endgültig ist. Das System hat 
Erfolge aufzuweisen und manches Missverständniss und 
manche Erbitterung beseitigt; beide Theile haben gelernt, 
die Empfindung des Gegners zu achten, und es wurde der 
Weg gebahnt für eine unparteiische Würdigung anerkannter 
Thatsachen. 

Sollen derartige Einigungsämter in jedwedem Industrie¬ 
zweig Streitpunkte aus dem Wege räumen, so ist äusserst 
wesentlich, dass den Unternehmerverbindungen und den 
Arbeitergewerkvereinen Unternehmer und .Arbeiter in so 
überwiegender Zahl angehören, dass sie ihren ganzen Ge- 
werbszweig thatsächlich beherrschen und den Entschei¬ 
dungen des Ausschusses Geltung verschaffen. Von diesem 
Gesichtspunkt aus ist es wichtig, dass jeder Arbeiter dem 
Verein seines Gewerkes angehört. Ebenso sollte die An¬ 
zahl der Vertreter im Ausschuss eine beschränkte sein, da 
sonst seine Thätigkeit eine schwerfällige und zu raschem 
Eingreifen ungeschickt würde. Vor allem aber müssen 
beide Parteien unbedingtes Vertrauen und volle Zuversicht 
zu ihren Vertretern hegen. 

Das jüngste Beispiel eines Einigungsausschusses ist der 
zu Ende des letzten unheilvollen Ausstandes in der Kohlen¬ 
industrie zustande gekommene. Nach den Worten der von 
den Vertretern der Unternehmer und Arbeiter getroffenen 
Uebereinkunft wurde der Sprecher des Unterhauses er¬ 
mächtigt, jener Körperschaft einen Vorsitzenden für den 
Fall zu bestimmen, dass man in ihr zu keiner Verständi¬ 
gung gelange. Dieser Ermächtigung zufolge hat nunmehr 
der Sprecher Lord Shand ein früheres hervorragendes 
Mitglied des Richterstandes, bestimmt, und dieser hat sich 
auch zur Annahme des Amtes bereit erklärt. 


Rechtsfragen. 

Die zweite Lesung des bürgerlichen Gesetzbuches. 

Die zweite Lesung des Entwurfes eines bürgerlichen Gesetz¬ 
buches für das Deutsche Reich ist so weit vorgeschritten, 
dass die Veröffentlichung der bereits fertiggestellten Theile, 
nämlich des Sachen- und Obligationenrechts bevorsteht. Mit 
der Fertigstellung des Familien- und Erbrechts und damit 
des gesammten Gesetzesstoffes hofft man spätestens bis 
Ende 1895 zu Stande zu kommen. Die zweite Lesung hat 
verschiedenen, auch vom sozialpolitischen Gesichtspunkte 
zu vertretenden Wünschen Rechnung getragen, es ist dies 
insbesondere bei der Kodifikation des Obligationenrechts 
geschehen; die Furcht vor einem Eingriff in das Gebiet der 
sogenannten Vertragsfreiheit, welche die Beschlüsse der 
ersten Lesung charakterisirte, ist bei der zweiten Lesung 
zum guten Theile überwunden worden, auch hat man der 
Nothwendigkeit in grösserem Maasse Rechnung getragen, 
durch besondere Bestimmungen für den Schutz der wirth- 
schaftlich Schwachen Sorge zu tragen. Nach der Veröffent¬ 
lichung der fertiggestellten Theile soll in diesen Blättern 
in zwangloser Reihenfolge auf die für die sozialpolitische 
Betrachtungsweise besonders wichtigen Bestimmungen ein¬ 
gegangen werden, wobei sich zeigen wird, dass auch die 
Entwicklung des Privatrechts nicht umhin kann, dem sozial¬ 
politischen Zeitalter Rechnung zu tragen. Die noch fertig 
zu stellenden Theile des Familien- und Erbrechts bieten 
allerdings für die sozialpolitische Kritik ein ungleich höheres 
Interesse als das Sachen- und Obligationenrecht, insbesondere 
gilt dies vom Familienrecht, dessen Bestimmungen auch für 
die Unbemittelten und Armen einen unmittelbar praktischen 
Werth haben, während grosse Theile des Sachen- und 
Obligationenrechts für diese breitesten Schichten der Be¬ 
völkerung in praktischer Hinsicht ziemlich bedeutungslos sind. 


Schulwesen, Erziehungs- und Bildungsfragen. 

University-Extension in England.i) 

Man ist gewöhnt, gerade die englischen Universitäten 
als die Hüter der alten Tradition anzusehen; darum ist 
auch nichts so bezeichnend für das Streben der herrschen¬ 
den Klassen in England, ihre sozialen Pflichten zu erfüllen 
und den modernen demokratischen Zeitgeist in sich aufzu¬ 
nehmen, wie die „Universitätsausdehnungs“-Bewegung, die 
den Zweck hat, die Errungenschaften der Wissenschaft 
auch den Mitgliedern der materiell benachtheiligten Stände 
der Gesellschaft zukommen zu lassen und deren geistiges 
Emporkommen zu fördern, die aber auch nach dem Zeug¬ 
nisse guter Beobachter zur Folge hat, dass sie die Wissen¬ 
schaft vollständig von scholastischen Bestrebungen loslöst. 
England, dessen Volksschulwesen so lange Zeit hinter dem 
der kontinentalen Staaten zurückgeblieben ist, macht heute 
schon den Versuch, die Kluft zu überbrücken, die in Bezug 
auf geistige Ausbildung zwischen Proletarier und Bürger 
gähnt, und ein allgemeines nationales Fortbildungswesen 
zu schaffen, durch das der kleine Mann, der bisher an den 
geistigen Gütern der Nation nur geringen Antheil hatte, 
zwar nicht zum Forscher erzogen werden, durch das ihm 
aber die Möglichkeit geboten werden soll, an höherem 
geistigen Leben theilzunehmen, mitzugeniessen und durch 
geschultes Denken die eigenen Beobachtungen und Er¬ 
fahrungen zu verwerthen, sich durchzuarbeiten zu einer 
selbstständigen Lebensauffassung, nicht als geistiger Parvenü, 
sondern als vollberechtigtes Mitglied der geistig besitzenden 
Klassen. 

Aber auch innerhalb der höheren Stände giebt es 
Personen, die im Allgemeinen keine vollwerthige Bildung 
zu empfangen pflegen; es sind dies namentlich die Frauen. 
Auf sehr praktische Weise wurde deshalb in England damit 
begonnen, das Bildungsstreben der Proletarier durch das ähn¬ 
liche Bestreben des unbeschäftigten Theiles der Bourgeoisie zu 
stützen und zu fördern. Es wurden dieselben Unterrichts¬ 
kurse untertags gegen ein höheres Eintrittsgeld für Un¬ 
beschäftigte, des Abends von demselben Lehrer gegen 
relativ geringe Einschreibegebühren für Arbeiter abgehalten. 

‘) Vgl. Eigteen years of University-Extension by R.D, Roberts. 
Cambridge, Univ.-Press., 1892. 



No. 24. 


SOZIALPOLITISCHES CENTRALBLATT. 


287 


Erst durch diese Kombination wurde vielfach der Unter¬ 
richt finanziell Oberhaupt ermöglicht, da es als Prinzip galt, 
dass die Kosten tragen sollte, wer den Vortheil vom Unter¬ 
richte hatte. Allerdings bildeten sich überall in England 
lokale Komites, welche die Erstattung der Kosten, nament¬ 
lich des natürlich nicht unbeträchtlichen Honorars des 
Dozenten, garantirten. Aber wenn man nicht regelmässig 
auf die Kostendeckung durch die Zahlungen der Schüler 
hätte rechnen können, sondern auf die Opferwilligkeit 
kleinerer Kreise gerechnet hätte, so hätte das Unternehmen 
wohl auch in England nicht so rasche Verbreitung gefunden. 
Trotz allem sind aber die finanziellen Schwierigkeiten noch 
keineswegs überwunden; es zeigte sich vielfach, dass das 
Eintrittsgeld, wenn es die Kosten decken sollte, immer noch 
höher bemessen werden musste, als es gut war, wenn man 
die arbeitenden Klassen in wünschenswerth starker Anzahl 
heranziehen wollte, ohne ihnen zu grosse Opfer zuzumuthen. 
Die Geschichte der University-Extension hat zwar viele 
auch für englische Verhältnisse grossartige Stiftungen zu 
verzeichnen. Aber doch wird der Ruf nach staatlicher 
oder kommunaler Unterstützung der Bewegung immer 
lauter. Darüber ist man sich jedenfalls in dem nicht idealisti¬ 
schen England vollständig klar, dass man auch ideale Zwecke 
nur auf Grund einer gesicherten materiellen Unterlage er¬ 
reichen kann, und auch darüber, dass Spenden und Unter¬ 
stützungen von Seite der Mitglieder der besitzenden Klassen 
zwar ein einmaliges oder auch ein mehrjähriges Experiment 
ermöglichen können, aber nicht als fortlaufende Einnahme¬ 
quellen angesehen werden dürfen, von denen ein allgemeines 
nationales Unternehmen zu Gunsten der Proletarier leben 
könnte. Es bleibt also, soweit das eigene direkte Interesse 
der Besitzenden nicht in Frage kommt, nichts übrig, als 
materielle Selbsterhaltung oder, wenn diese unmöglich ist, 
staatliche Hilfe. Erst auf diesen Grundlagen kann sich aus 
einer Wohlthätigkeitsanstalt ein regelmässig funktionirendes 
Glied des gesellschaftlichen Organismus entwickeln. 

Was Geld allein nicht plötzlich hervorbringen, was die 
Arbeiter aus sich heraus heute nicht schaffen könnten, 
die geistige Oberleitung des Unterrichtssystems und die 
geschulten Lehrkräfte, das bieten Organe der heutigen Ge¬ 
sellschaft, die Universitäten, den Arbeitern in England. Es 
ist nicht zu verwundern, dass die Universität Cambridge 
erst nach Ueberwindung einiger Bedenklichkeiten auf den 
völlig neuen Plan einging, den ihr Petenten aus Nottingham 
und anderen Provinzstädten vorlegten, als die auf privaten 
Veranstaltungen beruhende Volksbildungsbewegung noch 
im Beginne ihrer Entwicklung stand. Das Gesuch ging 
auf Zutheilung von Lehrern und Ausarbeitung eines ge¬ 
nauen Unterrichtsplanes für volksthümliche Kurse durch die 
Universität. Diese setzte im Jahre 1872 ein Syndikat zur 
Untersuchung ein und betraute dieses auch, zunächst für 
zwei Jahre, mit der Organisation von Kursen und der Be¬ 
stellung von Examinatoren in einer beschränkten Anzahl 
grösserer Orte. Da der Versuch gelang, wurde das Cam¬ 
bridger Syndikat permanent und mit der Vollmacht aus¬ 
gestattet, überall, wo das erforderliche Kapital garantirt 
werden konnte, eine Reihe von Kursen durch Graduirte 
der Universität abhalten zu lassen und zu beaufsichtigen. 
Im Juni 1875 beschloss in London ein unter dem Vorsitze 
des Lord-Mayors abgehaltenes Meeting auf Vorschlag von 
Goschen: „dass das Prinzip des Cambridger Universitäts- 
Ausdehnungs-Syndikats auf London angewendet werden 
solle und dass die verschiedenen hauptstädtischen Unter¬ 
richtsanstalten aufgefordert werden, dieses Bestreben zu 
unterstützen.“ Es bildete sich die „London Society for the 
Extension of University Teaching“, später das „Universitie’s 
Joint Board“, bestehend aus je drei Mitgliedern der Uni¬ 
versitäten Cambridge, Oxford, London, die gemeinsam das 
neue Unterrichtswesen der Hauptstadt leiteten. Es war 
nämlich seit dem Jahre 1885 Oxford auch im eigenen 
Wirkungskreise in die Bewegung eingetreten. 

Breitete sich auf diese Weise allmälich der Fortbil¬ 
dungsunterricht über ganz England aus, so wirkten anderer¬ 
seits die Universitäten auch auf die systematischere Zu¬ 
sammenfügung der Curse, auf den Aufbau eines neuen 
Lehrgebäudes hjn. Cambridge begann damit in den Unter¬ 
richtszentren, die sich zu dieser weiteren Ausbildung bereit 
erklärten, neben einander 2 Gruppen von Unterrichtskursen 


j abhalten zu lassen, deren jede sich auf 3 Jahre vertheilte; 
in der einen wurde Naturgeschichte, Physik, Mathematik, in 
der anderen Geschichte, insbesondere auch Litteratur- und 
Kunstgeschichte, Nationalökonomie und phibosphische Diszi¬ 
plinen gelehrt. Wer die Kurse einer solchen Gruppe ganz 
und ausserdem 2 der anderen Gruppe, im Ganzen mindestens 
8 zwölfstündige Kurse, durchmacht und sich ausserdem 
einer Prüfung in einer fremden Sprache und in elementarer 
Mathematik unterzieht, der hat das Recht, sich „Student 
affiliated to the University of Cambridge“ zu nennen und 
es wird ihm, falls er dann die Universität beziehen sollte, 
die Vorprüfung erlassen — eine Einrichtung, die praktisch 
natürlich hauptsächlich den Werth hat, den Eifer der Schüler 
zu erhöhen, obwohl sie meist nicht in der Lage sind, ihre 
gewohnte Thätigkeit aufzugeben, um sich ganz den Univer¬ 
sitätsstudien zu widmen. Die Universitäten gingen aber in 
ihrem Entgegenkommen noch weiter, indem sie während 
der Sommerferien die Thore von Oxford und Cambridge 
den Schülern der University-Extension öffneten und in ihren 
eigenen Laboratorien kürzere oder längere Kurse über ver¬ 
schiedene Wissensgebiete veranstalteten. Ein anderer Spröss¬ 
ling der University-Extension-Bewegung, der sich von ihr 
losgelöst hat, sind die „Local - Colleges“, selbständige 
dauernde Lehranstalten, die in manchen grösseren Städten, 
in Nottingham, Sheffield u. A., wesentlich denselben Zw^ecken 
dienen. 

Was diese grossartigen Einrichtungen wesentlich von 
den populären Vorträgen unterscheidet, die anderwärts 
vielfach üblich sind, ist der grosse Ernst, mit dem gelehrt 
und gelernt wird. Der Zuhörer soll nicht nur eine Stunde 
lang unterhalten oder erbaut werden; sein Wissen soll be¬ 
reichert, er soll zum Denken angehalten werden. Es ist 
de.shälb die Einrichtung getroffen, dass auf jeden Vortrag 
eine weitere Stunde der eingehenden Besprechung zwischen 
Lehrer und Schüler der Diskussion einzelner besonders 
interessanter oder schwieriger Fragen folgt. Es werden 
schriftliche Aufgaben gemacht, und in dem Lande der 
Prüfungen fehlen natürlich auch die Schlussprüfungen nicht. 
Manchen Ehrgeiz spornt die Aussicht auf den Besitz eines 
unter Autorität der Universität über eine gut abgelegte 
Prüfung ausgestellten Zeugnisses an. Manchem ist ein solches 
Certifikat bei seinem weiteren Fortkommen von Nutzen. 
Aber nichts ist sicherlich ein so erfreuliches Zeichen für 
den inneren Erfolg des Unterrichts, als dass sich durch¬ 
schnittlich fast 10 pCt. der Hörer, in manchen Kursen aber 
viel mehr, der Schlussprüfung unterziehen und dass manche 
Prüfer erklärt haben, dass die Leistungen der Schüler der 
University-Extension in keiner Weise hinter denen der wirk¬ 
lichen Universitäts-Studenten zurückstehen. 

Wenn schon diese Thatsachen beweisen, dass das 
Unternehmen nicht bloss ein wohlwollender Beglückungs¬ 
versuch ist, sondern einem wirklichen Bedürfniss entgegen¬ 
kommt, so spricht noch deutlicher das steigende Interesse, 
j das die Arbeiterbevölkerung an der University-Extension zu 
I nehmen scheint. Anfänglich scheinen sich in dieser Be¬ 
ziehung mancherlei Schwierigkeiten gezeigt zu haben, aber 
mit der Zeit nahmen sich die Arbeiter und Arbeiterver¬ 
bände selbst ihres Bildungsinteresses an, und gerade in den 
Industrie- und Bergwerksdistrikten hat jetzt der Unterricht 
grossen Erfolg. Wenn es nun auch weder beabsichtigt 
noch envünscht ist, den bürgerlichen Mittelstand von den 
Vortheilen der University-Extension auszuschliessen, so' 
lassen sich doch auch die immer steigenden Schülerzahlen, 
die die Statistik ausweist und die die Grundlage für die 
fernere Ausbildung des nationalen Fortbildungswesens sind, 
nur durch die energische Heranziehung der arbeitenden 
Klassen erzielen. 

Schon sind die Unterrichts-Centren über ganz England 
zerstreut; es waren ihrer im Jahre 1890 etwa 200 (davon 
42 in London); in diesen wurden im Jahre 1889—^90 schon 
377 Kurse (zu durchschnittlich 9 Abenden) abgehalten, in 
die 42312 Schüler eingeschrieben waren, von denen 3927 
eine Schlussprüfung bestanden. 

Diese Zahlen sprechen eine deutliche Sprache; schon 
ist man in vielen Ländern dem englischen Beispiele gefolgt, 
ln dieser Beziehung wenigstens ist das Land der Schulmeister 
und Denker noch weit zurück. 

Wien. L. M. .H artmann. 


Verantwortlich für die Redaktion: Dr. Heinrich Braun in Berlin W^, Victoriastrasse i6. 
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schiedene Art regelt. Nach dem Wortlaut dieses Artikels 
darf die Arbeitszeit für Kinder beiderlei Geschlechts unter 


Die Abänderungsvorschläge 
zu dem französischen Ge¬ 
setze vom 2. November 1892 
betr. die Frauen- und Kin¬ 
derarbeit. Von Prof. Raoul 
Jay. 

Soziale Wirthzchaftspolitik und 
Wrthscbaftsitatlatik: 

Das österreichische Gesetz (Iber 
Abzahlungsgeschäfte. 

Entwurf einer Verordnung betr. 
die Pariser Arbeitsbörsc. 

Zur Steuerreform in Frankreich. 
Landwirthschaft: 

Die ländliche Arbeiterfrage iin 
deutschen Landwirthschaftsrath. 


Gewerkschaftliche Arbeiterbewe- 16 Jahren 10 Stunden täglich nicht überschreiten, desgleichen 
gung: nicht 60 Stunden wöchentlich für jugendliche Arbeiter oder 

Kontrollmarken in England. ' Arbeiterinnen von 16 bis 18 Jahren, wobei der Arbeitstag 

Arbeitseinstellungen in Frankreich. , über 11 Stunden betragen soll. Endlich dürfen Mäd- 

ArbciterÄcbutzgcsetHebung und j eben über 18 Jahre und Frauen nicht über 11 Stunden be- 
Gewerbeinspektion. . schäftigt werden. Fügen wir zur Vollständigkeit der Ueber- 

^^onntags- gicht hinzu, dass das Gesetz vom 9. September 1848 die 
Zur" Revision des französisciicn ; Arbeitszeit Erwachsener in Hüttenwerkert und Fabriken auf 
Gewcrkschaftsgcsetzcs. i einen Höchstbetrag von 12 Stunden täglich festsetzC 

Internationaler Arbeitcrschut/kon- i Als wir im Vorigen Jahre dic Bimtsclieckigkett des Ar- 

I tikel 3 des Gesetzes von 1892 schilderten, welche sich nur 
Arbeiterversicherong : j aus einem fortwährenden Gegensatz in den Ansichten des 

Geschäftsbericht des Rcichsvcr- ' Senats und der Kammer erklären lässt, äusserten wir die 


Reform der Domänenpolitik in 
Baden. 

Handwerkerfragen: 

Deutscher Innungs- und Hand¬ 
werkertag. 

Soziale Zuatinde: 

Die soziale Lage der Tabakarbeiter 
Deutschlands und die Tabak- 
Fabrikatsteucr. Von Dr. H. Lu x. 

Jahresbericht der Hamburger Ta¬ 
bakarbeitergenossenschaft. 


Sicherungsamts für das Jahr 1893. 
Abänderung des Formulars fOr die 
Unfallanzeigen. 

Wobnungazustfinde und. Wob- 
nungsgeeetzgebung: 

Die deutsche Reichsregierung und 
die Wohnungsfrage. 

Schulwesen, Erziebungs- und Bil¬ 
dungsfragen: 

Der Volksbildungsverein in Wien. 


Abdruck sämmtlichcr Artikel ist Zeitungen und Zeitschriften gestattet, 
jedoch nur mit Angabe der Quelle. 


Erwartung, da.ss sie das glückliche Ereigniss zeitigen dürfte, 
die Unternehmer zur Herabsetzung des Arbeitstages für ihr 
gesammtes Personal, Männer. Frauen, Kinder auf die ge¬ 
ringste Zeit, d. h. auf 10 Stunden zu nöthigen.J) Diese 
Erwartung hat sich allem Anscheine nach nicht erfüllt. „Es 
lässt sich sogar behaupten“, sagte Ricard in den Mo¬ 
tiven seines soeben der Kammer vorgelegten Gesetz¬ 
entwurfs,*^) „dass er in seinen Folgen eher verderblich als 
günstig für die Arbeiter sein wird. Verschiedene In¬ 
dustrielle, welche den Komplikationen einer für jede Ar- 
beiterkategorie ihres Betriebes verschiedenen Arbeitsorgani¬ 
sation entgehen wollen, lassen die Absicht verlauten, fortan 
nur noch Arbeiter über 18 Ja)ire anzustellen. Andere, bei 


welchen Kinder und Frauen einen zu wesehtlicheh Theil 


Die Abänderungsvorschläge zu dem 
französischen Gesetze vom 2. November 1892 
betreffend die Frauen- und Kinderarbeit. 

Wie es den Anschein hat, ist die Ausführung des Ge¬ 
setzes vom 2. November 1892 auf mancherlei Hindernisse 
gestossen. Schon am 4. April 1893 äusserte der Minister 
für Handel und Gewerbe: „Ich glaube der Kammer mit¬ 
theilen zu sollen, dass verschiedene ihrer Beschlüsse im 
Hinblick gerade auf die vielfachen Beschwerden Industrieller 
in ihrer Anwendung die grössten Schwierigkeiten machen 
werden.“ Man darf vielleicht fragen, ob nicht etwas Aus¬ 
dauer und Energie zur Ueberwindung dieser Schwierig¬ 
keiten genügt hätte. Nichtsdestoweniger ist ziizugeben, dass 
gewisse Bc.stimniungcn des Gesetzes geradezu geschaffen 
scheinen, um glcichmässig Industrielle, Arbeiter und Fabrik¬ 
inspektoren in Verlegenheit zu bringen. Es gehört hierzu 
der Artikel 3, welcher den Arbeitstag der Kinder, der 
jugendlichen Arbeiter und der Frauen auf dreierlei ver¬ 


des Personals darstellen, als dass an ihre Beseitigung zu 
denken wäre, nehmen ihre Zuflucht zu verschiedenen Mitteln, 
dank denen die Betriebsdauer des Werkes nicht einge¬ 
schränkt wird und manchmal sogar verlängert werden 
konnte, ohne anscheinend das Gesetz im geringsten zu 
verletzen. So hat man namentlich in gewissen Hütten¬ 
werken rollende oder fliegende Schichten, Ablösungs- 
Abtheilungen eingerichtet, welche hintereinander auf alle 
Arbeiten übergehen und diese besorgen, wenn die sie 
regelmässig erledigenden Arbeiter ruhen. Auf diese Weise 
erreicht man, wenn die männlichen Erwachsenen Morgens 
und Nachmittags je eine Ruhestunde, di*e Frauen zwei 
Ruhepausen von D /2 Stunden und die Kinder zwei Ruhe¬ 
pausen von 2 Stunden haben, dass die Arbeit 14 Stunden 

M Raoul Jay. die neue iVrIjciterscluitzgcsetzgcbung in Frank¬ 
reich ini Archiv für soziale (Gesetzgebung und Statistik, ßd.6 S.24 
Gesetzentwurf betr. iXbänderung der Bestimnuingeii des 
(Gesetzes vom 2. November 1892 ril)cr die iXrbeit v<m Kindern, 
minderjährigen Mädchen und Frauen in gewerbliehcn Fnter- 
nehmungen. eingereicht durch die Abgeordneten Louis Ricard 
(Nieder^eine), Guicys^c Drou. Cosmao-Dumenez und Marncjinils. 
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lang fortgesetzt wird, ohne dass jeder Arbeiter, Mann, Frau 
und Kind, eine die gesetzliche Dauer überschreitende Arbeit 
zu leisten hätte. Eine derartige Einrichtung, halte sie sich 
auch scheinbar streng an die Vorschriften des Gesetzes von 
1892, ignorirt aber vollständig die Gesundheits- und sozialen 
Verhältnisse der Arbeiter. Sie müssen fortan ihre Mahl¬ 
zeit zu Jeder Tagesstunde einnehmen und können fast nie 
mit ihren Frauen und Kindern Zusammentreffen, da diese 
mit derselben Arbeit und oft in verschiedenen Werken be¬ 
schäftigt sind. 

Uebrigens ist sicher, dass durch Einführung dieser 
fliegenden Schichten das Gesetz häufig verletzt werden 
wird. Es ist noch hervorzuheben, dass der Dienst der 
Fabrikinspektion, von welchem Eifer er auch beseelt sei, 
oft durchaus ausser Stande sein wird, solche Uebertretungen 
festzustellen und eine wirksame Aufsicht zu üben.“ 

Den Motiven des genannten Entwurfs zu Folge sind in 
anderen Betrieben entsprechend den Vorschriften des Ab¬ 
satz 2 Artikel 4 des Gesetzes Schichten eingerichtet. Dieser 
Absatz gestattet selbst den Frauen die Arbeit von 4 Uhr 
Morgens bis 10 Uhr Abends, wenn sie auf zwei Arbeiter¬ 
gruppen vertheilt ist, deren Jede nicht über 9 Stunden 
arbeitet. Die Arbeit einer jeden muss durch eine Ruhe¬ 
pause von mindestens einer Stunde unterbrochen werden. 
Diese Bestimmung bildet unseres Erachtens eine äusserst 
missliche Ausnahme von der Regel, welche den Frauen die 
Arbeit zwischen 9 Uhr Abends und 5 Uhr Morgens unter¬ 
sagt. Es scheint zwar, als ob sie die gute Seite habe, den 
Arbeitern der Betriebe, in denen man von der gesetzlichen 
Erlaubniss Gebrauch macht, dieWohlthat eines auf 8 Stunden 
beschränkten Arbeitstages zu sichern, ihnen also durch 
eine beträchtliche Abkürzung ihrer Anwesenheit in der 
Arbeitsstätte die zur Fachbildung und zum Familienleben 
nothwendige Müsse zu gewähren. 

„Das Gegentheil geschieht“, schreibt Ricard. „Anstatt 
Jede Schicht neun Stunden mit Einschluss der obligatorischen 
Ruhepause von einer Stunde hintereinander arbeiten zulassen, 
lassen die Unternehmer beide Schichten sich ablösen, und der 
Betrieb läuft auf diese Art achtzehn Stunden ohne Stillstand! 
Um dies zu erreichen, nimmt man Zuflucht zu verschiedenen 
Behelfen, von welchen einer angeführt werden möge. Es 
beginnt die erste Schicht um vier Uhr Morgens und dauert 
bis neun Uhr, die zweite folgt von neun Uhr bis ein Uhr 
Nachmittag; es tritt dann die erste wieder ein von ein Uhr 
bis fünf Uhr, worauf die zweite den Arbeitstag mit der Zeit 
von fünf bis zehn Uhr abschliesst. 

Da eine ganze Anzahl von Arbeitern in der Regel nicht 
in der unmittelbaren Nachbarschaft des Betriebes wohnen, 
und zumeist eine halbe Stunde oder noch mehr brauchen, 
um sich von ihrer Wohnung zur Arbeit zu begeben, so 
können sie nicht daran denken, während der die beiden 
Arbeitsperioden trennenden Zeit nach Hause zu gehen. 
Sie werden somit vom Dienst in der Fabrik dreizehn bis 
vierzehn Stunden täglich zuriickgehalten.“ 

Das Parlament ist zur Zeit mit zwei Entwürfen von 
Abänderungen der vom Gesetz von 1892 aufgestellten Vor¬ 
schriften über die Arbeitsdauer beschäftigt. Der eine, dem 
Senat von Maxime Lecomtef) vorgelegt, setzt die effektive 
Arbeitszeit für das ganze geschützte Personal, Kinder, 
jugendliche Arbeiter und Frauen auf elf Stunden täglich fest. 
Der andere wie erwähnt, von Ricard und mehreren Ab¬ 
geordneten der Kammer vorgelegt-), aus dessen Motiven 
wir bereits Stellen anführten, bestimmt, dass „Kinder 
beiderlei Geschlechts unter 18 Jahren, Mädchen und Frauen 
Jeden Alters effektiv nicht über zehn Stunden täglich be¬ 
schäftigt werden dürfen, welche durch eine oder mehrere 
Ruhepausen zu unterbrechen sind, deren Gesammtdauer I 

i 

b ln der .Sitzung vom 14. Noveml)er 1893. 

b ln der Sitzung vom 23. November 1893. | 


mindestens eine Stunde betragen muss und während deren 
die Arbeit untersagt ist.“ 

Um den von ihm angeführten Uebelständen zu begegnen, 
schlägt Ricard vor, diesem ersten Absatz einen zweiten in 
folgender Fassung zuzufügen: „In jedem Betrieb, aus¬ 
genommen in Hüttenwerken mit beständigem Feuer, haben 
die Ruhepausen für sämmtliche durch das gegenwärtige 
Gesetz geschützten Personen zu den gleichen Stunden 
stattzufinden.“ 

Es ist zu hoffen, dass das Parlament dem Ausweg 
Ricard’s den Vorzug geben wird, der dem im Grunde einen 
Rückschritt bedeutenden Vorschläge Lecomte's gegenüber 
ein Fortschritt der Arbeiterschutzgesetzgebung wäre. Indessen 
ist die Erinnerung an den eifrigen Widerstand, den der 
Senat bisher gegen die Beschränkung der Frauenarbeit auf 
zehn Stunden bethätigt, derart, dass wir einige Zweifel an 
der Erfüllung unserer Wünsche hegen müssen. Auf jeden 
! Fall aber scheint es uns anlässlich der Revision des Gesetzes 
von 1892 an der Zeit, endlich das Problem der Regelung 
des Arbeitstages Erwachsener, die Reform des so unzuläng¬ 
lichen Gesetzes von 1848 in Angriff zu nehmen. Es wäre 
gewiss nichts Ungeheuerliches, von jetzt ab die Maximal¬ 
dauer des Arbeitstages aller Arbeiter auf 10 Stunden fest¬ 
zusetzen. Uebrigens verdient bemerkt zu werden, dass man 
den Unternehmern nur anscheinend Genugthung geben 
würde, falls die längste Dauer des Arbeitstages von Frauen 
und Kindern eine andere bliebe als die Maximaldauer der 
Arbeit Erwachsener. 

Maxime Lecomte, dessen Vorschlag wir bereits kennen 
lernten, will einzig und allein den Maximalarbeitstag von 
Kindern und Frauen auf elf Stunden beschränken, spricht 
sich indessen gleichwohl für eine Neuregelung der Arbeits¬ 
zeit männlicher Erwachsener aus. Er äussert sich in den 
Motiven seines Gesetzentwurfes hierüber folgendermaassen: 
„Unserer Ansicht nach müsste diese Zeit auch jene des 
Arbeitstages männlicher Erwachsener sein. Fünfundvierzig 
Jahre sind seit Erlass des Dekretes vom 9. September 
1848 vergangen und ein weiterer Fortschritt wäre an der 
Zeit. . . Wir halten für dringend nothwendig, den durch 
die Anwendung des Artikel 3 des Gesetzes vom 2. November 
1892 in unsere Grossindustrien hineingetragenen Störungen 
abzuhelfen. Unsere Initiative aber würde überflüssig, wenn 
die Regierung sich entschlösse, einen allgemeinen Entwurf 
über die gleichmässige Festsetzung des Arbeitstages zu 
bringen und die sofortige Verhandlung darüber zu fordern.“ 

Zum Unterschied gegen den Entwurf Lecomte s be¬ 
zweckt die Vorlage Ricard’s nicht lediglich die Vereinheit¬ 
lichung der vom 1892er Gesetz über die Arbeitsdauer von 
Frauen, jugendlichen Personen und Kindern erlassenen Vor¬ 
schriften, sie hat auch den Vorzug, die Aufmerksamkeit des 
Parlaments auf die allzuzahlreichen Ausnahmen ^u lenken, 
welche, vom Gesetze selbst oder von dem es in diesem 
I Punkte ergänzenden Dekret bestimmt, den Grundsatz des 
I Verbots der Nachtarbeit abschwächen, man könnte sagen 
I vernichten, 

I Der Gesetzgeber von 1892 hatte für nothwendig er- 
I achtet, erhebliche Abweichungen an diesem Prinzip zuzu- 
I lassen. Es war dies in unseren Augen ein Fehler. In 
I eigenthümlicher Weise aber verschärft wurden die Folgen 
i dieses Fehlers, dass das Gesetz, anstatt selbst einschrän- 
j kend die Ausnahmefälle zu bestimmen, in welchen die 
I Nachtarbeit gestattet sein solle, diese Aufgabe Regierungs- 
I Verordnungen überliess. Das Dekret vom 15. Juli 18931) 

I scheint uns über die Absichten der Urheber des Gesetzes 
' weit hinausgegangen zu sein. Derselben Ansicht ist auch 
Ricard, wenn er schreibt: „In Wahrheit hat die Regie- 

h Dekret Vom 15. Juli 1893 betr. die von den Artikeln 4, 6 
und 7 des Ge.setzes vom 2. November 1892 \orge>ehenen Aus¬ 
nahmen oder Gestattungen. 
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riingsverordnung vom 15. Juli vorigen Jahrc.s für eine ganze 
Anzahl von Industrien die Nachtarbeit, welche das Gesetz 
unterdrücken wollte, wieder eingeführt.“ 

Wir können uns hier mit diesem Dekret nicht eingehend 
beschäftigen und wollen nur ein Beispiel offenbaren Wider¬ 
spruches zwischen der Absicht des Gesetzgebers und seiner 
Bestimmungen anführen. Abs. 6 des Art. 4 des Gesetzes 
vom 2. November 1892 hat folgende Fassung: „Die gleiche 
Verordnung kann für gewisse Industrien zeitweilige Aus¬ 
nahmen von vorstehenden Bestimmungen gestatten.“ Solche 
Ausnahmen sollten nach dem Berichte Waddington’s zu Gute 
kommen: „den Fabrikationszweigen eigenartiger Natur und 
solchen, deren Rohstoff unverzüglich und ohne Unter¬ 
brechung behandelt werden muss, soll er nicht völlig ver¬ 
derben. Solche Industrien sind z. B. die Fischkonserven¬ 
fabriken der Küsten der Bretagne, die Herstellung von 
Frucht- oder Gemüsekonserven, die Betriebe der Parfümerie- 
Fabrikanten der Seealpen“. „Dort ist es“, fügte der Bericht¬ 
erstatter hinzu, „die soeben ausgeschiffte Sardine, w^elche 
den verschiedenen Prozessen des Einsalzens unterworfen 
werden muss, wenn sie nicht umkommen soll, dort muss 
zur Zeit des Abpflückens der Orange-, Rosen- und Jasmin- 
blüthe unverzüglich die. Kindern und jungen Mädchen an¬ 
vertraute Auslese vor sich gehen, damit nicht die verwen¬ 
deten Stoffe eine bedeutende Verschlechterung erfahren.“^) 

Das Dekret vom 15. Juli nun lässt die durch Abs. 6 
des Art. 4 gewährten Ausnahmen neben den Frucht-, Ge¬ 
müse- und Fischkonserven, der Gewinnung des Blumen- 
parfums zu Theil werden: Der Anfertigung von Hüten aller 
Stoffe für Männer und Frauen, der Konfektion von Kleidern 
und Wäsche für Frauen und Kinder, der Pelzwaarenfabri- 
kation, den Buch- und Steindruckereien, der Fabrikation 
von künstlichen Blumen und von Putzfedern und der dring¬ 
lichen Reparatur von Schiffen und Triebmaschinen. Die 
Gesammtdauer der Ausnahmen kann betragen von 30 Tagen 
für die Modegewerbe und Druckereien, bis zu 120 l agen 
für die dringlichen Reparaturen der Schifte und Trieb¬ 
maschinen. Unstreitig ist man hier über die Absicht des 
Gesetzgebers hinausgegangen. Zugleich sind die genannten 
Indu.strien durch das Dekret vom 15. Juli ermächtigt zur 
Inanspruchnahme einer weiteren Bestimmung des Gesetzes 
vom 2. November 1892, des Abs. 4, Art. 4, nach dessen 
Wortlaut gewis.sen, durch Regierungsverordnung zu bestim¬ 
menden Industrien für Frauen und Mädchen über 18 Jahre 
die Befugniss eingeräumt wird, die Arbeit w^ährend be¬ 
stimmter Jahresabschnilte mit einer 60 Tage nicht über¬ 
steigenden Ge.sammtdauer bis 11 Uhr Abends fortzusetzen.-) 
Das Dekret vom 15. Juli setzt für jede dieser Industrien, 
die Jahresabschnitte fest, in denen die Nachtarbeit ge¬ 
stattet ist. So ist diese für die in der Hutfabrikation be¬ 
schäftigten Arbeiterinnen im Februar und März, für Jene 
der Konfektion von Kleidern und Wäsche für Frauen und 
Kinder im Dezember und April erlaubt. 

Dem Rundschreiben des Handelsministcrs über die An¬ 
wendung des Dekrets vom 15. Juli zufolge liesse sich die 
den Mode- oder Saisonindiistrien gewährte doppelte Kr- 
laubniss dadurch erklären, dass die Nachtarbeit bis 11 Uhr 
nach den Worten des Gesetzes nur für bestimmte Zeiten 
gestattet w^erden kann. „Zweifellos“, sagt der Minister, 
„w^erden ausserhalb dieser Zeiten beispielsw'eisc für die 
Schneiderwerkstätten gewisse gänzlich unvorhergesehene 

M Waddington's Bericht, der Ahgeordnetcukamincr vorgclegt 
am 10. Juli 1890. 

Von den beiden Ausnahmen gleichzeitig profitiren fol¬ 
gende Industrien: Die f'abrikation von Hüten aller Stofle fiii' 
Männer und Frauen, die Konfektion von Kleidern und Wäsche 
für Frauen und Kinder, küii'^tliche Blumen. Biu'h und .'Stein¬ 
druck« reien und Blitzfedern. 


Verhältnisse eintreten, welche eilige Aufträge veranlassen.“'h 
Unseres Erachtens indessen haben die Verfasser des Ge¬ 
setzes von 1892 nicht beabsichtigt, die Häufung beider Aus¬ 
nahmen zuzulassen. Es ist sehr richtig, w-as Ricard in den 
Motiven seines Entwurfs hierüber schreibt: „ln diesen beiden 
Absätzen (Abs. 4 und 6 des Art. 4) hatte der Gesetzgeber, 
wue die gesammten Vorarbeiten bestätigen, durchaus ver¬ 
schiedene Kategorien von Gewerben im Auge Füi- die 
einen, Damenschneiderei, Modewaaren und andere Saison¬ 
industrien. ge.stattete er die Nachtarbeit bis 11 Uhr Abends, 
für andere, in denen der Rohstoff unverzüglich und ohm' 
Unterbrechung behandelt werden muss, w^enn er nicht völlig 
verderben soll, wie z. B für Fischkonservenfabriken, ei- 
laubte er die Arbeit bis zu einer beliebigen Nachtstunde. 
Es hätte hiernach also dieselbe Industrie nicht den Vortheil 
beider Ausnahmen.“ 

Hinsichtlich der Schneidergewerbe sagte Waddingtun, 
der Berichterstatter über das Gesotz, in der Sitzung der 
Abgeordnetenkammer vom 7. Juli 1890: „Wir beschränken 
diese Nachtarbeiten aut eine genau einzuhaltcndc IVriode 
von 60 Tagen.“ 

Die von uns angidiihrten Bestimmungen des Dekrets 
vom 15. Juli werden zur Folge haben, dass die Arbeit in 
den Modeindustrien 90 Mal in die Nacht hinein dauern 
kann, 60 Mal nur bis 11 Uhr, 30 Mal die ganze Nacht hin¬ 
durch, vorausgesetzt, dass sie 10 Stunden von 24 nicht 
überschreitet, — ein Resultat, das besonders bedauerlich ist, 
wenn man sich der Mittheilungen erinnert, welche die von 
der Arbeitskommission der vorigen Legislaturperiode an- 
gestellte Enquete über die Organisation dieser Industrien 
in Paris veranlasste. Bei diesen Erhebungen wmrde eine 
grosse Zahl vorwiegend dem Schneidergew^erbe angehöri- 
ger Pariser Arbeiterinnen vernommen. Sie haben sich last 
einstimmig für das Verbot der Nachtarbeit au.sgesprochen. 
Die Mitglieder der Enquetekommission hörten an, wie sie 
„gegen die lange Nachtarbeit protestirt« n. welche ihmui 
auferlcgt W’crde, und das Einschreiten des Gesetzgebers 
forderten, damit er endlich ein Arbeitssystem abschafte. 
dessen F'olgen die Gesundheit vernichteten und verderblich 
für das Familienleben seien.“D Uie Aussagen dieser Ar¬ 
beiterinnen zeigen in ergreifender Schilderung, w'elchen 
Uebelständen sie die Nachtarbeit aussetzt. 

Es ist bedauerlicher Weise nur zu gewiss, dass das 
Gesetz vom 2. November 1892, namentlich mit der ihm 
durch das Dekret vom 15. Juli 1893 gegebenen Auslegung, 
Uebelstände nicht beseitigen w’ird. 

Im Interesse einer Abänderung des Dekrets vom 15. Juli 
.schlägt Ricard vor, dem Artikel 4 einen Absatz 7 in folgen¬ 
der Fassung einzufügen: „Die in den Absätzen 4, 5 und 6 
dieses Artikels vorgesehenen Ausnahmen dürfen ein und 
derselben Industrie nicht zugleich zutheil werden.“ Anderer¬ 
seits beseitigt er im Absatz 4 die Worte „zu gewissen 
Jahresabschnitten“. Die Verfasser des Dekrets vom 15. Juli 
waren der Ansicht, dass diese Worte sie nöthigten. im 
Voraus die beiden Monate zu bestimmen, wählend dcicn 
die Nachtarbeit zu gestatten sei. Ihre Beseitigung würde 
ermöglichen, die Intere-ssenten zufriedener zu machen, ohne 
die Summe der Nachtarbeit zu erhöhen. 

Wir können nicht umhin, die in dieser Beziehung von 
Ricard vorgeschlagenen Relormen für sehr unzulänglich zu 
erklären. Was nothwendig wäre, ist eine gründliche Revi¬ 
sion des Artikel 4. Es ist unseres Erachtens keineilei 
Nachweis geliefert, dass Ausnahmen vom Prinzip des 
Verbots der Naehtarbeit von irgend einem Gesichtspunkte 
unbedingt nothwendig sind. Jedenfalls aber .■füllten solche 

■’) Rundschreiben vom 12. August 1893 an die Abtheilungs¬ 
inspektoren. (Bulletin de rinspet tion du tra\ ail. 1 • .\unei-. 
No. 2.1 

Waddington's Bericht. 
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Ausnahmen, will man Missständen Thür und Thor offen 
lassen, durch das Gesetz selbst bestimmt werden. 

Der von Jules Guesde und anderen seiner Kollegen 
der Kammer in der Sitzung vom 27. Januar 1894 vorgelegte 
Gesetzentwurf bezweckt eine Aenderung im Personal der 
Arbeitsinspektion und der Art seiner Ergänzung. Der 
Wortlaut dieses Entwurfes wurde bereits im Sozialpolitischen 
Centralblatt Bd. III, S. 250 ff. veröffentlicht. Sein wesent¬ 
licher Inhalt ist, dass die Wahl der Inspektoren durch die 
Arbeiter stattfinden soll. „Keines der Gesetze, welche seit 
einem halben Jahrhundert zur Regelung der Arbeit oder 
zum Schutze der Arbeiter beiderlei Geschlechts erlassen 
worden, hat man bisher beobachtet.“ So lautet die Ein¬ 
gangserklärung der Motive des Guesde’schen Entwurfs, eine 
Erklärung, die, wie wir stark befürchten, neben einiger 
Uebertreibung nur allzu Wahres enthält. Von den Ursachen 
dieses Standes der Dinge nennen die Verfasser des Ent¬ 
wurfs sehr richtig „lächerlich nichtssagende Strafen, die der 
Form halber auferlegt werden“, und ferner die Gerichts¬ 
barkeit, welche die Gesetzesübertreter aburtheilt. Offen¬ 
bar müssen gewis.se der von den Arbeiterschutzgesetzen 
vorgesehenen Uebertretungen im Rückfalle zum mindesten 
Gefängnissstrafe treffen, und sicherlich war der Gesetzgeber 
von 1892 von seltsamen Ansichten geleitet, als er aus 
diesen Uebertretungen einfache Polizeivergehen machte. 
Die Hauptursache aber der Nichtdurchführung der Schutz¬ 
gesetze ist, nach Guesde und seinen Kollegen die Art der 
Organisation der Arbeitsinspektion. „Das einzige Mittel 
unseres Erachtens, den vom Gesetz angeordneten Schutz in 
die Werkstätte, in alle Werkstätten eindringen zu lassen, 
deren Schwelle er bisher nicht überschritten, ist, mit seiner 
Ausübung die Klasse selbst zu betrauen, zu deren Gunsten 
er veranstaltet wurde, jene, denen daran gelegen ist, dass 
er zur Wirklichkeit wird: die Arbeiter sind es, die wir 
hierzu ernannten.“ 

Wir möchten der von den Verfassern des Entwurfes 
an den Inspektoren geübten Kritik nicht beitreten, finden 
sie vielmehr zu scharf und zu allgemein. Wir sind über¬ 
zeugt, dass eine ganze Anzahl Inspektoren ihrer Pflicht 
nachkommen und der Arbeiterklasse thatsächliche Dienste 
erweisen und erwiesen haben; wir glauben aber auch mit 
Guesde und seinen Kollegen, dass die Inspektion erst dann 
eine völlig wirksame wird, wenn die Arbeiter in ausgiebigem 
Maasse an ihrer Aufgabe theilnehmen. Wie wir im vorigen 
Jahre schrieben'), ist es zu bedauern, dass das Parlament 
nicht den Weg eingeschlagen hat, den ihm Anträge wie der 
Le Veillöe’s zeigte, nach welch’ letzterem „in jedem Orte, 
wo Fachvereinen von Arbeitern bestehen, diese eines ihrer 
Mitglieder zur Unterstützung des Inspektors auf seiner 
Besichtigungsreise abordnen können.“ Es sind in der That 
allein die organisirten Arbeiter, von denen man unseres 
Erachtens allezeit ernstliche Unterstützung erwarten darf. 
Es scheint uns des Weiteren sehr nützlich, den Delegirten 
für die Sicherheit der Grubenarbeiter das Recht zü ver¬ 
leihen, neben dem materiellen Zustand der Gruben zugleich 
Uebertretungen der Schutzgesetze festzustellen. Aber ist 
es nothwendig, sofort auch überall die vom Staate ernannten 
Inspektoren durch von den Arbeitern gewählte zu ersetzen? 
Die Frage scheint uns mindestens Zweifel zu erregen. Es 
ist möglich, dass die von den Arbeitern gewählten Inspek¬ 
toren in den Verdacht der parteiischen Erfüllung ihres 
Berufes kommen und dass sie in Folge dessen an Gewicht 
verlieren. Und dann ein Einwand, der noch triftiger: 
Stände nicht zu befürchten, dass in Gegenden, wo die Ar¬ 
beiter sich nicht zu organisiren verstanden oder vermochten, 
(vielleicht gerade wegen Widerstandes der Arbeitgeber) 
in Gegenden also, wo eine wachsame Inspektion noth- 
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wendiger wäre als anderwärts, — dass cs den Unter¬ 
nehmern dort zuweilen gelingen könnte, übermässigen Ein¬ 
fluss auf die Wahl der Inspektoren zu gewinnen? 

Paris. Raoul Jay. 


Soziale Wirthschaftspolitik und Wirthschafts- 
statistik. 

Das österreichische Gesetz Über Abzahlungsgeschäfte. 

Das österreichische Abgeordnetenhaus hat in der letzten 
Woche die Lesung des-Gesetzes gegen die Ratenzahlungs¬ 
geschäfte beendet und dasselbe im Wesentlichen nach den 
Beschlüssen seines Ausschusses angenommen. Das Bedürf- 
niss, ein besonderes Gesetz über diese Geschäfte zu er¬ 
lassen, ist in Oesterreich nicht nur in demselben, sondern 
sogar in noch höherem Maasse vorhanden, wie in Deutsch¬ 
land. Auf Grund der in der Gesetzesbegründung er¬ 
wähnten Thatsachen muss man die Behauptung als begründet 
betrachten, dass der Abschluss solcher Geschäfte in manchen 
Theilen der österreichischen Monarchie zu Uebelständen 
geführt hat, unter welchen die ärmere Bevölkerung be¬ 
sonders schwer leidet. Wenn auch in manchen Punkten 
das österreichische Gesetz mit der Vorlage übereinstimmt, 
welche zur Zeit der Beschlussfassung des Deutschen 
Reichstags unterliegt, so enthält es doch andrerseits ver¬ 
schiedene Bestimmungen, welche' der Deutschen Vorlage 
unbekannt sind. Den Grund dieser Verschiedenheit ist vor 
Allem darin zu suchen, dass das Abzahlungsgeschäft in 
Oesterreich sich in andern Formen entwickelt hat. wie in 
Deutschland. In Deutschland bildet den Schwerpunkt der 
rechtlichen Konstruktion des Abzahlungsgeschäftes der 
Eigenthumsvorbehalt, in Oesterreich dagegen, wo dieser 
Vorbehalt der überwiegenden Meinung zu Folge ungültig 
ist, die sogenannte Terminsverfallklausel, d. h. die Verein¬ 
barung, dass, wenn der Käufer mit der Zahlung einer Rate 
in Verzug geräth, der ganze Rest verfallen und eintreibbar 
ist- Das österreichische Gesetz giebt dem Käufer zunächst 
die Befugniss, wegen Verkürzung über die Hälfte das Ge¬ 
schäft anzufechten, es verpflichtet den Verkäufer, wenn das 
Geschäft beurkundet wird, dem Käufer eine Abschrift der 
Urkunde auszuhändigen und räumt dem Richter auch 
gegenüber diesen Urkunden freie Beweiswürdigung ein. 
Weitere Bestimmungen richten sich gegen die Vereinbarung 
eines anderen Gerichtsstandes als der an sich zuständigen 
und gegen den Abschluss von Ratengeschäften seitens der 
Hausirer. Eine eigenthümliche Bestimmung ist diejenige, 
welche die Bestimmungen des Wuchergesetzes auf die 
Ratengeschäfte analog ausdehnt; die Beredung zu An¬ 
schaffungen, welche den wirthschaftlichen Verhältnissen des 
Käufers offenbar nicht entsprechen, sowie das Versprechen 
oder Gewährenlassen von Vortheilen, welche den Werth 
der veräusserten Sache maasslos übersteigen, unterliegt 
einer empfindlichen Geld- oder Freiheitsstrafe; die letztere 
Strafbestimmung richtet sich gegen den Sachwucher und 
ist bekanntlich durch die Novelle zum Wuchergesetze, wenn 
auch in anderer Form, in die Reichsgesetzgebung aufge¬ 
nommen worden. 

Entwurf einer Verordnung betr. die Pariser Arbeits¬ 
börse. Die in Paris erscheinende Petite Röpublique hat 
dieser Tage den vom Staatsraih ausgearbeiteten Ver¬ 
ordnungsentwurf betreffend die Organisation der Pariser 
Arbeitsbörse veröffentlicht. Aus demselben geht unver¬ 
kennbar hervor, dass die Regierung, welche die Arbeits¬ 
börse angeblich aus dem Grunde sperren Hess, weil ein 
Theil der daselbst untergebrachten Arbeitersyndikate dem 
sie betreffenden Gesetze vom 21. März 1884 nicht nachge¬ 
kommen war, damit nur nach einem Vorwand gesucht hatte, 
die Arbeitsbörse der Gewerkschaftsbewegung zu entziehen 
und der Präfektur unterzuordnen. Der Entwurf, der aus 
zehn Artikeln besteht, hat in der Hauptsache folgenden 
Inhalt: Die Arbeitsbörse hat zum Zweck mittelst An¬ 
werbungssälen, unentgeltlichen Plazirungsbureaux und Ver¬ 
öffentlichung von Nachrichten über Angebot und Nachfrage 
von Arbeit die Arbeitsvermittlung zu erleichtern. Der Ein¬ 
tritt in die Säle wie Bureaux ist allen Unternehmern, An- 
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gestellten und Arbeitern, ob gewerkschaftlich organisirt 
oder nicht, gestattet. Der Seinepräfekt kann ein perma¬ 
nentes Central-Plazirungsbureau errichten, das gleichzeitig 
die Aufgabe hätte, alle Arbeitsnachfrage und Angebot 
betreffenden Nachrichten zu zentralisiren und zu veröffent¬ 
lichen. Die hierfür bestimmten Personen werden von dem 
Präfekten ernannt Die dem Gesetze vom 21. März 1884 
nachgekommenen Arbeiter-, Unternehmer- und gemischten 
Syndikate sowie andere gesetzlich bestehende Vereine, die 
sich mit der unentgeltlichen Arbeitsvermittlung befassen, 
können daselbst vom Präfekten ein Lokal zur Errichtung 
eines Plazirungsbureaux erhalten. Der Präfekt vertheilt die 
Lokale und kann ein und dasselbe Lokal mehreren Vereinen 
oder Syndikaten anweisen. Die in der Arbeitsbörse auf¬ 
genommenen Syndikate und Vereine haben den vom Prä¬ 
fekten getroffenen Anordnungen nachzukommen und 
allwöchentlich eine Statistik ihres Arbeitsnachweises zu 
liefern. Die Dawiderhandelnden können vom Präfekten 
ausgeschlossen werden. Alle Ausgaben der Arbeitsbörse 
werden vom Präfekten nach Maassgabe der ihm zur Ver¬ 
fügung stehenden Gelder geregelt und bestritten. 

Zur Steuerreform in Frankreich. Die radikal-sozia¬ 
listische Partei hat jetzt in der Kammer einen Gesetzentwurf 
eingebracht zur Einführung einer Progressivsteuer auf Ka¬ 
pital und Einkommen. „Die Steuer“, heisst es in den Mo¬ 
tiven, „soll alle Kapitalien und alle Einkommen treffen, die 
französischen und ausländischen Renten sowohl wie hypo¬ 
thekarische und handschriftliche Guthaben.“ Dagegen sollen 
herabgesetzt oder ganz abgeschafft werden: Grundsteuer, 
Personal- und Mobiliarsteuer, Thür- und Fenstersteuer und 
zum Theil die Gewerbesteuer. Kapital und Einkommen 
werden in drei Kategorien getheilt: 1. Unfruchtbares Ka¬ 
pital (Kunstwerke, Kleinodien, Landhäuser, Jagdgebiete 
und dergl.); 2. Passives Kapital (Unbebautes Land, Renten, 
Aktien, Obliegationen, Möbel und dergl.); 3. Aktives Ka¬ 
pital (industrielle, kommerzielle und landwirthschaftliche 
Betriebe, Werkzeuge, Maschinen, Schiffe, Fuhrwerke und 
dergl.). Drei weitere Kategorien umfassen das Einkommen 
aus Staatsrente, Pensionen, Gehälter. Löhne u. s. w. Das 
Einkommen bis zu 1000 Frs. soll steuerfrei sein; bis zu 
2500 Frs. zahlt es 1 pCt., von da bis zu 25 000 Frs. steigt 
die Steuer bis zu 5 pCt.; von 25000—50000 Frs. sind 
5 pCt., von 1(X)000 Frs. ab 10 pCt. zu bezahlen. 


Landwirthschafl. 

Die ländliche Arbeiterfrage im Deutschen Landwirth' 
schaftsrath. Der Deutsche Landwirthschaftsrath hielt in 
den Tagen vom 5. bis 8. März d. J. seine 22. Plenarsitzung 
ab. Die Berathungen dieser Körperschaft, die den Gross¬ 
grundbesitz Deutschlands repräsentirt, waren zum Theil 
den ländlichen Arbeiter- und Gesindeverhältnissen gewidmet 
und führten zu einigen Beschlüssen von sozialpolitischem 
Interesse. 

Zunächst wurde beschlossen, den Gesetzentwurf, den 
Rechtsanwalt Suchsland zu Halle im Aufträge des Ver¬ 
bandes zur Besserung der ländlichen Arbeiterverhältnisse 
in der Provinz Sachsen und der dem Verbände ange¬ 
schlossenen Staaten ausgearbeitet hat,’ als Grundlage für 
die unbedingt erforderliche gesetzliche Regelung der land- 
wirthschaftlichen Arbeiterverhältnisse zu unterstützen und 
mit einigen Aenderungen derri Reichskanzler zur Berück¬ 
sichtigung zu überreichen. Sodann wurde eine Kommission 
von 6 Mitgliedern eingesetzt, die der nächsten Plenarver¬ 
sammlung eingehende Vorschläge über die Maassregeln 
machen soll, die eine günstigere Gestaltung der ländlichen 
Arbeiterverhältnisse herbeizuführen geeignet erscheinen. 

Die Berathungen über das Gesindemaklerwesen führten 
zu folgender Resolution; „Der Deutsche Landwirthschafts¬ 
rath richtet an die Reichsregierung den dringenden Wunsch, 
es möge auf dem Wege der Gesetzgebung dafür gesorgt 
werden, dass der Beginn des Geschäftes der Gesindemakler 
nach Analogie der §§ 30—34 der Reichsgewerbeordnung 
von behördlicher Konzession gesetzlich abhängig gemacht 
und dass diesen Gewerbetreibenden die Pflicht, einen Ge¬ 


bührentarif aufzustellen und einzuhalten, wie nach der ein¬ 
schlagenden bayerischen Verordnung von 1879, auferlegt 
werde. Der Deutsche Landwirthschaftsrath erklärt ferner, 
dass er in einer schärferen Handhabung der jetzt und nach 
obigem Vorschläge möglichen polizeilichen Kontrolle ein 
wesentliches Mittel zur Besserung der mannigfachen Schäden 
der Gesindsmaklerei erblickt, und dass er die reichsgesetz¬ 
liche Androhung von empfindlicher Strafe gegen die Ver¬ 
leitung zum Arbeitsvertragsbruch bei dem Gesindemakler 
sowie gegen mehrmalige Vermiethung einer Person durch 
einen und denselben Gesindemakler in einem Jahre für 
dringend nöthig hält.“ 

Endlich nahm die Versammlung noch folgenden An¬ 
trag, betreffend die Reform des Alters- und Invaliditäts¬ 
gesetzes, an: 

„Der Deutsche Landwirthschaftsrath anerkennt die viel¬ 
fachen Klagen über Missstände, insbesondere über die 
finanzielle Belastung, welche sich für die ländliche Bevölke¬ 
rung, und hier vor allem für die Arbeitgeber, aus der 
Durchführung des Gesetzes vom 22. Juni 1889, die Invali- 
ditäts- und Altersversicherung betreffend, ergeben, als be¬ 
rechtigt. Er beschliesst deshalb, an den Herrn Reichs¬ 
kanzler die Bitte zu richten, dies Gesetz, unter Aufrecht¬ 
erhaltung der leitenden Grundsätze desselben, einer durch¬ 
greifenden Verbesserung, namentlich hinsichtlich der Form 
der Erhebung der Beiträge der Versicherungspflichtigen 
sowie der Ausdehnung der Versicherung auf weitere Kreise 
mit thunlichster Beschleunigung entgegenführen zu wollen.“ 

Reform der Domänenpolitik in Baden. Nach Mit¬ 
theilungen der Regierungsorgane scheinen im Grossherzog¬ 
thum Baden Reformen auf dem Gebiet der Domänenpolitik, 
bevorzustehen. Dieselben sollen sich in doppelter Richtung 
bewegen: einmal soll der landwirthschaftliche Parzellenbesitz 
im weiteren Umfange abgestossen werden, wobei, um Störun¬ 
gen der bestehenden Erwerbsverhältnisse hintanzuhalten, 
den seitherigen Pächtern die Möglichkeit der Erwerbung in 
weitgehendem Umfange offen gehalten werden und durch 
rationelle Zahlungsbedingungen (Jahrestermin und Annui¬ 
täten) offen gehalten werden soll. Die Abstossung kann auch 
behufs Bildung selbstständiger kleiner Bauernanwesen und 
an Gemeinden zur Durchführung öffentlicher Gemeinde¬ 
zwecke sowie zur Bildung von Allmendbesitz erfol¬ 
gen. Im Gebiet des Pachtwesens strebt die Reform eine 
grössere Stabilität der Verhältnisse an, indem der Verwal¬ 
tung Vorbehalten bleibt, unter Umgangnahme von Verstei¬ 
gerungen bei jedesmaligem Pachtablauf die seitherigen 
Pächter im Pachtgenuss zu belassen und somit die bei Ab¬ 
lauf von Pachtverhältnissen entstehenden Preistreibereien 
und Störungen im Besitzstand fernzuhalten. Ein schablonen¬ 
haftes Vorgehen soll selbstredend überall ausgeschlossen 
sein und es wird daher beispielsweise beim Vorhandensein 
der Eingangs bezeichneten Voraussetzungen für die Ab¬ 
stossung von Parzellen gleichwohl an dem System der Ver¬ 
pachtung überall da festgehalten werden, wo nach der be¬ 
sonderen sozialen Stellung der landbedürftigen Elemente 
dem Pacht der Vorzug vor dem Eigenthumserwerb einge¬ 
räumt zu werden pflegt, wie dies z. B. in Gemeinden mit 
Fabrikarbeiterbevölkerung vielfach zutreffen wird. Ein Ver¬ 
kauf landwirthschaftlicher Grundstücke soll der Regel nach 
stattfinden betreffs derjenigen Parzellen, die ein Flächen- 
maass von 1 ha nicht erreichen und dann, wenn der Ge- 
sammtbesitz auf einer Gemarkung 5 ha nicht übersteigt. 


Handwerkerfragen. 

Deutscher Innungs- und Handwerkertag. Ein Deutscher 
Innungs- und allgemeiner Handwerkertag soll vom 8. bis 
11. April in Berlin stattfinden. In dem Aufruf der Ver¬ 
einigten Innungsverbände und des Allgemeinen Deutschen 
Handwerkerbundes heisst es: „Der letzte grosse Innungs¬ 
und Handwerkertag vom 14—17. Februar 1892 war durch den 
Umstand hervorgerufen worden, dass bisher den Wünschen 
des deutschen Handwerkerstandes durch gesetzliche 
Reformen nicht im entsprechenden Maasse entgegen¬ 
gekommen war und kennzeichneten besonders zwei Be- 
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Schlüsse das Hauptinteresse, von welchem diese denk¬ 
würdige Ilandwerkerversaminlung bewegt wurde: der eine 
gipfelte in dem Festhalten des Befähigungsnachweises und 
der andere in der Erklärung, dass nur in der Aufrecht- 
crhaltung und Fortbildung der Innungen das Heil für das 
deutsche Handwerk zu erblicken sei. Diesen beiden grund¬ 
legenden Forderungen unserer Bewegung tragen leider die 
Vorschläge für die Organisation des Handwerks und für 
die Regelung des Lehrlingswesens nicht Rechnung, welche 
vom preiissischen Herrn Minister für Handel und Gewerbe, 
Freiherrn v. Berlepsch, unterm 15. August 1893 der Oeffent- 
lichkeit übergeben wurden. . . . Ein lür die Erhaltung seines 
Standes ehrlich einstehender Handwerker kann nicht mit 
der ministeriellen Auffassung einverstanden sein, dass der 
Befähigungsnachweis „mit der gegenwärtigen Gestaltung 
des Erwerbslebens unvereinbar sei“: er kann auch nicht in 
eine Unterordnung der Innungen - und zwar entkleidet 
ihrer Gerechtsame aus den gegenwärtigen §§ lOOe und f. ff. 
der Reichsgewerbcordnung unter die neu zu errichtenden 
Fachgenossenschaften willigen. . . . Wenn je, so ist Jetzt 
an den organisirten deutschen Handwerkerstand die Noth- 
wendigkeit herangetreten, für die Grundlagen einzustehen, 
auf welchen das gesanimte Handwerkswesen für alle Zukunft 
wetterfest sich auf baut. Dazu die willkommene Gelegenheit 
zu bieten, ist der bevorstehende Deutsche Innungs- und 
Allgemeine Handwerkertag bestimmt.“ 


Soziale Zustände. 

Die soziale Lage der Tabakarbeiter Deutschlands und 
die Tabak-Fabrikatsteuer. 

Aus den Reichstagsverhandlungen vom 11.—15. Januar 
1894 über dieTabak-Fabrikatsteuersind als wesentliches Ergeb- 
niss die fhatsachen herausgesprungen, 1. dass die Mehr¬ 
belastung durch die Tabak-Fabrikatsteuer hauptsächlich von 
den ärmeren Schichten der Bevölkerung getragen werden 
würde, da die Zigarren von 3—6 Pfennig 89^/2 pGt. des 
ganzen Konsums ausmachen; 2. dass nach dem eigenen 
Eingeständniss der Regierungsvorlage der Zigarrenkonsum 
um 1/(5» tier Rauchtabakkonsum um zurOckgehen würde, 
und dass demgemäss 3. eine erhebliche Zahl von Tabak¬ 
arbeitern, von kleinen Händlern und Fabrikanten brodlos 
werden würde. Lieber die Zahl der erübrigten /irbeits- 
kräfte, insbesondere über die Zahl der erwerbslos werdenden 
Arbeiter herrschten allerdings zwischen den Gegnern und 
den Anhängern der Vorlage lebhafte Meinungsverschieden¬ 
heiten, die aber nur dadurch entstehen konnten, dass die 
wirkliche Zahl der beschäftigten Tabakarbeiter nicht hin¬ 
länglich genau bekannt ist. Der Schatzsekretär v. Posa- 
dowsky nahm als Maximalziffer 103 000 Fabrikarbeiter und 
27 000 Hausarbeiter an. Diese Zahl ist aber zweifellos viel 
zu niedrig gegriffen. In den Fabrikbetrieben mit mehr als 
10 Personen sind allein 107 000 Personen be.^chäftigt, und 
in der Hausindustrie sind, wie der Abg. Molkenbuhr am 
15. Januar hervoi hob. nicht 27 000 sondern mindestens die 
doppelte Zahl von Arbeitern anzunehmen, da durchwegs 
die Frau, im allgemeinen sogar die ganze Familie mit¬ 
arbeitet. Hiernach wäre die Zahl der 'J'abakarbeiter auf 
mindestens 160 000 und die Zahl der erwerbslos Werdenden 
auf 20—30000 zu veranschlagen. 

Bei der Diskussion über die neue Gesetzesvorlage, wie 
sie den Rcichstagsverhandlungen vorausging, bot sich nun 
das eigenthümliche Schauspiel, dass 'Fabak-Fabrikantcn und 
-Arl)eiter in voller Einhelligkeit gegen dieselbe Front 
iiiai'hten. Aber diese Stellungnahme ist leicht verständlich. 
Die Mehrbelastung des 'I'abaks durch das Gesetz von 1879 
wurde fast aus'-chliesslich auf die Tabakarbeiter abgewälzt, 
deren Löhne dadurch auf das denkbar niedrigste'^Niveau 
heruntergedrängt worden sind. Würde der neue Entwurf 
Gesetz, so Hesse sich der für die Unternehmer in Folge 
des Konsumrückganges schwindende Profit nicht wieder 
s<> leicht durch Herabsetzung der Löhne herausholcn. Für die 
l'abakarbeiter aber bedeutet die weitere Mehrbelastung des 
'Tabaks einfach ihren vollständigen Ruin. - Herr v. Posa- 
d-'wsky meinte allerdings, dass die arbeitslosen 'Tabak- 


arbeiter nach der Landwirthschaft abfliessen ^'phnten, wo 
Arbeitermangel vorhanden sei; — aber einmal zeigt ein 
einziger Blick auf die soziale Lage der Tabakarbeiter, dass 
deren Lebensw^eise sie für die harte Landarbeit unbrauch¬ 
bar gemacht hat und dass, selbst wenn die erübrigten 
20—30000 Tabakarbeiter zur Landwirthschaft übergehen 
würden, dadurch nicht sie einen Vortheil oder auch nur 
einen Ersatz für die von ihnen aufgegebene Lebensstellung 
haben würden, sondern dass der Zufluss von neuen 
Arbeitskräften in die Landwirthschaft die ohnehin schon 
kläglichen Löhne der landwirthschaftlichen Arbeiter nur 
noch weiter herabdrücken würde. — Hiernach begreift 
man die Erregung, die sich der Tabakarbeiter bemächtigte, 
als die Pläne der Regierung bezüglich der neuerlichen 
Tabakmehrbelastung bekannt wurden; ihr Protest gegen 
dieselbe kulminirte in dem Tabakarbeiter-Kongress, abge¬ 
halten in Berlin vom 19.—25. November 1893. Der Kon¬ 
gress, den zu beschicken die Reichsregierung nicht für 
nöthig erachtet hatte, hat aber doch noch ein wesentlich 
wichtigeres Ergebniss zurückgelassen als den Eindruck 
energischer Agitation gegen den neuen Steuerentwurf, in¬ 
dem die Kongress-Kommission die Berichte der einzelnen 
Delcgirten über die soziale Lage der Tabakarbeiter zu¬ 
sammengestellt und am Anfang dieses Jahres herausgegeben 
hatte.1) Wenn nun auch diese Enquete in nur sehr be¬ 
scheidenem Maasse wissenschaftlichen Ansprüchen zu ge¬ 
nügen vermag und auch die Bearbeiter des Materials, — 
wie sie selbst sagen — „keine Wörishofer, ja nicht einmal 
simple .Schriftsteller, sondern nur schlichte Tabakarbeiter 
sind, die sich im Schweisse ihres Angesichts abmühten, 
eine ihrer sonstigen Thätigkeit völlig fern liegende Aufgabe 
zu erfüllen“, so gewährt das so bescheiden auftretende 
Schriftchen doch ein im Ganzen zutreffendes Bild von der 
wirklichen Lage der deutschen Tabakarbeiter. 

Die Erhebungen erstreckten sich auf 94371 Personen 
in 440 Orten, die auf dem Kongress vertreten waren. Von 
den vertretenen Tabakarbeitern waren 36546 männliche, 
45929 weibliche und 11 896 Jugendliche Arbeiter. Organi- 
sirt waren 12640, nicht organisirt 81731. Dieses sehr un¬ 
günstige Verhältniss • zwischen organisirten und nicht 
organisirten Arbeitern ist auf die grosse Zahl von Frauen 
in der Tabak-Industrie zurückzuführen, deren übergrosse 
Mehrheit sich von der Organisation — in Betracht kommt 
hauptsächlich der „Unterstützungsverein deutscher Tabak¬ 
arbeiter und -Arbeiterinnen“ — fern hält. Die Berichte der 
Enquete rühren aber nicht von den Arbeitern selbst her, 
sondern von 140 Delegirtcn, die aus eigener Erfahrung, 
leider nicht nach geschehener spezieller Umfrage, über die 
Verhältnisse ihrer engeren Heimath Bericht erstatteten. 

In weiteren Kreisen ist man der Ansicht, dass die 
Lebenslage der norddeutschen Tabakarbeiter bei weitem 
günstiger als die der süddeutschen sei. Die vorliegende 
Enquete zeigt, dass dies nicht oder wenigstens nicht mehr 
der Fall ist. Die Zollerhöhung vom Jahre 1879 hatte es 
bewirkt, dass zahlreiche Fabriken nach dem Süden oder 
nach ländlichen Gegenden verlegt worden sind, wo die 
Lebenshaltung der Arbeiter eine niedrigere, und wo das 
Arbeitermaterial wesentlich gefügiger als im Norden ist. 
Das wirkte natürlich sehr wesentlich auf die L^öhne der 
norddeutschen 'Tabakarbeiter zurück. Durch eine ausser¬ 
ordentlich starke Einstellung von weiblichen Arbeitskräften, 
durch die rapide Entwickelung der Hausindustrie in Nord¬ 
deutschland wurde dann weiter ein fast vollständiger Aus¬ 
gleich in der Lebenslage der Fabakarbeiter zwischen dem 
Norden und dem Süden hergestellt. 

Von der Gesammtzahl der auf dem Kongress vertrete¬ 
nen Arbeiter, und das sind, wie ohne weiteres anzunehmen 
ist, im allgemeinen noch die besser gestellten, kommen 

h Die soziale Lage der Tabakarbeiter Deutsch¬ 
lands. zusainmengcstcllt nach den Ergebnissen des Kongresses 
der Tabakarbeiter. Berlin, Verlag von Karl Butry (Koininissions- 
verlag des Vorwärts). 

*) Nach Wörishofer 1889 in Baden: 

Erwachsene männl. -1656 = 24.85 pCt., weibliche 9866 = 52,65 pCt. 
Jugendliche inännl. 1618= 8,65 ])Ct., weibliche 2597 = 13,87 i)Ct. 

Von den erwachsenen weiblichen Arbeitern sind 36,83 = 
37,-1 })Ct. verheirathet. 
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in Baden . . 

auf 2 660 männl. 

5 503 weibl. 

und 

1 593 

in Württemb. 

u. Bayern . . 

995 ., 

3 760 „ 


598 

in Brandenb. 

„ 2 291 .. 

2 244 „ 


717 

in Bremen, 

Hannover. . 

„ 4 710 ,. 

2 625 .. 


813 

in Hamburg, 

Holstein . . . 

., 3 657 ., 

672 .. 


130 

in Hessen . . 

„ 5 426 „ 

8096 „ 


2 863 

in Kgr. Sachs. 

„ 3 954 „ 

6 938 „ 


997 

in Prvz. Sachs. 

„ 2 248 ,. 

3 465 „ 


749 

in Schlesien 

u. Posen . . 

„ 2 139 

5 772 ., 


1 055 

in Thüringen 

„ 494 „ 

1 110 „ 


125 

in Westfalen, 

Lippe .... 

.. 7 972 „ 

5 744 „ 

„ 

2 256 

Zusammen 

36596 männl. 

45 929 weibl. 

und 

11 896 


Weibliche und jugendliche Arbeitskräfte überwiegen 
also bei weitem die männlichen. Wenn man dann in den 
Spezialnachweisen findet, dass sich Löhne für Männer und 
Frauen nicht wesentlich unterscheiden, d. h. für beide gleich 
niedrig sind, so wird man sofort zu der Schlussfolgerung 
gedrängt, dass die starke Konkurrenz des weiblichen 
Elements 1) das Einkommen der Männer bereits vollständig 
auf das Niveau der Frauenlöhne herabgedrückt hat. In 
einzelnen Gegenden Deutschlands, besonders in Süd¬ 
deutschland, geht das so weit, — speziell wird es aus 
Roxheim in Württemberg berichtet — dass die Männer 
ihren Beruf vollständig der Frau überlassen haben und 
sich als Tagelöhner in der Landwirthschaft verdingen. 

Dieselbe Tendenz, die Löhne herabzudrücken, bekundet 
die Einführung der Hausindustrie. Einmal ist diese für die 
Fabrikanten sehr bequem, denn sie sparen nicht blos an 
Kapital für Fabrikanlage, Heizung und Beleuchtung; son¬ 
dern auch die Belästigung durch die bundesräthlichen Vor¬ 
schriften kommt in Wegfall, von Schutz der Fraiien und 
Kinderarbeit ist hier keine Rede, und die Arbeitszeit kann 
nach Belieben ins Unendliche gesteigert werden. Aber 
weiter, und das ist vielleicht noch von grösserem Belang, 
ist bei den Einzelindividuen, die den ganzen, langen Tag 
zu arbeiten haben, von Organisation natürlich keine Rede, 
und die Löhne können deshalb so weit heruntergedrückt 
werden, dass die Arbeiter nicht blos gezwungen sind, ihre 
eigenen Kinder, sondern auch als Zwischenunternehmer 
fremde Kinder, denen sie einen Wochenlohn von 1—1,30 M. 
bezahlen, auszubeuten. Der eigene Besitz, den eine grosse 
Zahl der Tabakarbeiter hat, die landwirthschaftliche 
Nebenarbeit — die ihre Gesammtarbeitszeit auf 16—20 
Stunden ausdehnt — wird ein weiteres Mittel zur Herab¬ 
setzung der Löhne. — In Süddeutschland hat die Haus¬ 
arbeit nur geringen Umfang, denn dort bezogen auch die 
Fabrikarbeiter von Anfang an die denkbar niedrigsten 
Löhne, dagegen hat die Hausindustrie in Norddeutschland 
einen ausserordentlich grossen Umfang erreicht, der noch 
von Jahr zu Jahr steigt.^) In Hamburg und Umgegend ist 
fast die ganze Zigarrenindustrie auf Hausarbeit basirt. Im 
Königreich Sachsen ist die Fabrikarbeit immer mehr im 
Schwinden und die Hausarbeit im Wachsen, sie soll jetzt 
schon der ganzen Arbeit absorbiren. In den Städten 
Leipzig, Chemnitz, Wurzen existirt fast nur noch ausschliess¬ 
lich Hausindustrie. Gerade in Sachsen hat die Sozialreform 
diese Verschlimmbesserung der Arbeiterverhältnisse zur 
Folge gehabt. Auch in der Provinz Sachsen und in An¬ 
halt ist das Gleiche der Fall. In Weissenfels, Naumburg, 
Eilenburg, Bitterfeld sind fast alle Tabakarbeiter Haus¬ 
industrielle, die besonders für Leipziger Fabrikanten arbei¬ 
ten. — Wie viel Zeit mag hier die Ablieferung der fertigen 
Arbeit rauben! — ln Thüringen ist die Hausindustrie dort, 
wo grössere Betriebe vorhanden sind, eine ziemlich ausge¬ 
dehnte, sie wird dort in der Weise gehandhabt, dass die 
Arbeiter fertige Wickel und feuchtes Deckblatt mit nach 


*) Es wurden in Betrieben mit Gehilfen beschäftigt: 
1875: Männer 48895; Frauen 47 908 

1878: „ 50713; „ 49 180 

1882: ., 45 224; „ 45 277. 

Es gab Betriebe „zu Hause für fremde Rechnung“ 
1878: 3665; bescliäftigte Personen: 6158 
1882: 6330: „ „ 8904. 


Hause bekommen. In den grösseren Städten Thüringens 
sind die Hausarbeiter meist weibliche — deren Männer, 
wenn sie Zigarrenarbeiter sind, tagsüber auf den Fabriken 
arbeiten und des Abends ihren Frauen helfen, oder wie in 
Frankenhausen, männliche, deren Frauen nicht in der Tabak¬ 
branche, sondern in der Landwirthschaft oder anderen Be¬ 
triebszweigen beschäftigt sind. — In Westfalen umfasst die 
Hausindustrie fast die Hälfte der ganzen Produktion. — In 
Schlesien dagegen ist die Hausindustrie wenig verbreitet 
— ihre Stelle nimmt dort eine ausgedehnte Gefängniss- 
arbeit ein, die ja noch bequemer als die Hausarbeit ist. — 
Leider ist in den Berichten der Umfang der Hausindustrie 
nicht in Zahlen ausgedrückt; aber Zahlen würden auch gar 
kein korrektes Bild von dem Umfange der Hausindustrie 
geben, denn bei den niedrigen Löhnen, welche durchwegs 
die Tabakarbeiter beziehen, ist die übergrosse Mehrzahl von 
ihnen zu Nebenarbeiten gezwungen — und diese'besteht 
eben wieder in der Zigarrenfabrikation, theils auf eigene 
Rechnung, theils zur Fertigstellung des Fabrikpensums. — 
Um die gesundheitsschädlichen Wirkungen der Tabakfabri¬ 
kation zu paralysiren, sind vom Bundesrath die bekannten 
Bestimmungen über die Fabrikräume, über die Kopfzahl 
der Arbeiter in demselben Raum etc. erlassen worden. Aber 
die Hauptwirkung der Schutzbestimmungen bestand darin, 
dass die gesundheitsschädliche Produktion in die Familie, in 
die Wohnstube hineingetragen wurde, und dass nun nach 
und nach die ganze F'amilie vergiftet wird. Sehr mit Recht 
verlangte deshalb der Tabakarbeiterkongress die Ausdehnung 
der bundesräthlichen Bestimmungen auch auf alle haus¬ 
industriellen Betriebe und nicht blos auf diejenigen, in 
welchen Gehülfen beschäftigt werden. 

Nach dem Gesagten können die Lohnverhältnisse der 
Zigarrenarbeiter nicht mehr überraschen. Bei 10—11 stündi- 
ger, in kleineren Orten aber auch häufig 12stündiger Arbeits¬ 
zeit beträgt der Durchschnittswochenlohn 10—12 M. für den 
männlichen aber auch für den weiblichen Zigarreninacher. 
Höhere Lohnsätze kommen nur in den grösseren Städten 
vor, so finden wir für Mannheim bis 14 M, für München 
bis 15 M., den gleichen Satz für Berlin und Hamburg an¬ 
gegeben. Wesentliche Unterschiede zwischen Süd- und 
Norddeutschland sind kaum mehr vorhanden, nur dass im 
Norden der Lohn mehr um 12 M., im Süden mehr um 10 M. 
herum gravitirt. — Für Wickelmacher und Wickelmacherinnen 
sind 10 M. aber bereits ein Maximum, wir finden hier Löhne 
bis 3,50 M. herunter, 6 M. gilt schon für einen guten Durch¬ 
schnittslohn. — Die Aristokraten unter den Zigarrenarbei¬ 
tern sind die Sortirer. In Baden bringen .sie es allerdings 
nur auf 10—12 M.; in Schwetzingen und Bruchsal auf 12 
bis 14 M. — aber schon in Württemberg steigt der Lohn 
auf 16—18, ja selbst bis auf 20 M. an. In Bayern und 
Württemberg erhalten dafür aber die Sortirerinnen nur 
8 —10 M. (in Stuttgart bis 14 M.). — Etwas günstiger liegen 
die Verhältnisse in Norddeutschland. Löhne bis 20 M. 
finden sich nicht gar so selten (dann für das Sortiren 
besserer Qualitäten) und ca. 16 M. erscheint als der 
Durchschnittslohn. Aber die Zahl der Sortirer verschwindet 
doch gegenüber der Zahl der übrigen Tabakarbeiter. Roller 
und Wickelmacher arbeiten sich annähernd Hand in Hand, 
während aber der Roller nur in Ausnahmefällen mehr als 
3000 Zigarren in der Woche fertig zu machen im Stande 
ist — und dazu eines besonderen Wickelmachers bedarf — 
sortirt der Sortirer ca. 20000 Cigarren, bei geringeren 
Qualitäten sogar 30000. Auf 12—15 Tabakarbeiter kommt 
also immer erst ein Sortirer; der höhere Durchschnittslohn 
der Sortirer ändert also nur wenig an dem Gesammtbilde 
von der Lage der Zigarrenarbeiter. — Das Zigarrenarbeiter¬ 
elend reicht an das sprichwörtliche Weberelend beinahe 
heran. Von dem Verdienst des Mannes kann die Familie 
unmöglich allein existiren, überall muss deshalb die Frau 
an der Arbeit mit theilnehmen, in den Landorten wird zur 
Landwirthschaft als Nebenbeschäftigung Zuflucht genommen, 
in den Städten suchen die Zigarrenarbeiter Nebenarbeit der 
verschiedensten Art, zumeist greifen sie aber auf die selbst¬ 
ständige Fabrikation von Zigarren nach Feierabend zurück, 
die sie dann an kleine Restaurateure, Krämer und Budiker 
absetzten. In allen Berichten wird auseinandergesetzt, dass 
in Familien mit grossem Kinderreichthum der Verdienst 
nicht eine Woche ausbleiben darf, da sonst grosse Noth 
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eintritt. Wo durch irgend welche Verhältnisse nur ein 
Verdiener ist, da ist auch grenzenloses Elend vorhanden, 
ln den grösseren Städten sind bei Familien mit kleinen 
Kindern die Ausgaben grösser als die Einnahmen. Das 
Deficit wird gedeckt durch Schulden, die erst abgetragen 
werden können, wenn die Kinder mit verdienen helfen. — 

Entsprechend den niedrigen Löhnen lassen natürlich 
die Wohnungs- und Ernährungsverhältnise so gut wie alles 
zu wünschen übrig. Eine Stube und Küche, wenn die 
Familie besonders stark ist: Stube, Kammer und Küche, 
sind die ganzen zur Verfügung stehenden Räumlichkeiten. 
Und in diesen Räumen wird gewohnt, geschlafen und ge¬ 
arbeitet, gewaschen und Tabak getrocknet. Besonders leb¬ 
haft tönten auf dem Kongress die Klagen über die elenden 
Wohnungsverhältnisse aus der Provinz Brandenburg wieder. 
Von Dobrilugk heisst es, dass dort die Arbeiter in Woh¬ 
nungen hausen sollen, die mit Schweine- und Kuhställen 
verzweifelte Aehnlichkeit haben; trotzdem sind die P'amilien 
gezwungen, in diesen Löchern auszuhalten, weil sie die 
Miethe für eine bessere Wohnung nicht zu erschwingen 
vermögen. — Die Lebensweise selbst wurde von einzelnen 
Delegirten höchst drastisch geschildert: „Während der 
eine — heisst es in dem Bericht — offenherzig gesteht, 
dass ein Familienvater, wenn er im Winter nicht frieren 
und auch im Sommer seine Kartoffeln gekocht haben will, 
sich das nöthige Holz des Nachts aus der Haide stehlen 
muss, räumt der Andere ein. dass sie nur krankes Vieh 
kaufen könnten, wenn sie einmal Braten essen wollen . . . 
in verschiedenen Fällen wären auch schon Katzen verzehrt 
worden, Hundefleisch dagegen in grosser Menge; trotzdem 
würde auch dieser Leckerbissen mit der Zeit seltener und 
durch die grosse Nachfrage theurer, so sei das Pferde¬ 
fleisch jetzt schon auf 30 Pfg. das Pfund gestiegen.“ — In 
den Landstädtchen wird meist ein Schwein gefüttert, das 
dann den Fleischbedarf für 6—7 Monate decken muss. Die¬ 
jenigen, die das niqht können, sehen wöchentlich nur ein- 
bis zweimal Fleisch auf dem Tische und dann auch nur 
V 2 —Pfund, das für die ganze Familie reichen muss. Die 
Nahrung besteht deshalb auch hauptsächlich aus Kartoffeln 
mit Hering, Buttermilch oder Leinöl. Gemüsen aller Art, 
Weisskohl, Kohlrüben, Mohrrüben, Wasserrüben, grüne 
Bohnen, Ja selbst die Blätter der Futterrübe werden im 
Herbst eingemacht und dienen dann in Westfalen, beson¬ 
ders aber auch in Schlesien und Sachsen als die haupt¬ 
sächlichste Mittagskost. Zum Fetten wird Oel, Talg und 
bei besonders Begüterten Margarine verwandt. Diejenigen, 
die ein wenig Landwirthschaft treiben, sich eine Kuh, eine 
Ziege oder ein Schwein halten können, nähren sich aller¬ 
dings etwas besser; aber diese relative Besserstellung muss 
durch die äusserste Ausdehnung der Arbeitszeit - im 
Sommer bis 20 Stunden — erkauft werden. So offenkundig 
sind die elenden Ernährungsverhältni.sse der Tabakarbeiter, 
dass selbst die Fabrikanten bei ihrer Agitation gegen 
den neuen Gesetzentwurf von „ausgemergelten, schlecht 
genährten Tabakarbeitern, die andere Arbeit, welche 
grössere physische Anstrengung erfordert, nicht verrichten 
können“, zu sprechen gezwungen waren. 

Nun würde aber Jede Mehrbelastung des Tabaks, so¬ 
fern sie einen Konsumtions- und Produktionsrückgang zur 
Folge hat, wiederum auf die 'l'abakarbeiter abgewälzt 
werden, nachdem das rabaksteuergesetz von 1879 die Lebens¬ 
haltung der l abakarbeiter bereits auf das denkbar niedrigste 
Niveau herabgedrückt hatte — fder anrechnungsfähige Durch¬ 
schnittslohn, der für die Tabak-lndustrie-Bei ufsgenossen- 
schaft zum Ausgang ihrer Berechnungen dient, betrug für 
1889: 457 M., nach den Angaben der vorliegenden Enquete 
entspricht dieser Durchschnittssatz den wirklichen V^er- 
hältnissen). - Das neue Gesetz würde zunächst eine fast 
vollständige Verlegung der Tabakfabriken von Nord¬ 
deutschland nach Süddeutschland zur Folge haben und 
würde weiter die Hausindustrie zur ausschliesslichen Pro¬ 
duktionsform machen. Welche Konsequenzen dies für die 
betheiligten Arbeiter hätte, braucht nach dem Gesagten 
nicht noch besonders hervorgehoben zu werden. 

Der Schatzsekretär v. Posadowsky bestritt allerdings 
diese Einwirkung auf die Lage der 'l'abakarbeiter. indem 
er das Eintreten von Arbeitercntlassungen in grösserem 


Umfange in Abrede stellte. Er stützte sich hietbei auf die 
Thatsache, dass Deutschland 160 000, Frankreich 18 000, 
Oesterreich 36 000 Tabakarbeiter habe, während in Deutsch¬ 
land 1480 000 Zentner Tabak, in Frankreich 721000, in 
Oesterreich 620 000 Zentner verarbeitet würde, d. h. auf 
den Arbeiter in Deutschland 9,25 Zentner, in Frankreich 
40, in Oesterreich 16 Zentner verarbeiteten Tabaks kämen. 
Aus dieser argen Differenz in der individuellen Produktions¬ 
menge schloss er auf eine starke Uebertreibung in der 
Zahl der deutschen Tabakarbeiter. Aber durchaus irrthüm- 
licher Weise, wie ihm der Abg. Frese-Bremen nachwies. 
Der Schatzsekretär hatte nämlich ausser Acht gelassen, 
dass in Deutschland weit weniger Rauchtabak konsumirt 
würde als in Oesterreich und Frankreich. Der grösste 
deutsche Rauchtabak-Fabrikant, welcher 36 000 Zentner 
verarbeitet, braucht, weil dazu maschineller Betrieb ver¬ 
wendet werden kann, 200 Arbeiter, der grösste deutsche 
Zigarrenfabrikant Deutschlands braucht dagegen zur Ver¬ 
arbeitung von gleichfalls 36 000 Zentnern 5000 Arbeiter. 
Damit aber fallen alle Argumente gegen den Ausgangs¬ 
punkt der Debatte: die Zahl der beschäftigten Arbeiter. 
Der bedeutende Konsumrückgang steht ausser Frage, da¬ 
mit aber auch die Arbeiterentlassungen und die sich daraus 
ergebenden sozialpolitischen Konsequenzen. Die von den 
Anhängern der neuen Tabaksteuer beliebte Argumentation, 
dass der Tabak als Genussmittel auch entsprechend dem 
Vorgehen in anderen Ländern als Steuerobjekt par 
excellence gelten müsse, trifft durchaus nicht den Kern der 
Sache. Ob der Tabak ein Luxusartikel ist, oder für die 
Gegenwart als unentbehrliches Genussmittel betrachtet 
w'erden muss, kann dahingestellt bleiben. Für Deutschland 
kommt einzig in Betracht, dass die Tabakindustrie Hundert¬ 
tausende von Arbeitern ernährt. Und sehr richtig hob der 
Abgeordnete Meister hervor: „der Hinweis auf andere 
Länder, wo keine so entwickelte Industrie besteht, bewiese, 
dass Jene Länder nicht in der Lage sind, mehr Arbeiter zu 
beschältigen. weil die Steuer dort eine so drückende ist, 
dass von einem Zigarrenkonsum in den breiteren Volks¬ 
schichten keine Rede sein kann.“ 

Aber gleichgiltig, ob die Vorlage angenommen wird 
oder nicht, auch bei der Ablehnung der Vorlage würde 
w'enigstens vorübergehend ein bedeutender Stillstand in der 
Tabakindustrie eintreten. Die grossen Fabriken haben so¬ 
fort als es bekannt wurde, dass der Tabak stärker heran¬ 
gezogen werden sollte, ein halbes, mindestens aber ein 
Vierteljahr lang auf Vorrath arbeiten lassen, um eventuell 
gegen die Misshelligkeiten der Vorlage geschützt zu sein. 
In einem sehr grossen Umfange wurde Ueberarbeit zu 
Hilfe genommen und die Arbeiter wurden auf das Aeusserste 
überangestrengt. Nun sind. die Lager übermässig gefüllt 
— und natürlich bis zur Erschöpfung des Vorraths zahl¬ 
reiche Arbeiter erwerbslos. — Wie sich nun auch immer 
das Schicksal der Tabak-Fabrikat-Steuervorlage gestalten 
mag, für die Arbeiter wird eine dauerde oder vorüber¬ 
gehende Schädigung, deren Nachwirkungen sich nicht so 
leicht überwinden lassen w'erden, die Folge sein. 

Berlin. H. Lux. 


Jahresbericht der Hamburger Tabakarbeitergenossen¬ 
schaft. Dem Geschäftsbericht der hiesigen Tabakarbeiter- 
gcnossenschalt für das Jahr 1893 entnehmen wir folgende 
Angaben. Die Aktiva und Passiva der Genossenschaft 
balanzirten mit 171 687,15 M. Die Zahl der Mitglieder 
betrug am Jahresschlüsse 1218, die Gesammthöhe der Haft¬ 
summe 127 100 M. Der Absatz an Cigarren betrug im Be¬ 
richtsjahre 6820 Mille gegen 6180 Mille im Vorjahre. In den 
Werkstätten der Genossenschaft wurden insgesammt 161 Ar¬ 
beiter beschäftigt, welche an Arbeitslöhnen 121 403,10 M. 
verdienten. Der durchschnittliche Tagelohn belief sich für 
Sortirer auf 4,47 M,, für die übrigen Arbeiter, mit Ausnahme 
der Wickclmacher, auf 3,16 M,. für Wickelmacher auf 1,07 M. 
An Gewinn wurden im Berichtsjahr 15 626,41 M. erzielt 
I und zwar betrug der Gewinn an dem Mille Cigarren 2,29 M. 

im Durchschnitt. Die Genossenschaft hat im Berichtsjahr 
I 36 922 M. an Zöllen bezahlt; für das Mille ergiebt dies 6 M., 
j für die einzelne Cigarre yr, Pfg- Zoll. — Am Schlüsse des 
I Geschäftsberichts heisst es, dass die Einführung^der Tabak- 
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fabrikatsteuer das Eingehen der Fabrik bestimmt zur Folge 
haben würde; ein Gleiches würde bei einer Erhöhung des 
Zolles für ausländische Tabake der Fall sein. 


Gewerkschaftliche Arbeiterbewegung. 

Kontrolmarken in England. Die Vereinigten Filz- 
hutmacher-Gesellen und die Gesellschaft der Staffirer und 
Wollfilzformer haben eine Kontrolmarke eingeführt. Ein 
an die Gewerkvereine erlassenes Rundschreiben fordert die 
Mitglieder auf, nur in diöser Weise gezeichnete Hüte zu 
tragen. Zugleich wird mitgetheilt, dass ungefähr 80 Millionen 
solcher Marken von den Hutmachern in den Vereinigten 
Staaten seit 1886, in welchem Jahre das System dort zu¬ 
erst Eingang fand, verbraucht wurden. Die genannten Ver¬ 
einigungen glauben hierdurch Löhne zu dem Gewerkvereins¬ 
satze zu erzielen und ferner eine milde Art Boykott auf 
die von ihnen als non-society houses bezeichneten Firmen 
ihres Gewerbes auszuüben, von denen schlechte Löhne 
gezahlt werden. 

Arbeitseinstellungen in Frankreich. Im Jahre 1893 
wurden in Frankreich 607 Strikefälle gezählt. Die Monate 
April und Mai weisen mit 93 und 121 Fällen die höchste 
Zahl von Arbeitseinstellungen auf, von da an sinkt die Zahl 
langsam, um im Dezember mit 15 Fällen den niedersten 
Stand zu erreichen. Von 607 Arbeitseinstellungen führten 
112 zum Sieg, in 193 Fällen wurde ein theilweiser Erfolg 
oder eine gütliche Verständigung erzielt, 223 Arbeitsein¬ 
stellungen endigten mit einer Niederlage und 79 Fälle waren 
am Schlüsse des Jahres noch nicht erledigt. Das Gesetz 
vom 27. Dezember 1892, das das Einigungsverfahren in 
Strikefällen regelt, ist im Jahre 1893 erstmals in Anwendung 
gekommen, ln 104 Fällen ist der Friedensrichter, der nach 
dem Gesetz die ersten Schritte zur Einigung zu thun hat, 
in Thätigkeit getreten. Von den Arbeitern ist der Friedens¬ 
richter 53 Mal angcrufen worden, von den Unternehmern 
6 mal und von den Arbeitern und Unternehmern ge¬ 
meinschaftlich 2 mal. Ausserdem haben die Friedensrichter 
von der Befugniss, selbst einzuschreiten, in 43 Fällen Ge¬ 
brauch gemacht. In 53 Fällen haben sich beide 7'heile auf 
das Einigungsverfahren eingelassen. Das Verfahren endigte 
in 30 Fällen mit einer gütlichen Verständigung, während 
es in 23 Fällen zu einem Schiedsspruch kam, dem sich 
jedoch nur in acht Fällen beide Parteien unterworfen 
haben. 

Arbeiterschutzgesetzgebung und Gewerbe¬ 
inspektion. 

Zur Durchführung d^r Sonntagsruhe. In diesen Ta¬ 
gen werden Vertreter der Glasindustrie in Berlin versam¬ 
melt sein, um ihre Ansichten betreffs der für diese Industrie 
ausgearbeiteten Ausnahme-Bestimmungen über die Sonntags¬ 
ruhe mit Regierungsvertretern auszutauschen. Die bezüg- 
tichen Sitzungen finden unter der Leitung des Unterstaats¬ 
sekretärs im Reichsamt des Innern Dr. v. Rottenburg statt. 

Zur Revision des französischen Gewerkschaftsgesetzes. 

Die Arbeitskommission der französischen Kammer hat dieser 
Tage ihren Bericht über den ihr zur Berathung überwiese¬ 
nen Antrag des sozialistischen Abgeordneten Sembat auf 
Abänderung des Syndikatsgesetzes vom 21. März 1884 fertig¬ 
gestellt. Wie aus dem Berichte hervorgeht, war es der 
Kommission von vornherein klar, dass, soll die Gründung 
und Ausbildung der Arbeitersyndikate nicht behindert wer¬ 
den, das Gesetz, besonders nach der Auslegung, die es 
seitens verschiedener Staatsanwälte und Richter fand, drin¬ 
gend einer Abänderung bedürfe. Insbesondere trete dies 
bei dem Art. 2 hervor, welcher besagt, dass alle Personen, 
die den nämlichen oder gleichartigen Beruf oder zur Her¬ 
stellung bestimmter Produkte zusammenwirkende Berufs¬ 
arten ausüben, sich frei zu Syndikaten konstituiren können, t 
Wird das Wort „ausüben“, wie dies vielfach geschehen ist, i 


buchstäblich genommen, dann ist es nämlich den Arbeitern 
in vielen Fällen, namentlich solchen, wo sie es mit grossen 
Unternehmern, wie z. B. Grubengesellschaften zu thun haben, 
die der Gewerkschaftsbewegung nicht sonderlich hold sind, 
unmöglich, sich zu Syndikaten zu konstituiren oder diese 
aufrecht zu erhalten, weil es zur Gründung wie Leitung 
derselben Arbeiter bedarf, die nicht in der Gefahr leben, 
jeden Moment entlassen zu werden, somit solcher, die 
ihren Beruf nicht mehr ausüben. Werden nun solche 
Syndikate als ungesetzlich verfolgt, dann hängt deren Be¬ 
stand ganz und gar von den Unternehmern ab, da sie ja 
nur, wie dies häufig genug geschehen ist, die von ihnen 
heschäftigten Syndikatsleiter durch Entlassung zu Arbeitern 
zu machen brauchen, die ihren Beruf nicht mehr ausüben. 
Die Kommission ist denn auch zu dem Schlüsse gelangt, 
dem Art. 2 des Syndikatsgesetzes die Bestimmung hinzu¬ 
zufügen, dass die Mitglieder eines Syndikats, die ihren Be¬ 
ruf nicht mehr ausüben, ihre Mitgliedschaft behalten können 
und alle jene Personen, die ihren Beruf mindestens 5 Jahre 
ausgeübt und denselben seit nicht mehr als 10 Jahre ver¬ 
lassen haben, einem Syndikate beitreten können. Nut sollen 
die Lcitungskomites der Syndikate — und das ist eine Be¬ 
stimmung, welche die Kommission dem Art. 4 des Syndi¬ 
katsgesetzes beigelügt wissen will — blos bis zu einem 
Drittel aus Mitgliedern bestehen dürfen, die ihren Beim! 
nicht mehr ausüben, und soll es diesen verboten sein, gleich¬ 
zeitig Verwalter oder Leiter eines anderen Syndikats zu 
sein. Da es nun keine.swegs an Unternehmersyndikaten 
fehlt, an deren Spitze Personen stehen, die ihren Beruf 
nicht mehr ausüben, dürfte die Regierung gegen die Kom¬ 
missionsanträge kaum etwas einzuwenden haben und zwar 
um so weniger, als der Justizminister der Kommission ge¬ 
genüber selbst erklärte, dass, wenn irgend einer Gesetzes¬ 
bestimmung Jahre hindurch von Seite Jener nicht nach¬ 
gekommen wird, die man keines aufrührerischen Geistes 
zeihen könne — er meinte eben die Unternehmersyndikate 
— dies ein Zeichen sei, dass sie nicht den sozialen Be¬ 
dürfnissen entspreche und darum zu mödifiziren oder zu 
erweitern sei. Logischer und den Erfahrungen gemässer 
wäre es freilich, jedwede Beschränkung aufzuheben und 
es den Berufsorganisationen zu überlassen, wen sie in ihre 
Reihen aufnehmen und wen sie mit der Leitung ihrer Ge¬ 
schäfte betrauen wollen; aber daran ist vorläufig nicht zu 
denken und es wird schon als ein erfreulicher Fortschritt zu 
zu bezeichnen sein, wenn die vorgeschlagenen Modifikatio¬ 
nen nicht vor dem Senat Halt machen. 

Internationaler Arbeiterschutz-Kongress. Der inter¬ 
nationale Arbeiterschutz - Kongress wird in Zürich vom 
19 —26. August tagen. Als Tagesordnung sind folgende 
Punkte aufgestellt; 1. Die Sonntagsarbeit; 2. die Arbeit 
der Kinder und jungen Leute; 3. die Arbeit der Frauen; 
4. die Arbeit erwachsener Männer; 5. Mittel und Wege zur 
Verwirklichung des Arbeiterschutzes. In dem Einladungs¬ 
schreiben, dass das Organisations-Komite an die Arbeiter 
aller Länder gerichtet hat, heisst es: . . Gewiss ist es 

des Versuches werth, ob es nicht gelingt, in allen Ländern 
eine starke Bewegung, an der sich alle Anhänger des ge¬ 
setzlichen Arbeiterschutzes ohne Unterschied der politischen 
oder religiösen Richtung betheiligen, hervorzurufen, die 
überall die gleichen Postulate aufsteltt, und die in ihrer 
geeinten Kraft bald unwiderstehlich werden dürfte. Sehen 
sich alle Regierungen einer so starken Bewegung mit ein¬ 
heitlichem Ziele gegenüber, dann dürfte es in kurzer Zeit 
gelingen, sie zu internationalen Verständigungen und zu 
eingreifenden Reformen zu bewegen. 

Selbstverständlich kann der Kongress in Zürich nur 
dann zu Erfolgen führen, wenn seine Theilnchmer von vorn¬ 
herein darüber einig sind, dass das Eingreifen des Staates 
zu Gunsten der Arbeiterklasse durch Verkürzung der Arbeits¬ 
zeit, Verbot der Sonntagsarbeit, besondere Schutzbe¬ 
stimmungen für Frauen, junge Leute und Kinder berechtigt, 
nothwendig und dringend sei. Nur Solche, die von dieser 
Ueberzeugung durchdrungen sind und sich verpflichten, 
dafür ernstlich zu wirken, werden zum Kongresse eingeladen 
und nur Solche werden zugelassen. Nicht darüber, ob 
staatlicher Arbeiterschutz berechtigt, nothwendig und dring¬ 
lich sei, soll diskutirt werden, sondern nur über das Maass 
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des Arbeiterschutzes und über die Mittel zu seiner Ver¬ 
wirklichung. . . 

Den Bestrebungen des Kongresses ist der beste Erfolg 
zu wünschen. In welchem Maass der Appell des Komites 
an die Arbeiter aller Länder Folge geleistet werden wird, 
ist zu beurtheilen noch nicht möglich. Die sozialdemo¬ 
kratische Fraktion des Deutschen Reichstags hat sich gegen 
die Beschickung durch die deutsche Sozialdemokratie erklärt. 


Arbeiterversicherung. 

Geschäftsbericht des Reichs-Versicherungsamts für das 
Jahr 1893 . 

Das Reichs-Versicherungsamt hat jetzt seinen Geschäfts¬ 
bericht für das Jahr 1893 veröffentlicht. Wir thcilen daraus 
das Folgende mit, das von allgemeinem Interesse sein wird. 

I. Unfallversicherung. 

waren im Ganzen 1248 Schiedsgerichte vorhanden« 
die ausschliesslich dem Reichs-Versicherungsamte nach¬ 
geordnet waren. Bei diesen sind 25 348 Berufungen an¬ 
hängig geworden, denen 113 999 Bescheide der Entschädi¬ 
gungsfeststellungsorgane gegenüberstehen. Aus dem Vor¬ 
jahre sind dazu noch 5769 unerledigte Berufungen über¬ 
nommen worden. Von diesen 31 217 Berufungen sind 
24123 in 4365 Sitzungen erledigt worden. Von den er¬ 
gangenen Entscheidungen waren durch Rekurs anfechtbar: 
19 255. 

Beim Reichs-Versicherungsamt sind im Berichtsjahre 
5304 Rekurse anhängig geworden, unerledigt aus den Vor¬ 
jahren übernommen wurden noch 1680, so dass im ganzen 
6984 Rekurse zu bearbeiten waren. Hiervon waren von 
den Versicherten 5528, von den Berufsgenossenschaften 
und Ausführungsbehörden 1456 eingelegt. Durch Urtheil 
wurden 4698, durch Beschluss (Verwerfung wegen Un¬ 
zulässigkeit oder verspäteter Einlegung) und auf andere 
Art (Zurücknahme, Vergleich etc.) 633, zusammen 5331 Re¬ 
kurse erledigt, so dass 1653 unerledigt blieben. In 348 
Sitzungen haben in 5155 Sachen mündliche Verhandlungen 
stattgefunden. Darunter wurden an 52 Sitzungstagen 788 
Rekurse aus dem Gebiet der land- und forstwirthschaftlichen 
und an einem Tage 21 Rekurse aus dem Gebiet der See¬ 
unfallversicherung verhandelt. Beweisaufnahme wurde in 
846 Fällen beschlossen, 175 Urtheile wurden ohne vorher¬ 
gehende mündliche Verhandlung gefällt. 

Von den durch Urtheil entschiedenen Rekursen, die 
die Versicherten eingelegt hatten, wurden 71,7 pCt. abge¬ 
wiesen, 28,3 pCt. zu Gunsten der Versicherten entschieden; 
die Berufsgenossenschaften und Ausführungsbehörden da¬ 
gegen erzielten in 41,4pCt. der Fälle Erfolg und wurden 
in 58,6 pCt. der Fälle abgewiesen. 

Interessant ist die folgende Zusammenstellung, die zeigt, 
welche Streitfragen den durch Urtheil entschiedenen Re¬ 
kursen in den letzten Jahren zu Grunde lagen. 


Streitfragen 


entschiedene 

Fälle 



1889 

1890 

1891 

1892 

1893 

a) lag ein Betriebsunfall vor?. . . 

1 


)467 

357 

404 

b) ist der Unfall erwiesen? . . . 

c) ist ein Zusammenhang zwischen 

■ 318 

472 

270 

488 


dem l^)etriebsunrall und der Er- 
werbsLinfcähigkcit anzimchmcn? . 

' 


309 

353 

500 

d) hat der Unfall eine versicherte 






Person betruflen?. 

36 

31 

24 

67 

79 

e) welche Berufsgenosscnschaft hat 






einziUreten?.. . 

14 ! 

34 

86 

150 

! 144 

f) welcher jahrcsarbeitsverdienst 

' 





ist zu Grunde zu legen? . . . 

63 

44 

45 

83 

134 

g) weleherf irad von Erwerbsunfähig¬ 
keit ist anzunehmen?. 

787 

* 970 

1647 

i 

' 1459 

2151 

h) war der Verletzte verpflichtet, 






sich in einem Krankenhause 






unterbringen zu lassen oder war 
das Heilverfahren beendigt? . . 





70 

i) sonstige .Streitfragen? .... 

285 

197 

310 

505 

728 


ziisammcMi . . . j 1503 1748 | 2888,3244 j 4698 


Die Zahl der Rekurse ist im Laufe der Jahre sehr be¬ 
trächtlich gewachsen — was ja auch in der Natur der Dinge 
liegt. Es wurden Rekurse erhoben: 1886 267, 1887 1065, 
1888 1613, 1889 2010, 1890 2354, 1891 3378, 1892 4240, 
1893 5304, zusammen 20231. 

Etwas seltsam muthet die folgende Bemerkung des Be¬ 
richts an: „Gleichwie in früheren Jahren, so hat auch in 
dem Berichtsjahre sich die Theilnahme von Vertretern der 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer an der rechtsprechenden 
Thätigkeit des Reichsversicherungsamts durchaus bewährt.“ 
Vielleicht lässt sich das Reichsversicherungsamt in einem 
der nächsten Jahresberichte auch einmal darüber aus, wie 
sich das Uebergewicht des bureaukratisch-juristischen Ele¬ 
ments im Amte bewährt hat. 

Aus der sonstigen Thätigkeit des Reichsversicherungs¬ 
amts, über die sich der Bericht verbreitet, verdient noch 
hervorgehoben zu werden, dass das Reichsversicherungs¬ 
amt im Berichtsjahre bei 19 Berufsgenossenschaften durch 
seine Beauftragten Revisionen der Kassen-, Rechnungs¬ 
und Geschäftsführung vorgenommen hat. Ueber die Er¬ 
gebnisse dieser Revisionen wird nichts mitgetheilt. 

Im Jahre 1893 betrug nach einer vorläufigen Ermitte¬ 
lung die Zahl aller bei den Berufsgenossenschaiten, Reichs-, 
Staats-, Provinzial- und Kommunal-Ausführungsbehörden 
zur Anmeldung gelangten Unfälle 262633, die der entschä¬ 
digten Unfälle 62605, von denen 6285 den Tod, 2895 eine 
dauernde völlige. 33803 eine dauernde theilweise Erwerbs¬ 
unfähigkeit und 19622 eine vorübergehende Erwerbsunfähig¬ 
keit zur F'olge hatten. 

Die im Jahre 1893 verausgabten Entschädigungen (Ren¬ 
ten u. s.) w.) betrugen nach einer vorläufigen Ermittelung 
ungefähr 38175000 M. gegen 32340178 M. im Jahre 1892, 
26426377 M. im Jahre 1891. 20315320 M. im Jahre 1890, 
14464303 M. im Jahre 1889, 9681447 M. im Jahre 1888, 
5932930 M. im Jahre 1887 und 1915366 M. im Jahre 1886. 

Entschädigungen (Renten u. s. w.) wurden im Jahre 

1893 gezahlt oder angewiesen an: 190510 Verletzte, 22405 
Wittwen Getödteter, 43924 Kinder Getödteter, 1620 Aszen¬ 
denten Getödteter; daneben erhielten ferner im Jahre 1893: 
6447 Ehefrauen, 13671 Kinder und 200 Aszendenten als An¬ 
gehörige von Verletzten, die in Krankenhäusern unterge¬ 
bracht waren, die gesetzlichen Unterstützungen gezahlt 
oder angewiesen, so dass im Berichtsjahre zusammen 
278777 Personen der Wohlthaten der Unfallversicherung 
theilhaftig geworden sind. 

II. Invaliditäts- und Altersversicherung. 

Im ganzen Reich wurden 37336 Ansprüche auf Alters¬ 
rente erhoben, von denen — einschliesslich der aus dem 
Vorjahre unerledigt übernommenen 4192 Altersrentenan¬ 
sprüche — 29886 von den Versicherungsanstalten und 
Kasseneinrichtungen anerkannt, 7440 zurückgewiesen, 1007 
anderweitig erledigt und 3395 unerledigt auf das Jahr 1894 
übernommen wurden. Die Zahl'der Ansprüche auf Inva¬ 
lidenrente belief sich auf 46062; von diesen wurden — ein¬ 
schliesslich der aus dem Vorjahre übernommenen 4177 In¬ 
validenansprüche — 33749 anerkannt, 9100 zurückgewiesen, 
2117 anderweitig erledigt und 5263 unerledigt auf das Jahr 

1894 übernommen. 

Bei den auf Grund des Invaliditäts- und Altersversiche¬ 
rungsgesetzes errichteten 626 Schiedsgerichten wurden im 
Berichtsjahr 13550 Berufungen anhängig, von denen 13169 
von den Versicherten oder deren Hinterbliebenen, 274 vom 
Staatskommissar und 7 von beiden Seiten erhoben waren. 
Aus dem Vorjahr wurden noch 4342 Berufungen unerledigt 
übernommen, so dass im ganzen 17892 Berufungen zu be¬ 
arbeiten waren. Hiervon sind 14104 in 3336 Sitzungen 
erledigt und 3788 auf das Jahr 1894 übernommen worden. 

Beim Reichsversicherungsamt wurden 1349 Revisionen 
in Invaliden- und 1845 Revisionen in Altersrentensachen, 
zu.sammen 3194 Revisionen anhängig. Unerledigt über 
nommen aus dem Jahre 1892 sind 467 Invalidenrenten- und 
771 Altersrentensachen, so dass im Ganzen 4432 Revisionen 
zu bearbeiten waren. Erledigt wurden durch Urtheil nach 
mündlicher Verhandlung 2830, auf andere Weise (Zurück¬ 
weisung ohne mündliche Verhandlung, Zurücknahme, Ver¬ 
gleich etc.) 763, zusammen mithin 3593 Revisionen; mithin 
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blieben unerledigt: 839. An 263 Sitzungstagen haben in 
2881 Sachen mündliche Verhandlungen stattgefunden. 

Von den Revisionen, die im Berichtsjahre anhängig 
wurden, waren eingelegt: 

Invaliden- Altcrs- 
rcntcnsachcn rcntcnsachcn 


von den Versicherten. 873 1293 

von den Versicherungsan^^taltcn u. Kassen¬ 
einrichtungen . 383 476 

von den Staatskonimissaren. 93 76 


zusammen wie oben 1349 1845. | 

Vom Rechnungsbureau waren einschliesslich der aus | 
dem Vorjahre übernommenen 6003 Rentenvertheilungsan- i 
träge 70167 derartige Anträge zu bearbeiten. Von diesen ! 
wurden 63559 erledigt. Gegen diese Rentenvertheilungen ■ 
wurde beim Reichsversicherungsamt in 349 Fällen Ein- I 
Spruch erhoben. Diese Einsprüche wurden — einschliesslich ' 
der im Jahre 1892 unerledigten 51 Fälle — bis auf94Fälle | 
erledigt. ! 

Vom 1. Januar 1891 bis Ende 1893 wurden überhaupt | 
53955 Invalidenrenten und 207732 Altersrenten anerkannt. 

Im Berichtsjahre bezogen rund 187450 Personen Alters- i 
rente, 53050 Personen Invalidenrente, also rund 240500 
Personen überhaupt Rente. Da sich unter diesen rund 850 
Personen befinden, deren Altersrente im Laufe des Berichts¬ 
jahres in Invalidenrente umgewandelt wurde, und diese , 
Personen deshalb vorstehend doppelt gezählt sind, so stellt 
sich die wirkliche Zahl der Rentenempfänger des Berichts¬ 
jahres auf rund 239650 Personen, an die insgesammt 27,9 
Millionen Mark, und zwar an Altersrenten rund 22,7 Mill. 
Mark, an Invalidenrenten 5,2 Millionen Mark gezahlt sind. 

Die seit dem 1. Januar 1891 festgesetzten Renten reprä- 
sentiren ein Deckungskapital von rund 114,2 Mill. Mark und i 
mit Einschluss der Einlagen in den Reservefonds ein Ka¬ 
pital von rund 137 Mill, Mark. 

Die Einnahmen ergaben nach Abzug der Verwaltungs¬ 
kosten: 

1891 rund 85.2 Millionen Mark. j 

1892 „ 84,3 

1893 „ 84,5 

zusammen 254,0 Millionen Mark. 

Ohne Berücksichtigung der Zinsen ist demnach zur 
Deckung der bereits im Jahre 1895 wirksam werdenden 
Beitragserstattungen und der allmählich höher werdenden 
Invalidenrenten ein Kapital von rund 117 Millionen Mark , 
verblieben. 

Zum Schluss sei noch erwähnt, dass sich die Zahl der 
gebuchten Eingänge beim Reichsversicherungsamt im Jahre 
1893 auf 213872 belief; dazu kommen noch allein beim 
Rechnungsbureau etwa 100000 ungebuchte Eingänge. Die 
geleistete Schreibarbeit ist also eine so kolossale, dass sich 
unwillkührlich die Frage aufdrängt: was soll das werden? 

Abänderung des Formulars für die Unfall-Anzeigen. 

Das Reichs-Versicherungsamt hat das bisher gültige For¬ 
mular für die Unfallanzeigen durch ein neues ersetzt, das 
bis Ende 1895 neben dem alten verwandt werden kann, 
vom 1. Januar 1896 an jedoch nach Format, Farbe und 
Inhalt bindend ist. 

Das neue Formular ist bedeutend inhaltsreicher als das 
alte. Wenn alle Fragen erschöpfend und richtig beant¬ 
wortet werden, so wird den Entschädigungsfeststellungs¬ 
organen ihre Arbeit sehr erleichtert und somit eine er¬ 
forderliche Beschleunigung des Feststellungsverfahrens 
erreicht werden. Ob diese Bedingung in der Hauptsache 
erfüllt werden wird, kann natürlich erst die Praxis lehren. 
Es ist indess, da vor der Feststellung des Formulars recht 
gründliche Erwägungen nach allen Richtungen hin statt¬ 
gefunden haben, zu hoffen, dass zwischen dem zu viel und 
zu wenig an Fragen thatsächlich die richtige Mitte gefunden 
worden ist. , 

Geht man davon aus, dass es für jeden Verletzten das | 
wünschenswertheste ist, wieder möglichst vollkommen ge- , 
heilt zu werden, s») liegt zweifellos die wichtigste Ver- i 
besscrung des neuen Formulars gegen das alte in der neu > 


aufgenommenen Frage 5 a. Hier wird danach gefragt, in 
welcher Weise für die Heilung gesorgt ist, und vor Allem 
die Angabe des Namens und der Adresse des behandelnden 
sowie des zuerst zugezogenen Arztes verlangt. Die Berufs¬ 
genossenschaften sind somit in der Lage, sich künftig sofort 
mit den behandelnden pp. Aerzten in Verbindung zu setzen. 
Ausserdem wird auch der Unternehmer dadurch angeregt, 
seinerseits auf die ärztliche Behandlung des Verletzten zu 
achten — was namentlich auf dem Lande hier und da noch 
recht nöthig ist. 

Dies möge hier genügen, da es zu weit führen würde, 
auf die übrigen Einzelheiten einzugehen. 


Wohnungszustände und Wohnungs¬ 
gesetzgebung. 

Die deutsche Reichsregierung und die Wohnungsfrage. 

Der Verband der evangelischen Arbeitervereine von Rhein¬ 
land und Westfalen hatte an die Reichsregierung eine auf 
die gesetzliche Regelung des Wohnungselends bezügliche 
Petition gerichtet. Der Staatssekretär v. Bötticher hat die 
Eingabe folgendermaassen beantwortet: „Dem Ausschuss 
erwidere ich auf die gefällige Eingabe vom 9. Februar 
ergebenst, dass ich bei aller Anerkennung der sozialen Be¬ 
deutung der Wohnungsfrage Bedenken trage, von Reichs 
wegen eine durchgreifende Enquete über die Beschaffenheit 
der Arbeiterwohnungen in den einzelnen Bundesstaaten 
anzuregen. Ein derartiger Schritt würde nur dann gerecht¬ 
fertigt sein, wenn in Aussicht genommen werden könnte, 
zur Bekämpfung der durch die Enquete ermittelten Miss¬ 
stände den Weg der Reichsgesetzgebung zu betreten. Wie 
ich aber schon in der Sitzung des Reichstags vom 6. dieses 
Monats näher ausgeführt habe (Stenogr. Bericht Seite 1033), 
halte ich bei der Verschiedenartigkeit der zu berücksichti¬ 
genden Verhältnisse es kaum für möglich, in der Wohnungs¬ 
frage zur Aufstellung übereinstimmender, für das ganze 
Reich geltender Grundsätze zu gelangen. Vielmehr glaube 
ich, dass hier zweckmässig nur auf dem Wege örtlicher oder 
für gewisse grössere Bezirke zu erlassender Anordnungen 
vorgegangen werden kann, wie solche in einzelnen Bundes¬ 
staaten und von mehreren Stadtgemeinden bereits getroffen 
oder beabsichtigt sind.“ — 


Schulwesen, Erziehungs- und Bildungsfragen. 


Der Volksbildungsverein in Wien. Der Volksbildungs- 
verein, als Zweigverein des Allgem. n.-ö. Volksbildungs¬ 
vereines, im Dezember 1886 gegründet, hat ansehnliche 
Erfolge aufzuweisen. In den Volksbibliotheken des Ver¬ 
eins wurden im Laufe des Jahres 1893 eine viertel Million 
Bände an die Leser abgegeben. Wien wird auf dieserfi 
Felde am Kontinent nur von einer Stadt (Paris) übertroffen. 
Wissenschaftliche Vorträge, Rezitationen und musikalische 
Aufführungen, welche der Verein, unterstützt von den her¬ 
vorragendsten Kräften in 16 Bezirken abhält, wurden von 
62 000 Personen besucht. Man vergleiche die folgende 
Tabelle: 

Winter 1887/88 1888/89 1889/90 1890/91 1892/93 1893^94 
Zahl der Vorträge 28 70 164 225 235 270 

Zahl der Hörer (6000) (14 000) 36 000 40 000 60000 62 000 

Die Unterrichtskurse gewähren Belehrung über ver¬ 
schiedene Gebiete der Litteratur und Kunst, der Geschichte, 
der Rechts- und Naturwissenschaften, ln 22 dreimonatlichen 
Kursen waren 2000 Hörer eingeschrieben; der Andrang zum 
Litteraturkurs (239 Hörer) war so gross, dass er in zwei 
Parallelkurse getheilt werden musste. Die Haushaltungs¬ 
schule hat einen solchen Erfolg errungen, dass nach ihrem 
Vorbilde in fünf Städten der Monarchie ähnliche In.stitute 
errichtet wurden. Die Ausgaben des Vereins beziffern sich 
auf 20000 Gulden, die zum grössten Theil auf freiwilligen 
Spenden beruhen, da die öffentlichen Körperschaften ihre 
Pflicht nur sehr ungenügend erfüllen. 


Verantwortlich für die Redaktion: Dr. Heinrich Braun in Berlin W., Victoriastrasse i6. 
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Die Garantieen des Angeklagten nach dem 
Strafprozessentwurf. 

Die tief in unser Rechtsleben eingreifende Novelle zum 
Gerichtsverfassungsgesetz und zur Strafprozessordnung 
enthalt neben der in dieser Zeitschrift bereits besprochenen 
Neueinführung der Berufung und der Entschädigung für 
unschuldig erlittene Strafvollstreckung (vgl. hierüber No. 18 
S. 209, No. 19 S. 217 ff., No. 22 S. 253 ff. des Sozialpolitischen 
Centralblatts) eine Reihe erheblicher Abänderungen auch 
des erstinstanzlichen Verfahrens. Die Motive bringen 
diese unter die Ueberschrift: „Wegfall mehrerer der als 
Ersatz für den Mangel der Berufung eingeführten Garantieen 
in erster Instanz.“ Würde die in diesen Worten zum Aus¬ 


wir auch dann mit aller Energie aufrecht erhalten sollten, 
wenn die leidige Kostenfrage die Berufung selbst nicht so 
ausserordentlich dürftig und wirkungslos gestaltet hätte, wie 
dies thatsächlich der Fall ist. Niemand wird das Urtheil 
zu hart finden, welches Reichsgerichtsrath St engl ein i) 
in einer soeben erschienenen Abhandlung fällt, wenn er 
sich zu der Behauptung berechtigt hält, dass, sollte der 
Entwurf Gesetz werden, nur noch ein kümmerlicher Rest 
der Mündlichkeit und Unmittelbarkeit des Verfahrens in Zu¬ 
kunft übrig kleiben wird. 

Der damit beschrittene Weg ist im höchsten Grade 
bedenklich. Offenbar hat den Verfasser des Entwurfs, wenn 
auch unbeabsichtigt, so doch thatsächlich der Gedanke ge¬ 
leitet, dass man es mit den Garantieen für die erste Instanz 
nicht mehr so genau und ängstlich zu nehmen brauche, 
wenn nur stets die Möglichkeit einer Korrektur eines 
etwaigen falschen Urtheilsspniches durch die Berufung ge* 
geben sei. Ueber die gänzliche Haltlosigkeit dieser Ansicht 
braucht kaum ein Wort verloren zu werden. Es erscheint 
fast trivial, noch ausdrücklich darauf hinzuweisen, welches 
Maass von oft niemals wieder auszugleichendem persön¬ 
lichen und wirthschaftlichen schweren Ungemach ganz be¬ 
sonders für die weniger bemittelten Volksklassen durch 
ein wenn auch nur in erster Instanz zu Unrecht er¬ 
gangenes verurtheilendes Erkenntniss angerichtet werden 
kann, zumal, wenn man sich vergegenwärtigt, dass der 
Entwurf den Ersatz für unschuldig erlittene Haft ausschliess¬ 
lich auf den Fall beschränkt, dass eine im ßtrafverfahren 
rechtskräftig erkannte Strafe ganz oder theilweise voll¬ 
streckt worden ist. Hinzukommt, dass im Verfahren vor 
dem Berufungsgericht die Chancen für die Aufhebung eines 
verurtheilenden Erkenntnisses erheblich geringer sind, als 
die Aussicht auf eine Freisprechung in erster Instanz. Denn, 
und darin liegt eben die niemals ganz aus der Welt zu 
schaffende Schwäche jeder Berufung, dem später urtheilen- 
den Gericht stehen unter allen Umständen weit mangel¬ 
haftere Mittel zur Erkenntniss des wahren Sachverhalts zu 
Gebote, als dem Richter erster Instanz. Daher wird das 
an Treue und Sicherheit mit der ersten Beweisaufnahme 
nicht zu vergleichende zweite Verfaliren niemals die gleiche 
Beachtung finden. Diese Thatsache Hesse sich selbst dann 
nicht aus der Welt schaffen, wenn man die vom Entwurf 


druck gebrachte Auft'assung mit den Bestimmungen des 
Entwurfes selbst im Einklang stehen und es sich wirklich 
nur um das Ueberbordwerfen lästiger Vorschriften handeln, 
deren einziger Zweck darin bestanden hat, uns für das 
bisher verschlossene Eldorado der Berufung zu ent¬ 
schädigen, dann könnte man die beabsichtigte Vereinfachung 
des Prozesses mit Freude begrüssen. Dies ist nun aber 
in keiner Weise der Fall. Leichten Herzens giebt der 
Entwurf Schutzmaassregeln für den Angeklagten preis, die 


i in nur fragmentarischer Form gedachte Wiederholung der 
Beweisaufnahme so erweitern wollte, dass sie uns ein Ge- 
I sammtbild des vollen Beweises böte. Und schliesslicli: 
; semper aliquid liaeret, der Makel einer einmal erfolgten. 

I wenn auch nachher wieder aufgehobenen Verurtheilung lässt 
I sich bei den Anschauungen unserer lediglich auf den Schein 

b Wider die Berufung. Ein Malinwort zur Xovelle der 
Strafprozessordnung. Berlin 1894. Otto Liebinann. Preis 80 I'fg. 
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bedachten bürgerlichen Gesellschaft völlig gewiss nicht 
tilgen. Einen von solchem Unglück Betroffenen wird die 
Erlangung von Arbeitsgelegenheit stets erhöhte Schwierig¬ 
keiten bereiten, ganz besonders, wenn ihn gar noch die 
Untersuchungshaft seiner bisherigen Thätigkeitssphäre ent- 
reisst. 

Diese und eine ganze Reihe anderer Bedenken werden 
den Reichstag veranlassen müssen, jede einzelne Be¬ 
stimmung, welche eine bislang zu Gunsten des Angeklagten in 
Geltung gewesene Garantie beseitigen soll, der ernstesten 
Prüfung zu unterziehen und rückhaltslos zu verw^erfen, wenn 
sie auch nur möglicherweise für eine sachgemässe Recht¬ 
sprechung nachtheilig werden kann. Wir wollen im Folgen¬ 
den einige der in Frage kommenden Hauptpunkte kurz 
hervorheben. 

Aus der sehr zutreffenden Erwägung, dass der Ange¬ 
schuldigte ein ganz erhebliches Interesse daran hat, vor der 
Beschlussfassung des Gerichts über die Eröffnung des 
Hauptverfahrens seine Ansichten vorzutragen, bestimmt das 
geltende Recht, dass der Vorsitzende die Anklageschrift 
dem Angeschuldigten mitzutheilen und ihn zugleich aufzu¬ 
fordern hat, sich innerhalb einer zu bestimmenden Frist zu 
erklären, ob er eine Voruntersuchung oder die Vornahme 
einzelner Beweiserhebungen vor der Hauptverhandlung be¬ 
antragen oder Einwendungen gegen die Eröffnung des 
Hauptverfahrens Vorbringen wolle. Die Praxis hat diese 
für eine sorgsame Vorbereitung der öffentlichen Anklage 
an und für sich sehr werthvolle Bestimmung zu einem leeren 
Formelkrimskrams herabgewürdigt. Stenglein schildert 
uns sehr drastisch den schroffen Widerspruch eines solchen 
Verfahrens mit dem Geiste des Gesetzes, dem es allein 
gemäss wäre, dass dem Angeklagten schon in diesem 
Stadium, wenn überl)aupt, ein Vertheidiger zur Seite stehen 
würde, der, wohlinformirt, in Gemeinschaft mit dem Ange¬ 
klagten den Vertheidigungsplan entwerfen und dem ent¬ 
sprechend die geeigneten Anträge stellen könnte. Ganz be¬ 
sonders haben unter dieser Rechtsverletzung die Unbe¬ 
mittelten zu leiden. Verlangen sie einen Vertheidiger, so 
wird ihr Antrag regelmässig mit der schablonenhaften Mo- 
tivirung abgelehnt, dass kein Fall einer sogenannten noth- 
wendigen Vertheidigung vorliege, sich selbst aber einen 
Rechtsanwalt zu engagiren, dazu fehlen ihnen die Mittel. 
Begehren sie die Vornahme einzelner Beweiserhebungen, 
so erhalten sie die lakonische Antwort, dass die Sache 
bereits genügend aufgeklärt sei. Die Zeugen aber selbst 
laden zu lassen, dies vermögen sie wiederum oft genug 
nicht. Denn 'eine unmittelbar vom Angeklagten geladene 
Person ist nur dann zum Erscheinen verpflichtet, wenn ihr 
bei der Ladung die gesetzliche Entschädigung für Reise¬ 
kosten und Versäumniss baar dargeboten oder deren Hinter¬ 
legung nachgewiesen wird. So kommt es, dass der wirth- 
schaftlich ungünstig gestellte Angeklagte, dem der übliche 
formularartige, schwerfällig abstrakte Stil juristischer Ur¬ 
kunden die Anklageschrift ohnedies schon häufig zu einem 
Buche mit sieben Siegeln macht, in einer so hilflosen Lage 
in die mündliche Verhandlung eintreten muss, dass der 
wohlausgerüsteten Anklage gegenüber von der Vorbereitung 
eines umfassenden, der Situation angemessenen Entlastungs¬ 
beweises keine Rede sein kann. Wie diesen groben Uebel- 
ständen zu steuern sei, dies ist seit lange ernstlich erwogen 
worden. Ein dem Reichtstag vor einigen Jahren vom Ab¬ 
geordneten Munckel vorgelegter Gesetzentwurf wollte dem 
Angeklagten dadurch helfen, dass er ihm u. a. gegen einen 
ablehnenden Bescheid des Gerichts die ihm bis dahin ver¬ 
sagte Beschwerde zugestand. Andere gingen noch viel 
weiter, sie schlugen vor, das in Rede stehende Zwischen¬ 
verfahren in einer solchen Weise umzubilden, dass es zu 
einem vollkommenen Ersatzmittel für die Bei-ufung, aber 
befreit von deren unverkennbaren Mängeln, werden könne. 
Der Entwurf und die Motive haben keinen von allen diesen 


Vorschlägen auch nur eines Wortes gewürdigt, ja sie 
scheuen sich sogar nicht, einen kräftigen Schritt nach rück¬ 
wärts zu thun. Der Entwurf beseitigt einfach das Zwischen¬ 
verfahren des § 199 der Strafprozessordnung, mit der Mo- 
tivirung, dass die Vorschrift sich als eine besonders un¬ 
zweckmässige erwiesen habe, da die Befolgung derselben 
regelmässig zu einer erheblichen Verschleppung des Pro¬ 
zesses führe, während sie andererseits dem Angeklagten 
nicht einmal diejenigen Vortheile gewähre, auf welche sie 
abzielt. Nach Einführung der Berufung bedürfe es der 
Aufrechterhaltung der Bestimmung jedenfalls nicht mehr. 
Ja man geht sogar soweit, die erwähnte Garantie noch in 
einem grösseren Umfange preiszugeben, als man die Be¬ 
rufung zulässt, nämlich auch für das Verfahren vor dem 
Reichsgericht und dem Schwurgericht. Wie unbegreiflich 
kurzsichtig und unklar dieser Gedankengang des Entwurfs 
ist, leuchtet ohne weiteres ein. Seine eigene Begründung 
würde jeden Unbefangenen zur Verbesserung des § 199 
veranlassen. Anstatt dessen macht man sich’s bequemer 
und lässt ihn einfach fallen. Sollte der Entwurf Gesetz 
werden, so würde sich das Verfahren hiernach in Zukunft 
folgendermaassen gestalten: Erst mit der Ladung zur 
Hauptverhandlung erfährt der Angeklagte, dass und aus 
welchem Grunde Anklage gegen ihn erhoben ist. Er hat 
nunmehr nur noch eine Woche und in den Fällen der 
leichteren Strafthaten, der sogenannten Uebertretungen so¬ 
gar nur 3 Tage Frist bis zum Termin der mündlichen Ver¬ 
handlung. Dass ein derartiger Zeitraum aber absolut un¬ 
genügend ist, um besonders den armen Mann, dem kein 
Vertheidiger zur Seite steht und dem die Herbeischaflfung 
des erforderlichen Entlastungsmaterials überdies schon auf 
das äusserste erschwert ist, zu einem dem öffentlichen An¬ 
kläger gegenüber wenigstens einigermaassen ebenbürtig 
gestellten Gegner zu machen, ergiebt sich von selbst. 

Völlig zweifeln aber müssen wir, ob der selbstver¬ 
ständliche Grundsatz, der Strafprozess solle der Erforschung 
der materiellen Wahrheit dienen, sich in Zukunft auch nur 
noch mit einigem Schein von Berechtigung aufrecht er¬ 
halten lassen werde, wenn zu alledem gar noch die denkbar 
weiteste Durchführung des Kontumazialverfahrens hinzu¬ 
kommt. Den alten Satz, ein Angeklagter dürfe nicht un- 
gehört verurtheilt werden, und der erkennende Richter 
genüge seiner Pflicht, die Wahrheit zu finden, nur dann 
vollkommen, wenn er selbst den Angeklagten vor sich sehe 
und mit seiner Vertheidigung höre, glauben die Motive als 
mit den praktischen Bedürfnissen im Widerspruch stehend 
ohne Schaden für die Rechtssicherheit schlechthin opfern 
zu dürfen. Hiernach werden wir es künftighin recht häufig 
erleben können, dass ein Mensch, der erst acht Tage vor 
dem Verhandlungstermin von der gegen ihn erhobenen 
Anklage erfährt und innerhalb dieser kurzen Spanne Zeit 
die erforderlichen Mittel nicht aufzubringen vermag, um von 
seinem Aufenthaltsorte zu dem vielleicht weit entfernten 
Sitze des erkennenden Gerichts zu reisen, ungehört und 
ohne dass ihn die Richter gesehen haben, zu schwerer 
Zuchthausstrafe verurtheilt wird. Man sollte meinen, dass 
dieser Uebelstand denn doch noch erheblich schwerwiegen¬ 
der ist, als der, welcher den Motiven so besonders schreck¬ 
lich erscheint, dass ein Unbemittelter, der die Reisekosten 
nicht auf bringen kann, sich der zwangsweisen Vorführung 
unterwerfen muss. Dieser Nachtheil verschwindet wahrlich 
gegenüber jenem andern, dass die ungleichen Besitzver¬ 
hältnisse zu einem völligen Preisgeben des juristischen 
Endzwecks führen, nämlich zu einer Untergrabung der Mög¬ 
lichkeit, einen gerechten und der Wahrheit entsprechenden 
Urtheilsspruch zu erzeugen. 

Aber noch eine weitere höchst ungesunde Konsequenz 
werden die Vorschriften des Entwurfs nothwendig im Ge¬ 
folge haben. Wenn der Richter die Persönlichkeit des 
Angeschuldigten überhaupt nicht mehr kennen lernt, dann 
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werden die einzelne, aus dem Leben des Thäters heraus- 
gerissene That und der leere abstrakte Verbrechensbegrifl' 
noch eine erheblich grössere Rolle spielen, als dies zum 
schweren Schaden unserer Strafrechtspflege bisher schon 
im bedenklichsten Umfange der Fall gewesen ist. Dem¬ 
gegenüber geht das ganze Bestreben der neueren Wissen¬ 
schaft dahin, die volle Individualität des Thäters, seine 
rechtliche Gesinnung, seine Stellung zur sozialen Ordnung 
überhaupt zu berücksichtigen, und nach diesen Momenten 
vorzugsweise Art und Maass der Strafe zu bestimmen. 
Unumgängliche Voraussetzung dafür aber ist, dass der 
Richter den Menschen kennt, welchen er bestrafen will. 
Handelt es sich doch hier nicht um eine mathematische 
Aufgabe, sondern um eine praktische Frage des Lebens, 
die nach rein abstrakten Gesichtspunkten niemals zu be¬ 
antworten ist. Der Entwurf verkennt dies gröblich. Er 
zwingt den Richter geradezu, als seine einzige Aufgabe die 
mechanische Feststellung zu betrachten, ob die Elemente 
des theoretischen Begriffs der verbrecherischen That ge¬ 
geben sind, und richtet damit zwischen Strafrecht und So¬ 
zialpolitik eine unObersteigbare Schranke auf. Es scheint 
fast, als ob die gesammte Reformbewegung im Strafrecht 
dem Verfasser des Entwurfs unbekannt geblieben wäre, als 
ob er in die Schriften von Liszts keinen Blick hinein¬ 
geworfen hätte. Er wäre sonst mit der Zulassung des 
Kontumazialverfahrens sicherlich etwas sparsamer umge¬ 
gangen. 

Es ist hier unmöglich, auf alle Einzelheiten des Entwurfs 
einzugehen. Mit manchen recht gelungenen, die Promptheit 
der Justiz sichernden Vorschriften, wie der Einführung 
eines abgekürzten summarischen Verfahrens für gewisse, 
eine schleunige Behandlung erheischende Strafthaten 
wechseln Partieen ab, die zum energischen Protest heraus¬ 
fordern. So erscheint es im hohen Grade bedenklich, wenn 
künftighin die Anordnung über Geschäftsvertheilung und 
Zusammensetzung der Kammern und Senate dem Präsidium 
abgenommen und der Landesjustizverwaltiing übertragen 
werden soll. Dadurch wird das Vertrauen in die Unab¬ 
hängigkeit der Rechtspflege — ob mit Recht oder Unrecht 
bleibe hier dahingestellt — im Volke unbedenklich er¬ 
schüttert, und allein der Respekt vor dieser gegebenen 
Thatsache muss den Reichstag zur Verwerfung der ge¬ 
planten Reform veranlassen. 

Fast unglaublich endlich erscheint es, wie man sich dazu 
entschliessen konnte, neben der sehr zu billigenden Erweite¬ 
rung der Zuständigkeit der Schöffengerichte, auf der 
anderen Seite ohne jede zureichende Begründung die 
Kompetenz der Schwurgerichte in horrendem Umfange ein¬ 
zuengen und damit das Laienelement in zahllosen Fällen, 
wie bei Meineid, Urkundenfälschung, betrüglichem Bankerott 
u. s. w. aus der Rechtsprechung zu verdrängen, ünd dies 
zu einer Zeit, in welcher der ausserordentliche Vorzug der 
Betheiligung der Laien an der Handhabung von Justiz und 
Verwaltung — man denke nur an die seit 1890 eingeführten 
Gewerbegerichte — sich jeden Tag stärker dokumentirt. 
Hat doch auch der letzte deutsche Juristentag zu Augsburg 
aus dieser Erwägung heraus mit grosser Mehrheit auf Grund 
von Gneist’s Ausführungen den Beschluss gefasst: „Es 
empfiehlt sich die Durchführung der Schöffengerichtsver¬ 
fassung bei den Gerichten der mittleren Ordnung.“ Wie ist 
es bei dieser Sachlage nur möglich, dass der Entwurf unter 
vollkommenster Ignorirung der Thatsachen die von ihm be¬ 
liebte Regelung der Sanktion des Reichstags zumuthen 
konnte? Hat da Mittelstadt^) nicht völlig Recht, wenn er 
jüngst schrieb, dass das, was einst Gesetzgebungskunst 
gewesen, immer mehr Gefahr läuft, sei es zum Dilettan¬ 
tismus, sei es zu handwerksmässiger Routine herabzu¬ 
sinken. und dass unsere modernen Gesetze nur allzuhäufig 


b Gcrichts.^aal Hd. 43 .S, 1. 


den Stempel der Fabrikwaare an sich tragen, für den 
augenblicklichen Bedarf von dem behenden Räderwerk nach 
bekannter Schablone rasch hergestellt, und dazu bestimmt, 
rasch verbraucht zu werden? Aufgabe des Reichstages 
wird es sein, die beabsichtigte Herabdrückung des Ein¬ 
flusses der Geschworenengerichte solange zu verwerfen, als 
nicht das heute geltende bunte Durcheinander in den Or¬ 
ganisationsformen der Strafgerichte gründlich geändert ist. 

Vielleicht würde es auch angebracht sein, wenn der 
Reichstag bei Gelegenheit der Berathung des Entwurfs 
noch andere von ihm unberührt gelassene, aber sozialpoli¬ 
tisch höchst schädliche, einseitig doktrinäre Bestimmungen 
unseres Strafprozessrechts zur Sprache brächte. Hierhin 
gehört vor allem eine angemessene Milderung des so¬ 
genannten Legalitätsprinzips, welches den Staatsanwalt 
verpflichtet, auch die unbedeutendsten Handlungen zu ver¬ 
folgen, sofern nur irgend der Wortlaut des Gesetzes zu¬ 
trifft. Eine sachgemässe Modifikation dieses starren Grund¬ 
satzes nach dem Vorbilde des englischen Rechts würde 
ausserordentlichen Segen stiften und der ganzen Jämmer¬ 
lichkeit der kurzzeitigen Freiheitsstrafen einen kräftigen 
Damm entgegensetzen. 

Berlin. Hugo Heinemann. 


Soziale Wirthschaftspolitik und Wirthschafts- 
statistik. 

Zur Entwickelung des Grossbetriebs. Sehr charakte¬ 
ristische Beispiele für die Entwicklung des Grossbetriebs 
sind die beiden folgenden. Nach dem neuesten Geschäfts¬ 
bericht des Waarenhauses der Armee und Marine in Berlin 
betrug der Umsatz im Geschäftsjahr 1892/93 5 358 334 M., 
davon in eigenen Werkstätten hergestellt für 1 753 574 M., 
Verdienst an Uniformen. Ausrüstungsgegenständen 246 317 
M., desgleichen an Zivilkleidern, Luxus- und Ess- 
waaren 415 266 M. Der Gesarnmt-Bruttogewinn betrug 
742 000 M., die Geschäftsspesen beliefen sich auf 556 230 
M., davon entfallen auf Gehälter 339 560 M. Der ver- 
hältnissmässig geringe Netto - Verdienst war 185 810 M., 
doch genügte derselbe zur 5 prozentigen Verzinsung von 
2 840 000 M., in welcher Höhe Antheilscheine ausgegeben 
sind. 

Noch viel bedeutender sind die Verhältnisse des Pariser 
Louvre-Magazins, in die man aus Anlass eines Prozesses 
Einblick eihält. Das Louvre-Magazin gehört jetzt einer 
Aktiengesellschaft, bestehend aus 440 Aktien, deren jede 
in den letzten Jahren eine Dividende von durchschnittlich 
22 000 F'rancs erhalten hat Also ein vertheilter Reingewinn 
von 9 680 000 Francs pro Jahr. Von den Aktien besitzt 
Herr Chauchard 177-2 Stück, eben so viel der Kommandant 
Höriot. Die übrigen 95 Aktien vertheilen sich an 17 Besitzer. 

Die Erzeugung des elektrischen Stromes mittels 
Dampfkraft in Preussen 1893 . Die Statistische Korre¬ 
spondenz bietet in No. 9, Jahrg. XX eine interessante Zu¬ 
sammenstellung über die zgr Erzeugung von Elektrizität 
dienenden Dampfmaschinen, die ein ungefähres Bild von 
der Anwendung der Elektricität in Preussen geben. Um 
ein genaues Bild davon zu erhalten, wäre natürlich eine 
direkte Erhebung über die Elektrizitätserzeuger nothwendig, 
aber trotz der steigenden Bedeutung, welche die Anwen¬ 
dung der Elektrizität in den verschiedenen Gewerben und 
im tägliehen Leben gewonnen hat. werden wir eine solche 
wohl noch lange nicht bekommen; reicht doch selbst unsere 
offizielle Damplmaschinenstatistik nur bis zum Jahre 1878 
bezw. 1882 — von einer umfassenden Motorenstatistik ganz 
zu schweigen — wenn wir von den mageren Daten in der 
Statistischen Korrespondenz, die bis auf die Gegenwart 
fortgeführt sind, absehen. 

Ueber die zur Erzeugung von Elektrizität dienenden 
Dampfmaschinen liegen nun folgende Daten vor: 
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Maschinen zur Elcktrizitäts- 


Anfangs 

Erzeugung 


Masohinen 

Flcrckstärke 

1891 

983 

49 489 

1892 

1199 

66 803 

1893 

1407 

76 045 


davon ausschliesslich zur 
Elektrizitäts-Erzeugung 
Maschinen Pferdestärke 

794 39610 

944 52 292 

1218 66 528 


Von den 1218 Dampfmaschinen, welche zu Anfang 1893 
ausschliesslich zur Gewinnung elektrischer Energie im Be¬ 
triebe waren, entwickelten 1089 Maschinen mit 48692 Pferde¬ 
stärken Strom nur zur Beleuchtung, 14 Maschinen mit 1286 
Pferdestärken solchen nur zur Kraftübertragung; bei 94 
Maschinen mit 15336 Pferdestärken wurde der Strom gleich¬ 
zeitig beiden Zwecken dienstbar gemacht, während die 
von 21 Maschinen mit 1214 Pferdestärken erzeugte Elek¬ 
trizität sonstige Verwendung findet, nämlich zu galvano¬ 
plastischen , elektrolytischen, chemischen und anderen 
Zwecken. 

Die stärkste Verbreitung bezüglich der Zahl der Ma¬ 
schinen ist in den Rheinlanden (248 Maschinen mit 12232 
Pferdestärken), bezüglich der Leistungsfähigkeit in Berlin 
(214 Maschinen mit 23308 Pferdestärken) zu konstatiren. 

Besonders in Berlin hat in den letzten Jahren die An¬ 
wendung der Elektrizität eine ungemein grosse Ausdehnung 
gewonnen. Von den 2(K) Maschinen, welche 1893 in Berlin 
lediglich der Gewinnung elektrischer Energie dienten, er¬ 
zeugten 145 mit 13154 Pferdestärken nur elektrischen Strom 
zur Beleuchtung, hierzu sowie gleichzeitig zur Kraftüber¬ 
tragung dienten 53 Dampfmaschinen mit 9349 Pferdekräften, 
während 2 Maschinen mit 80 Pferdekräften Elektrizität für 
andere Zwecke erzeugten. 

Schon die Verwendung der Elektrizität zu Beleuchtungs¬ 
zwecken hat bedeutenden Einfluss auf die Umgestaltung 
des Produktionsprozesses in fast allen Industrien ausgeübt, 
noch viel unmittelbarer ist natürlich die Wirkung, wenn 
die Elektrizität zur Kraltübertragung verwandt wird. Von 
Interesse ist daher die folgende, kleine Zusammenstellung, 
welche die rasche Verwendung der Elektrizität zum Motoren¬ 
betriebe darthut. 

An das Leitungsnetz der Berliner Elektrizitäts¬ 
werke waren nämlich angeschlossen im Jahre 1893: 


kommenden Elektromotoren kann also keineswegs als Maass¬ 
stab für die Grösse des jeweiligen Betriebes angesehen 
werden, weil derselbe Betrieb gleichzeitig mehrere Motoren 
in verschiedenen Stockwerken, oder in noch grösserer Aus¬ 
dehnung benutzen kann. Dass dies auch in Berlin der Fall 
zu sein scheint, geht schon aus der Klassifikation der letzten 
Tabelle hervor, wird aber noch augenscheinlicher, wenn 
man die letzte Zeile „verschiedene Zwecke“ auflöst. Es 
wurden nämlich hier Elektromotoren verwandt zum Be¬ 
triebe von: Nähmaschinen, Hutbügel-, Kaffeeröst-, Walz-, 
Imprägnir-, Lederbearbeitungs-, Farbreib-, Sortir-, Schleif-, 
Putz- und andere Maschinen, ferner von Centrifugen, Stanzen, 
Gipskollergängen, Glückstrommeln, Transmissionen, Selter- 
wasserpumpen, Pumpen für Badeeinrichtungen, Spulen zur 
Bewegung von Schnellseh-Apparaten etc. Aus allen diesen 
Anwendungen hat das Kleinhandwerk jedenfalls den ge¬ 
ringsten Nutzen gezogen. Bisher ist also die Prophezeiung 
Werner v. Siemens noch nicht eingetroffen, dass die Elek¬ 
tromotoren bestimmt seien, das Kleinhandwerk aus seiner 
Misere zu erlösen. 

Einwirkung des englischen Kohlenstrikes auf die 
Kohienausfuhr. Der grosse Kohlenstrike des vergangenen 
Jahres hat wenig Einfluss ausgeübt auf die Kohlenausfuhr und 
die Production der Schiffskohle überhaupt. Es erklärt sich 
das daraus, dass die Kohlengruben, in denen Schiffskohle ge¬ 
fördert wird, da sie meist in Northumberland, Durham und 
Wales liegen, nur vorübergehend von dem Strike in Mit¬ 
leidenschaft gezogen wurden. Es ging während der Monate 
December 1892 bis August 1893 im Vergleich mit den ent¬ 
sprechenden Monaten des Vorjahres in ganz Grossbritannien 
die Kohlenausfuhr von 13 371 (XX) Tonnen auf 11 000 000 
Tonnen zurück, Bemerkenswerth ist. dass die Verschiffung 
aus den ostenglischen Häfen, wo es sich hauptsächlich um 
Kohlen des Strikebezirks handelt, allein von 1 024000 Tonnen 
auf 189 000 Tonnen zurückging. Die in der englischen 
Küstenfahrt verschiffte Kohle, auch meistens Schiffskohle, 
stieg für ganz Grossbritannien während der nämlichen Zeit 
sogar von 7 046 000 Tonnen auf 7 626 000 Tonnen. 


für 

am 30. Juni 
Motoren mit Pferdest. 

am 31. Dezember 

Motoren mit Pferdest. 

Durchschnitt¬ 
liche Stärke 
eines Motors 
am 31. Dez. 

Ventilations¬ 
zwecke . . 

70 

1 

130 

98 

225 

2,3 

Druckereibe- 
trieb . 

54 

180 

74 

230 

3,1 

Aiilzüge , . 

40 

240 

51 

290 

5,7 

Tuchschnei- 
demasch. . 

12 

9 

13 

10 

0,8 

Drelibänke, 

K re i-^ sägen . 

6 

14 

11 

37 

3,3 

galvanopl. u. 
ehemische 
Zwecke . . 

5 

30 

8 

40,5 

5,6 

(len Antrieb 
v. Dynamos 

3 

64 

3 

64 

21,3 

Schlächterei¬ 
bet! ieb .. . 

3 

17 

4 

20 

5,0 

verschiedene 
Zwecke . . 

45 

96 

74 

170 

2.3 

im Ganzen 

238 

780 

! 336 

1086,5 

3,2 


Die prozentuale Zunahme per anno betrüge demnach 
bei den Maschinen 82 pCt.. bei der Leistungsfähigkeit 
78 6 pCt. l)it‘ durchschnittliche Leistungsfähigkeit eines 
Elektromotors ist nur sehr klein, indem sie nur 3,2 Pferde¬ 
stärken beträgt. Daraus ist aber doch noch keineswegs 
der Schluss zu ziehen, dass der Elektromotor besonders 
der Kleinindustrie zu gute gekommen sei. Gerade der 
Eh ktromotorenbetrieb gestattet eine so weit gehende Thei- 
lung der Antriebsmotoren, dass ohne erhebliche Motor- 
kusten. aber mit dem Gewinn grösserer Betriebssicherheit 
iede VVerkzcngmaschine ihren eigenen Antriebmotor er¬ 
halten kann — wie dies z. B. in den Ilauptwerk^tätten der 
Eirma .Siemens »S: Halske in Charlottenburg theilweise durch- 
gelührt ist. Die Kleinheit der einzelnen zur Anwendung 


Soziale Zustände. 

Zur Beschäftigung schwangerer Frauen in England. 

Eine für die Gesammtheit ausserordentlich wichtige 
Frage ist die Beschäftigung von Wöchnerinnen in Fabriken 
und Werkstätten. Zur Ermittelung des Einflusses dieser 
Beschäftigung auf die Kindersterblichkeit hat die englische 
Regierung nunmehr im Verwaltungswege eine Kommission 
eingesetzt. 

Der Punkt wurde im Laufe des letzten Vierteljahr- 
hunderts von Zeit zu Zeit erörtert, das Einzige aber, was 
bisher wirklich geschah, die von unserem jetzigen Wirth- 
schaftssystem gefährdeten hülflosen Wesen zu schützen, 
war die Einfügung eines Zusatzes zum Fabrikgesetz von 
1891, welcher die Beschäftigung von Wöchnerinnen für 
einen Monat nach ihrer Niederkunft untersagte. Und selbst 
diese Bestimmung wurde in den betreffenden Parlaments¬ 
verhandlungen kaum der Aufmerksamkeit werth erachtet; 
ein einziges Mitglied des Unterhauses nur hielt die Sache 
für ziemlich wichtig. Als Beleg dafür, dass man bis vor 
kurzem dem Gegenstand in England keinerlei besonderes 
Interesse widmete, möge darauf liingewiesen sein, dass die 
Sozialreformer ausschliesslich die Besserung der Lage solcher 
Kinder im Auge hatten, welche bereits über die ersten 
Stufen der Kindheit hinaus waren. 

Gewichtigen ärztlichen Aussagen zufolge ist die Be¬ 
schränkung der Arbeitsentbaltung für Wöchnerinnen auf 
einen Monat völlig unzulänglich, und scheint die Ansicht 
den Vorzug zu verdienen, dass eine weit längere Zeit vor- 
gcschrieben werden müsse, welche der Mutter ermögliche, 
ihr Kind zu pflogen, anstatt es einer Wärterin zu über¬ 
lassen, Wo es sich um Kinder bandelt, welche die Brust 
bekommen sollten, ist die 'Erennung der Mutter vom Kind 
für dieses oft verderblich. Derartige Kleinen sind häufig 
der Barmherzigkeit von oft unzuverlässigen Freundinnen 
überlassen, und werden mit Brot und Wasser oder mit 
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irgend einem für ihren zarten Körper ungeeigneten Gemisch 
ernährt. Infolgedessen erliegen viele der ihnen schädlichen 
Kost, oder leben ein im Wachsthum behindertes, sieches 
Dasein weiter. 

Der letzte Bericht des Generalregisterführers der Sta¬ 
tistik bringt Einzelheiten über die Kindersterblichkeit in 
drei typischen Industriepunkten, wo das Fabriksystem in 
voller Blüthe steht, und vergleicht diese mit jenen gewisser 
ländlicher Bezirke in England. Diese Ziffern besagen, dass 
hier auf 100000 in den Jahren 1889—91 geborene Kinder 
9717 Todesfälle von Kindern unter einem Jahre kamen, 
während dort in den Städten 16919 von der gleichen Zahl 
starben, ehe sie ein Jahr erreichten. 

Hinsichtlich des Ausschlusses verheiratheter Frauen 
von der Fabrikarbeit scheint die öffentliche Meinung in 
Amerika und, wenn ich mich nicht täusche, in Deutschland 
stärkere Fortschritte gemacht zu haben, als in England. 
Allerdings kämpfen in England die Gewerkvereine in ihrer 
Gesammtheit gewaltig gegen die Beschäftigung verheiratheter 
weiblicher Arbeiter an; es scheint aber bisher diese Befth- 
dung nicht so sehr Gesundheitsrücksichten als vielmehr dem 
Wunsche einer Entlastung des überfüllten Arbeitsmarktes 
zu entspringen. Indessen schliessen sich die einsichtigsten 
Leiter der arbeitenden Klasse immer mehr den von ame¬ 
rikanischen und anderen ausländischen Nationalökonomen 
vertretenen Anschauungen an, dass Wöchnerinnen über¬ 
haupt nicht mehr in Fabriken arbeiten dürften, und dass 
die Wissenschaft ihren Ausschluss fordern werde, weil 
ihre Beschäftigung ein das Leben der Arbeiterbevölkerung 
untergrabendes Uebel sei. Zudem hat man auf die That- 
sache hingewiesen, dass die Beschäftigung einer verheira- 
theten Frau unter den Fabrikgesetzen praktisch der Ab¬ 
sicht dieser Gesetze entgegenwirke, da sie, ausser ihrem 
vollen Arbeitstag in der Fabrik, noch für Mann und Kinder 
zu kochen und ihren Haushalt zu besorgen habe, was eine 
oft unerträgliche Sklaverei bedeute. 

Zur Abhülfe einiger dieser Uebelstände hat man den 
Vorschlag gemacht, die verheirathete „Hand“ nur in Fa¬ 
briken arbeiten zu lassen, wo von ihrem Unternehmer „Klein¬ 
kinderbewahranstalten“ eingerichtet sind, und ihr zu ge¬ 
statten, die Arbeit von Zeit zu Zeit zu unterbrechen, damit 
sie ihr Kind säugen könne, ein System, das in Frankreich 
mit Erfolg Anwendung gefunden. Das Ideal jedoch, welches 
der Arbeiter erstreben muss, ist die Erlangung eines Lohnes 
der eigenen Arbeit, welcher zur Befriedigung seiner Be¬ 
dürfnisse und jener seines Haushalts ausreicht und nicht 
den Mitverdienst seiner Frau erheischt, diese vielmehr frei 
lässt für die Erziehung ihrer Kinder und ihr gestattet, 
Behaglichkeit und Ordnung in ihr Heim zu bringen. 

London. Stephen N. Fox. 

Zur Lage der Bureau-Angestellten. 

Die Fachorganisationen mehren sich immer mehr. In 
allen Berufen entwickelt sich mit wachsender Energie das 
Bestreben, für eine Besserung der sozialen Lage zu kämpfen. 
Auch unter den Bureau-Angestellten hat sich eine Organi¬ 
sation für diesen Zweck gebildet. Das Elend, welches in 
dieser Arbeiterkategorie vorhanden und kürzlich veröffent¬ 
licht wurde, ist geeignet, die weitesten Kreise auf Dinge 
aufmerksam zu machen, die man in einem zivilisirten Staate 
kaum für möglich halten sollte. Die Bureau-Angestellten, 
welche hier in Betracht kommen, werden bei Behörden oder 
Beamten in einer lediglich privaten Stellung beschäftigt, sind 
weder anstellungs- noch pensionsberechtigt, ihre Lohnverhält¬ 
nisse sind keiner bestimmten Skala unterworfen und das 
Arbeitsverhältniss wie bei gew^erblichen Arbeitern jederzeit 
lösbar. Es ist dies die grosse Mehrzahl der als Lohnschreiber 
(ausschliesslich der Militäranwärter) bei Gerichten, ferner als 
Schreiber, Kanzlisten, Vorsteher etc. bei Landrathsämtern, 
Magistraten, Katasterämtern, Rechtsanwälten, Notaren, Ge¬ 
richtsvollziehern etc. beschäftigten Personen. Geradezu 
grauenhaft sind die Lohnverhältnisse in diesem Berufe. Es 
dürfte ziemlich unbekannt sein, dass die Angestellten der 
Landräthe und Bürgermeister nicht durch den Kreis oder die 
Kommune angestellt und gelöhnt werden, sondern direkt von 
diesen Beamten. Zur Bestreitung der Bureaukosten und des 
Schreibpersonals werden von den betreffenden Verwaltungs¬ 


körpern, Pauschalsummen ausgeworfen, deren nicht ver¬ 
brauchter Ueberschuss in die Taschen der beamteten, 
Arbeitgeber fliesst. Das Bestreben, möglichst billige Arbeits¬ 
kräfte zur Erzielung von hohen Ueberschüssen einzustcllen 
ist erklärlich und verschafft den bezeichneten Beamten¬ 
kategorien eine ganz erkleckliche Nebeneinnahme. 

Für die Kennzeichnung der sozialen Lage dieses Be¬ 
rufs sind verschiedene Eigenthümlichkeiten von nicht zu 
unterschätzender Wichtigkeit. Ein Gesetz, welches die 
Arbeitsverhältnisse in irgend einer Weise regelte, 
giebt es nicht. Die Angestellten sind weder Gewerbe¬ 
gehilfen, Kaufleute noch Dienstboten. Der Begriff Lehrling 
ist so verschwommen, dass Personen, welcher oft 4 bis 
5 Jahre im Berufe thätig sind, sogenannte Lehrlingsstellen 
bekleiden, während eine einjährige Thätigkeit genügt, den 
„Lehrling“ auf das Höchstmaass seiner physischen (nicht 
geistigen) Leistungsfähigkeit zu bringen. Die „Bureau- 
Vorsteher“ nehmen in der Regel in diesem Berufe die¬ 
jenige Stellung ein, welche in gewerblichen und industriellen 
Unternehmungen der Meister einnimmt, nur dass die Lohn¬ 
verhältnisse der Bureau-Vorsteher w'eit ungünstiger sind. 

Analog den Verhältnissen anderer Berufe sind die 
Löhne der Bureau-Angestellten in den grösseren Städten 
und speziell in Berlin höher als in der Provinz. Die Ur¬ 
sachen dieser Erscheinung sind naheliegend, die theueren 
Lebensverhältnisse der Gressstädte, haben einen bestimmen¬ 
den Einfluss bei der Normirung der Lohnsätze. 

Bei der Ortskrankenkasse der im Betriebe der Rechts¬ 
anwälte, Notare und Gerichtsvollzieher etc. beschäftigten 
Personen in Berlin waren ausser rund 500 bei Berufs¬ 
genossenschaften etc. Angestellten, 1600 bei den vor- 
bezeichnetenBeamten (Rechtsanwälten, Notaren und Gerichts¬ 
vollziehern) beschäftigte Personen versichert. Von diesen 
1600 müssen zur Eruirung eines genauen Resultates ca. 
50 Fälle wegen ungenügender Angaben ausscheiden. 

Von 1555 Versicherten befinden sich 785 Personen in 
einem Alter von 14 bis 18 Jahren, 412 von 18 bis 25 Jahren 
und endlich 358 Personen in einem Alter von über 25 Jahren. 
Mithin sind 50 pCt. 14 bis 18jährige, 77 pCt. 14 bis 25 jährige 
und 23 pCt. über 25 Jahre alte Personen. Die Ausnutzung 
und Verwerthung jugendlicher Arbeitskräfte im Schreiber¬ 
berufe steht mithin beispiellos da und die Lehrlingszüchterei 
ist in keinem anderen Berufe so arg entwickelt wie in 
diesem. Dementsprechend sind auch die Lohnverhält¬ 
nisse. Die nachfolgenden Lohnangaben stammen aus 
der angegebenen Quelle, sie stützen sich auf die Original¬ 
anmeldungen der Arbeitgeber und weichen nur insofern 
von den wahren Verhältnissen ab, als in vielen Fällen 
die Lohnhöhe von den Arbeitgebern zu hoch angegeben 
oder bei allzu schlechter Bezahlung der Vorsteher, diese 
als Schreiber angeraeldet wurden. Durch verschiedene 
Recherchen sind eine ganze Anzahl Falschmeldungen kon- 
statirt worden. Das Ausscheiden der schlecht bezahlten 
Vorsteher aus dieser Berufskategorie und die dadurch be¬ 
dingte Aufnahme derselben in die wirthschaftlich schlechter 
gestellte Kategorie der übrigen Schreiber erhöht das Durch¬ 
schnittsgehalt beider Berufszweige. Infolge dessen ist auch 
die Zahl der versicherten Vorsteher eine bei Weitem 
grössere, als nachstehend angegeben. 

Als Vorsteher wurden deklarirt 242 Personen mit einem 
Durchschnittsgehalt von 26,31 Mark pro Woche (1 Woche 
7/30 des Monats). Die geringsten Löhne betragen 7, 8, 9, 
10 M. u. s. w., die höchsten mit einigen Ausnahmen 35 M. 
Nur eine geringe Zahl erhält ein nicht versicherungs¬ 
pflichtiges Einkommen von über 2000 M. per Jahr. Einige 
Beispiele sind werth angeführt zu werden: ein 34 jähriger 
Vorsteher erhält 7 M., ein 46 jähriger 11,66 M., ein 63 jähriger 
14 M. pro Woche. Aehnliche Fälle Hessen sich noch zahlreich 
anführen. 184 Kanzlisten über 25 Jahr alt erhalten einen 
Durchschnittsgehalt von 15,44 M. per Woche. 375 Kanz¬ 
listen von 18—25 Jahren einen Durchschnittslohn von 
11,50 Mk. 170 Personen im Alter von 17 Jahren erhalten 
pro Woche 7,63 M. 260 sechszehnjährige 5,30 M. und 324 
im Alter von 14 und 15 Jahren 3,75 Mark pro Woche 
Durchschnittslohn. 

Die höchsten Lohnsätze der letzten 1313 Personen be¬ 
tragen mit Ausnahme von vielleicht zehn Fällen 23,30 M. 
Eine Anzahl niedriger Lohnsätze folgt hier unten. 
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Alter ( Jahre) 

Wochenlohn M. 

Alter ( Jahre) 

Wochcnlohn M. 

19 . . . 

. . . 4.20 

29 . . . 

... 9,33 

20 . . . 

. . . 3.50 

31 . . . 

. . . 7.00 

20 . . . 

... 2,33 i 

34 . . . 

... 7,00 

18 . . . 

. . . 2,80 j 

36 . . . 

... 8.86 

21 . . . 

... 4,66 

40 . . . 

... 7,00 

26 . . . 

... 7,00 

48 . . . 

. . . 14,00 

27 . . . 

... 7.00 

50 -60 . . 

. . .11,66 

22 . . . 

... 2,80 

63 . . . 

... 7,00 


Aehnliche Beispiele lassen .sich noch hunderte aus dem 
vorliegenden Material ausziehen. 

Die Arbeitszeit der Bureau-Angestellten beträgt durch¬ 
schnittlich 10 Stunden, in vereinzelten Fällen kommt eine 
solche von 13 — 14 Stunden vor. 

Trotz der geradezu schauderhaften Löhne ist ein ausser¬ 
ordentlich grosser Andrang in den Beruf neu Eintretender 
zu verzeichnen. Die allgemeine wirthschaftliche Depression 
in allen Erwerbszweigen übt hier ihren Einfluss. Vorzugs¬ 
weise sind es Arbeiterkinder, welche als sogenannte Lehr¬ 
linge in den Beruf eintreten. Nur in verhältnissmässig 
wenigen Fällen können die Arbeiter ihre Kinder eine Lehr¬ 
zeit von 3 bis 4 Jahren durchmachen lassen, wo immerfort 
Zuschüsse zu leisten sind, während der angehende Schreiber 
mit 3 bis 4 M. pro Woche seine Eltern gleich unterstützen 
kann. Traurig ist das Loos dieser Parias. Gerade in der 
Zeit der körperlichen Entwickelung sitzen diese Unglück¬ 
lichen 10 Stunden täglich, bei einer höchst mangelhaften 
und ungenügenden Ernährungsweise in dumpfen, vielfach 
sogar noch'finstern Räumen und untergraben ihre Gesund¬ 
heit fürs ganze Leben. 

Betrachtet man die bereits angegebenen Altersklassen 
und das Verhältniss der jugendlichen zu den erwachsenen 
Arbeitskräften — 77 gegen 23 pCt. — so wirft sich unwill¬ 
kürlich die Frage auf, was wird aus den heranwachsenden 
nicht mehr beschäftigten Personen? 

Allerdings muss zugegeben werden, dass ein Theil 
dieser überschiessenden Arbeitskräfte durch die entsetzlichen 
Lohnverhältnisse gezwungen als Hausdiener, Fabrikarbeiter, 
Diener, Boten etc, in andere Arbeitszweige übergeht. Der 
andere Theil aber, ohne ihn zu hoch anzuschlagen: 25 bis 
30 pCt. des Gesammtberufes, degenerirt, geht zu Grunde, 
bevölkert die Landstrassen, die Arbeitshäuser und zuletzt die 
Strafanstalten. 

Berlin. B. Astor. 

Löhne in englischen Arbeitsstätten für Arbeitslose. 

Die Löhne, welche von den verschiedenen englischen 
Kommunen an Arbeitslose für besondere öffentliche Arbeiten 
gezahlt wurden, haben sich nach den vorliegenden statisti¬ 
schen Veröffentlichungen auf 4 bis 6 Pence die Stunde be¬ 
laufen. Von den verschiedenen Londoner Kirchspielver¬ 
waltungen w'urden die höchsten Löhne gezahlt. So wurde 
von der Verwaltung von Hackney für die Umwandlung 
eines früheren Begräbnissplatzes in einen öffentlichen Garten 
6 Pence für die Stunde bei 8 Y 2 Stündiger Arbeitszeit täglich 
gezahlt; das macht 4 sh. 3 p. (4,25 M.) für den Tag. West 
Ham bezahlte auch 6 Pence, liess aber nur 6 Stunden täg¬ 
lich arbeiten. Auch einige Provinzialstädte zahlten gleich 
hohe Löhne, z. B. Leeds. Dagegen bezahlte Halifax 5 Pence 
für die Stunde bei 8 stündigem Arbeitstage an 3 Wochen¬ 
tagen. Sheffield und Leicester bezahlten bei 8 stündigem 
Arbeitstage 4 Pence für die Stunde. 

Zur Arbeitszeit in englischen Kohlengruben. Die 

schrittweise Einführung der achtstündigen Arbeitszeit macht 
in englischen Kohlengruben weitere Fortschritte. So 
haben die Besitzer zweier Kohlengruben bei Accrington 
für ihre 650 Arbeiter die achtstündige Arbeitszeit (ein¬ 
schliesslich des Ein- und Ausfahrens) eingeführt. Ausser¬ 
dem ist noch eine kurze Frühstückspause in diesen acht 
Stunden einbegrifl'en. Das Einfahren beginnt um 6 Uhr 
und endet um ö*/? Uhr. Die zuerst Eingefahrenen fahren 
um 2 Uhr wieder aus, die zuletzt Eingefahrenen um 2^/2 Uhr. 
Den Arbeitern war es frei gestellt, am Sonnabend die 
Hälfte der Zeit zu arbeiten, dafür an den übrigen Wochen¬ 
tagen um so länger, um die 4 Stunden einzubringen. Sie 
zogen es aber vor, an allen 6 Wochentagen gleich lange 
zu arbeiten. 


Die 48 stündige Arbeitswoche in England. Der Zivil- 
Lord der Admiralität Robertson kündigte im Unterhaus 
den Beschluss der Regierung an, die 48 stündige Arbeits¬ 
woche in den Marinewerkstätten einzuführen. 


Gewerkschaftliche Arbeiterbewegung. 

Die französischen Berufsorganisationen. 

Es ist noch kein volles Jahrzehnt, seit das Gesetz, be¬ 
treffend die Berufsorganisationen (Loi relative ä la creation 
des Syndicats professionnels) ins Leben getreten ist und 
schon giebt es zur Stunde über fünfthalbtausend Syn¬ 
dikate in Frankreich. Während es nämlich am 1. Juli 1884, 
d. i. wenige Monate nach Erlass des Gesetzes, das vom 
21. März des gleichen Jahres datirt, 175 gesetzlich konstituirte 
Berufsorganisationen gab, betrug deren Zahl am 1. Juli 1893 
bereits 4448. Trotz aller Verlästerung der Syndikate, trotz 
aller Hinweise darauf, dass dieselben eine Verletzung der 
Prinzipien der grossen französischen Revolution bilden, 
die ja in der That — siehe das Gesetz vom 14.—17. Juni 
1791 — die Vernichtung aller Berufsorganisationen als eine 
der Grundlagen der französischen Konstitution, alle Koalitions¬ 
bestrebungen hingegen als ein Attentat auf die Freiheit und 
auf die Erklärung der Menschenrechte bezeichnete, tritt eben 
in allen Berufen, selbst in den sogenannten freien, das Be¬ 
streben, sich in Hinsicht auf die gemeinsamen Interessen zu 
organisiren, immer stärker hervor. So nimmt denn auch die 
Zahl der Berufsorganisationen von Jahr zu Jahr in einem 
ziemlich erheblichen Maasse, und zwar nicht nur innerhalb 
der Arbeiter-, sondern auch innerhalb der Unternehmerklasse 
zu. Während jedoch die Arbeitersyndikate den Vertretern 
des Unternehmerthums innerhalb wie ausserhalb des Parla¬ 
ments unausgesetzt als Zielscheibe heftiger Angriffe dienen 
und so der Anschein erweckt wird, als gebe es keine andern 
als Arbeitersyndikate, erfährt man in der Oeffentlichkeit so 
W’enig von den Unternehmersyndikaten, dass, wenn das Mini¬ 
sterium für Handel und Industrie kein die Berufsorganisa¬ 
tionen betreffendes Jahrbuch, „TAnnuaire des Syndicats 
professionnels industriels, commerciaux et agricoles“ heraus¬ 
gäbe, man kaum wüsste, dass überhaupt Unternehmersyndi¬ 
kate existiren. Indess zählt Frankreich unter den indu¬ 
striellen und kommerziellen Syndikaten allein nicht weniger 
als 1397 Unternehmersyndikate. Rechnet man hinzu noch 
die landwirthschaftlichen Syndikate, deren Zahl sich auf 952 
beläuft, so erhält man 2349 aus Arbeitgebern zusammen¬ 
gesetzte Syndikate, denen gegenüber 1926 Arbeiter- und 
173 gemischte, d. i. aus Arbeitern und Unternehmern ge¬ 
bildete Syndikate zu verzeichnen sind. In welchem Maasse 
sämmtliche Syndikate seit Erlass des sie betreffenden Ge¬ 
setzes von Jahr zu Jahr zugenommen haben, zeigt die fol¬ 
gende Tabelle. Es gab im 


Jahre 

Industrie 

Unter¬ 

nehmer 

Ile u. kommerzielle 
Syndikate 

Arbeiter ^ 

mischte 

Land- 

wirth- 

schaftl. 

Syndikate 

Zu¬ 

sammen 

Mehr als 

im Vor¬ 
jahre 

1884 .... 

101 

68 

1 

5 

175 


1885 .... 

285 

221 

4 

39 

549 

374 

1886 .... 

359 

280 

8 

93 

740 

191 

1887 ... . 

598 

501 

45 

214 

1358 

618 

1888 .... 

859 

725 

78 

461 

2123 

765 

1889 .... 

877 

821 

69 

557 

2 324 

201 

1890 .... 

1 004 

1 006 

97 

648 

2 755 

431 

1891 .... 

1 127 

1 250 

126 

750 

3 253 

498 

1892 .... 

1 212 

1 589 ! 

147 

863 

3811 

558 

1893 .... 

1 397 

1 926 i 

173 

952 

4 448 

637 


Wie aus vorstehender Tabelle ersichtlich, w'ar bis 1890 
die Zahl der Unternehmersyndikate eine weit grössere als 
die der Arbeitersyndikate, die erst von diesem Zeitpunkte 
an die anderen zu überflügeln begannen. Von da an be¬ 
ginnt auch der seitdem fortdauernde Kampf gegen die Ar¬ 
beitersyndikate, von deren „Tyrannei“ Parlament und Presse 
wiederhallen, indessen die Unternehmersyndikate die Gesetz¬ 
gebung nicht nur gegen die Arbeiter als Produzenten, son- 
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dem wie die Schutzzollgesetze zeigen, auch als Konsumen¬ 
ten weidlich für ihre Interessen auszunützen verstehen. 

Bezüglich der Unternehmersyndikate muss hier bemerkt 
werden, dass nicht alle vom Jahrbuch in diese Rubrik ein¬ 
gereihten Berufsorganisationen der Industrie oder dem 
Handel angehören und zum Theil überhaupt nicht als Unter¬ 
nehmersyndikate im eigentlichen Sinne des Wortes be¬ 
trachtet werden können. So giebt es unter den vom Jahr¬ 
buch den industriellen und kommerziellen Unternehmer¬ 
syndikaten zugezählten Berufsorganisationen mehrere Jour¬ 
nalisten, Künstler- und Lehrersyndikate sowie 27 von Aerzten 
und 2 von Hebammen gebildete Syndikate. 

Diese letzteren Syndikate haben sich erst im abgelaufenen 
Berichtsjahre konstituirt. Vordem hatten die Aerzte etc., 
wie dies ein Erkenntniss des Kassationshofes vom 27. Juni 
1885 festgestellt hatte, kein Recht, das Syndikatsgesetz für 
sich in Anspruch zu nehmen. Erst das Gesetz vom 30. No¬ 
vember 1892, betreffend die Ausübung der Medizin, hat eine 
Bestimmung — Art. 13 — aufgenommen, die den Aerzten, 
Chirurgen, Zahnärzten und Hebammen gestattet, sich dem 
Syndikatsgesetze gemäss zu organisiren. Diese Syndikate 
mit eingerechnet zeigt sich, dass die Unternehmersyndikate 
im abgelaufenen Berichtsjahr sich um 185 vermehrt haben. 

Die Arbeitersyndikate hingegen haben sich im selben 
Zeitraum um 337 vermehrt. Wie in den früheren Jahren, 
so ist auch im abgelaufenen die Zunahme der Arbeiter¬ 
syndikate zu einem nicht geringen Theile dem Wirken der 
Arbeitsbörsen zu verdanken. Dies tritt ganz besonders in 
den Departements Loire - inferieure, Aude, Cöte - d’Or, 
Charente, Pas-de-Calais und Haute-Loire hervor, wo die im 
abgelaufenen Berichtsjahre verzeichnete Zunahme der Ar¬ 
beitersyndikate mit der seit 1892 in diesen Departements 
erfolgten Gründung der Arbeitsbörsen von Nantes, Saint- 
Nazaire, Carcassonne, Dijon, Angouleme, Boulogne-sur-Mer 
und Puy zusammenfällt. Dies erklärt auch, warum das Unter¬ 
nehmerthum und dessen Repräsentanten den Arbeitsbörsen 
nicht besonders gewogen sind und warum die Regierung 
gerade die Arbeitsbörse, die sich die Entwickelung der 
Gewerkschaftsbewegung besonders angelegen sein Hess und 
deren Einfluss unter den Arbeitern am grössten war, näm¬ 
lich die Pariser Arbeitsbörse, unter dem Vorwände sperren 
Hess, dass ein Theil der daselbst untergebrachten Syndikate 
nicht dem Gesetze vom 21. März 1884 nachgekommen war, 
ein Vorwand, der um so durchsichtiger, als gl*"ichzeitig auch 
die gesetzlich konstituirten Syndikate, deren Zahl weit über 
100 betrug, aus dem ihnen von der Stadt errichteten Ge¬ 
bäude gewiesen wurden. 

Was in einer gewissen Beziehung noch mehr als der 
Einfluss der Arbeitsbörsen hervorgehoben zu werden ver¬ 
dient, ist, dass die Gewerkschaftsbewegung allmälig auch 
das ländliche Proletariat zu ergreifen beginnt, wie dies be¬ 
sonders die Departements Cher, Loiret und Nievre bekunden, 
wo die Zunahme der Arbeitersyndikate fast einzig auf die 
Gründung von Holzhauer-Syndikaten zurückzuführen ist. Das 
Sozialpolitische Centralblatt hat gleich bei Beginn der Holz¬ 
hauerbewegung von ihr Notiz genommen und hierbei, kon- 
statirt — siehe Nr. 6 des I. Jahrgangs — dass der damalige 
Durchschnittslohn dieser in den verschiedenen Waldungen 
mit dem Schneiden, Hauen und Schichten der Hölzer be¬ 
schäftigten Arbeiter sich auf 61 Centimes pro Tag stellte, 
und das bei einer zwölfstündigen Arbeitszeit. Seit dieser 
Zeit hat sich nun in Folge des Zusammenschlusses dieser 
Arbeiter und mehrfacher Strikes, welche die öffentliche 
Meinung auf die traurige Lage dieser Landproletarier lenkten 
und zu deren Gunsten stimmten, ihr Lohn im Verhältniss 
zu früher bedeutend gehoben. Dadurch wurde der Anstoss 
zur Gründung neuer flolzhauer-Syndikate gegeben und ihre 
Zahl beläuft sich nun auf 29. 

Die geringsten Fortschritte machen naturgemäss die 
gemischten Syndikate. Soweit diese Syndikate nicht Ueber- 
reste oder Nachahmungen ehemaliger Zünfte sind und als 
solche einen Heiligen in ihrem Schilde führen — man findet 
da und dort eine Corporation de St. Anne, de St Crespin, 
de St. Eloi etc. — bilden sie sich zumeist innerhalb der 
Hausindustrie oder unter nicht industriell beschäftigten 
Leuten, wie Gärtner, Kutscher, Fischer etc. Nahezu ein 
Fünftel dieser Syndikate — 33 von 173 - befindet sich in 
und um Paris. 


Was endlich die landwirthschaftlichen Syndikate be¬ 
trifft, wäre besonders hervorzuheben, dass es von ihnen, die 
heute nahezu 1000 zählen, vor 1884 kein einziges gab und 
dass sie, in Bezug auf die Zahl der Gemeinden, über die 
sie sich erstrecken, von allen Syndikaten am weitesten ver¬ 
breitet sind. Auch von den 145 neuen Gemeinden, auf die 
sich die Syndikatsbewegung im abgelaufenen Jahre aus¬ 
dehnte, entfallen mehr als die Hälfte, nämlich 75, auf die 
landwirthschaftlichen Syndikate, wie dies die folgende Ta¬ 
belle zeigt, aus der gleichzeitig ersichtlich ist, auf wie viel 
Gemeinden sich jede Kategorie von Syndikaten erstreckt 
und wie weit sie gegen das V'orjahr fortgeschritten sind. 


Beschaffenheit 


Zahl 

der 


Mehr als 

der Syndikate 

Syndikate 

1892 

Gemein¬ 

den 

Syndikate 

1893 

1 Gemein¬ 
den 

im 

Vorjahr 

Unternelimersyndi- 
kate. 

1 212 

249 

1 397 

288 

39 

Arbeitersyndikate . 

1 589 

416 

1 926 

477 

61 

Gemischte Syndikate 

147 

62 

173 

69 

7 

Landwirthschaftliche 
Syndikate . . . 

863 

766 

952 : 

841 

i 75 


Obwohl also die landwirthschaftlichen Syndikate kein 
Viertel der sämmtlichen Syndikate — 952 von 4448 — aus¬ 
machen, erstrecken sie sich dennoch auf mehr Gemeinden 
als die übrigen Syndikate zusammengenommen, nämlich auf 
841, während die Unternehmer-, Arbeiter- und gemischten 
Syndikate zusammen sich nur auf 834 Gemeinden erstrecken. 
Es giebt denn auch kein einziges Departement, das nicht 
mindestens ein landwirthschaftliches Syndikat aufzuweisen 
hätte, während es 4 Departements giebt, in denen kein ein¬ 
ziges von den 1397 Unternehmersyndikaten und 3 Departe¬ 
ments, in denen kein einziges von den 1926 Arbeitersyndi¬ 
katen besteht. Das zwischen der Ausbreitung dieser Syn¬ 
dikate und der steigenden landwirthschaftlichen Schutzzoll¬ 
bewegung ein gewisser Zusammenhang besteht. Hegt offen 
zu Tage. 

Während aber die höchste Zahl landwirthschaftlicher 
Syndikate, die ein Departement aufzuweisen vermag, 43 be¬ 
trägt, und nur ein einziges Departement diese zählt, nämlich 
Cöte d’Or, giebt es 6 Departements mit mehr als 50 Unter¬ 
nehmer- und 9 Departements mit mehr als 60 Arbeiter¬ 
syndikaten. An der Spitze dieser Departements* steht das 
Seinedepartement mit 363 Unternehmer- und 278 Arbeiter¬ 
syndikaten, dem das Departement Bouches-du-Rhöne mit 
70 Unternehmer- und 108 Arbeiter- und das Rhönedeparte- 
ment mit 57 Unternehmer- und 150 Arbeitersyndikaten folgt. 
Selbstverständlich geben die Hauptstädte hierbei den Aus¬ 
schlag. So zählt Paris 357 Unternehmer- und 262 Arbeiter¬ 
syndikate, Lyon 48 Unternehmer- und 118 Arbeitersyndikate, 
Marseille 61 Unternehmer- und 84 Arbeitersyndikate, Bor¬ 
deaux 48 Unternehmer- und 61 Arbeitersyndikate, Toulouse 
17 Unternehmer- und 66 Arbeitersyndikate, Nante,s 25 Unter¬ 
nehmer- und 51 Arbeitersyndikate, St. Etienne 22 Unterneh¬ 
mer- und 41 Arbeitersyndikate, Lille 23 Unternehmer- und 
24 Arbeitersyndikate, während daselbst sowohl die Zahl 
der gemischten wie der landwirthschaftlichen Syndikate mit 
Ausnahme von Paris, das 25 gemischte und 7 landwirth- 
schaftliche Syndikate zählt, nicht mehr als 1—6 beträgt. 

Nach Berufsgruppen getrennt, zählen, mit Ausnahme 
der Landwirthschaft, die folgenden die meisten Syndi¬ 
kate: 



Syndikate 


Berufsgruppen 

Unter¬ 

nehmer 

Arbeiter 

Gemischte 

Zusammen 

Nahrungsindustrie . . 

516 

81 

13 

610 

Bauindustrie. 

134 

324 

29 

487 

Bekleidungsindustrie . . 

55 

213 

33 

301 

Metallindustrie .... 
Buchindustrie {Buch¬ 
druckerei,- Binderei, 

49 

219 

10 

278 

-Handel etc.) .... 

56 

168 

13 

237 

Textilindustrie .... 

33 

153 

19 

205 

Verkehrsindustrie . . . 

42 

76 

1 

129 

Lederindustrie .... 

29 

1 93 

2 

124 
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Berufsgruppen 

Unter¬ 

nehmer 

Arbeiter 

Gemischte 

Zusammen 

Möbelindustrie .... 

31 

72 

4 

107 

Hotel-, Kaffee-, Gast- und 
Schankwirthschaft . . 

36 

43 

7 

86 

Holzindustrie (Schiff-,Wa- 
genbauer, Böttcher etc ) 

13 

69 


82 

Apotheker, Droguisten, 
Kräuterhändler . . . 

81 

1 


82 

Luxusindustrie (Uhren, 
Gold-, Spiel waaren, Par- 
fümerieen, Kunstdrechs¬ 
lerei etc. 

35 

41 

2 

78 

Montanindustrie .... 

6 

68 

— 

74 

Glas- und Thonindustrie 

12 

59 

1 

72 

Kunst- und Ziergärtner, 
Blumenhändler etc.. . 

37 

11 

14 

62 

Handels- und Bureaux- 
bedienste. 


44 


44 

Kommissionäre,Courtiers, 
Geschäftsreisende und 
-Vertreter. 

9 

28 

1 

38 

Schöne Künste (Maler, 
Bildhauer, Graveure, 
Zeichner). 

9 

25 

4 

38 

Müllereien, Mehl-, Ge¬ 
treide- u. Futterhändler 

31 

2 i 

1 

34 

Waldbetrieb (Baumzüch¬ 
ter, Holzhauer etc.). . 

3 

29 


32 

Aerzte, Chirurgen, Zahn- 
ärztc,Hebammen.Thier- 
ärzte . 

29 


1 

30 


In dieser Tabelle tritt besonders hervor, dass die 
Nahrungsindustrie nicht nur die meisten Syndikate zählt, 
sondern dass unter diesen Syndikaten die der Unternehmer 
eine mehr als sechsmal grössere Zahl als die der Arbeiter 
bilden und allein mehr als ein Drittel sämmtlicher Unter¬ 
nehmersyndikate — 516 von 1397 — ausmachen. Es er¬ 
klärt sich dies wohl daraus, dass in dieser Industrie, d. i. 
bei Bäckern, Fleischhauern etc , der Kleinbetrieb noch vor¬ 
herrschend ist. Demgegenüber zeigt sich, dass dort, wo 
der Grossbetrieb vorherrscht, die Zahl der Arbeitersyndi¬ 
kate eine weit grössere als die der Unternehmersyndikate 
ist. In der Montanindustrie beträgt sie sogar 11 mal mehr. 
Auch in vielen anderen Industrieen wäre das Verhältniss 
ein ähnliches, wenn es da nicht so viele „Meister“ gäbe, 
die noch in der Illusion leben, Unternehmer zu sein und 
als solche eigene Syndikate bilden, während sie thatsäch- 
lich nur ausserhalb des Geschäftshauses beschäftigte Stück¬ 
arbeiter sind, die das ihnen vom Fabrikanten oder Händler 
gegebene Material aufzuarbeiten haben, wie dies beispiels¬ 
weise in der Bekleidungsindustrie der Fall ist. wo eine 
Unzahl von Hausindustriellen, Schwitzmeister und Schwitz¬ 
gesellen, ausschliesslich für Konfektionsgeschäfte, Schuh- 
waarenläden etc. thätig sind. Dem ist es wohl auch zuzu¬ 
schreiben, dass gerade die Bekleidungsindustrie die grösste 
Zahl gemischter Syndikate aufweist. 

Die Mitgliederzahl der einzelnen Syndikate ist natür¬ 
lich eine sehr verschiedene. Sie geht von unter 20 bis 
über 10000 Mitglieder. Mehr als die Hälfte der Syndikate 
zählen indess nur unter 100 Mitglieder. In 10 Kategorieen 
eingetheilt, ergiebt sich folgendes Bild: 


Mitgliederzahl 

Unter¬ 

nehmer 

S y n d 

Arbeiter 

1 k a t e 

Ge¬ 

mischte 

Land- 

wirthsch. 

Zusammen 

20 und darunter . 

314 

294 

30 

48 

686 

21 50 ... . 

578 

613 

50 

174 

1415 

51 100 ... . 

287 

386 

43 

199 

915 

101- 200 .... 

140 

319 

25 

195 

679 

201—500 .... 

56 

205 

9 

184 

454 

501 — 1000. . . . 

13 

62 

7 

77 

159 

1001-2000. . . . 

5 

27 

8 i 

55 

95 

2001 5000. . . . 

3 

10 

1 1 

14 

28 

5001 10000 . . . 

1 

7 

_ 1 

4 

12 

10001 und darüber . 


3 

— 

2 

5 


Dass alle die Syndikate immer lebhafter bestrebt sind, 
• V’ertheidigung und Förderung ihrer gemeinsamen Be¬ 


rufsinteressen mehr Kraft zu verleihen als dies bei ihrer 
Isolirung der Fall ist, das zeigt die stetige Vermehrung 
der Syndikatsverbände, deren Zahl im abgelaufenen Jahr von 
93 auf 117 gestiegen ist. Von diesen entfallen 29 auf die 
Unternehmersyndikate, 61 auf die Arbeitersyndikate, 11 auf 
die gemischten und 16 auf die landwirthschaftlichen Syn¬ 
dikate. Die Arbeiter-Syndikatsverbände bilden sonach die 
Mehrheit. Sie sind es auch, die im abgelaufenen Jahr am 
meisten, nämlich um 14, zugenommen haben, während die 
Verbände der Unternehmersyndikate nur um 5, die der ge¬ 
mischten Syndikate um 3 und die der landwirthschaftlichen 
um 2 zugenommen, also zusammen eine geringere Zu¬ 
nahme als die Arbeiter-Syndikatsverbände allein aufzuweisen 
haben. 

Zu den Arbeiterverbänden sind überdies noch die Ar¬ 
beitsbörsen zu zählen. Mit Ausnahme der nun geschlossenen 
Pariser Arbeitsbörse, für welche die Regierung gegenwärtig 
ein besonderes Reglement vom Staatsrath ausarbeiten lässt, 
wobei es aber noch sehr in Frage steht, ob es die Arbeitersyn¬ 
dikate annehmen werden, bestehen derzeit 29 Arbeitsbörsen. 
Dieselben vertheilen sich auf die folgenden Städte: Agen, 
Algier, Angers, Angouleme, Böziers, Bordeaux (das 2 Ar¬ 
beitsbörsen, eine munizipale und eine unabhängige besitzt), 
Boulogne-sur-Mer, Boulogne-sur-Seine, Cahors. Carcassonne, 
Cholet, Cognac, Dijon, Grenoble, Lyon, Marseille, Mont¬ 
pellier, Nantes, Nimes, Nizza, Puy, Rennes, Roanne, Saint- 
Nazaire, Toulon, Toulouse, Tours und Villeneuve-sur-Lot. 
Die Jüngste Arbeitsbörse ist die von Grenoble; sie wurde 
erst am 11. Februar 1. J. eröffnet. Diese Arbeilsbörsen 
centralisiren circa 400 Syndikate und bilden den Sitz vieler 
Syndikatsverbände. Sie besitzen fast durchgehends Ar- 
beitsvermittelungsbureaux und Bibliotheken, in vielen wird 
Fachunterricht ertheilt und einige geben ein eigenes perio¬ 
disch erscheinendes Organ heraus. 

Bei dieser Gelegenheit sei gleichzeitig erwähnt, dass 
sich die Zahl der von den verschiedenen Berufsorganisa¬ 
tionen geschaffenen Arbeitsvermittelungsbureaux auf 405 
beläuft, von denen 288 auf die Arbeitersyndikate, 92 aut 
Unternehmersyndikate, 14 auf die gemischten und 11 aut 
die landwirthschaftlichen Syndikate kommen, und dass die 
Zahl der von ihnen gegründeten Bibliotheken 491 beträgt, 
von denen 391 auf die Arbeiter-, 70 auf die Unternehmer-, 
8 auf die gemischten und 22 auf die landwirthschaftlichen 
Syndikate entfallen. 

Zum Schlüsse sei nur noch auf die Mitgliederzahl 
sämmtlicher Syndikate hingewiesen. Dieselbe betrug im 
abgelaufenen Berichtsjahre 900 236, was gegen das Vorjahr, 
wo sie sich auf 723 680 belief, eine Zunahme von 176 556 
ergiebt. Den meisten Zuwachs haben, wie aus folgendem 
Bilde ersichtlich, die Arbeitersyndikate erfahren. Es zählten 
nämlich: 


1892 1 

1 1893 1 

Mehr als 
im 

Vorjahre 

Syndikate 

! Mitglieder 

Syndikate 

j Mitglieder 

Unternehmer 

1 102 549 

Unternehmer 

114176 

11 627 

Arbeiter . . . 

288 770 

Arbeiter . . . 

402 125 

113355 

Gemischte . . 

! 18 561 

Gemischte . . 

30 052 

11 491 

Landwirth.schaft 

313 800 

Landwirthschaft 

353 883 

40 083 


Während also die Arbeitersyndikate im abgelaufenen 
Jahre um 113 355 Mitglieder zugenommen haben, nahmen 
alle übrigen Syndikate zusammengenommen nur um 63,201 
Mitglieder zu. Das kann doch aber keinen Grund bilden, 
den Arbeiterorganisationen allerlei Hindernisse in den Weg 
zu legen; denn abgesehen davon, dass die Zahl ihrer Mit¬ 
glieder, selbst wenn man die der gemischten Syndikate 
hinzurechnet, noch immer keine so grosse ist. als die der 
Unternehmer- und landwirthschaftlichen Syndikate — welch 
letztere wohl zu den ersteren zu zählen sind, da sie sich 
nicht aus Lohnarbeitern, sondern aus Acker- und Wein¬ 
gartenbesitzern zusammensetzen — ist es ein Erfahrungs¬ 
satz, dass je mehr und je besser die Arbeiter eines Landes 
organisirt sind, desto ruhiger und naturgemässer sich da¬ 
selbst die von den ökonomischen und sozialen Verhältnissen 
bedingte Entwickelung vollzieht. Leider scheint es aber, 
als ob die Geschichte eine Lehrmcisterin sei, deren Lehren 
die herrschenden Politiker sich erst dann ins Gedächtniss 
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rufen, wenn es bereits zu spät für sie ist, die nöthigen 
Schlüsse daraus zu ziehen und deren Nutzanwendung zu 
machen. 

Paris. Leo Frankel. 

Gewerbestreitigkeiten in England 1892 und 1893. 

I. 1892. 

Das englische Arbeitsamt hat ausführliche statistische 
Tabellen und einen eingehenden Bericht über die Arbeitsein¬ 
stellungen und Arbeitsausschlüsse im Jahre 1892 ausgearbeitet. 
Sie sollen demnächst dem Parlament vorgelegt werden. Eine 
vorläufige LJebersicht veröffentlicht die Labour Gazette, der 
wir folgendes entnehmen: 

Während des Jahres 1892 nahm die Arbeitslosigkeit, 
die seit dem Jahre 1890 im Wachsen begriffen war, noch 
beständig zu. Die Durchschnittszahl der Arbeitslosen in 
denjenigen Gewerkschaften, die dem Arbeitsamte Berichte 
einliefern, stieg 1892 auf 5,8 pCt. der Gesammtmitglieder, 
gegenüber 3,4 pCt. im Jahre 1891 Unter den bedeutenderen 
Gewerben wurden nur die dem Baugewerbe Angehörigen 
nicht durch diesen Niedergang berührt. 

Hand in Hand mit dem Beschäftigungsrückgang nahmen 
die Gewerbestreitigkeiten ab. Die Zahl derselben für 1892 
betrug 700 (692 Arbeitseinstellungen und 8 Arbeitsaus¬ 
schlüsse); für 1891 waren die Zahlen 906 (893 Strikes und 
13 Lockouts). An Umfang indess haben die Strikes zuge¬ 
nommen. 

Von den 1892er Gewerbestreitigkeiten entfielen 21.4 pCt. 
auf das Baugewerbe; auf die Textilindustrie 19,5 pCt.; auf 
bergmännische Thätigkeit aller Art 15,5 pCt.; Schiffsbau, 
Maschinenbau und Metallgewerbe 18,6 pCt. Diese vier 
Hauptgruppen der Industrie lieferten also 75 pCt. der ge- 
sammten Gewerbestreitigkeiten des Jahres. 

Was Zweck und Ursachen der Strikes anbetrifft, so 
handelt es sich um Lohnkämpfe bei 57 pCt. der Strikes und 
66 pCt. der insgesammt dabei betheiligten Personen. Im 
Vorjahre waren 54 pCt. der Streitigkeiten auf derartige Ur¬ 
sachen zurückzuführen. Streitigkeiten wegen der Arbeitszeit 
waren nur gering an Zahl. 

Was den Erfolg der Strikes anbetrifft, so waren 
41,7 pCt. der Strikes und 21 pCt. der Ge.^'ammtzahl der 
Strikenden durchaus siegreich gegenüber 41,3 pCt. der 
Strikes und 26 pCt. der Strikenden im Jahre 1891. Theil- 
weisen Erfolg hatten 18 pCt. der Strikes mit nahezu 48 pCt. 
der Gesammtpersonen gegenüber 20 pCt. der Strikes und 
37 pCt. der Personen im Jahre 1891. Völlig verloren gingen 
35 pCt. der Strikes und 30 pCt. der Strikenden gegenüber 

30 pCt. der Strikes und 35 pCt. der Personen im Jahre 1891. 
Der Rest blieb unentschieden oder ihr Ausgang unbekannt. 
Da einige der wichtigsten Strikes unter den theilweise 
erfolgreichen den Arbeitern nur sehr gejinge Vortheile 
einbrachten, ist es klar, dass 1892 das Gesammtresultat der 
Strikes für die Arbeiter ungünstig war. Die erfolgreichsten 
Strikes entfallen meist auf das Baugewerbe, das unter der 

'allgemeinen Geschäftskrisis nicht allzusehr zu leiden hatte; 
doch waren die an diesen Strikes betheiligten Arbeiter nur 
gering an Zahl. 

Die Durchschnittsdauer der 92er Strikes belief sich auf 

31 Arbeitstage gegenüber 24 Arbeitstagen im Vorjahr. Da 
indessen 1892 die längsten Arbeitseinstellungen auch die 
grösste Anzahl von Personen betrafen, belief sich die durch¬ 
schnittliche Strikezeit für jeden Striker auf 49 Tage. 

Was die geopferten Löhne anbetrifft, so liegen An¬ 
gaben über 247 Strikes vor, an denen insgesammt 151 357 
Arbeiter betheiligt waren. Diese Personen bezogen vor dem 
Strike insgesammt wöchentlich £ 164 134 und nach Been¬ 
digung der Strikes £ 153 513, so dass dabei eine Lohn¬ 
reduktion um £ 10 630 oder 6^/2 pCt. wöchentlich herausge¬ 
kommen ist, während im Vorjahr die Strikes eine Lohn¬ 
erhöhung um 5 pCt. herbeigeführt hatten. Diese Thatsache 
bestätigt den allgemeinen Misserfolg der 92 er Lohn¬ 
streitigkeiten. 

Lieber die gezahlten Unterstützungen liegen bei 532 
Strikes mit 94 1 79 Mann Angaben vor. Es wurden von den 
Gewerkschaften £ 163 092 verausgabt, dagegen zahlten in 
10 Lolinstreitigkeiten, die 34 648 Arbeiter betrafen, die 
Unternehmervercine an ihre Mitglieder an Unterstützungs¬ 
geldern £ 55 517. 


Der Gesammtwerth der Betriebsanlagen des festen Ka¬ 
pitals, das durch die Stricks ausser Thätigkeit gesetzt 
wurde, wird auf nahezu £ 19 000 000 geschätzt, und die 
zur Unterhaltung der Betriebe während der Strikezeit und 
zur Wiederaufnahme der Arbeit verwandten Gelder werden 
von 475 Firmen auf £ 165 385 angegeben. Der Ausfall an 
Löhnen während der Strikezeit betrug nach Schätzung der 
Unternehmer wöchentlich £ 485 000, nach Schätzung der 
Gewerkschaften wöchentlich £ 496 000 gegenüber £ 381 (X)0 
im Jahre 1891. Aus verschiedenen Gründen glaubt indess 
die Labour Gazette, dass es irrthümlich wäre, anzunehmen, 
diese Lohnsumme sei thatsächlich verloren gegangen. 

II. 1893. 

Für 1893 liegen nur vorläufige Berechnungen vor. 
Bis jetzt sind für dieses Jahr 638 Arbeitszwistigkeiten 
notirt, von denen über 525 Einzelheiten bekannt sind. In 
100 Fällen ist der Zwist noch nicht beendet. Von den 
übrigen 525 waren 229 erfolgreich für die Arbeiter, 
110 theilweise erfolgreich und 186 ganz erfolglos. Der 
Umfang der Strikes in diesem Jahre war aussergewöhnlich; 
am grossen Kohlenarbeiterstrike waren 422 000 Personen 
betheiligt; am Schifferstrike in Hüll 10 000 Personen; am 
Baumwollenstrike in Lancashire ungefähr 140 000 Personen. 
Dieser Strike begann zwar 1892, dauerte aber das erste 
Quartal 1893 hindurch. 

An 551 Strikes waren 602 668 Personen betheiligt, die 
Durchschnittsdauer der Strikes betrug 18 Tage; 384 Strikes 
bezogen sich auf Lohnstreitigkeiten und nur 14 auf die 
Arbeitszeit. An den Lohnstnkes waren nicht weniger als 
537 640 Personen betheiligt. 


Arbeiterschutzgesetzgebung und Gewerbe¬ 
inspektion. 

Zur Durchführung der Sonntagsruhe. Die zur Be- 
rathung des Entwurfs von Ausnahmebestimmungen, be¬ 
treffend die Regelung der Sonntagsarbeit in Glashütten, 
einberufene Versammlung von Interessenten trat am 16. März 
im Reichstagsgebäude unter dem Vorsitz des Unterstaats¬ 
sekretärs im Reichsamt des Innern Dr. von Rottenburg zu¬ 
sammen. An der Verhandlung nahmen ausser Vertretern 
des Reichsamts des Innern und des Königlich preussischen 
Ministeriums für Handel und Gewerbe 19 Arbeitgeber und 
26 Arbeitnehmer sowie 7 Gewerbeaufsichtsbeamte theil. 

Der Vorsitzende begrüsste die Versammlung namens 
des Staatssekretärs des Innern und gab der Hoffnung Aus¬ 
druck, dass es durch die Erörterungen gelingen werde, 
eine die Arbeitgeber und Arbeitnehmer gleichmässig be¬ 
friedigende Grundlage für die Regelung der Sonntagsruhe 
in der Glasindustrie zu gewinnen. 

Alsdann wurden die Vorschläge des Entwurfs sowie 
die aus den Interessentenkreisen der Tafelglas-, Grünholz¬ 
glas-, Weisshohlglas- und Gussglashütten vorgetragenen 
Wünsche, welche in dem in einer Vorversammlung der In¬ 
dustriellen aufgestellten Entwurf von Ausnahmebestimmungen 
der Versammlung vorgelegt wurden, nebst den aus Ar¬ 
beiterkreisen laut gewordenen Wünschen einer eingehenden 
Besprechung unterzogen. Die Berathungen werden vor¬ 
aussichtlich noch den heutigen Tag in Anspruch nehmen. 

Eine andere zur Berathung des Entwurfs von Ausnahme¬ 
bestimmungen, betreffend die Regelung der Sonntagsruhe 
in Rohzuckerfabriken, Zuckerraffinerien und Melasse-Ent- 
zuckerungs-Anstalten, einberufene Versammlung von Inter¬ 
essenten trat am 20. März unter dem Vorsitz des Unter¬ 
staatssekretärs im Reichsamt des Innern Dr. v. Rottenburg 
im Reichstagsgebäude zusammen. An der Besprechung 
nahmen ausser Vertretern des Reichsamts des Innern und 
des Königlich preussischen Handelsministeriums 7 Ge¬ 
werbeaufsichtsbeamte, 14 Arbeitgeber und 21 Arbeitnehmer 
theil. 

Beschränkung der Kinderarbeit in der Kartonnage- 
hausindustrie. Nachdem soeben erschienenen Jahresbericht 
der badischen Fabrikinspektion für 1893 haben die Karton- 
nagefabrikanten zu Lahr in Baden angesichts der über- 
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mässigen Beschäftigung von Schulkindern durch die von 
ihnen abhängigen Hausindustriellen folgenden Vertrag unter 
Vermittelung der Bürgermeisterei geschlossen: „§ 1. Fremde 
Kinder, welche der Schule noch nicht entlassen sind, dürfen 
in der Kartonnagehausindustrie nicht mehr als 4 Stunden 
im Tage beschäftigt werden. Zwischen diese 4 Stunden 
hinein ist eine Pause von mindestens einer halben Stunde 
Dauer zu gewähren, welche jedoch in die vier Stunden 
nicht eingerechnet wird. Diese Arbeitszeit muss, wenn die 
Kinder Vormittags in die Schule gehen, auf den Nachmittag 
gelegt werden, und umgekehrt. Werden die Kinder ausser¬ 
dem noch zu Gängen in die Fabrik oder zum Kommissionen¬ 
machen verwendet, so wird die hierauf verwendete Zeit in 
die 4 Stunden nicht eingerechnet. § 2. Während der Ferien 
kann die Arbeitszeit bis auf 6 Stunden erhöht werden, wo¬ 
bei ebenfalls eine Pause von einer halben Stunde zwischen 
hinein zu gewähren ist. § 3. An Tagen, wo Kinder Vor- 
und Nachmittags Unterricht haben, dürfen sie nicht mehr 
als 3 Stunden beschäftigt werden. § 4. An Sonntagen 
und an Feiertagen derjenigen Konfession, welcher das Kind 
angehört, darf eine Beschäftigung überhaupt nicht statt¬ 
finden. § 5. Das Bürgermeisteramt wird die pünktliche 
Einhaltung vorstehender Bestimmungen kontroliren. § 6. 
Zuwiderhandelnde werden durch das Bürgermeisteramt an 
Geld bis zu 5 M. bestraft, welche Strafe in die Armenkasse 
fällt. § 7. Ein Exemplar dieser Bestimmungen ist in dem 
Zimmer, wo die Kartonnagearbeit gefertigt wird, aufzu¬ 
hängen.“ Da die Arbeiterschutzgesetzgebung noch nicht 
auf die Hausindustrie ausgedehnt ist, hofft man. mit einer 
solchen Konvention etwas ausrichten zu können. Die Fa¬ 
brikanten wollen künftig nur solchen Hausindustriellen Ar¬ 
beit geben, die sich diesen Vorschriften unterwerfen. So¬ 
bald freilich nur ein einziger Fabrikant die Stipulation nicht 
hält, soll dieselbe für alle ausser Kraft treten. Das Bürger¬ 
meisteramt ist gewissermaassen der Bevollmächtigte der 
Fabrikanten. Verniuthlich wird die Konvention praktisch 
nicht lange gehalten werden und nur aufrecht bleiben, wenn 
man nicht blos ein, sondern mehrere Augen zudrückt. Die 
maassgebenden Faktoren im Reiche aber müsste ein Ge¬ 
fühl tiefer Beschämung überschleichen, wenn sie sehen, wie 
Fabrikanten mit ganz unzureichenden Mitteln Dasjenige zu 
erreichen suchen, was die Gesetzgebung schon längst weit 
wirksamer hätte herbeiführen können. Denn 4 bezw. 6 
Stunden Arbeitszeit und gewerbliche Gänge nach und von 
der Fabrik, dazu für schulpflichtige Kinder: das sind 
„Reformen“, die für die Fabrikbeschäftigung schon längst 
als überholt gelten. 

Arbeiterversicherung. 

Annexbehörden und Arbeiterversicherung. In dem 

soeben erschienenen Geschäftsberichte des Reichsversiche¬ 
rungsamtes für 1893 wird an zwei Stellen ein scharfer Tadel 
über das Verhalten der Arnienbehörden ausgesprochen, der 
weitere Verbreitung verdient. Bei Besprechung der That- 
sache, dass ein im Verhältniss erheblicher Theil der im 
Berichtsjahre eingegangenen Anträge auf Gewährung einer 
Alters- oder Invaliditätsrentc unbegründet war, wird (S. 29) 
bemerkt: „Auf das Verhalten der Ortsbehörden, welche für 
ihre Armen aus den grossen Fonds der Versicherungs¬ 
anstalten schöpfen zu dürfen glauben, wird ein nicht uner¬ 
heblicher Theil der zahlreichen unbegründeten Renten¬ 
anträge zurückgeführt.“ Bei der Erörterung der Zahl der 
Beriitungen gegen die Entscheidungen der Vorsitzenden 
der Beriifsgenossenschaften bemerkt das Amt (S. 11): „Aus 
einigen Bezirken wird eine Zunahme der Neigung zur Ein¬ 
legung aussichtsloser Berufungen gemeldet und grö.ssten- 
theils auf Rechnung von Winkelschreibern gesetzt, die sich 
an die Verletzten förmlich herandrängten, in nicht seltenen 
Fällen liege auch die Schuld bei den Gemeindeschreibern, 
welche die Berechtigten in der Besorgniss, sie könnten ein¬ 
mal der Armenverwaltung zur Last fallen, zur Einlegung 
unbegründeter Rechtsmittel verleiteten.“ Aus beiden Aus¬ 
lassungen gellt hervor, dass nicht nur vereinzelt, die Armen¬ 
behörden bezw. ihre Organe sich bemühen, die ihnen ge¬ 
setzlich obliegende Fürsorge für ihre Armen auf die kor¬ 
porativen Verbände der Unfall- und Altersversicherungs¬ 


gesetzgebung abzuwälzen und dass sie zu diesem Behüte 
Personen zur Einlegung von Rechtsmitteln veranlassen, 
welche keinerlei Aussicht haben, mit ihrem Anspruch auf 
Rente durchzudringen. Man wird diese Thatsache wohl im 
Auge behalten müssen, insbesondere dann, wenn man über 
die grosse Zahl aussichts- und zweckloser Rechtsmittel 
klagt, die bei Anwendung der gedachten Gesetzgebung Jahr 
aus Jahr ein eingelegt werden. Bedauerlich ist es. dass 
keine Möglichkeit besteht, solche Armenbehörden, welche 
nach dem bekannten Grundsätze zu handeln scheinen, dass 
sich aus fremdem Fell gut Riemen schneiden lassen, für 
die durch die erfolglos eingelegten Rechtsmittel entstan¬ 
denen Kosten verantwortlich zu machen I Die betreffenden 
Behörden scheinen in der That mehrfach den Zweck der 
Sozialgesetze nur in einer Abw'älzung der Armenlasten zu 
erblicken. 

Statistisches Über Todesfälle und Verunglückungen 
von Arbeitern bei englischen Eisenbahnen. Wie dring¬ 
lich die Reformen in der wirthschaftlichen Gesetzgebung 
Englands, welche die jüngst zurückgezogene Vorlage betr. 
die Unternehmerhafipflicht beabsichtigt hatte, wird aus fol¬ 
genden Zahlen erhellen. 

Im Lauf des vergangenen Jahres erlitten zehntausend 
Eisenbahnbedienstete Verletzungen, und wurden fünf¬ 
hundert und neunundvierzig getödtet; in Fabriken und 
Werkstätten wurden verletzt 8107, und getödtet 79 Ar¬ 
beiter; auf der See kamen um oder wurden verletzt 4000; 
von 700000 Grubenarbeitern wurden 120000 getödtet 
und verletzt; von diesen wiederum ohne weiteres getödtet 
über 1000 und schwer verletzt 4090. Von der Gesammt- 
zahl der an Eisenbahnen, in Fabriken, Bergwerken und auf 
der See beschäftigten Arbeiter wurden im vergangenen 
Jahre 6000 getödtet und 154000 verletzt. Innerhalb der 
letzten 30 Jahre wurden 12000 Eisenbahnbedienstete 
getödtet und 160000 verletzt. In den letzten 7 Jahren 
wurden von 14000 als Rangirer Beschäftigten 1120 ge¬ 
tödtet und 11690 verletzt; es bedeutet dies, dass von diesen 
Arbeitern 83 pCt. die Aussicht haben, entweder getödtet 
oder verletzt werden. Die an den Eisenbahnen beschäftigten 
Maurer und angelernten Arbeiter sind in diesen 
Ziffern nicht mit inbegriffen. 

Die vorstehenden Angaben rühren aus nichtamtlichen 
Quellen und werden für zutreffend gehalten. Auch amt¬ 
amtliche Statistiken wurden neuerdings veröffentlicht über 
die Anzahl der als im Dienste getödtet oder verletzt gemel¬ 
deten Eisenbahnbeamten in den Jahren 1873, 1877,1880 
und in jedem Jahre von da ab bis einschliesslich 1892, so 
wie über das Verhältniss dieser Unfälle zu der Durch¬ 
schnittszahl der angestellten Bediensteten. Nachstehende 
Einzelheiten mögen hieraus folgen: Im Jahre 1873 wurde 
die Anzahl der Getödteten auf 773 und der Verletzten auf 
1171 aus einer Gesammtzahl von 274.535 angestellten Per¬ 
sonen angegeben, was ein Verhältnis von eins zu 355 und 
234 ergiebt. 1880 belief sich die Ziffer der Getödteten auf 
546 und der Verletzten auf 2080, oder auf den Satz von 
eins zu 502 und 131, aus einer Gesammtzahl von 274535 
Angestellten. Für 1882 wurde bei der gleichen Gesammt- 
zifter der Angestellten die Zahl der Getödteten mit 553 und 
der Verletzten mit 2576 gemeldet, ein Verhältniss also von 
eins zu 496 und 106. Für 1886 wurden bei einer Gesammt- 
kraft von 367793 die Getödteten und Verletzten mjt je 425 
und 2010 beziffert, was einen Satz von eins zu 865 und 
182 bedeutet. Für 1890 betrugen die Ziffern der Getödteten 
und Verletzten je 499 und 3122 von 381626 Angestellten, 
ein Verhältniss also von eins auf 764 und 122. 1892 wurden 
von der gleichen Zahl Angestellter getödtet 534 und ver¬ 
letzt 2915, oder je 1 von 714 und 130. 

Ziehen wir den Durchschnitt der Jahre, auf welche 
sich dieser Bericht erstreckt, so finden wir, dass hinsicht¬ 
lich der Sicherheit des Lebens ihrer Angestellten die Haupt¬ 
eisenbahnlinien folgendermaassen rangiren: Von ihren Ar¬ 
beitern werden getödtet auf der Kaledonia-Bahn einer 
von 409, auf der Nordbritischen einer von 477, und auf 
der Südwestbahn einer von 608. Die Unfälle mit tödtlichem 
Ausgang betragen bei der Grossen Nordbahn 1 auf 750, 
bei der London- und Nordwestbahn 1 auf 765 und bei der 
Grossen Westbahn 1 auf 882. Die Nordostbahn darf sich 
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des Vorzugs rühmen, den Satz von tödtlichen Unfällen auf 
1129 verringert zu haben. 

Für das Mangelhafte des geltenden Haftpflichtgesetzes { 
spricht die bezeichnende Thatsache, dass von 2000 Fällen ' 
von Tödtungen und Verletzungen, die sich während des ' 
Baues des Manchester-Schiflfkanals ereigneten, nur in fünf¬ 
undzwanzig Entschädigung erlangt wurde. Angesichts der 
obigen Statistik darf man sich kaum wundern, wenn die 
organisirten Arbeiter über die Thätigkeit des Oberhauses ' 
im „Ausw'eiden“ der neuen Gesetzvorlage sich gewaltig 
erregten, da sie der Ansicht sind, dass die wahren ; 
Interessen der Arbeiter weitere gesetzgeberische Maass- i 
nahmen zum Schutze der Gesundheit und zur erhöhten ; 
Sicherung gegen Gefahren erheischen. 


Gewerbegerichte, Einigungsämter und | 
Arbeiterausschüsse. 1 

Das Gewerbegericht in Mannheim. Auf Grund der ' 
§§ 120 a und 142 der Gewerbeordnung für das Deutsche 
Reich vom 21. Juli 1869 (in der durch das Reichsgesetz 
vom 1. Juli 1883 festgestellten Fassung) war am 26. Januar 
1888 ein Gewerbeschiedsgericht in Mannheim errichtet i 
worden. Dasselbe bestand aus dem Vorsitzenden, der ein ; 
Bürgermeister war und vom Stadtrath ernannt wurde und 
aus 3 Beisitzern — 2 Arbeitgeber und 2 Arbeitnehmer —, 
die gleichfalls vom Stadtrath auf die Dauer von 2 Jahren 
ernannt wurden. Der Verein selbstständiger Handwerker 
und der Gewerbe- und Industrieverein hatten für die Arbeit¬ 
geber, die Fach- und Gewerkvereine für die Arbeitnehmer 
Vorschläge in der doppelten Zahl der benöthigten Beisitzer 
(je 40) zu machen, von denen der Stadtrath die festgesetzte 
Anzahl (je 20) zu Beisitzern ernannte. Im Uebrigen unter¬ 
schied sich das Gewerbeschiedsgericht nicht wesentlich von 
den durch das Gesetz vom 29. Juli 1890 bedingten Gewerbe¬ 
gerichten. 

Am 17. April 1893 wurde das Gewerbeschiedsgericht 
durch das auf Grund des Gesetzes betr. die Gewerbe¬ 
gerichte errichtete Gewerbegericht ersetzt. Im Folgenden 
geben wir eine Uebersicht über die Thätigkeit dieses Ge¬ 
werbegerichtes während des ersten Geschäftsjahres, um¬ 
fassend die Zeit vom 17. April bis 31. Dezember 1893. 

Sitzungen wurden im Ganzen 23 abgehalten, davon mit 
Zuziehung der Beisitzer 12, ohne Zuziehung der Beisitzer 
11. Anhängig gemacht wurden nach der Tabelle über 
die Rechtsprechung während des Geschäftsjahres 1893 209 
Klagen. 

Ausserdem wurden noch weitere 33 Streitfälle vorge¬ 
bracht, welche durch die Gerichtsschreiberei und ohne förm- j 
liehe Klage erledigt wurden. , 

Von den Klagenden waren 8 Arbeitgeber, welche gegen 
Arbeiter und Lehrlinge klagten, 198 Arbeiter und Lehrlinge, 
vvelc he gegen Arbeitgeber klagten und 3 Arbeiter, welche 
gegen Arbeiter klagten. i 

Von den 209 Klagesachen wurden schriftlich einge- ! 
reicht 17, zu Protokoll der Gerichtsschreiberei gegeben 192. j 

Erledigt wurden von den anhängig gewordenen Sachen: 


a) durch Vergleich.112 

b) durch Verzicht, Zurücknahme der Klage 

Ruhenlassen und dergl.33 

c) durch V’^ersäumnissurtheil.22 

d) durch Anerkenntnissurthcil .... 5 

e) durch richterliche Endurtheile ... 35 

Unerledigt blieben am Schlüsse des Ge¬ 
schäftsjahres . . 2 


Zusammen (wie oben) 209. 

Die Rechtsstreitigkeiten vor dem Gewerbegericht be¬ 
trafen Gegenstände im Werthe; 

bis zu 20 M. einschliesslich.119 Sachen 

von mehr als 20 M. bis zu 50 M. einschliessl. 63 

„ 50 .. 100 „ 18 

. 100 „ „ ,. 200 „ „ 2 

„ „ „ 200 . 300 .. 1 

,, „ 300 ,, einschliesslich.6 

Von den erlassenen Urtheilen (62) ergingen zu Gunsten 


der Kläger 38 (61 pCt.), zu Gunsten der Beklagten 24 
(39 pCt.). 

Die Klagen vertheilten sich auf die einzelnen Gewerbe 


wie folgt: 

1. Maurer, Steinhauer. Tüncher und Erd¬ 

arbeiter . 37 Sachen 

2. Schreiner, Wagner, Dreher, Glaser, 

Zimmerleute, Schlosser, Mechaniker 
und Maler.34 

3. Kellnerinnen, Köchinnen und Köche .14 

4. Metzger, Bäcker, Küfer und Bierbrauer 22 

5. Näherinnen, Schneider u. Schuhmacher 11 

6. Buchbinder, Buchdrucker, Tapezierer u. 

Friseure.14 

7. Schiffer und Fuhrleute.10 

8. Fabrik- und sonstige gewerbliche 

Arbeiter.67 

Die Klagen waren gerichtet auf 

a) Lohnzahlung in.99 Fällen 

b) Zahlung einer Entschädigung wegen 

kündigungsloser oder vorzeitiger 
Entlassung, bezw. Verlassens der 
Arbeit ohne Kündigung in ... 106 

c) Rückzahlung geleisteter Kautionen in 1 

d) Rückgabe und Ausstellung von Zeug¬ 

nissen etc. in . , . 3 


Die Zahl der Geschäftnummern beträgt 643. 

Gerichtskosten (Gebühren und Auslagen) gelangten 
keine zum Ansatz, da nach § 32 der statutarischen Be¬ 
stimmungen solche nicht erhoben werden. 

Als Entschädigung kamen zur Anweisung und Aus¬ 
zahlung an die Beisitzer, welche für die Sitzung mit 3 M., 
im Falle sie sich über Mittag ausdehnt, mit 5 M. entschä¬ 
digt werden, 186,25 M. einschliesslich Reisekosten für aus¬ 
wärts wohnende. 

Als Einigungsamt im Sinne des § 61 des Gesetzes be¬ 
treffend die Gewerbegerichte vom 29. Juli 1890 war das 
Gewerbegericht im Geschäftsjahre 1893 nicht thätig, ebenso 
hat dasselbe in diesem Zeitraum im Sinne des § 70 des 
citirten Gesetzes weder Gutachten erstattet, noch Anträge 
gestellt. 

Vermischtes. 


Internationaler Kongress für Hygiene und Demogra> 
phie in Budapest. Eine Reihe von grundlegenden Proble¬ 
men der Sozialpolitik werden auf dem VIII. internationalen 
Kongress für Hygiene und Demographie, der vom 1. bis 

9. September d. J. in Budapest stattfinden wird, zur Be- 
rathung gelangen. Nach dem Programmentwurf der demo¬ 
graphischen Abtheilung sind für diese 7 Sektionen vorge¬ 
sehen, in denen allen über eine grosse Anzahl sozialpoli¬ 
tisch interessanter Fragen verhandelt werden soll. So 
stehen in der IV. Sektion (Demographie der Urproduk¬ 
tion. d. h. des Ackerbaues) 21 Fragen zur Diskussion. Für 
die V. Sektion (Demographie der gewerblichen Arbeiter¬ 
klasse) sind einstweilen 5 Gegenstände vorgeschlagen, die 
wir — um zu zeigen, in welchem Geiste das Programm 
aufgcstellt ist — hier mittheilen wollen: 

1. Das Verhältniss der Dauer der Tagesarbeit zur Ge¬ 
sundheit des Arbeiters und Einfluss desselben auf die 
Hygiene. 

2. Was für Resultate erweist die Wirksamkeit der Fa¬ 
brikaufseher hinsichtlich der Hygiene der Arbeiter und in 
Folge dessen auch hinsichtlich der allgemeinen Hygiene 
und w'elche sind die Mängel aus diesem Gesichtspunkte? 

3. Die Kritik der gewerbestatistischen Aufnahmen in 
Hinsicht auf die Demographie und wo es ausführbar ist, 
auch vom hygienischen Standpunkte und Propositionen zur 
Beseitigung der auftauchenden Mängel. 

4. Die Kritik der Aufnahmen der durch die obligate 
Arbeiterversicherung erreichbaren Daten und die Frage, 
wie man diese Aufnahmen zweckmässig bearbeite. 

5. Inwiefern erweist sich die Lehre von Malthus im 
Lichte der neueren Daten als richtig? 

Auch das Programm der VI. .Sektion, Demographie der 
Städte, ist durchaus sozialpolitischen Charakters. 

Als Generalsekretär des Kongresses fungirt Herr Prof. 
Dr. C. Müller in Budapest, Rochus-Spital. 


Verantwortlich für die Redaktion: Dr. Heinrich Braun in Berlin W., Victoriastraste i6. 
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Die Standesherren und das Privatbergregal 
in Preussen. 

Dreimal begegnen uns in der preussischen Steuerreform 
die Standesherren, jedesmal treten sie als Bevorrechtete 
auf, denen das gemeine Wesen Entschädigungen zu bieten 
oder Vorrechte zu verbürgen hat. Auf die Ablösung bei 
der Einkommensteuer kommt die Steuerfreiheit der ehemals 
kurhessischen Standesherren in dem Miquelschen Kommu- 
nalabgaben-Gesetzentwurf, die durch den Landtag noch er¬ 
weitert und ausgedehnt wird. Und als der Staat auf seine 
Bergwerksabgabe verzichtet und eine Jahreseinnahme von 
6926000 M. preisgiebt, ohne dafür den Grubenbesitzern 
auch nur die geringste sozialpolitische Verpflichtung aufzu¬ 
erlegen, werden den Standesherren und anderen Begünstigten 
des Hochadels ihre Privatberggerechtsame auf Erhebung 
von Abgaben ausdrücklich gewährleistet. 

Mit peinlicher Sorgfalt wird der Wortlaut des § 2 des 
Gesetzes wegen Aufhebung direkter Staatsteuern so gefasst, 
dass die Regalherren in dem Besitze ihrer „wohlerworbenen“ 
Rechte geschützt bleiben. Die X. Kommission des Hauses 


der Abgeordneten, die sich 1892/93 mit der Steuerreform 
zu beschäftigen hat, ist einstimmig der Ansicht, dass „dem 
vorliegenden Gesetzentwürfe eine Fassung zu geben sei, 
durch die die bestehenden Privatregalberechtigungen auf¬ 
rechterhalten bleiben.“!) Da die von den Privatberechtigten 
erhobenen Abgaben „den Betrag der entsprechenden (der 
allgemein gesetzlich bestimmten) landesherrlichen Abgaben 
niemals übersteigen dürfen“, werden die Anfangsworte des § 2 
des Entwurfs: „Aufgehoben werden“ ersetzt durch die 
Worte: „Ferner werden ausser Hebung gesetzt.“ So wurde 
verhütet, dass mit dem Fortfall der staatlichen Bergwerks- 
ahgabe die Standesherren des Rechtes zur Hebung ihrer 
Abgaben verlustig gingen. 

Die Erörterungen der X. Kommission waren durch eine 
von dem Vertreter des Herzogs von Arenberg eingereichte 
Petition veranlasst worden. Eine quellenmässige Denk¬ 
schrift über Umfang und Bedeutung der in Preussen be¬ 
stehenden Privatbergregal-Berechtigungen, unterzeichnet: 
„Der Minister für Handel und Gewerbe. Im Aufträge. 
Freund“2) war der Kommission vorgelegt worden. 

Vor dem Erlasse des Allgemeinen Berggesetzes vom 
24. Juni 1865 war das Bergregal in verschiedenen Landes- 
theilen in den Besitz von Privaten gelangt, die zum Theil 
alle nach der früheren Bergwerksgesetzgebung darunter 
begriffenen Befugnisse ausübten, theils auf bestimmte Ma¬ 
terialien oder auf ein blosses Zehntrecht von der Berg¬ 
werkserzeugung eingeschränkt waren. Die meisten dieser 
Gerechtsame waren in der Hand von ehemals unmittelbaren 
deutschen Reichsständen. Ihnen war für den Bereich ihrer 
standesherrlichen Gebiete auf Grund der Bestimmungen in 
Artikel 14 der deutschen Bundesakte vom 8. Juli 1815, auf 
Grund einer preussischen Verordnung vom 21. Juni 1815 
und einer Anweisung zur Ausführung dieses Erlasses vom 
30. Mai 1820 die Ausübung des Bergregals zugestanden 
und durch besondere Ordnungen geregelt worden. Die 
übrigen Bevorrechteten leiteten ihre Gerechtsame aus landes¬ 
herrlichen Sonderverleihungen, aus dem Herkommen oder 
aus besonderen lästigen Erwerbstiteln her. Im Allgemeinen 
hatten die Regalinhaber die Belugniss, unter Oberaufsicht 
des Staates die regalen Fossilien selbst in Bau zu nehmen; das 
Berg^verkseigenthum unter Beachtung der Vorschriften der 
allgemeinen Landesgesetze an Dritte zu verleihen; die Berg¬ 
polizei über den Betrieb des Bergbaues zu verwalten; die 

Bericht der X. Kommission (Steuerreformgesetze) über 
die Denkschrift zu den dem Landtage vorgelegten Entwürfen der 
Steuerreformgesetze und über den Entwurf eines Gesetzes wegen 
Aufhebung direkter Staatssteuern. -- Nr. 8, zu Nr. 8, Nr. 13, 
Nr. 30, Nr. 64, Nr. 5 und zu Nr. 5 der Drucksachen. - Druck¬ 
sache Nr. 126. Hierzu: zu Nr. 126. Haus der Abgeordneten, 
17. Legislaturperiode, V. Session 1892/93, S. 25. 

-) A. a. O. S. 55 ff, 
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Bergwerksabgaben (darunter insbesondere den Zehnten von 
der Bergwerkserzeugung) zu erheben. 

Das Allgemeine Berggesetz, das 1865 im Landtage ver¬ 
handelt wurde, hob das Bergregal als nutzbares Ver¬ 
mögensrecht an den vom Verfügungsrechte des Grund- 
eigenthümers ausgeschlossenen Mineralien auf, soweit es 
dem Staate zustand. Der Staat behielt nur die aus seinen all¬ 
gemeinen Hoheitsrechten abgeleiteten Befugnisse in Bezug auf 
die Aufsuchung und Gewinnung der betreffenden Fossilien. Die 
Privatbergregalitätsrechte aber „Hessen sich als wohlerwor¬ 
bene, auf anerkannten Rechtstiteln beruhende Privilegien 
nicht ohne Weiteres beseitigen,“ i) das Berggesetz erhielt 
sie im § 250 aufrecht. Im Hause der Abgeordneten erhob 
sich dagegen lebhafter Widerspruch. In der Kommission 
wurde hervorgehoben, die im Privatbesitze befindlichen 
Bergregalitätsrechte seien der naturgemässen Entwickelung 
und dem Aufblühen des Bergbaues vielfach hinderlich ge¬ 
wesen, vor allem durch die bestehen gebliebene Belastung 
der Bergwerke mit der Zehntabgabe. Der Zehnt hemme 
den Wettbewerb mit den anderen Gruben, für die an Stelle 
des Zehnten eine einprozentige Abgabe vom Bruttoer¬ 
träge der Bergwerkserzeugnisse eingeführt worden sei, zu 
geschweigen der für den Eisenerzbergbau gewährten Ab¬ 
gabenfreiheit. Die Kommission erklärte deshalb, im Hin¬ 
blicke „auf die wirthschaftlichen Bedürfnisse und die Rechts¬ 
verhältnisse des Bergbaus erscheine es geboten, auf dem 
Wege der Gesetzgebung das Bergregal auch in denjenigen 
Landestheilen zu beseitigen, in denen es nach dem vorge¬ 
legten Gesetzentwürfe noch fortbestehen solle.“ 

Der § 250 des Berggesetzes wurde trotzdem ange¬ 
nommen, nachdem die Regierung durch ihre Kommissarien 
erklärt hatte, „die Unzuträglichkeiten, die sich aus dem 
Fortbestehen des Privatregals in vielfacher Hinsicht ergäben, 
würden vollkommen anerkannt. . . . Die Unterhandlung mit 
den Berechtigten und mit den Bergwerksbesitzern selbst 
sei der einzige Weg, auf dem die gerügten Uebelstände 
beseitigt und die Rechtsverhältnisse in einer für alle Be¬ 
theiligten befriedigenden Art geordnet werden könnten. 
Dieses Ziel hoffe die Staatsregierong aui dem eingeschla¬ 
genen Wege zu erreichen.“*-*) 

Eine Anzahl von Privilegien sind so beseitigt worden. 
In vereinzelten Fällen wurden die Gerechtsame „unentgelt¬ 
lich“ abgetreten, der Staat übernahm dafür die Kosten der 
Bergverwaltung. „Meistens“, heisst es ausdrücklich in der 
Denkschrift, „waren die Berechtigten aber nur gegen Ent¬ 
schädigung zum Verzichte auf ihre Privilegien zu bewegen.“ 
Von 1847 bis 1868 sind in der einen oder anderen Art ab¬ 
gelöst worden: 1. das Stiepeler Zehntrecht im Amt Blanken¬ 
stein in der Grafschaft Mark, im Besitze des Freiherrn von 
Syberg, 2. das Gansaugesche Bergwerksprivilegium auf alle in 
den Aemtern Wanzleben, Egeln. Aschersleben, Stassfurt, 
Kalbe, Brumby und Schönebeck vorkommenden Steinkohlen 
und Braunkohlen, 3. das Bergregal des Fürsten zu Solms- 
Braunfels, 4. das Bergregal des Fürsten zu Solms-Hohen- 
solms-Lich in der Grafschaft Hohensolms (Bergrevier 
Wetzlar), 5. das Bergregal des Fürsten zu Wied in der 
Grafschaft Wied, 6. das Bergregal des Grafen Hatzfeld in 
der Standesherrschaft Wildenburg-Schönstein (Regierungs¬ 
bezirk Koblenz), 7. das Bergregal der Rhein- und Wild¬ 
grafen zu Salm in der Grafschaft Horstmar, 8. das Berg¬ 
regal des Ritterguts Blankenberg im Kreise Ziegenrück, 
9. das Privilegium des Grafen Bethusy-Huc, bestehend in 
einem Verkautsrecht an oberschlesischem Galmei zu er- 
mässigtem 'I'axpreise, 10. die Bergregalitätsrcchte der 
Grafen Stolberg, Stolberg-Rossla und des Fürsten zu Stol- 
berg-Wernigerode, II. die Bergregalitätsrechte der Grafen 
Stolberg-Stolberg und Stolberg-Rossla in dem Amt Neustadt. 

M A. a. O. S. 57. 

-) A. a. O. S. 58. 


In den beiden letzten, unter 10 und 11 aufgeführten Fällen 
haben sich jedoch die früheren Berechtigten einen Antheil 
an den nach Maassgabe „der gegenwärtig bestehenden oder 
in Zukunft ergehenden Bergwerksgesetze“ aufkommen¬ 
den staatlichen, an die Stelle des Zehnten tretenden Berg¬ 
werksabgaben Vorbehalten. Da hier jedoch nur zwei un¬ 
bedeutende Bergwerke im Betriebe gestanden haben, waren 
die Bezüge für die früheren Regalherren nur gering. Sie 
betrugen 1889—1892 für den Grafen Stolberg-Stolberg 3 M. 
50 Pf., für den Grafen Stolberg-Rossla 208 M. 75 Pf. 

Gegenwärtig bestehen noch Bergregalitätsrechte in den 
Oberbergamtsbezirken Bonn, Dortmund, Halle a. S. und 
Klausthal, Breslau, im Ganzen fünfzehn. 

Im Oberbergamtsbezirk Bonn handelt es sich um zwei 
den Fürsten Sayn-Wittgenstein-Berleburg und Sayn-Witt¬ 
genstein-Hohenstein gehörige Standesherrschaften, wo ab¬ 
gabenpflichtiger Bergbau zur Zeit überhaupt nicht und vor¬ 
aussichtlich auch ferner nicht betrieben werden wird. Gleich¬ 
falls nicht von Belang sind die Bergregale der Fürsten von 
Bentheim-Tecklenburg in den Grafschaften Hohen-Limburg 
(Kreis Iserlohn) und in der Herrschaft Rheda (Kreis Wieden¬ 
brück) und des Herzogs von Croy-Dülmen in der Herr¬ 
schaft Dülmen. 

Das Bergregal des Herzogs von Arenberg in der 
Grafschaft Recklinghausen ist jedoch unter den westfäli¬ 
schen Privatregalgebieten „von der allergrössten Bedeu¬ 
tung, indem das westfälische Steinkohlenbecken im Be¬ 
reiche der Grafschaft Recklinghausen in günstigster Ent¬ 
wickelung aufgeschlossen ist, worauf zahlreiche Verleihungen 
erfolgt sind. Die auf Grund derselben entstandenen Berg¬ 
werke, von denen Prosper (Arenberg), Oberhausen, König 
Ludwig, Unser Fritz, Nordstern, Schlägel und Eisen, Reck¬ 
linghausen (Hagen), Hugo, Carnap (Matthias Stinner), 
General Blumenthal, Graf Moltke, Ewald, Graf Bismarck 
bereits in Betrieb stehen, gehören zum Theil zu den 
grössten und entwickelungsfähigsten des gesammten 
rheinisch-westfälischen Steinkohlenbezirks i).“ Hat doch ihre 
Gesammtförderung an Steinkohlen im Jahre 1891 bereits 
drei Millionen Tonnen betragen. 

Der Herzog von Arenberg erhält von den Steinkohlen¬ 
bergwerken in seinem Regalgebiete die allgemeine Berg¬ 
werksabgabe von 1 pCt. des Bruttoertrags. Im Jahre 1891 
hatten die von dem Regalherrn erhobenen Abgaben bereits 
den Betrag von über 253 000 Mark erreicht. 

Regalherren sind ferner der Freiherr von Wendt in 
der vormals Bergischen Unterherrschaft Hardenberg, der 
Fürst Salm-Salm in dem Fürstenthum Salm, der Fürst von 
Rheina-Wolbeck in der Grafschaft Rheina-Wolbeck (Regie¬ 
rungsbezirk Münster) der Fürst zu Bentheim-Steinfurt in der 
Grafschaft Steinfurt. 

Im Oberbergamtsbezirk Dortmund ist des weiteren be- 
merkenswerth der sogenannte Broicher Kohlenzehnte. Für 
den Bereich der vormaligen Bergischen Unterherrschaft 
Broich (Kreis Mülheim a. d. Ruhr) war dem Landgrafen 
Georg von Hessen-Darmstadt durch königliche Ordre vom 
7. F'ebruar 1824 das Zehntrecht vom Steinkohlenbergbau 
zugestanden worden. Aus der Nachlassmasse des Land¬ 
grafen erwarb ein Privatkonsortium, die Mülheimer Zehnt¬ 
gesellschaft, das Zehntrecht für den Preis von 3500(X) 
Thalern. Wir haben hier also einen Fall der Umwandlung 
eines Feudalvorrechts in eine modern-kapitalistische Unter¬ 
nehmung. Das Zehntrecht ist durch Vereinbarung mit den 
pflichtigen Gruben theils abgelöst, theils durch eine fünf- 
bis sechsprozentige Bruttoertragsabgabe in Geld an Stelle 
des ursprünglichen Naturalzehntes ersetzt worden. Gezahlt 
haben an Ablösung die Zechen: ver. Wiesche 360 000 M., Kon¬ 
kordia 375 (X)0 M., Alstaden 435 000 M, Rosenblumdelle 
247 800 M., ver. Sellerbeck 371 700 M. Abgabenpflichtig 

Denkschrift a. a. C). S. 60. 
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sind noch die zwei in Betrieb stehenden Gruben Roland 
mit einer Förderung von 122 930 t in 1891 und vereinigte 
Hammelsbeck (Humboldt) mit einer Förderung von 30(X) t 
in 1891 und die vorhandenen etwa 31 fristenden Gruben¬ 
felder. 

In den Oberbergamtsbezirken Halle a. S. und Klausthal 
haben wir das Bergregal des Grafen von der Asseburg in 
der Grafschaft Falkenstein am Harz und die Bergregalitäts¬ 
rechte des Fürsten zu Stolberg-Wernigerode. 

Sehr wichtig sind zwei Bergregale im Oberbergamts¬ 
bezirk Breslau. Das eine ist das der Familie von Tiele- 
Winkler in der Grafschaft Myslowitz-Kattowitz, einschliess¬ 
lich der Dominien Zalenze, Schlupna, Brzezinka, Dziedzko- 
witz und Bressowa. Der Regalbezirk umfasst ein Gebiet von 
mehr als zwei Quadratmeilen und schliesst einen beträcht¬ 
lichen Theil des oberschlesischen Steinkohlenbeckens in 
sich, das Regal erstreckt sich auf alle vom VerfOgungsrecht 
des Grundeigenthümers ausgeschlossenen Mineralien. Der 
ganze Regalbezirk ist mit verliehenen oder von den Tiele- 
Winkler'schen Erben für den eigenen Bergbau vorbehaltenen 
Steinkohlengrubenfeldern überdeckt. Im Jahre 1891 hat die 
Förderung 2 846 718 t im Werthe von 14665255 M. betragen. 
Ausser Steinkohlen kommen hier noch Bleierze und Galmei 
in Betracht. „Die Berechtigung zur Zehnterhebung“, heisst 
es in der Denkschrift des preussischen Handelsministeriums, 
dem bekanntlich bei der am 31, Januar 1890 erfolgten Be¬ 
rufung des Freiherrn von Berlepsch auch die Bergwerke 
zugetheilt worden sind, „besteht an sich in der bergordnungs- 
mässigen Höhe. Jedoch hat die Regalinhaberin die Ab¬ 
gabe durch Verträge mit den bis jetzt in Förderung ge¬ 
tretenen Gruben auf den Zwanzigsten (5 Prozent) vom 
Bruttogelderlöse der abgesetzten Kohlen ermässigt.^)“ 

Die Familie von Tiele-Winkler, wohl die einflussreichste 
und grösste Interessentin des preussischen Bergbaues, hat 
aus diesem Zwanzigsten im Jahre 1891 nicht weniger als 
698 329 M. eingenommen. Im Durchschnitt der Jahre 1881 
bis 1891 betrug die Einnahme jährlich 366119 Mark. Im 
Jahre 1867 wollte der Staat das Regal übernehmen, die 
Verhandlungen scheiterten jedoch, weil die abgabepflichtigen 
Werke sich weigerten, die von der Regalinhaberin damals 
geforderte Abfindungssumme von einer Million Thaler auf¬ 
zubringen. 

Sehr bedeutsam ist das Recht des Grafen Henckel von 
Donnersmarck-Neudeck auf den Zwanzigsten vom Blei- und 
Silbererzbergbau in der Standesherrschaft Beuthen-Tarno- 
witz. Der Werth des Zwanzigsten, den der Standesherr 
vom Staats- und Privatbergbau in natura erhebt, hat im 
Durchschnitt der letzten zehn Jahre jährlich 168 259 M. be¬ 
tragen. 

Es genügt darauf hinzuweisen, dass der Standeshei. 
das Recht auf den Zwanzigsten auch besitzt für die vom 
Staate selbst in der Standesherrschaft — im Felde der 
königlichen Friedrichsgrube — geförderten Erze. Der Staat 
hatte sich den Zwanzigsten vom eignen Blei- und Silber¬ 
bergbau des Standesherrn innerhalb der Staatsherrschaft aus¬ 
drücklich Vorbehalten. Seit dem Jahre 1863 zahlen die Privat¬ 
bergwerksbesitzer 1/2 pCt. vom Bruttoertrag an den Grafen 
Henckel von Donnersmarck-Neudeck. 

Wie stehen die Dinge heute, nachdem die staatliche 
Bergwerksabgabe „ausser Hebung gesetzt“ ist? Der Hskus 
ist gezwungen, dem Standesherrn die Abgabe zu entrichten, 
der Standesherr selbst ist von der staatlichen Abgabe befreit. 
Treffend sagtjastrow: „Wer gleichzeitig Bergwerksbesitzer 
und Privatregalherr ist, hat nun den Vortheil, dafs die 
Bergw'erksabgaben erlassen sind da. w© er sie zu zahlen 
hat, dass sie aber fortbestehen, da wo er sie zu em¬ 
pfangen hat. 

Denkschrift a. a. O. S. 63. 

Sozialliberal. Die Aufgaben des Liberalismus in Preussen. 
Zw'eite vermehrte Auflage. Berlin. 1894. S. 92. 


Man schliesse daraus, ob es der Staatsregierung in der 
That gelungen ist, die von ihr im Jahre 1865 ausgesprochene 
Hoffnung zu erfüllen, ob wirklich die „Unzuträglichkeiten, 
die sich aus dem Fortbestehen des Privatregals in vielfacher 
Hinsicht ergeben“, beseitigt, ob die „gerügten Uebelstände“ 
aus der Welt geschafft, ob die „Rechtsverhältnisse in einer 
für alle Betheiligten befriedigenden“ Art geordnet worden 

sind. 

Im Gegentheil, die Lage hat sich verschlimmert. Man 
beseitigt die staatliche Bergwerksabgabe zu einer Zeit, da 
der Staatshaushalt mit den Mitteln für Kulturaufgaben in 
der allerbedenklichsten Weise kargt. Dafür erhält und stützt 
man ein feudales „Recht“, das nicht auf festeren Füssen 
steht, als die vormalige Steuerfreiheit der Reichsunmittel¬ 
baren. 

Die Bergwerke, denen der königliche Erlass vom 
4. Februar 1890 eine bessere sozialpolitische Zukunft ver- 
hiess, sind heute noch das Schmerzenskind der sozialen 
Reform. Nirgends ist der schroffe Gegensatz zwischen 
Anwendern und Angewendeten so zugespitzt, wie in den 
Grubenbezirken, mag der Staat oder ein Privater Gruben¬ 
herr sein. Zu der Enttäuschung der Bergwerksnovelle 
tritt nun das gefährliche Besteuerungsprivileg der Privat¬ 
regalherren, das eine kurzsichtige Zensusvertretung für alle 
Zukunft zu erhalten unternimmt. 

Oder sollten wir unsere Hoffnung auf den Schöpfer 
der preussischen Steuerreform und den Fürsprecher der 
neuen Reichssteuerpläne setzen, der vor der X. Kommission 
des Abgeordnetenhauses die Verewigung der Privatberg¬ 
regalitätsrechte empfiehlt und dabei erklärt, „der künftigen 
gesetzlichen Regelung hinsichtlich der Privatregalabgaben, 
die nicht auf steuerlichem, sondern auf wirthschaftlichem 
und handelspolitischem Gebiete liege, werde hierdurch in 
keiner Beziehung vorgegriffen?^)“ 

Der Finanzminister Dr. Miquel, der die Standes¬ 
herren entschädigt, der ihre Steuerfreiheit ablöst oder 
erhält, der Besteuerungsvorrechte befestigt, läuft Gefahr, 
dass man von der Gegenwart auf die Zukunft schliesst. 
Vestigia terrent. 

Wie aber muss die Geschichte des Privatregals in ihrem 
jüngsten Abschnitte auf die Bergleute, auf die gesammte 
Arbeiterschaft, auf die Steuerzahler überhaupt wirken? 

Berlin. Bruno Schoenlank. 


Soziale Wirthschaflspolitik und WirthschallS' 
Statistik. 


Zur Kriminalstatistik der jugendlichen Arbeiter. 

Wenn von dem moralischen Einfluss der gewerblichen 
Beschäftigung jugendlicher Arbeiter gesprochen wird, so 
pflegen sich zwei Meinungen gegenüberzustehen. Die eine, die 
namentlich von den Unternehmern und ihnen nahestehenden 
Kreisen vertreten wird, geht dahin, dass die gewerbliche Be¬ 
schäftigung die jugendlichen Arbeiter vor der Verwilderung 
schütze, der sie sonst beim Mangel jeder nützlichen Thätig- 
keit anheimfallen würden. Selbst die ausgedehnteste Ver¬ 
wendung jugendlicher Kräfte in Fabriken und Werkstätten 
sei als ein sozialer Segen zu preisen, dessen missliche Be¬ 
gleiterscheinungen durch den Nutzen der geregelten Be¬ 
schäftigung reichlich aufgewogen würden. Die entgegen¬ 
gesetzte, namentlich von den Arbeitern vertretene Ansicht 
geht dahin, dass lür den jungen, aus der Volksschule ent¬ 
lassenen Mann allerdings nützliche Beschäftigung nothwendig 
sei, aber nicht eine Beschäftigung gegen Lohn in Privat¬ 
unternehmungen, sondern eine allgemeine und gewerbliche 
Unterweisung in Fortbildungsschulen und Lehrwerkstätten, 
I wo der Knabe der Ausnutzung entrückt sei, ohne ausser 
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Berührung mit dem praktischen Leben zu kommen; die ge¬ 
werbliche Beschäftigung gegen Lohn zusammen mit er¬ 
wachsenen männlichen und weiblichen Arbeitern führe 
mindestens dieselbe Verrohung herbei, wie die vielberufene 
Verwilderung ohne jede Beschäftigung. Die frühzeitige ge¬ 
werbliche Ausnutzung des Knaben und Mädchens ruinire 
diese körperlich und moralisch. 

Es hängt nun mit der ganzen Richtung der bei uns in 
Deutschland maassgebenden Sozialreform zusammen, dass 
die von der einen Seite behauptete Gefahr der frühen 
gewerblichen Beschäftigung auf moralischem Gebiete weit 
eher offizielle Beachtung gefunden hat, als die materielle 
Seite der Sache. Sonstige Beobachtungen, z. B. auffällige 
Strafthaten jugendlicher Verbrecher, welche in die Oeffent- 
lichkeit dringen, mögen die Ueberzeugung von der Noth- 
wendigkeit bezüglicher Feststellungen bestärkt haben. Jeden¬ 
falls findet sich in der 1892 erschienenen „Kriminalstatistik 
für das Jahr 1890“ (bearbeitet im Reichsjustizamt und im 
Kaiserlichen Statistischen Amt. Statistik des Deutschen 
Reichs, Neue Folge, Band 58) des Deutschen Reichs S. II, 
17 zum ersten Mal ein unseres Wissens bisher wissen¬ 
schaftlich nicht beachteter Versuch, statistische Erhebungen 
über die gewerbliche Beschäftigung, sowie über die Krimi¬ 
nalität jugendlicher Personen in Zusammenhang zu bringen 
und aus der Nebeneinanderstellung sozialpolitische Schlüsse 
zu ziehen. In Anknüpfung an die Thatsache, dass im Be¬ 
richtsjahr die Zahl der verurtheilten Jugendlichen nicht nur 
absolut, sondern auch nach den Relativzahlen wieder ge¬ 
stiegen ist, heisst es in der amtlichen Veröffentlichung 
weiter: „Mehr zur Erklärung der wachsenden Zahlen der 
jugendlichen Verurtheilten würde es beitragen, wenn die 
vermehrte und zunehmende Heranziehung jugendlicher 
Arbeitskräfte nachgewiesen werden könnte, welche in der 
öffentlichen Diskussion und in der Presse vielfach behauptet 
wird. Erfordert die Intensität der Entwickelung des Erwerbs¬ 
lebens immer mehr zunehmend schon die Bethätigung der 
Jugend, so wird diese auch den damit verknüpften Gefahren 
mehr ausgesetzt. Eine wachsende jugendliche Kriminalitäts- 
Ziffer wäre dann die zu verstehende Begleiterscheinung 
dieser Entwickelung und würde bei der Beurtheilung des 
inneren moralischen Zustandes unserer Jugend nicht mehr 
von derselben Bedeutung sein. Und in der That lässt sich 
eine solche wachsende Erwerbsbethätigung jugendlicher 
Personen, wenigstens soweit Fabrikarbeit in Frage kommt, 
für ein grosses Gebiet des Deutschen Reichs wohl nach- 
weisen. Nach den vom Reichsamt des Innern zusammen¬ 
gestellten Amtlichen Mittheilungen aus den Jahres-Berichten 
der mit Beaufsichtigung der Fabriken betrauten Beamten 
(bisher 16 Jahrgänge 1875—1891) sind in untenstehender 
Zusammenstellung die Zahlen der in Fabriken und gewerb¬ 
lichen Anlagen etc. beschäftigten jugendlichen Arbeiter im 
Alter von 12 bis unter 16 Jahren in den Jahren 1882, 1884, 
1886, 1888 und 1890 für die Königreiche Preussen, Bayern, 
Sachsen und Württemberg, für die Grossherzogthümer 
Baden, Hessen und Sachsen-Weimar, für das Herzogthura 
Sachser^-Altenburg und die freien Hansestädte Bremen und 
Hamburg, sowie für die preussischen Provinzen Branden¬ 
burg (einschliesslich der Stadt Berlin), Schlesien, Sachsen, 
Westfalen und Rheinland und den bayerischen Regierungs¬ 
bezirk Pfalz mitgetheilt, sowohl absolut, als im Verhältniss 
zur Zivilbevölkerung im Alter von 12 bis unter 18 Jahren 
unter Hinzufügung der Kriminalitätszahlen dieser Alters¬ 
klasse. Für die dazwischen liegenden Jahre fehlen die 
Angaben, da die betreffenden Nachweisungen in den Be¬ 
richten der Fabrikaufsichtsbeamten nur jedes zweite Jahr 
erscheinen. Das Fehlen bevölkerungsstatistischer Nachweise 
über die Klasse der 12—16 Jahre alten bedingt den Ver¬ 
gleich mit der nächststehenden Klasse der 12—18 Jahre 
alten, den Strafmündigen. Die Auswahl der Bezirke erfolgte, 
abgesehen davon, dass nicht für alle Gebietsabschnitte des 
Deutschen Reiches entsprechende Angaben vorliegen, mit 
Rück.sicht auf das Vorhandensein einer entwickelteren 
Fabrikindustrie und unter entsprechender Zusammenlegung 
der Aufsichtsbezirke, damit Gebietsabschnitte entstanden, 
für welche Kriminalitätsangaben der Regel nach gegeben 
werden.“ Die Tabelle lautet nun, nachdem der Einfachheit 
halber die Zwischenzahlen für 1884, 1886 und 1888 weg- 
gcla-.scn sind, folgtndermaassen: 


Bezirke 

ZaJil der in Fa¬ 
briken und gewerb¬ 
lichen Anlagen 
etc. beschäftigten 
jugendlichen Ar¬ 
beiter im Alter 
von 12 bis unter 
16 Jahren 

im Jahre 

1882 1890 

Auf 10 000 Ein¬ 
wohner der Zivil¬ 
bevölkerung im 
Alter von 12 bis 
unter 18 Jahren 
kommen Fabrik¬ 
arbeiter im Alter 
von 12 bis unter 
16 Jahren 

im Jahre 

1882 1890 

Auf 10000 Ein¬ 
wohner der Zivil¬ 
bevölkerung im 
Alter von 12 bis 
unter 18 Jahren 
kommen wegen 
Verbrechen und 
Vergehen gegen 
Reichsgesetze Ver- 
urtheilte derselben 
Altersklasse im J. 

1882 1890 

Königreich 
Preussen. . . . 


126 421 


359,1 

53,3 

65,5 

Provinz Bran¬ 
denburg (ein- 
schl. Berlin) . 

8 489 

15312 

225,1 

361,1 

62,6 

83,1 

Prov. Schlesien 

8938 

15914 

178,3 

304,3 

58,8 

70,3 

Prov. Sachsen 

6961 

12 442 

250,6 

419,0 

51,3 

66,4 

Prov.Westfalen 

10 038 

17 820 

397,0 

620.4 

34,1 

39,3 

Prov. Rheinland 

19695 

33557 

400,9 

615,0 

36,9 

50,4 

Königreich 
Bayern . 


17104 


257,5 

65,2 

90,7 

Reg.-Bez. Pfalz 

2 243 

6528 

270,6 

702,6 

80,5 

143,2 

Königreich 
Sachsen .... 


44196 


1084,2 

0,7 

81,6 

Königreich 
Württemberg. 

5 680 

10275 

247,4 

408,8 

47,4 

53,6 

Grossherzog¬ 
thum Baden . 

8 086 

13929 

427,0 

689,1 

55,6 

75,6 

Grossh. Hessen 

3080 

5 351 

275,6 

434,4 

46,8 

65,1 

Grossherzogth. 

Sachs.-Weimar 

812 

1 101 

220,1 

283,4 

66,4 

69,0 

Herzogthum 

Sachs.-Altenb. 

878 

1 127 

467,2 

571,4 

91,5 

89,7 

FreieSt.Bremen 

223 

478 

126,3 

223,0 

108,2 

169,3 

FreieSt.Hambg. 

603 

1 202 

136,8 

201,0 

99,1 

157,3 


Und der amtliche Kommentar zu dieser Zusammen¬ 
stellung lautet: „Die vorstehenden Zahlen ergaben in allen 
Bezirken ein zum Theil sehr beträchtliches Wachsen der 
Bethätigung jugendlicher Leute in Fabriken u. s. w. im Ver¬ 
gleich zur Bevölkerung. Die Zahl der wegen Verbrechen 
und Vergehen verurtheilten jugendlichen Personen ist eben¬ 
falls gestiegen, und zwar verlaufen beide Zahlenreihen völlig 
übereinstimmend für Preussen und Bayern, sowie im Be¬ 
sonderen für die Provinz Sachsen und den Regierungsbezirk 
Pfalz, und zwar für Bayern und Pfalz stetig steigend, für 
Preussen und die Provinz Sachsen mit einer markanten 
gleichmässigen Unterbrechung im Jahre 1886. Andrerseits 
aber bietet der Reihenverlauf in vielen Bezirken ein so 
wenig gleichartiges Bild der Veränderung in der Krimina¬ 
lität und der Fabrikbethätigung der Jugend, ist sogar, z. B. 
lür die Königreiche Sachsen und Württemberg theilweise, 
so verschiedenartig und gegenläufig, dass ein unzweifelhaft 
ungünstiger Einfluss vermehrter Fabrikthätigkeit auf die 
Kriminalität der Jugend durch diese Untersuchung jedenfalls 
nicht nachgewiesen ist. Genauere Feststellungen dieses Zu¬ 
sammenhangs müssen der Spezialforschung überlassen 
bleiben. Ist die Annahme wohl auch richtig, dass die Er- 
werbsthätigkeit die kriminelle Gefahr für den Jugendlichen 
erhöht, so steht es doch dahin, ob gerade die Fabrikarbeit 
im Verhältniss zu anderen Thätigkeitsarten hierin voran¬ 
steht. Zumal bei der staatlichen und privaten Fürsorge, 
welche gerade den Fabrikarbeitern sich zuwendet, mag es 
vielfach zutreffen, dass im Vergleich zu anderen Kategorien 
jugendlicher Personen die jugendlichen Fabrikarbeiter Dank 
der ihnen zugewendeten Aufsicht und ihnen zu gute kom¬ 
menden Wohlfahrtseinrichtungen von der Begehung von 
Verbrechen und Vergehen zurückgehalten werden. Die 
Erfolge dieser Bestrebungen und Einrichtungen mögen in 
den einzelnen Bezirken verschieden sein.“ 

Das ist Alles, was die amtliche Statistik zur Klärung 
der wichtigen Frage zu leisten im Stande war. Das ist 
aber quantitativ und qualitativ blutwenig. Zunächst hätten 
dem amtlichen Bearbeiter keine solchen Versehen unter¬ 
laufen sollen, wie sie ihm bezüglich der benutzten Quellen 
passirt sind. „Amtliche Mittheilungen aus den Jahres¬ 
berichten der mit Beaufsichtigung der Fabriken betrauten 
Beamten“ giebt es nicht seit 1875, weil damals eine ganze 
Reihe deutscher Bundesstaaten überhaupt noch keine Fabrik- 
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inspektion besass; solche „Mittheilungen“ konnten überhaupt 
erst infolge der Gewerbenovelle von 1878 seit dem Jahr 
1879 erscheinen. Für 1875 und die folgenden Jahre bis 
1879 sind nur die Berichte preussi sch er Fabrikinspektoren 
vorhanden, welche dem amtlichen Bearbeiter wahrscheinlich 
vorschwebten. Deshalb datiren die frühesten Ziftern über 
die Beschäftigung jugendlicher Arbeiter in den aufgeführten 
Bezirken auch ganz richtig erst aus dem Jahre 1882. So¬ 
dann dürfte aber die amtlich angewandte Methode sehr 
vielen Zweifeln bezüglich ihrer Gründlichkeit ausgesetzt 
sein. Nach derselben wird lediglich das Verhältniss der 
jugendlichen Fabrikarbeiter zur betreffenden Altersklasse 
der Zivilbevölkerung, sowie das Verhältniss der jugendlichen 
Verbrecher zu jener Altersklasse berechnet, und der Ver¬ 
gleich dieser beiden Verhältnisszahlen soll dann Aufschluss 
über einen Zusammenhang zwischen Kriminalität und 
jugendlicher Fabrikarbeit geben. Weshalb dieser merk¬ 
würdige Umweg, der mindestens vom Ziel entfernen, wenn 
nicht in die Irre führen muss? Der direkte Weg führt auf 
eine ganz andere Methode. Das Nächstliegende ist doch, 
festzustellen, wieviele jugendliche Verbrecher vor oder zur 
Zeit der Begehung ihrer Strafthaten direkt gewerbliche 
Arbeiter waren. Diese Auszählung dürfte in der Praxis 
kaum Schwierigkeiten verursachen. Das Ergebniss dieser 
Zählung würde dann mit der gleichen Altersklasse jugend¬ 
licher Beschäftigter bezw. früher Beschäftigter zu vergleichen 
sein. Ebenso wäre bezüglich der jugendlichen Verbrecher, 
die nicht gewerblich beschäftigt waren und bezüglich ihres 
Verhältnisses zu der gewerblich nicht beschäftigten Alters¬ 
klasse der Zivilbevölkerung zu verfahren. Die Vergleichung 
so verschiedener Altersklassen, wie sie in der amtlichen 
Tabelle versucht wird, ist wohl kaum zulässig. Die Kurven, 
welche das Diagramm dieser Verhältnisszahlen im Zeitraum 
mehrerer Jahre beschreiben würden, wären zuverlässigere 
Gradmesser des Einflusses der gewerblichenThätigkeit Jugend¬ 
licher auf ihre Kriminalität, als die jetzt vorliegende amtliche 
Berechnung, die sich, wir wissen nicht aus welchem Grunde, 
so weit von der genaueren Methode hält und die That- 
sachen wie durch einen Schleier betrachtet. Wenn sie 
trotzdem für Preussen und die Provinz Sachsen im Be¬ 
sonderen, für Bayern und den Bezirk Pfalz im Besonderen 
einen völlig übereinstimmenden Verlauf der Zahlenreihen 
ergiebt und auch im Uebrigen nur für ein so kleines Terri¬ 
torium, wie Sachsen-Altenburg, Ziffern liefert, die gar keinen 
Parallelismus erkennen lassen, so ist wohl der Schluss er¬ 
laubt, dass bei Anwendung einer sorgfältigeren Methode für 
die statistische Kombination noch viel frappantere Resultate 
zu erzielen sein werden. Vielleicht sieht sich die amtliche 
Statistik veranlasst, einmal den von uns angedeuteten Weg 
einzuschlagen. Wenigstens möchten wir die bezüglichen 
Forschungen nicht bloss den Spezialisten überwiesen sehen. 
Das allgemeine Interesse am Gegenstand ist stark genug, 
um allgemeine Untersuchungen zu rechtfertigen. Lässt sich 
der Zusammenhang, wie wahrscheinlich, auf das Gebiet ein¬ 
zelner Delikte, wie z. B. Körperverletzung begrenzen, desto 
besser; desto näher ist man dann dem Punkte, an dem mit 
Erfolg bei der Abhilfe einzusetzen wäre. Je tiefer der amt¬ 
liche Bearbeiter dann eindringt, desto mehr wird er jeden¬ 
falls davon abkommen, der den jugendlichen Arbeitern „zu¬ 
gewendeten Aufsicht und den ihnen zu gute kommenden 
Wohlfahrtseinrichtungen“ einen ausschlaggebenden Platz 
unter den Faktoren einzuräumen, welche die Moral ganzer 
Klassen bestimmen. 

Frankfurt am Main. Max Quarck. 

Zur Verschuldung des Grundbesitzes in Sachsen. 

Aehnlich wie in Preussen, Baden und Hessen werden auch, 
wie wir der Statistischen Correspondenz entnehmen, im 
Königreiche Sachsen seit 1884, hier sogar auf wesentlich 
breiterer Grundlage, amtsgerichtsweise Erhebungen über 
die Hypothekenbewegung des Grund- und Gebäudebesitzes 
veranstaltet. Die Ergebnisse für einen siebenjährigen Zeit¬ 
raum sind in der „Zeitschrift des königlich sächsischen 
statistischen Bureaus“ sehr ausführlich mitgetheilt, die 
hypothekarische Verschuldung der Rittergüter getrennt von 
der des übrigen Grund- und Gebäudebesitzes, leider aber 
die Eintragungen und Löschungen in den städtischen Be¬ 
zirken von denen in den ländlichen Bezirken nicht scharf 


geschieden. Um einen Einblick in die ungefähre hypothe¬ 
karische Belastung des landwirthschaftlich benutzten Bodens 
zu erhalten, haben wir aus der Zusammenstellung nach 
Landgerichtsbezirken die Amtsgerichtsbezirke-, welche eine 
Stadt mit mehr als 10000 Einwohnern enthalten, ausge¬ 
schieden. Danach stellte sich die Summe der Hypotheken¬ 
schulden der übrigen Amtsgerichtsbezirke mit Einschluss der 
Kredit- und Kautionshypotheken 


a) bei Land- und Stadt¬ 
gemeinden in dem 
Landgerichtsbezirk. 

1884 

1885 

aut Millionen 

1886 1887 

Mark 

1888 

1889 

1890 

Dresden. 

94 

96 

98 

100 

103 

107 

108 

I eipzig. 

167 

171 

178 

182 

187 

185 

202 

Chemnitz. 

97 

100 

105 

110 

116 

121 

125 

Bautzen. 

120 

122 

124 

127 

131 

134 

140 

Freiberg. 

125 

130 

128 

132 

1£6 

139 

143 

Zwickau. 

79 

82 

86 

87 

92 

91 

103 

Plauen. 

51 

53 

56 

57 

60 

65 

69, 

b) bei den Rittergütern 
des Landes . . . 

120.6 

122,3 

124 

126 

126,7 

128 

131. 

Die Verschuldungszunahme, 

welche einen ziemlich 

steti- 


gen Fortgang aufweist, beträgt bei Land- und Stadtgemein¬ 
den 1884—90 rund 14, 35, 28, 20, 18, 24 Millionen, oder im 
Ganzen 139 Millionen M., bei den Rittergütern insgesammt 
10,4 Millionen M. Diese Statistik würde noch erheblich 
werthvoller erscheinen, wenn sie möglichst von Jahr zu 
Jahr wiederkehrenden Werthsermittelungen des gesammten 
Grundbesitzes bei Unterscheidung von Besitzklassen gegen¬ 
übergestellt werden könnte. Die vorhandenen Angaben 
beschränken sich auf die Ziffern der in den Jahren 1884, 1886, 
1888 und 1890 ermittelten Grundsteuer- (Reinertrags-) Ein¬ 
heiten; dieselben beliefen sich I884 auf 71333130, 1886 auf 
73156795, 1888 auf 75799109, 1890 auf 79501 720, was inner¬ 
halb des sechsjährigen Zeitraumes einer aufs Hundert be¬ 
rechneten Zunahme von 11,45 oder einer jährlichen von 
1,91 entspricht. Damit diese Zahlen mit der Verschuldungs¬ 
zunahme des ganzen Staates, auf welchen sie sich ja be¬ 
ziehen, verglichen werden können, erwähnen wir, dass die 
Hypothekenschulden Ende 1884 auf insgesammt 2204 und 
IÄS 0 auf 3018 Millionen M. angegeben sind, deren Zunahme 
also 36,9 vom Hundert betrug. Angaben über die persön¬ 
liche Verschuldung, sowie darüber, ein wie grosser Antheil 
der Gesammtsumme def Mehrverschuldung in Bödenmelio¬ 
rationen, Anlage von landwirthschaftlichen Nebenbetrieben 
u. a. beruht, fehlten mit Rücksicht auf die Schwierigkeit der 
Erhebung gänzlich. 

Zur Frage der Gefängnissarbeit. Ueber die Aus¬ 
nutzung der Arbeitskraft der in Straf- und Gefangenen¬ 
anstalten untergebrachten Gefangenen für die verschieden¬ 
sten Zweige der Industrie und des Gewerbes wird schon 
seit langer Zeit Klage geführt. Neben dem Drucke der 
Konkurrenz für die mit freien Arbeitern, also theurer ar¬ 
beitenden Erwerbszweige wird gegen die Gefangenenarbeit 
besonders auch der Grund ins Feld geführt, dass durch sie 
den freien Arbeitern die Gelegenheit, ihrem Verdienst nach¬ 
zugehen, in empfindlicher Weise geschmälert wird, und es 
ist auch direkt die Behauptung aufgestellt worden, dass die 
besonders zur Winterszeit drückende Nothlage der Arbeits¬ 
losen hierin zum Theil ihre Veranlassung habe. Mit Rück¬ 
sicht hierauf beabsichtigen nun, wie man der Schlesischen 
Zeitung schreibt, die Minister des Innern und für Handel 
und Gewerbe feststellen zu lassen, ob und in welchem 
Maasse die Beschäftigung von Gefangenen die freie Arbeit 
beeinflusst. Die Regierungspräsidenten sind daher ersucht 
worden, die Gewerbeaufsichtsbeamten ihrer Bezirke anzu¬ 
weisen, dieser Frage dauernd ihre Aufmerksamkeit zu¬ 
zuwenden und insbesondere etwaige Klagen freier Arbeiter 
über Beeinträchtigungen durch den Wettbewerb der Ge¬ 
fangenarbeit auf ihre Berechtigung eingehend zu unter¬ 
suchen, gleichviel ob es sich dabei um Aussenarbeit der 
Gefangenen oder um ihre Beschäftigung in den Anstalten 
handelt. Die Gewerbeaufsichtsbeamten haben zu diesem 
Zwecke nach vorheriger Verständigung mit dem Gefängniss- 
vorstande auch die Arbeitseinrichtungen der Strafanstalten 
sowie die von den Unternehmern verwendeten Maschinen 
zu besichtigen und über ihre Beobachtungen an den zu¬ 
ständigen Stellen zur Prüfung und Beseitigung etwaiger 
Missstände Bericht ?u erstatten, 
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Reichthum und Armuth in den Vereinigten Staaten. 

Das amerikanische Political Science Quarterly veröffentlicht 
eine Studie über „Die Vertheilung des Reichthums“. Der 
Gesammtreichthum der Vereinigten Staaten wird auf 
66 000 Mill. Dollars veranschlagt, wovon sich 71 pCt. im 
Besitz von 9 pCt. der Bevölkerung befinden. Die 91 pCt. 
der Bevölkerung, welche zusammen nur 29 pCt. des National¬ 
reichthums besitzen, theilt der Verfasser des Artikels in die 
folgenden sechs Gruppen ein: 1. 1400 000 Farmpächter- 
Familien mit durchschnittlich 150 Dollars Vermögen gleich 
216 Mill. Dollars. 2. 752 700 Familien, welche Farmen bis 
zum Werthe und sonst noch etwas zum Werthe von 500 
Dollars haben, aber mehr als zur Hälfte dieses Werthes 
verschuldet sind, durchschnittlich doch nur 2000 Dollars 
besitzen, gleich 1360 Mill Dollars. 3. 1756 440 schuldenfreie 
Farmer mit durchschnittlich 8000 Dollars Eigenthum gleich 
5309 Mill. Dollars. 4. 5159 796 nichtländliche Familien, die 
zur Miethe wohnen und durchschnittlich 500 Dollars be¬ 
sitzen gleich 2580 Mill. Dollars. 5. 720 618 nichtländliche 
Familien, die in ihrem eigenen Hause wohnen, aber so ver¬ 
schuldet sind, dass sich ihr Eigenthum auf 1600 Dollars 
reduzirt gleich 142 Mill. Dollars. 6. 1764 273 nichtländliche 
Familien, welche ein schuldenfreies Eigenthum von durch¬ 
schnittlich 7000 Dollars besitzen gleich 6794 Mill. Dollars. 
Die sechs Gruppen von zusammen 11 593 887 Familien re- 
präsentiren 91 pCt. der Familien der Vereinigten Staaten 
(12 690 152 nach dem letzten Zensus), und diese 91 pCt. 
nur 29 pCt. des Gesammtreichthums. Unter den 9 pCt. 
Reichen (1 096 265 Familien) giebt es 4047 Millionär-Familien, 
welche zusammen 12 000 Mill. Dollars besitzen. Die 4047 
Millionärlamilien repräsentiren also drei Tausendstel der 
Bevölkerungsziflfer der Nation und besitzen trotzdem den 
fünften Theil des Gesammtreichthums der Vereinigten 
Staaten. Das Proletariat in Amerika umfasst demnach 
52 pCt. der Bevölkerung, die Mittelklasse 39 pCt., die 
Reichen 9 pCt. Und innerhalb der Klasse der Reichen — 
welche 71 pCt. des Nationalvermögens hat — haben, wie 
ausgeführt wird, die 4047 Millionärsfamilien beinahe den 
dritten Theil jener 71 pCt. des Nationaleigenthums in ihrem 
Besitze. 

Staatlicher Arbeitsnachweis in Neu-Seeland und 
Australien. 

Ueber die Motive, welche im Jahre 1891 zur Organisa¬ 
tion eines Arbeitsnachweises in Neu-Seeland führten, findet 
sich aus der Feder des Industrie-Sekretärs Edward Tregear 
ein Aufsatz im Sozialpolitischen Centralblatt, No. 31 vom 
1. August 1892 S. 384—385.i) Die ungemein lokalisirte Or¬ 
ganisation dieses Bureaus mit seinen 200 Zweigämtern 
macht es begreiflich, dass die eben eingelaufenen Berichte 
über die Wirksamkeit derselben in den Jahren 1891/92 und 
1892/93, die wir der Freundlichkeit des General-Agenten 
Herrn Perceval verdanken, überaus erfolgreiche Resultate 
aufweisen. Aus diesen Berichten entnehmen wir folgende 
Daten. 

Die Gesammtheit der vom 1. Juni 1891 bis 31. März 1892 
.Vorgemerkten betrug 2974, von welchen 2000 Privat¬ 
unternehmern, der Rest öffentlichen Arbeiten zugewiesen 
wurden. Bekanntlich werden diese öffentlichen Arbeiten in 
Neu-Seeland, insbesondere bei Eisenbahnbauten, mit dem 
grössten Erfolge unter der Klausel des Cooperativsystems 
vergeben und ausgeführt. Die Thätigkeit des Arbeitsnach¬ 
weises war lediglich dadurch beeinträchtigt, dass in dem 
Gesetze für eine eventuell zwangsweise Auskunft der Unter¬ 
nehmer nicht Vorsorge getroffen ist; das Bureau verlangt 
daher, gestützt auf die Erfahrungen der Vereinigten Staaten, 
Englands, Kanadas u. s. w., zu einem arbeitsstatistischen 
Amte mit Zwangsgewalt ausgestaltet zu werden. 

Eine andere Art von öffentlichen Arbeiten, deren 
Schaffung das Bureau für wünschenswerth hält, ist die Ver¬ 
wendung auf Staatspachtimgen. Hier stützt sich das Bureau 
auf die in Holland mit Arbeitskolonien gemachten Erfahrun¬ 
gen, wünscht jedoch, da es eigentliche Arbeitsscheue in 


Ueber das im Jahre 1890 gcgrüiulete erste staatliclie Nach¬ 
weisamt in Ohio. Vgl. Sozialpolitisches iitralblatt vom 17. April 
1893, No. 29 S. 347. 


Neu-Seeland nicht giebt, dieselben zu einer Art Heimstätten, 
die sich späterhin zu landwirthschaftlichen Produktiv-Ge- 
nossenschaften ausgestalten könnten, organisirt zu sehen. 
Im Jahre 1892 ist in der That eine solche Kolonie begründet 
worden. 

Die Statistik des Arbeitsnachweises ist nach Berufen 
gegliedert und zeigt das untenstehende Gesammtresultat. 
Vom 1. Juni 1891 bis Ende März 1893 nahmen 6467 Arbeiter 
mit 12531 Angehörigen, im Ganzen also 18998 Personen 
das Bureau in Anspruch. 


Jahr 

Stellen¬ 

bewerber 

Zahl der 
Ange¬ 
hörigen 
der 

Zahl der] 
anPrivat- 
[ Unter¬ 
nehmer 
über¬ 
wiesenen 

Zahl der 
an Staats¬ 
betriebe 

Anzahl 
der Mo¬ 
nate 

Ursachen der 
Arbeitslosig¬ 
keit 



über¬ 

der Ar- 

Ge- j 

1 


ver- 

hei 

ledig 

wiesenen 

beits- 

losig- 

schäfts- 

losig- 

keit 

1 Krank- 
1 heit 


rathet 

1 arbeitsuchenden Personen | 

keit 

1891- 

1892 

1054 

1539 

4729 

1 

j 1730 

863 

6276 

2433 

103 

1892- 

1893 

1808 

2066 

7802 

2518 

1356 

7973 

3756 

118 


Auch für das Jahr 1892/93 wird aus dem Norden und 
äussersten Süden die wohlthätige Wirkung des Arbeits¬ 
nachweises, sowie der öffentlichen und cooperativ ausge¬ 
führten Arbeiten bestätigt. Dagegen sei die Arbeitslosigkeit 
in den Distrikten von Otago und Canterbury, namentlich 
unter den ländlichen Arbeitern, in Folge der allgemeinen 
Einführung verbesserter reapers-and-binders und anderer 
arbeitssparender landwirthschaftlichen Maschinen im Wachsen 
begriffen, so dass es nunmehr einer Familie unmöglich sei, 
von dem im Sommer erworbenen Verdienste ihre Jahres¬ 
ausgaben zu bestreiten. Ist andererseits Mangel an Arbeit 
an Ort und Stelle, und werden die Arbeitslosen auf öffent¬ 
liche Arbeiten in entlegneren Gebieten hingewiesen, so 
empfinden die Angehörigen die Entfernung ihres Ernährers, 
und die Verwaltung die Transportkosten um so schwerer. 
Der Berichterstattter schlägt daher vor, ländliche Taglöhner 
immer dort anzusiedeln, wo sie gebraucht werden oder sie 
in jeder Saison von den fernen Distrikten wieder einzu¬ 
führen. „Es wird“, so schliesst dieser Bericht, „bald in 
Neu-Seeland nothwendig sein, die Lage der verschiedenen 
Rangstufen und die Verwendung der ärmeren Mitglieder 
unserer Gesellschaft in genaue Erwägung zu ziehen. Unser 
gegenwärtiges System des Unterstützungswesens ist äusserst 
fehlerhaft und es wird die Aufgabe unserer weisesten 
Männer sein, einen Plan zu organisiren, welcher uns aus 
dem Wirrwarr der gegenwärtigen Schwierigkeiten befreien 
könnte . . . Unsere gegenwärtige Stellungnahme ist nur ein 
Geständniss der Schwäche und der Unlähigkeit, gegen die 
sich schnell steigernden Schwierigkeiten anzukämpfen.“ 

Von ausserordentlichem Werthe sind die in diesem 
Berichte veröffentlichten Spezialberichte der Lokalinspek¬ 
toren über die Ursachen der Arbeitslosigkeit, den Zustand 
in den Fabriken und die von den Gewerbeinspektoren selbst 
nach Beruf, Lohnform, Geschlechtern u. s. w. erhobenen 
Arbeitslöhne. Im Ganzen standen unter dem Fabrikgesetze 
mit Ausschluss der Verkehrsbediensteten im Jahre 1892/93 
25022 Arbeiter, deren Lage durch nicht weniger als 62 Lo¬ 
kalinspektoren erhoben wird. Was den Bericht für 1892/93 
ausserdem ganz besonders werthvoll macht, sind 106, aller¬ 
dings nur kursorisch aufgenommene Arbeiterbudgets. 

Einen hübschen Ueberblick über die wesentlichsten Be¬ 
rufszweige der Arbeiter in Neu-Seeland giebt auch der¬ 
selbe Verfasser in dem „New-Zealand Official Year-Book 
1893“, prepared by E. J. von Dadelozen, Registrar-General, 
Wellington, Seite 218—229. Ausserdem giebt eine monat¬ 
liche Uebersicht über die Lage derselben seit März 1893 
das monatlich erscheinende „Journal of the Departement ot 
Labour“, Wellington, welches sich insbesondere von ähn¬ 
lichen Publikationen dadurch unterscheidet, dass es nebst 
Berichten über den Stand des Arbeitsmarktes, des Exports 
etc. auch Auszüge aus sozialpolitisch interessanten wissen¬ 
schaftlichen Abhandlungen reproducirt. 

Arbeitsnachweise sind ferner auch in Victoria (1892, 
j aufgelöst Ende Mai 1893). Queensland (seit 1886) und Neu- 
1 Süd-Wales, und zwar meist nur in den Hauptstädten be- 
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gründet worden. Von diesen liegt uns der Nachweis des 
Bureaus von Neu-Süd-Wales vor (Statistical Register for 1892 
rep. by T. A. Coghzan (1894) p. 610), welches am 18. Fe- 
ruar 1892 gegründet wurde. Für die Vermittlungsthätig- 
keit wird keine Gebühr erhoben. Bis zum 18. Februar 1893 
meldeten sich 18600 Personen, von welchen 7449 verhei- 
rathet und 11151 ledig waren. Für weniger als die Hälfte, 
nämlich für 8154 Personen wurde eine Stelle vermittelt, und 
zwar für 2312 in Sydney und Vororten, für 5842 auf dem 
Lande. Vom 5. Juli an wurden die Eisenbahn- oder Trans¬ 
portkosten in der Weise hereingebracht, dass sie von dem 
mit Arbeitskräften versorgten Unternehmer als Lohnabzbge 
für den ersten Monat durch den Staat in Anspruch ge¬ 
nommen werden. Der Gesammtbetrag dieser Kosten be¬ 
trug 2476 £, von welchen der fällige Betrag von 1151 £ 
eingelaufen ist. 

Mit der Stellenvermittlung steht auch eine Unter- 
stützungsthätigkeit des Staates in Naturalien in Verbindung 
(relieving branch), durch welche 30960 Rationen an durch¬ 
schnittlich 220 Familien vertheilt wurden. Die Kosten hier¬ 
für betrugen U/a sh. per Ration, welche aus 3 Pf. Fleisch, 
4 Pf. Brod, 1/4 Pf- Thee und 4 Pf. Zucker besteht. 

Private Kollekten ergaben eine Summe von 180 £; 
ausserdem- wurden Kleider an Bedürftige vertheilt. Die Thä- 
tigkeit dieses letzteren Bureaus ist im Schoosse eines par¬ 
lamentarischen Ausschusses in Neu-Süd-Wales abfällig be- 
urtheilt worden. Es wurde demselben vorgeworfen, dass 
der Arbeitsnachweis zu centralisirt, auf dem flachen Lande 
vernachlässigt und dass das Bureau in Süd-Wales benützt 
worden sei, um die Löhne in den ländlichen Distrikten zu 
erniedrigen. Diese von den Arbeitervertretern in Neu-Süd- 
Wales, Victoria und Queensland ausgehenden Vorwürfe 
sind infolge des decentralisirten Nachweises in Neu-Seeland 
nicht laut geworden. 


Soziale Zustände. 

Die englische Untersuchungskommission über 
Arbeiterverhältnisse. 

Eine offiziöse Mittheilung in den englischen Blättern 
enthält vorläufige Angaben über den Bericht, welchen die 
Majorität dieser Kommission demnächst herausgeben wird. 
Ueber den Inhalt des voraussichtlich ebenfalls bald an die 
Oeffentlichkeit tretenden Berichts der Minorität, welcher — 
da der Majoritätsbericht keine positiven Vorschläge zu ent¬ 
halten scheint — wohl der interessantere sein wird, ist noch 
nichts bekannt und erst nach dem Erscheinen der beiden 
Berichte wird es möglich sein, den Gegenstand eingehend 
zu erörtern. 

Immerhin mag eine kurze Uebersicht Ober die in der 
erwähnten Mittheilung enthaltenen Angaben von Inter¬ 
esse sein. 

In Bezug auf Streitigkeiten zwischen den Unternehmern 
und Arbeitern der verschiedenen Gewerbszweige im Allge¬ 
meinen wird als Thatsache festgestellt, dass in den Haupt¬ 
zweigen die Führung bezw. Schlichtung derartiger Streitig¬ 
keiten vollständig in Händen der Gewerkvereine bezw. 
Unternehmervereine ist, dass aber in anderen Zweigen der¬ 
artige Organisationen keinen Einfluss haben oder überhaupt 
fehlen. 

In den Zweigen, wo die Organisation der Vereine am 
meisten entwickelt ist, haben die sogenannten Vermittelungs¬ 
kommissionen (Boards of Conciliation) den grössten Ein¬ 
fluss. Doch haben sich neuerdings auch derartige Vermitt¬ 
lungskommissionen gebildet, deren Wirkungskreis sich nicht 
über einen bestimmten Gewerbszweig, sondern über ein 
örtlich begrenztes Gebiet erstreckt. Dieselben sollen nament¬ 
lich für die kleineren nicht organisirten Gewerbszweige 
werthvoll sein. 

Die Kommission hat einen Vorschlag in Erwägung ge¬ 
zogen, nach welchem entweder von der Centralregierung 
oder Kommunalbehörden derartige Kreisvermittelungskom¬ 
missionen eingesetzt werden sollen. Denselben soll die ge¬ 
setzliche Ermächtigung übertragen werden, bei Streitig¬ 


keiten zwischen Arbeitern und Unternehmern einzugreiien, 
die Betheiligten zu vernehmen und Berichte zur Aufklärung 
der öffentlichen Meinung zu veröffentlichen. Die Majorität 
der Kommission hält diesen Vorschlag vorläufig („at the 
present stage of progress“) nicht für empfehlenswerth, be¬ 
fürwortet aber die Unterstützung und Vermehrung der er¬ 
wähnten freiwilligen Vermittlungskommissionen mit örtlich 
begrenztem Wirkungskreis durch eine besonders zu ernen¬ 
nende Regierungsbehörde, welche indessen nur berathend, 
aber nicht zwingend einwirken soll. Dieser Behörde könne 
auch die Ernennung besonders qualifizirter Schiedsrichter 
überlassen werden, deren Hülfe die erwähnten Kommissionen 
event. auf Staatskosten in Anspruch nehmen könnten. 

In Bezug auf Streitigkeiten zwischen einzelnen Arbei¬ 
tern und Unternehmern wird in Erwägung gezogen, ob den 
Kommunalbehörden die Befugniss gegeben werden soll, 
Spezialgerichte einzusetzen. Auch die Majorität der Kom¬ 
mission scheint zuzugeben, dass die Einsetzung derartiger 
Spezialgerichte in vieler Beziehung wünschenswerth er¬ 
scheint, namentlich bei den nicht organisirten Gewerben, 
meint aber, dass nach den vorliegenden Erfahrungen in 
anderen Ländern mit englischer Bevölkerung die Bedenken 
gegen dieselben überwiegen, und zwar sowohl gegen die 
zwangsmässige Einführung als auch gegen die Gewährung 
richterlicher Befugnisse an freiwillig gebildete gewerb¬ 
liche Schiedsgerichte. 

Es wird auch erwähnt, dass frühere Gesetze, welche 
die freiwillige Einsetzung von Schiedsgerichten über ge¬ 
werbliche Streitigkeiten ermöglichten (z. B. der Councils of 
Conciliation Act von 1867) nicht zur Anwendung gekommen 
sind, (was freilich nur ein Grund gegen die Einführung 
fakultativer Spezialgerichte sein könnte). 

Die Konzentrirung der bei verschiedenen Centralbehör¬ 
den befindlichen Abtheilungen, welche auf dem Gebiete des 
Gewerbslebens eingreifen oder statistisches Material über 
dasselbe sammeln, kann die Majorität der Kommission eben¬ 
falls nicht empfehlen, wobei beiläufig festgestellt wird, dass 
die Arbeitsabtheilung (Labour Departement) des Handels¬ 
anits neuerdings reorganisirt und verstärkt wurde. 

Die Einführung eines aus Arbeitern und Unternehmern 
zusammengesetzten „höchsten Raths“ für Arbeitsangelegen¬ 
heiten hält die Majorität der Kommission ebenfalls nicht 
für rathsam, da bei der vielverzweigten Natur der engli¬ 
schen Industrie eine allen Interessen genügend Rechnung 
tragende Zusammensetzung eines solchen Raths unmög¬ 
lich sei. 

Die Frage, ob es zur Aufgabe der Gesetzgebung ge¬ 
höre, die Ursachen der Streitigkeiten zwischen Unternehmern 
und Arbeitern zu beseitigen, verneint die Majorität der 
Kommission im Allgemeinen. Als hauptsächliche Ursachen 
solcher Streitigkeiten nennt sie a) Löhnhöhe, b) Arbeits¬ 
zeit, c) die Verwendung von Nichtmitgliedern der Gewerk¬ 
vereine, d) das Lehrlingswesen, e) die Abgrenzung der 
Arbeitsaufgaben und meint, dass höchstens die Arbeitszeit 
durch gesetzliche Maassregeln bestimmt werden könne und 
auch hier nur in Bezug auf Frauen und Kinder und in Be¬ 
zug auf besonders gesundheitsschädliche Gewerbe, für 
welche sie übrigens auch sonstige gesetzliche Einschrän¬ 
kungen empfiehlt. 

Es wird erwähnt, dass die hier berührten Fragen 
in dem Minoritätsbericht besonders ausführlich erörtert 
werden. 

Jedenfalls wird die Ausgabe des erwähnten Minoritäts¬ 
berichts ein Ereigniss von weitgreifender Bedeutung sein. 

London. Ernst J. Schuster. 

Arbeitszeit und Arbeitsleistung. Wir haben kürz¬ 
lich auf Grund des Brünner Handelskammerberichtes für 
1893 Ober eine bei Verkürzung der Arbeitszeit eingetretene 
Steigerung der Leistungsfähigkeit und die beträchtlichen 
Leistungen der Arbeiter einer Spitzenfabrik berichtet. Ein 
gleiches Ergebniss wurde nach derselben Quelle im Rossitzer 
Bergrevier erzielt. Die Leistungen der Bergarbeiter sind 
daselbst in den letzten fünf Jahren bei um 15 pCt., redu- 
zirter Arbeitszeit um 8^/* pCt. bezw. U/j pCt. gestiegen. 
Es betrugen nämlich 
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Arbeitszeit, Stunden . ...... 

Durchschnittliche Leistung des Kohleii- 
häuers pro Schicht, in der Vor¬ 
richtung und im Abbau in Meter- 

Centnern. 

Durchschnittliche Leistung pro Mann 
und Kopf (alle Arbeiter, auch Tag¬ 
arbeiter eingerechnet) in Meter- 
Centnern. 


Löhne in Kreuzern 
öst. Währung 
per Schicht 


Kohlenhäuer . . 

Gesteinshäuer 
Förderer. . . . 
Schlepper . . . 


1888 

II 


23,8 


8.8 

124 

139 

89 

70 


1893 

9'A 


26,6 


8,91 

151 

165 

104 

72 


Fällen ist bei Köchinnen, Mamsells, Aufwaschmädchen eine 
17- bis 19stündige Arbeitszeit angegeben. Die Frage nach 
einem Ruhetag ist durchgehends mit nein beantwortet. 

Die Fragen nach den Strafgeldern, nach sonstigen Ab¬ 
gaben für Bruch etc., konnten, um den Fragebogen nicht 
allzu komplizirt zu machen, diesmals nicht gestellt werden. 
Wäre dies geschehen, dann hätte sich gezeigt, dass der 
Lohn überhaupt nur scheinbar gezahlt werde, dass derselbe 
mit Zinseszinsen wieder zurückwandere in die Taschen der 
Unternehmer. 

Gewerkschaftliche Arbeiterbewegung. 


Zur Lage der Kellner. Ueber die Lage der Gast- 
wirthsgehilfen in 108 Berliner Geschäften hat ein Theil- 
nehmer des in Berlin vom 13. bis 16. März abgehaltenen 
Kongresses eine Privat-Enquöte aufgenommen. 

Es hatten eine Arbeitszeit von 

1778--19 Stunden 222 Kellner in 49 Geschäften, 


16-17 


224 

V 

„ 32 


unter 16 

n 

88 

n 

» 12 

II 


Ein voller Ruhetag pro Woche ist nur eingeführt in 
17 Geschäften mit 174 Kellnern; ein Geschäft giebt seinen 
5 Kellnern wöchentlich 7« Tag frei. In 88 Betrieben mit 
334 Kellnern wird ein regelmässiger freier Tag überhaupt 
nicht gewährt. 

Lohn wird bezahlt pro Monat: 

über 20 M. nur in 7 Geschäften mit 33 Kellnern, 

15- 20 „ „ 32 „ „ 202 

12 M. u. darunter „ 37 „ „ 202 

überhaupt keinen Lohn erhalten in 17 Geschäften 97 Kellner. 

Vermittelt wurden diese Stellen durch: 

Kommissionäre.in 47 Geschäften mit 258 Kellnern, 

Kellnervereine (für Geld) . ,, 10 „ „ 72 

Gastwirthsvereine . . . . „ 12 „ „108 

Gastwirthsinnung.,5 ,, .,11 

Verein Berliner Gastwirths- 

g ehilfen . ..5 „ ., 16 

Kellner erhielten die Stellen direkt durch Empfehlung. 

Bezahlt an den Kommissionär haben für diese Stellen: 

1 Kollege 75 M., 49 Kollegen 15 M. 

9 Kollegen 30 „ 101 „ 10 „ 

75 „ 20 „ 23 „ 7,50 5 M. 

an den Genfer Verband 28 Kellner je 10 M., 2 Kellner je 15 M., 
„ deutsch. Kellner- 

Bund . . .41 „ „ 10 „ 1 „ ,. 7,50 „ 

., „ Verein Berliner 

Gastwirthe .92 ., „ 3 „ 11 ,, ,, 5 ,, 

,. „ Verein Berliner 

Weissbier- 

wirthe ... 5 „ „1,50 M. 

11 Kellner haben ihre Stellen durch die Gastwirths¬ 
innung und 16 durch den Verein Berliner Gastwirthsgehilfen 
kostenlos erhalten. 

Die Verhältnisse der Lehrlinge sind ebenso schlechte. 
In 8 Geschäften, wo 15 Lehrlinge thätig sind, ist die Arbeits¬ 
zeit auf 17—18 Stunden angegeben; in 4 Geschäften arbeiten 
11 Lehrlinge 16—17 Stunden, und 15Va—14 Stunden sind 
als das niedrigste Maass der Arbeitszeit von 13 Lehrlingen 
in 4 Geschäften angegeben. Ein Ruhetag wird nur in zwei 
Geschäften gewährt, wo 10 Lehrlinge beschäftigt sind. Von 
13 Lehrlingen wird die Wohnung als schlecht bezeichnet, 
9 geben diese als leidlich an. Lohn erhalten 21 Lehrlinge 
und zwar 7—20 M.; 28 erhalten keinen Lohn. Auch diese 
Stellen wurden zum Theil durch Kommissionäre gegen Ent¬ 
gelt vermittelt. 

Die Angaben über die Arbeitsverhältnisse der Köche 
bewegen sich fast ganz in demselben Rahmen. — Die 
Wohnung wird hier in 4 Geschäften mit 8 Köchen als 
durchaus schlecht „mit Ungeziefer beladen“, bezeichnet. 
Der Lohn bewegt sich hier von 60—200 M. Die V^ermitte- 
lung geschah durch dieselben Kommissionäre und Vereini¬ 
gungen, als bei den Kellnern und zwar ebenfalls gegen hohe 
(jebühren. 

Noch bei weitem schlimmer sind auch die Arbeits¬ 
verhältnisse des weiblichen Dienstpersonals, in vielen 


iQternationaler Kongress der Textilarbeiter. Die ver¬ 
einigten Arbeiter der Spinnereien und Webereien Gross¬ 
britanniens erlassen an die Textilarbeiter Europas und 
Amerikas eine Aufforderung zur Theilnahme an einen inter¬ 
nationalen Textilarbeiterkongress, der noch im Juli dieses 
Jahres in Manchester stattfinden soll. Als Hauptpunkt der 
Tagesordnung werden die Arbeitszeit, die Lohnfrage, die 
Kinderarbeit und die Gründung eines internationalen Textil¬ 
arbeiterbundes genannt. Die sämmtlichen Kosten des Kon¬ 
gresses zu tragen, erklären sich die englischen Arbeiter 
bereit. 


Politische Arbeiterbewegung. 


Kongress der österreichischen Sozialdemokratie. Am 

Ostersonntag wurde der für die Dauer einer Woche anbe¬ 
raumte Kongress der österreichischen Sozialdemokratie in 
Schwenders Kolosseum in Wien eröffnet. Die Zahl der 
Theilnehmer betrug 133, darunter sechs Frauen. Unter den 
Gästen befanden sich als Delegirte der deutschen Sozial¬ 
demokratie die Abg. Bebel und Singer und das Vorstands¬ 
mitglied Gerisch. 

Die Verhandlungen des Parteitags die in diesem Augen¬ 
blick — 29. März — noch nicht zu Ende sind, nahmen 
bisher einen in jeder Beziehung bedeutungsvollen Verlauf. 
Indem wir uns einen resumirenden Gasammtbericht und 
eine kritische Würdigung des Kongresses Vorbehalten, geben 
wir für heute blos die Resolution wieder, mit der der 
Parteitag zu dem wichtigsten Gegenstand seiner Tagesord¬ 
nung, der Frage des Massenstrikes zur Erzwingung des 
allgemeinen Wahlrechts Stellung nahm. Die von Dr. Victor 
Adler eingebrachte, nach gründlichen Debatten mit 66 gegen 
42 Stimmen angenommene Resolution lautet: „Die Wahl¬ 
reform der Regierung wird als Verhöhnung der Arbeiter¬ 
schaft mit Entrüstung zurückgewiesen. Der Parteitag erklärt 
das allgemeine direkte Wahlrecht mit allen Mitteln erkämpfen 
zu wollen, dazu gehört neben den bereits angewendeten 
Mitteln wie Agitation und Organisation der Massenausstand. 
Die Parteivertretung wird beauftragt, alle Vorkehrungen zu 
treffen, um falls die Hartnäckigkeit der Regierung und der 
bürgerlichen Parteien das Proletariat zum Aeussersten 
zwingen sollte, den Massenausstand als letztes Mittel im 
geeigneten Zeitpunkt anordnen zu können.“ 


Arbeiterschutzgesetzgebung und Gewerbe¬ 
inspektion. 

I Zur Durchführung der Sonntagsruhe in Thüringen. 

i Wir haben über die verschiedenartige Handhabung der 
I gesetzlichen Sonntagsruhe von Seiten der thüringischen Be- 
1 hörden Klage führen müssen. Jetzt wünscht, wie die Frank- 
I furter Zeitung mittheilt, die Gewerbekammer für das Gross- 
1 herzogthum Weimar das Gesetz über die Sonntagsruhe 
i strikter durchgeführt zu sehen, als es gegenwärtig in den 
Thüringer Staaten gehandhabt wird, wo vor lauter Aus¬ 
nahmebestimmungen von der Sonntagsruhe nicht viel übrig 
geblieben ist. Sie hat deshalb dem Ministerium folgende 
Wünsche unterbreitet: 1. Es empfiehlt sich, auf thunlichste 
Uebereinstimmung der Allsführungsbestimmungen im Gross¬ 
herzogthum hinzuwirken. Landgemeinden die theilweise 
; Verlegung der 5 Stunden auf den Nachmittag nachzulassen. 
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erscheint nicht angemessen. 2. Es genügt für den Verkauf 
von Bäckerei-, Konditorei- und Fleischwaaren, wenn 1—2 
Nachmittagsstunden freigelassen werden. Es empfiehlt sich, 
auf entsprechende Abänderung weitgehender Bestimmungen 
hinzuwirken. 3. Es empfiehlt sich, auf thunlichste Ueber- 
einstimmung der Ausführungsbestimmungen innerhalb der 
Thüringischen Staaten hinzuwirken. Je übereinstimmender 
sie sind, desto grössere Beschränkung kann in den Aus¬ 
nahmebestimmungen eintreten. 

Arbeiterschutzgesetz für Bäcker in Norwegen. Die 

Regierung hat ein Schutzgesetz für das Bäckereigewerbe 
eingebracht, wonach die Sonntagsruhe und eine Maximal¬ 
arbeitszeit von 12 Stunden, Ruhe- und Mahlzeitpausen 
eingerechnet, festgesetzt, für jugendliche Arbeiter die Nacht¬ 
arbeit verboten, 10 Stunden als Maximum der Arbeitszeit 
bestimmt und endlich alle Kinderarbeit bis 14 Jahre in den 
Bäckereien gänzlich untersagt wird. 


Arbeiterversicherung. 

Betriebskrankheiten und Arbeiterversicherung. 

Betriebs- oder Gewerbekrankheiten sind nach Rosin 
(Recht der Arbeiterversicherung I. S. 277) „allmähliche Affek¬ 
tionen des Körpers, welche durch langdauernde Einwirkung 
der regelmässigen Beschäftigung im Betriebe hervorgebracht 
werden“; sie stehen in direktem Gegensätze zu den Betriebs¬ 
unfällen, für welche ein wesentliches Begriftselement die 
Zurückführung der Affektion auf ein plötzliches Ereigniss, 
eine plötzliche Einwirkung ist, und können demgemäss 
den Anspruch auf Zusprechung einer Unfallrente nicht be¬ 
gründen: hierüber ist die Doktrin und Praxis einer Ansicht. 
Zu den Betriebskrankheiten, welche die Rechtsprechung 
des Reichsversicherungsamtes bereits beschäftigt haben, ge¬ 
hört z. B. die Phosphornekrose, die sich bei den in Zünd¬ 
holzfabriken beschäftigten Arbeitern so häufig findet, der 
Tremor mercurialis, die den mit Quecksilberbearbeitung be¬ 
schäftigten Personen eigenthümliche Krankheit, das Klima¬ 
fieber der auf Seeschiffen thätigen Personen und dergl. m. 
Die Entschädigung für die Nachtheile, welche mit diesen 
Krankheiten verbunden sind, ist zur Zeit in Deutschland 
noch wenig befriedigend; zwar begründet die Erkrankung 
in einer Betriebskrankheit nicht minder den Anspruch auf 
Krankenfürsorge wie die Erkrankung an einer mit dem Be¬ 
triebe nicht in ursächlichem Zusammenhang stehenden 
Krankheit, dagegen findet die durch sie hervorgerufene Er¬ 
werbsunfähigkeit bezw. die Abänderung der Erwerbsfähig¬ 
keit nur insoweit Berücksichtigung, als dieselbe die Inva¬ 
lidität der Arbeiter begründet. Die Invalidenrente, welche 
dem erwerbsunfähig gewordenen Arbeiter zu Theil wird, 
ist aber nur eine unzureichende Entschädigung für die Ein¬ 
busse der Arbeitsfähigkeit und gegenüber der Entschädi¬ 
gung eines Arbeiters, welcher infolge eines Betriebsunfalles 
die Arbeitsfähigkeit verloren hat, erweist sich das Maass 
dieser Fürsorge als sehr gering. Vom Standpunkte der aus- 
gleichenden Gerechtigkeit muss die Forderung aufgestellt 
werden, dass der Arbeiter, welcher durch die langzeitige 
Betriebsdauer seine Arbeitskraft infolge einer durch sie her¬ 
vorgerufenen Krankheit eingebüsst hat, in demselben Maasse 
entschädigt werde, wie der Arbeiter, dessen Arbeitskraft 
durch einen Unfall zerstört wurde. Nun besteht allerdings 
noch die Möglichkeit, für die Minderung oder den Verlust 
der Erwerbsfähigkeit als Folge einer Betriebskrankheit den 
Arbeitgeber auf Grund der zivilrechtlichen Maftpflichtbe- 
stimmungen in Verbindung mit der Bestimmung des § 120a 
der revidirten Gewerbeordnung verantwortlich zu machen. 
Dieser Paragraph verpflichtet in Abs. 1 die Gewerbeunter¬ 
nehmer, die Arbeitsräume, Betriebsvorrichtungen, Maschinen 
und Geräthschaften so einzurichten und zu unterhalten und 
den Betrieb so zu regeln, dass die Arbeiter gegen Gefahren 
für Leben und Gesundheit so weit geschützt sind, als es 
die Natur des Betriebes gestattet. Nach Abs. 3 sind die¬ 
jenigen Vorrichtungen herzustellen, welche zum Schutze 
der Arbeiter gegen gefährliche Berührungen mit Maschinen 
oder Maschinentheilen oder gegen andere in der Natur der 


I Betriebsstätte oder des Betriebs liegende Gefahren, nament¬ 
lich auch gegen die Gefahren, welche aus Fabrikbränden 
erwachsen, erforderlich sind. Die Nichtbeachtung dieser 
Vorschriften macht den Arbeitgeber auch zivilrechtlich ver¬ 
antwortlich und soweit es sich um Beschädigungen handelt, 
die nicht als Betriebsunfälle aufzufassen sind, hat die Ar¬ 
beiterversicherungsgesetzgebung die vor ihrem Erlass be¬ 
standene Haftpflichtgesetzgebung nicht aufgehoben. § 39 
des Invaliditätsgesetzes wahrt den Arbeitern, welche auf Grund 
gesetzlicher Bestimmungen Ansprüche gegen Dritte wegen 
des ihnen durch die Invalidität erwachsenen Schadens erheben 
können, die Geltendmachung derselben ausdrücklich, die 
Versicherungsanstalten sind jedoch befugt, in diese An¬ 
sprüche bis zu der Höhe ihrer Leistungen einzutreten. 
Wenn der Nachweis erbracht werden kann, dass eine Be¬ 
triebskrankheit durch Anbringung bestimmter Vorrichtungen 
verhütet werden konnte, welche anzubringen der Arbeit¬ 
geber unterlassen hat, so wird die Klage des Arbeiters auf 
Ersatz des Schadens für begründet erklärt werden müssen, 
denn in der Unterlassung der Einführung solcher Vorrich¬ 
tungen ist ein Verstoss gegen die dem Betriebsunternehmer 
obliegende Aufmerksamkeit zu erblicken, dessen Folgen er 
zu tragen hat. Selbst in den Gebieten des gemeinen Rechts 
würde unter dieser Voraussetzung die Entschädigungsklage 
für begründet erklärt werden, trotzdem hier das Haftpflicht¬ 
recht hinter den Bedürfnissen der Zeit zurückgeblieben ist. 
Der zivilrechtliche Weg der Schadensersatzklage ist aber 
stets ein schwieriger und misslicher; der Richter kann dem 
Ansprüche nur dann gerecht werden, wenn erwiesen ist, 
dass durch Anbringung gewisser Vorrichtungen und Vor¬ 
kehrungen die Ausbildung der betreffenden Berufskrankheit 
verhindert worden wäre. Die Führung dieses Beweises ist 
nicht leicht, der Richter ist dabei auf das Gutachten von 
Sachverständigen angewiesen und zwar einerseits techni¬ 
scher, andererseits ärztlicher. Wenn auch die fortschrittliche 
Entwickelung der Gewerbehygiene dahin führen wird, dass 
für eine grössere Anzahl von Berufskrankheiten sich die 
Möglichkeit der Verhütung durch Einführung bestimmter 
Schutzmaassregeln mit Sicherheit feststellen lässt, so ist 
dies doch jetzt noch nicht der Fall und bei einer grossen 
Zahl der betreffenden Krankheiten wird dieser Nachweis 
dem Richter nicht so überzeugend erbracht werden können, 
dass er berechtigt wäre, auf Grund desselben die Ver- 
urtheilung auszusprechen. Damit entfällt aber für die weit¬ 
aus meisten Berufskrankheiten die Möglichkeit, dass der 
Arbeiter einen Ersatzanspruch gegen den Arbeitgeber er¬ 
hebt und es wird hiernach nicht behauptet werden können, dass 
der gegenwärtige Rechtszustand dem Arbeiter gegen die 
mit den Berufskrankheiten verbundenen Gefahren und Nach¬ 
theile in ausgiebigem Maasse schütze. Es spricht aber nicht 
nur für die Abänderung desselben das Interesse der Ar¬ 
beiter, sondern auch das der Arbeitgeber; das finanzielle 
Risiko, dem dieselben durch die Möglichkeit ausgesetzt 
sind, für die Folgen einer Betriebskrankheit verantwortlich 
gemacht zu werden, ist ein sehr grosses und erscheint es 
deshalb vollkommen begreiflich, dass sich die Arbeitgeber 
durch Begründung eines Haftpflicht-Schutzverbandes hier¬ 
gegen einigermaassen zu sichern suchen. Die Ausdehnung 
der Arbeiterversicherung auf die Betriebskrankheiten würde 
deshalb auch dem Interesse der Industrie dienen, die 
durch die zivilrechtliche Haftpflicht den Fortschritten der 
gewerblichen Hygiene entsprechend, mit jedem Jahre mehr 
bedroht wird. Somit liegt es im allseitigen Interesse, dass 
die öffentlich-rechtliche Fürsorge auch in Ansehung der 
Betriebskrankheiten an Stelle der privatrechtlichen tritt und 
es würde eine bedeutsame Reform sein, wenn bei der Re¬ 
vision der Unfallgesetzgebung die Betriebskrankheiten neben 
den Betriebsunfällen berücksichtigt würden. 

Mainz. Ludwig Fuld. 

Armenbehörden und Arbeiterversicherung. In No. 26, 

S. 310 des Sozialpolitischen Centralblattes findet sich eine 
kurze Erörterung der Stellung, die die Armenbehörden zur 
Arbeiterversicherung einnehmen. Aus der sinnentsprechen¬ 
den Ueberschrift hat ein Druckfehler Annexbehördeii und 
Arbeiterversicherung gemacht. Wir bitten, diesen Fehler 
zu korrigiren. 
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Ausländische Unternehmer und die deutsche Unfall¬ 
versicherung. Nach Mittheilungen aus dem Kreise der Regie¬ 
rung sollen zur Beseitigung eines ganz besonders fühlbaren 
Bedürfnisses im Unfallversicherungsgesetz, wie es aus der 
neuen Novellle hervorgehen wird, besondere Bestimmungen 
über die Heranziehung solcher ausländischer Unternehmer zu 
den Lasten der Berufsgenossenschaften Aufnahme finden, die 
im Inlande Arbeiten (z. ß. Bauten, Montage) im versicherungs¬ 
pflichtigen Umfange ausführen lassen. Empfohlen wird für diese 
Art der Versicherung ein Kapitaldeckungsverfahren wie esz.B. 
für die Tiefbau-Berufsgenossenschalt im § 10 des Bau-Unfall¬ 
versicherungsgesetzes vorgesehen ist. Die Nothwendigkeit der 
Versicherungspflichtigkeit dieser Betriebsarbeiten ist von fast 
allen betheiligten Seiten betont worden. Es lie^t kein Grund 
vor, ausländischen Unternehmern im Reichsgebiet einen Vor¬ 
theil gegenüber inländischen einzuräumen, und es ist unbillig, 
wenn Arbeiter, welche im Inlande von Ausländern beschäftigt 
werden, bei Verletzungen keine Entschädigung erhalten. Zudem 
lehre die Erfahrung, dafs gerade ausländische Unternehmer 
sehr häufig Arbeiter anstellen müssen, die mit den betreffenden 
Arbeiten wenig vertraut sind, und dass diese daher Unfällen 
mehr ausgesetzt sind als die in einem ständigen Betriebe 
angestellten und geschulten Arbeiter. Die ausländischen Unter¬ 
nehmer verlassen das Reichsgebiet unter Mitnahme des er¬ 
zielten unverkürzten Gewinnes, während die etwa verletzten 
Arbeiter im Inlande bleiben und möglicherweise der Armen¬ 
pflege anheimfallen. Das Kapitaldeckungsverfahren wird 
daher vorzuziehen sein, weil es die grösste Sicherheit ge¬ 
währt, wohingegen das Einziehen der Beiträge in der Regel 
mit Schwierigkeiten verbunden sein wird. 


Schulwesen, Erziehungs- und Bildungsfragen. 

Zur Frage des Fortbildungsschulunterrichts in Preussen. 

Ueber die Stellung der preussischen Regierung zur Frage 
des Fortbildungsunterrichts an Sonntagen orientirt die 
folgende halbamtliche Aeusserung: „Nach den Ausführungen, 
die der preussische Handelsminister in der Sitzung des 
preussischen Abgeordnetenhauses vom 23. Februar d. J. über 
den Fortbildungsunterricht an Sonntagen gemacht hat, ist 
es nicht zu bezweifeln, dass wenigstens von preussischer 
Seite der Versuch gemacht werden wird, noch in der 
laufenden Tagung im Reichstag einen Gesetzentwurf ein¬ 
zubringen, durch den die sonst am 1. Oktober 1894 ab¬ 
laufende Uebergangszeit für die Bestimmung des § 120 der 
Gewerbeordnung über den Fortbildungsunterricht an Sonn¬ 
tagen weiter ausgedehnt wird. Man kann sicher sein, dass 
regierungsseitig alles versucht werden wird, um wenigstens 
den Zeichenunterricht an den Sonntagen zu erhalten; denn 
man ist innerhalb der Regierung fest davon überzeugt, dass 
dieser Unterricht nicht nur Tageslicht, sondern auch eine 
ausgeruhte Hand bedarf und dass seine Ertheilung deshalb 
an den Abenden der Wochentage nicht möglich oder 
wenigstens völlig unzweckmässig sein würde. Man wird in 
der durch die Aenderung des § 120 gewonnenen Zeit ver¬ 
suchen müssen, mit denjenigen kirchlichen Behörden, mit 
denen dies bisher nicht möglich war, zu einer Verständigung 
über die Einrichtung besonderer Gottesdienste für die Fort¬ 
bildungsschule zu gelangen.“ 

London Society for the Extension of University 
Teaching.i) Es ist sicherlich ein gutes Zeichen für die 
grosse Anerkennung, die sich die University-Extension-Be- 
wegung in England errungen hat, dass sich Cambridge und 
Oxford darum streiten, wem die Ehre gebühre, den Anstoss 
zu der Bewegung gegeben zu haben; zweifellos ist es in- 
dess, dass Cambridge praktisch den Anfang gemacht hat 
und dass ihm Oxford erst 12 Jahre später auf der einge¬ 
schlagenen Bahn gefolgt ist. Der akademische Streit ver¬ 
hindert aber nicht, dass die beiden Universitäten Zusammen¬ 
wirken und sogar für die Londoner Society gemeinsam mit 
der Londoner Hochschule in dem Universitie’s Joint Board 
ein Aufsichtsorgan geschaffen haben. 

M Vgl. L. S. f. the E. of U. T.: Report of the Couiicil-.Session 
1892 1893. 


Die Art der Durchlührung der University-Extension 
muss sich naturgemäss in der Hauptstadt theilweise anders 
gestalten, als in der Provinz, wo eine Universität für räum¬ 
lich weit ausgedehntere Landstriche zu sorgen hat. Gerade 
in Folge der räumlichen Concentration ihrer Arbeit mag es 
aber der rührigen London Society vielfach gelingen, die 
fortgeschrittenste Phase der Entwicklung zu erreichen. Den 
äusseren Erfolg ihres Unterrichts stellen die folgenden 
Zahlen dar: 



Zahl der 

Zahl der 

Zahl der 

Jahr 

Curse 

E i ngeschriebene n 

Zeugnisse 

1876/77 

16 

361 

— 

1886/87 

62 

5345 

547 

1889/90 

117 

12397 

1384 

1892/93 

139 

13374 

1355 


Das Budget der London-Society bilancirt für das Jahr 
1892—1893 nach dem Ausweise ihres Rechenschaftsberichtes 
mit 5400 £; die grösste Ausgabenpost bilden die Honorare 
für die Docenten und Examinatoren (4000 £), die zu sieben 
Achtel gedeckt sind durch die Zahlungen, die von den 
Lokal-Centres, d. h. von den 59 Stellen in London, an 
denen Curse abgehalten werden, eingehen, also im grossen 
Ganzen wohl durch die Einschreibegebühren eingebracht 
werden, die die Schüler zu entrichten haben. Den Rest 
der Einnahmen bilden zum grössten Theile die Beiträge 
von Genossenschaften, Wohlthätigkeitsgesellschaften etc. 
(1336 £), zum geringeren Theile (288 £) Schenkungen 
und jährliche Beiträge von Privaten. — Das Budget 
zeigt nicht nur, dass die Einnahmen dank der Betheili¬ 
gung aller Kreise bedeutende sind, sondern auch, dass die 
Leitung der University-Extension nicht darauf ausgeht am 
Unrechten Orte zu knausern; sie stellt ihre Docenten (durch¬ 
wegs Graduirte der Universitäten) so, dass sie, wenn sie 
einige Curse neben einander lesen, von dieser Beschäfti¬ 
gung leben können, oder doch wenigstens so, dass die 
grosse Arbeit, die die Vorbereitung und Abhaltung eines 
Curses dem Vortragenden auferlegt, entsprechend bezahlt 
wird. Wäre dies nicht der Fall und würde an die Opfer¬ 
willigkeit der Vortr^enden in pecuniärer Hinsicht appellirt, 
so wäre der Kreis, in dem die Vortragenden gesucht werden 
könnten, ein sehr enger, und dies würde sicherlich der 
Sache nicht zum Vortheile gereichen. Auch kann sich nur 
auf diese Weise ein Kreis von ständigen Vortragenden 
bilden, der durch langjährige Uebung die Geschicklichkeit 
im Vortrage und Unterricht erwirbt, die durchaus erforder¬ 
lich ist, wenn Nützliches geleistet werden soll. 

Die innere Entwickelung des University-Extension Unter¬ 
richtes zeigt sich namentlich darin, dass die einzelnen Curse, 
die abgehalten werden, immer mehr in Zusammenhang gebracht 
werden. London verlängerte im Jahre 1889 seine Unter¬ 
richtssaison, die bis zu diesem Jahre aus einem Herbst¬ 
und einem Winter-Trimester bestand, um ein Sommer-Tri¬ 
mester (März-Juni) und hat dies 9monatliche Studienjahr 
seither beibehalten. Der Sommer dient jedoch nur dazu, 
um Supplementcurse, Fortsetzungen und Ergänzungen zu 
den im Herbste und Winter abgehaltenen Cursen, abhalten 
zu lassen, Während im Herbste und Winter Cambridge 
und London im Gegensätze zu Oxford im Interesse des 
Ernstes der Studien darauf halten, dass keine zu kurzen 
Curse veranstaltet werden und weitaus die meisten 10—12 
Abende ausfüllen, beschränken sich diese Supplementcurse 
meist auf eine geringere Anzahl, häufig auf nur 5 Abende. 
Auch wird über einen solchen Curs kein eigenes Zeugniss 
ausgestellt; wer sich im Sommer einer Prüfung unterwirft, 
der muss sie über das ganze seit dem Herbste vorgetragene 
Wissensgebiet ablegen. Solcher Schlusszeugnisse wurden 
im Sommer 1893 in London 125 ausgestellt. Man wird 
nicht leugnen können, dass ein erwachsener Mensch, der 
sich 25—30 Abende im Winter durch Anhören von Vor¬ 
trägen, Ansehen von Demonstrationen, Discussion und 
Fragestellung mit Theilen der Chemie oder Astronomie, 
der Geschichte oder Litteraturgeschichte oder mit mehreren 
dieser Gegenstände befasst, der ausserdem schriftliche Auf¬ 
gaben macht und sich einer Schlussprüfung unterzieht, wenn 
er die ernste Beschäftigung durch einige Jahre fortsetzt, 
sich eine Summe von Wissen und Denkfähigkeit erwirbt, 
die ihn auf eine höhere Bildungsstufe erhebt. Dass die 
Zahl der 6monatlichen Curse in den Jahren 1888—1889 bis 
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1892—1893 von 10 auf 34, die der 9monatlichen in derselben 
Zeit von 4 auf 25 gestiegen ist, kann man als einen Beweis 
dafür ansehen, dass mit dem äusseren Erfolge, der sich in 
der grossen Zahl der Zuhörer ausspricht, der innere Er¬ 
folg der University-Extension in London Hand in Hand 
geht. 

So entwickelt sich in London ein systematischer höherer 
Unterricht, in seiner Freiheit fast mehr an deutsche, als an 
englische Universitäten erinnernd, aber nicht für Studenten 
ohne sonstige Beschäftigung, sondern für das Volk, für die 
Arbeiter, die in immer steigender Anzahl an den University- 
Extension-Cursen in den industriellen Bezirken Londons 
theilnehmen. Schon erscheint eine Abend-Universität in 
London, ausgestattet mit allen Hilfsmitteln und Privilegien 
der alten Universitäten nicht mehr als Utopie. 


Frauenfragen. 


Zur Frauenbewegung in Deutschland. Der Frauen¬ 
kongress zum Zweck der Bildung eines Verbandes der 
gemeinnützigen Frauenvereine Deutschland ist am 28 März 
in Berlin mit einer Vorbesprechung im Lettehause eröffnet 
worden. Der Kongress war aus allen Theilen Deutschlands 
reich beschickt, vertreten waren u. A. der Allgemeine deutsche 
Frauenverein, der Allgemeine deutsche Lehrerinnenverein, 
der Verein deutscher Lehrerinnen und Erzieherinnen, der 
Leipziger Lehrerinnenverein, der Verein Berliner Volks¬ 
schullehrerinnen, die Frauenbildungsvereine zu Tilsit, Görlitz, 
Eisenach, Gotha, Rostock,Frankfurt, Hannover, Tübingen u.A., 
die Vereine „Frauenwohl“ zu Nürnberg, Frankfurt a. O., 
Danzig u. A., der Frauen-Erwerbsverein zu Bremen, der 
Frauen-Gewerbeverein zu Danzig, das Arbeiterinnenheim zu 
München, der Letteverein, der Hausfrauenverein, der 
Jugendschutz, der kaufmännische Hilfsverein, der Volks¬ 
küchenverein, der Verein für häusliche Gesundheitspflege, 
der Verein zur Erziehung minorenner Mädchen, der Verein 
zur Unterstützung armer Wöchnerinnen u. A. Der Vater¬ 
ländische Frauenverein hatte dem Komite durch seine Vor¬ 
sitzende Gräfin Itzenplitz mittheilen lassen, dass er keine 
Veranlassung habe, sich dem geplanten Verbände anzu- 
schliefsen. — Angeregt ist der Kongress von den in 
Chicago beim internationalen Frauenkongress anwesenden 
deutschen Frauen, welche Gelegenheit hatten, die grossen 
Erfolge zu sehen, die die amerikanischen Frauenvereine 
durch die 1888 in Washington geplante und 1891 rechts- 
giltig erfolgte Einigung zu einem National Council of 
Women erreicht haben. Der neue Verband soll bezwecken, 
„durch organisirtes Zusammenwirken die Bundesvereine zu 
stärken, damit sie möglichst erfolgreich an der Erhaltung 
der höchsten Güter der Familie und der Nation arbeiten, 
Unwissenheit und Ungerechtigkeit entgegenzuwirken und eine 
sittliche Grundlage der Lebensführung für die Gesammtheit 
erstreben zu können.“ Der Verband will von jeder Ein¬ 
mischung in die inneren Angelegenheiten der zu ihm ge¬ 
hörenden Vereine absehen, er will nur „Gelegenheit bieten 
zum Gedankenaustausch, zu Vergleichen, zur Kenntnissnahme 
mustergiltiger Einrichtungen, zur Anregung neuer segens¬ 
reicher Schöpfungen“. Wie schon in der Vorbesprechung 
beschlossen wurde, sollen zur Mitgliedschaft zugelassen 
werden alle Frauenvereine, deren Bestrebungen von Wich¬ 
tigkeit für das Wohl der Allgemeinheit sind, auch die 
Frauenvereine, die mit männlichen Mitgliedern arbeiten, so¬ 
fern in diesen Vereinen die Frauen gleichberechtigt sind 
und eine Frau als Vertreterin für den Verband gewählt 
wird. Die Verhandlungen der Versprechung fanden unter 
dem Vorsitz der Frau Schepeler-Lette statt. — In der 
Hauptversammlung des Kongresses am 29. März im Viktoria- 
lyceum erfolgte unter Vorsitz des Fräulein Auguste Schmidt- 
Leipzig die Begründung des geplanten Bundes. Die Vor¬ 
sitzende verbreitete sich in längerem Vortrag über die in 
dem Satzungsentwurf niedergelegten Aufgaben desselben, 
auf die wir bereits oben hingewiesen. Der Bund will vor i 
Allem auch die Frauensache bei der Gesetzgebung wirksam i 
zu vertreten suchen. Eine lebhafte Debatte entspann sich i 


vor Allem über die Frage der Stellung des Bundes zur Sozial¬ 
demokratie. Die Mehrheit sprach sich gegen die Aufnahme 
offenkundig sozialdemokratischer Vereine aus, man wolle 
zwar für, könne aber nicht mit dem vierten Stand arbeiten. 
Man wolle die Sozialdemokratie keineswegs aus Ueber- 
legenheit oderHochmuth ausschliessen, sondern einmal aus 
Klugheit, um die übrigen Elemente nicht abzuschrecken, 
dann aber auch, weil man die Politik aus den Kreisen des 
Bundes fernhalten wolle. Die Geschäfte des Bundes sollen 
nach den vorgelegten Satzungen von einem Ausschuss ge¬ 
leitet werden, der aus den Vorsitzenden sämmtlicher bei¬ 
tretenden Vereine gebildet wird und aus dem wieder ein 
engerer Vorstand gewählt wird. Alle zwei Jahre soll eine 
allgemeine Versammlung abgehalten werden. Der Bund 
will ausserdem zum Zwecke allseitiger umfassender In¬ 
formation eine Vertreterin zu den alle fünf Jahre statt¬ 
findenden „Internationalen Frauenkongressen“ entsenden. 


Soziale Hygiene. 

Kindersterblichkeit unter dem Fabriksystem in Eng¬ 
land. Man legt gegenwärtig in England grosses Interesse 
an den Tag für die Frage der Kindersterblichkeit, soweit 
hierbei die Beschäftigung verheiratheter Frauen in ver¬ 
schiedenen Industrien in Betracht kommt. Die Statistik 
bekundet, dass der allgemeine Satz der Kindersterblichkeit 
in der Zeit zwischen 1838 und 1870 fast stationär war, in 
den letzten zwanzig Jahren aber bedeutend gefallen ist. In 
der That ergiebt ein Vergleich der Ziffern der beiden Zeit¬ 
abschnitte, dass von 1870 bis 1890 aus der Statistik eine 
Besserung der Verhältnisse im Allgemeinen zu ersehen ist. 
Was indessen hierbei bedenklich und stutzig macht, ist die 
Ungleichheit der Vertheilung der Todesfälle. So zeigt sich, 
dass auf 97 in ländlichen Grafschaften gestorbene Kinder 
169 Kindertodesfälle in den Grubendistrikten und 218 in 
drei der typischsten Industriestädte kommen. Die allge¬ 
meinen Ursachen der Kindersterblichkeit sind zweifellos 
ungesunde Verhältnisse, Unwissenheit und Nachlässigkeit. 
Als verhängnissvolle Krankheit figurirt in hervorragender 
Weise der Brechdurchfall, welcher in den meisten Fällen 
durch ungesunde und unpassende Kost verursacht wird. 
Für Kinder unter drei Monaten ergeben neuere Unter¬ 
suchungen, dass die Todesfälle von völlig künstlich ge¬ 
nährten Kindern zu theilweise künstlich genährten sich wie 
22 zu 15 und zu den nur mit Muttermilch genährten wie 
22 zu 1 verhielten. Von drei bis sechs Monat alten Kindern 
starben sechs durchaus künstlich genährte auf ein theilweise 
säugendes. Derartige Daten stehen offenbar im Zusammen¬ 
hang mit der Frage der Beschäftigung von Wöchnerinnen 
in industriellen Unternehmungen. In der Grafschaft Stafford- 
shire, welche wegen ausserordentlich grosser Kindersterb¬ 
lichkeit berüchtigt ist, hat der medizinische Sanitätsbeamte 
des Grafschaftsraths eine zehn Jahre umfassende ver¬ 
gleichende Uebersicht ausgearbeitet, für eine Anzahl in 
dieser Grafschaft gelegener Städte, in denen verheirathete 
Frauen beschäftigt werden, und anderer wo sie nicht an 
gewerblichen Arbeiten theilnehmen. Seine Ergebnisse be¬ 
sagen, dass in den Bezirken, wo thatsächlich keine Frau 
Fabrikarbeiterin ist, der Satz der Kindersterblichkeit 152 
beträgt, dort hingegen, wo ein Theil derart beschäftigt ist, 
166, während in den Bezirken, wo die Frauen in grosser 
Anzahl in den Fabriken arbeiten, bis 195 steigt. Ein ähn¬ 
licher Vergleich für entsprechende Gegenden in ganz Eng¬ 
land und Wales ergiebt einen Satz von 152 für den ersten 
Fall, von 159 für den zweiten, und von 179 für den dritten. 

Der Meinung dieser ärztlichen Autorität zufolge ist der 
Hauptgrund des Uebels Nachlässigkeit und Unwissenheit 
der Mutter. Er befürwortet lebhaft die Errichtung von 
Krippen in allen Industriebezirken, welche ohne öffentliche 
Mittel zu unterhalten seien, indessen von den Ortsbehörden 
begründet und beaufsichtigt werden müssten. 
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Italienische Briefe. 

I 

I. 

Sic haben, verehrter Herr Doktor, den Wunsch ge- 
äiissert, ich möchte Ihnen von meiner italienischen Studien- ! 
reise Briefe in die Heimath senden, in denen ich die Leser 
des Sozialpolitischen Centralblatts über Zustände und Vor¬ 
gänge sozialpolitischen Charakters in Italien auf das Laufende 
setze. Nicht ohne einiges Bedenken komme ich der freund- i 
liehen Aufforderung nach. Mit diesen Briefen wird ein i 
neues Genre in Ihr Blatt eingeführt und wer weiss, ob es | 
nicht ein solches ist, das mehr Kritiker als Vertheidiger 
findet. Ein Reisebericht, der auf Grund des Tagebuchs an 
Ort und Stelle mit den geringen bibliographischen Hilfs¬ 
mitteln, auf die der Wanderer beschränkt ist, geschrieben • 
wird, kann immer nur einen skizzenhaften, andeutenden 
Charakter bekommen. • Das ist seine Natur. Nicht ein¬ 


gehend, monographisch ein Problem zu behandeln, vielmehr 
ein Stimmungsbild zu geben, den Eindruck mitzutheilen, den 
der Schreiber im Augenblick von einer Situation empfängt. 
Diese Niederschläge persönlicher Erlebnisse, diese Cliches 
von Momentaufnahmen soll nun das Sozialpolitische Central¬ 
blatt reproduzieren. Wird nicht alsobald wieder ein weiser 
Kritiker erstehen, der sein Sprüchlein zu sagen weiss, der 
in wissenschaftlicher Prüderie die leicht geschürzte Muse 
aus den Spalten der Zeitschrift verbannt sehen möchte. 
Nun, es gelte den Versuch! Ich will wenigstens bemüht 
sein, durch Unmittelbarkeit der Darstellung doch zum Theil 
den unvermeidlichen Mangel an wissenschaftlicher Durch¬ 
arbeitung des Stoffes zu ersetzen. So können die „Briefe“ 
und das soll denn auch ihr eigentlicher Zweck sein, 
vielleicht das Interesse für italienische Probleme mehren 
oder wach erhalten helfen, die Aufmerksamkeit auf Fragen 
hinleiiken, deren gründliche Behandlung ich theils in meinen 
frülieren grösseren Arbeiten schon versucht, theils für spätere 
Studien mir aufgespart habe. 

Meine späteren Briefe sollen je mit einem besonderen 
Gegenstände sich befassen; in diesem ersten sei mir ge¬ 
stattet, eine Reihe verschiedene Eindrücke niederzuschreihen, 
die ich während meiner diesjährigen Durchwanderung Italiens 
empfangen habe. 

Zunächst habe ich mich einige Wochen in Ober-Italien 
aufgehalten. 

Da empfand ich es denn dieses Mal wieder ganz 
besonders lebhaft, wie gering doch im Grunde nur 
noch sowohl der landschaftliche, als auch der kulturelle 
und volksps 3 -chologische Unterschied ist zwischen Nord- 
Italien, also Venetien, Lombardei, Piemont und den wesi- 
europäischen Kulturländern. Es ist nicht ganz unrichtig, 
was mir oft als die communis opinio der gebildeten Kreise 
Ober-Italiens bezeichnet worden ist: dass zwischen ihnen 
und uns, d. h. den Kulturnationen eine viel grössere Ge¬ 
meinschaft des Denkens und Fühlens besteht, als zwischen 
ihnen und ihren Landsleuten im Süden der Halbinsel. Der 
Gegensatz zwischen Norden und Süden in Italien ist noch 
um vieles schärfer, als der zwischen Preu.s.sen und Süd¬ 
deutschland bei uns, und wenn ich nicht sehr irre, hat er 
sich in den letzten Jahren noch merklich vergrössert. Viele, 
sehr viele Nord-Italiener lassen es sehr deutlich durcli- 
fühlen, dass sie den Süden ihres Landes, etwa von Rom 
abwärts, das heisst von dort an, wo dem nordischen Wan¬ 
derer erst recht das Herz aufgeht, als einen Ballast 
empfinden, als ein Bleigewicht, das sie mitschleppen, das 
ihre ökonomische und soziale Entwickelung hemme. Was 
sie erarbeiteten, das werde „zur Hebung“ jener halb barbari¬ 
schen Landestheile verwandt. Eine Bewegung, wie die 
sizilianische bleibt dem Nord-Italiener fast ebenso räthsel- 
haft und unverständlich wie uns. Auch die Sozialdemokraten 
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der Lombardei und Piemonts empfinden, dass nur ein sehr 
geringer Kontakt zwischen ihren Bestrebungen und den 
Thaten der Sizilianer besteht. 

Ich sagte es schon: diese Annäherung Nord-Italiens an 
die westeuropäische Kultur hat einstweilen den Abstand 
zwischen Nord- und Süditalien nur vergrössert. Denn 
wenn auch der Süden ebenfalls voranschreitet; er hat doch 
nicht gleichen Schritt mit dem Norden halten können. Giebt 
es Gründe hierfür, deren Stichhaltigkeit ausser Zweifel 
steht? Mir scheint ja; es ist nicht allzuschwer, sie aufzu¬ 
spüren. Sie liegen in der Geschichte, im Klima, im Volks¬ 
charakter. Und man hat sie oft genug aufgezählt. Ein 
Grund aber und zwar einer der mächtigsten, weshalb Ober- 
Italien so rasch den allgemeinen westeuropäischen Charakter 
annimmt und seine hesperischen Eigenarten mehr und mehr 
verliert, scheint mir niemals hinreichende Würdigung zu 
erfahren. Ich meine, die rasche Entwickelung des Kapitalis¬ 
mus, vor allem des industriellen Kapitalismus. In späteren 
Briefen werde ich einige Proben von dem Eiltempo geben, 
in dem der Kapitalismus in Nord-Italien voranschreitet. 
Seine Wirkung auf Land und Volk muss aber vor allem 
eine nivellirende sein. Die ethischen Eigenthümlichkeiten 
halten nicht Stand vor dem Ansturm des Kapitalismus, der 
Lebensformen und Lebensgewohnheiten unerbittlich seinen 
überall uniformen Bedürfnissen entsprechend ummodelt. Die 
höheren Bürgerschichten, die das Kontingent für das Unter¬ 
nehmerthum und dessen Anhang abgeben, müssen wohl 
oder übel sich dem internationalen Kodex modern mer- 
kantUistischer Moral unterwerfen, sie werden vom Wirbel¬ 
wind des Erwerbstriebes erfasst und willenlos fortge¬ 
trieben: 

„La bufera infernal, che mai non resta, 

Mena gli spirti con la sua rapina“; 
die Massen aber zwingt man in das Joch des Grossbetriebes, 
wo auch sie, wie ich früher einmal ausgeführt habe, von 
den Schrullen individuellen Volksthums sehr rasch befreit 
werden. Unzweifelhaft: die rasche Ausbreitung des Kapi¬ 
talismus in Ober-Italien hat dieses Land uns binnen Kurzem 
so nahe zu bringen mitgeholfen. Und auch das kann für 
den Sehenden keinem Zweifel unterliegen: dass mehr als 
^lle Politik, alle Kunst und Literatur, alle Gemeinsamkeit 
der Geschicke und Geschichte die Ausbreitung des Kapi¬ 
talismus über die Halbinsel es sein wird, die die Südländer 
ihren nördlichen Landsleuten verhältnissmässig rasch ho¬ 
mogen und verwandt machen wird. Hat doch die Welt¬ 
geschichte noch nie einen so herrisch neugestaltenden 
Kulturfaktor gesehen, wie den Kapitalismus. 

Es ist auffallend, wie wenig auch der gebildete Italiener 
sich im Grund für diese entscheidenden Züge der sozialen 
Entwickelung des eigenen Landes interessirt. Einen grossen 
Theil der Schuld an dieser naiven Unbefangenheit in so¬ 
zialen Fragen von bedeutender Tragweite möchte ich dem 
Umstande zuschreiben, dass die Leute in Italien von der 
Misere der täglichen Politik förmlich erdrückt werden. Jetzt 
gerade ist wieder eine Zeit, in der jedes Gespräch im 
Kaffee, jeder Leitartikel der Zeitungen, jede Aeusserung 
eines Interesses an öffentlichen Dingen doch schliesslich 
immer nur einen Inhalt hat: die Erörterung der Finanz- 
kalamitäten. Von Sizilien spricht man nicht mehr. Die 
furchtbare grausame Härte, mit der die Kriegsgerichte, 
eine bürgerliche Inquisition, ihres Amtes walten, erfährt 
wohl hier und da eine zustimmende Kommentirung oder 
ruft ein verzweifeltes Wort der Empörung hervor; im 
übrigen kümmert man sich nicht arg viel darum. Die Ge¬ 
fahr ist fast vergessen, die eben noch von der heissen Insel 
her drohte: dafür ist das graue Elend der Finanz- und 
Steuerfragen geblieben und verspricht noch recht lange die 
Gemüther zu beherrschen. Fürchten Sie nicht, dass ich 
Ihnen ein Exposö über die finanziellen Projekte und Gegen¬ 
projekte, die z. Z. Regierung und Parlament beschäftigen, 


geben werde. Sie sind aus der Tagespresse auch dem 
deutschen Leser hinreichend bekannt. Gestattet sei es nur, 
mit einem Worte die sozialpolitische Bedeutung der neuen 
sogenannten Finanzreform zu streifen. Man muss ziemlich 
genau hinsehen, um überhaupt etwas wie eine sozialpoliti¬ 
sche Bedeutung in den Vorlagen und Verhandlungen zu 
entdecken. Die Leute, welche die neuen Gesetze machen, 
haben selbst nicht im mindesten irgend welchen .sozial¬ 
politischen Gesichtspunkt hervorzukehren für nöthig er¬ 
achtet. Auch die Vollmachten, um die Crispi bittet, sollen 
ihnen lediglich die Durchführung, einer Reorganisation der 
Verwaltung ermöglichen. Es ist ganz irrthümlich, was ein¬ 
zelne deutsche Blätter vor einiger Zeit berichteten: die 
Diktatur solle dazu dienen, durchgreifende ökonomische 
oder soziale Reformen ins Werk zu setzen. Ganz und 
gar nicht. 

Es ist Ihnen bekannt, dass die Steuervorlagen Sonninos 
augenblicklich der Berathung in der Parlamentskommission 
unterliegen. Was das Ergebniss sein wird, lässt sich z. Z. 
daher noch nicht mit Genauigkeit sagen. Soviel aber ist 
schon jetzt ersichtlich: die Steuervorlagen der Regierung 
werden höchstens zu Gunsten der herrschenden Klasse 
umgebildet werden, dafür bürgen die bisherigen Beschlüsse 
der Kommission. So sind die schüchternen Versuche der 
Regierung, durch Einführung einer Einkommensteuer die 
neu erwachsenden Lasten theilweise auf die Schultern der 
Wohlhabenden zu legen, am Widerstande der Kommissions¬ 
mehrheit bereits gescheitert. Ich sage die schüchternen 
Versuche der Regierung; schüchtern waren sie in derThat. 
Die geplante Einkommensteuer sollte nach Maassgabe des 
Miethzinses oder Wohnungswerthes bemessen werden in 
der Weise, dass je ein Vielfaches von diesen als steuer¬ 
pflichtiges Einkommen angesehen werden sollte. Wer z. B. 
eine Wohnung im Nutzungswerthe von 500 L. in einer 
Stadt über 200 000 Einwohner — es waren 6 Ortsklassen 
vorgesehen — inne hat, sollte 4 x 500 = 2000 L. versteuern, 
wer eine solche im Werthe von 8000 L. 6,5 x 8000 == 
52000 L. Alles Einkommen über 52000L. sollte gar nicht mehr 
zur Versteuerung herangezogen werden. Der Steuersatz 
sollte 1 pCt. bei Einkommen bis 4000 L., 1 1/2 pCt. gleichförmig 
bei Einkommen von über 4000 L. betragen. Einkommen 
unter 2000 L. sollten steuerfrei bleiben; 1500 L. sollten weiter¬ 
hin von jedem Einkommen als steuerfrei abgezogen werden 
können. 

Aber, wie gesagt, auch diesen allerersten Schritt zur 
Einführung einer direkten, progressiven Einkommens¬ 
besteuerung (die Steuer sollte 12 Mill. L. bringen) hat die 
Parlamentskommission nicht mitmachen wollen; die Vorlage 
ist abgelehnt. Angenommen dagegen ist die Erhöhung der 
Salzsteuer von 35 auf 40 pCt. das Kilo, womit 8 Mül. L. ge¬ 
wonnen werden sollen. Diese beiden Steuern sind im 
Grunde die einzigen, die unmittelbar ein sozialpolitisches 
Interesse haben. Finanziell von entscheidender Bedeutung 
ist dagegen, wie bekannt, das Schicksal der Rentensteuer: 
wie hier der Entscheid getroffen wird, ist sozialpolitisch 
jedoch nur von sekundärem Interesse. Unbestimmt ist 
gleichfalls noch das Schicksal der Grundsteuer. Die Re¬ 
gierung hat vorgeschlagen, die aufgehobenen wieder 
ganz zu erheben, die Fünfzehnerkommission will Vio be¬ 
willigen und die Agrarier im Plenum sträuben sich gegen 
jede Erhöhung der jetzigen Steuer. Hier wird vermuthlich 
das eigentliche Kompensations- und Handelsobjekt gefunden 
werden. Die geplante Erhöhung der Grundsteuer wird 
naturgemäss mit der einstweilen durch k. Dekret verfügten 
Erhöhung des Weizenzolls von 50 auf 70 L. pro Tonne in 
Zusammenhang gebracht. 

Als Kompens, sagen die Finanzpolitiker, sollen die Land- 
wirthe wieder mehr Grundsteuer zahlen; während die 
Agrarier dieses Ansinnen entschieden zurückweisen, viel¬ 
mehr eine Erhöhung des Zolls auf 90 L. verlangen! Es ist 
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hier nicht der Ort, die Getreidezollfrage aufzurollen; hin- 
weisen möchte ich nur einmal ausdrücklich auf die 
wichtige Thatsache, dass die agrarischen Interessen mehr 
und mehr auch in Italien ihre ausgesprochene und aner¬ 
kannte Vertretung im Lande und im Parlamente finden. Ich 
halte diese erstmalige, klare Abscheidung einer ökonomisch 
bestimmten Partei für einen sehr bedeutungsvollen Schritt 
zur Neukonsolidirung der Parteien in Italien überhaupt. Un¬ 
längst habe ich an anderer Stelle darauf hingewiesen, wie 
der unentwickelte ökonomische Zustand des Landes sich in 
dem Brei der parlamentarischen sogenannten Parteien 
wiederspiegelt. Die Gefahr dieser ökonomischen Rückgrat- 
losigkeit ist stets die, dass die Politik von persönlichen und 
lokalen Sonderinteressen überwuchert wird. Und für das 
italienische Parlament, vielleicht die unerfreulichste Körper¬ 
schaft der Welt, ist diese Gefahr überaus akut geworden. 
Vielleicht, dass in die stickige Atmosphäre der italienischen 
Politik ein freierer Luftzug kommt, die grossen Interessen¬ 
gruppen des Landes sich zusammenschliessen und zunächst 
einmal statt Kirchthurmspolitik Landespolitik, wenn auch 
Interessenpolitik treiben. Dieser Krystallisationsprozess hat 
sich zuerst auf der äussersten Linken zu vollziehen be¬ 
gonnen, wo jezt wenigstens ein halbes Dutzend aus¬ 
gesprochene Arbeitervertreter mit klarem sozialpolitischen 
und ökonomischen Programm neben den durchschnittlich 
herzlich unklaren „Radikalen“ sitzen, und es scheint, als 
ob er langsam auch unter den bürgerlichen Parteien anfinge: 
die Zahl der Deputirten, die sich vor einiger Zeit zu einem 
„Comitato Parlamentäre per la tutela degli interessi agrari“ 
zusammengeschlossen haben, beträgt 115. Wie gänzlich 
bedeutungslos, wenigstens in ökonomischer Hinsicht die alter- 
thümliche Unterscheidung in Destra und Sinistra heutzutage 
ist, beweist wieder der Umstand, dass jene 115 Agrarier 
sich von allen Seiten des Hauses, wo bürgerliche Parteien 
sitzen, zusammengefunden haben. 

Werner Sombart. 


Soziale Wirthschaftspolitik und Wirthschails- 
statistik. 

Die hypothekarische Belastung des Grundbesitzes in den 
Vereinigten Staaten. 

Angesichts der grossen Verschuldung unseres länd¬ 
lichen Grundbesitzes scheint es von Interesse, hier und da 
einen Blick auf die betreffenden Verhältnisse in einem der 
wichtigsten Konkurrenzländer der landwirthschaftlichen Pro¬ 
duktion zu werfen. Es ist uns dies neuerdings durch eine 
sehr ausführliche Publikation des Census Office der Ver¬ 
einigten Staaten von Amerika ermöglicht, welche zu Ende 
des Jahres 1893 erschienen ist und eine Zusammenfassung 
der Resultate für die Dekade von 1880—1889 in 33 Staaten 
und Territorien enthält.^) Damit sind ungefähr der in 
den 10 Jahren in Nordamerika kontrahirten Hypotheken 
und fast •’^/e des Standes der Hypothekarschulden des ganzen 
Landes zur Erfassung gelangt. 

Was zunächst die Bewegung der Hypothekar¬ 
schulden in den 10 Jahren anlangt, so hat sich gezeigt, 
dass in allen Jahren (mit Ausnahme des Jahres 18&) eine 
Zunahme der neu aufgenommenen Hypotheken stattfand. 
Während im Jahre 1880 nur Hypotheken im Betrage von 
539,6 Mill. Dollars neu aufgenommen wurden, betrug die 
Ziffer für 1889 schon 1381,7 Mill. Dollars. Die Gesammt- 
zahl der in der Dekade begründeten Hypotheken betrug 
6,9 Mill. im Betrage von 9469,2 Mill. Dollars. 

Dabei müssen wir, um die Schuldenbewegung im länd¬ 
lichen Grundbesitze vorzüglich in Betracht zu ziehen, die 
Unterscheidung nach Hypotheken auf Ackerflächen (acres) 

Extra Census Bulletin, No. 64. Statistics of farms, homes 
and mortgages by George K. Holmes and John S. Lord. Der 
Bericht ist herausgegeben von Carroll D. Wright. 


und auf städtischen Baustellen (lots) in der amerikanischen 
Statistik acceptiren, wiewohl ja diese Scheidung nicht voll¬ 
kommen den landwirthschaftlichen Grundbesitz erkennen 
lässt, indem z. B. manche Hypotheken, welche auf Acker¬ 
stellen gelegt werden, schon als städtische zu behandeln 
wären, da die betreffenden Grundstücke im Umkreise der 
Städte liegen, welche im Laufe der Dekade bedeutend 
gewachsen sind. Dennoch kann dermalen eine genauere 
Klassifikation nicht vorgenommen werden, und sie scheint 
noch immer zutreffender als manche andere der euro¬ 
päischen Statistik zu sein. 

Legt man diese Eintheilung zu Grunde, so zeigt sich, 
dass in den 10 Jahren 3573,6 Mill. Dollars (37,74 pCt. des 
Gesammtbetrages) auf die landwirthschaftlichen Grundstücke 
an Hypothekarschulden, und zwar in 3,4 Mill. Hypotheken 
(48,33 pCt. der Gesammtzahl) gelegt wurden. Im jährlichen 
Betrage der neuen Belastung war eine ununterbrochene 
Zunahme zu konstatiren von 253,3 Mill. Dollars im 
Jahre 1880, auf 454,9 Mill. Dollars im Jahre 1887. Nach 
einem Rückgänge auf 395,2 Mill. Dollars im Jahre 1888 trat 
die progressive Tendenz im Jahre 1889 wieder zutage 
(418,9 Mill. Dollars). 

Die Anzahl der in den 10 Jahren mit Hypotheken be¬ 
lasteten landwirthschaftlichen Grundstücke betrug 397 Mill. Im 
Jahre 1880 stand die Ziffer der neubelasteten Ackerflächen 
auf 29,7 Mill. und im Jahre 1889 schon auf 42,6 Mill. Die 
Zunahme betrug also 43,25 pCt. Obwohl diese Zunahme 
schon recht ansehnlich erscheint, wird sie doch von der Zu¬ 
nahme der belasteten städtischen Grundstücke weitaus über¬ 
troffen (212,12 pCt.). 

Auch über den Stand der Verschuldung giebt uns 
das amerikanische Tabellenwerk Aufschluss. Der Gesammt- 
schuldenstand beträgt für die 33 Staaten und Territorien 
4935,5 Mill. Dollars, wovon 1686,3 Jilill. (34,17 pCt) auf 
landwirthschaftlichen und 3249,2 Mill. (65,83 pCt.) auf städtische 
Grundstücke entfallen. Von den bestehenden 3.6 Mill. Hy¬ 
potheken kommen 1,7 Mill. (46,47 pCt.) auf landwirthschaftliche 
Flächen und 1,9 Mill. (53,53 pCt.) auf städtische Baustellen. 
Aus der Vergleichung der Prozentsätze bei den Beträgen 
mit denen bei der Anzahl der Hypotheken lässt sich auf 
die kleineren Beträge der landwirthschaftlichen Hypotheken 
schliessen. 

Von Interesse ist auch die Tabelle, welche über die 
durchschnittliche Dauer der Hypothekarschulden Aufschluss 
giebt. Es ist daraus zu ersehen, dass dieselbe bei land¬ 
wirthschaftlichen Grundstücken 4,64 Jahre und bei Bau¬ 
stellen 4,93 Jahre beträgt. Der Betrag, der theilweise schon 
geleisteten Rückzahlungen von bestehenden Schulden wurde 
mit 10,48 pCt. des ursprünglichen Hypothekardarlehens bei 
landwirthschaftlichen und 13,25 pCt. bei städtischen Grund¬ 
stücken ermittelt. 

Wenn man den Schuldenstand im^ Jahre 1880 aus der 
obigen Ziffer für 1890 (welche mit Rücksicht auf die bei 
der erwähnten Statistik nicht berücksichtigten Staaten auf 
60(X) Mill. Dollars abgerundet werden kann) berechnen 
will, bleibt kein anderer Weg als der einer rohen Schätzung 
übrig, indem man das Verhältniss des Schuldenstandes 
zum früheren Schuldenstande gleich setzt dem Verhält¬ 
nisse zwischen den aufgenommen Schulden des Jahres 1889 
und jenen des Jahres 1880. Es resultirt dabei ein Schul¬ 
denstand von 2343 Mill. Dollars für die Vereinigten Staaten 
am 1. Januar des Jahres 1880, so dass die Zunahme des 
Schuldenstandes 156,04 pCt. betrug. Während dieser Zeit 
hat die Bevölkerung etwa um 1/4 und der Nationalreichthum 
etwa um die Hälfte zugenommen. Der Stand der Hypo¬ 
thekarbelastung hat also dreimal so viel als der National¬ 
reichthum und sechsmal so viel wie die Bevölkerung zuge¬ 
nommen. Wendet man dieselbe approximative Schätzung 
auf die landwirthschaftlichen und städtischen Grundstücke 
separat an, so ergiebt sich für erstere eine Zunahme des 
Schuldenstandes während der erwähnten Dekade um 65,42 
pCt. und für letztere um 236,17 pCt. 

Wird der Schuldenstand auf den Kopf der Bevölkerung 
aufgetheilt, so ergiebt sich für die 33 Staaten und Terri¬ 
torien ein Durchschnitt von 118 Dollars. Dabei lässt sich 
eine Scheidung für den landwirthschaftlichen Besitz schwer 
machen, doch ergiebt die Charakteristik der einzelnen im 
Allgemeinen eine geringere Verschuldung für den länd- 
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liehen gegenüber dem städtischen Besitze. New-York hat 
den höchsten Betrag (268 D.), es folgt dann Columbia mit 
226, Colorado mit 206, Californien mit 200 und Kansas mit 
170 Dollars. Die niedrigeren Beträge finden sich im Süden; 
in Arkansas 13 Dollars, in Georgia 15 Dollars, in Tennessee 
23 Dollars und in Alabama 26 Dollars. 

Eine interessante Untersuchung war auch dadurch 
möglich, dass lür viele Staaten definitive Schätzungen des 
Bodenwerthes vorhanden waren und für die anderen 
Staaten solche Schätzungen eigens vorgenommen wurden. 
Von diesem Werthe alles geschätzten Grundbesitzes beträgt 
der Schuldenstand 18,57 pCt. Der Distrikt von Columbia, 
New-York und Kansas haben die höchsten Prozentsätze in 
dieser Hinsicht (35.86, 30,62 und 26,83 pCt.) Die geringeren 
Prozentsätze finden sich im Süden, in der Region der Rocky 
Mountains, in Oregon und Indiana. 

Um einen Versuch zu machen, die Verschuldungsgrenze 
des Grundbesitzes in Beziehung mit der faktischen Be¬ 
lastung zu bringen, wurde von der Annahme ausgegangen, 
dass aller Grundbesitz bis zu zwei Drittel seines Werthes 
belastet werden kann, ohne dass der Zinsfuss durch eine 
Gefahrprämie erhöht wird. Bei dieser ivnnahrne wurden in 
den 33 Staaten und Territorien 27.85 pCt. der Verschuldungs¬ 
grenze erreicht, d. h. der Grundbesitz könnte eine 3,59 mal 
so grosse Belastung ertragen, als die faktische Belastung 
beträgt. In einigen Staaten ist allerdings eine bedeutend 
höhere Prozentziflfer erreicht worden, so in Columbia 53,80. 
in New-York 45,93 und in Kansas 40,24 pCt. 

Für die Beurtheilung der Verschuldung des landwirth- 
schaftlichen Grundbesitzes ist die Thatsache von Bedeutung, 
dass im Ganzen 32,09 pCt, alles geschätzten landwirthschaft- 
lichen Grundbesitzes mit Hypotheken belastet ist, welcher 
Prozentsatz aber bis zu 61,56 in Kansas und 58,13 pCt in 
Nebraska steigt. Auf jedem belasteten Acker in den 
33 Staaten und Territorien liegt im Durchschnitt eine Last 
von 9.30 Dollars. 

Zur Charakteristik der hypothekarstatistischen Verhält¬ 
nisse sollen hier noch einige Durchschnitts- und Pro- 
zentziffern für die Dekade angeführt werden. 

Die durch-schnittliche Höhe aller während der 10 Jahre 
aufgenommenen Hypotheken war 1363 Dollars. Im Jahre 
1889 stand diese Ziffer sogar auf 1544 Dollars. Für land- 
wirthschaftliche Crundstücke betrug der Durchschnitt 1064 
Dollars. Für 21 Staaten und Territorien wurden die Hypo¬ 
theken auch nach der Höhe der Beträge klassifizirt. Leider 
ist hier keine Scheidung zwischen ländlichen und städtischen 
Realitäten vorgenommen worden. Doch zeigt sich trotz 
des Ueberwiegens der gewiss grösseren städtischen Hypo¬ 
theken ein bedeutendes Uebergewicht der kleineren Kate¬ 
gorien. Für Beträge von weniger als 1000 Dollars be¬ 
standen 70,21 pCt. der Gesammtzahl der Hypotheken und 
ihre Höhe machte 24,04 pCt. der Gesammthöhe aus. Die 
Hypotheken für KXX) bis 5(XK) Dollar betrugen 26.85 pCt. 
der Gesammtzahl und 44,02 pCt. des gesanimten Betrages, 
während die Hypotheken für 5000 Dollars und darüber 2,94 
pCt. der Gesammtzahl und 31,94 pCt, des Betrages aus¬ 
machten. 

Bezüglich cU^s Zinsfusses wurden 5,7 Mill. Hypotheken 
im Betrage von 6216 Mill. Dollars beobachtet. Die Unter¬ 
suchung ist eine ungemein detaillirte und umfasst 139 
einzelne Zinssätze von 0 pCt. bis hinauf zu 144 pCt., wo¬ 
von sich auch noch 1 Fall vorfindeti Der Durchschnitts- 
zinsfuss fiel von 6,75 pCt. im Jahre 1880 auf 6,43 pCt. im 
Jahre 1882, von welchem Jahre angefangen er bis 1887 
stieg (6,82 pCt ): dann fiel er wieder auf 6,52 pCt. im Jahre 
1889. Für die Dekade war der Durchschnitt 6,62 pCt. Für 
landwirthschaftliche Grundstücke .speziell betrug der Durch¬ 
schnitt 6,78 pCt. Die Zinslast von 6 pCt. wurde von 
26.03 pCt. der Anzahl und 31,03 pCt. des Betrages der land- 
wii thschaftlichen 1 lypotheken getragen. Zinsen über 6 pCt. 
lasteten auf 71,41 pCt. der Anzahl und 62,71 pCt. des Be¬ 
trages. Zinsen über 8 pCt. auf 29,41 pCt. der Anzahl und 
20,13 pCt. des Betrages der landwirthschaftlichen H\^po- 
theken. 

Für 102 counties wurden spezielle Untersuchungen 
angestellt, welche manche interessanten Gesichtspunkte 
bieten. So wurde beispielsweise untersucht, wie viele Hy¬ 


potheken sich in der Hand eines Hypothekargläubigers ver¬ 
einigen. sowie der Umstand, ob die Hypotheken sich in der 
Hand von Bewohnern des betreffenden Staates befanden 
oder nicht. Uns interessirt hier wohl am meisten die Unter¬ 
suchung, welche sich mit dem Zwecke der aufgenomme¬ 
nen Hypothekardarlehen befasst. Die Resultate stützen 
sich dabei auf die Beobachtung von 219 291 bestehende 
Hypotheken im Betrage von 324 Mill. Dollars. Leider ist 
hierbei eine Scheidung für ländliche Grundstücke nicht 
möglich, doch ergiebt sich aus den aufgestellten Kategorien, 
dass dieselben bei den untersuchten Fällen wahrscheinlich 
hauptsächlich in Betracht gezogen wurden. 

Dabei ergiebt sich nun folgendes Resultat: 54,67 pCt. 
der Hypotheken lasteten für Zwecke der Sicherstellung des 
Kaufschillings (Kaufschillingsreste). 20.96 pCt. für Investi¬ 
tionen (Meliorationen), 4,5 pCt. für beide Zwecke zusammen, 
6,01 pCt für Betriebs- (Geschäfts-) Auslagen, 5,4 pCt. für 
Hof- (Guts-) und Familienauslagen, 1,95 pCt. für landwirth- 
schafiliche Maschinen, Hausthiere und sonstiges mobile In¬ 
ventar, 4,24 pCt. für alle bisher genannten Zwecke in ver¬ 
schiedener Kombination und endlich 2,27 pCt. für sonstige 
Zwecke. 

Wenn wir die Resultate aller statistischen Daten über¬ 
blicken, so müssen wir vor allem konstatiren, dass dieselben 
Einblicke in die Struktur der Hypothekarbelastung gewähren, 
welche manche Lücken, aber auch grosse Vorzüge gegen¬ 
über der europäischen Agrarstatistik aufweisen. Insbesondere 
scheint uns die Beziehung der hypothekarischen Belastung 
auf den Bodenwerth in mancher Hinsicht Anregung zu einer 
Nachahmung zu bieten, wie nicht minder der Vergleich mit 
dem Fortschreiten der Bevölkerungs- und Wohlstandsbe¬ 
wegung. Es zeigt sich im Allgemeinen, wie auch nicht 
anders zu erwarten ist, dass die Belastung des landwirth¬ 
schaftlichen Grundbesitzes sich in Dimensionen bewegt, 
welche die mit landwirthschaftlichen Produkten Nordamerikas 
überflutheten europäischen Länder nur mit Neid betrachten 
können. Wenn man insbesondere die grosse Bedeutung 
der Meliorationen für den amerikanischen Grundbesitz kennt 
und die oben erwähnte Ziffer von 21 pCt. der Hypotheken 
■für Improvements (ohne Kombination mit anderen Zwecken) 
ins Auge fasst, wird man begreifen, dass die amerikanische 
Statistik sich noch der in Europa leider längst überwunde¬ 
nen optimistischen Ausdrucksweise bedient und von den 
Jahren mit starker Hypothekenzunahme als von besonders 
ausgezeichneten redet, während sie andererseits den Rück¬ 
gang der hypothekarischen Belastung in anderen Jahren 
aus einer allgemeinen wirthschaftlichen Depression erklärtl 
Darf diese vergnügte Stimmung der amerikanischen Statistik 
Wunder nehmen, wenn man bedenkt, dass z. B. die Erb- 
theilungsschulden in der oben zerlegten Statistik keinen 
eigenen Platz gefunden haben? Schon dieses eine Moment 
charakterisirt, ganz abgesehen von der sonstigen Uebermacht 
der amerikanischen Landproduktion die Lage der euro- 
päi.schen Landwirthschaft und die Bedeutung ihrer hypo¬ 
thekarstatistischen Kommentare. Nichtsdestoweniger darf 
man gerade angesichts der hier beschriebenen Resultate 
der nordamerikanischen Statistik nicht verzweifeln. Die 
55 pCt. Kaiifschillingshypotheken scheinen einen kleinen 
Fingerzeig zu geben, dass nirgends die Bäume in den 
Himmel wachsen können, und dass, wenn auch nur ganz 
langsam und ohne dass wir die Konsequenzen vielleicht 
selbst noch erleben werden, dennoch die Vereinigten Staaten 
trotz ihrer Jugend schon kleine Spuren jener agrarischen 
Alterskrankheit aufweisen, deren Heilung Europa seit kurzer 
Zeit zu versuchen beginnt. 

Wien. Moriz Ertl. 


Haus- und Fabrikindustrie in Württemberg. Reichs¬ 
amtliche Erhebungen über die Arbeiterverhältnisse in der 
Hausindustrie, über deren Einzelheiten, wie die Dinge bei 
uns einmal liegen, ausseramtlich nichts brkannt gegeben 
wird, haben zu folgender Aeusserung in den soeben er¬ 
schienenen Berichten der württembergischen Fabrikinspektoren 
für 1893 geführt: „Ein der königlichen Zentralstelle für Ge¬ 
werbe und Handel zu erstattender Bericht über die Ver¬ 
hältnisse derllausindustrie unterBerücksichtigung besonderer 
in dem Schreiben des Reichskanzlers (Reichsamt des 
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Innern) vom 7. Juli 1893 aufgestellten Fragen gab dem Ge¬ 
werbeinspektor Anlass, sich auch mit der Frage zu be¬ 
schäftigen, ob sich in den letzten Jahren eine Verschiebung 
der Produktion aus dem Fabrikbetriebe in die Hausindustrie 
bemerkbar gemacht habe, und wenn dies der Fall, in 
welchen Industriezweigen und in welchem Umfang, und 
inwieweit diese Verschiebung als eine Folge der sozial¬ 
politischen Gesetzgebung anzusehen sei, insbesondere der 
Arbeiterschutzgesetzgebung, beziehungsweise der Versiche¬ 
rungsgesetzgebung. Nach den gemachten Wahrnehmungen 
ist eine solche Verschiebung in den im Donau- und Schwarz¬ 
waldkreis hauptsächlich vertretenen Industrien wegen der 
grösseren Vortheile, welche der mit leistungsfähigen und 
unablässig verbessserten Maschinen ausgestattete und weit¬ 
gehende Arbeitstheilung benützende Maschinenbetrieb gegen¬ 
über der Hausindustrie trotz ihrer meist längeren Arbeits¬ 
zeit und billigeren Löhne bietet, im Allgemeinen nicht ein¬ 
getreten und auch in Zukunft nicht wahrscheinlich. Nur in 
der Weisswaaren- und Wäsche-Konfektionsbranche wurden 
von einem Fabrikanten Klagen darüber laut, dass ver¬ 
schiedene Unternehmer, um sich dem Zwange der Arbeiter¬ 
schutzbestimmungen und der Belastung durch das Kranken-, 
Invaliditäts- und Altersversicherungsgesetz zu entziehen, ihre 
Produktion ganz in die Form der Hausindustrie übergeleitet 
hätten, was bei seiner Konkurrenz in Norddeutschland, be¬ 
sonders in Berlin, schon sehr häufig der Fall sei; hierdurch 
werde denjenigen Fabriken, welche durch die soziale Ge¬ 
setzgebung belastet seien und auch wesentlich höhere 
Arbeitslöhne als die in der Hausindustrie üblichen bezahlen 
müssen, mit der Zeit die Existenz unmöglich gemacht. 
Ferner wurde mir gesagt, dass in der Posamentenindustrie 
die Vorschrift der 11 stündigen Arbeitszeit der Arbeiterinnen 
über 16 Jahre dadurch zu umgehen gesucht werde, dass 
man den Arbeiterinnen der Posamentenfabriken, in denen 
nie länger als 11, beziehungsweise 10 Stunden gearbeitet 
werde, bei dringendem Geschäftsgang Arbeiten mit nach 
Hause gebe. Angeblich sollen die einheimischen Fabriken 
durch das Vorgehen der Konkurrenz in Norddeutschland 
und Sachsen, wo diese Praxis schon längere Zeit gehand- 
habt werde, gezwungen worden sein.“ Ob nun das Deutsche 
Reich noch einige Jahre wegen dieser auch aus anderen 
Gegenden schon gemeldeten Thatsachen, Enqueten anstellcn 
oder alsbald die möglichst vollständige Ausdehnung des 
Arbeitsschutzes und die Versicherungsgesetzgebung auf die 
Hausindustrie vornehmen wird? 


Städtische Arbeitsvermittelung in Frankfurt a, Main. 

Einen beredten Beweis dafür, wie rücksichtslos sich Unter¬ 
nehmerinteressen in Stadtverordnetenversammlungen durch¬ 
setzen können, in welchen Arbeitervertreter durch den Zen¬ 
sus ausgeschlossen sind, gab die Verhandlung der Stadt¬ 
verordneten von Frankfurt a. M. am 3. d. M. Der dortige 
Magistrat hat bekanntlich, wie schon früher mitgetheilt 
wurde, ebenfalls die Kommunalisirung des Arbeitsnach¬ 
weises und seine Organisation in Verbindung mit dem Ge¬ 
werbegericht vorgeschlagen. Ein einziger auf freihändleri¬ 
schem Standpunkt stehender Stadtverordneter hatte es nun 
bereits verstanden, die Entscheidung der Stadverordneten 
über diese Sache seit Anfang dieses Jahres bis jetzt hin¬ 
ausziehen. Als nun in der Sitzung vom 3. d. M. die Ma¬ 
gistratsvorlage doch endlich zur Verhandlung gelangte und 
§ 1 derselben mit der knappen Mehrheit von 24 gegen 22 
Stimmen angenommen war, richtete er im Unternehmer¬ 
interesse alle Wucht seines Angriffes auf die Verbindung 
mit dem Gewerbegericht (§ 2 der Vorlage). Er schlug die 
Wahl der Arbeiterbeisitzer bei der städtischen Arbeitsver¬ 
mittelungsstelle durch die Stadverordneten (!) vor, so, wie 
sie leider auch in Erfurt geplant ist. Der Vorschlag des 
Magistrats sei gesetzlich unzulässig, wie er au.s §§ 63 und 
66 des Gemeindeverfassungsgesetzes zu beweisen suchte. 
Eine zweite Ungesetzlichkeit sei die Wahl durch das ge¬ 
werbliche Schiedsgericht, das dazu keine Befugniss habe. 
Wenn man sich bezüglich der allgemeinen Wahl auf das 
Gewerbegericht berufe, so sei dieses auf Grund der Ge¬ 
werbeordnung und nicht auf Grund des Gemeindever¬ 
fassungsgesetzes geschaffen. Der Kreis der zum Schieds¬ 
gericht wählbaren und wahlberechtigten Arbeitnehmer, sei 


übrigens viel zu klein; er wolle die Krankenkassengesetz¬ 
novelle von 1892 zum Maassstab nehmen. Abgesehen vom 
gesetzlichen Standpunkte müsse er sich auch vom prakti¬ 
schen und prinzipiellen Standpunkte aus gegen die Vorlage 
erklären. Er wünsche keinen Anfang vom sozialistischen 
Staat und versichere, dass er alles anwenden werde, um 
diese Ungesetzlichkeit nicht zu Stande kommen zu lassen. 
Entweder gehörten die Beisitzer alle einer Richtung an, 
dann habe der Vorsitzende nichts zu sagen, und die An¬ 
stalt werde einer Partei ausgeliefert; oder sie gehörten ver¬ 
schiedenen an, dann gebe der Vorsitzende den Ausschlag. 
Der Antrag sei ein todtgeborenes Kind, denn seine Aus¬ 
führung werde abhängig sein von dem guten Willen jedes 
Einzelnen. Wenn die Stadtverordneten wählten, so wären 
sie auch in der Lage, die Annahme der Wahl zu erzwingen. 
Nach der Vorlage könne Niemand gezwungen werden zu 
wählen, eine Wahl anzunehmen, jeder Stand könne durch 
Fortgehen die ganze Thätigkeit illusorisch machen. Nun 
werde gesagt, die Sache beruhe nur auf Vertrauen. Von 
wem wolle man denn Vertrauen haben? Von denen, denen 
Arbeit umsonst geschafft werden solle? Die würden nach 
wie vor kommen. Das Vertrauen würden wir nicht haben 
von Seite derer, die herrschen wollen. Der Paragraph in dieser 
Form heisse nichts anders als: die Sozialdemokraten sollen 
die Verwaltung haben. Die Minorität, die nichtsozialdemo¬ 
kratischen Arbeiter, z. B. die Konfessionellen, würden nicht 
gewählt werden. Das sollte eine demokratische Einrichtung 
sein? Das sei die reinste Polizeiwillkür, und Redner sei 
es einerlei, ob der Name Puttkammer oder Bebel, Rössler 
oder wie sonst sei. Dagegen stünden die Stadtverordneten 
über dem Getriebe der Parteien; sie würden Mitglieder 
aller Parteien in die Kommission wählen. Von Seiten des 
Magistrats wurde sehr richtig erwidert, es sei ein ausser¬ 
ordentlich interessantes Schauspiel, zu sehen, wie ein Stadt¬ 
verordneter mit allen Mitteln juristischer Beredsamkeit den 
Nachweis versuche, dass die Stadt gesetzlich nicht in der 
Lage sei, zu thun, was zweckmässig sei. Dies sei schon 
an und für sich ganz unwahrscheinlich und aus den ange¬ 
führten Paragraphen nicht abzuleiten. Was die Furcht vor 
Störungen im Gang der Anstalt betreffe, so gebe er zu. 
dass solche möglich seien; bei dem gegnerischen Vorschlag 
sei sie aber vollständig todt. Der Magistrat dagegen sage: 
wir wdssen wohl, wir stehen vor einer ungemein schwie¬ 
rigen Sache, wir sollen zum ersten Mal versuchen, in den 
ungeheuren Gegensätzen eine gemeinsame Anstalt zu etab- 
liren. zu der beide Seiten Vertrauen haben. Als Vertreter 
könnten nur Diejenigen angesehen werden, welche die 
beiden Theile selbst wählen. Zur Wahrung spezieller Stan 
desinteressen seien die Stadtverordneten nicht berufen. In 
einer Versammlung, bei welcher sämmtliche, auch die kon¬ 
fessionellen Arbeitervereine vertreten waren, erklärten sie 
einstimmig, die einzige bestehende Vertretung der Arbeiter 
sei das Schiedsgericht, und eine gleiche Erklärung gaben 
die Arbeitgeber ab. Ist in der Sache ein Zwang überhaupt 
nöthig, so ist sie eben nicht reif. Sowohl die Erfahrungen 
in Frankfurt a. M., als in ganz Deutschland, stellten die 
Unparteilichkeit der Gewerbegerichte ausser Zweifel, über¬ 
all kommen die Urtheile einstimmig zu Stande. Warum man 
sich solche Mühe gebe nachzuweisen, dass etwas, was all¬ 
gemein als Wunsch empfunden wird, nicht gemacht werden 
könne und warum man nicht der Regierung das Odium 
überlassen wolle, sei nicht einzusehen. Bisher habe man 
nicht gesehen, dass die Regierung gesetzliche Bedenken hat. 
Trotz dieser treffenden Widerlegung der vom Unternehmer¬ 
interesse diktirten Einwendungen gegen die Vorlage gelang 
es dennoch den freihändlerischen Elementen von Neuem, die 
Magistratsvorlage an einen Ausschuss zurückzuverweisen. 

Der Verein für Arbeitsvermittelung in Wien veröffent¬ 
licht für das Jahr 1893 einen Bericht, dem wir folgendes 
entnehmen: 

Vom Jahre 1885 dis Ende 1893 wurden 62785 Personen 
vorgemerkt, von denen 24065 also 38,3 pCt., Stellen durch 
den Verein vermittelt erhielten. 

Im Berichtsjahre haben sich 10131 Stellensuchende ge¬ 
meldet, von denen 4639 Arbeit erhielten. Letztere vertheilen 
sich nach Berufen, wie folgt: 
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Gewerbe 

oder Fabrikationszweig 

Vermittelt 

Aus¬ 

geschaltet 

Verfallen 

Noch 

vermerkt 

Zusamm en 

Anstreicher und Zimmermaler 

83 

53 

17 

6 

159 

Bildhauer. 

31 

35 

6 

4 

76 

Binder . 

23 

32 

47 

9 

111 

Buchbinder. 

Buch- und Steindrucker-Hilfs- 

49 

71 

29 

29 

178 

arbeiter . . ,. 

10 

5 

19 

2 

36 

Ciseleure und Emailleuie . . 

20 

6 

5 

16 

47 

Eisen- und Metalldreher . . 

362 

118 

383 

87 

950 

Drechsler. 

Eisen- und Metallgiesser und 

51 

49 

30 

6 

136 

Former. 

127 

101 

43 

21 

292 

Färber. 


— 

2 


2 

Gärtner. 

7 

11 

12 

5 

35 

Glaser . 

3 

5 

5 

4 

17 

Graveure. 

9 

7 

6 

4 

26 

Gürtler und Bronccarbeiter 

156 

38 

103 

39 

336 

Installateure. 

115 

40 

65 

38 

258 

Kesselschmiede. 

33 

25 

29 

9 

96 

Kupferschmiede. 

13 

16 

4 

3 

36 

Lackirer. 

103 

42 

18 

28 

191 

Maschinenschlosser u. Monteure 

270 

36 

427 

120 

853 

Maschinenwärter und Heizer . 

251 

24 

276 

77 

628 

Mechaniker. 

61 

29 

76 

11 

177 

Müller. ... 

— 


1 

1 

2 

Riemer und Maschinenriemer 

58 

23 

16 

10 

107 

Sattler. 

60 

27 

44 

20 

151 

Bau- und Blechschlosscr . . 

304 

60 

511 

153 

1028 

Schmiede. 

106 

14 

146 

50 

316 

Spengler. 

201 

44 

196 

45 

486 

Tapezierer. 

14 

23 

18 

5 

60 

Taschner. 

16 

10 

8 

1 

35 

Tischler und Modelltischler 

1223 

190 

495 

136 

2044 

Uhrmacher. 

4 

4 

4 

1 

13 

Vergolder. 

3 

7 

12 

3 

25 

Wagner. 

2 

1 

— 


3 

Weber. 

1 


! — 

— 

1 

Zimmerleute. 


1 — 

4 


1 4 

Zinngiesser. 

3 

1 

1 

2 

1 7 

Komptoiristen u. M^azineure 
Bureau-, Haus- und Geschäfts¬ 

1 

1 1 

1 


1 

3 

diener . 

116 

; 37 

305 

57 

515 

Fabriksarbeiterinnen .... 

374 

1 176 

229 

88 

867 

Diverse Gewerbe. 

61 

24 

49 

25 

159 

Kutscher. 

31 

48 

139 

29 

247 

Laufburschen . 

44 

36 

29 

19 

128 

Metallhilfsarbeiter. 

240 

_72_ 

219 

64 

595 

Zusammen . . 

4639 

1541 

4028 

1228 

11436 


Die Zahl der Arbeitsanbote und deren Besetzung nach 
Monaten ergiebt sich aus folgender Zusammenstellung: 


Monat 

Januar 

211 Aufträge der Arbeitgeber für 277 Stellen: 

hiervon 

wurden 

besetzt 

216 

Februar 

261 



.. 334 ,. 

266 

März 

321 



440 „ 

364 

April 

348 



., 461 .. 

373 

Mai 

366 



.. 506 ,. 

405 

Juni 

346 



„ 455 .. 

382 

Juli 

358 



., 514 

424 

August 

419 



587 ., 

470 

September 

443 



„ 621 .. 

514 

Oktober 

512 



„ 665 ,. 

549 

November 

361 



.. 480 „ 

397 

Dezember 

259 



.. 343 „ 

279 


Zusam. 4205 Aufträge der Arbeitgeber für 5683 Stellen; 4639 


Die Vertheilung der besetzten Arbeitsplätze nach Län¬ 
dern war folgende: 

Es wurden besetzt in 
Wien und Umgebung .... 

Niecleröstcrreicli. 

Oberösteneich und Salzburg 
Steiermark, Kärnten und Küstenland 

'I'irol. 

Mali ren. 

Sclilesien. 

Böhmen. 


. Stellen 

für 3975 Personen 


„ 407 


32 


10 


4 


34 


2 


6 


4470 Personen 


Galizien 
Ungarn . 
Bosnien 
Rumänien 
Italien . 
Russland 


Uebertrag 4470 
Stellen für 12 
„ 141 

5 
7 
3 
1 


Personen 


Zusammen . 


4639 Personen. 


Die Kosten eines Vermittelungsfalles stellten sich im 
Jahre 1893 auf rund 80 Kreuzer gegen 96 Kreuzer des Vor¬ 
jahres. 


Industrie-Statistik Niederösterreichs. Die Wiener 
Handels- und Gewerbekammer hat über die wirthschaft- 
lichen Zustände ihres Bezirkes im Jahre 1890 einen um¬ 
fassenden Bericht erstattet, welcher die Statistik folgender 
fünf Industriegruppen enthält; Metallindustrie, Maschinen¬ 
industrie, Industrie in Steinen, Erden, Thon und Glas, in 
Holz- und Schnitzwaaren und Kautschuk. Lederindustrie. 

Das Resultat der Erhebungen, die durch schriftliche 
Umfrage zu Stande kamen, ist in 45, in jeder Gruppe sich 
wiederholenden Tabellen dargestellt und bezieht sich auf 
Zahl, Erwerbsteuer und Arbeitspersonale der Unter¬ 
nehmungen, Verwendung von Motoren u. a. Die Unter¬ 
scheidung ist sowohl nach Industriezweigen, wie nach dem 
Standorte und Betriebsumfange der Unternehmungen vor¬ 
genommen. Verglichen mit den Ziffern des Jahres 1885 
zeigt die Zahl der Gewerbe in den meisten Gruppen eine 
Zunahme und nur in der Lederindustrie einen kleinen Rück¬ 
gang. Da die Zahl der Steuerträger in dieser Gruppe sich 
vermindert hat. die Steuerleistung jedoch trotzdem gestiegen 
ist, so beschränkt sich der Rückgang auf die kleingewerb¬ 
lichen Unternehmungen. Die Zahl der Grossbetriebe ist in 
der Lederindustrie sowohl wie in anderen Gruppen stark 
gewachsen. Entsprechend der Vergrösserung der Betriebe 
hat auch die Zahl der verwendeten Motoren bedeutend zu¬ 
genommen; hierbei kommen vor allem die Dampfmotoren 
der Grossindustrie in Betracht. 

Die Zahl der verwendeten Arbeiter betrug bei den 
Betrieben mit einer Erwerbsteuer von fl. 21,— aufwärts 
in der 

männliche weibliche 

Metallindustrie 22 093 4 861 

Maschinenindustrie. 21 578 310 

Industrie in Steinen etc. 7 522 3469 

Industrie in Holz etc. 8819 1 360 

Lederindustrie. 4 031 453 

zusammen 64 043 10 453 

Zu diesen 74 496 Arbeitern kommen 2152 in der Haus¬ 
industrie beschäftigte Personen und 326 Strafhausarbeiter. 
Jugendliche Hilfsarbeiter im Alter von 14 bis 16 Jahren 
zählte man 4201, solche unter 14 Jahren angeblich nur „ver¬ 
einzelt.“ 

Besonderes Interesse heischen die Tabellen, welche die 
Stabilität der Beschäftigung, die Fluktation der Hilfsarbeiter 
und damit die Stärke der industriellen Reservearmee er¬ 
kennen lassen. Vor allem aber verdienen die Angaben 
über die Lohn- und Arbeitsverhältnisse die Aufmerksamkeit 
des Sozialpolitikers, da er mit ihrer Hilfe ein anschauliches 
Bild von der Lage der niederösterreichischen Industrie und 
ihrer Arbeiter gewinnen kann. Selbstverständlich verlangt 
diese Statistik, da sie lediglich auf den Auskünften der 
Unternehmer beruht und hinsichtlich der Methode sehr 
unzulänglich ist, die äusserste kritische Vorsicht bei der 
Benutzung. 


Zur Frage des Zündhölzchen-Monopols in der Schweiz. 

Das Zündhölzchen-Monopol ist vom schweizerischen National- 
rathe mit wenigen Stimmen Mehrheit abgelehnt worden. 

Zum Recht auf Arbeit in der Schweiz. Der Antrag 
des schweizerischen Bundesrathes lautet: „Der Bundesrath 
wird eingeladen, zu untersuchen und darüber Bericht zu er¬ 
statten, ob und eventuell in welcher Weise eine Mitwirkung 
des Bundes bei Institutionen für öffentlichen Arbeitsnach¬ 
weis und für Schutz gegen die Folgen der Arbeitslosigkeit 
möglich und gerechtfertigt sei“. 
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Soziale Zustände. 


Invaliditäts- und Mortalitätsverhältnisse der öster¬ 
reichischen Berg- und Hüttenarbeiter. Von den hin¬ 
sichtlich des Eintritts der dauernden Invalidität unter ein¬ 
jähriger Beobachtung gestandenen 123 425 aktiven Berg- und 
Hüttenarbeitern sind, wie die Amtlichen Nachrichten des 
k. k. Ministeriums des Innern (Beiblatt betreffend die Berg¬ 
werksbruderladen) vom 1. März d. J. mittheilen, im Jahre 
1892 106 infolge „Verunglückung im Dienste“ und 1652 
„aus anderen Ursachen“ invalid geworden, so dass im 
Ganzen 1758 Fälle von Invalidisirungen beobachtet wurden. 
Es entfielen sonach auf je 100000 unter einjähriger Beobach¬ 
tung gestandenen aktiven Montanarbeitern „im allgemeinen“ 
1424 Invaliditätsfälle, wobei in 86 Fällen ein „bei Ausübung 
des Dienstes erlittener Unfall“ die dauernde Arbeitsunfähig¬ 
keit zur Folge hatte; ein Invaliditätsfall „überhaupt“ kommt 
auf je 70, ein solcher „infolge Verunglückung im Dienste“ 
auf je 1164 aktive Mitglieder. 

Bezüglich der Mortalitätsverhältnisse erfahren wir, 
dass unter 122 546 unter einjähriger Beobachtung gestande¬ 
nen Aktiven 1573 Sterbefälle vorkamen, wobei in 488 Fällen 
eine „Verunglückung im Dienste“, in 1085 Fällen „andere 
Ursachen“ den Tod herbeiführten. Daraus folgt, dass von 
je 100 000 aktiven Arbeitern 1284 „überhaupt“, und hiervon 
398 solche Arbeiter durch „Verunglückung im Dienste“ ge¬ 
storben sind; weiteres, dass ein Sterbefall „überhaupt“ im 
Durchsehnitt auf je 78 aktive Bruderladenmitglieder entfiel, 
während ein infolge „Verunglückung im Dienste“ herbei¬ 
geführter Todesfall durchschnittlich unter 251 Aktiven ein¬ 
trat. Auffallend ist, dass die beim „Bergbau auf andere 
Mineralien“ für „Verunglückung im Dienste“ angeführten 
Sterblichkeitsziffern sowohl von den bezüglichen pro 1892 
für die übrigen Betriebszweige, als auch von den in den 
Vorjahren für den in Rede stehenden Betriebszweig selbst 
gefundenen Resultaten abweicht. 

So entfielen auf 100 OCX) unter einjähriger Beobachtung 
gestandene Aktive des „Bergbaues auf andere Mineralien“ 
im Jahre 


1886 . . . . 

... 179 

1887 . . . . 

... 81 

1888 . . . . 

... 99 

1889 . . . . 

... 98 

1890 . . . . 

... 35 

1891 ... . 

... 114 


und im Durchschnitt für diese sechsjährige Periode 100 
durch „Verunglückung im Dienste“ herbeigeführte Todes¬ 
fälle, und beträ^ somit die im Jahre 1892 unter 100000 
Aktiven dieses Betriebszweiges beobachtete Anzahl von 
2917 „tödtlichen Verunglückungen im Dienste“ mehr als 
das 29fache des aus der vorbezeichneten sechsjährigen Be¬ 
obachtungsperiode sich ergebenden Durchschnittswerthes. 

Dieser Umstand hat zur Folge, dass auch die Resultate 
jener Gruppen der Montanindustrie, in welche der „Berg¬ 
bau auf andere Mineralien“ einbezogen wurde, also die der 
Gruppen: „Bergbau auf die übrigen Mineralien“, „gesammter 
Bergbau“ und der Gruppe „Bergbau und Hüttenbetrieb zu¬ 
sammen“ von den bezüglichen Resultaten der Vorjahre 
nicht unbedeutend abweichen. 

Alle diese anormalen, aus den Ergebnipen des Er¬ 
hebungsjahres 1892 abgeleiteten Resultate sind, wie die 
Amtlichen Nachrichten hervorheben, lediglich dem am 
31. Mai 1892 in Pribram ausgebrochenen Grubenbrande 
zuzuschreiben, bei welchem 318 Mitglieder der Hauptwerks¬ 
bruderlade den Tod fanden. 

Betreff der Mortalität der „Invaliden“, das ist der be¬ 
reits im Provisionsgenusse stehenden Berg- und Hütten¬ 
arbeiter, ist anzuführen, dass im Jahre 1892 von 12119 unter 
einjähriger Beobachtung gestandenen Invaliden 875 ge¬ 
storben sind, so dass also ein Todesfall unter je 14 Inva¬ 
liden stattfand. Unter je 100000 beobachteten Invaliden 
traten im Erhebungsjahre 7220 Sterbefälle ein. 

Wird die Mortalität der „Männer überhaupt“ — also 
der aktiven sowie der invaliden Berg- und Hüttenarbeiter 
— in Betracht gezogen, so ergiebt sich, dass im Jahre 1892 
von den 134665 unter einjähriger Beobachtung gestandenen 


Personen im ganzen 2448, also von je 100000 „Männern 
überhaupt“ 1818 gestorben sind. Sonach entfiel ein Todes¬ 
fall auf je 55 Berg- und Hüttenarbeiter, gleichgültig, ob sich 
dieselben im Zustande der Aktivität oder der Invalidität 
befanden. 

Eine Enquete über Hand- und Maschinenarbeit. 

Seitens des amerikanischen Bundesarbeitsbureaus wird die 
Vornahme einer umfassenden Enquete beabsichtigt, falls eine 
von dem Repräsentanten McGann von Chicago dem Hause 
eingereichte Resolution Gesetzeskraft erlangen sollte, wozu 
angeblich alle Aussicht vorhanden ist. Durch diese Reso¬ 
lution soll der Bundesarbeitskommissär beauftragt werden: 
eine Untersuchung anzustellen und Bericht zu erstatten über 
die Wirkungen, welche die Verwendung von Maschinen im 
industriellen Betriebe auf die Arbeit und Produktionskosten 
ausübt, über das Verhältniss von Hand- und Maschinen¬ 
arbeit auf den Lohn weiblicher und minderjähriger Arbeiter, 
sowie ferner darüber, ob Aenderungen in den Produktions¬ 
kosten auf einen etwaigen Mangel oder Ueberschuss an 
Arbeitskraft oder aber auf die Einführung der Maschinenkraft 
zurückzuführen seien. 

Durch diese vom Arbeitskommissär Wright sowie den 
Arbeiterfreunden im Kongress befürwortete Untersuchung 
soll statistisch nachgewiesen werden, um wie viel die Pro¬ 
duktivkraft der Angehörigen der grossen Handelsnationen 
der Welt innerhalb der letzten dreissig Jahre seit Ein¬ 
führung der die Arbeit fördernden und erleichternden Ma¬ 
schinen gestiegen ist. Auf Grund der Lösung dieser Frage 
soll dann ermittelt werden, wie sich das erzielte Mehr¬ 
produkt vertheilt. Auch die Feststellung der üblen Folgen 
der Einführung von den geübten Handarbeiter ersetzenden 
Maschinen, wodurch in zahlreichen Fällen die Arbeiter in 
Nothlage versetzt werden, wird dabei von dem Kommissär 
nicht unberücksichtigt gelassen werden. Dagegen wird er 
im Stande sein, auf die grosse Menge neuer Industrien hin¬ 
zuweisen, welche in Folge der durch Einführung von Ma¬ 
schinen gewonnenen Ersparniss an Zeit und Arbeit, besonders 
zwecks Herstellung der verschiedenen Bedarfsartikel, im 
Laufe der Zeit entstanden sind und der überflüssig ge¬ 
wordenen Arbeitskraft lohnende Verwendung gewähren. 

Hungernde Schulkinder in Berlin. Der Verein fllr 
Kinder-Volksküchen macht bekannt, dass er seit dem 15. No¬ 
vember 1893 bereits fünf Küchen für seine Zweeke ein¬ 
gerichtet hat, und dass ihm von Rektoren und Lehrern der 
Berliner Gemeindeschulen im Ganzen 4259 Kinder über¬ 
wiesen worden sind mit der Versicherung, dass dieselben 
ohne die Kinder-Volksküchen ein warmes Mittagessen ent¬ 
behren und also darben müssten. Eine Reihe von schwer¬ 
wiegenden Umständen spricht dafür, dass die Ziffer von 
4259 Kindern auch nicht entfernt die Zahl der armen Ge¬ 
schöpfe bezeichnet, welche hungernd in der Schule sitzen, 
sondern nur die Zahl derjenigen, denen durch die sehr un¬ 
zureichenden Mittel des Vereins für Kinder-Volksküchen 
ein Mittagessen gewährt werden kann. Die hier zu Tage 
tretenden Verhältnisse sind herzergreifend und werfen ein 
grelles Licht auf unsere sozialen Zustände. Das mindeste, 
was zunächst von den städtischen Behörden verlangt werden 
muss, ist die Inangriffnahme einer gründlichen und rück¬ 
sichtslosen Enquöte, damit auf Grund rasch zu fördernder 
Ergebnisse aus städtischen Mitteln für ausreichende Hilfe 
gesorgt wird. 


Unternehmerverbände. 


Rheinisch-Westfälisches Kohlensyndikat. Am30. v. M. 
fand in Essen die 10. Versammlung der Zechenbesitzer des 
Rheinisch-Westfälischen Kohlensyndikats statt. Es waren 
von den vorhandenen 3577 Stimmen 3278 Stimmen ver¬ 
treten. Aus dem von Direktor Oefe erstatteten Geschäfts¬ 
bericht ist im allgemeinen von Interesse, dass bis zum 
24. d. Mts. durch das Syndikat verkauft wurden 12 304013 t 
Kohlen, wovon 10 484 904 t fürs Inland und 1 819 049 t fürs 
Ausland. In diesen Zahlen haben nur die bis zum 24. v. M. 
formell gegenbestätigten Mengen, Aufnahme gefunden. 
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Die wirklich bethätigten, wenn auch noch nicht gänzlich 
Ibrmell bestätigten Verkäufe stellen sich nachweislich höher, 
insbesondere sind die grossen mittels Sonderzugs nach 
Holland und Belgien gehenden Mengen nicht darin ent¬ 
halten, obgleich beide Geschäfte nunmehr als gänzlich 
geordnet anzusehen sind; nach Belgien konnten übrigens 
beträchtlich erhöhte Mengen verschlossen werden. Der. Ge- 
sammtversand ber Syndikatszechen im Februar betrug 

2 753 596 t, oder 98,61 pCt. der Betheiligungsziffer gegen 

3 002 844 t, oder 99,49 pCt. im Januar, also weniger 0,88 pCt. 
Wenn auch die Verkäufe im allgemeinen flott vorangegangen 
seien, so hätten sich doch theils wegen der Neuheit der 
ganzen Einrichtung, theils wegen der grossen aus alten 
Verträgen äbzunehmenden Mengen noch nicht alle Verträge, 
namentlich mit Händlern, im bisherigen Umfang erneuern 
lassen; es seien vielmehr, soweit sich feststellen las.se. für 
die Zeit, nach dem 1. April nur 80,36 pCt. der Betheiligung 
verkauft. Die Versammlung beschloss deshalb auf den Vor¬ 
schlag des Vorstandes und Beirathes, die Förderung mit 
dem 1. April d. J. um fernere 12 pCt., also insgesammt 
20 pCt. einzuschränken. Die Einstimmigkeit, mit welcher 
dieser in die Betriebsverhältnisse der Zechen so tief ein¬ 
schneidende Beschluss ohne jede Diskussion gefasst wurde, 
zeigt den grossen finanziellen Werth, welchen die Zechen¬ 
besitzer auf die Einschränkung legen, ln der darauf fol¬ 
genden Hauptversammlung der Aktionäre des Rheinisch- 
Westfälisch Kohlensyndikats wurden alle Punkfe der Tages¬ 
ordnung, insbesondere Genehmigung der Bilanz sowie Erthei- 
liing der Entlastung von Vorstand und Aufsichtsrath, 
einstimmig durch Zuruf erledigt. 


Politische Arbeiterbewegung. 

Der X, belgische Arbeiterkongress. 

Der X. Jahreskongress der belgischen Arbeiterpartei 
wurde am 27. und 28. März d. J. in Quaregnon, im Mittel¬ 
punkte der Kohlenregion des Mons’schen Lagers, abgehalten. 
Es waren 220 Gruppen durch 350 Delegirte vertreten. 

Hauptgegenstand der Tagesordnung war die Frage, ob 
bei den im Oktober d J. stattfindenden Wahlen die So¬ 
zialisten den gesammten bürgerlichen Parteien allein gegen¬ 
überstehen sollen, oder ob es den Ortsverbänden freizu¬ 
stellen sei, mit den Radikalen zusammen zu gehen. 

Es ist nothwendig, hier hervorzuheben, dass die 
Lage in Belgien sich durchaus nicht mit den französischen 
und deutschen Verhältnissen vergleichen lässt. Belgien hat 
kein volles und gleiches allgemeines Wahlrecht. Das Land 
ist nicht in Bezirke eingetheilt, welche ihre Abgeordneten 
wählen, was vermuthlich oder thatsächlich Kartelle aus- 
schliesst. Endlich stehen die belgischen Radikalen dem 
Sozialismus näher, als die Fortschrittler Deutschlands und 
selbst die französischen Radikalen. Zudem ähneln sich 
Sozialisten und Radikale in ihrem Programm der sofortigen 
Inangriffnahme von Reformen, — allerdings mehr dem An¬ 
scheine nach als. in Wirklichkeit. Der Führer der letzteren, 
Paul Janson berief sich erst kürzlich auf die sozialistischen 
Theorien, und eine ganze Anzahl seiner Parteigenossen 
hängen der Doktrin des Kollektivismus an. Daher sind 
viele Sozialdemokraten der Meinung, dass die Arbeiterpartei 
ohne Verleugnung ihrer Prinzipien ihre Verbände er¬ 
mächtigen könnte, alle Bündnisse einzugehen, welche ihr 
Programm unberührt lassen. 

Anseele (Gent), Bertrand (Brüssel) und Demblon 
(Lüttich) legten dem Kongress folgende Resolution zur An¬ 
nahme vor: „Die Arbeiterpartei ist eine Klassenpartei. Die 
vereinigten Arbeiterassoziationen gehen Bündnisse mit 
anderen Assoziationen nur unter der Bedingung ein, dass j 
das Programm der Arbeiterpartei unversehrt gewahrt bleibt.“ 
Der Antrag wurde von den Gegnern der Wahlbündnisse 
mit Lebhaftigkeit bekämpft. 

Ihre Einwände lassen sich in Folgendem zusammen¬ 
fassen. Erstens würde die Arbeiterpartei als Klassenpartei 
durch ihr Bündniss mit einer bürgerlichen Partei ihr führen¬ 
des Prinzip in einem gewissen Grade verletzen. Zweitens 
habe Jedes Wahlbündniss, da auf bestimmte Punkte gerichtet, , 


die nothwendige Wirkung, Forderungen, die nicht im Wahl¬ 
programm mitenthalten sind, in den ilintergrund zu drängen- 
Drittens würden die Kandidaten, denen vor allem um den 
Sieg der gemeinsamen Liste zu thun ist, unausbleiblich be¬ 
wogen, alles, was die bürgerlichen Wähler, deren Stimmen 
sie verlangen, stutzig machen könnte, beiseite zu lassen. 
Viertens schädige ein derartiges, wenn auch nur vorüber¬ 
gehendes und vereinzeltes Preisgeben des sozialistischen 
Ideals aus taktischen Gründen oder aus Rücksichten auf 
Wahlkandidaturen den wahren Charakter einer Bewegung, 
die eine revolutionäre sein muss, wenn nicht in den Mitteln, 
so doch hinsichtlich des Ziels. 

Aus diesen Gründen schlug Emil Vandervelde (Brüssel) 
im Namen des Verbandes der sozialistischen Studenten und 
früherer Studenten folgende Tagesordnung vor: „ln Er¬ 
wägung. dass die Arbeiterpartei eine Klassenpartei ist und 
dass Wahlbündnisse mit bürgerlichen Parteien diesen Satz 
verletzen würden, beschliesst der Kongress, dass die Ar¬ 
beiterpartei nur für Kandidaten stimmen wird, die das 
Programm der internationalen Arbeiterkongresse voll und 
ganz vertreten.“ 

Wie aus den Gründen der beiden eingebrachten Tages¬ 
ordnungen erhellt, dreht sich der Zwiespalt der beiden 
Fraktionen der Arbeiterpartei um eine Frage, die mehr eine 
taktische als prinzipielle ist. 

Als Vertreter der Genter versicherte Anseele, dass es 
in den kleinen Städten Flanderns absolut unmöglich sei, 
ausschliesslich sozialistische Kandidaturen aufzustellen, wolle 
man nicht, dass die Kandidaten von ihren Arbeitgebern so¬ 
fort aufs Pflaster geworfen werden. 

Bertrand und Demblon betonten die Vortheile einer 
I kräftigen sozialistischen Vertretung und den Einfluss, 
' welcher die Sozialisten auf die Fraktion der Radikalen üben 
könnten. 

Diese praktischen Rücksichten gaben im Kongress den 
i Ausschlag: der Antrag Vandervelde wurde mit 110 gegen 
97 Stimmen verworfen, wobei sich 6 Delegirte der Ab¬ 
stimmung enthielten und das Prinzip selbstständigen Handelns 
der Verbände fand Annahme. 

Bedeutet dies aber nun, dass bei den nächsten Wahlen 
Sozialisten und Radikale sich gegen die Konservativen 
verbünden werden? Die Beantwortung dieser Frage ist 
nicht leicht und das umsomehr, als die Radikalen, welche 
gleichfalls soeben einen Kongress abgehalten haben, nicht 
nur mit den Sozialisten, sondern auch mit den gemässigten 
Liberalen Zusammengehen wollen. Lässt sich das letztere 
verwirklichen, so muss ersteres von selbst misslingen: die 
Arbeiterpartei dürfte sich dann nie mit einer Partei, und 
sei es auch nur auf einen Tag, verbünden, deren Bestrebun¬ 
gen so sehr jenen der deutschen Fortschrittler gleichen. 

Brüssel. Emil Vandervelde. 


Kongress der österreichischen Sozialdemokratie. In¬ 
dem wir eine kritische Betrachtung bis zu dem für die 
nächsten Tage angekündigten Erscheinen des stenographi¬ 
schen Berichts über die Verhandlungen des Kongresses der 
österreichischen Sozialdemokratie aufschieben, bringen wir 
zur Ergänzung unserer Mittheilung in der vorigen Nummer 
des Sozialpolitischen Centralblatts die wichtigeren, zur An¬ 
nahme gelangten Resolutionen zum Abdruck. Zu der be¬ 
reits mitgetheilten Resolution Dr. Victor Adler s, die Frage 
des Wahlrechts und des Generalstrikes betreffend (vergl. 
Sozialpolitisches Centralblatt, III, No. 27, S. 320) wurde der 
folgende, von Schuhmeier und Genossen eingebrachte Zu¬ 
satzantrag mit allen gegen zwei Stimmen angenommen: 

„Unabhängig vom Kampfe um das Wahlrecht ist der 
Kampf für den Achtstundentag zu führen und ist zu diesem 
Zwecke in erster Linie alle Anstrengung zunächst auf jenen 
Punkt zu vereinigen, wo er am ehesten zu erreichen ist. 
Der Parteitag erklärt, dass sobald die organisirte Berg¬ 
arbeiterschaft den Zeitpunkt gekommen erachtet, in den 
Kampf für die Achtstundenschicht zu treten, die gesammte 
klassenbewusste Arbeiterschaft Oesterreichs deren Kampf 
mit allen ihr zur Verfügung stehenden Mitteln unterstützen 
wird. 

Die Parteivertretung ist verpflichtet, diesen Beschluss 
durchzuführen.“ 
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ln Betreff des Achtstundentages und der Maifeier bean¬ 
tragt der Referent Schrammel die folgende, einstimmig an¬ 
genommene Resolution: 

„Der Parteitag hält an der Maifeier durch Arbeitsruhe 
als Demonstration für den Achtstundentag, das allgemeine, 
gleiche und direkte Wahlrecht und gemäss den Züricher 
Beschlüssen für die internationale Völkerverbrüderung fest. 
Der Kampf für den Achtstundentag soll aber auch praktisch 
eingeleitet werden und zu diesem Zwecke zunächst mit aller 
Energie lür diejenigen Proletarier, welche dem Ziele am 
nächsten sind, die Grubenarbeiter, die Achtstundenschicht 
unter Beihülfe des gesammten Proletariates erkämpft 
werden." 

Zu denselben Fragen wird auch noch eine weitere Re¬ 
solution beantragt und angenommen. Sie lautet: 

„ln Erwägung, dass die Erlangung des achtstündigen 
Arbeitstages für die gesammte Arbeiterschaft mit grossen 
Schwierigkeiten verbunden ist, beschliesst der Parteitag, es 
solle ein Fach nach dem anderen in den Kampf für die Ver¬ 
kürzung der Arbeitszeit eintreten. 

Zur Sicherung eines guten Erfolges ist das im Kampfe 
stehende Fach durch alle übrigen Fächer und Organisationen 
kräftig zu unterstützen. 

Reihenfolge, in welcher die Fachorganisationen nach¬ 
einander in den Kampf eintreten sollen, sowie auch gün¬ 
stige Zeit dazu, bestimmt die Gewerkschaftskommission ge¬ 
meinschaftlich mit der politischen Organisation und der 
Parteileitung. 

ln Erwägung, dass die herrschenden Kreise in der 
Frage der Verkürzung der Arbeitszeit sich auf den Welt¬ 
markt berufen und die Einführung des achtstündigen Arbeits¬ 
tages als eine Unmöglichkeit bezeichnen, in weiterer Er¬ 
wägung, dass dieselben Kreise resp. die Regierungen inter¬ 
nationale Handels- und Kriegsverträge unter einander be- 
schliessen. Ja sogar Vorkehrungen im Sinne der Reaktion 
und zur Unterdrückung neuer Ideen, womit die arbeitende 
Klasse am meisten getroffen werden soll, international ver¬ 
abreden, sei die österreichische Regierung in demonstra¬ 
tiven Versammlungen und Meetings energisch aufgefordert, 
die Initiative zu Unterhandlungen mit anderen Industrie¬ 
staaten, behufs einer internationalen, gesetzlichen Fest¬ 
setzung des achtstündigen Arbeitstages zu unternehmen. 

Im Falle die Regierung dieser Forderung nicht nach¬ 
kommt, werden die österreichischen Delegirten aufgefordert, 
dahin zu wirken, dass eine energische Aktion in allen Län¬ 
dern und Staaten eingeleitet werde.“ 

Zu dem Punkt der Tagesordnung: Bruderladen sprach 
Dr, Leo Verkauf in einem, wie die Arbeiter-Zeitung sagt, 
von unübertroffener Sachkenntniss zeugendem Referat. In 
Bezug auf diesen Punkt wird eine Resolution angenommen, 
die den Bergarbeitern, um aus den „Bruderladen" eine ver¬ 
nünftige Arbeiter-Lebensversicherung zu gestalten, was bis¬ 
her an dem Widerstand der Unternehmerschaft und ihrem 
Einfluss im Parlament und in der Regierung gescheitert 
ist, aufgiebt, folgendes anzustreben: „I. Die Ausscheidung 
der Kranken- und Unfallversicherung aus den Bruder¬ 
laden. II. Die Vereinigung aller Bruderladen Oester¬ 
reichs zu einer Reichs-Central-Bruderlade. Der Parteitag 
spricht seine Ueberzeugung dahin aus, dass vom gegen¬ 
wärtigen Parlamente irgend welche sachgemässe Reform 
der Bruderladen nicht zu erwarten ist Voraussetzung hier¬ 
zu ist vielmehr eine einschneidende Aenderung des Wahl¬ 
rechtes. Der Parteitag fordert die Bergarbeiter zur ener¬ 
gischen Agitation für die Bruderladen-Reform auf und 
sichert ihnen hierbei die werkthätige Unterstützung der ge¬ 
sammten Arbeiterschaft.“ 

Zum Punkte der Tagesordnung: Arbeiterschutz wird 
folgende, von Dr. Adler vorgeschlagene Resolution ange¬ 
nommen: 

„Der Parteitag erklärt: Der für den August 1894 ein- 
berufene „Arbeiterschutz-Kongress in Zürich" wird von 
der österreichischen Sozialdemokratie nicht beschickt, da 
sie in ihrem Program und in den Beschlüssen des Pariser 
Sozialistenkongresses ihre Forderungen in Bezug auf Ar¬ 
beiterschutz festgestellt hat und die gesammte Thätigkeit 
der Sozialdemokratie auf deren Durchsetzung gerichtet ist. 
Das gemeinsame Vorgehen mit bürgerlichen Parteien könnte 
nur auf Kosten unserer prinzipiellen Haltung durch Kon- 
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Zessionen an rückständige Parteien ermöglicht werden. 
Aus diesem Grunde wünscht der Parteitag dem Züricher 
Kongresse den besten Erfolg, hat aber keine Veranlassung, 
ihn zu beschicken.“ 

Zum Punkte „Parteiangelegenheiten“ wird beschlossen, 
dass die Parteivertretung dem nächsten Kongresse ein revi- 
dirtes Programm vorzulegen. 

Der nächste Parteitag soll in einer Provinzstadt Oester¬ 
reichs stattfinden. 

Am 31. März wurde der Kongress geschlossen. 

Kongress der schwedischen Sozialdemokratie. Der 

3. sozialdemokratische Parteikongress für Schweden, der 
am 30. März in Göteburg stattfand, bestimmte den 1. Mai 
als gemeinsamen Demonstrationstag, ohne Rücksicht darauf, 
ob er auf einen Feiertag fällt oder nicht. Für die Agita¬ 
tion auf dem Lande wird ein Wochenblatt „Folksbladet“ 
begründet unter Redaktion von A. Rylander in Stockholm. 
Im ganzen Lande sollen Frauen-Fachvereine gebildet wer¬ 
den. Die Partei stellt bei den Reichstagswahlen da, wo 
ein Erfolg zu erwarten ist, eigene Kandidaten auf. Mit 
anderen freisinnigen Parteien ist nur dann zusammen zu 
arbeiten, wenn die Sozialdemokraten als politische Partei 
anerkannt und deren wichtigste gegenwärtige Forderungen 
in ernster Weise aufgenommen werden. Ferner sprach 
sich der Kongress gegen das Pensionsgesetz des Arbeiter- 
versicherungskomites aus. Eine erneute Ablehnung des 
allgemeinen Stimmrechts seitens des Reichstags von 1896 
wird die Partei mit einer Arbeitseinstellung in allen den 
Arbeitszweigen beantworten, in denen ein allgemeiner 
Strike wirksam durchgeführt werden kann. Dagegen sprach 
sich der Kongress gegen einen Strike der ländlichen Ar¬ 
beiter aus; überhaupt sollen bis auf weiteres Strikes ver¬ 
mieden werden, da sie nur eine Zersplitterung der Kräfte 
bedeuten. 


Gewerkschaftliche Arbeiterbewegung. 


Zum internationalen Bergarbeiterkongress. Die nord- 
französischen Bergarbeiter haben das Parlamentsmitglied 
Lamendin als Delegirten zum bevorstehenden internationalen 
Bergarbeiter-Kongress in Berlin gewählt. Er ist beauftragt 
worden, die folgenden Gegenstände auf das Programm zu 
setzen: 

1. Einschränkung der Kohlenförderung in allen Ländern 
nach den Erfordernissen des Konsums. 

2. Zu ergreifende Maassregeln, um die internationale Ein¬ 
führung des Achtstundentages zu sichern. 

3. Arbeiter als Arbeitsinspektoren. 


Arbeiterschutzgesetzgebung und Gewerbe¬ 
inspektion. 

Zur Durchführung der Sonntagsruhe. Am 20. d. M. 

werden in Berlin Besprechungen zwischen Regierungsver¬ 
tretern und Vertretern der Gruppe VIII der Berufsstatistik 
(Forstwirthschaftliche Nebenproclukte) stattfinden. Es sollen 
die für diese Gruppe in Aussicht genommenen Ausnahme¬ 
bestimmungen, betr. die Sonntagsruhe, berathen werden. 

Die Arbeitsgesetzgebung der Vereinigten Staaten im 
Jahre 1893. Eine im übrigen unvollständige Zusammen¬ 
stellung der im vorigen Jahre erlassenen Arbeitsgesetze 
der Vereinigten Staaten findet sich in der folgenden Mit¬ 
theilung der Illionois-Staats-Zeitung: 

Neue Gesetze in Indiana und Kansas machen Korpo¬ 
rationen wöchentliche Lohnzahlungen zur Pflicht. In 
Indiana gilt dies Gesetz nur für Gruben und Fabrikgesell¬ 
schaften; in Kansas sind Eisenbahn-, Farm- und Molkerei¬ 
gesellschaften ausgenommen. Die Kohlengräber von Kansas 
haben den Erlass eines Gesetzes erreicht, welches das 
Durchsieben von Kohlen vor den Wägen verbietet, wenn 
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die Lohnzahlung auf Grundlage der von dem Arbeiter ge¬ 
grabenen Kohlenmenge erfolgt. Das neue Fabrikgesetz von 
Illinois beschränkt die Arbeitszeit von Frauen in Fabriken 
und Werkstätten auf acht Stunden per Tag oder 48 Stunden 
per Woche und verbietet die Beschäftigung von Kindern, 
die das 14. Jahr noch nicht erreicht haben. In Indiana 
dürfen Kinder unter 14 Jahren nicht mehr in Eisen-, Stahl-, 
Nägel- und Messingwerken sowie bei der Verarbeitung von 
Tabak beschäftigt werden. In anderen Fabrikationszweigen 
dürfen Kinder dieses Alters nicht länger als acht Stunden per 
Tag beschäftigt werden. In Minnesota dürfen Kinder unter 
16 Jahren in keinem Geschäftszweig mehr als zehn Stunden 
pro Tag beschäftigt werden, und ebenso ausser dem 
Hause nicht vor sieben Uhr Morgens und nach sechs Uhr 
Abends. 

In Californien wurde ein sogenanntes „Ruhetags“gesetz 
erlassen, aber kein bestimmter Tag der Ruhe festgesetzt. 
Es ist also durchaus kein sogenanntes „Sonntagsgesetz“. 
Das Gesetz bestimmt einfach, dass kein Lohnarbeiter mehr 
als sechs Tage in der Woche arbeiten darf. Ist er also 
des Sonntags beschäftigt, so muss ihm während der Woche 
ein freier Tag gewährt werden. In New-Hampshire ist ein 
Arbeitsbureau ins Leben gerufen worden. In Ohio ist nach 
dem Vorbild von New-York und New-Jersey ein sogenann¬ 
tes Arbeiterschiedsgericht geschaffen worden, das aber, 
wie in den genannten Staaten, nichts weiter als eine Ver¬ 
mittelungsbehörde ist, denn seine Entscheidungen sind für 
die streitigen Parteien in keiner Weise bindend. Bis jetzt 
stehen die wenigen Arbeiterschiedsgerichte weder bei den 
Arbeitgebern noch bei den Arbeitern in besonders gutem 
Geruch, was wohl darin seinen Grund haben mag, dass 
bei der Auswahl der Schiedsrichter oder Vermittler nicht 
mit der nöthigen Sorgfalt verfahren worden ist. Es sollten 
zu Schiedsrichtern nur Leute ernannt werden, deren Sach- 
kenntniss und Unparteilichkeit über allen Zweifel erhaben 
sind. 


Gewerbegerichte, Einigungsämter und 
Arbeiterausschüsse. 


Gewerbegerichte in 'Württemberg. Den soeben er¬ 
schienenen Jahresberichten der Kgl. Fabrikinspektoren in 
Württemberg für das Jahr 1893 sind auch dieses Mal wieder 
lehrreiche Uebersichten über die Thätigkeit sämmtlicher 
württembergischer Gewerbegerichte zu entnehmen. Merk¬ 
würdiger Weise ist die Uebersicht nach den zwei Aufsichts¬ 
bezirken in zwei Theile gerissen; dieselben sind im Nach¬ 
folgenden wieder vereinigt. Die Zahl der Gewerbegerichte, 
welche „wegen der prompten Erledigung von angefallenen 
Klagen von Arbeitgebern und Arbeitnehmern geschätzt 
werden,“ hat durch Errichtung eines solchen in Gmünd 
eine Erweiterung erfahren. Die Thätigkeit dieser Gerichte 
ist in nachfolgender Tabelle übersichtlich zusammengestellt: 
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incl. 153 

37 

104 

28 

3 

172 

Esslingen . . 

13 

incl. 49 
(1 gegen 
Kolleg.) 

13 

32 

16 

1 

62 

Heidenheim 

1 

16 

7 

6 

4 

_ 

17 

Gmünd . . . 

trat erst 

mit dem 1. Januar 189 

1 in Thätigkeit 

Biberach . . 

5 

9 

1 

3 

10 


14 

Geislingen . 

_ 

16 

3 

7 

6 


16 

Göppingen . 

4 

+ 1 geg. 
Anbei tg. 

39 

5 

27 

12 


44 

Ravensburg 

4 

36 

4 

26 

10 


40 

Ulm. 

12 

71 

26 

35 

16 

_L 

83 

Zusammen 

153 1 

+ 1 ' 

1597 

527 

749 ! 

i 

417 

55 

1751 


Die Streitwerthe betrugen: 


Anzahl der Fälle bei einem Streitwerth 


beim Gewerbe¬ 
gericht 

bis zu 

10 M. 

von 

10—20 M. 

von 

20—50 M. 

von 

50-100 M. 

über 

100 M. 

Stuttgart .... 

451 

315 

427 

83 

27 

Cannstatt.... 

77 

39 

44 

8 

4 

Esslingen.... 

14 

15 

24 

4 

5 

Heidenheim . . 

6 

7 

2 

1 

-- 

Biberach .... 

3 

5 

4 

2 

- 

Geislingen . . . 

4 

6 

4 

2 


Göppingen . . . 

12 

11 

12 

1 

1 

Ravensburg . . 

10 

; 15 

13 

2 


Ulm. 

26 

29 

20 

! 

7 

1 1 

Zusammen 

603 

442 

550 i 

110 

38 


und betrafen vornehmlich Lohnforderungen, Entschädigungen 
wegen Verlassens der Arbeit ohne vorhergehende Kündi¬ 
gung, ferner Herausgabe des bezahlten Lehrgeldes, endlich 
Ausstellung von Arbeitszeugnissen und anderes. Von der 
Erhebung der Klage bis zur vollständigen Erledigung ver¬ 
gingen nur in 311 Fällen mehr als eine Woche. Die Ver- 
theilung der erhobenen Klagen auf Fabriken, Handwerk 
u. s. w. ist aus folgender Zusammenstellung zu entnehmen: 



Von den erhobenen Klagen ent¬ 
fallen auf 

Gcwcrbegcricht 

Fa¬ 

briken 

Hand¬ 

werk 

Bau¬ 

ge¬ 

werbe 

Han¬ 
dels- u. 
Verk.- 
gew. 

Wirth- 

schafta- 

ge- 

werbe 

Stuttgart, Cannstatt, Esslingen 
und Heidenheim zusammen 

311 

589 

288 

139 

227 

Biberach . 

4 

3 

_ 

6 

1 

Geislingen. 

4 

9 

— 

1 

2 

Göppingen. 

18 

1 22 

2 

2 

— 

Ravensburg . 

8 

16 

4 

12 

— 

Ulm. 

23 

42 

5 

6 

7 

Zusammen . . . 

368 

681 

299 

166 

237 


In diesen Zahlen kommt der kleinindustrielle Charakter 
der städtischen Gewerbe in Württemberg, sowie die Un¬ 
erträglichkeit der Arbeitsverhältnisse beim Handwerk zum 
Ausdruck: aus dem Handwerk stammten nicht weniger 
als 681, also mehr als ein Drittel aller Klagen. Aus 
dem Handels- und Verkehrsgewerbe geniessen bekanntlich 
nur die untersten Arbeiterkategorien die Wohlthat des ge¬ 
werbegerichtlichen Verfahrens. Hoffentlich werden recht 
bald durch eine Novelle zum Gewerbegerichtsgesetz auch 
die Handlungsgehilfen dieser Wohlthat theilhaftig gemacht. 

Einigungsämter in England. Der Handelsminister 
Mundelia hat im englischen Parlament eine Vorlage über 
die gesetzliche Einführung von Schiedsgerichten und Eini¬ 
gungsämtern eingebracht. Dem Handelsamte soll nach 
dieser eine gewisse Befugniss eingeräumt werden, Schieds¬ 
sprüche zu veranlassen. Künftig soll das Handelsamt die 
Parteien auffordern dürfen, sich zu einer friedlichen Lösung 
der Streitigkeiten unter dem Vorsitz eines gemeinsam er 
wählten Obmanns zu vereinigen; in diesem Sinne schritt, 
auch ohne dass ein Gesetz bestanden hätte, die Regierung 
im vorigen Jahre aus Anlass des Bergarbeiterausstandes 
ein. Eine weitere Bestimmung geht dahin, dass dieses 
Handelsamt für einen bestimmten Kreis und für einen be¬ 
stimmten Streitfall einen Vermittler oder ein Einigungsamt 
einsetzen kann, wenn die Umstände ihm dazu geeignet 
scheinen; nähere Bestimmungen regeln im Anschluss daran 
die Ernennung eines Schiedsrichters von Amts wegen. 
Praktisch wird der Entwurf hingestellt als ein solcher, der 
nach Möglichkeit Einigungsämter entstehen lässt und, um 
ihre Wirksamkeit durch bewährte Vorschriften und Ver¬ 
fahren zu erhöhen, ferner von Zeit zu Zeit Entscheidungen 
von allgemeinem Interesse veröffentlicht, um dadurch die 
öffentliche Meinung für die Einigungsämter zu gewinnen. 
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Schulwesen, Erziehungs- und Bildungsfragen. 

Biblioteca circolante Frankliniana in Rom. Dass 
private Volksbildungsbestrebungen erst dann in grösseren 
kreisen wirksam werden können, wenn die Volksschule 
eine breite Grundlage geschaffen hat, das zeigen die Re¬ 
sultate. die die römische Volksbibliothek ausweist. Sie 
wurde im Jahre 1871, also kurz nachdem Rom aufgehört 
hatte, päpstlich zu sein, gegründet und wird von einem 
Ausschüsse geleitet, an dessen Spitze O. Tommasini steht. 
Ihre Einnahmen bestehen aus den Beiträgen der Vereins¬ 
mitglieder ( je 6 L. jährlich), aus den Bibliotheksgebühren, 
die alle Leser, die nicht Mitglieder sind, entrichten müssen 
(je 1 L. Jährlich), und aus einem grösseren Beitrage der 
kommune Rom (500 L.) und belaufen sich auf etwa 2^/2 
Tausend Lire jährlich. Dazu kommen Geschenke an Büchern, 
die Beistellung des Lokals durch die Kommune und in 
früherer Zeit ein grösserer staatlicher Beitrag. Die gut 
katalogisirte Bibliothek besteht aus etwa 13 000 Bänden, von 
denen nur etwa 2000 Werke der schönen Litteratur, die 
übrigen solchen populärwissenschaftlichen Inhaltes ange¬ 
hören. Die Zahl der Benutzungen ist verhältnissmässig 
nicht gross; sie betrug 7700 und nach Auflösung einer 
Filiale, die zur Bibliothek gehört hatte, 6900 jährlich. Die 
Leser gehören fast durchweg dem Mittelstände an; Lehrer, 
Schüler, Frauen stellen das Hauptkontingent, trotz der Be¬ 
mühungen der Leitung, die Bibliothek den Arbeitern zu¬ 
gänglich zu machen. Die Bibliothek wirkt gewiss Gutes, aber 
nicht in den unteren Schichten und infolge dessen nicht in 
dem Maasse, in dem die Gründer es sich wohl vorgestellt 
haben. Die Ursache liegt darin, dass die Volksschule in 
Rom noch neu ist und dass auch in die neue Volksschule 
bisher nicht 60 pCt. der schulpflichtigen Kinder gegangen 
sind. 


Soziale Hygiene. 


Die Verbreitung der Geschlechtskrankheiten. 

Einer sehr eingehenden und durchaus kritischen Arbeit 
über „Syphilis und Prostitution*' von Dr. A. Blaschko') ent¬ 
nehmen wir folgende Daten über die V^erbreitung der Ge¬ 
schlechtskrankheiten und die Ansteckungsgefahr. 

An venerischen Krankheiten erkrankten im Berichts- 


jahr: 


1877 81 

1881 87 

1877-85 
1870 85 

1878 
1883 

1865-69 
1872- 80 


in der deutschen Armee 35.3 

. ., 26,3 

,, .. „ Marine 139,0 

„ „ Österreich. Armee 69.4 

Marine 104.0 
. 97.0 




französ. Armee 84.7 


1871 

1879 


englischen 206,2 

138,7 


der Iststärke 


In den Garnisonen Ungarns und Siebenbürgens sind 
die venerischen Krankheiten, insbesondere die Syphilis 
etwa doppelt und dreimal so häufig als in den deutsch¬ 
österreichischen Garnisonen. In der deutschen Armee 
wächst die Ausdehnung der venerischen Erkrankungen mit 
der Annäherung an die Grenzen. Es erkrankten nämlich 
von 1873—82 von 1000 Mann in den Armeekorpsbezirk: 


X. (Hannover) . . 24.5 II. (Pommern) . . . 32,4 

XI. (Hessen-Nassau) 25,5 IX. (Schlesw.-Holsteiein) 34.2 

VII. (Westfalen). . 26,2 III. (Brandenburg) . . 36,7 

XIII. (Württemberg) 26,6 V. (Posen).41,8 

VIII. (Rheinland) . 30,0 I. (Preiissen) .... 42,1 

XIV. (Baden) . . . 30.5 VI (Schlesien) . . . 50.3 

IV. (Pr. Sachsen) . 31,4 XV. (Elsass-Lothringo^n) 50,3 


Aus dem Material einer grossen 6—700 Mitglieder um¬ 
fassenden studentischen Krankenkasse in Berlin, das 
Herr Dr. Blaschko persönlich genau zu prüfen in der Lage 
war, theit er mit, dass im 


‘) Berlin 1893. S. Karger. 


Wintersemester 

1891/92 11,1 pCt. der Mitglieder und 44,7 pCt. der Kranken 

Sommersemester 

1892 13,5 . 50,0 „ 

i. g. Studienjahr 24,4 pCt. der Mitglieder und 47,1 pCt der Kranken 

venerisch erkrankten. Dr. Blaschko zieht daraus den Schluss, 
dass in 4 Studienjahren (die Ferienmonate abgerechnet) 
jeder Student einmal an einer Geschlechtskrankheit erkrankt. 

Aus den Beobachtungen an der 1270 erwachsene männ¬ 
liche Mitglieder zählenden Berliner Filiale der Central¬ 
krankenkasse der Tischler Deutschlands im ersten Halb¬ 
jahr 1892 ergiebt sich eine Erkrankungsziffer von 8 pCt. 
der Mitglieder. 

Bei den übelbeleumdeten Kellnerinnen fanden 
sich nach Beobachtungen an der Ortskrankenkasse der Gast- 
wirthe in Berlin (1889 und 1890) 13,5 pCt.; bei den wegen 
gewerbsmässiger Prostitution festgenommenen Kellnerinnerv 
im Durchschnitt der Jahre 1881—1885 dagegen von 948: 
284 oder 30 pCt. venerisch Erkrankte. 

Bei den Prostituirten im Jahre 1890: 53 pCt. 

Stellt man aus diesen Daten eine Häufigkeitsskala der 
Erkrankungen zusammen, so findet man für Berlin 

Venerische: 


1890 . . Prostituirte . . . 53.0 pCt. 
1891—92 Studenten . . . 25,0 

1887 91 Kellnerinnen . . 13,5 

1892 . . Arbeiter .... 8,0 „ 

1890—89 Soldaten .... 4,3 ., 


Die Zahl der erkrankten Arbeiter giebt Dr. Blaschko nach 
die Wahrscheinlichkeitsziffer einer geschlechtlichen Infektion 
in Berlin für die Männer, welche auf ausserehelichen Ge¬ 
schlechtsverkehr angewiesen sind. 

Von 100 Venerischen litten an 



Tripper 

Syphilis weichem 

in der preussischen Armee 



Schanker 

1884,88 

58.3 

24,9 

16.8 

1^/89 

60.8 

22.0 

17.2 

i. d. österreichischen Armee 




1870 85 

46.3 

26.2 

27.3 

in dcM- französischen Armee 
in der Kopenhagener Be¬ 

68,5 

10.1 

21,2 

völkerung 1874/85 

686 

14.5 

16,9 

i. e. Arbeiter-Krankenkasse 



davon frische 

Berlins (Tischler) 1891/92 

65,0 

30,0 

Syph. 13,5 5.0 

i. einer Studenten-Kranken- 



davon frische 

kasse Berlins 1891/92 

68,4 

24.0 

Syph. 14,0 7,6 

Kellnerinnen 1887/91 Tripper u^w^Schanker ^ 3,6 

- 


Dr. Blaschko hält die an der Arbeiter- und der Stu¬ 
denten-Krankenkasse ermittelten Zahlen für die sichersten. 
Die französischen Ziffern seien übrigens noch zuverlässiger 
als die preussischen, weil in Frankreich leichtere Fälle nicht 
so häufig ungemeldet bleiben wie in Preussen und in Oester¬ 
reich. Für Berlin konstatirt Dr. Blaschko eine deutliche 
Abnahme der Schanker-Erkrankungen. Was die Verbrei¬ 
tung der Syphilis in Berlin anbetrifft, so schätzt Dr. 
Blaschko die jährliche Erkrankungsziffer auf 5000 oder 
ca. 4 ö/oo der Bevölkerung (ganz wie in Kopenhagen), was, 
wenn man eine durchschnittliche fernere Lebensdauer 
syphilitisch Erkrankter von 30 Jahren annimmt, ca. 150,000 
Lebende, also 10—12 pCt. der Bevölkerung, ausmacht. 


Vermischtes. 

Generalversammlung des Vereins für Sozialpolitik;. 

Der Ausschuss des Vereins für Sozialpolitik beschloss am 

1. d. M., die nächste Generalversammlung am 28. und 
29. September d. J. in München abzuhalten. Auf die Tages¬ 
ordnung ist gesetzt worden: 1. die industriellen Kartelle; 

2. das ländliche Vererbungsrecht. Zum ersten Gegenstände 
werden von dem Verein zwei Bände Beschreibungen ver¬ 
schiedener in- und ausländischer Kartelle vorbereitet, die 
im Juni erscheinen werden. Mit der zweiten Frage hat sich 
der Verein bereits mehrfach in seinen Schriften beschäftigt. 
Als Ort der Versammlung ist München gewählt worden. 


Verantwortlich tur die Redaktioo: Dr. Heinrich Braun ln Berlin W., Victoriastrasne f6. 
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Hed?t5- unb StaatswiffenfdjaftJidje XJcrfa^sbudjljanbtttnö. 


In meinem 'J^evloge ift crfd^ienen: 


2)ie 


( 5 ctt>ctrbe- unb fo^taJpoUttfct^cn < 5 cfe^c 

für ba§ 

Qfiit|'ii|e ]ßrii| unii iirn )]rrii^i^i|tn Btnat 

nebft 

31 u B f ü ^ tr u n g 0 a n n) c i fu n g c n 

von 

(Rcl). CbcncgieruiißSratlj imb oortroflcnbem SÜat^ im awitilftctium bc8 Jnitern. 

;^Nn ^albfranj geb. 10, poftfrci 5b?. lO^oO. 


23erf ^at folgeitben 


■ßorbemerfung. j 

Oeioerbeorbuung. ' 

Serorbnung jur SuSfü^rung be« S^cit^ggefcfecs uom 1. 1883, bc* ! 

treffcnb9lbänbcrung ber Oerocrbcorbnung. 3iom Bl.^cjembcr 1883. 1 
^nireifung 3 ur Sluöfü^rung be§ Sfleid^Sgci'c^cß uom 1. ^uli 1883, bc= 
treffenb^ibänberung ber ©eroerbeorbnung. ®om ‘iO.^cjcinbcr 1883. : 

Hitn)ci[iing jur SluSfiibrung ber ©eiucibeorbnung. 3?om 

^nireijung jur Huöfiibrung beö ©efe^c^ oom 1. 3uni 1891, betrcffenb I 
Äbänberung ber ©croerbcorbnung. Som 26. Februar 1892. ! 

iöefanntmacbinig, betreffenb allgemeine polizeiliche ^eilimniungeii über 
bie Änfegung pon 2JampffeffcIn. $om 5. Äuguft 1890. 

?lmoei|img, betreffenb bie ©enebmigung unb Untersuchung ber Xampffefi'el. | 

^ 10 .9Ääri 1892 I 

*50m g sjWat ijjgg 

©riafe unb §tniüciSung, betreffenb bie ©onntaggrube im ^anbelggeiuerbe. 
Sßom 10. 3uui 1892. 

©efe^, betreffenb bie ©eioerbegerichte. 2?om 29. ^uU 1890. 

©efeh/ betreffenb bie Seforberung oon 3IugJüanbercrn. 5ßom 7. 3)?ai 1853. 
©efe^ über bag 9Wobiriar=gcuer»9Serficberunggrüe)en. SJom 8. 5D?ai 1837. 
(?lugjug) 

©efefe, betreffenb ben ©efchäftgoerfebr ber 9?crricbcrungganflalten. 58oin 
17. SlJai 1853. 


©ntfchäbigungggefeh jur allgemeinen ©eroerbeorbnung. Sl^om 17. 
nuar 1845. (Äugzug.) 

©efeh, betreffenb bie ©rricbtiing öffentlicher, augfchliefelich z« benuhenber 

jllc - r cn 18. SlJäri 1868 

©cblachtbaufer. 5Bom lyy,; 

©efefe, betreffenb bie ©rbebung oon SÄarftftanbggelb. Som 26. Spril 1872. 


©efe^, betreffenb bie Unfall* unb Äranlenocrfichcrung ber in lanb* unb 
forftioirthfchaitlichen ^Betrieben beschäftigten ^erfoiien. Siom 
5.5D?ai 1886. 

©efeh, betreffenb bie ?lbgrenzung unb Organisation ber SerufögenoSfen» 
Schoften auf ©runb beS §. 110 beg ^Ici^ggefeheg über bie Unfall* 
unb 5^ranfcnücrricherung ber in lanb* unb forftroirthfehafttichen 
betrieben beschäftigten ^erfonen, oom 5. SWai 1886. 3?om 
20. 5D?ai 1887. 

ftugführungSaniueifung z“ 9leichggcSchc oom 5. ®?ai 1886 unb 
bem Sanbeggefehe oom 20. 5D?ai 1887 (51fr. 78 unb 79). 58om 
4. 3uni 1887. 

?linoeiSung zut Durchführung ber ©eftimmungen ber §§. 102 big 107 
beg 9leichggeSehe§ oom 5. SOfai 1886 (9fr. 78) für bie bem HRiniftcr 
für Sanbroirthfehaft, Domänen unb ^orften unterfteHten 93etriebc 
u f. 10. 58om 16. 5uU 1887. 

9legulatiü, betreffenb bie 3BahIen ber bem Slrbeiterftanbe angehörigen 
Seififeer beg ©chiebggerichtg für bie bem 5DfiniSter für ?onb* 
ioirthScl)aft, Domänen unb ^orften unterstellten lanb* unb forft» 
loirthSüiaftüchen 93etriebe u. S- 10. ouf ©runb beg §.51 9lbSafe 4 
unb 6 beg UnfaSIoerStcherungggeSefeeg oom 5. Slfai 1886. '2?om 
16. Siili 1887. 

©eSeh/ butreffenb bie gürforge für Scomte unb ^erfonen beg ©olbaten* 
ftnnbcg in golgc oon Betriebgunfällen. 9Jom 15. Hlfärz 1886 

©efeh, betreffenb bie gürforge für 5Beamtc in golge o/n Setriebg* 
unfärien. ^om 18. 3»uai 1887. 

©efeh, betreffenb bie Unfanoerficherung ber bei ^Bauten beschäftigten 
^erfüllen. SSom ll.^uli 1887. 

^tunbfehreiben beg 9teichg*2^erfichcriinggamtg an bie ffiorftänbe ber 
^^augeioerfg-SerufggenoSfenfchaften, betreffenb bie Slugführung 
beg 'öaunnfanperricherungggeSeheg oom 11. Swii 1887. '2?om 

15. giili 1887. 


i 

©efeb über bie ^anbelgfammcrn. 23om 24. gebruar 1870. 

tfülfflcitnneit» Itmtilieit-, IfitfuU-« SntmlibHät»- utt^ 
^iitvtPtv^^tvunn* 

Sorbemerfung. 

7 Slpril 187G 

©efeh über bie eingeschriebenen ^ülfgfaSSen. ®om 7^,1^1084' 

ÄnroeiSung zur Slugführung beg Olcfehcg über bie eingeschriebenen ^ülfg» 
fassen oom 25om 14. giili 1884. 

5?ranfenoerSichcrungggefcfe, 58om ‘^97 

SlnmciSung zur Slugführung b. ^tranfenoerficheuungggeScheg 0. 

Born lO.guli 1892. io.«pruibJ2. 

UnfafloerficherungggeSeh. 3Som 6. 3uli 1884. 

©efe^ über bie Slugbehnung ber Unfall* unb Ärantcnoerricherung. 
5Büm 28. SJfai 1885. 


©efeh, betreffenb bie UnfaHoerfidherung ber ©eelcutc unb anberer bei 
ber ©ecfchiffahrt bctheiligter ^erfonen. 5Bom 13. 3uli 1887. 

©efeh/ betreffenb bie gnoalibitätg* unb SUtergocrficherung. SJom 
22 guni 1889. 

Slniocifung zur Slugführung ber §§. 18, 138, 156 big 161 beg Sfeich^* 
gefefeeg, betreffenb bie gnoalibitätg* unb Slltergoerfichcrung, oom 
22. guni 1889. Bom 20. gebruar 1890. 

SSefanntmachuug über bie Slugführung beg Sleichggefeheg, betreffenb bie 
gnoalibitätg* unb SUtergoerficherung, oom 22. guni 1889. 58om 
17. 2«ärz 1890. 

58efanntmachung über bie Slugführung beg Sleichggefeheg, betreffenb bie 
gnoalibitätg* unb SUtergoerficherung, oom 22. guni 1889. iBom 
26. giini 1890 

Slnleitung, betreffenb ben toig ber nach bem gnoalibitätg* unb Sllterg* 
oerfiiherungggefch oerfichcrtcn 5pcrSonen. SSom 31. Dftober 1890 
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Das Kalimonopol. 

Als Anfangs der sechziger Jahre die preussische Re¬ 
gierung in Stassfurt, die anhaitische in Leopoldshall fiskali¬ 
sche Salzwerke begründete, bestand noch das Salzmonopol. 
Die wirthschaftliche Bedeutung der mit dem Steinsalz auf 
der nämlichen Lagerstätte vorkommenden Salze, die die 
Motive zum allgemeinen Berggesetze vom 24. Juni 1865 
schlechthin als Abraumsalze bezeichnen, der Kali- und 
Magnesiasalze war damals noch nicht erkannt worden. 
Erscheinen sie doch im Gesetz nicht als selbstständige 
Gegenstände des Bergwerkseigenthumes, sondern können 
nur in Gemeinschaft mit dem Steinsalz zum Bergwerks¬ 
eigenthum verliehen werden.i) Die beiden Staatswerke 
hatten damals keinen Wettbewerb zu fürchten. Auf Grund 
einer stillschweigenden Vereinbarung hielten sie für ihr Er- 

*) Das Allgemeine Berggesetz für die preiissischen Staaten I 
vom 24. Juni 1865, nebst Einleitung und Kommentar von Dr. K. | 
Klostermann. Dritte Auflage. Berlin 1874. S. 77. — Entwurl | 
eines Gesetzes betr. die Aufsuchung und Gewinnung der Kali- ' 
und Magnesiasalzc. Aktenstück No. 40. Haus der Abgeordneten. 1 
18. Legislaturperiode. T. .Session 1894. S. 7/8. 1 
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zeugniss gleichen Preis.^) Die Verarbeitung des Karnaliits 
zu Chlorkalium übernahmen gesondert stehende Privat¬ 
fabriken, die sich in der Nähe der beiden Werke aufthaten. 
Sie befanden sich vielfach in den Händen kleiner Kapita¬ 
listen, zwischen denen keine Einigkeit bestand, so dass der 
Preis des Chlorkaliums erheblich schwankte. 

Im Jahre 1871 wird das Salzmonopol aufgehoben, es 
entstehen Privatfabpken, die auch auf den Rohstoff, den 
Karnallit, den Wettbewerb zu übertragen drohten. Dies 
führte im Jahre 1879 die erste auf fünf Jahre geschlossene 
Konvention von vier Salzwerken herbei; der preussische 
und anhaitische Fiskus gehörten zu diesem Kartell, das 
sich auf Preis, Fördermenge und Rohstoff bezog. Zwei im 
Laufe des nächstfolgenden Jahrfünfts neuentstandene Werke 
zog man in die Konvention hinein, so dass ihr sämmtliche 
Werkö angehörten. Der Vertrag erstreckte sich jedoch 
nicht blos auf den Karnallit, sondern auch auf den für die 
Landwirthschaft von grosser Wichtigkeit gewordenen Kainit. 
Auch das Fabrikensyndikat wurde erneuert und durch Zu¬ 
tritt neuer Kalisalzwerke verstärkt, die eigene Fabriken an 
ihren Schächten erbaut hatten. Die alten gesondert stehen¬ 
den Fabriken, soweit sie nicht ausschliesslich für eigenen 
Bedarf arbeiteten, traten dem Syndikat bei, das in Ab¬ 
hängigkeit vom Schächtesyndikat gebracht wurde. Diese 
Konvention, die 1888 ablief, wurde „auf wesentlich breiterer 
Grundlage“ von sämmtlichen Kalisalzwerken — ein neues 
war dazugetreten — erneuert. Der ganze Vertrag wurde 
von den Kalisalzbergwerken abgeschlossen, da diese meist 
Besitzer der Fabriken geworden waren oder durch die 
Lieferung des Rohstoffs einen maassgebenden Einfluss auf 
die sogenannten gesondert stehenden Fabriken ausüben 
konnten. Die kleinen Fabriken verschwinden allmählich 
oder werden Untergebene der Gruben, das Kartell entfaltet 
sich folgerichtig, dem „Drange nach strafferer Einigung 
und vollständiger Umfassung des Gebietes“ gehorchend. 
Sämmtliche Kalirohsalze, Karnallit, Kainit, Schönit, Sylvinit 
u. s. w., mögen sie für gewerbliche Zwecke verarbeitet oder 
als Rohsalze an die Landwirthschaft abgegeben werden, 
zieht die Konvention in ihren Bereich, sie verdichtet und 
vereinigt die Erzeugung, sievertheilt die Förderungsmengen 
unter die Gruben, sie passt die Erzeugung dem Marktbedarf 
an und bestimmt die allgemeinen Verkaufsnormen durch 
einen von den Werkbesitzern gebildeten Ausschuss. Der 
Vertrieb nach dem Ausland wird in den grösseren Ländern 
Syndikatsagenten übergeben. Eine gemeinsame Verkaufs¬ 
stelle der Syndikatswerke in Stassfurt, bestehend aus einem 
Bureau und einem Laboratorium, geleitet von einem General- 

Dr. G. Borsche, Die .Stassfurter Konvention der Kalisalz¬ 
werke, in der Chemischen Industrie, Jahrg. 1890, S. 5 Jf.; Schoen¬ 
lank, Die Kartelle, im Archiv für soziale Gesetzgebung und Sta 
tistik, 111. Band. S. 504 ff. 







338 


SOZIALPOLITISCHES CENTRALBLATT. 


No. 29. 


Vertreter unter Aufsicht des Werkausschusses, der die 
Verkaufsbedingungen und die Preise festsetzt, wird errichtet, 
eine hochentwickelte Form des Unternehmerverbandes ist 
geschaffen Die Konvention ist bis Ende 1898 durch einen 
festen Vertrag gesichert. Es gehören zu ihr das preussisch 
fiskalische Werk Stassfurt, das anhaitisch fiskalische Werk 
Leopoldshall, die Privatwerke Neu-Stassfurt, die Gewerk¬ 
schaft Ludwig II. in Stassfurt, das Werk Wilhelmshall, die 
Kaliwerke zu Aschersleben (Schmidtmann), die konsolidirten 
Alkaliwerke in Westeregeln, die Gewerkschaft Hercynia zu 
Vienenburg, die Aktiengesellschaft Deutsche Solvay-Werke 
in Bernburg, die Gewerkschaft Thiederhall im Braunschwei- 
gischen.i) Der Antheil des preussischen Bergfiskus an der 
Förderung des Kalikartells beträgt 14pCt, der des anhaiti¬ 
schen Fiskus etwa 8 pCt., 78 pCt. entlallen demnach auf die 
durchgängig in Aktiengesellschaften und Gewerkschaften 
zusammengeschlossenen Privatwerke. Der preussische Berg¬ 
fiskus hat, wie der Handelsminister v. Berlep.sch in der 
XIIl. Kommission mittheilte, im beschliessenden Vorstand 
Eine Stimme: ausserdem steht ihm dadurch ein „Vorzug“ 
zu, dass bei Stimmengleichheit der Vorsitzende den Aus¬ 
schlag giebt, zur Zeit aber der Direktor der fiskalischen 
Werke zu Stassfurt Vorsitzender ist. Nur in Ausnahme¬ 
fällen ist der Handelsminister in der Lage, ausschlaggebend 
auf die Preisbildung der Kalirohsalze für die Landwirth- 
schaft einzuwirken, so im Jahre 1893 zur Zeit der Futter- 
noth.*-^) 

Im deutschen Kalibergbau wurden in 1891 rund 
771931, in 1892 991607 Tonnen gefördert. Es förderten 
die Privatwerke Neustassfurt 1891: 217606, 1892 : 236045 
Tonnen, Ludwig II. 1891: 74604, 1892: 70775 Tonnen. 

Schmidtmannshall 1891: 230999, 1892 : 251637 Tonnen. 
Vienenburg 1891: 98644, 1892: 123150 Tonnen. Die Förde¬ 
rung von Douglashall betrug 1891: 150078 Tonnen. Die 
Produktion der Solvay-Werke wird für 1892 auf 200(XX) 
Tonnen, die des Werkes Thiederhall im selben Jahre auf 
llOfXX) Tonnen geschätzt.^) Das fiskalische Werk Stassfurt 
förderte 1891: 265766, 1892 : 282729 Tonnen. Der preussi¬ 
sche Staatshaushalt für das Jahr vom 1. April 1894/95 nimmt 
als Grundlage für die von ihm veranschlagte Einnahme aus 
Erzeugnissen des Salzwerkes Stassfurt von 4373(XX) M. eine 
Absatzmenge an von 65120 Tonnen Steinsalz und 189360 
Tonnen Kalisalze, Erzeugnisse der Kalisalzaufbereitung und 
Kieserit in Blöcken an.^) Nach amtlichen Mittheilungen waren 
die Ergebnisse des preussischen Staatswerkes Stassfurt in 
den Etatsjahren*'») 

Denkschrift des Vereins für die bergbaulichen Interessen 
im Oberbergamtsbezirk Dortmund über den Entwurf eines Ge¬ 
setzes betr. die Aufsuchung und Gewinnung von Kali- und 
Magnesiasalzen. Essen, Druck von G. D. Bädecker. 1894, S. 8 . - 
Bericht der XIII. Kommission über den Gesetzentwurf betr. die 
Aufsuchung und Gewinnung der Kali- und Magnesiasalze. No. 40 
der Drucksachen. Aktenstück No. 103, Haus der Abgeordneten, 
18. Legislaturperiode, I. Session 1894, S. 5. Entwurf S. 10: „Es 
stehen Jetzt bereits neben den beiden staatlichen Werken acht 
Privatbergwerke mit sehr ausgedehnten Gerechtsamen in Betrieb, 
wovon sechs in Preussen, je eines in Anhalt und Braunschweig 
belegen sind; ausserdem ist auch je ein Kalisalzwerk in Schwarz- 
burg-Sondershausen und in Mecklenburg in der Entstehung be¬ 
griffen.“ 

“l Bericht der Xlll. Kommission, S. 6 ; Rede des Handels¬ 
ministers V. Berlepsch in der 19. Sitzung des Hauses der Abge¬ 
ordneten vom 20. Februar 1894, in den Stenograph. Berichten 
S. 570. 

3) Denkschrift a. a. O. S. 8 . 

*) Anlagen zum Staatshaushalts-Etat für das Jahr vom 1 . April 
1894/95, 1. Band No. 9. Etat der Berg-, Hütten- und Salincnver- 
waltung für das Jahr vom 1 . April 1894/95. Beilage No 3. Ueber- 
siclit der Einnahmen und Ausgaben bei der Bei g-etc. Verwaltung, 
S. 38, 39. 

Nachrichten von der Verwaltung der preussischen Staats- 
Bergwerke, Hütten und .Salinen der Etatsjahre 1889/90, 1890/91, 



Einnahme 

Ausgabe 

Ueberschuss 


M. 

M. 

M. 

1889/90 

3505439 

2955442 

549996 

1890/91 

3952315 

2403065 

1049249 

1891/92 

4305005 

3110282 

1194722 

1892/93 

4652662 

2948002 

1704650 


Von der Bruttoeinnahme wurden verdient 1889/90 16, 
1890/91 27, 1891/92 28, 1892/93 37 Prozent. Die Einnahmen 
der Privatwerke entsprechen diesen Ergebnissen.6) „Den 
Mitgliedern des Syndikats“, heisst es in einem amtlichen 
Aktenstück, „ist ein angemessener Gewinn gesichert 
geblieben.“'^) Die Regierung hat ferner das Syndikat gegen 
den Vorwurf, dass es übermässigen Gewinn einstreiche, 
ausdrücklich in Schutz genommen, der Gewinn komme im 
Wesentlichen aus den Auslandspreisen und aus dem Ueber- 
schusse der Fabriken.®) Es steht fest, dass die Konvention 
nach ihrem Ermessen die Preise bestimmen konnte und be¬ 
stimmt hat. Ist doch die Preisregclung von Anfang an eine 
ihrer Hauptaufgaben gewesen, hat sie doch durchgängig 
auf die Stetigkeit der Preise gehalten. Geht man die amt¬ 
lichen Nachrichten über die Berg-, Hütten- und Salinenver¬ 
waltung durch, so findet sich bei dem Abschnitt über das 
Salzwerk Stassfurt regelmässig der Vermerk: „Minderpro¬ 
duktion nicht unbedeutend, theilweise durch Preisaufbesse¬ 
rungen ausgeglichen“, oder: „Kalisalzförderung beträchtlich 
unter der Ziffer des Vorjahres zurückgeblieben, Verkaufs¬ 
preise erfuhren eine geringe Aufbesserung“, oder: „die 
Verkaufspreise für Kali sind etwas gestiegen“ u. s. w. Das 
Kalikartell bemass die Förderung lür Jedes Jahr so, dass 
die Nachfrage an ein bestimmtes Preisniveau von vornherein 
gebunden war. Zur Beurtheilung der Angemessenheit des Ge¬ 
winnes seien einige Angaben über die Selbstkosten eines 
hervorragenden Werkes aus authentischen Quellen^) mitge- 
theilt. Es betrugen im Jahre 1888 bei den Kaliwerken in 
Aschersleben die Selbstkosten per 1 Zentner (einfach) Chlor- 
kälium von 90 Prozent 3 M. 17 Pf. im Höchstbetrag, 1 M. 
98 Pf. im Mindestbetrag. Der Verkaufspreis für den Zentner 
(einfach) belief sich auf 7 M. Es betrugen für 1 Zentner 
(einfach) Kainit die 

1888 1889 

Selbstkosten 32,5 Pf. max. 15,3 Pf. max. j per 
14,6 „ min. 11,4 „ min.f 1 Zent- 

Verkaulspreis für das Inland 75 Pf 75 Pf ( 

„ „ „ Ausland 95 „ 95 „ Heinfach) 

Die Stassfurter Konvention gehört zu den mustergülti¬ 
gen Kartellen höherer Ordnung, sie arbeitet mit allen 
Kunstgriffen der Technik, sie wirthschaftet mit sehr grosssen 
Mitteln auf hoher Stufenleiter, sie ist der ganzen Kultur¬ 
welt gegenüber schon dadurch bevorzugt, dass sie vorläufig 
wenigstens ein Naturmonopol besitzt. Deutschland ist die 
Heimath der Kalischätze, da wo sich das Gebiet des Zech 

1891/92, 1892/93, in den Anlagen zu den Stenographischen Be¬ 
richten über die Verhandlungen des Hauses der Abgeordneten: 

3. Session, 17. Legislaturperiode 1890/91, Bd. II, S. 1104: AnlagenII. 

4. Session der 17. Legislaturperiode 1892, Band II, Aktenstück 
No. 6 . S. 737ff.: Anlagen etc., 5. Session der 17. Legislaturperiode 
1892/93. Band III, S. 1266. Denkschrift etc. S. 7. 

®) Auf der zu Dresden am 15. September 1893 abgehalteneu 
Generalversammlung des Vereins zur Wahrung der Interessen 
der chemischen Industrie Deutschlands theilte der Generalsekretär 
Dr. O. Wenzel in dem Berichte über die Geschäftsthätigkeit des 
Jahres 1892 mit, dass in der Industrie der Alkalien und Säuren 
die Durchschnittsdividende 1884: 6,75, 1885:5,77, 1886; 5,74, 1887: 
6,68,1888 : 7,44,1889: 7,17,1890; 7,46,1891: 6,30,1892 : 6,38 Prozent 
betragen hat. Die Consolidirten Alkaliwerke Westeregeln gaben 
1 1892 0 Prozent, die Kaliwerke Aschersleben 10, die Solvay-Werke 
1 773 , die Vereinigten chemischen Fabriken Leopoldshall St. Pr. A. 

I 5, die St. A. 3. die Stassfurter chemische Fabrik vormals Vorster 
I und Grüneberg 8 , Concordia 22 , Ascania 3 Prozent und Dividende. 

I ’) Entwurf S. 14. 

I ®) Bericht der XIII. Komm., S. 17 
1 Denkschrift a, a. O., S. 6 , 7. 
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Steins und des bunten Sandsteins erstreckt. Der obere 
Zechstein, an den die Kalisalze überall gebunden sind, ist 
im deutschen Reich von einer Linie begrenzt, die von 
Heidelberg über Hanau, Marburg, Arolsen, Lüneburg, 
Segeberg und über Altenberg, Speerenberg, Inowrazlaw bis 
zur Ostsee läuft. 1) Grossgewerbe und Landwirthschaft des 
Erdrunds sind auf die deutschen Kaliwerke naturnothwendig 
angewiesen. Ob sich später einmal die bergmännische Kali¬ 
gewinnung in anderen Ländern, (Fachleute verweisen auf das 
Pendschab und Persien,)2) entwickeln wird, ist eine Frage, 
die heute noch nicht praktisch geworden ist, vielleicht auch 
in Zukunft nicht praktisch werden wird. Die Salzlager¬ 
stätten, die heute der preussische Fiskus besitzt, betragen 
allein nach einer überschlägigen Schätzung etwa 82 Milliarden 
Zentner Kalisalze, würden also bei dem jetzigen Stande 
der Förderung ungefähr zweitausend Jahre ausreichen. Wenn 
sich, wie zu hoffen ist, die Erzeugung verdreifacht oder ver¬ 
vierfacht, müssten, wie Freiherr von Berlepsch hervorhob, 
hunderte, ja tausende von Jahren vei gehen, ehe die Salze 
erschöpft wären, da auch ausserhalb der bereits gemutheten 
und verliehehen Felder noch grosse nicht erbohrte und auf 
ihre Mächtigkeit untersuchte Kalilager anstehen.8) 

Je nachhaltiger die Praxis die Lehre Liebigs von der 
Wichtigkeit des Mineraldüngers ausnützt, eine um so 
grössere Rolle werden die Abraumsalze, von deren Werth 
man bei ihrer ersten Auffindung und Aufschliessung durch 
ßskalische Bohrungen in Stassfurt keine Ahnung hatte, in 
dem Haushalte der Landwirthschaft spielen, was freilich 
nicht zu einer Ueberschätzung des Kalidüngers führen darf.^) 
Noch im Jahre 1880 beschränkte sich der Verbrauch an 
Rohsalzen, besonders an Kainit in der deutschen Landwirth¬ 
schaft auf 237 686 Meterzentner, ist aber im Jahre 1892 auf 
4 120 188 Meterzentner und in der ersten Hälfte des Jahres 
1893 auf 2 820 857 Meterzentner gestiegen. Und doch steht 
der Verbrauch von Kalidünger noch immer erst in den An¬ 
fängen. Denn dem Boden werden jährlich 30—-342 kg Kali 
für das Hektar entzogen, die einer Kainitmenge von 2,25 bis 
26,7 Meterzentnern entsprechen und nur zum geringsten 
Theil durch die thierischen Dünger wieder Ersatz finden. 
Dagegen wurden in Deutschland auf das Hektar Erntefläche 
im Jahre 1891 nur 0,0875 Meterzentner Kainit verbraucht.*) 
Heute ist der Hauptabnehmer von Kalisalzen die Industrie, 
besonders die chemische Grossindustrie aller Länder, deren 
Jahresbedarf bis zu 24 Millionen Zentner das Jahr betragen 
hat. Es giebt ja kaum ein Erzeugniss der chemischen In¬ 
dustrie, das vom Chlorkalium unabhängig wäre. Der Erlös 
der Kaliwerke aus dem Verkauf der Fabrikate betrug 1892 
21 295 604 M., aus dem Verkauf der Düngesalze nur 
7584006 M.6) 

Getreu den Grundsätzen einer zielsicheren Kartellpolitik, 
führte die Stassfurter Konvention einen planmässigen Kampf 
gegen jeden Wettbewerb, der sie in ihrer Machtstellung 
gefährden konnte. Den Out-sider zwingt sie so gut wie 
der Walzwerkverband zur Unterwerfung, indem sie ihn 
unterbietet und zum Eintritt in die Vereinigung nöthigt. 
Das Salzwerk Wilhelmshall bot, ehe es dem Syndikat 
angehörte, Karnallit zu 68 Pf. an, während der Syndikatspreis 
90 Pf. betrug. Sofort setzte das Syndikat den Preis auf 
60 Pf., wie er vor 1879 gang und gebe war,7^) herab und 

Bericht etc., S. 3. 

* Sten. Ber. etc, des Hauses der Abgeordneten, Sitzung vom 
20. Februar 1894, Bd. II, S. 571 ff. 

*) Sten. Ber. etc., Haus der Abgeordneten, 19. Sitzung vom 
20. Februar 1894, S. 570/71. 

*) Siehe die treft’enden Ausführungen Seeligs in der Sitzung 
des Hauses der Abgeordneten am 24. Januar 1884, in den Sten. 
Ber. über die Vcihandlungen der beiden Häuser des Landtags. 
Haus der Abgeordneten. Zweiter Band, S. 960/61. 

*) Entwurf etc., S. 9. 

®) Bericht der XIII. Kommission, S. 4, 7. 

’j Sten. Ber. etc., Berlin 1884, Bd. 11, S. 958. 


erzwangso den Beitritt des Werkes.®) Nachdem dies geschehen, 
werde der Preis für Karnallit sogleich wieder auf 90 Pf. erhöht. 

Das geschlossene Vorgehen der Privatwerke und der 
preussischen Regierung tritt noch viel schärfer und wirk¬ 
samer in der Thätigkeit der Schutzbohrgemeinschaft 
zu Tage. Die Schutzbohrgemeinschaft, das heisst das Syn¬ 
dikat, unternimmt ausserhalb Preussens überall die Kon¬ 
kurrenzbohrungen, wo ein Privatunternehmer auf Kalisalze 
bohrt. In Preussen tritt an Stelle der Schutzbohrgemein- 
schaft dafür der preussische Bergfiskus ein, der jeder 
Bohrung eines Privaten eine andere Bohrung entgegensetzt 
und Felder muthet und so die ganze norddeutsche Tiefebene 
abgebohrt hat, um „im staats- und volkswirthschaftlichen 
Interesse zur Fernhaltung der Konkurrenz die Verleihung 
neuer Salzfelder an Private im Bereich des preussischen 
Staats durch Konkurrenzbohrungen zu verhindern®).“ Der 
Betrieb des Kalibergbaues ist sehr lohnend, das Kapital 
drängt sich zur Ausnützung der Kalischätze, die Tiefboh- 
rungen auf Kalisalze mehren sichi®), das Syndikat sucht den 
Rivalen zuvorzukommen. Die Denkschrift des Vereins für 
die bergbaulichen Interessen im Oberbergamtsbezirk Dort- 
mundii) äussert sich kühl und rückhaltslos darüber wie folgt: 
„Der letzte Grund aller dieser Bemühungen des Privat¬ 
kapitals, sich in den Besitz von Kalilagern zu setzen, all 
dieser mühsamen Bohrungen ist der Wunsch, an den be¬ 
friedigenden Erträgen des Kalibergbaues theilzunehmen; wie 
auf der anderen Seite der letzte Grund all der Konkurrenz¬ 
bohrungen und des heftigen Jagens des Fiskus und der 
Schutzbohrgemeinschaft, d. h. des Kalisyndikats, nicht etwa 
die Sorge um den Schutz des Kalis vor Wassereinbrüchen 
und die Sicherung der Nachhaltigkeit dieses „nationalen 
Schatzes“, um das Blühen und Gedeihen der deutschen 
Landwirthschaft und der deutschen Industrie ist, sondern 
der kaufmännisch durchaus berechtigte Wunsch, sich die 
bisherigen befriedigenden Gewinne auch für die Zukunft zu 
Sichern. Das scheint uns das ganze Geheimniss der stür¬ 
mischen Bewegung auf dem Kalimarkte zu sein.“ Das 
Syndikat will „durch Schutzbohrungen das Entstehen einer 
übergrossen Anzahl neuer Kalibergwerke hintanhalten^®).“ 

Wie stehen die Dinge heute? Das Syndikat beherrscht 
den inneren Markt und den Weltmarkt, es diktirt die Preise; 
die von dem preussischen Fiskus und der Schutzbohrgesell¬ 
schaft gemeinsam erbohrten Kalifelder stehen in sicherer 
Reserve. Der Kainitverbrauch lässt sich auf das 26- bis 
312 fache steigern, der Mehrbedarf der Landwirthschaft kann 
bei angemessener Preisstellung ungeheuer wachsen. Auch 
die mit Riesenschritten fortschreitende chemische Industrie 
wird ihren Verbrauch erheblich vermehren können. Aber 
die Erfolge des Syndikats reizen zur Nacheiferung, kapi¬ 
talistische Konkurrenzunternehmungen erstehen, die Stass- 
furter Konvention hat mit immermehr out-siders zu rechnen, 
die ihre Berechnungen zu verschieben, ihre Kreise zu stören 


®) Sten. Ber. etc., Berlin 1893, Bd. III, S. 1338 ff. (Sitzung vom 
4. März 1893); Bericht etc., S. 5. 

Bericht etc. S. 4. „Zur Ausführung von Bohrarbeiten“ sind 
im Kapitel 22, Titel 11 des Staatshaushaltsetats für das Jahr vom 
1. April 1894/95 (Anlagen, Bd. 1, No. 9. Berg-Verwaltung, S. 26) 
250000 Mark angesetzt. Im Jahre 1890 betrug die dafür ausge¬ 
worfene Summe 1(X) 000—150 000 Mark. Vgl. Sten. Ber., H. d. 
Abg. Berlin 1890. Zweiter Band, S. 757 (30. Sitzung vom 17. März 
1890). Ueber das Vorgehen des Fiskus siehe u. a. auch das Blatt 
der rheinisch-westfälischen Grubenbesitzer, den Glückauf (Essen), 
XXX. Jahrg., No. 20 vom 10. März 1894, S. 339 f: Zur Geschichte 
der Schutzbohrgesellschaft und des Kaligesetzes. Es handelt sich 
um eine Bohrung auf Salze bei Röderhof am Huy in der Provinz 
Sachsen. 

‘®) ln der Anlage befindlich sind die Werke Jessnitz, Hedwigs¬ 
burg, Herne, Goslarer Tiefbohrgesellschaft, Salzungen, InowTazlaw, 
Lübtheen. Denkschrift a. a. O., S. 8. 

») A. a. O., S. 7. 

*‘‘') Enmurf, S. 13. 
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drohen, mit denen sie sich wohl oder übel abzufinden haben 
wird. Je höher die Zahl der Rivalen, desto peinlicher die 
Lage des Kartells, das von Kampf zu Kampf gedrängt wird. 
Die Festigkeit der „angemessenen Preise“ ist bedroht. Je 
mehr Werke in das Kartell aufgenommen werden müssen, 
um so schwieriger wird die Uebereinkunft über die Ver- 
theilung der Förder- und Absatzmengen. „Bei Fortdauer 
des heutigen Rechtszustandes . . . wird das Syndikat nicht 
länger aufrechtzuprhalten seini)“. 

Da erscheint am 8. Februar 1894 die preussische Re¬ 
gierung auf dem Plane mit dem Entwurf eines Gesetzes 
betreffend die Aufsuchung und Gewinnung von Kali- 
und Magnesiasalzen. Der im Handelsministerium aus¬ 
gearbeitete Entwurf beseitigt für Kali- und Magnesiasalze 
die durch das Allgemeine Berggesetz vor fast drei Jahr¬ 
zehnten eingeführte Bergbaufreiheit, die unstreitig den ka¬ 
pitalistischen Grossbetrieb des preussischen Bergbaues ent¬ 
fesselt hat. 

Im Jahre 1865 wurden in Preussen 36635 Tonnen, 1887 
aber 800392 und 1892 bereits 826619 Tonnen Kalisalze ge¬ 
fördert. Ohne Bergbaufreiheit kein moderner Bergbau, keine 
Entwickelung des Grubenwesens, wie wir es heute haben. 
Das Bergwerkskapital bedurfte dieser Emanzipation gerade 
so wie der dritte Stand des Falls der feudalen Wirthschafts- 
ordnung. 

Der Entwurf spricht dem Staate das alleinige Recht der 
Aufsuchung und Gewinnung von Kali- und Magnesiasalzen 
zu. Ausgenommen sind in der Provinz Hannover die auf 
Grund des Verfügungsrechts des Grundeigenthümers eröffne- 
ten Gewinnungen dieser Mineralien, wenn das Vorkommen 
vor Inkrafttreten des Gesetzes entdeckt war oder — falls die 
Entdeckung durch Schürfarbeiten geschah — wenn die Schürf¬ 
arbeiten vor dem 8. Februar 1894 begannen; im übrigen 
Preussen die beim Inkrafttreten des Gesetzes vorhandenen 
Berechtigungen, sowie die bis zu diesem Zeitpunkt durch 
Mutungen begründeten Ansprüche auf Verleihungen, aber, 
falls ihre Entdeckung durch Schürfarbeiten geschah, nur 
wenn sie vor dem 8. Februar 1894 begannen. Die vor dem 
8. Februar begonnenen Schürfarbeiten können auch nach 
Inkrafttreten des Gesetzes fortgesetzt werden. Wird binnen 
einem Jahr nach Inkrafttreten des Gesetzes ein Fund ge¬ 
macht, so ist der Staat befugt, gegen Ersatz der auf die 
Schürfarbeit nachwei.slich aufgewendeten Kosten die Ab¬ 
tretung des Fundes zu verlangen. 

Mit einem Worte, der Gesetzentwurf entzieht den Kali- 
und Magnesiasalzen die Bergbaufreiheit und schafft da¬ 
durch ein Monopol, als dessen Theilhaber und Nutzniesser 
der preussische Staat und die übrigen Mitglieder der Stass- 
furter Konvention der Kalisalzwerke erscheinen. Die wich¬ 
tigen Mineralien, um die es sich handelt, sind in den 
mittleren Elbgegenden nach unberechenbaren Mengen vor¬ 
handen, es ist möglich, dass sie sich über einen grossen 
Theil der norddeutschen Tiefebene erstrecken. „In Zu¬ 
kunft“, sagt die schon mehrfach angeführte Vereins-Denk¬ 
schrift^), „sollen die Kali- und Magnesiasalze dem Privat¬ 
kapital und der Privattechnik für alle Zeiten genommen 
werden.“ 

Die Kalifrage hat schon seit Jahren das preussische 
Abgeordnetenhaus beschäftigt, die landwirthschaftlichen 
Unternehmer mussten sich mit dem Syndikat praktisch aus¬ 
einandersetzen, das ihnen Dank dem Eingreifen der preussi¬ 
schen Regierung eine Reihe von Zugeständnissen (Staffel¬ 
preise nach dem Osten u. s. w.) machte. Bezieht doch die 
Düngerabtheilung der deutschen Landwirthschaftsgesell- 
schaft fast die Hälfte der deutschen Kalirohsalze^). Mit den 
anderen Verbänden der Dünger fabrikanten hatten die Agrarier 

Entwurf, S. 14. 

A. a. O. S. 1. 

*) Rede von Schultz-Lupitz im Hause der Abg., 45. Sitzung 
^'orn 4. März 1893, Sten. Ber. etc., Dritter Band, S. 1339. 


heftige Fehden wegen der Preisfestsetzung auszufechten. 4) 
Ein Verfechter des Kalimonopols, das bereits 1883 von der 
Zentralmoorkommission gefordert worden war, im Landtage 
war der als Kulturtechniker wohlbekannte Dr. Schultz- 
Lupitz, der mehr als einmal darüber und über die Kali¬ 
frage überhaupt monologisirte, nur selten durch Widerrede 
oder Zustimmung unterbrochen.^) Die Regierung sprach 
sich über ihre Theilnahme am Syndikat, trotzdem sie öfters 
dazu Gelegenheit gehabt hätte, gar nicht aus, erst im Jahre 
1893 lüftet sie den Schleier und giebt öffentlich über die 
Sachlage einige Auskünfte. Der Handelsminister Freiherr 
von Berlepsch erklärt aber noch in der Sitzung vom 
4. März 1893 zu dem Monopolvorschlage des Abg. Schultz- 
Lupitz, das sei „eine sehr ernste Aufgabe“, und er sei heute 
nicht in der Lage, sich bestimmt über diese Sache auszu¬ 
sprechen.®) Aus der Mitte des Abgeordnetenhauses ist nur 
eine Resolution im Jahre 1890 hervorgegangen, die die Re¬ 
gierung auffordert, „für die Sicherung der deutschen Kali¬ 
lagerstätten vor Wassersgefahr Sorge zu tragen.“ Von 
einer Aufhebung der Bergbaufreiheit aber war nicht die 
Rede, die Schlüsse, die der Entwurf aus der Resolution 
zieht, sind unrichtig. 7) 

Dürftig und unzulänglich erscheint die technische und 
die wirthschaftliche Begründung des Entwurfs, dessen 
eigentliche Absicht trotzalledem deutlich zu Tage tritt. 

Es wird hervorgehoben,*^) dass der von der Landwirth- 
schaft vor dem Karnallit bevorzugte Kainit sich nur in 
beschränkterem Umfange vorfinde, — er kommt nur in den 
oberen Schichten der Kalisalzlagerstätten als sogenannte 
Schichtenhut über dem die Hauptmasse der Lagen aus¬ 
machenden Karnallit vor —, sodass „mit der Möglichkeit 
einer Erschöpfung der Kainitlager in absehbarer Zeit ge¬ 
rechnet werden müsse.“ Aber die von uns schon vorhin 
mehrfach angeführten amtlichen Aktenstücke, die Erklärungen 
der Regierungsvertreter stehen dazu im schroffsten Gegen¬ 
satz, wonach die vorhandenen Kalisalzlager für Jahrtausende 
ausreichten, sodass, wie in demselben Entwurf zu lesen ist, 
„die Erschöpfung der Lager nicht zu befürchten sei,“ wonach 
ferner „die bereits vorhandenen Kaliwerke mehr als ausreichen, 
um auch den weitestgehenden Anforderungen der Konsu¬ 
menten für lange Zeit gerecht zu werden.“9) Trotzalledem 


*) Siehe Schocnlank, Die Kartelle a. a. O. S. 526; derselbe. 
Ein Kapitel aus der urkundlichen Geschichte der Kartelle, im 
Archiv für soziale Gesetzgebung und Statistik, Band V, S. 403 ff., 
passim. 

®) Sten. Ber. etc., Berlin 1884, Erster Band, S.279ff.; Zweiter 
Band, S. 861/62, 958 fl'.; Sten. Ber. etc., Berlin 1890, Zweiter Band, 
S. 756 ff.; Sten. Ber. etc., Berlin 1893, Dritter Band, S. 1338 ff. 

*) Sten, Ber. etc., Berlin 1893, Dritter Band, S. 1342. 

Siehe auch die Denkschrift a. a. O. S. 2. 

®) Entwurf etc., S. 10. 

®) Entwurf etc., S. 13. Von hohem Interesse sind die Aus¬ 
führungen des Regierungs-Entwurfs S. 10/11 über die Nachtheile 
„einer völlig freien Privatindustrie“. Die Privatindustrie habe 
naturgemäss immer das Bestreben, auf dem sichersten und kürze¬ 
sten Wege einen möglichst hohen Gewinn aus ihren Berecht- 
samen zu ziehen. Sie werde namentlich bei starkem Wettbewerb 
nur die reicheren Lagerstätten, die unter jeder Konjunktur Ge¬ 
winn versprächen, ausnützen, die weniger edlen Vorkommen aber, 
die nur mit bescheidenem Gewinn nutzbar zu machen seien, 
ohne Rücksicht auf die dadurch dem Volksw^ohlstand zugelügten 
Nachtheile preisgeben. Der Privatbergbau werde auch nicht vor¬ 
wiegend für die Interessen der einheimischen Industrie und Land- 
vvirthschaft, sondern für die Ausfuhr, für das Ausland thätig sein. 
Der Entwurf macht ferner dem Privatkalibergbau den Vorwurf, 
er liefere nicht den garantirten Düngergehalt in den Kalisalzen 
und gebe sie mit schädlichen Bestandtheilen durchsetzt ab, er 
baue auch die minderwerthigen und für die Landwirthschaft sogar 
schädlichen Salze ab und verschleisse sie; Entwurf S. 11. In 
der Sitzung des Hauses der Abgeordneten vom 20. Februar 1894 
(Sten. B. etc.. S. 582) erklärte freilich der Handelsminister, er ver¬ 
wahre sich dagegen, „dass in den Motiven irgend ein Vorwurf 
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redet der Entwurf von „Schonung der werthvollen Kali¬ 
lager“, von „schrankenlosem Wettbewerb und Ueberpro- 
duktion“, von „Vernichtung des unersetzlichen Schatzes, 
den das Vaterland in seinen Kalisalzen besitzt.“ Qui trop 
cHreint mal embrasse. 

In erster Linie erscheint die Sicherung der Kaliberg¬ 
werke gegen Wassergefahr in der That als eine der 
wichtigsten Fragen. Ersäuft ein Kohlenbergwerk, so können 
die Wassermengen aufgewältigt werden, während bei dem 
Ersaufen eines Kaliwerkes die neu nachdringenden süssen 
Wasser die Substanz immer mehr zerstören, die Sicher- 
heits- und Markscheidenpfeiler vernichten, die Nachbarbe¬ 
triebe und die Erdoberfläche gefährden. So lange Kali¬ 
bergbau in Preussen umgeht, haben vier Schächte gefähr¬ 
liche Wasserdurchbrüche zu verzeichnen: zwei Schächte 
des Kalibergwerks Schmidtmannshall 1886, Douglashall bei 
Westeregeln 1891 und das an haitische Staatswerk Leopolds¬ 
hall, das übrigens durch Ausstopfung und Auspumpung der 
Wasser zeigte, dass auch in einem Kalibergwerke die Wasser 
bewältigt werden können.i) 

Wie kommt aber gerade die preussische Regierung, 
die gleich der Schutzbohrgemeinschaft systematisch die 
„Schutzbohrungen“ betreibt, dazu, sich darüber zu beklagen, 
dass die Wassergefahr „durch jedes Bohrloch vermehrt 
wird?“ Mit Recht hebt die Denkschrift des Vereins für die 
bergbaulichen Interessen im Oberbergamtsbezirk Dortmund 
hervor, dass durch die Konkurrenzbohrungen des Fiskus die 
Gefahr des Ersaufens geradezu verdoppelt worden ist. 

Ohne Zweifel müssen die peinlichsten Schutzmaassregeln 
angewendet werden, um die Wassergefahr, wenn nicht zu 
verhüten, so doch auf das möglichst geringste Maass zurück¬ 
zuführen. Bedarf es aber dazu des Monopols? Schon heute 
giebt das Berggesetz (§ 196) den Bergbehörden die nöthigen 
Vollmachten, für die Erhaltung des Betriebs durchgreifend 
zu sorgen. Will die preussische Regierung das drohende 
Ersaufen von Kaliwerken verhindern, so kann sie deshalb 
bergpolizeiliche Vorschriften erlassen und durchführen, die 
den Betriebsplan zweckmässig zum Schutz der Oberfläche 
und zur Sicherheit der Baue umgestalten. Das Oberbergamt 
zu Halle a. S. hat denn auch bereits eine Reihe von Polizei¬ 
verordnungen erlassen, die sich im wesentlichen die Auf¬ 
gabe stellen, die Salzbergwerke in ihrem Bestände zu sichern.-) 
Man möge z. B. die Vorbohrung der Firsten vorschreiben, 
ein ziemlich sicheres Schutzmittel gegen Wasserdurch¬ 
brüche! Dazu kommt noch eins. So wenig das Unter¬ 
nehmerthum an die Sicherung des Arbeiterschutzes zu 
wenden geneigt ist, so eifrig bemüht es sich für die Sicherung 
der Produktion, für die Anwendung der arbeitssparenden, 
Gewinn sichernden, die Ergiebigkeit der Erzeugung för¬ 
dernden Errungenschaften unserer Technik. Kein technischer 
Fortschritt z. B., der die Erträge hebt und die Intensität der 
Arbeit steigert, den nicht die rheinisch-westfälische Kohlen¬ 
industrie benützt hätte. Wie anders ging es mit den Ein¬ 
richtungen der Unfallverhütung, auch mit denen, die die 
Bergbehörde angeordnet hatte!3) Der Privatbergbau „thut 
auch ohne polizeiliches oder gesetzliches Zuthun im eigenen 
Interesse, um seinen Besitz zu sichern alles, was zu dieser 
Sicherung überhaupt gethan werden kann.““*) 

Eine „zu weit ausgedehnte fabrikatorische Verar¬ 
beitung der Kalisalze“ ist nach dem Entwurf dann zu 

gegen die Privatindustrie ausgesprochen wäre, auch kein ver¬ 
steckter.“ 

*) Denkschrift S. 3. 

'■*) Rede des Abg. Schultz ( Bochum) in der Sitzung des Hauses 
der Abgeordneten vom 20. Februar 189-1, .S. 580; Denkschrilt S. 3. 

3) Vgl. K. Oldenberg, Studien über die rheinisch-westfälische 
Arbeiterbewegung I. in dem Jahrbuch für Gesetzgebung, Ver¬ 
waltung und Volkswirthschaft im deutsclien Reich. XIV. Jahrgang, 
S. 622 ff. 

■*) Denkselirif't S. 4. 


befürchten, wenn das Kalimonopol nicht eingeführt wird. 
Die aber schädige das öffentliche Interesse, da die Fabri¬ 
kation die Wasserläufe verunreinige. Die Regierung selbst 
erklärt, wie wir schon angeführt haben, dass gerade die 
Aufbereitung und Verarbeitung der Rohstoffe des Kali¬ 
bergwerksbetriebes dessen Blüthe herbeigeführt habe, sie 
weist nach, dass der Erlös der Kaliwerke aus dem Verkauf 
der Fabrikate 21 295 000 M., der Erlös aus dem Verschleiss 
der Rohsalze nur 7 584 006 M. betragen hat. „Hätten die 
Werke,“ heisst es in dem Kommissionsbericht, „nicht den 
hohen Gewinn aus den Fabrikaten, würden sie gar nicht im 
Stande sein, der Landwirthschaft die Düngersalze zu den 
gegenwärtigen niedrigen Preisen zu liefern.“®) Nicht ohne 
Grund erblicken die Sachkundigen in der Verarbeitung 
der bergbaulichen Rohstoffe „die Zukunft des vater¬ 
ländischen Bergbaues.“ Bedarf es aber des geplanten 
Monopols, um der öffentlichen Gesundheitspflege zu dienen? 
Genügt nicht ein verständiges, scharfes Eingreifen der 
Gesundheitspolizei? Und hat nicht der Entwurf eines Wasser-- 
gesetzes, der jetzt der Beurtheilung der wirthschaftlichen 
Körperschaften unterliegt, bereits Vorkehrungen gegen die 
gemeinschädliche Verunreinigung der Wasserläufe getroffen? 

Wer vernutzt zum grössten Theil die Fabrikate? Das 
Ausland. Die Kaliwerke sind grösstentheils auf die Aus¬ 
fuhr angewiesen, sie treiben ein Exportgewerbe. „Der Gewinn 
der Kaliwerke kommt im Wesentlichen“, so erklärt der Re¬ 
gierungskommissar in der XIII. Kommission,6) „aus den 
Auslandspreisen und aus dem Ueberschuss der Fabriken.“ 
Von den Fabrikaten im Betrage von 21 295 604 M. gehen 
für 14 112 230 M. in das Ausland. „Der Absatz an das Aus¬ 
land ist Voraussetzung der niedrigen Inlandspreise.“ Was 
die Regierung nicht abhält, in den Motiven*^) die „Besorg- 
niss“ für begründet zu halten, „dass die einseitige Begün¬ 
stigung des Exports nachtheilig auf die Preisstellung für 
den inländischen Verbrauch zurückwirken wird, und dass 
gerade auch diejenigen Salze vorzugsweise ins Ausland ge¬ 
langen, deren Verbleib im Inland erwünscht sein muss.“ 
Was für ein unlöslicher Rattenkönig von Widersprüchen in 
diesem Entwurf! Mit wohlverdientem Spott weist die Essener 
Denkschrift®) darauf hin, dass die Reichsregierung zu Gun¬ 
sten der Handelsverträge die Nothwendigkeit der Ausfuhr 
entschieden betont habe. Um die Verworrenheit der preussi- 
schen Gesetzgebung zu kennzeichnen, sei nur noch eines 
bemerkt. Der Kaligesetzentwurf fordert die Einschränkung 
der Ausfuhr des Kalis. Der Gesetzgeber aber, der die fast 
gleichzeitig mit dem Kaligesetze berathene Vorlage über 
die Errichtung des Elb-Travekanals begründet hat, weist 
die Einträglichkeit des Kanals nach aus der grossen Ausfuhr 
dieses wichtigen Düngemittels nach dem Ausland.®) 

Auf dass es auch nicht an einem sozialpolitischen 
Zwecke im engeren Sinne fehle, wird dem geplanten 
Gesetze der „nicht zu unterschätzende Vortheil“ nachge¬ 
sagt, dass das Monopol „einer nicht unerheblichen Anzahl 
von Arbeitern, die sich auf etwa 5000 Mann belaufe, dau¬ 
ernd lohnenden Verdienst zusichere,“ wie denn jetzt schon 
von dem in dem Zeichen des Syndikats stehenden Bergbau ge¬ 
rühmt wird, dass er den Arbeitern „einen sichern und verhält- 
nissmässig reichen Lebensunterhalt gewähre i®).“ Was der 
„angemessene Gewinn“ der Syndikatsgenossen bedeutet, 
haben wir bereits gesehen. In den letzten Jahren hat die 
Zahl der fiskalischen Salzwerksarbeiter zwischen 1000 und 
1200 geschwankt. Der Etat für 1894/95^1) setzt an Betriebs¬ 
löhnen, Gratifikationen, Reise- und Umzugskosten für her- 

Bericht etc., S. 7. 

Bericht, S. 7. 

’) Entwurf S. 11. 

«) A. a. O. S. 5. 

3) Bericht, S. 9. 

^0) Entwurf S. 14. 

‘>) A a. O., Nr. 9, S. 14. 
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anzuziehende Arbeiter, Unterstützungen, Ausgaben für Mark¬ 
scheiderarbeiten, Kosten der Knappschaftsfeste u. s. w. 
einen Betrag von 1 594 520 M. aus. Das ergäbe in rauhem 
Durchschnitt, ohne die lohnstatistisch nothwendige Unter¬ 
scheidung des Alters und der Thätigkeit der Arbeiter, ein 
Jahreseinkommen von etwa 1450 M., was angesichts der 
schweren, ungesunden Arbeit gewiss keinen „verhältniss- 
mässig reichen Lebensunterhalt“ bedeutet. In den Jahren 
1890 und 1891 standen die Durchschnittlöhne aller Arbei¬ 
ter und 1892 der Durchschnittslohn der Hauptklasse „unter¬ 
irdischer eigentlicher Bergleute“ im Kohlenbergbau des Ober¬ 
bergamtsbezirkes Dortmund höher als im Salzbergbau des 
Oberbergamtsbezirks Malle a. S.^) Die Zahl der in dem 
Stassfurter Staatswerke beschäftigten Arbeiter schwankt 
erheblich. Im Jahre 1882/83 fördern 784 Mann 341 088 t, 
im nächsten Betriebsjahre 1166 Mann 306165 t, 1889/90 
1057 Mann 214 546 t, 1890/91 937 Mann 230 354 t. Aus dem 
Wechsel der Fördermenge, die das Syndikat seinem Be- 
dürfniss, gute Preise und angemessenen Gewinn zu erzielen, 
anpasst, ergiebt sich der Wechsel in der Kopfzahl der 
Belegschaft. „Regelung“ der Produktion ist heute bereits 
die Losung. Da das Monopol uns vor der „Ueberproduk- 
tion“ schützen soll, wird voraussichtlich die Erzeugung 
eingeschränkt oder auf einer bestimmten Stute gehalten 
werden. Der „lohnende Erwerb“ wird also auf eine gewisse 
Zahl von Bergarbeitern beschränkt, der Nahrungsspielraum 
für die arbeitsfähigen Hände wird verringert, der Ueber- 
schuss der industriellen Reservearmee erhöht werden. Denn 
das Monopol soll ja einen Damm gegen die Auf¬ 
schliessung neuer Kalisalzlagerstätten errichten, es wird folg¬ 
lich die Aussicht auf neue Arbeitsgelegenheit herabsetzen 
oder vernichten. Eine eigenartige Sozialpolitik, die die Un¬ 
sicherheit der Beschäftigung potenzirt und die Möglichkeit des 
ErwerbsTausenden versperrt, anstatt die Bahn für eine verstän¬ 
dige, bergpolizeilich zum Nutzen des Gemeinwohls gesicherte 
Abteufung neyer Schächte zu ebnen, anstatt durch einen 
wirklichen Bergarbeiterschutz die Lage der Bergarbeiter 
zu verbessern und ihnen das Vereinigungsrecht, dieses 
nothwendige Werkzeug des Interessenkampfes wirklich zu 
verbürgen. Die Unternehmerverbände wissen ja die Macht 
der von Staatswegen geförderten Koalition geschickt aus¬ 
zunützen. 

Welches Vertrauen können die Bergarbeiter in eine 
Monopolverwaltung setzen, die Hand in Hand mit den 
privaten Grubenherren des Syndikats geht? Sind nicht die 
Zustände gerade im Stassfurter Bezirk, in den Salzwerken 
überhaupt unleidlich? Lastet dort nicht ein besonders 
schwerer politischer und sozialer Druck auf den Gruben¬ 
leuten? Sind nicht im Stassfurtischen jene schwarzen 
Listen im Schwange, die jeden politisch Missliebigen ohne 
Grund ausser Brod werfen, schwarze Listen, bei deren 
Herstellung und Verwendung preussische Bürgermeister 
mitwirken, natürlich nur als „Privatleute“? Was für Hoff¬ 
nungen soll die bergmännische Bevölkerung in eine Re¬ 
gierung setzen, die in der Bergwerksnovelle den berufenen 
„Knappentrutz“ geschaffen hat, die den Ausstand im Saar¬ 
gebiet rücksichtslos unterdrückt und die „Rädelsführer“ für 
alle Zeit maassregelt und brotlos macht, die die staatliche 
Bergwerksabgabe ausser Hebung setzt und den Standes¬ 
herren ihr Privatbergregal konsolidirt? Zu alledem soll 
jetzt die Gewalt eines allmächtigen, jeden Wettbewerb zer¬ 
störenden, den Arbeitsniarkt so gut wie den Verschleiss 
selbstherrlich lenkenden fiskalisch - patrizischen Monopols 
treten. Der preussische Fiskus regiert den Salzbergbau 
gemeinsam mit einer Handvoll neuer Kali-Standesherren, 
denen er unerhörte Vorrechte in den Schooss wirft. Denn 
die glücklichen Besitzer, die Gewerken und Aktionäre der 
Kaliwerke sind Mitregenten, die bestehenden Privatwerke 
werden um viele Millionen werthvoller. 

V) Denkschrift, S. 5. 


Hätte der Staat das Monopol für sich allein ge¬ 
wollt, so hätte sich unter der Voraussetzung räsonnabler 
sozialpolitischer Bürgschaften darüber reden lassen. Dann 
aber musste er die Bergwerke aufkaufen, ehe er verstaat¬ 
lichte. Der Kaufpreis hätte dann etwa 300 Millionen be¬ 
tragen, jetzt sind sie den neuen Feudalherren in spe 
nicht für eine halbe Milliarde feil.‘-^) Und wenn der preussi¬ 
sche Kalibergbau monopolisirt ist, dann beginnt der Krieg 
mit den nichtpreussischen Salzwerken in den Nachbar¬ 
ländern, die zum Theil für die Ausfuhr günstiger liegen 

als die Provinz Sachsen. 

Die Vertheidiger des Monopolplans behaupten, dass da¬ 
durch die wüste Spekulation, der „Aktienschwindel“ be¬ 
hoben werde. Zu welch tollen Sprüngen die Jobber gerade 
den Kaligesetzentwurf benützt haben, zeigt ein Blick auf den 
Kurszettel. Taiisend-Mark-Kuxe, die bisher schon auf 18000 M. 
standen, sind jetzt für ein Mehrfaches nicht zu haben, die Aktien 
der Kaliwerke steigen sprunghaft von Tag zu Tage seit 
dem Bekanntwerden des Monopolentwurfs. Bedeutet doch 
dies Gesetz „lediglich die Privilegirung einzelner Privatver¬ 
mögen durch den Staat^)“, der hier wie bei dem Salzverband 
gemeinsame Sache mit einem Kartell macht, zu dem Kartell 
gehört, es festigt und verewigt und auf die Angriffe der 
Herren vom Schienenkartell und Kohlensyndikat schweigen 
muss, die ihm Vorhalten, dass er ab und an im Interesse 
der Steuerzahler das Ausland vor den kartellirten deutschen 
Unternehmern bevorzuge! Es betrug der amtlich festge¬ 
stellte Kurs der Aktien der 



1893 

Kaliwerke Aschcrslcben 

Mk. 

Kaliwerke Westcregelii 

Mk. 

2. 

Oktober 

138,00 

119,50 

16. 


138,40 

113,50 

30. 

„ 

138,25 

124,90 

1. 

November 

138,30 

124,90 

15. 

„ 

138,00 

125,50 

30. 

„ 

139,00 

131.50 

1. 

Dezember 

139,25 

128,90 

15. 

„ 

139,00 

130,00 

30. 

„ 

141,00 

130,00 

2. 

1894 

Januar 

137,00 

130,00 

15. 


136,30 

133,75 

31. 


135,25 

135,10. 


Die Tageskurse für Aschersleben waren dagegen im 
Februar: 135,40, 135,70, 135.70, 135,70, 136.00, 137,40, 138,00 
(8. Februar: Einbringung des Kaligesetzentwurfes), 
139,00, 142,75, 147,10, 147,25, 146,00, 144,00, 147,25, 145,80, 

146,00, 146,70. 146,75, 146,40, 145,90. 147,25, 148,75, 148,75, 

149,00. Im März: 149,75, 150,00, 151,00, 151.00, 153,00. 

154.75, 154,00, 154,50, 155,60, 155,60, 154,50, 153,30, 154,00, 

154,60, 156,25, 156,50, 157,50, 157,75, 159,00, 160,50, 166,50, 

168,00, 166,00, 168,00, 168,75, 167,25 Im April (bis 8. April 
einschliesslich): 165,25, 165,00, 167,00, 165,00, 162,50, 163,60. 
163,10. 

Die Kurse für Westeregeln zeigen die gleiche unruhige 
Aufwärtsbewegung. Im Februar: 135,00, 135,00, 136,00, 
137.25, 138,00, 140,00, 141,00, 142,00, 147,00, 152,00, 148,00, 

147.50, 146,00, 147,25, 146,75, 147,75, 146,75, 146,75, 146.75. 

146.50, 146,10, 147,00. 146,50, 147,60. Im März: 146,50, 148,50, 

149.75, 150,75, 149,60, 148,75, 147,00, 148,00, 149,75, 147,50, 

148,00, 147,75. 149,75, 150,00, 150,00, 150,25, 150,00, 150,00, 

150,30, 154,50, 156,00, 154,50, 156,00, 153,00, 154,75. Im April 
(bis 8. April einschliesslich): 153,50, 153,50, 153,00, 153,00, 
151,(X), 152,50, 152,80. 

Ein Unternehmen, das lebhaft an dem Kaligeschäft be¬ 
theiligt ist, die Stassfurter Chemischen Fabriken, setzte im 
Januar mit 152,75 ein, schloss den Monat mit 162,00, schloss 


‘^) Siehe auch den Glückaul n, a. O.: Der Gesetzentwurf betr, 
die Kali- und Magnesinsalze. 

Denkschrift S. 8. 
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den Februar mit 169,50, den März mit 171,00 und stand am 
8. April 170,50. Diese Zahlen werden genügen. 

Was aber haben die inländischen Verbraucher, 
was hat vor allem die Landwirthschaft, um die sich fast 
die ganze Debatte im Landtage gedreht hat, von dem 
Zwitterzustande des staatlich-standesherrlichen Monopols 
zu erwarten? Die Gefahr des Wettbewerbes, die in der 
Preisbildung wie ein Kompensationspendel wirkt, ist aus 
dem Wege geräumt, alle Hemmnisse der Ausnützung der 
Vorherrschaft sind ausgeschaltet, der Anreiz zur Preisstei¬ 
gerung ist auf das äusserste verschärft. Kein Zweifel, die 
preussische Regierung hat eine allzuarge Preistreiberei durch 
ihren Einfluss verhütet, trotzdem die Preise hoch sind, so 
hoch, dass der eifrigste Fürsprech des Staatsmonopols, 
Schultz-Lupitz, unausgesetzt darüber klagt und die einmal 
zu der Niederkonkurrirung eines out-siders benützten Syn¬ 
dikatsätze als Normalpreise fordert.i) Aehnliche Einwände 
wurden in der Kommission erhoben.^) Der Handelsminister 
hat indessen in der Kommission erklärt, diese Preisherab¬ 
setzung wäre nicht durchzuführen,^) gerade so wie er ent¬ 
schieden die von einem Kommissionsmitgliede gestellte 
wohlbegrOndete Forderung zurückwies, dem Landtage jähr¬ 
lich über die Anzahl, die Betriebsverhältnisse, die Förde¬ 
rung und die Kosten der Kali- und Magnesiasalzwerke, so¬ 
wie über die Verkaufsbedingungen und die erzielten 
Preise dieser Salze Mittheilung zu machen. Frhr. v. Ber¬ 
lepsch protestirte gegen die Aufnahme einer solchen Be¬ 
stimmung in das Gesetz und versprach, dem in dem Antrag 
enthaltenen Wunsche bei der Vorlegung des Etats regel¬ 
mässig nachzukommen. Der Landtag soll auf ein ver¬ 
fassungsmässiges Recht, das ihm Einsicht in den Gang der 
Dinge gewähren würde, zu Gunsten eines Ministerver¬ 
sprechens verzichten, das sicher ehrlich gemeint ist. Aber 
keine gesetzliche Verpflichtung bindet einen Nachfolger des 
jetzigen Handelsministers. . . . 

Doch wie gesagt, die Sicherheit des Monopols stachelt 
zur Erhöhung der Preise an, sie hält zum mindesten von 
ihrer Herabsetzung zurück. Hier sind die deutsche In¬ 
dustrie und die deutsche Landwirthschaft in ihrer Gesammt- 
heit interessirt. An das Chlorkaliumist der Bestand des 
chemischen Grossgewerbes, wie schon angedeutet, unlös¬ 
lich geknüpft, zahlreiche Zweige des Gewerbewesens stehen 
mit ihm in innigem Zusammenhang. Und muss nicht die 
Landwirthschaft, die in den Mineraldüngern ein unentbehr¬ 
liches Hilfsmittel der fortgeschrittenen Ackerbaukunde be¬ 
sitzt, die für den müden Boden der Zufuhr des Kainits und 
seiner wahlverwandten Erzeugnisse in immer wachsendem 
Maassstabe bedarf, die Entwickelung der Kalipolitik mit 
peinlicher Sorgfalt verfolgen und was an ihr liegt thun, dass 
sie nicht in eine falsche Bahn geleitet werde? Wenn je, so 
handelt es sich hier um eine nationalwirthschaftliche Ange¬ 
legenheit. 

Was aber geschieht? Das Organ des Bundes der Land- 
wirthe bekämpft den Gesetzentwurf, die Führer des Bundes 
im Landtag stimmen dafür. Das ist ein Durcheinander viel¬ 
fältiger und verschiedenartiger Interessen, die sich durch¬ 
kreuzen. Jedennoch ist die Frage einfach die, ob die Land- 
wirthe, die kleinen wie die grossen, gewillt sind, einer 
kleinen Gruppe sehr einflussreicher Grubenherren tribut¬ 
pflichtig zu werden oder nicht. Kapituliren die Agrarier 
vor dem Monopolgedanken, so ergeben sie sich nicht blos 
auf Gnade und Ungnade, 'sondern auch die ganze kleine 


>) Sten. Ber., Berlin 1893. 3. Bd., S. 1339. • 

'^) Bericht, S. 7. 

Ebenda. 

Von 1 239618 Meterzentnern Chlorkalium im Werthe von 
16 426 317 M., die im Jahre 1892 aus 6837030 Meterzentnern Kali¬ 
rohsalze herge^tellt wurden, sind 391 718 Meterzentner, also mehr 
als 34 Prozent, in Deut.-chland weiter verarbeitet wurden Ent¬ 
wurf S. 8. 


Landwirthschaft und die deutschen Konsumenten werden 
mitausgeliefert. Um die Verwirrung zu vollenden, ver¬ 
quicken die Agrarier des Reichstages die Monopolfrage mit 
dem für diese Tagung freilich fruchtlosen Antrag auf Aus¬ 
fuhrzölle für Kalirohsalze. Sie verkennen zuvörderst, 
dass die Kalifabrikate den Ausschlag bei der Ausfuhr geben, 
sie bedienen sich eines Kampfmittels aus dem Zeitalter des 
Merkantilismus, das in seiner Wirkung eines sicher herbei¬ 
führt, einen Rückgang der Ausfuhr, eine schwere Schädi¬ 
gung der auf den Export angewiesenen Kaligewerbe. Für 
die Kaliindustrie ist der Aussenhandel eine Lebensfrage; 
ihn unterbinden ist sehr gefährlich trotz des Naturmono¬ 
pols. Eben deswegen aber wird der Inlandspreis nicht 
sinken, wie die Antragsteller zu erwarten scheinen. Im 
Landtag aber helfen sie eine Einrichtung vollenden, die das 
Kali wenn nicht vertheuert, so doch, da jeder Wettbewerb 
erstickt wird, sicher nicht verwohlfeilert. Da haben wir 
wieder Politik der Hilflosigkeit, die für das Gemeinwesen 
höchst bedenklich ist. Wobei zu beachten ist, dass das 
Ausland, wird ihm die Zufuhr zu sehr vertheuert, alle 
Hebel in Bewegung setzen wird, um einen Ersatz zu finden, 
sei es dass man ausserhalb Deutschlands mit Hilfe der 
trefflichen deutschen Bohrtechniker, die in der Fremde ihr 
Brod suchen müssen, Kalilager erschliesst, sei es dass die 
niemals verlegene Technik ein neues Erzeugniss herstelltv*') 
Beruft man sich dagegen auf Gutachten „staatlicher Sach¬ 
verständiger,“ so lehrt gerade die Geschichte der deutschen 
Industrie, was solche Gutachten bisweilen bedeuten. Als in 
den dreissiger Jahren der Herzog von Arenberg sein Privat¬ 
bergregal dem preussischen Staat für 1000 Thaler zum Er¬ 
werb anbot, erklärten die ersten und bedeutendsten berg¬ 
baulichen Sachverständigen der Regierung, 1000 Thaler 
sei zwar nicht viel Geld, aber das Regal sei ganz werthlos, 
da im Arenbergischen keine Steinkohle vorkomme.“^) Heute 
sind dort die mächtigsten und besten Steinkohlenlager 
Deutschlands aufgeschlossen, und der Herzog von Arenberg 
bezieht eine Bergwerksabgabe von 253000 Mark im Jahr. 

Gesetzt, der preussische Bergfiskus beute die von ihm 
gemachten Schutzbohrungen aus, um seinen Antheil an den 
Förderungen des Syndikats und damit seinen Einfluss im 
Syndikat zu erhöhen. Benützt er diesen Einfluss dazu, um 
die Preise zu drücken, so sprengt er das Kartell, und nicht 
bloss die Kaliwerke ausserhalb Preussens, sondern die 
heimischen Privatwerke werden demselben Staate die 
schärfste Konkurrenz machen, der sie privilegirt hat. 

Oder aber der Staat wird die günstige Position zur 
Erhöhung seiner Einnahmen ausnützen, wie er z. B. die Eisen¬ 
bahnen ausnützt. Je weiter wir in das uferlose Meer des 
Militarismus hineintreiben, der das Budget immer mehr für 
sich in Anspruch nimmt zum Schaden aller Kulturaufgaben, 
um so wahrscheinlicher ist diese Wendung zur Ueber- 
schusswirthschaft um jeden Preis. Auch so werden alle 
Konsumenten schlechter fahren als bisher unter der Herr¬ 
schaft der Bergbaufreiheit. 

So freigebig der Entwurf mit Privilegien lür die Syn¬ 
dikatsherren ist, so rücksichtslos beschlagnahmt er be¬ 
stehende Rechte in Hannover. Die Kommission hat da¬ 
gegen Wandel zu schaffen gesucht, und der von ihr um¬ 
gearbeitete Entwurf ist ein gesetzgeberisches Monstrum 
geworden. Er verfügt das Kalimonopol für den Umfang 
der preussischen Monarchie mit Ausschluss der Provinz 
Hannover und schafft einen unerträglichen Ausnahmezustand. 
In ganz Preussen das Monopol, in Hannover die Bergbau- 
freiheiheit, die ärgste Verwirrung und Unsicherheit, die 
sich denken lassen. 


Denkschrift S. 5. 

Schoenlank, die Standesherren und das Privatbergregal in 
Preussen, im Sozialpol. Centralbl. Bd. III, S. 314. 

.Stell. Ber. d. H. d. Abg., 26. Sitzung vom 20. Februar 1894, 

i S. 592. 
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Die Kommission hat darauf verzichtet, der Bestimmung: 
„Die Aufsuchung und Gewinnung der Kali- und Magnesia¬ 
salze steht fortan ausschliesslich dem Staate zu“ eine Klausel 
zum Schutze der Verbraucher in Landwirthschaft und 
Gewerbe hinzuzufügen. Mit Recht bemerkt die Freisinnige 
Zeitung^): „Würde der Gesetzentwurf in der vorliegenden 
Form angenommen werden, so würde die Ausbeutung des 
Monopols einzig und allein in das Belieben der Verwaltung 
gestellt sein. Im Landtage würden zwar auch künftig Reden 
gehalten werden können über die Kalifragen; aber irgend 
eine Einwirkung würde dem Landtage nicht zustehen.“ Dem 
Landtage ist nicht der geringste Einfluss auf die Preis¬ 
stellung gesichert, er hat keine Machtbefugnisse, um auf 
das Syndikat ernstlich einzuwirken. Wird das Abgeord¬ 
netenhaus wirklich die deutsche Volkswirthschaft mit gebun¬ 
denen Händen dem Kalimonopol übergeben? 

Fassen wir das Ergebniss unserer Betrachtung zusam¬ 
men! Der Entwurf, betreffend die Aufsuchung der Kali- und 
Magnesiasalze ist ein Versuch, das Syndikat der Kaliwerke 
gesetzlich zu festigen und die Kaliindustrie in dessen Hand zu 
monopolisiren. Der Entwurf bevorrechtet.zum Schaden der 
Produzenten und der Verbraucher eine kleine Gruppe von 
beati possidentes, seine Motive sind die spanische Wand, 
hinter der sich schamhaft die Privilegienwirthschaft entfaltet. 
Das geplante Monopol, in seinem Keim schon durch nicht- 
preussischen Wettbewerb, der unter Umständen auch ein 
ausländischer werden kann, bedroht, opfert die Bergbau¬ 
freiheit staats- und feudal-fiskalischen Interessen, ohne der 
sozialen Reform auch nur das kleinste Zugeständniss zu 
machen. 

I In seines Wesens Wesenheit ist dies Monopol die höchste 
Stufe eines Trusts, der müde des Wettbewerbs, in der Pose 
des Staatsbetriebes auf der öffentlichen Bühne erscheint, 
ohne auch nur einen Augenblick seine grosskapitalistische 
Waldurspünglichkeit zu verleugnen. Kein Staatsmonopol, 
sondern ein Pfuschmonopol! 

Der gemeine Nutzen spricht gegen den Entwurf Ihn 
zu verwerfen ist eine sozialpolitische Pflicht. Aber es ist 
die kurzsichtige Zensusvertretung des Landtags, bei der 
die Entscheidung liegt. 

Der Handelsminister Freiherr von Berlepsch hat kein 
Glück mit der ihm 1890 zugetheilten Bergwerksverwaltung. 
Ihm, dem Sonderminister für Sozialpolitik, gelingt nichts. 
Oder gipfelt nicht das gesetzgeberische Missgeschick im 
Knappentrutz der Bergwerksnovelle und im Syndikatsschutz 
der Kalivorlage? 

Berlin. Bruno Schoenlank. 


Soziale Wirthschaflspolitik und Wirthschafts- 
statistik. 

Arbeiterschutzbestimmungen bei der Vergebung 
öffentlicher Arbeiten. 

Wenn ein englisches Sprichwort besagt: Charity begins 
at home, so scheint paradoxer Weise nicht für das Recht 
zu gelten, was für die Mildthätigkeit gilt. Der Geist so¬ 
zialpolitischer Gesetzgebung, der allmählich in alle Kanäle 
des wirthschaftlichen Organismus dringt, scheint gerade im 
engeren Haushalte des Staates selbst den grössten Wider¬ 
stand zu finden. Es ist ja allgemein bekannt, wie weit ent¬ 
fernt die Staat.swerkstätten allenthalben von dem idealen 
Musterbetriebe entfernt sind, in Deutschland wie auch an¬ 
derwärts, und selbst in dem auf sozialpolitischem Gebiete 
vorausschreitenden England, wo man eben den Achtstunden¬ 
tag in sämmtlichen Staatswerkstätten einführt, kämpft man 
noch gegen die Schwitzarbeit im Dienste des Staates. Wer¬ 
den die unmittelbar in staatlicher Regie geführten Betriebe 

h l)as projektirte Kalimonopol, in der No. 89 vom 10. April 

1894. 


noch nicht allen billigen sozialpolitischen Anforderungen 
gerecht, so ist es begreiflich, dass die von Behörden 
an Privatunternehmer vergebenen Arbeiten in noch gerin¬ 
gerem Maasse eines besonderen Schutzes sich erfreuen, 
und mannigfache Umstände hatten im Gefolge, dass ge¬ 
rade hier sich gesteigerte Missbräuche entwickeln konnten, 
so zwar dass die englische Enquete das Subkontraktwesen 
mit dem* Sweatingsystem als im innigsten Zusammenhang 
stehend darstellte. Mit dem Ausbau des staatlichen und 
noch mehr des kommunalen Arbeiterschutzes darf man wohl 
hoffen, dass die soziale Gesetzgebung allmählich auch auf 
dieses Gebiet sich erstrecken werde. 

Die nachahmenswerthen, bisher gegebenen Beispiele in 
dieser Hinsicht sind recht spärlich und noch jüngsten Da¬ 
tums. Belgien, scheint es, darf für sich in Anspruch 
nehmen, am frühesten Maassnahmen auf diesem Gebiete ge¬ 
troffen zu haben; im Jahre 1855 wurden in den Bedingniss- 
heften für die Vergebung der städtischen Arbeiten in Brüssel 
eine Liste obligatorischer Lohnsätze aufgenommen und zwar 
auf Verlangen der Unternehmer, die sich offenbar gegen 
besonders deloyale Konkurrenz schützen wollten; die Klausel 
verschwand 18& wieder aus den Bedingnissheften, um 1887 
wieder aufzutauchen, nachdem sie einige Jahre vorher be¬ 
reits mehrere Gemeinden, wie St. Gilles, St. Josse-teu-Noode, 
Schaerbeck, Molenbeck, Ixelles, Roulers etc. aufgenommen 
hatten; desgleichen gingen die Provinzialbehörden von 
Brabant, Hainault und Flandern in ähnlicher Weise vor, 
und zwar infolge des Drängens der Gewerkschaften. Vor 
Kurzem hat sich nun auch der belgische Conseil supdrieur 
du Travail mit einem Vorschläge von Verhaegen befasst, 
der die versuchsweise Aufnahme von Minimallohnsätzen 
für alle Arbeitsbranchen in die Bedingnisshefte empfahl. 
Daraufhin hat der Conseil in seiner Sitzung vom 16. Ja¬ 
nuar 1. J. folgende Beschlüsse gefasst, indem er jedoch sich 
gegen die Verhaegen’sche Proposition aussprach: 

„Der Arbeitsrat empfiehlt der Regierung, bei der Unter¬ 
nehmung öffentlicher Arbeiten soweit als möglich Preis¬ 
herabsetzungen zu vermeiden, die geeignet sind, die Arbeits¬ 
löhne unter das Maass herabzudrücken, das man für die 
einzelnen Arbeiterkategorien in den verschiedenen Industrie¬ 
zweigen und Orten als üblich betrachten kann. Er empfiehlt 
in dieser Richtung der Regierung folgende Maassnahmen; 
Die Einführung staatlicher Kontrolle während der Arbeit 
und bei jedesmaliger Feststellung der ortsüblichen Löhne 
durch Arbeiter und Unternehmer vor den Conseils de l’In- 
dustrie et du Travail; die in den Bedingnissheften enthal¬ 
tenen Einheitspreise u. s. w. betreffs der Lieferung sollen 
soweit als möglich nach den der kompetenten Verwaltungs¬ 
behörde seitens der von den Conseils de l’Industrie et du 
Travail anerkannten Fachgenossenschaften gelieferten Daten 
erstellt werden, die von der Verwaltung genau zu prüfen 
sind.“ 

„Der Conseil sup^rieur du Travail spricht sich, in Er¬ 
wägung der sozialen Bedeutung der Lohnfestsetzung durch 
Vereinbarung von Arbeitern und Arbeitgebern, im allge¬ 
meinen gegen die unangezeigte (inopportune) staatliche 
Intervention bei dieser Festsetzung aus und glaubt, dass 
diese Rolle vornehmlich den Fachgenossenschaften zufalle, 
deren Schaffung und Entwicklung von allen Behörden be¬ 
günstigt werden sollten.“ 

Der letzte Beschluss in dieser Richtung fordert das 
belgische arbeitsstatistische Amt zur Untersuchung der Lohn- 
Iragen im Zusammenhänge mit dem Sweating-System bei 
öffentlichen Lieferungsarbeiten auf 

Man darf sich füglich wundern, dass der belgische 
Conseil superieur nach der einschneidenden Aktion des 
Londoner Grafschaftsrathes die Intervention der Le¬ 
gislative in der Lohnfrage als inopportun hinstellt und 
mangels einer Begründung der Resolution muss man wohl 
annehmen, dass das Märchen vom freien Arbeitsvertrag da¬ 
hinter steckt. 

Der London County Council ist die erste Behörde, 
welche die Bedingungen für öffentliche Arbeiten vom sozial¬ 
politischen Standpunkte aus geregelt hat. Lord Rosebery 
hat kürzlich in seiner Rede in der St. James-Hall mit be¬ 
sonderer Genugthuung auf diese „Standing Orders“ hinge- 
I wiesen, die bereits von einer Reihe grösserer Städte in 
1 England adaptirt wurden und zweifelsohne zu einer allge- 
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meinen Geltung gelangen werden. Bei dem Einfluss der 
englischen Sozialgesetzgebung auf kontinentale Verhältnisse 
und in Anbetracht des nachahmenswerthen Beispiels sei im 
Folgenden eine kurze Skizze der Maassnahmen des Londoner 
Grafschaftsrathes gegeben, die Sir Th. H. Farrer^) jüngst 
in einer Publikation der Royal Labour Kommission ausführ¬ 
lichst erörtert hat. 

Die Frage einer Regelung der Arbeitsbedingungen bei 
der Vergebung öfientlicher Arbeiten in England tauchte zu¬ 
erst in der Kommission des Oberhauses auf, die mit der 
Untersuchung des Sweatingsystejn betraut wurde. Es er¬ 
gaben sich ernste Missbräuche in der Ausführung der Kon¬ 
trakte zwischen den Unternehmern und den Verwaltungs¬ 
behörden, und der Gewerkvereinskongress in Dundee 1889 
befasste sich mit der Angelegenheit Er beschloss, den Ein¬ 
fluss der Trade Unions aufzubieten, um die Behörden zur 
Aufnahme folgender Bestimmung in allen Bedingnissheften 
für die Vergebung öft'entlicher Arbeiten zu bewegen: „Es 
darf den Arbeitern kein geringerer als der jeweilig geltende 
Lohnsatz (Standard rate of wages) gezahlt werden.“ Der 
Kongress empfahl auch seiner parlamentarischen Kommission, 
sich für die Aufnahme dieser Klausel in den Bedingniss¬ 
heften für die staatlichen Lieferungen einzusetzen. Infolge 
ihrer Bemühungen erlangten die Gewerkvereine auch sei¬ 
tens verschiedener Verwaltungsbehörden die Aufnahme von 
Bestimmungen in den Cahiers de Charge, welche die Zah¬ 
lung von „fair wages“ verlangten, wodurch die aus dem 
Preisdrücken entstehende Schwitzärbeit vermieden werden 
sollte. Im Jahre 1889 nahm auch das Londoner School 
Board in die Bedingnisshefte für die Lieferung von Druck¬ 
arbeiten die Klausel auf: „Die Unterzeichneten verpflichten 
sich, den von ihnen beschäftigten Arbeitern mindestens den 
gegenwärtig in jedem Industriezweige gütigen Lohnsatz zu 
zahlen.“ Ueberdies wurde die Weitergabe der Lieferungs¬ 
arbeit an Subkontrahenten unter Androhung der Vertrags¬ 
lösung verboten. Desgleichen nahm der Grafschaftsrath 
1889 in seinen Statuten folgenden Artikel auf: „Wer sich 
um eine Lieferung für die Grafschaft bewirbt, hat zu er¬ 
klären, dass er Löhne zahlt und nur so lang arbeiten lässt, 
als es in seiner Industrie für billig (fair) gilt.“ Subkon¬ 
trakte wurden, abgesehen von der Auflösung des Vertrages, 
unter eine Konventionalstrafe von 500 £ gestellt. Aehnliche 
Maassnahmen wurden auch von anderen Verwaltungsbe¬ 
hörden getroffen. Der Gewerkvereinskongress zu Liver¬ 
pool in 1890 kam wieder auf die Sache zurück und fasste 
eine Resolution, der zufolge die parlamentarische Kom¬ 
mission trachten sollte, die Aufnahme einer Klausel in den 
Bedingnissheften für staatliche Lieferungsarbeiten durchzu¬ 
setzen, die das Unterbieten (subletting) verhindern sollte 
und nach welcher nur an jene Firmen Arbeiten vergeben 
werden sollten, die den Arbeitern die von den Trade Unions 
fixirten Lohnsätze zahlen. In seinem Berichte über die 
Strikes im Jahre 1891 konstatirt bereits Burnett, dass viele 
Verwaltungsbehörden dieser Forderung nachgekommen 
sind. Eine Wirkung dieser Reform war, dass sich die Ver¬ 
waltung stark der Tendenz zuneigte, die Lieferungen in 
eigener Regie durchzuführen, statt sie an Unternehmer zu 
vergeben. Am 13. Februar 1891 nahm das Unterhaus die 
Resolution von Sydney Buxton an: das Haus ist der An¬ 
sicht, es wäre Pflicht der Regierung, in seinen Lieferungs¬ 
verträgen Maassnahmen gegen die in der Enquete über 
das Sweatingsystem zutage getretenen Uebelstände zu er¬ 
greifen, Klauseln aufzunehmen, die den Missbrauch der 
Subkontrakte verhindern und alles zu thun. was in seiner 
Macht liegt, um die Zahlung der üblichen Löhne in jedem 
Industriezweige sichcrzustellen.“ Die Regierung versandte 
ein im Sinne der Resolution gehaltenes Rundschreiben an 
die Verwaltungsbehörden. 

Der Londoner Grafschaftsrath ging noch weiter als die 
staatlichen Verwaltungsbehörden, die blos die Lohngebahrung 
der Kontrahenten beaufsichtigten und bei Nichteinhalten der 
Bestimmungen den betreffenden Unternehmer blos von der 
Bewerbung zu weiteren Lieferungen ausschlossen. 

*) „Pulicy of the London County Council with n gard to 
wages, and its bearing upon inunicipalisation“ iin Appendix to 
ihe Mimites of Evidence taken before the Royal Commission on 
Labour. London 1894. 


Die Wages bill passirte nach längeren Kommissions¬ 
berathungen im Dezember 1892 den Grafschaftsrath; sie 
wurde von einer Spezialkommission, in der vornehmlich 
John Burns und Sir Farrer thätig waren, redigirt und mit 
unwesentlichen Aenderungen angenommen. Diesen Bestim¬ 
mungen zufolge hat die Kommission für öffentliche Arbeiten 
des Grafschaftsrathes eine Liste der Löhne und Arbeits¬ 
zeiten in den einzelnen Industriezweigen nach den Angaben 
der Gewerkvereine aufzustellen und diese müssen bei den 
Lieferungsarbeiten für den Grafschaftsrath eingehalten wer¬ 
den; die Kommission hat zu prüfen, ob die von den Ge¬ 
werkvereinen angegebenen Lohnsätze und Arbeitszeiten 
praktische Geltung besitzen, und hat die Liste je nach den 
auf dem Arbeitsmarkte eintretenden Aenderungen zu modi- 
fiziren. Die Liste, die in je einer Kolonne den Namen des 
Industriezweiges, den Arbeitslohn per Stunde, die wöchent¬ 
liche Arbeitsstundenzahl und den Tarif für Ueberstunden 
umfasst, wird vom Grafschaftsrath approbirt und öffentlich 
durch Anschlag kundgemacht. Bei der Vergebung von Ar¬ 
beiten verpflichtet sich der Unternehmer zur Einhaltung 
dieser Tarife, und zwar unterwirft er sich auch den wäh¬ 
rend der Ausführung der Arbeit event. eintretenden Aende¬ 
rungen. Für jeden Bruch der Lohnvorschriften hat der 
Unternehmer 5 £, für eine solche betreffend die Bestim¬ 
mungen der Arbeitszeit 5 sh. per Tag und Arbeiter zu be¬ 
zahlen; er verpflichtet sich zu genauer Führung von Lohn¬ 
listen und jede ungenaue oder falsche Angabe derselben 
wird mit einem Pönale bis zu 10 ;£ gestraft; er verpflichtet 
sich. Niemand den Lieferungsvertrag oder einen Theil der¬ 
selben zu cediren, und die Ausführung desselben nicht ohne 
schriftliche Genehmigung des Grafschaftsrathes im Subkon¬ 
trakt zu vergeben und verfällt bei Ausserachtlassung der 
Vorschrift einer Conventionalstrafe von 200 £. In ähn¬ 
licher Weise sind die Subkontrakte geregelt, so dass kei¬ 
nerlei Missbrauch aus der Weitervergebung erwachsen 
kann. 

Nirgends auf dem Kontinente noch ist man dem ener¬ 
gischen Beispiele des Londoner Grafschaftsrathes gefolgt; 
über den Erfolg der Wages bill liegen bisher noch keine 
Berichte vor. Dass ihre strenge Durchführung zweifels¬ 
ohne eine Vertheuerung der für die Gemeinde auszuführen¬ 
den Arbeiten involvirt, dürfte schon daraus hervorgehen, 
dass der Grafschaftsrath dem Projekte näher getreten ist, 
die öffentlichen Arbeiten in seinem Wirkungskreise gänz¬ 
lich in eigene Regie zu übernehmen und wurde kürzlich der 
dem Rathe vorgelegte Plan zur Errichtung einer Kleider¬ 
fabrik für Herstellung der Uniformen, an welchen London 
bei dem Heer seiner Bediensteten einen grossen Bedarf hat, 
einem Ausschüsse zur Ausarbeitung eines detaillirten Vor¬ 
anschlags überwiesen. Bei der fortschreitenden Vergemeind- 
lichung und Verstaatlichung öffentlicher Arbeiten werden 
sowohl Arbeiter als Steuerzahler ihren Vortheil finden. 

Wien. Emil Loew. 

Beantragung des Getreide-Monopols im Deutschen 
Reichstag. Der Antrag des Grafen Kanitz auf Einführung 
des Getreide-Monopols hat folgenden Wortlaut: Der Reichs¬ 
tag wolle beschliessen: den Herrn Reichskanzler zu er¬ 
suchen, dem Reichstage baldigst einen Gesetzentwurf vor¬ 
zulegen, wonach: 1. der Einkauf und Verkauf des zum Ver¬ 
brauch im Zollgebiet bestimmten ausländischen Getreides, mit 
Einschluss der Mühlenfabrikate, ausschliesslich für Rechnung 
des Reiches erfolgt; 2. die Verkaufspreise im Mindestbe¬ 
trage wie folgt festgesetzt werden: a) für Weizen auf 215 M. 
pro Tonne, b) für Roggen auf 165 M. pro Tonne, c) für 
Gerste auf 155 M. pro Tonne, d) für Haler auf 155 M. pro 
Tonne, e) für Hülsenfrüchte auf 185 M. pro Tonne, f) für 
Lupinen auf 80 M. pro Tonne, g) für Malz auf 175 M. pro 
Tonne, h) für Mais auf 155 M. pro Tonne, i) für Mehl und 
Mühlenfabrikate: entsprechend den für das Getreide fest¬ 
gesetzten Mindestpreisen, nach dem gesetzlich fixirten Aus- 
beuteverhältniss. 

Zur Auswandenings- und Kolonialpolitik in der Schweiz. 

Nationalrath Joos stellte folgenden Antrag zur Verhandlung: 
Die Bundesverfassung vom 29. Mai 1874 erhält folgenden Zu¬ 
satz zu Art.34: „DerAufsicht des Bundes und der Gesetzgebung 
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derselben unterliegen die Bestimmungen über die Aus¬ 
wanderung nach überseeischen Ländern und die Kolonisa¬ 
tion.“ — 


Arbeitsbörse in Zürich. Die von den Metallarbeiter- | 
Organisationen von Zürich im letzten Sommer angeregte ! 
Arbeitsbörse dürfte einer Mittheilung der Schweizerischen | 
Blätter für Wirthschafts- und Sozialpolitik zufolge bald ins ; 
Leben treten. In ihrer Sitzung vom 8. März berieth die | 
Arbeiterunion Zürich einen Entwurf für Gründung einer i 
solchen. Zweck derselben wäre: Arbeiisvermittelung; sta- ! 
tistische Erhebungen betreffend Wohnungsverhältnisse, Lohn- | 
Verhältnisse, Lehrlingswesen, Lebensmittelpreise, Ausbe¬ 
zahlung der von den einzelnen Verbänden eingeführten 
Reiseunterstützung. Beitrittsberechtigt sollen alle Arbeiter- 
berufsverbände, vorwiegend wirthschaftlichen Charakters 
sein. Die nöthigen Mittel für Errichtung einer Arbeiter¬ 
börse sollen beschafft werden durch eine städtische Sub¬ 
vention und durch Beiträge der vertretenen Vereine. Die¬ 
jenigen Meistervereine, welche die Arbeitsbörse als ihre aus¬ 
schliessliche Arbeitsvermittelung anerkennen, sollen ein Kon¬ 
trollrecht über letztere erhalten. 


Handwerkerfragen, 

Deutscher Innungs- und Allgemeiner deutscher 
Handwerkertag. 

Unter zahlreicher Betheiligung fanden am 9. und 10. 
d. M. im grossen Saal des Germania - Innungshauses die 
Verhandlungen des deutschen Innungs- und Allgemeinen 
deutschen Handwerkertages statt. Es waren etwa 1500 
Personen, zumeist Delegirte aus allen Theilen Deutschlands 
anwesend. Im Aufträge des preussischen Handelsministe¬ 
riums waren Geheimer Ober-Regierungsrath Dr. Sieffert 
und Regierungs-Assessor Dr. Hoffmann, im Aufträge des 
Reichsamts des Innern Geheimer Regierungsrath Dr. Wil- 
helmi und im Aufträge des Polizeipräsidenten Ober-Re¬ 
gierungsrath Friedheim und Regierungs-Assessor Dr. Preise, 
im Aufträge des Magistrats von Berlin Assessor Dr. Cunow 
erschienen. Ferner waren mehrere Reichstags-Abgeordnete 
anwesend. 

Ueber den ersten Punkt der Tagesordnung, die Vor¬ 
schläge des preussischen Handels-Ministers, betreffend die 
Organisation des Handwerks und die Regelung des Lehr¬ 
lingswesens referirte Obermeister Beutel. Der Redner be¬ 
fürwortete folgende Resolution: „1. Der deutsche Innungs¬ 
und Allgemeine deutsche Handwerkertag erblickt in den 
Wünschen des Herrn Ministers Freiherrn v. Berlepsch die 
Anerkennung des wichtigen Grundsatzes, dass sich die 
Organisation des Handwerks nur auf der Grundlage des 
Zwanges aufbauen kann, empfiehlt aber dem deutschen 
Handwerkerstände, an der zu erwartenden Neuorganisation 
nur mitzuarbeiten, wenn: a) durch dieselbe das Innungs¬ 
wesen nicht nur als die korporative Unterlage erhalten, 
sondern organisch fortgebildet wird; b) der Meistertitel und 
damit auch die Meisterwürde den gebührenden ge.setzlichen 
Schutz erfährt, so dass der Meisterstand innerhalb der Or¬ 
ganisation den maassgehenden Einfluss auszuüben vermag; 
c) in ihr die deutschen Innungsverbände als die nationale 
.sachliche Zusammenfassung der Angehörigen des einzelnen 
Handwerks die wünschenswerthe Berücksichtigung und 
Stärkung finden; d) die in den Gegenvorschlägen in Bezug 
auf alle diese F’unkte überhaupt aulgestellten Grundsätze in 
die Gesetzgebung übergeführt werden. 2. Nach Sicherung 
der vorstehenden I'orderungen erklärt der deutsche Innungs¬ 
und Handwerkertag, den thatsächlichen Verhältnissen unseres 
Gewerbes insoweit Rechnung zu tragen und ist damit ein¬ 
verstanden, da.ss die Korporationen des Handwerks für 
einen lest zu bemessenden Zeitraum behufs Schaffung der 
Zwangsorganisation während der Periode de.« Uebergangs 
für alle auf Grund der Gewerbefreiheit bestehenden und 
von dem neuen Gesetz betroffenen Betriebe in den einzel- | 
neu Gewerbszweigen unter Aufhebung jeder Aufnahme- j 
hedingung sich öffnen. Nach Ablauf dieser Uebergangszeit j 
.soll der Befähigungsnachweis sowohl für den Eintritt in 
die obligatoi ische Innung, als auch für den Beginn | 


eines einschlägigen Gewerbebetriebes zur Geltung gebracht 
werden.“ 

Der zweite Referent, Buchbindermeister Nagler berich¬ 
tete über die Errichtung von Handwerkerkammern. Der 
Redner befürwortete folgende Resolution: „Der Deutsche 
Innungs- und Allgemeine Handwerkertag erblickt in der 
durch die Vorschläge des Ministers Freiherrn v. Berlepsch 
in Aussicht gestellten Errichtung obligatorischer Hand¬ 
werkerkammern die prinzipielle Erfüllung einer langjährigen 
Forderung des deutschen Handwerks, wünscht aber, dass 
in dem b^ezüglichen Gesetzentwurf die in den von dem 
Berliner Central-Ausschuss der vereinigten Innungsverbände 
Deutschlands und der Münchener Vorstandschaft des Allge¬ 
meinen deutschen Handwerkerbundes ausgearbeiteten Ge¬ 
genvorschläge enthaltenen Gesichtspunkte Berücksichtigung 
finden, da nur dann die Handwerkerkammern geeignet er¬ 
scheinen, in allen das Handwerk berührenden P"ragen und 
ge.'^etzgeberischen Maassnahmen, dasselbe in gebührender 
Weise zu vertreten; andernfalls sich der Innungs- und 
Handwerkertag im Interesse der Selbstständigkeit der 
Innungen und ihrer gedeihlichen Weiterentwickelung gegen 
die Einführung jeder derartigen Institution aussprechen 
müsste Durch die in Aussicht stehende Organisation ganz 
befriedigt zu sein, kann der deutsche Handwerkerstand 
übrigens nicht erklären, er muss vielmehr nach wie vor in 
der Erfüllung all seiner weiteren Forderungen, als da sind: 
die Beseitigung der Offiziers- und Beamten-, sowie sonsti¬ 
ger Konsumvereine, die Beschränkung des Hausirhandels 
und das Verbot des Detailreisens. die Beseitigung der ge¬ 
meinschädlichen Auswüchse der Waarenabzahlungsgeschäfte, 
das gänzliche Verbot der Wanderlager und Waarenauktionen, 
die Beseitigung des schwindelhaften Reklamewesens, die 
Reorganisation der Gefängnissarbeit, des Submissionswesens 
u. s. w. unerschütterlich beharren.“ 

Der dritte Referent, Maler-Obermeister Voss referirte 
über die Gesellenausschüsse und die Regelung des Lehr- 
lingsw^esens. Dieser Redner empfahl folgende Resolu¬ 
tion: „Der deutsche Innungs- und allgemeine Handwerker¬ 
tag bcschliesst, niemals von der Forderung zu lassen, dass 
nur derjenige berechtigt sein darf. Lehrlinge zu halten und 
auszubilden, welcher den Nachweis einer zurückgelegten 
Lehrzeit erbringen kann und im Anschluss daran eine Ge¬ 
sellen- und Meisterprüfung bestanden hat. Er verwahrt sich 
dagegen 1) dass dieses Recht demjenigen zustehen soll, 
der in einer Lehrwerkstatt ausgebildet ist und ein Zeugni.ss 
solcher Anstalt besitzt, und 2) dass der, welcher, ohne Vor¬ 
kenntnisse zu haben, drei Jahre ein Handwerk selbstständig 
betrieben hat, ebenfalls Lehrlinge halten darf. Der deutsche 
Innungs- und Allgemeine Handwerkerlag spricht die be¬ 
stimmte Erwartung aus, dass von Seite der Regierung end¬ 
lich in dieser Richtung etwas geschieht; er lehnt jede Ver¬ 
antwortung ab, wenn die Leistungsfähigkeit des deutschen 
Handwerks zurückgeht. Er macht diejenigen verantwortlich, 
welche nicht einsehen wollen, dass die Zukunft des deutschen 
Handwerks und seine Erhaltung wesentlich mit von der 
Leistungsfähigkeit seiner Jugend abhängt.“ 

Nach Erledigung der Gcneraldiskussion trat der Innungs¬ 
tag in seiner zweiten Sitzung vom 10. d. M. in die Special¬ 
diskussion über die Vorschläge des preussischen Ministers 
für Handel und Gewerbe, betreffend die Organisation des 
Handwerks und die Regelung des Lehrlingswesens, ein. 
Der § 1 der ministeriellen Vorschläge wurde in folgender 
von der Kommission vorgeschlagenen Fassung angenommen: 
„Zur Wahrnehmung der Interessen des Kleingewerbes sind 
Innungen und Handwerkerkammern zu errichten. Die Ab¬ 
grenzung der Bezirke der Handwerkerkammern wie der 
Innungen wdrd nach Anhörung beiheiligter Gewerbetreiben¬ 
der von der höheren Verwaltungsbehörde bestimmt.“ Eine 
längere Debatte veranlasste der § 2, der die Zuständigkeit 
der Innungen betrifft. Der Kommissionsvorschlag lautete: 
„Mit Ausnahme des Handels und der in §§29 bis 30, 31 
bis 37 der Gewerbeordnung aufgeführten Gewerbe, aber 
einschlies.slich des Musikergewerbes, soweit es höhere 
künstlerische Interessen nicht verfolgt, gehören den Innungen 
alle Gewerbtreibenden an, welche ein Handwerk betreiben 
oder regelmässig weniger als zwanzig Arbeiter beschäfti¬ 
gen. Durch Beschluss des Bundesraths kann für be¬ 
stimmte Gewerbe die Beschäftigung einer höheren Zahl 
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von Gesellen (Gehilfen) als Grenze festgesetzt werden. 
Fünf Jahre nach Inkrafttreten dieses Gesetzes dürfen nur 
solche Gewerbtreibende in die Innung aufgenommen werden, 
welche eine ordnungsmässige Lehrzeit zurückgelegt, eine 
Gesellen- und Meisterprüfung bestanden haben, sich im Be¬ 
sitze der bürgerlichen Ehrenrechte befinden, infolge gericht¬ 
licher Anordnung in der Verfügung über ihr Vermögen 
nicht beschränkt sind und das 24. Lebensjahr zurückgelegt 
haben.“ Der Zusatzantrag des Bürgermeisters Nelf (St. 
Johann): „den Begriff „Handwerk“ festzustellen, steht 
den Handwerkerkammern zu“, sowie ein Antrag des 
Schneidermeisters Möller (Dortmund): „Innungsmitglieder 
wegen Verlustes der bürgerlichen Ehrenrechte nicht aus 
der Innung auszuschliessen, sondern ihnen das Halten von 
Lehrlingen zu untersagen und das Stimmrecht zu entziehen; 
Innungsmitgliedern, die infolge gerichtlicher Anordnung in 
der Verfügung über ihr Vermögen beschränkt sind, ist das 
Stimmrecht zu entziehen“, gelangten zur Annahme. Ferner 
wurde beschlossen: „Alle diejenigen Gewerbtreibenden in 
die Innung aufzunehmen, die Lehrlinge ausbilden können“. 
In dieser Fassung wurde der § 2 genehmigt. — Die §§3, 4 
und 5 wurden nach den Vorschlägen der Kommission an¬ 
genommen. Der § 6 erhielt die Fassung: „Gewerbtreibende, 
welche zum Beitritt in eine Innung nicht verpflichtet sind, 
haben nach Maassgabe der in ihren Betrieben mit Neben¬ 
arbeiten beschäftigten Gesellen und Arbeitnehmern prozen¬ 
tualiter Beiträge an diejenige Innung zu zahlen, deren Ge¬ 
werbe diese Gesellen angehören“. Die §§ 7 bis 11 wurden 
nach den ministeriellen Vorschlägen gutgeheissen. Zu §12, 
der von den Aufgaben der Innungen handelt, hatte die 
Kommission den Zusatz beantragt: „Nothwendige Aufgabe 
jeder Innung ist die Entscheidung über die zwischen den 
Mitgliedern der Innungen und ihren Gesellen, Gehilfen, Ar¬ 
beitern entstehenden Streitigkeiten auf Grund des § 3 des 
Gesetzes, betreffend die Gewerbegerichte, vom 29. Juni 
1890“. Der Innungs-Ausschuss zu Breslau beantragte, diesen 
Passus zu streichen. Der § 12 wurde schliesslich nach den 
Vorschlägen der Kommission angenommen. Die §§ 13, 14 
und 15 blieben unverändert gemäss dem Vorschläge des 
Ministers. § 16 erhielt folgende, von der Kommission be¬ 
antragte Fassung: „Wer den selbstständigen Betrieb eines 
Handwerks anfängt, darf den Meistertitel nur führen, wenn 
er eine Gesellen- und eine Meisterprüfung eines Handwerks 
bestanden hat. Die Meisterprüfung ist vor einer Innung 
oder vor der für einzelne Gewerbe von der höheren Ver¬ 
waltungsbehörde hierzu eingesetzten Prüfungskommission 
abzulegen. Vorsitzender ist im ersteren Fall ein von 
der Handwerkerkammer Beauftragter. Die Prüfung 
darf sich nur auf den Nachweis der Befähigung zur 
selbstständigen Ausführung der gewöhnlich vorkommen¬ 
den Arbeiten des Gewerbes und auf das Vorhanden¬ 
sein der zum selbständigen Betriebe des Gewerbes noth- 
wendigen gewerblichen Kenntnisse erstrecken (Buch- und 
Rechnungsführung). Die unbefugte Führung des Meister¬ 
titels ist strafbar.“ — Auf Antrag des Schneidermeisters 
Fasshauer (Köln a. Rh.) wurde dem Paragraphen noch hin¬ 
zugefügt: „Die Aufsichtsbehörde ist verpflichtet, gegen die 
unbefugte Führung des Meistertitels einzuschreiten.“ Die 
§§ 17 bis 33 wurden ohne we.sentliche Aenderungen nach 
den Vorschlägen des Ministers angenommen. Bei § 32, 
welcher lautet: „Die bestehenden Gewerbekammern treten 
unter entsprechender Aenderung ihrer Verfassung an die 
Stelle der Handvverkerkammern“, bemerkte Gewerbekammer- 
Sekretär Dr. Jacobi (Bremen) im Namen der Bremer Ge¬ 
werbekammer, dass sich die Kammer die Zustimmung zu 
diesem Paragraphen Vorbehalte. Kr glaube damit im Sinne 
aller hanseatischen Gewerbe zu sprechen. — Die Vorschläge 
betreffs Regelung des Lehrlingswesens wurden ebenfalls im 
grossen und ganzen in der ministeriellen Fassung ange¬ 
nommen. Der Passus: „Die Befugniss, Lehrlinge zu halten 
oder auszubilden, steht solchen Personen nicht zu, welche 
infolge gerichtlicher Anordnung in der Verfügung über ihr 
Vermögen beschränkt sind“, wurde auf Antrag des Schneider¬ 
meisters Möller (Dortmund) gestrichen. Im weiteren wurde 
nach der ministeriellen Vorlage u a. beschlossen: „Die ord¬ 
nungsmässige Lehrzeit soll nicht unter 3 und nicht über 
5 Jahre dauern. Durch den Bundesrath können auf Antrag 
der zuständigen Innungsverbände für einzelne Bezirke auf 


Antrag der Handwerkerkammer für bestimmte Handwerke 
Vorschriften über die zulässige Zahl von Lehrlingen im 
Verhältniss zu den im Betriebe beschäftigten Gesellen er¬ 
lassen werden. So lange solche Vorschriften nicht er¬ 
lassen sind, sind Handwerkerkammern zu deren Er¬ 
lass mit Genehmigung der höheren Verwaltungsbe¬ 
hörde verpflichtet.“ — Endlich gelangte auf Antrag des 
Schmiedemeisters Warncke (Berlin folgende Resolution zur 
Annahme: „Der deutsche Innungs- und allgemeine Hand¬ 
werkertag erneuert die alte Forderung des Befähigungs¬ 
nachweises als die grundlegende Vorbedingung für die Ge¬ 
sundung und den sicheren Schutz des selbstständigen Hand¬ 
werks und hält nach wie vor an dieser Forderung trotz der 
aus Regierungskreisen wiederholt gemachten Einwendung 
und mit Vorliebe aufgestellten Behauptung fest, der Be¬ 
fähigungsnachweis habe sich in Oesterreich nicht bewährt. 
Diese Behauptung kann für stichhaltig nicht anerkannt wer¬ 
den, solange nicht regierungsseitig eine wirklich einwands¬ 
freie Untersuchung über die Wirkungen des Befähigungs¬ 
nachweises für das österreichische Handwerk aufgestellt 
worden ist. Der deutsche Innungs- und Handwerkertag 
empfiehlt deshalb die baldigste Veranstaltung einer solchen 
Enquöte seitens der Staatsregierung, an welcher vor allem 
bewährte Kenner und Vertrauensmänner des Handwerks 
theilzunehmen hätten, um völlige Klarheit über diese viel 
umstrittene Frage zu verbreiten.“ — Auf Antrag des Stein¬ 
setzmeisters Völker (Berlin) wurde resolvirt: „Die hier ver- 
i sammelten Vertreter des deutschen Handwerks fordern die 
Regierung auf, schleunigst Gesetze zu schaffen, die ver¬ 
hindern, dass eine handvoll Spekulanten fernerhin Tausende 
von ehrlichen, fleissigen deutschen Staatsbürgern, welche 
das Bauhandwerk betreiben, auf Grund des römischen Hy¬ 
pothekenrechts, also gesetzlich erlaubt, ausrauben und 
ruiniren können.“ — Im weiteren Verlauf der Sitzung wur¬ 
den auch die oben mitgetheilten Resolutionen der 3 Refe¬ 
renten angenommen und auf Antrag des Schuhmacher- 
Obermeisters Beutel beschlossen: die Verhandlungen und 
Beschlüsse dem Kaiser, den deutschen Bundesfürsten 
und den Vertretungen der freien deutschen Städte zu 
unterbreiten. Die Tagesordnung war damit im wesentlichen 
erschöpft. 


Gewerkschaftliche Arbeiterbewegung. 

Kongress der Hilfsarbeiter im Handelsgewerbe. Die 

im Handelsgewerbe beschäftigten Hilfsarbeiter: Geschäfts-, 
Haus-, Kontordiener, Markthelfer, Packer, Ausläufer, 
Speicher-, Speditions- und Kellerarbeiter, Rollkutscher, 
Geschäftskutscher und verwandte Berufsgenossen halten am 
13. und 14. Mai (Pfingsten) im Kühlen Brunnen zu Halle a. S. 
ihren ersten Berufskongress ab. Auf der Tagesordnung steht 
u. A.: Stellungnahme zu der von der Reichsregierung ge¬ 
planten Sozialreform, betreffend die Arbeitsverhältnisse im 
Handelsgewerbe; Beschlussfassung über die Form der Or¬ 
ganisation und Agitation; die Fachpresse; Stellungnahme 
zu dem im Berufe grassirenden Stellenvermittelungs¬ 
schwindel. 

Schweizerischer Gewerkschaftsbund. Dem Bericht 
des Bundeskomitös des Schweizerischen Gewerkschaftsbun¬ 
des, der sich auf die Zeit vom 1. März bis 31. Dezember 
1893 erstreckt, entnehmen wir Folgendes: Es bestehen 12 
Centralvorstände mit 197 Sektionen und 63 einzelne Sek¬ 
tionen, zusammen also 260 Sektionen mit 9495 zahlenden 
Mitgliedern. 1882 zählte der ganze Gewerkschaftsbund 17 
Sektionen mit 450 Mitgliedern. Die Mitgliederzahl hat sich 
also seither um das 21 lache und die Zahl der Sektionen 
um das 15 fache vermehrt. In der Berichtsperiode sind 34 
Lohnkonflikte vorgekommen. Daran sind die Schneider in 
6 Fällen betheiligt, die Uhrmacher in 4, die Holzarbeiter in 
3 u. s. w. Zwei Fälle betrafen die Arbeiter der Waffen¬ 
fabrik in Bern und einer die Neuhausener Waffenfabrik. 
Die grosse Mehrzahl der Fälle konnte gütlich beigelegt 
werden, so dass es nur in wenigen Fällen zu einem Strike 
kam. Ein im Sommer 1892 von den Zimmerleuten in Biel 
plötzlich proklamirter Strike führte zu dem Beschlüsse, 



348 


SOZIALPOLITfSCHES CENTRALBLATT. 


No. 29. 


künftig keine Strikes mehr zu unterstützen, die ohne defi¬ 
nitive Zustimmung des Bundeskomites eingeleitet werden. 
Die Angaben für Strikes betrugen in der Berichtsperiode 
14 460,55 PVcs., für Maassregelungen 1086 Frcs., für ander¬ 
weitige Unterstützungen 1094 Frcs. 


Politische Arbeiterbewegung. 

Die Arbeiterpartei Englands. 

Untrügliche Anzeichen sprechen dafür, dass in Fngland 
bei den näch.stcn allgemeinen Wahlen die Frage der direkten 
und .selbstständigen V^ertretung der Arbeiter eine bedeu¬ 
tende Rolle spielen wird. 

Die Arbeiterwählerschaft behauptet nicht nur bereits, i 
dass sie im Stande sei, die Wiederwahl ihrer einmal ge¬ 
wählten Kandidaten für Grafschaftsräthe, Gemeindeämter 
und Kommunalbehörden jeder Art zu sichern, sie beweist 
es auch, langsam aber sicher. Was das Parlament anlangt, 
so hat sie bisher nur beschränkte Erfolge aufzuweisen; es 
ist dies zum grossen Theile dem Mangel einer Organisation 
der Partei und der Thatsachc zuzusclireiben, dass die Be¬ 
wegung sich noch im ersten Entwickelungsstadium befindet i 
und die grosse Ma.sse der Arbeiterwähler noch nicht erfasst i 
hat. Vergessen wir ferner nicht, da.ss eine ganze Anzahl | 
Arbeiter durch die geltenden Ge.setze über die Führung der i 
Liste der zu den Parlamentswahlen Berechtigten für längere ! 
Zeit vom Wahlrecht ausgeschlossen ist. Denn bei dem ■ 
jetzigen Stande der Dinge muss Jemand ein Jahr in einem 
Orte als ansässig beglaubigt sein, ehe er das Recht erlangt, 
für ein Mitglied des Unterhauses zu stimmen. Die Arbeits¬ 
verhältnisse aber veranlassen oder nöthigen den Arbeiter 
oft, seinen Aufenthaltsort von Zeit zu Zeit zu wechseln, ; 
wodurch es ihm in der That unmöglich werden kann, das 
Recht der Au.sübung einer der wichtigsten staatsbürger¬ 
lichen Befugnisse je zu erlangen. Diesen Mangel soll nun¬ 
mehr eine Maassnahme beseitigen, welche die Regierung in | 
Bälde Vorschlägen wird — die Verringerung nämlich der 
zur Wahlberechtigung erforderlichen Aufenthaltszeit. Sollte 
diese Vorlage Gesetz werden — begleitet, was zweifellos 
der Fall sein wird, von der Bestimmung, dass Jedermann 
nur eine Stimme abgeben kann, — so vergrössert sich die 
Wählerschaft des Landes jedenfalls in gewaltigem Maasse. 
Jede der beiden Hauptparteien des Staates giebt sich der 
angenehmen Erwartung hin, dass diese unbekannte Grösse i 
ihren Schlachtreihen sich einfügen werde; der Gang der Er¬ 
eignisse aber spricht für dieWahrscheinlichkeit, dass die neuen 
Kräfte vielmehr die Bataillone der selbstständigen Arbeiter¬ 
partei unter Führern und Häuptern ihrer eigenen Wahl er- , 
weitern werden. j 

Eine der bedeutsamsten Körperschaften der Arbeiter- | 
Schaft Englands ist der Gewerkvereinskongress, der alljähr- ' 
lieh in verschiedenen 'Fheilen des Königreichs abgehalten i 
und gebildet wird von Delcgirten aller organisirten Industrien 
des Landes. Seine Bedeutung ergiebt sich weniger aus der 
von ihm vertretenen Anzahl, — clenn die grosse Masse ist ! 
noch nicht organisirt — als daraus, dass er die Anschau¬ 
ungen des intelligentestenl'heiles der Arbeiterkla-^se repräsen- : 
tirt. Viele Jahre lang war von der politischen Vertretung 
der Arbeiter in den Verhandlungen dieser Körperschaft 
keine Rede, neuerdings aber macht ein fast einmüthiges 
Verlangen nach direkter Vertretung sich geltend, und es 
wurden auf dem letzten, September 1893 in Belfast abge- 
haltenen Kongresse Maassnahmen für die Wahl und 
finanzielle Unterstützung von Parlamentskanditaten getroffen. 
Es wurde beschlossen, dass ein besonderer Fonds für die 
Unterstützung selbstständiger Arbeiterkandidaten bei Kom¬ 
munal- und l^arlarnentswahlen errichtet werden solle, und 
dass alle Kandidaten, welche finanzielle Beihülfe erhalten, 
sich verpflichten miUsen, das Arbeiterprogramm, wie es von 
Zeit zu Zeit vom Kongress festgestellt wird, zu behaupten, j 
Man darf ferner wohl annehmen, dass die schrecklichen ! 
Entbehrungen, welche Frauen und Kinder der an den vielen j 
unheilvollen Strikes der letzten Jahre betheiligten Männer | 
ertrugen, die Arbeiter mit veranlasst haben, sich nach einer 
vollkommeneren Art der V'erwirklichung ihrer Bestrebungen | 
umzusehen. Es kommt ihnen allmählich der Gedanke, dass i 


sie Alles, was ihnen nöthig, mit weit weniger Entbehrungen 
ihrer eigenen Person und der von ihrer Arbeit Abhängigen 
erreichen können. In Verfolgung dieses Ziels wurde im 
Januar 1893 unter der Leitung eines nationalen Verwaltungs¬ 
ausschusses eine „Unabhängige Arbeiterpartei“ begrün¬ 
det. Dem Ausschu-sse präsidirt das Parlamentsmitglied 
Keir Hardie, während Tom Mann, einer der gegen¬ 
wärtigen Arbeitskommissarc. als Sekretär fungirt. Zweifel¬ 
los wird er seinen Einfluss bei künftigen Wahlen fühl¬ 
bar machen, und die Arbeiter in den Stand setzen, ihre 
Stimme in der politischen Welt nachdrücklicher geltend 
zu maciien, als bisher. Im Hinblick auf den Erfolg, den 
die verhältnissmä-ssig kleine Partei der als „Irisch Division“ 
bekannten Politiker dadurch erzielt, dass sie bei vielen Ge¬ 
legenheiten in der Lage war, zwischen den beiden grossen 
Parteien den Ausschlag zu geben, ist es wahrscheinlich, 
dass die Vertreter der unabhängigen Arbeiterpartei sich 
keiner anderen Partei anschliessen, vielmehr ihre Unter¬ 
stützung jedweder politischen Gruppe anbieten werden, 
welche sich verpflichtet, ihre eigenen Ziele und Bestrebun¬ 
gen zu fördern Offenbar kann, wenn zwischen den radikalen 
und konservativen Elementen des Unterhauses kein merk¬ 
liches Uebergewicht vorhanden, eine kleine Anzahl sogar 
von „stalwarts“. die sich weigern, der offiziellen Peitsche 
Folge zu leisten, bei kritischen Gelegenheiten ihre Unter¬ 
stützung unentbehrlich machen. Im jetzigen Parlament 
sind die Arbeiterinteressen sehr schwach vertreten, da nur 
15 Mitglieder sie verfechten, während auf die Klasse der Unter¬ 
nehmer und Gewerbetreibenden mindestens 150 gerechnet 
weiden müssen, ausschliesslich der Kohlenbergwerkseigen- 
thümer, Grundherren und Eisenbahnbesitzer. Was die 
Grundeigenthümerklasse anlangt, so hat man veranschlagt, 
dass sie ohne die im Oberhause Sitzenden, im Unterhause 
allein 130 Mitglieder zähle, während die wahlberechtigten 
800 000 ländlichen Arbeiter nur einen direkten Vertreter 
haben. F'erner haben 450 000 Inhaber von Eisenbahn- 
antheilen 22 ihrer Leute im Parlament, 350000 Eisenbahn¬ 
bedienstete aber sind überhaupt nicht unmittelbar vertreten. 
Diese und viele andere Anomalien ähnlicher Natur fangen 
an, merklichen Einflnss auf den einsichtigeren Theil der 
Massen zu üben. Der Unterricht, welcher nun fast ein 
Vierteljahrhundert lang im ganzen Königreich als Zwangs- 
pfficht bestand, und der jetzt kostenlos ertheilt wird, bewirkt 
eine stille Umwälzung der staatlichen Gemeinschaft, und 
eine Folge hiervon ist, dass die Arbeiterbewegung von Tag 
zu Tag an Boden gewinnt. Es liegt in der That die Ver- 
muthung ausserordentlich nahe, dass in nicht ferner Zeit 
die Arbeiter die Herren der Lage im Unterhause sein 
werden. 

London. ’ Stephen N. Fox. 


Arbeiterschutzgesetzgebung und Gewerbe¬ 
inspektion. 

Zur Durchführung der Sonntagsruhe. Im Reichsamt 
des Innern werden, wie die Hamburger Nachrichten mit¬ 
theilen, die Arbeiten zur Vorbereitung des Erlasses der 
kaiserlichen Verordnung, welche die Sonntagsruhe für Indu¬ 
strie und Handwerk einzuführen bestimmt sein werden, 
eifrig gefördert. Mit den Vertretern eines grossen Theiles 
der bei den Ausnahmebestimmungen auf Grund des § 105d 
der Gewerbe-Ordnung in Betracht kommenden Berufszweige 
haben die in Aussicht genommenen Konferenzen abgehalten 
werden können, mit anderen stehen dieselben für nahe Zeit 
bevor, so mit den Vertretern der Papier- und Papierver- 
arbeitungs-Industrie. Man hofft in nicht allzuferner Zeit in 
diesen Konferenzen einen Abschluss eintreten lassen zu 
können, was umso eher möglich sein dürfte, als es sich 
herausgestellt hat, dass für den einen oder den anderen 
Industriezweig die Einberufung von Sachverständigen der 
Praxis nach Berlin nicht nöthig sein wird. Man ist ziemlich 
sicher, dass der Bundesrath vor Sommersanfang das aller¬ 
dings ausserordentlich umfangreiche Material zur Ausführung 
des § 1()5d der Gewerbe-Ordnung zugestellt erhalten haben 
wird. Danach scheint die Annahme sich bestätigen zu 
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sollen, dass die Sonntagsruhe für Industrie und Handwerk 
mit dem 1. Januar 1895 wird ihren Anfang nehmen können. 

Regelung der Kündigungsfristen für Handlungsge¬ 
hilfen. Ohne wesentliche Debatten hat nunmehr endlich 
der Reichstag in seiner Sitzung vom 11. d. M., nachdem 
er bereits am 14. und 21. Februar d. J. über den gleichen 
Gegenstand berathen hatte (vgl. HI. Jahrg. No. 23 dieser 
Zeitschrift), die zur Regelung der Kündigungsfristen der 
Handlungsgehilfen vorliegenden Anträge in zweiter Lesung 
erledigt. Angenommen wurden kombinirte Anträge des 
Abg. Schröder, v. Buchka und Singer, nach denen an dem 
Art. 60 flf. des D. St.G.B. einige wesentliche Verbesserungen 
angebracht worden. Zunächst wird das bis jetzt auf dem blossen 
Handelsgebrauch beruhende Recht der Gehilfen auf Zeug¬ 
nisse und auf einen sachgemässen Inhalt derselben gesetz¬ 
lich festgelegt. Sodann sollen die bisherigen Missbräuche 
mit dem völlig freien Kündigungsrecht, das theilweise zu 
acht- und eintägigen Kündigungsfristen führte, abgeschnitten 
werden durch Einführung einer von den Gehilfen seit Lan¬ 
gem gewünschten Minimalkündigungsfrist. Leider wurde 
diese Kündigun^frist nur nicht nach den Wünschen des 
überwiegenden Theiles der schutzbedürftigen Gehilfen auf 
einen Monat, wie es der Abg. Singer beantragt hatte, son¬ 
dern auf vier Wochen, die an jedem Tag beginnen können, 
festgesetzt. Vielleicht ist hierin bis zur dritten Lesung noch 
eine Verbesserung möglich. Die Minimalkündigungsfrist 
soll nicht anwendbar sein auf Engagements, die für eine 
bestimmte Zeitdauer eingegangen sind, also w^ohl auf Aus¬ 
hilfsstellen. Verträge, welche diesen Bestimmungen sowie 
dem Recht des Gehilfen auf 6 wöchige Salairzahlung im 
Krankheitsfalle zuwiderlaufen, sollen nichtig sein. Bleibt 
der Reichstag bei diesen Beschlüs.-en mit der oben ge¬ 
wünschten Verbesserung und stimmt der Bundesrath der¬ 
selben recht bald zu, so wäre doch endlich ein kleiner 
Anfang gemacht mit der sozialen Schutzgesetzgebung für 
Handlungsgehilfen. 

Sonntagsruhe im Handelsgewerbe. Je länger der 
§ 105b der neuen Gewerbeordnung in Kraft ist. desto mehr 
macht sich der Umschwung zu Gunsten einer möglichst aus¬ 
gedehnten Sonntagsruhe im Handelsgewerbe selbst in 
rrinzipalskreisen geltend. So war früher der Lärm über 
die neue Sonntagsruhe in Dortmund besonders stark ge¬ 
wesen. In der Sitzung der Stadtverordneten vom 26 Febr. 
d. J. legte nun der Magistrat auf Grund einer von etwa 
100 Kaufleuten Unterzeichneten Eingabe ein Ortsstatut über 
die Sonntagsruhe vor, wonach imallgemeinen anSonn-und Fest¬ 
tagen die für den Verkauf freizugebenden Stunden auf den Nach¬ 
mittag und zwar von 11 1/2 Uhr Vormittags bis 4 Uhr Nach¬ 
mittags verlegt werden sollen. Die Vorlage fand indess 
grossen Widerspruch, und Justizrath v. Eicken sprach seine 
Verwunderung darüber aus, dass der Magistrat einer Ein¬ 
gabe mit etwa 1(X) Unterschriften mehr Beachtung geschenkt 
habe als einer Gegenpetiton, welche an 6(X) Unterschriften 
aufweise. Bezüglich der Verlegung der Stunden des Haupt¬ 
gottesdienstes habe übrigens die katholische Geistlichkeit 
sich geneigt gezeigt, etwaigen Wünschen entgegen zu 
kommen, während die evangelische Geistlichkeit sich ab¬ 
lehnend verhalte. Bei letzterer möge man darum dahin 
wirken, dass dieselbe den Hauptgottesdienst auf die Stunden 
von 91/2 bis 11 Uhr Vormittags verlege. Nach längerer Er¬ 
örterung wurde das vorgelegte Ortsstatut einstimmig abge¬ 
lehnt und eine Resolution im Sinne der Ausführungen des 
vorerwähnten Redners angenommen. In Saarbrücken 
scheint allerdings die städtische Behörde wirklich an eine 
Verlegung der Arbeitsstunden für einzelne Branchen (Manu¬ 
fakturengeschäfte und ähnl.) auf den späteren Nachmittag zu 
denken. Aber es steht zu hoffen, dass die betheiligten 
Prinzipale dann selbst die Ersten sein werden, welche sich 
über den verdorbenen und W'enig lohnenden Sonntag ärgern. 
Allmählich dürfte dann Alles reif zu einer gleichmässigen 
reichsgesetzlichen Regelung der Stunden für bestimmte 
städtische Grössenklassen werden. 

Internationaler Arbeiterschutzkongress. Das schweize¬ 
rische Organisationskomite für den internationalen Arbeiter¬ 
kongress beschloss, angesichts der ablehnenden Haltung der 


deutschen und österreichischen Sozialdemokratie den Kon¬ 
gress bis nach dem 1896 in London stattfindenden inter¬ 
nationalen sozialistischen Arbeiterkongress zu verschieben. 

Vermehrung des hessischen Fabrikinspektorats. Die 

zweite Kammer beschloss die Vermehrung des Fabrik¬ 
inspektorats um zwei Assistenten und bewilligte in ihrer 
Sitzung vom 5. März für diesen Zweck 6(X)0 M. für Ge¬ 
hälter und 3(XX) M. für Reisekosten und kleine Auslagen. 

Schweizeriche Fabrikinspektion. Dem Schweizerischen 
Bundesblatte zufolge wurden im Jahre 1894 dem Gesetze 
unterstellt und in das Verzeichniss der Fabriken einge¬ 
tragen 320 Etablissements mit 4390 Arbeitern, und beträgt 
der Zuwachs 165 Etablissements mit 2021 Arbeitern. Am 
31. Dezember 1893 waren dem Gesetze 4753 Etablissements 
mit 190 400 Arbeitern (nach neuester Zählung der Fabrik¬ 
inspektoren) unterstellt, gegenüber 2841 per 31. Dezember 
18^. Die Zahl der Bewilligungen für Nacht-' und Sonn¬ 
tagsarbeit hat im Vergleich zu früher im Berichtsjahre be¬ 
deutend abgenommen. Die Zahl der von den 7 Inspek¬ 
tionsbeamten (3 Inspektoren, 3 Adjunkten. 1 Assistenten) 
vorgenommenen Fabriksbesuche betrug 5223. Die Zahl der 
Besuche übersteigt somit diejenige der unter dem Gesetze 
stehenden Fabriken (4753). 


Arbeiterversicherung. 


Beitragspflicht und Versicheningspflicht nach dem In- 
validitäts- und Altersversicherungsgesetz. 

Das durch das Invaliditäts- und Altersversicherungs¬ 
gesetz begründete öffentlich-rechtliche Versicherungsver- 
hältniss unterscheidet sich von den übrigen Zweigen der 
sozialpolitischen Arbeiterversichcrung wesentlich dadurch, 
dass es den versicherten Arbeitern einerseits den Anspruch 
auf dauernde Renten gewährt, andererseits sie zu dauernden 
Beiträgen heranzieht, während bei der Krankenversicherung 
das Erstere, bei der Unfallversicherung das Letztere nicht 
zutrifi't. Dei»halb erscheinen auch hier Beitragspflicht und 
Rentenanspruch als ^ich gegenseitig bedingend. Der Un¬ 
fallbeschädigte erhält seine Rente, wenn er nachweisen 
kann, dass er den Unfall in einem der Versicherungspflicht 
unterliegenden Betriebe erlitten hat, gleichviel ob thatsüch- 
lich für ihn Beiträge entrichtet worden sind, wenn auch 
vorbehaltlich des Rechts der Berufsgenossenschaft, die ihr 
unrechtmässig vorenthaltenen Beiträge nachträglich einzu¬ 
fordern. Der Anspruch auf Invaliden- und Altersrente da¬ 
gegen ist — wenn wir von den Bestimmungen für die 
Uebergangszeit einmal absehen — von der Erfüllung einer 
bestimmten Wartezeit abhängig, und diese Wartezeit muss 
nicht in Kalender-, sondern in Beitragsjahren erfüllt werden, 
es muss . also die Entrichtung der gesetzlichen Beiträge 
nachgewiesen sein. 

Die Beitragspflicht einerseits, der Rentenanspruch an¬ 
dererseits beruhen aber auf demselben Fundament, der 
Versicherungspflicht. Wer zu den versicherungspflichtigen 
Personen gehört, hat die vorgeschriebenen Beiträge zu ent¬ 
richten, und wenn er dieser Pflicht während der gesetziteh 
vorgeschriebenen Dauer genügt hat, erwirbt er für den Fall 
des Eintritts der Invalidität bezw. der Erreichung der Alters¬ 
grenze den Anspruch auf die gesetzliche Rente Die Frage, 
ob eine Person versicherungspflichtig ist oder nicht, hat 
also eine Bedeutung, die für alle Rechtsverhältnisse, die 
hier in Betracht kommen, ausschlaggebend ist, sie ist un¬ 
zweifelhaft von allen Fragen, die bei der Ausführung über¬ 
haupt auftauchen können, die bei weitem wichtigste und 
folgenschwerste. Und das hat man unbegreiflicherweise, 
als man das Gesetz machte, nicht vorausgesehen! 

Die Frage der Versicherungspflicht kann streitig werden 
einmal, wenn es sich darum handelt, ob eine bestimmte 
Person Beiträge zu entrichten hat, und ein ander Mal, wenn 
zu entscheiden ist, ob derselben eine Rente gebührt. Der 
natürliche Verlauf ist — von der Uebergangszeit immer ab¬ 
gesehen — dass der erstgenannte Fall zuerst eintritt. Zwar 
braucht es dabei nicht nothwendig zum Streit zu kommen 
Wenn der Arbeiter sich als versicherungspflichtig ansieht. 
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nimmt man vielleicht, trotz bestehender Zweifel, die Bei¬ 
träge vorläufig entgegen und behält es späterer Zeit vor, 
die Frage zum Austrac zu bringen. Handelt es sich aber 
um eine prinzipielle Meinungsverschiedenheit, so ist aller 
Wahrscheinlichkeit nach dies der Ort, wo dieselbe zuerst 
hervortreten und eine bündige Entscheidung fordern wird. 
Und wem ist diese Entscheidung übertragen? Nicht etwa 
dem Reichsversicherungsamt, wie man bei der Wichtigkeit 
der Sache annehmen sollte, sondern nach § 122 des Ge¬ 
setzes der unteren und in letzter Instanz der höheren Ver¬ 
waltungsbehörde. Das Reichsversicherungsamt hat in dieser 
Kardinalfrage überhaupt nicht mitzusprechen. Darin ist 
jeder Regierungspräsident in seinem Bezirk souverän, seine 
Entscheidungen sind unanfechtbar; wie im Nachbarbezirk 
entschieden wird, geht ihn nichts an, er ist der vom Gesetz ' 
berufene, inappellable Ausleger seiner Vorschriften. Eine 
Einheitlichkeit in diesen grundlegenden Fragen herbeizu¬ 
führen, giebt es gar kein Mittel — wenigstens kein anderes 
Mittel als das recht bedenkliche einer ministeriellen An¬ 
weisung an die Regierungspräsidenten für die Ausübung 
der ihnen vom Gesetz übertragenen Entscheidungsbefugniss. 
Zu welchen unhaltbaren Zuständen das mindestens führen 
kann, wenn auch nicht nothwendig führen muss, bedarf 
keiner Auseinandersetzung. Dazu kommt noch, dass die 
Versicherten sich doch häufig nicht zeitlebens in demselben 
Regierungsbezirk aufhalten, und es so leicht kommen kann, | 
dass sie in einem Bezirk für versicherungspflichtig, in einem | 
anderen für nicht versicherungspflichtig erklärt werden. 
Und beide Entscheidungen sind dann endgiltig; eine höhere 
Instanz, die nun festzustellen hätte, welche von beiden Recht 
hat, giebt es nicht. 

Endgiltig sind aber die Entscheidungen der Verwal¬ 
tungsbehörden nicht nur lür die Beitragspflicht der be¬ 
treffenden Personen, sondern auch für den späteren Renten¬ 
anspruch. Denn das Reichsversicherungsamt hat in seinen 
Entscheidungen an dem Grundsätze festgehalten, dass, wo 
eine solche Verwaltungsentscheidung ergangen ist, auch die 
Spruchbehörden im späteren Rentenfestsetzungsverfahren an 
dieselbe gebunden und nicht berechtigt sind, nunmehr in 
eine selbstständige Prüfung einzutreten und die Frage der 
Versicherungspflicht möglicherweise abweichend zu ent¬ 
scheiden. Damit kommt nun noch ein neues Moment hinzu, 
das die Buntheit der Entscheidungen noch vermehren kann. 
Nehmen wir z. B. den Fall der Hausindustrie. Dass Haus¬ 
industrielle nicht versicherungspflichtig sind, das steht ja 
fest; das bestimmt das Gesetz, darüber ist also nicht zu 
streiten. Desto mehr aber ist darüber zu streiten, 
und wird bekanntlich auch darüber gestritten, ob eine 
bestimmte Person zu den Hausindustriellen zu zählen ist 
oder nicht. Darüber kann nun ein jeder Regierungs¬ 
präsident seiner eigenen Meinung sein; und dann bleiben 
immer noch eine Anzahl von Fällen übrig, in welchen, ohne 
eine Entscheidung der Verwaltungsbehörden zu extrahiren, I 
die Beiträge entrichtet und angenommen sind. Hier wird 
also die Frage erst bei Geltendmachung des Rentenan¬ 
spruchs streitig, und jetzt steht die Entscheidung beim 
Reichsversicherungsamt. Könnte man nun annehmen, dass 
dessen Rechtsprechung ohne weiteres als bindende Norm j 
seitens der Verwaltungsbehörden anerkannt würde, so möchte 
es noch hingehen. Aber dass dieser Erfolg eintritt, ist doch 
wohl noch nicht ganz gewiss, und jedenfalls wird er erst 
sehr allmälig nach geraumer Zeit eintreten. Einstweilen 
ist es viel wahrscheinlicher, dass in der Spruchpraxis des 
Reichsversicherungsamtes ein Zwiespalt hervortritt zwischen 
denjenigen Fällen, bei welchen es seiner eigenen Auslegung 
folgen darf, und den anderen, bei denen es achselzuckend 
sagen muss: hier ist meine Kunst zu Ende, denn es hat 
schon ein Anderer gesprochen. 

Am Reichs-Versicheriingsamt liegt die Schuld nicht. 
Seine Stellungnahme ist durchaus korrekt. Nicht nur würde 
die Sache noch viel toller und konfuser werden, wenn es 
die Ausspruche der Verwaltungsbehörden als bindend nicht 
anerkennen wollte, sondern seine Entscheidung entspricht 
auch allein dem Wortlaut des Gesetzes und seinem Sinne. 
Das führt das Reichs-Versicherungsamt in längerer Be¬ 
gründung aus, auf die wir hier nicht cinzugehen brauchen. , 
Schält man den Kern heraus und entkleidet ihn alles Bei¬ 
werks und aller Höllichkeitsphrasen, so lautet er etwa: Der 


Gesetzgeber hat einmal die Entscheidung für endgültig er¬ 
klärt und er hat damit nichts Anderes meinen können, als 
dass die Frage überhaupt abgethan sein soll, nicht etwa 
nur vorläufig für die Beitragsentrichtung. Wäre die Ent¬ 
scheidung in letzter Instanz, wie das wohl das natürlichste 
gewesen wäre, dem Reichs-Versicherungsamt übertragen 
worden, so würde darüber gewiss kein Zweifel bestehen 
können. Dass der Gesetzgeber den Fehler begangen hat, 
die Entscheidung dem Reichs-Versicherungsamt zu entziehen, 
kann um so weniger ein Grund sein, an seiner ganz unzwei¬ 
deutigen Vorschrift herum zu interpretiren, als er sehr gut 
gewusst hat, was er that, da man ihm ganz genau voraus¬ 
gesagt hat, wie es kommen würde. 

In der That ist das geschehen, aber man hat nicht dar¬ 
auf hören wollen. Dem Reichstag bezw. seiner Mehrheit 
ist schliesslich daraus nicht so sehr ein Vorwurf zu machen; 
er hat sich eben hier, wie in anderen Dingen, von den Vor¬ 
schlägen und den Gründen der verbündeten Regierungen 
leiten lassen. Kaum zu verstehen aber ist die Haltung der 
Regierungen und ihrer Vertreter. Handelte es sich nur 
darum, dass man es an Voraussicht hat fehlen lassen, die 
Folgen der vorgeschlagenen Bestimmungen nicht zu über¬ 
sehen vermocht, oder, wie das Reichs-Versicherungsamt 
sich sarkastisch ausdrückt, deren Tragweite doch einiger- 
maassen unterschätzt hat, so wäre das schon höchst ver¬ 
wunderlich. Aber man hat absolut nicht sehen wollen, ob¬ 
wohl man direkt auf das hingewiesen wurde, was zu sehen 
war, und was doch Andere sehr gut sahen. Dem Anträge, 
die Schlussentscheidung, wenigstens wenn die Entscheidung 
der höheren Verwaltungsbehörde wegen unrichtiger Rechts¬ 
anwendung angefochlen werde, dem Reichs-Versicherungs¬ 
amt zu übertragen, widersetzten sich die Regierungsver¬ 
treter und brachten ihn so zu Falle. Und die Gründe? 
Das Reichs-Versicherungsamt sei ohnehin schon überlastet, 
und man dürfe ihm nicht noch mehr Arbeit aufladen; es 
handele sich ja doch im allgemeinen um thatsächlich und 
rechtlich sehr einfach liegende Fragen und nur ganz aus¬ 
nahmsweise werde einmal ein prinzipieller Zweifel zu heben 
sein — (als ob das nicht, wenn es wahr gewesen wäre, nur 
ein Grund mehr hätte sein müssen, wenigstens in diesen 
Fällen von grundsätzlicher Bedeutung die Entscheidung 
einer Zentralinstanz vorzubehalten); solche unbedeutenden 
Fragen, bei denen es sich um kaum nennenswerthe Summen 
handle — (man hat also nur an die augenblickliche Beitrags¬ 
pflicht, nicht aber daran gedacht, dass damit gleichzeitig 
über den späteren Rentenanspruch des Arbeiters entschieden 
wird), müssen vor allem schleunig erledigt werden — (und 
dieser Beschleunigung zu Liebe gab man die Rechtssicher¬ 
heit Preis l). 

Der Fehler ist einmal gemacht, und man wird hoffent¬ 
lich jetzt überall erkannt haben, dass es ein Fehler war. 
Dann bleibt also nur noch übrig, ihn so rasch als möglich 
zu verbessern, und den § 122 etwa so abzuändern, wie es 
bei der zweiten Lesung des Gesetzes der Abgeordnete 
Struckmann beantragt hatte. 

Inzwischen hat das Reichs-Versicherungsamt für die 
gegenwärtige Uebergangsperiode einen Ausweg gefunden, 
Abhilfe zu schaffen, d. h. seine Auffassung über die Ver¬ 
sicherungspflicht auch den Verwaltungsbehörden gegenüber 
zur Geltung zu bringen, der uns fast noch schlimmer 
scheint als der Uebelstand, dem abgeholfen werden soll. 
Bei allen jetzt erhobenen Rentenansprüchen kommt es be¬ 
kanntlich darauf an, nachzuweisen, dass der Antragsteller 
nicht nur nach dem Inkrafttreten des Gesetzes zu den Ver¬ 
sicherten gehört, sondern dass er auch vorher eine bestimmte 
Zeit hindurch in einer Beschäftigung sich befunden hat, 
welche nach den jetzt geltenden Bestimmungen die Ver¬ 
sicherungspflicht begründen würde; er hat also ausser 
der nachgesetzlichen auch eine vorgösetzliche Ver¬ 
sicherungspflicht nachzuweisen. Nun sagt das Reichs-Ver¬ 
sicherungsamt: Für die Zeit nach dem Inkrafttreten des 
Gesetzes sind die Entscheidungen der Verwaltungsbehörden 
maassgebend, nicht nur für die Beitragspflicht, auf die sie 
sich unmittelbar beziehen, sondern auch für die Versiche¬ 
rungspflicht und den daraus ferner sich ergebenden Renten¬ 
anspruch. Wen die Verwaltungsbehörde für nicht beitrags¬ 
pflichtig erklärt hat, und wer demnach auch keine Beiträge 
entrichtet hat, der darf keine Rente beanspruchen, und 
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wenn er es dennoch thut, so darf ihm dieselbe nicht aus 
dem Grunde bewilligt werden, weil die erkennende Instanz, 
abweichend von der Entscheidung der Verwaltungsbehörde, 
das Vorliegen der Beitrags- und Versicherungspflicht be¬ 
jaht. Und umgekehrt, wer für beitragspflichtig erklärt ist 
und Beiträge gezahlt hat. dem kann hinterher nicht deshalb 
die Rente versagt werden, weil ihn die Spruchbehörde den¬ 
noch nicht für versicherungspflichtig hält. Aber die Ent¬ 
scheidung der Verwaltungsbehörde hat keine rückwirkende 
Kraft für die Zeit vor dem Inkrafttreten des Gesetzes. Ob 
damals eine versicherungspflichtige Beschäftigung vorlag, 
darüber haben allein die Sprucljbehörden zu entscheiden, 
und sie sind hierbei durchaus nicht an das gebunden, was 
für die nachgesetzliche Zeit die Verwaltungsbehörden ent¬ 
schieden haben. 

In der Praxis angewendet,' gestaltet sich die Sache nun 
so — wir wählen ein Beispiel, das vor Kurzem entschieden 
wurde: Eine Näherin wird seit sechs Jahren von einer 
grösseren Anstalt ständig mit Arbeiten in ihrer Wohnung 
bes:häftigt. Bei Einführung des Invaliditäts- und Alters¬ 
versicherungsgesetzes wird es zweifelhaft, ob sie Arbeiterin 
oder Hausindustrielle, versicherungspflichtig oder nicht ver¬ 
sicherungspflichtig ist. Die höhere Verwaltungsbehörde 
entscheidet: sie ist Arbeiterin, also versicherungspflichtig. 
Infolge dessen bekommt sie ihre Quittungskarte und zahlt 
Beiträge. Nun beantragt sie die Altersrente. Das Schieds¬ 
gericht sagt: die Klägerin ist zwar unzweifelhaft Haus¬ 
industrielle und nicht Arbeiterin; aber die Entscheidung der 
Verwaltungsbehörde ist bindend, und da sie Beiträge ge¬ 
zahlt hat, muss sie auch die Rente erhalten. Das Reichs- 
Versicherungsamt dagegen erkennt: Das ist ganz richtig 
für die nachgesetzliche Zeit. Hinsichtlich der vorgesetz¬ 
lichen Zeit aber habe ich zu entscheiden, ob die Klägerin 
versicherungspflichtig war oder nicht, und da ich gleich 
dem Schiedsgericht der Ansicht bin, dass sie Hausindustrielle, 
also nicht versicherungspflichtig war, so bekommt sie keine 
Rente. 

Wir wollen die Richtigkeit und Gesetzmässigkeit dieser 
Entscheidung garnicht in Zweifel ziehen. Ebenso wenig 
bezweifeln wir, dass das Reichs-Versicherungsamt es damit 
recht gut gemeint hat. Es sagt selbst, dass es so die Mög¬ 
lichkeit schaffen will, wenigstens in der Uebergangszeit eine 
gleichmässige Rechtsprechung in Prinzipienfragen zu sichern, 
die dann später vorbildlich für die Entscheidungen der 
Verwaltungsbehörden sein kann. Ob dieser Erfolg sich 
wird erreichen lassen, ist aber doch mindestens noch zweifel¬ 
haft. Ganz augenscheinlich aber liegen die grossen Be¬ 
denken zu Tage, welche diese Praxis mit sich lühren muss. 
Dass die Frage der Beitragspflicht in verschiedenen Re¬ 
gierungsbezirken bei ganz gleich liegendem Thatbestande 
verschieden beurtheilt werden kann, dass sie sogar inner¬ 
halb desselben Bezirks verschieden beurtheilt werden kann, 
je nachdem sie gleich zu Anfang von der Verwaltungsbe¬ 
hörde oder erst hinterher im Rentenfestsetzungsverfahren 
entschieden wird, ist gewiss schlimm und irreführend. Aber 
wenn nun gar bei derselben Person eine verschiedene 
Beurtheilung des ganz unverändert gebliebenen That- 
bestandes eintreten soll, je nachdem es sich um die Zeit 
vor oder nach dem 1. Januar 1891 handelt, ist das nicht 
noch weit unverständlicher und verwirrender? Welcher 
Arbeiter soll es denn wohl begreifen können, wenn man 
ihm sagt: nach den gegenwärtig geltenden Bestimmungen 
bist du versicherungspflichtig, aber wenn die nämlichen 
Bestimmungen vor dem 1. Januar 1891 gegolten hätten, 
wärst du nicht versicherungspflichtig gewesen? Wir möchten 
behaupten, dass Mancher, der sich in juristischen Unter¬ 
scheidungen sonst wohl zurechtzufinden weiss, vor diesem 
Erkenntniss rathlos stehen bleiben würde. 

Und dann noch eins. Das Reichs-Versicherungsamt 
verwerthet in seiner Beweisführung, dass die Entscheidungen 
der Verwaltungsbehörden für die nachgesetzliche Zeit 
bindend und unanfechtbar sein müssen, einen Gesichtspunkt, 
der uns sehr beachtenswerth scheint. Es sagt nämlich: 
Wollte man eine Nachprüfung der Spruchbehörden zu¬ 
lassen, so würde dieselbe fast ausschliesslich zum Nachtheil 
des Arbeiters wirksam werden können Denn man könnte 
wohl Jemandem, der die Beiträge entrichtet hat, trotzdem 


die Rente hinterher versagen; aber dieselbe Jemandem zu 
bewilligen, der die Beiträge nicht entrichtet hat, das würde 
doch nur ganz ausnahmsweise möglich sein, weil die formelle 
Voraussetzung der Markenverwendung nicht erfüllt ist, und 
deren Nachholung regelmässig schon an der praktischen 
Unmöglichkeit scheitern muss, die Arbeitgeber aus einer 
oft viele Jahre zurückliegenden Zeit nachträglich zur Bei¬ 
tragsentrichtung heranzuziehen. Das ist gewiss richtig. 
Aber wenn ein solches Verfahren aus praktischen Gründen 
ganz überwiegend zum Nachtheil des Arbeiters ausschlagen 
wird, so lässt sich von der jetzigen Praxis des Reichs- 
Versicherungsamts behaupten, dass dieselbe überhaupt unter 
keinen Umständen anders als zum Nachtheil des Arbeiters 
wirksam werden kann. Sein Rentenanspruch hängt von 
zwei Voraussetzungen ab: von der nachgesetzlichen und 
der vorgesetzlichen Versicherungspflicht; nur wenn beide 
vorhanden sind, kann er die Rente erhalten. Verneint nun 
die Verwaltungsbehörde endgiltig die nachgesetzliche Ver¬ 
sicherungspflicht, so ist die Sache damit bereits erledigt, 
das Reichs-Versicherungsamt kann nichts mehr thun, selbst 
wenn es anderer Ansicht ist. Nur wenn die Verwaltungs¬ 
behörde den Arbeiter für versicherungspflichtig erklärt hat, 
kann das Reichs-Versicherungsamt seine abweichende 
Meinung zur Geltung bringen, indem es auf Grund selbst¬ 
ständiger Prüfung die zweite Vorbedingung des Renten¬ 
anspruchs, die vorgesetzliche Versicherungspflicht, verneint 
und damit die Versagung der Rente begründet. Also nur 
zu Ungunsten des Arbeiters ist es einen Irrthum der Ver¬ 
waltungsbehörde zu berichtigen in der Lage. 

Dagegen giebt es nur ein Mittel. Man gebe dem Reichs- 
Versicherungsamt, was ihm gebührt, damit es das nicht auf 
Umwegen sich zu verschaffen genöthigt ist. 

Zur Frage der Altersversicherung in England. Am 

4. April brachte der konservative Abgeordnete Oberst Palmer, 
im Unterhause einen Antrag auf staatliche Altersunter¬ 
stützung ein. Er wies darauf hin, dass eine ganz ähnliche 
Bill, wie die seine, im Jahre 1773 vom Hause der Gemeinen 
genehmigt, von den Lords aber darauf verworfen worden 
sei. 1789 und 1796 wurden ähnliche Bills beantragt und 
1817 sogar ein Ausschuss eingesetzt, um zu untersuchen, 
was der Staat für alte bedürftige Bürger thun könne. 
Deutschland sei jetzt mit gutem Beispiele vorangegangen. 
Das dänische System aber, bei welchem der Einzelne keinen 
Beitrag zahle, eigne sich besser für englische Verhältnisse, 
und die Grundzüge desselben habe er in seine Bill aufge¬ 
nommen. Nur möge die Altersversorgung schon mit dem 
65. Jahre beginnen. Die Armenverwaltung solle mit diesem 
Staatspensionswesen nichts zu thun haben, und es solle 
streng unterschieden werden, wer eine Pension verdiene 
oder nicht. 


Schulwesen, Erziehungs- und Bildungsfragen. 


Preisausschreiben für ein Lehrbuch der Ethik. Die 
Deutsche Gesellschaft für ethische Kultur wünscht die Ab¬ 
fassung eines volksthümlichen Handbuches der humanen 
Ethik auf wissenschaftlicher Grundlage, das Lehrer und 
Eltern anleitet, einen von trennenden Voraussetzungen reli¬ 
giöser oder metaphysischer (einschliesslich materialistischer) 
Art freien ethischen Unterricht zu geben. Für die Lösung 
dieser Aufgabe ist ein Preis von viertausend M. bestimmt. 
Preisrichter sind die Herren Geheimer Regierungsrath 
Dr. Wilhelm Förster, Professor an der Universität zu 
Berlin; Dr. Georg v. Gizycki, Professor an der Universität 
zu Berlin, Herausgeber der Wochenschrift Ethische Kultur; 
Dr. Friedrich Jodl, Professor an der deutschen Universität 
zu Prag; Gustav Maier zu Ermatingen (Schweiz), Frau 
Jeannette Schwerin zu Berlin; Lehrer J. Tews zu Berlin; 
Dr. Ferdinand Tönnies, Professor an der Universität zu 
Kiel. Die Preisarbeiten sind bis längstens 1. Oktober 1896 
an den 1. Vorsitzenden der Deutschen Gesellschaft für 
ethische Kultur, Professor Dr. Wilhelm Förster (Berlin SW.. 
Enckeplatz 3a), einzusenden. Die Bekanntgabe de.s Urtheils 
Süll niüglichat bald, jedoi li spätesten.-» bis zum Oktober 1897 
erfolgen. 
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Italienische Briefe. 

II. 

Meine Ab.sicht ist es, den Leser in Folgendem durcli 
einige der bedeutenden Industriecentren Oberitaliens 
zu führen, die ich selbst in diesen Wochen besucht habe. 
Ich will versuchen, meine persönlichen Eindrücke der- 
maassen mit positiven Angaben verbrämt wiederzugeben, 
dass ein annähernd deutliches Bild herauskommt von dem, 
was ich gesehen habe. Dieweil mit dieser schlichten Be¬ 
schreibung einzelner Etablissements, einzelner Ortschaften, 
einzelner Industriezweige das Sozialpolitische Centralblatt 
wiederum ein neues Gebiet betritt, so scheinen einige 
Worte der Erklärung nicht überflüssig. Die folgenden Mit¬ 
theilungen wollen so anspruchslos als möglich auftreten. 
Sie verfolgen im wesentlichen den Zweck, Rohmaterial zu¬ 
sammenzutragen für spätere, wissenschaftliche Bauten. Ge- 


! rade das aber, dünkt mich, ist nicht nur statthaft, sondern 
! geradezu nothwendig. Wissenschaftliche Arbeiten, die sich 
auf der Basis konkreter Thatsachen aufbauen, leiden, wenn 
sie mit Material allzusehr belastet sind. Hat man dem 
Leser dieses Material vorher schon zugänglich gemacht, so 
fühlt man sich freier. Nun aber giebt es keine gefälligere 
' und sympathischere Form, Thatsachen mitzutheilen, als die 
Wiedergabe selbstempfangener Eindrücke; die Starrheit der 
' Zahlen erscheint hier gemischt durch die Blutwärme der 
unmittelbaren persönlichen Erlebnisse und Empfindungen, 
j Solches die Ratio dieses und einiger folgender Briefe. Ich 
I möchte den Stoff in der Weise gliedern, dass ich zunächst 
I nur die technisch-ökonomische Aussenseite der betreffenden 
Industrien schildere, später erst von ihrer sozialen Eigen- 
thümlichkeit, von den Unternehmern, den Arbeitern und 
ihrem Verhältniss zu einander spreche. Die moderne sozial¬ 
politische Auffassung lässt es gerechtfertigt erscheinen, in 
I einer Zeitschrift, die zwar ausschliesslich der Sozialpolitik 
^ dient, doch die technisch-ökonomische Unterlage gesondert 
zu betrachten. 

Das erste bedeutende Indusriecentrum, in das mich 
, meine Wanderung führte, war Schio, das durch seint‘ 
grossen Wollfabriken seit Jahrzehnten einen Weltruf er¬ 
worben hat. Schio liegt in der Provinz Vicenza. Von 
Vicenza selbst aus fährt man noch eine Stunde auf einer 
1 Zweigbahn gen Norden weiter und steigt am Fusse der 
I Alpen, in einer der herrlichsten Landschaften aus. Ein 
grosser fruchtbarer Kessel, um den sich die schneegekrönten 
Bergriesen wie Theaterkulissen gruppiren, ist der Standort 
der industriellen Etablissements. Sie liegen in dem Markt¬ 
flecken Schio selbst und in den benachbarten Dörfern 
Piovene und Torrebelcino. Der erste Eindruck des Industrie- 
I bezirks ist ein überaus erfreulicher. Aehnlich wie in manchen 
I unserer schlesischen Gebirgsdörfer, in denen die Industrie 
I zu Hause ist, tritt auch hier die hässliche Aussenseite de.s 
j Fabrikwesens gegenüber der Majestät der Umgebung in den 
Hintergrund. Die Wohlthat einer ländlichen Szenerie, einer 
Dezentralisation des industriellen Lebens drängt sich jedem 
auf, der die Misere städtisch-industriellen Lebens kennt. 
Aber ein spezieller Umstand wirkt noch in den oberitalieni¬ 
schen Industriezentren, in Schio ebenso wie im Bergamasker- 
lande, im Mailändischen, in Bicha. ebenfalls dahin, den 
ästhetischen Eindruck zu verschönen: das ist die geringe 
Anwendung der Dampfkraft, das Vorwiegen der Wasser¬ 
nutzung und neuerdings die Anwendung der Elektrizität. 
Wenn diese erst einmal die Herrschaft der scheusslichen 
Kohle wird abgewonnen haben, wenn die rauchenden 
Schlote mehr und mehr verschwinden, dann wird es wie ein 
Aufathmen durch die industriellen Länder gehen und dir 
befreite Menscheit wird mit Schaudern an das russige erste 
Jahrhundert des Kapitalismus zurückdenken. Einen Vor- 
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geschmack dieser reinlichen Zukunft gewähren nun schon 
jetzt die oberitalienischen Industriezentren. Dass diese sich 
stets schon der Wasserkraft bedienten und jetzt zuerst sich 
der Fortschritte der Elektrotechnik bemächtigten, hat seinen 
sehr plausiblen Grund in den beiden sich ergänzen That- 
sachen: der Nähe des Wassers und der Entfernung der 
Kohlenfelder. Letztere macht sich naturgemäss um so mehr 
fühlbar, je weiter die Zentren von Genua entfernt liegen. 
Ich sage von Genua; das bedeutet, dass zum überwiegenden 
Theile in Oberitalien noch heute englische Kohle verbraucht 
wird. Der Grund hierfür liegt vor allem in den Tarifver¬ 
hältnissen. Ohne Zweifel würde die deutsche Kohle über 
den Gotthard schon weiter vorgedrungen sein, wenn die 
italienischen Bahnen nicht mit exorbitant niedrigen Seehafen- 
Einfahrtarifen den Bezug der englischen Kohle begünstigten 
und ebenso durch besonders hohe Lokaltarife von der 
schweizerischen Grenze her das Eindringen der deutschen 
Kohle erschwerten. Augenblicklich liegt das Kostenäquili- 
brium noch mehrere Meilen nördlich von Mailand. In dem 
Maasse wie die Elektrizität der Industrie als Kraft nutzbar 
gemacht wird, scheint nun die italienische Industrie in ihrer 
Entwickelung die Periode des Dampfes ganz zu überspringen 
und von der Kraft der menschlichen Hand oder des Wassers 
sofort zu der des elektrischen Funkens überzugehen. We¬ 
nigstens haben eine ganze Reihe alter wie neuer Etablisse¬ 
ments in den letzten Jahren Elektromotoren aufgestellt, sei 
es zum Ersatz, sei es zur Ergänzung der direkten Wasser¬ 
kraft oder auch der Dampfkraft, wo diese schon eingeführt 
war. Von epochaler Bedeutung wird auch hier die Ent¬ 
wickelung der elektrischen Kraftübertragung sein. Einen 
ersten Versuch hat man in Schio selbst damit gemacht. 
Hier werden jetzt, wie man mir sagte mit gutem Erfolge, 
einstweilen 200 HP auf 8 km übertragen. Damit man des 
Dampfes als Kraft ganz entsagen könne, ist freilich noch 
eins nothwendig: dem Wasserstrom die erforderliche Be¬ 
ständigkeit zu geben. Auch hierauf sinnt man. Man plant 
die Anlage grosser Sammelbecken in den Bergen. So in 
der Nähe von Bergamo die Anlage eines Reservoirs von 
20 Mill. Kubikmetern, was einen dauernden Kraftzufluss von 
16000 HP entsprechen würde. Ich habe diesen Punkt hier 
deshalb ausführlicher berührt, weil er thatsächlich von 
grosser Bedeutung für die Entwicklung der italienischen 
Industrie ist. Damit diese emporblühe, bedarf es starker 
Reizmittel für das Kapital, von dem unten noch die Rede 
ist; zu ihnen würde die Verbilligung der bewegenden Kraft 
natürlich in erster Linie gehören. Um eine Vorstellung von 
der Wichtigkeit zu geben, die schon heute die Wasserkraft 
in der norditalienischen Industrie hat, seien folgende Zahlen 
hier verzeichnet: die hydraulischen Pferdestärken beziffer¬ 
ten sich 1892 in der Provinz Vicenza auf 7594 gegen 5190 
Dampfpferdekräfte; in der Provinz Bergamo gar auf 11718 
HP (gegen 3708 Dampfpferdekräfte), wovon ca. 7500 allein 
auf die Textilindustrie entfallen. 

Die grossen Wollfabriken in Schio, denen mein Besuch 
galt, werden jetzt von einer Aktiengesellschaft, dem Lani- 
ficio Rossi betrieben. Das Kapital der Gesellschaft steht 
mit 24 Mill. Lire zu Buche. Die Gründung ist bereits im 
Jahre 1873 erfolgt und dieses Alter ist eines der wichtig¬ 
sten Charakteristika des Etablissements, das zusammen mit 
dem andern Umstande, dass es grossen Theils italienisches 
Kapital ist, die Anlagen von Schio von den meisten grösse¬ 
ren Industrieanlagen Oberitaliens unterscheidet. Die Aktien¬ 
gesellschaft trägt den Namen des Mannes, dem die Ent¬ 
wicklung des Unternehmens vorwiegend zu danken ist, 
dessen Fabriken den Hauptstock des Grundkapitals bildeten 
und noch bilden, Alessandro Rossi’s, der seinerseits das 
Unternehmen im Jahre 1845 von seinem Vater übernommen 
hat. Wenn ich von den italienischen Unternehmern spreche, 
werde ich Gelegenheit haben, die interessante Persönlich¬ 
keit des Senators Rossi zu schildern, der heute zu den 


einflussreichsten und angesehensten Männern Italiens ge¬ 
hört. 

Die Anlagen selbst, obwohl der Zutritt zu ihnen nur 
in den seltensten Fällen, wie mir gesagt wurde, gestattet 
wird, haben in keiner Hinsicht die Kritik zu fürchten. Mit 
einem mir bisher unbekannten Luxus sind die Gebäude, in 
denen die Fabrikation vor sich geht, ausgestattet. Wie 
schon hervorgehoben wurde, liegen die Etablissements an 
mehreren Punkten (vier) zerstreut. Der eine Komplex in 
Schio selbst, der eine Fläche von 30000 qm bedeckt, um¬ 
fasst eine Spinnerei mit 23360 Spindeln, 415 meist doppelt 
breiten mechanischen und 100 Handwebstühlen; die be¬ 
wegende Kraft liefern 4 Dampfmaschinen von 680 HP und 
5 hydraulische Motoren von 520 HP. Beschäftigt sind hier¬ 
bei 1578 Arbeiter, in der Vorbereitung der Wolle Männer, 
in der Spinnerei Knaben, in der Weberei theils Männer 
und Burschen, theils Mädchen. Die übrigen drei Komplexe 
sind nicht ganz so gross wie jener erste. Insgesammt be¬ 
schäftigt die Gesellschaft 2951 Arbeiter. Soweit ich als 
Laie urtheilen kann, steht das Etablissement technisch aut 
der Höhe der Zeit. Den splendiden Gebäuden entsprechen 
weite luftige Arbeitsräume; die Maschinen, überwiegend 
englische, sind neuesten Datums. Die verschiedenen An¬ 
lagen sind zum Theil in ihrer Produktion spezialisirt. Die 
eine produzirt ausschliesslich billige Waare, eine andere 
Militärtuche u. s. w. Der Markt für den Absatz ist fast 
ausschliesslich Italien selbst; daher die Inhaber des Unter¬ 
nehmens, vor allem Senator Rossi eifrige Schutzzöllner 
sind. Die Entwickelung der Zollpolitik Italiens ist auch für 
die Ausgestaltung des Lanificio Rossi von grosser Be¬ 
deutung gewesen. Hier mag das Gesagte genügen, um von 
der äusseren Gestaltung des Etablissements eine Vorstellung 
zu geben. Was in Schio vor allem inteiessirt, ist die 
eigenthümliche Gestaltung der Arbeiterverhältnisse, über 
die ich, wie ich oben sagte, im Zusammenhänge berich¬ 
ten will. 

Mein Weg führte mich weiter in die Zentren der ober¬ 
italienischen Baumwollindustrie: die Provinzen Bergamo 
und Mailand. Ich sage: Zentren der Baumwollindustrier> 
Das heisst nicht, dass hier die Baumwollindustrie der do- 
minirende Erwerbszweig sei; die Seidenindustrie ist daselbst 
noch bei weitem bedeutender und ausgedehnter; es soll 
vielmehr besagen, dass die italienische Baumwollindustrie 
sich in den genannten Provinzen bislang am meisten ent¬ 
wickelt hat. Mir lag nun gerade daran, diese Fortschritte 
der nun sich einbürgernden Industrie zu konstatiren. Und 
ich muss gestehen, dass meine Erwartungen, die ich schon 
ziemlich hoch gesteckt hatte, noch ganz bedeutend über- 
troffen sind. Von dieser Fieberhaftigkeit der Expansion, 
von der Grossartigkeit, mit der die neuen Etablissements 
ins Leben treten, hatte ich mir keine Vorstellung gemacht. 
Es ist ein wahres Rennen und Stürzen. Die Zahl der In¬ 
genieure und Architekten reicht kaum hin, um den Bedarf 
an immer wieder neuen Anlagen zu decken. Wenn man 
von Bergamo aus die beiden Thäler hinauffährt, in denen 
sich die Industrie angesiedelt hat, so sieht man allerorten 
Umbauten oder Neubauten im Werke. Wer an die ver- 
hältnissmässige Stabilität der deutschen Industrie gewöhnt 
ist, den muthet dieser Zustand des Werdens und Wachsens 
höchst sonderbar an. Leider drückt die Statistik die That- 
sache dieser industriellen Expansion nur unvollkommen aus. 
Die Ziffern der Enquete reichen oft nur bis zum Jahre 
1890 und 1891 und gerade seitdem ist der Aufschwung 
ganz besonders bedeutend. Immerhin geben die Zahlen 
einen Anhalt. In der Baumwollspinnerei wurden in der 
Provinz Bergamo 1876: 53600 Spindeln gezählt, 1890 war 
ihre Zahl bereits auf 181624 gestiegen; mechanische Web¬ 
stühle gab es 1876 ebenda 1110, 1890 dagegen 5097. In 
der Provinz Mailand ist die Zahl der Baumwollspindeln von 
97494 auf 136688 in derselben Zeit gestiegen, die Zahl der 
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mechanischen Websttihle von 2770 auf 10044. Wenn man 
bedenkt, dass es sich um den kurzen Zeitraum von I 72 
Jahrzehnten handelt, so wird man diese Ausdehnung in der 
That für ganz erstaunlich halten müssen. 

Wie ich oben schon andeutete, entspricht aber der 
Extensität der Entwicklung durchaus auch die Intensität des 
Fortschritts. Die alten kleinen Etablissements werden rasch 
umgestaltet und auf die Höhe der Technik gebracht; die 
neuen Anlagen treten in technischer Vollendung ins Leben. 
Die vielleicht wichtigste Erscheinung ist die rasch zunehmende 
Konzentration der Anlagen. In der Provinz Bergamo stieg 
die Zahl der Baumwolletablissements von 1876 bis 1890 
nur von 14 auf 27. In der Hanfspinnerei und -Weberei, 
einem Zweige, der gleichfalls aufblOht, hatten 7 Etablisse¬ 
ments weniger Spindeln und Webstühle im Gange als 
jetzt 3. 

Gleichen Schritt mit der Konzentration der Betriebe 
hält die Vervollkommnung der Maschinerie, d. h. die Ver¬ 
drängung der menschlichen Arbeit. 1876 waren in der 
Provinz Mailand zur Bedienung von 97494 Spindeln 3000 
Arbeiter nöthig, heute genügen für 136688 Spindeln 3233 
Arbeiter. Endlich zeigt sich die Höhe der technischen 
Entwicklung in der weitgediehenen Spezialisirung der 
Arbeit Ich sah in Gazzaniga bei Bergamo eine mechani¬ 
sche Weberei mit 700 Webstühlen, die alle ausschliess¬ 
lich glatte, rohe Kalikotstoflfe webten! Es war dies das 
Cotonificio Valle Seriana, eine Aktiengesellschaft mit 4 Mill. 
Lire Kapital. Sie beschäftigt in zwei benachbarten Anlagen 
2000 Arbeiter an 1160 Webstühlen und 50000 Spindeln mit 
einer täglichen Fadenproduktion von 100 Doppelzentnern. 
Eine ganze Reihe ähnlicher Etablissements mit einer Spindel¬ 
zahl von mehr als 20000 und einer Webstuhlzahl von über 
500 habe ich dann noch in der Umgegend von Bergamo, 
Monza, Mailand etc. besichtigt, deren Beschreibung hier 
keinen Zweck hätte. Ueberall derselbe Eindruck: Anlagen, 
die mit den neuesten Maschinen und allen Anforderungen der 
modernen Technik entsprechend arbeiten. 

Zwei Fragen ökonomischer Natur drängen sich ange¬ 
sichts dieser rapiden Entwicklung auf, einmal: wo kommt 
das Kapital her, das die neuen Anlagen ins Leben ruft; 
sodann: wo ist der Markt für diese rasch zunehmende Mehr¬ 
produktion? 

Das Kapital, das Oberitalien in den letzten Jahrzehnten 
befruchtet hat, ist überwiegend ausländisches, namentlich 
schweizerisches. Diese Thatsache trägt vor allem zur Er¬ 
klärung der stürmischen Entwicklung bei, die nur im Zu¬ 
sammenhänge mit der Entwicklung in den Nachbarstaaten 
zu verstehen ist. Die Schweiz, ein alter Sitz industriellen 
Kapitalismus, leidet stark an Vollblütigkeit und sucht Abfluss 
für sein Ueberschusskapital. In der Heimath wird dem 
schweizerischen Kapitalisten immer unbehaglicher zu Muthe. 
Sein Mehrwert schrumpft zusammen unter dem Druck der 
sozialen Gesetze von oben, der Arbeiterschaft von unten; 
der Markt ist ihm gleichzeitig immer mehr beschränkt 
worden. Er sucht ä tout prix einen Sfogo und findet ihn 
so herrlich nahe bei der eigenen Heimath, in der nörd¬ 
lichen Lombardei. Hier herrschen vor allem noch die 
idyllischen Zustände freier Ausbeutung der Arbeitskraft. 
Die Arbeiter sind billger und williger, beides von gleich 
grosser Wichtigkeit. Dieser Umstand ist denn auch vor 
allem, wie mir die Unternehmer oder Direktoren sämmtlich 
ganz freimütig bestätigt haben,* maassgebend für die An¬ 
siedelung des schweizerischen Kapitals in Italien. Und in 
dem Maasse, wie die Vollblütigkeit der kapitalistischen 
Länder wächst, wird das Kapital sich immer mehr in noch 
jungfräuliche Gebiete wie Italien zurückziehen, das ist ein 
natürlicher Prozess, den aufzuhalten es grosser Anstrengungen 
bedürfen würde. Ob Italien dem Kapitalismus anheimfallen 
soll, kann nicht am grünen Tisch der Minister ausgewürfelt 
werden, sondern wird bestimmt durch das Schicksal des 


Kapitalismus in den fremden Ländern. Ganz bedeutende 
Förderung erfährt nun freilich die rasche Ausbreitung der 
kapitalistischen Industrie, vor allem der Textilindusrie in 
Italien, durch die Gestaltung der Zollpolitik in den letzten 
Jahrzehnten. Diese hat die Einfuhr ausländischer Waaren 
erschwert. Das fremde Kapital überwindet aber die 
Schranken der hohen Schutzzölle an der italienischen Grenze 
leichten Muths dadurch, dass es sie in Geldform statt in 
Waarenform übersteigt. Und einmal jenseits der Schranken 
angelangt, ist es mit ihnen recht zufrieden. Ein Theil der 
neu sich entfaltenden Textilindustrie arbeitet allerdings 
schon heute für den Export. Eine grosse Hanf- und Leinen¬ 
spinnerei in Fara d’Adda, die 1700 Arbeiter beschäftigt, und 
4000000 kg jährliche Garnproduktion hat, verspinnt ein¬ 
heimische Rohstoffe und sendet einen grossen Theil des 
Gespinnstes in das Ausland. Eine bedeutende Baumwoll¬ 
weberei Fossati in Monza exportirt ^4 ihres Produkts. 
Dabei ist jedoch zu berücksichtigen, dass für die fertige 
Waare der wichtigste ausländische Markt Südamerika ist. 
Die italienische Auswanderung zieht die heimischen Produkte 
mit sich. Und hier in der That nistet sich die italienische 
Industrie mehr und mehr ein. Ich habe in letzter Zeit 
häufig deutsche Industrielle über die Konkurrenz klagen 
hören, die ihnen Itatien in Südamerika macht. Sie suchen 
sich ihrer z. Th. dadurch zu erwehren, dass sie die Auf¬ 
machungen streng italienisch gestalten, ja sogar in italieni¬ 
scher Sprache die Käufer vor ähnlicher Waare warnen, die 
— aus Deutschland kommen! 

Aber vorwiegend ist wohl die neue italienische Industrie 
auf den heimischen Markt angewiesen. Diesen auszudehnen 
wirken zwei Umstände zusammen: die Verdrängung der 
fremden Produkte durch die Schutzzölle und der Rückgang 
des bäuerlichen Hausgewerbes namentlich in Süditalien. 
Da scheint mir nun ein sehr interessantes Phänomen vor 
unsern Augen sich abzuspielen: die nationale Zusammen¬ 
koppelung so verschieden entwickelter Gebiete wie Nord- 
und Süditalien bewirkt, dass viele Gebiete aus der primi¬ 
tiven gewerblichen Eigenproduktion mit Ueberspringung 
aller Zwischenglieder sofort in einen Zustand versetzt 
werden, in dem sie ihren Bedarf durch eine hochentwickelte 
kapitalistische Industrie gedeckt erhalten, die einstweilen 
noch in den fortgeschrittenen Gebieten produzirt, was sie 
in den unentwickelten Gebieten absetzt. Analogon: Kolo¬ 
nialländer, die ihren Bedarf an Industrieerzeugnissen im 
industriellen Mutterlande decken, vor allem England-Indien. 
Die Analogie trifft weiter auch in dem sehr wichtigen 
Punkte zu: dass der Bedarf jener „Kolonialbevölkerung“ 
ein sehr uniformer ist. Die hohe Spezialisirung der ober¬ 
italienischen Textilindustrie, aut die ich oben hinwies, findet 
vor allem ihre Erklärung in dem Umstande, dass Süditalien 
eine Bevölkerung besitzt, die noch überwiegend Bedarf an 
einfachen Kalikots und Domestiks hat, wie es der bisherigen 
Eigenproduktion entspricht. Mir scheint, diese Auffassung 
des Verhältnisses von Nord- zu Süditalien als eines in¬ 
dustriellen Mutterlandes zu der agrikolen Kolonie, ist sehr 
förderlich für das Verständniss der überaus merkwürdi¬ 
gen ökonomischen Verhältnisse ganz Italiens. 

Werner Sombart. 


Soziale Wirthschaftspolitik und Wirthschafts- 
Statistik. 


Zur Reform der englischen Kommunalverwaltung. 

Das Kommunalverwaltungsgesetz (Local Government 
Act) von 1894, welches am 5, März die königliche Bestäti¬ 
gung erhielt, überträgt der ländlichen Bevölkerung Englands 
und Wales wichtige Rechte und legt ihr bedeutsame Ver¬ 
pflichtungen auf. Es kann gewissermaassen als ein Frei¬ 
heitsbrief für den landwirthschaftlichen Arbeiter betrachtet 
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werden, kraft dessen er nunmehr wesentlichen Antheil 
nimmt an der Verwaltung der Angelegenheiten seines» 
Kirchspiels, und durch welches die bisher von der Orts¬ 
geistlichkeit oder den Grundherrn geübten Vorrechte für 
immer begraben werden. Es bedeutet allerdings in Wahr¬ 
heit keine neue Wendung der Politik, da es lediglich die 
logische Folgerung des Kommunalverwaltungsgesetzes von 
1888 ist, das vom vorigen konservativen Kabinet vorgelegt 
und erlassen wurde. Durch die Vorschriften dieses letzte¬ 
ren Gesetzes geschah ungemein viel zur Vereinfachung der 
chaotischen Verhältnisse der bestehenden lokalen Institu¬ 
tionen; man wollte damals nicht nur Grafschaftsräthe ein- 
setzen, sondern auch ihnen untergeordnete Bezirksräthe, 
indessen musste der Entwurf in dieser Beziehung umge¬ 
staltet werden. Durch die hier zu besprechende Akte hat 
die Regierung der früheren Gesetzgebung nunmehr die 
nothwendigen Ergänzungen hinzugefügt. In England liegt 
die Verwaltung der verschiedenen kommunalen Körper¬ 
schaften — Kirchspiel, Union oder Grafschaft — allen Ein¬ 
richtungen des Landes zu Grunde. Auf dieser Basis ruhen 
die höheren Institutionen, und das ganze Gebäude ist die 
Schöpfung einer Reihe gesetzgeberischer Maassnahmen, die 
ihr Gebiet nicht nach einem allgemeinen Prinzip, sondern 
jede entstehende Frage der Kommunalverwaltung für sich 
behandelten, um jeweiligen augenblicklichen Verhältnissen 
und Anforderungen zu entsprechen. Die Folge hiervon 
war ein dringendes Bedürfniss der Abhilfe gegenüber den 
Verwickelungen, welche der Konflikt der Behörden sowie 
das Durcheinander der Gebiete und der Steuern der be¬ 
stehenden kommunalen Körperschaften darbietet. Das neue 
Gesetz entspricht diesem Bedürfniss insofern, als es die 
Organisation der Kirchspielverwaltung auf eine gesunde 
Unterlage seilt, was durch die Bildung von Kirchspiel¬ 
versammlungen und Kirchspielräthen geschieht. Der her¬ 
vorstechendste Zug des Gesetzes, — die Grundlage des 
ganzen ländlichen Befreiungswerkes — ist die Kirchspiel- 
Versammlung, die für jedes ländliche Kirchspiel vorge¬ 
sehen ist und von allen Personen gebildet wird, die in der 
Liste der zu den Parlamentswahlen oder in jener der zu 
den Kommunalwahlen Berechtigten eingetragen sind. Jeder 
Kirchspielwähler kann eine .Stimme und nicht mehr abgeben; 
es ist somit das Mehrstimmensystem, welches so manche 
Missbräuche zeitigte, endgültig aus der Welt geschafft, und 
die Stimme des Bauern gilt soviel als jene des Pair. Der 
Bezirkspfarrer hat nicht mehr kraft seiner Stellung das 
Recht aut den Vorsitz der Versammlung, da es den 
Wählern ausdrücklich freigestellt ist, ihren Präsidenten zu 
wählen. Die Kirchspiel-Versammlungen haben alljährlich 
mindestens zweimal stattzufinden, und ausserdem können 
Versammlungen einberufen werden, falls es sechs Wähler 
für nöthig halten. Alle Rechte, Pflichten und Verbindlich¬ 
keiten der bestehenden Kirchengemeinden, mit Ausnahme 
jener, welche Angelegenheiten von Kirchen oder kirch¬ 
lichen Stiftungen betreffen, gehen auf die Kirchspielver¬ 
sammlung über. Desgleichen wird die Kirchspielversamm¬ 
lung nunmehr betraut mit dem Rechte und der Pflicht der 
Ernennung der Armenvorsteher, sowie mit dem Rechte der 
Ernennung und des Widerrufs der Ernennung eines Hilfs- 
Armenvorstehers und mit dem Rechte der Ernennung von 
Stiftungs-Vorstehern zu Armenvorstehern und Kirchen¬ 
ältesten. Die Versammlung erhält ferner eine weitgehende 
Zuständigkeit hinsichtlich der öffentlichen Wege innerhalb 
des Kirchspiels, und die Erklärung, dass eine Strasse für 
den Gemeingebrauch nicht nothwendig und nicht aus 
öffentlichen Mitteln zu unterhalten sei, erfordert ihre Zu¬ 
stimmung. Was die finanzielle Seite anlangt, so ist ihr Recht 
auf die Auferlegung einer nicht sixpence pro Pfund in einem 
Kommunaletatsjahr überschreitende Abgabe zur Bestreitung 
ihrer Unkosten beschränkt. Durch diese Rechte werden 
die Wähler auch des kleinsten Kirchspiels in den Stand 
gesetzt, ihre Angelegenheiten mit straffem Zügel zu re¬ 
gieren, und was irgend im Namen des Vorsitzenden eines 
solchen Kirchspiels und des Armenvorstehers geschieht, 
wird nach dem Gesetze ebenso sehr als Akt einer Gemeinde 
gelten, als wenn es vom Stadtrath eines grossen Borough 
geschehen wäre. 

Von den Kirchspiel-Versammlungen leiten alle ihre 
Rechte ab die Kirch:5pielräthe, welche in jedem länd¬ 


lichen Kirchspiel mit einer Bevölkerung von 300 und mehr 
Einwohnern eingerichtet werden. Aber auch wenn ein 
Kirchspiel nur unter 300 bis 100 Einwohner zählt, kann es 
beim Grafschaftsrath beantragen, dass ihm die Bildung eines 
eigenen Rathes gestattet werde, und ferner kann es, habe 
es nun 100 Einwohner oder nicht, den Grafschaftsrath er¬ 
suchen, es zusammen mit irgend einem benachbarten Kirch¬ 
spiel einem gemeinsamen Kirchspielrath zu unterstellen, 
wobei jedes einzelne Kirchspiel seine Selbstständigkeit 
durch eine besondere und unabhängige Kirchspielversamm¬ 
lung behält. Auch darf kein Kirchspiel dem Rathe eines 
Kirchspielverbandes ohne seine Einwilligung zugetheilt 
werden. Zu den Wählern der Kirchspielräthe, welchen an¬ 
gehören jeder Haushaltungsvorstand, der in der Parlaments¬ 
wahlliste eingetragen, jeder ebenfalls dort eingetragene 
Miether und Jeder, der in einem Borough zur Wahl eines 
Stadtrathmitglieds berechtigt wäre, zählen selbstständige 
Frauen ebensogut als Männer; auch ist die Wahlfähigkeit 
der Frauen erweitert, denn fortan verliert keine Frau durch 
Verheirathung dies Recht, so lange sie und ihr Ehe¬ 
gatte auf Grund desselben Vermögens berechtigt sind. Es 
sind also thatsächlich die Dorfbewohner die Wähler und 
ihre Wahl von Räthen ist hinsichtlich aller Ziele und 
Zwecke unbeschränkt. Jeder Kirchspielwähler und jede 
Kirchspielwählerin oder wer überhaupt während der ganzen 
der Wahl vorhergehenden zwölf Monate im Kirchspiel oder 
innerhalb dreier Meilen von ihm entfernt sich aufgehalten, 
kann selbst als Kandidat zum Kirchspielrath auftreten, 
dessen Mitglieder der Grafschaftsrath bestimmt, und deren 
Zahl nicht unter fünf und nicht über fünfzehn betragen 
darf. Ihr Amt dauert ein Jahr, während dessen sie nicht 
unter vier Versammlungen abhalten müssen, die alle öffent¬ 
lich sind, sofern der Rath nicht anders bestimmt. 

In jedem ländlichen Kirchspiel, welches einen Kirch¬ 
spielrath besitzt, hat dieser Rath im wesentlichen folgende 
Rechte und Pflichten: 

1. Er hat das Recht der Ernennung von Armenvor¬ 
stehern, Hülfsvorstehern und der weitern Vorsteher, welche 
statt der gegenwärtigen Kirchenältesten erforderlich sind. 

2. Es kommen ihm die zur Zeit der Kirchenversamm¬ 
lung zustehenden Eigenthumsrechte mit Ausnahme jener 
der Kirche zu. 

3. Er erhält die Zuständigkeit der jetzigen Vorsteher 
hinsichtlich der Berufung in Steuersachen. 

4. Er enthält ferner die gegenwärtige Kompetenz der 
Armenvorsteher zum Verkauf, Tausch oder zum Vermiethen 
von Kirchspielvermögen. Veräussert werden darf aber das 
Eigenthum des Kirchspiels nur unter Zustimmung der Kirch¬ 
spielversammlung. 

5. Wichtige Rechte werden ihm verliehen bezüglich 
ungesunder Wohnungen, ein Punkt der Kommunalverwal¬ 
tung, der nur zu oft vernachlässigt worden. 

6. Der Rath kann unter Inanspruchnahme des Bei¬ 
standes des Grafschaftsrathes einschreiten, wo die Wasser¬ 
verhältnisse des Kirchspiels mangelhaft, oder wo die Wasser¬ 
versorgung unzureichend, oder wo die sanitären Vorschriften 
nicht beachtet werden. 

7. Hinsichtlich des Dorfarmenwesens hat der Rath das 
Recht, die Rechenschaftsberichte nachzuprüfen, die Almosen¬ 
pfleger mitzubestimmen, und, wo es sich nicht um kirch¬ 
liche Wohlthätigkeitseinrichtungen handelt, die von ihm 
ernannten Pfleger zum Mitgliede der Armenverwaltungs¬ 
behörde zu machen. 

8. Was den Erwerb von Ländereien anlangt, so kann 
der Rath, wenn nothwendig, Grundeigenthum für öffentliche 
Zwecke und Armenparzellen durch Zwangsenteignung aqui- 
riren; frühere Parlamentsakte über diesen Punkt hatten 
ihren Zweck verfehlt, da die Durchführung ihrer Bestim¬ 
mungen zuviel Störungen und Unkosten veranlasste. Das 
neue Gesetz vereinfacht das Verfahren, gestattet Berufung 
zuerst an den Grafschaftsrath und sodann an das Kom¬ 
munalamt. 

9. Ausserdem kann der Rath Grund und Boden zu 
Armenländereien für eine Zeit von nicht unter 14 und 
nicht über 35 Jahren pachten, wofür eine bezügliche Ver¬ 
fügung des Grafschaftsrathes erforderlich ist. 

10. Der Rath kann ferner Wegercchte durch Vertrag 
erwerben, und Aufsicht üben über Dorfauen, öffentliche Räum- 
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lichkeiten, öffentliche Promenaden und Ruheplätze; auch 
dürfen zukünftig irgendwelche Wegerechte nur mit Zustim¬ 
mung sowohl des Kirchenspielrathes als des Bezirksrathes 
. und nur nach gehöriger öffentlicher Bekanntmachung auf¬ 
gehoben werden. Diese letztere Bestimmung trifft einen 
l^unkt, der in ländlichen Gemeinden oft viele Störungen 
verursacht, und zweifelsohne wird sie der Verletzung jener 
Rechte in heilsamer Weise Einhalt thun. 

Eine weitgehende Veränderung veranlasst das Gesetz 
in der Verfassung der Armenbehörden sowohl in Städten 
als auf dem Lande. Bei dem jetzigen Stande der Dinge 
muss der Almosenpfleger ein gewisses Vermögen besitzen, 
und es übersteigt die Zahl derer, die von Amtswegen Mit¬ 
glieder der Behörde, sowie der vom Kommunalamt ernannten 
Armenpfleger oft die gewählten Mitglieder. Desgleichen 
verleiht das Mehrstimmenrecht häufig einem Theile des Be¬ 
zirks eine unangemessene Vertretung. Durch das neue 
Gesetz erhält die Armenbehörde fortan einen wahrhaft re¬ 
präsentativen Charakter. 

Ihre Mitglieder werden in derselben Weise gewählt, 
wie die Mitglieder des Kirchspielrathes, und von Wählern 
mit genau denselben Rechten. Jeder Wähler darf eine 
Stimme und nicht mehr abgeben für jeden aus irgend einer 
Anzahl von Kandidaten, welche die zu Wählenden nicht 
übersteigt. Die Amtsdaucr eines Armenpflegers beträgt 
3 Jahre, und es wird Niemand für einen solchen Posten 
durch Geschlecht und Verheirathung unfähig. Eine Kon¬ 
zession gewissermaassen an die bestehenden Einrichtungen 
bedeutet es allerdings, dass das Gesetz eine Armenbehörde, 
wenn geschaffen, ermächtigt, sich einen Vorsitzenden oder 
stellvertretenden Vorsitzenden oder beide, jedenfalls aber 
nicht mehr als 2 Personen, ausserhalb ihrer Körperschaft 
zu wählen. 

Bei der Vorlage des besprochenen Gesetzes im Unter¬ 
hause durch den Präsidenten des Kommunalamtes wies 
dieser darauf hin, dass jeder Theil des Königreichs nach 
dem bestehenden Gesetze entweder einer städtischen oder 
ländlichen Sanitätsbehörde unterstände. Nach dem neuen 
Gesetz werden nunmehr die Mitglieder der Armenbehörde, 
welche ländliche Bezirke vertreten, den „Bezirksrath" ihres 
Bezirks bilden, und werden ihnen die Befugnisse der länd¬ 
lichen Sanitätsbehörden sowie der jetzigen Chausseeämter 
übertragen. 

In Städten besteht die Sanitätsbehörde zur Zeit aus 
den „Meliorationskommissaren“ oder „Ortsämtern“. Diese 
beiden Behörden verschmilzt das neue Gesetz zu städti¬ 
schen „Bezirksräthen“. Die Qualifikation und Wahl der 
städtischen und ländlichen Bezirksräthe sind fortan die¬ 
selben, und Vorsitzende aller dieser Körperschaften sind 
während ihrer Amtsdauer die Friedensrichter. 

Besondere Bestimmungen tritft das Gesetz hinsichtlich 
der Stellung der Kirchenbehörden Londons, deren jetzige 
Verfassung vielfache Abweichungen aufweist. In Zukunft 
werden diese Behörden durch die Kirchspielwähler in der¬ 
selben Weise gewählt werden, wie die Kirchspielräthe. Es 
wird fürder keinerlei pekuniäre Voraussetzung für das Amt 
eines Kirchenältesten mehr geben, noch wird der Kirch¬ 
spielgeistliche kraft seines Amtes ein Recht auf Führung 
des Vorsitzes haben. Kurzum, alle Befugnisse der Kirchen¬ 
behörden werden künftig durch die Volksabstimmung ertheilt. 

Die vorstehende Skizze giebt das Wesentliche der be¬ 
deutsamen neuen Vorschriften hinsichtlich der von ihnen 
geschaffenen Vertretungen. Ausserdem enthält das Gesetz 
eine Anzahl von Ergänzungs- und Uebergangsbe.stimmungen 
über Gemeindegebiete und -Grenzen und Einzelheiten, die 
mehr denjenigen angehen, der sich mit der praktischen 
Durchführung des Gesetzes befassen muss, als den Leser 
dieser Zeitschrift, welchen allein sein leitender Gedanke 
interessirt. 

London. Stephen N. Fox. 

Das Gesetz über die Abzahlungsgeschäfte. Nachdem 
in zweiter Lesung der bereits mitgctheilte Antrag der Ab¬ 
geordneten Auer und Genossen betreffend die Aushändigung 
eines Exemplars der über das Geschäft errichteten Urkunde 
an den Käufer angenommen worden war, wurde in dritter 
Lesung dieser Zusatz wieder beseitigt; gegen denselben 
sprach sich der Staatssekretär des Reichsjustizamts mit 


nicht besonders triftigen Gründen aus. Dasselbe Schicksal 
«hatte ein in zweiter Lesung angenommener Antrag, durch 
den das Verbot des Abschlusses von Abzahlungsgeschäften 
für Loose und Inhaberpapiere mit Prämien auf Werthpapiere 
jeder Art ausgedehnt wurde. Der überhastete Gang der 
Debatte und die spärliche Besetzung des Hauses machten 
es unmöglich, dem für Streichung dieser Ausdehnung in 
recht manchesterlicher Weise eintietenden Staatsminister 
von Bötticher die guten Gründe darzulegen, die sich dafür 
geltend machen lassen. Das Ergebniss der zweiten und 
dritten Lesung ist also, dass die Vorlage in der Fassung 
Gesetz wird, in welcher .sie dem Reichstag vorgelegt wurde. 
Dass die Vertreter des Manchesterthums es an den üblichen 
Klagen über Bevormundung und Eingriff in die Vertrags¬ 
freiheit nicht fehlen Hessen, ist selbstredend. 

Der Entwurf eines Gesetzes betreffend die Aufsuchung 
und Gewinnung der Kali- und Magnesiasalze ist vom 

Hause der Abgeordneten nach zweitägigen Verhandlungen 
am 19. April 1894 in zweiter Lesung abgelehnt worden. 
Der grundlegende Artikel 3 wurde mit 147 gegen 142 
Stimmen verworfen. Ein Antrag der Abgeordneten 
von Bockeiberg und von Zedlitz zu einem späteren Artikel 
des Gesetzes, wonach das Staatsministerium die Preise fest¬ 
setzen und dem Landtage eine Kontrolle über die Aus¬ 
führung des Gesetzes zustehen sollte, fiel in namentlicher 
Abstimmung mit 174 gegen 153 Stimmen. Für diese Tagung 
ist das Gesetz demnach endgültig gefallen. Die sozialpolitische 
Schädlichkeit des Kaiimonopols haben wir nun in unserem 
Leitaufsatz: Das Kalimonopol (Nr. 29 vom 16. April) ein¬ 
gehend nachgewiesen. 

Deutsche KonkursstaÜstik. Ueber den Stand der 
deutschen Konkursstatistik geht die folgende halbamtliche 
Mittheilung durch die Zeitungen: Bis zum Jahre 1891 war 
die das Konkurswesen betreffende Statistik mit geringen 
Ausnahmen in ihren Erhebungsgegenständen über den 
Rahmen einer blossen Geschäftsstatistik nicht hinausgegan¬ 
gen. Die Landesstatistiken einzelner Bundesstaaten waren, 
wenn sie zum Theil auch eingehender waren, doch nach 
denselben Grundsätzen aufgestellt. Erst neuerdings ist das 
kaiserliche statistische Amt dazu übergegangen, eine von 
volkswirthschaftlichen Gesichtspunkten ausgehende Konkurs¬ 
statistik zu veröffentlichen, welche mit hinreichender Ge¬ 
nauigkeit eine Reihe wichtiger konkursstatistischer Angaben, 
so namentlich über die Gemeinschuldner (Einzelpersonen, 
Nachlasse, Handelsgesellschaften u. s. w., Beruf oder Ge¬ 
werbe, Wohnsitz), über die Zeit der Konkurseröffnung, Zeit 
und Art der Beendigung und über die Dauer der Konkurse 
enthält. Es war bereits in Aussicht genommen, diese Statistik 
fortlaufend erscheinen zu lassen. Wenn nunmehr die Auf¬ 
forderung des Reichstages an den Bundesrath hinzukommt, 
so darf wohl erwartet werden, dass aus dieser Anregung 
vielleicht noch weitere Gesichtspunkte in die Konkursstatistik 
aufgenommen werden. 

Elektrische Kraftübertragung. Der Minister Boselli 
hat in der italienischen Kammer einen Gesetzentwurf ein¬ 
gebracht, durch den das Recht der Auferlegung einer 
Zwangsservitut gegen angemessene Entschädigung auch zu 
Gunsten privater Anlagen, die der elektrischen Transmission 
dienen, statuirt werden soll. In der Begründung des Ent¬ 
wurfs wird hervorgehoben, welche Bedeutung das Prinzip 
der Kraftübertragung schon heute für Industrie und Klein¬ 
gewerbe erlangt hat, und welcher Nutzen dem National¬ 
wohlstande daraus erwachsen kann, wenn die vielen natür¬ 
lichen Kraftquellen des Landes, die Wasserläufe, immer 
mehr an Stelle der um schweres Geld importirten Kohle 
treten. 


Gewerkschaftliche Arbeiterbewegung. 


Internationaler Bergarbeiterkongress. Der Kongress 
tritt am 14. Mai in Berlin zusammen. Bis zur Beendigung 
der Beamtenwahl wird das englische Parlamentsmitglied 
Burt den Vorsitz führen. Jede Nation wird über die Zu¬ 
stände, Arbeitslöhne und Gesetze, welche den Bergbau ihres 
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Landes betreffen, berichten. Die Miners* Federation of Great 
Britain und andere Verbände stellen folgende Fragen zur. 
Berathung des Kongresses: 

1. Der gesetzliche Achtstundentag, Ein- und Ausfahrt 
inbegriffen. 2. Haftbarkeit der Arbeitgeber den Arbeitern 
gegenüber im Falle von Unfällen während der Arbeit, und 
welcher Umfang dem Gesetze gegeben werden muss. 3. Frauen¬ 
arbeit in den Bergwerken. 4. Ein normaler Arbeitslohn, 
wie er zu erlangen und festzuhalten ist. 5. Ueberproduktion 
und was von internationaler Seite geschehen muss, um die¬ 
selbe zu verhindern. 6. Ernennung von solchen Männern 
als Grubenaufseher (Inspektoren), die in den Gruben arbeiten 
oder gearbeitet haben. 

Belgien. 1. Grubenbeaufsichtigung. 2. Grubenaufseher, 
wie dieselben zu wählen sind und wer sie zu besolden hat. 
3. Erwägung des sogenannten Lewy-Programmes. 

Frankreich. 1. Feststellung eines gesetzlichen Acht¬ 
stundentages, Ein- und Ausfahrt inbegriffen. 2. Arbeiter¬ 
pensionskasse, vom Staat garantirt, aus welcher jeder Ar¬ 
beiter 2 Frs. täglich bezieht, nachdem er 25 Jahre als Arbeiter 
thätig war. 3. Ernennung von Arbeiterinspektoren und ge¬ 
nügende Besoldung derselben, so dass sie davon leben 
können, ohne gezwungen zu sein, noch andere Arbeit zu 
verrichten. 4. Die Produktion mit dem Bedarf ins Verhält- 
niss zu bringen. 5. Haftbarkeit der Arbeitgeber den Ar¬ 
beitern gegenüber im Falle von Unglücksfällen während der 
Arbeit. 

Belgischer Bergarbeiterkongress. Der dritte Jahres¬ 
kongress der belgischen Bergarbeiter fand am 8. und 
9. April in La Louviere statt. Anwesend waren 72 Ver¬ 
treter aus den Borinage, Lütticher, Charleroi und La 
Louviere-Kohlenbezirken. Es wurde beschlossen, den 
ersten Mai als Arbeitsfesttag zu feiern. Ferner wurde 
beschlossen, für die Einführung folgendender Reformen zu 
wirken: 

1. Zu Bergwerkinspektoren sollen nur praktisch thätige 
oder thätig gewesene Bergleute ernannt werden. 

2. Die Bergwerke sollen verstaatlicht, resp. unter staat¬ 
lichem Schutze durch Arbeitersyndikate ausgebeutet werden. 

3. Festsetzung eines Minimalarbeitslohnes; allgemeine 
Einführung des Tagelohns und Abschaffung der Akkord¬ 
arbeit. 

4. Internationale Vereinbarung behufs Einschränkung 
der Kohlenbeförderung zur Verhinderung der Ueberpro¬ 
duktion. 

5. Unterdrückung aller erblichen Aemter und Einführung 
der Republik. 

Im August d. J. soll ein Kongress behufs Aufstellung 
des Wahlprogramms gehalten werden. 

Der englische Kohlenarbeiterstrike und die Dividen¬ 
den der Eisenbahnen. Erst die vor einigen Wochen statt¬ 
gefundenen General-Versammlungen der englischen Eisen¬ 
bahngesellschaften lassen einen Schluss auf die Höhe des 
Verlustes zu, welcher den Bahnen durch den grossen Kohlen- 
arbeiterstrike erwuchs. In erster Linie wurden sie durch 
den Ausfall der Kohlentransporte geschädigt, der zu 72 Pro¬ 
zent von den Bahnen, zu 28 Prozent auf Canälen besorgt 
wird; so verlor die Great Lastern 100000 t, das sind 42 Pro¬ 
zent ihrer Kohlentransporte, die Great Northern 1063000 t 
oder 16 Prozent dieser Verladungen. Zweitens erlitten sie 
durch den Mangel an Heizmaterial Verlust, der eine Theue- 
rung und eine Verlangsamung der Transporte zur Folge 
hatte; so zahlte die Lancashire und Yorkshire Railway ihre 
Kohle um 64 Prozent theuerer als gewöhnlich, was ihre 
Ausgaben um ca. 50000 £ steigerte. Folgende Zusammen¬ 
stellung der „Railway News“ zeigt den Rückgang der Ein¬ 
nahmen und Erträgnisse der Bahnen, wie die durch den 
Strike erfolgte Schmälerung der Dividende; gegenüber dem 
Vorjahre ergaben: 

Dividenden 


Great Eastern . . . 

Einnahmen Reingewinn 

in Pfund Sterling 

- 136001 — 119419 

1893 1892 

Prozent 
1h4 3Va 

Great Northern . . . 

202017 

— 153796 

3 


Great Western . . . 

163485 

140908 


7 

Lancashire & Yorkshire 

30844 

84366 

3 

4 

London Brighton . . 

— 81615 

93968 


9 



Einnahmen 

Reingewinn 

Dividenden 
1893 1892 


in Pfund Sterling 

Prozent 

London Chatham . . . 

— 38011 

- 17676 

4\'8 

4V2 

North Western .... 

- 401473 

- 333858 


774 

South Western .... 

4- 34643 

9380 

7'/4 

7% 

Manchester Sheffield . . 

- 261850 

- 272635 

Metropolitan. 

10059 

— 10684 

2V2 

374 

Midland . 

— 711427 

— 586889 

3 

674 

North Eastern .... 

-1- 177496 

4- 106513 

7 

674 

South Eastern .... 

46279 

— 52018 

•574 

674 

ToffWale. 

— 25243 

24299 

2Vs 

374 


Im Ganzen verloren die 23 grossen englischen Bahn¬ 
gesellschaften im zweiten Halbjahre 1893 ungefähr 3,25 Mill. 
Pfd. St. in ihren Einnahmen und fast ebensoviel am Rein¬ 
gewinn, der im ganzen um 12 Prozent geringer ausfiel. Die 
North Eastern zog dagegen aus dem Strike Vortheil, da 
ihr der Vortheil ihres Kohlendistriktes (Northumberland und 
Durham), der bekanntlich ausserhalb des Strikes blieb, zu¬ 
gute kam. 

Arbeiterschutzgesetzgebung und Gewerbe¬ 
inspektion. 

Verzögerung der gewerblichen Sonntagsruhe in 
Deutschland. Zu diesem in unserer Zeitschrift wiederholt 
besprochenen Gegenstände schreibt jetzt ein westfälischer 
Eisenindustrieller der „Köln. Volks-Ztg.“: „Die bundesräth- 
lichen Bestimmungen für die Sonntagsruhe in den Eisen¬ 
werken u. s. w. lassen noch immer auf sich warten. Wie 
man sich auch von Seiten mancher Industrieller gegen diese 
Regelung gesträubt haben mag, so giebt es doch auch viele 
Werkbesitzer, welche die Einführung einer geordneten 
Sonntagsruhe lebhaft herbeisehnen. Es sind in erster Linie 
diejenigen, welche nicht nur sich selbst, sondern auch dem 
Arbeiter einen Ruhetag und überhaupt ein menschenwürdiges 
Dasein wünschen. Die heutige Massen-Erzeugung hat es 
mit sich gebracht, dass Jeder bestrebt ist, seine Leistungs¬ 
fähigkeit immer mehr zu erhöhen, um bei dem Kampf um’s 
Dasein, der thätsächlich von vielen Eisenwerken geführt 
wird, durch erhöhte Erzeugung eine Verringerung der all¬ 
gemeinen Unkosten herbeizuführen. In manchen Werken 
giebt man den Betriebsleitern, um sie zur Erzielung grösserer 
Erzeugungs-Mengen anzuspornen, Fabrikations-Prämien, und 
da ist es am ersten möglich, dass die Rücksichten auf den 
Arbeiter schwinden. In vielen Eisenwerken wird Sonntags 
nur zwölf Stunden gepaust, es wird bis Sonntags früh 6 Uhr 
gearbeitet und Abends 6 Uhr wieder begonnen. Diejenigen 
Werkbesitzer nun, die sich nicht dazu entschliessen können, 
ihren Leuten den Ruhetag so zu beschränken, sind ihren 
Concurrenten gegenüber materiell im Nachtheil, und auch 
im Interesse dieser wäre es zu w'ünschen, dass der Bundes¬ 
rath zur Erledigung dieser Frage endlich das entscheidende 
Wort spräche.“ So sprechen also auch gewichtige Unter¬ 
nehmerinteressen für die endliche Durchführung der Sonn¬ 
tagsruhebestimmungen. Es scheint aber, dass der preussi- 
sche Handelsminister von Berlepsch, der Hauptdezernent 
für diese Dinge ist, immer nur anders geartete Unternehmer¬ 
interessen zu vertreten gewohnt ist, als die sozialpolitisch 
fortgeschrittenen, die sich in obiger Unternehmerstimme 
äussern. 

Zur Durchführung der Sonntagsruhe. Die für die 

Gru^eX der Berufsstatistik „Papier und Leder“ des § 105d 
der Gewerbeordnung in Aussicht genommenen Ausnahme¬ 
bestimmungen betreffs der Sonntagsruhe gliedern sich, wie 
halbamtlich gemeldet wird, in drei Theile. Was die Cellu¬ 
lose-Fabriken betrifft, so soll der ununterbrochene Betrieb 
der Cellulosekocher sowie der Laugebereitung an den 
Sonn- und Festtagen mit Ausnahme des Weihnachts-, Oster¬ 
und Pfingstfestes gestattet sein. Die den Arbeitern zu ge¬ 
währende Ruhe hat jedoch mindestens zu dauern: entweder 
für jeden zweiten Sonntag 24 Stunden oder für jeden dritten 
Sonntag 36 Stunden oder, sofern die Dauer der Arbeits¬ 
schichten an den übrigen Sonntagen 12 Stunden nicht über¬ 
schreitet, für jeden vierten Sonntag 36 Stunden. Die Dauer 
der Wechselschichlcn darf 18 Stunden nicht überschreiten, 
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Ablösungsmannschaften dürfen je 12 Stunden nach und vor 
ihrer regelmässigen Beschäftigung zur Arbeit nicht ver¬ 
wendet werden. Die ihnen zu gewährende Ruhe muss 
mindestens das Maass der den abgelösten Arbeitern ge¬ 
währten Ruhe erreichen. In der Papier- und Pappenfabri¬ 
kation soll der Betrieb des Mahlzeuges (Holländer, Koller¬ 
gänge) innerhalb 12 Stunden vor der Wiederaufnahme des 
werkthätigen Betriebes der Papiermaschinen mit Ausnahme 
des Weihnachts-, Oster- und Pfingstfestes, sowie das Trock¬ 
nen der Pappdeckel im Freien und die Heizung von Trocken¬ 
räumen gestattet werden. Bei der ersten Ausnahme hat 
die den Arbeitern zu gewährende Ruhe mindestens für zwei 
aufeinanderfolgende Sonn- und Festtage^ 36 Stunden, für die 
übrigen Sonntage entweder 24 Stunden oder für Jeden 
zweiten Sonntag 36 Stunden zu dauern; für die zweite 
Ausnahme treten die in § 105c Abs. 3 der Gewerbeordnung 
vorgesehenen Ruhezeiten ein. Den Lederfabriken endlich 
wird das Trocknen des Lackleders im Sonnenlichte unter 
dem im § 105 c Abs. 3 der Gewerbeordnung vorgeschriebe¬ 
nen Bedingungen gestattet. Die in Aussicht genommenen 
Ausnahmen für die Papierindustrie werden in einer dem¬ 
nächst einzuberufenden Konferenz zwischen den Behörden 
und den Vertretern des Industriezweiges einer mündlichen 
Erörterung unterworfen werden, während für die Leder¬ 
industrie eine solche Besprechung bisher noch nicht vor¬ 
gesehen ist. Die Verhandlungen bezüglich dieses Industrie¬ 
zweiges sind mit dem Zentralverein der deutschen Leder¬ 
industrie auf schriftlichem Wege eingeleitet. 

Zur Arbeiterschutzgesetzgebung in Holland. Zum 

Schutz der in Fabriken und Werkstätten arbeitenden Per¬ 
sonen vor Krankheit und Unfällen wurde in Holland ein 
Gesetzentwurf fertiggestellt, welcher der Regierung ausser 
der Sorge für die Räumlichkeiten, die Luft, die Reinlichkeit, 
Beleuchtung und Maassregeln gegen Brandgefahr die Ver¬ 
pflichtung auferlegt, auch für gefahrvolle Arbeit die zweck¬ 
mässigen Anordnungen zu treffen. Darunter begreift der 
Entwurf: 1. Arbeit, wobei Werkzeuge und Theile derselben, 
Triebwerke oder Geräthe verwandt w'erden, welche Gefahr 
verursachen können; 2. Arbeit, wobei schädliche Dünste, 
Gas oder Stoffe sich entwickeln; 3. Arbeit, wobei durch 
Fallen von Gegenständen, durch kochende Flüssigkeiten, 
glühende oder geschmolzene Metalle oder durch Explosionen 
Gefahr entstehen kann. Diese Umschreibung kann noch auf 
dem Verwaltungswege durch Verordnungen ergänzt werden. 


Arbeiterversicherung. 


Verschmelzung der staatlichen Kranken-, Unfall-, In- 
validitäts- und Altersversicherung in Deutschland. Auch 
den Unternehmern drängt sich mit der Zeit die Erkenntniss 
auf, dass die drei staatlichen Arbeiter-Versicherungszweige 
in Deutschland mit viel zu theuerem Apparat arbeiten und 
zum Nutzen der Versicherten recht gut in eine Verwaltung 
verschmolzen werden können. So schreibt der soeben aus¬ 
gegebene Geschäftsbericht für 1893 der deutschen Fuhr¬ 
werks-Berufsgenossenschaft, Sektion XII (Halle) wörtlich: 
„Die katastrirten Betriebe betragen für 1893 : 620, gegen 
648 in 1892, 597 in 1891, 584 in 1890, 556 in 1889, 586 in 
1888, 532 in 1887. Im schroffsten Gegensätze hierzu steht 
das erschreckend‘e weitere Emporschnellen der Zahl der 
Rentenempfänger, deren wir 47 aus 1892 übernahmen, 
während wir für 1893 mit 65 abschliessen. Ein derartiger 
Zuwachs übersteigt alle Annahmen und wirft alle Theorien 
über den Haufen: insonderheit aber dürfte derselbe alle 
aus den Veröffentlichungen des Reichsversicherungsamts 
über die Rechnungsergebnisse der Berufsgenossenschaften 
gezogenen Folgerungen über den in nicht mehr ferner 
Zeit zu erwartenden Eintritt des Beharrungszustandes wider¬ 
legen, die nackte Wirklichkeit steht hier eben der einseiti¬ 
gen Herumreiterei auf Zahlen und den daraus gezogenen 
Schlüssen unvermittelt gegenüber. Was will es sagen, wenn 
auf einen Zugang von 23 (event. sogar 25) nur 5 Abgänge 
kommen, von denen nur 2 thatsächliche Wiederherstellungen 
aus 1891er und 1892er Unfällen betreffen? Aber selbst 


wenn man das bedeutende Zugangsmehr für 1893 nur als 
ein ganz aussergewöhnliches bezeichnen wollte, so dürfte 
sich trotzdem die Thatsache nicht wegleugnen lassen, dass 
wohl auf ein Menschenalter hinaus eine Herabminderung 
der Kosten nicht erhofft werden kann, vielmehr ein stetiges 
Steigen eintreten muss. Gegenüber der Zahl der die 
Rentenlast allein tragenden Unternehmer steht dieser Renten¬ 
empfänger-Zuwachs in einem Verhältnisse, das fortschreitend 
immer ungünstiger für die Unternehmer wird. Jedenfalls 
dürfte der Umstand, dass wir in 1887 bei 532 Mitgliedern 
nur erst mit einigen Rentenempfängern zu rechnen hatten, 
während dieselben jetzt nach erst sechs Jahren bei 620 Mit¬ 
gliedern schon auf 65 sich beziffern, ein beredtes Zeugniss 
hierfür abgeben, im übrigen aber, wenn hierin auch sonst 
nichts zu ändern ist, die bereits im 1892er Berichte zum 
Ausdruck gebrachte diesseitige Meinung als gerechtfertigt 
erscheinen lassen, nach welcher wir eine Verbesserung der 
Gesammt-Versicherungs-Verhältnisse nur in einer Zusammen¬ 
legung nicht nur aller genossenschaftlichen und nichtge¬ 
nossenschaftlichen Gruppen, sondern auch aller drei Ver¬ 
sicherungsgattungen: Kranken-, Unfall- und Alters- und 
Invaliditäts-Versicherung, bezw. in einer weitestgehenden 
Verallgemeinerung des Versicherungszwanges, sowie in der 
ausschliesslichen Anwendung des — nun doch einmal ein¬ 
geführten —- Klebe-Systems für die Beitragsleistung er¬ 
blicken, welche letztere lediglich nach Maassgabe jeder 
verdienten Mark Lohn gedacht ist und jedweden besonderen 
Lohnnachweis mit der äusserst lästigen jährlichen Beitrags- 
Einhebung für die Unfallversicherung, Eintheilung in Ge¬ 
fahrenklassen u.dergl. überflüssig machte, weil die Ansprüche 
der Arbeitnehmer sich einfach nach Maassgabe der auf 

ihren Karten verwendeten Marken zu regeln hätten. 

Die sonstigen Vortheile einer Zusammenlegung haben wir 
bereits in dem 1892er Berichte ängedeutet. Hinzuzufügen 
hätten wir nur noch, wie die Zusammenlegung bezw. eine 
Verallgemeinerung des Versicherungszwanges und die Ein¬ 
hebung der Beiträge lediglich nach Maassgabe jeder ver¬ 
dienten Mark Lohn nicht nur eine einheitlichere Handhabung 
an und für sich — hinsichtlich welchen Punktes speziell 
wir nur auf die bisherige Ausnahmestellung der Landwirth- 
schaft hingewiesen haben wollten — sondern auch die Be¬ 
seitigung verschiedener Uebelstände, die man gerade als 
Ungerechtigkeit bezeichnen möchte, im Gefolge haben.“ 

Diese Sprache ist, wie es Fuhrherren ziemt, sehr 
deutlich. 

Die Krankenversicherung in Bayern im Jahre 1892. 

Im Jahre 1892 waren in Bayern 4737 Krankenkassen gegen 
4665 im Vorjahre, mithin 72 Kassen mehr thätig; die durch¬ 
schnittliche Zahl der im Jahre 1892 thätigen Kassen betrug 
4405. Die Zahlen vertheilen sich auf die einzelnen Kassen¬ 
arten wie folgt: Es gab 4128 (gegen 4067 im Vorjahre (Ge¬ 
meindekrankenversicherungskassen, 50 (46) Ortskranken- 
kassen, 478 (463) Betriebs- bezw. Fabrikkrankenkassen, 34 
(35) landesrechtliche Hilfskassen. Die Zahl der Mitglieder 
betrug in sämmtlichen Kassen am 1. Januar 1893: 585872 
im Jahresdurchschnitt, 1892 : 616318 (im Vorjahre 609968). 
Diese betrugen 11 pCt. der Gesammtbevölkerung. Am 
meisten war wie bisher die Gemeindekrankenversicherung 
mit 347 812 Versicherten im Jahresdurchschnitt vorherrschend; 
bei den Ortskrankenkassen waren 68907, bei den Betriebs¬ 
krankenkassen 140230, bei den Baukrankenkassen 3298, bei 
den Innungskrankenkassen 1308. bei den eingeschriebenen 
Hilfskassen 5200, bei den landesrechtlichen Hilfskassen 
28969 im Durchschnitt versichert. 

Im Ganzen gab es im Jahre 1892 : 204559 Erkrankungs¬ 
fälle mit 3381335 Erkrankungstagen (gegen 195602 bezw. 
3235717 im Vorjahre). Es entfielen auf 1 Wochenmitglied 
0,33 Erkrankungsfälle und 5,49 Krankheitstage; auf 1 Er¬ 
krankungsfall kamen 16,5 Krankheitstage. Insgesammt 
kamen an Beiträgen (einschliesslich derjenigen der Arbeit¬ 
geber und der Eintrittsgelder) 9454494 Mk., auf 1 Mitglied 
15,34 Mk. ein. Die Ausgaben betrugen 8690945 Mk.; auf 
1 Mitglied 14,19 Mk. Die Krankheitskosten betrugen für 
1 Erkrankungsfall 34,79 Mk., für 1 Krankheitstag 2,10 Mk, 
auf 1 Mitglied berechnet 11,55 Mk. (Im Reichsdurchschnitt 
im Jahre 1891: 13,02 Mk.) 
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Zur Frage der Altersversorgung in England. In der 

letzten Versammlung der Royal Statistical Society gab der 
Präsident derselben, Charles Booth, in einem Vortrage über 
„Pauperismus im Alter“, werthvolle statistische Daten, die 
der im Unterhause erst kürzlich wieder aufgerollten Frage 
einer Altersversorgung, mit der sich bekanntlich eine eng¬ 
lische Parlamentskommission befasst, als Grundlage dienen 
können. Demzufolge ergab der Census von 1891 606505 
Männer und 765917 Frauen im Alter von über 65 Jahre. 
Von denselben lebten nicht weniger als 359202 Männer und 
455283 Frauen in Distrikten, wo 20 bis 35pCt. der alten 
Einwohnerschaft mehr oder minder der Armenpflege zur 
Last fallen. Vom Rest lebten 112005 Männer und 144233 
Frauen in besseren, 135298 Männer und 166401 Frauen in 
schlechteren Verhältnissen. Der geringste Prozentsatz von 
Pauperismus der alten Bevölkerung betrug 8 pCt. (in Castle 
ward, Brixworth und Settle), der grösste 84 pCt. (in St. 
Saviour’s, Southwark), doch betrug die Anzahl der Greise 
in Bezirken mit Alterspauperismus unter lOpCt. blos 9747. 
Ihre Zahl in solchen mit einem Alterspauperismus von über 
50pCt. betrug 71 702. Die Gesammtzahl der in Armenpflege 
stehender über 65 Jahre alten Personen betrug 401904; 
hievon wurden 114144 in Anstalten verpflegt (indoor), 
287760 erhielten ausserhalb Unterstützung (outdoor) ein¬ 
schliesslich von 25477, denen blos ärztliche Hilfe zu Theil 
wurde. Von der gesammten Bevölkerung stehen 5 pCt. in 
Armenpflege, von der Bevölkerung im Alter zwischen 60 
und 65 Jahren lOpCt., zwischen 65 und 70 20pCt., zwischen 
70 und 75 30pCt. und von jener über 75 Jahre nicht viel 
weniger als 40 pCt. Die Altersstufen über 65 Jahre sind 
am schwächsten in den Städten, am stärksten auf dem 
Lande, im umgekehrten Verhältnisse zur Dichtigkeit besetzt. 

Bruderladenreform in Oesterreich. In der Sitzung des 
Abgeordnetenhauses vom 15. Dezember 1893 stellten die 
Abgeordneten Dr. Kaunic und Franz Schwarz nebst Ge¬ 
nossen folgenden Antrag auf Erlassung eines Gesetzes, wo¬ 
mit die bestehenden Bruderladen nach einzelnen Ländern 
und Ländergruppen in grössere Anstalten vereinigt werden 
sollen; 

„In Erwägung, dass die Sanirung der nothleidenden 
Bruderladen nach dem Gesetze vom 17. September 1892, 
R.G.Bl. No. 178, auf grosse Schwierigkeiten stösst, ja, wie 
es der Fall Hermannshütte zur Genüge erweist, die Schädi¬ 
gung der in solchen Bruderladen vereinigten Arbeiter trotz 
dieses Gesetzes nicht verhindert werden kann; 

in Erwägung, dass eine Vereinigung der bestehenden 
Bruderladen nach Ländern undLändergruppen die Schwierig¬ 
keiten einer solchen Sanirung beseitigen und die Regie¬ 
kosten bei der Verwaltung dieser Anstalten bedeutend ver¬ 
mindern würde; 

in weiterer Erwägung, dass die moderne Gesetzgebung 
den öffentlichen Charakter der Bruderladen jenem der Un¬ 
fall- und Invaliditätsversicherungskassen gleichstellt, und 
er^tere bei uns auch länderweise organisirt sind; und 

in endlicher Erwägung, dass die Arbeiter als Mitglieder 
dieser Bruderladen insgesammt auch schon deshalb solche 
Vereinigungen anstreben, weil sie mit denselben eine inten¬ 
sivere Aufsicht der staatlichen Organe und infolge dessen 
für ihre Ansprüche zu diesen Anstalten auch eine grössere 
Sicherheit erhoffen, stellen die Gefertigten den Antrag: 

Das hohe Haus wolle beschliessen: 

,,Die k. k. Regierung wird aufgefordert, zur verfassungs¬ 
mässigen Erledigung einen Gesetzentwurf vorzulegen, womit 
die bestehenden Bruderladen je nach den obwaltenden Ver¬ 
hältnissen und Bedürfnissen nach Ländern oder Länder¬ 
gruppen in grössere Anstalten vereinigt werden. 

In formeller Beziehung wird beantragt, diesen Gegen¬ 
stand dem bestehenden Gewerbeausschusse des Abgeord¬ 
netenhauses zur Berathung und Antragstellung zuzuweisen.“ 

Deutscher Berufsgenossenschaftstag. Der diesjährige 
ordentliche Berufsgenossenschaftstag des Verbandes der 
deutschen BerufsgenossenschafteVi wird, wie nunmehr fest¬ 
gesetzt ist, am 5. Juni in Dresden abgehalten werden. Ausser 
dem Bericht des Vorsitzenden sollen u. a. folgende Gegen¬ 
stände zur Berathung gelangen; die Ausarbeitung von Nor- i 


mal-Unfallverhütungsvorschriften; die zu erwartende Novelle 
zu den Unfallversicherungsgesetzen; die zur Vermeidung 
der Doppelzahlung von Renten aus der Unfall- und In¬ 
validitätsversicherung zu treffenden Maassnahmen; die Ver¬ 
tretung der Berufsgenossenschaften nach aussen, nament¬ 
lich in Bezug auf ihre Vermögensverwaltungen, sowie die 
Frage der ersten Hilfeleistung bei Unfällen und die in Berlin 
errichteten Unfallstationen. 


Gewerbegerichte, Einigungsämter und 
Arbeiterausschüsse. 


Zur Beilegung von Arbeitsstreitigkeiten in England. 

Der von der Regierung im Parlament eingebrachte Gesetz¬ 
entwurf zur Beilegung von Arbeitsstreitigkeiten hat folgenden 
Wortlaut; 

1. Wo ein Streit zwischen einem Unternehmer oder 
einer Klasse von Unternehmern und Arbeitern oder zwischen 
verschiedenen Klassen von Arbeitern besteht oder befürchtet 
wird, kann dass Handelsamt, wenn es solches für gut 
findet, alle oder einige der nachstehend angegebenen Voll¬ 
machten anwenden — nämlich a) die Ursachen und Um¬ 
stände des Streites erforschen und darüber berichten, wenn 
und wie es dem Amte zweckmässig erscheint; b) die 
streitenden Parteien einladen, persönlich oder durch Ver¬ 
treter eine gemeinsame Berathung abzuhalten, unter der 
Leitung eines Vorsitzenden, den sie entweder selbst erwählt 
oder das Handelsamt ernannt hat, oder einer anderen Person 
oder Körperschaft, zu dem Zwecke, um eine freundschaft¬ 
liche Beilegung des Streites herbeizuführen. 

2. a) Im Falle eines Streites, auf welchen das Vor¬ 
stehende Bezug hat, kann das Handelsamt auf Ersuchen 
irgend eines der betheiligten Unternehmer oder Arbeiters, 
und wenn das Amt nach Erwägung der Umstände des 
Falles und der zur Herbeiführung einer Aussöhnung in dem 
Distrikte oder Gewerbe verfügbaren Mittel zu der Ueber- 
zeugung kommt, dass die Umstände ein Vorgehen desselben 
unter diesen Bestimmungen rechtfertigen, eine Person oder 
Personen ernennen, um als Vermittler oder als Einigungsamt 
zu handeln und die auf diese Weise ernannte Person oder 
Personen .sollen durch Verkehr mit den Parteien und sonst¬ 
wie die Ursachen und Umstände des Streites erforschen 
und sich bemühen, eine Beilegung desselben herbeizuführen, 
b) Wenn man sich einigt oder abmacht, dass irgend eine 
aus dem Streite entstehende oder mit ihm zusammen¬ 
hängende Frage einer vom Handelsamte ernannten Person 
oder zwei oder drei Personen, von denen die eine vom 
Handelsamte ernannt werden soll, zu unterbreiten, so kann 
das Handelsamt, wenn es dies für gut findet, eine ent¬ 
sprechende Ernennung vornehmen. 

3. Wenn das Handelsamt zu der Ansicht kommt, dass 
in einem Distrikt oder Gewerbe, in welchem Streitigkeiten 
häufig Vorkommen, entsprechende Mittel nicht vorhanden 
sind, um diese Streitigkeiten einem Einigungsamte für den 
Distrikt oder das Gewerbe zu unterbreiten, so kann es eine 
Person oder Personen ernennen, welche die Verhältnisse 
des Distrikts oder Gewerbes erforschen und mit Unter¬ 
nehmern und Arbeitern verhandeln sollen, um ein lokales 
Einigungsamt oder ein aus Vertretern der Unternehmer und 
Arbeiter bestehendes Schiedsamt herziistellen. 

4. Das Handelsamt soll ein Register der Einigungs¬ 
und Schiedsämter aufstellen und in dasselbe darauf bezüg¬ 
liche Einzelheiten eintragen, wie sie dies für zweck¬ 
mässig hält. 

5. Das Handelsamt soll dem Parlament jährlich einen 
Bericht über seine Thätigkeit auf Grund dieses Gesetzes 
einreichen. 

6 . Dieses Gesetz kann als Konciliation Act 1894 citirt 
werden. 
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Schulwesen, Erziehungs- und Bildungsfragen. 

Sonntagsunterricht in Fortbildungsschulen. 

Nunmehr hat sich auch der deutsche Reichstag in seinen 
Sitzungen vom 5. und 17. d. M. mit der Frage des Sonn¬ 
tagsunterrichtes in Fortbildungs- und gewerblichen Fach¬ 
schulen zu beschäftigen gehabt. Es könnte Wunder nehmen, 
dass eine solche Detailfrage der Schulorganisation so weite 
Kreise gezogen und zu so lebhaften Auseinandersetzungen 
geführt hat, wenn unwillkürlich nicht bei Erörterung dieses 
Spezialpunktes eine ganze Reihe anderer Fragen des arg 
vernachlässigten deutschen Fortbildungs- und gewerblichen 
Schulwesens aufgerollt worden wären, die mit elementarer 
Gewalt zur Diskussion und Lösung drängen. 

Die gewerbliche Sonntagsfortbildungsschule ist die 
älteste Form allgemeiner und fachlicher Bildungsveranstal¬ 
tungen für das nachschulpflichtige Alter in Deutschland. 
In Hamburg, München u. s. w. wurden solche Sonntags¬ 
schulen bereits Ende des vorigen Jahrhunderts gegründet, 
also zu einer Zeit, in welcher das Unternehmerinteresse 
im Handwerk noch ausschliesslich maassgebend war und in 
der man daher die Gewährung von Zeit für Fortbildung an 
die Lehrlinge und jungen Gesellen lediglich vom guten 
Willen des Meisters abhängig machte. Der Besuch jener 
Sonntagsschulen war daher durchaus fakultativ, und die 
Schulzeit wurde' auf Sonntag verlegt, damit der Meister die 
Arbeitskraft seiner Lehrlinge in der Woche keinen Augen¬ 
blick zu entbehren brauchte. So erhielt sich der Sonntags¬ 
unterricht in gewerblichen und Fortbildungsschulen, weil es 
im Interesse der Unternehmer liegt, vielfach namentlich in 
fakultativen Schulen. Neben ihm fassten aber mit der Zeit 
auch fortgeschrittenere Bildungsveranstaltungen für das nach¬ 
schulpflichtige Alter Fuss. 

In die Schul- und Gewerbegesetzgebung drang mit dem 
Fortschreiten der technischen Entwicklung die sozialpoliti¬ 
sche Richtung ein und es fand die Ansicht immer mehr 
Geltung, dass bezüglich des Schulbesuchs und der Unter¬ 
richtszeit nicht das Unternehmerinteresse, sondern das all¬ 
gemein wirthschaftlichc und menschliche, sowie in zweiter 
Linie die Anforderungen der Schule selbst zu entscheiden 
hätten. Je mehr gewerbliche Gebiete die maschinelle Pro¬ 
duktion umfasste, desto mehr bedurfte die öde Werkstätten¬ 
praxis der Ergänzung durch schultechnische Bildung. Ausser¬ 
dem musste der Neigung des Kleingewerbes entgegenge¬ 
treten werden, durch noch intensivere Ausnutzung der 
jugendlichen und billigen Kräfte die technische Zurückge¬ 
bliebenheit wett zu machen. Die Reichsgewerbeordnung 
enthielt deshalb von Anfang an die Bestimmung, dass die 
Unternehmer durch Ortsstatut gezwungen werden könnten, 
ihre jugendlichen Arbeiter zu bestimmten Zeiten einer Fort¬ 
bildungsschule zuzuführen. Damit gab man das ältere 
System der Freiwilligkeit auf, wenn man auch noch nicht 
wagte, den Zwang überall dadurch lebendig zu machen, 
dass man von Reichswegen ein konsequent ausgebautes 
Fortbildungsschulsystem einführte. Dies überliess man noch 
den Einzelstaaten und den Städten, ein Weg, auf dem sich 
ja auch sonst so mancher dankenswerthe sozialpolitische 
Anlauf im Sande verloren hat. Unter den Einzelstaaten 
zeichneten sich Sachsen, Baden und Hessen durch richtiges 
Erlassen der zeitgemässen Fortbildung.sschulaiifgaben aus. 
Diese drei Bundesstaaten erliessen in den sechsziger bezw. 
siebziger Jahren Landesgesetze, durch welche sie den obli¬ 
gatorischen Fortbildungssehulbesuch für alle aus der Volks¬ 
schule Entlassenen bis zum 16. bzw. 17. Jahre für ihr gesammtes 
Staatsgebiet proklamirten und alsbald durchführten. Sporadisch 
folgten ihnen einzelne norddeutsche Städte, in grösserer 
Anzahl die hauptsächlichsten bayerischen. Bei der Durch¬ 
führung des obligatorischen Fortbildungsschulsystemes er¬ 
gab sich alsbald, dass die Ausnutzung des .Sonntags, des 
einzigen Ruhetags in der Woche, für Schulzwecke recht 
gut umgangen werden konnte, und dass es ohne nennens- 
werthe Schädigung der Unternehmerinteressen möglich war, 
den obligatorischen Unterricht auf die Wochenzeit zu ver¬ 
legen. Allerdings machte man sehr oft dem Unternehmer 
das Zugeständniss, die Wochenunterrichtszeit nunmehr sehr- 
spät am Abend anzusetzen, wo die jugendlichen Arbeiter 
von ihrer gewerblichen Beschäftigung allzu ermattet waren, 


und kleine Theile des Sonntagsunterrichts für Zeichnen 
und andere technische Unterrichtsfächer beizubehalten. 
Sachsen und Baden räumten jedoch bereits ziemlich gründ¬ 
lich mit dem Sonntagsunterricht auf und hielten ausserdem 
darauf, den Wochentagsunterricht wesentlich auf Tages¬ 
stunden zu verlegen, ohne dass deshalb aus diesen Ländern 
jemals eine ungünstigere Lage des Handwerks und der 
Industrie hätte gemeldet werden können. Ueberall dort, wo 
der Fortbildungsschulzwang landesgesetzlich oder ortsstatu¬ 
tarisch eingeführt war, übte er daneben eine sehr heilsame 
Wirkung auf den Besuch der freiwilligen Fachschulen aus. 
Da nämlich der Besuch der letzteren regelmässig von dem¬ 
jenigen der allgemeinen Fortbildungsschule entbindet, so 
wandten sich die strebsameren Unternehmer- und Schüler¬ 
elemente, namentlich innerhalb der Städte mit ihrem Inter¬ 
esse mehr den Fachschulen zu, und diese hatten dem Fort¬ 
bildungsschulzwang ausserordentlich viel zu danken. 

In diese Sachlage griff nun eine neue Bestimmung der 
revidirten Reichsgewerbeordnung vom Jahre 1891 ein, die¬ 
selbe, welche den Reichstag jetzt zwei mal beschäftigte. 
§120 derselben bestimmte auf eine Anregung aus dem 
Reichstage hin, dass der gewerbliche Fortbildungs- und 
Fachschulunterricht künftig an Sonntagen während des 
Hauptgottesdienstes nicht mehr stattfinden dürfe. Es ist 
richtig, dass kirchliche Interessen hauptsächlich bestimmend 
für diese Neuerung waren Es ist aber ebenso richtig, dass 
damit endlich ein wesentlicher schultechnischer Fortschritt 
im deutschen Fortbildungs- und Fachschulwesen angebahnt 
wurde. Bei richtiger Durchführung des § 120 musste der 
Sonntagsunterricht als alter Zopf aus dem vorigen Jahr¬ 
hundert endlich ganz verschwinden und der Wochentags¬ 
unterricht, womöglich an Tagesstunden, müsste, wie es aus 
sozialpolitischen und schultechnischen Gründen nicht genug 
begrüsst werden konnte, die Alleinherrschaft zum Segen 
der gewerblichen Fortbildung antreten. Leider versagte 
jedoch in den meisten deutschen Bundesstaaten, mit Aus¬ 
nahme von Baden und Sachsen, die Energie der Gewerbe- 
und Schulverwaltung bei Durchführung dieser wichtigen 
Vervollkommnung fast vollständig. Baden und Sachsen er¬ 
griffen mit richtigem Verständniss die Gelegenheit, um die 
letzten Reste des Sonntagsunterrichts in Fortbildungs- und 
gewerblichen Fachschulen zu beschneiden oder ganz zu 
entfernen. Preussen, Bayern, Württemberg und die kleineren 
Bundesstaaten dagegen, wichen scheu vor dem Fortschritt 
zurück, den sie bei dieser Sachlage für das gewerbliche 
Bildungswesen ihrer Gebiete hätten erreichen können. Sie 
versuchten allerlei Compromisse mit den kirchlichen Be¬ 
hörden, zu denen § 120 gewisse Handhaben bot, richteten 
besondere Gottesdienste für die Schulen ein u. s. w., und 
waren ängstlich bemüht, auf diese Weise den Zopf des 
Sonntagsunterrichtes im Widerspruch zur ganzen, auf Sonn¬ 
tagsruhe gerichteten neueren Sozialgesetzgebung zu er¬ 
halten. Das Unternehmerinteresse, dem mit diesem Fest¬ 
halten am Alten natürlich ausserordentlich gedient war, 
sowie die im engen Gesichtskreis befangenen Interessenten 
namentlich an fakultativen Handwerkerschulen in Nord¬ 
deutschland regten sich infolgedessen ebenfalls. So ist 
die Interpellation Osann und Genossen zu Stande gekommen, 
die aus nationalliberalen, dem Unternehmerthum nahestehen¬ 
den Kreisen hervorgegangen, auf die Extraktion einer Re¬ 
gierungserklärung zu Gunsten des Sonntagsunterrichtes 
berechnet war und am 5. d. M. im Reichstag verhandelt 
wurde. 

Die Besprechung der Interpellation hat zu einem von 
ihren Urhebern offenbar nicht erwarteten Ergebnisse geführt. 
Die beiden Minister von Boetticher und von Berlepsch 
kamen den Interpellanten allerdings mit grosser Zuvor¬ 
kommenheit entgegen und stellten eine Vorlage in Aussicht, 
welche den Termin für das Inkrafttreten des § 120, der 
bereits einmal bis 1. Oktober d. J. hinairsgeschoben worden 
war, bis 1. Oktober 1897 verlängern soll. Sie wünschten 
auch keine weitere Debatte über den Gegenstand. Allein 
die Mehrheit des Reichstages hielt mit Recht dafür, dass 
man die Gelegenheit zur Abrechnung nicht unbenutzt vor¬ 
übergehen lassen dürfe, und so füllte eine interessante Dis¬ 
kussion über den Sonntagsunterricht zunächst die ganze 
Sitzung vom 5. d. M. aus. Neben den Ministern traten nur 
noch die nationalliberalen bezw. freisinnigen Abgeordneten 
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Osann, Möller und Dr. Meyer für die Erhaltung des Sonntags¬ 
unterrichtes ein. Dies war ihnen dadurch möglich, dass sie 
die wichtigste die schulorganisatorische und sozialpolitische 
Seite der Sache vollständig umgingen und sich lediglich in 
einer unfruchtbaren Polemik gegen kirchliche Ansprüche 
bewegten, die als solche vom sachlichen Standpunkt aus 
ganz nebensächlich erscheinen mussten, da der Freund 
gewerblicher Schulen nicht blos während des Hauptgottes¬ 
dienstes, wie die Kirche will, sondern während des ganzen 
Sonntags keinen Unterricht wünscht, wie in Baden und 
Sachsen. Der Abgeordnete Braun zeigte sich vollständig 
ununterrichtet über die badischen und sächsischen Verhält¬ 
nisse, obgleich er der offizielle Vertreter der Interpellation 
war. Er machte sich zum Vertreter von Unternehmer¬ 
beschwerden über das anerkennenswerthe Bestreben der 
hessischen Schulbehörden, die Unterrichtsstunden in den 
dortigen obligatorischen Fortbildungsschulen von Abends 
7—9 Uhr auf Nachmittags von 3—5 Uhr oder ’5—7 Uhr zu 
verlegen, womit er seinen sozialpolitischen Standpunkt offen 
genug kennzeichnete. Der freisinnige Abgeordnete Meyer 
bequemte sich wenigstens, und darin stimmte er mit 
Minister von Berlepsch überein, zu dem Zugeständniss, er 
halte den Verzicht auf den Sonntagsunterricht für ausführbar 
für alle anderen Fächer mit Ausnahme des Unterrichts im 
Zeichnen und Modelliren. Für diese Fächer berief man sich 
auf die „ausgeruhte Hand‘‘, die nur an Sonntagen vorhanden 
sei. Was durch hundertfache Erfahrungen in Baden, Sachsen, 
Göttingen etc. widerlegt ist, nach denen man „ausgeruhte 
Hände“ genug an Werktagsnachmittagen haben kann. Alle 
übrigen Reden, von der äussersten Rechten bis zur äussersten 
Linken, machten in sehr erfreulicher Weise gegen das von 
der Regierung und den Mittelparteien vertretene industrielle 
und kleingewerbliche Unternehmerinteresse Front und be¬ 
dienten sich bei diesem Kampfe mit Erfolg der Waffen, 
welche eine durch die „Blätter für soziale Praxis“ veran¬ 
staltete Gutachtensammlung aus praktischen Schulmänner¬ 
kreisen über die Frage des Sonntagsunterrichts lieferte. 
Die Abgeordneten von Stumm und Kropatschek reklamirten 
den Sonntag von ihrem Standpunkt aus für die 
„religiös-sittliche Erziehung“ der jugendlichen Arbeiter 
und leisteten damit den schultechnischen Gegnern desSonntags- 
unterrichts mittelbar Vorschub; Dr. Bachem wurde trotz 
seines kirchlichen Standpunktes auch der schulorganisato¬ 
rischen und sozialpolitischen Seite der Frage gerecht und 
der Abgeordnete Wurm präzisirte als Vertreter der sozial¬ 
demokratischen Partei materiell am schärfsten die fort¬ 
geschrittene Forderung: gänzliche Beseitigung des Sonntags¬ 
unterrichts und Ersatz desselben durch Wochentags¬ 
unterricht. 

Trotzdem der Verlauf dieser Verhandlung der Reichs¬ 
regierung bündig zeigen musste, dass sich der Reichstag zu 
rückschrittlichen Maassnahmen auf dem Gebiete des Fort¬ 
bildungswesens nicht gewinnen Hess, erfolgte doch mit einer 
Raschheit, die einer besseren Sache würdig gewesen wäre, die 
Vorlage eines Gesetzentwurfs der verbündeten Regierungen, 
in welchem eine Frist von 3 Jahren für den Sonntagsunter¬ 
richt nachgesucht wurde, also eine Vertagung des § 120 
bis zum 1. Oktober 1897. Ueber die Stellung, welche 
Sachsen und Baden im Bundesrath zu dieser von Preussen 
eingebrachten Vorlage eingenommen haben, ist nichts in 
die Oeffentlichkeit gedrungen. Man kann aber wohl kaum 
annehmen, dass diese beiden Staaten, welche den Sonntags- 
unterricht in ihrem eigenen Gebiete grundsätzlich richtig 
als dasjenige behandeln, was er ist, als ein Schulübel aus 
alter Zeit, der Verewigung desselben für das übrige Reich 
zugestimmt haben sollten. Immerhin bleibt es sehr be¬ 
fremdlich, dass in der Begründung der Vorlage die in 
Sachsen und Baden maassgebende und auf Beseitigung des 
Sonntagsunterrichts hinzielende Richtung, sowie ihre Er¬ 
folge vollständig mit Stillschweigen übergangen wurden. 
Die wichtigste Seite der Sache, die sozialpolitische, fand in 
den oberflächlichen Motiven überhaupt keine Er¬ 
wähnung, und so erfuhr der Entwurf in der Reichstags¬ 
sitzung vom 17. d. M., in welcher er zur ersten und zweiten 
Berathung stand, das verdiente Schicksal: er wurde abge¬ 
lehnt, nur die Nationalliberalen, Freisinnigen, Antisemiten 
und süddeutschen Volkparteiler stimmten füi* die Erhaltung 
des Sonntagsunterrichts. Alle Redner der übrigen Parteien 


stellten sich wiederholt auf den Standpunkt, dass der Fort- 
bildungs- und Fachunterricht in die Woche gehöre und 
dass bei einigem guten Willen bis 1. Oktober dieses Jahres 
noch vollkommen Zeit sei, überall dort, wo man ernstliches 
Interesse an der Weiterbildung der Jugend im nachschul¬ 
pflichtigen Alter habe, den Uebergang vom Sonntags- zum 
Wochentagsunterricht zu bewerkstelligen. Nunmehr ent¬ 
hüllte auch der preussische Handelsminister v. Berlepsch 
seine eigentlichen Beweggründe, indem er sich offen auf 
die Seite der schulfeindlichen Handwerks-Innungen 
stellte und sagte: „Wenn es einen enschiedenen Gegner 
der Verlegung des Unterrichts in die Woche giebt, so ist 
es das deutsche Handwerk“. Dass damit der oberste Be¬ 
amte der preussischen Gewerbeverwaltung selbst den Stab 
über dieses Handwerk brach, scheint ihm nicht zum Be¬ 
wusstsein gekommen zu sein. Herr v. Berlepsch deutete 
noch an, dass er schliesslich zum äussersten Mittel greifen, 
„den Fachunterricht von dem Fortbildungsunterricht voll¬ 
ständig trennen und auf den Fachunterricht die Bestimmun¬ 
gen der Gewerbeordnung als nicht anwendbar erklären“ 
werde. Ganz vortrefflich! Damit würde wieder eine 
Schulreform erzielt, welche gerade die Gegner des Sonn¬ 
tagsunterrichts von jeher verlangt haben: der Ausbau der 
allgemeinen obligatorischen Fortbildungsschule, die dann 
von Fachsorgen entlastet wäre, aber auch der Ausbau des 
Fachunterrichts, der sich dann mit den elementaren Sorgen 
des Fortbildungsunterrichts nicht mehr zu schleppen hätte. 
Gerade bei dieser Trennung brauchte man um den schliess- 
lichen Sieg des Werktagsunterrichls am wenigsten bange 
zu sein. 

Die Vorgänge auf dem Gebiet des Fortbildungs- und 
Fachschulwesens namentlich in Preussen werden nun bis 
1. Oktober d. J. von höchstem Interesse sein. Es wird sehr 
lehrreich werden zu beobachten, ob die preussische Ge¬ 
werbeverwaltung durch Ministerialreskripte und Anweisungen 
an die Unterbehörden denselben Eifer für die Durchführung 
einer arbeiter- und lehrlingsfreundlichen Schulvorschrift der 
Reichsgewerbeordnung entfaltet, den sie bei anderen, die 
Arbeiter und Lehrlinge freilich weniger berührenden Dingen 
schon oft entfaltet hat. 

Frankfurt a. M. Max Quarck. 

Fortbildungsschule und Wirthshausbesuch in Württem¬ 
berg. Den württembergischen Ständen ist ein Gesetzentwurf 
der Regierung zugegangen, welcher endlich auch in diesem 
Staat, jedoch in beschränktem Maasse, den Fortbildungs¬ 
schulzwang einführen will, daneben aber als sozialpolitische 
Maassregel das gesetzliche Verbot des Wirthshausbesuchs 
für Fortbildungs- und Sonntagsschüler bis zum vollendeten 
16. Lebensjahr vorschlägt. Die Begründung dieser Maafs- 
regel wird wie folgt versucht: Wie aus zahlreichen, aus 
den verschiedenen Theilen des Landes dem Ministerium des 
Kirchen- und Schulwesens zugekommenen Eingaben kirch¬ 
licher und Gemeindebehörden hervorgeht, hat der durch 
keinerlei Schranken beengte Wirthshausbesuch der kon- 
firmirten Jugend in erheblichem Maasse zugenommen. Die 
Klage, dass durch diesen verfrühten Wirthshausbesuch Zucht 
und Ordnung bei dem heranwachsenden männlichen und 
weiblichen Geschlechte untergraben werden, und das Ver¬ 
langen einer gesetzlichen Maassnahme hiergegen wird auch 
von Jahr zu Jahr allgemeiner und nachdrücklicher. Zweifellos 
sind mit dem Wirthshausbesuch und der frühzeitigen Ge¬ 
wöhnung der Jugend an geistige Getränke erhebliche Ge¬ 
fahren für die Gesundheit, wie in sittlicher und volkswirth- 
schaftlicher Beziehung verbunden. Auch zeigt die Erfahrung, 
dass weder die Obhut der Eltern, denen es zudem häutig 
an gutem Willen und an der nöthigen Energie fehlt, noch 
die Einwirkung der Geistlichen und Lehrer ausreicht, um 
diesen Gefahren zu begegnen. Das Verlangen eines Ein¬ 
greifens des Staates ist im Lauf der Zeit auch in Württem¬ 
berg um so dringender geworden, als in einer Reihe 
deutscher Staaten theils im Wege des Gesetzes, theils im 
Wege der Schulordnung Verbote gegen den Wirthshaus¬ 
besuch der schulpflichtigen Jugend, sowie polizeiliche 
Strafbestimmungen gegen Wirthe, welche diesen Wirths¬ 
hausbesuch dulden, erlassen worden sind. Auch die von 
dem Ministerium des Innern im Jahre 1893 infolge der in 
den Sitzungen der Kammer der Abgeordneten vom 18. März 
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und 20. April 1893 ausgesprochenen Wünsche angestellten 
Ermittelungen haben ergeben, dass in der Mehrzahl der 
Oberämter des Landes der Wunsch nach einem gesetzlichen 
Verbot des Wirthshausbesuches der schulpflichtigen Jugend 
zum Ausdruck gekommen ist, ja dass sogar in einzelnen 
Gemeinden dass Bedürfniss eines solchen Verbotes ein so 
dringendes war, dass dasselbe im Wege des Ortsstatuts 
erlassen wurde, obwohl eine gesetzliche Grundlage hierfür 
nicht gegeben ist. Dass in Württemberg im Wege der 
Schulvorschrift ein Verbot gegen den Wirthshausbesuch der 
fortbildungsschulpflichtigen Jugend nicht ergehen kann, ist 
bei Erlassung der Ministerialverfügung vom 22. Mai 1880, 
betreffend die Handhabung der Schulzucht in den Volks¬ 
schulen, als zweifellos angenommen worden. 

Auch die Thatsache, dass die meisten höheren Lehr¬ 
anstalten Württembergs das Wirthshausverbot im Wege 
der Schulordnung erlassen haben, kann hier nicht in Be¬ 
tracht kommen; denn bei diesen Anstalten gründet sich die 
Berechtigung der Verwaltung zur Erlassung des betr. Ver¬ 
botes darauf, dass der Eintritt in diese Schulen und das 
Verbleiben in denselben nicht wie bei den Volksschulen 
und den Sonntagsschulen auf einer gesetzlichen Verpflich¬ 
tung, sondern auf der freien Wahl des Schülers bezw. 
seiner gesetzlichen Vertreter beruht und daher ebenso die 
Möglichkeit der Ausschliessung von dem Schulbesuch wegen 
beharrlicher Missachtung disziplinarischer Vorschriften als 
die freiwillige Unterwerfung unter die Anstaltsordnung zu¬ 
lässt .... Nicht zu verkennen ist nun allerdings, dass die 
Erlassung des schulgesetzlichen Verbotes nicht vollständig 
genügt, um den Missstand des verfrühten Wirthshaus¬ 
besuches der heranwachsenden Jugend zu verhindern. Dies 
würde nur aut polizeilichem Wege durch eine entsprechende 
Strafandrohung gegen dem Verbot Zuwiderhandelnde Wirthe 
zu erreichen sein. Für die Landesgesetzgebung wird je¬ 
doch in dieser Beziehung zunächst eine abwartende Haltung 
einzunehmen sein, nachdem in dem dem Reichstag im Ja¬ 
nuar 1892 vorgelegten Entwurf eines Gesetzes, betreffend 
die Bekämpfung der Trunksucht, in § 7 und § 13 derartige 
Bestimmungen gegen Wirthe aufgenommen worden sind, 
eine reichsgesetzliche Regelung der Frage also nicht aus¬ 
geschlossen erscheint, obwohl der erwähnte Entwurf in der 
letzten Session des Reichstags nicht wieder eingebracht 
worden ist.“ Soweit die Begründung des Vorschlages. Dass 
junge Leute den Genuss geistiger Getränke recht gut ent¬ 
behren können, ist ohne Weiteres zuzugeben. Aber in der 
hier erfolgten Beschränkung wirken diese Vorschriften ein¬ 
fach als Klassengesetzgebung, die dem jugendlichen Ar¬ 
beiter verbieten, was sie dem ohne Noth das Wirthshaus 
besuchenden Gymnasiasten und Kaufmannssohn als Mitglieder 
der besitzenden Klassen gestatten. Das Verbot müsste also 
auf alle nicht fortbildungsschulpflichtigen jungen Leute aus¬ 
gedehnt werden, wenn es gerecht erscheinen sollte. 


Soziale Hygiene. 

Maassregeln zur Verminderung der Schankstätten in 
preussischen Städten. Der preussische Minister des Innern 
hat unter dem 15. Januar d. J. folgende Verfügung an 
sämmtliche Regierungspräsidenten, betr. die Verhinderung 
der Ueberhandnahme der Zahl der Gast- und Schankwirth- 
schaften sowie der Kleinhandlungen mit Branntwein und 
Spiritus, erlassen: „Aus den Berichten, womit mir die 
Nachweisungen über die Zahl der Gast- und Schankwirth- 
schaften sowie der Kleinhandlungen mit Branntwein und 
Spiritus in den Jahren 1879 und 1893 vorgelegt worden 
sind, habe ich ersehen, dass im Allgemeinen die Klagen 
wegen der übergrossen Anzahl und der Vermehrung dieser 
Verkaufsstellen geistiger Getränke von den Berichterstattern 
nicht für begründet gehalten werden. Ohne für jetzt zu 
erörtern, inwieweit diesem Urtheile, namentlich hinsichtlich 
des Branntweinschanks beigetreten werden kann, will ich 
nicht verkennen, dass auf dem Boden der bestehenden Ge¬ 
setzgebung in den meisten Bezirken die Polizeibehörden, 
die Kreis- und Bezirksausschüsse nicht ohne Erfolg bemüht 
gewesen zu sein scheinen, einer das Bedürfniss übersteigen¬ 


den Vermehrung durch entsprechende Handhabung des 
Widerspruchs und des Versa^ngsrechts entgegenzuwirken, 
auch hier und da eine Verminderung zu erzielen. In ge¬ 
ringem Maasse gilt das Gesagte von den Stadtausschüssen 
und Magistraten. Zur allgemeinen Durchführung der viel¬ 
fach bereits geübten zweckentsprechenden Praxis ordne ich 
Folgendes an. Die Polizeibehörden haben ihr Widerspruchs¬ 
recht mit Umsicht und Nachdruck zu handhaben; sie sowohl 
wie erforderlichen Falles die Vorsitzenden der Konzessions¬ 
behörden, haben von dem zulässigen Rechtsmittel Gebrauch 
zu machen, sobald Konzessionen über das Bedürfniss hin¬ 
aus, oder trotz wesentlicher Mängel in der Person oder in 
dem Lokal, ertheilt werden sollten. Sofern in einer Ge¬ 
meinde von mindestens 15 000 Seelen noch kein Ortsstatut 
gemäss § 33 der Gewerbeordnung in Verbindung mit der 
Bekanntmachung vom 14. September eingeführt, und die 
Frage des Bedürfnisses daher ausser bei Branntwein- und 
Spiritus-Schank- und Kleinhandel nicht zu prüfen ist, sind 
die Gemeindebehörden, soweit es nicht bereits geschehen, 
unter eingehender Darlegung der dafür sprechenden Gründe 
zum Erlasse eines entsprechenden Ortsstatuts aufzufordern. 
Bleibt die Aufforderung ohne Erfolg, so ist sie bei jeder 
geeigneten Gelegenheit mit Nachdruck zu wiederholen. Die 
Vorsitzenden aller Konzessionsbehörden sind anzuweisen, 
alljährlich eine Nachweisung über die im letzten Kalender¬ 
jahre für Gastwirthschaft, Schankwirthschaft und Kleinhandel 
mit Branntwein oder Spiritus ertheilten Konzessionen Ew. 
Hochwohlgebohren mit erläuterndem Begleitbericht einzu¬ 
reichen. Eine sorgfältige Prüfung dieser Nachweisungen 
und Berichte wird Ew. Hochwohlgeboren in den Stand 
setzen, Mängel bei der Handhabung des Konzessionsrechts 
zu erkennen und ihnen in geeigneter Weise entgegen zu 
wirken. Dass solche Mängel in eigenen Bezirken in be¬ 
trächtlichem Umfange obwalten, ist nach dem hier vor¬ 
liegenden Material mit Sicherheit anzunehmen. Ferner ist 
darauf zu halten, dass eine sorgfältige Beaufsichtigung des 
Verkehrs mit geistigen Getränken und die Verfolgung 
aller Uebertretungen der einschlagenden Bestimmungen statt¬ 
findet.“ _ 

Wohlfahrtseinrichtungen. 

Ein Volkspalast in Wien. Im Wiener Gemeinderathc 
ist der verdienstliche Antrag eingebracht worden, die Ge¬ 
meinde möge das 50jährige Regierungsjubiläum des öster¬ 
reichischen Kaisers (1898) durch die Errichtung eines nach 
dem Muster des Londoner People’s-Palace eingerichteten 
Gebäudes feiern. Es ist zu hoffen, dass diesem Zwecke 
die Mittel zugewendet werden, die nach einem anderen An¬ 
träge der Erweiterung des städtischen Museums bei der¬ 
selben Gelegenheit zufliessen sollten und dass diesmal dem 
Nützlichen der Vorrang vor dem Schönen gewahrt bleibt. 
Aehnliche Tendenzen verfolgten schon die Anträge, die 
bezweckten bei Gelegenheit der neu durchzuführenden 
Stadterweiterung einen Theil der Grundstücke im Bereiche 
der geschleiften Linienwälle zum Baue von gesunden und 
billigen Arbeiterwohnungen zu verwenden. Beide Anträge 
ergänzen sich, und der Optimist wird sich gerne der Er¬ 
wartung hingeben, dass inmitten eines Arbeiterviertels in den 
westlichen Vororten sich ein Gebäude erheben wird mit 
einer Zentralbibliothek, mit von Arbeiterbildungsvereinen 
veranstalteten Elementarkursen und mit höheren Kursen, 
nach dem Muster der bisher vom Volksbildungsvereine ver¬ 
anstalteten, eine wahre Volksuniversität. 

Konferenz der Zentralstelle für Arbeiter-Wohlfahrts-^ 
einrichtungen. Die diesjährige Konferenz der Zentralstelle 
wird Montag, den 7. und Dienstag, den 8. Mai d. J. in den 
Konferenzsälen des Anhalter Bahnhofs zu Berlin stattfinden. 
Auf der Tagesordnung stehen die beiden Fragen: 1. Das 
Sparkassenwesen in seiner Bedeutung für die Arbeiterwohl¬ 
fahrt. 2. Die Reinhaltung der Luft in Fabrikräumen. Im 
Anschluss an den zweiten Verhandlungsgegenstand wird, 
ebenfalls im Anhalter Bahnhof, eine Ausstellung von Appa¬ 
raten, Modellen und Zeichnungen, welche zu dem Thema, in 
Beziehung stehen, veranstaltet werden. Sie wird in den 
Tagen vom 2. bis 9. Mai geöffnet sein. 


Verantwortlich für die Redaktion: Dr. Heinrich Braun in Berlin W., Victoriastraase i6. 
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Italienische Briefe. 

III. 

Die Provinz Mailand, in die mich der Leser be¬ 
gleitet hat, ist gerade jetzt einem eingehenden Studium 
ihrer ökonomischen Zustände auch zugänglicher gemacht 
worden dadurch, dafs unlängst eine ausgezeichnete, sehr 
umfängliche Monographie darüber veröffentlicht worden ist.^) 
Diese bildet ein Heft der oft genannten Industrienquöte, 
mit der sich das Statistische Amt seit Jahren beschäftigt, 
ragt aber an Umfang und Gehalt weit über die Beschrei¬ 
bungen der übrigen Provinzen hinaus. In ihrem Verfasser, 
dem ersten Sekretär der Mailänder Handelskammer, Dr. 

*) Notizie sulle condizioni industriali della Provincia di Mi¬ 
lano; raccolte ed ordinate dal Dotl. Leopoldo Sabbatini, Se- 
gretario della Camera di Commercio di Milano. Milano 1893. 
8°. 472 pag. 


Sabbatini, lernte ich einen sehr unterrichteten Mann kennen, 
der meine Studien in liebenswürdigster Weise mit seinem 
Wissen unterstützte und mir durch gar nicht zu erschöpfende 
Mengen von Empfehlungen die Wege ebnete. Ich würde 
gern hier eine ausführliche Schilderung von dieser hoch- 
entwickelten Provinz Italiens an Hand der Sabbatinischen 
Arbeit geben, müsste dann aber allzusehr in die Breite 
gehen und würde damit den Raum dieser Zeitschrift un¬ 
gebührlich in Anspruch nehmen. Nur einige Daten möchte 
ich zur allgemeinen Orientirung aus dem genannten Werke 
mittheilen, ehe ich meine Wanderungen wieder aufnehme. 
Die Provinz Mailand hat bei einer Grösse von 3169 qkm 
(nicht völlig der Grösse etwa des Herzogthums Braun¬ 
schweig entsprechend) eine Einwohnerzahl von 1235150 
Seelen, d, h. 389 Einwohner auf den qkm. In der Industrie 
sind davon 142 354 Personen beschäftigt, d. h. 1158 von 
10 000. Diese „in der Industrie“ erwerbsthätigen Personen 
entsprechen etwa den bei uns in Betrieben mit mehr als 
5 Gehilfen Thätigen. Die industrielle Entwicklung der Pro¬ 
vinz Mailand entspricht also ungefähr der des Königreichs 
Sachsen (1151,6 gewerbthätige Personen auf 10000 Ein¬ 
wohner in Betrieben mit mehr als 5 Gehilfen). Die Zahl 
der in der Industrie angewandten Dampfpferdekräfte be¬ 
läuft sich (1891) auf 35180 gegen 30 519 zwei Jahre früher 
und erst 9403 im Jahre 1876. Das Kapital der Aktiengesell- 
sellschaften beziffert sich in der Provinz auf 507 314 323 L., 
im Mailänder Clearinghouse wurden 1891 6393 587 380 L. 
eingesetzt. Alle diese Zahlen lassen auf eine hohe ökono¬ 
mische Entwicklung schliess'en, wie sie in Italien die meisten 
gar nicht vermuthen. Zieht man noch die bedeutende Aus¬ 
bildung der Wegsamkeit in Betracht — die Provinz Mailand 
hat 161 km normalspurige Eisenbahnen auf 1000 qkm gegen 
z. B. 149 im Königreich Sachsen, ausserdem noch 327 km 
Dampftramways — so stellt sich uns dieses gewerbliche 
Zentrum Italiens in einem Licht dar, dass es keinen Ver¬ 
gleich mit irgend einem der deutschen Industriezentren zu 
scheuen braucht. 

Ich hebe das ausdrücklich hervor, weil man immer 
wieder das läppische Gerede hört: Italien sei nicht der 
Boden für modern-industrielle Entwicklung, Land und Volk 
seien unfähig zu einer solchen und was desgleichen mehr 
ist. Italien ist eben ein so vielgestaltiges Land, dass 
man unmöglich mit derartig generalisirenden Urtheilen 
seiner wundervollen Mannigfaltigkeit gerecht zu werden 
vermag. Es lohnt aber auch wohl der Mühe, auf einen so 
blühenden und im Grunde wirthschaftlich starken Landes- 
theil Italiens die Aufmerksamkeit zu lenken in einer Zeit, 
da nichts als Jammerberichte über den wirthschaftlichen 
Verfall Italiens verlautbaren. Man muss auch hier unter¬ 
scheiden. Einmal zwischen den Uebelständen, die eine 
jahrzehntelange, schauderhafte Misswirthschaft und Finan- 
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zen und Verwaltung hat einnisten lassen und der 
ökonomischen Verfassung des Landes selbst. Wenn das 
offizielle Italien, mit dem allein der Journalismus sich 
zu beschäftigen pflegt, faul ist, wenn die 500 Herren 
in Montecitorio sammt ihren Geschäftsführern, den 
Ministern, nicht immer sehr saubere Dinge treiben und 
die Staatskarre in den Sumpf fahren, so bedeutet das noch 
lange nicht, dass im Lande alles Leben und alle Gesund¬ 
heit völlig ausgestorben sind. Ja, gerade die Thatsache, 
dass ohne Zweifel noch mancher Landestheil Italiens sich 
einer ökonomischen Blüthe erfreut, wenn auch überall ein 
gewisser Mehlstaub darüber liegt, zeugt für die Widerstands¬ 
fähigkeit des Volkes; denn es ist nur wunderbar, das es bei 
einer solchen Regierung, wie sie Italien nun seit mehreren 
Jahrzehnten geniesst, nicht noch viel, viel trauriger aussieht. 
Dann ist aber noch ein weiterer Unterschied zu machen, 
wenn es die Beurtheilung des ökonomischen Italiens gilt: 
zwischen den so grundverschiedenen Regionen des Landes. 
Wenn trotz aller Anstrengungen Oberitaliens, trotz aller Fort¬ 
schritte das Land als ganzes — auch abgesehen von der 
offiziellen Misswirthschaft — nur langsam oder gar nicht 
vorankommt, so muss man eben den ungeheuren Ballast be¬ 
denken, den das kulturell entwickelte Oberitalien an den 
verkommenen südlichen Landestheilen den „Sudici“, wie sie 
mit einem witzigen, aber sehr boshaften Wortspiele genannt 
werden, mitschleppt. 

Ich sprach schon davon. Hier sei noch ein Beispiel für 
die ökonomische Belastung des Nordens angeführt: von 
den Staatsschulden Italiens sind mehrere Milliarden aus den 
Ausgaben für den Bau von Eisenbahnen erwachsen; diese 
verzinsen sich im Durchschnitt etwa mit D/ 2—2 pCt, die 
übrigen 3—4 pCt. der Schuldzinsen sind im Steuerwege auf¬ 
zubringen, also vom gesammten Lande, d. h. zum guten 
Theil vom reicheren Norden, dessen Eisenbahnen sich aber 
ausgezeichnet rentiren; Er bezahlt also wesentlich die 
unrentablen Eisenbahnen, die im Süden der Halbinsel ge¬ 
baut sind. In der That, es gehört schon ein hochgespanntes 
Nationalitäts- und Solidaritätsgefühl dazu, damit die Nord¬ 
italiener auf die Dauer diese Bürde tragen. 

Es mag von Interesse sein, zu erfahren, welches vor 
allem die Industrien sind, die die Provinz Mailand auf die 
Stufe gewerblich-komerzieller Entwicklung gebracht haben. 
Wie aus früheren Andeutungen schon hervorgeht, nehmen 
den ersten Rang unter den Mailänder Industrien die Textil¬ 
industrien und zwar vornehmlich die Seidenindustrie, 
nächst ihr dann auch der Zahl der beschäftigten Personen 
nach, in weitem Abstand von ihr, die Baumwollindustrie ein; 
dann folgt die Leinenindustrie. Von anderen Gewerbszweigen 
ragen mit der Zahl der Personen hervor die mechanische 
Industrie, die Holz- und endlich die Hutindustrie. Hier 
sind die Ziffern; es waren beschäftigt in der 


Seidenindustrie. 39 438 Personen 

Baumwollindustrie .... 16192 „ 

Leinwandindustrie .... 7 869 „ 

Wollindustrie. 2142 „ 

anderen Textilindustrieen. . 7197 „ 

Färberei, Appretur etc. . . 4 171 „ 

Textilindustrie insgesammt . 76 991 „ 

mechanische Industrie . . , 11 547 „ 

Holzindustrie. 11 557 „ 

Hüte-Indiistric. 4 210 „ 


Von diesen Personen entfällt ein nicht unbeträchtlicher 
Prozentsatz auf die Hausindustrie, die vor allem in zwei 
Gewerbszweigen noch stark entwickelt ist: Der Seiden¬ 
industrie (19300) und der Holzindustrie (7815). InderSeiden- 
industrie sind es vornehmlich die Operationen zwischen 
der Spinnerei und Zwurnerei, also das Spulen etc. (incan- 
naggio und straccanaggio), die in unserer Provinz haus¬ 
industriell besorgt werden, wo die Weberei grösstentheils 
bereits zentralisirt ist, während z. B. in der Nachbarprovinz 


Como die Seidenweberei ebenfalls noch überwiegend als 
Hausindustrie betrieben wird. Die Verhältnisse der Seiden¬ 
industrie sind zu eigenartige, um in einem kurzen Essay 
ein irgendwie deutliches Bild von ihnen geben zu können. 
Sie sind aber überaus interessant und ich hoffe, an anderer 
Stelle ausführlicher von die Entwicklung der italienischen 
Seidenindustrie zu handeln. Der andere bedeutende Zweig 
der mailänder Hausindustrie gehört, wie gesagt, der Holz¬ 
insbesondere Möbelindustrie an. Diese ist über weite Theile 
der Provinz, am meisten im Kreise Monza, verbreitet. Ganze 
Dörfer, wie Cesano Maderno, Meda, Muggiö, Seregno, 
Varedo u. a. leben von der Anfertigung von Möbeln. Die 
einzelnen Heimarbeiter sind in der Weise spezialisirt, dass 
die einen Stühle, die andern Tische, andere Betten, andere 
Schränke, andere Kommoden u. s. w. hersteilen, jeder je¬ 
doch den ganzen Stuhl, den ganzen Tisch u. s. w. Die 
Regel ist, dass gewöhnliche schmucklose Dutzendwaare in 
der Hausindustrie hergestellt wird, während die Luxusmö¬ 
belindustrie, ähnlich wie wir es anderswo, z. B. in Paris 
beobachten, in grösseren Etablissements konzentrirt ist. Der 
Verleger liefert unseren Hausindustriellen Rohstoff und 
Handwerkszeug, kontrahirt mit ihm für eine bestimmte Ar¬ 
beit, lässt ihn aber zudem während der Arbeit von seinen 
Beauftragten kontrolliren. Es wird im allgemeinen sehr 
geklagt über die rückständige Technik der Hausindustrie, 
die sich wesentlich durch die niedrigen Arbeitslöhne am 
Leben erhält. Da sie zum Theil Exportindustrie ist, so hat 
sie unter dem Protektionismus des letzten Jahrzehnts schwer 
zu leiden gehabt. — 

Ehe wir die Provinz Mailand verlassen, möge mich der 
Leser noch an zwei industriell bedeutsame Punkte begleiten, 
nach Monza und nach Legnano. 

Monza, obwohl der bekannte Sommeraufenthalt der 
königlichen Familie, ist ganz und gar ein Industrienest. Es 
hat 15500 Einwohner; in industriellen Etablissements aber 
sind 8943 Personen beschäftigt! Diese können natürlich, 
selbst wenn wir die weit verbreitete Kinderarbeit in Be¬ 
tracht ziehen, nicht alle aus Monza selbst sich rekrutiren, 
ein Theil wird aus der Umgegend stammen. Immerhin 
nimmt sich der herrliche weltberühmte königliche Park in¬ 
mitten dieser Industriewerkstatt in seinem träumerischen 
Frieden merkwürdig genug aus. Monzas Stolz nun aber ist 
seine Filzhutindustrie, durch die es Weltruf erlangt hat. 
Sie beschäftigt annähernd die Hälfte der oben genannten 
8943 Personen, nämlich 3842 und produzirt täglich ca. 
30(X)0 Filzhüte, meisten Wollfilzhüte, die bestimmt sind, 
nicht nur in Italien, sondern auch im Auslande getragen zu 
werden. Die Industrie gehört zu denjenigen, die in den 
letzten 15 Jahren in die Höhe geschnellt sind und gleich¬ 
zeitig im Sturmschritt den Gipfel der fabrikmässigen Technik 
erklommen haben: 1876 wurden 363 Arbeiter in der Hut¬ 
industrie gezählt, die auf 19 Etablissements sich vertheilten, 
während jetzt die obigen 3842 in nur 21 Etablissements 
thätig sind. Von diesen 21 Etablissements ist die Mehrzahl 
unbedeutend; 5 dagegen sind ansehnliche Grossbetriebe, 
von diesen wiederum die Fabrik von G. B. Valera und Ricci 
ein Unternehmen grössten Stils. Es beschäftigt ca. 600 Ar¬ 
beiter und produzirt täglich 10000 Hüte bei einem Woll- 
verbrauch von ca. 1000 kg. Da das Unternehmen eines der 
bedeutendsten und grössten seiner Art überhaupt ist, sowohl 
was die Menge der Produktion als die Höhe der Technik 
anbetrifft, so gewährte mir die Besichtigung der Anlagen 
ein besonders lebhaftes Interesse. Es ist überaus lehrreich 
an der Hutfabrikation zu beobachten, wie durch Theilung 
und Zerlegung der Funktionen langsam das alte berühmte 
Handwerk jetzt dermaassen der Maschine und dem unge¬ 
lernten Arbeiter zugänglich gemacht ist, dass kaum ein 
Dutzend gelernte Handwerker noch in einer Fabrik von 
600 Arbeitern Verwendung finden. Dafür sind die Weiber 
und Kinder in weitem Umfange verwendbar geworden. Von 
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den 3842 Hutarbeitern in Monza sind 1640 Weiber und 
Mädchen 357 Kinder unter 15 Jahren. Die Hutfilzfabrika¬ 
tion, bekanntlich der erste, ganz selbstständige Theil der 
Hutmacherei im weiteren Sinne, gehört wohl zu den unge¬ 
sundesten Betriebsarten: in der Walkerei und Färberei, in 
denen Männer beschäftigt werden, herrscht eine übermässige 
Feuchtigkeit, während bei der Glätterei und Zurichtung der 
Filze ein geradezu unerträglicher Staub die Räume anfüllt. 
Ich habe selten unter so offenbar gesundheitzerrüttenden 
Bedingungen arbeiten sehen wie hier in Monza, auch gerade 
Weiber und Kinder. Mädchen, die in Monza nebenbei be¬ 
merkt sämmtlich auffallend schön, freilich schon kränklich 
ausschauen, müssen z. B. mit Glaspapier und Bimstein die 
Härchen des Filzes, nachdem er gewalkt ist, auf blitz¬ 
schnellen Drehscheiben abschleifen, Kinder tragen die Filze 
auf die Trockenkaniten, stapeln sie hier auf, kurz hantiren 
in einer Hitze, die der Fremde nicht auf Sekunden erträgt. 

Man kann in der ökonomischen Entwickelung primäre 
und sekundäre Erwerbszweige unterscheiden, analog wie 
wir die Güter in solche erster Ordnung und höherer Ord¬ 
nung eintheilen. 

Nicht immer stellen primäre Industrien auch Güter 
erster Ordnung im Sinne der Schuldefinition her; wohl aber 
stets solche Güter, für die zuerst sich ein Bedarf auf einem 
neuen Markte geltend macht. In diesem Sinne primär sind 
meist die Textilindustrien, während als sekundär diejenigen 
Produktionszweige zu bezeichnen wären, die Dank der Ent¬ 
wickelung der Textilindustrien u. a. primärer Industrien zum 
Leben gelangen. Mir war es interessant, in Ober-Italien 
an einigen Fällen die Schicksale solcher sekundärer In¬ 
dustrien zu beobachten. So hat sich dort beispielsweise 
die chemische Industrie, aber auch in gewissem Umfange 
die Maschinenindustrie, offenbar angeregt durch die 
Expansion anderer, vor allem der Textilindustrien rasch 
entwickelt. Die bedeutendste Maschinenfabrik ganz Italiens 
ist die in Legnano bei Mailand gelegene Fabrik Francesco 
Tosis. Sie ist von ihrem jetzigen Besitzer und Leiter im 
Jahre 1876 mit 50 Arbeitern übernommen und beschäftigt 
heute 800 Arbeiter. Das Unternehmen zeichnet sich vor 
allem dadurch aus, dass die Produktion ausschliesslich auf 
Dampfkessel und Dampfmaschinen beschränkt ist. In auf¬ 
fallend kurzer Zeit ist es Tosi gelungen, sich mit seinen 
Fabrikaten einen Platz nicht nur in Italien, sondern sogar 
gelegentlich schon im Auslande zu erobern und die fremde 
Konkurrenz zu verdrängen. Und das trotz der immensen 
Schwierigkeiten, die der Entwickelung der Maschinen¬ 
industrie in Italien entgegenstehen: aller grossen Stahl¬ 
blöcke kommen vom Auslande (meist Bochum), ebenso die 
Kohle. Wenn trotzdem in so kurzer Zeit ein Unternehmen 
wde das Tosi’sche zur Blüthe gelangt ist, so ist dafür ge¬ 
wiss als Erklärung in erster Linie auf die geniale Persön¬ 
lichkeit des Leiters zu verweisen. Ich werde in einem 
späteren Briefe mehr von Francesco Tosi zu sagen haben. 
Daneben freilich spricht jenes andere Moment mit: dass 
sich eine Industrie wie die Maschinenindustrie leichter in 
Anlehnung an primäre Industrien entwickelt. Vor allem, 
wie gesagt, war es die Textilindustrie, an der sich die 
Maschinenfabrikation in die Höhe ranken konnte. Es war 
mir interessant, festzustellen, dass von 1075. Aufträgen, die 
von Tosi bis zum 10. März 1894 ausgeführt worden sind, 
447 auf Etablissements der Textilindustrie entfallen. 

Von den Arbeiterverhältnissen in Legnano, das auch 
ein Ort ist, dessen Einwohnerzahl sich innerhalb weniger 
Jahrzehnte von 2000 auf 15000 vermehrt hat, werde ich 
Gelegenheit haben, an anderer Stelle zu sprechen. 

Nur wenig wüsste ich zu berichten von den Industrie¬ 
verhältnissen Liguriens. Hier am Golf von Genua ist, 
wie bekannt der Hauptsitz der italienischen Eisenindustrie 
und des italienischen Schiffbaus. Von Genua bis Savona 
reiht sich Werk an Werk, Werft an Werft; die bedeutend¬ 


sten Zentren sind San Pier d’Arena und Sestri Ponente. 
Im Ganzen sind in der Provinz Genua von 57727 industriell 
thätigen Personen beinahe die Hälfte, nämlich 27425 in der 
Eisenindustrie beschäftigt. 

Der Eindruck, der sich mir bei meiner Besichtigung 
air der z. T. sehr bedeutenden Werke vornehmlich ein¬ 
prägte, war der, dass es sich hier in erster Linie um ein 
handeis- und finanzpolitisches Problem handelt. Die 
Eisenindustrie und der Eisenschiffbau Italiens, Treibhaus¬ 
pflanzen einer übermässig protektionistischen Handels¬ 
politik, sind jetzt von der Finanzlage des Staates in ihrer 
weiteren Entwickelung bedingt. Welche Hindernisse selbst 
die Verarbeitung des Eisens — die Gewinnung des 
Eisens ist in ganz bescheidenen Anfängen stecken geblieben 
— in Italien zu überwinden hat, i.st bekannt. Nur ein 
exorbitanter Schutzzoll auf der einen Seite, staatliche Sub- 
ventionirung auf der anderen erhalten daher die Industrie 
am Leben. Und es scheint thatsächlich, als ob es sich hier 
um mehr als Anfangs Schwierigkeiten handelte. Als ich 
vor 3 Jahren die Geschichte der italienischen Handelspolitik 
schrieb, beurtheilte ich die Zukunft der italienishen Eisen¬ 
industrie vielleicht zu günstig. Ich glaubte, sie würde sich 
rascher auf eigene Füsse stellen. Jetzt nach den Schick¬ 
salen von Terni und Savona, dessen Werk vor einiger Zeit 
durch die Beziehungen zum Bochumer Verein auch in 
Deutschland bekannt geworden ist, darf man einigermaassen 
misstrauisch der weiteren Entwickelung gegenüberstehen. 
Wird der italienische Staat gewillt und in der Lage sein, 
sich den Luxus dieser Industrien weiterhin zu gestatten? 
Denn ein Luxus ist es z. Z., der theuer bezahlt werden 
muss. Terni, mit dem das verkrachte Savona jetzt ver¬ 
bunden ist, liefert vor allem Panzer und Schienen an die 
Regierung. Und zwar zu einem Preise, dass — nach einer 
von den bedeutendsten Freihändlern aufgestellten, von mir 
übrigens nicht nachgeprüften Rechnung — der Staat vor- 
theilhafter handeln würde, wenn er die Werke schlösse, 
sämmtlichen Arbeitern eine Jahresrente von 1500 —2000 L. 
ausbezahlte und seinen Bedarf im Auslande deckte. 

Aehnlich verhält es sich mit dem Schiffsbau: dieser 
lebt, soweit er die Handelsflotte betriftt, von einer exorbi¬ 
tant hohen Prämie, die der Staat dem Rheder für Schiffe 
bezahlt, die auf italienischen Werften gebaut sind; im übrigen 
und wohl zur Hauptsache von den Lieferungen für die Kriegs¬ 
marine. Im letzteren Falle hängt unausgesetzt das Da¬ 
moklesschwert der Etatreduktionen über der Industrie und 
hält sie fortwährend im Fieber. Die Leiter der Etablisse¬ 
ments haben als ihre wichtigste Aufgabe zu betrachten, in 
den Ministerstuben und dem Parlamentsfoyer sich Aufträge 
zu sichern. Als ich die Werke in Genua besuchte, handelte 
es sich gerade darum, ob eine Serie Torpedoboote bestellt 
werden würde oder nicht. Arbeitslosigkeit, Arbeitsdauer, 
Verdienst etc. der Arbeiterschaft hängen hier also nicht so¬ 
wohl von den Launen des Waarenmarktes als von den Be¬ 
schlüssen des Parlaments ab. Ein Zustand, wie er bei allen 
für den Staatsbedarf liefernden Privatwerken naturgemäss 
unvermeidlich ist, der aber deshalb so unleidlich für die 
Eisenindustrie und den Schiftsbau in Italien ist, weil hier 
diese Gewerbe Kunstprodukte sind und mit den Staats¬ 
aufträgen stehen und fallen. — 

Das letzte industrielle Gebiet Italiens, das ich diesmal 
berührt habe, sind die Marmorbrüche von Massa und 
Carrara. Massa ist eine Station der Bahn Genua-Pisa und 
liegt dicht hinter Spezia, nach Carrara führt eine kleine 
Zweigbahn; es liegt unweit Massa, näher an dem mächtigen 
Gebirgskomplexe, in dem die Brüche sich befinden. Diese, 
von denen 1890 409 in Betrieb, 594 verlassen waren, ziehen 
sich vom Fuss der Berge, weit in diese hinauf und hinein. 
Sie sind durch eine Bergbahn unter einander verbunden; 
die höchsten liegen bereits mehrere Kilometer von Carrara 
entfernt. Man braucht zu Fuss bis zu 2 Stunden, um zu 
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ihnen zu gelangen. Bei der Gewinnung des Marmors sind 
5116 Personen, fast ausschliesslich männlichen Geschlechts 
beschäftigt, beim Transport weitere 1605, Die Arbeit ist 
ungemein hart und meist lebensgefährlich; der Verdienst 
jedoch verhältnissmässig gut: er schwankt für die Häuer 
zwischen 2,50 und 3,20 L. täglich. Die wichtigste Eigen¬ 
tümlichkeit der Beschäftigung wird gebildet durch die Ent¬ 
fernung der Arbeits- von der Wohnstätte. Entweder die 
Arbeiter müssen stundenweit wandern oder sie siedeln sich 
während der Woche in den Bergen an, leben dort ein Lager¬ 
leben und kehren Sonnabend und Sonntag nach Massa und 
Carrara heim. So hat sich im Laufe der Jahre und Jahr¬ 
zehnte ein sonderbares Völkchen in der Lunigiäna heran- 
gebildct: roh aber kühn, ausschweifend, genusssüchtig, wenn 
es Feiertag hat, aber arbeitsam, ausdauernd, leistungsfähig: 
so recht wie geschaffen, um Revolutionen zu machen! Die 
blutigen Vorgänge in der Provinz Massa sind noch in aller 
Erinnerung. Sie sind allzu begreiflich, wenn man die Zu¬ 
stände an Ort und Stelle sich ansieht. Nicht Noth und Ver- 
zweifelung haben die Marmorarbeiter in den Kampf getrieben 
wie eben die ausgeplünderten Sizilianer; eher sind es Trotz, 
Verachtung, Vollgefühl der eigenen Kraft gewesen, die die 
Bewegung in Massa hervorgerufen haben, was nicht aus- 
schliesst, dass grosse Uebelstände in der Industrie herrschen; 
so ist die grosse Unfallgefahr bei gänzlichem Mangel einer 
Versicherung eine schreckliche Geissei für die Bevölkerung. 
Jedenfalls aber sind ganz lokale Gründe schuld an dem 
Aufstande gewesen. Als ich die Gegend besuchte, herrschte 
der Belagerungszustand noch. Der liebenswürdigen Ver¬ 
mittlung unseres Generalkonsuls in Genua, des Herrn Schnee¬ 
gans, hatte ich eine Empfehlung des Präfekten der Provinz 
Genua an den ausserordentlichen Bevollmächtigten, den 
General Heusch, zu danken. So bin ich keinerlei Schwierig¬ 
keiten begegnet. Der General selbst hielt seine Mission für 
erfüllt, „dem Lande den Frieden wieder gegeben zu haben“. 
Und in der That, — von den Stürmen der vergangenen 
Wochen war nichts mehr zu merken, ausser etwa den zahl¬ 
reichen Offizieren, die das einzige Caf^ Massas bevölkerten. 
Als ich den General um die Mittagszeit besuchte, meldete 
ein Diener, dass der Wagen vorgefahren sei; ich fragte, 
ob Excellenz vielleicht in Carrara zu thun hätten. Nein, 
war die Antwort: ich gehe fischen. Das hat mich völlig 
beruhigt. 

Damit ist der Zwischenfall Massa erledigt, ebenso wie 
Sizilien erledigt ist: die Ordnung ist wiederhergestellt, das 
Kriegsgericht hat seine Schuldigkeit gethan und die Regie¬ 
rung kann ruhig wieder fischen gehen oder auch spazieren, 
wenn sie das vorzieht. 

Werner Somhart. 


Landwirthschaft. 

Schutzverordnung für landwirthschafUiche Arbeiter 
in Preussen. Auf Grund der durch die Unfallversicherung 
festgestellten Thatsache, dass die landwirthschaftlichen 
Arbeiter mit der Zunahme des maschinellen Betriebes beim 
Ackerbau in Bezug auf Gesundheit und Leben beinahe 
mehr gefährdet erscheinen, als die gewerblichen Arbeiter, 
ohne dass die landwirthschaftlichen Unternehmer ernstliche 
Veranstaltungen zur Abwendung dieser Gefahren treffen, 
scheint man jetzt endlich, wenigstens in Preussen, durch 
polizeiliche Vorschriften diese Arbeiterkategorie etwas mehr 
als bisher schützen zu wollen. Halbamtlich wird nämlich 
geschrieben: „In Folge mannigfacher Beschwerden über 
die in Geltung befindlichen Polizeiverordnungen, betreffend 
die Schutzmaassregeln an landwirthschaftlichen Maschinen, 
ist ministeriellerseits nach längeren Verhandlungen im 
Landesökononiiekollegium und mit geeigneten rechnikern 
ein Entwurf zu einer entsprechenden Normal-Polizeiverord¬ 
nung ausgearbeitet worden. Dieser Entwurf enthät die¬ 
jenigen ünfallverhütungsvorschriften, die neben den Be¬ 


stimmungen über die zu verhängenden Strafen und die 
Verantwortlichkeit des Betriebsleiters bei landwirthschaft¬ 
lichen, nicht im Fahren arbeitenden Maschinen Beachtung 
finden sollen. Die Minister des Innern, für Handel und 
Gewerbe und für Landwirthschaft, Domänen und Forsten 
haben den Regierungspräsidenten den Entwurf dieser 
Normal-Polizeiverordnung mit dem Ersuchen zugehen lassen, 
sich die Einführung entsprechender Polizeiverordnungen für 
diejenigen Bezirke, in denen solche noch nicht erlassen 
sind, und die Abänderung der den gleichen Gegenstand 
betreffenden, jedoch abweichenden Polizeiverordnungen, 
zumal wenn sie geringere Ansprüche an die Betriebssicher¬ 
heit stellen, angelegen sein lassen zu wollen. Dabei be¬ 
merken die Minister, dass aus besonderen, den örtlichen 
Verhältnissen und Gewohnheiten entspringenden Gründen 
Abweichungen von den Normalbestimmungen zwar unver- 
vermeidlich und unbedenklich sein werden, dass die Minister 
sich aber zu solchen Abweichungen, die eine Abschwächung 
der von ihnen allgemein für nothwendig erachteten Vor¬ 
schriften enthalten und zu Abweichungen, die eine erheb¬ 
liche Mehrbelastung für den Betriebsunternehmer zur Folge 
haben, ihre Genehmigung Vorbehalten. Auf angemessene 
Berücksichtigung der örtlichen Verhältnisse soll vornehmlich 
bei denjenigen Bestimmungen Bedacht genommen werden, 
die den Zeitpunkt des Inkrafttretens der zu erlassenden 
Polizeiverordnungen betreffen.“ Die beiden Hinweise der 
Minister auf „angemessene Berücksichtigung der örtlichen 
Verhältnisse“ und die „erhebliche Mehrbelastung für den 
Betriebsunternehmer“, die erst von besonderer ministerieller 
Genehmigung abhängig gemacht wird, lassen einen ge¬ 
wissen Skeptizismus bezüglich der Maassregel gerechtfertigt 
erscheinen. Die Normalverordnung sollte doch besser in 
ihrem vollen Wortlaut zur Veröffentlichung kommen. 

Landwirthschaftlicher Kongress in Rom. Am 16. April 
und den folgenden Tagen war in Rom ein von mehr als 
1000 Theilnehmern aus allen Gegenden Italiens besuchter 
Kongress versammelt. Der Kongress sprach sich für einen 
Getreidezoll von mindestens 9 Lire aus, machte aber den 
übrigen Steuererhöhungen, die das Ministerium in der Kam¬ 
mer vorgeschlagen, scharfe Opposition mit der Begründung, 
dass sie hauptsächlich die Landwirthschaft treffen würden, 
die ohnedies schon bis zur Grenze der Möglichkeit be¬ 
steuert sei. Namentlich die Erhöhung der Grundsteuer 
wurde bekämpft. Verlangt wurde dagegen eine Organisation 
des ländlichen Kreditwesens, Besserung des landwirth¬ 
schaftlichen Unterrichts und innere Kolonisation auf dem 
noch extensiv bewirthschafteten Boden, namentlich der 
römischen Campagna. Als Organ zur Vertretung und zum 
Schutze der landwirthschaftlichen Interessen wurde die 
nationale landwirthschaftliche Vereinigung mit dem Sitze 
in Rom anerkannt. 


Zur Agrarstatistik Siciliens. Die folgenden Zahlen 
sind geeignet, die Lage der landwirthschaftlichen Bevölke¬ 
rung Siciliens zu illustriren. Im Bezirke Trapani betrug die 
Höhe der Pacht 


für 1 Hektar 

Saatland 

Weingarten 

Oelgarten 

Weide 


in den Jahren 1860—1864 
34,20 Lire 
85,33 „ 

56,42 „ 

12.61 „ 


1880—1884 
70,26 Lire 
123,88 „ 
76,56 „ 
24,45 „ 


Die durchschnittliche Erhöhung der Pacht in ganz Sicilien 
betrug nach Colajanni und Salvioni ca. 40 pCt. In dem¬ 
selben Zeiträume ist aber der Getreidepreis von 27,85 auf 
25, derOelpreis von 108 auf 67—81 Lire gesunken, so dass 
die Geldpacht, auch wenn sie nominell gleich geblieben 
wäre, reell gestiegen wäre. Die Naturalpachtkontrakte sind 
aber derart, dass der Pächter thatsächlich mit Verlust 
arbeitet und hochverzinsliche Schulden aufnehmen muss. — 
Der Lohn beträgt in gewissen Gegenden noch 1,20 bis 
1,60 Lire, also jährlich bei 230 Arbeitstagen 200—250 Lire, 
dagegen in anderen Gegenden 0,50 bis höchstens 1 Lire. 
Bei alledem betrug die Hypothckarverschuldung Siciliens 
Ende 1892: 1 Milliarde und war seit 1885 um 270 Millionen 
gestiegen. 
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Soziale Zustände. 


Arbeitszeit und Arbeitspreis in der Baumwollen- 
Industrie. 

In der statistischen Gesellschaft zu Manchester hat 
Herr Merttens einen Vortrag über die Arbeitszeit und 
Kosten der Arbeit in der Baumwollindustrie Englands 
und anderer Länder gehalten, dem wir folgende inter¬ 
essante Thatsaehen entnehmen. Herr Merttens meinte, von 
der rücksichtslosen und grausamen Ausbeutung der Ar¬ 
beiter, die im Anfänge unseres Jahrhunderts in der engli¬ 
schen Baumwollenindustrie herrschte, könne sich die gegen¬ 
wärtige Generation kaum eine Vorstellung machen. Nun 
sei es eine höchst bemerkenswerthe Thatsache, dass trotz 
der durchgängigen Besserung der Arbeitsverhältnisse, trotz 
der Reduktion der Arbeitszeit, trotz der Erhöhung der 
Löhne, die seit 1847 Platz gegriffen habe, die Textilindustrie 
einen ausserordentlichen Aufschwung genommen habe. 

1844 seien in der englischen Spinnerei 19 500 000 Spin¬ 
deln in Betrieb gewesen, an denen 190 000 Arbeiter mit 
einem wöchentlichen Durchschnittslohne von 11 sh thätig 
waren. Die Arbeitskosten hätten auf das Pfund Garn 
2^/lo Pence betragen. 1891 wurden 45 000 270 Spindeln von 
220 000 Arbeitern mit einem wöchentlichen Durchschnitts¬ 
lohn von 19 sh bedient, und dennoch seien die Arbeits¬ 
kosten für das Pfund Garn auf 1®/io Pence gesunken. Die 
Ausfuhr von Garn sei während desselben Zeitraumes von 
145 190000 Pfund auf 228 362 000 Pfund gestiegen; dennoch 
arbeiteten die Arbeiter jetzt den Tag 3^2 Stunde weniger. 

Die Zahlen in der Weberei seien gerade so bemerkens- 
werth. 1844 gab es 225 000 Maschinenwebstühle und 
60 000 Handwebstühle, die von 210 000 Webern mit einem 
durchschnittlichen Wochenverdienst von 9 sh bedient 
wurden. Die Arbeitskosten auf das Pfund betrugen 3 V 2 
Pence; 1891 gab es 660 000 Maschinenwebstühle von 
310 000 Webern bedient, die 16 sh 6 Pence durchschnittlich 
die Woche verdienten. Die Arbeitskosten für das Pfund 
waren aber auf 2,59 Pence gesunken. Der Produktions¬ 
ertrag belief sich 1844 auf 348 640 000 Pfund und 1891 auf 
1 231 300 000 Pfund. Die Ausfuhr hat sich im gleichen 
Zeitraum von 228 500 000 auf 903 640000 Pfund gehoben. 
Augenscheinlich also bedingen höhere Löhne und kürzere 
Arbeitszeit eine billigere Produktion. 

Herr Merttens illustrirte diese Thatsache auch noch 
aus den Büchern einer bekannten Spinnereifirma. Danach 
betrugen die Kosten für die Verwebung von Garn im Jahre 
1874 : 0,62 Pence auf das Pfund, heute nicht mehr als 0,38 
Pence, somit ergiebt sich eine Kostenersparniss von 1/4 Pence 
auf das Pfund. Die gewaltige Zunahme der Produktions¬ 
kraft schreibt er dem Zusammenwirken verschiedener Ur¬ 
sachen zu; dem Druck der Konkurrenz, der Erhöhung der 
Löhne, der Verkürzung der Arbeitszeit und der Verbesse¬ 
rung des Geistes- und Körperzustandes der Arbeiter. 

Ein Vergleich der Arbeitsverhältnisse der Textilindustrie 
in den verschiedenen Industrieländern führt zu ähnlichen 
Ergebnissen. In Deutschland ist die Arbeitszeit viel länger 
und die Löhne viel niedriger als in England, und dennoch 
sind die Produktionskosten auf das Pfund gesponnenen 
Garns in Deutschland etwas höher. Ebenso verhält es sich 
mit den Kosten einer Fabrikanlage. In Oldham, der 
Schwesterstadt von Manchester, betragen sie 20 sh auf die 
Spindel, in Deutschland 45—^ sh auf die Spindel: für 
V/ebefabriken betrugen die Anlagekosten auf den Webstuhl 
18 £ 10 sh in Burnley und 33 £ in Deutschland. Die Pro¬ 
duktionskosten auf das Spinnen von Garn sind etwa um 
V? billiger in England als in Deutschland, die Webekosten 
etwa um Vo* Pouyer Quertier erwähnt, dass die Preis¬ 
differenz zu Gunsten Lancashires gegenüber Frankreich 
beim Betrieb eines Webstuhls im Ganzen Jährlich 12 £ 
18 sh 4 p beträgt; dennoch sind in Frankreich die Löhne 
niedriger und die Arbeitszeit länger als in England. 

Eine vergleichende Tabelle der Arbeitslöhne und Ar¬ 
beitszeit, sowie der zu einer gleichen Leistung erforder¬ 
lichen Stundenzahl in verschiedenen Ländern ergiebt fol¬ 
gendes Bild: 



Durchschnittl. 

Gegenwärtige 

Stundenzahl 


Tagelohn 

tägliche 

erforderlich 


(in Cents) 

Arbeitszeit 

zugleich. Leistungen 

Deutschland . . . 

. 48 60 

11 

15»/4 193/4 

Schweiz .... 

54 

11 

18 

Franki'eich . . . 

54 

12 

1974 

Westliches Böhmen 

36 

I 2 V 3 

30 

Oestliches Böhmen 

26 

12 V* 

4174 

England .... 

86 

9 

9 


Demnach würde ein Arbeiter Ost-Böhmens 4J 1/4 Stunde 
arbeiten müssen, um dieselbe Produktionsleistung zu erzielen 
wie ein englischer Arbeiter in 9 Stunden. 

Herr Merttens zog aus allen diesen Thatsaehen den 
Schluss, dass kürzere Arbeitszeit nicht nur dem Wohle det- 
Arbeiter, sondern auch der Production förderlich sei; er 
erklärt sich deshalb mit aller Entschiedenheit für den acht¬ 
stündigen Arbeitstag und spendet den Trade-Unions hohes 
Lob, deren energischer Arbeiterpolitik es zu danken sei, 
dass die englischen Arbeiter heute den andern europäischen 
Arbeitern so sehr überlegen sind. 

Zur Frage des Achtstundentages. Eine grosse Ma¬ 
schinenfabrik in Salford hat ein Jahr hindurch die acht¬ 
stündige Arbeitszeit durchgeführt und veröffentlicht nun 
die Ergebnisse dieser ArbeitskOrzung für die Produktion. 
Früher wurden in der Fabrik wöchentlich 53 Stunden 
gearbeitet; nach einer Uebereinkunft mit den örtlichen Ver¬ 
tretern der Gewerkschaft der vereinigten Maschinenbauer 
wurde bestimmt, dass die Arbeitszeit an den Wochentagen 
von 78/4 bis 12 Uhr und von 1 bis 5% Uhr dauern sollte, 
am Sonnabend dagegen sollte die Nachmittagsarbeit ganz 
ausfallen. Das ergab im Ganzen 48 Stunden wöchentlich. 
Ueberzeit wurde so wenig wie möglich gearbeitet. Mit 
grosser Sorgfalt wurden alle Daten in Bezug auf die Ein¬ 
wirkung dieser Neuerung auf die Produktion festgestellt, 
unter Ausmerzung aller Elemente, die das Experiment 
zweifelhaft hätten machen können. Es ergab sich, das ein 
Vergleich mit den voraufgegangenen 6 Jahren die Löhne im 
Vergleich zu den Gesammtkosten um 0,4 pCt. stiegen. Dem¬ 
gegenüber war aber eine dieser Erhöhung ausgleichendc 
Abnahme der Kosten für Materialabnutzung und für Feuerung 
zu verzeichnen. Eine merkliche Besserung fand in Bezug 
auf „verlorene Zeit“ statt, sie sank von 2,46 pCt. auf 
0,46 pCt. der Gesammtzeit. Stückarbeiter verdienten anfangs 
etwas weniger innerhalb der neuen Arbeitszeit als früher. 
Doch passten sie sich im Laufe des Jahres den neuen 
Arbeitsbedingungen an, sodass die Lohnertraesdifferenz 
gegen früher von 1,76 pCt. am Anfang des Jahres auf 
0,78 pCt. am Ende desselben zurückging, und in dem Be¬ 
richt wird die Erwartung ausgesprochen, dass selbst dieser 
kleine Unterschied gegen früher bald verschwinden wird. 
Somit hat sich auch dieses Experiment mit der acht¬ 
stündigen Arbeitszeit in ganzen nur günstig für die Pro¬ 
duktion erwiesen. 

Verwahrloste Kinder ln Preussen. Seit dem 1. Ok¬ 
tober 1878, dem Tage, an dem das Gesetz über die Unter¬ 
bringung verwahrloster Kinder in Zwangserziehung in Kraft 
getreten ist, sind in der gesammten preussiechen Monarchie 
bis Ende März 1893 21864 Kinder von dieser Maassregel 
betroffen worden. Der Zuwachs im letzten Jahre dieses 
Zeitraums hat 1784 betragen. Von jenen 21864 Kindern 
gehörten 1486 der Provinz Ostpreussen, 986 der Provinz 
Westpreussen, 935 der Stadt Berlin, 1945 der Provinz 
Brandenburg, 1444 der Provinz Pommern, 1391 der Provinz 
Posen, 3818 der Provinz Schlesien, 1790 der Provinz Sachsen, 
999 der Provinz Schleswig-Holstein (dazu 25, die auf Lauen¬ 
burg kamen), 1592 der Provinz Hannover, 1171 der Provinz 
Westfalen, 1181 dem Regierungsbezirk Kassel, 743 dem 
Regierungsbezirk Wiesbaden, ^32 der Rheinprovinz und 
16 den Hohcnzollernschen Landen an. Da die Praxis der 
Zwangserziehung von den verschiedenen Behörden sehr 
verschieden gehandhabt wird, so lassen diese Zahlen aller¬ 
dings gar keinen Schluss auf die sozialen Verhältnisse in 
einzelnen Provinzen zu. Von der Gesammtzahl sind während 
der Berichtsperiode 442 widerruflich, 1638 unwiderruflich 
entlassen worden, 588 verstorben, 9215 anderweit, insbe¬ 
sondere durch Eintritt des Endtermins der Zwangserziehung, 
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in Abgang gekommen, so dass die Zahl der am 31. März 
V. J. in Zwangserziehung verbliebenen Kinder 10 981 betrug. 
Von diesen waren in Familien 5510, in den vom Kommunal- 
verbande eingerichteten Anstalten 1244, in Privatanstalten 
4227, dagegen keine in Staatsanstalten untergebracht. An 
Kosten, die aus der Pflege aller Kinder im letzten Etatsjahr 
(1892/93) erwachsen waren, sind 1458 125 M. zu decken 
gewesen, wovon 729 537 M. den Kommunalverbänden und 
728 588 M. dem Staate zur Last fielen. Für Schlesien allein 
betrugen die Kosten 279 509 M., wie diese Provinz auch 
die bei weitem höchste Zahl der verwahrlosten Kinder gezählt 
hat. Seit Inkrafttreten des Gesetzes überhaupt haben die 
Kosten für die Kommunalverbände 8143 133 M. und lür 
den Staat 8114107 M., zusammen also 16257240 M. be¬ 
tragen. So hoch diese Summe nun auch auf den ersten 
Blick erscheint, so wenig bringt sie die wirkliche Hilfs¬ 
bedürftigkeit verwahrloster Kinder zum Ausdruck. Die 
Zwangserziehung wird so schwerfällig gehandhabt, dass 
nur ein Bruchtheil der ihrer bedürftigen Kinder zur Ver¬ 
sorgung gelangt. Neuerdings verlautet deshalb offiziell von 
Reformplänen, die angeblich dahin gehen, dass die Zwangs¬ 
erziehung eintreten kann, auch wenn noch keine kriminelle 
Bestrafung des verwahrlosten Kindes vorliegt. 


Gewerkschaftliche Arbeiterbewegung. 


Kongress der französischen Bergarbeiter. Vom 18. 

bis incl. 21. April tagte in Graisscssac (Herault-Departement) 
der Landeskongress der französischen Bergarbeiter, auf 
welchem nahezu 70000 Arbeiter vertreten waren. Als wich¬ 
tigstes Ergebniss dieses Kongresses ist vor allem die defi¬ 
nitive Konstituirung des Nationalverbandes der französischen 
Bergarbeiter zu verzeichnen. Den Ausschlag hierfür gaben 
die Grubenarbeiter von Pas-de-Calais. Dieselben wollten 
nämlich bisher, wohl weil ihr Gewerkschaftsverband der 
stärkste ist — er zählt ca. 40000 Mitglieder — nichts von 
einem solchen Verbände wissen. Ihr letzter Strike aber, 
dem die Arbeiter der übrigen Kohlenbecken fernblieben 
und in welchem sie, wie bekannt, nach sechswöchentlichem 
Kampfe eine schwere Niederlage erlitten hatten, hat ihre 
Ansichten derart geändert, dass sie ihren Delegirten dies¬ 
mal den besonderen Auftrag ertheilten, den National¬ 
verband definitiv zu konstituiren. Es wurden denn auch 
die Statuten berathen bez. angenommen, das Leitungs- 
komite bestimmt und der Verbandssekretär ernannt. Als 
monatlicher Beitrag wurden 2 Centimes pro Mitglied be¬ 
stimmt. Das Verbandskoniite wird sich auf allen internatio¬ 
nalen Bergarbeiterkongressen vertreten lassen und demzu¬ 
folge auch auf dem am 14. Mai in Berlin zu eröffnenden 
Kongresse vertreten sein. 

Ausser der Verbandsfrage beschäftigte sich der Kon¬ 
gress mit den Fragen betreffend: 1. die Pensionskassen, 
2. die Krankenkassen, 3. die Sicherheitsdelegirten der 
Grubenarbeiter, 4. den Achtstundentag, 5. die Maifeier, 
6. den Generalstrike. 

Bezüglich der Pensionskassen verlangte der Kongress, 
dass ein Gesetz geschaffen werde, wonach die Bergwerks¬ 
gesellschaften einen Beitrag in derselben Höhe zur Kasse 
zu leisten haben, als die Summe der bezüglichen Lohn¬ 
abzüge beträgt; dass diese Gelder an den Staat abzuführen 
seien und jeder Arbeiter nach 25jähriger Thätigkeit An¬ 
spruch auf die Pension erhalte. Diese Pension habe im 
Minimum 2 Francs pro Tag, Sonn- und Feiertag einge¬ 
schlossen, zu betragen und sei im TodesfalP auf die Wittwe 
des Hingeschiedenen bezw. auf dessen Kinder im Alter von 
unter 16 Jahren zu übertragen. 

Was die Krankenkassen betrifft, sprach der Kongress 
ebenfalls aus, dass die Beiträge von den Kompagnien und 
deren Arbeitern zu gleicher Hälfte zu leisten seien und die 
Krankenunterstütziing mindestens 2 Francs täglich zu be¬ 
tragen habe. Die Verwaltung hingegen soll einem Komite 
anvertraut werden, das zu zwei Dritteln aus Arbeitern und 
zu einem Drittel aus Unternehmern zu bestehen habe- 

Hinsichtlich der Sicherheitsdelegirten, d. i. der Berg¬ 
arbeiter, die auf Grund des Gesetzes vom 8 . Juli 1890 von 
ihren Kollegen zur Inspizirung der Gruben delegirt werden. 


wurde verlangt, dass dieselben so gestellt werden, dass deren 
monatliche Besoldung mindestens dem Lohne von 24 Arbeits¬ 
tagen gleichkomme, damit sie nicht, wie bisher, um leben 
zu können, gezwungen seien, als Arbeiter in einem Abhängig- 
keitsverhältniss zu den Kompagnien zu stehen, deren Gruben 
sie als Delegirte zu inspiziren haben. Das Gesetz vom 
8. Juli 1890, — Loi sur les delegues ä la securite des 
ouvriers mineurs — sei denn auch demgemäss zu modifi- 
ziren. 

Was den Achtstundentag anbclangt, sprach sich der 
Kongress dahin aus, dass, da die Einführung eines für alle 
Arbeiter bestimmten gesetzlichen Achtstundentages von der 
gegenwärtigen Kammer nicht zu erwarten ist, darauf zu 
dringen sei, dass er wenigstens für die Grubenarbeiter ein¬ 
geführt werde. 

Betreffs der Maifeier wurde beschlossen, den 1. Mai in 
allen Gruben die Arbeit ruhen zu lassen, im übrigen aber 
es den Arbeitern der einzelnen Grubenorte zu überlassen, in 
welcher Weise sie dieses Fest begehen wollen. Bei dieser 
Gelegenheit sei gleich erwähnt, dass das Leitungskomite 
des Grubenarbeiterverbandes von Pas-de-Calais und des 
Norddepartements ein die Maifeier betreffendes Manifest 
erlassen haben, das die Grubenarbeiter auffordert, am 
1. Mai überall Konferenzen und Versammlungen einzu¬ 
berufen, um für deren Forderungen Propaganda zu machen. 

Ueber den letzten Punkt, den Generalstrike, herrschte 
bei den Rednern eine getheilte Ansicht. Während die 
einen auf die Gefahren eines solchen Strike hinwiesen und 
die Ansicht vertraten, dass das beste Mittel zur Durch¬ 
führung ihrer Forderungen, in der Gewinnung der öffent¬ 
lichen Meinung und der Entsendung recht vieler sozialisti¬ 
scher Abgeordneten liege, meinten die anderen, dass ohne 
den Druck eines Generalstrikes eine Durchführung ihrer 
Forderungen, wie z. B. des gesetzlichen Achtstundentags 
kaum zu erwarten sei. Diese Ansicht gewann die Ober¬ 
hand und wurde mit 94 gegen 18 Stimmen beschlossen, 
dass das Verbandskomite dahin zu wirken habe, dass sich 
alle Grubenarbeiter unter das Banner des Nationalverbandcs 
schaaren und dass behufs Durchführung der Bergmanns¬ 
forderungen der Generalstrike organisirt werde. 

Damit waren die Arbeiten des Kongresses beendigt 
und derselbe, nachdem noch Lens (Pas-de-Calais) als 
nächster Kongressort bestimmt wurde, von dem Vorsitzen¬ 
den, Abgeordneten Basly, geschlossen. 

Kongress der italienischen Post- und Telegraphen¬ 
beamten. Die Post- und Telegraphenbeamten, die sich in 
einem Telegramm an den Minister mit Recht „eine bisher 
vergessene Klasse“ nannten, stellten auf ihrem römischen 
Kongresse folgende Forderungen auf: Pensionsberechtigung; 
Festsetzung eines Minimalgehaltes von 60 Lire monatlich 
für die an kleineren Telegraphenämtern und von 75 Lire 
für die an grösseren beschäftigten Beamten; Fahrpreiser- 
mässigung auf den Eisenbahnen. 


Politische Arbeiterbewegung, 

Parteitag der deutschen Sozialdemokratie. Mit Rück¬ 
sicht auf die Praxis der bayerischen Verwaltungsbehörden, 
nach der sie die gesammte sozialdemokratische Partei als 
einen Verein behandeln und „Frauenspersonen und Minder¬ 
jährigen“ den Besuch der sozialdemokratischen Versamm¬ 
lungen verbieten, hat die sozialdemokratische Reichstags¬ 
fraktion beschlossen, statt nach Nürnberg, wie es der letzte 
Parteitag wollte, den Kongress nach Frankfurt a. M. 
einzuberufen. 

Kongress der Sozialisten Toscanas. Für den 8. April 
war nach Siena der 2. toscanische Sozialistenkongress ein¬ 
berufen. Im letzten Augenblicke, wenigstens in dem Maass¬ 
stabe, in dem er geplant war, von der Regierung verboten, 
beschränkte er sjeh auf eine private Zusammenkunft der 
Vertreter von 35 sozialistischen Arbeitervereinen. Berathungs- 
gegenstände bildeten ausser den Rechenschaftsberichten des 
Parteikomit^s für Toscana und des Parteiblattes „La Marti- 
nella^ und Organisationsfragen die Propaganda, namentlich 
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unter der Landbevölkerung: die Berücksichtigung der Ar- 
beiterforderungen bei der Vergebung von öffentlichen Ar¬ 
beiten: die Maifeier. — Auch die Sozialisten von Modena 
und Umgebung wollen sich zu einer gemeinsamen Organi¬ 
sation vereinigen und einen Kongress der Sozialisten der 
ganzen Emilia einberufen. 


Christlich-soziale Bewegung. 


Generalversammlung des Verbandes Arbeiterwobl. 

Am 23. April fand in M.-Gladbach die Generalversammlung 
des Verbandes Arbeiterwohl statt. Aus den Verhandlungen 
sei Folgendes hervorgehoben: Nach einem einleitenden 
Vortrag des Vorsitzenden F. Brandts jr. über die Lohnfrage 
erstattete Prof. Dr. Hitze als Generalsekretär des Verbandes 
den Geschäftsbericht. Hervorzuheben ist aus dem letzteren 
namentlich die statistische Notiz über die katholischen Ar¬ 
beitervereinigungen, die freilich von Prof. Hitze nur für das 
Jahr 1889 gegeben werden konnte. Nach derselben be¬ 
standen in jenem Jahre 282 solcher Vereine mit insgesammt 
53239 Mitgliedern. 

Ueber die finanziellen Verhältnisse des Verbandes be¬ 
richtete der Fabrikbesitzer M. Commes. Hiernach betrugen 
für 1892 die Einnahmen 10076 M., die Ausgaben 6783 M., 
so dass einschliesslich des von 1891 übernommenen Kapi¬ 
tals von 12269 M. der Bestand pro 1892 15562 M. aus¬ 
machte. Im Jahre 1893 betnigen die Einnahmen 9134 M., 
die Ausgaben 8643 M., so dass ein Ueberschuss von 491 M. 
verblieb. Von dem Kapital-Bestand aus 1892 sind 7984 M. 
in 3y*proz. Preussischen Konsols angelegt, so dass der 
eigentliche Baarbestand pro 1. Januar 1894 8068 M. beträgt. 

Als ein Hauptzweck der Generalversammlung wurde 
die Propaganda von Vereinen für weibliche Gehilfen im 
Handelsgewerbc hingestellt. Prof. Hitze und Landesrath 
Brandts referirten Ober dieses Thema. Es wurde empfohlen, 
auf die Gründung von Hospizen für Handelsgehilfinnen hin¬ 
zuwirken, ähnlich wie sie für Arbeiterinnen bestehen; weiter 
wurde die Organisation der Stellenvermittlung und die ge¬ 
werbliche Fortbildung in Sprachen und Buchführung angeregt. 

Evangelisch-sozialer Kongress. Der nächste Kongress, 
der am 16. und 17. Mai in Frankfurt a. M. stattfindet, ge¬ 
winnt durch die Erörterung der Lage der Landarbeiter auf 
Grund der im vorigen Jahre unternommenen Enquete des 
Kongresses ein erhöhtes sozialpolitisches Interesse. Das 
vom Aktions-Komite veröffentlichte Programm des Kon¬ 
gresses lautet: Dienstag, 15. Mai, Abends 8 Uhr: Oeffentliche 
Vorversammlung mit Begrüssungs-Ansprachen. (Alemannia). 
Mittwoch den 16., früh 9 Uhr: „Die soziale Frage und die 
Predigt“, Professor Dr. Cremer aus Greifswald (Saalbau). 
Nachmittags 3 Uhr: „Die deutschen Landarbeiter mit be¬ 
sonderer Berücksichtigung der vorjährigen Enquete des 
Kongresses“, Prof. Dr. Max Weber aus Berlin und General- 
Sekretair Pastor Paul Göhre aus Frankfurt a. O. (ebenda). 
Donnerstag 17., früh 9 Uhr: „Die Gewerkschaftsbewegung“. 
Amtsrichter Kulemann aus Braunschweig. „Die evangelisch¬ 
soziale Aufgabe im Lichte der Geschichte der Kirche“, Pro¬ 
fessor Eh*. Harnack aus Berlin (ebenda). 


Arbeiterschutzgesetzgebung und Gewerbe¬ 
inspektion. 

Die Einführung der Sonntagsruhe in den Zuckerfabriken 
des deutschen Reichs. 

Ein klassisches Beispiel dafür, wie sich die bundes- 
räthlichen Vorschriften über die Sonntagsruhe in der deut¬ 
schen Industrie nach den unendlichen, nunmehr schon jahre¬ 
lang dauernden Verhandlungen über ihre geringfügigsten 
Einzelheiten dann, wenn sie endlich zur Einführung ge¬ 
langen, doch nur aufs Engste den Unternehmerinteressen 
anschmiegen dürften, geben die Erörterungen, welche kürz¬ 
lich zwischen Regierungsvertretern und Zuckerindustriellen 
in Magdeburg stattfanden. Der dortige „ rechnische Verein 
für Zuckerfabrikanten“ konnte in seiner Sitzung vom 14. v. 


Mts zwei Vertreter des Reichsamts des Innern begrüssen, 
welche ausdrücklich deshalb zu den Unternehmern gekommen 
waren, um mit denselben den Text der Sonntagsruhe-Vor¬ 
schriften zu vereinbaren. Irgend eine deutsche Arbeiter¬ 
vereinigung, und zählte sie tausendfach soviel Mitglieder als 
der Magdeburger Unternehmerverein einer mächtigen Indu¬ 
striegruppe, die auch ohnedies ihre Stimme zu erheben ver¬ 
mag, hat sich bekanntlich eines ähnlichen Besuchs zu ähn¬ 
lichen Zwecken bis jetzt nicht rühmen können und wird 
wohl auch so bald keine Aussicht auf Beweise des gleichen 
Wohlwollens zn erwarten haben. Diese Thatsache allein 
ist schon bezeichnend genug. Die Art und Weise, wie sich 
Regierungsvertreter und Unternehmer im Einzelnen „ver¬ 
ständigten“, ist aber nicht weniger charakteristisch. 

In der beregten Sitzung machte zunächst der Vor¬ 
sitzende, Fabrikbesitzer D. Coste-Biere Mittheilungen aus 
dem Inhalte des im Reichsamt des Innern ausgearbeiteten 
Entwurfs zu den Ausnahmebestimmungen. Der Entwurf 
gehe davon aus, dass zur Herstellung des Rohzuckers aus 
den Rüben im Wesentlichen folgende Arbeiten erforderlich 
sind: T) der Transport, die Reinigung und Zerkleinerung 
der Rüben; 2) die Gewinnung des zuckerhaltigen Saftes aus 
den zerkleinerten Rüben; 3) die Reinigung des Saftes und 
die Verarbeitung desselben zu sogenannter Füllmasse; 4) die 
Scheidung der Füllmasse in Rohzucker und Syrup (Zucker¬ 
bodenarbeit). Während nach dem Entwürfe die unter 1) ge¬ 
nannten Arbeiten an sich eine Betriebsunterbrechung zu 
jeder beliebigen Zeit zulassen, sollen die unter 2—4 auf¬ 
geführten Arbeiten auf Grund des § 105c, Absatz 1, 
Ziffer 4 der Gewerbeordnung auch an Sonn- und Fest¬ 
tagen ohne Weiteres vorgenommen werden dürfen, 
da sie erforderlich sind, um ein Verderben der in Arbeit 
befindlichen Zwischenprodukte und ein Misslingen des 
Arbeitserzeugnisses zu verhüten. Auf Grund derselben 
Bestimmungen ist auch das Abladen der zur Verar¬ 
beitung zugeführten Zuckerrüben ohne Weiteres 
gestattet, soweit es erforderlich ist, um ein Verderben 
derselben zu verhüten. Ebenso ist die Unterhaltung 
der Kalköfen, sowie der Feuer in den Knochen- 
kohlen-GlühÖfen und der Betrieb der Dampfkessel 
gestattet. Es sind danach besondere Vorschriften von der 
Bestimmung des § 105 b, Absatz 1 nur bei den zuerst ge¬ 
nannten Arbeiten, sowie für den Betrieb der Schnitzeldarren 
und der Knochenkohle-Glühöfen erforderlich. Der Entwurf 
setze daher die nach § 105d zuzulassenden Arbeiten wie 
folgt fest: a. die Reinigung und Zerkleinerung der Rüben 
von 6 Uhr Abends bis 6 Uhr Morgens. Die den Arbeitern 
zu gewährende Ruhe hat für jeden Sonntag abwechselnd 
mindestens 18 und- 24 Stunden zu dauern; b. der ununter¬ 
brochene Betrieb der Schnitzeldarren und der Knochen¬ 
kohle-Glühöfen. Die den Arbeitern zu gewährende Ruhe 
hat mindestens zu dauern: entweder für jeden zweiten Sonn¬ 
tag 24 Stunden oder für jeden dritten Sonntag 36 Stunden 
oder, sofern die Dauer der Arbeitsschichten an den übrigen 
Sonntagen 12 Stunden nicht überschreitet, für jeden vierten 
Sonntag 36 Stunden. Ablösungsmannschaften dürfen je 12 
Stunden nach und vor ihrer regelmässigen Beschäftigung 
zur Arbeit nicht verwendet werden. Die ihnen zu gewäh¬ 
rende Ruhe muss mindestens das Mass der den abgelösten 
Arbeitern gewährten Ruhe erreichen. Die Ausnahmen unter 
a. und b. finden auf das Weihnachtsfest keine Anwendung. 

Als Regierungsvertreter gab Geheimer Regicrungsrath 
Dr. Wilhelmi (Berlin) einige Erläuterungen des Entwurfs 
und bemerkte zu den Ausführungen des Vorsitzenden, dass 
das Sacken des Zuckers, die Aufarbeitung der Nachprodukte, 
das Fortschaffen des Zuckers auf Lager nach den Vor¬ 
schlägen des Entwurfs nicht mehr an den Sonntagen statt¬ 
finden soll, falls nicht etwa einmal ausnahmsweise die Ar¬ 
beiten auf Grund der Bestimmungen des § 105 c der Ge¬ 
werbeordnung zur Ausführung gebracht werden müssen. 
Der Betrieb der Kessel, der Gasanlagen und Be¬ 
leuchtungsanstalten sei auch fernerhin nach §105e der 
Gewerbeordnung an den Sonn- und Festtagen gestattet, 
ebenso der Betrieb der Kalköfen. In Bezug auf die 
Arbeit am Bufs- und Neujahrstage habe der Entwurf den 
bestehenden Verhältnissen Rechnung getragen. Der Ent¬ 
wurf gestatte, dass an den in die Woche fallenden 
Festtagen der Wochenbetrieb fortgesetzt wird. 
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Das Gesetz sage freilich, dass die Bestimmungen über die 
Sonntagsruhe weitergehenden landesgesetzlichen Bestim¬ 
mungen über die Einschränkung der Sonntagsarbeit nicht 
entgegenstehen. Wo derartige Bestimmungen bestehen, 
müsse ihnen in bisheriger Weise Rechnung getragen 
werden. Als zweiter Regierungsvertreter betonte Regie¬ 
rungsrath Dr. Sprenger-Berlin noch ausdrücklich, dass es 
den Fabriken weiterhin unbenommen bleibe, auch wäh¬ 
rend des Weihnachtsfestes alle Arbeiten und 
Maassnahmen durchzuführen, die nöthig sind, um am 
dritten Feiertage die Arbeiten sofort wieder aufnehmen zu 
können. Von Direktor Stöpel-Brehna wird bemerkt, dass 
in der von ihm geleiteten Fabrik das Schleudern der Nach¬ 
produkte an den Sonntagen und des Nachts vom Sonntag 
zum Montag durchaus nothwendig ist, um den Betrieb auf¬ 
recht zu erhalten und mit der Rübenverarbeitung wieder 
rechtzeitig anfangen zu können. Regierungsrath Dr. 
Sprenger entgegnet darauf, dass man in den Bestimmungen 
auf Fabriken mit ungenügenden Einrichtungen habe keine 
Rücksicht nehmen können, und dass es diesen Fabriken 
überlassen bleiben müsse, durch Neuanlagen mit den Fa¬ 
briken, welche die Kosten dafür bereits aufgewendet haben, 
in die gleiche Lage zu setzen. Auf Anfrage des Direktor 
Dr. Westerburg-Warmsdorf erwidert Regierungsrath Dr. 
Sprenger, dass nach § 105c der Gewerbeordnung die 
Arbeit der Zentrifugen an den Sonntagen ge¬ 
stattet sei, soweit sie nothwendig ist, um die bis 6 Uhr 
früh gewonnenen Säfte aufzuarbeiten und ein Misslingen 
der Arbeitserzeugnisse zu verhüten. Direktor Weiland- 
Löbau bittet, darauf hinzuwirken, dass die Fabriken in den 
verschiedenen deutschen Staaten hinsichtlich der Zahl der 
Festtage gleichgestellt werden. In Sachsen sei z. B. der 
Reformationstag ein Festtag und eben so habe man noch 
einen zweiten Busstag. Geheimrath Wilhelmi erwidert 
darauf, dass nach den bestehenden gesetzlichen Bestim¬ 
mungen der Bundesrath nicht in der Lage sei, in 
dieser Beziehung eine gleichmässige Einrichtung für das 
deutsche Reich eintreten zu lassen. Es werde die An¬ 
regung aber weiter erwogen werden. Auf die Anfrage 
des Direktors Schwenzer-Klepzig bezüglich des Verkochens 
des Syrups, der Sonntags vom ersten I^rodukt geschleudert 
wird, bemerkt Regierungsrath Dr. Sprenger, dass diese 
Arbeit auch unter die Bestimmungen des §105c der 
Gewerbeordnung falle. Hinsichtlich der Beschäftigung 
der Betriebsbeamten an den Sonntagen entgegnet er auf 
eine Anfrage, dass, soweit die Ausführung der Arbeiten am 
Sonntage gestattet sei, auch die zur Aufsichtsführung 
und Bewachung erforderlichen Beamten dazu her¬ 
an ge zogen werde.n könnten. Die Anfrage des Herrn 
Direktors Bosse-Bernburg betreffs Beschäftigung der Ma¬ 
schinisten, Schmiede, Kupferschmiede etc. an den Sonntagen 
beantwortet Herr Geheimrath Wilhelmi dahin, dass es den 
Fabriken auf Grund des § 105 Absatz 1, Ziffer 4 möglich 
ist, diese Handwerker mit der Ausführung der 
nöthigen Arbeiten an den Sonntagen zu beschäf¬ 
tigen. Die folgenden Redner äusserten sich zustimmend 
zu dem Entwürfe, da er den bestehenden Verhältnissen 
möglichst Rechnung trage und die Fabriken in ihrer bis¬ 
herigen Arbeitsweise nicht beschränke. 

Zu den Bestimmungen des Entwurfs über die Sonntags¬ 
ruhe in den Raffinerien berichtete Dr. v. Lippmann-Halle a. S. 
Nach dem Entwurf sollen gemäss § 105d der Gewerbeord¬ 
nung an Sonntagen ziigclassen werden: der ununter¬ 
brochene Betrieb für die Reinigung des Rohzuckers nach 
dem Stelfens'schen Auswascheverfahren, sowie der ununter¬ 
brochene Betrieb der Knochenkohlefilter und der Knochen¬ 
kohleglühöfen. Die Ausnahmen sollten jedoch auf das 
Weilinachts-, Oster und Pfingstfest keine Anwendung finden. 
Für sämmtliche in regelmässigen Tag- und Nachtschichten 
beschäftigten Arbeiter hätte die Ruhezeit mindestens zu 
dauern entweder für jeden zweiten Sonntag 24 Stunden 
odei* für jeden dritten Sonntag 36 Stunden, oder, sofern 
die Dauer der Arbeitsschichten an den übrigen Sonn- und 
Festtagen 12 Stunden nicht überschreitet, für jeden vierten 
Sonntag 36 Stunden. Die Dauer der Wechselschichten darf 
18 Stunden nicht übersclireiten. Ablösimgsmannschaften 
dürfen je 12 Stunden nach und vor ihrer regelmässigen 
Beschäftigung zur Arbeit nicht verwendet werden. Die 


ihnen zu gewährende Ruhe muss mindestens das Maass der 
den abgelösten Arbeitern gewährten Ruhe erreichen. Zur 
Erläuterung der Ausnahmebestimmungen sei angeführt, dass 
für die Reinigung des Rohzuckers nach dem, Stelfens’schen 
Verfahren die Zulassung des ununterbrochenen Betriebes 
vorgesehen ist, weil für eine rationelle Ausnutzung dieses 
Verfahrens ein thunlichst ununterbrochener Betrieb Vor¬ 
aussetzung sei, weil ferner an den Sonn- und Festtagen 
die vorher begonnenen Operationen zu Ende geführt werden 
müssten, um ein Misslingen der Arbeitserzeugnisse zu ver¬ 
hüten, und weil der Reinigungsprozess für jede Füllung 
eines Apparates (Deckwanne) 24 Stunden dauere, also auch 
ohne die Zufuhr neuer Mengen Rohzucker die Beschäftigung 
von Arbeitern für den ganzen Sonn- und Festtag nothwendig 
mache. Bei der zweiten Art der Raffinerien würden andere 
als die im Ge.setze vorgesehenen Ausnahmen an sich ent¬ 
behrlich sein. Der vorgereinigte Zucker müsse jedoch für 
die meisten Verwendungszwecke noch einer weiteren Rei¬ 
nigung unterworfen werden. Hierbei sei der Kohlenfilter 
nothwendig. Auch der Betrieb der in den Raffinerien vor¬ 
handenen Brotzentrifugen würde gestattet sein. Zu den an 
Sonn- und Festtagen unerlässlichen Arbeiten sind ausser¬ 
dem die Erwärmung der Betriebsräume, der Betrieb der 
Dampfkessel und der der Glühöfen für Knochenkohle zu 
rechnen. Der Redner weist darauf hin, dass nach dem Ent¬ 
würfe die Raffinerien hinsichtlich der Sonntagsarbeit in 
zwei Klassen gethcilt werden, während in § 105d der Ge¬ 
werbeordnung ausdrücklich bestimmt sei, dass die Regelung 
der an Sonn- und Festtagen vorzunehmenden Arbeiten für 
alle Betriebe derselben Art gleichmässig erfolgen solle. 
Während es der einen Klasse gestattet sei, bei ICKX) Zentner 
täglicher Verarbeitung 7(XX) Zentner wöchentlich zu ver¬ 
arbeiten, würde die andere bei gleicher täglicher Verarbei¬ 
tung eine wöchentliche Leistung von nur 6000 Zentnern 
aufzuweisen haben. Nach den Festsetzungen des Entwurfes 
würden überhaupt die kleineren Raffinerien zu Gunsten der 
grösseren benachtheiligt. Auch bei der zweiten Art der 
Raffination müsse das Zentrifugiren bereits am Sonntag 
Abend wieder aufgenommen werden, wenn Montag früh 
die Arbeit wieder voll begonnen werden soll. Im Einzelnen 
werden noch verschiedene Ausführungen des Entwurfes 
und der Erläuterung als undurchführbar bezeichnet, insbe¬ 
sondere das Verbot des Einladens und Rangirens der Roh¬ 
zuckerwaggons an den Sonn- und Festtagen und das Ver¬ 
bot längerer als ISstündiger Wechselschichten. Von Re¬ 
gierungsrath Dr. Sprenger werden die Festsetzungen des 
Entwurfes des Näheren begründet. § 105c der Gewerbe¬ 
ordnung gebe den Fabriken die Möglichkeit, die wöchent¬ 
liche Arbeitszeit voll auszunutzen. Es könnten also sämmt¬ 
liche Arbeiten des Sonntags ausgeführt werden, die noth¬ 
wendig sind, um am Montag den vollen werktägigen Betrieb 
wieder aufzunehmen. Bei der Festsetzung der Ausnahme¬ 
bestimmungen für die einzelnen Erwerbsgruppen seien Un¬ 
terscheidungen hinsichtlich des Betriebes und Herstellungs¬ 
weise nothwendig. Hieran schlossen sich längere Erörte¬ 
rungen über die in dem Entwürfe vorgeschlagencn 18stün- 
digen Wechselschichten, Diese werden von allen 
Seiten als undurchführbar bezeichnet, da es für die 
schwierigeren und verantwortungsvollen Stellen an dem 
nöthigen Ersatz fehlen würde. Seitens der Herren Re¬ 
gierungsvertreter wurde die Schwierigkeit dieser 
Einrichtung anerkannt, aber besonderer Werth darauf 
gelegt, dass den Arbeitern an den Glühöfen möglichst 
kurze Wechselschichten gewährt würden. Den Inter¬ 
essenten wurde anheimgegeben, ihre desfallsigen 
Wünsche in einer Eingabe an das Reichsamt des 
Innern zum Ausdruck zu bringen. 

Hierauf folgte die Mittheilung der in dem Entwurf über 
die Sonntagsruhe in den Melasseentzuckerungsan¬ 
stalten vorgesehenen Bestimmungen. Für die nach dem 
Strontian- und Barytverfahren arbeitenden Anstalten sind 
ebenfalls 18 stündige Wcchselschichten vorgesehen. Com- 
nierzienrath Reichert-Dessau bemerkt zu dieser Bestimmung, 
dass die betreffenden Anstalten mit 18 ständigen Wechsel¬ 
schichten eben so wenig wie die Raffinerien aus- 
kommen könnten und in dieser Beziehung die Raffinerien 
nicht anders behandelt werden dürften, wie die übrigen 
Melasseentzuckerungsanstalten. Ausserdem müsse der un- 
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unterbrochene Betrieb der Glühöfen und der Pottascheöfen 
gestattet werden. Von den Herren Regierungsvertretern 
wurde dazu bemerkt, dass nach den für die chemische In¬ 
dustrie bewilligten Ausnahmebestimmungen der ununter¬ 
brochene Betrieb der Glühöfen nach § 105c ge¬ 
stattet sei. Hierauf wurde dieser Gegenstand nach etwa 
zweistündiger Verhandlung verlassen, nachdem der Vor¬ 
sitzende den Herren Vertretern des Reichsamts wie den 
Referenten den Dank ausgesprochen hatte. 

Was bleibt nach diesen Verhandlungen von der Sonn¬ 
tagsruhe bei der Zuckerfabrikation übrig? Gerade die be¬ 
schwerlichsten Arbeiten werden sämmtlich wieder erlaubt, 
den Unternehmern wird einmal über das andere versichert, 
dass sie die hauptsächlichsten Verrichtungen in den Fabriken 
ruhig am Sonntag fortsetzen lassen können, dass die Fest¬ 
tage in der Woche für Zuckerarbeiter keine Geltung haben 
sollen, und dass alle Arbeiterkategorien, vom Betriebsbe¬ 
amten bis zum Heizer herunter, angespannt werden dürfen. 
Selbst die ISstündigen Wechselschichten für diese ausge¬ 
dehnte Sonntagsarbeit geben die Regierungsvertreter halb 
Preis, indem sie die Interessenten auftbrdern, „ihre des- 
fallsigen Wünsche in einer Eingabe zum Ausdruck zu 
bringen.“ Ein Commentar zu diesem Verhalten braucht 
nicht geschrieben zu werden. 

Maximalarbeitstag für Arbeiterinnen, die Unternehmer 
und der Handelsminister in Preussen. Den preussisehen 
Unternehmern ist es schon wieder gelungen, die Gewerbe¬ 
verwaltung gegen den kaum durch die Gewerbeordnung 
eingeführten Maximalarbeitstag für Arbeiterinnen von 
11 Stunden in Bewegung zu setzen. Infolge beschwerde- 
führender Eingaben mehrerer Handelskammern hat der 
preussische Handelsministcr einen Erlass an die Regierungs¬ 
präsidenten gerichtet, in dem zunächst zwar abwehrend aus¬ 
geführt wird: „Wenn der im § 137 der Gewerbeordnung 
grundsätzlich festgesetzte elfstündige Maximalarbeitstag 
lür Arbeiterinnen nicht durch Ausnahmen in weit 
höherem Maasse, als dies vom Gesetzgeber gewollt ist, 
durchlöchert werden soll, so muss bei Zulassung von Aus¬ 
nahmen davon ausgegangen werden, dass die Unternehmer 
keinen Anspruch auf die Zulassung von Ueberarbeit haben, 
wenn sie bei entsprechender Eintheilung des Betriebes ohne 
Ueberarbeit auskommen können. Würde es in das Belieben 
des Unternehmers gestellt, die Voraussetzung der Gestattung 
von Ueberarbeit durch seine eigenen geschäftlichen Dis¬ 
positionen willkürlich zu schaffen, so würde die gesetzliche 
Bestimmung ihre Bedeutung verlieren. Dass die Prüfung 
der fraglichen Voraussetzung zu unverhältnissmässigen Un¬ 
zuträglichkeiten für die Gewerbetreibenden führen sollte, ist 
bei verständiger Auslegung der Bestimmungen nicht zu 
befürchten.“ 

Ferner sei es nicht richtig, dass Anträge auf Bewilli¬ 
gung von Ueberarbeit stets zurückzuweisen seien, wenn es 
sich um Bestellungen handle, die von anderen ausgeführt 
werden können. Nach dem Wortlaut der Ausführungs¬ 
anweisung handle es sich nur um einen der als Beispiel 
aufgeführten Fälle, in denen die gesetzliche Voraussetzung 
der Gestattung von Ueberarbeit: dass nämlich „die ausser- 
gewöhnliche Arbeitshäufung nicht vorauszusehen war oder 
durch wirthschaftliche Gründe gerechtfertigt wird“ als vor¬ 
handen anzusehen sei; es sei demnach keinesfalls ausge¬ 
schlossen, dass die fraglichen Bestellungen unter Umständen 
auch dann als zureichender Grund der Gestaltung von 
Ueberarbeiten geltend gemacht werden können, wenn sie 
auch von anderen befriedigt werden könnten.“ Uebrigens 
ergebe sich aus den Jahresberichten der Regierungs- und 
Gewerberäthe für 1892, dass die Behörden von ihrer Be- 
fugniss zu Ueberarbeitsbewilligungen für das Jahr 1892 
einen sehr ausgiebigen Gebrauch gemacht hätten, da für 
die Wochentage ausser Sonnabend 1075 Ueberarbeits¬ 
bewilligungen stattgefunden haben, während nur 75 Anträge, 
also nur etwa 7 pCt. abgelehnt worden sind. Hiernach 
müsse angenommen werden, dass die angefochtenen Be¬ 
stimmungen der Ausführungsanweisung, wie sie bei rich¬ 
tiger Auslegung zu einer der Absicht des Gesetzes nicht 
entsprechenden Anwendung keinen Anlass gäben, auch 
thatsächlich zu Verfügungen, die den Betheiligten Grund zu 
Beschwerden gegeben hätten, bis jetzt nicht geführt hätten. 


Gleichwohl hat der Minister die Regierungspräsi¬ 
denten ersucht, sich bis zum 1. August darüber zu 
äussern, „ob etwa die hier in Rede stehenden Bestimmungen 
auch bei den Behörden Missdeutungen erfahren oder aus 
anderen Gründen zu Unzuträglickeiten für die Indusrie ge¬ 
führt haben.“ Bejahenden Falls haben die Regierungspräsi¬ 
denten die letzteren eingehend zu erörtern und sich darüber 
zu äussern, „duch welche Abänderungen der Ausführungs¬ 
bestimmungen gleichzeitig den Bedürfnissen der In¬ 
dustrie und den Rücksichten eines dem Willen des Gesetz¬ 
gebers entsprechenden Arbeiterschutzes Rechnung g^ragen 
werden kann.“ Dieser Erlass ist wieder einmal ein Muster 
sozialpolitischer Unentschiedenheit, wie sie gegenwärtig in 
der preussischen Gewerbeverwaltung verkörpert erscheint. 
In der ersten Hälfte ist den unersättlichen Unternehmern 
gegenüber ganz richtig der Nachweis geführt, dass für ihre 
Profitbedürfnisse wahrhaftig bereits mehr als genug durch 
Ausnahmen gesorgt ist. Daraus sollte dann folgen, dass das 
Begehren der Handelskammern nach weiteren Erörterungen 
einfach abzulehnen ist. Die preussische Gewerbeverwaltung 
zieht diese Schlussfolgerung nicht. Sie lässt sich doch 
wieder auf eine Umfrage über die Möglichkeit einer Ab¬ 
änderung der Schutzbestimmungen ein, die kaum 2 Jahre in 
Kraft stehen, und liefert dadurch der Unternehmerbegehr¬ 
lichkeit Wasser auf die Mühle. Aus keinem anderen Bundes¬ 
staat ausser aus Preussen, hört man auch von solchen 
Maassnahmen. 

Aerzte und Arbeiterschutz in Glashütten, Walz- und 
und Hammerwerken. Ueber die Befugniss zur Ausstellung 
von ärztlichen Zeugnissen für die in Glashütten, Walz- und 
Hammerwerken zu beschäftigenden jugendlichen Arbeiter 
hat der preussische Handelsminister soeben einen Erlass 
an die Regierungspräsidenten gerichtet. Die Verordnungen 
des Bundesraths vom 11. März und 29. April 1892 machen 
die Beschäftigung jugendlicher Arbeiter in diesen Betrieben 
von der Beibringung eines Zeugnisses über ihre körperliche 
Entwickelung abhängig, das durch einen von der höheren 
Verw'altungsbehörde zur Ausstellung solcher Zeugnisse er¬ 
mächtigten Arzt ausgestellt worden ist. Diese Bestimmungen 
sind bisher sehr verschieden gehandhabt worden, ln ein¬ 
zelnen Bezirken hat man ganz unterlassen, solche vorge¬ 
schriebene Ermächtigung einzelner Aerzte zu bewirken, in 
der Meinung, dass die Ausstellungen der in Rede stehenden 
Zeugnisse Sache der beamteten Aerzte sei; in anderen Be¬ 
zirken hat man aussschliesslich beamteten Aerzten die frag¬ 
liche Ermächtigung ertheilt und in andern schliesslich neben 
den beamteten Aerzten auch nichtbeamteten. Zur Herbei¬ 
führung eines einheitlichen Verfahrens hat der Handels¬ 
minister bestimmt: „Nach dem Wortlaut der Bestimmung 
kann es keinem Zweifel unterliegen, dass die beamteten 
Aerzte nicht ohne weiteres zur Ausstellung der Zeugnisse 
berechtigt sind, sondern dass auch sie einer besonderen Er¬ 
mächtigung bedürfen, die aber generell zu ertheilcn sein 
wird. Anderer.seits entspricht es nicht der Absicht der Be¬ 
stimmungen, Privatärzte insbesondere auch Krankenkassen¬ 
ärzte, grundsätzlich von der Berechtigung zur Ausstellung 
der Zeugnisse auszuschliessen, sofern nur gegen ihre per¬ 
sönliche Zuverlässigkeit Bedenken nicht zu erheben sind. 
Gegen einen solchen Ausschluss spricht namentlich auch, 
dass der Wohnsitz der beamteten Aerzte oft von den in 
Frage kommenden Betrieben und den Wohnungen der zu 
untersuchenden Arbeiter weit entfernt liegt und diese daher 
zeitraubende Wege würden zurücklegen müssen, sowie dass 
gerade die Krankenka.ssenärzte vermöge ihrer genaueren 
Kenntniss der Arbeitsverhältnisse in den hier in Rede 
stehenden Betrieben zur Ausstellung der Zeugnisse beson¬ 
ders befähigt sind. Dass aber die Abhängigkeit von den 
Arbeitgebern oder den Arbeitern das Urtheil der Privatärzte, 
namentlich der Krankenkassenärzte, in einer für die Durch¬ 
führung der Vorschriften ungün.stigen Weise sollte beein¬ 
flussen können, ist nicht anzunehmen, wenn die persönliche 
Zuverlässigkeit dieser Aerzte an und für sich ausser Zweifel 
steht.“ Der Minister ordnet danach die Fürsorge dafür an, 
dass diese Zeugnisse nur von besonders hiezu ermächtigten 
Aerzten ausgestellt werden, die Ertheilung der Ermächtigung 
aber unter Berücksichtigung der hervortretenden Bedürfnisse 
lediglich von der peisönlichen Zuverlässigkeit der be- 
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treffenden Aerzte abhängig gemacht wird. Ganz unbedenk¬ 
lich will uns dieses Verfahren nicht erscheinen. Namentlich 
in der Schweiz hat man sehr eigenthümliche Erfahrungen 
mit solchen Zeugnissen gemacht, welche Privatärzte aus¬ 
stellten. 

Reform der Pabrikinspektion in Russland. Unter 
dem 26. März d. J. hat ein neues Gesetz über die Fabrik¬ 
inspektion die Kaiserliche Sanktion erhalten, dessen wichtig¬ 
ster Theil nach der deutschen Petersburger Zeitung in der 
Ausdehnung der seit 1886 bestehenden Bestimmungen von 
den 5 Gouvernements Petersburg, Moskau, Wladimir, War¬ 
schau und Petrokow auf weitere 13 Gouvernements zu sehen 
ist. In den übrigen 42 Gouvernements werden auch ferner 
noch nur die allgemeinen Gesetze über den Arbeiterschutz 
gelten. Der Haupttheil der verstärkten Inspektion besteht 
in der Schaffung einer Gouvernementsbehörde für Fabrik¬ 
angelegenheiten (mit dem Verordnungsrecht, Strafrecht etc.) 
und in der unbedingten Forderung des Arbeitsbüchleins 
(Kontrakt), während in den anderen Gouvernements dieses 
nur fakultativ in Anwendung kommt. Die ganze Fabrik¬ 
inspektion wird umgestaltet. Dieselbe wird direkt dem 
Departement für Handel und Manufaktur unterstellt, welches 
eine neue Abtheilung mit drei Fabrikrevisoren erhält, denen 
die Aufgabe der Kontrolle der Fabrikinspektoren und die 
Untersuchung von Streitföllen zwischen Fabrikanten und 
Arbeitern etc. obliegt. Endlich wird eine Funktion des 
Fabrikinspektors der Gouvernementsbehörde für Fabrikan¬ 
gelegenheiten übertragen, nämlich die Ertheilung der Er- 
laubniss zur Beschäftigung Minderjähriger (von 12—ISJahren) 
an solchen Sonn- und hohen Festtagen, an welchen die 
erwachsenen Personen arbeiten. Das Personal der Fabrik¬ 
inspektion wird von 34 auf 143 Mann gebracht, ausserdem 
werden noch zehn Posten von Fabrikinspektor-Kandidaten 
(zur Heranbildung geschulter Fabrikinspektoren) geschaffen. 
Bisher entfielen auf 1 Inspektor 1112 bis 1465 Fabriken — 
ungerechnet die kleineren Etablissements —, doch war der 
Inspektor nicht im Stande, mehr als 200 bis 240 Fabriken 
Jährlich zu besuchen. Neu ist ferner eine Besteuerung der 
Dampfkessel. Alle Dampfkessel, die der betreffenden ge¬ 
setzlichen Besichtigung unterliegen, sind steuerpflichtig, und 
zwar nach folgenden Sätzen: von den Dampfkesseln, die in 
der Landwirthschaft und in Handwerkstätten zur Verwen¬ 
dung kommen, bis zu 6 Pferdekraft, sind 5 Rbl., von 6 bis 
12 Pferdekraft — 10 Rbl., über 12 Pferdekraft — 20 Rbl. 
Jährlich, von allen anderen Dampfkesseln aber 12 Rbl. Jähr¬ 
lich pro Kessel zu erheben. Durch diese Steuer sollen 
die auf 608280 Rbl. Jährlich bestimmten Ausgaben gedeckt 
werden. 


Arbeiterversicherung. 


Unhaltbarkeit der durch die Unfallversicherungs¬ 
gesetzgebung geschaffenen Rechtszustände. Eine neuere 
Rekursentscheidung des Reichs-Versicherungsamts (No. 1307 
der Amtlichen Nachrichten des Reichs-Versicherungsamts 
1894, S. 190) zeigt wieder recht deutlich, zu welchen wunder¬ 
lichen Verhältnissen das Jetzige Unfallversicherungsrecht 
mitunter führt. Ein Tischlergeselle erlitt beim Abladen 
eines Baumstammes, der in der l'ischlerei seines Arbeit¬ 
gebers verwendet werden sollte, einen Unfall. In dem 
Betriebe wurden Bau- und Möbeltischlereiarbeiten in 
gleichem Umfange ausgeführt, weniger als 10 Arbeiter be¬ 
schäftigt und Dampfkessel oder Motoren nicht verwendet. 
Somit war nur die Bautischlerei bei der zuständigen Holz- 
Berufsgenossenschaft versichert. Zur Zeit des Erlasses des 
Rekursurtheils stand noch nicht fest, ob der Baumstamm 
demnächst in der Bau- oder in der Möbeltischlerei oder in 
beiden V(.*rwendung finden würde. 

Das Reichs-Versichcrungsamt erkannte nun den Ent¬ 
schädigungsanspruch des Verletzten an. Die Heran- 
sehafi'ung des Holzes und das Beschlagen der Stämme 
unterliege zwar nur insoweit der Versicherung, als das 
Holz der Bautischlerei diene; die dcmnächstige Verwen¬ 
dung für die Bautischlerei sei Jedoch ebenso wahrschein¬ 
lich wie die für die Möbeltischlerei. „Dies muss in einem 
solchen Falle", heisst es dann wörtlich, „bei freier Beweis¬ 


würdigung genügen, um daraufhin einen ausreichenden Zu¬ 
sammenhang mit dem versicherten Bautischlereibetriebe 
annehmen zu können. Andernfalls würde man den An¬ 
spruch des Klägers in unzulässiger Weise von Zufällig¬ 
keiten abhängen lassen, insbesondere die nach der Sachlage 
nicht begründete Vermuthung zu Ungunsten des Klägers 
aufstellen müssen, dass der nur mögliche Fall einer aus¬ 
schliesslichen Verwendung des Holzes für die Möbeltischle¬ 
rei thatsächlich später eintreten werde.“ Gegen diese 
Entscheidung lässt sich, wie die Sachen nun einmal liegen, 
gewiss nichts einwenden. Indessen es unterliegt doch 
keinem Zweifel, dass das Urtheil im entgegengesetzten 
Sinne ausgefallen wäre, wenn sich zufällig einige Tage 
vor dem Erlass des Urtheils herausgestellt hätte, dass der 
Baumstamm für die Möbeltischlerei verwendet worden wäre. 
Möglicherweise hat sich die Verwendung des Holzes in 
diesem Sinne unmittelbar nacher entschieden. Von einem 
reinen Zufälle hing also vielleicht auch hier das Wohl und 
Wehe des Verletzten ab. Ja, meist wird es ein Unter¬ 
nehmer, der die Rechtslage kennt, in solchen Fällen ge¬ 
radezu in seiner Hand haben, dem Verletzten die Ent¬ 
schädigung zukommen zu lassen oder nicht. Gönnt er 
dem Verletzten die Entschädigung, so wird er das Holz, 
bei dessen Heranschaflfung oder Zubereitung sich der Un¬ 
fall ereignet hat, ganz oder zum Theil in dem versicherten 
Theil des Betriebes verwenden oder auch so lange liegen 
lassen, bis dem Verletzten die Entschädigung zuerkannt ist. 
Durch das entgegengesetzte Verfahren kann er es natürlich 
im allgemeinen ebenso leicht zu Wege bringen, dass der 
Verletzte leer ausgeht. Gegen derartige Rechtszustände 
bäumt sich denn doch das natürliche Rechtsgefühl auf; 
sie können nur demoralisirend auf alle Betheiligten wirken. 
Dazu kommt noch, dass es unter diesen Umständen der 
Berufsgenossenschaft ganz unmöglich ist, zu kontrolliren, 
ob sie von solchen Unternehmern auch die ihrem Risiko 
entsprechenden Beträge erhält. Es ist in der That erstaun¬ 
lich, dass die Bewegung für eine gründliche Reform der 
Unfallversicherungs-Gesetzgebung bei den sich überall 
zeigenden schweren Missständen sich nicht weit energischer 
bemerkbar macht, als cs thatsächlich geschieht. 


Unfälle in englischen Bergwerken. Im Jahre 1893 
beschäftigten die englischen Bergwerke 718747 Arbeiter, 
von denen durch Betriebsunfälle 1125 zu Grunde gingen. 
Ueberhaupt gingen durch Betriebsunfälle zu Grunde von Je 
10(X) Beschäftigten 


in den Kohlenininen 


im Jahre 1883 

„ « 1891 

„ « 1892 

„ « . 1893 

im Uurchnilte der 
letzten 10 Jahre 


2,046 

1,054 

1,‘186 

1,552 

1,806 


in den anderen Bergwerken 

1,712 

1,293 

1,362 

1,781 

1,441 


Schulwesen, Erziehungs- und Bildungsfragen. 

Ottendorfer’sche Freie Volksbibliothek. i) Der Gross¬ 
städter, der zufällig einmal nach Zwittau verschlagen wird, 
der Gelehrte, der einen Sonntag Nachmittag nach Zwittau 
reist, um auf Einladung der Zwittauer in ihrer Stadt einen 
populären Vortrag zu halten, wird sich schwer des Gefühls 
des Neides erwehren können, wenn er bemerkt, dass der 
kleine Industrieort durch die verständige und ins Grosse 
gehende Wohlthätigkeit eines Bürgers das besitzt, was noch 
fast allen Städten des europäischen Kontinents abgeht, einen 
Volkspalast mit einer den Bedürfnissen der Bevölkerung 
entsprechenden Volksbibliothek, mit einem über 400 Men¬ 
schen fassenden Vortragssaale und mit einer Dotation, die 
Bestehen und Fortentwicklung der schönen Stiftung ge¬ 
währleistet. Es ist Oswald Ottendorfer, der nach Amerika 
ausgewanderte Zwittauer und Jetzige Besitzer der New- 
Yorker Staatszeitung, der sich in seiner Vaterstadt ausser 
dem Waisenhause und dem Krankenhause auch dies schöne 
Monument gesetzt hat. Die Kosten der Anlage betrugen 

’) Erster jahresbcriclit für das Verwaltungsjahr 1892/93, 
Zwittau. 
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190000 fl., und es ist sicherlich in unseren kleinen Verhält¬ 
nissen noch nicht gar oft ein so grosses Kapital in so nütz¬ 
licher Weise angewendet, mit Freigebigkeit gewidmet und 
doch bis zu den kleinsten Theil-Summen in einer Weise 
verwendet worden, die seinem Zwecke entspricht. Die 
Bibliothek besteht aus 7—8000 Bänden — es kommt ein 
Band auf einen Bewohner von Zwittau; jeder Band wurde 
durchschnittlich im ersten Jahre 7mal gelesen, jeder Ein¬ 
wohner entlehnte durchschnittlich 7 Bände nach Hause; das^ 
ist ein Ergebniss, das nur durch die vollständig liberale, 
nach amerikanischem Muster eingerichtete Verwaltung und 
durch die geschickte Zusammenstellung der Bibliothek er¬ 
reicht werden konnte. 3 Stunden am Tage werden aus der 
Bibliothek Bücher verliehen, und — dank der Wahl der 
Zeiten (Wochentags von 11—12 und von 6—8, Sonntags 
von 9—12), die den Bedürfnissen der arbeitenden Klassen 
entsprechen, sowie der geschickten Aufstellung und Katalo- 
gisirung — können während dieser 3 Stunden eine grosse 
Anzahl von Büchern ausgegeben werden. Das Lesezimmer, 
in dem namentlich Zeitschriften aufliegen, ist mit Ausnahme 
einer Mittagspause den ganzen Tag über geöffnet und 
wurde im Laufe eines Jahres von 17500 Lesern benützt. 
Die Zahl der regelmässigen Bücherentlehner betrug Ende 
Oktober 1893: l^ßö, von denen jeder im Jahre durchschnitt¬ 
lich 39 Bände entlehnte; von diesen Bücherentlehnern ge¬ 
hörte etwa die Hälfte dem Arbeiterstande an. Dem Ge- 
schmacke der Leser kommt die Bibliothek dadurch entgegen, 
dass etwa ihrer Bestände dem Bereiche der schönen 
Litteratur angehören; über 90 pCt. der Entlehnungen be¬ 
treffen Werke der schönen Litteratur. Ein ähnliches Ver- 
hältniss zeigt sich ja in allen Volksbibliotheken, und auch 
in Zwittau ist es weder auffallend noch bedauernswerth, 
dass zunächst leichte Lektüre anzieht, wenn sie richtig aus¬ 
gewählt ist. Freilich muss man erwarten, dass mit der Zeit, 
je tiefere Wurzeln die Bildungseinrichtungen schlagen, desto 
mehr das Bestreben der Bibliotheksleitung, die ja auch bisher 
die Bedürfnisse richtig erkannt und sich mit Eifer ihrer 
Aufgabe gewidmet hat, dahin gehe, dass auch die populär¬ 
wissenschaftliche Seite der Bibliothek nicht vernachlässigt 
wird. — Bald dem Zwecke der Unterhaltung, bald dem der 
Belehrung dienen auch die Vorträge, die während des 
Winters an jedem Sonntag Nachmittage, meist von Brünner 
oder Wiener Vortragenden in dem Volksheime abgehalten 
werden. Auch diese bilden freilich nur den vielver¬ 
sprechenden Anfang, aus dem sich geregelte Unterrichts¬ 
kurse entwickeln sollten und sicherlich entwickeln würden, 
wenn Oesterreich schon, wie England oder Amerika, ein ge¬ 
regeltes Volksbildungswesen besässe. Dies kann Otten- 
dorfer nicht allein schaffen; da muss Alles Zusammenwirken, 
was für die Volksbildung Interesse hat, angespornt durch 
das schöne Beispiel, das ein Deutsch-Amerikaner gegeben. 

Wien. L. M. Hartmann. 

Kongress für erziehliche Knabenhandarbeit Der XII. 

Deutsche Kongress für erziehliche Knabenhandarbeit wird 
zu Danzig am 16. und 17. Juni abgehalten. Die Tages¬ 
ordnung ist die folgende: Sonnabend, 16. Juni, 10 Uhr Vor¬ 
mittags: Vereinigung der Werkstattleiter und Lehrer unter 
Vorsitz des Direktors der Lehrerbildungs-Anstalt Dr. Goetze- 
Leipzig. 12 Uhr Vormittags: Vereinstag. Bericht über die 
wirthschaftliche Lage des Vereins von dem Schatzmeister 
desselben, Oberrealschuldirektor Noeggerath - Hirschberg 
i. Schles. Ergänzungswahl für die ausscheidenden Mitglieder 
des Ausschusses. Ist der Handfertigkeits-Unterricht in den 
deutschen Lehrer-Seminaren einzuführen, und welche Er¬ 
fahrungen liegen in Bezug hierauf bereits im In- und Aus¬ 
lände vor? (Direktor Dr. Goetze - Leipzig). Wie lässt 
sich eine grössere Schülerzahl gleichzeitig im Handfertig¬ 
keits-Unterricht mit Nutzen unterweisen? (Lehrer Groppler- 
Berlin). Sonntag, den 17. Juni: 10 Uhr Vormittags: 
Sitzung des Gesammt-Ausschusses. 11 Uhr Vormittags: 
Oeflfentlicher Kongress, Der deutsche Arbeits - Unterricht 
in seiner volkserziehlichen Bedeutung; Berichterstatter 
Landtags - Abgeordneter Bergrath Gothein - Breslau, Mit¬ 
berichterstatter Landesrath Schmedding - Münster i. W. 
Der Handfertigkeits-Unterricht in seiner Anpassung an die 
ländlichen Verhältnisse; Berichterstatter Lehrer Kalb-Gera. 


Versammlung der Gesellschaft zur Verbreitung von 
Volksbildung. Die Gesellschaft für Verbreitung von Volks¬ 
bildung; hält ihre diesjährige Hauptversammlung am 26. und 
27 . Mai in Weimar ab. Gegenstände der Tagesordnung 
sind: 1) Die hauswirthschaftliche Ausbildung der Mädchen. 
(Referenten die Herren: Kgl. und Stadtschulinspektor Dr. 
Zwick-Berlin und Abg. H. Rickert-Danzig). 2) Die Unter¬ 
stützung hygienischer Bestrebungen durch die Gesellschaft 
für V. V. Volksbildung bezw. ihre Vereine. 3) Der Sonn¬ 
tagsunterricht in den Fortbildungsschulen. (Referent Heri 
Abg. Dr. Pachnicke-Berlin). 4) Was lässt sich zur Pflege 
einer gediegenen Volksbildung in den Arbeiterkreisen thun? 
(Referent: Herr Lehrer Kalb-Gera i. R.) 5) Vorbereitungs¬ 
schulen für das Handwerk. (Referent: Herr Schuldirektor 
Pache-Leipzig-Lindenau). Die Verhandlungen sind öffentlich. 


Prauenfragen. 


Rechtsschutz für alleinstehende Frauen. Einen 
„Rechtsschutz für alleinstehende Frauen“ hat der neue 
„Berliner Frauenverein“ begründet. Der Rechtsschutz soll 
in erster Linie den hilflosen Frauen der arbeitenden Klassert 
zu gute kommen; es wird sich zunächst um juristischen Rath 
bei Eingaben, Regelung von Miethsverträgen, Lohnverhält¬ 
nissen, Ehesachen und dergl. handeln. Auf Ersuchen des 
Vereins hat sich ein Rechtsanwalt bereit erklärt, den ihm 
vom Verein zugesandten Frauen mit Rath zur Seite zu 
stehen. Dieses originelle Vorgehen, für welches übrigens 
bereits Arbeiterorganisatioiten stellenweise ein Muster ge¬ 
geben haben, verdient Nachahmung. 

Passives Wahlrecht der Frauen in Neuseeland. Am 

13. April fand sich eine Abordnung von Frauen bei dem 
Premierminister Siddon in Wellington ein und befürwortete, 
dass Frauen auch als Parlamentsmitglieder sollten erwählt 
werden können. Der Premierminister erwiderte, dass dies 
nur die logische Folge davon wäre, dass den Frauen das 
Stimmrecht ertheilt worden sei. Ihre politische Erziehung 
wäre natürlich eine Grundbedingung. 


Kriminalität 


Das englische Unterhaus über die Sträflingsarbeit 

Im englischen Unterhause interpellirte kürzlich der Abge¬ 
ordnete Howard Vincent den Präsidenten des Handelsamts 
Mundella, ob dieser nicht Schritte zu thun beabsichtige, um 
den britischen Arbeiter zu schützen gegen die Konkurrenz 
von deutschen Waaren, die im Gefängniss angefertigt wären. 
Die canadischen Zollgesetze verböten die Einfuhr aller 
Waaren, die in Gefängnissen produzirt wären. Der Minister 
erwiderte, dass er diese Bestimmung des canadischen Ge¬ 
setzes nicht kenne. Er wisse auch nicht, wie die Zoll¬ 
behörden unterscheiden sollten, wie eine Waare erzeugt 
worden sei. — Diese Aeusserungen lassen darauf schliessen, 
dass weder der Abg. Vincent, noch der Präsident des eng¬ 
lischen Handelsamtes über das Vorhandensein einer solchen 
Bestimmung im Zolltarifgesetze der Vereinigten Staaten 
von Amerika unterrichtet sind. Andernfalls hätten sie sicher¬ 
lich auf diese Thatsache hingewiesen. Im nordamerikani¬ 
schen Zolltarifgesetze vom 1. Oktober 1890, Artikel 51, wird 
nämlich verfügt; 

„Alle Kaufmannsgüter, Waaren und Artikel, gänzlich oder 
theilweise durch Sträflinge im Auslande hergestellt, dürfen 
in keinem Hafen der Vereinigten Staaten einklarirt werden, und 
der Import derselben ist verboten. Der Finanz minister ist er¬ 
mächtig, solche Regulative zu erlassen, welche ihm zur Durch¬ 
führung dieser Bestimmungen nöthig erscheinen mögen.“ 
Präsident Mundella hat mit der Frage nach den Er¬ 
kennungsmitteln der Sträflingserzeugnisse theilweise ganz 
Recht. Andererseits ist es bekannt, dass gewisse Artikel 
fast ausschliesslich in Gefangenhäusern hergestellt werden. 
Dies und der Bestand einer Be.stimmung, wie es die aus dem 
amerikanischen Zolltarife angeführte ist, endlich die Mög¬ 
lichkeit einer Anzeige von Seite eines Dritten kami zur 
Durchführbarkeit ähnlicher Einfuhrverbote wohl Vieles bei- 
I tragen. 


Verantwortlich für die Redaktion: Dr. Heinrich Braun in Berlin W., Victoriastrasse i6. 
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Zur Feldarbeiter-Bewegung in Ungarn. 


Die offizielle Welt Ungarns, die Regierung und die 
Berufspolitiker der verschiedenen Parteien wurden in der 
vergangenen Woche auf das Höchste überrascht durch die 
Bauernunruhen im ungarischen Tieflande. Dem einsichtigen 
Sozialpolitiker, der die Gestaltung der ökonomischen Ver¬ 
hältnisse mit Aufmerksamkeit verfolgt, konnte der Gang der 
Entwickelung nicht zweifelhaft sein und diesem kam die in 
einem Blutbade erstickte Arbeiterrevolte nicht unerwartet. 
Die Grundursache der auf sieben Komitatc sich ausbreiten¬ 
den, tiefgehenden Bewegung ist darin zu suchen, dass die 
eigentlichen Bearbeiter des Grund und Bodens von ihm 
getrennt sind. Ein Kleinbaucrnthum ist in diesen sieben 
Komitaten, ganz besonders aber in den Komitaten Csongräd, 
Bekes und Csanäd kaum mehr zu finden. Hier dehnen sich 
riesige Latifundien aus, die theils im Besitz des ungarischen 
Hoqhadels sind, tlieils aber das Eigenthum von Grossbauern 


bilden, welch’ letztere oft ein Areal von 1000 und mehr 
Joch Land ihr Eigen nennen. 

Die ungarischen Latifundien werden heute noch durch¬ 
aus in feudalem Geiste verwaltet und ihre Besitzer, seien 
es Magnaten oder Grossbauern, sind eifrig bestrebt, jedes 
Fussbreit Bauernland zum grossen Komplex zuzuschlagen. 

Die Expropriation des Bauernlandes ist bereits auf der 
Stufe angelangt, dass zum Expropriiren kaum mehr etwas 
übrig ist. So ist im Laufe der Jahre auf der einen Seite 
eine geringe Anzahl von Bodenmagnaten entstanden, wel¬ 
chen viele Hunderttausende von landwirthschaftlichen Tag¬ 
löhnern gegenüber stehen, die heute nicht mehr in der Lage 
sind, ständige Arbeit und den nothdürftigen Lebensunterhalt 
zu finden. Die Verwaltung der Güter in eigener Regie ist 
bei den aristokratischen Grundbesitzern so gut wie gar nicht 
mehr üblich; die Latifundien werden oft in dritter und 
vierter Hand verpachtet, jede neuere Verpachtung erhöht 
den Pachtschilling und der letzte Pächter ist mit allen 
Mitteln und Schlichen bestrebt die Produktionskosten zu 
vermindern und die Pachtsumme, nicht in letzter Reihe aus 
den Taglöhnern, herauszuschlagen. Um die Arbeitslöhne 
herabzudrücken werden die Latifundien aufgetheilt und 
stückweise einer Gruppe von Arbeitern behufs Bearbeitung 
übergeben. Die Bearbeitung der Weizenfelder seitens der 
Arbeiter wird in der Regel für ein Neuntel oder Zehntel 
des Erträgnisses vollführt; bei den Maisfeldern ist eben¬ 
falls Naturallohn und zwar die Drittel-Entlohnung üblich. 

Dieses Lohnsystem, dessen Höhe von dem Ausfall der 
Ernte abhängig ist, bietet dem Arbeiter keine verlässliche 
Grundlage für die Berechnung seines Einkommens, Er be¬ 
ginnt die Arbeit, ohne zu wissen, was nach Monaten sein 
Lohn sein wird. Eine bei der Bearbeitung von Weizen- und 
Maisfeldern betheiligte Arbeiterfamilie erwirbt im Fall einer 
guten Mittelernte ungefähr 5—6 Meterzentner Weizen im 
Werthe von 35—42 Gulden und 40 Scheffel Mais im Werthe 
von 18—20 Gulden, demnach zusammen ungefähr 55—60 
Gulden. Ausserdem erhält der Arbeiter drei Wochen wäh¬ 
rend der Erntezeit wöchentlich einen halben Scheffel Weizen 
und ein Kilogramm Speck. Letztere Leistung wird zumeist 
in sehr schlechter Qualität geboten. Zum Maisbrechen und 
Binden der Garben muss der Arbeiter Hilfskräfte herbei¬ 
ziehen, die er aus Eigenem zu bezahlen hat, so dass sein 
Erwerb eigentlich nur 48—50 Gulden beträgt. Aber selbst 
dieses für Monate lange und überaus anstrengende Feld¬ 
arbeit ihm zukommende Einkommen bleibt nicht ungeschmä¬ 
lert. Mit bewundernswerthem Raffinement sind Gutsherr, 
Pächter und Beamter bestrebt, entweder unbezahlte Arbeit 
aus dem Taglöhner herauszupressen oder ihm einen Theil 
seines Erwerbs unter versehiedenen Titeln abzunehmen. 
Die letzteren Leistlingen zu Gunsten des Gutsherrn oder 
Pächters werden selbst in der Amtssprache „uzsora“ 
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(Wucher) genannt und bestehen darin, dass der Arbeiter 
verpflichtet ist, weil er Felder zur Bearbeitung erhalten hat,^ 
für jedes bearbeitete. Joch Feld 1—2 Tage unentgeltliche 
Arbeit bei Haus und Hof zu leisten, ferner einige Hühner 
und ein gewisses Eierquantum abzuliefern. 

ln den Monaten, in denen die Feldarbeiten ruhen, hat 
der landwirthschaftliche Arbeiter nur selten Gelegenheit im 
Taglohn etwas zu erwerben und schätzt sich glücklich, wenn 
er ijebenher nocji 20 —24 Gulden verdient. 

Die Bevölkerung der auf den Latifundien vorhandenen 
Gemeinden sind der Gutsherrschaft vollkommen ausgeliefert. 
Um diese Verhältnisse zu illustriren, wollen wir nur einige 
Fälle anführen, welche sich auf dem im Komitate Csongräd 
befindlichen und mehr als hunderttausend Joch umfassenden 
Fideicommiss des Markgrafen Pallavicini im* Laufe der letzten 
Jahre ereignet haben. Aus drei Gemeinden wurde die Be¬ 
völkerung, deren Vorfahren seit anderthalb Jahrhunderten 
dort ansässig waren, durch die Gutsherrschaft Knall und 
Fall und ohne Entschädigung expatriirt, weil die betreffenden 
Ländereien zu vortheilhaften Bedingungen verpachtet wurden. 
In der Gemeinde Sändorfalva errichtete der grossherzige 
Gutsherr eine Kolonie von 4000 Menschen. Ausser den 
Hausstellen erhielten diese Leute nicht ein Fussbreit Land 
zugewiesen. Sogar ein Stückchen Weide für Geflügel wurde 
verweigert, um die Arbeiter jeder Zeit zu den erbärm¬ 
lichsten Löhnen zur Verfügung zu haben. Eine andere 
Gemeinde ist auf Pachtland erbaut; die Schule, das Gemeinde¬ 
haus, die Kirche, die letzte Hütte bis zur Thürklinke, Alles 
ist Eigenthum der Herrschaft. Auf das wiederholte Ansuchen 
der Bevölkerung, es möge die Ablösung der Hausstellen 
gestattet werden, hat der Gutsherr mit ganz unannehmbaren 
Bedingungen geantwortet. Nach Ablauf jeder Pachtperiode 
wurden die Pachtbedingungen verschlimmert, so dass die 
Gutsherrschaft mit dem ihr unliebsamen Arbeiter den Pacht¬ 
vertrag in jedem Augenblick lösen und denselben sammt 
seiner Familie von Haus und Hof jagen kann. 

Irland hat sein Gegenstück in Ungarn. 

Ein weniger widerstandsfähiges und weniger intelligentes 
Volk würde unter der Einwirkung dieser Verhältnisse in 
that- und rathlosen Stumpfsinn verfallen. Die Bevölkerung 
im Herzen Ungarns, die zugleich auch den Kern des unga¬ 
rischen Volkes bildet, kennt kein fatalistisches Unterwerfen. 
Die hohe Durchschnitts-Intelligenz, wie man sie im Bauern¬ 
elemente des übrigen Europa kaum mehr finden dürfte, be¬ 
fähigt sie das Unhaltbare ihrer Lebensverhältnisse sehr rasch 
kennen zu lernen. Das aber ist der erste Schritt zur 
sozialen Erkenntniss der eigenen Klassenlage. Dem Volk.s- 
charakter der magyarischen Landarbeiter liegt die Ver¬ 
schlossenheit fern. Die Dichtigkeit der Bevölkerung, welche 
in diesen Gegenden den Landesdurchschnitt bedeutend über¬ 
ragt, erleichtert und ladet ein zu geistigem Verkehr. Im 
Laufe der arbeitsfreien Winterszeit versammeln sich die 
Nachbarn bei einem Arbeitsgenossen, und im Kreise um 
den Lehmofen werden das eigene Elend und die Ereignisse 
der Welt besprochen. Das Lernbedürfniss ist bei diesen 
Arbeitern, die fast alle des Lesens und Schreibens kundig 
sind, sehr gross, manche von ihnen haben die ins Ungarische 
übersetzten Werke Büchners und Darwins gelesen. Es kann 
nicht Wunder nehmen, dass diese Bevölkerung mit ausser¬ 
ordentlich empfänglichem Gemüthe den neuen Ideen des 
Sozialismus entgegentreten. 

Die Worte von Karl Marx: „Proletarier aller Länder, 
vereinigt Euch!“ sind im ungarischen Tieflande auf frucht¬ 
baren Boden gefallen. Mit wahrem Heisshunger wurden der 
Inhalt der wöchentlich erscheinenden Arbeiterblätter und 
die in ungarischer Sprache vorhandenen Agitations-Brochuren 
verschlungen. Der Gedanke der Organisation schlug rasch 
Wurzel. In zahlreichen Gemeinden wurden Volks-Klubs 
und Bildungsvereine gegründet, von vielen tausenden Ar¬ 
beitern besuchte Versammlungen abgehalten und die neue 


Lehre verbreitet. Die Arbeiter drängten sich zum Eintritt 
in die Vereine, uncL diese Tjaatsaphe, sowie das riesige 
Anscphwellen def neuen Bewegung, die neuen Schlag¬ 
worte, die neuen, in diesen Gegenden- bisher nicht gehörten 
Forderungen nach allgemeinem Wahlrecht, nach Normallohn 
u. s. w. rüttelten die Behörden aus ihrer gewohnten Ruhe. 
Besinnungslos vor Ueberraschuhg wurden die ungeschick¬ 
testen und brutalsten Gewaltismaassregelln ergriffen und be¬ 
sonders^ schönungslQs durchgefüjlrt in. der Zeit vor dem 
1. Mai, den auch die landwirthschaftlichen Arbeiter zu ihrem 
Feiertage proklamirten. Die Landarbeiter haben aber ein 
besonders lebhaftes Rechtsgefühl, auch sind sie ziemlich 
unterrichtet über den Rechtskreis der Behörden und der 
einzelnen Organe. Die kleinste Ueberschreitung des Kom¬ 
petenzkreises verbittert die Gemüther, ruft die lebhaftesten 
Proteste hervor und führt ganz besonders, wenn sich Provo¬ 
kationen dazu gesellen, zu den bedauerlichsten Gewalt¬ 
streichen. 

Die tumultuarischen Ereignisse im Tieflande haben die 
Regierung vollkommen überrumpelt; man ist bestrebt, die 
Uebel zu saniren oder mindestens zu lindern. Die von der 
Regierung geplanten Maassnahmen dürften aber nicht ge¬ 
nügen. Mit der Kolonisation von einigen hundert Familien, 
mit dem Zusammenschreiben und der proportionirteren 
lokalen Vertheilung der Arbeitskräfte und der Theilnahme 
der untersten Volksschichten an der autonomen Verwaltung 
der Komitats-Munizipien, der Städte und Gemeinden, kann 
eine so tiefgehende Bewegung, wie sie heute im Tieflande 
vorhanden ist, nicht behoben werden. Zur Abhilfe sind 
unseres Erachtens einschneidende Verfügungen nothwendig, 
wie z. B, die endgültige Aufhebung der trotz der 48 er Re¬ 
volutionsgesetze thatsächlich fortbestehenden Robot, Auf¬ 
hebung der Gemeindeordnung, Abschaffung der Natural- 
Entlohnung und überhaupt die Erhebung des landwirth¬ 
schaftlichen Arbeiters auf jene Rechtsstufe, auf welcher 
heute der gewerbliche Arbeiter bereits steht. Die gesellschaft¬ 
liche Machtstellung des ungarischen Hochadels und der Lati¬ 
fundienbesitzer wird jedoch gewiss jedes derartige Bestreben 
— auch wenn dazu der Wille bei der Regierung vorhanden 
wäre — im Keime unterdrücken. 

Budapest, Ende April 1894. E. R. J. Krejesi. 


Soziale Wirthschaftspolitik und Wirthschafts- 
statistik. 

Die Einkommensverhältnisse in Preussen in den 
Etatsjahren 1892/93 und 1893/94. 

Den Veröft'entlichungen über die Resultate der Steuer- 
cinschätzungen in Preussen für 1893/94 in No. 16 und 17 
des Sozialpolitischen Centralblatts fügen wir in Folgendem 
noch eine Berechnung der Einkommensvertheilung hinzu, 
wie sie sich aus den Einschätzungsresultaten ergiebt. Die 
Berechnung ist nach derselben Methode wie im Vorjahre 
ausgeführt 1), nur sind die Steuerklassen etwas anders 
irt. 

ie Resultate der Steuereinschätzungen für 1892/93 und 
1893/94 sind nicht unmittelbar mit einander vergleichbar. 
Die offiziellen Veröffentlichungen des Königlich preussischen 
Statistischen Bureaus beziehen sich zwar in beiden Fällen 
auf die Einschätzungen erster Instanz: aber indem natur- 
gemäss die Einschätzungen für 1893/94 auf die begründeten 
Reklamationen des Vorjahres Bezug nehmen, veränderten 
sich auch ganz wesentlich die Gesichtspunkte für die Ein¬ 
schätzungen. Erst die Nachweisungen über die endgiltigen 
Steuerergebnisse werden dieses irreführende Moment be¬ 
seitigen. 

Das veranlagte Einkommen der physischen Personen 
betrug 5 725 338 364 M. (gegen 5 724 323 767 M. im Vorjahre). 



Vcrgl. Sozialpolitisches Centralblatt II. Jahrgang No. 4. 
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Nach den für begründet erachteten Reklamationen ver¬ 
minderte sich aber das gesammte Steuerveranlagungssoll 
für 1892/93 um 3154 087,62 M. Leider ist in den „Mit¬ 
theilungen aus der Verwaltung der direkten Steuern im 
preussischen Staate“ nicht hervorgehoben, welcher Antheil 
hiervon auf die physischen und welcher auf die juristischen 
Censiten gesondert entfällt, und in welchem Verhältniss sich 
dadurch das Einkommen der einzelnen Klassen vermin¬ 
dert hat. 

Da die Mittheilungen auch für das laufende Etatsjahr 
keinen Hinweis darauf enthalten, wie hoch sich das Ein¬ 
kommen der Erwerbsthätigen mit einem Einkommen unter 
900 M. beläuft, so sind wir auf eine schätzungsweise Berech¬ 
nung ganz analoger Art wie im Vorjahr angewiesen, um die 
Zahl der Erwerbsthätigen dieser untersten Einkommensklasse 
und die Höhe ihres Einkommens zu ermitteln. 

Die durchschnittliche Bevölkerung Preussens für das 
Etatsjahr 1893/94 belief sich auf 30(S0 017 Köpfe, davon 
waren steuerfrei 21 070 481 als solche, deren Einkommen 
900 M. nicht überstieg, und 5 808 als Exterritoriale. Die 
den 2 479 778 steuerpflichtigen Censiten entsprechende Kopf¬ 
zahl betrug also 9 003 728, die Censiten machen also 27,5 pCt. 
von der Kopfzahl aus. Unter der Annahme, dass auf 
21 070 481 steuerfreie Bewohner ebenfalls 27,5 pCt. Erwerbs- 
thätige kommen, ergäbe dies 5 798 596 Erwerbsthätige mit 
einem Einkommen von weniger als 900 M. 

Das Durchschnitts-Einkommen der Erwerbsthätigen 
dieser Klasse übersteigt 500 M. keinesfalls (die Berechtigung 
für diese schätzungsweise Annahme habe ich 1. c. eingehend 
nachgewiesen), ihr Gesammteinkommen beläuft sich demnach 
auf 2899,30 Millionen M. höchstens. 

Es stehen sich also gegenüber: 

1893/94 5.80^ Mill Censiten (unter 900 M.) mit 12899,30 Mill. M. 

1892/93 5,70/ einem (lesammteinkommen von \ 2848,50 „ „ 

1893/94 2,481 Mill. Censiten (über 900 M.) mit 15725.34 „ „ 

1892/93 2,44/ einem Gesammteinkommen von \ 5724.32 „ „ 

ln einzelne Steuerstufen gesondert, ergiebt sich folgende 
Vertheilung^) des Einkommens (die für 1892/93 geltenden 
Zahlen sind cursiv gesetzt): 


Einkommenstufen 

Zahl der 

Zensiten 

pCt. 

Einkommen 

in 1000 M. 

pCt. 

Durchschnitts- 

Einkommen 

bis 900 

(5 798596) 

70,0 

(2 899 300) 

33,6 

(500) 


(6 Gii9 969) 

70,1 

{2 84H500) 

33,2 

{500) 

900—3000 

2 160 461 

26,1 

2 968 762 

34,4 

1 372 




2 911981 

33,9 

1374 

bis 3000 

(7 959 057» 

96,1 

(5 868 062) 

68,0 

(737) 


{7 S16 009) 

96,1 

(5 760 481) 

67,1 

(755) 

3000— 6000») 

208 480 

2.5 

(846 022) 

9,8 

(4 067) 


20i54i 

2,5 

{837 746) 

9,8 

(4 097) 

6000—14 500«) 

80 433 

1.0 

(702 341) 

8,2 

(8 735) 


80 977 1 

IJf 

! {709 04 i) 

8,2 

(8 807) 

14500—36000 

22 239 

0.3 

! (489 075) 

5,7 

(22 030) 


TJ9J9 

0,3 

1 {493 222) 

5,9 

(21 538) 

über 36 000 

\ 8165 

0.1 

\ (719 138) 

8,3 

(88022) 


! 8 4-i9 

0,1 

' {772 331) 

9ß 

{91 508) 

über 3000 

319317 

3.9 

2 756 576 

32,0 

8 641 


:iI6S69 1 

i 3.9 

2 812 342 

322 

8 871 

Ober 900 

2 479 778 

\ 30,0 

5 725 338 

66,4 

2 309 


2 4.W 858 

i 29,9 

5 724 323 

67,8 

2 350 

Total 

(8 278 374) 

100 

(8 624 636) 

100 

(1 040) 


1 (.V 133 898) 

KiO 

(8 5 72 823) 

100 

{1 055) 


1) Die cingcklarnmerten Zahlen sind nur approximativ; z. Thl. 
sind die Zahlen für das Einkommen aus den Steuerbeträgen 
schätzungsweise berechnet worden. Da die Steuerstufen etwas 
anders angelegt worden sind als in der analogen Tabelle des 
Vorjahres, so sind die Zahlen für das Vorjahr noch einmal mit 
aufgeführt worden. 

*) Sozialpolitisches Centralblatt II. 1892, No. 4, war in den 
Stufen 3000 6000 und 6000-^14500 das Gesammteinkommen aus 
den vorläufigen Mittheilungen im „Reichsanzeiger“ berechnet 
worden, in welchen die einzelnen Intervalle zwischen den Steuer¬ 
klassen grösser waren als in den „Mittheilungen“ der definitiven 
Ergebnisse. Die Schätzungsergebnisse dieser vorliegenden Ta¬ 
bellen sind deshalb auch genauer als die der analogen Tabelle 
des Vorjahres. 


Für die letzte Einkommenstufe (über 36(XX) M.), welche 
die Millionäre umfasst, ist noch zu bemerken, dass sich in 
derselben befinden: 


in den Einkommen¬ 
klassen 

Zen¬ 

siten 

pCt. 

mit einem 
Einkommen 
von 1000M. 

pCt. 

Dnrchschnitts- 

Einkomraen 

36000 - 96000 

6480 

0,077 

(352634,0) 

4,09 

(54543) 


6668 

0,082 

(385004,0) 

4,50 

(57691) 

96000- 300000 

1461 

0,017 

(219212,5) 

2,54 

(150147) 


16U 

0,029 

(230612,0) 

2,71 

• {150727) 

300000—1500000 

221 

0,001 

(118334,0) 

1,37 

(535400) 


225 

0,003 

(122225,0) 

1,42 

{543208) 

1500000-7195000 

9 

0,00 

(28957,5) 

0,34 

(3217400) 


12 

0,00 

(34600,0) 

0,42 

(2875000) 

Zusammen über 

8165 

0,09 

(719138,0) 

8,34 

(88022) 

36000 M. 

' 8439 

0,10 

(773311.0) 

9,05 

{91608) 


Aus den Tabellen ist zunächst abzulesen, dass im Grossen 
und Ganzen die Vertheilung der Zensiten in den einzelnen 
Einkommensklassen ziemlich dieselbe geblieben ist, dass 
also im Laute des letzten Jahres bedeutende Verschiebungen 
nicht stattgefunden haben; weit auffallender dagegen ist 
das Sinken des Durchschnittseinkommens bei fast allen Zen¬ 
siten, abgesehen von den Klassen 14500 bis 36000 und 
1500000 bis 7195000 M. 


Wenn diese Erscheinung auch daraus zu erklären ist, 
dass die Einschätzungen für 1892—93 höhere Einkommens- 
werthe ergeben haben, als wirklich vorhanden waren — dass 
die Zensiten der höheren Klassen im Laufe des ersten 
Jahres vielleicht auch erst die nöthige Erfahrung gesammelt 
haben, in welcher Weise der Vermögensstand zu ver¬ 
schleiern ist, — so markiren die angeführten Zahlen in 
ihrer Gesammtheit doch das Vorhandensein einer wirth- 
schaftlichen Depression, die alle Klassen der Bevölkerung 
gleichmässig getroffen hatte. — 

Die schroffen Gegensätze in der Vertheilung des Ein¬ 
kommens sind auch tür das laufende Etatsjahr bestehen ge¬ 
blieben. Auf den Gang der Entwickelung in der Verthei¬ 
lung des Einkommens kann man natürlich aus den Resul¬ 
taten zweier auf einander folgender Jahre noch keine 
Schlüsse ziehen. 

Von Interesse ist dann noch die Vertheilung des Ein¬ 
kommens über die einzelnen Landestheile mit Unterscheidung 
von Stadt und Land. Es ergiebt sich hier, wie die Statistische 
Korrespondenz ausführt, eine grosse Ueberlegenheit der 
Städte und des Westens, sowie ein besonders weites Zurück¬ 
bleiben des Nordostens, der Provinzen Ost- und West- 
preussen, Pommern und Posen. Während die Städte nach 
den Steuerlisten für 1893/94 11,94 Millionen Einwohner d. i. 
40 pCt. der Gesammtzahl nachwiesen, zählte man unter den 
physischen Personen Zensiten mit einem ermittelten (nicht 
veranlagten Einkommen): 


in den 
Städten 


pCt. 

der Ein¬ 
wohner 


auf dem 
Linde 


pCt. 

der Ein¬ 
wohner 


900 bis 

3 000 M. 1 204 589 

10,09 

955872 

5,27 

3000 „ 

9500 193 831 

1,62 

69 775 

0,38 

9500 „ 100000 „ 44862 

0,38 

9270 

0,05 

100000 M. 

. . . . 1284 

0,01 

295 

0,002 


1 444 566 

12,10 

1 035 212 

5,70 


Obwohl also die Bevölkerung des platten Landes rund 
um die Hälfte grösser war als die der städtischen, blieb sie 
in allen Einkommensklassen, besonders aber in den höchsten, 
weit hinter der städtischen zurück. — Was den Antheil der 
einzelnen Provinzen an der Einkommensvertheilung anbe¬ 
trifft, so betrugen in Prozenten der Seelenzahl die Zensiten 
mit Einkommen 

in den städt. Bezirken in den ländl. Bezirken 

von über von über 



900 

3000 

9500 

900 

3000 

9 500 


bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 


3000 

9500 

100000 

3000 

9500 

100000 


M. , 

. M. 

M. 

M. 

M.. 

M. 

in Ostpreussen . 

. 6,60 

1,33 

0,19 

2,64 

0,20 

0.02 

„ Westpreussen 
im Stadtkreise 

. 6,08 

1,37 

0,17 

2,67 

0,25 

0,02 

Berlin . . . 

. 16,51 

2,01 

0,71 




in Brandenburg 

. 9,20 

1,43 

0,29 

6,22 

0,57 

0,10 

„ Pommern. . 

. 8,08 

1,46 

0.24 

3,67 

0,30 

0,05 
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in den städt. Bezirken in den ländl. Bezirken 

von über von über 



900 

3000 

9500 

900 

3000 

9500 


bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 


3000 

9500 

100000 

3000 

9500 

100000 


M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

in Posen . . . 

6,59 

1,28 

0,15 

2,53 

0,15 

0,03 

„ Schlesien . . 

7,69 

1,54 

0,28 

3,52 

0,27 

0,05 

„ Sachsen . . 

9,33 

1,51 

0,33 

5,30 

0,62 

0,11 

„ Schleswig- 
Holstein . . 

11,61 

1,73 

0,26 

6,45 

0,75 

0,07 

„ Hannover. . 

9,72 

1,76 

0,32 

5,58 

0.52 

0,04 

„ Westfalen 

11,18 

1.38 

0,28 

9,53 

0,43 

0,05 

„ Hessen-Nassau 

10,10 

2,60 

0,73 

4,81 

0,28 

0,03 

„ Rheinland . 

9,79 

1.50 

0,39 

8,00 

0,40 

0,05 


Zunächst ist für das Einkommen in Städten eine ziem¬ 
lich regelmässige Zunahme des Antheils aller steuerkräfti¬ 
geren Klassen zu konstatiren, je weiter man nach Westen 
geht. Noch grösser aber ist der Abstand zwischen Osten 
und Westen bei dem Einkommen in ländlichen Bezirken. 
Auffallend ist hier das relativ häufige Vorkommen mittleren 
Einkommens (3000—95(X) M.) in Schleswig - Holstein und 
Sachsen. Der Schluss der Statistischen Korrespondenz, dass 
dies „der hier vorherrschenden sozialen Mischung zwischen 
einem nicht zu ausgedehnten, aber verhältnissmässig wohlha¬ 
benden Grossgrundbesitz und einer zahlreichen Grossbauern¬ 
schaft entspricht“, ist jedoch nicht ohne Weiteres zu akzeptiren. 
In Sachsen z. B. werden jedenfalls die zahlreichen Zucker¬ 
fabriken diese eigenthümliche Abweichung erzeugt haben. — 
Die angeführten Zahlen sind überhaupt nicht gegen oder 
für die „nothleidende Landwirthschaft“ des Ostens zu ver- 
werthen, wie das schüchtern die Statistische Korrespondenz 
versucht, denn einmal hat man, wie sie selbst ganz richtig 
hervorhebt, zu beachten, dass dasselbe Einkommen im 
Osten einen ganz anderen Werth besitzt als in Berlin, dass 
ferner grade die grösseren Einkommen, selbst aus rein 
landwirthschaftlichen Betrieben, vorzugsweise in den Städten 
veranlagt sein werden, und dass umgekehrt zahlreiche in¬ 
dustrielle Betriebe — besonders im Westen — auf dem 
Lande eingeschätzt sind. Nur eine weitgehende Differenzirung 
des Einkommens nach den Einkommensquellen würde 
derartige Schlussfolgerungen gestatten, eine solche ist in 
den offiziellen Mittheilungen aber noch nicht einmal ver¬ 
sucht, geschweige denn in sozialpolitisch verwerthbarer 
Weise durchgeführt worden. 

Berlin. H. Lux. 

Pfandrecht des Vermiethers. Dem preussischen Ab¬ 
geordnetenhause ist ein Gesetzentwurf vorgelegt worden» 
welcher bestimmt, dass das dem Vermiether zustehende 
Pfandrecht sich auf die der Pfändung nicht unterworfenen 
Sachen nicht bezieht. Damit wird endlich einem Rechts¬ 
zustande ein Ende gemacht, der zu schreienden Härten 
geführt hat und bezüglich dessen Verurtheilung Juristen 
und Sozialpolitiker einer Ansicht sind. Auf das Pfandrecht 
der Verpächter bezieht sich das Gesetz nicht, diejenigen 
Sachen des Pächters, welche von anderen Gläubigern nicht 
gepfändet werden können, dürfen somit nach wie vor von 
dem Verpächter für seine Forderungen aus dem Pachtver¬ 
träge zurückgehalten werden. Diese Regelung entspricht 
auch dem zweiten Entwürfe des bürgerlichen Gesetzbuches. 
Als selbstverständlich muss angenommen werden, dass das 
Gesetz auch auf diejenigen Miethverträge Anwendung findet, 
welche vor seinem Erlass abgeschlossen wurden, bezw. auf 
die vor diesem Termine entstandenen Miethverhältnisse, bei 
denen ein besonderer Vertrag nicht abgeschlossen wurde. 
Die erste Lesung im Abgeordnetenhause zeigte eine erfreu¬ 
liche Sympathie für die Absicht des Gesetzentwurfs, und es 
steht zu hoffen, dass die Kommission, in die er verwiesen 
wurde, ihre Arbeit bald vollenden und die rasche Ver¬ 
abschiedung des Gesetzes ermöglichen wird. 

Einwanderung in Nordamerika. Die Einwanderung 
in den Vereinigten Staaten hat im letzten halben Jahre be¬ 
trächtlich abgenommen, wie sich aus der Statistik des New- 
Yorker Hafens für die Monate Oktober 1893 bis Februar 
1894, verglichen mit den gleichen Monaten in den Jahren 
1890—91 und 1891—92, ergiebt. (Das Jahr 1892—93 muss 


wegen der Cholera ausser Vergleich gesetzt werden.) In 
diesem Hafen wurden gelandet: 


im 

1890—91 

1891—92 

1893—94 

Oktober . . 

31 434 

36 798 

15 466 

November . 

30 590 

28 019 

12 345 

Dezember . 

17 048 

20116 

11 415 

Januar . . 

11 092 

13 761 

5 578 

Februar . . 

15 377 

20882 

6841 

Im Ganzen 

105 541 

119 576 

51 645 Einwanderer. 


Diese Abnahme wird von dem Einwanderungskom¬ 
missar Dr. Senner, wie es scheint mit Recht, nicht nur dem 
letzten Einwanderungsgesetze zugeschrieben, das die Dampf¬ 
schifffahrtsgesellschaften verantwortlich und für die Rück¬ 
fahrt der gesetzlich nicht zugelassenen Einwanderer haft¬ 
bar macht und äie unter scharfe Kontrolle stellt, sondern 
auch der wirthschaftlichen Lage in den Vereinigten Staaten, 
die die Einwanderung nicht mehr so verlockend, den Er¬ 
werb nicht mehr so leicht erscheinen lässt, wie einst. 


Soziale Zustände. 

Arbeiterverhältnisse in den Zuckerfabriken Oester- 
reich-Ungams. Die soeben erschienene amtliche Statistik 
der Ergebnisse der Verzehrungssteuer im Jahre 1892, zu¬ 
sammengestellt im österreichischen Finanzministerium, ent¬ 
hält unter Anderem auch allerdings nur sehr allgemeine 
Angaben über Zahl und Lohn der in den Zuckerfabriken 
beschäftigten Arbeiter. Danach waren in der Erzeugungs- 
Kampagne 1891/92 beschäftigt und bezahlt: in Nieder¬ 
österreich 847 männliche mit einem Taglohn von 50 bis 
150 Kreuzern pro Kopf und 272 weibliche mit 38—80 Kr.; 
in Böhmen 35 810 männliche mit 25—240 Kr. und 8189 
weibliche mit 22—80 Kr.: in Mähren 13 825 männliche mit 
30—175 Kr., 4730 weibliche mit 30—65 Kr.; in Schlesien 
1676 männliche mit 35—200 Kr., 662 weibliche mit 30 bis 
60 Kr. und in Galizien 447 männliche mit 36—100 Kr. 
und 100 weibliche mit 25—35 Kr., zusammen in Oester¬ 
reich 52 605 männliche Arbeiter mit einem Taglohn von 
25—240 Kr. und 13 953 Arbeiterinnen mit 22—80 Kr. 
Ebenso in Ungarn 6090 Arbeiter zu 40—200 Kr. und 
1888 Arbeiterinnen mit 25—100 Kr. Taglohn. Die Summi- 
rung der Arbeiterzahl beider Reichshälften und der Ver¬ 
gleich mit den analogen Zahlen des Betriebsjahres 1890/91 
ergiebt für das Jahr 1891/92 eine Verminderung des Ar¬ 
beiterstandes um 534 und 316 weibliche Arbeiter. Die 
Lohnverhältnisse sind aus diesen Angaben, wie schon her¬ 
vorgehoben, nur sehr undeutlich zu ersehen. Bekannt ist 
es aber, dass sich der Durchschnittlohn weit mehr in der 
Nähe der Minimal-Grenzzahlen hält. Und dies gilt auch 
für die Zuckerfabriken Niederösterreichs, da in denselben 
zahlreiche Arbeitskräfte aus den slavischen Kronländern, in 
welchen der landwirthschaftlich-industrielle Lohnsatz ein 
sehr niedriger ist, Verwendung finden. Die Rohzucker¬ 
fabriken arbeiten von Mitte Herbst bis zum Ende des Früh¬ 
jahrs und verwenden da als Arbeiter zumeist jene Arbeits¬ 
kräfte, die in der übrigen Zeit landwirthschaftlich beschäftigt 
sind. Als Maassstab für den grossen Durchschnitt der 
Zuckerfabriks-Lohnsätze wird sonach der Lohnsatz in der 
Land- und Forstwirthschaft recht wohl dienen können, wenn 
man hierbei wiederum einen gewissen Prozentsatz niedri¬ 
ger geht, da die hier unten folgenden Lohnsätze sich ja 
auf den Jahresdurchschnitt, also auf die Erntezeit er¬ 
strecken und im Winter gerade wegen der dann geringeren 
Nachfrage nach landwirthschaftlichen Arbeitern ein Sinken 
des Arbeitslohnes regelmässig eintritt. Nach den an das 
österreichische Ackerbau-Ministerium von den politischen 
Landesbehörden gelangten Nachweisungen (siehe statisti¬ 
sches Jahrbuch dieses Ministeriums pro 1890 II. Heft) betrug 
nun der Durchschnittstaglohn für landwirthschaftliche Ar¬ 
beiter in Böhmen: ohne Kost 72 Kr., mit Kost 63; in 
Mähren: 58 bezw. 34; in Schlesien: 66 bezw. 347»; in 
Galizien: 59 bezw. 29 Kr. Diese Sätze sind nur die 
grossen Landesdurchschnitte und enthalten also auch die 
Löhne der deutschen Provinztheile. Dort wo die slavische 
Bevölkerung den Stamm der Arbeiterschaft bildet und ge- 
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rade diese ist ja in den Zuckerfabriken beschäftigt, ferner, 
wie schon erwähnt, nach Schluss der Kultur- und Ernte¬ 
arbeiten sinken die wirklich gezahlten Löhne tief unter 
diese Durchschnittszahlen. Unter solchen Umständen wird 
es auch begreiflich, dass auf die oben mitgetheilten Zucker- 
fabriks-Minimallohnsätze von 25, 30, 35, 36 Kr. (Böhmen, 
Mähren, Schlesien und Galizien) thatsächlich der grössere 
Antheil an den dort insgesammt gezahlten Arbeitslöhnen 
entfällt und dass die in der finanzministeriellen Statistik 
enthaltenen Maximalsätze in Wirklichkeit nur verschwindend 
selten zur Auszahlung gelangen. 


Kaufmännische Fragen. 


Die Sozialreform und die Komptoristen. 

Aus Anlass der staatlichen Erhebungen über die tägliche 
Arbeitszeit etc. der Angestellten in Ladengeschäften ist be¬ 
kanntlich mehrfach der Wunsch geäussert worden: der Staat 
möge doch auch Erhebungen über die tägliche Arbeitszeit 
der Angestellten in Engros-, Fabrik-, Bank- und Speditions¬ 
geschäften — der Komptoristen — vornehmen lassen. Bis¬ 
her ist man jedoch in den maassgebenden Kreisen' die¬ 
sem Wunsche nicht näher getreten. Und doch erscheint 
eine gesetzliche Regelung der Arbeitszeit für die Komp¬ 
toristen nicht minder nothwendig, wie für die Verkäufer in 
Ladengeschäften. Man muss sich vergegenwärtigen, 
dass die Verkäufer, wenn ihre Arbeitszeit auch zuweilen, 
z. B. in Kolonialwaarengeschäften, bis zu sechzehn Stunden 
täglich währt, bei Weitem nicht so angestrengt und ununter¬ 
brochen thätig sind, als die Komptoristen, und dass die 
Verkäufer hauptsächlich körperliche, die Komptoristen da¬ 
gegen vornehmlich geistige Arbeit verrichten. Nun nutzt 
aber körperliche Arbeit, .selbst solche angreifendster und 
andauerndster Art, den menschlichen Organismus nachge- 
wiesenermaassen nicht so intensiv ab als angespannte Geistes- 
thätigkeit, wie sie bei den Komptoristen vorherrscht. Die 
Art der Thätigkeit der Komptoristen muss mithin un¬ 
gleich aufreibender, als die der Verkäufer, erachtet 
werden, und es lässt sich füglich behaupten, dass die 
Komptoristen bei einer zehnstündigen Arbeitszeit in eben¬ 
demselben Grade auf Kosten ihrer Gesundheit thätig 
sind als die Verkäufer bei einer viel länger dauernden 
auf Kosten ihrer Freiheit. Eine zehnstündige Arbeits¬ 
zeit bildet aber leider die Regel in den Engrosgeschäften. 
Die Beschäftigung der Komptoristen währt nämlich gewöhn¬ 
lich im Sommer von 7 Uhr Morgens bis 7 Uhr Abends und 
im Winter von 8 Uhr Morgens bis 8 Uhr Abends, mithin 
nach Abzug einer zweistündigen (nicht selten auch kürzeren) 
Mittagspause täglich 10 Stunden, und wenn man berück¬ 
sichtigt, dass die geistige Arbeit mit einem erheblich grös¬ 
seren Kräfteverbrauch verbunden ist, als die körperliche, 
sicher viel zu lange. Diese Arbeitszeit wird indess in sehr 
vielen Geschäften periodisch noch mehr oder weniger — 
gewöhnlich um eine oder zwei, aber auch um drei Stunden 
und noch darüber hinaus — verlängert. Ja, es giebt sogar 
Geschäfte, in denen nicht nur periodisch, sondern beständig 
länger als zehn Stunden gearbeitet wird, zu denen insbe¬ 
sondere auch diejenigen zu zählen sein dürften, die kurz 
vor 8 Uhr Abends die etwa eingelaufenen Korrespondenzen 
von der Post abfordern lassen zwecks Beantwortung resp. 
Erledigung derselben noch am nämlichen Tage. Dass 
es anderseits auch Geschäfte giebt, in denen nur neun resp. 
acht Stunden oder nicht einmal so lange gearbeitet wird, 
soll hier nicht unerwähnt bleiben. Die Anzahl derjenigen 
Geschäfte, in denen nur neun Stunden Sommer und Winter 
hindurch gearbeitet wird, dürfte jedoch verhältnissmässig 
gering sein und noch geringer die Anzahl derjenigen Ge¬ 
schäfte, in denen die Arbeitszeit acht oder sieben Stunden 
täglich nicht übersteigt resp. gar nicht erreicht. 

Hieraus ergiebt sich, dass sich die Komptoristen, wie 
schon gesagt, keineswegs in einer besseren Lage befinden, 
als die Verkäufer. Eher lässt sich das Gegcntheil behaup¬ 
ten. Denn bedeutet, wie ausgeführt, für die Komptoristen 
schon eine zehnstündige Arbeitsdauer vielleicht dasselbe, 
wie eine sechzehnstündige für die Verkäufer, so gesellen 
sich bei den Komptoristen zu den Nachtheilen, die solche 


verhältnissmässig zu lange Arbeitszeit an sich für die Ge¬ 
sundheit derselben im Gefolge hat, noch hinzu: die Nach¬ 
theile einer sitzenden Lebensweise, einer gezwungenen 
Körperhaltung, des Mangels an Bewegung, des Arbeitens 
in oft schlecht ventilirten, dumpfen, dunklen oder zu engen 
Räumen, in denen die jungen Leute zuweilen wie zusammen¬ 
gepfercht sitzen müssen, des Arbeitens bei Lampenlicht 
mitunter den ganzen Tag über u. s. w. Daher rührt auch 
das blasse, f^le, krankhafte Aussehen der Komptoristen, 
wie auch die Nerven-, Lungen- und Augenleiden etc. so 
vieler Komptoristen darauf zurückzuführen sind, wohingegen 
die Verkäufer relativ munter und frisch aussehen und sich 
in der Regel wohl befinden. Ebenso verhält es sich mit 
der Entwicklung und Ausbildung des Körpers. Hier sind 
es wiederum die Komptoristen, von denen im Gegensatz zu 
den Verkäufern, bei denen die Entwicklung des Körpers in 
der Regel nichts zu wünschen übrig lässt, so unendlich 
viele wegen allgemeiner Körperschwäche, schwacher Brust 
etc. für militäruntauglich erklärt werden. Alle diese Mo¬ 
mente sprechen dafür, wie dringend nothwendig es ist, dass 
die Gesetzgebung auch der Komptoristen sich annimmt. 
Dazu mahnt ferner, abgesehen von den bereits gedachten 
Missständen, die Thatsache, dass unter den geschilderten 
Verhältnissen auch von einem gedeihlichen Familienleben 
nicht gesprochen werden kann und ebensowenig von einer 
geistigen Fortbildung derselben, es sei denn auf Kosten 
der durch die geschäftliche Thätigkeit bereits ohnehin so 
stark in Mitleidenschaft gezogenen Gesundheit der jungen 
Leute. Dass die Hirnarbeiter — und zu diesen gehören 
die Komptoristen — vom hygienischen Standpunkte aus 
betrachtet, ebenso der staatlichen Fürsorge bedürfen, wie 
die Handarbeiter, ist endlich erst ganz kOmich von autori¬ 
tativer Seite ausgesprochen worden, nämlich von Seiten 
Wilhelm Erb’s, des bekannten Nervenpathologen. Der¬ 
selbe betonte in einem am 22. November v. J. gehaltenen 
Vortrage über Nervosität u. A.: „dass die Fürsorge des 
Staates sich nicht auf die industriellen Arbeiter beschränken, 
sondern auch den Hirnarbeitern gesunde Räume und ge¬ 
ringere Arbeitszeit sowie regelmässige Ruhepausen sichern 
sollte. Auch sei darauf zu sehen, dass die geistige Arbeit 
mit den nöthigen Erholungspausen abwechsele und die Ent¬ 
wicklung und Ausbildung des Körpers nicht vernachlässigt 
werde.“ Wenn es aber trotz dieser ausserordentlich zeit- 
gemässen, wie beherzigenswerthen Auslassungen des Pro¬ 
fessors Erb über die Hirnarbeiter im Allgemeinen noch 
eines weiteren Beweises dafür bedürfte, wie nothwen¬ 
dig gerade für die Komptoristen im Besonderen der Er¬ 
lass von Schutzbestimmungen ist, so mag auf England 
hingewiesen sein, wo ein Komptorist nur 7 bis 8 Stun¬ 
den täglich thätig ist, während hier in Deutschland ein 
Komptorist gewöhnlich 10 Stunden und zu Saisonzeiten 
noch länger thätig sein muss. Wenn aber England, das 
unter allen Handel treibenden Völkern noch immer un¬ 
bestritten den ersten Rang einnimmt, es bei einer sieben- 
bis achtstündigen Arbeitszeit der Komptoristen bewenden 
lässt (die Geschäftsstunden sind in England in die Zeit von 
9 Uhr Morgens bis 5 Uhr Nachmittags gelegt, wovon eine 
halbstündige bis einstündige Frühstückspause in Abzug 
kommt), so ist nicht einzusehen, warum nicht auch in 
Deutschland in Bezug auf die hier übliche ausgedehnte 
Arbeitszeit Wandel geschaffen werden sollte und könnte. 
Freilich ohne Intervention des Staates ist nicht daran zu 
denken. Und eben deshalb muss die Gesetzgebung zu Hilfe 
genommen werden. Es muss gesetzlich verboten werden, 
dass ein Angestellter im Handelsgewerbe, der auf einem 
Komptor resp. Büreau thätig ist, länger als 8 Stunden täg¬ 
lich beschäftigt werden darf. An einer achtstündigen Arbeits¬ 
zeit würde ein Komptorist reichlich genug haben. Hat doch 
der Staats- oder städtische Beamte, der auf einem Büreau 
thätig ist, an seiner sieben- bis achtstündigen Arbeitszeit 
auch zur Genüge. Was aber den Beamten zu gönnen ist, 
ist den Komptoristen zu wünschen! Ja, hört man nun 
da sagen: der Vorschlag, die Arbeitszeit der Komptoristen 
gesetzlich auf acht Stunden zu beschränken, ist ganz accep- 
tabel, nur ist er — in der Praxis nicht durchführbar, da 
das kaufmännische Leben zu vielseitig ist, als dass man all¬ 
gemein gütige Dienststunden vorschreiben dürfte. Allein, 
darauf kann geantwortet werden, die Gesetzgebung braucht 
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ja auch gar nicht, wie bei dem Gesetz Ober die Sonntags¬ 
ruhe, vorzuschreiben, während welcher Zeit die Beschäftigung 
gestattet sein soll. Sie kann sich darauf beschränken, die 
Beschäftigung über die Dauer von acht Stunden täglich zu 
verbieten und im Uebrigen die Festsetzung der Geschäfts¬ 
stunden ruhig dem Ermessen und Belieben der Geschäfts¬ 
inhaber überlassen. Es kann dann jeder Geschäftsinhaber 
die Geschäftsstunden so festsetzen, wie es ihm am besten 
passt. Dem Einwande, dass in diesem Falle die Kontrolle 
über die Durchführung des Gesetzes sich ungemein schwierig 
gestalten dürfte, wäre aber mit einer weiteren gesetzlichen 
Bestimmung zu begegnen, nach welcher für jedes Komptor 
eine Geschäftsordnung zu erlassen wäre, sowie mit der 
Anstellung von Handelsinspektoren. Die Geschäftsord¬ 
nung müsste nach dem Muster der Arbeitsordnungen für 
Fabriken in der Hauptsache Bestimmungen enthalten über 
Anfang und Ende der regelmässigen täglichen Arbeitszeit, 
sowie der vorgesehenen Pausen. Ausserdem müssten auf 
derselben die einschlägigen gesetzlichen Schutzvorschriften 
über die Arbeitszeit, Pausen etc. vermerkt sein, und die¬ 
selbe müsste endlich an geeigneter, allen Angestellten zu¬ 
gänglicher Stelle im Komptor aushängen. Die Anstellung 
von Handelsinspektoren wäre anderseits nothwendig resp. 
zweckmässig, damit dieselben über die Beobachtung der 
gedachten Schutzbestimmungen für die Angestellten im 
Handelsgewerbe wachen und berichten, wie die Fabrik¬ 
inspektoren heute über die Beobachtung der Schutzbestim¬ 
mungen für Fabrikarbeiter. 

Auf die gedachte Weise Hesse sich die Durchführung 
eines die Arbeitsdauer der Komptoristen auf acht Stunden 
täglich begrenzenden Gesetzes ohne besondere Schwierig¬ 
keiten und ohne polizeiliche Kontrolle ermöglichen. Unter 
der Bedingung der Gewährung einer entsprechenden Früh¬ 
stücks- resp. Erholungspause auf Kosten der Geschäftszeit 
müsste ferner gestattet werden, dass die Komptoristen auch 
acht oder sieben Stunden hintereinander beschäftigt 
werden dürften. Es würde dadurch den Geschäftsinhabern 
zugleich die Einführung der englischen, im Wesentlichen 
ununterbrochene Geschäftszeit, wie sie für die Bureau- 
und Kanzleibeamten vieler staatlicher und städtischer Be¬ 
hörden bereits besteht, gewährleistet resp. nahegelegt werden, 
womit einem lange gehegten Wunsche vieler Komptoristen 
Rechnung getragen würde. Wenn sich z. B. der Inhaber 
eines Engrosgeschäftes entschlösse, die Geschäftsstunden 
versuchsweise für den Sommer in die Zeit von 7 Uhr 
Morgens bis 2 Uhr Mittags und für den Winter in die Zeit 
von 8 Morgens bis 3 Uhr Mittags (an die englischen Ge¬ 
schäftsstunden ist man ja nicht gebunden) zu verlegen, so 
dürften er und seine Angestellten den freien Nachmittag, 
der ihnen dann verbliebe, bald so liebgewinnen, dass auf 
eine Aenderung in dieser Einrichtung nicht wieder Bedacht 
genommen werden würde. Für Zeiten stärkeren Geschäfts¬ 
ganges resp. für Saisonzeiten könnte endlich allenfalls eine 
Verlängerung der Arbeitszeit bis zu höchstens 9 Stunden 
zugelassen werden, doch nicht über die Dauer von 2 Monaten 
innerhalb eines Jahres hinaus und nur nach vorher einge¬ 
holter behördlicher Erlaubniss. 

Wie aus dem Gesagten erhellt, bietet eine gesetz¬ 
liche Regelung der Arbeitszeit der Angestellten in Engros¬ 
geschäften bei Weitem weniger Schwierigkeiten, wie eine 
solche der Verkäufer. Ja, es erübrigten sich sogar jegliche 
vorherige Erhebungen über die Arbeitszeit der Komptoristen, 
wenn der Gesetzgeber im Prinzip eine achtstündige Arbeits¬ 
zeit bei normalem Geschäftsgang und eine neunstündige für 
Saisonzeiten als Maximum für gerechtfertigt erachtete und 
in Bethätigung dessen Bestimmungen der hier gedachten 
Art erliesse. Es wäre alsdann ein Fortschritt auf dem Ge¬ 
biete der Sozialpolitik zu verzeichnen, gewiss eine ver¬ 
dienstliche Leistung der Gesetzgebung, die an Werth da¬ 
durch noch gewinnen würde, wenn gleichzeitig auch für¬ 
sorgerische Maassnahmen für gesunde Arbeitsräume der 
Komptoristen getroffen würden. 

Magdeburg. Alexis Alten bürg. 


Gewerkschaftliche Arbeiterbewegung. 

Kongress der italienischen Eisenbahnarbeiter. Auf 

Veranlassung der Unione ferrovieri italiani in Mailand, so¬ 
wie einer Reihe anderer Vereine der Branche haben sich 
am Donnerstag, den 27. April, Vertreter sämmtlicher italie¬ 
nischer Eisenbahnarbeitervereinigungen zu einem Kongress 
in Mailand zusammengefunden. Hauptzweck des Kongresses 
war die Verschmelzung sämmtlicher Eisenbahnarbeitervereine 
Italiens zu Einer Gewerkschaft. Als Grundlage der Fusion 
war folgendes Programm aufgestellt worden: 

1. Die Eisenbahngesellschaften sollen verpflichtet werden, 
besondere Rechte zu respektired, die Vorschriften der Pacht- 
und Arbeitskontrakte zu befolgen; 

2. gesetzliche Regelung der Arbeitszeit und der Sonn¬ 
tagsruhe ; 

3. Lohnminimum, das für Männer und Frauen gleich 
hoch zu bemessen ist; 

4. Errichtung besonderer Gewerbegerichte und Schieds- 
ämter (Probi viri) für das Eisenbahn personal; 

5. Aufhebung des Eisenbahnmonopols für einzelne Ge¬ 
sellschaften und Verstaatlichung sämmtlicher Transportmittel; 

6. Theilnahme der Arbeiterschaft an der Verwaltung 
der Wohlfahrtseinrichtungen. 

Das Ergebniss des Kongresses ist das Zustande¬ 
kommen der geplanten Vereinigung. Einstimmig ist 
die Bildung einer „Gewerkschaft der italienischen Eisenbahn¬ 
arbeiter“ (Lega dei ferrovieri italiani) mit folgender Tages¬ 
ordnung beschlossen worden: 

„In Erwägung, dass die Eisenbahnarbeiter, da sie eine 
einzige, grosse Gemeinschaft (famiglia) bilden, auch nur ge¬ 
meinsame Bedürfnisse und gemeinsame Bestrebungen haben 
können und dass um jene zu befriedigen, diese zu ver¬ 
wirklichen, eine gemeinsame, gleiche Taktik unumgänglich 
nothwendig ist; 

in Erwägung, dass jenes Ziel nur dann erreicht werden 
wird, wenn die Mahnung von Karl Marx: „Proletarier aller 
Länder, vereinigt Euch“ befolgt wird; 

in Erwägung, dass, so nothwendig gerade auch für die 
gegenseitige Hülfeleistung eine rationelle einheitliche Orga¬ 
nisation ist, von der die verschiedenen Kategorien der Eisen¬ 
bahnarbeiter Vortheil ziehen können, dennoch die einzelnen 
Hülfsvereine sehr wohl als solche weiter bestehen und ihre 
eigene Verwaltung haben können; wird beschlossen: 

1. Zum Zweck der moralischen und materiellen Hebung 
der Klasse verschmelzen sich die versammelten Vereinigungen 
zu einer neuen Körperschaft, die den Namen führen soll: 
Lega dei ferrovieri italiani; 

2. zum Zweck der gegenseitigen Hilfeleistung (mutuo 
soccorso) werden die einzelnen Vereine, so lange sie sich 
über ein einheitliches System nicht geeinigt haben, selbst¬ 
ständig weiter verwaltet werden.“ 

Gleichzeitig wurde der Beitritt der neuen Vereinigung 
zur sozialistischen Arbeiterpartei beschlossen, „in Erwägung 
der Thatsache, dass die Mailänder Unione ferrovieri und 
der Gewerkverein der Maschinisten bereits der Partei an¬ 
gehören und dass die Emanzipation der Eisenbahnarbeiter 
ebenso wie die aller übrigen Arbeiter nur auf dem von der 
sozialistischen Arbeiterpartei vorgezeichneten Wege des 
Klassenkampfes erfolgen kann.“ 

Die Beschlüsse des Kongresses sind deshalb von her¬ 
vorragender Wichtigkeit, weil sie in gewissem Umfange den 
Abschluss einer jahrelangen Gährung unter den italienischen 
Eisenbahnarbeitern bedeuten. Während der alte Fascio 
ferroviario, die langjährige Vertretung der Branche, auf 
anti-gewerkschaftlichen Prinzipien aufgebaut ist und halb 
und halb unter dem Patronat bürgerlicher Elemente steht, 
wurde in Opposition zu ihm vor einigen Jahren die Unione 
ferrovieri gegründet. Dieser scheint es nunmehr gelungen 
zu sein, ihren Einfluss auf weitere Kreise auch innerhalb 
des alten Fascio, von dem eine grössere Anzahl Sektionen 
auf dem Kongresse gleichfalls vertreten war, auszudehnen. 
Das Ergebniss dieser proletarischen Gegenströmung ist nun 
der eben abgehaltene Kongress um die Neugründung eines 
Kampfvereins aller Eisenbahnai beiter. Ob und in welchem 
Umfange die harmonistische Fraktion nunmehr noch weiter 
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existiren wird, lässt sich zur Zeit noch nicht übersehen. 
Es scheint aber, als ob der alte Fascio mit der Begründung 
der Lega seinen Todesstoss erhalten habe. 


Politische Arbeiterbewegung, 

Die Maifeier. Die Maifeier des politisch und gewerk¬ 
schaftlich organisirten Proletariats ist eine festgewurzelte 
Einrichtung geworden, die von einem Jahr zum anderen 
keine wesentlichen Verschiedenheiten aufweist und auch 
heuer ganz programmmässig verlaufen ist. Entsprechend 
dem internationalen Charakter der immer mächtiger sich 
ausbreitenden Arbeiterbewegung giebt es in der alten wie 
in der neuen Welt kein der bürgerlichen Produktionsweise 
angehörendes Land, dessen Proletariat nicht in einem der 
olitischen Entwickelung entsprechenden Mass den Arbeiter¬ 
eiertag festlich begehen würde. Als ein gemeinsamer 
Grundzug tritt überall die imposante Kundgebung des Ge¬ 
fühls der Solidarität der Arbeiter aller Länder auf und die 
Einmüthigkeit ihrer Bestrebungen. Einen charakteristischen 
Ausdruck des Inhalts derselben findet man in der Resolution, 
die der Abg. Bebel in den von ihm am 1. Mai in Berlin 
abgehaltenen Festversammlungen vorschlug und die von 
den vielen Tausenden Besuchern einstimmig angenommen 
wurde. Diese Resolution, die im wesentlich^en mit den in 
zahllosen Volksversammlungen zur Annahme gelangten 
übereinstimmt, lautet wörtlich: 

„In Uebcreinstimmiing und in Gemeinsamkeit mit den klassen¬ 
bewussten Arbeitern aller Länder fordert- die heutige Versamm¬ 
lung aufs Neue: 

1. Die gesetzliche Einführung eines achtstündigen Arbeits¬ 
tages und die Verwirklichung der Forderungen für die Sicher¬ 
heit und den Schutz der Arbeiter, die der internationale Arbeiter¬ 
kongress zu Paris im Jahre 1889 beschloss. 

2. Die volle politisclie Gleichberechtigung der Arbeiterklasse 
mit allen übrigen Klassen, d. h. Einführung des allgemeinen, 
gleichen, direkten und geheimen Stimmrechts für alle Vertre¬ 
tungskörper und für alle über 20 Jahre alten Personen ohne 
Unterschied des Geschlechts. 

3. Die volle Koalitions-, Vereins- und Versammlungsfreiheit. 

Des Weiteren erklärt die Versammlung, dass sie sich in 

voller Solidarität mit der Arbejterklas.se aller Länder fühlt und 
diese Solidarität als eine Nothwendigkeit ansieht, einmal um 
dem seitens der herrschenden Klassen geflissentlich genährten 
Nationalitätenhass entgegenzutreten, der in V^erbindung mit den 
bestehenden Klassengegensätzen die Ursache des die Völker 
aiissaugenden und niederdrückenden Militarismus ist und über 
Europa die Drohung eines Krieges von nie dagewesener Furcht¬ 
barkeit aufrecht erhält, dann um durch das klassenbewusste 
internationale Proletariat das gemeinsame Ziel zu erreichen: 
Beseitigung des Lohnsystems und der Herrschaft des Menschen 
über den Menschen durch Gründung eines Zustandes, in dem 
die Arbeitsmittel Gemeingut der Gcscllscliaft sind und die Gleich¬ 
berechtigung Aller, ohne Unterschied der Rasse, der Nationalität, 
der Religion und des Geschlechts, Grundbedingung menschlicher 
Existenz und Entwickelung ist.“ 

Aber wenn auch der Inhalt der proletarischen Maifeier 
in allen Ländern der gleiche ist, die Form, in der sie sich 
vollzieht und die Intensität der Theilnahme wechselt nach 
den sozialen Verhältnissen der verschiedenen Länder. Und 
gerade das ist ein Beweis für die urwüchsige, aus dem 
innern Bedürfniss der V'olksmassen entspringende, von 
schablonenhafter Uniformität freie Natur dieses in seiner 
Art einzigen Festes. Für ein Land wie Deutschland, wo 
die Volksmassen ihrem politischen Bethätigungsdrang in dem 
allgemeinen gleichen und direkten Wahlrecht wenigstens 
bei den Wahlen zum Reichstag energischen Ausdruck zu 
geben vermögen, gewinnt die Maifeier bei aller inneren 
Uebereinstimmung eine ganz andere Färbung als in Oester¬ 
reich. wo die Demonstrationen am 1. Mai in gewissem Sinne 
ein Surrogat bilden müssen für die Ausübung der der ar¬ 
beitenden Klasse vorenthaltenen Rechte. Dem entspricht 
es, dass die Maifeier in Oesterreich einen ganz besonders 
tiefgehenden, wahrhaft grandiosen Charakter gewonnen hat. 
Auch in diesem Jahr war sowohl in Wien wie in den Pro¬ 
vinzen die Betheiligung der Massen eine enorme und trotz 
der Ungunst der Witterung übertraf sie noch die der vor¬ 
hergegangenen Jahre. Soweit im Augenblick — 4. Mai — 
über die Maifeier auch der übrigen Länder Berichte vor¬ 


liegen, scheint sie nirgends gegen früher zurückgeblieben 
zu sein. 

Einen wahrhaft kläglichen Eindruck ruft dagegen das Ver¬ 
halten mancher Behörden sowohl in einzelnen Theilen Deutsch¬ 
lands wie des Auslandes hervor, die durch chicanöse Maäss- 
nahmen die Maifeier zu stören suchten. Der Arbeitertag 
ist in gewissem Sinne eine Heerschau des kämpfenden Pro¬ 
letariats; man sollte meinen, eine vollkommen freie Ent¬ 
faltung derselben müsste den Behörden erwünscht sein, um 
sich bei dieser Gelegenheit über die Grösse der proleta¬ 
rischen Bewegung zu unterrichten und ihren Umfang besser 
beurtheilen zu lernen. Aber statt diese Gelegenheit ver¬ 
ständig zu benutzen, wird die wahrlich hoch genug ge¬ 
stiegene Verbitterung der arbeitenden Klasse durch ein 
nicht entschieden genug zu verurtheilendes Verhalten noch 
verschärft, trotzdem all’ die Jahre her die Arbeiter ihre 
Maifeier in der ruhigsten und maassvollsten Weise abge¬ 
halten haben. 

Politische Arbeitervertretung in England und Austra¬ 
lien. Nach dem Labour Electoral Association Report 1893 
sind die verschiedenen Interessengruppen im englischen 
Parlamente auf folgende Weise vertreten: 

Die Grundbesitzer haben (ausser dem grössten Theile des Ober¬ 
hauses 130 Abgeordnete; die 800000 landwirthschaftlichen 
Arbeiter nur 1; 

die Advokaten, Richter etc. (66000 Personen) kurz das „Lawyer 
Interest“ 148 Abgeordnete; 

die Schiffseigenthümer 25 Abgeordnete: die Arbeiter dieser Branche 
0, die 220000 Matrosen der Handelsmarine 1; 
die Eisenbahnen (d. h. 450000 Eisenbahnaktionäre) 22 Abgeord¬ 
nete; die 380000 Eisenbahnbediensteten 0; 
die Kohlenbergwerksbesitzer 21 Abgeordnete; die 680000 Berg¬ 
werksarbeiter 7; 

die Eisenindustrie 24 Abgeordnete; die Eisenarbeiter 0; 
die sonstige Grossindustrie 116 Abgeordnete; die Textilarbeiter 
z. B. 0; 

die Banken 30 Abgeordnete; 

„Liquor Interest“ 24 Abgeordnete. 

Im Ganzen zählt das englische Parlament nur 15 Ar¬ 
beitervertreter; der erste Arbeitervertreter wurde im Jahre 
1874 gewählt. Anders in Australien, wie die folgende Ta¬ 
belle ergiebt: 

darunter Arbeitervertreter 

Gesammtzahl der in der letzt- in der gegen- 
Parlamentsmitglieder vergangenen wärtigen 

Legislaturperiode 

Neusüdwales .... 139 0 37 

Victoria. 95 6 12 

Südaustralien ... 54 2 13 

Queensland .... 65 4 17 

Neuseeland .... 70 ? 15 

Es gehören also von zusammen 423 Parlamentsmitglie¬ 
dern 94 der arbeitenden Klasse an. Fred Hammil stellt in 
der Fortnightly Review Australien und Deutschland den 
englischen Arbeitern als Muster hin. Er meint, die Arbeiter- 
Partei könne sich bei den nächsten Wahlen, da sie so 
häufig den Ausschlag zu geben habe und daher politisch 
von grösstem Gewichte sein werde, verdreifachen oder ver¬ 
vierfachen. Der Boden ist durch die Agitation der Social- 
democratic Federation, der Fabians etc. vorbereitet. Die 
Fonds aber — und das ist von der grössten Wichtigkeit, 
besonders da die englischen Abgeordneten noch keine 
Diäten beziehen — sind wenigstens zum Theile durch den 
Beschluss gesichert, den die Trades Unions im Herbste 
1893 gefasst haben; nach diesem soll von allen einzelnen 
Genossenschaften, die sich der Agitation anschliessen wollen, 
eine Umlage von 5 sh per 100 Mitglieder zur Bildung eines 
von der Zentralleitung zu beaufsichtigenden Wahlfonds 
eingehoben werden. 

Kongress der Sozialisten Piemonts. Am 22. April 
haben die piemontesischen Sozialisten ihren regionalen 
Kongress in Asti abgehalten, auf dem vor allem das Statut 
für die Parteisektionen Piemonts zur Annahme gelangte. 
Auch dieser Kongress wurde, wie kurz vorher der der Sozia¬ 
listen Toscanas, unter einem nichtigen Vorwände von der 
Regierung gestört. Die Theilnehmer waren genöthigt, aus 
dem Hötelsaale in die Räume des sozialistischen Klubs über- 
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zusiedeln. Bemerkenswerth ist die bedeutende Zunahme in 
der Zahl der Kongress - Theilnehmer. Im vorigen Jahre 
waren deren nur 18 gewesen, in diesem Jahre hatten sich 
über 50 Delegirte eingefunden. Für nächstes Jahr ist Man- 
dovi als Kongressort bestimmt worden. 


Arbeiterschutzgesetzgebung und Gewerbe¬ 
inspektion. 


Der Gesetzentwurf betr. den Achtstundentag im eng¬ 
lischen Bergbau. Das englische Unterhaus beschäftigte 
sich kürzlich mit dem Antrag auf Einführung des gesetz¬ 
lichen Achtstundentages in Bergwerken. Im Jahre 1892, 
also noch unter Lord Salisbury s Ministerium, wurde der 
Antrag mit einer Mehrheit von 112 Stimmen verworfen, 
1893 dagegen mit 78 Stimmen angenommen. In der Debatte 
erklärten sich nach wie vor die Vertreter der 100000 Berg¬ 
leute von Durham und' Northumberland gegen diese von 
etwa 400000 ihrer Kameraden im übrigen England befür¬ 
wortete Bill, und die anderen Gegner der Maassregel ver¬ 
säumten natürlich nicht, diese Meinungsverschiedenheit 
zwischen den Bergleuten selbst gegen die Vorlage geltend 
zu machen und ferner von Neuem als Folge der Verkürzung 
der Arbeitszeit ein Zurückgehen des Kohlenbergbaues und 
eine Vermehrung ausländischer Konkurrenz zu prophezeien. 
Was indessen den Widerstand jenes Theils der englischen 
Bergleute betrifft, so richtet sich derselbe durchaus nicht 
gegen eine Verringerung der Arbeitszeit an sich — sie 
selbst arbeiten durchschnittlich nur sieben Stunden täglich 
unter der Erde — sondern nur dagegen, dass die Zahl der 
Werkstunden vom Parlament festgesetzt werde, anstatt 
durch ein Abkommen zwischen den Bergleuten und Gruben¬ 
besitzern einzelner grösserer Districte. Die Bill wurde in 
zweiter Lesung mit einer Majorität von 87 Stimmen ange¬ 
nommen. 

Annahmestelle für Beschwerden beim Darmstädter 
Fabrikinspektorat, Das Gewerkschaftskartell für Darmstadt 
hat eine Beschwerdestelle zur Entgegennahme von Klagen, 
die in das Ressort des Fabrikinspektors gehören, errichtet. 
Es fordert Arbeiter und Arbeiterinnen von Darmstadt und den 
umliegenden Orten auf, von der Einrichtung recht fleissigen 
Gebrauch zu machen. In Gewerbestreitsachen wird von 
der Auskunftsstelle ebenfalls unentgeltlich Auskunft ertheilt. 


Arbeiterversicherung. 


Zur Reform des österreichischen Unfallversicherungs¬ 
gesetzes. Die Arbeiter-Unfallversicherungsanstalten streben 
bezüglich des Gesetzes vom 28. Dezember 1887 eine Reihe 
von Aenderungen an, von denen die Verlängerung der 
Karenzfrist von 4 auf 13 Wochen die grösste Aufmerksamkeit 
der Interessenten erregte. Die niederösterreichische Anstalt, 
welche für die Erstreckung der Karenzfrist am eifrigsten ein- 
tritt, macht für die Zweckmässigkeit ihres Vorschlages vor 
allem administrativ-technische Momente geltend. Die grosse 
Zahl der Fälle, welche zur geschäftlichen Behandlung ge¬ 
langen, der Umstand, dass im Jahre 1890 nach dem öster¬ 
reichischen Gesetze ungefähr siebenmal soviel Fälle mit vor¬ 
übergehender Erwerbsunfähigkeit zu einer Entschädigungs¬ 
leistung Anlass gaben, als nach dem deutschen Gesetze der 
Fall gewesen wäre, sowie die Organisation der österreichischen 
Anstalten, welche in der That zur Versicherung zahlreicher 
kurzfristiger Renten nicht eingerichtet sind, verursachen natur- 
geinäss eine Komplikation des Verwaltungsapparates und damit 
eine Erhöhung der Regiekosten. Für ein und denselben Zweck 
— Entschädigungsleistung für vorübergehende Erwerbs- 
unfähigket —■ müssen Krankenkasse und Unfallversicheriings- 
anstalt ihren \'erwaltungsapparat in Bewegung setzen, was 
eine unökonomische Verwendung der Versicherungsbeiträge 
zur Folge hat. Diesen Uebelständen glauben die Unfall¬ 
versicherungsanstalten, als deren Wortführerin die nieder- 
österreichisclie anzusehen ist, durch die Ausdehnung der 
Karenzfrist abhelfen zu können. Die Einführung einer 


13wöchentlichen Karenzfrist würde bei der Wiener Anstalt 
allein eine Ersparniss von 23% der Verwaltungskosten oder 
2,2% der jährlichen Versicherungsbeiträge bedeuten und 
auch den Krankenkassen eine Erleichterung ihrer Agenden 
bringen. Die Anstalt für Niederösterreich versucht dann 
nachzuweisen, dass das Entschädigungserforderniss der vor¬ 
übergehenden Erwerbsunfähigkeit für die Zeit von der 5. bis 
zur 14. Woche nicht ins Gewicht fällt — es betrug bisher 
5%% des gesammten Entschädigungserfordernisses der An¬ 
stalt und ca. 1,1 o/o der Gesammtleistungen der niederöster¬ 
reichischen Kassen — dass hingegen die Belastung der An¬ 
stalt in administrativer Beziehung — ca. 40o/o des Entschädi¬ 
gungserfordernisses von der 5. bis 14. Woche — eine ganz 
unverhältnissmässige ist. Um die Wucht dieser Argumentation 
zu verstärken und ihren Vorschlag den Krankenkassen 
acceptabler erscheinen zu lassen, erklärt sich die Wiener 
Anstalt sogar bereit, die durch die Erstreckung der Karenz¬ 
frist ersparten Entschädigungen an die Krankenkassen in 
Pauschalbeträgen wieder rückzuerstatten. Durch dieses Ent¬ 
gegenkommen weist die Anstalt selbst auf den Punkt hin, 
der bei der Frage vor allem in Betracht kommt. Die ver- 
waltungsmässige Kuriosität, dass für einen und denselben 
Zweck doppelte Arbeit geleistet werden muss, ist es nicht 
allein, die den Unfallversicherungsanstalten die Erstreckung 
der Karenzfrist wünschenswerth erscheinen lässt. Wäre dies 
der Fall, müssten sie logischerweise ihre Forderung dahin 
erweitern, dass ihre Schadenersatzpflicht nicht schon mit 
Beginn der 14. Woche nach Eintritt des Unfalles, sondern 
erst nach erfolgtem Abschlüsse des Heilverfahrens einzu¬ 
treten habe, da ja nur in diesem Falle die verwaltungs- 
mässige Kuriosität völlig aus der Welt geschafft wird. In der 
That handelt es sich bei den Anstalten um anderes, um Er¬ 
sparnisse. Beschränkten sich letztere auf die Verwaltungs¬ 
kosten, so wäre das Verlangen der Anstalten durchaus 
berechtigt. Die Ersparnisse sollen aber auch auf Kosten der 
Krankenkassen und der Versicherten gemacht werden, eine 
Thatsache, die den Standpunkt der Anstalten in ein anderes 
Licht rückt. Die Krankenkassen sollen nur Pauschalbeträge 
und gar keine Entschädigung für die trotz der Ausdehnung 
der Karenzfrist vorhandenen Verwaltungsarbeiten erhalten. 
In Fällen, in welchen die Unfallsrente das Krankengeld 
übersteigt, müssten sich die Verletzten mit dem niedrigeren 
Krankengelde begnügen. Eine besondere Schädigung der 
Arbeiterinteressen läge darin, dass in allen Fällen, in welchen 
das Heilverfahren vor der 14. Woche abgeschlossen wäre, 
die dauernd und theilweise Erwerbsunfähigen eine mehr 
oder minder grosse Spanne Zeit auf den Eintritt der Ersatz¬ 
pflicht der Unfallversicherungsanstalt warten müssten Aber 
selbst wenn diese Lücke ausgefüllt würde und der dauernd 
oder theilweise Erwerbsunfähige auch während dieser 
Zwischenfrist eine Unterstützung gesichert erhielte, er¬ 
scheinen die angeführten Momente bedenklich genug, da sie 
ja die Ueberwälzung von Lasten, welche den Unfallver¬ 
sicherungsanstalten, resp. der Industrie zustehen, auf die 
Krankenkassen, resp. die Arbeiter deutlich illustriren. 

Zweck der Unfallversicherung ist, den durch die Be¬ 
triebsunfälle entstandenen Schaden — und zwar den körper¬ 
lichen sowohl wie den wirthschafllichen — wettzumachen. 
Absicht der Gesetzgebung aller Staaten, in denen eine 
Versicherung gegen die Unfallsgefahren des modernen 
Betriebes besteht, war es denn auch, das Arbeiterrisiko, 
welches wirthschaftlich einen Theil der Betriebskosten dar¬ 
stellt, von den Betriebsinhabern tragen zu lassen. Es be¬ 
deutet daher eine Verkümmerung der der Unfallversicherung 
zu Grunde liegenden sozialpolitischen Idee, wenn durch die 
Erstreckung der Karenzfrist die wirthschaftlichen Folgen 
der Betriebsunfälle in einem noch grösseren Maasse, als 
dies bisher der Fall war, von den Krankenkassen, resp. den 
Arbeitern getragen werden sollen. 

Den Hinweis auf das deutsche Gesetz, das eine 
13wöchentliche Karenzfrist normirt, widerlegt eine Petition, 
welche jüngst von der Wiener Bezirks-Krankenkasse dem 
Abgeordnetenhause überreicht wurde, in folgender Weise: 

„Wenn etwa den Forderungen der Arbeiter-Unfallver¬ 
sicherungsanstalten die analogen Bestimmungen des deut¬ 
schen Arbeiter-Unfallversicherungsgesetzcs zu Grunde ge¬ 
legt worden sind, wenn man meinte, dass sobald die Kran¬ 
kenkassen Deutschlands die Lasten einer 13wöchentlichen 
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Karenzzeit zu ertragen vermögen, auch den österreichischen 
Krankenkassen ein Gleiches zugemuthet werden darf, so 
muss mit Recht entgegengehalten werden, dass, abgesehen 
von allen anderen Verhältnissen das deutsche Krankenver- 
sichernngsgesetz in der ursprünglichen Fassung schon von 
den Kassen weniger verlangte als das unsere, und dass 
insbesonders die Gesetzesnovelle vom Jahre 1892 die ge¬ 
sammelten Erfahrungen zu Schutz und Vortheil der Kassen 
verwendete, während das österreichische Gesetz noch immer 
einer gleich dringenden wie eingehenden Revision harrt.“ 

Das Abgeordnetenhaus hat kürzlich die Vornahme einer 
Enquete Ober die Reform des Unfallversicherungsgesetzes 
beschlossen, bei welcher die Frage der Verlängerung der 
Karenzfrist voraussichtlich eine grosse Rolle spielen dürfte, 
auch wenn die Regierung, wie es den Anschein hat, dieser 
Frage ausweichen sollte. 

Die Krankenversicherung inDeutschland im Jahre 1892« 

Nach Mittheilung des Kaiserlich Statistischen Amtes waren 
ausser den in der Reichsstatistik nachgewiesenen Knapp¬ 
schaftskassen vorhanden: 



Kassen 

1892 

Mitglieder 

1891 

Kassenj Mitglieder 

Gemeinde-Krankenkassen. . . 

8 253 

1 179845 

8145 

1 166893 

Ortskrankenkassen. 

Betriebs- (Fabriks-) Kranken- 

4 243 

2 998378 

4 219 

2900004 

Kassen. 

6316 

1 742838 

6244 

1 730 303 

Baukrankenkassen . 

123 

29 743 

132 

272 93 

Innungskrankenkassen .... 

471 

76 411 

467 

780 64 

Eingeschriebene Hülfskassen . 
auf landesherrliche Vorschrift 

1 739 

796340 

1 841 

838481 

beruhende Hülfs-Vereine . . 

443 

131 494 

450 

138883 

Zusammen 
Knappschaftskassen. 

21 588 

6 955 049 

21 498 

6 879 921 
481 610 


Die Zahl der Personen, denen die Wohlthaten des Ge¬ 
setzes zu Gute kamen, ist aber nicht unwesentlich höher zu 
schätzen, weil eine beträchtliche Zahl von Kassen auch den 
Familien-Angehörigen Schutz gewährt, ohne diese jedoch 
als Mitglieder mit aufzuführen. — Im Allgemeinen ist bezüg¬ 
lich der Zahl der Kassen und der Mitglieder aber die er¬ 
wartete Rückwirkung der Novelle zum Krankenkassengesetz 
vom 10. April 1892 eingetreten, indem die eingeschriebenen 
Hülfskassen in ihrer Bedeutung erheblich zurückgingen. 
— Die Grösse der einzelnen Kassen ist aus der folgenden 
Zusammenstellung der durchschnittlichen Mitgliederzahl zu 
ersehen. — Jede einzelne Kasse hatte im Durchschnitt Mit- 


1892 1891 

im Reich. 331,5 329,2 

in Preussen. 393,1 391,1 

(in Berlin).(2505,9) — 

in Bayern. 139,8 137,7 

„ Sachsen. 392,5 390,3 

„ Württemberg. 465,8 450,9 

„Baden. 448,3 451,9 

„ Hessen. 199,3 200,7 

„ Mecklenburg-Schwerin. . 139,0 132,5 

„ „ -Strelitz . . 356,8 343,2 

„ Sachsen-Weimar.... 452,7 437,8 

„ Oldenburg. 220,3 217,2 

„ Hamburg. 1 719.0 1 720,7 

„ Schw^arzburg-Rudolstadt . 126,0 — 

Auf ein Mitglied kamen: ^g^,| 

Erkrankungsfälle ... 0,4 0,3 

Krankheitstage .... 6,1 5,9 


Die Zahl der Erkrankungsfälle ist nicht so genau wie 
die Zahl der Krankheitstage, eine Vergleichung der Leistung 
der einzelnen Kassen unter einander geschieht deshalb am 
besten nach der Zahl der Krankheitstage. 

Auf 1 Mitglied kommen im Durchschnitt: 


bei den 

1892 

1891 

Gemeindekrankenkassen 

4,3 

4,1 Krankheitstagc 

Orts- 

6,2 

6,0 

Betriebs- etc. „ 

6,4 

6,3 

Bau- 

7,7 

6,9 

Innungs- 

5,3 

4,9 

eingeschrieb. Hülfskassen 

7.8 

7,3 

andesrechtlichen 

7,1 

6,9 


Zahl der Alters- und Invalidenrenten. Am 1. April 
1894 betrug die Zahl der seit dem Inkrafttreten der Invali- 
ditäts- und Altersversicherung erhobenen Ansprüche auf 
Altersrente 271463, von denen 215384 anerkannt wurden. 
Die meisten Renten fallen auf Schlesien, Ostpreussen, Bran¬ 
denburg und die Rheinprovinz. Invalidenrenten wurden 
insgesammt 97163 beantragt, jedoch nur 62204 bewilligt. 
Auch hier stehen Schlesien, Rheinprovinz, Ostpreussen und 
Brandenburg in vorderster Reihe. 


Lolmstatistik der Benifsgenossenschaften. Durch die 
in der Ausarbeitung begriffene Novelle zum Unfallversiche¬ 
rungsgesetz soll anscheinend die Pflicht der Unfallberufs¬ 
genossenschaften zu lohnstatistischen Angaben besser als 
bisher geregelt worden. §§ 71 und 103 des U.V.G. schreiben 
zwar bereits genau vor, welche Lohnnachweisungen von 
den Berufsgenossenschaften schon bisher zu liefern gewesen 
wären. Aber das Reichsversicherungsamt hat für seine 
eigenen statistischen Zwecke nie auf namentliche Lohn¬ 
nachweisungen, die unzweifelhaft gefordert werden können, 
gedrungen, sondern sich mit summarischen Angaben be¬ 
gnügt. Es hat also bisher in dem Belieben der einzelnen 
Berufsgenossenschaften gelegen, welche Form der Lohn¬ 
nachweisungen sie forderten. Jetzt will man auf die Ein¬ 
lieferung namentlicher Lohnnachweisungen dringen. Ein¬ 
mal für Zwecke der vielbesprochenen Lohnstatistik, die, soll 
sie ein richtiges Bild geben, ohne die Mitwirkung der Be¬ 
rufsgenossenschaften nicht denkbar ist. Sodann auch des¬ 
halb, weil die Berufsgenossenschaften es für nothwendig 
halten müssen, bei Unfällen aus der Jahreslohnnachweisung 
zu ersehen, mit welchen Lohnbezügen die Verletzten auf¬ 
geführt sind. Gerade Unfälle haben erfahrungsmässig die 
beste Kontrolle ermöglicht, ob die Angaben in der Jahres¬ 
lohnnachweisung richtig sind oder nicht. Schon in tausen¬ 
den von Fällen hat sich herausgestellt, dass nach dem Un¬ 
fall höhere Lohnbezüge angegeben wurden, als in der 
Jahreslohnnachweisung angeführt waren, oder dass der 
Lohn des Verletzten überhaupt nicht angeführt war. Um 
es den Betriebsunternehmern zu erleichtern, am Jahres¬ 
schluss richtige Lohnnachweisungen zu liefern, hat ein Theil 
der Berufsgenossenschaften zu dem Auskunftsmittel ge¬ 
griffen, durch Statut zu bestimmen, dass besondere Lohn¬ 
listen geführt werden, in die unmittelbar nach jeder Lohn¬ 
zahlung die Höhe der gezahlten Lohnsumme, der Zahlungs¬ 
tag, die Arbeitszeit, für die gezahlt wurde, und der Name 
des Empfängers einzutragen sind. Diese Lohnlisten sollen 
die Grundlage für die Jahreslohnnachweisung bilden. Die 
Arbeitgeber, namentlich die kleineren, haben sich zum Theil 
mit der Zeit in die Sache hineingefunden, weil sie ein 
eigenes Interesse darin erblickten, stets über die Lohnaus¬ 
gabe schnell sich orientiren zu können und durch richtigen 
Jahresabschluss Ordnungsstrafen zu vermeiden. Was die 
Ordnungsstrafen anlangt, so hat das Reichsversicherungs¬ 
amt den Berufsgenossenschaften als Selbstverwaltungen 
zwar die Befugniss zum Erlass von Strafverfügungen wegen 
Nichtführung von Lohnlisten, wo solche vorgeschrieben 
sind, zugestanden, jedoch soll der Strafbetrag die Summe 
von 10 M. nicht überschreiten. Die Berufsgenossenschaften 
sehen dadurch den ganzen Zweck der Lohnlistenführung 
gefährdet. Sie nehmen nicht mit Unrecht an, dass nicht 
wenige Betriebsunternehmer lieber die Ordnungsstrafe von 
höchstens 10 M. zahlen, als das ganze Jahr hindurch Lohn¬ 
listen führen. Solche Unternehmer unter die Bestimmung 
des § 103 zu stellen, also Strafen bis zu 300 M. zu ver¬ 
hängen, kann nur auf gesetzgeberischem Wege geschehen. 
Und dies soll in der Novelle zum Unfallversicherungsgesetz 
erfolgen. Ob eine mit Strafandrohungen erzielte Lohn¬ 
statistik freilich grossen Werth hat, das wird abzuwarten 
sein. 


Lohnstatistik der Ortskrankenkasse für Leipzig. Die 

Ergebnisse der Lohnaufnahme, welche die Leipziger Orts¬ 
krankenkasse alljährlich am 15. August veranstaltet, liegen 
jetzt für das Jahr 1893 vor (wegen 1892 vgl. S. 382 II. Jahr¬ 
gang dieser Zeitschrift). Für 1893 war die Zahl der Mit¬ 
glieder in den Beitrags- bezw. Verdienstklassen folgende: 
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Verdienst 

Klasse pro Woche 

I .. über 21 M. 

II .19V8-21 „ 

III .15-19V«. 

IV .12—15 „ 

,, (Männer,unter 12 

’lFrauen . . 9—12 

I Weibl., er- \ 

wachs, bis 9 „ > 

Jugendl. über 6 J 

VII. Jugendl. bis 6 „ 

VIII. Kinder . . _ 

Zusammen 


Männliche 

15673 = 23,72 pCt. 
7089 = 10,73 „ 
18530 = 28,04 „ 
9402 = 14,23 „ 

6804 = 10,29 „ 

1230= 1,86 „ 

7337 = 11,10 „ 
20= 0,03 , 


Weibliche 

138 = 0,73 pCt. 
68 = 0,37 „ 
375 = 2,02 „ 
887=4,79 „ 

6539 = 35,22 „ 

9398 = 50,61 „ 

1156 = 6,23 „ 

6 = 0,03 „ 


66085(=100pCt.) 18567(=100pCt.) 


Stellt man einen Vergleich mit dem Vorjahre an, so 
ergiebt sich zunächst äusserlich, dass die Zahl der männ¬ 
lichen Mitglieder um 3412 (= 5,5 pCt.) zugenommen hat. 
Diese Zunahme entfällt lediglich auf Erwachsene (Klasse I 
bis V) und ist zum grössten Theil darauf zurückzuführen, 
dass eine Anzahl freier Hiltskassen sich der Novelle zum 
Krankenversicherungsgesetz nicht anpassten und dadurch 
die Mitglieder derselben versicherungspflichtig wurden. 
Trotz der ziemlich bedeutenden Vermehrung der Mitglieder 
ist dem Vorjahre gegenüber das procentuale Verhältniss in 
den einzelnen Beitrags- bezw. Verdienstklassen nahezu das¬ 
selbe geblieben. Die Veränderungen bleiben in allen Fällen 
unter 100 pCt, sind also nicht erwähnenswerth. Gewonnen 
hat übrigens die höchste Verdienstklasse noch am meisten, 
was sich daraus erklärt, dass sich in den einstigen freien 
Kassen gerade viele besser situirte Arbeiter befanden 

Im Oebrigen bleibt es trotz diesem Zuwachs an Besser¬ 
bezahlten dabei, dass beinahe zwei Drittel der 575(X) männ¬ 
lichen erwachsenen Leipziger Arbeiter, nämlich 34736 nur 
bis 19,50 Mark wöchentlich verdienen, darunter 16206 sogar 
nur bis 15 Mark. Bei den Bessergestellten 22762 über¬ 
wiegen die Personen in der höchsten Lohnklasse mit über 
21 Mark Wochenverdienst. Selbst bei 21 Mark Wochenver¬ 
dienst kommt man aber erst auf eine Jahreseinnahme von 
ca. 1000 Mark für eine Arbeiterfamilie. Und mit 1000 Mark 
jährlich lassen sich nicht viel mehr als eben die thierischen 
Bedürfnisse einer Familie befriedi^n. Die Zunahme der 
Frauenarbeit, die wir aus den Berichten der Fabrikin¬ 
spektoren kennen, macht sich auch hier bemerklich: die 
Ziffer der weiblichen Mitglieder stieg um 5 pCt. gegen das 
Vorjahr. Bei dieser Sachlage werden die Lohnverhältnisse 
der weiblichen Arbeiter immer wichtiger, und hier kann 
selbst der Vorstand der Ortskrankenkasse nicht umhin, halb¬ 
amtlich zu schreiben: „Nur 3,33 Personen, also auf 30 er¬ 
wachsene Arbeiterinnen eine, haben mehr 15 M. wöchent¬ 
lichen Verdienst, Dann kommen 5,09 pCt. mit 12—15 M. 
Wochenlohn und die übrigen 91,58 pCt. haben weniger als 
12 M. (54,00 pCt. sogar weniger als 9 M.). Immerhin ver¬ 
dient Erwähnung, dass gerade die Zahl derjenigen, welche 
sich in den untersten Beitragsklassen befinden (mit weniger 
als 9 M. Wochenlohn), um 3,40 pCt. gegen das Vorjahr ab¬ 
genommen hat und dass sich bei den weiblichen Mitgliedern 
eine steigende Lohntendenz geltend machte. Im Ganzen 
können aber die Löhne nicht befriedigen. Jedenfalls zwingen 
sie, soweit die Verdienenden nicht bei Eltern oder Ver¬ 
wandten wohnen, zu einer sehr genauen Lebenshaltung.“ 
Schliesslich giebt die Leipziger Ortskrankenkasse noch eine 
kleine Lohnstatistik, wie sie sich nach den Aufnahmen zur 
Invaliditäts- und Altersversicherung herausstellt. Die Ver¬ 
sicherten in Leipzig vertheilten sich auf folgende Klassen: 



Wöchentlicher 

Klasse 

Verdienst 

I. 

bis 7 M. 

II. 

7-11 „ 

III. 

11-17 „ 

IV. 

über 17 „ 


Männliche 

1877 = 2,99 pCt. 

547 = 0,87 „ 
19724 = 31,36 „ 
40739 = 64,78 „ 


Weibliche 

214= 0,80 pCt. 
19158 = 71,01 „ 
7040 = 26,10 „ 
565 = 2,09 „ 


Zusammen 62887 (= 100 pCt.) 26977 (=100 pCt.) 


Wir sehen hier, dass von den Versicherungspflichtigen 
(alles über 16 Jahre alte Personen) bei den männlichen nur 
3,86 pCt, bei den weiblichen dagegen 171,81 pCt. weniger 
als 11 M. pro Woche verdienen. Dieses Missverhältniss 
würde noch schlimmer sein, wenn nicht durch die Ein¬ 
reihung der Dienstmädchen die folgende Klasse III (11 —17 M.) 
einen starken Zuwachs erhielte. 


Ist der Hitzschlag ein Unfall? Nach der Recht¬ 
sprechung des Reichsversicherungsamtes sind Hitzschläge 
nicht schlechthin und ausnahmslos als Betriebsunfälle auf¬ 
zufassen, sondern nur dann, wenn die Art oder der Ort der 
Betriebsarbeit dazu beigetragen haben, die natürliche hohe 
Temperatur und deren Einwirkung auf den Körper des Be¬ 
troffenen merklich zu steigern (Handbuch der Unfall¬ 
versicherung S. 32, Nr. 38). Derselben Ansicht ist die Doktrin, 
wie aus der Abhandlung Rosins über den Betriebsunfall 
(Archiv für öffentliches Recht III, S. 341) hervorgeht. Als 
Betriebsunfall wurde der Hitzschlag angesehen bei einem 
Maurer, welcher in brennender Hitze auf einer Mauer 
gearbeitet hatte, ferner bei einem Zimmermann, der auf 
einem der Sonnenhitze besonders ausgesetzten Zimmer¬ 
platze thätig war. Es ist nun von Interesse zu betonen, 
dass der Hitzschlag in denjenigen Fällen, in welchen er 
nicht unter den Begriff der Betriebsunfälle fällt, gleichwohl 
ein Unfall ist, für den unter Umständen der Betriebsunter¬ 
nehmer nach Massgabe des bürgerlichen Rechtes haftbar 
wird. Das eidgenössische Bundesgericht hat sich neuerdings 
in einer grundsätzlich und praktisch bedeutsamen Ent¬ 
scheidung hiermit befasst und ausgesprochen, dass bei dem 
Hitzschlag die Merkmale des Unfallbegriffs in jeder Be¬ 
ziehung als vorliegend zu betrachten seien. Wenn es nun 
auch selten möglich ist, einen Arbeitgeber zivilrechtlich für 
den nicht unter den Begriff des Betriebsunfalles zu unter¬ 
stellenden Hitzschlag verantwortlich zu machen, so lassen 
sich immerhin Fälle denken, in welchen dies mit Erfolg ge¬ 
schehen kann, und im Gebiete des französi.schen Rechts 
wird auf Grund des Art. 1384 Code civil die Ersatzklage 
gegen den Arbeitgeber sich im Verhältniss zu den übrigen 
Rechtsgebieten öfters erheben lassen. Es ist nicht zweifel¬ 
haft, dass auch die deutschen Gerichte in dem Hitz¬ 
schlag schlechthin einen Unfall erblicken und den Ver¬ 
suchen der Unfallversicherungsgesellschaften, dieses Er¬ 
eigniss von dem Inhalte des Versicherungsvertrages aus- 
schliessen, mit Entschiedenheit entgegentreten würden. 
Dass nicht jeder Hitzschlag unter die Unfallversicherung 
fällt, ist aus dem Unterschiede zu erklären, welcher 
zwischen dem Betriebsunfall und dem Unfall besteht; es 
sind eben nicht alle Unfälle Betriebsunfälle im Sinne der 
öffentlich-rechtlichen Versicherung. Ob sich auf die Dauer 
die Begrenzung der Unfallversicherung auf die Betriebs¬ 
unfälle wird aufrecht erhalten la.ssen, ist freilich eine nicht 
schlechthin zu bejahende Frage, und es wird nicht verkannt 
werden dürfen, dass sehr gewichtige Gründe sich dafür 
geltend machen lassen, den Kreis der Versicherung durch 
Einbeziehung aller Unfälle zu erweitern. Gerade die Hin¬ 
weisung auf die durch Hitzschlag hervorgerufenen Todes¬ 
fälle ist geeignet, den der Weiterentwickelung bedürftigen 
Rechtszustand in voller Beleuchtung hervortreten zu lassen; 
die Billigkeit erfordert die Entschädigung der Hinterbliebenen 
des durch einen Hitzschlag in der Betriebsstätte getödteten 
Arbeiters nicht minder wie des auf dem Zimmerplatze ge¬ 
tödteten Zimmermans, auch wenn sich nicht nachweisen 
lässt, dass in jener eine das normale Maass überschreitende 
Temperatur geherrscht hat, welche für die Hervorrufung 
des Schlages von ursächlicher Bedeutung gewesen ist. 


Gewerbegerichte, Einigungsämter und 
Arbeiterausschüsse. 

Die Thätigkeit der Gewerbegerichte in Oesterreich. 

Angesichts der Thatsache, dass die aus dem Arbeitsverhält¬ 
nisse entspringenden Streitigkeiten, überall, besonders aber 
in Oesterreich, an Ausdehnung und Schärfe zunehmen, mag 
es zweckmässig erscheinen, die Mittel zur Erledigung solcher 
Streitigkeiten kennen zu lernen, umsomehr, als allgemein 
das Gefühl, dass diese Mittel unzulänglich, an Boden ge¬ 
winnt und zu verschiedenen sozialpolitischen Experimenten 
auf dem Gebiete der Gesetzgebung angeregt hat. 

Von Strikes und Boycotts abgesehen, sind es schieds¬ 
richterliche Kollegien, deren Einrichtung für das Kleingewerbe 
obligatorisch ist, und Gewerbegerichte, die durch das Gesetz 
vom 14. Mai 1869 für fabriksmässig betriebene Unternehmun¬ 
gen errichtet werden können. Die Errichtung erfolgt auf Grund 
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einer Verordnung des Justizministers, der sich zu diesem 
Behufe mit dem Handelsminister — dieser seinerseits mit 
dem Landtage — ins Einvernehmen zu setzen hat Zweck 
der Gewerbegerichte, deren Kosten ohne Belastung des 
Staatsschatzes gedeckt werden müssen, ist Rechtsstreitig¬ 
keiten, welche zwischen Arbeitnehmern, Lehrlingen einer¬ 
seits und Unternehmern anderseits, oder zwischen Arbeitern 
unter einander über Lohn, das Arbeits- oder Lehrverhält- 
niss, Ersatzansprüche bei Auflösung desselben, sowie über 
Entschädigungsansprüche an Unterstützungskassen entstehen, 
durch Vergleich zu vermitteln oder durch Urtheil zu ent¬ 
scheiden. 

Klagen sind während der Dauer des Arbeitsverhältnisses, 
nach Auflösung desselben innerhalb 30 Tagen anzumelden; 
nach dieser Zeit gehören solche Klagen vor die ordentlichen 
Gerichte. Wird nun eine Klage eingereicht, so hat das zur 
Hälfte aus Arbeitgebern, zur andern Hälfte aus Arbeitern 
bestehende Gewerbegericht zuerst einen Vergleich anzu¬ 
bahnen; kommt ein solcher nicht zu Stande, so wird durch 
Urtheilspruch entschieden, welcher bei Beträgen unter 50 fl. 
unanfechtbar ist. 

Derzeit bestehen in Oesterreich 4 Gewerbegerichte, und 
zwar je zwei für die Maschinen- und Metallwaaren-Industrie 
sowie für die Textil-Industrie. Die Thätigkeit dieser Ge¬ 
werbegerichte im Jahre 1893 erhellt aus folgenden Daten; 


Industriezweig 

Sitz des Ge¬ 
richtes in 

Zahl der 
Klagen 

Entschieden 

Vergleich 

durch 

Urtheil 

Metall-Industrie . . 

Textil- „ . . 

/Wien 

■ \Brünn 
/Brünn 

■ \Biclitz 

207 

76 

93 

57 

188 

71 

93 

49 

18 

5 

8 



433 

4(71 

31 


Diese Ziftern ermöglichen keine weitergehenden Schluss¬ 
folgerungen, umsoweniger als nicht getrennt ausgewiesen 
wird, wie viele Klagen durch Vergleich und wie viele durch 
Zurückziehen erledigt wurden. Dass jedoch — auf Seite 
der Regierung wenigstens — ein Bedürfniss nach Schaffung 
einer Ausgleichsinstanz vorhanden ist, beweist neuerdings 
das vom derzeitigen Handelsminister im Gewerbe-Ausschusse 
des Abgeordnetenhauses abgegebene Versprechen, an Stelle 
der Gesetzes-Vorlage betreffend die Errichtung von Eini¬ 
gungsämtern einen Entwurf auszuarbeiten. In der That 
reichen zur Austragung der wirthschaftlichen Interessen¬ 
konflikte die vorhandenen Mittel und Einrichtungen nicht 
aus, eine Thatsache, an der die vermittelnde Thätigkeit der 
Gewerbe-Inspektoren, wie das wachsende Strikefieber zeigt, 
nichts zu ändern vermag. 


Schulwesen, Erziehungs- und Bildungsfragen. 

University-Extension ln Belgien. Auf Anregung von 
Prof. L^on Ledere vereinigten sich zu Beginn des Jahres 
1893 einige jüngere Professoren und Studenten der freien 
Brüsseler Universität zur Begründung der „Extension Uni- 
versitaire de Bruxelles.“ Es bildete sich ein Centralaus¬ 
schuss und lokale Komites und wurde bestimmt, dass als 
Vortragende nur ordentliche Professoren oder sonstige 
Universitätslehrer (mit dem Titel „Dr. agrege“ oder „Dr. spö- 
cial“j zugelassen werden sollten. Die Organisation wurde 
nach englischem Muster eingerichtet, nur dass den Schülern 
keine schriftlichen Aufgaben gegeben werden. Trotz der 
sprachlichen Schwierigkeiten, die durch die vlämische Be¬ 
völkerung hervorgerufen werden, und trotz der klerikalen 
Opposition scheint die Bewegung an Ausdehnung zu ge¬ 
winnen. Von Brüssel aus wurden in der Vortragssaison 
1893—94 in den Städten Malines, Anvers, Charleroi, Mons, 
Hasselt u. a. 12 Kurse veranstaltet. Die Universität Lüttich 
schloss sich der Bewegung an und delegirte auf Aufforde¬ 
rung der Kommune Lüttich 12 ihrer Professoren zur Ab¬ 
haltung von Kursen. Im Ganzen wurden medizinisch-hy¬ 
gienische und soziologische Kurse bevorzugt. Hand in 
Hand damit gehen Vorträge für Schullehrer, um deren 
Bildungsniveau zu heben, und für Frauen, um diesen die 
Kenntnisse zu vermitteln, die sie im Hause, in der Wirth- 
schaft verwerthen können. 


Wohlfahrtseinrichtungen. 


Mädchen- und Frauengnippen für soziale Hilfsarbeit 

Am 27. April fand im Bürgersaal des Berliner Rathhauses 
eine Versammlung statt, in welcher Bericht über die bis¬ 
herige Thätigkeit der Mädchen- und Frauengruppen für 
soziale Hilfsarbeit erstattet wurde. In einem einleitenden 
Vortrag sprach Frau Schwerin über den Zweck der neu 
begründeten Vereinigung. Im November vorigen Jahres 
erliessen einige Frauen Berlins einen Aufruf an die Frauen 
und Mädchen der gebildeten Stände, in welchem sie zu 
einer praktischen sozialen Hilfsthätigkeit aufforderten. Von 
dem öedanken ausgehend, dass die Verbitterung in den 
weitesten Kreisen des Volkes durch den Mangel an Ver- 
ständniss und an Interesse für die Anschauungen und die 
Lage der unbemittelten Klassen vergrössert wird, wollten 
jene Frauen die Mädchen und Frauen zuerst zu einer sol¬ 
chen Thätigkeit erziehen, indem sie ihnen Gelegenheit 
gaben, Einblick in die Verhältnisse zu gewinnen. Auf den 
Aufruf meldeten sich ungefähr 1(X) Frauen und Mädchen 
zur Arbeit; sie besteht in der Thätigkeit in Krippen, Kinder¬ 
gärten, Kinderhorten, im Waisenhaus, in Volksküchen, 
Blinden- und Krankenanstalten u. s. w. Die verschiedenen 
Institute wurden in 4 Gruppen getheilt, die von je einer 
Vorständsdame geleitet wird. Die ganze Organisation ist 
keine sehr feste, denn der individuellen Neigung wird der 
weiteste Spielraum gelassen. Es zeigte sich, dass die 
Thätigkeit für beide Theile nutzbringend war. Die Mädchen 
und Frauen erkannten, dass ihnen ein neues Feld eröffnet 
war, auf dem sie mehr Befriedigung erlangen konnten, als 
ihnen bisher bei ihrer vorwiegend ästhetischen Erziehung 
möglich war, und auch die einzelnen Institute waren durch 
die zahlreicheren Hilfskräfte leistungsfähiger. Die Rednerin 
hob hervor, dass bisher nur ein Anfang gemacht sei, und 
dass zu einer wirklich bedeutenden Hilfsthätigkeit ernste 
nachhaltige Arbeit und das Streben nach Verständniss der 
betreffenden Verhältnisse nothwendig seien. Auf diesen 
Vortrag folgten die Berichte der Vertreterinnen der ein¬ 
zelnen Gruppen. Am Ende des ersten Vierteljahres waren 
an alle Mitglieder Fragebogen ausgegeben worden, auf denen 
die Erfahrungen der einzelnen arbeitenden Personen mit.- 
getheilt werden sollten. Die Berichte ergaben, dass die 
Theilnehmerinnen sich von ihrer l’hätigkeit befriedigt ge¬ 
fühlt haben. An einzelne dieser Berichte knüpften sich 
Besprechungen. 

Ueber die vom KomitC veranstalteten Vorträge für eine 
theoretische Ausbildung berichtete Frau Cauer. Die Vor¬ 
lesungen ebenso wie die damit verbundenen Besichtigungen 
von öffentlichen und privaten Wohlfahrts-Einrichtungen 
waren sehr gut besucht. Wie aus den beantworteten Frage¬ 
bogen hervorgeht, haben sie ihren Zweck erreicht, indem 
sie die Hörerinnen zu planmässiger praktischer Thätigkeit 
anregten. Es waren Themen aus dem wirthschaftlichen und 
sozialen Gebiete, über Gesundheitspflege und Hygiene ge¬ 
wählt worden. Mit der Hoffnung, dass in der nächsten Zeit 
die Betheiligung an den Mädchen- und Frauen-Gruppen für 
soziale Hilfsarbeit wachsen möge, schloss der Vorsitzende, 
Herr Schräder, die Versammlung. 
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Das Pfandrecht des Vermiethers. 

Der dem preussischen Abgeordnetenhause eben vor¬ 
gelegte Gesetzentwurf „betreffend die Rechte des Ver¬ 
miethers an den in die Miethräume eingebrachten Sachen“ 
(No. 177 der Drucksachen) erfüllt eine seit langem erhobene 
sozialpolitische Forderung. Nach dem in Preussen und 
zwar in allen Landestheilen bestehenden Zustand hat der 
Vermiether wegen seiner Forderungen aus dem Mieths- 
verhältnisse an den in die Miethsräume eingebrachten 
Sachen ein besonderes Vorrecht (Pfandrecht, Vorzugsrecht, 
Zurückbehaltungsrecht), welches soweit geht, dass es auch 
vor den nothwendigsten Sachen, welche sonst jeder Pfändung 
entzogen sind, nicht Halt zu machen braucht. Der sozial¬ 
politische Gedanke, dass die zur nothdürftigen Lebens- 
hlhrung und Berufsausübung erforderlichen Sachen dem 


Schuldner nicht genommen werden dürfen, einmal weil die 
Humanität solches gebietet, sodann aber auch weil die 
allgemeinen Interessen es erfordern, jemand nicht in die 
Armenpflege hineinzutreiben, der sich ihr möglicherweise 
noch entziehen kann, — dieser Gedanke gilt für alle 
Menschen, nur nicht für den Hauswirth, wenn er Miethe 
fordert. Dieser darf, wenn er die Miether auf die Strasse 
setzt, ihnen die Betten, in denen sie schlafen, einbehalten; 
er darf dem Tischler und der Nätherin die Hobelbank oder 
die Nähmaschine fortnehmen und sie vollends in Elend 
stossen. Die Folgen dieses Rechtszustandes sind so in¬ 
humane und ungerechte, dass es Wunder nehmen muss, 
wie sie bis jetzt haben geduldet werden können. Sie 
zeigen sich in den verschiedensten Gebieten des Rechts- 
I lebens: zunächst im Zivilrecht, wo die Erbarmungslosigkeit 
des Mannes in die Erscheinung tritt, der aus solchen Hab¬ 
seligkeiten seine Befriedigung sucht, sodann im Strafrecht, 
wenn der arme Mann, der mit der dürftigsten Habe davon 
gezogen ist, ohne den Hauswirth zu befriedigen, noch der 
Bestrafung verfällt, nicht zum wenigsten aber in der Armen¬ 
pflege. Denn die letztere sieht es — ganz mit Recht — 
als ihre Aufgabe an, dem Miether, welchem Betten und 
I Arbeitsgeräth einbehalten sind, zu Hilfe zu kommen, um 
seine gänzliche Verarmung zu verhüten, und löst ihn des¬ 
halb häufig beim Hauswirth aus. So entsteht der merk¬ 
würdige Zustand, dass die Gesammtheit der Bürger einer 
I Stadt dafür arbeiten muss, um den Hauswirthen ihre Mieths- 
I forderungen zu garantiren. Es ist in hohem Maasse er- 
I freulich, dass dem endlich ein Ende gemacht werden soll 
! durch die einfache Vorschrift, dass die Rechte des Ver¬ 
miethers sich nicht auf diejenigen Sachen erstrecken, welche 
auch sonst der Pfändung nicht unterworfen sind. 
Dass die Vorschrift den Widerspruch eines Theiles der 
I Hausbesitzer hervorruft, weiss man ja allerdings bereits; 
I aber charakteristisch ist diesem Widerstande (welcher bei 
I der ersten Berathung im Abgeordnetenhause schon ein 
I Sprachrohr gefunden hat), dass er nicht das geringste beizu- 
! bringen vermag, was geeignet wäre, die besondere Hilfs- 
I bedürftigkeit der Hausbesitzer nachzuweisen. Die Argumente 
j sind immer nur dem Schutze des Miethers entnommen: der 
arme Mann werde keine Wohnung bekommen, wenn die 
Rechte des Hauswirthes vermindert würden. Mag man es 
nur getrost darauf ankommen lassen: wir wüssten nicht, 
welchen Vortheil die Besitzer der Berliner Miethskasernen 
davon haben sollten, dieselben leer stehen zu lassen. Da 
j agrarische Privilegien nicht in Frage stehen, dürfte der 
1 Widerstand im Abgeordnetenhaus wie im Herrenhaus ver¬ 
einzelt bleiben. Allerdings hat sich die Vorlage bemüht, 
selbst die leiseste Berührung agrarischer Interessen mit 
einer Sorgfalt vermeiden, welche erkennen lässt, in welchem 
Maasse alles, was mit Rechten der Gutsherren zusammen- 
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liängt, in der preussisclicn Regierung als ein noli me 
tangere angesehen wird. Der Entwurf bezieht sich nämlich 
nur auf „Vermiether“; die Gesetzessprache aber unter¬ 
scheidet Miethe und Pacht; erstere bildet bei städtischen, 
letztere bei ländlichen Grundstücken die Regel. Der Re- j 
gierungskommissar hat im Abgeordnetenhaus ausdrücklich 
bestätigt, dass diese Einschränkung beabsichtigt war. Bei 
der Pacht soll also alles beim Alten bleiben; der Verpächter 
eines Landgutes darf den abziehenden Pächter nach wie vor 
nacltt vor die Thür setzen. Der Einschränkung ist aber die 
Berechtigung abzusprechen. Hat auch das Pfandrecht des 
Verpächters selbstverständlich nicht annähernd diejenige 
soziale Bedeutung, wie das Pfandrecht des Vermiethers, so 
hat es aber doch deshalb keinen Anspruch auf eine Aus¬ 
nahmestellung. — Dies ist im Wesentlichen auch der Stand¬ 
punkt des Entwurfs des bürgerlichen Gesetzbuches. Der 
erste Entwurf behandelte Pacht und Miethe vollkommen 
gleich. Der Entwurf zweiter Lesung (§ 525) thut grund¬ 
sätzlich dasselbe mit nur einer einzigen Ausnahme: das 
besondere Recht der Landwirthe, das ihr Inventar und 
ihre Ernteerzeugnisse dann nicht gepfändet werden dürfen, 
wenn sie zur Fortsetzung der Wirthschaft unentbehrlich 
sind (Civilprozessordnung § 715, No. 5), soll allerdings dem 
Verpächter gegenüber nicht in Anwendung kommen. Mag 
man diese spezielle Ausnahme, auf welche wir hier nicht 
näher eingehen wollen, allenfalls in weitere Erwägung nehmen 
Im Uebrigen wird aber, was für den städtischen Hausbesitzer 
recht ist, dem ländlichen Gutsbesitzer billig sein. Die agrari¬ 
schen Interessenten zumal sollten sich hüten, der vielver¬ 
breiteten Meinung neue Nahrung zu geben, dass sie die 
Gesetze der Humanität nur da statuiren, wo sie ihren Inter¬ 
essen nicht in den Weg kommen. An sie ist deshalb in 
erster Reihe das Verlangen zu stellen, dass die Unpfänd¬ 
barkeit der nothwendigen Sachen auch auf die Pacht aus¬ 
gedehnt wird. 

Wir vermögen im Uebrigen an dem Gesetzentwurf nicht 
vorüberzugehen, ohne der Frage näher zu treten, welche 
Berechtigung das Pfandrecht des Vermiethers an den Sachen 
des Miethers überhaupt hat. Freilich, der Entwurf des 
bürgerlichen Gesetzbuches weifs es mit den lakonischen 
Worten zu rechtfertigen: 

„Im Hinblick auf das geltende Recht kann kein 
Zweifel darüber bestehen, dafs dem Vermiether zur 
Sicherung wegen seiner Forderungen aus dem Mieths- 
verhältniss gegen den Miether ein besonderes Recht an 
den von dem Vermiether eingebrachten Sachen einzu¬ 
räumen ist.“i) 

Wem in unserer Zeit die allgemeine Existenz einer 
Einrichtung genügt, um sie zu billigen, der ist allerdings 
auch hier gerechtfertigt. Denn das Vorrecht des Ver¬ 
miethers besteht in ganz Deutschland und zwar seit 400 
Jahren, nämlich seit Einführung des römischen Rechts. 
Weh uns, dass wir die Enkel sind! Dass man im römischen 
Recht ein starres Kapitalisteninstitut aufgerichtet hat und 
dass in Deutschland die Klasse der Grundbesitzer dieses 
Institut sich durch Jahrhunderte zu Nutze gemacht hat, ent¬ 
hebt den Gesetzgeber, welcher das bürgerliche Recht neu 
ordnen will, derVerpflichtung nicht, die vorhandenen Normen 
auf ihre Berechtigung zu prüfen. Bei den Römern besass 
Jeder, der zur gebildeten Welt gehörte, sein eigenes Haus: j 
7ur Miethe wohnte nur die misera contribuens plebs; gegen 
diese sich mit allen erdenklichen Schutzmitteln zu versehen, 
galt dem Römer als selbstverständlich. Heutzutage sind beide 
Voraussetzungen weggefallen, sowohl die Charakterisirung 

*) Motive zu § 521 des Entwurfs des bürgerlichen Gesetz- 
hnchs, er.^te Lesung (Bd. II., S. 402). Die Commission zweiter 
T.esung hat die Vorschriften mit einigen Modifikationen beibehalten 
. 50111.). Der ausführliche Bericht über die bezüglichen 

Berathimgen ist noch nicht veröfi'entlicht. 


der Miether, als die allgemeine Denkungsweise gegenüber den 
Besitzlosen. In der That ist nicht im geringsten erfindlich. 
Weshalb der Hauswirth wegen seiner Forderungen mehr 
Rechte haben soll, als jeder andere Gläubiger; wenn man 
meint, der Hauswirth habe dem Miether eine so nöthige 
.Sache wie das Obdach gewährt, so ist zu fragen, ob Bäcker, 
j Fleischer, Schneider und Schuhmacher ihren Kredit für 
' minder nöthige Sachen gewährt haben? Dazu kommt. 

I dass der Vermiether sein Vorrecht sogar für die Zukunft 
geniesst, für die er noch nichts gewährt hat und unter Um¬ 
ständen niemals gewährt. Wenn ein Berliner Hauswirth 
i wegen irgend einer Vertragsverletzung den Miether ex- 
I mittirt, so hat er vermöge seiner Vertragsklauseln, welche 
' den Miether für die ganze Kontraksdauer noch haftpflichtig 
; machen, ein Pfandrecht thatsächlich für eine Zeit, für die 
i er gar kein Obdach gewährt hat.^) In der Praxis führt das 
Vorrecht des Hausbesitzers zu grellen Ungerechtigkeiten. 
Im Civilrecht ist es weniger der Miether als dessen übrige 
Gläubiger, welche durch dieses Vorrecht geschädigt werden. 
Der arme Handwerker, der Hosen oder Stiefeln geliefert 
hat, und weil er keine Bezahlung erhält, zur Klage und 
Pfändung schreitet, sieht sich um alle Mühen der Arbeit 
und des Prozesses gebracht durch den müssigen Hauswirth. 
der bis zuletzt zuwartet, und wenn endlich ein Stück ge¬ 
pfändet wird, mit seinem Vorrecht dazwischen tritt, ja manch¬ 
mal sogar nach geschehener Pfändung und Versteigerung 
die Herauszahlung des Erlöses verlangt. Vor dem Schreiber 
dieser Zeilen ist erst vor wenigen Tagen ein Prozess dieser 
Art verhandelt worden: ein armer Schuhmacher war vom 
Hauswirth verklagt, er sollte ein genommenes Pfand zu 
Gunsten des Wirthes fahren lassen und ausserdem noch 
einige Mark, die er bereits aus einem anderen Pfände al.-^ 
Erlös erhalten und wahrscheinlich verzehrt hatte, heraus¬ 
zahlen. Der geprellte Handwerker, dem gerathen wurde, 
den Anspruch des Wirthes bedingungslos anzuerkennen, 
weil er sonst durch seinen Widerspruch noch erhebliche 
Kosten auf sich lade, meinte darauf: er sei ein armer Mann 
und der Hauswirth ein reicher, er verstände es nicht, wes¬ 
halb er trotz seiner Pfändung leer ausgehen müsse zu 
Gunsten des Wirthes, und warum dieser ein so grosses 
Vorrecht habe? wenn derartige Schädigung der ehrlichen 
Leute bei uns Rechtens seien, dann wolle er aufhören, ein 
ehrlicher Mann zu bleiben und lieber ein Betrüger werden. 
Man beruhigt als Richter den Mann mit dem Hinweis darauf, 
dass Jeder den Gesetzen Gehorsam schulde, auch wo sie 
ihm nicht gerecht scheinen; aber sachlich muss man zu¬ 
geben: der Bevorzugung des Hauswirthes liegt wirklich kein 
anderer Gedanke zugrunde als der: „wer hat, dem wird 
gegeben, wer nicht hat, dem wird genommen.“ — Dem 
Miether gegenüber zeigt sich die Härte der Vorschrilt 
wesentlich im Strafrecht, welchem er bei der Fortbringung 
der Sachen verfällt. Ein nicht unbeträchtlicher Theil der 
betreffenden Prozesse erregt das grösste Mitleid mit den 
Angeklagten, welche, da sie die Miethe nicht erschwingen 
konnten, unter Mitnahme von ein paar elenden Habselig¬ 
keiten ausgezogen sind. Allerdings steht eine gewisse Besse¬ 
rung auch hier von dem neuen Gesetzentwurf zu erwarten; 
denn sobald die unpfändbaren Sachen dem Vorrecht des 
V^ermiethers nicht mehr unterliegen, kann sie der Miether 
straffrei fortbringen. Allein einmal wird sehr häufig Streit 
darüber entstehen, ob die fortgebrachten Sachen hätten ge¬ 
pfändet werden können, und sodann wird auch die Ein¬ 
schränkung nicht genügen, um den Zustand fern zu halten, 
dass Handlungen in den Gerichten für strafwürdig erklärt 
werden, welche es nach gemeiner Volksauflfassung nicht 
sind. Freilich wird dieser Zustand, in unserer Kriminalpraxis 

2) Es scheint allerdings, als ob gerade für diesen Fall die 
CoiTiinis.sion zweiter Lc<nng durch die Fassung des § 501 eine 
gewisse Milderung liat herhcifüliren wollen: doch ist nach dem 
Wortlaut die Tragweite der Vorschrift nicht ganz klar. 
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leider kaum als diejenige schwere Versündigung gegen das 
Recht anerkannt, welche er in der That darstellt. 

Der vorgelegte Gesetzentwurf konnte allerdings das hier 
dargelegte, weit Ober seine Tendenz hinausgehende Ziel 
nicht verfolgen. Daraus soll ihm kein Vorwurf gemacht 
werden. Für die Regelung des Miethsrechts im bürgerlichen 
Gesetzbuch aber erheben wir die Forderung: „Fort in jeder 
Form mit dem Vorrecht des Vermiethers, dieser Ueberliefe- 
rung aus einer legislatio divitum contra pauperes!“ 

Berlin. Hermann Jastrow. 

Italienische Briefe. 

IV. 

Unternehmer und Arbeiter. 

Zu verschiedenen Malen schon habe ich Gelegenheit 
gehabt. Ober die Sonderheiten des Unternehmer- und Ar¬ 
beitertypus in der italienischen Industrie mich auszusprechen. 
Hier versuche ich, mit ein paar neuen Skizzen früheres zu 
ergänzen. Wie ich sie jetzt wieder gesehen habe, will ich 
aufzeichnen. 

Dass gerade der Kapitalismus mit erschreckender 
Schnelligkeit alle ethnischen EigenthOmlichkeiten zu ver¬ 
wischen teridirt, ist eine öfters von mir mit Bezug auf 
Italien ausgesprochene Thatsache. Zumal der Unternehmer¬ 
stand, und ganz besonders in Norditalien, wird daher nicht 
eigentliche Spezifika der italienischen Nationalität in bedeu¬ 
tendem Umfange mehr an sich tragen. Vielmehr würden 
Eigenarten, die er aufweist, als Eigenarten des betreffenden 
Entwickelungsstadiums anzusehen sein, in dem sich die 
Klasse jeweils befindet. Und wirklich scheint mir das inter¬ 
essanteste Merkmal des italienischen Unternehmerstandes 
von heute dieses: dass er uns den Typus des kapitalisti¬ 
schen Parvenüs in unverfälschter Reinheit darstellt. Selbst¬ 
verständlich weist jedes Entwickelungsstadium der grofsen 
Industrie neben altem kapitalistischen Adel Neulinge, An¬ 
fänger auf. Aber so überwiegend erster Generation wie 
jetzt in Italien kann naturgemäss ein Unternehmerstand nur 
in den Anfängen einer nationalen Industrie sein. 

Wo heute schon Italiener mit eigenem Kapital Unter¬ 
nehmungen betreiben — wir sahen, dass die oberitalienische 
Industrie grösstentheils noch von fremdem Kapital gespeist 
und dann auch meist von Fremden, sei es als Unternehmer, 
sei es als Beamte, geleitet wird — da sind es meist Leute, 
die sich aus niederen, gesellschaftlichen Schichten, in der 
Regel, dank der eigenen Kralt und Geschicklichkeit, in die 
Höhe des Unternehmerthums geschwungen haben. Sie 
bringen also zunächst alle Unebenheiten mangelhafter Bil¬ 
dung mit Lassalle würde etwa sagen: es sind alles Bar¬ 
biere, höflicher ausgedrückt Knoten. Und ihre soziale Er¬ 
höhung ist keineswegs geeignet, ihnen den fehlenden Schliff 
zu geben. Was ihr Leben bis zum letzten Athemzuge aus¬ 
füllt, ist die Sorge für das Geschäft, das Streben nach Er¬ 
haltung und Vermehrung des Erworbenen, der Trieb, zu¬ 
letzt die Sucht nach Gold. Es giebt kaum etwas thörich- 
teres als die alte, sozialdemokratische Fibel Weisheit, dass 
der kapitalistische Unternehmer als solcher ein Nichtsthuer, | 
ein Faulpelz sei, der dem lieben Gott den Tag stehle. 
Gerade im Gegentheil. Was ihn, zumal in den Anfängen 
charakterisirt, ist der Furor, mit dem er seine Arbeit ver¬ 
richtet. Dass er sein Menschthum dem Kultus des Goldes 
opfert, sich in dessen Dienste aufreibt, ist, was ihn von 
allen anderen Klassen unterscheidet. Selbst der Italiener 
wird in dieser Jagd nach den Millionen zum Arbeitshuber. 
Die meisten meiner Unternehmer waren „occupatissimi“; 
sie sassen auf Kohlen, wenn ich meine Unterredungen auch 
nur länger als eine viertel Stunde auszudehnen versuchte. 
Theils aus dem Grunde ihrer Vielbeschäftigtheit, theils auch 
weil sie sich unsicher auf dem Boden des gebildeten Ge¬ 


spräches fühlen. Ich könnte nicht sagen, dass diese Pio¬ 
niere des Kapitalismus sehr angenehm und sympathisch 
wären. 

Die mit den Flegeljahren des kapitalistischen Unter¬ 
nehmerthums verbundenen Eigenarten folgen alle als ganz 
natürliche Konsequenzen aus den Existenzbedingungen jener 
sonderbaren Spezies. Je nach der Veranlagung des Ein¬ 
zelnen variiren die Typen. Hier führt rohe Sinnlichkeit zum 
raschen Verprassen der erworbenen Schätze in unedlen 
Passionen, dort bei nüchterner Natur sehen wir die alten 
Traditionen kleinbürgerlich-schlichten Lebenswandels weiter 
wirken. 

Jenen brutal sinnlichen Typus kapitalistischen Parvenu- 
thums hat uns Zola in seinem Saccard meisterhaft dar¬ 
gestellt; er ist wohl der seltenere und von Zola mit rich¬ 
tigem Instinkt in einem Vertreter des Börsenspiels ge¬ 
schildert. 

Häufiger scheint mir, so wenigstens habe ich es in 
Italien beobachtet, der andere Fall: dass unter dem all- 
beherrschendt n Erwerbstrieb die Lebensführung bei der 
ersten Generation ihren bescheidenen altfränkischen Anstrich 
bewahrt. 

Sehr lehrn ich ist es, jetzt in Italien wiederum zu beob¬ 
achten, wie der Unternehmer erst sehr langsam sich jenen 
Grad „kommerzieller Moralität“ aneignet, der in entwickelten 
Ländern zu herrschen pflegt. Friedrich Engels hat mit 
wenigen Strichen treffend diesen Wandlungsprozess des 
kapitalistischen Unternehmers geschildert, wie er mit „jammer¬ 
vollen Manövern und Kniffen“ sein Gewerbe anfängt, bis er 
einsieht, dass diese sich auf einem grossen Markte, wo Zeit 
Geld ist, nicht mehr bezahlen. 

Was wir in Deutschland jetzt ungefähr überwunden 
haben, ist in Italien noch an der Tagesordnung: die kurz¬ 
sichtigen-Versuche, durch Unreellität den Profit zu steigern. 
Der bekannte Kniff, dem Kunden erst gute Muster pnd 
nachher schlechte Waare zu schicken, wird noch vielfach 
in Italien gehandhabt, und erschwert, wo etwa Export in 
Frage kommt, für Ausländer das Geschäft ungemein. 

Das Gesagte gilt von dem Haufen. Ueber ihn hinaus 
ragen natürlich die grofsen Persönlichkeiten, die Träger 
neuer Ideen, die Bahnbrecher für neue Produktionsmethoden, 
neue Absatzgebiete. Ein solcher hervorragender Unter¬ 
nehmertypus ist jener Francesco Tosi, von dem ich schon 
sprach. Bezeichnend, dass er in Deutschland seine Schulung 
empfangen hat. Als Ingenieur war er Jahre lang in deut¬ 
schen Maschinenfabriken thätig, bis er dann im Jahre 1876 
die kleine Fabrik in Legnano selbst übernahm. Was ihn 
vor allem gefördert hat, ist jener hohe Grad „kommerzieller 
Moralität“, die er im Auslande kennen gelernt hatte und die 
er nun strengstens in seiner Heimath beobachtete. Hat er 
durch seine Reisen auch eine höhere Bildung sich an¬ 
geeignet, so findet er doch bei seiner rastlosen Thätigkeit 
noch nicht die Zeit, die Kunst des Schönlebens zu pflegen. 
Dazu gehört doch eben schon eine ältere Tradition des 
Reichthums. Lehrreich war es mir, zu sehen, wie dieser 
bei einer anderen hervorragenden Unternehmernatur Italiens 
zu jener Ausgestaltung und Bereicherung des Daseins führt. 
Alessandro Rossi in Schio, den ich auch schon genannt 
habe, ist dieser interessante, in Italien sehr vereinzelte Typus 
älteren Unternehmerthums. Hat er auch selbst noch zur 
Erweiterung seiner Anlagen vieles beigetragen, so war doch, 
möchte ich sagen, der Betrieb schon aus dem Rohen heraus¬ 
gearbeitet, als er ihn übernahm. Rossi gehört zu jener 
Kategorie vornehmer Grossindustrieller, wie sie in Ländern 
älteren Kapitalismus häufiger sind, die in ihrer äusseren 
wie inneren Kultur den alten Geschlechtern sich anzugliedern 
beginnen. Es ist, glaube ich, in Italien ein ganz verein¬ 
zelter Fall, dass Leute nicht adeligen Standes ein so grosses 
Haus wie Rossi machen, ln märchenhafter Pracht erhebt 
sich sein fürstliches Schloss am Abhange der Alpen, es 
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glänzt der Saal, es schimmert das Gemach und Marmorbilder 
stehen und sehen mich an. In altadeligem Glanze prangen 
Kunstschätze und Bibliothek. Rossi selbst versucht sich 
gern als Schriftsteller. Seine Schriften, die von sozialen 
Dingen handeln, aber auch gern philosophische Fragen be¬ 
rühren, weisen jenes seltsame Gemisch von geistreichem 
Dilettantismus und ausgezeichneter praktischer Kenntniss 
auf, wie auch wir es an Arbeiten unserer gebildeten In¬ 
dustriellen kennen. Rossi ist einer der einflussreichsten 
Senatoren des Königreichs; ich sagte schon, dass er die 
neuere italienische Handelspolitik sehr bedeutend bestimmt 
und gefördert hat: der echte Typus alten und befestigten 
Kapitalbesitzes. Jetzt arbeiten seine Söhne. Wie es aber 
die Umwandlung unserer industriellen Grossbetriebe in 
Aktiengesellschaften mit sich zu bringen pflegt: die Persön¬ 
lichkeiten der Unternehmer verblassen mehr und mehr, 
treten zurück, bis sie ganz eliminirt werden. Der Reich¬ 
thum und die Familientradition pflegen dann auf die solidere 
Basis des Grundbesitzes gestellt zu werden, wenn sie nicht 
ebenfalls rasch zerfliessen. 

Dass die Arbeiter, die ebenso wie die Unternehmer 
durch den Kapitalismus einem langsamen Umbildungsprozess 
unterworfen werden, ebenfalls in Italien noch vorwiegend 
der ersten Generation angehören, versteht sich bei der 
Jugend der kapitalistischen Industrie von selbst. Nur ver¬ 
einzelte Ausnahmen lassen sich beobachten. Sie gehören 
im Grossen theils der altehrwürdigen Seidenspinnerei, theils 
der Schiffsindustrie am Golfe von Genua. Hier war es bis 
etwa zum Jahre 1875 ein überaus hoch entwickelter Holz¬ 
schiffbau, der eine grosse Arbeitermenge beschäftigte. Er 
brach plötzlich zusammen und ein Theil wenigstens der 
früheren Arbeiter konnte vom Eisenschiffbau übernommen 
werden. So begegnen wir, dank dieser alten Tradition, in 
und bei Genua vielleicht den geschultesten und zum Theil 
auch selbstbewusstesten Arbeitern. Und was das auffallende 
ist: hier hat der proletarische Sozialismus trotzdem noch 
keinen rechten Boden gefunden. Das hat seine eigenthüm- 
lichen Gründe, deren wichtigster wohl der ist, dass in 
Ligurien Mazzini’s und seiner Lehre Heimath ist, was sich dem 
Sozialismus als unübersteigliches Bollwerk entgegenstellt. 
Die Folge ist, dass der einzelne Arbeiter wohl ein hohes 
Selbstgefühl, einen persönlichen Stolz entwickelt hat — kein 
Arbeiter, sagte mir der deutsche Direktor eines grossen 
Werkes, würde, wie es in Deutschland Sitte ist, seine Chefs 
zuerst grüssen — dass viel Politik getrieben wird und 
allerlei Vereinsmeierei zu Hause ist, dass es an eigentlicher 
Gewerkschaftsbewegung aber ebenso wie an proletarischem 
Klassenbewusstsein unter den Arbeitern fehlt. Bezeich¬ 
nend hierfür wie auch für die eigenthümliche Lage der 
Genueser Industrie ist es, dass die gesammte Arbeiterschaft 
„regierungsfreundlich“ stimmt, „weil sie weiss, dass sie von 
der Regierung, insbesondere von einer, die viele Torpedo¬ 
boote bestellt, alles Gute zu erwarten hat.“ 

Sonst aber ist das Charakteristikum des italienischen 
Industrieproletariats, dass es von den Hecken und Zäunen 
zusammengeholt, eine ungefüge, rohe Masse, eine sehr ge¬ 
mischte Gesellschaft darstellt. Das grösste Kontingent stellt 
natürlich die Landwirthschaft. Da ist nun eine der aller- 
interessantesten und wichtigsten Thatsachen der sozialen 
Entwickelung Italiens die, dass die alten Formen der Land¬ 
wirthschaft, vor allem der Theilbau, in einem rapiden Auf¬ 
lösungsprozesse begriffen sind und dass infolge dessen eine 
Ueberschussbevölkerung unausgesetzt von der Landwirth¬ 
schaft ausgestossen wird. Hier kann ich diese Thatsache 
nur kon.statiren; sie in ihren Ursachen und dem Verlauf 
des Prozesses in seiner Gesetzmässigkeit darzustellen, ist 
eine grosse, aber überaus dankbare Aufgabe. Es entspricht 
also, das wollte ich hier nur konstatiren, dem Expansions- 
bcdürfniss des Kapitals in Italien die Vermehrung der in 
die indu.strielle Arbeiterarmee einzustellenden Rekruten. Es 


fehlt nirgends an Arbeitern. Selbstverständlich müssen es 
die Unternehmer ein wenig geschickt anfangen: sie müssen 
thunlichst die am meisten übervölkerten Zentren berück¬ 
sichtigen. Natürlich findet sich das Proletariat noch nicht 
an den Orten, wo die Fabriken entstehen, sofort konzen- 
trirt. Wir beobachten daher überall, dass die Arbeiter ihr 
Domizil zum grossen Theil in umliegenden Dörfern haben 
und entweder für den Tag oder für die Woche zur Arbeits¬ 
stätte wandern. Das „Schlafhaus“ für Arbeiterinnen, die 
am Montag früh kommen und am Sonnabend Abend gehen, 
ist, wie überall, so auch jetzt in Italien der unzertrennliche 
Begleiter rasch sich ausdehnender Industrieanlagen. Eine 
Spinnerei in Como, die ein solches Schlafhaus für 300 Per¬ 
sonen hatte, beschäftigte Arbeiterinnen aus nicht weniger 
als 32 verschiedenen Ortschaften. 

Die Folge dieses Standes der Dinge habe ich in meinen 
„Studien“ schon eingehend erörtert. Was ich dort gesagt 
habe, habe ich jetzt nur bestätigt gefunden. Nach einer 
Seite hin habe ich meine Kenntnisse erweitert. Es war mir 
sehr interessant, von einigen Unternehmern der Eisen¬ 
branche, vor allem von Tosi, Klagen über den jammer¬ 
vollen Ernährungszustand der Landarbeiter, wenn sie 
frisch ankommen, zu hören. Sie sind zu schwach, um die 
in der Schlosserei oder Schmiederei nothwendigen Hand¬ 
dienste zu leisten, sie fangen rasch an zu kränkeln und die 
erste Generation stirbt jung weg. Erst lange Gewöhnung 
und vor allem bessere kräftige Nahrung bringen den de- 
generirten ländlichen Arbeiter soweit, dass er den Schlosser 
oder Schmied ordentlich spielen kann. 

Wie sich das Arbeitsverhältniss gestaltet, die Be¬ 
ziehungen zwischen Unternehmern und .Arbeiter? Auch 
hierüber habe ich schon öfters mich ausgesprochen. 

Dass selbst der wenige gesetzliche Arbeiterschutz noch 
oft genug illusorisch ist, habe ich jetzt mit eigenen Augen 
wahrnehmen können und mit eigenen Ohren bestätigen 
hören. Viele Fabrikanten vermögen sich ihrer gesetzlichen 
Verpflichtungen oder gar der Existenz eines Fabrikinspektors 
nur mühsam zu erinnern. Der Leiter eines grossen Unter¬ 
nehmens in der Provinz Bergamo gestand mir ganz harm¬ 
los, dass sie immer einige Zeit vorher von dem Kommen 
des Aufsichtsbeamten unterrichtet seien und somit immer 
in der Lage wären, „die allerjüngsten“ Kinder noch recht¬ 
zeitig nach Hause zu schicken. Dass sich der Arbeiter¬ 
schutz in Italien einstweilen nur auf den Kinderschutz be¬ 
zieht, ist bekannt. 

Im Uebrigen ist also die Gestaltung der Arbeitsverhält¬ 
nisses schlechthin ein Werk des freien Spieles der wirth- 
schaftlichen Kräfte, richtiger, da der Gegendruck einer 
organisirten Arbeiterschaft z. Z. noch gering ist oder ganz 
fehlt, das eigenste Werk der Unternehmer. Von der Per¬ 
sönlichkeit, vom Wohlwollen, von der Einsicht der Brod- 
herren ist das Loos der Arbeiterschaft im wesentlichen be¬ 
dingt. Wo nun die unpersönliche Aktiengesellschaft oder 
der brutale Geschäftsmensch Unternehmer sind, gestaltet 
sich das Arbeitsverhältniss erdenklicherweise nicht gerade 
sehr erfreulich. Mächtiger Lohndruck, knechtische Disziplin 
während der Arbeit, im Uebrigen Gehenlassen sind dann 
die Signatur der Lage. Dass die niedrigen Löhne vor 
allem Lockmittel für das Kapital in Italien sind, habe ich 
schon hervorgehoben. Ueber den anderen Punkt — die 
Behandlung der Arbeiter — noch ein Wort: vorigen 
Sommer strikte ein grosser Theil der Arbeiterinnen in der 
Umgegend von Bergamo. Anlass zum Strike hatte die Be¬ 
stimmung gegeben, dass die Arbeiterinnen ihre Schlafhäuser 
immer am Sonnabend Abend zu verlassen hätten. Das ist 
typisch für die Art der Behandlung vielerorts. Dem ent¬ 
sprechend ist auch der Ton der meisten Arbeitsordnungen 
gehalten. Aus derselben Gegend bei Bergamo stammt eine 
der mir vorliegenden Arbeitsordnungen, die eine wahre 
Musterkarte drakonischer Bestimmungen darstellt Sie ist 
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vielleicht ganz so hart nicht allgemein, bildet aber doch 
keineswegs etwa eine Ausnahme. Dass sie, wie es ja auch 
bei uns noch häufig ist, den Arbeiter einer weitgehenden 
Kontrolle unterwirft, sei es beim Weggange, sei es bei der 
Arbeit: ob er etwas veruntreut habe, dass sie eine mönchi¬ 
sche Haltung in der Fabrik vorschreibt, z. B. jedes Gespräch 
mit den Nachbarn und dergleichen verbietet, ist noch nicht 
das schlimmste. Ihre Strenge kommt aber zum vollen Aus¬ 
druck in der Regelung der Kontraktsverhältnisse: Art. 4 
lautet: jeder bekannte Arbeiter verpflichtet sich für drei 
Monate, jeder unbekannte für ein Jahr in Arbeit zu bleiben; 
Art. 11: nach Ablauf dieses Termins kann der Arbeiter nach 
vorangegangener 14 tägiger Kündigung seine Stellung ver¬ 
lassen; von Seiten der Fabrik dagegen kann er jederzeit, also 
vom Tage seines Eintritts an, sofort ohne jede Kündigung ent¬ 
lassen werden. Nach Art. 10 wird stets der Betrag einer 
zweiwöchentlichen Löhnung von der Betriebsleitung einbe¬ 
halten, und der Arbeiter verliert diesen Betrag, wenn er 
vor Ablauf der Kontraktszeit oder ohne Kündigung die 
Arbeit verlässt oder im Disziplinarwege (Art. 12) von den 
Beamten wegen Verstosses gegen die Arbeitsordnung ent¬ 
lassen wird. 

Es bedeutet zunächst ohne Zweifel einen Fortschritt, 
wenn an die Stelle eines solchen Verhältnisses die patri¬ 
archalische Fürsorge des wohlwollenden Unternehmers tritt. 
Wie alle Erscheinungen aus der Kinderzeit des Kapitalis¬ 
mus, so lassen sich auch die Anfänge des industriellen Pa¬ 
triarchalismus jetzt in Italien fürtrefflich beobachten. Aller¬ 
orts sind Keime dazu vorhanden, an einigen Punkten ist er 
schon mächtig ins Kraut geschossen. Wie ich oben sagte: 
hier entscheidet fast ausschliesslich die Persönlichkeit des 
Unternehmers. Nicht dass es immer besonders edle Men¬ 
schen sein brauchten, die Patriarchen. Zunächst genügt 
es, dass sie klüger sind wie die anderen, weiter blicken. 
Ohne Zweifel nämlich, das ist ja auch der Kernpunkt in 
der Beweisführung aller systematischen Wohlfahrtsapostel, 
entspricht ein gewisses Maass von Wohlfahrtseinrichtungen 
einem richtig verstandenen Geschäftsinteresse: wenn dem 
Barackenbau der Häuserbau folgt, wenn man tüchtige Ar¬ 
beiter und namentlich Werkmeister durch allerhand Ver¬ 
günstigungen sich zu erhalten sucht, wenn man Krippen 
einrichtet, damit die Mütter gleich wieder nach dem Wochen¬ 
bett zur Arbeit gehen können, so sind das eigentlich hand¬ 
greiflich vortrefflich sich rentirende Aufwendungen. Aber 
weitschauende Männer bleiben dabei nicht stehen: Ein 
Unternehmer in einem Dorf bei Mailand hat u. A. eine 
dreiklassige Schule für Arbeiterkinder eingerichtet, in der 
sogar deutsch gelehrt wird. 

Als ich sie besuchte, liess der Lehrer mir zu Ehren 
Schillers Glocke ins italienische übersetzen! Ich war er¬ 
staunt über dieses Bildungsniveau und äusserte mein Er¬ 
staunen dem Besitzer. Ja, sagte mir dieser, mit den itali¬ 
enischen Analphabeten kann ich nicht viel anfangen (es 
handelte sich um Mechaniker); ich brauche Leute, die etwas 
ordentliches gelernt haben. 

Wird dieses wohlverstandene Geschäftsinteresse nun 
noch von anderen Motiven unterstützt — und es wirken 
deren viele bei der Herausbildung des patriarchalischen 
Systemes mit: Menschenfreundlichkeit, Sportlust, Eitelkeit, 
Herrschsucht u. A. — dann kommt der Patriarchalismus 
verhältnissmässig rasch in Schwung. Wie ich schon in 
einem früheren Briefe anführte, ist Schio heute schon der 
reine unverfälschte Typus eines industriellen „Königreichs“, 
wie er bei uns nicht treuer gefunden werden könnte. Schio 
gilt für italienische Wohlfahrtspolitiker als das Ideal aller 
sozialen Gestaltungen. 

Als ich in Rom den Vorzug hatte, mit Crispi über 
meine Wanderung durch die oberitalienischen Industrie¬ 
bezirke zu plaudern, war das erste, was er mich fragte 
Waren Sie in Schio? Ist da nicht alles gethan, was 


menschenmöglich ist, um die soziale Frage zu lösen? Schio 
also heisst das sozialpolitische Programm des Ministerium 
Crispi. Und in der That: es ist sehr viel in Schio gethan. 
Ich schilderte schon den überaus freundlichen Eindruck, 
den der Bezirk macht. Ueber 25 ha erstrecken sich die 
Arbeiterwohnungen, die Rossi errichtet hat. Sie sind alle 
in Villenform gebaut, und jedes in einem anderen Stile, 
kleine, grosse, hohe, niedrige, rothe, gelbe, grüne durch¬ 
einander. Das verleiht der Kolonie ein äusserst malerisches 
Ansehen. Die Häuschen sind geräumig, sauber und nett. 
Ausser den Arbeiterwohnungen besteht in Schio eine 
Kinderbewahranstalt für noch nicht schulpflichtige Arbeiter¬ 
sprösslinge: sie hat 4—600 Zöglinge, die in tadelloser 
Weise körperlich und seelisch von Kindergärtnerinnen ge¬ 
pflegt werden. Säuglinge finden in einer Krippe unent¬ 
geltliche Aufnahme. Selbstverständlich fehlen nicht die 
unvermeidlichen Ressourcen, Feuerwehr- und Turnvereine, 
diverse Kassen sind gestiftet und dergl. Beim Eingang in 
den Ort steht sogar ein sehr schönes Denkmal, das eine 
Verherrlichung der Textilindustrie dafstellt und die Wid¬ 
mung trägt: „Meinen Webern.“ (Ai miei tessitori.) Seine 
Weber! Deshalb wollte der Senator Rossi auch nicht 
dass eine sozialistische Produktionsgenossenschaft neben 
ihm in Schio arbeitete: er hat sie wegdrangsalirt. Deshalb 
will er auch nicht, dass die Arbeiter striken. Das ist ein¬ 
mal auf einen Tag vorgekommen. Zur Strafe ist die Fabrik¬ 
schule aufgehoben worden. 

Seltsam: trotz aller Fürsorge ist, als jene Strikebewe- 
gung begonnen hatte, eine grosse Menge Arbeiter aus 
Schio weggezogen, ohne dass es ihnen gerade an Arbeit 
dort gefehlt hatte. Die offizielle Statistik giebt an, dass im 
Jahre 1891 3213 Personen von 51648 aus dem Distrikt von 
Schio ausgewandert sind. Seltsam in der That: Ziehen 
da hunderte von Familien einer ungewissen Zukunft im 
fefhert Amerika entgegen, statt ihr sicheres Brot in der 
Heimath weiter zu verdienen. Und warum? Um des elenden’ 
bischen Freiheit willen? Weil sie den dünkelhaften Stolz 
haben, Herr ihrer selbst zu bleiben? Statt gute Wurst 
vom goldenen Teller in Frieden und in der Zucht ihres 
Herren zu essen, sind sie thöricht genug, nach dem trockenen 
Stück Brot in der Freiheit zu verlangen? 

Werner Sombart. 


Soziale Wirthschaftspolitik und Wirthschafts- 
statistik. 


Steuer auf unbebautes Land. Der Abgeordnete Socci 
hat in der italienischen Kammer einen Antrag eingebracht, 
dessen zwei Artikel lauten: „1. Jeder Hektar unbebauten, 
aber kulturfähigen Landes ist mit einer jährlichen Steuer 
von 3 Lire zu belegen. 2. Die Einnahmen aus dieser Steuer 
sind zur Begründung eines landwirthschaftlichen Kredit¬ 
institutes zu verwenden, das dazu bestimmt sein soll, den 
Bedürfnissen der Landwirthschaft und namentlich Meliora¬ 
tionen zu dienen.“ Eine solche Maassregel wäre für die 
Campagna di Roma und Süditalien mit seiner extensiven 
Latifundienwirthschaft von weittragender Bedeutung, nicht 
nur, wenn ein wirklich leistungsfähiges landwirthschaftliches 
Kreditinstitut geschaffen würde, sondern auch dadurch, dass 
die Steuer manchen Grossgrundbesitzer doch vielleicht ver¬ 
anlassen könnte, eine intensivere Kultur seiner Güter anzu¬ 
streben. 

Staatliche Erhebungen über Arbeitsvermittlung. Seit 
einiger Zeit hat man im Königreich Sachsen einer Um¬ 
gestaltung der Arbeitsvcrmittelung mehr Aufmerksamkeit 
als bisher zugewendet. Obgleich auch die besten Einrich¬ 
tungen zur Arbeitsvermittelung nicht im Stande sind, in 
schlechter Geschäftszeit die vorhandene Arbeitslosigkeit zu 
beseitigen, so ist doch die gesammte gegenwärtige Arbeits¬ 
vermittelung, mit seltenen Ausnahmen, so wenig zeitgemäss 
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und den heutigen sozialen Anforderungen entsprechend ein¬ 
gerichtet, dass aus zahlreichen Gründen eine durchgreifende 
Umgestaltung zu wünschen ist. Auch die sächsische Re¬ 
gierung will augenscheinlich der Frage der Arbeitsvermitte¬ 
lung näher treten. Sie lässt gegenwärtig in allen über 
2000 Einwohner zählenden sächsischen Orten eine Erhebung 
über die Verhältnisse der gemeinnützigen und städtischen 
Arbeitsvermittelungsstellen veranstalten. Ebenso hat die 
Kgl. Centralstelle für Handel und Gewerbe in Württem¬ 
berg eine Umfrage bei den wirthschaftlichen Korporationen 
des Landes über die gleiche Frage begonnen. Arbeiter¬ 
organisationen scheinen in beiden Ländern nicht gefragt 
werden zu sollen. In Preussen, Bayern und Baden 
aber fehlt noch jedes Anzeichen dafür, dass sich die 
betreffenden Landesregierungen über den mangelhaften 
Stand der jetzigen Arbeitsvermittelung unterrichten wollen. 

Bericht des Centralvereins für Arbeitsnachweis in 
Berlin. Der Centralverein für Arbeitsnachweis hat über 
das verflossene Jahr einen Geschäftsbericht veröffentlicht, 
dem wir folgende Mittheilungen entnehmen. Der Verein 
unterhält drei Einrichtungen: Den Arbeitsnachweis für 
männliche Personen, den Arbeitsnachweis für weibliche 
Personen und die Wärmehallen. Beim Arbeitsnachweis für 
männliche Personen (An der Stadtbahn, Stadtbahnbogen 
103/104) betrug im Berichtsjahr die Zahl der eingeschrie¬ 
benen arbeitslosen Personen: 11208, die Zahl der ver¬ 
langten Arbeitskräfte: 7393, und die Zahl der besetzten 
Arbeitsstellen: 7101. Der kleine Rückgang gegen das Vor¬ 
jahr wird auf die ungünstigen Verhältnisse des gesammten 
Erwerbslebens zurückgeführt. Der Bericht hebt hervor, 
dass nicht alle sich meldenden arbeitslosen Personen in die 
Listen’ des Vereins eingeschrieben wurden, dass vielmehr 
viele Arbeiter, auf die geringe Aussicht, bald Arbeit zu 
erhalten, aufmerksam gemacht, von der Einschreibung Ab¬ 
stand nahmen; ihre Zahl betrug nahe an 30(X), von denen 
ca. 850 aus den verschiedensten Gegenden des Reiches zu¬ 
gereist waren. Die Vermittelungsthätigkeit des Arbeits¬ 
nachweises eratreckt sich hauptsächlich' auf die sogen, uh- 
gelernten Arbeiter, Hausdiener, Kutscher, Lauf- und Ar- 
beitaburschen. Die mit dem Arbeitsnachweis verbundene 
Kantine erfreute sich eines sehr regen Zuspruchs und ver¬ 
einnahmte über 400() M. Die Bibliothek des Arbeitsnach¬ 
weises ist sehr stark in Anspruch genommen worden. Gegen 
2468 Bücher im Vorjahre wurden im Berichtsjahre nicht 
weniger als 7211 Bücher von den Besuchern des Arbeits¬ 
nachweises entliehen. 

Im Arbeitsnachweis für weibliche Personen (Kloster¬ 
strasse 97) betrug die Zahl der im Berichtsjahre einge¬ 
schriebenen arbeitslosen Personen 2872, die Zahl der ver¬ 
langten Arbeitskräfte 1535 und die Zahl der besetzten Ar¬ 
beitsstellen 1436. Gegen das Vorjahr ist ein erheblicher 
Fortschritt eingetreten, der auch in diesem Jahre noch an¬ 
dauert. 

Für die Verwaltung der Wärmehallen ist im Berichts¬ 
jahr ein besonderer Ausschuss bestellt worden. Die Wärme¬ 
hallen umfassen drei Stadtbahnbögen mit 1300 Sitzplätzen. 
Im Berichtsjahr wurde der Versuch mit der Einrichtung 
einer Werkstatt in den Wärmehallen gemacht, in welcher 
lediglich die Bekleidungsstücke der Wärmehallenbesucher 
ausgebessert wurden, um auf diese Weise für weiteres 
Fortkommen und die Erlangung einer Arbeitsstelle zu er¬ 
leichtern. Dieser Versuch ist vollkommen geglückt. Es 
wurden über 1000 Paar Stiefel und 800 Paar Hosen, Westen 
u. s. w. ausgebessert. Die Wärmehallen haben sehr be¬ 
deutende Mengen Nahrungsmittel verabreicht, u. A. ca. 90000 
Portionen Suppe mit Brod, von denen über 75000 unent¬ 
geltlich zur Vertheilung gelangten. 


Soziale Zustände. 


Die englische Arbeitskommlssion. 

Nach dreijähriger Tagung, in welcher 583 Zeugen ver¬ 
nommen und 65 Blaubücher ausgegeben wurden, deren 
Mittheilungen die ganze zivilisirte Wirthschaftswelt um¬ 
fassen, hat die Königliche Arbeitskommission nunmehr ihre 


Erhebungen mit einem Bericht und Anträgen abgeschlossen, 
die von 25 ihrer Mitglieder unterzeichnet sind. Ausser 
diesem Bericht der Mehrheit liegt ein Minderheitsbericht 
vor, von drei Kommissionsmitgliedern, den Herren M. 
Austin, M. P., Tom Manrr und F. Mawdsley, welche mit den 
von ihren Kollegen gefassten Beschlüssen nicht überein¬ 
stimmen. Keines dieser Schriftstücke wurde bis jetzt offi¬ 
ziell veröffentlicht, doch ist ihr Inhalt in die Spalten der 
Presse gelangt und darf daher nunmehr als öffentliches 
Eigenthum betrachtet werden. 

Der Mehrheitsbericht enthält einige nützliche Vorschläge: 
Aber das Ergebniss der Berathungen dürfte, wie Viele 
meinen, kaum dem grossen Aufwand von Zeit, Mühe und 
Kosten, den die Arbeiten der Kommission erforderten, ent¬ 
sprechen. Die Kommissare stellen zuvörderst die ihnen 
unterbreiteten Thatsachen, Ansichten und Ausführungen 
zusammen, um sodann zu erörtern, welche Maassnahmen 
durch die Thätigkeit der Gesetzgebung zu veranlassen 
seien. Ihre Meinungen werden äusserst eingehend ent- 
wickelt, was mich veranlasst, an dieser Stelle lediglich 
einige besonders empfohlene bestimmte und positive 
Vorschläge anzuführen. 

Was die Frage der Errichtung von Gewerbe¬ 
gerichten im ganzen Lande betrifft, welche mit der ge¬ 
setzlichen Befugniss ausgestattet wären, aus bestehenden 
Abmachungen zwischen Unternehmern und Arbeitern sich 
ergebende Streitigkeiten zu entscheiden, so ist der Bericht 
jedwedem allgemeinen System solcher Gerichte entgegen, 
spricht sich aber dafür aus, Stadt- und Grafschaftsräthe 
zu ermächtigen, derartige Institutionen probeweise zu 
schaffen. 

Hinsichtlich der Beilegung der häufigeren Zwistigkeiten, 
welche sich aus den Versuchen einer Aenderung der Ar¬ 
beitsbedingungen für die Zukunft ergeben, verwerfen die 
Kommissare die Errichtung gesetzlicher Einigungs- und 
Schiedsämter, empfehlen dagegen die Förderung frei¬ 
willig begründeter Ausschüsse zu diesem Behufe durch eine 
Zentralbehörde wie sie das Handelsministerium ist. 

Für das Schiedsverfahren macht der Bericht zur 
Beseitigung der oft entstehenden Schwierigkeit, einen ge¬ 
eigneten Schiedsrichter zu finden, den Vorschlag, eine der 
Staatsbehörden zur Ernennung eines Schiedsrichters zu 
ermächtigen, der entweder allein oder mit andern gemein¬ 
sam zu handeln hätte. Wären dieselben Personen öfters 
in dieser Eigenschaft thätig, so würden sie in der Ent¬ 
scheidung der betreffenden Streitfragen Erfahrung gewinnen; 
sollte dann das System Erfolg haben, so könne man sie 
eventuell zu ständigen Beamten machen und aus staatlichen 
Mitteln besolden. 

Des Weiteren wird empfohlen, die Thätigkeit der Ar¬ 
beitsabtheilung des Handelsministeriums zu erweitern 
durch die Bildung eines Stabes kundiger Agenten, welche 
die Arbeitsverhältnisse zu untersuchen hätten, und ferner 
durch die Vornahme einer Berufszählung. 

Auf dem Gebiete der Venvaltung wird nachdrücklich 
befürwortet eine seitens der Regierung anzustellende Er¬ 
hebung über die jetzige willkürliche Vertheilung der Be¬ 
fugnisse unter die einzelnen Staatsbehörden, wie sie nach 
den verschiedenen Gesetzen betr. Arbeits- und Lohnverhält¬ 
nisse besteht. Auf diesem Weg allein ist Abhülfe zu 
schaffen gegen dies herrschende beständige Durcheinander 
der Zuständigkeiten, welches sowohl die Kosten vermehrt, 
als die Leistungsfähigkeit mindert. 

Ferner werden einige Abänderungen der Fabrik- und 
Werkstättengesetze vorgeschlagen zur Verhinderung der 
Ueberstunden jugendlicher Arbeiter in gewissen namhaft 
gemachten Industrien, z. B. im Schneidergewerbe. 

Auch halten die Kommissare dafür, dass die Be¬ 
stimmungen der Fabrik- und Werkstättengesetze, soweit 
sie sanitäre Angelegenheiten und jugendliche Personen be¬ 
treffen, auf Wäschereien auszudehnen seien. Es sei er¬ 
wähnt, dass der vor Kurzem dem Unterhause vom Minister 
des Innern vorgelegte Entwurf betreffend Abänderung der 
genannten Gesetze die gleiche Bestimmung enthält. 

Der Bericht befürwortet nachdrücklichst die Durchfüh¬ 
rung des Gesetzes betr. die öffentliche Gesundheitspflege 
und der Fabrik- und Werkstättengesetze, gesundheitsschäd¬ 
lichen Arbeitsräumen gegenüber, sowie den Erlass von 
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Vorschriften, welche jeden Inhaber einer Werkstätte zwingen, 
sich eine amtliche Bescheinigung der Geeignetheit seiner 
Arbeitsräumlichkeiten ausstellen zu lassen, das namentlich 
im Schneider- und Schuhmachergewerben und in der Fa¬ 
brikation von billigen Möbeln (bekannt als die „Schweiss- 
industrien“), und ebenso in Bäckereien und Wäschereien. 

Sodann wird beantragt eine Aenderung der Merchant 
Seaman Act, und zwar dahin, dass die Frauen der See¬ 
leute den Sold ihrer Männer vierzehntägig auf ihre An¬ 
weisungsscheine ^ bis zur Hälfte des fälligen Soldes ausge¬ 
zahlt erhalten können. 

Endlich wird vorgeschlagen, den ländlichen Sanitäts» 
behörden die Befugniss zur Schliessung ungesunder Ar¬ 
beiterwohnungen zu übertragen, und seitens des Staates 
c^n Grundeigenthümern Gelder zum Bau von Arbeiter¬ 
häusern vorzuschiessen. 

Dies sind kurz die hauptsächlichen Vorschläge des 
Berichts der Mehrheit der Arbeitskommission — ein Schrift¬ 
stück, welches volle 100 Folioseiten umfasst. 

Der Bericht der Minderheit steht ihm an Umfang weit 
nach. Er beginnt mit der tadelnden Bemerkung, dass der 
Mehrheitsbericht über die wesentlichsten der der Kom¬ 
mission unterbreiteten Punkte keinerlei Vorschläge mache, 
„während die schwächlichen und spärlichen Reformen, 
welche er beantragt, uns unzulänglich, wenn nicht in 
mancher Hinsicht geradezu schädlich erscheinen.“ In jeder 
Zeile dieses Berichtes begegnen wir einer vollen, eingehen¬ 
den Kenntniss der Verhältnisse der Lohnarbeiterklasse, so¬ 
wie einer eifrigen Sympathie und einem tiefen Verständniss 
für ihre Bedürfnisse und Bestrebungen. 

Manche Vorschläge verdienten ernste Berücksichtigung 
und ist das Schriftstück eine vortreffliche Leistung. Der 
beschränkte Raum, welcher uns hier zur Verfügung steht, 
verbietet uns leider, aus ihm mehr zu geben, als die Schluss¬ 
folgerungen, zu welchen die drei Berichterstatter ge¬ 
langten. 

Diese Folgerungen gipfeln in dem Satze, dass die un-. 
befriedigenden Beziehungen zwischen Unternehmern und 
Arbeitern lediglich als eine unvermeidliche Begleiterschei¬ 
nung der jetzigen wirthschaftlichen Anarchie zu betrachten 
seien. Die Lösung des Problems erblicken sie in dem Fort¬ 
gange der wirthschaftlichen Entwickelung, welche den 
„Führern der Wirthschalt“, sowohl als den Handarbeitern 
ihre eigentliche Stellung als Diener der Gesammtheit zu¬ 
weisen werde. Sie sind der Ansicht, dass die ganze Kraft 
und der gesammte Einfluss der kollektiven Organisation der 
Gesellschaft fortwährend benutzt werden müsse, die Lebens¬ 
haltung ihrer schwächeren und bedrängtesten Glieder zu 
heben. Die wichtigsten der von ihnen vorgeschlagenen 
Refornjen sind: 

1. Die ausdrückliche und allgemein bekannt zu gebende 
Anwendung des Prinzips der unmittelbaren öffentlichen Be¬ 
schäftigung seitens der Regierung und aller kommunalen 
Behörden, die Einführung des Achtstundentages, der Ar¬ 
beitsbedingungen der Gewerkvereine und eines angemessenen 
Minimallohnsatzes; 

2. Die Ausdehnung der Fabrik- und ähnlichen Gesetze 
auf alle Handarbeiter aller Branchen, und zwar sollen diese 
Gesetze so energisch durchgeführt werden, dass der Hand¬ 
werksbetrieb allmählich aufhört und wirthschaftliche Be¬ 
drückung völlig verboten ist; 

3. die Garantie eines Achtstundentages für jeden Hand¬ 
arbeiter durch geeignete Gesetze; 

4. die gründliche Erforschung und rückhaltslose ver¬ 
suchsweise Behandlung des Problems der Arbeitslosen; 

5. die Beschaffung geeigneter, gesunder Wohnräume 
für die ganze Nation, und ebenso einer anständigen Alters¬ 
versorgung für alle ihre Arbeiter. 

„Kurzum“, sagen die Berichterstatter, „die ganze Energie 
demokratischer Staatskunst muss unseres Erachtens fortan 
darauf gerichtet sein, so bald als möglich das staatliche 
Unternehmen an Stelle des kapitalistischen zu setzen, und, 
wo dieser Ersatz noch nicht thunlich, alle wirthschaftlichen 
Unternehmungen so genau und eingehend zu regeln, dass 
^ch jeder Arbeiter ungestört eines wahrhaften und vollen 
Stäatsbürgerrechts erfreut.“ 

London. Stephen N. Fox. 


Arbeiterverhältnisse auf oberschlesischen Berg- und 
Hüttenwerken. Ueber die Arbeits- und Arbeiterverhältnisse 
Oberschlesiens giebt die soeben erschienene Jahresstatistik 
der oberschlesischen Berg- und Hüttenwerke einige inter-; 
essante Aufschlüsse. Im Durchschnitt entfielen danach im 
Jahre 1893 auf die Arbeitskraft 270,4 Arbeitstage gegen 

275.1 im Jahre 1892, 279,8 im Jahre 1891 und 272,7 im 
Jahre 1887. Der Jahresdurchschnittslohn des einzelnen 
männlichen Arbeiters über 16 Jahre war in 1887: 585,6 M., 1891: 

821.1 M., in 1892: 792,4 M. und in 1893: 775,6M.; des einzelnen 
männlichen Arbeiters unter 16 Jahren in 1887: 273,5 M. in 
1891: 294,1 M., in 1892 : 278,5 M. und in 1893: 299,7 M.; des 
weiblichen Arbeiters in 1^7: 210,1 M., in 1891: 262,0 M., 
in 1892: 251,2 M, und in 1893 : 245,6 M. Der Rückgang in 
1893 im Durchschnittsjahresverdienst, welcher sowohl bei 
den über 16 Jahre alten männlichen Arbeitern als auch bei 
den weiblichen /Arbeitern rund 2 pCt. beträgt, entspricht 
ungefähr der Abnahme der im Jahresdurchschnitt auf die 
Arbeitskraft entfallenden Arbeitstage. Der Jahresverdienst 
betrug in 1893 immer noch 32,4 pCt. tlr die erwachsenen 
männlichen und 16,9 pCt. für die weiblichen Arbeiter mehr 
als in 1887. Der oberschlesische Häuer verdiente im Durch¬ 
schnitt zwischen 3,50 und 4 M. pro Arbeitstag, in zahlreichen 
Fällen sogar nicht unerheblich mehr als 4 M. Soweit die 
Unternehmerangaben, Sie operiren mit den bekannten 
„Durchschnittslöhnen“, die kürzlich wieder ein schlesischer 
Gewerbeinspektor als sozialpolitisch werthlose Kategorie 
nachgewiesen hat. Man kann also einen Schluss auf die 
wirkliche Arbeitslage in Oberschlesien aus den Ziffern 
kaum ziehen. Nur die Thatsache, dass eine namhafte Ver¬ 
schlechterung eingetreten ist, geht auch aus dieser Statistik 
hervor, die natürlich bei ihrem späteren Erscheinen für 
Nothstandsdebatten nicht mehr verwendet werden kann. 

Dauer der Beschäftigung in den englischen Kohlen¬ 
bergwerken. Bei Gelegenheit der Achtstundenbill wurde 
eine Enquöte veranstaltet, um zu ermitteln, wie viel Tage 
die Kohlenarbeiter durchschnitüich im vereinigten König¬ 
reiche beschäftigt seien. 1819 Fragebogen wurden an die 
Kohlenbergwerksbesitzer ausgesendet, von denen 617 aus¬ 
gefüllt zurückkamen. Aus den Antworten ergiebt sich, dass 
die 279000 Arbeiter, über die Auskunft ertheilt wurde 
(41 pCt. der Kohlenarbeiter des vereinigten Königreiches), 
im Februar durchschnittlich 20^2 Tage oder 5,1 Tage in der 
Woche, im März 20^/4 oder 4,7 Tage in der Woche be¬ 
schäftigt waren. Es ist zu erwarten, dass sich bei Ein¬ 
führung des Achtstundentages die Arbeit gleichmässiger auf 
die einzelnen Tage vertheilt. 


Unternehmerverbände. 

Rheinisch-Westfälisches Kohlensyndikat ln der am 
26. V. M. zu Essen abgehaltenen eilten Versammlung der 
Zechenbesitzer im Rheinisch-Westfälischen Kohlensyndikat 
waren von 3592 berechtigten Stimmen 3064 vertreten. Nach 
dem vom Vorstand erstatteten Geschäftsbericht betrug die 
Förderung der Syndikatszechen im März 2 934 530 t oder 
97,13 pCt. der Betheiligungsziffer gegen 2 792 401 t oder 
98,63 pCt. der Betheiligungsziffer im Februar. Von den ab¬ 
gesetzten Mengen gingen im März 26,41 pCt. für Rechnung 
des Syndikats gegen 25,39 pCt. im Februar. Die Gesammt- 
verkäufe des Syndikats belaufen sich bis jetzt auf 14 711 359 t, 
wovon 13 062 068 t fürs Inland und 1 649 271 t fürs Ausland 
bestimmt waren, so dass in den letzten vier Wochen 
2 407 346 t zum Verkauf gelangten. Der unter Berücksich¬ 
tigung der Jahreszeit und der anhaltend warmen Witterung 
immer noch sehr hohe Absatz im März findet seine Er¬ 
klärung grösstentheils durch die starke Abnahme auf alte, 
mit dem 1. April zu Ende gegangene Verträge; indess wird 
auch im April die thatsächliche Einschränkung hinter den 
beschlossenen 20 pCt. voraussichtlich stark Zurückbleiben. 
Die Verkäufe nehmen andauernd guten Fortgang, auch die 
Erneuerung des Abschlusses mit den preussischen Staats¬ 
bahnen ist bereits in die Wege geleitet, ln den Grenz¬ 
bezirken macht sich die englische Konkurrenz infolge der 
Flaue auf dem englischen Kohlenmarkt sehr fühlbar, sodass 
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die-Erhaltung des bisherigen Absatzes, sowie dessen Er¬ 
weiterung nur durch entsprechend billige Preisstellung zu 
erzielen sei. Der prozentuale Abzug von den Rechnungen 
zur Deckung der Geschäftskosten und Subventionen wurde 
für das laufende Quartal auf 5 pCt. festgestellt. Es ist hierzu 
zu bemerken, dass die Feststellung für das erste Quartal 
nur deshalb auf 2 pCt. erfolgte, weil in diesem Zeitraum die 
Betheiligung der einzelnen Mitglieder am Absatz durch das 
Syndikat zu ungleich war und deshalb eine höhere Fest¬ 
stellung die einzelnen Mitglieder auch zu ungleich getroffen 
hatte. Die Fördereinschränkung für Mai wurde auf 20 pCt. 
wie im April festgestellt. Sämmtliche Beschlüsse wurden 
einstimmig gefasst. Für die rheinisch-westfälischen Kohlen¬ 
arbeiter äussern sich bekanntlich die „einstimmigen“ Be¬ 
schlüsse des Ringes in nicht unerheblichen Entlassungen, 
also in theilweiser Arbeitslosigkeit. 


Kaufmännische Fragen. 

Kündigungsfristen für das Handelsgewerbe in der 
Schweiz. Vom Centralcomit^ des schweizerischen kauf¬ 
männischen Vereins ist der Bundesversammlung eine Reso¬ 
lution unterbreitet worden, nach welcher für den Fall der 
Kreirung eines eidgenössischen Gewerbegesetzes in dieses 
auch das Handelswesen einbezogen werden soll. Die vom 
genannten Centralcomit^ unter anderem für die gesetzliche 
Regelung der Kündigungsfristen aufgestellten Grundsätze 
lauten: 1. Als Kündigungsfrist im Handelsgewerbe gilt all¬ 
gemein: für Angestellte im ersten Jahre ihrer Dienstdauer 
in einem Geschäfte: ein Monat, vom ersten Tage des fol¬ 
genden Monates an gerechnet; für Angestellte, die mehr 
als ein Jahr ununterbrochen im gleichen Geschäfte ange¬ 
stellt sind: drei Monate, zu jeder Zeit beginnend. 2. Die 
Vereinbarung einer längeren oder kürzeren Kündigungs¬ 
frist ist gestattet, doch darf dieselbe nie weniger als einen 
Monat, vom ersten Tage des folgenden Monates an ge; 
rechnet, betragen. 3. Für Aushilfestellen und Pröbeengagö- 
ment, sofern sie weniger als drei Monate dauern, ist die 
freie Vereinbarung in keiner Weise beschränkt; bei län¬ 
gerer Dauer gelten für sie die nämlichen Bestimmungen wie 
für definitive Engagements. 4. Die Kündigungsfristen müssen 
für Arbeitgeber und Arbeitnehmer stets gleiche sein. 


Politische Arbeiterbewegung. 

Das Programm der Unabhängigen Arbeiterpartei in 
England. Der „National Administrative Council“ der Inde¬ 
pendent Labour Party hat ein an die Arbeiter Grossbritan¬ 
niens und Irlands gerichtetes Rundschreiben erlassen, in 
welchem die Ziele der Partei und der Inhalt des demokra¬ 
tischen Ideals, das sie anstrebt, dargelegt werden. Dieses 
Ideal ist, heisst es in dem Manifeste, die Gründung eines 
„Industrial Commonwealth“ aul kollektivistischer Grundlage 
— Grund und Boden, Rohstoffe und Maschinen soll im Be¬ 
sitze und in der Verwaltung der Gesammtheit stehen als 
Gemeingut aller, statt wie gegenwärtig von Individuen zu 
individuellem Nutzen besessen und benutzt zu werden. — 
„Armuth“, heisst es weiter „besteht gegenwärtig nicht, weil 
es an Rohstoffen mangelt, oder an den Kräften, Güter in 
Ueberfluss zu erzeugen, sondern deshalb, weil die freien 
Gaben der Natur von Einzelnen monopolisirt werden. Wir 
treten daher entschieden gegen die privaten Monopole auf 
und arbeiten dahin, privaten Besitz und private Verwaltung 
der Produktions- und Vertheilungsinittel durch öffentliche 
zu ersetzen. Doch wir glauben nicht warten zu müssen, 
bis dies erfüllt ist, damit die Lage der Arbeiter verbessert 
werde; im Gegentheil, Jede gut geleitete und vereinigte 
Anstrengung seitens der Arbeiter kann die Arbeitszeit 
kürzen und die Löhne steigern.-— Unsere unmittel¬ 

bare Aufgabe liegt in der Organisation der Wahlmacht der 
Bevölkerung behufs Demokrati-sirung der Regierung, der 
lokalen, wie des Parlaments. Wir haben ebensowenig Ver¬ 
bindung mit der ausbeutenden Plutokratie des Liberalismus, 


als mit der konfiszirenden Aristokratie der Tories, da beide 
Parteien der Demokratie entschieden feindlich sind . . .“ 

Der angeschlossene Bericht des Generalsekretärs der 
Partei, Tom Mann, enthält ähnliche Ausführungen, die zum 
Schlüsse auf die möglichst weitgehende Ausnutzung der 
den arbeitenden Klassen durch die District and Parish 
Councils Act, die im November ih Kraft tritt, gegebenen 
Wahlrechte verweist. 

Die soziale Bewegung in Skandinavien. Wie G. Drage, 
der Sekretär der Royal Labour Kommission, in einem eben 
erschienenen Berichte über die Arbeitsverhältnisse in Schweden 
und Norwegen ausführt, geht die sozialistische Bewegung 
in Skandinavien Hand in Hand mit der Gewerkvereins¬ 
bewegung. Sozialdemokratische Prinzipien gelangten erst 
in jüngster Zeit in den europäischen Norden, dpeh fanden 
sie, dank der vorbereitenden Thätigkeit der Arbeiterverbände, 
gebahnte Wege. Diese hatten die arbeitenden Klassen schon 
früher an Versammlungen und solidarische Demonstrationen 
gewöhnt, den Ehrgeiz und den Wunsch nach Fortschritt 
geweckt, welchem die Sozialdemokratie entgegenkam. Der 
erste sozialistische Agitator, August Palm, der die Grund¬ 
züge der deutschen Sozialdemokratie während seines Auf¬ 
enthaltes in Schleswig in sich aufnahm, kehrte 1881 nach 
Schweden zurück. Seine Anstrengungen zur Verbreitung 
der Sozialdemokratie hatten keinen Erfolg in Stockholm, 
doch in Malmö, wohin er übersiedelte, gelang es ihm, ein 
kleines Blatt zu gründen. Von da aus eroberte sich die 
Sozialdemokratie nach und nach die Gewerkvereine, die 
ursprünglich als reine Fachgenossenschaften gegründet 
worden waren. Die Bewegung griff rapid um sich, und 
1886 hatten die sozialdemokratischen Delegirten im Gewerk- 
schafts-Centralcomit6 bereits die überwiegende Majorität, so 
dass sich die „liberalen“ Gewerkvereine ganz zurückzogen. 
Die plötzliche Entwickelung alarmirte die Behörden, August 
Palm wurde wegen einiger seiner Reden eingesperrt, und 
es mehrten sich die Verurtheilungen. bis 1889 die Heraus¬ 
geber fast sämmtlicher sozialistischer Blätter im Gefängniss 
sassen. In den letzten Jahren schritt die Bewegung, nament¬ 
lich infolge mangelnder Geldmittel, langsamer fort; auch ist 
der Uebergang der Propaganda von der industriellen städti¬ 
schen Bevölkerung auf die agrarische, in der sich viele 
kleine Grundbesitzer befinden, schwierig. — In Norwegen 
ist die soziale Bewegung vorwiegend auf Christiania be¬ 
schränkt; die 1887 gegründete Partei soll gegenwärtig 
56 Verbände mit 6000 Mitgliedern umfassen. Der agrarische 
Charakter der Bevölkerung erschwert die raschere Verbrei¬ 
tung der sozialdemokratischen Bewegung. 

Parteitag der rumänischen Sozialdemokratie. Vor 

Kurzem hat die rumänische Sozialdemokratie, die in 
den letzten Jahren bedeutend gewachsen ist, ihren Partei¬ 
tag abgehalten. Auf der Tagesordnung standen: Allge¬ 
meines Wahlrecht, Referendum, Stellungnahme zu den 
Steuergesetzen, Propaganda, Parteizeitung und Litteratur. 
An der Diskussion betheiligten sich auch Landarbeiter und 
Frauen sehr lebhaft. Hinsichtlich des allgemeinen Wahl¬ 
rechts wurde folgender Beschluss gefasst: „Die Sozial¬ 
demokratie stellt überall, wo dies möglich ist, eigene Kan¬ 
didaten auf; liberale werden nur dann unterstützt, wenn 
sie sich verpflichten, für das allgemeine Wahlrecht einzu¬ 
treten.“ 

Das Referendum wurde in Anbetracht der jetzigen 
Lage der Dinge von der Tagesordnung abgesetzt und be¬ 
schlossen , dass man es einstweilen für die einzelnen 
Gemeinden erstrebe, wo es sich schon jetzt durchführen 
Hesse. 

Gewerkschaftliche Arbeiterbewegung. 

Strike der Bergarbeiter in den Vereinigten Staaten. 

Die Kohlengräber der Vereinigten Staaten sind in einen 
verzweifelten Kampf eingetreten, indem sie sich zu dem von 
der Convention des Bergarbeiterverbandes proklamirten Ge- 
neralstrike entschlossen haben. Nach den bis zum 24. April 
reichenden Nachrichten sind 127000 Arbeiter im Ausstande 
und zwar vertheilen dieselben sich auf die Staaten: Penn- 
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sylvanien mit 50000, Illinois 27000. Ohio 26000, Alabama (wo 
schon ein Strike gegen Lohnreduktion im Gange war) 8000, 
Indiana 5(X)0, Tennessee und Kentucky 50(X), Indianer-Terri¬ 
torium 2000, West-Virginien 2(XX), Jowa 1300, Michigan 300. 
In einer zu Scottdale im pennsylvanischen Coke-Revier statt¬ 
gehabten Delegaten-Konferenz, auf der sämmtliche Werke 
vertreten waren, wurde einstimmig die Betheiligung am 
Strike beschlossen. Wie es scheint, sind die Aussichten 
des Kampfes auf Seite der Arbeiter sehr ungünstige. Weder 
sind die Mittel des Verbandes so beschaffen, dass eine lange 
Dauer des Strikes möglich wäre, noch sind die wirthschaft- 
lichen Verhältnisse dem Strike günstige. Wenn die Ar¬ 
beiter trotzdem in der grossen Zahl sich in einen so wenig 
Chancen bietenden Kampf eingelassen haben, so ist das nur 
aus der traurigen Lage der amerikanischen Kohlengräber 
zu erklären. 


Arbeiterschutzgesetzgebung und Gewerbe¬ 
inspektion. 


Zur Sonntagsruhe im Güterverkehr der preussischen 
Staatseisenbahnen. Angesichts der nur allzu begründeten 
Klagen über die Sozialpolitik der deutschen Staatseisenbahn¬ 
verwaltungen verzeichnen wir mit besonderer Befriedigung 
die folgenden Mittheilungen. Der „Reichsanzeiger“ schreibt: 
„Einzelne Tagesblätter haben die Nachricht verbreitet, dass 
die Einführung der Sonntagsruhe im Güterverkehr der 
preussischen Staatseisenbahnen die im Eisenbahndienst be¬ 
schäftigten Arbeiter insofern schädige, als ihnen damit die 
bisher für die Sonntage gewährten Lohnbezüge entgingen 
und sie also in ihrem Gesammteinkommen eine nicht unbe¬ 
trächtliche Einbusse erlitten. Diese Angabe steht mit den 
thatsächlichen Verhältnissen in vollem Widerspruch. In dem 
die allgemeine Durchführung der Sonntagsruhe im Güter¬ 
verkehr anordnenden Erlass des Ministers der öffentlichen 
Arbeiten vom 20. November 1893 ist, den Vorschlägen der 
Eisenbahn-Verwaltungsbehörden entsprechend, ausdrücklich 
für den Bereich der gesammten Staatseisen bahn Verwaltung 
vorgeschrieben, dass die Arbeitslöhne für die Sonn- und 
Festtage an die früher auch an diesen Tagen beschäftigten, 
künftig aber Ruhe haltenden Bediensteten überall fortzu¬ 
gewähren sind. 

In gleicher Weise unzutreffend ist die in Verbindung 
hiermit vorgebrachte Behauptung, dass die Arbeiter der 
Staatseisenbahnverwaltung nur für 30 Tage des Monats Lohn 
empfingen, auch wenn der Monat 31 Tage hat. Die Eisen¬ 
bahnverwaltung zahlt ihren Arbeitern den vollen Lohn für 
jeden Tag, an dem sie wirklich gearbeitet haben oder auch 
nur dienstbereit zu sein hatten. Die Zahl der Tage eines 
Monats kommt hierbei überhaupt nicht in Betracht“. 

Eine andere, ebenfalls sehr zu begrüssende Mittheilung 
enthält gleichfalls der Reichsanzeiger. Dieselbe lautet: 
„Am 8. d. Mts. ist im Reichseisenbahnamt unter Theilnahme 
von Vertretern der Regierungen von Preussen, Bayern, 
Sachsen,Württemberg, Baden, Hessen, Mecklenburg-Schwerin 
und Oldenburg über die Frage der Sonntagsruhe im Eisen¬ 
bahn-Güterverkehr weiter verhandelt worden. Auf Grund 
der von den einzelnen Regierungen angestellten Erhebungen 
und der auf einigen Bahnnetzen, namentlich den preüssischen 
Staatsbahnen, bereits gemachten Erfahrungen wurde Einver- 
ständniss darüber erzielt, dass es angängig sein werde, auf 
allen deutschen Eisenbahnen den Güterverkehr an Sonn- 
und Festtagen, abgesehen von den Zeiten des stärksten 
Verkehrs, wenn auch nicht ganz einzustellen, so doch wesent¬ 
lich einzuschränken. Es ist in Aussicht genommen, nach 
Beendigung der nöthigen Vorbereitungen in diesem Sinne 
weiter vorzugehen“. 

Zur Durchführung der Sonntagsruhe. Der Reichs¬ 
anzeiger theilt Folgendes mit: „Der im Reichsamt des 
Innern aufgestellte Entwurf von Ausnahmebestimmungen, 
betreffend die Sonntagsruhe in der Papierindustrie, wurde 
am 5. d. M. unter dem Vorsitz des Unterstaatssekretärs 
Dr. v. Rottenburg einer Berathung mit Arbeitgebern und 


Arbeitnehmern aus den betheiligten Industriezweigen unter¬ 
zogen. An der Berathung nahmen ausser den Kommissarien 
des Reichsamts des Innern und des preussischen Ministe¬ 
riums für Handel und Gewerbe 4 Gewerbe-Aufsichtsbeämte, 
22 Arbeitgeber und 22 Arbeitnehmer Theil. Einer ein¬ 
gehenden Erörterung wurden insbesondere die Bestim¬ 
mungen für Cellulosefabriken, für Papier- und P^penfabriken 
unterzogen, ausserdem die von Braunholzstoff-Fabrikanten 
gestellten Anträge auf Zulassung von Sonntagsarbeiten. 
Endlich gelangten auch die Wünsche der auf die Verwen¬ 
dung unregelmässiger Wasserkraft angewiesenen Betriebs¬ 
zweige zur Sprache, für welche § 105e der Gewerbeordnung 
die Zulassung von Sonntagsarbeiten durch die höheren Ver¬ 
waltungsbehörden vorsieht.“ 

Es ist bedauerlich, dass die amtliche Nachricht sich auf 
dergleichen lediglich formale Thatsachen beschränkt und 
über den Verlauf der Konferenz und ihr Ergebniss nichts 
bekannt giebt. 

Zur Reform des englischen Fabrikgesetzes. Der in 

diesen Tagen dem Unterhause vorgelegte Gesetzentwurf hat 
zunächst den Zweck, der Benutzung unzulänglicher Arbeits¬ 
räume in den Fabriken und industriellen Etablissements ein 
Ende zu machen. Während der Tagesarbeit sollen für 
jeden Arbeiter 250 Kubikfuss Luft vorhanden sein, während 
der Nachtarbeit, d. h. nach 8 Uhr Abends, 400 Kubikfuss. 
Die Gerichte sollen die Befugniss haben, ungeeignete Ar¬ 
beitsräume sofort schliessen zu lassen; Maschinen, die in 
Bewegung sind, dürfen nicht mehr von Frauen und jugend¬ 
lichen Personen gereinigt werden. Bisher erstreckte sich 
nämlich das Verbot nur auf die letzteren. Wäschereien 
und andere Industrien, die bis jetzt nicht unter die Fabrik¬ 
akte fielen, sollen nun ebenfalls unter deren Bestimmungen 
treten und infolge dessen einer ständigen Kontrolle unter¬ 
zogen werden. Auch Dampfwäschereien sollen als Fabriken 
gelten; ebenso sind Docks, Werften und alle Plätze, auf 
denen zeitweilig Bauwerke aufgeführt werden, der staat¬ 
lichen Beaufsichtigung zu unterstellen. Für grosse Fabrik¬ 
gebäude, deren einzelne Räume der Eigenthümer an eine 
grössere Zahl kleiner Fabrikanten vermiethet, soll, der Eigen¬ 
thümer des Hauses, soweit es sich um die gesundheitlichen 
Verhältnisse handelt, haftbar gemacht werden. Der Minister 
des Innern soll ferner das Recht besitzen, die Arbeitszeit 
bei gefährlicher und gesundheitsschädlicher Arbeit zu be¬ 
schränken und die Anstellung von Frauen, jungen Leuten 
und Kindern ganz zu verbieten. In der Textilbranche sollen 
die Fabrikanten bei Stückarbeit jedem Arbeiter eine ge¬ 
druckte Lohnliste einhändigen, damit er wisse, was er zu 
fordern hat. 

Sonntagsruhe auf den amerikanischen Bahnen. Wie 

der Deutsche Reichsanzeiger mittheilt, sind die deutschen 
Eisenbahntechniker, die im verflossenen Jahre die Welt¬ 
ausstellung in Chicago im Aufträge ihrer Regierung besucht 
haben, im Januar und im März d. J. zu einer Besprechung 
über ihre Wahrnehmungen auf dem Gebiet des nordamerika¬ 
nischen Eisenbahnwesens im Reichs-Eisenbahnamt zusammen¬ 
getreten. Der Reichsanzeiger ist jetzt in der Lage, die 
Niederschrift über diese Verhandlungen zu veröffentlichen, 
und diese enthält folgende Berichtsstelle über die Sonntags¬ 
ruhe auf den amerikanischen Eisenbahnen: „Die Sonntags¬ 
ruhe im amerikanischen Eisenbahndienste wird verschieden 
gehandhabt, im allgemeinen aber nicht so streng gehalten, 
wie man bei uns anzunehmen pflegt. In den Bureaux, den 
Güterabfertigungsstellen, den Werkstätten wird Sonntags 
nicht gearbeitet, ja schon am Sonnabend Nachmittag der 
Dienst erheblich eingeschränkt. Im Personenverkehr fällt 
meist eine grössere Zahl von Lokalzügen aus, wogegen die 
Fernzüge in der Regel auch Sonntags gefahren werden. 
Ebenso erleiden die Güterzüge, die den Durchgangsverkehr 
vermitteln und über grosse Strecken laufen, keine Unter¬ 
brechung während die mehr dem Lokalverkehr dienenden 
Güterzüge Sonntags eingestellt werden.“ Den deutschen 
Bahnverwaltungen zur Nachahmung empfohlen. 
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Arbeiterverstcherung* 


Zur Abänderung des Invaliditäts- und Altersversiche¬ 
rungsgesetzes. Der christlich-soziale Arbeiterverein in Eupen 
hat an den Reichstag eine Petition gerichtet, worin dieser 
ersucht wird, das Reichsgesetz betreffend die Invaliditäts¬ 
und Altersversicherung vom 22. Juni 1889 im § 9 dahin ab¬ 
zuändern, dass Altersrente denenige erhält, welcher das 
60. Lebensjahr vollendet hat. Nach jenem Gesetze ist dazu 
bekanntlich das 70. Lebensjahr erforderlich. In der Begrün¬ 
dung der Petition wird ausgeführt, dass die wenigsten 
Arbeiter, namentlich nicht diejenigen der Textilindustrie, 
das 70. Lebensjahr erreichen und dass wenige Arbeiter bis 
zum 70. Lebensjahre beschäftigt bleiben, da jüngere Kräfte 
nur allzu gern an die Stelle der älteren Arbeiter gesetzt 
werden. Für Eupen wird näher angeführt, dass dort unter 
2600 Arbeitern der Textilindustrie kaum 100 beschäftigt sind, 
die das 60. Lebensjahr überschritten haben, also nicht ganz 
4 pCt. Aus diesen Gründen fordert daher die Petition die Er- 
mässigurig der Altersrente auf das 60. Lebensjahr. — Ferner 
hat der Bundesrath in seiner letzten Sitzung den Beschluss 
des Reichstages zu einer Petition, betreffend die Abänderung 
des Invaliditäts- und Altersversicherungsgesetzes, dem Reichs¬ 
kanzler überwiesen. Es handelt sich dabei um eine ähnliche 
Frage von allgemeiner Bedeutung. Um eine Altersrente zu 
erlangen, ist bekanntlich während der Wartezeit der Nachweis 
einer versicherungspflichtigen Beschäftigung von 141 Wochen 
während der dem Inkrafttreten des Invaliditäts- und Alters¬ 
versicherungsgesetzes voraufgegangenen drei Jahre, also der 
Jahre 1888—1890, erforderlich. Uns ist es vorgekommen, 
dass 70 Jahre alt gewordene Landarbeiter, die ihr ganzes 
Leben hindurch beschäftigt gewesen sind, gerade für diese 
drei Jahre die erforderliche Wochenanzahl nicht nachweisen 
konnten. Sie mussten mit ihren Ansprüchen auf Altersrente 
nach dem Gesetze zurückgewiesen werden. Es ist keine 
Frage, so wird hierzu offiziös bemerkt, dass diese Vor¬ 
kommnisse bei der bevorstehenden Revision des Invalidi¬ 
täts- und Altersversicherungsgesetzes werden in Erwägung 
gezogen werden; jedoch ist es nicht sicher, ob die An- 
elegenheit nun eine Erledigung im Sinne der Versicherten 
nden wird, weil die infolge der Uebergangsbestimmungen 
an sich schon nicht unerheblich belasteten Versicherungs¬ 
anstalten damit eine neue Belastung erfahren würden. Man 
dürfe nämlich nicht vergessen, dass damit eine weitere 
Mehrbelastung der Arbeiter geschaffen würde, für welche 
das Gesetz in erster Reihe bestimmt ist, nämlich der regel¬ 
mässig beitragenden Arbeiter. Es dürfte sich übrigens auch 
für die hier in Betracht kommenden Arbeiter dann, wenn 
sie infolge ihres hohen Alters erwerbsunfähig werden sollten, 
vielleicht leichter die Invalidenrente erwerben lassen. Bei 
der Invalidenrente fordert das Gesetz während der Ueber- 
gangszeit einen Nachtveis der Beschäftigung während der 
letzten fünf Jahre vor Eintritt der Erwerbsunfähigkeit. Und 
da Hesse sich durch freiwillige Beibringung von Marken für 
solche Wochen nach dem Inkrafttreten des Gesetzes, in 
denen eine versicherungspflichtige Beschäftigung nicht statt¬ 
gefunden hat, leicht nachhelfen. Nur mit dem Unterschied, 
so fügen wir hinzu, dass dann der Arbeiter die Hauptsache 
bezahlen muss. 

Versicherung jugendlicher landw-irthschaftlicher Ar¬ 
beiter. Auf das vom ostpreussischen landwirthschaftlichen 
Zentralverein unterm 9. April d. J. an den Reichskanzler 
gerichtete Gesuch, die, nach dem Gesetz über die Unfall- 
und Krankenversicherung der in landwirthschaftlichen Be¬ 
trieben beschäftigten Personen für jugendliche Arbeiter auf 
das 16. Lebensjahr festgesetzte Altersgrenze auf das 17. 
Lebensjahr erhöhen zu wollen, ist unterm 21. April d. J. 
seitens des Reichskanzlers folgende Antwort ertheilt worden: 
„Auf die gefällige Zuschrift vom 9. d. M., betreffend die 
Unfallrenten jugendlicher landwirthschaftlicher Arbeiter, er¬ 
widere ich dem Vorstande ergebenst, dass ich von den 
dortigen Ausführungen mit Interesse Kenntniss genommen 
habe. Bei der beabsichtigten Revision des landwirthschaft¬ 
lichen Unfallversicherungsgesetzes wird sich die geeignete 
Gelegenheit bieten, in nähere Erwägung der Angelegenheit 
einzutreten,“ Jedenfalls müssten einer bezüglichen Ab¬ 


änderung des Unfallversicherungsgesetzes im Interesse der 
landwirthschaftlichen Unternehmer doch erst Erhebungen 
darüber vorangehen, von welchem Jahre ab die Landwirth- 
schaft jugendliche Kräfte ausnützt. 

Französische Arbeiterversicherung. Auf Grundlage 
der Kommissionsberathung hat Herr Guieysse der Kammer 
ein Referat über den Regierungsentwurf, betreffend die 
Arbeiterversicherung vorgelegt, in dem folgende prinzipielle 
Sätze Vorkommen; „Jedes menschliche Wesen, das einen 
Theil des sozialen Organismus bildet, hat von seiner Ge¬ 
burt an ein Recht auf seine Erhaltung (ä la Conservation 
de son existence)“ nnd: „Die Steuern, auch die direkten, 
aber namentlich die indirekten, treffen die Steuerträger um 
so schwerer, je bescheidener ihre Mittel sind. Die Gesell¬ 
schaft ist zu ihrer Rückerstattung (restitution) verpflichtet.“ 
Man kann kaum erwarten, dass die französische Kammer die 
Konsequenzen aus diesen Vordersätzen ziehen wird. 


Gewerbegerichte, Einigungsämter und 
Arbeiterausschüsse. 

Ortsstatut für das Gewerbegericht in Offenburg. Ein 

musterhaftes Ortsstatut für Gewerbegerichte wird die Stadt 
Offenburg in Baden erhalten. Die Kommission zur Vor- 
berathung dieses Statuts war darin einig, dass man in dem 
Spielräume, den das Reichsgesetz vom 29. Juli 1890 der 
kommunalen Legislatur gewährt, den fortgeschrittensten mo¬ 
dernen Forderungen Rechnung tragen soll. Der endgiltige 
Entwurf geht deshalb über die der Berathung unterbreitet 
gewesenen Satzungen des Karlsruher Normalstatutes in 
idealer Hinsicht wesentlich hinaus und verbindet damit noch 
den Vortheil, dass materiell eine grössere Oekonoraie in 
dem Texte erreicht wurde. 

Das ganze Ortsstatut (einschliesslich des Wahlverfahrens, 
der Bestimmungen für die Thätigkeit des Einigungsamtes 
und Gesammtgewerbegerichtes) erschöpft sich in 45 Para¬ 
graphen. 

Die sachliche Zuständigkeit des Gerichtes erstreckt sich 
auf die weitesten Kreise der Interessenten, einschliesslich 
der Hausgewerbetreibenden, die eigene Rohstoffe verarbeiten. 
Bei der Rechtsprechung des Gerichtes kann in bestimmten 
Fällen die Zuziehung der sachverständigsten Beisitzer als 
Richter durch Gerichtsbeschluss angeordnet werden. Die für 
die Dauer von drei Jahren zu erwählenden Beisitzer gehen aus 
einem bis jetzt einzig dastehenden Modus hervor. Die Wahl¬ 
verordnungen werden in allen, inj Bereich der Zuständigkeit 
des Gerichtes erscheinenden Zeitungen bekannt gemacht. 
Die Anmeldung zur Wählerliste ist private Angelegenheit 
der Wahlberechtigten oder ihrer Beauftragten. 

Die Wahlhandlung muss für die Arbeiter auf den Nach¬ 
mittag eines Sonntags verlegt werden. 

Die Stimmzettel, die von weissem Papier ohne äusser- 
liche Kennzeichen hergestellt sein müssen, werden von den 
Wählern im Wahllokal in die dort an einem besonderen 
Platze aufgelegten Couverts gesteckt und dann in die 
Wahlurne gelegt. Alle Wahlberechtigten, welche beim 
Glockenschlag der Stunde, zu welcher Schluss der Wahl¬ 
handlung vorgeschrieben ist, schon eingetreten waren, müssen 
noch zur Abstimmung zugelassen werden. 

Die Wahlkommission besteht zu gleichen Theilen aus 
Arbeitern und Arbeitgebern. 


Wohnungszustände und Wohnungs¬ 
gesetzgebung. 

Verordnung betr. die Arbeitskasemen in Mecklenburg- 
Schwerin. Nach dem Jahresbericht für 1893 des Gross¬ 
herzoglichen Gewerbeinspektors für Mecklenburg-Schwerin 
sind während des Berichtsjahres in diesem Bundesstaat für 
die Arbeitskasernen oder sonstige zur Unterkunft einer 
grösseren Anzahl von Arbeitern bestimmten Räumlichkeiten 
durch V.O. vom 29. Mai 1893 Bestimmungen erlassen, 
deren Beobachtung die Polizeibehörden zu überwachen und 
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nöthigcnfalls zwangswcisj durchzuführen haben. Dieselben ; 
beziehen sich auch auf ländliche Arbeiterquartierc (Schnitter¬ 
kasernen und lauten: 

„Für die Arbeiterkasernen oder sonstige zur Unterkunft 
einer grösseren Anzahl von Arbeitern bestimmten Räum¬ 
lichkeiten sind die nachstehenden Bestimmungen maass¬ 
gebend: § 1. Diese Räumlichkeiten müssen in Betreff ihrer , 
Lage, Grösse, Zugänglichkeit und Einrichtung der Wohn- j 
und Schlafräume, sowie hinsichtlich der Zahl der Personen, ' 
welche dieselben gleichzeitig benutzen dürfen, den An- ' 
forderungen entsprechen, welche in Rücksicht auf die j 
Gesundheit und Sittlichkeit zu stellen sind. § 2. Den Ar- I 
beitem verschiedenen Geschlechts müssen gesonderte 
Schlafräume mit getrennten Eingängen angewiesen werden. 
Auf einzelne Familien, sofern denselben je ein besonderer 
Raum gewährt wird, findet diese Bestimmung keine An¬ 
wendung. § 3. Bei den Arbeitskasernen etc. müssen in 
angemessener Entfernung Brunnen mit unschädlichem Trink- , 
und Haushaltungswasser und besondere Bedürfnissanstalten • 
vorhanden sein. Die letzteren müssen so eingerichtet | 
sein, dass sie für die Zahl der Arbeiter ausreichen, dass | 
den Anforderungen der Gesundheitspflege entsprochen wird. \ 
und dass ihre Benutzung ohne Verletzung von Sitte und 
Anstand erfolgen kann. § 4. Die Polizeibehörden haben die 
Beobachtung der in den §§ 1 bis 3 enthaltenen Bestim¬ 
mungen zu überwachen und nöthigenfalls zwangsweise 
durchzufOhren. § 5. Wer Arbeitern in Kasernen etc. Unter¬ 
kunft gewährt, ist für die Beachtung der Vorschriften dieser 
Verordnung verantwortlich. Uebertretungen der §§ 2 und 3 
der Verordnung werden mit Geldstrafe bis zu ^ M. oder 
Haft bis zu 14 Tagen bestraft. Die Strafe kann durch 
polizeiliche Verfügung festgesetzt werden. § 6. Diese Ver¬ 
ordnung tritt mit dem 1. April 1893 in Kraft. Die zur Zeit 
der Verkündigung dieser Verordnung vorhandenen oder im 
Bau begriffenen Arbeitskasernen etc. sind binnen Jahresfrist 
nach der Verkündigung den Vorschriften dieser Verordnung 
entsprechend herzurichten.“ 


Soziale Hygiene. 

Zur Schankstättengesetzgebung in Deutschland. Ueber 
die auf Veranlassung des Reichskanzlers in den Bundes¬ 
staaten angestellte Schankwirthschaftsenquete, mit der eine 
gutachtliche Aeusserung der Regierungen über die Zweck¬ 
mässigkeit einer gesetzlichen Regelung des Konzessions- 
ertheilungswesens nach dem Prinzip des Bedürfnisses und 
nach der Bevölkerungszahl verbunden war, wird jetzt aus 
Braunschweig durch das statistische Bureau des Herzogi. 
Staatsministeriums Folgendes bekannt: Die Aeusserungen 
der einzelnen braunschweigischen Landesverwaltungs¬ 
behörden stimmen sämmtlich dahin überein, dass in einer 
zu grossen, das Bedürfniss erheblich überschreitenden Aus¬ 
dehnung der Zahl der Gast- und Schankwirthschaften und 
der Kleinhandlungen mit Branntwein oder Spiritus eine 
nicht unbedenkliche sittliche Gefahr liege und dass daher 
eine thunlichste Eindämmung und Beschränkung auf das 
wirkliche Bedürfniss mit allen Kräften anzustreben sei. Alle 
sind sie aber auch darin einig, dass die jetzige Gesetz- 

f ebung bei sachgemässer Anwendung zur Erreichung dieses 
weckes vollkommen ausreichend sei und sprechen sich 
daher gegen jede AenderungdieserGesetzgebung aus. nament¬ 
lich aber gegen eine gesetzliche Festlegung des Verhältnisses 
zwischen der Zahl der Bevölkerung und der der Schank¬ 
stätten etc,, weil sich das Bedürfni.ss der letzteren keines¬ 
wegs allein nach der Bevölkerung, sondern auch nach einer 
Reihe anderer Verhältnisse, wie wirthschaftliche Lage, 
räumliche Ausdehnung. Verkehr etc., bestimme. Allerdings 
gehe ja schon in einer grösseren Anzahl von Gemeinden 
die Zahl der Schankstätten über das Bedürfniss hinaus, 
doch nicht so weit, dass darin schon eine sittliche Gefahr 
zu erblicken sei. Ein neues Trunksuchtsgesetz für das 
deutsche Reich werden die verbündeten Regierungen also 
mit diesem Material schwerlich begründen können. 
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Wohlfahrtseinrichtungen. 

Konferenz der Centralstelle für Arbeiterwohlfahrts- 
einrichtimgen. Am 7. und 8. Mai fand in Berlin die 
3. Konferenz der Centralstelle für Arbeiterwohlfahrtseinrich- 
tungen statt. Dem ausgegebenen Jahresbericht sind folgende 
Mittheilurrgen von allgemeinerem Interesse zu entnehmen. 
Die bisherige „Korrespondenz“ der Centralstelle ist in eine 
Zeitschrift umgewandelt worden, die in Carl Heymanns 
Verlag in Berlin erscheint. Die Centralstelle giebt ausser¬ 
dem mehrere Schriften heraus, von denen eine eine Dar¬ 
stellung des Wohnungsnothstandes der kleinen Leute in 
Berlin enthält. Neben dieser publizistischen Thätigkeit hat 
sich die Geschäftsführung, so heisst es u, a. in dem Jahres¬ 
bericht, die Sammlung von Material fortlaufend und mit Er¬ 
folg angelegen sein lassen. Die Gründung des Wohlfahrts¬ 
museums ist noch immer nicht zur Ausführung gelangt, und 
zwar W’eil sich noch immer kein geeigneterer Unterkunttsraum 
habe finden lassen, als der räumlich unzulängliche Saal im 
Hygienemuseum; andererseits weil bei der Mannigfaltigkeit 
der zu bearbeitenden Aufgaben es an Arbeitskraft für die 
wirksame Förderung dieses Gegenstandes gefehlt hat. Es 
wurden im vergangenen Jahr in etwa 400 Fällen Auskünfte 
von der Centralstelle, zumeist betreffs der Wohnungsfrage 
und speziell der Errichtung von Baugenossenschaften ertheilt. 
Ferner haben im vorigen Jahre zwei Informationsreisen, an 
denen sich viele Arbeitgeber betheiligt haben, behufs In¬ 
augenscheinnahme mustergültiger Wohlfahrtseinrichtungen 
stattgefunden. Eine dritte Informationsreise wird für die 
Pfingstwoche dieses Jahres geplant. Unter Hinwegräumung 
mannigfacher entgegenstehender Schwierigkeiten, wesentlich 
durch die Mithilfe der Centralstelle, ist es gelungen, dem Berliner 
Bau- und Sparverein für seine Entwicklung eine Basis zu 
schaffen, auf welcher er voraussichtlich mit Erfolg weiter¬ 
bauen kann. Die Erfahrung, mit wie grossen Schwierig¬ 
keiten es verbunden ist, für den Zweck des Baues von 
Arbeiterwohnungen billige Baudarlehen zu beschaffen, hat 
die Anregung gegeben, diese Frage zum Gegenstand einer 
besonderen Besprechung von Fachleuten zu machen, die am 
Tage nach der diesjährigen Konferenz stattfinden soll. Eine 
ebensolche informatorische Besprechung wird betreffs der 
Sonntagsruhe im Handelsgewerbe und der zweckmässigen 
Beschäftigung der jugendlichen Bediensteten des Handels¬ 
gewerbes an den freien Sonntagen vorbereitet. Der im 
vorigen Geschäftsbericht erwähnte Versuch der Beschaffung 
von Notharbeit für arbeitslose Familienväter hat den Ge¬ 
danken nahe gelegt, durch eine zusammenfassende Dar¬ 
stellung alles auf diesem Gebiete bisher Geleisteten die 
Grundlage für ein weiteres praktisches Vorgehen zu ge¬ 
winnen. Es schweben bereits Verhandlungen, um diesen 
Gedanken zu verwirklichen. Endlich ist die Herausgabe 
einer Schrift geplant und in Angriff genommen, welche in 
gleicher Weise ein Bild von den bislang gelungenen Ver¬ 
suchen, guten Lesestoff im Volke zu verbreiten, liefern soll. 
Die Centralstelle zählt zu ordentlichen Mitgliedern; 1 Landes¬ 
direktion, 1 Invaliditäts- und Altersversicherungsanstalt, 
17 Städte und 23 Vereine. Die ausserordentlichen Mit¬ 
glieder beziffern sich auf 100. Die Einnahmen beliefen sich 
auf 28,373 M., die Ausgaben auf 23 448 M. — Mit der Kon¬ 
ferenz war eine Ausstellung von Apparaten zur Lüftung 
von Fabrikräumen und von Zeichnungen und Modellen aus¬ 
geführter Lüftungsanlagen u. s. w. verbunden. 

Die Verhandlungen der Konferenz betrafen 1) das Spar¬ 
kassenwesen in seiner Bedeutung für die Arbeiterwohlfahrt, 
2) die Reinhaltung der Luft in Fabrikräumen. 

Ueber den ersten Gegenstand hatte der am Erscheinen 
verhinderte Referent G. Drage einen schriftlichen Bericht 
eingesandt, in dem er die Entwicklung des Sparkassen- 
wcricns seit hundert Jahren beleuchtete. An Stelle des Re¬ 
ferenten trat Prof. Dr. Schäfer, der einen Vortrag über das 
Sparen hielt. Der Vortrag, wie die nachfolgende Debatte, 
boten nichts Bemerkenswerthes. 

Ueber den zweiten Punkt der Tagesordnung refeiirte 
Stabsarzt Dr. Witzdorft' und Prof. Hartmann, die den Gegen¬ 
stand wesentlich von der technischen Seite behandelten. 
An die Berichte schloss sich eine Debatte, nach der die 
Konferenz mit den üblichen Dankesreden geschlossen wurde. 

Heinrich Braun in Berlin W., \’ictoriastra-i«><' i<\ 
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Prcussische Gewerbeverwaltung und Maximal¬ 
arbeitstag für Arbeiterinnen. 

ln der Nummer vom 30. April d. Js. dieser Zeitschrif 
erschien die Besprechung eines Erlasses des preussischent 
Handelsministcrs. in welchem dieser in Folge mehrerer 
Eingaben verschiedener Handelskammern die Regierungs¬ 
präsidenten bereits wieder auffordert, die Be.stimmungen 
der preussischen Ausführungsverordnung vom 26. Februar 
1892 zur Gewerbeordnung, welche die Gestattung von Aus¬ 
nahmen vom Maximalarbeitstag für Arbeiterinnen bctreft'en 
(§ 138a d. G.-O.), einer Erörterung zu unterziehen und sich 
darüber zu äussern, „durchweiche Abänderungen gleich¬ 
zeitig den Bedürfnissen der Industrie und den Rück¬ 
sichten eines dem Willen des Gesetzgebers entsprechenden 
Arbeitcrschutzes Rechnung getragen werden kann.“ Diese 
Maassregel wurde in dieser Zeitschrift als „ein Muster 
sozialpolitischer Unentschiedenheit, wie sie gegenwärtig in 
der preussischen Gewerbeverwaltung verkörpert erscheint“, 
bezeichnet und namentlich darauf hingewiesen, dass kein 
anderer deutscher Bundesstaat au.sser Preussen an eine 
solche Rückwärtsrevision denke. Hierauf wird in der 
Norddeutschen Allgemeinen Zeitung vom 11. d. M. eine 
vermuthlich halbamtliche Erwiderung veröft'entlicht, auf 


deren unsachliche Ausführungen einzugehen kein zwingen¬ 
der Grund vorliegt, die aber in ihrem halbwegs sachlichen 
und selbstständigen Theile folgendermaassen lautet: 

„In diesem Erlass erblickt das Sozialpolitische Centralblatt 
ein Muster sozialpolitischer Unentschiedenheit und eine Umfrage 
über die Möglichkeit einer Abänderung der Schutzbestimmungen. 
Von einer Abänderung des § 138a ist im ganzen Erlass kein 
Wort gesagt; als möglich ist nur die Abänderung der Ausführungs¬ 
bestimmungen bezeichnet, die in Sachsen und in anderen Staaten 
! gar nicht bestehen und deren Erlass den Centralbehörden der 
i einzelnen Staaten anheimgestellt ist. Dass eine thatsächliche 
Erörterung von Unzuträglichkeiten angeordnet wird, wenn solche 
von vierzehn Handelskammern behauptet werden, ist selbstver¬ 
ständlich; eine völlige Abweisung der Beschwerde ohne Prüfung 
des derselben zu Grunde liegenden Sachverhalts entspricht nicht 
der preussischen Verwaltungspraxis und würde mit Recht als 
eine Härte angesehen werden. In gleicher Weise wird auch 
verfahren, wenn Arbeitervertrine Missstände zur Sprache bringen. 
Wie merkwürdig klingt nun aber der Schlussvorwurf des 
Centralblattes: „Aus keinem anderen Bundesstaat ausser aus 
Preussen hört man auch von solchen Maassnahmen“? Wer sich 
auf eine so hohe Warte stellt, wie der Herausgeber des Sozial¬ 
politischen Centralblattes, sollte billiger Weise wissen, dass kein 
anderer Bundesstaat mit solcher Sorgfalt wie Preussen Vor¬ 
kehrungen getroffen hat, dass die den unteren und höheren Ver¬ 
waltungsbehörden durch das Gesetz eingeräuniten Befugnisse zur 
Zulassung von Ausnahmen nicht in einer Weise ausgoübt werden, 
welche den vom Gesetz gewollten Arbeiterschutz beeinträchtigen 
können. Kein Wunder, wenn man aus keinem anderen Staate 
von Beschwerden der Industriellen über zu strenge Handhabung 
der Schutzvorschriften des § 138a hört und deshalb auch nicht 
von Maassnahmen der Regierungen zur Ermittelung des Grundes 
oder Ungrundes solcher Beschwerden. Soll man bei dem Ver¬ 
fasser nicht völlige Unkenntniss der für die verschiedenen Bundes¬ 
staaten erlassenen Ausführungsvorschriften und der von ihm be¬ 
sprochenen Beschwerden der Handelskammern, die den Erlass 
veranlasst haben, voraussetzen, so bleibt nur die Annahme 
übrig, dass es sich um eine bewusst unwahre Verdächtigung der 
pi-eussischen Gewerbeverwaltung handelt.“ 

Diese Erwiderung trifft die Ausführungen des Sozial¬ 
politischen Centralblatts formell und sachlich in keiner 
Weise und widerspricht im entscheidenden Punkte 
den thatsächlichen Verhältnissen. Von der Absicht 
„einer Abänderung des § 138a“, gegen welche sich die 
Aeusserung verwahrt, ist auch in der Besprechung nirgends 
die Rede, wohl aber von einer Abänderung der „Schutz- 
bcstimmungeQ“.Zu den „Schutzbestimmungen“ gehört zweifel¬ 
los die Auslührungsanweisiing. umsomehr, als die Erwiderung 
so starken Nachdruck darauf legt, dass gerade die prcussische 
Anweisung die Sache „eingehend behandele, während in 
anderen deutschen Staaten die Ausführungsverordnungen 
keine derartigen Grundsätze aufstellcn.“ An der formellen 
Darstellung des Sozialpolitischen Centralblatts wird also 
Nichts korrigirt. Auch an der thatsächlichen Erörterung 
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der in den Handelskammereingaben berührten Verhältnisse 
wurde kein Anstoss genommen; im Gegentheil, es wurde 
lobend anerkannt, dass in dem hierauf bezüglichen Theil 
des Erlasses „ganz richtig der Nachweis geführt ist, dass 
für ihre (der Unternehmer) Profitbedürfnisse wahrhaftig 
bereits mehr als genug durch Ausnahmen gesorgt ist.“ 
Somit ist auch die’ zitirte Ausführung der Erwiderung 
über die „preussische Verwaltungspraxis“ gegenstands¬ 
los; insofern sie Ireilich behauptet, dass „in gleicher Weise 
verfahren werde, wenn Arbeitervereine Missstände zur 
Sprache bringen“, Hesse sie sich durch zahlreiche Beispiele 
gerade aus der Praxis sehr leicht widerlegen. Es sei nur 
an die merkwürdige Art erinnert, mit welcher Eingaben 
der Arbeiter wegen Errichtung von Gewerbegerichten schon 
durch die preussischen Regierungsbehörden behandelt wor¬ 
den sind. 

Bleibt also nur die Behauptung übrig, dass „kein 
anderer Bundesstaat mit solcher Sorgfalt wie Preussen 
Vorkehrungen getroften habe, dass die den unteren und 
höheren Verwaltungsbehörden durch das Gesetz ein¬ 
geräumten Befugnisse zur Zulassung von Ausnahmen nicht 
in einer Weise ausgeübt werden, welche den vom Gesetz 
gewollten Arbeiterschutz beeinträchtigen können“, und dass 
es deshalb „kein Wunder“ sei, „wenn man aus keinem 
anderen Staate von Beschwerden der Industriellen über 
zu strenge Handhabung der Schutzvorschriften des § 138a 
hört, deshalb auch nicht von Maassnahmen der Regierungen 
zur Ermittelung des Grundes oder Ungrimdes solcher Be¬ 
schwerden.“ Diese Behauptung steht mit den that- 
sächlichen Verhältnissen in scharfem Wider¬ 
spruch, — es soll dem Beispiel der Norddeutschen 
Allgemeinen Zeitung nicht gefolgt und absichtlich kein 
stärkerer Ausdruck gebraucht werden. Das Grossher¬ 
zogthum Baden z. B. hat wörtlich genau dieselben 
strengen Ausführungsbestimmungen zu § 138a ,der 
Gewerbeordnung, wie Preussen erlassen (§154 der Ver¬ 
ordnung des Ministeriums des Innern vom 24. März 1892, 
G. u. V. Bl. No. VI, vom 31. März 1892, S. 54 ff.). In der 
badischen Verordnung ist sogar eine arbeiterschutzfreundliche 
Vorschrift enthalten, zu welcher sich die preussische Bureau- 
kratie nicht entschliessen konnte; nach Ziffer 3 ist über 
Unternehmergesuche gegen Ausnahmebewulligungen vom 
Maximalarbeitstag für Arbeiterinnen „der Fabrikinspektion 
und geeigneten Falls auch der für den Sitz des Betriebes 
bestehenden gewerblichen Vertretung sowie Vertretern 
der im Betrieb beschäftigten Arbeiter Gelegenheit 
zurAeusserung zu geben. Und das Grossherzogthum 
Baden denkt nicht im Entferntesten an eine Abänderung 
dieser Vollzugsvorschriften oder an Erörterungen über die 
Abänderungsmöglichkeit. In Baden verfolgt man vielmehr 
ganz richtig die umgekehrte Praxis wie in Preussen. Man 
hat im ersten Jahre der Handhabung, im Jahre 1892, den 
Uebergang zu strengeren Bestimmungen für die Unternehmer 
etwas erleichtert, um dann nach und nach die Zügel desto 
mehr anzuziehen. Diese Taktik wäre überall zu empfehlen. 
Statt dessen hat man in Preussen den § 138a vom Anfang 
an zwar so mild als nur möglich gehandhabt, geht aber jetzt 
nicht etwa zur strengeren Praxis über, sondern giebt bereits 
wieder den Unternehmerbeschw'erden nach und beauftragt 
die Regierungspräsidenten mit Erhebungen über Abände¬ 
rungen, welche „gleichzeitig (!) den Bedürfnissen der In¬ 
dustrie und den Rücksichten eines dem Willen des Gesetz¬ 
gebers entsprechenden Arbeiterschutzes Rechnung“ tragen 
sollen. In Baden führte der Aufsichtsbeamte S. 28 seines 
Jahresberichts für 1892 aus: „In der Cigarrenindustrie kommt 
die geleistete Ueberarbeit überwiegend auf einen Theil des 
badischen Oberlandes. In dem Hauptsitze des Industrie¬ 
zweiges, der badischen Pfalz, w'urden nur ganz vereinzelte 
derartige Bewilligungen ertheilt. Es ist daher anzu- 
iiehmen, dass an der Ueberarbeit nur solche Fa¬ 


briken betheiligt sind, welche mittelst weitgehender 
Ausnützung der Arbeiter eine wenig loyale Kon¬ 
kurrenz machen wollen. Im folgenden Jahre wird bezüg¬ 
lich dieser Bewilligungen eine grössere Zurückhaltung 
beobachtet, und der Nachweis, dass die Ueberarbeit durch 
geeignete Dispositionen nicht hätte vermieden werden können, 
strenger als seither geprüft werden.“ Thatsächlich 
setzte der badische Aufsichtsbeamte im Jahre 1893 eine 
wesentliche Herabminderung der Ueberarbeitsbewilligungen 
für die Tabak- und Cigarrenindustrie seines Bezirks (von 
18128 Ueberstunden in den letzten neun Monaten 1892 auf 
15128 im ganzen Jahre 1893 durch. In Preussen gab 
man umgekehrt gerade denjenigen Vorstellungen der 
Unternehmer nach, welche sich gegen eine gleichzeitige 
Behandlung der Konkurrenten („Gewerbsgenossen“, Ziffer 7, 
Abs. 3 der Ausführungsanweisung) richten. Im Gross¬ 
herzogthum Baden gewährten die Behörden im Jahre 1893 
nach Ausweis des Fabrikinspektionsberichtes der Textil¬ 
industrie, die überall in erster Linie in Betracht kommt, 
Ueberarbeitsbewilligungen für 2687 Arbeiterinnen auf 12799 
in dieser Gewerbegruppe beschäftigter Arbeiterinnen über¬ 
haupt. In Preussen bewilligten die Behörden während 
der letzten neun Monate des Jahres 1892 — dass die 
Berichte der preussischen Fabrikinspektoren für 1893 noch 
nicht vorliegen, ist auch so eine berechtigte Eigenthümlich- 
keit der preussischen Gewerbeverwaltung! — für 32226 
Arbeiterinnen auf 115534 Arbeiterinnen der Textilindustrie 
überhaupt Ueberarbeitsbewilligungen. In Preussen durften 
also während blosser neun Monate 27pCt. der Textilarbeiterin¬ 
nen länger als elf Stunden mit Ueberzeit beschäftigt werden, 
in Baden nur 20 pCt. während eines ganzen Jahres. Das 
spricht doch nicht eben zu Gunsten der ~ „preussischen 
Verwaltungspraxis“, In Preussen ist auch aus dem letzten 
Berichtsjahre 1892 das einzigartige Kuriosum zu verzeichnen, 
dass die Regierung zu Stettin die „Herstellung von Bibeln 
und Gesangbüchern“ als — „Saisonindustrie“ gelten Hess, 
für welche auf Grund des § 138a d. G.-O. Ueberzeit bewilligt 
wurde, da jene Artikel „zu gewissen Jahreszeiten, ins¬ 
besondere zur Zeit der Confirmation, ausserordentlich zahl¬ 
reich in verschiedenen Grössen und Ausstattungen bestellt 
werden und die Bestellungen erst kurz vor der Gebrauchs¬ 
zeit einlaufen“ (S. 61 des Berichtes für 1892.). Es dürfte 
wohl recht schwer sein, aus „anderen Bundesstaaten“ ein 
ähnliches Beispiel laxer Handhabung des § 138a d. G.-O. 
anzuführen. 

Man ist aber bei der Widerlegung der Aeusserung 
in der Norddeutschen Allgemeinen Zeitung nicht ein¬ 
mal allein auf die badische Gewerbeverwaltungspraxis an¬ 
gewiesen. Im Königreich Sachsen gelten für die Aus- 
nahmebewilligungen vom Maximalarbeitstag *der Arbeite¬ 
rinnen thatsächlich dieselben beschränkenden Gesichts¬ 
punkte, die in der preussischen und badischen Ausfüh¬ 
rungsverordnung schriftlich niedergelegt sind, aber nur 
in Preussen bereits wider der Erörterung mit Hinblick auf 
eine Abänderung unterzogen werden. Den Beleg dafür 
möge eine Stelle aus dem neuesten Berichtsband der 
sächsischen Gewerbeinspektoren liefern. Dort schreibt der 
sächsische Aufsichtsbeamte für Annaberg S. 180 seines 
neuesten Berichtes für 1893: „Die Gesuche um Verlängerung 
der Arbeitszeit weiblicher Personen finden ihren Grund 
zumeist in einer Anhäufung von Aufträgen, und es musste 
in jedem einzelnen Falle erörtert werden, ob diese Arbeits¬ 
häufung eine zufällige oder eine regelmässig sich wieder¬ 
holende war, sowie, ob sie eine solche war, die vermieden 
werden konnte. In letzterem Falle, der vielfach durch 
Uebernahme von Aufträgen, die zur Leistungsfähigkeit und 
den Einrichtungen der Fabrik ausser Verhältniss stehen, 
hervorgerufen wird, würde eine Unterstützung des Gesuches 
nicht am Platze sein, w'ährend bei einer regelmässig sich 
1 wiederholenden Arbeitshäufung immer erst zu untersuchen 
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wäre, ob sogenannte Saisonaiifträge vorliegen, deren Um¬ 
fang sich zuvor nicht beurtheilen lässt, oder ob Bestel- 
lungen auszuführen sind, deren Umfang und Lieferungs¬ 
zeit vorher bekannt sind. Auch in letzterem Falle würde 
die Genehmigung eines Gesuches nicht zu befürworten 
sein“. Das sind genau dieselben Grundsätze, wie sie die 
preussische und badische Ausführungsverordnung enthalten. 

Danach bleibt festgestellt: die Behauptung der Ent¬ 
gegnung, dass „kein anderer Bundesstaat“ mit solcher 
Sorgfalt Vorkehrungen zur strengen Ausführung des § 138a 
der Gewerbe-Ordnung getroffen habe, wie Preussen, ist 
thatsächlich unrichtig: solche Vorkehrungen sind auch 
in Baden getroffen, während die praktische Handhabung 
des § 138a in Baden und in Sachsen sogar konsequenter 
und strenger erfolgt als in Preussen. Weder Baden noch 
Sachsen denken aber an ein Verlassen dieser Praxis, 
während der preussische Handelsminister durch seinen 
Erlass an die Regierungspräsidenten bereits wieder die 
Möglichkeit einer Abänderung zur Erörterung gestellt hat. So¬ 
nach erscheint der gerade gegen den preussischen Handels¬ 
minister erhobene Vorwurf der „sozialpolitischen Unent¬ 
schiedenheit“ auch gegenüber der Erwiderung in der 
Norddeutschen Allgemeinen Zeitung in jeder Beziehung als 
sachlich begründet und gerechtfertigt. 

Soziale Wirthschaflspolitik und Wirthschafts- 
statistik. 

Der Brotkonsum im Deutschen Reich. 

Im Maiheft des Archivs für Eisenbahnwesen wird, 
wie alljährlich, von C. Thamer eine Statistik der deutschen 
Getreideernte im Jahre 1892 und der Beförderung von Ge¬ 
treide auf Eisenbahnen, im See- und Binnenschifffahrtsver¬ 
kehr 1. Juli 1892/93 veröffentlicht. Aus der letzteren An¬ 
gabe ergiebt sich für jeden Landestheil, wieviel Getreide 
ihm die öffentlichen Verkehrswege zu- bezw. fortgeführt 
haben, aus der Kombination mit den Produktionszahlen 
unter Abzug der Aussaat dann auch, wieviel Brotgetreide 
in jeder Landschaft zum Konsum gelangt ist. Mag nun 
immerhin die Erntestatistik viele Ungenauigkeiten enthalten, 
mag auch die Eintheilung nach Landschaften und die Zu- 
theilung der Seehäfen zu diesen kleine Fehler bedingen, 
so kann man doch annehmen, dass die resultirenden Zahlen 
des Gesammtkonsums im ganzen richtige Verhältnisse an¬ 
geben, und namentlich wenn man den Konsum pro Kopf 
der Bevölkerung angiebt, wird in diesen Durchschnitts¬ 
zahlen nur noch ein verschwindender Bruchtheil etwaiger 
Fehler enthalten sein. 

Im Durchschnitt des Deutschen Reichs ergiebt sich pro 
Kopf der Bevölkerung im Konsum an Brotgetreide (Weizen, 
Spelz, Roggen): 

für das Erntejahr 1889/90 von 169 kg 

. 1890/91 „ 189 „ 

. 1891/92 „ 162 „ 

. 1892/93 „ 216 „ 

Der Verbrauch differirt demnach in den einzelnen 
Jahren ziemlich erheblich; noch weit erheblicher sind die 
Schwankungen zwischen den einzelnen Landestheilen, welche 
für deren wirthschaftliche Lage und die Lebensweise des 
grösseren Theils ihrer Bevölkerung höchst charakteristisch 
sind. Wenn wir die Landschaften nach der Zusammen¬ 
fassung des Eisenbahnarchivs nach der Grösse ihres Brot¬ 
kornkonsums von 1892/93 ordnen, so ergiebt sich die fol¬ 
gende Reihe: Voran steht Mecklenburg mit 335 kg pro 
Kopf, dann folgen Lothringen mit 293, "'Bayern rechts des 
Rheins mit 263, Hannover, Braunschweig, Oldenburg mit 
259, Bayerische Pfalz mit 257, Regierungsbezirk Magdeburg 
und Anhalt mit 254, Grossherzogthum Hessen ohne Ober¬ 
hessen mit 247, Pommern mit 233, Brandenburg mit 227, 
Schleswig-Holstein mit 224, Regierungsbezirke Breslau und 
Liegnitz mit 220, Regierungsbezirke Merseburg und Thü¬ 
ringen mit 218. Die folgenden Landschaften erreichen den 


Reichsdurchschnitt (216) nicht mehr; es sind: Baden mit 
213, Hessen-Nassau und Oberhessen mit 205, Königreich 
Sachsen und Westfalen mit 201, Posen mit 200, Eisass 
mit 197, Ost- und Westpreussen mit 105, Württemberg und 
Hohenzollern mit 183, Rheinprovinz mit 179, Regierungs¬ 
bezirk Oppeln mit 160, Berlin mit 149 kg pro Kopf der Be¬ 
völkerung. 

Die grossen Differenzen erklären sich weniger aus Ver¬ 
schiedenheiten der gebräuchlichen Ernährungsweise der 
wohlhabenden Schichten nach Gegenden — denn deren 
Brotgenuss wird annähernd überall gleich sein — als aus 
der verschiedenen Nahrung der ärmeren, vorzugsweise der 
lohnarbeitenden Bevölkerung, bei welcher im ganzen nur 
Brot und Kartoffeln in verschiedener Kombination der 
Mengen als Massennahrungsmittel in Betracht kommen. Des¬ 
halb deutet eine hohe Konsumziffer auf eine relativ gute, 
eine niedrige auf eine schlechte Ernährung der arbei¬ 
tenden Bevölkerung. Von diesem Gesichtspunkt aus 
gewinnt es eine besondere Bedeutung, die Verschiedenheit' 
der Zahlen zwischen den Gegenden mit überwiegend land- 
wirthschaftlicher und denen mit überwiegend industrieller 
Bevölkerung kennen zu lernen. 

Wir geben zunächst die Zahlen für die Landestheile, 
welche den grössten Antheil ihrer Ernte abgeben können, 
in welchen also die landwirthschaftliche Produktion 
am meisten überwiegt. Der Brotgetreidekonsum ist pro 
Kopf: 



1892/93 

1891/92 

1890/91 

1889/90 

in Posen. 

200 

162 

163 

163 

im Reg.-Bez. Magdeburg 

254 

169 

200 

152 

in Ost- u. Westpreussen 

195 

88 

150 

99 

in Mecklenburg .... 

335 

310 

290 

328 

In den vorwiegend industriellen 

Provinzen 

ist de; 

Konsum: 

1892/93 

1891/92 

1890/91 

1889/90 

für Berlin. 

149 

132 

126 

129 

lür das Königr. Sachsen 

201 

134 

148 

152 

für die Rheinprovinz . . 

179 

137 

161 

175 

für Westfalen . . . . 

201 

165 

188 

180 


Zum weiteren Vergleich setzen wir noch einige Lan¬ 
destheile hinzu, in denen sich Ernte- und Getreidebedarl 
ungefähr deckt, in denen also die wünschenswertheste 
Mischung von landwirthschaftlicher und industri¬ 
eller Bevölkerung statthat. 

1892/93 1891/92 1890/91 1889/90 

Bayern rechts d. Rheins 263 213 256 199 

Hannover, Braunschweig, 

Oldenburg .... 259 220 204 202 

Schleswig - Holstein und 

Hamburg. 224 114 208 195 

Im ganzen hat die letzte Gruppe die günstigsten Er¬ 
nährungsverhältnisse für ihre Arbeiter, die industrielle da¬ 
gegen die ungünstigste. Die vorwiegend agrarische Gruppe 
bietet zur einen Hälfte, in Magdeburg und Mecklenburg, 
ihren Arbeitern ausserordentlich günstige ErnährungsVer¬ 
hältnisse, aber auch die Landarbeiter in Posen und Preussen, 
deren Bedürfnisslosigkeit und niedrige Lebenshaltung so 
allgemein behauptet wird, stehen wenigstens ihrer Ernäh¬ 
rung nach den Industriearbeitern in Westfalen und Sachsen 
nicht nach. 

Die Vergleichung der Magdeburger und Mecklenburger 
Zahlen mit den preussischen und posenschen zeigt, dass für 
die Sachsengängerei der ländlichen Arbeiter allerdings die 
Gründe materieller Lebenshaltung maassgebend sind; aber 
andererseits bestätigen die Zahlen der Industriebezirke und 
namentlich von Berlin die neuerdings immer mehr Raum 
gewinnende Anschauung, dass die Landarbeit bessere ma¬ 
terielle Lebensbedingungen bietet als die städtische Lohn¬ 
arbeit, dass also die Landarbeiter bei ihrem massenhaften 
Abwandern in die Städte aus besseren in schlechtere Ver¬ 
hältnisse gehen und nicht, wie es lange die öffentliche 
Meinung war, umgekehrt. Was die ländlichen Arbeiter in 
die Städte treibt, das ist die grössere persönliche Freiheit 
und Unabhängigkeit, die sich ihnen dort bietet, das regere 
geistige Leben, das sie während ihrer Militärjahre schätzen 
gelernt haben, die infolge des energischen Zusammen¬ 
schlusses wirthschaftlich und gesellschaftlich bessere Stel¬ 
lung des städtischen Arbeiterstandes, vielfach wohl auch 
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die verstärkte Möglichkeit, durch einen zwar ganz un¬ 
wahrscheinlichen aber doch in der Stadt noch eher mög¬ 
lichen glücklichen Zufall zu Wohlstand und günstigerer 
Stellung zu gelangen; unmittelbare materielle, greifbare 
Vortheile bringt ihnen die Wanderung nicht. 

Berlin. Karl Thiess. 

Das städtische Arbeitsamt in Esslingen. 

Von den vielen Städten, die im Laufe der letzten Monate 
sich nach dem Vorgang von Stuttgart mit dem Plane, die Ar¬ 
beitsvermittelung in städtische Verwaltung zu nehmen, be¬ 
schäftigt haben, hat bis jetzt nur eine einzige sich zur Aus¬ 
führung des Planes entschlossen. Es ist dies die Stadt Esslin¬ 
gen a. N. Dort hat am 1. April d. J. das städtische Arbeitsamt, 
das ganz nach dem ursprünglichen Stuttgarter Projekt einge¬ 
richtet ist, seine Thätigkeit begonnen. Das Arbeitsamt steht 
unter der Aufsicht des Gewerbegerichts und die Geschäfte 
werden von dem Gerichtsschreiber des Gewerbegerichts 
besorgt. Die Arbeitsvermittelung erfolgt unentgeltlich für 
männliche und weibliche Arbeiter, für Dienstboten und Lehr¬ 
linge. Gesuche von Arbeitgebern und Arbeitern können 
den ganzen Tag über mündlich, schriftlich oder telephonisch 
angebracht werden. Der Arbeiter, für den eine passende 
Stelle vorhanden ist, erhält einen Arbeitsschein, mit dem er 
sich zu dem betreflFenden Arbeitgeber zu begeben hat. Der 
Arbeitgeber schickt den Arbeitsschein sofort zurück, nach¬ 
dem er darin bemerkt hat, entweder dass er den Arbeiter 
eingestellt habe, oder dass die Arbeitsstelle schon besetzt 
sei, oder dass er den zugesandten Arbeiter nicht für ge¬ 
eignet halte, und deshalb die Zusendung eines anderen 
Arbeiters wünsche. Da Alles vorgedruckt ist, besteht die 
ganze Mühe des Arbeitgebers darin, dass er das, was nicht 
zutrifft, ausstreicht. Für Dienstboten und Lehrlinge ist das 
Esslinger Arbeitsamt bis jetzt noch nicht viel in Anspruch 
genommen worden, um so reger war die Benützung durch 
gewerbliche Arbeiter und Arbeitgeber. Es haben sich im 
Monat April 169 Arbeiter und 123 Arbeitgeber an das 
Arbeitsamt gewandt. Bei einer Bevölkerung von 22000 
Köpfen sind das recht erhebliche Ziffern. Die Anfragen 
beziehen sich bis jetzt vorwiegend auf kleine und mittlere 
Betriebe, während die grossen Fabriken noch eine gewisse 
Zurückhaltung zeigen; doch werden auch die Fabriken all¬ 
mählich sich auf die Benützung des Arbeitsamtes angewiesen 
sehen, da das Umschauen, durch das sie seither ihre Ar¬ 
beiter bekommen haben, mehr und mehr eine Einschränkung 
erfahren wird, denn die Polizei vermag, seitdem sie die zu¬ 
reisenden Arbeiter an das Arbeitsamt verweisen kann, viel 
energischer als seither gegen das Umschauen und den da¬ 
mit verbundenen Bettel vorzugehen. Durch Plakate, die an 
öffentlichen Plätzen und in den Herbergen angebracht sind, 
werden die Arbeiter auf das Arbeitsamt hingewiesen und 
es scheint, dass sie gerne von diesem Hinweis Gebrauch 
machen. Wer keine Arbeit erhalten kann, bekommt 
wenigstens eine Bescheinigung, in der ihm bestätigt wird, 
dass er vergeblich um Arbeit nachgefragt hat. Solche Be¬ 
scheinigungen, die vor dem Verdacht der Landstreicherei 
schützen, werden sich als segensreiche Einrichtung beweisen. 
Unter den seitherigen Zuständen werden bekanntlich sehr 
häufig diejenigen, die keine Arbeit finden können, gleich 
denen, die keine Arbeit finden wollen, als Landstreicher 
behandelt und mancher ist aus Erbitterung über diese un¬ 
gerechte Behandlung wirklicher Landstreicher geworden. 

Interessant ist. wie die Zahlen, die das Esslinger Arbeits¬ 
amt für den Monat April mittheilen konnte, schon jetzt einen 
Einblick in die Lage der einzelnen Gewerbe gewähren. 
Für Metzgergehilfen ist z. B. nicht eine einzige Arbeits¬ 
stelle frei, was wohl mit der Futternoth und der dadurch 
verursachten Abnahme des Verbrauchs an Fleisch und Wurst- 
waaren zusammenhängt. Auch die Thatsache, dass nach 
Schlossern, Eisendrehern und dergl. fast gar keine Nach¬ 
frage ist, lässt einen Schluss zu auf das Darniederliegen 
der Metallindustrie. Dagegen geht aus der starken Nach¬ 
frage nach Schreinern hervor, dass die Bauthätigkeit, die 
viel Schreinerarbeit erfordert, im Zunehmen begriffen ist. 

Die Kosten, die der Stadt Esslingen durch das Arbeits¬ 
amt entstehen, sind kaum der Erwähnung werth. Besondere 
Beamte und Räumlichkeiten sind nicht erforderlich, der Ge- ! 


richtsschreiber, der die Geschäfte des Arbeitsamts besorgt, 
erhält eine kleine Zulage und ausserdem müssen einige 
Drucksachen angeschafft werden. Diese Ausgaben kommen 
den grossen Vortheilen gegenüber, die mit der unentgelt¬ 
lichen städtischen Arbeitsvermittlung erreicht werden, gar 
nicht in Betracht, und es ist in der That nicht zu begreifen, 
weshalb andere Städte mit der Einführung dieser nützlichen 
Einrichtung so lange zögern. 

Stuttgart. Ernst Lautenschlager. 

Konferenz zur Erörterung einer landwirthschaftlichen 
Erbrechts- und Kreditreform. Eine Konferenz von Guts¬ 
besitzern, Beamten und Professoren ist von dem Landwirth- 
schaftsminister auf den 28. Mai nach Berlin berufen worden, 
um im Interesse des ländlichen Grundbesitzes alle bisher 
aufgeworfenen Fragen zur Umgestaltung des Erbrechts und 
des Kreditwesens zu erörtern. Das Volk veröffentlicht das 
den eingeladenen Personen mitgetheilteBerathungsprogramm. 
Das Programm umfasst zur „Bekämpfung der fortwirkenden 
Ursachen der Verschuldung“ Fragen über die Belastung 
des Grundbesitzes mit Erbantheilen, Anerbenrecht, Höfe¬ 
rolle, Berechnung des Ertragswerthes der Liegenschaften bei 
der Auseinandersetzung der Erben, Pflichttheilrechte, Verbot 
der hypothekarischen Belastung mit Abfindung der Miterben, 
Beschränkung des Verfügungsrechts des Hofannehmers. 
Andere Fragen betreffen die Verhinderung der Belastung 
des Grundbesitzes mit Kaufgelderresten und Schulden, Be¬ 
schränkung der Verpfändbarkeit auf einen bestimmten 
Werthstheil und Festsetzung desselben. Im Interesse „der 
Beseitigung der vorhandenen Ueberschuldung“ werden 
Fragen in Bezug auf Kreditorganisationen, Umwandlung 
in unkündbare Amorlisationsrenten, materielle Hilfe zur 
Schuldentlastung aufgeworfen. Ein daran geknüpftes 
„Arbeitsprogramm“ erörtert in gedrängter Kürze die land- 
wirthschaftliche Krisis in ihren Haupterscheinungsformen, 
die Hauptursachen, die Schäden und Gefahren dieser Ent¬ 
wickelung und Maassregeln gegen die Ueberschuldung. 

Versicherung gegen Arbeitslosigkeit in St Gallen. 
Der Regierungsrath des Kantons St. Gallen hat dem Grossen 
Rath folgenden Gesetzentwurf gegen die Folgen der Arbeits¬ 
losigkeit vorgelegt: 

„Art. 1. Die politischen Gemeinden sind berechtigt, 
entweder für sich allein oder in Verbindung mit anderen 
Gemeinden durch Beschluss der politischen Bürgerver¬ 
sammlung die obligatorische Versicherung gegen die Folgen 
der Arbeitslosigkeit nach Maassgabe der folgenden Be¬ 
stimmungen auf bestimmte oder unbestimmte Zeit einzu¬ 
führen. 

Art. 2. Die Arbeitslosenversicherungskasse steht als 
selbständiger Verwaltungszweig unter der Leitung und Auf¬ 
sicht des Gemeinderaths, oder wenn sich mehrere Gemein¬ 
den zur Gründung einer solchen Kasse mittelst Verständi¬ 
gung vereinigt haben, der sämmtlichen Gemeinderäthe der 
betheiligten Gemeinden. 

Art. 3. Der Beitritt zum Versicherungsverband ist für 
alle männlichen Lohnarbeiter, deren durchschnittlicher Tage¬ 
lohn 5 Frs. nicht übersteigt, obligatorisch. 

Männliche Personen, welche mehr als den erwähnten 
durchschnittlichen Tagelohn beziehen, können dem obliga¬ 
torischen Versicherungsverbande freiwillig mit den gleichen 
Rechten und Pflichten wie die übrigen Mitglieder beitreten. 

Dagegen können diejenigen Personen, welche einem 
freiwilligen Versicherungsverbande angehören und aus dem 
letzteren mindestens die gleich hohe Unterstützung im Falle 
der Arbeitslosigkeit zu beziehen berechtigt sind, als der 
obligatorische Versicherungsverband gewährt, auf ihr Be¬ 
gehren und auf geleisteten Ausweis hin von der Eintritts¬ 
pflicht in den obligatorischen Versicherungsverband ent¬ 
bunden werden. 

Es bleibt den Statuten eines obligatorischen Versiche¬ 
rungsverbandes Vorbehalten, nach Bedürfniss den weib¬ 
lichen Personen den Beitritt zu dem Verbände zu ge¬ 
statten oder für dieselben den Beitritt obligatorisch zu er¬ 
klären. 

Art. 4. Die Statuten eines solchen Versicherungsver- 
bandes werden unter thunlichster Berücksichtigung allfälliger 
Wünsche der interessirten Arbeiterkreise von dem Ge- 
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meinderathe, oder wenn der Verband mehrere Gemeinden 
umfasst, von den Gemeinderäthen der betheiligten Gemein¬ 
den gemeinsam festgesetzt. 

Diese Statuten unterliegen der Genehmigung des Re- 
gierungsralhes und sollen über die Organisation, die Bei¬ 
träge der Mitglieder, die Bezugsberechtigung derselben, die 
näheren Bestimmungen enthalten, bei deren Erlass folgende 
Grundsätze zu beachten sind: 

a) Die Verwaltung der Versicherungskasse soll einer 
Kommission von mindestens fünf Mitgliedern übertragen 
werden, in welcher den Verbandsmitgliedern eine ange¬ 
messene Vertretung einzuräumen ist; 

b) die wöchentlichen Beiträge eines Mitgliedes sollen 
30 Rappen nicht übersteigen dürfen; 

c) Unterstützungen während der Dauer der Arbeits¬ 
losigkeit sollen nur solchen Verbandsangehörigen ver¬ 
abreicht werden, welche ohne ihr eigenes Verschulden 
arbeitslos geworden, aber arbeitsfähig sind und welchen 
keine ihrem Berufe oder ihren Kräften angemessene Arbeit 
angewiesen .werden kann; die Bezugsberechtigung eines 
Mitgliedes beginnt erst, nachdem dasselbe mindestens für 
sechs Monate ununterbrochen die statutarischen Beiträge 
bezahlt haben wird; für die Ausländer kann eine längere 
Frist bestimmt werden; 

d) den bezugsberechtigten Mitgliedern soll mindestens 
1 F'rs. täglich als Taglohnausfall gewährt werden; 

e) Arbeitslosigkeit unter fünf auf einander folgenden 
Tagen berechtigt zu keinen Geldbezügen; 

f) an dasselbe Mitglied wird die Geldunterstützung bis 
auf höchstens 10 Wochen =s 60 Tage während eines Jahres 
geleistet; 

g) mit jeder Versicherungskasse ist wenigstens ein Ar¬ 
beitsnachweisbureau zu verbinden. 

Die Verwaltungskosten sind von der Polizeikasse zu 
übernehmen. 

Art. 5. Die Auslagen der Versicherungskasse werden 
bestritten: 

a) Durch die periodischen, wöchentlich oder monatlich 
zu leistenden Beiträge der Verbandsmitglieder; 

b) durch freiwillige Beiträge, Geschenke und Vermächt¬ 
nisse; 

c) durch Zuschüsse der politischen Gemeinden, welche 
jedoch in der Regel nicht mehr als 2 Frs. jährlich und für 
jedes Verbandsmitglied betragen sollen, die Verwaltungs¬ 
kosten nicht mitgerechnet; 

d) durch Beiträge des Staates, welche durch das Budget 
festgesetzt werden; 

e) durch allfällige Beiträge des Bundes. 

Art. 6. Der Staat kann auch freiwilligen Verbänden 
für Versicherung gegen die Folgen der Arbeitslosigkeit 
Beiträge gewähren, sofern diese Verbände ihren Zweck er¬ 
füllen und hierüber einen genügenden Ausweis leisten. 

Art. 7. Diejenigen Lohnarbeiter, welche zum Eintritt 
in den obligatorischen Versicherungsverband verpflichtet 
sind, jedoch die Bezahlung der statutarischen Beiträge trotz 
erlassener Aufforderung und trotz konstatirter Zahlungs¬ 
fähigkeit verweigern, sind vom Gemeinderathe polizeilich 
mit einer Busse von 3 bis 25 Frs. oder im Falle der Unein¬ 
bringlichkeit der Busse mit Gefängniss von 1—5 Tagen zu 
bestrafen. 

Wenn die Bezahlung der Beiträge auch nach erfolgter 
Bestrafung noch verweigert wird, oder wenn seit der Ent¬ 
richtung des ersten Beitrages noch nicht sechs Monate ver¬ 
strichen sind, so ist der entsprechende Lohnarbeiter im 
Falle der Unterstützungsbedürltigkeit wegen Arbeitsmangel 
von der Bezugsbercchtigung aus der Versicherungskasse 
ausgeschlossen und auf das Armenrecht zu verweisen. 

Art. 8. Ein Vcrbandsmitgliecl, welches sich durch un¬ 
wahre Angaben Unterstützungen verschafft hat, ist ver¬ 
pflichtet, die erhaltenen Beträge zurückzuvergiUen und ver¬ 
liert für das laufende Rechnungsjahr die Bezugsberechti¬ 
gung. Ueberdies werden die Bestimmungen des Strafgesetzes 
über Betrug Vorbehalten. 

Art. 9. Anstände, welche sich aus der Handhabung 
dieses Gesetzes ergeben sollten, werden ausschliesslich vom 
Regierungsrathe entschieden. 

Art. 10. Der Regierungsrath ist mit dem weiteren Voll¬ 
züge dieses Gesetzes beauftragt.“ 


Soziale Zustände. 


Freiwillige Einführung des Achtstundentags in 
sächsischen Strumpffabriken. Wie der Achtstundentag 
unter dem Druck einer Krisis freiwillig in den Strumpf¬ 
fabriken eines ganzen sächsischen Ortes eingeführt wurde, 
darüber berichtet der sächsische Gewerbeinspektor für 
Chemnitz S. 35 der soeben erschienenen Jahresberichte der 
Königlich Sächsischen Gewerbeinspektoren für 1893 folgen- 
dermaassen: „In dem f'abrikdorfe Thalheim erfolgte im 
Dezember des Berichtsjahres unter Hinweis auf die un¬ 
günstige Geschäftslage und den äusserst gedrückten Preis 
der Waaren in einer Anzahl Strumpffabriken eine Herab¬ 
setzung des Lohnes um 5—15 pCt. Hierbei war theilweise 
so verfahren worden, dass den Arbeitern die Wahl gelassen 
wurde, entweder sich sofort die Lohnverkürzung auch an 
dem bereits verdienten Lohn gefallen zu lassen oder das 
Arbeitsverhältniss nach Ablauf der Kündigungsfrist als ge¬ 
löst zu betrachten. Infolge dieser Maassnahme traten die 
Arbeiterausschüsse aus den betreffenden Fabriken — einige 
Fabrikbesitzer hatten es unverständlicher Weise für ange¬ 
zeigt gehalten, ihren Ausschussmitgliedern im Falle der 
Theilnahme an der Versammlung mit sofortiger Entlassung 
zu drohen — zusammen, um über die Frage, wie die Lohn- 
und Arbeitsbedingungen gebessert werden könnten, zu be- 
rathen. Der Berathung wohnte ein Vertreter der Königl. 
Amtshauptmannschaft Chemnitz bei. In der Versammlung 
wurde allseitig geltend gemacht, dass so bedeutende Lohn¬ 
herabsetzungen in Anbetracht der ohnehin niedrigen Akkord¬ 
sätze nicht ertragen werden könnten und auch nicht unbe¬ 
dingt nöthig seien. Die üble Lage, in welche die Arbeit¬ 
geber gerathen seien, wäre zum Theil dadurch herbeigeführt 
worden, dass vielfach über den Bedarf produzirt und dann 
zu jedem Preise verkauft werde. Um dem Preisdruck zu 
begegnen, müsse die Produktion eingeschränkt und die 
mehrfach in Thalheim übliche 13stündige Arbeitszeit ver¬ 
kürzt werden. Es wurde hiernach einstimmig der Beschluss 
gefasst, die Königliche Amtshauptmannschaft als Gewerbe¬ 
gericht zu ersuchen, dahin zu wirken bezw. zu vermitteln, 
dass die Arbeitszeit in Thalheim gleichmässig verkürzt 
werde, auch weitere Lohnherabsetzungen nicht vorge¬ 
nommen werden möchten. Nunmehr nahm die Königliche 
Amtshauptmannschaft die Angelegenheit in die Hand; in 
einer von ihr einberufenen Versammlung einigten sich zu¬ 
nächst die Fabrikbesitzer von Thalheim dahin, bis auf 
weiteres täglich nur acht Stunden arbeiten zu lassen und 
Lohnkürzungen nicht vorzunehmen. In einer hierauf in 
Meinersdorf einberufenen Versammlung von Fabrikanten 
dieses Orts und mehrerer Nachbarorte wurde ebenfalls die 
Beschränkung der Arbeitszeit auf acht Stunden beschlossen. 
Weitere zur Zeit noch schwebende Verhandlungen haben 
als Ziel eine allgemeine Verkürzung der Arbeitszeit in der 
Strumpf-Industrie auf acht Stunden ins Auge gefasst.“ 

Der Minimallohn der Seeleute in England. Bekannt¬ 
lich bemüht sich die englische Arbeiterschaft in letzter Zeit 
wesentlich um die Erreichung eines sogenannten „living 
wage“. Den in erster Reihe auftretenden Bergarbeitern 
haben sich eben auch die Seeleute angeschlossen. Die 
National Amalgamated Sailor s and Firemen's Union hat 
sich zu dem Zweck mit der Vereinigung der Rheder, der 
Shipping Federation, in Verbindung gesetzt, doch verlief der 
bezügliche Briefwechsel der beiden Vertretungen resultatlos. 
Der Präsident des Verbandes der Seeleute, Parlamentsmit¬ 
glied H. Wilson, hat demgemäss alle Zweigvereine durch 
Rundschreiben aufgefordert, fü reine Erhöhung der Löhne 
einzutreten und Versammlungen zur Feststellung eines 
Minimallohnes einzuberufen. Das Meeting der Seeleute in 
Liverpool fasste folgende Resolution, die der Steamships 
Owner’sAssociation unterbreitet wurde: „Diese ausUnionisten 
und Nicht - Unionisten bestehende Versammlung von See¬ 
leuten und Heizern von Liverpool ist der Ansicht, dass die 
Zeit gekommen sei, da die Schiffseigenthümer die angezeigte 
Festsetzung eines Minimallohnes für alle Branchen in Er¬ 
wägung ziehen sollten, nachdem wir unter den gegenwärtigen 
Lohnverhältnissen nur mit der grössten Anstrengung unsere 
Frauen und Kinder erhalten können. Viele Schiffseigen- 
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thtimer haben die Praxis adoptirt, ihre Leute monatsweise 
zu dingen für kurze Reisen und sie im ersten Heimaths- 
hafen auszuschiffen, ohne Rücksicht auf die Kosten, die 
dem Matrosen aus der Heimreise erwachsen müssen. Wir 
erwarten daher, dass die Association Delegirte ernenne, die 
mit den Vertretern der Seeleute möglichst bald in London 
Zusammenkommen sollen, um einen Minimallohn zu fixiren.“ 


Gewerkschaftliche Arbeiterbewegung. 

Fünfter internationaler Bergarbeiterkongress. 

Am Pfingstmontag, 14. Mai, trat in Berlin in den fest¬ 
lich und der Bedeutung des Kongresses entsprechend ge¬ 
schmückten Konkordia-Festsälen der erste internationale 
Arbeiterkongress auf deutschem Boden zusammen. 

In grosser Zahl versammelten sich Vormittags 10 Uhr 
die Delegirten derjenigen Länder des Kontinents, in der die 
Bergwerksindustrie eine grössere Bedeutung hat. 

Unter den 38 englischen Delegirten befinden sich sechs 
Parlamentsmitglieder, u. A. Thomas Burt, zur Zeit Regie¬ 
rungsmitglied im Handelsministerium; Pickard, der sieg¬ 
reiche Führer im letzten grossen englischen Bergarbeiter¬ 
streik, ferner Wilson, Abraham, Woods und Fenwick. Aus 
Frankreich sind 4 Delegirte erschienen, darunter die Ab¬ 
geordneten Basly und Lamendin, ferner der Bürgermeister 
von Carmaux, Calvignac. Belgien war durch 3 Delegirte 
vertreten; der eine, Defuisseaux, ist ausgewiesen worden. 

Nach dem Bericht der Mandatsprüfungskommission sind 
anwesend: 

aus England 38 Delegirte, die 645 000 Bergarbeiter vertreten, 

„ Deutschland 39 „ „ 192 300 

„ Frankreich 4 „ „ 100 000 „ „ 

„ Belgien 2 „ „ 70 000 „ „ 

„ Oesterreich 2 „ „ 100 000 „ n 

Zusammen 85 Delegirte, die 1 107 000 Bergarbeiter vertreten. 

Der erste Tag wurde ausgefüllt mit Begrüssungsr^den 
der Reichstagsabgeordneten Singer und Legien; ersterer 
sprach Namens der Reichstagsfraktion, letzterer Namens der 
gewerkschaftlich organisirten deutschen Arbeiter. Millarg 
begrüsste den Kongress als Vertreter der Berliner Gewerk¬ 
schaften. Pickard dankte für die Engländer, Lamendin für 
die Franzosen und Callewaerts für die Belgier. Sodann 
sprachen noch Schröder-Dortmund und Czinger-Mährisch- 
Ostrau. 

Zu Tagespräsidenten wurden gewählt: Woods (Eng¬ 
land), Lamendin (Frankreich) und Struntz (Deutschland). 
Generalsekretär des Kongresses ist Pickard, Schatzmeister 
Thomas Burt. Geschäftsführender Ausschuss: Whitehouse, 
und Fenwick von den Engländern, Calvignac und Cadeau 
von den Franzosen, Callewaerts und Carveaiis von den 
Belgiern, Werdelmann und Sachse von den Deutschen, 
Wölfer von den Oesterreichern. 

Die auf die Eröffnungssitzung folgenden fünf Sitzungen 
wurden durch den Vortrag von Berichten über die Lage der 
Bergarbeiter und die Gesetzgebung der verschiedenen Länder 
ausgefüllt. So interessant und inhaltsreich diese Berichte 
zum Theil waren, müssen wir uns doch versagen, auf sic 
näher einzugehen, da uns nicht genug Raum zur Verfügung 
steht. Wir sind genöthigt, auf den offiziellen Kongress¬ 
bericht und auf die Tageszeitungen zu verweisen, unter 
denen der Vorwärts die ausführlichsten Referate gebracht hat. 

In der 6. Sitzung vom 17. Mai gelangte die Frage des 
gesetzlichen Achtstundentags zur Verhandlung. Als erster 
Referent fungirt E. Cowey, der folgenden vom Bergarbeiter¬ 
bund von Grossbritannien (Miners Federation) eingebrachten 
Antrag vertritt: 

„Der Kongress hält an dem Prinzip eines gesetzlichen Acht¬ 
stundentages fest. Ein- und Ausfahrt eingcsclilossen, da seiner 
Meinung nach nur auf diesem Wege der Achtstundentag gewonnen 
und dauernd gesichert werden kann für alle Nationalitäten, 
welche auf diesem Kongress vertreten sind.“ 

In seiner Begründung führt Cowey aus, dass seiner 
Ueberzeugung nach die Erringung des gesetzlichen Acht¬ 
stundentages für Bergleute in England mit absoluter Sicher¬ 


heit zu erwarten stehe. Aus einer früheren Minderheit sei 
allmählich eine respektable Mehrheit geworden und er 
glaube, dass in 2 bis 3 Jahren der gesetzliche Acht¬ 
stundentag eine feststehende Thatsache . geworden sein 
werde. Wie bei anderen Fragen, so habe sich auch hier in 
der Industrie und im Handel der Ruf erhoben, dass die Ein¬ 
führung des Achtstundentages den Ruin von Handel und 
Gewerbe bedeute, aber er sei überzeugt, dass die Industrie, 
die sich bisher noch immer rasch anderen Existenzbedin¬ 
gungen angeschmiegt habe, auch bei Einführung des gesetz¬ 
lichen Achtstundentages nicht nur keinen Nachtheil, sondern 
im Gegentheil noch Vortheile davon haben würde. 

Stanley, Delegirter der Midland Federation, schliesst sich 
diesen Ausführungen an. Es sei kaum mehr nöthig, viel 
über dieses Thema zu reden, für ihn sei die Frage des Acht¬ 
stundentages eine abgemachte Sache, die nur eine geringe 
Minderheit gegen sich habe. Auch er sei der Meinung, dass 
in 2—3 Jahren der gesetzliche Achtstundentag eingeführt 
sein würde. Die Gegner wenden gegen die gesetzliche 
Regelung ein, dass es möglich sei, den Achtstundentag auf 
gewerkschaftlichem Wege zu erringen. Die Bergarbeiter von 
Durham und Northumberland hab^en ja auf gewerkschaft¬ 
lichem Wege sogar eine 7i/2Stündige Arbeitszeit erreicht. 
Aber man müsse demgegenüber hervorheben, dass es die 
Arbeiter von Durham und Northumberland nur ihren be¬ 
sonders günstigen Verhältnissen verdanken, dass sie einen 
solchen Erfolg errungen haben, in anderen Gegenden war 
es dagegen unmöglich. Die Errungenschaften, durch gewerk¬ 
schaftlichen Kampf gewonnen, halten dann aber auch nur so 
lange vor, als die günstigen Bedingungen bestehen bleiben. 
Gerade diese Erfahrung sei es, die die Arbeiter dafür ge¬ 
wonnen habe, die gesetzliche Regelung des Achtstunden¬ 
tages zu fordern. (Beifall.) 

Der abweichende Standpunkt der Bergleute von Durham 
und Northumberland kam in der folgenden, von Ralph 
Young und John Johnson eingebrachten Resolution zum 
Ausdruck. Diese lautet: 

„Der Kongress hält es in Anerkennung der grossen Ver¬ 
schiedenheiten in den Lebensverhältnissen der verschiedenen 
hier vertretenen Nationen für nicht rathsam, der Gesetzgebung die 
Vollmacht zu übertragen, die Arbeitszeit der Erwachsenen in 
den Bergwerken festzusetzerr, empfiehlt dagegen dringend 
einer jeden Nation, jede sich darbietende Gelegenheit zu be¬ 
nutzen, um ihre Arbeitsstunden zu verkürzen, soweit es thun- 
lich und ohne Schädigung ihres eigenen Wohlergehens durch¬ 
führbar ist.“ 

Young führt hierzu aus: Nicht gegen die Verkürzung 
der Arbeitszeit an sich wende ich mich, sondern allein 
gegen die Kampfesmethode, gegen die gesetzliche Fest¬ 
legung der Arbeitszeit, die ich für undurchführbar halte. 
Nichts liegt mir ferner, als mich gegen die Hebung der 
Klassenlage der Arbeiter zu wenden. Zu unserer Sonder¬ 
stellung kommen wir durch folgende Ueberlegung: Wenn 
in allen Bergbau treibenden Ländern und Gegenden so 
verschiedene Löhne, Arbeitsverhältnisse und Arbeitszeiten 
herrschen, so sei das nur dadurch zu erklären, dass die 
natürlichen Unterschiede diese Verschiedenheit erzeugt haben. 
Demgegenüber sei es-natürlich lächerlich, durch die Gesetz¬ 
gebung volle Uniformität zu fordern. Wie ist es möglich, 
dass irgend ein Parlament ein Gesetz durchzuführen im 
Stande ist, das nicht Rücksicht nehme auf die von Ort zu 
Ort wechselnden Verhältnisse? 

Dass die gesetzliche Regelung unmöglich ist, das zeigt 
noch folgendes: Wir haben in Durham und Northumberland 
versucht, die Arbeitszeit der Kinder noch unter die der 
Erwachsenen (7^/2) herabzudrücken. Trotz eifrigster Be¬ 
mühungen, trotz der gewaltigsten Anstrengungen unserer 
Organisation ist uns dies nicht gelungen, weil die Arbeits¬ 
methode, das Hand-in-Handarbeiten der Erwachsenen mit 
den Kindern, erforderlich ist. Wenn eine vergleichsweise 
so kleine Maassnahme selbst an Ort und Stelle durch die 
kräftigste Arbeit nicht erreicht werden konnte, wie soll da 
auf der ganzen Welt, ja innerhalb desselben Landes durch 
gesetzgeberische Maassnahmen Uniformität hergestellt werden 
können? — Aufgabe des gewerkschaftlichen Kampfes ist es, 
für die einzelnen Bezirke Verbesserungen zu erzielen, den 
Achtstundentag zu erkämpfen. 

Johnson begründet gleichfalls seine Resolution. Er 
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meint, dass es weit länger als zwei bis drei Jahre dauern 
würde, ehe das Achtstundengesetz zu Stande kommen 
würde. Aber selbst dann würde das Gesetz so viele Ab¬ 
änderungen erfahren haben, dass es die Antragsteller gar 
nicht wiedererkennen würden. Anstatt sich also auf das 
Ungewisse zu verlassen, sollen lieber die einzelnen Orga¬ 
nisationen ihre ganze Kraft aufbieten, in den einzelnen 
Distrikten positive Erfolge zu erreichen. Er sei über¬ 
zeugt, dass seine Argumente den Kongress bekehrt haben. 
(Heiterkeit.) 

In der Nachmittagssitzung vom 17. Mai hat die franzö¬ 
sische und belgische Delegation durch Calvignac folgendes 
Amendement gestellt: 

„Der Kongress beharrt bei der Resolution, die er auf 
dem Kongress zu London gefasst hat, die Grubenarbeit unter 
Tage durch Gesetz derartig zu fixiren, dass die Arbeitszeit 
nur acht Stunden dauert, Ausfahrt und Einfahrt einbegriffen, 
und dass dieses Gesetz sich gleichenv'eise auch auf die 
Arbeiter über Tage, die beim Bergbau thätig sind, erstrecken 
soll.“ 

Schröder für die deutsche Delegation sagt: Unser Stand¬ 
punkt deckt sich mit dem der Belgier und Franzosen, er 
erscheint uns noch konsequenter als der der englischen 
Majorität, natürlich schliesst das nicht unsere Sympathie für 
die englische Koalition aus. Für uns Deutsche hat die ge¬ 
setzliche Regelung der Arbeitszeit noch ganz besondere 
Bedeutung. Der Bergarbeiter steht im Allgemeinen noch 
auf einem sehr niedrigen Bildungsniveau, das um so niedriger 
ist. Je länger die Arbeitszeit dauert. Im Zwickauer Bezirk 
dauert sie 8—12 Stunden, in Chemnitz 10 Stunden, in 
Braunkohlengruben 12 Stunden, im Altenburgischen 12 bis 
14 Stunden, in der Provinz Sachsen, in den fiskalischen 
Werken am höchsten, 12 Stunden und sehr viel Ueber- 
schichten; in Rheinland-Westfalen 8 Stunden ohne Ein- und 
Ausfahrt; in Saarbrücken 8—9 Stunden, ebenfalls ohne 
Ein- und Ausfahrt. Alle diese Arbeitszeiten aber seien 
willkürlich durch die Unternehmer festgesetzt. Die Organi¬ 
sationen sind schwach und haben nur geringen Einfluss. 
Wo sie aber einmal Erfolge errungen haben, wie anlässlich 
des gros.sen Kohlenarbeiter-Ausstandes 1892, da suchte man 
die Organisationen zunächst zu vernichten und die Arbeits¬ 
zeit wieder zu verlängern, so jetzt in Rheinland-Westfalen 
in manchen Gruben auf 9 — 91/2 Stunden und darüber hinaus. 
Wir haben keine andere Garantie als die gesetzliche Re¬ 
gelung. (Beifall.) 

Von dem Präsidenten Woods wird angeregt, die Debatte 
über diesen Punkt abzubrechen. Alle Redner verzichten 
nach einer kurzen Geschäftsordnungsdebatte auf das Wort. 

Bei der Abstimmung über die Resolutionen der Eng¬ 
länder sind für den Antrag Cowey 30 Engländer, dagegen 
10 (Lebhafter Beifall). 

Die Deutschen, Belgier und Franzosen stimmten ein- 
müthig für die Resolution Cowey (Lebhafter Beifall). Der 
Kongress hat sich demnach mit 76 gegen 10 Stimmen für 
die gesetzliche Regelung des Achtstundentages ausge¬ 
sprochen. Die 76 repräsentiren 1050000 Bergleute (dafür), 
die 10 repräsentiren 120000 Bergleute (dagegen). 

Der Antrag Calvignac erhält bei der Abstimmung 
die Majorität. Es ergab sich folgendes Resultat: 

Es stimmten dafür: 


die Deutschen ge.schlossen mit. 192000 Arb- 

„ Oesterreicher „ „. 100.000 „ 

„ Franzosen „ „. 100 000 „ 

„ Belgier „ „. 70 000 „ 

zwei Engländer (Bayley und Whitcfield) ca. . . . 30 000 „ 


Zusammen 49 Dclegirte mit 492 000 Arb 
Es stimmten dagegen: 

7 Engländer von Durhani und Northumbcrlan d mit 120 000 Arb . 

7 Delegirte mit 120 000 Arb. 
Die Majorität dafür beträgt also 372 (X)0 Arbeiter. 

Der Abstimmung enthalten sich 27 Engländer, die 
445 (XK) Arbeiter repräsentiren. Die beiden Walliser 
Delegirten waren nicht anwesend. 

2um zweiten Punkt der Tagesordnung: Haftbarkeit 
der Arbeitgeber den Arbeitern gegenüber im Falle von 
Unfällen während der Arbeit, die gesetzliche Festlegung 
erfahren solle, liegt folgende Resolution der Belgier vor: 


In anbetracht der zahlreichen Unfälle, welche in den 
belgischen Bergwerken Vorkommen, fordert der Kongress, dass 
die Unternehmer durchaus entschädi^ungspflichtig gemacht 
werden für die Unfälle, die den Arbeitern in ihren Gruben 
zustossen, auf welche Art der Unfall sich auch ereignet haben 
mag. 

Für den Antrag der Belgier stimmen die Deutschen, 
Belgier und Franzosen einstimmig, von den Engländern 
stimmen 9 dafür und 11 dagegen. Die Majorität der Eng¬ 
länder findet die Fassung der Resolution, mit deren Grund¬ 
gedanken sie einverstanden ist, nicht präzis genug; besonders 
ist sie mit dem ausschliesslichen Hinweis auf die Unglücks¬ 
fälle in den belgischen Kohlengruben nicht einverstanden. 
Um volle Einmüthigkeit zu erzielen, wird die Resolution 
an die Geschäftskommission gewiesen, die ihr eine neue, 
einwandsfreie Fassung geben soll. 

Zu Punkt 3 der Tagesordnung, Frauenarbeit in den 
Bergwerken, liegt folgende Resolution vor: 

In Uebereinstimmung mit den Beschlüssen des inter¬ 
nationalen Bergarbeiter-Kongresses in Brüssel vom Jahre 1893 
beschliesst der gegenwärtige Kongress: dass in allen Ländern 
der Welt die Frauenarbeit in allen Bergwerken unter und über 
Tage verboten werden müsse. 

Diese Resolution wird einstimmig angenommen. 

Ueber den weiteren Verlauf des Congresses, der in 
diesem Moment — 18. Mai — noch nicht beendigt ist, 
berichten wir in der nächsten Nummer. 

Boykottirung Berliner Brauereien. Als die indirekte 
Folge eines aus Anlass der Maifeier entstandenen Streites 
der im Brauereigewerbe zwischen den Böttchern und den 
Unternehmern spielte, hat sich ein heftiger Kampf zwischen 
den Berliner Arbeitern und Brauern entwickelt. Die Ar¬ 
beitsruhe, welche die Mehrzahl der Böttchergesellen am 
1. Mai durchführten, wurde von den Unternehmern mit 
einer Aussperrung bis zum 7. Mai beantwortet. Darauf 
proklamirten die Böttcher einen allgemeinen Strike, in 
welchem sie Erhöhung des Minimal - Wochenlohnes von 
27 auf 30 M., Beschränkung der täglichen Arbeitszeit von 

auf 9 Stunden und Gewährung des I.Mai als Arbeiter¬ 
feiertag als ihre Arbeitsbedingungen aufstellten. Im Ver¬ 
laufe dieses Konfliktes beschloss eine Volksversammlung in 
Rixdorf die Verhängung des Boykotts über die dortige 
Vereinsbrauerei. 

Diesen Beschluss nahmen die Brauereien Berlins zum 
Anlass, ohne Weiteres 20 pCt. ihres Personals zu entlassen. 
Die Berliner Arbeiter erblickten in diesem Vorgehen eine 
brutale Willkür und den Versuch, die Organisation der 
Brauereiarbeiter zu zerstören und beantworteten die Ent¬ 
lassungen mit der Verhängung des Boykotts über sieben 
Brauereien, in der Hoffnung, gerade durch den partiellen 
Boykott die Brauer zur Nachgiebigkeit zu zwingen. Für 
heute den 18. Mai sind neun grosse Volksversammlungen 
einberufen, in denen die Abg. Bebel, Auer, Fischer etc. 
für den Boykott sprechen wollen. Da die ganze Macht der 
politisch und gewerkschaftlich organisirten Arbeiterschaft 
in Berlin hinter dem Boykott steht, auf der anderen Seite 
der Verein der Brauereien Berlins und Umgebung mit ver¬ 
einzelten Ausnahmen solidarisch vorgeht, so wird ein sehr 
heftiger Kampf entbrennen, auf dessen Ausgang man ge¬ 
spannt sein kann. 


Christlich-soziale Bewegung. 


V. evangelisch-sozialer Kongress. Am 15. Mai be¬ 
gannen die Verhandlungen des nach Frankfurt a. M. einbe- 
rufenen, besonders aus Süddeutschland sehr zahlreich be¬ 
suchten evangelisch-sozialen Kongresses, nachdem ihm eine 
Sitzung des Ausschusses des Gesammt-Verbandes der 
Evangelischen Arbeitervereine Deutschlands vorangegangen 
war. In der Sitzung dieses Ausschusses waren vertreten: 
der badische Verband mit 12 Vereinen, der rheinisch-west¬ 
fälische Verband mit 108. der württembergische mit 17, der 
mittelrheinische mit 12, der pfälzische mit 14, der hessische 
mit 3, der mitteldeutsche mit 20 Vereinen, der Verband der 
Vereine an der Saar (17); ausserdem hatten die Ortsvereine 
Leipzig, Chemnitz. Frankfurt a. O. und Breslau Vertreter 
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entsandt Den Jahresbericht erstattete Lic. Weber, Schrift- 
lührer des Gesammt-Verbandes; er konstatirte, dass die 
evangelisch-soziale Bewegung auch im letzten Jahre Fort¬ 
schritte gemacht habe, die aber noch viel grösser sein 
könnten, wenn allenthalben das richtige Verständniss und 
der richtige Eifer dafür vorhanden wären. Mit Bayern 
fehle noch die wünschenswerthe engere Fühlung; man sehe 
die dortige Vereinsgesetzgebung vielfach als Hinderniss an. 
In Württemberg habe das soziale Programm zu Differenzen 
geführt; der Cannstatter Verein, der stärkste des Landes, 
sei aus dem Landesverband ausgetreten. Oestlich der Elbe 
habe bisher die Bewegung nicht so recht in Fluss kommen 
können. In Mecklenburg werde die Bewegung von einfluss¬ 
reicher Seite mit allen Mitteln niedergehalten. Der trost¬ 
loseste Punkt aber sei Berlin; dort habe sich seither nur 
sehr wenig ausrichten lassen. Pfarrer Rhode berichtete 
über die Schritte zur Gründung von Baugenossenschaften 
in Baden zwecks Herstellung billiger und gesunder Ar¬ 
beiterwohnungen und theilte mit, dass die dortige Regierung 
es abgelehnt habe, zu diesem Zweck Geldmittel zu billigem 
Zinsfusse vorzuschiessen. lieber die Bewegung in Schle¬ 
sien, speziell in Breslau, machte Herr Pfarrer Günther 
(Breslau) nähere Mittheilungen. Dort machten die kirch¬ 
lichen Behörden mehr Schwierigkeiten als die politischen. 
Männer- und Jünglings-Vereine würden durch erstere wohl 
begünstigt, aber sobald christliche Vereine auch soziale 
Zwecke verfolgten, hätte man nichts für sie übrig und doch 
könne man den Arbeitern am leichtesten nur dadurch näher 
treten, dass man eben den Fragen sich zuwende, die die 
Arbeiterschaft vorzugsweise bewegten. 

Auf die Ausschusssitzung der evangelischen Arbeiter¬ 
vereine folgte eine Sitzung des Kongress-Ausschusses. Auf 
der Tagesordnung stand die Ersatzwahl des Kongress¬ 
sekretärs an Stelle Paul Göhre’s, der als Pastor nach 
Frankfurt a. O. berufen worden ist. Die Wahl fiel auf einen 
jungen württembergischen Theologen Völter, der auch wirth- 
schaftlichen Studien, namentlich in England, ob^elegen hat. 
Ferner beschäftigte man sich mit der Betheiligung der 
Frauen an der evangelisch-sozialen Bewegung. Der Ausschuss 
beschloss, drei Damen in das Aktionskomitö zu wählen, um 
den Grundsatz der vollen Gleichberechtigung dadurch zu do- 
kumentiren, und begrüsste freudig die Bildung einer christ¬ 
lich-sozialen Frauengruppe in Berlin, die voraussichtlich 
den Anfang zu weiteren gleichen Organisationen machen 
wird. 

Nachdem noch am Abend des 15. Mai eine Begrüssungs- 
versammlung stattgefunden hatte, begannen die eigent¬ 
lichen Kongressverhandlungen am 16. Mai im Saalbau. 

Pastor Göhre-Frankfurt a. O. erstattete den Jahres¬ 
bericht. Er erwähnte namentlich die Enquete betreffs der 
Lage der Landarbeiter, die Erfolge des wissenschaftlichen 
Kursus und die Thätigkeit des Aktionskomit^s. Auf Antrag 
des Hofpredigers a. D. Stöcker-Berlin votirt die Versamm¬ 
lung dem scheidenden ersten Generalsekretär den Dank des 
Kongresses. 

Göhre berichtete u. A., dass das Aktionskomitö die 
Gleichberechtigung der Frauen bei den Diskussionen des 
Kongresses beschlossen hat. Dieser Beschluss erregte eine 
heftig geführte Debatte. Ueberwiegend sprechen sich die 
Redner für ihn aus, doch soll eine endgiltige Entscheidung 
über die Frage erst in der Herbstsitzung des Aktions- 
komit^s erfolgen. 

Das erste Referat über die soziale Frage und die Pre¬ 
digt wurd6 von Prof. Dr. Cremer-Greifswald erstattet. Es 
knüpfte sich daran eine sehr lebhafte Diskussion, an der 
sich Hofprediger a. D. Stöcker, Pfarrer Naumann, Lic. We¬ 
ber, Prof. V. Nathusius, Prof. Ad. Wagner, Prof. Harnack 
betheiligten. Die Debatte bot ein Bild der verschiedenen 
Strömungen, die sich in dem evangelisch-sozialen Kongress 
vereinigen. 

Den vom sozialpolitischen Gesichtspunkt wichtigsten 
Gegenstand der Tagesordnung bildeten die Referate Pastor 
Göhre’s und Prof. Weber’s über die vom evangelisch¬ 
sozialen Kongress veranstaltete Enquete über die Lage der 
Landarbeiter in Deutschland. Göhre als erster Referent 
giebt, wie wir dem Bericht der Vossischen Zeitung ent¬ 
nehmen, einen allgemeinen Ueberblick über diese Ergeb¬ 
nisse und theilt die Landarbeiter in 4 Gruppen je nach der 


landwirthschaftlichen Gestaltung des Landes. Im alten 
Westfalenland, wo der Bauernhof die Form des Betriebes 
ist, in Niedersachsen, wo es blühende Bauerndörfer giebt, 
und im Südwesten, wo die Zwergwirthschaft ausgebildet 
ist, kann man von einer ländlichen Arbeiterfrage nicht 
reden, wohl aber in dem weitaus grössten Gebiete Deutsch¬ 
lands, in dem Lande östlich der Elbe, wo der Grossgrund¬ 
besitz Oberwiegt. Die heutige Wirthschaft der ostelbischen 
Grossgrundbesitzer ist zu einer kapitalistischen geworden, 
und das hat zur Folge, dass die bisherigen sesshaften Inst- 
leute mehr und mehr durch Wanderarbeiter aus Polen und 
Russland verdrängt werden. Das einzige Mittel der Ab¬ 
hilfe erblickt der Redner in der Verwandlung des Ritter¬ 
guts in Bauerngut, was überall, wo es versucht wurde, 
glänzend gelungen sei. Nur muss die Umwandlung im 
grossen Stile durch den Staat betrieben und nicht von dem 
Anträge des betheiligten Rittergutsbesitzers abhängig ge¬ 
macht werden. Zur Schaffung eines lebenskräftigen Bauern¬ 
standes im Osten liefern die Instleute und die Zwergbauern 
des Südens das geeignete Material. Durch Vernichtung 
der Vorherrschaft des Grossgrundbesitzes wurde eine ganze 
Bevölkerungsklasse politisch und sozial gehoben. Nicht 
blöder proletarischer Hass gegen den Grossgrundbesitz 
veranlasst den Redner zu diesem Vorschläge, sondern der 
Umstand, dass der preussische Junker, der früher den Fort¬ 
schritt des Staates gefördert habe, ihn jetzt hemme. Die 
Erkenntniss, dass diese Forderung zunächst ein frommer 
Wunsch bleiben werde, könne ihn nicht abhalten, sie zu 
erheben. 

Prof. Weber als zweiter Referent hebt hervor, dass die 
Untersuchung eine werthvolle Ergänzung zu der vom Verein 
flir Sozialpolitik angestellten darbiete. Sie zeige, dass nicht 
die Lebensmittelpreise, der gute oder schlechte Boden, die 
Höhe der landwirthschaftlichen Kultur die Löhne der Land¬ 
arbeiter beeinflussen, sondern die soziale Schichtung, die 
Art der Arbeitsverfassung. In der Industrie steht derjenige 
Arbeiter wirthschaftlich am höchsten, der am vollständigsten 
proletarisirt, am meisten zum Klassenbewusstsein gelangt ist, 
in der Landwirthschaft ist es umgekehrt. Die günstigen 
Verhältnisse sind in den Allmendgemeinden des Südens und 
Westens, und gerade derjenige Landarbeiter, dem es am 
besten geht, zieht in die Stadt oder wandert aus. Im 
Osten vollzieht sich zur Zeit eine völlige Umgestaltung der 
Verhältnisse der Grundbesitzer ebenso wie der Arbeiter. 
Der alte Grundadel wandelt sich um in eine Klasse länd¬ 
licher Unternehmer, an Stelle des persönlichen Herrschafts¬ 
verhältnisses tritt die unpersönliche Klassenherrschaft und 
damit der Klassenkampf, in dem auch die Kirche Partei er¬ 
greifen kann. Die Sozialdemokratie verlangt deshalb für die 
Landarbeiter Koalitionsfreheiit, die man ihnen ruhig gewähren 
kann, die aber nicht dieselbe Bedeutung hat, wie für die 
Industrie. Das Ziel einer praktischen Agrarpolitik ist nicht 
die Erzeugung einer möglichst grossen Menge landwirth- 
schaftlicher Güter, sondern die Erhaltung des Bauernstandes, 
weil er die physische Reserve nicht nur der Stadtbevölkerung, 
sondern der ganzen Nation bildet. Ein Ecrasiren des Gross¬ 
grundbesitzes bietet viele Schwierigkeiten und kostet grosse 
Opfer, aber die Kolonisation ist durchzuführen, nicht, damit 
sich die Bauern im Osten wohl befinden, sondern im Interesse 
des Staates, aus einem idealistischen Beweggründe. Die 
Sozialdemokratie spricht von einer Messer- und Gabelfrage. 
Wir aber hoffen auf eine proletarische Bewegung, die in 
dieser Beziehung .grösser denkt. Das Maass von Macht, das 
die Arbeiterschaft im Staate einnehmen wird, ist abhängig 
von dem Geist ihrer Ideale, und dem Muthe, mit dem sie 
für diese Ideale eintritt, nicht von dem Maasse des 
Geschreis über die vermeintlich praktische Messer- und 
Gabelfrage. 

Den Ausführungen der beiden Redner, soweit sic 
praktische Forderungen zu Ungiinsten der ostelbischen 
Grossgrundbesitzer enthielten, traten Landesökonomierath 
Nobbe (Berlin), Pfarrer Rau und Prof. Adolf Wagner ent¬ 
gegen. 

In der Verhandlung vom 17. Mai referirte Land¬ 
gerichtsrath Kulemann über die Gewerkschaftsbewegung, 
legte die Ziele dar und erklärte, diese Bewegung werde 
immer unpolitischer und deshalb erspriesslicher, das gelte 
sowohl von den Hirschschen Gewerkvereinen wie von den 
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sozialistischen Fachgenossenschaften; ersteren könnten die heitliche statutarische Bestimmungen und Höhe der Beiträge 
evangelischen Arbeiter beitreten, den letzteren vorläufig nicht, und Unterstützungen u. s. w. zu sorgen. 

Nach der auf den Vortrag folgenden Debatte, an der sich Prof. ad IV. Der Kongress beschliesst; 

V. Schulze-Gaevernitz, Dr. David und Prof. Ad. Wagner be- Die Generalkommission der Gewerkschaften Deutsch- 

theiligten, wurde eine Resolution über die Nothwendigkeit lands anzuerkennen, fordert von derselben die weitgehendste 
einer gewerkschaftlichen Organisation der deutschen Arbeiter- Unterstützung bei der Organisation der Handelshilfsarbeiter 
Schaft angenommen. Hierauf folgte ein Vortrag des Prof, und verlangt andererseits von den organisirten Kollegen mo- 
Harnack über die evangelisch-soziale Aufgabe im Lichte ralische und materielle Unterstützung der Generalkommission, 
der Geschichte der Kirche. Der Vortrag gab ein Bild von ad V. Ferner beschliesst der Kongress: Um die ad II 

der sozialen Thätigkeit der Kirche seit den Zeiten des bis III gefassten Beschlüsse verwirklichen zu können und 
Urchristenthums bis heute. Daran schloss sich eine kurze in weiterer Erwägung, dass auch die im § 152 der Reichs- 
Debatte. Eine Resolution in dem Sinne der Ausführungen Gewerbe-Ordnung getroffene Bestimmung (Koalitionsfrei- 
des Referenten wurde angenommen. Hofprediger Braun- heit) durch die verschiedenen Landesgesetze (Vereins- 
Stuttgart dankte den Veranstaltern des Kongresses und und Versammlungsrecht betreffend) den Arbeitern illu- 
schloss mit einem Hoch auf Frankfurt. Pfarrer Rade-Frankfurt sorisch gemacht wird, von den gesetzgebenden Faktoren 
sprach das Schlussgebet. Sodann wurde der Kongress die Aufhebung aller Vereins- und Versammlungsgesetze zu 
durch Landesökonomierath Nobbe geschlossen. fordern.“ . 

Ueber den weiteren Verlauf der Verhandlung berichten 
wir in der nächsten Nummer. 


Kaufmännische Fragen. 

Kongress der sozialdemokratischen Handels-Hilfs¬ 
arbeiter Deutschlands. Der Kongress der Handels-Hilfs¬ 
arbeiter, welcher vom 13.—15. Mai in Halle tagte, war von 
35 Delegirten beschickt. Aus dem von Dresden-Berlin ge¬ 
gebenen Situationsbericht ist zu ersehen, dass die Organi¬ 
sation Fortschritte gemacht hat. 

An diesen Bericht knüpft sich eine längere Diskussion^ 
die mit der Annahme der folgenden Resolution schliesst: 

„Die Delegirten erklären ihr Einverständnis mit dem 
Bericht der Agitationskommission. Die Delegirten billigen 
im besonderen die Trennung der Agitation von der der 
Handlungsgehilfen, da erst mit diesem Augenblick eine in¬ 
tensive Agitation entfaltet werden konnte. 

Der Dünkel auf der einen, der Kastengeist auf der an¬ 
deren Seite veranlasst den Kongress zu beschliessen, unab¬ 
hängig von der Art und Form der Organisation zunächst 
auch in der Folge die Branchenagitation zu fördern.“ 

Eine längere Debatte ruft die Organisationsfrage her¬ 
vor. Von den 7 zu diesem Punkte der Tagesordnung ge¬ 
stellten Resolutionen fand die nachstehende einstimmige 
Annahme: „In Erwägung, dass es Pflicht aller zielbewussten 
Arbeiter sein muss, ihre Kollegen zum Klassenbewusstsein 
zu erziehen; 

In fernerer Erwägung, dass es den im Handelsgewerbe 
beschäftigten Personen infolge ihrer besonders misslichen 
Arbeitsverhältnisse und Arbeitszeit fast unmöglich gemacht 
wird, sich die zum Klassenkampf nöthige politische und 
ökonomische Aufklärung durch Eintritt in politische oder 
sonstige Bildungsvereine zu verschaffen, so dass ihnen die 
Gewerkschaft nach jeder Richtung hin Ersatz dafür bieten 
muss; 

In Erwägung endlich, dass die Forderungen der Han¬ 
dels-Hilfsarbeiter fast ausnahmslos nur auf politischem 
Wege, das heisst durch Gesetze zu erreichen sind,“ müssen 
die Vereine der Handels-Hilfsarbeiter in die Lage versetzt 
sein, in ihren Versammlungen nicht einseitig gewerkschaft¬ 
lich, sondern nach beiden Richtungen hin thätig sein zu 
können. 

Ausserdem ist zu erwägen, dass die Verhältnisse in 
den einzelnen Städten so verschieden, dass die Mitglieder¬ 
beiträge so differiren, auf dass es nicht rathsam erscheint, 
durch tiefgehende Umformung in die erst in den Anfangs¬ 
stadien stehende Entwickelung störend einzugreifen. 

Durch alle diese Erwägungen geleitet beschliesst der 
Kongress: 

ad I. Vorläufig die lose Centralisation, durch Vertrauens¬ 
männersystem beizubehalten; 

ad II. Um eine statutarische Centralisation in die Wege 
zu leiten, sind die Kollegen allerorts verpflichtet, für eine 
einheitliche Organisation aller Hilfsarbeiter im Handels¬ 
gewerbe als Hausdiener, Geschäftsdiener, Boten, Kutscher, 
Speditionsarbeiter, Getreideträger, Packer, Ausgeber, Haus¬ 
hälter, Markthelfer, Kellerarbeiter und die dem örtlichen 
Verhältniss entsprechend verwandten Berufe einzutreten; 

ad III. Durch die Vertrauensmänner für möglichst ein- 


Arbeiterschutzgesetzgebung und Gewerbe¬ 
inspektion. 

Die Achtstunden-Bill in England. In der Fortnightly 
Review schreibt D. A. Thomas gegen den Achtstundentag 
für die Bergleute. Zunächst konstatirt er, dass durch das 
neue Gesetz die effektive Arbeit (abgesehen von Ein- und 
Ausfahrt) von den bisher gebräuchlichen 71/2 bis 8 Stunden 
auf 6 bis 6^/2 Stunden herabgesetzt wird. Er meint, dass 
die Lage der Kohlenarbeiter in Bezug auf Gefahr und 
Schädlichkeit überhaupt schon jetzt keine ungünstige sei. 
Bei den Eisenbahnbediensteten ist die Zahl der Unfälle auf 
1000 Personen viermal so gross. Dass die Zahl der Un¬ 
fälle nicht in den letzten Arbeitsstunden zunimmt, also nicht 
von der Uebermüdung abhängt, sollen die folgenden Zahlen 
beweisen. Es ereigneten sich in den Jahren 1892 und 1893 
Unfälle 

in der nach der 

1. 2. 3. 4. 5. 6. 7. 8. 9. Arbeitsstunde 9. Arbeitsstunde 
149 150 179 161 164 183 145 120 101 ff. 

Indessen kann es wohl mit anderen Ursachen Zusammen¬ 
hängen, dass der Beginn der Arbeit besonders gefährlich 
ist; die Zahlen für die letzten 3 bis 4 Arbeitsstunden sind 
nicht vergleichbar, weil nicht alle Arbeiter eine so lange 
Arbeitszeit zu absolviren hatten und weil ein grosser Pro¬ 
zentsatz sich während derselben nicht mehr bei der Arbeit, 
sondern auf dem Rückwege befanden, so dass das An¬ 
steigen von der 4. bis zur 7. Arbeitsstunde das Bezeichnende 
bei den angeführten Zahlen ist. Interessant sind auch die 
Ziffern, die Dr. Ogle für die Sterblichkeit der Kohlen¬ 
arbeiter von 25 bis 65 Jahren im Verhältnisse zu der 
Sterblichkeit der Gesammtbevölkerung nach den einzelnen 
Krankheiten gruppirt. Dies Verhältniss ist bei Todesfällen 
bewirkt durch Krankheiten des Nervensystems wie 72:119; 
durch Selbstmord wie 3:14; durch Krankheiten der Zirku¬ 
lationsorgane wie 95:120; durch Phthisis wie 126 : 220; 
durch Krankheiten der Athmungsorgane wie 202 :182; durch 
Krankheiten der Blase und Nieren wie 27 :41; durch Krank¬ 
heiten der Leber wie 22 : 39; der Verdauungsorgane wie 
32 : 38; durch Alkoholismus wie 3:10; durch Gicht wie 0:3. 
Man sieht daraus namentlich, dass bei den Bergleuten das 
Nervensystem ein gesünderes, die erbliche Anlage zur 
Tuberkulose eine geringere, die Neigung zum Trünke eine 
schwächere ist als bei den übrigen Bevölkerungsklassen, 
dass dagegen ihre Lungen bedeutend grösseren Gefahren 
ausgesetzt sind, so dass auch diese Statistik, richtig ver¬ 
standen, für die Beschränkung der Arbeitszeit spricht. Nicht 
schwerer wiegen die auf praktischen Erfahrungen aufge¬ 
bauten ökonomischen Bedenken. Thomas erfuhr bei seinem 
eigenen Bergwerke, dass bei einer Arbeitszeit von 8, d. h. 
effektiv 6 Stunden, nur 1,67 Tonnen Kohle per Arbeiter 
gefördert wurden, dagegen bei lOstündiger, d. h. effektiv 
Sstündiger Arbeitszeit entsprechend, 2,06 Tonnen. Aehn- 
liches ist bei Bergwerken konstatirt worden, in denen am 
Freitag 10^/2Stündige, am Samstag 8stündige Arbeit die 
Regel war. Diese Erfahrungen beweisen, dass die absolute 
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Arbeitsleistung bei längerer Arbeitszeit grösser, dagegen 
die relative in den letzten Stunden eine geringere ist, dass 
also, wenn der Taglohn gleich bliebe und mehr Arbeiter 
eingestellt würden, der Verlust der Besitzer ein geringerer 
wäre, als der Gewinn der Arbeiter. — Eine andere Tabelle 
lehrt uns, dass, um 1 Million Tonnen im Jahre zu fördern, 
in Süd -Yorkshire 2365, in Nottinghamshire 2230, in 
Glamorganshire 2884 Arbeiter bei 8stündiger Arbeitszeit 
erforderlich sind. Wenn die Unternehmer meinen, in 
Glamorganshire die Arbeiter um 4 Stunden länger arbeiten 
lassen zu müssen, um gleich grossen Gewinn zu haben wie 
die Grubenbesitzer in Nottinghamshire, so können sich die 
Arbeiter mit Recht fragen, wieso sie dazu kommen, die 
natürlichen geologischen Unterschiede durch ihre Arbeits¬ 
leistung wettzumachen. 

Der Achtstundentag in Italien. Die Abgeordneten 
Socci, Celli und Barrilai haben in der Kammer einen Ge¬ 
setzentwurf eingebracht, der für alle durch den Staat oder 
in ungesunden („insalubri“) Gewerben beschäftigten Arbeiter 
einen Maximalarbeitstag von 8 Stunden festsetzt. 

Arbeiterinnenschutz und Unternehmer in Sachsen. 

Wie niaasslos übertrieben die meisten Unternehmerbeschwer 
den über die finanziellen Wirkungen neuer Arbeiterschutz¬ 
bestimmungen zu sein pflegen, dafür liefert der Gewerbe¬ 
aufsichtsbeamte für den sächsischen Bezirk Freiberg S. 165 
der neuen Jahresberichte der sächsischen Gewerbeinspek¬ 
toren für 1893 einen klassischen Beleg. Er schreibt: „Der 
Besitzer des einen Etablissements, in dem abwechselnd je 
4 Arbeiterinnen während der Nachtzeit beschäftigt wurden, 
erhob, als ihm die fernere Frauennachtarbeit untersagt wor¬ 
den war, Rekurs gegen dieses Verbot und erklärte, dass 
ihm durch Einstellung männlicher Arbeitskräfte Unkosten 
in Höhe von 2400 M. erwachsen würden. Die infolge 
dessen von der Gewerbe-Inspektion vorgenommenen Er¬ 
örterungen ergaben jedoch eine wesentlich andere Lage 
der Dinge. Unter anderem stellte sich bei eingehender 
Prüfung der Löhne sowie der sonstigen hierbei in Betracht 
zu ziehenden Verhältnisse heraus, dass die Mehrkosten bei 
Ausfall der Frauennachtarbeit nicht 2400 M., sondern nur 
450 M. betragen würden. Das schliessliche Ergebniss in 
dieser Angelegenheit war, dass eine Regelung der Frauen¬ 
arbeit in der gesetzlich zulässigen Weise erfolgte. Wenn 
alle deutschen Aufsichtsbeamten ähnlich Vorgehen und be¬ 
richten wollten, so würde sich reichlicher Stoff zur Kritik 
der Unternehmereinwände gegen jeden Fortschritt des Ar¬ 
beiterschutzes finden. 

Bauarbeiterschutz in Danzig. Erfreulicherweise mehren 
sich die Schutzmaassnahmen lokaler Behörden, welche im 
Interesse der ausserordentlich schutzbedürftigen Bauarbeiter 
erlassen werden. Bei der Unthätigkeit der Berufsgenossen¬ 
schaften auf dem Gebiete der Unfallverhütung namentlich 
auch im Baugewerbe müssen die lokalen und provinziellen 
Behörden eingreifen, solange nicht durch reichs- und landes¬ 
gesetzliche Vorschriften mehr Ordnung geschaffen ist. So 
bestimmt jetzt eine neue Polizeiverordnung für Danzig, 
dass Arbeiter in Räumen, insbesondere in Neubauten, 
welche unter Benutzung offener Körbe mit Coaksfeuerung 
ausgetrocknet werden, nur dann beschäftigt werden dürfen, 
wenn 1. die Feuerung mit Einrichtungen versehen ist, welche 
die Verbrennungsprodukte des Heizmaterials nicht in die 
Räume selbst, sondern nach aussen führen; 2. wenn die 
Temperatur in den Räumen 25^0. (20® R.) nicht übersteigt. 
Das ist wenigstens ein kleiner Fortschritt in der Gesund¬ 
heitspolizei zu Gunsten der Bauarbeiter. Nach der Frank¬ 
furter Polizeiverordnung vom 13. Februar d. J. (§ 11) ist 
das Aufstellen offener Coakskörbe in denjenigen Räumen, 
in welchen gearbeitet wird, unzulässig, in anderen Räumen 
kann es von der Baupolizeibehörde untersagt werden. In 
Hannover petitionirten die Bauarbeiter bisher vergeblich 
beim Regierungspräsidenten um ähnliche Schutzbestim¬ 
mungen. 


Schulwesen, Erziehungs- und Bildungsfragen. 

Gemeinsame Arbeit. 

Es ist so oft von dem Zusammenschlüsse der staats¬ 
erhaltenden Parteien und Klassen gegen die sozialistische 
Gefahr und andererseits von dem Kampfe gegen die 
grosse reaktionäre Masse gesprochen und geschrieben 
worden und der Kampf ist auch thatsächlich ein so 
heftiger, so andauernder, so allseitiger, dass es nicht zu 
verwundern ist, wenn beide Gegner es für selbstverständ¬ 
lich halten, dass auf keinem Lebensgebiete eine Milde¬ 
rung, eine Ruhepause oder gar ein gemeinsames Vorgehen 
möglich ist. Doch sind die Kriege, die zwischen Staaten 
geführt werden, je vernichtender sie sich gestalteten, desto 
menschlicher — wenn man das Wort hier gebrauchen darf 

— geregelt worden; schon giebt es eine Menge völker¬ 
rechtlicher Bestimmungen, die von den kriegführenden Par¬ 
teien gemeinsam geschützt und aufrecht erhalten werden. 
Mag nun dabei der Gedanke an den eigenen Vortheil 
immerhin mitwirkend oder auch maassgebend sein, der 
marodirende Soldat des modernen disziplinirten Heeres 
wird gestraft, das rothe Kreuz wird respektirt und man 
bringt sich um unter dem Banner der kriegführenden 
Partei, aber man pflegt sich gegenseitig unter dem Banner 
des rothen Kreuzes. 

Wie in den äusseren Kriegen die allgemeine Mensch¬ 
lichkeit berücksichtigt wird, so behaupten in dem grossen 
inneren Kriege beide Parteien, das Staatswohl oder das 
allgemeine Beste zu berücksichtigen und natürlich, abgesehen 
von der vielleicht auch nicht ganz unbeträchtlichen Zahl 
der Marodeure, die bewusst ihr eigenes Interesse gegen 
das Interesse der Gesammtheit geltend zu machen suchen 

— sie behaupten es beiderseits ehrlichen Sinnes. Wenn 
dem so ist, so findet sich wohl auch ein beiderseits re- 
spektirtes Gebiet, auf dem die Gegner unter dem Banner 
des Gesammtwohles zusammenstehen können. Es handelt 
sich nicht um einen Waffenstillstand, geschweige denn um 
ein Aufhören des Kampfes, sondern nur um eine beider¬ 
seits als nützlich anerkannte gemeinsame Aktion neben dem 
Kampfe. 

Da.ss sich auf ökonomischem Gebiete eine Vereinbarung 
zwischen dem Besitze und der Arbeit nicht treffen lässt, 
mag immerhin zugegeben werden. Aber dass es in einem 
anderen Bereiche ein neutrales Gebiet giebt, auf dem sich 
Liberale und Sozialdemokraten verstehen können, das 
haben gerade Vorgänge der letzten Jahre in Deutschland 
und Oesterreich bewiesen. Denn die öffentliche Meinung, 
die den Zedlitz'schen Volksschulgesetzentwurf zu Fall 
brachte und die die weitere Klerikalisirung und Einschrän¬ 
kung des Volksschulunterrichts in Oesterreich verhinderte, 
war die Meinung sowohl des liberalen Bürgerthums als des 
sozialdemokratischen Arbeiterstandes: beide zusammen 
haben ein gemeinsames Gut, eine der grössten Errungen¬ 
schaften des Volkes gegen den Ansturm der kulturfeind¬ 
lichen Elemente zu schützen gewusst, und weder Bürger¬ 
thum noch Proletariat haben dabei Schaden genommen — 
mögen auch die Liberalen gemeint haben, dass eine tüch¬ 
tige Volksschulbildung die nothwendige Grundlage und das 
sicherste Mittel bilde für die Realisirung des Staatswesens, 
wie sie sich’s vorstellen, während die Arbeiter zu wissen 
glaubten, dass Wissen und Bildung zu den Waffen gehören, 
die ihnen in ihrem Emanzipationskampfe dienen sollen. 

Wenn aber die Volksschule ein trotz allem gesicherter 
Besitz ist, der nur noch gegen gelegentliche Angriffe zu 
vertheidigen ist, so müssen sich Liberale und Sozialdemo¬ 
kraten, Bürger und Arbeiter darüber klar sein, dass der 
Höhepunkt der allgemeinen Bildung noch nicht erreicht ist 
und dass nicht etwa in fernen Zeiten, sondern in den 
Ländern, in denen die Volksschule feste Wurzeln gefasst hat. 
schon heute ein Bedürfniss nach mehr allgemeiner Bildung 
besteht, also bis zum 14. Jahre in den Menschen hinein¬ 
gelegt werden kann, und nach mehr Wissen, als unsere 
Volksschulen den Kindern gegenwärtig beibringen. Und 
wie in der Abwehr und der Vertheidigung. des Bestehen¬ 
den, so müssen sich, sollte man meinen, Bürger und Arbeiter 
zusammenfinden, wenn es sich um die positive Thätigkeit 




No. 34. 


SOZIALPOLITISCHES CENTRALBLATT. 


411 


in dem grossen Kulturkämpfe, um den weiteren Aufbau der 
allgemeinen Bildung handelt. 

Die soziale Pflicht, die der Gesellschaft neu erwächst, 
ist schwer und verantwortungsvoll. Denn sie kann sich 
nicht mehr damit begnügen, einzelne gewerbliche Fort¬ 
bildungsschulen zu errichten. Sie muss vielmehr im gröss¬ 
ten Maassstabe die allgemeine Bildung in freier Entwicke¬ 
lung auf eine höhere Stufe heben und den aus der Volks¬ 
schule Entlassenen neuen Bildungsstoff zuführen, den 
Gesichtskreis erweitern und das Gelernte in eigener Denk- 
thätigkeit zu verarbeiten und zu verbinden lehren. Zunächst 
müssen Abendschulen in allen Städten entstehen für Er¬ 
wachsene und Halberwachsene, die nach ihrer Wahl das 
eine oder andere Wissensgebiet pflegen. Allmälig aber 
wird man die Bedürfnisse der Lernenden genauer kennen 
und es wird möglich sein, in der Methode und im Gegen¬ 
stände des Unterrichts das zu bieten, was als naturgemässer 
Ausbau der modernen Durchschnittsbildung erscheinen wird. 
Wenn aber der Staat dieses Ziel noch nicht anstrebt, so 
ist es Sache der Privatinitiative, die nöthigen Organisationen 
zu schaffen, um zu zeigen, dass auf diesem Gebiete etwas 
Nützliches geschaffen werden kann und um, wenn das Ri¬ 
siko einmal nicht mehr vorhanden ist, die Verwaltung in 
die Hände des Staates zu legen. 

Was auf diese Weise geleistet werden kann, das zeigt 
England, wo die Volksbildungsbewegung in Privatkreisen 
entstand, wo sich vor 20 Jahren die Universitäten an ihre 
Spitze stellten und wo heute in den Kursen der Unversity- 
Extension jährlich 60 000 Lernende verzeichnet werden, wo 
aber auch schon immer dringender nach Kommunalisirung 
oder Verstaatlichung gerufen wird. Dass hier der Versuch 
gelungen ist, zeigt sich am besten dadurch, dass nicht nur 
die Arbeiter das gebotene Wissen nicht zurückweisen, 
sondern auch die Lehrer gestehen, dass sie durch die Be¬ 
rührung mit den Bedürfnissen des wirklichen Lebens nur 
gelernt und gewonnen haben. 

Man sollte meinen, dass dies Beispiel auch für Deutsch¬ 
land und Oesterreich maassgebend sein und zeigen sollte, 
dass bei einem politisch gebildeten Volke in diesem Punkte 
ein Zusammenarbeiten möglich und erspriesslich ist. Die 
bürgerlichen Liberalen müssen glauben, dass eine Hebung 
der Volksbildung nicht nur ihren Traditionen entspricht, 
sondern auch heute wie zur Zeit der Einführung der allge¬ 
meinen Volksschule im Interesse des modernen Staates 
liegt. Die Arbeiter aber müssen das Misstrauen überwinden, 
das sie auch gegen die „bürgerliche“ Wissenschaft hegen; 
gerade sie weisen z. B. gerne auf die Umwälzung hin, die 
die naturwissenschaftliche Denkweise im Menschen bewirkt 
hat — und doch wird kein bürgerlicher Gelehrter reine 
Naturwissen.schaften in irgend einem reaktionären Sinne 
vortragen können, soweit es sich um das grundlegende 
thatsächliche Wissen und auch um die Methoden der exakten 
Forschung handelt. Die Arbeiter müssen sich aber auch 
vor Augen halten, dass gerade die Wissenschaft weniger 
als andere Erscheinungen ein Klassenprodukt ist, sondern 
von der Gesammtheit der gesellschaftlichen Faktoren mit¬ 
bedingt ist, dass sie vielfach aus den Kräften erwächst, die 
in der Organisation der Gesellschaft noch nicht zur Herr¬ 
schaft gelangt sind. Und gerade vom sozialdemokratischen 
Standpunkt aus muss es als ein Sieg des Proletariats und 
als ein Beweis seiner Macht angesehen werden, wenn 
sich die bürgerliche Wissenschaft lehrend in seine Dienste 
stellt. 

Freilich darf aber auch der lehrende Bürger nicht 
„Irrlehren“ bekämpfen oder die in der bürgerlichen Klasse 
herrschenden politischen und ökonomischen Ansichten auf 
diese Weise verbreiten wollen. Es ist Entsagung nöthig, 
wenn Nützliches geschaffen werden und das Misstrauen der 
arbeitenden Klassen nicht gerechtfertigt erscheinen soll. 
Es muss vielleicht Alles ausgeschlossen werden, was strittig 
genannt werden kann. Dann aber muss bei emsiger Arbeit 
auf dem so eingeschränkten Gebiete der Aufbau der Neu¬ 
schule gelingen. Das Bürgerthum erwartet von ihr eine 
Verständigung, die Arbeiter erwarten von ihr neue Waffen, 
vielleicht auch ökonomische Vortheile, Einschränkung 
der Arbeitszeit und andere günstige Wirkungen. Recht 


aber wird der behalten, dem die Zukunft gehört, und die 
Arbeit wird keinesfalls umsonst gethan sein. 

Wien. L. M. Hartmann. 

Ragged-School-Union. In London beging dieser Tage 
die Ragged-School-Union ihr SOjähriges Jubiläum. Bei 
dieser Gelegenheit wurde ein von Rev. J. Reid Howatt ver¬ 
fasster Ueberblick über die Thätigkeit der Gesellschaft ver¬ 
theilt. Aus diesem ergiebt sich, dass, als der Verein im 
Jahre 1844 unter den Auspicien Shaftesbury’s zu wirken 
begann, in London sich 30 000 absolut verlassene, vielfach 
namenlose Kinder herumtrieben. Damals fanden sich 200 
freiwillige Lehrer, die 2000 solcher Kinder unter ihre Auf¬ 
sicht nahmen und unterrichteten. Gegenwärtig existiren in 
London 264 von der Union organisirte Sonntagsschulen mit 
50172 Schülern, dazu kommen 199 „Bible-Classes“, Abend¬ 
schulen u. a. Im Ganzen sind 4 403 Lehrer in ihnen be¬ 
schäftigt, von denen nur 68 bezahlt sind. Ausserdem sorgt 
der Verein in einem gewissen Ausmaasse auch für Ausflüge 
und Sommeraufenthalte seiner Schüler. Dieser Verein hat 
sicherlich zum Theil die Grundlage für die grossartige Fort- 
bildungsthätigkeit der University-Extension geschaffen. Aber 
auch in unseren Ländern der allgemeinen Volksschulpflicht 
darf man wohl die Frage aufwerfen, ob nicht für der School- 
Union ähnliche Bestrebungen noch Platz wäre zu Gunsten 
derer, die die vorgeschriebenen Elementarkenntnisse ent¬ 
weder nie besessen oder wieder vergessen haben. 


Armenwesen. 


Studium des Armenwesens in Amerika. Das soeben 
ausgegebene Programm der New-Yorker Universität Co¬ 
lumbia College enthält eine interessante Angabe über das 
Studium des Armenwesens, das dort einen wichtigen Zweig 
der Faculty of Political Science bildet. Es ist ein Arrange¬ 
ment mit den hervorragendsten Wohlthätigkeitsorganisationen 
in New-York getroffen, infolge dessen Studenten der Sozial¬ 
wissenschaft Gelegenheit gegeben wird, in praktischer Weise 
an dem Wirken dieser Gesellschaften theilzunehmen und so 
einerseits durch unmittelbare Kenntnissnahme von den Ver¬ 
hältnissen der Armen, andererseits durch Beschäftigung in 
den Bureaus der Gesellschaften ein umfassendes und rea¬ 
listisches Wissen vom Armenwesen zu gewinnen, z. B. von 
den Methoden der Erkundigungen, von der Art, die Arbeiten 
verschiedener Wohlthätigkeitsvereine in Coordination zu 
setzen, kurz, von den Details der Wohlthätigkeit ebenso 
wie ihrer Objekte. Eine dieser Gesellschaften, die Charity 
Organisation Society zählte im vorigen Jahre 2335 unmittel¬ 
bare Contribuenten, 488 korporirt Gesellschaften und er¬ 
ledigte 4752 Gesuche; ihr Registrirungsbureau enthält In¬ 
formationen über 170000 Familien. Das Programm spricht 
die Hoffnung aus, dass denjenigen Studenten, die sich dem 
Predigerstande, der Journalistik und überhaupt öffent¬ 
lichen Berufen zuwenden wollen, durch diesen unmittelbaren, 
durch die erfahrensten Praktiker geleiteten Einblick in die 
tiefsten sozialen Schichten und die bisherigen Mittel der 
Hülfeleistung eine sonst unerreichte Vorbildung geboten 
würde, und erwähnt den starken Bedarf an besoldeten 
Leitern von Wohlthätigkeitsvereinen — die sich dank der 
amerikanischen Arbeitstheilung allmählich zu einem beson¬ 
deren Berufsstande auszubilden scheinen — und dass für 
diese also hier eine eigentliche Fachausbildung geboten 
würde. 


Eingesendete Schriften. 

Hauser, Med.-Rath Dr. W. Ueber Armenkinderpflege. Vor¬ 
trag gehalten auf der XX. Landesversammlung des badischen 
Frauenvereins am 5. September 1893. Karlsruhe, 1894, Braun. 
3. Aufl. 80. V u. 174 S. 

Ziegler, Dr. phil. Prof. H. E., Die Naturwissenschaft und 
die sozialdemokratische Theorie, ihr Verälhtniss dar¬ 
gelegt auf Grund der Werke von Darwin und Bebel. Zu¬ 
gleich ein Beitrag zur wissenschaftlichen Kritik der Theorien 
der derzeitigen Sozialdemokratie, gr. 8°. (VI, 252 S.) Stutt¬ 
gart. F. Enke. 


Verantwortlich für die Redaktion: Dr. Heinrich Braun in Berlin W., Victoriastrasse i6. 
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Die landwirthschaftliche EnquSte. 


Im Jahre 1872, als der Weizen in Berlin noch 242 M. 
pro Tonne, also 100—110 M. mehr als jetzt, kostete und 
noch im Steigen begriffen war, damals, als der grosse Auf¬ 
schwung begann und die Grundstückpreise sprungweise 
stiegen, da sah Rodbertus bereits das Trügerische dieser 
Entwickelung und die herannahende Gefahr des Grund¬ 
besitzerstandes ein und setzte mit Schumacher und mir im 
Frühjahr jenes Jahres den Antrag auf Untersuchung der 
Lage der Landarbeiter im Kongress Deutscher Landarbeiter 
durch. 

Als im Frühjahr 1875 Prof v. d. Goltz eine sehr mangel¬ 
hafte Arbeit, die er im Aufträge des Kongresses gemacht 
hatte, vorlegte, brachten wir einen zweiten Antrag durch, 
welcher bei der Ausführung der Untersuchung „das eng¬ 
lische kontradiktorische Verfahren“, als Organ derselben 
eine Regierungskommission empfahl und schliesslich sagte, 


wenn sich aus den Ermittelungen „für die Gesetzgebung 
die Pflicht ergeben sollte, auf allgemeine Erhöhung des 
Arbeitslohnes hinzuwirken, vermag der Grundbesitz bei 
dem Maass und der Form seiner heutigen hypothekari¬ 
schen Belastung eine solche Erhöhung zu ertragen?“ Man 
sieht wohl, dass wir vor 19 Jahren bereits eine genaue 
Untersuchung der Verschuldung und der Rentabilität des 
Grundbesitzes verlangten, und zwar nicht mittels Frage¬ 
bogen, sondern nach dem englischen System der Zeugen¬ 
vernehmung, 

Natürlich hat die Aussicht auf sich etwa ergebende 
Nothwendigkeit gesetzlicher Maassregeln bezüglich allge¬ 
meiner Erhöhung des Arbeitslohnes dem Fürsten Bismarck 
und den Agrariern missfallen. Bismarck hat eine solche 
Kommission nicht ernannt, trotzdem der Kaiser es ihm 
durch eine Kabinetsordre befohlen hatte: Prof Schmoiler 
erklärte in seinem „Jahrbuch für Gesetzgebung etc.“ vom 
Jahre 1882, dass Rodbertus „an Unklarheit leide“ und die 
deutschen agrarischen Zustände „kerngesund“ seien. Damals 
kostete Weizen noch 208—220 M. Jetzt kostet er 130—133 M., 
und Minister v. Heyden will eine landwirthschaftliche En- 
quöte veranstalten, in deren Programm er sagt: „Eine all¬ 
gemeine Liquidation herbeizuführen, haben weder die 
Besitzer noch ihre Gläubiger ein Interesse, deshalb ist auf 
eine Gesundung der Verhältnisse nur zu rechnen, wenn 
durch die Gesetzgebung ein Liquidationsverfahren 
herbeigeführt werden sollte.“ 

In ein Dutzend Jahren ist der „kerngesunde“ Schmol- 
ler’sche deutsche Grundwirthstand also reif für die Liqui¬ 
dation geworden, und zwar soll die Gesetzgebung augen¬ 
scheinlich bezüglich eines Spezialverfahrens, einer „Liqui¬ 
dation im Grossen, so im Ramsch“, in Anspruch genommen 
werden. Was wir mit Rodbertus vor 22 und 19 Jahren 
vorausschauend gefürchtet haben, der nicht allgemeine, aber 
grosse Massen von Gutsbesitzern ergreifende Bankerott, 
steht vor der Thür. 

Die bevorstehende Enquöte, die Silberkommission, das 
nun soeben zusammenkompromittirte Gesetz für Errichtung 
von Landwirthschaftskammern, die Aufhebung des Iden¬ 
titätsnachweises, d. h. die beabsichtigte Zahlung von 
Exportprämien auf Getreide, die Aufhebung der Grund¬ 
steuer, alle diese zusammenhängenden Maasregeln oder 
Projekte, sie haben einen grossen und mir auch sehr 
verständlichen, ja sogar sympathischen Zweck, die Ret¬ 
tung des Standes der Rittergutsbesitzer vor dem jetzt 
vor der Thüre stehenden Bankerott. Ja, im Grunde 
handelt es sich für die einflussreichsten Promotoren dieser 
Rettungsversuche nicht einmal um alle diese, sondern 
nur um die sogenannten „Junker,“ deren Existenz für 
Preussen als Militärstaat nach der Ansicht maassgebender 
Personen eine Nothwendigkeit ist. In der kürzlich erschie- 
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nenen Schrift: „Das Sinken der Grundrente und dessen 
mögliche soziale und politische Folgen,“ habe ich den Gross¬ 
grundbesitzerstand der Provinz Pommern nach Grösse des 
individuellen Besitzes untersucht und gefunden, dass es in 
Pommern 1353 Gutsbesitzer mit je 100 ha. oder mehr im 
Besitz von 2258 Gütern giebt, wovon 419 adlige oder Junker. 
Daneben existiren noch über 300 Güter von juristischen 
Personen, Davon haben 1194 Gutsbesitzer mit 1476 Gütern 
einen so kleinen Besitz, dass sie, sollten sie kein Vermögen 
ausser Grundbesitz und darauf vielleicht Schulden haben, 
die Krisis zum grossen Theil nicht überstehen werden. 
Von diesen sind 295 adlige, gefährdete Junker, 899 bürger¬ 
liche, gefährdete Rittergutsbesitzer; 124 Adlige, welche 
688 Güter besitzen, und 35 Bürgerliche im Besitz von 
94 Gütern haben solche Latifundien, dass die Krisis 
sie kaum erschüttern dürfte. Es ist nicht sowohl der Einfluss 
von ca. 1500 Rittergutsbesitzern als vielmehr der darunter 
befindlichen ca. 300 Adligen, welcher viele einflussreiche 
Personen in Sorge setzt und die oben angedeuteten Maass¬ 
regeln wesentlich gefördert hat. Aber man thut immer so, 
als ob es hauptsächlich die Sorge für die Bauern wäre. 
Gewiss werden sich auch manche Bauern in gefährdeter 
Lage befinden, aber prozentisch kaum so viele als Ritter¬ 
gutsbesitzer. Ich kann mich täuschen, glaube aber, dass, 
bessert sich die Rentabilität derLandwirthschaft nicht bald und 
erheblich, in Preussen weit mehr Gutsacker als Bauernacker 
dem Bankerott oder der Liquidation anheimfallen wird. 

Indessen ist es ziemlich nebensächlich, dass man 
„Bauer“ sagt und „Junker“ oder „Rittergutsbesitzer“ meint — 
es ist auch nicht ausgeschlossen, dass die Beamten, welche 
solche offiziellen Arbeiten machen, ganz ehrlich glauben, 
es seien mehr Bauern, oder die Bauern seien mehr ge¬ 
fährdet als die Rittergutsbesitzer. Die Hauptsache ist, dass 
die Regierung endlich begreift, dass die Grundbesitzverhält¬ 
nisse überhaupt, namentlich von grossbäuerlichen aufwärts, 
nicht „kerngesund“ sind, sondern zum Theil vor der Noth- 
wendigkeit einer Liquidation stehen. Ich begrüssse auch 
den Entschluss der Regierung, nicht eine Unzahl indivi¬ 
dueller Bankrotte erst eintreten zu lassen, mit ihrem Ge¬ 
folge ungeheurer Noth zahlreicher Familien und der Stockung 
der landwirthschaftlichen Produktion auf vielen Höfen, 
sondern rechtzeitig mit einer Liquidation durch die Gesetz¬ 
gebung einzugreifen — wass sie später doch thun müsste, 
wie sie es früher — durch Moratorien, Indult, Subvention 
an die landwirthschaftlichen Kreditinstitute — gethan hat. 

Es ist mir auch sehr verständlich, dass sie sich erst 
informiren will, bevor sie an die Liquidation schreitet, nicht 
aber, dass sie, gewissermaassen zu Liquidatoren, oder 
Massenverwaltern die Agenten oder Kuratoren oder Rath¬ 
geber der Grossgrundbesitzer sich auswählt, welche bisher 
die Vertrauensmänner derselben waren, auf Grund deren 
Rathes, als Professoren, mittelst deren Mitwirkung, als 
Abgeordnete, jene Gesetze und Institutionen seit 25 Jahren 
entstanden sind, welche den Ruin der übel Berathenen min¬ 
destens nicht verhindert, wie Rodbertus meinte und ich 
glaube, theilweise sogar herbeiführen geholfen haben. So 
wenig ich es für zweckmässig halte, dass das neue Gesetz über 
Bildung von Landwirthschaftskammern gerade die am meisten 
vom Bankerott bedrohten Rittergutsbesitzer zu Vormündern 
der gesammten Grundbesitzer gemacht hat. 

Die einige dreissig Auguren, welche zur Enquete be¬ 
rufen sind, würden wirklich die Welt überraschen, wenn sie 
constatirten, wieviele Grundbesitzer und welcher Kategorie 
angehörend der gesetzlich privilegirten Liquidation bedürfen. 
Aber sie sollen noch mehr leisten, sie sollen einen „Abriss 
der geschichtlichen Entwickelung der Landwirthschaft und 
Agrarverfassung in Deutschland“ liefern! Wozu in aller 
Welt ist das nöthig? Wer wird diesen Second-hand-Abriss 
lesen? Der sich darüber unterrichten will, gewiss nicht. 
Dem stehen Anton, Waitz, Inama-Sternegg, Haxthausen, 


Hanssen, Lamprecht, Knapp und viele andere und bessere 
Fachmänner mit ihren Arbeiten zu Diensten. Nun, die fol¬ 
genden Worte des „Arbeitsprogramms“ lösen das Räthsel: 
Der Abriss soll beweisen, dass die Vertheilung des Grund¬ 
besitzes im Vergleich zu anderen Staaten „günstig“ ist 
gegenüber dem vorwiegenden Grossgrundbesitz Englands 
und dem vorwiegenden Kleingrundbesitz Frankreichs. Diese 
Aufgabe werden einige der 32 Auguren wohl lösen können, 
da sie die betreffenden englischen und französischen Ver¬ 
hältnisse aus eigener Anschauung nicht kennen. Ich habe 
9 Jahre in jenen beiden Ländern gelebt und erinnere daran, 
dass die englischen Grundbesitzer keinen Schutzzoll haben, 
die Tonne Weizen dort 92—100 Mark kostet, gegen 133 in 
Deutschland, der Tagelohn 5—600 Mark, der Sommerlohn 
3—4 Mark, für Dienstmädchen auf dem Lande, die melken 
können, Kost und 160—200 Mark, dass der Cerealienanbau 
zwar erheblich abnahm, die Viehzucht aber zunahm und 
die englische Landwirthschaft weiter besteht, der englische 
Grundbesitz nicht nach gesetzlicher Liquidation verlangt, 
sowenig wie der französische, der doch wohl auch höhere 
Löhne zahlen muss als sogar Westdeutschland, geschweige 
denn Hinterpommern, denn sonst würden nicht deutsche 
Arbeiter dort Sommerarbeit suchen, wie Belgier, Italiener 
und Spanier. 

Dieser Pharisäismus berührt überaus komisch in einem 
drei Spalten langen Elaborat, aus dem an allen Ecken und 
Enden die verstohlene Sehnsucht nach dem englischen 
Grunderbrecht hervorschielt! Wenn die ostelbischen Ritter¬ 
gutsbesitzer englische niedrige Preise erhielten und englische 
hohe Löhne zahlen müssten, rauchte auf ihren Höfen längst 
kein Schornstein mehr. 

Diese Manier, Enquete zu treiben, ist ganz nutzlos. 
Eine wirkliche Enquete aber scheint allerdings überaus noth- 
wendig zu sein, allein sie sollte so gemacht werden, wie 
Rodbertus, Schumacher und ich es vor 19 und 22 Jahren 
verlangten, wie ich es bezüglich der Verschuldung soeben 
in dem Buch über das Sinken der Grundstücke weitläufig 
auseinandergesetzt habe, und wie sie die Königlich englische 
Kommission zur Untersuchung der Lage der Landwirthschaft 
gemacht hat, welche soeben den ersten Band ihrer Arbeit 
publizirt. Sie hat Spezial-Kommissäre mit dem Recht 
der Zeugenvernehmung in die einzelnen Grafschaften ge¬ 
sandt. Diese haben Landwirthschaften in ganz verschiedener 
Situation gefunden, solche, in denen die Pächter 150 Mark 
pro Hektar Pacht zahlen, und solche, wo Farmen keine 
Pächter finden, die nur sich verpflichten sollen, Steuern zu 
zahlen und die Gebäude im Stande zu halten. Eine preussische 
gründliche lokale Kommissär-Enquete würde ähnliche Re¬ 
sultate ergeben. Erst nachdem ihre Resultate bekannt sein 
werden, würde man wissen, welche und wieviele Grund¬ 
besitzungen der Liquidation bedürfen. 

Es scheint aus der Vorlage hervorzugehen, dass man 
sich die „Sanirung“ der Verhältnisse so denkt, dass jeder 
einzelne Gutsbesitzer wieder solvent gemacht werden und 
dann in alter Weise weiter wirthschaften solle, mit einem 
Wort, dass man ein bankerottes System „schuldentlasten“, 
nachher aber weiter beibehalten wolle, — als ob es nicht 
nach einer Reihe von Jahren wieder bankerott sein würde! 

Nun ist das geldwirthschaftliche System des preussi- 
schen Grossgrundbesitzes auf eine gewisse Preishöhe 
der Produkte als Existenzbedingung angewiesen. Die Vor¬ 
lage giebt zu, was für Kundige längst kein Geheimniss 
mehr war, dass in „ungünstigen Gegenden und Jahren die 
reinen Betriebsausgaben durch die Einnahmen nicht mehr 
gedeckt werden.“ Da man den Produktpreis nicht durch 
Schutzzoll und auch nicht durch Aufhebung des Identitäts¬ 
nachweises hat so hochheben können, dass er die Wirth- 
schaftskosten deckt, so denkt man jetzt daran, dies durch 
Vermehrung der Geldmasse zu thun, und daran arbeitet die 
Silberkommission. 
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Es wird schwer sein, einen zweckmässigen Plan zur 
Remonetisirung des Silbers aufzustellen, nachdem 21 Jahre 
lang Schulden in Goldvaluta gemacht sind. Aber unmög¬ 
lich wird es sein, den besten Plan auf einem kleinen 
Verkehrsgebiet auszuführen. Nun ist Oesterreich-Ungarn 
noch dabei, die Goldwährung einzuführen, also für Deutsch¬ 
land nicht zu haben, und Frankreich solange auch nicht, 
als Elsass-Lothringen nicht neutralisirt ist. Wollen die 
Agrarier also das Silber remonetisiren — müssen sie die 
Neutralisirung von Elsass-Lothringen empfehlen und mit ihrem 
grossem Einfluss an massgebender Stelle durchsetzen. Ich 
empfehle ihnen das garnicht, aber ich mache sie darauf auf¬ 
merksam, dass, wer den Zweck will, auch das Mittel wollen 
muss. Thun sie das nicht, und ist weder Oesterreich noch 
Frankreich für eine Münzunion mit Deutschland zu gewinnen, 
so kann der Produktpreis nicht durch Remonetisirung des 
Silbers gehoben werden. Vorläufig ist er zu niedrig, um, 
wie der Bericht sagt, auf schlechtem Boden, in ungünstigem 
Klima die Wirthschaftskosten zu decken — bei der jetzigen 
Betriebsweise. Wieviele Wirthschaften sich in dieser Lage 
befinden, sollte eine wirklich gründliche Enquöte feststellen. 
Für diese Wirthschaften bei alter Betriebsweise ist offenbar 
kein Kraut gewachsen, und ihrer werden leider östlich der 
Oder sehr, sehr viele, und östlich der Elbe nicht wenige 
sein. Hier nutzt keine Erbschaftsgesetzänderung, hier kann 
keine Reform der Beleihung oder der Hypothekenbanken 
und Landschaften mehr helfen, denn hier ist keine Grund¬ 
rente mehr vorhanden, über welche rechtlich verfügt werden 
könnte. Man wird sich an den Gedanken gewöhnen müssen, 
dass viel jetzt noch im Verkehr stehender Boden in 
Deutschland, wenn die Preise der Produkte nicht erheblich 
und bald steigen, keine Grundrente mehr abwirft. Dieser 
muss ausser Kultur fallen, oder er muss einem Bewirth- 
schaftungssystem unterworfen werden, welches die Existenz 
von Grundrente nicht zur Voraussetzung hat. Das sozial¬ 
demokratische ist ein solches System. Es ist die Lebens¬ 
aufgabe des „staatsbürgerlichen“ Staates, seinerseits auch 
ein Agrikultursystem für grosse Güter zu erfinden und 
durchzuführen, das ohne Grundrente existiren kann. Dies 
sollten die 32 Mitglieder der Enquete, welche bisher die 
deutsche Agrarpolitik nicht glücklich berathen haben, sich 
zur Aufgabe stellen und ihre Zeit nicht mit Abfassen von 
Second-hand-Literatur über nicht existirende Vorzüge der 
deutschen Agrarordnung über die englische und fran¬ 
zösische verlieren, welche die Fehler beider ohne deren 
Vorzüge hat, da die deutsche Gesetzgebung von ihnen, 
namentlich der französischen. Vieles erkleckliche entlehnt 
hat, eine dürftige Kopie aber immer schlechter ist als das 
Original. 

Immerhin ist anzuerkennen, dass die Regierung ein¬ 
sieht, dass sie das agrarische Danaidenfass nicht durch Zölle, 
Exportprämien, Subventionen, Grundsteuererlass auffüllen 
kann, sondern es einer Böttcherarbeit unterwerfen muss. 
Die wird man ja mit der Zeit wohl auch zu machen lernen — 
in dieser Kommission freilich noch nicht. 

Wenn ich eine ganze Nummer dieser Zeitschrift zur 
Verfügung hätte, könnte ich mich con amore Ober manche 
köstliche Naivetät der Vorlage auslassen, welche so recht 
verräth, dass sie von Leuten der Bücherstube oder des 
Bureaus verfasst ist. Dort ist über die Vergangenheit 
der Landwirthschaft Manches aufgestapelt in Büchern und 
Akten, das lebendige Leben draussen in Arbeit und Verkehr 
ist noch nicht registrirt und existirt für die Verfasser nicht. 
So beklagen sie, dass der „Verkaufswerth“ den „Ertrags¬ 
werth“ übersteigt, und fragen, was man dagegen thun solle 
und ob man gesetzlich etwas dagegen thun könne? Ach, 
wo sind die glücklichen Zeiten, in denen diese Frage hätte 
gestellt und die Aufgabe gesetzlich gelöst werden sollen! 
Jetzt, wo man im Osten viele Güter „kalt abbrennt“, jetzt, 
wo drei Viertel der Gutsbesitzer verkaufen möchten, — 


jetzt will Niemand kaufen, und ein „V'erkaufswerth“ 
existirt überhaupt nicht. Viele „fordern“. Niemand 
„bietet“. 

Diese, wie alle bisherigen offiziellen agrarischen Vor¬ 
lagen, ignorirt wieder gänzlich die Lage der Pächter, mit 
denen sich der Bericht der englischen Kommission so viel¬ 
fach beschäftigt. Ein Gesetz zum Schutze der Pächter ist 
nothwendig, oder solche Pächter, welche eine bei den 
jetzigen Preisen ungerechtfertigt hohe Pacht zahlen, werden 
ruinirt, und dann kommt der Betrieb auf sehr vielen grossen 
Gütern vollkommen in’s Stocken, weil den Besitzern das 
Kapital zum Regiebetrieb fehlt. Es ist ein hohes Staats¬ 
interesse, zu hohe Pachten durch einen Gerichtshof herab¬ 
setzen zu lassen, wie es in Irland geschieht. Es giebt in 
Pommern ca. 2600 Güter über 100 ha, wovon 650 verpachtet 
sind, d. h. genau ein Viertel. Die Pächter dieser Güter 
gehen jetzt fast alle dem Bankerott entgegen, für sie erhebt 
sich aber keine Stimme im Parlament oder in Vereinen, 
und auch unsere Vorlage spricht von ihnen nicht, der 
Arbeiter gedenkt ihren doch noch, — wenn auch nur mit dem 
Vorwurf, dass sie das Land desertiren. Knapp hat jenen, 
die ihn noch nicht kannten, den Grund verrathen; Weil 
man ihnen das Bischen Land, das ihre Vorfahren besassen, 
entzogen hat. Macht man nicht bald ein Pächterschutz¬ 
gesetz, so desertiren diese auch, und ein Viertel der pom- 
merschen Güter kann nicht weiter betrieben werden, da die 
Verpächter nur ausnahmsweise Kapital genug dazu haben 
und ihnen unter den heutigen Verhältnissen Niemand welches 
leiht, denn — jetzt werden die Hypothekenbücher bald von 
selbst geschlossen werden. 

Ganz am Schlüsse der „Vorlage“ kommt auch die 
Beängstigung für die Sicherheit der Hypotheken zum Aus¬ 
druck. Es sollen diejenigen H^^potheken festgestellt werden, 
welche durch die Krisis gefährdet werden und auch, in 
welchen Händen sie sich befinden. Zuerst werden die 
Hypothekenbanken genannt. Diese haben, um den Land¬ 
schaften Konkurrenz zu machen, vielfach Grundbesitz höher 
belieben, als jene es thun durften, und sind jetzt gewiss 
von Verlusten bedroht. Diese Feststellung kann nur durch 
Kommissäre gründlich gemacht werden, wie ich das in dem 
zitirten Buche nachweise, zumal viele „Scheinschulden“ 
existiren. Da die Landschaftsgelder billiger waren als 
Gutsbesitzer das aufgenommene Geld anderweitig frukti- 
fiziren konnten, haben die meisten Rittergutsbesitzer soviel 
Geld von den Landschaften entlehnt, als ihnen diese leihen 
durften, und das Geld vortheilhaft anderweitig angelegt. Diese 
Scheinschulden müssen von wirklichen Schulden ausgeschieden 
werden, wenn man die wirkliche Schuldbelastung der Grund¬ 
besitzer feststellen will. 

Wien. Rudolf Meyer. 


Nutzen und Lehren des 5. Internationalen 
Bergarbeiter - Kongresses. 

Wollen wir feststellen, welchen Nutzen und welche 
Lehren der 5. internationale Bergarbeiterkongress in Berlin 
brachte, so haben wir zunächst uns Klarheit darüber zu ver¬ 
schaffen, was sich überhaupt von internationalen Arbeiter¬ 
kongressen erwarten lässt. Der englische Delegirte Burt 
machte in seiner Eröft'nungsrede die zutreffende Bemerkung, 
dass der Hauptwerth derartiger Berathungen der Vertreter 
verschiedener Länder in ihrer erzieherischen Wirkung liege, 
nicht in ihren thatsächlichen Ergebnissen. Dennoch wäre 
es verkehrt, diese thatsächlichen Ergebnisse zu unter¬ 
schätzen. Mehr und mehr bricht sich in den Kulturländern 
die Erkenntniss Bahn, dass nur durch das Mittel inter¬ 
nationaler Vereinbarung der Industriestaaten untereinander 
unter den heutigen Verhältnissen sich gewisse Verbesse¬ 
rungen der Arbeitsbedingungen erzielen lassen. Um einer 
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solchen Vereinbarung die Wege zu ebnen, ist aber vor 
allem eine Einigung der Arbeiter über ihre eigenen Forde¬ 
rungen nothwendig, und selbst dann, wenn irgend eine 
Arbeiterforderung von einem einzelnen Lande gesetzlich 
geregelt werden kann, muss es zweifellos die Bestrebungen 
zur Erreichung eines solchen Gesetzes erheblich verstärken, 
falls deren Freunde sich auf die einmüthige Befürwortung 
einer solchen Maassregel durch die Industriearbeiter der 
übrigen Kulturländer berufen können. Der praktische Nutzen 
eines jeden internationalen Gewerkschaftskongresses für die 
Förderung der Arbeiterschutzgesetzgebung wird also in den¬ 
jenigen Beschlüssen liegen, die eine vollständige oder doch 
für die thatsächliche Politik genügende Einmüthigkeit der 
Arbeiter bethätigen. 

Prüft man nach dieser Voraussetzung die Beschlüsse 
des internationalen Bergarbeiterkongresses, so haben durch 
ihn zwei grosse Reformen eine so wesentliche Förderung 
erhalten, wie sie ihnen durch Kongressbeschlüsse überhaupt 
verliehen werden kann. Das ist die Forderung einer gesetz¬ 
lichen Kürzung der Arbeitszeit für Bergleute auf 8 Stunden 
täglich und die Beseitigung der Frauenarbeit in den Berg¬ 
werken. Letztere Forderung wurde völlig einmüthig durch 
den Kongress zum Beschluss erhoben. Für den gesetzlichen 
Achtstundentag erklärten sich die sämmtlichen kontinentalen 
Delegirten ohne Ausnahme und von den Engländern die 
ganz überwiegende Mehrheit, nämlich 30 Delegirte, die 
525 000 Bergarbeiter vertreten, gegen 10 Delegirte, die 
120 000 vertreten. Die Abstimmung dieser Minderheit, der 
Delegirten von Northumberland und Durham, erklärt sich 
daraus, dass die dortigen Bergleute bereits einen 7i/2Stündi- 
gen Arbeitstag, Ausfahrt und Einfahrt inbegriffen, errungen 
haben, und dass deshalb für sie selbst eine solche gesetzliche 
Regelung überflüssig wird. Einige befürchten sogar, dass 
der „gesetzliche achtstündige Arbeitstag“ ihnen 1/2 Stunde 
Arbeit mehr als bisher einbringen wird; doch ist diese Be- 
sorgniss natürlich vollkommen hinfällig, da die gesetzliche 
Festlegung eines Maximalarbeitstages den Arbeitern keines¬ 
wegs die Möglichkeit verschliessen soll, durch Vereinbarung 
mit den Unternehmern sich eine noch kürzere Arbeitszeit 
zu erwirken. 

So geringe Bedeutung das verneinende Votum der 
Nordengländer gegen den Achtstundentag nun an sich 
schon hat, wäre sein moralischer Werth obendrein noch 
erheblich abgeschwächt worden, wenn die andersgesinnten 
englischen Vertreter Gelegenheit gehabt hätten, ein Gegen- 
Argument zur Geltung zu bringen, das die vielgerühmten 
Arbeitszustände in den nordenglischen Kohlengruben in 
einem recht üblen Licht erscheinen lässt. Es ist schon in 
dem Bericht des Sozialpolitischen Centralblatts erwähnt 
worden, dass die Vertreter von Northumberland und Durham 
die Schwierigkeit einer gleichmässigen Kürzung der Arbeits¬ 
zeit in den Gruben durch den Hinweis auf die Knaben¬ 
arbeit zu erhärten suchten, die zu reduziren ihnen trotz aller 
Anstrengung bisher nicht gelungen sei. Wie dieses Argu¬ 
ment ohne Zahlenangabe vorgetragen wurde, musste es bei 
den nicht mit den Verhältnissen vertrauten Zuhörern den 
Glauben erwecken, dass die Arbeitszeit der Knaben in den 
nordenglischen Gruben die nämliche Dauer habe, wie die 
der Erwachsenen, nämlich 7^/2 Stunden, Einfahrt und Aus¬ 
fahrt inbegriffen. Thatsächlich währt aber dort die Knaben¬ 
arbeit 10 Stunden täglich. Leider wurden die Vertreter 
der englischen Mehrheit durch den frühzeitigen Schluss der 
Diskussion daran verhindert, diese Thatsache zur Geltung zu 
bringen. Es ist indess jedenfalls von Werth, dass dies an 
dieser Stelle noch nachträglich geschieht, denn wenn die 
nordenglischen Grubenarbeiter, trotzdem sie selbst für sich 
eine 7V2stündige Schicht erzielt haben, es nicht verhindern 
können, dass die Knaben noch 2 Y 2 Stunden länger als die 
Erwachsenen ihre aufreibende 7'hätigkeit ausüben müssen, 
so ist das ein Moment von so durchschlagender Beweiskraft 


für die Nothwendigkeit der gesetzlichen Kürzung der Gruben 
arbeit, wie es ähnlich von keinem Vertreter der Mehrheit 
bisher vorgebracht wurde. 

Hätte der internationale Bergarbeiterkongress weiter 
keine Ergebnisse gehabt, als die gesetzliche Kürzung der 
Arbeitszeit und die Aufhebung der Frauenarbeit in den 
Gruben durch die Erklärung der vereinigten Bergleute aller 
bergbautreibenden Länder Europas zu ihren Gunsten der 
Verwirklichung einen Schritt näher zu bringen, so wären 
die Opfer und Mühen der Kongressmitglieder und ihrer 
Mandatare dadurch vollkommen gerechtfertigt worden. Aber 
er hat mehr geleistet als das; er hat auch durch die Be¬ 
handlung anderer Fragen bewiesen, dass die Arbeiter der 
verschiedenen Länder in ihren Anschauungen von Jahr zu 
Jahr sich näher kommen, und er hat werthvolle Lehren 
geliefert für die Abhaltung internationaler Gewerkschafts¬ 
kongresse überhaupt. 

Wer zwar so sehr an der Oberfläche der Verhand¬ 
lungen haften bleibt, dass er aus einigen erhitzten Aus¬ 
einandersetzungen zwischen Franzosen und Engländern 
am vorletzten Tage des Kongresses frohlockend auf 
die Unvereinbarkeit der englischen Anschauungen mit 
den kontinentalen schliesst, wird schwer davon zu über¬ 
zeugen sein, dass auch dieser internationale Bergarbeiter- 
Kongress wiederum Beweise geliefert hat von dem Fort¬ 
schritte sozialistischer Ideen unter den englischen Arbeitern. 
Zu einem allgemein gehaltenen Pronunciamento für den 
Sozialismus ist es allerdings nicht gekommen. Dafür 
wären nicht einmal die Franzosen und Belgier zu haben 
gewesen, die trotzdem sie sich, ein jeder für sich, als 
Sozialisten bekannten, doch erklärten, dass sie kein 
Mandat hätten, über diese Frage sich auszusprechen. Noch 
weniger war das natürlich von den Engländern zu erwarten; 
wie denn überhaupt ein gewerkschaftlicher Kongress eines 
einzelnen Berufszweiges nicht die Aufgabe hat, allgemeine 
Pläne der Gesellschaftsverbesserung zu erörtern, sondern 
sich mit den Reformen seines Berufs befassen muss. Schon 
die beiden vorhin erwähnten und von den Engländern ein¬ 
müthig oder mit überwiegender Mehrheit angenommenen 
Reformforderungen legen von dem Fortschreiten sozialisti¬ 
scher Ideen unter ihnen Zeugniss ab. Noch vor wenigen 
Jahren wäre das unmöglich gewesen. Da waren die eng¬ 
lischen Bergleute in ihrer Mehrheit Gegner des Achtstunden¬ 
tages. 

Aber auch in einer verwandten Frage ist eine begin¬ 
nende Wandlung zu konstatiren. Als aus dem vorher¬ 
gegangenen internationalen Bergarbeiterkongress in London 
von französischer Seite der Antrag eingebracht wurde, den 
gesetzlichen Achtstundentag den über Tag bei der Grube 
beschäftigten Arbeitern gleichfalls zu gute kommen zu lassen, 
wurde dieser Antrag, als wider die Tagesordnung ver- 
stossend, durch den englischen Präsidenten unter Zustim¬ 
mung der Engländer überhaupt nicht zur Diskussion zuge¬ 
lassen. Als nun in Berlin der nämliche Antrag von dem 
französischen Delegirten Calvignac eingebracht wurde, 
stimmten die sämmtlichen Kontinentalen geschlossen dafür; 
die Engländer spalteten sich: die 10 Manchesterlichen Ver¬ 
treter von Northumberland und Durham stimmten dagegen, 
die Walliser und die Mitglieder der grossen Federation 
enthielten sich der Abstimmung mit Ausnahme zweier, die 
für den Antrag stimmten unter der ausdrücklichen Erklä¬ 
rung, dass sie von der Gerechtigkeit dieser Forderung 
überzeugt seien. 

Aehnliche bemerkenswerthe Symptome der Ausbreitung 
.sozialistischer Ideen unter den englischen Bergarbeitern 
traten auch sonst im Laufe der Verhandlungen zu Tage. 
Zwei der englischen Delegirten, Murray und Whitefield, 
bekennen sich übrigens ausdrücklich zur Sozialdemokratie 
englischer Färbung. Murray ist Vorsitzender eines Vereins 
der neugebildeten „Unabhängigen Arbeiterpartei“, trat aber 
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im Kongress nicht weiter hervor, während Whitefield wieder¬ 
holt im Laufe der Verhandlungen eine '^sozialistische Auf¬ 
fassung bethätigte. Um diese Thatsachen richtig zu wür¬ 
digen, muss man im Auge behalten, dass neuere Richtungen 
innerhalb einer grösseren Bewegung immer zuerst die 
Massen erfassen und sich ihre Führer erst nach und nach 
in die leitenden Stellen durcharbeiten. Bei der Wahl zu 
einem solchen internationalen Kongress werden aber stets 
die in der eigentlichen gewerkschaftlichen Thätigkeit be¬ 
währten älteren Führer die Oberhand behaupten, solange 
sie sich noch einigermaassen in Fühlung befinden mit der 
Mehrzahl der Gewerksgenossen. Die siegreiche Durchfüh¬ 
rung des vorjährigen grossen Strikes hatte aber das An¬ 
sehen der bisherigen Leiter neu gefestigt. 

Dass die Vertreter der verschiedenen Nationen sich 
untereinander im freundschaftlichen Verkehr nicht näher 
treten, liegt an der Unmöglichkeit gegenseitiger direkter 
Verständigung. An dem Wunsche dazu hat es auf keiner 
Seite gefehlt. Unter der persönlichen Fremdheit der Kon¬ 
gressmitglieder und der ermüdenden Wiederholung jeder 
einzelnen Rede in zwei anderen Sprachen litten auch die 
gesammten Verhandlungen; doch ist das natürlich die un¬ 
vermeidliche Begleiterscheinung eines internationalen Kon¬ 
gresses, dessen Theilnehmer nur je eine Sprache verstehen. 

Was nun aber mehr noch als die Sprachschwierigkeit 
auf dem Kongresse gelastet und verkümmernd auf seine 
Arbeiten eingewirkt hat, war die mündliche Berichterstattung, 
die den Haupttheil der Kongresszeit verschlang, und zwar 
verschlang, ohne einen Nutzen zu stiften, der sich nicht 
auf andere Weise ebenso gut oder besser hätte er¬ 
reichen lassen. Der erste Tag ging mit der Bureauwahl 
und mit den Begrüssungsreden hin, die doch immerhin an¬ 
gesichts ihrer rein formellen Bedeutung der Nothwendigkeit 
zweifacher mündlicher Uebersetzung füglich nach Zahl und 
Inhalt hätten bedeutend beschränkt werden können; der 
zweite und dritte Tag wurde durch die mündliche Bericht¬ 
erstattung ausgefüllt. Somit blieben nur zwei Tage für die 
Anträge. Denn da die Mehrzahl der Engländer am Abend 
des fünften Tages wieder abreisen musste, konnten am 
sechsten Tage Vormittags nur die nothwendigsten Verwal¬ 
tungsgeschäfte erledigt werden. Dieses Missverhältniss hat 
allen Theilnehmern die Ueberzeugung aufgedrängt, dass 
von der mündlichen Berichterstattung künftig Abstand ge¬ 
nommen werden muss. Wenn die Vertreter der verschie¬ 
denen Nationen oder einzelne Gruppen derselben künftig 
ihre Berichte, in den drei Kongresssprachen gedruckt, dem 
Kongress rechtzeitig vorlegen, so können die Theilnehmer 
sich daraus noch besser als durch Anhören der Original¬ 
berichte oder gar der Uebersetzungen ein Urtheil über die 
Zustände in den andern Ländern bilden. Thatsachen, die 
in direkter Beziehung stehen zu den vorliegenden Fragen, 
können so wie so bei deren Erörterung in Betracht ge¬ 
zogen werden. Sie kommen dabei nachdrücklicher zur Gel¬ 
tung, während sie unter der ermüdenden Menge der Einzel¬ 
heiten jener gehäuften Berichterstattung an Wirkungskraft 
einbüssen. 

Andererseits wird auf diese Weise etwa die doppelte 
Zeit gewonnen für die eigentlichen Aufgaben des Kon¬ 
gresses, für die Erörterung der Anträge und Resolutionen. 
Und frischer als bisher, nicht durch die ermüdenden Berichte 
abgespannt, werden die Theilnehmer sich den Hauptver¬ 
handlungen zuwenden. Wie sehr deren Gründlichkeit unter 
der bisherigen Praxis leiden musste, beweist das vorhin 
angeführte Beispiel, dass ein wichtiges Argument für 
den Achtstundentag durch den frühzeitigen Schluss der 
Verhandlungen verloren ging. Solche Beispiele Hessen sich 
leicht vermehren. Es ist über Anträge, wie z. B. über den 
englischen betreffs der living wage, des Lebenslohnes, nur 
deshalb nicht die Zustimmung der anderen Nationen ge¬ 
wonnen worden, weil man sich nicht die Zeit lassen konnte. 


die Frage gründlich bis zur Gewinnung einer allen Gruppen 
annehmbaren Form durchzuberathen. Die Nothwendigkeit 
einer Ersetzung der schriftlichen durch die mündliche Be¬ 
richterstattung ist die eine wichtige Lehre für Gewerkschafts¬ 
kongresse, die man aus dem Verlauf dieses Kongresses 
geschöpft hat. 

Den kontinentalen Nationen hat sich aber auch die 
Ueberzeugung aufgedrängt, dass die Geschäftsordnung in 
wichtigen Punkten der Aenderung bedarf. Ueber die Kon¬ 
gressbeschlüsse entscheidet nach der Geschäftsordnung jetzt 
die Zahl der von den Delegirten vertretenen Bergarbeiter. 
Dieser Abstimmungsmodus giebt den Engländern, sobald 
sie geschlossen stimmen, unbedingt das Uebergewicht über 
die andern Nationalitäten. Aber selbst wenn sie sich spalten, 
braucht nur eine kleinere Gruppe sich der Abstimmung zu 
enthalten und der grosse „Bund der britischen Bergarbeiter“ 
mit seinen 475000 Hintermännern hat es in der Hand, 
für sich allein zu bestimmen, was als Kongressbeschluss 
gelten soll. Eine solche Praxis verletzt die andern Natio¬ 
nalitäten zu sehr, als dass sie beibehalten werden könnte. 
Die deutsche Delegation ist deshalb vor dem Auseinander¬ 
gehen übereingekommen, darauf zu dringen, dass künftig 
nur das als Meinungsäusserung des Gesammtkongresses 
verkündet werden darf, was von jeder einzelnen theil- 
nehmenden Nation durch Mehrheitsbeschluss angenommen 
wurde. Gehen die einzelnen Nationen in ihren Abstimmungs¬ 
ergebnissen auseinander, so soll überhaupt keine Meinungs¬ 
äusserung des Gesammtkongresses vorliegen; es ist dann 
nur zu konstatiren, welche Nation für, welche gegen den 
Antrag sich erklärt haben. Nur ein von allen Nationali¬ 
täten gebilligter Antrag geniesst ja auch das Ansehen, das 
ihn geeignet macht, einen bestimmenden Einfluss auf die 
öffentliche Meinung zu Gunsten der Bergarbeiter aus¬ 
zuüben. 

So hat man aus dem 5. internationalen Bergarbeiter¬ 
kongress gelernt, wie man künftige Kongresse organisiren 
muss, und das ist, zusammen mit den werthvollen, prak¬ 
tischen Ergebnissen des Kongresses, ein grosser Gewinn 
für die Arbeitersache der ganzen Welt, deren gewerkschaft¬ 
liche Angelegenheiten mehr und mehr auf das internationale 
Gebiet hinüberspielen. 

Berlin. Georg Ledebour. 


Falkenau und Ostrau. 


Oesterreich wird seit einigen Wochen von einem förm¬ 
lichen Strikefieber geschüttelt. Ueberall Arbeitseinstellungen! 
In Wien striken zum Theile heute noch grosse Branchen, 
wie Tischler und Bauarbeiter. Die meisten der Arbeits¬ 
einstellungen der letzten Zeit gingen verloren, wie der 
Wiener Gasarbeiterstrike. Und doch, kaum ist ein Strike 
verloren, so bricht ein neuer aus. Unsere Staatsmänner 
und Politiker, deren sozialpolitisch-minderwerthige Qualifi¬ 
kation nicht genug betont werden kann, sehen die Lö¬ 
sung dieses Räthsels darin, dass wüste Agitatoren, Leute, 
die von der Agitation leben, die Arbeitermassen in die 
Strikes hineinhetzen. Der Kenner der Verhältnisse weiss 
nun, dass gerade alle Arbeitseinstellungen der letzten Zeit 
gegen den Willen der sog. Führer geschehen sind. Mit 
einem Worte: das herrschende Strikefieber ist nur ein sehr 
verständliches Symptom eines Krankheitszustandes, unter 
dem der ganze ökonomische Gesellschaftskörper leidet. 

Dass die Krankheit nun gerade in dieser bestimmten 
Form sich äussert, hat wieder seine bestimmte österreichi¬ 
sche Ursache. Man ist seit jeher bei uns von Seiten der 
Behörde jedem Versuch der Arbeiterschaft, sich zu organi¬ 
siren, aufs feindseligste entgegengetreten. Nun wuchs aber 
die Macht der Arbeiterklasse durch ihre Einigkeit und durch 
die Klugheit ihrer Vertrauensmänner in den letzten acht 
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Jahren gewaltig. Sie wurde so stark, um endlich auch 
die Widerstände der Obrigkeiten brechen zu können. Die 
Arbeiter eroberten sich politische Bewegungsfreiheit und in 
dem Maasse, als sie eine politisch achtungsgebietende Partei 
wurden, trachteten sie nach einer ökonomischen Fachorga¬ 
nisation. Diese Gewerkschaftsbewegung in grösserem Stile 
ist also in Oesterreich ziemlich jungen Datums. Die Massen 
sind noch nicht durch sie und auf sie geschult, sie aner¬ 
kennen noch nicht die Autorität ihrer freigewählten Ver¬ 
trauensmänner und im richtigen Instinkte der Macht der 
Organisation fehlen sie nur darin, dass sie deren verhält- 
nissmässige Jugend und Kleinheit übersehen. Hat nun aber 
gar eine solche junge Fachorganisation bereits ein kleines 
Vermögen von vielleicht 20—25000 Gulden beisammen, so 
giebt es dann nur zu viele, denen diese Summe als genü¬ 
gend erscheint, um in einem Strike eine ganze Reihe von 
Forderungen erkämpfen zu können. 

Die Erstarkung der gewerkschaftlichen Organisation 
wird hier Wandel schaffen, vorausgesetzt, dass man nicht, 
wie so oft in Oesterreich das Gute gewaltsam von oben 
herab hindert. 

Auch die geschlossene Fachorganisation der Bergarbeiter 
ist jungen Datums. Hier arbeiten die Organisatoren unter 
besonders schwierigen Verhältnissen. Die Ausbeutung der 
Arbeiterschaft zumal in den böhmischen und mährisch¬ 
schlesischen Kohlengebieten ist sehr gross. Die elende 
wirthschaftliche Lage der Bergarbeiterschaft ist ein gewal¬ 
tiges Hinderniss bei den Versuchen, sie zu ralliiren. Strikes, 
die in diesen Gebieten jedes Jahr ausbrechen, sind elemen¬ 
tare Ausbrüche der Verzweiflung. Noch tragen sie den 
Charakter einer mehr dumpfen, passiven Verzweiflung an 
sich. Ich glaube bei meinem kurzen Aufenthalte in Falke- 
nau a. E. die Art der Bevölkerung erkannt zu haben. Sie 
ist kirchengläubig, zufrieden, unterwürfig und arbeitseifrig. 
Wenn unter diesen Leuten ein Strike ausbricht, dann muss 
er tief berechtigt sein. Mitte April traten die Arbeiter des 
ganzen Falkenauer Reviers, gegen 5000, in den Strike, weil 
ihnen eine Lohnreduktion angekündigt worden war. Die 
Arbeitseinstellung erfolgte ohne eigentliche Verabredung 
ziemlich gleichzeitig auf 32 Schächten. Die „Führer“ sahen 
die Strikebewegung herankommen und machten Anstren¬ 
gungen, um die Niederlegung der Arbeit zu verhindern. 
Das konnte wirksam nur in Versammlungen geschehen. 
Schmidt, der Leiter der Bezirkshauptmannschaft in Falkenau 
verbot aber alle Versammlungen. Am 27. April interpellirte 
ich im Abgeordnetenhause den Herrn Minister des Innern 
über die völlig gesetzwidrige Handlungsweise des genannten 
Amtsleiters. 

Für den 4. Mai hatten die „Führer“ eine Versammlung 
in Falkenau angekündigt mit der Tagesordnung: 1. Wieder 
aufnahme der Arbeit; 2. das Bruderladengesetz. Auch diese 
Versammlung wurde verboten. Infolgedessen kamen die 
Vertrauensmänner der Schächte Donnerstag den 3., der ein 
katholischer Feiertag ist, Nachmittag in einem Dorfe, zwei 
Stunden von Falkenau entfernt, zusammen, um über die Lage 
zu berathen. Zur gleichen Zeit hatten einige hundert Berg¬ 
arbeiter ausFalkenau und der nächsten Umgebungbeschlossen, 
in einem Waldwirthshause sich zusammenzufinden. Auf 
dem Rückwege dieser Schaar erfolgte nun jener Zusammen- 
stoss mit den Gensdarmen, bei dem drei Menschen getödtet 
und acht verwundet wurden. Ich habe meine Meinung über 
diesen Zusammenstoss im Abgeordnetenhause am 10. d. M. 
gelegentlich eines Antrages auf eine parlamentarische Unter¬ 
suchungskommission ausführlich auseinandergesetzt und 
meine Erfahrungen, die ich an Ort und Stelle gesammelt 
hatte, mitgetheilt. Mein Antrag wurde verworfen und an 
seiner Stelle beschlossen, der Gewerbcausschuss solle den 
Bericht der Regierung entgegennehmnen und dem Hause 
referiren. Das wurde am 10. beschlossen und der Aus¬ 
schuss hielt richtig schon am 18. d. M. eine Sitzung, in 


der die Regierung durch den Mund des Ministers des 
Innern, Marquis Bacquehem, auch bereitwillig versprach, in 
etwa acht Tagen dem Ausschüsse den gewünschten Bericht 
zu erstatten. Ich ergreife schon heute die Gelegenheit, um 
auf diese Scheinaktion der Regierung und der Parlaments¬ 
mehrheit hinzuweisen. Auf diesem Wege kann die Wahr¬ 
heit nicht zu Tage kommen. Die Erhebungen werden durch 
die Schuldigen oder wenigstens Mitschuldigen gemacht, d. h. 
durch die Landeschefs. Als ich vor Jahren die Zustände 
im Wiener Allgemeinen Krankenhause schilderte, wurde sogar 
eine eigene Untersuchungskommission niedergesetzt und ich 
von der Regierung eingeladen, ihr beizutreten. Da habe 
ich, wie wir hier in Wien sagen, meine blauen Wunder 
erlebt und ich weiss seitdem genau, wie in Oesterreich 
behördliche Untersuchungskommissionen arbeiten! 

Am Tage, bevor ich meinen Antrag stellte, am 9. d. M., 
war es auch in Polnisch-Ostrau zum Blutvergiessen ge¬ 
kommen. Hier war die Zahl der Todten und Verwundeten 
viermal so gross als in Falkenau. Das grosse Ostrauer 
Kohlengcbiet, zum Theil in Mähren, zum'Theil in Schlesien 
gelegen, zählt zwischen 20 000 — 30000 Arbeiter. Riesige 
Gewinne der Unternehmer paaren sich mit dem grössten 
Elend der arbeitenden Bevölkerung, die meistentheils 
slavisch ist, wie in Falkenau deutsch. Blutige Zusammen- 
stösse sind da nichts neues. Hier brach der Strike am 
2. Mai aus. Seit dem Jahre 1890 herrschte die Uebung, 
dass an den Tagen vor den Sonn- und Feiertagen blos eine 
achtstündige Schicht gemacht wurde. Am 1. Mai hatte eine 
ziemlich grosse Zahl der Arbeiter gefeiert, und als sie am 
2 . einfahren wollten, glaubten sie, da am 3. ein Feiertag 
war, blos eine achtstündige Schicht arbeiten zu müssen. 
Es ist nicht klar, wie die Sache weiter gekommen ist. 
Wollten etwa einzelne Grubeningenieure den verlorenen 
1. Mai dadurch einbringen, dass sie am 2. eine längere 
Schichtarbeit verlangten oder missverstanden sie die Arbeiter, 
als wollten diese überhaupt den Achtstundentag, oder wollten 
sie sie in diesem Sinne missverstehen — genug, die Arbeiter 
waren der Meinung, man wolle ihnen die Errungenschaft des 
Jahres 1890 wieder entreissen und sie traten massenhaft in 
den Strike, der auf seinem höchsten Stand etwa 15 000 Ar¬ 
beiter umfasste. Auch hier waren die Führer gegen den 
Strike. Auch hier spielen Versammlungsverbote eine 
grosse Rolle. 

Natürlich hatte ich in meinen Antrag vom 10. Mai auch 
die Affäre von Polnisch-Ostrau einbezogen. Der Minister 
des Innern erklärte Namens der Regierung auf das Ent¬ 
schiedenste, dass diese einen solchen Eingriff in die 
Exekution, wie er durch meinen Antrag beabsichtigt sei, 
nicht dulden könne. Es entspann sich eine längere Debatte, 
die mit Ablehnung meines Antrages endete. Nach einer 
Unterbrechung der Sitzung, zu der die Mehrheit des Hauses, 
die wohl fühlte, dass man die Sache so nicht beenden könne, 
sich gezwungen sah, wurde der oben erwähnte Antrag des 
Abgeordneten Dr. Russ angenommen. 

Aus den Tagesblättern ist bekannt, dass die Strikes in 
Falkenau und Ostrau so gut wie beendet sind und dass 
beide für die Arbeiterschaft, wenigstens vorderhand, keinerlei 
Erfolg gehabt haben. Die Arbeiterschaft wird aus ihnen 
lernen, dass es ihre erste Aufgabe ist, ihre Organisationen, 
die ökonomischen und politischen, aus- und aufzubauen und 
stark zu machen. 

Mit Recht fordern die Bergarbeiter ungestüm den Acht¬ 
stundentag. Seine Eroberung ist der erste Schritt zur Mög¬ 
lichkeit einer festen Organisation. Er ist wohl auch nur 
eine Frage kurzer Zeit. Einen der grössten Klagepunkte 
bildet sodann die Frage der sog. Werkskonsumvereine. Das 
sind merkwürdige Institute, die nicht mit den Arbeiter- 
konsiimvereinen zu venvcchseln sind und die unter allerlei 
raffinirt verschleierten Formen Truck und Wucher üben. 
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Daher stellte ich am 18. d. M. folgende drei Dringlichkeits¬ 
anträge: 

„I. § 3, al. 1 und 2 des Gesetzes vom 21. Juni 1884, No, 115 
R.-G.-Bl., über die Beschäftigung von jugendlichen Arbeitern 
und Frauenspersonen, dann ül)er die tägliche Arbeitsdauer und 
die Sonntagsruhe beim Bergbaue werden ausser Kraft gesetzt 
und haben künftig zu lauten: 

„§ 3. Die Schichtdauer aller im Bergbau beschäftigten 
Arbeiter darf acht Stunden nicht übersteigen. Der Beginn 
der Schicht wird bei den unter Tag beschäftigten Personen 
nach der Zeit der Einfahrt, ihre Beendigung nach der vollen¬ 
deten Ausfahrt berechnet. 

Ausnahmen hievon kann der Ackerbauminister für hoch¬ 
gelegene Bergbaue mit der Maassgabe bewilligen, dass die 
Zeit von 48 wirklichen Arbeitsstunden in der Woche nicht 
überschritten werden darf.“ 

Der Gewerbeausschuss wird beauftragt, diesen Antrag so¬ 
fort in Berathung zu ziehen und dem Hause ehestens über das 
Ergebniss seiner bezüglichen Berathungen Bericht zu erstatten. 

II. Der Gewerbe-Ausschuss wird beauftragt, sofort eine 
Enquete über die Verhältnisse bei den Werks-Konsuinvcreinen 
zu veranstalten und ehestens dein Hause einen Gesetzvoi schlag 
zu unteibreiten, der nöthigenfalls das Verbot dieser Werks- 
Kunsurnvereine ausspricht. 

III. Der Budgetausschuss wird beauftragt, noch in dieser 
Session dem Hause Vorschläge, betretend die Unterstützung 
der Hinterbliebenen der am 3. Mai in Ealkenau und am 9. Mai 
in Polnisch-Üstrau getödteten Arbeiter vurzulegcn.'* 

Die Anträge wurden natürlich von den Koalitionspar¬ 
teien niedergestimmt oder, wie man sich höflicher aus¬ 
drückt, der geschäftsordnungsmässigen Behandlung über¬ 
antwortet. 

Zum Schlüsse ein interessantes Detail, das, wie ich 
denke, hinlänglich den Ernst der Regierung bezüglich einer 
ernsthaften Sozialpolitik charakteri.sirt. Der Gewerbeaus¬ 
schuss beräth über ein Gesetz, betrelTend die Einführung 
einer amtlichen Arbeiterstatistik. Der Abgeordnete Neu- 
wirth hatte schon vor zwei Jahren einen denselben Gegen¬ 
stand betreffenden Antrag gestellt. Nun hat unser I landels- 
minister Graf Wurmbrand in einer grossen Rede, die er 
am verflossenen Samstag gehalten hat, den Gewerbeaus¬ 
schuss wegen zu geringen Arbeitseifers getadelt und dabei 
insbesondere auf die eben erwähnte Vorlage hingewdesen. 
Der Abgeordnete Neuw'irth, der vom Au.sschusse zum Refe¬ 
renten für diese Vorlage bestimmt worden war, replizirte 
scharf und wies darauf hin, dass die Schuld an der V^er- 
zögerung der Fertigstellung dieses Gesetzes hauptsächlich 
darin liege, dass die hohe Regierung und er sich über 
einen wichtigen Punkt nicht einigen könnten. Die Vorlage 
schlicsst die Erhebungen bezüglich der ländlichen und der 
Bergarbeiter aus, und er, der Referent, wolle sie einbezogen 
haben. Er glaube nicht, dass die Regierung in der Atmo¬ 
sphäre von Falkenau und 0.strau Recht habe, auf ihrer 
Ansicht zu bestehen. Das war ein glückliches Wort. — Der 
ganze Zwischenfall beleuchtet aber grell die Einsicht und 
den Willen der österreichischen Regierung. 

Wien, 21. Mai 1894. Engelbert Pernerstorfer. 


Soziale Wirthschaftspolitik und Wirthschafts- 
statistik. 

Landwirthschaftliche Kreditgenossenschaften in Frank¬ 
reich. E. Labiche hat dem Senate seinen Bericht über 
die von der Kammer abgeänderte „Loi relative ä la cröa- 
tion de Societes de credit agricole“ erstattet, der die 
Grundlage für die Senatsverhandlungen bilden wird. Es 
handelt sich in dem Gesetzvorschlage nicht um Kredit mit 
langem Termine und hypothekarische Sicherstellung, sondern 
um den Kredit, der zur Befriedigung momentaner Bedürf¬ 
nisse des Bauern bestimmt ist, des Kredites, den, wie sich 
der Bericht ausdrückt, der Kaufmann und Industrielle sich 
durch Escomptirung verschafft. Als Muster für die zu bil¬ 


denden Gesellschaften dienen die Raiffeissen’schen und ähn¬ 
lichen Kassen; Mitglieder sollen sein alle oder ein Theil 
der Mitglieder eines landwirthschaftlichen Syndikates. Zur 
Verhinderung von Spekulationen ist die Ausgabe von Aktien 
oder die Auszahlung von Dividenden verboten. Die Ge¬ 
nossenschaften stehen unter dem Handelsgesetze und sind 
von der Steuer auf mobile Werthe befreit. Besondere Be¬ 
stimmungen suchen die Anlage eines Reservefonds zu regeln. 


Gewerkschaftliche Arbeiterbewegung. 


Fünfter internationaler Bergarbeiterkongress. (Schluss 
des Berichtes.) Zu dem in der vorigen Nummer gegebenen 
Referat ist über die beiden letzten Sitzungstage vom 18. und 
19. Mai Folgendes nachzutragen. In der belgischen Reso¬ 
lution, die Haftpflicht der Unternehmer betreftend, die wir 
bereits mitgetheilt haben, hat die Kommission das Wort 
belgisch gestrichen und die Resolution deckt sich nun 
mit den in England unter dem Namen Chamberlain scheme 
bekannten Bestrebungen. 

Bei der Abstimmung stimmten die Engländer einstimmig 
gegen, die übrigen Nationen einstimmig für die Resolution; 
nach der Geschäftsordnung ist demnach die Resolution ab¬ 
gelehnt, da die Engländer die Mehrheit der Mandatare hinter 
sich haben. 

Den vierten Punkt der Tagesordnung bildet die Bera¬ 
thung der Frage, wie der sogenannte „living wage" (Lebens¬ 
lohn, zum behaglichen Leben ausreichende Lohn) erlangt 
und festgestellt werden solle. Die englische Delegation 
beantragt folgende Resolution: 

Der Kongress ist der Meinung, dass der einzige Weg, einen 
Leben.slohn zu erhalten und zu behalten, die Organisation ist, 
und dass keine Frage, welche den Lohn betriflt, entschieden 
werden kann, ohne das die Arbeiter und Angestellten Kenntniss 
nehmen können von den Gewinnen, Verlusten, Verkaufs¬ 
preisen u s. w. 

Edwards begründet den Antrag. Von jeher sei die 
Politik der englischen Gewerkschaften gewesen auf einen 
„living wage“ zu dringen. Anläs.slich des letzten grossen 
siegreichen Bergarbeiterstrikes von 1893 sei diese Forde¬ 
rung aber besonders zum Schlachtruf erhoben worden. 
Nun ist das Wort in die gewerkschaftliche Sprache der 
Bergleute übergegangen. Der einzige Weg den „living 
wage" zu erreichen und zu behalten sei der, den Unter¬ 
nehmer zu zwingen, keine Lohnreduktion ohne weitere An¬ 
kündigung vorzunehmen. Wollen sie die Löhne reduziren, 
so sollen sie verpflichtet sein, ihren Arbeitern und Ange¬ 
stellten Einsicht in ihre Bücher zu gestatten, ihnen zu 
zeigen, wie die Geschäfte gehen, ihnen Gewinn und Verlust 
vorrechnen, und ihnen beweisen, dass der Kohlenmarkt 
eine sinkende Tendenz habe. Erst dann, wenn die Unter¬ 
nehmer zur Genüge für die Arbeiter diesen Nachweis ge¬ 
führt haben, dürfen sie die Löhne reduziren. Nur durch 
solche Vorkehrungen ist es möglich, den „living wage“ auf¬ 
recht zu erhalten. 

Namens der deutschen Delegation erklärt Brodam, dass 
die Deutschen die gesetzliche Regelung der „living wage“ 
fordern. Wenn es der gew'erkschaftlichen Organisation ge¬ 
lingt, höhere Löhne durchzusetzen, so werden sie den Berg¬ 
leuten, sobald die Kohlcnpreisc sinken, wieder vor der Nase 
weggenommen. Das Ge.setz wüsse diesem Unfuge der Un¬ 
ternehmer ein Ende machen. Bindendes müsse beschlossen 
und von der Gesetzgebung gefordert werden. Die engli¬ 
schen Kameraden haben zwar im vergangenen Jahre ge¬ 
siegt, jetzt aber seien ihre Kassen leer, und wenn es wieder 
zum Kampf kommt, könne der Ausgang ein ganz anderer 
sein und die Bergarbeiter unterliegen. Deshalb sollten auch 
die Engländer einen gesetzlichen Minimallohn fordern. 

Brodam beantragt den Zusatz: 

„Der Kongress fordert, dass in jedem Lande das Lohn- 
minimum gesetzlich festgelegt werde." 

Bei der Abstimmung über das Amendement stimmen 
die Engländer dagegen, die Deutschen, Franzosen und Bel¬ 
gier dafür. Nach der Geschäftsordnung gilt ein Antrag für 
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angenommen, wenn die Majorität der Mandatgeber sich da¬ 
für ausspricht. Es sind dagegen 645000 Engländer, 462300 
der übrigen Nationen, das Amendement ist also abgelehnt. 
(Protestrufe der Deutschen, Belgier und Franzosen.) 
Die Abstimmung über die Resolution ohne das Amende¬ 
ment ergiebt: Die Engländer mit Ausnahme der Delegirten 
für Durham und Northumberland (120000 Mandatgeber), die 
sich der Abstimmung enthalten, stimmen dafür, d. h. 525000 
Mandatgeber. Dagegen stimmen 462300 deutsche, franzö¬ 
sische, belgische und österreichische Mandatgeber. Die Re¬ 
solution ist also mit einer Majorität von 627(X) Stimmen 
vertretener Bergleute angenommen. 

Zu Punkt 5 der Tagesordnung: „Ueberproduktion und 
was von internationaler Seite geschehen muss, um dieselbe 
zu verhindern," liegt folgende Resolution der Belgier und 
Franzosen vor: 

In anbetracht dessen, dass die Ueberproduktion die erste 
Ursache der beklagenswerthen Lage der Bergarbeiter ist, dass 
sie ebenso gegen ihre Interessen als gegen die der Arbeitgeber 
verstösst, 

in anbetracht dessen, dass es dringend geboten ist, dem 
eine Ende zu machen, indem man die Produktion regelt, d. h. 
sic den Bedürfnissen der Konsumenten durch internationale 
Verständigung anpasst, 

in anbetracht dessen, dass diese Verständigung nur unter 
Arbeitern möglich ist, 

in anbetracht dessen, dass, um die erzielten Resultate zu 
überwachen und aufrecht zu erhalten, die Organisation eines 
internationalen Arbeiterkoinitees in Kraft tritt, 
so erklärt der Kongress: 

Dass es durchaus nothwendig ist, sich ohne Zögern auf den 
von E. Lewy angegebenen Weg zu begeben." 

Marville, einer der Antragsteller, führt aus: Die vor¬ 
liegende Resolution ist die wichtigste von allen, sie enthält 
in sich die Garantie für den Achtstundentag und das Lohn¬ 
minimum. Infolge der Ueberproduktion werden zeitweilig 
die Arbeiter zu ungeheurer (jeberanstrengung gezwungen, 
wenn dann der Markt überfüllt ist, schränkt man die Pro¬ 
duktion ein, entlä.sst die Arbeiter, ohne Rücksicht auf das 
Elend, das ihrer Familien wartet, oder man drängt durch 
Machinationen aller Art die Arbeiter zum Strike. Durch 
internationale Regelung der Produktion, die besonders bei 
der Kohlenproduktion leicht möglich ist, wie sie Lewy, ein 
ehemaliger Bergwerksdirektor, der sehr fortgeschrittenen 
Ansichten huldigte, vorgeschlagen habe, seien die Forde¬ 
rungen zu verwirklichen. 

Callewaert setzt die Vorschläge zur Verhinderung der 
Ueberproduktion auseinander. Das Lewy-Programm zerfalle, 
kurz zusammengefasst, in zwei Theile. Im ersten Theile 
wird auseinandergesetzt, wie es möglich sei, die Löhne in 
kurzer Zeit zu erhöhen; im zweiten, wie sich diese hohen 
Löhne sich aufrecht erhalten lassen. Zum ersten Zwecke 
ist eine Reduktion der Produktion durch internationale 
Verständigung der Bergarbeiter aller Kohlen produ- 
zirenden Länder geboten. Es darf nur bis zur Höhe 
der jährlichen Konsumtion gesteigert werden. Die An¬ 
sammlung kolossaler Kohlenlager muss verhindert werden, 
da sie den Arbeitern immer, den Unternehmern sehr häufig 
zum Schaden gereichen. Um hierhin zu gelangen, muss 
die Arbeit auf vier oder fünf Tage der Woche beschränkt 
werden. Dagegen müssen die Löhne für 5 oder 6 Tage in 
der Woche bezahlt werden. Das bedeute eine sofortige 
Erhöhung der Löhne um 25 pCt. Ferner sollen in einem 
Zeitraum von drei Monaten die Löhne um weitere 50 pCt. 
erhöht werden und zwar 14 Tage nach Annahme des 
Lewy’schen Vorschlages um 10 pCt., einen Monat später um 
weitere 10 pCt., nach Verlauf eines zweiten Monats um 
weitere 10 pCt. und nach abermals einem Monat um die 
letzten 20 pCt. Aus dem durch höhere Preise erzielten 
Gewinn sollen 25 pCt. den Arbeitern und 75 pCt. dem 
Kapital als besondere Dividende zufallen. Ausserdem soll 
der Achtstundentag überall eingeführt werden. In allen 
denjenigen Kohlenbergwerken der Welt, die nicht innerhalb 
acht Tagen formell diese von einer internationalen Kon¬ 
ferenz der Bergarbeiter beschlossenen Vorschläge ange¬ 
nommen haben, soll der allgemeine Strike ausbrechen. Die 
Wahl zwischen 4 oder 5 Arbeitstagen in der Woche bleibt 
den einzelnen Ländern je nach dem Stande der Kohlen¬ 
konsumtion überlassen. 


Zur Frage der Ueberproduktion schlägt die deutsche 
Delegation folgende Resolution vor: 

„Der Kongress erklärt, um der Ueberproduktion zu steuern, 
ist es zunächst nothwendig, die Arbeitszeit zu verkürzen und 
den Lohn zu erhöhen, da die Ueberproduktion wesentlich auf 
Unterkonsumtion zurückzuführen ist. Die ganze Ueberproduktion 
gänzlich zu beseitigen, ist erst dann möglich, wenn die kapita¬ 
listische Gesellschaftsordnung in eine dem Gemeinwohl dienende 
Gesellschaftsordnung umgewandelt ist." 

Die Engländer beantragen folgende Resolution: 

„Der Kongress ist der Ansicht, dass die Ueberproduktion 
von Kohlen von der Einführung ungelernter Arbeiter in die 
Bergwerke und der ungeheueren Zunahme der Konkurrenz der 
Händler untereinander herrührt. Der Kongress kommt deshalb 
überein, dass alle Nationalitäten jedes zulässige Mittel an¬ 
wenden sollen, um die Kohlenförderung einzuschränken und 
mit gesetzlichen Mitteln versuchen sollten, die ungelernten 
Arbeiter von der Einfahrt in die Bergwerke für die Zukunft 
abzuhalten.“ 

Die Abstimmung über die englische Resolution ergiebt 
ihre Ablehnung durch die Deutschen, Oesterreicher, Fran¬ 
zosen und Belgier. (463(X)0 Mandatare.) Von den Englän¬ 
dern enthalten sich die Delegirten von Northumberland und 
Durham der Abstimmung. Die Vertreter von Süd-Wales 
sind bereits abgereist. Die übrigen englischen Delegirten 
stimmen dafür. (475000 Mandatare.) 

Die englische Resolution ist demnach angenommen. 

Protestrufe der Deutschen, Franzosen und Belgier. 

Calvignac verlangt erregt Abstimmung für seine Reso¬ 
lution. 

Der Präsident lässt die Abstimmung als der Geschäfts¬ 
ordnung widersprechend nicht zu. (Unruhe,) 

In der Schlusssitzung vom 19. Mai fehlen die Engländer, 
deren Reisedispositionen sie zur Abreise zwangen, bis auf 
die zwei Delegirten Bailey und Johnson, die mit der Ver¬ 
tretung der übrigen englischen Delegirten beauftragt wurden. 
Um missverständliche Auffassungen zu zerstreuen, sagt 
Bailey: 

Im Aufträge und im Namen der abgereisten englischen 
Delegirten habe ich die Erklärung abzugeben, dass nicht 
die Absicht, den Kongress zu sprengen, die Engländer 
vorzeitig hat abreisen lassen. Wir sind bereits seit neun 
Tagen von der Heimath abwesend, und trotz der be¬ 
schleunigten Abreise kommt die Mehrzahl erst nach vier¬ 
zehntägiger Abwesenheit zurück, wo ihrer als Sekretäre 
und Beamten der Organisationen die wichtigsten Arbeiten 
warten. Aus eigenem Herzen muss ich noch Folgendes 
hinzusetzen: Wir Engländer sind hierhergekommen, erfüllt 
von dem tiefsten, herzlichsten Bedürfnisse, im Vereine mit 
den Delegirten der anderen Nationen für die Verwirklichung 
der grossen Ziele der Bergarbeiterbewegung mitzuarbeiten. 
Wenn trotzdem Misshelligkeiten vorkamen, so waren diese 
doch mehr scheinbarer als wirklicher Natur. In Anbetracht 
der Verhältnisse und der bedeutenden Schwierigkeiten haben 
die kleinen Differenzen und Misshelligkeiten wirklich keine 
Bedeutung und erscheinen durchaus nicht verwunderlich. 
Bei der brüderlichen Gesinnung, bei der Gemeinsamkeit der 
Ziele, die alle Arbeiter vereint, ist die endliche Verständi¬ 
gung aber gewiss, und von Kongress zu Kongress werden 
die Fortschritte der Arbeiterbewegung immer markanter zu 
Tage treten. 

Als Ort des nächsten internationalen Bergarbeiter¬ 
kongresses wird Paris gewählt. 

Zum Generalsekretär des internationalen Komitees wird 
einstimmig Piquard, zum Schatzmeister Burt gewählt. 

Damit sind die Arbeiten des Kongresses erledigt. 

Internationaler Textilarbeiter - Kongress. Ein inter¬ 
nationaler Textilarbeiter-Kongress wird am 24. Juli d. J. in 
Manchester zusammentreten. Die Gewerkschaft der Ver¬ 
einigten Baumwollenspinner, die voriges Jahr den bekannten 
heftigen Kampf mit den Fabrikanten führte, hat, verbunden 
mit den den englischen Gewerkschaften der übrigen Textil¬ 
zweige (Seiden, Wolle u. s w.) angehörigen Arbeitern einen 
Aufruf an die Textilarbeiter aller Länder erlassen. Aus 
Frankreich. Belgien, Amerika und der Schweiz sind bereits 
zustimmende Antworten eingegangen. Nach dem Vorwärts 
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soll auch an einer Betheiligung Deutschlands kein Zweifel 
bestehen. 

2ur Statistik der englischen Gewerkvereine. Die 

Mainummer der Labour Gazette veröffentlicht die wichtigsten 
Daten der im Druck befindlichen Statistik der Trade Unions 
pro 1892. Dem Berichte liegen die Mittheilungen von 599 
Gewerkvereinen zu Grunde, deren Mitgliederzahl sich auf 
1 250 000 beläuft. Die Gesammteinnahmen dieser Trade 
Unions beliefen sich 1892 auf 1 790 842 sE, die Ausgaben auf 
1 765 386 £. 298 Vereine mit 745 648 Mitgliedern zahlten an 
Arbeitslosenunterstützung 386 973 £; die Ausgaben für 
Strikezwecke beliefen sich für 308 Vereine mit 1103641 Mit¬ 
gliedern auf 467 291 £, und 193 Unions mit 585 389 Mit¬ 
gliedern verausgabten an Krankengeldern 214 613 £. Für 
einen Vergleich mit den Vorjahren eignen sich bloss die 
Mittheilungen von 381 Trade Unions, für welche sich gegen¬ 
über 1891 eine Steigerung der Mitgliederzahl von ungefähr 
3 pCt. ergiebt, während die Einnahmen derselben eine 
Steigerung von 21,8 pCt. erfuhren, wogegen sich ihre Aus¬ 
gaben gar um 44 pCt. steigerten, was vorwiegend auf die 
Zunahme in der Unterstützung der Arbeitslosen entfällt. 


Politische Arbeiterbewegung. 


Kongress der ungarischen Sozialdemokratie. Pfingsten 
fand in Budapest der Parteitag der ungarischen Sozial¬ 
demokratie statt, auf welchem besonders die zahlreiche Ver¬ 
tretung der landwirthschaftlichen Arbeiter auffiel. 

Aus dem Bericht der Parteileitung ist hervorzuheben, 
dass seit dem letzten Parteitag im Januar 1893 in Budapest 
15 und der Provinz 26 neue Gewerkschaften und andere 
Organisationen gebildet worden sind. Was die Parteipresse 
angeht, so bestanden 4 politische und 5 gewerkschaftliche 
Organe mit einer Auflage von ca. 11 000 Exemplaren. 

Der wichtigste Vorgang auf dem Kongresse bestand in 
der Einigung der beiden Fraktionen der ungarischen Sozial¬ 
demokratie, die durch Annahme der folgenden Resolution 
vollzogen wurde. 

„Der Kongress beschliesst, dass dieFeindseligkeiten zwischen 
den beiden sozialdemokratischen Fraktionen in Üngaim von nun 
an ihr Ende erreicht haben, die Streitaxt begraben und über 
alles bisher Geschehene der Schleier der Vergessenheit gebreitet 
werde. Die zwei Fraktionen vereinigen sich zu einer einzigen 
sozialdemokratischen Paitei, die ohne Rücksicht jedweder Per¬ 
sönlichkeit, ihrem vorgesteckten Ziele zuschreitet.“ 

Die Bedingungen des Friedensschlusses waren, dass 
keine der Allgemeinen Arbeiterkrankenkasse nahestehende 
Person in der Partei eine Vertrauensstellung einnehmen 
dürfe, dass ferner die Wochenblätter „A Munkäs“ und „Ar¬ 
beiterpresse“ zu erscheinen auf hören und an Stelle der 
letzteren ein anderes deutsches Wochenblatt herausgegeben 
werde und die Parteileitung aus Vertretern .beider Lager in 
gleicher Zahl zu wählen sei. 

Kongress der Sozialisten Liguriens. Zu denjenigen 
Gebieten Italiens, in denen trotz hoher industrieller Ent¬ 
wickelung der proletarische Sozialismus bisher noch geringe 
Verbreitung gefunden hatte, gehörte Ligurien, der schmale 
Küstenstreifen, der den Golf von Genua umsäumt. Die 
Gründe, weshalb der Sozialismus hier nur geringe Fort¬ 
schritte gemacht hat, sind mannigfaltig. Entscheidend vor 
allem sind wohl die Mazzinische Tradition des Ländchens 
und die eigenthümliche Abhängigkeit des Gedeihens vieler 
dortigen Indu-strien vom guten Willen der Regierungs¬ 
parteien (vgl. Sombart, „Italienische Briefe“ III. im Sozial¬ 
politischen Centralblatt No. 31 vom 30. April 1894). Die 
Sozialdemokraten haben sich aber .durch alF diese Hinder¬ 
nisse nicht abhalten lassen, ja sind gerade dadurch bestimmt 
worden, die Gegend in besonders liebevolle Pflege zu 
nehmen. Seit einigen Jahren wird mit zäher Ausdauer die 
systematische Agitation von den Sozialisten in Ligurien be¬ 
trieben, und wie es scheint nicht ohne Erfolg. Vor einigen 
Monaten ist ein neues sozialdemokratisches Wochenblatt 
„L’era nuova“ begründet worden, das in Genua und Um¬ 
gegend ziemlich verbreitet ist. Der erste bedeutende Er¬ 


folg aber, den die sozialistische Propaganda aufzuweisen 
hat, ist der am 13. d. M. zu Sanpierdarena bei Genua ab¬ 
gehaltene Kongress der Sozialisten Liguriens. Es ist der 
erste seines Stammes. Trotzdem waren bereits nicht 
weniger als 40 Vereine durch 100 Delegirte auf ihm ver¬ 
treten. 

Von dem reichhaltigen Programm verdient vor allem 
Beachtung derjenige Punkt, der die Stellungnahme der sozia¬ 
listischen Arbeiterpartei zur ländlichen Bevölkerung zur 
Sprache und Entscheidung brachte. Die Beschlüsse des 
Kongresses sind wiederum, wie schon wiederholt in Italien, 
in wesentlich kleinbäuerlichem Sinne gefasst; sie lauten wie 
folgt; 

„Der Kongress stellt in Anbetracht der Gestaltung, die 
die agrarischen Verhältnisse in Ligurien angenommen haben, 
als Forderungen auf: 

1. Expropriation aller nicht, wenig oder schlecht ange¬ 
bauten Flächen gegen eine Entschädigung, die auf Grund 
des gegenwärtigen Ertrages der Ländereien zu bemessen 
ist; Hingabe dieser Terrains zur Nutzung an Arbeitergenossen¬ 
schaften gegen massiges Entgelt, — dieses alles durch Ver¬ 
mittelung der Gemeinden; 

2. Errichtung landwirthschaftlicher Genossenschaften mit 
Unterstützung der Gemeinden zum Zweck der gemeinsamen 
Beschaffung von Dünger und landwirthschaftlichen Maschinen 
zu gemeinschaftlichem Gebrauch; 

3. Verringerung der Liegenschaftsabgabe bei Besitz¬ 
veränderungen für die kleinen, vom Eigenthümer selbst 
bewirthschaftete Besitzungen; 

4. Aufhebung der Grundsteuer für eben dieselben Be¬ 
sitzungen und Gestattung, jedwede Abgabe in natura zu 
entrichten; 

5. Begründung unentgeltlicher agronomischer Lehrkurse 
und in Verbindung damit Errichtung der nöthigen Versuchs¬ 
stationen.“ 


Arbeiterschutzgesetzgebung und Gewerbe¬ 
inspektion. 

Zur Weiterbildung der deutschen Arbeiterschutzge- 
setzgebung. Nach Mittheilungen halbamtlicher Organe be¬ 
schäftigt man sich an den zuständigen reichsbehördlichen 
Stellen mit der Frage einer Einschränkung der Arbeitszeit 
in Bäckereien. Bekanntlich haben hierüber Erhebungen 
stattgefunden, und hat sich die Kommission für Arbeiter¬ 
statistik mit diesem Gegenstände beschäftigt. Zu endgiltigen 
Entschlüssen haben die Erwägungen nicht geführt, doch 
dürfte (!), nachdem festgestellt ist, dass zwanzigstündige Ar¬ 
beitszeiten im Bäckereigewerbe Vorkommen, ein Hinwirkung 
auf Einschränkung beschlossen werden. 

Des Weiteren wird an den gedachten Stellen das über 
die Arbeitszeit im Müllereigewerbe gewonnene Material 
einer Bearbeitung unterzogen, und soll diese später der 
Kommission für Arbeiterstatistik vorgelegt werden. 

Schliesslich gedenke man weitere Schritte bezüglich der 
Arbeitszeit im Handelsgewerbe zu thun. Die Ergebnisse, 
welche die bisherigen Untersuchungen gehabt, werden im 
Kaiserlichen Statistischen Amt bearbeitet. Im Herbst dürf¬ 
ten mündliche Vernehmungen über diese Frage eingeleitet 
werden. 

Zur Arbeiterschutzgesetzgebung im schweizerischen 
Transport- und Kommunikationswesen. Das schweize¬ 
rische Eisenbahndepartement hat, wie wir der Vossischen 
Zeitung entnehmen, schon vor. einiger Zeit eine Unter¬ 
suchung über die Wirksamkeit des Ruhetagsgesetzes zum 
Abschluss gebracht, und auf Grund derselben soll sich nun 
die Bundesversammlung entscheiden, welche Folge sie den 
Motionen Comtesse und Curti geben will. Von etwa 20000 
Angestellten der Normal- und Spezialbahnen (unter den 
letzteren sind die Drahtseilbahnen, Pferdebahnen, Berg¬ 
bahnen u. s. w. verstanden) wurden ungefähr fünfzehn Prozent 
vernommen, um über die Beobachtung der Ruhetage, der 
täglichen gesetzlichen Arbeitszeit und der Nachtruhe Auf¬ 
schluss zu ertheilen. Daraus ging hervor, dass das Gesetz 
allmählich nach fast vierjährigem Bestände eine bessere An- 
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Wendung findet. Die Eisenbahngesellschaftcn setzen ihm 
einen ernstlichen Widerstand nicht mehr entgegen und 
räumen ein, dass er mit den Interessen des Betriebes ver¬ 
einbar sei, vorausgesetzt, dass der Bundesrath — ein Recht, 
welches das Gesetz dieser Behörde zuschreibt — bei beson¬ 
deren Verhältnissen Ausnahmen von der Regel gestatte, 
ln den Anstalten des Staates (Post, Telegraph und Telephon) 
dürfen die Gesetzesbestimmungen noch in höherem Maasse 
als durchgeführt gelten; sie verursachten wegen der noth- 
wendig gewordenen Vermehrung des Personals der Bundes¬ 
kasse schon mehrmals einen Ausfall von jährlich etwa einer 
halben Million Franken. Die Motion Comtesse nun hatte 
den Zweck, die Zahl der Freisonntage herabzusetzen, welche 
17 beträgt, während sich die Zahl der Ruhetage insgesammt 
auf 52 beziffert. Es beschloss aber soeben die national- 
räthliche Kommission, eine solche Aenderung des Gesetzes 
nicht zuzulassen, und darin pflichtete sie dem Bundesrathe 
bei. Weil an den Sonntagen keine Güterzüge mehr fahren 
dürfen, ist es nicht unmöglich, die siebzehn Freisonntage 
zu gewähren, ohne dass dadurch die Betriebssicherheit 
Schaden leidet. Vielmehr erklärte sich die Kommission 
dafür, dass das Gesetz statt einer Verkürzung eine Erwei¬ 
terung erfahre; sie stimme der Motion Curti bei, die eine 
besondere Kontrole über die Vollziehung der Gesetzesbe¬ 
stimmungen erheischt, und zwar soll diese Kontrole gemäss 
den Absichten des Bundesrathes so eingerichtet werden, 
dass zwei neue Beamte des Eisenbahndepartements sie zu 
üben hätten. Aehnlich wie die Fabrikinspektoren würden 
diese Beamten im Bereiche der privaten Verkehrsanstalten 
über den Arbeiterschutz zu wachen haben und gewisser- 
maassen eine vermittelnde Haltung zwischen den Unterneh¬ 
mern und den Arbeitern beobachten müssen. Man hat die 
Erfahrung gemacht, dass die Fabrikinspektoren von den 
Fabrikanten längst nicht mehr als Feinde angesehen werden, 
und hofft ein gleiches Ergebniss von der Einsetzung eines 
Inspektorats für die Durchführung des Gesetzes, betreffend 
die Arbeitszeit in den Transportanstalten. In der Bevölke¬ 
rung erfreut sich das letztere grosser Sympathien und von 
den Gesellschaften wird jetzt zugegeben, dass seine Wir¬ 
kungen, auch die finanziellen, nicht so ungünstige seien, wie 
man anfänglich befürchtete. Auf die Verkehrsanstalten des 
Bundes soll die Inspektion nicht ausgedehnt werden. Hier 
w'ill man sie den bisherigen Verwaltungsorganen überlassen. 

Zum Achtstundentag in Frankreich. Der Abg. Jules 
Guesde brachte am 22. Mai in der Kammer einen Antrag 
ein, dem zufolge in den Bergwerken, Fabriken, Verkaufs¬ 
läden und auf den Bahnlinien die Angestellten oder Arbeiter 
nicht über acht Stunden täglich und nur sechs Tage in der 
Woche beschäftigt werden dürfen. Wo die Arbeit keine 
Unterbrechung leidet, wie in den Hochöfen oder im Eisen¬ 
bahndienste, da müsse dafür gesorgt werden, dass durch 
Einführung eines Schichtensystems der Einzelne nicht über 
48 Stunden wöchentlich beschäftigt werde. 

Gesetzentwurf gegen das Trucksystem in Italien. Auf 

Aufforderung des früheren Ministers Lacava hatte Nitti 
einen Gesetzentwurf gegen den Truck ausgearbeitet, der 
schon in einer Kommission berathen wurde und dessen 
GrundzOge nun in der Riforma Sociale veröfientlicht 
werden. Es wird Lohnauszahlung in klingender Münze in 
wöchentlichen oder 14tägigen Zwischenräumen verlangt, 
dagegen verboten Lohnabzug für Schulden (gewisse Fälle 
ausgenommen), Lohnauszahlung in Cafes, Gasthäusern u. dgl. 
Dem Truck durch die Untei nehmer selbst wird gleichgestellt 
die Lieferung von Konsumtionsgegenständen an die Arbeiter 
durch Verwandte der Unternehmer oder von ihnen ab¬ 
hängige Personen. Ausgenommen von den Bestimmungen 
des Gesetzes sind die landwirthschaftlichen Arbeiter. Die 
zur Bestrafung des Uebertreters führende Klage kann u. a. 
von den Societä di mutuo Soccorso aiisgehen; es kann aber 
auch das Gericht ex offo gegen den Uebertreter Vorgehen. 
Diese Bcslimmungen sollen die klagenden Arbeiter vor der 
Rache des Arbeitgebers, Entlassung u. dgl. schützen. 

Gesetz zu Gunsten der Arbeitslosen in Australien 

Wie die neuen Staaten der Arbeitslosigkeit abhelfen können, 
zeigt sich an dem vom Parlamente in Victoria beschlossenen 


Gesetze. Es begründet drei Arten von landwirthschaftlichen 
Niederlassungen: Village-communities, Homestead-associa- 
tions, Labour-colonies. Bis zu einer beträchtlichen Gesammt- 
höhe werden in kleinen Beträgen den Kolonisten der beiden 
ersterwähnten Arten von Staatswegen Vorschüsse gemacht. 
In den Village-communities erhält jeder Besiedler ein Land¬ 
stück für jedes der ersten 3 Jahre um einen Pachtschilling 
von ca. 50 Pfennig per acre; nach dieser Probezeit geht er 
einen 20jährigen Pachtvertrag ein, wogegen er sich zur 
allmählichen Abzahlung und zur Kultur und Melioration ver¬ 
pflichtet. Sind alle diese Bedingungen erfüllt, so geht das 
Eigenthum auf den Kolonisten über. — Die Homestead- 
associations bestehen aus mindestens 6 Personen. — Die 
Labour-colonies sind für Personen bestimmt, denen jedes 
Subsistenzmittel fehlt; jede Kolonie wird von einem fünf¬ 
gliedrigen Komitee verwaltet; zwei Drittel der Kosten 
werden vom Staate, ein Drittel von den Privaten getragen. 
Nach einer Woche Probearbeit erhält jeder Arbeiter durch 
den Direktor einen mässigen Lohn; nach Abzug seiner 
Unterhaltungskosten wird der Ueberschuss dem Arbeiter 
gutgeschrieben und er erhält ihn beim Verlassen der Ko¬ 
lonie, wenn er es nicht vorzieht, dass er regelmässig seiner 
Familie zukommt. 


Arbeiterversicherung. 


Hausweber und Invaliditäts- bezw. Altersversiche¬ 
rung. Am 2. Juli d. J. tritt der Beschluss des Bundesrathes 
vom 1. März d. J. in Kraft, nach welchem sich die Pflicht 
der Versicherung gegen Invalidität und Alter auch auf die 
in der Textilindustrie mit Weberei, Wirkerei und Maschinen¬ 
strickerei beschäftigten Hausgewerbetreibenden erstreckt, 
und zwar auch dann, wenn sie die Roh- und Hilfsstoffe 
selbst beschaffen, und auch für die Zeit, während welcher 
sie vorübergehend für eigene Rechnung arbeiten. Ferner 
erstreckt sich die Versicherungspflicht auf Personen, welche 
mit den zur Herstellung der Gewebe und Wirkwaaren er¬ 
forderlichen Nebenarbeiten (Spulerei, Scheererei, Schlich¬ 
terei u. s. w.) beschäftigt sind; endlich auf Personen, die mit 
der weiteren Bearbeitung oder Verarbeitung (Appretirung, 
Konfektion u. s. w.) der Gewebe und Wirkwaaren beschäf¬ 
tigt sind, soweit diese Arbeiten in den Betriebsstätten der 
Hausweber oder Hauswirker nebenher ausgeführt werden. 

Eine Denkschrift des Vorstandes der schlesischen Ver¬ 
sicherungsanstalt erklärt nun verschiedene Erläuterungen 
des Bundesrathsbeschlusses, z. B. die begriffliche Bestim¬ 
mung dessen, was unter Weberei u. s. w. zu verstehen ist, 
für dringend nothwendig. Der gesuchte Begriff sei nicht 
rechtlicher, sondern technischer Natur, d. h. die allgemeinen 
Merkmale, die vorhanden sein müssen, um eine Beschäfti¬ 
gung als „Weberei“ u. s. w. aufzufassen und demnach dem 
Bundesrathsbeschlusse unterwerfen zu können, seien nicht 
gesetzlich festgelegt, müssen vielmehr aus dem technischen 
Verfahren zur Herstellung der Gewebe und Wirkwaaren 
entnommen werden. Es fragt sich also, ob es möglich sein 
würde, hiernach den Begriff des Webens und Wirkens 
derart zu bestimmen, dass die Zugehörigkeit der in Betracht 
kommenden Beschäftigungen zur Weberei oder zur Wir¬ 
kerei beurtheilt w'crden kann. Ferner gebe die Vorschrift, 
dass die Versicherungspflicht sich auch auf die zur Her¬ 
stellung der Gewebe und Wirkwaaren erforderlichen Neben¬ 
arbeiten (Spulerei, Scheererei, Schlichterei u. s. w.) erstreckt, 
zu Zweifeln von erheblicher Tragweite Veranlassung. Sie 
lasse nämlich zwei Auffassungen zu. Nach der einen wer¬ 
den hierdurch alle in der Textilindustrie mit Spulerei u. s. w. 
beschäftigten Hausgewerbetreibenden versicherungspflichtig, 
und zwar auch dann, wenn diese Arbeiten selbständig neben 
der Weberei und Wirkerei im unmittelbaren Aufträge des 
Fabrikanten ausgeführt werden. Nach der anderen Auf¬ 
fassung erstreckt sich die Versicherungspflicht auf diese Ar¬ 
beiten nur insofern, als sie von den schon versicherungs¬ 
pflichtigen Webern und Wirkern selbst verrichtet werden. 
Wenn die engere Auslegung zutrifft, so habe die Vorschrift 
nur Bedeutung für die Berechnung der zur Herstellung 
eines Gewebes erforderlichen Arbeitszeit. Trifft die weitere 
Auslegung zu, so würden neben den mit Weberei u. s. w. 
beschäftigten Hausgewerbetreibenden auch die mit Spulerei 
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u. s. w. Beschäftigten in die Versicherungspflicht einbezogen. 
Verschiedene Anfragen machen auch die Erörterung der 
Frage wünschenswerth, wie sich das Versicherungsverhält- 
niss gestaltet, wenn an ein und demselben Webstuhle meh¬ 
rere Personen einer Familie (Vater, Mutter und Kinder) 
arbeiten. Weitere Bedenken seien folgende: nach dem 
Bundesrathbeschlusse haben die Hausgewerbetreibenden die 
Verpflichtung der Beitragsentrichtung, die ihnen aber an¬ 
dererseits auch abgenommen werden kann. Es frage sich, 
ob und unter welchen Voraussetzungen von dieser Mög¬ 
lichkeit zweckmässig Gebrauch zu machen ist. Eine ganze 
Reihe von Schwierigkeiten ergebe sich endlich aus den Vor¬ 
schriften des Bundesrathsbeschlusses über die Berechnung 
desjenigen Betrages, welchen der Arbeitgeber bei der Ab¬ 
rechnung zu erstatten habe. Der Vorstand der schlesischen 
Versicherungsanstalt hat deshalb eine Konferenz zur Be¬ 
sprechung dieser Fragen einberufen. Es ist verständlich, 
dass man in Schlesien angesichts der zahlreichen haus¬ 
industriellen Weber damit beginnt, der Ausführung der Ver¬ 
sicherung zuerst näher zu treten. Hoffentlich bleiben die 
Interessen der Hausweber bei dieser Ausführung denjenigen 
der Unternehmer gegenüber in vollem Maasse gewahrt. 

Versicherung gegen Arbeitslosigkeit in St. Gallen. Der 

Grosse Rath hat den in der vorigen Nummer des Sozial¬ 
politischen Centralblatts veröffentlichten Gesetzentwurf in 
der 2. Lesung mit 111 gegen 18 Stimmen mit dem Zusatz 
angenommen, dass ein etwa entstehender Fehlbetrag der 
Versicherungskassen zur einen Hälfte vom Staate und zur 
anderen von der Gemeinde zu tilgen sei. Das Gesetz tritt 
in Kraft, wenn nicht innerhalb 30 Tagen 4000 Stimmbe¬ 
rechtigte eine Volksabstimmung darüber verlangen, bezw. 
wenn es nicht in diesem Falle vom Volke verworfen wird. 

Das Versuchsgebiet ist freilich kein sehr grosses; 
der Kanton St. Gallen zählt nur 220000 Einwohner. Aber 
eine vorbildliche Bedeutung kann das Experiment doch ge¬ 
winnen. 

Gewerbegerichte, Einigungsämter und 
Arbeiterausschüsse. 

Der Einigungsausschuss für die Bezirke des britti- 
schen Bergarbeiterbundes. Der nach Beendigung des vor¬ 
jährigen Bergarbeiterstrikes in England für die Bundesbe¬ 
zirke begründete Einigungsausschuss hat jetzt seine Satzungen 
veröffentlicht. Die Zusammensetzung ist die nämliche ge¬ 
blieben: 14 Vertreter der Bergwerksbesitzer, 14 Vertreter 
der Bergarbeiter und ein V^orsitzender (Chairman), der nach 
gemeinschaftlicher Vereinbarung beider Gruppen ausserhalb 
derselben gewählt, oder falls eine Vereinbarung nicht er¬ 
reichbar ist, vom Sprecher des Unterhauses ernannt wird. 
Sowohl die Unternehmergruppe wie die Arbeitergruppe 
w'ählen je einen Sekretär. Ein Präsident und ein Viceprä- 
sident werden zur Unterstützung des Chairmans bei der 
Leitung der Verhandlungen aus der Mitte der Versamm¬ 
lung gewählt. Alle Streitfragen zwischen den Gruben¬ 
besitzern und Arbeitern der Bundesbezirke sollen dem 
Einigungsamt unterbreitet werden. Können die beiden 
Gruppen nicht zu einer Einigung gelangen, so soll die An¬ 
gelegenheit auf einen Zeitraum von nicht länger als 21 
Tagen zur weiteren Erörterung vertagt werden; kommt es 
dann nicht zu einer Einigung in einer neuen Sitzung, so 
soll der Chairman den Ausschlag geben. Seine Entschei- 
scheidung soll endgültig und bindend sein. Falls bei einer 
Sitzung eine Gruppe nicht vollzählig erscheint, so soll die 
andere Gruppe durch Ausloosung auf die nämliche Zahl 
reduzirt werden. Die ausgeloosten Mitglieder haben das 
Recht zu diskutiren, aber nicht mitzustimmen. Jede Gruppe 
kommt für ihre Verwaltungsko^ten selbstständig auf; die 
gemeinschaftlichen Kosten werden zu gleichen Theilen 
repartirt. 

Das sind die Hauptbestimmungen dieses Bergmanns¬ 
einigungsamtes. Es ist der Erwähnung werth, dass nach 
dem vor Kurzem erfolgten Zutritt der Schotten der britti- 
sche Bergarbeiterbund jetzt aller brittischen Bergarbeiter 
umfasst. 


Ein englischer Gesetzentwurf betr. die Errichtung von 
Einigungsämtern. Die englische Regierung hat dem Unter¬ 
hause einen Gesetzentwurf vorgelegt, der dem Handels¬ 
amte die Befugniss ertheilt, bei allen Streitigkeiten zwischen 
Unternehmern und Arbeitern oder zwischen verschiedenen 
Gruppen von Arbeitern 

a) eine Enquete über Ursachen und Einzelheiten der 
Streitigkeiten zu veranstalten; 

b) die streitenden Parteien zur Bildung eines Einigungs¬ 
ausschusses unter Vorsitz eines gemeinschaftlich erwählten 
oder vom Handelsamt oder einer anderen Körperschaft er¬ 
nannten Chairman aufzufordern. 

Der Gesetzentwurf ist augenscheinlich angeregt worden 
durch das Einigungsamt, das für die Bergarbeiter der 
Bundesbezirke zu Stande gekommen ist. Das Gesetz soll 
den Titel tragen „Einigungsgesetz von 1894." (Conciliation 
Act. 1894.) _ 


Schulwesen, Erziehungs- und Bildungsfragen. 


University-Extension-Kongress. Die London Society 
hat im Einvernehmen mit Oxford und Cambridge für den 
22. und 23. Juni einen Kongress von Delegirten aller Uni- 
versity-Extension-Organisationen des In- und Auslandes nach 
London einberufen. Auf die Tagesordnung der 3 Sitzungen, 
denen die Kanzler der Universitäten präsidiren werden, sind 
u. a. folgende Gegenstände gestellt worden: die Weiterent¬ 
wicklung des errichteten und schulmässigen Charakters der 
University-Extension; die finanziellen und sonstigen Be¬ 
ziehungen der University-Extension zum Staate und zu den 
Kommunalbehörden; dieVerbindung der University-Extension- 
Studien mit den eigentlichen Universitätsstudien. — Ein 
Fragebogen ist an alle Centren der University-Extension auf 
der ganzen Erde ausgesendet worden, der Fragen in Bezug 
auf Organisation und Resultate des Unterrichtes enthält. 

Volksunterricht in Australien. Dem Gesammtauf- 
schwunge der australischen Kolonien entsprechend entwickelt 
sich auch ihr Schulwesen. Die Volksschulen, die ursprüng¬ 
lich fast durchaus in den Händen der Religionsgenossen¬ 
schaften waren, sind nun zum allergrössten Theile zu Staats¬ 
schulen ohne konfessionellen 1 Charakter geworden. Nach 
den Zusammenstellungen von Edw. Beau in der Revue 
Sociale et Politique wurde für Volksschulen jährlich aus¬ 
gegeben 


in 

im Ganzen 

per Kopf des 
Schülers 

per Kopf der 
Bevölkerung 

Neuseeland 

831 124 £ 

8 £ 

2 

sh 8 d 

17 sh 

4 d 

Tasmanien 

48 530 „ 

5 „ 

11 

5 „ 

6 „ 

4 ., 

Queensland 

139 508 „ 

5 „ 

0 

„ 2 „ 

9 „ 

4 „ 

Neuseeland 

338979 ., 

4 „ 

13 

„ 0 „ 

12 „ 

3 

Victoria 

563 840 „ 

4 „ 

12 

„ 8 „ 

11 „ 

10 ., 

Westaustralien 

10802 „ 

4 „ 

4 

6 ,. 

5 „ 

10 „ 

Südaustralien 

127 407 „ 

4 „ 

1 

7 „ 

6 „ 

7 .. 


Die Schulpflicht dauert in Victoria 9, in Neuseeland 8, 
in Tasmanien 7, in den übrigen Staaten 6 Jahre. In Ge¬ 
genden, in denen die Spärlichkeit der Bevölkerung die 
Errichtung stehender Schulen erschwert, werden Wander¬ 
lehrer geschickt. 
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Die Wohnungsmiethe im Entwurf des 
bürgerlichen Gesetzbuches. 

Vom Entwurf des bürgerlichen Gesetzbuches sind nun¬ 
mehr die drei ersten Bücher (Allgemeiner Theil, Recht der 
Schuldverhältnisse, Sachenrecht) nach den Beschlüssen der 
Kommission zweiter Lesung veröffentlicht. Dürftig ist noch 
immer der soziale Inhalt derselben; indessen er steht doch 
nicht auf dem Nullpunkt, welchen für die Beschlüsse erster 
Lesung das soziale Thermometer aufwies. Und dies ist 
eine relativ erfreuliche Erscheinung! 

Auf dem Gebiet der Wohnungsmiethe speziell stehen 
mannichfache soziale Forderungen zur Erörterung, deren eine, 
das Pfandrecht des Vermiethers betreffend, an dieser Stelle 
(No. 33) bereits besprochen worden ist. Das beste Mittel 
diesen Forderungen zu richtiger Würdigung zu verhelfen, 
wäre es wohl gewesen, wenn der Entwurf sich entschlossen 
hätte, der „Wohnungsmiethe“ als solcher einen beson¬ 
deren Abschnitt zu widmen. Die soziale Bedeutung der 
menschlichen Wohnung wäre dann in gebührendes Licht 
getreten und die einzelnen Vorschriften wären vom Geiste 
dieser Betrachtungsweise diktirt worden. Statt dessen han¬ 
delt der Entwurf in 41 Paragraphen (§§ 480—520) ganz ab¬ 
strakt von der „Miethe“. Seine Vorschriften gelten für 
das Vermiethen von Pferden, von Kutschen, von Möbeln, 
ja sogar von Büchern') und für die Vermiethung von Woh- 

*) Nach dem bürgerlichen Gesetzbuch werden nämlich Bücher 
in Deutschland aus den Buchläden nicht entliehen, sondern ge¬ 


nungen gelten sie eben „auch“. Die „gemiethete Sache“ 
ist überall das Objekt, mit welchem der abstrakte Gesetzgeber 
operirt. Selbst wo Vorschriften gegeben sind, deren 
praktische Anwendung vorzugsweise für die Wohnungs¬ 
miethe in Betracht kommt ist die gewundene Form ge¬ 
braucht, dass vom „Vermiethen von Grundstücken“ ge¬ 
sprochen wird und dass eine allgemeine Bestimmung (§ 480 
Abs. 2) die Vorschriften über die Miethe von Grundstücken 
auch für die Miethe von Wohn- und anderen Räumen 
gelten lässt Im ersten Entwurf war im ganzen Miethsrecht 
das Wort „Wohnung“ thatsächlich überhaupt nicht zu 
finden; im zweiten Entwurf kommt es ein einziges Mal vor. 
und in der That zeigt sich, dass die neugeschaffene Vor¬ 
schrift, welche die menschliche Wohnung mit der Ehre 
eines eigenen Gesetzesparagraphen bedenkt, wirklich eine 
soziale Errungenschaft von nicht nur praktischer, sondern 
namentlich auch hoher ethischer Bedeutung darstellt Es ist 
dies der § 488 des Entwurfs, welcher — einer Forderung 
Menger’s nachgebend — bestimmt: 

„Ist eine gemiethete Wohnung so beschaffen, dass ihre Be¬ 
nutzung mit einer erheblichen Gefährdung der Gesundheit ver¬ 
bunden ist, so kann der Mieter das Miethsverhältniss ohne 
Einhaltung einer Kündigungsfrist kündigen, auch wenn er 
die gefahrbringende Beschaffenheit bei dem Ab¬ 
schlüsse des Vertrages gekannt oder auf die Gel¬ 
tendmachung seiner Rechte wegen derselben ver¬ 
zichtet hat.“ 

Der Kern der Neuerung liegt in dem gesperrt hervor¬ 
gehobenen letzten Theile. Dass Jemand eine Wohnung 
aufgeben kann, weil sie gesundheitsgefährlich ist, ist auch 
jetzt überall Rechtens. Aber dass kein Verraiether in einem 
Vertrage die Vorschrift ausser Kraft setzen oder dem 
Miether mit der Einrede begegnen kann, er habe ja ge¬ 
wusst, wie die Wohnung aussehe, das ist ein Punkt, der 
bei den Berathungen erster Lesung noch ganz aus dem 
Gesichtswinkel der Berathenden herausfiel. In der gebie¬ 
tenden Vorschrift des § 488 hat sich der Gedanke Geltung 
errungen, dass der Besitz den Besitzenden nur gegeben ist, 
um ihn in sozial nützlicher Weise zu verwerthen, dass zwar 
der Staat ausser Stande ist, jeden sozial schädlichen Ge¬ 
brauch zu verhindern, dass er aber wenigstens da, wo der 
staatliche Schutz in Betracht kommt, solchen dann nicht 
mehr zu gewähren entschlossen ist, wenn ein Vertrag von 
entschiedener sozialer Schädlichkeit geschlossen ist. Nie¬ 
mals zwar ist dieser Gedanke auch der bestehenden Rechts¬ 
ordnung völlig fremd gewesen. Der in fast allen Gesetz- 

miethet, weil Leihe nach dem Gesetz nur die unentgeltliche Gc- 
brauchsüberlassung bezeichnet. Die Motive des Entwurfs erster 
Lesung (Bd. II, S. 443 zu § 549) nennen die betreffenden Buch¬ 
läden allen Ernstes „sogenannte Leihbibliotheken.“ Difficile 
est, non scribere satiram! 
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gebungen sich findende Satz, dass Verträge, welche gegen 
die guten Sitten verstossen, nichtig seien, ist ein Ausfluss 
dieses Gedankens. Allein Schlagworte wie der Begriff der 
„guten Sitten“ haben in einem Gesetz naturgemäss nur eine 
sehr geringe Bedeutung. Sie würden bei ausgedehnter 
Anwendung allem Subjektivismus und aller Willkür Thür 
und rhor üfthen und werden deshalb — mit Recht - - nur 
in sehr engen Schranken angewendet. So lange deshalb ; 
der allgemeine Theil eines Gesetzbuchs für die soziale Seite 
des Vertragsrechts nur die hergebrachten Gemeinplätze 
übrig hat, wird man eine Berücksichtigung dieser Seite bei 
den einzelnen Verträgen um so entschiedener fordern müs¬ 
sen. Und deshalb ist die V'orschrilt des § 488 freudig zu 
begrüssen, wenngleich sic in der l'assung nicht weit genug 
geht; der Schutz, welcher hier den Wohnungen gewährt 
wird, ist nämlich für alle Räume zu fordern, welche zu 
dauernder menschlicher Thäligkeit bestimmt sind. Denn ob 
die Gesundheit eines Menschen in der Wohnung oder in 
der Werkstatt und dem Kontor gefährdet wird, ist ohne 
Unterschied. 

Die erwähnte Vorschrift ist, wie gesagt, die einzige, in 
welcher sich das Gesetz mit der „Wohnung“ beschäftigt. Wie 
sehr aber abseits von den Bedürfnissen des praktischen Lebens 
gegangen wird, wenn man nur ab.strakt die „Miethe von 
Sachen“ behandelt, zeigt das Exmissionsrecht des Entwurfs. 
Im § 497 sind zwei Eälle genannt, in welchen der Ver- 
miether für all und jede Art von Sachmiethe „ohne Ein¬ 
haltung einer Kündigungsfrist das Miethsverhältniss kün¬ 
digen“ kann; in die gemeinverständliche Sprache Betreffs ' 
der Wohnungsmiethe übersetzt, heisst dies: dass der Ver- 
niiether ohne jede Frist den Miether sofort exmittiren 
darf. Die beiden Fälle sind: 

1. wenn der Miether trotz Abmahnung des Vermiethers 
einen vertragswidrigen Gebrauch der Sache fortsetzt oder 
die Sache durch Vernachlässigung der ihm obliegenden 
Sorgfalt erheblich gefährdet; 

2. wenn der Miether zwei auf einander folgende Mieths- 
raten ganz oder zum Theil rückständig bleibt. 

Wir wollen unerörtert lassen, ob die Vorschriften nicht 
vielleicht überhaupt zu weit gehen. Aber bei der ganzen 
Regelung zeigt sich, wie unpassend es ist, die Fortnahme 
eines gemietheten Pferdes mit der Fortnahme einer ge- 
niietheten Wohnung gleich zu behandeln. Hätte man der 
Wohnungsmiethe einen besonderen Abschnitt gewidmet, so 
würde man sich wohl der Erwägung nicht entschlagen haben 
was die Entziehung des Obdachs für einen Menschen be¬ 
deutet, und man würde einen Unterschied zwischen „sofort“ 
und „sofort“ gemacht haben. Einen Menschen soll man 
nicht aus seiner Wohnung treiben, wie den Fuchs aus 
seinem Bau. Das Obdach eines Menschen muss vielmehr 
heilig genug sein — um, von den allerschwersten \T*rfehlungen 
abgesehen — dem Bewohner immer und seihst noch vom 
Richtcrspruche ab eine gewisse Frist zur Beschaffung eines 
neuen Obdachs zu gewäliren, ehe er des alten entsetzt 
wird. Die Vertheidiger des Entwurfs werden diese For¬ 
derung freilich für ganz irrationell halten, sie werden sagen: 
der Miether, welcher eine Contravention der gerügten Art 
begangen hat, sei auf \'erlangen des Vermiethers zur Räu¬ 
mung verpflichtet, zur Klage schreite der Vermiether nur, 
wtmn der Miether mit der Räumungspfliclit ohnehin zögere; 
wie könne ihm da der Richter dafür, dass er dessen Anrufung 
nöthig gemacht habe, noch eine weitere Zögerungsfrist be¬ 
willigen? Allein abge.^ehen davon, dass es menschlich-natür¬ 
lich ist, das gemiethete Obdach erst unter dem äussersten 
Zwange zu räumen, sind die Fälle, in welchen die Exmission ; 
gefordert wird, keineswegs stets oder auch nur überwieg : d ' 
so zweifellos, dass dem Miether schon daraus ein V^orwu.f j 
zu machen wäre, dass er cs überhaupt zum Prozesse i 
hat kommen lassen. Man begegnet gerade in Exmissions- ■ 
Prozessen sehr häufig der Erscheinung, dass der Richter | 


den Beklagten erst darüber aufklärt, dass er unter den obwal¬ 
tenden Umständen thatsächlich die Exmission verwirkt habe. 
Der Beklagte fügt sich darauf und erkennt seine Räumungs¬ 
pflicht an, aber mit der Frage: „wann mussich ausziehen?“ 
Der Antwort, dass dies „sofort“ geschehen müsse und dass 
der Richter nicht die Macht habe, auch nur eine Frist zur 
Beschaffung einer neuen Wohnung zu bewilligen, steht der 
Beklagte zweifelnd und ungläubig gegenüber. In besonders 
schweren Fällen, etwa wenn ein Rowdy das Haas unsicher 
macht, muss allerdings dessen sofortige Entfernung ermög¬ 
licht werden. Von solchen Fällen abgesehen aber muss 
der Mensch vor dem Vermiether kommen. Es ist deshalb 
die Forderung zu erheben, dass in allen Fällen, in welchen 
auf Räumung von Wohnungen innerhalb der Vertragsdauer 
zu erkennen ist, der Richter nach billigem Ermessen die 
Räumungsfrist im Urtheil zu bestimmen hat und dass nur 
bei besonders schweren Verschuldungen des Miethers von 
einer solchen Fristbestimmung abgesehen werden darf. 
Selbstverständlich müsste diese Vorschrift, was ^ich schon aus 
dem öffentlichen Interesse an derselben genügend recht- 
fertigen lässt, dem freien Vertragsrecht entrückt werden, 
denn sonst hätte sie bei den grossstädtischen Miethsverhält- 
nissen nur die Bedeutung der Abfassung einer ferneren 
Klausel für die berüchtigten Miethsverträge. 

Dass man übrigens an den formularmässigen gross- 
städtischen und namentlich Berliner Miethsverträgen in der 
Kommission anscheinend achtlos vorübergegangen ist, ist 
sehr bedauerlich. Man kann sie gar nicht alle aufzählen, 
jene unmenschlichen Klauseln dieser Verträge, in welchen 
der geringfügigste Zahlungsverzug und die geringste Kontra¬ 
vention gegen die sogenannte „Hausordnung“ mit sofortiger 
Exmission und ausserdem noch mit weitgehender Haftung 
für fernere Miethe (häufig für die ganze Vertragsdaucr) 
bedroht ist, Abmachungen, die unter Umständen den völligen 
Ruin des Miethers zur Folge haben. Diese Verträge gehören 
zu den stärksten Missbräuchen der Vertragsfreiheit, die je 
vorgekommen sind, da thatsächlich in den Gressstädten auf 
andere Verträge als die formularmässigen für die grosse 
Masse des Volkes Wohnungen nicht zu haben sind. Will 
der Gesetzgeber seine Gerichte nicht zum Schutze dessen 
hergeben, was nach des Volkes Meinung Unrecht ist, so 
kann er .sich der Verpflichtung nicht entziehen, hier Wandel 
zu schaffen. Ein gutes Vorbild hierfür existirt bereits in 
einem sonst so individualisti.sch gestalteten Gesetzbuch, wie 
es das Allgemeine Deutsche Handelsgesetzbuch ist. -Von 
dem Gedanken ausgehend, dass ein grosser Theil der 
gesetzlichen Vorschriften über die Haftung der Fracht¬ 
führer für das anvertraute Gut von den Eisenbahnen 
vollständig illusorisch gemacht werden würde, wenn man 
diesen gestattete in Reglements oder Verträgen beliebige 
Bestimmungen hierüber zu treffen, schreibt das Handels¬ 
gesetzbuch (Artikel 423—430) im Einzelnen das Maximum 
dessen vor, was zu Gunsten der Eisenbahnen sowohl in 
Reglements als in Einzelverträgen bedungen werden 
darf und erklärt weitergehende Abreden für ungültig. 
Die Fälle liegen im Wesentlichen analog: was für den 
Kaufmann oder Industriellen das Reglement der Eisenbahnen, 
das ist in den Gressstädten für die Masse der Miether der 
gedruckte Vertrag des Hauswirths: beide sind dem Formular 
überantwortet und ohnmächtig dagegen anzukämpfen.Deshalb 
ist auch die Abhilfe in analoger Art zu suchen: man bestimme 
im Gesetze selbst das Maximum de-ssen, was der Vermiether 
an Folgen für die Vertragsverletzungen gültig bedingen 
darf, wobei die Schwere der 'I'hatsache, dass ein Mensch 
mit Wohnung oder Gewerbe obdachlos gemacht wird und 
noch ausserdem doppelte Miethe zu zahlen genöthigt ist. 
in gebührende Rücksicht gezogen wird, und untersage als¬ 
dann weitere Verabredungen darüber hinaus. Hat man ein 
Bedenken, dass die Mannigfaltigkeit der Lebensverhältnisse 
hierbei zu kurz kommen könnte, so statuire man statt der 
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Ungültigkeit weitergehender Abreden nur das Erforderniss, I 
dass solche Abreden bei Strafe der Ungiltigkeit gerichtlich 
oder notariell geschlossen werden müssen. Alsdann ist 
allen Theilen geholfen: die Fälle eines wirklichen wirthschaft- 
lichen Bedürfnisses zum Abschluss härterer als der gesetzlich j 
zugelassenen Bedingungen w'crden zweifellos selten sein 
und alsdann wichtige Objekte betreffen, denen der Ab¬ 
schluss vor Gericht oder Notar billiger Weise zugemuthet 
werden kann, die grosse Masse des Volkes aber wird davor 
bewahrt sein, beim Unterzeichnen der formularmässigen 
Miethsverträge in die Schlingen von Vogelstellern zu gehen. 

Berlin. Hermann Jastrow. 

Soziale Wirthschaflspolitik und Wirthschafts- 
statistik. 

Die landwirthschaftliche Enquete. Die Konferenz zur 
Erörterung gesetzgeberischer Maassnahmen auf agrarpoli¬ 
tischem Gebiet, die der Landwirthschattsminister v. Heyden 
nach Berlin berufen hat, begann am Montag, den 28. Mai 
im Bundesrathssaal des Reichstages ihre Sitzungen. In Be¬ 
treff der Einzelheiten der Debatten verweisen wir auf die 
Berichte des Reichsanzeigers, die diesmal anerkennens- 
werther Weise den Verhandlungen rasch folgen und sie 
ziemlich ausführlich wiedergeben. Eine zusammenfassende 
Darstellung der Ergebnisse der Berathung behalten wir 
uns vor. 


Soziale Zustände. 

Kinderarbeit in der deutschen Zündhölzchenindustrie. 

Eingehende Erhebungen über die Möglichkeit der Einschrän¬ 
kung der Kinderarbeit in der deutschen Zündhölzchen¬ 
industrie hat der Gewerbeaufsichtsbeamte für den sächsischen 
Bezirk Annaberg gemacht. Er theilt über dieselben S. 178 
der kürzlich erschienenen „Jahresberichte der Krmiglich 
Sächsischen Gewerbeinspektion für das Jahr I893“ Fol¬ 
gendes mit: 

„Die im Bezirke gelegene Zündholzfabrik beklagte sich 
darüber, dass es ihr infolge des seit längerer Zeit be¬ 
stehenden Verbotes, die Verwendung der Kinderarbeit beim 
ersten Verpacken der Zündhölzer betreffend, immer weniger 
möglich werde, ihren Betrieb in gewinnbringender Weise 
aufrecht zu erhalten. Der Arbeitgeber müsse fragliches 
Verbot als eine Unterbindung seiner Existenz betrachten. 
Eine Arbeiterin, welche es bei der Einfüllarbeit zu einem 
guten Verdienst bringen will, müsse in den Schuljahren die 
Finger üben; beginne sie erst später damit, so werde sie 
nicht hinreichend gewandt, verdiene wenig und verliere die 
Lust an der Arbeit. Da die weiblichen Arbeitskräfte in der 
Olbernhauer Gegend ohnedies gesucht seien und sich nur 
wenige entschliessen könnten, in der Zündholzfabrik zu 
arbeiten, so sei letzterer die Gelegenheit zum geregelten Vor¬ 
bilden eines soliden Arbeiterstammes entzogen. Wenn diese 
Fabrikation infolgedessen vielleicht auch nicht vollständig zu 
Grunde gehen würde, so sei sie doch ganz ausserordentlich 
geschädigt und gefährdet. Die Fabrikleitung bat gleichzeitig 
um Befürwortung dafür, dass sie Kinder der in der Fabrik 
beschäftigten Arbeiter entweder in einem zur Verfügung ge¬ 
stellten besonderen Raume, oder in der Behausung beschäf¬ 
tigen dürfe. Dieses Ansinnen musste jedoch mit Rücksicht 
auf §§ 1 und 2 des Gesetzes vom 13. Mai 1884 abgelehnt 
werden; ausserdem aber gab dasselbe Veranlassung, sich 
bei einigen Gewerbeaufsichtsbeamten in Anhalt, Bayern und 
Preussen, in deren Bezirken sich Zündholzfabriken befinden, 
nach den ihrerseits gemachten bezüglichen Wahrnehmungen 
zu erkundigen. Mit einer einzigen Ausnahme, bei der ähn¬ 
liche Angaben wie bei den Gesuchsstellern gemacht wurden, 
hatte keine andere Fabrik über einen dergleichen schädi¬ 
genden Einfluss zu klagen gehabt. Theilweise sind die Leiter 
der betreffenden Fabriken seiner Zeit sogar für das Verbot 
der Beschäftigung jugendlicher Arbeiter und Kinder in Zünd¬ 
holzfabriken eingetreten.“ Die Gesetzgebung sollte diesem 
Winke folgen und das Verbot der jugendlichen und kind¬ 


lichen Arbeit in einer so gesundheitsgefährlichen Branche 
aussprechen. Solange dies nicht geschieht, werden die 
Unternehmer, wie das sächsische Beispiel zeigt, immer 
wieder eine Ausdehnung der Beschäftigung so billiger Kräfte 
ohne jede Rücksicht auf deren Gesundheit versuchen. 

Zur Lage der Telephonistinnen. Durch die Tages¬ 
blätter geht eine Notiz, die sich mit den Leiden einer jungen 
Telephonistin beschäftigt. Das 21jährige Mädchen, das 
früher völlig gesund gewesen war, wurde im vorigen Jahr 
auf dem Centralbureau während des Dienstes plötzlich von 
einem elektrischen Schlage getroffen, der die ganze rechte 
Seite lähmte. Die Patientin hat später angegeben, dass das 
Unglück eingetreten sei, als ein Theilnehmer den neuen 
Kurbclapj)arat in Bewegung setzte. Während sie im Begriff 
war, die Verbindung herzustellen und der ungeduldige 
'J'elephoninhaber zum zweiten Male die Kurbel drehte, muss 
die Telephonistin mit einer schlecht isolirten Stelle des 
Verbindungsdrahtes in Berührung gekommen sein; in diesem 
Augenblick ging der Strom durch ihren Körper. Die 
Patientin ist inzwischen mit Elektrizität, Massage und Salz¬ 
bädern behandelt worden, die Krankheitserscheinungen 
zeigen jedoch eine ausserordentliche Beständigkeit. Aus der 
Lähmung des rechten Armes haben sich Zitterbewegungen 
entwickelt, die nach graphischen Aufzeichnungen fünf Slal 
in der Sekunde gemacht werden. Geistig hat das arme 
Mädchen nicht gelitten. Prof Ewald, der die Patientin in 
der Hufeland-Gesellschaft vorstellte, bemerkte dabei, dass 
der Dienst der Telephonistinnen auf dem Amte äusserst 
anstrengend sei und Aufmerksamkeit, Gewandheit und 
grosse körperliche wie geistige Ausdauer beanspruche. 
Herr Ewald regte zugleich die Frage der Ersatzpflicht an. 
Prof Oppenheim verglich den Fall mit Lähmungen, wie sie 
nach Blitzschlägen auftreten, und hielt den beim Fern¬ 
sprecher erzeugten Strom für stark genug, um eine solche 
Krankheit hervorzurufen. Prof Mendel war der Ansicht, 
dass in diesem Falle zweifellos dem Staate die Verpflichtung 
obliege, die volle Entschädigung zu zahlen. Er hob weiter 
hervor, dass bei Telephonistinnen übermässig viele Nerven¬ 
krankheiten Vorkommen.’ Es seien die allerverschiedensten 
Erscheinungen beobachtet worden. Der Beruf sei zu auf¬ 
reibend für das weibliche Geschlecht. 

Auf die erbärmliche Lage der Telephonistinnen ist 
schon wiederholt hingewiesen worden, so z. B. auch vom 
Abgeordneten Bebel in der Sitzung des Reichstags vom 
13 P ebruar 1894. Aber dennoch verlautete nichts von einer 
Besserung ihrer Verhältnisse. Hoffentlich giebt die Lage 
des unglücklichen Mädchens, auf das die öffentliche Theil- 
nahme jetzt hingelenkt worden ist, der Reichspostverwaltung 
Anlass, den Telephonistinnen gegenüber endlich ihre Pflicht 
zu erfüllen und die Lage dieser armen Mädchen erträglicher 
zu gestalten. 


Kaufmännische Fragen. 


Kongress der sozialdemokratischen Handels-Hilfs¬ 
arbeiter Deutschlands. Wir haben in Nummer 34 des 
Sozialpolitischen Centralblatts über den ersten Theil des 
in Halle stattgefundenen Kongresses berichtet, lieber den 
weiteren Verlauf der Verhandlungen ist noch folgendes zu 
ergänzen. Nach einem Referat über die „Entwickelung 
der Sozialreform“ im allgemeinen und insbesondere im 
Handelsgewerbe fand folgende Resolution einstimmige An¬ 
nahme: „Der am 13., 14. und 15. Mai zu Halle a. S. tagende 
Kongress aller im Handelsgewerbe beschäftigten Hilfsper¬ 
sonen stellt mit Rücksicht auf die heutige Zusammensetzung 
der parlamentarischen Körperschaften, die der Annahme 
ausreichender Arbeiterschutzgesetze einen vorerst unüber¬ 
windlichen Widerstand entgegensetzten, folgende dringende 
und ohne jede Schwierigkeit durchführbare Forderungen 
im Interesse der Gesundheit, des Familienlebens und der 
Sicherung vor der ökonomischen Uebermacht der Unter¬ 
nehmer für die von ihm vertretenen auf: 1. Beschränkung 
der Arbeitszeit auf 10, der Ladenzeit auf 12 Stunden für 
sämmtliche Werktage. 2. Ausnahmen hiervon sollen für 
keinen Tag und keinen Geschäftszweig gestattet sein, also 
auch nicht in der Saison und nicht vor den grossen Feier- 
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tagen (Weiiinachten, Ostern, Pling-stenj. 3. Sollten Aus¬ 
nahmen hiervon ge.-jtattet werden, was eine sc'hwere Schä¬ 
digung der Arbeiter und eine Er-^chwerung der Kontrolle 
über die Einhaltung der Arbeitszeit wäre, so müsste zum 
mindesten gesetzlich festge-etzt werden, dass die dann we¬ 
nigstens auf ein gewis.-es Maass zu beschränkenden Eeber- 
stunden nebmi dem Wochen- oder Monatslohn besonders 
bezahlt werden. 4. Beschränkung der Arbeitszeit der ju¬ 
gendlichen Ilandel.^-Millsarbeiter auf täglich 8 .Stunden und 
obligatorischen Eortbildungsunterricht für dieselben, dessen 
Zeitdauer in diese Arbeit-^zeit einzurechnen i.-,t. 5. Verbot 

der Arbeit lür Kinder unter 14 Jahren. 6. Die jedem Han¬ 
dels-Hilfsarbeiter täglich zu gewährende Mittagspause mu>s 
mindestens 2 Stunden betragen, 7, Eine Minimal-Kündi- 
gung.-ifri-^t von 14 ragen. Längere Kündigungsfristen sind 
nur dann zuzulassen, wenn sie lür beide TheiJe gleich sind. 
Auch bei Probe-Engagements und Aushillsstellen hat diese 
gesetzlich festzusetzende Kündigungsliist einzutreten, wenn 
dieselben nicht auf genau bestimmte Zeit beschränkt sind. 
8. Vollständige Sonntagsruhe. 9. Einsetzung von HandeL- 
insjiektoren, die von der Gesammtheit der kaufmännischen 
Arbeiter zu wählen sind. 10. Aufhebung der verschiedenen 
Gesindeordnungen und Stellung aller Arbeiter und Arbei¬ 
terinnen, ganz gleich welcher Kategorie, unter die Gewerbe¬ 
ordnung. 

Die Agitation wurde einer dreigliedrigen Kommission, 
deren .Sitz in Berlin sein soll, übertragen. Diese Kom¬ 
mission soll Deutschland in verschiedene Agitationsbezirke 
eintheilen, die wieder Bezirksleitern zu übertragen sind. — 
In Bezug auf den Stellenvermittelungsschwindel stellte 
der Kongress folgende Forderungen auf: 

1. Verbot jeder Arbeitsvcrmittelung gegen Entgelt, 
ganz gleich in w’elcher Form. 2. Durch Reichsgesetz ge¬ 
regelte obligatorische kommunale Arbeitsnachw'eise. welche 
von durch die Arbeiterschaft selbst gewählte Beamte ge¬ 
leitet werden und der Kontrolle der Berufsvereine unter¬ 
stehen. 

Damit w'aren die hauj^t^ächlichsten Punkte der 'Fages- 
ordnung erledigt und wurde der K(jngr ess hierauf vom V’or- 
s.tzenden Kassler-Berlin geschlossen. Der nächste Kongress 
soll in 2 Jahren von der Kommission einberufen werden. 


Arbeiterschutzgesetzgebung und Gewerbe¬ 
inspektion. 

Die süddeutsche Gewerbeinspektion im Jahre 1893 . 

Dass die Gewerbe- bezw. Fabrikinspektion im Deut¬ 
schen Reiche noch immer Sache der Einzelstaaten ist, 
bringt cs mit sich, dass man zwischen der norddeutschen 
und der süddeutschen Inspektion unterscheiden kann, um¬ 
somehr, als wesentliche sachliche Unterschiede dies nahe¬ 
legen; die im Allgemeinen fortgeschrittenere Organisation 
der GewerbeauUicht in den süddeutschen Staaten und das 
bei Weitem raschere 'PenijK:) der dortigen Berichterstattung. 
Das Königreich .Sachsen und zwei freie Städte lassen in 
Nord- bezw. Mitteldcaitschland wohl die Jahresberichte ihrer 
(iewerbeinspektoren zeidg zu Anfang jedes Jahres erscheinen, 
aber Ibeu-sen hinkt am weitesten mit seiner Veröflent- 
lichung nach; aus Süddeutschland dagegen, d. h. aus Baden, 
ILiyern, Württemberg und Hessen liegen die Referate lür 
1893 lange vor .Schluss der neuen Jahreshälfte vollständig 
vor, sodass man hier zeitig ein grössei es Wirthschaftsgebiet 
be/üglich seiner Arbcitf rverhältnisse übeisehen kann. \Vohl 
gi- bt es aiK'h hier charakteri.'.tische Aeu.'>serungen der 
bun(lc.->st;tatlichen Zei lahi enheit in der Erscheinungsform 
d( 1 B( richte, der i\rt der Berichterstattung, der Verschie¬ 
denheit der Organisation, wie sie sich in der Ungleichheit 
der Revi ioiisihätigkeit 11 . s. w. zeigt, zu verfolgen Davon 
soll jedoch einmal abgesehen und versucht werden, die po¬ 
sitiven Ergebnisse der sCiddeiitschen Gesammtinspektion 
übi rsichtlich zusammen zu f assen. 

Die genannten 4 Staaten haben zusammen ca. 35 000 
di r Ciewerbeinspektion unterliegende Betriebe, von denen 


etwa 12 0fX) im letzten Jahre revidirt wurden, also nur der 
dritte Theil. Allerdings wmrde die Thäiigkeit der Spezial¬ 
beamten zum ersten Male etwas nachhaltiger unterstützt 
durch intensivere Revisionen der Ortspolizeibehörden, die 
eine Folge übereinstimmender und strengerer Ausführungs¬ 
anweisungen zur revidirten Gew'erbeordnung von 1891 dar¬ 
stellen. Immerhin lässt die Intensität der Spezialaufsicht 
nach obigem noch sehr zu wünschen übrig. Dabei steht 
nur in Hessen infolge eines vom Landtag kürzlich ange¬ 
nommenen sozialdemokratischen Antrages eine Vermehrung 
des bisher aus zwei Beamten bestehenden Personals um 
weitere zwei Köpfe in näherer Aussicht; in den übrigen 
Staaten hat es bei dem jetzigen Aufsichtspersonal, das zu¬ 
sammen 13 Personen zählt, vorläufig sein Bewenden. Na¬ 
türlich ist die äusserliche Intensität der Inspektion, so sehr 
sie der Erhöhung bedarf, nicht ohne Weiteres auch maass¬ 
gebend für die innerliche Tüchtigkeit der betreffenden Be¬ 
amtenschaft. Württemberg, welches die vollständigste Be- 
auUichtigung aufweist, hat Beamte, die sozial nur sehr 
oberflächlich beobachten, während Baden mit der niedrigsten 
Verhältnissziffer der Revisionen bekanntlich am meisten in 
der sozialpolitischen Vertiefung der Gewerbeinspektion 
leistet. Der Verkehr der Beamten mit den Arbeitern ist über¬ 
all nicht von Bedeutung, auch in Baden nicht, wo der neue 
Bericht wiederholt die Forderung erhebt, dass geordnete 
Vertretungen der Arbeiter geschaffen werden müssten. Man 
kann dieser Forderung zustimmen, ohne zu verkennen, dass 
ein intensiverer Verkehr der Inspektoren mit der freien 
Arbeiterorganisationen jetzt schon vieles bessern würde. 
Dieser Verkehr findet gegenwärtig im Grossen und Ganzen 
nur dann statt, wenn die Arbeiterorganisationen die Initiative 
ergreifen und eventuell durch besondere Beschwerdekom¬ 
missionen an die Aussichtsbeamten herantreten. So sind 
sie namentlich in Hessen und Württemberg, sodann in 
Baden und vereinzelt auch in Ba 3 'ern verfahren. Da.ss die 
Aufsichtsbeamten die Arbeiterorganisationen aufsuchten, 
kam früher wohl in Baden vor; der neueste Bericht aus 
diesem Lande lässt aber erkennen, dass es auch da den be¬ 
kannten Unternehmereingaben gegen den Chef der Fabrik¬ 
inspektion gelungen ist, ein Zurückweichen der früher so 
temperamentvollen Initiative der Gewerbeaufsicht zu erzielen. 
Ausserdem kommt ein zweites in Betracht, dass der hessi¬ 
sche Inspektor für den zweiten Bezirk für seinen Theil 
richtig betont und was auch für andere süddeutsche Staaten 
gilt: in Baden, Württemberg und Hessen haben die Inspek¬ 
toren sämmtlich ihren Sitz in der Landeshauptstadt und 
sind deshalb für die Arbeiter der fcrnerliegenden Bezirke 
des meist weitgestreckten Landes kaum erreichbar. Hier 
hätte eine Art Decentrali.->ation einzutreten, welche die Be¬ 
amten ihren Schutzbefohlenen auch örtlich näher brächte, 
ln Bayern als dem einzigen süddeutschen Staate ist diese 
Dezenti’alisation durchgeführt und beginnt nach der vor 
zwei Jahren stattgefundenen Vermehrung des Personals 
ihre Wirkungen leise zu äussern, w'enn auch die geringe 
Qualifikaiion einzelner Beamten noch hindernd im Wege 
steht, ln Ba^'Crn wird .sich übrigens eine Ergänzung der 
grundsätzlich richtigen lokalen Vertheilung der Aufsicht 
durch die Einrichtung einer Generalinspektion, welche den 
Einzelbeamten die richtigen Impulse giebt, sie scharf kon- 
trollirt und ihre Erfahrungen mit einander in Verbindung 
bringt, etwa nach den Anträgen Grillenbergers im Land¬ 
tage auf die Dauer nicht umgehen la.ssen. 

Die Arbeiterstatistik der süddeutschen Inspektionen 
weist ebenfalls noch das denkar bunteste Bild auf. Nur 
Baden hat seit dem Vorjahr eine vollständige jährliche Ar- 
beiterzählung sämrntlicher Arbeiterkategoi'ien eingeführt. 
Hessen nimmt seit 1883 bereits eine vollständige Zählung vor, 
aber nur eine zweijährige, kann deshalb keine Ziffern für das 
Vorjahr bieten, w’ill aber von 1894 ab dem badischen Muster 
folgen. Württemberg und Bayern stecken noch in der 
tiefsten Ursprünglichkeit. Beide haben erst seit 1892 eine 
Zählung der Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeiter, 
früher kannten sie nach preussischem Muster nur eine 
solche der jugendlichen Arbeiter alle zwei Jahre. Bayern 
macht für 1893 den ersten schüchternen und noch sehr un¬ 
vollkommenen Versuch, die Gesammtarbeiterzahl der unter 
der Inspektion stehenden Betriebe festzustellen. Eine neue 
Anleitung des Bundesraths für die Abfassung der Jahres- 
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berichte, der man fast überall schon 1892 vorgegriffen hat. 
fordert jährliche Uebersichten nur über die Zahlen der 
weiblichen und jugendlichen Arbeiter. Es würde dem An¬ 
sehen Bayerns und Württembergs kaum schaden, wenn 
sich beide Länder in der Praxis der sehr richtigen Bemer¬ 
kung des ersten hessischen Beamten anschlössen, dass „bei 
der Erhebung dieser Zahlen die gleichzeitige Erhebung 
der erwachsenen männlichen Arbeiter ohne grossen Mehr¬ 
aufwand an Arbeit und Mühe geschehen kann.“ 

Wie die Dinge also liegen, lässt sich nur für 3 süd¬ 
deutsche Staaten aus dem Jahre 1893 eine Uebersicht über 
die in Fabriken und gleichstehenden Anlagen beschäftigten 
weiblichen wie jugendlichen Arbeiter geben. Danach wurden 
dort beschäftigt 


in 

erwachsene 

Arbeiterinnen 

junge Leute von 

14 —16 Jahren 
männl. [ weibl. 

Kinder unter 

14 Jahren 

männl. I weibl. 


1892 

1 1893 

1 1892 

1893 1 1892 1893 

1892 1893:1892 1893 

Bayern 

49677 

52 035 

9915 ) 0004 ' 5274' 5601 

1236 

1108 

402 

387 

Würt¬ 
tem¬ 
berg . 

27 719 

29 306 

5552 

1' 

! 5268! 4878! 4998 

130 

86 

97 

91 

Baden 

35 598 

38557 

5292 

537.3: 5625i 5611 

325 

105 

268 i 

115 

zus. 

112994 

1 

119898 

1 

20729 20645 15777 16210 

1691 1299 767 

|593 


Diese Zusammenstellung, die dem privaten Bearbeiter 
eine Mühewaltung kostet, welche die amtliche Stati:^tik nicht 
leistet, hat den grossen Mangel, keinen Vergleich mit der 
Zunahme der erwachsenen Arbeiter zuzulassen, deren 
Zahlen eben nur für Baden vorhanden sind. Immerhin 
lässt sie einige soziale Thatsachen ziemlich scharf hervor¬ 
treten: die Ausdehnung, welche die Kinderarbeit in Bayern 
infolge der dortigen rückständigen Schulgesetzgebung 
(Schulpflicht nur bis zum 13. Jahre) noch hat, sowie das 
Vordringen der weiblichen Arbeit in den Kategorien der 
jungen Leute und Erwachsenen. Die vollständige badische 
Statistik möge dazu den ergänzenden Kommentar liefern. 
Nach ihr nahm die Zahl der erwachsenen männlichen Ar¬ 
beiter nur um 6.6 pCt., diejenigen der erwachsenen weib¬ 
lichen jedoch, wie man oben sieht, um 8.3 pCt. zu. Damit 
zusammengehalten, gewinnt die aus unserer Zusammen¬ 
stellung hervorgehende Mehrverwendung 14—16 jähriger 
Mädchen neben einer Abnahme der jugendlichen männ¬ 
lichen Arbeiter an symptomatischer Bedeutung. Im nächsten 
Jahre wird die vervollständigte hessische Statistik es ermög¬ 
lichen, dieses Ergebniss auf seine allgemeine Richtigkeit zu 
überprüfen. 

i)iejenige Arbeiterschutzbestimmung, welche neben dem 
ausser in Bayern ziemlich streng durchgeführten \’erbot der 
Kinderarbeit die meiste Aufmerksamkeit der siuldeutschen 
Aufsichtsbeamten erfordert, war der Maximalarbeitstag für 
Arbeiterinnen und die zahlreichen Ausnahmen von dem¬ 
selben. Dass dieser Fortschritt in der deutschen Arbeiter- 
schutzgesetzgebung die steigende Verwendung von Frauen 
und Mädchen im Fal>rikl)clriebe in keiner Weise aufhielt, 
beweist die schrui vorgeführte Statistik. Allerdings hielt er 
sie hauptsächlich de.■^halb nicht auf, weil die Unternehmer 
sich einfach an tlie neuen Vorschriften nicht kehrten. Aus 
Baden wird von „solchen mit einer gewissen Hartnäckigkeit 
fortgesetzten Zuwiderhandlungen“, aus Bayern von „grossen 
Wiclm'streben der Arbeitgeber“, aus Württemberg vom 
theilweisen Ersatz der Frauen durch Männer in der l'extil- 
industrie berichtet. Und wo man sich scheute, geradezu 
dem Ge setz (‘ntgcgenzuhandeln, da hallen zahlreiche Aus- 
nahmebcwilligungen der Behörden, vielfache direkt ungesetz¬ 
liche Bewilligungen, weil sie von den dazu nicht befugten 
Ortsbehörden erthi ilt wurdtm, nach. Die ungesetzlichen 
Ausnahmebewilligungen wurden natürlich nicht statistisch 
verzeichnet und ebensowenig diejenigen, welche sich die 
Unternehmer selbst genvährten. \^:m der Menge der auf 
gesetzlichem Wege gestatteten Ueberstunden für Arbeite¬ 
rinnen aber möge eine Zusammenstellung Zeugni.^s ablegen, 
die leider nur Bayern nicht mitumfassen kann, weil dort 
eine Mittheilung der Zahlen für das gesammte Staats¬ 
gebiet im amtlichen Bericht nicht beliebt wurde — jedenfalls 
nicht deshalb, weil sich Bayern durch eine besondere 


Strenge in der Ausnahmegewährung auszeichnete. Es wurden 
also behördlich bewilligt 


in 

..o* 

Ueberstunden an 
Wochentagen 
ausser Sonnabends 

Für Arbeiterinnen 

Baden .... 

. . . . 170 395 

8 229 

Württemberg . . 

, . . . 335 011 

18 397 

Hessen . . . 

. . . . 96902 

3 756 


zusammen 602 308 

30 382 


In drei süddeutschen Staaten allein über eine halbe 
Million Ueber.'^tunden für erwachsene Arbeiterinnen oder 
ca. 55 (X)0 Arbeitstage über den elfstündigen Maximalarbeits¬ 
tag — damit kann das Unternehmerthum sicher zufrieden 
sein. Am gewis.'r^enhaftestcn prüften die badischen und 
hessischen Behörden die Nothwendigkeit von Ausnahmen, 
am bereitwilligsten kam man den weitgehenden Anträgen 
der Unternehmer in Bayern und Württemberg entgegen — 
die Ziffern für letzteren Staat in obiger Fabelle, verglichen 
mit denen der beiden anderen Staaten und der vorhandenen 
Arbeitermnenzahl überhaupt, sind eine stumme Kritik des 
Verhaltens der Behörden, die keines Zusatzes bedarf. In 
sozialer Beziehung sind Bayern und Württemberg Klein- 
i preussen — sie eifern wenigstens hier mit Erfolg dem Bei¬ 
spiel des grössten deutschen Staates nach, der 1892 bereits 
über IV 4 Million Ueberstunden für Arbeiterinnen bewilligte. 

Was endlich die wirthschaftliche Lage der Arbeiter im 
Allgemeinen anlangt, so sind die Angaben der badischen, 
württembergischen und bayerischen lnspektion sehr unsicher. 
„Einerseits“ — „andererseits“ — man kennt die Redewen¬ 
dungen. Von einer allgemeinen Besserung kann keiner der 
Beamten berichten, viele müssen stellenweise Lohnherab¬ 
setzungen erwähnen, denen sie dann kleine Aufbesserungen 
entgegenstcllen, um das Bild nicht allzutrüb erscheinen zu 
lassen. Nur ein Beamter hat den Muth gehabt, den That¬ 
sachen ins Gesicht zu schauen und sich offen auszusprechen, 
derienige des zweiten hessischen Bezirk Dieser Inspektor, 
dessen Zeugniss um so glaubwürdiger ist, weil er bisher 
den Arbeitern sehr wenig freundlich gegenüber.stand. be¬ 
berichtet: 

i.ehens- und I'rnähriingswcisc der Ai bcitcrscliaft i.-t 
im Duf chschnitt eine den Anfoi deriingen an die (iesiindheit und 
Wulilfahit des menschlii hen Körj)ei s nicht ents[)iXM'hende. Die 
Preise der Lebensmittel sind wohl etwas herabgegangen, 
während die Löhne im Ganzen dieselben geblieben sind. Aber 
die Zahl dei Aibeitslosen nimmt zu, und der Wadienst der in 
I >escliäftigung stehenden Ai beiter ist oft weniger, wie früher... 
mit der /iinchmenden Ueberprodnktion geht eine viel nuhr ins 
Gewicht faüendc Unterkonsumtion der arbeitenden und ärmeren 
Klassen Hand in Hand.“ 

Alle übrigen süddeutschen Inspektoren könnten diese 
Sätze ihres hessischen Kollegen zweifellos ohne die gering-^tc 
Einschränkung unterschreiben: wt'shalb sie die.-elben nicht 
ebenfalls au^spreclnm und unsichere Einzelheiten an die 
.Stelle eines durchdringenden und offenen Gesammturtheils 
sc.'tzten, erklären unsere heutigen politischen Verhältnisse 
i zur Genüge. 

I Wenn die Zusammenführung der bundesstaatlich und 
innerlich so verschiedenen süddeutschen Gewerbeinspektionen 
auf dem gemeinsamen Raume dieser Zeitschrift der willkür¬ 
lichen Trennung durch buntfarbige Grenzplähle ein wenig 
entgegenwirkte, so wäre der Verfasser schon ziitricden. Bis 
jetzt spürt man umgekehrt von einem Wetteifer der ver¬ 
schiedenen Staaten in der Gcwerbeinsj)ektion, wie er etwa 
I demjenigen auf dem Gelnete des Militär- oder Eisenbalin- 
' Wesens entsprechen könnte, so gut wie Nichts. 

Frankfurt a. M. M ax Q u a rc k. 

Sonntagsruhe für die Papierfabrikation. Im Reichs¬ 
amt des Innern fand am 5. Mai eine Berathung von Ver¬ 
tretern der Reichsregierung und des preussischen Handels¬ 
ministeriums mit Arbeitgebern und Arbeitern aus der 
Pa[)icrindustrie (Ikipier-Zellstoff und Strohstofflabriken, Holz¬ 
schleifereien u. s. w.) statt, in wchdier die etwa auf Grund 
des § lOöd der Gewerbeordiuing zu gestattenden Aus¬ 
nahmen von der allgemeinen .Sonntagsruhe erörtert wurden. 
Die Kölnische Volkszeitung vom 29. Mai bringt liierzu eine 
^ sehr beachtenswerthe Ausführung, die wir im Folgenden 
I wiedergeben: „Es verdient hervorgehoben zu werden, da-s 
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sich gerade in dieser Branche seit längerer Zeit das Be¬ 
streben nach einer vollen, möglichst unverkürzten Sonntags¬ 
ruhe bemerkbar macht, nicht etwa unter den Arbeitnehmern, 
aus deren Kreisen dahingehende Wünsche nicht an die 
Oeffentlichkeit gedrungen sind, wenn sie auch als vor¬ 
handen vorausgesetzt werden dürfen, sondern unter den 
Arbeitgebern, vorzugsweise denen der beiden westlichen 
Provinzen. Schon im Februar 1890, also lange bevor 
die Novelle zur Gewerbeordnung dem Reichstag vor¬ 
gelegt wurde, fand in Köln eine stark besuchte Ver¬ 
sammlung rheinisch-westfälischer Papierfabrikanten statt, 
welche einstimmig oder doch fast einstimmig das Verlangen 
nach gesetzlicher Regelung der Sonntagsruhe aussprach. 
Die überwiegende Mehrzahl der Betriebe dieser Provinzen 
erfreute sich schon von jeher einer mehr oder weniger voll¬ 
ständigen Sonntagsruhe, war auch durchaus nicht geneigt, 
dieselbe den Arbeitern zu schmälern, und sah mit Unmuth, 
wie die schrankenlose Ausbeutung der Sonntagsarbeit in 
anderen Gegenden, zumal in den Grossbetrieben, der Kon¬ 
kurrenz mit denselben erschwerte. Die Einführung der 
obligatorischen Sonntagsruhe in der Form der durch 105 b 
der neuen Gewerbeordnung vorgesehenen vierundzwanzig- 
stündigen Betriebsruhe (in der Papierindustrie wird fast 
ausnahmlos mit Tag- und Nachtschicht gearbeitet) fand 
daher unter den Papierlabrikanten vielfach sehr freudige 
Aufnahme, wie sich das auch auf der nächsten Versammlung 
des Vereins deutscher Papierfabrikanten zeigte. Man hoffte, 
dass die betreffenden Bestimmungen recht bald in Kraft 
treten würden, und Fabriken, welche bisher die vierund- 
zwanzigstündige Ruhe noch nicht beobachtet hatten, richteten 
sich in dieser Erwartung auf dieselbe ein. Als nun wider 
Erwarten die Ausführungsbestimmungen nicht erschienen 
und Monat auf Monat verging, ohne dass man Sicheres über 
den Zeitpunkt ihrer Veröffentlichung gehört hätte, da 
richteten zuerst Papierfabriken des Regierungsbezirks 
Aachen (Düren), dann solche der Provinz Westfalen Ein¬ 
gaben an den Bundesrath, in welchen um beschleunigte 
Einführung der Sonntagsruhe, und zwar der vollen vierund- 
zwanzigstündigen Betriebsruhe mit geringen Einschränkungen, 
event. aber auch ohne diese, gebeten wurde. Allerdings 
machten sich alsbald Gegenbestrebungen bemerkbar, deren 
lebhafter Agitation es auch gelang, auf einer anderen 
Vereins-Versammlung einen der vollen Betriebsruhe ungünsti¬ 
gen Beschluss herbeizuführen. Die Leiter dieser Bewegung 
gehören hauptsächlich der sächsischen und süddeutschen 
Grossindustrie an, und es trägt der Kampf zwischen diesen 
und den Freunden der Sonntagsruhe neben anderen Kenn¬ 
zeichen auch den Charakter der Nothwehr der kleinen und 
mittleren Betriebe gegen die aufsaugende Thätigkeit der 
Grossen. 

In der eingangs erwähnten Konferenz nun traten diese 
Gegensätze ziemlich schroff zu Tage. Die Debatte ergab 
sehr bald, dass in der Papier- und Pappenfabrikation, so¬ 
wie in der Holzschleiferei technische Gründe, welche eine 
Ausnahme von der vollen Sonntagsruhe rechtfertigen würden, 
nicht vorhanden sind. Nunmehr wurde von den Vertretern 
der Grossindustrie der wirthschaftliche Gesicht.spunkt ins 
Feld geführt und behauptet, dass die vierundzwanzigstün- 
dige Betriebsruhe den Ruin der auf den Export und die 
Konkurrenz mit günstiger gestellten fremden Ländern an¬ 
gewiesenen grossen Druckpapier-Fabriken bedeuten würde. 
Von Seiten der rheinisch-westfälischen Vertreter fand diese 
Behauptung entschiedenen Widerspruch, den sie durch das 
Beispiel der Papierfabriken beider Provinzen belegen 
konnten. Sie betonten, und das verdient besonders hervor¬ 
gehoben zu werden, dass die Sonntagsruhe auf das Ver- 
hällniss der Unternehmer zu den Arbeitern und auf den 
Geist der Arbeiter in vortheilhaftester Weise einwirke. 
Vielleicht ist cs nicht überflüssig, hierbei zu bemerken, dass 
die in Frage kommenden Arbeitgeber beiden Konfessionen 
und. so weit sich übersehen lässt, den verschiedensten Par¬ 
teien angchören. 

Bei den so weit auseinandergehenden Meinungen hob 
der Herr Unterstaalssekretär v. Rottenburg hervor, dass 
die Reichsregierung nur dann in der Lage sein würde, 
einer Beschränkung der Sonntagsruhe auf 12 Stunden zu¬ 
zustimmen, wenn die wirthschaftliche Begründung ziftermässig 
unangreifbar belegt werde. 


Diesen Nachweis versuchte nun Direktor Reuther vom 
Verein für Zellstoff-Industrie in Dresden dadurch zu er¬ 
bringen, dass er den Einfluss der vollen Sonntagsruhe in 
den Papierfabriken auf deren Lieferanten, nämlich die Holz¬ 
schleifereien, in grellen Farben schilderte. Diese, so führte 
er aus, würden durch den grossen Ausfall im Verbrauch der 
Papierfabriken ungemein geschädigt werden, da an einen 
Export des überschüssigen Holzstoffes nicht zu den¬ 
ken sei. Zwei Momente scheinen dabei nach dem uns 
vorliegenden Bericht völlig übersehen zu sein. Erstens der 
Umstand, dass die Holzschleifereien ebenso wohl wie die 
Papierfabriken von der Sonntagsruhe ergriffen werden, eine 
Verschiebung in den Produktions-Verhältnisszahlen beider 
also nicht eintritt. Zweitens die Thatsache, dass der Grund 
der derzeitigen Unrentabilität vieler Holzschleifereien nicht 
so sehr in zu niedrigen Verkaufspreisen des Fabrikates, 
als in zu hohen Preisen des Rohstoffes (Holz) zu suchen 
ist. Insofern nämlich, als die Verkaufspreise nun ein Mal 
von der Lage des internationalen Papiermarktes abhängig, 
andererseits aber durch die Bildung von Holzstoff-Syndi¬ 
katen auf diejenige Höhe gebracht worden sind, welche sie 
angesichts der gegenwärtigen Papierpreise überhaupt ver¬ 
nünftigerweise erreichen können. Die namentlich im Ver- 
hältniss zu der ausländischen Konkurrenz um ein Bedeuten¬ 
des zu hohen Preisen des Rohmaterials können nur durch 
eine Verminderung des Bedarfs wieder auf einen normalen 
Stand gebracht werden und würde der durch die Sonntags¬ 
ruhe event. eintretende Ausfall in dieser Hinsicht voraus¬ 
sichtlich für die Holzstoff-Industrie sehr wohlthätig wirken. 
Es wird derselben übrigens nur zuträglich sein, wenn durch 
den Ausfall der Sonntagsarbeit die heute in wasserreichen 
Zeiten fast regelmässig eintretende Ueberproduktion einge¬ 
schränkt wird, während für die Perioden niedriger Wasser¬ 
stände ohne Zweifel durch Anwendung des § 105e, so weit 
das Bedürfniss reicht, Abhülfe geschaffen werden kann. 

Müssen wir daher die Beweisführung des Herrn Reuther 
als verfehlt bezeichnen, so können wir nur dringend 
wünschen, dass die Reichsregierung sich nicht bewogen 
finden möge, wie ein Fachblatt es will, die Sonntagsruhe 
für die Papierfabriken auf nur zwölf Stunden einzuschränken. 
Nachdem aus der Mitte dieser Industrie heraus auf das leb¬ 
hafteste für die volle Sonntagsruhe eingetreten worden ist, 
würden wir eine solche Konzession an die Grossindustrie 
für einen kaum wieder gut zu machenden sozialpolitischen 
Fehler betrachten.“ 


Arbeiterversicherung. 


Reform und Ausdehnung der Unfallversicherung. 

Die Frankfurter Zeitung macht über die bevorstehende 
Reform der Unfallversicherungsgesetze und die Ausdehnung 
der Unfallversicherung auf weitere Kreise der Arbeiter¬ 
schaft eingehende Mittheilungen, die sie als durchaus zu¬ 
verlässig hinstellt. Darnach liegen augenblich 3 Gesetz¬ 
entwürfe den Regierungen der Bundesstaaten zur noch¬ 
maligen Begutachtung und Aeusserung vor und zwar unter 
folgenden Titeln: 

1. Entwurf eines Gesetzes betr. Abänderung der Unfall¬ 
versicherungsgesetze. 

2. Entwurf eines Gesetzes betr. Erweiterung der Unfall¬ 
versicherung. 

3. Entwurf eines Gesetzes betr. die Ausdehnung der Un¬ 
fallversicherung auf Gefangene. 

Der erste Entwurf schlägt eine wesentliche Erweiterung 
des Umfanges der Fürsorge für die versicherten Personen 
vor, die im Interesse der Verletzten und ihrer Hinterblie¬ 
benen freudig zu begrüssen ist. Es soll nämlich die Ver¬ 
sicherung sich nicht nur wie seither ausschliesslich auf Un¬ 
fälle „bei dem Betriebe“ erstrecken, sondern auch auf solche 
Unfälle, die dem Versicherten bei der Verrichtung häus¬ 
licher oder anderer, im Aufträge seines Arbeitgebers ge- 
! leistete!' Dienste zustossen. Unklar bleibt dabei, welche 
Berufsgenossenschaft solche Unfälle entschädigen soll, wenn 
j ein Betriebsunternehmer mehreren ßerufsgenossenschaften — 

[ z. B. einer landwirthschaftlichen und einer industriellen — 

I angehört. Ferner soll der Bezug einer Unfallrente schon 
I vor Beginn der 14. Woche nach dem Unfall dann eintreten, 
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wenn der aus der Krankenversicherung erwachsende An¬ 
spruch auf Krankengeld vorher fortfallt und der Verletzte 
noch nicht wieder völlig erwerbsfähig ist. In diesem Falle 
soll nämlich dem Verletzten mit Wirkung vom Tage des 
Fortfalls der Krankenunterstütznng bis zum Beginn der 
14. Woche nach Eintritt des Unfalles für jeden Arbeitstag 
eine Entschädigung in Höhe der Hälfte des ortsüblichen 
Tagelohns gewöhnlicher Tagesarbeiter des Beschäftigungs¬ 
orts von der Genossenschaft gewährt werden. Die Kranken¬ 
kasse ist verpflichtet, dem Verletzten diese Entschädigung 
auf Antrag vorschussweise zu zahlen. Sodann soll dafür 
gesorgt werden, dass der Entschädigungsberechtigte nicht 
infolge von Streitigkeiten darüber, welche Genossenschaft 
die Entschädigung zu gewähren hat, einstweilen ohne die 
gesetzliche Unterstützung gelassen werde oder gar gänz¬ 
lich leer ausgehe. Zu diesem Zwecke bestimmt der Ent¬ 
wurf, dass die von dem V^erletzten zuerst in Anspruch ge¬ 
nommene Genossenschaft verpflichtet ist. alsbald die Ent¬ 
schädigung festzustellen, und später das Recht ha^ die 
nach ihrer Ansicht verpflichtete andere Genossenschaft 
wegen Ersatzes der gezahlten Entschädigung und wegen 
Uebernahme der Entschädigungspflicht in Anspruch zu 
nehmen. Ueber diesen Anspruch entscheidet das Reichs- 
Versicherungsamt. Ejne günstigere Gestaltung des Ent¬ 
schädigungsanspruchs sieht der Entwurf ferner insofern vor, 
als bei der Bemessung der Rente für Hinterbliebene von 
solchen Getödteten, die wegen eines früher erlittenen Un¬ 
falles nur noch wenig verdienen konnten, unter Umständen 
die Unfallrente dem Jahresarbeitsverdienst des Getödteten 
hinzugerechnet wird. Endlich soll der Kreis der entschä¬ 
digungsberechtigten Hinterbliebenen auf die Enkel und Ge¬ 
schwister des Getödteten ausgedehnt und diesen, sowie 
den Aszendenten ein Entschädigungsanspruch schon dann 
eingeräumt werden, wenn der Getödtete zu ihrem Unter¬ 
halte wesentlich beigetragen hat, also nicht nur dann, wenn 
er ihr „einziger“ Ernährer gewesen ist. Der Anspruch auf 
eine Rente soll ruhen, so lange der Verletzte eine Ge- 
fängnissstrafe von mehr als einmonatlicher Dauer verbüsst 
oder in anderer Weise der öffentlichen Fürsorge anheim 
gefallen ist, ferner solange der Berechtigte nicht im Inlande 
wohnt. Sofern bei Beeinträchtigung der Erwerbsfähigkeit 
eine Rente von 10 oder weniger Prozenten der Rente für 
völlige Erwerbsunfähigkeit festgestellt ist, kann zwischen 
der Berufsgenossenschaft und dem Entschädigungsberech¬ 
tigten eine einmalige Kapitalabfindung vereinbart werden. 
Im Uebrigen hält der Entwurf daran fest, dass die Rente 
inländischer Entschädigungsberechtigter nicht durch Kapital¬ 
abfindung abgelöst werden darf. 

Um den Berufsgenossenschaften den Bau eigener 
Kranken- und Rekonvaleszentenhäuser sowie auch eigener 
Geschäftshäuser zu ermöglichen, soll ihnen die Befugniss 
verliehen werden, Grundbesitz zu erwerben. Endlich ist, 
wie sich die Frankfurter Zeitung etwas dunkel ausdrückt, 
bezüglich des Verfahrens bei der Feststellung der Entschä¬ 
digungen eine neue Bestimmung vorgesehen, wonach eine 
mündliche Verhandlung über den Entschädigungsanspruch 
schon vor dem Feststellungsorgan der Berufsgenossenschaft 
stattfinden kann. Mit Rücksicht hierauf lässt der Entwurf 
gegen die Entscheidungen der Schiedsgerichte nur das 
Rechtsmittel der Revision zu. 

Dies sind die wichtigsten Abänderungsvorschläge, die 
die Regierungsvorlage bringt. Wie man sieht, bedeuten 
sie wohl einen kleinen Schritt nach vorwärts; von einer 
wirklichen Reform der Unfallvcrsicherungsgcsetzgebung 
ist jedoch gar nicht die Rede. Dies tritt besonders deut¬ 
lich zu Tage, vv^enn man den Inhalt des zweiten Gesetz¬ 
entwurfs, betreftend die Erweiterung der Unfallversiche¬ 
rung, ins Auge fasst. Nach § 1 desselben sollen versichert 
werden Arbeiter, Gesellen, Gehilfen und Lehilinge, sowie 
Betriebsbeamte, Werkmeister und Techniker in allen Be¬ 
trieben, die nicht bereits auf Grund anderer Gesetze der 
Unfallversicherungspflicht unterliegen. Für Betriebe, die 
mit besonderer Ünfillgefahr für die darin beschäftigten 
Personen nicht verknüpft sind, kann jedoch durch Beschluss 
des Bundesraths die Versicherungspflicht ausgeschlossen 
werden. Die Unternehmer der unter das Gesetz fallenden 
Betriebe haben, sofern ihr Jahresarbeitsverdienst 2000 Mk. 
nicht übersteigt,* das Recht, sich selbst^ gegen Betriebs¬ 


unfälle zu versichern. Den Betrieben im Sinne des Ge¬ 
setzes werden gleichgestellt der Reichs-, Staats- und Kom¬ 
munaldienst, sowie Anstalten und Veranstaltungen zu reli¬ 
giösen, wohlthätigen oder gemeinnützigen Zwecken, zu 
Zwecken der Kunst, der Wissenschaft, der Gesundheits¬ 
pflege und der Leibesübung. Das neue Gesetz wird sich 
also erstrecken in erster Linie auf das Handw^erk und 
Kleingewerbe, ferner auf die gesammte Fischerei und die 
Seeschifflahrt mit kleinen Fahrzeugen, das Handelsgewerbe, 
endlich auf die Bediensteten in Krankenhäusern, Badean¬ 
stalten, Bildhauerwerkstätten, Laboratorien, Anstalten für 
Sportbetrieb, Theatern u. s. w. Für die Durchführung dieser 
Versicherung wird nun folgende Organisation in Vorschlag 
gebracht. 

I Die Versicherung soll auf Gegenseitigkeit durch die 

I Unternehmer der unter das neue Gesetz fallenden Betriebe, 
erfolgen, die zu diesem Zwecke in Unfallversicherungs¬ 
genossenschaften oder in Berufsgenossenschaften vereinigt 
werden. Die Unfallversicherungsgenossenschaften werden 
nach Bestimmung der Landesregierungen für weitere Kom¬ 
munalverbände ihres Gebietes oder für das Gebiet des 
Bundesstaates errichtet. Auch kann für mehrere Bundes¬ 
staaten oder Gebietstheile derselben eine gemeinsame Ge¬ 
nossenschaft errichtet werden. In der Unfallversicherungs¬ 
genossenschaft sind alle unter das neue Gesetz fallenden 
Betriebe ohne Unterschied des Betriebszweiges versichert, 
deren Sitz im Genossenschaftsbezirke liegt. 

Die Organe der Unfallversicherungsgenossenschaft sind 
der Vorstand und die Genossenschaftsversammlung. Der 
Vorstand besteht aus einem oder mehreren Beamten des 
Kommunalverbandes oder Bundesstaates und aus Mit¬ 
gliedern der Genossenschaft. Die Genossenschaftsversamm¬ 
lung besteht aus Vertretern der versicherungspflichtigen 
Unternehmer, die aber nicht durch direkte Wahl, sondern 
von Wahlmännern gewählt werden. Innungen, die im Be¬ 
zirke derUnfallversicherungsgenossenschaft ihren Sitz haben, 
sollen unter Berücksichtigung der Zahl ihrer Mitglieder an 
der Wahl zur Genossenschaftsversammlung betheiligt werden. 
Neben den Unfallversicherungsgenossenschaften ist noch 
die Bildung von Berufsgenossenschaften vorgesehen. Es 
sollen nämlich auf Antrag von Betriebsunternehmern oder 
Unternehmerverbänden unter Befreiung ihrer Betriebe von 
der Zugehörigkeit zu den Unfallversicherungsgenossen¬ 
schaften unter gewissen Umständen entweder neue Berufs¬ 
genossenschaften gebildet oder bestehende Berufsgenossen¬ 
schaften erweitert werden. Die Bildung oder Erweiterung 
der Berufsgenossenschaften wird von der Bestimmung des 
Bundesraths abhängig gemacht. 

Statt die bestehende Organisation zu reformiren und 
den erweiterten Personenkreis, den die Versicherung um¬ 
fassen soll, einzupassen, will man also hiernach neben den 
schon bestehenden Krankenkassen, Benifsgenossenschaften, 
Invaliditätsversichcrungsanstalten wiederum eine neue Art 
von Verbänden schaffen, die mit den alten in keiner orga¬ 
nischen Verbindung irgend welcher Art stehen. Die Nach¬ 
richt klingt so unglaublich, das es uns die Frankfurter Zei¬ 
tung nicht übel nehmen möge, wenn wir ihr einstweilen 
gros.se Zweifel entgegensetzen. Es ist doch nicht anzu¬ 
sehen, dass man in den Regierungskreisen darüber noch 
im Zweifel sein kann, dass es jetzt darauf ankommt, den 
Apparat zu vereinfachen, nicht aber immer komplizirter 
und für die Versicherten unverständlicher zu machen. Für 
einige tausend Militäranwärter würden auf diese Weise 
allerdings Stellen geschaffen werden! 

Was die von den Mitgliedern der Unfallversicherungs¬ 
genossenschaft zu leistenden Beiträge anbelangt, so sollen 
sie nach dem Maassstabe der öffentlichen Abgaben durch 
entsprechende Zuschläge zu denselben oder nach der Zahl 
der V^ollarbeiter des Betriebs ohne Rücksicht auf die Höhe 
der von den Versicherten verdienten Löhne und Gehälter 
berechnet werden. Die Beiträge sind so zu bemessen, dass 
sie ausser den sonstigen Aufwendungen der Genossenschaft 
den Kapitalwerth der im abgelaufenen Rechnungsjahre zur 
Last gelallencn Renten decken. Bei Berechnung der Renten 
soll bei Mitgliedern von Krankenkassen als Arbeitsverdienst 
zu Grunde gelegt werden der dreihundertfache Betrag des 
für ihr Krankengeld maassgebenden Durchschnittslohns oder 

i wirklichen Arbeitsverdienstes oder der dreihundertfache Be- 
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trag des ortsüblichen Tagelohns gewöhnlicher Arbeiter, 
falls die Versicherten nicht Mitglieder einer Krankenkasse 
sind. In seinen anderen Bestimmungen lehnt sich der Ent¬ 
wurf an die bereits bestehenden Gesetze unter Berück¬ 
sichtigung der für diese in Aussicht genommenen Aende- 
derungen an. 

Der dritte Entwurf endlich will die Gefangenen und die 
in öffentlichen Besserungsanstalten, Arbeitshäusern u. s w. 
untergebrachten Personen gegen die aus Anlass ihrer Be¬ 
schäftigung für die Gefängnissverwaltung oder für Rech¬ 
nung eines Unternehmers ihnen zustossenden Unfälle ver¬ 
sichern. Die Versicherung soll durch den Bundesstaat 
erfolgen, soweit nicht durch Landesgesetz andere Träger 
der Versicherung bestellt werden. Die Entschädigung der 
Gefangenen beginnt mit dem Zeitpunkt ihrer Entlassung. 
Die Rente beträgt im Falle völliger Erwerbsunfähigkeit 
300 M. pro Jahr, im Falle der Verminderung der Erwerbs¬ 
fähigkeit einen entsprechenden Bruchtheil dieser Summe. 
Auch die Renten der Hinterbliebenen und Angehörigen 
von Gefangenen sind von vornherein auf bestimmte Beträge 
fixirt. Im Uebrigen lehnt sich auch dieser Entwurf an die 
Bestimmungen der anderen Unfallversicherungsgesetze an. 
Nur eine im § 9 derselben enthaltene Bestimmung verdient 
besonders hervorgehoben zu werden. Danach soll nämlich 
in solchen Fällen, in denen ein Gefangener bei der Beschäf¬ 
tigung auf Rechnung eines Dritten (eines Unternehmers) 
verunglückt, dieser Dritte verpflichtet sein, an den Träger 
der Versicherung den Kapitalwerth der erwachsenen Renten 
zu zahlen. 

Voraussichtlich werden bald offizielle Mittheilungen 
gemacht werden, in wie weit die Frankfurter Zeitung recht 
unterrichtet war. Wir wollen es heut bei dem Gesagten 
bewenden lassen, indem wir uns Vorbehalten, später auf 
den Gegenstand näher einzugehen und einige besonders 
wichtige Punkte kritisch zu beleuchten. 

Plan einer allgemeinen obligatorischen Sterbekasse 
in Neuenburg. Die allgemeine Versicherung auf den 'Fodes- 
fall soll im Kanton Neuenburg eingeführt werden. Der 
Staatsrath dieses Kantons hat einen darauf bezüglichen Ge¬ 
setzentwurf ausgearbeitet. Derselbe will eine obligatorische 
staatliche Sterbekasse gründen; in Sterbefällen sollen der 
betroffenen Familie 500 bis 850 Franken, je nach der Kinder¬ 
zahl, ausbezahlt werden, und um die Sterbekassc zahlfähig 
zu machen, soll eine Steuer von 2^/2 pCt. von den direkten 
Erbschaften erhoben werden. Der Grosse Rath hat den 
Entwurf bereits in Berathung gezogen; es sind aber, selbst 
von denen, die mit dem Prinzip des Entwurfs einverstanden 
sind, so viele Einwendungen dagegen erhoben worden, dass 
der Staatsrath den Entwurf wieder an sich zurückverweisen 
Hess, um die Sache nochmals zu bearbeiten und namentlich 
auch die Altersversicherung in den Plan aufziinehmen. 


Armenwesen. 


Zur Frage der Armenversorgung alter Leute in 
England. 

Die Lage verarmter alter Leute ist gegenwärtig in 
England Gegenstand vielfacher Aufmerksamkeit, und eine 
Kommission von Parlamentsmitgliedern hat es sich unter 
dem Beistände von Sachverständigen auf dem Gebiete des 
Armenwesens zur Aufgabe gemacht, Mittel zu finden zur 
Abhülfe des Uebels. Eines der tüchtigsten Mitglieder dieser 
Kommission, Mr. Charles Booth, veröffentlichte kürzlich ein 
ausserordentlich anregendes Werk über die betagten Armen. 
Die statistischen Daten, auf welche er sic'h stützt, sind zum 
Theil einem dem Parlament im Juni 1893 vorgelegten Be¬ 
richt entnommen, der für Jede „Union“ in England und 
Wales die Anzahl der Personen (ausschliesslich der Irren 
und V'agabunden) angiebt, welche in oder ausser Armcn- 
anstalten zum 1. Januar 1892 oder zu irgend welcher Zeit 
in (len mit Mariäverkündung des Jahres endigenden 
zwölf Monaten Unterstützung erhielten; — zum 'Pheil dem 
l^erichte des Kommunalamtes über die Steuern und Kosten i 
der Armenpflege für die mit dem 25. März 1891 abschliessen- : 
den zwölf Monate, und zum Theil dem Zensus von 1891. j 


Die grosse Masse von Ziffern, welche diese Schriftstücke 
enthalten, gewinnen für den Fachmann hohe Bedeutung 
und volles Interesse sogar für den Durchschnittsleser. Mit 
Rücksicht auf seine Stellung ih der Regierungskommission 
hat der Verfasser und dies mit Recht, vermieden, den Er¬ 
gebnissen der Kommissionsarbeiten vorzugreiten, und sich 
infolge dessen auf die Darstellung von Thatsachen be¬ 
schränkt, es dem Leser überlassend, hieraus die nothwen- 
digen Schlüsse zu ziehen. Versuche zur Lösung des 
Problems macht er nicht, zeigt aber den Weg, auf welchem 
man zu Resultaten gelangen kann. Als die Periode, in welchem 
das Alter unverkennbar als wesentlichste Ursache der Ar- 
muth überwiegt, betrachtet er für die Zwecke seines Buches 
die Zeit vom fünlundscchzigsten Lebensjahre an. Der 
Zensus von 1891 führt 606 505 Männer und 765 917 Frauen 
dieser Altersperiode als in England und Wales lebend auf. 
Von diesen lebten nicht weniger als 359 202 Männer und 
455 283 Frauen in Bezirken, wo 20—30 pCt. der Alten 
öffentliche Armenunterstützung erhielten. Von den Uebri¬ 
gen existirten 112005 Männer und 114233 Frauen in besseren 
und 135298 Männer und 166401 Frauen unter schlechteren 
Verhältnissen. Das Verhältniss der hier in Betracht kom¬ 
menden Armen erweist sich ungefähr als folgendes; sie 
bilden lOpCt. der Bevölkerung zwischen 60 und 65, 30 pCt, 
jener zwischen 70 und 75 und mehr als 40 pCt. jener über 
75 Jahre. Ferner sehen wir nach Ausscheidung des Theils 
der Bevölkerung, welcher sich dergestalt über die öffent¬ 
liche Unterstützung erhebt, dass er nur einen sehr kleinen 
Prozentsatz der betagten Armen liefert, dass in der Ar¬ 
beiterklasse und bei den Kleingewerbetreibenden das Ver¬ 
hältniss aller Armen über 65 Jahre nicht weniger als 40 
bis 45 pCt. beträgt. Diese Ziffern geben Anlass zu 
ernstesten Erwägungen und rechtfertigen in vollem Maasse 
die Besorgnisse der Gesammtheit in dieser Richtung. Denn 
finden wir, dass nahezu die Hälfte der Veteranen der Ar¬ 
beit in ihrem Unterhalt von der öffentlichen Wohlthätigkeit 
abhängen, so gelangen wir zu dem Schlüsse, dass irgend 
etwas völlig verkehrt sein muss, wenn derartige betrübende 
Resultate zu Tage treten. Unter den angelührten That¬ 
sachen treten einige als besonders gewichtige hervor. So 
sehen wir, dass der Prozentsatz der Personen über 65 
Jahre in den Städten am kleinsten ist und^am grössten 
auf dem Lande, und dass er im umgekehrten Verhältniss 
zur Bevölkerungsdichtigkeit variirt; dass ferner der Satz 
der unterstützten Greise am bedeutendsten, wo die Bevöl¬ 
kerung abnimnit, dagegen am niedrigsten, wo sie zunimmt, 
und dass der Satz der unter.stützten alten Leute in Städten 
am grössten ist, wo die Bevölkerung am dichtesten. Darüber, 
ob der Pauperismus der Betagten ab- oder zugenommen, 
giebt es keine Statistiken, indessen zeigen die Ziffern der 
Masse der Armen einen allgemeinen Fortschritt für die 
Zeit von 1881—1891, mit Ausnahme von London. Zudem 
sclicint die Zunahme des Pauperismus aufs engste zusam¬ 
menzuhängen mit der Bevölkerungsabnahme und somit der 
Zunahme der verhältnissmässigen Anzahl der Bejahrten. 
Die Anhänger sowohl des „out-door“-, als des „in-door“- 
Unterstützungssystems dürften an den gegebenen Ziffern 
wenig Gefallen linden. Jedes System scheint am meisten 
Erfolg zu haben, je nach den Umständen unter denen es 
Anwendung findet und man* lernt daraus, dass cs keine 
stereotype Politik der Armenpflege geben darf, sondern 
dass jedes S 3 ^stem den wecliselnden Verhältnissen des Be¬ 
zirks angepasst werden muss, seien nun diese Verhältnisse 
beeinllusst von der Bevölkerungsdichtigkeit, dem industriellen 
Charakter oder der geographischen Lage. Vergleichen wir den 
Zustand der Arrnuth Bejahrter in den Städten und auf dem 
Lande, so finden wir, dass dieser V'ergleich überall für 
erstere ungünstig aiisfällt: Hier ist die Arrnuth am schärf¬ 
sten ausgeprägt, auf dem Lande dagegen hili't man ihr am 
leichtesten ab. Ebenso verliält es sich mit der Beschäftigung 
und der Arbeitsfähigkeit: in .Städten findet sich schwerer 
passende Arbeit für alte Leute und schwindet ihre Arbeits¬ 
kraft eher, weshalb sie hier früher beschäftigungslos wer¬ 
den. Auf dem Lande dagegen ist die Wohnungsmiethe 
billiger, sind ferner die Familien weniger getrennt, die 

i Naclibaren entgegenkommender, und spenden Unter- 

; Stützungen verständnissvoller. 

j Was die wichtige Frage nach Ersparnissen und dem 
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Unttrhalt aus solchen betrifft, so zeigen uns die aus einer 
Unmasse von Quellen geschöpften Angaben, dass hier die 
verschiedenen Oertlichkeiten kaum von einander abwcichen. 
Hier fehlt es bedauerlicherweise überall, einige Städte und 
ländliche Bezirke im Norden Englands wie Halifax und 
Rochdale und l'hcile von Yorkshire, VVestmoreland und 
Cumberland ausgenommen. Rochdale allerdings liefert ein 
hervorragendes Beispiel in dieser Richtung. Hier betrugen 
die Einlagen von Arbeitern in verschiedenen Banken, Ge¬ 
nossenschaftskassen. Baugenossenschaften etc. im Jahre 1892 
über £900 000. Anderwärts aber trifft man den bedächtigen 
und sparsamen Sinn der Nordbewohner nicht oder nur selten 
an. In hohem Grade trägt an dem Eehlen irgendwelcher 
Veranlassung zum Sparen Schuld die finanzielle Verwahr¬ 
losung vieler Altersversorgungsvereine und I lülfskassen, 
und es würde sich hochverdient machen, wer seine Zeit 
und geschäftliche Erfahrung der Reorganisation dieser An¬ 
stalten auf einer zuverlässigen Grundlage widmete. 

Vielleicht die betrübendste Eolgerung, welche sich aus 
den gesammelten Statistiken ziehen lässt, ist, dass wegen 
der stärkeren und stets zunehmenden Gegensätze des wirth- 
schaftlichen Lebens die bejahrten Armen in jeder staatlichen 
Gemeinschaft im Vergleich zu den übrigen Elementen der 
Arbeiterklasse immermehr benachtheiligt werden. Sie 
werden zwar an ihren allgemein gebesserten Verhältnissen, 
wie sie sich aus höheren Löhnen und niedrigeren Preisen 
ergeben, theilnehrnen, aber alle dem Unternehmer auf- 
erlegten vei'mehrten Kosten, sei es durch kürzere Arbeits¬ 
zeit, sei es durch gesetzlich verordnete sanitäre Vervoll¬ 
kommnungen. werden ihn veranlassen, von den Arbeitern 
seines Betriebes nur die tüchtig.sten zu behalten und aller 
übrigen sich zu entledigen. Die Wohlthätigkeit wird nicht 
länger helfen, und die alten „Hände“ werden jüngeren und 
leistungsfähigeren Platz machen müssen. Dass dies so 
kommen muss, lehrt ein Blick auf die 'Phatsachen. Nehmen 
wir z. B. die Kleinwerkstätten und Schwitzspelunken, welche 
unter einer wirksameren Aufsicht allmählich verschwinden. 
Fortwährend treten an ihre Stelle grosse Fabriken, wo die 
Angestellten zwar unter besseren hygierdschen Einflüssen 
arbeiten, aber auch mit gesteigerter Ansj^aniuiiig ihrer 
Nerven und Muskeln Man hört heutzutage oft. dass wenig 
Leute über 40 oder 45 dem Abrackern vieler modernen In¬ 
dustrien noch gewachsen sind. Der ältere Arbeiter ist 
ausser Stande, noch mit den jüngeren Gcn(^s^cn Schritt zu 
halten, und wird als unprofitables Material entlassen Der 
Maschinenbetrieb iat dem Alter nicht von X’ortheil; das 
Bedienen einer Maschine heischt reges Aufmerken und 
ständige Wachsamkeit. 

Derartige Erwägungen zm'gen, wie dringlich die L()sung 
des Problems ist, mit welchem sich die Königliche Kom¬ 
mission zur Untersuchung der Wrhältnisse armer alter Leute 
befasst. Mögen nun die von dieser Körperschaft vorge¬ 
schlagenen Mittel die richtigen sein oder nicht, jedenfalls ist 
ihr alles wesentliche Material zur gehörigen Erledigung 
ihrer Aufgabe in der erschöj)fenden statistischen Auskunft, 
welche das neue Werk von Charles Booth enthält, an die 
Hand gegeben. 

London. Stephen N. Fo.x. 


Rechtsfragen. 

Zur Bedrohung der freien Advokatur. Gegenüber 
der durch den Erla-^s d(‘s preussischen Justizministers vom 
19. März d. J. plötzlich herauf beschworenen ernsten Ge¬ 
lahr einer Beschränkung der freien Advokatur gilt es 
rechtzeitig mit aller Energie Stellung zu nehmen. Gelingt 
cs nicht, den geplanten Schlag abzuwenden, so wird ein 
heute noch kaum übersehbarer Scliaden für die Allgemein¬ 
interessen die nothwendige Folge sein. Die angeblich nicht 
existirende öffentliche Meinung hat um so höheren Grund, 
gerade diesmal ihre unverwüstliche Lebenskrait zu bethä- 
tigen, als die Vorstände der Anwaltskammern selbst keines¬ 
wegs mit der Einmüthigkeit, die man bei den Rechts¬ 
anwälten als den zunächst Betroffenen hätte erwarten sollen, 
den Vorschlägen des Ministers Widerstand leisten. In der 
letzten Nummer des Organs des deutschen Anwaltvereins, 


der „Juristischen Wochenschrift“ werden von den eingefor¬ 
derten Gutachten der preussischen Kammervorstände zu¬ 
nächst drei veröffentlicht, die von Celle, Posen und 
Naumburg. Letzteres kann sich an Beschränkungen gar 
nicht genug thim, die vom Minister angeregten genügen 
ihm noch nicht einmal. Der Minister hatte, um der fort¬ 
schreitenden Vermehrung der Anwälte Einhalt zu thun, 
zwei Wege vorgeschlagen: nämlich entweder die Zahl der 
Anwälte auf ein dem wirklichen Bedürfnisse entsprechendes 
Maass durch übereinstimmendes Gutachten des Öberlandes- 
gerichts und des Kammervorstandes für mehrere Jahre im 
\'oraus festzusetzen oder aber eine mehrjährige Wartezeit 
nach bestandenem Examen cinzuführen, ehe der Gerichts- 
assessor bei einem Gerichte als Anwalt zugelassen werden 
soll. Der \'orstand der Anwaltskammer zu Naumburg meint 
nun, dass die Maassregel der Wartezeit sich sehr wohl mit 
dem zu 1 voi geschlagenen Numerus clausus vereinigen 
lässt, und dass sie daher nicht statt seiner, sondern neben 
ihm einzuführen sein möchte. Und endlich will man auch 
in Uebereinslimmung mit dem Minister die Zulassung eines 
Rechtsanwalts bei irgend einem Oberlandesgericht neben 
allen den genannten Erschwernissen ausserdem noch 
schlechtweg von einem zustimmenden Gutachten dieses Ge¬ 
richts abhängig machen. Auf eine Kritik dieses hauptsäch¬ 
lich mit den Rücksichten auf die Inieressen des Anwalt¬ 
standes gerechtfertigten Gutachtens gehen wir hier nicht 
näher ein. Denn die für die Allgemeinheit in allererster 
Linie in Betracht kommenden sozialpolitischen Geoichts- 
punkte sind kaum gestreift. Insbesondere wird die gerade 
für die nicht bemittelten Volksklassen entstehende Gefahr, 
dass sich mit der Zeit unzweifelhaft ein ausserordentlicher 
Mangel an jungen, thatkräftigen und arbeitsfähigen Anwälten 
herausstellen w'ürde, mit einigen nichtssagenden Redens¬ 
arten abgethan. Für gar nicht erwähnenswerth hält das 
Gutachten die weitere Frage, wie viele Personen mit po¬ 
litisch, religiös oder sozial missliebigen Ansichten wohl 
künftig noch bei einem Oberlandesgericht zugela.s.sen werden 
dürften, wenn dieses die Macht hat, sich alle unbequemen 
Persönlichkeiten mit einem einfachen: „sic volo, sic iubco“ 
vom Halst' zu haltt n. Da aber gerade die Aufgabe des 
Anwaltstandes darin besteht, ein Hort für die Wahrnehmung 
aller beiechtigten Interessen zu sein, so würde damit für 
die in der Opposition gegen die herrschende Strömung be¬ 
findlichen Bevölkerungsklassen der schwere Nachtheil ein- 
treten, dass es ihnen an einer geeigneten Vertretung ihrer 
Rechte nur allzu leicht fehlen kann. 

Aus eben diesem Grunde müssen wir uns auch gegen 
den in dem Gutachten von Celle enthaltenen Vorschlag 
erklären, die folgende Bestimmung in die Rechtsanwalts¬ 
ordnung neu aufzunehmen: „Die Zulassung muss versagt 
werden, wenn nach dem iiberein.stinimenden Gutachten des 
Oberlandesgerichts und des Vorstandes der Anwaltskammer 
das V’orleben des Antragstellers keine genügende Gewähr 
dafür bietet, dass derselbe seine Beruftsthätigkeit gewissen¬ 
haft ausüben und in Ausübung seines Berufes sowie ausser¬ 
halb desselben sich der Achtung würdig zeigen wird, die 
sein Beruf erfordert. Alle diese Begriffsmerkmale sind 
dehnbarer wie Kautschuk, sie öffnen der Willkür Thür 
und Thor. Was lässt sich hierunter, insbesondere in po¬ 
litisch erregten Zeiten, nicht alles bringen. Wir haben 
doch wahrlich beim groben Unfugs-, beim Beleidigungs¬ 
paragraphen u. s. f. gerade in den letzten Dezennien ge¬ 
sehen, zu welchen Unerträglichkeiten das Pressen eines 
nicht klaren gesetzlichen Wortlauts mittels kunst¬ 
reicher, dem schlichten VTrstande des Volkes fernliegender 
Deduktionen führen kann. Es sollte uns daher, — so dürfte 
man meinen, — die Lust vergangen sein, neue Bestim¬ 
mungen einzuführen, die den Anlass zu ähnlichen dialek- 
tisch-akrobatischen Kunststücken geben könnten. Aufgabe 
einer weisen Gesetzgebung muss es sein, alles zu vermeiden, 
was den Anschein erwecken könnte, als ob man die Rechts¬ 
pflege ihrem höheren Berufe entziehen und sie zu einem 
Werkzeuge der Politik und der Macht gestalten wolle. Aus 
diesem Grunde sprechen wir uns gegen die vorgeschlagene 
Bestimmung aus. 

Nach all’ diesen bedenklichen Vorschlägen ist es gleich¬ 
sam erquickend, zu sehen, mit welcher Energie die Anwalts¬ 
kammer zu Posen für die freie Advokatur eintritt. Gleich 




434 


SOZlALPOUnSCHBS CENTRALBLATT. 


No. 36. 


die ersten Worte: „Nach unserer Auffassung ist für die 
Organisation der Rechtsanwaltschaft in erster Linie maass¬ 
gebend das Interesse des rechtsuchenden Publikums“ prä- 
zisiren den Standpunkt zutreffend. Sodann heisst es un¬ 
gefähr weiter: Erst in zweiter Linie kommen die beson¬ 
deren Interessen des Anwaltstandes in Betracht. Die nach 
diesen Gesishtspunkten zutreffende Gestaltung der Ver¬ 
hältnisse der Rechtsanwaltschaft muss sich in Ueberein- 
stimmung befinden mit den Bedürfnissen der Rechtspflege 
überhaupt. Wenn wir von diesen allgemeinen Gesichts¬ 
punkten ausgehen, so dürfte zunächst hervorzuheben sein, 
dass dem Interesse des rechtsuchenden Publikums am besten 
dadurch gedient wird, dass derselben eine möglichst grosse 
Auswahl freigestellt wird unter solchen Rechtsanwälten, 
deren Thätigkeit belebt und angespornt wird durch den 
unbeschränkten Wettbewerb der Berufsgenossen. Aber 
auch den Gerichten sichert derselbe Wettbewerb, welcher 
dem rechtsuchenden Publikum eine Auswahl unter eifrigen, 
sich der Interessen ihrer Klientel mit voller Hingebung an¬ 
nehmenden Anwälte schallt, eine Anwaltschaft, welche w'ohl 
vorbereitet, rechtlich und thatsächlich vollständig informirt, 
mit Erfolg theilnehmen kann an der gründlichen Vorbe¬ 
reitung und dem sachgemässen Ausfall der Entscheidungen. 
Weiter weist das Gutachten darauf hin, wie das noch lange 
nicht zur vollen Wahrheit gewordene Prinzip der münd¬ 
lichen Verhandlung im Civilprozess, die bevorstehende 
Wiedereinführung der Berufung in Strafsachen, der fort¬ 
schreitende Verkehr und die steigende Kultur mit der im 
wachsenden Umfange durch den Staat und die Kommune 
erfolgenden Heranziehung des Laienelements in die Ver- 
W'altung und der Ausdehnung der Gerichtsbarkeit auf immer 
weitere Gebiete des öffentlichen Rechts, — wie alle diese 
Dinge eine konstante Vermehrung der Anwälte wünschens- 
werth machen. Sie können ihre geschilderte reichhaltige 
Thätigkeit um so besser erfüllen, je weniger ihre Arbeit 
eine schematische ist und je mehr sie sich in die Besonder¬ 
heiten des einzelnen Falles vertiefen können. Dieses Ziel 
aber würde unerreichbar sein bei der monopolisirten Thälig- 
keit eines Numerus clausus. Aber auch das Ansehen des 
Anwaltstandes selbst würde darunter leiden, denn dieses 
kann nicht beruhen auf einem innungsmässigen Zwangsver- 
bande von Inhabern gesicherter Brotstellen, sondern auf 
der w'etteifernden Thätigkeit seiner Berufsgenossen, die un¬ 
abhängig von der Justizverw'altung Tüchtiges zu leisten be¬ 
strebt sein müssen, und über deren Pflichterfüllung und 
Anstand sie selbst durch ihre gewählten Organe wachen. 
Auch alle anderen vom Justizminister vorgeschlagenen Maass¬ 
regeln werden abgelehnt, da sie sämmtlich nur weitere 
Ursachen für die Tödtung jeder freien Bewegung innerhalb 
der Anwaltschaft sind. 

In dem gleichen Sinne hat sich vor w'enigcn Tagen 
auch der „Berliner Anwaltverein“ mit grosser Majorität aus¬ 
gesprochen, während der Vorstand der hiesigen Anwalts¬ 
kammer sich für gewisse Beschränkungen ausgesprochen 
haben soll. 

Versammlung des Vereins der deutschen Strafanstalts¬ 
beamten zu Braunschweig. 

In Braunschweig fanden vom 16. bis 19. Mai die Ver¬ 
handlungen des Vereins der deutschen Strafanstaltsbeamten 
unter ganz ausserordentlich zahlreicher Betheiligung statt. 
Abgesehen von den vom Reichsjustizamt, dem preussischen 
Justizministerium und Ministerium des Innern, dem sächsi¬ 
schen Justizministerium und dem Statthalter von Eisass- 
Lothringen entsendeten offiziellen Vertretern, waren viele 
Strafanstaltsdircktoren und Strafanstaltsbeamte, daneben 
mehrere Professoren des .Strafrechts, Richter, Staatsanwälte. 
Gefängniss-Aerzte und -Geistliche u. s. w. anwesend. Alle 
'Fheile Deutschlands erschienen vertreten. 

Für den Sozialpolitiker waren die Verhandlungen von 
höchstem Interesse und zwar nicht sowohl mit Rücksicht 
auf dasjenige, was die vom Staate bestellten Wächter der 
heutigen Strafrechtspflege ausdrücklich zu sagen für* gut be¬ 
fanden, als vielmehr wegen der Konsequenzen, die sich mit 
unabw^eisbarer Nothw'endigkeit aus ihren Zugeständni=>sen 
ergeben und ganz sicher auch in absehbarer Zeit in der 
Praxis Verwirklichung finden werden. Die Betrachtungen, | 
die sich nach dieser Richtung hin anstellcn lassen, sind so j 


überaus eigenartige uud charakteristische, dass es sich wohl 
verlohnt, sie in ihrer ganzen Tragweite zur Darstellung zu 
bringen. Wir kommen daher in einem besonderen Artikel 
demnächst ausführlich darauf zurück. Für heute beschränken 
wir uns darauf, den Gang der Verhandlungen und ihre Er¬ 
gebnisse in Kürze mitzutheilen. 

Den ersten Gegenstand der Tagesordnung bildete die 
Frage: „Ist nach den Erfahrungen, welche mit der An¬ 
wendung von kurzzeitigen Freiheitsstrafen nach der be¬ 
stehenden Gesetzgebung gemacht wurden, eine Aenderung 
im Vollzüge derselben geboten? Welche Vorschläge könnten 
zu solcher Aenderung gemacht werden? Der Referent, 
Strafanstaltsdirektor Dr. v. Engelberg aus Mannheim, wies 
darauf hin, wie die Hartnäckigkeit des fast schon zum 
Schlagwort gewordenen Kampfes gegen die kurzzeitige 
Freiheitsstrafe zeigt, welches tief eingefressene GrundObel 
in unserem heutigen Staatswesen hier noch immer der 
Besserung und endlichen Lösung harrt. Er legte, um we¬ 
nigstens hinsichtlich der gröbsten Missstände Wandel zu 
schaffen, der Versammlung eine Anzahl Thesen vor, die 
ohne Debatte und fast einstimmig zur Annahme gelangten: 

I. Der Verein der deutschen Strafanstaltsbeamten spricht als 
seine Ueberzeugung aus: 

Die mit den kurzzeitigen Freiheitsstrafen bei ihrer gegen¬ 
wärtigen Vollzugsart gemachten Erfahrungen drängen zu einer 
Aenderung im Vollzüge derselben. Unter kurzzeitigen Frei¬ 
heitsstrafen werden solche bis zur Dauer von einschliesslich 
3 Monaten verstanden. 

II. Der Verein der deutschen Strafanstaltsbcamten w’ünscht, dass 
der Vollzug der kurzzeitigen Freiheitstrafen nach folgenden 
Grundsätzen geregelt werde: 

a) Die gegenseitige sittliche Verschlechterung der Gefan¬ 
genen w'ährend ihres Aufenthalts am Straforte muss 
verhütet w'erden; 

b) der Entschluss der Bestraften zur Rückkehr in eine 
gesetzmässige Lebensweise beim Wiedereintritt in die 
Gesellschaft ist zu wecken, zu stärken und zu fördern; 

b) der Ernst der Strafe muss den Bestraften nöthigenfalls 
durch Verschärfung derselben eindringlich zum Bewusst¬ 
sein gebracht, die Wirksamkeit der Strafe dadurch er¬ 
höht werden. 

III. Zur Durchführung der unter II erwähnten Grundsätze für 
den Vollzug kurzzeitiger Freiheitsstrafen empfiehlt der Verein 
der dcutsclien Slrafanstaltsbeainten folgende Maassnahmen: 

a) Es ist wünschenswerth, die kleineren Gefängnisse der 
sachkundigen Oberleitung durch .Strafsanstaltsbeamte zu 
unterstellen. Die Beamten zur Vei-waltung und Aufsicht 
in den kleineren Gefängnissen sind vorzugsweise aus 
dem Kreise der in grösseren Anstalten vorgebildeten 
Personen zu wählen; 

h) der Vollzug aller kurzzeitigen Freiheitsstrafen, also auch 
der Haltstrafen, soll in Einzelhaft erfolgen; die Einzel- 
zellcn können lür diesen Zweck auch kleiner sein als 
die sonst allgemein üblichen; 

c) für alle Gefangene mit kurzer Strafzeit, also auch für 
llaftgefangene, ist die Arbeit obligatorisch; der Gefan¬ 
gene kann aber nach dem Ermessen des Gefängniss- 
vorstehers auch ohne Arbeit gelassen werden: 

d) auch tür die Gefangenen mit kurzzeitigen Strafen ist 
Seelsorge einzuführen. Desgleichen ist die Schutzfür¬ 
sorge auf sie auszudehnen, wenn sic von denselben be¬ 
gehrt bezw. von den Gefängnissbeamten für sie als noth- 
wendig erachtet wird. (Letzteres insbesondere bezüg¬ 
lich der Jugendlichen durch Erwirkung der Zwangs¬ 
erziehung, Benachrichtung der Eltern [Lehrer] oder der 
Vormundschaftsbehörden.) 

Einen ernsteren Widerstand fand dagegen der letzte 
Vorschlag des Referenten, für Rohheitsdelikte und für mit 
Freiheitsstrafe vorbestrafte Personen auf richterliche Anord¬ 
nung hin, als Verschärfungen zuzulassen: Zwang zur An¬ 
legung der Gefangenenkleidung, Entziehung sonst gewährter 
hausordnungsmässiger Vergünstigungen, Beschränkung der 
Kost und Entziehung des Bettlagers. Auf die gegen diesen 
Vorschlag in der Debatte geltend gemachten Bedenken hier 
einzugehen, lohnt nicht der Mühe. Denn der Hauptgrund 
blieb unerwähnt. Die Folge wäre eine Klassenjustiz ver¬ 
werflichster Art, der Geldsack des Verurtheilten wmrde in 
letzter Linie doch immer allein dafür entscheidend sein, ob 
die Strafschärfungen zur Anwendung gebracht werden oder 
nicht. Ob man sich wohl ebenso leicht dazu entschlösse, 

I den aristokratischen Raufbold, der Nachts in der Friedrich- 
I Strasse in froher Sektstimmung einen rohen Excess verübt. 
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und den reichen Wucherer oder Depotdieb aus dem Thier¬ 
gartenviertel mit Wasser und Brod und hartem Lager zu 
erquicken, wie beispielsweise den Arbeitslosen, der sich das 
Prügeln mit Gummischläuchen nicht gefallen lassen will? 

Der zweite mit der Frage 1 im Zusammenhang stehende 
Gegenstand der Tagesordnung lautete: Ist nach den Er¬ 
fahrungen, welche mit Anordnung von kurzzeitigen Freiheits¬ 
strafen nach der bestehenden Gesetzgebung gemacht wurden, 
eine Einschränkung der Fälle, in welchen sie Anwendung 
finden, geboten und welche Rathschläge könnten zu solcher 
Einschränkung gemacht werden? Auch hierzu war derselbe 
Referent wie zu Frage 1 gewählt worden. Auf seine vor- i 
trefflichen Ausführungen hin sprach sich die Versammlung ! 
einstimmig dahin aus, dass die kurzzeitigen Freiheitsstrafen auf i 
Grund der jetzigen Gesetzgebung, eine zu ausgedehnte An- j 
Wendung finden, und dass daher ihre Einschränkung ins¬ 
besondere für erstmalige Gesetzesverletzungen in Bezug auf 
Anordnung und Anwendung geboten erscheint Als Ersatz¬ 
mittel der kurzen Freiheitsstrafen brachte man in Vorschlag: 
a) fakultative Zulassung des W*rweises mit Kostenfolge 
auch für Erwachsene bei allen Uebertretungen und leichteren 
Vergehen: b) vermehrte wahlweise Zulassung der Geld- ■ 
strafen bei Uebertretungen und leichteren Vergehen, wobei 
jedoch zu beachten wäre, dass bei Bemessung der Geld¬ 
strafe und der subsidiären Freiheitsstrafe auf die wirthschaft- 
liche Lage des zu Wuurtheilenden Rücksicht genommen, 
und dass die Einziehung derselben durch Theilzahlungen 
erleichtert wird: c) weitere Ausgestaltung der Verweisung 
in eine Arbeitsanstalt, wenn nothwendig durch V^er- 
längerung der Einsperrungszcit und obligatorische Ein¬ 
führung dieser Maassregcl bei Rückfall in Landstreicherei, 
Bettel und Unzucht. Ein weiterer Vorschlag des Aus¬ 
schusses. die Beitreibung der Geldstrafen durch die Zu¬ 
lassung der Beschlagnahme von Arbeitslohn. Unfallrcntcn 
u. s. w. zu erleichtern, wurde mit Rücksicht auf die ernsten 
sozialpolitischen Bedenken, welche sich daran knüpfen, ver- 
ständigerweise abgelehnt. Dagegen konnte man sich nicht 
dazu entschliessen, die schwere Ungerechtigkeit gegen die 
besitzlosen Volkskla.ssen, an die Stelle uneinbringlicher Geld¬ 
strafen Freiheitsstrafen treten zu lassen, zu beseitigen. Es 
würde zu weit führen, hier näher auf diesen Punkt einzu¬ 
gehen. zumal alles Wesentliche bei der Besprechung des 
schweizerischen Entwurfs eines Strafgesetzbuchs bereits in 
dieser Zeitschrift gesagt ist (vgl. III. Jahrgang No. 7). In einer 
überaus lehrreichen Ausführung wies endlich Schellmann, 
dem als Direktor des grössten Arbeitshauses in Deutschland 
gewiss die gediegenste Sachkunde zur Seite steht, auf die 
groben, hier herrschenden Missstände hin. Nach seiner 
Berechnung leiden etwa 40 pCt. der alljährlich dem Arbeits¬ 
haus überwiesenen Korrigenden an geistigen oder körper¬ 
lichen Defecten, sind also von vornherein total unfähig, den 
Zweck des Arbeitshauses zu erreichen. Denn dieser be¬ 
steht lediglich darin, den arbeitsfähigen, noch nicht völlig 1 
verderbten Delinquenten in den Stand zu setzen, sich nach I 
seiner Entlassung ehrlich durchs Leben zu schlagen und 
den Kampf ums I>asein wirksam aufnehmen zu können. 

Die beiden letzten Gegenstände der 'l agesordnung, die 
sich mit der Frage des Strafsvollzuges beschäftigten, sind 
für den Sozialpolitiker von geringerer Bedeutung, wir gehen 
daher hier nur in Kürze darauf ein. Interessant war die 
Mittheilung des Vertreteis des preussischen Ministeriums 
des Innern, des Geheimen Regierungsraths Krohne, dass 
man auf seine Anregung in Preussen die zehnstündige 
Dienstzeit für Gefängnissbeamte als Mn.ximalarbeitsdauer 
jetzt durchgeführt und damit glänzende Resultate erzielt 
habe. Auch seien für den .Staat keinerlei Mehrkosten da¬ 
durch erwachsen, da die Krankheitsfälle unter dem Auf¬ 
sichtspersonals seitdem erheblich seltener geworden seien. 
Welch’ weitgehende Konsequenzen sich aus dieser Erklärung 
des Regierungsvertreters auch für andere Fälle ergeben 
sollten, leuchtet ohne weiteres ein. 

Von den angenommenen Thesen heben wir als die 
sozialpolitisch wichtigsten die folgenden Forderungen her¬ 
vor : 

1. F'ortschreitendc Durchführung des prinzipiell als wirksamstes 
Haftsystem anerkannten Trennung^ystems. 

2. Allrnähligc grundsätzliche Heschränkung der Kopfzahl der 


Gefangenen in Zuchthäusern und Gefängnissen, in w^elcheii 
ständig mehr als 500 Gefangene detinirt sind. 

3. Grundsätzliche Errichtung besonderer Anstalten zum Vollzug 
der Zuchthausstrafen und zum Vollzug längerer Gefängniss- 
strafen, jedenfalls allmähliche grundsätzliche Reorganisation 
der Anstalten, in welchen beide Stiäflingsarten unter einem 
Dache verwahrt sind. 

4. Durchführung des Grundsatzes, das längere Freiheitsstrafen 
(über 3 Monate) nur in grösseren Anstalten (Centralgefäng¬ 
nissen) vollstreckt werden. Die Vollstreckung von kurz¬ 
zeitigen Freiheitsstrafen in den Centralgefängnissen ist da¬ 
durch nicht ausgeschlossen. 

5. Aufstellung von gemeinsamen Grundsätzen, welche bei Be¬ 
stellung von Militäranvvärtern und anderen Personen zu Unter¬ 
beamten Beachtung finden müssen. 

6. Regulativmässige Bestimmung darüber, welche Verfügung 
einerseits der Anstaltsverwaltung, andererseits dem Gefangenen 
bezüglich des diesem während der Strafzeit gut geschriebenen 
Arbeitsgesclienks zustehen soll. 

7. Amtliche Verpflichtung der Strafanstaltsbeamten zur Föi'derung 
der Schutzfürsorge für die zu Entlassenden. 

Auf diesen letzteren Punkt legte der Referent mit Recht 
den entscheidensten Nachdruck, da eine wohlorganisirte 
Schutzfürsorge allein den Erfolg der Strafe sichern und be¬ 
festigen kann. Nur durch eine organische, staatlich 
beaufsichtigte Verbindung des Schutzwesens mit dem StraÜ 
vollzuge kann der aus der Haft Entlassene dem brutalen 
Schicksal entrissen werden, immer wieder von Neuem mit 
eherner Nothwendigkeit dem Verbrechen zu verfallen. 

Als Ort der nächsten Versammlung wurde Darmstadt 
und als Zeitpunkt das Jahr 1897 in Aussicht genommen. 


Schulwesen, Erziehungs- und Bildungsfragen. 


Schul Verhältnisse in den Vereinigten Staaten von 
Amerika. Die public free schools in Nordamerika sind 
von vornherein auf der breitesten Grundlage angelegt 
worden. Es besuchten im Jahre 1890: 14 512 778 Schüler 
Schulen, von denen 88 pCt. auf aus öft'entlichen Mitteln 
erhaltene Schulen kommen. Die Kosten derselben betrugen 
29 407 217 £, von denen 68 pCt. durch Kommunalsteuern 
und 18 pCt. durch staatliche Steuern aufgebracht werden. 
Während die Bevölkerung von 1870—1890* um 25 pCt. stieg, 
wuchsen die Schulausgaben um 79 pCt.: sie betrugen im 
Jahre 1870: 6 sh 9 d per Kopf der Bevölkerung und im 
Jahre 1890 : 9 sh 5 d, d. i. ebensoviel wie im Königreich 
Sachsen, das in Europa in dieser Beziehung an der Spitze 
der Entwickelung steht Auch gingen ebenso wie in den 
besteingeschulten europäischen Ländern von 4,25 Einwoh¬ 
nern je einer in die Schule. Von ihnen entfallen 961/2 pCt. 
auf Elementar-, 21/2 pCt auf Secundär-, 1 pCt auf Hoch¬ 
schulen. — Die Sekundärschulen, die nicht etwa eine 
Gymnasial- oder Realschulbildung bieten, sondern nur eine 
Fortsetzung der Volksschulen bilden, besuchten 367 000 Per¬ 
sonen, von denen nur 60 pCt in öffentlichen Schulen, die 
übrigen in Privatschulen untergebracht waren. — 135 000 
Studirende besuchten höhere Schulen, darunter 26 775 
Normalschulen für Lehramtskandidaten; 6349 landwinh- 
schaftliche und technische Schulen; 35 806 juristische und 
theologische Spezialschulen; 11 992 Colleges für Frauen: 
46 000 die meist kombinirten eigentlichen Mittelschulen und 
Hochschulen im deutschen Sinne. Von diesen genossen im 
Gebiete der Vereinigten Staaten einen wirklich der euro¬ 
päischen Universitätsbildung entsprechenden Unterricht 
2000 männliche und etwa 1000 weibliche Studenten. Die 
für die 415 Colleges und Universitäten bestimmten Fonds 
sind von 37 Millionen Dollars im Jahre 1880 auf 66 Millionen 
im Jahre 1890 gestiegen, fast durchaus private Stiftungen. 
100 Universitäten und Colleges betheiligten sich in Amerika 
an der University-Extension, die schon so weit ausgebildet 
ist, dass eigene Seminarien für ihre Lehrer errichtet werden, 
und, gestützt auch auf 6000 Freibibliotheken, die jährlich 
um 200 -3(X) vermehrt werden, auf den Chantanqua-Klub 
und ähnliche Bildungsanstalten, immer weitere Verbreitung 
findet. Die F'rage scheint gerechtfertigt, ob die amerika¬ 
nische Schule nicht ebenso wie die amerikanische Land- 
wirthschaft und Industrie die europäische in absehbarer Zeit 
überflügeln wird. 


Verantwortlich für die Redaktion: Dr. Heinrich Braun in Berlin W., Victoria Strasse l6. 
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Italienische Briefe. 

V. 

Agrarpolitisches. 

Montecitorio, die Versammlungsstätte des italienischen 
Parlaments, hat in der letzten Saison eine Reihe überaus 
pikanter und für viele Leute auch interessanter Sitzungen erlebt. 
Sensationell war die „Klein-Panama“-Episode und was ihr 
an Verhandlungen folgte; nicht jeden Tag giebt es ein 
solches Scheuerfest. Aufregend waren die Erörterungen 
der sizilianischen und carraresischen Unruhen in der Kammer; 
manch hitziges Wort ist hier gewechselt worden. In vieler 
Hinsicht lehrreich sind auch die Debatten über die sogen. 
Finanzreform. Wer sich für das politische Handelgeschäft 
interessirt, wird hierbei viel Stoff zum Studium finden. 
Rechnet man zu dem allen noch die diversen Minister¬ 
kriseleien, die von Zeit zu Zeit die parlamentarischen Kreise 
in Aufregung versetzen, so ist die Bilanz für das italienische 
Parlament heuer recht günstig. Der Tagespresse hat es an 
Berichtsstoff niemals gefehlt. 

Anders naturgemäss wird das Urthcil dessen lauten, der 
es sich einfallen Hesse, zu fragen, was denn an positiven j 


gesetzgeberischen Leistungen die italienische Kammer in 
der letzten Zeit etwa aufzuweisen habe. Vor allem der 
Sozialpolitiker wird wenig finden unter den Vorlagen und 
Verhandlungen, das ihm der Beachtung werth erschiene. 
Begreiflicherweise findet das anspruchslose soziale Reform¬ 
werk in solch’ kritischen Zeiten weniger Spielraum. Es 
wäre jedoch ein Irrthum, wollte man annehmen, dass nun 
gar keinerlei sozialpolitisch wichtige Gegenstände die ge¬ 
setzgebenden Körperschaften Italiens in dieser Sitzungs¬ 
periode beschäftigt hätten. 

In einigen stillen Sitzungen, vor leeren Bänken, sind 
doch immerhin eine Reihe von Gesetzesvorlagen noch un¬ 
längst verhandelt worden, die in ihrer sozialpolitischen 
Tragweite und Bedeutung nicht leicht überschätzt werden 
können. 

Während meines Aufenthalts in Rom stand gerade einer 
dieser interessanten Gegenstände zur Berathung, der mir 
der Erwähnung in diesen Blättern nicht unwerth erscheint. 
Und zwar aus zweifachem Grunde. Einmal der Wichtigkeit 
wegen, die die Materie an sich beanspruchen darf. Sodann 
um der überaus interessanten Streiflichter willen, die die 
Verhandlungen auf die Gestaltung der italienischen Partei- 
verhältni^se werfen, also wenn man will, der symptomati¬ 
schen Bedeutung wegen, die der Einbringung, Berathung 
und Annahme des Gesetzes beigemessen werden muss. Es 
handelt sich um ein Ge.setzlein — „leggina“ nannte es der 
Berichterstatter — betreffend die Ablösung der Nutzungs¬ 
gerechtigkeiten und die Regelung des Kollektiv¬ 
eigenthums in dem Gebiete des weiland Kirchenstaats, 
also in dem breiten Mittelstück der Halbinsel, das von den 
pontinischen Sümpfen quer über den Mittelappenin bis bei¬ 
nahe an die Pomündung hinzieht: Latium, Umbrien, die 
Marken und die Romagna umfassend. 

Was will das „Gesetzlein“? Der Artikel 1 bringt es 
zum Ausdruck. Er lautet: „Es erhalten die Rechte einer 
juristischen Person alle im weiland Kirchenstaat und in der 
Emilia bestehenden landwirthschaftlichen Kommunitäten und 
Verbände — die italienischen Ausdrücke „Universitä agrarie 
comunanze, partecipanze“ sind wörtlich unübersetzbar — 
deren Zweck die Bebauung oder kollektive Nutzung von 
Ländereien oder die gemeinschaftliche Verwaltung von 
Viehheerden ist, sei es im Interesse der ganzen Gemeinde 
oder eines Theils der Gemeinde oder einer bestimmten 
Klasse von Personen; es werden ferner zu Genossen¬ 
schaften ebenfalls mit dem Rechte einer juristischen Person 
Kraft dieses Gesetzes vereinigt die Nutzungsberechtigten, 
denen das Kollektiveigenthum an den weiland genutzten 
Grundstücken nach Maassgabe der Art. 3 und 9 des Gesetzes 
vom 24. Juni 1888, No. 5489, übertragen worden ist bezw. 
noch übertragen werden wird.“ 

Diese Bestimmungen sind unverständlich ohne weitere 





438 


SOZIALPOLITISCHES CENTRALBLATT. 


No. 37. 


Erläuterungen. Ich versuche, diese Erläuterungen im Fol¬ 
genden zu geben. 

Ganz Italien, vorwiegend naturgemäss in seinem ge¬ 
birgigen Theile, ist noch heute reich an Rechtsformen, die 
vollständig oder theilweise eine kollektive Nutzung des 
Grund und Bodens begründen. Es sind die bekannten 
Reste aus einer Zeit, in der ganz überwiegend Kollektiv¬ 
eigenthum und Kollektivnutzung in den Dorfgemeinden des 
Appenins bestanden haben muss. Heute bemerken wir 
eine Abstufung in der Gestaltung der Kollektivität, an der 
wir noch in grossen Zügen den historischen Entwicke¬ 
lungsgang des Gemeindebesitzes und der Gemeindewirth- 
schaft deutlich wahrnehmen können. Im Folgenden werden 
wir nur die Verhältnisse im weiland Kirchenstaat berück¬ 
sichtigen. Wir begegnen da zunächst, in noch recht be¬ 
trächtlichem Umfange, jenen „Universitä“, „Communanze“ und 
„Partecipanze“, die nichts anders als Reste der ursprüng¬ 
lichen Dorfgemeinden sind, heute dagegen aus einer meist 
geringen Anzahl Familien bestehen, die als eine Art von 
Realgemeinde innerhalb des Dorfes sich absondern. Die 
Gestalt dieser Kommunitäten — ich wähle absichtlich diesen 
farblosen, juristisch nichtssagenden Ausdruck — ist über¬ 
aus verschieden. Zunächst lassen sie sich scheiden in 
solche, die eigenes Land bewirthschaften und solche, die 
fremdes Eigen nutzen. Diese Nutzung geschieht dann 
auf Grund von Gerechtsamen, die meist seit unvordenk¬ 
licher Zeit bestehen und ihre Gegenleistung in Geldrenten 
oder Naturallieferungen an den „EigenthOmer“ finden. Da 
die Nutzung oft genug eine ausschliessliche ist, so ist dann 
das Recht des Eigenthümers in Wirklichkeit nicht mehr 
als ein inhaltsloses Obereigenthum. 

Mannigfach ist nun ferner die Art und Weise, wie die 
Genossenschaften ihre Gemeinschaft bethätigen. Wir finden 
solche, die kommunistisch das Land bebauen, andere, die 
im bestimmten Turnus die Ackerloose — Surti = sortes 
heissen sie noch heute — unter die Genossen vertheilen; 
wir begegnen endlich, wo das genutzte Land Weide ist, 
dem gemeinsamen Viehauftrieb nach Schweizer Art. Das 
Nutzungsrecht kann aber auch sich auf weniger als die 
volle Ausbeutung des Grund und Bodens erstrecken; es 
kann nur eine oder mehrere der bekannten Gerechtigkeiten 
einschliessen: Holzleserecht und dergl. Neben jenen Agrar¬ 
genossenschaften besteht nun aber in viel weiterem Um¬ 
fange ein Recht ganzer Gemeinden oder einzelner Ge¬ 
meindeangehöriger, Nutzungen der bezeichneten Art an 
fremdem Grund und Boden vorzunehmen. Hier fehlt also 
der enge Zusammenschluss zu besonderen Körperschaften, 
die ihre Beziehungen statutenmässig regeln. Die Ausübung 
des Nutzungsrechts erfolgt gewohnheitsmässig. Die Ge- 
sammtheit der Berechtigten tritt als solche äusserlich nicht 
in die Erscheinung. Auch hier kommen alle erdenklichen 
Gerechtigkeiten in Frage: Holzleserecht. Weiderecht, Einsäe¬ 
recht, Baumpflanzrecht, Recht, Holz zu verkohlen u. a. Die 
Ausübung des Rechts ist meist an bestimmte Bedingungen 
geknüpft, die wir als alte Bekannte aus anderen Gegenden 
ansprechen: Hier ist nur ein Aufenthalt von bestimmter 
Dauer in der Gemeinde erheischt, dort Heirathen in eine 
der berechtigten Familien, anderswo Grundbesitz oder 
Viehbesitz. Es scheint mir nun eine durchaus begründete 
Hypothese zu sein, dass auch in Italien wie anderwärts 
all diese Nutzungsrechte keineswegs auf einer Konzes¬ 
sion des ursprünglich vollberechtigten Eigenthümers des 
Landes beruhen, sondern vielmehr nichts anderes als 
die Reste des ursprünglich vollen Eigenthums der Ge¬ 
meinde an Grund und Boden sind, das im Mittelalter 
durch Uebergabe, zuweilen wohl auch auf weniger fried¬ 
lichem Wege in die Hände des Barons, der Kirche etc., 
in der Regel wohl des Grundherrn übergegangen ist. 
Wie dem auch sei, für den Sozialpolitiker bedeutsam ist 
vor allem der Umstand, dass heutzutage die Existenz 


ganzer Bevölkerungen im italienischen Gebirge schlechthin 
bedingt ist durch die Nutzungsrechte an fremdem Grund 
und Boden. Es ist der Aufbau der wirthschaftlichen und 
sozialen Verhältnisse in vielen Gemeinden erfolget auf der 
Grundlage dieser Nutzungsrechte, unter Ausserachtlassung 
begreiflicherweise der Thatsache, dass es gar nicht Eigen¬ 
thum der Gemeindeglieder ist, auf dem sie ihr Dasein 
fristen, dass vielmehr ein Fremder die oberste Verfügungs¬ 
gewalt über das Land habe. Alle Anzeichen sprechen da¬ 
für, dass vielfach im Bewusstsein des Volkes sich die 
Nutzungsrechte als die selbstverständliche Ausübung des 
Eigenthums darstellen, für die man oft genug nicht einmal 
eine Rekognitionsgebühr bezahlt. Um die extensive Be¬ 
deutung dieser verschiedenen Nutzungsrechte zu ermessen, 
genügt ein Blick auf die Statistik, die wir von ihnen be¬ 
sitzen. Insbesondere über die Agrargenossenschaften hat 
uns eine Enquöte der Regierung vom Jahre 1892 die er¬ 
forderlichen zahlenmässigen Aufschlüsse gegeben. Danach 
bestehen in der Romagna 7 „Partecipanze“ mit ca. 10000 ha 
Besitz; in den Marken und Umbrien befinden sich ca. 
30000 ha in der Verfügungsgewalt der „Communanze“, in 
Latium bestehen in 32 Gemeinden die dort sogenannten 
„Universitä“. Gar erst das den Nutzungsrechten der Be¬ 
völkerung ausserhalb der Kommunitäten unterworfene Areal 
ist sehr bedeutend. Es wird im Gebiete des weiland 
Kirchenstaates von den Einen auf 505 724 ha, von anderen 
auf 595 293 ha beziffert. 

Wie nun, so müssen wir weiter fragen, hat sich die 
Gesetzgebung bisher diesen eigenthümlichen Verhält¬ 
nissen gegenüber verhalten. Ich erwähne nur kurz, dass 
im Anfang dieses Jahrhunderts durch Pius VII. (motu- 
proprio vom 13. September 1802) der erste Versuch zur 
Beseitigung der Nutzungsrechte gemacht wurde, der aber 
ohne Wirkung blieb, bis die Bekanntmachung vom 29. De¬ 
zember 1849 die Angelegenheit wieder aufnahm. Auch sie 
ist verhältnissmässig von geringer Wirkung gewesen. Die 
Ablösung der Gerechtigkeiten, um die es dem Gesetzgeber 
zu thun war, hatte sich bis 1885 nur auf ca. 150 000 ha 
erstreckt. So blieb denn die Hauptsache noch zu thun, 
wenn man hier „reine Bahn“ schaffen wollte. Und das 
schien doch in einem so von Grund auf manchersterlich 
regierten Staate wie Italien erforderlich. Wie ein Stoss- 
vogel war die Gesetzgebung auf alle noch vorhandenen 
Eigenthumsformen geschossen, die mit dem Begriff des 
freien quiritischen Eigenthums nicht in Einklang zu bringen 
waren. 

Auffällig lange hatte man die „Servitutenfrage“ im Ge¬ 
biete des weiland Kirchenstaats ungelöst gelassen. Das 
Versäumte nachzuholcn, sollte die Aufgabe des Gesetzes 
sein, das im Jahre 1884 die Regierung dem Parlamente zur 
Berathung vorlegte. Getreu den bisher in der gesammten 
neuitalienischen Agrargesetzgebung befolgten Grundsätzen, 
war auch der neue Gesetzentwurf doktrinär-liberal. Er be¬ 
stimmte kurz folgendes: Binnen zwei Jahren müssen alle 
Nutzungsgerechtigkeiten abgelöst sein; nach Ablauf dieser 
Frist gilt jede weitere Nutzung als Eigenthumsverletzung. 
Zur Ablösung berechtigt ist allein der Eigenthümer. Die 
Ablösung erfolgt durch Geldzahlung. Nur für den Fall die 
Gemeinde oder Genossenschaften nutzungsberechtigt sind, 
kann auf Antrag der Gemeinde eine entsprechende Land¬ 
abfindung an Stelle der Geldleistung treten. Erfolgt der 
Antrag nicht binnen sechs Monaten, so erlischt das Recht 
auf Landanweisung. Die abgetretenen Ländereien werden 
Kämmereigut der Gemeinden, die noch für eine beschränkte 
Zeit die Weiternutzung gestatten können. Endlich muss 
alle Kollektivität ebenso wie die Promiskuität aufhören. 
Als Ablösungsorgan wurde eine Spezialbehörde, die Guinta 
d’arbitri vorgesehen. 

Gegen diesen Gesetzentwurf erstand nun aber — 
mirabilc dictu — in der Kammer eine lebhafte, anti-libera- 
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listische Opposition. Wir gehen einstweilen den Gründen 
dieser Oberaus interessanten Thatsache noch nicht nach — 
sie gehört zu jenen symptomatisch lehrreichen Begleit¬ 
erscheinungen unserer leggina und ihrer Geschichte — son¬ 
dern begnügen uns damit, die wesentlichen Ausstellungen 
aufzuzählen, die die parlamentarische Kommission an der 
Regierungsvorlage zu machen hatte. Sie betrafen folgende 
Punkte: 1. wollte man den Radikalismus des Entwurfs durch 
die Bestimmung gemildert sehen, dass von der Ablösung 
ausgeschlossen bleiben sollten diejenigen Ländereien, die 
ihrer Natur nach sich nicht zu intensivem Anbau eigneten 
— also Berge u. dgl. — 2. wurde für die auch im Entwurf 
bezeichneten Fälle fakultativer Abfindung mit Land die Land¬ 
abtretung obligatorisch gemacht; 3. sollten statt des 
Eigenthümers die Nutzenden ablösungsberechtigt sein, dann 
wenn die Nutzung des Grund und Bodens eine ausschliess¬ 
liche wäre; d. h. sich auf alle Erträgnisse des Landes be¬ 
zöge; in diesem Falle wurde also die Ablösung nicht der 
Gerechtigkeiten sondern umgekehrt des Obereigenthums 
vorgesehen; 4. sollte das abgetretene Land der Gemeinschaft 
der Berechtigten zu weiterer gemeinsamen Nutzung über¬ 
wiesen werden. 

So der Kommissionsbericht vom 30. März 1886. Der 
Entwurf blieb unerledigt, weil der Schluss der Session er¬ 
folgte. Am 18. Januar 1887 brachte die Regierung von 
neuem eine Vorlage ein, die einige Monita der Kammer¬ 
kommission berücksichtigt hatte, andere nicht. Neue Kom- 
missionsberathung. Verhandlung in der Kammer. Endlich 
das Ergebniss das Gesetz vom 24. Juni 1888. Es stellt 
einen Kompromiss dar zwischen dem Standpunkt der Re¬ 
gierung und demjenigen der Kommission. Von den beiden 
wichtigsten Punkten: obligatorische Landabtretung und Ab¬ 
lösungsrecht der Nutzenden in den bestimmt vorgesehenen 
Fällen wurde der erstere im Sinne der Kommission ge¬ 
regelt. Der Art. 3 des Gesetzes lautet: Wenn die Gerech¬ 
tigkeit in natura ausgeübt wird von der Ge.sanimtheit der 
Gemeindemitglieder oder einem Theil derselben oder von 
einer Genossenschaft („universitä od associazione“), hat 
die Ablösung der Servitut mittels Abtretung eines Theils 
des genutzten Areals zu erfolgen; die Grösse dieses Theils 
soll dem Werthe der abgelösten Nutzungen entsprechen.“ 
Der zweite Punkt jedoch wurde zwar auch entgegen dem 
ursprünglichen Entwurf der Regierung in dem Gesetze auf¬ 
genommen: Die Ablösung des Obereigenthums sollte in 
einzelnen Fällen möglich sein. Aber, die Art und Weise, 
wie diese Fälle beschränkt sind, bedeutet eine wesentliche 
Abschwächung des Gedankens der Kommission. Diese hatte 
gewollt, dass überall, wo wirklich nur noch ein rein for¬ 
males Obereigenthum besteht, die Nutzungsberechtigten sich 
sollten zu Eigenthümern des genutzten Landes machen 
können. Das Gesetz dagegen bestimmt in Art. 9, dass den 
Berechtigten nur dann die Ablösung gestattet werden soll, 
„wenn die Giunta d'arbitri (die Auseinandersetzungsbe- 
hörde), die Weiternutzung des gesammten Landes als im 
Interesse der Fortexistenz einer Bevölkerung für dringend 
geboten erachtet.“ 

Welches also ist der Rechtszustand wie er durch das 
Gesetz vom 24. Juni 1888 geschaffen worden ist, und im 
wesentlichen noch heute fortbesteht? Die Ablösung der 
Nutzungsgerechtigkeiten erfolgt auf Provokation des Eigen¬ 
thümers in der Weise, dass diesem das unbeschränkte 
Eigenthum zugesprochen wird. Dafür zahlt er eine Ent¬ 
schädigung an die Nutzungsberechtigten: in Geld oder 
(Art. 3) in Land. Wie hoch sich die Entschädigung be¬ 
laufen soll, entscheidet nach freiem Ermessen die Behörde. 
In einzelnen Fällen ist die Ablösung des Obereigenthums 
vorgesehen: welches diese Fälle sind, entscheidet nach 
freiem Ermessen wiederum die Behörde. Gegen die Be¬ 
schlüsse der Behörde steht dem Eigenthümer das Recht der 
Berufung zu, den Nutzungsberechtigten dagegen nicht! 


So war denn der Eigenthümer freundliche, oder was 
gleichbedeutend ist der Privateigenthums freundliche Stand¬ 
punkt der Regierung doch noch im weiten Umfange gewahrt. 
Das erkannte die Opposition natürlich sehr wohl. Dieselben 
Leute, die im Jahre 1886 den Kommissionsbericht inspiriert 
hatten, versuchten daher, bald nach Erlass des Gesetzes 
dessen Wirkungen zu korrigieren: sie verlangten Aus¬ 
führungsbestimmungen, in denen zunächst einmal das Schick¬ 
sal der Nutzungsgemeinschaften eine gesetzliche Regelung 
erfahren sollte. Es stellte sich nämlich als erster, schreiender 
Missstand dieser heraus: dass nach Uebertragung des Eigen¬ 
thums sei es des ganzen Landes (Art. 9), sei es eines Theils 
(Art. 3) an die Nutzungsberechtigten, Niemand wusste, wer 
den neuen Besitz verwalten sollte, wer für die Steuer auf¬ 
zukommen habe, wer vor allem zur Zahlung der Ablösungs¬ 
rente an den weiland Obereigenthümer heranzuziehen sei. 
Die Masse der Berechtigten war nicht organisiert, um die 
neuen Funktionen eines Eigenthümers zu erfüllen. Die ver- 
hängnissvolle Folge war: dass nach Ablauf des ersten Jahres 
keine Rente gezahlt wurde, wodurch der Ex-Eigenthümer, 
dessen Rentenbezug durch das Gesetz hypothekarisch ge¬ 
sichert ist, sehr bald wieder in die Lage gesetzt wurde, das 
eben abgetretene Land wieder in Besitz zu nehmen: dieses 
Mal als nicht befriedigter Hypothekengläubiger. 

Diesem Uebelstande abzuhelfen, ist die Aufgabe des 
vor Kurzem (am 15. März) von der Kammer angenom¬ 
menen aus ihrer Initiative hervorgegangenen Gesetzes, 
dessen Eingangs mitgetheilter erster Artikel nunmehr ver¬ 
ständlich sein dürfte: Die Nutzungsberechtigten, denen Kraft 
des Gesetzes vom 24. Juni 1888 Land zu eigen überwiesen 
wird, Süllen zu Genossenschaften mit dem Rechte einer 
juristischen Person zusammengeschlossen werden. Dieser 
Charakter soll gleichzeitig den schon bestehenden Kom¬ 
munitäten verliehen werden. Der sozialpolitische Zweck ist 
der: diesen alten und neuen Verbänden ihre Existenz als 
Kollektiveigenthümcr von (irund und Boden zu sichern. 

Diese Sicherung ist naturgemäss eine rein formale. 
Die Gefahr, den etwaigen Hypothekengläubiger anheim¬ 
zufallen, bleibt ebenso bestehen wie die, dass das Land vom 
benachbarten Grundherrn bald wieder aufgekauft werde. 
Doch nehmen wir an, dass diese Gefahren vermieden würden, 
dass also Besitz und mit ihm das Nutzungsrecht den Dorf¬ 
genossen in dem Umfange gewahrt bliebe, wLe sie Land schon 
früher zu eigen hatten oder durch das Gesetz vom 24. Juni 1888 
zu eigen erhalten. So bleibt doch immer'noch die Frage 
offen: wird das Ablösungsgesetz nicht trotzdem nachtheilige 
Folgen für die betheiligten Gemeinden haben? Diese nach¬ 
theiligen Folgen werden dann mit Bestimmtheit eintreten 
müssen, wenn die Landabfindung so gering ist, dass die 
Nutzungen in dem alten Umfange eine wesentliche Ein¬ 
schränkung erfahren. Denn dass eine einmalige Geldent¬ 
schädigung und selbst eine Geldrente niemals namentlich 
nicht für die ärmere Bevölkerung die naturalen Nutzungen 
zu ersetzen vermag, ist eine bekannte Thatsache. Nun 
hängt der Entscheid über das ob? und wieviel? der Land- 
abtretiing gänzlich vom Gutdünken der Giunta ab Hier 
aber scheint das Element der römisch-rechtlichen Doktrinäre 
ebenso stark vertreten zu sein wie dasjenige des Eigen- 
thümerinteresses. Nach allen Aussagen entscheiden die Be¬ 
hörden in dubio für den Eigenthümer. Die Folge ist eine 
verhältnissmässig rasche Erledigung des Ablösungsgeschäfts 
und eine verhältnissmässig sehr geringe Entschädigung, 
namentlich durch Land. Es liegen die Ziffern für die Ab¬ 
lösungen und Entschädigungen vor, die in dem kurzen Zeit¬ 
raum von 1889—1892 festgestellt worden sind. Danach be¬ 
trägt die Fläche der „befreiten“ Ländereien 64874 ha, die 
Summe der Geldrenten jährlich 61521,62 L.; also das 
Nutzungsrecht an 1 ha ist mit ca. 1 L. bemessen wor¬ 
den. Daneben sind an Land 5911 ha abgetreten wor¬ 
den: also etwa Vii Areals, das den Nutzungen unter- 
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lag. Bei der Verschiedenartigkeit und Verschieden- 
werthigkeit dieser Nutzungen lässt sich allerdings ein 
genaues Urtheil darüber nicht fällen, ob die festgestellten 
Entschädigungen thatsächlich dem Werth der aufgehobenen 
Nutzungen adäquat sind. In Anbetracht jedoch des Um¬ 
standes, dass die Nutzungen jedenfalls zum grossen Theil 
Weide- und sogar Einsäegerechtigkeiten waren, scheint es 
mir doch ziemlich wahrscheinlich zu sein, dass der Verlust 
der Berechtigten durch die Entschädigungen wohl in den 
meisten Fällen nicht kompensirt werden wird. Das scheint 
auch die Meinung der Betroffenen zu sein. Vielerorts gährt 
es unter der Bevölkerung. Die Väter des neuen Gesetzes, 
die selbst von der feindseligen Stimmung unter den Berg¬ 
bewohnern mancherlei ausgeplaudert haben, glauben, dass 
der Grund des Missbehagens vor allem die Ungewissheit 
war, in der das Gesetz von 1888 die eigenthumsberechtigten 
Nützergenossenschaften gelassen hatte und dass durch das 
neue Gesetz im wesentlichen der Stoff zur Unzufriedenheit 
entfernt sei. Mir scheint das nicht ganz richtig. Auch das 
neue Gesetz ändert an der Thatsache nichts, dass die Ge¬ 
meinden auf ein Elftel des früheren Areals ihre Nutzungen 
beschränken müssen und sich darüber zu trösten nichts 
anders als eine lächerlich geringe Geldentschädigung haben. 
Wenn ich die Verhältnisse recht beurtheile, ist Italien durch 
das Gesetz vom 24. Juni 1888 um einen neuen Bacillus der 
sozialen Unzufriedenheit bereichert worden. 

Werner Sombart. 

Soziale Wirthschaftspolitik und Wirthschafts- 
statistik. 

Preussische Fideikommisse. In der Konferenz zur 
Berathung der Nothlage der Landwirthschaft ist eine auf 
Veranlassung des Justizministeriums zusamniengestellte 
Uebersicht der in Preussen belegenen Fideikommisse vor- 
gelegt worden. Hiernach betragen dieselben in 



Gesammt-Flächen 


Gesam mt-Grund- 

Provinzen 

Inhalt 


steuer-Reinertrag 
der Güter 


na 

ar 

qm 

Mk. 

1. Ostprenssen . . . 

125133 

99 

73 

1 000 102,12 

2. Westpreussen . . 

79212 

61 

27 

461 381,04 

3. Brandenburg . . . 

268 797 

94 

65 

2 462 379,48 

4. Pommern .... 

173314 

37 

39 

2 444 386,03 

5. Posen . 

111 658 

42 

94 

857 776,98 

6. Schlesien .... 

462 482 

50 

03 

4 383 036,56 

7. Sachsen .... 

115 642 

59 

52 

2 263 846,97 

8. Schleswig-Holstein 

158 723 

52 

19 

3 607 563,94 

9. Hannover .... 

75186 

69 

14 

1 313688,50 

10. Westfalen .... 

146825 

57 

31 

2196 374,47 

11. Hessen-Nassau*) . 

62 651 

68 

69 

809 361,94 

12. Rheinprovinz . . 

54122 

97 

15 

792 109,90 

Summa 1 833 753 

90 

01 

22 592 007,93 

*) Bezirk des Oberlandes- 




gerichts Kassel . . 

53886 

83 

29 

601 427,03 

Frankfurt a. M. 

8 764 

85 

40 

207 934.91 

Zusamm^ 

62 651 

68 

69 

809 361,94 


Sicherstellung der Forderungen der Bauhandwerker. 

In den Vereinigten Staaten von Amerika wird, wie wir der 
Kölnischen Volkszeitung entnehmen, den Forderungen der 
Bauhandwerker ein weitgehendes, den Kredit beeinträchti¬ 
gendes Vorzugsrecht dadurch eingeräumt, dass die Dar¬ 
leiher der Baukapitalien, zumeist Kreditinstitute, diese nur 
ratenweise, je nach dem Voranschreiten der Bauten, und 
nur entweder gegen Vorlegung von den Bauleitern ausge¬ 
stellter Quittungen über die Befriedigung ihrer Bauforde¬ 
rungen an Löhnen und Materialien an die Bauherren, oder 
gegen die Anweisung der Letzteren direkt an die Bauleiter 
bezw. in ganz vereinzelten Fällen an die Bauhandwerker 
und Materialien-Lieferanten auszahlen. Der Bauherr erhält 
infolge dessen nur weniges von dem geliehenen Gelde in 
die eigenen Hände, jede Gefährdung der Bauhandwerker 
ist ausgeschlossen, von dem Vorzugsrecht wird kein Ge¬ 
brauch gemacht. Ein solches ist mit der Grundbuchver¬ 


fassung unverträglich. Dringend erscheint, dass auch bei 
uns endlich die Interessen der Bauhandwerker gegen¬ 
über dem Bauschwindel geschützt werden und die von dem 
preussichen Justizminister angekündigte Gesetzesvorlage 
nicht mehr lange auf sich warten lasse. 

Arbeitersekretariat in Nürnberg. Eine Agitation zu 
Gunsten der Errichtung eines Arbeitersekretariats ist in 
Nürnberg im Gange. Dasselbe soll in Fragen der Sozial¬ 
gesetzgebung Auskunft ertheilen, in gewerblichen Streitig¬ 
keiten Unterstützung und Rechtsbeistand gewähren, die 
Arbeiterstatistik, den zentralisirten Arbeitsnachweis pflegen 
und der Hebung der bestehenden, sowie der Bildung neuer 
Gewerkschaften sein Augenmerk zuwenden, überhaupt eine 
Zentralstelle für alle Arbeiterangelegenheiten bilden. Die 
Errichtung ist davon abhängig, dass die organisirten Ar¬ 
beiter willens sind, einen Wochenbeitrag von mindestens 
2 Pfg. zu leisten. Die Stadtgemeinde soll um Subvention 
gebeten werden. 

Abstimmung über das Recht auf Arbeit in der Schweiz. 

Am 4 Juni fand die Volksabstimmung über das von den 
Sozialdemokraten eingebrachte Initiativbegehren betreffend 
das Recht auf Arbeit statt. 52 387 Bürger verlangten die 
Aufnahme folgender Vorschriften in die Bundesverfassung: 

„Das Recht auf ausreichend lohnende Arbeit ist jedem 
Schweizer Bürger gewährlei.stet. Die Gesetzgebung des Bundes 
hat diesem Grundsätze unter Mitwirkung der Kantone und der 
Gemeinden in jeder möglichen Weise praktische Geltung zu 
verschallen. Insbesondere sollen Bestimmungen getroffen werden: 
a) zum Zwecke genügender Fürsorge für Arbeitsgelegenheit, 
namentlich durch eine auf möglichst viele Gewerbe und Berufe 
sich erstreckende Verkürzung der Arbeitszeit; b) für wirksamen 
und unentgeltlichen öffentlichen Arbeitsnachweis, gestützt auf 
die Fachorganisationen der Arbeiter; c) für Schutz der Arbeiter 
und Angestellten gegen ungerechtfertigte Entlassung und 
Arbeitsentzichung; d) für sichere und ausreichende Unter¬ 
stützung unverschuldet ganz oder theilweisc Arbeitsloser, sei 
es auf dem Wege der öffentlichen Versicherung gegen die 
Folgen der Arbeitslosigkeit, sei es durch die Unterstützung 
privater Versichcrungsinstitutc der Arbeiter aus öffentlichen 
Mitteln; e) für praktischen Schutz der Vereinsfreiheit, insbe¬ 
sondere für ungehinderte Bildung von Arbeiterverbänden zur 
Wahrung der Interessen der Arbeiter gegenüber ihren Arbeit¬ 
gebern und für ungehinderten Beitritt zu solchen Verbänden; 
f) für Begründung und Sicherung einer öffentlichen Rechts¬ 
stellung der Arbeiter gegenüber den Arbeitgebern und für 
demokratische Organisation der Arbeit in den Fabriken oder 
ähnlichen Geschäften vorab des Staates und der Gemeinden.* 

Der Antrag wurde mit 291 690 Nein gegen 92 513 Ja 
abgelehnt. Die Verwerfung war von vornherein sicher. 
Immerhin ist die Zunahme der das Recht der Arbeit Be¬ 
fürwortenden um ca. 20 000 nicht ohne Bedeutung. 

Zum englischen Genossenschaftswesen. Der jüngste 
Genossenschaftskongress, der Mitte Mai abgehalten wurde, 
bot für die Beurtheilung der Entwickelung dieser Bewegung 
Interesse. Von den Ziffern, die der Jahresbericht bringt, 
verrathen einige einen ausserordentlichen Fortschritt. So 
belief sich der Geschäftsumsatz der Genossenschaften 
während des vergangenen Jahres auf £ 50000000, und die 
Mitgliederzahl stieg auf 1 298 587, was einen Zuwachs von 
50 (XK) in diesem Jahre bedeutet. Der Absatz der englischen 
und schottischen Engrosvereine, — welche zwei verschiedene 
Organisationen bilden—betrug 1893£12 661 729. Beim Durch¬ 
gehen der einzelnen Posten finden wir u. A., dass die 
englischen Engrosgenossenschaften in diesem Zeitraum allein 
Schuhwaaren im Werthe von £ 250 000 produzirt und in 
ihrer Mühle zu Dunster Getreide im Werthe von £ 311 000 
gemahlen hat, während das Bankgeschäft einen Umsatz von 
über £ 15 000 000 aufweist. Es ist hierbei zu bemerken, dass 
diese Vereine in der Hauptsache „distributive“ und „pro¬ 
duktive“ Genossenschaften nur insofern sind, als sie be¬ 
stimmte Artikel ausschliesslich für die eigene Kundschaft 
hersteilen. Die Produktivgenossenschaft vermag thatsächlich 
ihr Feld kaum zu behaupten. Vor zehn Jahren belief sich 
ihr Betriebskapital auf ungefähr £ 800 000, während cs 
gegenwärtig weniger als £ 720 000 beträgt. Zweifellos hat 
jedes System, welches genossenschaftliche Produzenten 
.schaffen will, um die Unternehmer zu beseitigen und für das 
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grosse Publikum zu arbeiten, mit vielen Hindernissen zu 
kämpfen. Die alte Thatsache, dass derartige Genossen¬ 
schaften ausser Stande oder nicht gewillt sind, die Leistungen 
eines tüchtigen Geschäftsführers ersten Ranges angemessen 
zu honoriren, ist oft der Fels gewesen, an welchem sie 
scheiterten. Die Arbeit der Leitung wurde nur zu oft von 
dem genossenschaftlichen Arbeiter gering geschätzt, bis er, 
durch traurige Erfahrung belehrt, einsah, dass zuweilen 
besondere Fähigkeiten höheren Grades nothwendig sind, um 
ein gewerbliches Unternehmen zum Gedeihen zu bringen. 
Gefahren dieser Art begleiten den Gang jener Genossen¬ 
schaften, deren Thätigkeit mehr eine distributive, als pro¬ 
duktive, nicht. Aber auch hier entstanden, wie aus der 
Eröffnungsrede des Präsidenten Sweddell erhellt, hie und 
da erhebliche Reibungen wegen der Frage der „Profite.“ 
Das ursprüngliche Bestreben des Genossenschaftssystems 
in dieser Richtung war, die widerstreitenden Interessen des 
Kapitalisten, des Arbeiters und des Käufers durch eine ent¬ 
sprechende Theilung des Profits zu versöhnen. Dieser Ge¬ 
danke erfüllte jene Pioniere der Genossenschaftsidee, die 
28 Arbeiter von Rochdale, welche 1844 mit einem Laden 
anfingen. Diesem Ideal indessen ist man abtrünnig geworden, 
so dass Verkleinerer nicht ohne Grund behaupten, die Dis¬ 
tributiv-Genossenschaft sei nichts als der Kapitalismus in 
neuem Gewände Das Kapital hat aus ihr nicht allein Zins, 
sondern auch Profit gezogen, und die von ihr beschäftigten 
Arbeiter unterschieden sich wenig, wenn überhaupt hin¬ 
sichtlich der Löhne und der Arbeitszeit von den gemietheten 
„Händen“ des Kapitalisten. Die jüngste Aussprache über die 
Profitfrage geschah nunmehr in Sunderland, wo man den 
Gewinn von den Herstellungskosten als einer wohlgeord¬ 
neten genossenschaftlichen Gesellschaft unwürdig bezeichnete, 
als einen der vielen vom menschlichen Scharfsinn aus¬ 
geheckten Anschläge, einen Theil der Gesammtheit zur An¬ 
eignung dessen in den Stand zu setzen, was ein anderer 
geschaffen. Man erwarte, dass die Profite solange sie noch 
bestehen, Privaten entzogen werden, und der Gesammtheit 
der Käufer zufallen, bis sie mit der vollkommenen Organi¬ 
sation der Genossenschaft verschwinden und der Selbst¬ 
kostenpreis allein und nicht Kostenpreis plus Dividenden 
oder Profit schliesslich zum leitenden Prinzip wird. Der 
Individualismus in der Industrie muss weichen, ebenso wie 
der Despotismus in den Systemen der Staatsleitung ver¬ 
schwindet Dieser Anschauung entsprechend, sollen also 
die Distributionsgenossenschaften lediglich „so wenig als 
möglich Profit machen, und dieses Wenige unter die Käufer, 
nicht unter die Inhaber von Antheilscheinen vertheilen; sie 
sollen ferner dem benutzten Kapital möglichst niedrigen Zins 
zahlen, den Zwischenhändler und mit ihm die Auswüchse 
der Verfälschung und des Schwitzsystem beseitigen, und 
eine so zu sagen automatische Sparorganisation schaffen.“ 


Rechtsfragen. 


Zur Frage der Reform des Erbrechts. In der letzten 
Sitzung der internationalen Vereinigung für vergleichende 
Rechtswissenschaft und Volkswirthschaftslehre vom 2. Juni 
dieses Jahres sprach Prof. Franz Bernhöft aus Rostock 
über die Frage: „Zur Reform des Erbrechts.“ Der Gegen¬ 
stand ist augenblicklich von ganz besonderer praktischer 
Bedeutung, da die zur Berathung des Entwurfs eines deut¬ 
schen bürgerlichen Gesetzbuchs eingesetzte Kommission 
mit der Regelung des Erbrechts zur Zeit beschäftigt ist. 
Die maassgebenden Mitglieder der Kommission wohnten 
daher auch sämmtlich der Sitzung bei. Die Vorschläge 
Bernhöfts zielten nicht auf radikale, durchgreifende Aende- 
rungen des, wie der Redner selbst zugab, seit der Römer¬ 
zeit im Grossen und Ganzen völlig stehen gebliebenen und 
den Bedürfnissen der Gegenwart keineswegs mehr ent¬ 
sprechenden Erbrechts ab. Immerhin würde ihre Durch¬ 
führung wenigstens einigen Fortschritt bringen und die 
gröbsten Missbräuche in der Theorie von dem unbeschränkten 
Privateigenthum beseitigen. Für den Sozialpolitiker war 
vor allem der Vorschlag von Bedeutung, das gesetzliche 
Erbrecht nicht über die Parentel der Grosseltern auszu¬ 
dehnen, für letztwillige Vergebungen im Wege des Testa¬ 


ments an entfernte Verwandte aber hohe Erbschafts¬ 
steuern einzuführen zu Gunsten von Staat oder Gemeinde. 
Es würde nicht der Mühe lohnen, auf diese nicht neuen 
und nicht folgerichtig durchgeführten Gedanken — der 
interessantere Theil des Vortrags behandelte mit vielem 
Scharfsinn lediglich für den Juristen wesentliche Fragen — 
hier ausdrücklich hinzuweisen, wenn sich nicht im Laufe 
der Sitzung ein eigenartiger Zwischenfall zugetragen hätte. 
Der Referent für das Erbrecht in der Kommission für das 
bürgerliche Gesetzbuch, der sächsische Geheimrath und 
Vortragende Rath im Ministerium der Justiz, Dr. Rüger, 
fühlte sich zu etwa folgenden Ausführungen veranlasst: Ge¬ 
wiss sei der Gedanke, dass der Staat oder die Gemeinde 
mehr Anspruch auf den Nachlass habe, als ein Verwandter, 
mit Sympathie zu begrüssen. Aber solle man wirklich den 
gequälten Menschen die Poesie nehmen, dass vielleicht 
irgendwo einmal ihm ein entfernter Erbonkel sterben kann? 
Auch der Gedanke der hohen Erbschaftssteuer sei nicht 
unbedenklich. Er werde praktisch nur bei grossen Ver¬ 
mögen, daher lade man damit die Unzufriedenheit und das 
Missfallen der besitzenden Klassen auf sich, wie man dies 
schon in zu hohem Maasse bei der sogenannten sozialpoli¬ 
tischen Gesetzgebung gethan habe. Dies aber sei sehr ge¬ 
fährlich. Die Besitzlosen können wir, wie wir ge¬ 
sehen haben, doch nicht befriedigen, sorgen wir 
daher, dass wir uns wenigstens die Zufriedenheit 
der Wohlhabenden erhalten. Schon in der Debatte 
wurden diese Worte energisch widerlegt. Man wies treffend 
darauf hin, dass Deutschland unter allen Kulturländern das 
einzige ist, welches für direkte Descendenten und Ascen- 
denten keine Erbschaftssteuer kennt. Die soziale Kluft 
werde ins Unendliche wachsen, wenn wir nicht den vom 
Ausland längst betretenen Weg ebenfalls beschreiten, wo¬ 
bei natürlich Voraussetzung ist, dass ein bestimmtes Mini¬ 
mum des Nachlasses steuerfrei bleibt. — Hoffentlich haben 
diese Worte auf die anwesenden Mitglieder der Kommission 
ihren Eindruck nicht verfehlt. Sonst können wir uns im 
Deutschen Reich bei dem grossen und maassgebenden Ein¬ 
fluss, den Rüger als Referent für das Erbrecht auf dessen 
Neugestaltung ausübt, auf eine Regelung gefasst machen, 
die hinter den bescheidensten Erwartungen Zurückbleiben 
dürfte. 

Die Strikes und der österreichische Strafgesetzentwurf. 

In den Deutschen Worten übt Dr. L. Verkauf an einem 
Theile des Strafgesetzentwurfes Kritik. § 85 der österr. 
Gewerbeordnung bestraft den kontraktbrüchigen Arbeiter 
mit Arrest; aber namentlich das Vagabundengesetz, das 
nach der unerhört weiten und vom Reichsgericht nicht an¬ 
erkannten Interpretation der politischen Behörden sich auch 
auf strikende Arbeiter bezieht, ist eines der Hauptmittel, mit 
denen bisher die Verwaltungsorgane gegen die Strikenden 
vorgegangen sind; dazu kommt das auf Grund einer Ver¬ 
ordnung vom Jahre 1831 bestehende Verbot, ohne Erlaubniss 
der Polizeibehörde Geld, d. h. einen Strikefonds zu sammeln, 
da ein solcher als Fonds zur Unterstützung nach § 85 Ge¬ 
werbeordnung straffälliger Personen erscheint. Nach dem 
§ 141 des Entwurfes wird nun auch mit Strafe bedroht, 
wenn Gewalt, Einschüchterung, Bedrohung mit Verletzung 
an Vermögen, einschüchternde Beschimpfungen, Behinde¬ 
rung im berufsmässigen Gebrauche von Werkzeugen u. a. m. 
angewendet wird, damit dem Strike Folge geleistet werde. 
Es ist klar, dass dadurch bei einer einigermaassen weiten 
Interpretation jeder Strike strafbar wird. Dazu kommt, 
dass in dem Entwürfe als Vergehen bestraft wird die Auf¬ 
forderung zu Ungehorsam (nicht blos gegen die Straf¬ 
gesetze, sondern nach dem Muster der deutschen Praxis) 
gegen die Gesetze, sowie zu strafbaren Handlungen. Also 
jede Aufforderung zum Strike wird gestraft werden, kann 
oft stärker bestraft werden als die Gesetzesübertretung 
selbst, zu der aufgefordert wird. Die Strafe bei Koalitions¬ 
übertretung konnte bisher bis zu drei Monaten, kann nach 
dem Entwürfe bis zu 6 Monaten betragen. Die Verordnung 
vom Jahre 1831 ist im Entwürfe auch kodifizirt worden. 
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Soziale Zustände. 


Lohnverhältnisse in Mecklenburg-Schwerin. Der 

Jahresbericht für 1893 des Gewerbeinspektors Hennemann 
für Mecklenburg-Schwerin, eines der eifrigeren deutschen 
Aufsichtsbeamten enthält eingehende Angaben über die 
Lohnverhältnisse industrieller Arbeiter in dem mecklen¬ 
burgischen Leudalstaate, die nicht sehr erhebender Natur 
sind. Der Beamte schreibt: „Die Löhne betrugen für er¬ 
wachsene Arbeiter: a) in Maschinenfabriken: in grösse¬ 
ren und bei Akkordarbeit (ca. 10 Stunden) täglich 3 bis 
4 M., in kleineren und bei Tagelohn 2,25 bis 2,75 M., im 
Mittel ca. 2,50 M.; b) in Sägereien pro Stunde 17 bis 20 Pf, 
demnach bei 11 bis 12 Stunden Arbeitszeit täglich 1,80 bis 
2,40 M.; c) in Ziegeleien (wo die Verkaufspreise in diesem 
Jahre 20 bis 26 M. pro Mille betrugen), für eine Kampagne¬ 
dauer von ca. 7 Monaten: Gesellen 3(X) bis 400 M., Arbeiter 
(Abträger) 150 bis 180 M., jugendliche 50 bis 80 M., je bei 
freier Kost und freiem Quartier; pro Tag für Ofenarbeiter, 
Streicher etc. bei Akkordlohn und ca. Ilstündiger Arbeits¬ 
zeit durchschnittlich 3 M., einzeln bis 4 M, dieselben in 
Tagelohn 2,25 bis 2,75 M., im Mittel ca. 2,50 M., Abträger 
überall etwa die Hälfte, Brenner 1.50 bis 2 M.; d) in Zucker¬ 
fabriken: Bodenarbeiter 3 bis 5 M. pro l ag (30 bis 35 Pf 
pro Stunde) (10 Stunden und üeberstunden), sonstige Fabrik¬ 
arbeiter 2,50 bis 3 M. (10 Standen), Hofarbeiter ca. 2 M., 
junge Leute ca. 1,50 M. Arbeiterinnen: in Tabakfabriken 
0,75 bis 1,25 M., jugendliche 50 Pf, Druckereien 1 bis 1,50 M., 
Zuckerfabriken 1,25 M. Jugendliche Lehrlinge: in 
Maschinenfabriken, Druckereien, Zigarrenfabriken im 1., 2., 
3. Lehrjahre durchschnittlich 3. 4, 5 M. wöchentlich, jugend¬ 
liche Arbeiter 1 bis 1,25 M. Zum Vergleiche betragen die 
ortsüblichen Tagelühne gewöhnlicher Tagearbeiter, durch 
ministerielle Bekanntmachung vom 30. November 1892 für 
die Krankenversicherung festgesetzt: Für Erwachsene: 
männliche 1,70 M., weibliche 1 M.. für Jugendliche: männ¬ 
liche 80 Pf, weibliche 70 Pf. nur für .Schwerin, Rostock 
und Wismar für erwachsene männliche 2 M. Berücksichtigt 
man aber, dass ein grosser fheil obiger Betriebe nur zu 
gewissen Jahreszeiten arbeitet und dass während der übri¬ 
gen Zeit der Verdienst meist geringer ist, so kann die 
Lebenshaltung des grö-sseren 'Fheils dieser Fabrikarbeiter 
nur eine recht niedrige sein.“ Es macht dem mecklen¬ 
burgischen Gewerbeinspektor alle Ehre, dass er ein so ehr¬ 
liches und offenes ürtheil über die industriellen Lohnver¬ 
hältnisse in seinem Bezirk fällt. Wie mögen da die Ein- 
kommensverhältnissc der landwirthschaftlichen Arbeiter 
beschaften sein? 


Gewerkschaftliche Arbeiterbewegung. 

Kongress der französischen Eisenbahnarbeiter. Vom 

24. bis incl. 27. Mai fand in Paris der fünfte Landeskon¬ 
gress der französischen Eisenbahnarbeiser und Angestellten 
statt. Was die Verhandlungen anlangt, beschäftigten diese 
sich, wie wir dem V'orwärts entnehmen, in erster Linie mit 
den inneren Angelegenheiten, Aus denselben geht hervor, 
dass die Gewerkschaftsorganisation der französischen Eisen¬ 
bahnarbeiter in steter Zunahme begriffen ist, und zwar in 
einem Maasse, dass sie, mit etwaiger Ausnahme des Gruben¬ 
arbeiterverbandes, gegenwärtig als die grr>s.ste gewerkschaft¬ 
liche Arbeiterorganisation Frankreichs betrachtet werden 
kann. Während sie nämlich auf ihrem vorjährigen Kon¬ 
gress (April 1893) 42 310 Mitglieder zählte, war diese Zahl 
bereits zu Ende Dezember auf 54 483 gestiegen und beträgt 
zur Stunde über 60 000. Die Gewerkschaft ist in Sektionen 
eingetheilt, deren Zahl gegenwärtig 177 beträgt, und sich 
selbst auf die Kolonien erstreckt. In der That waren 
auch Delegirte aus Algier anwesend. Einen Hauptpunkt 
der Kongressberathungen bildeten die Forderungen der 
Eisenbahnarbeiter an die Kompagnien. Diese Forderungen 
wurden bereits auf dem v(.)rjährigen Kongress votirt und 
nachträglich den verschiedenen Kompagnien unterbreitet. 
Dieselben betreffen in erster Linie die Erriclitung einer für alle 
Kompagnien gleichfVn'migen Pensionskasse und bestimmen 
in der Hauptsache l'olgendes: Nach 20jährigem Dienst 
hat jeder Eisenbahnarbeitcr oder Angestellter Anspruch auf 


volle Pension. Dieselbe hat 2/3 Jahresverdienstes und 
mindestens 1200 Fres. zu betragen. Diejenigen, deren Pen¬ 
sion eine Höhe von 18(X) Fres. und darüber erreicht, sind 
nach Ablauf der 20jährigen Dienstzeit von amtswegen in 
den Pensionsstand zu versetzen. Tritt Jemand aus dem 
Dienst, ist ihm eine im Verhältniss zu seinen Dienstjahren 
bemessene Pension zu zahlen. Im Falle eintretender Ar¬ 
beitsunfähigkeit ist dem Betreffenden, unbeschadet seiner 
sonstigen Entschädigungsansprüche für Verletzung etc., und 
wieviel auch immer seine Dienstzeit betragen haben mag, 
die volle Pension zu geben, bis zu deren Liquidirurm er 
seinen vollen Lohn, resp. Gehalt zu erhalten hat. Im Falle 
seines Todes ist die Pension auf die Wittwe, resp. auf die 
unmündigen Kinder oder die Ascendenten des Verstorbenen 
zu übertragen. Für den Pensionsfonds haben die Kom¬ 
pagnien aufzukommen. 

Von den übrigen Forderungen wollen wir verzeichnen: 
Wiedereinstellung aller wegen Strike- oder Gewerkschafts¬ 
angelegenheiten Entlassenen; Minimallohn von 5 Fres., für 
Eisenbahnwächterinnen 2^/2 Fres., gleicher Gehalt bei gleicher 
Arbeit für alle in den Bureaux Beschäftigten, gleichgiltig, 
ob es Männer, Frauen oder junge Leute sind; Achtstunden¬ 
tag, üeberstunden nur bei Unglücksfällen, Schneever¬ 
wehungen etc., in welchem Falle jedoch die Ueberzeit 
doppelt zu bezahlen ist; Aufhebung des Güterdienstes an 
Sonn- und Feiertagen; allwöchentlich eine Ruhepause von 
ununterbrochen 36 Stunden und alljährlich ein Urlaub von 
14 Tagen; Beseitigung aller Gratifikationen. 


Arbeiterschutzgesetzgebung und Gewerbe¬ 
inspektion. 

Zur englischen Fabrik- und Werkstätten¬ 
gesetzgebung. 

Unterm 30. April d. J. legte der Minister des Innern 
dem Parlamente einen Gesetzentwurf vor betr. Ergänzung 
und Ausdehnung des Fabrik- und Werkstättengesetzes, und 
zwar mit dem Bemerken, dass die Regierung seinen Be¬ 
stimmungen ganz besondere Wichtigkeit beimesse. Die 
ersten 6 Absätze befassen sich mit der Unfallsicherheit der 
Angestellten und enthalten verschiedene sanitäre Vorschriften 
zu ihren Gunsten. 

§ 1 betrifft die Ueberfüllung der Arbeitsräume und be¬ 
stimmt, dass eine Fabrik als in einem, der Gesundheit der 
in ihr beschäftigten Personen gefährlichen oder nachthei¬ 
ligen Grade überfüllt zu erachten ist, wenn das Verhältniss 
der Anzahl der Kubikfusse eines ihrer Räume zur Anzahl 
der in ihnen gleichzeitig beschäftigten Personen ein gerin¬ 
geres ist als der Satz von 250 Kubikfuss auf jede Person 
lür die Zeit von 8 Uhr Abends und von 400 Kubikfuss auf 
jede Person für die Zeit von 8—10 Uhr Abends. Ein Zu¬ 
satz besagt, dass die Anzahl der in einem Raume be¬ 
schäftigten Personen dergestalt angenommen werden solle, 
dass zu diesen wirklich beschäftigten Personen für je 3 Gas¬ 
brenner, wenn in Funktion, eine Person hinzuzurechnen sei. 
Ein weiterer Zusatz trifft die Vorkehrung, dass der Staats¬ 
sekretär durch Erlass die obigen Ziffern durch höhere 
ersetzen könne, wenn es einzelne Fabrikationsprozesse 
erhei-schen sollten. 

Durch § 2 wird jedem Gerichte für summarisches Ver¬ 
fahren die Befugniss ertheilt, bei vorhandener Gesundheits¬ 
gefahr einer Fabrik oder einer Werkstätte die Benützung 
der Arbeitsräume zu untersagen, so lange der Gefahr nicht 
abgeholfen ist. 

Die folgenden 3 Paragraphen treffen zusätzliche Sicher¬ 
heitsmaassregeln gegen Unfälle beim Maschinenbetrieb und 
erstrecken auf jugendliche Personen und Frauen den Schutz, 
welcher bereits Kindern in § 9 des Fabrik- und Werkstätten¬ 
gesetzes von 1878 gewährt ist und der verbietet, dass Kinder 
zur Reinigung irgend eines Theils der Maschinen verwendet 
werden, so lange diese mittels Dampf-, Wasser-oder andere 
mechanische Kraft in Bewegung sind. 

§ 6 ordnet weiteren Schutz an gegen in Fabriken oder 
Werkstätten ausbrechende Feuergefahr. — Diese 6 Para¬ 
graphen dürften kaum irgendwelcher nachhaltigen Oppo- 
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sition begegnen, doch werden voraussichtlich andere Theile 
der Bill scharf bekämpft werden. So enthalten die beiden 
nächsten §§ 7 und 8 Maassnahmen, die erhebliche Meinungs¬ 
verschiedenheiten zeitigen können, und namentlich der 
letztere bedeutet einen wesentlichen Fortschritt auf dem 
Pfade der Arbeiterschutzgesetzgebung. 

§ 7 bestimmt, dass keine jugendliche Person oder Frau 
(in gewissen bezeichneten Industrien) länger als 3 Tage in 
einer Woche mit Ueberstunden beschäftidt werden dürfe, 
und § 8 enthält Einschränkungen der Hausindustrie, welche 
ausserordentlich wenig Anklang finden dürften. Diese Ein¬ 
schränkungen sind: 

a) Es darf kein Kind für den Betrieb einer Fabrik oder 
Werkstätte ausserhalb der Fabrik oder Werkstätte an irgend 
einem Tage beschäftigt werden,. an welchem es in der 
Fabrik oder Werkstätte beschäftigt ist. b) Es darf keine 
jugendliche Person oder Frau für den Betrieb einer Fabrik 
oder Werkstätte an irgend einem Tage beschäftigt werden, 
an welchem die jugendliche Person oder Frau sowohl vor 
als nach der Mittagstunde in der Fabrik oder Werkstätte 
beschäftigt ist. c) Im Sinne dieses Paragraphen soll das Kind, 
eine jugendliche Person oder eine Frau, an oder für welche 
Arbeit hinausgegeben ist, oder denen gestattet ist, eine ihnen 
ausserhalb der Fabrik oder Werkstätte zu verrichtende 
Arbeit mitzunehmen, als an dem Tage ausserhalb der Fabrik 
oder Werkstätte beschäftigt erachtet werden, an welchem 
die Arbeit hinausgegeben oder mitgenommen ist. 

Während die beiden letzterwähnten Paragraphen schar¬ 
fen Angriffen begegnen dürften, ist eine solche kaum 
für die einzelnen Beschränkungen der Beschäftigung zu 
befürchten, welche die Absätze 17, 18 und 19 des Ent¬ 
wurfs vorschreiben. Wir können in diesen Bestimmungen 
die Folgen sehen, welche die Arbeiten der von der Regie¬ 
rung eingesestzten Kommission zur Untersuchung ver¬ 
schiedener gefährlicher Gewerbe und namentlich der 
Bleiindustrien gezeitigt. § 17 bestimmt, dass Blei oder 
Arsenik in einer Fabrik oder Werkstätte beim Verzinnen 
oder Emailliren von eisernen Küchengeräthen nicht ver¬ 
wendet werden dürfe, und § 18 erweitert die Geltung des 
§ 8 des Fabrik- und Werkstättengesetzes von 1891 durch 
Aufstellung besonderer Regeln oder Anordnungen, welche 
die Beschäftigung aller oder irgendwelcher Personen¬ 
kategorien in irgend welcher Handarbeit, die vom Staats¬ 
sekretär als der Gesundheit gefährlich oder nachtheilig oder 
für Leib und Leben gefährlich bezeichnet wird, verbieten 
oder die Zeit ihrer Beschäftigung abändern oder beschränken. 
§ 19 befiehlt bei Geldstrafe jadem praktischen Arzte, der eine 
Person behandelt, welche nach seiner Ansicht an Blei-, 
Phosphor- oder Arsenikvergiftung oder an einem in einer 
Fabrik oder Werkstätte erworbenen Karbunkelgeschwür 
leidet, dem Generalfabrikinspektor im Ministerium des 
Innern Namen und Wohnung des Patienten oder der 
Patientin, sowie die Krankheit mitzutheilen, an welcher er 
oder sie leidet. 

§ 11 des Entwurfs will auch Wäschereien der Fa¬ 
brik- und Werkstättengesetzgebung unterstellen, und zwar 
betrachtet er hierbei Dampfwäschereien als Fabriken und 
andere als Werkstätten. Besondere Anordnungen sind ge¬ 
troffen für die Lüftung der Dampfwäschereien, sowie für den 
Wasserabfluss vom Fussboden. Hauswaschküchen und 
Wäschereien von Anstalten sind ausgenommen und unter¬ 
stehen auch fernerhin der allgemeinen Gesetzgebung. 

§ 12 ferner unterstellt erstmals Docks, Ladeplätze 
und Oertlichkeiten, in denen vorübergehend Bauten auf¬ 
geführt werden, den Vorschriften der bestehenden Fabriken- 
und Werkstättengesetze, soweit sie Inspektion, Schutz¬ 
vorrichtungen bei Maschinen und Anzeige von Unfällen 
betreffen. 

Endlich beabsichtigt der Entwurf mit §§ 25 und 26 
den Ersatz des § 24 des Fabriken- und Werkstättengesetzes 
von 1891 — der bekannt ist als die „Partikularsklausel“ — 
durch einen anderen, der jene Bestimmung auf alle Stück¬ 
arbeiter in der Textilbranche anwenden will und von den 
Unternehmern dieser Industrie verlangt, jedem nach Stück 
bezahlten Arbeiter ein klar und verständlich abgefasstes 
schriftliches Formular zu liefern mit Angaben, welche diesem 
ermöglichen, die ihm für jedes ihm zur Bearbeitung über¬ 
gebene Stück zu zahlenden Löhne zu berechnen. 


Dies sind die wesentlichen Züge einer äusserst nütz¬ 
lichen legislatorischen Leistung, die zweifellos im Laufe 
der gegenwärtigen Parlamentssession Gesetzeskraft er¬ 
langen wird. 

Arbeiterinnenschutz in der Schweiz. Der neue von 
der Regierung des Kantons Luzern ausgearbeitete Gesetz¬ 
entwurf zum Schutz der Arbeiterinnen soll Anwendung finden 
auf alle gewerblichen Betriebe, welche dem eidgenössischen 
Fabrikgesetz nicht unterstellt, in denen aber Arbeiterinnen 
und Lehrtöchter berufsmässig beschäftigt sind. Die Dauer 
der regelmässigen Arbeit soll, die Arbeitszeit der Kellnerinnen 
Vorbehalten, nicht mehr als 11 Stunden täglich, an Vor¬ 
abenden von Sonn- und Festtagen eine Stunde weniger be¬ 
tragen und muss in die Zeit von 6 Uhr Morgens bis 8 Uhr 
Abends verlegt werden. Für das Mittagessen ist wenigstens 
eine Stunde frei zu geben. Die Arbeit an den Sonntagen 
und gebotenen Feiertagen ist untersagt. 

Arbeiterschutzgesetzgebung in Spanien. J. Piernas 
Hurlado giebt in der Riforma Sociale vom 25. Mai einen 
Ueberblick dessen, was bisher auf dem Gebiete der Ar¬ 
beiterschutzgesetzgebung in Spanien geschehen ist. Es ist 
nicht zu verwundern, dass der grösstentheils agricole und 
in sozialer Beziehung rückständige Staat, auch auf dem 
Gebiete der Schutzgesetzgebung nicht vorgeschritten ist. 
Es existirt ein im Jahre 1873 zur Zeit der Republik erlasse¬ 
nes Gesetz, das die Arbeit von Kindern unter 10 Jahren 
verbietet, die der Burschen unter 15, der Mädchen unter 
17 einschränkt, indem es zugleich den Schulbesuch bis 
zum 13. (14.) Jahre obligatorisch macht und hygienische 
Maassregeln vorschreibt. Doch ist die Durchführungs¬ 
verordnung, die gemischte Kommissionen zur Beaufsichti¬ 
gung einführen sollte, niemals erschienen und das Gesetz 
ist dank der Laschheit der lokalen Behörden auf dem 
Papier geblieben und in Vergessenheit gerathen. Für die 
Invaliden der Arbeit existirt ein staatlich erhaltenes Asyl 
in der Nähe von Madrid; die Aufnahmebedingungen sind 
sehr strenge und andere Asyle sind wegen der Unanznoth 
nicht errichtet worden. Arbeitergenossenschaften, die Nach¬ 
folger der alten Zünfte, existiren nur als Steuergesell¬ 
schaften zur Retribution der Gewerbesteuer. Doch sind in 
den 80er Jahren Kommissionen zur Untersuchung der so¬ 
zialen Schäden eingesetzt worden, die umfangreiche Be¬ 
richte publizirt und Gesetzentwürfe ausgearbeitet haben. 
Der Gesetzentwurf’ über die Sonntagsruhe ist bereits vom 
Senate angenommen: die Sonntagsruhe ist obligatorisch 
für Arbeiter unter 18 Jahren; es besteht eine gesetzliche 
Präsumption zu Gunsten der Sonntagsruhe in Arbeits¬ 
kontrakten; die oben erwähnten Genossenschaften können 
die Sonntagsruhe jetzt in ihrer Branche obligatorisch 
machen; ausgeschlossen sind Industrien, die auf dem Ver- 
ordnun^swege zu bestimmen sind, in denen aus technischen 
Rücksichten die Arbeit nicht unterbrochen werden kann 
und Industrie und Handel der nothwendigsten Lebens¬ 
bedürfnisse. Vorgelegt ist auch ein Gesetzentwurf, ent¬ 
haltend das absolute Verbot der Arbeit von Kindern unter 
10 Jahren, das Verbot der Beschäftigung von Kindern unter 
14 Jahren in Bergwerken, an Maschinen oder in ungesunden 
Industrien, das Verbot der Nachtarbeit für Kinder unter 
16 Jahren und die Einschränkung der Arbeitszeit auf 
6 Stunden bei Burschen unter 14 und Mädchen unter 16 
Jahren. In einem dritten Gesetzentwurf soll die Nacht¬ 
arbeit von Frauen und Mädchen zwischen 16—23 Jahren 
untersagt werden; für diese soll das Maximum der Arbeits¬ 
zeit 10 Stunden mit einer Ruhepause von U /2 Stunden be¬ 
tragen; Frauenarbeit unter Tag und Arbeit von Frauen, die 
bald ihre Niederkunft erwarten, wird vollständig untersagt. 
Später soll nach den Vorschlägen der Kommission zu 
diesen Maassregeln noch ein Haftpflichtgesetz treten und 
sollen aus Arbeitern und Arbeitgebern zusammengesetzte 
Schiedsgerichte eingeführt werden. Bis dahin scheint es 
aber noch gute Wege zu haben. 

Fabrikinspektion in Russland. Im russischen Finanz¬ 
ministerium werden, wie wir der Frankfurter Zeitung ent¬ 
nehmen, genaue Bestimmungen für die Fabrikinspektion aus¬ 
gearbeitet. Insbesondere wird darauf Gewicht gelegt, dass 
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die Fabrikinspektoren sich die Herstellung eines guten Ver¬ 
hältnisses zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern ange¬ 
legen sein lassen, um auf diese Weise so viel als möglich 
Ausstände und Unruhen zu verhüten. In besonders wich¬ 
tigen Fällen können die Beamten der Fabrikinspektion, 
wenn Arbeitgeber und Arbeitnehmer einwilligen, die Stelle 
eines Schiedsrichters übernehmen. Weiter sind die Fabrik¬ 
inspektoren auch verpflichtet, sich durch persönliche Unter¬ 
redungen mit den Fabrikanten davon zu überzeugen, dass 
dieselben mit der Fabrikgesetzgebung und insbesondere mit 
den Gesetzen über Arbeiterschutz hinlänglich bekannt sind. 
Beim Ausbruch eines Ausstandes oder von Unruhen auf 
einer Fabrik hat sich sofort der ältere Fabrikinspektor des 
betreffenden Rayons nach der Fabrik zu begeben und in 
Gemeinschaft mit dem Distriktsfabrikinspektor die Ursachen 
der Unruhen zu erforschen und hierüber den Departements 
für Handel und Manufaktur zu berichten. 


Arbeitszeit der Eisenbahnbediensteten in Russland. 

Eine Verordnung des russischen Verkehrsministers vom 
2./14. September 1893 hat die früheren für die Bediensteten 
milderen Bestimmungen modifizirt und nun festgesetzt, dass 
die Dauer des beweglichen Dienstes der Stationsbedienste¬ 
ten 12 Stunden nicht überschreiten darf; die Ruhezeit muss 
mindestens einmal durch 6 Stunden ununterbrochen sein. 
Bezeichnend sind die Ausnahmen „wenn nach Lage der 
Betriebsverhältnisse die Befolgung dieser Vorschrift nicht 
angängig ist"; in diesen Fällen soll die ununterbrochene 
Arbeitszeit für Beschäftigte an Zentralweichen- und Signal¬ 
stellwerken höchstens 16 Stunden, für die übrigen Stations¬ 
beamten höchstens 24 Stunden betragen; allerdings muss 
dennoch die Gesammtruhezeit in 4 Tagen 48 Stunden be¬ 
tragen und die Ruhepause die Hälfte der Zeit der vorher¬ 
gehenden Beschäftigung. •— Für Fahrbedienstete ist als 
Maximum 18 Stunden Arbeitszeit, doch kann sie mit Ge¬ 
nehmigung des Ministers auf 24 Stunden ausgedehnt werden. 
Die Ruhezeit muss innerhalb 6 Tagen gleich sein der Ar¬ 
beitszeit. Die Hälfte der Beförderungszeit der Bediensteten 
an andere Orte zur Uebernahme von Arbeit kann in die 
Ruhezeit einbezogen werden, falls die Beförderung in Per¬ 
sonenwagen erfolgt. 


Arbeiterversicherung. 


Die österreichische Arbeiter-Unfallversicherung im 
Jahre 1892 . Der kürzlich erschienene Bericht des Ministers 
des Innern über die finanziellen und statistischen Ergebnisse 
der Unfallversicherung im Jahre 1892 unterscheidet sich 
nicht wesentlich von den bisherigen. Eine schwache Pole¬ 
mik gegen die von Unternehmer- und Arbeiterschaft an 
der Organisation und Verwaltung der Anstalten geübte 
Kritik bildet die Einleitung des amtlichen Berichts, der so¬ 
dann gleich zur Besprechung der Rechnungsabschlüsse und 
der Unfallstatistik übergeht. Erstere ergeben eine weitere 
Verschlechterung für die territorialen Anstalten, während 
die Berufsgenossenschaft der Eisenbahnen auch im Jahre 
1892 einen Gebahrungsüberschuss erzielt hat. Die ungünsti¬ 
gen Resultate der Territorialanstalten führt der Bericht 
zunächst wieder auf die Vermehrung der angezeigten Un¬ 
fälle zurück, um nachträglich das für Kenner der Verhält¬ 
nisse verständliche Bekenntniss abzulegen, dass Reformen 
zur Besserung der wirthschaftlichen Verhältnisse der An¬ 
stalten „im berechtigten Interesse" derselben gelegen sind. 
Es handelt sich hierbei zuvörderst um die Einführung des 
Lohnlistenzwanges, der eine Kontrole über die von den 
Betriebsinhabern abzuliefernden Versicherungsbeiträge er¬ 
möglichen soll. 

Um nämlich Prämien-Hinterziehungen hintanzuhalten, 
wurde den Versicherungsanstalten durch den § 23 des 
Unfallversicherungsgesetzes das Recht eingeräumt, in die 
Lohnaufschreibungen der Betriebsinhaber Einblick zu 
nehmen, ohne dass für das Vorhandensein solcher Auf¬ 
schreibungen Sorge getragen worden wäre. Der Mangel 
der letzteren machte das Kontrolbuch der Anstalten 


illusorisch, während andererseits die im § 51 des Unfall¬ 
versicherungsgesetzes ausgesprochene Strafandrohung sich 
in der Praxis als ganz wirkungslos erwies. So erklären • 
sich die zahlreichen Malversationen und Hinterziehungen 
von Beiträgen, erklärt sich das Gebahrungsdefizit einzelner 
Anstalten. Betrug doch zuweilen der entdeckte Unterschleif 
über die Hälfte der zu berechnenden Beiträge, indem kaum 
die Hälfte der ausgezahlten Lohnsumme oder der beschäf¬ 
tigt gewesenen Arbeiter der Anstalt angemeldet worden 
war. Dass dieser Zustand auch jetzt noch andauert, be¬ 
weist eine Aeusserung des Abg. Dr. Baernreither in der 
Sitzung des Abgeordnetenhauses vom 6 . Dezember 1893. 

In der Zeit vom 1. Januar 1894 bis 7. April 1894 wurden 
von der niederösterreichischen Unfallversicherungsanstalt 
allein in nicht weniger als 28 Fällen Lohnhinterziehungen 
von mehr als 10000 fl. — die unter dieser Grenze befind¬ 
lichen lassen wir unberücksichtigt — festgestellt. Die Ge- 
sammtsumme der von den 28 Betriebsuntemehmen ver¬ 
schwiegenen Löhne beziffert sich auf 2267212,75 11., die 
nicht abgelieferten Versicherungsbeiträge machen — in 
einem Vierteljahr bei einer Anstalt! — den respektablen 
Betrag von 25365,76 fl. aus. 

Angesichts solcher Thatsachen kann nicht mehr von 
Missverständnissen, falscher Auffassung des Gesetzes u. dgl. 
die Rede sein, womit die betreffenden Unternehmer ihre 
Handlungsweise zu beschönigen versuchen; die strafbare 
Absicht liegt auf der Hand. Die geringe Wahrscheinlich¬ 
keit entdeckt zu werden, sowie der Umstand, dass der 
hinterzogene Betrag selbst das Höchstausmaass der ange¬ 
drohten — selten ausgeführten — Geldstrafe von 500 fl. 
oft zehn- und mehrfach übersteigt, begründen die Behaup¬ 
tung, dass selbst die Einführung des Lohnlistenzwanges 
keine genügende Remedur bedeuten werde. Selbst die 
Bestimmungen des allgemeinen Strafgesetzes reichten in 
Fällen, in welchen der Thatbestand einer nach den Straf¬ 
gesetzen zu bestrafenden Handlung vorlajg und demgemäss 
die Strafanzeige erstattet worden war, nicht aus, das frau- 
dulose Gebahren gewissenloser Unternehmer einzudämmen. 
Der Richter fand entweder das zum Thatbestand des Be¬ 
truges gehörige Moment „listiger Vorstellungen“ nicht, oder 
der Unternehmer hatte es zu vermeiden gewusst, wenn 
auch sonst die sträfliche Absicht, die Anstalt zu schädigen 
und sich zu bereichern, deutlich zu erkennen war. Um dem 
Eigennutz gewissenloser Unternehmer wirksam zu begegnen, 
ist daher eine Verschärfung bezw. Ergänzung der bestehen¬ 
den Strafnormen nothwendig. Bei nachdrücklicher Anwen¬ 
dung derselben wird das Defizit der Anstalten sich erheb¬ 
lich verringern. Ja vielleicht auf ein Minimum reduzirt 
werden können. Vollends wird eine günstige Gestaltung 
der finanziellen Verhältnisse bei den Anstalten mit Sicher¬ 
heit zu erwarten sein, wenn durch eine entsprechende Kor¬ 
rektur des Gefahrentarifs die Ueberwälzung der Lasten von 
einem Industriezweige auf den andern verhindert werden 
wird. Gegenwärtig ist das keineswegs der Fall; insbe¬ 
sondere erfordert die Versicherung der land- und forst- 
wirthschaftlichen Betriebe konstant ein die Beitragsleistung 
für diese Betriebe weitaus übersteigendes Plus an Ent¬ 
schädigungen, das sich im Jahre 1890 auf 92133 fl., im 
Jahre 1891 auf 103623 fl. belief. 

In der bisherigen Entwickelung des österreichischen 
Unfallversicherungswesens fällt eine Erscheinung besonders 
auf: die starke Zunahme der Invaliditätsfälle, hauptsächlich 
solcher geringsten Grades, was der amtliche Bericht auf 
die nachdrücklichere Verfolgung der Entschädigungsan¬ 
sprüche seitens der Versicherten zurückführt. Wir glauben, 
dass ein anderes Moment viel mehr ins Gewicht fällt. Wenn 
die Invaliditätsfälle, in welchen eine Rente bis incl. 20 pCt. 
zugesprochen wurde, sich seit dem Jahre 1890 um 98 pCt., 
alle übrigen Invaliditätsfälle nur um 20 pCt. vermehrt haben, 
wenn also bei der ersten Kategorie eine Steigerung über 
das durch die Vermehrung der versicherten Personen be¬ 
dingte Maass stattgefunden hat, so hängt dies zum grossen 
Theile auch mit dem offenkundigen Bestreben der An¬ 
stalten zusammen, die Invaliditätsfälle schwereren Grades 
in solche leichteren Grades zu verwandeln, die Höhe der 
Rentensätze herabzusetzen. Diese Erklärung wird durch die 
bei den Anstalten wachsende Furcht vor dem Defizit und 
durch eine Reihe anderer Momente bekräftigt. 
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Die Zahl der Unfallsanzeigen stieg 

von 16041 des Jahres 1890 = 194,9 | per 10 000 
auf 21316 „ „ 1891 =248,6 [versicherte 

„ 26 298 „ „ 1892 = 294,2 J Vollarbeiter. 

Hiervon kamen nicht entschädigte Unfälle in Wegfall 
im Jahre 

1890 .... 9 300 = 113,0 \ per 10000 

1891 .... 12532 = 146,2 J versicherte 

1892 .... 16876 = 188,8 j Vollarbeiter. 

Unter den entschädigten Unfällen waren solche mit 
vorübergehender Erwerbsunfähigkeit (von mehr als 
4 Wochen): 

1890 .... 4600 = 55,9 \ per 10000 

1891 .... 6068 = 70,8 j versicherte 

1892 ... . 6318 = 70,7 j Vollarbeiter. 

dauernder Erwerbsunfäigkeit: 

1890 .... 1593=19,3 ) per 10 000 

1891 .... 2151 =25,1 J versicherte 

1892 ... . 2530 = 28,3 J Vollarbeiter, 


tödtlichem Ausgange: 

1890 . . . . 548 = 6,7 I per 10 000 

1891 .... 565 = 6,6 } versicherte 

1892 .... 574 = 6,4 J Vollarbeiter. 

Von 100 Invaliditätsfällen wurden mit einer Rente ent¬ 
schädigt bis exclusive 

20 pCt. 21—30pCt. 31—40pCt. 41—SOpCt. 60 pCt. 


1890 

49,6 

23,1 

9,0 

12,0 

6,3 

1891 

59,1 

17,3 

6,5 

12,2 

4,9 

1892 

62,1 

14,8 

8,5 

9,9 

4,7 

Die 

oben 

erwähnte 

Furcht von 

dem Defizit 

und das 


hierdurch erzeugte Ersparungsfieber drückt sich an dem 
Sinken der höheren Rentenkategorien und dem Steigen 
der niederen deutlich genug aus. 

Wir lassen nunmehr einige tabellarische Zusammen¬ 
stellungen folgen, welche den Stand der Unfallversiche¬ 
rungen im Jahre 1892 illustriren und das gezeichnete Bild 
vervollständigen: 



Zahl der Betriebe 

Zahl der Versicherten 
(Durchschnitt des Rechnungsjahres) 

Lohnsumme 

in Millionen Gulden 


1892 

1891 j 

1890 

1892 

1891 

1890 

1892 

1891 

1890 

Gewerbliche Betriebe. . 
Land- u. forstwirthschaft- 

61 645 

58 386 

53193 

1 003 306 

957 525 

893324 

276,70 

257,93 

235,26 

liche Betriebe . . . 

88588 

86 923 

78130 

377 575 

412238 1 

338 494 

3,35 

2,74 

1,68 


150233 

1 

145 309 

131 326 

1 380881 

1 369 763 

1 231 818 

280,05 

260,67 

236,94 


Versicherungsbeiträge (nur das Rechnungsjahr betreflend) 

Gesammtbelastung durch Unfälle des 
Rechnungsjahres 

1890 1 1891 

1892 

1890 

1891 

1892 

pCt. der Lohn- 
1 summe 

3 288862 | 1,396 

ß jpCt. der Lohn¬ 

summe 

3 560650 1,366 

11 . 

3841 936 

pCt. der Lohn¬ 
summe 
1,372 

2 433 193 

2997 018 

3 422630 

Gesammte V'crwaltungsauslagon 

= 74,29 der 
Beiträge 

= 84,17 der 
Beiträge 

= 89,09 der 
Beiträge 

1890 

1891 

1892 

”= LÖ^er 
Lohnsumme 

= 1,15 der 
Lohnsumme 

= 1,22 der 
Lohnsumme 

1.35 pMille der Lohnsumme 
9,7 pCt. der Beiträge 

1,66 pMille der Lohnsumme 
11,3 pCt. der Beiträze 

1,81 pMille der Lohnsumme 
11,9 pCt. der Beiträge 


Die Zahl der auf einen gewerblichen Betrieb entfallenden 
Arbeiter betrug im Jahre 

1890 1891 1892 

16,8 16,4 16,3 

der Vollarbeiter ( unter SOOtägiger Beobachtung stehender) 
15,0 14,3 14,4 

Daraus ergiebt sich, dass die Steigerung der Zahl der 
Betriebe auf die Einbeziehung kleinerer Unternehmungen 
zurückzuführen ist. ln der That sind es solche Baugewerbe, 
welche sich noch immer mit hartnäckigem Eifer der Unfall¬ 
versicherung entziehen. 

Die Versicherungsbeiträge haben den bei Aufstellung 
des Beitragstarifes vorausgesetzten Satz — 1,4 pCt. der 
Lohnsumme — noch nicht erreicht, während man in Deutsch¬ 
land nach dem Umlageverfahren im Jahre 1892, dem siebenten 
der Gebahrung, schon bei 1,17 pCt. der Lohnsumme ange¬ 
langt war. Andererseits überstieg die Belastung durch Unfälle 
in Oesterreich bereits in den Jahren 1891 und 1892 den bei Auf¬ 
stellung des Beitragstarifes angenommenen Prozentsatz per 
1,09 pCt. der Lohnsumme, bezw. 78,0 pCt. der Versicherungs¬ 
beiträge. 

Zum Schlüsse seien noch die bei den einzelnen Industrie¬ 
gruppen ermittelten Durchschnittslöhne, Taglöhne in Gulden 
mitgetheilt. (Vgl. die Tabelle in der nächsten Spalte.) 

Selbstredend ist die Steigerung des Durchschnittslohnes 
nicht etwa auf eine Erhöhung des Lohnniveaus, sondern 
darauf zurückzuführen, dass im Jahre 1892 die Berechnung 
des Jahresarbeitsverdienstes eine genauere war, als im 
Vorjahre. 


1. Maschinen, Werkzeuge, Instrumente etc. . . 

1892 

1,67 

1891 

1,69 

2. Eisenbahnbetriebe. 

1,67 

1,59 

3. Polygraphische Gewerbe. 

1,65 

1,54 

4. Hüttenwerke. 

1,60 

1,57 

5. Harz- und Leuchtstoffe. 

1,38 

1,30 

6 . Metallverarbeitung.. 

1,34 

1,31 

7. Bekleidung und Reinigung. 

1,09 

0,95 

8 . Chemische Industrie. 

1,02 

0,99 

9. Baugewerbe. 

1,00 

1,03 

10. Papier, Leder, Gummi. 

0,99 

0,98 

11. Steine und Erden. 

0,99 

0,96 

12. Holz- und Schnitzstoffe. 

0,96 

0,91 

13. Nahrungs- und Genussmittel. 

0,89 

0,81 

14. Textilindustrie. 

0,86 

0,84 

15. Mühlen. 

0,84 

0,84 


Deutscher Berufsgenossenschaitstag. Am 4. Juni trat 
der 8 . ordentliche deutsche Berufsgenossenschaltstag in 
Dresden zusammen. Nach der Eröffnung durch den Reichs¬ 
tagsabgeordneten Rösicke begrüsste Staatssekretär Dr. von 
Bötticher die Versammlung namens der Reichsregierung, 
Geheimer Rath Vodel im Namen der sächsischen Regierung, 
Präsident Dr. Bödiker im Namen des Reichs-Versicherungs¬ 
amts. Der Vorsitzende gab einen Ueberblick über die 
Thätigkeit des Verbandes im abgelaufenen Geschäftsjahr. 
Handelsrichter Emil Jacob-Berlin referirte über die zu er¬ 
wartende Novelle zu den Unfallversicherungsgesetzen. 
Staatssekretär Dr. von Boetticher theilte mit, dass die Ge¬ 
setzentwürfe den verbündeten Regierungen zur Zeit vor¬ 
liegen und nach der demnächst stattfindenden Ueber- 
reichung an den Bundesrath auch dem Berufsgenossenschafts- 
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Verbände bekannt gegeben werden würden. Die Versammlung 
erklärte sich mit dem Antrag des Referenten einverstanden, 
die für diese Frage eingesetzte Kommission bestehen zu 
lassen und nach Bekanntgebung der Gesetzentwürfe einen 
ausserordentlichen Berufsgenossenschaftstag nach Berlin 
einzuberufen. Direktor Landmann-Berlin berichtete über 
die Ausarbeitung von normalen Unfallversicherungs-Vor¬ 
schriften; der Ausschuss betreibe die Förderung dieser 
schwierigen Materie unausgesetzt. Im weiteren Verlauf 
der Verhandlung empfahl Herzog-Danzig die Einrichtung 
von Samariterkursen nach territorialer Organisation. Direk¬ 
tor Max Schlesinger-Berlin referirte über die Bildung von 
Unfallstationen und Verbandstätten mit moderner chirurgi¬ 
scher Einrichtung und stationärer Klinik, welche auch nach 
aussen Hilfe bringen. Aus dieser vom Reichs-Versiche¬ 
rungsamt empfohlenen neuen Einrichtung, an der jetzt 
schon acht Berufsgenossenschaften betheiligt sind, dürfte 
sich eine bessere Organisation des öffentlichen Rettungs¬ 
wesens herausbilden. Die Vorschläge von Rusch-Hannover 
Ober die Vermeidung der Doppelzahlungen von Rente aus 
der Unfall- und Invaliditätsversicherung und von Dr. Lach¬ 
mann-Berlin über die Vertretung der Berufsgenossenschaften 
nach aussen, namentlich bezüglich der Vermögensverwaltung, 
wurden dem Ausschuss zur weiteren Berathung überwiesen. 
Damit war die Tagesordnung erledigt. Der nächstjährige 
Berufsgenossenschaftstag soll in Danzig abgehalten werden. 

Die Ortskrankenkasse für Handlungsgehilfen und 
Lehrlinge zu Berlin hat für das Jahr 1893 ihren Ge¬ 
schäftsbericht veröffentlicht. Am Jahresschluss war die 
Zahl der Mitglieder auf 7879 männliche und 3806 weibliche, 
zusammen 11685, darunter 200 freiwillige, gestiegen. 

Erkrankungsfälle, verbunden mit Arbeitsunfähigkeit, 
wurden bei männlichen Mitgliedern insgesammt 1387, bei 
weiblichen 688 gemeldet. Die meisten Krankmeldungen 
fielen in den Monat Juli, die wenigsten in den September. 
Die Durchschnittsdauer der Krankheit war bei den männ¬ 
lichen Personen circa 23 Tage, bei den weiblichen circa 
27 Tage. 

Die Beiträge beliefen sich in Summa auf 191 906,42 M., 
die Eintrittsgelder auf 17250 M. Die Beiträge wurden 
durchschnittlich bei 3500 Arbeitgebern erhoben. 

An Ausgaben hatte die Kasse zu bestreiten für ärztliche 
Behandlung 19009,15 M., für Arznei und sonstige Heilmittel 
16595,02 M., zusammen 35604,17 M., sodass pro Krank¬ 
heitstag durchschnittlich etwas über 70 Pf. an Arzthonorar 
und Kosten für die Medikamente aufgewendet wurden. An 
Krankengelder, Unterstützungen an Wöchnerinnen und 
Sterbegelder wurden bezahlt zusammen 52970,79 M., wäh¬ 
rend an Kur-. und Verpflegungskosten für Behandlung in 
Krankenhäusern 16845,46 M. verausgabt wurden. Die Ver¬ 
waltungsausgaben (persönliche und sächliche) beliefen sich 
zusammen auf 23829,42 M. Als reine Jahresausgabe 
ergab sich der Betrag von 130004,61 M., sodass dem Re¬ 
servefonds im Laufe des Berichtsjahres 74822,60 M. über¬ 
wiesen werden konnten und noch ein Kassenbestand 
von 6064,70 M. am Schlüsse des Jahres verblieb. 

Dieser vortheilhafte Abschluss berechtigt dem Bericht 
zufolge nicht zu der Hoffnung auf ein gleiches Ergebniss 
im laufenden Jahr, da die Krankenunterstützung und auch 
die Ausgabe für ärztliche Behandlung infolge der Einfüh¬ 
rung der freien Arztwahl sich erheblich erhöht hat. 

Eine recht beachtenswerthe Darstellung der Mängel 
der Krankenkassenorganisation überhaupt und der kauf¬ 
männischen Ortskrankenkasse insbesondere, wie sie sich im 
Laufe des Verwaltungsjahres herausge.stellt haben, wird 
dem Bericht voraufgeschickt. Zunächst wird geklagt, dass 
durch Nichtanmeldung ihres versicherungspflichtigen Perso¬ 
nals viele Prinzipale aus Nachlässigkeit die Kasse um be¬ 
trächtliche Beträge schädigen. Als ein grosser Nachtheil 
für viele Handlungsgehilfen und deren Familien stellte es 
sich heraus, dass das Gesetz es vielen Handlungsgehilfen 
ermöglicht, sich der Versicherungspflicht ganz zu entziehen. 

Es wird deshalb als dringend wünschenswerth ausge¬ 
sprochen, dass die Gemeindebehörde gemäss § 2 Abs. I 
Ziffer 5 K. V. G. durch statutarische Bestimmungen die 
Versicherungspflichtigkeit auf alle Handlungsge¬ 
hilfen ohne Unterschied mit nicht mehr als 20(X) M. Jahres¬ 


einkommen ausdehnt. Für die kaufmännische Ortskasse 
besteht dann auch noch der Nachtheil, dass es sich nicht 
kontrolliren lässt, ob die Prinzipale ihrer Meldepflicht ge¬ 
nügt haben, während bei gewerblichen Unternehmern, die 
nur versicherungspflichtige Arbeiter beschäftigen, dies mit 
Leichtigkeit geschehen kann. Weiter macht der Bericht 
darauf aufmerksam, dass aus den Kassenverhältnissen 
mancherlei Streitigkeiten zwischen Unternehmern und Ge¬ 
hilfen sich ergeben, die deshalb nicht zum Austrag und 
dadurch zur Kenntniss der Aufsichtsbehörden kommen, 
weil sie im ordentlichen Rechtswege, in einem längeren 
und kostspieligen Prozessverfahren zu verfolgen sind. 
Daraus, dass die Gehilfen eine Verfolgung ihrer Rechte 
unterlassen, resultire für sie eine vermögensrechtliche 
Schädigung, die sich vermeiden Hesse, wenn die sachliche 
Zuständigkeit der Gewerbegerichte auchaufHand- 
lungsgehilfen durch die Gesetzgebung ausgedehnt würde. 

Pensionskasse der Staatseisenbahnbediensteten in 
Russland. Die vorläufigen Bestimmungen für die Pensions¬ 
kasse der Staatseisenbahnbediensteten in Russland gehen 
dahin, dass Beiträge in derselben von allen Arbeitern oder 
Bediensteten der Staatseisenbahnen, die ihr 60. Jahr noch 
nicht erreicht haben und mindestens ein Jahr angestellt 
sind, erhoben werden, und zwar 6 pCt. des Lohnes oder 
Gehaltes bis zu einem Gehalte von 2400 Rubeln. 


Schulwesen, Erziehungs- und Bildungsfragen. 


Fortbildungsschulgesetz für Württemberg. Der vor 

Kurzem an die württembergischen Stände gelangte Regie¬ 
rungsgesetzentwurf, welcher für alle aus der Volksschule 
Entlassenen den zweijährigen Fortbildungsschulzwang vor¬ 
schlägt und ausserdem das bereits in No. 30, III. Jahrg. 
dieser Zeitschrift besprochene Wirthshausverbot für Fort¬ 
bildungsschüler enthält, ist von der Kommission der 
württembergischen Abgeordnetenkammer durchberathen und 
stellenweise nicht unerheblich verbessert worden. Art. 2 
(Art. 4 des Entwurfes) lautet nach dem Beschluss der Kom¬ 
mission: „Die allgemeine Fortbildungsschule ist für die aus 
der Volksschule entlassene männliche Jugend in allen Schul¬ 
gemeinden einzurichten. Zum Besuch derselben sind die 
aus der Volksschule entlassenen Söhne 2 Jahre lang ver¬ 
pflichtet, soweit sie nicht eine höhere Lehranstalt oder eine 
gewerbliche Fortbildungsschule besuchen oder einen andern 
nach dem Ermessen der Ortsschulbehörde genügenden Unter¬ 
richt erhalten. Gemeinden, in denen der Errichtung einer 
allgemeinen Fortbildungsschule erhebliche Hindernisse ent¬ 
gegenstehen, können auf Antrag von der Errichtung der¬ 
selben durch die Oberschulbehörden befreit werden“. Ein 
Antrag, zu sagen: „Die aus der Volksschule oder die im 
14. Lebensjahre aus anderen Unterrichtsanstalten entlassenen 
Söhne“ w'ar abgelehnt worden. — Art. 3 (Art. 5 des Ent¬ 
wurfs): „Für die weibliche Jugend können durch Beschluss 
der bürgerlichen Kollegien im Benehmen mit der Ortsschul¬ 
behörde allgemeine Fortbildungsschulen nach Art. 2 Abs. 2 
errichtet werden“. — Art. 4 (Art. 2 des Entwurfes): „Der 
Unterricht in der allgemeinen Fortbildungsschule ist jähr¬ 
lich vierzigmal in zwei Wochenstunden für die männliche 
und weibliche Jugend getrennt zu ertheilen“. — Art. 5 
(Art. 3 des Entwurfes): „Der Unterricht in der allgemeinen 
Fortbildungsschule findet am Werktage statt. Ausnahms¬ 
weise kann derselbe in Berücksichtigung besonderer Ver¬ 
hältnisse auf den Sonntag verlegt werden. Die Ortsschul¬ 
behörden haben darüber im Benehmen mit den bürgerlichen 
Kollegien und nach Vernehmung des Kirchengemeinderaths 
bezw. Kirchenstiftungsraths Beschluss zu fassen. Die Ge¬ 
nehmigung steht dem gemeinschaftlichen Oberarate in Schul¬ 
sachen zu“. Ein Antrag, die Kommission wolle bei der 
Kammer der Abgeordneten den Antrag stellen, sie möge 
die Regierung bitten, dass sie in der Ausführungsverord¬ 
nung es für zulässig erkläre, dass im Fall der Verlegung 
des Unterrichts der allgemeinen Fortbildungsschulen auf 
den Sonntag die Christenlehre als halbstündiger Religions¬ 
unterricht in die zwei Stunden des Fortbildungsunter- 
richts eingerechnet und für die weltlichen Fächer D/a Stun- 
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den Sonntagsunterrichts als genügend anerkannt werde, 
wurde glücklicherweise abgelehnt. Art. 6 : „Die Ortsbehörden 
sind ermächtigt, den Fortbildungsunterricht im Sommer ganz 
wegfallen zu lassen, wenn im Winterhalbjahr je in vier 
Wochenstunden ein Unterricht von achtzig Stunden ertheilt 
worden ist." Art. 7: „Die gesetzlichen Bestimmungen über 
den Ort des Schulbesuches, die Bestrafung der Schulver¬ 
säumnisse, die besonderen Einnahmen der Volksschulen für 
Schulzwecke, die Verpflichtung der Lehrer finden auch auf 
die allgemeine Fortbildungsschule Anwendung.“ — Art. 8 
(Abs. 1 neu): „Wenn einzelne Gemeinden nach Art. 2 Abs. 3 
von der Errichtung der allgemeinen Fortbildungsschule für 
die männliche Jugend befreit, oder wenn für die weibliche 
Jugend allgemeine Fortbildungsschulen Art. 3 nicht errichtet 
werden, so tritt für die männliche und weibliche Jugend die 
Verpflichtung zu dreijährigem Besuche der Sonntagsschule 
ein.“ (Abs. 2 neu:) „Der Unterricht in derselben wird in 
Gemeinden mit mehrklassigen Schulen für jedes Geschlecht 
in jährlich 40, in Gemeinden mit einklassigen Schulen für 
jedes Geschlecht in jährlich 20 Stunden ertheilt.“ (Abs. 3:) 
Ausnahmen von diesen Vorschriften können aus besonderen 
Gründen für ganze Gemeinden und lür einzelne Klassen 
von Schulpflichtigen durch 'die Oberschulbehörden auf An¬ 
trag der Ortsschulbehörden, für einzelne Schulpflichtige 
durch die Ortsbehörden zugelassen werden.“ — Art. 9: „Für 
jede Unterrichtsstunde an der allgemeinen Fortbildungs¬ 
schule oder an der Sonntagsschule erhält der Lehrer 
1 M.“ — Art. 10 (Abs. 1:) „Den Schülern der allgemeinen Fort¬ 
bildungsschulen und der Sonntagsschulen ist der Besuch 
der Wirthshäuser untersagt.“ Abs. 2 und 3 wie im Entwurf: 
„Ausnahmen von diesem Verbot treten ein, wenn der Be¬ 
such a) unter Aufsicht der Eltern, Vormünder, Lehrer, Dienst¬ 
oder Lehrherren oder anderer für die jungen Leute verant¬ 
wortlichen erwachsenen Personen, b) zur Erfrischung auf 
Reisen, Ausflügen oder bei ähnlichen Gelegenheiten, c) in 
dem regelmässigen Kosthause des Schülers stattfindet. — 
Zuwiderhandlungen gegen das Verbot werden durch Ver¬ 
hängung von Schulstrafen nach Maassgabe der hierüber von 
dem Ministerium des Kirchen- und Schulwesens ergehenden 
Ausführungsbestimmungen abgerügt. — Art. 11: ln Art. 3 
des Ges. vom 6 . Nov. 1885 wird der Ziffer 4 folgender 
Absatz beigefügt: Im Falle der Ziffer 2 kann eine Vermin¬ 
derung oder Aufhebung des Schulgelds auf Antrag der 
bürgerlichen Kollegien von der Kreisregierung gestattet 
werden.“ Gehen diese Vorschläge im Plenum der Ab¬ 
geordnetenkammer durch, so ist für Württemberg wenigstens 
der Anfang für eine allgemeine werktägliche Fortbildungs¬ 
schule mit eventueller Schulgeldfreiheit gemacht. 


Kriminalität. 


Kriminalität in der Schweiz. Aus der Hand der 
Schweizerischen Gefängnissstatistik (ausgegeben am 20. De¬ 
zember 1893) untersucht G. H. Schmidt im Mai-Juni-Hefte 
der Deutschen Worte u. a. die sozialen Bedingungen der 
VerbrecJier. Nach den Berufen gegliedert entfielen in der 
Schweiz auf die 

von der vom Bestände 
Bevölkerung der Gefängnisse 


1. Urproduktion.40 pCt. 19 pCt. 

2. Industrie ..43 „ 34 „ 

3. Handel.7 „ 6 „ 

4. Verkehr.4 „ 4 „ 

5. Oeffentliche Verwaltung, Wissenschalt. 

Kunst.5 „ 2 „ 

6. Ohne Beruf oder nicht bekannt. . . 1 „ 35 „ 


Diese letzten 35 pCt. sind natürlich auf die ersten 
Gruppen zu vertheilen. Als unmittelbare Ursachen der von 
1816 Männern, die sich in den Strafanstalten befanden, be¬ 
gangenen Verbrechen wurden angegeben bei 92: Armuth 
und Arbeitslosigkeit; bei 6 : schlechte Jugenderziehung und 
Verwahrlosung; bei 12: Vagantenthum und ungeregeltes 
Leben; bei 19: Arbeitsscheu: bei 132; moralische Verkom¬ 
menheit; bei 192: Ausschweifung und Prostitution — lauter 
Ursachen, die sich aus ungünstigen sozialen Verhätnissen 
am leichtesten erklären; daran grenzen die Fälle, in denen 


Trunk allein oder in Verbindung mit anderen Ursachen an¬ 
gegeben wird, in 762 Fällen; und manche der 106 Fälle, die 
als „Habgier“ bezeichnet werden, werden wohl auch hierher 
gehören. Damit stimmt überein, was über die Vermögens¬ 
verhältnisse der Gefangenen erhoben wurde. Es waren 
nämlich im Besitze: 5 pCt.;. hatten mir eine Anwartschaft: 
8 pCt.; weder Besitz noch Anwartschaft: 82 pCt. In der 
Schweiz, in der eine bessere Bildung so sehr verbreitet ist,, 
hatten von den Gefangenen eine höhere Bildung 7 pCt.: 
gute Elementarbildung: 34 pCt.; dürftige Elementarbildung: 
46 pCt.; konnten nur lesen: 3 pCt.; weder lesen noch 
schreiben: 4 pCt. Dass die Strafe, wie sie heute angewen¬ 
det wird, ihren Zweck verfehlt, der darin bestehen sollte, 
wenigstens die Entlassenen und die Gesellschaft vor den 
Folgen der sozialen Verhältnisse, unter deren Einfluss sie 
vor ihrer Verurtheilung gestanden, zu schützen, zeigt die¬ 
selbe schweizerische Erhebung. Denn auf die (freilich nur 
nach ganz subjektivem Ermessen beantwortbare) Frage, ob 
der Zweck der Strafe voraussichtlich erreicht wurde, ant¬ 
worteten die Aufseher in 20 pCt. der Fälle mit „nein“, in 
8 pCt. mit „schwerlich“, in 19 pCt. mit „fraglich“; „ja“ und 
„wahrscheinlich“ wurde in 47 pCt. der Fälle geantwortet Der 
bei Weitem überwiegende Theil der Entlassenen hatte 
ausserdem nichts in der Tasche oder nicht einmal so viel, 
dass es zum Leben ausgereicht hätte, bis sich eine Arbeits¬ 
gelegenheit finden konnte. 

Gefängnissarbeit in Italien. Nach Crispi’s bei Ge¬ 
legenheit der Diskussion des Budgets des Ministeriums des 
Innern gegebenen Erklärungen arbeiten in den italienischen 
Gefängnissen 24800 Gefangene (gegen 8465184 freie Ar¬ 
beiter im ganzen Königreiche); da die Gefangenen sich zu 
den freien Arbeitern wie 1 :340 verhalten, meinte der Mi¬ 
nister, dass von einer schädlichen Konkurrenz nicht die 
Rede sein könne, wogegen der Staat gegen 5 Milionen L. 
gewinne. Unter den Gefangenen sind 269 Schuhmacher 
(gegen 217233 im ganzen Königreiche). 


Vermischtes. 


Der Salzpreis vom hygienischen Standpunkte* Bei 

Gelegenheit der Finanzpläne der neuen italienischen Re¬ 
gierung weist Professor Cessi im ersten Hefte der neu er¬ 
scheinenden Zeitschrift La Riforma Sociale auf die Verwerf¬ 
lichkeit der Steuer hin, die die Regierung bei Gelegenheit 
des Salzkonsums einhebt. Es ist eine physiologische That- 
sache, dass der menschliche Körper zur Verdauung um so 
mehr Salz braucht, je mehr er von Fleisch genährt wird. 
Andererseits lebt der Italiener überhaupt, namentlich aber 
der Süditaliener hauptsächlich von Vegetabilien, kommt 
doch in Sizilien und Sardinien auf 5 Kommunen nur eine, 
die einen irgend nennenswerthen Fleischverbrauch aufweist; 
hierzu tritt, dass namentlich der italienische Mais, aus dem 
in vielen Gegenden in der Form von Brot oder Polenta die 
Hauptnahrung der Bevölkerung besteht, um der Gesundheit 
nicht abträglich zu sein, einen besonders starken Beisatz 
von Salz erfordert, sowie dass Pellagra und andere Krank¬ 
heiten sich leichter in Körpern einnisten, denen die ge¬ 
nügende Menge Salz fehlt. Ebenso unzweifelhaft ist es, 
dass die ärmere Bevölkerung verhältnissmässig noch mehr, 
als die wohlhabendere auf Pflanzenkost angewiesen ist und 
dass eine Erhöhung des Salzpreises jener empfindlicher sein 
muss, als dieser, so dass die Einnahmen der Regierung 
aus der Salzregie wie eine Steuer mit Progression nach 
unten wirken müssen. Trotzdem hat der italienische Staat 
in dem letzten Dezennium jährlich 62—84 Millionen Lire 
Einnahmen aus dieser Quelle bezogen, von denen % Rein¬ 
gewinn sind. Per Kopf und Jahr ist der Salzverbrauch in 
Italien durchschnittlich 6 V 2 kg, die Ausgabe 2,30 bis 3,30 Lire, 
je nach dem von der Regierung festgesetzten Salzpreise. 
Der V'erbrauch nahm nach der Herabsetzung der Salzpreise 
entschieden zu, bis sich in den allerletzten Jahren der 
wirthschaftliche Nothstand auch im Rückgänge des Küchen¬ 
salzverbrauches ausdrückte, während zugleich der Viehsalz¬ 
verbrauch zunahm. Der arme Mann muss also auch für 
die eigene Nahrung Kochsalz durch Viehsalz ersetzen! 


Verantwortlich für die Redaktion: Dr. Hefairich Braun in Berlin W., Victoriastrasse i6. 
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He<Jjts- ttttb Staatstpiffenfdjaftlictje Derlagsbuctjt^anMttng. 


^ttbr^r^lt. ilentungötfröjr^ll^ Iw fJreugtn. 

.. ! 2:e|taug9abe. ffart. 1, poftfrci SK. 1 ,05._ 

nDtt Sfleöierunggpräiibent, ®tc gjegcorbnung für btr llrPJitiii 

. — - !- 1 ^nri^fcn . griäutert . 5^ar t. 3)?. 1,60, poflfret 3?^. 1,70. 

fiarr^ (Smft, Sanbgcridjtäbireftor, §it ^udjergefeijr für bas SeutfAe 

.! 3 7?. 1, poftfrei St . 1,05. __ 

UOtt ßttttmhölh-jSirdllieini, «egienmgäarKliot st»- »nfn«»«- 

■ .■!.. I ■■. ^ ^ ftdirrung. ^anbbutb für bte bet ber 

©urtbfü^rung ber UnfaKücrfic^cruitg bet^eiligten ©taatß- unb kommunal« 
beworben. 3)^. 4, fleb. 3)?. 5, poftfrei je 33Ü. 0,30 inef)r. 

RtTMT '^nttäric^ter, fas ^Ubl'üjabrngrfrl;. Sßad) bcn SÄaterialicn ber 
^ ^ ©efcbfleb ung u . b. ^iec^tfp rccfjiing. ®eb . 3)?. 2,80, poftfrei g ?. 2,90. 

tlOtl fiitttt ^flcgierung^präfibent, §i£ (Bemrinbeperfalfungdgefellr 

-'* für bte lltjetnpraptn; mit brn neuen Sermaitungsgefet^en 

lufammengefleUt unb im nmtiii^en |luftrage Ijerausgegebcit. 2. oerm. 
unb ocrb. ?iuflage. ®eb. SK. 5, poftfrei SK. 5,30. 


llOn fiottieä ^^önigl. Sanbrnti}, ^xt gLmtsfüljruug ber ®emeinbe-« 

-^ (Suts- unb Jlmtsuarfletjer in ben öfllti^en |Ir 0 utn|en 

_ber llreulf. ponnrriil^* i^eb. SK. 4, poftfrei SK. 4 ,20._ 

non firattdlitfdK ^ ^ 9^ llreufftfiticn ^ermaltungsgefe^e, 

^—!—Ü !Ra(^ bem Sobe beS i8erfaffcr3 uutgearbeiiet, fortgerübit 
unb bfrauggegeben oon @tubt, Dberpräfibent ber ^rcüin 3 SBeftfalen, 
unb ©raunbebrenS, Unterftaatöfefretär im 3Kiniftcrium bcö Tunern. 
S3anb I—V. @eb. je 3)?. 8, po ftfrei 3J?. 8,50. 

fitmittfafhirfttS. Unterftaatiäfefretär im SKiniftcrium beg Innern, 

-!-^ iie (iSemeinbeuerfnlfungsgefe^e für bie $rouin| 

pieüfnlen mit ben neuen ^ermaltungsgefeben lufammenge^eUt unb 
im amttirfien gluftragc Ijcrausgegeben. 2. oerm. u. oerb. Sliiflagc. 
_OJeb. SK. 5, p oftfrei ^^5,30. 

Dr., Stmtsriebter, fas ftreugifdie gereins- unb Serfammiungs- 
reil)t. SK. 1, poftfrei SK. 1,10. _ , 

(Einhomtnenfteuergefell »'®"* .?*• 

- 1 - £JLJ anmetfung vom o. SLugufl 1891. Hmtlidbe 

Slu g gäbe. (Sieg. Seinenbaub SK. 3,60^_poftfm SK. 8,80. 

(Ergönjung^lleuergere^ **•“ 3““ 1893 ntim jiwrauraiig«- 

—2 - ^ -2L,: ^ anmeifung uom 3.3iprii 1894. Slmtlic^e 

Sluggabc. (SBrfler ®l|*II* 9K.0,(i0. poftfrei SK. 0,70. ^metter ÜTIteit. 
_ SK. 1,20, poftfrei SK. 1,80. S)er brüte Sbeil gela ngt in Sb ürse surStuggabe. 

(gnrtt. <Scorg, Stegierunggratf), ©nfdienbui^ bes ©enterbe- unb |lrbeiter- 
rert)ts. 5bart. SK. 2, poftfrei SK. 2,10. 

dftttftittll« C)ber*öinQnjratlj, fas frtu^ifdie ©inkommenpeuergefe^ 

' ^ Dom 24. Suni 1891 unb bie Siiigfubrunggonroeifung oom 

5. Sluguft 1891 mit ©rläuterimgen. dritte umgearbeitete Auflage. 
_ ®eb. SK. 16, poftfrei SK. 16,50. 


^Ober-ginanjratb/ fas freu^ifdie ©emerbeftcuergefe^ 
oom 24. Suni 1891 unb bie Slugfübrungganmeifungen mit 
(Erläuterungen unb einer ©inteitung: S)ie gefcbic^tlitbe ©ntroidlung 
ber gemcrblit^en 93efteuerung in ^ßreufeen unb fpftemntifdjc 2)arftenung 
_ ber ®ero er befteuer. @eb. 3)^ 12, poftfrei SK. 12 ,30. 

(Rmtfi. ^ ® ' Dber-Sinanjratb, fie ©rgänjungsfleuer in 

-21 freuten nadj bem ©efekc nsm 14. guli 1893. I. Hälfte. 

__SK. 9, poftfrei SK. 9,30. 

(ßettnerishllttren« ^ • ^antratb, fas fJegeredjt unb bie pegeuer- 

.. ’ —-—2 nraltung in freuHen nebft erganjungSb^ft. 

_^3^bp. 3)?. 1 8 ,50, g eb. §7. 21, poftfrei fe 3K. 0,50 mehr. 

(ScuierbeHenetgefefe “®“ 24. lunt 1891 ntbp aasfüftrunasnn- 

- - - r ! ^ meifung nom 10. |lpnl 1892. Hmtlitbe 

_Stngga^e. Gfcg. Sein enbanb SK. 8 , pof tfrei SK. 3,20. 

HÖU (ßofthDlUBhia S^cgieninggratb, fie ©emcinbenerfalTungs- 

-! gefetje für bie f rooiuf f nnnover mit ben neuen 

fermnltungsgcfeljrn jnfnmmenge|ieUt unb im amtlidieu §luftrage 
iiernus gcgebeu. ®eb. SK. 8, pofifrei 3)t. 8,30. 


fiftnft« 0ber*Siegicriinggratb, SKiniftcrialbircttor im 

- SKiniftcrium beg 5»uern, fie ftnbteorbuungcn für bie s^liiben 
froüiujrn ber ponardiie, pe|tfnleu unb bie fb^Iaprsuinj mit ber 
fedjirprcrijuiig bes ©beruermnltuugsgeridites. ®eb. SK. 4,50, 
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fiErtfUttlh ®-' ^c^uung^ratO, fns gefammte freu^ifc^e ©tats-, 

2-!- 12 f affen- unb f edjnungsnrefen. ncrmeljrtc Stuflagc. 
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^Din 29. ijiili 1S91. ©cb. SK. 9. poftfrei 3K. 9,30. 


Curl Heymanns Verlajf in Berlin VV., Mauerstrasse 4J- — Gedruckt bei Juliua Sittcnleld in Berlin \V. 







UL Jahrgang. 


Berlin, den 18. Juni 1894. 


Nummer 88. 


SOZIALPOLITISCHES 

C ENTRALBLATT. 


Herausgeber: Dr. Heinrich Braun in Berlin. 


Enrkelnt Jedes lostsft. 

■ Zu bextehen 

d irch alle Buchhandlungen, Spediteure und Foitämter 
No. 6196 der Poatxeitungslbte. 


PreU rlerteUilirltch 2 Xsrh &0 Pf. 

F.inxelnummer ao Pu 

-^nteisrenpreis für die dreigespaltene Colonelxeile 
6o Pfennijf. 


INHALT. 


Italienische Briefe. \’I. Par¬ 
teien. Von Prof. Dr. Wer¬ 
ner Sombart. 

Sosialier Wirthsehafttpolitik und 
Wirthachaftsstatistik: 

Zur Statistik der Zwangsversteige¬ 
rungen in Sachsen. 

Zur Frage des Wasserrechts in 
der Schweiz. 

Die ausländischen Arbeiter in 
Frankreich. ’ 

Zum Kampf gegen die Gefängniss- 
arbeit in England. 

Rechtsfragen: 

Ausbeutung der Nothlagc der Ver¬ 
sicherten Seitens der Versiche¬ 
rungs-Gesellschaft. 

Juristische Korporationsrechte für 
Arbeiter- und Unternehmer-Ver¬ 
bände in England. 

Sosüüe Zustände: 

Kommission für Arbeitsstatistik. 

Spanische Arbeitsverhältnisse. 
Gewerkschaftliche Arbeiterbewe- 
gung: 

4. Verbandstag deutscher Post- und 
Telegraphen-Assistenten. 

Der Strike der Droschkenkutscher 
in London. 

Kaufmännische Fragen: 

Verbandstag der Kaufmännischen 
Vereine Deutschlands. 


Arbeiterschutzgesetzgebung und 
I Gewerbeinspektion: 

I Schutz den Seeleuten. Von Dr. 

' Bruno Schoenlank. 

! Sonntagsruhe für die Papierfabri¬ 
kation. 

1 Zur Sonntagsruhe in der kerami- 
t sehen Industrie. 

I Der Schutz jugendlicher und weib¬ 
licher Arbeiter in Oesterreich. 

Regelung der Frauen- und Kinder¬ 
arbeit in Italien. 

Die Arbeitszeit der Eisenbahnbe¬ 
diensteten in Frankreich. 

Arbeiter Versicherung: 

.Ausdehnung der Invaliditäts- und 
Altersversicherung auf die Haus¬ 
gewerbetreibenden in der Textil¬ 
industrie. 

Wohnungszustinde und Woh¬ 
nungsgesetzgebung : 

Franzi’tsischcr Gesetzentwurf betr. 
die nachträgliche Zahlung der 
Wohnungsmiethe. 

Schulwesen, Erziehungs- und Bil¬ 
dungsfragen : 

Die Kreissynoden von Berlin und 
der Sonntagsunterricht in den 
F ortbildungsschulcn. 

Vermischtes: 

Gesetzgeberische Vorarbeiten im 
Reich und in Preussen. 


.\bdruck sämmtlicher Artikel ist Zeitungen und Zeitschriften gestattet. 
Jedoch nur mit Angabe der Quelle. 


Italienische Briefe. 

VI. 

Parteien. 

Der Entwicklungsgang jener leggina, von der mein vori¬ 
ger Brief handelte, sei lehrreich, sagte ich, für ein Studium 
der Parteizustände in Italien. Die Berathungen im Parlament 
haben zu denen gehört, die blitzgleich die Sachlage erhellen, 
die aufdecken, was im Laufe de.s regelmässigen, alltäglichen 
Geschäftsganges pflegt verborgen zu bleiben. 

Wer waren die Männer, die 1884 einer manchesterlichen 
Regierungsvorlage Opposition machten? Zwei von ihnen 
sind dann dauernd Befürworter einer weniger liberalen, wir 
würden im Jargon der Schule sagen; „sozialen“ Politik, 
namentlich in Agrarfragen geblieben. Es sind der Advocat 
Zucconi und der Marquis Tittoni, soviel ich sehe, beides 
uninteressirte Politiker, also Ideologen. Sie vertreten im 
italienischen Parlamente mit einer Reihe anderer Parlamen¬ 


tarier etwa das, was wir Kathedersozialismus heissen. 
Dieses specifisch preussisch-deutsche Gewächs ist auch nach 
Italien verpflanzt worden; der Kathedersozialismus zählt 
einige sehr bedeutende Vertreter auf der Halbinsel, ich nenne 
nur Carlo Ferraris unter den Lebenden, Minghetti unter den 
Verstorbenen. Doch ist die Schule auf der Halbinsel nie 
recht heimisch geworden; sie hat immer ihren exotischen 
Charakter bewahrt Ihre Vertreter waren Männer, die ent¬ 
weder persönlich zu Deutschland Beziehungen gepflegt hatten 
und nun von ihren Reisen die kathedcrsozialistische Auf¬ 
fassung als eine Curiosität mitbrachten: oder aber solche 
Leute, die doch wenigstens eine gehörige Portion deutscher 
Schriften aus den 70er Jahren gelesen hatten, deren Kennt- 
niss ihnen nun eine gewisse Superiorität ihren Landsleuten 
gegenüber verlieh, schienen sie doch gleichsam in den 
Besitz einer socialen Geheimlehre gekommen zu sein. Solche 
Bevorzugte erhalten dann leicht ein etwas pricsterhaft feier¬ 
liches Gepräge. Und da sie oft selber Bekehrte sind, ver¬ 
treten sie nach Apostatenart den neuen Glauben mit allem 
erdenklichen Eifer. Laveleye, der auch in Italien viel ge¬ 
lesen ist, war ein solcher Typus: ihrer wie gesagt, giebt es 
auch unter den Italienern. Einer davon ist der genannte 
Marquis Tittone, der über unser Gesetzlein zu referiren 
hatte. Sein Bericht ist wirklich ein Cabinetstückchen, ist 
feine Arbeit, zugleich auch, und das eben ist charakte¬ 
ristisch, ein specimen eruditionis germanicae. Als Anhang 
erhalten wir eine recht ausführliche Angabe der einschlägi¬ 
gen Literatur: da sind nicht weniger als 39 deutsche Werke 
angezogen. 

Mit einer Schulmeinung macht man nun noch aber keine 
Gesetze, zumal nicht in einem parlamentarisch regierten 
Lande. In einem büreaukratischen Staate wie Preussen 
kann man allenfalls noch hoffen, dadurch dass man die Be¬ 
amtenschaft mit den eigenen Ideen inficirt, ohne Rücksicht 
auf die Stimmung im Lande Reformmaassregeln, durchzu¬ 
setzen, obgleich diese schöne Zeit auch bei uns stark auf 
die Neige geht. In weniger glücklichen Gefilden ist die.ses 
abgekürzte Verfahren ideologisch-büreaukratischer Gesetz¬ 
gebung aber ganz und gar nicht angängig. Ein Katheder¬ 
sozialist mag im italienischen Parlament sich einen Anhang 
von 1 oder 2 Dutzend gleich edler Seelen verschaffen: zu 
einer Majorität wird er es nicht bringen, wenn er nicht mit 
reelleren Argumenten als der Rücksicht auf das Allgemein¬ 
wohl aufzuwarten weiss. 

Und doch i.st z. B. unsere Leggina mit recht bedeutender 
Majorität angenommen worden, ist z. B. auch ein Gesetz 
wie das über die Probi viri zur Verabschiedung gelangt, 
plant man jetzt sogar neue Gesetze sozialpolitischen Inhalts, 
Kinder- und Frauenarbeit, Lohnregelung etc. betreffend. 
Kurz, es kann keinem Zweifel unterliegen: in die gesetz¬ 
gebenden Körperschaften Italiens ist irgendwoher ein Tropfen 
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sozialen Oels geflossen. Die Stimmung der Majoritäten 
gegenüber der „sozialen Frage“ ist unbedingt eine weniger 
ablehnende heute, als noch vor 10 Jahren. Ist diese Wand¬ 
lung auf bessere Einsicht oder edleres Empfinden zurück¬ 
zuführen? Mir scheint, es wäre das eine etwas gekünstelte 
Deutung der Thatsachen gerade in Anbetracht einer Körper¬ 
schaft wie des italienischen Parlaments. Die Erklärung auf 
etwas realistischere Weise liegt auch so deutlich zu Tage, 
dass wir garnicht nöthig haben, an Wunder in defr nüch¬ 
ternen politischen Welt zu glauben. Die erstarkende 
Arbeiterbewegung ist es allein, die den Parlamentsma¬ 
joritäten Entschliessungen eingiebt, wie sie zu den genannten 
Gesetzen führen. Es wird den Machthabern heiss bei all 
den glühenden Stellen und offen herausschlagenden Flammen 
rings um sie her. Ein Wunder nur, dass sie nicht schon 
zu viel weiter gehenden Concessionen sich herbeilassen! 
Dass es wesentlich Rücksicht auf die im Entstehen begriffene 
soziale Bewegung ist, die den Durchschnittsabgeordneten 
zu volksthümlichen Beschlüssen antreibt, scheuen sich die 
Redner keinen Moment auszusprechen. Ich hatte früher 
schon einmal Gelegenheit, bei der Berathung und Annahme 
des Gesetzes über die Probi viri auf diese Beweisführung 
hinzudeuten. In den Verhandlungen, die unsere Leggina 
begleiteten, kehren genau dieselben Wendungen wieder. Ein 
Redner sagte wörtlich: „Die Massen werden der Bourgeoisie 
wieder folgen, wenn sie sehen, dass wir an sie denken.“ 
Und andere: „das einzige Mittel, die Massen den Sozialisten 
abspenstig zu machen“, ist die Annahme solcher Gesetze. 
„Dieses Gesetz ist bestimmt, die Furcht vor einem Fort¬ 
schritt collectivistischer Ideen in den Massen zu mindern.“ 
„Wir müssen den Massen dieses Unterpfand unserer Theil- 
nahme geben,“ u. s. w. Der Berichterstatter selbst erklärte: 
„wenn Ihr das Gesetz nicht annehmt, so könnt Ihr sicher 
sein, dass wir morgen eine Bauern-Revolution haben, so er¬ 
bittert ist die Stimmung in einzelnen Gemeinden meines 
eigenen Wahlbezirks.“ Da ist es denn, wie ich sagte, nur 
zum .Verwundern, dass die Sozialpolitik noch einstweilen in 
so homöopathischen Dosen verabfolgt wird. Was bisher an 
sozialpolitischen Gesetzen vom italienischen Parlament be¬ 
schlossen ist, sind, wie ich schon bei Gelegenheit der Probi 
viri hervorhob, solche Maassregeln, deren Durchführung 
der herrschenden Klasse verhältnissmässig wenig kosten. 
Dass auch unsere Leggina zu dieser Species von Sozial¬ 
politik gehört, lehrt ein Blick auf ihre Bestimmungen. Nach¬ 
dem das Eigenthümerinteresse principiell durchgesetzt hat, 
dass die Lasten überhaupt abgesetzt werden, ist eine partielle 
Landabtretung keine allzu schwere Concession, zumal der 
Umfang des Landes von der Behörde beliebig hoch bemessen 
wird. Und die Bestimmungen des neuen Gesetzes von 
diesem Jahre, so sehr sie der Bevölkerung nützen können: 
sie werden voraussichtlich den Besitzern wenig oder garnicht 
schaden. 

Aber ich zweifle keinen Augenblick, dass in dem Maasse, 
wie die Arbeiterschaft weiter erstarkt, wir noch eine ganze 
Reihe einschneidender, sozialpolitischer Gesetze auch in 
Italien erleben werden. Warum sollte das Mittel, das noch 
überall verschlagen hat, nur in Italien sich nicht bewähren? 

Welches aber, fragen wir, ist nun die Wirkung dieser 
Wandlung der Dinge auf die Gestaltung der Partei verhält¬ 
nisse im Parlamente selbst? 

Vollzieht sich hier etwa ein Kristallisationsprocess, grup- 
piren sich die Parteien anders gegenüber der veränderten 
Lage im Lande? Unser Berichterstatter stellte mit Ver¬ 
gnügen fest, dass die Majorität für sein Gesetz sich von 
allen Seiten des Hauses rekrutire, woraus er schliessen zu 
dürfen glaubte, dass seine Ideen, unbekümmert um Partei¬ 
unterschiede, sich siegreich Bahn brächen. Er bedauerte nur, 
dass die Neubildung der Parteien sich noch nicht vollzogen 
habe, in der die Scheidung in Altgläubige und Neugläubige 
zum Ausdruck komme. Aber das ist es ja eben, dass sich 


parlamentarische Parteien in unserer Zeit schwerlich auf 
Schulmeinungen werden auf bauen können. Ebensowenig 
allerdings wird es ein Criterium für die Scheidung der Par¬ 
teien bilden, ob die Einen den Forderungen der andringen¬ 
den Massen etwas mehr, die Anderen etwas weniger nach¬ 
geben. Andere Factoren werden die Neubildung der Par¬ 
teien im italienischen Parlamente bewirken. Ich sprach 
schon davon. 

Einstweilen füllt-den weiten Saal in Montecitorio fast 
noch ganz die alte einförmige Masse, deren Unterscheidung 
in „Rechte“, „Linke“ und „Aeusserste Linke“ ein wesentlich 
historisches Interesse hat. Aus heute unverständlich gewor¬ 
denen Constitutionellen Meinungsverschiedenheiten bei der 
Einigung des Königreichs leitet sich bekanntlich die Zwei¬ 
theilung in Destra und Sinistra ab. Heute, behaupten einige, 
bedeuteten die beiden Fractionen die Scheidung in politisch 
mehr oder weniger lautere Persönlichkeiten, d. h. in solche, 
die schon genug und solche, die noch nicht genug habeif.* 
Die Bildung der Ministerien in den letzten Jahren beweist 
jedenfalls, dass principielle sachliche Gegensätze zwischen 
den beiden Hauptgruppen der italienischen Deputirten nicht 
bestehen. Es sind Gelegenheitsprobleme, taktische Erwägun¬ 
gen, Personenfragen, die heute zu dieser, morgen zu jener 
Majorität beim Budget führen. Grosse leitende Gesichts¬ 
punkte sind in dem Wust der politischen Casuistik abhanden 
gekommen. Es beherrscht der „pettegolezzo politico“ das 
Feld. Auch die alte „Aeusserste,Linke“ ist nach modernen 
Begriffen gar keine eigene Partei. Sie vereinigt in sich 
ein buntes Gemisch „radicaler“ Elemente, von denen ein be¬ 
trächtlicher Theil, die sog. Legalitarii jetzt eben dabei ist, 
den Anschluss an die Linke zu suchen, d. h. sich minister¬ 
fähig zu machen. Dann würde gar erst die amorphe Masse 
fertig sein. 

Da ist jedoch zur rechten Zeit noch ein Stück Sauer¬ 
teig in das dumme Mehl gefallen: zum Erstaunen des Onor. 
Imbriani, jenes irredentistischen Phrasenhelden, der seinen 
Stolz darein setzte, der „extremste“ in der Kammer zu sein, 
ist eine Anzahl von Männern erstanden, die ihn an Radica¬ 
lismus noch überbieten: Männer, die als Sozialisten sich 
haben zu Abgeordneten wählen lassen. Es war das erste 
Mal, dass im italienischen Parlamente bei einer Special¬ 
materie in langer Rede der sozialdemokratische Standpunkt 
vertreten worden ist, als der Abg. Ferri am 13. März zu 
unserer Leggina Stellung nahm. Dieser Umstand ist es vor 
allem, der den Verhandlungen jene symptomatische Bedeu¬ 
tung verleiht, von der ich sprach. 

Die Rede Ferris selbst bot gar nicht Aussserordentliches. 
Es warder bekannte Gedankengang, den wir Deutsche nun 
seit mehr als 2 Jahrzehnten zur Genüge aus den Reden 
unserer Sozialdemokraten kennen zu lernen Gelegenheit ge¬ 
habt haben. Für die italienische Kammer aber war es ein 
Ereigniss allerersten Ranges, diese Rede. Als spräche ein 
Wesen aus einer anderen Welt, so verwundert haben die 
Onorevoli zugehört. Es war ja auch das erste Mal, wie 
Präsident und Redner immerfort mit Nachdruck hervorhoben, 
dass eine grosse sozialdemokratische Programmrede in den 
bis dahin noch unentweihten Räumen Montecitorios gehalten 
wurde. Das Ereigniss trat so unerwartet ein und wirkte so 
erschütternd, dass der Kammerpräsident Biancheri vollkom¬ 
men die Fassung verlor und aller parlamentarischen Gepflo¬ 
genheit zum Trotz dem sozialdemokratischen Redner unaus¬ 
gesetzt eigenmächtig zu widersprechen und ihn zu wider¬ 
legen sich anschickte. Es sind da Scenen vorgekommen, 
Worte gefallen, die für den Stand der Unschuld der ita¬ 
lienischen Volksvertretung zu charakteristisch sind, als dass 
sie hier nicht wiedergegeben werden sollten. Gleich im An¬ 
fang seiner Rede hatte Fern einen Satz zu beginnen: „Wir 
Sozialisten . . .“ Präsident: „Ich mache Sie darauf auf¬ 
merksam, dass wir hier alle Vertreter der Nation sind . . .“ 
Ferri: „Jeder andere Abgeordnete hat doch das Recht zu 
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sagen, „wir Conscrvativcn“ oder „wir Fortschrittler“, warum 
soll es uns nicht freistehen zu sagen: „wir Sozialisten“? 
Präsident: „Sagen Sie ,wir Liberalen' (!)“; ich kann aber 
nicht zugeben, dass in der Kammer Sozialisten und Nicht- 
Sozialisten sind. Ich erkenne in der Kammer nur Vertreter 
der Nation an.“ Von nun an häuften sich die Unter¬ 
brechungen des Präsidenten; noch zweimal nahm er Gele¬ 
genheit, jenen oben citirten denkwürdigen Ausspruch zu 
wiederholen: er ist in der That werth, historische Bedeutung 
zu erlangen. Auch manch’ andere Einw'endung des Präsi¬ 
denten, ich bemerke ausdrücklich des Präsidenten (!) nicht 
eines Redners im Hause, verdient wohl,noch der Erwähnung. 
Uns Deutschen wird dabei zu Muthe, als läsen wir alte 
Reichstagsverhandlungen aus dem Anfang der 1870 er 
Jahre etwa. So, wenn der Präsident den sozialdemokratischen 
Redner unterbrach mit den Worten: „Sie vertreten hier 
Grundsätze, die noch nie in diesen Hallen ausgesprochen 
worden sind und die sicherlich im Gegensatz stehen mit 
der Entwicklung der modernen Gesellschaft: diese strebt 
mit aller Macht den Frieden der Nationen mit einander und 
ebenso den Frieden und die Liebe unter den verschiedenen, 
sozialen Klassen an: Sie aber predigen Zwietracht“; oder: 
„Niemand wird Ihnen folgen; Sie wollen alles was besteht 
vernichten und Umstürzen; die Familie, das Vaterland, 
unsere theuersten Schätze, die wir Alle zu hüten haben“; 
oder: „Sie sprechen von der besitzenden Klasse nur als 
von einer, die geniesst; Sie denken aber weder an die Arbeit, 
die diese Klasse andern verschafft, noch an die Wohlthätig- 
keit, die sie andern angedeihen lässt.“ — Ich bemerke aus¬ 
drücklich, dass ich den stenographischen Bericht übersetze! 
Interessenten mögen noch weitere Stilblüten nachlesen in dem 
Protokoll der Kammersitzung vom 13. März dieses Jahres. 

Wer ist nun diese sozialistische Partei, die solch 
ungeheures Aufsehen in Montecitorio macht? Der Marquis 
Tittoni, der — was hier ausdrücklich bemerkt sein 
mag — mit dem ruhigen Ernst des Fachmannes auf die 
Rede Ferris sehr sachlich und verständig antwortete und 
sich von den Radoterien des Präsidenten durchaus frei zu 
halten wusste, erinnerte an den Ausspruch Thiers gegen¬ 
über Lamartine in der französischen Kammer 1848. Thiers 
begrüsste bekanntlich einmal Lamartine, als dieser den 
Sitzungssaal betrat, mit den Worten: „Voilä le parti social 
qui entre“. Da zufällig die sämmtlichen Parteigenossen 
Ferris in der Sitzung am 13. März fehlten, habe Ferri that- 
sächlich allein „die socialdemokratische Partei“ vertreten. 

Die strenggläubigen Sozialdemokraten sind z. Z. im 
italienischen Parlament durch fünf Abgeordnete vertreten, 
die zum ersten Male eine sozialdemokratische Partei bil¬ 
den. Von diesen Fünfen sind, wenn ich nicht irre, zwei 
Advocaten, zwei Universitätsprofessoren und einer Handels- 
kammersecretair. Die Scenen, die sich am 13. März im 
italienischen Parlament abspielten, gewinnen ohne Zweifel 
noch an Pikanterie, wenn man sich vergegenwärtigt, dass 
der haranguirte Abgeordnete Ferri der bekannte Criminalist 
und Sociologe und ordentlicher Professor des Strafrechts 
an der Königlichen Universität Pisa ist. Er ist erst vor 
Jahresfrist zur sozialdemokratischen Partei übergetreten. Sein 
Schritt machte damals im In- und Auslande berechtigtes 
Aufsehen. 

Und wer hat sie geschickt, diese sonderbaren fünf 
Männer, die den Frieden Montecitorios stören? Auch das 
festzustellen ist interessant. Man sollte denken, es wären die 
Vertreter etwa von Mailand, Turin und Genua. Weit gefehlt. 
Die sozialdemokratische Partei in Italien ist nur von 
ländlichen Arbeitern gewählt; sie vertritt rein noch 
vorwiegend agrarische Bezirke. Und zwar liegen die Wahl¬ 
kreise alle zusammen: in dem Streifen zwischen Appenin 
und dem mittleren Po, also in der Emilia, dem südlichen 
Theil der Lombardei und Venetiens. Ein Mini.ster hat 
diesen Complex von sozialdemokratischen Wahlkreisen ge¬ 


legentlich den „schwarzen Punkt“ Italiens („11 punto nero“) 
genannt. Die Bezeichnung ist denn auch geblieben. Die 
Socialisten selbst haben den Ausdruck mit Freude in ihr 
Agitationsinventar aufgenommen und sogar die erste sozial¬ 
demokratische Tageszeitung, die in Reggio Emilia erscheint, 
„II punto nero“ zubenannt. Schon also hat ein Theil der 
italienischen Agrarzustände im Sozialdemokratismus sein 
Ende erreicht; andere agrarische Gebiete stehen dicht da¬ 
vor: sowohl der Punto nero wird sich zu einem schwarzen 
Flecken erweitern, als auch wird Sicilien, wie man allgemein 
annimmt, das nächste Mal durchweg sozialdemokratisch wäh¬ 
len. Es hätte des Kriegsgerichts kaum dazu bedurft, um 
die schon bei der letzten Wahl (1892) sehr bedeutenden 
sozialistischen Minoritäten in Sicilien zu Majoritäten zu ma¬ 
chen. Was es für Entwickelungsreihen sind, die hier ihr 
naturgemässes Ende erreichen, ist ein Problem, dessen Be¬ 
arbeitung überaus reizvoll erscheint. Es hiesse jedoch die 
Natur dieser „Briefe“ verkennen, wollte ich hier auch nur 
versuchen, eine Antwort auf so schwierige Fragen zu geben. 

Werner Sombart. 


Soziale Wirthschaftspolitik und Wirthschafts- 
statistik. 


Zur Statistik der Zwangsversteigerungen in Sachsen. 

Eine Abhandlung über Statistik des Grundeigenthums von 
Steglich, die im neuesten Heft der Zeitschrift des sächsischen 
statistischen Zeitschrift erschienen ist, gelangt in der Unter¬ 
suchung der Zwangsversteigerungen im K. Sachsen zu 
folgenden Ergebnissen: Es betrug die Zahl der Zwangsver¬ 
steigerungsfälle 1885 : 588, 1890 : 796, 1892: 1491, die Zahl 
der zwangsweise versteigerten Grundstücke 1885: 724, 1890: 
1041, 1892: 1790 und die Zahl der betroffenen Besitzer 1885: 
562, 1890: 762, 1892: 1419. 

Dem langsamen Anwachsen dieser Zahlen in der Zeit 
von 1885 bis 1890 ist ein ziemlich starke^ in den beiden 
nächsten Jahren gefolgt. Dieselbe Erscheinung, nur noch 
viel augenfälliger, zeigt sich in Bezug auf die Summen der 
amtlichen Taxwerthe, der erzielten Höchstgebote und der 
ungedeckt verbliebenen Schulden der zwangsweise verstei¬ 
gerten Grundstücke, Von diesen Zunahmen der zwangsweisen 
Enteignung wurden landwirthschaftliche Besitzungen so gut 
wie nicht betroffen; es war vielmehr die städtische und 
industrietreibende Bevölkerung, welche unter dem Druck 
wirthschaftlicher Noth in ungewöhnlich zahlreichen Fällen 
ihres Besitzthums zwangsweise enteignet wurde. Am 
schwersten wurden die industriellen Kreishauptmannschaften 
Zwickau und Leipzig von der Zunahme der Zwangsversteige¬ 
rungen betroffen, und. innerhalb der Kreishauptmannschaft 
Zwickau besonders die Amtsbezirke Chemnitz, Limbach, 
Burgstädt, Stollberg, Annaberg, Glauchau, Zwickau, Crim¬ 
mitschau, Werdau, Meerane, Plauen. 

Zur Frage des Wasserrechts in der Schweiz. Wir 

haben seinerzeit den Wortlaut des Fragebogens veröffentlicht 
(vgl. Zur Frage des Wasserrechts von Dr. Leo Arons im 
Sozialpolitischen Centralblatt, 1. Jahrg. S. 202), welchen 
der Schweizerische Bundesrath, veranlasst durch eine Petition 
des schweizerischen Bundes für Bodenbesitzreform, an die 
einzelnen Kantonsregierungen ergehen Hess. Auf Grund 
der erstatteten Gutachten hat die Bundesregierung bei der 
Bundesversammlung den Antrag gestellt, der Petition, welche 
ein Bundesmonopol zur Ausbeutung der Wasserkräfte (na¬ 
mentlich in Rücksicht auf die nunmehr praktisch durchführ¬ 
bare und bereits theilweise durchgeführte elektrische Kraft¬ 
übertragung) forderte, keine Folge zu geben. Die Mehrzahl 
der Kantone, so führt nach einer Meldung der Frankfurter 
Zeitung die an die Bundesversammlung gerichtete Denkschrift 
aus, sei nicht geneigt, auf das Hoheitsrecht über die Wasser¬ 
kräfte zu verzichten. Ein finanzieller Vortheil aus dem 
Uebergang des Hoheitsrechtes an den Bund wäre nicht zu 
erwarten. Die kantonalen und lokalen Behörden seien besser 
geeignet, über die Ausnutzung der Wasserkräfte zu wachen. 
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als die Bundesorgane. Der Bundesrath hält dagegen das 
Eingreifen des Bundes geboten mit Bezug auf die Wasser¬ 
rechtsverhältnisse und das Konzessionswesen für Wasser¬ 
rechtsausübung und Kraftübertragung durch elektrische 
Energie. Die bundesräthliche Botschaft erwähnt eine Reihe 
von Grundsätzen, welche in ein künftiges schweizerisches 
Wasserrecht aufgenommen werden sollten. Die Errichtung 
von Starkstromleitungen möchte der Bundesrath von einer 
Bundeskonzession abhängig machen. Endlich empfiehlt der 
Bundesrath die Aufstellung einer vollständigen Statistik über 
die ausgenutzten und noch ausnutzbaren Wasserkräfte. 

Wir werden auf die Denkschrift sowie ihre Aufnahme 
seitens der Bundesversammlung seiner Zeit zurückkommen. 

Die ausländischen Arbeiter in Frankreich. Seit einer 
Reihe von Jahren besteht in französischen Arbeiterkreisen 
eine Stimmung gegen die Beschäftigung ausländischer 
Arbeitskräfte. Der Zusammenstoss zwischen französischen 
und italienischen Arbeitern von Aigues-Mortes zeigte, wie 
tief diese Missgunst in manchen Arbeiterklassen, worunter 
vorzugsweise die landwirthschaftlichen zu zählen scheinen, 
sitzt. Frankreich mit seiner abnehmenden Bevölkerung, 
die nichts weniger als dicht ist (71 Einwohner auf 1 km), 
hätte alle Ursache, der Einwanderung mindestens nichts in 
den Weg zu legen; doch scheint man selbst in den leitenden 
Kreisen anderer Ansicht zu sein, da das Parlament, wenn 
es vor zwei Jahren auch einen Antrag auf eine spezielle 
Besteuerung der ausländischen Arbeiter zurückwies, im 
vorigen Jahre doch die Registrirung der zu Erwerbszwecken 
sich in Frankreich niederlassenden Ausländer anordnete. 

Das Office du Travail veröffentlicht nunmehr eine 
Statistik der berufsmässig thätigen Ausländer in Frankreich, 
aus welcher der Umfang der Konkurrenz fremder Arbeits¬ 
kräfte erhellt. Die berufsmässig thätige Bevölkerung in 
Frankreich wird folgendermaassen klassifizirt: 



Arbeitgeber 

Beamte 

Arbeiter 

Angehörige 

Landwirthschaft 

. 26 889 

1 173 

70672 

137 335 

Industrie .... 

. 26 220 

10491 

222 520 

251 146 

Transportwesen . 

. 1 762 

2583 

11 047 

18862 

Handel. 

. 35 574 

21 414 

30349 

88350 

Freie Berufe . . 

. 15 618») 

1 3706') 

] 

18019 

Rentiers .... 
Oeffentl. Dienst . 

. 24 198») 

1 083») 

[ 4629») 

} 40 436 

Zusammen 131 354 

39377 

339 217 

554148 


Als der berufsthätigen fremden Bevölkerung zugehörig 
werden die Familienmitglieder und dienenden mit 554148 
Personen ausgewiesen, so dass sich die gesammte fremde 
Bevölkerung in Frankreich auf 1 130 211 beläuft, gegen 
1 125 000 im Jahre 1886 und 1 000 000 im Jahre 1881. 

Von je 100 ortsanwesenden berufsthätigen Personen in 
Frankreich sind Ausländer: 


in der Landwirthschaft.1,5 

„ „ Industrie.5,5 

im Transportwesen.3,4 

„ Handelsgewerbe.4,3 

„ freien Beruf.3,6 


und im Durchschnitte der Gesammtheit je drei Personen. 

Von der 236 000 Personen umfassenden fremden land¬ 
wirthschaftlichen Bevölkerung entfallen ungefähr 95 000 auf 
das Departement du Nord, wo sie den vierten Theil der 
gesammten landwirthschaftlichen Bevölkerung darstellen. 
Von den auf die Gruppe Industrie entfallenden 510 000 
Ausländern befinden sich ca. 46 pCt. in den Departements 
Nord und Seine; das Gros entfällt auf die belgischen, 
deutschen, schweizerischen und italienischen Grenzdistrikte. 
In den letzteren bildet die italienische Bevölkerung 40 bis 
50 pCt. der gesammten industriellen Bevölkerung. 

Die ausländische Arbeiterbevölkerung umfasst 262 391 
Männer und 76 892 Frauen. Der Altersklasse nach vertheilt 
sic sich folgendermaassen: 57241 Personen unter 20 Jahren, 
259,875 im Alter von 20 bis 60 Jahren und 22167 im Alter 
über 60 Jahre. 

Ueber die berufsmässige Vertheilung werden folgende 
Daten gegeben: 

Die Landwirthschaft zählt über 70 000 (2,4 pCt.) fremde 
Als Arbeitgeber bezw. Beamte oder Arbeiter klassirt. 


Arbeiter, also etwas weniger als der Durchschnitt von 
3 pCt.; doch erhöht sich der Procentsatz durch die tempo¬ 
rären Einwanderungen in der Erntezeit. In der Gruppe 
Industrie ist der Antheil der fremden Bevölkerung meist 
grösser als in der Landwirthschaft, wie nachstehende 
Daten zeigen: 

Fremde Arbeitsbevölkening 
in Procenten aller Arbeiter 



Männer 

Frauen 

Textilindustrie. 

. . 5.5 

4,3 

Bergbau, Steinbruchc und Salinen 

. . 13,4 

6,6 

Metallindustrie (Produktion) . . . 

. . 12,9 

3,6 

Metallwaarenindustrie. 

. . 8,3 

3,3 

Lederindustrie. 

. . 4,5 

2,3 

Holzindustrie. 

. . 5 

4,8 

Keramische Industrie. 

. . 9,6 

5,4 

Chemische Industrie. 

. . 22 

9,6 

Beleuchtungsindustric. 

. . 11,7 

6,1 

Baugewerbe. 

. . 9,2 

3,5 

Möbelindustrie. 

. . 8,2 

3,6 

Bekleidungsindustrie. 

. . 10,6 

5,1 

Nährmittelmdustrie. 

. . 10,1 

3,8 

Papier- und Druckindustrie . . . 

. . 5 

4,4 

Luxusindustrien. 

. . 7,1 

6 

Transportgewerbe. 

. . 5,2 

2 

Insgesammt sind die fremden Arbeiterinnen 
schwach vertreten wie die fremden Arbeiter. 

halb so 


Zum Kampf gegen die Gefängnissarbeit in England. 

Um über den Umfang der Einfuhr von Produkten ausländischer 
Gefängnissarbeit einen sicheren Ueberblick zu gewinnen und 
die Konkurrenz derartiger Waaren bekämpfen zu können, 
haben englische Firmen beim Handelsamt um eine ent¬ 
sprechende Statistik sich bemüht; das war zunächst fruchtlos; 
nun aber hat das Oberhaus am 11. Juni in 2. Lesung eine 
Bill angenommen wonach alle nach England eingeführten 
Waaren die Bemerkung tragen müssen, in welchem Lande 
sie hergestellt worden sind. Nach dem Amendement Lord 
Denbigh’s sollen alle in Gefängnissen oder anderen Straf¬ 
anstalten hergestellten Waaren ausser dem Namen des 
Ursprungslandes noch die Worte „made irt prison“ (im 
Gefängniss angefertigt) tragen, sonst können sie das englische 
Zollamt nicht passiren. 


Rechtsfragen. 


Ausbeutung der Nothlage des Versicherten seitens 
der Versicherungsgesellschaften. In dem eben erschienenen 
32. Bande der Entscheidungen des Reichsgerichts in Zivil¬ 
sachen findet sich (S. 342) eine interessante Entscheidung 
über die Berechtigung von Versicherungsgesellschaften, ihre 
harten Vertragsbedingungen zu Erpressungen gegen die 
Versicherten zu benutzen. Ob die Entscheidung vom 
Standpunkt des geltenden Rechts zutreffend erscheint, kann 
zweifelhaft sein; sie bietet aber jedenfalls einen interessanten 
Beitrag dafür, mit welchen Mitteln oftmals von den 
Gesellschaften selbst in den Gerichten gekämpft wird und 
ist übrigens vom Standpunkt der Billigkeit unbedingt gut¬ 
zuheissen. Der Fall war folgender: 

Jemand hatte bei der Vaterländischen Feuerversiche¬ 
rungs-Gesellschaft in Elberfeld Versicherung genommen. 
Aus Anlass eines Brandes entstand ein Streit Ober die 
Höhe der Entschädigung. Der Versicherte klagte auf 
Zahlung von 132 316,25 M., die Gesellschaft erkannte, auf 
eine von ihr selbst erwirkte Taxe sich berufend, den Schaden 
nur mit 78190 M. an und bestritt den Ueberschuss. Da 
die Erörterung über letzteren noch weitere Erhebungen 
nöthig machte, erliess das Gericht ein Theilurtheil, in 
welchem es die Gesellschaft ihrem Anerkenntnisse gemäss 
zur Zahlung von 78 190 M. verurtheilte. Nun hatte aber 
die Gesellschaft im § 11 ihrer Versicherungsbedingungen 
eine Bestimmung folgenden Inhalts: 

„Die Entschädigungssumme ist dem Versicherten binnen 
Monatsfrist, nachdem ihr gesammter Betrag und die 
Verpflichtung der Gesellschaft zur Zahlung durch Anerkcnnt- 
niss beider Theile, Vergleich oder rechtskräftiges Urtheil fest¬ 
gestellt ist ... . baar zu zahlen.“ 
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Hierauf fussend, erachtete sich die Gesellschaft trotz ihres 
Anerkenntnisses durch das Urtheil für beschwert, weil sie zu 
einer Zahlung verurtheilt sei, obwohl die Höhe des ge- 
sammten Betrages der Entschädigung noch nicht festgestellt 
sei. Sie prätendirte, auch die anerkannte Summe zur Zeit noch 
zurückhalten zu dürfen und legte deshalb gegen das Theil- 
urtheil Berufung ein mit dem Anträge, ihre Verurtheilung nur 
mit der Maassgabe auszusprechen, dass sie die Zahlung nicht 
vor Ablauf eines Monats nach Rechtskraft des noch aus¬ 
stehenden Endurtheils zu leisten habe. Die Berufung sowie 
die demnächst eingelegte Revision der Klägerin sind indessen 
beide verworfen worden. In dem bezüglichen Urtheil des 
Reichsgerichts vom 3. Januar 1894 wird zunächst ausgeführt, 
dass eine Bestimmung wie die des § 11 an sich gültig sei. 
Demnächst heisst es: 

„Auf der anderen Seite darf aber auch diese Vertrags¬ 
klausel nicht von der Versicherungsgesellschaft dazu miss¬ 
braucht werden, einen Zwang gegen den Versicherungsnehmer 
auszuüben, um denselben in der Verfolgung dessen, was er 
als sein gutes Recht ansieht, zu hindern; sie würde sonst zu 
einem Mittel der Chikane. Der § 11 darf nicht dazu führen, 
dass es in die Hand der Versicherungsgesellschaft gelegt wird, 
durch Führung von Prozessen über einen Theil der Ent¬ 
schädigung und möglichste Ausdehnung der Prozesse sich auf 
Kosten der Versicherten erheblich zu bereichern und die bei 
völligen oder fast völligen Brandschäden, wde hier, meist ge¬ 
gebene Nothlage des Versicherten zu einer Verkürzung des¬ 
selben mittelst Hinwirkung auf weitgehende, sonst nicht ge¬ 
rechtfertigte Verzichte bei umfangreichen und schwierigen 
Ansprüchen auszubeuten. Damit würde die Bestimmung 
selbst wicter Treue und Glauben in ihrer regelmässigen 
Geltendmachung verstossen und den guten Sitten grundsätzüch 
zuwiderlaufen. 

Es ist nicht zu beanstanden, wenn das Berufungsgericht 
thatsächlich annimmt, dass die Beklagte hierbei die Ab¬ 
sicht unterhält, den § 11 gegenüber der Nothlage, in 
welcher sich die Kläger befinden, als Druckmittel zu 
benutzen, um die Kläger zur Aufgabe ihrer weiteren 
Ansprüche zu nöthigen und dass sie'eben deswegen 
unberechtigt die Erfüllung des nach ihrer eigenen 
Behauptung rechtsverbindlich festgestellten Ge- 
samm tsch adens verzögert, so dass die Geltend¬ 
machung jener Vertragsklausel in diesem Falle den 
guten Sitten widerstreitet. Ein solches Verfahren ist 
von den Gerichten nicht in Schutz zu nehmen.“ 

Juristische Korporationsrechte für Unternehmer- und 
Arbeitervereine in England. Der Herzog von Devonshire 
und einige andere Mitglieder der königlichen Kommission 
zur Untersuchung der Arbeiterfrage haben den Vorschlag 
gemacht, die Urtheile der Schiedsrichter oder Einigungs¬ 
ämter im Fall von Strikes und Aussperrungen zu gesetz¬ 
lich bindenden zu machen. Und zwar unter folgenden Vor¬ 
aussetzungen: Es solle den Gewerkvereinen wie den Ver¬ 
bänden der Arbeitgeber, wenn dieselben darum einkommen, 
gestattet sein, die Rechte einer juristischen Person zu er¬ 
werben. In solchem Falle würde bei einem Arbeitsstreit 
die Durchführung des Schiedsspruchs, welchem die Ver¬ 
treter beider Parteien zugestimmt haben, späterhin vor den 
gewöhnlichen Gerichten zu erzwingen sein, indem der 
eine Verein den anderen wegen Kontraktbruchs belangen 
könnte. 


Soziale Zustände. 


Kommission für Arbeiterstatistik. Die am 23. d. M. 

wieder zusammentretende Kommission für Arbeiterstatistik 
wird sich in erster Reihe mit der Frage der Regelung der 
Arbeitszeit in den Bäckereien und Konditoreien beschäftigen 
und über das dem Reichskanzler zu erstattende Gutachten 
Beschluss zu fassen haben. Ein weiterer Gegenstand der 
Tagesordnung betrifft die Frage der Arbeitszeit in der Mühlen¬ 
industrie und dem Handelsgewerbe. 

Spanische Arbeiterverhältnisse. Der letzterschienene 
Bericht von den „Foreign Reports" der Royal Labour Com¬ 
mission befasst sich mit den Arbeiterverhältnissen in 
Spanien und Portugal. Demzufolge ist die soziale Bewe¬ 
gung auf der iberischen Halbinsel noch wenig entwickelt, 


was vorwiegend auf die zurückgebliebenen Industrieverhält¬ 
nisse und den landwirthschaftlichen Charakter des Landes 
zurückzuführen ist. Immerhin hat die junge sozialdemo¬ 
kratische Partei unter Führung Iglesias’ in den letzten Jahren 
beachtenswerthe Fortschritte namentlich in den Bergbau¬ 
distrikten Spaniens erzielt. Unter diesen Umständen ist 
auch der Lohnkampf noch wenig entwickelt und erst seit 
einigen Jahren kommen Arbeitsausstände in grösserem 
Maassstabe vor; ihr Schauplatz ist vorwiegend die Provinz 
Biscajra mit ihrer grossen Eisenindustrie (Bilbao), wo 1890 
ein siegreicher Massenstrike von 15000 Arbeitern stattfand. 
Auch in der Seidenindustrie von Valencia gehören Strikes 
nicht mehr zu den Seltenheiten, wie überhaupt die Ar¬ 
beiterbewegung in der Provinz Valencia, wo die Industrie 
relativ am entwickeltesten ist, rasche Fortschritte macht. 

Die Lohnverhältnisse sind je nach den Distrikten sehr 
verschieden; am höchsten sind sie im Norden, wo die Tag¬ 
löhne für Arbeiter zwischen 2 und 8 Pesetas, für Frauen 
zwischen 1 und 2,75 Pesetas schwanken, in Catalonien sind 
sie mit Ausnahme der Stadt Barcelona niedriger, während 
sie im Süden am geringsten sind. Die Bergarbeiter in 
Bilbao und Huelva erhalten 3—5 Pesetas per Tag, jene in 
Murcia blos 2,25—4 Pesetas. Der im Anhänge mitgetheilten 
Liste in Geltung stehender Löhne entnehmen wir zur 
Illustration der Lohnverhältnisse noch folgende Daten: 

Taglohn in Pesetas 


Glasbläser. 3,00 5,50 

Töpfer.2,75—3,25 

Spinner.2,00—3,50 

Weber.2,25—3,25 

Setzer.1,00—3,50 

Tischler.1,50—3,00 

Grobschmiede.3,25—3,50 

Bauarbeiter.1,75—3,00 

Landwirthschaftl. Tagelöhner. 1,50—2,50 


Auch die Arbeitszeit ist in den verschiedenen Distrikten 
eine verschiedene, wobei auch die Jahreszeit Einfluss übt; 
so wird je nach derselben in der Baumwollindustrie von 
Barcelona 8 V 2 —10 1/2 Stunden gearbeitet; im Durchschnitte 
betragen die täglichen Arbeitszeiten 

für Stunden 

Bergarbeiter im Winter.9Va 

„ „ Sommer. ID/a 

Metallarbeiter.10 Va 

Arbeiter in chemischen Fabriken im 

Winter 9 

Arbeiter in chemischen Fabriken im 

Sommer 11 


Schiffbauarbeiter.lO'/a 

Textilarbeiter in Städten.lOVa 

„ auf dem Lande .... 11 

Schriftsetzer.lO^a 


Doch erreicht die Arbeitszeit, namentlich im Sommer, 
oft auch 12 Stunden. 

Der gesetzliche Arbeiterschutz in Spanien ist so gut 
wie gar nicht entwickelt, da die einschlägige spärliche Ge¬ 
setzgebung nirgend auch praktisch durchgeführt ist und für 
eine Gewerbe- oder Fabrikinspektion keinerlei Vorsorge 
getroffen ist. So besteht de facto keine Beschränkung 
der Kinderarbeit, die man 1873 regeln wollte; das bezüg¬ 
liche Gesetz, für das die Durchführungsverordnung noch 
immer fehlt, verbietet die Verwendung von Kindern un¬ 
ter 10 Jahren in Fabriken und beschränkt die erlaubte 
Beschäftigung jugendlicher Arbeiter je nach Alter und 
Geschlecht auf 5 bezw. 8 Stunden täglich. Ein Schutz 
der Frauenarbeit existirt in Spanien nicht einmal auf dem 
Papier, da der bezügliche Entwurf, der 1891 dem Parlamente 
vorgelegt wurde, noch nicht Gesetz geworden ist. Dabei 
ist die Frauenarbeit in Spanien sehr entwickelt; der Berg¬ 
bau beschäftigt ca. 25(X) Arbeiterinnen, in den ärarischen 
Tabakfabriken arbeiten ca. 25 OCX) Frauen und in zahlreichen 
Industrien stellen sie ein bedeutendes Kontingent der Ar¬ 
beiterschaft. Sie arbeiten ebenso lang wie die Männer, 
auch in der Nacht. Desgleichen ist die Haftpflicht der 
Unternehmer für Unfälle in keiner Weise gesetzlich be¬ 
stimmt. 
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Gewerkschaftliche Arbeiterbewegung. 


IV. Verbandstag deutscher Post- und Telegraphen- 
Assistenten. Von den Fortschritten des Post-Assistenten- 
Verbandes gab der am 8. und 9. Juni in Berlin abgehaltene 
Verbandstag ein gutes Zeugniss. Es waren Delegirte aus 
ca. 25 Städten z. B. aus Köln, Kiel, Düsseldorf, Leipzig, 
Magdeburg, Halle, Hamburg, Braunschweig, Frankfurt a. M., 
Frankfurt a. O., Potsdam, Hannover, Oldenburg, Strassbürg, 
Bremen etc., sowie mehrere hundert Berliner Mitglieder er¬ 
schienen. In dem vom Verbandsvorsitzenden Kahsnitz 
erstatteten Bericht über die Gesammtlage und die Thätig- 
keit des Verbandes seit dem letzten Verbandstage wurde 
mitgetheilt, dass die Mitgliederzahl wiederum im letzten 
Jahre um ca. 1000 zugenommen habe. Eine ganze Anzahl 
Bezirksvereine seien neu ins Leben getreten und die Ge¬ 
schäfte seien erweitert worden. Neue Filialen seien in 
Hamburg und Hannover begründet worden, andere würden 
folgen. Mit der Gründung einer Krankenkasse habe sich 
der Vorstand eingehend beschäftigt und von der Be¬ 
gründung noch vorläufig abgesehen, da die Beiträge zu 
niedrig veranschlagt worden seien. Der Fachkalender werde 
1895 herausgegeben werden. Ein neuer Entwurf der 
Satzungen sei ausgearbeitet und werde demnächst ver¬ 
öffentlicht werden. Ueber das Thema: „Ist der Verband 
seinen Zielen näher gekommen?" hielt der Geschäftsführer 
Funk einen Vortrag. Erstaunlich ist es» dass, trotzdem 
der Verein sich streng innerhalb der gesetzlichen Grenzen 
bewegt und die Maassregelungen der Mitglieder durch die 
Postbehörden den schärfsten Widerspruch in der Presse 
aller Parteien wie im Reichstag gefunden haben, der Vor¬ 
tragende wieder konstatiren könnte, dass Maassregelungen 
gegen die Mitglieder noch immer vorkämen, so seien letzt¬ 
hin wiederum in Bremen 14 Assistenten versetzt worden, 
nur weil sie Verbandsmitglieder gewesen seien. Aus dem 
Bericht über den Mitgliederstand etc. war zu entnehmen, 
dass der Verband fortwährend im Wachsen begriffen ist. 
Der Verband zählt zur Zeit 6487 Mitglieder gegen 5598 im 
Vorjahre.! An Beiträgen wurden 11 980 M. gezahlt; die 
Gesammtsumme der Einnahmen seit Begründung des Ver¬ 
bandes betrug 285 992,80 M.; die Ausgaben dagegen 
283 708,46 M., so dass ein Bestand von 2284,34 M. verblieb. 
Das Gesammtvermögen des Verbandes betrug am 1. Januar 
1894 52 459,90 M. Der Umsatz des Verbandshauses war 
ziemlich gross; auch bestehen noch Verbandsgeschäfte in 
Hamburg und Hannover. Die Mitgliederzahl und die Or¬ 
ganisation vergrössert sich fortwährend. Es bestehen in 
verschiedenen Städten des Deutschen Reichs zur Zeit 13 
offizielle Bezirksvereine» 7 feste Organisationen, 2 „stille" 
Vereine und 12 Ortsgruppen, so dass der Verband in 34 
Vereinen organisirt ist. 

Der Strike der Droschkenkutscher in London. Vom 

16. Mai bis zum 12. Juni hat der Strike der Droschken¬ 
kutscher gedauert und mit dem Sieg der letzteren sein Ende 
gefunden. Die Lage der „Cabbies" war eine sehr harte und 
ihr Verdienst war kaum ausreichend für des Lebens Noth- 
durft. Der Grund dafür war darin zu suchen, dass die 
Kutscher in London keine Angestellten der Fuhrwerks¬ 
besitzer sind, sondern Pferd und Wagen für so und so viel 
Mark pro Tag miethen. Um diesen Miethspreis drehte sich 
der vom Gewerkverein der Cabmen entfesselte Kampf. Der 
Strike, der schon mehrere Wochen währte, hätte vielleicht 
noch lange fortgedauert, wenn nicht der Minister des Innern, 
Asquith, das Vermittleramt zwischen Fuhrwerksbesitzern und 
Kutschern übernommen hätte. Sein Schiedsspruch lautete 
dahin, dass der Miethspreis für einen Cab bester Be¬ 
schaffenheit auf 121,4 Schilling täglich, für den Jahresdurch¬ 
schnitt berechnet, anzusetzen sei, mit einem Maximum von 
16 sh. in der Hochsaison vom 4. Juni bis 15. Juli. Die 
Preise von Droschken geringerer Qualität sollen dement¬ 
sprechend bemessen werden, der ganze Vertrag bis zum 
1. April 1895 in Kraft bleiben und dann Veränderungen nur 
nach 14tägiger Kündigung vorgenommen werden dürfen. 
Die Fuhrherren sollen keinen Unterschied machen, ob ein 
Kutscher zum Gewerkverein gehört oder nicht, und ihre 
früheren Leute wieder annehmen. Dieses Resultat bedeutet 


für die Kutscher einen durchschnittlichen Gewinn von ca. 8 sh. 
die Woche. Der Minister Asquith hat überdies eine Kom¬ 
mission zur Untersuchung des Londoner Droschkensystems 
eingesetzt, um gegen die Ueberfüllung des Droschkenhand¬ 
werks Hülfsmittel ausfindig machen zu können. 


Kaufmännische Fragen. 


Verbandstag der kaufmännischen Vereine Deutsch¬ 
lands. Am 11. Juni fand in München der diesjährige Ver¬ 
bandstag der kaufmännischen Vereine, auf dem 41 Korpo¬ 
rationen vertreten waren, statt. Aus den Verhandlungen ist 
Folgendes hervorzuheben. Wegen der Kündigungsfristen 
(Ref. Halms-Hamburg) wurde eine Eingabe an den Bundes¬ 
rath beschlossen, dieser möge die Zustimmung zu dem 
Reichstagsbeschluss, wonach die Kündigung nicht an den 
Ersten des Monats gebunden ist, versagen und eine Vorlage 
machen zwecks Einführung einer Minimalkündigungsfrist 
vom Letzten jeden Mpnats bis zum Ersten des zweitfolgenden 
Monats. Ferner solle bei Aushilfsstellen, die nicht länger 
als 3 Monate dauern dürfen, eine kürzere Kündigungsfrist 
zulässig sein. Zur Frage der Reichsenquete (Ref. Dr. 
Quarck-Frankfurt a. M.) drückte der Verbandstag seine Ge- 
nugthuung aus, dass die Reichsregierung Verbands- und 
Vereins-Gutachten über die Arbeitsverhältnisse in Laden¬ 
geschäften sammelte. Der Verband erblickt in einer ein¬ 
heitlichen Regelung der Abendschlussstunde dae geeignetste 
Mittel zur Verbesserung der Arbeitsverhältnisse in Laden¬ 
geschäften. Zu den von der Reichsregierung weiterhin in 
Aussicht gestellten mündlichen Vernehmungen von Prinzi¬ 
palen und Handlungsgehilfen sprach der Verbandstag den 
Wunsch aus, dass das Programm für diese Erhebung nicht 
ohne vorgängige Befragung der kaufmännischen Verbände 
und Vereine festgesetzt, sowie die mündlichen Vernehmungen 
selbst in möglichst ausgedehnter Weise vorgenommen werden 
möchten. Zum offiziellen Verbandorgan wurde das Ham¬ 
burger Vereinsblatt erklärt. 


Arbeiterschutzgesetzgebung und Gewerbe¬ 
inspektion. 


Schutz den Seeleuten 1 

In wenigen Erwerbszweigen hat der Kapitalismus sich 
so rasch durchgesetzt, wie gerade in der Seeschifffahrt, 
wo das Holzschiff durch das Eisenschiff, das Segel durch 
den Dampf ersetzt aber doch zurückgedrängt worden ist, 
wo der Grossbetrieb immer mehr die kleinen Unterneh¬ 
mungen auflöst und zerstört. Die moderne Technik hat 
die Arbeitsweise der Schifferei von Grund aus umgewälzt 
und an die Stelle geschickter Arbeitskräfte, befahrener 
Seeleute zum grossen Theil Handlanger, unqualifizirte 
Monat.slöhner gesetzt. Nicht blos die Ladefähigkeit der 
Fahrzeuge ist stetig gewachsen, Schritt vor Schritt ist auch 
die Ausnützung der Seeleute gestiegen, deren Lage sich 
zusehends verschlimmert. Mehr und mehr entziehen sich 
die Bewohner der Küste, die die Verhältnisse aus eigener 
Anschauung kennen, dem Seedienste, und die Rheder sehen 
sich gezwungen, ihre Mannschaften aus dem Binnen¬ 
lande zu holen. Im Dienste der grossen Schifffahrtsgesell¬ 
schaften, die zumeist als kapitalkräftige Aktiengesellschaften 
zu festem Verbände zusammengeschlossen sind, wirken mit 
oft nichts weniger als guten Mitteln zahlreiche Agenten, 
Heuerbaase, Makler, deren Stellung die sozialer Zwischen- 
wirthe, wucherischer Schmarotzer ist. Durch Vorspiege¬ 
lungen aller Art, durch Listen und trügerische Ver¬ 
sprechungen werden Tausende zu einem Berufe gepresst, 
dessen Aussichten trostlos, dessen Zustände unleidlich sind. 
Wenn irgendwo der gesetzgeberische Eingriff noth thut, so 
hier zu Gunsten der Seeleute. Eine Reform der Seemanns¬ 
ordnung ist ein dringendes Bedürfniss, der Seemannsschutz 
darf nicht von der Tagesordnung verschwinden, nachdem 
der Rhederschutz bis zum heutigen Tage die Thätigkeit 
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unserer mit der Seeschifffahrt sich beschäftigenden Gesetz¬ 
geber fast ausschliesslich in Anspruch genommen hat. 

Wer die Zustände an der „Waterkant“ nicht durch das 
rosig gefärbte Glas der Geschäftsberichte irgend einer 
Rhedergesellschaft, nicht durch ein blos die erste Kajüte 
zeigendes Schiffspanorama des Norddeutschen Lloyds sieht, 
der ist sich darüber klar, dass das Bischen Schutzvor¬ 
schriften der Seemannsordnung für den Schiffer blos auf 
dem Papiere steht, während nur das von ihr Fleisch und 
Blut hat, was den Interessen der Schiffseigner und Schiffs¬ 
führer entspricht. Die Seemannsordnung vom 27. Dezember 
1872 ist ein durchaus kapitalistisches Erzeugniss, dem Gross¬ 
kapital auf den Leib zugeschnitten, ein Netz, in dessen 
Maschen der Seemann unrettbar verstrickt ist. 

Am 1. Januar 1893 betrug die Besatzung der deutschen 
Seeschiffe (Kauffahrtheischiffe) insgesammt 41 635 Mann. 
Wie sich das Wesen der Seeschifffahrt in den letzten 
zwei Jahrzehnten umgestaltet hat, ergiebt sich daraus, 
dass die Zahl der Segelschiffe im Jahre 1871 4372 mit 
einem Nettoraumgehalt von 900 361 Reg.-Tons und 34 739 
Mann Besatzung betrug, 1893 sich aber nur noch auf 2742 
Segelschiffe mit 725182 Reg.-Tons und 17 522 Mann belief. 
Dagegen gab es 1871 nur 147 Dampfer mit 81 994 Reg.- 
Tons Ladefähigkeit und einer Besatzung von 4736 Mann. 
Im Jahre 1873 aber war der Bestand an Dampfern auf 986 
mit einem Nettoraumgehalt von 786 397 Reg.-Tons und einer 
Besatzung von 24113 Mann gestiegen. 

Der Dampf verdrängt das Segel, das nun als dem 
Massentransport dienende Grossbetrieb konkurrenzfähig 
bleibt. Es gab in der Segelschifffahrt: 


Grösse in Reg.-Tons 
v. 50 bis unter 100 R.-T. 

von 300 bis 400 R.-T. 
von 600 bis 800 R.-T. 
von 1000 bis 1400 R.-T. 
von 1400 bis 2000 R.-T. 
2000 R.-T. und mehr 


Zahl der Schiffe N^'tto^«»n,gchalt 

in Keg.-Ions ® 


1. Jan. 1883 : 551 
1. Jan. 1893 : 354 
1. Jan. 1883: 367 
1. Jan. 1893: 138 
1.Jan.1883: 124 
1. Jan.1893: 63 
1. Jan. 1883: 129 
1.Jan. 1893: 140 
1. Jan. 1883; 18 
I.Jan 1893: 92 
1. Jan.1883: 3 
1. Jan. 1893: 18 


37 569 

2929 

24 779 

1493 

126 987 

4039 

47 350 

1313 

85 091 

1955 

43 427 

882 

151 630 

2588 

167 416 

2638 

28 402 

429 

149858 

2134 

6665 

92 

42 470 

534 


Am 1. Januar 1883 gab es nur 18 Dampfer mit einer 
Grösse von 2000 Reg.-Tons und darüber, die eine Lade¬ 
fähigkeit von insgesammt 42 062 Tons und eine Besatzung 
von 1683 Mann aufwiesen. Zehn Jahre später zählen wir 
103 Dampfschiffe dieser Grössenklasse mit einem Nettoraum¬ 
gehalt von 268 075 Reg.-Tons und einer Mannschaft von 
8691 Köpfen. 

Diese Zahlen reichen aus, um die Bedeutung des wirth- 
schaftlichen Fortschritts in der Handelsmarine aufzuzeigen. 
Der soziale Fortschritt bleibt allerdings hier vorläufig noch 
ein frommer Wunsch. Aber es ist ein gutes Zeichen für 
die gesellschaftliche Bewegung, dass auch unter den deutschen 
Seeleuten die Einsicht in ihre betrübende und so sehr 
verbesserungsbedürftige Lage sich mit Naturgewalt Bahn 
bricht, dass die ersten lebensfrohen Ansätze zu Seearbeiter¬ 
vereinigungen zu Tage treten, dass das Klassenbewusstsein 
unter den Seeschiffern immer weitere Schichten ergreift. 
Mit dem dumpfen Dämmerzustände des schweigenden 
Duldens ist es ein für allemal vorüber, und die am härtesten 
bedrückte, am schlechtesten behandelte Gruppe der Schiffs¬ 
leute beginnt sich zu rühren und in Verbänden für eine 
Hebung ihrer Verhältnisse zu wirken. Aus Seemannskreisen 
ist das Schriftchen hervorgegangen, dessen Lektüre allen 
sozialpolitisch Denkenden eindringlich zu empfehlen ist: 
Des Seemanns Leben und Leiden^), eine sachkundige 
Hand hat schlicht, fesselnd und unbefangen den Thatbe- 
stand geschildert. 

Das alte patriarchalische Verhältniss der früheren Zeiten 
zwischen Schiffsführer und Schifismannschaft ist längst da- 


Des Seemanns Leben und Leiden. Zur Warnung für 
die aus dem Binnenland, zur Mahnung für die von der 
„Waterkant“ nach aktenmässigen Belegen getreu der Wahrheit 
geschildert. Preis 40 Pf. Berlin 1894. Verlag der Expedition 
des Vorw'ärts, Berliner Volksblatt (II. Glocke). 61 Seiten. 


hin, der Kapitalismus hat zwischen den Seeleuten und den 
Offizieren dieselbe Kluft wie zwischen Direktor, Chef¬ 
ingenieuren, Betriebsleitern und den Arbeitern eines grossen 
industriellen Werkes aufgethan. Ein fein ausgetifteltes 
System der Rangverhältnisse, das die kastenmässige Ab¬ 
sonderung und das Streberthum aufzüchtet, die Abhängig¬ 
keit des Einen vom Andern steigert und den Zusammen¬ 
schluss der Mannschaft erschwert, dient dem Unternehmer¬ 
interesse, dem vor allem der Grundsatz frommt: Entzwei’ 
und gebiete. Nur etwa 5 pCt. der Schiffsmannschaft haben 
keinen besonderen „Rang“ und sind als „gemeine“ Seeleute 
zu betrachten. 

Der Arbeiterpresse und den Arbeitervertretern im Par¬ 
lament ist es vor allem zu danken, dass sich die Oeffent- 
lichkeit seit einigen Jahren mehr mit der Behandlung der 
Seeleute befasst, dass die Verhandlungen vor den See¬ 
ämtern bekannt werden, dass sich die Ueberzeugung mehr 
und mehr durchbricht, es müsse hier Wandel geschaffen 
werden. Es steht fest, dass die Zustände an Bord der 
deutschen Handelsflotte weit schlimmer sind als auf eng¬ 
lischen oder amerikanischen Schifien. Kein englischer oder 
amerikanischer Matrose verheuert sich auf einem deutschen 
Schiff! 

Unter den ungünstigsten Witterungsverhältnissen, allen 
Gefahren des Klimawechsels ausgesetzt, bei einer nur ganz 
ungenügend, den Erfordernissen des Klimas angepassten 
rauhen Kost muss der Seemann schaffen. Greuelvoll sind 
die Arbeitsverhältnisse des Maschinen- und Heizerpersonals, 
das sich in den wegen der Raumersparniss möglichst eng 
angelegten Kesselräumen und Bunkers abplackt. Ungewöhn¬ 
lich hohe Wärmegrade, stickige, staubgeschwängerte Luft 
sind alltäglich, Rheumatismus, Lungen- und Augenleiden 
erscheinen als Gewerbekrankheiten der Seeleute. 

Dazu kommt eine Behandlung, die oft geradezu bar¬ 
barisch ist. Mit Recht nennt unser Schriftchen jedes Schiff, 
das segelnd oder dampfend das Meer durchkreuzt, ein 
schwimmendes Fragezeichen für die Bewohner des 
Festlandes. Niemand weiss, welche Greuel es hinter seinen 
Bordplanken verbirgt. Am häufigsten kommen Misshand¬ 
lungen von Kohlenziehern zu Tage. Dank jedoch jedem 
Mangel an ernsthafter Kontrolle und Dank der ganzen 
Organisation des Schifffahrtswesens bleibt ein sehr grosser 
Theil der Vorfälle ein Geheimniss. Nur die zahlreichen 
Selbstmorde von Seeleuten lüften für den Eingeweihten den 
Schleier zur Genüge. Wie Wenige wagen aus Furcht vor 
Massregelungen Zeugniss abzulegen! 

Der Kapitän will möglichst schnell zum Ziel kommen, 
die Maschinisten treiben die Heizer, die Heizer die Kohlen¬ 
zieher. Diese, zu deren Gewerbe grosse Körperkraft und 
Ausdauer nöthig ist, rekrutiren sich aus den schlechtest- 
bezahlten Arbeiterschichten. Je niedriger die Heuer, um 
so höher die Anspannung. Ein wahrer Raubbau wird 
mit den wohlfeilen Arbeitskräften getrieben, die sich zum 
Theil nur der freien Ueberfahrt wegen verdingen als sog. 
„Herüberarbeiter“; es sind deklassirte, hüben oder drüben 
gescheiterte Existenzen. Die Urkunden zur Geschichte der 
Kohlentrimmer, die das Büchelchen beibringt, sind er¬ 
greifend. 

In einer Verhandlung vor dem Bremerhaver Seeamt 
vom 2. Februar 1892 über das Verschwinden eines Kohlen¬ 
ziehers vom Lloyddampfer Dresden legte der Reichskom¬ 
missar Dr. Romberg den Finger in die Wunde, als er er¬ 
klärte, es stehe fest, dass eine rohe Behandlung öfter an 
Bord der Dampfer vorkäme, aber nur dann ans Tageslicht 
träte, wenn sich zufällig ein paar wahrheitsliebende furcht¬ 
lose Leute unter dem Personal befänden; die meisten 
scheuten sich Anzeige zu machen. Der Norddeutsche Lloyd 
thäte besser daran, die Gagen für die Feuerleute zu er¬ 
höhen und sich ein gutes, brauchbares Heizerpersonal zu 
beschaffen, als durch Engagiren nicht befahrener und kör¬ 
perlich zweifelhafter Leute immer aufs Neue Selbstmord¬ 
katastrophen herbeizuführen. 

Aber die Billigkeit der Hände giebt den Ausschlag, 
mag auch die Selbstmordziffer steigen und die Sicherheit 
des Betriebs durch die Anwendung unzulänglicher Kräfte 
leiden. 

Die Schiffsärzte, an die sich der kranke oder leidende 
Seemann wendet, sind Vertrauensärzte der Rheder, und 
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gegen sie lassen sich dieselben Bedenken wie gegen Post¬ 
vertrauensärzte oder Fabrikärzte erheben. Sie sollen 
^sparen“, und ihr Hauptaugenmerk richtet sich auf die „Si¬ 
mulation“. Schreibt doch die Instruktion des Norddeutschen 
Lloyds an seine Schiffsärzte vor (S. 65, Dienstanweisung zu 2 
Abschnitt 2): . Der Arzt hat namentlich darauf zu 

sehen, dass nicht Leute von der Mannschaft, Krankheit vor¬ 
schützend, sich aus Trägheit ihrem Dienste entziehen.“ 
Welchen Gefahren der Seemann in den Tropen ausgesetzt 
ist, weiss Jedermann. Der Fieberhafen Santos in Brasilien ist 
so berüchtigt, dass englische Gesellschaften ihre Dampfer dort 
nicht anlaufen Hessen, und dass der Norddeutsche Lloyd vor 
wenigen Jahren bekannt machte, seine Schiffe würden die 
nach Santos bestimmte Ladung in Rio löschen. Die Hara- 
burgisch-Südamerikanische Dampfschifffahrtsgesellschaft Hess 
ihre Schiffe Santos anlaufen, war doch für Frachten dort¬ 
hin ein besonderer Gewinn zu erw'arten. Im Jahre 1891/92 
sind etwa 350 Seeleute dieser Gesellschaft in Santos am 
gelben Fieber elend zu Grunde gegangen. Trotzdem Hess 
auch der Lloyd, obwohl er das Gegentheil verkündet hatte, 
seine Dampfer in dieser Pesthöhle löschen, und zahlreiche 
Seeleute fielen zum Opfer, so von den 60 Mann des Dampfers 
Köln 21 Mann! 

Vortrefflich ist in dem Schriftchen der Nachweis da¬ 
für erbracht, dass die Seemannsordnung kein genügender 
Schutz für die Seeleute ist, die sie vielmehr so gut wie 
ohne jeden Schutz der Willkür des Unternehmers aus- 
Hefert. Da haben wir das Arbeitsbuch des Seemanns, das 
Seefahrtsbuch, da Bestimmungen über den Abschluss des 
Heuervertrages, die einen Ausnahmezustand zu Ungunsten 
des Schiffmannes schaffen und ihn dem Heuerbaas in die 
Hände geben. Wo wie in den §§ 35—41 ein Seemanns¬ 
schutz geboten wird, da räumt allein schon die Klausel der 
„freien Vereinbarung“ zum Vortheile des Rheders (Heuer, 
Vorschuss, Auszahlung der Löhne, Erhöhung der Heuer 
bei Verminderung der Mannschaft) die Schutzvorschrift bei 
Seite. 

Der Stellenvermittler, Heuerbaas genannt, beutet dazu 
mit dem Schlatbaas, dem Seemannswirth, die Schiffsleute auf 
das ärgste aus. Durch die Hände des Heuerbaas gehen 
die Anwerbungen, ihm (Hessen dafür reichliche Gebühren 
zu. Auch die Heuerbüreaux, wie sie der Lloyd eingerichtet 
hat, weisen schwere Mängel auf. 

Es fehlt ein Schutz gegen die Ausbeutung durch den 
Truck. Im Gegentheil wird der Schiffsmann durch 
Lotterkredit und Vorschuss in eine gefährliche Abhängigkeit 
gebracht. Er ist der Schuldner des Rheders, der ihm, wie 
der Lloyd, aus seinem Ausrüstungsgeschäft die Kleider u. s. w. 
liefert und von dem Vorschuss, wie dies beim Norddeutschen 
Lloyd der Brauch ist, bei der am Schluss der Reise erfol¬ 
genden Auszahlung bis zum 1. März 1893 5pCt., jetzt immer 
noch 3 pCt. Zinsen nimmt! 

Während der Rheder den Heuervertrag leicht lösen 
kann, ist der Schiftsmann auf das festeste gebunden, die 
Kündigungsfristen für beide Theile sind nicht gleich. 

Die Disziplinargewalt des Kapitäns und der Schiffs¬ 
offiziere ist gross, und sie ist eine Quelle rücksichtsloser 
Willkürakte. Wirksame Rechtshilfe besteht für den See¬ 
mann nicht, kein unseren Gewerbegerichten nachgebildetes 
Seeschifffahrtsgericht bietet ihm Schutz, das Seeamt, der 
Wasserchout, stehen unter dem Einfluss der Rhederanschau¬ 
ungen. Gleich dem Gesinde ist den Seeleuten bei strengen 
Strafen die Vereinigung und Verabredung zur Arbeitsein¬ 
stellung verboten. Nur dem Kapitän steht amtlich die Dis¬ 
ziplinargewalt zu, die anderen Schift'soffiziere können sie 
also nicht missbrauchen oder überschreiten. Kein von ihnen 
begangener Exzess, den der Kapitän eben duldet und zu¬ 
lässt, fällt unter die Strafvorschriften gegen Ueberschreitung 
dieser Disziplinargewalt. 

Zu welchen Folgeerscheinungen der kapitalistische 
Raubbau bei der Konstruktion und bei der Ausrüstung, bei 
der Versicherung und Beladung der Schiffe führt, das ist 
eines der dunkelsten Kapitel der Seeschifffahrt. Erst jüngst 
hat der Kapitänlieutenant a. D. Wislicenus in einer Brochüre: 
Schutz für unsere Seeleute! gezeigt, wie der Seemann beim 
Bau und der Einrichtung der Schiffe „der Habgier und 
Geldgier“ der Unternehmer gegenüber machtlos ist. Wir 
meinen hier nicht die auf den meisten Seeschiften geradezu 


erbärmlichen, gesundheitswidrigen Behausungszustände in 
den dumpfen engen Volkslogis, wo die Schiffsleute unter¬ 
gebracht sind, wir meinen nicht die schmählichen Wasch¬ 
einrichtungen auf den grossen Dampfern auch des Lloyds, wo 
für das Heizerpersonal neben dem stinkenden Abort, der 
unter dem Aequator zum wahren Miasmenheerd wird, ein 
einziges Waschfass vorhanden ist, worin dasselbe Wasser 
zuerst von den Heizern und dann, nachdem es eine kohl¬ 
schwarze, fettige, schweissige Lake geworden, auch noch 
von den Trimmern benützt wird. Vielmehr sei die Auf¬ 
merksamkeit auf die Seeunfälle gelenkt. Von 1881 bis 1891 
sind 1651 deutsche Seeschiffe völlig verloren gegangen, 
darunter 130, bei denen man die Ursachen des Verlustes 
nicht hat aufklären können. Mit diesen Schiffen sind 30(X) 
Menschen untergegangen. Nur von 750 Personen hat sich 
amtlich feststellen lassen, wie die Schiffe, worauf sie zu 
Grunde gingen, verunglückt sind. Von 2250 Mann weiss 
man nichts! Von 96 im Jahre 1890 untergegangenen Schiffen 
sind 15 spurlos verschollen, 19 sind leckgesprungen, d. h. 
ihre Bauart war zu schwach, um den Anprall der Wogen 
auszuhalten, 7 sind „unaufgeklärt“ gestrandet, 3 andere unauf¬ 
geklärt beschädigt und 3 sind verbrannt. Bei 14 Schiffen 
war der Unfall auf hohes Alter, faule Planken, morsche 
Schiffskörper, mangelnde Stabilität, Ueberladung, Aus¬ 
rüstungsmängel, Konstruktionsfehler zurückzuführen. 

Die Hauptursache der Unfälle sind ausser der schlechten 
Bauart zu starke Belastung, zu geringe Bemannung, Mängel 
der Ausrüstung. Der Rhederprofit, der die Mannschaftslogis 
und das Zwischendeck unbekümmert um die Hygiene baut, 
wovon sich freilich die Weisheit der ersten Kajüte nichts 
träumen lässt, sucht die Ladefähigkeit des Fahrzeugs bis 
zum äussersten auszunützen. Er spart grosskapitalistisch 
an Arbeitskräften: in Bremen kam 1871 auf 34,4 Tons ein 
Mann Besatzung, 1893 kam ein Mann erst auf 68,4 Tons. 
Für Hamburg betrugen die Verhältnisszahlen 30,2 und 51,8 
Tons. Auf dass der Schiffsmann nicht zu lebhaft über die 
Mängel klage, schreibt die Seemannsordnung (§ 47, 94) 
Frivolitätsstrafen für „leichtfertige“ oder „wider besseres 
Wissen“ erstattete Anzeige fest. 

Die Unfallverhütungsvorschriften der Seeberufsgenossen¬ 
schaft sind unzulänglich, woran auch die letzten platonischen 
Beschlüsse der Seeberufsgenossenschaft gar nichts ändern. 
Auch die nautischen Hilfsmittel reichen oft nicht aus. 

Angesichts solcher Uebelstände bedarf es nicht nur 
einer umfassenden Organisation der Seeleute. Es bedarf 
auch eines durchgreifenden reichsgesetzHchen Seemanns¬ 
schutzes, der die Lohn- und Lebensverhältnisse der Schiffs¬ 
leute verbessert, die Schifffahrt unter eine strenge sozial¬ 
politische Aufsicht stellt, den Bau und die Ausrüstung der 
Schifte einer straffen staatlichen Zwangsaufsicht überantwortet, 
die seemännische Schulung der eigentlichen Schiffsmannschaft 
sichert und den Seeleuten das Koalitionsrecht verbürgt. 

Je rascher und je fester der Gesetzgeber eingreift, um 
so besser. 

Positive Sozialpolitik macht nicht Halt vor dem Rheder¬ 
kapital. 

Berlin. Bruno Schoenlank. 

Sonntagsruhe für die Papierfabrikation. Aus der 

Feder eines rheinischen Papierfabrikanten bringt die Kölni¬ 
sche Volkszeitung folgende Ausführungen: „Bei den am 
5. Mai im Reichsamt des Innern stattgehabten Berathungen 
von Vertretern der Reichsregierung mit Arbeitgebern und 
Arbeitern aus der Papierindustrie ist ein neuer Beleg für 
die obwaltende Ansicht, dass namentlich in den Aktien¬ 
gesellschaften dieser Industrie in schonungsloser Weise die 
Arbeiter ausgebeutet werden, erbracht worden, indem der 
in Dachau wohnhafte Arbeiter Lorenz Nebmaier erklärte, 
dass, soweit er zurück denken könne, bei seiner Gesell¬ 
schaft Sonntags ständig an den Papiermaschinen gearbeitet 
worden sei. 

Diese München - Dachauer Aktiengesellschaft ist nun 
aber die bei weitem bestsituirte Gesellschft der Papier¬ 
industrie. 

Dieselbe vertheilte an Dividenden in den drei letzten 
Jahren 23,33 pCt., 15 pCt. und 15 pCt., also zu einer Zeit, 
wo die Papierindustrie bereits unter einem furchtbaren 
Druck der Verhältnisse arbeitete. In früheren Jahren haben 
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die Dividenden zwischen etwa 25 und 30 pCt. variirt. Trotz 
dieser glänzenden Lage hat die Direktion für nöthig be¬ 
funden, die Arbeitskraft ihrer Arbeiter auch am Sonntage 
behufs grösserer Ertragsfähigkeit des Kapitals auszunutzen. 
Der Direktor der Gesellschaft ist nun, neben den anderen 
Vertretern der Grossindustrie, selbstredend auch dafür mit 
allen Mitteln in die Bresche getreten, dass die Sonntags¬ 
arbeit in der Papierindustrie beibehalten werden soll, ob¬ 
gleich, wie allgemein anerkannt werden muss, technische 
Gründe dafür in keiner Weise vorliegen. 

Solche Verhältnisse müssen Wasser auf die Mühle der 
Sozialdemokraten bringen und in schädlichster Weise auf 
das Verhältniss zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
wirken. 

Die Papierfabrikanten in Rheinland und Westfalen sind 
im Interesse ihrer Arbeiter für vollständige Sonntagsruhe 
von 24 Stunden in energischster Weise eingetreten und er¬ 
hoffen von dieser Maassregel, wenn sie, wie zu erwarten ist, 
die Genehmigung der Regierung erhält, auch eine aus¬ 
gleichende Wirkung in Betreff der Löhne, welche in ein¬ 
zelnen Gegenden, namentlich in Schlesien und Süddeutsch¬ 
land, geradezu erschreckend niedrig sind. Nach den Er¬ 
klärungen, welche die Arbeitnehmer aus den Papierfabriken 
in Eichberg (Schlesien) und der Papierfabrik Hegge (Bayern) 
abgaben, werden in diesen Gegenden so geringe Löhne ge¬ 
zahlt. dass man wirklich nicht verstehen kann, wie davon 
die Arbeiter existiren können. Dass die Leute sich mit 
noch geringerem Lohne bescheiden sollten, ist kaum denk¬ 
bar, und werden die Fabrikanten daher gezwungen sein, 
mindestens denselben Arbeitsverdienst den Leuten zuzu¬ 
billigen, auch wenn die Sonntagserbeit fortfällt. Es dürfte 
das ein kleiner Anfang sein, welcher hoffentlich weitere 
Fortschritte machen wird, um auch diesen Mitmenschen zu 
einem menschenwürdigen Dasein zu verhelfen. 

Es waren dies die einzigen Arbeitnehmer, welche für 
die Sonntagsarbeit eintraten, weil sie sonst ihre Familien 
nicht ernähren könnten. Sehr interessant war dabei die 
Mittheilung des in der Eichberger Papierfabrik beschäftigten 
Arbeiters, welcher auf Befragen des Herrn Vorsitzenden 
erklärte, dass die Direktion seiner Fabrik ihn beeinflusst 
hätte, in dieser Weise auszusagen. 

Die Novelle zur Gewerbeordnung ist vom Reichstage 
beschlossen worden, in der ausgesprochenen Absicht, dass 
dadurch den Minderbegüterten, den Arbeitern, den Ange¬ 
stellten und kleineren Fabrikanten geholfen werde und um 
sie vor der schrankenlosen Ausbeutung des Kapitals zu 
schützen. 

Es steht zu hoffen, dass die Reichsregierung sich diesen 
Erwägungen nicht verschliessen und lediglich im Interesse 
des Kapitalismus einer auf nur 12 Stunden beschränkten 
Sonntagsruhe, welche die Grossindustrie will, die Genehmi¬ 
gung nicht ertheilen wird! Es wäre das Gegentheil um so 
mehr zu bedauern, als dann die Betriebe in Rheinland und 
Westfalen, wo die 24stündige Sonntagsruhe fast ausnahms¬ 
los bereits eingeführt ist, gezwungen sein würden, die 
Sonntagsarbeit wieder einzuführen, was selbstredend eine 
grosse Erbitterung der Arbeiter gegen den Beschluss der 
Reichsregierung zur Folge haben müsste.“ 

Zur Sonntagsruhe in der Keramischen Industrie. Ende 
Mai fand in Berlin eine Konferenz von Regierungsvertretern 
und Vertretern der keramischen Industrie statt, die sich mit 
den Ausnahmebestimmungen von der Sonntagsruhe für die 
Keramik beschäftigte. Den Verhandlungen dieser Konferenz 
hat, wie Regierungsorgane berichten, ein Entwurf zu Grunde 
gelegen, der sowohl Ziegeleien sowie Anlagen zur Her¬ 
stellung von Thonwaaren und feuerfesten Produkten als 
auch Töpfereien. Steingut- und Porzellanfabriken betraf. 
Für die erstere Klasse gewerblicher Betriebe sollte danach 
auf Grund des § 105d der Gewerbeordnung an Sonn- und 
Festtagen die Unterhaltung der Feuer sowie für kontinuir- 
liche Brennöfen bei mehreren auf einanderfolgenden Sonn- 
und Festtagen mit Ausnahme des ersten dieser Tage das 
Her.ausnehmen der gebrannten Produkte und das Einsetzen 
bis 9 Uhr Vormittags gestattet werden und zwar unter den 
in § 105 c Absatz 3 aufgeführten Bedingungen. Für die 
Töpfereien, Steingut- und Porzellanfabriken sollte ausser 
der Unterhaltung der Feuer der ununterbrochene Betrieb 


der Brennöfen für Porzellanköpfe gestattet werden, die 
letztere Ausnahme jedoch auf das Weihnachts-, Oster- und 
Pfingstfest keine Anwendung finden. Ferner war für die 
letztere Ausnahme noch die Bedingung gestellt, dass die 
den Arbeitern zu gewährende Ruhe mindestens zu dauern 
hätte: entweder für Jeden zweiten Sonntag 24 Stunden oder 
für jeden dritten Sonntag 36* Stunden oder, sofern an den 
übrigen Sonntagen die Arbeitschichten nicht länger als 
12 Stunden dauern, für jeden vierten Sonntag 36 Stunden. 
Die Dauer der Wechselschichten sollte 18 Stunden nicht 
überschreiten, Ablösungsmannschaflen je 12 Stunden vor 
und nach ihrer regelmässigen Beschäftigung zur Arbeit 
nicht verwendet werden dürfen. Zu diesen Regierungsvor¬ 
schlägen hatten die Vertreter des Verbandes keramischer 
Gewerke Deutschlands einige Zusätze beantragt. Einige 
derselben wurden sowohl von den Regierungsvertretern 
wie den Arbeitnehmern gebilligt. Namentlich wurde Werth 
darauf gelegt, dass der ununterbrochene Betrieb d^r kon- 
tinuirlichen Oefen gestattet und die obige Bedingung be¬ 
züglich der Wechselschichten dahin geändert würde, dass 
das Höchstmaass dieser Schichten für kontinuirliche Oefen 
auf 18 Stunden begrenzt, bei periodischen Oefen die Dauer 
jedoch der freien Vereinbarung zwischen Unternehmer und 
Brenner Vorbehalten wurde. 

Der Schutz jugendlicher und weiblicher Arbeiter in 
Oesterreich. Seit dem Bestände der Gewerbeordnung, also 
seit fast einem Decennium, ist auf dem Gebiete der Arbeiter¬ 
schutzgesetzgebung in Österreich kein Schritt nach vorwärts 
gemacht worden, obwohl der Verordnungsweg reichlich Ge¬ 
legenheit geboten hätte, das zu thun. Nun erst schickt sich 
der Handelsminister an, von der Ermächtigung, jugendliche 
Hilfsarbeiter und Frauenspersonen von einigen besonders 
gefährlichen oder gesundheitsschädlichen Verrichtungen ganz 
oder theilweise auszuschliessen, Gebrauch zu machen. In 
seinem Aufträge haben die Gewerbeinspektoren eine Reihe 
von Vorschlägen gemacht, über welche sich die Handels¬ 
und Gewerbekammern gutachtlich äusserten. Während nun 
die meisten Kammern den Vorschlägen gegenüber eine 
ziemlich vorurtheilslose, fast objective Stellung einnehmen, 
wendet sich die Wiener Handelskammer in schroffer Weise 
gegen jede Erweiterung oder Verschärfung des Arbeiter¬ 
schutzes. Das Verlangen danach entspringe nur dem agita¬ 
torischen Missbrauche der Worte. „Ausbeutung und Hunger¬ 
lohn.“ Und doch liege die Konkurrenzfähigkeit mancher 
Gewerbe und Industriezweige in den Lohnverhältnissen und 
in der Verwendung jugendlicher und weiblicher Hilfsarbeiter. 
Es sei bedenklich, in Österreich mit der Arbeitsbeschränkung 
für die übrigen Staaten ein Versuchsfeld herzurichten, eine 
internationale Regelung sei auch für die Details des Arbeiter¬ 
schutzes nothwendig. Wahre Humanität und wahre Sitt¬ 
lichkeit lägen darin, nothleidenden Menschen, ob sie nun 
jung oder alt, männlichen oder weiblichen Geschlechtes sind, 
Arbeit und Brot zu schaffen, nicht aber aus Rücksicht für 
ihr Alter oder aus Sittlichkeitsbedenken ihnen den Erwerb 
zu entziehen. Wenn die Fabrikanten jugendliche Personen 
beschäftigen, so nur deshalb, um den Kindern ihrer Ar¬ 
beiter Verdienst und Gelegenheit zur Ausbildung zu geben. 
Auch die Eltern hätten ein Interesse daran, ihre Kinder 
ehestens zum Verdienen zu bringen; und nur um das Ge- 
sammteinkommen der Familie zu erhöhen und augenfällige 
Noth zu lindern, lassen sich die Fabrikanten zur Aufnahme 
jugendlicher Personen herbei. Um das Widerstreben der 
Fabrikbesitzer zu überwinden, werde häufig das Alter der 
Kinder höher angegeben. Unentbehrlich seien jugendliche 
Hilfsarbeiter für das handwerksmässige Gewerbe, weshalb 
auch diesfalls Einschränkungen der Kinderarbeit nicht am 
Platze seien. Dasselbe gelte, und zwar in erhöhtem Grade, 
bezüglich der Frauenarbeit, deren Verbot in vielen Fällen 
eine Verschlechterung der Erwerbsverhältnisse ganzer 
Arbeiterfamilien und damit auch der Sittlichkeit bedeuten 
werde. 

„Wir haben in Oesterreich keinen Arbeitermangel, 
sondern im Gegentheile Arbeiterüberfluss und Arbeits¬ 
mangel; die Zahl der Arbeitslosen beträgt in der ganzen 
Monarchie Hunderttausende. . .“ Bei solcher Sachlage sei 
es gefährlich, die Unternehmer als Ausbeuter hinzustellen 
und, anstatt für eine Vermehrung der Arbeitsgelegenheit zu 
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sorgen, durch Arbeitsbeschränkungen die Unternehmer ab¬ 
zuschrecken. 

Der Bericht wendet sich sodann den Vorschlägen der 
Gewerbeinspektion zu und sucht nachzuweisen, dass selbe 
entweder blos akademischer Natur oder praktisch undurch¬ 
führbar sei. Die Festlegung des 15. Lebensjahres als Alters¬ 
grenze, unterhalb welcher eine regelmässige Beschäftigung 
jugendlicher Personen unzulässig ist, wird als willkürlich 
und unannehmbar bezeichnet, weil man hierdurch vielfach in 
Widerspruch mit den Bestimmungen der Gewerbeordnung 
und dem wirklichen Leben gerathe. 

Kurz die niederösterreichische Handels- und Gewerbe¬ 
kammer häuft Bedenken und Argumente, um die Gesetz¬ 
gebung vor weitergehenden „Beschränkungen der Arbeit“ 
abzuhalten, während es sich doch nur um einige kleine 
Details handelt, deren Regulirung schon deshalb ohne 
wesentlichen Einfluss auf die Produktion bleiben muss, 
weil s^ im Verordnungswege vor- und weggenomraen 
werden kann. 

Regelung der Frauen- und Kinderarbeit in Italien. 

Im italienischen Parlamente erstattete kürzlich der parla¬ 
mentarische Ausschuss seinen Bericht über den Gesetzent¬ 
wurf Lacava’s betreffend die Regelung der Frauen- und 
Kinderarbeit. Der Referent Di San Giuliano betont, dass 
die in allen civilisirten Staaten um sich greifende Bewegung 
zum Schutze der Frauen- und Kinderarbeit nicht blos auf 
philanthropische Regungen zurückzuführen ist, sondern viel¬ 
mehr auf der Erkenntniss des öffentlichen Interesses und 
der Forderungen allgemeiner Wohlfahrts-Interessen fusst. 
Die Kommission hat den Regierungsentwurf in einigen 
Punkten abgeändert. In .erster Linie wurde der Art. 5 be¬ 
treffend die Beschäftigung von Wöchnerinnen gestrichen, 
die erst 4 Wochen nach erfolgter Geburt, bezw. bei Bei¬ 
bringung eines ärztlichen Gesundheitsattestes 2 Wochen 
später in Fabriken beschäftigt hätten werden dürfen; die 
Kommission hat die Bestimmung mit Rücksicht auf ihre 
schwierige Durchführung entfallen lassen, wie auch deshalb, 
weil für die Wöchnerinnen der Arbeiterklasse die allzu 
lange Zeit der Erwerbslosigkeit eine schwere Last bedeuten 
würde. Weiter hat die Kommission die Altersgrenze für 
die Beschäftigung von Kindern von 9 auf 10 Jahre hinaus¬ 
geschoben und nur Ausnahmefälle für die Verwendung im 
9. Jahre zugelassen. In den Ausführungsbestimmungen 
sollen die gefährlichen und ungesunden Beschäftigungs¬ 
zweige taxativ aufgezählt werden, in welchen Kinder unter 
15 Jahren nicht beschäftigt werden dürfen; für minderjährige 
Frauen wird die Nachtarbeit untersagt, doch ist dem Acker¬ 
bauminister die zeitweilige Aufhebung dieses Verbotes nach 
Anhörung der Provinz-Sanitätsbehörde des jeweils in Frage 
kommenden Bezirkes gestattet. Desgleichen können aus¬ 
nahmsweise die Einschränkungen der Arbeit minderjähriger 
Frauen und von Kindern über 15 Jahren bei Gestattung 
eines obligatorischen wöchentlichen Ruhetages aufgehoben 
werden. Der Kommissionsentwurf verfügt auch den An¬ 
schlag der Bestimmungen des Gesetzes in sämmtlichen 
Arbeitsräumlichkeiten wie den dazu gehörigen Lokalen und 
Wohnräumen. 

Die Arbeitszeit der Eisenbahnbediensteten in Frank¬ 
reich. Bekanntlich hat die Beantwortung der Interpellation 
betreffs der Eisenbahnarbeitersyndikate seitens des Ministers 
Jonnart den Sturz des Ministeriums Casimir-P^rier herbei¬ 
geführt. Unter Berücksichtigung dieses Umstandes gewinnen 
die Erlässe Jonnart’s, die er kurz vor dem Regierungs¬ 
wechsel an die Eisenbahnverwaltungen richtete, gewisses 
Interesse. Jonnart versandte am 4. Mai ein Rundschreiben 
an die Bahnen, dem wir Folgendes entnehmen: Mit Verord¬ 
nung vom 24. April 1891 und 25. April 1892 wurde der 
Schichtwechsel der Mechaniker und Heizer in den Bahn- 
dcpots geregelt, wodurch diese Arbeitsverhältnisse wesent¬ 
lich gebessert wurden; es könnte nunmehr in dieser Rich¬ 
tung fortgeschritten werden. Die gegenwärtige Regelung 
hat in praxi nicht die genügende Elasticität, um mit Bezug 
auf die den Bahnen erwachsenen neuen Lasten eine Ver¬ 
besserung der Arbeitsverhältnisse zu begünstigen. That- 
sächlich können die Bahnen durch die Verpflichtung der 
wenigstens zehnstündigen Arbeitsruhe der Bediensteten 


innerhalb 24 Stunden gezwungen sein, die Arbeitsruhe der 
Bediensteten zu Hause sehr zu restringiren, andererseits 
kann das Maximum der zwölfstündigen Arbeitszeit bei regel¬ 
mässiger Anwendung als zu gross gelten u. s. w. Der Mi¬ 
nister verfügt deshalb: 1. der Arbeitstag hat durchschnitt¬ 
lich im maximum zehn Stunden effektiver Arbeit und zehn 
Stunden ununterbrochener Ruhe zu enthalten, so dass zehn 
auf einander folgende Diensttage von Mitternacht zu Mitter¬ 
nacht nicht mehr als 100 Arbeitsstunden und nicht weniger 
als 100 Ruhestunden enthalten. 2. Jede Arbeitszeit hat zwi¬ 
schen zwei ununterbrochenen Ruhepausen stattzufinden und 
darf höchstens zwölf Stunden dauern; als ununterbrochen 
gelten Ruhepausen von mindestens zehn Stunden zu Hause 
und sieben Stunden auf der Strecke. 3. Als effective Ar¬ 
beitszeit ist die Arbeit auf der Maschine etc. zu betrachten-, 
Reservedienst ist nicht als Pause zu betrachten, sobald 
er nicht in Schlafräumen etc. absolvirt werden darf. 
4. Ausnahmen können nur für den Fall unumgänglicher 
Dienstnothwendigkeit zugelassen werden. 5. Die Bahnver¬ 
waltungen haben die Diensteintheilungen der Verwaltung 
der öffentlichen Arbeiten vorzulegen. 6. Bei Ueberschrei- 
tung dieser Vorschriften haben die Bahnverwaltungen 
Rechenschaftsbericht zu erstatten, dessen Modus sub 7 fest¬ 
gestellt wird. 8. werden die Kontrole-Ingenieure mit der 
Beaufsichtigung der Durchführung der neuen Vorschriften, 
die an die Stelle der früheren treten, betraut. 


Arbeiterversicherung. 


Ausdehnung der Invaliditäts- und Altersversicherung 
auf die Hausgewerbetreibenden in der Textilindustrie. 
Am 2. Juli d. J. tritt der Bundesrathsbeschluss vom 1. März 
1894 in Kraft, wonach auf Grund des § 2 des Invaliditäts¬ 
und Altersversicherungsgesetzes die Versicherungspflicht 
auf Hausgewerbetreibende der Textilindustrie ausgedehnt 
worden ist. Es unterliegen somit von dem erwähnten Zeit¬ 
punkte ab der erwähnten Versicherungspflicht solche selbst¬ 
ständige Gewerbetreibende (Hausgewerbetreibende, die in 
eigenen Betriebsstätten im Aufträge und für Rechnung 
anderer Gewerbetreibender, Fabrikanten, Fabrikkaufleute, 
Handelsleute) mit Weberei und Wirkerei beschäftigt werden 
und zwar auch dann, wenn diese Hausgewerbetreibenden die 
Roh- und Hilfsstoffe selbst beschaffen und auch für eigene 
Rechnung arbeiten. Zur Wirkerei gehört auch die Ma¬ 
schinenstrickerei. Die Versicherungspflicht erstreckt sich 
auch auf die zur Herstellung der Gewebe und Wirkwaaren 
erforderlichen Nebenarbeiten — Spulerei (Treilerei), Scheere- 
rei, Schlichterei etc. — sowie auf die Bearbeitung oder Ver¬ 
arbeitung — Appretirung, Konfektion etc. — der Gewebe 
und Wirkwaaren, soweit diese Arbeiten in den Betriebs¬ 
stätten der Hausweber oder Hauswirker nebenher ausge¬ 
führt werden. Diese Bestimmungen finden keine Anwendung 
auf Personen, welche das Geschäft regelmässig für eigene 
Rechnung betreiben und nur gelegentlich von anderen Ge¬ 
werbetreibenden für deren Rechnung beschäftigt werden; 
auf Personen, welche in dem Betriebe des Hausgewerbes 
nur gelegentlich, oder zwar in regelmässiger Wiederkehr, 
aber nür nebenher und in so geringem Umfange thätig 
sind, dass der hieraus erzielte Verdienst zum Lebensunter¬ 
halt nicht ausreicht und zu den Versicherungsbeträgen nicht 
in entsprechendem Verhältniss steht; auf Personen, welche 
in einem anderen, die Versicherungspflicht begründenden 
Arbeits- oder Dienstverhältniss zu bestimmten Arbeitgebern 
stehen und ohne dieses Verhältniss zu unterbrechen, das 
Hausgewerbe nur nebenher, sei es regelmässig, sei es nur 
gelegentlich, betreiben. Die Fabrikanten u. s. w. sind ver¬ 
pflichtet, den für ihre Rechnung arbeitenden Hausgewerbe¬ 
treibenden bei der Abrechnung die Hälfte desjenigen Be¬ 
trages für Beitragsmarken zu erstatten, welcher auf die 
zur Herstellung der Arbeit durch einen Arbeiter im Durch¬ 
schnitt annähernd erforderliche Zeitdauer entfällt. Bei der 
Berechnung des zu erstattenden Betrages wird die Wpche 
zu sechs Arbeitstagen und der Arbeitstag zu 11 Arbeits¬ 
stunden gerechnet. Bruchtheile von Pfennigen werden zu 
Lasten der Fabrikanten auf volle Pfennige nach oben ab¬ 
gerundet. Die Hausgewerbetreibenden können mit den 
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Fabrikanten u. s. w. vereinbaren, dass der letztere bei der 
Abrechnung die Hälfte desjenigen Betrages zu erstatten 
habe, welchen die Hausgewerbetreibenden für sich und die 
von ihnen beschäftigten versicherungspflichtigen Hilfsperso¬ 
nen für Beitragsmarken thatsächlich entrichtet haben. Ist 
der Hausgewerbetreibende von mehreren Fabrikanten etc. 
beschäftigt, so hat sich eine solche Vereinbarung auch 
darauf zu erstrecken, wie dann der von ihnen zu erstattende 
Gesammtbetrag auf die einzelnen Fabrikanten etc. zu ver¬ 
theilen ist. Die Fabrikanten etc. sind berechtigt, die Ver¬ 
pflichtungen des Arbeitgebers für ihre Hausgewerbetreiben¬ 
den und die von denselben beschäftigten versicherungs¬ 
pflichtigen Hilfspersonen ganz, oder zum Theil selbst zu 
übernehmen. Von der erfolgten Uebernahme hat der Fa¬ 
brikant der unteren Verwaltungsbehörde Kenntniss zu geben. 
Soweit es sich um die Entrichtung der Beiträge für die 
Hausgewerbetreibenden selbst handelt, können den Fabri¬ 
kanten etc. die Verpflichtungen der Arbeitgeber von der 
für den Betriebssitz zuständigen unteren Verwaltungsbehörde 
auferlegt werden. Die Hausgewerbetreibenden sind ver¬ 
pflichtet, über die Dauer ihrer Beschäftigung für eigene 
Rechnung und über die von ihnen im Gewerbebetriebe 
beschäftigte/i versicherungspflichtigen Hilfspersonen Ver¬ 
zeichnisse zu führen, aus welchen sich insbesondere die 
Dauer der Beschäftigung der letzteren ergiebt. Sie haben 
diese Verzeichnisse den sie beschäftigenden Fabrikanten etc, 
auf Verlangen zur Prüfung vorzulegen. Die für den Be¬ 
triebssitz der Hausgewerbetreibenden zuständige untere Ver¬ 
waltungsbehörde ist befugt. Vorschriften über die Führung 
dieser Verzeichnisse zu erlassen und die ordnungsmässige 
Führung, sowie die Vorlegung der Verzeichnisse durch 
Geldstrafen bis zu 50 M. zu erzwingen. Die Einrechnung 
des von den Arbeitgebern den Hausgewerbetreibenden zu 
erstattenden Beitrages in den Arbeitsverdienst ist unzulässig 
und ohne rechtliche Wirkung. 


Wohnungszustände und Wohnungs¬ 
gesetzgebung. 

Französischer Gesetzentwurf betr. die nachträgliche 
Zahlung der Wohnungsmiethe. Wie der Vorwärts mit¬ 
theilt, hat die sozialistische Fraktion der französischen 
Kammer einen Gesetzentwurf eingebracht, der dahin geht, 
dass es den Hauseigenthümern künftighin verboten sein soll, 
sich die Wohnungs- oder sonstige Lokalmiethe für ein oder 
mehrere Quartale im vorhinein zahlen zu lassen. Die Da¬ 
widerhandelnden sollen mit einer Geldbusse von 50 bis 100 
Franks, sowie mit Gefängniss von 5 Tagen bis 3 Monaten 
bestraft werden. In den Motiven hierzu wird ausgeführt, 
dass die Hauseigenthümer anderen Waarenbesitzern gegen¬ 
über sich schon dadurch im Vortheil befinden, dass sie pri- 
vilegirte Gläubiger sind, denen alle übrigen Gläubiger nach¬ 
stehen, sie somit schon hierin eine Garantie besitzen, die 
andere Waarenverkäufer nicht haben, und es nicht gestattet 
werden dürfe, dass sie sich auch noch das Recht anmaassen, 
die Miethe drei oder sechs Monate im vorhinein einzuheben. 
Nebstdem wird auch daraufhingewiesen, dass auch die kleinen 
Geschäftsleute und Industriellen, die infolge der Entwicke¬ 
lung der Grossindustrie und des Grosshandels ohnehin 
schon so schwer zu kämpfen haben, darunter, dass sie 
gezwungen werden, die halbjährige Miethe im vornhinein zu 
entrichten, schwer zu leiden haben. 


Schulwesen, Erziehungs- und Bildungsfragen. 


Die Kreissynoden von Berlin und der Sonntagsunter¬ 
richt in den Fortbildungsschulen. In ihrer Verhandlung 
vom 12. Juni haben die vereinigten Kreissynoden von Berlin 
zur Frage des Sonntagsunterrichts in den Fortbildungs¬ 
schulen Stellung genommen. Der von Superintendent Kreibig 
gestellte und angenommene Antrag sagt im Wesentlichen 
Folgendes: „Die Kreiss^moden beharren im Prinzip bei dem 
auch in ihrem Beschlüsse vom 1. Juni 1892 zum Ausdruck 


gebrachten Wunsch, dass der Sonntag von dem Fortbil¬ 
dungsschulunterricht befreit bleibe. Für den Fall jedoch, 
dass für den Zeichen- und Modellirunterricht in den ge¬ 
dachten Schulen die Sonntagvormittagstunden zur Zeit nach¬ 
weisbar noch nicht gänzlich entbehrt werden können, geben 
sie dem Kirchenregimente anheim, für die Theilnehmer an 
diesem Unterricht eine Morgenandacht als einen für sie be¬ 
stimmten besonderen Gottesdienst iin Sinne des § 120 Ab¬ 
satz 1 der Gewerbeordnung zu genehmigen, auf deren Be¬ 
such durch die Schüler mit allen zulässigen Mitteln hinzu¬ 
wirken wäre; soweit und so lange jedoch solche Schul- 
andächten auch bei willigem und ernstem Entgegenkommen 
aller betheiligten Instanzen nicht ermöglicht werden können, 
Frühgottesdienste in einzelnen Kirchen als vorläufige Ein¬ 
richtung zuzulassen.“ Es ist sehr zu bedauern, dass die 
von Prof. Waetzold vorgeschlagene Beschlussfassung, wo¬ 
nach der Sonntag von jedem Fortbildungsunterricht befreit 
bleibe und die volle Sonntagsruhe Allen ohne Ausnahme 
uneingeschränkt zu gute komme, nicht die Majorität fand. 


Vermischtes. 


Gesetzgeberische Vorarbeiten im Reich tmd in Preussen. 

Ueber den augenblicklichen Stand der gesetzgeberischen 
Arbeiten in den Ministerien bringt die Magdeburgische 
Zeitung folgende Mittheilung: „... Im Reichsamt des Innern 
wird, nachdem dort eben erst die drei auf die Unfallver¬ 
sicherung bezüglichen Gesetzentwürfe zum vorläufigen Ab¬ 
schluss gebracht worden sind, zunächst der Entwurf zur 
Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes aus^earbeitet. 
Auch sind dort die voraussichtlich sehr umfangreichen und 
zeitraubenden Vorbereitungen zur Umgestaltung der Alters¬ 
und Invaliditäts-Versicherung in Angriff genommen worden. 
An den Grundlagen des Reichsgesetzes vom 22. Juni 1889 
soll zwar nichts geändert werden. Aber die zu Tage ge¬ 
tretenen Missstände, deren Abstellung erforderlich erscheint, 
sind so mannigfaltig, dass es zuvor erst sorgfältiger Er¬ 
hebungen bedarf, inwieweit ein allein von der Reichsgesetz¬ 
gebung zu berücksichtigendes allgemeines Bedürfniss oder 
nur ein zufälliges Zusammentreffen örtlicher Umstände vor¬ 
liegt. Im Reichsschatzamt sind die Arbeiten zur Umge¬ 
staltung der Tabaksteuervorlage im vollen Gang. An eine 
Abänderung des Branntweinsteuergesetzes, von der letzthin 
in der Presse viel die Rede gewesen, ist man im Reichs¬ 
schatzamt noch nicht herangetreten. Eine besonders rege 
Thätigkeit herrscht gegenwärtig im preussischen Handels¬ 
ministerium, wo zwei wichtige Reichsangelegenheiten vor¬ 
bereitet werden. Erstens wird dort ein neuer Organisations¬ 
plan für das’ deutsche Handwerk ausgearbeitet, nachdem der 
vorjährige Entwurf in allen zu Meinungsäusserungen aufee- 
forderten Fachkreisen die abfälligste Beurtheilung gefunden 
hatte. Es bestätigt sich, dass, nachdem man im vorigen 
Jahre vergebens versucht hatte, die einander schroff gegen¬ 
überstehenden Innungs- und Nichtinnungskreise zu ver¬ 
einigen, nunmehr der Versuch gemacht werden soll, eine 
völlig von einander getrennte Organisation für Innungs¬ 
und Nichtinnungshandwerker zu schaffen. Doch ist Näheres 
hierüber anscheinend noch nicht beschlossen. Gerade die 
Ausführung dieses Grundgedankens dürfte zuletzt sehr be¬ 
deutende Schwierigkeiten verursachen. Zweitens sind im 
Handelsministerium die Vorarbeiten zu dem in Aussicht 
gestellten Gesetzentwurf über die Umgestaltung des Börsen¬ 
wesens begonnen worden. Das sehr wichtige und theil- 
weise werthvolle Material, welches die Börsen-Enquete- 
Kommission zu dieser Angelegenheit geliefert hat, wird 
einer eingehenden Prüfung und Sichtung unterzogen. Das 
Finanzministerium und das Reichsschatzamt werden sich 
dann später an diesen Vorarbeiten betheiligen. Es besteht 
die Absicht, den Entwurf bis zum Herbst so weit fertig zu 
stellen, dass er dem Reichstage bald nach dessen Wieder¬ 
zusammentritt vorgelegt werden kann. Ob es aber möglich 
sein wird, dieses Vorhaben auszuführen, erscheint im Hin¬ 
blick auf den gegenwärtigen Rückstand der Vorarbeiten und 
j die grosse Schwierigkeit des zu bewältigenden umfang- 
I reichen Stoffes sehr fraglich.“ 


Verantwortlich fOr die Redaktion; Dr. Heinrich Braun io Berlin W., Victoriastrasse i6. 



460 


ANZEIGEN 


No. 3a 


Carl ^eymanns Derlag 
Beclin W. 41. 


Sag [ocben crfc^icncnc ^cft 1/2 (5)üppel^e[t) 

bes VII. ©anbeö oom 

llrrljiD 

fUf 

fosiale ©efe^gebung 
unö 

Diertcljal^resfdjrift 

5Ut 

frfnf^iig In |tftlfi|i(Uii|ra ^ijlgiilt ilitt £iiltr. 
|ln ftrliralinng 

mit (intt fteifre tmmt)itfter |aii[mannrr 
bts Ifn- unb llnslanbes 

^eraudgegeben von 

Dr. i|eiitriil| fitautt. 

(Säbriicb ein Sanb i\m greife non Wt. 12.—, 
bei poftfreier 3»fc^ibiin0 12.60.) 

bat folgenbcn 3;nbalt: 

JLbbanbiunaen* 

öntioidlungötenbenjen in ber Sage bet oftclbi* 
feben Sanbarbeiter. Son Dr. äRagßebcr, 
^rofeffot an ber Unioerfität 53erlin. 

tiie SHejorm bet UnfanücrfKbcnmg in Deftcrrcicb. 
2}on Dr. 2eo 2?crfauf in 9Sicn. 

5)ie prenfeiftbe Steuerreform. Sbre Ste0ung in 
ber allgemeinen ^eriualtungg* unb Sozial» 
poliiif. ^on Dr. 3. 3aftroro, ^ioatbojent 
an ber Uniocrrität löerlin. 

X)ie geioerffdbaftli(bc Scroegung unter ben eng- 
lif^en ?lrbeiterinnen. ®on ©ertrub 
renfurtb- 

Sßiener S^obnunggoerbältniffe. ??on Dr. Öugen 
oon ^bitipPODidj, ^ofeffor an ber Uni* 
nerfität in SBien. 

Otfebgebung. 

^eutfebe« 9teicb. 

^a« ^eutftbe 9lei(b8gefeb über bie Stbjablungo* 
gef(bäfte. SSon ^ermann ^aftrom, 2Imt^* 
geri(bt6ratb in 33erlin. 


I ^ie in |ialii a. 9 Ib- iSgHcb erfebeinenbe 

! bat fitb feit ihrem nunmebr breijabrigem ^efinnb burrf) ihre bebarrliebe SSertretung ber ?lr» 
j beiterlntereffen unb ber fojialbemofratif^en 3 l>een ;^ablrei(be greunbe ermorben unb jablt nitbt 
I nur in jlöln unb Umgegenb, fonbern in mehr als ^oftfteOen 9 tbetnIanbS unb 

; falenS einen anbänglicbcn Seferfreis. 

£ic „^Itbeinifcbc ßeitiing^' bemübt fid), bureb faßlicbe, bünbige über bie lageS* 

I fragen auf^iitläreii. Sie bat einen eigenen |taibHd|t«ltMtlt^ organifirt unb bringt befonberS 
I über HfleS, raaS für bie nrbeitenben Älaffrn oon Selang ift, UltfMapllifdit Hffelbungen unb 
oerläfelicbe ihrer eigenen (Sorreiponbenteii aiiS ^erlitt, llitri« 2 C. — S)em gamilien- 

leben bietet fie forgfältig gemäblten |(ttteirbitltttit 00 fli>ffo (Snblttb tbeilt ftc töglicb aüe 
loiffenSmertben SSorgönge auS i^beittlattb unb mit. 

2 )er ^bonnementSpreiS beträgt 2,10 SD?arf pro £uartal ober monatlitb 70 ^fg.; fürs 
3 ltt<l(tiilb |Nlt» 5*60 oierteliöbrlid). 3 ebe ^oftanftalt, fomic bie 

ifitititd** itt # 0 liig 37 , nimmt ^efteHungen entgegen. (I'ie „ 9 tbcinif(be 

3 eitun^' ftebt in ber ^oftbeftefllifle unter 9 tr. 5671 .) 

^iiit 0 itcstt in ber „ 9 )b^tnifd)en 3 ^ttnng'' (bie ) t^r ^oln 

unb Umgegenb. fonbern für ganj Stb^inlanb unb SBeftialen oon guter f^lUrltttng. 

Im Verlage von L. Larose in Paris, rne Soufflot 22, erscheint der 
I VIIL Jahrgang der Monatsschrift^ 

1 yießue d''€eoMmie ^olitique 

von 

' P. Canw^s (Paris) E. Schwledland (Wien) 

Ch. Gide (Montpellier) E. Villey (Caen). 

Diese Zeitschrift brachte bisher, zum Theil wiederholt, Beiträge von d’Auliiis v. Boorouill 
(Utrecht), Beauregard (Paris), v. Böhiii-Bawerk (Wien), Brentano (München), Bilclier (Leipzig) 

, Clark (Northampton), Cossa (Pavia), Foxwell (Cambridge), Issajev (St. Petersburg), Knapp 
(Strassburg) Laveleye f, Levasseur (Paris), Loria (Padua), Macleod (London), MataJa (Wien), 
V, Maronssem (Paris), Menger (Wien), v. Miaskowski (Leipzig), Kunro (Manchester), 
V. PhilippoTieli (Freiburg), Pieriias (Madrid), Pigeonnean f, Rnbbeno (Bologna), Sanzet 
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Die Entwickelung und der Stand des Berliner 
Bier-Boykotts.*) 

Nachdem nunmehr der von der sozialdemokratischen 
Partei über 7 Berliner Brauereien verhängte Boykott fünf 
Wochen gedauert hat und von beiden Seiten viel über die 
Ursachen und Wirkungen dieses Kampfes gesprochen und 
geschrieben worden ist. dürfte es angebracht erscheinen, 
die thatsächlichen Vorgänge zu rekapituliren und festzu- 

Das Sozialpolitische Centralblatt als eine fachwissenschaft¬ 
liche, nach allen Seiten unabhängige Zeitschrift betrachtet als 
seine Aufgabe wesentlich die, den Lesern die Bildung eines 
selbstständigen Urthcils über die Vorgänge auf dem Gebiete der 
Sozialpolitik zu ermöglichen. In Anbetracht des allgemeinen 
Interesses, welches weite Kreise dem augenblicklich in Berlin sich 
abspielenden Boykott entgegenbringen und Angesichts der ver¬ 
wickelten Verhältnisse, deren Klarstellung durch die vielfach par¬ 
teiische Behandlung in der Presse nicht erleichtert wird, haben 
wir am richtigsten zu handeln geglaubt, w’enn wir sachlichen Dar¬ 
legungen der hervorragendsten Führer im Streit Raum gewähren. 
Dieser Erwägung entsprechend bringen wir heute den obigen 
Aufsatz des Herrn Reichstagsabgeordneten Richard Roesicke, 
während uns für die nächste Nummer ein Artikel von Herrn 
Reichstagsabgeordneten Ignaz Auer in Aussicht gestellt worden 
ist. D. Red. 


stellen. Dies umsomehr, als in unserer schnelllebenden 
Zeit die Ereignisse einander drängen und manche wich¬ 
tigen Momente im Laufe des Streites vergessen, un¬ 
wichtige Vorkommnisse häufig über Gebühr aufgebauscht 
werden. In den nachfolgenden Ausführungen soll versucht 
werden, ein möglichst objektives Bild der Sachlage 
zu bieten, während die daraus zu ziehenden Schlüsse einer 
anderweiten Besprechung Vorbehalten bleiben. 

Es ist bekannt, dass der zwischen der Sozialdemokratie 
und den Brauereien entbrannte Streit mit der Aufforderung 
der hiesigen Böttchergesellen an ihre Arbeitgeber, ihnen 
den 1. Mai freizugeben, seinen Anfang nahm. Diese Auf¬ 
forderung erfolgte mündlich auf Grund eines ln einer Ver¬ 
sammlung vom 14. April er. gefassten Beschlusses, und zwar 
in Form eines Gesuches mit dem Hinzufügen, dass die Ge¬ 
sellen ein persönliches Interesse an dem Ruhenlassen der 
Arbeit am 1. Mai nicht hätten, ihr AntfSg^ nur die 

Folge jenes Vereinsbeschlusses sei. Die Brauerei Vorstände 
ertheilten den Antragstellern auf Grund eines ihrerseits ge¬ 
fassten Beschlusses gegen Ende desselben Monats einen 
ablehnenden Bescheid mit der Motivirung, dass sie den 
Betrieb und die Bedienung der Kundschaft nicht willkürlich 
unterbrechen könnten, namentlich nicht während der Dauer 
der Mälzungsperiode. Ungeachtet dieses ablehnenden Be¬ 
scheides beschlossen die Böttchergesellen in einer am 
29. April stattgefundenen Versammlung, die Arbeit am 1 .-Mai 
thatsächlich ruhen zu lassen und die Mitglieder ihres Ver¬ 
bandes zu verpflichten, sich am 1. Mai Morgens 8 Uhr im 
Vereinslokal einzufinden. 

Von diesem Beschlüsse wurden die betreffenden Arbeit¬ 
geber durch Rundschreiben vom selben Tage in Kenntniss 
gesetzt. Die vereinigten Brauereien sahen diese Mittheilung 
als eine Herausforderung an und beschlossen, diejenigen 
Böttchergesellen, welche sich am 1. Mai nicht wie gewöhn¬ 
lich zur Arbeit einfinden, das Arbeitsverhältniss somit eigen¬ 
mächtig unterbrechen würden, vor dem 7. Mai, also für 3 
weitere Werktage — der 3. Mai war Himmelfahrtstag und 
der 6. ein Sonntag — zur Arbeit nicht wieder zuzulassen, 
diejenigen aber, welche sich dieser Busse nicht fügen 
wollten, überhaupt zu entlassen. Es lag in diesem Beschluss, 
wie von sozialdemokratischer Seite hervorgehoben wird, 
gegenüber den für die Ablehnung des Gesuchs der Böttcher¬ 
gesellen geltend gemachten Gründen insofern ein Wider¬ 
spruch, als man aus Betriebsrücksichten eine eintägige 
Unterbrechung der Arbeit nicht bewilligen zu können glaubte, 
nunmehr aber eine dreitägige Ausschliessung für zulässig 
hielt. 

Seitens der Brauereien wird dieser Widerspruch damit 
aufgeklärt, dass die Böttchergesellen nur einen kleinen 
Theil ihrer Arbeiterschaft bilden und sie diesem eine Be¬ 
freiung vom Dienste nicht hätten zugestehen können, ohne 
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das gleiche Recht auch den übrigen Arbeitern zu gewähren, 
was dann zu einem Stillstand des ganzen Betriebes geführt 
hätte. Im Uebrigen waren die Leiter der Brauereien der 
Ansicht, dass sie die Nichtachtung des von ihnen ertheilten 
Bescheides nicht ohne Strafe hinnehmen durften, selbst wenn 
damit ein Nachtheil für den Betrieb im Allgemeinen ver¬ 
bunden sein würde. 

In der That blieb die grosse Mehrzahl der Böttcher¬ 
gesellen am 1. Mai von der Arbeit fort; es wurde ihnen 
darauf am 2. Mai, als sie sich auf ihren Arbeitsstätten wieder 
einfanden, der oben erwähnte Beschluss der vereinigten 
Brauereien mitgetheilt. Am 3. Mai fand abermals eine Ver¬ 
sammlung der Böttchergesellen statt, und wurde nunmehr 
als Gegenmaassregel ein Generalstrike mit der Maass¬ 
gabe beschlossen, dass die Arbeit in denjenigen Betrieben, 
in denen am 1. Mai gearbeitet worden war, sofort nieder¬ 
zulegen und in sämmtlichen Betrieben nicht eher wieder 
aufzunehmen sei, bevor nicht die neuen, in dieser Versamm¬ 
lung gleichzeitig festgestellten Arbeitsbedingungen bewilligt 
sein würden. Die letzteren bestanden, abgesehen von der 
ausdrücklichen Anerkennung des 1. Mai als Ruhetag, in 
einem Minimalwochenlohn von M. 30 — bei 9stündiger 
Arbeitszeit — gegenüber dem bisherigen Satz von M. 27 — 
bei 9i/2StÜndiger Arbeitszeit. 

Die zum Verein gehörigen Brauereien lehnten diese 
Forderungen ab oder vielmehr bewilligten sie nicht, denn 
eine Verhandlung über dieselben hat weder stattgefunden, 
noch ist eine solche versucht worden. Der Grund für diese 
Nichtbewilligung ist weniger in der Höhe der Forderungen 
— denn, wie erwähnt, ist die Zahl der Böttchergesellen in 
den Brauereien verhältnissmässig gering und sind die Lohn¬ 
sätze in einer Anzahl von Betrieben bereits annähernd so 
hoch — sondern hauptsächlich darin zu suchen, dass die 
Leiter der Brauereien durch ein Eingehen auf die gestellten 
Forderungen ihre Autorität einzubüssen glaubten. Hierin 
wurden sie durch den Umstand bestärkt, dass nach den Be¬ 
richten des Vorwärts die Böttcher für den Fall der Ab¬ 
lehnung ihrer Forderung bezüglich der Freigabe des 1. Mai 
schon im Voraus Repressalien in Aussicht genommen und 
sich in Anbetracht ihrer guten Organisation als Bahnbrecher 
lür die Maifeier betrachtet hatten. 

Bis hierher hatte sich weder die sozialdemokratische 
Partei noch die Arbeiterschaft im Allgemeinen mit dem 
zwischen den Brauereien und den Böttchergesellen entstan¬ 
denen Streite befasst. Auch im Vorwärts war zwar der 
Organisation der Böttchergesellen lobend gedacht, immerhin 
aber gemäss dem Kölner Parteibeschluss daran festgehalten 
worden, dass das Ruhenlassen der Arbeit am 1. Mai nicht 
als Parteisache anzusehen, sondern der Erwägung der ein¬ 
zelnen Arbeitergruppen zu überlassen sei. Erst am 6. Mai 
wurde die Angelegenheit in einer vom Gewerkschafts¬ 
kartell zu Rixdorf daselbst einberufenen Volksversamm¬ 
lung einer öffentlichen Besprechung unterzogen und in dieser 
der Beschluss gefasst, die in Rixdorf domizilirenden beiden 
Brauereien, nämlich die „Vereinsbrauerei“ und die „Berg¬ 
schlossbrauerei“ so lange in Verruf zu erklären, bis sie die 
Forderungen der Böttchergesellen bewilligt hätten. Dieser 
Beschluss wurde von den Theilnehmern der Versammlung 
sogleich zur Ausführung gebracht, vom Vorwärts jedoch 
erst in seiner Nummer vom 10. Mai weiteren Kreisen be¬ 
kannt gegeben. 

Am 13. Mai berichtigte der „Vorwärts“ alsdann seine 
Angaben über jenen Beschluss dahin, dass nach einge- 
zogenen Erkundigungen nicht über beide Rixdorfer Braue¬ 
reien, sondern nur über die Vereinsbrauerei der Boykott 
beschlossen worden sei. Der Verein der Brauereien Berlins 
und der Umgegend, welcher in der Boykottirung von 
Brauereien eine gegen die Existenz derselben gerichtete 
Waffe erblickt und den Beschluss der Rixdorfer Versamm¬ 
lung bezüglich seiner Wirkung auch für Berlin als mass¬ 


gebend erachtete, erklärte sich mit der Vereinsbrauerei so¬ 
lidarisch und theilte sowohl dem Gewerkschaftskartell zu 
Rixdorf, wie der Berliner Gewerkschaftskommission mit, 
dass die dem Verein angehörigen Brauereien ihren Betrieb 
beschränken und 20 pCt. ihrer Arbeiter entlassen würden, 
wenn die Verrufserklärung über die Vereinsbrauerei nicht 
bis zum 15. Mai aufgehoben sei. 

In der Antwort, welche der geschäflsführende Aus¬ 
schuss der Berliner Gewerkschaftskommission an den Ver¬ 
ein der Brauereien richtete, erklärte derselbe, dass er dem 
Beschlüsse der Volksversammlung vom 6. Mai in Rixdorf 
völlig unbetheiligt gegenüber stehe und dass er bisher 
weder Anlass gehabt habe, sich zustimmend zu demselben 
zu äussern, noch in der Lage sei, ihn rückgängig zu 
machen; dass die Berliner Gewerkschaften bisher einen 
solchen oder einen ähnlichen Beschluss nicht gefasst hätten, 
noch die Absicht laut geworden sei, ihrerseits in gleicher 
Weise vorzugehen. Er müsse das Verlangen der vereinigten 
Brauereien, den Rixdorfer Beschluss rückgängig zu machen, 
ablehnen, da ihm die Legitimation dazu, sowie die Möglich¬ 
keit des Erfolges fehle. Sollte aber wider Erwarten der 
angedrohte Angriff der Brauereien auf die gesammte Arbeiter¬ 
schaft Berlins inszenirt werden, so sehe der Ausschuss 
einer solchen Eventualität mit dem Bewusstsein entgegen, 
dass die Arbeiterschaft Berlins ihre oft bewährte Solidarität 
aufs neue bethätigen würde. 

Der Vorsitzende des Gewerkschaftskartells zu Rixdorf 
beantwortete dagegen die Mittheilung der vereinigten Braue¬ 
reien kurz dahin, dass man nicht daran denke, den Be¬ 
schluss vom 6. Mai rückgängig zu machen, denselben unter 
Umständen sogar bis zum 1. Mai 1895 auszudehnen beab¬ 
sichtige. 

Die Brauereien, welche einen Unterschied zwischen den 
Beschlüssen der Rixdorfer und der Berliner Arbeiterschaft 
nicht machen zu sollen glaubten, auch der Ansicht waren, 
dass ein Einfluss auf die Leitung des Rixdorfer Gewerk¬ 
schafts-Kartells möglich gewesen bezw. erreicht worden 
wäre, wenn die Führer der Berliner Arbeiterschaft ent¬ 
schieden erklärt hätten, dass sie den Beschluss der Rix¬ 
dorfer Versammlung nicht billigen, ihn auch nicht anerkennen, 
verblieben bei ihren Beschlössen und brachten dieselben 
nunmehr nach Ablauf der gestellten Frist zur Ausführung. 
Demgemäss wurden am 16. Mai aus den Betrieben der zum 
Verein gehörigen Brauereien, wenn auch nicht 20 pCt., so 
doch gegen 15 pCt. ihrer Arbeiter und zwar in erster Reihe 
diejenigen entlassen, „welche sich an den Bestrebungen hie¬ 
siger Arbeiter, durch Boykottirung einzelner Brauereien 
Zugeständnisse in Sachen des Böttcherstriks zu erzwingen, 
betheiligt hatten”. 

Unmittelbar darauf, nämlich am 17. Mai veröffentlichte 
der „Vorwärts“ einen Aufruf der Führer der sozialdemo¬ 
kratischen Partei und der hiesigen Gewerkschafts-Kommission 
an die Arbeiter und Parteigenossen, worin das Vorgehen 
der Brauereien als ein „auf kapitalistischem Uebermuth und 
frivoler Brutalität“ beruhender Angriff auf die Organisation 
der Brauereiarbeiter bezeichnet wurde. Die Unterzeichner 
des Aufrufs warfen dem „Ringe“ der Brauereien vor, dass 
er den Rixdorfer Beschluss nur als Vorw^and benutzt hätte, 
um sich unliebsamer Arbeiter zu entledigen. Zugleich for¬ 
derten sie die Arbeiterschaft auf, für die Gern assregelten 
einzutreten und schlugen zu diesem Zwecke vor, ausser der 
Vereinsbrauerei noch 6 weitere Brauereien zu boykot- 
tiren. Am Freitag, den 18. Mai sollten 9 öffentliche Ver¬ 
sammlungen einberufen werden, um diesen Vorschlag zu 
definitivem Beschluss zu erheben. 

In den Morgenblättern desselben Tages erklärten darauf 
die vereinigten Brauereien, dass die Veranlassung zu ihrem 
Vorgehen lediglich in dem Beschluss der Rixdorfer Ver¬ 
sammlung zu suchen sei, an welchem sich auch Brauerei¬ 
arbeiter und deren Führer betheiligt hätten, dass ihnen ein 
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Angriff auf die Organisation ferngelegen habe und sie bereit 
wären, die entlassenen Arbeiter, soweit es der derzeitige 
Betrieb^) erlaube, am 24. Mai wieder in Arbeit zu nehmen, 
sofern bis dahin der nunmehr über 7 Brauereien verhängte 
Boykott wieder aufgehoben sei. Die am Abend stattgefundenen 
Volksversammlungen nahmen von dieser Kundgebung keine 
Notiz, machten vielmehr den Beschluss der sozialdemo¬ 
kratischen Parteiführer zu dem ihrigen und erklärten, den 
Boykott solange aufrecht erhalten zu wollen, bis die Wieder¬ 
einstellung der gemassregelten Arbeiter und deren Lohn¬ 
entschädigung, sowie die Anerkennung der bestehenden. 
Arbeiter-Organisationen, des Arbeitsnachweises und des 
I.Mai als Ruhetag erfolgt sein würden. 

Hiermit hatte die sozialdemokratische Partei den Kampf 
zur Parteisache gemacht, und ist derselbe dadurch weit 
über den Rahmen eines Streites zwischen Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern eines einzelnen Gewerbes hinausge¬ 
wachsen. Während auf der einen Seite die F'ührer der 
Sozialdemokratie mit Hilfe iluer Presse, durch Volksver¬ 
sammlungen und Flugblätter, in denen es an persönlichen 
Angriffen gegen die Leiter des Brauerringes nicht fehlt, 
alles aufbieten, um ihrer Sache zum Siege zu verhelfen, 
d. h. die Brauereien zur Annahme der von ihnen gestellten 
Forderungen zu bestimmen, haben die Brauereien in ihrem 
passiven Widerstande bisher nicht nachgelassen. 

Allerdings sind einige kleinere Betriebe aus der Ver¬ 
einigung der Brauereien ausgeschieden, dagegen sind andere 
eingetreten, sodass sich die Zahl derselben nicht vermindert 
hat. Ausserdem haben, soviel bis jetzt zu übersehen ist, 
die sonstigen gewerblichen Kreise und das Bürgerthum 
selbst Partei für die Brauereien genommen. Man befürchtet 
in diesen Kreisen bei einem Siege der Sozialdemokratie 
einen erheblichen Machtzuvvachs dieser Partei, indem die¬ 
selbe, ermuthigt durch den Erfolg, weitergehende For¬ 
derungen nicht nur an die Leiter der Brauereien, sondern 
auch an die übrigen Arbeitgebei stellen, ja in die Lage 
kommen würde, ihnen beliebige Forderungen aufzuoktroiren. 
Der Kampf sei. so sagt man. zu einer Machtfrage ge¬ 
worden, ob die Arbeitgeber noch Herren in ihrem Betriebe 
bleiben, oder sich dem Willen der Arbeiterschaft zu fügen 
haben. 

Neuerdings haken auch die Vertreter des Gastwirths- 
gewerbes die zuerst bekundete Neutralität aufgegeben und 
sich — abgesehen von den durch die Sozialdemokratie 
beeinflussten bezw. von der Arbeiterschaft abhängigen 
Gastwirthen — für die Brauereien erklärt, auch beschlossen, 
soweit sie Besitzer von Versammlungssälen sind, diese 
der Sozialdemokratie solange zu verweigern, bis der Boykott 
aufgehoben sei. Sie begründen dieses Vorgehen damit, 
dass sie von dem Boykott und dem seitens der sozial¬ 
demokratischen Partei ihnen gegenüber in Bezug auf die 
Hergabe der Säle ausgeübten „Terrorismus“ am mci.stcn zu 
leiden haben. 

Das Ende des Kampfes ist schwer vorauszirsagen, da 
einerseits die für die Unterstützung der ausgesperrten Ar¬ 
beiter erforderlichen Beträge nicht so gross sind, um einen 
Friedensschluss für die Arbeiterschaft vorläufig als noth- 
wendig erscheinen zu lassen. Für die sozialdemokratischen 
Führer erscheint überdies ein Zurückgehen von den ge¬ 
stellten Forderungen, wenn nicht unmöglich, so doch sehr 
erschwert, nachdem nun einmal der Kampf zur Parteisache 
gemacht worden ist. Dagegen hat sich erwiesen, dass der 
partielle Boykott der 7 Brauereien insofern nicht aufrecht 
erlialten wird, als die Arbeiter sich vielmehr des Genusses 
von Lagerbier im Allgemeinen enthalten, und fragt cs 


B Um diese Zeit wird der Betrieb (k‘r Mälzerei in der Regt 1 
eingestellt, was eine Verminderung des Personals bei denjenigen 
Brauereien zur Folge hat, welche ihren Bedarf an Malz Ihst 
herstellen. 


sich daher, ob dieselben im Stande sind, noch für längere 
Zeit diese Enthaltsamkeit zu üben. Andererseits liegt dafür, 
dass die Brauereien nachzugeben bereit sind, kein An¬ 
zeichen vor, obgleich das ungünstige Wetter die Maass- 
rcgeln der Sozialdemokratie sehr begünstigt hat. Dass die 
Welligen ausserhalb der Vereinigung stehenden Brauereien 
den Bedarf der Konsumenten trotz der Enthaltsamkeit der 
Arbeiter nicht zu decken vermögen, wird zugegeben werden 
müssen, u a. schon deshalb, weil die Lagerbier-Brauereien 
nicht in der Lage sind, ihren Betrieb beliebig auszudehnen. 
V^on den auswärtigen Brauereien haben sich nach den 
neuesten Bekanntmachungen des Vorwärts nur einzelne 
zur Bierlieferung nach Berlin bereit erklärt; auch verbieten 
die Frachtkosten und Witterungsverhältnisse den Bezug 
grösserer Quantitäten von ausserhalb auf die Dauer von 
selbst. Für die Brauereien, selbst für die kleineren bezw. 
weniger gut fundirten, dürfte, nachdem sie nunmehr fünf 
Wochen lang die Wirkungen des Boykotts ertragen haben, 
umsoweniger Veranlassung zum Nachgeben vorliegen, als 
bekanntlich jeder Boykott mit der Zeit an Schärfe verliert 
und die Brauereien annehmen können, dass ein Um¬ 
schwung der Witterung ihre Lage ohnedies günstiger ge¬ 
stalten wird. 

Berlin. Richard Rocsicke. 


Rechtsfragen. 

Strafrecht und Sozialpolitik. 

In der Durchführung der nothwendigen Reformen au 
dem Gebiete des Strafrechts steht Deutschland unter allen 
Staaten Europas augenblicklich in hinterster Reihe. Der 
ganze lähmende Einfluss einer sterilen Büreaukratie macht 
sich nirgends stärker als bei uns bemerkbar. Je energi¬ 
scher gerade deutsche Wissenschaft, gestützt auf di(' 
LTberlieferungen alt-preiissischcr Kriminalpolilik aus frühe¬ 
ren besseren 'Fagen, für die neuen lebenskräftigen sozial¬ 
politischen Gedanken der Zukunft freie Bahn fordert, mit 
um so krampfhafterer Zähigkeit sucht die deutsche Gesetz¬ 
gebung und mit ihr zum grossen Fheil auch die Praxis 
das morsch gewordene Gebäude vor dem vollen Einsturz 
zu bewahren. Sobald aus den Reihen der Wissenschaft 
der selbstverständliche Satz ertönt, dass es besser ist, 
das Verbrechen zu verhüten, als das begangene zu be¬ 
strafen, und sobald wohldurchdachte Maassregeln in Vor¬ 
schlag gebracht w'erden, die sich im Einklang befinden 
mit den sozialpolitischen Forderungen, deren Nothwendig- 
keit allmählich auch dem blödesten Auge klar werden muss, 
da kann man sicher sein, dass als Antwort sofort der Hinweis 
erfolgt auf die Verwirklichung eines Stücks des sozial¬ 
demokratischen Zukunftsstaates und einer Polizenvirthschaft, 
wie sie empfindlicher und einschneidender gar nicht ge¬ 
dacht werden kann. Und wo auch immer vom Ausland 
her die Kunde zu uns dringt, von neu eingeführten recht¬ 
lichen Instituten, die sich entweder gar nicht oder nur sehr 
schwer auf die verstaubten Schulformeln einer unfrucht¬ 
baren Begriflsjurisprudenz ziehen lassen, da kann man so¬ 
fort den schroffen Bescheid hören, dass man bei uns in 
Deutschland kein Glück mit diesen exotischen Gewächsen 
haben werde, da sie sich juristisch nicht konstruiren 
lassen. Dies aber ist bekanntlich das einzige Kriterium für 
die Brauchbarkeit einer rechtlichen Institution, denn die juristi¬ 
sche Konstruktion ist ja nicht des Lebens wegen da, son¬ 
dern umgekehrt das Leben der spintisirenden Finessen des 
Juristen halber. Und wo auch dieser Einwand nichts ver¬ 
schlägt, da macht man es eben, wi(^ bei der unter dem 
13. Juni 1890 im nichtamtliehcn 'Fheil des Justizministerial¬ 
blatts vcröftentlichten Eiujuete über die „bedingte \’er- 
urtheilung“. Man stellte die zu beantwortende Frage ein¬ 
fach so: „Liegen über die praktische Bewährung der be¬ 
dingten Verurtheilung in den Ländern, in welchen dieselbe 
gesetzlich eingeführt ist. genügende Erfahrungen vor?“ Da 
dies damals noch nicht der Fall war. so war die Frage 
mithin so formulirt, dass sie mit Nothwendigkeit verneint 
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werden musste. Damit aber hatte man unter Brief und 
Siegel ein Argument, welches der unbequem gewordenen 
Reformbewegung mit sclieinbarem Erfolge entgegengesetzt 
werden konnte. 

Und trotz aller dieser jeder durchgreifenden Neuerung 
entgegenstehenden Hindernisse kann auch Deutschland den 
mit rücksichtsloser jugendkraft an die Pforte der Gesetz¬ 
gebung klopfenden Forderungen heute nicht länger mehr 
ganz widerstehen. Zwar macht man die unabweisbar ge¬ 
wordenen Konzessionen noch recht zaghaft und schüchtern, 
nimmt bisweilen auch den neuen Gedanken dem Inhalte 
nach zwar in seiner vollen Tragweite auf, wettert aber 
gegen dessen Namen. Denn wie v. Liszt wiederholt nach¬ 
gewiesen hat, ist ja das die liebenswürdigste Seite in dem 
V'erhalten unserer Gegner, dass sie zufrieden sind, w^enn 
die altehrwürdigen ICtiketten geschont werden und bereit¬ 
willig hat er stets auf einen bestimmten Namen mit der 
Begründung verzichtet, dass, wem der Schlauch mehr 
werth ist, als der Wein, der getrost den neuen Wein in 
den alten Schlauch giessen mag. 

Wie stark die Kraft sozialpolitischer Ideen trotz aller 
dieser kleinlich engherzigen Vorbehalte auf dem Gebiete 
des Strafrechts heute dennoch schon ist, dafür legten die 
Verhandlungen des Vereins der deutschen Strafanstalts- 
bearnten zu Braunschweig, über deren äusseren Verlauf 
bereits in diesen Blättern berichtet ist, beredtes Zeugniss 
ab (vgl. Nr. 36 d. Jahrg.). Es verlohnt sich wohl der Mühe, 
mit einigen Worten hier näher darauf einzugehen. Denn 
es kann daraus für die Zukunft die wichtige Lehre gezogen 
wertien: die Männer, welche an der .Spitze der Reform- 
hewegung stehen, mögen sich durch die und zwar gewöhn¬ 
lich in unliebenswürdig absprechende Form gekleide¬ 
ten Angrilfe nicht schrecken lassen. Die neuen Gedanken 
siegen selb.-5t über diejenigen, welche nach Stellung, Lebens¬ 
alter und Berufsthätigkeit jedem kühnen Fortschritt noth- 
wendig abhold sein müssen. 

Beweis: Die gleich zuerst angenommene d'hese: „der 
V'ercin der deutschen Strafanstaltsbeamten wüii'^cht, dass 
der Vollzug der kurzzeitigen Freiheitsstrafen nach folgenden 
firundsätzen geregelt werde: a) die gegenseitige sittliche 
\"erschlechterung der Gefangenen während ihres Aufenthalts 
am .Straforte muss verhütet werden.“ Dieser einstimmig 
und also auch von den anwesenden Vertretern der Ministe¬ 
rien rückhaltslos akzeptirte Grundsatz enthält ein füi' den 
heutigen Strafvollzug so vernichtendes Zugeständniss, wie 
es sich die Vertreter der Reformbewegung wohl selbst 
noch vor wenig Monaten nicht hätten träumen lassen. 
VVedcher Sturm des Widerspruchs erhob sich noch, als von 
Liszt vor einigen Jahren schrieb: „Man ist einig in der 
Ueberzeugung, dass die kurzzeitige Freiheitsstrafe schäd¬ 
licher wirkt, als die völlige Straflosigkeit des Verbrechens, 
dass wir in unsern kleinen Gerichtsgefängnissen auf Staats¬ 
kosten Schulen des VTubrechens unterhalten, dass eine der 
1 lauptursachen der Rückfälligkeit in unserm Strafensystem 
zu suchen ist. Eine Strafe, die das VT^rbrechen för¬ 
dert: das ist die letzte und reifste Frucht der vergeltenden 
Gerechtigkeit.“ Damals konnte man noch im Justizniinisterial- 
hlatt lesen, dass die Klagen über die völlige Unwirksam¬ 
keit der kurzzeitigen Freiheitsstrafen, sowie die Behauptung, 
dass diese geradezu .schädlich wirkten, in hohem Grade 
übertrieben seien und von Stellen ausgingen, die mit der 
j)raktischen Strafreclitspflege und den wirklichen Zuständen 
in unseren Gefängnissen nicht hinreichend Bescheid wüssten. 
Und es wurde den nörgelnden Querköpfen der Rath er- 
theilt, sich mit den kleinen preussischen Gerichtsgefäng¬ 
nissen und mit den zur Aufbesserung des Gefängnisswesens 
in den letzten zwanzig Jahren aufgewendeten Anstrengungen 
hinlänglich bekannt zu machen, ehe sie ihr ahsprechendes 
Urtheil fällten. Und heute wird die brutale Thatsachc 
gleichsam offiziell zugegeben, dass diejenigen Maassregeln. 
W(‘lch(‘ Rechtsbrüche verhindern sollten, wegen ihrer sozial¬ 
politischen VT'rkehrtheiten neue Rechtsbrüche mit Noth- 
wendigkeit erzeugen mussten und thatsächlich auch erzeugt 
liahen. Dieser rriumph der kurzzeitigen Freiheitsstrafen wird 
also von Niemandem mehr geleugnet. 

1 rotz dieses starken Zugeständnisses aber, das für den 
gesunden Laienverstand jede Diskussion übtrr die Bei¬ 


behaltung der kurzen Freiheitsstrafen schlechtweg unmöglich 
machen sollte, vermochte der VTrein der deutschen Straf¬ 
anstaltsbeamten sich zu einem radikalen Bruch mit dem 
heutigen System und zu einer vollkommenen Beseitigung 
all" des zwecklosen sozialen Elends, das es im Gefolge hat, 
dennoch zur Zeit noch nicht aufzuraflfen. Die weiterhin 
angenommene These: „Die kurzzeitigen Freiheitsstrafen sind 
unentbehrlich und an sich nicht verwerflich, auch nicht im 
Mindestmaasse von einem Tage“ zeichnet sich aus durch 
völlige Halbheit und Schwäche. Allerdings hofft man, das 
Gericht schmackhafter machen zu können durch Zulassung 
von Strafschärfungen, wie Entziehung sonst gewährter 
hausordnungsmässiger \''ergünstigungen, Beschränkung der 
Kost und Entziehung des Bettlagers, wobei man nur die 
Kleinigkeit übersieht, dass mit Annahme dieser Bestimmun¬ 
gen, wenn auch unbeabsichtigt, so doch mit absoluter Noth- 
wendigkeit der ganze Gegensatz im Strafvollzüge zwischen 
den honestiores und humiliores sofort wieder seinen Einzug 
auch in das deutsche Reich halten wird. Und ferner, glaubt 
man denn wirklich eine Freiheitsstrafe von einigen Tagen 
durch die angegebenen Mittel so gar schrecklich und ge¬ 
fürchtet gestalten zu können, als ob die Proletarier, welche 
zumeist unsere Gefängnisse füllen, nicht draussen im Leben 
oft genug an ganz andere Entbehrungen und Qualen ge¬ 
wöhnt sind? Auch die Strafschärfungen also werden die 
kurzzeitigen PTeiheitss^trafen nicht wirksamer gestalten, auf¬ 
recht erhalten aber werden sie die ganze soziale Misere, 
die mit ihnen nothwendig verbunden ist, und hinzukommen 
wird durch die ungleiche Behandlungsart von Reichen und 
Armen eine neue Quelle sozialer Verbitterung von gefähr¬ 
lichster 'l'ragweite. 

Dasselbe Stehenbleiben auf halbem Wege, dieselbe 
übertriebene Aengstlichkeit charakterisirt auch die Be¬ 
schlüsse über die zweite Frage nach den Ersatzmitteln für 
die kurze Freiheitsstrafe. 

Die bedingte Verurtheilung, dieses für die Sozial- 
politikcr interessanteste und werthvollste Strafmittel war 
für die Versammlung ein noli me tangere. In einem der die 
Debatte vorbereitenden schriftlichen Gutachten war sie 
schon auf das schärfste verurtheilt worden. Die sogenannte 
bedingte Verurtheilung, so hiess es dort mit einer be- 
neidenswerthen Sicherheit im Urtheil, ist keine Strafe, sic 
iryt mit den Grundsätzen des deutschen Straf- und Staats¬ 
rechtes unvereinbar und nicht einmal neben, viel weniger 
an Stelle anderer Strafmitel, gleichviel in welcher Gestalt, 
zuzulassen. Und nicht nur dieses Institut allein, sondern 
auch die längst in Deutschland zum praktischen Recht ge¬ 
wordene. so überaus segensreiche vorläufige Entlassung 
bei guter Führung wurde von der stolzen Höhe der unfehl¬ 
baren Vergeltungstheorie herab als schwerer Missgrift' der 
Gesetzgebung gegeisselt, gegen den eine offene Sprache zu 
führen man endlich den Muth haben sollte, anstatt sich 
äusserlich für eine Sache noch länger zu erwärmen, welcher 
man innerlich abhold ist. Wir konnten da von dem 
schweren Eingriff lesen, den die bedingte Verurtheilung 
in unser geltendes Staatsrecht bewirken würde. Der Richter 
werde von jetzt an, statt im Namen und Aufträge des 
SoLiverains als der Quelle der Gcrichtsgewalt ohne Ansehen 
der Person Recht zu sprechen, nach Billigkeitsgründen aus 
eigener Machtvollkommenheit Gnade üben, so das Staats¬ 
oberhaupt in seinem edelsten Rechte verkürzend. 

Dass in Wahrheit nun die bedingte Verurtheilung von 
der Gnade etwas toto coelo verschiedenes ist, ist fast bis 
zur Abgeschmacktheit oft nachgewiesen worden. Erstere 
ist Aussetzung der Strafvollstreckung und die in der 
Schwebe befindliche Strafe gerade soll von weiteren De¬ 
likten abhalten. Dies aber, sowie alles, was die bedingte 
Verurtheilung für den Sozialpolitiker sonst noch werthvoll 
macht, fehlt bei der Gnade völlig. Aber darüber zu 
sprechen, verlohnt kaum der Mühe. Denn wie wir die be¬ 
dingte Verurtheilung juristisch konstruiren und worunter 
wir sie klassifiziren. ist für das Volk und seine Bedürfnisse 
al)solut gleichgiltig, und allein diese geben den Ausschlag. 
Die Kärrnerarbeit, das Institut dann später unter irgend 
eine der bestehenden jui i.stischen Schulformeln zu bringen 
oder auch eine neue und — horribile dictu — den Römern 
unbekannte zu finden, mag man den Juristen getrost über- 
lass(Mi. Iherings gesunder Sinn würde an der Aufrichtung 
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clie.scr neuen Kletterstange eines schwierigen juristischen 
IVoblems seine helle Freude haben. 

Dass der Verein der deutschen Strafan.staltsbeanitcn 
.stundenlang über die Ersatzmittel der kurzzeitigen Freiheits¬ 
strafe berieth, ohne die bedingte Verurtheilung auch nur 
eines Wortes zu würdigen, machte einen um so eigen¬ 
artigeren Eindruck, als das junge Institut im Sturmlauf 
ein Land nach dem andern erobert. Das letzte in dieser 
Kette ist Norwegen. Das frisch aufstrebende Land arbeitet 
augenblicklich an einem neuen, auf der sozialen Höhe der 
Gegenwart stehenden Strafgesetzbuch. Die bedingte Ver¬ 
urtheilung erschien aber den Redaktoren für so wichtig, 
dass sie damit nicht warten wollten, bis das ganze Gebäude 
unter Dach gebracht ist, vielmehr wurde dieses spruchreife 
Problem gesondert und sofort zum Gesetz erhoben. Die 
Vogelstrausspolitik. welche die Versammlung der deutschen 
Strafanstaltsbeamten beliebte, wird auf die Dauer auch in 
Deutschland nichts helfen, und dies um so weniger, als man 
auf tausend Umwegen sich dem verhassten Ziele unvermerkt 
ganz von selbst nähert. Man denke nur an die einstimmig 
angenommene Fhese: Als Ersatzmittel der kurzzeitigen 
P'reiheitsstrafe empfiehlt sich „die fakultative Zulassung des 
Verweises mit Ko-stenfolge auch für Erwachsene bei allen 
Uebertretungen und bei leichteren Vergehen.“ Man scheut 
bei uns vor der bedingten Verurtheilung so heftig zurück, 
weil man wohl den völligen Zusammensturz des Staates 
fürchtet, wenn einmal irgend einer, wenn auch noch so 
unbedeutenden und episodisch im Leben des Thäters auf- 
trelenden Verfehlung nicht ein Uebel nachfolgt, als ob nun 
die bedingte Verurtheilung mit ihrer Aussicht auf nach¬ 
trägliche Strafvollstreckung bei schlechter Führung nicht 
einen weit energischeren Antrieb zum gesetzmässigen 
Lebenswandel darbietet, als der leere, inhaltslose Verweis. 

Aber weiter ist an dic.ser Stelle passend auch noch 
folgendes zu erwähnen: Der Zentralvorstand der deut- 
.>chen Arbeiterkolonicn hat vor Kurzem den Beschluss 
gefasst, allen Arbeiterkolonien-Vorständen dringend zu* 
empfehlen, auf etwaige Anträge der Landespolizeibchördc 
bereitwillig einzugehen, welche den Zweck haben, zu kor- 
rektioneller Nachhaft V'erurtheilten unter einstweiligem 
Aufschub der Vollstreckung dieses Urtheils den Aufent¬ 
halt in den Kolonien zu ermöglichen. In der Begrün¬ 
dung dieses Beschlusses wird hervorgehoben, wie der 
erstmalige Aufenthalt in einer Korrektionsanstalt entschei¬ 
dend für das ganze Leben des davon Betrofl'enen ist, wie 
die Zusammenführung mit den gesunkensten Elementen 
der menschlichen Gesellschaft zur Zerstörung des letzten 
Fonds von moralischer Kraft führt, wie damit dem Lhi- 
glücklichen der Stempel des Gelängnisskandidaten un¬ 
widerruflich aufgedrückt ist, und wie von nun an die Ge- 
fängnissthür nichts Abschreckendes mehr für den Mann 
hat, sein Ehrgefühl ist ertödtet. Einen Anfänger, so heisst 
es weiter, der vielleicht nur durch Verführung und Leicht¬ 
sinn oder schmerzliche Familienverhältnisse und unver¬ 
schuldete Arbeitslosigkeit auf die Landstrasse gcrathen ist, 
zur Nachhaft in ein Korrektionshaus zu schicken, ist in den 
meisten Fällen schlimmer zu achten, wie l'odesstiafe - es 
ist nur zu oft eine Verurtheilung zur moralischen Ver¬ 
nichtung, zu einem langsamen qualvollen Tod, wie er nicht 
grausamer ersonnen werden kann. Im Arbeitshausc verliert 
der Sträfling den letzten Rest von Hoffnung, von Lebens- 
muth und wird lebenslang ein Vagabund und Verbrecher. 
Dem gegenüber erscheint es als ein Gebot sozialer Gerech¬ 
tigkeit, den Betreffenden erst vor die Arbeitsgelegenheit zu 
stellen und die Probe auf die wahren Gründe seines W'r- 
falls zu machen. — Ob man wohl nicht ahnt, dass man 
mit diesen Deduktionen nur wi{‘derholt, was die Anhänger 
der bedingten Verurtheilung Jahre hindurch tauben Ohren 
gepredigt haben? Mir wenigstens will scheinen, als ob 
von Liszt in weiter Ueberschreitung des Mephistopheli¬ 
schen Gebots: „Du musst cs dreimal sagen“ dasselbe, nur 
mit etwas anderen Worten, schon recht oft geschrieben hat. 

Die Vorschläge der Versammlung über eine Reform 
der Geldstrafe sind im allgemeinen zu billigen. Ihre 
Durchführung würde wenigstens mit einigen der gröbsten 
Missstände und der ungcrechtfertigsten Bevorzugungen der 
Besitzenden brechen. Andere schwere Härten gegen die 
Unbemittelten liess man dagegen foitbestehen, so vor allem 


! die Behandlung des Geldes des Reichen und der Pheiheit 
I des Armen als gleichwerthige Grössen. Wer nicht zahlen 
I kann, soll nach wie vor ins Gefängniss wandern. Ohne 
Scheu wird in das einzige Besitzthiim des Armen, seine 
PTeiheit und Arbeitskraft im Dienste der vergeltenden 
Gerechtigkeit mit rauher Hand eingegrifl'en, während es 
doch das dringendste Interesse des Staates erfordert, 
gerade diejenigen Volksklassen möglichst lange vor dem 
Gefängniss zu bewahren, an welche die Neigung zu einem 
Uebergreifen in fremde Rechtssphären an sich schon am 
intensivsten herantritt. Man hatte vorgeschlagen, die un- 
nöthigen und schädlichen PTeiheitsstrafen durch Zwangs¬ 
arbeit ohne Einsperrung zu ersetzen. Dieser Gedanke 
wurde aber zurückgewiesen aus Furcht, es werde sich 
nicht genug Arbeit finden und es könne bei völliger Ar¬ 
beitsunfähigkeit einfache Straflosigkeit eintreten. Allein 
diese Bedenken sind gewi.ss nicht stichhaltig, denn die da¬ 
durch ermöglichte thatsächlichc Straflosigkeit des einen 
oder anderen Verurtheilten ist, wie von Lilienthal in 
seiner für den Sozialpolitiker ganz ausserordentlich be- 
achtenswerthen Besprechung des schweizerischen Straf¬ 
gesetzentwurfs in der Zeitschrift für die gesammte Straf¬ 
rechtswissenschaft ausführt, wohl kein grosser Uebelstand, 
„man kann sagen, ein solcher Zustand der Lei.stungsunfähig- 
keit ist schon an sich Strafe genug. Der Gesetzgeber muss 
wählen, ob er lieber einige Unglückliche mit Strafe ver¬ 
schonen oder unter allen Umständen auf eine Bestrafung 
bestehen wdll, obwohl das einzig mögliche Strafmittel nach 
seiner eigenen Erklärung unangemessen erscheint. Und 
das ist ja der Fall, wenn er sich grundsätzlich für Geld¬ 
statt für Freiheitsstrafe ausgesprochen hat.“ Von dem 
v/eiteren im schweizerischen Entwurf enthaltenen Gedanken, 
bei Verschlechterungen der Vermögenslage nach dem Ur- 
theil eine angemessene Verminderung der verhängten Geld¬ 
strafe eintreten zu lassen, war in der Versammlung keine 
Rede, und es ist wohl auch in Deutschland auf Annahme 
dieser Bestimmung bei unserer doktrinären Angst, irgend 
eine nachträgliche Modifikation des Richterspruchs eintreten 
zu lassen, vorläufig kaum zu rechnen. 

Wir sind damit in unserer Besprechung zu den so¬ 
genannten unbestimmten Strafurtheilen gelangt, die in der 
Versammlung ebenfalls kurz gestreift wurden, ohne dass 
aber der in ihnen liegende kerngesunde sozialpolitische 
Gedanke, wie er im schweizerischen Entwurf klar zum Aus¬ 
druck gebracht ist, irgendwie erkannt wurde. Es bietet 
sich vielleicht später einmal Gelegenheit, auf dieses wich¬ 
tigste Problem jeder gesunden Kriminalpolitik hier näher 
einzugehen. 

Berlin. Hugo Hei ne mann. 

Zur Frage der Prügelstrafe. 

In den letzten Monaten sind gewisse Kreise wieder 
einmal eifrig an der Arbeit gewesen, um für ihr Lieblings¬ 
kind unter den Strafmitteln, die Prügelstrafe, eifrig Pro¬ 
paganda zu machen. Die Kreuzzeitung richtet im Namen 
der weitesten Kreise an die Regierungen die dringende 
Aufforderung, mit einer Verschärfung der P'reiheitsstrafc 
für jene rohen Frevelthaten, wie wir sie in jüngster Zeit 
in grosser Zahl erlebt haben, durch pjnlührung der körper¬ 
lichen Züchtigung endlich einmal vorzugehen. Das Blatt 
versichert uns, dass auch jene Liberalen, die sich noch 
ganz vom Humanitätsdusel durchdrungen zeigen oder von 
der ethischen Kultur Wunderwirkungen erhoffen , „im 
Stillen“ die Prügelstrafe i'ür jenes Mordgesellen- und 
Rowdiethum herbeiwünschen — P?ine keineswegs gering 
anzuschlagende Unterstützung finden die Bestrebungen der 
Kreuzzeitung in den Agitationen der Rheinisch-West¬ 
fälischen und der Sächsisch-Anhaitinischen Gefängniss- 
Gesellschaft, deren leitender Ausschuss sich anlässlich der 
lex Heinze mit einer Petition an den Reichstag gewendet 
hat um Einführung der Prügelstrafe gegen jugendliche 
Verbrecher. Dieselbe i.st wegen des Schlusses des 
Reichstages nicht mehr zur Verhandlung gekommen, aber, 
so sagt uns Herr Pastor Winkclmann in dem Jahresbericht 
des leitenden Ausschusses, „aus Reichstagskreisen ist uns 
ein Dank für die Anregung dieser PVage zugegangen. 
Schon jetzt werden wir sagen können, dass die Ergebnisse 
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unserer Agitation nicht nur die Erneuerung unserer Peti¬ 
tion bei geeignetem Anlass nahe legen, sondern auch zur 
Aufforderung einer allseitigen Unterstützung einer solchen 
Petition Anlass geben.“ Und endlich wollen wir, um unsere 
Aufzählung vollständig zu machen, die Ausführungen des 
Staatsanwalts a. D. und Direktors der hamburgischen Ge- 
längnisse, Dr. Gennat, nicht unerwähnt lassen, die wohl 
das Unglaublichste enthalten, was zu Gunsten der Prügel¬ 
strafe gesagt werden kann. Es seien im Folgenden nur 
einige kleine Blüten aus diesen gegen Wirth und Krohne 
gerichteten, in den Blättern für Gefängnisskunde veröffent¬ 
lichten Ergüssen mitgctheilt: „Das Ehrgefühl, welches man 
dem Volke in seiner Gesammtheit andichtet, besitzt es nicht. 
Der nachlässige oder faule Knecht findet nichts darin, dass 
der Herr die Reitpeitsche gegen ihn gebraucht, ja selbst 
nichts darin, dass ihm der Grossknecht einige Ohrfeigen 
verabfolgt. Und der Staat sollte die Hand in die Tasche 
stecken müssen . . . . ? Wer vor der Prügelstrafe sittlichen 
Ekel empfindet, verausgabt sich am Unrechten Orte. Was 
kann er an sittlichem Ekel vor dem Verbrecher übrig 
haben? Wer Abscheu vor der Vollstreckung empfindet, 
hat solche entweder noch nicht gesehen oder mag sich 
stärkere Nerven anschaffen.“ —■ Dass von diesem hoch¬ 
gebildeten Standpunkt aus kein Grund vorliegt, die Frauen 
besser zu behandeln als die Männer, versteht sich von 
selbst. Die Verworfenheit weiblicher Verurtheilter, so heisst 
cs denn auch weiter, „ist oft schlimmer als die von Männern. 
Von Verletzung des Schamgefühls kann bei solchen Ge¬ 
schöpfen in subjektiver Beziehung nicht die Rede sein, in ob¬ 
jektiver Hinsicht lässt sich durch einfache Maassnahmen (dünne 
Lederhosen) Vorbeugen.“ Gennat fürchtet allerdings selbst, 
dass trotz aller Zeichen der Zeit die Stunde für seine 
volkserrettende „Reform“ noch nicht gekommen sei, um 
die körperliche Züchtigung ohne Unterschied des Alters 
der Verurtheilten wieder einzuführen. Die volltönenden 
Redewendungen von der ewigen Menschenwürde und vom 
letzten Funken des Göttlichen, der mit Stockhieben ertötet 
werde, hinderten uns leider noch immer daran, zu diesem 
edlen Ziel zu gelangen. Dann aber, meint Gennat, weise 
man der Prügelstrafe wenigstens einen Platz bei den Straf¬ 
mitteln gegen Jugendliche an. „Man traut seinen Augen 
nicht, wenn man liest, dass auch bei ihnen das Ehrgefühl 
erstickt werde und wie die Wendungen sonst noch lauten. 
Welches Ehrgefühl hat denn ein 13 oder wenige Jahre 
älterer Bursche im Allgemeinen und aus denjenigen Kreisen 
und von dem Bildungsgrade, wie wir sie in den Gefäng¬ 
nissen finden, insbesondere? Unterhalte man sich mit ihnen 
darüber und sehe ihre verdutzten Gesichter. Schlage sich 
jeder von uns an die Brust und frage, welche Ehrbegriffe 
er in jenen Jahren gehabt hat, und ob das, was er dafür 
hielt, es auch in Wirklichkeit war.“ Den Schluss dieser 
erquickenden Auseinandersetzungen bildet sodann der ge¬ 
schmackvolle Satz: „Wer sich wie das Vieh und oft ärger 
benimmt, soll nicht mit Sammethandschuhen angefasst 
werden.“ 

So ungeheuerlich die hier ausgesprochenen Ansichten 
auch sind und so wenig Aussicht auf Verwirklichung sie 
gerade in demjenigen Moment zu haben scheinen, in dem 
der (Miergischste und hervorragendste Gegner der Prügel¬ 
strafe, Geheimrath Krohne, den entscheidenden Einfluss im 
Ministerium des Innern erlangt hat, so würde es dennoch 
sehr leichtsinnig sein, die drohende Gefahr zu unter¬ 
schätzen. Hat es doch auch Krohne nicht verhindern 
können, dass die Prügelstrafe als Disziplinarmittel fort- 
bestehen bleibt, und findet sie doch an so gewichtigen 
Stellen, wie bei dem Ersten Staatsanwalt Lanz zu Naum¬ 
burg a. S. lebhafte Unterstützung. Seine Schrift: „Soll die 
Prügelstrafe für jugendliche Verbrecher eingeführt werden?, 
eine Frage an das deutsche Volk“ ist eine wahre Apotheose 
auf diesen Ueberrest aus barbarischer Unkultur. 

Es dürfte deshalb passend sein, bei geeigneter Gelegen¬ 
heit einmal ausführlich an dieser Stelle auf die Prügelstrafe 
einzugehen und zu prüfen, ob denn wirklich, wie die Kreuz¬ 
zeitung behauptet, ernste Einwendungen gegen die vorge¬ 
schlagene Verschärfung der Strafmittel sich so gar nicht 
linden lassen? Einstweilen mag es genügen, gegenüber 
den vorhin erwähnten Ausführungen des Hamburgischen 
Strafanstaltsdirektors aut die Worte hinzuweisen, die sein 


Amtsvorgänger in Hamburg bei Gelegenheit einer Verhand¬ 
lung des Vereins der deutschen Strafanstaltsbeamten in ge¬ 
rechter Entrüstung und mit hohem sittlichen Pathos sprach. 
Es handelt sich, so formulirte der Redner damals scharf 
und präzis das zu lösende Problem, bei der Prüfung, ob 
die Prügelstrafe wieder eingeführt werden soll, niemals um 
die Frage, ob Recht und Gesetz ohne dieses Strafmittel 
nicht aulrecht erhalten werden können, sondern immer nur 
darum: Haben wir in Deutschland so schlechte und ihrer 
Aufgabe so wenig gewachsene Strafvollzugsbeamte, dass 
sie sich nur durch den Stock Autorität zu verschäffen ver¬ 
mögen? In diesem Falle, so fuhr Streng fort, thun wir gut 
daran, weiter zu prüfen, ob es nicht rathsam sei, diese 
Beamte durch geeignetere zu ersetzen. Vielleicht beantwortet 
Herr Strafanstaltsdirektor Gennat, anstatt immer nur von dem 
verkommenen, ehrlosen Volke zu reden, einmal gleichfalls von 
diesem. Standpunkt aus im nächsten Hefte der „Blätter für 
Gefängnisskunde“ die gestellte Frage. Was Gennat sonst 
noch zu Gunsten der Prügelstrafe geltend macht, sind Ar¬ 
gumente, die so oft und so treffend widerlegt sind dass es 
kaum weiterer Ausführungen bedarf. Der Geschlagene wird 
dadurch nicht gebessert, sondern ganz im Gegentheil, der 
letzte Funke von Ehrgefühl wird von Staatswegen aus ihm 
systematisch herausgeprügelt, dafür aber in ihm ein unaus¬ 
löschlicher, gefährlicher Hass gegen alle staatliche Autorität 
wachgerufen. Und die Wirkung auf die Beamten? Darüber 
können wir keinen besseren Gewährsmann hören als Krohne, 
denn wohl Niemandem steht^eine so reiche Erfahrung zur 
Seite: „Auf die Zuschauenden ein unglaublicher Ekel, auf 
den Hauenden ein Gefühl unwilligen Zornes, dass er dazu 
verdammt ist, mit kaltem Blute auf das wehrlos vor ihm 
liegende Menschenkind loszuschlagen. Wird er öfter dazu 
kommandirt, so sinkt er in der Achtung seiner Kameraden, 
verroht und verkommt. Man findet denn auch nicht selten, 
dass die Prügelaufseher dem Trünke ergeben sind.“ 

Wozu aber bedarf es noch weiterer Argumente, wenn 
sich die Thatsache mit Leichtigkeit nachweisen lässt, dass die 
wirklich tüchtigen und gebildeten Strafanstaltsdirektoren, 
welche sich der ungeheueren Verantwortlichkeit ihres Amtes 
voll bewusst sind, fast niemals die Prügelstrafe empfohlen 
haben. Sie haben es eben ohne dieses brutale Strafmittel 
durch die Macht ihrer Persönlichkeit und das Vertrauen, 
das sie sich bei den Gefangenen erworben haben, sehr 
wohl verstanden, die Disziplin zu wahren und jede Auf¬ 
lehnung gegen die Autorität zu brechen. Endlich spricht 
gegen die Prügelstrafe als Disziplinarstrafmittel vor allem 
auch noch die Erwägung, dass die rohesten Verbrecher¬ 
naturen fast niemals mit der Anstaltsordnung in Konflikt 
gerathen und daher auch niemals die Prügel erhalten. Sie 
kennen eben die Aussichtslosigkeit jeder Auflehnung nur 
zu gut. Diejenigen, welche ernster Verstösse gegen die 
Disziplin sich schuldig machen, das sind regelmässig die 
geistig Defekten und Verblödeten, an denen unsere Straf¬ 
anstalten einen so reichen Ueberfluss haben. — Und end¬ 
lich, gerade die jugendlichen Verbrecher will man vor¬ 
zugsweise mit der Prügel beglücken, und wohlgemerkt nicht 
als Erziehungsmaasregel - diese steht aut einem ganz 
anderen Blatte —, sondern als staatliches Strafmittel. 
Wie dieser V^orschlag immer wieder- und wiederkehren 
kann, ist vollends unbegreiflich. Wer unter des Büttels 
Händen gewesen ist, sagt Krohne treffend, wird nach guter 
alter deutscher Anschauung niemals wieder rein. Und vor 
dieser Konsequenz sollten wir nicht zurückbeben? Wenn 
die Vernichtung menschlicher Existenzen nicht gleichgültig 
ist, wer nicht den Grundsatz: „apres nous le deluge“ auf 
seine Fahne geschrieben hat, der wird bei genauerer Ueber- 
legung nirgends mehr als gerade gegenüber den Jugend¬ 
lichen die Prügelstrafe perhorresciren, deren Folgen hier 
noch brutaler sind, als das brutale Strafmittel selbst. 

Wir haben im Vorstehenden nur die handgreiflichsten, 
selbstverständlichsten Einwendungen gegen die Prügelstrafe 
geltend gemacht. Für heute wollen wir nur noch darauf 
hinvveisen, dass es einen höchst unangenehmen Ein¬ 
druck macht, wenn der Jahresbericht der sächsisch-anhalti- 
nischen Gcfängnissgescllschaft in demselben Athemzug, in¬ 
dem er für die Prügelstrafe eintritt, mit aller Gluth sich 
weiter für die Gefangenen-Seelsorge und für die Anstelinng 
von eigenen Gefängniss - Geistlichen erwärmt. Auf diese 
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merkwürdige Zusammenstellung können wir nur mit Krohne 
antworten: Der Versuch, das zerdroschene, zu Brei ge¬ 
schlagene Gesäss des Verbrechers mit Bibelsprüchen zu 
rechtfertigen, grenzt an Blasphemie. 


Technische Fragen. 


Lassen sich Gnibenexplosionen verhüten? 

Die furchtbare Katastrophe, die in den Gruben des 
Grafen Heinrich Larisch so entsetzliches Unglück über mehr 
als zweihundert Bergarbeiter und deren Angehörige herauf¬ 
beschworen hat, lenkt von neuem die Aufmerk.samkeit auf 
die Maassnahmen zur Verhütung von Grubenexplosionen. 
Ehe ich auf die technischen Vorkehrungen cingche, die im 
Stande sind, Grubenexplosionen fast vollständig unmög¬ 
lich zu machen, sei kurz der Thatbestand bei dem letzten 
entsetzlichen Unglücksfall referirt. 

Am 15. Juni nach 9 Uhr Abends fand in den dem 
Grafen Heinrich Larisch gehörigen Schächten Johann-Fran- 
ciska- und Tiefbauschacht, die mit einander in Verbindung 
stehen, eine so heftige Grubenexplosion statt, dass die De¬ 
tonation selbst auf der Oberfläche gehört wurde. Die Be¬ 
legschaft war in der Stärke von 750 Mann angefahren. 
Sofort angestellte Rettungsversuche erwiesen sich bei dem 
Theil der Belegschaft, der nicht Zeit hatte sich zu flüchten, 
erfolglos, denn um 10 Uhr erfolgte eine nud furchtbare 
Explosion, die die Rettungsmannschaft zum Theil zer¬ 
schmetterte, zum Theil erstickte. Nur 3 Personen von der 
Rettungsmannschaft kamen lebend zu Tage. Gegen 5 Uhr 
Morgens erfolgte eine dritte Explosion, um ^/4 7 Uhr eine 
vierte und 3 Stunden später eine fünfte und letzte Explosion. 
Die inzwischen aus dem ganzen Revier zusammengekom¬ 
menen Ingenieure erklärten jeden Rettungsversuch für aus¬ 
sichtslos und zwecklos, da alle auf dem Unglücksort be¬ 
findlichen Arbeiter unzweifelhaft bereits todt und alle 
Strecken vollständig verbrochen seien. Nach den sofort 
angestellten Erhebungen wurde die Zahl der Getödteten auf 
232 festgestellt, die die Ernährer von 137 Frauen und circa 
1000 Kindern gewesen waren. Da in Folge der Explosionen 
auch die Gruben in Brand gerathen waren, nur der „Hein- 
rich-“Schacht No. 6 am westlichen Ende des Reviers gegen 
Orlo gelegen ist betriebsfähig geblieben, so sind von 4500 
Arbeitern des Grafen Larisch 35(K) auf Wochen, vielleicht 
auf Monate arbeitslos geworden. Nächst dem grossen Brand¬ 
unglücke auf den Przibrarner Silbei bergwerken am 31. Mai 
1892 ist die Karwiner Katastrophe wohl die furchtbarste, 
die sich bisher in den Gruben Deutschlands und Oester¬ 
reich-Ungarns ereignet hatte. 

Bei der raschen Aufeinanderfolge von solchen ver¬ 
heerenden Unglücksfällen in den letzten Jahren, die sich 
fast durchweg in Folge von Grubenexplosionen in Kohlen¬ 
gruben ereigneten, ist die ganze Gesellschaft auf das Leb¬ 
hafteste intercssirt, dass von den Regierungen und den ge¬ 
setzgeberischen Körperschaften mit machtvoller Entschieden¬ 
heit alle die Maassnahmen getroffen werden, die in Zukunft 
Gnibenexplosionen auf ein Minimum beschränken, wo nicht 
völlig ausschliessen. 

Die vorhandenen Vorschriften gehen fast alle von der 
Theorie der schlagenden Wetter aus. Unter einem solchen 
versteht man ein explosives Gemisch von Grubengas und 
atmosphärischer Luft. Demgemäss beschränken sich die 
Präventivmaassregeln auf das Verbot in Kohlengruben, wo 
schlagende Wetter vorhanden sind, mit offenem Lichte um¬ 
zugehen, Streichhölzchen zu entzünden und die Sicherheits¬ 
lampen unter Tage zu öffnen. In der 'J'hat sind auch 
erwiesenermaassen Grubenkatastrophen durch unvorsichtiges 
Umgehen mit Feuer au.sgel(»st worden. Der Bergmann 
kennt allerdings genau die Gefahren, die jedes Hantiren 
mit offenem Lichte hervorrufen kann; weshalb er aber trotz¬ 
dem „in gewissenlosem Leichtsinn“ mit seinem Leben und 

Die gebräuchlichen Sicherhcitslampcn rülireii von Davy 
her. Sie bestehen aus einem clichten Drahtnetz, das die Flamme 
vollständig iimgiebt. Das Drahtnetz verhindert, jedoch nur so 
lange es nicht seihst glühend ist, die Foi tpflanzung einer im Innern 
der Lampe stattfindencn Explosion nach aussen. 


dem Leben seiner Kameraden spielt, haben die Bergarbeiter 
Sachse-Zwickau und Maroille-Belgien auf dem Berliner 
internationalen Bergarbeiterkongress auseinandergesetzt, in¬ 
dem sie diese Verletzung der bergpolizeilichen Vorschriften 
auf die Zwangslage zurückführten, in der sich der Berg¬ 
mann befindet, dem vor Ort die Lampe verlöscht. Er muss, 
eveiit. unter Mitnahme der Lampe seines Kameraden, oft 
einen fast einstündigen Weg zurücklegen, bis er an die 
Stelle gelangt, an der er die Lampe wieder anzünden darf, 
oder er muss dazu gar ausfahren. Ist die Luft vor Ort aber 
sehr verdorben, oder ist seine Arbeitsstelle sehr feucht, oder 
stösst er seine Lampe zufällig um, so kann sie während 
einer Schicht wiederholt ausgehen und sein ganzer Arbeits¬ 
verdienst wird durch das Ein- und Ausfahren aufgezehrt. 
Unter Umständen kann er sogar seiner Entlassung wegen 
allzu geringer Arbeitsleistung gewärtig sein. Ausserdem 
aber wird die Leuchtkraft der Flamme durch das Draht¬ 
netz so sehr beeinträchtigt, dass der Arbeiter schon im 
Interesse seiner Arbeitsförderung die Lampe öffnet. So 
ist denn der Arbeiter schlechterdings gezwungen, gegen 
die Vorschriften zu handeln und sein Leben aufs Spiel zu 
setzen. 

Unter Voraussetzung der Theorie von den schlagenden 
Wettern sind natürlich die Sprengschüsse genau ebenso 
gefährlich, wie es das Oeffnen der Sicherheitslampe oder 
das Entflammen eines Zündholzes ist. 

Sieht man die schlagenden Wetter als alleinige Ur¬ 
sache der Grubenexplosionen an, so können die genannten 
Palliativschutzvorschriften offenbar nur geringe Bedeutung 
haben; radikal lässt sich die Bildung von schlagenden 
Wettern nur durch eine ausreichende Wetter¬ 
führung, d. h. durch eine möglichst vollkommene Ventila¬ 
tion verhindern, denn die ausströmenden Gasmengen sind 
im allgemeinen nicht so gross, dass sich selbst bei ge¬ 
nügender Lüftung in kurzer Zeit so viel Knallgas bilden 
könnte, um eine verhängnissvolle Katastrophe zu erzeugen. 
Die gefährlichsten Stellen bleiben aber dann immer noch, 
selbst bei ausreichender Ventilation, die mehr oder weniger 
„zu Bruche gegangenen“ abgebauten Strecken, in denen 
sicli bedeutende Mengen schlagender Wetter ansammcln 
können. Durch Vorschriften über das völlige Verbauen 
dieser abgebauten Strecken, die schon für die Sicherung 
der Gebäude über 'I'age sehr angebracht wären, Hesse sich 
aber jede Gefahr der schlagenden Wetter fast vollständig 
climiniren. 

Aus Experimenten, die im Sommer 1884 im Saarrevier, 
im Königsschacht bei Neunkirchen unter Aufsicht der 
preussischen Wetter-Kommission ausgeführt wurden,V) 
scheint aber mit ziemlicher Sicherheit hervorzugehen, dass 
bi.sher die Bedeutung der schlagenden Wetter weit über¬ 
schätzt worden ist, und dass die Hauptursache der Gruben¬ 
explosionen die Entzündung von feinem, in der Luft sus- 
pendirtem Kohlenstaube sei; die schlagenden Wetter bei 
den Grubenkatastrophen aber eine nur accessorische Rolle 
spielen. Kohlenstaub ist in trockenen Förderstrecken in 
überreicher Menge vorhanden. Jeder Sprengschuss wirbelt 
einen erheblichen Theil davon in die Luft; ein Gemisch 
von feinem Kohlenstaub mit Luft ist aber ebenso explo.siv 
wie Knallgas. Das Vorhandensein von trockenem Kohlen¬ 
staub ist also eine permanente Gefahr für die Sicherheit 
der Bergarbeiter eine Gefahr, die natürlich durch das Auf¬ 
treten von schlagenden Wettern noch erhöht wird. Jede 
lokale Explosion wirbelt noch an entfernteren Stellen 
Kohlenstaub auf und schafft die Vorbedingungen für neue 
Explosionen; daher die Beobachtung, wie letzthin erst in 
Karwin, dass sich nicht selten mehrere Explosionen auf 
dem Fusse folgen. 

Nichts aber leichter, als die aus dem Vorhandensein 
von trockenem Kohlenstaub resultircnden Gefahren zu be¬ 
seitigen! Dazu dürfen die Förderstrecken nur genügend 
mit Wasser gesprengt werden. — In der Praxis wird die 
Ausführung dieser Vorschrift, die in einzelnen Gruben be¬ 
reits streng gehandhabt, aber vielfach durch die hohe 
'Femperatur (bis 40 und 45o C.), die in einzelnen Kohlen¬ 
gruben herrscht, zur Unmöglichkeit. Wenn schon heisse 

0 Einen lUricht liierüher liabcn die Herren llils und Margraf 
erstattet. 
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trockene Luft die i\rl)eit der Bergleute ausserordentlich 
erschwert, so macht heisse feuchte Luft, besonders wenn 
sic noch durch die V^erbrennungsgase der Sprengladungen, 
der Lampen und die ausgeathmete Kohk nsäurc verschlech¬ 
tert ist, den Aufenthalt in geschlossenen Räumen zur haaren 
Unmöglichkeit. Die Voraussetzung für andauerndes Be¬ 
feuchten des Kohlenstaubes wäre also wiederum eine aus¬ 
reichend e Wetter fü h ru n g. 

Von der Anlage einer genügenden Zahl von Wetter¬ 
schächten und Ventilatoren, also von der Versoi’gung mit 
frischer Luft wäre in jedem Falle die Konzession zum Berg¬ 
bau-Betriebe abhängig zu machen. Ganz abgesehen davon, 
dass dadurch die häufig ganz unei träglichen Arbeitsbedin¬ 
gungen für die Bergarbeiter wesentlich gebessert würden, 
würde auch die Gefahr der Gi uhenexplosionen auf ein 
Minimum reduzirt werden. Rentirt für einzelne Gruben die 
Anlage ausreichender Wetterführung nicht, so müsste, sollte 
man wenigstens glauben, das Interesse für die Sicherheit 
der Arbeiter höher stehen als das Interesse für die Profite. 
Dass daneben die Vorschriften über das Umgehen mit 
oflenem Licht bestehen bleiben müssen, versteht sich von 
selbst; freilich würden diese Vorschriften auch nur dann 
wirksam sein, wenn die Arbeiter nicht Rücksicht auf die 
Schmälerung ihres Akkordlohnes zu ncdmien hätten. Am 
besten freilich wäre es, die offenen Grubenlampen, aber 
auch die Davy’schen Sicherheitslampen, die selbst bei gutem 
Funktioniren nicht abroluten Schutz gewähren, vollständig 
zu beseitigen und elektrische Beleuchtung einzuführen. ln 
einzelnen Gruben Oberschlesiens, z. B. I lohcnzollernschacht 
bei Bcuthen, funktioniren elektrische Beleuchtungsanlagen, 
wenigstens auf den Fahrstrecken, zu voller Zufriedenheit, 
Vk^r Ort aber können nur tragbare elektrische Lampen an¬ 
gewandt werden. Leider sind die bisher in den Handel 
gebrachten tragbaren elektrischen Lampen noch nicht hand¬ 
lich genug, funktioniren auch nicht die ganze Schicht hin¬ 
durch mit genügender Leuchtkraft, so dass sie bisher noch 
nicht zur allgemeinen Verwendung kamen. Ausserdem aber 
sind sie zu theuer. 

Gegenüber dem Einflüsse der Sprengschüsse auf die 
Entzündung der schlagenden Wetter und die Entzündung 
des Kohlenstaubes hat die Beleuchtungsfrage in Gruben 
Jedoch nur eine geringe Bedeutung. Selbst die besten 
Grubenlampen sind werthlos, so lange die Sprengschü.sse 
während der Anwesenheit der ganzen Belegschaft in der 
Grube abgefeuert werden. Wir maassen uns kein Urthcil 
darüber an, wie stark die Rentabilität der Gruben herab¬ 
gemindert werden würde, wenn die vSprengungen durch 
elektrische Zündungen zu bestimmter Fageszcit und nur 
dann ausgeführt würden, wenn die ganze Belegschaft aus¬ 
gefahren ist. Aber wo es sich um die Sicherung von 
Tausenden von Menschenleben handelt, kann selbst die 
erheblichste Verminderung des Profites, Ja selbst der Ruin 
einzelner Bergwerke keine ausschlaggebende Gründe gegen 
die durch das Gesetz vorge schrie bene Durchführung 
solcher .Schutzmaassnahrnen abgeben, die allein wirksam ver¬ 
heerende Grubenkatastrophen verhüten können. Vollkom¬ 
mene Ventilation der Gruben, die die Ansammlung schlagen¬ 
der Wetter verhindert und in allen Gruben das Befeiu'hten 
des Kohlenstaubes ermöglicht, vollständige Veusetzung der 
abgebauten Strecken und last not least elektrische Zündung 
der vSprengladungen in Abwesenheit der Bergleute, das sind 
die einzig zuverlässigem IVlaassnahmen gc'gen Grubenexjdo- 
sionen. So lange die.^e Schutzmaassregeln nicht getroffen 
werden, wird auf den Bergwerksbesitzern das Odium lasten 
bleiben, dass sie moralisch und vielleicht auch rechtlich für 
Jede Grubenexplosion verantwortlich sind. 

Berlin. II. Lux. 


Landwirthschaft. 

Die Immobiliarverschuldung in Baden im Jahre 1892. 

ln 37 l)adischen Gemeinden ist c'ine Ermittelung ül)er die 
Vers(duildung im jaliro 1892 angestellt worden, aus ö Ge¬ 
meinden fehlen noch die l’a'gebnis'^c. Bei den übrigmi 32 
lässt sich nach der Badischen Korrespondenz jetzt bereits 
feststellen, dass die Gesammtzunahme der Immobiliarver¬ 


schuldung (für Einheimische, Ausmärker, Stiftungen etc.) in 
dem Jahrzehnt 1883/92 rund 13 pCt. beträgt. In 10 von den 
fertiggestellten Gemeinden hat eine Abnahme der Belastung 
stattgefunden, die zwischen 1,4 (Ellmendingen) und 55,2 pCt. 
(Unterscheidcnthal) schwankt; in den anderen 22 Gemeinden 
bewegt sich die Zunahme zwi.schen 0,2 (Sulzfeld) und 
42,8 pCt. (Sandhausen). 

Der Zunahme der Verschuldung um rund ^/b steht eine 
allerdings sehr geringe Zunahme des Steuerkapitalwerths 
(der Liegenschaften und Gebäude zusammengenommen) um 
0.43 pCt. gegenüber, so dass das Verhältniss der Immobiliar¬ 
schuld zum .Steuerkapitalwerth in den 32 Gemeinden zu¬ 
sammen, das 1883 nur 21,64 pCt. betrug, im Jahre 1892 
nahezu 74 (genauer 24.60 pCt.) ausmachte. In den einzel¬ 
nen Gemeinden schwankte dasselbe zwischen 6,78 pCt. (in 
Ellmendingen) und 79,42 pCt. (in Wittenschwand). 

Einen richtigeren Einblick in die fraglichen Verhält¬ 
nisse als durch die vorstehend geschilderten Gesammtver- 
änderungen erhält man, wenn man sich ausschliesslich auf 
die Darstellung der Immobiliarverschuldung der Einheimi¬ 
schen (Landwirthe ohne und mit gewerblicher Neben¬ 
beschäftigung), unter Weglassung der Ausmärker, Gross¬ 
grundbesitzer, Stiftungen etc., beschränkt. 

Hiernach betrug der Einheimischen Verschuldung 1883 
in den 32 Gemeinden zusammengenommen 11,58 Milk M., 
1892 dagegen 12.98 Milk M., mithin stieg die Immobiliar¬ 
schuld um 1,40 Milk M. oder 12,1 pCt. Von den einzelnen 
Gemeinden hat in folgenden 13; Watterdingen, Unadingen, 
Neukirch, Griessen. Görwihl, Wasenweiler, Bischoffingen, 
Efringen, Neusatz, Michelbach, Sulzfeld, Unterscheidenthal 
und Dittwar die Verschuldung eine Abnahme zwischen 0,84 
und 55.22 pCt. erfahren. In den übrigen 19 Gemeinden 
trat ein Anwachsen der Immobiliarschuld um 2,33 bis 
45,69 pCt. ein. 

Im ganzen ist das Verhältniss der Immobiliarschuld zum 
Steuerkapitalwerth in den 32 Gemeinden von 28,26 pCt. im 
Jahre 1883 auf 32,05 pCt. in 1892 gestiegen. Daran ist 
übrigens nicht das Anwachsen der Immobiliarschuld allein, 
sondern auch die Abnahme des Steuerkapitalwerthes mit 
schuld; letzterer hat sich von 1883 auf 1892 in den 32 Ge¬ 
meinden zusammen um 1,03 pCt. vermindert, und zwar ist 
es gerade der Steuerkapitalwerth der Liegenschaften, welcher 
abgenommen hat, während derjenige der Gebäude für sich 
eine kleine Zunahme aufweist. 

Realexekutionen in Oesterreich. Im Mai-Juni-Hefte der 
Wiener statistischen Monatsschrift ist eine vom österreichi¬ 
schen Justizministerium veranlasste Erhebung über alle im 
Jahre 1891 vorgekommenen Fälle von Realexekutionen ver¬ 
arbeitet. Im Ganzen umfasste die Erhebung 14 742 Exeku¬ 
tionsfälle, von denen 653 nicht weiter spezifizirt werden 
konnten; von den übrigen 14 089 entfielen 7469 auf blosse 
Grundstücke. 6620 auf Liegenschaften mit Gebäuden. Es 
wurden im Jahre 1891 etwa 2 pMille sämmtlicher Häuser 
exekutiv versteigert; 1,45 pMille (22,5 Milk) des Gesammt- 
vverthes der Realitäten wurden dem exekutiven Verkaufe unter¬ 
worfen. 53 pCt. aller Fälle entfielen auf Objekte mit reiner 
(Irundsteuer, über 31 pCt. auf Objekte mit Grund- und Haus- 
klassensteuer — im Ganzen ca. 92 pCt. auf vorwiegend 
ländliche Realitäten. Nach den Grössenkategorien der Meist- 
bote entfallen 57 pCt. auf die unterste Werthstufe bis 500 fl., 

81.5 pGt. auf die Realitäten bis zum Werthe von 2000 fl.; 
bei den lediglich der Grundsteuer unterworfenen Objekten 
entfällt auf d:e unterste Werthstufe sogar ein Antheil von 

80.6 pCt. Innerhalb der einzelnen Meistbotskategorien ent¬ 
fallen auf die vorwiegend ländlichen Objekte; bis 500 fl.: 
98 pCt.; 50I-1(X)0 fl.; 92,8 pCt.; 1001-2000 fl.: 87,7 pCt. 
u. s. w., absteigend bis; über 20 000 fl. nur noch 32,2 pCt. 


Soziale Zustände. 

Kommission für Arbeiterstatistik. Der Reichsanzeiger 
schreibt über die nächste Sitzung der, wie wir schon mit- 
gctheilt, am 23. d. M. zusammentretenden Kommission; „Die 
Berathungen werden sich hauptsächlich auf die Erhebungen 
über die Arbeitszeit etc. in Bäckereien und Konditoreien, 
im Handclsgewerbe und in Getreidemühlen erstrecken. 
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Bei der Erhebung, betreft'end die Bäckereien und Kon- j 
ditoreien, handelt es sich noch um Abgabe* des an den 
Reichskanzler zu (‘istattenden Schlussgutachtcns. Für den ! 
Fall, dass die Kommission sich dafür entscheidet, eine Re- ' 
gelung der Arbeitszeit in Bäckereien und Konditoreien — i 
auf dem Wege eines Bundesrathsbeschlusses oder eines ; 
besonderen Gesetzes — zu empfehlen, sind zur Vorberei- | 
tung der nächsten Sitzung zwei Entwürfe für die Vor¬ 
schläge über die Art der Regelung ausgearbeitet worden. | 
Während nach dem einen Entwurf eine Ma.ximalarbeits- : 
zeit für die Woche festgesetzt werden soll, legt der an- | 
dere Entwurf die tägliche Arbeitsschicht der Regelung zu 
Grunde. ! 

Für die Arbeitszeit, Kündigungsfristen und Lehrlings- i 
Verhältnisse im I Iandel.>,gewerbe sind im Anschluss an die 
im Herbst 1892 veranstaltete Fragebogen-Erhebung zahl- ^ 
reiche Gutachten kaufmännischer Verbände und Vereine ! 
eingefordert worden, deren Bearbeitung (Drucksachen der 
Kommission für Arbeiterstatistik. Erhebungen No. V. Ber- i 
lin, Carl Meymanns Verlag 1894) vor wenigen Wochen der 
Kommission vorgelegt worden ist. 

Bei der bevorstehenden Berathung über die das Han¬ 
delsgewerbe und die Getreidemühlen betreffenden Erhe- | 
bringen wird es sich im wesentlichen um eine Erörterung ; 
der Frage handeln, in welcher Weise die in Aussicht ge- ' 
nommenen weiteren Ermittelungen zu erfolgen haben werden, ! 
Schon bei dieser Erörterung wird die Kommission einige 
Angehörige des Handelsgewerbes und des Müllcrberufs zu¬ 
ziehen, während die Vernehmung einer grösseren Zahl von 
Auskunftspersonen zur erschöpfenden Klarstellung der 
thatsächlichen W'rhältnisse späteren Sitzungen Vorbehalten | 
bleibt.“ I 

Weibliche Dienstboten in London. Das englische ' 
Arbeitsamt hat eine Enquete über die Löhne der Dienst¬ 
boten in London veranstaltet. Nach dem Cen.'^us von 1891 ' 
gab es in London 238 366 weibliche häusliche Dienstboten, i 
Unter 20 Jahren waren von ihnen 32 pCt., von 20 35 Jahren | 

50 pCt., über 35 Jahr 18 pCt. Jene weiblichen Dienstboten j 
vertheilten sich auf 110 359 Familien: von diesen Familien j 
hatten 59 pCt. nur 1 Dienstboten, 23 pCt. deren 2. mehr 
als 2 Dienstboten hatten 18 pCt. der Familien. | 

Von 302 Familien, die 678 weibliche Dienstboten bc- ! 
schäftigten, wurden lnfürmati(men über die gezahlten Löhne i 
eingezogen. Deshalb können die auf diesen Angaben be¬ 
ruhenden statistischen Daten immerhin nur als Näherungs- | 
werthe für die Londoner Durchschnittslöhne angenommen I 
werden. Als Durchschnitt für alle diese Dienstboten ergab 
sich ein Jahreslohn von 18Vs Lst. (370 Mark). Der Lebens¬ 
unterhalt wird natürlich ausserdem gewährt. Was die ver¬ 
schiedenen Beschäftigungsarten anbetriHt, so erhielten 
Kammerzofen mit 25 Lst. den höch-^ten Lohn: Köchinnen I 
folgten mit 22 Lst.: Mädchen für Alles erhielten 15'/.: Lst.: i 
den niedrigsten Lohn erhielten Küchenmädchen mit 12 J.st. i 


Gewerkschaftliche Arbeiterbewegung. 


Der Londoner Droschkenstrike. 

Der Strike der Londoner Droschkenkutse lu r, w(*lcher ^ 
durch Vermittelung des Ministers des Innern beigelegt i 
worden, bot in seinem Verlaufe gewisse Eigenthümlich- ^ 
keiten die ihn von ähnlichen wirthschsftlichen Fehden | 
unterschieden. So ist es z. B. ein bemerkenswerther Zug, | 
dass im ganzen Droschkengewerbe das Verhältniss von ■ 
Arbeitgeber und Arbeiter nicht e.xistirt und auch keine 
Löhne bezahlt werden, wie dies bei Unternehmern und 
Angestellten (k r Fall. Der Wrtrag der Parteien ist hier 
in Wahrheit die Miethe, bei welclu r der Eignei' eines j 
Wagens dem Kutscher dessen Benutzung gegen eine ]H'- 
kuniäre Vergütung überlässt. Dass diese Geldleistung nun . 
eine mässige oder übermässige, scheint auf den ersten 
Blick das Gesammtinteressc niclit mehr anzugehen, als jeder : 
andere Miethsvertrag, wie z. B. Jc iiei' zwischen Eigentlüimei ; 
und Pächter von Iläusern oder Grundstücken, bis kommt 
hier indessen ein weiterer Punkt in Betracht, welcher das 


Eingreifen der Gesammtheit rechtfertigt, nämlich die staat- 
licherseits im Interesse des Publikums geübte Aufsicht über 
die Beförderungsmittel, welche sich äussert in der Ein¬ 
richtung eines Droschkentarifs, sowie im Gewähren oder 
\'erweigcrn bezw. Entziehen von Konzessionen an die 
Kutscher. Die Droschkenbesitzei* vertraten zu Beginn des 
Zwistes den Standpunkt, dass die ihnen von den Kutschern 
für die Benutzung ihres Fuhrwerks gezahlten Sätze keine 
Ermässigung gestatteten, während andererseits die Kutscher 
behaupteten, dass sie die Sätze nicht zahlen und ihren 
Lebensunterhalt nicht verdienen könnten. Sind diese An¬ 
gaben richtig, so ist zweifellos aller Anlass zu einer Neu¬ 
regelung des jetzigen 4'arifs gegeben. Die erste Vor¬ 
bedingung des Droschkeneigenthums und des Droschken- 
kutschergevverbes wie es zur Zeit besteht, ist, dass sowohl 
Eigner wie Kutscher sich mit Sixpence pro englische Meile 
begnügen oder ihien Betrieb aulgeben müssen. Da nun 
der Preis der zu verwerthenden J.ei-tung durch den Staat 
festgesetzt ist, so schien die \’erantwortlichkcit für die ge¬ 
störten Beziehungen zwischen den von uns gewöhnlich als 
Herren und Diener Bezeichneten ganz folgerichtig dem 
Regierungszweige obzuliegen, der jene Festsetzung trift't. 
Infolgedessen wurde seitens des Ministeriums des Innern 
eine kleine Kommission gebildet und betraut, die Verhält¬ 
nis.^!! des hauptstädtischen Droschkengewerbes zu unter¬ 
suchen, soweit sie von dem gegenwärtigen Tarif beeinllusst 
werden, und ferner zu erwägen, ob eine Beschränkung der 
Zahl der gewährten Konzessionen thunlich sei. 

Betrachten wir die Lage des Droschkengewerbes von 
einem allgemeinen (iesichtspunkt und sehen wir von den 
der genannten Kommission vorgelegten Sonderfragen ab. 
so scheint alles dafür zu sprechen, dass der Durchschnitts¬ 
kutscher in den stillen Monaten des Jahres täglich 18 
Stunden arbeiten muss, um etwas über die von ihm ver- 
tragsmässig den Eignern zu leistende Sumnu* für sich zu 
verdienen, während, was diese betrifft, die grossen Ge¬ 
sellschaften im allgemeinen ihren Aktionären nur niedrige n 
Zins zahlen, wenn auch einige der kleinen Besitzer ein 
Erkleckliches verdienen. Kompetenten Beurtheilern zufolge 
wurden die jüngsten Reibungen ganz erheldich durch die 
ül)ermässige Zahl der Droschken veranlasst, welche, nament¬ 
lich in den Sommermonaten, in den Strassen stehen. In 
dieser Jahreszeit findet .->tet'> ein Zufluss von „Schönwetter“- 
Kutschei n wie sich dit* regulären Kutscher ausdrücken — 
statt, welche den das (ie werbe ständig Betreibenden 
empfindliche Konkurrenz machen. In der That hat man 
den nculichen Strike im Publikum kaum als schweres 
Uebel empfunden, ausgenommen in einer verhältnissmässig 
kleinen Zahl von Vergnügungslustigen der Hauptstadt; die 
Strassen waren über und über besetzt mit Miethsfuhrwerk 
und man vermisste schwerlich das Fehlen von fünf- oder 
sechstausend Droschken. Jedenfalls hat die gegenwärtige 
Beilegung der Streitigkeiten keine guten Aussichten, wenn 
sic nicht eine Verringerung der Zahl der gewährten Kon¬ 
zessionen oder einer Erhöluing des öffentlichen 'Tarifs be¬ 
gleitet. Nachdem der Ausstand vier Wochen lang ge¬ 
dauert hatte, zeigte sich, dass die Angelegenheit einen zur 
erfolgreichen Anrufung eines Vermittlers geeigneten Punkt 
erreicht habe. Man wandte sich nunmehr an den Minister 
des Innern um seine nichtamtliche Intervention: seine 
hierauf erfolgenden Vermittelungsvorschläge erschienen 
beiden Parteien annehmbar und man einigte sich auf fol¬ 
gende Weise: 

„Die Zahlung von 'Trinkgeldern seitens der Kutscher 
an die Bediensteten der Droschkenhöfe wird abgeschafft. 
Die Unionmarke tritt aussei* Kraft. Alle Theilnelimer des 
Strik(‘s wei'dc'ii wieder eingestellt, wogegen sie sich ihrer¬ 
seits verpflichten, in Frieden mit solchen Kutschern zu¬ 
sammen zu arbeiten, die während des Stiikes thätig waren. 
Fs wird eine Preisskala festgesetzt für .Strasscn-I lansoms 
erster Güte in den verschiedenen Jahreszeiten: diese Skala 
wird als dit* „Standard- Taxe“ betrachtet, und die Taxe für 
alle anderen Droschkenklasst'n werden (unter Ik'zugnahme 
auf die Standard-Skala) durch gegenseitige Abmachung 
zwischen den einzelnen Droschkenbesitzern und ihren 
Kut>a'lit‘i n bestimmt. Die Festsetzung der Skala wird dem 
\’or.'>itzenden überlassen: beide Parteien sind bereit, seine 
Entseheidiing anzuerkennen und sich an seine Auslegung 
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der gegcnwürtif^cn IJcbcrcinkunft zu binden. Es tritt die 
folgende Skala in Kraft: 


Vom 

4. Juni 

bis 15. luli. 

sechs Wochen, 16 sh 


16. |uli 

„ 22. Juli, 

eine Woche. 15 „ 


23. ‘luli 

„ 29. Juli, 

eine Woche, 14 „ 

}f 

30. Juli 

„ 5. Aug., 

eine Woche, 13 „ 


6. August 

„ 12. Aui:., 

eine Woche, 12 „ 


13. August 

„ 19. Aug., 

eine Woche. 1 1 „ 

ff 

20. Augu^t 

„ 2I.Okl, 

neun Wochen. 10 „ 


22. Oktober 

„ 28. Okt.. 

eine Wju he. 1 1 „ 


29. Oktober 

„ 14. jan.. 

elf Wochen. 12 „ 


15. januar 

„ 1. April. 

elf Wochen, 1 1 „ 


2. April 

„ 15. April, 

zwei Wochen. 12 „ 


16. April 

„ 6. Mai, 

drei Wochen, 13 ,. 


7. Mai 

„ 20. Mai. 

zwei Wochen, 14 ,, 

yf 

21. Mai 

„ 3. Juni, 

zwei Wochen. 15 „ 


Die vorstehende Skala bestimmt den Nelto-Geldbetrag, 
welcher pro 'I'ag von den Kutschern den l'igenthümern l’ür 
Strassen-llansom-Droschken erster Klasse innerhalb der 
angegebenen Zeit zu zahlen ist; sie soll vom ersten Montag 
im April 1895 ab einer Revision unterzogen werden, falls 
vierzehn läge vor diesem 'rerniin dem Vermittler Nach¬ 
richt von dem Wrlangen der Revision seitens oder im 
Namen einer der Parteien der Uebereinkunft gegeben wird. 

Schwierigkeiten hinsichtlich einzelner Punkte werden 
sich zweifellos von Zeit zu Zeit ergeben und die Anzahl 
der ausser l^eschäftigung gesetzten Kutscher wird für den 
Moment einen empfindlichen Druck auf die Finanzen des 
neuei'standenen Droschkenkutscher - Gewerkvereins üben. 
Doch hegen wir gleichwohl alle Zuversicht in l^e^-tand und 
Dauer der nunmehr erzielten Uebereinkunft. j 

London. Stephen N. Fox. 

Arbeiterschutzgesetzgebung und Gewerbe¬ 
inspektion. 

Befähigungsnachweis für Bergarbeiter. De r Befähi 
gungsnachweis für Bergarbeiter soll nunmehr im Dortmunder 
Revier einguführt werden. Das Oberbergamt Dortmund hat 
Heimlich die Polizei-Verordnung, nach welcher die Ijeiglcute 
eine Lehrzeit durchzumachen haben, veröffentlicht. Leute 
unter 16 Jahren und solche, welche bis zum 60. Jahre noch 
nie unterirdisch bct,chäftigt waren, dürfen zu Arbeiten in 
der Grube nicht zugelassen werden. Zur selbstständigen 
Ausführung von Ilauerarbeiten dürfen nur solche Personen 
zugelassen werden, weicht* das 21. Jahr vollendet, wenigstens 
drei Jahre in der Grube gearbeitet haben und während 
dieser Zeit wenigstens ein Jahr mit I lauei arbeiten unter der 
Leitung eines selbständigen Hauers beschäftigt gewesen 
sind. Wird die Lehrzeit durch Abh:istung der Militärdienst¬ 
pflicht unterbrochen, so darf die Militärzeit bis zu einem 
Jahr auf die dreijährige Lehrzeit, jedoch mit Ausschluss des 
für die Erlernung der Ilauerarbeiten bestimmten Jahres, 
angcrechnet werden. Wenn mehrere Arbeiter vor einem 
Betriebspunkte beschäftigt werden, so muss einer derselben 
zur selbstständigen Ausführung von I lauerarbeiten befähigt 
sein. Am 1. Oktober 1894 tritt die Polizeiverordnung in 
Kraft. Zuwiderhandlungen gegen dieselbe werden auf 
(irund des § 208 des Allgemeinen Berggesetzes mit Geld¬ 
strafe bis zu M. 300 und im Unvermögensfalle mit Haft be¬ 
straft. Hoffentlich, bemerkt das I lamburger Echo mit Recht, 
wird man diese Strafe nicht etwa über die Arbeiter ve r- 
hängen, welche, durch den Hunger getrieben, sich zu Ar¬ 
beiten verwenden lassen, von denen sic nichts verstehen, 
sondern über die Unternehmer, welche diese Arbeiter be¬ 
schäftigen und den Profit davon haben. 

Sonntagsruhe für die Papierfabrikation. Wir haben 
in No. 38 des Sozialpolitischen Centralblatts auf Grund einer 
an (lii- Kölnische Volkszeitung gcuichteten Zuschrift eiiu's 
rheinischiui Papierfabrikanten Mittheilungen über die \>r- 
hältnisse der Fichberger Papierfabrik gebracht. Der Direktor 
der genannten Fabrik wendet sich in einer Zuschrift an die i 
Kölnische Volkszeitung gegen die Beliauptungen seines 
rheinischen Kollegen und sagt unter anderem Folgendes: 
. Ich habe seit Mai 1866 in der Fichberger Papier¬ 
fabrik des .Sonntags niemals Papier machem und nienuds 
mehr einen Dampfkessel heizen lassen. Nur wenn die Ar- 


I beit sehr dringend war, wurde des Sonntag-Abends um 
6 Uhr wieder mit Papiermachen und Heizen begonnen; die 
! durch Wasser betriebenen Holländer, die nur wenige Mann 
zur Bedienur.g erfordern, blieben dagegen gewöhnlich im 
Gange. Mit dieser seit 28 Jahren befolgten Praxis 
blieb ich in Schlesien viele Jahre ganz allein da¬ 
stehend. Alle anderen Papierfabriken, deren Zahl 
sehr gross ist, liessen die Papiermaschinen Sonn¬ 
tag für Sonntag laufen wie an jeden Wochentagen. 
IC r s t seit etwa 10 oder 15 Jahren haben meines 
Wissens zwei andere Papierfabriken die Sonntags¬ 
ruhe eingeführt; alle übrigen jedoch, sicher die 
grosse Mehrzahl, arbeiten heute noch munter an 
Sonntagen. Was nun den Vorwurf der zu geringen Löhne 
betrifft, so möchte ich erwähnen, dass der Durchschnitts¬ 
lohn für die männlichen Arbeiter, deren die Eichberger 
Papierfabrik 144 beschäftigt, bei Annahme von 300 Arbeit.s- 
tagen, sich im Jahre 1893 auf 2 M. pro Tag belief, während 
der für unseren Regierungsbezirk von der königlichen Re¬ 
gierung in Liegnitz festgesetzte „ortsübliche 'Fagelohn“ auf 
1 M. für männliche Arbeiter bestimmt worden ist! Für die 
Behauptung, dass unsere Löhne wohl nicht zu niedrige sein 
dürften, spricht ferner der Umstand, dass wir einen durch¬ 
aus festen Arbeiterstand haben, und dass e.s ein äusserst 
selten vorkommender Fall ist, wenn ein Arbeiter abgeht 
und sich eine andere Beschäftigung sucht.“ Der Di¬ 

rektor der Eichberger Papierfabrik verbreitet sich dann noch 
über die dort bestehenden Wohlfahrtseinrichtungen und ver¬ 
wahrt sich zum Schluss gegen die Zumuthung, er habe 
einen der Delegirten aus dem Kreise der Arbeiter zu be¬ 
stimmten Aussagen auf der Berliner Konferenz vom 5. Mai 
veranlasst. Wir theilen die.se Rechtfertigung des Direktors 
der Fichberger Papierfabrik mit, in der die Mittheilung über 
die Zustände in der schlesischen Papierindustrie das sozial¬ 
politisch interessanteste ist. Diese Angaben fordern auf 
das dringendste dazu auf, dass der Bundesrath den Zu¬ 
ständen in der Papierindustrie durch eine entsprechende 
Verordnung betrefi'end die Sonntagsruhe ein Ende mache. 


Arbeiterversicherung. 

Novelle zu den deutschen Unfallversicherungsgesetzen. 

Der Reichsanzeiger vom 21. Juni veröftentlicht einen Gesetz¬ 
entwurf zur Reform der Unfallversicherungfegesetzgebung 
in 140 Paragraphen. Es ist anzuerkennen, dass die Reichs- 
regierufig das wichtige Reformwerk, noch bevor es den 
Reichstag beschäftigen wird, der öffentlichen Diskussion zu¬ 
gänglich macht. Wir wei'den uns mit der Novelle in der 
nächsten Zeit eingehend beschäftigen. 

Zur Statistik der Krankenversicherung. Lieber die 
Entwickelung der Krankenversicherung im Deutschen Reich 
bis zum Schluss des Jahres 1892 giebt das erste diesjährige 
Vierteljahresheft der Statistik des Deutschen Reiches vor¬ 
läufig ermittelte Ziffern, aus denen hervorgeht, dass so¬ 
wohl die Zahl der Krankenkassen, als auch die ihrer Mit¬ 
glieder wieder nicht unbedeutend zugenommen hat. Es 
waren vorhanden: 

im Jahre 1885 1891 1892 

Krankenkassen . . 17 511 21498 21 588 

Mitglieder dcr.sclben 3 727 000 6 879921 6 955 049 

Somit wuchs die Zahl der Krankenkassen in 1892 gegen 
das V^orjahr um 90 oder 0,418 pCt., gegen das Jahr 1885 
aber um 4077 oder 23,28 pCt.; die der Mitglieder in 1892 
gegen das Vorjahr um 75 128 oder 1.09 pCt., gegen das 
Jahr 1885 aber um 3 228 049 oder 86,6 pCt. 

Die Kassen und ihre Mitglieder vertheilen sich auf die 
verschiedenen Arten von Kassen wie folgt: 



Zahl 

der Kas.son 


1887 

1891 

1892 

Gemeinde-Ver.sichening . . 

7228 

8145 

8253 

Orts-Kiankenkasseii 

3716 

4219 

4243 

Fabrik- „ ... 

5664 

6244 

6316 

Ihm- „ ... 

93 

132 

123 

Innung-^- „ ... 

328 

467 

471 

Fingeschriebeiic I lülfskassen 

1839 

1841 

1739 

Land rechtliche „ 

468 

450 

493 


19 336 21 498 21 588 
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Zahl der Mitglieder 
1887 1891 1892 

Gemeinde-Versicherung . . 623 000 1 166893 1 179 845 

Orts-Krankenkassen ... 1 700 000 2 900 004 3 998 378 

Fabrik- „ ... 1 321 000 1 730 303 1 742 838 

Bau- „ ... 12000 27 293 29 783 

Innungs- „ ... 35000 78 064 76 411 

Eingeschriebene Hülfskassen 724000 838 481 796340 

Landrechüiche „ 145 000 138 883 131 494 

4566 000 6 879^1 695504^ 


Die Zunahme der Mitglieder hat in 1892 selbstverständ¬ 
lich eine Vermehrung der Erkrankungsfälle und der Krank¬ 
heitstage zur Folge gehabt; dabei ist aber bemerkenswerth, 
dass die 1892er Cholera-Epidemie kaum dabei zum Ausdruck 
gelangte. Auf je ein Mitglied trafen nämlich im Durchschnitt 
der Jahre: 

1885 

Erkrankungsfälle 0,4 
Krankheitstage 6.1 


1886 

1887 

1891 

1892 

0,4 

0.4 

0,3 

0,4 

6.2 

5,9 

5,9 

6,1 


1891 


1892 


Erkrankungsfälle überhaupt 2 397 826 2 478 237 

Krankheitstage * 40 798620 42 756 026 


Was hinwiederum die Vertheilung der Erkrankungs¬ 
fälle und Krankheitstage auf je ein Mitglied der einzelnen 
Kassen anbelangt, so giebt hierüber folgende Aufstellung 
Aufschluss; 


Gemeinde-Versicherung . . 

Orts-Krankenkassen . . . 

Fabrik- „ . . . 

Bau- , . . . 

Innungs- „ . . . 

Eingeschriebene Hülfskassen 
Landrechtliche „ 


Erkrankungsfälle Krankheitstagc 


1887 

1891 

1892 

1887 

1891 

1892 

0,3 

0,3 

0,3 

4,7 

4.1 

4,3 

0,4 

0,3 

0,4 

5,9 

6,0 

6,2 

0,4 

0,4 

0,4 

5,9 

6,3 

6,4 

0,6 

0,5 

0,5 

8,7 

6,9 

7,7 

0,4 

0,3 

0,3 

4,8 

4,9 

5,3 

0,4 

0,4 

0,4 

6,7 

7,3 

7.8 

0,3 

0,3 

0,3 

6,8 

6,9 

7.1 


Zur Frage der Versicherung gegen Arbeitslosigkeit 
und des Arbeitsnachweises in der Schweiz. Am 12. d. 

hat sich der schweizerische Ständerath mit dem vom Bundes¬ 
rath vorgeschlagenen Postulat zum Recht auf Arbeit be¬ 
schäftigt und dasselbe nach kurzer Berathung einstimmig 
genehmigt. Das Postulat, mit dem sich nun noch der Na¬ 
tionalrath zu befassen haben wird lautet: „Der Bundesrath 
wird eingeladen, zu untersuchen und event. darüber Bericht 
zu erstatten, ob und in welcher Weise eine Mitwirkung des 
Bundes bei Institutionen für öffentlichen Arbeitsnachweis 
und für Schutz gegen die Folgen unverschuldeter Arbeits¬ 
losigkeit möglich und gerechtfertigt sei.“ Wahrscheinlich 
wird das Eingreifen des Bundes zunächst auf eine finan¬ 
zielle Unterstützung der in einzelnen Kantonen und Städten 
eingeführten bezw. geplanten Versicherung gegen Arbeits¬ 
losigkeit und auf eine finanzielle Förderung der Arbeits- 
vermittelungsbureaux hinauslaufen. Eine obligatorische Ver¬ 
sicherung gegen Arbeitslosigkeit von Bundes wegen scheint 
vorläufig nicht geplant zu werden. Inzwischen hat der Vor¬ 
stand des Gemeindevereins der Stadt Zürich an den Stadt¬ 
rath eine Eingabe gerichtet, in welcher die Schaffung einer 
Arbeitslosenversicherung nach Berner Muster angeregt und 
zugleich vorgeschlagen wird, es möchten sich die Arbeit¬ 
geber Zürichs und an ihrer Spitze die Stadt als Haupt¬ 
arbeitgeberin, verpflichten, keine anderen Arbeitnehmer ein- 
zustellen als solche, die gegen Arbeitslosigkeit bei der zu 
errichtenden Versichenings- oder Erspamisskasse versichert 
sind oder sich bei ihrem Eintritt versichern lassen. 


Hülfa- und Pensionskassen für Bergarbeiter in Frank¬ 
reich. Nach fast vierzehnjährigem Hin- und Herwandern 
zwischen Kammer und Senat ist endlich am 9. Juni das 
Gesetz betr. die Hülfs- und Pensionskassen für Bergarbeiter 
perfekt geworden. Dieses Gesetz sichert jedem Arbeiter 
nach zurückgelegtem 55. Lebensjahr seine Pension, gleich- 
gütig, ob er immer in derselben Grube beschäftigt war 
oder ob er seinen Arbeitgeber gewechselt hat; selbst wenn 
er sich, aus welchem Grunde immer, zu einer anderen Be¬ 
schäftigung wendet, erhält er nach zurückgelegtem 55. Le- 
bensjanr jenen Theil der Pension, der auf die Zeit entfällt, in 
der er als Bergmann beschäftigt war. Die zur Konsti- 
tuirung der Pension vorgeschriebenen Einzahlungen werden 


jedem einzelnen Arbeiter in einem ihm speziell ausgestellten 
Büchlein eingetragen, das sein Eigenthum bleibt und mit 
welchem er seinerzeit die Pension beheben kann. Als Ein¬ 
zahlung sind 4 Percent des Arbeitslohnes vorgeschrieben, 
für welche zur Hälfte die Arbeiter, zur Hälfte die Unter¬ 
nehmer aufzukommen haben. Die Beiträge sind allmonat¬ 
lich vom Unternehmer, sei es an die Landes-Pensionskasse, 
sei es an besonders autorisirte und unter behördlicher Auf¬ 
sicht stehende Syndikats- oder Unternehmerkassen zu ent¬ 
richten, in welch letzterem Falle die Gelder in Staats-, be¬ 
ziehungsweise Departements- oder Gemeindepapieren anzu¬ 
legen sind. Was die Höhe der Pension anlan^t, ist sie je 
nach der Länge der zurückgelegten Arbeitszeit eine ver¬ 
schiedene. Der Referent, Abgeordnete Audiffret, hat auf 
Grund der Tabellen der Landes-Pensionskasse ausgerechnet, 
dass sich die Pension eines Arbeiters, der mit seinem 14. 
Jahre zu arbeiten beginnt, auf 400 Frs. stellt, und will der¬ 
selbe in den Genuss seiner Rente anstatt mit 55 erst mit 
60 Jahren treten, auf 711 Frs. In Bezug auf die Hülfs-, 
beziehungsweise Krankenkassen bestimmt der Entwurf, dass 
die Arbeiter 2 Percent ihres Lohnes, die Unternehmer die 
Hälfte dieses Betrages an dieselben zu entrichten haben. 
Diese Kassen können u. A. auch den Frauen und Kindern 
ihrer Mitglieder Krankenunterstützung sowie ärztliche und 
pharmaceutische Hülfe angedeihen lassen. Die Verwaltung 
jeder dieser Kassen ist einem Komitd anvertraut, dessen 
Mitglieder zu einem Drittel von dem Unternehmer zu be¬ 
zeichnen und zu zwei Dritteln von den Arbeitern zu wählen 
sind. 


Gewerbegerichte. 

Zur Walteren Entwickelung der Gewerbegerichte in 
Preussen. Gewerbegerichte sind im Jahre 1893 in folgenden 
preussischen Städten errichtet worden: Memel, Dirschau, 
Marienburg, Berlin, Küstrin, Stettin, Ostrowo, Pieschen, 
Gottesberg, Bolkenhain, Görlitz, Hoyerswerda, Hirschberg, 
Schmiedeberg, Beuthen (Oberschi.), Magdeburg. Burg. Teu- 
chern, Rendsburg, Büdelsdorf, Neumünster, Lüneburg, Dort¬ 
mund, Lünen, Castrop, H^en, Hattingen, Siegen, Hersfeld, 
Melsungen, Wiesbaden, Biebrich a. Rh., Oberlahnstein, 
Coblenz, Essen, Vohwinkel, Opladen, Malstatt-Burbach. 


Vermischtes. 


Zur Gefängnisaarbeit in Preuaaen. Der Minister des 
Innern hat ermittelt, dass in Strafanstalten für deutsche 
Fabrikanten Waaren hergestellt werden, denen in der An¬ 
stalt durch Beidrückung von Stempeln u. s. w. das Gepräge 
ausländischen Fabrikats gegeben wird. Aus diesem Anlass 
hat der Minister durch Verfügung vom 16. v. Mts. bestimmt, 
dass in den Gefangen-Anstalten künftig nur solche Gegen¬ 
stände hergestellt werden, welche die Anstalt ohne jede 
fremdländische Bezeichnung verlassen. Es sei also auch 
nicht zu gestatten, dass Arbeitsunternehmer nach Abnahme 
der Arbeit diese innerhalb der Anstalt durch Gefangene 
oder eigenes Personal mit ausländischen Bezeichnungen ver¬ 
sehen lassen. Etwa entgegenstehende anderweite Verein¬ 
barungen seien alsbald, spätestens mit Ablauf des Vertrages, 
zu lösen. 

Bruch mit dem Submissionsverfahren. Einen be- 
merkenswerthen Schritt haben die Mitglieder des Hochbau¬ 
ausschusses der Stadt Meissen in Sachsen gethan. Wir 
entnehmen darüber einer Notiz der Deutschen Wacht Fol¬ 
gendes: Das der Stadt gehörige Waldschlösschen-Restau¬ 
rant sollte einem Neubau Platz machen und hierfür die 
Lieferungen vergeben werden. Anstatt nun wie bisher die 
sämmtlichen Arbeiten einem grösseren Lieferanten zu über¬ 
tragen, haben die betr. Herren in Meissen mit dieser be¬ 
quemen Methode gebrochen und die Schlosser-, Tischler-, 
Glaser-, Dachdecker-, u. s. w. Arbeiten direkt alle einzeln 
und je nach Umfang wieder getheilt vergeben, so dass wohl 
12—15 Meissener Gewerksmeister an dem Bau Arbeit 
finden. 


Verantwortlich fQr die Redaktion: Dr. Heinrich Braun in Berlin W., Victoriastrasae i6. 
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(Sari ^eymanns Vertag 

fierlin W. 41. 


$)ag focbcn crfd^icncnc ^c[t 1/2 (5)oppeI^e(t) 

be« VH. ©anbe« oom 

Jlritjit) 

für 

fosiale (Belefegebuna 
unö Sktiftit. 

Diertcljaljresfdjrift 

SUt 

difitf^iij In }(fcif4tfiHdin iln fioln. 

In ^ertiinlinng 

mit «tner nnmliaftcr fai^manner 

iW9 In- und |ln$laniie$ 

^erau^gcgeben Don 

Dr. i^einriii) firautt. 

ein 23anb jum greife non 9K. 12.—, 
bei poftfreier 12.60.) 

^at folgenben Sn^alt: 

©ntipicflunggtenbenjen in ber Sage bet oftclbi- 
fd^en ßanbarbeitcr. ^Bon Dr. aRajföeber, 
^rofeffor an bet Uninerltlät Berlin. 

®ie Reform bet Unfanocrridjcrung in Oefierreid^. 
SBon Dr. 2eo Berfauf in SSien. 

3)ie preufeiftbe ©teuerreform. Öl^te ©teCfung in 
ber allgemeinen Berroaltung«*- unb ©ojial» 
poliiif. Bon Dr. 3 . ^aflroro, ^rinatbosent 
an ber Unioerfität Berlin. 

2)ie gemerfi(^aftli(f)e Beroegung unter ben eng- 
lifcben ?trbeiterinnen. Bon ©ertrub 
renfurtb- 

®icner SBobnunggoerbältniffe. Bon Dr. (äugen 
oon ^bilippooicb, ^rofeffor nn ber Uni» 
oerjltät in SBien. 

(Befe^gebnitg. 

^eutre^eö 9let(b. 

®a8 ®eutf(bc 2leitb«gefeb über bie Slbjablungg* 
gef^äfte. Bon ^jcrmonn Saflroro, 2(mtö* 
geriebtSratb in Berlin. 

S)nnemarl. 

®ie 2trbciterDerfi(berung in $)äncmarf. Bon 
^aralb ©eftergaorb, ^rofeffor an ber 
Unioerfität in Äopenbagen. 

Defterreiib.’ 

®er (äntmurf eineö ©efebeß betr. bie 2lrbeit3= 
ftatiftif. Bon Heinrich Braun. 

ptorellen. 

^ie flrbeitSabtbeUung bed englifi^en ^anbetö« 
minifteriums. Bon ©tep^en 9i. goj/ Bar- 
riftcr in Sonbon. 

3nr ©tatiflif ber ^roftitution in Berlin. Bon 
Bruno ©cbocnlanf. 

gltlrrntur. 

©tammbammer, 3ofef, Bibliographie beS 
©ojinligmu« unb ÄommuniSmnö. (©erner 
©onibart.) 

Brooks, John Graham, Compulsory Insurance 
in Germany etc. (Fourth speciid report of 
the commissioner of labor). (E rnst Lange.) 

Bifolai—on, ©tubien über unfere BolfSroirtb- 
fdjaft naib ber Bauernemansipation (rujfifcb). 
(Beter 0 . ©truoe.) 


I ^ie in Üiilti a. Bb- erfibeinenbe 

Bat ft(b feit ihrem nunmehr breijährigem Beftanb bureb ih« beharrlidhc Bertretung ber 2Ir- 
beiterintereffen unb ber fosialbemofratif^en Sbeen jahlreiche greunbe erioorbcn unb jählt nicht 
nur in Äöln unb Umgegenb, fonbern in mehr alg ^oftftellcn Sthcinlanbö unb ©cfl» 

falenö einen anhänglidjcn Seferfreig. 

S)ic „Bbeinif(hc 3pit»n9" bemüht fich/ burdfj fafelidje, Bünbige ieiturtikel über bie Sageö- 
fragen aufjuflären. ©ie hat einen eigenen |ta«l)ri<ihim^irttfl organifirt unb bringt befonberg 
über SlÖeö, ioa§ für bie arbeitenben Älaffrn oon Belang ift, teU^at^^ifdlo SRelbungen unb 
oerläfelidje $ort(l}tr ihrer eigenen (Jorrefponbenten anö ^erlitt) flitrift 2c. — 3)em Familien¬ 
leben bietet fte forgfältig geioäblten |tttt er Haltung« floff« (änblich theilt fie täglich aQe 
roiffenßroerthen Borgänge au§ nnb PellfitUtt mit. 

S)er Slbonnemcntöprci« beträgt 2,10 9Karf pro Cnartal ober monatlich 70 Bf9-; für« 
|lii«lfittbr PIt* 5.60 oierteljährlich. 3cbe Boftanftalt, fomie bie 

fiiieit ifitnitg** in itoln, iämtvaüftt 37» nimmt BefteÜungen entgegen, (^ie „Bh^inifdje 
3eitung" fteht in ber Boftbeftcfllifte unter 9h:. 5671.) 

3 litit 0 ti(«n in ber „Bheinifdien 3citung" (bie 3citc 15 Bf9-) ftnb nicht nur für Äöln 
unb Umgegenb. fonbern für gan^ Bhcintanb unb ©eftfalen oon guter ptrknng. 

j Im Verlage von L. Larose in Paris, rue Soufflot 22, erscheint der 

I VIII. Jahrgang der Monatsschrift^ 

d*'€eonomie ^oliti^e 

\ von 

P. Cauwfes (Paris) E. Schwiedland (Wien) 

Ch. Gide (MontpeUier) E. Tilley (Caen). 

Diese Zeitschrift brachte bisher, zum Theil wiederholt, Beiträge von d’Aulnis v. BourottUl 
(Utrecht), Beauregard (Paris), t. Böhui-Bawerk (Wien), Brentano (München), Bücher (Leipzig) 
Clark (Northampton), Cossa (Pavia), Foxwell (Cambridge), Issajev (St. Petersburg), Knapp 
(Strassburg) Laveleye f, Levassenr (Paris), Loria (Padua), Macleod (London), tfataja (Wien), 
r« Haronssem (Paris), Menger (Wien), v. Miaskowski (Leipzig), Mniiro (Manchester), 
Y* Philippovich (Freibarg), Pleriias (Madrid), Pigeonneau f, Rabbeno (Bologna), Sanzet 
(Paris), Scbmoller (Berlin), iSt.-Marc (Bordeaux), Walrns (Lausanne), Westergaard (Kopen¬ 
hagen) — ferner eine ständige Chronik der Wlrthschafts-Gesetzgebung Frankrolehs von 
Yilley, eine Uebersicht Uber den Inhalt der französischen Zeitschriften von St.-Marc u. s. w 
Abonneinentopreis jährlich Francs. 



®atrl ^erltt 0 in $«rlin pi. 41. 


2 )ag 3 lt 6 eitetfc^tt^gefe^ 

oom 1 . Sunt 1891 

mit ben 

9 (n«fühtung«ootf(hrtften be« unb 

©ridutert oon 

gupigral^ 

Brei« B7. 6, poftfrei B?. 6,30. 


3ttt ©ntfiehungögefchtihte beö neuen ©efehcö. ©. 1—7. ©efeh behr. Slbattbernng ber ©eto.-Drb. 
uom 1. Fttui 1891. ©. 8—255. [Brbeiterfihuhgcfeh*] ttnöffthnrasl^^eütmmungett beö SieifhÖ. 
6. 255—278. [(älf Befauntmaihungett nnb Bcrorbnungeit.] ^renfifcht Vuöfühi^ügdbefttinmttngen. 
©. 279—362. [B^hn ©riaffe, Befanntmafhungen 2C.] ^luSführltched ©aihregifiter. 
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Entwickelung und Stand des Berliner 
Bier-Boykotts.*) 

Für die Beiirtheilung des Berliner Bier- Boykotts ist 
es von der grössten Wichtigkeit, über den eigentlichen 
Ausgangspunkt Klarheit zu gewinnen. In dem in No. 39 
des Sozialpolitischen Centralblatts erschienenen Artikel des 
Herrn Roesicke heisst es in dieser Beziehung: „Es ist be¬ 
kannt, dass der zwischen der Sozialdemokratie und den 

C Wir verweisen auf den Artikel des Herrn Reichstags- 
ahgeordneten Richard Roesicke in der vorigen Nummer des 
Sozialpolitischen Centralblatts und erthcilen nunmehr in dt m 
obigen Aufsatz Herrn Reichstagsabgenrdneten Ignaz Auer das 
Wort, in der L.’cl)erzciigung. dass die Leser über Ursachen und 
Tendenzen des Boykotts am besten zu einem eigenen Urtheil ge¬ 
langen werden, wenn sie die verschiedenen AutVassungen in der 
Darstelinng der Fulirer der beiden Parteien kennen lernen. 

1). Red. 


Brauereien entbrannte Streit mit der Aufforderung der 
hiesigen Böttchergesellen an ihre Arbeitgeber, ihnen den 
1. Mai freizugeben, seinen Anfang nahm.“ Die hier aufge- 
stellte Behauptung ist durchaus unzutreffend. Der Streit 
der Berliner Sozialdemokratie mit dem Brauerring nahm 
seinen Anfang nicht mit dem 1. Mat und der sich daran 
anschliessenden Maassregelung der Böttchergesellen, sondern 
mit der am 16. Mai seitens der vereinigten Brauereien vorge¬ 
nommenen Doppeldezimirung der gesammten Brauerei¬ 
arbeiter. 

Die Berliner Sozialdemokratie hätte sich in die Diffe¬ 
renzen der Böttcher mit den Brauereien in keiner Weise 
eingemischt. Nachdem der Kölner Parteitag beschlossen 
hatte, bei der gegenwärtigen Wirthschaftslage von dem 
Versuche der Durchführung der allgemeinen Arbeitsruhe 
am 1. Mai abzusehen und es „denjenigen Arbeitern und 
Arbeiterorganisationen überliess, die ohne Schädigung der 
Arbeiterinteressen dazu im Stande sind, neben den an- 
I deren Kundgebungen den 1. Mai auch durch die Arbeits- 
1 ruhe zu feiern“ — bestand für die politische Partei kein 
Grund, sich in die Angelegenheit einzumischen. Die Bött¬ 
cher waren auf eigene Hand vorgegangen und die daraus 
erwachsenen Folgen mussten von ihnen selbst getragen 
I werden. Dass in diesem Kampfe die Sympathien der klassen- 
i bewussten Arbeiterschaft auf ihrer Seite standen und dass 
sie durch Sammlungen und durch Warnung vor Zuzug 
seitens der Arbeiterpresse unterstützt wurden, ist richtig. 
Aber das sind Erscheinungen, die bei jedem Streit zwischen 
Arbeiter und Unternehmerthum sich einstellen, ohne dass 
es deshalb Jemanden einfallen wird, von einem „Streit 
zwischen der Sozialdemokratie und den betr. Untemehmer- 
kreisen zu reden. 

Es ist ja richtig, dass in der gesammten nicht¬ 
sozialdemokratischen Presse — ganz vereinzelte Ausnahmen 
abgerechnet — soweit sie sich über den Bierboykott bis- 
I her geäussert hat, die Dinge so dargestellt werden, als sei 
die is^ichtgewährung der Arbeitsruhe am 1. Mai an die 
I Böttcher, seitens der Sozialdemokratie zum Anlass der 
Boykotterklärung genommen worden. Diese Darstellung 
steht aber zu dem wirklichen Sachverhalt in schroffem Ge- 
' gensatz. 

: Wie sehr dies der Fall, dafür finden sich in dem Ar- 

I tikel des Herrn Roesicke die Beweise. So heisst es dort 
; auf Seite 462, erste Spalte, vierter Absatz von oben: „Bis 
! hierher“ — d. h. bis zum 5. resp. 6. Mai — hatte sich 
weder die sozialdemokratische Partei noch die Ar¬ 
beiterschaft im Allgemeinen mit dem zwischen den 
Brauereien und den Böttchergesellen entstandenen 
Streit befasst.“ Und auf Seite 463, erste Spalte, zweiter 
Absatz von oben steht zu lesen: „Hiermit“ — d. h. nach¬ 
dem am 16. Mai die Brauereien ihre Drohung verwirklicht. 
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20 pCt. ihrer Arbeiter auf die Strasse gesetzt hatten, 
und als Antwort darauf die Boykottirung der sieben 
Brauereien proklamirt worden war — „hatte die sozial¬ 
demokratische Partei den Kampf zur Parteisache 
gemacht, und ist derselbe dadurch weit über den Rahmen 
eines Streites zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
eines einzelnen Gewerbes hinausgewachsen.“ Herr Roesicke 
selbst wiederlegt also in unzweideutiger Weise seine erst 
aufgestellte Behauptung, dass der Streit zwischen der So¬ 
zialdemokratie und den Brauereien mit der ersten Maifeier 
der Böttcher irgend welchen Zusammenhang habe. 

In Wirklichkeit war auf Seite der vereinigten Brauereien 
die Absicht, sich mit der sozialdemokratischen Arbeiter¬ 
schaft Berlins einmal gründlich auseinander zu setzen, es 
auf eine Kraftprobe ankommen zu lassen, längst vorhanden 
und deshalb auch den Leitern des „Ringes“ das Vorgehen 
der Böttcher sehr willkommen. Der Kampf gegen die Mai¬ 
feier ist in den bürgerlichen und Unternehmerkreisen von 
1890 her noch sehr populär. Die Zurückweisung dieser 
sozialdemokratischen Forderung konnte von vornherein auf 
die unbedingte Zustimmung aller bürgerlichen Kreise rechnen 
und deshalb setzte der Ring bei diesem Punkte ein. Des¬ 
halb auch der immer sich wiederholende Versuch, den 
Thatsachen entgegen, die Maifeier als den eigentlichen 
Streitpunkt hinzustellen. 

Ob bei der Anwendung des Boykotts gelegentlich der 
Differenzen zwischen Arbeitern und Unternehmern im 
Brauereigewerbe Fehler gemacht worden sind, mag hier un- 
erörtert bleiben. Fest steht aber, dass in den leitenden 
Kreisen der Berliner sozialdemokratischen Arbeiterschaft 
das Betreben, die Streitfragen über Lohn- und Arbeits¬ 
bedingungen in den Lebensmittelgewerben und speziell auch 
in den Brauereien, mit Hilfe des Boykotts zum Austrag zu 
bringen, in den letzten Jahren keine Unterstützung fand. 
Es liegen darüber ganz unzweideutige Aeusserungen der 
hervorragendsten Führer wie des Zentralorgans der Partei 
des „Vorwärts“ vor. So schrieb der letztere noch in No. 108 
vom 12. Mai d. J. gerade aus Anlass der Ausschliessung 
resp. des Generalstriks der Böttcher: „Wie wir bereits 
früher hervorgehoben haben, stehen wir nicht auf dem 
Standpunkt, dass es Sache unserer Partei sei, wenn in 
bestimmten Gewerben Zwistigkeiten zwischen Unterneh¬ 
mern und Arbeitern ausbrechen, jedes Mal zu Gunsten 
der Arbeiter durch den Boykott zu interveniren.“ Den 
Brauereien konnte diese grundsätzliche Stellungnahme 
der leitenden Parteikreise nicht unbekannt sein. Anstatt 
aber daraus die Lehre zu ziehen, nun auch ihrerseits den 
Bogen nicht zu überspannen, provozirten sie durch die 
Maassnahme der Doppeldezimirung vom 16. Mai die ge- 
sammte Arbeiterschaft und machten den Kampf auf der 
ganzen Linie zu einem unvermeidlichen. Mir sind die 
Gründe, welche die Brauer in ihrer Kampfeslust bestärkten, 
natürlich nicht bekannt, w’enn aber darunter die Hoffnung 
auf eine tiefgehende Meinungsverschiedenheit über die Zu¬ 
lässigkeit des Boykotts in den Reihen meiner Partei, eine 
Rolle spielte, so hat der bisherige Verlauf der Angelegen¬ 
heit wohl gezeigt, dass dies ein Köhlerglaube war. So 
sicher als es aus Anlass des Böttcherstrikes zu keinem all¬ 
gemeinen Boykott gekommen wäre, so unausweichlich und 
selbstverständlich war derselbe geworden, als die vereinig¬ 
ten Brauereien auf die friedliche Erklärung des Ausschusses 
des Berliner Gewerkschaftskartells mit der Entlassung von 
20 pCt. am Streite gänzlich unbetheiligter Arbeiter ant¬ 
worteten. Als diese nach allem Vorausgegangenen in den 
Kreisen meiner Partei für unmöglich gehaltene Maassregel 
perfekt geworden war, da gab es unter Arbeitern und 
Führern nur mehr eine Meinung und die ging dahin, dass 
darauf mit dem Boykott geantwortet werden müsse. 

Herr Roesicke meint, durch die Einmischung der Partei 
in den Kampf sei derselbe zu „einer Machtfrage geworden, 


ob die Arbeitgeber noch Herren in ihrem Betriebe bleiben 
oder sich dem Willen der Arbeiterschaft zu fügen haben.“ 

So stehen die Dinge wirklich nicht. Nicht eine Macht¬ 
frage, sondern eine Ehrensache steht zur Entscheidung. 
Herrn Roesicke’s Direktorialbefugnisse gedenkt Niemand 
anzugreifen oder einzuschränken, der Faustschlag, aber, den 
man der gesammten Arbeiterschaft mit der Maassregelung 
Unschuldiger versetzte, der brennt auf dem Antlitz der 
Arbeiter und für ihn Genugtliuung sich zu erzwingen, dafür 
wird der Boykott von der gesammten Arbeiterschaft mit 
jener Energie durchgeführt, die auch Herr Roesicke an¬ 
erkennt. 

Dass unter den heutigen Verhältnissen die Arbeiter in 
den wirthschaftlichen Betrieben nicht die Herren sein können, 
wissen sie; den Unternehmern aber die Lust an Gewalt¬ 
streichen, wie jene Maassregelung es ist, zu vergällen, dies 
glauben sie erzwingen zu können, und im konkreten Fall 
ist der Boykott das Mittel dazu. Alles was Herr Roesicke 
also über die Nothwendigkeit, die Autorität in den Brauereien 
aufrecht zu erhalten, schreibt, hat mit dem eigentlichen Streit¬ 
punkt gar nichts zu thun. 

Ist aber erwiesen, dass die Frage der Maifeier nicht 
der Angelpunkt des Streites ist, so sind die Darlegungen, 
warum trotz der friedlichen Antwort der Vertreter der Ber¬ 
liner Gewerkschaften, die Berliner Arbeiter seitens der 
Brauereien provozirt wurden, ganz unverständlich Herr 
Roesicke selbst muss zugeben, dass seitens der Ge¬ 
werkschaftskommission dem Rixdorfer Volksversaramlungs- 
beschluss vom 6. Mai gegenüber eine vollständig neutrale 
Haltung beobachtet wurde, ausserdem gab die Kommission 
die Erklärung ab, dass die Berliner Gewerkschaften bisher 
weder einen solchen oder einen ähnlichen Beschluss — wie 
in Rixdorf — gefasst haben, noch dass die Absicht be¬ 
stehe, einen solchen Beschluss zu fassen. Die Kom¬ 
mission spricht weiter, was Herr Roesicke nicht er¬ 
wähnt, ihr Bedauern darüber aus, dass „seitens der ver¬ 
einigten Brauereiunternehmer, ohne sich vorher die Mühe 
zu machen, sich genügend zu informiren, ganz unbetheiligte 
Arbeiter gemaassregelt sind und noch weitere Kreise der¬ 
selben mit Maassregelung bedroht werden“. Sodann wird 
in dem Schreiben der Hoffnung Ausdruck gegeben, dass 
„nach dieser Klarstellung die vereinigten Brauereien von 
ihrer Absicht, die Zahl der Gemaassregelten zu vermehren, 
abstehen werden und die Differenz mit den Böttchern bal¬ 
digst zur beiderseitigen Zufriedenheit beigelegt werden 
möge“. 

Mit dieser Erklärung war für die Berliner Brauherren 
jeder Grund, ihrerseits noch weiter aggressiv gegen die 
Arbeiter vorzugehen, verschwunden. Es konnte am aller¬ 
wenigsten den Brauherren unbekannt sein, dass, wenn die 
Berliner Arbeiterschaft sich den Rixdorfer Beschluss nicht zu 
eigen machte, dieser nur ein Schlag ins Wasser bleiben musste. 
Die Rixdorfer Vereinsbrauerei hat in Berlin ihr Haupt¬ 
absatzgebiet, in den Rixdorfer Lokalen, also auch in denen 
der Vereinsbrauerei, verkehrt speziell an Sonn- und Fest¬ 
tagen wesentlich Berliner Publikum. Wenn dieses sich nun 
um den Boykottbeschluss nicht kümmerte, so lag es doch 
auf der Hand, dass derselbe keinerlei Wirkung üben 
würde. Es war Sache der Rixdorfer und Berliner Sozial¬ 
demokraten, sich über die Zulässigkeit und eventuelle Ver¬ 
bindlichkeit derartiger Beschlüsse, wie der vom 6. Mai einer 
war, auseinanderzusetzen. Warum warteten die Brauherren 
das Resultat dieser Auseinandersetzung, die, wie die aus 
jenen Tagen stammenden Nummern des Vorwärts aus- 
weisen, bereits eingeleitet war, nicht ab? 

Die Antwort auf diese Frage finden wir in der Aeusse- 
1 rung des einen der Herren Brauereidirektoren gegenüber 
dem Comite der y\rbeiter, sie lautet: „Meine Herren, uns 
1 ist es egal, was sie infolge der Maassregelungen beginnen 
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wir sind auf einen Kampf mit der Arbeiterschaft | 
vorbereitet; wir lassen es darauf ankommen.“ 

Mit dieser authentischen Aeusserung vergleiche man 
die Erklärung der Brauer, worin sie dem Publikum Mitthei¬ 
lung von der Maassregelung der 20 pCt. Arbeiter machen 
und angeben, „zu dieser Maassnahme nur ungern und in 
der Nothwehr geschritten zu sein.“ 

Was weiss nun Herr Roesicke zur Rechtfertigung für 
die Provokation der Berliner Arbeiterschaft anzuführen? , 
Er theilt uns mit, dass der Verein der Brauereien Berlins 
den Rixdorfer Versammlungsbeschluss bezüglich seiner Wir¬ 
kung auch iür Berlin als maassgebend erachtet habe, und 
dass „die Brauereien einen Unterschied zwischen den 
Beschlüssen der Rixdorfer und der Berliner Ar¬ 
beiterschaft nicht machen zu sollen glaubten.“ Hier 
giebt also Herr Roesicke direkt zu, dass die Brauereien den 
Streit wollten und dass sie deshalb die friedliche Erklärung 
der Vertreter der Berliner Arbeiter ignorirten. 

Warum man sich seitens der Brauereien an die Ber- | 
liner Gewerkschaftskommission überhaupt gewendet hat, wenn j 
man doch nicht die Ab.sicht hatte, deren Erklärungen in 
Betracht zu ziehen, darüber äussert sich Herr Roesicke 
nicht. Man hatte wohl eine weniger friedliche Antwort er¬ 
wartet und sah nun den eigenen Kalkül gestört. Der Um¬ 
stand, dass die gesammte ringfreundliche Presse die Ant¬ 
wort der Gewerkschaftskommission grundsätzlich todtge- 
schwiegen hat, darf wohl als Beweis dafür angeführt werden, 
wie unbequem den Leitern des Ringes der friedliche 'Ion 
der Antwort war. 

Wenn Herr Roesicke weiter schreibt, die Brauereien 
seien der Ansicht gewesen, „dass ein Einfluss auf die Lei¬ 
tung des Rixdorfer Gewerkschaftskartells möglich gewesen 
bezw. erreicht worden wäre, wenn die Führer der Berliner 
Arbeiterschaft entschieden erklärt hätten, dass sie den Be¬ 
schluss der Rixdorfer V'ersammlung nicht billigen, ihn auch 
nicht anerkennen“, so vergisst er, dass ein Kadavergelior- 
sani, wie ihn die im Ring vereinten Brauereien voraus¬ 
setzen, in den Reihen der Sozialdemokratie nicht existirt. 
Meine Parteigenossen machen Anspruch auf selbstständiges 
Handeln und ein Vorgehen der Berliner Führer gegen die 
Rixdorfer Parteigenossen war deshalb von vorne herein 
ausgeschlossen. Dass wir ausserdem unser Verhalten so 
einrichten, wie es uns passt und uns um die Wünsche der 
Unternehmer nicht im Geringsten kümmern, sei, als selb.st- 
verständlich, nur nebenher bemerkt. 

Was nun das Ende des Boykotts betrifft, so stimme ich 
darin mit Herrn Roesicke überein, dass dasselbe sich heute 
noch nicht absehen lässt. Im Interesse der zahlreichen Ge¬ 
schäftsleute, Gastwirthe, Budiker, Flaschenbierhändler etc. 
ist ja zu wünschen, dass der jetzige Zustand möglichst bald 
beseitigt wird. Aber wie das geschehen soll, ohne dass 
die vereinigten Brauereien sich dazu bequemen, ihre Maass¬ 
regel gegen die Opfer des 16. Mai zurück zu nehmen,, ver¬ 
mag ich nicht einzusehen. 

Wenn Herr Roesicke konstatirt, dass die Brauereien 
bisher in ihrem passiven Widerstand nicht nachgelassen 
haben, so gilt dasselbe in noch viel höherem Maasse von 
der Arbeiterschaft. Es ist gar nicht einzusehen, was diese 
bestimmen könnte, von ihrem Vorsatz, kein boykottirtes 
Bier zu trinken, abzugehen. Es wird nicht möglich 
sein, auch nur einen Arbeiter aufzutreiben, der irgend 
welchen Schaden davon genommen hätte, dass er sich des 
Genusses von Boykott- oder Ring-Bier enthalten hat. Da¬ 
gegen zeugen die veröffentlichten Briefe der Herren 
Happoldt, der Gambrinus-Brauerei und der versuchte Druck 
auf einzelne Industrielle, ihre Arbeiter zum Genuss des 
verpönten Bieres zu nöthigen, dass der Rückgang des 
Konsums von den Produzenten recht unbequem empfunden 
wird. 

Dass der Versuch, über die Arbeiter-Versammlungen 


die Lokalsperre zu verhängen, ein blinder Schuss war, zeigt 
die Lokalliste des „Vorwärts“. Mehr als 50 Säle stellen 
den Arbeitern zu Versammlungen und Festen in Berlin zur 
Verfügung, darunter die grössten und schönsten Lokale, 
die die Reichshauptstadt überhaupt aufzuweisen hat. Was 
mit dem vollständig misslungenen Versuche der Saalsperre 
erreicht ist, ist eine Steigerung der Erbitterung in den Ar¬ 
beiterreihen. Wie weit die von Herrn R^sicke erwähnten 
Sympathien der „gewerblichen Kreise und des Bürger¬ 
thums“ den Brauereien von praktischem Nutzen sind, ver¬ 
mag ich nicht zu beurtheilen. Die deutsche Arbeiterschaft 
weiss, dass bei ihren Kämpfen die Sympathien der „gewerb¬ 
lichen Kreise und des Bürgerthums“ stets und unter allen 
Umständen auf Seite des Unternehmerthums stehen, und 
sie hat nicht erwartet, dass dies in dem gegebenen Falle 
anders sein werde. Müssen die Arbeiter aber auch auf die 
Sympathien des Bürgerthums verzichten, die opferbereite 
Unterstützung ihrer Klassengenossen ist ihnen dafür um so 
sicherer. Und der sprechende Beweis für das Vorhanden¬ 
sein dieser Sympathien sind die wohlgefüllten Unterstützungs¬ 
kassen der Böttcher und Brauerei-Arbeiter. 

Es bleibt also für Herrn Roesicke nur noch ein 'Frost, 
dass der Bund, den selbst der Himmel mit den Arbeitern 
geschlossen zu haben scheint, indem: „das ungünstige 
Wetter die Maassregeln der Sozialdemokratie sehr be¬ 
günstigt hat“, einen Riss bekommt und das Barometer steigt. 
Aber auch für diesen Fall ist vorgesorgt. Der in den ersten 
Wochen des Boykott vorhandene Biermangel ist längst be¬ 
hoben und die vor einigen Tagen in drohende Aussicht ge¬ 
stellte Brauervereinigung des norddeutschen Braugebiete.s, 
durch welche man allen Boykottgelüsten den Garaus zu 
machen drohte, hat sich als hohle Blase erwiesen. Herr 
Roesicke und seine grosskapitalistischen Ringgenossen 
haben sich seit Jahren gegenüber, ihren Provinzkollegen als 
so übermächtige Konkurrenten erwiesen, dass diese die 
jetzt gebotene Gelegenheit mit Vergnügen ergreifen, um 
einmal Gleiches mit Gleichem zu vergelten. 

Die Hofifnung auf einen „Umschwung der Witterung“ 
wird sich erfüllen, aber die erwartete Steigerung des Bier¬ 
konsums wird er nicht bringen. Mit jedem Tage wo der 
Boykott länger anhält, regelt sich die Einfuhr des auswärti¬ 
gen Bieres besser und die Folge wird nur sein, dass die 
hiesigen Brauer diese Konkurrenz auch nicht mehr los 
werden können, selbst wenn der Boykott über kurz oder 
lang sein Ende erreicht. 

Das sind nun freilich Dinge, über die wir uns den 
Kopf nicht zu zerbrechen brauchen. Halten die vereinig¬ 
ten Brauereien es in ihrem Interesse gelegen, dauernd mit 
einer so grossen Konsumentenschaar, wie es die sozialdemo¬ 
kratische Arbeiterschaft in und um Berlin ist, in Feindschaft 
zu leben, so mögen sie weiterhin in ihrem „passivem 
Widerstande“ verbleiben. Schliesslich schläft jeder wie er 
sich bettet, und was kümmert es die Arbeiter, wer.n die 
Brauerei-Dividenden im nächsten Jahr kleiner ausfallen? 

Berlin. J. Auer. 


Zehn Jahre österreichischer Gewerbeinspektion. 


Noch deutlich entsinne ich mich der hohen Spannung, 
mit der man vor zehn Jahren der ersten Berichterstattung 
der Gewerbeinspektoren entgegensah. Schon wenige Fage 
nach dem Erscheinen des Berichtes waren die in den Buch¬ 
handel gelangten Exemplare vergriffen. Mit welcher Hast 
wurde der stattliche Band mit dem hellblauen Umschläge 
verschlungen! Von Seite zu Seite steigerte sich noch das 
Interesse. Was bis dahin nur in den dürftigen Blättern der 
Arbeiterschaft, in der Monatsschrift für christliche Sozial¬ 
reform oder den vereinzelten Studien einiger fahrenden 
Schüler der Nationalökonomie zu lesen gewesen war, was 
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die liberale Presse als böswillige Erfindungen feudaler oder 
czechischcr Gegner der Industrie gebrandmarkt hatte, dieses 
jammervolle, ins Herz schneidende Bild von Ausbeutung 
und Knechtung, hier wurde es Zug für Zug durch die 
schlichten, überzeugenden Darlegungen kaiserlich könig¬ 
licher Beamten bestätigt. So erschütternd der Eindruck 
sein mochte, den die überaus traurigen Thatsachen der Be¬ 
richte hervorriefbn, man vergass das Schreckliche der Zu¬ 
stände Über dem erhebenden Bewusstsein, dass endlich 
auch in Oesterreich, ja selbst in „Halb-Asien“, eine Instanz 
erstanden war, die, unerschrocken und pflichtgetreu, das 
freilich noch immer recht spärliche Recht der Schwachen 
zur Geltung zu bringen suchte. 

Es waren schwere Zeiten, als die Gewerbeinspektion 
ins Leben trat. Gegen Arbeiter und Arbeitgeber war die 
Regierung zu Felde gezogen. Hier wie dort stiessen ihre 
Organe nur auf Hass und Verbitterung. Die anarchistischen 
Verbrechen von Kämmerer, Stellmacher und Genossen 
hatten den Vorwand geboten, um jede selbstständige Re¬ 
gung der Arbeiterschaft zu unterdrücken. Wer irgendwie 
in Wien in der Arbeiterbewegung hervorgetreten war, 
etwa fünfhundert an Zahl, wurde ausgewiesen. In Böhmen 
hagelte es Geheimbundsprozesse. Fast genügte das Abonne¬ 
ment auf eine Arbeiterzeitung, der Besitz einiger Agita- 
tionsbroschtiren, um vom Prager Landesgericht der Geheim¬ 
bündelei für schuldig befunden oder wenigstens einige 
Monate in Untersuchungshaft gehalten zu werden. Diese 
Umstände waren also nicht dazu angethan, um einer k. k. 
Behörde, und mochte sie auch eigens zum Schutze der 
Arbeiter eingesetzt worden sein, in Arbeiterkreisen Ver¬ 
trauen zu verschaffen. Dazu kam, dass die Mehrheit der 
grösseren Arbeitgeber als Vereinigte deutsche Linke das 
Kabinet Taafie heftig befehdete. Ohne weiteres wurde in 
nordböhmischen Fabrikantenkreisen die Gewerbeinspektion 
als ein Institut hingestellt, das nur deshalb eingeführt 
worden sei, damit die Regierung die ihr verhassten Deut¬ 
schen um so empfindlicher chikaniren könne. Der Aufsichts¬ 
beamte, der beider Landessprachen mächtig sein musste, 
war oder galt als Czeche. Kein Zweifel, jeder wackere 
Deutsche würde sich einer Vernachlässigung seiner natio¬ 
nalen Pflichten schuldig gemacht haben, wäre er einem 
Fabrikinspektor anders als feindlich begegnet. 

So hatte der Inspektor gegen das Misstrauen beider 
Theile anzukämpfen. Unterdessen standen die politischen 
Behörden und noch mehr die Organe der von Arbeitgebern 
beeinflussten Selbstverwaltungskörper den Anzeigen und 
Anregungen, auf die sich die einer eigenen Executivgewalt 
entbehrenden Aufsichtsbeamten zu beschränken hatten, mit 
eisiger Kälte gegenüber. 

Unter Arbeitgebern und Arbeitern herrschten noch die 
sonderbarsten Vorstellungen über die Ziele und Aufgaben 
der Inspektion. „Viele Gewerbeinhaber“, berichtete selbst 
der Wiener Beamte, „hatten von der neugeschaflfenen In¬ 
stitution der Gewerbeinspektoren überhaupt keine Ahnung, 
andere waren in dem Vorurtheile befangen, dass die Er¬ 
hebungen des Geweubeinspektors zu Steuerzwecken benützt 
werden, und wieder andere hegten die Befürchtung, dass 
die Einrichtung und Betriebsweise ihres Etablissements 
nunmehr bekannt würde. . . . Das vorhandene Misstrauen 
habe ich wohl in der. meisten Fällen, aber nicht immer 
bannen können.“ Ein Fabrikdirector äusserte: „Ich halte 
den Gewerbeinspektor für eine Einrichtung, welche nur 
dazu da ist, um dem Arbeiter Grillen in den Kopf zu 
setzen und ihn gegen seine natürliche Autorität, seinen 
Herrn, stutzig zu machen, weil er nun weiss, dass er, der 
Arbeiter, jetzt doch nicht mehr so ganz rechtlos dasteht.“ 
Als ein Inspektor z. B. in Folge einer Unfallsanzeige den 
Inhaber der betrefieiiden Fabrik ersuchte, ihm die Stelle zu 
zeigen, wo sich der Unfall ereignet hatte, erhielt er die 
Antwort: „Man muss nicht so neugierig sein, man muss 


nicht alles sehen“. Einmal rückten einige Arbeiter erst 
dann mit einem zweiten Anliegen heraus, als sie in Folge 
ihrer Frage, was sie schuldig wären, über die Stellung des 
Aufsichtsbeamten belehrt worden waren. 

Immerhin hätten die Verhältnisse, unter denen die öster¬ 
reichische Gewerbeaufsicht ins Leben trat, noch ungünstiger 
sein können. Man braucht, um das einzusehen, sich nur 
zu vergegenwärtigen, dass eine vom industriellen Kapitale 
getragene deutsch-liberale Parteiregierung den Stapellauf 
der Gewerbeinspektion bewerkstelligt hätte. Wie hätten 
dann die Inspektoren dem Gesetze gegenüber Leuten Gel¬ 
tung verschaffen können, denen die Hintertreppe des Handels¬ 
ministeriums jederzeit offen gestanden! 

Bekanntlich traten gegen Ende der achtziger Jahre 
freundlichere Beziehungen zwischen Graf Taaffe und den 
Deutsch-Liberalen ein. Der Handelsminister Bacquehem 
bereiste die Industriebezirke, feierte die Industriellen, liess 
sich von ihnen feiern und opferte ihnen sogar einen seiner 
tüchtigsten Inspektoren. Der Aufsichtsbeamte des Reichen- 
berger Bezirkes, Josef Malek, der den Unternehmern ob 
seiner Energie schon lange ein Dorn im Auge gewesen, 
wurde nach Olmütz versetzt. Die Entwickelung der öster¬ 
reichischen Fabrikinspektion schien an einem kritischen 
Wendepunkte angelangt zu sein. Ihre Berichte wurden 
immer farbloser, ausweichender und unbestimmter. Der be- 
schwichtigungshofräthliche Ton der vom Zentralinspektor 
Migerka verfassten Einleitung schien sich auch auf die Einzel¬ 
berichte ausbreiten zu wollen. Nur mit schweren Besorg¬ 
nissen vermochten die Freunde der Institution dem weiteren 
Gange der Dinge entgegenzusehen. 

Heute darf man wohl annehmen, dass diese Befürch¬ 
tungen sich im Allgemeinen nicht als berechtigt erwiesen 
haben. Allerdings ist der pflichteifrige Malek im abgelau¬ 
fenen Amtsjahre, wie der Bericht lakonisch meldet, „aus 
Dienstesrücksichten“ auch von der Leitung des Olmützer 
Bezirkes enthoben worden. In wie weit die Beseitigung 
dieses Mannes aus dem Korps der Inspektoren eine wesent¬ 
liche Benachtheiligung des Dienstes zur Folge haben wird, 
lässt sich heute noch nicht bestimmen. Nach der Entfernung 
Malek s vom Reichenberger Posten scheint zunächst ein 
Rückgang eingetreten zu sein. Der letzte Bericht zeigt 
indess die Reichenberger Aufsichtsbehörde wieder auf der 
vollen Höhe ihres Berufes. 

Man darf eben nicht vergessen — und das ist das 
Tröstliche bei den Maassregelungen, denen gewissenhafte 
Inspektoren durch die Vorgesetzte Dienstbehörde unter Um¬ 
ständen ausgesetzt sind — dass die Verhältnisse sich auch 
ihren Mann erziehen. Wo die Zustände so überaus traurig 
sind, wie in einigen Gebieten des nördlichen Böhmens, 
wird schliesslich jeder anständige Beamte, mag er von Haus 
aus auch kein Uebermaass an Energie und Sympathie 
für soziale Fortschritte besitzen, durch die Dinge selbst 
zum thatkräftigen Einschreiten gedrängt. Dieser mächtigen 
erzieherischen Einwirkung, welche der Beruf selbst aus¬ 
übt, möchten wir es zum Theil auch zuschreiben, wenn die 
österreichische Gewerbeinspektion die für ihre Entwickelung 
so kritischen letzten Jahre, ohne wesentlichen Schaden zu 
nehmen, überstanden hat. Daneben fällt freilich noch ein 
anderes Moment schwer in die Waagschale. 

Während die Beziehungen zwischen der Regierung, 
bez. dem Handelsministerium und den Industriellen sich 
immer angenehmer gestalteten, erholte sich die Arbeiter¬ 
bewegung allmählich von den schweren Schlägen, die ihr 
der Anarchismus und die Maassregelungen durch die Be¬ 
hörden versetzt hatten. Man kennt in Oesterreich die ein¬ 
flussreiche Rolle, die in dieser Renaissance der sozialen 
Bewegung Dr. Victor Adler zugefallen ist. Nun besitzt aber 
gerade er tiefgründige Kenntnisse auf dem Gebiete des Ar¬ 
beiterschutzes und der Fabrikinspektion. Als in Oester¬ 
reich deren Einführung auf der Tagesordnung stand, hat 
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er eine ausgezeichnete Denkschrift namentlich über die 
Thätigkeit der Fabrikinspektoren in England und der 
Schweiz verfasst, deren Anregungen in manchen Punkten 
maassgebenden Ortes Beachtung gefunden haben. Später 
hat Adler seinen gro.ssen Einfluss in der Arbeiterpartei mit 
dazu verwerthet, um ihr ein volles Verständniss für die 
Bedeutung des Arbeiterschutzes und der Inspektion zu er- 
schliessen. Die meisten österreichischen Arbeiterblätter 
führen eine Rubrik „Der Gewerbeinspektor“, in der von 
Seiten der Arbeiter Anzeigen über vorhandene Gesetzes¬ 
verletzungen erstattet werden. So findet der Inspektor 
jetzt mehr und mehr an den Arbeitern selbst eine werth¬ 
volle Stütze. Victor Adler ist es wohl auch mit zuzu¬ 
schreiben, wenn die Arbeiterschaft ihre Abneigung, sich un¬ 
mittelbar an die Gewerbeaufsicht als an eine k. k. Behörde 
mit Beschwerden zu wenden, abgelegt hat, und der Ge¬ 
werbeinspektor in der That ein Vertauensmann auch der 
Arbeiter geworden ist. Es mag ja lächerlich klingen, wenn 
ein Bericht mittheilt, eine Frau habe die Vermittelung des 
Inspektors angerufen, weil ihr Mann sie verlassen hatte und 
mit einer anderen eine wilde Ehe eingegangen war; es mag 
dem Beamten lästig werden, wenn er häufig mit Angelegen¬ 
heiten befasst wird, auf die ihm nach Maassgabe der Ge¬ 
setzgebung eine Einwirkung gar nicht zusteht: vom Stand¬ 
punkte einer friedlich fortschreitenden sozialen Entwicklung 
ist es aber unendlich werthvoll, dass es heute selbst in 
Oesterreich schon staatliche Beamte giebt, denen die Ar¬ 
beiterschaft Vertrauen entgegenbringt. „Die Berichte zeigen“, 
das hat selbst A. Bebel anerkannt, „dass die Inspektoren 
bemüht sind, den ihnen gestellten Aufgaben nach Kräften 
gerecht zu werden, dass sie fast überall als die eigent¬ 
lichen Anwälte der Arbeiter sich betrachten und benehmen, 
und aus diesem Grunde auch in stetig steigendem Maasse 
durch das Vertrauen der Arbeiter ausgezeichnet werden.“ 

Es hat der österreichischen Gewerbeinspektion nicht an 
Anerkennung gefehlt, V^om Minister Bacquehem wurde sie 
einmal als die „populärste unserer Institutionen“ gepriesen; 
der Vorstand der badischen Fabrikinspektion, Oberregierungs- 
rath Dr. Wörishoffer hat erklärt, dass die österreichischen 
Berichte „hinsichtlich der Ungeschminktheit der Darstellung 
und der Zuverlässigkeit ihrer Schilderungen“ für die In¬ 
spektion anderer Länder „ein Vorbild sein konnten und 
gewiss vielfach auch gewesen sind.“ Auch der Sekretär 
der englischen Arbeitskommission, Geoflfrey Drage, hat in 
seinem unlängst erschienenen Berichte über Oesterreich den 
Aufsichtsbeamten volles Lob gespendet. Und die öster¬ 
reichische Arbeiterschaft hat sich im Allgemeinen stets nur 
über die zu geringe Zahl der Inspektoren, ihre zu knapp 
bemessenen Befugnisse, die schwächliche Unterstützung 
ihrer Thätigkeit durch die übrigen Behörden und in ein¬ 
zelnen Fällen über ihre Zurückhaltung beklagt, die durch 
das Eingreifen des Ministeriums veranlasst worden ist. 
Ueber die Inspektoren selbst ist fast nie Klage geführt 
worden. 

Immerhin würde die Anerkennung der Österreichischen 
Gewerbeaufsicht im Auslände noch grösser sein, wenn die 
Berichterstattung des Zentralinspektors Migerka weniger 
süssliche, schönfärberische Phrasen, weniger Selbstgefällig¬ 
keit und Devotion nach oben enthalten würde. Was soll 
man dazu sagen, wenn der Herr Hofrath allen Ernstes 
schreibt: „In dieser Beziehung ist zunächst die Gewerbe¬ 
gesetznovelle vom 8. März 1885 zu nennen, durch welche 
Oesterreich wohl an die Spitze jener Kultur¬ 
staaten getreten ist, welche der Fürsorge der 
arbeitenden Klassen ihr besonderes Augenmerk 
zugewendet haben.“ Wenn er doch in dem eben vor¬ 
liegenden Berichte S. 244 aufschlagen wollte: „Die maschi¬ 
nelle Einrichtung der Flachsspinnereien“, schreibt der 
Reichenberger Beamte, „stammt aus England und ist in 
Folge des Entgegenkommens, welches die englischen Ma- 


j schinenbauer schon vor 50 Jahren gegenüber den Be.strc- 
bungen der englischen Fabrikaufsichtsbeamten bekundeten, 
in Bezug auf Unfallverhütung meist gut, ja sehr, gut zu 

nennen. Dagegen lässt die bauliche Einrichtung der 

Flachsspinnereien in vielen Fällen geradezu Alles zu 
wünschen übrig.“ Und dann die Schweiz, die doch schon 
1877 das 1885 in Oe.sterreich angenommene und noch eini¬ 
ges mehr einführte! 

Darf man sich nach solchen Aeusserungen des Vor¬ 
standes der Inspektion wundern, wenn Österreichische In¬ 
dustrielle darüber murren, dass dieser Staat, ganz entgegen 
seiner Mission und Tradition, nun Kultur nach Westen 
tragen wolle, wenn die Prager „Bohemia“ behauptete: 
„Oesterreich ist ein Staat, in welchem die Gesetzgebung 
zum Schutze der Arbeiter fast zu einem Punkte gediehen 
ist, wo der Schutz der Industrie nothwendig in Betracht 
kommt.“ 

Die überfliessenden Devotionsbezeugungen, die leider 
auch in manchen Einzelberichten auffallen, sind zu ge¬ 
schmacklos, als dass wir sie auch nur mit einem Worte 
näher berühren möchten. Suchen wir diese Aeusserlich- 
keiten zu verge.ssen. 

Man hat von einem Heroenzeitalter der englischen 
Fabrikinspektion gesprochen. Es hat gewiss auch keines 
geringen Grades von heroischer Hingebung, Selbstver¬ 
leugnung, Geduld und Zähigkeit auf Seiten der österreichi¬ 
schen Inspektoren bedurft, um das zu leisten, was wirklicli 
geleistet worden ist. Noch bleibt — und das beweist auch 
der zehnte Bericht wieder mit überwältigender Klarheit — 
noch unendlich viel zu thun übrig. Indess, wenn man die 
zehnjährige Wirksamkeit dieser Pioniere des Arbeiter¬ 
schutzes überblickt, darf man wohl sagen, ohne sich eines 
sträflichen Optimismus schuldig zu machen: Was an ihnen 
liegt, wird geschehen, um endlich auch für Oesterreich eine 
sozial bessere und glücklichere Zukunft anzubahnen. 

* •» 

* 

Von der äusseren Entwicklung der Institution legen 
die folgenden statistischen Daten ein Zeugniss ab: Im Jahre 
1884 wirkten nebst dem Zentral-Gewerbeinspektor in den 
9 Aufsichtsbezirken 9 Gewerbeinspektoren. Nachdem für 
die Schifffahrt und die Wiener Verkehrsanlagen besondere 
Beamte bestimmt, die Zahl der Aufsichtsbezirke auf 16 er¬ 
höht und mehrere Assistenten aufgenommen worden sind, 
besteht das Inspektionskorps aus 1 Zentralgewerbeinspektor, 
19 Gewerbeinspektoren und 20 Assistenten. Die Zahl der 
besuchten Betriebe betrug: 1884 : 2564; 1893: 7995. Die 
Zahl der Beschwerden von Seiten der Arbeiter 1884: 100; 
1883 : 5915. Von Arbeitgebern wurden die Beamten um 
Rath oder Auskunft ersucht 1886: etwa 400 mal; 1893 er¬ 
reichte die Inanspruchnahme 1978 Fälle. Im Ganzen sind 
während des Dezenniums 10 000 Arbeitsordnungen begut¬ 
achtet worden. Zur Nachtzeit wurden 1893: 128, Sonntags 
243 Revisionen vorgenommen. Die Anzeige an die Ge¬ 
werbebehörde wurde während des letzten Berichtsjahres 
in 1316 Fällen erstattet. 

Karlsruhe. H. Herkner. 

^ — --- 

Soziale Wirthschaftspolitik und Wirthschafts- 
statistik. 

Ein Gesetz gegen den unlautern Wettbewerb. 

ln den betheiligten Reichsämtern, dem Reichsamt 
des Innern und dem Reichsjustizamt, ist man mit den 
Vorarbeiten für einen Gesetzentwurf gegen den unlautern 
Wettbewerb beschäftigt, welcher dem Reichstage im Herbst 
oder Winter zugehen soll. Durch Vorlegung desselben 
löst die Reichsregierung ein Versprechen ein, das bei der 
Berathung des Gesetzes zum Schutze der Waarenzeichen 
ertheilt wurde. Der Schutz gegen unlautern Wettbewerb 
lässt in Deutschland im Gegensatz zu Frankreich, wo die 
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Rechtsprechung denselben auf Grund der Vorschriften des 
bürgerlichen Gesetzbuchs über die Haftpfliclit für unerlaubte 
Handlungen entwickelt und ausgebildet hat, noch so 
ziemlich Alles zu wünschen übrig zum grossen Schaden 
des Gewerbefleisses und der gewerblichen Thätigkeit. Es 
wäre irrig anzunehmen, dass der Schutz hingegen nur für 
die Grossindustrie und die mit grosser Kapitalkraft arbeiten¬ 
den Unternehmungen von Bedeutung wäre, auch die Klein¬ 
industrie und das Handwerk ist daran in hohem Maasse 
interessirt und gerade das Handwerk wird oft genug durch 
schwindelhaften, unter Benutzung reicher Geldmittel be¬ 
triebenen Wettbewerb in weit empfindlicherem Maasse ge¬ 
schädigt wie die Grossindustrie, welche jedenfalls eine 
Schädigung besser vertragen kann wie jener. Wird der 
Schutz gegen unlautern Wettbewerb mit Rücksicht auf den 
ganzen Umfang des Verkehrs gewährt, so hat aber auch 
der Konsument ein nicht zu verkennendes bedeutendes 
Interesse an seiner Ausgestaltung; durch die Anwendung 
von auf Täuschung berechneten Mitteln jeder Art kann 
heute der Konsument in Bezug auf Waaren und geschäft¬ 
liche Unternehmungen irre geführt werden, er kauft 
schlechte Waaren in der Meinung, dass es die guten eines 
bewährten Geschäfts seien, er kauft bei einem unreellen 
Unternehmer in der Ueberzeugung, es mit dem reellen 
Lieferanten zu thun zu haben, bei dem er schon früher 
seinen Bedarf entnahm: mit Rücksicht hierauf hat der 
Schutz gegen unlautern Wettbewerb für die ganze Gesell¬ 
schaft eine grosse Bedeutung und man wird ihm um des¬ 
willen auch die sozialpolitische Tragweite nicht absprechen 
können. 

Erhebung über die bäuerliche Erbfolge in Bayern. 

Die bayrische Regierung hat im Mai Erhebungen über die 
bäuerliche Erbfolge angeordnet, die sich auf die folgenden 
Punkte erstrecken sollen: 1. ob nach der im betreffenden 
Bezirk oder in einzelnen Theilen desselben herrschenden 
Sitte die dem land- oder forstwirthschaftlichen Betriebe 
dienenden, mit einem Wohnhause versehenen Güter von 
Einem Erben übernommen werden; 2. ob diese Uebernahme 
des Guts durch einen Erben in Uebergabsverträgen und in 
letztwilligen Verfügungen angeordnet wird, oder ob sie, 
mangels solcher Verträge und Verfügungen, bei Auseinander¬ 
setzung eines Nachlasses unter den Miterben vereinbart zu 
werden pflegt; 3. ob es hierbei Sitte ist, den Werth des 
übernommenen Guts nicht nach dem Verkaufswerth, sondern 
niedriger, etwa nach dem Ertragswerth, in Anschlag zu 
bringen und ausserdem dem Anerben einen Vorzug zu ge¬ 
währen, dann, ob und in welchem Maasse die hiernach den 
übrigen Erben zu leistende Abfindung hinter deren gesetz¬ 
lichem Erbtheil zurückbleibt; endlich 4. ob die erwähnte 
Sitte in Abnahme begriffen ist oder nicht. 

Enquete über die deutsche Tabaksindustrie. Die von 

Reichswegen angeordnete Tabaksenquete erstreckt sich nach 
einer Mittheilung der Freisinnigen Zeitung auf folgende 
Fragen: 1. Wieviel Arbeiter im Jahre mindestens 280Tage 
für die Zigarrenfabrikation beschäftigt gewesen sind? Dar¬ 
unter jugendliche? Wieviel kürzere Zeit hindurch und 
durchschnittliche Arbeitstage? Darunter jugendliche? 2. Wie¬ 
viel Arbeiter in der Fabrik, männliche? jugendliche? Wie¬ 
viel Arbeiter im Hause, männliche? jugendliche? 3. Die¬ 
selben Fragen bezüglich Kautabak. Dieselben Fragen be¬ 
züglich Rauchtabak. 4. Wieviel in Nebenbetrieben, Be¬ 
kleben u. s. w., männliche? jugendliche? 5. Wie viel ist im 
vergangenen Jahre angefertigt an Zigarren? Rauchtabak? 
Kautabak? Schnupftabak? 

Die kommunale Stellenvermittlung in Paris. Die kom¬ 
munalen Bureaux für unentgeltliche Stellenvermittlung in 
Paris haben einen Versuch der Gemeinde und des Wohl- 
thätigkeitsbureaus vom 18. Arrondissement im Juli 1887 zum 
Ursprung. Die hierauf in dieser Richtung eingeleitete 
Aktion hatte in den folgenden Jahren die Schaffung kommu¬ 
naler Stellenvermittlungsbureaux in 13 von den 20 Pariser 
Arrondissements zur Folge. Für das Jahr 1894 hat der 
Gemeinderath in seiner Sitzung vom 2. Juni eine Sub¬ 
vention von 23500 Francs, das sind 3000 Francs mehr als 
im Vorjahre, für diese Bureaux ausgeworfen. Leider fehlen 


die Nachweisungen bezüglich der Thätigkeit dieses Arbeits¬ 
nachweises, die ziemlich erfolgreich zu sein scheint; die 
„Socidt^ du Travail“, welche das kommunale Bureau im 
11. Bezirke ersetzt, weist für 1893 1285 vermittelte Stellen aus. 

Gesetzlicher Arbeiterfeiertag in Amerika. In den Ver¬ 
einigten Staaten ist eine Bewegung im Zuge, welche be¬ 
zweckt, den ersten Montag im Monate September zu einem 
gesetzlichen Nationalfeiertag unter dem Namen „Labor Day“ 
zu machen. In mehr als der Hälfte der Unionsstaaten ist 
dies bereits der Fall; die Verallgemeinerung des Feiertags 
bezweckt eine dem Repräsentantenhause vorliegende Bill, 
über welche der Ausschuss kürzlich einen zustimmenden 
Bericht erstattete. 


Soziale Zustände. 


Kommission für Arbeiterstatistik. Ueber die vom 
23. bis 27. Juni abgehaltene Sitzung der Kommission für 
Arbeiterstatistik berichtet der Reichsanzeiger: Die Kom¬ 
mission für Arbeiterstatistik berieth am 23. Juni zunächst 
über eine von dem Reichskanzler in Aussicht genommene 
Abänderung der Geschäftsordnung vom 7. Januar 1893. Die 
Abänderung, welche die Zustimmung der Kommission fand, 
soll dahin gehen, dass den von der Kommission vernom¬ 
menen Auskunftspersonen ausser Ersatz der ihnen er¬ 
wachsenen Reisekosten als Entschädigung für andere Un¬ 
kosten und für Zeitversäumniss künftighin ein Pauschalsatz 
gewährt wird, da die bisher für jeden einzelnen Fall vorzu¬ 
nehmende besondere Festsetzung zu erheblichen Unzuträg¬ 
lichkeiten geführt hat. 

Weiterhin beschäftigte sich die Kommission mit Be- 
rathung des Gutachtens, welches dem Reichskanzler über 
die Regelung der Arbeitszeit in Bäckereien und Kon¬ 
ditoreien zu erstatten ist. Die Mehrheit entschied sich da¬ 
für, eine Regelung zu empfehlen, nach welcher die Geholfen 
täglich zwölf oder einschliesslich einer mindestens einstün- 
digen Pause 13 Stunden, die Lehrlinge im ersten Lehrjahre 
zwei Stunden, im zweiten Lehrjahre eine Stunde weniger 
beschäftigt werden dürfen. Ausserhalb der zwölf- bezw. 
dreizehnstündigen Schichten dürfen nach dem Entwurf die 
Geholfen und Lehrlinge während eines Zeitraums von zwei 
Stunden nur zu gelegentlichen Dienstleistungen heran¬ 
gezogen werden, unter allen Umständen aber muss ihnen 
zwischen je zwei Arbeitsschichten eine ununterbrochene 
Ruhezeit von acht Stunden gewährt werden. Für die Fälle 
besonders gesteigerten Bedürfnisses oder unvermeidlicher 
Verzögerung des Backprozesses sieht der Entwurf die Zu¬ 
lässigkeit von Ueberarbeit an einer Anzahl von Tagen im 
Jahre vor. Die Sonntagsruhe soll 16 Stunden betragen; in 
Bäckereien sollen diese Ruhestunden sämmtlich, in Kon¬ 
ditoreien sollen 12 derselben im ununterbrochenen Zu¬ 
sammenhang gewährt werden. Doch sind besondere Aus¬ 
nahmen für die Thätigkeit des Eispostens sowie für gewisse 
Vorbereitungsarbeiten vorgesehen. Die Kontrollvorschriften 
des Entwurfs sind auf das unentbehrliche Maass beschränkt. 

Am 26. Juni machte die Kommission für Arbeiter¬ 
statistik die Erhebungen über Arbeitszeit, Lehrlingsverhält¬ 
nisse, und Kündigungsfristen im Handelsgewerbe zum Gegen¬ 
stände ihrer Berathung. Nach einem Vortrage des Refe¬ 
renten über das Ergebniss des zweiten Theils der 
Erhebungen, welcher in der Einforderung und Zusammen¬ 
stellung von Gutachten zahlreicher kaufmännischer Organi¬ 
sationen bestand, beschloss die Kommission, die zur Er¬ 
gänzung des Materials in Aussicht genommenen mündlichen 
Vernehmungen — in Abweichung von ihren früheren Be¬ 
schlüssen — nicht durch Kommissare an Ort und Stelle, 
sondern vor dem Plenum der Kommission zu bewirken. 
Für diese Entschliessung war der Wunsch masssgebend, 
jedem Mitglied den unmittelbaren Eindruck von sämmtlichen 
Vernehmungen zu verschaffen. Diesen Weg Hessen auch 
die bei den Erhebungen über das Bäckergewerbe gemachten 
Erfahrungen rathsam erscheinen. 

Es wird beabsichtigt, 36 Prinzipale, 36 Geholfen und 
10 Geschäftsdiener (Packer etc.) zu vernehmen. Bei Aus¬ 
wahl dieser Auskunftspersonen sollen die verschiedenen 
Branchen (Schnitt-, Kurzwaaren, Lebensmittel, Zigarren). 
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grosse, mittlere und kleine Orte sowie die verschiedenen 
Gegenden des Reichs berücksichtigt werden, Vorschläge 
in dieser Beziehung sollen von kaufmännischen Verbänden 
und Vereinen erfordert, die Auswahl selbst einem Aus¬ 
schuss, in welchen die Herren Dr. v. Scheel, Molkenbuhr 
und Schmidt gewählt wurden, überlassen werden. Zu den 
Berathungen waren drei Prinzipale, drei Gehülfen und drei 
Geschäftsdiener als Sachverständige zugegen. 

Ueber den Verlauf der letzten Sitzung vom 27. Juni, 
für den uns der Bericht des Reichsanzeigers noch nicht 
vorliegt, entnehmen wir dem Referat des Vorwärts Fol¬ 
gendes: Den Gegenstand der Tagesordnung bildeten die 
Erhebungen über die Arbeitszeit in den Getreidemühlen. 
Die Kommission hatte zu beschliessen, welche Schritte unter¬ 
nommen werden sollen, um das Material ihrer Enquete so 
zu vervollkommnen, da.ss ersehen werden kann, ob und welche 
Maassnahmen erforderlich sind, um die bestehenden Miss¬ 
stände zu mildern oder zu beseitigen. Zu dieser Berathung 
waren sechs Sachverständige, drei Mühlenbesitzer und drei 
Gesellen hinzugezogen worden. Nach längerer Debatte be¬ 
schloss die Kommission, dass ähnlich wie bei früheren An¬ 
lässen die Arbeiter- und Unternehmerorganisationen ihre An¬ 
sichten über eine Reihe von Fragen äussern sollen. Ferner 
soll das Reichs-Gesundheitsamt ersucht werden, ein Gut¬ 
achten abzugeben über den Einfluss der Müllerarbeit auf die 
Gesundheit der in dem Gewerbe beschäftigten Arbeiter. 
Wenn die Antworten der Interessenten und das Gutachten 
des Reichs - Gesundheitsamtes vorliegen, sollen abermals 
Sachverständige verhört und dann die Sache zum Abschluss 
gebracht werden. 

Die Lage der Leipziger Buchbindereiarbeiter. Der 

Fachverein der in Buchbindereien beschäftigten Arbeiter 
und Arbeiterinnen zu Leipzig befasste sich im Monat April 
dieses Jahres mit der Aufnahme einer Statistik. Das Re¬ 
sultat ist folgendes: Die Aufnahme erstreckt sich auf 62 Ge¬ 
schäfte. In diesen sind 1431 (801 verheirathet) Arbeiter 
und 1570 (269 verheirathet) Arbeiterinnen beschäftigt. 

Ausserdem waren noch 269 Lehrlinge, 88 Markthelfer und 
60 Arbeitsburschen in dieser Branche mit thätig. In 
Wochenlohn arbeiteten 125 (Durchschnitt 23,12 M.). In 
Stundenlohn 471 (Durchschnitt 21,76M.) und im Stücklohn 
750 (Durchschnitt 24,08 M.) Arbeiter. Bei 85 Arbeitern 
waren die Lohnverhältnisse nicht zu ermitteln. Von den 
Arbeiterinnen arbeiteten 214 auf Wochenlohn (Durchschnitt 
(8,40 M.), 471 auf Stundenlohn (Durchschnitt 9,98 M.) 
und 889 auf Stücklohn (Durchschnitt 9,94 M.). Die 
Löhne von 178 Arbeiterinnen konnten nicht angegeben 
werden. Lehrlinge müssen 4 Jahre lernen und erhalten 
Kostgeld. Der Durchschnitt desselben beträgt im 1. Jahr 
3 M., im 2. 4 M., im 3. 5 M. und im 4. 6 M. Die Löhne 
der Markthelfer bewegen sich in der Höhe von 7,60 bis 
22 M. und die der Arbeitsburschen von 6 bis 14 M. 

In 4 Geschäften mit 126 Arbeitern und 69 Arbeiterinnen 
wurde 2 Stunden pro Tag verkürzt gearbeitet. Theilweisc 
verkürzt in 7 Geschäften bis zu 2 Stunden mit 98 Arbeitern 
und 102 Arbeiterinnen. Ueberarbeit kam in 2 Geschäften 
mit 2 Stunden pro Tag vor. Dabei w'arcn 22 Arbeiter und 
145 Arbeiterinnen betheiligt. Die geschäftsordnungsmässige 
Arbeitszeit betrug inklusive Pausen in 2 Geschäften 9 Stun¬ 
den, in 1: 9^2 Stunden, in 43: 10 Stunden, in 14: IOV 2 
Stunden und in 2: 11 Stunden. Die Vor- und Nachmittags¬ 
pausen waren in 3 Geschäften 30 Minuten, in 9: 20 Minuten 
und in 50: 15 Minuten. Die Mittagsruhe betrug in 6 Ge¬ 
schäften 1 Stunde, in 23: IY 2 Stunden und in 33 Geschäften 
2 Stunden. 

Die Lohnzahlung fand in 18 Werkstuben Freitags und 
in 44 Sonnabends statt. 

In 34 Werkstuben wird während und in 28 nach der 
Arbeitszeit ausbezahlt. Zuschlag für Ueberarbeit geben 
noch 17 Geschäfte mit 473 Arbeitern und 473 Arbeiterinnen. 

Elementare Kraft wird in 42 Werkstuben angewandt 
(30 Dampf und 12 Gasmotoren). In den übrigen Werkstuben 
ist Handbetrieb. Ausserdem stehen dem Kapital noch 1403 
Maschinen zur Verfügung. Gewerkschaftlich organisirt sind 
600 Arbeiter und 20 Arbeiterinnen. 

Die Vorschläge der holländischen Arbeitskommission. 

Mit königlichem Dekrete vom 8. April 1890 wurde in Hol¬ 


land eine aus 13 Mitgliedern bestehende Kommission zur 
Untersuchung der Lage der arbeitenden Klassen und der 
Beziehungen zwischen Unternehmern und Arbeitern ein¬ 
gesetzt. Die in 3 Subkomites getheilte Kommission hat in 
325 Sitzungen 2694 Zeugen und Experten vernommen. Mit 
Dekret vom September 1892 wurde hierauf die Kommission 
beauftragt, Vorschläge zur Abhilfe der Uebelstände, die sich 
ergeben, zu erstatten. Der bezügliche, vor Kurzem erschie¬ 
nene Bericht des Kommission proponirt der Hauptsache 
nach Folgendes: 

Das Minimalalter für die Zulassung zu industrieller Be¬ 
schäftigung soll von 12 auf 13 Jahre erhöht werden, für 
alle Kinder, mit Ausnahme jener, welche die Elementar¬ 
schulen absolvirt haben; Kinder unter 16 Jahren, sollen in 
Fabriken und Werkstätten nur dann beschäftigt werden 
dürfen, wenn sie wenigstens 6 Stunden in der Woche noch 
Schulunterricht geniessen, und sollen dieselben statt wie 
bisher 11 höchstens 9 Stunden täglich beschäftigt werden 
dürfen, wovon keinerlei Ausnahmen bewilligt werden dürfen. 
In Torfstechereien sollen Kinder unter 14 Jahren nicht be¬ 
schäftigt werden dürfen. 

Der Betrieb von Maschinen mit mechanischer Kraft soll 
Sonntags untersagt werden. 

Die Zahl der Gewerbe-Inspektoren — bisher gibt es 
blos 3 in Holland — ist entsprechend zu erhöhen. 

Weiter werden Verordnungen zur Sicherung der Ar¬ 
beiter gegen Betriebsunfälle verlangt, und liegt dem Parla¬ 
mente auch bereits ein Gesetzentwurf vor, der die Unter¬ 
nehmer zur Anbringung von Schutzvorrichtungen anhält. 

Bezüglich der Arbeitszeit erwachsener, männlicher Per¬ 
sonen wird für das Transportgewerbe, Bäckergewerbe, Dock¬ 
arbeit, wie für einige andere, wo sich excessive Arbeits¬ 
zeiten ergeben haben, eine gesetzliche Einschränkung und 
Regulirung proponirt. 

Ferner bringt die Kommission die Einführung einer obli¬ 
gatorischen Unfallversicherung in Vorschlag, deren Lasten 
die Unternehmer zu tragen hätten, sowie die Errichtung 
einer staatlichen Versicherungsanstalt; auch wird die Orga¬ 
nisation einer Invaliditäts- und Altersversicherung auf Grund 
von Beiträgen der Unternehmer und Arbeiter sowie des 
Staates empfohlen. Im Interesse der Erhaltung des sozialen 
Friedens sollen Einigungsämter errichtet werden. Einführung 
des obligatorischen Elementarunterrichtes, schärfere Hand¬ 
habung der Wohnungspolizei, Maassregeln zur Verhütung 
des Trucksystems und Regelung des Lehrlingswesens bilden 
die übrigen Hauptpunkte des sozialreformatorischen Pro¬ 
gramms der holländischen Arbeiterkommission, welches 
wahrscheinlich, in Folge der geänderten Wahlordnung, die 
nunmehr Arbeiter ins Parlament bringen wird, wenigstens 
theilweise Gesetzeskraft erlangen dürfte. 


Arbeitsverhältnisse amerikanischer Eisenbahnbedien¬ 
steter. Der kürzlich erschienene Jahresbericht des Arbeits¬ 
amtes für den Staat Michigan giebt die Resultate einer En¬ 
quete über die Lage der Eisenbahnbediensteten. Die En¬ 
quete erstreckte sich auf 9226 Personen, die ungefähr 35 pCt. 
aller Eisenbahnbediensteten in Michigan repräsentiren. Das 
Ergebniss der Individualzählkarten wird durch die Angaben 
von 23 Bahngesellschaften ergänzt. Nach der Individual¬ 
enquete beträgt der durchschnittliche Monatslohn 49 Dollars; 
die Bahngesellschaften geben folgende Ziffern für die Monats¬ 
löhne: Schaffner 72,87 Doll., Mechaniker 87,75 Doll., Heizer 
49,78 Doll., Weichensteller 48,53 Doll., Bahnhofsbedien^tete 
46,10 Doll., Beamte in der Centralverwaltung 47,02 Doll., 
Werkstättenarbeiter 50,40 Doll., Arbeiter auf der Strecke 
35,35 Doll., Durchschnittslohn für alle Bediensteten 53 Doll. 

Ueber andere Verhältnisse geben die Zählkarten fol¬ 
genden Aufschluss: 

Zdb\ der Antworten 


Erzielung eines jährlichen Erspar- 

nisses. 

Enthaltung von geistigen Getränken 
Zugehörigkeit zu einem Verband 
Ausserhalb eines Verbandes ver- 


bcjaliend verneinend unau.sgcfüllt 


Todesfall 


2800’) 

5100 

1300 

4600 

1700 

2900 

1900 

7100 

200 

1700 

5400 

2100 

3700 

4400 

900 


*) Durelischnittliche Höhe des Erspariiisses 168 Dollars. 
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Handwerkerfragen. 


Zur Frage der Reorganisation des deutschen Hand¬ 
werks. Wie die ßaugewerks-Zeitung mittheilt, soll der 
neue Organisationsplan bis zum Herbst fertiggestellt werden. 
Nach ihm sollen die Innungen im Wesentlichen unberührt 
bleiben, die Einführung des Befähigungsnachweises aber 
keine Aussicht haben. Die nicht den Innungen angehören¬ 
den Handwerker sollen zum Eintritt in Fachgenossenschaften 
gezwungen werden, deren Aufgaben in der Regelung des 
Lehrlingswesens, Fürsorge für das Herbergswesen, Errich¬ 
tung von Fachschulen etc. bestehen sollen. Ferner sollen 
Gehilfenausschüsse eingesetzt werden. Die gemeinsame 
Vertretung für Innungs- und Nichtinnungshandwerker, der 
die Pflege der Gesammtinteressen des Kleingewerbes, die 
Beaufsichtigung derl^ungen und der Fachgenossenschaften, 
die Erstattung von Gutachten an die Behörden obliegen, 
soll die Handwerkskammer sein. Ihre Mitglieder werden in 
gleicher Weise von den Innungen und Fachgenossenschaften 
gewählt. Ein Regierungskommissar wohnt den Sitzungen 
der Kammer bei. Die Führung des Meistertitels wird er¬ 
langt durch Ablegung einer Gesellen- und Meisterprüfung 
vor einer Innung oder einer Fachgeno-ssenschaft. 

Halbamtliche Mittheilungen bemerken zu den obigen 
Angaben ergänzend, dass aus dem vorjährigen Entwurf die 
Bestimmung übernommen werden soll, wonach alle Ge¬ 
werbetreibenden, die nicht mindestens regelmässig zwanzig 
Arbeiter beschäftigen, der neuen Organisation für das Hand¬ 
werk angehören. Da es indessen einige industrielle Be¬ 
triebe giebt, die ebenfalls durchschnittlich weniger als 20 
Arbeiter beschäftigen, und da diese Industrien in die Hand¬ 
werksorganisation einbezogen werden sollen, so wird die be¬ 
treffende Bestimmung diesmal genauer gefasst werden. 
Auch sonst sollen die von sachverständiger Seite gegen 
den vorjährigen Entwurf erhobenen Einwendungen und Be¬ 
denken thunlichst berücksichtigt werden. Mit der Aus¬ 
arbeitung des neuen Entwurfs ist wieder das preussische 
Handelsministerium betraut worden. Dass der neue Ent¬ 
wurf nach seiner Fertigstellung der Beurtheilung der Fach¬ 
kreise unterbreitet werden wird, sei um so wahrschein¬ 
licher, als es sich nicht um eine Umarbeitung des früheren 
Entwurfes auf Grund der erstatteten Gutachten, sondern 
um einen völlig neuen Plan auf neuer Grundlage handelt. 

Schutzgesetz für Bauhandwerker. Die Bewegung für 
ein Schutzgesetz zu Gunsten der von gewissenlosen Bauspeku¬ 
lanten ausgebeuteten Bauhandwerker wird immer allgemei¬ 
ner. Auf dem jüngsten deutschen Innungs- und Handwerker- 
Tage, der vom 9. bis 12. April d. J. in Berlin tagte, ist 
u. a. folgender Beschluss gefasst worden: „Die hier ver¬ 
sammelten Vertreter des deutschen Handwerks fordern die 
Regierung auf, schleunigst Gesetze zu schaffen, die ver¬ 
hindern, dass eine Hand voll Spekulanten fernerhin Tausende 
von ehrlichen, fleissigen deutschen Staatsbürgern, welche das 
Bauhandwerk betreiben, auf Grund des römischen Itypo- 
thekenrechts, also gesetzlich erlaubt, ausraiiben und ruiniren 
können.“ Jetzt haben die vereinigten Tischlcrinnungen des 
Regierungsbezirks Potsdam beantragt, ein Gesuch an das 
Staatsministerium zu richten, worin gebeten wird, dem Bau¬ 
schwindel durch folgende gesetzliche Bestimmungen ent¬ 
gegenzutreten: 1. kommt ein Neubau zur Subhastation, so 
gelten als bevorrechtigte Forderungen nur das wirklich und 
nachweisbar gezahlte Baugeld sowie die Forderungen der 
Handwerker und Lieferanten, welche Werthe zu dem Baue 
geliefert haben; 2. sind Baugeld und Restkaufgeld zusam¬ 
mengelegt, bilden beide nur eine Hypothek, so muss stets 
gesagt werden, welcher Betrag sich auf das Baugeld und 
welcher sich auf die Baustelle bezieht. Zugleich soll die 
Regierung ersucht werden, eine Umfrage zu veranlassen 
und dazu erfahrene Bauhandwerksmeister hinzuzuziehen, 
damit die Ursachen des Bauschwindels ans Licht gebracht 
werden und ein Gesetz in dem angegebenen Sinne dagegen 
erlassen werden kann. 


Unternehmerverbände. 


Ein Riesenkartell von Brauern in Amerika. 

Die New-Yorker Staatszeitung berichtet: Mit dem 
grossen Kriege zwischen den Syndikatsbrauereien und den 
unabhängigen neuen Brauereien, der im letzten Frühsommer 
in New-York wüthete, schien der Frieden in sämmtlichen 
Brauhäusern daselbst eingezogen zu sein; allein in letzter 
Zeit ist neuer Unfriede entstanden, und der hat zu inter¬ 
essanten Enthüllungen geführt, die zwar offiziell in Abrede 
gestellt werden, für deren Wahrheit jedoch verschiedene 
wichtige Anhaltspunkte sprechen. Es besteht laut diesen 
Veröffentlichungen ein Brauerpool, der alle Brauereien 
zwischen dem Atlantischen Ocean und der Pacificküste ein- 
schliesst, einige wenige Brauereien vielleicht ausgenommen. 
Der Pool ist der riesigste, welcher noch in den Ver¬ 
einigten Staaten bestanden hat, und eine absolute Kontrole 
über seine Mitglieder ausübt. 

Das Prinzip des Pools ist: „Einmal ein Kunde, immer 
ein Kunde“. Kein Wirth kann von einem andern Brauer 
Bier bekommen, ausgenommen er hat von seinem bisheri¬ 
gen Brauer Erlaubniss dazu erhalten. Eben so wenig darf 
ein Wirth anderes Bier als das seines besonderen Brauers 
verkaufen. Als das englische Syndikat 15 der Brauereien 
vereinigte, konnte jeder Kunde des Syndikats beliebig 
unter den 15 Sorten Bier abwechseln. Dies hat jetzt auf¬ 
gehört, und jeder Wirth ist an die Brauerei gebunden, 
deren Kunde er früher war, denn auch von den unabhängi¬ 
gen Brauern kann er kein Bier bekommen, eben so wenig 
von auswärts. — Am 10. April d. J. war der Kontrakt ab¬ 
gelaufen und eine Anzahl St. Louiser Wirthe wollten, im 
Falle der Pool erneuert würde, denselben vor Gericht be¬ 
kämpfen. Neuere Nachrichten sind aber noch nicht be¬ 
kannt geworden und es scheint alles beim Alten geblieben 
zu sein. 


Gewerkschaftliche Arbeiterbewegung. 

Ausstand der schottischen Bergarbeiter. Am 25. Juni 
nahm der seit einiger Zeit geplante schottische Kohlen- 
grubenarbeiterstrike seinen Anfang. Der Ausstand ist ein 
allgemeiner, 73000 Bergleute sollen feiern. Von den Aus¬ 
ständigen gehören 30000 Mann dem Bunde der Bergleute 
Grossbritanniens an. Der Bund hat verordnet, dass jedes 
Mitglied 6 d. die Woche zur Unterstützung der Ausständigen 
zu zahlen hat. 

Ende des Bergarbeiterstrikes in Pennsylvania. Der 

grosse Kohlenarbeiterstrike in Pensylvania hat durch die 
auf einer Konferenz in Columbus erzielte Einigung sein 
P2nde erreicht. Die Konferenz setzte die Lohnhöhe für die 
einzelnen Distrikte in einer detaillirten Skala fest, die bis 
1. Mai 1895 Geltung haben soll. Für den Fall der Nicht¬ 
einhaltung der Vertragsbestimmungen soll für den betreffen¬ 
den Distrikt ein Einigungsamt zusammentreten, welches den 
Streitfall zu entscheiden, beziehungsweise, wenn keine 
Einigung erzielt wird, einen unparteiischen Schiedsrichter 
zu wählen hat. Ausser der Lohnskala stellt der Vertrag 
auch fest, dass die Löhne 14tägig, und zwar in Geld zu 
zahlen sind und dass die Arbeiter das Recht haben, die 
Beamten, die das Gewicht der geförderten Kohlenmenge 
festzustellen haben, selbst zu wählen. 


Politische Arbeiterbewegung. 

Kongress der norwegischen Sozialdemokratie. Der 

Kongress der norwegischen Arbeiterpartei, der kürzlich in 
Bergen stattfand, nahm betreffs des Generalstrikes folgende 
Resolution an: „Im Anschluss daran, dass Alles für die Er¬ 
ringung des allgemeinen Stimmrechts aufzubieten ist, be- 
schliesst der Parteitag: Die Partei soll mit aller Kraft die 
Arbeitsniederlegung in allen denjenigen Zweigen vorbereiten, 
in denen man hoffen kann, dass der allgemeine Strike Er¬ 
folg haben könnte. Die Partei wird sogleich an die Samm¬ 
lung eines besonderen Fonds für diesen Zweck herangehen. 
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Die Mittel dieses Fonds können nur auf Beschluss eines 
Parteitages, und sofern das allgemeine Stimmrecht ohne 
Strike errungen werden kann, zu andern Zwecken ver¬ 
wendet werden. 

Ferner nahm die Versammlung eine Resolution an be¬ 
treffs einer allgemeinen Invaliditätsversorgung, für die die 
nöthigen Mittel theils durch direkte progressive Einkommen¬ 
steuer, theils durch Einführung des Staatsbetriebes für 
Branntwein-, Bier- und Tabakfabrikation aufgebracht werden 
sollen. 

Hinsichtlich der Bodenfrage sprach sich die Versamm¬ 
lung dahin aus, dass die Parteileitung in erster Reihe be¬ 
müht sein sollte, die Landbevölkerung mehr in die Organi¬ 
sation einzubeziehen. Die Versammlung erkennt an, dass 
auch die grosse Masse der Bauern sich unter einem ver¬ 
nichtenden ökonomischen Drucke befindet. Dagegen giebt 
es keine andere Rettung, als den Uebergang des Acker¬ 
baues zu einer der modernen Technik entsprechenden Be¬ 
triebsführung und dies kann, besonders in einem Lande 
wie Norwegen, allein durch eine der Gesellschaft verant¬ 
wortliche Leitung und Kapitalaufwendung geschehen. Daher 
fordert die Versammlung die Bauern auf, sich der sozial¬ 
demokratischen Partei durch Begründungen von Lokal¬ 
vereinigungen zusammen mit den Instleuten und Arbeitern 
anzuschliessen. Die Versammlung protestirt auf das Ent¬ 
schiedenste gegen den schon seit Jahren betriebenen Ver¬ 
kauf von Staatsboden, worin sich ihrer Meinung die ökono¬ 
misch-reaktionäre Gesinnung der Regierung ausspricht. In 
Betreff der im Herbst vorzunehmenden Wahlen zum Storthing 
hat der Kongress ein Manifest veröffentlicht, worin er die 
Arbeiter auffordert, bei den Wahlen als selbständige Partei 
aufzutreten und sich keiner anderen Partei anzuschliessen. 


Arbeiterschutzgesetzgebung und Gewerbe¬ 
inspektion. 

Bergpolizeiliche Verordnung in Braunschweig. Neue 
bergpolizeiliche Bestimmungen sind in Braunschweig auf 
Grund des vorjährigen Berggesetzes mit ministerieller Ge¬ 
nehmigung erlassen worden. Die 70 Paragraphen enthal¬ 
tenden Vorschriften gliedern sich in folgende zehn Ab¬ 
schnitte: 1. Schutz der Oberfläche, 2. Sicherung der Gruben¬ 
baue, 3. Förderung, 4. Fahrung, 5. Wetterführung und Be¬ 
leuchtung, 6. Schiessarbeit, 7. Sonstige Arbeiten, 8. Ar¬ 
beiter, 9. Markscheiderwesen, 10. Schlussbestimmnngen. 
Uebertretungen der erlassenen Vorschriften werden mit 
Geldbussen bis 300 M. bestraft. Braunkohle darf bei unter¬ 
irdischem Abbau nur bis zu einer Mächtigkeit von 5 Metern 
auf einmal gewonnen werden. Der Abbau der Kali- und 
Magnesiasalze darf nur in der Weise erfolgen, dass die ab¬ 
gebauten Räume vollständig versetzt werden. Dabei muss 
der Versatz dem Abbau in kürzester Frist folgen, so dass 
die Salzstösse und Salzfirsten nicht länger als sechs Monate 
der Verwitterung ausgesetzt sind. Hin.sichtlich der Auf¬ 
bewahrung und der Verwendung von Sprengstoffen sind 
peinlichste Sicherheitsmaassregeln vorgeschrieben, und als 
Bergarbeiter dürfen nur Personen beschäftigt werden, die 
nach ärztlichem Zeugnisse mit körperlichen oder geistigen 
Gebrechen, die leicht Anlass zu Unglücksfällen geben 
können, nicht behaftet und dem Trünke nicht ergeben sind. 
In Folge des Erlasses der neuen bergpolizeilichen Vor¬ 
schriften erlischt die Gültigkeit der 1874er Verordnung, 
betr. die Schiessarbeit beim Bergbau. 

Regelung der Lohnzahlung in Frankreich. Der fran¬ 
zösische Senat hat einen Gesetzentwurf, betreffend die Lohn¬ 
zahlung an Arbeiter, angenommen, welcher an die Depu- 
tirtenkammer geleitet wurde. Der Entwurf lautet: 

Art. 1. Die Löhne der Arbeiter sind in Metallgeld oder 
Anweisungen zu gesetzlichem Kurse zu zahlen, ohne Rück¬ 
sicht auf nichtige, entgegenstehende Abmachungen. 

Art. 2. Die Arbeitslöhne sind wenigstens zweimal monat¬ 
lich, in Zwischenräumen von höchstens 16 Tagen zu zahlen, 
falls nicht andere schriftliche Vereinbarungen getroffen sind. 
Bei Stücklohn sind die Zahlungsbedingungen bis Abschluss 
der Arbeit von den Interessenten festzusetzen. 
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Art. 3. Die Zahlung darf nur in der Werkstätte oder 
einem hinzugehörigen Bureau, nicht aber in einem Schank¬ 
lokal oder Detailverkaufsladen erfolgen. 

Art. 4. Zurückhaltung von Löhnen ist nur gestattet, 
wenn sie in einer Werkstättenordnung unter dem Namen 
von Strafen oder sonstwie vorgesehen ist, und diese Ar¬ 
beitsordnung wenigstens einen Monat früher beim Sekre¬ 
tariate des Conseil de Prud’hommes oder dem Friedens¬ 
richter deponirt wurde und in den Werkstätten affichirt ist; 
doch darf der zurückgehaltene Lohn für einen Tag den 
vierten Theil des Tagelohns nicht übersteigen. Das Er- 
gebniss dieser Abzüge darf nur im direkten Interesse der 
Arbeiter, vornehmlich als Hülfskassenbeiträge, verwendet 
werden. Doch fallen die strafweisen Abzüge für schlechte 
Arbeit oder aus anderen Ursachen nicht unter die Bestim¬ 
mungen dieses Artikels, und soll im Streitfälle das Rechts¬ 
verfahren über Schadenersatz platzgreifen. 

Art. 5. Dieses Gesetz findet Anwendung auch auf die 
Kolonieen von Guadeloupe, Martinique und Reunion. 


Arbeiterversicherung. 

Die Novelle zur Unfallversicherungs-Gesetzgebung. 

Drei verschiedene Gesetzentwürfe sind nunmehr dem 
Bundesrath vorgelegt worden, in welchen eine Reform der 
Unfallversicherung zur Durchführung gebracht werden soll. 
Der eine dieser Entwürfe behandelt nur einen Spezialpunkt, 
die Ausdehnung der Versicherung auch auf die unfreien 
Arbeiter in Gefängnissen und Korrektionshäusern; die 
anderen beiden, welche einerseits die Erweiterung der Un¬ 
fallversicherungspflicht, andererseits die Abänderung meh¬ 
rerer Bestimmungen der gegenwärtigen Gesetzgebung zum 
Gegenstände haben, sind nunmehr durch den „Reichs¬ 
anzeiger“ veröffentlicht und damit zur öffentlichen Erörte¬ 
rung gestellt worden. 

Es macht einen eigenthümlichen Eindruck, wenn man 
die allgemeine Begründung des Gesetzentwurfes betreffend 
die Erweiterung der Unfallversicherung liest. In überzeu¬ 
gender, schlagender Weise wird darin nachgewiesen, wie 
geradezu unhaltbar der jetzige Zustand ist, wie bei ganz 
gleichliegenden Verhältnissen und Voraussetzungen der eine 
Betrieb oder Betriebstheil unter die Versicherung fällt, der 
andere nicht. Dass dies zu vielfachen Beschwerden Anlass 
gab, ist begreiflich, und dass es geändert werden muss, un¬ 
bestreitbar. Aber damit kommt man über die Frage nicht 
hinweg, weshalb es denn überhaupt so gemacht werden 
musste. Dieses stückweise Vorgehen hat nicht nur zu zahl¬ 
reichen inneren Widersprüchen geführt, sondern auch äusser- 
lich die Sache so unklar und unübersichtlich gemacht, als 
nur möglich. Wir werden nun, nachdem diese neuen Ent¬ 
würfe Gesetz geworden, nicht weniger als neun Unfallver¬ 
sicherungsgesetze haben, eine ganze Bibliothek, in welcher 
sich zurechtfinden muss, wer sich theoretisch oder praktisch 
mit der Sache zu beschäftigen hat. Ein Blick auf den in 
Novellenform gehaltenen Entwurf des Abänderungsgesetzes 
macht dies sofort klar; es ist wahrlich keine leichte Auf¬ 
gabe, in diesem Wust von Citaten und Paragraphen sich 
zu orientiren und den Umfang und die Bedeutung der ein¬ 
zelnen Abänderungsvorschläge zu ermessen. Dass im 
„Reichsanzeiger“ die abzuändernden Bestimmungen daneben 
abgedruckt sind, ist ja sehr zweckmässig und dankenswerth. 
Aber das Durcheinander der verschiedenen Gesetze, das 
sich dabei mit Nothwendigkeit ergeben musste, dient mehr 
dazu, zu veranschaulichen, wie schwer hier das Zurecht¬ 
finden gemacht wird, als dasselbe wesentlich zu erleichtern. 
Zum Glück soll es dem Publikum, das mit den Gesetzen zu 
arbeiten hat, wenigstens dadurch etwas bequemer gemacht 
werden, dass der Reichskanzler ermächtigt wird, den Text 
der einzelnen Gesetze in der abgeänderten Fassung zu¬ 
sammenzustellen und zu veröffentlichen. 

Eine besondere Besprechung der Vorlagen und ihres 
Hauptinhaltes vorbehaltend, wollen wir an dieser Stelle nur 
einen gedrängten Ueberblick über die wesentlichsten Be¬ 
stimmungen zu geben versuchen. Die geplante Erweiterung 
der Unfallversicherung soll die sämmtlichen, bisher au.sge- 
schlossen gewesenen Betriebe umfassen, insbesondere also 
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das Handwerk und Kleingewerbe, das Handelsgewerbe, die 
Gastwirthschft, die Fischerei und die Seeschiflffahrt mit 
kleinen Fahrzeugen. Versichert werden Arbeiter, Gehilfen, 
Gesellen und Lehrlinge, ferner Werkmeister, Techniker etc. 
Ausgeschlossen von der Versicherung bleiben hier wie bei 
der Krankenversicherung die Dienstboten. Bei der grossen 
Zahl meist ganz kleiner Betriebe, die hiernach der Unfall¬ 
versicherung unterworfen werden, hat man von einer Durch¬ 
führung der berufsgenossenschaftlichen Organisation Abstand 
genommen. Als Regel ist vielmehr die Zusammenfassung 
aller unter das neue Gesetz fallenden Betriebe in territorial 
abgegrenzte Unfallversicherungs - Genossenschaften vor¬ 
gesehen; ausnahmsweise soll dann freilich wieder auf 
Antrag der Unternehmer die Bildung von Berufs¬ 
genossenschaften zulässig sein. Viel Konsequenz liegt 
darin freilich nicht, aber wenigstens eine Konzession an das 
praktische Bedürfniss, die immerhin eine Anerkennung ver¬ 
dient und jedenfalls das Gute haben muss, dass man die 
berufsgenossenschaftliche Organisation nicht mehr als das 
Einzigmögliche und unter allen Verhältnissen vortrefflichste 
anzusehen sich gewöhnt. Wichtig ist auch, dass hier wiede¬ 
rum, wie schon früher bei der Bau-Unfallversicherung das 
Prinzip des Umlageverfahrens durchbrochen, und wenn auch 
nicht zu dem reinen Kapitaldeckungsverfahren übergegangen, 
so doch ein Mittelweg eingeschlagen wird, indem man durch 
die Jährlichen Beiträge den Kapitalwerth der im Laufe des 
Jahres zur Feststellung gelangten Renten aufbringen lässt. 
Man beginnt nachgerade einzusehen, dass eine weitere Be¬ 
lastung der Zukunft zu Gunsten der Gegenwart nicht wohl 
angängig ist, und wenn sie zur Zeit die Einführung neuer 
Verpflichtungen erheblich erleichtern mag, doch in noch 
stärkerem Maasse den kräftigen Fortbestand den geschaffe¬ 
nen Institutionen gefährden muss. Es wird übrigens immer 
klarer, dass man von Anfang an sich sehr wohl bewusst 
gewesen ist, mit der Einführung des Umlageverfahrens einen 
sehr bedenklichen und finanztechnisch nicht zu rechtfertigen¬ 
den Fehler zu begehen, dass man denselben aber aus poli¬ 
tischen Gründen für nothwendig hielt, weil man den Wider¬ 
stand der Unternehmer gegen die Uebernahme der ihnen 
angesonnenen Lasten nur dadurch überwinden zu können 
meinte, dass man ihnen diese Lasten so sehr als möglich 
erleichterte und auf die Schultern einer späteren Generation 
sdiob. 

Aus den Reformvorschlägen, welche zur Abänderung 
des bisher geltenden Rechts gemacht werden, können wir 
nur einige besonders wichtige hier hervorheben. Mit Genug- 
thuung zu begrüssen ist die Bestimmung, dass die Ent¬ 
schädigungspflicht fortan nicht auf eigentliche Betriebs¬ 
unfälle im engeren Sinne beschränkt sein, sondern als 
mitversichert auch solche Dienstleistungen gelten sollen, 
welche der Arbeiter auf Geheiss des Arbeitgebers zu ver¬ 
richten hat, wiewohl sie mit dem Betriebe selbst nichts zu 
thun haben, sondern dem Privatinteresse des Auftraggebers 
dienen. Diese Bestimmung schneidet nicht nur eine An¬ 
zahl recht misslicher und unerquicklicher Streitigkeiten ab, 
deren Entscheidung oft von rein formellen und äusserlichen 
Momenten abhing, sondern sie entspricht auch allein der 
Billigkeit, da sich der Arbeiter der Ausführung solcher 
Aufträge garnicht entziehen kann und'daher hier ebenso 
wie in seiner eigentlichen Betriebsthätigkeit auf Sicherstellung 
gegen Unfallfolgen Anspruch hat. 

Günstiger gestaltet der neue Entwurf auch in einigen 
Punkten die Stellung der rentenberechtigten Hinterbliebenen, 
zu welchen fortan auch die Enkel und Geschwister gerechnet 
werden. Die Beschränkung des Rentenanspruchs der 
Aszendenten auf den Fall, dass der Verstorbene ihr einzi¬ 
ger Ernährer war, ist vielfach als eine Härte empfunden 
worden. Freilich hat man nicht nur aus diesem Grunde 
zur Aufgabe des etwas engen Standpunkts sich entschlossen, 
sondern, wie uns die Motive verrathen, auch deshalb, weil 
nach der Rechtsprechung des Reichsgerichts Aszendenten, 
welche Mangels dieser Voraussetzung von der Berufs- 
genussenschaft eine Rente nicht fordern können, den ihnen 
nach Reichs- oder Landesrecht zustehenden, gewöhnlich 
erheblich weitergehenden Entschädigungsanspruch gegen den 
Arbeitgeber behalten. 

Wir haben wiederholt Veranlassung genommen, in 


dieser Zeitschrift auf die unerträglichen Missstände hinzu¬ 
weisen, welche sich daraus ergaben, dass nach dem gegen¬ 
wärtig geltenden Recht es dem Arbeiter überlassen ist, 
sich die entschädigungspflichtige Berufsgenossenschaft her¬ 
auszusuchen, und dass er so genöthigt werden kann, in zweifel¬ 
haften Fällen gegen mehrere Berufsgenossenschaften gleich¬ 
zeitig oder nach einander langwierige Prozesse zu führen. Es 
kann so nicht nur längere Zeit vergehen, bis er überhaupt eine 
Rente erhält, sondern es besteht sogar die Gefahr, dass 
durch ein Versehen, wie Fristversäumniss gegenüber der 
schliesslich als entschädigungspllichtig ermittelten Berufs¬ 
genossenschaft der Rentenanspruch ganz verloren geht. 
Dem will das Gesetz abhelfen, und es ist anzuerkennen, 
dass es dies in einer zweckmässigen Form thut, in der 
zweckmässigsten Form wohl, die man wählen konnte, ohne 
an der ganzen Organisation, mit der ja auch die Gliederung 
der rechtsprechenden Kollegien enge verknüpft ist, etwas 
wesentliches zu ändern. Es soll nunmehr, wenn das Be¬ 
stehen eines Entschädigungsanspruchs an sich unstreitig ist, 
die angegangene Berufsgenossenschaft jedoch eine andere 
Berufsgenossenschaft für entschädigungspflichtig hält und 
auch diese letztere ihre Entschädigungspflicht bestreitet, 
jene erstere unter allen Umständen verpflichtet sein, die 
Rente vorläufig festzustellen und zu zahlen, vorbehaltlich 
ihres Regresses an die von ihr für zahlungspflichtig ge¬ 
haltene Genossenschaft. Diese Lösung erscheint befriedi¬ 
gend; der versicherte Arbeiter wird aus einem Streite her¬ 
ausgelassen, der ihn nichts angeht, er erhält auf alle Fälle 
seine Rente, und den Streit über die Zahlungspflicht mögen 
dann die Berufsgenossenschaften unter sich ausmachen. — 
Zweckmässig, wenn auch weniger die Interessen des Ver¬ 
sicherten berührend, ist ferner die Neuerung, welche eine 
Theilung der Entschädigungspflicht unter mehrere Berufs¬ 
genossenschaften gestatten will. Eine solche war bisher 
grundsätzlich ausgeschlossen, während sie doch in vielen 
Fällen nach Lage der thatsächlichen Verhältnisse allein der 
Gerechtigkeit und Billigkeit entsprochen hätte. Nur dürfte 
es sich empfehlen, eine Bestimmung in das Gesetz aufzu¬ 
nehmen, nach welcher der Versicherte es unter allen Um¬ 
ständen nur mit einer Berufsgenossenschaft zu thun, diese 
aber sich ihrerseits mit den übrigen betheiligten Genossen¬ 
schaften auseinanderzusetzen hat. Es handelt sich hierbei 
nicht sowohl um die Auszahlung der Rente, die ja unter 
allen Umständen von der Post, gleichviel für Rechnung 
welcher Genossenschaft oder Genossenschaften, vorschuss¬ 
weise geleistet wird, als vielmehr um das prozessuale V’^er- 
fahren, namentlich auch beim Erlass späterer neuer Renten¬ 
festsetzungsbescheide. 

Sehr bedenklich erscheint uns dagegen die vorgeschla¬ 
gene Beseitigung des Rekurses und seine Ersetzung durch 
das formalistische Rechtsmittel der Revision. Die letztere ist 
an sich schon, da sie jede thatsächliche Nachprüfung aus- 
schliesst, ein sehr unvollkommenes Rechtsmittel, doppelt un¬ 
vollkommen in der Hand des Arbeiters, dem es sowohl an 
Geschäfts- und Formgewandheit als an Rechtskenntniss fehlt, 
und dem man doch weder zumuthen kann noch will, zu 
jedem Rentenprozess sich einen Anwalt anzunehmen. Gerade 
die Rechtsprechung des Reichsversicherungsamts hat sich 
allgemeine Anerkennung zu verschaffen gewusst, und auf 
ihm beruht nicht zum geringsten Theile die verhältnissmässige 
Popularität der Unfallversicherung. Wir würden es lebhaft 
bedauern, wenn hier eine Aenderung einträte, welche die 
Stellung des Versicherten wesentlich ungünstiger gestalten 
muss. Der Ersatz, der darin liegen soll, das der Verletzte 
vor Erlass des Festsetzungsbescheides gehört werden soll, 
ist völlig unzureichend. Das mag sehr zweckmässig sein, 
aber es ändert nichts daran, und es wird auch kein Ver¬ 
fahren erfunden werden, welches etwas daran ändern könnte, 
dass der Arbeiter in der Berufsgenossenschaft niemals den 
unbefangenen Richter, sondern stets den interessirten Gegner 
erblicken wird. Der Gesichtspunkt, dass das Reichsver¬ 
sicherungsamt der Entlastung bedarf, ist gewiss sehr be- 
achtenswerth. Mag man immerhin in den zahlreichen Fällen, 
in welchen nur der Grad der Erwerbsunfähigkeit den Gegen¬ 
stand des Streites bildet, es sich also um keine grundsätz¬ 
lichen Fragen, sondern nur um den Prozentsatz der Rente 
handelt, die Entscheidung der Schiedsgerichte für endgiltig 
erklären. Aber es scheint uns zu weit gegangen, in allen 
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Prozessen ohne Unterschied die Prüfung des Sachverhalts 
dem obersten Gerichtshof zu entziehen und diesen auf die 
Beurtheilung von Rechtsfragen zu beschränken. 

Arbeitslosenversicherung in Basel. Die in Basel ge¬ 
plante Arbeitslosenversicherung soll nach den Baseler Nach¬ 
richten folgenden Inhalt haben: Die Versicherung ist obli¬ 
gatorisch für alle unter dem Fabrikgesetz stehenden Ange¬ 
stellten, sowie für die Bauarbeiter und Erdarbeiter. Aus¬ 
geschlossen sind Tagelöhner, die für weniger als eine 
Woche engagirt sind, Personen, die weniger als ein Jahr 
in Basel sich aufhalten, solche, deren Jahreslohn 2000 Fr. 
übersteigt. Minorenne von 14 Jahren und Lehrlinge von 
18 Jahren, deren Lohn unter 200 Fr. jährlich ist. Die Prämie, 
die die Versicherung zahlt, variirt je nach der Kategorie 
zwischen 20 und ä) Rp per Woche. Die Arbeitgeber 
zahlen eine Prämie von 10 bis 20 Rp. per Woche. Die 
Prämie des Versicherten wird durch den Gehalt bestimmt. 
Der Staat betheiligt sich mit einer jährlichen Einlage von 
25 000 Fr. und trägt die Kosten der Verwaltung. Im Falle 
unfreiwilliger Arbeitslosigkeit zahlt die Kasse dem Ver¬ 
sicherten gemäss der Kategorie, der er angehört, eine täg¬ 
liche Entschädigung von 80 Rp. bis 2 Fr. Diese Unter¬ 
stützung ist an eine Reihe von Bedingungen geknüpft, in 
erster Linie an die, dass die Beiträge 26 Wochen regel¬ 
mässig bezahlt worden sind; Arbeitslosigkeit infolge von 
Krankheit kommt nicht in Betracht etc. Es wird aus den 
Betriebsüberschüssen ein Reservefonds gebildet. Wenn dieser 
die Summe von 200 000 Fr. erreicht hat, kann der grosse 
Rath die Höhe der Prämien reduziren. Die Taxe würde 
aber erhöht, falls die Einnahmen sich als ungenügend er¬ 
wiesen. Der Verwalter der Versicherungskasse wird vom 
Regierungsrath ernannt. Die Kontrolle der Verwaltung 
untersteht einer Kommission von 9 Mitgliedern, die sämmt- 
lich Schweizerbürger sind und deren 3 von den Arbeit¬ 
gebern und 5 durch die Versicherten beider Geschlechter 
gewählt werden. Der Präsident der Kommission wird von 
der Regierung ernannt. Fremde sind von der Versicherung 
ausgeschlossen. 

Arbeiteninfallversichemng ia Norwegen. Das Sozial- 
komitd hat dem norwegischen Storthing einen Gesetz¬ 
entwurf betreffend die Unfallversicherung für Fabrikarbeiter 
zugcstellt. Die Frage war schon 1889 von der Arbeiter¬ 
kommission behandelt und seitdem mehrmals zwischen 
dem Parlament und der Regierung hin- und hergeschickt 
worden. Das in diesem Jahre eingesetzte Sozialkomit^ 
ist aber von der Anschauung ausgegangen, dass für eine 
Unfallversicherung ein besonders starkes Bedürfniss vor¬ 
handen sei, da z. B. für die Krankenversicherung auf 
privatem Wege unverhältnissraässig mehr geschehen sei. 

Der Gesetzentwurf beruht, wie wir dem Vorwärts ent¬ 
nehmen, auf folgenden Grundsätzen. Der Arbeiter wird 
gegen alle Betriebsunfälle versichert, insoweit sie nicht mit 
Absicht vom Arbeiter herbeigeführt sind, auch Unglücks¬ 
fälle, welche durch Unvorsichtigkeit des Arbeiters veranlasst 
werden, werden demnach in die Versicherung mit einbe¬ 
griffen. Die Versicherung umfasst Arbeiter in Anderer 
Dienst, soweit sie in Fabriken oder gefahrvolleren Betrieben 
beschäftigt sind; die Seeleute sind merkwürdigerweise nicht 
mit einbegriffen, ebenso die Erd- und Waldarbeiter nicht. 
Die Ausbezahlung der Entschädigung soll nach dem Vor¬ 
schläge mit der fünften Woche nach dem Unfall beginnen, 
da man annimmt, dass der Unterhalt des Beschädigten in 
den ersten vier Wochen Sache der Krankenversicherung 
ist. Der Schadenersatz wird percentual nach dem Arbeits¬ 
verdienst des Beschädigten berechnet und ausbezahlt, so 
lange die Arbeitsuntauglichkeit andauert; im Falle der Be¬ 
treffende stirbt, wird die Entschädigung an seine Hinter¬ 
bliebenen ausbezahlt, bei nur theilweiser Arbeitsuntauglich¬ 
keit vermindert sich die Entschädigung in entsprechender 
Weise; ausserdem werden die Kosten der Krankenbehand¬ 
lung bezahlt und im Falle des Todes der Begräbnissbeitrag. 
Die Ausgaben bei dieser Versicherungsart sollen, nach dem 
Entwürfe völlig den Arbeitgebern zur Last fallen, da der 
Entwurf davon ausgeht, dass der Ersatz ein dem Be¬ 
schädigten zustehendes Recht gegenüber dem Betriebe sei, 


welcher ihn beschäftigt. Es wird ftir die Unfallversiche¬ 
rung eine besonders angeordnete Versicherungseinrichtung 
geschaffen, deren Mittel nach dem Kapitaldeckungs¬ 
system aufgebracht werden. Die Betriebe sollen in Ge¬ 
fahrenklassen mit verschiedenen Prämien je nach ihrer Ge¬ 
fährlichkeit eingetheilt werden. Das Gesetz soll bereits am 
1. Juli 1895 in Kraft treten. 


Gewerbegerichte, Einigungsämter und 
Arbeiterausschüsse. 

Die Probi viri ln Italien. Der Minister Boselli hat 
eingehende Ausführungsverordnungen zum Gesetze über die 
Schaffung der „Probi viri“ erlassen, welchen wir folgendes 
entnehmen; Der Minister betont die soziale Bedeutung der 
neuen Institution, die in Streitigkeiten aus demArbeitsvertrage 
als Einigungsamt und Schiedsgericht zu fungiren berufen 
ist. Die wichtigste, den Probi viri zufallende Mission ist 
die einigungsamtliche Thätigkeit, zu welcher subsidiär die 
schiedsgerichtliche Funktion hinzutritt. Weiter fällt ihnen 
ds Gewerbegericht eine ausschliessende Spezial-Jurisdiktion 
in Arbeitsdifferenzen bis zum Streitwerthe von 200 Lire zu. 
Die Collegien werden zu gleichen Theilen aus Vertretern der 
Arbeitgeber und der Arbeiter bestehen, die von beiden 
Seiten, auch von den Frauen, gewählt werden, wogegen die 
Ernennung des Vorsitzenden 8 Tage vor Notifikation der 
Wahl zu erfolgen hat. Je ein Kollegium hat aus dem Präsi¬ 
denten und eventuell einem Vizepräsidenten und wenigstens 
10, höchstens 20 Beisitzern zu bestehen, die ihr Amt un¬ 
entgeltlich zu versehen haben. Als Schriftführer hat der 
Gemeindesekretär oder ein anderer Munizipalbeamter zu 
fungiren; desgleichen hat die Gemeinde ein geeignetes 
Amtslokal kostenlos zur Verfügung der Probi viri zu stellen. 
Die Errichtung dieser Aemter ist jedoch keine allgemein 
obligatorische, indem das Gesetz der Regierung freistellt, 
wo sie es nach Anhörung der Handelskammern für gut 
findet, die Schaffung von Probi viri anzuordnen; doch steht 
es den Interessenten frei, sich um Erlass einer solchen Ver¬ 
fügung an die Regierung zu wenden. 


Vermischtes. 

Wohnungspreise in Italien. Von Interesse ist eine 
italienische Statistik, die beweist, wie verschieden die Kosten 
einer gleich grossen Wohnung auch in Städten mit an¬ 
nähernd gleich grosser Einwohnerzahl sind. Die folgenden 
Zahlen beziehen sich auf Wohnungen von 6 Zimmern 
(Küche inbegriffen) und auf die Jahre 1888—1891: 




monatliche 

Durchschnitts- 

Minimal- 



Maximal miethe 

miethe 

miethe 

Neapel (518000 Einw.) 

150 

_ 

60 Lire 

Rom (436000 

) 

110 115 

80 110 

60 „ 

Mailand (424 000 

) 

125 160 

_ 

50—57 ,. 

Turin (331 000 

) 

75-83 

_ 

42 55 „ 

Palermo (272 OCX) 

) 

58 

50 

42 „ 

Genua (211 000 

) 

115 100 

67 

58 ., 

Florenz (198 (XX) 

) 

50—40 


25-20 „ 

Venedig (146000 

) 

65 

— 

25 „ 

Bologna (143 000 

) 

50 

30 

25 „ 

Catania (117 000 

) 

100 

60 

40 „ 


Congr^s international d’Anvers. Der Congres inter¬ 
national sur la lögislation douaniere et la röglementation 
du travail wird vom 16.—21. Juli d. J. in Anvers tagen. 
Die Fragen, die die 2. Sektion des Kongresses (Organisation 
du travail) zu behandeln hat, beziehen sich auf 1. Einfluss 
der Schiedsgerichte und Einigungsämter; 2. und 5. Folgen 
eines festgesetzten Lohnminimums und einer Maximal 
arbeitszeit; 3. Soll Stück-und Akkordarbeit verboten werden? 
4. Soll die Arbeit der erwachsenen Frauen beschränkt 
werden? 6.-9. Hat die Arbeiterklasse ein Interesse an 
einer gesetzlichen Regulirung der Arbeit? Ist eine solche 
überhaupt, ist sie nur auf internationalem Wege möglich? 
10. Welches ist der Einfluss der Auswanderung auf die 
Lage der arbeitenden Klassen? 


Verantwortlich für die Redaktion: Dr. Heinrich Braun tn HerUn W., Victoriastrasse i6. 
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Das Scheitern der Hamburger Wohnungsreform. 


Als im Jahre 1892 die Cholera über Hamburg herein- 
brach, lenkte sich die durch die Kontagionsfurcht geschärfte 
Aufmerksamkeit ganz Deutschlands auf die aussergewöhn- 
liche Vernachlässigung der dortigen sanitären Einrichtungen, 
zumal heftige Anklagen aus dem Schoosse der Hamburger 
Bevölkerung selbst dieselbe in ursächlichen Zusammenhang 
brachten mit der verrotteten politischen Verfassung dieses 
Kleinstaates, der immerhin für Deutschland die unver¬ 
gleichliche Bedeutung seines ersten Handelsemporiums be¬ 
sitzt. Der Umschwung der Gefühle manifestirte sich charak¬ 
teristisch in der Zeichnung eines Berliner Witzblattes, das 
einen Hamburger Senator im wappengekrönten Rathsherrn¬ 
stuhl, sich windend unter dem Griff des asiatischen Ge¬ 
spenstes karrikirte, mit der Devise: „herunter mit der 
Schlafmütze,“ und hatte man im Reiche bis dahin der Ham- 
burgischen Elbe etwa in der Stimmung des Schiller’schen 
Distichons gedacht: 

Mich umwohnt mit glänzendem Aug’ das Volk der Phäaken, 

Immer ist’s Sonntag, es dreht immer am Heerd sich der Spiess, 

so war es in und ausser Hamburg mit solcher Behaglich¬ 
keitsstimmung seitdem aus. Die Wasserfiltration wurde 


allerdings mit löblichem Eifer in Jahresfrist fertig gestellt, 
aber neben der Wasser- war auch die Wohnungsfrage auf¬ 
getaucht und heischte dringend Berücksichtigung. Professor 
Hueppe, der zur Bekämpfung der Epidemie von Prag nach 
Hamburg geeilt war, schrieb: >„Ich kenne viele italienische 
Städte, ich kenne das berüchtigte Judenviertel in Prag und 
eine Reihe grösserer und kleinerer östlicher Städte in 
Deutschland und Oesterreich, die wegen ihres Schmutzes 
berühmt sind. Aber etwas Schlimmeres als die Arbeiter¬ 
quartiere im Gängeviertel in Hamburg habe ich bis jetzt 
nicht kennen gelernt — das sind Zustände, schlimmer wie 
in Halbasien .... In der Regel führt ein schmaler Ein¬ 
gang, in dem ein kräftiger Mann nicht gerade stehen kann, 
und in dem er seitlich mit den Schultern anstösst, in einen 
finstern schmalen Flur. In einem solchen Flur führt eine 
ganz schmale Treppe, oft leiterartig, nach den oberen 
immer mehr vernachlässigten Stockwerken. Ebenerdig ge¬ 
langt man von dem Hausflur in den ersten Hof, der oft so 
schmal ist, dass man sich aus gegenüber liegenden Fenstern 
die Hand reichen kann. Dieser erste Hof verengt sich 
dann wieder zu einem zweiten analogen Haufeflur, und dies 
wiederholt sich drei und vier Mal und noch öfters. Und 
in diesen Winkeln ohne Luft und Licht wohnen Menschen, 
Mittel-Europäer, Deutsche, Niedersachsen! Hier wohnen 
bis zu 60 Familien in einem einzigen Gebäude, wenn man 
das überhaupt Wohnen nennen kann. Es ist der skanda¬ 
löseste Baustellenwucher, den man sich denken kann.“ Die 
Mitglieder der während der Seuche eingesetzten bürgerlichen 
Gesundheitskommissionen berichteten, dass die Gänge und 
Höfe der älteren Stadttheile nicht einmal am schlimmsten 
seien, vielmehr die in Folge der Evaeuirung des Freihafen¬ 
gebietes in den Vorstädten neuerlich entstandenen Massen- 
Quartiere (Hinterhäuser und sog. Terrassen bauten) sich 
höchstens dem Aeusseren nach von dem niedergelegten Brook, 
Dovenfleeth, Kehrwieder u. s. w. unterschieden und was un¬ 
solides Baumaterial, Feuchtigkeit, Luft- und Lichtmangel 
beträfe, beinahe schlimmer seien, als jene Gänge und Höfe. 
Der Hamburgische Correspondent, das durchaus gemässigte 
Organ der Hamburger Bourgeoisie, erklärte am 8. November 
1892: „über einen Punkt besteht allgemeine Uebereinstimmung 
— dass die elenden gesundheitsschädlichen Wohnräume, 
das massenhafte Zusammengedrängtsein in luft- und licht¬ 
losen Stuben eine der traurigen Vorbedingungen für das 
beispiellose Wüthen der Seuche gewesen sind,“ und Senator 
Dr. Burchard sah sich im Reichstag zu der Ankündigung 
genöthigt: „wir wollen es unmöglich machen, dass in Zu¬ 
kunft den sanitären Ansprüchen nicht genügende Woh¬ 
nungen gebaut werden, und wir wollen zweitens das Be¬ 
wohnen von vorhandenen, aber in sanitärer Beziehung un¬ 
zureichenden Wohnungen verbieten.“ — Dem entsprechend 
berichtete die Senats- und Bürgerschaftscommission für die 
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Prüfung der Gesundheitsverhältnisse Hamburgs am 27. März 
1893. Man hob hervor, dass zwar im Vergleich mit anderen 
Städten das Verhältniss der Kellerwohnungen (darin lebende 
Bevölkerung 6,97 pCt.) und der Wohnungen mit keinem 
oder nur einem heizbaren Zimmer (darin lebende Bevölke¬ 
rung 29,9 pCt.) nicht ungünstig sei. Dagegen sei die Ver- 
hältnisszahl bezüglich der übervölkerten kleinen Wohnungen 
(6712 Wohnungen von nur einem heizbaren Zimmer und 
Zubehör mit sechs und mehr Bewohnern) ungünstig, die 
innere Stadt sei von Alters her ausserordentlich eng ge¬ 
baut, so dass es den Wohnungen zum Theil an Licht und 
Luft mangele, ja in den letzten 15 Jahren hätten sich durch 
Vermehrung der zu gewerblichen Zwecken benutzten Ge¬ 
lasse auf Kosten der Zahl der vorhandenen Wohnungen 
trotz Abnahme der Bevölkerung in der inneren Stadt die 
Wohnungsverhältnisse noch verschlechtert, während in den 
Vororten zahlreiche, erheblich bessere Gelasse leer stünden. 
Letztere seien aber theils von dem Arbeitszentrum des 
Hafens zu entfernt, theils zu theuer. — Indem nun das 
Hauptbedürfniss sich auf Wohnungen von 150—180 Mk. 
richte, würde die Privatbauspekulation in Ansehung der 
theuren Bodenpreise und der hohen Baukosten im Innern 
der Stadt ihre Rechnung bei Niederreissung der alten Quar¬ 
tiere und Herstellung gesunder und billiger Wohnungen 
überhaupt nicht mehr finden, und tauchte daher zwar der 
Gedanke auf, dass solchermaassen der Staat selbst bauen, 
oder StaatshOlfe an gemeinnützige Baugesellschaften durch 
Zuschüsse, Anweisung von Staatsgrund oder Zinsgarantie 
gewähren müsse, jedoch nur, um im Schoosse der Kom¬ 
mission selbst sofort als Staatssozialismus bekämpft zu 
werden. — Unverkennbar war der erste Eifer für radikale 
Reformen schon etwas erkaltet. Immerhin empfahl die 
Kommission: 1. Unterschiedliche Verbesserungen des Bau¬ 
polizeigesetzes in hygienischer Beziehung. 2. Erlass eines 
Wohngesetzes bezüglich Minimalerfordernisse sowohl für 
die hinfort neu zu errichtenden, als auch die bereits 
vorhandenen Wohngelasse (Wasserversorgung, Entwässe¬ 
rung, Reinigung, Beleuchtung, zulässige Zahl der Bewohner, 
Zulässigkeit gewerblicher Betriebe u. s. w.) und fortlaufende 
Kontrolle durch Wohnungskommissionen. 3. Staatsseitige 
Förderung der Erbauung einer grösseren Anzahl von Ar¬ 
beiterwohnungen in der Nähe der inneren Stadt, der Fa¬ 
briken und Häfen, als Ersatz für die älteren, nicht mehr zu 
Wohnzwecken zu benutzenden und als Wohngelasse zu 
schliessenden Gebäude. 

Nach diesen Direktiven hat nun der Senat bisher ledig¬ 
lich am 14. April 1893 eine — in Ansehung geplanter weiter¬ 
gehender Verbesserungen — transitorische Novelle zum 
Baupolizeigesetz (von der Bürgerschaft mit zeitlicher Be¬ 
schränkung bis zum 31. Dezember 1894 angenommen) vor¬ 
gelegt, wonach hauptsächlich der Anzeige eines Neu- oder 
Umbaues — bis dahin hatte die blosse Bauanzeige ohne 
irgend welche weitere Auskunft über den beabsichtigten 
Bau genügt — Pläne anzuschliessen sind, welche das Bau¬ 
vorhaben und die beabsichtigte Benutzung des Gebäudes 
näher ersichtlich machen, ferner das Minimalmaass der un¬ 
bebaut zu lassenden Hofplätze und Lichthöfe bestimmt und 
das Tiefstmaass der Wohnkeller von 1,5 m auf 1 m unter 
der Erdoberfläche herabgesetzt wird, und ferner am 12. Mai 
1893 ein Gesetz betreffend die Wohnungspflege 
beantragt. Letzteres bestimmt, abgesehen von organisatori¬ 
schen Einrichtungen hinsichtlich der Wohnungskontrolle, 
durch bürgerliche Vorsteher und Wohnungspfleger als stän¬ 
dige Hülfsorgane der Baupolizeibehörde, im wesentlichen 
(§ 6 ): 

„Als Regel gilt, dass jedes Gelass (Wohnung), welches 
zum dauernden Aufenthalt von Menschen bestimmt ist oder 
dient, seinen eigenen verschliessbaren Zugang, eigenen 
Abort, eigene Kochstelle, ferner, wo Siel- und Wasser¬ 
leitung vorhanden ist, Wasserhahn und Ausguss haben 


muss, und dass weder die Wohnung noch ein Theil der¬ 
selben, von mehreren Familienhaushaltungen benutzt werden 
darf, ohne dass vorher eine bauliche Theilung derselben 
erfolgt ist. 

Erwachsene Einlogirer verschiedenen Geschlechts, Schlai- 
burschen und Schlafmädchen dürfen nie in einem und dem¬ 
selben Raume untergebracht werden, sondern sind vielmehr 
nach dem Geschlechte zu trennen. Die Aufnahme der¬ 
artiger Personen in die Schlafzimmer der Familie ist nur 
insofern erlaubt, als auch^dabei die Trennung nach dem 
Geschlechte beachtet wird. 

Alle zum Bewohnen, zum Schlafen und zum sonstigen 
dauernden Aufenthalt von Menschen bestimmten Räume 
müssen den darüber bestehenden baupolizeilichen Vor¬ 
schriften entsprechen. Für jeden dieser Räume darf die 
lichtgebende Fläche der baupolizeilich nothwendigen Fenster 
zusammen nicht weniger als ein Zehntel seiner Grundfläche 
betragen. 

In Schlafräumen müssen auf jedes Kind unter 10 Jahren 
mindestens 0,1 qm, auf jede ältere Person mindestens 0,2 qm 
Fensterfläche entfallen, sowie für jedes Kind unter 10 Jahren 
mindestens 5 cbm, für jede ältere Person mindestens 10 cbm 
Luftraum bei mindestens 2 qm, bezw. 4 qm Grundfläche 
vorhanden sein. Kinder unter einem Jahre werden nicht 
mitgerechnet, sofern dieselben zur Familie des Haushaltungs¬ 
vorstandes gehören.“ 

Gesundheitswidrigen, bezw. den § 6 verletzenden Zu¬ 
ständen sollte durch die von der Baupolizeibehörde anzu¬ 
ordnenden und event. zwangsweise durchzuführenden Maass¬ 
regeln abgeholfen, event. die Bewohnung verboten und 
der Raum als Wohngelass geschlossen werden, jedoch 
„kann die Baupolizeibehörde nach Anhörung des Vor¬ 
stehers, des Wohnungspflegers und des beamteten Arztes 
Fristen gewähren, und von den strengen Vorschriften dieses 
Gesetzes zeitweilig dispensiren sowie Erleichterungen ein- 
treten lassen.“ Man sieht: der ursprüngliche Plan einer 
umfassenden staatlichen Einwirkung und Aenderung der 
bestehenden „unleidlichen“ Verhältnisse schrumpft kläglich 
zusammen, eine sozialpolitische Aktion im grossen Styl ist 
offenbar schon aufgegeben, jedoch die Möglichkeit einer 
nach dem Belieben der Behörde zu regulirenden allmäh¬ 
lichen Beseitigung der zahlreichen gesundheitsgefährlichen 
Wohnräume gesetzlich in die Wege geleitet. Das öffent¬ 
liche Gewissen aber war, soweit es sich überhaupt geregt 
hatte. Dank dem völligen Erlöschen der Cholera in den 
Kreisen des die politischen Rechte monopolisirenden Bür¬ 
gerthums, insonderheit in der einflussreichen Sphäre der 
Grundeigenthümer, bereits soweit wieder entschlummert, 
dass auch diese allerbescheidenste Formulirung hygienischer 
Mindestforderungen mit fakultativen Befreiungen einer 
starken Gegenströmung in den Bürgervereinen und dem 
Grundeigenthümerverein, dem „Vorparlament“ begegnete. 
In diesen Konventikeln fanden sich Alle zusammen, Eigen- 
thOmer besserer und gesunder Wohnungen mit denen, die 
so oft als Wohnnungswucherer bezeichnet worden waren, 
welche nur frugen: schädigt das Gesetz den einzelnen 
Grundeigenthümer? um unter der doppelten Einwirkung 
eines partiell sehr erheblichen Geldinteresses und einer 
allgemein den zurückgebliebenen politischen Verhältnissen 
Hamburgs eigenen Pfahlbürgerlichkeit dem „Gelegenheits¬ 
gesetze, das mit der Cholera stehe und falle,“ zu opponiren, 
damit bestätigend die bereits im Herbste 1892 von dem 
Organ der Hamburger Arbeiter geäusserte melancholische 
Befürchtung, dass „die Widerstände, die in unserer Patrizier¬ 
republik und speziell von Seiten des privilegirten Grund¬ 
besitzerthums wirksam sind, die Beseitigung derWohnungs- 
noth verhindern würden.“ Denn die Bürgerschaft hat 
diesen Einflüssen nachgegeben, sofern sie nicht in Folge 
ihrer Zusammensetzung schon (160 Mitglieder, davon 129 
Hausbesitzer, von welchen 73 alleinige Selbstbenutzer, 56 
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Miethwirthe) in sich von denselben kläglichen Anschauungen 
beherrscht war. Am 26. Mai 1893 setzte die Bürgerschaft 
einen Ausschuss zur Prüfung der Senatsvorlage nieder, und 
nach einjähriger Berathung beantragte derselbe die Ablehnung, 
zugleich einen neuen Entwurf der Genehmigung von Senat 
und Bürgerschaft unterbreitend. Dieser Entwurf ist am 27. 
Juni von der Bürgerschaft mit unwesentlichen Aenderungen 
angenommen worden. Die Qualität desselben haben die 
Blätter für soziale Praxis bereits kürzlich dahin charakteri- 
sirt, er unterscheide sich von seinem Vorgänger (der 
Senatsvorlage) dadurch, „dass er dessen gute Seiten be¬ 
deutend verschlechtert, dessen Schwäche womöglich noch 
mehr heruntergesetzt hat“, und es habe den herrschenden 
Gewalten Hamburgs der nöthige Ernst gemangelt, um die 
lösende Frage wirklich ins Auge zu fassen. Wir gelangen 
zu einer noch weit herberen Kritik. Zunächst deteriorirt 
der zweite Entwurf den ersten erheblich durch Abdrängung 
der Baupolizei von der Wohnungskontrolle. An Stelle 
ständiger Beamten, sollen nur die „Mitbürger“ fungiren, 
damit „einer zu weit gehenden Kontrolle vorgebeugt“ und 
dem „Gefühl der Schmälerung der persönlichen Freiheit“ 
Rechnung getragen werde. Natürlich: der „Mitbürger“ 
(am besten gleichfalls Miethwirth!) wird schon wissen, wo 
die Kontrolle Halt zu machen hat, während der Beamte 
dieselbe gar bis zu Belästigungen des Miethwirths zu treiben 
im Stande ist. Sodann sind die sämmtlichen hygieni¬ 
schen Mindestforderungen des §6 — abgesehen von 
dem besonderen Falle, dass eine nur für eine Familie er¬ 
richtete Wohnung nachträglich an mehrere Familien ver- 
miethet wird, für welchen Fall 5 cbm Luftraum für Kinder 
unter 14 Jahren, 10 cbm für Erwachsene in den Schlaf¬ 
räumen verlangt werden; und abgesehen von den Be¬ 
stimmungen des zweiten Absatzes Ober die Einlogirer, 
welche wiederholt werden, — fallen gelassen. „Man 
täusche sich überall nicht über die Wirkung eines derarti¬ 
gen Gesetzes! Auch die Senatsvorlage, die auf dem Papier 
als radical bezeichnet werden kann, muss Halt machen vor 
den realen Verhältnissen. Die Schäden, welche sich durch 
Jahrzehnte in Bezug auf Wohnungsverhältnisse entwickelt 
haben, die lassen sich nicht kurzer Hand durch den Buch¬ 
staben des Gesetzes beseitigen.“ So im blühenden Wipp- 
chen-Styl die Motive des bürgerschaftlichen Entwurfs! 
Darum lieber warten „bis wir den Gedanken eine moderne 
Grossstadt zu sein, voll in uns aufgenommen haben, erst 
wenn wir dementsprechend durch Erweiterung der Strassen, 
durch Herstellung rascher und billiger Verkehrsmittel der 
niederen Klasse der Bevölkerung das Wohnen in der Peri¬ 
pherie der Stadt ermöglichen, ohne sie von ihrer Erwerbs¬ 
quelle auszuschliessen, erst wenn die Sorge für Herstellung 
gesunder und billiger Arbeiterwohnungen als das wesent¬ 
liche Mittel des sozialen Ausgleichs in weiteren Kreisen 
Unterstützung gefunden“ u. s. w., erst dann — lahren 
dieselben Motive fort — „ist die Anwartschaft auf 
wirklich bessere Verhältnisse zu erlangen.“ Ja, aber 
sind alle diese Vorbedingungen, welche da genannt sind, 
nicht solche, welche die von der politischen Selbstbestim¬ 
mung ausgeschlossene Hamburger arbeitende Klasse bereits 
heute mit Recht erfüllt verlangt? Längst ist die Masse der 
Hamburger Bevölkerung von der Erkenntniss durchdrungen, 
der ihre Vormünder anscheinend recht langsam entgegenzu¬ 
reifen sich anschicken. Wie unbillig daher sie, die den 
Schaden verspürt, mit der Anwartschaft auf Besserung 
zu vertrösten, bis der Bürgerstand nachgeholt haben wird, 
was ihm an Einsicht mangelt! — Um nun aber statt des 
Ausgeschiedenen wenigstens anderweitiges Füllmaterial zu 
gewinnen, hat der bürgerschaftliche Entwurf die bereits im 
Grundeigenthümervereine mit Behagen ventilirte „Kunst des 
richtigen Bewohnens“ als Pflichten des Miethers normirt, so 
dass wir zu unserer Beruhigung ersehen, dass das Gesetz 
die Verunreinigung (übrigens nur die „dauernde“) von 


Treppen, Höfen, Aborten u. s. w. nicht für rathsam erachtet, 
der Erregung von Feuchtigkeit abhold ist und ausgiebige 
Lüftung empfiehlt. In der Güte seines Herzens geht der 
bürgerliche (jesetzgeber selbst so weit, das Scheuern der Fuss- 
böden — mindestens einmal wöchentlich — zu beschliessen 
und dem Einlogirer ein Bett zur Verfügung zu stellen, 
„welches täglich in' Ordnung zu bringen und sauber zu 
unterhalten ist.“ Das ist das skurrile Ende der staat¬ 
lichen Bekämpfung des Wohnungselendes zu Ham¬ 
burg. Man hat gesagt, wieviel von Edelmuth, wieviel von 
Gemeinheit in einem Parlamente vereinigt ist, davon legen 
die Berathungen eines Wahlgesetzes ein deutlich sprechen¬ 
des Zeugniss ab, — setzen wir die durch die Hamburger 
Verhältnisse begründete Variante: Grundeigenthümerrechte 
statt Wahlgesetz, so bedarf die Nutzanwendung auf die 
Hamburger Bürgerschaft keiner weiteren Kommentation. 

Hamburg. _ A. Berthold. 


Soziale Wirthschaftspolitik und Wirthschafts- 
statistik. 


Zur Neuordnung der Gemeindesteuern in Berlin. 

Nachdem durch das Gesetz wegen Aufhebung direkter 
Staatssteuern vom 14. Juli 1893, die bisher vom Staat er¬ 
hobene Gebäude- und Gewerbesteuer den Gemeinden über¬ 
wiesen sind, verpflichtet das Kommunalabgabengetz von 
gleichem Tage die Gemeinden zu einer Neuregelung der 
städtischen Steuern. Nach letzterem Gesetze können die 
Gemeinden fortan zur Deckung ihrer Ausgaben, Gebühren 
und Beiträge, indirekte und direkte Steuern erheben und 
sind berechtigt Naturaldienste zu fordern. 

Von direkten Steuern kommen Realsteuern (vom Grund¬ 
besitz und vom Gewerbebetrieb) sowie Personalsteuern 
(Gemeindeeinkommensteuer) in Betracht. Auf dieser Grund¬ 
lage muss ein neues Steuersystem für Berlin geschaffen 
werden, eine Aufgabe, zu welcher die Vorarbeiten durch 
eine aus 10 Magistratsmitgliedern und 20 Stadtverordneten 
bestehende Kommission soeben beendet sind, während die 
definitive Erledigung im Herbst durch die Stadtverordneten¬ 
versammlung auf Grund einer Magistratsvorlage stattfinden 
wird. Die Berathungen der Kommission, welche sich bisher 
nur zu Vorschlägen an die Gemeindebehörden verdichteten, 
haben bereits eine sehr lebendige Agitation in Interessenten¬ 
kreisen hervorgerufen, indem die Berliner Hausbesitzer¬ 
vereine auf der ganzen Linie mobil gemacht haben, um den 
„nothleidenden“ Grundbesitz zu schützen. 

Die Berliner Grundherren offenbaren dabei in sehr 
charakteristischer Weise ihre Verwandtschaft mit dem Bunde 
der Landwirthe und glauben, dass, wenn sie nur ihre „Noth“ 
auf dem offenen Markte tüchtig ausschreien, der städtische 
Grundbesitz bei der bevorstehenden Kommunalsteuerreform 
ein „noli me tangere“ bilden wird. Daran ist nun glück¬ 
licher Weise nicht zu denken, denn es liegt offenkundig 
zu Tage, dass alle städtischen Einrichtungen, welche zum 
Zweck der Verbesserung der hygienischen und Verkehrs¬ 
verhältnisse geschaffen werden, zwar der öffentlichen Wohl¬ 
fahrt und somit der gesammten Einwohnerschaft dienen, 
dass sich jedoch der thatsächliche Effekt dieser Einrich¬ 
tungen auch in einen finanziellen Gewinn für den Haus- 
be.sitz umsetzt. Es unterliegt nicht dem geringsten Zweifel, 
dass sich der Werth des Grundbesitzes ohne Zuthun des 
Eigenthümers vermöge der durch die Stadt geschaffenen 
Einrichtungen — Kanalisation, Strassendurchlegungen, Schaf¬ 
fung von Gartenanlagen, Strassenpflasterung und Beleuchtung 
u. s. w. — vervielfacht, eine Werth Steigerung des Grund¬ 
besitzes, welche für Berlin in den seit einigen Jahrzehnten 
enorm gestiegenen Miethspreisen einen sehr realen Aus¬ 
druck gefunden hat. Diese Thatsache wird auch von 
den Vertretern des Grundbesitzes unumwunden zugegeben, 
wie aus dem „Grundeigenthum, Zeitschrift für Hausbesitzer“ 
zu ersehen ist. ln dem eigenen Organ der Hausbesitzer 
wird festgestellt, dass der Durchschnittswerth per Ruthe 
seit dem Jahre 1840 von 500 M. auf 2500 M. gestiegen ist, 
sich also verfünffacht hat. Hierbei ist zu beachten, dass 
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die Berechnung der Werthsteigerung von 500 Mk. auf 
2500 Mk., alle, also auch die an der Peripherie und 
vor den Thoren der Stadt belegenen Grundstücke, 
umfasst. Der Werth einer Ruthe Land in den inneren 
Stadttheilen Berlins ebenfalls von dem „Grundeigenthum“ be¬ 
rechnet, schwankt zwischen 6000 Mk. und 28000 Mk. Ge¬ 
genüber der unstreitbar günstigen Entwickelung des Grund¬ 
besitzes, die noch durch das stetige Sinken des Zinsfusses 
für Hypotheken sehr bedeutend gefördert wurde, ist es um 
so ungerechtfertigter, dass der Hausbesitz sich gegen eine 
Maassnahme sträubt, die mit der bevorstehenden Steuer¬ 
reform verbunden werden muss, um ein Jahrzehnte langes 
Unrecht gegen die Steuerzahler Berlins gut zu machen. 

Nach den Bestimmungen des auf Grund eines Ge¬ 
meindebeschlusses erlassenen Ortsstatuts sollen die Kosten 
für die Kanalisation von den Besitzern der angeschlossenen 
Grundstücke aufgebracht werden. 

Trotz dieser klaren Bestimmung ist es bisher nicht 
möglich gewesen, die Kosten der Kanalisation, deren 
ekuniäre Vortheile in der Steigerung der Miethen in 
analisirten Grundstücken lediglich den Grundstücksbe¬ 
sitzern zu Gute kommen, in vollem Umfange von den 
Hausbesitzern zu erheben. Dank der famosen Bestimmung 
der Städteordnung, wonach die Hälfte der Stadtverordneten 
Hausbesitzer sein müssen, ist es nur zu erklärlich, dass die 
Interessen des Hausbesitzes in der Stadtverordneten-Ver¬ 
sammlung die Ausführung des Ortsstatuts verhindert haben 
und dass den Hausbesitzern nur eine Kanalisationsabgabe 
zu 1 pCt. des Nutzungswerthes auferlegt wurde. Obschon 
die Hausbesitzer Berlins in ihrer überwiegenden Mehrzahl, 
soweit politische Aktionen in Frage kommen, die agrari¬ 
sche Begehrlichkeit bekämpfen und gegen die Brannt¬ 
wein- und Zuckerprämien zu Felde ziehen, verstanden es 
unsere Hausagrarier sehr gut auf Kosten der Berliner Ge¬ 
meindesteuerzahler im letzten Jahre die Kanalisations- 
Liebesgabe von 3100000 M. — bei 23000 angeschlossenen 
Häusern für jedes Haus das artige Sümmchen von 135 M. 
— einzuheimsen, indem sie ihre kommunale Machtstellung 
für die eignen materiellen Interessen ausnutzten. Gegen 
die Erhöhung der Kanalisationsabgabe, sowie gegen die 
projektirte Bauplatzsteuer richtet sich namentlich die zornige 
Agitation der Hausbesitzervereine, die — es muss immer 
wieder betont werden — ganz vergessen, dass diese Ab¬ 
gaben nur einen kleinen Theil der zu Gunsten des Grund¬ 
besitzes gemachten städtischen Aufwendungen bilden. 

Wenn auch bei allen städtischen Einrichtungen die 
Absicht besteht, dieselben allen Gemeindeangehörigen zu 
Gute kommen zu lassen, so haben doch die Hausbesitzer 
einen besonderen Vortheil aus diesen Einrichtungen, weil 
der Werth ihrer Grundstücke dadurch steigt und diese 
Steigerung sich in dem entsprechend erhöhten Ertrage des 
Grundstüdes geltend macht. 

Die Bauplatzsteuer, welche bedauerlicher Weise nur 
mit dem viel zu niedrigen Satze von 0,50 M. vom Hundert 
des Werthes der Baustelle in Aussicht genommen ist, wird 
als eine ungerechtfertigte Belastung des Grundbesitzes von 
dem städtischen Agrarierthum bekämpft. 

Nichts falscher als diese Auffassung. Die Bauplatz¬ 
steuer trifft diejenigen Liegenschaften, welche durch Fest¬ 
setzung von Baufluchtlinien in ihrem Werthe erhöht worden 
sind. Durch Festsetzung von Baufluchtlinien mit den später 
hierzu gehörigen städtischen Aufwendungen — Strassen- 
anlagen, Entwässerung etc. — verwandeln sich die für 
städtische Bebauung unverwendbaren Terrains in bebau¬ 
bares Strassenland und werden dadurch in ihrem Werthe 
sehr beträchtlich gesteigert. Man braucht nur an die Ein¬ 
verleibung der Vororte zu denken, wobei durch Abgren¬ 
zung von Strassen aus Kartoffelacker Bauland gemacht wird, 
um die Nothwendigkeit und Gerechtigkeit der Bauplatz¬ 
steuer zu begreifen. Dass unbebaute Grundstücke innerhalb 
des Weichbildes der Stadt täglich in ihrem Werthe stei¬ 
gen, und dass diese Werthsteigerung ohne das geringste 
Zuthun des Besitzers erfolgt, weiss Jeder, der sich auch 
nur oberflächlich mit der Beobachtung der Grundstücks¬ 
bewegung beschäftigt. Die Bauplatzsteuer hat aber nicht 
nur eine kommunal-finanzielle Bedeutung, sondern ist auch 
in national - ökonomischer Beziehung werthvoll. Indem 
eine entsprechende Steuer auf unbebaute Grundstücke ge- | 


legt wird, schränkt man die Spekulation auf die nach 
längerer Zeit beim Verkauf erfolgenden Riesengewinne ein, 
und verhindert zugleich durch die fortlaufenden Steuer¬ 
erhebung die Erstarrung des Besitzes Die Bauplatzsteuer 
bildet einen Stimulus für den Besitzwechsel, sie erhöht 
dadurch die Bauthätigkeit und fördert damit zugleich die 
Möglichkeit der Beschaffung billiger Wohnungen. So 
rechtfertigt sich die Bauplatzsteuer nach allen Richtungen 
hin. Die Agitation des Grundbesitzes gegen dieselbe 
lässt sich nur aus dem Umstande erklären, dass eine Ab¬ 
wälzung dieser Steuer auf die Miether vorläufig nicht mög¬ 
lich ist. 

Die vom Magistrat in Aussicht genommene, aber zurück¬ 
gewiesene Besteuerung des Grundstücksverkehrs hat nicht 
die guten Wirkungen der Bauplatzsteuer, sondern würde den 
Besitzwechsel erheblich erschweren und damit lähmend auf 
die Bauthätigkeit einwirken. Das Kommunalabgabengesetz 
zwingt die Stadt dazu, die bisher staatliche Gewerbesteuer 
in eine Gemeindesteuer zu verwandeln. Die Gewerbesteuer 
ist prinzipiell zu verwerfen; als Steuerobjekte, gleich¬ 
viel, um welches Gemeinwesen es sich handelt, sollten nur 
Besitz und Einkommen herangezogen werden können, und 
von diesen Gesichtspunkten aus ist es bedauerlich, dass die 
Gewerbesteuer in den Kreis der städtischen Einnahmen ge¬ 
zogen wird. Dasselbe gilt von der Betriebssteuer, welche 
in der durch das Gewerbesteuergesetz normirten Höhe er¬ 
hoben werden soll. An Stelle der bisherigen staatlichen 
Gebäude- und städtischen Haussteuer wird künftig in Berlin 
eine Gemeindegrundsteuer eingeführt werden, von der zu 
wünschen wäre, dass sie in einer ihrer Ertragsfähigkeit ent¬ 
sprechenden Höhe erhoben würde. Der Miethsertrag in 
Berlin beläuft sich auf circa 280 Millionen Mark im Jahr. 
Die bisherige Gebäudesteuer ist nach 260 Millionen Mark be¬ 
rechnet und brachte zu 4 pCt. 9300000 Mk. Die Haus¬ 
steuer zu 22/g pCt. brachte 6200000 Mk. 

Nach den vorliegenden Berechnungen soll die Gemeinde¬ 
grundsteuer vom 1. April nächsten Jahres an 13460000 Mk. 
einbringen, rechnet man hierzu 3100000 Mk für die erhöhte 
Kanalisationsabgabe, so wird der Hausbesitz in Berlin mit 
16560000 Mk. gegen 15^/2 Mill. Mk. früher besteuert, eine 
Steuer, welche gegenüber den besonderen Vortheilen, die 
der Grundbesitz von den kommunalen Einrichtungen hat, als 
ungemein niedrig bezeichnet werden muss. Als letzte 
städtische Steuer kommt die Einkommensteuer zur Hebung, 
die als beweglicher Faktor zur Balanzirung des Etats zu 
dienen hat. Die Unlust, das Einkommen, namentlich die 
die höheren Steuerstufen für die Gemeinde ertragreich zu 
machen, das Bestreben, die Gemeindeeinkommensteuer mög¬ 
lichst niedrig zu halten, hat eine Anzahl Steuervorschläge 
gezeitigt, von denen die Reichshauptstadt hoffentlich ver¬ 
schont bleibt. Lustbarkeitssteuern, Steuern auf fremde Biere 
und dergleichen mehr schicken sich nicht für Berlin, man 
sollte sich wirklich scheuen, Krähwinkel und Schöppenstedt 
Konkurrenz zu machen. 

Der voraussichtliche Fortfall der Miethssteuer ist das 
beste an der Steuerreform. Es fehlt zwar auch nicht an 
Liebhabern dieses Steuermonstrums, aber der gerechte Hap 
gegen diese progressiv nach unten wirkende Steuer ist in 
der Bevölkerung so intensiv, dass man es nicht wagen darf, 
die Miethssteuer noch länger zu konserviren. Siebzig Jahre 
haben die Berliner an der Miethssteuer geschleppt, nun ist’s 
genug. 

Die von mancher Seite angestrebte Reform der Mieths¬ 
steuer hat keine Aussicht auf Erfolg, dafür sorgt der soziale 
Zug unserer Zeit, dem die Miethssteuer zum Opfer fällt. 

Die auf Grund des Kommunalabgabengesetzes in Berlin 
einzuführende Neuordnung der Gemeindesteuern wird mit 
einem Tropfen sozialen Oels gesalbt sein. Freilich nur 
ganz schüchtern und verstohlen hat man sich an den ge¬ 
heiligten Besitz herangewagt, und die Parole „Schutz den 
Schwachen“ ist nicht mehr als ein schönes Wort geblieben. 
Aber sich ganz loszulösen von dieser sozialen Verpflichtung, 
dazu ist selbst die Berliner Bourgeoisie nicht mehr stark 
genug, und diese Thatsache ist das befriedigendste Moment 
in der ganzen Kommunalsteuerreform. 

Berlin. Paul .Singer. 
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Soziale Zustände. 


Zustände im österreichischen Handwerk nach dem 
X. Bericht der Gewerbeinspektoren. 

Im Anfänge ihrer Thätigkeit haben die Gewerbeinspek¬ 
toren vorzugsweise die grösseren Unternehmungen revidirt. 
Auf einen besuchten Betrieb entfielen im Durchschnitt 
1884 : 89, 1885 : 85, 1886 : 78 Arbeiter. Erst in den letzten 
Jahren ist auch den Verhältnissen des Kleingewerbes ein¬ 
gehendere Beachtung geschenkt worden; die Zahl der auf 
einen besuchten Betrieb im Durchschnitt entfallenden Ar¬ 
beiter ist 1893 auf 42 zurückgegangen. Die Beobachtungen, 
welche die Aufsichtsbeamten bei der Revision der kleineren 
Betriebe machten, verdienen deshalb unsere Aufmerksam¬ 
keit, weil die deutsche Fabrikinspektion erst seit der eben 
erfolgten Reform des Arbeitsschutzes dem Kleingewerbe 
näherzutreten beginnt, genauere Mittheilungen also noch 
nicht vorliegen, und ferner, weil in Oesterreich eine Zwangs¬ 
organisation des Handwerks vorhanden ist, deren Erfolg 
oder Nichterfolg für uns um so interessanter wird, als ja 
wiederum auf Seiten der Reichsregierung bezw. des preussi 
sehen Ministeriums des Handels und der Gewerbe organi¬ 
satorische Pläne zur Erörterung stehen. 

Der Eindruck, den man aus dem Studium der öster¬ 
reichischen Berichte empfängt, ist nach jeder Richtung un¬ 
bedingt trostlos. Die Genossenschaften haben keine Besse¬ 
rung zu erzielen vermocht, ebenso wenig die Gewerbe¬ 
inspektoren. Sie müssen sich vielmehr darauf beschränken, 
hier und da besonders schlimme Fälle abzustellen und im 
übrigen die jämmerlichen Zustände vorzuführen, vielleicht 
in der stillen Hoffnung, dass die Gesetzgebung endlich ein 
Einsehen haben und auch im Handwerk die Ausbeutung 
energisch bekämpfen werde, wie sie es in den Gross¬ 
betrieben zu thun versucht hat. Das Bild ist gleich er¬ 
greifend, ob der Bericht aus dem glänzenden Wien, aus 
dem goldenen slavischen Prag, von den Abhängen des 
Riesengebirges, ob er aus der malerischen Heimath der 
Koschat-Lieder oder von Weichsel und Dniestr kommt. 
Und die Zustände sind gleich entsetzlich, ob es sich um 
die Lehrlinge, um die Arbeitszeit, die Sonntagsruhe, ob es 
sich um die Schlafstätten der Hülfsarbeiter, oder um deren 
Rechtsschutz handeln mag. Namentlich ist es aber das 
Loos der als „Lehrlinge“ bezeichneten jugendlichen Ar¬ 
beiter, das einen Sturm allgemeinen Mitleides erregen würde, 
wenn man nicht eben schon seit langem daran gewöhnt 
wäre, den Lehrling als eines der bedauernswerthesten Ge¬ 
schöpfe anzusehen. 

Natürlich werden die Lehrlinge, die nach der Gesetz¬ 
gebung vor zurückgelegtem 14. Jahre nur durch 8 Stunden 
des Tages, vor zurückgelegtem 16. Jahre nicht während der 
Nacht beschäftigt werden sollten, vielfach vom frühen 
Morgen bis zum späten Abend, und vom späten Abend bis 
zum frühen Morgen abgerackert. 

„Verstösse gegen das — Verbot der Verwendung jugend¬ 
licher Hülfsarbeiter zur Nachtarbeit (8 Uhr Abends bis 
5 Uhr Morgens) wurden in mehreren Bäckereien konstatirt. 
In diesem Gewerbe ist es vielfach üblich, die Lehrlinge 
schon vor dem vollendeten 16. Jahre zur Nachtarbeit zu 
verwenden. 

In anderen Gewerben sind es in der Regel nur die 
kleinen Meister, welche ihre im jugendlichen Alter stehenden 
Lehrlinge häufig zur Nachtarbeit zwingen.“ (Wien S. 58.) 

„Ein Schuhmachermeister, welcher mit vier Lehrlingen 
arbeitete, und dem ich auf das Nachdrücklichste die gesetz¬ 
liche Bestimmung vorzuhalten Veranlassung hatte, dass 
jugendliche Hülfsarbeiter in der Zeit von 8 Uhr Abends bis 
5 Uhr Morgens nicht zur Arbeit herangezogen werden 
dürfen, antwortete mir grob: „So? das wäre ganz etwas 
Neues! Wovon soll ich denn nachher meine Steuern be¬ 
zahlen?“ 

Mehrmals kam es vor, dass Lehrlinge schon Monate 
lang bei einem Meister arbeiteten ohne Arbeitsbuch, ohne 
Lehrvertrag, ohne Krankenversicherung, ohne bei der Ge¬ 
nossenschaft gemeldet zu sein. Fast stets wurde einge¬ 
wendet, der Lehrling sei nur auf Probe da; man wisse nicht, 
ob man ihn behalten werde.“ (Klagenfurt S. 150.) 


„Die Verwendung jugendlicher Hilfsarbeiter zur Nacht¬ 
arbeit wurde in allen Bäckereien beanstandet und zur An¬ 
zeige gebracht. Die in den bisher besuchten Betrieben ge¬ 
machten Wahrnehmungen können in allen anderen Bäckereien 
gemacht werden und wurden bisher durch unausgesetzte 
Anzeigen sowie durch Bemühungen seitens der Arbeiter 
vergeblich bekämpft.“ (Prag S. 211.) 

„In allen 35 inspizirten Bäckerwerkstätten wurde die 
Wahrnehmung gemacht, dass die jugendlichen Hülfsarbeiter, 
Lehrlinge zwischen 14 und 16 Jahren zur Nachtarbeit ver¬ 
wendet werden, und dass sich sonach die sämmtlichen 
Bäckermeister der Uebertretung des § 95 G.-O. schuldig 
machen. Ueberhaupt liegt auch hier die Lehrlingsfrage im 
Argen. Es giebt Werkstätten, in welchen auf einen Ge¬ 
sellen drei, ja sogar fünf Lehrlinge entfallen. Was Wunder 
also, wenn diese zu Leistungen verwendet werden, die 
ihnen als Lehrlinge nicht zukommen; namentlich gilt dies 
von Arbeitsverrichtungen, welche ihren physischen Kräften 
nicht angemessen sind.“ (Reichenberg S. 241.) 

„Viele seitens der Lehrlinge bezw. ihrer gesetzlichen 
Vertreter vorgebrachten Klagen, dass die erstgedachten 
nicht zum Gewerbe, sondern zumeist zu anderen, mit der 
gewerblichen Ausbildung in keinem Zusammenhänge stehen¬ 
den Verrichtungen verwendet werden, haben sich bei der 
Untersuchung vielfach als berechtigt erwiesen“. (Olmütz 
S. 317.) 

„Die Lehrverhältnisse im Kleingewerbe liegen theilweise 
noch sehr im Argen. Häufig steht die Zahl der Lehrlinge 
zu jener der Gehilfen in einem krassen Missverhältnisse. So 
hat z. B. der Berichterstatter in einer Eisenkonstruktions¬ 
werkstätte neben 7 Gehilfen 17 Lehrlinge in Verwendung 
vorgefunden. In letzterem Betriebe hatten die Lehrlinge, 
welche weder Kost noch Wohnung erhielten und keinen 
Lohn bezogen, ein Lehrgeld von 70 fl. bis 100 fl. zu ent¬ 
richten, so dass der Gewerbeunternahmer aus den Lehr¬ 
verhältnissen auch einen namhaften pekuniären Nutzen zog. 
Und dabei beklagte sich derselbe noch, dass er seitens der 
Behörde für den ordrtungsmässigen Schulbesuch der Lehr¬ 
linge verantwortlich gemacht werde!“ (Troppau S. 345.) 

„Zu wiederholten Malen beschwerten sich im Berichts¬ 
jahre Lehrlinge über körperliche Züchtigungen, denen sie 
seitens ihres Lehrherrn, dessen Stellvertreters oder der 
Gehilfen ausgesetzt wären. Es ist leider eine stets wieder¬ 
kehrende Erscheinung, dass manche Lehrherren das ihnen 
durch § 99b G.-O. gewährleistete Recht der väterlichen 
Zucht als eine Berechtigung auffassen, das geringfügigste 
Vergehen des Lehrlings durch harte Züchtigungen zu ahn¬ 
den. Die von vielen Gewerbeunternehmern Ober Unbot- 
mässigkeit und geringe Anhänglichkeit der Gehilfen ge¬ 
führten Klagen sind wohl darauf zurückzuführen, dass die 
letzteren durch harte und launenhafte Behandlung während 
der langen Lehrzeit verbittert worden sind und die schwer 
erkaufte Freiheit des Gehilfenstandes durch ein bis an Trotz 
grenzendes Selbstbewusstsein manifestiren.“ (Ebenda.) 

„Im Kleingewerbe werden die Lehrlinge, wenn sie zum 
Zuführen der Rohmateriale in die Werkstätte und zum Ver¬ 
führen der fertigen Waare an die Kunden verwendet 
werden, sehr oft allzu sehr angestrengt.“ (Lemberg S. 363.) 

„Bei vielen Schuhmachern arbeiten die jugendlichen Ar¬ 
beiter bis spät in die Nacht.“ (Ebenda.) 

Ebenso wenig Beachtung finden die Vorschriften Ober 
Ruhepausen und Sonntagsruhe, während gegen die über¬ 
mässig lange Arbeitszeit der erwachsenen Gehilfen im Hand¬ 
werke, mangels einer gesetzlichen Handhabe, überhaupt 
nicht eingeschritten werden kann. 

„Eine Ruhepause am Vor- oder am Nachmittage von 
bestimmter Dauer und zu einer in Vorhinein festgesetzten 
Stunde ist im Kleingewerbe auch dann nicht üblich, wenn 
die Arbeitszeit am Vor- bezw. je am Nachmittage mehr als 
5 Stunden beträgt. Es ist in cier Regel nur gestattet, dass 
die Arbeiter während der Arbeit einen kleinen Imbiss event. 
auch ein Glas Bier oder Wein zu sich nehmen. Eine 
eigentliche Arbeitspause von 10—15 Minuten gehört zu den 
Ausnahmen.“ (Wien S. 53.) 

„Es kann wohl gesagt werden, dass die übergrosse 
Ueberzahl jener kleinen Unternehmer, deren Betrieb sich 
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nicht durch Geräusch, üblen Geruch etc. für Passanten und 
Nachbarn auffallend bemerkbar macht, entweder regelmässig 
oder doch einen grossen Theil des Jahres am Sonntag Vor¬ 
mittag arbeiten lassen. Die wiederholten Erinnerungen, welche 
im Wege der Genossenschafts-Vorstehungen der betreffen¬ 
den Gewerbekategorien an die einzelnen Genossenschafts- 
Mitglieder ergangen sind, haben eine merkbare Besserung 
nicht bewirkt.“ (Wien S. 54.) 

„Bei gewissen Branchen des Kleingewerbes, Schuh¬ 
machern, Schneidern, vor Allem im Bäckergewerbe, kommen 
Uebertretungen der Vorschriften, betreffend die Sonntags¬ 
ruhe, leider sehr häufig vor, ja sie bilden bei den Bäckern 
sogar die Regel.“ (Klagenfurt S. 164) 

„Nach der mir vorliegenden Statistik der Gehilfenver¬ 
sammlung der Bäckergenossenschaft wird von den im Prager 
Polizeirayon gelegenen 247 Betrieben nur in 15 die Sonn¬ 
tagsruhe gehalten.“ (Prag S. 211.) 

„Durch mehrere Klagen wurde ich in Kenntniss gesetzt, 
dass die Sonntagsruhe in den Kleinbetrieben nicht einge¬ 
halten wird, ein Uebelstand, dem entgegenzusteuern unsere 
Kräfte nicht hinreichen, und der in Folge dessen auch in 
allen Jahresberichten beklagt wird.“ (Olmütz S. 319.) 

„Meine vorjährigen Anzeigen, betreffend die Lemberger 
Bäcker, welche die gesetzlichen Bestimmungen über die 
Sonntagsruhe nicht befolgen, werden dabei erledigt, dass 
man mir erklärte, die angezeigten Bäcker weiter aus dem 
Grunde nicht zur Verantwortung gezogen zu haben, weil 
ich nicht angegeben habe, an welchen Sonntage dieselben 
die gewerbliche Arbeit ausgeübt haben.“ (Lemberg S. 365.) 

„Die längste Arbeitsdauer, bei 18 Stunden täglich, 
wurde im Bäckergewerbe angetroffen; die diesbezüglich 
schon in den Vorjahren zu Gunsten der dadurch hartbe¬ 
troffenen Bäckergesellen gegebenen Rathschläge erwiesen 
sich als fruchtlos.“ (Prag S. 211.) 

„Dass die Arbeitszeit im Kleingewerbe mitunter unge¬ 
bührlich lange währt, wird allseits in jedem Jahresberichte 
wiederholt.“ (Olmütz S. 319.) 

„Im Kleingewerbe hat sich betreff der Arbeitszeit gar 
nichts geändert; meistens arbeitet man durch, 14—16 Stun¬ 
den. Die Arbeiter, besonders aber die Bäckergehilfen, be¬ 
schweren sich über die zu lange Arbeitsdauer. Leider kann 
vom Standpunkte des Gesetzes zu ihren Gunsten nichts ver¬ 
anlasst werden.“ (Lemberg S 364.) 

Und wie ist die Ruhestätte beschaffen, die dem Arbeiter 
nach der langen Tagesarbeit winkt? 

„Wie nothwendig diesbezüglich ein umfangreiches Ein¬ 
greifen wäre, haben die im Berichtsjahre vorgenommenen 
Stichproben aber dargethan. Es wird, wie dies in den 
früheren Jahresberichten besprochen wurde, hinsichtlich der 
Schlafstellen viel gesündigt. Es giebt Kleinmeister, die 
nach dieser Hinsicht Unglaubliches leisten und sich z. B. 
kein Gewissen daraus machen, ihre Lehrlinge selbst im 
strengen Winter in unbeheizten Keller- oder Bodenräumen, 
in fensterlosen Materialkammern etc. ohne hinreichendes 
Bettzeug schlafen zu lassen. Bei einzelnen Meistern ist als 
Schlafstelle für Lehrlinge jeder Platz und Winkel gut genug, 
und es kommt sogar vor, dass diese bedauernswerthen 
Jungen ihr Nachtlager auf Hobelbänken, in Waschtrögen, 
Koffern etc. zugewiesen erhalten.“ (Wien S. 42.) 

„Die Schlafräume für erwachsene Arbeiter und Gesellen 
sind im allgemeinen viel besser als für die Lehrlinge, lassen 
aber nicht selten auch viel zu wünschen übrig, und zwar 
sowohl hinsichtlich der Beschaftenheit und Einrichtung der 
Lokale, als auch hinsichtlich der Ausstattung der Bettstellen. 
Man findet niedrige, feuchte und fensterlose Schlaflokale, 
die nur nothdürftig zusammengeflickte Bettstellen mit mangel¬ 
haftem, schmutzigem Bettzeug hatten. Die schmutzige 
Bettwäsche wird in der Regel mit der Behauptung zu recht- 
fertigen gesucht, dass die Arbeiter sich mit beschmutzten 
.Stiefeln ins Bett legen.“ (Ebenda.) 

„Die Schlafstellen dagegen, welche wir im Berichtsjahre 
bei leider ziemlich vielen Kleingewerbetreibenden den Ge¬ 
hilfen, besonders aber den Lehrlingen zugewiesen fanden, 
lies^scn in sanitärer Beziehung sehr viel zu wünschen übrig, 
ja waren theilweise in einem Zustande, dass man schlechter¬ 


dings nicht begreifen kann, dass solche Meister überhaupt 
noch Arbeiter finden! Bei einem Schuhmacher z. B., um 
nur einige Fälle herauszugreifen, schliefen 7 Gehilfen und 
Lehrlinge auf einen niedrigen, unbeheizbaren, schmutz¬ 
starrenden Dachboden; das Fenster war nothdürftig mit 
Papier verklebt. Bei einem Zeugschmiede fand ich den 
10 Gehilfen und Lehrlingen einen früher als Stall benutzten, 
noch immer ganz feuchten gewölbten Raum angewiesen, in 
dessen Ecke 5 doppelspännige Betten, davon 4 je 2 und 
2 übereinander stehend, aufgeschlagen waren. 

Bei einem Bäckermeister trafen wir, aufmerksam ge¬ 
macht durch eine Beschwerde aus Arbeiterkreisen, die 3 
Betten für die 4 Hilfsarbeiter in einer schmalen, nahezu 
vollkommen finsteren Kammer mit nur einem kleinen, nach 
dem engen Hofe gehenden Fensterchen untergebracht, das 
Lokal sehr unrein, schlechte Luft, üblen Geruch. Gegen¬ 
über den, über meinen Antrag erlassenen behördlichen Ver¬ 
fügungen berief sich der Meister auf seine Gehilfen, indem 
er ein von diesen unterschriebenes Schriftstück vorwies, 
worin sämmtliche bei ihm beschäftigten Arbeiter bestätigen, 
dass sie mit dem gegenständlichen Lokale sehr zufrieden 
seien, besonders mit dessen Dunkelheit, da sie nur bei Tag 
schlafen könnten.“ (Klagefurt S. 161.) 

„Die meisten Anstände hatte ich in Betrieben des 
Müller- und Bäckergewerbes zu erheben, wo eben die 
schwer auszurottende Unsitte herrscht, die Arbeiter in der 
Werkstätte oder am Backofen in vom Mehlstaube dicht 
erfüllten Betten schlafen zu lassen.“ (Budweis S. 268.) 

„Die Klagen über die in den Bäckereien herrschenden 
misslichen Verhältnisse müssen, nach wie vor, als be¬ 
gründet bezeichnet werden. — Auch bezüglich der den Ar¬ 
beitern beizustellenden Schlafräume hat sich nichts zum 
Bessern gewendet, trotzdem viele säumige Besitzer mitunter 
empfindlich gestraft worden sind. So fanden wir z. B. in 
einer Bäckerei ein kleines vollkommen dunkles, ungeheiztes 
Lokal, in welchem nur 2 mangelhafte, überdies schmutzige 
Betten Platz finden konnten, den 6 Gesellen und 3 Lehr¬ 
lingen als Schlafraum angewiesen. Die letzteren waren ge¬ 
zwungen unter den Betten, woselbst Unmassen von Unge¬ 
ziefer vorhanden waren, zu schlafen. Solche Verhältnisse 
lassen es erklärlich erscheinen, dass die Arbeiter es vor¬ 
ziehen, in den Arbeitslokalen auf Mehlsäcken oder auf dem 
Arbeitstische zu schlafen.“ (Prag S. 204.) 

„Bei 9 Bäckermeistern wurden vollständig unzureichende 
Schlafstellen vorgefunden; Etagenbetten in dunklen, infolge 
der schlechten Ventilation und des schmutzigen Bettzeuges 
übelriechenden Kammern, mit Brettern eingefriedete Dach¬ 
bodenwinkel mit einem gemeinschaftlichen Strohsacke für 
höchstens 2 Personen, wo jedoch 4—6 Personen schlafen 
müssen. Diese von den Gewerbetreibenden als Schlafstellen 
der Lehrlinge bezeichneten Kammern werden aber in der 
Wirklichkeit nur von den Gehilfen benützt, denn die Lehr¬ 
linge müssen sich in der Regel mit einem Plätzchen am 
Backofen, sehr oft jedoch irgendwo am Gange begnügen, 
wobei sie entweder direkt am Pflaster, oder aber auf 
schmutzigen Fetzen schlafen. Ueberhaupt lässt die bei 
diesem Gewerbe so nothwendige und selbstverständliche 
Reinlichkeit in Bezug auf die Backstuben, Schlafstellen und 
die Bekleidung der Hilfsarbeiter sehr viel zu wünschen 
übrig.“ (Reichenberg. S. 241.) 

Und nun noch einige Aufschlüsse über die Art und 
Weise, in der sich die Genossenschaften bewähren, mag es 
sich nun um die Organisation gewerblicher Schiedsgerichte, 
um Herbergswesen oder die Beachtung der Gewerbeordnung 
überhaupt handeln. 

„Zu den schiedsgerichtlichen Ausschüssen der Genossen¬ 
schaften, welche in erster Linie zur Austragung der zwischen 
den Genossenschafts-Mitgliedern mit ihren Hilfsarbeitern 
aus den Arbeits-, Lehr- und Lohnverhältnisse entstehenden 
Streitigkeiten berufen sind, haben die Arbeiter kein grosses 
Vertrauen. Viele dieser Schiedsgerichte funktioniren über¬ 
haupt nicht, weil entweder die Schiedsrichter aus dem 
Stande der Gewerbsinhaber oder jene aus dem Stande der 
Gehilfen von den Sitzungen fernbleiben. Bei anderen ge¬ 
nossenschaftlichen Schiedsgerichten werden die Sitzungen 
unregelmässig abgehalten, bis jeweils genügendes Material 
angehäuft ist. Es vergehen unter diesen Umständen öfters 
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Monate, bis eine Klage zur Austragung gelangt, da es zu 
geschehen pflegt, dass der Kläger der an ihn ergangenen 
Vorladung keine Folge leistet und die Verhandlung vertagt 
werden muss. Aber selbst dann, wenn der Arbeiter ein zu 
seinen Gunsten lautendes, schiedsgerichtliches Unheil in 
den Händen hat, vergehen häufig viele Wochen und muss 
nicht selten die Hilfe der Gewerbebehörden angerufen 
werden, bevor er den zugesprochenen Betrag erhält.“ 
(Wien S. 380 

„Mehrere Genossenschaften, welche Gesellenherbergen 
besitzen, haben den Betrieb derselben an Wirthe vergeben. 
Diese Verbindung von Wirthshaus und Rufhaus hat im 
Laufe der Jahre Zustände geschaffen, welche für die arbeit¬ 
suchenden Gehilfen allerlei Nachtheile mit sich bringen. 
Abgesehen davon, dass der im Gasthause in Gesellschaft 
von Kameraden weilende Gehilfe zum Zechen förmlich an¬ 
gelockt wird, ist er — da Gastwirth und Herbergsvater, 
resp. Dienstvermittler in einer Person vereinigt sind — 
naturgemäss gezwungen, den ersteren günstig zu stimmen, 
um letzteren für sich geneigt zu machen und von ihm die 
Zuweisung einer guten Arbeitsstelle zu erwirken. Es wird 
beispielsweise geklagt, dass nach einem in derlei Herbergen 
bestehenden Usus jeder neue Arbeiter ein gewisses Quantum 
Bier als sogenanntes Einstandsgeld zahlen muss, dass Ar¬ 
beiter, welche merken lassen, dass sie etwas Ersparnisse 
haben, mit der Zuweisung eines Postens hingehalten werden 
u. s. w.“ (Wien S. 40.) 

„Nachdem die Kleingewerbetreibenden die gesetzlichen 
Bestimmungen fast gar nicht zu kennen scheinen, und auf 
diese Weise nicht nur der vom Gesetze zu erzielende Zweck 
der Hebung und Kräftigung des Kleingewerbes durch ge¬ 
hörige Behandlung der Lehrlinge vereitelt wird, aber auch 
durch die Ausserachtlassung der zu Gunsten der Arbeiter 
bestehenden gesetzlichen Bestimmungen dem sozialen Frieden 
entgegen gewirkt wird, endlich, weil die Amtsthätigkeit des 
Gewerbeinspektors sich nicht auf fortwährende Anzeigen 
beschränken sollte, habe ich mich an sämmtliche Genossen¬ 
schafts-Vorstehungen in Galizien, 405 an Zahl, mit einem 
Zirkulare gewendet, mit welchem ich dieselben ersucht habe, 
die Genossenschaftsmitglieder mit den gesetzlichen Bestim¬ 
mungen vertraut zu machen. . . . Dass auch während der In¬ 
spektion nicht versäumt wurde, den Industriellen die sie bin¬ 
denden gesetzlichen Bestimmungen auseinander zu setzen, 
erwähne ich nur deshalb, um einer etwaigen irrigen Meinung 
vorzubeugen, dass ich mich bloss mit schriftlichen Auf¬ 
forderungen begnüge und mir nicht die nöthige Mühe gebe, 
die Gewerbeinhaber in der Erfüllung der Anforderungen, 
welche das Gesetz an sie stellt, hinreichend zu unterstützen. 
Zu meinem tiefsten Bedauern habe .ich jedoch mit Ende 
des Berichtsjahres konstatiren müssen, dass alle diese Be¬ 
mühungen fast erfolglos geblieben sind.“ (Lemberg S. 354.) 

Karlsruhe. H. Her kn er. 

Arbeitsmenge und Arbeitsleistung beim deutschen 
Bergbau. Fasst man an die Hand des vor Kurzem erschie¬ 
nenen neuesten Jahrganges des Statistischen Jahrbuchs für 
das Deutsche Reich die Verhältnisse, wie sie sich bei der 
Kohlen- und Erzgewinnung in Deutschland bezüglich Arbeits¬ 
menge und Arbeitsleistung gestaltet haben, näher ins Auge, 
so findet man, dass gegenwärtig ein und dieselbe Zahl von 
Arbeitern erheblich mehr leistet, als vor 30 Jahren, so dass 
die Produktion in einem wesentlich stärkeren Grade zuge¬ 
nommen hat, als die Arbeiterzahl. So wuchs die Zahl der 
bei der deutschen Steinkohlengewinnung beschäftigten Ar¬ 
beiter von 94579 im Durchschnitt des Jahrfünftes 1861/65 
auf 289415 im Jahre 1892, also auf ungefähr das Dreifache, 
während die Produktion von 17563900 To. auf 71 372200 To., 
also auf über das Vierfache stieg. Im Jahrfünft 1861/65 
förderte ein Arbeiter demnach durchschnittlich 185,7 To., 
im Jahre 1892 dagegen 246,6 To. Steinkohlen Beim 
deutschen Eisenerzbergbau wurden im Jahrfünft 1861/65 
durchschnittlich jährlich 23952 Arbeiter, im Jahre 1892 da¬ 
gegen 36032 Arbeiter beschäftigt, gleichzeitig stieg die Pro¬ 
duktion an Erzen von 2406500 To. auf 11539100 To.; im 
Durchschnitt 1861/65 förderte ein Mann demnach 100,5 To., 
im Jahre 1892 dagegen 320 To. Eisenerze, also das Drei¬ 
fache. Hiernach ist die Leistungsfähigkeit der Arbeiter 


beträchtlich gestiegen, allerdings nicht bloss auf Grund 
höherer Anstrengungen derselben, sondern auch auf Grund 
der Anwendung sinnreicher und starker Maschinen, welche 
den Arbeitern neuerdings zur Seite gestellt wurden, um 
ihnen die schwersten Anstrengungen und gröbsten Arbeiten 
abzunehmen; hierdurch wurde aber bewirkt, dass heute mit 
derselben Arbeiterzahl erheblich mehr erreicht wird als vor 
30 Jahren, wo die Maschinenkraft nicht im Entferntesten 
wie heute zur Förderung von Kohlen und Erzen heran¬ 
gezogen wurde. 

Maximalarbeitstag für Arbeiterinnen und Haus¬ 
industrie. In Bestätigung zahlreicher Beobachtungen deut¬ 
scher Gewerbeinspektoren schreibt man der Freisinnigen 
Zeitung auch aus Elberfeld bezüglich der Umgehung des 
elfstündigen Maximalarbeitstages für Arbeiterinnen in der 
Konfektions- und Wäschebranche, offenbar aus Unter¬ 
nehmerkreisen: „In den meisten hiesigen Betrieben wird 
91 / 2 —10 Stunden gearbeitet, bei flottem Geschäftsgang 11 
Stunden; ist aber mehr Arbeit vorhanden, als die ange- 
stellten Arbeiterinnen leisten können, so nehmen sie sich 
Arbeit mit nach Hause und arbeiten dort in häufig dumpfen 
Wohnräumen, wogegen ihnen in den Fabrikbetrieben meist 
helle, gut ventilirte Räume zur Verfügung stehen. Es ist 
also schon durch die Heimarbeit der Zweck der Festlegung 
der Arbeitszeit ein verfehlter. Zudem arbeiten die Mädchen, 
meist Freundinnen, gern zusammen, da sie bei ruhiger 
Unterhaltung oder gemeinschaftlichem Gesang die Arbeit 
spielend leisten. Verheirathete Frauen werden in derartigen 
Betrieben nur ausnahmsweise beschäftigt. Steppdecken¬ 
arbeiterinnen haben nur Handarbeit, die viel Uebung erfor¬ 
dert. Die Aufträge auf Steppdecken richten sich in der 
Regel nach dem Wetter; haben wir hintereinander mehrere 
heisse Tage, dann laufen soviel Aufträge ein, dass dieselben 
bei normaler Arbeitszeit gar nicht zu bewältigen sind, wird 
es dagegen kalt, so lassen die Bestellungen merklich nach. 
Eine geübte Steppdeckenarbeiterin verdient bei 9V2stündi- 
ger Arbeitszeit ca. 15 M. in der Woche, wogegen eine An¬ 
fängerin es in der ersten Woche kaum auf 4 M. bringt. 
Es ist unter solchen Verhältnissen mit der Einstellung neuer 
Arbeiterinnen zur Bewältigung grosser Bestellungen nicht 
viel geholfen, zumal man sie vielleicht in wenigen Tagen 
wieder entlassen muss.“ Und ein wenig im Vorrath arbeiten 
zu lassen, so fügen wir hinzu, wäre natürlich zu riskant 
für den Unternehmer, der lieber die Gesundheit seiner 
Arbeiterinnen „in dumpfen Wohnräumen“, als ein paar 
Mark Auslagen aufs Spiel setzt. Im Uebrigen ist die 
obige Mittheilung ein recht hübscher Belag für die dringende 
Nothwendigkeit der Ausdehnung des Arbeiterschutzes auf 
die Hausindustrie. 

Zur Frage eines städtischen Arbeitssekretariats in 
Nürnberg. Seitens der sozialdemokratischen Partei ist an 
den Magistrat das Ersuchen um Leistung eines Jahreszu¬ 
schusses von 2500 M. zu den Kosten eines Arbeitersekre¬ 
tariats gestellt worden, wobei bemerkt wurde, dass aus Ar¬ 
beiterkreisen auch 2500 Mk. aufgebracht würden. Der Orts¬ 
verband der deutschen Gewerkvereine (Hirsch-Duncker’scher 
Richtung) hat dagegen den Magistrat ersucht, ein städtisches 
Arbeitsvermittlungsbureau zu errichten, da das von den 
Sozialdemokraten geplante Arbeitersekretariat die Verhält¬ 
nisse der nicht zur Sozialdemokratie gehörenden Arbeiter 
nur verschlechtern würde. Der Magistrat hat beschlossen, 
sich den in den beiden Eingaben gemachten Vorschlägen 
gegenüber nicht ablehnend zu verhalten, er ist aber der 
Ansicht, dass Institutionen in angeregtem Sinne die Garantie 
der Unparteilichkeit und Zuverlässigkeit tragen müssen, da¬ 
her von keiner politischen Partei ins Leben gerufen werden 
dürfen, ebenso müsste eine Betheiligung der Arbeitgeber 
stattfinden. Die Leitung und Organisation, die Ernennung 
der Beamten müsste dem Magistrate zustehen. Auf Grund 
dieser prinzipiellen Beschlüsse finden nun weitere Verhand¬ 
lungen statt. 
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Gewerbegerichte, Einigungsämter und 
Arbeiterausschüsse. 

Der Berliner Bierboykott vor dem Gewerbegericht. 

Ueber einen zur Beilegung des Bierboykotts unternommenen 
Ausgleichsversuch entnehmen wir einem Bericht des Vor¬ 
wärts vom 6. Juli die folgenden Mittheilungen: 

Am Donnerstag Mittag fand unter der Leitung des 
ersten Vorsitzenden des Gewerbegerichts, Herrn Magistrats- 
Assessor V. Schulz, eine Besprechung Ober die Frage statt, 
unter welchen Voraussetzungen an eine Beendigung des 
Boykotts zu denken sein möchte. An der Besprechung 
nahmen theil Singer, Franke und Hilpert, sowie der Brauerei¬ 
besitzer Happoldt und der Brauereidirektor Roesicke. Vor 
Eintritt in die Besprechung wurde konstatirt, dass die 
Initiative zu den Verhandlungen weder von den Arbeitern 
noch von dem Brauerverein, sondern von dem Vorsitzen¬ 
den des Gewerbegerichts ausgegangen ist. 

Beide Theile behielten ihren Auftraggebern die end¬ 
gültige Beschlussfassung über die Bedingungen einer 
etwaigen Aufhebung des Boykotts vor, erklärten in den 
Verhandlungen stets nur ihre persönliche Ansicht auszu¬ 
sprechen und verwahrten sich ausdrücklich dagegen, dass 
ihre Aeusserungen als verbindlich für die von ihnen ver¬ 
tretene Streitgruppe anzusehen seien. 

Ausserdem wurde von beiden Seiten festgestellt, dass 
die heutige Zusammenkunft nur den Charakter einer Vor¬ 
besprechung trage, während die eigentlichen Verhandlungen 
vor dem Einigungsamt stattzufinden hätten. 

Unter diesen Voraussetzungen erfolgte nun eine-mehr- 
stündige Besprechung, in welcher die Ursache des Boykotts 
je nach dem Standpunkt des Redners nach allen Richtungen 
hin eingehend erörtert wurde. 

Von Seiten der Vertreter der Arbeiterschaft wurde als 
Vorbedingung für die Möglichkeit, einer Verhandlung die 
Zurücknahme der Maassregelungen verlangt und ausserdem 
selbstverständlich an den bekannten übrigen Forderungen 
festgehalten. Die Einstellung der entlassenen Arbeiter in 
ihre früheren Stellungen, Anerkennung der Organisation 
sowie des Arbeitsnachweises müsse unbedingt stattfinden; 
nur dann liesse sich an eine erfolgreiche Verhandlung 
denken, bei der dann über die weiteren Punkte verhandelt 
werden könnte. Die Herstellung des „Status quo“, d. h. 
der vor dem Boykott stattgehabten Verhältnisse, müsse als 
Grundlage genommen werden, sonst hätten die Verhand¬ 
lungen überhaupt keinen Zweck. Hierauf erwiderten die 
Vertreter der Brauereien, davon könne keine Rede sein: 
die Wiedereinstellung aller entlassenen Arbeiter sei schon 
um deswegen nicht möglich, weil keine Arbeit für dieselben 
vorhanden sei. Der Arbeitsnachweis, wie er jetzt — nach 
Aufhebung des gemeinsamen Arbeitsnachweises — bestehe, 
sei für die Brauereien unannehmbar. Gegen die Anerken¬ 
nung der Organisation der Arbeiter dagegen bestehen keine 
Bedenken. Dieselbe sei von den Arbeitgebern des Brau¬ 
gewerbes übrigens stets erfolgt. 

Nach Ansicht des Redners sei das einzig mögliche Zu- 
geständniss, was die Arbeitgeber machen könnten, das Ver¬ 
sprechen, bei eintretendem Bedarf an Arbeitern die Ent¬ 
lassenen möglichst zu berücksichtigen. Nach diesen Aus¬ 
einandersetzungen musste man sich überzeugen, dass es 
keinen Zweck haben würde, dieser Vorbesprechung weitere 
Verhandlungen vor dem eigentlichen Einigungsamt folgen 
zu lassen, da die Grundlage für die Möglichkeit einer Ver¬ 
ständigung fehlt. Der Vorsitzende vertagte daher die Ver¬ 
handlungen auf unbestimmte Zeit, indem er die Hoffnung 
und den Wunsch aussprach, dass es bald zu einer Einigung 
kommen möge. 

Eisenbahnarbeiterstrike in den Vereinigten Staaten. 

U(^ber den grossen Eisenbahnarbeiterstrike enthält die 
Frankfurter Zeitung folgende Mittheilungen: 

f"in erst vor sechs Monaten gebildeter Gewerkverein 
hat fast zwei Drittel des Eisenbahnverkehrs der Vereinigten 
Staaten in Unordnung gebracht. Der Streit entstand in 
Chicago, wo die Pullman Car Company die Löhne vermin¬ 
dern wollte. Die Angestellten der Gesellschaft begannen 
de.shalb einen .Strike, der sich schnell auch auf andere Ge¬ 


werkvereine, die nicht von Eisenbahnangestellten gebildet 
werden, ausdehnte. Nachdem der Leiter der American 
Railway Union die General Managers Association zur Unter¬ 
werfung zwingen wollte, hat sich der lokale Pullmanstreit 
zu einer allgemeinen Kraftprobe entwickelt. Von dem 
Strike werden jetzt 32 grosse Eisenbahnen betroffen, darunter 
die St. Paul, die Rock Island, die Wabash und die Lake 
Shore Bahn. Die Betriebsdirektoren der 21 in Chicago ein- 
laufenden Eisenbahnen scheinen fest entschlossen zu sein, 
dem Gewerkverein der Eisenbahnangestellten den Garaus 
zu machen. Die Güterzüge sind eingestellt, doch werden 
Personenzüge noch abgelassen; auf sieben Bahnen fährt je¬ 
doch kein Zug mehr. Sämmtliche Gewerkvereine Chicagos 
unterstützen den Strike. Wahrscheinlich werden auch die 
Telegraphisten Partei ergreifen. In den Viehhöfen Chicagos 
ruht die Arbeit und die Fleischpreise sind daher in Chicago 
schon gestiegen. Die Vorstadt Riverdale befindet sich ganz 
in den Händen der Strikenden, welche daselbst einen Eisen¬ 
bahnzug der Illinois- und Centralbahn zur Entgleisung ge¬ 
bracht haben. Die Gesellschaft hat sich um Schutz ihres 
Eigenthums an den Gouverneur gewandt In St. Louis 
breitet sich der Strike immer mehr aus. In Cairo haben 
die Striker völlig die Oberhand. Sie haben den Bahnhof 
besetzt und der Sheriff erlässt Gerichtsbefehle gegen die 
Eisenbahnbeamten. In Indiana haben sich die Bundes¬ 
behörden ins Mittel gelegt, infolge dessen die Striker gestern 
Abend wenigstens die Postzüge fahren Hessen. In Cin¬ 
cinnati haben die Ausständischen die neuangestellten Ar¬ 
beiter auf den Bahnhöfen angegriffen. In Pittsburg ver¬ 
sucht man, auch die Arbeiter der Pennsylvania- und Balti¬ 
morebahn in den Strike hineinzuziehen. Die Southern 
Pacific Bahn hat den Gouverneur von Kalifornien aufge¬ 
fordert, Truppen nach Oakland, von wo aus die transkonti¬ 
nentalen Züge abfahren, zu senden. Im Bundessenat will 
Senator Kyle im Interesse der Striker am Montag einen 
Antrag einbringen, wonach die Verhinderung der Abfahrt 
der Züge, wenn dadurch die Postbeförderung nicht gehin¬ 
dert wird, oder die Abkoppelung von Pullman- oder anderen 
Schlafwagen kein Vergehen gegen das Gesetz der Ver¬ 
einigten Staaten sein soll. 

Die neuesten telegraphischen Nachrichten theilen Fol¬ 
gendes mit: 

Chicago, 4. Juli. Auf Blue Island wurden etwa zwölf 
Eisenbahnwaggons durch Brandstifter vernichtet. Heute 
verkehrten einige Züge. Die Bestrebungen, den allgemeinen 
Ausstand in Indianopolis herbeizuführen, misslangen. Vier 
tausend Ausständige befinden sich im Besitze der Berg¬ 
werke in der Grafschaft Gogebic (?) in Michigan; es kam 
zu Zusammenstössen, bei denen mehrere Personen getödtet 
wurden; Miliz ist an Ört und Stelle gesandt worden. 

Washington, 4. Juli. Vierzehn Eisenbahnzüge mit 2(X)0 
Fahrgästen sind in Bloomington aufgehalten worden. Die 
Brücken der Atlantic- und Pacifiebahn wurden bei Needles 
(San Bernardino) von Volkshaufen verbrannt. 

Chicago, 5. Juli. Die Vereinigung der Direktoren der 
Eisenbahngesellschaften hat beschlossen, heute zu versuchen, 
den Betrieb wieder aufzunehmen durch Ersetzung der 
Strikenden durch andere hier eingetroffene Arbeiter. Die 
Direktoren erklären, sie würden sich auf keinerlei Zu¬ 
geständnisse einlassen. Gleichzeitig beschloss die Regie¬ 
rung, die Aufreizer zum Strike wegen verbrecherischer Ver¬ 
schwörung gerichtlich zu verfolgen. 


Handwerkerfragen. 


Rheinischer Handwerkertag, Banschwindel und In¬ 
validitätsversicherung. Der Ende vorigen Monats in Köln 
abgehaltene X. Rheinische Handwerkertag fasste mit Bezug 
auf den Bauschwindel folgende Resolution: „Der X. Rheini¬ 
sche Handwerkertag zu Köln erkennt als eine dringende 
Nothwendigkeit, dass das in Angriff genommene bürgerliche 
Gesetzbuch Bestimmungen trifft, welche den Bau- und 
Konkursschwindel unmöglich machen und die Handwerker¬ 
forderungen bevorzugen; 2. dass ein kürzeres Gerichts¬ 
verfahren geschaffen werde durch Sachverständigengerichte 
analog den Handelsgerichten, und beauftragt den Vorstand, 
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diese Beschlüsse, sowie Gutachten über Submissionswesen, 
Gefängnisswesen, Gütertrennung zur gelegenen Zeit als Pe¬ 
titionen an die Gesetzgebung zu richten.“ Ein Delegirter 
beleuchtete hierauf die Mängel des Alters- und Invaliditäts- 
Versicherungsgesetzes und wendete sich insbesondere gegen 
die Bestimmung, dass der Genuss der Altersrente erst an 
ein Alter von % Jahren geknüpft ist. Wie die Dienstmäd¬ 
chen beim Heirathen einen Theil ihrer Beiträge zurück¬ 
bekommen, so sollten auch die Gesellen, wenn sie sich 
selbständig machen, ihre Beiträge zurückerhalten oder bis 
zum 30. Jahre überhaupt keine Beiträge zahlen. Die an- 
w'esenden Zentrumsabgeordneten versprachen, diese Wünsche 
beim Reichstag geltend zu machen. 

Arbeiterschutzgesetzgebung und Gewerbe¬ 
inspektion. 

Das französische Gesetz über die Hülfs- und Pensions¬ 
kassen der Grubenarbeiter. 

Das Gesetz über die Hülfs- und Pensionskassen der 
Grubenarbeiter, welches die Abgeordnetenkammer soeben 
angenommen, muss unser Interesse im besonderen Maasse 
wecken. Es fügt der französischen Wirthschaftsgesetz- 
gebung ein Prinzip ein, welchem gegenüber sie sich bisher 
ablehnend verhielt — das Prinzip des Versicherungszwanges. 
Allerdings schafft das Gesetz diese obligatorische Versiche¬ 
rung gegen Krankheit und Alter nur zu Gunsten der Gruben¬ 
arbeiter. Der bezügliche Entwurf hatte anfangs auch die 
Unfallversicherung im Auge. Indessen war die Kammer 
der Ansicht, dass die Bestimmungen über die Unfälle in 
dem allgemeinen Unfallgesetze festzusetzen seien. Die An¬ 
nahme des Prinzips der obligatorischen Versicherung seitens 
der Kammer und des Senats mit grossen Mehrheiten ist 
meines Erachtens eine bedeutsame Thatsache. Es scheint 
wohl ausgeschlossen, dass die Gründe, welche die Mehrheit 
des Parlaments bestimmten, ihre volle Wirkung verlieren, 
wenn es sich um die gesammte Industrie angehende legisla¬ 
torische Maassnahmen handelt. 

Wir sehen hier von einer eingehenden Betrachtung mit 
den Vorschriften des neuen Gesetzes ab, sondern wollen 
im Nachstehenden lediglich eine allgemeine Darstellung 
seines Inhalts geben, welche auch die zahlreichen und kom- 
plizirten Uebergangsbestimmungen völlig beiseite lässt. 

Das Gesetz findet Anwendung auf alle Grubenarbeiter 
und -Angestellten, wobei jedoch die Arbeiter und Ange¬ 
stellten. deren Gehalt 2400 Francs übersteigt, seiner Wohl- 
thaten nicht theilhaftig werden und den Verpflichtungen 
nicht unterliegen, w’elche es für die Gehälter bis zu diesem 
Belaufe vorschreibt. Der Betrieb von unterirdischen oder 
zutage liegenden Gräbereien und Steinbrüchen kann kraft 
Staatsrathsdekret den Grubenbetrieben gleichgestellt werden. 

Die Unterstützungen im Krankheitsfalle werden durch 
eine Art Unterstützungsverein beschafft. Die Kasse dieses 
Vereins wird unterhalten: 1. durch eine Vorwegnahme vom 
Lohne eines jeden Arbeiters oder Angestellten, deren Be¬ 
trag der Verwaltungsrath des Vereins festsetzt, aber 2 pCt. 
des Lohns nicht übersteigen darf; 2. durch einen Zuschuss 
des Betriebsunternehmers, der gleich der Hälfte des Bei¬ 
trags der Arbeiter oder Angestellten; 3. durch die vom 
Staate den Uiiterstützungsvereinen aus den Unterstützungs¬ 
fonds bewilligten Beträge; 4. durch Schenkungen und Ver¬ 
mächtnisse; 5. durch die Geldstrafen, welche Uebertreter 
der Statuten verwirken, sowie diejenigen, welche den Mit¬ 
gliedern gemäss dem Reglement für den inneren Betrieb 
des Unternehmens auferlegt werden. 

Der Unterstützungsverein wird durch einen Verwal¬ 
tungsrath geleitet, der aus mindestens neun Mitgliedern be¬ 
steht. Ein Drittel der Mitglieder ernennt der Unternehmer; 
die beiden anderen Drittel w'erden von den ober- und unter¬ 
irdischen Arbeitern und Angestellten gewählt, die Fran¬ 
zosen und im Besitze ihrer in ihrer letzten Löhnungsliste 
eingetragenen politischen Rechte sind. Wählbar sind Wähler 
im vollendeten fünfundzwanzigsten Lebensjahre, die länger 
als fünf Jahre in dem Betriebe, dem der Unterstützungs¬ 
verein angehört, beschäftigt sind, vorausgesetzt, dass sie 
lesen und schreiben können und ausserdem nicht zu ge¬ 
wissen Strafen verurtheilt wurden. 

Will der Unternehmer bei einer Wahl von den ihm 


vorbehaltenen Rechten ganz oder theilweise keinen Ge¬ 
brauch machen, so werden die Mitglieder des Verwaltungs- 
rathes, welche der Unternehmer nicht ernannt hat, von den 
Arbeitern und Angestellten gewählt." 

Die Statuten des Vereins werden vom ersten Verwal- 
tungsrathe aufgestellt und dem Minister der öffentlichen 
Arbeiten zur Genehmigung vorgelegt: Sie bestimmen Art 
und Betrag der den Mitgliedern zu gewährenden Unter¬ 
stützung, sowie der Subventionen, welche den Familien¬ 
mitgliedern sowohl zu Lebzeiten als nach dem Tode des 
Mitgliedes bewilligt werden können. Besonders hervorzu¬ 
heben ist in dieser Hinsicht die Bestimmung des Artikel 8: 
„Im Krankheitsfalle mit nachfolgender Arbeitsunfähigkeit 
von über 4 Tagen und Aufhören der Lohnzahlung leistet 
die Vereinskasse am Ende eines jeden Halbjahrs dem 
Sonderkonto eines Mitgliedes einer Pensionskasse einen 
Zuschuss, der mindestens gleich 5 vom Hundert der vom 
Statut vorgesehenen Krankenentschädigung.“ 

Der wichtigste Theil des Gesetzes ist der die Pensions¬ 
rente betreffende. Die Pensionseinrichtung besteht bereits 
in den meisten Grubenbetrieben, wie man behauptet, für 
98 pCt. der Arbeiter.!) Indessen ist diese Organisation zu¬ 
weilen äusserst mangelhaft und bietet dann den Arbeitern 
weder Gewissheit noch Sicherheit. In dem im Senate er¬ 
statteten Bericht Cuvinot’s*) lesen wir: Die finanzielle Lage 
einer gewissen Anzahl von Kassen ist durchaus keine be¬ 
friedigende. Den seitens der Unternehmer eingegangenen 
Verbindlichkeiten zur Leistung von Invaliden- oder Unfall¬ 
pensionen stehen Reserven gegenüber, die das für die 
Rentenzahlung nothwendige Kapital bei weitem nicht er¬ 
reichen. Ebenso ist es bei den unter Mitwirkung der Ar¬ 
beiter und Angestellten errichteten Kassen.“ Und weiter: 
„Das Gesammtdefizit würde mindestens 45 Millionen be¬ 
tragen.“ — „Es bestehen,“ schreibt Audiffred in seinem 
letzten der Abgeordnetenkammer erstatteten Bericht, „in 
den meisten Kohlenwerken Pensionskassen, die theils aus¬ 
schliesslich von den Arbeitgebern, theils von den Arbeitern 
und den Gesellschaften unterhalten werden. Kennzeichnend 
aber für sie ist, eine kleine Anzahl ausgenommen, die be¬ 
reits das Prinzip des Livret individuel mit Zuschüssen zur 
Staatskasse eingeführt haben, die Unsicherheit. Behufs Er¬ 
langung des Rechtes auf Altersrente muss gegenwärtig der 
Arbeiter Bedingungen des Alters und der Dienstseit er¬ 
füllen, denen nur von einer geringen Minderheit genügt 
wird. Er ist stets ungewiss, ob er nicht kurz vor der 
Fälligkeit seiner Rente entlassen wird; er kann sich selbst 
genöthigt sehen, die Grube zu verlassen, um anderwärts 
zu arbeiten. Er kann durch Krankheit zum Wechsel seines 
Berufs gezwungen werden u. s. f. In allen diesen Fällen 
verliert er seine Rechte. Ist seine Rente auch fällig, so 
ist er noch nicht sicher, sie zu bekommen. Denn die 
Grube kann ihren Betrieb einstellen und die Gesellschaft 
insolvent werden.“ 

Der Minister der öffentlichen Arbeiten sagte in der 
Abgeordnetenkammer, dass die Renten nur im Verhält¬ 
nisse von 25 pCt. gewährt würden. Nach dem Bericht¬ 
erstatter Audiffred „steht fest — und diese Thatsache 
wurde im Senate bestätigt —. dass von der Gesammtheit 
der Grubenarbeiter nur 15 pCt., in Montrambert 29 pCt., 
die Rente erreichen; die übrigen 85 pCt. im ersten Falle, 
die übrigen 71 pCt. im anderen erwerben das Recht auf 
die Rente nicht und erhalten nichts.“ 

Um dem Arbeiter die Sicherheit zu gewährleisten, 
welche ihm unter der jetzigen Einrichtung fehlt, gebietet das 
neue Gesetz die Eintragung aller im Namen des Arbeiters 
gemachten Einzahlungen in ein Livret individuel. Jede Zahlung 
sichert ihm hierdurch ein erw^orbenes und endgültiges 
Recht, das er nicht verliert, selbst wenn er aus irgend 
einem Grunde den Grubenbetrib verliesse, in dem er be¬ 
schäftigt ist, oder die Grubenarbeit aufgäbe. Man durfte 
dies mit Recht als eine wahre Eroberung für den Arbeiter 
bezeichnen.^) 

Fortan wird der Unternehmer jeden Monat zur Bildung 
des Grundkapitals der Pensionsrenten einen Betrag von 

^) Vgl. den Bericht Audiffred’s in der Abgeordnetenkammer 
(Sitzung vom 13. Febniar 1894). 

Cuvinot’s Bericht, S. 46. 

Siehe die Rede de Ramel’s in derselben Sitzung. 
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4 pCt. des Lohns der Angestellten und Arbeiter zu leisten 
haben, dessen eine Hälfte von dem Lohne des Arbeiters 
vorwegzunehmen und dessen andere vom Unternehmer 
selbst zu zahlen ist. 

Durch Zustimmung der beiden interessirten Par¬ 
teien können diese Zuschüsse erhöht werden. Sie 
werden zum Leihkapital geleistet. Verlangt es aber der 
Inhaber des Livret, so ist der Zuschuss des von seinem 
Lohne vorweg genommenen Theils zum Reservekapital zu 
leisten. 

Die Einzahlungen können an die Nationalkasse der 
Altersrenten geschehen. Sie können ferner geschehen an 
eine von den Grubenunternehmern für die in ihrem Be¬ 
triebe beschäftigten Arbeiter errichtete Syndikats- oder 
Unternehmerkasse, vorausgesetzt, dass die Gründung dieser 
Kasse genehmigt ist durch ein Dekret, das in Form einer 
Verfügung der Staatsregierung zu erlassen ist. Dies Dekret 
hat zu bestimmen die Art und Weise der Wirksamkeit der 
Kasse, sowie ihren Liquidationsmodus: Um dem Arbeiter 
völlige Unabhängigkeit zu sichern, hat es ferner die Maass¬ 
nahmen vorzuschreiben, welche zu ergreifen sind behufs 
sicherer Uebertragung der im Livret eines jeden Inter¬ 
essenten eingeschriebenen Summe an eine andere Syndi¬ 
kats- oder Unternehmerkasse oder an die Nationalkasse 
der Altersrenten. 

Die Gelder dieser Syndikats- oder Unternehmerkassen 
sind in durch das Gesetz vorgeschriebenen Werthen anzu¬ 
legen. Ihre Verwaltung ist der Prüfung der Inspektion der 
Finanzen und der Aufsicht des Steuereinnenmers des 
Arrondissements, in welchem die Kasse ihren Sitz hat, 
unterworfen. 

In allen Fällen werden die Renten erworben und fällig 
unter den im Gesetz vom 20. Juli 1886 über die National¬ 
kasse der Altersrenten vorgesehenen Bedingungen. 

Die Rentenberechtigung tritt mit dem 55. Jahre ein. 
Sie kann auf Verlangen des Berechtigten hinausgeschoben 
werden, die Einzahlungen aber hören mit diesem Alter auf, 
obligatorische zu sein. 

Das Gesetz, dessen hauptsächliche Bestimmungen wir 
im Vorstehenden gaben, lässt sehr viel zu wünschen übrig. 
Um seine bedenklichsten Mängel bervorzuheben, darf wohl 
als sicher gelten, dass Einzahlungen, welche sich nicht pro 
Jahr über das gesetzlich fixirte Minimum von 4 pCt. er¬ 
heben, in sehr vielen Fällen nur eine unzulängliche Alters¬ 
rente ermöglichen, die kaum mehr als 200 Fr. betragen 
dürfte und daher sehr weit hinter der Rente von 2 Fr. 
täglich zurückbleibt, wie sie sämmtliche Kongresse der 
Grubenarbeiter forderten. Andererseits steht zu befürchten, 
dass in der Grubenindustrie viele Arbeiter sich genöthigt 
sehen, die Arbeit aufzugeben, ehe sie das für den Eintritt 
der Rentenberechtigung festgesetzte Alter von 55 Jahren 
erreicht haben. „Zweifellos“, sagte de Ramel, „ist das 
Handwerk des Grubenarbeiters sehr anstrengend und ge- 
räth er in die körperliche Verfassung eines Arbeiters, der 
sich dieser Thätigkeit während zahlreicher Jahre widmete, 
so wird es für ihn zumeist nothwendig werden, die 
Grube endgültig mit 50 Jahren zu verlassen, wenn er ein 
von Kränklichkeit freies Alter haben will.“ 

Nichtsdestoweniger ist anzuerkennen, dass, — wie ein 
Delegirter der Grubenarbeiter sagte ^), das Gesetz durch 
die Einrichtung der Livrets individuels und die Zuverlässig¬ 
keit der Garantien eine wesentliche Vervollkommnung des 
jetzigen Zustandes bedeutet. 

Dies war der Grund, warum die Kammer den Gesetz¬ 
entwurf nicht noch einmal an den Senat zurückgehen liess 
und nicht noch einmal die Reform hinausschob, sondern ihn 
in der ihr unterbreiteten Fassung und zwar mit 481 Stimmen 
gegen eine, annahm. 

Paris. Raoul Jay. 

Sonntagsruhe in Betrieben der Nahrungs- und Genuss¬ 
mittelbranche. Wie der Reichsanzeiger mittheilt, hat der 

*) Vergl. die Rede Souchet’s. 

Cotte, Delegirter der Compagnie de la Loire, Vertreter 
Von 1500 Grubenarbeitern. Vergl. seine Aussage vor der Kom¬ 
mission der Abgeordnetenkammer (Anlage zum Bericht Audi!- j 
fred's). I 


Reichskanzler vor Kurzem den verbündeten Regierungen 
einen im Reichsamt des Innern ausgearbeiteten Entwurf der 
auf Grund des § 105d der Gewerbe-Ordnung vom Bundes¬ 
rath zu erlassenden Ausnahmebestimmungen, betreffend die 
Sonntagsruhe in gewerblichen Anlagen der Gruppe XII der 
Gewerbestatistik (Nahrungs- und Genussmittel), mitgetheilt. 
Die Bestimmungen für Rohzuckerfabriken, Zuckerraffinerien 
und Melasseentzuckerungsanstalten sind in diesem Entwurf 
nicht enthalten, da sie bereits vor einigen Monaten veröffent¬ 
licht und mit Vertretern der Interessenten berathen sind. 
Der Entwurf enthält lediglich für Zichoriendarren, Spiritus¬ 
raffinerien und Brauereien Ausnahmebestimmungen aufGrund 
des § 105d. 

Keine Ausnahmen sind für diejenigen Gewerbszweige 
der Gruppe XII vorgesehen, welche die für sie an Sonn- und 
Festtagen erforderlichen Arbeiten auf Grund des § 105 c Absatz 1 
der Gewerbe-Ordnung ohne besondere Genehmigung vornehmen 
dürfen. Hierher gehören u. a. die Molkereien (Meiereien), Mar¬ 
garinefabriken, Schaum- und Obstweinfabriken, Zitronatfabriken, 
Obstkrautfabriken, Dörrobst- und Dörrgemüse- (Präserven-) 
Fabriken, Konservenfabriken, Stärke-, Stärkesyrup- und Stärke¬ 
zuckerfabriken, Mälzereien, Branntweinbrennereien, Presshefe¬ 
fabriken und Essigfabriken. Bei solchen Gewerbezweigen, wo 
die Zulassung der Sonntagsarbeit zur Befriedigung täglicher 
oder an Sonn- und Festtagen besonders hervortretender Bedürf¬ 
nisse der Bevölkerung erforderlich ist, sind die nöthigen Aus¬ 
nahmebestimmungen nicht vom Bundesrath, sondern gemäss 
§ 105 e der Gewerbe-Ordnung von den höheren Verwaltungs¬ 
behörden zu erlassen und deshalb gleichfalls in dem voibezeich- 
neten Entwurf nicht aufgeführt. Zu diesen Gewerbezweigen 
sind die Bäckereien, Konditoreien, Schlachthäuser, Wasserver¬ 
sorgungsanstalten, Fabriken zur Herstellung von künstlichem 
Eis und von Mineralwasser u. a. zu rechnen. Das Gleiche gilt 
von den Betrieben, die ausschliesslich oder vorwiegend mit 
durch Wind oder unregelmässige Wasserkraft bewegten Trieb¬ 
werken arbeiten. Hierher gehören vornehmlich die Müllereien, 
abgesehen von den mit Dampf betriebenen. Was diese letzteren 
betrifft, so steht der Entwurf auf dem Standpunkt, dass sie der 
Sonntagsarbeit nicht bedürfen, und dass dem von einzelnen 
grossen Handelsmühlen unter Hinweis auf die Konkurrenz des 
Auslandes geäusserten Wunsch auf Zulassung von Sonntags¬ 
arbeit um deswillen nicht entsprochen werden könne, weil bereits 
gegenwärtig ein Theil der Betriebe dieser Art an Sonn- und 
Festtagen eine 24stündige Unterbrechung eingeführt hat, und 
es der Absicht des Gesetzes entspricht, dass diese Ruhezeit 
auch für die übrigen Mühlen herbeigelührt werde. Endlich 
kommt noch eine Reihe von Betrieben in Frage, für welche 
die Gestattung von Sonntagsarbeit lediglich im Hinblick auf die 
zu gewissen Zeiten des Jahres eintretende aussergewöhnlich 
verstärkte Thätigkeit für erforderlich erachtet wird. Die in 
dieser Beziehung gestellten Anträge (für Chokolade-, Zucker- 
w'aaren-, Oblaten-, Bisquit-, Honigkuchen- und Lebkuchenfabriken, 
für Reisschälmühlen, Zigarrensortiranstalten u. s. w.) werden 
gelegentlich der für die „Saisonindustrien“ in Aussicht genom¬ 
menen Bestimmungen besonders erörtert werden. 

Für Zichoriendarren lässt der Entwurf an Sonn- und 
Festtagen folgende Arbeiten auf Grund des § 105d zu: die 
Reinigung und Zerkleinerung der Wurzeln, und zwar a) mit 
Ausschluss der Zeit von 6 Uhr Morgens bis 6 Uhr Abends, 
sofern in regelmässigen Tag- und Nachtschichten gearbeitet 
wird, b) bis 9 Uhr Vormittags, sofern nur in Tagschichten 
gearbeitet wird, — ferner den ununterbrochenen Betrieb der 
Darren. Auf das Weihnachtslest sollen diese Ausnahmen aber 
keine Anwendung finden. Den Spiritusraffinerien sollen 
folgende Arbeiten an Sonn- und Festtagen mit Ausnahme der 
drei hohen Feste gestattet werden: der ununterbrochene Betrieb 
der kontinuirlichen Destillirapparate, — der Betrieb der nicht 
kontinuirlichen Destillirapparate soweit er zur Beendigung der 
vor 6 Uhr des vorhergehenden Abends begonnenen Destillationen 
erforderlich ist, - der ununterbrochene Betrieb der Holzkohle¬ 
filter und der Holzkohleglühöfen. Für Brauereien werden 
die Bestimmungen im § 105 c Absatz 1 der Gewerbe-Ordnung 
im allgemeinen als ausreichend angesehen, um diejenigen Ar¬ 
beiten an Sonn- und Festtagen zu ermöglichen, die im Brauerei¬ 
betrieb auch an diesen Tagen vorgenommen werden müssen. 
Die Bereitung der Bierwürze an Sonn- und Festtagen wird nicht 
für nothwendig erachtet. Der Entwurf sicht indessen aus wirth- 
schaftlichen Gründen und zwar als einzige, auf Grund des 
§ 105 d zuzulassende Ausnahmebestimmung für Brauereien — 
vor, dass in solchen Brauereien, die innerhalb eines Jahres 
nicht länger als 6 Monate im Betrieb sind, die Würze auch an 
Sonn- und Festtagen — mit Ausnahme der drei hohen Feste — 
bereitet werden darf. 

Der preiissische Minister für Handel und Gewerbe hat 
die Königlichen Regierungs-Präsidenten ersucht, etwaige 
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Wünsche auf Abänderung und Ergänzung des Entwurfs, die 
aus den Kreisen der Betheiligten vorgebracht werden, spä¬ 
testens bis zum 1. August d. J. vorzulegen. Von einer münd¬ 
lichen Berathung des Entwurfs mit Vertretern der Arbeit¬ 
geber und Arbeiter wird voraussichtlich Abstand genommen 
werden. 

Soweit die amtliche Mittheilung. Weshalb die formelle 
Behandlung dieser Ausnahmebestimmungen anders erfolgen 
soll, als die der früheren, nämlich nicht einmal mehr in 
mündlicher Besprechung mit Unternehmern und Arbeitern, 
ist nicht zu erkennen. Auch bleibt es zweifelhaft, wie über¬ 
haupt Wünsche aus den Kreisen der Betheiligten bis 1. August 
vorgebracht werden sollen, wenn weiter Nichts geschieht, 
als dasjenige, was in der amtlichen Bekanntmachung ent¬ 
halten ist. Die Arbeiter z. B. erhalten den Entwurf schwerlich 
von den Regierungspräsidenten unterbreitet; dass sie die 
Amtsblätter genau studiren und sich in die schwerfälligen 
bureaukratischen Formen finden, kann man von ihnen nicht 
verlangen. Somit ergiebt sich vermuthlich thatsächlich ein 
vollständiges Uebergehen der Arbeiter. 

Materiell ist es sodann interessant, zu erfahren, dass Mol¬ 
kereien, Margarinefabriken, Schaum- und Obstweinfabriken, 
Zitronatfabrik^en, Obstkrautfabriken, Dörrobst- und Dörrge- 
mOsefabriken, sowie Stärke-, Stärkesyrup- und Rüben¬ 
zuckerfabriken, Mälzereien, Branntweinbrennereien, Press¬ 
hefefabriken und Essigfabriken ohne Weiteres und von 
vornherein im Sinne des § 105 c der G.-O, zu denjenigen Be¬ 
trieben gerechnet werden, welche selbstverständlich „(Sonn- 
lags-) Ar beiter zur Reinigung und Instandhaltung, durch welche 
der regelmässige Fortgang des . . . Betriebes bedingt ist, 
sowie (Sonntags-)Arbeiten“ zu verrichten haben, welche 
».nicht an Werktagen vorgenommen werden können“ und 
„von welchen die Wiederaufnahme des vollen werktägigen 
Betriebes abhängig ist“ oder ,.welche zur Verhütung des 
Verderbens von Rohstoffen oder des Misslingens von Arbeits¬ 
erzeugnissen erforderlich sind.“ Offenbar hat man sich 
danach bei allen Jenen Betrieben einfach auf den Standpunkt 
des heutigen, und zwar nicht der fortgeschrittensten Technik 
gestellt. Dass die Technik gerade durch Arbeiterschutz¬ 
gesetze angespornt werden kann, beispielsweise Vorkeh¬ 
rungen zu treffen, welche auch ohne Zuthun der Menschen¬ 
hand „das Verderben von Rohstoffen und das Misslingen 
von Arbeitserzeugnissen“ über die Dauer des freien Sonn¬ 
tags führen, ist offenbar ein Gesichtspunkt gewesen, der 
nicht zur Beachtung kam. Die Berathungen darüber, welche 
Gewerbe als „Saisonindustrie“ erklärt werden sollen, stehen 
noch aus, werden aber nach den Angaben der Bekannt¬ 
machung ebenfalls sehr weitherzig im Sinne des Unternehmer¬ 
thums geführt werden. Chokoladefabriken und Zuckerwaaren- 
fabriken wegen des an einigen Festen erhöht auftretenden 
Bedarfes so ohne Weiteres im Ganzen zu „Saisonindustrie“ 
zu stempeln, scheint doch etwas sehr weit zu gehen. Viel¬ 
leicht besinnt man sich darauf, hierin den Anträgen der 
Fabrikanten doch nicht allzusehr entgegenzukommen. Gegen¬ 
über den Dampfmühlen und Zichoriendarren scheint der 
Standpunkt der Sonntagsruhe im Interesse der Arbeiter 
etwas mehr gewahrt zu sein. Dagegen geben die Arbeiten 
an Filtern und Glühöfen in Spiritusraffinerien, sowie die 
Ausnahmen für Sommerbrauereien wieder zu erheblichen 
Bedenken Anlass. Charakteristisch ist auch für diese Gruppe 
wieder die ungeheure Mannigfaltigkeit der Bestimmungen, 
die herauskommen werden, sowie die Thatsache, dass man 
Betriebsunterbrechungen für die „drei hohen Feste“ als 
durchführbar erklärt, die man für das allwöchentliche Ruhe- 
bedürfniss der Arbeiter nicht vorzuschreiben wagt. 

Zur Arbeiterschutzgesetzgebung in Spanien. Der 

Minister des Innern hat, wie die Kölnische Zeitung mittheilt, 
dem Kongress drei Gesetzentwürfe vorgelegt, die die An¬ 
fänge einer sozialpolitischen Gesetzgebung in Spanien bilden. 
Der erste bezieht sich auf die Verantwortlichkeit der Unter¬ 
nehmer für Unfälle, die die Arbeiter im Betriebe erleiden. 
Zunächst werden die Fälle, wo überhaupt eine Verant¬ 
wortung eintritt, angeführt und dann die Vergütungen, die 
bei zeitweiliger und dauernder Arbeitsunfähigkeit zu zahlen 
sind, näher festgesetzt. Im Todesfall erhalten die unmündi¬ 
gen Kinder eine einmalige Entschädigung von 1500—2000 


Pesetas und die Begräbnisskosten sind für Rechnung des 
Arbeitgebers. Handelt es sich nur um eine Wittwe oder 
Eltern, die schon das 60. Lebensjahr erreicht haben, so 
sinkt diese Entschädigung bis auf 500 Pesetas. Die Ur¬ 
sachen; die zu dem Unfall führen, werden von einer Juiy' 
begutachtet, die sich aus Vertretern des Gemeinderats, der 
Grundbesitzer, Industriellen und Arbeiter zummensetzt. 

Die zweite Vorlage behandelt die Kinderarbeit. Kinder 
unter 10 Jahren in Fabriken, Werkstätten, Bergwerken oder 
Giessereien zu beschäftigen, soll fortan untersagt werden. 
Kinder von 10—13 Jahren dürfen nicht mehr als fünf, solche 
von 13—17 Jahren nicht mehr als acht Stunden arbeiten, 
und zwar hat nach vier Stunden eine Pause einzutreten. 
In Zechen oder Steinbrüchen, bei entzündbaren oder ge¬ 
sundheitsschädlichen Stoffen, in Räumen, wo Maschinen 
thätig sind, auf deren Gang der Arbeiter keinen Einfluss 
hat, bei der Reinigung von Motoren oder Transmissions- 
theilen im Betrieb befindlicher Maschinen dürfen Kinder 
von 10—17 Jahren zu Arbeitsdiensten nicht verwandt 
werden. Nacht- und Sonntagsarbeit wird ganz untersagt. 
Auch müssen die Kinder geimpft sein und wenigstens 
18 Stunden wöchentlich zur Schule gehen. In öffenüichen 
Schaustellungen wird das Auftreten von Minderjährigen in 
gymnastischen Kunststücken etc. verboten. Zuwiderhand¬ 
lungen werden mit ziemlich schweren Strafen belegt. 

Die Frauenarbeit wird in der dritten Vorlage in der 
Weise geregelt, dass es den Unternehmern untersagt wird, 
Arbeiterinnen im Alter von 16—18 Jahren während der 
Nachtstunden zu beschäftigen. Die Dauer der Arbeit darf 
bei Arbeiterinnen von 16—23 Jahren die Zeit von 10 Stunden 
mit U/ 2 Stündiger Ruhepause nicht überschreiten. Unter¬ 
irdische Arbeit und solche, die dem weiblichen Organis¬ 
mus schädlich ist, wird vollständig verboten. 


Schulwesen, Erziehungs- und Bildungsfragen. 


Zur Organisation der Jugend- und Volksspiele. Der 

Deutsche Centralausschuss für Jugend- und Volksspiele trat 
unter Vorsitz des Landtagsabgeordneten v. Schenckendorff 
am 30. Juni in Thale zu einer Sitzung zusammen, um die 
Frage des weiteren Ausbaues der Bewegung eingehend zu 
erörtern. Aus den einleitenden Mittheilungen des Vor¬ 
sitzenden ergab sich, dass die Bewegung für allgemeinere 
Einführung der Bewegungsspiele einen guten Fortgang 
nimmt, insbesondere auch durch die wohlwollende Förde¬ 
rung seitens der Staats- und Gemeindebehörden. Der Cen¬ 
tralausschuss gedenkt behufs Erreichung der gesteckten Ziele 
seine Thätigkeit dahin zu erweitern, dass er künftig in 
regelmässigen Zwischenräumen öffentliche Versammlungen 
in verschiedenen Theilen Deutschlands veranstaltet, bei 
denen zugleich öffentliche Spiele vorgeführt werden sollen. 
Als einen der wichtigsten Theile seiner Thätigkeit sieht der 
Ausschuss sodann die Erörterung der Spielplatzfrage an. 
Die Ermittelungen, welche der Centralausschuss in Betreff' 
der Anzahl und Beschaffenheit der vorhandenen Spielplätze 
angestellt hat, ergaben im allgemeinen noch grosse Mängel: 
eine Vermehrung der Spielplätze erscheint ihm daher drin¬ 
gend geboten. Um nach dieser Seite hin anregend und 
berathend eingreifen zu können, wurden die gesammelten 
Erfahrungen in einer Reihe von Sätzen über Neuanlagc 
und Einrichtung von Spielplätzen niedergelegt, welche dazu 
beitragen sollen, dass Missgriffe bei der Anlegung von 
Spielplätzen möglichst vermieden werden. Eine Subcom¬ 
mission wurde zur weiteren Feststellung der Grundsätze 
gewählt. Interessant waren sodann die Mittheilungen des 
Stadtschulraths Platen (Magdeburg) über die Sonntagsspiele 
der gewerblichen Jugend. Es wurde empfohlen, die Ein¬ 
richtung solcher Veranstaltungen auf breitester Grundlage, 
also unter Betheiligung möglichst weiter Volkskreise, zu 
erstreben. Zu diesem Zwecke seien Ausschüsse aus Ver¬ 
tretern der Kaufieute, Handwerker, Beamten, Geistlichen. 
Turnvereine und anderen zu bilden, die Innungsvorständc 
für die Sache zu interessiren, anregende und belehrende 
Vorträge zu halten, die der Schule entwachsenen jungen 
Leute heranzuziehen u. a. m. 


Verantwortlich für die Redaktion: Dr. Heinrich Braun in Berlin W., Victoria Strasse i6. 
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Zur Frage der Ernährungsverhältnisse der 
schlesischen Industriearbeiter. 

Die Untersuchung Kuhna’s^) stellt einen der umfang¬ 
reichsten Versuche dar, die jemals behufs Ermittelung der 
ErnährungsVerhältnisse einer Bevölkerungsklasse gemacht 
worden sind. Der Verfasser hat für 449 Hausstände mit 2654 
Personen den monatlichen Verbrauch an den einzelnen 
Nahrungs- und Genussmitteln, ihren Einkaufspreis pro Stück, 
pro Gewichts- bezw. Maass-Einheit, ihre Bezugsquelle, ihre 
Zubereitungsweise festgestellt. 406 von den untersuchten 
Hausständen befinden sich in Oberschlesien, die übrigen 
48 vertheilen sich auf Niederschlesien, Berlin, Eisleben, 
Hessen-Nassau, Posen und Westfalen. Sie wurden des 
Vergleichs mit den oberschlesischen Hausständen halber 
herangezogen. Die Vorstände der untersuchten Haus¬ 
haltungen haben zum allergrössten Theile industrielle Arbeit 
schwerster Art zu verrichten (Häuer und Schlepper in 

') Bergassessor Kuhna, Die Emährungsverhältnisse der 
industriellen Arbeiterbevölkerung in Oberschlesien. Im amt-. 
liehen Aufträge ausgearbeitet im Winter 1891/92. Leipzig, 
Duncker & Humblot, 1894. (272 S.) 


Steinkohlen- und Erz-Gruben, Hüttenarbeiter, Schmiede, 
Eisengiesser u. s. w.). Die Erhebungen fanden im November 
und Dezember 1891 statt. 

Die erforderlichen Angaben erhielt der Verfasser durch 
Ausfüllung von Fragebogen seitens 80 Vertrauenspersonen 
der verschiedensten Stände und Berufsarten, vorwiegend 
durch Betriebsbeamte. 

Die Fragen erstreckten sich ausser auf die Ernährungs¬ 
verhältnisse auf die Zusammensetzung des Hausstandes 
(Frau und Kinder, Verwandte, Quartierleute, Dienstboten, 
Alter der Hausstandsmitglieder), auf den Arbeitsverdienst 
des Mannes aus der Hauptbeschäftigung, auf Neben¬ 
einnahmen, auf Viehhaltung, Acker-, Garten-Bebauung, auf 
die Zahl der Wohnräume und die monatliche Wohnungs- 
miethe, auf die jährlichen Ausgaben für Bekleidung, Be- 
leuchtung^ Beheizung, Steuern und anderweitige Bedürf¬ 
nisse. 

Ob die Verhältnisse der 406 untersuchten oberschlesi¬ 
schen Hausstände, wie sie hier festgestellt werden, ein 
richtiges Bild der durchschnittlichen Zustände in der 
oberschlesischen Arbeiterbevölkerung geben, ist eine Frage, 
welche wir aufwerfen möchten. Das mittlere Jahresein¬ 
kommen des Hausstandes mit rund 1275 M. erscheint auf¬ 
fallend hoch. Sehr viele Hausstände halten Vieh, bebauen 
Garten und Acker. Es gehört sehr viel Verstand und 
Ordnung dazu, um über seine Einnahmen und Ausgaben 
so ins Einzelne hinein genauen Bescheid geben zu können, 
wie es zur Ausfüllung dieses Fragebogens erforderlich war. 
Hat man es hier nicht also etwa schon mit einer Arbeiter- 
Elite zu thun? Und geht Kuhna nicht zu optimistisch vor, 
wenn er z. B. das verhältnissmässig günstige Ergebniss be¬ 
züglich des Branntweinverbrauchs sofort auf die gesammte 
Arbeiterschaft überträgt? 

Die Beantwortung dieser und mancher anderen Fragen, 
die bei der Lesung des Kuhna’schen Buches entstehen, 
wollen wir den Sozialstatistikern und Nationalökonomen 
von Fach überlassen und uns allein mit den merkwürdi¬ 
gen Ergebnissen beschäftigen, zu denen Kuhna durch 
seine Rechnungen über die Ernährung der untersuchten 
Hausstände gekommen ist. 

Während man bisher allgemein der Meinung war, dass 
gerade die oberschlesische Industriebevölkerung zu den 
schlechtest ernährten des Deutschen Reiches gehöre, glaubt 
Kuhna bewiesen zu haben, dass ihre Ernährung eigent¬ 
lich fast verschwenderisch reich an Nährstoffen sei. Er 
berechnet nämlich pro Tag und „Personeneinheit“ eine 
durchschnittliche Aufnahme von 95 gr verdaulichem Eiweiss, 
101 gr Fett und 742 gr Kohlenhydrate mit einem Energie- 
Gesammtwerthe von 4422 Kalorien, während man mit Voit 
für den mittleren Arbeiter 106 gr verdauliches Eiweiss, 
56 gr Fett und 500 gr Kohlenhydrate mit rund 3000 Kalorien 
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in der täglichen Nahrung verlangt. Allerdings ergiebt der 
Vergleich mit der Voit'sehen Forderung ein Minus von 
11 gr Eiweiss, allein Kuh na meint, kurz entschlossen, dass 
damit eben bewiesen sei, dass Voit’s Forderung zu weit 
gehe. 

Wer die bisherigen Erhebungen über die Ernährung 
der besitzlosen, arbeitenden Bevölkerung kennt; wer weiss, 
wie schwierig es selbst bei voller Kenntniss der Ernährungs¬ 
lehre und der Zusammensetzung und des Preises der 
Nahrungsmittel ist für eine Arbeiterfamilie mit mittlerem 
Einkommen zu einem erschwinglichen Kostenpreise eine 
halbwegs rationelle Kost zu beschaffen i), muss durch 
Kuhna’s Rechnungsergebniss aufs Höchste überrascht 
sein und von vorneherein begründete Bedenken haben, 
dass diese Rechnungen verfehlt sein dürften. 

Und so ist’s denn auch. Bei aller Anerkennung des 
Fleisses, den der Verfasser auf seine Arbeit verwendet hat, 
kann man ihm den harten Tadel nicht ersparen, dass er 
bei der Herstellung der Grundlagen seiner ganzen Berech¬ 
nungen mit seltener Oberflächlichkeit zu Werke gegangen 
ist. An ein so ernstes Problem durfte man doch nicht 
herantreten, ohne durch eigenes Studium der wichtigsten 
Schriften der maassgebenden Forscher einigen Einblick in 
Physiologie und Hygiene der Ernährung gewonnen zu 
haben. Oder, wenn man so gar nichts von der Sache ver¬ 
steht, wieKuhna, hätte man doch die Pflicht gehabt, einen 
wirklichen Fachmann von vorneherein zu Rathe zu ziehen 
oder ihm hinterdrein die Ergebnisse zur Prüfung vorzu¬ 
legen, bevor man mit ihnen in die Oeffentlichkeit tritt. 

Von einem Fachmanne wäre Kuhna sofort darauf auf¬ 
merksam gemacht worden, dass seine Texttafel No. 1 aufS. 15 
über den Gehalt der Nahrungsmittel an Eiweiss, Fett und 
Kohlenhydraten nicht so, wie er es thut, zur Berechnung 
des Gesammtgehaltes der monatlich verbrauchten Nahrungs¬ 
mittel an verdaulichem Eiweiss, Fett und Kohlenhydraten 
verwendet werden könne. Denn: 1 . sind in diese Tafel 
aus Meinert’s Schriftchen einige falsche Angaben herüber¬ 
gekommen: Der Fettgehalt der Kartoffel wird mit 3 pMille 
angenommen, während er im Durchschnitte nur 1,5 pMille 
beträgt; der mittlere Eiweissgehalt der Milch beträgt nur 
3,4 nicht 4 pCt. dagegen der der Buttermilch 4 pCt. und 
nicht 3,4 pCt. (Meinert hatte sich hier beim Abschreiben 
aus dem Werke von König geirrt). 

2. Uebersieht Kuhna völlig, dass die meisten Nahrungs¬ 
mittel, wie sie natürlich Vorkommen oder angekauft werden, 
nicht essbare Theile an sich haben, dass daher das Ge¬ 
wicht dieser nicht essbaren Theile vom Gesammtgewichte 
in Abzug gebracht werden muss, wenn man die thatsäch- 
liche Verzehrung von Eiweiss, Fett, Kohlenhydraten und 
Kalorien berechnen will. Diese sog. K ü.chen abfäll e 
machen bei manchen Nahrungsmitteln einen sehr bedeuten¬ 
den Bruchtheil des Gewichtes aus. Bei manchen Nahrungs¬ 
mitteln ist ferner ihre Menge je nach deren Güte sehr ver¬ 
schieden gross, so dass dadurch und durch die Schwan¬ 
kungen in der Zusammensetzung der essbaren Theile der 
Nahrungsmittel die von Kuhna angewendete Methode der 
Bestimmung des Kostmaasses überhaupt in beträcht¬ 
lichem Maasse unsicher und zu weitgehenden 
Schlüssen ungeeignet wird. Die Menge der Küchen¬ 
abfälle ganz unbeachtet zu lassen, ist aber jedenfalls unzu¬ 
lässig. En detail vom Fleischer eingekauft bestehen die 


Vcrgl. z. B. das bekannte Schriftchen von C.A. Meinert: 
„Wie nährt man sich gut und billig?“ Mainz, Preisschrift der 
Konkordia. Meinert ist nur dadurch über die Schwierigkeiten 
hinweggekominen, dass er in seinen Speisezetteln ausgiebigen 
Gebrauch von ,,Carne-prua-Praeparaten machte, die er zu ausser¬ 
ordentlich billigen Preisen einsetzte. Neben dem Arbeiterwohl 
handelte es sich eben auch um Reklame für ,,Carne-pura“, das aber 
niemals in nennensvverther Menge in den Handel gekommen und 
liriite verschollen ist. 


verschiedenen Fleischsorten im Mittel sicher zu 20 pCt. ihres 
Gewichtes aus Knochen; 10 pCt. des Gewichtes der Eier 
sind Schalen; mindestens 25 pCt. des Gewichtes der Heringe 
Schuppen und Gräten. Bei Kartoffeln findet man zu Zeiten 
einen Abfall bis zur Höhe von 20 pCt.! Um zu zeigen, 
welchen Ausschlag die Küchenabfälle verursachen, habe ich 
die Gesammteiweisszufuhr in animalischen Nahrungsmitteln 
def 406 oberschlesischen Hausstände im Monate unter ihrer 
Berücksichtigung berechnet. Dabei wurde auch der Fehler 
bei der Berechnung des Eiweissgehaltes von Milch und 
Buttermilch ausgemerzt. 


Tabelle I. 


Nahrungsmittel 

Gewicht in kg 
mit AbfalljOhneAbfall 

Eiweisszufuhr im Monate 
in kg 

Schweinefleisch. . . 

2679,2 

2143,0 

263,6 

statt 

329,5 

Hammelfleisch . . . 

44,2 

35.4 

5,13 


6,4 

Kalbfleisch .... 

28,0 

23,0 

4,35 


5,3 

Rindfleisch .... 

1463,9 

1171,0 

204,90 


256,2 

Wurst. 

340,2 

— 

54.00 


54,00 

Milch. 

8482,8 


288,40 


339,3 

Buttermilch .... 

3152,1 

— 

126,10 


107,2 

Eier. 

187,7 

168,9 

22,1 


24,6 

Hering. 

522,4 

392,0 

74,1 


98,7 

Käse. 

173,0 

— _ 

74.4 

„ 

74,4 




1117,1 

statt 1295,6 


Die Gesammtzufuhr an animalischem Eiweiss stellt sich 
somit nur auf 1117,1 kg statt auf 1295,6 kg, wie Kuhna 
berechnet; die Gesammtzufuhr an verdaulichem Eiweiss 
überhaupt auf 3802,3 kg statt auf 3980,8 kg und die durch¬ 
schnittliche Eiweissaufnahme pro Tag und Kuhna’s „Per¬ 
soneneinheit" auf 90,5 g statt auf 95 g. 

Nebenbei sei noch bemerkt, dass bei diesen Berech¬ 
nungen noch einige recht zweifelhafte Annahmen mit unter¬ 
laufen, dass z. B. mit Kuhna angenommen wurde, dass die 
Arbeiter nur unverfälschte Milch verzehrt haben, was auch 
bei der Berechnung des verzehrten Fettes berücksichtigt 
werden muss. Auch liefert 1 g Fett nach Rubner nur 9,3 
und nicht 9,8 Kalorien bei der Verbrennung. 

Doch wir wollen uns bei diesen verhältnissmässig 
untergeordneten Dingen nicht länger aufhalten, sondern 
nun den Hauptmissgriff Kuhna’s klarstellen: seine „Per¬ 
soneneinheit." 

Personen verschiedenen Alters haben einen verschie¬ 
denen Nahrungsbedarf. Um Vergleiche ausführen zu können, 
trotzdem die Altersgliederung verschiedener Hausstände 
sehr verschieden ist, rechnet der Verfasser die Zahl der wirk¬ 
lich vorhandenen Personen nach einem bestimmten Schlüssel 
auf volle „Personeneinheiten" um. Als Maass der vollen 
Personeneinheit nimmt er den Nahrungsbedarf des er¬ 
wachsenen Mannes bei mittlerer Arbeit an. Den Nahrungs¬ 
bedarf der Frau setzt er (beim Arbeiterstande wohl mit 
Recht) dem des mittleren Arbeiters gleich. Alle Personen 
von über 17 Jahren rechnet er als volle Einheiten,^) da sie 
bereits zu schwerer Arbeit verwendet werden. Alle jün¬ 
geren Individuen rechnet er aber einfach nach dem unge¬ 
fähren Verhältnisse ihres Durchschnittsgewichtes zu dem 
Normalgewichte des Erwachsenen (75 kg) auf Personenein¬ 
heiten um. Kinder unter 2 Jahren gelten als 1 / 10 , solche 
von über 2 einschl. 5 Jahren als 2 /^ 0 . solche über 5 einschl. 
8 als 3/10 Einheiten u. s. f. 

Auf diesem Wege kommt der Verfasser dahin, den Ge- 
sammtverbrauch der 406 oberschlesischen Hausstände statt 
auf die 2382 Personen, aus denen sie wirklich bestehen, 
auf 1400,5 „Personeneinheiten" zu vertheilen. Man sieht 
sofort, welche entscheidende Bedeutung der Umrechnungs¬ 
schlüssel auf Personeneinheiten für das Endergebniss der 

'^) Im Fragebogen und in den Tabellen sind immer die Indi¬ 
viduen unter 14 Jahren von den übrigen geschieden, was wohl 
auf Druckfehlern beruht. 
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ganzen Untersuchung haben muss. Je kleiner der Divisor, 
um so grösser der Quotient. 

Kuhna’s Schlüssel ist nun gänzlich unbrauch¬ 
bar. 

Der Nahrungsbedarf ist keineswegs proportional dem 
Körpergewichte. Das Kind, welches den 10. Theil des Ge¬ 
wichtes des Erwachsenen besitzt, bedarf nicht Vio der Nah¬ 
rung des Erwachsenen, sondern bedeutend mehr! 

Die Kinder brauchen aber nicht allein verhältnissmässig 
viel mehr Nahrung als die Erwachsenen, sondern auch eine 
anders zusammengesetzte Nahrung. Da sie im Wachsthume 
sind, bedürfen sie verhältnissmässig viel mehr Eiweis. Sie 
müssen verhältnissmässig sehr viel mehr Wärme erzeugen 
als die Erwachsenen, sie sind nur in beschränktem Maasse 
fähig, Kohlenhydrate und insbesondere Stärke aufzunehmen, 
und bedürfen daher einer verhältnissmässig sehr grossen 
F'ettzufuhr. Es ist daher ganz unzulässig, den Bedarf der 
Kinder an Eiweiss, an Fett, an Calorien nach ein und dem¬ 
selben Schlüssel in Bruchtheile des Bedarfes von Er¬ 
wachsenen umzurechnen. All’ dies sind völlig sicherstehende 
wissenschaftliche Erkenntnisse. 

Ich habe nach den vorliegenden wissenschaftlichen 
Untersuchungen berechnet, in welchem Verhältnisse un¬ 
gefähr der Nahrungsbedarf der vonKuhna unterschiedenen 
Alterskategorien der Kinder zu dem der Erwachsenen steht. 
Mit den in der folgenden Tabelle verzeichneten Zahlen 
müsste also die Anzahl der Kinder jeder Alterskategorie 
multiplizirt werden, um sie annähernd richtig durch eine 
äquiv'alente Anzahl Eiweiss-, Fett-, Calorien- Personen- 
einheiten auszudrücken. Sehr exakt ist eine solche Berech¬ 
nung natürlich niemals. 



Kuhna's 

Faktor 

Wird der Bedarf des mitt¬ 
leren Arbeiters je = 1 
gesetzt, so ist der Bcd irf 
an 

Eiweiss Fett Kulorii-n 

Kinder bis 2 Jalireii einschl. 

Viü 

0,35 ! 0,60 

0.25 

., 5 

7io 

0,45 ! 0,75 

0,40 

., 8 

7io 

0,55 , ., 

0,55 

„11 

Vio 

0.60 1 „ 

0,60 

„ 13 

VlO 

0.65 ! „ 

0,65 

.. 15 

«/lO 

0.70 1 „ 

i 0,70 

., 17 

7 10 

0,75 

; 0,75 


Man sieht, wie weit die wirklichen Verhältnisszahlen 
von denen Kuhna’s abweichen. Die Kinder bis zu 2 Jahren 
einschliesslich z. B. setzt Kuhna = i/io. während ihr kalo- 
1 ischer Bedarf 1 / 4 . ihr Eiweissbedarf mehr als ihr Fett¬ 
bedarf ®/io von dem des Erwachsenen beträgt! 

Höchst unbefangen ist ferner der Verfasser auch über 
den Einfluss der Arbeit auf den Nahrungsbedarf hinweg¬ 
gegangen. Er behauptet fälschlich, dass nach Rubner der 
Nahrungsbedarf durch Arbeit „nur“ um 18 pCt. gesteigert 
werde, und meint, dass man diese kleine Grösse vernach¬ 
lässigen könne. Allerdings ist der kalorische Gesammtbedarf 
bei schwerer Arbeit im Mittel etwa um 20 pCt. höher, als 
der des mittleren Arbeiters (3600 gegen 30(X) Kalorien), 
aber der Fettbedarf um circa 70 pCt. Bei schwerster, an¬ 
gestrengtester Arbeit aber ist der Nahrungsbedarf noch 
weit höher, wie z. B. die Untersuchungen von Steinheil 
über die Kost von Bergleuten in Nassau gelehrt haben. 
Diese verzehrten im Mittel um 10 pCt. mehr Eiweiss, um 
100 pCt. mehr Fett und um 70 pCt. mehr Kalorien als der 
„mittlere Arbeiter“. Es ist daher nicht zulässig, die Haus¬ 
haltungsvorstände, welche schwerste Arbeit leisten und dem¬ 
entsprechend ein bedeutend gesteigertes Nahrungsbedtirfniss 
haben, einfach als mittlere Arbeiter zu verrechnen. 

Es kann also mit Bestimmtheit ausgesprochen w^erden, 
dass die Anzahl der „Personeneinheiten“, auf welche der 
Gesammtverbrauch an Nahrungsmitteln sich vertheilt, be¬ 
deutend grösser ist, als Kuhna angenommen hatte. 


Leider hat der Verfasser das Rohmaterial, auf welches 
seine Untersuchung sich stützt, nur sehr unvollständig mit- 
getheilt. Unter anderem fehlt auch jede Angabe über die 
Altersvertheilung der beobachteten Personen, mit Ausnahme 
der Scheidung in bis zu und über 14 (recte 17?) Jahre alte. 
Man weiss daher nicht, wie viele Kinder auf jede der unter¬ 
schiedenen Alterskategorieen kommen, und kann die Per¬ 
soneneinheiten nicht berechnen. 

Um eine ungefähre Vorstellung davon zu erhalten, wie 
sich thatsächlich die Nahrungszufuhr pro Personeneinheit 
in den beobachteten oberschlesischen Hausständen stellen 
dürfte, hat Referent eine Berechnung auf Grund der An¬ 
nahme gemacht, dass die prozentische Vertheilung der bis 
17 Jahre Alten auf die einzelnen Alterskategorieen in den 
406 beobachteten Hausständen dieselbe sei, wie im ganzen 
Regierungsbezirk Oppeln, womit wir uns von der Wirklich¬ 
keit nicht allzu weit entfernt haben dürften. Hier entfallen 
von je 1(X) bis zu einschliesslich 17 Jahre alten Personen 
auf die Altersklasse: 


0—2 Jahre 

.14,07 

2- 5 


.18,03 

5— 8 


.17,07 

8 11 


.17,16 

11 13 

„ 

.11,20 

13 15 

„ 

.11,24 

15 17 

„ 

.11,24 


Gilt dieses Verhältniss auch für die 406 Hausstände, so 
ergeben sich folgende absolute Zahlen in den einzelnen 
Altersklassen und folgende Zahlen für die Kalorien-, Eiw^eiss- 
und Fett-Personeneinheiten. 



Lebende 

Personen 

Kalorien- j Eiweiss- | Fctt- 
Personen-Einheiten 

2 Jahre 

177 = 

44 

62 

106 

2 5.. 

227 == 

91 

102 

170 

5 8 ,. 

214 - 

118 

118 

161 

8-11 

216 -- 

130 

130 

162 

11 13 ., 

141 = 

92 

92 

106 

13-15 .. 

141 

99 

99 

106 

15—17 .. 

141 

106 

106 

106 


1257 - 

680 

709 

917 

Erwachsene . . . 

Zuschlag für 406 
schwer arbeitende 

1125 = 

1125 

1125 

1125 

Väter. 


287 

41 

406 

Summa . . 

2382 

1 2092 

1875 

2448 


Wir haben nun weiter berechnet, wieviel Kalorien, Eiweiss, 
Fett und Kohlenhydrate thatsächlich auf jede der so be¬ 
rechneten Einheiten und den Tag treffen würden. Hier das 
Ergebniss, verglichen mit dem Kuhnas und mit den For¬ 
derungen Voit’s. 

Es entfallen pro Einheit und Tag der 406 Hausstände: 



nach Kuhna 

nach unserer 
Rechnung*) 

Mittlerer Arbeiter 

nach V oit 

Kalorien . . . 

4 422 

2960 

3 000 

Eiweiss g . . 

95 

67,6 

106 

Fett g . . . . 

101 

57 

56 

Kohlenhydrate g 

742 

525 

500 


Wie vorausziisehen war, ist der Unterschied in den Bc- 
rechnungsergebni.ssen ungeheuer gross. Der ganze Luxus 
der Ernährung, den Kuhna enthüllt zu haben glaubte, ist 
verschwunden und wir sehen eine Ernährung vor uns, welche 
knapp den kalorischen Bedarf deckt, ebensoviel Fett dar¬ 
bietet als im Minimum verlangt wird, etwas mehr Kohlen¬ 
hydrate enthält, als als wünschenswerth betrachtet wird und 
— wie wir dies bei der Kost armer Leute zu sehen gewöhnt 

*) Dabei sind die Abfälle von den Vegetabilien, besonders 
den Kartoffeln nicht in Abzug gebracht. 
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sind — kaum 2/3 derjenigen Menge verdaulichen Eiweisses 
liefert, welche von den erfahrensten Forschern als für gute 
Ernährung nothwendig angesehen wird. Dies Ergebniss ist 
nicht so befriedigend als dasjenige Kuhna’s; aber es wird 
Jedermann zugeben müssen, dass es viel wahrscheinlicher 
ist. Sollten, was sehr wahrscheinlich ist, in den Hausständen 
ausser den Familienvätern noch andere sehr schwer arbei¬ 
tende Personen leben, so würde sich die durchschnittliche 
Versorgung noch wesentlich ungünstiger berechnen. Auch 
wenn man für die 406 Hausväter nur 20 pCt. statt 70 pCt. 
auf Rechnung der Arbeit zuschlagen wollte, was aber gewiss 
zu wenig wäre, käme man nicht zu auffallend günstigen 
Zahlen: 3282 Kalorien (603 g Kohlenhydraten) pro Einheit 
und Tag. 

Nach dem Voit’schen Maassstabe gemessen, wäre also 
die Kost, wie sie von Kuh na ermittelt wurde, eben hin¬ 
reichend bezüglich der Zufuhr von Kalorien und Fett, 
gerade noch entsprechend bezüglich der Kohlenhydrate; 
ganz ungenügend bezüglich der Zufuhr von Eiweiss.^) 
Und dies gilt vom Durchschnitte der wahrscheinlich 
schon ausgewählten besseren Hausstände. Welche Abwei¬ 
chungen von diesem Mittel nach abwärts kommen jedoch in 
den Tabellen Kuhna’s vor! Wir finden Eiweisszufuhren 
bis zu 39 und 45 g pro Einheit und Tag herab; Fett-Zu¬ 
fuhren bis zu 29 und 25 g herab; notabene, nach seiner 
fehlerhaften Weise berechnet. Da werden also Solger und 
Frief und Schlockow und Pistor und alle die Anderen 
doch nicht so unrecht gehabt haben, als sie uns die Er¬ 
nährung der oberschlesischen Arbeiterbevölkerung als 
schlecht und unzureichend schilderten. 

Kuhna behauptet zwar, dass die oberschlesische Ar¬ 
beiterbevölkerung bekanntlich gesund und leistungsfähig 
sei, daher ausreichend ernährt sein müsse, er hat jedoch 
völlig unterlassen, uns objektive Belege dafür zu bringen, 
Wir möchten doch etwas über den Altersaufbau det in¬ 
dustriellen Bevölkerung, über ihre Gesammt-, über ihre 
Kindersterblichkeit, über die Sterblichkeit der einzelnen 
Altersklassen, Ober ihre Morbidität, über die Ergebnisse der 
Assentirung vernehmen.’ Es wäre höchst erwünscht und 
wichtig zu erfahren, wie sich bei einer solchen niedrigen 
Eiweisszufuhr das Wachsthum entwickelt. 

Es giebt ja Forscher, welche der Ansicht sind, dass 
ca. 70 g verdauliches Eiweiss im Tage genügen. Allein 
wir könnten ihre Meinung doch erst dann zur Kostnorm 
machen, wenn uns der gute Gesundheits- und Kräftezustand 
derartig ernährter Menschen in zweifelloser Weise bewiesen 
würde. Es wären also auch ausgedehnte anthropometrische 
Untersuchungen am Platze, wie sie z. B. von Erismann 
an der Arbeiterbevölkerung Central-Russlands angestellt 
worden sind (Vgl. seine Arbeit im Archiv für soziale Ge¬ 
setzgebung und Stat. I. Bd.). Es wäre das mittlere Körper¬ 
gewicht, die Körperlänge, der Brustumfang, allenfalls auch 
die Druckkraft der Hände und die Hubkraft der Arme der 
verschiedenen Altersklassen der industriellen Arbeiterbevöl¬ 
kerung bis zum Alter der vollen Reife hinauf zu ermitteln 
und mit den betreffenden Mittelwerthen von anderen Bevöl¬ 
kerungsklassen zu vergleichen. 

Sollten wir hier zu günstigen Befunden gelangen, sollte 
uns die Morbiditäts- und Mortalitäts-, die Assentirungs- 
Statistik lehren, dass die oberschlesische Bevölkerung ge¬ 
sund und widerstandsfähig ist, und bestätigen uns dann 
Kostmaassbestimmungen, die nach verlässlicherer Me¬ 
thode angestellt sind, als die vorliegenden höchst ungenauen 
und rohen, dass die Leute dabei thatsächlich nur ca. 70 g 

*) Wir möchten durchaus nicht behaupten, dass die von uns 
berechneten Zahlen die Ernährung der 406 Hausstände mit wissen¬ 
schaftlicher Verlässlichkeit ausdrucken; dazu sind die von Kuhna 
gelieferten Grundlagen viel zu ungenau. Es handelt sich nur um 
eine ziemlich rohe Schätzung, die aber dem Kuh na’sehen Phan¬ 
tasiegebilde gegenüber gestellt werden musste. 


verdauliches Eiweiss im täglichen Durchschnitte geniessen, 
dann — aber erst dann — wird es an der Zeit sein, die 
Forderungen bezüglich des Eiweissgehaltes der Nahrung 
herabzumindern. Vorläufig aber wird man gut daran thun, 
die Ernährung der oberschlesischen Bevölkerung nach wie 
vor als recht verbesserungsbedürftig zu betrachten. 

Wir haben uns verpflichtet gefühlt, Kuhna’s Be¬ 
hauptungen so gut als möglich zu beleuchten, denn es 
müsste sehr schädlich wirken, wenn sich die Regierungen 
und gesetzgebenden Körper durch oberflächliche Machwerke, 
wie des Verfassers Berechnungen, zu voreiligen Schlüssen 
über die Zustände der arbeitenden Klasse verleiten Hessen. 

Wien. Max Gruber. 


Soziale Wirthschaftspolitik und Wirthschafts- 
statistik. 

Die Fremdeneinwanderung in England. 

Die Frage der Einwanderung von Ausländern in Gross¬ 
britannien beschäftigte am 6 . Juli das Haus der Lords, als 
Marquis v. Salisbury ihm einen bezüglichen Gesetzentwurf 
vorlegte, über den zuerst im Oberhause verhandelt wurde. 
Dieser Entwurf befasst sich in erster Reihe mit den hülf- 
losen Einwanderern und ermächtigt die Beamten des Handels¬ 
ministeriums zur Besichtigung von Einwanderern an Bord 
von Schiffen und zum Verbot des Landens irgend eines 
Ausländers,, der entweder an Blödsinn und Geisteskrankheit 
leidet, mittellos ist und der öffentlichen Fürsorge zur Last 
fallen könnte, oder mit einer ansteckenden Krankheit be¬ 
haftet ist. Der zweite Theil des Entwurfes behandelt eine 
von der bezeichneten verschiedene Klasse von Ausländern; 
der Einwanderer wird hier mehr vom Gesichtspunkte des 
politischen Charakters als der ökonomischen Lage be¬ 
trachtet. Es wird vorgeschlagen, in gewissem Grade das 
Gesetz von 1848 wieder einzuführen und den Staatssekretär 
mit dem Rechte der Ausweisung jedes Fremden zu be¬ 
trauen, dessen Aufenthalt in England entweder den öffent¬ 
lichen Frieden gefährden oder das Begehen von Ver¬ 
brechern fördern könnte. 

Die Frage mittelloser Ausländer und ihres Einflusses 
auf die Verhältnisse des englischen Arbeitsmarktes wurde 
in den letzten Jahren viel erörtert. In den Jahren 1888 bis 
1889 beschäftigte sich eine Kommission des Unterhauses 
mit ihr und veröffentlichte das Ergebniss ihrer Arbeiten in 
einem Bericht. Am Schlüsse dieses Berichtes äusserte sich 
die Kommission dahin, dass ihrer Meinung nach wohl er¬ 
hebliche Schwierigkeiten der Durchführung von Gesetzen 
gegen die Einwanderung mittel- uud hülfloser Ausländer 
entgegenständen, wie solche in den Vereinigten Staaten und 
verschiedenen anderen Ländern bestehen — dass sie ferner 
nicht in der Lage sei. zur Zeit bezügliche gesetzgeberische 
Vorschläge zu machen, dass aber ihres Erachtens die Noth- 
wendigkeit einer derartigen Gesetzgebung lediglich eine 
Frage der Zukunft sei, wenn man die starke Bevölkerung 
unserer grossen Städte, die ausserordentliche Schwierigkeit 
der Existenz in ihren ärmeren Schichten und die Tendenz 
mittelloser Ausländer in’s Auge fasse, die sozialen und ma¬ 
teriellen Verhältnisse unserer eigenen Armen noch mehr zu 
drücken. 

Für die gesetzgebenden Faktoren entsteht hiernach die 
Frage: Hat die Anzahl eingewanderter Ausländer während 
der letzten fünf Jahre in dem Maasse zugenommen, dass 
hierdurch gesetzgeberische Prohibitivmaassnahmen erforder¬ 
lich werden? Die Auskunft, welche in dieser Hinsicht die 
von der statistischen und Schifffahrtsabtheilung des Handels¬ 
ministeriums veröffentlichten Zusammenstellungen geben, 
scheint nicht dafür zu sprechen, dass eine aussergewöhn- 
liche oder übermässige Zunahme in der Summe der Fremden¬ 
einwanderung stattgefunden. In den letzten sechs Monaten 
landeten in den Häfen des Vereinigten Königreiches von 
16000 bis 20(X)0 Ausländer gegen ungefähr 15(X)0, welche 
in den der Ausgabe des oben erwähnten Kommissions¬ 
berichtes vorhergehenden sechs Monaten verzeichnet wurden. 

Und selbst was die Zahl von Einwanderern anlangt, so 
ist wohl zweifellos, dass ein grosser Theil von ihnen sich 
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nur kurze Zeit in England aufhält, um dann nach den Ver¬ 
einigten Staaten von Amerika weiterzureisen. Eine falsche 
Vorstellung in dieser Hinsicht — welche übrigens auch 
Lord Salisbury s Ansichten über den Punkt beeinflusste — 
hat übrigens die Thatsache gezeitigt, dass ein beträchtlicher 
Theil der fremden Ankömmlinge keine direkten Billets nach 
Amerika, sondern nur solche nach London hatten, von wo 
sie mit der Eisenbahn nach Liverpool reisen, um von da 
die Fahrt nach New-York fortzusetzen. Es geschieht dies 
aus Sparsamkeit, da dieser Modus in der That billiger ist 
als das direkte Billet, wie z. B. das von Hamburg nach 
New-York. Das Ergebniss aber dieser Transaktion ist, dass 
alle jene Ausländer, welche keine direkten Billets nach 
Amerika haben, als in Grossbritannien ansässig aufgeführt 
werden und daher die Zahl des ausländischen Elements in 
trügerischer Weise vergrössern. Des Weiteren erschliesst 
uns eine eingehendere Kenntnissnahme der Ausländerlisten, 
in denen über die fremden Ankömmlinge berichtet wird, 
manche Einzelheiten, welche zur Minderung der von einer 
flüchtigen Durchsicht der Tabellen erzeugten Wirkung bei¬ 
tragen. So besteht z. B. eine grosse und zunehmende An¬ 
zahl von Einwanderern aus schwedischen und norwegischen 
Seeleuten, welche hierher kommen um ihren Engagements 
auf Schiffen unserer Handelsmarine zu genügen. Kompe¬ 
tente Beurtheiler rechnen, dass über 50(^ fremdländische 
Seeleute auf britischen Fahrzeugen beschäftigt werden, wo 
ihre Dienste theils wegen ihrer Nüchternheit, theils des¬ 
halb begehrt werden, weil sie sich der Disziplin eher fügen 
als inländische Arbeiter. Ihre Löhne sollen ebenso hoch 
sein als jene der Engländer, und es darf ihnen somit kein 
verschlimmernder Einfluss auf die sittlichen, finanziellen 
oder sozialen Verhältnisse der Bewohner unserer Inseln 
beigemessen werden. Diese Gruppe von Lohnarbeitern 
liefert ein Beispiel auch anderer Klassen von Einwanderer, 
für deren Ausschluss von unseren Gestaden sich ausser¬ 
ordentlich schwer stichhaltige oder ausreichende Gründe 
finden Hessen. Auch würde die Frage durchaus nicht er¬ 
heblich vereinfacht werden, machte man sich, wie dies Lord 
Salisbury befürwortete, die Sprache des amerikanischen 
Gesetzes zu eigen, nach welchem „Jeder, der der öffent¬ 
lichen Fürsorge zur Last fallen könnte“ am Landen ver¬ 
hindert werden kann. Denn es ist eine merkwürdige That¬ 
sache, dass die Zahl der zur Beurtheilung gelangenden, 
hülflosen Ausländer, namentlich unter den jüdischen Ein¬ 
wanderern sich nicht genau bestimmen lässt. Mag der 
Ankömmling noch so arm sein, so wird er von seinen 
Religionsgenossen oder der Mildthätigkeit seiner Nachbarn 
unterschiedslos unterstützt, bis er Beschäftigung finden 
kann. Zudem scheint er, ob er nun in der Fabrikation von 
„Ladenkleidungsstücken“, billigen Möbeln oder gewöhn¬ 
licherem Schuhwerk arbeitet, kaum dem eingeborenen Ar¬ 
beiter ernstlich Konkurrenz zu machen, was er allerdings 
in einem gewissen Grade auf dem Gebiete der Frauenarbeit 
im Schneiderhandwerk zweifellos thut. Vergegenwärtigt 
man sich ferner, dass Grossbritannien jedes Jahr vom Liver- 
pooler Hafen aus 200 000 britische Auswanderer befördert, 
so dürfte es eine kurzsichtige Politik bedeuten, wollte man 
dem Eintritt einiger tausend fremder Einwanderer in 
England Hindernisse in den Weg legen. Es ist jedoch zu 
vermuthen, dass die von Lord Salisbury vorgeschlagene 
Maassnahme lediglich eine akademische Debatte im Ober¬ 
hause veranlassen und auch im Unterhause auf keinerlei 
ernsthafte Förderung zu rechnen haben wird. 

London. Stephen N. Fox. 

Zur Reform der agrarischen Zustände Siziliens. Die 
italienische Regierung hat dem Abgeordnetenhaus einen 
auf die landwirthschaltlichen Besitzverhältnisse Siziliens be¬ 
züglichen Gesetzentwurf vorgelegt, dessen Hauptbestimmun¬ 
gen nach einer Mittheilung der National-Zeitung die folgen¬ 
den sind. Alles Ackerland, das den Kommunen in den 
sizilianischen Provinzen gehört, sowie das, was Eigenthum 
öffentlicher Wohlthätigkeitsanstalten oder irgend welcher 
juristischen Person ist, mit Ausnahme sumpfiger, oder zur 
Waldanpflanzung bestimmter und der Bergwerks-Bezirke, 
müssen in dauernde Erbpacht gegeben werden. Innerhalb 
90 Tagen von Bekanntmachung des Gesetzes an haben die 
genannten Körperschaften den betreffenden Präfekturen ein 


Verzeichniss aller ihnen gehörigen Güter einzureichen, worin 
dieselben genau beschrieben und alle Rechtstitel, Boden¬ 
beschaffenheit, darauf lastende Servituten und andere Ver¬ 
pflichtungen dargelegt werden. Eine Unterlassung dieser 
Anzeige wird mit einer Geldbusse von 50 bis zu 500 Lire 
geahndet, falsche Angaben nach den Bestimmungen des 
Gesetzes vom 17. Juli 1890 bestraft. In jeder Provinz hat 
eine Agrarkommission, die unter dem Vorsitz eines Appell- 
gerichtsrathes oder des Präsidenten des lokalen Gerichts 
aus einem Richter, einem Präfekturrathe, einem Ingenieur 
des Genie civile und einem Deputirten des Provinzialraths 
besteht, jene Verzeichnisse zu prüfen und für den Fall, dass 
sie sich als unzuverlässig und unzulänglich erweisen, solche 
von Amtswegen hersteilen zu lassen. Auf Grund dieser 
Darlegungen der Parteien wird dann gemäss den oben er¬ 
wähnten Bestimmungen und Einschränkungen festgestellt, 
auf welche Terrains das Gesetz Anwendung findet. Nach¬ 
dem dann Alles gehörig abgeschätzt ist, wobei die Durch¬ 
schnittsergebnisse der letzten zehn Jahre zu Grunde gelegt 
werden, nimmt die Kommission die Vertheilung der Grund¬ 
stücke in einzelne Loose vor, die je nach den lokalen Ver¬ 
hältnissen abgemessen werden und nicht unter 2 Hektar 
noch über 20 Hektar betragen dürfen. Jedes Loos muss 
mindestens den Werth von 2 Hektar des besten Bodens 
zweiter Klasse haben. 

Diese Bestimmungen werden dann durch die munizipalen 
Verwaltungen den betheiligten Körperschaften mitgetheilt, 
die innerhalb 30 Tagen dagegen Einsprache erheben können 
bei einer Centralkommission, die aus fünf auf Antrag des 
Ministers des Innern und der Landwirthschaft, durch könig¬ 
liches Dekret ernannten Mitgliedern besteht, deren eines 
zugleich dem obersten Rath der öffentlichen Arbeiten an¬ 
gehören muss. Ist dies nun Alles geregelt, so stellt die 
Kommission die Konzessionsbedingungen fest, namentlich 
die Art der Bebauung und der Verbesserungen, die am 
geeignetsten scheinen, und unter Strafe des Verlustiggehens 
aller Rechte von den Konzessionirten eingehalten werden 
müssen. Konzessionirt werden können arme, seit 5 Jahren 
am Ort ansässige Landarbeiter. Ist die Zahl der Bewerber 
geringer als die der Loose, so können auch Landleute be¬ 
nachbarter Kommunen zugelassen werden. Einem Bewerber 
kann immer nur ein Loos zugetheilt werden. Die Gesuche 
sind binnen 90 Tagen nach Veröffentlichung der betreffen¬ 
den Bekanntmachungen in den Kommunen einzureichen und 
gegen die Entscheidungen der Provinzialkommissionen steht 
Berufung an die Centralkommission binnen 60 Tagen zu. 
Die Konzessionirten treten in ihre Rechte nach Ablauf der 
gegenwärtig bestehenden Pachtfristen, die vor Einbringung 
des gegenwärtigen Gesetzentwurfs rechtskräftig abge¬ 
schlossen worden sind. Die später abgeschlossenen Ver¬ 
träge erlöschen mit Schluss des Jahres, in dem die Ver¬ 
theilungsarbeiten ganz erledigt sein werden. Vor Eintritt in 
den Besitz ihrer Loose, werden die Konzessionirten von 
einem Deputirten der Provinzialkommission eingeladen, um 
zu bestimmen, ob sie zum Zweck leichterer Ausführung 
der vorgeschriebenen Meliorationen und zur genauen Inne¬ 
haltung aller Verpflichtungen, wie zum Schutz ihrer gemein¬ 
samen Interessen zu einem Konsortium zusammentreten 
wollen. Wo die Lage der Verhältnisse die Bildung eines 
Konsortiums als besonders geboten erscheinen lässt, kann 
die Provinzialkommission dies als besondere Konzessions¬ 
bedingung aufstellen. Diese Konsorten, die alle Geschäfte 
besorgen, bestehen, bis die Kulturänderungen und Meliora¬ 
tionen alle ausgeführt sind, und können erst nach Amorti- 
sirung aller etwa vom Konsortium aufgenommenen Anleihen 
erlöschen. Sie sind für Erfüllung aller Verpflichtungen und 
Bezahlung der öffentlichen Steuern haftbar. So lange das 
Verhältniss besteht, jedenfalls mindestens 20 Jahre lang, 
kann der Pächter, bei Strafe des Verlustes aller Rechte, 
keine Hypothek aufnehmen, nicht in Afterpacht geben, noch 
tauschen oder in irgend einer ähnlichen Weise über sein 
Loos verfügen. Für Schulden, die vor der Konzession 
kontrahirt sind, können in keiner Weise das Loos oder 
dessen Produkte belastet werden, Die aufgegebenen oder 
wegen Nichtzahlung der Gefälle während zweier Jahre ver¬ 
fallenen Loose gehen an das Konsortium, die sie anderen 
Bewerbern zutheilen. Besteht kein Konsortium, so gehen 
sie an die ursprünglich besitzenden Körperschaften. Die 
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Verfallserklärung wie die Neukonzessionirung geschieht, 
wenn die Provinzialkommission nicht mehr funktionirt, durch 
den Präsidenten des Civiltribunals auf Antrag des Staats¬ 
anwalts oder irgend eines Bürgers der Kommune. Jedes 
Loos ist untheilbar im Hinblick auf die Einziehung der Ge¬ 
fälle und Steuern, wie auf die Tilgung der zur Melioration 
und Bebauung eingegangenen Schulden. Die Konzessions¬ 
urkunden und die die Bildung der Konsortien betreffenden 
sind von der Stempeltaxe befreit. Die Kosten für die Ar¬ 
beiten der Kommissionen werden vom Schatze vorgestreckt 
und dann durch die Kommissionen auf die einzelnen Kom¬ 
munen vertheilt nach Maassgabe der Bedeutung der in ihnen 
vorgenommenen Bodenvertheilungen. Ein Jahr lang von der 
Konzession bleiben die Grundstücke von der Grundsteuer 
und von der Konimunalsteuer auf Zug-, Reit- und Saum- 
thiere befreit. 

Analoge Beschreibungen und Verzeichnisse wie die 
oben erwähnten Körperschaften und mit den nämlichen Ein¬ 
schränkungen müssen alle Besitzer von Grundstücken, die 
100 Hektare überschreiten, oder die, von welchem Umfang 
auch immer, unkultivirt sind, den Präfekturen der betreffen¬ 
den Provinzen einreichen. Zugleich haben sie zu erklären, 
welcherlei Kulturen sie auf den bezüglichen Terrains ein¬ 
führen und welche Meliorationen sie vornehmen wollen. 
Die Provinzialkommissionen bestimmen dann nach genauer 
Prüfung alles Einschlägigen, welche Grundstücke der Urbar¬ 
machung fähig, welche Kulturen und Verbesserungen vor¬ 
zunehmen, und innerhalb welcher Zeit sie zu vollenden 
sind. Den Besitzern bleibt das Recht der eigenen Bebau¬ 
ung der Grundstücke bis zum Umfang von 100 Hektar Vor¬ 
behalten; was darüber hinausgeht, wird von der Kommission 
den Landbebauern der Kommune oder benachbarten Ge¬ 
meinden angewiesen, in Loosen nicht unter 5 und nicht 
über 20 Hektaren, der Pachtzins nach dem Mittel der in 
letzten 10 Jahren bezahlten Pachten festgesetzt. Die Pacht¬ 
frist darf nicht unter 15 Jahren sein; doch kann der Pacht¬ 
zins innerhalb dieses Zeitraumes gesteigert werden für 
Meliorationen, die der Besitzer selbst auf den Grundstücken 
vornimmt. Bis zu einem Drittel des Latifundiums kann die 
Kommission die Besitzer von der Pflicht der Bebauung ent¬ 
binden, wenn solche Terrains als zu Weidezwecken noth- 
wendig erscheinen. Den Besitzern steht gegen die Ver¬ 
fügungen der Kommissionen Berufung an die Centralkom¬ 
mission innerhalb 60 Tagen zu. Sind solche Verfügungen 
definitiv geworden, so erklären die Besitzer in den bei der 
Kommission gegen Empfangsbescheinigung hinterlegten 
Schriftstücken ihre Zustimmung. Unterbleibt dies, oder wer¬ 
den die erwähnten Arbeiten nicht gehörig durchgeführt, oder 
ganz unterlassen, so werden die Grundstücke nach den oben 
angeführten Bestimmungen in dauernde Erbpacht gegeben. 

Die durch die Meliorationen verursachte Steigerung des 
Erträgnisses bleibt für 20 Jahre von der Grundsteuer be¬ 
freit. Ausser den Ackerbau-Kredit-Instituten wird noch ein 
besonderer Fond gebildet zu Darlehen an die Konsortien, 
Pächter, Besitzer und Kooperativgenossenschaften, für welche 
Darlehen nicht mehr als 3 pCt. zu zahlen sind. Zur Siche¬ 
rung dieses besonderen Fonds werden die Fonds der Un¬ 
terstützungskasse für die öffentlichen Stiftungen in Sizilien 
verwendet. Zum selben Zweck werden 20 Jahre lang von 
Bekanntmachung des Gesetzes die Summen bestimmt, die 
nach dem Gesetz vom 17. Juli 1890 auf hören, zu dem im 
Gesetz vom 2. April 1895 festgesetzten Zweck zu dienen. 
Nach Ablauf der Frist werden jene Summen, wie sie stufen¬ 
weise von den Darlehnnehmern zurückbezahlt werden, mit 
den Zinsen wiederum an die milden Stiftungen und anderen 
Institute, denen sie gehören, heimfallen. Ferner wird jenem 
Fond die Jahresrente aus dem vierten Theil der den Kom¬ 
munen Siziliens zugewiesenen säkularisirten ehemaligen 
Kirchengüter zugewiesen; die Rückzahlung geschieht in 
dem eben angewiesenen Modus. Endlich fallen diesem Fond 
die auf Grund dieses Gesetzes etwa eingehenden Geld¬ 
bussen zu. 

Durch Reglement, das nach Kenntnissnahme des Gut¬ 
achtens des landwirthschaftlichen und des Staatsrathes zu 
erlassen ist, wird die Ausführung gegenwärtigen Gesetzes 
bestimmt werden, über dessen Anwendung und Erfolge 
dann das Ministerium für Landwirthschaft, Handel und In¬ 
dustrie dem Parlamente jährlich Bericht erstatten wird. 


Soziale Zustände. 


Arbeiterverhältnisse in Schleswig. Ein interessantes 
Dokument zur Charakteristik nordwestdeutscher Arbeiter¬ 
verhältnisse, wie sie namentlich jetzt unter dem Einflüsse 
des Zuzugs östlicher Arbeiter zum Nordostseekanal stehen, 
ist folgendes Schriftstück des Königlich Preussischen Land- 
rathes in Itzehoe. Von einzelnen Gewerbetreibenden in 
dem benachbarten Fabrikorte Lägerdorf war bei dem Land¬ 
rathsamte eine Eingabe gemacht, in welcher gebeten wurde; 
1 . in den Fabriken möge die öffentliche Lohnzahlung wieder 
eingeführt werden. 2. Man wolle die in den Lägerdorfer 
Fabriken beschäftigten einheimischen Arbeiter den fremden 
(aus Lippe etc.) gegenüber bevorzugen und ihnen einen 
auskömmlicheren Lohn sichern. 3. Den Wirthen möge frei¬ 
gestellt werden, allen Parteien bezw. Korporationen ihre 
Räumlichkeiten zur Verfügung zu stellen. Hierauf ist 
folgende Antwort ertheilt worden; „Auf die Eingabe vom 
15. V. M. erhalten Ew. Wohlgeboren zum Bescheide, dass 
ich mich nicht in der Lage sehe, den in derselben gestellten 
Anträgen stattzugeben. Mag als zutreffend anzuerkennen 
sein, dass die allgemeine Ungunst der Verhältnisse, unter 
welcher mit vielen anderen Gewerben auch die Zement¬ 
industrie leidet, auf die Erwerbslage des kleinen Gewerbe¬ 
treibenden dortselbst in fühlbarer Weise zurückwirkt, so 
macht sich die Eingabe doch einer starken Uebertreibung 
schuldig, wenn sie aus der Reduktion des Lohnes der 
Zementarbeiter die Folgerung zieht, „dass von einem red¬ 
lichen bezw. ehrlichen Fortkommen bei den meisten Arbeitern 
durchaus — selbst bei der besten Absicht — nicht mehr 
die Rede sein könne“ und wenn sie im Zusammenhänge 
damit den baldigen völligen Ruin der dortigen Gewerbe¬ 
treibenden voraussagt. Liegen vereinzelte Fälle vor, in 
welchen Arbeiter in gewissenloser Weise oder betrüge¬ 
rischer Absicht weit über ihre Verhältnisse hinaus Kredit 
in Anspruch genommen haben, so kann dies Verhalten 
nicht von der Arbeiterschaft Lägerdorfs im Allgemeinen 
behauptet werden. Auch haben es sich die Gewerbe¬ 
treibenden selbst zuzuschreiben, wenn sie durch Eröffnung 
eines grossen Kontos an Arbeiter, deren Zahlungsfähigkeit 
doch nur eine engbegrenzte, andererseits aber auch leicht 
Jcontrolirbare ist, zu Schaden kommen. Dass mit der 
Wiedererhöhung der Löhne in der Zementindustrie, auf 
welche der Abschluss des deutsch - russischen Handels¬ 
vertrages, wie zu hoffen steht, belebend einwirken wird, 
eine Besserung der allgemeinen Arbeitsverhältnisse ein- 
treten wird, kann als wahrscheinlich angenommen werden. 
Eine behördliche Einwirkung aber auf die Lohnverhältnisse 
dort — wie sie die Eingabe wünscht — steht mir nicht zu. 
Die Fabrikleitungen aber sind gebunden in der Bestimmung 
der Löhne durch die Gesammüage der Industrie. Auf die 
Fabrikleitungen zu Gunsten einer Aenderung der von den¬ 
selben als richtig erkannten Zahlungsfristen der Löhne ein¬ 
zuwirken, muss ich ebenfalls ablehnen. Dass bei häufigerer 
Lohnzahlung kleine Rückstände eher beglichen werden, 
mag zutreffend sein; in der 14tägigen Zahlungspflicht liegt 
aber der nicht zu verachtende Vortheil, dass den Arbeitern 
durch die Lohnzahlung in längerer Zwischenpause weniger 
Gelegenheit gegeben wird, das verdiente Geld, wie gerade 
nach stattgehabter Lohnzahlung auch in Lägerdorf vor¬ 
kommt, in den Wirthshäusern zu verbringen, so dass für 
die anderen hauswirthschaftlichen Bedürfnisse kaum etwas 
übrig bleibt. Nicht zutreffend ist es, wenn in der Eingabe 
hervorgehoben wird, dass die dortigen Arbeiter vor den 
auswärtigen und fremden Leuten zurückgesetzt werden. 
Wie überall, so mag es auch wohl dort Vorkommen, dass 
einige „Unzufriedene“ und Friedensstörer auf den Fabriken 
abgelohnt werden und in Folge dessen sich auswärts Be¬ 
schäftigung suchen müssen. Die Fabrikleitungen machen 
dabei nur von ihrem gesetzlichen Rechte, und zwar, wie 
mir bekannt ist, in maassvoller Weise Gebrauch. Dass die 
jeden Sommer dort beschäftigten, aus den östlichen Pro¬ 
vinzen kommenden sogenannten Saisonarbeiter sich in ihrer 
Lebensweise besser einzuschränken verstehen, und dass 
namentlich die verheiratheten Leute den erzielten Verdienst 
weder im Wirthshause, noch zum Besten der Verbreitung 
1 unfruchtbarer Lehrmeinungen vergeuden, sondern an ihre 
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in der Heimath zurückgelassenen Familien schicken, ist eine 
Erscheinung, welche nicht gegen, sondern für die betreffen¬ 
den Arbeiter spricht und im Interesse der Arbeiter selbst 
sowohl, wie im Interesse der Erhaltung des innern Friedens 
im Staat von den Behörden nur gefördert werden kann. 
Den dortigen Wirthen die beantragten Anweisungen oder 
Winke hinsichtlich der Benutzung ihrer Wirthschaftsräume 
zu ertheilen, muss ich ablehnen. Der Königliche Landrath: 
Junge.“ — Ob sich die Behörde damit auf die Seite der 
höheren oder der niederen sozialen Kultur in Schleswig 
ge.^tcllt hat, wird jeder Leser selbst beurtheilen können. 


Gewerkschaftliche Arbeiterbewegung. 

Zur Entwicklung des Berliner Bierboykoits. Das 
Scheitern des unter der Aegide des Vorsitzenden des Ge- 
werbegenchts unternommenen Ausgleichsversuches hat zu 
einer weiteren Ausdehnung des Boykotts die Veranlassung 
gegeben. In 31 Volksversammlungen, die am 11. Juli unter 
massenhaftem Andrang zu gleicher Zeit in Berlin stattge¬ 
funden haben, wurde beschlossen, den Bierboykott nicht 
weiter auf die sieben Brauereien, die bisher in Verruf er¬ 
klärt waren, zu beschränken, sondern auf sämmüiche Ring¬ 
brauereien auszudehnen. Die in allen Versammlungen unter 
lebhafter Zustimmung angenommenen Resolutionen lauten: 

I. „Durch die Verhandlungen, welche auf Anregung des 
Vorsitzenden des Berliner Gewerbegerichts stattgefunden 
haben, ist fest^stellt, dass der Brauerring sogar die Haupt¬ 
forderung der perliner Arbeiterschaft ablehnt, und die völlig 
unschuldig aufs Pflaster geworfenen Brauereiarbeiter nicht 
wieder in Arbeit nimmt. 

Da somit der brutale Akt der Arbeiterentlassung, der 
den Boykott hervorrief, ungesühnt geblieben ist, erachtet es 
die Versammlung für die Pflicht der Arbeiter von Berlin 
und Umgegend, den Bierboykott mit aller Kraft fortzusetzen 
und alles aufzubieten, um ihn in immer weitere Kreise zu 
tragen. 

Der bisherige Verlauf des Boykotts hat gezeigt, dass 
ein grosser Theil der Wirthe, durch Geldzuwendungen des 
Brauerringes veranlasst, seine Säle gesperrt hat, während 
viele andere Wirthe trotz der Versicherung, kein boykottir- 
tes Bier zu Schänken, dies dennoch unter Anwendung der 
raffinirtesten, oft wenig ehrenhaften Mittel weiter thut. 

Da die Arbeiterschaft jedoch kein Mittel hat, sich vor 
solchen Betrügereien zu schützen, müssen die Gastwirthe 
zur Ueberzeugung gebracht werden, dass sie aus dem Wider¬ 
spruche der Interessen, in den sie der Kampf der Arbeiter¬ 
schaft von Berlin und Umgebung gegen den Brauerring 
gebracht hat, nicht anders herauskommen, als indem sie 
jede Beziehung mit den Ringbrauereien aufgeben. 

Fest entschlossen, in dem der Berliner Arbeiterschaft 
aufgedrungenen Kampf alle Mittel zur Anwendung zu brin¬ 
gen, erachtet es die Versammlung für nöthig, von heute an 
den Bierboykott über sämmtliche Ringbrauereien zu ver¬ 
hängen und fordert die Arbeiter von Berlin und Umgebung 
auf, diesem Beschluss volle Geltung zu verschaffen.“ 

II. „Um den Boykott nach allen Richtungen hin wirk¬ 
sam zu gestalten, empfiehlt die Versammlung der Arbeiter¬ 
schaft Berlins und Umgebung, in den Lokalen, in denen Bier 
aus Ringbrauereien geschänkt wird, keinerlei Feste oder 
Vergnügungen zu veranstalten, sowie die hierzu etwa be¬ 
reits getroffenen Vereinbarungen möglichst rückgängig zu 
machen.“ 

laternationaler Textilarbeiter - Kongress. Der inter¬ 
nationale Textilarbeiter-Kongress in Manchester wird am 
Montag, 23. Juli, Nachmittags 5 Uhr, im Waterloo - Hotel 
eröffnet werden. Die Tagesordnung des Kongresses lautet: 

1 . Bericht über die Lage der T extilarbeiter jedes Landes. 

2. Die Gesetzgebung in Bezug auf Regelung der Arbeitszeit. 

3. Arbeitslöhne und wie ist eine Erhöhung derselben zu er¬ 
zielen. 4. Die internationale Organisation zur Erreichung 
besserer Arbeitsbedingungen. Die Sitzungen des Kon¬ 
gresses werden vom Dienstag, 24. Juli, bis zum Freitag, 
24. Juli, dauern. 


Arbeiterschutzgesetzgebung und Gewerbe¬ 
inspektion. 

Die Ausführung des Fabrikgesetzes in der Schweiz. 

Die Durchführung des eidgenössischen Fabrikgesetzes 
ist nicht Sache des Bundes, sondern der kantonalen Re¬ 
gierungen, welche „hierfür die geeigneten Organe zu be¬ 
zeichnen haben.“ Dagegen lässt der Bundesrath die Durch¬ 
führung des Gesetzes durch 3 eidgenössische Fabrikinspek¬ 
toren, denen die nöthigen Hülfskräfte beigegeben sind, 
kontrolliren. Dieselben erstatten alle zwei Jahre an den 
Bundesrath einen ausführlichen Bericht über ihre Thätig- 
keit. Der die Jahre 1892 und 1893 umfassende Bericht ist 
soeben erschienen.^) Ich theile aus demselben mit, was an 
sich von Interesse ist oder durch den Vergleich mit deut¬ 
schen Verhältnissen Interesse gewinnen kann. Vorerst 
noch ein Wort über das Anwendungsgebiet des Fabrik¬ 
gesetzes. Als Fabrik im Sinne des Gesetzes wird be¬ 
trachtet „jede Anstalt, in der regelmässig und gleichzeitig 
eine Mehrzahl von Arbeitern ausserhalb ihrer Wohnungen 
in geschlossenen Räumen beschäftigt wird“. Der Entscheid 
darüber, wann jene Mehrzahl gegeben sei, ist der admini¬ 
strativen Praxis überlassen worden. Die letztere liess sich 
von der Tendenz leiten, durch allmähliche Reduction der 
Zahl der Arbeiter, die zum Begriff einer Fabrik gehört, 
das Anwendungsgebiet des Gesetzes im Laufe der Jahre 
beständig zu erweitern. Gegenwärtig gilt als Regel, dass 
das Gesetz Anwendung findet: 1. auf alle Betriebe mit mehr 
als 5 Arbeitern, die Motoren verwenden oder Personen 
unter 18 Jahren beschäftigen, 2) auf alle übrigen Betriebe, 
auch wenn dieselben nach dem allgemeinen Sprachgebrauch 
sich nicht als Fabriken qualifiziren (wie (Plättereien, Gärt¬ 
nereien etc.) sofern sie mehr als 10 Arbeiter beschäftigen. 
Von diesen Regeln sind insofern Ausnahmen gemacht, als 
gefährliche Betriebe, die mit einem besonders grossen Ri¬ 
siko verbunden sind, bei einer noch kleineren Zahl von 
Arbeitern dem Gesetze unterstellt werden. 

Zur Zeit findet das Fabrikgesetz auf 4753 Etablisse¬ 
ments mit 190702 Arbeitern Anwendung. Die 3 Inspektoren 
machten in den beiden Berichtsjahren im Ganzen 10524 
Besuche, so dass also im Durchschnitt jeder Betrieb im 
Jahr einmal hat inspizirt werden können. Von allen in der 
Industrie und bei den Verkehrsanstalten beschäftigten Per¬ 
sonen dürfte etwa der vierte Theil die Wohlthaten des 
Fabrikgesetzes geniessen. 

In erster Linie verdienen die Mittheilungen Beachtung, 
welche die Inspektoren über die Durchführung des 
Normalarbeitstages machen. Artikel 11 des Fabrik¬ 
gesetzes schreibt den elfstündigen bezw. für die Vorabende 
von Sonn- und Festtagen den zehnstündigen Normalarbeits¬ 
tag vor. Bewilligungen zur Ueberschreitung dieser Arbeits¬ 
zeit können von den Bezirksbehörden oder von Kantons¬ 
regierungen ertheilt werden, je nachdem es sich um eine 
Bewilligung für weniger oder für mehr als 14 Tage han¬ 
delt. Beschränkungen hinsichtlich des Maasses der „Ueber- 
zeitarbeit“ enthält das Gesetz nicht. 

Die Berichte konstatiren, dass im Allgemeinen der 
Normalarbeitstag getreulich beobachtet werde. Hie und da, 
namentlich in kleinen Betrieben und an kleineren Orten 
werden diese oder jene Kniffe angewendet, um die Arbeits¬ 
zeit über die 11 Stunden hinaus zu verlängern. Die Wir¬ 
kung und Bedeutung dieser Thatsache tritt aber hinter dem 
andern Umstand stark zurück, dass in einer beträchtlichen 
Anzahl von Etablissements eine kürzere Arbeitszeit einge¬ 
führt ist. Der Fabrikdirektor des zweiten Kreises, der die 
französische Schweiz umfasst, macht darüber folgende An¬ 
gaben: Es lassen in seinem Kreise arbeiten: 


11 .Stunden 702 Betriebe 

== 65 pCt. 

101 3 

80 

- 7 „ 

10 

238 

= 22 ,. 

91/2 .. 

5 „ ) 


9 


= 6 

8 

1 „ / 



1083 Betriebe = 100 pCt. 


Berichte der schweizerischen Fabrikinspektoren über ihre 
Amtsthätigkeit in den Jahren 1892 und 1893. Aarau bei Sauer¬ 
länder & Cie. 236 Seiten. 
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Dem Fabrikinspektor des I. Kreises theilte der Inhaber 
eines grossen Seidengeschäfts mit, dass durch die Ver¬ 
kürzung der Arbeitszeit von 11 auf 10 Stunden, also um 
9 pCt., das Arbeitsprodukt pro Tag und Webstuhl nur um 
3,5 pCt. zurückgegangen ist. 

Inhaber von solchen Betrieben, die eine besondere 
Handfertigkeit erheischen, gestanden, dass die Reduktion der 
Arbeitszeit um eine Stunde von gar keiner Verminderung 
des Arbeitsproduktes begleitet gewesen sei. Diese Mit¬ 
theilungen will ich ergänzen durch die Ergebnisse einer 
Erhebung über die Arbeitszeit in den Fabriken des Kantons 
Zürich im Jahre 1891. 

Es Hessen von 757 Betrieben mit insgesammt 43 649 
Arbeitern pro Tag arbeiten: 


Betriebe 

11 Stunden 395 52 pCt. 

10*/, „ 82=11 „ 
10-9V9 252 = 33 

weniger als 9*/, „ 28 = 4 „ 

757 = 100 pLt 


mit Arbeitern 

24 092 = 55 pCt. 
3 461 = 8 
15 235 = 35 
861 = 2 „ 

43 649 = 100 pCt. 


Diesen Zahlen ist also zu entnehmen, dass im Kanton 
Zürich nur für etwa die Hälfte der in Fabriken beschäftig¬ 
ten Arbeiter der 11 stündige Arbeitstag gilt. Zu einem 
nicht kleinen Theil ist dieser Fortschritt den Bemühungen 
der organisirten Arbeiterschaft zu verdanken, die aber 
selbstverständlich nicht so erfolgreich gewesen wäre, wenn 
sie nicht im gesetzlich festgelegten 11 stündigen Arbeistag 
einen sicheren Ausgangspunkt gehabt hätte. 

Von der Zahl der Bewilligungen zur Ueberzeit- 
arbeit macht man sich in Deutschland manchenorts immer 
noch übertriebene Vorstellungen. Aus den Inspektorats- 
berichten erfahren wir darüber folgendes: 

Im ersten Inspektoratskreis mit 1861 Betrieben und 
77 913 Arbeitern (von denen ca. 44(X)0 in der Textilindustrie 
und 210(X) in der Maschinen- und Metallindustrie beschäftigt 
sind) wurde im Jahre 1892 299 Etablissements Ueberzeit- 
arbeit gestattet und zwar für 9248 Arbeiter. Dieselben ar¬ 
beiteten im ganzen 168860 Ueberzeitstunden, so dass deren 
auf den einzelnen, Ueberzeitarbeit leistenden Arbeiter .18 
fallen. Die zu 3000 Stunden berechnete Jahresarbeitszeit 
des letzteren wurde also dadurch um 0,6 pCTt. vermehrt und 
auf alle im ersten Kreis beschäftigten Arbeiter vertheilt, 
macht die Vermehrung sogar nur 2,29 Stunden = 0,07 pCt. 
der Jahrtsarbeitszeit aus. 

Dabei darf noch konstatirt werden, dass die Zahl der 
Bewilligungen zur Ueberzeitarbeit und die Dauer der letzte¬ 
ren im Abnehmen begriffen ist, seit sie im Jahre 1889 einen 
Höhepunkt erreicht hatte. Es betrug im ersten Inspektorats- 
kreis: 


Jahr 

Die Zahl der Ueber- 
zeitbewilligimgcn 
und die Zahl der 
Arbeiter, für die sie 
crtheilt wurde 

Die Zahl der 
Ueberzeit¬ 
stunden im 
Ganzen 

Die Zahl der 
Ueberzeit¬ 
stunden pro 
Arbeiter 

Die durch die 
Ueberzeit ver¬ 
ursachte Ver¬ 
längerung der 
Jahresarbeits¬ 
zeit in pCt. 

1886 

212 

18906 


487 637 

7,35 

0,22 

1887 

308 

17 442 


647 640 

9,70 

0,30 

1888 

412 

21 288 


715 827 

10,01 

0,29 

1889 

497 

24 504 


816714 

11,41 

0,34 

1890 

349 

15 235 


368 783 

5,09 

0,15 

1891 

329 

14101 


373 953 

5,05 

0,15 

1892 

299 

9248 


168 860 

2,29 

0,07 

1893 

346 

11 440 

! 

217 471 

3,10 

0,09 


Die unbedeutende Zunahme der Ueberzeitstunden im 
Jahre 1893 ist bedingt durch den abnormen Wassermangel, 
der das genannte Jahr auszeichnete und den regelmässigen 
Betrieb störte. 

Die in den Jahren 1892 und 1893 gestellten 799 Ge¬ 
suche um Ueberzeitbewilligung wurden begründet unter 


Berufung auf 

Notharbeiten, Reparaturen und Aehnliches in 111 Fällen 
Anderweitige Betriebsstörungen . . . . „ 31 „ 

Saisonarbeit.„66 ,, 

Pressante Arbeit und kurze Lieferfrist . . „ 338 

Wassermangel.65 „ 

Rückstand mit einem Theil der Produktion „ 53 „ 

Andere Momente.135 


Zusammen 799 Fälle. 


Herr Fabrikinspektor Dr. Schüler meint dazu: „Wenn in 
391 Fällen, fast in 49 pCt. der Gesammtzahl, Rückstände in 
der Arbeit, pressante Bestellungen, kurze Lieferfristen als 
Grund für Ueberzeitarbeit angegeben sind, so wäre eine 
recht scharfe Kritik am Platze. Namentlich das letzt ge¬ 
nannte Motiv ist so oft ein absichtlich herbeigeführtes oder 
doch so wenig durch die gesammten Verhältnisse be¬ 
gründetes, ja sogar oft nur einem erbittertem Konkurrenz¬ 
kampf dienendes, dass genauere Nachweise verlangt werden 
sollten, als es jetzt geschieht.“ Bemerkt zu werden ver¬ 
dient eine Aeusserung, die der Inhaber eines Konfektions¬ 
geschäfts gegenüber Herrn Dr. Schüler that: „Ueberzeit sei 
ganz unnöthig, wenn die Direktrice das Eintheilen der 
Arbeit verstehe und nicht erst in der zweiten Hälfte der 
Woche zu pressiren anfange.“ Im Ganzen darf gesagt 
werden, dass die Industrie anfängt, sich dem Normalarbeits¬ 
tag anzupasseti und innerhalb dieser Schranke die Produk¬ 
tion zu regeln, und dass die das sehr bald in einem noch 
grösseren Maasse thun würde, wenn die Behörden mit den 
Bewilligungen zur Ueberzeit sparsamer verfahren wollten. 

Die Dauer der Ueberzeit betrug im Jahre 1893 

Weniger als 1 Stunde in 18 Fällen = 5 pCt. 

1 Stunde. ,211 „ = 61 „ 

1 —2 Stunden . . . „ 96 „ = 28 „ 

Mehr als 2 Stunden ... 20 „ =6 „ 

345 Fälle = 100 pCt. 

Nicht ganz leicht ist die Durchführung der Bestimmun¬ 
gen betr. die Frauen- und Kinderarbeit. Kinder unter 
14 Jahren dürfen in Fabriken gar nicht beschäftigt, jugend¬ 
liche Arbeiter unter 18 Jahren und Frauen nicht zu Sonn¬ 
tags- und Nachtarbeit verwendet werden. Auf Schwierig¬ 
keiten stösst man freilich nur in gewissen Industrien und 
mit dem Verbote der Kinderarbeit namentlich dort^ wo in 
der betr. Industrie Fabrikbetrieb und Hausindustrie neben 
einander bestehen. „Diejenigen Stickereien, welche nicht 
unter dem Fabrikgesetz stehen, verwenden Kinder im zar¬ 
testen Alter von früh bis spät als Fädler und Fädlerinnen; 
die dem Gesetz unterstellten Sticker wollen nicht einsehen, 
dass sie nicht gleichen Rechtes seien wie die Einzelsticker“, 
erzählt der Inspektor des 3. Kreises. Aber in grösseren 
Etablissements der Industriezentren sind die Ueber- 
tretungen des Verbots der Kinderarbeit doch recht selten. 
Etwas häufiger mag es Vorkommen, dass Frauen über 8 Uhr 
Nachts hinaus beschäftigt werden. Die Bestimmung, dass 
Wöchnerinnen wenigstens 2 Wochen vor der Niederkunft 
die Arbeit niederlegen und dieselbe frühestens 6 Wochen 
nach derselben wieder aufnehmen dürfen, ist entweder gar 
nicht ausgeführt, oder dort, wo sie gehandhabt wurde, von 
denjenigen als äusserst lästige Beschränkung empfunden 
worden, zu deren Schutz sie erlassen ist. Herr Dr. Schüler 
theilt folgendes mit: Er hat über 1600 Wöchnerinnen in 
den letzten Jahren Angaben gesammelt. Von diesen sind 
352 = 22 pCt. blos 24 oder noch weniger Stunden vor der 
Niederkunft aus der Arbeit getreten. 640 Wöchnerinnen = 
40 pCt. haben die Arbeit 1—7 Tage vorher niedergelegt, 
240 = 15 pCt. 6 Wochen bis 6 Monate vorher, also in den 
meisten Fällen nicht wegen der bevorstehenden Niederkunft, 
sondern aus andern Gründen. 

Auch der Ausschluss der Frauen nach der Nie¬ 
derkunft habe mit grossen Schwierigkeiten zu kämpfen. 
Die Wöchnerinnenlisten werden zwar mit ziemlicher Ge¬ 
nauigkeit geführt. Allein in zahlreichen Fällen entziehen 
sich die Wöchnerinnen den gesetzlichen Vorschriften durch 
einen Wechsel der Stelle. Der letztjährige Bericht der 
Kantonsregierungen über die Ausführung des Fabrikge¬ 
setzes theilte mit, dass hie und da Wöchnerinnen das Ge¬ 
such um vorzeitige Wiederaufnahme in die Fabrik stellten. 
Eine Wöchnerin in Luzern, die vor Ablauf der Schonzeit 
die Arbeit aufgenommen hatte, erklärte drastisch: „sie sei 
Ja in der warmen Boudique besser geschont, als in ihrer 
kalten Wohnung, wenn sie nichts verdiene.“ Fabrikinspektor 
Campiche giebt in seinem Berichte davon Kenntniss, dass 
im Jahre 1892 in Paris die Arbeiterinnen verschiedener 
Brai\chen unter dem Namen „Mutualitc maternelle“ eine 
Hilfskasse gegründet haben, aus der jede Wöchnerin wäh¬ 
rend eines Monats nach der Niederkunft mit 18 Fr. wöchent- 







No. 42. 


SOZIALPOLITISCHES CENTRALBLATT. 


505 


lieh unterstützt wird, in der Meinung natürlich, dass sie 
sich so lange jeder Berufsarbeit enthalte. 

Ein ziemlich grosser Theil der Inspektoratsberichte 
handelt vom Unfallwesen und der zur Verhütung von Un¬ 
fällen angewendeten Maassregeln. Die Unfallanzeigen werden 
von den kantonalen Behörden dem zuständigen Fabrik- 
inspektorat erstattet, das dieselben prüft und sammelt. Die 
Klagen über Unpünktlichkeit und Ungenauigkeit im Unfall¬ 
meldewesen wiederholen sich von Jahr zu Jahr. Diese 
Uebelstände bedeuten auch für die Verletzten insofern einen 
Nachtheil, als es jetzt den Inspektoren in vielen Fällen nicht 
möglich ist, sich darüber Gewissheit zu verschaffen, ob dem 
von einem Unfall Betroffenen die ihm nach dem Haftpflicht¬ 
gesetz zukommende Entschädigung ausbezahlt wurde. So 
oft sie in Erfahrung bringen, dass ein Verletzter benach- 
theiligt wurde, machen sie davon der kantonalen Regierung 
Mittheilung, die ihrerseits eine Untersuchung anordnet und 
nöthigenfalls dem Verletzten die Einleitung des Haftpflicht¬ 
prozesses durch Gewährung des Armenrechtes erleichtert. Für 
die Unzukömmlichkeiten des Haftpflichtsystems, dessen Er¬ 
satz durch die Unfallversicherung in der Schweiz aber nur 
eine Frage der Zeit ist, bieten die Berichte zahlreiche 
Belege. 

Das Verhältniss zwischen Inspektoren und Arbeitern 
scheint im Allgemeinen ein gutes zu sein. Zum Beweise 
dafür, dass das Institut des Fabrikinspektorates ein populäres 
geworden ist, weisen Jene auf die zahlreichen Gesuche und 
Anfragen hin, die ihnen aus allen Gegenden und Volks¬ 
klassen zugehen. 

Ueber die Mitwirkung der Arbeiter beim Vollzug des 
Gesetzes bemerkt Dr. Schüler: „Es versteht sich von selbst, 
dass ein genügender Gesetzesvollzug auch bei den strengsten 
Strafen und von den pflichttreuesten Beamten und trotz 
reichlichster Vermehrung ihrer Zahl nie erreicht werden 
kann, wenn die Arbeiter selbst nicht dazu mithelfen. . . Es 
sind mir auch in der That eine Menge werthvoller Mit¬ 
theilungen aus diesen Kreisen zugegangen.“ Einen Maass¬ 
stab für die Genauigkeit, mit der die kantonalen Behörden 
und die Ortspolizei das Fabrikgesetz zur Anwendung 
bringen, giebt die Zahl und die Höhe der verhängten 
Bussen. In den Jahren 1892 und 1893 wurden im ganzen 
272 Bussen ausgesprochen im Gesammtbetrag von 5 444 M. 
Am häufigsten sind die Bestrafungen wegen Verletzungen 
der die Arbeitszeit regelnden Artikel 11—14: sie kamen 
HO mal vor. In 62 Fällen wurde gebüsst wegen Beschäf¬ 
tigung von Kindern unter 14 Jahren. Der Inhaber einer 
Zündholzfabrik wurde zu 3 Monaten Korrektionshaus ver- 
urtheilt — meines Wissens der erste Fall, in dem der 
Richter von der Erlaubniss, Freiheitsstrafen zu verhängen, 
Gebrauch gemacht hat. — 

Zürich. Otto Lang. 

Schulpflicht und gewerbliche Beschäftigung jugend¬ 
licher Arbeiter. Auf eine Lücke der revidirten Schutz¬ 
bestimmungen für kindliche und jugendliche Arbeiter in der 
Gewerbeordnung (§ 135 und 137) hat die sächsische Praxis 
geführt. Das Gesetz schützt nämlich zwar die schulpflichti¬ 
gen Kinder, nicht aber die schulpflichtigen jugendlichen 
Arbeiter vor einer gewerblichen Beschäftigung, welche den 
Besuch der Schule vollständig in Frage zu stellen geeignet 
ist. Nach den neuen Jahresberichten der Königl. sächsi¬ 
schen Gewerbeinspektoren für 1893 (S. 51) hatte der Auf¬ 
sichtsbeamte für Zwickau Anzeige gegen eine Vigogne¬ 
spinnerei deshalb erstattet, weil dieses Etablissement drei 
noch schulpflichtige, jedoch über 14 Jahre alte Kinder täg¬ 
lich 10 Stunden beschäftigte. Das Landgericht lehnte nun 
in der Berufungsinstanz die Eröffnung des Hauptverfahrens 
gegen den angeklagten Unternehmer aus folgenden Gründen 
ab: „Die drei bei der Revision am 11. September 1893 in 
der N.'sehen Vigognespinnerei nach Bl. 16 Betroffenen Paul 
Arthur D., ?>nst Isolin S. und Franz Robert L. waren nach 
ihren dort verzeichneten Geburtsdaten an diesem Tage 
über 14 Jahre alt. Sie sind deshalb nicht als „Kinder“, 
sondern als „junge Leute“ im Sinne der Gewerbeordnung 
anzusehen. Vgl. § 135 Abs. 1 und 2 einerseits und §§ 107 
Abs. 2, 135 Abs. 3 sowie 137 Abs. 1 der Gewerbeordnung 
in der jetzigen Fassung andererseits. Ueberall bildet das 
vollendete 14. Lebensjahr die Grenze zwischen „Kindern“ 


und „jungen Leuten“. Ein Unterschied, ob der Betreffende 
schulpflichtig ist oder nicht, wird zwar bei „Kindern“ — 
§§ 135 Abs. 1, 107 Abs. 2 G.-O. —, nicht aber bei jungen 
Leuten gemacht. Vielmehr dürfen letztere nach § 135 
Abs. 3 G.-O., sobald nur die dort vorgeschriebene, höchste 
tägliche Stundenzahl nicht überschritten wird, unbedenklich 
in Fabriken beschäftigt werden. Dass aber diese Grenze 
im vorliegenden Fall überschritten, oder den fraglichen 
drei Personen vor vollendetem 14. Lebensjahr Beschäftigung 
in der Spinnerei gegeben worden sei, ist nach der Revi¬ 
sionsanzeige selbst nicht behauptet worden.“ 

Formaljuristisch treffen diese Ausführungen zweifellos 
zu. Daraus ergiebt sich aber die Nothwendigkeit, die 
§§ 135 und 137 der Gewerbeordnung durch eine neue Be¬ 
stimmung dahin zu ergänzen, dass schulpflichtige Kinder 
ohne jede Rücksicht auf ihr Alter gewerblich nicht 
beschäftigt werden dürfen. 

Zur internationalen Arbeiterschutz-Gesetzgebung. Am 
28. Juni ist im schweizerischen Nationalrath von Hrn. Joos 
folgender Antrag eingebracht worden: Der Bundesrath wird 
eingeladen, die am 30. April 1881 ohne Widerspruch erheb¬ 
lich erklärte Motion Frey (des jetzigen Bundes-rräsidenten), 
welche lautet: „Der Bundesrath wird eingeladen, mit den 
hauptsächlichsten Industriestaaten im geeigneten Zeitpunkt 
Unterhandlungen anzuknüpfen behufs Anbahnung einer inter¬ 
nationalen Fabrikgesetzgebung“ in Ausführung zu bringen. 

Es unterliegt kaum einem Zweifel, dass die Bundesver¬ 
sammlung in ihrer nächsten Tagung diesem Antrag die 
Zustimmung ertheilen und die im Jahre 1890 Deutschland 
überlassene Initiative zur Anbahnung einer internationalen 
Arbeiterschutzgesetzgebung wieder von derSchw’eiz ergriffen 
werden wird. Das wäre um so erfreulicher als die Ergeb¬ 
nisse der Berliner internationalen Arbeiterschutz-Konferenz 
bekanntlich in starkem Widerspruch zu der erweckten Hoff¬ 
nung geblieben sind. 

Weibliche Fabrikinspektion in England. Wie vor¬ 
trefflich die Fabrikinspektorinnen in England sich bewährt 
haben, ist wiederholt hervorgehoben worden. Vor nicht 
langer Zeit hat auch der Minister des Innern Asquith ihre 
Leistungen rühmend anerkannt und weitere Anstellungen 
weiblicher Aufsichtsbeamten in Aussicht gestellt. In diesen 
Tagen ist nun Mary Anderson zur Fabrikinspektorin ernannt 
worden. 


Arbeiterversicherung. 


Arbeiterversicherung und Armenpflege. Nach einem 
Erlass der Minister für Handel und des Innern vom 
Juni d. J. hat bei den Verhandlungen im Reichstag über 
das Gesetz, betreffend Abänderung des Unterstützungswohn¬ 
sitzes, und die Ergänzung des Strafgesetzbuchs vom 
12. März d. J. die in der Begründung dargelegte Auffassung 
im allgemeinen Billigung gemnden, dass es erforderlich sei, 
die Wirkung der neueren sozialpolitischen Gesetzgebung 
auf die Armenpflege festzustellen, um einen sicheren Boden 
für eine etwaige umfassende Neugestaltung unseres Armen¬ 
rechts zu gewinnen. Ein abschliessendes Urtheil über das 
Maass jener Wirkung würde zwar erst nach einer Reihe 
von Jahren möglich sein; immerhin sei bereits seit dem 
Inkrafttreten der Arbeiterversicherungsgesetze genügend Zeit 
verflossen, um mit entsprechenden Erhebungen alsbald zu 
beginnen, zumal dabei auch die wichtige Frage geklärt 
werden könne, ob der Belastung, die für weite Kreise der 
Bevölkerung durch die sozialpolitische Gesetzgebung herbei¬ 
geführt worden ist, eine annähernd entsprechende Entlastung 
auf anderem Gebiete gegenübersteht. Der deutsche Verein 
für Armenpflege und Wohlthätigkeit habe die Angelegenheit 
bereits in Angriff genommen, indem er sämmtliche deutsche 
Städte mit über 50000 Einwohnern und eine grössere Zahl 
anderer Armenverbände, die als Typen gelten können, er¬ 
sucht hat, ihm auf Grund bestimmter Fragebogen ein ein¬ 
gehendes Gutachten über den Einfluss der Arbeiterversiche¬ 
rung auf die Thätigkeit der öffentlichen Armenpflege zu er¬ 
statten und zu weiterer Auskunft in der Folgezeit ent¬ 
sprechende Anschreibungen und Ermittelungen vorzunehmen. 
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Diese Bestrebungen des Vereins sollen nach dem Wunsche 
der Minister thunlichst gefördert werden. Von der durch 
den Verein angeregten Wiederholung einer umfassenden 
Armenstatistik, wie solche im Jahre 1887 im Deutschen 
Reich erhoben wurde, müsse mit Rücksicht auf die der Aus¬ 
führung entgegenstehenden Schwierigkeiten vorläufig ab¬ 
gesehen werden; es erscheine aber zweckmässig, um wenig¬ 
stens einen allgemeinen IJeberblick über die einschlägigen 
Verhältnisse zu gewinnen, in sämmtlichen Bundesstaaten 
das vorhandene Material sammeln und in geeigneter Weise 
bearbeiten zu lassen. Demgemäss ist von dem Reichskanzler 
ein Formular für die Nachweisnng über die Leistungen der 
öffentlichen Armenpflege entworfen und zugleich eine Reihe 
von Fragen Ober das Verhältniss der sozialpolitischen Ge- 
setzgebuug zur Armenpflege zusammengestellt worden, die 
sämmtlichen Orts- und Landarmenverbänden zur Beant¬ 
wortung zugegangen sind. Das Formular wünscht nament¬ 
lich Auskunft über die Gesammtzahl der unterstützten Per¬ 
sonen für die Jahre 1884—1894. Da das Krankenversiche¬ 
rungsgesetz 1885 in Kraft trat, dürfte es sich empfehlen, um 
einen Vergleich mit den Verhältnissen vor dem Bestehen 
dieses Gesetzes zu ermöglichen, einen längeren, mindestens 
fünfjährigen Zeitraum, d. h. die Zeit von 1879/80 an, zu be¬ 
rücksichtigen. Ferner soll der Gesammtaufwand für die 
öffentliche Armenpflege für den gleichen Zeitraum angegeben 
werden. 

Zur Arbeitslosenversicherung in St. Gallen. Eine Ver¬ 
einigung der verschiedenen Arbeiterverbände der Stadt St. 
Gallen und der Gemeinden Tablatt und Straubenzell beräth 
gegenwärtig über einen, sich an das neue gallische Gesetz 
über Versicherung gegen die Folgen der Arbeitslosigkeit 
anlehnenden, von Fürsprech Heinrich Scherrer verfassten 
Statutenentwurf für eine Arbeitslosenversicherung. Das 
Statut sieht nur die obligatorische Versicherung für die männ¬ 
lichen Lohnarbeiter vor. Es machten sich Stimmen geltend, 
welche das Obligatorium auch auf die weiblichen Arbeite¬ 
rinnen ausdehnen wollten. 

Die Schifi'listicker und -Stickerinnen haben sich über 
Statuten für einen freiwilligen Versicherungsverband zur 
Unterstützung in Fällen von Arbeitslosigkeit geeinigt. 


Gewerbegerichte, Einigungsämter und 
Arbeiterausschüsse. 


Thätigkeit des Gewerbegerichtes Leipzig. Beim Ge¬ 
werbegericht der Stadt Leipzig, das eines der ältesten in 
Deutschland ist, wurden im Jahre 1893 insgesammt 2761 
Klagen erhoben, wozu noch 20 unerledigte Fälle aus dem 
Vorjahre kamen. Von den Streifällen wurden erledigt: 


durch Klagrücknahmc und aussergerichtl. Vergleich 
gerichtlichen V^ergleich ohne Beisitzer . . . 

desgl. mit Beisitzern . . . 

Urtheil zu Gunsten des Klägers . . . . 

,. Beklagten . . . . 

am Jahresschlüsse blieben unerledigt.^ . 

Zusammen 


1021 

1149 

395 

137 

63 

16 

2781 


Die Zahl der Termine betrug 2253; von diesen wurden 
durch die Vorsitzenden allein 1577, mit Beisitzern 696 ab¬ 
gehalten. Die Zahl der Sitzungstage mit Beisitzern be¬ 
zifferte sich auf 93. Nur in 54 Fällen (also knapp 2 pCt.) 
überstieg der Streitgegenstand die zur Einlegung der Be¬ 
rufung berechtigende Summe von 1(X) M.; doch wurde nur 
eine einzige Berufung eingelegt, w'elche das königliche 
Landgericht als unbegründet verwarf. An Gerichtskosten 
sind im Ganzen 283 M. berechnet worden, wovon etwa 
200 M. ohne Weiteres bezahlt wurden, während der Rest 
abge.schrieben werden musste. Als Kläger traten 2610 Ar¬ 
beiter und 151 Arbeitgeber auf. Unter den letzteren waren 
(]i(^ Schneider- und Tischlermeister, sowie die polygraphi- 
: i hen Gewerbe am stärksten vertreten, während von den 
Arl)eitern die Handarbeiter (301), Kellner (156), Maurer 
(150), (ieschirrführer (125), Tischler (124) etc. die meisten 
Kläger stellten. 


Armenwesen. 


Armenstatistik von 1890 für das Königreich Sachsen. 
Während bekanntlich das Deutsche Reich seit 1885 leider 
keine Armenstatistik wieder aufgenommen hat, erhob das 
Königreich Sachsen eine solche gelegentlich der letzten 
Volkszählung von 1890, deren Ergebnisse jetzt vorliegen. 
Darnach wurden im Jahre 1890 49977 selbstunterstützte 
(20417 oder 40,9 pCt. männliche und 29560 oder 59,1 pCt. 
weibliche) und 31019 mitunterstützte Arme, insgesammt also 
80996 unterstützte Personen gezählt. Dies sind von einer 
Bevölkerung von 3502684 Köpfen 2,31 pCt. Im Jahre 1880 
belief sich die Gesammtheit der Selbst- und MitunterstOtzten 
auf 93699 oder 3,15 pCt. der Gesammtbevölkerung und im 
Jahre 1885 auf ^602 oder 2,78 pCt. Die Armenverhält¬ 
nisse haben mithin in dem Jahrzehnt von 1880-1890 eine 
Veränderung erfahren. Unter den Ursachen der Unter- 
stützungsbedOrftigkeit, auf deren Bearbeitung ganz beson¬ 
dere Sorgfalt verwendet worden ist, stehen als die häufigst 
vorkommenden obenan: Krankheit, grosse Kinderzahl, Ar¬ 
beitslosigkeit und unzulänglicher Verdienst, hohes Alter. 
Von je 100 Selbst- und Mitunterstützten wurden im Jahre 
1890 23,40 wegen Krankheit, 17,14 wegen grosser Kinder¬ 
zahl, 15,85 wegen Arbeitslosigkeit und geringen Verdienstes 
und 13,98 wegen hohen Alters unterstützt. In Betreff der 
unterstützten Gebrechlichen hat die 1890er Armenzählung 
eine beträchtliche Abnahme der unterstützten Blinden (von 
969 in 1885 auf 827 in 1890) ergeben, was als ein Erfolg 
der gewerblichen Ausbildung der Blinden zu betrachten 
sein dürfte. Auch die Zahl der wegen Trunksucht Unter¬ 
stützten zeigt im Jahre 1890 im Vergleich mit dem 1885 er 
Ergebniss eine erhebliche Abnahme; es wurden nämlich 
unterstützt wegen Trunksucht als alleinige Ursache 1885: 
2857 und 1890: 1486, wegen Trunksucht kombinirt mit an¬ 
deren Ursachen 1885: 1271 und 1890: 1240. Von je 100 
Selbst- und MitunterstOtzten wurden wegen Trunksucht als 
alleinige Ursache oder kombinirt mit anderen Ursachen 
1885: 4,65 und 1890: 3,40 Personen unterstützt. Bei der 
Armenzählung vom Jahre 1890 ist auch der Einfluss der 
neueren sozialen Gesetzgebung, soweit er sich über¬ 
haupt schon geltend machen konnte, zum ersten Male ziffer- 
mässig zur Erscheinung gekommen. Das Krankenversiche¬ 
rungsgesetz vom 15. Juni 1883 ist am 1. Dezember 1884 in 
Kraft getreten, seine Wirksamkeit konnte mithin schon bei 
der Armenzählung vom Jahre 1885 bemerkbar sein und sie 
musste infolge der Ausdehnung des Gesetzes auf die in 
land- und forstwirthschaftlichen Betrieben beschäftigten Per¬ 
sonen im Jahre 1886 bei der 1890er Zählung in verstärktem 
Maasse zur Erscheinung gelangen. Diese Annahme wird 
nach Ansicht der Bearbeiter durch die Statistik bestätigt, 
denn es wurden vorübergehend wegen Krankheit unter¬ 
stützt: 


Jahr 

Selbst- 

unterstntzte 

Sclbst- 

und MitunterslOtztc 

1880 . 

10 941 

15160 

1885 . 

8 426 

11 583 

1890 . 

6464 

8856 


Auf die dauernd wegen Krankheit Unterstützten konnte 
das Krankenversicherunggesetz eine nennenswerthe Wir¬ 
kung nicht aiisüben, weil die Wirkung des Gesetzes für 
den einzelnen Krankheitsfall nur eine vorüburgehende ist. 
Das Unfallversicherungsgesetz vom 6. Februar lfe4, welches 
am 1. Oktober 1885 in Kraft getreten ist, konnte erst vom 
Jahre 1886 an seinen Einfluss auf das Armenwesen geltend 
machen, und die Bearbeiter der sächsischen Statistik glauben, 
dass es unverkennbar wohlthätig gewirkt hat. Es wurden 
nämlich in Sachsen wegen Unfall unterstützt: 


Jahr 

1 dauernd j 

1 voröbergehend 

Selbst- 

unterstützte 

Selbst- und 
Mitunterstfltzte 

Sclbst- 

unterstutzte 

Selbst- und 
MitunterstOtzte 

1880 . . . 

652 

1640 

427 

803 

1885 . . . 

676 

1665 

466 

735 

1890 . . . 

399 

981 

218 

397 
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Künftigen Armenzählungen werde es Vorbehalten bleiben, 
auch den Einfluss des Invaliditäts- und Altersversicherungs¬ 
gesetzes auf das Armenwesen nachzuweisen und überhaupt 
die bis zum Eintritt stationärer Verhältnisse immer mehr 
sich entfaltende Wirksamkeit der gesammten sozialen Ge¬ 
setzgebung soweit zur Darstellung zu bringen, als dies in 
Verbindung mit armenstatistischen Untersuchungen ge¬ 
schehen kann. 


Kriminalität. 


Reform der Zwangserziehung in Preussen. Im Reichs¬ 
amt des Innern sind Ermittelungen begonnen worden über 
die Resultate, welche die staatliche Zwangserziehung in 
Deutchland bisher zu verzeichnen hat. Die Ergebnisse 
sollen alsdann dem Reichsjustizamt und den obersten Landes¬ 
justizverwaltungen der Einzelstaaten als Material für die 
längst angeregte Frage übermittelt werden, ob nicht eine 
Reform des Zwangserziehungsw'esens, wie es in England 
durchgeführt ist, zur Verhütung gegen das weitere An¬ 
wachsen des jugendlichen Verbrecherthums einzuleiten sei. 
ln England unterscheidet man zwei Arten von Zwangs¬ 
erziehungsanstalten: die Reformatory Schools und die In¬ 
dustrial Schools. Während bloss verwahrloste Kinder der 
Industrial-Erziehungsanstalt zugewiesen werden, kann bei 
verbrecherischen Kindern eine der beiden Anstalten in Be¬ 
tracht kommen, worüber immer ein Richter zu befinden 
hat. Der Unterschied ist der, dass bei den Zöglingen, die 
der Reformatory School (Besserungsanstalt) überwiesen 
werden, eine Abschreckung für nothwendig gehalten und 
Gefängnissstrafe verhängt wird, während bei den anderen 
von der Strafe abgesehen und kurzweg die Besserung und 
Erziehung in einer Industrial School verfügt wird. Die 
günstigen Erfolge dieser Zwangserziehungsmethode werden 
daraus deutlich ersichtlich, dass sich in England die Zahl 
der jugendlichen Verbrecher seit dem Jahre 1869 nicht nur 
nicht vermehrt, sondern fortgesetzt jährlich um 150—200 
verringert hat, dass ferner die Zahl der Verbrechen über¬ 
haupt trotz einer Zunahme der Bevölkerung um rund 
7 Milionen in diesem Zeitraum um ca. 40 pCt. gesunken ist. 
Das deutsche Reichsrecht und die in den deutschen Einzel¬ 
staaten in Betracht kommenden Gesetze lassen nach dieser 
Richtung hin viel zu wünschen übrig; sie leiden insbeson¬ 
dere fast alle an dem Mangel, dass sie ein behördliches 
Einschreiten nur dann gestatten, wenn das Kind bereits 
ein Strafgesetz verletzt hat, dagegen keine Handhabe bieten 
für moralisch verkommene, aber noch nicht kriminelle 
Kinder. Nur einige kleinere Staaten — wie z. B. Anhalt, 
Oldenburg, Elsass-Lothringen — sind damit vorgegangen, 
Kinder lediglich auf Grund der Thatsache, dass sie mora¬ 
lisch verwahrlost sind, ohne das Begehen einer Strafthat 
abzuwarten, in Zwangserziehung zu nehmen. Nachdem es 
bereits im vorigen Jahre geheissen hatte, dass auch das 
preussische Staatsministerium einem Vorgehen auf diesem 
Wege nicht abgeneigt sei und nur noch die Zustimmung 
des Finanzministers fehle, werden die nunmehr in Angriff 
genommenen Arbeiten hoffentlich bald zu einer Erledigung 
dieser dringenden Frage für Preu.ssen und später vielleicht 
für das ganze Deutsche Reich führen. 

Französische Zwangsarbeitsanstalten. Die letzterschie¬ 
nene Statistik, die die Jahre 1887—1890 umfasst, zeigt in 
den Strafhäusern einen relativen Rückgang der Industrie¬ 
arbeiter und eine starke und stetige Zunahme der land- 
wirthschaftlichen Arbeiter. Es stellten nämlich, in Percenten 
zu der Gesammtzahl der männlichen resp. weiblichen Ge¬ 
fangenen ausgedrückt, im Jahre 

1887 1888 1889 1890 

die Industriearbeiter, und zwar 

Männer.lOpCt. — 8,5 pCt. 

Frauen.17 „ — 13,0 „ 

die landwirthschaftlichen Arbeiter, 

und zwar Männer.45 „ 45,5pCt. 48pCt. 49,5pCt. 

Frauen.59 „ 64,0 „ 62 „ ‘ 62,0 „ 


Die Thatsache ist noch auffallender, wenn man den 
Rückgang der ländlichen Gesammtbevölkerung in’s Auge 
fasst; doch wird sie dadurch bestätigt, dass im Jahre 1887 
nur 41 pCt. der Angeklagten einen ländlichen Wohnsitz an- 
gaben, dagegen im Jahre 1890 schon 45 pCt. Man kann 
die Ursache in der landwirthschaftlichen Krise dieser Jahre 
sehen. — Doch liefern die grossstädtischen Bezirke im Ver- 
hältniss zu ihrer Bevölkerung immer noch am meisten Ver¬ 
brecher. Die Bevölkerung des Seinedepartements (Paris) 
betrug im Jahre 1886: 7,75, im Jahre 1891: 8,19 pCt. der 
Gesammtbevölkerung Frankreichs, stellte aber in denselben 
Jahren 17,80 resp. 18,94 pCt. der männlichen und durch¬ 
schnittlich 12 pCt. der weiblichen Zwangsarbeiten — Merk¬ 
würdige Resultate scheint auch die Statistik der Bildungs¬ 
grade der Gefangenen zu ergeben. Es waren von den 
männlichen Zwangsarbeitern im Jahre 

1887 1888 1889 1890 

Analphabeten.26pCt. 25pCt. 22pCt. 20pCt. 

höher gebildet (d. h. mit mehr als 

Volksschulbildung ausgestattet) 2,02 „ 2,17 „ 2,47 „ 2,52 „ 

Es dürfte aber richtiger sein, diese Zahlen wenigstens 
zum TheiJ aus dem Rückgänge der Analphabeten und der 
Steigerung der Bildung in der Bevölkerung überhaupt zu 
erklären. — Volkswirthschaftlich interessant ist auch die 
Statistik der Strafhausarbeit. Der durchschnittliche Ertrag 
eines Tages Strafhausarbeit betrug per Kopf bei den Männern, 
die Handwerke etc. ausübten, 1,15, in den landwirthschaft¬ 
lichen Zwangsarbeitshäusern 0,57 bis 0,49 Fr., bei den 
Frauen 1 Fr. Im Ganzen ist der Ertrag zurückgegangen 
im Jahre 

1887 1890 

von 3186358 auf 2923486 Fr. in den gewerblichen, 

„ 158953 „ 120278 „ in den landwirthschaftlichen An¬ 

stalten für Männer, und 

„ 471701 „ 391,748 „ in den Anstalten für Frauen. 

Die Zahlen sind viel zu gering, namentlich da sie sich 
auf alle möglichen Gewerbe vertheilen, um irgend einer In¬ 
dustrie Konkurrenz machen zu können; doch ist der täg¬ 
liche Ertrag so niedrig, dass er wohl in gewissen Gegenden 
den Lohn drücken kann. 


Vermischtes. 


Centralverein für Vermittelung von Lehrstellen an 
Mädchen. Der erste Jahresbericht dieses Vereines, der, 
aus der Frauenbewegung entstanden, sich im vorigen Jahre 
in Wien an die Seite des Centralvereines für Lehrlings¬ 
unterbringung gestellt hat, weist zwar nur bescheidene Re¬ 
sultate aus, die aber immerhin als ein Anfang freudig zu 
begrüssen sind. Es wurden dem Vereine von Arbeitgebern 
91 Lehrstellen zur Besetzung angewiesen, von denen 54 
wirklich besetzt werden konnten. Von den 54 unter¬ 
gebrachten Lehrmädchen befanden sich 34 im Alter von 14, 
14 im Alter von 15, 4 im Alter von 16 und 2 im Alter von 
19 Jahren. Die Hälfte derselben erhält weder Verpflegung 
noch Zahlung, 21 Verpflegung und Kleidung, 6 Lohn; die 
Dauer der Lehrzeit beträgt bei 26 Mädchen 2 Jahre, bei 
den übrigen 3—4 Jahre. Was die Vorbildung betrifft, so 
hatten 16 Mädchen nur 3 Klassen Volksschule, 28 deren 4, 
die übrigen einen längeren Unterricht hinter sich. Neue 
Berufszweige sind den Frauen durch den Verein natürlich 
noch nicht erschlossen worden; die Mehrzahl der ange¬ 
meldeten und besetzten Lehrstellen gehört den Branchen 
der Blumenmacher, Federnschmücker, Kleidermacher und 
Posamentierer an. 

Ehescheidungen in Russland. Nach einer Zusammen¬ 
stellung des Central-Statistischen Komitös über die Ehe¬ 
scheidungen im europäischen Russland für die Periode 
1867—1886 finden im Durchschnitt jährlich 844 Eheschei¬ 
dungen unter der orthodoxen Bevölkerung statt, 14 bei der 
römisch-katholischen und 155 bei der lutherischen. Auf je 
10000 Ehen entfallen Scheidungen unter der russischen Be¬ 
völkerung 14,7, unter der katholischen 2 und unter der 
lutherischen 66,8. 


VeraatwoitUch fflr die RedakUoo: Dr. Heinrich Bmon in BerUn W., Victoriastrasse i6. 
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Die Reform der Unfallversicherung in 
Deutschland. 

1. Der Kreis der Versicherten und ihre Rechte. 

Nach dem bestehenden Rechtszustande sind durch fünf 
nacheinander erlassene einzelne Gesetze gegen die Folgen 
von Betriebsunfällen die Arbeiter und unteren Betriebs¬ 
beamten versichert, die beschäftigt werden:, 

1. in Fabriken, Bergwerken, Gruben, Steinbrüchen, Hütten¬ 
werken, Werften und im gewerbsmässigen Hochbau; 

2 . in Transportbetrieben des Binnenlandes (Eisenbahnen, 
Binnenschifffahrt, Fuhrwerk), sowie in Baggerei-, Spe- 
ditions-, Speicherei- und Kellereibetrieben; 

3. in land- und forstwirthschaftlichen Betrieben; 

4. in sämmtlichen bisher noch nicht versicherten Bau¬ 
betrieben ; 

5. auf grösseren Seefahrzeugen und im sonstigen See¬ 
schifffahrtsbetriebe. 

Ein noch hinzukommendes sechstes Gesetz endlich unter¬ 
wirft auch die in versicherungspflichtigen Betrieben beschäf¬ 
tigten Reichsbeamten und Militärpersonen der Versicherung. 

Der jetzt veröffentlichte Entwurf eines Gesetzes, be¬ 
treffend Erweiterung der Unfallversicherung, dehnt nun die 
Versicherung nach zwei Richtungen hin aus: Es werden ihr 
alle Arbeiter, Gesellen, Gehülfen und Lehrlinge ausnahmslos 
unterworfen, < sowie Betriebsbeamte, Techniker, Handlungs- 
gehülfen und Handlungslehrlinge, wenn ihr Jahresarbeits¬ 


verdienst 2000 M. nicht übersteigt; und zwar werden diese 
Personen nicht nur gegen die Folgen von Unfällen beim 
Betriebe versichert, sondern auch gegen die Folgen von 
allen Unföllen bei häuslichen und anderen Diensten, zu 
denen sie neben der Beschäftigung im Betriebe von ihren 
Arbeitgebern oder deren Beauftragten herangezogen werden. 
Es ist augenscheinlich, dass der Kreis der Versicherten 
hiermit so weit ausgedehnt wird, wie es bei Aufrechterhal¬ 
tung des bisherigen Charakters der Versicherung überhaupt 
nur möglich ist. Dieser Charakter besteht darin, dass die 
unselbständig Erwerbenden durch die Unternehmer gegen 
die Unfallgefahr bei dem Erwerbe versichert werden. Somit 
werden nicht einmal die Dienstboten von derVersicherung mit 
erfasst. Von einer allgemeinen Volksversicherung gegen die 
Unfallgefahren überhaupt ist also die Gesetzgebung noch weit 
entfernt. Immerhin befindet sich in den neuen Gesetzentwürfen 
eine Bestimmung, die geeignet ist, die weitere Entwickelung 
in diesem Sinne vorzubereiten, wenn sie verständig und 
weitherzig gehandhabt wird. Unternehmer, deren Jahres¬ 
arbeitsverdienst 2000 M. nicht übersteigt, sind berechtigt, 
sich selbst gegen die Folgen von Betriebsunfällen zu ver¬ 
sichern. Durch Beschluss des Bundesraths oder durch 
Statut kann dieses Recht für gewisse Betriebszweige und 
Bezirke in Pflicht verwandelt werden. Somit ist wenigstens 
die Möglichkeit gegeben, allzu grosse Härten den kleinen 
Unternehmern gegenüber, die sich ja vielfach schlechter 
stehen als weite Kreise der dem gesetzlichen Versiche¬ 
rungszwang unterliegenden Personen, schon jetzt aus der 
Welt zu schaffen. Allerdings kann man zweifelhaft sein, ob 
sich diese Bestimmung nicht etwa nur auf solche Unter¬ 
nehmer beziehen soll, die überhaupt Arbeiter beschäftigen. 
Unter das Erweiterungsgesetz sollen sämmtliche Betriebe 
fallen, die nicht bereits von den früheren Unfallversiche¬ 
rungsgesetzen erfasst werden. Der Begriff „Betrieb“ ist je¬ 
doch nicht definirt, und es ist nirgends klar ausgesprochen, 
dass auch ein Unternehmen, in dem der Unternehmer ohne 
Beschäftigung anderer Personen für sich allein thätig ist, 
als Betrieb im Sinne des Gesetzes gilt; namentlich die 
§§71 —80 des Entwurfs machen es aber recht unwahrscheinlich, 
dass der Begriff so weit aufgefasst werden soll. Wäre 
dieser Zweifel begründet, so würde die Bestimmung über 
die Ausdehnung der Versicherung auf die kleinen Unter¬ 
nehmer an sozialpolitischer Bedeutung wesentlich verlieren. 
Wie wenig übrigens der hier hervorgehobene weitere Ge¬ 
sichtspunkt für diese Bestimmung maassgebend gewesen ist, 
zeigt der § 3 des Erweiterungsgesetzentwurfs: „Für Betriebe, 
welche mit besonderer Unfallgefahr für die darin beschäf¬ 
tigten Personen nicht verknüpft sind, kann durch Beschluss 
des Bundesraths die Versicherungspflicht ausgeschlossen 
werden.^ Hoffentlich wird dieser Paragraph vom Reichs¬ 
tage einfach gestrichen. 
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Als erster Ansatz zu einem internationalen Recht auf 
diesem Gebiete verdient noch hervorgehoben zu werden, 
dass nach Artikel 1, II des Abänderungsgesetzentwurfs der 
Reichskanzler ermächtigt werden soll, unter Zustimmung 
des Bundesraths mit den Regierungen solcher Staaten, die 
eine der deutschen Unfallversicherung entsprechende Für¬ 
sorge für Arbeiter u. s. w. durchgeführt haben, „im Falle 
der Gegenseitigkeit Abkommen zu schliessen, durch welche 
die Anwendung der Unfallversicherungsgesetze 1. auf Be¬ 
triebe im Inlande, welche Bestandtheile eines ausländischen 
Betriebes darstellen, ausgeschlossen, 2. auf Betriebe im Aus¬ 
lande, welche Bestandtheile eines versicherungspflichtigen 
inländischen Betriebes darstellen, erstreckt wird." 

Die Rechte der Versicherten auf Entschädigung werden 
in der Zukunft dadurch recht komplizirt werden, dass die 
Entschädigungen zwar nach allen Gesetzen gleichmässig 
auf Grund eines „Arbeitsverdienstes" berechnet werden, 
unter Arbeitsverdienst aber bei den verschiedenen Kate¬ 
gorien von Arbeitern ganz verschiedene Dinge verstanden 
werden. Bei den grossindustriellen Arbeitern gilt als Ar¬ 
beitsverdienst der wirkliche Verdienst des Einzelnen vor 
dem Unfälle, bei den land- und forstwirthschaftlichen Ar¬ 
beitern ein von der Behörde fesjtgestellter Durchschnitts- 
verdienst dieser Arbeiter, bei den jetzt neu versicherten 
Arbeitern die für die Krankenversicherung maassgebenden 
Lohnsätze oder der ortsübliche Tagelohn gewöhnlicher 
Tagearbeiter. Diese Ordnung, durch die der grossindustrielle 
Arbeiter vor den übrigen Arbeitern bevorzugt wird, erklärt 
sich lediglich aus der Entwickelung, die die Gesetzgebung 
historisch genommen hat. Man fing damit an, die Arbeiter 
der eigentlichen Industrie zu versichern, weil deren Ver¬ 
sicherung am dringlichsten erschien und am leichtesten zu 
gestalten war, und legte hier die individuellen Löhne bei 
der Bemessung der Entschädigung zu Grunde, weil man 
von der Art der späteren Ausdehnung der Versicherung 
auf weitere Arbeiterklassen keine klare Vorstellung hatte und 
an ihre Ausdehnung auf alle Arbeiter wohl überhaupt nicht 
dachte. Die mangelnde Voraussicht dessen, was die Zu¬ 
kunft bringen müsse, und die daraus entstehende Planlosig¬ 
keit ist eben von Anfang an der Hauptfehler der deutschen 
Versicherungsgesetzgebung gewesen. Die Versicherten selbst 
werden es schwer verstehen, weshalb sie — je nach der 
Art der Betriebe, in denen sie thätig sind, — bei gleichen 
Löhnen verschieden hohe Entschädigungen zu beanspruchen 
haben. Dies wird in der Zukunft eine Quelle von Unzu¬ 
friedenheit bilden. 

Die Entschädigungsansprüche selbst sollen durch die 
neuen Gesetzentwürfe etwas ausgedehnt werden. Aszenden¬ 
ten eines Getödteten hatten bisher nur Anspruch auf Ent¬ 
schädigung, wenn der Getödtete ihr einziger Ernährer 
war; nunmehr soll der Anspruch schon dann begründet 
sein, wenn der Getödtete zu ihrem Unterhalte wesentlich 
beigetragen hat. Falls für Kinder, Wittwen, Aszendenten 
die zulässige höchste Entschädigung von 60 pCt. des Ar¬ 
beitsverdienstes des Verstorbenen noch nicht beansprucht 
wird, sollen ferner noch dessen Enkel und Geschwister, 
sofern der Verstorbene zu ihrem Unterhalte wesentlich 
beigetragen hat, einen Anspruch auf 20 pCt. des Arbeits¬ 
verdienstes haben. Diese Vorschläge sind gewiss im In¬ 
teresse der Versicherten mit Freude zu begrüssen. Anders 
wird indess die vielbegehrte Bestimmung beurtheilt werden 
müssen, dass in Fällen, in denen der Anspruch auf Kranken¬ 
geld vor dem Ablauf der 13wöchigen Wartezeit fortfällt, 
die Verletzten aber in ihrer Erwerbsfähigkeit noch beschränkt 
sind, die Unfallveisicherungsverbände auch für die Zeit bis 
zum Beginn der 14. Woche eintreten sollen. So gut dieser 
Vorschlag gemeint ist, so unpraktisch ist er doch. Denn 
der Zeitpunkt, an dem der Anspruch auf Krankengeld auf¬ 
hört, ist von der Beurtheilung der Krankenkassenorgane 
abhängig, nicht aber von einer über den Interessen stehen¬ 


den Instanz; die Organe der Unfallversicherung werden 
sich diesem interessirten Urtheil häufig nicht ohne weiteres 
fügen, und so werden endlose Streitigkeiten zwischen 
Krankenkassen und Unfallversicherungsverbänden entstehen. 
Die Verzwicktheit der Rechtsverhältnisse auf dem Gebiet 
der Arbeiterversicherung wird auf diese Weise weiter ver- 
grössert werden — was, vor allem auch im Interesse der 
Versicherten selbst, durchaus vermieden werden sollte. Die 
ja zweifellos im bestehenden Rechte vorhandene Lücke 
wird daher durch die Vorlage nicht zweckmässig ausgefüllt. 
Eine weitere Besserstellung der Hinterbliebenen Getödteter 
bezweckt die folgende Bestimmung: „Wenn für die Höhe 
der Rente der Betrag des Arbeitsverdienstes des Getödteten 
bestimmend, dieser aber infolge eines früher erlittenen Be¬ 
triebsunfalls geringer gewesen ist als der vor diesem Un¬ 
fall bezogene Lohn, so ist eine aus Anlass des Betriebs¬ 
unfalls bei Lebzeiten bezogene Rente dem Arbeitsverdienst 
bis zur Höhe des der früheren Rentenfeststellung zu Grunde 
gelegten Arbeitsverdienstes hinzuzurechnen.“ Hier wird das 
Wort „Betriebsunfalls“ beidemal durch „Unfalls“ zu ersetzen 
sein, denn im § 1 des Erweiterungsgesetzentwurfs sind aus¬ 
drücklich die Unfälle beim Betriebe von denen bei häus¬ 
lichen und anderen Diensten unterschieden, die Bestim¬ 
mung soll sich aber doch offenbar auf beide Arten von 
Unfällen beziehen. — Ohne wesentliche Bedeutung ist die 
weitere Bestimmung, dass der Arbeitsverdienst der jugend¬ 
lichen Arbeiter künftig nach denselben Grundsätzen be¬ 
messen werden soll wie der der erwachsenen Arbeiter, dass 
jedoch, falls ihnen Renten auf Grund des ortsüblichen Tage¬ 
lohns jugendlicher Personen zuerkannt worden sind, diese 
vom vollendeten 16. Lebensjahre ab auf Grundlage des orts¬ 
üblichen Tagelohns erwachsener Tagearbeiter umzu¬ 
rechnen sind. 

Die Kapitalabfindung einer Rente ist nach dem be¬ 
stehenden Recht nur Ausländern gegenüber zulässig, die 
dauernd das Reichsgebiet verlassen. Nunmehr soll sie auch 
zwischen den Versicherungsverbänden und solchen Renten¬ 
empfängern vereinbart werden können, die eine Rente 
von 10 pCt. oder weniger der Rente für völlige Erwerbs¬ 
unfähigkeit beziehen. Dieser Vorschlag ist durchaus mit 
Freude zu begrüssen, denn jeder, der mit der Ausführung 
der Unfallversicherungsgesetze praktisch zu thun gehabt 
hat, weiss zur genüge, wie entschieden die Entschädigungs¬ 
berechtigten in vielen Fällen einer einmaligen Abfindung den 
Vorzug vor den kleinen monatlichen Renten geben. Die 
Berufsgenossenschaften sind bisher häufig mit solchen An¬ 
trägen förmlich bestürmt worden, haben sie aber natürlich 
stets — auch wenn sie davon überzeugt waren, dem offen¬ 
baren Interesse der Antragsteller entgegen zu handeln, — 
ablehnen müssen. 

Ganz neu für die grosse Mehrzahl der Versicherten 
sind die Bestimmungen über das Ruhen der Rente. Der 
Rentenanspruch soll ruhen: 1. solange der Berechtigte 
eine länger als einen Monat dauernde Freiheitsstrafe ver- 
büsst, oder solange er in einem Arbeitshause oder einer 
Besserungsanstalt untergebracht ist, 2. im allgemeinen so¬ 
lange er nicht im Inlande wohnt. Ueber die Gerechtigkeit 
und Zweckmässigkeit dieser Vorschläge kann man einiger- 
maassen im Zweifel sein. Doch soll hierauf an dieser Stelle, 
da die Sache immerhin nur von geringerer Bedeutung ist, 
nicht weiter eingegangen werden. 

Die Entschädigungen sollen nach wie vor durch die 
Organe der Unternehmerverbände (Berufsgenossenschaften 
und Unfallversicherungsgenossenschaften) festgestellt werden. 
Gegen diese Feststellungen steht den Versicherten die Be¬ 
rufung an Schiedsgerichte zu, die im Prinzip ebenso zu¬ 
sammengesetzt sind wie bisher, gegen die Schiedsgerichts¬ 
entscheidungen die Revision an das Reichs-Versicherungs¬ 
amt. Die Revision kann nur darauf gestützt werden, dass 
1 . die angefochtene Entscheidung auf der Nichtanwendung 
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oder auf der unrichtigen Anwendung des bestehenden 
Rechts oder auf einem Verstoss wider den klaren Inhalt 
der Akten beruhe, 2. das Verfahren an wesentlichen Män¬ 
geln leide; während nach dem bestehenden Recht ganz all¬ 
gemein gegen alle Entscheidungen, durch die dauernde 
Renten festgestellt werden, Rekurs erhoben werden kann. 
In No. 40 auf S. 482 des Centralblatts ist dies als eine Be¬ 
einträchtigung der Rechte der Versicherten beklagt worden, 
da eigentlich nur das Reichs-Versicherungsamt in hin¬ 
reichendem Maasse das Vertrauen der Versicherten be¬ 
sitze. Dem gegenüber muss denn doch hervorgehoben 
werden, dass diese Einschränkung der Rechtsmittel geradezu 
zur Nothwendigkeit wird mit dem Moment, in dem die Un¬ 
fallversicherung so weit ausgedehnt wird, wie jetzt geplant 
ist. Das Reichs-Versicherungsamt muss auf diese Weise 
entlastet werden. Der Hauptfehler liegt — wie ich auch 
in dieser Zeitschrift schon früher ausgeführt habe — darin, 
dass die erste Instanz, die eigentliche Feststellungsbehörde, 
so beschaffen ist, dass sie des erforderlichen Vertrauens 
bei den Versicherten nothwendig entbehren muss. Es ist 
richtig, dass der Versicherte in den die Entschädigung fest¬ 
stellenden Unternehmerverbänden stets nur den interessirten 
Gegner erblicken wird. Erforderlich ist also, dass diese 
erste Instanz dadurch einen anderen Charakter erhalte, dass 
schon hier Vertreter der Versicherten mitzusprechen haben. 
Dagegen ist es nicht angängig, den Schwerpunkt dieser 
ganzen Rechtsprechung dauernd in die höchste Instanz zu 
verlegen. Einen sehr schüchternen und in Folge dessen 
ganz unzureichenden Anlauf zu einer derartigen Reform 
nehmen die neuen Gesetzentwürfe mit der Bestimmung, 
dass dem Enschädigungsberechtigten oder dessen Vertreter 
auf sein Verlangen Gelegenheit gegeben werden muss, 
seinen Anspruch vor dem Feststellungsorgan mündlich zu 
vertreten. Eine weitere Anerkennung unserer Kritik ist in 
der neuen Bestimmung zu erblicken, dass die Rechtsmittel 
gegen Bescheide, die eine Herabsetzung oder die Aufhebung 
einer Rente aussprechen, aufschiebende Wirkung haben 
sollen, was die Rechtsmittel in allen andern Fällen nicht haben. 
Nach den Motiven soll diese Ausnahme deshalb zugelassen 
werden, „damit die Aenderung (der Rente) nicht auf einseitige 
Verfügung der entschädigungspflichtigen Genossenschaft in 
Kraft tritt.“ Man sollte nun doch konsequent sein, und die 
Entschädigungen überhaupt nicht einseitig durch die ent¬ 
schädigungspflichtigen Genossenschaften feststellen lassen! 
Uebrigens ist es selbstverständlich, dass durch diese Aus¬ 
nahmebestimmung die Zahl der Berufungen bedeutend 
zunehmen wird, denn so mancher wird sich die schöne Ge¬ 
legenheit, sich die Rente noch auf einige Monate zu er¬ 
halten, nicht entgehen lassen. Wird dann später der ge¬ 
nossenschaftliche Bescheid vom Gericht bestätigt, so ist die 
Lage für beide Betheiligten — den Versicherten und die 
Genossenschaft — um so unangenehmer. Der Fluch aller 
halben Maassregeln zeigt sich auch hier! 

Dass endlich die Rechte der Versicherten in Fällen, in 
denen es zweifelhaft ist, welcher Verband zu entschädigen 
hat, durch die neuen Gesetzentwürfe besser gewahrt werden 
sollen als bisher, ist bereits auf S. 482 des Sozialpolitischen 
Centralblatts beleuchtet worden. Es mag dem nur noch 
hinzugefügt werden, dass auch nach diesen Bestimmungen 
noch Fälle möglich sind, in denen die Versicherten ge¬ 
schädigt werden. Schwebt z. B. der Streit zwischen einer 
landwirthschaftlichen und einer industriellen Berufsgenossen¬ 
schaft, und stellt die landwirthschaftliche Genossenschaft 
die Entschädigung fest, obgleich sich nachher herausstellt, 
dass die industrielle die eigentlich verpflichtete ist, so be¬ 
steht doch die Feststellung zu Recht und die Entschädigung 
wird nicht nach den Grundsätzen des industriellen Unfall- 


*) Zu vergl. mein Aufsatz: Der Grundfehler des Verfahrens 
zur Feststellung von Unfallentschädigungen, Jahrg. 1892, S. 474. 


Versicherungsgesetzes neu berechnet, was im allgemeinen 
eine Erhöhung bedeuten würde. Es wird nöthig sein, 
diesem Uebelstande noch durch eine entsprechende Aende¬ 
rung der einschlägigen Bestimmungen abzuhelfen. 

Hiermit gelangen wir bereits in die Organisationsfragen 
hinein; diese, sowie die damit zusammenhängenden Fragen 
sollen indess einer besonderen Erörterung Vorbehalten 
werden. 

Berlin-Friedenau. E. Lange. 


Soziale Wirthschaflspolitik und Wirthschafls- 
Statistik. 

Die Grenzen der wirthschaftlichen Rentabilität 
elektrischer Kraftübertragungsanlagen. 

Nach dem in technischer Hinsicht glänzend gelungenen 
Experiment der elektrischen Uebertragung von ca. 200 
Pferdestärken auf der 175 km langen Strecke Lauffen- 
Frankfurt a. M. ist das wirthschaftlich so hochbedeutsame 
Problem der elektrischen Kraftübertragung auf weite Ent¬ 
fernungen aus dem Versuchsstadium in das Stadium der 
praktischen Verwerthbarkeit getreten. Durch die Experi¬ 
mente auf der Frankfurter elektrischen Ausstellung im 
Sommer 1891, über die ein eingehender Bericht erst jetzt 
vorliegt, wurde dargethan, das mittels eines Systemes von 
Wechselströmen (Mehrphasenstrom) hoher Spannung (bis 
300(X) Volt) und einer durch Oel und Porzellan isolirten 
nackten Kupferleitung an einer 175 km weit entfernten 
Stelle bei der kleinsten Leistung 68,5 pCt., bei der grössten 
Leistung 75,2 pCt., im Durchschnitt 73,5 pCt. der von der 
primären Kraftquelle gelieferten Energie nutzbar gemacht 
werden können. 

Das ist ein technischer Fortschritt von unabsehbarer 
Tragweite, der geeignet scheint, dem elektrischen Motor in 
der Zukunft die Rolle zuzuweisen, die bisher die Dampf¬ 
maschine gespielt hatte. — Aber das Experiment der Kraft¬ 
übertragung von Lauffen nach Frankfurt war nur in tech¬ 
nischer Beziehung vollständig gelungen, in wirthschaft- 
licher Hinsicht war es dagegen ein Fiasko. 

Die Leistungsfähigkeit der Anlage war auf 300 Pferde¬ 
stärken berechnet, dabei kostete aber die gesammte Anlage 
ca. 372(XX) M.; es kamen also auf eine Pferdestärke circa 
1240 M. Anlagekosten. Da aber in Wahrheit nie mehr als 
200 Pferdestärken übertragen wurden, erhöhten sich die 
Anlagekosten auf 1860 M. per Pferdestärke. Bei einer Be¬ 
lastung der Anlage mit 150 Kilowatt = rund 200 Pferde¬ 
stärken bei ununterbrochenem Betriebe (24 Stunden täglich) 
würden sich die jährlichen Betriebskosten auf mindestens 
336 M. für die Pferdestärke gestellt haben. Bei so erheb¬ 
lichen Anlage- und Betriebskosten ist natürlich die wirth- 
schaftliche Rentabilität vollständig ausgeschlossen, denn 
nach C. E. Emery inNew-York^) kostet bei lOstündigem 
Betriebe während 309 Arbeitstagen und bei einem Kohlen¬ 
preise von 17,50 M. per Tonne jede von einer Dampf¬ 
maschine geleistete Pferdestärke pro Jahr: 

bei einer 5 pferdestarken Maschine 754,50 M. 


, „ 10 

„ 470,20 „ 

, „ 20 

,. 315,50 „ 

, „ 50 „ 

M 223,50 „ 

„ 100 

154,90 „ 

, „ 200 

M 123,30 „ 

, „ 300 

115.50 „ 

500 

„ 110,10 „ 

, M 3000 

78.10 „ 


wobei Verzinsung und Amortisation des Anlagekapitals 
bereits eingeschlossen sind.®) 

Es muss aber ausdrücklich hervorgehoben werden, dass 
bei der elektrischen Kraftübertragungsanlage Lauffen-F rankfurt 
die finanziellen Gesichtspunkte vollständig in den Hintergrund 
getreten waren, dass demgemäss auch die Zahlen, die die 


*) In Lauffen waren es Turbinen mit einer berechneten 
Leistungsfähigkeit von 300 Pferdestärken. 

*) Elektr. Anz. 1890, No. 54, p. 608. 

^ Bei kootinuirlichen Betrieben fallen die Betriebskosten 
natürlich noch erheblich niedriger aus. 
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wirthschaftliche Rentabilität der geannten Anlage aus- 
drücken, nicht maassgebend sein können für Anlagen, die 
unmittelbar für die Praxis bestimmt sind. 

Zur Zeit rückt nun das gigantische Projekt: einen Theil 
der gewaltigen Wasserkräfte der Niagarafölle zur elektri¬ 
schen Kraftübertragung nutzbar zu machen, der Vollendung 
immer näher; und nachdem die Cataract General Electric 
Company zusammen mit verbündeten Gesellschaften mit 
dem Staate New-York einen Vertrag geschlossen, für die 
auf dem Erie-Kanal verkehrenden Boote elektrische Be¬ 
triebskraft zu dem Preise von 20 Dollars (ca. 85 M.) für das 
Jahr, bei ca. 7 monatlicher Betriebsdauer, zu liefern, sind 
sowohl die Erwartungen der technischen Welt als auch die 
der amerikanischen Industriellen auf das Höchste gespannt. 
Die genannten Zahlen können jedoch nicht ohne Weiteres 
als die wirklichen Kosten der gelieferten elektrischen 
Energie angesehen werden, da gewisse Vergünstigungen, 
die den vereinigten Gesellschaften vom Staate zugestanden 
worden sind, bei der Kostenbemessung mit berücksichtigt 
sein mögen, hier aber nicht eliminirt werden können. 

Bei der eminenten wirthschaftlichen Bedeuturig dieses 
Riesenprojektes haben es nun die Elektriker Edwin J. 
Houston und A. E. Kennedy unternommen, die Grenzen 
der wirthschaftlichen Rentabilität rechnerisch festzustellen.^) 

Die Grenzen, die hierbei in Betracht kommen, sind 
durch zwei in gewisser Beziehung zu einander stehende 
Faktoren bedingt. 

1. Von den Kosten für die Anlage und Unterhaltung 
der Maschinen und Leitungen unter Berücksichtigung von 
Verzinsung und Amortisation. 

2. Von der Höhe der elektrischen Spannung, mit der 
die Fernleitung der Energie ohne drohende Lebensgefahr 
und mit dauernder Zuverlässi^eit der Stromlieferung, so 
wie sicherer Behütung der Leitungen vor Blitzschlägen, 
Witterungseinflüssen und sonst möglichen Störungen aus¬ 
führbar ist. 

Bei günstiger Erfüllung dieser Bedingungen ergiebt 
sich die Möglichkeit, im weitesten Umkreise mehrere 
hunderttausend Pferdestärken, die bisher durch Dampf¬ 
maschinen geleistet wurden, durch die elektrische Ueber- 
tragung der in den Niagarafällen aufgespeicherten Energie 
zu ersetzen. 

Unter Berücksichtigung von Verzinsung, Beaufsichti¬ 
gung, Unterhaltung der Turbinenanlagen etc. stellen sich 
die jährlichen Kosten einer Pferdestärke an der Turbinen¬ 
welle auf 13 M. pro Jahr. — Die Kosten der Wechselstrom¬ 
maschinen unter 3 Kilowatt = ca. 4 Pferdestärken betragen 
ca. 450 M., für Grössen von etwa 50 Kilowatt t=r ca. 68 
Pferdestärken 2(X) M. und für sehr grosse Maschinen 
rund 40 M. per Kilowatt oder 30 M. per Pferdestärke, 
Erregermaschinen, Stationsapparate etc. eingerechnet. — 
Die Elektromotoren, ebenfalls unter Annahme sehr grosser 
Modelle, stellen sich auf etwa 32 M. pro Pferdestärke, ein¬ 
schliesslich der Erreger und der Nebenapparate. — Für 
Transformatoren sind ca. 17,3 M. pro Pferdestärke in Rech¬ 
nung zu stellen. 

Den Wirkungsgrad des gesammten elektrischen Theils 
der Anlage nehmen die beiden bedeutenden Elektriker zu 
94 pCt. an. 

Für die Leitungslage, der weitaus kostspieligste Theil 
elektrischer Kraftübertragungsanlagen, gilt das von Sir W. 
Thomson aufgestellte Gesetz: dass, unter Voraussetzung 
eines Kostenaufwandes proportional dem Kupfergewicht der 
Leitungen, die Grenze, wo die Reduktion des Verlustes an 
Energie in den Leitungen sich nicht mehr bezahlt macht, 
dann erreicht ist, wenn die jährlichen Ausgaben für Ver¬ 
zinsung, Ammortisation, Reparaturen gleich sind dem Geld- 
werthe des Energieverlustes längs der ganzen Leitung. 

Unter Berücksichtigung dieser Ausgaben (nachdem die 
Thomson’sche Beziehung in zweckentsprechender Weise 
amendirt wurde) und unter Voraussetzung, dass die Leitung 
auf dem platten Lande nackt, in den Städten aber als 
Untergrund- oder als Kanalleitung geführt wird, und dass 
Dreiphasen-Ströme von 50000 Volt Spannung zur Verwen¬ 
dung kommen, berechnen nun Houston und Kennedy, dass 
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bei stetiger Belastung und täglich 24stündigem Betriebe die 
Kraft in ca. 330 km Entfernung auf elektrischem We^ vom 
Niagara nach der Stadt Albany für ca. 68 M. pro Pferde¬ 
stärke übertragen werden kann. Nach dortigen Verhält¬ 
nissen würde sich also der industrielle Betrieb mit elektri¬ 
scher Energie ca. 10 pCt« billiger als mit Dampfmaschinen 
stellen. In New-York, also in einer Entfernung von 
530 km von dem Sitz der primären Kraftquelle, 
würden etwa 150000 elektrisch übertragene Pferdestärken 
gerade noch mit der Dampfkraft in Konkurrenz treten 
können Da aber der elektrische Betrieb gegenüber dem 
Betriebe mit Dampfmaschinen eine grosse Zahl sehr be¬ 
deutender Vorzüge aufweist: die Sicherheit gegen Explo¬ 
sionsgefahr, die Aufsteilbarkeit der elektrischen Motoren in 
jedem Stockwerk bewohnter Häuser, ihre Betriebsbereit¬ 
schaft in jedem Augenblicke, die Entbehrlichkeit technisch 
geschulten Maschinenpersonals etc. etc., so ist nach Erledi- 

g ing der Kostenfrage der Sieg der Elektrizität über den 
ampf definitiv entschieden. Durch den Elektromotoren be¬ 
kommt die Produktivität der Technik einen neuen und 
intensiveren Anstoss, als sie ihn durch die Dampfmaschine 
erhalten hatte. 

Berlin. H. Lux. 

Schankstättenstatistik für Preussen und Sachsen. 

Im vorigen Jahre hat bekanntlich in allen deutschen Staaten 
eine Erhebung über die Zahl der Gast- und Schankwirth- 
schaften stattgefunden. Das Sozialpolitische Centralblatt 
konnte bisher Theilergebnisse dieser Erhebung aus der 
Provinz Hannover, aus dem Königreich Sachsen und aus 
Braunschweig (vergl. No. 1, 23 und 30, III. Jahrgang) ver¬ 
öffentlichen. Die „Mittheilungen“ des Deutschen Vereins 
gegen den Missbrauch geistiger Getränke sind jetzt in der 
Lage, die dem Verein vom Ministerium des Innern mitge- 
theilten preussischen Zahlen zu veröffentlichen. Danach 
zählte der preussische Staat 1879: 64721 Gastwirthschaften, 
1893 : 65923, 1879 : 65866 Schankwirthschaften mit Brannt¬ 
weinschank, 1893 : 66095, 1879: 14198 Schankwirthschaften 
ohne Branntwein, 1893: 12542 und endlich 1879: 16014 
Branntwein - Kleinhandlungen, 1893: 17908. Es sind also 
nur die Wirthschaften mit halber Konzession an Zahl her¬ 
untergegangen, was sich daraus erklärt, dass die Inhaber 
solcher Konzessionen in der Regel mit Erfolg eine Gleich¬ 
stellung mit den Wirthen, die auch das Recht zum Brannt¬ 
weinschank haben, verlangen. Ueberall sonst zeigen sich 
Zunahmen, aber auch diese sind nur scheinbar. Da in 
gleicher Zeit die Bevölkerung von 26092533 auf 30236997 
Seelen gestiegen ist, so ist die Zahl der Schankstätten im 
Verhältniss zur Einwohnerzahl erheblich heruntergegangen. 
Wir stellen darüber unter Vergleichung mit der Veröffent¬ 
lichung des Sächs. Statistischen Bureaus folgende über¬ 
sichtliche Tabelle zusammen. 

Auf 100000 Einwohner kamen 


in 

im 

Jahre 

Gastwirth¬ 

schaften 

Schankw. 

mit 

Branntw. 

Schankw. 

ohne 

Branntw. 

Klein¬ 
handel mit 
Branntw. 

zusammen 

Preussen 

1879 

248 

252 

54 

61 

615 


1893 

218 

219 

41 

59 

537 

Sachsen 

1879 

158 

316 

50 

168 

692 

9 

1893 

135 

265 

32 

127 

559 


Dass die Zahl der Schankstätten in Sachsen grösser ist 
als in Preussen, kann nicht Wunder nehmen: das erklärt 
sich aus der erheblich dichteren Bevölkerung und dem 
regeren Verkehr des industriereichen Sachsens. Die Her¬ 
abminderung in beiden Ländern ist vornehmlich der Ein¬ 
führung und der strengeren Anwendung des Bedürfniss- 
nachweises zuzuschreiben; die Vereine gegen den Miss¬ 
brauch geistiger Getränke haben nicht umsonst sich be¬ 
müht, die Verwaltungsbeamten und Gemeindevertreter in 
ihre Bestrebungen hineinzuziehen. Was durch ein aus¬ 
harrendes Versagen der Konzession erreicht werden kann, 
dafür liefert der Kreisausschuss des Kreises Gelsenkirchen 
ein klassisches Beispiel. Die Bevölkerung ist dort von 
1879—*1893 um 131 Proc. gewachsen, die Zahl der Wirth¬ 
schaften trotzdem um 20,5 Proc. vermindert. 1879 entfiel 
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eine Gast- oder Schankwirthschaft auf 129 Einwoher, jetzt 
eine auf 369; 1879 kam eine Branntweinkleinhandlung auf 
4786 Seelen, 1893 eine auf 10866. Besonders auffällig ist, 
dass im ganzen Kreise nur 13 Kleinhandlungen sind, die 
Schnaps verkaufen dürfen; Orte mit 11000 und 15000 Ein¬ 
wohnern haben keine. 


Landwirthschait. 


Kleinbesitz in England. Einer der Reports der Com¬ 
mission of Agriculture bespricht die Insel Axnolme (Lincoln- 
shire) und einige Districte von Essex. In Axholme herrscht 
der Kleinbetrieb vor. Nach der Statistik eines Theiles 
dieser Gegend sind pCt. der Wirthschaften kleiner als 
20acr., und 512 von 1394 Wirthschaften sind selbst Eigen- 
thümer. Nach den Aussagen des Commissioners Mr. Pringle 
sind die Renten in den letzten 12—13 Jahren theilweise um 
mehr als 50 pCt. heruntergegangen, und den Pächtern geht 
es besser als den Eigenthümern, die ihren Besitz oft mit 
Hypotheken beladet übernommen haben zu einer Zeit, in 
der der Werth des Landes noch grösser war. Da die Rente 
gesunken ist, müssen sie häufig mehr Zinsen zahlen, als sie 
äs Pächter an Pachtschilling entrichten müssten. — Ein 
trostloses Bild entwirft derselbe Bericht von der Lage der 
Landwirthschaft in Essex. Kornbau rentirt sich nicht mehr; 
in den letzten Jahren sind viele Pachtungen aufgegeben, ist 
viel Land in ewige Weide verwandelt worden. Da der 
Zehent 4—7 sh., durchschnittlich 5 sh., pro acre beträgt, 
finden sich vielfach nicht einmal Pächter, wenn der Pacht¬ 
zins ganz erlassen wird. Nur einige von schottischen Ein¬ 
wanderern geleitete Wirthschaften, die Milch für London 
produziren, scheinen sich zu rentiren. 

Morden Beneflt-Sodety. Dieser Verein wurde im Jahre 
1863 von einem Farmer und einigen Arbeitern als Kranken- 
und Sterbekasse gegründet. Als der Landlord der Ort¬ 
schaft einen Theil seiner Güter veräussern musste, fand es 
die Leitung der Gesellschaft angemessen, das Geld ihrer 
Mitglieder in Land anzulegen, statt es in einer Bank zu 
deponiren, und kaufte 56 acres, indem sie zunächst die 
Pachtverträge mit den alten Farmers beliess. Mit der Zeit 
aber kam es dahin, dass die Mitglieder selbst das Land 
parzellenweise pachteten, wodurch sie selbst als Pächter 
Vortheil haben, während die Gesellschaft 20 pCt. mehr Ein¬ 
nahmen erzielt, als zur Zeit, da sie die Beiträge der Mit¬ 
glieder in der Bank hinterlegte. Freie Kündigung ist Vor¬ 
behalten, die Vergütung der Ameliorationen im Falle des 
Pachtwechsels zugesagt. Die oberste Aufsicht über die 
Bcwirthschaftung, das Schiedsgericht im Falle von Streitig¬ 
keiten der Pächter unter einander ist dem Komitd der Ge¬ 
nossenschaft Vorbehalten. So entwickelte sich aus der 
Krankenkasse eine agrikole Produktivgenossenschaft, die 
vorläufig wenigstens blüht und für ihren Theil an der Lö¬ 
sung der Landfrage in England mitarbeitet. 


Soziale Zustände. 


Zur Reichsenquete über die Arbeitsverhältnisse 
in Ladengeschäften. 

Zwei Schritte vorwärts, leider aber auch einen Schritt 
rückwärts hat die Reichsenquete über die Arbeitsverhältnisse 
in Ladengeschäften gemacht, seitdem sie zum letzten Male 
an dieser Stelle besprochen wurde (Sozp. Centralbl. No. 15, 
III. Jahrgang). Zwei Schritte vorwärts: diese sind in der 
umfangreichen Druckschrift verkörpert, die vor kurzem als 
„Drucksache der Kommission für Arbeiterstatistik. Er¬ 
hebungen No. V“ (Berlin, Carl Heymann’s Verlag, 1894, 
122 S.) erschien und die Ergebnisse der Gutachten deutscher 
kaufmännischer Verbände und Vereine über die Möglichkeit 
der gesetzlichen Regelung der Arbeitsverhältnisse im Laden¬ 
geschäft enthält. Einen Schritt rückwärts: ihn hat die 
Reichskommission für Arbeiterstatistik gethan, indem sie in 
ihrer Verhandlung vom 26. d. M. eine wesentliche Ein¬ 


schränkung der noch ausstehenden mündlichen Verneh¬ 
mungen Betheiligter beschloss. 

Die Reichskommission für Arbeiterstatistik hat sich für 
die Berathungen der Sozialenquöten, über die sie vom 
Reichskanzler befragt wird, eine Art Schema zurecht ge¬ 
macht. Erhebungen durch schriftliche Fragebogen, gutacht¬ 
liche Anhörung von korporativen Verbänden der Bethei¬ 
ligten und mündliche Vernehmungen ausgesuchter Inter¬ 
essenten bilden gewöhnlich die drei Akte der Enquöte, wie 
sie in der Hauptsache nach den Vorschlägen der Reichs¬ 
kommission ausgeführt wird, mit kleinen Abweichungen oder 
Zuthaten im Einzelnen. Es ist zwar etwas unlogisch, die 
gutachtlichen Aeusserungen mitten zwischen die noch nicht 
abgeschlossenen thatsächlichen Erhebungen zu schieben. 
Aber daran hat ja, wie wir das letzte Mal nachwiesen, selbst 
der Vertreter des preussischen Handelsministers nichts 
ändern können, und die gutachtlichen Aeusserungen über 
die Arbeitsverhältnisse im Ladengeschäft haben wenigstens 
den einen Vorzug, sehr vielseitig und reichhaltig zu sein, 
allerdings mehr infolge des Eifers der Betheiligten als auf 
Grund einer Anordnung der Reichskommission. Die letz¬ 
tere hatte in der eben vorhergegangenen Bäckerenquete 
74 Organisationen zu Gutachten aufgefordert und lud im 
Handelsgewerbe 9 Verbände sowie 55 Vereine zur Aeusse- 
rung ein. Im Bäckergewerbe antworteten 72 Organisationen 
von 74 so, dass die Auskunft verarbeitet werden konnte, 
aus dem Handelsgewerbe liefen nicht bloss die 64 amtlich 
eforderten und 3 weitere, mit diesen gleichwerthig behan- 
elte Gutachten kaufmännischer Organisationen ein, sondern 
auch 261 sonstige, die „vollständig und brauchbar waren“, 
die freilich nur summarisch mitverarbeitet wurden, die den 
amtlichen Stellen aber wohl eine Idee von der Lebhaftigkeit 
gegeben haben mögen, mit welcher die von oben so vor¬ 
sichtig aufgeworfene Frage einer gesetzlichen Regelung der 
Arbeitsverhältnisse im Ladengeschäft zur Diskussion ent¬ 
gegengenommen worden ist. 

Die Zusammenstellung und Verarbeitung dieser Gutachten 
durch das Kaiserliche Statistische Amt, deren Sachlichkeit 
und Uebersichtlichkeit übrigens ausdrücklich anerkannt zu 
werden verdient, kann nun nach zwei Richtungen betrachtet 
werden. Man kann förmlich abzählen, wie viel Verbände 
und Vereine sich gutachtlich für und wie viel gegen die 
einzelnen gesetzlichen Maassnahmen aussprachen; die amt¬ 
liche Bearbeitung treibt diesen Modus sogar so weit, dass 
sie Tabellen über den Ausfall der Abstimmung aufstellt, die 
infolge der nothwendiger Weise anzuwendenden Abkür¬ 
zungen jedoch nur sehr schwer verständlich sind. Auf die 
Ergebnisse dieser Auszählung möchten wir sehr wenig Ge¬ 
wicht legen. Dazu ist die Auswahl der Vereine nicht viel¬ 
seitig und sachverständig genug gewesen, und es zeigt .sich 
z. B., dass gerade für denjenigen Vorschlag, der jetzt bei¬ 
nahe unbestritten als der praktischste zur Regelung der 
Arbeitszeit im Ladengeschäft gilt, numerisch die wenigsten 
schriftlichen Gutachten abgegeben worden sind, zum Theil 
deshalb, weil der ohne Zuziehung der Interessenten ver¬ 
fasste Fragebogen jenen Vorschlag überhaupt nicht enthielt. 
Man wird deshalb von selbst auf einen anderen Weg zur 
Verwerthung der Gutachten gewiesen, auf den, zu wägen, 
statt zu zählen, und nach dieser Methode sollen im Nach¬ 
folgenden einige Hauptgesichtspunkte des Materials heraus¬ 
gehoben werden. 

Dort, wo zunächst die thatsächliche Einwirkung der 
bestehenden Arbeitszeit auf Gesundheit, Familienleben und 
Fortbildung des Ladenpersonals erörtert wird, fällt sofort 
die Erscheinung auf, dass diejenigen Interessenten, welche 
eine schädliche Einwirkung ableugnen, entweder mit gar 
keinem oder mit sehr unvollkommenem Beweismaterial han- 
tiren, während die Gegenseite zum Theil höchst werthvolle 
und genau präzisirte Belege bringt. So steht der „Verein 
Berliner Kaufleute und Industrieller“ an der Spitze der¬ 
jenigen, welche der Ansicht sind, dass „von einer nachthei¬ 
ligen Beeinflussung der Gesundheit etc. der Angestellten 
durch die Arbeitsdauer nicht die Rede sein kann“. Er be¬ 
ruft sich dabei auf eine von ihm privatim veranstaltete Sta¬ 
tistik, muss sich aber vom amtlichen Bearbeiter der Druck¬ 
schrift in’s Gesicht sagen lassen, dass nicht einmal diese 
Statistik jene Behauptung bestätigt, abgesehen davon, dass 
die amtliche Erhebung vom Herbst 18^ viel ungünstigere 
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Verhältnisse feststellte. Aehnlich geht es dem grossen 
Hamburger „Verein für Handlungscommis von 1858“, der 
unter spezieller Berufung auf Süddeutschland „glaubt, dass 
man im allgemeinen von einer gesundheitsschädlichen Aus¬ 
dehnung der Arbeitszeit nicht sprechen könne“, und dabei 
erleben muss, dass auf den unmittelbar folgenden Seiten 
der amtlichen Druckschrift gerade eine Reihe süddeutscher 
Vereine unwiderlegliche Beweise für das Bestrittene erbrin¬ 
gen. Neben diesen zwei grossen Vereinen stehen nur noch 
einige Organisationen kleinerer Prinzipale aus kleineren 
Orten, die mit allgemeinen Redewendungen in meist sehr 
lakonischer Form die Gesundheitsschädlichkeit der jetzigen 
Arbeitszeit bestreiten; es genügt, die Namen zu nennen: 
die Vereine Königsberg, Spremberg, Brieg, Eibenstock, 
Halberstadt, Schweinfurt, Donaueschingen. Dagegen hat der 
kaufmännische Verein Mannheim das Verdienst, ein beredtes 
ärztliches Gutachten zur Sache beigebracht zu haben. Die 
Hauptstelle dieses Votums der Korporation Mannheimer 
Aerzte lautet: 

„Die Natur des offenen Ladengeschäftes bringt es mit sich, 
dass die darin thätigen jungen Leute so lange in Anspruch ge¬ 
nommen werden, als Käufer zu bedienen sind, d. h. in manchen 
Geschäften vom frühen Morgen bis spät in die Nacht hinein mit 
einer kurzen Unterbrechung, in welcher in Hast das Mittagsmahl 
eingenommen wird. Es ist darnach nicht zu verwundern, dass 
mancherlei Störun|;en der Gesundheit sich einstellen, die um so 
schwerer wiegen, je jünger das Individuum ist und besonders in 
dem zarten Alter von 13 14 Jahren und in den darauf folgenden 
Jahren der geschlechtlichen Entwickelung von tiefgreifendem Ein¬ 
fluss sind. Die nächsten Folgen der übermässig langen Anstren¬ 
gung betreffen die Ernährung und treten in Form von oft hoch¬ 
gradiger Blutleere (Anämie), allgemeiner Körperschwäche, ver¬ 
zögerter Entwickelung in die Erscheinung. Sehr gewöhnlich sind 
auch Unregelmässigkeiten der Verdauung und Magenkrampf zu 
beobachten, von welcher Affektion vornehmlich das weibliche 
Geschlecht betroffen wird. Die hohe Zahl der katarrhalischen 
Erkrankungen der Athmungsorgane ist wohl öfter durch die 
langandauernde Einathmung verdorbener oder durch Beimengung 
des spezifischen Waarenstaubes verunreinigter Luft zu erklären, 
so besonders in Materialwaaren- und Bekleidungsgeschäften. Auf 
die gleichen Ursachen dürften auch die häufigen Augenkatarrhe 
zurückzuführen sein. Bei den Handlungsgehülfen vom 16. Jahre 
an kommt dann auch die Pubertätsentwickelung in Betracht. 
Neben den genannten Krankheiten treten hier die Störungen im 
Bereich des Nervensystems in Gestalt von Migräne, nervöser 
Ueberreizung, Apathie, Hypochondrie in den Vordergrund, Er¬ 
scheinungen, die ununterbrochen (?) zum guten Theil als Folgen 
der Arbeitsüberbürdung anzusehen sind.“ 

Das lässt doch an Deutlichkeit Nichts zu wünschen 
übrig, und es sind sachverständige Aerzte, die hier sprechen. 
Ferner weist der „Deutsche Verband Kaufmännischer Ver¬ 
eine“ darauf hin, dass gerade die kaufmännischen Orts¬ 
krankenkassen, deren Statistiken er habhaft werden konnte, 
ungünstigere Krankheitsziffern zeigen, als sie selbst der 
Durchschnitt für sämmtliche Krankenkassen des Deutschen 
Reiches erkennen lässt. Im Durchschnitt kommen bei allen 
gegen Krankheit Versicherten im Deutschen Reiche 17 
Krankheitstage auf einen Erkrankungsfall; bei einer Reihe 
namhaft gemachter kaufmännischer Ortskrankenkassen er¬ 
gaben sich dagegen 20, 21. 22, 23, 26, ja 59 Krankheitstage 
auf einen Erkrankungsfall. Die freie „Kaufmännische 
Krankenkasse für Rheinland und Westfalen“ giebt ebenfalls 
an, dass sie unter den männlichen und weiblichen Ver¬ 
käufern bis zu 75 pCt. Erkrankte zählte, während die Mit¬ 
glieder aus anderen als offenen Verkaufsgeschäften weit 
günstigere Krankheitsziffern aufwiesen. Die Ortskranken¬ 
kasse für Handlungsgehilfen und -Lehrlinge zu Berlin end¬ 
lich kann mit zift'ermässigem Material aufwarten, das bis in 
alle Einzelheiten geht. Danach „ergiebt die in Bezug auf 
die Arbeitszeit als günstig zu bezeichnende Bank- und 
Büreaubranche auf 1000 erwachsene männliche Mitglieder 
103,51 Erkrankungen, die Kolonialwaarenbranche dagegen 
126,62, die Bazare sogar 182,26 Erkrankungen. Noch un¬ 
günstiger zeigt sich der Gegensatz bei den weiblichen An¬ 
gestellten. Für diese kommen auf 1000 erwachsene Mit¬ 
glieder in der Bank- und Büreaubranche nur 52,90 
Erkrankungen, in den Bazaren dagegen 105,97, in der Ko¬ 
lonialwaarenbranche sogar 120,33 Erkrankungen.“ Solche 
Thatsachen wiegen natürlich schwerer, als die allgemeinen 
Versicherungen der Freunde einer rosigeren Anschauungs¬ 


weise. Und es ist kaum nöthig, diesem Nachweis von den 
körperlichen Schäden der jetzigen Arbeitszeit in Laden¬ 
geschäften noch denjenigen von der analogen Einwirkung 
auf das geistige und das Familienleben des Ladenpersonals 
anzufügen, da ja selbstverständlich bei so beschaffenen 
materiellen Verhältnissen die ideellen weitgehend in Mit¬ 
leidenschaft gezogen werden. Es wirkt deshalb ausser¬ 
ordentlich erfrischend, dass in die Klagen über die mangelnde 
Zeit für die nöthige Fortbildung auch ein grosser Theil 
jener mehr auf die Seite der Prinzipale stehenden Vereine 
lebhaft einstimmt, die vorher die materiellen Wirkungen 
der übermässigen Arbeitszeit oder gar die letztere selbst 
bestritt. Damit wird eigentlich selbst von dieser Seite 
nachträglich Manches zugestanden, was vorher geleugnet 
werden sollte. Das Ladenpersonal, das nicht einmal die 
Zeit zur nothwendigsten geistigen Fortbildung findet, kann 
unmöglich unter körperlich gesunden Verhältnissen be¬ 
schäftigt werden. Der Grund, der die Prinzipalvereine zu 
diesem indirekten Zugeständniss brachte, ist ja sehr leicht 
erkennbar: unter der mangelhaften geistigen Ausbildung 
des Personals leiden Geschäft und Prinzipal mit, die körper¬ 
lichen Schäden der langen Ladenzeit lassen sie aber so 
gut wie unberührt, die hat der einzelne Angestellte auszu¬ 
kosten. 

Deijenige Theil der Gutachten, welcher bei seinen 
Aeusserungen über die zur Verbesserung dieser Verhält¬ 
nisse nothwendigen gesetzgeberischen Maassregeln auch 
ferner von den thatsächlichen Verhältnissen abstrahirt und 
sich mit Ein wänden, wie demjenigen der geschäftlichen 
Schädigung durch eine Arbeitsverkürzung begnügt, kann in 
Folgendem füglich ausser Betracht bleiben, denn es lohnt 
nur, mit wirklich orientirten Gutachtern zu rechten. That- 
sächlich befürwortet der fast ausschliesslich selbständige 
Detaillisten umfassende „Centralverband Deutscher Kauf¬ 
leute“ die Beschränkung der Ladenzeit, wie sie ein Unter¬ 
verband der Prinzipale für Rheinland-Westfalen durch Be¬ 
schluss vom 18. September 1893 anzustreben erklärte. Es 
lässt sich ferner feststellen, dass die gegnerischen kleinen 
Prinzipalvereine, wie der von Grottkau in Schlesien, welcher 
behauptet, „dass schon in Folge der Sonntagsruhe die Mo¬ 
ralität der Lehrlinge stark gelitten habe“, direkt widerlegt 
werden durch Aeusserungen ihrer eigenen Kollegen¬ 
vereine aus der nächsten Nachbarschaft, wie denn z. B. in 
der letzten Maiversammlung des Breslauer Detaillisten¬ 
vereins ein Prinzipal unter Zustimmung der Mehrheit aus¬ 
führte, „dass die Verkürzung der Arbeitszeit eine Wohlthat 
sein werde; die lange Arbeitszeit schrecke so sehr vom 
Stande der Kolonialwaarenhändler ab, dass demselben nur 
ein sehr mangelhaftes und ungeeignetes Lehrlingsmaterial 
zugeführt werde. Schon seit Einführung der Sonntagsruhe 
im Handelsgewerbe habe sich dies gebessert; das Angebot 
von Lehrlingen sei stärker geworden, und dadurch werde 
auch eine sorgfältigere Auswahl ermöglicht.“ Schade, dass 
diese Ausführungen in der amtlichen Drucksache fehlen; 
es mangelt jedoch nicht an Aeusserungen in der gleichen 
Richtung. Als communis opinio der orientirten Interessen¬ 
ten darf festgestellt werden, dass eine zwölfstündige effek¬ 
tive Arbeitszeit für Lebensmittel- und Kolonialwaaren- 
geschäfte, eine zehnstündige für alle übrigen Branchen 
wünschenswerth und durchführbar ist. Damit ist freilich 
der Weg, auf welchem diese Arbeitszeitverkürzung einge¬ 
führt werden könnte, noch nicht gegeben. Er wird in der 
amtlichen Druckschrift zunächst nur von einer kleineren 
Anzahl allerdings der bedeutendsten Organisationen ange¬ 
deutet; aber er hat inzwischen auf dem Münchener Ver¬ 
bandstage der Kaufmännischen Vereine vom 11. Juni d. J. 
(vgl. Sozialpolitisches Centralblatt No. 38, UI. Jahrg.) die 
allgemeine Zustimmung gefunden und deshalb wohl alle 
Aussicht, diejenige Form zu werden, in welcher hoffentlich 
recht bald die Regelung der Arbeitszeit im Ladengeschäft 
erfolgt: die einheitliche Schlussstunde aller Läden etwa 
8 Uhr Abends. 

Die Begründung dieser Lösung ist S. 56 ff. der amt¬ 
lichen Druckschrift von verschiedenen Vereinen ausführlich 
gegeben und geht kurz dahin, dass die Arbeit am Morgen 
nichts schadet, folglich auch nicht begrenzt zu werden 
braucht, dass jedoch das natürliche Ruhebedürfniss am 
Abend für Prinzipale und Gehilfen nur dann wieder in seine 



No. 43. 


SOZIALPOLITISCHES CENTRALBLATT. 


515 


Rechte eingesetzt werden kann, wenn man die illoyale Kon¬ 
kurrenz durch eine möglichst einheitliche Schlussstunde 
beseitigt. „Möglichst einheitlich“ — das ist nebenbei der 
Hauptwunsch, der charakteristischer Weise immer wieder¬ 
kehrt; „ohne jede Ausnahme bezüglich Zeit und Ort“, so 
verschärft der Verband der Detaillisten an einer anderen 
Stelle seine Forderung. Die Kaufleute haben eben aus dem 
Wirrwarr lokaler Bestimmungen über die Sonntagsruhe 
gelernt, das merkt man ihren Aeusserungen an. Einzelne 
Vereine wünschen nun noch eine einstündige Verlängerung 
für Lebensmittel- und Kolonialwaarengeschäfte oder am 
Samstag Abend eine völlige Aufhebung der Beschränkung, 
ein Wunsch, der hoffentlich keine Aussicht auf Erfüllung hat. 
Den Cigarrengeschäften möchten die Einen ebenfalls das 
Privileg verlängerter Arbeitszeit zugestehen, während die 
Anderen nichts von demselben gerade für diese Branche 
wissen wollen. Dann kommen noch die zahlreichen Wünsche 
wegen Ausnahmen für Markt- und Festzeiten. Da findet 
sich vieles Uebertriebene, und der Gesetzgeber hat hier 
sehr vorsichtig zu sein, mindestens in der Art, wie er die 
Ausnahmen gestatten will: womöglich lediglich im Gesetz 
selber, nicht durch Einzelverfügungen auf dem Verwaltungs¬ 
wege. Nach Allem zu urtheilen, braucht es nur ein Jahr der 
Bewährung für die möglichst einheitliche Abendschlussstunde, 
um in den Kreisen der einsichtigen Kaufleute alle Aus¬ 
nahmewünsche fast verstummen zu machen. Denn das ist 
der unverkennbare Zug, der durch die meisten Gutachten 
geht: die lebhafte Sehnsucht nach einer Beseitigung der 
jetzigen Anarchie in den Ladenzeiten. 

Was noch keine befriedigende Beantwortung durch die 
vorliegenden schriftlichen Gutachten erhalten hat, führt uns 
nun zum Schluss zu den noch in Aussicht stehenden münd¬ 
lichen Vernehmungen, wie sie die Reichskommission für 
Arbeiterstatistik in ihren letzten Verhandlungen vom 26. 
Juni d. J. ausserordentlich zu beschränken beschlossen hat. 
Noch nicht genügend erörtert ist u. E. durch die vorliegende 
Druckschrift die Frage nach einem besonderen Schutz für 
das jugendliche Ladenpersonal, wie umfassender statt der 
Lehrlinge gesagt werden soll, sowie in zweiter Linie die 
eventuelle Nothwendigkeit eines Schichtwechsels für diejeni¬ 
gen Branchen, denen man eine spätere Abendschlussstunde 
zugestehen sollte, lieber die Ordnung der Kündigungsfristen 
brauchen keine Worte mehr verloren zu werden, hier hat 
sich die einmonatliche Minimalfrist als gemeiner Wunsch 
herausgeschält. Die Verhältnisse der Hausdiener und Packer 
in Ladengeschäften, welche im zweiten Theil der amtlichen 
Druckschrift erörtert worden, sollen besonderer Besprechung 
Vorbehalten bleiben. Aber besonders der Schutz des ju¬ 
gendlichen Ladenpersonals erheischt noch eine weit aus¬ 
führlichere Behandlung, als er sie bisher gefunden hat. Hier 
ruht der Angelpunkt der sozialen Beschwerden im Kauf¬ 
mannsstande: die unerträglichen Zustände bezüglich der 
Arbeitszeit, wie sie jetzt in Ladengeschäften bestehen, hätten 
garnicht derartig einreissen können, sie hätten längst einen 
widerstandslustigeren Gehilfenstand gefunden, wenn nicht 
die Unterdrückung jeder selbstständigen Regung systema¬ 
tisch schon beim Lehrling durch eine beispiellose Aus¬ 
nutzung seiner Arbeitskraft begonnen würde. Hier heisst 
es einsetzen, wenn nicht bloss äusserlich gebessert, sondern 
innerlich Gesundes geschaffen werden soll. Ueber diese 
Kardinalfrage im Handelsgewerbe, über die Nothwendigkeit 
eines besonderen materiellen und geistigen Schutzes für 
jugendliches Ladenpersonal können und wollen aber nur 
36 Prinzipale und 36 Gehilfen, wie sie die Reichskommission 
nach ihrem neuesten Beschlüsse leider statt der früher ins 
Auge gefassten 6—800 mündlich vernehmen will, sicher 
keine erschöpfende Auskunft geben. Auch in anderer Hin¬ 
sicht bedarf das thatsächliche Material vom Herbst 1892 
noch wesentlicher Ergänzung. Es wäre nur zu begrüssen, 
wenn der Reichskanzler nicht den letzten, sondern den 
früheren Beschluss der Reichskommission ausführen Hesse 
und durch Kommissare im Lande die Vernehmung der 
grösseren Anzahl von Auskunftspersonen über die mancher¬ 
lei noch ungeklärten Fragen anordnete. Die Paradever¬ 
nehmung von 72 ausgewählten Sachverständigen vor ver¬ 
sammelter Kommission und Regierungsvertretern kann dann 
immer noch nachfolgen. Vorläufig vermag sie die Informa¬ 
tion, die aus den extensiv betriebenen mündlichen Verhören 


an Ort und Stelle fliessen würde, in keiner Weise zu er¬ 
setzen. 

Frankfurt a. M. Max Quarck. 

Amtliche Mittheilxingen über Bergarbeiterverhältnisse 
in Oesterreich. Ein vor Kurzem erschienenes Heft des „Sta¬ 
tistischen Jahrbuches des k. k. Ackerbauministeriums“ be¬ 
schäftigt sich vorwiegend mit dem Bergarbeiterstand im 
Jahre 1892 in Oesterreich. Neben einer Statistik der be¬ 
schäftigten Arbeiter werden auch „annäherungsweise durch¬ 
schnittliche“ Daten für den Tagesverdienst der einzelnen 
Arbeiterkategorien in den verschiedenen Bergbauzweigen der 
einzelnen Kronländer gegeben. Die Ziffern sind auf Grund 
unkontrolirter Angaben der Unternehmer zusammengestellt, 
sie dürften deshalb kaum als zuverlässig gelten; mit Be¬ 
rücksichtigung der Quelle können die offiziell mitgetheilten 
Daten, die noch immer traurig genug sind, doch ein „an¬ 
näherungsweises“ Durchschnittsbild österreichischer Berg¬ 
arbeiterverhältnisse geben. 

Die Zahl der in Oesterreich beschäftigten Berg- und 
Hüttenarbeiter betrug 


1892 gegen 1891 

männliche 108557 — 4618 

weibliche 7127 — 211 

jugendliche 6 234 193 

Kinder 168 — 59 


Die Zunahme der jugendlichen Arbeiter trotz einer Ab¬ 
nahme der gesammten nelegschaflen um fast 4 pCt. erscheint 
charakteristisch. 

Für den Bergbau in Böhmen werden folgende durch¬ 
schnittliche Tagesverdienste im Jahre 1892 angegeben (in 
Gulden): 



Steinkohlen- 

Braunkohlen- 

Eisenstein- 


Bergbau 

Bergbau 

Bergbau 

Steiger 

1.62 

1.72 

1.36 

Häuer 

1.26 

1.48 

1.03 

Förderer 

0.94 

1.15 

0.80 

Säuberer 

0.51 

0.77 

0.32 

männl. Tagarbeiter 0.74 

0.97 

0.70 

weibl. „ 

0.48 

0.68 

0.44 

jugendl. „ 

0.45 

0.68 

0.38 


Für das ebenfalls bedeutende Mährisch-Ostrauer Revier 
werden um ca. 15 pCt. höhere Lohnziffern angegeben. Für 
die schlesischen Kohlenreviere werden folgende Ziffern ge¬ 
geben: Steiger 2 fl. 16 kr., Häuer 1 fl. 25 kr., Förderer 
93 kr., Säuberer 67 kr., männliche Tagarbeiter 91 kr., weib¬ 
liche 47 kr. und jugendliche Arbeiter 38 kr. Aehnlich ge¬ 
stalten sich die Daten für die steirischen Reviere. Ganz 
bemerkenswerth niedrig sind die Bergarbeiterlöhne in Dal¬ 
matien (Kohle und Asphalt); daselbst erhalten Aufseher 
durchschnittlich 1 fl. 10 kr., Häuer 90 kr., Förderer 70 kr., 
Säuberer 50 kr. und Taglöhner 25—50 kr. täglich für die 
zehnstündige Schicht. Uebrigens werden auch für gaUzische 
Kohlenreviere Häuerlöhne von 80 kr. pro Tag ausgewiesen. 

In den ärarischen Salinen sind die Löhne von be- 
merkenswerther Niedrigkeit; welche Bedeutung die lOpro- 
centige Lohnerhöhung für die in denselben beschäftigten 
Arbeiter hat — mit dieser begann Finanzminister v. Plener 
bekanntlich seine Thätigkeit — mag aus folgenden Ziffern 
hervorgehen: In Oberösterreich betrug der Tagesverdienst 
eines Arbeiters bei achtstündiger Schicht in der Grube und 
zwölfstündiger Schicht über Tage für den Häuer 1 fl. 4 kr., 
den Förderer 78 kr. und den Tagarbeiter 60 kr. bis 1 fl. 5 kr. 
Der Durchschnittsverdienst in den Salzburger Salinen be¬ 
trug 50—74 kr. und in Galizien 70 kr. bis 1 fl. 9 kr. beim 
Bergbau, zwischen 79 kr. und 93 kr. bei den Sudwerken. 

Ein Seitenstück zu den Salinenlöhnen geben die Lohn¬ 
ziffern für die Naphtabetriebe in Galizien, bei welchen 
8212 Arbeiter beschäftigt waren, ln dem grössten Bezirke, 
Drohobyez (Boryslaw) beträgt der Verdienst pro Schicht 
50—60 kr. für einen Obertagsarbeiter, 70—80 kr. für einen 
Grubenförderer, 90 kr. bis 1 fl. 10 kr. für einen Häuer, 
1 fl. 20 kr. für einen Schachtmeister, 1 fl. bis 1 fl. 40 kr. für 
einen Betriebsaufseher, 40—50 kr. für Weiber und 40— 45 kr. 
für Kinder. Für die Erdwachserzeugung in Stanislau werden 
durchschnittliche Häuerlöhne von 60—80 kr., Schlepperlöhne 
von 40 - 60 kr. ausgewiesen. Der „Hang zu Spirituosen“, 
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der den Naphtaarbeitern vorgeworfen wird, scheint im Zu¬ 
sammenhang mit diesen Löhnen zu stehen; wo der Lohn 
nicht zu genügender Nahrung hinreicht, muss freilich zum 
Alkohol gegriffen werden. Die gewiss schmeichelhafte Be¬ 
merkung des amtlichen Berichterstatters: „In Boryslaw 
würden sich die Arbeiter durch Hebung ihres Sittlichkeits¬ 
gefühles zu sehr brauchbaren Individuen heranbilden 
lassen“ verkennt offenbar den Zusammenhang zwischen 
Lohn und Ethik; für eine 12stündige Schicht bei 60 kr. 
Lohn giebt es eben nicht viel Sittlichkeitsgefühl. Im Uebrigen 
werden die Arbeiter als „fleissig, bescheiden, willig und 
gehorsam“ bezeichnet. 

Es verdient hervorgehoben zu werden, dass den amt¬ 
lichen Mittheilungen zufolge die Einführung der achtstündigen 
Schicht weitere erhebliche Fortschrittein mehreren Revieren 
gemacht hat. Angeblich gestatten die bisherigen mangel¬ 
haften und widersprechenden Beobachtungen noch kein 
Urtheil über Verdienst und Leistung in der achtstündigen 
gegenüber der früheren zehnstündigen Schicht. 

Die Zahl der Verunglückungen beim Bergbaubetriebe 
in 1892 betrug 947 gegen 635 im Jahre 1891; auf je 1000 
männliche und jugendliche Bergarbeiter entfielen 4,667 (im 
Vorjahre 2,31) tödtliche und 4,05 (im Vorjahre 3,51) schwere 
Verunglückungen, Am meisten Verunglückungen zogen 
Grubenbrände nach sich. Den 1892 vorgekommenen Schlag¬ 
wetterexplosionen fielen 61 Arbeiter zum Opfer. 


Gewerkschaftliche Arbeiterbewegung. 


Der PuUman-Strike. 

Fast zwei Monate lang hat in den Vereinigten Staaten 
ein Strike der Eisenbahnarbeiter das gesammte wirthschaft- 
liche Leben erschüttert, der als eine erste Kraftprobe der 
neu gegründeten grossen Eisenbahnarbeitergewerkschaft 
(American Railway Union) im Kampfe gegen die das ge¬ 
sammte Volksleben bedrückenden Eisenbahngesellschaften 
anzusehen ist. Daraus erklärt sich die Erbitterung, mit der 
er von den Arbeitern selbst geführt wurde, und die Sym¬ 
pathie, die er in weitesten Volkskreisen fand, besonders 
in Californien, doch auch am Herde des Ausstandes, in Illinois 
und in anderen Staaten. 

Dem Umfange des Unionsgebietes, der Betriebsamkeit 
seiner Einwohnerschaft entsprechend, hat das Eisenbahn¬ 
wesen dort eine Ausdehnung und einen Einfluss erlangt, 
wie nirgends sonst in der zivilisirten Welt. Nach dem im 
Jahre 1889 erstatteten, jetzt allerdings durch die innere Ent¬ 
wickelung überholten „Bericht des Commissioner of Labor“ 
über das amerikanische Eisenbahnwesen^) betrug die Zahl der 
Eisenbahngesellschaften am 30. Juni 1889 annähernd 1718, 
die Länge ihrer Bahnen 156400 englische Meilen. 689 912 
Angestellte waren damals beschäftigt, darunter Zugpersonal 
135 580, Weichensteller und Streckenpersonal 318^, andere 
Angestellte 522436. Jetzt werden die Bahnen auf 170 (XX) 
Meilen Länge und 1 Million Angestellter geschätzt. Im 
Jahre 1892 wurden 556 Mül. Reisende und 704 Mill. Tonnen 
Frachtgüter auf den amerikanischen Eisenbahnen befördert 
und die Zugkilometer betrugen 831 Mill. Das Anlagekapital 
wurde auf 10649 Mill. Dollars geschätzt. Die reissend fort¬ 
schreitende Konzentrirung des Kapitals brachte die Macht 
letzterer Zeit mehr und mehr in die Hände weniger Kapi¬ 
talisten, die das Eisenbahnwesen des Landes und indirekt 
sogar die politische Maschinerie kontrollirte. 

In einem wenig erfreulichen Gegensatz zu dieser Kapi¬ 
talsmacht im Eisenbahnwesen steht die rechtliche und that- 
sächliche Haltung der Angestellten. Während in keinem 
Lande der Welt das Eisenbahnwesen stärker entwickelt, in 
keinem Berufszweige die Betriebsgefahr für die Angestellten 
grösser ist, fehlt den Vereinigten Staaten völlig ein Gesetz, 
das die Entschädigungspflicht der Unternehmer für Betriebs¬ 
unfälle in einer der modernen Auffassung über Unter¬ 
nehmerhaftpflicht entsprechenden Weise regelt. Für die 
Beziehungen zwischen Unternehmern und Arbeitern ver- 


*) Fifth Annual Report of thc Commissioner of Labor 1889. 
Railroad Labor. Washington, Govennent Printing Office 1890. 


schwindet fast überall in den Vereinigten Staaten das alte 
englische Common Law, das auf Ueberlieferung beruhende 
Volksrecht aus der vorkapitalistischen Zeit. Für die Frage 
der Betriebsunfälle ist es nun entscheidend, dass die hand¬ 
habenden Rechtsgelehrten aus dem Common Law die 
„Doktrin der gemeinsamen Beschaffung“ herausdestillirt 
hatten. Diese dem Kapitalisten äussert bequeme Doktrin 
macht den Unternehmer nicht entschädigungspflichtig für 
Unfälle seiner Angestellten, wenn der Unfall sich auf die 
Nachlässigkeit eines anderen Angestellten zurückführen lässt. 
Die Juristen gehen nämlich bei dieser Schlussfolgerung von 
der Fiktion aus, dass der Arbeiter, der einen Dienst über¬ 
nehme, sich ja von der Befähigung seiner Mitarbeiter über¬ 
zeugen könne und es deshalb seine eigene Schuld sei, wenn 
er durch die mangelhafte Pflichterfüllung seines Mitange¬ 
stellten zu Schaden käme. Auf Grund dieser Annahme hat 
z. B. ein Lokomotivheizer, der bei Entgleisung eines Zuges 
durch Schuld eines Weichenstellers zu Schaden kommt, 
keinen Anspruch auf Entschädigung an die Unternehmer, 
da ja der Weichensteller, den er wie Tausende von son¬ 
stigen Angestellten der Gesellschaft nie zu Gesicht bekommt, 
sein „Mitangestellter“ ist. In England war dieses unge¬ 
heuerliche Juristenrecht zuerst durch das Haftpflichtgesetz 
von 1880 durchbrochen worden; doch war auch dort die 
„Doktrin“ der gemeinsamen Beschäftigung nicht völlig 
durchbrochen worden. Noch jetzt kämpfen die englischen 
Arbeiter um deren Beseitigung. In den Vereinigten Staaten 
wurde diese englische Gesetzgebung nur von den Staaten 
Massachusetts und Alabama nachgeahmt. In den übrigen 
Staaten wird noch jetzt in Betriebsstreitigkeiten nach dem 
Common Law entschieden. Die „Doktrin der gemeinsamen 
Beschäftigung“ wird in dieser Anwendung nur etwas ge¬ 
mildert durch die praktische Rechtsprechung, wiederum 
unter Anwendung willkürlicher Fiktionen. So ist für den 
Staat Illinois durch dessen höchsten Gerichtshof das Prä¬ 
judiz geschaffen worden, dass ein Abtheilungsarbeiter, der 
mit der Verladung von Eisen auf einen Eisenbahnwagen be¬ 
schäftigt war und dabei von einem Zuge überfahren wurde, 
nicht als Mitbediensteter des Zugpersonals anzusehen ist 
und deshalb Entschädigung von der Gesellschaft beanspruchen 
kann. Solche Annahmen bestätigen übrigens nur die erbar¬ 
mungslose Regel, die den verstümmelten Eisenbahnarbeiter 
in 9 unter 10 Fällen der Unfallentschädigung beraubt. Dazu 
kommt, dass auch dann, wenn nach dem Common Law der 
Arbeiter eine Entschädigung beanspruchen könnte, weil der 
Unternehmer persönlich den Unfall verschuldet hat, er auf 
dem Rechtswege sich die Entschädigung noch erstreiten 
muss. Der Rechtsweg ist aber nicht nur langwierig, 
sondern auch theuer und immer bequemer für den reichen 
Unternehmer, als für den armen Arbeiter. 

Vom Landesrecht im Stich gelassen, haben die ameri¬ 
kanischen Eisenbahnarbeiter längst versucht, sich durch 
Vereinigung gegenseitige Unterstützungen zu verschaffen. 
Eine Anzahl „Bruderschaften“ wurde von den verschie¬ 
denen Beschäftigungszweigen der Eisenbahnarbeiter im Laufe 
der letzten Jahre gegründet. Die wichtigste darunter ist die 
im Dezember 1867 begründete „Grand International Bro- 
therhood of Locomotive Engineers“, der Verein der Ma¬ 
schinisten. Er gründete eine auf dem Gegenseitigkeitssystem 
beruhende Versicherung seiner Mitglieder gegen den Ver¬ 
lust von Gliedern und gegen den Tod. Die Versicherung 
auf den Todesfall z. B. beträgt 1500—4500 Dollars, je nach 
Höhe der Einlagen. Daneben laufen Versicherungen gegen 
Krankheit (Beitrag 50 Cents monatlich, Krankengeld 10 bis 
12 Dollars wöchentlich), endlich eine Unterstützungskasse 
für unverschuldet in’s Elend gekommene oder beschäftigungs¬ 
los gewordene Mitglieder. Ferner verfolgt der Verein auch 
noch Bildungsbestrebungen aller Art und sucht von den 
Kompagnien gerechte Prüfungsnormen für die Anstellung 
von Eisenbahnarbeitern und eine Avancementsordnung zu 
erwirken. Die Bruderschaft hat bis zum Jahre 1892 aus 
ihrer Unfallskasse 3 Millionen Dollars, aus dem Unter¬ 
stützungsfonds 500000 Dollars ausbezahlt. Sie besitzt ein 
eigenes Vereinsorgan in Cleveland, Ohio. Weniger umfang¬ 
reich und bedeutend sind die Bruderschaften der Eisen¬ 
bahnschaffner, die der Weichensteller und die der Bremser. 

Angestachelt und beunruhigt durch das Vorgehen der 
Arbeiter haben nun nachträglich auch einige Eisenbahn- 
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gesellschaften für ihre Arbeiter Wohlfahrtseinrichtungen zu 
schaffen gesucht. Doch ist es damit nur recht dürftig be¬ 
stellt. Nach der Enquete von 1892 hatten unter den 3^ be¬ 
fragten Gesellschaften nur 59 eine Versicherungskasse, 
Krankenfonds oder LJnterstützungskasse, und selbst die 
besten davon bleiben hinter den Leistungen der Arbeiter¬ 
vereine weit zurück. Die übrigen 291 Bahnen hatten über¬ 
haupt nichts derartiges. Für Speise- und Schlafstellen, Mahl¬ 
zeiten oder Betten zu herabgesetzten Preisen sorgten nur 
52 Gesellschaften, 298 nicht. Bios 48 Gesellschaften sorgten 
für die technische Fortbildung ihrer Leute. Eine Fürsorge 
für ausgediente Beamte kannten von den untersuchten 350 
Eisenbahngesellschaften nur 13. Ist ein Beamter durch einen 
Betriebsunfall für seinen bisherigen Dienst unfähig ge¬ 
worden, so wird er nur bei 125 Gesellschaften für die An¬ 
stellung in einem anderen Dienstzweig vorzugsweise berück¬ 
sichtigt; bei den 225 anderen kümmert man sich nicht ein¬ 
mal so viel um ihn. Von den Arbeiterführern ist denn 
auch der Verdacht ausgesprochen worden, dass die ge- 
sammten dürftigen Wohlfahrtseinrichtungen der Gesell¬ 
schaften nur den Zweck haben, den eigenen Vereinen der 
Arbeiter die Lebensadern zu unterbinden. 

Die Unsicherheit der Existenz, die Aussichtslosigkeit 
auf einen Lebensunterhalt für den Fall der Invalidität haben 
nun auch ein für diesen gefährlichen Betrieb sehr bedenk¬ 
liches Fluktuiren der Eisenbahnarbeiter erzeugt. Nach den 
Angaben des Commissioners of Labor, der bei 60 Gesell¬ 
schaften die Verhältnisse von 224570 Angestellten besonders 
erforschte, war jeder Arbeiter nur durchschnittlich 147 Tage 
im Jahre im Dienst, so dass also nur eine geringe Anzahl 
dauernd an einer Stelle ausharrte, während die über¬ 
wiegende Mehrzahl 2—3 Mal jährlich ihre Stellungen 
wechselte. 25 pCt. der Arbeiter hielten nur 25 Tage und 
darunter bei einer Gesellschaft aus, 19 pCt. brachten es zu 
einer ununterbrochenen Dienstzeit von 301 bis 365 Tagen, 
und nur 21/2 pCt. zu einer Dienstzeit von mehr als einem 
Jahr. 

Ein so starker Wechsel in diesem schwierigen Dienst 
zeigt denn auch, wie zu erwarten ist, seine Wirkung in den 
Unfallziffern. In dem Jahre vom 1. Juli 1887 bis zum 
30. Juni 1888 gab es nach dem Bericht der Interstate Com¬ 
merce Commission auf einer Anzahl Bahnen, die 92792 pCt. 
der Bahnlänge der Vereinigten Staaten umfassen, folgende 


Unfälle: 

Getödtete Personen. 5282 

verletzte „ . 25888 

darunter getödtete Beamte . . 2070 

„ verletzte „ .. 20148 


Im Einzelnen ergiebt sich, dass die Bremser dem Aus¬ 
weis ihrer Bruderschaft zufolge den am meisten gefährdeten 
Dienst haben. Jährlich wird von ihnen der 88. Mann getödtet. 

Die ungünstige Lage der Eisenbahnangestellten hat nun 
bereits mehrere Male in Amerika zum Ausbruch grosser 
Strikes geführt, ohne dass dadurch eine Besserung der Ver¬ 
hältnisse herbeigeführt wurde. Schliesslich sind die Ar¬ 
beiter zu der Erkenntniss gekommen, dass nur der Zu¬ 
sammenschluss aller auf den Eisenbahnen beschäftigten Ar¬ 
beiter und Angestellten ihnen ein besseres Loos verschaffen 
könne, und diese Erkenntniss führte vor einem halben 
Jahre zur Bildung der American Railway Union, deren Prä¬ 
sident Herr Debs wurde. Die Union ist jetzt zum ersten 
Male in grossem Maassstabe in Wirksamkeit getreten. An¬ 
lass dazu bot ihr der Strike der Arbeiter auf den Pullman- 
werken. 

Der bekannte Unternehmer und Fabrikant der nach ihm 
benannten Pullman-Palastwagen, der Leiter der Pullman- 
Palace-Car-Company hat in der Nähe von Chicago, am 
Calumet-See, eine eigene Arbeiterstadt erbaut, die in den 
Jahren 1880—81 fertiggestellt wurde und jetzt etwa 14000 
Einwohner umfasst. Die ganze Stadt Pullman und ihre 
Umgebung meilenweit ist im Privatbesitz des Herrn George 
M. Pullman. Jedes Haus, jedes Geschäft gehört dem Unter¬ 
nehmer, der aus den Miethen und aus dem Kleinhandel 
einen bedeutenden Sondernutzen gezogen hat. Ernst v. Hesse- 
Wortegg sagt in seinem Werke „Chicago“ über die Stadt 
Pullman: „Nach den Erkundigungen, die ich in verschie¬ 
denen Häusern einzog, beläuft sich der Miethzins zwischen 
14 und 25 Dollars monatlich. Die grössten Häuser werden 


mit 100 Dollars bezahlt. Schon bei einem Durchschnitt von 
30 Dollars monatlicher Miethe ergiebt sich eine 8procentige 
Verzinsung des Anlagekapitals.“ 

Herr Pullman selbst bestreitet jetzt allerdings, so grosse 
Vortheile gehabt zu haben. Im letzten Jahre sei seine Ka¬ 
pitalverzinsung aus der Hausvermiethung auf 3,82 pCt. ge¬ 
sunken. Immerhin beweist auch dieser Profit in „schlechten 
Zeiten“, dass die Stadt Pullman keineswegs ein philan¬ 
thropisches Unternehmen, als welches sie ausgeschrieen 
wurde, sondern eine ganz gewöhnliche Geschäftsspekulation 
ist. Ausser den Hausmiethen zog Pullman aber auch noch 
andere Nutzen aus den Anlagen. So rechnet ihm die New- 
Yorker Volkszeitung nach, dass die Miether für Wasser um 
zwei Drittel mehr bezahlen müssen als ausserhalb seiner 
Stadt. Dazu kommt, dass die Arbeiter seiner Fabrik durch 
allerhand indirekte Maassregelungen gezwungen werden, in 
der Stadt zu wohnen und dort ihre Einkäufe zu besorgen. 
So erzählt der Arbeiter Featherstone: „Er habe sich ein 
Heim zu Burnside Crossing, ebenfalls in Cook County, er¬ 
worben und sei von dort morgens zur Arbeit nach Pullman 
gekommen. Doch da sei es ihm wie so manchem Anderen 
ergangen. Im Dezember letzten Jahres habe ihm der Vor¬ 
mann angekündigt, dass er wieder nach Pullman ziehen 
müsse, widrigenfalls ihm seine Stelle genommen würde.“ 
Auch andere Fälle dieser Art sind festgestellt worden. 

Die vonährige Depression im amerikanischen Handel, 
die sich in Chicago besonders nach Schluss der Weltaus¬ 
stellung bemerkbar machte, wurde nun von Pullman zu um¬ 
fassenden Lohnkürzungen benutzt. Die Angaben über deren 
Umfang schwanken zwischen 331/3 und 65 pCt. Jedenfalls 
wurde dadurch ein ganz unerhörter Druck auf die Lebens¬ 
haltung der Arbeiter ausgeübt. Eine furchtbare Erbitterung 
bemächtigte sich ihrer, der der Präsident des Eisenbahn¬ 
arbeitervereins, Debs, in den Worten Ausdruck gegeben 
hat: „Seit den letzten fünf Jahren lässt die Pullman-Kom- 
pagnie ihre Angestellten systematisch verhungern. In den 
Grenzen von Pullman’s Jurisdiktion giebt es keinen freien 
Mann, keine freie Frau, kein freies Kind. Diejenigen, welche 
in seiner Kompagnie eine Stellung annehmen, werden Sklaven 
wie die Verbannten in Sibirien. Ich würde lieber ein 
hungriger, verlumpter, aber im Gefühl meiner Menschlich¬ 
keit stolzer Vagabund sein als George M. Pullman, der 
grösste Tyrann der Welt, mit allen seinen Millionen!“ 

Seit Mitte Mai waren die Arbeiter in Verhandlungen 
wegen Rückführung der Löhne auf den alten Stand ge¬ 
treten. Anfangs erklärte Pullman, er wolle aus seinen 
Büchern beweisen, dass er nicht höhere Löhne zahlen könne. 
Schliesslich verweigerte er indess die Einsicht in seine 
Bücher. Dies steigerte die Erbitternng der Arbeiter. Am 
11. Mai legten 4300 Mann die Arbeit nieder. Zunächst ver¬ 
suchte die American Railway Union eine Vermittelung. Es 
wurde ein Schiedsspruch vorgeschlagen. Eine Schilderung 
Mr. Stead’s in der „Westminster Review“ zufolge fand sich 
ein von der Generalkonvention entsendetes Komitee auf der 
Direktion ein und erklärte, dass, falls die Kompagnie nicht 
auf ein Schiedsgericht einginge, am 26. Juni ein allgemeiner 
Boykott gegen die Pullman Cars eintreten werde. Nachdem 
das Komitee 25 Minuten antichambrirt hatte, erschien der 
Direktor und fragte die Leute, ob sie wüssten, in welcher 
Lage sich die Gesellschaft infolge ihres Schrittes befände? 
„Vollständig!“ war die Antwort. „Dann müssen Sie auch 
wissen, dass die Pullman-Kompagnie in keiner Weise die 
American Railway Union anerkennt,“ lautete die Erwiderung. 

Damit war der Krieg zwischen der Pullman-Gesellschaft 
und der Railway Union mit ihren 370 Mitgliedern erklärt. So¬ 
fort wurde von dem Exekutivausschuss der American Railway 
Union der Befehl ertheilt, dass kein Mitglied der Union in 
Zukunft mit dem Tran^ort der Pullman Cars etwas zu thun 
haben dürfe. Dieser Befehl wurde genau ausgeführt. Die 
Inspektoren weigerten sich, die Cars zu revidiren, die 
Weichensteller verliessen ihre Weichen, die Bremser die 
Bremsen, die Feuerleute und Maschinisten die Lokomotiven. 
Der erste Weichensteller, der sich weigerte, seinen Dienst 
zu versehen, wurde entlassen. Sofort gab die Union den 
Befehl, dass, falls ein „Scab“ (Strikebrecher) eingestellt 
würde, sämmtliche Arbeiter an der betreffenden Bahn den 
Dienst niederzulegen hätten. Infolge dieses Befehls wurde 
an zwei Dritteln der amerikanischen Eisenbahnen der Dienst 





518 


SOZIALPOLITISCHES CENTRALBLATT. 


No. 43. 


eingestellt. Verschiedene Bahnen führen nämlich keine 
Pullman-Wagen. Deshalb war im Westen, wo die Pullman 
Cars fast in allen Zügen eingestellt sind, der Boykott wirk¬ 
samer als im Osten. 

Auf den Verlauf des Strikes können wir im Einzelnen 
hier nicht eingehen. An verschiedenen Orten kam es zu 
Gewaltthätigkeiten zwischen den Strikenden und den Beamten, 
die mit Hülfe von Strikebrechern die Abfahrt der Züge er¬ 
zwingen wollten. 

Am 11. Juli wurde seitens des grossen „Ordens der 
Ritter der Arbeit" der Versuch gemacht, den Strikenden 
durch Anordnung einer allgemeinen Arbeitseinstellung im 
Lande Hülfe zu bringen. Es zeigte sich aber, dass der 
Orden seine Macht überschätzte. Er war in den letzten 
Jahren an Einfluss und Mitgliederzahl gesunken. Wie stark 
seine Mitgliederzahl ist, lässt sich, da sie geheim gehalten 
wird, schwer ermessen. Von einigen Seiten wird sie noch 
immer auf 1 Mill. angegeben, von anderen wird sie höch¬ 
stens Mill. hoch geschätzt. Der Generalstrike war ein 
Schlag ins Wasser, wie das von sozialistischer Seite vor¬ 
hergesagt worden war. Während diese Hülfe sich als eitel 
erwies, thürmte sich den Strikenden andererseits ein schwer 
übersteigliches Hinderniss entgegen. Die Bundesbehörde 
mischte sich ein. 

Der General-Bundesanwalt hatte ein Gutachten abge¬ 
geben, das ein Einschreiten des Bundes-Militärs ermöglichen 
sollte. Es ging dahin, dass jeder Zug, der einen Postwagen 
führt, insgesammt als Postzug zu gelten habe und die Aus¬ 
schaltung von Pullman-Wagen aus einem solchen Zuge eine 
Verletzung des Gesetzes involvire. Dagegen hatte im Senat 
ein populistisches Mitglied vergebens remonstrit. Präsident 
Cleveland erliess eine Botschaft, in der zum Schutze der 
Post die Freigebung der Züge gefordert und die Ansamm¬ 
lungen zur Hinderung der Züge verboten wurden. 

Da die schwachen Mittel der neubegründeten Railway 
Union erschöpft waren, hielten deren Führer es für rathsam, 
nachzugeben. Ist ihrer Weisung auch nicht sofort überall 
Folge geleistet worden, so ist der Strike doch im Erlöschen. 
Nur die Pullman - Arbeiter halten noch aus. Schwerlich 
lange noch. 

„Es wäre verfrüht“, jetzt ein Urtheil über die möglichen 
Folgen des Strikes abzugeben. Angesichts der Sympathie, 
der die Striker in weiten Bevölkerungskreisen begegneten, 
geht man aber wohl nicht fehl in der Erwartung, dass der 
Ausbeutung der Angestellten und des Publikums durch die 
Eisenbahngesellschaften in nächster Zeit auch in den Ver¬ 
einigten Staaten gesetzliche Schranken gezogen werden. 

Internationaler Eisenbahnarbeiter - Kongress. Der 

zweite internationale Eisenbahnarbeiter-Kongress soll in den 
Tagen vom 3. bis 6. Oktober in Paris stattfinden. Die vor¬ 
läufige Tagesordnung lautet; 1. Errichtung einer inter¬ 
nationalen Kasse; 2. Achtstundentag; 3. wöchentlicher Ruhe¬ 
tag; 4. Abschaffung des Güterdienstes an Sonntagen; 5. Mi¬ 
nimallohn; 6. Altersrente und 7. Bestimmung des Sitzes des 
dritten internationalen Eisenbahnarbeiter-Kongresses. 


Politische Arbeiterbewegung. 


Der belgische Sozialisteokongress. Am 15. Juli tagte 
der ausserordentliche Kongress der belgischen Sozialisten 
in Brüssel. Es handelte sich um die Aufstellung eines Pro¬ 
gramms für die im Herbst bevorstehenden Parlaments¬ 
wahlen. Die Bedeutung dieser Wahlen für Belgien erhellt 
aus der Thatsache, dass das neue Wahlrecht die Zahl der 
Wähler genau verzehnfacht — von 135236 auf 1 356629 er¬ 
höht hat. Nach dem Bericht des Vorwärts nahm der Kon¬ 
gress, zu dem etwa 400 Delegirte zusammengetreten waren, 
folgenden Antrag an: „Der Kongress spricht den Wunsch 
aus (emet le voeu), dass die Wahlkörper, überall, wo sich 
Aussichten darbieten, aus den tüchtigsten Genossen heraus 
Kandidaten aufzustellen, gleichviel ob dieselben dem Wahl¬ 
kreis angehören oder nicht.“ Ferner wurde „der Wunsch 
ausgesprochen, dass kein Parteigenosse, dem eine Kandi¬ 
datur ausserhalb seines Wahlkreises angeboten werde, sich 


der dornenvollen (p^rilleuse) Aufgabe entziehen möge, die 
Partei in der Kammer zu vertreten.“ 

Des Weiteren wurde beschlossen, dass jeder in die 
Kammer gewählte Parteigenosse ein Viertel seiner Diäten 
für Propagandazwecke zu verwenden und den Ueberschuss, 
d. h. was er nicht selbst verwendet, an den Generalrath zu 
entrichten habe. 

Die Wahlkomitees der einzelnen Wahlkreise werden be¬ 
auftragt, sofort an die Arbeit zu gehen und sich mit dem 
Generalrath, der die Gesammtwahlbewegung zu leiten hat, 
in beständiger Fühlung zu halten. In. den \Vahlkreisen, die 
noch ohne Organisation sind, hat der Generalrath die Pro¬ 
paganda zu organisiren. 


Arbeiterschutzgesetzgebung und Gewerbe¬ 
inspektion. 

Internationaler Kongress für Arbeiterschutz. Das 

Organisationskomitee des internationalen Kongresses für Ar¬ 
beiterschutz hat mit seinen Einladungen nicht durchweg den 
erwarteten Anklang gefunden. Es hat daher folgenden Be¬ 
schluss gefasst: 

„In Erwägung, dass ein internationaler Arbeiterkongress, 
an dem nicht alle Arbeiterparteien theilnehmen, leicht den 
proletarischen Charakter, der ihm eigen bleiben muss, ver¬ 
lieren kann, und da es bis dahin nicht gelungen ist, alle 
Arbeiterparteien zum Besuche des Kongresses zu bewegen, 
beschliesst das Organisationskomitee: Der Kongress wird bis 
auf Weiteres verschoben, dagegen ist die Propaganda für 
das spätere Zustandekommen des Kongresses und die dazu 
geeigneten Unterhandlungen fortzusetzen.“ 


Arbeiterversicherang, 


Zur Reform der Arbeiterversicherung. Wie wir Ber¬ 
liner Tagesblättern entnehmen, hat die Genossenschaftsver¬ 
sammlung der Brennerei-Berufsgenossenschaft vor kurzem 
folgenden Antrag des Landtagsabgeordneten Amtsraths 
Reinecke einstimmig angenommen: 

„Die Genossenschafts-Versammlung wolle beschliessen, 
dass sie die Einführung einer einzigen allgemeinen Ge¬ 
nossenschaft möglichst mit gleichzeitiger Einbeziehung 
der Kranken-, Invaliditäts- und Altersversicherung auf 
Grund der gesammelten Erfahrungen für sehr erstrebens- 
werth ansieht.“ 

Besonders warm befürwortet wurde dieser Antrag von 
dem Vorsitzenden der Genossenschaft, Landtagsabgeordneten 
V. Tiedemann, unter gleichzeitiger Empfehlung einer lokalen 
Organisation. 

Wie man sieht, leidet der Beschluss zwar an einiger 
Unklarheit, bewegt sich indess zweifellos auf der Linie einer 
wirklich durchgreifenden Reform. 


Armenwesen. 


Die Nachtasyle in Paris. Das Office du Travail ver¬ 
öffentlicht eine nicht uninteressante Statistik über die 
Frequenz der Nachtasyle in Paris in den beiden letzten 
Jahren. Derselben sind folgende Daten entnommen. Es 
existiren in Paris gegenwärtig 9 Asyle, die unentgeltliches 
Nachtlager und Betheiligung mit Suppe oder Brot bei An¬ 
kunft und Abgang gewähren; es sind dies zwei Municipal- 
Asyle mit zusammen 425 Plätzen, wo jedoch blos Männer 
aufgenommen werden, ferner vier Maisons de THospalitö 
de Nuit, die auch Frauen und Kinder Unterkunft gewähren, 
und schliesslich drei von der philanthropischen Gesellschaft 
egründeten Asyle nur für Frauen und Kinder. Für die 
requenz dieser Anstalten werden folgende Daten an¬ 
gegeben: 
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1892 

1893 

Männer . . . 

148 783 

146137 

Frauen . . . 

14 627 

15 590 

Kinder . . . 

8 373 

3221 

Zusammen 

166 783^) 

164 948 


Nach den Reglements der Asyle können die Aufge¬ 
nommenen nicht länger als drei aufeinander folgende Nächte 
verbleiben, mit Ausnahme spezieller Bewilligung, wobei 
jedoch die einem Sonn- oder Feiertage vorhergehenden 
Nächte nicht eingerechnet werden. Diese Frist wird auch 
im Durchschnitte allgemein erreicht: es bleibt jede aufge- 
nommene Person, so lange sie darf, und hängt die bezüg¬ 
liche Differenz wohl nur von der mehr oder minder strengen 
Handhabung der Hausordnung ab. 

Die Kosten der Anstalten umfassen Nachtlager, Ver¬ 
pflegung und Desinfektion der Kleider; die Ausgaben stellen 
sich in Francs folgendermaassen: 

durchschnittl. Kosten 


1892 


122800 


Hospitali- 
sation . 37 800 | 
Gemeinde- Verpfle- 

Asyle gung. . 33 000 ( 
Desinfek¬ 
tion . .52 0001 
Hospitalitd de Nuit .... 118 578 
Philanthropische Gesellschaft 37 554 


1893 per Kopf und Nacht 
1892 1893 

0,44 0,43 

42 000 
30 000 * 

270 000 

117 227 0,40 0,43 

41395 0,80 0,73 


Die hohen Kosten der Desinfektion in den Gemeinde¬ 
asylen ist auf den Gebrauch von Heissluft zurOckzufOhren, 
w^ährend man sich in den anderen Anstalten mit Schwefel— 
desinfektion begnügt. — In den Asylen gelangen an Be¬ 
dürftige auch Kleider und Schuhe zur Vertheilung, und in 
denen ‘der Hospitalit^ de Nuit sind auch Reparaturwerk¬ 
stätten eingerichtet. 

lieber die Nationalität geben bloss die Zusammenstel¬ 
lungen der Gemeinde-Asyle und der Hospitalitö de Nuit 
Aufschluss; es geht aus denselben hervor, dass ungefähr 
75 pCt. der gesammten Frequenz auf französische Pro¬ 
vinzialen entfällt, ca. 20 pCt. auf Pariser und der Rest auf 
Fremde, unter welchen die Elsässer das Hauptkontingent 
stellen. Was die Profession der in den Asylen Aufgenom¬ 
menen anlangt, so entfallen mehr als 25 pCt. auf Taglöhner; 
nennenswerthe Antheile entfallen auch auf Dienstpersonale 
verschiedener Kategorien und das Baugewerbe, doch sind 
mehr oder minder fast sämmtliche Arbeitszweige der ein¬ 
zelnen Industrien vertreten, und die Frequenz der Asyle 
seitens der 'freien Berufszweige ist auch nicht die spär¬ 
lichste; die Liste verzeichnet Architekten, Kanzlisten, Zeich¬ 
ner, Studenten, Ingenieure, Geometer, Journalisten, Pro¬ 
fessoren und Lehrer (274!), auch Pianisten und „Hommes 
de lettres“ als Asylgäste — ein trauriges Zeichen der fort¬ 
schreitenden Proletarisirung. 

Mehr oder weniger befassen sich sämmtliche Nacht¬ 
asyle auch mit der Stellenvermittelung für die Aufg^nom- 
menen, doch kaum mit nennenswerthem Erfolg; den grössten 
Erfolg hat in dieser Beziehung die philanthropische Gesell¬ 
schaft, die seit 1879 von 104.038 Frauen 29 379 Stellen ver¬ 
schafft hat; die Maisons THo^italitö de Nuit konnten von 
6460 Frauen nicht mehr als 23 unterbringen. 


Arbeitskolonien von Vagabunden und Bettlern in 
Belgien. Die ddpöts de mendicit^ in Belgien hatten im 
Jahre 1870 durchschnittlich 1925, im Jahre 1886 : 3933 und 
im Jahre 1887: 5(X)0 Arbeiter. Es traten in dieselben im 
Jahre 1870: 4836, im Jahre 1886: 13 659 Personen ein. Das 
Gesetz vom 27. November 1891 unterscheidet zuerst dreierlei 
Anstalten, die zur Unterdrückung der Vagabundage und 
des Bettels bestimmt sind: Korrektionshäuser (depöts de 
mendicite), nur für wirkliche Landstreicher bestimmt, die 
ihnen durch Gerichtsbeschluss zu strammer Disziplinirung 
zugew'iesen werden; Zufluchtshäuser (maisons de refuge); 


Auffallender Weise scheint man im Office du Travail 
wenig Werth auf eine richtige Addition zu legen; wie leicht zu 
konstatiren, beträgt die Gesammtfreqiienz 1892 nicht 166 783, wie 
die uns vorliegende Tabelle addirt. sondern 171 783. 


schliesslich für Personen unter 18 Jahren, die durch Ge¬ 
richtsbeschluss oder auf Verlangen der Kommunalbehörden 
zugewiesen werden. Schulen (öcoles de bienfaisance). In 
die Zufluchtshäuser werden diejenigen Personen eingelassen, 
die durch Arbeitslosigkeit zum Bettel gezwungen, also nicht 

E rofessionelle Landstreicher sind; die Kosten für den Unter¬ 
alt dieser internes volontaires trägt die Kommune. Gegen 
diese letztere Einrichtung sind viele Bedenken geltend ge¬ 
macht Worden; doch wird hervorgehobeh, dass die Zahl 
der Arbeiter, die noch vollständig arbeitskräftig sind und 
sich in solche Anstalten begeben, gering und wenigstens 
in den Jahren 1885—1889, für welche die Zahlen Vorlagen, 
in steter Abnahme begriffen ist. Die Zahl der kräftigen 
Männer, die zu dieser Klasse gehörten, betrug, in diesen 
Jahren in den Ackerbaukolonien Hoogstraten-Merxplas im 
Ganzen 740, die der Invaliden 1338; und zwar nahm die 
Zahl der völlig Arbeitskräftigen von 1885 bis 1869 von 231 
auf 78 ab. Die Zahl der Eintritte in die-beiden grossen 
Korrektionshäuser betrug dagegen 1891: 18265 und 1892: 
13722. 


Frauenfragen. 


Zur Frauenfrage. Im Januarhefte des „Monist“ (Chicago) 
hatte Ferrero aus „bio-soziologischen“ Gründen seinen und 
Lombrosos Standpunkt in der Frauenfrage entwickelt. Es 
entspreche, so meint er, der hohen Stelle, die der Mensch 
in der Entwickelungsreihe der organischen Wesen einnimmt, 
dass die Frau prinzipiell von jeder Arbeit auszuschliesseit 
sei — im Interesse ihrer häuslichen Thätigkeit, im Interesse 
des Arbeitslohnes der Männer, namentlich aber im Interesse 
der Nachkommenschaft. Im Aprilhefte antwortet Lester 
F. Ward, indem er noch nicht veröffentlichte statistische 
Daten heranzieht. Was sollen, so fragt er, die Frauen thun, 
die nicht heiratheu, für die also nicht gearbeitet wird? 
Nach dem Census von 1890 sind aber in den Vereinigten 
Staaten 17 183 988, d. h. 56,24 pCt. der Einwohner weib¬ 
lichen Greschlechts, ledig. Von den 16 293 326 weiblichen 
Einwohnern, die über 20 Jahre alt waren, waren 3 228 338 
ledig, d. h. ungefähr 20 pCt. Von den geschlechtsreifen 
Einwohnern weiblichen Geschlechts sind ungefähr 25 pCt. 
unverheirathet; von denen, die im Alter von 20—25 Jahren 
stehen: 53 pCt; zwischen 25—30 : 28 pCt.; zwischen 30 bis 
45: 20 pCt.; zwischen 45—55: 26 pCt.; über 60 Jahre: 65 
pCt. (die Wittwen natürlich eingerechnet). Alle diese Frauen 
entbehren also des „natürlichen Beschützers“ — ganz ab¬ 
gesehen von den Familien, in denen der Mann unmöglich 
lür den ganzen Unterhalt von Frau und Kindern durch 
eigene Arbeit aufkommen kann. Ward weist mit Recht 
darauf hin, dass eine ganze Anzahl von Beschäftigungen 
dem Körper der Frau nicht schaden und dass durch die 
letzten Statistiken der vielfach verbreitete Glauben, dass 
geistige Ausbildung der Frau ungünstig auf die Fortpflanzung 
einwirke, widerlegt wurde. 


Vermischtes. 


Verein für Sozialpolitik. Die diesjährige Generalver¬ 
sammlung des Vereins für Sozialpolitik findet am 28. und 
29. September in Wien im Saale des Oesterr. Ingenieur- 
und Architekten-Vereins, L Eschenbachgasse 9, statt. Die 
Tagesordnung lautet: I. Die Kartelle. Erster Referent: Herr 
Prof. Dr. Bücher (Leipzig). Einleitung in die Verhandlungen. 
Zweiter Referent: Herr C. Kockert, Direktor der Rohrbacher 
Zuckerraffinerie-Aktien-Gesellschaft (Wien). II. Das länd¬ 
liche Erbrecht. Erster Referent: Herr Geh. Oberreg.-Rath 
Dr. Thiel (Berlin). Einleitung in die Verhandlungen. Zweiter 
Referent: Herr Dr. Michael Hainisch, Gutsbesitzer (Wien). 


Verantwortlich fOr die Redaktion: Dr. Heinrich Braun in Berlin W., Victoriastrasse i6. 
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Die Fabrikgesetzgebung in Illinois. 

Erst im vorigen Jahre wurde in Illinois die Fabrik¬ 
inspektion eingeführt und zwar durch den Erlass eines Ge¬ 
setzes, das sich durch den einschneidenden Charakter seiner 
wenigen Bestimmungen auszeichnete. 

Dieses Gesetz schafft nämlich das Amt eines Inspek¬ 
tors, dem ein Assistent und 12 „Deputies“ beigegeben 
werden, von denen 5 Frauen sein müssen. Die Inspektoren 
haben alle Fabriken, Gewerbebetriebe, Werkstätten und 
sogar die Wohnungen, in denen Kleidungsstücke herge¬ 
stellt werden, im Staate Illinois zu inspiziren. Auch haben 
die Inspektoren sämmtliche Gesetzesübertretungen gericht¬ 
lich zu verfolgen. Die Strafe wird dem Ermessen des 
Richters überlassen, jedoch muss sie mindestens drei Dol¬ 
lars (3 $) nebst Gerichtskosten betragen und darf für eine 
einzelne Gesetzesverletzung die Summe von hundert Dol¬ 
lars (100 $) nebst Gerichtskosten nicht überschreiten. 

Die Bestimmungen des Fabrikgesetzes beziehen sich 
hauptsächlich auf drei Gegenstände: die Kinderarbeit, die Be¬ 
dingungen, unter denen die Fertigstellung von Kleidungs¬ 
stücken gestattet wird, und die Arbeitszeit weiblicher Per¬ 
sonen. 

In Bezug auf die Kinderarbeit sind die Bestimmungen 
des Illinoiser Fabrikgesetzes im wesentlichen folgende: Es 


darf kein Kind unter 14 Jahren in irgend einer Fabrik oder 
Werkstatt angestellt werden; Kinder zwischen 14 und 16 
Jahren dürfen nur dann angestellt werden, wenn sie einen 
von Vater, Mutter oder Vormund bestätigten Schein, in 
dem Geburtsort und Geburtszeit genau angegeben sind, 
beim Arbeitsgeber niedergelegt haben. Auch liegt den 
Inspektoren die Pflicht ob, für körperlich zurückgebliebene 
oder kränkliche Kinder ein ärztliches Zeugniss vom Arbeit¬ 
geber zu verlangen. Im Bureau des Betriebs muss eine 
vollkommene Liste stets vorhanden sein, die Namen, Alter, 
Wohnung und Zeit der Anstellung wie der Entlassung eines 
jeden, wenn auch nur vorübergehend angestellten Kindes 
enthalten muss; und auf Verlangen eines Inspektors müssen 
Altersschein, Gesundheitsschein, sowie dieses Verzeichniss 
aller noch nicht 16 Jahre alt gewordenen Kinder der ln¬ 
spektion vorgelegt werden. Dazu kommt noch, dass eine 
.^«.JLhnliche Liste an der Wand eines jeden-Rmumes angeheftet 
sein muss, in dem Kinder unter 16 Jahren beschäftigt 
werden. 

Da der Wechsel der Kinder in allen den Betrieben, 
in denen Kinder überhaupt beschäftigt werden, fast un¬ 
aufhörlich ist, so fällt es den Arbeitgebern äusserst 
schwer, diesen Forderungen nachzukommen. So beschäf¬ 
tigte z. B. ein gewisser Fabrikant von Bons Bons gewöhn¬ 
lich 190 kleine Mädchen im Alter von 9—16 Jahren ohne 
jegliche Kontrolle durch den Staat. Nach dem Erlass dieses 
Gesetzes verlangte dieser Fabrikant von jedem bei ihm an¬ 
gestellten Kinde einen Altersschein. Im Laufe von sechs 
Wochen sammelte er aber mehr als 700 solcher Scheine 
an, obwohl die Zahl der in seiner Fabrik arbeitenden Kin¬ 
der an keinem Tage im Laufe dieser Zeit die Zahl 190 
überstiegen hatte. Die Erklärung für diese Erscheinung lag 
darin, dass die Arbeit keine Vorbildung oder Handfertig¬ 
keit verlangte und von allerlei Kindern verrichtet werden 
konnte, auch dem entsprechend schlecht bezahlt wurde. 
Daher waren die Kinder an ihre Beschäftigung durch keine 
Rücksichten gebunden, sondern kamen und gingen von Tag 
zu Tag ganz nach Belieben. Bei solchem fortwährenden 
Wechsel des Arbeitspersonals stellte es sich als voll¬ 
ständig unmöglich heraus, das Bureauverzeichniss und die 
Wandlisten nach den Vorschriften des Gesetzes täglich zu 
korrigiren. Nachdem der Fabrikant nun wiegen der Unvoll¬ 
kommenheit dieser Listen gerichtlich verfolgt und mit 25 $ 
Strafe nebst Gerichtskosten von gleicher Höhe belegt wor¬ 
den war, beschloss er daher keine Kinder mehr anzustellen, 
die nicht schon das 16. Lebensjahr zurückgelegt hatten. 
Aehnliche Erfahrungen haben mehr oder weniger alle Fabri¬ 
kanten gemacht, die ihre Fabriken hauptsächlich auf Kinder¬ 
arbeit eingerichtet hatten, z. B. viele Fabrikanten von Papier¬ 
schachteln, Zigarren und Tabak, Männerkleidern u. s. w. 
Somit ist im ersten halben Jahr nach Erlass des Ge- 
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sotzes eine sehr bedeutende Verminderung der Kinderarbeit 
ini Staate Illinois erzielt worden. 

Besondere Bedeutung erhalten die Bestimmungen über 
die Kinderarbeit durch zwei Umstände, die für die ameri¬ 
kanischen Verhältnisse charakteristisch sind, nämlich das 
Fehlen des Schulzwangs und die Mischung von allerlei 
Völkern in der arbeitenden Klasse. Ausser Massachusetts, 
Connecticut und New-Jersey giebt es keinen Schulzwang, der 
des Namens werth w^äre. In Illinois findet man Kinder, die, 
obwohl in Chicago geboren,niemals eine Schule besucht haben 
und nicht einmal die Buchstaben des Alphabets unterscheiden 
können. Meistens sind das Kinder italienisch- oder polnisch¬ 
katholischer oder aber russisch-jüdischer Eltern. Noch be¬ 
sonders verschlimmert wird die Lebenslage dieser Kinder, 
wenn sie in Kolonien von eingewanderten Ausländern leben 
und so der englischen Sprache zeitlebens nicht mächtig werden. 
Täglich treffen die Inspektoren Kinder in den Fabriken an, 
die ihre Namen nicht schreiben, die Strasse, in der sie 
wohnen, nicht richtig angeben und die einfachste Frage 
nicht in der englischen Sprache beantworten können, woraus 
durchaus nicht zu folgern ist, dass sie neu eingewandert und 
im Auslande geboren sind. Die Eltern dieser Kinder sind 
meistens, aber durchaus nicht immer, sehr arme Leute, die 
bei der bisherigen völligen Uneingeschränktheit der Kinder¬ 
arbeit ihre Kleinen bei der ersten sich bietenden Gelegen¬ 
heit zum Verdienst sofort arbeiten Hessen. Es wird daher 
von grossem Interesse sein zu beobachten, ob sich in den 
nächsten Jahren der Schulbesuch infolge des Ausschlusses 
der Kinder aus den Fabriken bemerkenswerth vermehren 
wird, oder aber ob bei dem Mangel eines tüchtig durchge¬ 
führten Schulzwangs die Knaben, die noch nicht zur F'a- 
brikarbeit verwendet werden dürfen, einfach zu Stiefel¬ 
putzern, Zeitungsträgern, Ilausirern, Laufburschen u. s. w. 
verwendet werden, die Mädchen aber in den von Fabrik¬ 
arbeiterinnen nicht ohne vernünftigen Grund verabscheuten 
I lausdienst treten. 

Bezeichnend für die Bevölkerungsverhältnisse von Illi¬ 
nois ist die Zusammen-setzung des Inspektorats: In Amerika 
geboren von amerikanischen Eltern sind 3 Mitglieder, von 
irischen Eltern 5, von deutschen Eltern 1; eingewandert ist 
je 1 Mitglied aus Irland, aus Schweden und aus Russland 
(jüdisch). Infolge dieser Zusammensetzung verfügt das 
Inspektorat über die vier Sprachen, die in Illinois innerhalb 
der Arbeiterklasse hauptsächlich gebraucht werden, nämlich 
die englische, deutsche, schwedische Sprache und den Jargon 
der russischen Juden. Doch wird es zuweilen als Hinder¬ 
niss empfunden, dass unter den Inspektoren niemand ist, 
der des Böhmischen, Polnischen und Italienischen voll¬ 
kommen mächtig ist, obgleich grosse Schichten der Ar- 
beitcrkla-sse nur mit Hülfe dieser Sprachen zugänglich sind. 
So entstehen bei Durchführung des Gesetzes wegen der 
separatistischen Tendenzen der Einwanderer dieser drei 
Nationalitäten grosse Schwierigkeiten. Ein bedeutender 
Thcil der Inhaber kleiner Betriebe der Zigarren- und 
Kleiderindustrien besteht aus Einwanderern dieser Nationali¬ 
täten, die vorzugsweise ihre Landsmänner und deren Kinder 
beschäftigen. 

In Bezug auf die Ausdehnung der Kinderarbeit in Illi¬ 
nois sei bemerkt, da.ss in den ersten fünf Monaten nach Er¬ 
lass des Gesetzes die Inspektoren 6576 Altersscheine für 
arbeitende Kinder zwischen 14 und 16 Jahren als richtig 
und gütig gestempelt hatten bei 2452 Betrieben mit einem 
Gcsammtpersonal von 68081 Personen (Männern, Frauen und 
Kindern). Auf je IOf'4 Person kam also ein Kind unter 
16 Jahren. Die Arbeit dieser ersten Monate wurde den In¬ 
spektoren durch den vollständigen Mangel an Vorarbeiten 
sehr erschwert. Viele werthvollc Zeit musste beim Aufsuchen 
der Betriebe vergeudet werden. Dies gilt besonders von den 
Kleinbetrieben in der Pabak- und Kleiderindustrie, von denen 
617 und 950 im ersten Jahresbericht aufgezeichnet sind. 


Zu bemerken ist noch die Thatsache, dass diese Ar¬ 
beiten gerade in eine Zeki fielen, in der die Industrie in 
Illinois auf ein tieferes Niveau gesunken war als je zuvor 
und eine grosse Anzahl Etablissements entweder vollständig 
geschlossen waren oder mit vielleicht einem Zehntel des 
gewöhnlichen Arbeitspeesonals arbeiteten. Interessant war 
die Beobachtung, dass in jeder Branche durchgängig die 
Betriebe, die auf die Kinderarbeit eingerichtet waren, mehr 
Beschäftigung hatten als ähnliche Etablissements in der¬ 
selben Branche, die auf die Kinderarbeit verzichteten. 

Die Stellung der Richter zu den Kinderschutzbestim¬ 
mungen des Gesetzes erhellt aus der Thatsache, dass 
Strafen in der Höhe von 3 $ nebst Gerichtskosten bis 20 $ 
ebenfalls nebst Gerichtskosten auferlegt wurden in 76 Fällen 
aus einer Gesammtzahl von 82 gerichtlichen Verfolgungen, 
die im Laufe von 120 Tagen von den Inspektoren wegen 
Verletzungen der Kiuderschutzbestimmungen eingeleitet 
wurden. 

Das Gesetz ist insofern eng begrenzt, als es sich nur 
auf Fabriken und Werkstätten, nicht aber auf das Handels¬ 
gewerbe und die darin beschäftigten Arbeiter bezieht. Auch 
enthält es keine Bestimmungen über Schutzvorrichtungen an 
den Maschinen, sogar dann nicht, wenn 14jährige Kinder 
dabei angestellt werden — was sehr hänfig geschieht und 
mit der grössten Gefahr verbunden ist. In Bezug auf Rein¬ 
lichkeit, Ventilationsvorrichtungen, Schutz gegen Feuer, 
gegen gesundheitsschädliche Verhältnisse während der Ar¬ 
beit u. s. w. findet man im Gesetze nur Bestimmungen, die 
die Erhaltung der Gesundheit der Käufer von fertigen Klei¬ 
dungsstücken und Cigarren bezwecken. Es wird nämlich 
vorgeschrieben, dass Räumlichkeiten, die zur Herstellung 
von Kleidungsstücken und Cigarren verwendet werden, 
sauber und frei von Ungeziefer wie auch frei von der Ge¬ 
fahr vor ansteckender Krankheit gehalten werden müssen. 
Fabrikanten, die Kleidungsstücke an Kontraktoren zur Fertig¬ 
stellung geben, werden angehalten, eine genaue Liste zu 
führen, worin Namen und Adressen solcher Kontraktoren 
(Sweaters) einzuzeichnen sind. Diese Kontraktoren ihrer¬ 
seits haben ebenfalls ähnliche Listen zu führen, sofern 
sie Kleidungsstücke zur Hausarbeit weitergeben. Diese 
Listen müssen weiter im Duplikat der Gesundheitsbehörde 
zugestellt werden. Da die Zahl der einzuzeichnenden 
Namen in Chicago allein etwa 28000—30000 beträgt, ist die 
Ueberwachung dieser Hausarbeit schier unmöglich; die 
12 Inspektoren haben schon ohnehin ungefähr 66000 Fa¬ 
briken und Werkstätten im Staate Illinois zu inspiziren. 
Diese Paragraphen des Gesetzes wären daher vollständig 
illusorisch, käme ihnen nicht die weitgehende Bestimmung 
zu Hülfe, dass, falls die Inspektoren in einer Hausarbeits¬ 
stube Krankheit oder Ungeziefer finden sollten, die Gesund¬ 
heitsbehörde unbedingt alle darin für den Markt bestimmten 
Gegenstände unverzüglich zu vernichten hat. Dieser Para¬ 
graph ist so sehr wie möglich in den Vordergrund gedrängt 
worden, und so ist der Hausarbeit einigermaassen, obwohl 
sehr ungenügend, eine Grenze gezogen wprden. So lange 
man aber die Hausarbeit in der Bekleidungsindustrie nicht 
' vollends unterdrückt, ist hier eine genügende Ueberwachung 
I unmöglich. 

Die dritte und bei weitem die populärste Bestimmung 
des Illinoiser Gesetzes bezieht sich auf die Arbeitszeit weib¬ 
licher Personen und lautet wie folgt: „Es darf kein weib¬ 
liches Wesen in irgend einer Fabrik oder Werkstatt länger 
als acht Stunden pro Tag oder 48 Stunden pro Woche be¬ 
schäftigt werden.“ Bis zum Erlass dieses Gesetzes war der 
I Arbeitstag in Illinois vollständig unbegrenzt. So ist mir 
z. B. ein Fall bekannt, wo in einer Druckerei eine Anzahl 
junger Mädchen von 7 Uhr früh des Morgens vierundzwanzig 
Stunden unausgesetzt bis 7 Uhr des nächsten Morgens gear¬ 
beitet haben und dann noch weiter ohne Ruhepause bis 
4 Uhr nachmittags des zweiten Tages. Erst als ein Mädchen 
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ohnmächtig wurde, folgte eine Unterbrechung. Ein zweiter 
Fall war der eines mir bekannten Mädchens, das ebenfalls 
in einem Buchdruckergeschäft von 7 Uhr morgens bis 
V2I2 Uhr nachts gearbeitet hatte und dann, als sie zu Fuss 
nach Hause ging, überfallen und beinahe zu Tode gerichtet 
wurde. Weit entfernt, dass solche Fälle etwas seltenes dar¬ 
böten, galt es als Regel in jeder Arbeitsbranche, dass die 
weiblichen Arbeitskräfte in der Saison — und jede Branche 
hat ihre eigene Saison — stets Ueberzeit arbeiten mussten, 
ohne dass dadurch irgend ein Gesetz verletzt wurde. In 
den anderen Staaten besteht meist heute noch dieselbe un¬ 
begrenzte Arbeitszeit, die bis vor kurzem in Illinois herrschte. 
Dort aber, wo ein Normalarbeitstag schon eingeführt ist, 
bezieht er sich nur auf Frauen und jugendliche Personen 
und gestattet dann auch zehn Stunden effektiver Arbeit 
pro Tag. 

Das neue lllinoiser Gesetz mit der keine Ausnahme zu¬ 
lassenden Feststellung der Arbeitszeit machte natürlich 
grosses Aufsehen. Die arbeitende Klasse hatte das Gesetz 
eifrig unterstützt und bestand kräftig und energisch darauf, 
dass es durchgeführt werde. Diejenigen Fabrikanten da¬ 
gegen, die zum grösseren Theile auf weibliche Arbeitskräfte 
angewiesen sind, fühlten sich arg getroffen, nicht nur, weil 
sie nun in Schichten arbeiten lassen mussten, was an sich 
kostspielig ist, sondern auch, weil ihre Konkurrenten in den 
Nachbarstaaten sich nach keinen ähnlichen Maassregeln zu 
richten hatten. 

Während die anderen Paragraphen des neuen Gesetzes 
ziemlich ruhig zur Durchführung gelangten, fand dieser hef¬ 
tigen Widerstand. Es haben sich sogar gegen hundert der 
reichsten Fabrikanten des reichen Staates zusammengethan, 
um das Gesetz auf seine Konstitutionalität zu prüfen, und 
schon heute werden Maassregeln getroffen, um den langen 
Weg zum Supreme Court durch das Habeas-Corpus-Ver¬ 
fahren zu verkürzen. Auf diese Weise hofft man die Frage 
schon vor dem Sommer endgültig erledigt zu sehen, ob 
die Arbeitszeit weiblicher Personen in Fabriken und Werk¬ 
stätten im Staate Illinois gesetzlich festgestellt werden kann 
oder nicht. 

Während nun die Manufacturers Association das Gesetz 
nicht nur missbilligt, sondern auch ignorirt und verletzt und 
dem Inspektorat nach allen Richtungen hin ganz offen 
Trotz bietet, giebt es eine Anzahl anderer Fabrikanten, 
darunter einige der grössten und einflussreichsten des 
Staates, die sich von vornherein darauf einrichteten, dem 
Gesetze buchstäblich nachzukommen. So die Western Elec¬ 
tric Supply Works, die unter 700 Personen 300 Frauen und 
Mädchen beschäftigen. In diesem Betriebe war es von jeher 
üblich gewesen, im Laufe der Monate Januar und Februar 
die Arbeiterinnen 13^/2 Stunde effektiv arbeiten zu lassen. 
Manche Mädchen hatten unter dieser Ueberanstrengung 
sehr schwer zu leiden, doch durften sie nicht verweigern, 
bis 1/2IO Uhr nachts am Arbeitstische zu bleiben, weil ihnen 
klar gesagt wurde, dass eine solche Weigerung ihnen die 
Anstellung kosten würde. In diesem Jahre aber wurde die 
gesetzliche Arbeitszeit streng innegehalten, was zur Folge 
hatte, dass trotz des schlechten Geschäftsganges eines 
schlechten Jahres während der Saison 35 Arbeiterinnen 
mehr angestellt wurden als im v^orhergegangenen guten 
Jahre. Die Korporation wie auch die Arbeiterinnen er¬ 
klären sich völlig befriedigt nach siebenmonatlicher Er¬ 
fahrung der verkürzten Arbeitszeit, und der Präsident Enos 
Barton hat dem Schreiber dieses neulich erklärt, dass, falls 
auch das neue Gesetz für unkonstitutionell durch den Su¬ 
preme Court erklärt werden sollte, die Western Electric 
Works dennoch beim achtstündigen Arbeitstag bleiben 
werden. Aehnlich verhält es sich in sehr vielen grösseren 
Betrieben, besonders dort, wo die Arbeiterinnen sich an 
die Arbeiter angeschlossen und tüchtige Organisationen ge¬ 


bildet haben, wozu der jetzige Rechtsstreit über die Kon¬ 
stitutionalität des Achtstundengesetzes eine auffallend kräf¬ 
tige Anregung gegeben hat. 

Chicago. Florence Kelley. 


Soziale Wirthschaflspolitik und Wirthschafts- 
statistik. 

Städtische Bodenfragen. 

Es ist ein erfreuliches Zeichen, dass seit einiger Zeit 
ein lebhafter Kampf gegen die schweren Uebelstände ge¬ 
führt wird, welche die moderne Entwickelung in den 
grossen Städten auf dem Gebiet des Bau-, Wohnungs- und 
Grundbesitzwesens gezeitigt hat. Einer der wirksamsten 
Wortführer in diesem Kampfe, Rudolf Eberstadt, hat jetzt 
vier — zuerst in den Preussischen Jahrbüchern und in 
Schmollers Jahrbuch abgedruckte — Abhandlungen zu einem 
Bündchen vereinigt, unter dem Titel „Städtische Boden¬ 
fragen" bei Carl Heymanns Verlag in Berlin erscheinen lassen. 
Wenn die Grundgedanken dieser Schrift auch nicht gerade 
neu sind, so enthält sie doch so viel neue Ermittelungen 
und eine so wirkungsvolle Behandlung des ganzen in Frage 
stehenden Gegenstandes, dass sich ein näheres Eingehen 
wohl lohnt. 

Eberstadt handelt fast nur von Berlin. Geben wir zu¬ 
nächst seine thatsächlichen Ermittelungen in aller Kürze 
wieder. Er hat in Ergänzung der städtischen Statistik die 
Wohnungsverhältnisse der ärmeren Volksklassen in Berlin 
einer eigenen umfassenden Beobachtung unterzogen. „Stube 
und Küche auf dem Hofe für die Bevorzugten; Kochstube 
(d. h. nur ein einziger Raum für die ganze Familie) oder 
die Gesellschaft des Schlafburschen für die grosse Mehr¬ 
zahl der minder Begünstigten, das ist der ganze Raum, den 
die Miethkaserne für die Arbeiterfamilie übrig hat“ — so 
fas.st er sein Urtheil zusammen. Und dabei diese entsetz¬ 
liche Höhe der Miethen! 225 M. ist in den Berliner Arbeiter¬ 
vierteln der normale Preis für Stube und Küche auf dem 
Hofe. Die Miethen zeigen eine rapid steigende Tendenz. 
Nach Eberstadts Berechnung sind , sie von 103 M. im Jahre 
1870 auf 165 M. im Jahre 1890 auf den Kopf der Bevölke¬ 
rung gestiegen und üben einen stärkeren Druck aus als 
die gesammte Steuer- und Militärlast. Der Enge der Woh¬ 
nungen stellt sich würdig an die Seite der Mangel an aus¬ 
reichenden Spiel- und Tummelplätzen: „In dem weiten Neu- 
Berlin vom Hohenstauffenplatz bis zum Arminiusplatz 
zählen wir neun Plätze, die in den Bebauungsplan auf¬ 
genommen sind — noch lange nicht einer für 50 000 Be¬ 
wohner." Wenden wir uns von den Miethern zu den Be¬ 
sitzern, so ist auch hier das Bild ein überaus unerfreuliches. 
Der Hausbesitzer alten Stiles ist in Berlin fast ganz ver¬ 
schwunden; er hat mehr und mehr einer Klasse von Leuten 
Platz gemacht, die den Hausbesitz als Gewerbe betreiben. 
Der Besitz eines modernen grossen Miethhauses dient nicht 
mehr zur Sicherung einer Heimstätte oder zur möglichst 
günstigen Anlegung der eigenen Ersparnisse, sondern dazu, 
einer kleinen Zahl von Leuten, welche das unangenehme 
Geschäft der Verwaltung übernehmen, eine relativ mühelose 
Rente zu gewähren. Diese „Hausbesitzer“ brauchen keines¬ 
wegs ein grosses Vermögens zu besitzen. Objekte von 
ungeheurem Werthe, Häuser im Betrage von 300 000 M. 
und mehr, werden regelmässig mit der lächerlich geringen 
Anzahlung von etwa 8 pCt. erworben. 

Eberstadt nimmt an, dass auf diese Weise durch das 
Dazwischentreten der modernen „Hausbesitzer“ die Miethen 
ganz bedeutend vertheuert werden und die Berliner Mieth- 
bevölkerung insgesammt mindestens mit 37 Millionen M. im 
Jahre belastet wird. Erschreckend ist auch die Schnellig¬ 
keit, mit welcher das Eigenthum an den modernen Mieth- 
häusern wechselt. Sobald es einem Hauswirth gelungen 
ist, die Miethen so hinaufzuschrauben, dass sie einen etwas 
grösseren Kapitalbetrag, als für welchen er das Haus er¬ 
worben hat, decken, sucht er den Gewinn durch Wieder¬ 
verkauf zu realisiren. Erst im Hinblick hierauf wird ver¬ 
ständlich, was sich bei einer Statistik 1890 herausstellte: 
dass nämlich innerhalb der vier vorvergangenen Jahre 
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(1886—90) mehr als die Hälfte des Berliner Grundbesitzes, 
52 pCt., den Eigenthümer gewechselt hatte. Auch die 
traurige Lage, in die das Baugewerbe durch die moderne 
Bauentwickelung gerathen ist, welche ihm fast nur noch 
ungeheuere, die Kapitalkraft des einzelnen Bauunternehmers 
weit übersteigende Bauten übrig gelassen hat, erwähnt 
Eberstadt; allein das sind zu bekannte Dinge, um sie hier 
noch einmal auseinander zu setzen. Das gleiche gilt von 
der zunehmenden Verschuldung der Häuser. Noch 1870 
blieb die Hypothekenlast des Berliner Grundbesitzes hinter 
dem Feuerkassenwerth desselben zurück; 1890 überragte 
sie ihn bereits um mehr als 1/2 Milliarde, und in dem 
gleichen Zeitraum ist der Miethertragswerth des Berliner 
Grundbesitzes um nahezu 1Y 2 Milliarden mehr gestiegen 
als der Feuerkassenwerth — welches Mehr lediglich die 
Werthsteigerung des bebauten Grund und Bodens an sich 
darstellt. Aber zwei mit der ungeheueren Verschuldung 
zusammenhängende Umstände, auf welche Eberstadt hin¬ 
weist, müssen wir doch noch kurz erwähnen. Einmal zeigt 
er, wie diese Verschuldung des städtischen und allen voran 
des Berliner Grundbesitzes dahin wirken muss, die Kapita¬ 
lien auf dem Geldmarkt aufzusaugen, so dass sie für andere 
Zwecke nicht mehr verfügbar sind, und er meint, es sei 
kein Wunder, wenn infolgedessen unsere Staatsanleihen 
relativ niedrig ständen. Zum andern macht er darauf auf¬ 
merksam, wie die Steuerkraft des städtischen Grundbesitzes, 
welche der Gesetzgeber voraussetzte, als er dem Grund¬ 
besitz als solchen Steuern auflegte, durch die moderne 
Entwickelung hinfällig wird. Die eigentlichen Besitzer des 
Hauses sind die zahlreichen Hypothekargläubiger; der 
Hausbesitzer, welcher die Steuern zahlt, besitzt nur einen 
verschwindenden Bruchtheil des Hauses und er kann daher 

g ar nicht anders als die Steuern auf die Miether abwälzen. 

•iese letzteren also sind es, welche die eigentlich dem 
Grundbesitz zugedachten Steuern schliesslich zahlen. 
Eberstadt weist nach, dass die 15 pCt. der Miethe, welche 
in Berlin gewöhnlich für Steuern und Unkosten abgerechnet 
werden, und welche jeder Käufer von vornherein, ehe er 
sich zum Ankauf entschliesst, vom Ertrag absetzt, in der 
That auch ausreichen, um die dem Berliner Grundbesitz 
obliegenden Steuern und sonstigen Lasten zu decken, dass 
also diese Steuern und Lasten völlig auf die Miether über¬ 
gewälzt sind. Es ist dies eine der besten Partieen des 
Buches. 

Soweit die thatsächlichen Ausführungen von Eberstadt. 
Er mag hin und wieder etwas grell geschildert haben, 
aber im wesentlichen müssen wir ihm — leider! — Recht 
geben. Ganz anders jedoch, was die von ihm angeführten 
Ursachen der geschilderten Uebelstände und die von ihm 
empfohlenen Abhilfsmaassiegeln anlangt. Für ihn gehen 
die schlechten Wohnungsverhältnisse der ärmeren Klassen 
Berlins, wie die Existenz eines gewerbsmässigen, parasiti¬ 
schen Hausbesitzerstandes, die Miethsteigerungen und die 
schlechte Lage des Baugewerbes, die Verschuldung des 
Grundbesitzes und alle ihre Folgen im wesentlichen auf 
eine Ursache zurück: auf die Ausbreitung des Massen- 
miethhauses, der Miethkaserne. Diese wiederum gründet 
sich auf die hohen Berliner Bodenpreise und diese endlich 
sind verursacht nicht durch natürliche wirthschaftliche 
Faktoren, sondern durch eine schlechte Verwaltung, vor 
allem durch die Gestaltung des Bebauungsplanes. Dieser 
also ist in letzter Linie an all’ dem Unheil schuld. Er 
kennt keine kleinen Häuserblocks mit vielen schmalen 
Strassen, an denen man niedrige Häuser mit lauter Vorder¬ 
wohnungen bauen müsste, sondern nur Baublocks und in¬ 
folgedessen Grundstücke von unförmlicher Grösse, w^elche 
nur eine Ausnutzung durch Miethkasernen mit zahllosen 
Hofwohnungen zulassen. Den Bebauungsplan also gilt es 
zu ändern, kleine Baublocks mit zahlreichen, schmalen 
Strassen einzuführen, auf diese Weise die Miethkasernen 
und die Hofwohnungen unmöglich und das Haus für nur 
eine oder wenigstens nur ein paar Familien wieder zur 
Regel zu machen. 

Wir vermögen in diesem ganzen Gedankengang nur 
einen ungemein oberflächlichen und wenig klar durch¬ 
gedachten Erklärungs- und Abhilfeversuch zu erblicken. 
Zunächst ist es nicht wahr, dass die Miethkaserne in dem 
Maasse an den in Rede stehenden Uebelständen schuld ist, 1 


wie Eberstadt annimmt. An den schlechten Wohnungs¬ 
verhältnissen ist sie allerdings stark betheiligt, indem sie 
das Steigen der Bodenpreise begünstigt und den Wohnun¬ 
gen von vornherein die miserable Lage auf dem Flofe oder 
3 und 4 Treppen hoch giebt. Aber an dem Wohnungs¬ 
elend, soweit es einfach durch die wirthschaftliche Unmög¬ 
lichkeit auch nur die den Baukosten entsprechende Zins¬ 
rate zu zahlen, verursacht wird, ist doch die Miethkaserne 
unschuldig und ferner würden wir auch ohne sie Boden¬ 
preise haben, die hoch genug wären, um die Wohnungen 
sehr empfindlich zu vertheuern. Das liegt, trotz Eberstadt, 
an dem Missverhältniss zwischen Angebot und Nachfrage in 
Baustellen und an dem privaten Besitz an Grund und Boden, 
der das durch die Verhältnisse geschaffene Monopol auf 
das brutalste ausnützt, vielleicht auch an einer zu engen 
Nebeneinandersetzung derjenigen Etablissements und Be¬ 
schäftigungsorte, um die sich die Wohnbevölkerung doch 
schliesslich in einer gewissen Nähe schaaren muss. Die 
blosse Thatsache. dass die Gemeinde anstatt Privater den 
städtischen Grund und Boden besitzt, würde ja allerdings 
keinen grossen Unterschied bedeuten; aber damit ist doch 
noch nicht gesagt, wie Eberstadt meint, dass die Thatsache, 
ob Privat- oder Gemeinbesitz am städtischen Boden herrscht, 
überhaupt gleichgiltig sei. Mit der Thatsache des Gemein¬ 
besitzes wären jene mächtigen Widerstände des privaten 
städtischen Grundbesitzes, welche in erster Linie heute einer 
besseren Regelung der städtischen Bodenfragen entgegen¬ 
stehen, beseitigt und die Garantie für ein besseres System 
geschaffen. 

Weiter, wenn Eberstadt durch die Erstellung kleiner 
Häuser anstatt grosser Miethkasernen den gewerbsmässigen 
Hausbesitz und die Verschuldung der Häuser zu beseitigen 
hofft, so setzt er ohne weiteren Beweis voraus, dass sich 
die nöthige Zahl dauernder Eigenthümer für all’ diese 
kleinen Häuser finden wird. Gerade das aber erscheint 
sehr fraglich. Eine Besserung der beklagten Uebelstände 
mag die von ihm geplante Reform ja w^ohl bringen, aber 
eine Beseitigung schwerlich. Endlich verlangt er, um sein 
Reformziel zu erreichen, vor allem Aenderung des Be¬ 
bauungsplanes und legt weniger Gewicht auf die Bau¬ 
ordnung. Unseres Erachtens ist das Verhältniss gerade 
umgekehrt: die Hauptsache, wenn es sich um die Frage, 
ob Miethkasernen oder kleine Häuser, handelt, ist die Bau¬ 
ordnung, die Nebensache der Bebauungsplan. Der letztere 
kann die Baublocks so gross machen, wie er will; wenn 
die Bauordnung eben keine Miethkasernen erlaubt, so ent¬ 
stehen keine, während umgekehrt trotz kleiner Baublock.s 
und schmaler Strassen bei laxer Bauordnung doch Mieth¬ 
kasernen entstehen können. Nicht der Bebauungsplan, son¬ 
dern die Bauordnung enthält die maassgebenden Vor¬ 
schriften über den Theil der Grundfläche, der zugebaut 
werden darf und über die Höhe der Häuset. 

An einer Stelle (S.17) meint Eberstadt, bei Durchführung 
seiner Reform könnten die Grundstücke nahezu voll be¬ 
baut werden. Wir würden das für ein grosses Unglück 
halten; auf einen grossen, weiträumigen, mindestens die 
Hälfte der Grundfläche einnehmenden Hof ist im Gegen- 
theil besonderer Werth zu legen. Aber wenn wir von der 
ganzen Eberstadt’schen Reform auch weit weniger er¬ 
warten als ihr Urheber, so sind wir doch darin mit ihm 
durchaus einer Meinung, dass mit dem abscheulichen 
System der Miethkaserne für unsere grossen und mittleren 
Städte unbedingt gebrochen werden und das Kleinhaus, 
passend für höchstens 6 kleine Wohnungen, erreicht werden 
muss. Und jedenfalls sind wir ihm von Herzen dankbar 
dafür, dass er die unheilvolle und aller Menschenfreundlich¬ 
keit ins Gesicht schlagende bisherige Berliner Bodenpolitik 
einmal mit gebührenden Worten an den Pranger ge¬ 
stellt hat. 

Hermsdorf bei Dresden. Karl v. Mangoldt. 

Hausindustrielle Erhebungen für Posen. Die Ergeb¬ 
nisse nicht uninteressanter amtlicher Erhebungen über die 
Ausbreitung der Hausindustrie im Stadtgebiete enthält der 
vor Kurzem ausgegebene Verwaltungsbericht für 1892/93 
der Stadt Posen. Die betreffenden Ermittelungen wurden 
1 zu Versicherungszwecken gemacht und förderten die That- 
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Sache zu Tage, dass auch in modernen Mittel- und Gress¬ 
städten noch eine ganz beträchtliche Zahl Hausindustrieller 
existiren (591 auf eine Gesammteinwohnerzahl von ca. 70000 
in Posen), die offenbar meist den Weg rückwärts gemacht 


haben, den früher die Hausindustrie vorwärts machte: sie 
sind von selbständigen Handwerkern zu hausindustriellen 
Lohnarbeitern grösserer Unternehmer herabgesunken. Im 
Einzelnen ergaben die Posener Erhebungen Folgendes: 




c 

H) 

c 

Davon ar¬ 
beiten für 

Die Rohstoffe 
werden 

Durchschnittlicher Tagesverdienst 

Die Hausindusti i- 
ellen beschäftigen 

Die in Spalte 

Von den in 
Spalte 3 
aufgefOhr- 
ten Haus¬ 
industriellen 

arbeiten 

allein ohne 

Hilfs¬ 

personal 

Laufende Nummer 

G e w c r b s a r t 

Anzahl der Vorhände 
Hausindustriellen 

einen Arbeitgeber 
allein 

mehrere Arbeitgeber 
gleichzeitig 

selbst beschafff in 
Fällen 

theilweise beschafft 
in Fällen 

geliefert in Fällen 

unbestimmt 

bis 

1 M. 

1—2 

M. 

2-3 

M. 

3—4 

M. 

4-5 

M. 

! 

ober 

5M. 

Gesellen, Gehilfen, 
Gehilfinnen 

Lehrlinge 

Arbeiter und Arbeite¬ 
rinnen 

16, 17 u. 18 
aufgeführ- 
tenPersonen 

werden be¬ 
schäftigt 
von Haus¬ 
industriellen 


2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

16 

17 

18 

19 

20 

1 

Männliche. 
Bildhauer. 

3 

1 

2 

3 





1 

2 








3 

2 

Cigarren mach er . . . 

1 

1 

— 


— 

1 

— 

— 

1 

— 

— 


_ 

_ 

— 

— 

— 

1 

3 

Drechsler. 

2 

2 

— 

2 



— 

— 

-- 

2 

— 

— 

_ 

2 

3 

— 

2 

— 

4 

Klempner. 

1 

1 

_ 

1 


_ 


— 

— 

1 

— 

- 

_ 

_ 

1 

— 

1 

— 

5 

Korbmacher .... 

2 

2 

_ 

_ 

_ 

2 

— 

_ 

2 





_ 

— 

_ 

_ 

2 

6 

Kürschner . 

1 

1 

_ 


_ 

1 

— 

— 

1 




_ 

— 

_ 

— 

— 

1 

7 

Mützenmacher .... 

2 


2 

_ 

- 

2 

— 

1 

, 1 

— 

— 


_ 

_ 

1 

— 

1 

1 

8 

Schmiede . 

1 

_ 

1 

_ 


1 

_ 

— 

1 

— 

— 

_ 

_ 

_ 

_ 

_ 

— 

1 

9 

Schneider . 

225 

193 

32 

3 

— 

222 

2 

5 

146 

61 

8 

1 

2 

144 

55 


122 

103 

10 

Schuhmacher .... 

199 

187 

12 

23 

42 

134 

— 

17 

169 

9 

3 

1 

— 

72 

22 

1 

57 

142 

11 

Stellmacher. 

1 

1 

— 

1 

_ 

_ 

— 

— 

1 



_ 

_ 

_ 

— 

— 

— 

1 

12 

Tapezierer . 

1 

1 

— 

— 


1 

— 


— 

— 

_ 

1 

— 

3 

-- 

_ 

1 

— 

13 

Tischler . 

52 

25 

27 

40 

4 

8 


1 

17 

28 

2 

1 

3 

82 

37 

— 

39 

13 

14 

Weibliche. 
Cigarrenmacherinnen . 

15 

15 


1 


14 


1 

14 






1 


1 

14 

15 

Näherinnen . 

43 

36 

7 

_ 

9 

34 

— 

28 

13 

1 

1 

_ 

> — 

23 

12 

— 

23 

20 

16 

Plätterinnen .... 

3 

— 

3 

— 


3 

— 

1 — 

1 

2 

— 

_ 

_ 

6 

_ 1 

— 

2 

1 

17 

Schneiderinnen . . . 

29 

27 

2 

1 


28 

— 

! 13 

14 

_ 

1 

_ 

1 

31 

8 

— 

17 

12 

18 

Schuhmacherinnen . . 

1 

1 

— 


1 

— 

— 

1 

_ 




_ 

1 

_ 

_ 

1 

— 

19 

Stepperinnen .... 

3 

2 

1 

- 


3 

- 

2 

— 

1 


— 

_ 

2 

— 

1 — 

1 

2 

20 

Stickerinnen .... 

6 

3 

3 

3 

1 

2 


4 

2 

— 

— 


— 

9 

— 

1 — 

5 

1 


Summe . . 

591 I 

499 

92 

78 

57 

456 

-2 


384 

107 1 

15 

4 

6 

375 

140 1 

^ 1 

273 

318 


Das Schneider- und Schuhmachergewerbe stellt natür¬ 
lich den stärksten Antheil zur Ziffer der deklassirten Hand¬ 
werker; dann folgen die Tischler, ln diesen drei Berufen 
sind die niedrigsten Tagesverdienste von 1 Mark und weni¬ 
ger auch fast aiisschlie.sslich vertreten. Ueber 2 Mark l'ages- 
verdienst haben überhaupt nur 132 von den sämmtlichen 
591 Posener I lausindustriellen. Das sind jämmerliche Ein¬ 
kommensverhältnisse, namentlich, wenn man bedenkt, dass 
es meist verheirathete Leute sein werden, um die es sich 
hier handelt, und wenn man in Betracht zieht, dass jene 
Verdienstsätze jedenfalls nicht einmal regelmässig für das 
ganze Jahr erzielt werden. Die Arbeits- und Lohnverhält¬ 
nisse der von diesen Hausindustriellen beschäftigten 375 
Gehilfen und 140 Lehrlinge zu erforschen, müsste ein lohnen¬ 
des Unternehmen sein. 


Rechtsfragen. 


Die Strafbarkeit des Boykotts nach geltendem | 
Reichsrecht. 

Nach einer in der vergangenen Woche durch die Zei- | 
tungen gegangenen Notiz hat Herr Hubertus Jacobi in 
einer Versammlung der Saalbesitzer von Berlin und Um¬ 
gegend die Mittheilung gemacht, dass die Staatsanwalt¬ 
schaft nunmehr gegen die sozialdemokratische Verrufs¬ 
kommission auf Grund der §§ 152 und 153 der Gewerbe¬ 
ordnung und des § 21 des Pressgesetzes gegen die Drucker 
einschreiten werde, die Flugblätter mit Verrufserklärungen 
anfertigen. Zugleich forderte Herr Jacobi alle Kollegen, 
die auf diese Weise in ihrem Geschäft geschädigt werden, 
auf, Strafanträge bei der Staatsanwaltschaft zu stellen. Wir 
hoffen zuversichtlich, dass, die Richtigkeit dieser Notiz vor¬ 
ausgesetzt, es sich hier lediglich um einen frommen Wunsch 
des genannten Herrn handelt, zumal nicht recht erfindlich 
ist, woher dieser so vorzüglich über die Absichten der , 


Staatsanwaltschaft unterrichtet sein kann. Sollte diese Be¬ 
hörde sich aber wirklich mit der ihr imputirten Absicht tragen, 
so wäre dies ein Schritt, der gar nicht tief genug beklagt 
werden könnte. Wir lassen hier ganz dahingestellt, ob es 
politisch klug und den Geboten der Gerechtigkeit gemäss 
wäre, dass die Staatsgewalt sich als einseitige Vertreterin 
der Unternehmerinteressen aufspielen und den Versuch 
unternehmen würde, den Händen der Arbeiter diejenige 
Waffe zu entreissen, welche schon Mill als das unentbehr¬ 
lichste Mittel bezeichnet hat, um die Arbeitverkäufer zu be¬ 
fähigen, bei freier Konkurrenz ihre eigenen Interessen 
wahrzunehmen. Diese Punkte lassen wir ganz bei Seite. 
Denn hier sind, je nachdem man sich der einen oder der an¬ 
deren politischen und wirthschaftlichen Anschauung zuneigt, 
verschiedene Ansichten denkbar. Aber selbst diejenigen, 
welche in Arbeitseinstellungen und Boykott nichts anderes 
sehen, als „den blossen Uebermuth des durch faullenzende 
Agitatoren aufgehetzten rohen Haufens, der nur verdienen, 
aber nicht mehr arbeiten will,“ werden nicht umhin können, 
zuzugeben, dass für die oben genannte Anregung des Herrn 
Jacobi nicht legislative Wünsche, nicht Forderungen an 
; die Gesetzgebung der Zukunft maassgebend sein dürfen, 
i sondern lediglich der Wille des positiven, geltenden Rechtes. 
Mit diesem aber steht das Verlangen der Saalbesitzer in 
entschiedenstem und schroffstem Widerspruch. Wir ziehen 
es daher vor, die in Rede stehende Frage lediglich von 
diesem Gesichtspunkt aus mit einigen Worten zu beleuchten, 
da damit jeder Zweifel, wie die Staatsgewalt sich in dem 
gegenwärtigen Bierkrieg zu verhalten hat, sofort im Keim 
erstickt wird. 

Die Paragraphen der Gewerbeordnung, welche angeb¬ 
lich dazu bestimmt sein sollen, den Arbeitsausständen ein 
energisches Halt zuzurufen, lauten: „Alle Verbote und Straf¬ 
bestimmungen gegen Gewerbetreibende, gewerbliche Ge¬ 
hilfen, Gesellen oder Fabrikarbeiter wegen Verabredungen 
und Vereinigungen zum Behufe der Erlangung günstiger 
I Lohn- und Arbeitsbedingungen, insbesondere mittelst Ein- 
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Stellung der Arbeit oder Entlassung der Arbeiter werden 
aufgehoben. Jedem Theilnehmer steht der Rücktritt von 
solchen Vereinigungen und Verabredungen frei, und es 
findet aus letzteren weder Klage noch Einrede statt“ (§ 152). 
§153 fügt sodann hinzu: „Wer andere durch Anwendung 
körperlichen Zwanges, durch Drohungen, durch Ehrver¬ 
letzung oder durch Verrufserklärung bestimmt oder zu be¬ 
stimmen versucht, an solchen Verabredungen (§ 152) Theil 
zu nehmen oder ihnen Folge zu leisten, oder andere durch 
gleiche Mittel hindert oder zu hindern versucht, von solchen 
Verabredungen zurückzutreten, wird mit Gefängniss bis zu 
drei Monaten bestraft, sofern nach dem allgemeinen Straf¬ 
gesetz nicht eine härtere Strafe eintritt.“ 

Aus der Entstehungsgeschichte dieser Paragraphen, wie 
sie sich aus den stenographischen Berichten über die Ver¬ 
handlungen des Reichstags des norddeutschen Bundes er- 
giebt,^) folgt, dass sie ausschliessich zur Erreichung eines 
doppelten Zwecks bestimmt waren. Man wollte einmal mit 
einem Schlage alle diejenigen Bestimmungen gründlichst 
beseitigen, die aus einer Zeit übrig geblieben waren, in 
denen noch Niemand daran dachte, dem Arbeiter politische 
Rechte zu geben, insbesondere ihm das gleiche politische 
Recht mit dem Arbeitgeber einzuräumen. Es wurde all¬ 
seitig und auch von konservativer Seite anerkannt, dass 
eine Beschränkung des Koalitionsrechts schlechterdings mit 
dieser Gleichberechtigung unverträglich sei, dass man un¬ 
möglich in einem Staate mit allgemeinem Wahlrechte tür 
einen Theil der Wähler ein ungünstigeres Recht auf Ge¬ 
bieten, welche das Zivilrecht berühren, statuiren könne als 
für den anderen Theil. Hinzu kam ein w^irthschattlicher 
Gesichtspunkt: Es sollte dem Arbeitgeber stets die Mög¬ 
lichkeit vor Augen stehen, dass die Arbeiter ihm den Dienst 
kündigen, und dass der Staatsanwalt dann nicht mehr zu 
seiner Verfügung ist, um die Arbeiter in den Dienst zurück¬ 
zuschrecken. Um diese Zwecke zu erreichen, wurde den 
Arbeitern dieselbe Freiheit gewährt wie dem Arbeitgeber: 
sich mit Genossen zusammenzuihun, um, da die Einzelnen 
zu schwach sind, mit vereinter Kraft, vereinter Intelligenz 
und vereinten Geldmitteln auf die Herstellung des wirk¬ 
lichen Lohnes ihrer Arbeit hinzuwirken. Dieses Prinzip ist 
in dem ersten Absatz des § 152 zum Ausdruck gebracht. 
Sein zweiter, auf ein Amendement Laskers zurückzuführen¬ 
der Theil, sowie der § 153 sollten lediglich dazu dienen, 
eine starke Schutzwehr für Abs. 1 des § 152 zu sein und 
die Koalitionsfreiheit gegen Jede Anfechtung zu sichern. 
Sie wollen die Willensfreiheit derjenigen Arbeiter, die an 
einer Koalition oder an einem Ausstande sich nicht zu be¬ 
theiligen wünschen, gegen den Zwang ihrer Genossen und 
insbesondere gegen die Anwendung widerrechtlicher Mittel 
zur F>zwingung des Beitritts schützen. Mit anderen Worten: 
§ 152 wie § 153 sind, wie auch Lasker bei der Begründung 
seiner Anträge anerkannte und Herr Minister v. Berlepsch-) 
in unseren Tagen wiederholte, lediglich zum Schutze der 
Arbeiter bestimmt. Wir verlangen mit ihnen, sagte Las¬ 
ker wörtlich, „das Anerkenntniss der gesetzgebenden Fak¬ 
toren, dass die Bürger, welche zur Ausübung der höchsten 
politischen Rechte und der höchsten politischen Pflichten 
herbeigerufen werden, auf dem sittlichen Niveau der Gesell¬ 
schaft stehen, dass wir fortan gegen keine Klasse der 
Bürger Verbote zulassen wollen, welche in anderen Gescll- 
schaftsschichten für nicht mehr zulässig gehalten werden.“ 
Hieraus ergiebt sich nun klar, dass, wenn der § 153 
heute plötzlich zu Gunsten der Arbeitgeber gegen die 
Interessen der Arbeiter angewendet werden soll, diese 
Auslegungskunst sich nicht mehr auf der Grundlage des 
Gesetzes bewegt, sondern eine Zwangsinterpretation des 
Rechtes ist. Die in Rede stehende Bestimmung — dies lehrt 
ihre kurz angedeutete Entstehungsgeschichte mit absoluter 
Evidenz — hat mit dem Schutze der Arbeitgeber gar 
nichts zu thun. Sie sucht die Koalitionsfreiheit der Ar¬ 
beiter zu sichern, und zwar gegen ihre Genossen nicht 
minder wie gegen die Arbeitgeber, indem .sie ihren Cha¬ 
rakter als Freiheit wahrt. Jede darüber hinausgehende 
Interpretation ist Willkür und Macht, nicht mehr Recht und 


Erste Lcgislatur-Pcriode. Session 1867, S. 389 ff. 

Siehe Reichstags-Verhandlung zu dem Entwurf von 1891, 
S. 2476. 


Gerechtigkeit, sie trägt aus rein politischen Gründen einen 
Gedanken in das Gesetz hinein, der ihm ganz fern liegt, an 
den bei der Schaffung der Bestimmung niemand, weder 
ein Abgeordneter, noch ein Regierungsvertreter gedacht 
hat. Der Versuch, hier ein neues Dniversalstrafmittel gegen 
die Arbeiter nach dem Vorbild des berüchtigten Groben- 
Unfugs-Paragraphen zu schaffen, entbehrt auch des leisesten 
Scheins einer gesetzlichen Grundlage. 

Zu ganz dem gleichen Ergebniss kommt man aber noch 
aus einer anderen Erwägung. Wer, wie es vom Ober- 
Landesgericht zu Celle3) und wiederholt von sächsischen 
Gerichten geschehen ist, die Worte des Gesetzes: „oder ihnen 
Folge zu leisten“ auf die Arbeitgeber bezieht, beschul¬ 
digt damit stillschweigend den Gesetzgeber, den unerhörtesten 
Nonsens verordnet zu haben. § 152 billigt — das ist kein 
Zweifel — im weitesten Umfang das Prinzip der Koali¬ 
tionsfreiheit. Nehmen wir nun einmal an, § 153 wolle alle 
diejenigen mit Gefängniss bestrafen, die unter Anwendung der 
daselbst angegebenen Mittel die Arbeitgeber zu bestimmen 
versuchen, den auf Erlangung günstiger Lohn- und Arbeitsbe¬ 
dingungen gerichtetenVerabredungen Folge zu leisten! Sehen 
wir uns nun ein wenig die Mittel an, die geeignet sind, das 
fragliche Delikt zu bilden. Da sind neben körperlichem 
Zwang, Ehrverletzung, Verrufiierklärung Drohungen ge¬ 
nannt. Was heisst dies? Lassen wir hierauf Reichsgerichts¬ 
rath Meves antworten. Er sagt in seiner Schrift „Die 
strafrechtlichen Bestimmungen der Gewerbeordnung“: „Es 
genügt hier jede Drohung, also nach dem Begriffe der 
Drohung jede Inaussichtstellung irgend eines Uebels. Der 
Paragraph macht keinen Unterschied nach der Schwere 
oder der Art des angedrohten Uebels. Dass es für den Be¬ 
drohten einen Nachtheil im Gefolge haben muss, folgt aus 
dem Worte Drohung im Gegensatz zum Versprechen. Der 
Nachtheil kann ebenso wohl dem Vermögen wie der Ehre, 
dem Leben oder der Gesundheit in Aussicht gestellt werden. 
Auch darin macht das Gesetz keinen Unterschied, ob er 
ein verdienter, also ein den Handlungen des Bedrohten an¬ 
gemessener sein würde oder nicht. . . . Die Drohung kann 
direkt oder indirekt gegen den Bedrohten gerichtet sein. 
Es genügt, wenn sie in der in dem Paragraphen bezeich- 
neten Absicht und in dem Bewusstsein ausgestossen wird, 
dass sie zur Kenntniss des Bedrohten gelangen werde und 
wenn sie wirklich dem Bedrohten hinterbracht wird.“ Gegen 
die Richtigkeit dieser Definition wird sich ein stichhaltiger 
Einwand nicht finden lassen. Und nun erwäge man: Das 
Inaussichtstellen irgend eines, wenn noch so geringfügigen, 
noch so wohl verdienten Schadens am Vermögen ist 
Drohung, eine solche, gegen den Unternehmer gerichtet, 
genügt aber nach der hier bekämpften Ansicht, um den 
Arbeitsausstand straibar zu machen. Was heisst dies anders, 
als jede auf Verbesserung der Lage der arbeitenden Klassen 
gerichtete Verabredung ist strafbar? Man kann sich, ohne 
irgend ein Risiko zu übernehmen, ruhig verpflichten, den 
höchsten Preis demjenigen zu zahlen, der im Stande ist, 
in der Vergangenheit einen Strike nachzuweisen, bei welchem 
diese Voraussetzungen nicht vorhanden gewesen sind, oder 
einen Fall zu konstruiren, bei dem ihrNichtvorliegen in der Zu¬ 
kunft denkbar ist. Man wird sein Geld behalten. Denn das 
Wesen der Arbeitseinstellung, ihr absolut nothwendiges 
Kriterium liegt ja gerade darin, den Arbeitsvertrag dadurch 
günstiger zu gestalten, dem Arbeitgeber einen Theil des 
Mehrwerths abziiringen, ihn durch das gemeinsame, ent¬ 
schlossene Vorgehen der Arbeiter zu veranlassen, sich ihren 
Forderungen willfährig zu zeigen. Somit erhalten wir das 
recht eigenartige Ergebniss: § 152 gestattet in grossherzigster 
Weise alle „Verabredungen und Vereinigungen zum Behufe 
der Erlangung günstiger Lohn- und Arbeitsbedingungen,“ 
§ L53 erklärt aber das Ergreifen jedes hierzu tauglichen 
Mittels für strafbar. Dass der deutsche Gesetzgeber solchen 
Unsinn festgesetzt oder derartige Taschenspielerkunststücke 
betrieben haben soll, ist eine beleidigende Annahme. Der 
Fehler liegt denn auch gar nicht bei dem Gesetzgeber, 
sondern bei den Interpreten seines Willens. Die Worte: 
„oder ihnen Folge zu leisten“ beziehen sich gerade so wie 
die unmittelbar vorhergehenden: „an solchen Verabredungen 
theilzunehmen“ nicht auf die Arbeitgeber, sondern auf die 

Vgl. Goltdammcrs Archiv Bd. 38, S. 377. 
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Arbeitnehmer. Die Theilnahme an einer Verabredung geschieht 
aber entweder durch Betheiligung bei dem Akte des Ver- 
abredens oder durch Mitwirkung bei der Ausführung der 
verabredeten Maassnahmen, das Folgeleisten durch ein der 
Verabredung entsprechendes Verhalten. Um nun zu ver¬ 
hindern, dass hierzu Arbeiter wider ihren Willen von den 
Genossen gezwungen werden, dazu lediglich soll des § 153 
dienen. Er will, wie nicht oft und nicht scharf genug be¬ 
tont werden kann, ausschliesslich die Willensfreiheit der 
Arbeiter schützen, die ihm angedichtete freundliche Sorg¬ 
falt für die geschäftlichen Interessen der Unternehmer 
liegt ihm dagegen sehr fern.i) 

Uebrigens sei beiläufig noch bemerkt, dass die Begrün¬ 
dung zu dem Entwurf eines Gesetzes, betreffend die Abände¬ 
rung der Gewerbeordnung, von 1890 die in Rede stehende 
Bestimmung auch durchaus nur in dem hier vertretenen 
Sinne ausgelegt hatte. Gerade weil man den § 153 in seiner 
bisherigen Fassung als ungenügend zum Schutz der angeb¬ 
lichen „öffentlichen Interessen“ ansah, machten die Regierun¬ 
gen damals den misslungenen Versuch, seine Abänderung 
durchzusetzen. 

Endlich aber — und damit kommen wir auf den letzten 
Punkt — kann in dem hier in Frage stehenden Falle von 
einer Anwendbarkeit des § 153 schon deshalb keine Rede 
sein, weil er sich ausdrücklich nur auf die im § 152 er¬ 
wähnten Vereinigungen bezieht. Dies haben auch die 
höchsten Gerichtshöfe, das preussische Obertribunal sowohl 
wie auch das Reichsgericht, in konstanter Praxis aner¬ 
kannt und damit lediglich dasjenige wiederholt, was der 
Wortlaut des Gesetzes selbst klar ausspricht. Das also 
heisst: der § 153 der Gewerbeordnung hat es ausschliess¬ 
lich zu thun mit den „Verabredungen und Vereinigungen 
zum Behufe der Erlangung günstiger Lohn- und Arbeits¬ 
bedingungen.“ Wie man hierunter aber die Formel: „Trinkt 
kein boykottirtes Bier“ subsumiren kann,' ist schlechthin un¬ 
erfindlich. Dies fertig zu bringen, dürfte selbst den dialek¬ 
tischen Seiltänzerkunststückchen schwer werden, von denen 
wir in den letzten Dezennien der modernen Jurisprudenz 
so herrliche Proben erleben durften. Die Aufforderung, 
sich des Genusses eines bestimmten Bieres zu enthalten, ist 
sowenig strafbar, wie leider auch die gegen die Koalitions¬ 
freiheit der Arbeiter sich richtende Verrul'serklärung, insbe¬ 
sondere die Aufnahme gewisser bei Strikes hervorragend 
betheiligt gewesener Personen in die schwarzen Listen. 

Doch dieser Punkt ist nebensächlicher Natur. Die Haupt¬ 
sache bleibt: sofern eine gegen die Unternehmer sich rich¬ 
tende Maassregel, um ihnen einen bestimmten Antheil vom 
Arbeitserträge zu entreissen oder andere günstigere Arbeits¬ 
bedingungen zu erlangen, nach dem allgemeinen Strafgesetz¬ 
buch nicht fassbar ist, ist sie straflos. § 153 der Gewerbe¬ 
ordnung gewährt dem Arbeitgeber nicht den geringsten 
Schutz. 

Berlin. Hugo Heinemann. 

Allgemeiner Rechtshilfeverein in Wien. Im Januar 
1893 hat sich der allgemeine Rechtshilfeverein unter thätiger 
Mitwirkung von Advokaten, Industriellen und Politikern aller 
Parteien in Wien konstituirt, der sich die Aufgabe gestellt 
hat, den besitzlosen Klassen die Verfolgung und Vertheidi- 
gung ihrer Rechtsansprüche, die ihnen unter den heutigen 
sozialen Verhältnissen so sehr erschwert ist, zu ermöglichen. 
Seit dem Juni des vorigen Jahres ist das Vereinsbureau an 
drei Wochenabenden geöffnet, in dem Juristen Unbemittelten 
unentgeltlichen Rath in Rechtssachen ertheilen und, wenn 
es nöthig ist, die weitere Intervention von Anwälten, die 
sich dem Vereine zur Verfügung gestellt haben, veranlassen. 
Die Baarauslagen werden nur ausnahmsweise vom Vereine 
übernommen, und die hereingebrachten Gerichtskosten 
fliessen der Vereinskasse zu. In den 6 Monaten, über die 
in dem erstem Jahresberichte berichtet wird, nahmen in 
1169 Fällen 881 Personen den Verein in Anspruch; von 
diesen waren selbstständige Gewerbetreibende oder Frauen 
von solchen 220: gewerbliche Gehilfen 277; ungelernte Ar¬ 
beiter 128; Arbeiterfrauen 37; Dienstboten 53; Beamte, 


*) Dieser richtigen Ansicht scheint sich auch das Reichs¬ 
gericht zuzuneigen. Vgl. Entscheidungen in Strafsachen, Bd. 14, 
S. 337 ff. 


Handelsangestellte und Frauen von solchen 133. Man darf 
erwarten, dass, wenn das Wirken des Vereins bekannter 
wird, sich dessen Einnahmen (bisher nur 14(X) fl.!) steigern 
werden und es möglich sein wird, eine grössere Anzahl 
von Rechtshilfebureaus zu eröffnen, deren namentlich die 
Arbeiterbezirke von Wien dringend bedürfen. 


Landwirthschaft. 


Landwirthschaffliehe Bevölkerung in England. Nach 
den Beschäftigungen gliedert sich die Bevölkerung Gross¬ 
britanniens folgendermaassen: 

Beamte, Militär und freie Berufe 6,15 pCt. 

Dienstboten.1,44 „ 

Handel und Transport .... 12,74 „ 

Agrikaltur und Fischerei . . , 19,84 „ 

Industrie. 54,78 „ 

Nicht spezifizirt.5,55 „ 

Landwirthschaftliche Arbeiter gab es im vereinigten 
Königreiche: 

im Jahre 1871 1881 1891 

1 261360 1 181 040 1 082 570 

Die Abnahme betrug also im ersten Dezennium 6,4 pCt., 
"im folgenden 8,3 pCt., in den 20 Jahren aber 14,2 pCt. Die 
männlichen landwirthschaftlichen Arbeiter haben in diesem 
Zeiträume um 12 pCt., die männlichen unter 15 Jahren um 
31,6 pCt., die weiblichen um 52,5 pCt. abgenommen. Vom 
Jahre 1881—1891 ist die Fläche des bebauten Landes von 
13 977 662 acres auf 12 903 585, also um 7,7 pCt. zurückge¬ 
gangen. Dazu kommt die grössere Verbreitung landwirth- 
schaftlicher Maschinen und die Wanderung in die Städte. 
Doch ist bemerkenswerth, dass die Bevölkerung in den rein 
ländlichen Bezirken (d. h. mit Städten von höchstens 10 0(X) 
Einwohnern) im ganzen nicht abgenommen hat. Dagegen 
ist die Abnahme der Zahl der landwirthschaftlichen Arbeiter 
in der Nähe der grossen Industrieorte besonders gross, 
obwohl in diesen Bezirken natürlich auch die ländlichen 
Löhne relativ hoch sind. 


Soziale Zustände. 


Empörende Zustände in der sächsischen Zigarren¬ 
industrie. Nach dem neuesten Bericht des preussischen 
Gewerbeinspektors für die Regierungsbezirke Merseburg 
und Erfurt ist der dortige Regierungspräsident der Zigarren- 
hausindustrie deshalb „näher getreten, weil in ihr zum Ab¬ 
rippen der Blätter in grosser Menge fremde, nicht zum 
eigenen Haushalte gehörige Kinder, sogenannte Kauf¬ 
kinder, in und ausser dem Hause beschäftigt werden“ und 
auch die Herstellung des Fabrikates in Räumlichkeiten ge¬ 
schieht, die der Gesundheit und dem Fabrikat selbst äusserst 
schädlich sein müssen. Es wurde z. B. festgestellt, dass 
ein gefährlich an der Schwindsucht leidender Mann, im 
Bette sitzend, auf einem Brette unter Husten und Ausspeien 
Zigarren drehte (!). In einer Zigarrenfabrik des Regierungs¬ 
bezirks Erfurt wurde ferner eine Arbeiterin getroffen, welche 
mit Ausschlag an der Nase und sonstigen Gesichtstheilen 
behaftet war. Da der hinzugezogene Kreisphysikus bei der 
Arbeiterin Lupus feststellte und die Uebertragung dieser 
Krankheit auf die von der Arbeiterin angefertigten Zigarren 
nicht für ausgeschlossen hielt, musste die Arbeiterin mit 
Hülfe der Polizeiverwaltung von der Anfertigung von Zi¬ 
garren ausgeschlossen werden. Nach dieser Schilderung 
weiss man nicht, wen man mehr bemitleiden soll: die 
kranken Proletarier, die trotz der abstossendsten und 
schwersten Krankheiten darauf bedacht sein müssen, solche 
Arbeit weiter zu leisten, oder die Verbraucher der von ihnen 
gefertigten Waaren. Sehr zu bedauern ist ausserdem, dass 
es die Aufsichtsbeamten nicht über sich gewinnen können, 
die Namen der Inhaber solcher Betriebe zu veröffentlichen. 
Hoffentlich ist man ihnen nicht allzu sanft „nahegetreten“. 

Kriminalität der jugendlichen Arbeiter. An der Hand 
der im Jahre 1892 erschienenen deutschen Kriminalstatistik 
für 1890 hat Dr. Max Quarck in No. 27, III. Jahrg. des 
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„Sozialpol. Centralbl.“ interessante Untersuchungen des 
Kaiserlichen Statistischen Amtes über die Kriminalität der 
jugendlichen Arbeiter kritisch besprochen. Die Amtsstelle 
kommt nun in ihrer neuen, einschlägigen Veröffentlichung 
(„Kriminalstatistik für das Jahr 1891", Berlin, 1894, S. 32 [II]) 
auf die früheren Berechnungen zurück und spricht sich 
nunmehr, ähnlich wie unser Mitarbeiter in seinem obener¬ 
wähnten Beitrag, weit entschiedener für einen Zusammen¬ 
hang zwischen gewerblicher Beschäftigung und jugendlichem 
Verbrecherthum aus, als es in der früheren Publikation ge¬ 
schehen war. Eine hübsche graphische Darstellung in 
Buntdruck lässt in der That erkennen, wie die industriellen 
Gegenden Deutschlands — Sachsen, Rheinland, Baden, Pfalz 
und die Reichslande — als die schwärzesten Punkte neben den 
Gressstädten mit Bezug auf die Kriminalität der Jugendlichen 
im Verhältniss zu den Erwachsenen erscheinen, sodass das 
Kaiserliche Statistische Amt berechtigt ist, im Texte zu 
sagen: „Aus den Verschiedenheiten der Bezirke in der 
Karte No. II, 5 scheint sich zunächst zu ergeben, dass in 
Gebieten mit hoher industrieller Entwickelung und ausge¬ 
dehnter Verwendung jugendlicher Arbeitskräfte auch die 
Kriminalität der Jugendlichen im Verhältniss zu derjenigen 
der Erwachsenen hoch ist, so in den sächsischen Kreis¬ 
hauptmannschaften, den nördlichen Kreisen von Baden, der 
Pfalz und in Thüringen. Hat auch eine frühere Unter¬ 
suchung gezeigt (vgl. Bd. 58. S. II, 17 ff.), dass die Bewegung 
der Zahlen der jugendlichen Fabrikarbeiter mit der Bewe¬ 
gung in den Zahlen der jugendlichen Verurtheilten nicht 
überall, auch nicht überwiegend übereinstimmt, so sind doch 
damals besonders hohe Zahlen der in Fabriken und ge¬ 
werblichen Anlagen etc. beschäftigten jugendlichen Arbeiter 
gerade für das Königreich Sachsen, die Pfalz und das Gross¬ 
herzogthum Baden ermittelt worden. Ferner scheinen gross¬ 
städtische Verhältnisse auf Kriminalität der Jugendlichen 
im Verhältniss zu derjenigen der Erwachsenen ungünstig 
einzuwirken; wenigstens in den Gebieten der drei Hanse¬ 
städte, welche wesentlich durch die Verhältnisse der drei 
Städte selbst bedingt werden, ist die jugendliche Kriminalität 
im Verhältniss zu derjenigen der Erwachsenen hoch, und 
auch Berlin hebt sich in dieser Richtung ungünstig von 
seiner Umgebung ab.“ Zu bedauern bleibt nur, dass das 
Kaiserliche Statistische Amt, wie wohl aus seinem Still¬ 
schweigen zu entnehmen ist, die methodologischen Ueber- 
legungen, die es s. Z. an die Feststellungen in dankens- 
werther Weise knüpfte, nicht fortgesetzt und versucht hat, 
zusammen mit dem Reichsjustizamt noch sichrere Grund¬ 
lagen für die Beurtheilung der wichtigen Verhältnisse zu 
finden. Nach dieser Richtung könnte sich das Amt ein 
grosses Verdienst erwerben. Auch der lapsus calami be¬ 
züglich der Fabrikinspektorenberichte, der das letzte Mal 
untergelaufen war, ist nicht korrigirt. 


Gewerkschaftliche Arbeiterbewegung. 


Organisation der deutschen Bergarbeiter. Innerhalb 
der deutschen Bergarbeiter der wichtigsten Reviere kämpfen 
seit den 60er Jahren zweierlei Organisationsbestrebungen 
miteinander: die gewerkschaftliche, zum Sozialismus nei¬ 
gende, und die zunftmässige, an die alten Knappenvereine 
sich anschliessende, die von Christlich-Sozialen und Kon¬ 
servativen schon mehrfach aufzufrischen versucht worden 
ist. Speziell im rheinisch-westfälischen Reviere wurde Ende 
der achtziger Jahre von Mitgliedern der Centrumspartei be¬ 
reits ein „Rechtsschutzverein“ gegründet, der Anfang der 
neunziger Jahre in den erweiterten Knappenverband „Glück 
auf“ überging. Daneben bemühten sich neue.stens die Evan¬ 
gelisch-Sozialen bei den Bergleuten vielfach um Mitglieder 
für ihre gemischten Arbeitervereine. Grossen Erfolg haben 
alle diese Bestrebungen bisher nicht gehabt; deshalb schei¬ 
nen sich Katholisch-Soziale und Evangelisch-Soziale neuer¬ 
dings zusammengethan zu haben, um dem in Halle a. S. 
1890 gegründeten „Verband deutscher Berg- und Hütten¬ 
arbeiter“, welcher auf dem Boden der modernen Arbeiter¬ 
bewegung .steht und sich langsam aber stetig entwickelt, 
das Feld abzugewinnen. In Essen hat sich eine sonst nicht 
näher bekannte „Kommission von Bergleuten für die Ver¬ 


einigung sämmtlicher christlicher Bergleute des nieder- 
rheinisch-westfälischen Kohlenreviers“ gebildet, welche im 
Anschluss an die vom anderen Verband seit einiger Zeit 
wieder lebhafter in die Hand genommene Lohnbewegung 
die Gunst der Bergleute dadurch zu gewinnen sucht, dass 
sie die Berechtigung dieser Lohnbewegung zugesteht und 
ihrerseits ein bestimmtes Programm aufstellt. Da heisst 
es: „Was wir verlangen, ist die Herbeiführung eines ge¬ 
rechten Lohnes, der dem Werth der geleisteten Arbeit 
gleichkommt. Wir halten es praktisch nicht für durchführ¬ 
bar, durch Gesetz oder den Staat für den Umfang eines 
Oberbergamtsbezirks oder auch des ganzen Staates einen 
sogenannten Minimallohn für die Bergarbeiter festzusetzen. 
Um aber der Lohndrückerei und auch Preisschleuderei in 
etwas Einhalt zu gebieten, halten wir es bei gutem Willen 
für möglich und nothwendig, für die einzelnen Betriebe und 
Reviere sogenannte Minimalgedinge oder Minimallöhne fest¬ 
zusetzen. Ob die Festsetzung durch Vermittelung des 
königl. Revierbeamten unter Hinzuziehung von Personen 
beider Parteien oder durch das Inslebenrufen von Gruben¬ 
ausschüssen zu erfolgen hätte, kann bei der unverkennbar 
schwierigen Lage einstweilen dahingestellt bleiben. . . . 
Eine Regelung der Lohnverhältnisce glauben wir erzielen 
zu können nicht durch Enteignung oder Umwandlung der 
Gruben in gesellschaftliches Eigenthum, sondern durch eine 
zechenweise geschlossene Vereinigung, durch Schaffung und 
Veröffentlichung einer Statistik über Arbeitslöhne, Lohn¬ 
höhe und Verkaufspreise.“ In Betreff der Schichtdauer 
heisst es: „Nach wie vor stehen wir auf dem Boden, dass 
die achtstündige Schicht einschliesslich Ein- und Aus¬ 
fahrt den Bergleuten gewährt werden muss und dass der 
Einführung derselben sich bislang stichhaltige Bedenken 
nicht entgegengestellt haben. Bei dem anscheinend schwer 
zu beseitigenden Widerstande, den die Werksverwaltungen 
dieser Forderung entgegenstellen, hegen wir das feste Ver¬ 
trauen zu den gesetzgebenden Körperschalten, dass der 
Verwirklichung der Achtstundenschicht ernstlich und end¬ 
lich näher getreten wird, sei es durch Gesetz oder durch 
internationale Vereinbarung aller in Betracht kommenden 
Bergbaubezirke.“ Zur Unfallverhütung wird gesagt: „Mit 
dem Sinken der Lohnverhältnisse hält die Steigerung der 
Verletzungen gleichen Schritt. Wir verkennen durchaus 
nicht, dass die Bergbehörde nach besten Kräften bemüht 
ist, durch Erlass von bergpolizeilichen Vorschriften Unfälle 
zu verhüten. Wirkungslos bleibt aber selbst die beste Ver¬ 
ordnung, wenn sie nicht befolgt wird. Wir halten darum 
eine strenge Durchführung aller bergpolizeilichen Vorschriften 
für dringend geboten und zu diesem Zwecke eine Kontrolle 
durch den Revierbeamten oder besonders hiezu zu er¬ 
nennende Vertrauensmänner.“ Ueber Zechen-Unterstützungs- 
kassenwesen heisst es: „Die Art und Weise der Verwendung 
der zur Unterstützungskasse fliessenden Beträge giebt auf 
manchen Zechen zu begründeten Klagen Veranlassung. 
Wir erstreben daher ein Mitbestimmungsrecht über die Art 
der Unterstützung und Vertheilung der letzteren durch 
Vertreter der Arbeiter, die in geheimer Wahl von den Ar¬ 
beitern zu ernennen sind. Auf knappschaftlichem Gebiete 
fordern wir eine zeitgemässe Reform. Insbesondere er¬ 
streben wir die Aufhebung des freien Ermessens des Knapp¬ 
schaftsvorstandes bei An- und Aberkennung der Invalidität, 
Einführung von Schiedsgerichten, ähnlich denen, wie sie auf 
GEund des Invaliditäts- und Altersversicherungsgesetzes er¬ 
richtet sind, eine wirksamere Vertretung der Arbeiter, ander¬ 
weite Regelung des Abstimmungsmodus bei General-Ver¬ 
sammlungen, Beibehaltung der Rechte als Mitglied bei Ar¬ 
beitslosigkeit oder bei Unterbrechung oder Aufgabe der 
Bergarbeit. Ausser diesen Hauptforderungen giebt es noch 
eine Reihe anderer Wünsche in Bezug auf das noch jetzt 
gütige Statut am 1. Januar 1892. Die Aufzählung derselben 
kann uns wohl erlassen bleiben. Wir hoffen, dass durch 
die in Aussicht gestellte gesetzliche Neuregelung des 
Berggesetzes, §§ 165 -187, uns eine Handhabe geboten 
wird, die berechtigten Wünsche der Mitglieder der ver¬ 
schiedenen Knappschaftsvereine der Verwirklichung ent¬ 
gegen zu bringen.“ Geschlossen wird mit folgenden Vor¬ 
schlägen in Bezug auf eine Bergarbeiter-Organisation: 
„Die Kämpfe und Bewegungen führen immer mehr zu der 
Erkenntniss, dass es eine Pflicht der Staatsgewalt ist, durch 
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Gesetz eine anderweite Regelung der Arbeiter-Vereinigungen 
herbeizuführen . . . Was uns gegenwärtig noth thut, ist zu¬ 
nächst eine Central-Instanz, bestehend aus erfahrenen, unbe¬ 
scholtenen Bergleuten, welche die Beschlüsse der Mitglieder 
auszuführen und die Geschäfte zu leiten hat. Da die Ver¬ 
hältnisse itn Oberbergamtsbezirke Dortmund zu vielgestaltig 
sind, soll der Versuch gemacht werden, zechenweise die 
Mitglieder zu einer Vereinigung zusammen zu werfen. Die 
Mitglieder einer solchen Vereinigung wählen unter sich 
einen Ausschuss, dem sie ihre Wünsche und Beschwerden 
vorzutragen haben. Der Ausschuss soll die Vermittelung 
zwischen Arbeiter und Verwaltung sein und die Angelegen¬ 
heit zu gütlichem Austrag zu bringen suchen. Der Aus¬ 
schuss soll auch gehalten sein, der Centralstelle über alle 
Vorkommnisse stets Bericht zu erstatten. Die Wahl der 
Mitglieder der Centralstelle oder des Centralausschusses 
kann zunächst von den christlichen Knappen- und Arbeiter- 
Vereinen, bei grösserem Umfange der Organisation von den 
Ausschüssen der Zechenvereinigungen vorgenommen wer¬ 
den. Der weitere Ausbau der Organisation soll der allge¬ 
meinen Delegirten-Versammlung (26. Au^st) Vorbehalten 
bleiben.“ Und nicht bloss in Rheinland-Westfalen, sondern 
auch im Königreich Sachsen, wo man den bewährten, ca. 
10 (XX) Mitglieder umfassenden „Verband sächsischer Berg- 
und Hüttenleute“ zersprengen möchte, machen sich ähn¬ 
liche Bestrebungen bemerklich. Es ist zu fürchten, dass 
dieses Vorgehen eine gewollte oder ungewollte Zersplitte¬ 
rung der Kräfte herbeiführen wird. 

Einigung der Grubenbesitzer und Grubenarbeiter in 
England. Wie dem Vorwärts mitgetheilt wird, sind die seit 
dem grossen Strike im vergangenen Jahre zwischen den 
Grubenarbeitern und Grubenbesitzern schwebenden Streit¬ 
punkte von dem dazu eingesetzten Schiedsgerichte nunmehr 
durch folgende Bestimmungen beigelegt worden: 1. Vom 

1. August 1894 bis zum 1. Januar 1896 tritt eine fünfprozen¬ 
tige Reduktion auf die letzten beiden Lohnerhöhungen ein. 

2. Vom 1. August 1894 bis zum 1. August 1896 sollen die 

Löhne mindestens um 30 pCt., höchstens um 45 pCt. höher 
sein als diejenigen des Jahres 1888. 3. Vom 1. Januar bis 

zum 1. August 1896 wird das Schiedsgericht die Löhne 
innerhalb der Grenzen der zweiten Bestimmung festsetzen. 

Konferenz österreichischer Bergarbeiter. Die öster¬ 
reichischen Bergarbeiter hielten kürzlich in Pilsen eine Kon¬ 
ferenz. Den wichtigsten Punkt der Tagesordnung bildete die 
Besprechung des Antrages, für den 15. September dieses 
Jahres einen allgemeinen Ausstand der österreichischen Berg¬ 
arbeiter zur Erringung der Achtstundenschicht zu proklami- 
ren. Sämmtliche Redner sprachen für den Ausstand, doch 
mit dem beantragten Termin war die Mehrheit nicht ein¬ 
verstanden. Die Konferenz entschloss sich, den diskutirten 
Antrag in zwei Theile zu zerlegen, über die getrennt 
abgestimmt "wurde. Der Antrag auf Inscenirung eines all¬ 
gemeinen Ausstandes zur Erringung der Achtstundenschicht 
wurde dann einstimmig gut geheissen, dagegen die Fest¬ 
setzung eines bestimmten Termins für den Ausbruch des 
Generalstrikes mit 21 gegen 10 Stimmen abgelehnt. 

Kooperativgenossenschaften der Glaser in Frankreich. 

Nach der Revue d’Economie Politique hat der Bund der fran¬ 
zösischen Glasarbeiter gegen Ratenzahlung 375 der 600 
Aktien der vereinigten Glasfabriken von Rive-de-Gier er¬ 
worben. Ebenso haben in Croismare Glasarbeiter infolge 
eines Strikes die Fabrik erworben, in der sie beschäftigt 
waren, und haben sich als Kooperativgesellschaft mit einem 
Kapital von 200 (XX) Fres. konstituirt. 


Christlich-soziale Bewegung. 


Arbeitslosen-Versichening in den Evangelischen Ar¬ 
beiter-Vereinen. Der diesjährige Delegirtentag der Evan¬ 
gelischen Arbeiter-Vereine zu Frankfurt a. M. beschäftigte 
sich insonderheit mit der Gründung einer Versicherungs¬ 
kasse gegen unverschuldete Erwerbslosigkeit in den Evan¬ 
gelischen Arbeiter-Vereinen. Das Referat hatte Diakonus 


Joh. Richter, Leipzig-Gohlis. Aus dem jetzt im Evangeli¬ 
schen Arbeiter-Boten erschienenen Vortrag theilen wir das 
Statut, sowie die Resolutionen mit: 

Entwurf zu Statuten für Errichtung einer Ver¬ 
sicherungskasse gegen unverschuldete Erwerbs¬ 
losigkeit in den Evangelischen Arbeitervereinen. 

§1. Der Evangelische Arbeiterverein zu N. errichtet 
eine Unterstützungskasse gegen die unverschuldete Erwerbs¬ 
losigkeit seiner Mitglieder. 

Der Kasse muss jedes Mitglied beitreten. Nichtmitglieder 
sind nicht zulässig. 

§ 1b. (Vorarbeiten.) Behufs Gründung solcher Kasse 
veranstaltet der Verein eine eingehende Statistik der Ar¬ 
beitslosigkeit seiner Mitglieder über das zurückliegende 
Jahr. 

Auf Grund solcher Statistik entwirft der Verein ein 
Kassenbudget für das laufende Jahr. 

§ 2. (Zweck.) Diese Kasse will solchen Mitgliedern des 
Evangelischen Arbeitervereins, die ohne ihr Verschulden 
arbeitslos werden, eine Beihülfe gewähren, um während der 
Dauer der Arbeitslosigkeit, jedoch höchstens 10 Wochen 
lang, einigermaassen gegen die dringendste Noth geschützt 
zu sein. Die Arbeitslosigkeit infolge von Krankheit, Invali¬ 
dität und Alter gehört, weil anderweitig versichert, nicht 
hierher. 

§ 3. (Mittel) Die Mittel der Kasse setzen sich zu¬ 
sammen 

1. aus den Mitgliederbeiträgen. Es dürften 10 Pfg. pro 
Woche für die allgemeinen Vereinskpsten und für die Ver¬ 
sicherung genügen (je 1/2 jeden Zweck). 

2. aus den von den Stadtgemeinden hierzu zu er¬ 
strebenden Krediten (siehe die Schweizer Städte Bern § 9). 

3. aus den von den Arbeitgebern zu erzielenden festen 
jährlichen Beiträgen. 

4. aus freiwilligen Zuwendungen. 

§ 4a. Die Höhe der Beiträge beträgt pro Woche 
10 Pfg.; davon sind, je zur Hälfte, die allgemeinen Vereins¬ 
kosten, sowie die Versicherungskasse zu bestreiten. Die 
Steuerpflicht erlischt nicht, wenn von der Kasse die Bei¬ 
hülfe bezogen wird, sie erlischt ebenfalls nicht bei Bezügen 
aus der Ortskrankenkasse. Die sogenannten Saisonarbeiter 
können sich nur mit erhöhtem Beitrag bei der Versicherung 
betheiligen. Eine Zusatzversicherung ist für alle zulässig. 

§ 4 b. (Die Entrichtung der Kassenbeiträge.) Die Ent¬ 
richtung der Kassenbeiträge erfolgt in jeder Ortsgruppe an 
den Gruppenkassirer. Die Entrichtung erfolgt wöchentlich 
zu bestimmter Zeit, kann jedoch auch praenumerando auf 
Monate oder ein Jahr hinaus erfolgen. Der Gruppen¬ 
kassirer quittirt auf der Mitgliedskarte mit Namensunter¬ 
schrift. Es ist auch Stempel oder Quittungsmarke zulässig. 
Die Karte ist beim Stellen eines Antrags auf Beihilfe vor¬ 
zulegen. Den Schaden bei etwaiger Unordnung der Karte 
trägt der Antragsteller. 

§ 4 c. (Anlegung der Beiträge.) Die Anlegung der 
Beiträge geschieht in der Leipziger Sparkasse, wovon der 
Kassirer nach den Bedürfnissen und den bestehenden Lokal¬ 
bestimmungen abhebt. Die Zinserträge dürfen nur der 
Kasse zugute kommen. 

§ 5. Die Höhe der Beihülfe beträgt pro Woche 3 M. 

§ 6a. (Verwaltung.) Die Kasse wird verwaltet durch 
einen aus dem Vorstande des Hauptvereins gewählten Aus¬ 
schuss von 3 Mitgliedern, nämlich einem Vorsitzenden, einem 
Kassirer und einem Beisitzer. Der Kassirer darf nicht zu¬ 
gleich Kassirer des Hauptvereins oder einer Gruppe sein. 
Buch- und Kassenführung der Kasse sind ganz selbständig 
und getrennt von der Kasse des Evangelischen Arbeiter¬ 
vereins oder einer Gruppe zu halten. Der Ausschuss ist 
dem Vorstande wie dem ganzen Verein verantwortlich. Er 
legt jährlich einmal in einer Hauptversammlung Bericht ab 
und bedarf der Entlastung. Der Ausschuss wird auf ein 
Jahr gewählt. Wiederwahl ist zulässig. 

F'ür kleine Vereine, die für sich allein solche Versiche¬ 
rung schon finanziell nicht durchführen können, ist der Zu¬ 
sammenschluss zu Verbänden nach Landesgegenden (Gau¬ 
verbänden) nöthig. Dann verhält sich der Ortsverein zum 
Verband, wie die Gruppe zum Hauptverein; und das Ver¬ 
fahren ist ein gleiches. Es würde z. B. der Anfang unseres 
§ 6 dann lauten: 
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Die Kasse wird verwaltet durch einen aus dem 

Vorstande des Verbandes (des Gaues) gewählten Aus¬ 
schuss von 3 Mitgliedern. 

§ 6b. (Revision der Kasse.) Die Revision der Kasse 
geschieht alljährlich einmal, und zwar vor der 1. Haupt¬ 
versammlung des neuen Jahres, durch zwei in der letzten 
Versammlung des alten Jahres vom Vereine zu wählende 
Revisoren. Dieselben dürfen nicht dem Gesammtvorstande 
angehören. Die Revisoren verfassen einen schriftlichen 
Bericht, der in der 1. Hauptversammlung zum Vortrag und 
dann zu den Akten kommt. Dann folgt in derselben der 
Bericht des Ausschusses. Die ertheilte Entlastung ist aus¬ 
zusprechen. Dann wird die Wahl des neuen Ausschusses 
vorgenommen. 

Ausserdem ist jedes Vorstandsmitglied berechtigt, jeder¬ 
zeit Einsicht in die Bücher des Ausschusses zu nehmen. 

Jedes Vereinsmitglied ist berechtigt, jederzeit die Vor¬ 
legung der Bücher für die nächste Versammlung zu be¬ 
antragen. 

§ 7. (Anmeldung zur Unterstützung.) Die Anmeldung 
zur Unterstützung geschieht beim Kassirer der Ortsgruppe, 
der auf Grund seiner Bücher die in § 8 bestimmte Beschei¬ 
nigung ausstellte unter Gegenzeichnung des Vorsitzenden 
und unter Beidrückung des Stempels. 

Mit dieser Bescheinigung begiebt sich der Antragsteller 
zum Kassirer des Ausschusses, der nach § 8 die Auszahlung 
übernimmt. 

Für die erste Woche der Arbeitslosigkeit wird eine 
Beihilfe nicht gewährt. 

§ 8. Die Auszahlung der Unterstützungen geschieht nur 
durch den Kassirer des Ausschusses. Derselbe zahlt die 
betreffende Summe nur aus gegen eine Bescheinigung, aus¬ 
gestellt vom Vorsitzenden und dem Kassirer der Ortsgruppe, 
zu welcher der Antragsteller gehört. 

Diese Bescheinigung muss enthalten: 

1. die Bestätigung der unverschuldeten Arbeitslosigkeit, 

2. den Zeitpunkt, wo sie anfing, sowie den letzten 
Arbeitsort, 

3. die Bescheinigung, dass der Antragsteller seit einem 
Jahre Mitglied der Ortsgruppe ist, und seine Bei¬ 
träge regelmässig entrichtet hat. Die Bescheinigung 
ist zu den Akten zu nehmen. Diese Bescheinigung 
ist vom Gruppenvorsitzenden wie vom Gruppen¬ 
kassierer zu signiren (zu unterzeichnen). 

Der Kassierer des Ausschusses ist nicht verpflichtet, 
den Inhalt und die Unterschriften zu prüfen. Aber er ist 
berechtigt, im Falle er eine Täu.schung vermuthet, die Aus¬ 
zahlung zu vertagen, und die Angelegenheit dem Ausschuss 
zur Prüfung vorziilegen. Diese Prüfung eines Anspruchs 
im Ausschuss ist binnen 3 Tagen vorzunehmen. Der Kassirer 
ist an den Beschluss des Ansschusses gebunden. Die Aus¬ 
zahlung erfolgt alle 8 Tage in dazu bestimmter Stunde nur 
gegen Quittung. 

§ 9. (Verlust des Anspruches.) Der Anspruch auf Bei¬ 
hülfe in dem in § 2 gedachten Fall geht verloren 

1. wenn der Antragsteller 1 Monat mit seinem Beitrag 
im Rückstand ist; 

2. wenn er Krankengeld bezieht; 

3. wenn er sich weigert, eine ihm angebotene Arbeit, 
die er verrichten könnte, anzunehmen. 

§ 10. (Aufhören der Beihülfe.) Die Beihülfe hört aut 

aj wenn der Betreffende wieder Arbeit erhält; er hat 
dies binnen 3 Tagen bei dem Kassirer des Aus¬ 
schusses anzuzeigen; 

b) im Todesfälle. Für die Hinterbliebenen müssen 
andere Unterstützungskassen eintreten. 

§ 11. (Kontrolle.) Jeder Arbeitslose, der Unterstützung 
aus der Kasse bezieht, ist verpflichtet, während der Dauer 
der Arbeitslosigkeit 3mal in der Woche sich beim Vorsitzen¬ 
den seiner Gruppe persönlich zu melden. 

Die Unterla.ssung dieser Pflicht, so weit sie nicht hin¬ 
reichend und glaubwürdig entschuldigt wird, zieht das so- 
Ibrtige Aufhören der Beihülfe nach sich. 

§ 12. (Haftpflicht der Kasse.) Haftpflichtig ist nur die 
Kasse mit ihrem Bestände, nicht die Mitglieder. 

Im Falle der Unzulänglichkeit der Kassenmittel ist der 
Vorstand des Vereins berechtigt, den Betrag der Beihülfe 


entsprechend herabzusetzen, oder die Zeit der Leistung zu 
verkürzen, oder die Steuer auf Zeit zu erhöhen. 

§ 13. (Auflösung.) Im Falle der Auflösung einer Gruppe 
geht auch die damit verbundene Einzahlungssteile ein; die 
etwa vorhandenen Kassenbeträge müssen dem Kassirer des 
Ausschusses umgehend übergeben werden. Im Falle der 
Auflösung des ganzen Vereins gelangen die Einzahlungen 
aus dem laufenden Jahre an die Einzahler zurück; der Rest¬ 
bestand kommt der städtischen Armenkasse zu gute. 

Der Referent fasste schliesslich das Ergebniss seines 
Vortrags in 4 Fragen zusammen: 

1. Sollen die Vereine sich darüber im Prinzip schlüssig 
machen, ob sie praktisch-soziale Arbeit innerhalb ihrer 
Sphäre direkt treiben wollen, oder ob sie mehr theoretisch, 
indirekt (diskutirend, petitionirend) mitarbeiten wollen an 
der allgemeinen Lösung sozialer Einzelfragen (staatliche 
Versicherung gegen Arbeitslosigkeit, Arbeitsämter, Verkür¬ 
zung der Arbeitszeit u. s. w.)? 

Unterfrage: Lässt sich beides vereinigen? 

2. Sollen die Ev. Arbeitervereine unter sich eine Sta¬ 
tistik Ober die Arbeitslosigheit bei ihren Mitgliedern ver¬ 
anstalten? 

3. Sollen die Vereine in Verhandlung treten mit den 
städtischen Gemeinden, um einen Kredit für eine zu planende 
Arbeitslosenkasse nach Art der Schweizer zu erhalten? 

4. Soll den Ev. Arbeitervereinen dieser Entwurf mit- 
getheilt werden als Grundlage nicht bloss der Diskussion, 
sondern des praktischen Versuches? 

Nach langer, sehr anregender Debatte fanden folgende 
3 Resolutionen Annahme: 

1. Weber-Richter: Der Delegirtentag stellt in dankbarer 
Anerkennung des Richter’schen Vortrags und mit dem 
Wunsche, dass derselbe im Ev. Arbeiterboten veröffentlicht 
werde, denjenigen Vereinen, die sich zur Einführung einer 
Arbeitslosenversicherung für ihre Mitglieder gedrungen 
fühlen, dies mit dem Wunsche anheim, dass ihr Versuch 
gelingen möge; jedenfalls aber empfiehlt derselbe den Ver¬ 
einen, die Arbeitslosigkeit nach ihren Gründen und Erschei¬ 
nungsformen im Auge zu behalten, durch Vorstellung von 
Fall zu Fall, bei den zuständigen Stellen die möglichste 
Abhülfe der Arbeitslosigkeit zu erstreben, inzwischen aber 
ihre Arbeitslosen nach besten Kräften materiell zu unter¬ 
stützen. 

2. Naumann: Vom Ausschüsse soll eine Statistik der in 
den Vereinen vertretenen Berufszweige von den Vereinen 
eingefordert werden. 

3. Faisst: Die Delegirtenversammlung legt ihren Ver¬ 
einen ans Herz, behufs Erlangung einer geordneten Ar¬ 
beitslosenstatistik mit allen Kräften für Errichtung städti¬ 
scher Arbeitsämter einzutreten. 


Arbeiterschutzgesetzgebung und Gewerbe¬ 
inspektion. 

Sonntagsruhe in den Saisonindustrieen. Der Reichs¬ 
kanzler hat vor kurzem dem Bundesrath einen Entwurf der 
Bestimmungen mitgetheilt, die für die Saisonindustrieen 
Ausnahmen von dem Gebot der Sonntagsruhe gestatten 
sollen (§ 105d der Gewerbeordnung). Nach dem „Reichs¬ 
anzeiger“ sieht der Entwurf für lolgende Saisonindustrieen 
Ausnahmen vor: Präserven- und Konservenfabriken; An¬ 
lagen zur Herstellung von Schlittschuhen und Schlittschuh- 
theilen; Anlagen zur Herstellung von Chokoladen- und 
Zuckerwaaren, Honigkuchen und Bisquit, von Christbaum¬ 
schmuck und von Spielwaaren. 

Diesen Betrieben sollen an Sonn- und Festtagen fol¬ 
gende Arbeiten gestattet sein: Vollbetrieb an höchstens 
12 Sonn- oder Festtagen mit Ausschluss des Weihnachts-, 
Neujahrs-, Oster-, Himmelfahrts- und Pfingstfestes, jedoch 
für insgesammt nicht mehr als 60 Stunden in einem Jahre 
und für höchstens 10 Stunden an dem einzelnen Sonn- oder 
Festtage, sowie mit der Maassgabe, dass Sonn- oder Fest¬ 
tage, an welchen über 2 Uhr nachmittags hinaus gearbeitet 
wird, mit 10 Stunden in Anrechnung kommen. 
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Die GestatUiDg der Ausnahmen soU nach dem Entwurf 
an folgende Bedingungen geknüpft werden: „Die Arbeiter 
dürfen am Besuche des Gottesdienstes nicht, gehindert und 
je 12 Stunden vor und nach der Sohn- oder Festtagsarbeit 
nicht beschäftigt werden. 

Für weibliche Arbeiter darf die Dauer der wöchentlichen 
Arbeitszeit einschliesslich . der ^Sohn- uiid Festtagsaybeit 
75 Stunden nicht überschreiten. ' ' 

Die Vornahme der Arbeiten ist spätestens am vorher¬ 
gehenden Werktage der Orts-Polizeibehörde schriftlich an¬ 
zuzeigen. 

Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass in den 
Räumen, in welchen an Sonn- oder Festtagen gearbeitet 
wird, an einer in die Augen fallenden Stelle ein Verzeichniss 
ausgehängt ist, in welches für Jeden' einzelnen Sonn- und 
Festtag innerhalb eines Jahres Beginn und Ende der Ar¬ 
beitszeit, und zwar für männliche und weibliche Arbeiter 
gesondert, einzutragen sind.“ 

Für andere Saison-Industrieen, als die vorgenannten, 
erkennt der Entwurf ein berechtigtes Bedürfniss nach Sonn¬ 
tagsarbeit nicht an. Es ist hierbei — so berichtet der 
Reichsanzeiger weiter — von der Erwägung ausgegangen, 
dass ein Bedürfniss nach gesteigerter Thätigkeit, soweit ; 
demselben nicht durch Heranziehung von Hülfskrätten ab- | 
geholfen werden kann, in erster Linie zur Zuhüllenahme 
von Ueberarbeitsstunden an den Werktagen führen wird, 
und dass ferner gerade diese verstärkte Thätigkeit an den 
Werktagen für den infolge davon ganz besonders erholungs¬ 
bedürftigen Arbeiter eine thunlichst unverkürzte Sonntags¬ 
ruhe geboten erscheinen lässt. Auch wird in den Er¬ 
läuterungen des Entwurfs darauf hingewiesen, dass in vielen 
Fällen das gegenwärtig zu gewissen Jahreszeiten eintretende 
vermehrte Arbeitsbedürfniss weniger in der Eigenart des 
Fabrikationszweiges, als in der Gewohnheit des Publikums, 
die Ertheilung von Aufträgen hinauszuschieben, seinen 
Grund findet, und dass es nicht der Absicht des Gesetz¬ 
gebers entsprechen würde, einer solchen Gewohnheit, welche 
zur Ueberanstrengung der Arbeiter wesentlich beiträgt, 
durch Zulassung von Sonntagsarbeit Rechnung zu tragen, 
während andrerseits von der Durchführung der Sonntags¬ 
ruhe eine günstige Einwirkung in dieser Richtung erhofft 
werden dürfe. Der preussische Minister für Handel und 
Gewerbe hat die Königlichen Regierungs Präsidenten er¬ 
sucht, etwaige Wünsche auf Abänderung oder Ergänzung 
dieses Entwurfs, die aus den Kreisen der Betheiligten vor¬ 
gebracht werden, spätestens bis zum 15. August d. J. vor¬ 
zulegen. Eine mündliche Berathung des Entwurfs mit Ver¬ 
tretern der Arbeitgeber und Arbeiter wird voraussichtlich 
nicht stattfinden. Dagegen sind die Handels- und Gewerbe¬ 
kammern von den Bundesregierungen aufgefordert worden, 
ihre Wünsche spätestens bis zum 10. August d. J. einzu¬ 
reichen. 

Zur Regelung der Sonntagsruhe und Arbeitszeit in 
Oesterreich. Das Handelsministerium hat die Handels- und 
Gewerbekammern eingeladen, sich nach Einvernehmung der 
gewerblichen Genossenschalten sowie der Unternehmer- und 
Arbeitervereine über die etwa wünschenswerthen Modifika¬ 
tionen der Verordnungen vom 27. Mai 1885, bezw. einzelner 
Bestimmungen derselben, zu äussern Insbesondere sollen 
hierbei die Vorschriften Ober die Sonntagsruhe im Gewerbe¬ 
betrieb in Erörterung gezogen und eine gutachtliche Aeusse- 
rung dahingehend abgegeben werden, ob die Bestimmungen 
über die Sonntagsruhe den thatsächlichen Bedürfnissen des 
betreffenden Gewerbes entsprechen, oder ob eine Abände¬ 
rung derselben im Sinne einer Ausdehnung oder Ein¬ 
schränkung der Sonntagsruhe geboten erscheint. 

Hinsichtlich der Arbeitspausen, der Nachtarbeit für 
jugendliche Hilfsarbeiter in bestimmten Gewerbekategorien 
sowie der V’^erlängerung der Arbeitszeit um eine Stunde 
für einzelne Gewerbe überlässt es die Wiener Handels¬ 
kammer den interessirten Körperschaften, sich gleichfalls 
unter Stellung bestimmter Anträge zu äussern. 

Die meisten Arbeiterkorporationen Wiens, als Kranken¬ 
kassen, Fachvereine und ähnliche Organisationen, soweit 
solche unter sozialdemokratischer Leitung stehen, haben be¬ 


zeichnenderweise beschlossen, die von der Handelskammer 
gestellten Fragen unbeantwortet zu lassen und auf die von 
den Vertretern der klassenbewussten Arbeiterschaft viel¬ 
fach in Enquöten, Versammlungen und in der Presse abge¬ 
gebenen Aeusserungen hinzuweisen. 

Inzwischen hat der Handelsminister einen Erlass heraus- 
gegeben. wonach in Abänderung der Verordnungen vom 
Jahre 1885 die Sonntagsruhe über eine Reihe von Handels¬ 
gewerben ausgedehnt wird. Vom 16.'Mai ab ist der 
Verschleiss mit Lebensmitteln in Städten mit mehr als 
20000 Einwohnern an Sonntagen bis 12 Uhr Mittags und 
von 6 bis 8 Uhr Abends, in den übrigen Ortschaften bis 
3 Uhr Nachmittags gestattet. Diese neue Bestimmung gilt 
für alle Geschäfte, die sich mit dem Verkaufe von Nahrungs¬ 
und Genussmitteln befassen, mit Aüsnahme der Bäckereien 
und Konditoreien sowie der Gasthäuser, die auch am Sonn¬ 
tag Nachmittag geöffnet bleiben. Endlich ist nach d^ir neuen 
Verordnung der Handel mit Naturblumen am Sonntage ge¬ 
stattet. 


Arbeiterversicherung. 


Die Beschaffung ärztlicher Obergutachten für dia Un¬ 
fallversicherung. Die Aerztekammer für die Provinz Bran¬ 
denburg und den Stadtkreis Berlin hat vor kurzem über 
die Frage der Beschaffung ärztlicher Obergutachten in An¬ 
gelegenheiten der Berufsgenossenschaften berathen. Die 
Frage beschäftigt die betheiligten Kreise bereits seit dem 
Jahre 1891, wo der Verband der Berufsgenossenschaften 
mit dem Aerztekammerausschuss in Verbindung trat zum 
Zweck der Bezeichnung von ärztlichen Obergutachtern. Es 
entstanden damals zunächst Kompetenzbedenken, die in¬ 
zwischen aber von der Regierung für unberechtigt erklärt 
sind. Eine weitere Erörterung rief die Frage hervor, ob 
Gutachterkollegien oder Einzelgutachter zu benennen seien. 
Die brandenburgische Kammer hatte sich s. Z. für . Gut¬ 
achterkollegien ausgesprochen, die Regierung hält dagegen 
Kinzelgutachter für genügend. Unter Berücksichtigung dieser 
Entwicklung der Angelegenheit wurde nunmehr, die Annahme 
folgender Leitsätze beantragt: A. Die Mitwirkung der Aerzte- 
kammern zur Beschaffung von Obergutachten in Unfallver- 
sicherungsangelegcnheiten ist erwünscht. B. Die Obergutachter 
werden auf Antrag der zuständigen Körperschaften und Be¬ 
hörden von Fall zu Fall aus der Gesammtheit aller im Reiche 
approbirten Aerzte, möglichst aber aus dem Kammerbezirk, 
durch die Kammervorstände benannt. C. ln der Regel soll 
mit der einzelnen Obergutachtung nur ein Arzt betraut 
werden. Erfordert nach dem Ermessen des Kammervor¬ 
standes, an welchen auch der zunächst benannte Gutachter 
seinen darauf bezüglichen Antrag richten kann, die Eigenart 
des Falles das Zusammenwirken mehrerer Sachverständigen, 
so sind drei Aerzte zu benennen, deren Mehrheitsbeschluss 
als Obergutachten überreicht wird. D. Eine durch die Aerzte¬ 
kammer vermittelte Begutachtung soll für gewöhnlich nur 
auf Grund eigener Beobachtung erfolgen. E. Die Aerzte- 
kammern verlangen für die von ihnen benannten Gutachter 
keine Sonderstellung. F. Jede neue Instanz kann um neue 
Gutachter beziehungsweise Gutachterkollegien ansuchen. — 
In der Debatte wurde von Dr. Göpel-Frankfurt a. O. der 
Antrag gestellt, der These A. die Form zu geben, dass man 
zwar die Mitwirkung der Aerztekammern zur Beschaffung 
von Obergutachten in Unfallversicherungsangelegenheiten 
für „zulässig“ erklärt, zugleich aber den Willen kundgiebt, 
diese Mitwirkung nur auf Antrag des Reichs-Vcrsicherungs- 
amts oder eines Schiedsgerichts auszuüben, den Berufs¬ 
genossenschaften jedoch so lange zu versagen, bis eine 
V^erständigung zwischen dem Aerztevereinsbund und den 
Genossenschaften, die die vom Leipziger Aerztetag aufge¬ 
stellten, vom Breslauer Aerztetag wiederholten ärztlichen 
Forderungen bisher .schroff abgelehnt haben, herbeigeführt 
ist. Der Antrag Göpel wurde an Stelle der These A. an¬ 
genommen. Die übrigen Leitsätze fanden die Zustimmung 
der Versammlung. 
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Die Verhandlungen der Preussischen Agrar- 
konferenz.^) 

Die Agrarkonferenz wurde durch Schreiben des Preussi¬ 
schen Landwirthschaftsministers vom 10. Mai 1894 zu dem 
Zweck einberufen, „alle diejenigen Maassnahmen in Er¬ 
wägung zu nehmen, welche zur Erhaltung und Kräftigung 
des ländlichen Grundbesitzes und der heimischen Land- 
wirthschaft zu dienen geeignet sind", speziell Maassregeln 
gegen die Ueberschuldung des ländlichen Grund¬ 
besitzes zu berathen. Sie trat unter dem Vorsitz des 
Landwirthschaftsministers am 28. Mai zusammen und hielt 
6 Sitzungen hinter einander ab, von welchen 3 der General¬ 
debatte — welche in der stenographischen Ausgabe 200 
Seiten füllt, der Rest der Spezialdiskussion — 160 Seiten 
füllend — gewidmet waren. Unter den 38 der Einberufung 
gefolgten Experten war der Grundbesitz mit 12 Vertretern, 
11 Rittergutsbesitzern und 1 „Bauer“ (dem nationalliberalen 
Hochagrarier SchooO die Grundkreditinstitute mit 4 (3 Ver¬ 
tretern der Landschaften und 1 Hypothekenbankdirektor — 
Dr. Hecht aus Mannheim), die amtliche Statistik durch 2 — 
die Direktoren der Reichs- und Preussischen Statistik —, 


*) Die Agrarkonferenz vom 28. Mai bis 2. Juli 1894, Bericht 
über die Verhandlungen etc. Berlin, Parey 1894. 368 S. 8®. Preis 
8 Mk. 


die akademische Wissenschaft mit 9 (7 Professoren der Na¬ 
tionalökonomie, 2 der Jurisprudenz) betheiligt, der Rest von 
11 waren Staats- und provinzielle Beamte, darunter 1 Richter 
und 4 Beamte der ländlichen Auseinandersetzungs- und An¬ 
siedlungsbehörden. Als Vertreter des Bauernstandes könnten 
nur die politisch stark vinkulirten Herren School und Win¬ 
kelmann (Vorsitzender des Schorlemer sehen Bauernvereins) 
angesehen werden. Unter den Grundbesitzern befanden sich 
die namhaftesten Vertreter der konservativen Agrarier: Graf 
Kanitz, v. Ploetz, v. Puttkammer-Plauth, ferner von hervor¬ 
ragenden Grossgrundbesitzern der frühere Staatsminister 
Graf Zedlitz, Wendorff-Zdziechowo, Graf Holstein-Wator- 
neverstorf, Graf Dönhoff, Frhr. v. Huene, von namhafteren 
entschieden antiagrarischen Grundbesitzern Sombart, unter 
den Professoren neben den Nationalökonomen Conrad. 
Knapp, Meitzen, Paasche, Sering, Schmoller, A. Wagner die 
Berliner Germanisten Brunner und Gierke. Der Finanz¬ 
minister Dr. Miquel, 6 Vertreter des Landwirthschaftsmini- 
steriums, darunter Geh. Rath Thiel, je einer des Finanz-, 
Justiz- und des Ministeriums des Innern waren zugezogen. 
Sachverständige hat die Kommission nicht vernommen, Be¬ 
schlüsse hat sie gleichfalls nicht gefasst, sondern sich auf 
Pourparlers im Kreise der Theilnehmer beschränkt, bei 
denen man die Erzielung eines consensus spiritualis er¬ 
strebte und in einigen allgemeinen Grundzügen erreichte. 
Nach Alledem ist der Sinn der Konferenz dahin zu ver¬ 
stehen, dass der Regierung gewisse allgemeine Gesichts¬ 
punkte, unter welchen der landwirthschaftliche Nothstand 
legislatorisch zu behandeln sei, vorschwebten, über deren 
Praktikabilität und Konsequenzen aber Zweifel und deshalb 
das Bedürfniss bestand, einen Meinungsaustausch mit Per¬ 
sonen herbeizuführen, welche im Wesentlichen den grund¬ 
sätzlichen Auffassungen der Regierung nahe standen, nament¬ 
lich aber: mit möglichster Beschleunigung zur Formulierung 
positiver Vorschläge zu gelangen. Die von dem Vorsitzen¬ 
den im Eingang der Berathung mehrfach aufgeworfene 
Frage, ob das vorhandene statistische Material denn als 
Grundlage ausreichend sei, trat im Verlauf der Besprechung 
entschieden in den Hintergrund, fast durchweg wurden neben 
allgemeinen Betrachtungen ziemlich konkrete Vorschläge 
erörtert, und erst in seinem Schlusswort kam der Minister 
wieder mit der Bemerkung darauf zurück, dass das in An¬ 
griff genommene Arbeitsfeld durch die Besprechungen „noch 
nicht die erste Furche“ erhalten habe. Daran wurde die 
Konsequenz geknüpft, dass ein engerer Ausschuss aus der 
Mitte der Konferenz demnächst noch weiter über die be¬ 
sprochenen Fragen Erörterungen pflegen und die Konferenz 
selbst seinerzeit — im Winter — abermals berufen werden 
sollte. Dagegen konnte keine bindende Zusage gemacht 
werden in betreff der Veranstaltung bestimmter thatsäch- 
licher Erhebungen: an eine umfassende Agrarenquete wurde 







SOZIALPOLITISCHES CENTRALBLATT. 


No. 45. 


534 


nicht gedacht, aber auch der Gedanke einer Verschuldungs- ! 
Statistik fallen gelassen und ebenso eine systematische Nach¬ 
frage bei dem unvertretenen Mittel- und Kleinbesitz über 
seine Stellung zu den aufgetauchten Projekten nicht in Aus¬ 
sicht genommen. Mindestens eine solche Nachfrage hielt 
namentlich der Präsident des Oberlandeskulturgerichts, 
Glatzel, für unumgänglich, während von zahlreichen anderen 
Seiten sehr viel weitergehende Wünsche, namentlich solche 
nach einer umfassenden Verschuldungsstatistik, laut wurden. 
Demgegenüber wurde auf die drängenden Zeitumstände 
hingewiesen. Eine der hervortretendsten Erscheinungen auf 
der Konferenz war demnach ein gewisses Gefühl von 
Eile, verbunden mit dem Bedürfniss, dennoch alle defini¬ 
tiven Entschlüsse aufzuschieben. 

Eine ziemlich feste Marschroute erhielt die Konferenz 
dadurch, dass den Mitgliedern mit der Einladung ein „Ar- 
beits-“ und ein „Berathungsprogramm“ zugestellt wurden. 
Ersteres bietet in seiner notizenhaft-lapidaren Fassung, die 
etwa der Form eines Grundrisses zu einem Kolleghefte 
über Agrarpolitik entspricht, eine gedrängte Uebersicht der 
als allseitig anerkannt vorausgesetzten Gründe der Noth- 
lage und der möglichen Abhülfsmittel unter Ausschluss der 
Zoll- und Währungspolitik; das letztere stellt konkrete 
I^ragen über die möglichen Maassregeln gegen die Ueber- 
schuldung und zwar A) solche zur Bekämpfung der fort¬ 
wirkenden Ursachen derselben, worunter sich 1. die Aende- 
rung des bestehenden Erb rec hts behufs Vermeidung der Be¬ 
lastung mit Erbtheilshypotheken, 2. die Einführung einer Ver¬ 
schuldungsgrenze und etwaige Mittel zur Herabdrückung 
der Güterpreise behufs Verhinderung der Ueberschuldung 
durch Kaufgelderreste und andere (unproduktive) Schulden 
finden, endlich B) solche zur Beseitigung der vorhandenen 
Ueberschuldung durch Aenderung der Kreditorganisation 
und der Verschuldungsfonnen, sowie Schaffung einer Or¬ 
ganisation zur planmässigen Hypothekenabstossung. Durch 
die Formulirung des „Arbeitsprogramms“, welches die Art 
der Grundbesitzvertheilung unter den möglichen Gründen 
für die Kalamität im Osten nicht erwähnt, wurde die 
Atmosphäre der Konferenz entsprechend ihrem Zweck 
temperirt, ohne dass ihren Theilnehmern eine gemeinsame 
Ansicht geradezu oktroyirt worden wäre. 

Ausser diesen offiziellen Unterlagen wurde dem Kon¬ 
ferenz im Eingang der Berathungen ein konkret ausge¬ 
staltetes Projekt von Professor Sering in Gestalt eines 
mündlichen Vortrages dargeboten, derart, dass als wesent¬ 
licher Inhalt der Verhandlungen die Kenntnissnahme dieser 
Vorschläge und die Stellungnahme dazu sich von selbst ergab. 

Das Sering’sche Referat nun geht von dem Leitsatz 
aus. dass „der Arbeitslohn des selbständigen und selbst 
arbeitenden Grundbesitzers nach richtiger ökonomischer 
Auffassung den standesgemässen, vernünftig bemessenen 
Unterhalt für ihn und seine Familie“ umschliesse, ein ent¬ 
sprechender Bruchtheil des Ertragswerths des Guts deshalb 
nach bekannter Analogie von Verpfändung und Zwangsvoll¬ 
streckung — unter den später zu erörternden Modalitäten 
— grund.sätzlich auszuschliessen sei. — Der Satz bedarf zu¬ 
nächst der terminologischen Interpretation. Abgesehen 

b Dankenswerth ist. da.'^s der Minister aus eigner Initiative 
eine Umfrage bei den Landratlien und Amtsgerichten nach den 
faktiscli bestehenden Vererbungsgewohnheiten auf dem Lande 
veranstaltet hat. Ilofifentlich lässt sich auch noch eine Verneh¬ 
mung der Betheiligten selbst, etwa der Kreistagsabgeordneten der 
Landgemeinden, ei inöglichcn. Von den jetzt befragten Instanzen 
haben die Landräthe die Krhregulirung nicht in der Hand, und 
die Richter, die sic in der Hand haben, interessiren sich nur zu 
einem — wuhl nicht eben grossen — Thcil hinlänglich für die wirth- 
schaftlichen Unterlagen der von ihnen bearbeiteten „Sachen“, wie 
durch nichts schlagender an den Tag gelegt wurde, als durch die 
massenhafte Ausfüllung der nach der Ursache der Subhastation 
fragenden Spalte des Fragebogens bei der Subhastationsstatistik 
mit der klassischen Bemerkung „Antrag des Gläubigers“. 


davon, dass eine Beschränkung der Verpfändbarkeit bei 
Vorliegen der gleichen Voraussetzung auch den nicht „selbst 
arbeitenden“, sondern verpachtenden und denjenigen Land- 
wirth träfe, dessen Arbeit objektiv unzulänglich oder un¬ 
zweckmässig erscheinen würde, einen Arbeitslohn also 
ökonomisch nicht verdiente, — pflegt man sonst das 
landwirthschaftliche Einkommen in: Grundrente, eventuell 
daneben Kapitalzins und Unternehmergewinn zu zer¬ 
legen, nicht aber als „Arbdtslohn“ zu qualifiziren. Auch 
existirt ein ökonomisches Postulat des „standesgemässen“ 
Unterhalts nicht. Dieser Begriff ist vielmehr ein politi¬ 
scher. Das Gehalt der Beamten hat — freilich über¬ 
wiegend nur theoretisch — diesen Charakter und ist eben 
deshalb, wie wohl am besten Laband erwiesen hat, nicht 
„Arbeitslohn“, sondern ein aus politischen Gründen behufs 
angemessener Sustentation gewährter fester Einkommens¬ 
zuschuss. Mithin ist der Sinn des obigen — in seiner jetzigen 
Fassung m. E. äusserst misszuverstehenden — Satzes der: 
„es ist aus politischen Gründen nothwendig, dass die 
Grundbesitzer aus dem landwirthschaftlichen Betriebe ein 
Einkommen beziehen, welches ihnen die Aufrechterhaltung 
ihrer traditionellen politischen und gesellschaftlichen Stellung 
gewährleistet.“ Alsdann ist aber eine noch weitere Be¬ 
grenzung erforderlich. Was nämlich die Kleinbauern an¬ 
langt, so trifft auf sie der Begriff eines „standesgemässen“ 
Einkommens auch in diesem Sinne nicht zu. Mit Recht heben 
die Grossgrundbesitzer regelmässig hervor, dass ein Theil 
des Proletariats — z. B. auch die höchste Schicht der in 
Naturalien gelohnten Instleute, materiell und in Bezug auf 
die Sicherheit ihres Unterhalts besser stehen als ein erheb¬ 
licher Theil der Kleinbauern. Hier träfe der Begriff also 
mit dem des „Existenzminimums“ praktisch durchaus zu¬ 
sammen und wird ohne Grund anders bezeichnet —, die 
Konferenz hat die Festlegung eines solchen in weiterem 
Umfang als bisher und derart, dass auch die Hofstätte in 
irgend einem Umfange der Zwangsvollstreckung entzogen 
werde, zwar offenbar für wünschenswerth erachtet, sich 
aber auf nähere Erörterungen darüber nicht eingelassen. 
Der Gegenstand gehört freilich auch der Reichsgesetz¬ 
gebung an. Sie interessirte sich vielmehr für Maassregeln, 
welche Schichten zu Gute kommen sollen, die sozial so 
hoch stehen, dass von „standesgemässem“ Einkommen die 
Rede sein kann. — Andererseits scheidet aber auch die 
höchste Schicht aus: die Fideikommiss- und Latifundien¬ 
besitzer, da für sie die Möglichkeit „standesgemässer“ 
Existenz ausser Zweifel. steht. Aber auch der verbleibende 
Rest ist in seiner traditionellen Position in sehr verschiede¬ 
nem Maasse gefährdet. Am wenigsten die grösseren 
Rittergüter. Bei diesen ist eine Einschränkung der Lebens¬ 
haltung als Folge der verminderten Rentabilität erforderlich 
und, soweit sie vollzogen wird, die Fortexistenz möglich. 
Weit ernstlicher bedroht sind in einzelnen Gegenden die 
Grossbauern, bei denen der zu Markt gebrachte Bruchtheil 
des Produkts ein erheblicher ist, und welche regelmässig 
fremder Arbeitskräfte bedürfen. Unhaltbar ist endlich die 
Lage der kleineren Rittergüter, und diese sind offenbar 
der eigentliche Sitz des von der Agrarkonferenz ins Auge 
gefassten Uebels. Welche Besitzgrössen man als von der 
Kalamität in erster Linie betroffen anzusehen hat, ist nach 
der Bodenqualität und den Verkehrsgelegenheiten selbst¬ 
verständlich verschieden. In der Provinz Sachsen bringen 
Domänen von 500 ha mehrfach Pachten von 80000 M. und 
mehr. Im Osten auf schlechtem Boden würden Güter von 
doppeltem Umfang oft kaum den zehnten Theil derselben 
erbringen: man wird auf dem weitverbreiteten mittleren 
Sandboden bei nicht überdurchschnittlicher Gunst der 
sonstigen Verhältnisse Güter bis zu 2000 und 3(X)0 Morgen, 
bei schlechtem Boden auch solche noch wesentlich höheren 
Umfangs dahin zu rechnen haben, m. a. W. gerade die 
typischen, von einem Centrum aus entweder ohne technische 
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BeihOlfe oder nur mit einem jüngeren Inspektor bewirth- 
schafteten „Junkerbetriebe“ des Ostens. Die Ritterguts¬ 
besitzer dieser Art sind keineswegs ein ländlicher „Mittel¬ 
stand" — wenn man nicht diesem Begriffe zum Zwecke 
einer captatio benevolentiae für sie einen ungewöhnlichen Sinn 
giebt, sondern historisch und politisch Repräsentanten einer 
„herrschenden Klasse“ W i^ox^v, und die typischen sozialen 
Lasten einer solchen in der heutigen Gesellschaftsordnung, 
insbesondere die Erziehung der Kinder zu den „liberalen“ 
Berufen oder für das Heer, fallen ihnen neben den zahl¬ 
reichen sonstigen Standespflichten zur Last. Die finanzielle 
Tragweite dieser letzteren wird nun vermöge einer optischen 
Täuschung oft unterschätzt, in der Meinung, das Gut 
könne den überwiegenden Theil seiner Ausgaben im Gegen¬ 
satz zum städtischen Haushalt naturalwirthschaftlich decken. 
Thatsächlich findet man bei entsprechender Durchrechnung 
des eigenen Etats, dass derjenige Bruchtheil der persön¬ 
lichen laufenden Ausgaben, welchen ein Gut bei weitherzig¬ 
ster Rechnung in natura wenigstens zum Theil bestreiten 
kann: Wohnung, Heizung, Nahrung im weiteren Sinn, 
Dienstbotenlohn, Fuhrbedarf, selbst in einem jungen städti¬ 
schen bürgerlichen Haushalt ohne Kindererziehungsausgaben 
(wie z. B. dem meinigen) kaum mehr als ein Drittel der 
Gesammtausgaben ausmacht. Der Rest sind Ausgaben, 
welche auf „Standesgewohnheiten“ und traditionellen so¬ 
zialen Pflichtverhältnissen beruhen, diese sind es, welche 
den Begriff des „Standesmässigen“ ausmachen, sie sind es 
ferner, welche der Bauer nicht, wohl aber der Ritterguts¬ 
besitzer kennt und deren Leistung die Konferenz sicher¬ 
gestellt sehen möchte.*) 

Die Gründe, auf welchen die Unmöglichkeit sie zu 
leisten und der derzeitige landwirthschaftliche Nothstand 
überhaupt beruht, wurden von den Konferenztheilnehmern 
nicht ganz gleichmässig beurtheilt. Die agrarischen Praktiker 
legten, abgesehen von anderen Punkten, die ich übergehe, 
das Schwergewicht auf die gesunkenen Produktionspreise, 
Graf Zedlitz in sehr bemerkenswerther Ausführung darauf, 
dass einerseits im Osten ein grosses Areal unter den Pflug 
genommen sei, welches die landwirthschaftliche Nutzung 
nicht lohne, andererseits die Grundbesitzvertheilung — das 
Ueberwiegen des Grossbesitzes — den gegebenen Verhält¬ 
nissen nicht entspreche. Sering stellte im Anschluss an 
Rodbertus das naturgesetzliche Anschwellen der unproduk¬ 
tiven Verschuldung durch Erbantheils- und Restkaufgeld- 
Hypotheken — Besitzkredit im Gegensatz zum Meliorations¬ 
und Betriebskredit — in den Vordergrund. Unbedingt 
„unproduktiv“ sind ja in der That die Erbschulden, welche 
eine Belastung zu (Gunsten von Personen, die zu dem Gut 
in keiner wirthschaftlichen Beziehung mehr stehen, bedeuten, 
ohne dass dem Betriebe dadurch Kapital zu Gute käme. 
Nur bedingt trifft das gleiche auf Kaufschulden zu, denn 
ein Bruchtheil derselben bedeutet die ökonomisch noth- 
wendige Einbehaltung von Kapitalbeträgen seitens des 
Erwerbers als Betriebskapital, welches er sich sonst ander- 
weit beschaffen müsste. Das Entscheidende liegt also in 
dieser Beziehung zunächst in dem Erscheinen auch weniger 
kapitalkräftiger Käufer auf dem Gütermarkt, welches durch 
unsere Hypothekengesetzgebung unzweifelhaft mehr er- 

*) Die Blätter, welche die Interessen des Proletariats ver¬ 
treten, thäten gut, dem Pharisäismus eines Theils der bürger¬ 
lichen Presse mehr als bisher zu misstrauen, welche diejenigen 
Ausgaben, die mit dem vielberufenen „Sekt“ stigmatisirt zu werden 
pflegen, als den Nagel zum Sarge der Landwirthschaft hinstellen. 
Die „Sektströme“ münden — von persönlichen Extravaganzen, für 
die keine Klasse aufkommt, abgesehen — im grossen Durch¬ 
schnitt in ganz andere Kehlen, als in diejenigen der Kategorie 
von Landwirthen, um die es sich hier handelt. — Es stehen 
ganz andere Ausgaben in Frage, die gleichen, welche es ver¬ 
anlassen, dass trotz Verbilligung der meisten Massenartikel die 
Lebenshaltung sich, wie jeder weiss, fortgesetzt vertheuert hat. 


leichtert wird als in irgend einem Lande Europas. Ge¬ 
meinschaftlich ist dagegen — wie Sering nach Rodbertus 
mit Recht hervorhob ^ den Erbabfindungen und Kauf¬ 
schillingen, dass ihre Höhe notorisch ausser allem Ver- 
hältniss zum möglichen Ertrage des Gutes zu stehen pflegt’-^, 
weil der „Verkehrswerth“ des Bodens den „Ertragswerth“ 
dauernd beträchtlich übersteigt. Den Grund für diese be¬ 
kannte Erscheinung suchte die Konferenz, soweit sie sich 
darüber äusserte, für den Kleinbesitz und Parzellenerwerb 
mit Recht in dem „Landhunger“ der kleinen Leute, einem 
Phänomen, welches ökonomisch dahin zu interpretiren ist, 
dass ein Theil des Ertrages der Arbeit des Erwerbers ka- 
pitalisirt und als Entgelt gezahlt wird für die rechtliche 
Unentziehbarkeit der Arbeitsgelegenheit (des gekauften 
oder ererbten Bodens). Was die grösseren Güter anlangt, 
so verwies Sering gewiss mit Recht darauf, dass das 
geltende Erbrecht und die derzeitige Hypothekengesetz¬ 
gebung in Verbindung mit dem freien Güterverkehr dazu 
führe, bei jeder steigenden Konjunktur steigende Theile der 
Grundrente als Erbschulden und Restkaufgelder kapitalisirt 
in die Hand des beweglichen Besitzes zu spielen und so 
die Zeiten schlechterer Konjunktur mit unerschwinglichen 
Tributpflichten der landwirthschaftlichen Betriebe zu be¬ 
lasten. Ein Moment aber fand keine Erwähnung, obwohl 
es zwar gewiss nicht allein entscheidend ist, aber doch bei 
der sehr weitgehenden Loslösung der Bodenpreise vom Er¬ 
trage in erster Reihe mitspielt: der Umstand, dass an den 
Grundbesitz sich bei uns thatsächlich eine spezifische soziale 
und politische Position im Staatsleben und in der Gesell¬ 
schaft knüpft. Wer ein Rittergut kauft, zahlt einen Theil 
des Preises als Entgelt für den Eintritt in den Stand 
der Rittergutsbesitzer. Diese „Eintrittsgebühr“ belastet 
ihn mit Tributpflichten an den mobilen Besitz, und dies 
wieder ist eine Folge der Diskrepanz der politischen und 
der wirthschaftlichen Machtverhältnisse. Wollte man karri- 
kiren, so würde man sagen: der Hypothekengläubiger — 
d. h. natürlich nicht der einzelne, sondern die Gesammtheit 
derselben — lässt sich diesen Theil des Zinstributes dafür 
zahlen, dass der ökonomisch schwächere Gutsbesitzer als 
solcher der politisch und sozial relativ hoch bewerthete 
Vertrauensmann des Staates, er dagegen trotz seiner öko¬ 
nomischen Ueberlegenheit der von der politischen Macht 
ausgeschlossene, auch sozial und gesellschaftlich wesentlich 
niedriger eingeschätzte Berliner Fortschrittsmann ist. — Auch 
die Art der Bewegung der Bodenpreise erklärt sich 
mit — nicht: allein — hieraus; sie folgen den sinkenden 
Erträgen zunächst fast gar nicht, bis ein plötzlicher Zu¬ 
sammenbruch erfolgt: bei der Bewerthung spielen eben öko¬ 
nomisch irrationale Momente mit,“ reichen diese einmal 
nicht aus, das Niveau zu halten, so fehlt jeder Maassstab, 
und Preise und Pachten sind in Gefahr, in’s Bodenlose zu 


*) Die Thatsache selbst, deren fundamentale Bedeutung für 
die Bodenverschuldung Sering und Andere mit Recht betonten, 
wurde in der Konferenz nur vereinzelt von agrarischer Seite in 
Abrede gestellt. Geh.-Rath Gamp führte aus persönlicher Er¬ 
fahrung einige gezahlte und verlangte Kaufpreise von östlichen 
Gütern an, welche den Versicherungswerth der Gebäude, des 
Inventars und der Ernte nur wenig überstiegen, und schloss 
daraus, dass die Meliorationen der Grund dqs Steigens der Güter¬ 
preise im letzten Menschenalter gewesen seien. Mit welchem 
Recht bei dieser Rechnung die Abschreibungen gerade auf den 
Bodenwerth angenommen werden, ist nicht ersichtlich; die ge¬ 
gebenen Zahlen — S. 92, 93 der Protokolle — lassen vielmehr 
vermuthen, dass das in den Gebäuden steckende Kapital 
objektiv zum guten Theil unwirthschaftlich aufgewendet war. 
Jedenfalls beweisen die Fälle nicht — worauf es allein an¬ 
kommt —, dass auch der so normirte Kaufpreis nicht dennoch 
zu hoch im Verhältniss zum Rein-Ertrage war. Das war an¬ 
scheinend der Fall, da der Erzähler die beweiskräftigste Kauf¬ 
offerte, trotzdem er nach seiner Rechnung „8000 Morgen des 
schönsten Bodens für 20000 Mf“ erhalten hätte, gbgelehnt hat. 
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sinken. — Gerade die mittleren Rittergüter sind nun, soweit 
unsere Kenntniss reicht, am Bodenumsatz mit am stärksten 
betheiligt. Je mehr sich der Umfang den Latifundien nähert, 
desto stabiler wird der Besitz. Ebenso ist die Beweglich¬ 
keit bei den Bauerngütern eine geringere, sie bleiben im 
allgemeinen weit mehr in derselben Familie, und erst in 
der untersten Schicht beginnt die Beweglichkeit wieder, um 
in einzelnen Theilen von Schlesien und noch mehr im 
Westen unter dem Druck des „Landhungers“ das Maximum 
im Parzellenumtrieb zu erreichen. Deshalb nimmt auch, so 
viel die bisherigen Erhebungen erkennen lassen, wenn man 
Besitzgrössenklassen zusammenstellt, im grossen Durchschnitt 
die relative Höhe der Verschuldung bei uns im Osten von 
unten nach oben, im Westen und Südwesten, wo die Ritter¬ 
güter sozial und politisch keine Rolle spielen, von oben 
nach unten zu. 

Kommen wir nun zu den in der Konferenz erörterten 
Wegen zur Abhülfe, so soll die Besprechung des Anerben¬ 
rechts und der Verschuldungsgrenze einem besonderen Ar¬ 
tikel Vorbehalten bleiben. Beide Mittel kommen — nament¬ 
lich das letztere — offenbar nur in Betracht zur Verhinde¬ 
rung weiterer künftiger Verschuldung von Besitzern, welche 
noch nicht zu den überschuldeten gehören. Billigerweise 
fragen wir aber zunächst: was schlägt die Konferenz vor 
zur Sanirung eben dieser von ihren Schulden Erdrückten. 
Das Ergebniss der Berathungen formulirt auch Sering in dem 
soeben erscheinenden Aufsatz in Schmollers Jahrbuch da¬ 
hin, dass sie in dieser Beziehung resultatlos verlaufen ist. 
Dies ist sicherlich nicht Schuld der Konferenz, aber es ist 
in der That der Fall. 

In dem Arbeitsprogramm findet sich die Andeutung 
eines durch die Gesetzgebung herbeizuführenden „Liquida¬ 
tionsverfahrens“. Es ist ferner darin auf den bekannten 
Vorschlag hingewiesen, durch Ausgabe unverzinslicher 
Bodenscheine seitens zu bildender Genossenschaften, welche 
zum Theil durch absolut sichere Hypotheken zu decken 
seien, die Mittel zur Amortisation der nachstehenden Hypo¬ 
theken zu gewinnen. Als Professor Schmoller diesen Plan 
als „Utopie“ bezeichnete, stiess er auf gereizten Widerspruch 
bei Herrn v. Plötz, — jetzt scheint der „Bund der Land- 
wirthe“ selbst von diesem unter den heutigen Verhältnissen 
banktechnisch unmöglichen Gedanken abgekommen zu sein. 
Das Eintreten der Gesammtheit — des Staates — welches 
Geh. Rath Gamp forderte, sei es durch unverzinsliche Vor¬ 
schüsse (Graf Stosch unter Hinweis auf die schlesische 
Provinzialhülfskasse, v. Gutstedt: 20—30 Millionen unver¬ 
zinslicher Vorschuss an jede Provinz zur Gründung von Dar¬ 
lehnskassen und Ausgabe von Grundnoten durch die Land¬ 
schaften), sei es durch seinen Kredit, wurde ausser von Anderen 
von Adolf Wagner als politisch unmöglich zurückgewiesen. 
Die Durchführung einer Amortisation der Nachhypotheken 
ohne eine unmöglich zu erschwingende Steigerung der jetzigen 
Lasten desBesitzers durch Zuschläge zum Zins wurde anderer¬ 
seits als nur in Verbindung mit der Gewährung eines wie 
immer gearteten „Geschenkes“ des Staates denkbar bezeich¬ 
net. Es konnte also nur eine korporative Zusammenfassung der 
Grundbesitzer zum Zwecke der Durchführung der Hypo- 
thekenabstossung, unter Engagement mit ihrem Kredit, even¬ 
tuell auch mit Baarmitteln, in Frage kommen. Sering hatte 
im Anschluss an den bekannten österreichischen Gesetz¬ 
entwurf sich den Hergang so gedacht, dass Grundbesitzer- 
Organisationen — etwa die Landwirthschaftskammern — 
bei Subhastationen behufs Verhinderung der Verschleude¬ 
rung bis zu einer angemessenen Taxe mitbieten und nach 
erhaltenem Zuschlag den bisherigen Besitzer oder einen 
Verwandten oder, wenn beides nicht möglich, einen Dritten 
in der ungefähren Lage eines Rentengutsbesitzers wieder 
in den Besitz einsetzten, — dass diese Organisationen 
aber auch ausserhalb von Subhastationsfällen die Liquida¬ 
tion der Verhältnisse überschuldeter Besitzer und die Ab¬ 


lösung der letzten Hypotheken durch Verhandlung mit den 
Gläubigern unter Kreditgewährung in die Hand nehmen 
sollten, wenn der Besitzer sich für die Zukunft den gleichen 
Schranken unterwürfe. Was zunächst den letzteren Ge¬ 
danken anlangt, so setzt eine solche delikate Sanirungs- 
prozedur quantitativ und qualitativ das Vorhandensein von 
geeigneten Organen der betreffenden Instanzen in einem 
Maasse und Umfange voraus, der leicht unterschätzt werden 
möchte.!) Und auch über den Erfolg des mit oder ohne Sub- 
hastation erzielten Retablissements des überschuldeten Be¬ 
sitzers wird man die Bedenken, welche sich wie ich glaube, 
auch Sering nicht verhehlte, doch noch pessimistischer 
beurthcilen. Das überschuldete Gut ist in einem grossen 
Bruchtheil der Fälle devastirt, es genügt nicht, dass der 
Besitzer entschuldet wird, er müsste mit Betriebsfonds aus¬ 
gestattet werden, und er ist nach Vornahme der Kur, die 
doch einer wirthschaftlichen capitis deminutio gleicht, schwer¬ 
lich noch das, was man mit Recht in ihm zu finden wünscht, 
sondern er steht im Kreise seiner Standesgenossen ähnlich, 
wie ein Kaufmann nach einer „guten Pleite“ oder — wenn 
das zu schroff erscheint — doch nach einem Zwangsver¬ 
gleich oder einer ausserkonkurslichen „Sanirung“ unter 
Seinesgleichen dasteht. — Vor allem aber versagten sich 
die „Standesgenossen“ auf das Unzweideutigste der ihnen 
zugeschobenen Aufgabe, ihren eigenen Kredit für den ihrer 
bedrängten Genossen zu engagiren, dies trotz des eindring¬ 
lichen Appelles von Professor Schmoller an die Opferwillig¬ 
keit im Interesse des Standes. — Von entschieden agra¬ 
rischer Seite (von Knebel-Döberitz) wurde offen gesagt, 
es werde im Lauf des nächsten Jahrzehnts ein erheblicher 
Bruchtheil derselben „über die Klinge springen“ müssen. 
Soweit hinter den landschaftlichen Beleihungsanstalten er¬ 
hebliche Hypotheken ständen, würden die Besitzer thatsäch- 
lich von den Gläubigern gehalten, da es für diese einen 
billigeren Verwalter des ihnen verfallenen Gutes nicht gebe. 
Geheimrath Thiel führte aus, dass diesem Zustand gegen¬ 
über es erwünschter wäre, statt derartiger nur formaler 
Eigenthümer sässen Pächter, und unwillkürlich erinnert diese 
Aeusserung an die unter englischen Eindrücken entstande¬ 
nen Gedankengänge des weiland Oberpräsidenten v. Schön. 
Ist sie zutreffend, so kommt es darauf an, wer als Ver¬ 
pächter zu denken wäre. Will man den Pächtern die wirth¬ 
schaftlichen Vorzüge des vielgerühmten engli.schen „joint 
business“ zuführen, bei welchem die Kreditinstanz des 
Pächters ein kapitalstarker Grundherr war, welcher Melio¬ 
rationskredit gegen Pachtrentenzuschlag ertheilte, während 
der Staat seit 1846 den Grundherrn ihrerseits den Improve- 
ment fund zur Verfügung stellte, so muss man auch Ver¬ 
pächter vom Umfange der englischen Landlords voraus¬ 
setzen, und auch dann wird, wenn man an private Grund¬ 
herren denkt, stets die Tendenz zur Kürzung der Pacht¬ 
periode ünd Aneignung der durch den Pächter erzielten 
Wertherhöhung drohen. Anders wäre es freilich, wenn die 
Domänen Verwaltung im Wege systematischen allmäligen 
Aufkaufs den Domänenbestand in grösstem Maassstabe auf 
Kosten der leistungsunfähigen Rittergutsbetriebe ver- 
grösserte und unter organisirter Fürsorge für Meliorations¬ 
kredit verpachtete. Sie könnte hier, mit anfänglichen 
Opfern, die sich später voll bezahlt machen, ein Kulturwerk 
in die Hand nehmen, wie es ohne die Möglichkeit einer 
gleichen Schadloshaltung die einsichtige Arbeit der An¬ 
siedlungskommission vollbringt. — Und andererseits pre¬ 
digt nichts eindringlicher als jenes negative Resultat der 
Agrarkonferenz die Nothwendigkeit einer Aenderung der 
Grundbesitzvertheilung im Osten. Wer die unsach- 


*) Man braucht nur mit den gleichartigen Verhandlungen 
gewerbsmässiger Güterparzellanten vertraut zu sein, um die Un- 
wahrscheinlichkeit, dass diese Organe hier ausreichen würden, 
zu würdigen. 
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liehe Erregung am eigenen Leib erfahren hat, welche diese 
Forderung, unzweideutig ausgesprochen, auf der agrari¬ 
schen Seite zu veranlassen pflegt,^) wird es taktisch erklär¬ 
lich finden, wenn der Verfasser einer be- und anerkannten 
Schrift über „die innere Kolonisation im östlichen Deutsch¬ 
land“ bei einer Gelegenheit, wo mit den Vertretern des 
Grossgrundbesitzes zu verhandeln war, diesen Gesichts¬ 
punkt nicht dahin stellte, wohin er an sich sachlich gehörte: 
an die Spitze der Generaldiskussion, sondern ihn sich aus 
der Mitte der Konferenz heraus im Lauf der Erörterung 
gewissermaassen aufdrängen liess. — Mit Recht hob Graf 
Zedlitz hervor, dass hier eine „stärkere Hand“ eingreifen 
müsse. Dies trifft schon deshalb zu, weil der relativ schnelle 
Fortgang der Rentengutsbesiedlung — es sind bereits ca. 
5500 Rentengüter und Familien allein im Bezirk der Ge¬ 
neralkommission zu Bromberg angesiedelt auf 9 Quadrat¬ 
meilen Land — an der Schattenseite krankt, in grossem 
Maasstabe im Gegensatz zur Ansiedlungskommission Zwerg¬ 
bauernbetriebe mit entsprechend niedrigem Standard of 
life schaffen zu müssen und für die unentbehrliche Aus¬ 
stattung mit Gemeinde-Allmenden regelmässig nicht sorgen 
zu können, — und weil ferner die normale Form der Renten- 
gutsansiedlung die Abzweigung von Aussenschlägen un- 
wirthschaftlich grosser Güter ist, eine solche aber nicht die 
herrschende Form der Bauernbesiedlung bleiben darf. 
Es ist nicht einzusehen, welche andere Maassregel hier in 
Frage kommen kann, als eine staatlich kontrollirte Do¬ 
mänenkolonisation grössten Umfangs, welche also auf der 
einen Seite den Domänenbestand allmählich in ähnlichem 
Umfange verkleinern würde, wie ihn der Güteraufkauf auf 
der anderen erweiterte. Merkwürdigerweise gehen die Er¬ 
örterungen über die Güterparzellirung meist von der An¬ 
nahme aus, dass selbstverständlich die aufgekauften Güter 
alsbald zur Kolonisation zu verwenden seien. Nichts wäre 
verkehrter, denn ein überschuldet gewesenes Gut ist regel¬ 
mässig das dazu am wenigsten geeignete Objekt. Die Ansied¬ 
lungskommission krankt an der Nothwendigkeit, das gekaufte 
Areal regelmässig möglichst bald zu kolonisiren und zu diesem 
Behuf mit grossem Verlust durch „zwischenzeitliche Verwal¬ 
tung“ vorbereiten zu müssen.*) Die aufgekauften Güter machen 
in sehr vielen Fällen besser zunächst eine lange dauernde 
Meliorationskur in den Händen von kapitalkräftigen Do¬ 
mänenpächtern durch, denen Meliorationskredite bei kon- 
trollirter Verwendung zur Verfügung zu stellen wären. Ich 
habe diesen Gesichtspunkt hervorgehoben, weil er mir noth- 
wendiger Weise die positive Seite des negativen Ergeb¬ 
nisses der Entschuldungs - Berathungen in der Agrarkon¬ 
ferenz zu sein scheint, und weil er mir, wie ich nicht 
leugnen kann, praktisch weit erheblicher erscheint, zwar 
nicht als die Frage des Anerbenrechts, wohl aber als die¬ 
jenige einer papiernen Verschuldungsgrenze. Der regionale 
Zusammenhang der Bodenvertheilung mit der Höhe der 
Verschuldung wurde im Uebrigen auch in der Konferenz 
mehrfach und von Niemand klarer dargelegt, als von dem 
Finanzminister Dr. Miquel und, wie erwähnt, vom Grafen 
Zedlitz. Auch Sering bezweifelt ihn wohl nicht. Daraus 
aber sind denn die Konsequenzen zu ziehen, und ich glaube 

*) Den Grund dafür hat sehr zutreffend der Präsident der 
Generalkommission in Frankfurt, welcher den passiven Wider¬ 
stand des Grossgnindbesitzes gegen die Rentengutsbildung zu 
empfinden Gelegenheit hat, hervorgehoben; es sind allein die 
politischen Machtinteressen des Standes, die Bedeutung der „Ge¬ 
schlossenheit der Phalanx in den Kreistagen“, wie er sich aus¬ 
drückte, welche hier maassgebend sind, entgegen dem wirth- 
schaftlichen Interesse der Landwirthschaft. 

*) Ebenso wie daran, dass sie nach vollendeter Kolonisation 
zahllose Stundungsgesuche der Ansiedler zu erledigen, dieselben 
überhaupt gewissermaasen in Nachbehandlung hat. Beides ist 
anders bei der Rentengutsansiedlung durch die Generalkom¬ 
missionen. Die kolonisirende Behörde sollte thunlichst auf den 
Akt der Durchführung der Kolonisation beschränkt sein. 


keineswegs, dass in Bezug auf diese zwischen der Auf¬ 
fassung Sering’s und dem Gedankengang, den ich vor¬ 
stehend anzudeuten versuchte, eine grundsätzliche Diffe¬ 
renz sich ergeben würde* 

Berlin. Max Weber. 


Soziale Wirthschaftspolitik und Wirthschafts* 
Statistik. 

Die Einkommensverhältnisse im Königreich Sachsen. 

Das Königreich Sachsen ist bekanntlich der einzige 
deutsche Staat, dessen Einkommensteuer-Statistik auch das 
wirkliche Einkommen der Zensiten nachweist, natürlich nur 
in den Grenzen, in denen durch Einschätzungen zu finanz¬ 
politischen Zwecken das Einkommen überhaupt nachgewiesen 
werden kann. Ueber den wissenschaftlichen Werth solcher 
Ermittelungen habe ich mich bereits an anderer Stellei) 
ausgesprochen, kann also auf das dort Gesagte verweisen. 
Nur so weit es sich um die Entwickelung der Einkom- 
merisverhältnisse im Verlaufe mehrerer Jahre handelt, 
können die nachgewiesenen Daten Anspruch auf Beachtung 
erheben, da die in der Methode beruhenden Fehler in den 
einzelnen Erhebungsjahren annähernd den gleichen Einfluss 
auf das Gesammtresultat ausüben dürften. 

Das sächsische Material ist nun wiederholt dazu benutzt 
worden, den Nachweis zu liefern: „dass besonders die mitt¬ 
leren Einkommen eine sehr günstige Entwickelung nähmen, 
dass dagegen die sehr grossen Einkommen nicht so rasch 
zunähmen, wie nach der „sozialdemokratischen Lehre“ von 
der rapiden Konzentration des Kapitals zu vermuthen stände, 
und dass die Zensiten mit sehr geringem Einkommen eine 
sehr erfreuliche Abnahme aufwiesen.“ Besonders der Di¬ 
rektor des Königl. Sächs. Statistischen Bureaus, Herr Geh. 
Regierungsrath Dr. Victor Boehmert lässt kaum eine Publi- 
kation^) der Steuereinschätzungsergebnisse vorübergehen, 
ohne hierauf hinzuweisen. 

Ehe ich auf die sachliche Würdigung dieser Behaup¬ 
tung eingehe, lasse ich die Angaben über die Einkommens¬ 
verhältnisse selbst folgen. (Siehe nächste Seite.) 

Leider ist es nicht möglich, für die einzelnen Steuer¬ 
klassen zu ermitteln, wie viel Köpfe jeweilig auf einen Zen¬ 
siten entfallen, eine Zahl, die unbedingt zur Würdigung der 
wirthschaftlichen Bedeutung des Einkommens jedes Zensiten 
nothwendig wäre. Aber man wird kaum einen erheblichen 
Fehler machen, wenn man annimmt, dass in allen Klassen 
über 300 M. diese Verhältnisszahl annähernd dieselbe ist. 
In den Arbeiterfamilien ist allerdings die Kopfzahl grösser, 
als in den Familien der Besitzenden; dafür aber werden die 
Kinder der Arbeiterfamilien eher mit herangezogen, um der 
Familie einen Zuschusserwerb zu schaffen. Sofern aber 
Familienglieder einen selbstständigen Erwerb haben, werden 
sie von der sächsischen Statistik besonders nachgewiesen. 
Die Steuerklasse „unter 300 M,“, vielleicht auch ein erheb¬ 
licher Bruchtheil der Steuerklasse „300—800 M.“ dürfte wohl 
ausschliesslich durch erwerbsthätige Familienglieder der 
übrigen Zensiten oder andere Erwerbsthätige ohne eigenen 
Hausstand gebildet werden. Unter Berücksichtigung dieses 
wird man, ohne allzu grosse Fehler zu begehen, das Durch¬ 
schnittseinkommen in den einzelnen Klassen zur Vergleichung 
benutzen können, während, streng genommen, allein das 
auf jeden einzelnen Zensiten entfallende Einkommen dazu 
dienen kann. 

Als erste markante Thatsache ergiebt sich nun ein ganz 
bedeutendes und stetiges Anwachsen des auf den Kopf des 
Zensiten entfallenden Durchschnitts-Einkommens. Aus den 
Daten der vorliegenden Tabelle lässt es sich ohne weiteres 
nicht ermitteln, dem Einflüsse, welcher Klasse diese Steige¬ 
rung des Durchschnittseinkommens zuzuschreiben ist. Durch 
folgende Betrachtung lässt sich diese Frage aber sofort ent¬ 
scheiden. Das Durchschnittseinkommen aller Zensiten ist 
gleich der Summe alles Einkommens, dividirt durch die 
Summe aller Zensiten: Für das Jahr 1879 z. B. 


Neue Zeit XI. Jahrg. II. Bd. S. 362 ff. 

*) In der Zeitschr. d. Kgl. sächsischen statischen Bureaus. 
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dieser Gruppe zu multipliziren. (Ei = Gesammteinkommen 
der Zensiten einer Klasse.) 

D, . C, = C, = E, . 

Die auf das Gesammteinkommen = 100 reduzirten 
Werthe von Ei sind aber in der angeführten Tabelle bereits 
enthalten. 

Diese Zahlen seien hier noch einmal herausgehoben: 


Steuerklassen 

1879 

1880 

1882 

1884 

1886 

1888 

1890 

1892 

unter 800 

41,00 

41,3 

40,36 

39,20 

37,82 

36,07 

32,83 

31,29 

800 - 2200 

26,59 

26,2 

25,98 

26,46 

26,94 

28,47 

30,49 

31,12 

2200—4800 

13,52 

13,6 

13,37 

12,94 

12,95 

12,86 

12,76 

12,99 

4800 -9600 

7,60 

7,4 

7,51 

7,50 

7,66 

7,57 

7,51 

7,54 

9600-26000 

6,39 

6,5 

6,93 

7,23 

7,36 

7,41 

7,83 

7,80 

26000- 54000 

2,24 

2,4 

2,77 

3,08 

3,39 

3,49 

3,73 

3,99 

über 54000 

2,66 

2,6 

3.08 

3,59 

3,78 

4,13 

4,85 

5,27 


100,00 100,0 100^00 100,00 100,00 100,00 100,00 100,00 


Hieraus ist sofort zu erkennen, dass der Einfluss gerade 
der mittleren Einkommen von 22(X)—4800 M. und von 
4800—9600 M. von Jahr zu Jahr gesunken ist. Also gerade 
das Gegentheil der Behauptung Boehmert’s wird durch diese 
Zahlen einwandsfrei bewiesen. Dass der Einfluss der Ein¬ 
kommen unter 800 M. ebenfalls gesunken ist, können wir 
ausser Acht lassen, weil diese Thatsachen nur eine einfache 
Konsequenz der fortschreitenden Gesellschaftsentwickelung 
ist. Gestiegen dagegen ist der Einfluss des Einkommens in 
der Klasse „800—2200 M.“ und in den Klassen über 9600 M. 
Während sich jedoch der Einfluss des Einkommens in der 
Klasse „800—2200 M.“ von 1879—1892 nur um ein Fünftel 
erhöhte — in Konsequenz des Aufsteigens der Zensiten 
niedrigster Klassen in höhere Klassen, in denen das 
Existenzminimum aber auch gerade nur knapp gewährleistet 
ist, hat sich der Einfluss der Rieseneinkommen über 540(X) M. 
in derselben Zeit geradezu verdoppelt. „Die berauschende 
Vermehrung von Reichthum und Macht ist also thatsächlich 
ausschliesslich auf die reichen Klassen beschränkt geblieben.“ 
Wenn also der „Volkswohlstand“ in Sachsen eine angeblich 
„so erfreuliche Entwickelung genommen hat“, so ist das zu 
einem Bruchtheil darauf zurückzuführen, dass die Prole¬ 
tariereinkommen sich in einem sehr bescheidenen Maasse 
erhöhten — übrigens, wie ich a. a. O. zeigte, nur im Ver¬ 
hältnisse der Vertheuerung der Lebenshaltung —, der Haupt¬ 
sache nach aber in einer rapiden Zunahme der Riesenein¬ 
kommen. 

Uebrigens sind diese Zahlen, so interessant sie auch 
an sich sind, nur wenig dazu geeignet, die Konzentration 
des Kapitals zu beweisen, ebenso wenig wie das Gegentheil 
bewiesen wäre, wenn Boehmert mit seiner Behauptung „von 
der erfreulichen Entwickelung der mittleren Einkommen“ 
recht hätte. Die Einkommensverhältnisse können überhaupt 
nicht zum Beweise für oder gegen die Kapitalskonzentration 
in das Feld geführt werden, da die Zensiten niederer Steuer¬ 
klassen zumeist nur Einkommen, aber kein Kapital besitzen. 
— Dazu kommt noch eins: Die kleineren und mittleren Ein¬ 
kommen werden fast ausschliesslich konsumtiv verbraucht 
und weichen in ihrem Durchschnitt nicht erheblich von dem 
Existenzminimum ab, deshalb können sie selbst in Zeiten 
wirthschaftlicher Depression absolut nur wenig sinken. Die 
grossen Einkommen können dagegen sehr erhebliche Schwan¬ 
kungen aufweisen, ohne dass sich der Kapital bestand auch 
nur im mindesten ändert. Es kann daher der Antheil der 
geringen Einkommen am Gesammteinkommen steigen, 
während trotzdem eine Kapitalkonzentration stattfindet. 
Aber nicht das rapide Ansteigen der grossen Ein¬ 
kommen, sondern die Konzentration des Kapitals ist 
charakteristisch für die kapitalistische Wirthschaftsform; kann 
doch sogar, trotz einer sehr beschleunigten Kapitalkonzen¬ 
tration in Folge eines noch rascheren Sinkens der Durch¬ 
schnittsprofitrate, das Durchschnittseinkommen eine De¬ 
gression anstatt einer Progression aufweisen. Aus der dann 
auftretenden Nivellirung der Durchschnittseinkommen in den 
einzelnen Einkommenklassen Hesse sich eine anscheinende 
Gesundung der bürgerlichen Gesellschaftsordnung beweisen, 
während sich thatsächlich ein Konzentrationsprozess voll¬ 
ziehen würde, wie er rapider nicht gedacht werden kann. — 
Das wäre die Konsequenz aus den Behauptungen Boehmert’s, 
wenn sie richtig wären; aber diese Behauptungen sind nicht 


richtig, denn nicht ein Ausgleich in den Einkommensverhält¬ 
nissen, sondern eine weitere Zuspitzung der Kontraste ist 
zu konstatiren. Mit dem Anwachsen der Rieseneinkommen, 
die nur zu einem Bruchtheile konsumtiv verwandt werden, 
wird aber die aus anderen Erscheinungen des Wirthschafts- 
lebens deutlich genug hervortretende Kapitalskonzentration 
noch gesteigert, und wenn dabei, trotz des Sinkens der 
Durchschnittsprofitrate die Durchschnittseinkommen 
der Kapitalpfründner noch zunehmen, so hat das lediglich 
seinen Grund darin, dass das Tempo der Kapitalskonzen¬ 
tration beschleunigter ist als das des Sinkens der Durch¬ 
schnittsprofitrate. 

Berlin. H. I>ux. 

Städtische Arbeitsvermittelungsstelle in Frankfurt 

a. M. Die königliche Regierung zu Wiesbaden hat das 
Statut für die in Frankfurt a. M. zu errichtende städtische 
Arbeitsvermittlungsstelle genehmigt. Nur der sogenannte 
Strikeparagraph, § 11, hat nicht die Zustimmung der Staats¬ 
regierung gefunden. Es steht nunmehr dem baldigen Ins- 
lebentreten der Vermittelungsstelle nichts mehr im Wege. 

Dienstvermittlungsanstalten für Dienstboten. In der 

Skulda schildert Gemeinderath Herrdegen die Lage der 
weiblichen Dienstboten in Wien. In Wien waren im Jahre 
1891 nach dem statistischen Jahrbuche 90538 Dienstboten 
in Verwendung. Nimmt man nun an, dass Jeder Dienstbote 
zweimal im Jahre den Platz wechselt, so sind jährlich 180000 
Dienstvermittlungen erforderlich. Auf das „Arbeiterinnen¬ 
haus“ und die Thätigkeit einiger Frauenklöster entfallen 
höchstens 5(X)0 Vermittlungen. Die übrigen vertheilen sich 
auf ca. 250 Dienstvermittlungsbureaus und auf das unbefugte 
„Platzzubringen“. Würden jene nur 1 fl. für den vermittel¬ 
ten Platz von dem einzelnen Dienstboten einfordern und 
alle Platzbesetzungen vermitteln, so würde jedes Bureau nur 
700 fl. im Durchschnitte einnehmen, was hinter der Wirk¬ 
lichkeit weit zurückbleibt. Man ersieht aus diesen Zahlen, 
dass die Einschreibegebühren von Dienstboten, die schliess¬ 
lich doch keinen Platz bekommen, und andere weniger 
korrekte Einnahmen den Hauptgewinn dieser Bureaus aus¬ 
machen. Häufig werden Dienstboten durch Annoncen an¬ 
gelockt, auch wenn keine Stellen zu vergeben sind; es wird 
im Interesse des Geschäfts der Platzwechsel begünstigt 
u. dgl. Dazu kommen die Gefahren der „Bettfrauen“, deren 
Gewerbe die Ausnützung der Unerfahrenheit der vom Lande 
nach der Grossstadt ziehenden weiblichen Stellensuchenden 
bildet. In Kraft ist eine Gesindeordnung vom Jahre 1810. 
Nach dieser sollen die Polizei-Bezirks-Direktionen Register 
über die offenen Plätze und die Stellensuchenden führen 
und unentgeltliche Dienstvermittlung besorgen. „Das ge- 
wissermaassen zu einem Gewerbe gewordene Geschäft des 
Gesindezubringens wird auf das strengste untersagt.“ Diese 
Bestimmungen, die freilich theilweise anderen Verhältnissen 
entsprungen sein mögen, werden nicht mehr gehandhabt, 
obwohl den Behörden die Beziehungen der Dienstvermitte¬ 
lungsverhältnisse zur Prostitution wohl bekannt sind. Herr¬ 
degen tritt mit Recht dafür ein, dass diesen Uebelständen 
durch ein städtisches Vermittelungsamt gesteuert werde, da 
auch Wohlfahrtseinrichtungen nicht im Stande waren, dem 
Uebel in seinem ganzen Umfange abzuhelfen. Seit dem 
Jahre 1883 ist die Ausarbeitung einer neuen Dienstboten¬ 
ordnung im Zuge; doch ist in Folge von Differenzen zwi¬ 
schen Magistrat, Polizei-Direktion, Statthalterei, Landesaus¬ 
schuss, Ministerium des Innern etc. die Angelegenheit erst 
so weit gediehen, dass dem Wiener Stadtrathe seit dem 
Jahre 1891 ein Referat vorliegt, über das diese Körperschaft 
noch nicht berathen hat. Auch die Errichtung einer städti¬ 
schen Dienstvermittlungsanstalt ist schon im Jahre 1891 im 
Gemeinderathe beantragt worden, doch wird vermuthlich 
auch diese Anregung im Sande verlaufen, trotzdem im Aus¬ 
lande ähnliche Vorschläge sich als praktisch bewährt haben. 

Ein Gesetzentwurf gegen den Wucher in Italien. Der 

italienischen Kammer ist soeben ein Gesetz gegen den 
Wucher vorgelegt worden. Es soll verboten werden, Geld 
zu mehr als 8 pCt. und in Handelsgeschäften zu mehr als 
10 pCt. netto auszuleihen. Jede entgegenstehende Verein¬ 
barung ist nichtig, ebenso alle Abmachungen, die den Zweck 
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haben, höhere Zinsen zu verdecken. Der Entwurf unter¬ 
scheidet einfachen und strafbaren Wucher. Man hat den 
einfachen Wucher, wenn der Gläubiger Zinsen in Geld oder 
Lebensmitteln über den durch das Gesetz festgestellten Satz 
hinaus verlangt, wenn man als Darlehen, zum Gebrauch, als 
Kommodat, auf Pfand an Stelle des Geldes Gegenstände, 
Thiere, Nahrungsmittel, Waaren, Urkunden, Schuldforderun¬ 
gen giebt und dafür Leistungen oder Interessen in Geld 
oder Naturalgegenständen vereinbart, die die durch das 
Gesetz bestimmte Taxe überschreiten, wenn man endlich 
auf Pfänder leiht oder wiederverkauft, selbst in Ausübung 
seines Gewerbes, so dass man die besagte Taxe über¬ 
schreitet. 

Man hat den strafbaren Wucher, wenn man Böswillig¬ 
keit, Arglist und Kniffe, um ihn zu verbergen, anwendet, wenn 
man sich spitzfindiger Schliche bedient beim Abschluss von 
Geschäften mit Hille von Wechseln und Werthen, die man 
an Stelle des Geldes giebt, beim Verkauf von Lotterieloosen 
und anderen nicht reellen Werthpapieren, beim Verein¬ 
baren von Pfändern und Strafen, sowie wenn man erdachte 
und falsche Erklärungen und Urkunden erpresst, um den 
Wucher unter dem Schein eines erlaubten Vertrages zu 
verdecken. Der Wucher ist strafbar, wenn er an Minorennen, 
Entmündigten, Unzurechnungsfähigen geübt wird. Schuldig 
dieses Deliktes ist sogar, wer eine Schuldforderung zu einem 
verbotenen Zinsfuss kauft und einem dritten überträgt. 

Der einfache Wucher hat die Nichtigkeit des Vertrages 
zur Fol^e und bewirkt, dass der Gläubiger nur die ge¬ 
liehene Summe bei Verlust sämmtlicher Zinsen zurückfordern 
kann. Der strafbare Wucher wird mit Gefängniss bis zu 
zwei Jahren bestraft. Die Leihhäuser werden geschlossen, 
wenn entdeckt wird, dass sie Wucher treiben. 


Soziale Zustände. 


Zur Lage der schlesischen Hausweberei. In dem 

soeben erschienenen „Jahresbericht der Handelskammer zu 
Schweidnitz, umffassend die Kreise Reichenbach, Schweid¬ 
nitz, Striegau und Waldenburg für das Jahr 1893“ finden 
sich wiederum eine Reihe zahlenmässiger Angaben über 
den Stand der Hausweberei im Kammerbezirk, der, wie 
ersichtlich, die bedeutsamen schlesischen Webergegenden 
umfasst. Ueber die Methode der Erhebungen, sowie über 
deren Ergebnisse bis zum Februar 1892 wurde in diesen 
Blättern von Prof. Sombart eingehend berichtet (vergl. 
I. Jahrg., S. 391 ff.). Hier sind die Ziffern für die beiden 
folgenden Jahresermittelungen, Februar 1893 und 1894, nach- 
zutr^en. 

Danach ist der Bestand der Hausweberei in den beiden 
letzten Jahren konstant geblieben. Während Februar 1892 
7648 Handweber ermittelt wurden, belief sich deren Zahl 

Februar 1893 auf 7707 
„ 1894 „ 7703. 

Von der letzteren Zahl entfallen 115 (1892 : 99, 1893: 
123) auf sog. „FabrikhandWeber“, d. h. solche Handweber, 
welche in Werkstätten arbeiten, in denen 10 und mehr 
Handweber beschäftigt sind; die übrigen sind Haus- 
indusrielle. 

Auch das Verhältniss der Selbstständigen zu den Ge¬ 
hilfen, der Nebenbeschäftigten zu den Nur-Webern ist in 
den letzten Jahren annähernd unverändert geblieben. Es 
waren nämlich von den Webern selbstständige Weber: 

1892 . 4342 

1893 . 4462 

1894 . 4308 

Von den Webern beschäftigten sich nur mit Weberei: 

1892 . 6272 

1893 . 5835 

1894 . 5888 

Es hat also von 1892—^94 ein kleiner Rückgang der 
Nur-Weber stattgefunden, während dementsprechend die 
Zahl der nebenbeschäftigten Weber gestiegen ist. Vielleicht 
ist diese Verschiebung so zu erklären, dass unter dem Druck, 
der im allgemeinen auf der Hausweberei lastet, ein Theil 
der Berufsweber aufgesogen ist, infolge der vorübergehend 


günstigen Lage der letzten Jahre dagegen hie und da ein 
Webstuhl wieder gelegentlich in Betrieb gesetzt wurde, der 
bis dahin still gestanden hatte. Vielleicht aber sehen sich 
dieselben Weber, die früher nur webten, genöthigt, sich 
durch allerhand Nebenbeschäftigungen einen Zuschuss zu 
ihrem Webelohn zu verdienen. 

Dass überhaupt die Hausweberei während der letzten 
Jahre sich auf dem 1892 erreichten Niveau erhalten hat, 
dürfte seine Erklärung in zwei Thatsachen finden. Einmal in 
der verhältnissmässig günstigen Konjunktur der letzten 
Jahre für einige Branchen der schlesischen Weberei (die 
Zahl der Maschinenstühle im Kammerbezirk stieg in den 
beiden Jahren 1891/93 von 5439 auf 6129), sodann in der 
fortgesetzten Fürsorge der preussischsn Regierung für 
künstliche Erhaltung der Hausweberei. Dass Zeiten auf¬ 
steigender Konjunktur Ruhepausen in dem natürlichen Auf¬ 
lösungsprozess der Hausindustrie bilden, ist bekannt. Sie 
allein würden jedoch kaum ausreichen, den Zerfall der Haus¬ 
weberei aufzuhalten, wenn nicht die Regierung aus ihren 
Fonds unausgesetzt direkt oder indirekt die Hausweberei 
subventionirte. Dass neben anderen Almosenspenden für 
den Militärfiskus handgearbeitete Stoffe in der Lieferung 
bevorzugt werden, ist eine Bestimmung schon älteren Da¬ 
tums. Neuerdings hat sich auch die preussische Unter¬ 
richtsverwaltung zu einer ähnlichen Verfügung entschlossen. 
Wie aus einer Zeitungsnotiz hervorgeht, sind die Vorstände 
der Universitätskliniken angewiesen worden, bei der Deckung 
ihres Bedarfs an Wäsche etc. solche Firmen zu bevor¬ 
zugen, die notorisch Handweber beschäftigen. Dass auf 
diesem Wege aus Mitteln der Steuerzahler die Hausindustrie 
beliebig lange konservirt werden kann, unterliegt keinem 
Zweifel. 

Andererseits verzögert die Regierung durch ihr Ver¬ 
halten den rascheren Fortschritt der mechanischen Weberei. 
So klagt die Schweidnitzer Handelskammer in ihrem dies¬ 
jährigen Bericht, dass wiederum ein längst gehegter Plan, 
die Errichtung einer Webeschule in Reichenbach, seiner 
Verwirklichung nicht näher gekommen ist. Es heisst dort 
(S. 5): „Wir gestatten uns nochmals auf die Wichtigkeit 
dieser Schule gerade in unserem Distrikt zur Förderung 
der mechanischen Weberei hinzuweisen. Dass sich der 
Uebergang von der Handweberei zur mechanischen Weberei 
unaufhaltsam vollzieht, zeigt die jährlich steigende Anzahl 
der mechanischen Webstühle gegenüber der zurückgehenden 
Anzahl der Handweber. Dieser an und für sich nothwen- 
dige Fortschritt vollzieht sich beiden grösseren Fabrikanten 
und bei den Massenartikeln vielfach auch ohne Beihülfe 
von Webeschulen. Das Charakteristische unseres Bezirks 
ist aber gerade die grosse Anzahl kleinerer und mittlerer 
Fabrikanten und die Mannigfaltigkeit unserer Gewebe. 
Unsere kleineren, mit Handwebern arbeitenden Fabrikanten 
sind fortwährend bestrebt, mechanische Betriebe einzu¬ 
richten. Sie scheitern mit diesen Bestrebungen oft, weil 
ihnen die Mittel fehlen, sich über den mechanischen Betrieb 
zu informiren und die nöthigen Hilfskräfte zu gewinnen. — 
Ihnen vor allem und damit der ganzen Entwicklung unserer 
Webeindustrie würde mit der Errichtung einer nahegelegenen 
Webeschule geholfen werden.“ 


Handwerkerfragen. 


Innungen und Handwerker. Zu dem kürzlich aus 
Sachsen und Rheinland-Westfalen gemeldeten Aufhören 
verschiedener Innungen ist jetzt die Auflösung einer 
grösseren Innung in Frankfurt a. M, gekommen. Die am 
23. Januar 1885 mit 37 Mitgliedern dort ins Leben gerufene 
Tapezirer-Innung, deren Bestand auf 112 Mitglieder ge¬ 
stiegen war, hat in einer ausserordentlichen Generalver¬ 
sammlung abgehalten, in der die Auflösung der Innung be¬ 
schlossen. Der Beschluss über die Auflösung bedarf nach 
§ 93 der Gewerbe-Ordnung der Genehmi^ng der höheren 
Verwaltungsbehörde. Der letztjährige Verwaltungsbericht 
des Frankfurter Magistrats erwähnt einen Ministerialerlass, 
in dem ausgesprochen ist, dass in dem von der Innung 
eingerichteten Unterricht eine besondere Fürsorge für die 
Lehrlinge nicht zu erblicken sei. Es ward der Innung 
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empfohlen, ihre Lehrlinge zum Besuche der städtischen 
Fortbildungsschule für Rechnen und Deutsch anzuhalten — 
mit welchem Erfolge, das zeigt sich daraus, dass von 107 
Lehrlingen nur 14 davon Gebrauch gemacht haben. 
Ausserdem machte es mit Recht sehr böses Blut unter den 
Mitgliedern, dass der Haupteiferer unter den Frankfurter 
Innungsfreunden, ebenfalls ein Tapezirer, ein schwunghaftes 
Möbelgeschäft mit — Fabrikwaare betrieb. Unter dem Druck 
der Grossindustrie zerspringen also auch diese Handwerker¬ 
vereinigungen. _ 


Politische Arbeiterbewegung. 


Parteitag der dänischen Sozialdemokratie. Die däni¬ 
schen Sozialdemokraten hielten ihren diesjährigen Parteitag 
in Aarhus ab. Man unterzog zunächst das Parteiprogramm 
einer Revision, die jedoch ohne grundsätzliche Bedeutung 
ist. Sodann beschäftigte sich der Kongress mit der Partei¬ 
organisation, wobei es sich darum handelte, eine grössere 
Einheit und zugleich grössere Selbstständigkeit der Lokal¬ 
verbände zu erreichen. Die AgitationsausschQsse werden 
in Zukunft vom Geschäftsausschuss mit ganz bestimmten 
Aufgaben gewählt werden, so dass alle Kompetenzkolli¬ 
sionen ausgeschlossen sind. Die bisher getrennt gewesenen 
Agitationsdistrikte Kopenhagen und Seeland wurden ver¬ 
einigt. Zwischen den Stadt- und Landarbeitern zeigte sich 
das beste Einvernehmen. Die letzteren waren stark ver¬ 
treten: 30 Landarbeiterverbände ge^n 17 Kopenhagener 
und 20 andere städtische Verbände. Es wurde beschlossen, 
für die Landverbände dieselbe Organisation wie in den 
Städten gelten zu lassen, ohne deshalb die fachlichen Auf- 
aben bei Seite zu setzen. Mehrere lokale Verbände von 
üdjütland hatten den Wunsch nach lokalen Tagesblättem 
ausgesprochen. Der Kongress empfahl den Distrikten, einen 
Grundfonds zu diesem Zwecke zu stiften. Der nächste 
Kongress wird in Odense abgehalten werden. 

Parteitag der schwedischen Sozialdemokratie. Die 

schwedische Sozialdemokratie hat ihren Parteitag vor kurzem 
in Gothenburg abgehalten. Neben der Frage wegen einer 
mehr zentrahsirten Organisation bildete die Stimmrechts¬ 
frage den Hauptgegenstand der Berathungen. Der Partei¬ 
tag beschloss einstimmig, Propaganda für einen General- 
strike unter den Arbeitern der Hauptindustrien Schwedens 
(Gruben-, Holz- und Eisenindustrie, sowie überhaupt der 
grossstädtischen Industrien) zu machen. Der Strike soll, 
wenn möglich, im Frühling 1896 proklamirt werden, falls 
der Reichstag die Forderungen des zur selben Zeit zu¬ 
sammentretenden neuen „Volksreichstags“ wegen des allge¬ 
meinen Stimmrechts abschlägig bescheidet. — Hierzu muss 
bemerkt werden, dass in Schweden von 1 2(X)(KX) mündigen 
Männern nur 300(XX) das Wahlrecht besitzen. 


Arbeiterschutzgesetzgebung und G^werbe- 
inspektion. 

Das System der Lohnabzüge in England. 

In der englischen Metropole ist zur Zeit eine Bewegung 
im Gange, die sich gegen die in gewissen Industrien herr¬ 
schenden verschiedenen Lohnabzüge durch die Unternehmer 
richtet. Vor kurzem fand eine Versammlung statt, die einen 
ganz beträchtlichen Theil der Lohnarbeiterschaft repräsen- 
tirte. Es wurden Resolutionen gefasst, nach denen die Re¬ 
gierung ersucht werden soll, nicht nur die Anwendung der 
geltenden Gesetze durchzuführen, sondern ihre Vorschriften 
auch zu vervollkommnen. Der gegenwärtige Rechtszustand 
hinsichtlich der Lohnabzüge wird geregelt durch die Truck 
Act von 1831 und die Truck Amendment Act von 1887, 
Nach dem ersten dieser Gesetze sollen mit Ausnahme des 
Gesindelohns alle Löhne nur in der landesüblichen Münze 
und in keiner anderen Form gezahlt werden. Ausserdem 
ist jede Uebereinkunft, nach der ein Theil des Lohns 
anders als in landesüblicher Münze gezahlt werden soll, 
ungesetzlich und nichtig. Indessen sind gewisse einzeln 
angeführte Abzüge gestattet. So darf der Unternehmer, 


wenn das gegenseitige Abkommen vom Arbeiter schriftlich 
unterzeichnet ist, liefern und in Abzug bringen: den wirk¬ 
lichen und wahren Werth von Arzneien, ärztlicher Pflege, 
Brennmaterial, von Werkzeugen und Ausrüstungsgegen¬ 
ständen für Bergarbeiter zum Gebrauch beim Gruben¬ 
betriebe, der Fütterung von Pferden des Arbeiters, von 
Wohnräumen für Arbeiter, von im Hause des Unternehmers 
vom Arbeiter bereiteten und verzehrten Nahrungsmitteln. 
Ferner kann der Unternehmer einem Arbeiter Geld vor- 
schiessen zu Beiträgen an Unterstützungsvereine, Spar¬ 
kassen, desgleichen während der Erkrankung des Arbeiters 
oder zu Unterrichtszwecken und darf solche Vorschüsse 
vom Lohne abziehen. Das Gesetz von 1887 besagt, dass 
zum Zwecke des Schärfens oder Reparirens von Werk¬ 
zeugen kein Abzug gemacht werden dürfe, ausgenommen 
auf Grund eines Abkommens, das nicht zu den Bedingungen 
des Arbeitsvertrages gehört. Des weiteren sieht es eine 
wenigstens einmal jährlich zu machende Rechnungslegung 
für Unterrichtskosten der Kinder, Arzneien, ärztliche Pflege, 
und Werkzeuge vor. Dies sind die wesentlichen Bestim¬ 
mungen über Löhne und Lohnabzüge, in den, wie man 
sagte, „äusserst verwickelten Truckgesetzen“. Auf diese 
Vorschriften wurden eine grosse Anzahl sich widersprechen¬ 
der Entscheidungen von Gerichtshöfen aufgebaut, und es 
entstand allmählich ein richterliches Recht, das die Un¬ 
klarheit der zum Schutze der Interessen der Lohnarbeiter¬ 
klasse erlassenen gesetzlichen Bestimmungen nur noch ver¬ 
schlimmerte. Ein neuerlicher Fall — Hewlett c/Allen — 
hat die Sache auf die Spitze getrieben und noch mehr zur 
Ueberzeugung beigetragen, dass es nothwendig ist, die be¬ 
zügliche Gesetzgebung zu vereinfachen und harmonischer 
zu gestalten. Da die fragliche Sache vier Gerichtshöfe 
passirte und schliesslich vor den obersten Appellhof des 
Königreiches kam, so erscheint sie wohl hinlänglich ange- 
than, unsere Aufmerksamkeit zu erregen. Die Klägerin 
war beschäftigt bei Allen Brothers, Engros-Confectioners in 
Ostlondon, und klagte wegen rückständigen Lohnes, den 
Betrag verschiedener Abzüge von 21/2 P- wöchentlich, welche 
ihr als Beitrag zu einem von den Beklagten begründeten 
„Krankheits- und Unfallverein“ vom Lohne gekürzt worden 
waren, und zwar unter der Behauptung, dass diese Abzüge 
nach den Truckgesetzen gesetzwidrig seien. Die Klägerin 
hatte sich durch schriftliche Uebereinkunft mit den Regeln 
und Vorschriften des Betriebs der Beklagten einverstan¬ 
den erklärt; eine dieser Bestimmungen lautete, dass „alle 
Angestellten Mitglieder des Krankheits- und Unfallvereins 
werden müssen.“ Es wurde durch das Verfahren festge¬ 
stellt, dass Klägerin nie Krankengeld oder ärzlliche Pflege, 
oder andere Unterstützung von dem Verein erhielt, dass sie 
nie etwas von der Wahl von Auschussmitgliedern des Vereins 
vernahm und nie etwas von einem Jahresabschluss des Vereins 
sah oder hörte. Das Grafschaftsgericht in Bow entschied, 
dass die Abzüge nach den Truckgesetzen gesetzwidrig 
seien und erkannte für die Klägerin. Auf die Berufung 
an zwei Richter des Obergerichts (Queens Bench Division) 
wurde diese Entscheidung aufgehoben, wobei sich der Ge¬ 
richtshof an eine ältere Sache — Lamb c/Grosse Nord¬ 
bahn — hielt. Dies Erkenntniss fand Bestätigung aus ab¬ 
weichenden Gründen durch den Appellhof, an den die 
Sache zunächst gelangte. In einem ausführlichen Urtheil, 
erlassen vom Lordrichter Bowen, wurde entschieden, 1) dass 
auf Grund der Truckgesetze das von der Klägerin Unter¬ 
zeichnete Abkommen die von den Beklagten gemachten 
Abzüge nicht rechtfertigen und nicht als eine Ermächtigung 
der Klägerin zur Zahlung der Beiträge für ihre Person an 
die Vereinskasse betrachtet werden könne, dass aber die 
Klägerin ihres Anspruchs auf Rückerstattung des Betrages 
von dem Beklagten durch ihre Einwilligung zu seiner 
Zahlung verlustig gegangen; 2) dass das Truckgesetz zwar 
verletzt sei, dass die Beklagten sich aber der Einrede 
bedienen könnten, die Summe sei ausdrücklich zu Gunsten 
der Klägerin an eine von den Beklagten verwaltete Kasse 
gezahlt und für die Zwecke der Kasse verwendet worden, 
und dass die Klägerin in der Folge diese Zahlung und 
Aufwendung genehmigt habe. 

Das Haus der Lords bestätigte am 7. Mai d. J. das 
Urtheil des Appellhofes, aber aus anderen Gründen als 
den von diesem Tribunal angezogenen. Es erachtete, dass 
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jene durch den Unternehmer mit Genehmigung der Ange¬ 
stellten geschehene Zahlung eines derartigen Beitrages, der 
die Erfüllung einer von der Angestellten freiwillig über¬ 
nommenen Verbindlichkeit sei, dasselbe bedeute, wie eine 
an die Angestellte selbst in der landesüblichen Münze ge¬ 
leistete Zahlung und ferner, dass, da die Angestellte in jede 
geleistete Zahlung eingewilligt habe, sie keinen Anspruch 
auf die Vorschriften der Truckgesetze gründen könne. 

Diese Entscheidung des höchsten Appellhofes im König¬ 
reich ist für die Arbeiterklasse von schwerwiegender Be¬ 
deutung, da sie eine maasgebende Auslegung des Gesetzes 
ist, die allein durch eine Ergänzung der bestehenden Vor¬ 
schriften modifizirt werden kann. Sie giebt mir nichtsdesto¬ 
weniger zu folgenden Bemerkungen Anlass. 

Erstens wird von dem Richter gesagt, dass eine 
Zahlung im Aufträge eines Arbeiters an einen Verein 
gültige Baarzahlung im Sinne des Gesetzes sei, obwohl es 
eine Bedingung der Anstellung ist, dass die Zahlung in 
dieser Weise zu geschehen habe, und dass der Verein das 
Geld zurückbehalten und dem Arbeiter hierfür gewisse 
Vortheile leisten solle. Es heisst dies die Theorie der be¬ 
auftragten Zahlungen weiter ausdehnen, als die Absicht der 
Truckgesetze zu gestatten scheint. Es widerspricht ferner 
geradezu dem Urtheil des Lordrichters Bowen, der dafür 
hielt, dass keine volle Baarzahlung des Lohnes im Sinne 
des Gesetzes stattgefunden habe. Sodann dürfte es der 
Sprache Gewalt anthun heissen, wenn man die der (mit 
7 sh wöchentlich angestellten) Klägerin auferlegte Ver¬ 
pflichtung als „freiwillig übernommene“ bezeichnet, und es 
erscheint äusserst zweifelhaft, ob dergleichen Verbindlich¬ 
keiten, die übernommen sind unter dem Drucke der Kon¬ 
kurrenz als eine Bedingung dürftigen Lohnes, als unge¬ 
zwungen und freiwillig übernommene betrachtet werden 
können. Drittens erweitert das angeführte Erkenntniss die 
Theorie des „Contracting-out“ in einer Weise, welche die 
sie aufstellende Gesetzgebung nie beabsichtigt hatte. End¬ 
lich bietet der Fall Hewlett c/Allen die merkwürdige That- 
sache, dass vier Gerichtshöfe uneins sind über die Fassung 
eines Gesetzes, das eigentlich nur dazu da ist, um einfache 
Regeln für Unternehmer und Angestellte als Richtschnur 
für das gegenseitige Verhalten zu geben. 

Abgesehen von juristischen Erwägungen hat man in 
den einsichtigeren Kreisen der Lohnarbeiterklasse über die 
Frage der Lohnabzüge für von Unternehmern gegründete 
Kranken- und Unfallvereine und Unterstützungskassen fol¬ 
gende Ansichten. Während zugegeben wird, dass der¬ 
artige Abzüge seitens rechtschaffener Unternehmer mit den 
besten Absichten geschehen, sagt man, dass sie es anderen 
Unternehmern ungemein leicht machen, das Gesetz zu um¬ 
gehen. Derartige Umgehungen würden auch dadurch nicht 
vermindert, dass § 9 des Truck Amendment Act von 
1887 Rechnungslegung bei Lohnabzügen für Zwecke des 
Kinderunterrichts, Arzneien, ärztliche Pflege und Werk¬ 
zeuge fordere, denn für andere Abzüge fehle diese Vor¬ 
schrift; es müssten die gesetzlichen Bestimmungen hinsicht¬ 
lich der Rechnungslegung überall Anwendung finden. Was 
die in Betreff der erwähnten Kassen geübte Praxis der 
Unternehmer anlangt, so überlassen einige die gemachten 
Abzüge einer Kommission von Arbeitern, welche ihren 
Mitarbeitern Bericht erstatten. In vielen anderen Fällen 
machen die Unternehmer Abzüge und behalten diese in 
ihrem Besitze ohne jede Kommission, Kontrolle oder Rech¬ 
nungsablegung; es werden dann kleinere Unternehmer, die 
eine solche Praxis üben, zuweilen bankerott und die Ar¬ 
beiter verlieren ihre gesammten Zwangsabzüge. In anderen 
Fällen wieder erhalten die Arbeiter, wie behauptet wird, 
keine Entschädigung bei ihrer Entlassung, nachdem sie 
lange Zeit zu derartigen Kassen beigetragen haben. Zudem 
ist nach der in der Arbeiterklasse herrschenden Meinung 
keinerlei nothwendiges Bedürfniss für solche Kassen vor¬ 
handen, da ausgedehnte Organisationen, wie z. B. die ver¬ 
schiedenen Unterstützungsvercine und Gewerkvereine, be¬ 
stehen, angesichts deren ein ferneres „Hätscheln“ der 
Arbeiter seitens der Unternehmer überflüssig erscheint. 
Man hält es ferner für ungerecht, Leute, die sich bereits 
durch die Zugehörigkeit zu einem andern Verein gesichert 
haben, zur nochmaligen Versicherung durch die Beitrags¬ 


leistung zu den UnterstOtzungseinrichtungen des Unter¬ 
nehmers zu zwingen. 

Mit den vorstehenden Bemerkungen wird eine äusserst 
weitreichende Frage, die in nicht ferner Zeit die Aufmerk¬ 
samkeit der gesetzgebenden Faktoren auf sich ziehen muss, 
lediglich gestreift. Ich weise noch darauf hin, dass um¬ 
fassendes Material über diesen Punkt der Arbeitskommission 
übergeben oder von den zur Untersuchung der Verhältnisse 
weiblicher Arbeiter in Grossbritannien ernannten Kom¬ 
missaren gesammelt wurde, und dass dieses Material durch¬ 
gängig beweist, dass, abgesehen von den Leistungen zu 
Kranken- und Unfallkassen, Geldbussen und Lohnabzüge 
in umfassender Weise in einer ausserordentlich grossen 
Zahl von Industrien und oft dem Gesetze geradezu ent¬ 
gegen erhoben werden. 

London. Stephen N. Fox. 

Zur Verhütung von Grubenunfällen. Angeregt durch 
die grossen Gruben-Unglücksfälle, die sich in diesem Jahr 
in dem österreichischen Bergwerk Karvin und in dem eng¬ 
lischen Bergwerk Pontypridd ereignet haben, hat der 
preussische Handelsminister für jeden der fünf preussischen 
Ober-Bergamtsbezirke die Bildung von besonderen berg¬ 
technischen Kommissionen angeordnet, die die sämmtlichen 
Steinkohlengruben der betreffenden Bezirke eingehend 
untersuchen sollen. Die Untersuchung hat sich namentlich 
auf das Vorhandensein von Schlagwettern und gefährlichem 
Kohlenstaub und auf die Vorrichtungen zur Abwendung der 
aus diesen beiden grössten Feinden der Bergleute ent¬ 
stehenden Gefahren zu erstrecken. Ferner werden die 
Wetterversorgung im allgemeinen, die Schiessarbeit u. s. w. 
Gegenstand eingehender Begutachtung sein. Die Richtung, 
in der die Untersuchungen geführt werden sollen, entspricht 
also durchaus den Ausführungen des Sozialpolitischen Cen¬ 
tralblatts Nr. 39 über die Verhütung von Grubenexplosionen. 

Arbeitszeit der Heizer und Mechaniker in Frankreich. 

Die Arbeitszeit dieser Gattung von Eisenbahnbediensteten 
war durch Gesetz auf 12 Stunden täglich beschränkt; ferner 
sollte der Arbeiter eine ununterbrochene Ruhepause von 
mindestens 10 Stunden pro Tag haben. Die letztere Be¬ 
stimmung erwies sich als unpraktisch, weil sie häufig die 
auf Fahrten begriffenen Heizer verhinderte, ihre Ruhepause 
zu Hause zu verbringen. Ein neues Reglement verfügt nun, 
dass das Maximum der Arbeitszeit an einem einzelnen Tage 
12 Stunden, das Minimum der Ruhezeit 7 Stunden zu be¬ 
tragen habe. Nur dürfe in 10 Tagen die Arbeitszeit 
durchschnittlich nicht 10 Stunden übersteigen, die durch¬ 
schnittliche ununterbrochene Ruhezeit nicht unter 10 Stun¬ 
den fallen. 


Arbeiterversicherung. 


Das Gesinde und die Unfallversicherung. 

Nach den bei der Revision des Krankenversicherungs¬ 
gesetzes in Ansehung der Versicherung des Gesindes ge¬ 
machten Erfahrungen hat es eigentlich nirgendwo be¬ 
sonders überrascht, dass die Novelle zu den Unfallversiche¬ 
rungsgesetzen die Unfallfürsorge für das Gesinde nicht 
berücksichtigt; dennoch hat sich wohl mancher eifrige 
Freund der Sozialgesetzgebung des Gefühls schmerzlichen 
Bedauerns darüber nicht erwehren können, dass die Reichs- 
esetzgebung für die Nothwendigkeit. auch die Lage dieser 
ersonenklasse zu bessern, so geringes Verständniss zeigt, 
bezw. dass sie nicht im Stande ist. sich dem Banne von 
Vorurtheilen zu entziehen, die gerade auf dem Gebiete des 
Gesinderechts unverwüstlich zu sein scheinen. Während 
das landwirthschaftliche Gesinde auf Grund des Gesetzes 
vom 5. Mai 1886 der Unfallversicherung unterstellt ist und 
auf Grund der Novelle nicht nur für die im land- und forst- 
wirthschaftlichen Betriebe erlittenen Unfälle Schadenersatz 
begehren kann, sondern auch für diejenigen, welche es bei 
der Ausführung einer hauswirthschaftlichen Arbeit, z. B. 
Wassertragen und Holzspalten für die Küche der Familie 
des Arbeitgebers, betreft'en, ist das Hausgesinde von der 
Unfallversicherung ausgeschlossen. Die Unfallgefahr, welclier 
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dasselbe untersteht, ist gleichwohl keine geringe; selbst 
wenn für alle Zeiten die Reichsgesetzgebung bei der An¬ 
sicht verharren sollte, dass die öffentlich-rechtliche Un¬ 
fallfürsorge nur für solche Betriebe und Betriebskreise 
angemessen ist, welche mit einer besonderen, die normale, 
jeden Menschen überall bedrohende Unfallgefahr überstei¬ 
genden Betriebsgefahr verbunden sind — was im Hinblick 
auf die Erstreckung der Unfallversicherung auf das Hand¬ 
werk nicht wahrscheinlich ist —, wäre gleichwohl die Un¬ 
fallversicherung der Dienstboten gerechtfertigt. Der männ¬ 
liche wie der weibliche Dienstbote, dessen Arbeitskraft für 
die so zahlreichen Arbeiten ohne Unterschied verwendet 
wird, welche der häusliche Wirthschaftsbetrieb mit sich 
bringt, ist, wenn auch nicht auf Schritt und Tritt, so doch 
bei einem sehr erheblichen Theile seiner Arbeiten von einer 
Unfallgefahr bedroht, welche mit diesen in ursächlichem Zu¬ 
sammenhänge steht. Es erscheint überflüssig, dies durch 
Anführung von Beispielen beweisen zu wollen, da die 
Richtigkeit dieser Behauptung sich jedem aufdrängt, der 
sich den Betrieb einer Hauswirthschaft vergegenwärtigt. In 
den Gesindeordnungen findet sich, soweit ersichtlich, keine 
Bestimmung, welche den Arbeitgeber, oder, um die aus den 
Zeiten des Feudalstaates stammende juristische Ausdrucks¬ 
weise beizubehalten, die Dienstherrschaft verpflichtet, dem 
Dienstboten den Vermögensschaden zu ersetzen, welchen 
derselbe in Folge eines Unfalles bei der Arbeit erlitten hat. 
Es bleibt also dem Verletzten und Geschädigten nur übrig, 
den Versuch zu machen, mit Hülfe der haftpflichtrechtlichen 
Bestimmungen des bürgerlichen Rechts einen Schadenersatz 
zu erlangen. Dieser Versuch wird aber in den meisten 
Fällen scheitern, weil die betreffenden Vorschriften der in 
Deutschland geltenden bürgerlichen Gesetzbücher nicht so 
weit gefasst sind, um auch auf solche Fälle erfolgreich an¬ 
gewendet werden zu können. Greifen wir beispielsweise 
die Bestimmungen des in den Rheinlanden noch geltenden 
Code civil heraus, der unter allen neueren Kodifikationen 
die Haftpflicht am weitesten ausdehnt, so kann auf Grund 
der Artikel 1382 und 1383 der Dienstherr für den von dem 
Dienstboten erlittenen Unfall nur dann verantwortlich ge¬ 
macht werden, wenn ihm eine Verschuldung, Nachlässigkeit 
oder Unvorsichtigkeit zur Last fällt. Der Dienstherr, welcher 
seinen Dienstboten mangelhafte Arbeitsgeräthe zur Ver¬ 
fügung stellt, haftet auf Grund dieser Bestimmungen für die 
Folgen des Unfalls, den der Dienstbote durch die mangel¬ 
hafte Beschaffenheit jener erleidet: wenn beispielsweise der 
Dienstbote sich zum Putzen der Fenster einer baufälligen 
Leiter bedient, deren Sprossen bei der Arbeit brechen, so 
ist der Dienstherr für alle Konsequenzen des Unfalls ver¬ 
antwortlich; wenn dagegen der Dienstbote sich bei der Ar¬ 
beit auf die Fensterbank stellt und in F'olge eines falschen 
Tritts auf die Strasse stürzt, so würde auch im Gebiete des 
rheinischen Rechts der Dienstherr hierfür nicht verantwort¬ 
lich gemacht werden können. Besondere Bestimmungen 
über die Verpflichtungen der Dienstherren gegenüber den 
Dienstboten enthält der Code civil nicht, er behan¬ 
delt den Dienstvertrag in zwei kurzen Paragraphen, 
was allerdings dem sozialpolitischen Verständniss der 
Entstehungszeit des Gesetzbuchs entspricht. Nach dem 
zweiten Entwürfe des bürgerlichen Gesetzbuchs (§ 558) liegt 
nun dem Dienstberechtigten die Pflicht ob, Räume, Vor¬ 
richtungen und Geräthschaften„ die er zur Verrichtung der 
Dienste zu beschaffen hat, so einzurichten und zu unter¬ 
halten und Dienstleistungen, die unter seiner Anordnung 
oder Leitung vorzunehmen sind, so zu regeln, dass der zur 
Dienstleistung Verpflichtete gegen Gefahr für Leben und 
Gesundheit soweit geschützt ist, als die Natur der Dienst¬ 
leistung es gestattet; wird diese Verpflichtung nicht erfüllt, 
so hat er den daraus entstandenen Schaden zu ersetzen, 
jedoch nur unter der Voraussetzung, dass ihm ein Ver¬ 
schulden zur Last fällt; diese Verpflichtung kann durch Ver¬ 
trag im Voraus weder aufgehoben noch beschränkt werden. 
Mit Vergnügen erkennen wir den Fortschritt an, welcher vom 
Standpunkte des Sozialpolitikers in dieser Bestimmung ent- 
• halten ist, die, wenn richtig angewendet, die Möglichkeit 
enthält, auf die Lage des Hausgesindes einen höchst wohl- 
thätigen Einfluss auszuüben. Es will uns als zweifellos er¬ 
scheinen, dass auf Grund derselben für zahlreiche Unfälle 
der Dienstboten, welche nach der heutigen Rechtslage zum 


Gegenstand einer Schadenersatzklage nicht gemacht werden 
können, der Dienstberechtigte haftpflichtig ist. Unter der 
Herrschaft des neuen Gesetzbuches würde, um bei dem 
vorerwähnten Beispiel zu bleiben, der Dienstherr, welcher 
seinem Dienstboten befiehlt, sich auf die Fensterbank zum 
Putzen der Fenster zu stellen, für den Unfall, der hierbei 
entsteht, die Haftpflicht nicht ablehnen können. Aber trotz 
liberaler Anwendung der Vorschrift werden noch zahlreiche 
Unfälle der Dienstboten sich ereignen, für welche auch mit 
ihrer Hülfe der Dienstherr nicht zu der Leistung einer Ent¬ 
schädigung herangezogen werden kann. Auf dem Boden 
des bürgerlichen Rechts lässt sich überhaupt keine Rechts¬ 
norm aufstellen, welche Gewissheit dafür bietet, dass der 
Dienstbote für jeden Unfall ebenso entschädigt werde, wie 
der gewerbliche und landwirthschaftliche Arbeiter; dies kann 
nur vom Boden des öffentlichen Rechts aus geschehen mit^ 
tels Erstreckung des Versicherungszwanges auf das Ge¬ 
sinde. Wir geben uns nicht der Hoffnung hin, dass ein 
in dieser Hinsicht gestellter Antrag im Reichstage die Mehr¬ 
heit alsbald findet; wir halten dies nicht nur für unwahr¬ 
scheinlich, sondern sind auch überzeugt, dass sowohl aus 
dem Hause selbst, wie vom Tische des Bundesraths die 
Unfallversicherung des Gesindes als undurchführbar be¬ 
zeichnet würde wegen der Verschiedenheit der in den ein¬ 
zelnen Theilen des Reiches bestehenden Verhältnisse. Trotz¬ 
dem müssen wir es als dringend wünschenswerth bezeichnen, 
dass bei den Berathungen der Novelle die Ausdehnung der 
Versicherung wenigstens zur Sprache gebracht wird. Ist die 
Anregung hierzu erst einmal gegeben, so wird sich auch 
mit der Zeit die Ueberzeugung von der Nothwendigkeit dieser 
Ausdehnung immer mehr Anhänger verschaffen und schliess¬ 
lich auch die Mehrheit des Reichstags für sich gewinnen. Der 
vorstehende Vorschlag wird mit der Gegnerschaft ,zahl- 
reicher Personen rechnen müssen, vor allem derjenigen» 
welche die sog. patriarchalischen Beziehungen zwischen 
dem Gesinde und der Dienstherrschaft nicht durch die rauhe 
Hand des Gesetzes gestört wissen wollen. Was es mit diesen 
Beziehungen auf sich hat, sieht man am besten, wenn ein 
Dienstbote im Dienste einen Unfall erleidet, der seine Ar¬ 
beitsfähigkeit für sein ganzes Leben beeinträchtigt; pflegt 
in solchen Fällen seitens der die patriarchalischen Be¬ 
ziehungen hoch haltenden Herrschaft wirklich eine ange¬ 
messene Entschädigung gewährt zu werden? Die' Botschaft 
hören wir wohl, allein uns fehlt der Glaube. Die Unfall¬ 
versicherung der Dienstboten ist daher eines der Ziele, 
welches nicht aus den Augen gelassen werden darf, früher 
oder später werden wir sie in Deutschland ebenso selbst¬ 
verständlich finden wie die der gewerblichen Arbeiter. 

Mainz. Ludwig Fuld. 

Internationaler Kongress für Arbeiterversicherung. Der 

internationale Kongress für Betriebsunfälle und Arbeiter¬ 
versicherung findet in diesem Jahre, wie bereits in No. 22 
des Sozialpolitischen Centralblatts mitgetheilt wurde, in 
Mailand statt. Als Zeitpunkt ist nunmehr die Woche vom 
1. bis 6. Oktober festgesetzt worden. 

Die Aerzte und die Unfallversicherung. Der 22. Aerzte- 
tag der am 30. Juni d. J. in Eisenach tagte, hat seinem 
Ausschuss den Auftrag ertheilt, angesichts der bevorstehen¬ 
den Reform und Erweiterung der Unfallversicherung bei 
den zuständigen Stellen zu beantragen, dass ein Arzt Sitz 
und Stimme erhält 1. in den Vorständen der Berufs- und 
Unfallversicherungsgenossenschaften, 2. in deren Sektionen, 
3. im Reichs-Versicherungsamt und ferner Sitz ohne Stimme 
in den Schiedsgerichten. 


Vermischtes. 

Unentgeltliche Beerdigung in Neuenburg. Der grosse 
Rath des Schweizer Kantons Neuenburg hat beschlossen, 
für den ganzen Kanton die unentgeltliche Beerdigung ein¬ 
zuführen. Die Gemeinden bezahlen die Kosten mit Ausnahme 
des Sarges, den die Verwandten oder Freunde liefern; in¬ 
dessen kann die Gemeinde auch den Sarg auf ihre Rech¬ 
nung nehmen. Das Verbrennen der Leiche ist auf Kosten 
der Familie oder der Freunde und nach eingeholter Erlaub- 
niss des Gemeinderathes gestattet. 


Verantwortlich für die Redaktion: Dr. Heinrich Braun in Berlin W., Victoriastrasae 16. 




544 


ANZEIGEN 


No. 45. 







Sdjriftcn öer CentraljieDe 
für 2lrkeiter>n)ol}Ifat;rtseinri(^> 
tungen. 


9h:. 1. 

f if l^wtreflerutrg öw 
P^linungem 

SRit 208 2(B6iIbungen im Ze}^. 

8». VI unb 807 ©eiten. 
Oel^eftet 33?. 8.—, gebunben 30?. 9.—, 
poftfrei je SK. 0,30 mel^r. 


gif TmftkmÄpge gfr- 
Wfnbung 

ber 

Sonntag^' unb 

8«. IV unb 94 Seiten, ©efieftet. 

3)1. 2.—, pofiftei 9R. 0.10 nie^r. 


gpr- nnb gau-gmine 

in J^annoofc, ®äftingeu und ^ecCin. 
©ne Slnleitung gur pmltifd^en 
SBetl^dtipng auf bem ©ebiete ber 
SSSol^nungSfrage. 

80. rV unb 118 ©eiten, ©e^eftet. 

«. poftfTct SK. 0,10 müft. 


Snif$« im)iKnteu|iti|nng$f(t|fm. 
f^itrforge fiif ^inber uitb 
: 3 »getibtti^e. 

f mrbeftd^tt «itb gtrjiitiibUingfn htt |imi- 
fmtt; 90tn 21. n. 22* Jlgrli 1893. 

80 . XU unb 178 ©eiten, ©e^eftet. 

SK. 8,60, poflfrei SK. 0,20 me^t. 

Carl gn}tnattti$( )9rrlog, 

in SU., SKÄuerfitrabe 44. 


otacl #epmann^ l^erlag in 125er{tn W., HEaiietftr. 44 . 

^(Urtifi^e gobenfrngen. 

Dier ^ibbanblungcn 

Don 

@dcrpia 6 f. 

8®. 127 ©eiten gel^eftet. 
ißreia 9K. 2,—, poftfrei 307. 2,10. 






Im Verlage von L. Larose in Paris^ rue Soufflot 22, erscheint der 
VIII. Jahrgang der Monatsschrift 

TieCue ä''€coMmie ^olitigue 

P. Cauw^s (Paris) E. Schwiedland (Wien) 

eh« Gide (Montpellier) E. Villey (Caen). 

Diese Zeitschrift brachte bisher, zum Theil wiederholt, Beiträge von d’Anhiis t. BourevlU 
(Utrecht), Beanregard (Paris), v. Böhni-Bawerk (Wien), Brentano (Manchen), BOeher (Leipzig) 
Clark (Northampton), Cossa (Paria), Fexwell (Cambridge), Issajev (St Petersburg), Kiiapp> 
(Strassburg) Laveleye f, Levasseur (Paris), Lorla (Padua), Macleod (London), Mataja (Wien), 
T« Maronssem (Paris), Menger (Wien), v. Miaskowskt (Leipzig), Munro (Manchester)» 
T. PhillppoTleh (Freiburg), Piernas (Madrid), Pigeonnean f, Babbeno (Bologna), Sanzet 
(Paris), Sohmoller (Berlin), iSt.-l[arc (Bordeaux), Walras (Lausanne), Westergaard (Kopen¬ 
hagen) — ferner eine ständige Chronik der Wlrthschafts-Gesetzgebung Frankreiehs von 
Villey, eine Uebersicht flber den Inhalt der französischen Zeitschriften von St.-Marc u. s. w 
Abonnementsprein Jährlich 21 Francs. 


Verlag von FERDINAND ENKE in Stuttgart. 


Soeben erschien: 

Hegar, Prof. Dr. A., Der Geschlechtstrieb. 


Eine social-medicinische Studie, gr. 8. 1894. geh. M. 4,80. 

Diese im streng wissenschaftlichen Geist geschriebene Arbeit des berühmteni 
Gynäkologen interessirt auch alle diejenigen Kreise, welche sich mit national-ökono¬ 
mischen Fragen beschäftigen. 

Cohn, Prof. Dr. Gustav, System der National* 


Ökonomie. Xin Lesebuch für Studirende. Drei Bände. I. Band: Grundlegimg^ 
gr. 8. geh. M. 12,—. II. Band: Finanzwissenschaft, gr. 8. geh. M. 16.—. 


Carl ^etfmann» Verlag, $eriin W. 41. 

91e(|t6« unb ©tüat6miFfen[<^aftIi(i^er Berlag. 


©oeben crid^ien: 

®ntto»tf eineg ©efc^e«, 

betreffenb 

(Erweiterung ber UnfaUuerftfi^run^ 

neSfl Begründung. 

8^. 122 ©eiten, gel^eftet. 

Sammlung amtMraVtröfftatlidiiinica aus ({cmfiei(&$<aiu($taatsant(iger. 9lv.2a. 
ITrei« pt. po^vfi 1«. 3,10. 


Carl Heymanns Verlag in Berlin W., Mauerstraase 44 — Gedruckt bei Julius Sittenfeld in Berlin W. 






















m. Jfthrgaiig. 


Bfrltai, den 13. August 1894. 


Nummer 46. 


SOZIALPOLITISCHES 


CENTRALBLATT. 


Herausgeber: Dr. Heinrich Braun in Berlin. 


lrMk«tat J«4t» MMtof. 

2n bestehen 

durch eile Buchhundlun^en, Spediteure und PoeULmter. 
No. 6196 der Poetzeitungsliste. 


Preis TierteiJihrlleh i Merk ftO Pf. 

Einselnoinmer ab PC 

Anzeigenpreis Ar die dreiges]ialtene Colonelseile 
60 Pfennig. 


INHALT, 


Die Royal Commission on La- 
bour. Von Dr. Emil Loew. 

Sociale Wirthecballspolltlk und 
Wlrtbschaftsstatistik: 

Arbeiterstatistik und preussische 
Gewerbeinspektoren, Von Dr. 
Max Quarck. 

Zum stfidtischen Arbeitsnachweis 
in Frankfurt a. M. 

. Zur Enquete Ober die deutsche 
Tabaksindustrie. 

Verdrängung der Handarbeit durch 
Maschinen in der Zuckerindustrie. 

Das Vordringen des Fabrikbetriebes 
in der Seiden- und Uhrenindu¬ 
strie. 



Lohnverhältnisse in der Berliner 
Industrie der Feinmechanik im 
Jahre 1892. Von Dr. Karl 
Thiess. 

Zur Sterblichkeitsstatistik der ar¬ 
beitenden Klassen in Oesterreich. 

Kinderarbeit in der Hausindustrie.^) 


Gewerktcbaftlicbe Arbeiterbewe« 
gung: 

Aussichten des Berliner Bierboy¬ 
kotts. Von Dr. H. Lux. 

Der internationale Kongress der 
Textilarbeiter. 

PoUtlsebe Arbeiterbewegung: 

Kongress der französischen Ar¬ 
beiterpartei. 

Arbettereebutzgesetsgebung und 
Gewerbeinspektion: 

Fabrikgesetzgebung in Britisch¬ 
indien. 

Arbeiterverslcberung: 

Alters* und Invalidenrenten bis 
zum 1. Juli 1894. 

Unfallversicherung und Handwerk. 

Oewesbegeriebte^ Blnignngsgintog 
und Arbeiteraussebüsse: 

Gewerbegerichte und Unternehmer. 

Die Thätigkeit des Gewerbegerichts 
in Berlin. 

Schulwesen, Ersiebungs« und Bil- 
dungsfragen: 

Elementarscbulwesen in Grossbri¬ 
tannien. 


Abdruck sämmtlicber Artikel ist Zeitungen und Zeitschriften gestaltet, 
jedoch nur mit Angabe der Quelle. 


Die Royal Commission on Labour. 

Die englische Arbeitskommission hat mit der Erstattung 
ihres Schlussberichts ihre Mission beendet. Blickt man auf 
die dreijährige Thätigkeit der Enquete zurück, so kommt 
man zu dem Resultate, dass sie in einer Beziehung die Er¬ 
wartungen übertroflfen, in einer anderen sie getäuscht hat. 
Die Kommission würde mit königlichem Dekret vom 
21. April 1891 eingesetzt, kurze Zeit vor der Auflösung des 
Parlaments unter dem konservativen Ministerium Salisbury’s, 
und wie die politische Sachlage damals beschaffen war, 
ging die allgemeine Meinung dahin, dass die Einsetzung 
der Enquöte lediglich politische Bedeutung hätte, das Wahl¬ 
manöver einer um die Stimmen der arbeitenden Klassen 
bemühten Regierung. Thatsächlich verrieth auch die Zu¬ 
sammensetzung der Kommission, deren Vorsitz dem Herzog 
von Devonshire anvertraut war, ein anerkennenswerthes 
Entgegenkommen, indem neben hervorragenden Staats¬ 
männern der beiden grossen politischen Parteien, wie Bal- 
four, Fowler, Hicks-Beach, Mundella, Gorst, Courtney, auch 
prominenten Arbeiterführern wie Burt, Tom Mann, Plimsoll, 
Mawdsley und Abraham Sitz und Stimme in der Enquete 


1) IrrthOmlich war diese Nptiz bereits im Inhaltsverzeichniss der vori¬ 
gen Nummer angegeben. 


gegeben wurde. Der wahlpolitische Anstrich der Enquete 
Hess kaum ein nennenswerthes Ergebniss ihrer Arbeiten 
erwarten, und man konnte von der für die Wahlkampagne 
instituirten Kommission kaum eine umfassende sozialpoliti¬ 
sche Untersuchungen erhoffen, wie sie sie in bisher unerreich¬ 
ter Weise thatsächlich lieferte. In den eingehenden Pro¬ 
tokollen der mündlichen Enquete, in . einer Anzahl ausge¬ 
zeichneter Publikationen von Monographien, Spezial- 
Enqueten und Reports über ausländische Arbeitsverhältniase 
hat die Kommission ein äusserst werthvolles und reichhalti¬ 
ges Material gesammelt. Der namhafte Aufwand an Mühe 
und Kosten, das unerwartet weite Ausgreifen der Enquete, 
deren Untersuchung recht häufig höchst unbefriedigende 
Zustände ergaben, Hess begreiflicher Weise ein gewisses 
positives Resultat erwarten, mindestens eine Reihe von Ge¬ 
setzentwürfen in sozialpolitischer^ Richtung, wenn nicht 
Vorschläge zu umfassenden und einschneidenden Reformen. 
Nichts von alledem. Der Majoritätsbericht ist vorwiegend 
negativ; man könnte fast sagen, ef steht auf dem Stand¬ 
punkte legislativer Impotenz. Die wenig positiven Vor¬ 
schläge verstehen sich gewissermaassen a priori, und sie 
rechtfertigen schwerHch den kolossalen Aufwand der En- 
quöte-Maschinerie. Parturiunt montes . . , . Dagegen enthält 
der Minoritätsbericht eine Reihe positiver Vorschläge, die 


*) Das von der Kommission geleistete Arbeitsquantum ver¬ 
dient die Mittheilung einiger Daten zur Illustration ihrer äusseren 
Thätigkeit. In 182 Sitzungen wurden 583 Experten vernommen, 
wovon 350 Vertreter der Arbeiter, 163 Arbeitgeber und 70 andere 
(meist Sozialpolitiker). Die Protokolle wurden sowohl verbatim, 
als zu „Digests“ systematisch verarbeitet, veröffentlicht und über¬ 
dies Auszüge (Precis, Abstracts und Analysis) sammt Indices 
und Erläuterung der technischen Ausdrücke (Glossary) ange¬ 
fertigt; die „Digests“ umfassen 1553 Quartseiten. Weiter wurden 
9 Memoranden über spezielle Untersuchungsthemen für die 
Kommission verfasst. In der neben der mündlichen geführten 
schriftlichen Enquöte wurden ca. 3150 Fragebogen an Ver¬ 
bände und Korporationen versendet; die 1200 eingelangten Ant¬ 
worten wurden in 3 Separatbänden publizirt. Ferner wurden 
Fragebogen an 2200 Gemeindebehörden versendet, und die 900 
Antworten in zusammenfassender Weise veröffentlicht und ein 
Spezialbericht betreffend die Statuten der Arbeiter- und Unter¬ 
nehmerverbände auf Grund von 550 eingesandten Reglements 
verfasst. Ferner wurde das gesammte vorhandene Material der 
mündlichen und schriftlichen Enquöte in detaillirter Weisi^, 
systematisch zu „Summaries“ verarbeitet und publi^ürt. Als Er¬ 
gebniss der Arbeiten von eingesetzten Spezialkomit6s liegen eine 
Reihe von ebenfalls bestens aufgearbeiteten und dargestellteu 
Materialien, betreffend die Lage der landwirthschaftlichen Arbeiter 
(4 Bände mit 13Theilen) und die Frauenarbeit in Grossbritannien, 
vor. Der Kommissionssekretär Geoffrey Drage erstattete 
ferner 11 Foreign Reports über' ausländische Arbeiterverhält¬ 
nisse. Die gesammten Veröffentlichungen umfassen ungefähr 
15 000 Folioseiten. 
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Programmpunkte der Independent Labour Party; die For¬ 
derungen der Arbeit^er^ w^d^r ^etvya^ neue?; noch 

dürften sie als Minpf^lätsl^ri^ht | der Laiwur-toramiskion' 
mehr Aussicht auf Berödcsiehtigung (Itirdi di<f Gesetzgebun-g ' 
finden als bisher. So bleibt als Summe nicht mehr als die 
..lyerthvq^le kleine^^ Biblip^h^ an Blau- 
büchern\‘und die Aussicht;^f die Eir|fcitung^vvdterer Unter- 
suchunggn. / A ;■ , 

^eiSdem dväehaus-i^mpaiieiisiBh^ Vorgehen der Kom¬ 
mission, das auch von der Minorität rückhaltslos anerkannt 
wird, ist es freilich klar, dass die Untersuchungen sowohl 
viel pro als contra sozialpolitische Reform zutage förderten, 
so dass füglich jede sozialpolitische. Richtung sich auf Er¬ 
gebnisse der Enquete, auf Aussagen der Experten und das 
Resultat schriftircher Umfrage oder Spezialuntersuchungen 
stützen kann; wenn selbst eine Statistik der gelieferten 
Materialien und geäusserten Ansichten möglich wäre, so 
könnte man aus dem Ziffernresultat keinen Schluss ziehen, 
da doch die Aufnahme beliebig durch Vermehrung der Ex¬ 
perten aus- der einen oder anderen Partei hätte ergänzt 
und beeinflusst werden können. Mit Rücksicht darauf ist 
es auch für den Referenten schwer, ganz abgesehen vom 
Umfang des Materials ein einheitliches Gesammtbild der 
Enquete-Ergebnisse zu liefern; ich muss mich darauf be¬ 
schränken, einen Extrakt der Quintessenz darzustellen, wie 
sie der Kommissionsbericht in seiner „general Review of 
the Evidence“ giebt, und auf die Differenzen zu verweisen, 
die sich, beiderseits gestützt auf die Enqußte, zwischen den 
Anschauungen und Vorschlägen der Majorität und Minorität 
der Labour Commission ergeben. 

Die allgemeinen Resultate der Untersuchung werden 
folgendermaassen dargestellt: die Löhne sind in den 
letzten Dezennien sowohl in ihrer absoluten Höhe als nach 
der relativen Kaufkraft (mit Ausnahme der Wohnungs- 
miethen in grösseren Städten) erheblich gestiegen; die 
Zahl der niedrig gelohnten Arbeiter dürfte trotz der Ver¬ 
mehrung der Bevölkerung nicht grösser als vor 50 Jah¬ 
ren sein. Dabei ist die Arbeitszeit in der Mehrzahl 
der eine Ausbildung erfordernden Berufe unstreitig eine 
kürzere geworden, was vorzugsweise der technischen Ver¬ 
besserung in der Produktion zuzuschreiben ist; hier er¬ 
gab sich auch, dass in der Baumwollindustrie die Reduk¬ 
tion der Arbeitszeit keineswegs eine Verringerung der Pro¬ 
duktion zur Folge habe. Auch die Arbeitszeit unausgebil- 
deter Arbeiter scheint sich verringert zu haben, wogegen 
jene der landwirthschaftlichen Arbeiter, die durch die un¬ 
veränderliche Art der Arbeit bedingt ist, stationär geblieben 
ist. U eher zeitarbeiten, die nicht selten Vorkommen, fin¬ 
den sowohl unter den Arbeitern als Unternehmern Gegner 
und Anhänger. Das Lehrlings wesen hat wesentliche 
Veränderungen erfahren und scheint sich in seiner früheren 
Regelmässigkeit nur im Kleinbetrieb zu erhalten, soweit sich 
die Grossindustrie desselben noch nicht bemächtigt hat; die 
Arbeiter treten vielfach für eine Rückkehr zur Festsetzung 
von Lehrjahren, wie sie in der Elisabethinischen Zeit galt, 
ein. Bezüglich der hygienischen Verhältnisse wurden 
viele Klagen über die Gefährlichkeit oder Schädlichkeit vieler 
Berufe laut und wurde auf die Unzulänglichkeit der Fabriks¬ 
inspektion hingewiesen, die namentlich der Schwitzarbeit 
gegenüber vollständig ohnmächtig ist. Die Haftpflicht der 
Unternehmer ist unter den gegenwärtigen Verhältnissen 
ungenügend präzisirt. Die allgemeine Lage der arbeiten¬ 
den Klassen scheint sich erheblich gebessert zu haben, 
auf Grund der Organisation und Selbsthilfe; auch die 
unterste Schichte städtischer Bevölkerung, das „Residuum“ 
der Taglöhnerklasse, scheint der Zahl nach in Abnahme 
begriffen zu sein. 

Die Organisation der Unternehmer und Arbeiter zielt 
in ihrer fortschreitenden Ausbildung anscheinend auf Her¬ 
stellung einer Art industriellen Friedens hin, auf besserer 


Grundlage, als es früher der Fall war. Doch ergaben sich 
hier einschneidenrde ^ncq^hkrdt^ ^Wjschen den aiisgebil- 
deten und unausgebilaetert Afbeit^ijrr.welch’ letztere, viel¬ 
leicht in Ailbretrachf d"er Scfiwi&rigk^en ihrer Organisation, 
weit mehr an die Staatshülfe appelliren. Bezüglich der unter 
d^ Druck<i^Arb^erv«^bände ^h bil^ciT^nUnJ^rrr»hm 
^soziationen wird aufäienahqli^endeGefäl^ dermldun^on 
inoWopoIähniijchen Preiskarteljen ^^erwieserl;^ die^e- 

zie-lningen «‘wischen Untefnefffnern^TtdArbelT«f?n an¬ 
langt, wird einerseits auf den wohlthätigen Einfluss der Organi¬ 
sation hingewiesen, der andererseits freilich den Lohnkampf, 
wo er sich im Strike äussert, weit grössere Dimensionen an- 
:nehmen lässt; doch, kohitnen dort, wo die Organisation der 
Gewerkvereine schwach ist, viel mehr,und heftigere Kon¬ 
flikte vor. Doch führt wiederum der Kampf um Anerkennung 
der Arbeiter verbände durch die Unternehmer, die Stellung¬ 
nahme gegen Nichtunionisten oft zu Differenzen. In letzter 
Hinsicht haben sich die Unternehmer vielfach über die zü 
differirender Interpretation Anlass gebende Fassung der 
Conspiracy and Property Protection Act, die die „Ein¬ 
schüchterung“ von Personen unter Strafe stellt, beschwert. 
Das beiderseitige Einvernehmen wird durch verschiedene 
Arten von Gewinnbetheiligung, deren Anwendung lang¬ 
sam fortschreitet, vielfach gefestigt. Regelmässige und stän¬ 
dige Einigungsämter gehören noch immer zu den Selten¬ 
heiten ; in den kräftig organisirten Industrieen wird meist 
die Verhandlung von Fall zu Fall vorgezogen. Schieds¬ 
gerichte finden wenig Anhänger in der Arbeiterschaft; die 
Unternehmer scheinen meist eher geneigt, sich einem Un¬ 
parteiischen zu unterwerfen. 

Bezüglich der gesetzlichen Regelung der Arbeits¬ 
zeit sind die Arbeiter zwar nicht einig, doch gewinnt die 
für Staatsintervention eintretende Partei immer mehr die 
Oberhand. Viele Experten, selbst die sich für den gesetz¬ 
lichen Achtstundentag aussprachen, hielten ihn nur im Wege 
der Option (oder Exemption) für durchführbar. 

Die weiteren Ausführungen der Review gelten den Ur¬ 
sachen der Arbeitslosigkeit, ohne in Diagnose oder 
Therapie etwas neues zu bringen; weiter wird die Funktion 
des Lab our Department besprochen und ein Auszug aus 
dem hier bereits des Ausführlic|ieren behandelten Spezial¬ 
berichtes über die Frauenarbeit mitgetheilt. 

Auf diese Hauptergebnisse der Enquöte stützen sich die 
„Recommandations“. Die einzelnen Kapitel derselben gipfeln 
in folgenden Schlussfolgerungen: Im allgemeinen erscheint 
die Errichtung von Tribunalen zur bindenden Entschei¬ 
dung von Arbeitsstreitigkeiten nicht empfehlenswerth; 
doch verdient* die Idee gewerberechtlicher Judikatur durch 
Grafschafts- und Gemeindebehörden nach dem Muster der 
Prud’hommes Förderung. Desgleichen sollen keine offi¬ 
ziellen Einigungsämter errichtet werden, vielmehr soll 
die Entwickelung dieser Institutionen als freiwillige ohne 
gesetzlich statuirte Machtvollkommenheiten gefördert werden. 
Das fakultative Eingreifen des Handelsamtes in Arbeits¬ 
streitigkeiten, wie es die Bill Mundella’s vorSchlägt, dürfte 
in . erster Linie diesen Zweck erfüllen. Das Labour De¬ 
partment genügt für die sozialpolitischen Zwecke der Ge¬ 
setzgebung; es soll eine vollständige Arbeitsstatistik (Zahl 
der Arbeiter, Löhne, Arbeitslosigkeit u. s. w.) erhoben 
werden; die Errichtung eines speziellen Arbeitsamtes oder 
höheren Arbeitsrathes erscheint überflüssig. Die gesetz¬ 
liche Fixirung der Lohnhöhe oder der Arbeitszeit 
kann ernstlich nicht in Erwägung gezogen werden, auch 
für die Bergarbeiter liegt kein Anlass hierzu vor, da die 
Organisationen in der Lage seien, die Arbeitsbedingungen 
zur Genüge selbst zu regeln: in gesundheitsschädlichen Be¬ 
trieben solle die Arbeitszeit für Frauen und jugendliche Ar¬ 
beiter nöthigenfalls gesetzlich eingeschränkt werden und 
zwar im Verordnungswege auf Grund der Factory Act 1891, 
doch nicht für erwachsene männliche Arbeiter, deren Ar- 
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beitszeit nur durch das Parlament eingeschränkt werden 
könnte. In der Lehrlings frage soll keinerlei gesetzliche 
Regelung stattfinden. Im Hinblick auf die Schwierigkeiten, 
welche die Gewerkvereine den Nichtunionisten bereiten, soll 
die bezügliche Bestimmung der Conspiracy Act 1875 ge¬ 
nauer präzisirt werden; ein besonderes Gesetz im Sinne der 
Forderungen der Unternehmer erscheine jedoch überflüssig. 
Der Schutz der Gesundheit der Arbeiter erfordert die 
Einbeziehung der Schwitzarbeit unter die Fabriksinspektion, 
und es empfiehlt sich nach dem Vorschläge Bootfi’s, die 
Freigebung des Betriebes stets von einem dem Werkstätten¬ 
inhaber auszustellenden Atteste seitens des Inspektors ab¬ 
hängig zu machen, worin die Zahl der Arbeiter in Jedem 
Raum bestimmt wird. Für die Einhaltung haftet der Arbeit¬ 
geber, subsidiär der Hauseigenthümer; weiter soll eine Liste 
der ausser dem Hause beschäftigten Arbeiter zu führen sein 
und wäre darauf zu achten, dass auch solche verlegte Arbeit 
nur in Werkstätten geschehen, für welche die erwähnten 
Zertifikate ausgestellt wurden. Der gerechtfertigte Wunsch 
nach gesteigerter Fabriksinspektion soll erfüllt werden, 
indem die Inspektion in den Wirkungskreis der Lokal¬ 
behörden zu stellen wäre, während das Centraldepartement 
die oberste Aufsicht und Leitung behielte. 

Nach einigen Vorschlägen geringfügigen Belanges be¬ 
züglich der Seeleute (Lohnzahlung, Vertretung in den 
Local Marine Boards etc.) und der Verbesserung der länd¬ 
lichen Arbeiterwohnungen gelangt der Bericht zu den 
Schlussbetrachtungen, aus welchen ich einige Sätze wörtlich 
wiedergebe, weil sie mir den Geist, von welchem die Ar¬ 
beit durchdrungen ist, besser als jede Kritik wiederzuspie¬ 
geln scheinen: „Wir wollen zum Schluss bemerken, dass 
unseres Erachtens vielen Uebeln, auf die unsere Aufmerk¬ 
samkeit gelenkt wurde, als solchen nicht durch die Gesetz¬ 
gebung abgeholfen werden kann, doch dürfen wir mit Ver¬ 
trauen auf ihre allmähliche Behebung durch die natürlichen 
gegenwärtig wirksamen Kräfte hoffen, die dahin zielen,' an 
Stelle des industriellen Zwiespalts einen Zustand industriel¬ 
len Friedens herbeizuführen.Indem das Verständniss 

für ein praktisches Zusammenarbeiten ein besseres werden 
wird und die Uebereinkommen zur Anpassung desselben 
an die Schwankungen des Handels in einem Industriezweige 
nach dem anderen vollkommener ausgestaltet werden, wird 
ein natürliches Ende den Konflikten gesetzt werden, die 
sich zum grössten Theil aus der Ungewissheit der Rechte, 
gegenseitigem Missverstehen und der Verfolgung von Einzel¬ 
interessen ergeben haben, indem weder Unternehmer noch 
Arbeiter ihr gemeinsames Interesse genügend berücksich¬ 
tigten. Dieser Zweck würde, wie wir glauben, nicht durch 
das erreicht werden, was als sozialistisches oder kollekti¬ 
vistisches System gemeiniglich bekannt ist. Die sozialisti¬ 
sche Idee geht dahin, dass schrittweise eine Verstaatlichung 
aller grösseren Produktionsmittel oder Vergemeindlichung 
stattfinden solle. Abgesehen von den Hindernissen der 
Durchführung, bei welchen wir nicht verweilen wollen, und 
von dem tödtlichen Effekt auf industriellen Unternehmungs¬ 
geist durch den Wegfall des Ansporns privaten Gewinnes, 
ist es nicht klar, wie das Ideal sozialen Friedens realisirt 
werden sollte. Der Arbeiter würde immer noch um das zu 
kämpfen haben, was er für den gerechten Arbeitslohn hält, 
wenn der Kampf auch gegen einen anderen Gegner und 
auf andere Weise geführt werden würde. Weit entfernt 
vom Wege zum sozialen Frieden, würde dies wahrschein¬ 
lich nur zu neuen Konflikten führen, die sich um den Be¬ 
sitz der Verwaltungsmacht drehen und zwischen Arbeitern 
und anderen Gesellschaftsgliedern oder zwischen verschie¬ 
denen Arbeiterklassen entstehen würden.“ 

Es ist der ideale Geist der Evolutionstheorie Herbert 
Spencer’s, der aus dem Berichte der Labour Commission 
spricht, deren praktische Konsequenzen aber in sozialpoliti¬ 
sche Physiokratie münden. Den sozial-konservativen An¬ 


sichten des Majoritätsberichtes gegenüber stehen die Vor¬ 
schläge der Minorität auf dem Standpunkte des radikalen 
neuen Trade-Unionismus. 

Die Minorität erklärt, den Kommissionsbericht nicht 
akzeptiren zu können, da er, wenn er sich auch auf eine 
unparteiische Darstellung der Enquöte-Ergebnisse stützt, 
doch in seinen Schlussfolgerungen die Lage der Arbeiter 
von einem zu optimistischen Standpunkte aus betrachtet. 
Noch immer fallen in England alljährlich ca. 2 Millionen der 
Armenpflege zur Last, und in London, der reichsten Stadt 
der Welt, fallen nach Booth 32 pCt. unter die „Armuths- 
grenze“. Die ausgedehnte Arbeitslosigkeit, das unversorgte 
Alter, die elenden Wohnungsverhältnisse u. s. w. illustriren 
die Situation der Arbeiter. Nachdem die Gesetzgebung 
unleugbar bereits Manches hierin gebessert habe, müsse 
man auch weiterhin an ihre Unterstützung appelliren und 
dürfe von ihr eine Besserung der Zustände erhoffen, wo 
die Selbsthülfe nicht ausreicht. Die Forderungen, die der 
Minoritätsbericht aufstellt und in eindringlichster Weise be¬ 
gründet, sind kurz die folgenden: 

Behufs Abschaffung des Schwitzsystems ist jeder 
Arbeitgeber unter die Gesetze zu stellen, die für den Fa¬ 
brikanten gelten. Die Reduktion der Arbeitszeit ist ge¬ 
setzlich durchzuführen, und zwar in Anpassung an die Ver¬ 
hältnisse der einzelnen Industriezweige: . Achtstundentag 
für die Bergarbeiter, 48 Stunden-Woche für die Textil¬ 
arbeiter, für Handelsangestellte die Option nach dem Ent¬ 
würfe von Lubbock; kurz, der gesetzliche Achtstundentag 
soll im Verordnungswege den jeweiligen Verhältnissen 
angepasst werden. Nothwendiger Weise muss dann das 
Factory Department erweitert bezw. reorganisirt werden, 
auch die Errichtung eines eigenen Arbeits-Ministeriums wird 
empfohlen. Ferner wird erhöhter Schutz der Frauen¬ 
arbeit und in einigen Punkten spezielle Fürsorge für die 
Seeleute und landwirthschaftlichen Arbeiter ver¬ 
langt; strenge Regelung der Unternehmerhaftpflicht 
und Fürsorge für die Arbeitslosen sowohl durch prak¬ 
tische Berücksichtigung des Arbeitsmarktes seitens der Be¬ 
hörden bei öffentlichen Arbeiten (Abgabe derselben im 
Zeitpunkte der Depression) und Einleitung grösserer Bau¬ 
unternehmungen und Regulirungen, als auch namentlich durch 
Ausdehnung des Kreises kommunaler und staatlicher Unter¬ 
nehmungen, die eine ständigere Beschäftigung der Arbeiter 
als in Privatunternehmen verbürgen; Vorbeugen der De¬ 
generation durch längeren Schul- und gewerblichen Unter¬ 
richt; endlich zur Abhülfe für die gegenwärtigen Verhältnisse 
versuchsweise Einrichtung von Arbeitskolonien für die 
„Tramps“ und Reform der Armenpflege. Noch immer ist 
der Staat weit entfernt davon, das Muster eines Arbeit¬ 
gebers zu geben; die staatlichen und kommunalen 
Werkstätten haben mit der Einführung eines angemessenen 
Minimallohnes und des Achtstundentages vorauszugehen. 
Bezüglich der Einigungsämter schliesst sich der Bericht 
in seinem positiven Theil dem Majoritätsberichte an: För¬ 
derung der freiwilligen Institutionen unter Aufsicht des 
Handelsamtes, doch ohne gesetzlich fixirten Wirkungskreis. 
Der Bericht wendet sich weiter gegen den Separatvorschlag 


Der Majoritätsbericht ist signirt vom Herzog von De- 
vonshire, Dale, Hicks-Beach, Mundelia, Courtney, Collings, Pol¬ 
lock, Harland, Lewis, Marshall, Balfour, Burt, Bolton, Hewlett, 
Isinay. Livcscy, Plinisoll, Trow, Tunstill, den Sekretären Burnett, 
Drage und Hornby. Livesey, Lewis und Bolton signiren unter Vor¬ 
behalt in einzelnen Hinsichten; Devonshire, Dale, Hicks-Beach, 
Courtney, Pollock, Ismay, Livesey und Tunstill machen einen Se¬ 
paratvorschlag bezüglich der legalen Anerkennung der Gewerk¬ 
vereine; Collings und Traw geben ein Separatvotum bezüglich 
der landwirthschaftlichcn Arbeiter, Pollock (und unter Einschrän¬ 
kung Mundclla und Bort) bezüglich der Unternehmerhaftpflicht. Der 
Minoritätsbericht ist signirt von Abraham, Austin, Mawdslcy 
und Tom Mann. Einen Einzelbericht erstattet John Gorst. 
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eines Theiles der Kommission, die Unternehmer- und Ar¬ 
beiterverbände zu derart gesetzlich anerkannten Gesell¬ 
schaften umzugestalten, dass im Falle von Differenzen 
Strike und Lockout einfach ausgeschlossen wird und statt 
dieser Selbsthülfe gegen die Verweigerung im Einigungswege 
zugestandener Ansprüche dem Theile, dessen Forderungen 
abschlägig beschieden wurden, eine Civilklage gegen den 
anderen Theil auf „Schadenersatz“ zustünde, wofür der ge- 
klagteVerband als solidarische Gesellschaft haftet und exequirt 
werden könnte. Die Fürsorge für Wohnungen, die den 
hygienischen Anforderungen entsprechen, und die anständige 
Altersversorgung der Arbeiter bilden die letzten Punkte 
im Reformprogramm der Kommissions-Minorität. 

* 

* * 

War die Divergenz in den Ansichten, den Auffassungen 
und Schlussfolgerungen bei der Zusammensetzung der Kom¬ 
mission mit ziemlicher Sicherheit zu gewärtigen, so konnte 
man auch kaum erwarten, dass die Kommission die ihr 
eigentlich gestellte Aufgabe in positiver Weise lösen würde. 
Die der Kommission zur Lösung überwiesenen Fragen 
lauteten: „1. Welche sind die vornehmlichen Ursachen der 
modernen Streitigkeiten zwischen Unternehmern und Arbei¬ 
tern; aus welchen Industrieverhältnissen entstehen sie, und 
welche Wirkung haben sie auf die beiderseitige Organi¬ 
sation?“ „2. Durch welche Mittel oder Einrichtungen kann 
ihr Entstehen verhütet werden und, wenn sie entstehen, wie 
können sie am friedlichsten beigelegt werden, ohne den 
gegenwärtigen Kampf in Gestalt von Strikes und Lockouts?“ 
„3. Können die Ursachen der Streitigkeiten ganz oder theil- 
weise durch eine durchführbare Gesetzgebung entfernt 
werden, ohne dass die allgemeinen Interessen des Landes 
geschädigt werden?“ 

Die erste Frage hat die Kommission durch eine er¬ 
schöpfende Darstellung der thatsächlichen Verhältnisse be¬ 
antwortet. Die zweite und dritte Frage verlangen in nuce 
eine Lösung der sozialen Frage: Auf welche Weise kann 
der Klassenkampf aus der Welt geschafft werden? Die 
Enquete ist in grösstem Maassstabe, in mustergiltiger Weise 
durchgeführt worden; dass sie den Stein der Weisen doch 
nicht gefunden hat, wird man ihr schwerlich zum Vorwurf 
machen können. Wir wollen gern zugestehen, dass die 
Kommission besser gethan hätte, wenn auch nur, um in 
den Augen der englischen Bevölkerung, die sich Enqueten 
gegenüber bereits sehr skeptisch verhält, ihre Existenz¬ 
berechtigung zu erweisen, ihre Ansichten, statt sie allgemein 
auszusprechen in mehreren Punkten, namentlich was prakti¬ 
schen Arbeiterschutz anlangt, in deterniinirte Gesetzentwürfe 
zu kleiden. 

In den der Kommission gestellten Hauptfragen aber 
konnte sie unmöglich zu einem mathematischen Resultat 
gelangen. Darüber täuscht man sich heute wohl nirgends, 
die soziale Frage wird nicht in Enqueten gelöst werden. 
Stehe man auf dem Standpunkte der Evolution oder Revo¬ 
lution, die Grundzüge weder dieser noch jener werden von 
einer Kommission bestimmt werden können. Damit ist 
keineswegs der Stab über das Gouvernement enquötaire 
Überhaupt oder speziell die Royal Commission on Labour 
gebrochen. Die Gesetzgebung muss zweifellos in immer 
nähere Fühlung zum wirthschaftlichen Leben treten und 
kann der orientirenden Enquöte immer weniger entrathen; 
so wird auch die Arbeit der Labour Commission nicht ledig¬ 
lich „schätzbares Material“ geliefert haben, sie wird auch 
in der Gesetzgebung praktisch zur Geltung kommen. Darauf 
deutet schon die neue Factory Act vom Minister Asquith 
hin. Freilich werden in dieser Richtung Faktoren politischer 
Natur stets von grösserem Einfluss sein, als die Ergebnisse 
einer Enquete, wenn sie sich auch lediglich auf die Erhebung 
von Thatsachen beschränken würde, statt von Ansichten und 
Meinungen wie die Royal Commission on Labour. 

Wien. Emil Loew. 


Soziale Wirthschaftspolitik und Wirthschafts- 
Statistik. 

Arbeiterstatistik und preussische Gewerbe¬ 
inspektoren. 

Wer gegenüber der preussisch-deutschen Sozialpolitik 
nicht längst den alten Spruch als Motto sich angeeignet hat, 
nach welchem steter Tropfen doch schliesslich den härtesten 
Stein höhlt, der wird keine grosse Lust mehr an der Be¬ 
sprechung obigen Themas finden. Ich habe es vor gerade 
zwei Jahren, in No. 29 vom Jahrgang 1892 dieser Zeitschrift, 
behandelt, und bin so sehr an die grossen Zeiträume 
zwischen den kleinen Fortschritten in unserer Gewerbe¬ 
aufsicht gewöhnt, dass ich mich ganz und gar nicht wundere, 
wenn die Arbeiterstatistik der preussischen Gewerbe¬ 
inspektionsberichte, deren neuester Band^) vor kurzem 
erschienen ist, in jenen zwei Jahren fast keine Verbesse¬ 
rung erfahren hat. Ich sage mir also: höhlen wir geduldig 
weiter; den Gewinn soll die preussische Gewerbeverwal¬ 
tung von ihrer steinernen Beharrlichkeit nicht haben, dass 
sie die Forderung der Verbesserung zum Stillschweigen 
brächte. 

Die Hilfsmittel, deren man sich in Preussen bei der 
Aufnahme der jährlichen Arbeiterstatistik für die Gewerbe¬ 
inspektion bedient, sind sehr elementarer Natur: man be¬ 
nutzt die Ortspolizeibehörden. Deren Erhebungen werden 
dann offenbar im gewöhnlichen Verwaltungsweg gesammelt 
und zusammengestellt. Es erfolgt wohl weder eine tech¬ 
nische Ueberprüfung der Polizeistatistik bei den oberen 
Verwaltungsbehörden, noch eine solche an der Centralstelle 
in Berlin. Das Kgl. Preussische Statistische Bureau existirt 
anscheinend für die Arbeiterstatistik der Gewerbeinspektion 
überhaupt nicht; man würde seine Mitwirkung wohl an einer 
besseren Verarbeitung und an der nothwendigen kritischen 
Behandlung des Materials erkennen. In langzeiligen und 
langweiligen Tabellen wird auch diesmal der Ziffern wüst 
im Anhang mitgetheilt und in erster Linie nach Aufsichts¬ 
bezirken, . erst in ^weiter nach Gewerbegruppen gesondert. 
Für die einzelnen Gewerbeeruppen kommt wieder nur das 
Zahlenmaterial des letzten Jahres, beileibe nicht dasjenige 
des Vorjahres zur Wiedergabe. Vergleiche mit dem Vor¬ 
jahre werden nur gezogen bei den Gesammtsummen der 
einzelnen Bezirke ohne Unterscheidung der Gewerbegruppen. 
Die Tabellen über die Zahl der Frauen, jugendlichen Ar¬ 
beiter und Kinder stehen zusammenhangslos und unver¬ 
mittelt nebeneinander. Kein einziger Anlauf dazu, eine 
Parallelität der Bewegung in der Beschäftigung der ver¬ 
schiedenen Kategorien geschützter Arbeiter zu verfolgen. 
Ueberall todte Zahlen, nur kein sozialpolitisch belebender 
Geist! 

Ein äusserer Fortschritt seit meiner letzten Besprechung 
der Statistik von 1891 an dieser Stelle besteht in der nun¬ 
mehrigen alhährlichen — früher nur zweijährigen — Auf¬ 
nahme der Ziffern für die jugendlichen Arbeiter und in der 
Hinzunahme der erwachsenen Frauen. Aber diese Ver¬ 
besserung ist lediglich eine Folge der Gewerbeordnungs¬ 
revision von 1891 und nicht Preussen eigenthümlich, son¬ 
dern in allen deutschen Bundesstaaten ohne Unterschied 
durchgeführt; in einer Anzahl ausserpreussischer Staaten 
wurden schon vor 1891 vollständige Zählungen periodisch 
vorgenommen. In Preussen lässt die Erweiterung des statisti¬ 
schen Untersuchungsfeldes auch nur die Untauglichkeit der 
untersten Erhebungsorgane desto deutlicher hervortreten. 
Es wimmelt im neuesten Berichtsband von Andeutungen der 
Inspektion dahin, dass die Zählungen nur mit Vorbehalt zu 
verwerthen seien. Nun wird Niemand verlangen wollen, 
dass der preussische Polizist oder Gensdarm auch noch 
Statistik lerne; was aber gefordert werden kann, das ist die 
Uebertragung so wichtiger sozialstatistischer Funktionen an 
geeignete Organe, die Uebernahme der Oberleitung durch 
das Kgl. Preussische Statistische Bureau, und von dort aus 
die Durchdringung des Stoffes mit dem Wissen und Können, 


1) „Jahresberichte der Königlich Preussischen Regierungs¬ 
und Gevverberäthe und Bergbehörden für 1893. Amtliche Aus¬ 
gabe." Berlin, W. T. Bruer, 1894. 555 Seiten. Der Preis ist für 
Arbeiter unerschwinglich. 
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das doch heute nachgerade zu dem Elementarsten auf dem 
Gebiete der Sozialpolitik gehört. Das würde auch eine 
Veränderung der Erhebungsmethode in den untersten In¬ 
stanzen und ein grösseres Interesse der Gewerbeinspektoren 
selbst mit sich bringen, die bis jetzt vielfach die Arbeiter¬ 
statistik als ein unbequemes, leider nun einmal vorgeschrie¬ 
benes Ding betrachten, mit dem sie sich wohl oder übel 


abfinden müssen. 
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Diese Uebersicht ergiebt zunächst eine unumstössliche 
Gewissheit: dass die Frauenarbeit wie in Sachsen und Baden 
so auch in Preussen siegreich vordringt, fast ohne Unter¬ 
schied der Branchen. Zwar fehlt uns, dank der Unvoll¬ 
ständigkeit der preussischen Erhebungen, die Möglichkeit 
des Vergleichs mit der Zunahme der Beschäftigung er¬ 
wachsener Männer; aber die Zahlenreihen für die männ¬ 
lichen jugendlichen Arbeiter geben doch einen ungefähren 
Begriff davon, inwieweit das betreffende Gewerbe auch noch 
auf die Einstellung von Männern reflektirt. An der Spitze 
steht die Textilindustrie, die eine Mehreinstellung von 
rund 14000 Frauen und Mädchen verzeichnet, welcher die 
Zunahme der Männerarbeit in dieser Krisenzeit schwerlich 
die Waage hielt; dann folgen die Industrie der Nahrungs- 
und Genussmittel mit rund 3000 Frauenhänden mehr, während 
die Zahl der männlichen jugendlichen Arbeiter um mehr als 
100 abnahm, und die polygraphischen Gewerbe mit rund 
1300 Frauen- und Mädchenhänden mehr, während die Zahl 
der Burschen so gut wie gleich blieb. In der Gruj^e für 
Bekleidung und Reinigung stieg die Kopfzahl der Frauen 
um rund 4000, diejenige der jugendlichen männlichen Ar¬ 
beiter um wenige hundert, und ähnlich sieht es in der 
Papier- und Lederindustrie, bei den Holz- und Schnitz¬ 
stoffen etc. aus. In der Maschinenindustrie, als in einer 
der weiblichen Arbeit gewiss nicht naheliegenden Branche, 
stossen wir auf eine Abnahme der männlichen jugendlichen 
Arbeiter um rund 300 Köpfe, dagegen auf eine Zunahme 
der Frauen und Mädchen um rund 350 Personen. Dabei bleibt 
zu bedenken, dass die Zählung von 1892 nach den An¬ 
deutungen zahlreicher Aufsichtsbeamten stellenweise oder 
überall im Frühjahr, also in der Saison grosser Industrie¬ 
zweige, diejenige von 1893 dagegen im Herbst, zur todten 
Zeit, gemacht wurde. Wenn sich trotzdem in der Spanne 
eines einzigen Jahres so gewaltige Verschiebungen der 
Frauenarbeit vollzogen, so muss eine furchtbare soziale 
Umwälzung auf dem deutschen Arbeitsmarkte langsam aber 
sicher vor sich gehen, die der elfstündige Maximalarbeitstag 
für Arbeiterinnen seit 1891 auch nicht im entferntesten 
aufzuhalten vermochte. Man hat wohl zur Beruhigung 
davon gesprochen, dass die Frauen an die Stelle der jugend¬ 
lichen Kräfte einrückten, deren Verwendung das Gesetz 
schwieriger gemacht habe. Das ist ein recht schwacher 
Trost; denn in vielen Fällen muss die Beschäftigung nament- 


Im Nachstehenden ist nun versucht, diejenige Ueber¬ 
sicht der preussischen Arbeiterstatistik der beiden letzten 
Inspektoratsberichte (1892 und 1893) zu geben, die unter 
Anerkennung aller oben erwähnten Mängel doch einige 
werthvolle Schlüsse möglich macht, nämlich Schlüsse auf 
das differenzielle Verhalten der einzelnen Industrien zur 
Frauen-, jugendlichen und Kinderarbeit. Danach betrugen 
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lieh verheiratheter Frauen weit bedenklicher erscheinen 
als diejenige jugendlicher Arbeiter. Wenn es aber selbst 
dies allein wäre, wie könnte dann parallel mit der Zu¬ 
nahme* der Frauenarbeit eine Vermehrung der« jugend¬ 
lichen weiblichen Arbeiter stattfinden, die oft in gar keinem 
Verhältniss zur Vermehrung der jugendlichen männlichen 
steht? Für die jugendlichen weiblichen Beschäftigten 
gelten doch dieselben Erschwerungen wie für die männ¬ 
lichen Altersgenossen. Es ist also offenbar, dass eine Eigen- 
thümlichkeit des Geschlechts entscheidet, und das ist gegen¬ 
über der durch Organisation und Aufklärung steigenden 
Widerstandskraft der Männer die Schwachheit und An¬ 
spruchslosigkeit des Weibes auf dem Arbeitsmarkte. Sie 
entscheidet offenbar vorläufig für die Arbeitsvertheilung zu 
Un^nsten der arbeitenden Männer und zu Gunsten der 
ausbeutenden Unternehmer. Der Aufsichtsbeamte für Posen 
spricht dies auch, allerdings ganz nebenbei, aus, indem er 
die Frauen als „billigere und fügsamere“^ Arbeitskräfte 
bezeichnet. Und an solchen Thatsachen, die mit 
brennender Schrift an ihrer Spitze eingeschrieben 
werden müssten, die mit hundert Belegstellen 
aus dem Text der neuesten Berichte zu ver¬ 
anschaulichen und zu beleben wäre, geht die 
jetzige Arbeitsstatistik der preussischen (Sewerbe- 
inspektion wortlos yorüber mit der banausenhaften 
Achtlosigkeit des Bureaumenschen. Diese eine That- 
sache genügt wohl zur neuerlichen Kennzeichnung des 
jetzigen Zustandes dieses Zweiges preusäischer Sozialver- 
waltung. 

Sonst mag an unserer Uebersicht noch auffallen — neben 
der mit dem bekannten gesetzlichen Verbote der Arbeit 
schulpflichtiger Kinder zusammenhängenden Abnahme dieser 
Kategorie gewerblich Beschäftigter in den meisten Branchen— 
die Stabilität der Kinderziffer in der Maschinenindustrie und 
den polygraphischen Gewerben, die trotz der Kleinheit der 
in Frage kommenden absoluten Zahlen wohl einer beson¬ 
deren Untersuchung werth wäre. Und die Erwähnung be¬ 
sonderer Untersuchungen mag zu einem mit unserem Gegen¬ 
stände sehr eng zusammenhängenden Schlüsse führen. Es 
ist soeben bekannt geworden, dass den deutschen Gewerbe¬ 
inspektoren für das laufende Jahr ihrer Berichterstattung 
eine Frage zur besonderen Beantwortung aufgegeben wurde: 
der Einfluss der Gefängnissarbeit auf die freie gewerbliche 
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Thätigkeit wohl vorwiegend des Handwerkes. Ich bin weit 
entfernt davon, dieser Frage ihre grosse Bedeutung abzu¬ 
sprechen. Aber es muss im Hinblick darauf, dass sie den 
Aufsichtsbeamten vorgelegt wird, doch auch einmal darauf 
verwiesen werden, wie neben den von aussen kommenden 
Anregungen für die Berichterstattung der Inspektion syste- 
mati.sch jede stärkere Betonung derjenigen springenden 
Punkte unterbleibt, die sich aus der Thätigkeit der Ge¬ 
werbeinspektion selbst ergeben. Es fehlt das konsequente 
Vertiefen der sozialen Studien, welche die Inspektoren 
machen sollen, wenn nicht häufiger an die auffälligsten Er¬ 
gebnisse ihrer Beobachtungen selbst, wie jetzt eben an das 
Vordringen der Frauenarbeit, an die Unverträglichkeit der 
Ke.sselrevision mit der Gewerbeaufsicht und manches andere 
angeknüpft und aus diesem Stoffvorrath Spezialfragen für 
das nächste Berichtsjahr geformt werden. Dieses Ver- 
säumniss hat die gleiche Ursache wie die grobe Vernach¬ 
lässigung der Arbeiterstatistik bei der preussischen Gewerbe- 
in.spektion, und beide Dinge werden die Gewerbeaufsicht 
in rreussen noch lange tief unter das Niveau der gleichen 
Einrichtung in anderen Ländern drücken, trotz der ansehn¬ 
lichen Personalvermehrung seit 1891, wenn nicht in der 
preussischen Centralverwaltung bald ein liebevolleres Ver- 
ständniss für die innerliche Wertherhöhung der Inspektion 
erwacht. 

Frankfurt a. M. Max Quarck. 

Zum städtischen Arbeitsnachweis in Frankfurt a. M. 

In der vorigen Nummer war bereits berichtet worden, dass 
die Wiesbadener Regierung den § 11 im Statute des von 
der Frankfurter Gemeinde geplanten Arbeitsnachweises 
estrichen habe. Das Frankfurter Gewerkschaftskartell 
at nun folgenden Beschluss gefasst: „Das Gewerkschafts¬ 
kartell Frankfurt a. M. enthält sich jeder Berücksichtigung 
eines nunmehr etwa unter städtischer Regie eingerichteten 
Arbeitsnachweises; es betrachtet denselben gerade so, als 
wenn er überhaupt nicht bestehen würde und verwahrt sich 
von vornherein gegen die Behauptung, ein auf dieser Basis 
gegründeter Arbcit.snachweis sei noch im Interesse der Ar¬ 
beiter. Da durch Weglassung des § 11, der dem Sinne 
nach lautet, „„dass bei einem eintretenden Strike der Arbeits¬ 
nachweis für die strikenden Berufszweige so lange eingestellt 
sein soll, bis derselbe beendigt ist““, die ganze Grundlage 
unserer Bestrebungen erschüttert und die Arbeiterinteressen 
gefährdet sind, enthalten sich die Gewerkschaften einer 
jeden Gemeinschaft mit einem derartig in einseitigem Inter¬ 
esse geführten Arbeitsnachweis. Zugleich wird eindringlich 
empfohlen, von jetzt ab häufiger und umsomehr den Ar¬ 
beitsnachweis der Gewerkschaften in Anspruch zu nehmen.“ 
Dieser Beschluss erklärt sich durch Folgendes: Das Frank¬ 
furter Gewerkschaftskartell hat im Herbst v. J. den ersten 
Entwurf zu dem in Frage stehenden Regulativ geliefert. 
Wesentlich auf Grund desselben sind die Bestimmungen 
für die städtische Arbeitsnachweisstelle getroffen worden. 
Das Kartell hatte dabei mit einer gewissen Gegnerschaft in 
den eigenen Reihen zu kämpfen, die den Arbeitsnachweis 
der Gewerkschaften nicht aufgeben wollte. Es beschwich¬ 
tigte diese Gegnerschaft durch obigen § 11, der z. B. in 
Wien, Bern und Basel längst praktisch ohne Anstoss ge- 
handhabt wird. Die städtischen Behörden und die ihnen 
nahestehenden Unternehmerkreise nahmen auch schliesslich 
nach längerem Verhandlungskampf den § 11 in das Regu¬ 
lativ auf. Jetzt verhält sich der Staat als Aufsichtsinstanz 
päpstlicher als der Papst. Er streicht den Paragraphen, den 
selbst die Unternehmer schliesslich zugegeben hatten, ohne 
jede durchschlagende Begründung und versucht gar nicht, 
etwas Besseres an die Stelle zu setzen, sondern lässt für 
den Fall der Kollision zwischen städtischer Arbeitsver- 
nüttelung und Lohnkampf einfach eine Lücke. Die orga- 
nisirten Arbeiter aber sehen sich in ihrer Hoffnung durch 
sachliche Mitarbeit etwas Annehmbares zu erreichen, gründ¬ 
lich getäuscht und ziehen daraus naturgemäss die oben mit- 
gctheilte Konsequenz. Somit ist durch eine Handlung der 
preussischen Regierung ein Fortschritt auf dem Gebiete der 
städtischen Sozialpolitik vorläufig gehemmt. 

Zur Enquete über die deutsche Tabaksindustrie. Der 

Vorstand des deutschen Tabakvereins hat seinen Mitgliedern 
empfohlen, die Umfrage des Reichsschatzamtes (zu vergl. 


No. 40, S. 478 des Sozialpolitischen Centralblatts), wenigstens 
was die Zahl der Arbeiter angeht, gewissenhaft zu beant¬ 
worten. Zugleich aber hat er eine Eingabe an das Reichs¬ 
schatzamt gerichtet, in der auf die Mängel der Umfrage hin¬ 
gewiesen wird. In dieser Eingabe heisst es: 

„Wir waren einstimmig der Ansicht, dass der einge¬ 
schlagene Weg schlechterdings nicht geeignet sein könne, 
die regierungsseits angestrebten Zwecke zu erreichen. Ist 
doch unter anderem heute in unserer Versammlung fest¬ 
gestellt worden, dass die Fragestellung selbst in den ver¬ 
schiedenen Theilen Deutschlands nichts weniger als eine 
gleichartige ist oder gewesen ist, ja dass dies nicht einmal 
für die verschiedenen Theile eines und desselben Bundes¬ 
staates zutrifft; es ist uns doch bekannt, dass in einem 
Theile des Königreichs Preussen überhaupt nur die Er¬ 
hebung der Zahl der verschiedenen Arten von Arbeitern 
gepflogen worden sei. Bei einer solchen Verschiedenheit 
der Fragestellung ist aber ein befriedigendes Gesammt- 
ergebniss um so weniger zu erwarten, wenn wir die Art 
und Weise in Betracht ziehen, in der vereinzelt die Frage¬ 
stellung selbst besorgt wird. Bezüglich der Organe, die in 
einzelnen Staaten verwendet wurden, hat man sich nicht 
nur nicht überall solcher Beamten bedient, die das nach 
unserem Erachten erforderliche Sachverständniss besitzen, 
sondern man hat mannigfach subalterne Polizeiorgane dazu 
herangezogen. Was aber den Inhalt der gestellten Fragen 
selbst angeht, so ist doch die Anfrage bezüglich der be¬ 
schäftigten Arbeiter selbst im wesentlichen bereits durch 
die Berufsgenossenschaftsregister festgelegt; das genügt aber 
notorisch nicht, weil kleinere Betriebe sich naturgemäss 
leicht der polizeilichen Beobachtung entziehen, das ist ja 
längst die begreifliche Klage der Tabaksberufsgenossenschaft 
selbst. Wie viel schwerer ist es erst, die Hausarbeiter fest¬ 
zustellen! Wir verweisen auf Westfalen und unsere Hanse¬ 
städte. Wie kann ein richtiges Ergebniss erwartet werden 
in einer Branche, in der unbestritten zahlreiche Arbeitgeber 
nicht bekannt sind? Wir glauben daher allen Grund zu 
haben, den Ziffern, welche die angestellte Enquete ergeben 
wird, sehr zweifelnd gegenüberzustehen, und bei den nahe¬ 
liegenden Folgerungjen speziell sozialpolitischer Natur, die 
daraus gezogen werden könnten, erachten wir uns für be¬ 
rufen, diese Besorgniss heute schon auszusprechen. . . .“ 

Nach weiteren Berichten setzen die Fabrikanten der 
Enquete zum Theil einen entschiedenen Widerstand ent¬ 
gegen. Es scheint also, als sollte das ganze Unternehmen 
völlig scheitern. 

Verdrängung der Handarbeit durch Maschinen in der 
Zuckerindustrie. „In der Zuckerfabrikation ist — wie über¬ 
haupt in der Grossindustrie — die Tendenz sichtbar, so 
viel nur immer möglich, die menschliche Arbeitskraft durch 
Maschinenarbeit zu ersetzen.“ So schreibt der preussische 
Gewerberath für die zuckerindustrielle Provinz Posen in 
seinem neuesten Jahresbericht für 1893. Es ist daher nach 
Anschaffung grosser, sehr leistungsfähiger Maschinen dort 
nicht allein der Gesammtarbeiterstand gegen früher wesent¬ 
lich gesunken, sondern trotz ungleich verstärkter Produktion 
auch die Dauer der Kampagnen meist um mehr als ein 
Drittel gegen frühere Jahre abgekürzt worden. Während 
früher oft 600—750 Arbeiter auf einer einzigen Zuckerfabrik 
von September bis Ende März Beschäftigung hatten, ist in 
diesem Jahre bei einem mittleren Durchschnitt von 730 Ar¬ 
beitern pro Fabrik — und zwar bei der ganz ausnahmsweise 
starken diesjährigen Gesammtproduktion — der Haupt¬ 
bestand von Arbeitern erst Ende September oder Anfang 
Oktober in Arbeit getreten und theilweise schon im De¬ 
zember wieder entlassen worden. Die Aussichten auf Ar¬ 
beitsgelegenheit seien also „keine trostreichen“, so fügt der 
Aufsichtsbeamte hinzu, „und die Nothwendigkeit, für den 
Winter ernstlich auf eine lohnende Beschäftigung für diese 
Leute Bedacht zu nehmen“, sei um so dringlicher, als auch 
in anderen Branchen nichts weniger als Ueberfluss an Be¬ 
schäftigung vorhanden sei. Ob wohl Staats- und Gemeinde¬ 
behörden der Provinz Posen diesen Wink von amtlicher 
Stelle beachten und die Vertheilung ihrer Arbeiten danach 
einrichten? Nach den bisherigen Erfahrungen ist wenig 
Hoffnung vorhanden. Das Heer der Arbeitslosen wird also 
weiter anschwellen. 
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Das Vordringen des Fabrikbetriebes in der Seiden- 
und Uhrenindustrie. Einige interessante Mittheilungen über 
die zunehmende Suprematie der fabrikmässigen Produktion 
entnehmen wir dem kürzlich veröffentlichten Berichte einer 
vom Lancashire’schen Grafschaftsrathe nach dem Kontinente 
entsandten Kommission („Report to the Lancashire County 
Council on some Silk, Horological and Mining Schools of 
France, Germany and Switzerland. October and November 
1893“). Die Referenten berichten, ihnen sei von kompe¬ 
tenten Richtern versichert worden, dass in der Schweiz 
die Produkte der auf der Handarbeit basirenden Seiden¬ 
industrie und die mit der Hand gefertigten Uhren mehr 
und mehr maschinell gefertigten Erzeugnissen Platz machten. 
Für die Seidenindustrie wird diese Entwickelung durch eine 
Schilderung zweier Fabriken der grössten schweizerischen 
Seidenfabrikationsgesellschaft illustrirt. ln einer Fabrik in 
Adliswyl fanden die Berichterstatter nicht weniger als 
1100 Webstühle und 1400 Arbeiter. Alle Webearbeit wird 
hier mit Jacquardwebstühlen, die durch mechanische Kraft 
bewegt werden, ausgeführt. Die Produkte sind nach den 
Beobachtungen der Berichterstatter, die aufs neue die In¬ 
vasion des maschinellen Grossbetriebes in das Gebiet des 
Kunstgewerbes darthun, von höchstem künstlerischen Cha¬ 
rakter. Die englischen Studienreisenden erzählen, dass die 
schönsten und kostbarsten Brokate und gemusterten Seiden¬ 
gebilde, die anders als mit manueller Technik herzustellen 
man immer für unmöglich gehalten hatte, jetzt gänzlich auf 
Kraftstühlen produzirt werden. In einer anderen Fabrik in 
Thalwyl fand man 780 Webstühle. Die Zahl der Arbeiter 
beträgt hier 1100 — zum Theil hausindustrielle — Arbeiter. 
Auch in dieser Fabrik werden Phantasieartikel gefertigt, aber 
nach weniger feinen und komplizirten Mustern, und es soll 
keine Seidensorte geben, auch nicht die schwerste Seide, 
die nicht auf Kraftstühlen hätte verarbeitet werden können. 
Die Ansicht des hervorragenden Seidenindustriellen, der 
diese Informationen lieferte, geht dahin, dass das schliess- 
liche Resultat der Entwickelung die Verdrängung der Hand¬ 
arbeit durch die Arbeit mechanischer Webstühle sein werde. 
Diese Auffassung findet eine eindringliche Bestätigung durch 
eine in dem genannten Berichte reproduzirte Statistik. Da¬ 
nach betrugen im Jahre 1881 in der Schweiz die Handstühle 
30398, im Jahre 1889 war ihre Zahl auf 23265 gesunken, 
während in derselben Periode die Zahl der Kraftstühle sich 
von 3151 auf 6476 gehoben hatte. 


Soziale Zustände. 


Lohnverhältnisse in der Berliner Industrie der Fein¬ 
mechanik im Jahre 1892. 

Das Statistische Amt der Stadt Berlin hat seinen frühe¬ 
ren auf dem Material der Berufsgenossenschaften beruhen¬ 
den lohnstatistischen Arbeiten^) jüngst eine weitere Publi¬ 
kation „Lohnverhältnisse in der Holz- und in der Fein¬ 
mechanik-Industrie im Jahre 1892“ (Beilage zu No. 19 des 
Gemeindeblatts 1894) folgen lassen. Diese Berliner Lohn¬ 
statistiken bieten die denkbar grösste Annäherung der 
Lohnerhebungen an die Methode der exaktesten Zählkarten¬ 
statistik und gleichzeitig die Lösung der Streitfrage, ob 
das berufsgenossenschaltliche Material als Grundlage für 
eine umfassende Lohnstatistik anwendbar ist. Wenn sie 
trotzdem bisher nicht grössere Beachtung gefunden haben, 
so liegt das daran, dass sie gänzlich abweichend sind von 
der bisherigen Art, lohnstatistische Daten zu sammeln. Die 
bequemen Durchschnittslöhne, welche bisher meist die 
Hauptsache der Ermittelungen waren, sind bei den Berliner 
Auszählungen nicht nur nicht festgestellt, sondern überhaupt 
gar nicht zu berechnen. Die Feststellung der Lohmsummen 
fällt ganz fort; nicht mehr die Löhne, sondern die Lohn¬ 
empfänger stehen im Mittelpunkt der Betrachtung, und diese 
werden nach Lohnklassen und Klassen der Beschäftigungs¬ 
dauer genau so ausgezählt, wie die Bevölkerungsstatistik 
nach Alter, Familienstand u. s. w. zählt. Diese Art der 
lohnstatistischen Betrachtung ist ganz neu, und somit fehlt 


Vergl. Sozialpol. Ccntralblatt II. Jahrg. S. 202 ff. und S. 392 f. 
die Aufsätze von E. Ilirschbcrg. 


ihr noch das Moment, welches der Statistik ihre grösste 
Bedeutung giebt, die Möglichkeit der allseitigen Ver¬ 
gleichung. Letzterem Fehler wird erst allmählig durch regel¬ 
mässige Wiederholungen und Erweiterung der Lohnstatistik 
abgeholfen werden, und damit gleichzeitig wird sich auch 
die sozialpolitische Betrachtung das hierdurch gelieferte 
Material mehr zu eigen machen. 

Der erste Theil der neuesten Veröffentlichung, die 
Zählung für die Berliner Holzindustrie 1892, enthaltend 
Kombinationen der Lohnhöhe mit der Beschäftigungsdauer 
und der Art der Beschäftigung, erstreckt sich nicht auf die 
ganze Industrie, sondern ist auf 3000 Zählkarten beschränkt. 
Ihr Werth ist also mehr methodisch-statistischer Natur; für 
sozialpolitische Schlussfolgerungen ist das Material wegen 
seiner Unvollständigkeit weniger geeignet. 

Den Haupttheil der Publikation bildet die Erhebung 
über die Industrie der Feinmechanik für 1892, welche 
die im Sozialpolitischen Centralblatt (II. Jahrg. S. 392) be¬ 
sprochene Erhebung für 1891 fortführt, ergänzt und theil- 
weise berichtigt. Der Erhebung liegen 23 569 Individual¬ 
karten zu Grunde, darunter im Gegensatz zu 1891: 4659 
Karten der Charlottenburger Fabriken. Das Hinzutreten 
der letzteren ist sehr zu bedauern, denn da die Präsumtion 
unzulässig ist, dass die Charlottenburger Arbeiter — es 
handelt sich vorzugsweise um zwei sehr grosse Betriebe -— 
dieselben Lohn- und Arbeitsverhältnisse haben wie die 
Berliner, so lässt sich nicht entscheiden, welche Veränderun¬ 
gen gegen 1891 auf den Hinzutritt dieser Arbeiter, welche 
auf den Wechsel ökonomischer Verhältnisse zurückgehen; und 
so wird ein Vergleich zwischen beiden Jahren zwecklos. 

Die Tabellen für 1892, welche die Tagesverdienstklassen 
erstens mit der Beschäftigungsdauer und zweitens mit dem 
Alter kombiniren, sind ausgezählt ausser für die ganze In¬ 
dustrie der Feinmechanik 1. für die Metallschraubenfabriken 
und Fac^ondrehereien, 2. für Drahtwaaren-, Vogelbauer-, 
Metallöfenfabriken, Drahtwebereien, Nadlereien, 3. für Näh¬ 
maschinen- und Stickmaschinenfabriken, 4. für Telegraphen- 
und Telephonbauanstalten, 5. für elektrotechnische Fabriken, 

6. für Fabrikation von Gewehren, physikalischen und chirur¬ 
gischen Apparaten, Präzisionsinstrumenten, Uhrmachereien, 

7. für sonstige Betriebe der Feinmechanik. Wir geben zunächst, 
in Zusammenzichung der etwas unübersichtlichen Tabellen, 
nach Geschlechtern getrennt die wichtigsten Tagelohnklassen 
für die ganze Industrie und ihre grössten Theilgruppen: 




a) männliches Geschlecht: 





Industrie der 

Elcktrotechn. 

Fabrikation 

lagcionnKi.'issen 

Feinmechanik 

u.Glühlampen- 

v.Gevvehren 

in Pfennigen 

überhaupt 

Fabriken 

Uhren etc. 


bis 100 

824 

135 

361 

101 


150 

588 

159 

94 

151 


200 

775 

231 

126 

201 


250 

1 206 

418 

284 

251 


300 

1 873 

902 

287 

301 


350 

3066 

1 417 

547 

351 


400 

3 547 

1 407 

904 

401 


450 

3 273 

1 249 

950 

451 


500 

2 234 

940 

625 

501 


600 

2 264 

976 

787 

601 


700 

659 

316 

238 

701 


800 

256 

145 

66 

801 


900 

122 

52 

38 

901 


1000 

61 

34 

10 

über 1000 

91 

51 

28 

ohne Angabe 

517 

33 

278 

überhaupt 

21 356 

8 465 

5 623 



b) 

weibliches Geschlecht: 



bis 

100 

151 

15 

3 

10I 


125 

174 

58 

10 

126 


150 

412 

288 

10 

151 


175 

476 

298 

17 

176 


200 

355 

245 

15 

201 

” 

225 

230 

153 

6 

226 


250 

158 

110 

6 

251 


275 

127 

107 

1 

276 


300 

57 

42 

3 

301 


325 

23 

18 

— 

326 


350 

11 

9 

— 

351 


375 

6 

5 

— 

376 


400 

12 

3 

1 

über 

400 

12 

3 

— 

überhaupt 

2204 

1 354 

72 
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Die männlichen Arbeiter stehen ihrem Arbeitsverdienst 
nach nicht ungünstig, die grösste Gruppe ist die mit einem 
Tagesverdienst von 3,50 bis 4 M., während bei der chemi¬ 
schen Industrie das Maximum in der Gruppe bis 3 M. liegt; 
und während bei der chemischen Industrie 1891 die Ar¬ 
beiter mit über 5 M. Tagelohn nur 5 pCt. oder */20 aller 
ausmachten, sind es hier 16,6 pCt. oder von allen. Die 
Arbeiterinnen der Feinmechanik haben im Gegensatz zu 
den Arbeitern keine günstigere Stellung als die der chemi¬ 
schen Industrie, wie überhaupt die Bezahlung der weib¬ 
lichen Arbeiter viel mehr für die Berufe nivellirt erscheint 
als die der männlichen. Die stärkste Lohnklasse ist bei 
ihnen die mit 1,50 bis 1,75 M. Tagesverdienst. 

Die Beschäftigungsdauer lässt in den sie betreffen¬ 
den Tabellen wieder die unsteten Arbeitsverhältnisse der 
modernen Grossindustrie erkennen. Von allen Arbeitern 
sind nur 23,5 pCt. (1891: 19 pCt.) ein volles Arbeitsjahr (300 
oder mehr Tage) in einem Betrieb fortdauernd beschäftigt 
gewesen; oder wenn man schon 276 und mehr Tage als 
volles Arbeitsjahr rechnen will, 1892 : 44, 1891: 33 pCt. 

Die wichtigste Kombination der Tabellen — und die¬ 
jenige, auf welche die Bearbeitung selbst den grössten 
Werth legt — ist die von Lohnhöhe und Alter. Die 
Gestaltung der Löhne nach dem Alter ist für die ganze 
wirthschaftliche und soziale Lage des Arbeiterstandes, für 
das Familienleben der Arbeiter, ihre Stärke im Klassen¬ 
kampf und die Festigkeit ihrer Organisationen, ferner für 
die Gestaltung der Arbeiterversicherung von ausschlag¬ 
gebender Bedeutung. — Beim männlichen Geschlecht ge¬ 
hören über aller Arbeiter dem Alter von 20 bis 30 Jahren 
an, bei den Frauen ist die Gruppe von 16 bis 20 die 
stärkste, welche zusammen mit der nächstfolgenden (20 bis 
25) die überwiegende Mehrzahl aller Arbeiterinnen um- 
schliesst. — Die Kombination von Alter und Lohnhöhe 
lässt die ökonomischen Verhältnisse am klarsten hervor¬ 
treten, wenn sie gleich in Relativzahlen ausgedrückt wird. 

Von 100 männlichen Arbeitern der nebenstehenden 
Altersklasse gehören der obenstehenden Lohnklasse an: 




bis 3 M. 

3—4 

4—5 

5—6 

über 6 M. 

bis 20 Jahr 

79 

16 

4 

1 

0 

20 „ 25 


25 

42 

25 

6 

2 

25 „ 30 

ff 

12 

35 

33 

14 

6 

30 „ 35 

ff 

9 

31 

36 

15 

9 

35 „ 40 

ff 

8 

29 

35 

18 

10 

40 „ 45 


8 

32 

32 

17 

11 

45 „ 50 

ff 

10 

31 

32 

15 

12 

50 „ 60 


12 

33 

32 

14 

9 

über 60 

»1 

18 

35 

23 

13 

11 

von 100 Arbeitern 
überhaupt 

24 

32 

27 

11 

6 


Von 100 Arbeiterinnen der nebenstehenden Alters¬ 
klasse gehören der obenstehenden Lohnklasse an: 



bis 1 M. 

1-1,50 

1,50-2 

2-2,50 

2,50-3 

über 

bis 16 Jahr 

53 

42 

4 

1 

— 

— 

16 „ 20 „ 

4 

35 

41 

14 

5 

1 

20 „ 25 „ 

2 

22 

39 

21 

12 

4 

25 „ 30 „ 

1 

20 

39 

28 

10 

2 

30 „ 35 „ 

1 

10 

51 

20 

11 

7 

35 „ 40 „ 

— 

19 

43 

26 

5 

7 

40 , 45 „ 

— 

11 

53 

17 

11 

8 

über 45 „ 

— 

8 

42 


8 

42 

von 100 Arbeite¬ 
rinnen überhaupt 

5 

26 

39 

18 

9 

3 


Nach der Tabelle der männlichen Arbeiter hat das Alter 
einen entschiedenen Einfluss auf die Lohnhöhe: mit steigen¬ 
dem Alter wächst der Lohn bezw. der Antheil der gutbe¬ 
zahlten Arbeiter; freilich reicht diese aufwärts steigende Be¬ 
wegung nur bis zum Alter von 40 Jahren, von da ab wird 
der Lohn konstant, und im Alter über 60 Jahr geht er wie¬ 
der ganz erheblich zurück, so dass die ganz alten Arbeiter 
schlechter bezahlt werden als die 25 bis 30jährigen. Die 
Tendenz der Steigerung der Löhne mit dem Alter ist eine 
den sozialen Bedürfnissen entsprechende, denn die Männer 
erhalten dadurch in dem Alter, wo sie die grössten Fa¬ 
milienlasten zu tragen haben, auch die höchsten Löhne; 
freilich ist die Steigerung der Löhne noch lange keine der 
Steigerung der Lasten entsprechende. Ungünstiger stellen 
si('h die betreffenden Zahlen bei den weiblichen Arbeitern. 


Hier kann von einem allgemeinen Steigen der Löhne ge¬ 
genüber denen des Alters 20 bis 25 nicht mehr gesprochen 
werden; eher kann man ein Fallen seit dem 30. Altersjahre 
konstatiren, denn die Prozentzahlen der Arbeiterinnen, 
welche Löhne über 2 Mk. empfangen, sind nach der Reihen¬ 
folge der Alters^uppen: 1, 20, 37, 40, 38, 38, 36, 50, im 
Durchschnitt 30. Die hohe Zahl der letzten Gruppe beweist 
nichts, weil überhaupt nur 12 Arbeiterinnen dahin entfallen. 

Die weiteren Details der Erhebung, die ein weitgehen¬ 
des Eindringen nach noch mehreren sozialpolitisch bedeut¬ 
samen Richtungen ermöglicht, können hier nicht erschöpft 
werden; zu wünschen ist, dass das Berliner Statistische Amt 
den Hauptzweck seiner Probeerhebungen erreicht, nämlich 
der Reichsstatistik und der Reichsregierung darzulegen, 
welch werthvolles lohnstatistisches Material in den bereits 
gesetzlich vorgeschriebenen Lohnnachweisungen der Be¬ 
rufsgenossenschaften brach liegt, und sie für allgemeine 
planmässige Ausnutzung desselben zu gewinnen. 

Berlin. Karl Thiess. 

Zur Sterblichkeitsstatistik der arbeitenden Klassen in 
Oesterreich. Im vorigen Bande der Statistischen Monats¬ 
schrift veröffentlichte Dr. F. Ritter von Juraschek einen 
Aufsatz über die Sterblichkeitsverhältnisse der österreichi¬ 
schen Arbeiter nach Berufen, und zwar auf Grund der amt¬ 
lichen Berichte für die Jahre 1889 und 1890, die ihrer¬ 
seits wieder auf den von den Krankenkassen gelieferten 
Materialien basiren. Freimüthig erkennt der Verfasser die 
Nothwendigkeit an, dass die Resultate seiner Untersuchung 
mit grösster Reserve beurtheilt werden müssen, allein der 
Eindruck, dass der Verfasser die Art und Weise, wie die 
krankheitsstatischen Daten gewonnen werden, noch immer 
viel zu ernst nimmt, wird durch obiges Geständniss nicht 
verwischt. Immerhin scheinen die Ergebnisse der Unter¬ 
suchung die Annahme zu bestätigen, dass die arbeitende 
Bevölkerung Wiens einer grösseren Sterblichkeit unterliegt 
als die Cisleithaniens, dass speziell die Lungentuberkulose 
in Wien, und da vor allem unter dem kleingewerblichen 
Proletariate, die zahlreichsten Opfer fordert. Bederikt man 
noch, dass die gegen Krankheit versicherte Arbeiterschaft 
den besser situirten Theil der Arbeiterbevölkerung re- 
präsentirt, dann erscheinen die Sterblichkeitsverhältnisse 
der arbeitenden Klasse im Lichte der Statistik umso un¬ 
günstiger. In der That wird sich niemand verhehlen 
können, dass die von Juraschek verarbeiteten Ergebnisse 
der Statistik nur die halbe Wahrheit enthüllen. Der Zeit¬ 
punkt, da die Statistik der Krankenkassen von den Morbi- 
ditäts- und Mortalitätsverhältnissen der arbeitenden Klassen 
ein naturgetreues Bild liefern wird, ist für Oesterreich noch 
nicht gekommen. 

Der Verfasser vergleicht zunächst die Sterblichkeit der 
Krankenkassenmitglieder mit denenigen der Gesammt-Bevöl- 
kerung, ohne hierbei zu wesentlichen Differenzen zwischen 
den beiderseitigen Zahlenreihen zu gelangen. Der Verfasser 
überträgt deshalb den Vergleich auf die geschlossene Be¬ 
völkerung grösserer Städte. Zur Gewinnung genauerer 
Schlüsse empfahl es sich aber, den Vergleich auf Kassen 
mit gleichartiger Mitgliedschaft zu beschränken. Die amt¬ 
liche Statistik, welche diese Methode für die männlichen 
Kassenmitglieder durchgeführt hat, gelangte hierbei zu dem 
Resultate, dass die Mitglieder von Bezirkskassen die 
günstigsten Sterblichkeitsverhältnisse aufweisen, indess die 
Mortalitätsziffer bei den Mitgliedern der Betriebs- und 
Genossenschaftskrankenkassen eine viel höhere ist. Am 
höchsten ist sie bei den Vereinskrankenkassen, deren Mit¬ 
gliedschaft sich hauptsächlich aus dem grossindustriellen 
Proletariate rekrutirt. Doch auch diese Ergebnisse beruhen 
auf schwankender Basis, weshalb Dr. Juraschek daran ge¬ 
gangen ist, sein Beobachtungsfeld noch enger zu umgrenzen. 
Drei grosse Kassenorganisationen Wiens waren es, welche 
ihm die krankheitsstatistischen Daten lieferten: die Bezirks¬ 
krankenkasse, der Verband der Genossenschaftskranken¬ 
kassen und die Allgemeine Arbeiterkranken- und Unter¬ 
stützungskasse. Bei allen drei Kassen rekrutirt sich der 
Mitgliederkreis aus der Bevölkerung Wiens, mit welcher 
die Sterblichkeitsverhältnisse der Kassenmitglieder ver¬ 
glichen werden. Da die letzteren verschiedenen Berufen 
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und auch ökonomisch difFerenzirten Kreisen angehören, so 
ergiebt sich manche interessante Parallele. 

Grundverschieden ist vor allem der Altersaufbau der 
Mitglieder genannter Kassen von dem der Stadtbevölke¬ 
rung, eine Erscheinung, die jedoch nicht ausschliesslich 
auf die höhere Sterblichkeit in den früheren Altersgruppen 
zurückzuführen ist. Andererseits ergiebt sich, dass die 
Mortalitätsziffer der Arbeiter in einigen Altersgruppen die 
der übrigen Bevölkerung bedeutend übersteigt. Ins¬ 
besondere ist die Sterblichkeit der kleingewerb¬ 
lichen Arbeiter erheblich grösser als die der 
grossindustriellen. Da eine Statistik der Berufskrank¬ 
heiten derzeit noch fehlt, ist der Verfasser genöthigt, bei 
der Erforschung dieser auffallenden Erscheinung einen Aus¬ 
weg zu wählen, der in Anbetracht des Mangels ander¬ 
weitiger Auskunftsmittel annehmbar erscheint. Er vergleicht 
die Morbidität und Mortalität der arbeitenden Klassen mit 
den Ergebnissen der Spitalsstatistik und sodann mit der 
Sterblichkeit der Bevölkerung Wiens, nachdem er zuvor aus 
der letzteren die Todesfälle der Kinder ausgeschieden hat. 
Obwohl nun auf 1000 Einwohner rund 5 Todesfälle mehr 
entfallen als auf 1000 Arbeiter, stellt sich im übrigen die 
Sterblichkeit der arbeitenden Klassen weitaus ungünstiger 
dar als die Mortalität der Gesammtbevölkerung. Eine furcht¬ 
bare Bestätigung erfährt die Annahme, dass die Lungen¬ 
tuberkulose besonders für das kleingewerbliche Proletariat 
verhängnissvoll wird, durch die Thatsache, dass die Tuber¬ 
kulose fast ein Drittel mehr Todesopfer aus den Reihen 
der kleingewerblichen Arbeiter sich holt als aus den Kreisen 
der Gesammtbevölkerung. Dass diese Thatäache sich un¬ 
schwer aus der ökonomischen Lage des Wiener Klein¬ 
gewerbes erklärt, steht ausser Frage. 

Kinderarbeit in der Hausindustrie. Die Ausnutzung 
billiger Kinderkräfte blüht in der deutschen Hausindustrie 
fort und fort. Einen besonders krassen Fall theilen die 
neuesten Berichte der preussischen Gewerbeaufsichtsbeamten 
für 1893 mit. Der Gewerbeinspektor zu Pritzwalk (Regie- 
nmgsbezirk Potsdam) traf in einer Bilderbogenmalerei während 
der Schulferien achtzehn Kinder im Alter von 9—14 Jahren 
mit dem Ausmalen von Bilderbogen beschäftigt. Die täg¬ 
liche Arbeitszeit soll für diese Kleinen etwa zehn Stunden 
betragen haben. Der Anlage stand ein Unternehmer vor, 
der die Arbeiten für eine grössere Firma auf seine 
Rechnung auszuführen hatte. Der Versuch des Aufsichts¬ 
beamten, einzuschreiten, scheiterte daran, dass die Staats¬ 
anwaltschaft den Betrieb für einen hausindustriellen er¬ 
klärte, und für solche giebt es ja bekanntlich im Deutschen 
Reiche noch keinen Arbeiterschutz. Aber der Gewerbe¬ 
inspektor hebt doch wenigstens noch die „unglaublich 
niederen Löhne“ hervor, die an jene armen Wesen gezahlt 
wurden. Sie betrugen — fünf Pfennige pro Stunde bei 
„geübten und fleissigen“ Kindern, bei „jüngeren und un¬ 
geübten Kräften“ — noch weniger! Angesichts einer solchen 
Ausbeutewirthschaft kann man sich nur wörtlich dem 
Wunsche des Beamten anschliessen: „Es ist zu wünschen, 
dass die Gesetzgebung Mittel und Wege finden möchte, 
einer solchen Ausbeutung der Kinderarbeit baldigst einen 
Damm entgegenzustellen.“ 


Gewerkschaftliche Arbeiterbewegung. 


Aussichten des Berliner Bierboykotts. 

Bei einem Bierboykott hät die Masse der Arbeiter keine 
aggressive Rolle zu spielen. Der Arbeiter braucht nicht, wie 
bei anderen Episoden des Klassenkampfes, seine Haut zu 
Markte zu tragen, indem er mit seiner Person für seine Ueber- 
zeugung eintritt; er hat nur etwas zu unterlassen und 
ist bei einfacher Unterlassung des Genusses boykottirten 
Bieres vor Maassregelungen ziemlich gesichert. Da gleich¬ 
zeitig bei einem Bierboykott die Arbeitermassen mit ihrem 
stärksten Einflüsse auftreten, indem sie in ihrer Rolle als 
Konsumenten in Aktion treten, hält man im allgemeinen 
einen Bierboykott für gewonnen, wenn man sich nur auf 
eine genügend grosse Anzahl von Arbeitern verlassen zu 
können glaubt. Es erscheint uns deshalb nicht ohne Inter¬ 


esse, zu untersuchen, welchen Einfluss die Berliner Sozial¬ 
demokratie auf den Bierkonsum auszuüben vermag. 

Da neueres Zahlenmaterial noch nicht vorliegt, sind 
wir leider gezwungen, auf ältere Daten zurückzugreifen; 
aber der dadurch begangene Fehler ist nur relativ gering, 
denn es kommt bei den gewaltigen Biermassen, die in 
Berlin konsumirt werden, auf ein paar hundert Hektoliter 
mehr oder weniger nicht an — und wir rechnen nicht zu 
Ungunsten der Brauereien, wenn wir das für den Bier¬ 
konsum so ungünstige Jahr 1891 in Rechnung ziehen, wo 
der Konsum unter- und obergährigen Bieres pro Kopf nur 
189,96 Liter betrug gegen 199,93, 201,74, 194,24 in den 
Vorjahren.!) Für die vorliegende Frage kommt natürlich 
nur der Konsum an untergährigem Bier in Betracht. 

Von dem Etatsjahr 1^1/92 auf das Kalenderjahr 1891 
reduzirt, betrug nun die 

Berliner Eigenproduktion 2 001 272 hl 
die Einfuhr 34 674,5 t = 381 419,5 „ 
die Ausfuhr 35101 t — 386111 „ 

wobei allerdings nur die Ein- und Ausfuhr per Eisenbahn 
berücksichtigt sind. Ganz erheblich in Betracht kommt 
aber noch der Import und der Export per Achse nach den 
Berliner Vororten. Da aber bei der Berliner Eigenproduk¬ 
tion auch die Produktion von 12 „auf dem Lande“ befind¬ 
lichen Brauereien des Berliner Brausteuerbezirkes einbe¬ 
zogen sind, so werden wir keinen grossen Fehler begehen, 
wenn wir den Import und Export per Achse gegen einander 
aufrechnen. Jedenfalls begehen wir dadurch keinen Fehler, 
der uns über die Aussichten des Boykotts irreführen könnte, 
denn nach dieser Annahme bliebe in der Stadt Berlin mehr 
zum Eigenkonsum übrig, als thatsächlich vorhanden ist; 
ausserdem aber gleicht sich durch den starken Vororts¬ 
verkehr der Berliner Bevölkerung ein eventueller Fehler 
sofort wieder aus. Das mit der Bahn eingeführte — meist 
„echte“ — Bier kommt für die Boykottfrage nicht in Betracht, 
da es von den Arbeitern nur in sehr bescheidenem Maasse 
konsumirt wird. Abzüglich des mit der Bahn exportirten 
Berliner Bieres bleiben also zum Berliner Eigenkonsum 
1615161 hl Bier in der Stadt. — Als Konsumenten kommen 
natürlich nur die über 15 Jahre alten Personen in Betracht. 
Es sind dies 1891: 557 315 männliche und 624058 weib¬ 
liche gewesen. Wie auch sonst üblich, bringen wir die 
weiblicmen Personen nur halb in Ansatz, so dass als Bier¬ 
konsumenten 869 344 Personen zu berücksichtigen sind. 
Auf den Kopf der Bier trinkenden Bevölkerung kommen 
demnach 186 Liter untergährigen Berliner Bieres. Für den 
Bierboykott in Betracht kommen zunächst nur die Sommer¬ 
monate. Für die 6 Sommermonate mit 2/3 des Jahreskonsums 
in Rechnung gestellt, ergiebt sich ein Konsum von 1010101 hl 
im ganzen oder von 124 Litern pro Kopf der Biertrinker. 

Sehen wir nun die rund 150 000 sozialdemokratischen 
Wähler Berlins als Anhänger des Bierboykotts an und er¬ 
gänzen diese Zahl auf die über 15 Jahr alte Bevölkerung 
und schlagen gleichzeitig die entsprechende weibliche 
Bevölkerung — wieder nur halb in Ansatz gebracht — hin¬ 
zu, so hätten wir etwa 268 000 sozialdemokratisch gesinnte 
Personen als Biertrinker in Rechnung zu stellen. Der 
Konsum dieser 268 000 Personen an Berliner Bier ist auf 
332320 hl in den 6 Sommermonaten zu veranschlagen, auf 
498480 hl im ganzen Jahre. 

Unter der Voraussetzung, dass diese 268 000 Personen 
die Boykotterklärung genau innehalten und überhaupt kein 
Berliner Bier geniessen, so hätten die Berliner Brauereien 
bei einer halbjährigen Dauer des Boykotts (während des 
Sommers) auf die gesammte Jahresproduktion berechnet, 
einen Ausfall von 16,6 pCt., bei ganzjähriger Dauer des 
Boykotts einen Ausfall von 24,9 pCt. Diese Zahlen erhöhen 
sich noch um einige Prozente, da nicht sämmtliche Berliner 
Brauereien boykottirt sind. Eine genaue Berechnung ist 
nicht möglich, weil die Produktionsmenge der nicht 
boykottirten Brauereien nicht bekannt ist; wir können dazu 
nur eine angenäherte Schätzung vornehmen. 

Die zum Berliner Eigenkonsum übrig bleibenden 
1615 000 hl auf die 82 im Hauptsteueramtsbezirk Berlin 
vorhandenen Brauereien vertheilt, ergeben für jede Brauerei 
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im Durchschnitt rund 19 800 hl. Nicht unter Boykott stehen 
7 Berliner Brauereien mit zusammen ca. 138600 hl, so dass 
für die boykottirten Brauereien übrig bleiben ca. 1 476 400 hl. 
Auf diese 1476 400 hl und nur auf diese — eine geringe 
Erhöhung könnte nur durch die grössere Produktion der 
Schultheiss-Brauerei bewirkt sein — ist der Ausfall von 
332 320 hl. in den Sommermonaten bezw. von 498 480 hl im 
ganzen Jahre zu vertheilen — was einem durchschnittlichen 
Verlust von ca. 22 pCt. bezw. ca. 33 pCt. für jede Brauerei 
entsprechen würde. Um wie viel sich dieser Ausfall da¬ 
durch erhöht, dass auch Nicht-Sozialdemokraten, die in 
Lokalen verkehren, wo kein boykottirtes Bier verschenkt 
wird, boykottirtes Bier in geringerem Maasse als früher 
konsumiren, entzieht sich natürlich selbst der schätzungs¬ 
weise vorgenommenen Ermittelung. 

Berlin. H. Lux. 

Der internationale Kongress der Textilarbeiter. Vom 
24. bis 27. Juli d. J. tagte der internationale Textilarbeiter- 
Kongress in Manchester. Er nahm einstimmig eine Reso¬ 
lution an, die alle Regierungen Europas und Amerikas er¬ 
sucht, den Achtstundentag in den Textilfabriken einzu¬ 
führen, und den Arbeitern und Arbeiterinnen anräth, nur 
Arbeiterkandidaten zu wählen. Ferner sprach sich der Kon¬ 
gress für engen internationalen Zusammenschluss der Textil¬ 
arbeiter aller Länder und für die Festsetzung von Mindest¬ 
löhnen aus. — Aus Deutschland war der Kongress nicht 
beschickt worden. 


Politische Arbeiterbewegung. 

Kongress der französischen Arbeiterpartei. Die fran¬ 
zösische Arbeiterpartei (Partei der Marxisten) wird ihren 
diesjährigen Landeskongress, den zwölften seit ihrem Be¬ 
stehen, in Nantes in der zweiten Hälfte des Monats Sep¬ 
tember abhalten. Die provisorische Tagesordnung lautet: 
1. Bericht des Nationalraths. 2. Stand der Partei (Parla¬ 
mentarische Thätigkeit, Propaganda, Presse etc.). 3. Die 
für die französischen Arbeiter durch die Ausnahmegesetze 
vom Dezember 1893 und Juli 1894 geschaffene Lage. 4. Der 
Sozialismus und die Strikes. 5. Das bäuerliche Eigenthum 
und die heutige ökonomische Entwicklung. 6. Die Leiden 
der Landwirthischaft und die von den kapitalistischen Re¬ 
gierungen bisher vorgeschlagenen Heilmittel. 7. Die Er¬ 
gänzung des landwirthschaftlichen Parteiprogramms und die 
sozialistische Organisation auf dem Lande. 8. Die Departe¬ 
mentswahlen von 1895. 

Die Allemanisten haben ihren diesjährigen Kongress 
bereits Mitte Juli abgehalten. 


Arbeiterschutzgesetzgebung und Gewerbe¬ 
inspektion. 

Fabrikgesetzgebung in Britisch-Indien, Ein dem 
englischen Parlamente zugegangenes Blaubuch enthält einige 
Mittheilungen über die Wirksamkeit der Fabrikgesetzgebung 
im Jahre 1892/93. Mit dem Beginne des Jahres 1892 sind 
folgende Veränderungen in der Fabrikgesetzgebung Indiens 
eingetreten: Das Fabrikgesetz kann nunmehr in Anwendung 
gebracht werden auf solche Etablissements, die 20 Arbeiter 
oder darüber beschäftigen, während bisher nur Unter¬ 
nehmungen mit 50 Arbeitern und darüber unter das Gesetz 
fielen. Das Mindestalter für die Beschäftigung von Kindern 
in Fabriken ist von 7 auf 9 Jahre erhöht worden. Während 
bis dahin die Anwendung der Bestimmungen des Fabrik¬ 
gesetzes, die sich auf die Kinderarbeit bezogen, nur auf 
Kinder bis zum 12. Jahre stattfand, ist jetzt diese Alters¬ 
grenze bis auf das 14. Jahr ausgedehnt worden. Die 
Maximalarbeitszeit für Kinder i.st von 9 Stunden täglich auf 
7 Stunden herabgesetzt worden. Die tägliche Arbeitszeit 
für Frauen, die früher nicht gesetzlich fixirt war, ist nun¬ 
mehr auf 11 Stunden festgesetzt, ln der Mittagszeit hat 
eine Erholungspause von einer halben Stunde einzutreten, 
für weibliche Arbeiter eine solche von 1 Stunde. 


Die Zahl der dem Fabrikgesetz unterstellten Unter¬ 
nehmungen betrug 653. In diesen waren 254236 männliche 
Arbeiter, 43592 weibliche Arbeiter und 18887 Kinder beschäf¬ 
tigt, insgesammt also 316815 Personen. In 536 Etablissements 
wurde die Arbeit an einem Tage in der Woche eingestellt. 
Die Zahl der Unfälle betrug 1369, davon verliefen 31 töd¬ 
lich, 318 hatten ernsdiche Verletzungen zur Folge. Im 
Laufe des Jahres wurden von den mit der Durchführung 
des Fabrikgesetzes betrauten Beamten 1913 Besichtigungen 
vorgenommen. Die grösste Anzahl der Fabriken (253) be¬ 
findet sich in der Präsidentschaft Bombay, davon in der 
Stadt Bombay 119. Nach den Mittheilungen der Fabrik¬ 
inspektoren sind die neuen Bestimmungen des Fabrik¬ 
gesetzes überall bereitwillig ausgeführt worden. Die Ein¬ 
schränkungen in Bezug auf die Arbeit der Frauen und Kinder, 
sowie die Festsetzung eines wöchentlichen Ruhetages haben 
auf das geschäftliche Ergebniss einen ungünstigen Einfluss 
nicht ausgeübt. Die Ventilation und die Vorrichtungen an 
den Maschinen zur Verhütung von Unglücksfällen werden 
als genügend bezeichnet. Die meisten Arbeiter gehören 
der Landbevölkerung an, und sie beschäftigen sich neben 
der Fabrikarbeit auch mit landwirthschaftlichen Arbeiten. 
Dieser Wechsel der Arbeit beeinflusst die gesundheitlichen 
Verhältnisse in günstiger Weise. Ueber die Fabriken in 
der Provinz Bengalen wird mitgetheilt, dass sie sich in 
zweckentsprechend eingerichteten Gebäuden befinden, die 
gutes Licht und gute Ventilation haben. Aus einem Distrikt 
wird gemeldet, dass die Fabrikarbeiter von den Pocken und 
der Cholera weniger zu leiden hätten als die übrige Be¬ 
völkerung. Die Verhältnisse in den nordwestlichen Pro¬ 
vinzen und in den Provinzen Madras und Birma werden 
gleichfalls als günstig bezeichnet. In den Centralprovinzen 
fanden die Fabrikinspektoren manches der Verbesserung 
Bedürftige vor; ihren Anordnungen wurde indess in 
prompter Weise Folge geleistet. 


Arbeiterversicherung. 


Alters- und Invalidenrenten bis zum i. Juli 1894. Nach 
den im Reichs-Versicherungsamt gefertigten Zusammenstel¬ 
lungen, die auf den Angaben der Vorstände der Versiche¬ 
rungsanstalten und der zugelassenen Kasseneinrichtungen 
beruhen, betrug am 1. Juli 1894 die Zahl der seit dem In¬ 
krafttreten des Invaliditäts- und Altersversicherungsgesetzes 
erhobenen Ansprüche auf Bewilligung von Altersrente bei 
den 31 Versicherungsanstalten und den neun vorhandenen 
Kasseneinrichtungen 279877. Von diesen wurden 222680 
Rentenansprüche anerkannt und 47 796 zurückgewiesen, 
3248 blieben unerledigt, während die übrigen 6153 An¬ 
träge auf andere Weise ihre Erledigung gefunden haben. 

Von den erhobenen Anbrüchen entfallen auf Schlesien 
32 427, Ostpreussen 24 980, Brandenburg 21 433, Rheinpro¬ 
vinz 18 141, Sachsen-Anhalt 16 232, Hannover 16160, Posen 
14 516, Schleswig-Holstein 10 718, Westfalen 10 661, West- 
preussen 10 568, Pommern 9402, Hessen-Nassau 6195, Berlin 
3203. Auf die 8 Versicherungsanstalten des Königreichs 
Bayern kommen 28161 Rentenansprüche, auf das König¬ 
reich Sachsen 11 965, auf Württemberg 6255, Baden 5380, 
Gr. Hessen 4435, beide Mecklenburg 5907, die Thüringischen 
Staaten 5897, Oldenburg 1017, Braunschweig 1996, Hanse¬ 
städte 2078, Elsass-Lothringen 7983 und auf die 9 zuge- 
lassencn Kasseneinrichtungen insgesammt 4167. 

Die Zahl der während desselben Zeitraums erhobenen 
Ansprüche auf Invalidenrente betrug bei den 31 Versiche¬ 
rungsanstalten und den 9 Kasseneinrichtungen insgesammt 
114 462. Von diesen wurden 77 406 Rentenansprüche an¬ 
erkannt und 24 613 zurückgewiesen, 7236 blieben unerledigt, 
während die übrigen 5207 Anträge auf andere Weise ihre 
Erledigung gefunden haben. Von den geltend gemachten 
Ansprüchen entfallen auf Schlesien 15 961, Rheinprovinz 
9203, Ostpreussen 8024, Brandenburg 6324, Hannover 5838, 
Sachsen-Anhalt 5225, Westfalen 4364, Posen 4231, West- 
preussen 4128, Pommern 4113, Hessen-Nassau 2587, Schles¬ 
wig-Holstein 1814 und Berlin 1758. Auf die 8 Versiche¬ 
rungsanstalten des Königreichs Bayern kommen 13 239 An¬ 
sprüche, auf das Königreich Sachsen 4423, auf Württem- 
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berg 3018, Baden 3116, Grösshefüo^thüm * ü^ssfcn-^1470, 
beide Mecklenburg 1242, die Thüringischen Staaten 2079, 
Oldenburg 322, Braun^cbweig 779, Hansestädte 694, Elsass- 
Lothrtn^n .ihid, auf >diej-9.,Kass^eirü:ichtungen^insg^- 

Unter den Personen, die in den Genuss der Invaliden¬ 
rente traten, befinden,sict> 18Q4, die bereits vorher,eine 
Altersrente bezogen. .. 

' ' und Handwerk. Der am 15. Juli 

in IJageh abg^hältene yerbandstag westfälischer Schuh-, 
maclierinnungen hat neben'anderen den bekannten Zunft- 
standpuhkt Vertretenden Beschlüssen über die geplante 
„Organisation des Handwerks“ folgende Resolution gefasst: 
„Der Verband verwahrt sich gegen die Ausdehnung des 
Unfallversicherungsgesetzes auf das Schuhmacher-Handwerk, 
eo weit eine Maschinen-Arbeit nicht stattfindet; denn bei 
der kleinen Haus-Industrie kommen keine Unfälle vor, 
welche durch den Geschäftsbetrieb bedingt sind. Das Schuh¬ 
macher-Handwerk* ist ausserdem schon dermaassen belastet, 
dass es eine solche — noch dazu ungerechtfertigte — Be¬ 
lastung nicht ertragen kann.“ In diesem Beschlüsse ist 
offenbar der einseitigste Meisterstandpunkt zum Ausdruck 
gekommen. Die Schuhmachergesellen werden wesentlich 
anders über die Ausdehnung der Unfallversicherung denken. 


Gewerbegerichte, Einigungsämter und 
Arbeiterausschüsse. 

Gewerbegerichte und Unternehmer. Ueberdie „Stellung 
der Industriellen“ zu den Gewerbegerichten äussert sich der 
preussische Gewerbeinspektor für Duisburg in seinem Jahres¬ 
bericht für 1893 äusserst charakteristisch. Danach wurden 
die dortigen Gewerbegerichte mit ganz verschwindenden 
Ausnahmen erst dann von den Arbeitern angerufen, wenn 
das Arbeitsverhältniss zwischen beiden Parteien bereits ge¬ 
löst war. „Hierin dürfte sich auch in Zukunft nichts ändern, 
um so weniger, als die hiesigen Fabrikanten fast ausnahms¬ 
los den Standpunkt vertreten, dass sie jeden Arbeiter 
entlassen, welcher gegen ihre Maassnahmen die 
Entscheidung des Gewerbegerichts anruft. Ueber- 
haupt herrscht in den Kreisen der Arbeitgeber vielfach Ab¬ 
neigung gegen die genannten Gerichte, da sie der Meinung 
sind, dass die früheren Einrichtungen zur Schlichtung ge¬ 
werblicher Streitigkeiten vollständig ausgereicht hätten“ 
„und den Gemeinden daher unnöthige Kosten durch die 
Einrichtung der Gewerbegerichte auferlegt würden, und weil 
sie ferner durch die Thätigkeit dieser Gerichte eine Er¬ 
schwerung der Aufrechterhaltung der Disziplin, namentlich 
auf den grossen Werken, befürchten. Besonders in Ruhrort 
ist die Abneigung derart, dass dort der Einrichtung eines 
Gewerbegerichts hartnäckiger und bisher erfolgreicher 
Widerstand entgegengesetzt worden ist.“ Deutlicher als 
durch dieses Verhalten können die Unternehmer die Unhalt¬ 
barkeit des Systems, das sie vertreten, nicht darthun. Das 
Gewerbegericht ist nur zur Hälfte mit Arbeitern, zur anderen 
Hälfte mit Unternehmern besetzt, und Vorsitzender pflegt 
ein Rechtskundiger zu sein, der nach seinen Anschauungen 
und seiner Herkunft gewöhnlich den Unternehmern sehr 
nahe steht. Wenn diese Ursache haben, von einem so 
beschaffenen Gericht eine Erschütterung der Disziplin in 
ihren Etablissements zu fürchten, dann muss diese Disziplin 
auf sehr mangelhaften Grundlagen beruhen. Wenn sodann 
die Ruhrorter Unternehmer der Einrichtung eines Gewerbe¬ 
gerichts „bisher erfolgreichen Widerstand“ leisten konnten, 
so liegt das lediglich an der bekannten schwächlichen 
Haltung des preussischen Handelsministers, der die 
Macht hat, die Einrichtung einfach zu erzwingen. 

Die Thätigkeit des Gewerbegerichts in Berlin. Ueber 
die bisherige Thätigkeit des Gewerbegerichts zu Berlin,, das 
am 10. April v. J. ins Leben getreten ist, wird soeben der 
erste Jahresbericht erstattet. Bis zum 31. März 1894 sind 
13900 Klagen eingegangen, von denen 12947 für die Recht¬ 
sprechung verblieben. Hiervon wurden erledigt durch Ver¬ 


gleich 4775, durch Zurücknahme. 1512, durch Versäuninis^- 
urtbeil 181.9, durch ändere Enduftheile 2629 (1549 mit Be¬ 
weisaufnahme); unerledigt blieben 962 Prozesse. Nach der 
, Vertheilung auf die einzelnen- acht Kammern steht obenan 
die Kamtoer für Seihneiderei. und Näherei mit 2812 Pro¬ 
zessen; es folgen der Reihe'nach: Baugewerbe mit 2619, 

; Nahrung, Beherbergifng und Erquickung mit 1684, Handel 
und Verkehrsgewerbc tnit 1402, Metalle mit 1314, Holz- im^ 
Sennitzstoffe mit 1248, achte Kammer. (AUgeraeines) mlf 
970, endlich 'I^extih, Leder- und Putzindustrie mit 89i8 
Streitigkeiten. , vVon AVbeitnehmer.n wurden 12591 Klägeh 
angestrengt, darunter 653 von Frauen und Mädchen. Von 
Arbeitgebern* wurden nur 356 Klagen (3 pCt.) eingereicht 
Unter den 1-2947 Prozessen sind: 5544 mit einem Objekt 
bis 20 M., 4386 von 21—50 M., 1735'. von'51—100 M., 397 
von 101—200 M., 95 von 201-300 M. und 72 übe^ 

300 M. Das niedrigste 'Klageobjekt waren 50 Pf., unf 
die eine Näherin klagte, das höchste 1722 M., die eirl 
Büffetier einklagte. Reichlich(40 pCt.) aller Prozess^ 
betrafen Entschädigungsansprüche wegen Entlassung aus 
der Arbeit vor Ablauf der vertragsmässigen Zeit und 
ohne Aufkündigung. Von den Prozessen der Arbeit^ 
nehmer wurden, sofern es zum Urtheil kam', rund 38 pCti 
abgewiesen; bei den ' von Arbeitgebern angestrertgtett 
Prozessen geschah dies nur in 13 pCt. der Fälle. An Gei 
: richtskosten wurden 9809 M. zur Soll-Einnahme gestellt^ 
darunter 1248 M. Strafen; hiervon sind 2521 M. niederge-« 
schlagen worden, weil die Kosten uneinziehbar waren. 

Als Einigungsamt würde das Gewerbegericht nicht an« 
gerufen. Dagegen hat der Ausschuss für Gutachten etc. in 
10 Sitzungen 4 Gutachten über gewerbliche Fragen abge^ 

g eben und 6 Anträge nach dieser Richtung gestellt. Diö 
rutachten betrafen u. a. die Frage, für welche Gewerbe, 
•für welche Stunden und unter welchen Bedingungen Aus¬ 
nahmen von den Vorschriften über die Sonntagsruhe zu-t 
zulassen seinen (Ersuchen des kgl. Polizeipräsidiums). Diej 
von der gehörigen Anzahl der Beisitzer des Gewerbe-{ 
gerichts gestellten Anträge lauteten u. a.: 1. Herbeiführung 
eines Mindestlohnes von 55 Pf pro Stunde bei städtischen Bau¬ 
ten ; 2. Erhebungen anzustellen über die Wirkung der Sonn¬ 
tagsruhe und event. Verbesserungsvarschläge zu machen J 
3. den Bundesrath zu ersuchen, Vorschriften zu erlassen, 
durch welche die der Gesundheit schädlichen, zu längen 
Arbeitszeiten in normaler Weise geregelt werden; endlich 
4. ein städtisches Arbeitsamt zu errichten. l 


Schulwesen, Erziehungs- und Bildungsfragen. 

Elementarschulwesen in Grossbritannien. Nach einend 
vor kurzem erschienenen Blaubuche über die Elementar-j 
schulverhältnisse in Grossbritannien in 1893 betrug die Zahl^ 
der in den Registern aufgeführten, zum Schulbesuch ver-; 
pflichteten Kinder 5126373 gegen 5006979 in 1892 und! 
4824683 in 1891. Was den Schulbesuch anbetrifft, so waE 
seine Durchschnittsziffer in 1891: 3749956, in 1892;’ 

3870774, in 1893 : 4100030. Diese günstige Entwicklung* 
wird der Einwirkung der „Elementary Education Act von- 
1891“, namentlich der in diesem Gesetze enthaltenen Be¬ 
stimmungen über den gänzlichen Erlass oder die Ermässi- 
gung des Schulgeldes zugeschrieben. Von Einfluss ist auch 
die wachsende Erkenntniss der Eltern von den Vortheilen, 
welche der Schulbesuch ihren Kindern gewährt. Es sind 
aber dabei noch andere Ursachen wirksam gewesen. Be¬ 
merkenswerth ist eine derselben, auf welche in dem Blau¬ 
buch hingewiesen wird: Die Steigerung des Schulbesuchs 
in 1893 ist theilweise auf den industriellen Rückgang zurück¬ 
zuführen. Die Erfahrung hat gelehrt, dass bei einer gün¬ 
stigen Entwicklung der industriellen Verhältnisse der Schul¬ 
besuch ein geringerer ist als bei einer wirthschaftlichen De¬ 
pression. Wenn die Eltern nicht in Versuchung kommen, ihre 
Kinder bei der ersten besten Gelegenheit in Arbeit zu^ 
schicken, so sind sie geneigt, sie die Schule besuchen zui 
lassen, namentlich dann, wenn ihnen keine Kosten daraus^ 
erwachsen. Unter den Schülern waren 4236867, die kein' 
Schulgeld zahlten, während 889506 solches in verschiede¬ 
ner Höhe entrichteten. 


Verantwortlich fUr die Redaktion: Dr. Heinrich Braun in Berlin W., Victoriastrasse i6. 
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Sdjtiften bet CentraIjicIIe 
für 21rkeiter>lDot;lfat;rtseinrid;> 
tungem 


Sfa. 1. 

§u ®a:Ir^irerttng hn 
PirUnungem 

a^it 208 UBBilbungen im Xe^t. 

8®. VI uni) 807 Seiten, 
öc^eftet 8)^. 8.—, gebunben SÄ. 9.—, 
popfrei ic SW. 0,80 me|r. 

^fh. 2. 

Sie fweikmäfige fer- 
menbung 

bet 

Sonntag^' ttnli fdaifieif. 

8**. IV unb 94 6eiten. 0ebefteL 
SR. 2.—, poftfrei SM. 0.10 mebt. 

9h. 3. 

®ie 

Spur* «nb SÄU-9^ei«e 

in HannoQßt, ®3iftngen tinif Btiiin, 
@mc «nlettung gur praWfd&en 
©ctl^dtigutig auf bem ©cbietc ber 
SSol^nungSfrage. 

80 . IV unb 118 Seiten. Sel^eftet 
SW. 2,40, popfrei SW. 0,10 mel^r. 

4. 
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Der Entwurf eines Agrargesetzes für Sizilien. 

In der Sitzung der italienischen Kammer vom 1. Juli 
hat der Ministerpräsident Crispi einen Gesetzentwurf einge¬ 
reicht „über die Erbzinspacht der Güter juristischer Personen 
und die Verbesserung der Erbzinspacht der Privat-Latifun- 
dien in den sizilianischen Provinzen.“ Soweit sich dieses 
Projekt auf die Privat-Latifundien bezieht, ist es radikaler 
als die neuen irländischen Gesetze; es ist von der Idee einer 
energischen Intervention des Staates in die jetzige Einrich¬ 
tung des Grundbesitzes eingegeben, damit dieser seiner 
sozialen Funktion nachkommen könne. 

Die Vorstellung von dem Rechte des Bürgers auf Grund 
und Boden und des „uti et abuti“, wie sie von unseren Ge¬ 
setzbüchern sanktionirt ist, wird durch den Gesetzentwurf 
umgestürzt. Es ist daher nur natürlich, dass, während die 
radikalen und Fortschrittsparteien das Projekt als eine 
energische, aber opportune Maassregel von sozialistischem 
Gepräge begrüssten, geschaffen, den schweren Missständen 
Siziliens abzuhelfen, die Konservativen ein Alarmgeschrei 
ausstiessen und den Antrag als einen heftigen Angriff auf 
das Eigenthumsrecht brandmarkten, welcher schlimmer als 
alle sozialistischen Agitationen sei. Die sizilianischen Grund- 
eigenthümer bereiten sich nun auf einen verzweifelten 
Widerstand vor. Indem sie sich zu Vertheidigern des 
Eigenthumsrechts aufwerfen, welches die Regierung durch 


theilweise dem Programm der längst aufgelösten „Fasci“ 
(Geheimbünde) entnommene Maassnahmen angreifen will, 
hoffen sie eine Stotze an den GrundeigenthOmern der Halb¬ 
insel Italien zu finden, welche ohne Zweifel über die Ma¬ 
jorität der italienischen Kammer verfügen. In der That ist 
die erste Aufnahme, welche der Antrag Crispi in der 
Kammer gefunden hat, durchaus keine günstige gewesen. 
Jedenfalls aber verdient das Projekt gekannt und unter¬ 
sucht zu werden, denn selbst wenn die Kammer den Antrag 
ablehnt, so ist doch die Idee einer so kühnen Reform be¬ 
stimmt, die parlamentarischen Wechselfälle zu überdauern 
und mit dem Namen Crispi in der Geschichte der modernen 
Agrarreformen verbunden zu bleiben. 

Der Antrag besteht aus drei Theilen und hat drei ver¬ 
schiedene Bestimmungen im Auge. Der erste bezieht sich 
auf die Güter der Gemeinden und aller anderen juristischen 
Personen; der zweite auf die Privat-Latffundien, welche eine 
Ausdehnung von mehr als 100Hektar haben; der dritte will 
die Einführung der Kooperativ-Gesellschaften und der 
Bodenkredit-Institute begünstigen. 

In Sizilien besassen die Gemeinden weit ausgedehnte 
Ländereien unter dem Namen von Gemeinde-Domänen. 
Das sizilianische Parlament von 1812, welches die von den 
Städtern und den Gemeinden auf den Besitzungen der 
Edelleute ausgeübten bürgerlichen Rechte für abgeschafft 
erklärte, gestand den Gemeinden das Recht zu, von den 
Edelleuten selbst einen Schadensersatz zu verlangen, eine 
Entschädigung für Weide-, Holz- und die anderen Ge¬ 
rechtsame, welche die Einwohner von Alters her besessen 
hatten. Ein königliches Dekret vom 11. Oktober 1817 
ordnete die Klärung der zwischen dem „dominium eminens“ 
und dem „dominium utile“ bestehenden Verwirrung an und 
befahl die Zuweisung eines Landantheils als absoluten 
Eigenthums an jeden der Interessenten und zwar nach 
Maassgabe des Werthes seiner bisherigen Rechte. Man muss 
sich daran erinnern, dass in Sizilien alle Feudalgüter mit 
Servituten zu Gunsten der Gemeindebewohner schwer be¬ 
lastet waren, ohne welche sie „neque commode in feudo 
morari, neque vitam ducere possunt“, wie sich die Feudalen 
ausdrücken. Die sizilianischen Barone wollten ihre Be¬ 
sitzungen frei und als Allodialgüter sehen und weigerten 
sich, die Rechte der Bevölkerung anzuerkennen; nur 
durch grosse Kämpfe gegen die Grundeigenthümer, die 
angesichts dieser partiellen Enteignung ihrer Ex-Feudal- 
güter die Existenz jedes öffentlichen Servituts leugneten, 
gelang es den Gemeinden, einige Theile ihrer Domänen zu 
erlangen. Kraft dieser und anderer Maassregeln der bour- 
bonischen Regierung kamen die Gemeinden in den Besitz 
von ungefähr 200 (XX) Hektar. Dieser Besitz wurde beson¬ 
ders nach 1860, anstatt unter die wirklichen Landleute ver- 
theilt zu werden, die Beute einer reichen und wenig ge- 
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wissenhaften, in den Gemeinden und öffentlichen Verwal¬ 
tungsämtern den Herrn spielenden Bourgeoisie die ihn nach 
und nach usurpirte oder als Weide für die eigenen Heerden 
behielt. Das System, das bei der Vertheilung jener Gemeinde¬ 
ländereien befolgt wurde, war das der Zuweisung mit fest¬ 
gesetztem Antheil, wodurch den Gemeindemitgliedern Stücke 
Landes zugetheilt wurden und als einzige darauf gelegte Last ein 
dem Werth des Landes entsprechender jährlicher Grundzins 
verlangt wurde. Aber dieses System hat die schlechtesten Re¬ 
sultate gehabt. Ohne Mittel, ohne Kapital, ohne lebendes und 
totes Inventar auf ein Stück Land gesetzt, verwandelten 
sich die Landleute zwar in kleine Grundeigenthümer, ge- 
riethen aber bald in Schulden; in Folge der ungeheuerlichen 
Wucherzinsen konnten sie die Interessen nicht bezahlen 
und mussten ihr Land an die Bourgeoisie verkaufen, welche 
auf diese Weise ihre Besitzungen arrondirte und sehr 
schnell zur Eigenthümerin des ganzen Gemeindelandes 
wurde, das sie von den ursprünglichen Besitzern um einen 
Spottpreis erstand. So wurde der Bestand der Latifundien 
wieder hergestellt und die Lage der Landarbeiter ver¬ 
schlechtert, die nun nicht nur des Besitzes, sondern 
auch des Genusses gewisser bürgerlicher Rechte beraubt 
waren, z. B. der Weide-, Saat- und Holzgerechtsame, die 
sie auf dem alten Gemeindeland besessen hatten. Fast der 
ganze grosse Reichthums Neapels und Siziliens ist so ver¬ 
schwunden; die Land bebauende Bevölkerung des Südens 
entbehrt jetzt das Hülfsmittel eines Gemeindelandes, auf 
dessen Ruinen sich die Entstehung des Grossgrundbesitzes 
gleichzeitig mit jenem verderblichen Prozess des Kapitalis¬ 
mus vollzogen hat. Ebenso sind 190 000 Hektar Kirchen¬ 
güter, die in Sizilien durch das Gesetz vom 10. August 
1862 zu einem Spottpreis dem Census überwiesen wurden, 
(in Folge der betrügerischen Koalitionen, die sich bei den 
Versteigerungen zusammengethan hatten, um die wirklichen 
Landleute fern zu halten) anstatt in so und so viele kleine 
Gütchen vertheilt und zersplittert zu werden, in den Händen 
einiger weniger Eigenthümer geblieben, und es sind da¬ 
durch die Schäden der alten „todten Hand“ durch die 
der ausschweifendsten kapitalistischen Ausbeutung weit 
übertroffen. 

Am 1. Januar 1893 waren in Sizilien noch ungefähr 
32000 Hektar zu vertheilen, 12 000 auf Antheil (quotizza- 
zioni) zu vergeben, und ungefähr noch einmal 32 000 Hektar 
sollten lür den Gebrauch der Bürger zurückbehalten werden. 
In diesem selben Monat des Jahres 1893 geschah es, dass 
die Bauern von Cattavuturo, einer kleinen Landschaft in 
der Provinz Palermo, die fast vollständig einem prinz- 
lichen Grossgrundbesitzer gehört, sich mit ihren Arbeits¬ 
werkzeugen auf ihr Gemeindeland begaben, um es zu be¬ 
ackern und zu verhindern, dass die Gemeindevorstände es 
schliesslich gänzlich an sich rissen; sie wurden umzingelt 
und von den Kommunalgarden und den Truppen nieder¬ 
geschossen. 

Der Antrag Crispi lässt jenes Antheilssystem, das von 
Allen verworfen wird, fallen und schlägt vor, dass die 
Ländereien der Gemeinden, sowie auch die der öffentlichen 
Wohlthätigkeitsanstalten und jeder anderen juristischen 
Person in Sizilien an arme Landleute des nächsten Dorfes 
oder der benachbarten Gemeinden in ewige oder lebens¬ 
längliche Erbpacht gegeben werde. Diese gesetzliche Ein¬ 
richtung, von der Crispi grosse ökonomische Vortheile er¬ 
wartet, ist die alte, klassische Erbpacht, welche er noch 
immer für ein sehr passendes Mittel hält, um den Ueber- 
gang des Proletariats zur besitzenden Klasse zu bewerk¬ 
stelligen, die Vertheilung des Grossgrundbesitzes und den 
agrarischen Fortschritt herbeizuführen; und wirklich ver¬ 
dankt Sizilien seine agrarische Umwandlung und seine 
ausserordentliche Bodenkultur theilweise den bourbonischen 
Gesetzen, welche es den Kirchen auferlegten, ihre Ländereien 
in Erbpacht an Bauern zu geben. Damit aber die Erbpacht 


solche Erfolge erziele, muss sie vom Gesetz für obligato¬ 
risch erklärt sein, da eine lange Erfahrung beweist, dass 
die Grundeigenthümer nicht freiwillig diese Methode an¬ 
wenden, um ihre Latifundien zu bebauen. Die Erbpacht, 
welche laut dem Gesetz nur gestattet ist, bleibt anstatt 
eines praktischen Gesetzes ein todter Buchstabe; sie hat jede 
Bedeutung verloren, weil sie — wie andere den Eigenthümern 
lästige Kontrakte — für die Produktion und für das Festhalten 
der ländlichen Arbeiter nicht mehr nöthig ist. Mit dem 
Anwachsen des ländlichen Proletariats und der Erhöhung 
des Ertrages verschwanden jene agrarischen Kontrakte, 
welche den Ertrag zwischen dem Arbeiter und dem Grund¬ 
besitzer theilten und den letzteren verhinderten, die zu¬ 
nehmenden Einkünfte an sich zu nehmen. Bleibt der Erb¬ 
pachtsvertrag sich selbst überlassen, so kann er den viel¬ 
fachen verderblichen Einflüssen eines kräftigen und ziel¬ 
bewussten Kapitalismus nicht widerstehen. Nur die obli¬ 
gatorische oder vom Staate erzwungene Erbpacht kann dort, 
wo wie in Sizilien der Grossgrundbesitz besteht, noch grosse 
Dienste leisten. 

Der Antrag Crispi will die ewige, unübertragbare, un- 
theilbare, aber ablösbare Erbpacht wieder ins Leben zu¬ 
rückrufen, und dieser Vorschlag wurde auch 1892 von der 
Arbeiterpartei in Mailand nicht gerade ungünstig aufge¬ 
nommen, allerdings für alle nicht direkt durch die Besitzer 
bebauten Ländereien. Die Erbpacht muss unübertragbar sein, 
um zu verhindern, dass die Pächter Schulden machen, 
Hypotheken aufnehmen und ihren Antheil verkaufen oder 
weiter verpachten, in Unterpacht geben oder von an¬ 
dern kultiviren lassen, und damit das vornehmste Ziel des 
Gesetzes im Auge behalten werde, nämlich in Sizilien eine 
Klasse von kleinen ländlichen Grundbesitzern aufzurichten 
und zu erhalten. Die Erbpacht muss untheilbar sein, um die 
Erhebung des Pachtzinses und der staatlichen Steuerbeträge 
zu ermöglichen. Bei dieser Gelegenheit versucht der Ge¬ 
setzantrag zug;leich die Einführung der „Homestead“ in 
Sizilien, indem er in Artikel 14 folgendes bestimmt: „Wenn 
beim Tode des Erbpächters der Verstorbene keinen Nach¬ 
folger bezeichnet hat, sollen die Miterben einen aus ihrer 
Mitte erwählen, welcher die Verwaltung übernimmt, ebenso 
wie die auf dem Pachtgut haftenden Lasten. Wo sie sieh 
über eine solche Wahl nicht einigen können, soll der Ma¬ 
gistrat den Ausschlag geben.“ Es soll dadurch dem Falle 
vorgebeugt werden, dass durch wiederholte derartige Spal¬ 
tungen die Eintreibung des Pachtzinses beschwerlich und 
unsicher werde; auch hofft man dadurch in den bäuerlichen 
Familien die Bande natürlicher Zuneigung und das Gefühl 
solidarischen Interesses sowohl in ökonomischer wie mo¬ 
ralischer Beziehung zu befestigen. 

Ferner können die Pächter (nach Art. 15) den Grundzins 
auch theilweise in Raten ablösen, die nicht weniger als Vs 
den kapitalisirtenGrundzinz entsprechenden Summe betragen, 
und diese Gelder müssen in öffentlichen Schuldverschreibungen 
angelegt werden. So würden eines Tages die Gemeinden 
und juristischen Personen, welche augenblicklich die Eigen¬ 
thümer der Ländereien sind, nur noch die Gläubiger des 
Staates sein und zum Ersatz für ihr immobiles Eigenthum 
Anweisungen auf den Staatschatz erhalten. 

Aber dies kann nur erreicht werden, wenn man den 
Erbpächtern ein kleines Kapital für Einrichtung und Betrieb 
verschaffen kann, sonst können diese im Elend versunkenen 
sizilianischen Bauern den Ackerbau nicht mit Erfolg be¬ 
treiben. Zu diesem Zweck müsste der Staat Darlehen 
geben; da aber der augenblickliche Stand der italienischen 
Finanzen dies nicht erlaubt, 'beantragt Crispi: 1. die Er¬ 
richtung von Konsortien, welche die Ausführung dieser 
Agrarreformen und die Erbauung von Bauernhäusern ver¬ 
mitteln sollen; 2. den Erlass der Grundsteuer und anderer 
Steuern; 3. die Gründung eines Spezialfonds für die Vor¬ 
schüsse an die Konsortien und die Pächter — wovon ich noch 
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weiter unten sprechen werde. Was die Konsortien anbe¬ 
langt, so können sie immer für obligatorisch erklärt werden, 
wenn sich durch den Zustand des Bodens, die Natur der 
auszuführenden Arbeiten und aus anderen persönlichen und 
örtlichen Verhältnissen diese Einrichtung als nützlich er¬ 
weist. Diese Konsortien sollen bestehen, bis die agrarischen 
Veränderungen und Reformen vor sich gegangen sind und 
bis die Amortisation der gegenseitigen Verpflichtungen 
vollendet ist. Sie sind direkt zur Berichtigung der Grund¬ 
pacht und der Steuern verpflichtet, indem sie je nach dem 
Ablauf der Termine von den einzelnen Pächtern in aller 
Form und mit allen fiskalischen Privilegien sowohl die 
Summen, welche diese an Pacht und Steuern schulden, als 
auch die zu besonderen Zwecken sowie zur Zahlung von 
Darlehen zu entrichtenden Gelder eintreiben. Die Reprä¬ 
sentanten dieser Konsortien haben die ganze Verwaltung 
in den Händen, kontrahiren die Gegenseitigkeitsverträge für 
die Ausgaben für Einrichtung und Betrieb, für die Errichtung 
von Häusern und die Bodenverbesserungen und repartiren 
die Vorschüsse und die entsprechenden Jährlichen Ab¬ 
zahlungen der kontrahirten Schulden auf die einzelnen Päch¬ 
ter je nach deren Bedürfnissen. Endlich übernehmen die 
Konsortien die aufgegebenen und die in Verfall gerathenen 
Pachtungen, wenn der Pächter zwei Jahre keine Pacht be¬ 
zahlt hat, sind aber verpflichtet den Antheil anderen Land¬ 
leuten zu übergeben. 

Aber der radikalste Punkt des Gesetzvorschlags ist der, 
welcher sich auf die Privat-Latifundien bezieht; der Art. 19 
ist es, der den Zorn der Grundeigenthümer entfesseln 
wird. Der Ministerpräsident behauptet, dass Besitzer von 
Ländereien in Sizilien, deren Güter grösser als 100 flektar 
sind, eine dieses Maass überschreitende Bodenfläche nicht 
direkt kultiviren können. Nach der Verordnung der Provin¬ 
zialkommissionen sollen sie daher gehalten sein, die 100 
Hektar überschreitenden Ländereien an Landleute der be¬ 
nachbarten Gemeinde oder Gemeinden in einer Anzahl von 
Parzellen, welche nicht kleiner als 5 Hektar und nicht 
grösser als 20 Hektar sein sollen, zu verpachten, und zwar 
je nach der Qualität des Bodens und den verschiedenen 
Verhältnissen der Bauern des betreffenden Ortes, wobei 
die Höhe der Pachtsummc auf der Durchschnittsbasis der 
letzten 10 Jahre berechnet wird. In Ermangelung an¬ 
derer Pachtverhältnisse werden die Kommissionen den 
Werth des Bodens nach einem von dem Pachtpreis der be¬ 
nachbarten Ländereien abhängigen Durchschnittswerth be¬ 
stimmen. 

Die Hauptursachen der letzten Unruhen in Sizilien, 
deren Veranlassung ich bereits im Centralblatt 1894, No. 18 
bezeichnet hatte, waren nach dem Urtheil unparteiischer 
Beobachter die überaus schlechte Lage des Grundeigen¬ 
thums , das Bestehen unkultivirter Latifundien, welche 
als Weide abgegeben werden oder durch eine oberfläch¬ 
liche Kultur werthloser Hülsenfrüchte geringen Ertrag 
liefern, an gierige Agenten verpachtet sind, von den Agenten 
abermals an andere Spekulanten in Unterpacht gegeben 
werden und erst von diesen an die Landleute vertheilt 
werden. So müssen diese letzteren sehr hohe Pacht¬ 
summen bezahlen, oder sie werden, sobald die Erntezeit ge¬ 
kommen ist, all* ihres Besitzes beraubt und leben immer 
im herzerschütterndsten Elend. Das beste augenblickliche 
Mittel, wie ich es stets in meinen Schriften und bei der 
königlichen Kommission für die Reform der Agrarkontrakte 
aufrecht erhalten habe, ist: die Besitzer von Latifundien 
dazu zu zwingen, die Güter in kleineren Parzellen direkt, 
d. h. ohne die — „Steuerbeamte“ genannten — vermittelnden 
Vampyre, entweder einzelnen Landleuten oder kooperativen 
Gesellschaften von Landleuten in Pacht zu geben. Dies 
ist auch das Mittel, welches Crispi vorschlägt. Er will die 
sizilianische Frage durch ein echtes Agrargesetz lösen. Der 
Staat, so sagt er, hat das Recht, die Verbesserung des Bo¬ 


dens zu befehlen, und diejenigen, welche sich dessen wei¬ 
gern, dazu zu zwingen. Dies ist in Italien im Jahre 1883 
schon für die römischen Ländereien geschehen, wo die Re¬ 
gierung das Recht hat, Agrarreformen durchzusetzen und 
im Falle des Widerstands der Eigenthümer die Ländereien 
zu expropriiren und in Erbpacht zu geben. Nun be¬ 
absichtigt Crispi, die Besitzer von Latifundien zu veran¬ 
lassen, ihren Boden nach besonderen festzusetzenden Normen 
zu bebauen und zu verbessern; eine aus Magistratspersonen 
und Regierungsbeamten bestehende Kommission wird die 
auf jedem Grossgrundbesitz vorzunehmenden Verbesse¬ 
rungen festsetzen, sowie den Zeitpunkt bis zu welchem die¬ 
selben vollendet sein müssen; sie wird dem Besitzer selbst 
100 Hektar zur direkten Kultur überlassen und das übrige in 
kleinen Parzellen an Landleute verpachten. Im Falle 
des Widerstandes der Eigenthümer soll die Kommission 
diese Güterparzellen in ewige Erbpacht geben. Die Dauer 
eines gewöhnlichen Pachtvertrages darf nicht kürzer als 
15 Jahre sein, doch bleibt dem Besitzer das Recht eine 
höhere Pachtsumme für die Verbesserungen festzusetzen, 
welche er selbst veranlasst hat, nicht aber für diejenigen, 
welche aus der Arbeit des Pächters hervorgegangen sind. 
Die Höhe der Pachtsumme richtet sich nach dem augen¬ 
blicklichen Ertrag des Bodens. 

Das Grundprinzip des Gesetzes ist also die obliga¬ 
torische Verpachtung, welche auch die allerkonservativ¬ 
sten Vertheidiger des Eigenthumsrechtes annehmen sollten, 
indem sie bedenken, dass die gegenwärtige Art der 
Verpachtung mittelst Agenten keine Gewinn bringende Be- 
triebsantheile durch Anwendung grosser Kapitalien auf die 
Bodenkultur hervorbringt, dass sie als System die Produk¬ 
tionskraft des Bodens vermindert und auf eine abscheuliche 
Art die Landleute beraubt, ohne auch nur das Einkommen 
der Besitzer zu erhöhen. Das Projekt Crispis hat übrigens 
diese Zwangsenteignung durch andere Maassnahmen im 
Interesse der Eigenthümer mildern wollen, wie z. B. durch 
das Recht der Ablösbarkeit der Grundzinsraten, die 
Berechtigung der Eigenthümer in den betreffenden Kon¬ 
trakten festzustellen, dass binnen eines Zeitraums von 
höchstens 30 Jahren der Loskauf von den Abgaben sich 
ohne ihre Einwilligung nicht vollziehen kann — und dies zu 
dem Zweck, die Annahme des Gesetzes zu ermöglichen. 

Andere Dispositionen sind getroffen, um die durch 
Bodenverbesserung erzielten Mehreinnahmen auf 20 Jahre 
von der Grundsteuer zu befreien, um die Gründung von 
kooperativen Gesellschaften oder Syndikaten zu ermöglichen, 
welche für die Anschaffung von Maschinen, Saatkorn, Dünger, 
Lebensmitteln, für die Errichtung von Bauernhäusern, für 
die Anlage eines Spezialfonds für Vorschüsse an Landleutc 
und Eigenthümer, an Konsortien und Kooperativ-Gesell¬ 
schaften zu sorgen hätten. Man muss die Pächter dem 
Wucher entreissen, der so viel dazu beigetragen hat, dem 
Grossgrundbesitz dieAntheile derFeudal-und Gemeindelände¬ 
reien, welche an die süditalienischen Landleute vertheilt worden 
waren, wieder zuzuführen, obwohl das Gesetz von 1808 be¬ 
stimmte, dass die Konzession während eines Zeitraums von 
10 Jahren unübertragbar sein sollte, und das von 1852 diese 
Frist auf 20 Jahre festsetzt. Man muss einen speziellen Kredit 
zu mässigen Interessen und mit langer Verfallzeit einführen, 
um es so zu ermöglichen, dass der Gewinn aus der Produk¬ 
tion auch realisirt werden kann. Die Interessen müssen auf 
3 pCt. normirt werden, während heute der Bauer in Sizilien 
Geld nur zu mindestens 8 oder 10 pCt. erhalten kann. Um 
diesen Fond zu errichten, nimmt Crispi seine Zuflucht zu 
einigen kleinlichen Mitteln von zweifelhafter Wirksamkeit, 
welche zu den Endzielen des neuen Gesetzes nicht in rich¬ 
tigem Verhältniss stehen. 

Während man in der Kammer den Crispischen Gesetz¬ 
vorschlag berieth, bestätigte der Senat ein Gesetz für die 
Erbpächter in Sizilien, welches eine gewisse Aehnlichkeit 
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mit den auf die Rentengüter bezüglichen Gesetzen hat. Es 
handelt sich darum, für die Latifundienbesitzer, welche kleine 
Landparzellen an Bauern in Erbpacht gegeben haben, Be¬ 
stimmungen zu treffen. Da diese letzteren ihre Pacht nicht 
bezahlen, müssen die Besitzer entweder auf das Geld ver¬ 
zichten oder kostspielige Prozesse darum führen. Aber in¬ 
zwischen werden auch die Grundeigenthümer von Schulden, 
Hypotheken und Wucherern schwer bedrückt. Der Senat 
hat sofort Abhülfe schaffen wollen und hat ein Kreditinstitut 
ins Leben gerufen, welches durch summarisches Verfahren 
und unter fiskalischen Privilegien die Pachtsummen eintreiben 
und in die Rechte der Eigenthümer eintreten soll, denen es 
dafür unkündbare Pfandbriefe zu 3 pCt. geben würde, die 
sich als Werthpapiere veräussem Hessen und mit denen 
die Grundeigenthümer ihre Schulden bezahlen könnten. 

Man ersieht hieraus, dass die Regierung — nachdem sie 
so viele Jahre mit geschlossenen Augen einen für die reichen 
Grundbesitzer, welche in Sizilien das ganze öffentliche Leben 
beherrschen, geradezu schimpflichen Zustand geduldet hat, 
nachdem sie mit grosser Gewaltthätigkeit und Ungerechtig¬ 
keit den Belagerungszustand erklärt hatte, um die vom 
Hunger verzehrten Bauern in Schach zu halten und die 
durch die sozialistische Agitation erschreckte Bourgoisie zu¬ 
frieden zu stellen — endlich einige Maassregeln zu Gunsten 
der Bauern und gegen die Grundeigenthümer treffen zu 
wollen scheint, welche sich in die Hoffnung eingewiegt 
hatten, sie würden beständig die Regierungsgewalt in den 
Händen ihrer Partei sehen und ihre Herrschaft so wie in der 
Vergangenheit behaupten können. 

Auch werden Gesetze angekündigt, welche in Sizilien, 
wie es in den übrigen Theilen Italiens schon der Fall ist, 
das Recht des Grundbesitzes auf den Untergrund anulliren, 
z. B. auf die Schwefelgruben. Das Elend der Schwefel¬ 
grubenarbeiter findet seinen Hauptgrund in der ungeheuren 
Pacht (i/s des Nettoprofits), welche die Unternehmer den 
Bodeneigenthümern bezahlen müssen, obgleich diese weder 
arbeiten, noch irgend ein Kapital einschiessen. Die Ab¬ 
schaffung der Latifundien und ihre Verwandlung in Pacht¬ 
güter ist ein dringendes Bedürfniss. Es ist bekannt, dass 
der Centralausschuss der „Fasci“ in seiner Proklamation 
vom 4. Januar 1894 die Verpachtung sämmtlicher Ländereien 
Siziliens an die Landleute, die Expropriation der Grundbe¬ 
sitzer und ein Darlehen von 20 Millionen vom Staate ver¬ 
langte. Das Projekt Crispis hat einen Theil dieses Pro¬ 
gramms aufgenommen. Sicherlich ist der Gesetzentwurf 
nicht vollkommen, er enthält Lücken, knappe Zugeständ¬ 
nisse und lässt der Befürchtung Raum (was auch durch das 
Beispiel der bourbonischen Gesetze über die kirchlichen 
Verpachtungen bestätigt wird, welche eine entgegengesetzte 
als die beabsichtigte Wirkung hervorbrachten), dass er aus 
Mangel an kräftiger Unterstützung durch die Regierung und 
bei der Macht gewisser politischer Parteien ein todter Buch¬ 
stabe bleiben wird. In Italien ist die Ehrfurcht vor dem 
Gesetz gering, und derartige Bestimmungen müssen durch 
Ausnahme-Mittel und -Behörden unterstützt werden. Allein 
ungeachtet dieser Lücken und Ungewissheiten ist das Gesetz 
ein grosser Fortschritt. Nun ist es aber wenig wahrschein¬ 
lich, dass eine Kammer, wie die italienische, die ganz 
besonders den Grundbesitz repräsentirt, die einst jede 
Erhöhung der Grundsteuer abgelehnt und statt dieser den 
Schutzzoll gegen den Getreideimport auf 70 L. pro Tonne 
erhöht und die Einkommensteuer auf 20 pCt. gebracht hat, 
das Projekt Crispi annehmen wird Es ist weit wahrschein¬ 
licher, dass sie den Antrag, wenn Crispi ihn nicht etwa mit 
Entschlossenheit aufnöthigt, als gewaltthätig und ruhestörend, 
als eine Aufreizung zu sozialdemokratischen Ansprüchen ab¬ 
lehnt und sich zur Wächterin und Bewahrerin des Privat¬ 
rechts und Privateigenthums aufwirft. Dann aber wird die 
nicht zur Ruhe gebrachte sizilianische Frage immer akut 
bleiben, sie wird sich abermals fühlbar machen, andere Auf¬ 


stände werden die schrecklichen Wunden des Landes offen 
darlegen, und bei noch verschlimmerter Lage wird Italien 
dann an sein Irland denken müssen. 

Palermo. G. Salvioli. 


Soziale Wirthschaftspolitik und Wirthschafts- 
Statistik. 


Der internationale Kongress für Zollgesetzgebung und 
gesetzliche Regelung der Arbeitsverhältnisse. 

Die Tagesordnung des internationalen Kongresses zur 
Berathung Uber die Zollgesetzgebung und die gesetzliche 
Regelung der Arbeitsverhältnisse, der vom 16. bis 21. Juli 
d. J. in Antwerpen tagte, enthielt die Prüfung einiger äusserst 
interessanter Fragen, von denen wir hervorheben: die inter¬ 
nationale Handelsstatistik, die Zollsysteme, den Einfluss des 
Zollschutzes auf die Löhne, ferner die Einigungs- und Schieds- 
ämter. den Minimallohn und die Maximalarbeitszeit in öffent¬ 
lichen Betrieben, die Stück- und Akkordarbeit, die gesetz¬ 
liche Regelung der Arbeit, den Einfluss der Auswanderung 
auf die Lage der Arbeiterklassen. 

Es kann hier weder unsere Aufgabe sein, eingehenden 
Bericht über die Arbeiten des Kongresses zu erstatten, 
noch einen Auszug der zahlreichen niedergelegten Berichte 
zu geben. Wir beschränken uns vielmehr auf die Mit¬ 
theilung des Eindruckes, den die Verhandlung über die ver¬ 
schiedenen Fragen auf uns gemacht hat. 

Was die Handelsstatistik anlangt, so konnten die ver¬ 
schiedenen Redner lediglich ihre gegenwärtige Verfassung 
tadeln: die Aufstellung der offiziellen Ziffern ist in den 
meisten Ländern seit Jahrzehnten dieselbe geblieben, die 
Angabe des Ursprungslandes und des Bestimmungslandes 
geschieht nicht sysematisch, die Ziffern der Einfuhr und 
Ausfuhr werden durch die Ziffern des Durchgangsverkehrs 
beeinträchtigt. Ist es auch ganz richtig zu sagen, dass es 
nützlicher und leichter ist. die Menge der Waaren als ihren 
Werth festzustellen, so muss man nichtsdestoweniger darauf 
hinweisen, dass auch die Angabe der Werthe erforderlich ist, 
so lange Schutzzöllner existiren. Das Bureau des Kongresses 
erhielt den Auftrag, eine Kommission zur Prüfung der Mittel 
einzusetzen, die der jetzigen Lage dieser Statistik gegenüber 
angebracht seien. 

Die hierauf folgende Berathung der Zollfrage erschöpfte 
sich in einem scharfen Angriff gegen das Schutzsystem und 
einem Turnier zwischen Monometallisten und Bimetallisten. 
Zu erwähnen ist. dass der Kongress unter 200 anwesenden 
Mitgliedern keinen Schutzzöllner aufwies. Die Währungs¬ 
frage trat plötzlich in den Vordergrund der Diskussion, als 
ein Redner die Behauptung aufgestellt hatte, dass alle Miss¬ 
stände, an denen die Menschheit seit 20 Jahren kranke 
(Preisrückgang, Schutzzöllnerei, Arbeitslosigkeit in der In¬ 
dustrie, Minderung der Löhne), auf die Aufhebung der freien 
Geldprägung in der lateinischen Union zurOckzuführen wären. 
Ein Redner nach dem anderen erhob sich, und sie zerstörten 
rasch das von diesem Bimetallisten so sorgsam errichtete 
Gebäude: einer von ihnen (Raffalovich) behauptet, dass die 
Bimetallisten nothwendig Schutzzöllner seien, andere führen 
zahlreiche Beispiele und Statistiken an, noch andere be¬ 
weisen, dass die Uebelstände, an denen wir leiden, vielmehr 
gerade von dieser Freiheit der Prägung herrühren, welche 
man missbrauche; die Zusammenziehung des Geldes, von 
welcher die Bimetallisten fortwährend redeten, existire nicht. 
(Vergl. die Statistik des Cobdenclubs über den Geldumlauf.) 

Die Verhandlung erstreckte sich sodann auf die Frage 
der Reziprozität bei Handelsverträgen, ferner auf die Frage, 
ob das Sinken des Wechselkurses eine Prämie für die Aus¬ 
fuhr nach dem davon betroffenen Lande bedeute, und ob 
die landwirthschaftliche Krisis aus der Abnahme des Klein¬ 
grundbesitzes oder aus einem Mangel an Arbeitskräften her¬ 
rühre, der auf etwas ganz anderem beruhe als auf dem 
Zollsystem. Wie die Statistik beweist, hat in Frankreich 
und Belgien der Kleingrundbesitz lediglich Fortschritte ge¬ 
macht. 

Die Verhandlungen der 2. Abtheilung begannen mit 
Betonung der Vortheile der Einigungs- und Schiedsämter, 




entgegen den Einwürfen einiger unverbesserlicher Wider¬ 
sacher, die mit Leichtigkeit durch Foulton, dem Präsidenten 
des Londoner Conciliation Board,, J. Weiler, H. Denis 
u. A. widerlegt wurden. Der letztere bemerkte zutreffend, 
dass man sich lediglich noch über die Mittel der Verallge¬ 
meinerung der Thätigkeit dieser Aemter im unklaren sei. 
Es mache sich die Frage der staatlichen Intervention geltend, 
wenn man diese Entwickelung beschleunigen wolle. Den 
Haupteinwurf widerlegend, dass es die Arbeiter seien, bei 
denen man Schwierigkeiten wegen mangelnder Zustim¬ 
mung ihrerseits begegne, führt er aus, dass man gerade 
in der Stärke der Gewerk- und Fachvereine die Lösung 
suchen müsse, um so den Vertretern der Arbeiter hinläng¬ 
liche Autorität zu verleihen. Es sei von Wichtigkeit, 
allerwärU die juristische Persönlichkeit zu erlangen, und 
man könne sogar bei dieser Anerkennung die Bedingung 
stellen, dass sie sich stets dem Einigungs- und Schiedsver¬ 
fahren zu unterwerfen hätten. Die englischen Delegirten 
unterstützen diese Anschauung und betonen, dass nach ihrer 
Erfahrung die Entscheidungen der Einigungsausschüsse nie 
durch die Arbeiter verletzt worden seien. Widerstand, sagt 
Weiler, erfährt das Einigungsverfahren thatsächlich allein 
bei den Unternehmern: „nur allzu zahlreich sind die Ar¬ 
beitgeber, welche des Widerspruches ihrer Arbeiter müde 
sind, allzu zahlreich solche, die, obwohl von den besten Ab¬ 
sichten beseelt, nicht einräumen können, dass es ihren An¬ 
gestellten nicht möglich ist, mit dem zufrieden zu sein, was 
sie in ihrer Menschenfreundlichkeit beschliessen.“ 

Anlässlich der Frage des Minimallohns und der Maxi¬ 
malarbeitszeit legt der Berichterstatter Franck dar, dass die 
öffentliche Gewalt in dieser Hinsicht nicht jure imperii, 
sondern jure gestionis handele, wie jeder andere Unter¬ 
nehmer. Andererseits begünstige die Vergebung der öffent¬ 
lichen Arbeiten, wie sie heute geschehe, nur zu oft die Ar¬ 
beitgeber, welche das Schwitzsystem praktizirten. und trüge 
hierdurch zur Erniedrigung der Löhne bei. Die Orthodoxen 
erblicken hierin im Gegentheil eine neue Verletzung jener 
berüchtigten Freiheit (wie sie sie verstehen). Dem Ein¬ 
wand gegenüber, dass hier die Kotrolle unmöglich sei, rühmt 
der Delegirte der Fabian Society mit Recht das englische 
System, nach welchem man die Arbeiten an die Fabriken 
vergäbe, welche stets Durchschnittslöhne zahlten. Die Kon¬ 
trolle geschehe dann durch die Konkurrenten. 

Einen weiteren Gegenstand der Berathungen des Kon¬ 
gresses bildet die Stückarbeit. Sämmtliche Verfechter der 
Stückarbeit heben die Schwierigkeiten hervor, welche dieses 
System begleiten, als: die Schwierigkeit einer richtigen Be¬ 
stimmung des Lohnes, die Praxis des Schwitzsystems, das 
Schwanken der Löhne, die Gefahr für die minder geschickten 
Arbeiter. Die Reform dieses Gebietes soll im Zusammen¬ 
hang mit der Fortbildung der Fachvereine und des Eini¬ 
gungsverfahrens geschehen. 

Hierauf ist der Kongress der Schauplatz eines Kampfes 
zwischen Interventionisten und Nichtinterventionisten. Letztere 
berufen sich immer wieder auf jene unglückselige Freiheit; 
erstere führen Thatsachen an — die bestehenden Gesetzge¬ 
bungen, das Beispiel Englands und Deutschlands —, warnen 
vor Verallgemeinerungen und geben der in England bethätig- 
ten Rücksicht auf die Sonderverhältnisse den Vorzug. Der 
wichtigste Einwand gegen die gesetzliche Regelung der Arbeit 
ist der Hinweis auf die Thatsache, dass die am wenigsten 
tüchtigen Arbeiter vollständig geopfert würden. Hierauf er¬ 
widerte man: „Besser die Hälfte leben, als dass Dreiviertel 
todtkrank sind.“ Und noch einmal wird bemerkt, dass diese 
Reform nur einer der Punkte des allgemeinen Planes ist, 
welcher eben ermöglichen wird, dass wir in Zukunft kräf¬ 
tigere Generationen haben werden. „Sie regeln die Ar¬ 
beitsverhältnisse“, sagt Weiler, „zu (jiunsten der Aristo¬ 
kratie der Arbeiterklasse und Sie vertheidigen die Dürftig¬ 
keit; es müssen daher die Schwächsten unterliegen, die 
Greise müssen sterben.“ 

„Wir wollen gesetzlich regeln, und es wird allerdings 
den Schwachen oft schwer werden, sich dieser Regelung 
anzupassen,“ erwidern Leakey, Denis und Vandervelde, 
„aber wir fordern gleichzeitig eine Alterpensionskasse für 
unsere Greise und Asyle für die Schwachen. Wenn Sie 
nur einen Theil unseres Programmes nehmen, dann schaffen 
Sie selbst seine Mängel. Das Leben, wie wir es verstehen, 


ist nicht der Kampf, von welchem Sie immer reden, in 
dem der Stärkste den Schwächsten zu Boden wirft, um ihn 
dann der Mildthätigkeit zu überlassen. Wir wollen eine 
Aera des Friedens und des Altruismus und beginnen mit 
der Forderung und Schaffung von Einrichtungen zu Gunsten 
der Schwachen und mit dem Verlangen einer gesetzlichen 
Regelung, welche es den am besten Begabten ermöglicht, 
nicht zu unterliegen.“ 

Nach diesen Ausführungen schloss der Kongress seine 
Verhandlungen und entschied, dass seine nächste Session 
1d96 in Genf stattfinden solle. 

Brüssel. E. Vinck. 

Arbeiterstatistik und preussische Gewerbeinspektoren. 

Der in voriger Nummer dieser Zeitschrift unter gleichem 
Titel erschienene Aufsatz von Dr. Max Quarck in Frankfurt 
a. Main wird in Nr. 19106 des Hannöv. Couriers vom 14. d. M. 
einer Besprechung unterzogen, die eine kurze Erwiderung 
nothwendig macht. Nach einer flüchtigen Wiedergabe des In¬ 
halts jenes Aufsatzes und dem wörtlichen Zitat der gesperrt 
gedruckten Hauptstelle desselben heisst es nämlich im Hannöv. 
Courier: 

. . . „Wie steht es denn mit der wissenschaftlichen Begrün¬ 
dung dieser heftigen Anklagen gegen die preussischen Fabrik¬ 
aufsichtsbeamten? Sollen sie denn eine Arbeiter- oder gar eine 
Arbeitsstatistik aufstellen? Sie sind Polizeibeamte, die die Aus¬ 
führung der Gewerbeordnung und die (!) auf Grund derselben 
erlassenen Vorschriften zum Schutze der Arbeiter zu über¬ 
wachen haben. Sie haben zur Kontrolle Register der zu über¬ 
wachenden Betriebe angelegt, deren Materialien die Ortspolizei¬ 
behörde beschaffen muss. In allen Berichten ist auf die 
Eigenartigkeit (!) und auch auf die Mangelhaftigkeit dieses 
Materials stets hingewiesen; die Beamten haben gar nicht die 
Möglichkeit, einwandfreies Material zu bcschafl'en, selbst wenn 
sie die Neigung und den Auftrag dazu hätten. Wie soll nun 
gar der Beamte aus den Zahlen seines Bezirks den Nachweis 
der „Parallelität der Bewegung in der Beschäftigung der ver¬ 
schiedenen Kategorien geschützter Arbeiter“ erbringen! Dazu 
gehören nicht nur richtige, einwandsfreie Zahlen, sondern auch 
die Zahlen für ganz Preussen, ja für ganz Deutschland. Im 
Gegentheil, man muss dankbar dafür sein, dass die Beamten 
den Versuchen (!) widerstehen, dilettantenhafte Raisonnements 
über die ermittelten Zahlen anzustellen, wie dies früher in 
Bezu^ auf die Geschäftslage der einzelnen Industrieen leider 
der fall war. Man wird nichts dagegen einw'enden können, 
dass eine Arbeiter- oder Arbeitsstatistik aufgemacht wird, aber 
dagegen muss Widerspruch erhoben werden, dass den Fabrik¬ 
aufsichtsbeamten Preussens ganz ungerechtfertigte Vorw’ürfe 
gemacht werden, weil sie für ein Steckenpferd des Dr. Max 
Quarck nicht die gebührende Rücksicht haben (I), sondern sich 
innerhalb des Rahmens ihrer Amtspflichten bewegen.“ 

Diese Entgegnung des Hannöv. Couriers wird nun dadurch 
hinfällig, dass sich alle Ausführungen unseres Mitarbeiters 
gegen die preussische Centralstelle für Gewerbe und Handel, 
nicht gegen die Gewerbeinspektoren richteten. Es ist schwer 
zu verstehen und wohl auch nur durch die an vielen 
stylistischen Eigenthümlichkeiten erkennbare Eile zu entschul¬ 
digen, mit welcher der Artikel des Hannöv. Couriers verfasst 
zu sein scheint, dass eine solche Verkennung des thatsäch- 
lichen Sachverhaltes Platz greifen konnte. Der einleitende 
Absatz des Beitrages unseres Mitarbeiters richtet sich bereits 
an die „steinerne Beharrlichkeit der preussischen Gewerbe¬ 
verwaltung“, der Schluss erhofft ebenfalls ein liebevolleres 
Verständniss von „der preussischen Centralverwaltung“. 
Die praktische Forderung unseres Mitarbeiters aber, die vom 
Hannöv. Courier seltsamer Weise verschwiegen wird, deren 
Mittheilung freilich auch den ganzen Zeitungsartikel als 
überflüssig hätte erscheinen lassen, lautet: „Was aber ge¬ 
fordert werden kann, das ist die Uebertragung so wichtiger 
sozialstatistischer Funktionen an geeignete Organe, die 
Uebernahme der Oberleitung durch das Kgl. Preussische 
Statistische Bureau . . . Das würde auch eine Veränderung 
der Erhebungsmethode in den untersten Instanzen und ein 
grösseres Interesse der Gewerbeinspektoren selbst mit sich 
bringen“. So die Forderung unseres Mitarbeiters, welche 
die Gewerbeinspektoren völlig aus dem Spiele lässt, und 
die, wie wir hinzufügen können, beispielsweise im Gross¬ 
herzogthum Baden bereits vollständig verwirklicht ist; die 
vorzügliche Arbeiterstatistik der dortigen Fabrikinspektion 
wird von der technischen Zentralstelle für Landesstatistik 
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unter berathender Mitwirkung des Aufsichtsbeamten geleitet 
und verarbeitet. Man sieht, dass die Ausführungen des 
Hannöv. Couriers mangels ungenügender Wiedergabe des 
Aufsatzes unseres Mitarbeiters und mangels hinreichender 
Beherrschung des thatsächlichen Materials durchaus gegen¬ 
standslos sind. Sie erscheinen erfreulich nur als Symptom 
dafür, dass der Beitrag unseres Mitarbeiters die Frage der 
Arbeiterstatistik für die preussische Gewerbeinspektion auch 
für weitere Kreise in Fluss gebracht hat. 

Vieh- und Fleischeinfuhr aus Nordamerika nach 
Deutschland. Am 27. Juli — so schreibt der Direktor des 
Hamburger Viehhofs, Oekonomierath C. Boysen, der Milch¬ 
zeitung — traf in Hamburg der Dampfer Prussia von New- 
York ein mit 340 Stück lebenden und 150 Stück in Amerika 
geschlachteten Ochsen an Bord. Hiermit scheint die Vieh- 
und Fleischeinfuhrfrage für Deutschland in ein neues Stadium 
getreten zu sein. Die bisherige] Einfuhr, von Schlachtvieh 
war ohne Bedeutung und hatte nur vor einigen Jahren 
vorübergehend einen grösseren Umfang erreicht. Die 
Prussia aber ist der erste von 5 neuen Dampfern, die die 
Hamburg-Amerikanische Packetfahrt-Aktiengesellschaft für 
Vieh- und Fleischtransport hat bauen lassen oder noch 
bauen lässt. Jeder dieser Dampfer hat im Zwischendeck 
Raum für 400 Thiere. Die Einrichtungen für Fütterung, 
Ventilation u. s w. sind vorzüglich. Bei Ankunft der Prussia 
machten die Thiere nach Boysens Versicherung den Eindruck, 
„als ob sie in einem gut gehaltenen Maststalle ständen und 
sich einer sorgsamen Pflege und Wartung zu erfreuen ge¬ 
habt hätten; von Strapazen der Reise war ihnen nichts 
anzusehen.“ Kein Thier war während der Reise verloren 
gegangen. Ebenso kam das Fleisch, das unterwegs nur 
gekühlt wurde, nicht in gefrorenen Zustand übergeführt 
war, in vorzüglichem Zustande an. Es stammte aus Cansas 
City, von wo aus es in für den Fleischtransport eingerichteten 
Spezialwagen mit Kühleinrichtungen nach New-York gebracht 
war. 

Es ist schwer vorauszusagen, welchen Umfang die nun 
begonnene regelmässige Vieh- und Fleischeinfuhr von 
Amerika nach Deutschland nehmen wird. Sie kann jeden¬ 
falls sehr bedeutend werden. Dies beweist England. Dort 
begann Mitte der siebziger Jahre die Einfuhr von Schlacht¬ 
vieh und bald auch von Fleisch aus Amerika, und im Jahre 
1893 betrug der Werth der eingeführten Rinder bereits 
6 262 861 Pfund Sterling. Die glückliche Ankunft der Prussia 
in Hamburg ist daher ein Ereigniss, das auch für den 
Sozialpolitiker von hohem Interesse ist. Und zwar kommt 
hier nicht nur der Standpunkt des Konsumenten in Frage 
— also die Aussicht auf gesteigerten Fleischverbrauch in 
grossen Schichten der deutschen Bevölkerung —, sondern 
auch nicht minder die Rückwirkung der Verbilligung des 
Fleisches auf die deutsche Landwirthschaft. 


Technische Fragen. 


Kohlenstaub-Explosionen. 

Die zur Berichterstattung über Kohlenstaub-Explosionen 
ernannte Königlich Britische Kommission hat soeben eine 
Reihe von Vorschlägen veröffentlicht, welche die Regierung 
im Laufe der nächsten Parlamentssession durch die Gesetz¬ 
gebung zu verwirklichen beabsichtigt. Die Erhebungen der 
Kommission umfassen eine Menge fachmännischer Informa¬ 
tionen, daneben Mittheilungen über längere Zeit fortgesetzte 
wissenschaftliche Experimente. Die Resultate, zu denen 
die Kommission gelangte, lassen sich wie folgt zusammen¬ 
fassen : 

Erstlich werde die Explosionsgefahr in einer Grube, in 
welcher Gase, wenn auch nur in geringerer Menge, vorhanden 
seien, durch die Anwesenheit von Kohlenstaub ganz erheb¬ 
lich gesteigert. Sodann könne eine Gasexplosion als 
schlagendes Wetter mittelst des durch die Explosion selbst 
erhobenen Kohlenstaubes verstärkt und bis ins Unendliche 
weitergeführt werden. Drittens könne auch Kohlenstaub 
allein ohne Vorhandensein irgend welcher Gase gefährliche 
Explosionen verursachen, wenn er durch einen Spreng- 
schuss oder eine andere starke Erhitzung entzündet werde. 


Ein derartiges Resultat indessen erfordere Ausnahme, 
bedingungen, und diese träten vermuthlich nur selten ein 
Viertens seien andere Staubarten ebenfalls entzündbar und 
somit gefährlich in verschiedenem Grade; es liesse sich 
aber Jedenfalls nicht mit absoluter Gewissheit behaupten, 
dass irgend welche Staubart durchaus gefahrlos sei. Fünf¬ 
tens erscheine es ausgeschlossen, dass eine gefährliche Ex¬ 
plosion von Kohlenstaub allein in einer Grube durch ein 
unverwahrtes Licht oder eine gewöhnliche Flamme erzeugt 
werden könne. 

So werthvoll die angeführten Ergebnisse nun auch sein 
mögen, so ist doch kaum zu zweifeln, dass sich die Ange¬ 
legenheit noch im Stadium des Versuches befindet, und dass 
eine Menge wissenschaftlicher Feststellnngen erforderlich 
sind, ehe man irgend welche bestimmte Kenntniss der be¬ 
sonderen Eigenschaften dieses verderblichen Agens hat. 
Nach der Aussage des Herrn Hall, eines Bergwerksinspektors, 
der mit vielen der gemachten Experimente betraut war, 
variirt die Beschaffenheit des Kohlenstaubs in überraschen¬ 
der Weise: zuweilen ist er unschädlich, während er anderer¬ 
seits für die Entzündung manchmal so empfänglich ist wie 
Schiesspulver. Hall liefert eine graphische Darstellung der 
Wirkung eines Experiments, das er in einer der Gruben 
Nordenglands anstellte, wobei eine Kanone vom Grunde 
eines mit Kohlenstaub durchsetzten Schachtes mittelst Elek¬ 
trizität abgefeuert wurde. „Der Staub“, berichtet er, „ent¬ 
zündete sich, worauf andauerndes Dröhnen erfolgte und 
eine Flamme emporschoss, welche die Grubenöffnung voll¬ 
ständig ausfüllte und sich 60 Fuss hoch in die Luft erhob. Die 
Flamme entströmte der Grube 5 oder 6 Sekunden lang; es 
folgte ihr dichter Rauch. Die Heftigkeit der Explosion war 
so stark, dass einige Stücke der Holzbekleidung 37 Fuss 
hoch über die Grubenöffnuüg emporgeschleudert wurden. 
Vier verschiedene Male machte die Flamme einen Weg von 
über 200 Meter und erlosch erst, als sie die Grubenöffnung 
erreichte, und zweifellos nahm ihre Heftigkeit beim Vorwärts¬ 
dringen zu. 

Es ist zudem bemerkenswerth, dass Staub, der gewissen 
Gruben entnommen wurde, welche wegen der in ihnen vor¬ 
gekommenen Verluste an Menschenleben übel berüchtigt 
sind, sich in der Regel als höchst gefährlich erwiesen, 
während bei Staub aus Distrikten, die keine Explosionen 
aufzuweisen haben, wie der Forest of Dean, Somersetshire, 
South Staffordshire, sowie aus Anthrazit bauenden Kohlen¬ 
zechen, beim Entzünden kaum mehr geschah als das Ver¬ 
kohlen des Staubes und durchaus nichts vorkam, was einer 
Explosion ähnlich gewesen wäre. Auf Grund der von der 
Kommission erhobenen Ermittelungen — Ermittelungen, die 
allerdings der Ergänzung durch umfassendere Versuche und 
der Vergleichung mit ähnlichen in Deutschland und Oester¬ 
reich gemachten Untersuchungen bedürfen — können wir 
hoffen, dass in Zukunft einige der schrecklichen Unglücks¬ 
fälle, welche die Grubenarbeiter gefährden, vermieden werden. 
Die fachmännischen Aussagen beweisen klar, dass das Vorhan¬ 
densein von Gasen kein nothwendiger Faktor der Explosionen 
ist, denn der Staub kann durch die Flamme einer Spreng¬ 
ladung entzündet werden und die Explosion gerade durch 
den Grubengang laufen. Die Kommission zog daher erstens 
in Erwägung die Mittel, wodurch die Flamme der Spreng¬ 
ladungen aufs kleinste Maass verringert werden könne, und 
zweitens die beste Methode zur Neutralisation der Entzünd¬ 
barkeit des Kohlenstaubes. Hinsichtlich des ersten Punktes 
behauptet sie, dass die allgemeine Anwendung stark wirkender 
Sprengstoffe, möge man auch gegen ihren Gebrauch Neben¬ 
sächliches einzuwenden haben, die Explosionsmöglichkeit in 
trockenen und staubigen, sowie in Schlagwetter-Gruben 
erheblich einschränken würde. Sie schlägt nicht vor, 
Schiesspulver zu verbieten, empfiehlt aber, den Staats¬ 
sekretär des Innern zur Untersagung seines Gebrauches in 
gefährlichen Gruben zu ermächtigen, sofern nicht wirksame 
Einrichtungen zum „Giessen“ getroffen sind, und ferner, 
ein Verzeichniss solcher Gruben zusammenzustellen. Zur 
Beseitigung von Schwierigkeiten bei der Entscheidung dar¬ 
über, ob eine Grube gefährlich sei, befürwortet sie die 
zeitweilige Einsetzung einer Berufungskommission durch 
Anordnung des Staatssekretärs des Innern. Was den 
zweiten Punkt anlangt, die Entzündlichkeit des Staubes, so 
ist die Kommission der Meinung, dass als genügende Vor- 
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harzi) wenigstens ist landwirthschaftlicher Nebenbetrieb bei 
den Bergleuten gang und gäbe; im Oberharz spielt auch die 
Kanarienvogelzucht eine grosse Rolle (1. c.); bei den links¬ 
rheinischen Bergarbeitern dürfte es kaum anders sein. Aber 
selbst das Maximum von 944 M., wie es im Durchschnitt an 
wetfälische Bergarbeiter gezahlt wird, stellt keinesfalls einen 
der schweren und gefährlichen Bergarbeit entsprechenden 
Entgelt dar. Der Lohn der Häuer (unter Tage) fällt aller¬ 
dings etwas höher aus, bis 1116 M. im Jahresdurchschnitt 
in Westfalen, aber dieser höhere Betrag findet seine reich¬ 
liche Kompensation durch die unglaublich niedrigen Löhne, 
die für die im Bergbau beschäftigten Arbeiterinnen gezahlt 
werden. 230—240 M. im ungefähren Jahresdurchschnitt (in 
Oberschlesien) ist ein Betrag, für den selbst eine anspruchs¬ 
lose oberschlesische Arbeiterin, wenn sie selbstständig ist 
und keinen Familienanhang besitzt, sich nicht zu erhalten 
vermag, ohne sich aut diesem oder jenem Weg einen Zusatz- 
Erwerb zu verschaffen. 

Auch für die nationalökonomische Theorie vom Lohn 
sind die angeführten Zahlen nicht ohne Belang. Sie zeigen, 
zum Theil sehr drastisch, wie bei sinkender Konjunktur, 
hier markirt durch eine Verringerung des Arbeiterpersonals, 
sofort ein Sinken der Löhne stattfindet. Um diese Ver¬ 
hältnisse näher zu erforschen, müssten natürlich die Lohn¬ 
nachweisungen eingehender und durch längere Zeiträume 
fortgesetzt sein, und es muss hier genügen, darauf hinge¬ 
wiesen zu haben. 


Unternehmerverbände. 


Kartell sächsischer Kammgarnfärbereien. Die bedeu¬ 
tendsten Kammgarnfärbereien des westsächsischen und ost¬ 
thüringischen Industriebezirkes sind, wie wir der Tagespresse 
entnehmen, übereingekommen, vom 15. August ab nach ein¬ 
heitlichen Preisen und zu gleichen Bedingungen zu färben 
und zu appretiren. Dem Ring gehören die bedeutendsten 
Färbereien jenes Industriebezirkes, 19 an der Zahl, an, die 
eine Erhöhung der stark heruntergedrückten Färb- und 
Appreturlöhne durchsetzen wollen. Wie die in Betracht 
kommenden Webereien sich diesem Vorgehen gegenüber 
verhalten werden, lässt sich heute noch nicht übersehen, 
doch scheint es, als wolle man in gleicher Weise geschlossen 
zu diesen Fragen Stellung nehmen. Jedenfalls ist es sehr 
zweifelhaft ob die Färbereien ihr Ziel — Erhöhung der 
Preise — dauernd erreichen werden. 


Gewerkschaftliche Arbeiterbewegung. 


Interaationaler Kongress der Zigarren- und Tabak¬ 
arbeiter. Der dritte internationale Kongress der Zigarren- 
und Tabakarbeiter wurde vom 5. bis 9. August in Basel 
abgehalten. Vertreten waren nur Deutschland durch 3, 
Belgien durch 4, Holland durch 2, Luxemburg und Däne¬ 
mark durch je 1 und die Schweiz durch 5 Delegirte. Der 
Kongress nahm folgende Resolutionen — zum Theil nach 
sehr eingehenden Diskussionen — an: 

1. Nach den gehörten Berichten der Delegirten aller 
auf dem Kongress vertretenen Länder ist die Lage der 
Tabakarbeiter in diesen Ländern eine tieftraurige und die 
Hebung der Lage der Takakarbeiter nicht nur im Interesse 
der Genannten, sondern aus Gründen der Menschlichkeit 
nothwendig. Die Hauptursache zur Verschlechterung der 
Tabakarbeiter liegt in der langen Arbeitszeit, in dem vor¬ 
handenen Akkordsystem, in dem System der Hausarbeit, 
welch letztere Einrichtung die Ausbeutung der Arbeiter, 
besonders der Frauen und Kinder, in unbeschränktem Maasse 
zulässt. Der Kongress beschliesst, da die Verkürzung der 
Arbeitszeit, das Verbot der Hausarbeit, die Beseitigung des 
Akkordsystems ein Steigen des Lohnes und die geistige 
und körperliche Hebung der Arbeiter zur Folge hat, in der 
Agitation für Verkürzung der Arbeitszeit, Verbot der Haus- 


‘) Vergl. 'I'olle, Lage der Bergarbeiter im Oberharz, Berlin 
1892, S. 55 ff. 


arbeit und Einführung eines andern Lohnsystems nicht zu 
erlahmen, sondern dieselbe mit noch mehr Nachdruck als 
bisher zu betreiben. Von dem Grundsatz ausgehend, dass 
die Erkenntniss des Werthes der Verkürzung der Arbeits¬ 
zeit, der Beseitigung der Hausarbeit und der Akkordarbeit 
das beste Mittel ist, um mit Erfolg zu arbeiten, beschliesst 
der Kongress ferner, eine Flugschrift ausarbeiten und ver¬ 
breiten zu lassen, in der genannte Dinge klargelegt werden 
sollen. 

2. Das internationale Komitee ist ermächtigt, von sich 
aus Streikunterstützungen bis zu 2500 Franken zu gewähren. 
Höhere Beträge bedürfen der Genehmigung der Mehrheit 
der Vertrauensmänner aller Länder, und zwar ist eine Ma¬ 
jorität von zwei Stimmen erforderlich. Die Unterstützung 
erfolgt unter folgenden Bedingungen: 1. die zu unter¬ 
stützende Organisation muss 1 Jahr lang der internationa¬ 
len Organisation angehören, 2. die Zahl der Strikenden 
muss mindestens 10 pCt. der organisirten Tabakarbeiter 
des betreffenden Landes betragen. Bei Strikes und Aus¬ 
sperrungen von längerer Dauer, bei denen nicht 10 pCt. 
aller Organisirten des Landes betheiligt sind, kann Unter¬ 
stützung aus dem internationalen Fonds eintreten, wenn die 
Landesorganisation die Unterstützung nicht aufbringen kann 
und Aussicht auf Erfolg ist. 

3. Der Kongress erkennt die Selbstständigkeit der Ge¬ 
werkschaftsbewegung neben der politischen Bewegung voll¬ 
kommen an, betrachtet die Gewerkschaftsbewegung aber 
zugleich als einen integrirenden Theil der gesammten mo¬ 
dernen Arbeiterbewegung und sieht es daher als selbst¬ 
verständlich an, dass sie von dem treibenden Gedanken 
der modernen Arbeiterbewegung, der die völlige Befreiung 
des Proletariats in sich schlLesst, der internationalen so¬ 
zialistischen Idee getragen sei. 

Als Vorort der internationalen Organisation wurde 
wiederum Antwerpen gewählt. Zugleich wurde beschlossen, 
dem Generalsekretär des Verbandes in Antwerpen eine Ge¬ 
neralkommission, bestehend aus den Vertrauensmännern der 
Landesorganisation» beizugeben. Auch soll ihm eine Ent¬ 
schädigung für seine Thätigkeit bewilligt werden. Der 
nächste internationale Kongress soll in zwei Jahren in 
London stattfinden; es sollen dazu auch die englischen 
und emerikanischen Tabakarbeiter eingeladen werden. 

Englischer Gewerkschaftskongress. Der parlamen¬ 
tarische Ausschuss des englischen Gewerkvereins-Kongresses 
hat nunmehr die Einladung zum diesjährigen Kongress der 
englischen Gewerkvereine erlassen, der diesmal in Norwich 
vom 5. bis 8. September tagen und wahrscheinlich so stark 
besucht werden wird wie noch keiner seiner Vorgänger. 
Auf dem Programm sind 130 Beschlüsse angekündigt. Der 
gesetzliche achtstündige Arbeitstag wird natürlich wieder 
in den Vordergrund treten. Ausserdem seien noch die 
vermehrte Haftpflicht der Arbeitgeber, Ernennung von Ar¬ 
beitern zu Polizeirichtern und Verstaatlichung der Bergwerke 
und Eisenbahnen erwähnt. Das Schneidergewerk wird 
nochmals auf Abschaffung des Schwitzsystems dringen. 
John Burns wird den Feldzug gegen die Lords auf dem 
Kongress leiten. Tom Mann, der Sekretair des Dockarbeiter- 
Vereins, wird, unterstützt von Keir-Hardie, im Namen der 
„unabhängigen Arbeiter“ auf Vertretung der Arbeiter als 
Klasse im Parlament dringen. Die Erwählung eines Sekre¬ 
tairs des Kongresses wird, wie in frühem Jahren, die beiden 
Richtungen, die die organisirte englische Arbeiterschaft enthält, 
wahrscheinlich zum Aufeinanderplatzen bringen: die alte 
Richtung, die nur auf gewerkvereinlichem Boden fechten 
will, und die neue, die vom Eingreifen des Staates die 
dauernde Verbesserung der Lage des Arbeiters erhofft. 

Eine neue Arbeiterorganisation in Amerika. Der 

jüngste Massenstrike in den Vereinigten Staaten von 
Amerika hat den Anstoss zu einem neuen Versuche 
gegeben, die arbeitenden Klassen, ohne Unterschied des 
Arbeitszweiges, in einer Organisation zusammenzufassen. 
Unter dem Namen „American Labor Union“ wurde eben 
in Chicago ein Verband gegründet, der an die Stelle der 
„Knights of Labor“, die ihre Rolle offenbar schon ausge¬ 
spielt haben, und der anderen ähnlichen Vereinigungen zu 
treten bestimmt ist. Als leitendes Prinzip ihrer Aktionen 
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stellt die neue Organisation die extremste Solidarität hin: 
„Die Sache des Einzelnen ist die Sache Aller“ und für die 
Beschwerden eines Einzigen soll stets die ganze Organisa¬ 
tion eintreten. In einer vom neuen Verbände eben erlasse¬ 
nen „Erklärung“ wird ausgeführt, dass der Einzelkampf der 
verschiedenen Verbände weitaus in den meisten Fällen mit 
der Niederlage der Arbeiter endet, und darauf hingewiesen, 
dass der jüngste Kampf auch den Skeptischesten überzeugt 
habe, dass man vereinte Aktion in Anwendung bringen 
müsse. Ferner wird nachdrücklichst betont, dass die Ar¬ 
beiter seit Jahren „sogenannte Arbeiterführer“ unterhalten, 
deren Ehrgeiz in den meisten Fällen kein anderer war, als 
der, „Politiker“ zu werden. Der neue Verband stellt sich 
u. A. die Aufgabe, die Massen zu überzeugen, dass die Zahl 
der Arbeiterführer zu gross sei und dass die Zeit ge¬ 
kommen sei, da eine einzige Organisation genüge. An der 
Spitze des Verbandes soll ein mit allen Machtvollkommen¬ 
heiten ausgestatteter Präsident stehen, der auch die Befug- 
niss haben soll, den Strike der gesammten Organisation 
anzuordnen. 


Arbeiterschutzgesetsgebung und Gewerbe¬ 
inspektion. 

Vorschläge der Kommission für Arbeiterstatistik über 
die Regelung der Arbeit in Bäckereien und Konditoreien. 

Der Reichsanzeiger vom 7. August d. J. veröffentlicht den 
Bericht der Kommission für Arbeiterstaiistik über die Er¬ 
hebungen, betreffend die Arbeitszeit in Bäckereien und 
Konditoreien. Der Bericht, auf den wir noch später aus¬ 
führlicher eingehen werden, schliesst mit folgendem „Ent¬ 
wurf von Bestimmungen, betreffend die Beschäftigung von 
Gehilfen und Lehrlingen in Bäckereien und Konditoreien“, 
auf den sich die Mehrheit der Kommission einigte: 

§ 1. In Bäckereien darf die Arbeitsschicht der Ge¬ 
hilfen die Dauer von 12 Stunden, oder, falls die Arbeit 
durch eine Pause von mindestens einer Stunde unterbrochen 
wird, einschliesslich dieser Pause die Dauer von 13 Stunden 
nicht überschreiten. Die Zahl der Arbeitsschichten darf 
für jeden Gehilfen wöchentlich nicht mehr als 7 betragen. 
Zwischen den Arbeitsschichten muss den Gehilfen eine un¬ 
unterbrochene Ruhe von mindestens 8 Stunden gewährt 
werden. Während eines Zeitraums von 2 Stunden ausser¬ 
halb der zulässigen Arbeitsschichten dürfen die Gehilfen 
zu gelegentlichen Dienstleistungen des Gewerbes, jedoch 
nicht bei der Herstellung von Waaren verwendet werden. 

§ 2. Auf die Beschäftigung von Lehrlingen finden die 
vorstehenden Bestimmungen mit der Maassgabe Anwendung, 
dass die zulässige Dauer der Arbeitsschicht im ersten Lehr¬ 
jahre 2 Stunden, im zweiten Lehrjahre 1 Stunde weniger 
beträgt als die für die Beschäftigung von Gesellen zulässige 
Dauer der Arbeitsschicht. 

§ 3. Auf Konditoreien finden die vorstehenden Be¬ 
stimmungen mit der Maassgabe Anwendung, das 1. die 
Dauer der Arbeitsschicht (§ 1 Abs. 1) an einzelnen Werk¬ 
tagen überschritten werden darf, wenn die Arbeitsschicht 
an anderen Werktagen derselben Woche um die Dauer der 
Ueberschreitung verkürzt wird, und 2. die Arbeitsschicht 
an Sonn- und Festtagen die Dauer von 8 Stunden nicht 
überschreiten darf 

§ 4. Ueber die in §§ 1—3 festgesetzte Dauer dürfen 
Gehilfen und Lehrlinge beschäftigt werden: 1. an den¬ 
jenigen Tagen, an welchen zur Befriedigung eines bei 
Festen oder sonstigen besonderen Gelegenheiten hervor¬ 
tretenden Bedürfnisses die höhere Verwaltungsbehörde 
Ueberarbeit für zulässig erklärt hat; 2. ausserdem in Bäcke¬ 
reien an jährlich 20, in Konditoreien an jährlich 40 der 
Bestimmung des Arbeitgebers überlassenen Tagen. Auch 
an solchen Tagen muss den Gehilfen und Lehrlingen 
zwischen den Arbeitsschichten eine ununterbrochene Ruhe 
von mindestens 8 Stunden gewährt werden. Die höhere 
Verwaltungsbehörde darf die Lieberarbeit (Ziffer 1) für höch¬ 
stens 20 Tage im Jahre gestatten. 

§ 5. An Sonn- und Festtagen dürfen die Gehilfen und 
Lehrlinge in Bäckereien während eines ununterbrochenen 
Zeitraums von 16 Stunden, in Konditoreien während eines 


ununterbrochenen Zeitraums von 12 Stunden nicht beschäf¬ 
tigt werden. 

§ 6. In Abweichung von den Bestimmungen der §§ 1, 
3 Abs. 2, 5 dürfen Gehilfen und Lehrlinge an Sonn- und 
Festtagen beschäftigt werden: 1. in Bäckereien mit Arbeiten, 
welche zur Vorbereitung der Wiederaufnahme der regel¬ 
mässigen Arbeit am nächsten Werktage nothwendig sind, 
sofern sie nach 6 Uhr Abends stattfinden und nicht länger 
als eine Stunde dauern, 2. in Konditoreien mit der Her¬ 
stellung leicht verderblicher Waaren. die unmittelbar vor 
dem Genuss hergestellt werden müssen (Eis, Kremes und 
dergleichen). 

§ 7. Gehilfen und Lehrlinge in Konditoreien, welche an 
einem Sonn- oder Festtage noch nach 12 Uhr Mittags be¬ 
schäftigt worden sind, müssen an einem Werktage der fol¬ 
genden Woche von Mittags 12 Uhr ab von der Arbeit frei¬ 
gelassen werden. 

§ 8. Durch Verfügung der unteren Verwaltungsbehörde 
kann für Gemeinden, in denen die Bäcker ortsüblich an 
Sonn- und Festtagen für die Kunden das Ausbacken der 
von diesen bereiteten Kuchen oder das Braten von Fleisch 
besorgen, die Beschäftigung eines Gehilfen mit diesen Ar¬ 
beiten während höchstens 3 Stunden des Vormittags ge¬ 
stattet werden. 

§ 9. Wird den Gehilfen und Lehrlingen für den Sonn¬ 
tag eine mindestens 24stündige Ruhe gewährt, so dürfen 
die an den zwei vorhergehenden Werktagen endigenden 
Schichten um je zwei Stunden über die im § 1 Abs. 1 be¬ 
stimmte Dauer verlängert werden. Jedoch muss den Ge¬ 
hilfen und Lehrlingen zwischen den beiden letzten Schichten 
der Woche eine ununterbrochene Ruhezeit von mindestens 
8 Stunden gelassen werden. 

§ 10. Die vorstehenden Bestimmungen finden nur auf 
diejenigen Personen Anwendung, welche bei der Herstellung 
der Bäcker- oder Konditorwaaren beschäftigt werden. Da¬ 
bei gelten Personen unter 16 Jahren, welche die Ausbildung 
zum Gehilfen nicht erreicht haben, auch dann als Lehrlinge, 
wenn ein Lehrvertrag nicht abgeschlossen ist. 

§11. Betriebe, in denen sowohl Bäckerwaaren als 
Konditorwaaren hergestellt werden, gelten im Sinne der 
vorstehenden Bestimmungen bezüglich der Beschäftigung 
solcher Gehilfen und Lehrlinge, welche ausschliesslich bei 
der Herstellung von Konditorwaaren beschäftigt werden, 
als Konditoreien, im übrigen als Bäckereien. Als Bäcker- 
waare im Sinne des Abs. 1 gilt dasjenige Backwerk, welches 
herkömmlich unter Verwendung von Hefe ohne Beimischung 
von Zucker zum Teig hergestellt wird. Im Uebrigen kann 
die höhere Verwaltungsbehörde für ihren Bezirk oder ein¬ 
zelne Theile desselben darüber Bestimmung treffen, ob 
ortsüblich bestimmte Waaren zu den Bäckerwaaren zu 
rechnen sind. 

§ 12. In der Backstube muss eine mit dem polizeilichen 
Stempel versehene Kalendertafel ausgehängt sein, auf der 
jeder Tag, an dem Ueberarbeit auf Grund des § 4 Abs. 1 
Ziffer 2 stattgefunden hat. spätestens am Ende der Woche 
mittels Durchlochung oder Durchstreichung mit Tinte kennt¬ 
lich zu machen ist. Die polizeiliche Stempelung erfolgt 
kostenfrei. Ausserdem ist in der Backstube eine Tafel auf¬ 
zuhängen, welche in deutlicher Schrift den Wortlaut dieser 
Bestimmungen wiedergiebt. 

Arbeiterinnenschutzgesetz in Zürich. Das Züricher 
Volk hat in der Abstimmung am 12. d. Mts. das Arbeiterinnen¬ 
schutzgesetz mit grosser Majorität angenommen. In sämmt- 
lichen Bezirken fand das Gesetz eine Mehrheit. In den 
Städten Zürich und Winterthur war die Zahl der Gegner 
des Gesetzes sehr klein; in Zürich betrug die Mehrheit für 
das Gesetz das zehnfache der Minderheit, in Winterthur 
das siebenfache. 


Wohnungszustände und Wohnungs¬ 
gesetzgebung. 

Zur Statistik der Wohnungsnoth. 

Seit mehr als 40 Jahren beschäftigen sich in Deutsch¬ 
land Gelehrte, Politiker und Menschenfreunde mit der Woh¬ 
nungsfrage; Baugesellschaften und -genossenschaften er- 
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richten neue brauchbare und wohlfeile Häuser und Woh¬ 
nungen für die ärmeren Klassen; die lokalen Bauordnungen 
der neueren Zeit entsprechen mehr den Forderungen der 
Gesundheitspflege, und die Polizeibehörden leiten aus dem 
Begriff der Sicherheits- und Sittenpolizei das Recht ab, 
gegen die schreiendsten Missstände einzuschreiten — indess 
muss wohl alles, was hier an gutem Willen und richtigen 
Maassnahmen geleistet wird, nicht ausreichen, denn in den 
meisten grossen Städten und in den Indiistriemittelpunkten 
wächst die Wohnungsnoth in einem das öffentliche Wohl 
schwer bedrohenden Umfange, und auch in den kleineren 
Gemeinwesen und auf dem platten Lande herrschen uner¬ 
freuliche Zustände und bleibt trotz mancher Maassnahmen 
im wesentlichen alles beim alten In manchen Fällen trifft 
daher hier wie dort zu, was V. A. Huber 1865 an den 
Kongress deutscher Volkswirthe schrieb: „Unsere Leser 
wissen, dass in den zivilisirtesten Ländern der Christen¬ 
heit hunderttausende von Familien auf Wohnungen ange¬ 
wiesen sind, worin ein halbwegs gewissenhafter oder auch 
nur seinen Vortheil verstehender Viehbesitzer sein Vieh 
nicht halten möchte — Wohnungen, worin die Pflege der 
ersten sittlichen und leiblichen Grundlagen würdiger, ge¬ 
sunder, wohlthuender, menschlicher — geschweige denn 
christlicher Lebenshaltung kaum möglich ohne Wunder 
oder Heroismus der Heiligkeit.“ 

Den Lesern dieser Zeitschrift die Erkennungsmerkmale 
des modernen Wohnungselendes im einzelnen zu schildern 
und zu begründen, hiesse vermuthlich Eulen nach Athen 
tragen. Es liegt vollständig klar am Tage, dass Keller-, 
Hof- und Dachwohnungen namentlich in ungesunden Stadt¬ 
vierteln, mangelhafte bauliche Verhältnisse in den Häusern, 
ein schlechter Baugrund schwere sanitäre Bedenken her- 
vorrufen, dass Wohnungen, die nur aus einem Raum be¬ 
stehen und wohl gar ausser einer zahlreichen Familie mit 
mehr oder minder erwachsenen Kindern noch mehrere 
Haushaltungen und Schlafburschen und weibliche Schlaf¬ 
gänger beherbergen, die Begriffe der häuslichen Sitte und 
der Sittlichkeit überhaupt als wesenlos und überflüssig 
ausschliessen, und dass schliesslich zu hohe Miethpreise, 
Unsicherheit der Dauer der Miethe und häufiger Wohnungs¬ 
wechsel recht oft gerade die ökonomische Lage des Arbei¬ 
ters bedrängen und noch unsicherer machen, als sie an sich 
schon ist. 

Dass diese Missstände im Wohnungswesen weit ver¬ 
breiteter sind, als man, fern von jenen Stadtvierteln und in 
eigener schöner Häuslichkeit, in der Regel annimmt, mögen 
die nachstehenden statistischen Daten beweisen. Sie sind 
aus den statistischen Erhebungen gewonnen, die mit der 
Volkszählung vom 1. Dezember 1890 in den deutschen 
grossen Städten auch über die Wohnungsverhältnisse ver¬ 
anstaltet und im dritten Jahrgang des Statistischen Jahr¬ 
buchs deutscher Städte von Prof. Dr. E. Hasse in Leipzig 
in 22 Tabellen übersichtlich geordnet worden sind.^) Frei¬ 
lich beziehen sich diese Aufzeichnungen nicht auf alle deut¬ 
schen Grossstädte und Industriezentren; es sind nur an die¬ 
jenigen deutschen Städte Fragebogen gesandt worden, die 
nach der Volkszählung von 1890 über 50 000 Einwohner 
haben, und von diesen 47 Städten haben sich nur 41 an 
den statistischen Aufgaben betheiligt. So fehlen denn auch 
viele rheinische und westfälische Industriestädte, wie Bochum, 
Düsseldorf, Elberfeld, Dortmund etc., es fehlen ferner Chem¬ 
nitz, Nürnberg, Würzburg, Strassburg, Stuttgart etc., in denen 
bekanntlich die Wohnungsverhältnisse im Durchschnitt nicht 
weniger zu wünschen lassen als die Zustände der in den 
Hasse’schen Tabellen berücksichtigten Städte Berlin, Ham¬ 
burg, Leipzig, München, Breslau, Köln a. Rh., Dresden, 
Magdeburg. Frankfurt a. M., Hannover, Königsberg i. Pr., 
Altona, Halle a. S., Kiel, Lübeck und Görlitz. 

Da es uns darauf ankommt, einen Beitrag zur Statistik 
der Wohnungsnoth zu liefern, so übergehen wir die in 
den Angaben der etwa vorhandenen günstigen und indiffe¬ 
renten Ziffern, und stellen diejenigen zusammen, aus dem 
Wesen und Umfang jener Noth klar wird — das soll voraus¬ 
geschickt werden, um dem Vorwurf der tendenziösen Ver- 


h Prof. Dr. E. Hasse, „Wohnungen und Haushaltungen 
nach den Ergebnissen der Zählungen von 1890* ini ..Statisti¬ 
schen Jahrbuch.deutsch er Städte“ Breslau 1893 S. 3211'. 


werthung des gegebenen Zahlenmaterials von vornherein 
zu begegnen. 

Zunächst einige Angaben über die Lage der Wohnungen. 
Kellerwohnungen hatte Dresden unter 61 670 bewohnten 
Wohnungen 1545 oder 2,5 pCt.; Königsberg von 32963 :1174 
oder 3,56 pCt.; Breslau von 77 174:3576 oder 4,63 pCt.; 
Hamburg von 119 228:8057 oder 6,73 pCt.; Berlin von 
366 920 : 28 265 oder 7.7 pCt.: Kiel von 14 239:1157 oder 
8,12 pCt.; Altona von 32 885:2811 oder 8,56 pCt. — Im 
vierten Stock und höher befanden sich in Hamburg 
6898 Wohnungen oder 5,76 pCt. aller bewohnten Woh¬ 
nungen, in Breslau 11 434 oder 14,81 pCt.; in Berlin 63 326 
oder 17,25 pCt.; in Dresden 11 405 oder 18,49 pCt. — Ueber 
die Vertheilung der Behausungen auf Vorder- und Hinter¬ 
wohnungen liegen nur für wenige Städte Mittheilungen vor; 
hiernach betrug die Zahl der Hinterwohnungen in Köln 
3424 oder 5,6 pCt. aller benutzten Wohnungen, in Hanno¬ 
ver 5617 oder 15,9 pCt., in Kiel 2292 oder 16 pCt, in Lü¬ 
beck 3115 oder 21 pCt, in Halle 5250 oder 24,5 pCt., in 
Berlin 161 215 oder 43,9 pCt. 

In diesen Zahlen weiss sich das vorhandene Elend noch 
ziemlich tief zu verbergen; auch in Keller, Dach- und Hinter¬ 
hauswohnungen kann ja noch ein guter Geist der Ordnung 
und Reinlichkeit herrschen, wenn auch in recht vielen 
Fällen diese optimistische Vorstellung sich bei näherer 
Prüfung der Verhältnisse in nichts auflösen wird. Unver¬ 
mittelt tritt uns aber die Noth entgegen in jenen Räumen, 
die weder in guter noch in schlechter Jahreszeit künstlich 
erwärmt werden können und die den mangelhaft ernährten 
und gekleideten Insassen im eisigen Winter nicht einmal 
die Wohlthaten des wärmenden Ofens erlauben. Derartige 
Behausungen ohne ein heizbares Zimmer zählte 
Köln 252 oder 4,4 pMille; München 392 oder 5 pMille; Lü¬ 
beck 82 oder 5,5 pMille; Hamburg 750 oder 6,3 pMille; 
Berlin 3376 oder 9,1 pMille; Altona 452 oder 13,7 pMille. 
Es hausten in diesen Löchern: in München 758 Personen 
oder 2.3 pMille, in Lübeck 158 oder 2,6 pMille, in Köln 
949 oder 3,7 pMille, in Hamburg 2532 oder 4,6 pMille, in 
Berlin 8324 oder 5,4 pMille, in Altona 1491 oder 10,4pMiJle. 
Das besonders ungünstige Verhältniss in Altona ist z^um 
Theil daraus zu erklären, dass auch eine grössere Anzahl 
der ärmeren Hamburger Arbeiter Heim und Wohnung in 
dem räumlich kaum von Hambrug getrennten Altona be¬ 
sitzen. 

Für die sittlichen Zustände der Bewohner kaum gün¬ 
stiger sind die Behausungen, die nur ein heizbares 
Zimmer ohne Zubehör aufweisen, die Mann und Weib, 
Erwachsene und Kinder, Familienmitglieder und Fremde zu 
beherbergen haben. Ihre Zahl ist in den grösseren Städten 
erschreckend gross. In Hamburg gab es derartige „Stuben“ 
2131 oder 17,9 pMille, in Halle a. S. 1914 oder 86,7 pMille, 
in Frankfurt a. M. 3^9 oder 99,2 pMille, in Altona 3859 
oder 117 pMille, in Köln 7401 oder 129,7 pMille, in Görlitz 
2137 oder 133,8 pMille, in München 21561 oder 276 pMille, 
in Breslau 32 038 oder 415,2 pMille. 

Nicht viel besser sind die gesundheitlichen und sitt¬ 
lichen Zustände in den Wohnungen, die aus einem heiz¬ 
baren Raum mit Zubehör bestehen. In den Angaben 
für Berlin, Dresden, Magdeburg, Mannheim, Kiel etc. wird 
zwischen ihnen und den vorhergegangenen kein Unterschied 
gemacht. Mannheim hatte Wohnungen mit einem Zimmer 
mit oder ohne Zubehör 3942 oder 243 pMille; Kiel 3677 
oder 258,2 pMille; Dresden 30 620 oder 496,5 pMille; Ber¬ 
lin 183291 oder 499,5 pMille; Magdeburg 25 057 oder 555,8 
pMille. Im übrigen zählte Wohnungen mit einem heiz¬ 
baren Zimmer und mit Zubehör Breslau 9924 oder 128,6 
pMille, Köln 12 553 oder 220 pMille, Hamburg 32 721 oder 
275,5 pMille, Altona 9962 oder 302,1 pMille, Leipzig (alt 
und neu) 26 501 oder 356,2 pMille, Halle a. S. 9149 oder 
414,3 pMille, Hannover 14 492 oder 418,9 pMille, Lübeck 6663 
oder 450,6 pMille, Görlitz 7570 oder 473,9 pMille, Königs¬ 
berg 18 930 oder 574,3 pMille. 

In diesen heizbaren Stuben mit oder ohne Zubehör ist 
ein beträchtlicher Theil unserer Arbeiterbevölkerung unter¬ 
gebracht, wie aus nachstehenden Ziffern erhellt Es wohnten 
in Wohnungen mit einem heizbaren Zimmer ohne Zubehör 
in Hamburg 5024 Menschen oder 9,1 pMille: in Halle a. S. 
5323 oder 54,5 pMille; in Frankfurt a. M. 9700 oder 55,8 
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pMille; in Görlitz 4144 oder 68,8 p. Mille; in Köln 17 696 
oder 70,6 pMille; in Altona 10142 oder 71,0 pMille; in 
München 69185 oder 210,3 pMille; in Breslau 112 524 oder 

351.4 pMille. — In Wohnungen mit einem heizbaren Zimmer 
mit oaer ohne Zubehör lebten in Kiel 12 753 Personen oder 

187.8 pMille; in Dresden 110 497 oder 428,8 pMille; in Ber¬ 
lin 676 475 oder 441,8 pMille; in Magdeburg 95 333 oder 

496.8 pMille. — In Wohnungen mit einem heizbaren Raum 
und mit Zubehör wohnten in Breslau 42 423 Menschen oder 

132.5 pMille; in Köln 52 020 oder 207,5 pMille; in Hamburg 
127 013 oder 232,2 pMille; in Altona 39 550 oder 276,8 pMille; 
in Leipzig (alt und neu) 105 639 oder 300,8 pMille; in Han¬ 
nover 56 714 oder 364,2 p Mille; in Halle a. S. 36 753 oder 

376,7 pMille; in Lübeck 24 888 oder 411 pMille; in Görlitz 
27 673 oder 460 pMille; in Königsberg i. Pr. 83 389 oder 
557 pMiUe. 

Wenn da in Schriften über die Wohnungsfrage von 
Zimmern berichtet wird, die mehreren Haush^tungen zu¬ 
gleich einen Unterschlupf gegen Wind und Wetter bieten 
sollen und die für die verschiedenen Parteien mit Kreide- 
Strichen abgetheilt sind, so werden derartige Schilderungen 
leicht für Uebertreibungen genommen, die entweder aus 
Böswilligkeit oder im Uebereifer für eine gute Sache ge¬ 
macht sein sollen. Wen jedoch Beruf und Pflicht, sei es 
als Geistlichen, sei es als Arzt, Armenpfleger oder Beamten 
in die Wohnstätten der Armen führen, der weiss, dass die 
Berichte insofern hinter der Wirklichkeit zurückzubleiben pfle¬ 
gen, als in den meisten Fällen jene Abgrenzung der Anrechte 
mit dem Kreidestrich unterbleibt. Die überfüllten Woh¬ 
nungen, in denen jedes Gefühl von Scham und gegen¬ 
seitiger Rücksicht unterdrückt werden muss, damit das 
Leben darin überhaupt ertragen werden kann, diese In¬ 
fernos in der heutigen Kulturwelt senden erfahrungsgemäss 
ein festes Kontingent von Dirnen und rückfälligen Ver¬ 
brechern in die Gesellschaft. Wohnungen ohne einen 
heizbaren Raum mit 6 und mehr Bewohnern zählte 
Hamburg 21, München 25, Köln 50 und Altona 84. Woh¬ 
nungen mit einem heizbaren Zimmer ohne Zubehör, 
in denen 6 und mehr Menschen zu leben hatten, gab es in 
Hamburg 23; in Görlitz 45; in Königsberg 59; in Lübeck 
68; in Halle a. S. 104; in Altona 305; in München 2445; in 
Breslau 4908. — Wohnungen mit einem heizbaren Zimmer 
und mit Zubehör, von 6 und mehr Personen bewohnt, 
waren in Hamburg 1164 oder 9,7 pMille; in München 797 
•oder 10,2 pMille; in Breslau 2615 oder 33,8 pMille; in Altona 
2011 oder 60,9 pMille; in Görlitz 1042 oder 65.2 pMille; in 
Leipzig 5485 oder 73,8 pMille; in Hannover 2687 oder 77,7 
pMille; in Lübeck 1195 oder 80,8 pMille; in Halle a. S. 2079 
•oder 94,5 pMille; in Königsberg 3315 oder 100,5 pMille. — 
Wohnungen mit einem heizbaren Zimmer mit oaer ohne 
Zubehör, von 6 und mehr Personen bewohnt, existirten in 
Köln 3311 oder 5,5 p. Mille. 

An die äusserste Grenze des Wohnungselends kommt 
man, wenn man die Zahlen derjenigen Behausungen 
prüft, in denen mehrere Haushaltungen zugleich vege- 
tiren. Auch hier darf man nicht von vereinzAen Erschei¬ 
nungen sprechen; es giebt an Wohnungen mit 2 Haus¬ 
haltungen in Breslau 300; in Leipzig 1241; in Altona 1791; 
in Königsberg 1897; in München 2350. Wohnungen mit 
3 Haushaltungen hat Leipzig 53; Königsberg 93; München 
109; Altona 160. Wohnungen mit 4 und mehr Haushaltungen 
schliesslich zählte Görlitz 3; Leipzig 7; München 8 und 
Altona 29. 

Ueber das Schlafburschen- und -Mädchenwesen 
in den grösseren Städten, gegen das bekanntlich vom 
sanitären und sittlichen Standpunkte ebenfalls berechtigte 
Bedenken zu erheben sind, geben folgende Zahlen Auf¬ 
schluss. Es gab Haushaltungen mit Schlafleuten in Frank¬ 
furt a. M. 23Cß oder 62,2pMille ; in Halle a. S. 1654 oder 

74.7 pMille; in Magdeburg 4361 oder 96,3 pMille; in Bremen 
2576 oder 98,2 pMille; in Dresden 7117 oder 113,5 pMille; 
in Breslau 9682 oder 125 pMille; in Altona 5167 oder 

156.7 pMille; in Berlin 582 265 oder 158,2 pMille; in Leipzig 
. 13 314 oder 175 pMille. 

Den Schluss mögen einige Angaben über die Miethen 
bilden. Vergleicht man die Preise für Kellerwohnungen 
und für die Wohnungen im vierten Stock mit denen für 


die Wohnungen im Erdgeschoss und im ersten Stock,, so 
muss man. will man auch aus den wenigen angegebenenZahlen 
nicht mit Roscher auf das Vorhandensein eines ^Wohnungs- 
feudalismus“, auf systematischen Wohnungswucher schliessen, 
dennoch zugeben, dass die Preise für die verschiedenen 
Räume, die hinsichtlich der gesundheitlichen Verhältnisse, 
des Komforts etc. gewaltige Unterschiede aufweisen, kaum 
nach einer gesunden und gerechten Werthskala aufgebaut 
sind. Der Preis eines heizbaren Zimmers (in Mieth- 
wohnungen ohne gewerbliche Nebenbenutzung) betrug in 
Halle a. S. im Keller 92 M., im Erdgeschoss 130 M., im 
ersten Stock 141 M., im vierten Stock 113 M.; für die 

? leichen Räumen in Leipzig (alt und neu) 104 M., 161,4M., 
69,9 M., 130,8 M.; in Hannover 142 M., 201 M., 176 M., 
170 M.; in Hamburg 143,4 M., 189,9 M., 183,1 M., 156 M.; 
in Altona 158 M., 170 M., 163 M., 130 M. 

Die Zustände in unserm Wohnungswesen können, das 
ist das Gesammtergebniss der neueren Wohnungsstatistik, 
nicht als gesund und einer Kulturwelt würdig erachtet 
werden: das Fundament des heutigen Gesellschaftsbaues 
ruht in einem Sumpfe, das Heim des grösseren Theils 
unseres Volkes ist in gesundheitlicher Hinsicht völlig unr 
zulänglich. Da ist es denn auch heute wieder an der Zeit, 
an die Mahnung des damaligen Oberbürgermeisters Dr, 
Miquel zu erinnern, der 1886 in der Versammlung des „Vereins 
für Sozialpolitik“ in Frankfurt a. M. ein Reichswohnungs¬ 
gesetz verlangte und erklärte, auf keinem Gebiete sei es 
gefährlicher für die Gesetzgebung, den richtigen Zeitpunkt 
zu verpassen. In der That ist durchg^reifende Ab hülfe der 
Schäden in der Hauptsache nur von der Gesetzgebung und 
andererseits von der Erhöhung der Lebenshaltung der ar¬ 
beitenden Klassen und von der damit Hand in Hand gehen¬ 
den Steigerung der Löhne zu erwarten. 

Hildesheim. Hugo Böttger. 

Quartieri operaii in Mailand. Die Kooperativgesell¬ 
schaft für Arbeiterwohnungen wurde in Mailand im Jahre 
1887 begründet und besass schon am Ende des Jahres 1891 
132 Häuser für ihre Mitglieder und einige Miethshäuser im Ge- 
sammtwerte von über 1 Million Lire. Der Antheilschein, 
der den Nominalwerth von 50 L. hat, ist auf 150 L. ge¬ 
stiegen. Die Schulden, welche die Gesellschaft bei der 
Sparkasse und der Banca Popolare kontrahiren musste, 
werden abgezahlt. Die Gesellschaft ist ganz auf dem Prin¬ 
zip der Selbsthülfe aufgebaut und alles eher als eine „Wohl¬ 
fahrtseinrichtung“ der Unternehmer. Die aus Arbeitern be¬ 
stehende Kooperativgesellschaft baut die kleinen Häuser 
und vermiethet sie wieder an Arbeiter und zwar nur an wirk¬ 
liche Arbeiter. Ausser der jährlichen Miethe ist eine Amorti¬ 
sationsquote zu zahlen, die um so geringer ist, je länger 
der Arbeiter nur als Miether und nient als Eigenthümer im 
Hause wohnt. Doch wohnt der Arbeiter jedenfalls be¬ 
deutend billiger und gesünder als an jedem anderen Orte 
der Stadt, und seine Unabhängigkeit dem Unternehmer 
gegenüber ist nicht gefilhrdet. Zieht der Arbeiter fort, so 
kann er sein Haus einem anderen Arbeiter überlassen, der 
der Gesellschaft genehm ist. Die Mailänder Gesellschaft 
scheint nun gesichert zu sein. Ein ähnliches Unternehmen 
in Ravenna ist daran gescheitert, dass die sogenannten 
Arbeiterwohnungen, die nicht gerade sehr billig waren, von 
Personen gemiethet wurden, die deni Bürgerstande an¬ 
gehörten. 
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Das Welt-Petroleummonopol. 

Im Gebiete des Petroleumhandels herrscht seit Jahren 
ein ausserordentlich heftiger Konkurrenzkampf, an dem im 
wesentlichen drei Gruppen betheiligt sind: die Standard 
Oil Company mit ihren zahlreichen Zweiggesellschaften, 
die russische Petroleum-Industrie und die nicht zur 
Standard Company gehörigen pensilvanischen Oel- 
Produzenten, die man gegenwärtig als „Outsiders“ be¬ 
zeichnet. In diesem Konkurrenzkampf ist die Standard- 
Gesellschaft lange Zeit besonders begünstigt gewesen. Ihr 
Leiter, Mr. Rockefeiler, ist ein „smarter“ Geschäftsmann, 
unternehmungslustig, schlau und zäh, wie nur ein Yankee 
sein kann; ausserdem verlügt die Standard Company über 
ein Kapital, das auf 200 Millionen Dollars geschätzt wird. 
Sie war in der Lage, alle Vortheile des Grossbetriebes früh¬ 
zeitig und nahezu für sich allein auszunützen, wie auch Mr. 
Rockefeiler jederzeit von dem Nutzen einer gut funktioni- 
renden Organisation durchdrungen war. Er verfügte über 
die erste pipe line, durch die das Oel von den Produktions¬ 
stätten zur Küste und in die Raffinerien gepumpt wurde. 


Tankdampfer und Tankwagen standen ihm zuerst zur Ver¬ 
fügung, und in der Tarifpolitik der amerikanischen Bahnen 
spielte die Standard-Company gleichfalls eine bedeutende 
Rolle. Ihr Bestreben war darauf gerichtet, sich alle Fort¬ 
schritte der Technik, jeden kaufmännischen Vortheil und die 
Uebermacht des Kapitals zu sichern, dagegen die Benutzung 
der gleichen Vortheile durch die Konkurrenz zu verhindern. 

Diese Politik ist auch längere Zeit vom Glück be¬ 
günstigt gewesen, und wenn man die Entwicklung im Pe¬ 
troleumpreise verfolgt, so ersieht man daraus, welche finan¬ 
ziellen Ergebnisse die Standard Oil Company erzielt haben 
muss. Als sie 1872 ins Leben trat, stand der Petroleum¬ 
preis auf etwa 25 Mk. Seitdem ist der Preis allmählich ge¬ 
sunken, sodass er Ende 1887 bereits auf 7,35 Mk. (in Bremen) 
angelangt und im Juli 1893 auf 4,70 Mk. (gegenwärtig 4,65 Mk.) 
gefallen war. Diese Entwicklung nach unten nimmt die 
Standard-Gesellschaft allerdings als ihr Verdienst in An- 
I Spruch, und insofern, als sie ein Faktor der Konkurrenz 
war, mag auch dieser Anspruch berechtigt sein. Indessen 
ist die Hauptursache des Sinkens der Preise in dem Auf¬ 
treten eines anderweitigen Wettbewerbes zu suchen, einer¬ 
seits des russischen, vorzugsweise aber des — von der Stan¬ 
dard Co. nicht kontrollirteii — amerikanischen Wettbewerbes. 

! Die Baku-Produzenten sind heute noch auf den Bahntrans¬ 
port angewiesen, und die amerikanischen Outsiders waren 
es lange Zeit, während die Standard Co, bereits über 
Röhrenleitungen verfügte. So lange die Outsiders — etwa 
23 Firmen — ihr Oel mit der Bahn an die Küste befördern 
I mussten, drückten sich naturgemäss die erhöhten Spesen 
auch in den Preisen aus. D. h. mit anderen Worten, die 
Standard Co. brauchte mit ihrem Preise nur bis zum Niveau 
der Bahnfracht nachzugeben, wodurch sie, die diese hohen 
Spesen nicht oder nicht in gleicher Weise hatte, entsprechend 
grosse Gewinne realisirte. In neuerer Zeit, als der Kon¬ 
kurrenzkampf immer heftiger wurde, haben jedoch auch die 
Outsiders die Bedeutung der Koalition schätzen gelernt 
und sich gegen die Standard Co zusammengeschlossen. 
Sie waren, wenn auch mit Hilfe fremden Kapitals und unter 
grossen Schwierigkeiten, denen nach ihrer Ansicht weder 
Mr. Rockefeller noch die Bahnen fern standen, die den Ver¬ 
lust von lohnenden Frachten fürchteten, im Stande, eben¬ 
falls pipe lines anzulegen. Es wurde zuerst die Creszent 
Pipe Line gebaut, die das Rohöl aus der Pittsburger Gegend 
nach Philadelphia führt. Im vergangenen Jahre errichteten 
sie die United States Pipe Line von Oil City aus. Mit dieser 
waren sie Mn Rockefeller sogar überlegen, da es sich hier 
um eine Doppelleitung handelt, deren zweite Röhrenleitung 
für raffinirtes Petroleum bestimmt ist. 

Damit war der Konkurrenzkampf, dessen einzelne Phasen 
werth sind, ihren Geschichtsschreiber zu finden, auf eine 
neue Basis gestellt, die es auch erklärt, weshalb die Preise 
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gleichzeitig ihren Tiefstand erreichten. Rockefeller ist in 
der ganzen Zeit nicht müssig gewesen. Er hat auch in 
Deutschland sämmtliche Raffinerien in seine Hand gebracht, 
so dass nur noch in Bremen und in Mannheim selbstständige 
Petroleum-Importeure existiren. Ebenso sind sämmtliche 
französischen Petroleum-Raffinerien gezwungen, ihren 
Bedarf ausschliesslich bei der Standard Oil Company 
zu decken. Sie versorgt Holland, Belgien und das links¬ 
rheinische Deutschland durch die American Oil Com¬ 
pany, das übrige Deutschland und einen Theil der Schweiz 
durch die Deutsch-Amerikanische Petroleum-Gesell¬ 
schaft — deren schweizerischer Vertreter Herr Carl Stumm 
inBasel ist —, England durch die An gl o-American Oil Co., 
Italien und den angrenzenden Theil der Schweiz durch die 
Italienisch - Amerikanische Petroleum-Gesellschaft, 
ferner Schweden und Norwegen durch einen besonderen 
Vertreter. Die Baku-Produzenten sollten in gleicher Weise 
zu einem Ring zusammengeschlossen werden. Die Erfüllung 
dieser Aufgabe strebte das Welthaus Rothschild an, das 
aber an dem Selbstständigkeitsgefühl der Russen SchifF- 
bruch litt und, bisher wenigstens, diese Aufgabe nicht lösen 
konnte. Was Rothschild nicht gelang, hat sodann der 
russische Finanzminister in anderer Weise ausgeführt. Er 
bildete eine Art freier Vereinigung der russischen Petroleum- 
Producenten, deren Leitung aus einem Komitee von 5 Per¬ 
sonen besteht. 

Insoweit hatte sich der Aufmarsch der drei Parteien 
vollzogen, als Ende Mai d. J. die New-Yorker „World“, die 
eine ringfeindliche Stellung einnimmt, plötzlich mit der 
Nachricht von dem nahen Abschluss des Welt-Petroleum¬ 
monopols überraschte. Sie veröffentlichte das Memoran¬ 
dum des Uebereinkommens, das zwischen der Standard Co. 
und den Vertretern des Syndikats der russischen Petroleum- 
Raffineure, vorbehaltlich der Zustimmung des russischen 
Finanzministers Witte, abgeschlossen sein sollte, und in dem 
„die Märkte der gesammten Welt“ zwischen dem Handel 
mit russischem und dem mit amerikanischem Oel vertheilt 
wurden. Danach sollte Russland Ost-Europa, Asien und 
Afrika ausschliesslich der Westküste zugetheilt erhalten, 
Amerika dagegen den übrigen Theil der Welt mit Aus¬ 
nahme Australiens, das in dem Abkomnen nicht erwähnt 
war. Nur eine Bedingung sollte noch zuvor erfüllt werden: 
die Standard Co. sollte in Europa jede amerikanisches Oel 
beziehende Konkurrenz beseitigen. Das bezog sich in der 
Hauptsache auf die Firma Philipp Poth in Mannheim, die 
ihr Oel von den Outsiders, der Producers Oil Co., erhält. 
Sie hatte bisher alle Anerbietungen der Standard Co. hart¬ 
näckig abgelehnt, wobei sie auch nach den mir gemachten 
Mittheilungen beharrt. Diese Bedingung sollte der russische 
Finanzminister gestellt haben, der im Uebrigen mit dem 
Welt-Monopol einverstanden schien. Unwahrscheinlich klang 
das letztere nicht, da Russland durch das Abkommen die 
Alleinherrschaft auf dem asiatischen Markt erhielt. Freilich 
war nicht recht einzusehen, welches Interesse Russland, 
wenn es den deutschen Markt aufgeben wollte, daran haben 
sollte, dass die Standard Co. in Deutschland keine ander¬ 
weitige Konkurrenz findet. 

Die Veröffentlichung in der „World“ machte einen un¬ 
geheueren Eindruck. Es ging, wie schon so oft: seit Jahren 
wusste man, dass auf dem Petroleummarkt Monopolbestre¬ 
bungen im Gange waren, wie man auch die Fortschritte des 
Mr. Rockefeiler von Etappe zu Etappe beobachten konnte. 
Ebenso waren die Rothschild’schen Versuche in Russland 
und der Abschluss des russischen Verkaufs-Syndikates nicht 
unbemerkt geblieben. Die Oeffentlichkeit hatte jedoch, von 
einigen Warnern abgesehen, die Gefahr vollständig ignorirt. 
Erst jetzt, wo sie vor einer abgeschlossenen Thatsche zu 
stehen schien, an der nichts mehr zu ändern wäre, erst jetzt 
fiel es ihr plötzlich wie Schuppen vom Antlitz, und man be¬ 
griff, was cs heissen würde, wenn ein so unentbehrlicher 


Bedarfsartikel wie Petroleum unter die Herrschaft eines 
einheitlichen, kapitalistisch gerichteten Willens käme. Es 
regnete nur so papierene Proteste in den Spalten der Zei¬ 
tungen, in denen alles mögliche, in der Hauptsache aber 
doch die „schrankenlose“ Gewerbefreiheit Deutschlands 
für diesen Welt-Ring verantwortlich gemacht wurde. Es 
war aber leicht einzusehen, dass die deutsche Gewerbe¬ 
freiheit nicht für einen Koloss verantwortlich sein konnte, 
der mit einem Fusse in dem freien Amerika, mit dem an¬ 
deren im despotischen Russland stand. 

Indessen die Veröffentlichung in der „World“ war 
falsch. Es ist möglich, dass von der Standard Co. Bedin¬ 
gungen, wie sie das Memorandum enthielt, als Unterlage 
einer Vereinbarung angeboten wurden, und dass darüber 
auch thatsächlich Verhandlungen stattfanden, als deren Ort 
zutreffend Paris bezeichnet wird. Man war hüben und 
drüben sogar zu einer Verständigung bereit. § 20 des 
Statuts des russischen Syndikates bezeichnet als einen der 
Zwecke des Syndikates die Herbeiführung einer Einigung 
mit den amerikanischen Exporteuren und Herr Witte ist 
ein viel zu tüchtiger Geschäftsmann, als dass er den finan¬ 
ziellen Werth solcher Abmachungen nicht schätzen sollte. 
Den Stein des Anstosses bildete nicht so sehr die Mann¬ 
heimer Outsider-Firma als das Verlangen Mr. Rockefeller s 
nach einer territorialen Scheidung des Weltmarktes. Denn 
die russiche Petroleum-Erzeugung ist im Wachsen begriffen: 
sie ist demnach expansiv und reflektirt auf eine Ausdehnung 
ihres Marktes, gerade auf das, was die Standard-Co ihrer¬ 
seits in ihrem Interesse verhüten will. Im Jahre 1891 wurden 
z.B. von Batum nach deutschen Häfen verfrachtet 142795 Pud 
Petroleum, 1892 bereits 541864 und 1893 815000 Pud. Die 
russische Produktion überhaupt stieg von 2 Millionen 
Fass in 1877 auf 40,8 Millionen Fass in 1893. Russland hat 
also ein steigendes Interesse an dem deutschen Markt, was 
ja auch bei den Handelsvertrags-Verhandlungen zum Aus¬ 
druck kam; es war demgemäss nicht bereit, Westeuropa in 
Rücksicht auf Zugeständnisse in Asien, wo es das Ueber- 
gewicht ohnehin erlangen wird, ohne weiteres aufzugeben. Es 
wollte nur verhandeln auf Grund des Nebeneinander „zur 
Erzielung einer gemeinsamen, freundschaftlichen Basis“, 
d. h. zur Erzielung fester Preis-Vereinbarungen. Die russi¬ 
schen Vorschläge wurden von Mr. Rockefeller, der sein 
eigentliches Ziel nicht aus dem Auge verliert, ebenso ab¬ 
gelehnt, wie die amerikanischen durch Herrn Witte. Das 
Welt-Petroleummonopol ist also in Paris gescheitert, 
und der Konkurrenzkampf hat in verschärfter Form abermals 
begonnen, was die neuerlich erfolgte Herabsetzung der Export- 
Frachten in Russland, sowie die Neufüllung bisher leer ge¬ 
standener Tanks bestätigt. 

Da das Welt-Petroleum-Monopol augenblicklich ge¬ 
scheitert ist, ist die Entrüstung über diesen „Riesen-Aus- 
wuchs“ auch alsbald wieder eingeschlafen. Die öffentliche 
Meinung ist wieder beruhigt, und die meisten Tageszeitungen 
sind offenbar froh, sich mit der unangenehmen und unbe¬ 
quemen Erscheinung nicht weiter beschäftigen zu müssen. 
Darin zeigt sich leider eine verhängnissvolle Unterschätzung 
der Energie, die sich bisher in den auf das Monopol ge¬ 
richteten Bestrebungen offenbarte. Ein Mann, wie der 
Leiter der Standard Oil Co., giebt einen Plan, mit dem sein 
Ehrgeiz und sein Machtgefühl so innig verknüpft ist, nicht 
ohne weiteres auf, besonders dann nicht, wenn die Zu¬ 
kunft seines Institutes davon abhängt. Kann es zweifelhaft 
erscheinen, ob er die Sicherung der angestrebten Allein¬ 
herrschaft auf einem möglichst ausgedehnten Markt erringen 
wird, so sprechen doch eine Reihe von Erwägungen für die 
Wahrscheinlichkeit einer Koalirung des Petroleumhandels auf 
einer etwas freieren Basis, nämlich auf der Unterlage von 
Preisfestsetzungen. Es wurde bereits erwähnt, dass bei der 
Bildung des russischen Syndikates eine solche Einigung 
mit den Amerikanern ausdrücklich als Ziel aufgestellt 
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wurde. Ein Hinderniss bilden hier die nicht in den Ring 
einbezogenen freien pensilvanischen Produzenten — ist aber 
dieses Hinderniss unüberwindlich? Allerdings ist durch den 
jahrelangen wilden Konkurrenzkampf viel Groll und Hass 
aufgestapelt worden, der ein Aufgehen der um die Produ¬ 
cers Oil Co. geschaarten Firmen in die Standard Co. unwahr¬ 
scheinlich macht, zumal die letztere nur 20 pCt. der pensil¬ 
vanischen Erzeugung kontrolliren soll. Ob diese Filmen 
einem Preiskartell jedoch ebenso abgeneigt wären, darf 
man bezweifeln. Denn auch in ihren Verträgen findet sich 
eine Klausel über eine etwaige Einigung mit der Standard Co., 
in der bestimmt ist, dass keiner der einzelnen Theile für 
sich allein mit Mr. Rockefeller verhandeln darf, dass solche 
Verhandlungen vielmehr durch die Gesammtheit zu führen 
sind. An die Möglichkeit von Verhandlungen hat man also 
gedacht; solche sind auch wahrscheinlich, da schliesslich 
wohl das Selbstinteresse über die gegenseitige Abneigung 
siegen wird und Mr. Rockefeller vielleicht doch findet, dass 
auch dieser Weg eine Etappe zu seinem Hauptziel sei. 

Ist also die Gefahr eines Welt-Petroleummonopols durch 
Vertheilung der Absatzgebiete nicht so brennend, wie es im 
Mai und Juni scheinen mochte, so könnte das Monopol doch 
in einer anderen Form erstehen. Ist es erst vorhanden, so 
werden alle Deklamationen dagegen nichts nützen. Es wird 
auch nichts fruchten, wenn die Ausbeutung der Kultur¬ 
menschheit im Dienste eines Riesenkapitals dem sozial ge¬ 
richteten Gewissen der Zeitgenossen unerträglich dünkt, da 
eine unmittelbare Einwirkung weder auf die eine noch auf 
die andere Gesellschaft möglich wäre. Es sei hier von den 
Momenten abgesehen, die dafür sprechen, dass eine unge¬ 
messene Ausbeutung auch dann nicht wahrscheinlich ist, 
weil regulirende Faktoren innerhalb und ausserhalb des 
Monopols vorhanden blieben; es scheint vielmehr ange¬ 
bracht, der vollen Gefahr einmal in’s Auge zu sehen. Pe¬ 
troleum wäre zu einem Monopol ganz geeignet. Sein Vor¬ 
kommen ist relativ beschränkt, sein Konsum trotz Gas 
und Elektrizität sowohl als Licht- wie als Kraftquell im um¬ 
fangreichen Maasse nothwendig. Monopolpreise würden 
also die Einzelwirthschaften unverhältnissmässig belasten, 
wie sie ebenso in vielen Gewerben die Herstellungskosten 
erhöhen und die Ausnutzung technischer Vortheile ins¬ 
besondere dem Kleingewerbe erschweren müssten. Es unter¬ 
liegt also keinem Zweifel, dass ein solches Monopol uner¬ 
träglich wirken könnte, während sein rein kapitalistischer 
Zweck, die Bereicherung einiger weniger auf Kosten der 
Gesammtheit. den Stachel nicht versüssen würde. Welche 
Abwehrmittel bleiben nun der organisirten Gesellschaft 
gegen das Monopol? 

So lange noch nicht die gesammte Erzeugung in das 
Monopol eingeschlossen ist, bleibt natürlich der Bezug ring¬ 
freien Materials. Es wäre denkbar, dass der Staat solange 
die Einfuhr des monopolisirten Petroleums überhaupt ver¬ 
bietet. Dann würde er aber — abgesehen von dem Hin¬ 
derniss, das die Handelsverträge bieten — seinerseits ein 
neues Monopol für das zugelassene Oel schaffen, das zu 
einer ähnlichen Preissteigerung führen könnte. Auf dem 
Boden der Gewerbeordnung ist bei dem internationalen 
Charakter des Monopols ebenfalls eineWirkung ausgeschlossen. 
Das Problem ist jedenfalls ebenso interessant, wie seine 
Lösung wichtig und schwierig ist. Die Möglichkeit einer 
Abwehr lässt sich vorläufig nur erblicken in einer allge¬ 
meinen gesetzlichen Regelung der Monopole, Ringe, Syndi¬ 
kate, Trusts u. 3. w., in der sich die Gesellschaft (d. i. der 
Staat) die Kontrolle dieser Bildungen seinerseits sichert, 
und zwar müsste den Parlamenten dabei das Recht der 
Wahrung der allgemeinen Interessen zugestanden werden 
Denn dass der Staat allein diese Rechte nicht immer mit 
der erforderlichen Energie vertritt, zeigt seine eigene Tarif¬ 
politik, in der bei uns leider das Parlament nicht mitzu¬ 
sprechen hat. Die Konsumenten allein sind Ringen oder 


gar Monopolen gegenüber nicht mächtig genug, auch viel¬ 
fach zu sehr zersplittert, um ein wirksames Gegengewicht 
bieten zu können. Da die Entwickelung unseres Wirth- 
schaftslebens eine unverkennbare, dabei auch unaufhaltsame 
und nicht nothwendig oder nicht immer und nicht überall 
schädliche Neigung zum Zusammenschluss grösserer Pro¬ 
duktionszweige in Syndikate, Ringe oder Trusts besitzt, er¬ 
scheint eine allgemeine Regelung auch durch anderweitige 
Gründe geboten. Aber auch daneben und darüber hinaus 
wird der freien wie der staatlichen Thätigkeit noch ein Feld 
zur Wirksamkeit bleiben. Dem Staate würde dabei ins¬ 
besondere die internationale Wahrung der wirthschaftlichen 
Interessen seiner Kommittenten obliegen, indem er — z. B. 
bei dem Abschluss von Handelsverträgen — dem anderen 
Theile die Kontrolle derartiger Bildungen oder die gesetz¬ 
liche Abstellung bestimmter Uebergriffe zur Auflage macht. 
Jedenfalls stehen hier der Gesellschaft schwere Kämpfe auf 
einem neuen Schlachtfelde bevor, und je eher sie sich dazu 
rüstet, um so besser wird sie im Stande sein, ihre Glieder 
vor Schädigungen zu bewahren. 

Frankfurt a. M. C. G. R. Oeser. 


Soziale Wirthschaftspolitik und Wirthschafts- 
statistik. 


Arbeitsnachweis in Köln. Nachdem mannigfache Ver¬ 
handlungen zur Errichtung eines städtischen Arbeitsnach¬ 
weises in Köln gescheitert waren, fanden in den vergan¬ 
genen Wochen in dieser Angelegenheit Besprechungen statt 
zwischen dem sozialpolitischen Ausschuss der Stadtver¬ 
ordnetenversammlung und Vertretern des Gewerbevereins, 
des Vereins selbständiger Handwerker, des Innungsaus¬ 
schusses, des katholischen Gesellenvereins, der katholi¬ 
schen Arbeitervereine, des evangelischen Arbeitervereins 
und des Gewerkschaftskartells. An den Verhandlungen, 
die vom Oberbürgermeister Becker geleitet wurden, nahmen 
auch Vertreter der Regierung Theil. Allseitig wurde das 
Bedürfniss der Errichtung eines Arbeitsnachweises anerkannt 
und die Bereitwilligkeit zur Mitarbeit ausgesprochen. Gegen 
Ende Juli gingen die Berathungen zu Ende, es wurde all¬ 
seitiges Einverständnis erzielt. Gemäss den „Satzungen für 
den Vereinsverband zur Errichtung und Leitung 
einer allgemeinen Arbeitsnachweisanstalt in Köln“ 
bilden die genannten Vereine einen VerbaiW, der durch 
einheitliches Zusammenarbeiten zwischen Arbeitgebern einer¬ 
seits und Arbeitnehmern andererseits Arbeit vermittelt. Der 
Verband errichtet eine Arbeitsnachweisanstalt für Arbeit¬ 
suchende beiderlei Geschlechts und aus allen Ständen und 
Berufsarten. Die Benutzung steht allen Arbeitern Kölns 
frei, gleichviel, ob sie den Vereinen, die den Verband 
bilden, als Mitglied angehören oder nicht. Die Vermittelung 
der Arbeit erfolgt unentgeltlich und zwar in erster Linie 
für die Personen, die in Köln ortsangehörig oder be¬ 
schäftigungslos geworden sind und in Köln Arbeit suchen. 
Eine Verpflichtung zur Nachweisung von Arbeit hat die An¬ 
stalt nur insofern, als Arbeit vorhanden ist. Die Verbands¬ 
versammlung besteht zu gleichen Theilen aus Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern. Die Vertreter der Vereine, die den 
Verbandsverhandlungen beiwohnen, erhalten auf Verlangen 
eine Vergütung von 2 Mk. für den halben, von 4 Mk. für 
den ganzen Tag. Jedoch sollen die Verhandlungen mög¬ 
lichst in den Abendstunden stattfinden, so dass ein Arbeits¬ 
zeitverlust nicht stattfindet. Die Verbandsversammlung 
wählt alle zwei Jahre einen Vorsitzenden und einen Stell¬ 
vertreter; hierzu können auch solche Personen gewählt wer¬ 
den, die nicht als Vertreter der Verbandsvereine bestellt sind. 
Die Verwalter der Arbeitsnachweisanstalt sowie die übrigen 
Angestellten werden durch die Vertreter der Vereine er¬ 
nannt. Bei Arbeits-Einstellungen oder -Aussperrungen stellt 
die Anstalt ihre Thätigkeit für den betreffenden Geschäfts¬ 
oder Arbeitszweig ein. 

Der Etat wurde auf 8000 Mk. festgesetzt, welche Summe 
aus städtischen Mitteln gedeckt werden soll; falls die Stadt 
die Geschäftsräume stellt, kommt eine entsprechende Summe 
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für die Miethe in Abzug. Für die erste Einrichtung zahlt 
die Stadt 1000 Mk. Die Vereine verpflichten sich bis zu 
einem gewissen Höchstbetrage für ein etwa entstehendes 
Defizit. 

Nach der Geschäftsordnung werden getrennte Warte¬ 
räume für männliche und weibliche Arbeitsuchende errichtet. 
Die Geschäftsstunden sind auf 10 — 1 Uhr vormittags und 
4—8 Uhr nachmittags, Sonntags auf 11—12 Uhr angesetzt. 
Auf Verlangen der städtischen Verwaltung sind für Zwecke 
der Statistik über die Bewegungen des Arbeitsangebotes 
und der Arbeitsnachfrage in den verschiedenen Gewerben 
und Jahreszeiten die gewünschten fortlaufenden Mittheilungen 
zu machen und muss über alle die Arbeitsverhältnisse be¬ 
treffenden Angelegenheiten jeder Zeit Auskunft ertheilt 
werden. Alle Arbeits-Angebote und< -Gesuche gelten 14 Tage, 
wenn sie innerhalb dieser Zeit nicht zurückgezogen oder 
erneuert werden. Die Anstalt hat die Pflicht, nach Möglich¬ 
keit festzustellen, ob die Arbeitsuchenden versorgt sind, 
und ob und welche noch nicht angemeldeten Arbeitsstellen 
offen stehen. 

Anscheinend unterliegt es keinem Zweifel mehr, dass 
dieses Abkommen an allen maassgebenden Stellen — bei 
den einzelnen Vereinen und der Stadtverordnetenversamm¬ 
lung — Zustimmung und Unterstütuung finden wird. Dann 
wird die Anstalt bald ins Leben treten und eine recht 
segensreiche Thätigkeit entfalten können. Alle Vorbedin¬ 
gungen dazu scheinen vorhanden zu sein. 

Städtischer Arbeitsnachweis in Fürth. Die Gemeinde¬ 
kollegien zu Fürth in Bayern haben den Beschluss gefasst, 
zum 1. Januar nächsten Jahres eine städtische Arbeitsnach¬ 
weisstelle ins Leben zu rufen. Die Einrichtung erstreckt 
sich vorläufig auf die der Gewerbeordnung unterstellten 
Arbeiter und Arbeiterinnen und nur auf die Arbeitsver¬ 
mittelung. Der Ausbau des Arbeitsnachweises zu einem 
Arbeitsamt ist indess für den Fall in Aussicht genommen, 
dass sich die Einrichtung bewährt. Die sozialpolitische 
Bedeutung dieser sich allmählich überall Bahn brechenden 
Bestrebungen, die auf die Errichtung von städtischen Ar¬ 
beitsämtern hinzielen, ist gar nicht hoch genug anzuschlagen. 

Arbeitsbureaux in Spanien. Der spanische Minister 
des Innern Senor Aquilera hat angeordnet, dass in allen 
Theilen des Landes Arbeitsbureaux errichtet werden, die 
regelmässig Berichte über die Zahl der unbeschäftigten 
Arbeiter, sowie ausführliche Angaben über die Arbeits¬ 
bedingungen in jeder Provinz zu liefern haben. Man hofft 
auf diese Weise Arbeitern, denen es unmöglich ist, in 
dem Dristrikt, in dem sie leben, Beschäftigung zu finden, 
solche in anderen Gegenden zu verschaffen, wo eine grössere 
Nachfrage nach Arbeit ist. Den Bureaux soll auch die 
Aufgabe zuertheilt werden, Vorschläge darüber zu machen, 
welche öffentliche Arbeiten zu unternehmen seien, um be¬ 
schäftigungslosen Arbeitern Arbeitsgelegenheit zu ver¬ 
schaffen. Ferner sollen die Bureaux über Arbeitseinstellungen 
und ihre Ursachen berichten. 

Italienische Arbeiter in Frankreich. Ueber die ita¬ 
lienischen Arbeiter in Frankreich veröffentlicht Prof. Sitta 
in der Riforma Sociale eine Studie nach Statistiken und 
Konsulatsberichten. Die Anzahl der Fremden, die sich in 
Frankreich aufhalten, ist von 360000 im Jahre 1851 auf 
1130000 gestiegen, die Zahl der Italiener in Frankreich im 
selben Zeiträume von 62000 (17,3 i>Ct.) auf 2860(X) (25,3 pCt.), 
im Jahre 1891 sogar auf 295741. Keine Gruppe anderer 
Ausländer hat eine gleich starke Zunahme aufzuweisen. Die 
Deutschen und Oesterreicher, die zusammen vor 40 Jahren 
ein fast ebenso hohes Kontingent stellten, stellen heute nicht 
ein Drittel; die Belgier, die in absolut grösserer Zahl in 
Frankreich wohnen, haben sich doch nicht so stark — nur 
von 128(XX) auf 463(XX) — vermehrt und sind deshalb in 
einer anderen Lage, weil sie fast ausschliesslich in den an 
Belgien grenzenden Provinzen Frankreichs sesshaft sind. 
Der Haupttheil der in Frankreich wohnenden Italiener ent¬ 
fällt freilich auch auf die Alpes Maritimes (51867), Bouches 
du Rhöne (82120), Corsica (16000), Var (25894) und Sa¬ 
voyen (123M); aber ausser in Paris und Umgebung (26281) 
sind auch in anderen Departements nicht unbeträchtliche 


Massen von Italienern zu finden. Sie rekrutiren sich nament¬ 
lich aus Norditalien, also dem Theile von Italien, der wirth- 
schafllich vorgeschritten ist und trotzdem im Verhältniss zu 
den Franzosen bedürfnisslose Arbeiter liefert, die mit ge¬ 
ringerem Lohne zufrieden und bereit sind, schwerere Arbeit 
zu leisten. Aber es sind durchaus nicht nur Arbeiter, die 
Italien nach Frankreich abgiebt. Vielmehr sind als land- 
wirthschaftliche Arbeiter nur 27531, als Arbeiter in der 
Grossindustrie 32404, im Handwerk, in der kleinen Industrie 
41237 bezeichnet. Sehr gross ist die Rubrik: „Professions 
diverses“, nämlich 58631, unter die u. a. alle die Hausirer, 
Wandermusikanten, „Künstler“ gehören, die weit und breit 
das Land durchziehen. Noch bedeutender ist die Rubrik 
„ohne Profession“; sie enthält 94899 Individuen, darunter 
34069 männlichen Geschlechts. Andererseits gehören auch 
über 12000 Italiener als selbstständige Kaufleute, Direktoren 
oder dergleichen in Frankreich dem Kaufmannsstande an 
und sind mehr als 4000 als Kapitalisten bezeichnet. Die 
Erleichterung der Naturalisation in Frankreich scheint nicht 
zum Aufgehen der Italiener, die gerade in ihren unteren 
Schichten an ihrer Heimath festhalten, beizutragen, nament¬ 
lich da die Einwanderung grossen- oder grösstentheils eine 
periodische und temporäreist. Auch Abwehrgesetze, werden 
wohl nichts nützen gegen diese „Chinesen Europas“, so 
lange in Frankreich selbst die Bevölkerung nicht stark genug 
zunimmt, um die ganze Arbeiterarmee für Industrie und 
Landwirthschaft zu stellen. Erst wenn in Norditalien dem 
Wachsen der Industrie die Hebung des Arbeiter Standes und 
seiner Bedürfnisse gefolgt sein und durch die wirthschaft- 
liche Hebung Mittel- und Süditaliens den Arbeitermassen 
des Nordens neue Produktionsgebiete erschlossen sein 
werden, wird der gegenwärtig bestehende anormale Zustand 
verschwinden. 

Gewinnbetheiligung der Arbeiter in England. Der 

bekannte Sozialstatistiker Mr. D. F. Schloss, Mitglied des 
Arbeitsdepartements des britischen Handelsamtes, hat einen 
Bericht über die Anwendung und Wirksamkeit des Gewinn¬ 
betheiligungssystems in England veröffentlicht. Mr. Schloss 
stellt richtig, dass, wie allgemein angenommen, nicht Leclair 
in Paris, sondern Lord Wallscourt der Vater dieses 
Systems ist, das er wahrscheinlich im Jahre 1829, jedenfalls 
nicht später als im Jahre 1832, einführte. Der erste Schrift¬ 
steller, der sich mit der Gewinnbetheiligung beschäftigte und 
sie vertheidigte, war Babbage. Wie Mr. Schloss weiter be¬ 
merkt, sind in England mehr Versuche mit dem genannten 
System gemacht worden als in irgend einem anderen Lande. 
Sein Urtheil über die Wirkungen der Gewinnbetheiligung 
fasst Mr. Schloss in folgenden Sätzen zusammen: Eine 
Prüfung der Einzelheiten in 51 Fällen, in denen das Ge¬ 
winnbetheiligungssystem eingeführt, aber später wieder 
aufgegeben wurde, beweisst, dass es nicht überall mit 
Erfolg angewandt worden ist. Der eifrigste Vertheidiger 
des Systems kann deshalb nicht behaupten, dass es ein 
Allheilmittel gegen die aus dem Arbeitsverhältniss sich er¬ 
gebenden Streitigkeiten ist. Es kann ferner auch nicht die 
Ansicht aufrecht erhalten werden, dass in allen Fällen, wo 
die Gewinnbetheiligung in Wifksamkeit ist, eine Steigerung 
der Leistungen der Arbeiter, sowie eine Bessergestaltung 
des Verhältnisses zwischen Arbeitern und Unternehmern 
die Folge war. In England ist das System gegenwärtig in 
101 Unternehmungen in Anwendung mit einem Minimaldurch¬ 
schnitt von 27 000 Arbeitern, deren Zahl in flotten Zeiten 
auf einen Maximaldurchschnitt von 29 000 steigen kann. 
Das System wird in den verschiedensten Industriezweigen 
und in Unternehmungen von dem verschiedensten Umfange 
angewandt. 

Getreidezoll und Getreidepreis in Italien. Ein Theil 
der Linken des italienischen Parlaments hatte gewünscht, 
dass eine Erhöhung des Getreidezolls zugleich zur Be¬ 
gründung eines grossen staatlichen Institutes für den land- 
wirthschaftlichen Kredit benützt werden sollte. Die Agrarier 
weisen auf die Nothlage der italienischen Landwirthschaft 
und auf ihre Bedeutung für das Land hin. Sie verwenden 
die gebräuchlichen agrarisch-schutzzöllnerischen Argumente. 
Der Abgeordnete Chindamo fasst in der „Riforma Sociale“ 
ihre Beweisführung zusammen und legt das Hauptgewicht 
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auf den Zusammenhang des Getreidepreises mit dem Brot¬ 
preise, den er nur in sehr beschränktem Maasse anerkennt. 
Interessant sind allerdings die folgenden von ihm angeführ¬ 
ten Ziffern. Auf den Plätzen Ferrara, Bologna, Modena, 
Ravenna stand der Quintal Getreide im Jahre 1886 gleich- 
mässig auf 23 Lire. Trotzdem kostete das Kilo Brot in 
demsdben Jahre in Ferrara 50, in Bologna 40, in Modena 
39, in Ravenna 35 Centimes. 


LandwirthschaA. 


Das Anerbenrecht auf der preussischen Agrarkonferenz. 

Die Agrarkonferenz hat die Frage des Anerbenrechts 
wesentlich unter dem Gesichtspunkt behandelt, der unpro¬ 
duktiven Verschuldung des Grundbesitzes durch Erbtheils- 
hypotheken vorzubeugen. Die Verhandlung über das An¬ 
erbenrecht auf der Konferenz ist wesentlich deshalb be¬ 
deutsam, weil die fast allseitige, nur in Bezug auf den 
Umfang des zukünftigen Anwendungsgebietes zum Theil 
differirende Ansicht sich dem Institut so günstig erwies, 
dass an dem Erscheinen einer Gesetzesvorlage, die eine 
zum mindesten sehr starke Ausdehnung seines Geltungs¬ 
bereichs bezweckt, schon für eine der nächsten Landtags¬ 
sessionen wohl nicht zu zweifeln ist. Ebensowenig ist die 
grundsätzliche Geneigtheit des Landtages, einer solchen 
Anregung Folge zu geben, fraglich. Dies wird je nach dem 
politischen und sozialpolitischen Standpunkt^) verschieden 
beurtheilt werden. Als feststehend darf gelten, dass, wenn 
die Testir- und Verfügungsfreiheit erhalten bleibt, auch An¬ 
gehörige des politischen und wirthschaflspolitischen Libe¬ 
ralismus dem Institut nicht grundsätzlich feindlich gegen¬ 
überstehen werden. Die erste Phase in dem Bestreben 
nach Erhaltung und Neubelebung des durch die Gesetz- 
ebung systematisch zurückgedrängten Sondererbrechts in 
auerngüter,’ die hannoversche Höferolle, ist bekanntlich 
einer Anregung aus politisch liberalen Kreisen entsprungen. 
Meine persönliche entschiedene Vorliebe für das Anerben¬ 
recht in Bauerngüter glaube ich bei dieser Gelegenheit 
den Lesern dieser Zeitschrift nicht aufdrängen zu sollen 
und verhalte mich deshalb wesentlich kurz referirend. — 
Für die Behandlung des Anerbenrechts auf der Agrarkon¬ 
ferenz hat jener fast überraschende Consensus omnium den 
Nachtheil gehabt, dass es verhältnissmässig kurz fortkam: 
es konnte ihm nur eine Sitzung gewidmet werden. Das 
einleitende Referat von Sering begnügte sich, da dem Re¬ 
ferenten die Ver.schuldungsgrenze offenbar das interessantere 
Problem war, mit wenigen Sätzen; die Generaldiskussion 
streifte die Frage nur. Entschieden sehr zu kurz kam 
z. B., möchte ich glauben, die Erörterung der offenbar den 
Landwirthschaftsminister persönlich lebhaft beschäftigenden 
Zweifel über die Schwierigkeiten, die das Verhältniss zu 
den differenten ehelichen Güterrechten machen könnte. — 
In der für das Erbrecht bestimmten Sitzung leiteten der 
Präsident des Oberlandeskulturgerichts Glatzel und Pro¬ 
fessor Brunner in eingehenden und unzweifelhaft sehr 
durchsichtigen Ausführungen die Besprechung ein. 

Der bestehende Rechtszustand ist bekanntlich im we¬ 
sentlichen folgender: Man kann in Preussen drei Haupt¬ 
gebiete mit wirklich typischen Formen der Vererbung unter¬ 
scheiden. Zunächst im Rheinland den grossen Geltungs¬ 
bereich des französischen Rechts mit seinem Prinzip der 
Naturaltheilung. Die Zustände, welche der Grundsatz der 


*) Vergl. den Artikel in No. 45 dieser Zeitschrift. 

Vom Standpunkt rein wirthschaftlicher Gerechtigkeit 
ist erhebliches gegen das Anerbenrecht nicht zu sagen. Rein wirth- 
schaftlich bedeutet bei der gegenwärtigen Lage der Landwirth- 
schaft die Uebernahme eines Gutes durch einen einzelnen Erben 
auch bei sehr bedeutender Bevorzugung desselben gegenüber den 
Miterben regelmässig keine Besserstellung. Nur eine soziale 
Deklassirung der aus dem Erbe Gestossenen ist normalerweise 
die Folge. Im Rheinland, wo die gleiche reale Theilung des 
Grundeigenthums im Erbfall die Regel ist, hält die Bevölkerung 
gleichfalls nicht aus wirthschaftlichen Gründen, sondern aus 
Abneigung gegen politische und soziale Difierenzirung daran 
fest. 


Realtheilung hier herbeiführt, sind bekanntermaassen oft, 
auch rein privatwirthschaftlich betrachtet, recht seltsam, 
so z. B. kommt im Fall des Mengebesitzes es recht oft vor, 
dass der eine der Erben den Hof fast ohne Land, die anderen 
Landparzellen ohne Hof ererben und nun ersterer an¬ 
grenzende Aecker um jeden Preis zupachten, letzere ihre 
Landfetzen um jeden Preis an Nachbarn verpachten müssen, 
— denn es ist menschlich, dass sie regelmässig nicht an 
oder von einander pachten. Weder volks- noch privat¬ 
wirthschaftlich ist Vernunft in dem Verhältniss, und es sind 
auch absolut nicht ökonomische Gründe, sondern solche, 
die in einer irrationalen, auf Durchführung völliger sozialer 
Gleichstellung der Kinder gerichteten Rechtsanschauung 
der Bevölkerung ihren Grund haben, welche diese Zustände 
erhalten haben. Sie sind dauernd nur möglich bei herrschen¬ 
dem Zweikindersystem, wie in Frankreich. Anders als im 
Wege eines ziemlich hoch zu greifenden Parzellirungs- 
minimums ist aber hier vorerst schwerlich zu helfen, — 
den Weg, die Erbtheilungsgewohnheiten durch Einführung 
des Anerbenrechts zu ignoriren, erachteten die rheinischen 
Experten für nicht beschreitbar. — Die zweite Region mit 
annähernd typischem Erbrecht ist in denjenigen Theilen 
von Hannover und Westfalen zu finden, wo von der durch 
die Höfe- und Land^terrollengesetzgebung gebotenen Mög¬ 
lichkeit. durch (jederzeit widerrufliche) Eintragung eines 
Landguts in ein öffentliches Register den Uebergang des 
Guts auf einen oder mehrere Erben unter starker Bevor¬ 
zugung vor den Miterben zu sichern, Gebrauch gemacht 
worden ist. Das ist in den übrigen Provinzen mst gar 
nicht, in Hannover bei über 60 000 und bei 2(X)0 bis 
3000 westfälischen Bauernhöfen der Fall. An der Be¬ 
währung des Instituts in den Augen der Nächstbetheiligten 
ist kaum zu zweifeln, — Löschungsanträge scheinen zu den 
grössten Seltenheiten zu gehören — trotz einer lebhaften 
gegen das Institut gerichteten Agitation. Hier wird, trotz¬ 
dem der einzige „Bauer“ der Konferenz, der Hannoveraner 
Schoof, das A^erbenrecht für entbehrlich erachtete, dessen 
Einführung als im Zweifelsfalle eintretende Vererbungs¬ 
form ernstlichen Schwierigkeiten kaum begegnen. 

Der Osten der Monarchie und auch grosse Theile 
des westlich der Elbe gelegenen, weder dem Anerbenrecht 
noch der Freitheilung zugehörigen Areals unterliegen zur 
Zeit dem System der Werththeilung, d. h. es wird in Er¬ 
mangelung anderer Dispositionen das Grundstück nach 
seinem Verkaufswerth eingeschätzt und dieser Werth bei 
der Erbtheilung in die Erbmasse eingeworfen. Weder wird 
das Grundstück, wie am Rhein, real getheilt, noch wird die 
Konsequenz der Veranschlagung nach dem Verkaufswerth: 
wirklicher Verkauf an einen Dritten und Theilung des Er¬ 
löses unter die Erben durchgeführt, wie es in einigen Ge¬ 
genden Englands bei freeholders typisch bei jedem Erb¬ 
gang geschieht und unter diesen Umständen allein rationell 
ist, — sondern einer der Erben übernimmt das Gut unter 
antheiliger Erstattung der Verkaufswerthquoten, d. h. 
unter entsprechender Verschuldung mit Erbhypotheken, 
deren Zinsen ihn, da der Verkaufswerth den Ertragswerth 
regelmässig beträchtlich übersteigt, erdrücken. Trotzdem 
also das Gut „in der Familie“ bleiben soll, wird der über¬ 
nehmende Erbe behandelt wie ein Dritter. Diesem gesetz¬ 
lichen Erbrecht gegenüber reagirt bekanntlich der Wunsch 
des Bauernstandes, das Gut existenzfähig in der Familie zu 
erhalten, durch eine Art willkürlichen Anerbenrechts in Ge¬ 
stalt der Gutsüberlassungsverträge. Dass dieser Ersatz für 
das Anerbenrecht, bei dem der Bauer sich häufig zu früh 
auf das Altentheil setzt und mit diesem das Gut über¬ 
lastet, nur ein unvollkommener ist, wird von niemandem 
bezweifelt. Das Anerbenrecht wäre hier eine wesentliche Ver¬ 
besserung schon bestehender Zustände. Die vom Land¬ 
wirthschaftsminister ins Werk gesetzten Ermittelungen wer¬ 
den hoffentlich genügend klar ergeben, in welchem Umfang 
sie eigentlich bestehen. Was bisher — z. B. in den immer¬ 
hin nicht unter einander gleichwerthigen Erhebungen des 
Vereins für Sozialpolitik — vorliegt, giebt Ober das An¬ 
wendungsgebiet kein zulängliches Bild. Es besteht eine 
Grenze sowohl nach oben als nach unten: die Kleinstellen¬ 
besitzer, denen der Grund und Boden nicht die Freiheit 
von fremdem Dienst gewährt, also nicht Unterlage eines 
„Standesbewusstseins“ ist, parzelliren in vielen Gegenden 
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regelmässig, wo die Bauerngüter geschlossen Obergehen. 
Die kleineren und mittleren Rittergüter wiederum, die 
zunehmend bürgerlich gewerblichen Charakter annehmen 
oder wirthschaftlich zerfallen, sind meist weit weniger stabil 
in der Familie als die Bauernhöfe. Für die grösseren 
nicht fideikommissarisch gebundenen ist zur Zeit testamen> 
tarische Verfügung die ordnungsmässige Form der Wah¬ 
rung der Familieninteressen. Immerhin würde erst ein ge¬ 
setzliches Anerbenrecht der testamentarischen Bevorzugung 
einzelner Kinder den erforderlichen Halt geben. Intensive 
Kultur scheint dem geschlossenen GutsObergang überall — 
aber nicht durchweg in gleichem Maass — gefährlich zu 
werden; und in der That lässt sich für industriell betriebene 
Wirthschaften, Handelsgewächsbau. Rübengüter etc. kein 
wirthschafts- oder sozialpolitischer Grund gegen die durch 
gleiche Erbtheilung — die hier auch der Rechtsauflassung der 
Betheiligten zu entsprechen pflegt — erzwungene beschleu¬ 
nigte Bewegung zum kapitalkräftigsten Wirth geltend machen. 
Immerhin kann hier die bestehen bleibende Testirfreiheit ein 
genügendes Ventil bilden. Jedenfalls ist es erwünscht,dass uns 
die erwähnten Ermittelungen und eventuell noch weitere bei 
den Interessenten selbst darüber ins klare setzen, ob eine 
nach Wirthschaftsgebieten innerhalb der einzelnen Provinzen 
vorzunehmende regionale Abgrenzung des Anwendungs¬ 
bereichs, ähnlich dem badischen Hofgütergesetz, erforder¬ 
lich ist. Wie verschieden sich z. B. der ländliche Einzelhof 
gegenüber der dorfartigen Besiedelung zum Anerbenrecht 
verhält, wurde auch in der Konferenz angedeutet. 

Sehr der Untersuchung bedürftig ist die bevölkerungs¬ 
politische Wirkung des Anerbenrechts. In der überwiegen¬ 
den — nördlichen — Hälfte des Ostens bedeutet freilich 
gegenüber dem bestehenden Zustande das Anerbenrecht 
wohl kaum eine wesentliche Verschiebung der hier maass¬ 
gebenden Faktoren, so dass die Frage nur praktisch wäre, 
wenn man wahlweise daneben die Einführung des Natural¬ 
theilungsprinzips des französischen Rechts für diese agra¬ 
rische Hälfte des Ostens ernstlich zur Diskussion stellen 
könnte. Das wird befürworten, wer aus machtpolitischen 
Gründen die Vernichtung der grösseren L^dwirthschafts- 
betriebe und damit die Beseitigung eines politischen Kon¬ 
kurrenten gegenüber dem städtischen Bürgerthum und der 
grossgewerblichen Interessenten-Gruppe, seien es Unter¬ 
nehmer, seien es Arbeiter, wünscht und so zu erreichen 
glaubt. Wirthschaftlich steht zwar ziemlich fest, dass alle 
Nachtheile, in keiner Weise dagegen, dass irgend einer 
der Vorzüge dieser Form des Erbganges in den 
Osten übertragen wurden, sofern man nicht die Boden¬ 
qualität, Charakter der Bevölkerung, Nähe der Industrie 
und Verkehrswege und die Art der Bodenbewegung zu¬ 
gleich in diese Theile des Ostens verpflanzen kann. Da¬ 
gegen ist die Frage für Theile Schlesiens und die fränkischen 
Partien Mitteldeutschlands, wo die Naturaltheilung eine relativ 
weit grössere Rolle spielt, aufzuwerlen. Allgemein zu be¬ 
antworten wird sie kaum sein: es kommt vor allem auf die 
Grösse der im Wege des Anerbenrechts vererbten Güter 
an, daneben auf die Art der Arbeitsverfassung. Als Regel 
behaupten zu wollen, dass das Anerbenrecht die Wahr¬ 
scheinlichkeit einer proletarischen Volksvermehrung, die 
Freitheilung die Neigung zur Regulirung derselben mit sich 
bringe, wäre ebenso gewagt wie der lokal mehrfach durch 
Beispiele zu belegende umgekehrte Schluss. — Was unter 
den jetzigen Verhältnissen durch das Anerbenrecht wohl 
ziemlich allgemein unzweifelhaft gestärkt wird, ist die Aus¬ 
wanderung und der Wegzug vom Lande, und zwar, je 
grösser die Anwesen sind, die man einbezieht, in desto 
höherem Maasse. Daher ist als naturgemässe Kompensa¬ 
tion, wie Prof. Gierke hervorhob, zunächst verstärkte kolo¬ 
nisatorische Thätigkeit nöthig, wenn man die aus dem Erbe 
Gestossenen dem Lande erhalten will. Sollten aber die 
grossen Güter überhaupt dem Anerbenrecht unterstellt 
werden, so ist ein ferneres Gegengewicht in Gestalt einer 
eigentlich von niemandem grundsätzlich bekämpften Forde¬ 
rung — der endlichen Einführung einer nicht zu hohen Maxi¬ 
malgrenze für Fideikommisse ~ gänzlich unumgänglich. Es ist 
nicht zutreffend, dass, wie Gierke (in Conrad's Handw. B. 
Art. „Fideikommisse“ ) ausführt, der Fideikommissbesitz in Be¬ 
zug auf seine Aufsaugungstendenz mit dem nicht gebundenen 
Besitz gleichstehe, sondern alle Anzeichen lassen schliessen, 


dass der Fideikommissbesitz regelmässig die einzige noch 
in stärkerem Maasse nach Bodenkonzentration strebende 
Form des Grundbesitzes ist, und zwar meist nach einer 
Besitzzusammenballung ohne jedes in den Betriebsgrössen¬ 
verhältnissen liegende wirthschaftliche Motiv, . lediglich als 
Form der Trennung von Bodenarbeit und Grundrente. 

Ueber die Art, wie das Anerbenrecht im einzelnen 
ausgestaltet werden sollte, ist nun eine — diesen mancherlei 
Zweifeln und Schwierigkeiten gegenüber — unzweifelhaft 
herrschende Ansicht auf der Konferenz nicht zum Durch¬ 
bruch gelang. Das rein fakultative Anerbenrecht — durch 
freiwillige Eintragung in eine Höferolle — schien für Rhein¬ 
land zunächst das einzig mögliche — was einem Verzicht 
auf seine Durchführung daselbst in irgend nennenswerthem 
Umfang gleichkommt Absolutes Anerbenrecht anderer¬ 
seits, unter Ausschluss der Testirfreiheit (etwa, wie Adolf 
Wagner allgemein festgestellt sehen wollte, unter Zu¬ 
lassung der Erbfolgeänderung nur bei Zustimmung eines 
Familienraths) wurde von Brunner für solche Güter 
befürwortet, die eine Schuldentlastung durchgemacht hätten 

— der Plan der Schuldentilgung liegt jetzt einstweilen im 
leeren. Am unbedenklichsten wäre der Konferenz wohl 
die gesetzliche Einführung eines nur in beschränktem Maasse 
abzuändernden Anerbenrechts für Rentengüter erschienen, 

— auch historisch entstammt Ja das Institut in England wie 
in Deutschland der Erbfolge in nicht vollfreien Besitz oder 
der Nachahmung derselben. Im übrigen blieb fraglich, 
ob die dem Anerbenrecht zu unterwerfenden Güter in einer 
amtlichen Höferolle ex officio, aber unter Zulassung der 
Wiederaustragung, registrirt werden sollten, so dass also 
jederzeit ein dauernder Austritt aus dem Anwendungs¬ 
bereich möglich bleiben würde, oder ob das Anerbenrecht 
als gesetzliches Intestaterbrechti) für jedes ihm unter¬ 
worfene Gut gelten sollte, so dass es nur für den einzelnen 
Fall durch Testament ausgeschlossen oder modifizirt werden 
könnte. Die letztere, entschieden konsequentere und er¬ 
wünschtere Behandlungsweise ist offenbar um so möglicher, 
je mehr man das Anwendungsgebiet des Anerbenrechts 
regional und sachlich beschränkt auf seinen nafurgemässen 
Geltungsbereich: Bauerngüter in rein agrarischen, von der 
Natur nicht zu industriellem oder Gartenbetrieb bestimmten 
Bezirken. 

In manchen Punkten zweifelhaft blieb auch die Behand¬ 
lung der Abfindungen und sonstigen Rechte der Miterben. 
Zwar fand der Grundsatz der Rentenabfindung allseitigen 
Beifall. Naturgemäss wäre aber dann an sich meines Er¬ 
achtens die bei den englischen entails vielfach übliche 
Form der Leibrente — so dass also nur die noch auf dem 
Gut des Vaters aufgewachsene Generation in wirthschaft- 
licher Beziehung zum Gute bliebe. Die amortisirbare Rente, 
welche die Konferenz wohl überwiegend bevorzugte, — 
wobei dann die Miterben durch Rentenbriefe einer Renten¬ 
bank abgefunden werden nnd die Rente auf die Bank 
übergehen könnte — sollte nach Ansicht eines Theils der 
Konferenz dem Nebenzweck der Verwandlung des Anerben 
in einen Rentenguts- oder doch einen in ähnlichem Umfang 
in der Verfügung beschränkten Besitzer dienen, eine Kon¬ 
sequenz, die der Vorliebe für das Anerbenrecht immer¬ 
hin einigen Abbruch thun würde, die aber für die oben 
bezeichnete, für das Anerbenrecht überhaupt speziell ge¬ 
eignete Kategorie an sich keineswegs zweckwidrig wäre. 
Als vorbeugende Maassregel gegen eine Neigung des An¬ 
erben, das billig übernommene Gut baldmöglichst zu ver- 
äussern und so den Zweck des Instituts zu vereiteln, kam 
das durch die moderne Hypothekengesetzgebung erschwerte 
und dadurch im wesentlichen beseitigte Surplus - Referat 
in Betracht, d. h. die Belastung des Gutes für den Fall der 
Veräusserung mit der Verpflichtung zur Auszahlung des 
entsprechenden Antheiles vom Mehrerlöse gegenüber dem 
Uebernahmepreis an die Miterben. Daraus sollte als „lo¬ 
gische Konsequenz“ des Anerbenrechts auch die Einführung 
der Verschuldungsgrenze sich ergeben. Wo das Anerben¬ 
recht den Volkssanschauungen und der wirthschaftlichen 
Natur des Objekts entspricht, hat sich — so in Hannover — 
die gesetzliche Festlegung derartiger Kautelen nicht als 

Dafür: Denkschrift des Deutschen Landwirthschaftsraths 
vom 27. April 1886 an den Reichskanzler. 
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unentbehrlich gezeigt. Im übrigen würden sie wohl 
besser in einem zeitlich beschränkten Vorrecht der Mit¬ 
erben, das Gut dem Arierben, der es veräussern will, zum 
Uebernahmepreise abzunehmen — also einer Art Retrakts- 
recht — gefunden, dessen grundbücherliche Gestaltungsform 
wohl nicht unüberwindliche Schwierigkeiten machen würde. 
Ein solches entspräche z. B. annähernd dem Rückkaufs¬ 
rechte des Ansiedelungsfiskus, wie es in den Normalrenten¬ 
güterverträgen der Ansiedelungskomraission in einer übri¬ 
gens (nach dem geltenden Recht) juristisch anfechtbaren 
Form enthalten ist. 

Der Raum verbietet eine eingehendere Erörterung des 
auch technisch-jnristisch^) interessanten Problems. Hier 
konnte nur der Stand der Frage in der Konferenz registrirt 
werden. Die Freunde des Instituts müssen wünschen, dass 
es nicht über denjenigen Kreis ländlicher Besitzungen hinaus 
ausgedehnt werde, für den es binnen absehbarer Zeit un¬ 
zweifelhafte Aussicht auf Anerkennung durch das Rechts¬ 
bewusstsein der Betheiligen hat. 

Berlin. Max Weber. 


Soziale Zustände. 


Soziale Ursachen der Berliner Kindersterblichkeit 

Die amtliche Statistik in Deutschland hat sich grössten- 
theils gegen die Forderung der aufstrebenden Sozialwissen¬ 
schaft, sich in erhötem Maasse durch Spezialforschungen ihren 
speziellen Zwecken zu widmen, ablehnend verhalten. Sie 
hat gemeint, ihre Aufgabe am besten durch Wahrung und 
Erweiterung ihres universellen Wirkungskreises erfüllen zu 
können und auf diesem Wege der Sozialpolitik ebensowohl 
wie allen anderen Disziplinen brauchbares Material zu 
schaffen. Und in der That ist nicht zu leugnen, dass ihr 
dies in vieler Beziehung schon jetzt gelungen ist, denn die 
Sozialwissenschaft verwendet stets und reichlich das vor¬ 
handene bevölkerungsstatistische Material für ihre Forschun¬ 
gen. Anders liegt die Frage, ob dies Material in der Form ge¬ 
wonnen und verarbeitet wird, welche der sozialstatisti¬ 
schen Betrachtung am vortheilhaftesten ist. Diese Frage 
ist durchaus nicht immer zu bejahen, und gerade wo die 
Bevölkerungsstatistik am feinsten und mit Anwendung der 
raffinirtesten Technik ausgebildet ist, versagt sie oft sozial¬ 
politischen Zwecken. 

Die Sterblichkeitstafeln in ihren verfeinertsten Me¬ 
thoden geben die Zustände der Sterblichkeit der ganzen 
Bevölkerung ziemlich genau wieder, dagegen sagen sie 
nichts darüber, wie diese Sterblichkeit nach den einzelnen 
sozialen Schichten des Volks sich stellt. Dabei ist ein leb¬ 
haftes Interesse für derartige nach sozialen Schichten ge¬ 
sonderte Sterblichkeitstafeln allgemein vorhanden, wie die 
gelegentliche Verbreitung von englischen Ziffern über die 
Sterblichkeit der einzelnen Berufe, die auf technisch sehr 
anfechtbare Weise gewonnen sind, durch die gesammte 
Tagespresse beweist. Die Lebensversicherungsgesellschaften 
wissen wohl, warum sie ihren Kunden Bedingungen stellen 
können, bei denen sie nach den Zahlen der allgemeinen 
Sterblichkeitstafeln unfehlbar zu Grunde gehen müssten; 
ihr Publikum, das sich aus den wohlhabenden Schichten 
der Bevölkerung zusammensetzt, hat eben viel günstigere 
Sterbeziffern, dagegen würde eine Sonderberechnung für 
proletarische Kreise sicher erheblich unterdurchschnittliche 
Verhältnisse ergeben. Wo die Sterblichkeitstafeln zufällig 
einmal proletarische Verhältnisse gesondert darstellen, da 
ergeben sich wahrhaft erschreckende Zustände. 

Böckh hat für Berlin bereits mehrere Jahre hindurch die 
Sterblichkeit des ersten Lebensjahres für eheliche und un¬ 
eheliche Kinder gesondert berechnet, nämlich für die 
Jahre 1882—1886 und 1890—1892, ausserdem für die erst¬ 
genannten 5 Jahre die Sterblichkeit der ersten 5 Lebens¬ 
jahre. Da die ui^ehelichen Kinder fast ausschliesslich unter 
den ungünstigen Lebensbedingungen der ärmeren Volks¬ 
schichten aufwachsen, so kann ihre grössere Sterblichkeit 
einen Begriff geben von der grösseren Sterblichkeit des 

*) Vergl. darüber z. B. die Ausführungen in den Motiven zum 
Entwurf des Einführungsgesetzes für das Bürgerl. Gesetzbuch 
S. 205 ff. 


Proletariats — allerdings keinen vollständigen, da ja auch 
unter den ehelichen sehr viel Proletarierkinder sind. 

Nach den Berliner Berechnungen überlebten das erste 
Lebensjahr von 1000 Kindern 

eheliche uneheliche 


1882 . 727 491 

1883 . 703 490 

1884 . 711 459 

1885 . 735 515 

1886 . 702 488 

1890 . 745 492 

1891 . 755 495 

1892 . 768 514 


Während also von den ehelichen Kindern durchschnitt¬ 
lich 26,9 pCt. im ersten Lebensjahre starben, starben von den 
unehelichen 50,7 pCt. oder nahezu doppelt so viel. Beson¬ 
ders zu bemerken ist noch, dass die unehelichen Kinder 
an der erheblichen Abnahme der Berliner Kindersterblich¬ 
keit, die infolge der Ausdehnung der Kanalisation einge¬ 
treten ist, nur minimalen Antheil haben; denn während bei 
den ehelichen Kindern die durchschnittliche Sterblichkeit 
der Jahre 1882/86 28,4 pCt, der Jahre 1890/92 dagegen nur 
noch 24,4 pCt. beträgt oder 4 pCt. weniger, ist sie bei den 
unehelichen Kindern in den ersten fünf Jahren 51,1, in den 
letzten drei Jahren 50,0 pCt. oder 1 pCt. weniger. 

Das fünfte Lebensjahr überlebten von 1000 Kindern 


eheliche uneheliche 

1882 . 604 403 

1883 . 544 367 

1884 . 579 336 

1885 . 612 405 

1886 . 582 385 


Im Durchschnitt starben demnach von den ehelichen 
Kindern bis zum Alter von 5 Jahren 41,6, von den unehe¬ 
lichen 62,1 pCt, also ein volles Fünftel der Geborenen mehr, 
oder über drei Fünftel von allen. Nach den Erfahrungen 
des Jahres 1886 durchleben 1000 ehelich geborene Kinder 
in den ersten fünf Jahren 3 271 Jahre, 1()00 unehelich ge 
borene nur 2 255 Jahre. 

Noch hellere soziale Streiflichter werfen die feinsinnigen 
Studien Böckh’s über die Sterblichkeit der unter-einjährigen 
Kinder nach der Ernährungsweise und die Zurückführung 
dieser Sterblichkeit auf die Sätze der Sterblichkeitstafel. 
Denn geht die Art der Kinderernährung auch ausser auf 
soziale auf hygienische etc. Gründe zurück, so ist doch die 
Brustmilchnahrung typisch für wohlhabende (Ammenmilch) 
oder doch mittlere Verhältnisse (Muttermilch), in denen sich 
die Frau bei guter Ernährung ganz der Pflege ihres Kindes 
widmen kann; dagegen kommt Thiermilch- und Surrogat- 
Ernährung vorzugsweise in proletarischen Verhältnissen vor, 
wo die Frau ihre Kräfte in Fabrik- oder hausindustrieller 
Thätigkeit verbraucht. Die betreffenden Auszählungen liegen 
vor für die an die beiden letzten Volkszählungen anschliessen¬ 
den Jahre, für 1885 und 1886 (nur die ersten 11 Lebens¬ 
monate umfassend) und für 1890 und 1891, in denen eine 
Vergleichung der gestorbenen Kinder nach der Ernährungs¬ 
weise mit den lebenden, die bei den Berliner Volkszählungen 
gleichfalls nach der Ernährungsweise ausgezählt werden, 
möglich war. Die Sterblichkeit der nicht ausschliesslich mit 
Brustmilch genährten Kinder ist regelmässig um ein viel¬ 
faches höher als die der Brustmilchkinder, nämlich bei der 
Ernährung mit 


Brust- und Thicrmilch Um das 

1885 

3,1 

1886 

2.7 

1890 

7,6 

1891 

6.9 fache 

Thiermilch allein 

6,0 

6.9 

6,2 

7.0 „ 

Milch und Surrogaten 

13,8 

21,1 

30,6 

31.0 

Surrogaten allein 

9,9 

9,8 

7,9 

7,0 .. 

.sonstiger oder gemischter 

Nahrung 

3,8 

1,7 

4,1 

4,9 „ 

überhaupt nicht (ausschl.) 
mit Brustmilch 

7,4 

6,8 

6,3 

7,1 ., 


Innerhalb der Brustmilchkinder haben die mit Ammen’ 
milch ernährten, die durchweg in wohlhabenden Verhält’ 
nissen aufwachsen, die günstigeren Sterblichkeitsverhätnisse' 
Es starben auf ein mit Muttermilch ernährtes Kind 
1885 1886 1890 1891 

0,97 0.68 0,78 0,85 

Kinder, die mit Ammenmilch ernährt wurden. 
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Um die Lücken ganz zu ermessen, welche die durch 
die ungeeignete Ernährungsweise, der wahrscheinlich andere 
Wirkungen des Mangels helfend zur Seite treten, auf das 
6 bis 7 fache gesteigerte Sterblichkeit in die Reihen der 
Kinder reisst, ist die folgende Betrachtungsweise am ge¬ 
eignetsten. Im ersten Lebensjahr (für 1885/86 in den ersten 
11 Lebensmonaten) starben von KXX) Kindern 

1885 1886 1890 1891 

241,9 277.0 241,8 234,6 

Hätten alle KKX) Kinder nur der Sterblichkeit der Brustkinder 
unterlegen, so hätte die Sterblichkeit betragen: 

98,6 82.9 61,0 53,8 

Mithin sind allein durch die ungeeignete Ernährungs¬ 
weise und die anderen mit ihr verbundenen ungünstigen 
sozialen Einflüsse auf KXX) Kinder dahingerafft; 

143,3 194,1 180,8 180,8 

also im Durchschnitt beinahe das 2 Y 2 fache der Zahl der 
Kinder, die den anderen natürlichen Todesursachen zusam¬ 
mengenommen erlegen sind. Diese Steigerung der Sterb¬ 
lichkeit durch ungeeignete Ernährungsweise tritt natürlich 
am meisten bei den Verdauungskrankheiten (Ruhr, Magen¬ 
katarrh, Gastrisches Fieber, Durchfall, Brechdurchfall, Magen- 
und Darmentzündung, Magen- und Darmkatarrh) ein. Die 
Sterblichkeit der mit Brustmilch ernährten Kinder an Ver¬ 
dauungskrankheiten ist Promille: 

1886 1890 1891 

9,2 5,5 6.0 

Nach dem gleichen Maassstabe wäre die Sterblichkeit 
der anders als mit Brustmilch ernährten Kinder gewesen: 

5,9 3,7 4,2 

Dagegen traten bei letzteren Kindern mehr Sterbefälle ein: 

101,8 83,0 91,0 

Die Sterblichkeit der ungeeignet ernährten Kinder an 
Verdauungskrankheiten ist demnach um das 

17 22 22 

durchschnittlich um das 20,3 fache höher als die der Kinder 
in normalen Verhältnissen. 

Man sieht, wie eine zu wesentlich hygienischen Zwecken 
gemachte Studie gleichzeitig Aufschluss gegeben hat über 
den tiefgreifenden Einfluss der sozialen Verhältnisse auf 
das Kinderleben. Der Einfluss dieser Verhältnisse auf alle 
Gebiete des Lebens erscheint aber wichtig genug, um die 
Statistik zu veranlassen, ihm direkt nachzuspüren und ihre 
Erhebungen und Aufbereitungen, z. B. bei den Sterblich¬ 
keitstafeln, mehr mit Berücksichtigung dieses Zwecks ein¬ 
zurichten. Wahrscheinlich werden dann der sozialwissen¬ 
schaftlichen Forschung noch viel weitergehende, jetzt kaum 
geahnte Aufschlüsse werden. 

Berlin. Karl Thiess. 

Arbeitslöhne in der japanischen Textilindustrie. Der 

Jahresbericht des englischen Konsuls in Nagasaki für 1893 
enthält einige Daten über die Arbeitslöhne der Textilarbeiter 
in Japan, die eine markante Illustration ostasiatischer Ar¬ 
beitsverhältnisse liefern. In dem Berichte heisst es: 
„Die Baumwollindustrie entwickelt sich überaus günstig. 
In Folge der billigen Arbeit können die meisten Fabriken 
ausgezeichnete Preise erzielen. Der Arbeitslohn in Miiki 
betrug im letzten Jahre durchschnittlich 17,37 Seu (unge¬ 
fähr 25 Pfennige!) täglich für den Arbeiter und 7,85 Seu 
(ca. 10 Pfennige!) für die Arbeiterin; in Kagoshima 15,35 Seu 
täglich für männliche und 5,57 (etwa 7 Pfennige!) für weib¬ 
liche Textilarbeiter. In Miiki und Kurume laufen die Spin¬ 
deln 23—24 Stunden täglich das ganze Jahr hindurch mit 
Ausnahme der Feiertage, während in Kagoshima blos 10 1/2 
Stunde täglich gearbeitet wird.“ 


Gewerkschaftliche Arbeiterbewegung. 

Lehrlingsfrage im Buchdruckergewerbe. In der Lehr¬ 
lingsfrage hat der nach dem 1890er Strike ins Leben ge¬ 
tretene „Deutsche Buchdruckereibesitzerverein“ neuerdings 
Schritte im Sinne der von seiner letzten Mainzer Haupt¬ 
versammlung aufgestellten Grundsätze für die Annahme und 
Ausbildung der Lehrlinge gethan. Die Grundsätze für die 
Annahme und Ausbildung der Lehrlinge geben zunächst 
bestimmte Anhaltspunkte für die Beurtheilung der geistigen 
und körperlichen Befähigung der zum Buchdruckergewerbe 
sich meldenden Knaben und empfehlen dringend, zur Fest¬ 
stellung der körperlichen Befähigung ärztliche Berathung 
in Anspruch zu nehmen. Dann suchen sie die Dauer der 
Lehrzeit in bestimmte dem Interesse des Lehrenden wie 
des Lernenden angemessene Grenzen zu bringen, indem sie 
eine Lehrzeit von nicht unter 4 und nicht über 5 Jahren fest¬ 
setzen. In gleicher Weise und zu gleichem Zwecke suchen sie 
die Höhe des während der Lehrzeit zu gewährenden Kostgeldes 
unter eine bestimmte Norm zu bringen, indem sie vorschlagen, 
dem Lehrling, sofern er nicht Wohnung und Verpflegung 
im Hause des Lehrprinzipals erhält, im ersten Lehrjahre 
3 M. und in jedem weiteren Lehrjahre 1 M. mehr für die 
Woche zu gewähren. Weiter behandeln die Grundsätze 
den wichtigen Punkt der Ausbildung der Lehrlinge; sie 
empfehlen, für eine gründliche, in allen Fächern des ge¬ 
wählten Berufs (Setzer oder Drucker) erfolgende Ausbil¬ 
dung zu sorgen, den Lehrling nur befähigten Personen zur 
Anlernung zu überweisen, ihn nur zu beruflichen Arbeiten 
zu verwenden und ihm Gelegenheit zum Besuche von Fach¬ 
schulen zu geben. Auch empfehlen sie, Lehrzeugnisse und 
Freisprechung mit feierlichen Formen zu umgeben, damit beide 
ihre frühere Bedeutung wieder erlangen. Endlich geben 
sie, um die Schädigung der Interessen des Gewerbes durch 
übermässiges Ausbilden von Lehrlingen zu verhüten, eine 
Skala der zu haltenden Lehrlinge, die von keinem Geschäft 
überschritten werden soll. — Das mögen theilweise ganz 
gut gemeinte Vorschläge sein. Seitdem aber die Unter¬ 
nehmer durch ihre Gegnerschaft gegen die Forderungen 
der Gehilfen auf die Kontrolle der Gehilfen über die 
Schutzmaassnahmen für Lehrlinge verzichtet haben, werden 
alle Vorschriften in der Hauptsache auf dem Papiere 
stehen bleiben. 

National Free Labour Association. Diese Vereinigung, 
die sich in England gebildet hat, um den Einfluss der Trade 
Unions zu bekämpfen, hat soeben ihren ersten Halbjahrs¬ 
bericht veröffentlicht. Es wird darin ausgeführt, der Zweck 
der Organisation sei, die Freiheit der Arbeit aufrecht zu er¬ 
halten, unsinnige Arbeitseinstellungen zu verhindern und 
zur Bessergestaltung des Verhältnisses zwischen Arbeiter und 
Arbeitgeber beizutragen, die Arbeiter gegen die Tyrannei 
und die Diktatur der sozialistischen Leiter der Trade Unions 
zu schützen. Der Bericht hebt hervor, dass die Nothwendig- 
keit des Vorhandenseins einer solchen Vereinigung mehr 
als jemals durch Vorkommnisse während der Berichtsperiode 
dargethan worden sei, denn bei fünf verschiedenen Gelegen¬ 
heiten sei von verschiedenen Sektionen der Arbeiterpartei 
der Versuch gemacht worden, die Existenz von Arbeiter¬ 
vereinigungen zu vernichten oder die zur Unterwerfung zu 
zwingen, die es vorgezogen hätten, ausserhalb der Bewegung, 
die unter dem Namen des Neu-Unionismus bekannt sei, zu 
bleiben. Es seien verschiedene Vereinigungen von ausser¬ 
halb der Trade Unions stehenden Arbeitern vorhanden, so 
die „Vereinigung der Angestellten der London and North- 
WesternRailwayCompany“,derArbeiterder„ElswichsWorks“. 
derjenigen der South Metropolitan Gas Company und viele 
andere. Ueber die Wirksamkeit der National Free Labour 
Association wird mitgetheilt, dass sie im Juni eine Ver¬ 
sammlung von Arbeitern aus der Baubranche und ver¬ 
wandten Zweigen veranstaltet habe, in der eine Resolution zur 
Annahme gelangt sei, durch welche die Handlungsweise des 
„Works Commitee“ des London County Council, bei den 
städtischen Bauten u. s. w. nur Mitglieder der Trade Unions 
zu verwenden, verurtheilt worden sei. Die Association 
sandte auch in der Angelegenheit eine Deputation an das 
County Council, und obgleich das Work Committee zuerst 
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leugnete, dass es Mitglieder der Trade Unions bevorzuge, 
so war doch schliesslich bewiesen worden, dass 7 Mitgliedern 
der Deputation Arbeit verweigert wäre, weil sie keinem 
Gewerkverein angehört hatten. Viele Mitglieder des Council 
seien dadurch sehr überrascht worden, und der Vorsitzende 
des Work Department habe versprochen, dass eine Unter¬ 
suchung über die Angelegenheit eingeleitet werden solle. 
Der Bericht theilt ferner mit, die Association habe die Be¬ 
strebungen der Trade Unions ferner dadurch bekämpft, dass 
sie Widerspruch gegen die Forderung der Setzer er¬ 
hob, dass nur den Druckereien, die Mitglieder der 
Trade Unions beschäftigten, Arbeiten für die Regierung 
übertragen werden sollten. In der Angelegenheit sei bisher 
noch keine Entscheidung getroffen worden. Schliesslich er¬ 
wähnt der Bericht, dass es den Vorstellungen der Associaton 
gelungen sei, den Antrag des London Trades Council, das 
Metropolitan Asylums Board möge jedem Kontrakt, den es 
zur Ausführung von Arbeiten abschliesse, die Klausel hinzu¬ 
fügen, dass nur solche Arbeiter verwandt werden sollten, 
die der Trade Union angehörten, zu nichte zu machen; das 
Metropolitan Asylums Board habe mit einer Majorität von 
12 Stimmen beschlossen, diesem Anträge nicht stattzugeben. 


Politische Arbeiterbewegung. 


Der Anarchismus und die Gesetzgebung. 

Die Attentate, die von Anarchisten gegen den 
italienischen Ministerpräsidenten Crispi und den Präsidenten 
der französischen Republik begangen wurden, haben in 
beiden betheiligten Staaten Anlass zu einer starken Ver¬ 
schärfung des geltenden Rechtes gegeben. Italien ist hierin 
wesentlich weiter gegangen als Frankreich, das sich viel 
schwerer hierzu entschlossen hat. Die in praktischer Hin¬ 
sicht bedeutsamste Bestimmung des italienischen Anarchisten¬ 
gesetzes bezieht sich auf die Anweisung eines Zwangswohn¬ 
sitzes. Durch Verfügung der Verwaltungsbehörden kann 
nämlich nicht nur solchen Personen, die wegen anarchi¬ 
stischer Verbrechen verurtheilt worden sind, sondern auch 
denen, die nur verdächtig erscheinen, ein Zwangs¬ 
wohnsitz angewiesen werden. Die italienische Regierung 
hat sich entschlossen, einige afrikanische Inseln als Zwangs¬ 
wohnsitz für des Anarchismus verdächtige Personen zu be¬ 
zeichnen, und sie hat bereits mit der Ausführung dieser Maass¬ 
regel begonnen, die dem russischen System der Verschickung 
auf administrativem Wege ziemlich nahe kommt. In Frank¬ 
reich hat man auch die Deportation von Anarchisten ein¬ 
geführt; allein die Anordnung der Deportation steht nicht den 
Verwaltungsbehörden zu, sondern den Gerichten, und das 
Gesetz bestimmt die Voraussetzungen, unter denen allein 
die Verschickung statthaft ist, ganz genau. Im übrigen 
hat der französische Gesetzgeber die Aburtheilung anarchi¬ 
stischer Verbrechen den Berufsgerichten zugewiesen, die 
Verhandlung solcher Straffälle unter Ausschluss der Oeffent- 
lichkeit ermöglicht und den Gerichten die Befugniss ertheilt, 
die Veröffentlichung von Berichten hierüber der Presse bei 
hoher Strafe zu verbieten; endlich hat er ein neues Delikt 
geschaffen: das der Verübung anarchistischer Propaganda 
durch Thatsachen. 

Schon vor Erlass der italienischen und französischen 
Gesetze hat die Schweiz ein Anarchistengesetz publizirt, das 
hauptsächlich Bestimmungen über die mittelst Sprengstoffen 
verübten Verbrechen enthält, und auch Spanien hat seine 
Gesetzgebung in demselben Sinne ergänzt und erweitert. 
In Deutschland ist nach der Ermordung Carnots die Ver¬ 
schärfung des geltenden Strafrechts ebenfalls angeregt 
worden — und zwar nicht nur mit Rücksicht auf die anarchi¬ 
stische, sondern auch auf die sozialdemokratische Bewegung. 
Die Regierung hat gegenüber diesen Anregungen den Stand¬ 
punkt vertreten, dass dem Anarchismus mit Hülfe des gelten¬ 
den deutschen Rechts in ausreichendem Maasse beizukommen 
sei, eine Wiederholung des mit dem Erlass des Sozialisten¬ 
gesetzes begangenen Fehlers aber nur von schädlichen 
Wirkungen sein werde. Die Polemik, die hierüber zwischen 
dem Organe des Reichskanzlers einerseits und einem Theile 
der Presse der bürgerlichen Mittelparteien andererseits ge¬ 
führt wurde, nahm zeitweise einen ziemlich erregten Ton 


an; jetzt ist sie als aufgegeben zu betrachten, und man 
kann mit Bestimmtheit behaupten, dass Deutschland weder 
Italien noch Frankreich in dieser Frage folgen wird. Da- 
ge^n machen sich neuerdings Bestrebungen geltend, das 
in Deutschland schon so beengte Vereinsrecht noch weiter 
einzuschränken. Dies wäre allerdings das richtige Mittel, 
die politischen Leidenschaften — nicht etwa zu beruhigen, 
sondern aufs heftigste aufflammen zu lassen! 

Parteitag der deutschen Sozialdemokratie. Der dies¬ 
jährige Parteitag der deutschen Sozialdemokratie wird am 
21. Oktober und den folgenden Tagen in Frankfurt a. M. 
stattfinden. Die vorläufige Tagesordnung lautet: Sonntag, 
den 21. Oktober, abends 7 Uhr: Vorversammlung. Konsti- 
tuirung des Parteitages. Festsetzung der Geschäfts- und 
der Tagesordnung. Wahl einer Kommission zur Prüfung 
der Mandate. Montag, den 22. Oktober, und die folgenden 
Tage: 1. Geschäftsbericht des Parteivorstandes. Bericht¬ 
erstatter: A. Gerisch. 2. Bericht der Kontrolleure. Bericht¬ 
erstatter: H. Meister. 3. Bericht über die parlamentarische 
Thätigkeit. Berichterstatter: R. Fischer. 4. Die Maifeier 
1895. Berichterstatter: C. Meist. 5. Agrarfrage und Sozial¬ 
demokratie. Berichterstatter: Dr. B. Schoenlank und G. v. 
Vollmar. 6. Die Bedeutung der Trusts, Ringe, Kartelle und 
ähnlicher grosskapitalistischer Organisationen in unserer 
wirthschaftlichen Entwickelung. Berichterstatter: M. Schippel. 
7. Anträge zum Programm und zur Organisation. 8. Sonstige 
Anträge. 9. Wahl der Parteileitung. 

Parteitag der sozialistischen Arbeiterpartei in Italien. 

Die sozialistische Arbeiterpartei Italiens hält ihren dritten 
Parteitag am 7., 8. und 9. September in Imola (Romagna) 
ab. Auf der Tagesordnung steht unter anderem: Die Lage 
und Organisation der Landarbeiter. Festsetzung eines Pro¬ 
gramms von Mindestforderungen in kommunalen und poli¬ 
tischen Fragen. Besprechung von Organisationsfragen. 
Aenderung der Statuten. 


Arbeiterschutzgesetzgebung und Gewerbe¬ 
inspektion. 

Arbeiterschutz im Braunkohlenbergbau. In einer am 
8. d. M. abgehaltenen Versammlung des „Vereins für die 
Interessen der rheinischen Braunkohlen-Industrie“ stand in 
erster Reihe zur Berathung die vom Oberbergamt Dort¬ 
mund erlassene Bergpolizeiverordnung betreffend die Aus¬ 
bildung der Bergarbeiter zum Zweck der Verhütung von 
Unfällen. Von dem Handelsminister und dem Oberberg¬ 
amt Bonn haben Erwägungen darüber stattgefunden, ob 
diese Verordnung, die fast ausschliesslich für den Stein¬ 
kohlenbergbau berechnet und auch hier auf Widerstand ge- 
stossen ist, auch im Oberbergamtsbezirk Bonn eingeführt 
werden soll. Die Versammlung sprach sich entschieden 
gegen die Einführung mehrerer Bestimmungen der Ver¬ 
ordnung für den Braunkohlenbergbau aus, u. a. gegen das 
Verbot der Beschäftigung von Arbeitern unter 16 Jahren, 
gegen die Bestimmung, dass zur selbstständigen Ausführung 
von Hauerarbeiten nur solche Personen zugelassen werden 
sollen, die das 21. Lebensjahr vollendet, dabei wenigstens 
drei Jahre in der Grube gearbeitet haben und während 
dieser Zeit wenigstens ein Jahr mit Hauerarbeiten unter 
der Aufsicht eines selbstständigen Hauers beschäftigt ge¬ 
wesen sind. Für den Braunkohlenbergbau, der im rheini¬ 
schen Bezirk fast ausschliesslich Tagebau und daher ziem¬ 
lich gefahrlos sei, erscheinen den Unternehmern diese Be¬ 
stimmungen als zu weit gehend. Zur Ausarbeitung eines 
in diesem Sinne gehaltenen Gutachtens wurde ein Aus¬ 
schuss gewählt. Offenbar kommt es den Unternehmern 
darauf an, die billigere Arbeitskraft der jugendlichen Per¬ 
sonen weiter ausnutzen zu können. Selbst wenn aber der 
Braunkohlenbergbau so gefahrlos wäre, wie er hier hinge¬ 
stellt wird, so würden u. E. doch noch soziale und hy¬ 
gienische Gründe für das Vorgehen der gewiss nicht über¬ 
trieben arbeiterfreundlichen Behörde sprechen. Warum hört 
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man übrigens immer nur von „Gutachten“ der Unternehmer, 
warum werden nicht auch die Arbeiter zu solchen veran¬ 
lasst? 

Die Durchführung des Schutzes jugendlicher Arbeiter 
in Frankreich. Die „Commission sup^rieure du travail 
dans rindustrie“ hat soeben einen Bericht über die Hand¬ 
habung des Gesetzes vom 2. November 1892, betreffend die 
Fabriksarbeit von Kindern, minderjährigen Mädchen und 
Frauen, während des Jahres 1893 erstattet. Die Bericht¬ 
erstatter, MM. L. Aguillon und L. Bouquet, bemerken, dass 
das Gesetz am 1. Januar 1893 zwar in Kraft getreten sei, dass 
aber eine allgemeine und gleichmässige Durchführung nicht 
vor Erlass der Reglements und Einrichtung des InspeKtions- 
dienstes durch die Verwaltungsbehörde zu erwarten gewesen 
sei. Nun sei das letzte Reglement erst am 15. Juli erlassen 
worden und die Ernennung der Inspektoren erst im Sep¬ 
tember erfolgt, so dass eigentlich nur das letzte Viertel des 
Berichtsjahres ein Urtheil über die Durchführung des Ge¬ 
setzes zulasse — eine zu kurze Periode, um genügende 
Beobachtungen zu sicheren Schlussfolgerungen zu bieten. 
Mit dieser Einschränkung konstatirt der Bericht im 
allgemeinen folgendes: Die Erhöhung der Altersgrenze 
für die Beschäftigung in Fabriken auf 13 Jahre ist ohne 
Schwierigkeit vor sich gegangen — mit Ausnahme der Glas¬ 
industrie, in der manche Arbeitgeber behaupten, sie könnten 
nicht so viele über 13 Jahre alte Kinder finden, als sie 
brauchen (!). Der Art. 3 des Gesetzes, der für Jede Ar¬ 
beiterkategorie eine bestimmte Arbeitszeit festsetzt, scheint 
todter Buchstabe geblieben zu sein; der Bericht hält ihn 
überhaupt für undurchführbar und schlägt .zur Abhilfe 
die einheitliche Regelung der Arbeitszeit für die geschützten 
Arbeiter vor.i) Das Verbot der Nachtarbeit war im Parla¬ 
mente äusserst heftigem und hartnäckigem Widerstande be¬ 
gegnet, doch erfolgte seine Durchführung fast plötzlich und 
allgemein; es sind blos einige Textilfabriken in Mazamet 
und Vienne, wo noch nachts gearbeitet wird. Der wöchent¬ 
liche Ruhetag, zu dem allenthalben der Sonntag gewählt 
wurde, wird gleichfalls befriedigend eingehalten. Die mehr¬ 
fachen Uebertretungen der sanitären und Unfallverhütungs- 
Vorschriften fallen nach Ansicht der Berichterstatter mehr 
der Nachlässigkeit der Unternehmer als ihrer schwierigen 
Durchführung zur Last. 


Arbeiterversicherung. 


Invaliditäts- und Altersversicherung im Jahre 1893 . 

Das Reichs-Versicherungsamt veröffentlicht in No. 8 der 
Amtlichen Nachrichten (Sonderausgabe für Invaliditäts- und 
Altersversicherung) das Ergebniss der Rentenvertheilung 
für das Jahr 1893. 

Danach sind für beide Rentenarten rund 28 Millionen 
gezahlt worden, wovon 22,7 auf die Altersrenten und 5,3 
auf die Invalidenrenten entfielen. Das Verhältniss zwischen 
beiden Rentenarten hat sich also für 1893 so gestaltet, dass, 
während 81 pCt. auf die Altersrenten entfielen, die Inva¬ 
lidenrentenzahlungen 19 pCt. betrugen. Das Verhältniss 
hat sich also gegen 1892 wesentlich geändert, wo 
94 pCt. auf die Altersrenten und 6 pCt. auf die Invaliden¬ 
renten entfielen. Von den Rentensummen kamen auf 
Preussen 19 Millionen, davon 15,7 Alters- und 3,3 Invaliden¬ 
renten, auf Bayern 2,6 Millionen, davon 2 Alters- und 0,6 
Invalidenrenten, der Rest auf die übrigen Staaten und die 
zugelassenen Kasseneinrichtungen. In einzelnen Staaten 
hat sich das oben erwähnte Verhältniss zwischen Alters¬ 
und Invalidenrenten noch mehr zu Gunsten der letzteren 
verschoben. So kamen in Bayern auf die ersteren 78, auf 
die letzteren 22 pCt, desgleichen in Württemberg, in Baden 
gar 74 und 26 pCt. Von den Altersrentenzahlungen sind 
vom Reiche 9 Millionen, von den Versicherungsanstalten etc. 


h Im gleichen Sinne haben die französischen Kammern vor 
ihrer Vertagung auf Antrag Lecornte's den allgemeinen Elfstiinden- 
tag beschlossen. 


13,7 Millionen getragen worden, von den Invalidenrenten¬ 
zahlungen 2,2 und 3 Millionen. 

Legt man bei einer Vergleichung der Belastung der 
einzelnen Bundesstaaten einerseits die Bevölkerungsziffern 
vom 1. Dezember 1890, andererseits die Zahl der nach der 
Berufsstatistik vom 5. Juni 1882 als versicherungspflichtig 
anzusehenden Personen zu Grunde, so ergeben sich nach¬ 
stehende Verhältnisszahlen: An Rentenzanlun^n entfielen 
für das ganze Reich auf den Kopf der Bevölkerung 
überhaupt 56,8 Pf., an Reichszuschuss 22,8 Pf, auf den 
Kopf der versicherungspflichtigen Bevölkerung 246,3 und 
98,9 Pf; für Preussen M,4 und 26,1 bezw. 278,4 und 112,9 Pf; 
für Bayern 48,7 und 20,1 bezw. 205,3 und 84,6 Pf; für 
Sachsen 38,8 und 14,4 bezw. 167,9 und 62,1 Pf: für Württem¬ 
berg 32,8 und 13,2 bezw. 174,3 und 70,6 Pf ; für Baden 
39,0 und 15,4 bezw. 198,3 und 78,5 Pf; für Hessen 41,6 und 

16.6 bezw. 212,8 und 84,8 Pf; für die beiden Mecklenburg 

92.7 und 36,4 bezw. 324,1 und 127,1 Pf; für die thüringischen 
Staaten 41,0 und 16,6 bezw. 182,8 und 73,8 Pf; für Olden¬ 
burg 37,6 und 15,3 bezw. 172,1 und 70,3 Pf; für Braun¬ 
schweig 52,7 und 20,1 bezw. 202,8 und 77,2 Pf; für die 
Hansestädte 31,4 und 10,3 bezw. 144,0 und 47,2 Pf und für 
Elsass-Lothringen 53,8 und 19,8 bezw. 237,3 und 87,6 Pf 
Während danach für das Königreich Preussen auf den Kopf 
der versicherungspflichtigen Bevölkerung im Durchschnitt 
von den gesammten Rentenzahlungen etwa 2,78 M., von dem 
Reichszuschusse etwa 1,13 M. entfielen, stellten sich diese 
Zahlen für die Bezirke der einzelnen preussischen Ver¬ 
sicherungsanstalten so, dass entfielen auf: Ostpreussen 3,94 
und 1,76 M., Westpreussen 2,67 und 1,12, Berlin 1,14 und 
0,38, Brandenburg 3,64 und 1,49, Pommern 2,51 und 1,01, 
Posen 2,68 und 1,15, Schlesien 2,82 und 1,23. Sachsen 2,51 
und 0,99, Schleswig-Holstein 3,77 und 1,42, Hannover 2,99 
und 1,18, Westfalen 2,11 und 0,82, Hessen-Nassau 1,78 und 
0,69, die Rheinprovinz 2,28 und 0,85 M. 

Krankenkassenwesen in Sachsen. Die erste Kranken¬ 
kassenstatistik für das Jahr 1893 veröffentlicht soeben das 
Königreich Sachsen; dieser Bundesstaat liefert damit sehr 
interessantes Material zur Beurtheilung der Frage, welche 
Wirkungen die Krankenversicherungsgesetznovelle von 1892 
auf die Kassenorganisationen jeder Art ausgeObt hat. Im 
Königreich Sachsen bestanden an Zwangsorganisationen zur 
Durchführung des Krankenversicherungsgesetzes, sowie an 
eingeschriebenen Hülfskassen, die den Anforderungen des 
§ 75 dieses Gesetzes entsprechen : 




Ende 

Ende 

Ende 

Ende 

Ende 



1889 

1890 

1891 

1892 

1893 

1. 

Gemeindekrankenversicherung . 

696 

667 

665 

683 

714 


(darunter gemeinsame) . . . 

279 

265 

259 

257 

257 

2. 

Ortskrankenkassen. 

499 

521 

534 

544 

550 


(darunter für mehr als eine 







Gemeinde). 

221 

267 

241 

247 

245 

3. 

Betriebs-(Fabrik-) Krankenkassen 

782 

786 

793 

789 

781 

4. 

Baukrankenkassen. 

1 

1 

1 


1 

5. 

Innungskrankenkassen .... 

46 

48 

50 

50 

57 

6. 

Eingeschriebene Hülfs¬ 







kassen . 

357 

337 

S09 

SS72 

188 


Während hiernach die unter 1, 2, 4 und 5 genannten 
Kassen eine geringe Zunahme oder doch nahezu einen 
völligen Stillstand aufweisen, ist die Zahl der Betriebs- 
(Fabrik-)Krankenkassen etwas, die der eingeschriebenen 
Hülfskassen aber sogar sehr bedeutend zurückgegan¬ 
gen — von 272 auf 188. Wenn eine ähnliche Abnahme 
auch in anderen deutschen Staaten stattgefunden hat. 
so wird für die gegen die freien Hülfskassen gerichtete 
Tendenz der Novelle von 1892 durch die vollständige 
Reichsstatistik von 1893 geradezu erdrückendes Material 
geliefert werden. Die Schwierigkeiten, mit denen die freien 
Hülfskassen zu kämpfen hatten, ergeben sich auch aus den 
Angaben über die Verwaltungskosten. An Verwaltungs¬ 
aufwand ist nämlich erwachsen: bei den Ortskrankenkassen 
978 224,85 M., d. i. auf den Kopf 2,29 M. gegen 1,75 M. im 
Jahre 1892; bei den Innungskrankenkassen 44 221,81 M., d. i. 
auf den Kopf 4,17 M. gegen 3,33 M. im Jahre 1892; bei 
den eingeschriebenen Hülfskassen 151 206,11 M., d. i. auf 
den Kopf 1,96 M. gegen 1,80 M. im Jahre 1892. Die Stei¬ 
gerung bei den sog. staatlich organisirten Kassen rührt mit 
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von der Inanspruchnahme durch die Invalklitäts- und Alters¬ 
versicherung her, diejenige bei den Hüllskassen ist nur aus 
den erschwerenden Vorschriften der Novelle zu erklären. 
Die Gesammtzahl der Ende 1893 versicherten Personen be¬ 
trug 843835 (1889 : 801 250; 1890 : 837 042; 1891:828013; 
18^: 828806) und zwar 566 595 männliche und 277 240 
weibliche. Von den Versicherten entfielen auf die 



Ende 

Ende 

Ende 

Ende 

Ende 


1889 

1890 

1891 

1892 

1893 

Gemeindekranken- 

Versicherungen . 

142 245 

142 646 

147168 

145995 

146072 

Ortskrankenkassen 

343617 

383 956 

382615 

399092 

427 030 

Betrie bsk ra n ken- 

kassen .... 

175369 

174 353 

174 747 

178242 

183147 

Innungskranken- 

kassen .... 

7238 

6 898 

7 033 

6684 

10594 

freien Hülfskassen 

132 781 

129180 

116 450 

98 793 

76 926 


Die relativ erheblichste Zunahme an Mitgliedern dem 
Vorjahre gegenüber haben die Innungskrankenkassen auf¬ 
zuweisen. Auch die Betriebskrankenkassen haben trotz 
der Abnahme der Zahl der Kassen doch eine um 3 pCt 
erhöhte Mitgliederzahl erhalten, während die Mitgliederzahl 
der freien Kassen dem Vorjahre gegenüber etwa um 22 pCt. 
abgenommen hat. Das erklärt sich ebenfalls aus dem Ge¬ 
sagten, sowie aus der besonderen Unterstützung die In¬ 
nungen und Unternehmer in Sachsen durch die Behörden 
erfahren. 

Verbandstag der deutschen Baugewerksberufsge¬ 
nossenschaften. Der diesjährige ordentliche Verbandstag 
der Baugewerksberufsgenossenschaften findet am 8 . Sep¬ 
tember zu Köln unter dem Vorsitz des Baumeisters Felisch 
aus Berlin statt. Den wichtigsten Theil der Verhandlungen 
wird die Durchberathung der Gesetzentwürfe, betreffend die 
Erweiterung der Unfallversicherung und die Abänderung 
der Unfallversicherungsgesetze, bilden. 

Ausdehnung der Unfallversicherung in Oesterreich. 

Die Novelle zum österreichischen Unfallversicherungsgesetze 
ist nunmehr sanktionirt worden und hat somit Gesetzeskraft 
erlangt. Da sie in diesen Blättern wiederholt gewürdigt 
worden ist, beschränken wir uns auf eine kurze Inhalts¬ 
angabe. 

Das neue Gesetz dehnt die Unfallversicherungspflicht 
aus auf den gesammten Eisenbahnbetrieb, dessen Fahr¬ 
personal bisher auf das Haftpflichtgesetz angewiesen war. 
ferner auf das Transportgewerbe zu Lande, sowie auf Flüssen 
und Binnengewässern, den Baggereibetrieb, die gewerbs¬ 
mässige Reinigung von Strassen, Gebäuden etc., die stän¬ 
digen Theaterunternehmungen, die Berufsfeuerwehren, die 
Gewerbebetriebe der Kanalräumer und Rauchfangkehrer, 
der Steinmetze, Brunnenmacher und Eisenkonstrukteure — 
letztere drei Kategorien, soweit sie sich auf die Werkstätten¬ 
arbeit beziehen. 

Die Eisenbahn- und Transportbetriebe sind auch rück¬ 
sichtlich der im Auslande oder in Ungarn vorübergehend 
oder auf Anschlussstrecken dauernd Beschäftigten versiche¬ 
rungspflichtig, wenn die Arbeiter nicht bereits nach der Gesetz¬ 
gebung des anderen Staates gegen Betriebsunfälle versichert 
sind. Die Binnenschifffahrtsunternehmungen, die in Oester¬ 
reich ihren Sitz oder eine ständige Vertretung haben, sind 
gleichfalls versicherungspflichtig, wobei sich die Entschädi¬ 
gungspflicht nicht nur auf die in Oesterreich vorkommenden 
Unfälle erstreckt, sondern auch auf solche, die sich ausser¬ 
halb Oesterreichs ereignen, wenn durch die Gesetzgebung 
des fremden Staates keine Fürsorge getroffen ist. Eine 
wichtige Neuerung besteht in der Zulässigkeit der freiwilligen 
Versicherung der Unternehmer, ihrer Stellvertreter und 
anderer nicht versicherungspflichtiger Personen, die Betriebs¬ 
gefahren ausgesetzt sind. Besondere Vortheile normirt das 
Gesetz für die Personen, denen ein Entschädigungsanspruch 
nach dem Haftpflichtgesetze zusteht. Für sie ist die Un¬ 
fallsrente um die Hälfte und bei dauerndem Siechthum bis 
zu 120 pCt. des Jahresarbeitsverdienstes zu erhöhen; die 
Rente der Hinterbliebenen erfährt eine Steigerung um 2 / 3 . 


Die Durchführungsverordnung bestimmt, dass die nach 
diesem Gesetze versicherungspflichtigen Betriebe bis zum 
10. September 1894 anzumelden sind, und dass innerhalb 
dreier Monate den Gewerbebehörden erster Instanz der 
Bestand von Versicherungsverträgen mit privaten Asseku¬ 
ranzgesellschaften anzuzeigen ist, falls die Verträge ver¬ 
sicherungspflichtige Personen betreffen und vor dem 1. Sep¬ 
tember 1893 abgeschlossen wurden. 


Wohnungszustände und Wohnungs¬ 
gesetzgebung. 

Wohnungsverhältnisse in amerikanischen Mieths- 
kasemen. Der Bundes-Arbeits-Statistiker Carroll D.Wright 
hat dem Präsidenten Cleveland soeben seinen Spezialbericht 
über die Untersuchung desTenementhaus-Elends in New York, 
Philadelphia. Baltimore und Chicago eingereicht. Im ganzen 
besuchten dielnspektoren in diesen vier Städten die Wohnun¬ 
gen von 83852 Personen. Die Gesammtbevölkerung der Elends¬ 
viertel wurde abgeschätzt: in New York auf360&)0, Chikago 
162 000 , Philadelphia 35 000 und Baltimore 25 000. Je elender 
und erbärmlicher der Zustand der Bevölkerung ist, desto 
mehr Schnapskneipen befinden sich in ihren Wohnungsdistrik¬ 
ten. In New York kommen durchschnittlich 200 Personen auf 
eine Wirthschaft, im Elendsviertel aber 129 Personen; in 
Chicago ist der Durchschnitt 212 auf eine Kneipe, im Elends¬ 
viertel 127; Baltimore hat durchschnittlich 226 Personen auf 
je ein Schnapslokal und 105 auf je eins im Proletarier¬ 
distrikt, während in Philadelphia durchschnittlich 270 Ein¬ 
wohner auf eine Wirthschaft kommen und im Tenementhaus- 
Bezirk eine auf 202. Es ist auch festgestellt worden, dafs 
es in den Proletariervirteln viel mehr Männer als Frauen 
giebt, was wohl daher kommt, dass in jenen Distrikten sehr 
viele unverheirathete, noch nicht lan^ im Lande befindliche 
Ausländer wohnen. In New York z. B giebt es im ganzen 
49,34 pCt. Männer gegen 50,66 pCt. Frauen, wärend der 
Prozentsatz der Männer im Tenementhaus-Distrikt 54,51 
gegen 45,49 pCL Frauen beträgt. Die Ausländer wiegen 
selbstverständlich in den Tenementhäusern vor, denn New 
York hat z. B. im ganzen 42,23 pCt. Fremdgeborene unter 
seiner Bevölkerung, aber die Ausländer in den Tenement¬ 
häusern bilden 62,38 pCt. der Bewohner. Merkwürdiger¬ 
weise wird angegeben, dass die Löhne, die die ärmsten 
Tenementhausbewohner verdienen, nicht besonders stark 
von den Durchschnittslöhnen der (gesammtbevölkerung ab¬ 
weichen. Doch scheint es, dass die Erhebungen nicht sehr 
eingehend gemacht wurden; aber Kommissär Wright er¬ 
klärt, er glaube, dass die Angaben korrekt seien. Das 
würde aber nur für den niedrigen Stand der jetzigen 
Löhne überhaupt sprechen. Ferner heisst es in dem 
Bericht, die Sanitätszustände der Bewohner der Elends¬ 
distrikte seien nicht sonderlich schlimm zu nennen, denn die 
Inspektoren wollen dort nicht mehr Kranke gefunden haben 
als durchschnittlich in den Distrikten, wo besser situirte 
Leute wohnen. Allerdings fand die Untersuchung im Früh¬ 
jahr statt, zu einer Zeit, in der überhaupt wenig Krankheit 
herrscht. Die Durchschnittszahl der Bewohner eines 
Tenementhauses im ärmsten Distrikt von New York wird 
auf 36,78 angegeben, in Chicago auf 15,51, in Baltimore auf 
7,71 und in Philadelphia auf 7,34. 
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Kommunale Arbeitsämter. 


Zu den erfreulichsten Erscheinungen der letzten Jahre auf 
dem Gebiete der Sozialpolitik gehören die sich immer ent¬ 
schiedener geltend machenden Bestrebungen zur Errichtung 
städtischer Arbeitsämter. In den Mittelpunkt der Thätigkeit 
dieser Aemter wird dabei von vorn herein der Arbeits¬ 
nachweis gestellt. Darin besonders zeigt sich sogleich, 
dass man es hier mit kerngesunden Bestrebungen zu thun 
hat. Denn schon vom rein wirthschaftlichen Standpunkte 
aus ist die erste Bedingung befriedigender Zustände auf 
dem Arbeitsmarkt, dass möglichst überall der rechte Mann an 
den ersten Pli^ gestellt wird und einerseits Vergeudung 
von Arbeitskraft, andererseits Unbenutztbleiben von vor¬ 
handener Arbeitsgelegenheit vermieden wird. Sozialöko¬ 
nomisch bedeutet dies Einschränkung der Arbeitslosigkeit 
einerseits, sowie des Arbeitermangels andererseits — wobei 


in gegenwärtiger Zeit, besonders in den Städten, überwiegend 
die Einschränkung der Arbeitslosigkeit von Bedeutung ist. 
Die erste Aufgabe dieser neuen Einrichtungen ist also eine 
positive Förderung der Arbeit, und dadurch unterscheiden 
sie sich vortheilhaft von allen anderen bisherigen sozial¬ 
politischen Organisationen von Bedeutung. Alle diese — 
Kranken- und Hilfskassen aller Art, Berufsgenossenschaften, 
Versicherungsanstalten, Armenverbände — greifen erst 
ein, wenn Personen den Mächten, die ihr wirthschaftliches 
Dasein bedrohen, bereits in irgend einer Weise zum Opfer 
gefallen sind. Die städtischen Arbeitsämter dagegen wollen 
verhüten, dass die Hilfsbedürftigkeit überhaupt eintritt; sie 
stehen daher auf einer höheren sozialökonomischen Stufe. 
Allerdings streben auch die anderen soeben genannten 
sozialpolitischen Hilfsorganisationen vielfach die Verhütung 
der Noth an — durch sanitäre Maassregeln, Unfallverhütungs- 
Vorschriften u. dergl. mehr —, aber dies doch immerhin 
nur nebenher und in sehr beschränktem Grade. Sie sind 
auf diesem Gebiete durch die Art ihrer Einrichtung, die in 
erster Linie für andere Zwecke bestimmt ist, und viele an¬ 
dere Dinge in ihrer Thätigkeit eingeengt. Die Aufgabe der 
Verhütung der Noth ist regelmässig so unvergleichlich um¬ 
fassender und vielseitiger als die der Versorgung der Opfer, 
dass die für diesen Zweck geschaffenen Organisationen 
jener Aufgabe in keiner Weise gewachsen sind. 

Wirft man nun die Frage auf, ob nicht vielleicht um¬ 
gekehrt die neuen kommunalen Arbeitsämter geeignet seien, 
die Aufgabe der Versorgung der Opfer des wirthschaftlichen 
Lebens mit zu übernehmen, so wird man nach dem Gesagten 
schon a priori geneigt sein, eine bejahende Antwort zu 
geben. Denn es scheint natürlich und fast selbstverständlich, 
dass wer daran arbeitet, die Entstehung der Noth zu ver¬ 
hüten, auch der rechte sein wird, die trotzdem Hilfsbedürf¬ 
tigen zweckentsprechend zu unterstützen. Diese sich gerade¬ 
zu aufdrängende Auffassung nun wird sich um so mehr 
befestigen, je bestimmter man den Gedanken in’s Auge fasst 
und seine Konsequenzen durchdenkti 

Was vor allem das Arbeiterversicherungswesen anbe¬ 
langt, so ist es klar, dass die bestehende Arbeiterversiche¬ 
rung nichts weiter ist als eine Versicherung gegen Erwerbs¬ 
losigkeit. Sie umfasst nur nicht das ganze Gebiet der 
Versicherung gegen Erwerbslosigkeit, sondern nur einen 
Theil dieser grossen Aufgabe: die Versicherung gegen Er¬ 
werbsunfähigkeit, die durch ganz bestimmte Ursachen 
Krankheit, Invalidität, Alter, Verletzung durch Unfall — her¬ 
vorgerufen ist. Das ganze übrige weite Gebiet der unfrei¬ 
willigen Arbeitslosigkeit ist noch ungedeckt durch öffenüiche 
Versorgungseinrichtungen — die Armenpflege kommt in 
diesem Zusammenhänge nicht in Betracht, Nun wird die 
Thätigkeit der kommunalen Arbeitsämter gerade auf die Er¬ 
scheinung der Arbeitslosigkeit ein helles Licht werfen. Vielen 
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— namentlich aus den höheren Schichten der Gesellschaft —, 
die jetzt diese dunkelsten Theile des gegenwärtigen wirth- 
schaftlichen Lebens gar nicht sehen, wird im wahren Sinne 
des Worts ein Licht aufgehen. Der Ruf nach einer Ver¬ 
sorgung der Unglücklichsten der Unglücklichen, der ar¬ 
beitslosen Arbeitsfähigen und Arbeitswilligen, wird 
allgemein werden; und voraussichtlich wird dann betreffs 
der Organisation überhaupt gar kein anderer Gedanke 
ernstlich erwogen werden als der, die kommunalen Arbeits¬ 
ämter mit der Durchführung zu betrauen. Selbstverständlich 
würde dazu eine Ausdehnung dieser Organisation über das 
ganze Reich — also etwa die Schaffung von Kreisarbeits¬ 
ämtern für das platte Land und die kleinen Städte —, eine 
gewisse Zusammenfassung in Provinzialämter und auch zu¬ 
letzt in ein Reichsamt nöthig werden. Wäre man aber erst 
so weit, dann würden ohne Zweifel sehr bald die alten mehr 
oder weniger stümperhaften organisatorischen Gebilde so¬ 
zialer Hilfsleistung (Krankenkassen, Berufsgenossenschaften, 
Versicherungsanstalten) in die neue rationellere Organisation 
aufgehen und von ihnen nur der gesunde Kern, der ja 
ohne Zweifel auch in den heutigen Einrichtungen steckt, 
bleiben. Wer sich für solche Zukunftsmusik näher inter- 
essirt, den möchte ich auf meine Abhandlung „Die positive 
Weiterentwickelung der deutschen Arbeiterversicherungsge¬ 
setzgebung“ im Archiv für soziale Gesetzgebung und Sta¬ 
tistik Bd. V. S. 383 verweisen — wobei ich allerdings be¬ 
merken muss, dass diese Abhandlung zu einer Zeit ver¬ 
fasst worden ist, als noch kein städtisches Arbeitsamt in 
Deutschland bestand. 

Auch ganz abgesehen von der Entwicklung, die die 
kommunalen Arbeitsämter vermuthlich nehmen werden, sind 
sie selbst für die unmittelbare Gegenwart von ausserordent¬ 
licher Bedeutung. Hierbei kommt nicht nur in Betracht, 
dass sie thatsächlich vielen Personen Arbeit nachweisen und 
durch ihre sonstige Thätigkeit die Einsicht in manche sozial¬ 
politisch wichtige Verhältnisse befördern werden, sondern 
vor allem auch, dass sie versöhnend und ausgleichend auf 
die sozialen Parteikämpfe wirken müssen. Sogar wer grund¬ 
sätzlich auf dem Standpunkt steht, dass eine Ueberbrückung 
der Kluft zwischen Unternehmer und Arbeiter im Interesse 
des sozialen Fortschritts nicht wünschenswerth ist, dass 
statt einer Versöhnung der sozialen Gegensätze vielmehr 
ein immer entschiedenerer und bewussterer Kampf zu er¬ 
streben sei, wird zugeben müssen, dass die möglichste Ent¬ 
fernung der persönlichen Gegensätze aus diesem sach¬ 
lichen Kampfe von Segen sein muss. Diesem Ziele aber 
wird das Miteinanderarbeiten von Unternehmern und Ar¬ 
beitern derselben Gemeinde im Arbeitsamt vorzüglich dienen 
können. Dazu kommt noch, dass in den Arbeitsämtern 
vielen solchen Personen ein Feld der öffentlichen Bethäti- 
gung geschaffen wird, denen bei regem Allgemeinsinn sonst 
die Möglichkeit fehlt, sich nutzbringend zu bethätigen. Das 
an sich durchaus anerkennenswerthe Bestreben, sich öffentlich 
geltend zu machen, bringt heut zu Tage in jedem grösseren 
Orte eine ganze Anzahl von Personen dazu, sich durch 
Geschwätz in Vereinen und Versammlungen oder wohl gar 
in Zeitungen und Schriften bemerkbar zu machen. Beson¬ 
ders gilt dies von den Arbeitern, die heut in Deutschland 
überhaupt kaum anders für das Gemeinwohl thätig sein 
können. Diesen, unter denen sich eine grosse Anzahl 
äusserst tüchtiger Kräfte befindet, ist nun in den kommu¬ 
nalen Arbeitsämtern ein weites Feld gemeinnütziger Thätig¬ 
keit eröffnet. Viele werden den Reiz wirklicher sozialer 
Ililfsthätigkeit im kleinen Kreise dem meist öden und hohlen 
Vereinsleben und dem ewigen Einerlei des Hersagens und 
Anhörens hochtönender Worte gegenüber gar bald em¬ 
pfinden und somit angeregt werden, ihre Kraft in einer 
wirksameren Richtung zu verw'cnden als bisher. Dies ist 
ein Gesichtspunkt, der nicht unterschätzt werden darf; denn 
' . e;eht zur Zeit in der That eine unglaubliche Menge von 


Intelligenz und gutem Willen völlig nutz- und wirkungslos 
verloren. 

Neuerdings sind einige Nachrichten durch die Presse 
gegangen, die zu der Hoffnung berechtigen, dass sich auch 
die Reichsregierung und die Landesregierungen diesen Be¬ 
strebungen mehr und mehr positiv fördernd gegenüber 
stellen. So soll der Magistrat zu Nürnberg, der sich bisher 
gegen die Forderung der Arbeiter, ein Arbeitersekretariat 
zu errichten, ablehnend verhalten hatte, vor kurzem von der 
Regierung aufgefordert worden sein, diese Angelegenheit 
zu erwägen und darüber Bericht zu erstatten. Ferner soll 
sich die Reichsregierung bereits ernstlich mit dem Gedanken 
tragen, den Arbeitsnachweis in irgend einer Weise gesetz¬ 
lich zu regeln. Zu hoffen ist nur, dass man es nicht unter¬ 
nimmt, mit bureaukratischen Eingriffen und Schablonisirungs- 
versuchen den natürlichen Entwicklungsgang zu beeinflussen. 
Eine derartige Beeinflussung würde aller Wahrscheinlich¬ 
keit eine Störung oder gar Hemmung bedeuten, wie u. a. 
die in Frankfurt a. M. gemachten Erfahrungen bereits klar 
zeigen. Gewisse gesetzliche Regelungen und Garantieen 
für eine gedeihliche Wirksamkeit der Aemter werden ja 
natürlich nothwendig sein — aber man lasse nur den Haupt¬ 
feind alles sozialpolitischen Fortschritts, die Bureaukratie 
mit ihren Schablonen und ihrem Unfehlbarkeitsdünkel, aus 
dem Spiele. Je mehr man die Schaffung und Ausgestaltung 
der neuen Einrichtungen den Arbeitern selbst im Zusammen¬ 
wirken mit den Unternehmern oder, wo es nöthig wird, 
auch im Kampfe gegen die Unternehmer überlässt, um so 
sicherer wird etwas Tüchtiges und annähernd Vollkomme¬ 
nes geschaffen werden. 

Es ist erstaunlich, wie viel in der Gegenwart über die 
soziale Frage, über soziales Elend und damit zusammen¬ 
hängende Dinge gesprochen und geschrieben und wie wenig 
gethan wird, um den erkannten Uebelständen abzuhelfen. 
Hier endlich bietet sich jeder Gemeinde oder jedem grösse¬ 
ren Bezirke die Gelegenheit zum wirksamen praktischen 
Eingreifen, zur That. Zu Anfang war die That, am Ende 
wird die That sein, und was zwischen Anfang und Ende 
liegt, ist auch nur eine Reihe von Thaten. Alles Gerede 
von der historischen Entwicklung ist eitel Phrase, wenn 
man dies aus dem Auge verliert. Alle Parteien können 
hier, ohne ihren Prinzipien nur das geringste zu vergeben, 
in praktischer Arbeit Zusammenwirken. Möchte ein solches 
Streben recht bald überall im Deutschen Vaterlande er¬ 
wachen, wo es noch fehlt, und sich da, wo es bereits vor¬ 
handen ist, festigen und nachhaltig bethätigen! 

Berlin-Friedenau. E. Lange. 


Landwirthschaft. 


Kleinbauenmoth in Westdeutschland. Das Präsidium 
des „Landwirthschaftlichen Vereins für Rheinpreussen“ hat 
eine Eingabe an den preussischen Minister für Landwirth¬ 
schaft gerichtet, die ein charakteristisches Bild der .sozialen 
Krisis entrollt, in der sich die Kleinbesitzer auch in gewerk- 
lich hochstehenden Gegenden befinden. Es heisst da: 
„Während in jüngster Zeit die bedrohliche Lage des grössern 
Grundbesitzes im Osten unseres Vaterlandes den Brenn¬ 
punkt der öffentlichen Erörterung agrarischer Fragen bil¬ 
dete, wird nicht übersehen werden dürfen, dass auch im 
Westen die Rentabilität der Landwirthschaft und damit ihr 
Fortbetrieb in hohem Grade gefährdet ist. Es ergiebt sich 
dies schon aus der einfachen Thatsache, dass bei sehr viel 
grösseren Erzeugungskösten die Preise der Erzeugnisse nur 
wenig höher stehen als im Osten, mithin der Saldo sich 
noch ungünstiger stellen muss als dort. Etwas verdunkelt 
wird dieses Verhältniss dadurch, dass der nur spärlich in 
der Rheinprovinz vorhandene Grossgrundbesitz in immer 
weiterm Maasse als Anlage für Ueberschüsse dient, welche 
in der Industrie oder dem Handel erzielt worden sind. Die 
jetzigen Eigenthümer sind vielfach nicht gerade auf die Ren- 
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tabilität ihres Grundbesitzes angewiesen und brauchen des¬ 
halb nicht so laut zu klagen als der östliche Grundbesitzer, 
welcher meist nicht allein sonstigen Einkommens entbehrt, 
sondern auch noch Schuldzinsen aufzubringen hat. Es wäre 
aber eine verhängnissvolle Täuschung, wenn man aus dem 
Verhalten der rheinischen Grossgrundbesitzer schliessen 
wollte, dass die aus der gegenwärtigen Preisbildung und 
Preisbewegung hervorgehenden Gefahren in der Rhein¬ 
provinz geringer seien als anderwärts. Vorübergehende 
Minder-Ueberschü.sse können von den wenigen Grossgrund¬ 
besitzern hier wohl eher ertragen werden. Zeigt sich aber, 
dass dauernd das jetzige Missverhältniss zwischen dem Er¬ 
trag und den Erzeugungskosten bestehen bleibt, dann kann 
der gegenwärtige Wirthschaftsbetrieb selbstredend nicht 
aufrecht erhalten werden, sondern wird dem Vorgang folgen 
müssen, der in England schon seit einer Reihe von Jahren 
sich vollzieht, wo in erschreckendem Maasse von Jahr zu 
Jahr die unbebaut bleibenden Flächen sich weiter ausbreiten. 
Wie nahe wir dieser Gefahr bereits gekommen sind, zeigen 
die landwirthschaftlichen Zustände in den Theilen der Rhein¬ 
provinz, wo der Kleinbesitz vorherrscht. Auf dem 
Hunsrück und in der Eifel wirft schon heute — vereinzelte 
Ausnahmen mit besonders günstigen Boden- und Betriebs¬ 
verhältnissen selbstredend Vorbehalten — der eigentliche 
Ackerbau eine Rente nicht mehr ab. Wenn die erforder¬ 
liche Arbeit bezahlt werden muss, reicht der landwirth- 
schaftliche Ertrag zur Deckung der Kosten nicht mehr aus. 
Die grösseren und mittleren Güter sind dort auch einfach 
unverkäuflich geworden. Wenn der Erwerber sie zu dem 
niedrigsten Preise erhielte, würden die fortwährenden Be¬ 
triebs-Minderüberschüsse ihn bald ruiniren. Den Ackerbau 
fortzuführen, ist daher nur der Kleinbauer in der Lage, 
welchem in seiner Familie die genügende Arbeitskraft zur 
Verfügung steht, um annähernd ohne die Heranziehung be¬ 
zahlter Arbeit auskommen zu| können. Es unterliegt gar 
keinem Zweifel, dass die Arbeit eines solchen Kleinbauern 
und seiner Angehörigen auch bei gänzlichem Verzicht auf 
jede Bodenrente sich weniger hoch bezahlt macht als die 
Arbeit eines gewerblichen Arbeiters. Es drückt sich dies 
grell in dem Umstand aus, dass die Lebenshaltung 
der besitzlosen Bergleute und Fabrikarbeiter eine 
ganz ungleich bessere ist als diejenige der Klein¬ 
bauern. F>st wenn in einer Kleinbauernfamilie über¬ 
schüssige Arbeitskraft vorhanden ist, welche gewerblichen 
Arbeitsverdienst findet, beginnt deren kümmerliche Lebens¬ 
haltung sich auf die Höhe des Fabrikarbeiters zu heben. 
Trotzdem hat bisher die Anhänglichkeit sowohl an den Be¬ 
sitz als an den Landbau zur Folge gehabt, dass die Be¬ 
völkerung ihren Boden weiter bestellt hat.“ Als Abhült'e- 
mittel schlägt der Verein die Hebung der landwirthschaft¬ 
lichen Winterschulen, Genossenschaftsbildung, Prämiirungen, 
Wuchergesetze etc. vor. Es steht zu fürchten, dass alle 
diese Vorschläge nur Palliativmittel betreffen. Ohne bedeu¬ 
tende Staatsbeihilfen wird wohl nichts Dauerndes geschaffen 
werden können. 


Soziale Zustände. 

Die Entwickelung der Einkommensverhältnisse 
in Hamburg. 

In einem Welthandelsplatze wie Hamburg, wo die Ge¬ 
gensätze zwischen Reichen und Armen schärfer als in einem 
ganzen Lande ausgeprägt sind, hat die Entwickelung der 
Einkommensverhältnisse eine ganz besondere Bedeutung. 
Wir geben deshalb folgende kleine Tabelle zur Vergleichung 
zwischen den Jahren 1883 und 1892. 

Unter der Rubrik „Einkommen unbestimmbar“ sind die¬ 
jenigen Zensiten aufgeführt, von denen die Steuern nur für 
einen Theil des Jahres oder für mehrere Jahre entrichtet 
wurden. 

Da nach § 10 des Hamburger Einkommensteuergesetzes 
vom 7. März 1881 der Steuerpflichtige sein Einkommen 
selbst anzugeben hat, unrichtige Deklarationen aber mit 
Geldbusse bis zum zehnfachen Betrage des zu wenig ange¬ 
gebenen Steuerbetrages geahndet werden, so wird die 
Tabelle im allgemeinen die wirkliche Vertheilung des Ein¬ 
kommens richtig wiederspiegeln. Dass die Selbsteinschätzung 


auch unter Androhung der härtesten Strafbestimmung nicht 
jede Defraudation ausschliesst, weil bei höherem Einkommen, 
besonders wenn es aus reinen Kapitalanlagen stammt, 
eine Kontrolle nur äusserst schwer möglich ist, muss man 
freilich bei dieser Einkommennachweisung so gut wie bei 
allen andern, die zu steuertechnischen Zwecken vorgenommen 
werden, mit in den Kauf nehmen. 


In-den Klassen 

Jahr 

Physische Zensiten”! 

Versteuertes Einkommen 




% 


o/o 

600 - 800 

1883 

40 674 

40,38 

28 471 800 

10.54 


1892 

42 334 

i 28,33 

29 633 800 

7,14 

800- 1 000 

1883 

15 662 

1 15,55 

14 095 800 

5,22 


1892 

29 504 

19,74 

26 553 600 

6,40 

1 000- 2 000 

1883 

25 263 

24,09 

35 518 600 

13,15 


1892 

44 352 

29,68 

64 260 300 

15,48 

2 000 - 3 500 

1883 

8 645 

8,58 

23 439 000 

8,68 


1892 

15 452 

10,34 

41 315100 

9,95 

3500 5000 

1883 

4 013 

3,98 

17 085 600 

6,32 


1892 

6 527 

4,37 

27 827 100 

6,70 

5 000— 10 000 

1883 

3 958 

3.93 

28 432 900 

10,52 


1892 

5 937 

3,97 

42 589 300 

10,26 

10000 25000 

1883 

2 231 

2,22 

35 162 000 

13,01 


1892 

3 396 

2,27 

54 220 900 

13,06 

25000 - 50000 

1883 

766 

0,76 

26 853 900 

9,94 


1892 

1 187 

0,79 

41 200 700 

9,93 

50 000—100 000 

1883 

349 

0,35 

24168 500 

8,95 


1892 

498 

0,33 

33 940 500 

8,18 

über 100 000 

1883 

164 

0,16 

36 923 600 

13,67 


1892 

267 

0,18 

53 534 000 

12,90 

Zusammen . . 

1883 

100 725 

1 100,00 

270152 700 

100,00 


1892 

149 454 

100,00 

415 075 300 

100,00 

Einkommen 

1883 

7015 




unbestimmbar 

1892 

16 008 





Kaufmännische Fragen. 

Verein der deutschen Kaufleute. 

In der dritten Augustwoche tagte in Nürnberg der dritte 
ordentliche Delegirtentag des Vereins der deutschen Kauf¬ 
leute (Sitz Berlin), zu dem 41 Abgeordnete aus allen Theilen 
Deutschlands erschienen waren. Der vom Generalsekretär 
Hanff erstattete Thätigkeitsbericht gab ein anschauliches Bild 
von der Entwickelung des Vereins. Die Mitgliederzahl ist 
innerhalb der fünfjährigen Berichtsperiode in stetem Wachsen 
gewesen und hat sich verdreifacht. Auch das Vereinsvermögen 
ist nach dem Bericht des Schatzmeisters Menzel in allen 
Abtheilungen bedeutend gewachsen. Die gesammten Ein¬ 
nahmen betrugen 104892,95 M., die Ausgaben 83276,88 M., 
wovon u. a. für Unterstützungen 7722,29 M., für Agitation 
und Bildungszwecke 22672,50 M., für die Stellenvermittelung 
2564,55 M., für Rechtsschutz 986,09 M. aufgewandt wurden. 
Der Ueberschuss betrug 21616,07 M. Als leitende Grund¬ 
sätze des Vereins wurden u. a. festgestellt: Vertretung der 
Mitglieder dem Publikum, den Behörden und Prinzipalen 
gegenüber, Führung von Prozessen der Mitglieder aufVereins- 
kosten, Unterstützung der Stellenlosen ohne klagbares Recht 
der Mitglieder, kostenfreie nationale Stellenvermittelung, 
Beförderung des handelswissenschaftlichen Unterrichts, Hin¬ 
wirkung auf Unterstellung der Handlungsgehilfen unter be¬ 
sondere kaufmännische Gewerbegerichte, sowie Errichtung 
von Einigungsämtern, Unterstützung in besonderen Noth- 
fällen, Hinwirkung auf gerechte, zeitgemässe Regelung der 
Arbeitsbedingungen in möglichster Verständigung mit den 
Prinzipalen und Beschränkung der Sonntagsarbeit auf das 
unerlässlich nothwendigste, Unterstützung von wirthschaft- 
lichen Genossenschaften, insbesondere Produktiv- und Han¬ 
delsgenossenschaften, Unterhaltung einer Kranken- und Be- 
gräbnisskasse. Ein vom Ortsverein Fürth beantragtes 
sozialpolitisches Programm wurde nach längerer Besprechung 
dem Generalrath zur Durchberathung überwiesen mit der 
Maassgabe, das Ergebni.ss seiner Berathung dem Reichstag 
und Bundesrath bei Gelegenheit der Eingabe über die Sonn¬ 
tagsruhe im Handelsgewerbe zu unterbreiten. Mitglieder 
des Vereins können alle Kaufleute und verwandte kauf¬ 
männisch gebildete Berufsgenossen werden, ebenso Lehr- 
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linge. Der Beitrag beträgt monatlich 90 Pf., für Lehrlinge 
40 Pf In der „Kaufmännischen Rundschau“ besitzt der 
Verein ein eigenes, vierzehntägig erscheinendes Organ, das 
vom Generalrath herausgegeben wird. Die Ortsvereins¬ 
ausschüsse und der Generalrath sollen die Förderung der 
humanen Bildung unter den Mitgliedern, eventuell durch 
Errichtung einer kaufmännischen Fortbildungsschule, ver¬ 
bunden mit volkswirthschaftlichem Unterricht und Gesetzes¬ 
kunde, Vorträge etc. sich angelegen sein lassen, desgleichen 
die Verbesserung des Lehrlingswesens im Handelsgewerbe. 
Es ist vor allem dahin zu streben, dass das Halten von 
Lehrlingen nur Prinzipalen gestattet werde, die für deren 
wirkliche kaufmännische Ausbildung Gewähr bieten, und 
dass in der Zahl der Lehrlinge richtiges Maass gehalten 
wird. Ferner soll der obligatorische Besuch der Fortbildungs¬ 
schulen für Lehrlinge angestrebt werden. Die obligatorische 
Unterstützung bei Stellenlosigkeit wird nach einjähriger Mit¬ 
gliedschaft mit täglich 1 MarK auf die Dauer von 90 Tagen 
gewährt; aus der Krankenkasse ausgesteuerte, stellenlose 
Mitglieder erhalten die Unterstützung ebenfalls. Die Beiträge 
der stellenlosen Mitglieder zu allen Vereinskassen werden 
aus der Generalrathskasse gezahlt. Die freiwillige Versiche¬ 
rung bei Stellenlosigkeit gewährt für einen monatlichen 
Beitrag von 1 M. monatlich 30 M. und für einen monatlichen 
Beitrag von 1,50 M. monatlich 45 M. Unterstützung auf die 
Dauer von drei Monaten nach einjähriger und von sechs 
Monaten nach zweijähriger Mitgliedschaft. Der Verein hat 
auch eine nationale kostenfreie Stellenvermittelung, die 
immer mehr an Ausdehnung gewinnt. Kostenfreier Rechts¬ 
schutz wird den Mitgliedern bei Prozessen gewährt und 
eventuell durch Darlehen aus der Vereinskasse zu diesem 
Zweck. Die Geschäfts- und die Kassenordnung wurden einer 
Durchberathung unterzo^n; auch wurde eine Schiedsgerichts¬ 
ordnung beschlossen. Der Delegirtentag beschloss ferner, 
dem Generalrath aufzugeben, die Ortsvereine in den einzelnen 
Bundesstaaten zu veranlassen, bei den Regierungen dahin 
vorstellig zu werden, dass eine Vertretung der Handlungs¬ 
gehilfen bei den Handelskammern geschaffen werde. Weiter 
wurde dem Generalrath aufgegeben, bei der zuständigen 
Behörde dahin vorstellig zu werden, dass der § 42 des 
Unfallversicherungsgesetzes vom 6. Juli 1884 dahin umge¬ 
ändert werde, dass auch den freien eingeschriebenen Hilfs¬ 
kassen bei der Zusammensetzung des Schiedsgerichts der¬ 
selbe Einfluss gewährt werde wie den Orts-, Betriebs- u. s. w. 
Krankenkassen. Der Antrag auf Gründung einer Wittwen- 
und Waisen-Versorgungskasse wurde dem Generalrath zur 
Erwägung überwiesen. 

Magdeburg. P. Seifert. 

Verbandstag der deutschen Handlungsgehülfen. Am 

19. August fand in Leipzig die 13. Hauptversammlung des 
Verbandes deutscher Handlungsgehülfen statt. Die Ver¬ 
sammlung nahm u. a. folgende Anträge an: 

I. Die Generalversammlung beauftragt den Vorstand: 
1. sich in Gemeinschaft mit anderen kaufmännischen Ver¬ 
einen mit einer Eingabe an den Reichstag zu wenden mit 
der Bitte, das bestehende Sonntagsruhegesetz dahin ab¬ 
zuändern, dass die Sonntagsarbeit für die Engrosgeschäfte 
verboten wird; für die Detailgeschäfte hält sie eine Verkaufs¬ 
zeit von drei Stunden, 7—10 Uhr, für völlig ausreichend, da 
alles weitere einem thatsächlichen Bedürfnisse nicht ent¬ 
spricht; 2. sich in Gemeinschaft mit den Prinzipalen mit einer 
Petition mit der Bitte an den Reichstag zu wenden, um Er¬ 
lassung eines Verbots gegen die Konsum-Vereine und Waaren- 
häuser für Offiziere und Beamte u. s. w. — welche den Klein¬ 
handel und das Kleingewerbe schwer schädigen —, event. 
um Erlassung einschränkender Bestimmungen gegen die 
Thätigkeit dieser Vereine (durch höhere Besteuerung). 

II. Die Generalversammlung wolle beschliessen und ver¬ 
anlassen, dass im Abgeordnetenhause der Antrag eingebracht 
wird, dem § 61 des Handels-Gesetzbuches einen Nachtrag 
zu geben, welcher dahin lautet: „Jeder Chef ist verpflichtet, 
seinem jungen Manne, gleichviel in welcher kaufmännischen 
Eigenschaft er angestellt ist, während der festgesetzten 
Kündigungszcit den nöthigen Urlaub zu einer mindestens drei¬ 
maligen Vorstellung behufs Stellenerlangung zu gewähren.“ 

Nach dem vom Verbandsdirektor erstatteten Geschäfts¬ 
bericht zählt der Verein 39 859 Mitglieder. 


Handwerkerfragen. 


Zur Lage der Handwerkslehrlinge in Oesterreich. 

Die aus den Berichten der k. k. österreichischen Gewerbe¬ 
inspektoren bekannten Zustände im dortigen Kleingewerbe 
haben zu Koalitionsbestrebungen der Lehrlinge geführt, die 
eine der interessantesten Erscheinungen der sozialen Ent¬ 
wicklung genannt werden dürfen. Zunächst wird ihnen von 
den Meistern nur die rohe Gewalt entgegengesetzt, wie ein 
Rundschreiben beweist, das vom Vorstand der Genossen¬ 
schaft der Riemer, Peitschenmacher, Kappenschirmschneider 
und Maschinentreibriemen-Erzeuger in Wien unter dem 
18. Juli d. J. ergangen ist. Es wird hierin an die Mitglieder 
der Genossenschaft „die sehr ernste Mahnung und das 
dringlichste Ersuchen gerichtet, von nun ab ein wachsames 
Auge auf ihre Lehrlinge zu haben, sie zu ermahnen und 
mit grösster Strenge darauf zu achten, dass diese weder 
eine Versammlung besuchen, noch irgend einer 
was immer für einen Namen habenden Vereinigung 
angehören. Zuwiderhandelnde Lehrlinge sollen sofort aus 
dem Lehrlingsverhältnisse und aus dem Verbände der Ge¬ 
nossenschaft ausgestrichen werden, auch wird Vorsorge 
getroffen werden, dass solche Jungen bei keinem anderen 
Meister Aufnahme finden; nur auf diese Weise wird 
es möglich sein, diesem langsam, aber stetig und zum Nach¬ 
theile jedes Meisters und der lernenden Jugend sich ent¬ 
wickelnden Uebel zu steuern und zu verhindern, dass der 
Nachwuchs im Gewerbe seinerzeit in widerspenstige, sich 
bei jeder Gelegenheit auf lehnende Elemente ausartet.“ 

Wahrscheinlich soll nunmehr an die Aufstellung schwar¬ 
zer Listen auch für die Lehrlinge gegangen werden. Ob 
dies der richtige Weg zur Beruhigung der beispiellos aus¬ 
genutzten Jungen ist, mag wohl mit Recht bezweifelt werden. 


Gewerkschaftliche Arbeiterbewegung. 


Die deutschen Gewerkschaftsorganisationen 
im Jahre 1893. 

Die Uebersichten über die Stärke und Leistungsfähig¬ 
keit der deutschen Gewerkschaften, die alljährlich von der 
Generalkommmission der Gewerkschaften Deutschlands ver¬ 
öffentlicht werden, geben zwarnoch nicht ein vollständig klares 
Bild über den Stand der Gewerkschaftsbewegung, doch 
werden sie dadurch zuverlässiger, dass die Zahl der be¬ 
theiligten Organisationen ständig grösser wird. 1891 be¬ 
standen in Deutschland 61 centralisirte Vereine, von denen 
55 Angaben für die Statistik machten, 1892 fehlten von 57 
Centralorganisationen 5, während für 1893 von 51 Central¬ 
vereinen 50 in der Statistik angeführt werden konnten. Es 
fehlte darin nur die Organisation der Steinmetzen mit etwa 
2000 Mitgliedern. Die Zahl der Centralvereine ist in den 
letzten Jahren ständig geringer geworden, weil mehrere 
Organisationen sich zu einem gemeinsamen Verband ver¬ 
einigt haben. So vereinigten sich auch im Jahre 1893 die 
Organisationen der Bürstenmacher (1038 Mitglieder), der 
Drechsler (1957 Mitglieder), der Stellmacher (450 Mitglieder) 
und der Tischler (19 400 Mitglieder) zu dem Holzarbeiter¬ 
verband, der Ende 1893 23 7^ Mitglieder hatte. Während 
hier eine Vermehrung der Mitgliederzahl nach dem Zu¬ 
sammenschluss zu konstatiren ist, haben andere Organisa¬ 
tionen, über deren Verschmelzung wir schon im vorigen Jahre 
in No. 4 dieser Zeitschr. berichteten, nach dieser Mitglieder 
verloren. Es sind im Anfang d. J. neugegründet: die Cen¬ 
tralverbände der Schlachter und der süddeutschen Müller, 
so dass gegenwärtig 53 Centralverbände in Deutschland 
vorhanden sind. Aufgelöst haben sich die Vereinigungen 
der Bergleute des Saarreviers, 22 400 Mitglieder, und der 
Posamentiere, 154 Mitglieder. Der Centralverein der Frauen 
und Mädchen ist, weil er gewerkschaftliche Ziele nicht ver¬ 
folgt, aus der Reihe der Gewerkschaften ausgeschieden. 
Die 50 Organisationen, welche in der Statistik für 1893 an¬ 
geführt sind, haben zusammen 221 530 Mitglieder, worunter 
5384 weibliche, die sich aber nur in 14 Organisationen vor¬ 
finden. Die stärksten Organisationen sind: Metallarbeiter 
(28 429), Holzarbeiter (23 760), Buchdrucker (16 520), Tabak- 
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arbeiter (13 750), Maurer (12167), Bergarbeiter [Westfalen] 
(11 174) und Schuhmacher (10 356 Mitglieder). In allen an¬ 
deren Organisationen war die Mitgliederzahl geringer als 
10 000, und zwar betrug die Mitgliederzahl der Bäcker 799, 
Barbiere 870, Bauarbeiter 1675, Bergarbeiter (Königreich 
Sachsen) 8013, Bidhauer 2749, Böttcher 3800, Brauer 4049, 
Buchbinder 3421, Dachdecker 500, Fabrik- und gewerb¬ 
lichen Hülfsarbeiter 4619, Former 2757, Formenstecher und 
Tapetendrucker 450, Gärtner 732, Glac6handschuhmacher 
2330, Glasarbeiter 2129, Glaser 1500, Gold- und Silberarbeiter 
1413, Holzarbeiter (auf Holzplätzen und an Holzbearbeitungs¬ 
maschinen beschäftigten Arbeiter) 506, Hutmacher 2641, Kon¬ 
ditoren 303, Korbmacher 961, Kürschner 340, Kupferschmiede 
2675, Lederarbeiter 2600, Lithographen und Steindrucker 
4083, Maler 5600, Müller 522, Plätterinnen 100, Porzellan¬ 
arbeiter 5991, Sattler 1366, Schiffbauer und Schifffahrer 
1600, Schiffszimmerer 1400, Schmiede 1500, Schneider 7318, 
Seiler 237, Steinsetzer 2249, Stukkateure 380, Textilarbeiter 
8012, Töpfer 3235, Vergolder 755, Zigarrensortirer 600 und 
Zimmerer 7673. Ein Vergleich dieser Mitgliederzahlen mit 
den für 1892 angegebenen ergiebt, dass in 25 Organisa¬ 
tionen eine Zunahme von zusammen 19 739 und in 21 Or¬ 
ganisationen eine Abnahme von zusammen 10 749 Mitglie¬ 
dern vorhanden ist. Die Auflösung des Rechtsschutzver¬ 
eins der Bergleute des Saarreviers hat allerdings dazu 
geführt, dass die Gesammtzahl der gewerkschaftlich organi- 
sirten Arbeiter im Jahre 1893 gegenüber 1892 um 14 924 
zurückgegangen ist. Während 1892 bei Hinzurechnung der 
Zahlen, welche über die lokalen Arbeiterorganisationen an¬ 
gegeben waren, 244 734 Mitglieder (ausschl. des Vereins der 
Frauen und Mädchen) sich in den gewerkschaftlichen Orga¬ 
nisationen befanden, erzielte dieselbe Berechnung für 1893 
nur 229 810 Mitglieder. Hierbei sind aber die Organisationen 
der Kaufleute, der Handelshülfsarbeiter, der Kellner, der 
Seeleute und der Heizer und Trimmer, die nach ungefährer 
Schätzung zusammen 6000—7000 Mitglieder haben werden 
und auf denselben Prinzipien basiren, wie die Centralorga¬ 
nisationen, nicht in Rechnnug gezogen. 

Im vorigen Jahre sagten wir an der gleichen Stelle, 
dass die gegenwärtig in den Gewerkschaften befindlichen 
Mitglieder als ein fester Stamm zu gelten haben. Diese 
Behauptung wird durch die Statistik für 1893 bewiesen. 
Wenn sich auch nicht sagen lässt, dass die Gewerkschafts¬ 
bewegung an Stärke zugenommen hat, so muss doch, ab¬ 
gesehen von den besonderen Umständen, die zu einer Ver¬ 
ringerung der Zahl der den Organisationen angehörigen 
Bergleute geführt haben, zugegeben werden, dass ein kleiner 
Aufschwung in den meisten Organisationen vorhanden ist. 
Voraussichtlich wird sich dieser Aufschwung für das lau¬ 
fende Jahr noch bemerklicher machen, da nach den auf dem 
sozialdemokratischen Parteitage in Köln erfolgten Ausein¬ 
andersetzungen die Frage der Nothwendigkeit und Nützlich¬ 
keit der gewerkschaftlichen Organisationen eifriger diskutirt 
worden ist als je zuvor. 

Giebt die Statistik über die Mitgliederzahlen in den 
Centralorganisationen genauen Aufschluss, so ist sie in Be¬ 
zug auf die Einnahmen und Ausgaben derselben doch noch 
nicht vollständig. Es kommt dies einerseits daher, dass die 
Einrichtungen der Gewerkschaften verschieden sind, anderer¬ 
seits, dass einzelne Organisationen zu wenig Werth darauf 
legen, die Angaben ftr die Statistik zu machen. Ver¬ 
schieden sind die Einrichtungen insofern, als in vielen Ver¬ 
bänden sämmtliche Ausgaben von der Hauptkasse gemacht 
und verrechnet werden, während in anderen die Zweig¬ 
vereine Ausgaben machen, die sie aus ihren Prozenten, 
die ihnen von der Einnahme an den Beiträgen ver¬ 
bleiben, oder auch durch Erhebung lokaler Beiträge decken 
und mit der Hauptkasse nicht im einzelnen verrechnen. 
Besonders ist dies bei der Reiseunterstützung der Fall. 
Deswegen wird vorläufig ein sicherer Vergleich zwischen 
den für Unterstützungen gemachten Ausgaben der einzelnen 
Jahre nicht möglich sein und sich somit auf den Stand des 
Arbeitsmarktes und den Umfang der Arbeitslosigkeit nicht 
schliessen lassen. 

Immerhin ist eine Gegenüberstellung dieser Ausgaben 
nicht uninteressant. 1892 wurden in 33 Organisationen 
M. 382 607,74, 1893 in 33 Organisationen M. 328 748,37 
an Reiseunterstützung verausgabt. An Arbeitslosenunter¬ 


stützung gaben 1892 14 Organisationen M. 357 087,56 aus, 
während sich 1893 diese Ausgabe in 11 Organisationen auf 
M. 304 648,91 stellte. An sonstigen Unterstützungen — bei 
Umzügen, in Sterbe- und Nothfällen etc. — wurden 1892 in 
22 Organisationen M. 25 284,81, dagegen 1893 in 22 Organisa¬ 
tionen M. 41 762,25 verausgabt. Da bei diesen Ausgaben 
in den beiden Jahren nicht immer dieselben Organisationen 
in Frage kommen, wird es nothwendig sein, einige der 
Organisationen, welche die grössten Ausgaben für diese 
Zwecke hatten, gegenüber zu stellen. Es verausgabten: 



Reiseunterstützung 

Arbeitslosen¬ 

unterstützung 

1892 

Mark 

1893 

Mark 

1892 

Mark 

1893 

Mark 

Bildhauer. 

15 479 

13 985 

274 

12144 

Buchdrucker. 

121 164 

100711 

235 528 

92 906 

Glacehandschuhmacher . 

4182 

3694 

21 751 

30183 

Hutmacher. 

27 201 

21 853 

25000 

21 977 

Kupferschmiede .... 

25 473 

12369 

8752 

7 907 

Metallarbeiter. 

47 317 

47 642 

— 


Porzellanarbeiter . . . 

7 779 

— 

51 866 

38857 

Tabakarbeiter .... 

36016 

26488 

— 


Zimmerer. 

8450 

4 016 

-- 

— 


Die Ausgaben sind in den beiden Jahren nicht gleich 
geblieben, sondern erheblich verschieden. Bei den Bild¬ 
hauern wurde die Arbeitslosenunterstützung 1892 erst gegen 
Ende des Jahres eingeführt. Die Buchdrucker hatten 1892 
infolge des Strikes mehr Reise- und Arbeitslosenunter¬ 
stützung zu zahlen. Bei den Zimmerern ist die Reiseunter¬ 
stützung herabgesetzt worden. Warum die Porzellanarbeiter 
für 1893 keine Reiseunterstützung gezahlt haben, ist nicht 
bekannt. Es wäre falsch, wollte man ohne weiteres aus 
der geringeren Ausgabe für diese Unterstützungen in ein¬ 
zelnen Organisationen darauf schliessen, dass die Geschäfts¬ 
lage im Jahre 1893 günstiger gewesen sei als 1892. Es 
wirken hierbei die Lohnkämpfe, Aussperrungen und Maass¬ 
regelungen mit sowie auch Veränderungen in den Unter¬ 
stützungssätzen. Die nachstehende Uebersicht darüber, wie 
viel pro Kopf der Mitglieder aufgebracht werden muss, um 
die Reisenden und Arbeitslosen in den Organisationen 
unterstützen zu können, zeigt, dass nach dieser Richtung 
hin erhebliche Anforderungen an die Mitglieder gestellt 
werden. Auf den Kopf der Mitglieder berechnet, gestalten 
sich die Ausgaben in den nachstehend genannten Organisa¬ 
tionen : 



Reiseunterstützung 

Arbeitslosen¬ 

unterstützung 

1892 

Mark 

1893 

Mark 

1892 

Mark 

1893 

Mark 

Bildhauer. 

5,52 

5,09 

—.10 

4,42 

Buchdrucker. 

7,57 

6,10 

14,72 

5,62 

Glacehandschuhmacher . 

1,89 

1,59 

9,81 

12,95 

Hutmacher. 

10,20 

8,27 

9,75 

8,32 

Kupferschmiede .... 

9,64 

4,62 

3,33 

2,96 

Metallarbeiter. 

1,81 

1,68 

•— ! 


Porzellanarbeiter . . . 

1,52 

— 

10,14 

6,49 

Tabakarbeiter .... 

3,34 

1,93 


_ 

Zimmerer. 

1,09 

—.52 

— i 

— 


In den anderen Organisationen sind diese Ausgaben 
äusserst verschieden. Die höchste Ausgabe für Reiseunter¬ 
stützung mit M. 8,27 pro Kopf der Mitglieder hatten die 
Hutmacher, die niedrigste mit 5 Pf. pro Kopf der Mitglieder 
hatten die Holzarbeiter (Hülfsarbeiter). 

Entsprechend den Leistungen der Organisationen, sind 
auch die Beiträge der Mitglieder verschieden. Die Gesammt- 
jahreseinnahme betrug 1893 in 44 der in der Statistik auf¬ 
geführten Organisationen M. 2 246 366,90. Am besten werden 
die Beitragsleistungen dann veranschaulicht, wenn sie aus 
der Jahreseinnahme pro Kopf der Mitglieder berechnet 
werden. Es wird diese Berechnung nicht ganz zuverlässig 
sein, weil in der Jahreseinnahme auch die Eintrittsgelder 
enthalten sind und weil bei der Berechnung die Beitrags¬ 
leistung der Mitglieder derjenigen Organisationen, die 
im Laufe des Jahres an Mitgliedern gewonnen haben, ge- 
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ringer erscheint als in den Organisationen, die im Mit¬ 
gliederbestand zurückgegangen sind. Die sich hieraus er¬ 
gebenden Differenzen werden nicht zu vermeiden sein und 
müssen berücksichtigt werden. Die Beitragsleistung, pro Kopf 
der Mitglieder nach der Jahreseinnahme berechnet, stellt sich 
für 1893 folgendermaassen: Buchdrucker M. 46,44, Hutmacher 
43,69, Bildhauer 31,72,^) Glac^handschuhmacher 20,06, Porzel¬ 
lanarbeiter 16,40, Kupferschmiede 12,58, Lederarbeiter 10,92, 
Lithographen 9,15, Glasarbeiter 8,70, Buchbinder 8,30, Zim¬ 
merer 8,28, Vergolder 8,25, Töpfer 8,21, Tabakarbeiter 7,61, 
Former 7,^, Maurer 7,25, Metallarbeiter 6,93, Gold- und 
Silberarbeiter 6,93, Brauer 6,86, Seiler 6,83, Schmiede 6,73, 
Glaser 6,59, Schneider 5,69, Tapezierer 5,44, Sattler 5,23, 
Bäcker 4,98, Korbmacher 4,98, Steinsetzer 4,86, Fabrik- und 
gewerbliche Hülfsarbeiter 4,64, Bauarbeiter 4,58, Stucka¬ 
teure 4,05, Maler 3,89, Schuhmacher 3,56, Bergarbeiter 
(Sachsen) 3,47, Konditoren 3,42, Schiffszimmerer 3,25, Plät¬ 
terinnen 3,12, Holzarbeiter (Hülfsarbeiter) 3,08, Bergarbeiter 
(Westfalen) 2,48, Barbiere 2,11. Der Verband der Müller 
hatte pro Kopf der Mitglieder M. 9,09, der der Gärtner 
6,33, der der Kürschner 6,05 pro Jahr an Einnahme. Da 
diese Organisationen aber erheblich an Mitgliederzahl zu¬ 
rückgegangen sind, so trifft diese Berechnung nicht das 
richtige. 

Neben den Ausgaben für Reise- und Arbeitslosenunter¬ 
stützung sind für 1893 noch zu verzeichnen: In 39 Orga¬ 
nisationen für das Verbandsorgan (Fachzeitung), das den 
Mitgliedern auf Vereinskosten geliefert oder aus Verbands¬ 
mitteln unterstützt wird, M. 292157; für Agitation in 44 
Organisationen M. 43 934; für Strikeunterstützung in 27 Or¬ 
ganisationen M. 65 356; für Rechtsschutz in 33 Organisa¬ 
tionen M. 12 542; Gemaassregeltenunterstützung in 24 Orga¬ 
nisationen M. 28 321. An sonstigen Ausgaben sind in 33 
Organisationen M. 253 552 angegeben, worunter sich zurück¬ 
gezahlte Darlehen in Höhe von M. 229 189 befinden, an Ge¬ 
hältern in 47 Organisationen M. 84 316, für Verwaltungs¬ 
materialien in 46 (Organisationen M. 82 412, für Konferenzen 
und Generalversammlungen in 25 Organisationen M. 38 641. 
Beiträge an die Centralkommission leisteten 30 Organisa¬ 
tionen mit zusammen M. 20 049. Ausserdem wurden noch 
für Prozesskosten in 9 Organisationen M. 1750 verausgabt. 
Den Zahlstellen (Zweigvereinen) verblieben von der Ein¬ 
nahme an den Beiträgen in 36 Organisationen zusammen 
M. 252 722. Die Gesammtausgaben .stellten sich in 46 Orga¬ 
nisationen auf M. 2 036 025. Am Schluss des Jahres 1893 
waren in 47 Organisationen an Kassenbestand M. 800 579 
vorhanden. Gegenüber dem Jahre 1892 hat sich die Finanz¬ 
lage der Gewerkschaften etwas günstiger gestaltet. 

Nehmen sich die Summen, welche die Gewerkschaften 
Umsetzen, im ganzen auch recht respektabel aus, so um¬ 
fassen diese ziffermässigen Ausweise doch lange nicht alles 
das, was von den deutschen Arbeitern für gewerkschaft¬ 
liche Zwecke aufgebracht worden ist. 

Schon neben den Verbandsbeiträgen werden vielfach 
Beiträge für lokale Zwecke erhoben, und diese Nebenein¬ 
nahmen haben oft eine ganz beträchtliche Höhe. Besonders 
aber für Strikezwecke werden Summen aufgebracht, die in 
manchen Organisationen oft die regelmässigen Beiträge 
übersteigen. Es lassen sich diese Summen nicht anführen, 
weil sie lokal gesammelt und auch lokal verrechnet werden. 
So lange die Organisationen nicht dahin kommen, die 
Strikeunterstützung aus der Verband.skasse zu bezahlen, 
oder aber die Zweigvereine verpflichten, auch über diese 
Einnahmen und Ausgaben mit der Centrale abzurechnen, 
wird es an einer vollkommenen Uebersicht über die für ge¬ 
werkschaftliche Zwecke aufgebrachten und verbrauchten 
Gelder fehlen. Kann man nun auch zuversichtlich darauf 
rechnen, dass die Organisationen an Ausdehnung und Wider¬ 
standskraft zunehmen werden, sobald eine, wenn auch nur 
geringfügige Vermehrung der Arbeitsgelegenheit die Muth- 
losigkeit beseitigt, die heute einen grossen Theil der deut¬ 
schen Arbeiterschaft erfasst hat, so muss man doch anderer¬ 
seits zugestehen, dass gegenwärtig die deutschen Gewerk¬ 
schaften mit wenigen Ausnahmen unzureichend sind. Es 


M In diesen 3 Organisationen wird auch an Arbeitsunfähige 
(Kranke) eine Unterstützung gezahlt und werden dementsprechende 
Beiträge erhoben. 


wird noch vieler Arbeit und Aufopferung bedürfen, bis den 
deutschen Arbeitern, die heute der gewerkschaftlichen Or¬ 
ganisation in so grosser Zahl noch fern stehen, die Ueber- 
zeugung beigebracht wird, dass sie sich unter allen Um¬ 
ständen für den immer schärfer werdenden wirthschaftlichen 
Kampf rüsten müssen. 

Es ist ja Thatsache, dass die deutschen Gewerkschaften 
durch ihre Presse für die Bildung und Aufklärung ihrer 
Mitglieder enormes leisten, aber der eigentliche Kern der 
Organisation, der wirthschaftliche Kampf, die Erringung 
einer besseren Lebenshaltung, kann nur von wenigen Or¬ 
ganisationen herausgekehrt werden. Ist auch, — bei Betrach¬ 
tung der allmählichen Entwickelung der Organisationen und 
besonders bei einem Vergleich mit dem, was in Deutsch¬ 
land vor einem Jahrzehnt an Gewerkschaftsorganisationen 
vorhanden war, — keine Ursache zur Zaghaftigkeit gegeben, 
so ist doch auch kein Grund vorhanden, mit dem gegen¬ 
wärtigen Stand der Dinge zufrieden zu sein. Die Erkennt- 
niss, dass die Organisationen zu grösserer Leistungsfähig¬ 
keit ausgebaut werden müssen, bricht sich immer mehr 
Bahn, und das ist vor allen Dingen nothwendig. Je mehr 
man besonders von dem Prinzip abkommt, dass geringe 
Beitragsleistung die Organisation gross und widerstands¬ 
fähig macht, desto sicherer steht zu erwarten, dass, wenn 
auch äusserst langsam, so doch ständig, daran gearbeitet 
werden wird, den Gewerkschaften die genügende Kraft 
zu geben, den wirtschaftlichen Kampf führen zu können. 

Hamburg. C. Legien. 

Der Deutsche Bergarbeiterverband. Am 26. August 
fand eine Delegirtenversammlung des Deutschen Bergarbeiter¬ 
verbandes in Bochum unter dem Vorsitze Schröders statt. 
Der Kassirer theilte mit, dass der Kassenabschluss des 
Verbandes ein Defizit von rund 1200 M. aufweise, das durch 
das vorhandene Baarvermögen gedeckt sei. Von dem zins¬ 
bar angelegten Vereinsvermögen im Betrage von 22(XX) Mk. 
seien indess 160(X) Mk. an den Konsumverein „Glückauf!“ 
zu Gelsenkirchen verliehen worden und in Folge der Liqui¬ 
dation des Konsumvereins wahrscheinlich verloren. Ausser¬ 
dem besitze der Verband eine schuldenfreie Druckerei. Im 
ganzen sei unter Berücksichtigung der schwierigen Ver¬ 
hältnisse, mit denen der Verband zu kämpfen habe, die 
finanzielle Lage zufriedenstellend. An diese Mittheilungen 
knüpfte sich eine lebhafte Debatte. Die Versammlung be¬ 
schloss hierauf den Anschluss an die Generalkommission 
der Gewerkschaften Deutschlands in Hamburg, sowie die 
Gründung eines Verbandsorgans in polnischer Sprache. 
Den christlichen Vereinsbestrebungen gegenüber war die 
allgemeine Stimmung die, dass sie zu keinen begründeten 
Befürchtungen für den Verband Anlass gäben. Im Gegen- 
theil werde alles, was in Essen, wo am gleichen Tage der 
christliche Bergarbeiterkongress stattfand (vergl. den Bericht 
über diesen Kongress auf Seite 587 dieser Nummer), bera- 
then würde, schliesslich dem Verbände zu gut kommen. — 
Anwesend waren 52 Delegirte. 

Französischer Gewerkschaftskongress. Ein franzö¬ 
sischer Gewerkschaftskongress wird in den Tagen vom 17. 
bis 22. September in Nantes tagen. Der Hauptzweck der 
Zusammenkunft soll, heisst es in dem Aufrufe des Organi¬ 
sationskomitees, darin bestehen, „die ökonomischen Forde¬ 
rungen zu vereinheitlichen, um die soziale Emanzipation zu 
erreichen“. Der Vorstand der provisorischen Pariser Ar¬ 
beitsbörse hat ein Rundschreiben an die hauptstädtischen 
Gewerkvereine gerichtet, in dem er eine zahlreiche Be¬ 
schickung des Kongresses dringend empfiehlt. 


Politische Arbeiterbewegung. 


Parteitag der bayerischen Sozialdemokratie. Die 

bayerischen Sozialdemokraten werden ihren Parteitag am 
30. September und 1. Oktober in München abhalten. Die 
provisorische Tagesordnung lautet: 1. Parlamentarischer Be¬ 
richt der Landtags-Abgeordneten. Berichterstatter: C. Gril¬ 
lenberger und G. von Vollmar. 2. Das Vereins- und Ver- 
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sammlungsrecht in Bayern. Berichterstatter: C. Oertel-Nürn- 
berg. 3. Stand der Agitation. Berichterstatter: G. Birk- 
München. 4. Organisationsfragen. Berichterstatter: Ed. 
Schmid-München. 5. Anträge. 


Christlich-soziale Bewegung. 


Christlicher Bergarbeiterkongress. Zur Begründung 
eines christlichen Bergarbeiterverbandes fand am 26. August 
in Essen ein christlicher Bergarbeiterkongress statt, zu dem 
laut Kommissionsbeschluss nur Delegirte von evangelischen 
oder katholischen Knappschafts- oder Arbeitervereinen Zu¬ 
tritt hatten. Die Zahl der Delegirten mochte etwa fünf¬ 
hundert betragen. Es waren 77 katholische, 19 evangelische 
Knappenvereine, 13 katholische, 25 christlich-soziale und 
38 evangelische Arbeitervereine und der katholische Verband 
der 10 katholischen Vereine Dortmunds, also im ganzen 
182 Vereine, vertreten. Den Vorsitz führte der Bergarbeiter 
Brust aus Altenessen. Er legte der Versammlung den fol¬ 
genden Entwurf eines Statuts des Gewerkvereins christlicher 
Bergleute für den Oberbergamtsbezirk Dortmund vor: 

1) Jedes eintretende Mitglied hat einen Revers zu unter¬ 
schreiben, dass er kein Sozialdemokrat ist. 2) Mitglied kann 
jeder christliche Bergmann werden, welcher im Besitz der 
bürgerlichen Ehrenrechte ist. 3) Religiöse und politische 
Parteipolemik sind gänzlich ausgeschlossen. 4) Die bethei¬ 
ligten christlichen Vereine wählen nach Zahl ihrer Mitglieder, 
welche Bergarbeiter sind, für Jedes angefangene Hundert 
einen Vertrauensmann. Die Vertrauensmänner bilden die 
Generalversammlung des Gewerkvereins und wählen den 
Zentralvorstand. Der Zentralvorstand besteht zur Hälfte 
aus Mitgliedern evangelischer und zur Hälfte aus Mitgliedern 
katholischer Konfession. Der Zentralvorstand wählt aus 
seiner Mitte den Vorsitzenden und dessen Stellvertreter, 
den Schriftführer und dessen Stellvertreter und den Kassirer. 
Fällt die Wahl des ersten Vorsitzenden auf ein Mitglied der 
evangelischen Konfession, so wird zum zweiten Vorsitzenden 
ein Mitglied der katholischen Konfession gewählt; ebenso 
umgekehrt, sowie auch bei der Wahl der Schriftführer. 
Sämmtliche Wahlen geschehen mittels Stimmzettel. 5) Zweck 
des Gewerkvereins ist die Wahrung und Förderung der 
geistigen, materiellen und gewerblichen Interessen seiner 
Mitglieder nach christlichen Grundsätzen und auf gesetzlichem 
Wege. Insbesondere setzt sich der Verein zum Ziele: a. Die 
Herbeiführung eines gerechten Lohnes, welcher dem Werthe 
der geleisteten Arbeit und der durch diese Arbeit bedingten 
Lebenshaltung entspricht; b. eine zeitgemässe Reform des 
Knappschaftswesens; c. die Einschränkung der Schichtdauer, 
soweit solches zum Schutze von Gesundheit und Leben ge¬ 
boten ist; d. die Erstrebung eines Mitbestimmungsrechts 
über die Verwendung der in die Zechenunterstützungskassen 
fliessenden Beiträge: e. eine Kontrole über Durchführung 
der bergbaulichen Vorschriften durch Vertrauensmänner. 
6) Auch andere als die hier aufgeführten Punkte können 
durch Beschluss der Generalversammlung erstrebt werden, 
insofern sie dem statutmässigen Zweck entsprechen. 7) Ver¬ 
waltung. Die Aufnahme der Mitglieder und Einziehung 
der Beiträge geschient durch die Vertrauensmänner, welche 
beides, Namen der Mitglieder und Beiträge, dem Zentral¬ 
vorstand übermitteln. Die Aufnahme der Mitglieder, sowie 
die Zahlung der Beiträge gilt erst dann als erfolgt, wenn 
solche in der Mitgliederliste des Zentralvorstandes verzeichnet 
ist. 8) Der Zentralvorstand vertritt die Mitglieder gegenüber 
den Arbeitgebern und den Behörden. Alle begründeten 
Beschwerden sind sofort dem Zentralvorstand mitzutheilen, 
welcher dann versucht, durch gesetzlich erlaubte Mittel Ab¬ 
hilfe zu schaffen.“ 

Im Laufe der Besprechung dieser Vorlage wurde von 
mehreren Seiten dem Bedauern Ausdruck gegeben, dass die 
bestimmte Forderung der achtstündigen Arbeitszeit ein¬ 
schliesslich der Ein- und Ausfahrt in dem Programm fehle. 
Schliesslich wurde folgende Resolution fast einstimmig an¬ 
genommen: „Der heutige Delegirtentag beschliesst, die ge¬ 
werkschaftliche Organisation der christlichen Bergarbeiter 
des niederrheinisch-westfälischen Kohlenreviers wird im 
Prinzip im Sinne des heute vorgelegten Statuts, einzelne 


Aenderungen Vorbehalten, angenommen. Ferner beauftragt 
die Versammlung die bisherige Kommission mit der weiteren 
Ausarbeitung der Statuten; einer späteren Versammlung 
bleibt die definitive Beschlussfassung Vorbehalten, nachdem 
dieselben in den einzelnen christlichen Vereinen berathen 
und die Vorschläge durch die Vorsitzenden der Vereine 
innerhalb vier Wochen eingesendet sind.“ 

Kongress der katholischen Arbeitervereine Deutsch¬ 
lands. Die deutschen katholischen Arbeitervereine werden 
am 16. und 17. September einen Kongress in Köln abhalten. 
Auf diesem Kongress, zu dem bereits etwa 30 Vereine ihre 
Theilnahme zugesagt haben, werden im wesentlichen folgende 
Gegenstände behandelt werden: 1. Einheitliche Organisation 
aller katholischen Arbeitervereine Deutschlands; 2. Zentrali¬ 
sation der bestehenden Wohlfahrtseinrichtungen; 3. Grün¬ 
dung eines Zentralorgans; 4. Bildung grosser Arbeitergewerk¬ 
schaften. — Zu dem Kongress entsendet jeder Verein drei 
Vertreter. 


Arbeiterschutzgesetzgebung und Gewerbe¬ 
inspektion. 

Zur Regelung der Arbeit in den Bäckereien. Dass 
die Bäckermeister von den Vorschlägen der Kommission 
für Arbeiterstatistik zur Regelung der Arbeit in Bäckereien 
und Konditoreien (vgl. No. 47, S. 565 des Centralblatts) nicht 
sehr erbaut sein würden, liess sich erwarten, ln einer 
Versammlung von Berliner Bäckermeistern, die am 28. Au¬ 
gust stattfand und von etwa 1500 Personen besucht war, 
kam die Erregung der Meister zum entschiedenen Ausdruck. 
Nach einer sehr lebhaften Besprechung, in der die Reichtags¬ 
kommission scharf angegriffen und namentlich auch die Ge¬ 
sundheitsgefährlichkeit des Bäckereibetriebes in Abrede ge¬ 
stellt wurde, nahm die Versammlung einstimmig folgende 
Erklärung an: „Die heute in den Germaniasälen versammelten 
Bäckermeister Berlins sehen in der geplanten Beschränkung 
der Arbeitszeit eine schwere Schädigung ihres Gewerbes. 
Das gute Verhältniss zwischen Meister und Gesellen wird 
beeinträchtigt und die erwartete Befriedigung der wirklich 
arbeitenden Gesellen ausbleiben. Am bedenklichsten aber 
ist die in Aussicht genommene Beschränkung der Sonntags¬ 
arbeit. Es ist auch nicht annähernd möglich, den am Sonntag 
stärkeren Gebrauch an Kuchen und feinem Gebäck in der 
bemessenen Zeit herzustellen. Die Versammlung spricht 
die Erwartung aus, der Reichskanzler werde den von der 
Arbeiterschutzkommission ausgearbeiteten Vorschlägen zum 
Erlass einer Verordnung die Genehmigung versagen“. 

Erhebungen über die Arbeitszeit der Arbeiterinnen 
in Baden. Zeitungsnachrichten zufolge veranlasst gegen¬ 
wärtig die Grossherzoglich badische Fabrikinspektion bei 
Arbeitgebern und -Nehmern Erhebungen über die Wahr¬ 
nehmungen, die über die Durchführung und die Wirkungen 
der gesetzlichen Beschränkung der Arbeitszeit erwachsener 
Arbeiterinnen (§ 137 der Gewerbeordnung) bis jetzt ge¬ 
macht worden sind; ob diese Beschränkung insbesondere 
zu Entlassungen von Arbeiterinnen geführt und auf die 
Löhne und die Arbeitsleistung der Arbeiterinnen einen Ein¬ 
fluss ausgeübt hat. Ferner soll ermittelt werden, ob die 
Beschränkung der Arbeitszeit der Arbeiterinnen die Arbeits¬ 
zeit und die Löhne der männlichen Arbeiter beeinflusst hat, 
in welchem Umfang Arbeiterinnen über sechszehn Jahre, die 
ein Hauswesen besorgen, den Antrag gestellt haben, eine 
halbe Stunde vor der Mittagspause entlassen zu werden 
(§ 137 Abs. 4), und ob Fälle bekannt geworden sind, in 
denen den Arbeiterinnen aus der Stellung des Antrags 
Nachtheile erwachsen sind, oder in denen die Arbeiterinnen 
aus Besorgniss vor Nachtheilen die Stellung des Antrags 
unterlassen haben. 

Zur Verhütung von Grubenunföllen. Aus Anlass des 
letzten Unglücksfalls in Karwin hat der österreichische Acker¬ 
bauminister zwei aus Fachmännern gebildete Spezialkomitees 
bestellt — das eine in Mährisch-Ostrau für das Ostrau-Kar- 
winer, das andere in „Segen Gottes“ für das Rossitz-Oslo- 
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waner Revier — zur Erörterung der Fragen der Zulässigkeit 
der Schiessarbeit und der Einführung elektrischer Lampen 
in Gruben, die von schlagenden Wettern heimgesucht werden. 
Beide Komitees haben sich bereits gebildet und mit den Ar¬ 
beiten begonnen. 


Arbeiterversicherung. 

Zur Durchführung der Krankenversicherung in Oester¬ 
reich. Die Durchführung des österreichischen Krankenver¬ 
sicherungsgesetzes ist gegenwärtig in ein Stadium getreten, 
das geeignet ist, dem sozialpolitischen Werthe dieses Gesetzes 
ausserordentlich Abbruch zu thun. Während nämlich bisher 
die Ersatzpflicht der Krankenkassen gegenüber den Kranken¬ 
anstalten auf vier Wochen begrenzt war, nach jener Frist 
die in den Spitälern verpflegten Kassenmitglieder, auch 
wenn sie noch weiter die Spitalspflege in Anspruch nahmen, 
von den Kassen die Unterstützungen ausbezahlt erhielten, 
soll der Anspruch der Kassenmitglieder nunmehr übergehen 
an die Landesfonds, auf deren Rechnung die Spitalsver¬ 
pflegung der betreffenden Kassenmitglieder erfolgt. In der 
Fhat erheben die Landesverwaltungen, gestützt auf den 
§ 64 K.-V.-G., den das Ministerium zu ihren Gunsten inter- 
pretirt, allenthalben den Anspruch auf das Krankengeld in 
allen Fällen, in denen die Spitalsverpflegung länger als vier 
Wochen dauert, und ausserdem verlangen sie ein Aequivalent 
für Arzthonorar etc. Das bedeutet aber, dass die ver¬ 
sicherungspflichtige Arbeiterschaft die Spitalverpflegungs¬ 
kosten überhaupt übernehmen soll, dass die Kassen, die 
bisher blos für die ersten vier Wochen der Spitalsverpflegung 
aufzukommen hatten, für deren ganze Dauer aufkommen 
sollen. Bedenkt man die Folgen dieser Maassregel, bedenkt 
man, dass die Familie, deren Ernährer im Spitze krank 
darniederliegt, auf das Krankengeld angewiesen ist, dass 
ferner der vom Spital entlassene Arbeiter für die Zeit der 
Rekonvalescenz und der Arbeitslosigkeit eine Aushülfe un¬ 
bedingt nöthig hat, dass nunmehr diese Personen den Bettel¬ 
stab ergreifen müssen und damit der Schande und dem 
Vagabundengesetze überliefert werden — bedenkt man, sagen 
wir, diese Folgen der Maassregel, dann wird man vollauf 
die grosse Erregung der österreichischen Arbeiterschaft über 
den drohenden Verlust begreifen. Die Arbeiterschaft wehrt 
sich denn auch mit den ihr zur Verfügung stehenden Mitteln 
dagegen, und wie die Verhältnisse liegen, ist ein beschränkter 
Sieg wahrscheinlich, da das Ministerium die Landesverwal¬ 
tungen zur Verzichtleistung auf das Krankengeld bewegen 
will. So vielsagend diese Absicht des Ministeriums auch 
ist, darf andererseits nicht verkannt werden, dass von einer 
Verzichtleistung deshalb keine Rede sein kann, weil der 
Anspruch, den die Landesverwaltungen zu haben behaupten, 
im besten Falle sehr strittig ist. Der § 64 des Kranken¬ 
versicherungsgesetzes cedirt nämlich den Anspruch auf das 
Krankengeld den Gemeinden, Korporationen und Stiftungen, 
nicht aber den Landesausschüssen. Dass diese weder als 
Korporationen noch als Stiftungen angesehen werden können, 
geht aus dem Gesetze selbst hervor, denn hätte es auch den 
Ländern ein Regressrecht an die Krankenkassen gewähren 
wollen, dann wäre die Aufzählung neben den Gemeinden 
gewiss nicht unterblieben; andererseits wären die Gemeinden 
nicht ausdrücklich genannt worden, wenn sie der Gesetzgeber 
als anspruchsberechtigte Korporationen aufgefasst hätte, ab¬ 
gesehen davon, dass sich Länder unter den Begriff Korpo¬ 
ration oder Stiftung nicht subsumiren lassen. Ferner ist die 
Leistung der Länder und der Krankenkassen im Erkrankungs¬ 
falle versicherungspflichtiger Personen qualitativ und quan¬ 
titativ verschieden. Es kann daher auch aus diesem Grunde 
von einem Uebergange des Anspruches, den ein erkrankter 
Arbeiter gegen eine Kasse hat, an den Landesfond nicht 
gesprochen werden. Nur bei gleichen Leistungen wollte 
der Gesetzgeber eine doppelte Entschädigung verhindern, 
wie dies auch im § 65 K.-V.-G. zum Ausdrucke kommt, der 
verbietet, dass eine Krankenunterstützung gleichzeitig mit 
einer Unfallrente bezogen wird. 

Während der ersten vier Wochen der Spitalsverpflegung 
ist die Kasse zur Leistung des halben Krankengeldes an die 
Familie des im Spitale verpflegten Kassenmitgliedes ver¬ 
pflichtet. Diese Beschränkung wird verständlich, wenn man 


weiss, welche Absichten der Gesetzgeber damit bezweckt. 
Die Absicht des Gesetzgebers ist in den Motivenberichten, 
die das Abgeordnetenhaus sowie das Herrenhaus dem Gesetz¬ 
entwürfe der Regierung beigegeben hat, deutlich ausge¬ 
sprochen. Die Verpflichtung der Kassen zur Leistung des 
halben Krankengeldes wurde nämlich deshalb auf vier Wochen 
beschränkt, weil man annahm, dass nach Ablauf der vier 
Wochen der Familie des Kassenmitgliedcs ohnedies das 
ganze Krankengeld zufallen werde. Damit aber, dass der 
Gesetzgeber die Verpflichtung der Kasse zur Zahlung der 
Spital verpflegungskosten auf die ersten vier Wochen be¬ 
schränkte, beabsichtigte er eingestandenermaassen eine Be¬ 
günstigung der Kassen, die selbstverständlich im selben 
Momente verschwände, wenn man die Kassen unter Berufung 
auf § 64 K.-V.-G. zur Leistung des Krankengeldes und eines 
Aequivalents für Aerzte und Medikamente an die Kranken¬ 
anstalten zwingen würde. Aber auch der beabsichtigte Schutz 
der Familie des erkrankten Kassenmitgliedes vor dem wirth* 
schaftlichen Ruine würde illusorisch gemacht. — Gesetz- 
Motivenbericht und bisherige Praxis sprechen nicht nur die 
Kassen, sondern auch deren Mitglieder von einer über vier 
Wochen hinausgehenden Ersatzpflicht gegenüber den Spi¬ 
tälern frei. Es steht zu erwarten, dass die gesetzgebenden 
Körperschaften diese ihre Anschauung aufrecht erhalten 
werden. 


Gewerbegerichte, Einigungsämter und 
Arbeiterausschüsse. 


Gewerbegerichte für Handlungsgehülfen. 

Das Gesetz, betreffend die Gewerbegerichte, hat sich in 
der kurzen Zeit, seitdem es in Kraft getreten ist, so be¬ 
währt, dass sich immer lauter der Wunsch äussert, es auch 
auf andere Kreise auszudehnen. Namentlich sind es die 
kaufmännischen Angestellten, welche die Wohlthat der Ge¬ 
werbegerichte verlangen. So wird in dem zweiten Theil 
der „Erhebung über Arbeitszeit, Kündi^ngsfristen und 
Lehrlingsverhältnisse im Handelsgewerbe“ (Drucksachen der 
Kommission für Arbeiterstatistik No. 5) ein solches Ver¬ 
langen von der Berliner kaufmännischen Ortskrankenkasse 
kundgegeben. Die Regierung hatte mit vollem Bedacht die 
Handlungsgehülfen und Lehrlinge in den Entwurf eines Ge¬ 
setzes, betreffend die Gewerbegerichte, nicht aufgenommen. 
In der Begründung heisst es darüber nur kurz: „Eine be¬ 
sondere Bestimmung, dass Geholfen und Lehrlinge in Apo¬ 
theken und Handelsgeschäften nicht als Arbeiter im Sinne 
des Entwurfes gelten, ist alsdann nicht erforderlich, da auf 
die bezeichneten Personen nach § 1541 der Gewerbeord¬ 
nung die Vorschriften des siebenten Titels überhaupt keine 
Anwendung finden.“ Es wird aber kein innerer Grund an¬ 
gegeben, weshalb man diese Arbeitnehmerkategorie nicht 
einbeziehen wollte. In der Kommission nun, welcher der 
Entwurf zur Vorberathung überwiesen war, wurde der An¬ 
trag gestellt, auch für Streitigkeiten zwischen Handlungs¬ 
gehülfen und ihren Chefs die Gewerbegerichte zuständig zu 
machen. Der Antrag wurde jedoch abgelehnt, weil, wie es 
in dem schriftlichen Kommissionsbericht heisst (Reichstags¬ 
drucksachen 1890, No. 51), „das Handelsrecht einen ganz 
anderen Charakter besitze, auch historisch sich ganz anders 
entwickelt habe wie das Gewerberecht; dass es darum nicht 
thunlich sei, kaufmännische Streitigkeiten durch Gewerbe¬ 
gerichte und umgekehrt entscheiden zu lassen; dass man, 
wenn man das kaufmännische Hülfspersonal einbeziehen 
wolle, auch Vorsorge treffen müsse, dass unter den Bei¬ 
sitzern stets ein Arbeitgeber und ein Gehülfe des Kauf¬ 
mannsstandes sich vorfinde, wodurch dann aber das Gericht 
zu zahlreich werde; dass endlich auch die Kaufleute bereits 
Standesgerichte hätten in den Kammern für Handelssachen 
bei den Landgerichten.“ 

Die Begründung ist eine rein formale und geht auf den 
Kern der Sache nicht ein. Dass das derzeitige formale 
Handelsrecht, an dessen Feststellung Handlungsgehülfen 
nicht mitgewirkt haben, einen anderen Charakter trägt als 
das Gewerberecht, ist kein Grund, die Untersuchung darüber, 
ob die thatsächlichen Verhältnisse wirklich eine so funda¬ 
mentale Verschiedenheit zeigen, bei Seite zu schieben. 
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Wenn Gewerberecht und Handelsrecht sich auch nicht 
von demselben Ausgangspunkt aus historisch entwickelt 
haben, so ist doch noch immerhin die Frage nicht unbe¬ 
rechtigt, ob die Endpunkte der Entwickelung des Handels¬ 
und Gewerbe wese ns nicht gleichartige Verhältnisse zeigen. 
Und thatsächlich ist dies der Fall, namentlich bezüglich der 
Verhältnisse der Angestellten. Das Handelsgeschäft und 
das Gewerbe, insbesondere im Grossbetriebe, haben heute 
eine ziemlich gleichartige innere Struktur; wir erinnern nur 
an die Arbeitstheilung, die auch im kaufmännischen Geschäft 
mehr und mehr durchgedrungen ist. Die zwar langsame, 
aber stetige Zunahme des Grossbetriebs im Handel kann 
wohl nicht gut geleugnet werden. In dem Maasse dieser 
Zunahme schwindet aber auch die Möglichkeit für den Ge- 
hülfen, ein eigenes Geschäft zu gründen. Daraus folgt eine 
Zunahme derjenigen, die in lebenslänglicher Abhängigkeit 
verbleiben, und hier tritt bereits die Aehnlichkeit mit den 
Verhältnissen der gewerblichen Arbeiter hervor. Man wendet 
dagegen mit Vorliebe ein, dass die Handlungsgehülfen eine 
höhere gesellschaftliche Stellung beanspruchen und auch 
haben. Das mag sein, aber hier kommt es doch nicht auf 
das Verhältniss der einzelnen Schichten der Arbeitnehmer 
zu einander an, sondern um das materielle Verhältniss der 
Arbeitnehmerklasse überhaupt zu der Arbeitgeberklasse. In 
diesem Verhältniss nehmen aber die Handlungsgehülfen zum 
Kaufmann eine annähernd gleiche Stellung ein wie die Ar¬ 
beiter zu dem Gewerbetreibenden. Dazu kommt der Um¬ 
stand, dass die grosse Masse der kaufmännischen Ange¬ 
stellten keineswegs ein so glänzendes Gehalt bezieht, dass 
ihre pekuniäre Lage sie etwa thurmhoch über die gewerb¬ 
lichen Arbeiter stellt. Auch die Bildungsverhältnisse be¬ 
dingen nicht eine so durchgreifende Verschiedenheit. Werden 
doch von einer grossen Anzahl kaufmännischer Gehülfen- 
vereine die mangelnden Kenntnisse ihrer Mitglieder selbst in 
Elementarlächern betont; die bereits erwähnte Erhebung der 
Reichskommission für Arbeiterstatistik weist die gleiche 
Klage auf. 

Das Gewerbegericht soll ein kurzes und billiges Ver¬ 
fahren in Streitigkeiten zwischen Arbeitgebern und Arbeit¬ 
nehmern ermöglichen. Dieses Verfahren ist eingeführt 
worden, weil der Arbeiter in der Regel vermögenslos ist 
und sich daher auf ein langes Prozessiren nicht einlassen 
kann. Ist es denn mit der materiellen Lage der Handlungs¬ 
gehülfen wesentlich anders bestellt? In den grösseren 
Städten drängen sich die zahlreichen stellenlosen Hand¬ 
lungsgehülfen zu allen möglichen Beschäftigungen, um nur 
überhaupt ihren Lebensunterhalt zu verdienen. Dass im 
übrigen die äussere Lage der Handlungsgehülfen keine gute 
und von der der Arbeiter nicht besonders verschieden ist, 
beweist wohl am besten die Thatsache, dass die Reichs¬ 
kommission für Arbeiterstatistik sich mit ihr sehr ein¬ 
gehend beschäftigt hat und noch beschäftigen wird. Wenn 
die Regierung mit dem Gedanken umgeht, eine Maximal¬ 
arbeitszeit für Handlungsgehülfen einzulühren, die Arbeits¬ 
pausen zu regeln u. s. w., so beweist sie damit, dass sie 
diese Arbeitnehmerkategorie auch eines Arbeiterschutzes für 
bedürftig hält. Aus dem Bedürfniss nach Arbeiterschutz 
sind aber auch die Gewerbegerichte hervorgegangen. Die 
Verweisung an die ordentlichen Gerichte bedeutet für den 
wirthschaftlich Schwachen eine Benachtheiligung — und gar 
vollends die Verweisung an die Kammern für Handelssachen 
bei den Landgerichten. Nach dem Gerichtsverfassungs¬ 
gesetz vom 27. Januar 1877 können, soweit die Landes¬ 
justizverwaltung ein Bedürfniss als vorhanden annimmt, bei 
den Landgerichten für deren Bezirke oder für örtlich abge¬ 
grenzte Theile derselben Kammern für Handelssachen ge¬ 
bildet werden. Vor die Kammern für Handelssachen ge¬ 
hören unter anderen auch diejenigen den Landgerichten in 
erster Instanz zugewiesenen bürgerlichen Rechtsstreitig¬ 
keiten, an denen durch Klage ein Rechtsanspruch geltend 
gemacht wird aus dem Rechtsverhältniss zwischen dem 
Prokuristen, dem Handlungsbevollmächtigten oder Hand¬ 
lungsgehülfen und dem Eigenthümer der Handelsnieder¬ 
lassung. 

Aus den Kammern für Handelssachen in dieser Ver¬ 
fassung können die kaufmännischen Angestellten natur- 
gemäss keinen Nutzen ziehen. Zunächst ist deren Errichtung 
nur fakultativ, sodann sind sie nur zuständig für solche 


Streitsachen, die in erster Instanz vor das Landgericht ge¬ 
hören, sie sind demnach nicht zuständig beispielsweise für 
Prozesse über weniger als 300 M., und ausserdem besteht 
bei ihnen der Anwaltszwang.^) Zusammengesetzt ist die 
Kammer aus einem ordentlichen Richter und zwei (selbst¬ 
ständigen) Kaufleuten mit richterlicher Eigenschaft. Diese 
Zusammensetzung giebt nicht die gleiche Gewähr richtiger 
Feststellung wie das Gewerbegericht. 

Wollte man der Behauptung der Reichtagskommission, 
„dass es nicht thunlich sei, kaufmännische Streitigkeiten 
durch Gewerbetreibende und umgekehrt entscheiden zu 
lassen“, Geltung zusprechen, so dürfte man folgerichtig 
auch kleine Gewerbetreibende nicht über Streitigkeiten 
grosser Gewerbetreibenden und umgekehrt entscheiden 
lassen, ja man müsste innerhalb des Gross- und Klein¬ 
betriebes jeden einzelnen Geschäftszweig besonders be¬ 
handeln, aus jedem Geschäftszweige einen Vertreter in das 
Gewerbegericht entsenden. Und doch thut man das nicht, 
ohne dass bisher ein wesentlicher Mangel darin gefunden 
worden wäre. Der Ausdruck „kaufmännische Srteitigkeiten“ 
ist übrigens eine allgemeine Phrase und beweist nur die Ver¬ 
legenheit, einen triftigen Grund für die ablehnende Haltung 
der Kommissionsmehrheit anzugeben. Es handelt sich doch 
lediglich um Streitigkeiten zwischen Prinzipal und Ange¬ 
stellten, und zwar um Streitigkeiten namentlich hinsichtlich 
der Arbeitsbedingungen, der Bezahlung u. dgl. Warum der 
Gewerbetreibende diese Dinge nicht sollte beurtheilen 
können, ist um so unerfindlicher, als die Beisitzer, sofern 
sie aus den grösseren und mittleren Betrieben gewählt sind, 
in kaufmännischen Angelegenheiten nicht eben unerfahren 
sind, ja in ihren Kontors und Lagerräumen kaufmännische 
Angestellte beschäftigen und vor allen Dingen selber 
grösstentheils aus dem Kaufmannsstande hervorgegangen 
sind. Durch diese Thatsache erledigt sich übrigens das 
fernere Bedenken, „dass man, wenn man das kaufmännische 
Hülfspersonal einbeziehen wolle, auch Vorsorge treffen 
müsse, dass unter den Beisitzern stets ein Arbeitgeber und 
ein Gehülfe des Kaufmannstandes sich vorfinden müsse.“ 
Sollte, das selbst der Fall sein, so kann man doch 
nicht im Ernste behaupten, dass das „Gericht zu zahlreich 
werden“ würde, weil es zwei oder vier Personen mehr 
umfasst. Die Kommission hat den Fehler begangen, einen 
wesentlichen Unterschied zwischen Gewerbebetrieb und 
kaufmännischem Betrieb anzunehmen, während ein solcher 
Unterschied in der That nicht besteht. Dagegen hat es 
unterlassen, den wesentlichen Unterschied hervorzuheben, 
der zwischen Gross- und Kleinbetrieb herrscht, ein Unter¬ 
schied, der sich meistens bis zum Gegensatz zuspitzt. Man 
hat aber auch gleichzeitig vergessen, dass es eine grosse 
Anzahl Betriebe giebt, die sowohl kaufmännischer wie ge¬ 
werblicher Art sind, z. B. die Konfektionsbranche in ihrem 
ganzen Umfange. Hier hat jeder Arbeiter das Recht, das 
Gewerbegericht anzurufen, der Kommis aber wird auf den 
langen Weg der Klage beim ordentlichen Gericht verwiesen. 
Ja, noch mehr! Die Hausdiener, die für so viele Geschäfte 
der grösseren Städte eine unentbehrliche Hülfskraft bilden, 
können sich im Streitfälle an das Gewerbegericht wenden, 
dem Handlungsgehülfen jedoch ist dies gegenüber demselben 
Arbeitgeber versagt. 

Freilich werfen häufig Vertheidiger des gegenwärtigen 
Zustandes ein, dass für die Handlungsgehülfen mit ihrer 
„höheren sozialen Stellung“ ein solches Bedürfniss nicht 
vorhanden sei, dass so viele Streitigkeiten zwischen Prinzi¬ 
pal und Chef gar nicht Vorkommen. Aber schon die That¬ 
sache, dass die meisten Korporationen der kaufmännischen 
Angestellten das Institut des Rechtsschutzes haben, beweist 
das Gegentheil. Wenn bisher so viele Klagen nicht ange¬ 
stellt worden sind, worüber uns allerdings eine Statistik 
überhaupt nicht zu Gebote steht, so liegt das an dem 
heutigen kostspieligen Verfahren. Hatte doch auch vor vier 
Jahren wohl niemand daran gedacht, welche Arbeitslast 
die Arbeiter-Gewerbegerichte haben würden, und erst die 
Folge zeigte, wie häufig Arbeitnehmer das Gericht anzu¬ 
rufen genöthigt sind. Eine gleiche Erfahrung würde man 
auch bei der Einbeziehung der Handlungsgehilfen in den 


*) Siehe den Kommentar von v. Wilmowsky und Levy zur 
C.-P.-O. und G.-V.-G. Berlin 1892. 
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Bereich der für Gewerbegerichtsklagen zuständigen Per¬ 
sonen machen. 

Berlin. J. Silbermann. 

Eine Reform der österreichischen Gewerbegerichte. 

Gelegentlich der Vorberathung über die neue Zivilprozess¬ 
ordnung hat der Abgeordnete Dr. Bärnreither dem Abge¬ 
ordnetenhause einen Gesetzentwurf, betreffend die Einfüh¬ 
rung von Gewerbegerichten, vorgelegt, der auf eine Reform 
und den Ausbau der bestehenden Gewerbegerichte abzielt. 
Danach erfolgt die Errichtung, die wie gegenwärtig fakultativ 
ist, im Verordnungswege durch den Justizminister im Ein¬ 
vernehmen mit dem Handelsminister. Der Justizminister 
kann für jeden Sprengel ein Gewerbegericht konstituiren 
und seinen Wirkungskreis auf alle Unternehmungen der 
Gross- und Kleinindustrie ausdehnen. Die Kompetenz der 
Gewerbegerichte schliesst die der politischen Behörden und 
der ordentlichen Gerichte aus. Nach dem Entwürfe können 
beim Gewerbegerichte anhängig gemacht werden: Streitig¬ 
keiten wegen des Lohnes, wegen des Arbeits- oder Lehr¬ 
verhältnisses, wegen einer bedungenen Konventionalstrafe, 
wegen Räumung von Arbeiterwohnungen, wegen des Ar¬ 
beitsbuches und Zeugnisses, wegen Anspruchs auf Unter¬ 
stützungen, sowie Streitigkeiten, die sich auf die Uebernahme 
von Arbeit durch Arbeiter derselben Unternehmung beziehen. 
Die Erhaltungskosten der Gewerbegerichte sollen zu gleichen 
Theilen vom Staate, von den Handelskammern, von den 
Gemeinden getragen werden; letztere hätten auch die Amts¬ 
lokalitäten zu stellen. Durch diese Vertheilung der Erhal¬ 
tungskosten glaubt der Abgeordnete Bärnreither die Ab¬ 
neigung der Handelskammern und Gemeinden überwinden 
und die Errichtung von Gewerbegerichten sichern zu können, 
da früher die Errichtung vielfach am Kostenpunkte scheiterte. 
Wie bisher soll auch nach dem Entwürfe das Gewerbe¬ 
gericht zur Hälfte aus Unternehmern und zur anderen 
Hälfte aus Arbeitern bestehen; der Vorsitzende jedoch und 
sein Stellvertreter sollen nicht mehr von den Mitgliedern 
des Gerichts gewählt, sondern vom Justizminister ernannt 
werden. Durch diese Neuerung beabsichtigt Dr. Bärnreither, 
die Rechtsprechung der Gewerbegerichte zu verbessern; 
auch glaubt er, dass ein rechtskundiger Präsident dem Ur- 
theile mehr Autorität verschaffen könne. 

Die wesentlichste Aenderung betrifft das Verfahren. 
Nach dem bestehenden Gesetze wird der Streitfall erst dann 
in Behandlung genommen, wenn die sogenannte Vergleichs¬ 
kommission keinen Vergleich zu Stande gebracht hat. Der 
neue Entwurf kennt jedoch nur ein Kollegium. Dieses, 
Senat genannt, besteht aus dem Vorsitzenden und zwei 
Beisitzern, die, wenn bei der ersten Tagfahrt keine Ent¬ 
scheidung zu Stande gekommen ist, den Streitfall verhandeln. 
Die erste Tagfahrt kann vom Vorsitzenden allein ohne die 
Beisitzer zur Anbahnung eines Vergleiches, mit Zustimmung 
der Parteien auch zu sofortiger Urtheilsschöpfung anberaumt 
werden. Aus diesen, sowie aus mehreren anderen Bestim¬ 
mungen geht die Absicht hervor, das Verfahren abzukürzen 
und zu vereinfachen, sowie die Rechtsprechung zu ver¬ 
billigen. Das ist wohl ein Vortheil, der bei der Menge der 
Streitfälle und bei dem dringenden Bedürfnisse der Arbeiter¬ 
schaft, rasch zu ihrem Rechte zu gelangen, sehr zu Gunsten 
des Entwurfes ins Gewicht fällt. 

Das Gewerbegericht, dessen Mitglieder auf sechs Jahre 
gewählt werden, entscheidet endgiltig in Streitfällen, in denen 
es sich um einen Betrag bis zu 100 fl. handelt. Uebersteigt 
die Klagesumme diesen Betrag, so können die Parteien 
gegen das Urtheil bei den ordentlichen Gerichten Berufung 
anmelden. 

Eine Erweiterung des Wirkungskreises der Gewerbe¬ 
gerichte enthält der § 35 des Entwurfes, der die Gewerbe¬ 
gerichte verpflichtet, auf Ansuchen der Landesbehörden 
Gutachten über gewerbliche Fragen zu erstatten. Im übrigen 
sind die Bestimmungen des Entwurfes so ziemlich dieselben 
geblieben wie die des bestehenden Gesetzes. 

Die Thätigkeit der deutschen Gewerbegerichte im 
Jahre 1893 . Am Schluss des Jahres 1893 wurden im Deut¬ 
schen Reich 217 (1892: 154) auf Grund des Gesetzes vom 
29. Juli 1890 errichtete Gewerbegerichte gezählt. Davon 
entfielen auf Preussen 151 (1892: 102), Bayern 14 (1892: 11) 


Sachsen 18 (1892: 12), Württemberg 9 (1892 : 9), Baden 7 
(1892 : 5), Hessen 5 (1892 : 4), Sachsen-Weimar 2 (1892 : 2), 
Oldenburg 1 (1892: 1), Braunschweig 6 (1892: 5), Sachsen- 
Coburg und (iotha 1 (1892: 1), Anhalt 1 (1892 : 0), Reuss 
ä. L. 1 (1892: 1) und Lippe 1 (1892: 1). Die Zuständigkeit 
von 147 (1892: 112) Gerichten ging über die Bezirke ein¬ 
zelner Gemeinden nicht hinaus, während 70 (1892: 42) Ge¬ 
richte für weitere Bezirke errichtet waren. 

Im Jahre 1893 wurden bei den Gewerbegerichten 37386 
(1892: 20175) Rechtsstreitigkeiten zwischen Arbeitern und 
Arbbeitgebern und 221 (1892: 136) Rechtsstreitigkeiten 

zwischen Arbeitern desselben Arbeitgebers anhängig. Er¬ 
ledigt wurden durch Vergleich 14865, Verzicht 374, Zurück¬ 
nahme der Klage 6346, Anerkenntniss 727, Versäumniss- 
urtheil 3766 und durch sonstige Endurtheile 8579, zusammen 
34657 (1892: 19798) Streitsachen. Ein Theil der anhängigen 
Streitigkeiten erledigte sich auf andere Weise, z. B. da¬ 
durch, dass die Parteien das Verfahren ruhen Hessen, und 
der Rest wurde in das nächste Geschäftsjahr übernommen. 
Gegen die Endurtheile der Gewerbegerichte wurden 118 
(1892: 76) Berufungen an die ordentlichen Gerichte einge¬ 
legt. Ausserdem ist auf die Thätigkeit der nach dem Ge¬ 
setz vom 29. Juli 1890 aufrecht erhaltenen landesgesetzlichen 
Gewerbegerichte hinzuweisen. Hierhin gehören 10 Ge¬ 
werbegerichte in der Rheinprovinz, 5 Bergschiedsgerichte 
in Sachsen, je 1 Gewerbegericht für Hamburg, Bremen und 
Lübeck und 5 Gewerbegerichte in Elsass-Lothringen. 

Wohnungszustände und Wohnungs¬ 
gesetzgebung. 

Wiener Wohnungsverhältnisse. Das soeben erschienene 
statistische Jahrbuch der Stadt Wien für das Jahr 1892 ent¬ 
hält allerlei für mehr oder weniger grossstädtische Ver¬ 
hältnisse interessante Daten. Das Gemeindegebiet von Gross- 
Wien umfasst 17812 Hektare, von denen 7545 auf Aecker, 
Wiesen und Weiden, 2322 auf Waldungen, also im Ganzen 
55,4 pCt. auf die reine Landwirthschaft entfallen. Ausserdem 
kommen noch 3,34 pCt. der Gesammtfläche auf Weingärten 
und 13,12 pCt. auf Haus-, Obst-, Gemüsegärten, denen leider 
in der Statistik auch die öffentlichen Anlagen zugelegt sind. 
Dagegen bedecken Häuser, Hofräume, Strassen und Wege 
nur 20,24 pCt., wozu man noch „Begräbnissplätze und unpro¬ 
duktive Flächen“ rechnen mag — im ganzen 1,54 pCt. —, wenn 
man die Theile zusammenfassen will, die wirklich städtischen 
Charakter haben. Bei solchen wirthschaftlichen Verhältnissen, 
die durch die Einverleibung der Vororte geschaffen worden 
sind, muss man sich fragen, ob diese administrative Zusam¬ 
menfassung der verschiedensten wirthschaftlichen Gebiete 
in die „Grossstadt“ einen praktischen Zweck erfüllt. That- 
sächlich muss sie der Verwaltung Schwierigkeiten bereiten. 
Der Gegensatz zwischen den einzelnen Theilen der Stadt 
tritt scharf hervor, wenn man den I. Bezirk (innere Stadt) mit 
dem neu einbezogenen XIX. Bezirk vergleicht; in ersterem 
füllen Häuser und Strassen über 85, in letzterem nicht ganz 
10 pCt. Trotzdem ist auch die Zahl der Neubauten in den 
neun neuen Bezirken geringer als in den zehn alten; im 
XIX. Bezirke wurden im Jahre 1892 nur 19 Neubauten ver¬ 
zeichnet. Absolut die höchsten Zahlen von Neubauten werden 
für die Bezirke II. (52), III. (40) und X. (45) verzeichnet. 
Die 84 Neu- und Umbauten dieses letzteren Bezirkes, eines 
Arbeiterviertels, ergaben einen Zuwachs von 557 Wohnungen 
mit 550 Zimmern, 271 Kammern, 62 Vorzimmern und 555 
Küchen; es entfallen also auf eine Wohnung durchschnittlich 
ein Zimmer und eine Küche und nur auf jede zweite noch 
dazu eine Kammer. Im ganzen haben sich die Wohnungs¬ 
verhältnisse bei den Neubauten ein wenig gebessert, da bei 
den Neubauten des Jahres 1892 durchschnittlich 1,89 Wohn- 
räume, im Jahre 1891 nur 1.84 auf die einzelne Wohnung 
entfielen. Wie wenig dies bei dem wirklich grossstädtischen 
Wohnungselend in Wien zu bedeuten hat, zeigt PhiÜppovich’s 
Untersuchung über die Wohnungsverhältnisse in Wien. Im 
ganzen hat die Zahl der Neubauten sowohl, als die der zu¬ 
gewachsenen Wohnungen gegen das Jahr 1891 abgenommen. 
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Gewerblicher Unterricht in England. 

ln der englischen Metropole hielt vor kurzem der haupf 
städtische Ausschuss für gewerblichen Unterricht eine Reihe 
von Konferenzen, an denen Delegirte der bedeutendsten 
industriellen Organisationen von Unternehmern und von 
Arbeitern theilnahmen. Man ist gegenwärtig unter den 
Auspizien des Londoner Grafschaftsraths nachhaltig bemüht, 
die Frage des technischen Unterrichts in den Vordergrund 
des Interesses zu rücken und den Arbeiterklassen ihre hohe 
Wichtigkeit nahezulegen. Die grosse Zahl der in den Kon¬ 
ferenzen Anwesenden widmete dem behandelten Gegenstände 
volle Aufmerksamkeit, und der Londoner Arbeiter beginnt 
allmählich, obwohl etwas spät, die Thatsache zu erfassen, 
dass fast jedes Gewerbefach seit der Aufhebung des alten 
Lehrlingssystems ein Uebergangsstadium durchgemacht hat, 
in dem es infolge der ausserordentlichen Spezialisirung der 
Arbeit und des sich hieraus ergebenden thatsächlichen Ver¬ 
schwindens des vollkommen ausgebildeten Arbeiters schwere 
Schädigungen erlitt. Diesen Schäden der Arbeitstheilung 
kann allein ein umfassenderes und weitherzigeres Unter¬ 
richtssystem begegnen, in dem die Erfahrungen eines Spezial¬ 
faches durch die Kenntniss eines jeden Theiles der Arbeit 
eines einzelnen Gewerbes vervollständigt werden. Dies 
bedeutet nicht allein eine Erweiterung des Wissens des 
Arbeiters, sondern es vermehrt auch sein Interesse an der 
Beschäftigung, weil er dann im Stande ist, den verschiedenen 
wissenschaftlichen und mechanischen Vorgängen zu folgen, 
die die Vollendung des Werkes seiner Hände erheischt. 
Man trägt sich im Ausschuss für gewerblichen Unterricht 
mit der Absicht, sich der Sache soweit als möglich mit allem 
Eifer anzunehmen, und zwar sollen nur die Angehörigen 
der verschiedenen Gewerbe den ihr Gewerbe angehenden 
Unterricht besuchen. Der junge Mann oder das junge Mäd¬ 
chen sollen ihre Unterrichtsklassen nicht durchlaufen, damit sie 
zuerst ein Gewerbe anfangen und dann, wenn hier Schwierig¬ 
keiten eintreten, zu einem anderen Obergehen. Es ist viel¬ 
mehr der gewerbliche Unterricht, wenn überhaupt, vom 
Standpunkte der Erziehung zu fordern. Nicht allein den 
Angehörigen der Gewerbe, sondern dem ganzen Lande soll 
er nützen. Ein wesentliches Hinderniss auf dem Wege zu 
dem erstrebten Ziele war bisher der Mangel an tüchtigen 
Lehrern, da es wohl in jedem Fache eine grosse Anzahl 
von Personen giebt, die mit den technischen Einzelheiten 
ihres Berufes völlig vertraut sind, die es aber nicht ver¬ 
stehen, ihre Kenntniss andern mitzutheilen. Die Erfahrung 
überzeugt uns, dass die besten Lehrer dem Gewerbe ent¬ 
stammen. Es muss ferner die Bezahlung des Lehrerpersonals 
so reichlich bemessen sein, dass sich die Besten diesem 
Berufe widmen, da sonst die Arbeiter als Werkmeister oder 
vielleicht gar als Gesellen in ihrer Beschäftigung mehr ver¬ 
dienen könnten. 

Als bedeutsamer Fortschritt ist zu bezeichnen, dass der 
Ausschuss eine Anzahl Stipendien für ältere Schüler im 
Betrage von 60 £ jährlich neben der Bestreitung der Kolleg¬ 
gelder geschaffen hat, die für drei Jahre verliehen werden 
und alljährlicher Erneuerung unterliegen. Diese Stipendien 
sollen die Mittel bieten 'zur Erlangung grösserer technischer 
Bildung an einer Universität, einem Universitäts-Kollegium 
oder einem mit dem Charakter einer Universität bekleideten 
technischen Institut, und zwar für Studenten männlichen 
sowohl als weiblichen Geschlechtes, die aussergewöhnliches 
Geschick besitzen und denen eine solche Ausbildung ohne 
jene Beihülfe unmöglich wäre. Die Bewerber dürfen in der 
Regel nicht über neunzehn Jahre alt sein, doch kann der 
Ausschuss in besonderen Fällen Ausnahmen eintreten lassen. 
Bewerber, deren Eltern ein jährliches Gesammteinkommen 
von über 400 £ haben, sind ausgeschlossen; auch muss jeder 
Bewerber sich gewöhnlich in der Grafschaft von London 
aufhalten. 

Um es ferner Kindern ärmerer Eltern zu ermöglichen, 
die Schule auch noch nach ihren üblichen Schuljahren zu 
besuchen, hat der Ausschuss ausserdem 500 Jugendstipendien 
gegründet, die zweijährigen freien Unterricht gewähren und 


ausserdem einen Betrag von 20 £ während zweier Jahre zur 
Bestreitung des Unterhalts von Schul-Knaben oder -Mädchen. 
Des weiteren giebt es besondere Stipendien für Mädchen 
zum Besuche der Haushaltungsschulen, wo vollständige Unter¬ 
weisung im Waschen, Schneidern und anderen weiblichen 
Beschäftigungen fünf oder sechs Monate lang vom Morgen 
bis zum Abend ertheilt wird. 

Die vorstehenden Zeilen werden beweisen, dass der 
Vorwurf der Indifferenz gegenüber dem gewerblichen 
Unterricht, der früher vielleicht der Metropole mit Recht 
gemacht werden konnte, fortan jedenfalls nicht mehr auf¬ 
recht zu erhalten ist. 

London. Stephen N. Fox. 


Vermischtes. 


Genossenschaftstag der deutschen Erwerbs- und 
Wirthschaftsgenossenschaflen. Der 35. Genossenschafts¬ 
tag des Allgemeinen Verbandes der deutschen Erwerbs- und 
Wirthschaftsgenossenschaften fand in den Tagen vom 22. 
bis 25. August in Gotha statt. Nach dem von dem Anwalt 
Schenck erstatteten Jahresbericht schreitet die Genossen¬ 
schaftsbildung regelmässig vorwärts. Am 31. Mai d. J. gab 
es 5489 Kreditgenossenschaften (gegen 4791 im Vorjahr), 
3(K)5 Genossenschaften in einzelnen Gewerbszweigen (gegen 
2770), 1339 (gegen 1283) Konsumvereine, 101 Baugenossen¬ 
schaften, zusammen 9934 (gegen 8921) Genossenschaften. 
Die neugegründeten Kreditgenossenschaften gehören zum 
grössten Theil dem System Raiffeisen an und erhalten nicht 
blos Förderung, sondern auch Geldunterstützung durch die 
meisten deutschen Regierungen. Der allgemeine Verband, 
der seinen Grundsätzen treu jede staatliche Unterstützung 
ablehnt, umfasst 1451 Genossenschaften, und zwar 960 Kre¬ 
ditgenossenschaften, 431 Konsumvereine, 60 Genossen¬ 
schaften in einzelnen Erwerbszweigen. 

Nach einem Vortrage des Assessors Dr. Crueger über 
„die Grundsätze, Ziele und Erfolge der Genossenschaften 
nach Schulze-Delitzsch gegenüber den Bestrebungen und 
Leistungen der Genossenschalten nach dem System Raiff¬ 
eisen und über die ihnen gewährten staatlichen Unterstützun¬ 
gen" wurde folgender Antrag einstimmig angenommen: 
„Die Genossenschaften des Allgemeinen Verbandes haben 
der Errichtung von Raiffeisen-Kassen niemals Hindernisse 
bereitet und haben keinen Grund, die weitere Ausbreitung 
dieser Kassen zu fürchten. Wir beklagen aber, dass die 
Errichtung dieser Kassen so häufig benutzt wird zur Ver- 
breitüng unrichtiger Anschauungen über unsere Grundsätze, 
über unsere Einrichtungen, Ziele und Erfolge und zu un¬ 
gerechtfertigten Angriffen. Diese Unwahrheiten und Angriffe 
weisen wir mit Entschiedenheit zurück und finden die 
sicherste Abwehr gegen alle solche ungerechten Anfeindun¬ 
gen in dem treuen Festhalten an den Grundlehren unseres 
Altmeisters Schulze-Delitzsch und der verständigen, fort¬ 
schreitenden Ausgestaltung unserer bewährten Einrichtun¬ 
gen. Wir weisen jede Staatsunterstützung ab, fordern aber 
gleiches Recht!“ 

Ferner wurde eine Resolution angenommen, worin mit 
Rücksicht auf die fortgesetzten Angriffe gegen die Konsum¬ 
vereine deren Berechtigung und grosse soziale und wirth- 
schaftliche Bedeutung anerkannt und die Ueberzeugung aus¬ 
gesprochen wird, dass die ungerechtfertigten Angriffe gegen 
die Konsumvereine sich gegen die ganze deutsche .Ge¬ 
nossenschaftsbewegung richten und dieser Schaden bereiten. 
Es wird daher den Konsumvereinen, so lange sie an den 
genossenschaftlichen Grundsätzen festhalten, die Unter¬ 
stützung des Allgemeinen Verbandes und seiner Genossen¬ 
schaften zugesichert. 

Die weiteren Verhandlungen bieten geringeres allge¬ 
meines Interesse. Der nächste Genossenschaftstag wird in 
Augsburg stattfinden. 


Verantwortlich für die Redaktion: Dr. Heinrich Braun in Berlin W., Victoriastraase 16. 
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Eine Staatsaktion zur Verbesserung der 
Arbeitsvermittlung. 

Wieder ist es eine süddeutsche Regierung, die der 
bureaukratischen Langsamkeit maassgebender Staaten in 
Norddeutschland auch auf dem Gebiete der Sozialpolitik ein 
gutes Stück voraneilte und die Erforschung und Ordnung 
gewisser wirthschaftlicher Einrichtungen im grossen Stile 
in Angriff nahm, deren Förderung wirklich einmal nieman¬ 
dem in seiner Interessensphäre vor den Kopf stösst. lieber 
den Stand und die Vervollkommnung der Arbeitsvermitt¬ 
lung hat die württembergische Regierung Ermittlungen an¬ 
stellen lassen, die das gesammte Gebiet dieses Staates 
umfassten. Während man im Reich und in Preussen über 
„Erwägungen“ und „wohlwollende“ Meinungsäusserungen 
nicht hinauskam, handelte man in Württemberg, ohne sich 
etwa auch hier übermässig zu beeilen. Nachdem das be¬ 
kannte Stuttgarter Musterstatut für einen mit dem Gewerbe¬ 
gericht verbundenen städtischen Arbeitsnachweis und der 
soziale Kongress des freien deutschen Hochstiftes in Frank¬ 
furt a. M. vom Oktober 1893 den Gegenstand in den Vorder- j 
grund des Interesses für sozialpolitische Kleinarbeit gerückt | 


hatten, beschloss das württembergische Ministerium des 
Innern, wie jetzt bekannt wird, unterm 19. März d. J., die 
Zentralstelle für Gewerbe und Handel mit einer Art Enquöte 
zu beauftragen. Im April und Mai wurde diese Enquöte 
vorgenommen. Die allgemeinen Verwaltungsbehörden, so¬ 
wie die Handels- und Gewerbekammern wurden als Er- 
hebungs- und Gutachtsorgane benutzt, also Bureaukratie 
und Unternehmerthum, nur nicht die Arbeiter und ihre 
Organisationen. Insofern hielt man wieder ganz den preussi- 
schen Kurs ein. Das Ergebniss der Erhebungen mit den 
Verbesserungsvorschlägen der Zentralstelle ist jetzt im Or¬ 
gan der letzteren, dem „Gewerbeblatt für Württemberg“, 
veröffentlicht. Dem thatsächlichen Theil dieser Veröffent¬ 
lichung entnehme ich folgendes. 

Zunächst kommen die von Privatpersonen gewerbs¬ 
mässig betriebenen Stellenvermittlungsanstalten in Betracht; 
von solchen wurden in der Stadt Stuttgart 56, in der Stadt 
Ulm 13, Heilbronn 12, Hall 11, Esslingen 10 und in 24 wei¬ 
teren Oberamtsstädten zusammen 78, somit im ganzen Lande 
180 gezählt. Sie befassen sich in der Hauptsache nur mit 
der Stellenvermittlung für Dienstboten und für Kellner, 
Kellnerinnen etc. und haben in ihrem Geschäftsgebahren 
schon zu manchen Bedenken und Anständen Anlass ge¬ 
geben. Hierauf folgen die von gemeinnützigen und Wohl- 
thätigkeitsvereinen, insbesondere von den Jugendvereinen, 
Herbergen zur Heimath, katholischen Gesellenvereinen, 
Lokalwohlthätigkeitsvereinen—übrigens in beschränktem Um¬ 
fang— betriebenen Stellenvermittlungsanstalten. Daran reihen 
sich die Arbeitsnachweise der organisirten gewerblichen 
Kreise, wie der Gewerbevereine, Innungen, Arbeitgeber- 
und Arbeitervereine. Hier wird das seit 1865 bestehende 
„Bureau für Arbeitsnachweis für männliche Arbeiter aller 
Gewerbe in Stuttgart“ (Karlsstrasse No. 15) als „unter Lei¬ 
tung und Aufsicht eines Ausschusses von je drei Mitglie¬ 
dern des Gewerbevereins, des Arbeiterbildungsvereins und 
des Vereins für das Wohl der arbeitenden Klassen“ stehend 
erwähnt und gesagt: „Die Handels- und Gewerbekammer 
in Stuttgart bezeichnet dieses Arbeitsnachweisbureau als 
das anerkannt leistungsfähigste und billigste von allen in 
ganz Deutschland.“ Bekanntlich hat aber Lautenschlager 
den privatgeschäftlichen Charakter dieser Anstalt ziemlich 
deutlich gekennzeichnet, und ein Blick in die Bilanz dieses 
Unternehmens bestätigt die Richtigkeit dieser Kennzeich¬ 
nung. Weiter ist der Verband der kaufmännischen Vereine 
Württembergs mit seinem Nachweis genannt. Von den Ge¬ 
werbevereinen lässt sich ausser der schon erwähnten Be¬ 
theiligung des Stuttgarter Gewerbevereins an dem ge¬ 
nannten Bureau und ausser einem vom Gewerbeverein in 
Crailsheim eingerichtet gewesenen, aber wieder eingegan¬ 
genen Arbeitsnachweis keine Thätigkeit in dieser Beziehung 
berichten. Hierauf folgen die Innungen mit ihren Nach- 
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Weisungen von Gesellenarbeit, ferner 19 Meistervertretungen 
in Ulm, die Herbergen der Maler, der Zimmerleute, der 
Schneider und Schuhmacher in Heilbronn, der Gerber in 
Tuttlingen. An Arbeitervereinen haben in Stuttgart 20 bis 
30 Fachvereine eigene Arbeitsnachweise errichtet, ebenso 
in Esslingen. Ortsgewerkvereine der Hirsch-Duncker’schen 
Richtung befinden sich 40 in Württemberg. Endlich die kom¬ 
munalen Arbeitsnachweise! Hierher zählen zunächst die mit 
den altbekannten Naturalverpflegungsstationen — einer Maass¬ 
regel zur Bekämpfung des „Vagantenthums" — verbundenen 
Arbeitsnachweise, die aber in neuerer Zeit wieder sehr in 
Rückgang gekommen sind. Eine in den „Blättern für das 
Armenwesen“, 1891, S. 156 enthaltene Statistik zählte noch 
130 Stationen — 35 im Neckar-, 61 im Schwarzwald-, 28 im 
Jagst- lind 6 im Donaukreis —, wovon 71 mit Arbeitsnachweis 
verbunden seien. In 35 Oberamtsbezirken jedoch fehlten 
sie ganz. Von neueren kommunalen Einrichtungen für 
Arbeitsnachweis wird genannt diejenige in der Stadt Ess¬ 
lingen, wo auf Antrag des Vorsitzenden des Gewerbe¬ 
gerichts und auf Grund Beschlusses der bürgerlichen Kol¬ 
legien am 1. April 1894 zunächst auf die Dauer eines Jahres 
ein Arbeitsamt ins Leben getreten ist, das von einem 
städtischen Beamten geleitet, schon jetzt gute Erfolge zu 
verzeichnen hat. In Vorbereitung sind solche Nachweise 
in Stuttgart, Cannstatt. Heilbronn und Ulm. Ueberblickt 
man nur flüchtig alle diese verschiedenen Arbeitsnachweise, 
meint die Centralstelle, so könnte man zu der Ansicht ge¬ 
langen, dass solcher Einrichtungen eher zu viel als zu 
wenig vorhanden seien und für die Arbeitsvermittelung 
genug geschehe. Letztere Ansicht lasse sich aber nicht 
aufrecht erhalten, wenn man die genannten Anstalten näher 
ins Auge fasse, wie sie theils von Privaten gewerbsmässig 
unter olt missbräuchlicher Ausbeutung der Arbeitslosen be¬ 
trieben würden, theils ausschliesslich von Arbeitgeber¬ 
oder ausschliesslich von Arbeiter-Verbänden, „nicht auf 
neutralem Boden, sondern unter dem Einfluss einseitiger 
Interessengesichtspunkte verwaltet“, theils endlich auf der 
Polizeiwachtstube in primitivster Art geführt würden. Selbst 
den Nachweisen, die ihre Aufgabe besser erfüllen, hafte 
wenigstens der Mangel an, dass ihr Geschäftskreis zu klein 
sei, und dass sie, fast ganz oder nahezu auf örtliche Nach¬ 
frage beschränkt, mit den andern Arbeitsnachweisen wenig 
oder keine Fühlung oder Verbindung hätten. Dieser unge¬ 
nügende Zustand werde schon an und für sich das Bedürf- 
niss einer Reform beweisen. 

Soweit das thatsächliche Ergebniss der amtlichen Er¬ 
hebungen in Württemberg! Es bestätigt alles bisher Be¬ 
kannte und beweist einerseits, und zwar durch die mangel¬ 
hafte Charakterisirung des Stuttgarter Bureaus, sowie durch 
das Fehlen jeder eingehenden Nachricht über die gewerk¬ 
schaftlichen Nachweise, dass die Nichtbefragung der Ar¬ 
beiterorganisationen ein grosser Mangel der Enquete war. 
Andererseits haben die Erhebungen aber doch die frucht¬ 
barsten Anregungen zu sozialpolitischer Thätigkeit gegeben. 
Der Sekretär der Stuttgarter Handelskammer, Professor 
Huber, hat im Anschluss an die Regierungsenquete auf dem 
vor einigen Tagen in Ellvvangen abgehaltenen 36. Verbands¬ 
tag der württembergischen Gewerbevereine über „die so¬ 
ziale Reform in Bezug auf Arbeitsnachweis“ berichtet. Er 
hat mit Recht die bestehende Zersplitterung beklagt und 
die Gemeinden als einzig leistungsfähige Träger einer tech¬ 
nisch verbesserten Arbeitsvermittelung bezeichnet. Aber er 
hat leider diesen einmal gewonnenen Gedanken sofort wieder 
fallen lassen, indem er trotz des Fiaskos der bisherigen 
Veranstaltungen den kommunalen Betrieb dort ablehnte, wo 
bereits eine von gemeinnützigen Vereinen geleitete Anstalt 
bestehe, was wohl als Reflex der Kämpfe um das städtische 
Arbeitsamt in Stuttgart betrachtet werden kann. Die Be¬ 
gründung dieser Inkonsequenz — „schon wegen sonstiger 
sozialistischer Konsequenzen“ — redet ja Bände. Sicher 


ist, dass dem reorganisirten Arbeitsnachweis jedes Ver¬ 
trauen der Arbeiter verloren geht, wenn ihm nach Prof. 
Huber neben der Leistung von Nachtquartier und Verpfle¬ 
gung etwa die Kontrolle der Legitimationspapiere Arbeits¬ 
loser aufgebürdet würde. Dieses Misstrauen würde auch 
nicht schwinden, wenn das Arbeitsnachweisebureau für Be¬ 
triebe, in denen Ausstände oder Aussperrungen stattfinden, 
seine JThätigkeit einstellte. Es ist im übrigen sehr an- 
erkennenswerth, dass der Vertreter der Stuttgarter Han¬ 
delskammer im Gegensatz zu dem bekannten Entscheid der 
Wiesbadener Regierung die Nothwendigkeit dieser Bestim¬ 
mung betont. Aber das Huber’sche Referat lässt sich eben 
in der Hauptfrage, in der Betriebsfrage, zu sehr von der 
Furcht vor „sozialistischen Konsequenzen“ leiten und kommt 
deshalb zu keinem reinlichen Ergebniss, während es den 
Nachweisstellen bereits eine Reihe anderer Funktionen auf¬ 
bürdet, die sich wohl mit der Zeit angliedern lassen, jetzt 
aber die Hauptfrage verwirren helfen. 

Das Gutachten, das die württembergische Zentral¬ 
stelle für Handel und Gewerbe an das Ergebniss der that- 
sächlichen Erhebungen anschliesst, scheint mir konsequenter 
und sachlicher ausgefallen zu sein. Hier wird klipp und 
klar ausgesprochen: „BeijErwägung der weiteren schwierigen 
Frage, wie die Einrichtung für eine verbesserte Arbeits¬ 
vermittelung getroffen werden soll, damit sie sich bei Arbeit¬ 
gebern wie bei Arbeitnehmern des gleichen Vertrauens er¬ 
freue, ging das Gesammt - Kollegium davon aus. dass eine 
solche Einrichtung in eine Hand genommen werden müsse, 
welcher sowohl die nöthige Autorität als auch das allseitige 
Vertrauen, dass sie das richtige zu finden wissen werde, 
zur Seite stehe. Für den berufensten Träger, welcher 
die Einrichtung in die Hand nehmen sollte, hält 
das Gesammt - Kollegium bei den dermaligen Ver¬ 
hältnissen die Gemeinde; derselben soll es überlassen 
bleiben, wie sie nach den besonderen örtlichen Verhält¬ 
nissen die Einrichtung des Näheren gestalten wolle, ob sie 
insbesondere das Gewerbegericht, wo ein solches be¬ 
stehe, oder die Ortsbehörde für die Arbeiterversiche¬ 
rung oder irgend ein anderes geeignetes Organ damit 
betrauen wolle, oder ob der Ortsvorsteher selbst — 
namentlich in kleineren Gemeinden — den Arbeitsnachweis 
übernehmen solle.“ Es schleicht sich zwar auch ein „anti¬ 
sozialistisches“ Bedenken ein: „Was insbesondere die Heran¬ 
ziehung des Gewerbegerichts betrifft, so wurde im Schosse 
des Gesammt-Kollegiums das Bedenken geäussert, ob wohl 
die Vereinigung von Rechtsprechung und Verwaltung in 
einer Behörde sich gut mit einander vertragen werde, auch 
ob hier nicht zu befürchten sei, es möchten anstatt einer 
sachlichen Geschäftsbehandlung vielmehr einseitige Pärtei- 
interessen die Oberhand gewinnen und den ausschlag¬ 
gebenden Gesichtspunkt bilden. Jedenfalls werde in dieser 
Richtung ein vorsichtiges Vorgehen als geboten er¬ 
scheinen. Welches Organ nun auch die Gemeinde ‘für 
seinen Arbeitsnachweis vorsehen möge, für alle Fälle 
werde es sich empfehlen, demselben einen kleinen Aus¬ 
schuss, welcher in gleicher Zahl von Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern zusammenzusetzen wäre, bei¬ 
zugeben.“ Damit ist weit deuüicher als in den Huber- 
schen Ausführungen das Prinzip der gleichberechtigten 
Mitbestimmung der Arbeiter und Unternehmer ausgesprochen, 
und in der Hauptsache, in der Betriebsfrage, sind keine 
halben Zugeständnisse mehr an „gemeinnützige Anstalten“ 
gemacht, sondern es ist die Nothwendigkeit der Kom¬ 
mun alisirung des Arbeitsnachweises klipp und klar her¬ 
ausgeschält. Die württembergische Zentralstelle für Handel 
und Gewerbe hat eben den richtigen Einblick in die Misere 
der „Gemeinnützigkeit“ gewonnen. Wenn sie neben dem 
Gewerbegericht als Träger der neuen Gemeindestelle die 
Ortsbehörde für die Arbeiterversicherung nennt, so wird 
diese Anregung auch von den besten Freunden der Ge- 
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Werbegerichte nur willkommen geheissen werden. Nur kein 
bureaukratisches Gesicht darf der kommunale Arbeitsnach¬ 
weis bekommen; zieht man aber dem Gewerbegericht die 
Ortskrankenkasse vor, weil in dieser Unternehmer und 
Arbeiter ebenfalls durch direkt gewählte Vertreter organisirt 
sind — auch Huber nennt als Aufsichtsbehörde das Kranken¬ 
kassenamt — so mag eine Probe wohl möglich sein. Für 
das Gewerbegericht spricht nur dessen Kenntniss der ge¬ 
werblichen Verhältnisse des Ortes. Die Nothwendig- 
keit der Unentgeltlichkeit, die Huber richtig hervorhebt, 
könnte von der Zentralstelle mehr - betont sein. Endlich 
fügt’ sie hinzu: „Weiter hat sich das Gesammt-Kollegium 
einstimmig damit einverstanden erklärt, dass für eine or¬ 
ganische Verbindung der örtlichen Arbeitsnach¬ 
weise untereinander eine Einleitung von Staats¬ 
wegen und auf Staatskosten getroffen werde. Hierbei 
werde man aber nicht soweit gehen dürfen, dass man eine 
besondere Landeszentralanstalt auf Staatskosten errichte, eine 
Maassregel, welche — von vielen anderen Bedenken abge¬ 
sehen — jedenfalls für jetzt verfrüht wäre. Die Funktionen 
einer Zentralstelle für eine solche Verbindung werden viel¬ 
mehr am zweckmässigsten einer der bestehenden örtlichen 
Einrichtungen, und wohl zweifellos derjenigen in Stuttgart 
als der bedeutendsten Stelle mit den grössten Erfahrungen, 
zu übertragen sein.“ Diese Patronisirung des Stuttgarter 
Vermittelungsgeschäftes in seiner jetzigen Gestalt ist die 
bedenkliche Stelle dieser Ausführungen. „Dass diejenigen 
Kosten, welche durch die organische Verbindung der einzel¬ 
nen Nachweise mit der Zentrale und untereinander entstehen 
— also insbesondere die Kosten der hierdurch erwachsenden 
Schreibereien, des telephonischen Verkehrs, des Drucks 
von Formularen u. dergl. m. — von Staatswegen ge¬ 
tragen werden, wird vom Gesammt-Kollegium als durch¬ 
aus begründet angesehen, auch würde dasselbe noch weiter 
gehen und für gerechtfertigt halten, wenn solchen Orten, 
welche mit Herstellung zweckmässiger Einrichtungen vor¬ 
angehen, in Anerkennung des guten Beispiels, ein Staats¬ 
beitrag zu den ersten Einrichtungskosten etc. gegeben 
werden würde. Für die hiernach auch für den Staat ent¬ 
stehenden Kosten werde die Einstellung einer entsprechen¬ 
den Summe in den nächsten Hauptfinanzetat nothwendig 
werden.“ Aus diesen Worten spricht eine löbliche Energie 
und Lust zur Initiative, die manchem „führenden“ Staat als 
Beispiel dienen könnte. Man kann ihnen mit dem oben 
gemachten Vorbehalt nur beipflichten. Als willkommene 
Konsequenz sei lediglich die eine genannt: die Interessirung 
der Landesvertretung an der Regelung des Arbeitsnach¬ 
weises und die verfassungsmässige Kontrolle, die durch 
solche Staatssubventionen herbeigeführt wird. Diese Kon¬ 
trolle wird auch Missgriffe, wie etwa den Stuttgarter, repa- 
riren helfen. Und die württembergische Regierung scheint 
die Sache ernst zu nehmen; denn ein Ministerialbeamter hat 
dem oben erwähnten Verbandstag der Gewerbevereine ver¬ 
sichert, „die Sache werde in der allernächsten Zeit durch 
die Regierung in weitestem Umfang betrieben. Er hoffe, dass, 
wenn die Versammlung das nächste Mal zusammenkommt, 
wir in der Angelegenheit einen guten Schritt weiter sind.“ 
Hoffentlich wird die Schaffenslust dadurch nicht abge¬ 
schwächt, dass ich zum Schluss betone, dass im sozial¬ 


demokratischen Arbeiterschutzentwurf von 1885 bereits alle 
Keime zu den Ansätzen enthalten sind, die man jetzt 
zur öffentlich-rechtlichen Regelung des Arbeitsnachweises 
macht. § 133c ff. jenes Entwurfes verlangen — im Anschluss 
an eine besondere Arbeiterschutzorganisation allerdings, 
während jetzt die politischen Gemeinden als Träger aus¬ 
ersehen sind — für den Arbeitsnachweis diejenige Ordnung, 
die jetzt als unumgänglich anerkannt wird. Da der sozial¬ 
demokratische Arbeiterschutzgesetzentwurf von 1885 voll¬ 
ständig auf dem Boden der bestehenden Wirthschaftsord- 
nung bleibt, was zur Beruhigung ängstlicher Gemüther be¬ 
sonders betont sei, so bedeutet das Zusammentreffen aller¬ 
dings weiter nichts, als dass Arbeiter schon vor 10 Jahren 
dasjenige vermöge ihrer Erfahrung am eigenen Leibe er¬ 
kannten, was andere heute erst gefunden haben. Immer¬ 
hin mag dieser Hinweis dafür nützlich sein, dass man beim 
weiteren Fortschreiten der löblichen Staatsaktion in Württem¬ 
berg die Mitwirkung der Arbeiter und ihrer Organisationen 
nicht umgehen kann, wenn man etwas schaffen will, was 
an Dauer der Ehrlichkeit der Initiative entspricht, deren 
man sich jetzt unstreitig rühmen kann. 

Frankfurt a./Main. Max Quarck. 


Soziale Wirthschaflspolitik und Wirthschafts- 
j Statistik. 

Einige Bemerkungen über die englische Industrie. 

- Der Zwek dieser Zeilen ist nicht, einen ausführlichen 
Bericht über die englischen Industrieverhältnisse zu geben, 
sondern nur der, auf einige Punkte von besonderer Bedeut¬ 
samkeit hinzuweisen an der Hand des Berichtes über die 
letzte Volkszählung (Census of England and Wales 1891. 
Vol. IV. General Report). 

In der englischen Industrie waren bei einer Gesammt- 
bevölkerung von 29002525 Personen 7336344 Menschen be¬ 
schäftigt, das sind 56,9 pCt. der Personen, die einem Berufe 
obliegen. Hiervon entfallen auf die Textilindustrie 1 062492, 
auf die Baumwollen- und Leinenindustrie allein 633370 Per¬ 
sonen. Von dieser nahmen einzelne Zweige, so die Zwirn- 
und Bandindustrie, die wenig Menschen (etwa 5000) be¬ 
schäftigen, einen Aufschwung von 22 und 31 pCt. — gerechnet 
nach der Zahl der Arbeiter —, ferner die Leinenweberei 
und -fä^rberei einen solchen von 11 bez. 16pCt., während 
die Spitzenklöppelei und die Flachsweberei um 21 
bezw. 32 pCt. zurückgingen. Dies hat bei der Spitzen¬ 
klöppelei seinen Grund darin, dass die Einfuhr fremder 
Spitzen von 527403 £ i. J. 1881 auf 963132 £ i. J. 1891 stieg 
und dass die Handklöppelei in steigendem Maasse der Ma¬ 
schinenarbeit (Bobbin-net-Spitze) weichen muss. Die Flachs- 
und Leinenindustrie hat im ganzen seit 1871 einen 
Rückgang von 54 pCt. erfahren. Auch die Seiden- 
industrie scheint dem Verfalle entgegenzugehen, da die 
Zahl der in ihr beschäftigten Arbeiter stark abgenommen 
hat, von 1881 bis 1891 allein um 24,2 pCt. 

Interessant sind die englischen Bergbauverhältnisse, die 
durch die folgende Tabelle illustrirt werden. Die vergleichs¬ 
weise für Deutschland angeführten Zahlen sind dem Sta¬ 
tistischen Jahrbuche für das Deutsche Reich (Jahrgänge 1890, 
1894) entnommen. 




E 

ngland und Wales. 

J 


Deuts 

c h 1 a n d. 


Beschäftigte Personen 

Förderung in Tonnen 

Beschäftigte Personen 

Förderung 

in Tonnen 

1881 

1891 

, +, — 
in ö/o 

1881 

1891 

4-, - - 

in o/o 

1881 

1891 

1881 

1891 

Gesammtbergbau . . . 

437 670 

555 617 

4-26,9 




307 510 

415985 

71 947 700 

108 762100 

Kohlen. 

381 763 

517110 

-+-35,5 

133000000 

160000 000 

4-20,0 

211 898 

318909 

61 540 400 

94 252 300 

Eisen. 

26110 

18231 

— 30,2 

14 645 473 

11 925 061 

-18,6 

37 354 

35 390 

7 600 800 ! 

10657 500 

Kupfer. 

4 067 

1 148 

71,8 

48825 

8 792 

— 82,0 

12122 

15 360 

523 700 

587 600 

Blei. 

11 226 

5 750 

— 48,8 

53 409 

33078 

— 38,0 

18678 

14807 

164 800 

159 200 

Zinn .. 

12402 

10949 

— 11,7 

8615 

9 353 

— 

— 

1 

- ■ 

— 
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Auf die davon abhängenden Industrien hat dieser Rück¬ 
gang des englischen Bergbaues fast gar nicht eingewirkt. 
Wir benutzen wieder die Zahlen der in den einzelnen In¬ 
dustriezweigen beschäftigten Arbeiter, um dies in der neben¬ 
stehenden Tabelle darzustellen. 

Werfen wir ferner einen Blick auf die Frauen- und Kinder¬ 
arbeit. Die Gesammtheit der männlichen Bevölkerung mit 
einem bestimmten Berufe betrug 1891 8883254, das sind 
83 pCt. der gezählten männlichen Bevölkerung; die der Frauen 
belief sich auf 4016230 oder 35 pCt. der gesammten weib¬ 
lichen Bevölkerung. Diese letzte Angabe giebt aber des¬ 
halb kein klares Bild von der Sachlage, weil die Zahl von 
4916649 Wittw^en nicht mit in die Rechnung einbezogen 
ist. Geschieht dies, so stellt sich das Verhältniss der bei¬ 
den Geschlechter ungefähr gleich. 

Dass die weiblichen Arbeiter sowohl im Hausgewerbe, 
wie in der Fabrikindustrie überwiegen, ist eine bekannte 
Thatsache, und die folgende Aufstellung soll sie nur ver¬ 
deutlichen und den Entwickelungsgang klarlegen. 


Industrien. 

Arbeiterzahl 

Zu- oder Ab¬ 
nahme in o/o 


1891 

1881 

1881—91 

Werkstätten zur Anfertigung 
von Maschinen, Werkzeugen, 



27,7 

Instrumenten. 

342 231 

— 

Goldschmiede, Juweliere . . 

23988 

25 376 


Grobschmiede, Blechschiniede 

140024 

120776 

15,9 

Anker- und Kettenschmiede . 

6 376 

5 029 


Nagelschmiede. 

9943 

18 741 

— 47 

Andere Stahl- und Eisen-In¬ 




dustrien . 

202 406 

Zunahme etwa 1 

Verarbeitung von Kupfer, Zink, 
Zinn, Blei. 

60 757 

Beträchtliche 

Messing- und Bronze-Arbeiten, 


Zunahme 

Lampen- und Leuchterfabri¬ 




kation . 

40656 

— 

34,5 

Andere Metallarbeiten . . . 

10052 

8017 

25,4 


Die Vertheilung von Männern und Frauen auf verschiedene Berufe. 


B c r u f s a r t. () 

Insgesammt 

beschäftigt 

Zu- 

oder Abnahme | 

in o/o 1 

Von der Gesammtzahl 
waren 1891 

Auf 100 Männer kamen 

F rauen 

Personen 

1891 

1881—91 

1871—81 

1861—71 

Männer 

F rauen 

1861 

1871 

1881 

1891 

Schule und Erziehung (1). 

195 021 

15,5 

I 36 


50628 

144 393 

_ 

_ 

_ 

_ 

Schauspielkunst. 

7 321 

60 

1 30 

— 

3696 

3625 

— 1 

— 

— 

— 

Dienstboten (domestic indoor servants) (2) 

1 144 694 

— 

— 

— 

58 527 

1 386167 


— 

— 

— 

Buchbinderei. 

25 736 

_ 

— 

— 

11 487 

14 249 

82 1 

95 

111 

124 

Glasmanufaktur. 

26160 

_ 

— 

_ 

24 055 

2105 

— 1 

— 

— 

— 

Porzellan- und Thonwaarenindustrie (3) 

56 600 

21,5 

_ 

— 

34 828 

21 772 

46 

55 

62 

63 

Tabakindustrie (4). 

28 970 

46,8 

— 

— 

13090 

15880 

28 1 

42 

77 

121 

Zucker- und Pastetenbäckerei. 

Industrie in Seide, Satin, Velvet (5) . . . 

Industrie in Krepp und Gaze. 

48 797 

— 24,2 

_ ? 

- 

17 691 
16 071 
164 

28875 
31 811 
751 

}l80 

208 

224 

201 

Baumvvollenindustrie . 

546 015 

11.9 

_ 

_ 

213231 

332 784 

131 

149 

163 

156 

Flachs- und Leinenindustrie . 

8166 

— 32.3 

— 


2 574 

5 592 

137 

144 

186 , 

217 

.Spitzenindustrie (6) . 

34 746 

— 21^ 


— 

13030 

21 716 

508 

1 476 

289 

167 

Verarbeitung von Fasern: Hanf, Jute etc. (7) 
'Feppich- und Deckenweberei . 

22 416 

— 

— 

— 

— 

— 

27 

67 

194 I 

195 

16607 

18,7 

23 

— 

— 

— 

24 

i 47 

59 

80 

Ilandschuhmacherei (8) . 

11 955 

— 23 

— 31 

_ 

— 

— 

636 

745 

586 

334 

Strohtlechterei (9) . 

18384 

— 40,7 

— 35 

~ 

3 425 

14959 

— 

— 

— 

— 

Nähterinnen (10) . 

55 096 

_ 

1 — 

— 

2153 

52 943 

— 

— 

, — 

— 

Strumpfwirkerei . 

49 087 

21,6 

— 

— 

18 200 

30 887 

88 

88 

i 114 

170 

Papierindustrie (11) . 

— 

— 

— 

— 

2410 

19 636 

72 

65 

80 

67 

Nagelschmiede . 

9943 

-47 

— 18 

— 

5027 

4 816 

— 

— 

— 

— 


Hierzu sind folgende Bemerkungen zu machen: i 

1) Es kamen durchschnittlich auf einen Lehrer Personen | 
zwischen 3 und 20 Jahren 1871: 68, 1881: 58, 1891: 56. 
Die Anzahl der Analphabeten (gemessen an den Einzeich¬ 
nungen für das Heirathsregister) fiel 1871—91 von 194 auf 
64 für 1000 Männer, auf 73 von 208 für 1000 Frauen. 

2) Der englische Bericht fügt im Texte die bezeich¬ 
nende Bemerkung zu: „Wenn die durchschnittliche Zahl 
der Dienstboten — wie dies wahrscheinlich (?) — ein guter 
Maassstab für die Erkenntniss des durchschnittlichen Kom¬ 
forts ist, in dem die Gesellschaft (a community) lebt, so ist 
seit 1881 in dieser Hinsicht kein Rüqkgang eingetreten.“ 

3) Während in der Glasindustrie vorwiegend Männer 
beschäftigt sind, ist das Verhältniss der beiden Geschlechter 
in der Porzellan- und Steingutindustrie ein anderes. Hier 
hat die Einstellung der Frauen, wie man sieht, in den letzten 
30 Jahren stetig zugenommen, und dieser Vorgang scheint 
erst im letzten Jahrzehnt zu einem gewissen Stillstände ge¬ 
kommen zu sein. 

4) Die Verwendung weiblicher Arbeiter ist hier im Zu¬ 
nehmen begriffen. Die Beschäftigung der Frauen besteht 
hauptsächlich darin, Cigaretten zu machen und Cigarren zu 
wickeln. 

5) Obwohl augenblicklich noch zweimal so viel Frauen 
als Männer in der Seidenindustrie beschäftigt sind, scheint 
doch die Verdrängung der Männerarbeit hier ebenso wie 
in der Wollenweberei und Kammgarnspinnerei im letzten 
Jahrzehnt umzuschlagen. 

') Die hinzugesetzten Zahlen deuten auf die folgenden Be¬ 
merkungen hin. ! 


i 6 ) In der Spitzenmanufaktur ist im Gegensätze zu an- 
I deren Zweigen der Textilindustrie die Anzahl der beschäf¬ 
tigten weiblichen Arbeiter stark zurückgegangen in Folge 
der schon oben erwähnten Umstände: des Ersatzes der 
Handklöppelei durch Maschinenarbeit und des rückläufigen 
Absatzes heimischer Produkte. 

7) Das Verhältniss von weiblichen zu männlichen Ar¬ 
beitern ist hier folgendes: bei der Hanf-, Jute-, Kokosver¬ 
arbeitung, sowie beim Netzestricken und der Segel- und 
Sackleinenweberei verhält sich die Anzahl der Frauen zu 
der der Männer wie 224 : 100; dagegen kommen bei der 
Seilerei und Mattenflechterei 10506 Männer auf 2917 Frauen. 

8 ) Deutliche Verdrängung der Handarbeit durch die 
Nähmaschinenarbeit und Verminderung der Arbeiterzahl. 

9) Rückgang der Industrie in Folge starker Einfuhr 
ausländischer Erzeugung. Die Strohflechterei ist nahezu 
Monopol der weiblichen Arbeiter. 

10) Die Zahl der Nähterinnen ist bedeutend zurück¬ 
gegangen, von 83244 (1881) auf 55096 (1891). Der Vor¬ 
gang, der bei der Handschuhmacherei und der Spitzen¬ 
klöppelei beobachtet wurde, tritt hier besonders klar her¬ 
vor; die Nähmaschine verdrängt die Handarbeit und ver¬ 
mindert die Arbeiterzahl, denn selbst wenn man die Hand- 
imd Maschinennähterinnen zusammenfasst, ist ihre Zahl um 
17 pCt. zurückgegangen. 

11) Rückgang in Folge der Einführung der Maschinen¬ 
arbeit, des zunehmenden Gebrauches von Drahtstiften und 
einer starken Einfuhr. — Ueber die eigenthümliche Er¬ 
scheinung, dass Frauen das Schmiedehandwerk betreiben, 

! vergleiche man die Berichte der englischen Fabrikinspek- 
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toren über das „black country“ in der Grafschaft Strafford- 
shire, Berichte, die mit möglichst schwacher Färbung ge¬ 
schrieben, dennoch eines der vielen Nachtbilder des eng¬ 
lischen sozialen Lebens schildern. — 

lieber die Kinderarbeit in englischen Fabriken nur 
wenige Worte und Zahlen! Die Verhältnisse gegen Ende 
des vergangenen und Anfang dieses Jahrhunderts sind 
einerseits zu bekannt, andererseits enthalten diese Anfangs¬ 
kapitel der englischen Industriegeschichte zu viele Scheuss- 
lichkeiten menschlicher Bestialität, als dass man grosse Lust 
verspürte, auf sie zurückzukommen. In welchem Umfange 
die Einstellung von Kindern unter 13 Jahren in die Fa¬ 
briken in der zweiten Hälfte des Jahrhunderts zugenommen 
hat, zeigt die Thatsache, dass die Zahl der Kinder in den 
wichtigsten Zweigen der Textilindustrie im Zeiträume von 
1850 bis 1875 von 40900 auf 124900 gestiegen ist. 

Der englische Zensusbericht enthält über die heutigen 
Verhältnisse folgende Aufstellung: 



Gesammtzahl 

Beschäftigte Kinder zwischen 
10 und 15 Jahren 


der 

beschäftigten 
Personen 
Ober 10 Jahre 
alt 

1871 

1891 

Industrie 

An¬ 

zahl 

Verhältniss in ®/o zu 
der Gesammtzahl der 
beschäftigten Personen 

An¬ 

zahl 

Verhältniss in ®/o zu 
der Gesammtzahl der 
beschäftigten Personen 


1871 

1891 

Wollenweberei .... 

127 095 

122893 

13760 

10,8 

10876 

8,8 

Kammgaarnspinnerei . 
Flanell- und Decken¬ 

91 276 

110111 

21 932 

24,0 

24 705 

22,4 

weberei . 

3001 

5344 

114 

3,8 

244 

4,6 

Seidenindustrie . . . 

78031 

47 882 

10903 

14,0 

5 521 

11,5 

Baumwollenindustrie 

463 371 

546015 

74 284 

16,0 

85 406 

15,6 

Leinenindustrie . . . 

17896 

8166 

2 456 

13,7 

690 

8,4 

Spitzenindustrie . . . 

Strohmatten- und Hut¬ 

48 718 

34 746 

5908 

12.1 

2 280 

6,6 

flechterei . 

46812 

18 384 

5 776 

12,3 

861 

4,7 

Strumpfwirkerei . . . 

41 813 

49087 

3155 

7,5 

3953 

8,1 

Handschuhmacherei . . 

Anfertigung künstlicher 

22 946 

11 955 

1 892 

8,2 

588 

4,9 

Blumen. 

4 878 

5158 

610 

12,5 

524 

10,2 

Nagelschmiede .... 
Schuh- und Pantoffel- 

23171 

9943 

2252 

9,7 

378 

3.8 

machcrei. 

224 455 

248 789 

8719 

3,9 

13917 

5,6 


Die Beschäftigung von Kindern unter 10 Jahren hat 
mit der Einführung des Schulzwanges aufgehört. Der eng¬ 
lische Bericht behauptet nun, dass auch die Kinderarbeit 
zwischen dem 10. und 15. Lebensjahre beträchtlich zurück¬ 
gegangen sei. Dies ist, wie ein Blick auf die vorstehende 
Tabelle zeigt, vollkommen falsch. Sie hat weder relativ 
noch absolut „beträchtlich“ abgenommen. Die Abnahme 
der Kinderarbeit ist nicht einmal in demselben Verhältniss 
vor sich gegangen, wie die Abnahme der Arbeiterzahl in 
einzelnen Industriezweigen. Man kann aus der Aufstellung 
gewiss nicht den Schluss ziehen, dass die Kinderarbeit 
soweit irgend möglich überhaupt abgeschalft worden ist. 

Jena. Otto Brandt. 

Städtischer Arbeitsnachweis in Oldenburg. Der Ma¬ 
gistrat zu Oldenburg hat, angeregt durch einen Antrag aus 
Arbeiterkreisen, dem Stadtrath eine Vorlage zur Errichtung 
eines städtischen Arbeitsnachweises gemacht. Wie der 
Vossischen Zeitung mitgetheilt wird, haben sich die zu einer 
Vorbesprechung eingeladenen Vorstände des Handels- uud 
Gewerbevereins, des Handwerkervereins, des Bettelvereins, 
der Herberge zur Heimath und des Gewerkvereins, sowie 
die Beisitzer des Gewerbegerichts zu gunsten der Einrich¬ 
tung einer solchen Anstalt ausgesprochen. Es wird somit 
an der Zustimmung des Stadtraths kaum mehr zu zweifeln 
sein. Aehnlich wie in Darmstadt soll mit dem Arbeitsnach¬ 
weis ein Nachweis von Arbeiterwohnungen im Miethswerthe 
bis zu 200 M. verbunden werden. 


Unternehmerverbände. 


Regierungsverbot eines Unternehmer - Kartells in 
Oesterreich. Das österreichische Ministerium des Innern 
hat soeben die Bildung eines Kartells der Zuckerfabrikanten 
Oesterreich-Ungarns verboten. Die Entscheidung lautet wie 
folgt: „Das Ministerium des Innern hat mit Erlass vom 
23. August 1894 die Bildung des Vereins österreichisch¬ 
ungarischer Rohzuckerfabriken nach Inhalt der bei der 
Statthalterei überreichten Statuten nach § 6 des Gesetzes 
vom 15. November 1867 als seiner Einrichtung nach gesetz¬ 
widrig zu untersagen befunden, weil diese Statuten mit 
Rücksicht auf die allgemein gehaltene Fassung des § 1 der¬ 
selben den Zweck des Vereines und die Mittel hiezu nicht 
mit Bestimmtheit entnehmen lassen, da als Zweck des Ver¬ 
eines lediglich die Vertretung der geschäftlichen Interessen 
der österreichisch-ungarischen Rohzuckerfabriken angegeben 
wird, ohne dass in den Statuten irgend eine Andeutung 
darüber enthalten wäre, um welche speziellen Interessen es 
sich handelt und auf welche Weise die Förderung der¬ 
selben versucht werden will. Ausserdem erscheinen die 
nach § 6 der Statuten in Aussicht genommene Gründung 
einer Sektion für Ungarn und Bosnien mit dem Sitze in 
Budapest und die Regelung der Funktionen dieser Sek¬ 
tionen durch die vorgelegten Statuten nicht zulässig, weil 
die Statuten der im Jnlande zugelassenen Vereine nur für 
den Bereich des Inlandes und nicht für das Ausland recht¬ 
liche Geltung haben können“. Das Organ der Prager 
Zucker-Industriellen bemerkt zu dieser Entscheidung, dass 
unverzüglich Schritte zur Genehmigung neuer Statuten er¬ 
griffen werden sollen, in denen Zweck und Mittel des Ver¬ 
eins näher präzisirt erscheinen und ein Zusammengehen 
mit den ungarischen Zuckerfabrikanten in einer gesetzlich 
zulässigen Weise ermöglicht werde, wie dies bei dem Raf¬ 
fineur-Vereine und bei dem Zentral-Vereine in Wien der 
Fall ist. 


Gewerkschaftliche Arbeiterbewegung. 


Verbot der gewerkschaftlichen Organisation in 
Sachsen. Sogar den gewerkschaftlichen Organisationen 
will jetzt die sächsische Polizei ein Ende bereiten, und zwar 
mit Maassregeln, welche die grössten gesetzlichen und po¬ 
litischen Bedenken wachrufen müssen. Die königl. Amts¬ 
hauptmannschaft zu Chemnitz hat wegen der Veranstaltung 
und Beaufsichtigung von Versammlungen an die ihr unterstell¬ 
ten Gemeindebehörden folgende Verfügung erlassen: „Die 
königl. Amtshauptmannschaft hat neuerdings mehrere bei 
ihr angemeldete öffentliche Textilarbeiter- und -Arbeiterinnen¬ 
versammlungen verboten, weil aus den begleitenden Um¬ 
ständen zu entnehmen war, dass der Zweck dieser Ver¬ 
sammlungen darauf gerichtet war, die daselbst erscheinen¬ 
den Textilarbeiter und -Arbeiterinnen aufzufordern, dass sie 
dem Textilarbeiterverbande beitreten. Der letztere steht 
hinsichtlich seiner Gliederung in Filialen und Zahlstellen 
mit §§ 24 und 25 des sächsischen Vereinsgesetzes vom 
22. November 1850 im Widerspruch. Nun ist zwar durch 
eine neuerliche Aenderung des Verbandsstatutes bestimmt 
worden, dass dort, wo einer solchen Gliederung gesetzliche 
Hindernisse im Wege stehen, von der Errichtung der Zahl¬ 
stellen abgesehen und statt dessen nur ein Vertrauensmann 
bestellt werden soll. Aber auch durch diese veränderte 
Einrichtung, welche überdies den ausgesprochenen Charakter 
einer Gesetzesumgehung trägt, ist die im Königreiche 
Sachsen verbotene Gliederung nicht beseitigt, da auch der 
Vertrauensmann, genau so wie die „Zahlstelle“ eine „Orts¬ 
verwaltung“ repräsentirt, welche die Mitgliederbeiträge er¬ 
hebt, einen Theil derselben sogar für eigene Zwecke zu¬ 
rückbehält, das Vereinsorgan vertreibt u. s. w., und hinter 
welcher eine „Mitgliedschaft“ steht, die eigene Versamm¬ 
lungen abhält, Wahlen vornimmt und insbesondere den Ver¬ 
trauensmann selbst ernennt. Einer solchen Organisation 
anzugehören ist aber nach §§ 24, 25 des Vereinsgesetzes 
gesetzlich unstatthaft, beziehentlich strafbar und die Auf¬ 
forderung zum Beitritt daher eine Aufforderung zur Ge¬ 
setzesübertretung, welche nach § 5 des Vereinsgesetzes das 
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Verbot der Versammlung nothwendig bedingt. Nachdem 
die königl. Kreisauptmannschaft diese Auffassung in einem 
Beschwerdefalle ausdrücklich gebilligt und das Versamm¬ 
lungsverbot bestätigt hat, wird die Unterzeichnete königl. 
Amtshauptmannschaft auch fernerhin demgemäss verfahren. 
Es ergiebt sich aber hieraus auch die weitere Folgerung, 
dass die Herren Gemeindevorstände oder deren Vertreter, 
welche mit der Ueberwachung von öffentlichen Versammlun¬ 
gen oder Vereinszusammenkünften beauftragt sind, Aufforde¬ 
rungen, den örtlichen Organisationen des Textilarbeiterver¬ 
bandes oder ähnlichen beziehentlich anderen verbotenen 
Vereinen oder Vereinsorganisationen beizutreten, keinesfalls 
dulden dürfen, sondern gegen den betreffenden Redner 
vorkommenden Falls gemäss §§ 8 und 9 des Vereinsge¬ 
setzes mit sofortiger Wortentziehung einzuschreiten, be¬ 
ziehentlich, wenn ihnen nicht Folge geleistet wird, die Ver¬ 
sammlung aufzulösen haben. Ausserdem sind derartige 
Aufforderungen zur Bestrafung nach § 10 des Reichsstraf¬ 
gesetzbuchs anzuzeigen.“ Das Verbot der Einsetzung von 
Vertrauensmännern ist offenbar ungesetzlich; es kann keiner 
Arbeitergruppe verwehrt werden, solche Vertrauensleute in 
öffentlichen Versammlungen zu wählen und fortlaufend mit 
ihnen zu verkehren. Auch kann eine „Gesetzesumgehung“ 
unmöglich strafbar sein, denn sie bedeutet ja gerade eine 
Anpassung an das Gesetz. Eine Fortsetzung dieser sächsi¬ 
schen Polizeipraxis gegen reine Gewerkschaftsorganisationen 
muss zum offenen sozialen Kriege führen. 

Deutscher Bekleidungsindustrie - Kongress. Am 20. 

August fand der erste deutsche Bekleidungsindustrie-Kon¬ 
gress in Erfurt statt. Vertreten waren die Industriezweige 
der Schuhmacher, Schneider, Hutmacher, Kürschner und 
Textilarbeiter — und zwar durch 83 Delegirte aus 54 Städten. 
Den Keri^unkt der ganzen Berathungen bildete die Frage: 
Ist die Gründung eines Bekleidungsindustrie-Verbandes 
zweckmässig? Nach langen Erörterungen wurde diese Frage 
mit 58 gegen 25 Stimmen verneint. Ebenso wurden die 
Anträge auf Vereinbarung eines Kartellvertrages unter den 
einzelnen Zweigen der Bekleidungsindustrie, sowie auf 
Gründung eines gemeinsamen Agitations- und Strikefonds 
und eines gemeinsamen Fachorgans abgelehnt. 

Dagegen wurde folgende Resolution angenommen: „Die 
Vertreter der auf dem Bekleidungsindustrie-Kongress zu 
Erfurt erschienenen Branchen verpflichten sich, ein Kartell 
in folgendem abzuschliessen: 1. Bei Strikes und Aussper¬ 
rungen haben die betreffenden Organisationen sich gegen¬ 
seitig zu unterstützen. Die Art und Weise der Unter¬ 
stützung ist Sache der einzelnen Zentral-Organisationen. 

2 . Die Vorstände der durch Kartellvertrag verbundenen 
Organisationen regeln die Agitation gemeinsam und werden 
die dadurch entstehenden Kosten prozentual getragen. 

3. Die Herbergen und Arbeitsnachweise sind, soweit dies 
möglich und zweckmässig ist, bis jetzt aber noch nicht ge¬ 
schehen, zu zentralisiren. 4. Der Uebertritt von Mitgliedern 
der einen Organisation in die andere ist bei Ortswechsel, 
wenn an dem in Betracht kommenden Orte eine Mitglied¬ 
schaft des eigenen Berufes nicht besteht, ohne Beitritts¬ 
geld und weitere Formalitäten gestattet. Die Wahl der 
Organisation zum Eintritt steht dem Betreffenden selbst frei.“ 


Politische Arbeiterbewegung. 


Sozialdemokratische Arbeiterpartei in den Nieder¬ 
landen. Unter diesem Namen hat sich eine neue soziali¬ 
stische Partei in den Niederlanden gebildet. Etwa 60 Männer 
aus dem ganzen Lande — darunter mehrere Delegirte so¬ 
zialdemokratischer Organisationen — traten am 26. August 
in Zwolle zusammen, beschlossen nach längerer Aussprache 
die Partei - Neugründung und einigten sich auf folgende 
Resolution: „Die Konferenz des 26. August 1894 in Zwolle, 
eine neue sozialdemokratische Partei auf dem Boden der 
internationalen sozialistischen Bewegung begründend, spricht 
hr Bedauern darüber aus, dass die Haltung des alten sich 
noch Sozialdemokratischen Bund nennende Organisation 
die wirklichen Sozialdemokraten zwingt, ihre Reihen zu 
verlassen, weil in ihnen alles Sozialdemokratische verpönt 


ist; sie protestirt gegen jeden Versuch, ihre Treue an der 
sozialistischen Fahne zu verdächtigen und ihren revolu¬ 
tionären Charakter zu bezweifeln, sie ist sich im Gegen- 
theil bewusst, dass die Arbeiter im Klassenkampfe alle 
Mittel ergreifen müssen, um den Kapitalismus zu stürzen, 
sie ruft die niederländischen Arbeiter auf, ohne Rücksicht 
auf Sympathien und Antipathien gegen Personen, das Ge¬ 
deihen einer neuen, verjüngten sozialdemokratischen Ar¬ 
beiterpartei zu fördern, die auf jedem Gebiete ihren Ein¬ 
fluss geltend machen will, also auf politischem und öko¬ 
nomischem Gebiete kämpfen und zielbewusst vorwärts gehen 
will, um den Sieg der sozialdemokratischen Prinzipien zu 
erringen“. 

Verbot des sozialistischen Parteitags in Italien. Die 

Regierung hat die Abhaltung des geplanten Parteitags der 
sozialistischen Arbeiterpartei Italiens in Imola (zu vergl. 
Sozialpol. Centralbl. No. 48, S. 577) verboten. Der Na¬ 
tionalrath der Partei hat daher nunmehr beschlossen, den 
Parteitag so lange aufzuschieben, bis die Exekutiv¬ 
kommission seine Einberufung für opportun erklären wird. 


Christlich - soziale Bewegung. 


Sozialpolitische Resolutionen des deutschen Katholiken¬ 
tages. Die 41. Generalversammlung der Katholiken Deutsch¬ 
lands, die in den Tagen vom 26.—30. August in Köln tagte, 
nahm folgende Anträge einstimmig an: 

Die 41. Generalversammlung der Katholiken Deutsch¬ 
lands stellt — unbeschadet der Festsetzung eines umfassen¬ 
den sozialen Programms — die folgenden, zunächst dring¬ 
lichen Zielpunkte sozialpolitischer Thätigkeit hin: 

1. Allen auf missverstandenem Interesse und theilweise 
unzweckmässigen Ausführungsbestimmungen beruhenden An¬ 
fechtungen der gesetzlichen Sonntagsruhe gegenüber be¬ 
harren wir auf deren ernster Handhabung und alsbaldiger, 
den Zweck des Gesetzes im vollen Umfange verwirklichen¬ 
der Durchführung, besonders auch für die Grossindustrie. 
Wir sprechen die Hoffnung aus, dass die Reichs- und Staats¬ 
verwaltungen auf der in dankenswerther Weise betretenen 
Bahn der Gewährung ausgiebiger Sonntagsruhe für Beamten 
und Arbeiter fortschreiten werden. Andrerseits wird gegen 
den Missbrauch der Sonntagsruhe möglichst Vorsorge zu 
treffen sein durch Einschränkung des diesen Missbrauch 
hervorrufenden und befördernden Uebermaasses von Öffent¬ 
lichen Lustbarkeiten sowie durch Gründung' von Vereinen 
und Sonntagsheimen für kaufmännische Lehrlinge, Laden- 
gehülfinnen u. s. w. 

2. Eine der Hauptaufgaben des Staates ist es, die Ent¬ 
wickelung berufsgenossenschaftlicher Organisationen in 
vollem Umfang rechtlich zu gewährleisten und zu fördern. 
Wir wünschen und hoffen insbesondere, dass der im Reichs¬ 
tage wiederholt eingebrachte Antrag des Centrums, betr. 
die eingetragenen Berufsvereine, alsbald Gesetz werde. 
Innerhalb dieses Rahmens erscheint uns als dringende Noth- 
wendigkeit die fachgenossenschaftliche Organisation der 
gewerblichen Arbeiter auf einer den Verschiedenheiten von 
Industrie und Handwerk angepassten Grundlage. Als erster 
Schritt zur Anbahnung einer derartigen Organisation auf 
christlichem Boden ist freudig zu begrüssen die in einzelnen 
Gesellen- und Arbeitervereinen bereits durchgeführte Glie¬ 
derung der Mitglieder nach Fachabtheilungen bezw. Fach¬ 
ausschüssen, eine Einrichtung, deren Verallgemeinerung 
lebhaft befürwortet wird. 

3. Zur bessern Schulung der christlichen Arbeiter sind 
christlich-soziale Unterrichtskurse in den Arbeitervereinen 
und praktisch-soziale Kurse für besonders befähigte Arbeiter 
zu veranstalten. Gegenüber der massenhaft verbreiteten 
Volkslitteratur der Sozialdemokratie erscheint die Herstellung 
und Verbreitung billiger belehrender Leitfäden bezüglich der 
wichtigsten religiösen und sozialen Fragen wünschenswerth. 

4. Angesichts der in bedenklichem Maasse wachsenden 
Arbeitslosigkeit sprechen wir die Erwartung aus, dass die 
verbündeten Regierungen des Deutschen Reiches in Wieder¬ 
aufnahme der durch die kaiserlichen Erlasse vom 4. Februar 

1 1890 gegebenen bedeutungsvollen Anregungen auf eine durch 
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internationale Vereinbarung ermöglichte und verbürgte Re¬ 
gelung der Arbeitszeit Bedacht nehmen werden. Angesichts 
der besonderen Gefährlichkeit des Bergbaues empfiehlt es 
sich, mit der Regelung der Arbeitszeit zunächst auf diesem 
Gebiete vorzugehen. Eine Fürsorge gegen unverschuldete 
Arbeitslosigkeit auf Grundlage der berufsgenossenschaft¬ 
lichen Organisation wird anzustreben sein. Für grössere 
Städte ist die Schaffung gemeindlicher Arbeitsvermittelungs¬ 
stellen unter geordneter Mitwirkung auch der Arbeiter 
dringendes Bedürfniss. 

5. Mit Rücksicht darauf, dass die gesetzlichen Kranken-, 
Invaliden- und Alters-Versicherungen der Arbeitnehmer 
meist unzureichend sind, wird die Gründung von freien Zu¬ 
schusskassen, sei es innerhalb des Betriebes, sei es im Wege 
des genossenschaftlichen Zusammentritts mehrerer Betriebe 
im Bereich der Gemeinde, des Kreises, des Regierungsbe¬ 
zirkes, der Provinz oder des ganzen Staates mit dauernder 
Unterstützung durch die Arbeitgeber empfohlen. 

6. Auf die Verbesserung der Wohnungsverhältnisse der 
Arbeiter ist durch die Gründung und eben so vorsichtige 
als selbstlose Verwaltung gemeinnütziger Baugesellschaften 
und Baugenossenschaften hinzuwirken. 

7. Die hohe Bedeutung des Standes der Grundbesitzer 
als Stütze christlichen Geistes, gesellschaftlicher und staat¬ 
licher Ordnung einerseits, die äusserst bedrückte Lage der 
Landwirthschaft andererseits erfordern sowohl Maassregeln 
zur Erhaltung eines sesshaften Bauernstandes als auch eine 
geordnete Vertretung der Landwirthschaft behufs Wahr¬ 
nehmung der Interessen der gesammten Ackerbau treibenden 
Bevölkerung, insbesondere bezüglich der Grundverschul¬ 
dung, des ländlichen Kreditwesens und eines der Stammes¬ 
sitte entsprechenden Erbrechts. Daher ist die Schaffung 
einer wirklichen, gesetzlich geordneten berufsgenossen¬ 
schaftlichen Organisation des landwirthschaftlichen Standes 
auf christlicher Grundlage nachdrücklichst anzustreben. 

8. Für das Handwerk empfehlen wir wiederholt Ein¬ 
führung obli^torischer Organisation der Handwerker mit 
gesetzlichen Bestimmungen hinsichtlich des Befähigungs¬ 
nachweises und der Haltung von Lehrlingen und Gesellen. 

9. Behufs Aufrechterhaltung von Treu und Glauben im 

Erwerbsleben und Zurückdrängung der Ueberschreitungen 
des Konkurrenzrechtes verlangen wir den alsbaldigen Erlass 
eines Gesetzes zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs 
in Handel und Gewerbe. I 

10. Die Generalversammlung richtet erneut an die Ar¬ 
beitgeber in allen Zweigen des Erwerbslebens die dringende 
Mahnung, ihrer Pflicht der Fürsorge für die Arbeiter in 
religiös-sittlicher und materieller Beziehung stets eingedenk 
zu sein und vor allem ein gutes persönliches Verhällniss 
zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern — in grösseren 
Fabriken namentlich durch Einführung von Arbeiteraus¬ 
schüssen — zu pflegen. 

Generalversammlung der Präsides der katholischen 
Arbeitervereinigungen. Wie die Kölnische Volkszeitung 
mittheilt, ist nunmehr von dem Plan, eine Delegirtenver- 
sammlung der katholischen Arbeitervereine Deutschlands 
einzuberufen (zu vergl. Sozialpol. Centralbl. No. 49, S. 587), 
abgesehen worden. Statt dessen wird nur eine General¬ 
versammlung der Präsides der katholischen Arbeiterver¬ 
einigungen am 24. September in Köln stattfinden. Es sollen 
besonders die Frage der Zuschusskassen (Berichterstatter: 
Prof. Dr. Hitze) und die Frage der Fachabtheilungen in 
Vereinen (Berichterstatter: Dr. Oberdörflfer) zur Verhand¬ 


lung gelangen. Gründe für die Verwerfung des Kongresses, 
der nach den früheren Nachrichten schon gesichert erschien, 
giebt die Kölnische Volkszeitung nicht an. 

Arbeiterschutzgesetzgebung und Gewerbe¬ 
inspektion. 

Die Unfälle im Bergbau. 

Der Bergbau gehört zweifelsohne zu den gefährlichsten 
Gewerbebetrieben, denn während im Durchschnitt sämmt- 
licher Gewerbe 1892 auf 1000 Versicherte 5,64 Verletzte 
entfallen, kommen bei der Knappschafts-B.-G. auf 1000 Ver¬ 
sicherte 9,85 Verletzte; nur die Bayerische Holzindustrie-B.-G. 
mit 11.35, die Brauerei- und Mälzerei-B,-G. mit 13,45, die 
Bayerische Baugewerks-B.-G. mit 10,05, die Speditions-, 
Speicherei- und Kellerei-B.-G. mit 10,21, die Fuhrwerks-B.-G. 
mit 10,16 Verletzten auf 1(X)0 Versicherte weisen höhere 
Unfallsziffern auf. Auch in Bezug auf die Schwere der Un¬ 
fälle steht der Bergbau weit über dem Durchschnitt; denn 
auf 1000 Versicherte erlitten 1,96 den Tod, 6,27 trugen 
dauernde Erwerbsunfähigkeit in Folge des Unfalls davon, 
während für sämmtliche Unfall-Berufsgenossenschaften die 
entsprechenden Zahlen 0,64 bezw, 3,85 sind. 

Aus diesem Grunde schon rechtfertigt sich eine ein¬ 
gehendere Betrachtung der Unfälle im Bergbaubetriebe. Die 
2ahl der durchschnittlich 1892 bei der Knappschafts-B.-G. 
versicherten Personen betrug 424440. Unfälle erlitten davon 
4067 erwachsene männliche, 43 erwachsene weibliche, 71 
jugendliche männliche Personen und 1 jugendlich weibliche 
Person. 

Die Gesammtzahl der Betriebsunfälle betrug 4182 oder 
9,85 pCt. Nach den Gegenständen und Vorgängen, bei 
denen sich die Unfälle ereigneten, gruppiren sich die Un¬ 


fälle in folgender Weise: 

an Motoren, Transmissionen und Arbeitsmasdiinen . 212 

Aufzügen, Förderkörben etc.174 

Dampfkesseln, Dampfleitungen. 17 

Sprengstoffe, Explosionen.222 

Gase, Dämpfe etc.162 

Zusammenbruch, Gesteinsturz etc.1603 

Fall von Leitern, in den Schacht etc.372 

Auf- und Abladen von Hand, Heben, Tragen . . . 644 
Ueberfahren von Wagen und Karren aller Art . . . 337 

Thiere, Stoss und Schlag. 23 

Handwerkszeug etc.233 

Sonstige.183. 


Der .Tod trat ein bei 830 Verletzten, dauernde Erwerbsun¬ 
fähigkeit bei 2607, davon völlige bei 412, theilweise bei 2195. 

Die Zahl der entschädigungsberechtigten Hinterbliebenen 
der Gelödteten belief sich auf: 

516 Wittwen, 1314 Kinder, 33 Aszendenten, zusammen 1863. 

Aus den dem Reichstage vorgelegten „Nachweisungen 
über die gesammten Rechnungsergebnisse der Berufs¬ 
genossenschaften etc.“ ist leider keine weitere Illustrirung 
dieser trockenen Daten zu entnehmen. Aber wenigstens 
für die tödtlich Verletzten in den Beiwerken Preussens 
ist ein reichhaltigeres Material in der „Zeitschrift für Berg¬ 
bau, Hütten- und Salinenwesen“ (Jahrg. XLII, 1. statistische 
Lieferung) enthalten. Da in preussischen Bergwerken mehr 
als vier Fünftel aller deutschen Bergarbeiter beschäftigt sind, 
so können die anzuführenden Zahlen als durchaus charakte¬ 
ristisch für die Unfallsgefahr im deutschen Bergbau über¬ 
haupt angesehen werden. 

Es verunglückten und erlitten dabei den Tod im 



1 Steinkohlenbergbau j 

r Braunkohlenbergbau | 

1 Erzbergbau j 

iBergb. auf and. Mineral.l 

j Zusammen 

Durchschnitt der Jahre 

Arbeiterzahl 

verun¬ 

glückt 

Arbeiterzahl 

verun¬ 

glückt 

Arbeiterzahl 

verun¬ 

glückt 

Arbeiterzahl 

verun¬ 

glückt 

Arbeiterzahl 

verun¬ 

glückt 



“/» 


1 °/oo 


> 


ö/oo 


»/oo 

1861 66 . 

77 632 

2,66 

12424 

2,27 

38337 

1,19 

4 526 

1,80 

132919 

2,17 

1867—80 . 

138572 

2,94 

17 453 

2,48 

58 764 

1,44 

7 021 

1,66 

221 810 

2,47 

1881—90 . 

193425 

2,93 

22 658 

2,20 

68167 

1,25 

9 585 

1.95 

293 835 

2,46 

1891 . 

253 035 

2,89 

29046 

1,83 

67 642 

1,04 

11 789 

1,02 

361 512 

2,40 

1892 . 

259051 

2,21 

30 416 

1,71 

66 355 

! 1,08 

11 243 

2.25 

367 345 

1,96 

1893 . 

259984 

2,62 

29678 

2,09 

64 244 

1 0,79 

11 751 

2,30 

365658 

2,25 

Seit 1881; Maximum i.Jahre 

1885 

3,58 

1889 

2,52 

1881 

1,53 

1882 

2,68 

1885 

2,87 

„ 1881: Minimum „ „ 

1892 

j 2,21 

1892 

1,71 

1893 

1 0,79 

1891 

1,02 

1892 

1,96 
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Gesanitntzahl der Ujir/llle weist cdso der | 
Si'eiakofde^ibergtj^tu die weilanä grd^sten td 1 

ddi einz^inen Heigrevieren xeigi «ber dk Un^Rgedahr :] 
schi: VtHtkc' Reducirt man nämlich dk ^ähl I 

der Un^äfle^ÄMf das Forderqnäntum^, komnd eine Vctürr- i 
glücfcung: ndt chdthcht m Ansgange auf du. Rdrdernkhge > 

iTi) Obfrrl’c^g-* brim Statut» Br.iujnJioWcn-- ■ * ■■ : ' 

kubh*{(hwuU. ; b.cfkbiut F^jcbtir^btU) v?Uhöm«vitii ] 

o»Un Gcjpx’vicr Tv)nrttSi TV>nn*v»^., : f'ooiw» 

Bivv^iau . i5^32j ‘/n.'so^- tf^ms 

Halle. . , . 3'^7400 :>1^21 276 cm 

aaudhal 6t 3^0 6198B 79^46 

Dortriumd - 20i)67h 65:^71 

Ihanf . . 93.ßU 353^.36 97 680 )00 792 ? 

l>i*frjfwdrn?* 693 ^ "28:< iia '5? ^ ( 

1883' 9t 99i'm .■ mm , i>l^H6 107 703 l 


AVdtaus am gefahrlkhst^ ist also der Mansfelder 
K vi}d£lschieferabbau (RergT^vlc'f Halleh -ani wenig^den ge* 
iliHrlic-H erf^chemt der Braundes llalleiiscr 
Brxi'rkes. Wer die Griibenvcrhältmä^tte In Mansfeld kemik 
den dörfte das kaum in Erstöbnen 

Kn|deF^chkRr ih nur seiln* geringepr aurtiStt, 

vdJiilcht sich die Arbeit im Mansfid4S^ RhnfeH?ergbau unter 
dtm denk bar g r d SS ten. SchTviengkekenr. auf der Schu nd.er 
auf dem Rftcken liegendmuss der jHauü^r seine :Ärbe»l ver¬ 
richten, und die Schlepper bez\V/ ' Hikidejfmgtn: hetbedern 
die i-'Ord er karren (Hände ganarmtf nm Bauch?: 

rutschend aljs in aufrechter Haltung; /»- 

Nach der. Art der Vkmnglöckung. gfdppiitv'^i'^^^ 
folgende Daten: 


Ojrn 


I . l', .( V ■■ : ■ ■[■ iV3:i‘5V 

beiter beim Fahren auf der Fahr kunstN iddtüche Quctsclningen 
als er von einem Kunsttritt .aus uiVtec den inr Nkdergang^ 
behndiiehen Tritt clcs: afrdc^e^v Gestän^e^s KöbrungS' 

iagcr hjriweg adf di« r!äcl^s^:e AHHttr&hney 
^uchlev Nur im liari h^t üudv die^e; F.ährkun^> cins: deF 
mfvdhivommcnsicn und gcRdirjichsten H^ferderungsmiHel, 
noclt iu erhaiteiv gewusst! !itj IVrrtmhnAkt Bezirk .ghtieri 
xwm Reparötnr-Hauerv die mif dem Ho^ch d^,F0rderkorh^ 
standen, aus und wnrdetiAtvischen Kö i^haditzhu- 

merung zU Tode gequetschtv 7\ucb nur auS; thmufmerk- 
samkett?--*. 

Das l !airptint*'fes»se heanspi’udien imturiit h dk^ Unmik; 
in Folge von Explosionen 5f hlagendeF We^ter< Ine 
kainen 1^9T 115 Mdnn durch sv^ldie Eviploisipn^b R'a^ 
0k grö^^stc; Fxpiasion war die Foni; . auf - drt 

Zeche fötsGiTskld cW^stfaJmih dk; im wesentl ieben eine 
K o hIc'nhexp'lpslo n h t djurc h eiUftv 
ö be rla d ene tr Geist Iperfjivahvitscbp s$i Manh fttü- 

den bei dieser F?rplfesj^>n Ihceh Tod’ 

Im ga n lariden 1893^:mpbf enlger- aR ^ en 

schiagetvdef Wetter statli die zur Fblge hatfeU, und 

zwar im 

Bezirk Bre.-ln\ I mit, 4 ohne totltliehe Vernnj^lOckung: zusam. 5 

f:'.f'.-'.-Häile „ -v ' ■ ’-f 

c'büsth. ) „ : . „ V' n 1 

V ,,;. „ 52 , „ 70 

.,v Bonn t ^ n „ „ ,, „ 12 

'il nnu 67 ^ \3:eiin:ziheKnihg; rusam. 8^ 

Die Ejüplosionea ccciguf.ien sieb fast durchweg in Tkf 


Die Bergbehörden sind nur zu leicht geneigt, die Mehr- 
zahl der CnfäUe auf das Konto der Bergarbeiter zu setzen: 
„Sfp hätten sich tev Lhilail meist seh>s|: zuzuschreibenA 
Aber whnn tiiat^ in den Nächweisungen hest jdass in aik}! 
i>ergw’rrkshe/irUcn dufciigch.ehdc iTkdcrw.agcn die. RtTg'' 
nt bchcr überAdiren^^ orkrr zu Tode quetschten, däsiü eip-c 
gati^c: Aiizuld vö)V Arb^iterrv durch Sebüj^sc: gefädt^t vctpdCi 
dif* früher ötter spat^rf Ip^ägingeir als rrwarfet wtirdc^ ; dass 
irti Dort münde r Bezirk in fr l3flien Beigarb«vhcr bei Bretn^f 
bergen dadurch ycninghK'kteti, dass sic skh ir» Mxn farschrn 
Glauben bemndeu ,ida;s Rrj^mage^telk behnde skh in; der 
1 lobe ihres (nies.:dcahali> die Wagen in den leeirfrti: Brems* 
schacht schöbotvund nih thhi ii abstörzteTV‘h so; muss man 
doch lieberxcuginig koifnnejr dass es ih vklch F^tllrn. 

riiit dcfi' S'ch^^^ dussersi traung. bestellt .scJn 

inui?^^ l.’he unycrnrnthet losgehenden Scidissc sind, ebenfalls 
nicht ?lüt rlas Konto der Unvo^-siebtigkett zu stellen^ Narb 
den BctnehSv«irs«h^‘he^ hat SkF de^f ll^tuec 
slhnmieri Ort ,rjirtkkzuzieben./bis der Sthu%> lasgegimgen 
ist. GOU: ^dei-Schuss aber nklu Ipi»; sa 
^cschrichcne Zeit warten, um sfrbcl zfr ichenv dj^ä;; v^frklich 
ein Vfrt'sager voHiegt: A^ber das Gedinge ist ansschbesä* 
lieh AkUordluhn, Jede Minuk' l*t 

öohT lelcr wenigstens GeldyerHist; ; uptf ewm>tv der Schuss, 
riieht in, der göwfrlmlich^n i^edt k»ss;gcgia^^^ isfr ;l>cgicd>t sl^ 
der Bergmainn, olirte vveiter zvi waric^^ 
zufällig- Drahitte die ZufidsrJfrtur eltvfts Jangsanver uk 
kauri) hat er seine Schutzstelle vertesen, iCi ki*acht der 
Schliss/ und difr GeistfriDstrßpüTier ze.r^ehmeUern dep Gfi* 

gilreklirheUs der <h»tch das lang^ Warten jnidü s.eineu Ar- 
hi-;dskiltn ftchtnaieTT» wa>lftt^ In aiidcren Fallen br-ennt die 
Zhndsihmrr jjo räs;cb ah,; da«s sich der J lauer nmht nt 
Sicherheit brurgen kairfi: hhd ; häufig ist schhesälich untA-' 
[dodirter Sfri‘engHt»lf ^siüf dfru zufalhg der Polfrer iHlTe die 
Ursache eutes cntäctziiiltcn-ln den rnmsteh Fällen 
ht cs dibFurchly ^r-n denv Gcdfitgg i^tivas cinzubcissehv, 
tleh BfrrgmabTi rhn VfrrXichtAt^ äusscr .Acht 

\ i ' J.; V- ' ■;■ 

, ■ Ivhistbhib UnfHilc rcgi^trhi. ungfrrc Qtirfle, dk wahrhäh 
gv;iuOiO*i:bgör»d. sfiidf Sb-gericth lm Brea u er Oberb^rg: 
amti^heark cip fkt^gniann in da5 Jhiupilmrhenvcrk eifrcr 
K(yhkmväS.chc, wurde durch den SchmutKkasteii: gezogen 
bfiil in die TraiJDportschnecke gbrybifeb; Wje isr.frip soId^U 
tUrchtbai er Unfall erklärbar. .IVtpih :SchiitZVdr- 

rirhtungen vorhanden And;" lu Glaubtbal erlitt ein. .Ar* 


bbugrtihetr IVbernii war khofHlicbc WetterfQhmng vor- 
Itsnäffr^ (fUt Aüsnabfüc eihfrä Failes, Wo nur eine niebt 
todihrh wirkepde. ExpTrisiob 3toctrand. Die Bewetterung 
fand st?tt aür 3 Graben lediglieh durch eific. DampfteStung. 
auf 4 Grieben durch WgtteWtft n/; auf einer Grulie, dAtreU 
Wetlerofon und Vcmtidatör,, f Griibei^ liattch nur Je 
Schacht, waren jedtn'h mit arnirrvn Gruben durchschl^il^t 
dir -andererf Oniben lifiUeh ÄärvnbfricH ^ zwei od^r nichrerb 
sclhstständigr A'erbiiTdutigeti; hiit räge^obefhäcihb*. dib 

mit t-lnamler in VeBdndimg standefv. ’ 


A-evBdndu7Ag standen 


pnraUej auf .uivfj rilcacr ^eheudt Gcsiäüge mit Fas:^- 
Irhtcn- . 1>» r /tri.»cltrr .tritv bulv'^'^b r'.r.ste'n .de? euie}i‘ Gv 
■sibage*^ • das }uH:b gebr; ;ba di-j^ bnchsTCf/ Höhe, die bas 

Ge.TfäVtge tu rticlu. iicAnder gerade auf der .l-lohe des 

b-is'rirvu T-i iu.^:-s xk'v oruhmrH Gc'iUinirji >,auf diesen Ober.' 
umöxur litihe des dtrtff^n TrHh^-bemri eri-tOn Oi^Uingo bcGrden 
7ii vvetden ctiC - ' 
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Mehr als die Hälfte der Explosionen ereigneten 
sich in aufsteigend geführten Bauen und zwar in 
Durchhieben, Ueberhauen, Bremsbergen, schwebenden oder 
Diagonal-Strecken, Pfeiler-Auf- oder Durchhieb, Pfeilerstoss, 
also an Stellen, die für die Ansammlung des Grubengases, 
das spezifisch leichter als Luft ist, besonders geeignet sind. 
Bei der Bekämpfung von Grubenexplosionen durch techni¬ 
sche Mittel muss dieser Thatsache besondere Beachtung 
geschenkt werden! 

Von den Explosionen waren 6, davon 3 tödtlich wirkende 
(67 Todte und 17 Verletzte) und 3 nicht tödtlich wirkende 
(6 Verletzte), reine Kohlenstaub - Explosionen, bei 
weiteren 5 (3 tödtlich wirkende mit 32 Todten und 22 Ver¬ 
letzten und 2 nicht tödtlich wirkende mit je einem Ver¬ 
letzten) scheint eine Mitwirkung von Kohlenstaub 
stattgefunden zu haben. Von den 115 durch 88 Gruben¬ 
explosion Getödteten fielen also 99 Personen 9 Kohlenstaub¬ 
explosionen zum Opfer — wieder ein Beleg dafür, dass die 
Kohlenstaubexplosionen ungleich verheerender wirken als 
die Schlagwetterexplosionen. 

Die Wirkungen der tödtlichen Explosionen haben sich 
im Maximum bis zu 400 m von der Explosionsstätte aus 
bemerkbar gemacht. 

Die unmittelbare Veranlassung zu den Explosionen gab: 


1. der Gebrauch offener Grubenlichter in . . . . 

2. Benutzung von Feuerzeug (Taback-Pfeife) in . . . 

3. Oeflfnen der Sicherheitslampe in. 

4. Schadhaftigkeit der Sicherheitslampe in. 

5. Glimmen von angeklebtem Russ in der Sicherheits¬ 

lampe in. 

6. Durchschlagen der Zündpille in. 

7. Durchschlagen der Flamme durch das Netz: 

a) in Folge unvorsichtiger Bewegung der Lampe in 

b) in Folge zu grosser Wettergeschwindigkeit in 

8. Schiessarbeit in. 

9. Grubenbrand in. 

zusammen 
nicht ermittelt 
Summa 


13 Fällen 
2 „ 

11 „ 

8 


1 „ 

1 « 

15 „ 

1 « 

42 . 

1 » 

95 Fälle 
1 Fall 

96 Fälle. 


Die Zahl der Grubenexplosionen ist hier um 8 Fälle 
grösser als oben nachgewiesen, offenbar weil in diesen 
8 Fällen Verletzungen sich nicht ereigneten. 

Wir haben uns früher bereits eingehend über die Ur¬ 
sachen und die Verhütbarkeit der Grubenexplosionen aus¬ 
gesprochen (Sozialpol. Centrbl. 39); nach unseren damaligen 
Auseinandersetzungen wird man die Nachweisung unserer 
Quelle, dass 47 Fälle von Grubenexplosionen durch Ver¬ 
schulden und grobe Fahrlässigkeit der Arbeiter ausgelöst 
worden seien, auf ihren wahren Werth zurückführen können. 
Die Frage der Grubenexplosionen ist U. E. einzig von dem 
Gesichtspunkte aus zu behandeln, dass man sie nicht durch 
bergpolizeiliche Vorschriften zu verhüten, sondern durch 
technische Vorkehrungen unmöglich machen muss. 
Wenn man den Bergmann vor die Alternative stellt, ent¬ 
weder einen ganzen Schichtlohn einzubüssen oder sein 
Leben zu riskiren, so wird er, durch die Gewohnheit gegen 
die permanent drohenden Gefahren stumpf gemacht, immer 
lieber sein Leben riskiren, als dass er auch nur einen Tag 
lang hungert. Stände immer nur das Leben des einen 
Fahrlässigen auf dem Spiele, so wäre vielleicht der Stand¬ 
punkt gerechtfertigt, den heut die Grubenbehörden ein¬ 
nehmen. Aber eine einzige Unvorsichtigkeit setzt das 
Leben von Hunderten auf das Spiel, und die statistische 
Rubrik „grobe Fahrlässigkeit“ entschuldigt dann nicht für 
das namenlose Elend, das über hunderte und tausende 
durch eine einzige Explosion hereinbrechen kann. Ausser¬ 
dem aber schliesst die heut übliche Sprengarbeit eine weit 
grössere Gefahr in sich ein, als der Faktor Unvorsichtigkeit, 
abgesehen von der immensen Gefahr, die die Sprengarbeit 
überhaupt mit sich bringt. Nicht technische Untersuchungs¬ 
kommissionen thun noth, geschrieben ist über die Gruben¬ 
explosion gerade genug worden, sondern thatkräftiges Ein¬ 
greifen der Aufsichtsbehörden. 

Berlin. H. Lux. 


Sonntagsruhe im Güterverkehr der Eisenbahnen. Ein 

durch Ministerialerlass vor einiger Zeit eingesetzter Aus¬ 
schuss war mit der Aufgabe betraut worden, zu ermitteln, 


unter welchen Voraussetzungen es angängig sein würde, 
im Interesse der Sonntagsruhe eine vollständige Einstellung 
des Güterverkehrs an Sonn- und Festtagen eintreten zu 
lassen. Der Ausschuss ist nun zu folgenden Ergebnissen 
gekommen: 

Nach Durchführung jener Maassregel würden im Güter¬ 
und Bahnbewachungsdienste 52278 Personen Ruhe erhalten, 
also 25239 mehr als bisher. An Löhnen ohne Gegenleistung 
würden 2309390 M. erwachsen. Hierzu kämen an ein¬ 
maligen Ausgaben für Erbauung von Dienstwohnungen und 
Neubeschaffung von Lokomotiven 1848192 M., an dauern¬ 
den Ausgaben 8496688 M. Ferner würde eine entsprechende 
Vermehrung der Güterwagen nothwendig. Es müssten an 
offenen Wagen 10300 mit einem Aufwande von 26265000 M. 
und 4200 bedeckte Wagen für 12600000 M. beschafft werden. 
Die Kosten für Herstellung von Geleisen für die neuen 
Wagen in Zeiten schwächeren Verkehrs würden etwa 
2000000 M. betragen. Hierzu kämen ferner noch für etwa 
2000 Wagen Aufstellungsgeleise (400000 M.), 120 Spezial- 
Wagen (672000 M.), 170 Kalkwagen (484500 M.). Daneben 
würden infolge der Sonntagsruhe noch für die Benutzung 
fremder Wagen Mehrausgaben an Wagenmiethen von jähr¬ 
lich rund 133000 M. entstehen. 

Diese Rechnung kann unseres Erachtens von der Maass¬ 
regel nicht abschrecken, wenn man im Auge behält, dass 
der Verkehr der Menschen wegen und nicht die Menschen 
des Verkehrs wegen da sind. 

Lohnauszahlung in Wirthshäusern. Nach § 115 a der 
Gewerbeordnung ist die Lohnauszahlung in Wirthshäusern 
ohne Genehmigung der unteren Verwaltungsbehörde ver¬ 
boten. Dieser Bestimmung wird besonders im Bezirk des 
Düsseldorfer Gewerbegerichts vielfach zuwider gehandelt. 
Der Vorsitzende des Gewerbegerichts hat daher vor einiger 
Zeit in einem Rundschreiben die Gewerbegerichtsbeisitzer 
zur Beihülfe bei der Bekämpfung dieser Unsitte aufgefor¬ 
dert. Das Rundschreiben hat folgenden Wortlaut: „Euer 
Wohlgeboren theile ich hierdurch ergebenst mit, dass nach 
Angabe des Sekretärs der Fall hier häufig Vorkommen soll, 
dass die im Bauhandwerk beschäftigten Arbeiter in den 
Wirthschaften gelöhnt und häufig bis 10 Uhr abends, in 
einzelnen Fällen sogar bis 12 Uhr, auf Auszahlung ihres 
Lohnes warten müssen. Dieses Verfahren führt für den Ar¬ 
beiter und seine Familie, ganz abgesehen davon, dass es nach 
dem § 115 a der Gewerbeordnung ohne Genehmigung der 
unteren Verwaltungsbehörde nicht statthaft ist, zu so viel 
Unzuträglichkeiten, dass es meines Erachtens dringend ge¬ 
boten erscheint, auf Abstellung desselben hinzuwirken. Aus 
diesem Anlass ersuche ich die Herren Beisitzer um aus¬ 
führliche Mittheilung, sofern derartige Fälle auch zu ihrer 
Kenntniss gekommen sind, um event. durch eine Eingabe 
an die Königliche Regierung eine Abhülfe des Uebelstandes 
herbeizuführen.“ 

Minimallöhne und Zehnstundentag in der oberschlesi¬ 
schen Glasindustrie. Mitte August d. J. wurde in Gablonz 
(Oberschlesien) eine Versammlung von Glasinteressenten 
zum Zwecke der Erneuerung der am 9. September 1892 ge¬ 
schlossenen Preiskonvention für Mindestpreise auf Glas¬ 
knöpfe abgehalten, die sowohl im Interesse der Exporteure 
und Lieferanten wie auch der Glasarbeiter selbst liegen 
soll. Es wurde nachgewiesen, dass während der bisherigen 
zweijährigen Dauer der Konvention dem Gebirge die Summe 
von rund 600000 Kronen mehr an Arbeitslöhnen erhalten 
und durch Lieferung besserer Waaren der Misskreditirung 
der Glasknöpfe begegnet wurde. Nach langer Erörterung, 
bei der alle die vielseitigen Verhältnisse der Glaserzeugung 
berücksichtigt wurden, gelangte endlich folgende Resolution 
zur Annahme: „Die Konvention wird auf weitere zwei Jahre 
erneuert, sobald alle Knopfexporteure und Lieferanten ohne 
Ausnahme der Konvention beitreten und sich grundsätzlich 
zur Zahlung der Minimallöhne an die Arbeiter ver¬ 
pflichten, wogegen die Vertreter der Arbeiterschaft erklärten, 
keinesfalls unter diesen Minimallöhnen arbeiten zu wollen.“ 
Nach Mittheilungen der Unternehmer auf der Versammlung 
soll die Arbeiterschaft ganz bestimmt erklärt haben, für die¬ 
jenigen Lieferanten nicht mehr arbeiten zu wollen, welche 
der Konvention nicht angehören oder sie durchbrechen. 
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Ausserdem soll mit allen Kräften dahin gearbeitet werden, 
sämmtliche Interessenten der Glasbranche, sowohl die Er¬ 
zeuger von Krystall-, Perlen- oder Schliffwaaren, als auch 
die Glasmaler in einer Konvention zu vereinigen, der Ueber- 
roduktion durch Einführung der zehnstündigen Ar- 
eitszeit zu steuern und so unter Festsetzung von Mini¬ 
malpreisen und Minimallöhnen die ganzen Absatzverhält¬ 
nisse im Industriegebiete zu bessern. Man darf gespannt 
darauf sein, ob die wirthschaftliche Lage den Arbeitern 
und Unternehmern gestattet, an diesen Abmachungen fest¬ 
zuhalten. 


Arbeiterversicherung. 


Rekurs und Revision. 

Nach den bisher geltenden Unfallversicherungsgesetzen 
war gegen die Entscheidung des Schiedsgerichtes die Ein¬ 
legung des Rekurses statthaft; im Gegensätze hierzu kennt 
das Invaliditäts- und Altersversicherungsgesetz als Anfech¬ 
tungsmittel des schiedsgerichtlichen Erkenntnisses nur die 
Revision. Durch die Novelle zu den Unfallversicherungs¬ 
gesetzen wird in dieser Hinsicht der seither bestandene 
Unterschied beseitigt, es soll nach den Bestimmungen 
des Gesetzentwurfs auch in Unfallsachen nur noch die Ein¬ 
legung der Revision gegen die Entscheidungen der Schieds¬ 
gerichte statthaft sein. Bekanntlich besteht zwischen Rekurs 
und Revision der Unterschied, dass bei der letzteren der 
Richter auf die Prüfung der rechtlichen Seite des Falles 
beschränkt ist, während ihm bei dem ersteren auch die Wür¬ 
digung der thatsächlichen Vorgänge freisteht, ln der So¬ 
zialgesetzgebung hat nun allerdings dieser Charakter der 
Revision eine gewisse Modifikation erfahren, indem die¬ 
selbe nicht nur darauf gestützt werden kann, dass die an- 
gefochtene Entscheidung auf der Nichtanwendung oder un¬ 
richtigen Anwendung des bestehenden Rechtes beruht, 
sondern auch darauf, dass dabei wider den klaren Inhalt 
der Akten verstossen wurde; aber dessen ungeachtet bleibt 
feststehend, dass der Revisionsrichter auf eine Prüfung 
der Thatfrage nicht einzugehen hat. Die Motive der No¬ 
velle rechtfertigen diese Abänderung mit dem Hinweis auf 
die nothwendige Entlastung des Reichs-Versicherungsamtes. 
Dass dieses Amt in der That sehr stark belastet ist, kann 
nicht bestritten werden, und wir müssen den Wunsch nach 
Entlastung als berechtigt anerkennen, jedoch sind wir der 
Meinung, dass die Entlastung nicht auf Kosten des Rechts¬ 
schutzes der Versicherten erfolgen darf; von der Ersetzung 
des Rekurses durch die Revision befürchten wir aber eine 
Verminderung dieses Rechtsschutzes in bedenklichem Maasse. 
Zwar bietet die Novelle scheinbar eine Art Aequivalent für 
Wegfall des Rekurses, indem sie die Anhörung des Ver¬ 
letzten vor Erlass des Feststellungsbescheides vorschreibt, 
allein der Werth dieser Neuerung ist unseres Erachtens 
kein erheblicher, weil der Durchschnittsarbeiter gar nicht 
im Stande ist, bei dieser Anhörung seine Rechte wahrzu¬ 
nehmen. Man könnte ja nun sagen, dass im Gebiete der 
Invaliditäts-und Altersversicherung dasReichs-Versicherungs- 
amt ebenfalls nur die Befugnisse der Revisionsrichter be¬ 
sitze und keinerlei Klagen darüber bislang laut geworden 
seien! Das ist richtig, allein die Thatsache, dass sich die 
Revision in Invaliditätssachen bewährt hat, beweist weder, 
dass sie sich auch in Unfallsachen bewähren werde, noch, 
dass sie überhaupt hier am Platze ist. Wenn in den Inva¬ 
liditätssachen das Reichs-Versicherungsamt auf die Nach¬ 
prüfung der rechtlichen Seite beschränkt ist, so lässt sich 
zu gunsten dieser Einrichtung immerhin sagen, dass ein 
Eingehen auf die thatsächlichen Verhältnisse nicht häufig 
erforderlich ist; ganz anders liegt aber die Frage bei den 
Unfallsachen: hier wird ein Eingehen auf die thatsächlichen 
Verhältnisse sehr oft erforderlich werden, und eine Durch¬ 
sicht der Entscheidungen des Reichs-Versicherungsamtes 
bietet hierfür einen genügenden Beweis; die Fälle sind zahl¬ 
reich, in denen das Amt, wenn es die Befugnisse des 
Rekursgerichtes nicht besessen hätte, nicht in der Lage 
gewesen wäre, eine unrichtige Entscheidung der Vorinstanz 
zu beseitigen. Die Revision verlangt, wenn von ihr ein 
ernsthafter Gebrauch gemacht werden soll, dass der durch 


die Entscheidung des Vordergerichtes Beschwerte im Be¬ 
sitze rechtlicher Kenntnisse sei, um die Punkte hervorzu¬ 
heben, auf die es ankommt. Nun ist ja selbstverständlich 
der Arbeiter nicht in der Lage, diese Frage zu beurtheilen, 
ein Rechtsbeistand steht ihm aber nur ausnahmsweise zur 
Seite und wird ihm auch ferner nur ganz selten zur Seite 
stehen, da einerseits die Mittellosigkeit des Arbeiters die 
Bezahlung der Gebühren des Rechtsanwaltes ausschliesst, 
anderseits aber die Rechtsprechung der Schiedsgerichte 
dahin geht, die durch die Beiziehung eines Rechtsanwaltes 
entstandenen Kosten in den meisten Fällen der Genossen¬ 
schaft nicht zur Last zu legen. Unter solchen Umständen 
wird aber die Ersetzung des Rekurses durch die Revision 
die unmittelbare Folge haben, dass ein an sich begründeter 
Anspruch der Versicherten auf Gewährung einer Rente 
lediglich um deswillen unerfüllt bleibt, weil das Schieds¬ 
gericht die Sachlage falsch beurtheilt hat und das Revisions¬ 
gericht nicht mehr im Stande ist, eine Remedur eintreten 
zu lassen. Besonders bedenklich ist aber die geplante 
Neuerung mit Rücksicht auf die in Vorschlag gebrachte 
Erweiterung des Begriffes „Betriebsunfall"; Unmlle, die sich 
bei der Vornahme einer hauswirthschaftlichen Arbeit oder 
einer Büreaudienstleistung ereignen, fallen hinfort ebenfalls 
unter die Gesetzgebung; es dürfte als wahrscheinlich anzu¬ 
nehmen sein, dass diese Erweiterung des Begriffs mehrfach 
auf Widerstand stossen und sich da und dort das Bestreben 
geltend machen wird^ sie im Wege der Rechtsauslegung ein¬ 
zuschränken. Um so mehr ist es geboten, dem Reichs- 
Versicherungsamte jetzt die Stellung als Rekursgericht 
zu belassen, damit es im Stande ist, den Versuchen einer 
einengenden Rechtsanwendung ebenso entgegenzutreten, 
wie es dies nach Erlass des Unfallversicherungsgesetzes 
von 1884 gethan hat. Es ist schon mit Recht darauf auf¬ 
merksam gemacht worden, dass das Reichs-Versicherungsamt 
das Hauptverdienst .daran hat, dass die Unfallversicherung 
einigermaassen populär geworden ist, es dankt dies vor allem 
seiner Rechtsprechung, die ihm bei den Arbeitern unbe¬ 
dingtes Vertrauen verschafft hat. Wenn man aber die Be¬ 
fugnisse des Amtes mindert, wenn man ihm die Möglichkeit 
entzieht, bei thatsächlicen Irrthümern dem Anspruch des 
Verletzten zu seinem Recht zu verhelfen, so ist es fraglich, 
ob ihm dies Vertrauen in der bisherigen Stärke auch ferner¬ 
hin entgegengebracht wird. Die Nothwendigkeit der Ent¬ 
lastung des Reichs-Versicherungsamtes, die von Lange in 
No. 43 dieser Zeitschrift betont wird, erkennt auch der Ver¬ 
fasser an, er ist aber der Meinung, dass sie sich auch ohne 
eine Ersetzung des Rekurses durch die Revision bewirken 
lasse; auch die Abänderung des Feststellungsverfahrens im 
Sinne der Lange’schen Vorschläge würde die Bedenken 
gegen die Abschaffung des Rekurses nicht beseitigen. 

Mainz. Ludwig Fuld. 

Kaufleute und Arbeiterversicherung. In den Kreisen 
der kaufmännischen Prinzipale wird gegenwärtig eine starke 
Agitation gegen die Ausdehnung der Versicherungsgesetz¬ 
gebung auf die Handlungsgehülfen betrieben. Die Handels¬ 
kammern als Vertreterinnen des Grosshandels und die 
Detaillisten- und Gewerbevereine als Vertreter des Klein¬ 
handels wetteifern darin mit einander. Die nicht immer 
sehr stichhaltigen Gründe dieser Agitation kommen in 
folgenden Beschlüssen zum deutlichen Ausdruck, die der 
Zentralverband deutscher Kaufleute (Detaillisten) am 2. d. M. 
auf seiner Dresdener Generalversammlung fasste: „Der 
Zentralverband deutscher Kaufleute spricht sich für eine 
Aenderung des Gesetzes über die Invaliditäts- und Alters¬ 
versicherung zum Zweck der Befreiung des Kaufmann¬ 
standes von dem Versicherungszwange aus, da er die so¬ 
genannten Wohlthaten des Gesetzes für den Kaufmann¬ 
stand nicht für vorliegend erachtet, auch würde ein Hand- 
lungsgehülfe kaum in die Lage kommen, von den betr. 
Einrichtungen Gebrauch machen zu müssen. Weiter ist der 
Verband der Ansicht, dass die dargebotene Entschädigung 
kaum als Hilfe zu bezeichnen, dass auch die soziale Stellung 
des Kaufmanns eine derartige ist, dass sie überhaupt nicht 
in den Rahmen des Gesetzes passt, weil der weitaus 
grösste Theil der Kaufleute durch Gründung eines 
eigenen Geschäfts den Wohlthaten des Gesetzes 
entrückt wird; der verbleibende Theil gelangt oft schon 
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Vor Ablauf der gesetzlichen Wartezeit in eine Gehaltsklasse, 
welche das Gesetz von selbst von der Versicherung aus- 
öchliesst. Die früher gezahlten Beiträge gehen deshalb für 
den Einzelnen, überhaupt für unseren Stand, verloren und 
kommen lediglich anderen Berufszweigen zu gute. Aus 
allen diesen Gründen hält der Zentral-Verbandstag die Be¬ 
freiung des Kaufmannstandes von dem Invaliditätsgesetz lür 
nothwendig.“ Zum Unfallversicherungsgesetz lag folgender 
Antrag des Verbandes sächsischer Kaulleute und Gewerbe¬ 
treibender vor: „Der Zentralverband deutscher Kaufleute 
beauftragt den Verbandsvorstand, dem Bundesrathe des 
Deutschen Reiches folgende Erklärung zu übermitteln: Der 
Kaufmannstand, soweit er nicht nach dem bestehenden 
Gesetze bereits zur Unfallversicherung herhangezogen ist, 
erblickt in der geplanten Ausdehnung des Unfallversiche¬ 
rungszwanges auf sämmtliche handelsgewerbliche Betriebe 
eine schwere Belastung des Handelsstandes und erhebt auf 
den in § 3 des neuen Entwurfs vorgesehenen Ausschluss 
von der Versicherung Anspruch. Eine etwa vom Herrn 
Reichskanzler zu veranstaltende Rundfrage über diesen 
Punkt würde diese Ansicht bestätigen und von den Be¬ 
theiligten willkommen geheissen werden.“ Beide Anträge 
wurden dem Verbandsvorstand zur weiteren Behandlung 
überwiesen. Die Anschauungen über Gehülfenverhältnisse, 
die den Beschlüssen zu Grunde liegen, sind jedoch in 
hohem Grade optimistisch. 

Die Reform der Unfallversicherung und die Tischler¬ 
innungen. Der elfte Deutsche Tischlertag. der am 13. und 
14. August in Köln abgehalten wurde, fasste über die Aus¬ 
dehnung der Unfallversicherung auf das Handwerk folgende 
Beschlüsse: „1. bei etwaiger Ausdehnung der Unfallversiche¬ 
rung auf das ganze Handwerk sollen auch diejenigen selbst¬ 
ständigen Handwerker, deren Jahreseinkommen 2500 M. 
nicht übersteigt, für ihre Person versicherungspflichtig wer¬ 
den, jedoch sollen dieselben so lange von Beiträgen befreit 
bleiben, bis ihr Jahreseinkommen eine näher zu bestimmende 
Höhe erreicht hat. Die Kontrolle ergiebt sich aus dem 
Einkommensteuergesetz. 2. Der elfte Deutsche Tischlertag 
wiederholt seine früheren Beschlüsse, dahingehend, die Un¬ 
fallversicherungspflicht auf die gesammte Tischlerei auszu¬ 
dehnen, und erstrebt eine eigene Berufsgenossenschaft für 
das deutsche Tischlergewerbe: derselbe lehnt die territoriale 
Abgrenzung ab und findet für das Tischlergewerbe nur die 
Berufsgenossenschaft als Träger der Versicherung als die 
allein mögliche und erspriessliche. 3. Der elfte deutsche 
Tischlertag ersucht die handwerkerfreundlichen Fraktionen 
des Reichstages, sich gegen die Gesetzesvorlage, die Er¬ 
weiterung der Unfallversicherung betreffend, sowie gegen 
jede neue Vorlage, wodurch dem deutschen Handwerkerstand 
neue Lasten aulerlegt werden könnten, so lange ablehnend 
zu verhalten, bis die geplante Organisation des Handwerks 
durchgeführt resp. gesichert ist.“ Stil und Inhalt dieser Be¬ 
schlüsse — besonders des zweiten — sind einander würdig. 


Verein deutscher Revisionsiogenieure. Die technischen 
„Beauftragten“ der Berufsgenossenschaften — also Ingenieure, 
die von den Berufsgenossenschaften zur Revision der Be¬ 
triebe angestellt sind, — haben vor kurzem einen Verein 
gebildet, der am 30. August in Berlin seine erste ordent¬ 
liche Hauptversammlung abhielt. Besonderes Interesse bot 
der Vortrag des Ingenieurs P. Hosemann: „Das Unfallver¬ 
sicherungsgesetz in seiner Wirkung vom Standpunkte des 
Ingenieurs“. Es kam hierbei die interessante Thatsache zur 
Sprache, dass unter den gegenwärtig amtirenden 149 Beauf¬ 
tragten der Berufsgenossenschaften nur 50 Techniker sind. 
Die übrigen sind Geschäftsführer, Verwaltungsbeamte u. s. w. 
Hiernach lässt sich in der That beurtheilen, wie wenig in 
Wahrheit — von einigen anerkennenswerthen Ausnahmen 
abgesehen — die Berufsgenossenschaften für die Unfall¬ 
verhütung leisten, denn der Erlass von Unfallverhütungs¬ 
vorschriften, deren Durchführung nicht streng überwacht 
wird, thut’s doch nicht. 


Schulwesen, Erziehungs- und Bildungsfragen. 


University-Extension-Kongress. Am 22. und 23. Juni 
fand in London der University-Extension-Kongress statt, 
dem die Kanzler der Universitäten von Oxford, Cambridge, 
London präsidirten und an dem 700 Delegirte sowie Ver¬ 
treter der Kolonien und Amerikas nebst Bischöfen und 
Parlamentsmitgliedern theilnahmen. Die Veranlassung des 
Kongresses war das zwanzigjährige Bestehen der Univer- 
sity-Extension-Bewegung und der Zweck, einen gewissen 
Druck auf die Kommission auszuüben, die sich von Regie¬ 
rungs wegen mit den weiteren Wünschen der Extensionisten 
befasst. Dazu wird auch Salisbury s warmes Eintreten für 
die Extension beigetragen haben, obwohl er sich gegen die 
angestrebte Verleihung von Titeln und Graden an die Ex¬ 
tension-Schüler nach Ablegung von Prüfungen aussprach. 
Der Komit6bericht hatte sich zunächst über die Frage nach 
der Ausdehnung der Kurse auszusprechen und that dies zu 
gunsten der Verbindung kleinerer Kurse zu grösseren Kurs¬ 
systemen; es sollen also über ein Wissensgebiet in einer 
Saison vier mit einander in Zusammenhang stehende, aus 
je sechs Abenden bestehende Kurse abgehalten und ebenso 
im folgenden und nachfolgenden Jahre for^esetzt werden. 
Nach einem Jahre wird dem Schüler ein Ärtifikat ausge¬ 
stellt. nach drei Jahren ein höherwerthiges. Ferner wird 
der Wunsch ausgesprochen, dass die Universitäten solchen 
Extension-Schülern, die in mehreren Gegenständen derartige 
dreijährige Zertifikate mit Auszeichnung vorzuweisen haben, 
den Titel „Associate to Students“ geben mögen. — Der 
Kongress beschäftigte sich ferner mit der schwierigen Frage 
der Vorbildung der Extension-Lehrer zu ihrem Berufe, 
ohne jedoch eine definitive Lösung zu finden: ferner mit 
Finanzfragen, wobei hervorgehoben wurde, dass es wün- 
schenswerth wäre, wenn der Staat, wie dies in den Ko¬ 
lonien schon geschieht, die University-Extension materiell 
unterstützen würde. — In der dritten Sitzung beschäftigte 
sich der Kongress mit der Frage, wie die eigentliche Uni¬ 
versitätsbildung den Extension - Studenten zugänglich zu 
machen sei; man wünschte, dass ihnen gewisse materielle 
Bedingungen erlassen würden, die der Extension-Schüler 
nicht zu erfüllen in der Lage ist, oder dass ermöglicht 
werde, dass die besten Extension-Schüler nach Abschluss 
ihrer Extension-Studien als Interne an die Universitäten ge¬ 
schickt würden. 


Armenwesen. 


Städtisches Werkhaus in Wien. In das städtische 
Werkhaus der Stadt Wien wurden im Jahre 1892 im monat¬ 
lichen Durchschnitt 533 Personen aufgenommen, von denen sich 
341 freiwillig gemeldet hatten und 192 durch die Polizeibehörde 
gestellt wurden. Die Zahl der Freiwilligen ist am grössten 
im Dezember (473), am geringsten im Juni (278). Einmal 
aufgenommen im Laufe des Jahres 1892 wurden 509 Arbeiter, 
zweimal 202, drei- bis viermal 229, fünf- bis neunmal 228, 
10—20 mal 167, über 20 mal 41. Es verblieben in der Anstalt 
1—7 Tage lang 456 Arbeiter, 1—12 Monate 657, über ein 
Jahr 12. Die Tagelöhner stellen das stärkste Kontingent: 
260: dann folgen Hilfsarbeiter 152. Stark sind die Kutschet 
(55), Tischler (49), Drechsler (42), Schlosser und „Fabrik¬ 
arbeiter“ (je 39) und Maurer (36) vertreten. Dann kommen 
Schuster, Fleischer und Diener. Die in dem Werkhause 
ausgeführten Arbeiten dienen zum Theile den internen Be¬ 
dürfnissen der Anstalt, indem z. B. Polster, Matratzen, Jacken, 
Schuhe angefertigt werden, zum Theile sind es Papier- und 
Kartonagearbeiten u. dergl.; so wurden z. B. 125862900 
Papiersäcke angefertigt. An dem in der Anstalt ertheilteti 
Unterrichte nahmen im Jahre 1892 145 Besucher Theil; 
es wurden 20614 Bäder genommen. Straffälle waren in der 
Anstalt nur 62 zu verzeichnen. Die Verpflegungskosten pro 
Kopl und Tag betrugen 0,486 fl., von denen auf die Bei- 
köstigung 0,23, auf die Regieauslagen 0,255 fl. entfielen. 
Die Gesammtausgaben beliefen sich auf 75589 fl„ von denen 
ein Drittel durch das Erträgniss der Arbeiten der Verpflegten 
aufgebracht wurde. 


Verantwortlich für die Redaktion: Dr. Heinricb Braun in Berlin W., Victoriaatrasse i6. 
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Die Verkürzung der Arbeitszeit in der Praxis. 


Die Frage des Maximalarbeitstages, d. h. der gesetz¬ 
lichen Begrenzung der Arbeitszeit erwachsener männlicher 
Arbeiter wird gegenwärtig in der öffentlichen Diskussion 
wieder lebhafter erörtert. Es bedarf nur einer oberfläch¬ 
lichen Betrachtung des Ganges der Schutzgesetzgebung in 
allen Industriestaaten von dem Erlass des ersten englischen 
Schutzgesetzes an, um von dem endlichen Sieg der Befür¬ 
worter staatlichen Eingreifens überzeugt zu werden. Das 
Verbot der nächtlichen Frauenarbeit und die Beschränkung 
der Tagesarbeit weiblicher Arbeiter auf 11 Stunden in der 
letzten Novelle zur Gewerbeordnung haben auch offiziell 
den Uebergang zu anderen Anschauungen besiegelt. Man 
braucht sich blos die Thatsachen gegenwärtig zu halten, dass 
in England 1802 durch das erste Schutzgesetz der Gross¬ 
handel mit Waisenkindern untersagt werden und dass das 
englische Gesetz von 1819 die Kinderarbeit unter 9 Jahren 
verbieten musste; dass in Frankreich unter dem Bürger¬ 
königthum vor Erlass des ersten Schutzgesetzes Kinder von 
6 Jahren 13—14 Stunden in Fabriken beschäftigt wurden; dass 
in Italien das erste Schutzgesetz 1886 ebenfalls die Kinder¬ 


arbeit unter 9 Jahren verbieten musste, und dass in der ober¬ 
italienischen Seidenindustrie damals 45 pCt. der „Arbeiter“ 
unter 15 Jahre alt waren, während die Auswanderung arbeits¬ 
williger männlicher Arbeiter ins Ungeheure anwuchs. Nicht 
minder bekannt ist es, dass im freien Belgien das laisser aller 
zu geradezu schimpflichen Verhältnissen geführt hat, schliess¬ 
lich dass auch in Deutschland das erste Schutzgesetz 1839 
Kinder unter 9 Jahren betraf, dagegen für Arbeiter über 
dieses Alter die Arbeitszeit weiter der freien Vereinbarung 
überlassen blieb. Das genügt, um die. vollendete Thor- 
heit des Standpunktes grundsätzlicher Nichteinmischung auch 
den hartnäckigsten Liebhabern des freien Spiels der Kräfte 
als unhaltbar erscheinen zu lassen. 

Nicht anders wie die Frage des Frauen- und Kinder¬ 
schutzes liegt die Frage des Maximalarbeitstages für er¬ 
wachsene männliche Arbeiter. Das Gesetz hat früher nicht 
Halt machen können bei dem 9. Jahre des Kindes oder dem 
16. Jahre der weiblichen Arbeiter. Er wird auf die Dauer 
nicht Halt machen können bei dem 16. Jahre des männlichen 
Arbeiters, sobald die Notwendigkeit und Möglichkeit eines 
weiteren Eingreifens nachzuweisen ist. In dem einen wie 
dem anderen Falle handelt es sich um die Ausbeutung der 
Schwachen und um Raubbau an, der Zukunft des Volkes. 

Zur Beurteilung der Möglichkeit einer weitgehenden 
Erfüllung der Wünsche des Arbeiterstandes können viel¬ 
leicht die Erfahrungen einigen Anhalt geben, die der Ver¬ 
fasser dieser Zeilen während eines Zeitraumes von 20 Jahren 
in seinem Betriebe gemacht hat. Sie sind schon durch eine 
Arbeit Dr. Hugo Pringsheims im Archiv für soziale Gesetz¬ 
gebung und Statistik Bd. VI, S. 14fg. bekannt geworden. In¬ 
zwischen haben sie aber durch die Ergebnisse eines fer¬ 
neren Jahres eine Ergänzung erfahren. Ausserdem sind 
wir in der Lage, den damals veröffentlichten Ziffern für die 
Jahre 1891 und 1892 rückwärts einige weitere Angaben hin¬ 
zuzufügen, um die Wirkungen einer schrittweisen Ver¬ 
kürzung der Arbeitszeit bis zu der jetzigen achtstündigen 
zur Anschauung zu bringen. 

Die Arbeitszeit in unseren Fabriken war früher wie 
leider in sehr vielen Betrieben völlig ungeregelt. Die Fa¬ 
brikordnung setzte sie auf 9 V 2 Stunden fest. Thatsächlich 
betrug sie aber in der todten Zeit für einzelne Werkstellen 
oft nur 772 Stunden, im Sommer oft genug bis zu 14 Stun¬ 
den. An Feiertagen wurde stets gearbeitet. Auch Nacht¬ 
arbeit kam vor. Es hiess, dass es nicht anders ginge. Zu¬ 
nehmender Missmuth über allerlei mit einer derartigen Be¬ 
triebsart verknüpfte Unordnungen bewogen uns, 1884 in 
der ersten mit dem Arbeiteraussehuss vereinbarten Fabrik¬ 
ordnung die Nachtarbeit für Jalousiearbeiter abzuschaffen. 
Im Jahre 1888 wurde dann versuchsweise die für unent¬ 
behrlich gehaltene Sonntagsarbeit abgeschafft. Zwei Jahre 
später wurde der Neunstundentag eingeführt. Verband- 
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lungen, die mit dem Ausschuss schon damals über den Acht¬ 
stundentag geführt worden waren, zerschlugen sich, nach¬ 
dem eine Anfang 1890 vom Ausschuss einberufene General¬ 
versammlung eine Erhöhung alleir Akkordsätze um 10 bis 
15 pCt. zur Voraussetzung gemacht hatte. Es war nicht 
möglich, diese Forderung zu erfüllen. So wurde erst ver¬ 
suchsweise und nachdem es sich bewährt hatfe, endgültig 
der Ne^nstundentag eingeführt. Das Risiko dieses Ver¬ 
suches War nicht, allzugross. Da die regelmässige Arbeits¬ 
zeit schön vorher 97*2 Stunden betrug, aber Montags und 
Sonnabends eine Stunde weniger, so reduzirte das neue 
Abkommen die Arbeitszeit nur von 55 auf 54 Stunden. Das 
wichtige daran war nur der prinzipielle Ausschluss aller 
Ueberstunden und Feiertagsarbeit. Das Ergebniss entsprach 
unseren Wünschen; es zeigte sich, dass die Arbeiter auch 
ohne Feiertags- und Ueberstundenarbeit dasselbe verdienten, 
wie vorher und sich mit Eintritt des Fabrikschlusses frei 
wussten. Wir selbst verloren bei den Lohnarbeitern eine 
Stunde, ersparten aber dafür an Ueberwachung, Licht und 
Heizung. 

Auf Grund dieser Ergebnisse kamen wir in der Sitzung 
des Ausschusses vom 7. September 1891 auf die Frage des 
Achtstundentages nochmals zurück, und da gerade die stille 
Zeit vor uns lag, so einigten wir uns mit dem Ausschuss 
schliesslich dahin, einen Versuch zu wagen. Das Risiko des 
Versuches wurde zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
getheilt, derart, dass die Akkordarbeiter auf einen Zuschlag 
zu den Ende 1890 neu vereinbarten und stellenweise aufge¬ 
besserten Akkordtarifen verzichteten, allen Lohnarbeitern 
und ebenso den Akkordarbeitern bei vorkommenden Stun- 
clenarbeiten fabrikseitig der gleiche Lohn für den Acht- 
;,tundentag gewährt wurde, wie vorher für den Neun- oder 
972 Stündigen Arbeitstag. Da Akkordarbeit in unserem Be¬ 
triebe überwiegt, so ist es klar, dass dabei die Arbeiter¬ 
schaft selbst den grössten Theil des Risiko übernahm. Das 
Risiko des Arbeitgebers wurde noch durch die weitere 
Ueberlegung gemildert, dass bei konzentrirter Thätigkeit 
aller Akkordarbeiter zweifellos auch die auf Stundenlohn 
arbeitenden Hülfskräfte, um mitzukommen, eine höhere 
Leistung aufweisen würden. Es ist das auch durchweg der 
Fall gewesen. Dies zur richtigen Abwägung von Lob und 
Tadel für den Arbeitgeber, der thatsächlich nicht allzuviel 
riskirte, als er auf den Achstundentag einging. 

Je weniger aber diese Art des Zustandekommens dem 
Unternehmer ein besonderes Verdienst zuweist, desto mehr 
spricht sie für den Achtstundentag selbst. Denn die über¬ 
wiegende Mehrzahl aller Industrieller wird sich in derselben 
Lage befinden wie wir, nämlich in einer gewerblich so 
wenig rosigen, dass sich gefährliche Experimente mit dem 
ganzen Betriebe ganz von selbst verbieten. War trotzdem 
der Achtstundentag möglich und ist ohne Opfer für Arbeit¬ 
geber und Arbeitnehmer durchgeführt worden, um so besser 
für die Aussichten des Achtstundentages selbst. 


Die Arbeitsverdienste im Ganzen stellten sich unter 
Abzug der Krankenwochen aber Einbezug der betriebs¬ 
losen Inventurwoche wie folgt: 



1886—87 

1888 -89 

1890-91 

1892 

1893 

9‘ 

/2 — 

14 Stunden 

9\'3 Stunden 

9 Stunden 

8 Stunden 

jalousicwcrk- 

statt . . . 

M. 

25,73 

26,30 

27,89 

28,59 

31,16 

Einsetzer . . 


27,31 

27,79 

28,66 

28,05 

24,41 

Malervverk- 

statt . . . 


27,70 

25,67 

24,70 

23,11 

23,60 

Schlosserei . 


30,58 

31,05 

31.43 

25.25 

25,19 

Maschinen- 

raum . . 


24,07 

23,66 

24,60 

24,13 

25,34 

Xähvverkstatt 


11,84 

13,44 

14,51 

13,16 

14,86 

lin Durcli- 

schnitt . . 


24,55 

24,25 

25,07 

24,18 

25,67 


Die erheblichen Minderverdienste für zwei Klassen von 
Arbeitern liegen in Veränderungen der Branche, nicht der 


Arbeitszeit. Trotzdem im Durchschnitt ein Mehrverdienst 
beim Achtstundentage gegenüber dem 9, 9V2 und 91/2 bis 
Hstündigen Arbeitstage bei Akkordtarifen, die im ganzen 
eher gesunken als gestiegen sind. 

Uns selbst bewies dies alles nur, was wir vorher schon 
aus einzelnen Beobachtungen geschlossen hatten. Erstens, 
dass die Soantagsarbeit nicht nothwendig, sondern sogar 
schädlich war. Gearbeitet wurde unverhältnissmässig wenig; 
und infolge des verlorenen Sonntages am Montag auch 
nicht viel mehr. Ferner, dass das gleiche von den Ueber¬ 
stunden galt: ihre Nothwendigkeit war in der Hauptsache 
nur eingebildet. Wir erinnerten uns, dass z. B. Packer, die 
die abzusendenden Waaren erst abends aus den Werkstätten 
erhielten und stets Ueberstunden gemacht hatten, ihrer in 
dem Augenblicke nicht mehr bedurften, als wir uns bei 
einer Lohnerhöhung deren Nichtzahlung ausbedangen. Da 
sie sie nicht mehr bezahlt erhielten, so waren sie auf ein¬ 
mal nicht mehr vorhanden. Eine bessere und rechtzeitige 
Fürsorge in den betreffenden Werkstellen, die eine frühere 
Einlieferung bewirkte, machte plötzlich, dass alles bei Fabrik¬ 
schluss fertig war. Man hatte sich vorher auf die Ueber¬ 
stunden, die einen Theil des Einkommens bildeten, ein¬ 
gerichtet, es ging nicht anders. Mit der latenten Ursache 
fiel auch die Wirkung fort. Aehnliches hatten wir mehr¬ 
fach erlebt. So blieb, wenn] in der stillen Zeit wegen 
Arbeitsmangel die Arbeitszeit abgekürzt wurde, das ab¬ 
gelieferte Quantum Arbeit zum Missbehagen des Arbeit¬ 
gebers trotzdem immer beinahe das gleiche. Andererseits 
kann ein dauernder Erfolg mit verkürzten Arbeitszeiten nur 
durch schrittweises Vorgehen — wie bei uns — erzielt 
werden. Es ist ein Gewöhnen nöthig. An den Achtstunden¬ 
tag darf man erst denken, wenn der Neunstundentag sich 
bewährt und eingelebt hat, und an diesen erst, wenn vor¬ 
her eine 10 stündige Arbeitsdauer erreicht war. Jedes andere 
Vorgehen muss gewagt erscheinen. 

Dass die Arbeit bei kürzerer Arbeitsdauer lebhafter ist, 
dass sie mit mehr Lust und Liebe vorgenommen wird, dass 
die Leistungen auch qualitativ besser wurden, nicht geringer 
als bei übermässig ausgedehnten Arbeitsfristen liegt auf der 
Hand. Unsere Erwartungen sind in dieser Beziehung nicht 
getäuscht worden. 

Bemerkenswerth ist die günstige Wirkung auch auf 
solche Arbeiterkategorien, die sich anfangs gegen den Acht¬ 
stundentag gesträubt hatten. Aeltere Leute, die von der 
Neuerung vorher nichts wissen wollten, weil sie darin eine 
Schädigung sahen, äusserten sich später befriedigt. Ebenso 
die weiblichen Arbeiter und die Maschinenarbeiter. Auch 
bei den Hoblern, Kreissägenschneidern und Fräsern ergab 
es sich, dass entgegen der Theorie wonach dort ein Ausfall 
eintreten müsse, die Praxis ein anderes Resultat zeigte, auch 
die Maschinen ergaben beim Achtstundentage kein Minus 
sondern ein Mehr. Ist also von Gegnern des Maximal¬ 
arbeitstages behauptet worden, dass wenigstens beim Ma¬ 
schinenbetriebe ein Ausfall von 20 pCt. eintreten müsse, 
den entweder der Arbeitgeber oder der Arbeitnehmer oder 
die Abnehmer tragen müssen, so hat dies durch unsere Be¬ 
triebsergebnisse eine Bestätigung nicht erfahren. Nicht hoch 
genug sind dagegen anzuschlagen die Vorth eile. Ein 
Mann, der um 5 Uhr die Fabrik verlässt, hat Zeit für seine 
Familie, für seine Kinder, für seine geistige und körperliche 
Pflege. Einer der sie mit dem Morgengrauen betritt und 
mit dem Eintritt der Nacht verlässt, nicht. Hier wirken die 
übertriebenen Arbeitszeiten geradezu gemeinschädlich. 

Diesen Gründen für die Möglichkeit und den Nutzen 
einer Durchführung von Beschränkungen der Arbeitszeit 
ohne Nachtheil für alle Betheiligten möchten wir nun noch 
einige Gründe dafür hinzufügen, dass nur eine gesetz¬ 
liche Regelung einen Erfolg zur Durchführung des für 
möglich und nützlich erkannten verspricht. Man könnte 
daraus, dass die Verkürzung bei uns durch freie Vereinbarung 
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erfolgt ist, gerade das Gegentheil folgern wollen. Ist denn 
aber in jeder Fabrik ein Arbeiterausschuss vorhanden? 
Verhält sich nicht die Mehrzahl der Arbeitgeber gegen diese 
Institution durchaus ablehnend oder interesselos? Wieviel 
Arbeiterausschüsse giebt es denn in Berlin oder in ganz 
Deutschland? Gewiss existiren zahlreiche und mächtige 
Organisationen der Arbeitnehmer, die die Wünsche und 
Forderungen ihrer Mitglieder nachdrücklich vertreten. Wir 
sind die letzten, die den sozialpolitischen Werth dieser ge¬ 
werkschaftlichen Organisationen unterschätzen. Ebenso 
sicher ist es aber, dass ungeheure Massen der Arbeiter¬ 
bevölkerung der Hausindustrie und die nicht grossstädtischen 
Betriebe diesen Organisationen noch nicht angehören und 
ihnen nie angehören können. Dann kommt die Rücksicht 
auf das Heer der Arbeitenden, die im Staatsdienste stehen, 
der Eisenbahner, der staatlichen Grubenarbeiter. Ebenso 
auf einzelne sehr grosse private Betriebe. Glaubt man, 
dass die Arbeiter jemals zu so starken Organisationen gelangen 
werden, um einem so übermächtigen Arbeitgeber, wie es der 
Staat selbst ist, anders als durch das Gesetz beizukommen? 
Und die Mittel solcher „friedlichen Vereinbarungen!“ Strikes 
und nochmals Strikes bis zur gegenseitigen Erschöpfung 
geführt; in Amerika z. B. in den letzten 20 Jahren nicht weniger 
als 4000 Strikes mit einer Summe von Vergeudung von 
Werthen, dauernden Nachtheilen und bleibender Erbitterung, 
die oft genug die erlangten Vortheile mehr als aufwiegen. 

Es bleibt also nur der Einwand der in unserer Ge¬ 
werbeordnungsnovelle vom 1. Juni 1891 für die weiblichen 
Arbeiter, genau genommen aber schon beim Truckverbot 
vom 9. Februar 1849, d. h. dem Verbot der Bezahlung der 
Löhne in Waaren auch bei männlichen Arbeitern gebührend 
beiseite geschoben ist: das „freie Rechtssubjekt“, das man, 
nachdem man es schon 1849 gehindert hat, seine Bezahlung 
freiwillig in Waaren zu nehmen, nun noch hindern will 
nach eigenem Belieben im Fabrikbetriebe beschäftigt zu 
werden. Wir meinen, dass dieser Einwand jetzt nicht mehr 
stichhält als früher. Denn die, die in ihrer Freiheit beein¬ 
trächtigt werden sollen, verlangen diese Beeinträchtigung 
stürmisch, und werden wohl wissen, was sie wollen. Was 
kann es auch mit einem freien Rechtssubjekt auf sich haben, 
das nicht eine einzige Woche feiern kann, ohne genöthigt 
zu sein, nothwendige Gegenstände zu verpfänden oder zu 
veräussern! 

Der Maximalarbeitstag wird nicht den Markt der Ar¬ 
beitslosen entleeren, oder doch nur in bescheidenem Maasse. 
Dies werden die offenbar mit der Kürze der Arbeitsdauer 
steigenden Leistungen verhindern. Gerade nach unseren 
Erfahrungen müssen wir davor warnen, in dieser Beziehung 
zu viel zu hoffen. Nur da wo die Zeit entscheidend mit¬ 
spricht, bei den grossen Verkehrsbetrieben, Pferdebahnen 
u. s. w., wird der Maximaltag ein Mehr an Arbeitskräften 
fordern. Die hauptsächlichste Wirkung wird auf moralischem 
Gebiete liegen. Diese allein genügt aber schon, um aus 
allen Gründen der politischen Einsicht und wirthschaftlichen 
Erwägung, der Humanität und Staatsraison für eine gesetz¬ 
liche Grenze der Ausnutzung der Arbeitskraft einzutreten. 

Berlin. Heinrich Freese. 

Soziale Wirthschaftspolitik und Wirthschafts- 
statistik. 

Zur neuen Berufsstatistik im Deutschen Reich. Der 

Reichsanzeiger kündigt die Inangriffnahme einer neuen Be¬ 
rufs- und Gewerbezählung mit der folgenden Ausführung 
an: Schon seit längerer Zeit ist der Wunsch nach Vor¬ 
nahme einer neuen Berufs- und Gewerbezählung hervor¬ 
getreten. Das Bedürfniss nach einer solchen wird nicht in 
Abrede zu stellen sein, wenn man bedenkt, dass seit der 
letzten Berufs- und Gewerbezählung, die am 5. Juni 1882 


stattfand, die gewerblichen Berufsverhältnisse sich vielfach 
erheblich geändert haben. Aus Nachweisungen der Berufs¬ 
genossenschaften, aus der Dampfkesselstatistik u. s. w wird 
gefolgert, dass in dem Jahrfünft 1886 bis 1891 die Zahl der 
hauptsächlich industriellen Arbeiterschaft im ganzen Reich 
um 1,4 Millionen oder um etwa 40 pCt, die Zahl der in der 
Eisenindustrie und in der Textilindustrie beschäftigten Ar¬ 
beiter je um mehr als 100000 und die der Bergarbeiter um 
nahezu 80000 gewachsen sei. Sind diese Beobachtungen 
auch nur einigermaassen zutreffend, so ist schon hieraus 
ersichtlich, dass von einer neuen gewerbe- und berufs¬ 
statistischen Aufnahme zum Theil vollständig neue Auf¬ 
schlüsse Ober die Gestaltung des Erwerbslebens im Reich 
zu erwarten sind. Der Mangel an einem Ueberblick über 
die hierbei in Frage kommenden Verhältnisse macht sich 
bei dem weit zurückliegenden Zeitpunkt der letzten Auf¬ 
nahme in einer Reihe von Beziehungen, sowohl bei den 
Arbeiten der Gesetzgebung, wie der Thätigkeit der Ver¬ 
waltung mehr und mehr fühlbar. So würde es z. B. bei 
den gegenwärtig schwebenden Erörterungen über die Mittel, 
durch welche die Landwirthschaft zu fördern sei, von Be¬ 
deutung sein, wenn man bis auf die neueste Zeit reichende 
Ermittelungen über das Zahlenverhältniss zwischen land- 
wirthschaftlicher und industrieller Bevölkerung und über 
den Umfang und die Geschwindigkeit hätte, mit der die 
letztere auf Kosten der ersteren zunimmt. Auch für den 
weiteren Ausbau der auf dem Gebiet der Handwerkerpolitik 
liegenden Gesetzgebung wäre es von Werth, durch eine 
neue Zählung sich über die fortschreitende Entwickelung 
des Kleingewerbes zur Grossindustrie und über das Vor¬ 
handensein handwerksmässiger Betriebe Kenntniss zu ver¬ 
schaffen. Ferner lässt sich nur auf Grund einer neuen Be¬ 
rufszählung durch Feststellung der Zahl der versicherungs¬ 
pflichtigen Personen die Richtigkeit der Behauptung prüfen, 
dass für einen erheblichen Theil der zur Invaliditäts- und 
Altersversicherung verpflichteten Personen keine Beiträge 
gezahlt werden. Ferner macht sich bei der Ausführung 
der Gewerbeordnungsnovelle vom I.Juni 1891 fortgesetzt 
das Fehlen einer neueren Berufs- und Gewerbestatistik 
fühlbar, wie denn auch für andere Verwaltungs- und gesetz¬ 
geberische Arbeiten neue zahlenmässige Grundlagen nicht 
entbehrt werden können. Dem Bundesrath ist demgemäss 
von dem Stellvertreter des Reichskanzlers eine Vorlage mit 
dem Antrag zugegangen, in dieser Angelegenheit einen Be¬ 
schluss zu fassen, indem zugleich als Zeitpunkt für eine neue 
Berufs- und Gewerbezählung der 5. Juni 1895 in Vorschlag 
gebracht wird. 

Zwangsveräusseningen und Landwirthschaft in Bayern. 
Im vorigen Jahre sind nach einer neuen Veröffentlichung 
des Königl. statistischen Bureaus in Bayern 823 landwirth- 
schaftliche Anwesen mit einer Gesammtbodenfläche von 
6718 Hektar zur zwangsweisen Veräusserung gekommen. 
Da sich im allgemeinen die Zahl der landwirthschaftlichen 
Betriebe annähernd mit der Zahl der landwirthschaftlichen 
Anwesen decken dürfte, so ergiebt sich, dass im abgelau¬ 
fenen Jahre 0,12 pCt., also wenig über 7io pCt. aller land¬ 
wirthschaftlichen Anwesen im Zwangswege versteigert worden 
sind. Von 1880—1884 hat die Zahl der verganteten An¬ 
wesen von 3700 auf 1300 abgenommen, 1885 stieg sie auf 
1350, 1886 fiel sie auf 1100. Bis 1889 trat dann eine Stei¬ 
gerung auf 1600 ein und seitdem bis 1893 fortgesetztes 
Fallen, wobei das letztgenannte Jahr die niedrigste Ziffer 
mit 823 aufweist. Von den 823 Vergantungen kamen 78,2pCt. 
auf kleine Betriebe, 21,6 pCt. auf mittlere, 0,2 pCt. auf den 
grösseren Grundbesitz. Die Ueberlegenheit des Gross¬ 
betriebes auch in der Landwirthschaft geht aus dieser Sub- 
hastationsstatistik ziemlich deutlich hervor. 

Zum Koalitionsrecht in Mecklenburg. Die seltene Er¬ 
scheinung, dass angesehene Angehörige der besitzenden 
Klassen gegen das Unternehmerthum für das Koalitionsrecht 
der Arbeiter eintreten, ist vor kurzem anlässlich eines 
Strikes der Metall- und Holzarbeiter in einer Waggonfabrik 
zu Güstrow (Mecklenburg) zu Tage getreten. Der Bürger¬ 
meister Süsserot, Landbaumeister und Fabrikinspektor 
Hennemann, Domprediger Wilhelm, Oberlehrer Dr. Erz¬ 
gräber und Kaufmann Krause haben an die Einwohner von 
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Güstrow folgenden Aufruf gerichtet: „Zum Strike unserer 
Waggonfabrik erscheint es uns Ehrensache aller billig Den¬ 
kenden, zunächst gegen die augenscheinlich auf einseitiger 
Auffassung und ungenügender Sachkenntniss beruhende 
Kritik der Presse öffentliche Verwahrung einzulegen und 
dies nicht allein den Arbeitern zu überlassen. Ob der 
Strike vom Zaun gebrochen oder nicht, vielmehr, wie in¬ 
zwischen bekannt geworden und bei einem opfervollen und 
im Ausgange ungewissen Strike von vornherein nicht un¬ 
wahrscheinlich, die Folge anhaltender nicht erhörter, ob be¬ 
rechtigter oder unberechtigter Beschwerden seitens der Ar¬ 
beiterschaft ist, konnte eben nur genaue Sachkenntniss ent¬ 
scheiden. Um so mehr hätte vorschnelle Parteinahme in 
unserer führenden Presse vermieden werden müssen, wie 
sie aus derselben leider auch in andere Blätter unseres 
Landes übergegangen ist. Der Güstrower Einwohnerschaft 
liegt sicherlich das Wohl und Wehe einer ansässigen Ar¬ 
beiterschaft von 300 Mann, grossentheils mit Familien, min¬ 
destens ebenso sehr am Herzen, als das Interesse einer aus¬ 
wärtigen Unternehmerschaft. Diese Einwohnerschaft wird | 
nach näherer Erkenntniss ganz unparteiisch über den Strike 
urtheilen. Durch das Vorgehen der Fabrikleitung ist in¬ 
dessen solche rein sachliche Beurtheilung in höchst bedauer¬ 
licher Weise erschwert. Wenn die Fabrikleitung durch 
Maueranschlag und Zeitungsinserate vom 16. bekannt ge¬ 
geben hat: Diejenigen Arbeiter, die bis längstens morgen 
(Freitag) früh 8 Uhr die Arbeit nicht wieder aufgenommen 
haben und aus dem Holzarbeiter- und Metallarbeiter¬ 
verband e ausgetreten sind, werden unweigerlich nicht 
wieder eingestellt — so erscheint letztere Zumuthung 
einer höher stehenden und der Unmündigkeit ent¬ 
wachsenen Arbeiterschaft gegenüber unhaltbar. 
Das Gesetz gewährleistet und die öffentliche Meinung in 
grossem Umfang begünstigt das Koalitionsrecht der Arbeiter 
als den wirksamsten Schutz gegen die überlegene Macht 
des grosskapitalistischen Unternehmens. § 152 der Ge¬ 
werbeordnung hebt ausdrücklich alle Verbote und Straf¬ 
bestimmungen gegen derartige Vereinigungen auf; ein mit 
grosser Mehrheit gefasster Reichstagsbeschluss beantragt, 
diesen Verbänden juristische Persönlichkeit zu verleihen, 
und die Leitung einer Fabrik von 300 Arbeitern verlangt in 
schroffster Form den Austritt aus diesen Verbänden. Sie 
verlangt diesen Austritt und sofortige Beendigung des 
Strikes ohne ihrerseits irgend welche Gegenleistung, die 
Abstellung irgend welcher Beschwerde zu verheissen, ja 
nach unwiderlegter Angabe, ohne die Beschwerdeführer ge¬ 
hört zu haben. Jene Forderung bedeutet somit das Ver¬ 
langen der einseitigen Waffenauslieferung zweier streitenden 
Parteien, und kein billig Denkender wird es den Arbeitern 
verdenken, wenn sie auf eine solche Forderung nicht ein- 
gehen. Möge die Direktion auch der Ansicht dieses Theils 
der Einwohnerschaft Rechnung tragen, möge sie namentlich 
den in aller Form vorgetragenen Wünschen ihrer Arbeiter 
wenigstens Gehör schenken und das ihrige thun, um nach 
Erfüllung wirklich berechtigter Forderungen endlich den 
allen Theilen am Herzen liegenden Frieden wieder her¬ 
steilen. Das zu beanspruchen, haben nicht nur die Arbeiter, 
hat auch unsere ganze Einwohnerschaft für eine seit Jahr¬ 
zehnten bestehende, von tüchtigen Bürgern unserer Stadt 
gegründete Anlage volle Berechtigung. Sorgen wir, dass 
nicht mit unserer Haltung zur Sache die Sozialdemokratie 
mit ihrer Behauptung von der „einen grossen reaktionären 
Masse“ in diesem Falle Recht zu haben scheint. Zu einem 
etwa von den streitenden Parteien gewünschten Vermitte¬ 
lungsversuch erklären wir Unterzeichnete, als auch einzeln 
uns bereit.“ Als Symptom vereinzelter hochherziger Ge¬ 
sinnung ist dieser Aufruf aus bürgerlichen Kreisen im höch¬ 
sten Grade bemerkenswerth. Seine Urheber dürften jedoch 
an der passiven Haltung der Masse ihrer Klassengenossen 
bald gemerkt haben, dass ihre anerkennenswerthe Stellung 
nicht als Regel in Betracht kommen kann. Ob ihr Vor¬ 
gehen sonstwo in Deutschland Nachahmung finden wird, 
obgleich ähnliche Uebergriffe in das Koalitionsrecht der 
Arbeiter täglich aller Orten Vorkommen? 

Arbeitsvermittelung durch Untemehmerorganisa- 
tionen. Welche Absichten die Unternehmervereinigungen 
verfolgen, sobald sie ihrerseits auf die Ordnung der Arbeits¬ 


vermittelung einige Mühe verwenden, das geht aus Ver¬ 
handlungen hervor, welche der III. Verbandstag des so¬ 
genannten „Freien deutschen Bäckerverbandes“ (Nicht¬ 
innungsmitglieder) am 10. d. M. über diesen Gegenstand in 
Stuttgart gepflogen hat. Zur Berathung stand die „Hebung 
des Herbergswesens durch zweckmässig eingerichtete Sprech¬ 
bureaus, event. Einrichtung von Genossenschaftsherbergen.“ 
Kegel - Stuttgart weist in der Debatte auf das Herab¬ 
sinken der Herbergen zu „sozialdemokratischen Brut¬ 
stätten“ hin und empfiehlt dafür Genossenschaftshäuser, für 
die er die nöthigen Einrichtungen angiebt, die für das leib¬ 
liche und „geistige“ Wohl der Gehilfen wünschenswert!! 
erscheinen. Auch für die weitere Ausbildung der Gehülfen 
müsse gesorgt werden, ohne eine gewisse Bildung des Ge¬ 
hülfen könne man auf denselben „moralisch“ nicht einwirken. 
Zur Frage der Sprechbureaus (Stellenvermittelung, Arbeits¬ 
nachweis) kommt auch die Einsetzung des Ehrengerichts, 
beide müssten mit den Genossenschaftshäusern verbunden 
werden. Die Bureaus würden die Kontrolle über die Ge¬ 
hülfen möglich machen und einen Abschluss gegen die 
sozialdemokratischen Einflüsse bilden. Die Genossenschafts¬ 
häuser und -Bureaus müssten in jedem Lande den Ver¬ 
bandsvorständen in der betr. Hauptstadt unterstehen. 
Rippel-Aalen beantragt Uebergang zur Tagesordnung, da 
dieser Vorschlag für vier Fünftel der Mitglieder unausführ¬ 
bar sei. Der Vorsitzende hält den Gedanken für sehr 
fruchtbar und des Nachdenkens werth, wenn auch die Aus¬ 
führung schwer sei. Ein Beweis für die Zw^eckmässigkeit 
solcher Einrichtung sei das grosse, musterhaft geführte 
Innungshaus Konkordia in Berlin. Dasselbe w'ird von Ge¬ 
meinhardt-Berlin näher beschrieben; dieser wendet sich 
namentlich gegen die bisherige, von Agenten betriebene 
Stellenvermittelungsart, die durch die Sprechbureaus ver¬ 
bessert, aber leider noch nicht abgeschafft werden konnte. 
In dem Innungshaus erhalten die Gehülfen für 35 Pf. Schlaf¬ 
stätte und genügendes Frühstück, zugleich auch Arbeits¬ 
nachweis. Für kleinere Städte sei es allerdings schwer, 
solche Herbergen herzustellen, aber zur Tagesordnung 
dürfe man doch deshalb über diese wichtige Frage nicht 
übergehen. Kegel-Stuttgart wünscht, dass die Frage einem 
Ausschüsse überwiesen werde. Nach weiterer Unterstützung 
dieses Antrages einerseits, und auf den Antrag, die Frage 
solle von den einzelnen Genossenschaftsvorständen und 
-Verbänden berathen und im Fachorgan beleuchtet werden, 
wird der Verbandsvorstand beauftragt, mit Kegel die Frage 
zu berathen und den Einzelverbänden Mittheilung darüber 
zu machen. Offenbar bestand doch eine gewisse Scheu, 
sich ohne Weiteres mit dem Plan zu identifiziren, nach wel¬ 
chem die Spitze der Arbeitsvermittelung einfach direkt 
gegen die Arbeiter gekehrt werden soll. Man sieht aber, wie 
nothwendig eine öffentlich-rechtliche Organisation unter einer 
Verwaltung ist, in welcher Arbeiter und Unternehmer gleich¬ 
berechtigt sind. 

Bestrebungen zur Errichtung von Arbeitsämtern in 
Würzburg und Augsburg. Einer Anregung des Staats¬ 
ministeriums folgend, hat die Regierung den Würzburger 
Stadtmagistrat aufgefordert, der Errichtung eines Arbeits¬ 
nachweisbureaus, wie es in verschiedenen Städten bereits 
mit nachweisbarem Erfolge besteht, besonderes Augenmerk 
zuzuwenden und alle auf Schaffung eines solchen Instituts 
gerichteten Bestrebungen nach Möglichkeit zu unterstützen. 
Der Magistrat überwies die Angelegenheit der Kommission 
für das Gewerbegericht zur Vorberathung und wird auch 
die Handels- und Gewerbekammer über die Sache hören. 
Anders hat sich, den Meldungen der Tagespresse zu Folge, 
der Magistrat zu Würzburg der Anregung des Staats¬ 
ministeriums gegenüber verhalten. Er hat nämlich erklärt 
zur Zeit keine Veranlassung zu haben, von seinem erst 
kürzlich gefassten Beschlu.sse. wonach zur Errichtung eines 
gemeindlichen Arbeitsnachweisbureaus keine Veranlassung 
gegeben sei, abzugehen, da die Arbeitgeber mit der be¬ 
stehenden Einrichtung zufrieden seien und das bestehende 
Bureau sich kaum zu Gunsten der Errichtung eines kom¬ 
munalen Bureaus auflösen würde. Ob die Arbeitnehmer, 
die in dieser Angelegenheit sicher in erster Linie betheiligt 
sind, nicht auch zur Abgabe eines Gutachtens aufgefordert 
worden sind? 



No. 51. 


SOZIALPOLITISCHES CENTRALBLATT. 


609 


Entvölkerung des platten Landes in Frankreich. Die 

Ergebnisse der französischen Volkszählung von 1891, die 
kürzlich veröffentlicht worden sind, eröffnen auch für Frank¬ 
reich bemerkenswerthe Aussichten betreffs der Bevölkerungs¬ 
bewegung* Der Bevölkerungszuwachs in dem Zeitraum von 
1886—1891 beschränkt sich nämlich auf 124289 Seelen, 
während er sich 1846—1851 auf 645037, 1851—1856 auf 
272186, 1872-1876 auf 802867 und 1881—1886 auf 546854 
Seelen belief. Dazu kommt die Thatsache, dass der Abfluss 
der Landbevölkerung in die Städte unverhältnissmässig 
schnell gewachsen ist. Insgesammt hat die städtische Be¬ 
völkerung um 340396 Seelen oder seit 1861 von 17 auf 24 
vom Hundert der Gesammtbevölkerung, die 1891 38343192 
betrug, zugenommen. Die Entvölkerung des platten Landes 
macht also auch in Frankreich Riesenschritte. 


Soziale Zustände. 


Arbeitslosenstatistik für Elberfeld-Barmen, lieber 
eine Arbeitslosenstatistik für Elberfeld-Barmen, die der dor¬ 
tige Allgemeine Arbeiterverein im Monat Juli vorgenommen 
hat, entnehmen wir dem Vorwärts folgende Mittheilungen: 
Gezählt wurden insgesammt 955 Personen, welche nach¬ 
weislich beschäftigungslos waren, wodurch 2738 Personen, 
darunter 972 Kinder in Mitleidenschaft gezogen wurden. 
Unter 20 Jahren waren 230 Personen, von 20—30 Jahren 
waren 260 Personen arbeitslos; auch 8 Personen, die im 
Alter von 70—80 Jahren stehen, werden als beschäftigungs¬ 
los aufgeführt. Insgesammt sind den Arbeitslosen M088 
Wochen Arbeitszeit verloren gegangen, was, wenn 15 M. 
als Durchschnittslohn angenommen wird, einem Ausfall an 
Arbeitslohn von 256320 M. entspricht. 

Die Dauer der durchschnittlichen Arbeitslosigkeit stellt 
sich bei der Gesammtzahl von 17088 Wochen auf 17,9 Wochen. 
Iin Einzelnen wurde folgendes festgestellt: 


von 1 5 Wochen 372 Personen 


. 6 -10 „ 

148 

11 15 

92 

., 16—20 

41 

.. 21-25 

19 

„ 26 30 

85 

31-35 

19 

.. 36 -40 

40 

41 50 

22 

über 50 

90 

ohne Angabe 

27 

Summa: 

955 Personen 


Gewerkschaftliche Arbeiterbewegung. 

Der Trade Union Kongress zu Norwich. 

Der Kampf der alten individualistischen Gewerkvereins¬ 
politik mit dem neuen Trade-Unionismus, der sich seit 
einigen Jahren zwischen den konservativen und den radi¬ 
kalen Arbeitern in England abspielt, hat in Norwich, we¬ 
nigstens pro foro externo, einen definitiven Abschluss mit 
dem vollständigen und unbestrittenen Siege der kollek¬ 
tivistischen Ideen gefunden. Zwar hat die Partei der Staats¬ 
hülfe bereits im vorigen Jahre, auf dem Kongress in Bel¬ 
fast, eine reinsozialistische Resolution sowie eine solche zu 
Gunsten des gesetzlichen Achtstundentages durchgesetzt, 
doch war dies das Resultat einer knappen und zufälligen 
Majorität. Das Votum der Gewerkvereins-Delegirten zu 
Norwich hingegen lässt in keiner Richtung an dezidirter 
Klarheit zu wünschen. Burns hat bereits in Belfast darauf 
hingewiesen, wie die englischen Gewerkvereine ein Frag¬ 
ment der sozialistischen Lehre nach dem anderen rezipiren; 
das Votum des Belfaster Kongresses zu Gunsten des So¬ 
zialismus ist in Norwich in einer Weise ratificirt worden. i 
welche deutlich die Schwenkung der englischen Arbeiter¬ 
bewegung in das Fahrwasser des Sozialismus markirt. Die 
individualistische Gewerkvereinspolitik, welche die engli¬ 
sche Arbeiterbewegung von 1875—1889 den Weg der Selbst- ; 
hülfe führte, der den deutschen Kathedersozialisten der Weg 1 


zum sozialen Frieden schien, hat nunmehr das Ruder an 
die radikaleren Elemente abgegeben. Der Schwerpunkt der 
Beilegung verschiebt sich auch in England immer mehr auf 
das politische Gebiet, und in absehbarer Zeit wird der 
Klassenkampf in England, der sich bisher auf wesentlich 
anderen Grundlagen als auf dem Kontinente entwickelte, 
dieselben Formen haben, wie in Deutschland und Frank¬ 
reich. Dieser Vorstoss der sozialistischen Ideen auf dem 
klassischen Boden individualistischer Sozialpolitik ist zwei¬ 
fellos der wenig einsichtsvollen Haltung der politischen 
Parteien in England zuzuschreiben; die Lässigkeit und zag¬ 
haft schwankende Haltung des Unterhauses in Fragen von 
vitalem Interesse für die Arbeiterbevölkerung, die schroff 
ablehnende Haltung des House of Lords in der Haftpflicht¬ 
frage musste nothgedrungen die Thätigkeit der Arbeiter 
auf das politische Gebiet lenken, an dessen Grenzen die 
Macht auch der stärksten Organisation zum Scheitern ge¬ 
bracht werden können. Die Independent Labour Party hat 
den politischen Feldzug inaugurirt. Seit Schluss der Par¬ 
lamentssession hat sie eine äusserst rege Thätigkeit ent¬ 
faltet: sie nimmt den Anlauf sich rasch zu einer maassge¬ 
benden, politischen Partei zu entwickeln, die, wie der Kon¬ 
gress zu Norwich zeigt, bald ein ernster Faktor in der 
englischen Politik überhaupt werden dürfte. 

Nachdem ich vorausgeschickt, was mir an den Verhand¬ 
lungen des diesjährigen Gewerkvereinskongresses am be¬ 
deutungsvollsten erscheint, will ich im Folgenden eine kurze 
Skizze seiner Arbeiten geben. 

Der Kongress, welcher vom 3.—9. September in der 
St. Andrew’s Hall zu Norwich stattfand, war von 380 De¬ 
legirten besucht, dies sind um 70 weniger, als der Durch¬ 
schnitt der Delegirtenzahl auf den Kongressen 1890—1894 
betrug. Die Ursche der geringeren Beschickung liegt in 
einer absichtlich strengeren Handhabung der Standing Or¬ 
ders, um eine rationelle Vertretung der Gewerkvereine zu 
erzielen. Jeder Delegirte muss bona fide Arbeiter in der 
von ihm vertretenen Branche sein oder gewesen sein, und 
hat für je 1000 Mitglieder der Organisation, die er vertritt, 
20 sh zu zahlen. Durch strikte Handhabung dieser Bestim¬ 
mungen wurde die Delegirtenzahl, die in Newcastle 550 be¬ 
trug, auf 380 herabgedrückt, die freilich die denkbar reinste 
Vertretung der Arbeiter repräsentirten; auf welcher Höhe 
Arbeiter und Arbeiterbewegung in England stehen, mag 
daraus ersehen werden, dass sich unter den 380 Delegirten 
in Norwich mehr als 100 Schul- oder Stadträthe, Aldermen, 
Parlamentsmitglieder und Friedensrichter befanden. 

Der Jahresbericht des parlamentarischen Komitös, er¬ 
stattet vom bisherigen Sekretär Fenwick, wendet sich vor¬ 
erst in schärfster Weise gegen die „persistent obstruction 
of public business“ der Commons und die „destruktive Po¬ 
litik“ der Lords: das Fallenlassen der Reform der Fabrik¬ 
inspektion und der Haftpflichtbill, die Resultatlosigkeit der 
Royal-Labour-Commission und der Verhandlungen des Un¬ 
terhauses bezüglich der Achtstundenbill für die Bergarbeiter 
gaben dem Komitö genügenden Anlass zu Ausfällen gegen 
die politischen Parteien. Die Thätigkeit des Komit6s selbst 
beschränkte sich auf Vorberathungen und Ministeraudienzen 
ohne erwähnenswerthe Ergebnisse. 

Das Ziffernmaterial des Reports beschränkt sich auf 
eine aus den Daten der Labour Gazette kompilirte Ta¬ 
belle betreffs der fortschreitenden Reduktion der Arbeits¬ 
zeit in den englischen Industrien; wir reproduziren sie 
nachstehend: 

Die Arbeitszeit wurde seit 1. September 1893 verkürzt 

um: 


1 Stunde täglich für . . . 

Zahl der 
Arbeiter 

.... 60 

2 Stunden „ „ . . . 

.... 221 

Va Stunde wöchentlich für 

.... 1172 

1 V „ .. . 

.... 2809 

1 V'a Stunden „ „ 

.... 3000 

2 „ .. „ . 

.... 767 

2Va . . .. . 

. . . . 1173 

3 „ „ . 

.... 925 

3\/a V ,, 

.... 442 

■4 , 

.... 1060 

4‘/a V „ r, 

.... 260 


11 889 
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Transport 11889 

5 Stunden wöchentlich für 

.2179 

6 „ „ „ 

.1880 

7 

. 37 

VU 

. 24 

11V« 

. 46 

12 

. 35 

12^4 

. 30 

16‘/a 

. 18 

1973 

. 8 

24 

. 22 

2673 V 

. 8 

28 

.332 

Totale 16508 


Auf 48 Stunden per Woche wurde die Arbeitszeit fixirt 
für 91 313 Arbeiter, worin die in den Regierungswerkstätten 
beschäftigten Arbeiter eingeschlossen sind, von welchen 
viele gleichzeitig eine Lohnerhöhung von 1—2 sh per Woche 
erhielten. 

Die Adresse des Präsidenten, Mr. F. J. Delves, mit 
welcher die zweite Sitzung des Kongresses eröffnet wurde, 
Hess bereits einen Schluss auf den Gang der folgenden 
Verhandlungen zu; „Gesetze geben", sagte er u. A., „wird 
in Zukunft immer mehr und mehr die Parole der Arbeiter 
sein, bis ihre alte Waffe, der Strike, einem rostigen Flinten¬ 
schloss vergangener Zeitalter gleich geworden sein wird . . . 
Was die Unionisten für sich thun müssen, muss das Par¬ 
lament für die gesammte Arbeiterklasse thun.“ In den Ver¬ 
handlungen über den Komitöbericht fand der Report bloss 
einige wenig belangreiche Abänderungen, von welchen die 
schärfere Formulirung des Postulates eines Achtstunden¬ 
tages für die Bergarbeiter die meiste Zeit in Anspruch 
nahm.i) 

Erst am dritten Sitzungstage trat der Kongress in die 
Verhandlungen über seine Programmpunkte. Die erste vom 
Sekretär Fenwick vorgelegte Resolution fand ohne Debatte 
einstimmige Annahme; sie bezieht sich auf das Vorgehen 
des Parlaments und lautet: „Der Kongress ist der An¬ 
sicht, dass sich die unpatriotische Art und Weise im Unter¬ 
hause, die Angelegenheiten öffentlichen Interesses hintanzu¬ 
setzen, nunmehr dergestalt entwickelt hat, dass eine weitere 
Reform der Geschäftsordnung parlamentarischer Behand¬ 
lung dringend verlangt wird, damit solch unheilvollem Vor¬ 
gehen ein Ende bereitet werde. Weiters weisen wir hier¬ 
mit das Parlamentskomit6 an, die Aufmerksamkeit der 
Regierung auf diese Thatsache zu lenken und fordern es 
auf, Schritte einzuleiten, die das Parlament in die Lage 
versetzen würden, den Wünschen des Volkes Wirkung zu 
verleihen.“ 

Die zweite Resolution des Kongresses hat die Stellung 
der Gewerkvereine zu den Kooperativgesellschaften zum 
Gegenstände; sie lautet in der von Mawdsley proponirten 
und von Holmes amendirten Fassung: „In Erwägung, dass 
die endliche Wohlfahrt der Arbeiter davon abhängt, dass 
sie in der Lage sind, alles, was sie produziren, zurückzu¬ 
behalten, empfiehlt der Kongress allen Trade-Unionisten, 
ihre Statuten dahin auszudehnen, dass sie in der Lage 
seien, ihre Fonds zum Theile in kooperativer Produktion 
anzulcgen, wodurch sie in den Besitz der Rohstoffe und 
Produktionsmittel gelangen können; und fordert alle Arbeiter 
auf, sowohl die Gewerkvereins- als die Kooperativbewegung 
in dieser Richtung zu fördern; doch verurtheilt der Kon¬ 
gress scharf die Kooperativgesellschaften, die mit nicht- 
unionistischen oder Blackleg-Firmen arbeiten und verlangt 
die Einsetzung eines joint Committees zur Untersuchung 
des (bezüglichen) Falles von Barrow-on-Soir.“ 

Die nächsten Programmpunkte, die gleichfalls ohne 
Debatte erledigt wurden, bezogen sich auf die Zulassung 
aller wahlberechtigten Arbeiter zum Geschworenenamte und 
die Bezahlung derselben (Sexton), die Reform der Con^i- 
racy and Breaches of Peace-Acts (Inskip), sowie die Be- 

1) ln dieser Frage spielte auch eine persönliche Angelegen¬ 
heit mit; der .Sckretcär Fenwick vertrat im Parlamente nämlich 
einen der Belfastcr Resolution für den gesetzlichen Achtstunden¬ 
tag entgegengesetzten Standpunkt, als Abgeordneter der der Re¬ 
gelung der Arbeitszeit bekanntlich opponirenden Bergarbeiter 
von Durham. Die Kollision zwischen der Ansicht seiner Wähler 
und der Trade ünions führte denn auch in Norwich zur Wahl 
eines anderen Sekretärs, 


Zahlung der Parlamentsmitglieder (Holmes). Die folgenden 
Resolutionen galten der Ausbildung des Schutzes der Berg¬ 
arbeiter (Charlton); aus den Detailforderungen ist das Ver¬ 
langen hervorzuheben, dass in die Miners Act Amendement 
Bill 1887 die Bestimmung aufgenommen werden soll, „dass 
keine Person länger als 8 Stunden innerhalb 24 Stunden 
(unter Tag) beschäftigt werden dürfe.“ Weiter wird Re- 
gistrirung und halbjährliche Inspektion der Dampfkessel 
(Fisher) verlangt, und vom Parlamentskomitd die Erstattung 
von Monatsberichten über den Fortgang der parlamentari¬ 
schen Arbeiten gefordert (Ben Tillett). Aehnlich rasche 
und einstimmige Annahmen fanden die Resolutionen bezüg¬ 
lich der Förderung von Amalgamationen und Föderationen 
von Gewerkvereinen (Mc Manus), der Einsetzung von In¬ 
spektoren für öffentliche Arbeiten (Ward), der Anfertigung 
und Veröffentlichung von Listen der Unternehmer, an 
welche öffentliche Arbeiten vergeben werden, sowie die 
Publikation dieser Kontrakte, der Vergebung von Lieferungen 
im Inlande und Verbesserung des Truckgesetzes (Miss 
Hicks). 

In bemerkenswerther Weise fand hierauf die Frage 
der Arbeitszeit ihre Erledigung durch den Kongress. Auf 
der Tagesordnung stand eine Resolution, welche den ge¬ 
setzlichen Achtstundentag für das Bäckergewerbe (Jenkins) 
forderte. Ben Tillett beantragte die Ausdehnung der Re¬ 
solution auf „alle anderen Branchen und Beschäftigungen“, 
in welcher Fassung die Resolution ohne Debatte mit 276 
gegen 5 Stimmen angenommen wurde; das Stimmenver- 
hältniss hat mit Recht einige Ueberraschung hervorgerufen. 
Hierauf wurde eine Resolution zu Gunsten eines Verbots 
der Einfuhr von in Gefängnissen hergestellten Artikeln und 
nicht mit Ursprungsmarke versehenen Waaren angenommen 
und die Regierung aufgefordert, die Employers Liability Act 
dem Parlamente wieder vorzulegen. 

Der vierte Sitzungstag brachte die Entscheidung zu 
Gunsten der kollektivistischen Trade-Unionisten. Vor Er¬ 
ledigung des bezüglichen Programmpunktes gelangten noch 
einige Resolutionen zur Annahme, die gleich den vorher¬ 
gehenden ziemlich alte Bekannte aus früheren Trade-Unions- 
Kongressen sind; die Versammlung empfahl einstimmig eine 
Bill, die Fürsorge für die Wohnungen der landwirthschaft- 
lichen Arbeiter tragen soll (Edwards), desgleichen eine Ver¬ 
stärkung des Corps der Fabrikinspektoren, die der Minister 
des Innern Mr. Asquith übrigens bereits in Aussicht gestellt 
hat, wobei (Hodge) gleichzeitig speziell auf die Mängel der 
Inspektion in Schwitzläden und solchen Industrien, in welchen 
vorzugsweise weibliche Arbeitskräfte beschäftigt sind, hin¬ 
gewiesen wurde. 

Von allgemeinem Interesse ist weiter die von Broadhurst 
proponirte und gleichfalls einstimmig akzeptirte Resolution, 
die einen Vorschlag der Labour Kommission zum Gegen¬ 
stände hat. Ein Theil derselben, worunter auch der Herzog 
von Devonshire, hat bekanntlich vorgeschlagen, zur Durch¬ 
setzung der im Einigungswege zwischen Unternehmern und 
Arbeitern erzielten Uebereinkommen eine Zivilgerichtsbar¬ 
keit zu statuiren, die den kontraktbrüchigen Theil zur Leistung 
von Schadenersatz verhalten sollte. Der Trade Union Kon¬ 
gress erklärte sich dezidirt gegen eine derartige Institution, 
die die Stellung der Gewerkvereine ernstlich gefährden 
könnte und die ihnen blos kostspielige und überflüssige Pro¬ 
zesse bescheren würde. Die weiteren Resolutionen bezogen 
sich auf Empfehlung der bekannten Fair Wages Clausel für 
die Vergebung von Arbeiten seitens der Regierung (Harris) 
und die Einbeziehung von Docks, Quais und Lagerhäusern 
in die Gewerbeinspektion der Antragsteller. Ben Tillett ver¬ 
wies hierbei auf die Thatsache, dass in diesen Branchen 
circa 300000 Arbeiter beschäftigt sind, für welche auch noch 
nicht das unbedeutendste Schutzgesetz erflossen ist. 

Nun folgte der sozialistische Programmpunkt, fast der 
einzige, der wenigstens zu einer kurzen Debatte Anlass gab. 
Mr. Rudge beantragte, unterstützt von Walker: „Dass der 
Kongress der Ansicht sei, es wäre für Erhaltung der briti¬ 
schen Industrien nöthig, Grund und Boden, Bergwerke und 
Royalty Rents zu nationalisiren, und das Parlamentskomitee 
sei zu beauftragen, bezügliche Gesetze anzuregen und zu 
unterstützen.“ Keir Hardie beantragte hierauf, auch die 
Verstaatlichung „allerProduktions-, Vertheilungs- undTausch- 
mittel“ in die Resolution einzubezi^hep. Er verwies darauf. 
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dass bereits der Belfaster Kongress einen ähnlichen Be¬ 
schluss gefasst habe, und es wäre ein Rückschritt, wenn die 
Gewerkvereine nicht neuerlich ihre Ansicht über diese Frage 
gleichermaassen äussern würden ; die Arbeiter hätten sich 
ebenso wie gegen den Grundbesitz, gegen das Kapital zu 
wenden. Dem Amendirungsantrag trat Harvey entgegen, 
der seine Verwunderung darüber aussprach, dass Keir Hardie 
den Kongress bei einer Seitenthür in den Sozialismus 
drängen wolle; die englischen Gewerkvereine hätten mehr 
für die Arbeiter gethan als alle Sozialisten zusammen. Tom 
Mann trat für das Amendement ein, desgleichen John Burns, 
der darauf verwies, dass der Sozialismus die nothwendige 
Konsequenz des Trade Unionismus sei, der heute auch seine 
ursprünglichen Begründer, die Heerfolge nicht verweigern 
könnten. Nach einigen Bemerkungen Greenall’s und Wil- 
son’s wurde die Abstimmung vorgenommen, die die An¬ 
nahme der Resolution mit 219 gegen 61 Stimmen ergab. 
Nicht minder als die überwiegende Majorität für die kollek¬ 
tivistische Resolution verdient hervorgehoben zu werden, 
dass eine nicht geringe Zahl von allen im Kampfe der Selbst¬ 
hülfe ergrauten Arbeiter ihre Stimme für den sozialistischen 
Beschluss abgaben, wie beispielsweise Frith, einer der 
Gründer der alten Yorkshire Miners’ Association. 

Die piece de resistance des fünften Sitzungstages war 
die Wahl des Sekretärs. Fenwick, der namhaften Antheil 
daran hatte, dass die Achtstundenbill für Bergarbeiter im 
Parlamente zu Fall kam, war nach der dezidirten Stellung¬ 
nahme der Trade Unions für den gesetzlichen Achtstunden¬ 
tag als Sekretär unmöglich geworden. Der Kongress wählte 
an seiner Stelle das Parlamentsmitglied Woods, welcher als 
Kandidat der Bergarbeiter und Textilarbeiter die meisten 
Stimmen gegen F^enwick und Tom Mann auf sich ver¬ 
einigte. 

Die weiteren Beschlüsse des Kongresses, der einen 
grossen Theil des Programmes trotz des äusserst beschleu¬ 
nigten Tempos der Verhandlungen nicht erledigen konnte 
und an das Parlamentskomitee zur weiteren Behandlung 
zurtickverwies, bieten mit Ausnahme der Resolution betreffs 
Einwanderung kaum wesentliches Interesse. Aldermann 
Inskip beantragte: „Mit Rücksicht auf den Schaden, der einer 
grossen Zahl von Branchen und Gewerkvereinen aus dem 
Massenimport subsistenzloser Fremder erwächst, fordert der 
Kongress die Regierung auf, die nöthigen Schritte, sei es 
durch Gesetz oder Verordnung, einzuleiten, um das Landen 
von Ausländern ohne sichtbare Subsistenzmittel zu ver¬ 
hindern.“ Der Antragsteller betonte, in welchem Maasse 
die Löhne durch ausländische Arbeiter gedrückt würden, 
und dass die fortgesetzte Einwanderung zweifellos das 
Herabsinken der Löhne auf das Niveau von Hungerlöhnen, 
wie sie auf dem Kontinente existiren, zur Folge haben 
würde; die Gewerkvereine im Schneider-, Schuhmacher¬ 
und Tischlergewerbe müssten machtlos Zusehen, wie alle 
ihre Erfolge ihnen durch die Finger gleiten. Meist ohne 
Opposition, die auch auf das Mittel der internationalen Or¬ 
ganisation zur Abhülfe des Uebelstandes hinwies, gelangte 
die Resolution mit 143 Stimmen gegen 73 zur Annahme. 

Der sechste Sitzungstag, der noch eine Resolution gegen 
die Lords (Harvey) brachte, war lediglich dem formellen 
Schluss des Kongresses gewidmet; im nächsten Jahre wird 
der Trade Unions Kongress, dem Beschlüsse in Norwich 
gemäss, in Cardiff zusammentreten. 

London. Emil Loew. 


Politische Arbeiterbewegung. 

Sozialistische Bauerabewegung in Ungarn. Eine cha¬ 
rakteristische Denkschrift wird soeben von einem landwirth- 
schaftlichen Vereine Ungarns, demjenigen im Bukuser Ko- 
mitate veröffentlicht. Diese Denkschrift sagt, nicht nur die 
Arbeiter, sondern auch die kleinen Grundbesitzer, Fuhr¬ 
leute und Gemeindediener seien Sozialisten. Die Bewegung 
habe ihren Grund in der materiellen Noth der kleinen Leute, 
in dem zu Recht bestehenden Wucher bei der Maispro¬ 
duktion, in dem geringen Tagelohn, die für die Schnitter 
nur Yi2 — Vi4 Ernte beträgt. Bei den Kubikarbeitern 


wurden die Leistungen schlecht bemessen und dann mit 
Anweisungen bezahlt, welche nur in Kantinen Geltung 
haben, wo Speisen und Getränke mit 50 pCt. Nutzen ver¬ 
kauft werden. Der vermögenslose Arbeiter zahle dieselbe 
Wegesteuer, wie der Besitzer von 20 Joch Feld. Das Land 
habe ein Kanalisirungsnetz nöthig, billigen Kredit, Ärbeiter- 
schutz und eine anständige, nicht nur bei Excessen aus der 
Versenkung auftauchende Verwaltung. So schreibt der land- 
w’irthschaftliche Verein, in welchem die wohlhabenden 
Bauern und Grundbesitzer ausschliesslich vertreten sind. 
Wie möchte da erst ein Memorandum der Arbeiter aus¬ 
schauen? 


Arbeiterschutzgesetzgebung und Gewerbe¬ 
inspektion. 

Arbeiterschutzgesetzgebung und VIII. Internationaler 
Kongress für Hygiene und Demographie in Budapest, ln 

den ersten Tagen dieses Monats ist dieser Kongress, der 
auf eine Reihe sehr ansehnlicher wissenschaftlicher Arbeiten 
zurückblickt, in Budapest zum achten Male abgehalten wor¬ 
den. Seine Hauptverhandlungen spielten sich in zahlreichen 
Sektionen ab, und die hygienischen Abtheilungen beschäf¬ 
tigten sich in umfassender Weise mit der Fortbildung der 
Arbeiterschutzgesetzgebung. Grundlegend waren die Er¬ 
gebnisse, zu denen in der siebenten Sektion Dr. Donath-Bu¬ 
dapest über die „physische Degeneration der Bevölkerung 
in den modernen Kulturstaaten“ kam. Seine Endsätze 
lauteten: 

„1. Der physische Rückgang der Bevölkerung in den mo" 
dernen Kulturstaaten, insbesondere wo industrieller oder land- 
wirthschaftlicher Grossbetrieb vorherrschen, ist eine nicht mehr 
zu verkennende Thatsache. 2. Das wichtigste Beweismittel da¬ 
für sind die Rekrutirungs-Ergebnisse in Ländern mit allge¬ 
meiner Wehrpflicht. Bei Beurtheilung des Prozentsatzes der 
Tauglichen sind, besonders bei den grossen Militärstaaten, zwei 
Faktoren zu berücksichtigen, welche denselben erhöhen ohne 
die entsprechende wirkliche Besserung des physischen Zu¬ 
standes. Diese sind a) die wegen des physischen Rückganges 
von Zeit zu Zeit erfolgenden Herabsetzungen der Anforde¬ 
rungen an die Militärtauglichkeit: b) die durch die fortwährende 
Erhöhung des Heereskontingents bedingten Mehreinstellungen 
an Rekruten. 3. Die Ursachen des physischen Rückganges 
sind neueren Datums, und zwar die moderne kapitalistische 
Produktionsweise mit ihren Folgen: Zunehmende Verdrängung 
der menschlichen Arbeitskraft durch die Maschine, vermehrtes 
Angebot der Arbeitskraft, Herabdrückung der Löhne und in 
Folge dessen immer mangelhaftere Befriedigung der nothwen- 
digsten Bedürfnisse der Arbeiter, d. h. des weitaus überwie¬ 
genden Theiles der Bevölkerung. 4. Diesen schädlichen Folgen 
kann und muss der Staat mit allen Mitteln ■ nach Thunlich- 
keit auf Grund internationaler Vereinbarungen — entgegen¬ 
treten, welche geeignet sind, das materielle und geistige Wohl 
der arbeitenden Bevölkerung zu heben. Unter diesen Arbeiter¬ 
schutzgesetzen steht an erster Stelle die Kürzung der Arbeits- 
• zeit, welche sich zunächst nach der Arbeitskategorie zu 
richten hätte, wobei als Maassstab der Grad der Gesundheits¬ 
schädlichkeit der betreffenden Branche, sowie die Ziffer 
der wieder zu aktivirenden Arbeiterreservearmee zu dienen 
hätten." 

Die Erörterung der Grenzen, welche bei einer Ab¬ 
kürzung der Arbeitszeit zu beachten sind, wurde sodann 
von zwei anderen Kongressabtheilungen aufgenommen. In 
der vierten hygienischen berichtete Dr. E. Roth-Oppeln und 
gelangte zu folgenden Sätzen: 

„1. Die Arbeitsdauer muss um so kürzer sein, je körper¬ 
lich oder geistig anstrengender die Arbeit und je gefährlicher 
die gewerbliche Beschäftigung ist. 2. Die Arbeitszeit muss um 
so kürzer sein, je weniger entwickelt und je weniger wider¬ 
standsfähig der Organismus des Arbeiters ist. 3. Frauen und 
jugendliche Arbeiter sind von allen körperlich anstrengenden 
Arbeiten, sowie aus Betrieben, wo ihre Gesundheit durch Ein¬ 
wirkung giftiger Substanzen oder staubentwickelnder Materi¬ 
alien bedroht wird, oder die eine besondere und anhaltende 
Aufmerksamkeit erfordern, auszuschliessen. 4. Jugendliche Ar- 
. beiter bis zu 18 Jahren sind den gesetzlich geschützten Per¬ 
sonen von 14-16 Jahren zuzuzählen. 5. Auch wo die Fabrik¬ 
arbeit eine direkt nachweisbare körperliche oder geistige Ueber- 
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bürdung nicht herbeiführt und mit erheblichen Betriebsgefahren i 
nicht verbunden ist, darf die tägliche Arbeitszeit eine bestimmte j 
Dauer nicht überschreiten. Soll ein durchschnittliches Maximum I 
festgesetzt werden, so dürfte eine lOstündige tägliche Arbeits- i 
datier im Allgemeinen den gegenwärtigen Verhältnissen ent¬ 
sprechend und eine längere Arbeitszeit weder im Interesse der 
Arbeiter noch der Arbeitgeber gelegen sein. Ausgenommen 
bleiben diejenigen Betriebe, die eine genaue Lhngrenzung der 
Arbeitszeit nicht zulassen. 6. Das System der Ueberstunden- 
arbeit bedarf dringend nothwendig der Einschränkung. 7. Für 
jugendliche Arbeiter ist ausser der Mittagspause eine regel¬ 
mässige Unterbrechung der Fabrikarbeit durch vorgeschriebene 
und kontrollirte Vor- und Nachmittagspausen erforderlich. Es 
ist darauf hinzuwirkeii. dass die für jugendliche Arbeiter vor- 
gcschriebenen Pausen überall da, wo die Arbeit in gleichblciben- 
der Stellung verrichtet wird, möglichst durch l'urn- und Be¬ 
wegungsspiele. wozu bei schlechter Witterung geeignete Räume 
zur Verfügung sein müssen, au.sgefüllt werden. Eine Ver¬ 
schiebung oder Eliniinirung der Vor- und Nachmittagspausen [ 
dadurch, dass die Mittagspause entsprechend verlängert wird, 
liegt nicht im Interesse dieser Arbeitsklassen. Für die er¬ 
wachsenen Arbeiter sind ausser einer mindestens einstündigen 
Mittagspause Arbeitsunterbrechungen dann vorzusehen, wenn 
die ununterbrochene Arbeitsdauer vier Stunden und die Ge- 
>ammtdauer der Arbeitszeit acht Stunden überschreitet. Aus¬ 
nahmen können für leichtere Betriebe im Einverständniss mit 
der Arbeiterschaft zugelasscn werden. 8. Die Ausdehnung 
gesetzlicher Schutzmaassnahmen auf Hausindustrie und Hand¬ 
werk ist eine der dringendsten Forderungen der Gevverbe- 
hygienc.“ 

Dr. Jules Felix aus Brüssel, ergänzte diese Ausführun¬ 
gen durch einen Vortrag auf Grund belgischer Praxis über 
folgende Thesen: 

„1. Die Begrenzung der Arbeitszeit ist für alle Arbeiter 
nothwendig und muss proportioneil .sein der Intensität, der 
Dauer und der Gesundheitsschädlichkeit der Arbeit. 2. Für 
die Grossindustrie und speziell für die Bergbauarbeit muss die 
l)erufliche Arbeitsdauer acht .Stunden durchschnittlich betragen 
und darf nie zehn Stunden überschreiten, wenn der Arbeiter 
seine physische, geistige und moralische Kraft nicht verlieren 
soll, auf welches jedes menschliche Wesen einen begründeten 
Anspruch hat. 3. Der zivilisirte Mensch hat unter allen sozialen 
Verhältnissen nicht nur das Recht auf durchschnittlich acht 
Stunden Schlaf zur Nachtzeit da der .Schlaf am Tage durch¬ 
aus nicht die Kräfte erneuert sondern er hat auch das Recht 
auf eine ausreichende Müsse, um seine Mahlzeiten einzunehmen, 
für seine persönliche Gesundheit und Reinlichkeit zu sorgen, 
seine geistige Ausbildung zu pflegen und seine Gemüthsernpfin- 
dungen durch die Ausübung seiner Pflichten gegen die Familie, 
die Gesellschaft und das Vaterland zu eihöhen. Diese Bedin¬ 
gungen erscheinen uns unerlässlich für das Glück der Mensch¬ 
heit und sind die sichersten Bürgschaften für das Gedeihen 
der Völker, den sozialen Frieden und die allgemeine Brüder¬ 
lichkeit.“ 

Und noch direkter an die maassgebende Stelle appel- 
lirte folgende, nach einem Vortrag von Prof. Singer-Wien 
von der 19. hygienischen Abtheilung einstimmig angenom¬ 
mene Resolution: 

„Die XIX. Sektion des VIII. internationalen Kongresses für 
Hygiene und Demographie spricht sich, im Hinblick auf die 
allgemein zu Tage getretenen segensreichen Folgen der all¬ 
mählichen Verkürzung der Arbeitszeit und die hygienische 
Schädlichkeit der Nachtarbeit, im Prinzip lür den Achstunden- 
tag und die Abschafl’ung der Nachtarbeit aus und fordert die 
gesetzgebenden Faktoren aller Staaten moderner Zivilisation 
auf, die schrittweise Einführung des Achtstundentages für die 
gewerblichen Arbeiter anzubahnen und die Nachtarbeit in allen 
Betrieben zu verbieten, mit Ausnahme derjenigen, für welche 
sie aus allgemeinen volkswirthschaftlichen Rücksichten unent¬ 
behrlich ist.“ 

Wenn die in Budapest versammelt gewesenen Aerzte 
und Professoren nunmehr überall die praktische Arbeiter¬ 
bewegung im Sinne obiger Beschlüsse unterstützen wollten, 
wie es thatsächlich einzelne Wenige von ihnen schon thun, 
so würde die Arbeiterschutzgesetzgebung in verschiedenen 
Staaten w'ohl rascher als sonst verbessert werden. Leider 
unterlassen jedoch viele Aerzte und Gelehrten, wenn sie 
den Kongress hinter sich haben, jedes praktische Eintreten 
für die beschlossenen Forderungen. Es geht ihnen dann 
mutatis mutandis ähnlich, wie den Fabrikärzten, von denen ! 
der Vorsitzende der 19. Abtheilung auf dem Kongress 1 
»trotz vielfacher Bemühungen in Oesterreich und 
Deutschland sei es ihm nicht gelungen, einen Fabrikarzt | 


als Referenten über den Achtstundentag zu gewinnen, weil 
ein Fabrikarzt aus wissenschaftlichen Gründen gegen den 
Achtstundentag nicht sprechen könne, aus Furcht vor seinem 
Brodgeber aber für den Achtstundentag nicht sprechen 
wolle.“ 

Maximalarbeitstag für Bäcker. Der III. Verbandstag 
des „Freien deutschen Bäckerverbandes“ (Nichtinnungs¬ 
meister), der am 10. d. M. in Stuttgart abgehalten wurde 
(ca. 200 Theilnehmer) verhandelte auch über die von der 
Reichskommission für Arbeiterstatistik vorgeschlagene Ab¬ 
kürzung der Arbeitszeit im Bäckergewerbe. Berichterstatter 
war ein Frankfurter Bäckermeister, der als Auskunftsperson 
mündlich von der Reichskommission vernommen worden 
ist. Er behauptete, dass bei den Bäckern eine Maximal¬ 
arbeitszeit nicht angebracht sei; die Eigenart des Backge- 
schäfts, die verschiedenen Ofenarten u. a. liessen es nicht 
zu. die Arbeitszeit festzulegen. Aber man habe einer 
Hstündigen Ruhezeit am Sonntag zugestimmt und von den 
Lehrlingen anfangs noch weniger verlangt; auf dem Aus- 
! tragen der Backwaaren durch die Lehrlinge müsse man 
jedoch bestehen, dies sei für die jungen Leute sogar sehr 
gesund, dagegen habe man das Hausiren der Lehrlinge mit 
Backwaaren durchaus verworfen. Der Gesundheitszustand 
der Bäckerlehrlinge sei ein vorzüglicher. Folgende Resolu¬ 
tion, die telegraphisch an den Reichskanzler abgesandt wird, 
erhielt einstimmige Annahme: „Die Versammlung erhebt 
Protest gegen die Einführung eines Maximal¬ 
arbeitstages in ihrem Gewerbe, da demselben die grössten 
technischen Schwierigkeiten entgegenstehen und er in wirth- 
schaftlicher Beziehung den Ruin vieler kleinerer und mittlerer 
Geschäfte nach sich ziehen würde. Wir bitten daher den 
Herrn Reichskanzler, den gemachten Vorschlägen der Kom¬ 
mission für Arbeiterstatistik keine Folge geben zu wollen.“ 
Dem Namen eines „freien“ Bäckerverbandes macht die 
Organisation mit diesem Beschluss grade keine Ehre. 


Arbeiterversicherung. 

Die Neuregelung des Renteufeststellungsverfahrens. 

Die Vorschriften über das Verfahren haben in den sozial¬ 
politischen Gesetzen, welche die Arbeiterversicherung zum 
Gegenstände haben, eine wesentlich andere Bedeutung als 
bei gewöhnlichen bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten. Alle Lei¬ 
stungen, welche auf Grund dieser Gesetze gewährt werden, 
die Krankenunterstützung, die ünfallrente, die Alters- und 
Invalidenrente, verfolgen den ausgesprochenen Zweck, dem 
Versicherten das zq gewähren, was ihm infolge verlorener 
oder verminderter Erwerbsfähigkeit zum Lebensunterhalt 
fehlt. Mehr als das wird nirgend beabsichtigt; vielfach hat 
man sich damit bescheiden müssen, nur theilweise einen 
Ersatz für das Entgangene zu geben. Alle diese Renten 
sollen sonach zum alsbaldigen Verbrauch dienen; sie sollen 
die Noth, welche sonst infolge der Arbeitsunfähigkeit ein- 
treten würde, abwenden oder lindern, und dieser eigent¬ 
liche sozialpolitische Zweck des Gc-setzes kann nur erreicht 
werden, wenn dafür Sorge getragen wird, dass der Ver¬ 
sicherte rasch und sicher in den Genuss der ihm gebühren¬ 
den Entschädigung gelangt. Die Lösung dieser Aufgabe 
aber ist wesentlich eine prozessuale Frage. 

Ihre Wichtigkeit ist in der Gesetzgebung und Praxis 
auch von jeher gewürdigt worden. Auch in der Recht¬ 
sprechung wird an dem Grundsätze festgehalten, dass hier 
die formalistischen Rücksichten, welche sonst das Prozess¬ 
verfahren zu beherrschen pflegen, zurücktreten müssen vor 
dem höheren Zwecke, dem Arbeiter die leichte Durchfüh¬ 
rung seiner Rechtsansprüche zu sichern. Den Volksklassen, 
welche hier als Berechtigte in Betracht kommen, ist die Ge¬ 
schäftsgewandtheit und die Bekanntschaft mit den Frist- und 
Formvorschriften, wie sie im bürgerlichen Streitverfahren 
vorausgesetzt wird, nicht zuzumuthen. Das Reichsversiche¬ 
rungsamt hat sich daher, was gewiss nur gebilligt werden 
kann, zu einer wesentlich gelinderen und entgegenkommen¬ 
deren Auslegung der Gesetzesbestimmungen herbeigelassen, 
als sie sonst gerade bei prozessualen Vorschriften üblich 
zu sein pflegt. Aber dem erkennenden Richter ist hier 
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ciiK VL-rhallnissmässig enge Schrankt gezogen: er kann 
nicht weiter helfen, als das Gesetz ihm hierzu die Hand¬ 
habe bietet. Leider ist bei dem ganzen Aufbau der Unfall- 
versichcrungsgesetzgebung auf das geringere Verständniss 
der Klassen, die sich praktisch damit zu beschäftigen haben, 
sehr wenig Rücksicht genommen worden. Ist es schon 
nicht ganz leicht, sich in den gegenwärtig geltenden sechs 
verschiedenen Gesetzen rasch zurechtzufinden und stets die ( 
für den Einzelfall passende Bestimmung zu ermitteln, so 
wird diese Schwierigkeit noch wesentlich vermehrt durch I 
die jetzigen Reformgesetze. Eine Novelle, welche neben | 
und durch einander vier oder fünf verschiedene Gesetze j 
paragraphenw^eise abändert, ist für einen Rechtsgelehrten I 
bei eingehendem Studium vielleicht verständlich, für den 
Laien bleibt sic einfach ungeniessbar. Durch die dem 
Reichskanzler ertheilte Ermächtigung, demnächst den ab¬ 
geänderten Text der einzelnen Gesetze zu publiciren, wer¬ 
den diese Bedenken für die Folgezeit vielleicht gehoben. 
Der grosse Uebelstand aber bleibt bestehen, dass die am 
meisten interessirten Volksklassen bei der Erörterung der 
Abänderungsvorschläge sich kaum oder nur sehr spärlich 
betheiligen können, weil sie nicht zu übersehen vermögen, 
was denn eigentlich geändert werden soll, und welche Trag- 
w^eite die einzelnen Vorschläge haben. 

In den Vorschriften selbst dagegen hat der Gesetzgeber 
die Nothwendigkeit einer prompten Rechtspflege sehr wohl 
erkannt. Der ganze Aufbau des Verfahrens, die Feststel¬ 
lung der Rente durch ein den örtlichen Verhältnissen mög¬ 
lichst nahestehendes Organ der Berufsgenossenschaft, die 
Berufungsverhandlung vor dem Schiedsgericht, die Zusam¬ 
mensetzung des in letzter Instanz entscheidenden Reichs¬ 
versicherungsamts, Alles ist darauf angelegt, dass die Ent¬ 
scheidung w^eniger nach formalen Rechtssätzen, als nach 
allgemeinen Grundsätzen der Billigkeit, und dass sie in 
einem möglichst rasch funktionirenden und möglichst wenig 
zeitraubenden Verfahren gefällt werde. Und im ganzen 
wird man anzuerkennen haben, dass dieses Ziel auch er¬ 
reicht ist. Zwar hat sich die Rechtsprechung des Reichs- 
versicherungsanits von einer gewissen Kasuistik nicht frei¬ 
halten können und Unterscheidungen aufgestellt, die auf 
ein allgemeines Verständniss kaum zu rechnen haben; aber 
alles das liegt hier nicht auf rechtlichem, sondern auf that- 
sächlichem Gebiete und findet seine Erklärung darin, dass 
die Unfallversicherung stückweise eingeführt ist, dass man 
einzelne Beschäftigungsgruppen unter den Versicherungs¬ 
zwang gestellt, andere davon ausgeschlossen hat, ohne die 
Scheidegrenze genau feststellen zu können. Das musste 
dann in der Spruchpraxis nachgeholt werden, und es ist 
selbstverständlich, dass man dabei, um nur überhaupt zu 
einer Einheitlichkeit der Rechtsanwendung zu gelangen, ge¬ 
wisse Unterscheidungen machen und konsequent durch¬ 
führen musste, die stets etwas Willkürliches an sich haben 
werden. Auch die jetzige Verallgemeinerung der Unfall¬ 
versicherung wdrd diesen Zustand abschwächen, aber nicht 
völlig beseitigen. Fragte es sich bisher: versichert oder 
nicht versichert? so wird die Frage fortan lauten: ob nach 
dem einen oder dem anderen Gesetz versichert? — Auch 
was die Schleunigkeit des Verfahrens angeht, wird man 
den erreichten Zustand als einen im wesentlichen zufrieden¬ 
stellenden ansehen und sich über die immer noch verhält- 
nissmä.ssig lange Dauer einzelner Entschädigungsprozesse, 
w’elche alle Instanzen durchmachen, damit trösten können, 
dass das ordentliche Gerichtsverfahren denn doch noch er- 
liehlich länger dauert. 

Was die Novelle an den grundlegenden Vorschriften 
über das Verfahren ändern will, bezieht sich lediglich auf 
die erste und auf die oberste Instanz. Als erste Instanz 
w’ird nämlich nach der prozessualen Konstruktion des Ge¬ 
setzes die Rentenfeststellung durch das Genossenschafts¬ 
organ angesehen. Das ist aber lediglich eine gesetzliche 
Fiction. Der Versicherte wird den Bescheid des Entschä- 
digungsgflichtigen dennoch niemals als ein unparteiisches 
richterliches Urtheil ansehen, und es ist auch garnicht von 
ihm zu verlangen, dass er das thue. Deshalb wird er auch 
keinen besonderen Werth darauf legen, dass nunmehr das 
Verfahren vor dem Feststellungsorgane erweitert werden, 
und auf Antrag des Entschädigungsberechtigten eine Art 
mündlicher Verhandlung stattfinden soll. Ganz gewiss ist 


das recht zweckmässig, um eine Einigung unter den Bc- 
theiligten zu erleichtern und Streitigkeiten über die Ent¬ 
schädigungspflicht und die Höhe der Entschädigung zu ver¬ 
hüten. Wo aber dieser Zweck nicht erreicht wird, wo es 
gleichwohl zum Rechtsstreit kommt, da beginnt dieser in 
Wahrheit erst mit der Berufung auf schiedsrichterliche Ent¬ 
scheidung, und der Versicherte hat — das Gesetz mag be¬ 
stimmen, was es wolle — nur zwei Instanzen vor sich. Für 
die erhebliche Einschränkung der zweiten Instanz, wie sie 
in der vorgeschlagenen Ersetzung des Rekurses durch das 
Rechtsmittel der Revision liegt, wird er in der Erweiterung 
des Vorverfahrens einen gleichwerthigen Ersatz schwerlich 
finden können. Wir vermögen auch keinen Grund für eine 
solche Aenderung abzusehen; die offizielle Begründung ist 
in diesem Punkte recht kurz und unzureichend. Eine Ent¬ 
lastung des Reichsversicherungsamts mag in hohem Grade 
wünschenswerth, ja durchaus nothwendig sein; daraus folgt 
indessen keineswegs, dass man diese Entlastung gerade 
hier vornehmen musste. Es werden ja auch andere Kom¬ 
petenzverschiebungen vorgenommen, die den gleichen 
Zweck verfolgen. Die Uebertragung der Entscheidung über 
Katasterbeschwerden und Strafverfügungen an die Verwal¬ 
tungsbehörden bedeutet schon eine recht wesentliche und 
weit weniger bedenkliche Entlastung des Reichsversicherungs¬ 
amts. Soweit solche auch bei der rechtsprechenden Thätig- 
keit desselben eingeführt werden soll, würden wir es für 
viel besser halten, wenn man die Zahl derjenigen Streit¬ 
fälle, in welchen die schiedsgerichtliche Entscheidung über¬ 
haupt endgültig und unanfechtbar sein soll, erweiterte und 
etwa alle diejenigen Streitsachen dazu schlüge, in welchen 
nur über den Grad der Erwerbsunfähigkeit gestritten wird, 
als dass in den Prozessen, für welche eine weitere Instanz 
auch jetzt für erforderlich erachtet wird, das Rechtsmittel, 
mit welchem dieselben angegangen werden kann, eingeengt 
und die Zuständigkeit der obersten Instanz auf die Nach¬ 
prüfung der Rechtsfragen beschränkt wird. 

Als eine wesentliche Verbesserung wird man dagegen 
die Vorschriften der Novelle ansehen können, welche das 
Verfahren in denjenigen Fällen angehen, in welchen gar kein 
Streit darüber besteht, dass dem Versicherten ein Entschä¬ 
digungsanspruch zusteht, sondern nur zweifelhaft ist, gegen 
welche von mehreren Berufsgenossenschaften er denselben 
zu richten hat. Das Bedenkliche für den Entschädigungs¬ 
berechtigten besteht nach der gegenwärtigen Rechtslage 
nicht etwa nur in der Unbequemlichkeit, gleichzeitig oder 
nach einander gegen mehrere Berufsgenossenschaften seine 
Rechte verfolgen zu müssen. Gefährlicher noch ist die 
Möglichkeit, dass er die Sache garnicht für zweifelhaft hält 
und es daher unterlässt, seinen Anspruch bei derjenigen 
Genossenschaft, welche schliesslich für entschädigungs¬ 
pflichtig erachtet wird, rechtzeitig anzumelden oder gegen 
deren ablehnenden Bescheid ein Rechtsmittel einzulegen. 
Eine Möglichkeit, diejenige Berufsgenossenschaft, deren Ent¬ 
schädigungspflicht im Laufe des Verfahrens zur Sprache 
kommt, zu demselben nachträglich und mit der Wirkung 
zuzuziehen, dass nunmehr der Streit endgültig unter allen 
Betheiligten entschieden werden könnte, giebt es nicht, weil 
nach der ganzen Organisation, an welcher ja nichts ge¬ 
ändert werden soll, die Feststellungsorgane sowohl als die 
Schiedsgerichte eine eng begrenzte Zuständigkeit, nur für 
den Bezirk je einer Berufsgenossenschaft, bezw. eines Theiles 
einer solchen, haben und auch in der obersten Instanz eine 
Verschiedenheit eintritt, indem — von der Zuständigkeit der 
Landesversicherungsämter ganz abgesehen — auch das 
Reichsversicherungsamt in verschiedener Besetzung zu er¬ 
kennen hat, je nachdem es sich um einen gewerblichen, 
einen landwirthschaftlichen oder einen See-Unfall handelt. 

Die Novelle schlägt hier einen Ausweg vor, der durch¬ 
aus annehmbar ist. Es soll zunächst die Anmeldung des 
Entschädigungsanspruchs stets, auch bei nicht katastrirten 
Betrieben, bei der Berufsgenossenschaft erfolgen, in dem 
erwähnten Falle bei derjenigen Berufsgenossenschaft, welche 
der Verletzte für entschädigungspflichtig hält, und nicht 
mehr bei der unteren Verwaltungsbehörde. Die nun 
folgenden Bestimmungen beziehen sich aber nicht blos auf 
diesen Spezialfall, wie man beim raschen Durchlesen des 
Gesetzestextes wohl annehmen könnte: aus der Begründung 
des Gesetzes geht vielmehr unzweideutig hervor, dass sic 
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allgemeine Geltung haben sollen. Die angegangene Berufs¬ 
genossenschaft darf einen ablehnenden Bescheid nur er¬ 
lassen, wenn sie den erhobenen Anspruch für sachlich un¬ 
begründet hält. Ist sie dagegen der Meinung, dass der 
Antragsteller zwar Entschädigung zu beanspruchen habe, 
aber nicht von ihr, sondern von einer anderen Berufs¬ 
genossenschaft, so darf sie dieserhalb denselben nicht ab¬ 
schlägig bescheiden. Sie hat dann vielmehr diejenige 
Berufsgenossenschaft, welche sie für zahlungspflichtig hält, 
ihrerseits zur Erklärung aufzufordern. Erkennt die letztere 
ihre Entschädigungspflicht an, so hat sie die Feststellung 
der Rente vorzunehmen, und die Sache ist im richtigen 
Gange. Fällt dagegen die Erklärung ablehnend aus, oder 
wird eine solche überhaupt nicht abgegeben, so ist die zu¬ 
erst in Anspruch genommene Berufsgenossenschaft ver¬ 
pflichtet, zur Feststellung der Rente zu schreiten und die¬ 
selbe durchzuführen, und es bleibt ihr überlassen, demnächst 
gegen die von ihr für zahlungspflichtig erachtete Berufs¬ 
genossenschaft ihren Regress zu nehmen, über welchen das 
Reichsversicherungsamt entscheidet. Es darf also dem 
Entschädigungsberechtigten der Einwand der mangelnden 
Passivlegitimation nicht entgegengehalten werden, sondern 
die angegangene Berufsgenossenschaft muss die Regulirung 
der Entschädigung vornehmen, wenn nicht freiwillig eine 
andere an ihre Stelle tritt. Der Streit aber, welcher Be¬ 
rufsgenossenschaft endgiltig die Entschädigungspflicht zu¬ 
fällt, ist in ein Sonderverfahren verwiesen, bei welchem nur 
die Berufsgenossenschaften betheiligt sind, während der 
Entschädigungsberechtigte ganz aus dem Spiele bleibt. 

Wir halten, wie gesagt, diese Lösung für ganz an¬ 
nehmbar und dem Bedürfniss entsprechend, und hätten nur 
eine Erweiterung der Vorschrift vorzuschlagen. Dieselbe 
ist nämlich nur für den Fall gegeben, dass die Ablehnung 
der Entschädigung allein aus dem Grunde, weil eine andere 
Berufsgenossenschaft für entschädigungspflichtig gehalten 
wird, erfolgt, und dass sie bereits in dem Verfahren vor 
dem Feststellungsorgan der Berufsgenossenschaft erfolgt. 
Es ist aber sehr wohl möglich, dass derselbe Einwand neben 
anderen Ablehnungsgründen, und dass er auch in einem 
späteren Stadium des Verfahrens erhoben wird. Die in 
Anspruch genommene Berufsgenossenschaft kann insbe¬ 
sondere diese Frage auf sich beruhen lassen, weil sie aus 
sachlichen Gründen den Anspruch für unbegründet erachtet, 
und sie kann später auf dieselbe zurückkommen, nachdem 
infolge ergänzender thatsächlicher Aufklärungen oder ab¬ 
weichender Rechtsauffassung in den erkennenden Instanzen 
jene sachlichen Gründe sich als hinfällig erwiesen haben. 
Es liegt unseres Erachtens gar kein Anlass vor, diesen Fall 
anders zu behandeln. Vielmehr sollte überall, wo diese 
Streitfrage überhaupt auftritt, dieselbe in gleicher Weise 
aus dem eigentlichen Hauptverfahren ausgeschieden und 
den Berufsgenossenschaften überlassen werden, sie unter sich 
auszutragen. 

Wird die Vorschrift in dieser Weise verallgemeinert, 
so dass also der Entschädigungsberechtigte den Einwand, 
dass er die unrichtige Berufsgenossenschaft belangt habe, 
überhaupt nicht mehr zu fürchten hat, so wird es dagegen 
der weiteren Bestimmung nicht bedürfen, dass das Reichs¬ 
versicherungsamt befugt sein soll, wenn es einen Ent¬ 
schädigungsanspruch deshalb abweist, weil er gegen die 
unrichtige Berufsgenossenschaft erhoben ist, zugleich den 
Kläger zu ermächtigen, gegen eine bereits rechtskräftig ge¬ 
wordene Entscheidung zu Gunsten einer anderen Berufs¬ 
genossenschaft noch nachträglich ein Rechtsmittel einzu¬ 
legen. Eine derartige Bestimmung ist unter allen Umständen 
eine Anomalie, und sie verliert diesen Charakter gewiss 
nicht dadurch, dass es in das Ermessen des Reichsver¬ 
sicherungsamts gestellt sein soll, ob es von dieser Er¬ 
mächtigung Gebrauch machen will oder nicht. Dieselbe ist 
aber vollkommen überflüssig, wenn die Abweisung eines 
Entschädigungsanspruchs aus dem Grunde, weil nicht die 
richtige Berufsgenossenschaft beklagt war, überhaupt nicht 
erfolgen darf. Es genügt dann die weit weniger bedenk¬ 
liche Vorschrift, dass dem Regressanspruch der verurtheilten 
Berufsgenossenschaft von der ihrerseits belangten Berufs¬ 
genossenschaft — sofern dieser Regressanspruch recht¬ 
zeitig angemeldet ist — nicht der Einwand entgegengesetzt 
werden darf, dass ihr gegenüber der Verletzte durch Frist¬ 


ablauf oder unterlassene Einlegung eines Rechtsmittels seine 
Ansprüche verwirkt habe. Das scheint uns der einfachste 
und kürzeste Weg, ünter Wahrung aller berechtigten Inter¬ 
essen zu einer vollständigen Erledigung der Streitigkeiten 
zu gelangen. 

Dienste der Krankenkassen für die Invaliditäts- und 
Altersversicherung. Nach § 112 des Invaliditäts- und Al¬ 
tersversicherungsgesetzes kann die Einziehung der Beiträge 
für diese Versicherung Krankenkassen oder Gemeinden 
übertragen werden. Inwieweit die Versicherungsanstalten 
von dieser Befugniss Gebrauch machten, darüber liegt jetzt 
der erste amtliche Nachweis, allerdings nur bis 1892 reichend, 
vor. Im Jahre 1892 fungirte in ganz Bayern eine einzige 
Krankenkasse und keine Gemeinde bei der Beitragsein¬ 
ziehung. In Preussen waren damit 251 Krankenkassen 
und 8 Gemeinden betraut. Im mittleren und übrigen süd¬ 
lichen Deutschland hat man sich schon viel mehr daran 
gewöhnt. So fungirten gemäss § 112 während des Jahres 
1892 in Sachsen 2073 Krankenkassen und 67 Gemeinden, 
in Württemberg 270 und 1911, im Grossherzogthum 
Hessen 564 und 441, in Thüringen 667 Krankenkassen, 
in Braunschweig 207 und 457 und in den Hansestädten 
112 Krankenkassen und 22 Gemeinden. Besondere Hebe¬ 
stellen, wie das Gesetz sie auch gestattet, hatte allerdings 
keine Versicherungsanstalt eingerichtet. Die Kosten dieser 
Beitragseinziehung waren für einzelne Versicherungsanstalten 
ziemlich hohe, so betrugen sie für Sachsen nahezu 300000 
Mark, für die Hansestädte nahezu 150000 M., für Württem¬ 
berg nahezu 90000 M. Jedoch sollen die Vortheile, welche 
mit dieser Beitragseinziehung verbunden sind, so gross 
sein, dass sie die Kosten mehr als aufwägen. Man sieht, 
dass die Vereinigung gewisser Verwaltungsthätigkeiten 
jetzt noch getrennter Versicherungszweige sich durchaus 
bewährt, und dass die Krankenkassen eine besonders ge¬ 
eignete Organisation zur Uebernahme weiterer Funktionen 
sind. 

Arbeitslosenversicherung in Bern. Erschöpfende Aus¬ 
kunft über diesen ersten Versuch einer kommunalen Ar¬ 
beitslosenversicherung giebt u. W. zum ersten Mal eine 
vor Kurzem erschienene und von Prof Ernst Röthlisberger 
(Bern) verfasste Broschüre: „Die Bernische Arbeitslosen¬ 
versicherung.“ Die Grundzüge der Einrichtung sind hier¬ 
nach die folgenden. Die Versicherungskasse gegen Arbeits¬ 
losigkeit in der Gemeinde Bern, durch besonderen Stadt¬ 
rathsbeschluss gegründet, besteht seit 1. April 1893 in Wirk¬ 
samkeit. Die Gemeinde Bern besass bereits ein kommu¬ 
nales Büreau für Arbeitsnachweis. In der Absicht, den 
üblen Folgen der Arbeitslosigkeit wirksam entgegenzutreten, 
übernahm die Stadt Bern die Verwaltung der Versiche¬ 
rungskasse gegen Arbeitslosigkeit. Die Verwaltung wird 
von einer Kommission von sieben Mitgliedern, die Schweizer¬ 
bürger sein sollen, besorgt. Zwei Mitglieder werden von 
den beitragleistenden Arbeitgebern, zwei andere von der 
Berner Arbeiter-Union bezeichnet. In die Versicherungs¬ 
kasse fliessen Beiträge der Mitglieder dieser Kasse, Bei¬ 
träge der Arbeiterschaft und der Behörden, ferner freiwillige 
Gaben. Jeder in der Gemeinde Bern sich aufhaltende oder 
niedergelassene Arbeiter schweizerischer Herkunft kann 
dieser Kasse beitreten. Der Beitritt geschieht durch An¬ 
meldung bei seinem Arbeitgeber oder beim Präsidenten 
seines Fachvereins oder direkt beim Vorstand des städti¬ 
schen Arbeitsnachweis-Büreaus. Jeder in die Kasse einge¬ 
tretene Arbeiter ist verpflichtet, vom Datum der Anmeldung 
an monatlich 40 Centimes als Beitrag an die Kasse zu leisten. 
Selbstverständlich hört diese Beitragspflicht mit dem Mo¬ 
mente der Arbeitslosigkeit auf Die Verwaltung der Ver¬ 
sicherungskasse sucht bei eintretender Arbeitslosigkeit in 
Verbindung mit dem Büreau für Arbeitsnachweis dem Ar¬ 
beitslosen Arbeit zu verschaffen. Bei faktisch eingetretener 
Arbeitslosigkeit setzt die Verwaltung den täglichen Beitrag 
an den Arbeitslosen monatlich fest. Derselbe beträgt im 
Maximum 1 Franken täglich für den alleinstehenden Arbeits¬ 
losen, 1Y 2 Franken täglich für denjenigen, welcher für weitere 
Familienmitglieder zu sorgen hat. Die Auszahlung dieses 
Taggeldes tritt jedoch erst nach einer Woche wirklich kon- 
statirter Arbeitslosigkeit und nach mindestens sechsmonati- 
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ger Zugehörigkeit zur Kasse und vollständiger Pflichterfül¬ 
lung gegen dieselbe ein. An den jährlichen Fehlbetrag der 
Kasse leistet die Gemeinde Bern einen Beitrag von 5000 Fr. 
im Jahr. Die Mittel der Kasse dürfen nicht zur Unter¬ 
stützung solcher Mitglieder verwendet werden, die ihre 
Arbeitslosigkeit durch Faulheit, Liederlichkeit, Unverträg¬ 
lichkeit, Ungehorsam etc. verschuldet haben. Sie dürfen 
ferner nicht verwendet werden zur Unterstützung von Ar¬ 
beitern, die infolge von Lohnstreitigkeiten oder Strikes 
arbeitslos geworden sind. Von der Arbeitslosen-Versiche- 
rung werden die Ausländer nicht etwa aus Fremdenhass 
ferngehalten. Jedes Jahr rücken, angelockt von den guten 
Löhnen, eine grosse Schaar von Arbeitern über den Gott¬ 
hard und den Rhein in die Schweiz. Diese fremden Wan¬ 
dervögel will die Stadt Bern im Winter nicht erhalten. 
Von der Versicherung sind Frauen ganz ausgeschlossen. 
Für die Arbeitslosen wurde von der Gemeinde eine Wärme- 
atube errichtet. Der niedrige Betrag der Unterstützung, 
die achttägige Karenzzeit, der Ausschluss Strikender und 
weiblicher Arbeiter zeigen, mit welchen Schwierigkeiten eine 
solche Versicherung zu kämpfen hat. Die Berner Lösung 
des Problems kann nur als eine sehr unvollkommene be¬ 
zeichnet werden. 

Wohnungszustände und Wohnungs¬ 
gesetzgebung. 

Bau von Arbeiterwohnungen mit Unterstützung aus 
Kreismitteln. Wie der Reichsanzeiger mittheilt, hat der 
Kreisausschuss des Kreises Gelsenkirchen den Beschluss 
gefasst, eine Summe von zunächst 150000 bis 200000 M. 
zum Bau von Arbeiterwohnungen unter nachstehenden Be¬ 
dingungen aufzuwenden. Der Kreis giebt an den Arbeiter, 
-der den schuldenfreien Besitz eines geeigneten Grundstücks 
nachweist, das Baukapital zum möglichst niedrigen Zinsfu.ss 
und gegen geringe Amortisation zuzüglich einer ent¬ 
sprechenden Quote für Reservefonds und Verwaltungskosten 
darlehnsweise her. Der Arbeiter baut selbst unter näher 
zu regelnder Aufsicht des Kreises. Grundsätzlich sollen 
nur 172Stöckige Häuser gebaut werden, mit der Maassgabe, 
dass der bauende Arbeiter, um alle Spekulation auszu- 
schliessen, noch nicht im Besitz eines Hauses ist und auch 
bloss für ein zu bauendes Haus aus Kreismitteln Darlehen 
«rhält. Statt des Besitzes eines Baugrundstücks kann der 
Arbeiter auch den Besitz eines eigenen Baukapitals im Be- 
rage von 900 bis 1500 M. nachweisen. Der Kreis baut 
auch (thunlichst D^stöckige) Häuser mit Gartenland und 
verkauft diese sofort an den Arbeiter gegen eine ent¬ 
sprechende Baarzahlung. Der Rest der Schuld wird hypo¬ 
thekarisch eingetragen, mässig verzinst und getilgt. Es ist 
auch gestattet, dass der Arbeiter bloss eine kleine Anzahlung 
leistet und zunächst Miether wird. Die Miethe wird dann 
«twas höher bemessen und liegt in diesem Mehr die all¬ 
mähliche Ankaufssumme für das Haus. Sobald diese An¬ 
kaufsquoten eine gewisse Höhe erreicht haben, wird der 
Arbeiter Eigenthümer. 

Da es nicht allzu viel Arbeiter geben wird, die den 
schuldenfreien Besitz von Baustellen nachweisen können, 
so wird auch die Arbeiterwohnungsnoth auf diese Weise 
nicht in nennenswerther Weise gesteuert werden können. 
Die Maassregel wendet sich wieder — wie so viele in 
neuerer Zeit — nur an die verhältnissmässig bestgestellten 
Schichten der Arbeiterwelt. Gründliche Reformen aber 
haben stets nur überall die unterste Schicht der Massen 
zum Gegenstand. 


Soziale Hygiene. 


Kommunale Gesundheitspflege. Einen Beweis ausser¬ 
ordentlich geringen Verständnisses für die modernen Auf¬ 
gaben der Gemeindeverwaltungen auf dem Gebiet der Ge¬ 
sundheitspflege hat neuestens einmal wieder die Berliner 
Stadtverwaltung geliefert. Die Anstellung von 30 „Gesund¬ 
heits-Aufsehern“ in Berlin und die Bewilligung der auf 
Ö3000 M. veranschlagten Kosten für Besoldung und Aus¬ 
stattung derselben hatte, wie die städtische Deputation für 
die öffentliche Gesundheitspflege berichtet, das Polizeiprä¬ 


sidium schon im Jahre 1893 beim Magistrat beantragt. 
Letzterer aber hat am 15. Juni v. J. den Antrag abgelehnt 
Auf Veranlassung des Kultusministers wurde darauf der 
Magistrat vom Polizeipräsidium auf’s neue ersucht, nochmals 
in die Verhandlung Ober die Angelegenheit einzutreten. Die 
darauf zur Begutachtung der Frage aufgeforderte Deputa¬ 
tion empfahl jedoch dem Magistrat bei der bisherigen ab¬ 
lehnenden Haltung zu verharren. Hierbei sei, so wird 
betont abgesehen von finanziellen und rechtlichen Bedenken, 
insbesondere die Ansicht maassgebend gewesen, dass für 
Berlin keine Veranlassung verliege, das in London in’s Leben 
gerufene Institut der inspectors of nuisances nachzubilden; 
um die in sanitärer Beziehung noch wünschenswerthen Ver¬ 
besserungen zu schaffen, bedürfe man keiner besoldeten Be¬ 
amten, vielmehr könne „durch freiwillige Kräfte“ Erspriess- 
liches geleistet werden, indem man die bestehenden Revier? 
Sanitätskommissionen erweitere und belebe. Der Magistrat 
hat daraufhin die Anstellung besoldeter Gesundheitsaufseher 
wiederholt abgelehnt. Leider spricht aber die Erfahrung durch¬ 
aus gegen die Annahme des Berliner Magistrats, dass ehren¬ 
amtlich thätige Kräfte eine hinreichende Aufsicht namentlich 
über Wohnungszustände leisten könnten. Solche „freiwillige 
Kräfte“ würden doch in der Hauptsache aus den hausbe- 
sitzenden Bürgerkreisen genommen werden, und damit ist 
ihre Unfähigkeit zu ernster Kontrolle schon gekennzeichnet. 
Es wäre zu wünschen, dass sich das preussische Kultus¬ 
ministerium bei dem Beschluss des Magistrats nicht be¬ 
ruhigte. 


Frauenfragen. 


Weibliche Aerzte in Russland. Ein wichtiges Kapitel 
der Frauenfrage betrafen auf dem VUI. Kongress für Hy¬ 
giene und Demographie in Budapest (Anfang dieses Monats) 
die Mittheilungen, welche Professor Erismann (Moskau) über 
das medizinische Studium der Frauen und die Thäti^keit der 
weiblichen Aerzte in Russland machte. Professor Erisraann 
gelangte zu folgenden Schlusssätzen: „Die Erfahrung hat 
gezeigt, dass in Russand die weiblichen Aerzte grossen 
Nutzen bringen, und dass sie in einzelnen Stellungen, So in 
weiblichen Lehranstalten und bei der mohammedanischen 
Bevölkerung, durch ihre männlichen Kollegen nicht ersetzt 
werden können. Ebenso hat die Erfahrung gezeigt, dass 
unsere weiblichen Aerzte nicht nur zur Ausübung der ge¬ 
wöhnlichen medizinischen Praxis in Städten vollkommen be¬ 
fähigt sind, sondern dass sie auch den viel schwierigeren 
Verpflichtungen, denen sich die von den Organen der Selbst¬ 
verwaltung angestellten Volksärzte (unentgeltliche Kranken¬ 
pflege für das Volk) unterziehen müssen, mit Geschick und 
Ausdauer nachzukommen im Stande sind. Sogar in ausser¬ 
ordentlichen Fällen (Krieg, Bekämpfung von Epidemien) 
zeigten sie sich den schwierigsten Lagen gewachsen. Die 
Befürchtungen, die weiblichen Aerzte möchten durch die 
Eigenthümlichkeiten ihrer Organisation daran gehindert 
werden, ihrem Berufe in wünschenswerther Weise zu ob¬ 
liegen, müssen als unbegründet fallen gelassen werden. 
Endlich hat uns die Erfahrung gelehrt, dass im Volke nicht 
nur Frauen und Kinder, sondern auch die Männer mit 
grossem Vertrauen sich an die weiblichen Aerzte wenden, 
und dass dieselben überhaupt in hohem Maasse das Zu¬ 
trauen und die Liebe des Publikums zu erwerben verstehen. 
Die Verbindung des weichen Charakters der Frauen und 
ihres angeborenen Talents zur Krankenpflege mit dem ärzt¬ 
lichen Wissen ist als eine äusserst glückliche zu betrachten. 
Aus den angeführten Gründen ist es wünschenswerth, dass 
den Frauen Gelegenheit gegeben werde, dieselbe wissen¬ 
schaftliche Ausbildung in der Medizin zu erlangen, wie sie 
den Männern gegeben wird, und dass ihnen unter Erfüllung 
derselben Vorbedingungen auch dieselben Rechte verliehen 
werden, welche der Staat den männlichen Aerzten gewährt. 
Es liegt kein ethischer Grund vor, die Bildungsstätten weib¬ 
licher Aerzte von denjenigen ihrer männlichen Kollegen zu 
trennen und zu diesem Zwecke eigene Institute einzurichten. 
Im Gegentheil, es wäre vom ethischen Standpunkte aus 
geradezu wünschenswerth, den Frauen direkt den Zutritt 
zu den Vorlesungen an den bestehenden medizinischen 
Fakultäten zu gestatten.“ 


Vcrantwoitlich für die Redaktion: Dr. Heinrich Braun in Berlin W., Victoriastrasse i6. 
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Neue Beiträge zur Frage der Kartelle. 

Die Industriekartelle sind eine Macht geworden, sie 
werden in absehbarer Zeit eine Weltmacht sein. Mit ihnen 
haben der Staatsmann und der Unternehmer, der Ver¬ 
braucher und der Arbeiter, Handel und Wandel, Praxis und 
Theorie, Staat und Gesellschaft ernsthaft zu rechnen. Der 
Industrialismus syndizirt sich heute, wie er sich seit einem 
halben Jahrhundert zu anonymen Gesellschaften und zu 
Grossbetrieben entfaltet hat. Eine ökonomische Umwälzung 
formt das Gewerbewesen mit unwiderstehlicher Gewalt um, 
zertrümmert alte Lehrsätze und rückständige Betriebsformen 
und treibt den Kapitalismus auf seine Spitze, drängt ihn zur 
Gemeinwirthschaft im Interesse des Unternehmergewinns und 
entthront den Einzelunternehmer, um an seiner Statt die 
Herrschaft eines Kartells höherer Ordnung, eines Syndikats 
im grossen Stil, eines Trusts zu setzen. 

Aber die soziale Ordnung von ehedem zerbröckelt mit der 
wirthscliaftlichen. Jetzt fügt sich das Unternehmerthum zu stahl¬ 
festen Verbänden, die keinen Grenzpfahl kennen, unweiger¬ 
lich zusammen. Eine kolossale V’^ereinigung der Anwender, 
mit ungeahnten Machtmitteln aiisgestattet, von entscheiden¬ 


dem Einfluss auf Politik und öffentliches Leben, steigert das 
Selbstbewusstsein der Besitzenden und zeigt immer deut¬ 
licher die Kluft zwischen ihnen und der Arbeiterklasse. 
Dieser, deren Abhängigkeit sich erhöht durch den Macht¬ 
zuwachs der syndizirten Unternehmerschaft, ist die soziale 
Politik, Schutzmaassregeln und Koalitionsfreiheit, gedoppelte 
Nothwendigkeit. Und immer mehr rückt die Kartellfrage 
in den Mittelpunkt der öffentlichen Erörterung. 

Nun wird sich auch der Verein für Sozialpolitik auf 
der diesjährigen Generalversammlung, die am 28. September 
in Wien Zusammentritt, mit den Kartellen beschäftigen. Ein 
nützliches Unternehmen, dessen thatsächliches Ergebniss 
allerdings blos ein Austausch der Ansichten sein wird. Die 
Erspriesslichkeit der Verhandlungen unterschätzen wir nicht, 
auch wenn vorauszusehen ist, dass in den grundsätzlichen 
Fragen kein neuer wesentlicher Gesichtspunkt wird er¬ 
schlossen werden. 

Was für eine Nutzanwendung werden die Debatten 
bieten? Der Herausgeber des mit anerkennenswerthem Eifer 
zusammengestellten Sammelbandes,Gustav Schmoller, 
der übrigens mit erstaunlicher Empfindlichkeit sich von vorn¬ 
herein gegen „nörgelnde Kritiker" verwahrt, sagt es in 
seiner Vorrede: „Nur eine staatliche Enquöte mit gesetz¬ 
lichem Vernehmungszwang könnte volles Licht schaffen," 
eine Auffassung, die Referent bereits vor vier Jahren ver¬ 
treten hat.^) 

Der Herausgeber erzählt, welche Mühen es gekostet 
hat, um den Stoff, wie er im Sammelbande vorliegt, zu¬ 
sammenzubringen. Nur zehn deutsche Unternehmerverbände 
werden uns vorgeführt, trotzdem Deutschland neben den 
Vereinigten Staaten das Kartellland xai ist. Die 

meisten Kartelle hüllten sich in Schweigen, für sie ist die 
Geheimnisskrämerei oberstes Gesetz. Die Scheu vor einer 
öffentlichen Erörterung wirthschaftlicher Angelegenheiten 
schliesst den Leitern der Vereinigungen den Mund. Durch¬ 
gängig beinahe kommen in der Vereinsschrift zu Wort Ver¬ 
treter, Beauftragte, Interessenten deutscher Kartelle. Das, 
was geboten wird, ist so nahezu immer eine zu bestimmten 
Zwecken in usum delphini bearbeitete Darstellung und trägt 


Ueber wirthschaftliche Kartelle in Deutschland und im 
Auslande. Fünfzehn Schilderungen nebst einer Anzahl Statuten 
und Beilagen. Schriften des Vereins für Sozialpolitik. LX. Leipzig, 
Verlag von Duncker & Humblot. 1894. - Referate erstattet der 

am 28. und 29. September stattfindenden Generalversammlung 
des Vereins für Sozialpolitik. 1. Ueber wirthschaftliche Kar¬ 
telle. Von Professor Dr. Wilhelm Stieda in Rostock und Pro¬ 
fessor Dr. Adoll Menzel in Wien, etc. Als Manuskript gedruckt. 
Leipzig 1894. Duncker & Humblot. 

’*) Die Kartelle. Ein Beitrag zur Morphologie der Unter¬ 
nehmerverbände. im Archiv für soziale Gesetzgebi ng und Sta¬ 
tistik, Band 111, S. 516 
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offenkundig das Gepräge der Absicht, der Parteischrift. 
Trotz alledem ist das Gebotene willkommen zu heissen, 
weil sich in den meisten Aufsätzen eine Fülle von Einzel¬ 
angaben, von Zahlen und Thatsachen findet, wohl geeignet, 
die Einsicht in die Wirksamkeit und die Entwickelung der 
neuen, wirthschaitspolitischen Gebilde zu vertiefen und zu 
erweitern. Bekanntes wird detaillirt und in eine hellere Be¬ 
leuchtung gerückt, Neues wird zur Ergänzung hinzugefügt, 
Satzungen und Verträge, die den Fortschritt der Kartelle 
von niederen zu höheren Stufen veranschaulichen, werden 
zum ersten Male abgedruckt oder doch durch den Sammel¬ 
band auch weiteren Kreisen zugänglich gemacht. Für den 
Geist, der unsere Unternehmerverbände beherrscht, legt 
übrigens sprechendes Zeugniss die zehnte deutsche Abhand¬ 
lung über Kartellverbindungen im Pulvergeschäft und ver¬ 
wandten Produktionszweigen ab. Der Verfasser, F. A. 
Spiecker in Köln, ein Hauptinteressent des Pulversyndi¬ 
kats, hatte seinen Abriss ohne Nennung des behandelten 
Geschäftszweiges geschrieben, „in der Absicht, ein typisches 
Beispiel der heutigen Kartellverbindungen gleichsam in ab¬ 
stracto vorzuführen.“ Auf Wunsch der Vereinsleitung 
„wurde gestattet, sowohl den Verfasser als den Gegenstand 
des Kartells zu nennen; es war aber nicht mehr Zeit, den 
Text nun entsprechend zu ändern und die konkreten Pro¬ 
duktionen, um die es sich handelt, einzufügen i)“. Der Fach¬ 
mann vermag sofort auch in der „abstrakten“ Skizze die 
Pulver- und Sprengstoffsyndikate zu erkennen. Weshalb 
also dies Versteckspiel? Etwa deshalb, weil, wie einmal 
das geistige Haupt des deutschen Kalikartells sich geäussert 
hat, die Kartelle, wie die Frauen, die besten sind, von 
denen man am wenigsten spricht! 

Apologeten des deutschen Kartellwesens sind es, die 
über die bedeutsamste Erscheinung des heutigen Gewerbe¬ 
wesens in der Vereinsschrift urtheilen. Keine einzige Un¬ 
tersuchung, die auf Grund urkundlicher Erforschung den 
Thatbestand darlegt und das Problem rein wissenschaftlich be¬ 
arbeitet, Tendenzarbeiten mit allen ihren Fehlern und 
allen ihren Vorzügen sind es. Das Referat Stiedas ist 
eine knappe, fleissige Zusammenstellung des bekannten 
Materials. Was wir aber vermissen, ist eine grundsätz¬ 
liche Auseinandersetzung über die Unternehmerverbände, 
die als Einleitung den Studien hätte vorausgeschickt werden 
müssen. Der Verein konnte, um seine Unbefangenheit zu 
wahren, durch einen Freund und durch einen Gegner der 
Kartelle das Für und Wider prinzipiell erörtern lassen. 
Dadurch hätte die Veröffentlichung mehr Leben bekommen, 
der Gegenstand wäre klarer und schärfer hervorgetreten, 
es hätte in den Debatten nicht an einem sicheren Leitfaden 
gefehlt. Hier aber versagt die Publikation. 

Lehrreich ist es zu sehen, wie die Wortführer der Ver¬ 
bände die Vortheile des Zusammenschlusses der Industriellen, 
der Verdichtung der Produktionsmittel, der Vereinigung der 
ökonomischen Kräfte auseinandersetzen, wie sie die Vorzüge 
gemeinsamen Handelns, die erzielten Ersparnisse an den faux 
frais der Produktion, die guten Erfolge einer einheitlichen 
Gütererzeugung und eines centralisirten Verschleisses mit 
kräftigen Farben malen. So spricht die vom Manchester¬ 
thum zur Kartellwirthschalt bekehrte Grossindustrie, die 
kraft der Entwickelung des Kapitalismus naturnothwendig 
einer neuen Wirthschaftsweise die Wege ebnet. Jedenfalls 
ist der Kollektivismus zu Nutz und Frommen der Pofitrate 
ein Durchgang zu höheren Produktionsformen. Es versteht 
sich, dass die Engelcke, die Caro, die Zeltner etc. die 
sozialpolitische Seite des Kartellwesens, soweit sie ihrer 
überhaupt erwähnen, vom Standpunkte des Unternehmer¬ 
thums besprechen. Mehr zu erwarten wäre unbillig. Aber 
gerade in einem Werke des Vereins für Sozialpolitik 
hätte das Verhältniss der Kartelle zur Arbeiterfrage cin- 

'l Schriften des Vereins f Sozialpolitik. LXX, .S. 237. 


gehend untersucht werden müssen: der Mangel einer 
prinzipiellen Darstellung zeigt sich hier sinnenfällig. 
Dr. Eduard Schwanhäusser, der Angehörige einer bekannten 
nürnbergischen Fabrikantenfamilie, thut freilich in seinem 
Bemühen, die Dinge rosenfarbig zu schildern, des Guten zu 
viel. Anstatt einfach festzustellen, dass die Vereinigung 
bayerischer Spiegelglasfabriken in bestimmten Zeiträumen 
über ihre Arbeiter regelmässig die Arbeitslosigkeit verhängt, 
dass diese Einschränkung der Produktion nicht blos die 
Hände der Polirwerke freisetzt, sondern auch für die in den 
verwandten Gewerben Beschäftigten eine Unsumme von 
Noth und Leiden herbeiführt, sucht Schwanhäusser den Sach¬ 
verhalt so günstig wie möglich darzustellen. Sind ihm nicht 
die bayerischen P'abrikinspektorenberichte, nicht die amt¬ 
lichen Berichte über die Sanitätsverwaltung im Königreich 
Bayern bekannt? Weiss er nicht, unter welchen erbärm¬ 
lichen Verhältnissen die Glasarbeiter, deren kapitalistische 
Anwender sich zu jenem Kartell vereinigt haben, gerade in 
Bayern leben? Kennt er nicht die in diesem Erwerbszweige 
herrschende Ueberarbeit, die Unterernährung, die Jammer¬ 
volle Behausung, die Gewerbekrankheiten, den kärglichen 
Lohn und die ewig sichere Erwerbsunsicherheit? Weiss 
Herr Schwanhäusser, der doch in Nürnberg lebt, nichts von 
den erst vor wenigen Wochen in Fürth abgehaltenen Glas¬ 
arbeiterversammlungen , wo gegen jene rücksichtslosen 
Maassregeln des Spiegelglaskartells auf das schärfste Ein¬ 
spruch erhoben wurde? Ein Blick in das Nürnberg-Fürther 
Arbeiterblatt, die Fränkische Tagespost, hätte ihn aufklären 
können. Was besagt es denn, wenn die Genossenschaft 
der Polirwerke an 2301 Angestellte während der Arbeits¬ 
einstellung vom 1. Januar bis 31. März 1892 die Woche 
10970 Mark Vergütung gezahlt hat, wenn wir zugleich er¬ 
fahren, dass für das zweite Halbjahr 1893 „keine Vergütung 
mehr gegeben wurde, da die Reservefonds vollständig ver¬ 
braucht und Unterbilanz vorauszusehen war^)"? , Und wie 
hoch waren jene „Entschädigungen“, dazu bestimmt, den 
für den Betrieb nothwendigen Arbeiterstamm — denn darum, 
nicht um humanitäre Rücksichten handelt es sich — mit 
Mühe und Noth festzuhalten? Die Polirmeister, d. h. die 
Vorarbeiter, die Werkführer erhielten die Woche 10 bis 
15 Mark, die Schleifmeister 8 Mark, 414 Polirgesellen und 
442 Schleifgesellen je 5 Mark, 756 Doucirerinnen je 3 Mark. 
310 Brückbuben je 3 Mark die Woche. Für die grosse 
Masse der Arbeiter, die in aufreibender, gesundheitsschäd¬ 
licher Beschäftigung thätig sind, „stellt die gezahlte Ent¬ 
schädigung einen bedeutend höheren Prozentsatz der nor¬ 
malen Verdienste dar als anderwärts, bis 80, ja 100 pCt. 
derselben^)“! Für das zweite Semester 1893 zahlte die 
Genossenschaft indess keine „Vergütung“ mehr . . . 

Ein solch überschwänglicher Optimismus erklärt sich 
aus der Stellung und dem gesellschaftlichen Mittel der 
Herren Verfasser. Man lese nur, zu welch dichterischem 
Schwünge ein so nüchterner Geschäftsmann, wie Herr Karl 
Wittgenstein, Centraldirektor der Prager Eisenindustrie-Gesell¬ 
schaft, der in dem Sammelbande über Schienen- und Stab¬ 
eisenfabrikation in Oesterreich berichtet, sich erheben kann. „In 
den Vereinigten Staaten zahlt man den Arbeiter gut, wenn 
man ihn braucht; es macht sich aber kein Fabrikant den 
leisesten Skrupel darüber, den Arbeiter auf die Strasse zu 
setzen, wenn er seiner nicht bedarf . . . Wir in Oester¬ 
reich und unsere Kollegen in Deutschland können nicht 
ein Werk auf ein halbes Jahr einstellen, um es dann 

wieder arbeiten zu lassen.Und was sollten wir mit 

unseren Arbeitern thun? Selbst wenn ein Fabrikant in 
Oesterreich das Herz hätte, den ganzen Jammer anzu¬ 
sehen, der mit einer solchen Einstellung verbunden ist, er 

*) Schriften d. Vereins f. Sozialpolitik, LX. S. 67. 

-) Ebenda S. 80. 

K!)cnda S. 39 40'\ 
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würde es vor der öffentlichen Meinung nicht wagen.“ Herr 
Wittgenstein scheint von dem steten Wachsthum der in¬ 
dustriellen Reservearmee in Deutschland und Oesterreich 
nichts zu wissen, nichts von den vielen Produktionsein¬ 
schränkungen zahlreicher Gewerbe, nichts von den ausge¬ 
blasenen Hochöfen, fristenden Gruben und stillgesetzten 
Werken, nichts davon, dass auch im Gebiete deutscher 
Zunge „in Geldsachen die Gemüthlichkeit aufhört“, nichts 
davon, dass in seinem engeren Vaterlande der Schub zu 
den beliebtesten Mitteln der Sozialreform von Oben für 
arbeitslose und unbequeme Arbeiter gehört, dass das Werndl¬ 
gewehr in den Revieren der Rothschild und Larisch das 
entscheidende Wort spricht, und dass die öffentliche Mei¬ 
nung, sofern sie die Arbeiterklasse vertritt, der Zensur alle 
Tage zum Opfer fällt. 

Erfreulich ist im Gegensätze zu diesem den That- 
sachen widersprechenden Lyrismus kapitalistischer Dar¬ 
stellungskunst die frische Offenheit, womit Dr. G. Jollos in 
seiner Skizze der Kartelle in Russland die Dinge beim 
rechten Namen nennt. Seine Mittheilungen über die Normi- 
rovka, das Kartell der russischen Zuckerindustriellen, sind 
sehr lesenswerth schon deshalb, weil sie den Eingriff der zari- 
schen Regierung in das Zuckergeschäft Russlands anschau¬ 
lich schildern. 

Ein helles Streiflicht auf das Verhalten der preussischen 
und der deutschen Regierung zu den Unternehmerverbänden 
wirft u. A. die Geschichte des Kalikartells. Wo sich der 
Staat als kapitalistischer Unternehmer an Syndikaten be¬ 
theiligt, wie in Stassfurt, ist ihm für seine Kartellpolitik von 
vornherein ein bestimmter Weg vorgezeichnet. Schienen¬ 
kartell und Kohlenverkaufsverein bestehen dem Fiskus 
gegenüber, der selbst kartellirt ist, auch auf ihren Schein .... 

Die Fortschritte der Kartelle zu hemmen bemüht sich 
nicht blos die Theorie, sondern besonders in der Union 
seit Jahr und Tag die gesetzgeberische Praxis. Und das 
immer wiederkehrende, aus der Natur der Dinge sich er¬ 
klärende Ergebniss aller dieser Versuche? Ein vollkommenes 
Fiasko. Im Widerspruch mit aller Erfahrung kommt das 
Referat Menzels über die wirthschaftlichen Kartelle und 
die Rechtsordnung zu dem Ergebniss, dass gemeinschädliche 
Kartelle durch eine verwaltungsrechtliche Regelung der 
Unternehmerverbände, durch Anzeigepflicht über alle 
entscheidenden Thatsachen und durch Unterstellung der 
Kartelle unter das Korporationsrecht, zu bekämpfen 
seien. 1) Eine rechtswissenschaftliche Utopie, die von der 
Voraussetzung ausgeht, dass die gewaltigen Mächte der 
modernen Wirthschaftsweise sich unter Polizeiaufsicht stellen 
lassen! Was mit dem Menzeischen Vorschläge thatsäch- 
lich erreicht würde, wäre eine Reglementirung des Kartell¬ 
wesens, der erste Schritt zu einer Organisation von Staats¬ 
wegen, zu einer Verstaatlichung der Unternehmerverbände, 
zum Staatsmonopol. Wer die Historie der Syndikate, der 
Trusts genau kennt, weiss auch, dass sie sich proteusartig 
verändern können, dass sie sich jedem Wechsel der Ge¬ 
setzgebung meisterhaft anzupassen vermögen, dass bei 
jedem scharfen Zugriff der öffentlichen Gewalten die alte 
Gestaltung verflüchtigt und an ihrer Stelle ein neues Ge¬ 
bilde ersteht, das gegen Polizeimassregeln hieb- und stich¬ 
fest ist. Menzel verkennt in seiner rein juristischen Auf¬ 
fassung das Wesen der Kartelle, die eine geschichtliche 
Nothwendigkeit des kapitalistischen Produktionsprozesses, 
die moderne Geschöpfe der Grossproduktion sind. Wie 
wenig er die Merkmale der modernen Verbände erfasst hat, 
wie fremd ihm ihr ökonomischer Charakter ist, das zeigen 
seine historischen Ausführungen über die „Gesetzgebung über 
die Kartelle2)“. Bekundet es nicht einen auffälligen Mangel an 
Sachkenntniss, ein Volksgesetz aus der ersten Kaiserzeit 


Altroms und zwei kaiserliche Konstitutionen aus der Gesetz¬ 
sammlung Justinians, die eine aus dem Jahre 473, die zweite 
aus dem Jahre 483 n. Chr., sowie die bekannten Reichs¬ 
abschiede aus dem sechszehnten Jahrhundert als Belege 
dafür anzuführen, „dass sich die Gesetzgebung schon früher 
mit dieser volkswirthschaltlichen Erscheinung beschäftigt 
hat^)“? Zwischen Aufkaufsgesellschaften, Verabredungen 
von Handwerkern, Badewirthen und Werkmeistern und den 
in dem Grunde der höchstentwickelten kapitalistischen 
Waarenproduktion wurzelnden, grosskapitalistischen, zum 
Kampfe gegen die Produktionsanarchie gegründeten Ver¬ 
bänden, die an die Stelle der einzelwirthschaftlichen die 
gemeinschaftliche Betriebsweise auf hoher Stufenleiter setzen, 
besteht eine vollkommene Wesensungleichheit^). Ein Haus¬ 
sklave der Zenonischen Zeit, der lür seinen Herrn den 
Weizen auf der Handmühle zerreibt und ein Mühlenarbeiter, 
der in einer Berliner Dampfmühle, die für den Weltmarkt 
schafft, sein Tagwerk verrichtet, haben nicht mehr Gemein¬ 
sames, als eine verbotene Vereinbarung altrömischer Bade- 
wirthe oder ein Höchstettersches Handelsmonopol mit dem 
deutschen Walzwerksverbande oder dem Rockefellerschen 
Standard Oil Trust. 

Immer stärkeren Einfluss gewinnen die Kartelle auf das 
Wirthschaftsleben, die soziale und ökonomische Macht der 
Verbände steigert sich von Jahr zu Jahr. Sie treten immer 
deutlicher hervor, sie ziehen immer grössere Kreise in den 
Bann ihrer Interessen, die Wirthschaftspolitik und die Sozial¬ 
politik werden mehr und mehr dazu gedrängt, Stellung zu 
jenen Organisationen zu nehmen, die eine neue Epoche in 
der Lebensgeschichte des Kapitalismus ankündigen, den 
Zusammenbruch des Individualismus besiegeln und auf neue 
Pfade und neue Ziele weisen. 

Völlige Klarheit über die Kartelle ist die nächste 
Forderung, die zu stellen ist, eine gründliche, den Grund¬ 
sätzen sozialer Methodologie entsprechende, sachliche, 
unparteiische Erhebung mit Zeugnisszwang, mit kontra¬ 
diktorischem Verfahren, mit special agents für die einzelnen 
Beobachtungsgebiete, mit weitester Oeffentlichkeit. So sicher 
nun die Kartelle einen integrirenden Bestandtheil der 
modernen Wirthschaftsverfassung bilden, so sicher ist es 
auch, dass das Gemeinwohl nicht durch Antitrustgesetze, 
die immer auf dem Papier stehen werden, nicht durch ver¬ 
waltungsrechtliche Maassregeln, mögen sie heissen wie sie 
wollen, gegen die aus der Kartellwirthschaft hervorgehenden 
Uebel geschützt werden kann. Nur eine positive Sozial¬ 
politik schafft Wandel, indem sie die Bahn frei macht für 
eine friedliche Umbildung der Wirthschaftsweise, indem sie 
den Arbeiterschutz in grossem Maassstabe verwirklicht und 
gegenüber den Riesenverbänden der Unterpehmer das Ver¬ 
einigungsrecht der Arbeiter stabilirt wie auf einen rocher 
de bronze. 

Ziehen die leitenden Kreise diese Doppellehre, dann 
ist der wissenschaftlichen Erkenntniss und dpm sozialen 
Fortschritt gleicherweise gedient. An Warnungen und 
Sturmzeichen lässt es der dialektische Prozess der Wirth- 
schaftsgeschichte wahrlich nicht fehlen. 

Berlin. Bruno Schoenlank. 


Die gegenwärtigen sozialpolitischen Aussichten 
in Oesterreich. 

Der Herausgeber des Sozialpolitischen Centralblattes 
meint, dass es für seine Leser von Interesse wäre, zu er¬ 
fahren, was für sozialpolitische Aktionen man jetzt und in 
der nächsten Zukunft in Oesterreich zu erwarten habe. 
Nun gehöre ich nicht zu den Anhängern der heutigen Re- 


V) Referate etc., S. 42 ff. ») A. a. O. S. 30. 

Referat a. a. O. S. 30ft'. -i -iche Schoenlank, Die Kartelle a. a. O. S. 516 ft’. 
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gierung in Oesterreich, also auch nicht zu den Eingeweihten, 
Dennoch will ich es wagen, mit ziemlicher Bestimmtheit den 
sozialpolitischen Aspektus Oesterreichs für die kommende 
Reichsrathssession wenigstens^ zu skizziren. Ich fürchte 
dabei gar nicht, durch die Ereignisse Lügen gestraft zu 
werden. 

Bei den folgenden Erörterungen kann ich mich nur auf 
den Charakter, die Zusammensetzung und die Entstehung 
der gegenwärtigen österreichischen Regierung stützen. Die 
Kenntniss dieser Momente ist aber völlig hinreichend, um 
ein Urtheil zu gewinnen. 

In einigen Wochen ist es ein Jahr, dass Fürst Windisch- 
grätz das neue Ministerum gebildet hat. Es entstand, wie 
bekannt, durch die Koalition der sogenannten grossen Par¬ 
teien. Eingestandenermaassen verdankt es seine Entstehung 
und seine Existenz dem heissen Wunsche dieser alten Par¬ 
teien, ihren „politischen Besitzstand“ zu erhalten, der ja 
durch die Wahlreformvorlage Taaffes gefährdet worden 
war. Das Fundament der neuen Regierung ist also ein 
konservatives schlechtester Art. So hätte es am Ende nichts 
verwunderliches gehabt, wenn die neue Regierung sich als 
einen Hort gegen jeden Umsturz hingeslellt und alles weitere 
Herumfuchteln mit Programmen unterlassen hätte. Auch so 
hätten ihm gewisse Theile des satten Bürgerthums und des 
hungrigen Adels zugejubelt. Das ging aber leider nicht. 
Das Ministerium Taaflfe hatte eine Erbschaft hinterlassen, 
die durchaus übernommen werden musste. Was an sozial¬ 
politischer Gesetzgebung in Oesterreich vorhanden ist, 
stammt aus der Zeit der Regierung Taaffe’s. In der Fort- 
und Ausbildung dieser Gesetzgebung waren in jeder Session 
der letzten zehn Jahre Regierungsvorlagen eingebracht 
worden. Von diesen lag noch ein Theil unerledigt vor. 
Dann hatte das Ministerium Taaflfe grosse Reformvorschläge 
hinterlassen, wie das neue Strafgesetz und die neuen Steuer¬ 
gesetze. Und das schlimmste von allen war die Wahl¬ 
reform. Zwar hatten sich die Parteien zusammengefunden, 
um Taaflfe eben seiner Wahlreformvorlage wegen zu stürzen. 
In demselben Augenblicke aber, als er gestürzt war, be¬ 
merkten die koalirten Parteien und die aus ihnen hervor¬ 
gegangene Regierung, dass auch die Erbschaft der Wahl¬ 
reform übernommen werden müsse. Ja die allgemeine 
öffentliche Meinung, die gegenüber dem Falle Taaflfe’s er¬ 
freut oder theilnamslos sich verhielt, war doch ohne alle 
Ausnahme von der Nothwendigkeit einer Wahlreform durch¬ 
drungen. Und so stark war diese allgemeine Meinung, dass 
die neue Regierung sich moralisch genöthigt sah, die Frage 
der Wahlreform an die Spitze seines Programmes zu stellen. 
Sonst wurde in diesem Programme, wie ja das so üblich 
ist, in mehr weniger schönen Worten alles gute ver¬ 
sprochen. Aber wenn man näher zusah, es war alles, alles 
Erbschaftsinventar. Nur eines war wirklich ganz neu. Das 
hatte noch keine österreichische Regierung versprochen. 
Es wurde auch mit frenetischem Jubel vom Abgeordneten¬ 
hause aufgenommen. Das war das Versprechen der „Offen¬ 
heit und Wahrheit.“ Dieses Versprechen hatte mehrere 
gute Seiten. Erstens kostete es nichts. Nicht das geringste. 
Zweitens wusste man, dass es im Grunde niemand, der im 
politischen Leben Bescheid wusste, ernst nehmen werde. 
Gar niemand. Weder Freund noch Feind. Drittens machte 
die Phrase gewaltig viel Staat. Und sie klang so gut. Auch 
musste man doch etwas haben, wodurch man sich vom 
Ministerium Taaflfe sichtlich unterschied. Und mit einem 
Schlage konnte man vielen gewohnheitsmässig dunkeln 
Köpfen klar machen, was uns fehle. Nicht, wie viele bis¬ 
her gemeint hatten: politische und religiöse Freiheit, Schutz 
der Armen, mit einem Worte: moderne Institutionen. Nein: 
bloss „Offenheit und Wahrheit.“ Und wir warten schon 
ein Jahr lang auf die Folgen der Offenheit und der Wahr¬ 
heit. Nicht doch, auf die Offenheit und Wahrheit selbst 
warten wir. Und irehr als eine Gelegenheit ist vorüber¬ 


gegangen, bei der das Ministerium Offenheit und Wahrheit 
zu zeigen unterlassen hat. 

Vor allem hat es aber bisher unterlassen, seinen sozial¬ 
politischen Eifer zu zeigen. Es wäre denn, dass man die 
Ausdehnung der Unfallversicherung sehr hoch anschlagen 
wollte. Aber erstens ist sie ein Erbstück und zweitens er¬ 
füllt sie auch bescheidene Wünsche nicht. 

Sofern die Handhabung der Vereins- und Versammlungs¬ 
gesetze, sowie des Pressgesetzes sozialpolitisch bedeutsam 
ist, kann die jetzige Regierung nicht für sich in Anspruch 
nehmen, dass sie einsichtsvoller, verständiger und moderner 
sei, als die Regierung Taaflfe. Der Justizminister Graf 
Schönborn ist bis in die Knochen klerikal und feudal zu¬ 
gleich. Er hat sich einer fühlbaren Reform der Presse er¬ 
folgreich entgegengestellt. Marquis Baquehem, der Minister 
des Innern, ist ein Beamter, der den alten Schimmel der 
Autorität noch weiter zusammen reitet und nichts gethan hat, 
um der in Oesterreich straflos grassirenden Willkür der 
politischen Behörden zu steuern. Seinen vollen Charakter 
hat er gezeigt bei den Debatten über die Vorgänge in Fal- 
kenau und Ostrau. Man weiss nun, wessen man sich von 
ihm zu versehen hat. Er wird skrupellos die staatliche 
Autorität dem Unternehmerthum zur Verfügung stellen. Ein 
solcher Minister des Innern muss naturgemäss ein Hemm- 
niss jeder ernsten Sozialreform sein. 

Die grossen Gesetzvorlagen, insbes. das Straf- und die 
Steuergesetze harren noch der Erledigung. Zweifellos 
haben diese beiden Gesetzeskomplexe auch grosse sozial¬ 
politische Bedeutung. Die Steuergesetze sind übrigens im 
Ausschüsse gegenüber der ursprünglichen Vorlage schon 
mannigfach verschlechtert und Finanzminister Plener ist 
daran nicht unschuldig. Ob sie trotz der Verschlechterung 
zur Berathung ins Haus noch kommen werden, ist sehr un¬ 
gewiss. Noch sind die Widerstände der regierenden Par¬ 
teien, denen selbst diese Reform zu radikal ist, zu gross. 
Das Strafgesetz soll wirklich noch in diesem Jahre zur 
Plenarberathung kommen. Man bangt aber vor den De¬ 
batten im Hause. Denn wenn auch Klerikale und Liberale 
heute einen Bund geschlossen haben, so wird es trotzdem 
kaum zu verhindern sein, dass doch noch vorhandene 
Gegensätze bei dieser Gelegenheit zur Aussprache kommen. 
Jede solche Aussprache aber muss dieses Ministerium 
fürchten, denn sie kann der Beginn der Auflösung der 
Koalition werden. Die sozialpolitisch bedenklichen Seiten 
der neuen Strafgesetz Vorlage sind schon einige Male hervor¬ 
gehoben worden. Sie werden ja auch bei der Berathung 
beleuchtet werden. Vielleicht gelingt es dann auch, ins¬ 
besondere die die Koalitionsfreiheit der Arbeiter be¬ 
drohenden Bestimmungen zu eliminiren. Sollte also wirk¬ 
lich das Strafgesetz in der kommenden Session noch zur 
parlamentarischen Behandlung kommen, dann ist wohl für 
Anderes wenig Zeit mehr. Man wird noch etwa das Gesetz 
betr. die Arbeitsstatistik erledigen, das dürfte dann alles 
sein. Möglicherweise ist das schon zu optimistisch und das 
Ministerium sucht durch lange Landtagssessionen die Zeit 
für die Sitzungen des Reichsrathes möglichst zu be¬ 
schränken. 

Was aber ist’s, so fragt im Grunde alles, der eine 
herausfordernd, der andere scheu und verlegen, was ist’s 
mit der Wahlreform? Dem grossen Pompe, mit dem sie 
angekündigt wurde, entspricht eigentlich doch nicht der 
weitere Verlauf. Bedenklicher noch wird die Sache, wenn 
man sich erinnert, dass die Hauptarbeit in den Händen des 
Ministers des Innern liegt, dem man in allem das grösste 
Misstrauen wird entgegenbringen müssen. Dass die Wahl¬ 
reform die dermalen wichtigste sozialpolitische Frage in 
Oesterreich ist, läugnet kaum jemand. Aber die „grossen“ 
Parteien sind kaum noch in das Stadium der Vorberathung 
eingetreten. Man wartet augenscheinlich, ob sich die Frage 
nicht versumpfen lasse. Auch scheint man einzusehen, dass, 
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falls man nicht zum allgemeinen gleichen und direkten 
Wahlrecht oder zu einer Erweiterung des Systemes der 
Interessenvertretung übergehen wolle, der Vorschlag Taaffe’s 
eigentlich der vernünftigste war. Das allgemeine, gleiche 
und direkte Wahlrecht will man natürlich nicht. Schaffung 
einer neuen Interessengruppe wäre man nicht abgeneigt. 
Aber erstens ist es schwierig, eine geeignete Grundlage 
für diese Interessengruppe zu finden, zweitens weiss man 
sich damit im feindlichsten Gegensatz zur organisirten 
Arbeiterschaft. Das Dilemma ist für die Regierung und die 
regierenden Parteien recht unangenehm. Da will man sich 
auf manchen Seiten damit trösten, dass die Wahlrechts¬ 
bewegung zu erlahmen beginne. Das ist nun eine traurige 
Selbsttäuschung. Die Arbeiterschaft Oesterreichs hat eine 
schwere Periode hinter sich. Eine Reihe grosser Strikes 
und nicht zum mindesten eine fast systematische Verfolgung 
aller führenden Persönlichkeiten, die zu Gefängnissstrafen 
geführt haben oder führen werden, haben die organisirte 
Arbeiterschaft in einem fort in Athem gehalten. Nichts¬ 
destoweniger haben in Wien und in den Provinzen fort¬ 
während grosse Demonstrationskundgebungen für das allge¬ 
meine gleiche und direkte Wahlrecht stattgefunden. Aber 
die Arbeiterschaft Oesterreichs ist klug geführt und thut 
dem Ministerium nicht den Gefallen, Ausschreitungen zu 
begehen. Sie versteht auch zu warten. Aber in einem 
ganz anderen Sinne als das Ministerium. Es ist heute schon 
offenkundig: der Besonnenheit der Arbeiter steht die Ohn¬ 
macht und das Misswollen der Regierung gegenüber. Wer 
da der provozirende Theil ist, ist klar. 

Im Augenblicke, da ich diese Betrachtungen schliessen 
will, fällt mir ein, dass ich das wichtigste beinahe vergessen 
habe. Man spricht davon, dass der Handelsminister Graf 
Wurmbrand das Haus mit einer Gewerbenovelle überraschen 
wolle. Wir werden da etwas Merkwürdiges erleben. Graf 
Wurmbrand ist jene höhere Einheit, in der sich die Förde¬ 
rung der modernen hohen Entwickelung der Industrie zu¬ 
sammenfindet mit der Rettung veraltetster Formen des 
Gewerbelebens. In seiner Vorlage, die zu erwarten steht, 
wird jeder etwas für sich finden. Graf Wurmbrand hofft 
auch offenbar dadurch das kleine Bürgerthum, das christlich¬ 
sozial ist oder wird, für die Koalition zu gewinnen. Also 
gar so schlimm schaut es mit der Sozialreform nicht aus. 
Graf Wurmbrand wird die Regierung herausreissen. Der 
kleine Mann wird gerettet und zugleich gewonnen, und die 
Stellung der Regierung wird befestigt. Und schliesslich 
ist doch das letzte die Hauptsache. 

Wien. E. Pernerstorfer. 


Soziale Wirthschaftspolitik und Wirthschafts- 
statistik. 

Ein Attentat auf die deutschen Landarbeiter. 

Merkwürdiger Weise ist bisher die öffentliche Be¬ 
sprechung eines Gesetzentwurfes gänzlich unterblieben, der, 
ein echtes Kind unserer Zeit, die Regelung der Verhält¬ 
nisse der umfangreichsten Arbeiterklasse, die wir in Deutsch¬ 
land haben, vom einseitigen Unternehmerstandpunkt aus 
beabsichtigt. Während agrarische Einflüsse fortgesetzt die 
eingreifendsten Regierungsentschliessungen beeinflussen, 
während unten die agitatorische Thätigkeit für die länd¬ 
lichen Arbeiter mit Recht immer intensiver betrieben wird, 
geht die Oeffentlichkeit achtlos an einem umfassenden und 
wohl vorbereiteten Plane vorüber, den ich von vornherein 
als ein ungeheuerliches Attentat auf die ländliche Arbeiter¬ 
klasse in Deutschland bezeichnen möchte. Ich meine den 
vom „Verband zur Besserung der ländlichen Arbeiterver- 
verhältnisse im Gebiete des landwirthschaftlichen Central¬ 
vereins der Provinz Sachsen“ u. s. w. im Juli 1893 fertig- 
gestellten Entwurf eines Reichsgesetzes, „betreffend die 
Regelung der landwirthschaftlichen Arbeiterverhältnisse.“ 
Schon die zu Halle a. S, am 15. Dezember 1892 abgehal¬ 


tene Generalversammlung dieser Unternehmerorganisation 
hatte beschlossen gehabt, die Ausarbeitung einer fünfglie¬ 
drigen Kommission und dem jetzt zum Direktor des „Bundes 
der Landwirthe“ vorgerückten Verbandsanwalt Dr. Suchs¬ 
land zu übertragen. Im Juli 1893 wurde der Entwurf im 
Wortlaut und mit Motivirung einer beschränkten Oeffent¬ 
lichkeit übergeben. Der Verband genehmigte in seiner 
Generalversammlung vom 14. Dezember 1893 den Gesetz¬ 
entwurf, und auch der deutsche Landwirthschaftsrath be¬ 
schloss in seiner 22. Plenarversammlung vom März 1894, 
den Bundesrath zu ersuchen, „in Erwägung zu ziehen, in¬ 
wieweit auf dem Wege der Reichsgesetzgebung den in dem 
Gesetzentwurf (des sächsischen Verbandes) gemachten Vor¬ 
schlägen Rechnung getragen werden, welche Theile durch 
Reichsgesetz, welche durch besondere landesgesetzliche 
Regelung im Sinne der in dem Entwurf niedergelegten 
Wünsche geordnet werden können.“ Damit ist der Entwurf 
juris publici geworden, Ueber die einschlägige Beschluss¬ 
fassung des Bundesrathes ist freilich noch Nichts bekannt. 
Vielleicht erklärt sich dies aus dem Nachfolgenden. 

„Der vorliegende Gesetzentwurf soll lediglich ein Spe¬ 
zialgesetz sein. Ebenso wie die Gewerbeordnung die spe¬ 
ziellen Verhältnisse der Industrie zusammenfasst, soll durch 
dieses Gesetz eine einheitliche Regelung für das Deutsche 
Reich für das Arbeiterrecht der Landwirthschaft ins Auge 
gefasst werden. Die Regelung der Gesindeverhältnisse 
bleibt dabei absichtlich ausser Betracht. Einmal würde dies 
den Umfang der Arbeit erheblich vermehren und die 
Schwierigkeiten, die dem Gesetz sich bei seiner Verwirk¬ 
lichung in den Weg stellen werden, in völlig unnöthiger 
Weise, vielleicht sogar von an sich befreundeter Seite, ver- 
grössern . . .“ Sodann aber „würden vermuthlich bei 
dieser Materie partikularistische Anschauungen mit Zähig¬ 
keit festgehalten werden. Deshalb erscheint es richtiger, 
diese Rechtsmaterie im Einzelnen ausser Betracht zu lassen.“ 
So die Motive des Entwurfs zu §§ 9 und 10. Diese Stelle 
liefert die schärfste Charakteristik der Unternehmerab¬ 
sichten, welche der jetzige Direktor des „Bundes der Land¬ 
wirthe“ in dem Entwurf verkörpert hat. Die Absichten 
gehen nach zwei Richtungen: alle Gesindeordnungen, auch 
die veraltetsten, werden ausdrücklich aufrecht erhalten — 
und: die Verhältnisse der übrigen ländlichen Arbeiter, 
der Tagelöhner und Wander - Arbeiter, werden mög¬ 
lichst nach Analogie der Gesindeordnungen reichsgesetz¬ 
lich geregelt. Insofern ist dem Ganzen eine Art 
fürchterlicher Konsequenz nicht abzusprechen. Wer 
es über sich gewinnt, für die Aufrechterhaltung der 
bestehenden Gesindeordnungen einzutreten, giebt ja dadurch 
schon implicite zu verstehen, dass er die Rechtsanschauungen, 
von denen diese Gesetze ausgehen, heute noch für richtig 
hält und ihre Anwendung auf andere Arbeitsverhältnisse 
wünschen muss. Was bedeutet aber das Stehenbleiben auf 
dem Rechtsboden der Gesindeordnungen? Nichts mehr 
und nichts weniger, als das Streben nach Wiederaufhebung 
der sozialen und rechtlichen Gleichstellung von Unter¬ 
nehmer und Arbeiter, die das Ergebniss der Kulturentwicke¬ 
lung des ganzen letzten Jahrhunderts ist. Selbst das Ge- 
sindeverhältniss hat heute meist aufgehört, jenes Familien- 
verhältniss zu sein, als dessen entsprechender Ausdruck die 
aus der ersten Hälfte dieses Jahrhunderts stammenden 
Rechtsbestimmungen noch halbwegs gelten konnten. Zu 
den übrigen landwirthschaftlichen Arbeitern aber steht der 
landwirthschaftliche Unternehmer heute beinahe in einem 
noch loseren Verhältniss, als der industrielle; als Beleg ge¬ 
nügt der Hinweis auf die Saisonverträge mit Massengruppen 
von Wanderarbeitern, bei denen sich eine ganze Reihe von 
Zwischenunternehmern eingeschoben hat. Auf dieses lose 
Verhältniss lediglich zu Gunsten des Unternehmers die ju¬ 
ristische Fiktion des Gesindeverhältnisses anwenden zu 
wollen, ist ein so gewaltsames Beginnen, dass das Still¬ 
schweigen des Bundesrathes auf diese und ähnliche frühere 
Eingaben sich hoffentlich schon aus diesem Punkte erklärt. 
Die preussische Gesindeordnung vom 8. November 1810 
enthält bekanntlich u. a. den berühmten § 77: „Reizt das 
Gesinde die Herrschaft durch ungebührliches Betragen zum 
Zorn und wird in selbigem von ihr mit Scheltworten oder 
geringen Thätlichkeiten behandelt, so kann es keine ge¬ 
richtliche Genugthuung fordern.“ Dazu passt es denn auch, 
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dass die Motive des jetzigen Gesetzentwurfes zu § 27 
triumphirend hervorheben: „Für die landwirthschaftlichen 
Arbeiter Preussens gilt die Koalitionsfreiheit bisher über¬ 
haupt noch nicht. Der § 3 des Gesetzes vom 24. April 
1854 bestraft die Koalition.“ Also nicht genug, dass sich 
die Urheber des Entwurfes stillschweigend auf den Stand¬ 
punkt der vollkommenen Rechtlosigkeit des ländlichen 
Arbeiters stellen und stumm an den lauten Rufen nach der 
Aufhebung solcher Vorschriften vorübergehen, die im 
schroffsten Widerspruch zu den thatsächlich gewordenen 
sozialen Verhältnissen stehen — sie können sich sogar das 
Vergnügen nicht versagen, mit schlecht verhehlter Schaden¬ 
freude auf die vollkommene juristische Machtlosigkeit der¬ 
jenigen Arbeiterklasse hinzuweisen, auf welche sie ein un¬ 
erhörtes Attentat begehen wollen. Nimmt man dazu den 
Ton der ganzen Motive, die mit agitatorischen Phrasen 
reich gespickt sind, so hat man den abstossenden, all¬ 
gemeinen Eindruck, den dieser agrarische Vorstoss macht, 
ungefähr in sich aufgenommen. 

Die Einzelbestimmungen des vorgeschlagenen Gesetzes, 
„betreffend die Regelung der landwirthschaftlichen Arbeiter¬ 
verhältnisse“, lassen sich aus ihren 50 Paragraphen in drei 
Hauptrubriken bringen. Sie betreffen die Einführung von 
Arbeitsbüchern für alle Landarbeiter, Strafmassregeln 
gegen den Bruch des Arbeitsvertrages und die Anordnung 
eines ortspolizeilichen Ausnahmeverfahrens in ländlichen 
Arbeitersachen. 

Das berühmte obligatorische Arbeitsbuch, das sich die 
Bergarbeiter, auch so eine besonders gedrückte Arbeiter¬ 
klasse, noch in der Form der Abkehrscheine gefallen lassen 
müssen, das die übrigen industriellen Arbeiter mit Erfolg 
abgewehrt haben und das nach der Reichsgewerbeordnung 
nur die minderjährigen Arbeiter zu führen haben, soll hier 
die Grundlage der „Verbesserung“ landwirthschaftlicher 
Arbeiterverhältnisse werden. § 16 lautet: „Landwirth- 
schaftliche Arbeiter dürfen nur beschäftigt werden, wenn 
sie mit einem Arbeitsbuch versehen sind.“ Die Ortspolizei¬ 
behörde stellt dasselbe aus, der Unternehmer verwahrt es 
während der Dauer der Beschäftigung, er trägt Zeit und 
Ort des Eintritts und Austritts, Jahr und Tag des Vertrags¬ 
abschlusses und Art der Beschäftigung ein; bei Eintragung 
„unzulässiger Vermerke“ und „grundloser“ Verweigerung 
der Aushändigung hat der Arbeiter einen Entschädigungs¬ 
anspruch gegen den Unternehmer, der jedoch erlischt, 
„wenn er nicht innerhalb vier Wochen nach seiner Ent¬ 
stehung im Wege der Klage oder Einrede geltend gemacht 
ist“ (§21). Hand in Hand mit der Wanderung des Arbeits¬ 
buches aus dem Gewahrsam des einen Unternehmers in 
dasjenige des nächsten soll eine behördliche Kontrole gehen. 
Der Arbeiter ist vom Unternehmer bei der Ortsbehörde des 
letzteren anzumelden. Dabei soll „der Ort des letzten aus 
dem Arbeitsbuch ersichtlichen Arbeitsverhältnisses“ ange¬ 
geben werden. Aehnlich bei der Abmeldung, wo auch noch 
der Arbeiter abmeldepflichtig und gezwungen sein soll, „den 
Ort seines zukünftigen Arbeitsverhältnisses wahrheitsge- 
mäss“ anzugeben. Die Ortsbehörde des neuen Arbeits¬ 
verhältnisses aber soll immer der Ortsbehörde des 
früheren vom jetzigen Aufenthalt des Arbeiters amtliche 
Nachricht geben. Die Motive zu diesen Paragraphen 
verweisen auf das Meldewesen bei der Krankenver¬ 
sicherung als ihr Vorbild. Sie irren aber. Abgesehen 
davon, dass die Meldungen bei den Versicherungsstellen 
zum Besten der Arbeiter und ihrer Versorgung in Krank¬ 
heitsfällen zu machen sind, nicht aber zur Controle des 
ganzen Lebenslaufes im Interesse der Unternehmer — es 
erfolgt bei der Krankenversicherung auch keine amtliche 
Mittheilung einer Neuanmeldung an frühere Versicherungs¬ 
stellen. Das Vorbild des agrarischen Vorschlags ist viel¬ 
mehr das Registerverfahren im Strafprozess, bei welchem 
die Heimathsbehörde alle Vorstrafen gerichtlich Verurtheilter 
verzeichnet. Der Entwurf substituirt einfach dem öffent¬ 
lichen Interesse, das im Strafprozess vorwaltet, das private 
Interesse des Unternehmers an der Verfolgung eines miss¬ 
liebigen Arbeiters, und nimmt dann für dieses Unternehmer¬ 
interesse den ganzen Apparat amtlicher Aufenthaltskontrole 
in Anspruch. Die Begründung sagt das Uebrige: „Gerecht¬ 
fertigt wird dies Verlangen durch die tägliche Erfahrung, 
dass bei der jetzt herrschenden Freizügigkeit und dem durch 


die Eisenbahn ungeheuer erleichterten Verkehr der Aufent¬ 
halt einer Person ohne ein geordnetes Meldewesen über¬ 
haupt nicht festzustellen ist. Dieser Umstand ist für die 
Geltendmachung von Rechtsansprüchen insofern ausschlag¬ 
gebend, als die Rechtsverfolgung nur dann möglich ist, 
wenn man den Aufenthalt des Schuldners kennt.“ Die 
Berufung aut die Petition eines Zittauer Gewerbevereins 
von 1874 muss die „Motivirung“ für die Einführung des 
Arbeitsbuches ersetzen. Und damit das Netz, aus dem der 
Landarbeiter nicht entrinnen soll, sich vollständig schliesse, 
sollen auch Industrielle bei Vermeidung von Ordnungs¬ 
strafen Arbeiter, die vermuthlich aus der Landwirthschaft 
kommen, nur gegen Vorzeigung des Arbeitsbuches mit 
ordnungsmässigem Eintrag in Beschäftigung nehmen dürfen. 
Der Ring der Unternehmer wäre dann geschlossen. Bei¬ 
läufig haben wirklich bereits preussische Eisenbahndirektoren 
im Frühjahr 1894 auf höhere Anweisung die Anordnung 
getroffen, dass keine Arbeiter, namentlich keine ländlichen, 
mehr angenommen werden, die nicht durch ein Zeugniss 
nachweisen können, dass sie im Wege gesetzlicher Kündigung 
ihr früheres Arbeitsverhältniss aufgegeben haben. Man sieht, 
die agrarischen Anregungen sind theilweise bereits auf 
fruchtbaren Boden gefallen. 

Weniger verwickelt erscheinen die geplanten Vorschrif¬ 
ten über Bestrafung des Kontraktbruches. Voraussetzung für 
ihre Anwendbarkeit soll nach § 8 allerdings sein, dass der 
Arbeitsvertrag schriftlich abgeschlossen oder von Seiten des 
Arbeiters eine einseitige schriftliche Erklärung vollzogen 
wurde. Hier ist der Grundsatz der Schriftlichkeit des 
Arbeitsvertrages eingeführt, wie ihn die Gewerbeordnung 
durch die obligatorische Arbeitsordnung anerkannt hat. Da¬ 
gegen wäre schliesslich nichts einzuwenden, wenn nur auch 
die Gleichheit der Rechte mit Bezug auf den Inhalt des 
Arbeitsvertrages garantirt würde. Hier tritt aber wieder 
die einseitige Tendenz des Entwurfes zu Tage. Der Unter¬ 
nehmer soll den Arbeiter auch sofort entlassen können, 
wenn sich der letztere „eines lüderlichen Lebenswandels“ 
oder „einer vorsätzlichen und rechtswidrigen Sachbeschädi¬ 
gung zum Nachtheile des Arbeitgebers oder eines Unter¬ 
nehmers schuldig macht“. Gründe, aus denen der Arbeiter 
die Arbeit nicht sofort verlassen kann, wenn sie auf Seite 
des Unternehmers eintreten. Und dann die Bestrafung des 
Kontraktbruchs! Geldstrafe bis zu 150 Mark und Haft bis 
zu 6 Wochen, letztere „in erster Linie“, wenn der Arbeiter 
„im Bewusstsein der Vertragswidrigkeit gehandelt hat“, sind 
auf Antrag des Unternehmers in lieblicher Auswahl zu ver¬ 
hängen. Daneben kann bis zur Höhe des ortsüblichen 
Wochenlohnes eine „Busse“ erkannt werden. Das Unglaub¬ 
lichste aber leistet § 27: „Der Vertragsbruch landwirth¬ 
schaftlicher Arbeiter wird mit Gefängniss bis zu einem 
Jahre bestraft, wenn sie mittels Vertragsbruches die Arbeit¬ 
geber zu gewissen Handlungen oder Zugeständnissen zu 
bestimmen suchen, indem sie die Einstellung der Arbeit 
oder die Verhinderung desselben bei einzelnen oder 
mehreren Arbeitgebern unter einander verabreden oder 
zu einer solchen Verabredung andere auffordern. Die An¬ 
stifter hierzu unterliegen einer Gefängnissstrafe bis zu 
zwei Jahren, auch wenn sie keine landwirthschaftlichen 
Arbeiter sind. Hierbei macht es keinen Unterschied, ob der 
Vertrag schon angetreten war oder nicht.“ Die preussischen 
Gesetzgeber von 1854 mit ihrem einfachen Coalitions- 
verbot für Landarbeiter sind Stümper geg^en die Urheber 
dieses neuen § 27. Einen Versuch, die Strafbarkeit des 
Vertragsbruchs zu begründen, machen sie dort, wo von der 
ebenfalls strafbaren Anstiftung und von der Begünstigung 
die Rede ist. Es heisst da: „Der Vertragsbrüchige Arbeiter 
entzieht dem Arbeitgeber die Arbeitsleistung, worauf der 
Arbeitgeber durch den Vertrag ein festes Recht hat, das 
bereits ein Bestandtheil seines Vermögens geworden w'ar. 
Hierin liegt die Analogie zum Diebstahl. Beim Dieb¬ 
stahl handelt es sich um körperliche, bewegliche Sachen. 
Beim Vertragsbruch handelt es sich um Entziehung der Ar¬ 
beitskraft, die als ein vermögenerzeugender Faktor den 
Gegenstand des Rechtes des Arbeitgebers bildet.“ Die 
psychologisch interessante Motivenstelle endigt in dem 
Satz: „Sobald dem Arbeiter bewusst ist, dass er bei keinem 
anderen Arbeitgeber Arbeit findet, muss er wohl oder übel 
den Entschluss fassen, seinen früheren Arbeitgeber wieder 
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aufziisuchen.“ Das psychologische Interesse aller dieser 
Aeusserungen liegt darin, dass sie lediglich die heute noch 
bei unseren Agrariern lebendige Ueberzeugung wieder¬ 
spiegeln: „Der Arbeiter gehört uns nicht bloss mit seiner 
für unbestimmte Zeit vermietheten Arbeitskraft, sondern 
er gehört uns ganz als willenlose Person." Daher die 
verrätherische Analogie mit dem Diebstahl. Eine solche 
Anschauung steht aber zur modernen bürgerlichen Rechts¬ 
ordnung mindestens ebenso revolutionär, wie die Bewegung 
von 1B48 zum Feudalstaat. Nur dass sie mit dem Mantel 
formaljuristischer Deduktionen verkleidet wird, während der 
Feudalstaat bei seinen bürgerlichen Gegnern offen und ehr¬ 
lich auf die brutale Macht pochte. Nur als Scherz ist es 
daher aufzufassen, dass der Entwurf in genau korrespon- 
direnden Paragraphen die für den Vertragsbruch der Ar¬ 
beiter vorgeschlagenen Bestimmungen wortwörtlich für die 
Unternehmer wiederholt. Dass die ökonomische Ueber- 
macht des Unternehmers solcher Bestimmungen einfach 
spottet, war dem Urheber des Entwurfs natürlich nicht be¬ 
kannt. Wegen der thatsächlichen Begründung ihrer 
Vorschläge haben sie sich überhaupt keine unnöthigen 
Schmerzen gemacht. Als heiterer Beweis dafür mag die 
Thatsache dienen, dass der Verbandsvorstand im De¬ 
zember 1893 um Material über vorgekommene Vertrags¬ 
brüche „recht dringend" und „schleunigst" bat, da die 
„Durchführung (?) des Gesetzes (?) zum grossen Theil davon 
abhängt“; der Gesetzentwurf selber war aber schon seit 
Juli 1893 fertig und gedruckt. 

Die gewöhnlichen Gerichte sind natürlich nach Ansicht 
der Agrarier nicht die richtigen Behörden zur Durchführung 
solcher Bestimmungen. Schon bei der Begründung der 
Strafbarkeit des Vertragsbruches in jedem Falle, ohne Rück¬ 
sicht auf Fahrlässigkeit oder Böswilligkeit zu § 24, leuchtet 
die Missstimmung gegen die bürgerlichen Gerichte durch. 
Ehe einige sinnlose Ausfälle gegen Lasker und Brentano 
kommen, die jenen Unterschied gemacht haben wollen, 
heisst es in den Motiven: „Absichtlich hat man sich auf 
den Standpunkt gestellt, dass für die Strafbarkeit nicht die 
richterliche Feststellung entscheidend sein soll . . . wollte 
man diesen Standpunkt einnehmen, so würde man es dem 
freien richterlichen Ermessen überlassen, jedesmal festzu¬ 
stellen, ob im Einzelfall die Strafbarkeit des Arbeiters ein- 
treten soll." Vermuthlich trauen die Urheber des Entwurfs 
selbst den jetzigen Richtern noch kein rechtes Verständniss 
für ihre oben skizzirte Diebstahlstheorie bezüglich des Kon¬ 
traktbruches zu. Sie hoffen dasselbe aber wohl mit grös¬ 
serem Recht bei ihresgleichen zu finden, und so soll denn, 
„wenn der Antrag (auf Bestrafung des Kontraktbruches, 
Busse etc.) rechtzeitig gestellt worden ist seitens des be¬ 
theiligten Arbeitgebers, die Ortspolizeibehörde als vorläu¬ 
fige Rechtsspruchbehörde in Thätigkeit treten“ — „ein 
Amt, das in den altpreussischen Provinzen der Amtsvor¬ 
steher inne hat", also der Gutsbesitzer, wie es einige Zeilen 
weiter oben heisst. Binnen drei Tagen hat die Ortspolizei 
ihren „Rechtsspruch" zu fällen, binnen einer Woche nach 
erfolgter Zustellung muss bereits Berufung an das ordent¬ 
liche Gericht eingelegt werden, wenn die Rechtskraft nicht 
eintreten soll. Den Vorzug der Einfachheit, den es bei¬ 
spielsweise mit der Inquisition des Mittelalters theilt, hat 
das vorgeschlagene Verfahren wohl sicher, ebenso den, dass 
es fehlerlos im Interesse der ländlichen Unternehmer funk- 
tioniren würde. Aussicht auf Einführung aber doch kaum, 
da die soziale Erregung, welche es auf das Land tragen 
dürfte, selbst den heutigen Gesetzgebern nicht so wesenlos 
erscheinen wird, wie dem selbstherrlichen Grundbesitzer- 
thume. Ich möchte vielmehr zum Schluss an eine Bemer¬ 
kung anknüpfen, die selbst von den Urhebern dieses Ent¬ 
wurfes nicht umgangen werden konnte. Sie fühlten das 
Bedürfniss der Entschuldigung vor einer anderen, diesmal 
wahrhaft volksthümlichen Einrichtung. „Man hätte daran 
denken können, besondere landwirthschaftliche Gerichte 
vorzuschlagen .... ähnlich den Gewerbegerichten . . . . 
Wenn . . . abgesehen ist, dieser Idee Geltung zu ver- 
schaflen, so beruht das auf der Erwägung, dass eine jede 
derartige Neuerung die baldige Regelung der diesbezüg¬ 
lichen Verhältnisse ins Ungewisse verzögert.“ Etwas un¬ 
klar zwar — aber halten wir uns an das Deutliche. Es 
giebt ein Mittel, die „Verzögerung" des Besseren, dem man 


doch wegen der blossen Verzögerung nicht das Schlechtere 
unterschieben soll, auf ein Mindestmaass herabzudrücken. 
Ich hoffe, dass die deutschen Arbeiter, die demnächst of¬ 
fiziell über die Landarbeiterfrage verhandeln, gleich ihren 
französischen Kameraden in dem neuen „Programme agri- 
cole du parti ouvrier“ ländliche Gewerbegerichte als ihre 
dringendste Forderung für die Landarbeiter aufpflanzen. 
Rührigere Mitkämpfer können sich die Urheber des Ent¬ 
wurfs nicht wünschen. Das Attentat auf die deutschen 
Landarbeiter wird hoffentlich abgewehrt, die ländlichen Ge¬ 
werbegerichte bleiben — dann war die Mühe des Entwurfs 
doch nicht umsonst! 

Frankfurt a. M. Max Quarck. 

Zur neuen Berufsstatistik im Deutschen Reich. 

Nach der in maassgebenden Kreisen herrschenden 
Stimmung zu schliessen, kann wohl kaum mehr ein Zweifel 
daran aufkommen, dass im nächsten Jahre, und zwar am 
5. Juni, endlich wieder einmal eine Berufs- und Gewerbe¬ 
zählung zur Ausführung gelangt. Diese Botschaft ist an 
sich schon mit Freuden zu begrüssen, sie gewinnt aber 
dadurch erheblich noch an Werth, dass dem Anschein nach 
an der am 1. Dezember nächsten Jahres bevorstehenden 
Volkszählung trotzdem festgehalten werden soll. Damit ist 
aber die Möglichkeit einer, wenn auch losen Verknüpfung 
beider Zählungen und infolgedessen der Erlangung längst 
erwünschter Aufschlüsse über die Lage des Arbeitsmarktes 
ermöglicht. Da nämlich für beide Zählungen zweifellos die¬ 
selbe Eintheilung der Zählbezirke bestehen bleibt, so kann 
es kaum irgend nennenswerthe Schwierigkeiten bereiten, 
der Volkszählung im Dezember eine abermalige, indessen 
nur auf die Zahl der in den einzelnen Betrieben beschäftigten 
Personen sich erstreckende Gewerbezählung anzuschliessen. 
Denn da die Adressen der selbstständigen Gewerbetreibenden 
vom Juni her für jeden Zählbezirk bekannt sind und die 
einstweilen eingetretenen Veränderungen unschwer zu er¬ 
mitteln sein dürften, Hesse sich mit Leichtigkeit eine Zählung 
des in den einzelnen Betrieben beschäftigten Personales 
anschliessen. Dabei dürfte sich allerdings eine etwas weiter¬ 
gehende Spezialisirung des Personales als die 1882 ange¬ 
wendete empfohlen. Eines Hinweises auf die Wichtigkeit 
eines Vergleiches der derart im Juni und Dezember er¬ 
haltenen Ergebnisse bedarf es nicht. Gewinnt man doch 
durch einen solchen ein Bild der Lage des Arbeitsmark¬ 
tes für jedes einzelne Gewerbe im Sommer und Winter 
des kommenden Jahres, demnach nicht nur einen Ueberblick 
über den Einfluss der Saisonarbeit, sondern einen tiefen 
Einblick in den Umfang der Arbeitslosigkeit überhaupt. Ob 
man von einer genaueren Erforschung der beruflichen Ver¬ 
hältnisse und einer daraus entspringenden Vergleichbarkeit 
mit den Juni-Ergebnissen sich viel versprechen darf, erscheint 
fraglich, immerhin dürfte vielleicht eine genau präcisirte 
Frage nach der Dauer der Arbeitslosigkeit im Hauptberuf 
nicht von vorne herein von der Hand zu weisen sein. Wie 
dem aber auch sein oder werden mag, auf eine Bezugnahme 
der beiden Zählungen zu einander im Interesse der Sozial¬ 
statistik müsste unter allen Umständen hingearbeitet werden. 
Vielleicht regen diese Zeilen geeignetere Vorschläge zur 
Verbindung b^eider Zählungen an, als den oben gemachten, 
auf Grund deren dann im nächsten Jahre mit aller Energie 
dafür eingetreten werden kann, dass die günstige Gelegenheit, 
einen tiefen Blick in unser Wirthschaftsleben zu thun, dies¬ 
mal nicht verpasst wird. 

Oldenburg. Sigmund Schott. 

Zur Frage der Gewinnbetheiligung in England. 

Ueber die Betheiligung der Arbeiter am Unternehmer¬ 
gewinn bringt ein kürzlich von D. F. Schloss i) der Arbeits¬ 
abtheilung des englischen Handelsministeriums erstatteter Be¬ 
richt reiches Material, das Beachtung verdient. Forschen 
wir nach den ersten Anfängen dieses wirthschaftlichen Experi¬ 
mentes, so finden wir, dass bereits im Jahre 1829 Lord 
Wallscourt einen Versuch damit auf einer in Irland gele¬ 
genen, 100 Acres grossen Farm unternahm und nach sieb- 

0 Report by Mr. D. F. Schloss on Profit-sharing. London. 
1894, Eyre and Spottiswoode. 8®. VIII u. 198 S. 
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zehnjähriger Erfahrung äusserte, dass es sich durch die Ver¬ 
knüpfung der Interessen der Arbeiter mit jenen des Gutes 
als ausserordentlich erfolgreich bewährt habe. Der erste 
Schriftsteller, welcher für das System eingetreten ist, scheint 
der englische Nationalökonom Babbage gewesen zu sein, 
und zwar in seinem 1832 erschienenen Buche „On the 
Economy ofMachinery and Manufactures". Fügen wir dem 
hinzu, dass nicht nur die Gesammtzahl aller zurückliegenden 
und gegenwärtigen Gewinnbetheiligungsversuche in England 
weit grösser ist als in irgend einem Lande sonst, dass auch 
die Anzahl der englischen Firmen, welche das System zur 
Zeit bethätigen, nach den Schloss’schen Angaben die ent¬ 
sprechende Ziffer irgend eines anderen Landes der Welt 
übersteigt, so erscheint der Anspruch Leclaire’s, der das 
Prinzip erst 1842 in seinem Geschäft einführte, als „Vater 
der Gewinnbetheiligung“ zu gelten, unbegründet und muss 
diese Art der Ablöhnung des Arbeiters als spezifisch 
englisches Produkt gewürdigt und darf nicht auf anderen 
Ursprung zurückgeführt werden. 

Berücksichtigt man nun die seit jenen Anfängen ver¬ 
flossene Zeit, so überrascht einigermaassen, dass die gegen¬ 
wärtige Zahl der Geschäftsfirmen aller Art, welche das 
System in Grossbritannien anwenden, nur 101 beträgt, 
und dass selbst mit Einschluss des so kennzeichnen¬ 
den Beispiels der „South Metropolitan Gas Company“ 
diese Betriebe nicht einmal ganz 30000 Arbeiter beschäf¬ 
tigen. Welchen Ursachen ist diese sehr beschränkte Aus¬ 
dehnung des Systems zuzuschreiben? Sicherlich rührt 
sie nicht daher, dass das System vielleicht nur in einer be¬ 
sonderen Klasse von geschäftlichen Unternehmungen an¬ 
wendbar wäre, denn wir finden es, und anscheinend von 
Erfolg begleitet, in allen gewerblichen Betrieben, in 
kleinen wie grossen Etablissements. So beispielsweise im 
Wagenbau, in der Seifen- und Kerzenindustrie, in der 
Kunsttischlerei, im Verlagsgeschäft, im Braugewerbe, in der 
Konservenindustrie, in der Seilerei, in der Ziegel- und 
Kachelfabrikation, im Tuchgewerbe u. s. w., ein Beweis für 
die Mannigfaltigkeit der Betriebe, in welchen das System 
Eingang gefunden. Bemerkt zu werden verdient hierbei 
jedoch, dass es in der Baumwollindustrie, bekanntlich eine 
Festung der Gewerkvereine, Gewinnbetheiligung nicht giebt, 
während sie im weit weniger stark organisirten Woll- 
gewerbe in geringem Maasse vorkommt. Und dieser Um¬ 
stand veranlasst uns, die Haltung der Gewerkvereine gegen¬ 
über dem Gewinnbetheiligungssystem ins Auge zu fassen. 

Von einigen Ausnahmen abgesehen, wird dieses System 
von den Gewerkvereinen gemissbilligt, was unstreitig und 
in hohem Grade beigetragen hat, ihrem Umsichgreifen 
Einhalt zu thun und ihre Entwickelung einzudämmen. 
Die Gewerkvereine erheben folgende Einwände: Man hält 
es nicht für richtig, dass die Angestellten die Angaben des 
Unternehmers über die Höhe des Gewinnes hinnehmen 
müssen, ohne Mittel zu besitzen, sich von ihrer Richtigkeit 
zu überführen und ferner, dass Arbeiter, die entlassen 
werden oder das Unternehmen freiwillig verlassen, ihr Recht 
auf Tantieme einbüssen sollen. Missfällig betrachtet man 
den Modus der Gewinnbetheiligung, wo ein Geschäft Löhne 
unter dem Gewerkvereinssatz zahlt; ausserdem soll jene in 
au.sserordentlichem Maasse Ueberstunden zeitigen und den 
Arbeiter in unzulässiger Weise bedrücken. Auch wird ge¬ 
sagt, dass unter ihr die Unabhängigkeit des Arbeiters 
Schaden leide, und dass sie zur Unterwürfigkeit gegen den 
Unternehmer führe. Kurzum, man betrachtet diese wirth- 
schaftliche Maassnahme als eine Gefahr, darauf hinaus¬ 
laufend, die Macht der Gewerkvereinsorganisation zu unter¬ 
graben. Daher sehen wir in den Industrien, welche dem 
Einflüsse der Gewerkvereinsbewegung unterstehen, die 
Weiterentwickelung der Gewinnbetheiligung durch gewaltige 
Hindernisse gehemmt. Aber selbst in nicht organisirten 
Industrien und auch dort, wo jener Gegensatz fehlt, kann 
das System, was wir betonen müssen, anscheinend nur unter 
besonderen Verhältnissen Erfolg haben. Es ist im hohen 
Maasse abhängig von der „persönlichen Gleichung“: von der 
entsprechenden Gesinnung desUnternehmers, von der Geneigt¬ 
heit der Angestellten — Eigenschaften, die selten vereinigt 
anzutreflen sind. Unter den günstigsten Umständen begonnen, 
erwies es sich schliesslich als ein bedauerlicher Missgriff, 
und man berichtet von einundfünfzig in England vorge¬ 


kommenen Fällen, wo man das System als unthunlich auf¬ 
gegeben hat. Erinnern wir uns indessen, dass der wärmste 
Verfechter der Einrichtung sich nie hat einfallen lassen, sie 
als vor jedem geschäftlichen Missgeschick sicher hinzu¬ 
stellen. Im grossen Ganzen scheint es, als ob in Zukunft 
die Gewinnbetheiligung vorwiegend nur in Geschäften An¬ 
wendung finden wird, die bereits aussergewöhnliche Erfolge 
erzielt haben und nicht in um ihre Existenz ringenden 
Unternehmungen. 

Von vorstehenden Erwägungen abgesehen, halten ein¬ 
sichtige Beurtheiler die Gewinnbetheiligung für ein System, 
das als ein trügerisches Mittel zur Lösung der Arbeiterfrage 
angepriesen wird. Mit Recht verwerfen sie die Tendenz, 
den bestimmten Lohnsatz der Arbeiter in Einkommen um¬ 
zuwandeln, das sich mit den Schwankungen des Marktes und 
den Wechselfällen der Industrie, auf deren Leitung sie keinen 
Einfluss üben können, ändert. 

London. Stephen N. Fox. 


Politische Arbeiterbewegung. 


Kongress der französischen Sozialdemokratie in Nantes. 

Vom 14. bis 17. September hat in Nantes der 12. Kongress 
der französischen Arbeiterpartei getagt. Der Besuch war 
ein ausgezeichneter, besonders gut vertreten waren die 
Städte Calais, Lille, Roubaix, Tourcoing, Cherbourg, 
Fourmies, Armentieres, Le Havre, Montlu^on, Orleans, 
Tours, Roanne Carmaux, Bordeaux, Cahors, Nimes, Beau- 
caire, Alais, Marseille. 

Die Tagesordnung lautete nach ihrer endgiltigen Fest¬ 
setzung: 1. Bericht des Nationalraths der Partei. 2. Allge¬ 
meine Aktion der Partei (parlamentarische Thätigkeit, 
Wahlen, Presse, Propaganda). 3. Die für die Arbeiter und 
den Sozialismus durch die Ausnahmegesetze vom Dezember 
1893 und Juli 1894 geschaffene Lage. 4. Der Sozialismus 
und die Strikes. 5. Das bäuerliche Eigenthum und die 
ökonomische Entwickelung. 6. Die Leiden der Landwirth- 
schaft und die von den kapitalistischen Regierungen vorge¬ 
schlagenen Heilmittel. 7. Aenderung und Ergänzung des 
landwirthschaftlichen Parteiprogramms von Marseille. 8. Die 
Departementswahlen von 1895. 9. Verschiedenes (See¬ 

mannsfrage etc.). 

Von den Beschlüssen des Kongresses sind die wichtig¬ 
sten der auf die Stellung der Partei zu Strikes und insbe¬ 
sondere dem Generalstrike bezügliche und die Formulirung 
eines agrarischen Programms. Auf das bestimmteste nahm 
der Kongress Partei gegen die Phantasmagorie eines 
Generalstrikes. 

In Bezug auf die Stellung des Kongresses zur Land¬ 
frage liegen uns eingehendere Berichte noch nicht vor. 
Wir beschränken uns vorläufig auf folgende Mittheilung des 
Vorwärts: Was das Programm anbelangt, hat der Kongress 
demselben mehrere Ergänzungsartikel angefügt, deren wich¬ 
tigste die Abschaffung der Grundsteuer für die ihr Gut 
selbst bebauenden Eigenthümer, die Freiheit der Jagd und 
des Fischfangs, selbstverständlich mit all den die Fisch- 
und Wildproduktion, sowie die Sicherstellung der Ernten 
sichernden Maassnahmen verlangen. 

Kongress der spanischen Sozialdemokratie. In Madrid 
tagte vom 29. August bis 1. September der vierte Kongress 
der sozialdemokratischen Arbeiterpartei Spaniens. Etwa 
300 Genossen und Genossinnen nahmen an den Verhand¬ 
lungen Theil. Es wurde ein neuer Organisationsentwurf 
berathen und angenommen. 

In Bezug auf die Parteipresse wurde beschlossen, dass 
vorläufig nur ein einziges offizielles Parteiorgan erscheinen 
soll, unbeschadet der jedem Genossen gewährten Freiheit, 
auf seine Kosten so viel sozialistische Blätter herauszugeben, 
als er nur will. Dann w’urde ein Antrag des Genossen 
Iglesias angenommen, nach welchem auf dem nächsten inter¬ 
nationalen Sozialistenkongresse die spanische Abordnung 
das Mandat haben soll, die Herausgabe eines vierteljährlich 
erscheinenden internationalen Bulletins zu beantragen, welches 
einen Ueberblick über die gesammte sozialistische Bewegung 
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enthalten soll. Die in Zürich ausgesprochene Verurtheilung 
des Generalstrikes soll streng aufrecht erhalten werden. 
Genosse Iglesias verlas dann das Manifest, das die Kon¬ 
gressabgeordneten an die spanischen Arbeiter richten und 
von welchem einstweilen 30000 Exemplare gedruckt werden 
sollen. Als Sitz des Landesausschusses wurde Madrid ge¬ 
wählt. Der nächste Kongress soll in Malaga stattfinden. 
Zum Vorsitzenden des Landesausschusses und zum Leiter 
des Parteiorgans wurde einstimmig Genosse Iglesias er¬ 
nannt. 


Gewerkschaftliche Arbeiterbewegung. 

Verbot der gewerkschaftlichen Organisation in Sachsen. 

Eine Art offiziöser Antwort auf die unter dieser Ueber- 
schrift vom Sozialpolitischen Centralblatt in No. 50, III. Jahr¬ 
gang vom 10. d. M. veröffentlichte Notiz bringt die halb¬ 
amtliche Leipziger Zeitung unterm 14. d. M. in folgender 
Form: 

„Aus Chemnitz geht uns ohne Unterschrift Folgendes zu- 
Bei Besprechung der polizeilichen Maassregcln, welche wäh¬ 
rend der letzten Zeit in Chemnitz und Umgegend gegenüber 
den Zahlstellen und örtlichen Organisationen sozialdemokra¬ 
tischer Gewerkschaften ergriften worden sind, ist in der Presse 
vielfach, so u. A. in dem Sozialpolitischen Central¬ 
blatt, die irrthümliche Meinung vertreten gewesen, dass es 
sich um ein Einschreiten gegen „reine" Gewerkschaftsorgani¬ 
sationen handle. Wenn hierunter solche Organisationen ver¬ 
standen werden, welche sich ausschliesslich im Rahmen von 
§ 152 der Gewerbeordnung bewegen, d. h, nur die „Erlangung 
günstiger Lohn- und Arbeitsbedingungen insbesondere mittels 
Einstellung der Arbeit" bezwecken, so würden sie schon durch 
die angezogene Gesetzesvorschrift vor jeder Beanstandung ge¬ 
schützt sein. Die Gewerkschaften, deren örtliche Organisa¬ 
tionen aufgelöst worden sind, haben aber nicht bloss thatsäch- 
lich in ihren Versammlungen und Vereinszusammenkünften 
die politische Agitation im Sinne der Sozialdemokratie geduldet 
und getrieben, sondern ihre statutenmässigen Zwecke gehen 
auch vielfach und in wesentlichen Punkten über den geschützten 
Rahmen von § 152 der Gewerbeordnung hinaus. So nennt 
z. B. der Textilarbeiterverband unter seinen Angaben: Vor¬ 
nahme statistischer Ermittelungen über Lohn- und Arbeiter¬ 
verhältnisse etc., Regelung des Verkehrs- und Herbergwesens, 
unentgeltlichen Rechtsschutz bei gewerblichen Streitigkeiten 
und dergl. Ebenso unterhalten und vertreiben die meisten 
dieser Gewerkschaften eigne im parteipolitischen Sinne wir¬ 
kende Verbandszeitschriften, Unter solchen Umständen fallen 
diese Gewerkschaften unter das Verbot der Verbindung und 
Vereinsgliederung in § 24 des sächsischen Vereinsgesetzes und 
die Polizeibehörden sind nach § 25 des Gesetzes nicht nur be¬ 
fugt, sondern schlechterdings verpflichtet, ihre örtlichen Orga¬ 
nisationen aufzulösen.“ 

Da in unserer früheren Notiz die Kgl. Amtshauptmann¬ 
schaft in Chemnitz genannt und eine von ihr erlassene Ver¬ 
fügung wörtlich mitgetheilt war, so geht man wohl kaum 
fehl, wenn man vermuthet, dass die obige Antwort eben¬ 
falls von dieser Behörde stammt. Dadurch gewinnt aber 
die ganze Angelegenheit ein eigenthümliches Interesse. Es 
ergiebt sich, dass die sächsische Behörde eine völlige 
Schwenkung in der Begründung ihres eigenthümlichen Vor¬ 
gehens vollzogen hat. In ihrer unterm 10. d. M. von uns 
mitgetheilten Verfügung stellt die Chemnitzer Amtshaupt¬ 
mannschaft schon das Bestreben der Textilarbeiter, Zweig- 
vercinc eines Verbandes, zu bilden oder Vertrauensmänner 
eines solchen zu wählen, die miteinander in Verkehr stehen 
und öffentliche Angelegenheiten erörtern, als ungesetzlich 
und im Widerspruch mit dem sächsischen Vereinsgesetz 
stehend, hin. Sie gründete mit anderen Worten damals 
ihre Maassregeln vollständig auf formalistische Dinge. Wir 
sagten hierzu: „Das Verbot der Einsetzung von Vertrauens¬ 
männern ist offenbar ungesetzlich; cs kann keiner Arbeiter¬ 
gruppe verwehrt werden, solche Vertrauensleute in öffent¬ 
lichen Versammlungen zu wählen und fortlaufend mit ihnen 
zu verkehren. Auch kann eine „Gesetzesumgehung“ um¬ 
möglich strafbar sein, denn sie bedeutet ja gerade eine 
Anpassung an das Gesetz.“ Diesen Einwurf, der sich aller¬ 
dings auf die durch § 152 des Reichsgewerbeordnung ga- 
rantirte Koalitionsfreiheit zu gewerkschaftlichen Zwecken 
stützt, muss die Chemnitzer Behörde als zutreft'end an¬ 
erkennen. Sie thut es ausdrücklich in einem der ersten 


Sätze ihrer obigen Kundgebung, und sie thut es dadurch’ 
dass sie zur Deckung ihres ungesetzlichen Standpunktes 
eine vollständige Frontveränderung vornimmt. Sie be¬ 
hauptet nämlich jetzt, wovon in ihrer früheren Verfügung 
kein Wort gesagt war, einmal, dass der Textilarbeiterver¬ 
band und andere Gewerkschaften in Sachsen „politische 
Agitation“ getrieben hätten, und weiter, dass die statuten¬ 
mässigen Zwecke jener Organisationen „über den geschützten 
Rahmen von § 152 der R.G.O. hinausgingen.“ Für die „poli¬ 
tische Agitation“ der Gewerkschaften fehlt jeder Nachweis; 
darauf ist also Nichts zu erwidern. Was aber als Beleg 
für das „Hinausgehen über den Rahmen des § 152“ ange¬ 
führt wird, hält einer ernsten Betrachtung in keiner Weise 
Stand. Statistische Erhebungen über Lohn- und Arbeits¬ 
verhältnisse, Pflege des Herbergswesens, Rechtsschutz in 
gewerblichen Streitigkeiten u. s. w. sind lauter Dinge, die 
streng unter die gewerkschaftlichen Kampfmittel zur Er¬ 
langung günstigerer Arbeits- und Lohnbedingungen im Sinne 
des § 152 der R.G.O. fallen. Lohnkämpfe ohne solche 
organisatorische Vorbereitungen würden zu anarchistischen 
Putschen und plötzlichen Hungerrevolten führen, und man 
muss sich füglich wundern, dass eine Königl. Sächsische 
Amtshauptmannschaft die Arbeiter indirekt auf einen sol¬ 
chen Weg führt. Die Besonnenheit der Arbeiter sichert 
uns allerdings glücklicher Weise vor solchen Folgen. 
Die Konsequenzen des von der Behörde jetzt neu einge¬ 
nommenen Standpunktes sind also nicht weniger eigenthüm- 
lich, wie die „Begründung“, mit welcher sie ihre Maass¬ 
nahmen zuerst versah. Es läge im allgemeinen Interesse, 
wenn diese sachlichen Auseinandersetzungen dazu bei¬ 
trügen, dass die sächsische Behörde auf Maassregeln Ver¬ 
zicht leistete, die durch Gesetze nicht zu rechtfertigen sind 
und nur den praktischen Erfolg haben können, die Ar¬ 
beiter von geordneter organisatorischer Arbeit zu tumul- 
tuarischen Ausbrüchen ihrer Verbitterung zu treiben. 


Unternehmerverbände. 

Internationales Kartell der Buchdruckereibesitzer. 

„Der Verein schweizerischer Buchdruckereibesitzer hat laut 
„Helv. Typogr.“ mit dem deutschen Buchdruckerverein ein 
Uebereinkommen abgeschlossen, das bis auf weiteres Fol¬ 
gendes bezweckt: 1. Gegenseitigkeit in Bezug auf die Un¬ 
terstützungskassen für die Gehülfen, insbesondere der Reise¬ 
unterstützung. 2. Internationale Regelung des Arbeitsnach¬ 
weises und Unterstützung bei Strikemllen durch Vermittlung 
von Arbeitskräften und sonstige sich nothwendig machende 
Vereinbarungen. 3. Möglichst einheitliche Regelung der 
Arbeitszeit, der Arbeitslöhne und des Lehrlingswesens. 
4. Austausch technischer Erfahrungen und Förderung eines 
gegenseitigen Musteraustausches.“ Der deutsche Buch¬ 
druckerverein ist derselbe, über dessen Vorkehrungen zur 
Lehrlingsfrage kürzlich (No. 48) an dieser Stelle berichtet 
wurde, wozu berichtigend bemerkt werden muss, dass der 
Verein nicht erst seit 1890, sondern bereits seit 1869 be¬ 
steht; er ist nur seit dem letzten Buchdruckerstrike und 
seit Aufhebung der Tarifgemeinschaft mehr als früher mit 
sozialpolitischen Vorschlägen an die Oeffentlichkeit getreten. 
Dass dieser Verein jetzt gewisse Abmachungen mit den 
schweizer Unternehmern trifft, beweist, wie naturgemäss 
sich beim heutigen Stand des Verkehrs internationale ge¬ 
werbliche Beziehungen ergeben, die man den Arbeitern so 
oft zum Vorwurf macht. 


Arbeiterschutzgesetzgebung und Gewerbe¬ 
inspektion. 

Maximalarbeitstag für Frauen im Meiereibetriebe. 

Nach unwidersprochenen Zeitungsmeldungen wird dem 
Bundesrath seitens der preussischen Regierung der An¬ 
trag gemacht werden, auf Grund des § 139a Abs. 1 
No. 4 der Reichsgewerbe-Ordnung zu gestatten, dass in 
Meieren während der Zeit vom 1. April bis 30. September 
Arbeiterinnen über 16 Jahre an allen Werktagen schon von 



626 


SOZIALPOLITISCHES CENTRALBLATT. 


No. 52, 


4 Uhr Morgens ab und bis 10 Uhr Abends beschäftigt 
werden dürfen, sofern im Uebrigen die Vorschriften des 
§137 Abs. 2 bis 5 der Gewerbeordnung innegehalten werden. 
Weitergehende Ausnahmen, wie verlängerte Beschäftigungs¬ 
zeit in den Wintermonaten für die Vorabende der Sonn- 
und Festtage, oder noch darüber hinaus, Beginn und Ende 
der Arbeitszeit ebenso wie für die Sommermonate festzu¬ 
setzen, sollen nur für die einzelnen Betriebe auf Grund des 
§ 139 Abs. 2 durch den Reichskanzler selbst zugelassen 
werden können. Diejenigen Meiereien, die auch für die 
Wintermonate Ausnahmen wünschen, müssen nach dieser 
Richtung besondere Anträge stellen. Die letzteren An¬ 
deutungen erwecken den Anschein, als wahrte der preus- 
sische Antrag beim Bundesrath die Interessen des Arbeiter¬ 
schutzes in ausgiebigem Maasse. In Wahrheit liegt hier 
wieder einmal ein Beweis der übergrossen Hinneigung 
des preussischen Handelsministeriums zur Nachgiebig¬ 
keit gegenüber Unternehmerinteressen vor. Der elfstün- 
dige Maximalarbeitstag für Arbeiterinnen in Meiereien 
und Molkereien ist für ganz Deutschland eingeführt. 
Keine andere Bundesregierung hat einen Antrag auf 
Abschaffung desselben für die Sommersaison gestellt; nur 
die preussische Regierung ergreift auch hier wieder die 
Initiative zur Verschlechterung des Arbeiterschutzes. Und 
auf Grund welchen Materials? Die letzten Jahresberichte 
der preussischen Gewerberäthe geben hierüber interessante 
Auskunft. Der Gewerberath für Cassel schreibt ausdrück¬ 
lich: „Besondere Erhebungen, welche in höherem Aufträge 
darüber angestellt werden, ob bei dem Betriebe der 35 im 
Regierungsbezirk vorhandenen Molkereien das Bedürfniss 
zu Tage trete, weibliche Arbeiter in der Zeit von früh 4 Uhr 
bis Abends 10 Uhr zu beschäftigen, führten zu einem 
negativen Ergebniss, da die Gründe, welche eine einzige 
Molkerei gegen jede zeitliche Begrenzung in Molkereien 
geltend zu machen versuchten, nach der Natur des Be¬ 
triebes nicht für stichhaltig angesehen werden konnten.“ 
So das sachverständige Gutachten eines preussischen 
Regierungsrathes im Westen, der nicht weniger als 35 
Molkereien zu beaufsichtigen hat. Aber sein Votum ist dem 
preussischen Handelsminister offenbar nicht ausschlaggebend 
erschienen. Was bei der Zentralstelle Gehör und Ver- 
ständniss gefunden hat, das ist die Stimme eines ost- 
preussischen Gewerberathes. Dieser Beamte bringt in 
seinem letztjährigen Berichte die Gutsbesitzer-Beschwerden 
über den Maximalarbeitstag für Molkereiarbeiterinnen (männ¬ 
liche Arbeitskräfte seien „erheblich theurer“) zu so be¬ 
redtem Ausdruck, dass man im Handelsministerium nicht 
hat widerstehen können. Herr von Berlepsch will den 
östlichen Grundbesitzern im denkbar weitesten Maasse ent- 
gegenkommen. Absatz 4 des angezogenen § 139a ermäch¬ 
tigt den Bundesrath, Ausnahmen so zuzulassen, dass die 
tägliche Arbeitszeit 13 Stunden, an Sonnabenden 10 Stunden 
nicht überschreitet. Nach der Zeitungsmeldung sollen die 
ländlichen Unternehmer diese 13 Stunden auf die ISstündige 
Zeit von 4 Uhr Morgens bis 10 Uhr Abends vertheilen 
können, sodass den Arbeiterinnen sage und schreibe 
6 Stunden Schlafzeit übrig bleiben. Zieht man in Betracht, 
dass ländliche Betriebe von den Aufsichtsbeamten ohnedies 
schwerer beaufsichtigt werden können und dass nicht abzu¬ 
sehen ist, was die unter die Fuchtel eines spekulativen 
Meiereiverwalters stehenden Arbeiterinnen mit dem Rest 
von 5 Stunden anders machen sollen, als ihn ebenfalls zur 
Arbeit neben den nöthigsten Essenszeiten zu verwenden, 
so hat man einen Begriff von den Folgen zu denen der 
preussische Antrag, falls ihm stattgegeben würde, führen 
dürfte. Die übrigen deutschen Bundesregierungen müssten 
sich eine sozialpolitische Ehre daraus machen, den preussi¬ 
schen Antrag im Bundesrath rund abzulehnen. 


Regelung der Arbeitszeit im Ostrauer Kohlenrevier. 

ln dem durch die Konflikte von Anfang d. J. bekannten 
Mährisch - Ostrauer Kohlenrevier bestand bisher auf den 
meisten Schächten die Gepflogenheit, dass einschliesslich 
der Zu- und Abfahrtzeiten dreimal in der Woche acht 
Stunden und dreimal zwölf Stunden gearbeitet wurde, so 
dass die gesammte Arbeitszeit in der Woche 60 Stunden 
betrug. Bei der zwölfstündigen Schicht müssen nach den 


Bestimmungen des österreichischen Gesetzes zweistündige 
Ruhepausen Platz greifen, welche nach Auskunft der Unter¬ 
nehmer bei den verschiedenen Arbeitern zu verschiedener 
Zeit abgehalten wurden, je nachdem es die Arbeitsgelegen¬ 
heit und der Uebergang von einer Thätigkeit zur anderen 
ergab.“ Die Bergbehörde verfügte nun vor Kurzem, dass 
die Ruhepausen bei sämmtlichen Arbeitern zur gleichen 
Zeit eintreten sollten. Da sich nunmehr die achtstündige 
Schicht nicht mehr als hinreichend „rentabel“ im Sinne der 
Werksbesitzer erwies, so beschlossen diese, die achtstündige 
Schicht überhaupt abzuschaffen und zur allgemeinen zehn¬ 
stündigen Schicht überzugehen. Danach beträgt die Ar¬ 
beitszeit zuzüglich der Ein- und Ausfahrt ausnahmslos zehn 
Stunden und die gesammte Arbeitszeit in der Woche stellt 
sich angeblich unverändert auf 60 Stunden. In den Gruben 
des Erzherzogs Albrecht setzten die Arbeiter jedoch dieser 
Schichtregelung Widerstand entgegen und begehrten dasFest- 
halten an der bisherigen Arbeitszeit. Die Bergleute er¬ 
klärten namentlich, dass sie an Samstagen und an Tagen, 
welche einem Feiertage vorausgehen, nicht zehn Stunden 
arbeiten könnten, weil sie zur Abwickelung häuslicher Ver¬ 
richtungen eine gewisse Zeit brauchten, und begehrten für 
diese Tage die Herabsetzung der Schicht auf acht Stunden. 
.Die Leitung der Erzherzog Albrecht’schen Schächte ist dem 
Wunsche der Arbeiter nachgekommen und hat wiederum 
die alte Schichteintheilung eingeführt, wobei jedoch gemäss 
den Anweisungen der Bergbehörde die Ruhepausen durch¬ 
wegs gleichzeitig zu bestimmter Stunde abgehalten werden. 
Dieser Vorgang ist charakteristisch für das Verfahren der 
österreichischen Zechenbesitzer und symptomatisch dafür, 
dass die Arbeitszeit in den Bergwerken schon durch eine 
lose Organisation der Bergleute unter sonst günstigen Um¬ 
ständen innerhalb vernünftiger Grenzen gehalten werden 
kann. 


Arbeiterversicherung. 


Die Reform der Unfallversichenmg in Deutschland. 

2. Die Organisation. 

So oft im Laufe der letzten Jahre von der Nothwen- 
digkeit, die Unfallversicherung auf Handwerk, Handel und 
Fischerei auszudehnen, ernsthaft die Rede gewesen ist, so 
oft ist auch betont worden, dass hierbei von der berufs¬ 
genossenschaftlichen Organisation durchaus abgesehen wer¬ 
den müsse. Für jeden, der einige Kenntniss von der Praxis 
erworben hatte, lagen ja die Mängel der berufsgenossen¬ 
schaftlichen Organisation bei Kleinbetrieben allzu klar auf 
der Hand! Schon für die Land-und Forstwirthschaft blieben 
die Berufsgenossenschaften eigentlich nur noch dem Namen 
nach bestehen; und so brach sich denn mehr und mehr — 
selbst bei denen, die die berufsgenossenschaftliche Organisation 
zuerst mit Freude begrüsst hatten — die Ueberzeugung 
Bahn, dass den Berufsgenossenschaften nur eine kurze Lebens¬ 
dauer gewährt sein würde. Man musste in ihnen immer 
mehr Verbände erkennen, die nur der Grossindustrie auf 
den Leib geschnitten waren, und die sich daher für alle 
tiefer greifenden sozialpolitischen Aufgaben als unbrauchbar 
erwiesen — was besonders bei der organisatorischen Ge¬ 
staltung der Alters- und Invaliditätsversicherung greifbar 
hervortrat. Mancher hatte nun wohl gehofft, dass bei dieser 
Sachlage die erwartete Erweiterung der Unfallversicherung 
zugleich eine gründliche Reform der Organisation bringen 
würde. Alle diese Hoffnungen sind durch die im Juni d. J. 
veröffentlichten Gesetzentwürfe über die Abänderung und 
Erweiterung der Unfallversicherung zerstört worden. Aller¬ 
dings hat man es nicht vermocht, die berufsgenossenschaft¬ 
liche Organisation auf das ganze neu erschlossene Gebiet 
zu übertragen; aber man hat doch versucht, für sie hier zu 
retten, was zu retten war, und im alten Gebiet von jeder 
eingreifenden Reform Abstand genommen. 

Der Erweiterungsgesetzentwurf stellt neben die Berufs¬ 
genossenschaften neue organisatorische Gebilde, die den Na¬ 
men Unfallversicherungsgenossenschaften führen. Diese Un¬ 
fallversicherungsgenossenschaften sind Verbände, die alle die¬ 
jenigen versicherungspflichtigen Betriebe eines Bezirks (Pro¬ 
vinz, Bundesstaat etc.) mit Ausnahme der Reichs- und Staatsbe- 
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triebe umfassen, die keiner Berufsgenossenschaft angehören. 
Zu diesen Verbänden werden in der Regel die unter das Er¬ 
weiterungsgesetz fallenden Betriebe vereinigt. Einzelne Be¬ 
triebszweige können jedoch auch Berufsgenossenschaften 
bilden oder sich schon bestehenden Berufsgenossenschaften 
anschliessen. Andererseits können die auf Grund der 
früheren Gesetze gebildeten Berufsgenossenschaften gewisse 
Kleinbetriebe abstossen und den Unfallversicherungsgenossen¬ 
schaften überweisen. Die Geschäfte der Unfallversicherungs¬ 
genossenschaften werden im allgemeinen von Beamten ge¬ 
führt, die von den Landesregierungen oder Kommunalver¬ 
bänden ernannt werden — wobei allerdings gewählten Mit¬ 
gliedern der Genossenschaft eine gewisse Mitwirkung ge¬ 
sichert wird. Die Verwaltung kann auch auf Antrag 
der Genossenschaftsversammlung dem Vorstande der In- 
validitäts- und Altersversicherungsanstalt des Bezirks oder 
den Organen der landwirthschaftlichen Unfallversicherung 
übertragen werden. Die Beiträge sollen nach dem Kapital¬ 
deckungsverfahren erhoben werden und zwar als Zuschläge 
zu öffentlichen Abgaben oder nach der Zahl der Vollarbeiter 
jedes Betriebes. 

Beide Arten von Genossenschaften, die, wie man sieht, 
in der That grundverschieden sind, sollen nun neben- oder 
vielmehr durcheinander arbeiten. Hierdurch müssen aber 
geradezu unerträgliche Zustände entstehen. Die Stabilität 
eines Betriebes ist um so geringer, je kleiner der Betrieb 
ist, und sie verschwindet schliesslich ganz bei Betrieben, 
die nur noch eines geringen oder gar keines stehenden 
Kapitals mehr bedürfen. Dieser wichtige Gesichtspunkt 
scheint bei der Organisationsfrage ganz übersehen zu sein. 
Es sollen nämlich — so unglaublich es klingt für die 
neu zu bildenden Genossenschaften Kataster angelegt werden, 
die, nach Gemeinden angeordnet, sämmtliche den Genossen¬ 
schaften angehörige Betriebsunternehmer enthalten. Wer 
die Fülle der Katasterarbeiten kennt, die bereits bei jetzt 
bestehenden Berufsgenossenschaften, die viele Kleinbetriebe 
umfassen, zu bewältigen sind, der — ja, der weiss einfach 
nicht mehr, was er zu diesem Vorschlag sagen soll. Die 
in Aussicht genommenen Kataster nur einigermaassen in 
Ordnung zu halten, wird eine Arbeit erfordern, deren Umfang 
gar nicht abzusehen ist. Das grosse Volk der Schreiber, 
die Papier- und Tintefabrikanten werden allerdings 
alle Ursache haben, zu jubiliren; für die ganze Volks- 
wirthschaft jedoch giebt es nichts schädlicheres, als 
die unproduktive Schreibarbeit so ausgiebig zu ver¬ 
mehren, wie es hier geplant wird. Besondere Beachtung 
verdient auch der Umstand, dass ein fortwährender Ueber- 
gang von Unternehmern aus den Unfallversicherungs¬ 
genossenschaften in die Berufsgenossenschaften stattfinden 
muss und umgekehrt. Jeder kleine Betrieb z. B., der durch 
irgend welche Aenderung unter den § 1 des Unfallver¬ 
sicherungsgesetzes vom 6. Juli 1884 fällt, scheidet damit 
aus derUnfallversicherungsgenossenschaft aus und ist von dem 
Moment an Mitglied der zuständigen Berufsgenossenschaft. 
Wollte man. was ja an und für sich auch denkbar wäre, 
jeden Betrieb, wie er sich auch entwickeln möge, in der 
Genossenschaft lassen, zu der er einmal gehört, so würde 
nach einigen Jahren die Berufsgenossenschaften viele kleine 
handwerksmässige, die Unfallversicherungsgenossenschaften 
eine Anzahl grosser Fabrikbetriebe enthalten. Damit würden 
dann die verschiedenartige Organisation jeden Sinn verlieren. 
Das somit unvermeidliche Hin- und Herwerfen der Betriebe 
zwischen den Genossenschaften aber wird den betroffenen 
kleinen Unternehmern unerträglich werden. Sie werden sich 
in diesem Durcheinander nicht zurecht finden, und so wird 
sich zweifellos sehr bald eine entschiedene Opposition gegen 
diese Ordnung der Dinge erheben. Nach wenigen Jahren 
wird niemand mehr — mit Ausnahme einiger interessirter 
Personen — das Bestehende für etwas anderes als einen 
Uebergangszustand ansehen. Eine gründliche Reorganisa¬ 
tion wäre dann unvermeidlich, und diese würde nur auf 
eine Vernichtung der berufsgenossenschaftlichen Organisa¬ 
tion zu gunsten einer territorialen hinauslaufen können. In¬ 
sofern müssen wir in dem jetzigen Organisationsvorschlage 
der Regierung trotz, oder, wenn man will, in gewissem 
Sinne wegen seiner Mängel doch einen entschiedenen 
Fortschritt anerkennen. Wenn der Entwurf Gesetz werden 
sollte, wird eben aller Welt klar werden, dass die berufs¬ 


genossenschaftliche Organisation in ihrer jetzigen Gestalt 
nur so lange haltbar war, als allein die eigentliche Industrie 
der Unfallversicherung unterlag. Vielleicht sind nur so die 
mächtigen Interessen, die die Berufsgenossenschaften stützen, 
zu besiegen. Natürlich wäre mit der Ersetzung der Berufs¬ 
genossenschaften durch bureaukratisch geleitete territoriale 
Verbände noch nicht viel gewonnen. Indess das in Aus¬ 
sicht genommene Uebermaass von Bureaukratismus könnte 
leicht den im deutschen Volke noch recht wenig entwickelten 
Gegensatz gegen den Bureaukratismus stärken, so dass die 
Bestrebungen nach Vereinfachung, Zusammenlegung und 
Verallgemeinerung des gesammten Arbeiter-Versicherungs¬ 
wesens, wovon nur bei einer auf kommunale Ver¬ 
bände sich stützenden Organisation die Rede sein kann, 
schliesslich durchdringen. Deutet doch der § 20 des Er¬ 
weiterungsgesetz entwurfs schon auf eine derartige Entwick¬ 
lung hin, denn nach ihm sollen Gemeinden oder weitere Kom¬ 
munalverbände das Recht haben, die auf die Unternehmer 
fallenden Beiträge ganz oder theilweise auf die Gemeinde¬ 
oder Kommunalverbandskassen zu übernehmen. 

Verhältnissmässig unwesentlich sind — wie schon aus 
dem bisher Gesagten hervorgeht — die Aenderungen, die 
der Abänderungsgesetzentwurf an der bisherigen Organi¬ 
sation in Aussicht nimmt. Hier ist vor allem der Versuch 
zu erwähnen, die Grenze zwischen Industrie und Landwirth- 
schaft den wirthschaftlichen und sozialen Verhältnissen mehr 
anzupassen. Leider ist der Versuch nicht vollkommen ge¬ 
lungen. Jetzt ist es bekanntlich ausgeschlossen, dass ein 
gewerblicher Nebenbetrieb der Landwirthschafl — und wenn 
er noch so untrennbar mit dem Hauptbetriebe verwachsen 
ist — diesem in die landwirthschaftliche Berufsgenossen- 
folgt; jeder Betriebstheil gehört vielmehr seiner eigenen 
Berufsgenossenschaft an. Dasselbe gilt natürlich auch von 
dem land- oder forstwirthschaftlichen Nebenbetriebe eines 
industriellen Hauptbetriebes. Nunmehr sollen industrielle 
Nebenbetriebe dann der Berufsgenossenschaft des land- 
oder forstwirthschaftlichen Hauptbetriebes angehören, wenn 
in ihnen überwiegend land- und forstwirthschaftliche Ar¬ 
beiter beschäftigt werden. Hiermit wird die Lage gegen 
früher zwar zweifellos gebessert, aber eine zulängliche 
Lösung der Schwierigkeiten doch noch nicht erreicht. Die 
Lösung der Frage: was ist ein gewerblicher, was ein land- 
oder forstwirthschaftlicher Arbeiter? wird in vielen Fällen 
grosse Schwierigkeiten machen, und klare Verhältnisse 
werden keineswegs überall geschaffen werden. Dieses Ziel 
könnte nur durch die unzweideutige und einfache Bestim¬ 
mung erreicht werden, dass jeder Nebenbetrieb der Ge¬ 
nossenschaft des Hauptbetries zuzugehören habe — gleich¬ 
gültig, ob es sich um landwirthschaftliche oder gewerbliche 
Betriebe handele. Nach der Begründung hat man diesen 
Schritt aus zwei Gründen nicht gethan: erstens weil dann 
eine gewisse Anzahl gewerblicher Arbeiter im Falle des 
Unfalls schlechter gestellt würden, als sie jetzt stehen, und 
zweitens weil den landwirthschaftlichen Berufsgenossen¬ 
schaften die mit der Uebernahme gewerblicher Neben¬ 
betriebe verbundene Erschwerung der Verwaltung nicht 
zucemuthet werden dürfe. Beide Gründe sind nicht stich¬ 
haltig. Zunächst haben die gewerberlichen Arbeiter kein 
natürliches Recht darauf, günstiger gestellt zu werden als 
die landwirthschaftlichen; es ist gar nicht einzusehen, warum 
gerade der landwirthschaftliche Arbeiter nur zu einer nach 
dem Durchschnittslohnsatz berechneten Entschädigung be¬ 
rechtigt sein soll, der gewerbliche aber zu einer solchen, 
die auf Grund seines individuellen Verdienstes festgesetzt 
ist. Hierin ist aber die ungünstigere Lage des landwirth¬ 
schaftlichen Arbeiters begründet, denn die Löhne selbst sind 
in den gewerblichen Nebenbetrieben der Landwirthschaft an¬ 
nähernd die gleichen wie im landwirthschaftlichen Betriebe. 
Ob ferner die Belästigung der Unternehmer durch die Tren¬ 
nung der wirthschaftlich zusammengehörigen Betriebe sowie 
die Schwierigkeiten, die den industriellen Berufsgenossen¬ 
schaften aus der Mitversicherung zahlreicher kleiner Neben¬ 
betriebe der Landwirthschaft erwachsen, nicht mehr zu be¬ 
deuten haben als die Erschwerung der Verwaltung der land¬ 
wirthschaftlichen Berufsgenossenschaften, die bei anderer 
Ordnung allerdings unfehlbar eintreten müsste, erscheint doch 
mindestens zweifelhaft. Jedenfalls ist das Scheitern einer 
scheinbar so einfachen und naheliegenden Reform an der- 
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artigen Bedenken bezeichnend für die fehlerhafte Anlage 
der ganzen Organisation. 

Von allgemeinem Interesse ist ferner noch die Bestim¬ 
mung, dass über Katasterstreitigkeiten künftig in erster In¬ 
stanz die untere Verwaltungsbehörde, in zweiter Instanz 
die höhere Verwaltungsbehörde und nur, falls es sich um 
einen Streit zwischen Genossenschaften über die Zugehörig¬ 
keit eines Betriebes handelt, das Reichs-Versicherungsamt 
entscheiden soll. Bisher hatte in allen diesen Streitig¬ 
keiten das Reichs-Versicherungsamt zu entscheiden. Es 
handelt sich hier also um den Versuch, dem Reichs-Ver¬ 
sicherungsamt eine seiner wichtigsten Befugnisse zu neh¬ 
men und sie den meist völlig unsachverständigen politischen 
Verwaltungsbehörden zu übertragen. Die Einheitlichkeit 
der Rechtsprechung auf diesem Gebiet würde dadurch na¬ 
türlich sehr bald verloren gehen; in den verschiedenen 
Theilen des Reichs würden über die genossenschaftliche 
Zugehörigkeit und Versicherung der Betriebe bald verschie¬ 
dene Grundsätze maassgebend sein. Der Wirrwarr würde 
weiter wachsen. Ausserdem fungiren die Vertreter der 
unteren Verwaltungsbehörden (Landräthe etc.) häufig zu¬ 
gleich als Organe der landwirthschaftlichen Berufsgenossen¬ 
schaften; diese Behörden haben dadurch den Charakter un- 
betheiligter Stellen verloren, sind also für derartige Auf¬ 
gaben ganz ungeeignet. Es ist anzunehmen, dass sich für 
diesen Vorschlag des Abänderungsgesetzentwurfs keine 
einzige Stimme erheben wird. Er wird überhaupt nur ver¬ 
ständlich, wenn man bedenkt, dass nach unwidersprochen 
gebliebener Meldung das Reichs-Versicherungsamt nicht 
einmal bei der Ausarbeitung der Gesetzentwürfe hinzuge¬ 
zogen worden ist. Es scheint also, als läge in dem Zurück¬ 
drängen des Reichs-Versicherungsamts System. 

Hiermit wollen wir vorläufig unsere Ausführungen 
schliessen. Die Gesetzentwürfe geben zwar noch zu man¬ 
chen anderen Betrachtungen Anlass, die des Interesses für 
einen grösseren Leserkreis nicht entbehren würden; indess 
haben wir die prinzipiell wichtigsten Punkte hervor¬ 
gehoben, und hierauf kann es im jetzigen Stadium der 
Sache nur ankommen. Wir haben es bisher nur mit Ent¬ 
würfen zu thun, die in den Einzelheiten ohne Zweifel, in 
den Grundzügen wahrscheinlich noch wesentliche Abände¬ 
rungen erfahren werden, ehe sie Gesetze werden. Man 
thut daher gut, zunächst die Punkte von grundsätzlicher 
Bedeutung möglichst genr.u zu durchdenken und zu er¬ 
örtern, aber das, was von sekundärer Bedeutung ist, einst¬ 
weilen auf sich beruhen zu lassen. Fasst man nun ins 
Auge, dass im Programm der konservativen Partei die Ver¬ 
einfachung des Arbeiterversicherungswesens steht, und dass 
die links stehenden Parteien gewiss nicht der weiteren 
Komplizirung der Organisation das Wort reden werden, 
so erscheint schon der Nachweis, dass die Gesetzentwürfe das 
Gegentheil einer Vereinfachung zur Folge haben müssen, 
genügend, alle weiteren Betrachtungen einstweilen als un¬ 
wesentlich erscheinen zu lassen, denn es ist damit bereits 
erwiesen, dass die Aussichten der Entwürfe, Gesetze zu 
werden, minimal sind. 

Berlin-Friedenau. E. Lange. 

Versicherung gegen Arbeitslosigkeit durch Unter¬ 
nehmer. Wie dem soeben veröffentlichten Jahresbericht 
der Handelskammer zu Worms zu entnehmen ist, wird in 
einem der grössten dortigen Betriebe seit einigen Jahren 
der Versuch der Versicherung der Arbeiter gegen Arbeits¬ 
losigkeit gemacht. Die Lederfabrik von C. Heyl in Worms 
hat im Hinblick auf den schwankenden Geschäftsgang die 
Einrichtung getroffen, in der Zeit des geschäftlichen Nieder¬ 
ganges die überflüssigen Arbeiter nicht schlechtweg zu ent¬ 
lassen, sondern in regelmässigem Wechsel zeitweise ausser 
Arbeit zu setzen und ihnen dabei ein Wartegeld zu zahlen, 
das etwa dem mittleren Tagelohn entspricht. Dieser Ver¬ 
such habe sich für alle Theile gut bewährt. Die Arbeit¬ 
nehmer seien gegen Noth geschützt gewesen und hätten 
in Ruhe abwarten können, bis sich die Zeiten wieder 
besserten und sie bei der Firma von neuem Arbeit fanden. 
Namentlich die Frauen und Mädchen, die sich inzwischen 
häuslichen Angelegenheiten widmen konnten, hätten die 
Ruhezeit als eine Wohlthat empfunden. Aber auch der 


Fabrik selbst sei die neue Einrichtung zu statten gekommen. 
Sie ermöglichte es ihr, sich einen Stock von eingeübten 
Arbeitern zu erhalten, die bei Bedarf jederzeit wieder ein¬ 
gestellt werden konnten. Dazu wird bemerkt: „Das von 
der Wormser Firma gegebene Beispiel verdiente seitens 
aller Arbeitgeber ernste Beachtung und, soweit es sich er¬ 
möglichen lässt, baldige Nachahmung. Eine einzelne Firma, 
ja selbst mehrere Firmen würden allein noch nicht im 
Stande sein, dem Uebel der Arbeitslosigkeit in den grösseren 
Industriezentren zu Zeiten des wirthschaftlichen Nieder¬ 
ganges wirksam zu steuern. Aber wenn zahlreiche Arbeit¬ 
geber in den verschiedensten Theilen des Reiches es er¬ 
möglichen könnten, auf diesem Wege der Arbeitslosigkeit 
wegen vorübergehenden Mangels an Arbeit zu steuern, 
dann würden sie vielleicht der Sozialdemokratie die besten 
und willfähigsten Rekruten abspenstig machen können.“ In 
der That wären für eine solche Versicherung, die zu einem 
grossen Theil, wie das Wormser Beispiel zeigt, im Inter¬ 
esse der Unternehmer läge, die Syndikate und Kartelle 
derselben die geeignetsten Träger und von dem bayerischen 
Spiegelglaskartell wurde seiner Zeit auch die Auszahlung 
ähnlicher Wartegelder berichtet. Die Arbeiter haben jedoch 
das Interesse, die Arbeitslosigkeitsversicherung aus einer 
privatkapitalistischen Einrichtung zu einer öffentlich-recht¬ 
lichen gemacht zu sehen, damit sie nicht in noch grössere 
Abhängigkeit von den Unternehmern gerathen, und es ist 
sehr fraglich, ob die Unternehmer dann noch dieselbe Nei¬ 
gung für die Sache haben. Schon heute sind es ja nur 
ganz wenige, die Aehnliches leisten können und wollen, 
trotz der Nutzanwendung auf die Sozialdemokratie, die an¬ 
geblich mit dem Experiment gemacht werden kann. 


Technische Fragen. 


Elektrizität und Dampfkraft in Preussen. Seit dem 
Jahre 1891 hat die in Preussen zur Gewinnung von elek¬ 
trischem Strome verwendete Dampfkraft eine recht erheb¬ 
liche Zunahme erfahren. Die Anzahl der zu diesem Zweck 
vorhandenen feststehenden und beweglichen Dampfmaschinen 
hob sich nämlich nach der neuesten amtlichen Veröffent¬ 
lichung von 983 mit 49489 Pferdestärken zu Beginn des 
genannten Jahres auf 1199 mit 66803 Pferdestärken zu An¬ 
fang 1892 und auf 1407 mit 76045 Pferdestärken zu Anfang 
1893. Von diesen 1407 Dampfmaschinen dienten 1218 aus¬ 
schliesslich zur Erzeugung von elektrischem Strome und 
189 zugleich anderen Zwecken. Von diesen Zahlen ent¬ 
fallen auf die Provinz Sachsen 130 Maschinen mit 5442 
Pferdestärken, die ausschliesslich zur Erzeugung elektrischen 
Stromes und 23 Maschinen mit 731 Pferdestärken, die gleich¬ 
zeitig anderen Zwecken dienen, zusammen also 153 Ma¬ 
schinen mit 6173 Pferdestärken. Was die Zahl der Ma¬ 
schinen anlangt, so folgen der Reihe nach Rheinland (248), 
Berlin (214), Schlesien (171), Westfalen (163), Sachsen (153), 
Brandenburg (121), Hannover (82), Hessen-Nassau (81), Ost- 
preussen (44), Pommern (44), Westpreussen (31), Posen (30), 
Schleswig-Holstein (24) und Hohenzollern (1). Die Anzahl 
der Pferdestärken anlangend, so überwiegt weitaus der 
Stadtkreis Berlin mit 23308. Es folgen Rheinland mit 12232, 
Westfalen mit 6944, Schlesien mit 6858, Sachsen mit 6173 
u. s. w. Von den Elektromotoren, die der Kleinindustrie 
so aufhelfen sollten, schweigt die amtliche Statistik. Wahr¬ 
scheinlich wird auch hier festzustellen sein, dass von der 
Ausdehnung des Gebrauchs der Elektrizität doch nur der 
Grossbetrieb den eigentlichen Nutzen zieht. 


iCriminalität. 


Kriminalität im oberschlesischen Industriebezirk. 

Aus der vom Reichsjustizamt kürzlich für das Jahr 1881 
bis 1891 zusammengestellten und veröffentlichten Kriminal¬ 
statistik ergiebt sich innerhalb der Provinz Schlesien eine 
bemerkenswerth hohe Kriminalität gerade für den ober¬ 
schlesischen Industriebezirk Oppeln. Obwohl die Beyölke- 
rungszahl dieses Bezirks um 20000 geringer ist als die des 
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Regierungsbezirks Breslau und er nur Mittelstädte bis zu 
noch nicht 40000 Einwohner hat, hatte er doch stets um 
mehrere tausend Verurtheilte mehr als dieser Nachbar¬ 
bezirk und noch greller ist der Abstand gegenüber dem 
nur um eine halbe Million kleineren Regierungsbezirk Lieg¬ 
nitz, dessen Verurtheiltenzahl fortdauernd nur den dritten 
Theil der Oppelner Höhe erreicht. Dieselbe Erscheinung 
wiederholt sich auch hinsichtlich der Kriminalität der Jugend¬ 
lichen und der Vorbestraften. Der Regierungsbezirk Oppeln 
hatte stets eine dreimal so hohe Ziffer als der Bezirk Lieg¬ 
nitz und ungeachtet der die Kriminalität der Jugendlichen 
wie der Vorbestraften ungünstig beeinflussenden Verhält¬ 
nisse der Grossstadt blieb dennoch der Regierungsbezirk 
Breslau hinter dem Oppelner beträchtlich zurück. Zur Ver¬ 
anschaulichung diene folgende den Zeitraum 1889/92 um¬ 
fassende Uebersicht: 



Verurtheilte Oberhaupt 

Vorbestrafte 

Jugendliche 

Rgbz. 

1889 1890 1 1891 I 1892 

1889]l 8901891 1892 

188918901891 1892 

Breslau 

Liegnitz 

Oppeln 

H955 149e8|l4703jl59d 
6312 6394, 6842 7383 
1947619731 21459 2 O 947 I 

5439]5813 

2(Mlj2227 

70327324 

573116258 
2368-2602 

82738474 

1304 

591 

1708 

14121385|l 568 
576 685* 726 
168819881789 


Offenbar spielen hier soziale Faktoren eine hervor* 
ragende Rolle. Es ist nur schade, dass die amtliche Unter¬ 
suchung vor denselben regelmässig Halt macht und sich 
mit dem blossen zahlenmässigen Hinweis begnügt. Eine 
Fortsetzung der sozialstatistischen Untersuchung auf das 
Gebiet der Ursachen solcher Erscheinungen, natürlich durch 
berufene Organe, also entweder durch wissenschaftlich ge¬ 
schulte Einzelforscher, oder durch sozialpolitische Behörden, 
wird leider in den meisten Fällen unterlassen, sodass Staat 
und Gesellschaft andauernd nur vor der nackten Thatsache 
stehen und die Möglichkeit einer sozialen Abhilfe beinahe 
geflissentlich unerörtert bleibt. 

Ausdehnung der Strafhausarbeit. Einen merkwürdigen 
Fall der Konkurrenz zwischen Straf haus- und freier Arbeit 
berichten Blätter der Provinz Posen. Seit einigen Wochen 
lässt die Verwaltung des Arbeits- und Landarmenhauses in 
Bojanowo ihre Erzeugnisse des Gemüsebaues an den Wochen¬ 
marktstagen im benachbarten Rawitsch feilbieten. Die 
Waaren sind sehr gut und die dafür geforderten Preise 
gering; es soll dagewesen sein, dass das Gemüse ein Drittel 
so theuer verkauft wurde, als es sonst durch die Gärtner 
und Händler geschieht. Infolgedessen gingen die Erzeug¬ 
nisse aus Bojanowo reissend fort, die Rawitscher Verkäufer 
aber waren genöthi^t, ihre Waaren wieder nach Hause zu 
nehmen, trotzdem sie die Preise bereits herabgesetzt hatten. 
Da sie mit dieser neuen Konkurrenz unter keinen Umstän¬ 
den gleichen Schritt halten können, hat vorerst ein Theil 
der Rawitscher Gärtner und Händler sich mit der Bitte an 
die zuständige Behörde gewendet, zu veranlassen, dass das 
Arbeits- und Landarmenhaus den Verkauf seiner Erzeug¬ 
nisse des Gartenbaues auf dem Wochenmarkte zu Rawitsch 
wieder einstellt. Aehnlich hat in der Metropole der thü¬ 
ringischen Wollwaarenindustrie Apolda der Wirkerver¬ 
band (Meisterschaft) in seiner letzten Hauptversammlung 
beschlossen, einer von Interessenten in Mühlhausen ange¬ 
regten Petition an die Staatsregierung um Abschaffung der 
Arbeit von Strafgefangenen an Wirkmaschinen in Straf¬ 
anstalten beizutreten. In der Petition heisst es, dass die 
Fabrikanten, die Strafgefangene beschäftigen, dafür so nie¬ 
drige Löhne zahlen, dass die Arbeitgeber, die freien Ar¬ 
beitern Beschäftigung gewähren, hiermit nicht konkurriren 
können. Die Strickmaschine eigne sich ganz besonders zur 
Massenproduktion, und so würden grosse Massen von 
Waaren in den Strafanstalten angefertigt, so dass der 
Markt thatsächlich überschwemmt werde. Wenn auch ferner 
die Fabrikation von Strickwaaren in den Strafanstalten zu¬ 
gelassen werde, müsste die private Fabrikation ein¬ 
gestellt werden, was den Ruin Vieler und die Entlassung 
der in der Branche beschäftigten vielen Tausenden von 
Arbeitern zur Folge haben würde. In der Besprechung 
wurde von der Mehrzahl der Redner gewünscht, dass die 


Strafgefangenen zur Anfertigung von Militärkleidung ver¬ 
wendet werden möchten damit nicht die freie Konkurrenz 
geschädigt werde. 


Vermischtes. 

Zur Bevölkerungsbewegung in den europäischen Gress¬ 
städten. Professor Böckh hat kürzlich interessante Studien 
über die Bewegung der Bevölkerung in 88 europäischen 
Grossstädten während des Jahrzehnts 1880/90 veröffentlicht. 
Danach fand während dieser Periode die grösste Bevölke¬ 
rungszunahme mit 41,9 pCt. in Düsseldorf statt; dann folgen 
Magdeburg mit 39,1, Stockholm mit 38,4, Chemnitz mit 38,1, 
Rom mit 37,5, Nürnberg mit 36,1, Krefeld und Halle mit 35,1, 
München mit 34,9, erst dann Berlin mit 34 5 pCt. Sechs 
Städte hatten eine Zunahme von 30—35 pCt., 14 von 25—30, 
9 von 20—25, 17 von 15—20, 19 von 10—15, 10 von 5—10, 
2 unter 5 pCt. Zwei hatten in der Bevölkerungszahl ab¬ 
genommen. und zwar Liverpool um 6,45 und Nantes um 
1,36 pCt. Unterscheidet man die Zunahme durch den natür¬ 
lichen Ueberschuss und den durch Wanderungen, so stellt 
sich der Ueberschuss der Geburten über die Sterbefälle am 
höchsten in der Stadt Dortmund mit 19 pCt., dann in Kre¬ 
feld (18), Düsseldorf, Elberfeld (16), Barmen, dem Haag, 
Hüll, Nottingham, Christiania mit 15 pCt., in 33 Städten 
stand er zwischen 10—15, in 22 zwischen 5—10, in 14 unter 
5 pCt., in 9 Städten waren die Geburten weniger zahlreich 
als die Sterbefälle. Berlin nahm im Verhältniss des Ge¬ 
burtenüberschusses die 38. Stelle ein. Viel weiter geht das 
Verhältniss des Ueberschusses des Zuzuges über die Ab¬ 
züge auseinander. Die höchste Zahl hat anscheinend Rom 
mit 33 pCt. der mittleren Bevölkerungszahl, dann München 
mit 28,6, Nürnberg mit 28,4, Magdeburg mit 26, Düsseldorf 
und Chemnitz mit 25; Berlin steht mit 24 an neunter Stelle. 
Die Bedeutung des Zuwachses durch Zuwanderung tritt in 
noch höherem Grade hervor, wenn man die natürliche Be¬ 
wegung durch Geburten und Sterbefälle einerseits und die 
durch Ab- und Zuzüge andrerseits ins Auge fasst; allerdings 
lagen in dieser Hinsicht nur für zehn deutsche und fünf 
italienische Städte zuverlässige Angaben vor. In den deut¬ 
schen Städten sind erfahrungsmässig die polizeilichen Mel¬ 
dungen unvollständig. Meist sind es die Abzüge, die Lücken 
aufweisen, und es muss bei der Fortschreibung der Bevölke¬ 
rung zu diesen ein Zuschlag erfolgen, der für 1880/90 
zwischen 1,2 (Chemnitz) und 25,3 pCt. (Barmen) schwankte. 
Die Bewegung der Bevölkerung durch Geburten und Sterbe¬ 
fälle machte in den deutschen Städten zwischen 56,3 (Dres¬ 
den) und 74,2 (Chemnitz) pCt. der Bevölkerung aus; in 
Berlin 59,1; die durch Wechsel des Wohnortes zwischen 
197 (Barmen) und 427 (Chemnitz) pCt. der Bevölkerung; für 
Berlin stellte sie sich auf 214 pCt. Im Ganzen lässt die 
Genauigkeit der Nachweise bevölkerungsstatistischer Natur 
selbst für die Gressstädte wegen mangelhafter Organisation 
des Meldedienstes noch sehr viel zu wünschen übrig. 


Eingesendete Schriften. 


Reinhard, M., Soziales Elend im Kaufmannstande. Zweite 
durchgesehene und vermehrte Auflage Neuwied und Leipzig 
1894, August Schupp. 40 S. 

Schneider, Dr. Ceslaus M., Die sozialistische Staatsidee be¬ 
leuchtet durch Thomas von Aquin. Paderborn 1894, 
Bonifacius-Druckerei (J. W. Schröder). 97 S. 

Rincklake, Prof. A., Erlösung aus sozialer Nothl! Durch- 
fü hörbares Lohn ge setz! Berlin 1894. Wilhelm Homborg. 

Emanuel, Der Anarchismus und seine Heilung. Leipzig 
1894, Wilhelm Friedrich. 47 S. 

Deval, Arthur, Der Anarchismus und die Lösung der so¬ 
zialen Frage im Verhältniss zur Rechtspflege. Berlin 
1894, Cassircr und Danziger. 34 S. 

Schwarze, W., Amtsgerichtsrath und Reichstagsabgeord¬ 
neter. Zur Abänderung der Konkursordnung. Vorschläge 
für die ehrliche Geschäftswelt. Berlin 1894. Puttkamrncr & 
Mühlbrecht. 62 S. 


Verantwortlich für die Redaktion: Dr. Heinrich Braun in Berlin W., Victoriaatrasae i6. 




630 


ANZEIGEN 


No. 52. 


Sdjriften bev Centraljielle für 2lrbeiter«lDot}Ifatfrt5cmridjtungen. 


9^r. 1. 


Jjie i^rk|ffrun0 Pul^nungen. 

3Kit 208 HBbilbungen im Xejt. 

8®. VI unb 807 ©eiten. 

8W. 8.—. geOunben SW. 9. —, po ftfrci je ?D?. 0,80 mcBr. 

mx. 2. 


f ie nnb gÄU-^inreme 

ln £annonec, Ottiingdi nnd fitedn. 

©ine anleitung ^ur praltifd^en ©etptigung auf bem 
©ebietc ber SBol^nunflSfrage. 

8". IV imb 118 Seiten, ©ebeftet. SB. 2,40, poftfrei SB. 0,10 meftt. 

^ .4-. 

unb^f£if^tl|ttng5fa||{n. 

f Hrf^rge für fiin^er nnh 

Uorbctiditcti.Ver^fittblttnsdt becüonfereit} aom ^l.n/^^.^pcil 1893* 

8®. IV unb 94 ©eiten, ©e^eftet. SK. 2.—, poftfrei SK. 0.10 mehr. I 8o. XII unb 178 ©eiten. OeBeftet. 9K. 3,60, poftfrei SW. 0,20 mc^r. 

®arl J^e^mattttd Verlag in Berlin W, 9Rauerftra|te 44* 


Jie jnrerbmfiftge fermenbung 


ber 


Soiinfag5' unü feieiinf. 








3 m ÄommiffionSoerlag ber $iürifieit- i 
itiebrrlage hrr llnfliilt grtürl bil $irlr- 
fel> ift erftBienen unb burt^ jebe ®iid)f)anblung ' 
gu bejicBcii; 

iie bomiiit Her Meint pmin 
m eigein itlin? 

©eraußflcgcbcn im ^luftraoc bcs unter bem i 
^roteftorot y^rer SWajeftät ber Äniferin Königin | 
9 lugufte SSifloria fte^enben ©cutfcBeu 3 Jereing | 
„^Irbeiterfjeim'' ju tficUfri^ oon iUbtVt 
0 ber=» 3 »fpcftor. 2 . erroeitertc Äufl. 25 ?f. 

TTT^TTf^TTTT^ i 


j^e^ue d 'Seonmie ^oliti^e 

P. Cauwes (Paris) E. Schwiedland (Wien) 

Ch. Gide (MontpeUier) E. Villey (Caen). 

Diese Zeitschrift brachte bisher, zum Theil wiederholt, Beiträge von d'Aulnis v. Bouroaill 
(Utrecht), Beaaregard (Paris), v. Böhui-Bawerk (Wien), Brentano (München), Bücher (Leipzig), 
Clark (Northampton), Cossa (Pavia), Poxwrell (Cambridge), IssajeT (St. Petersburg), Knapp 
(Strassburg) Laveleye f, Levasseur (Paris), Lorla (Padua), Macleod (Londou), Mataja (Wien), 
V* Marousseni (Paris), Menger (Wien), t. MiaskowskI (Leipzig), Mnnro (Manchester), 
V. PhilippoTicli (Freiburg), Pleriias (Madrid), Pigeonnean t, Rabbeiio (Bologna), Sanzet 
(Paris), Scbmoller (Berlin), St.-Mare (Bordeaux), Walras (Lausanne), Westergaard (Kopen¬ 
hagen) — ferner eine ständige Chronik der Wirtlischafts-Gesetzgebung Frankreichs von 
Villey, eine Uebersicht über den Inhalt der Cranzösisclien Zeitschriften von St.-Marc u. s w. 

Abonnementapreia Jährlich 21 Franca. 


fflgylttg t>on CSttUatT ^ifd|gtr in Ifgtttt. 

Sorten tourbe MoUftäiibifl: 

^nnbnjötrtcrljuclj 

ber 

^taatenuiffcnfdjctftjcn. 

§erauögegebcn oon 

©t. 3* Conrab, ©r. W. ICejcf^, 

'Profeffor bet eiaotSiolffenft^aftcn gu ^alle o. 6 tJrofeii'or ber ©tnotSroiffcntc^Qftcn iu fflöttinßcu. 

®r. H. Clflct, iPc. €b 0 . Hoenfng, 

^rofeffot ber S looWroiffenfc^nften lu öreSlan. ^rofeffor ber 9>lc(^te ju ^aHe a. 6. 

^anhe. 

Preis brosch. 100 Mark, geb. 112 Mark. 

Am 7. Januar 1895 wird der Preis auf 120 Mark für das broschierte, auf 135 Mark für das gebundene Exemplar 
erhöht werden. ^ 

Gin berartigeg fladifi^lttgeiMgrk Befa^ bi^^er ipcber bic beutfd^e nod& bie augldnbifd&e gittcratur. 

„§anbit)örterbud)" giebt eine ^arfteHung be§ tl^atfac^Iidien 3nl6alt^ ber ipirtfd^aftlidjcn unb fosialcn 
Grfc^einungen. ge^t nieit über bie (breiigen einer Icbiglicft perroalfunggrecbtlic^en SBe^anblung ber gegenioartig in 
Mciit(iJ|inttlli befte^enben loirtfdjaftlic^en unb f o^ialen Prbnung l^inaug. 

„|)anbn)örterbud&'' bietet bie gefamte niirtfdbaftlirfic Gefe^gebung alter ftitltttrlüttber, eine betaiCierte 
@tatifti!; bie |)Quptergebniffe ber pQrlamentarifd&en ünb litterarifdben Sbigfii(fion unb eine DoUftanbige bibliograpbifebe 
Üeberficibt. 

MT ^uafitlirli^e |lrot»^rfte nnb VrofprHU finb imentgeiUtf^ buri^ ftU gudiiianbiuitg Seutr^ianhs unb bte |luatanbrs ju hciU^rn* 


















Kill,.,jdffiSlOth.' ..iiÜCTKlkl.iililCT r'h^ .rtii 


- . - ---- - ----------^....... K _ ,. 

^ ^ ^ :^giii:a(s x jm:- 


IJrcis J»fs ffiruih- 
ti^gens itn()efii|)r 
7 l^fenntg. 


Carl igcqmanttfi Pcrlag, fterütt p. 4 L 


grttckfadjen 


||rfi0 Jies fiHtk- 
tr09tns nngefü^c 
7 3?fcnnt0. 


üommiffion für Zlrbciterftatiftif 


Petr l^anblun^en* 

9h:. 1 u. 2: 

$r0toluiU fllifr die $erl|anMun9(n 00m 
23. Inn! bis 25. |nni 1892 

unb 

00 in 3. febrnar bis 10. f^brnar 1893. 

4®. n unb 93 Seiten, ©el^eftet. 

^reiö SW. 1,—, poftfrei 20 $f. tnef;r. 

3; 

^rstobnll Aber bis ^erbanblnngsn nsm 
30. |nni bis 3. |nli 1893. 

4®. n unb 54 ©eiten, ©el^eftet. 

^reiö 3W. 0,60, poftfrei 20 $f. mcl^r. 

3lx. 4; 

protnboU fibet bie DerlianblnnQen oom 
14. Jebmar bis 20. Jebrnot: 1894 

unb bie 

Bemr^mung non J^n^kniift^porfonen 

Über bie 

^rbeitpficit in Oitibereien unb fionbltoreien. 

4®. 122 ©eiten, ©e^eftet. 

^rei§ 33?. 1.30, poftfrei 30 33f. ntel^r. 

3?r. 5: 

^rstnboU fiber bie ^erbanblnn^en nnm 
23. nnb 27. |nni 1894. 

4®. IV unb 89 ©eiten, ©e^eftet. 

$reig 33?. 1,—, poftfrei 20 $f. mef^r. 

3f?r. 6: 

^eridit Aber bie Crbebnngen betreffenb bie 
Jlrbeitsjeit in ^ärirereien nnb f onbitnreien. 

4®. 88 ©eiten, ©el^eftet. 

^reiö 33?. 0,40, poftfrei 10 ^f. mc^r. 


^trl^ebun^en« 

9lr. 1 (oetflriffen) Unb 3; 

Crl|ebnn0 über bie Jlrbeits^eit in 
OSibereien nnb ^nnbitsreien. 

'Sleranflartet im ^epfemßer 1892. 

§eft 1, 4®. 83 ©eiten, 3ßrei8 33?. 0,80, poftfr. 20 $f. mel^r. 
I „ 3 (Sortfe^ung) 4®. „ „ 0,60, „ 20 „ „ 

I 

j 

j Sftt. 2 ; (oergriffen) 

j Crbebun0 Aber |lrbeits;eit, 

i^ftnbignnQsfrißen nnb $ebrtin0snerlrAUni|fe 
im $anbel$0enierbe. 

"g^eranpaftet tm u. ^Rfoßor 1892. 

4®. 95 ©eiten, ©el^eftet. 

^rei§ 33?. 1,—, poftfrei 20 ^f. mel^r. 

3?r. 4: 

Cr^ebnngen Aber bie 3 lrbeits;eit in 
(SetreibemA|;ien. 

'3)'eran0aCfet im ^ommev 1893. 

4«. IV unb 84 ©eiten gel^eftet. 

^reiö 3Ä. 0,80, poftfrei 20 ißf. me^r. 

9lt. 5: 

«rbebnn0 Aber 3 lrbeits?eit, iunbitjnngs- 
fripen nnb JejjrlingsnerlfAltnilfc im ionbels- 
0emerbe. 2. Clfeil. 

4®. IV unb 122 ©eiten. Oe^eftel. 

IfäreiS SK. 1,20, poftfrei 20 Sßf. mehr. 


.iBii»,:.liilllilfeC'.äHiiC ..iiilHIBiiiu ..iigilft,.' .ifBlKiii. „.iiimKh.. „iiiSr.in.,. ... .. , -..-1 ii... 















632 


SOZIALPOLITISCHES CENTRALBLATT. 


No, 52. 


1 » ! ^ f ^ 4 fl . » 


Verlag^ von Duncker & Humblot in Leipzig. 

:. 0. Hehilioller, Zur deutschen Social- und Gewerbepolitik 
der Gegenwart. Reden und Aufsätze. 1890. Preis 9 M. 


Bosse und v. Woedtke, Das Reichsgesetz betr. die Inva- 
liditatS’ und Altersversicherung vom 22. Juni 1889 er¬ 
läutert. Nach amtlichen Quellen. 3., verm. Abdruck. 1891. 
Preis geh. 22 M. 

— Dasselbe. Nachtrag zur 1.—3. Auflage. Bearb. von E. v. 
Woedtke. 1893. Preis geb. 4 M. 

:: 0. V. Schulze-Gävernitz, Zum socialen Frieden. 2 Bde. 
1890. Preis 18 M. 


:! L. Brentauo, Über die Ursachen der heutigen socialen 
j Not. 2. Aufl. 1889. Preis 1 M. 



R. Weyl, Lehrbuch dos Reichsversichemngsrechts — 
Kranken-, Unfall-, Invaliditäts- and Altersversichernngs- 
reeht — • Für den akademischen und praktischen Gebrauch. 
1894. Preis 20 M., geb. 22,40 M. 

: H. Herkner, Die sociale Reform als Gebot des w irtschaft- 
lichen Fortschritts. 1891. Preis 2,40 M. 


> B. Schölllank, Sociale Kimpfo vor 800 Jahren. Altnüm- 
i; bergische Studien. 1894. Preis 4 M. 


A. Menzel, Die Arbeiterversiehemng nach Österreichischem 
Rechte mit Berflcksichtigung des deutschen Reiehsrechts 
systematisch bearbeitet. 1893. Preis 10 M., geb. 12 M. 

G. v. Schulze - Gävernitz, Der Grossbetrieb ehi wirt¬ 
schaftlicher und socialer Fortschritt. 1892. Preis 5,60 M. 



M. Sering, Arbeiter-Ansschfisse in der deutschen Indnstrie. 

1890. Preis 3,80 M. 

H. Waentig, Auguste Comte und seine Bedeutung für die 
Entwicklung der Socialwissenschaft. 1894. Preis 8 M. 



Arbeitseinstellungen nnd Fortbildung des Arbeitsvertrags. 

; H. Losch, Nationale Produktion und nationale Berufs¬ 
gliederung. 1892. Preis 6 M. 


Berichte von Auerbach, Lotz und Zahn, herausgegeben und 
eingeleitet von L. Brentano. 1890. Preis UM. 


Über wirtschaftliche Kartelle in Dentsehland nnd im Ans- 


Die Verhältnisse der Landarbeiter in Deutschland. 3 Bände 


lande. Fünfzehn Schilderungen nebst einer Anzahl Statuten 
und Beilagen. • 1894. Preis 12 M. 

1892. Preis 44 M. 


M. V. d. Osten, Die Fach vereine und die sociale Bewegroiig 
in Frankreich. 1891. Preis 2 M. 

G. F. Knapp, Die Ludnrbelter in Kneebtsebaft nnd Frei- 
beW. 1891. Preis 2 M. 



Sidney Webb, Die britische Genossenschaftsbewegung. 

Autorisierte Übersetzung', herausgegeben von L. Brentano. 
1893. Preis 4 M. 

^ K. Grünberg, Die Banernbcfrcinng und die Anfldsnng dos 
g^tsherrlich-bUnerlichen Verhältnisses in Böhmen, Mäh¬ 
ren nnd Schlesien. 2 Bände. 1894. Preis 16 M. 



J. Anderson, Drei Schriften Ober Korngesefze und Grund¬ 
rente. Herausgegeben von L. Brentano. 1893. Preis 
3,60 M. 

• G. F. Knapp, Die Banernbefreinng und der Ursprung der 
Landarbeiter in den älteren Teilen Preiissens. 2 Bde. 
1887. Preis 16 M. 


• M. Sering, Die innere Kolonisation im östlichen Deutseii- 
Innd. 1893. Preis 7 M. 


L. Brentano, über das Verhältnis von Arbeitslohn und 
Arbeitszeit zur Arbeitsleistung. 2. Auflage. 1893. Preis 

1 M. 

;; A. V. Miaskowski, Agrarpolitlsehe Zeit- nnd Streitfragen. 

Vorträge, Referate und Gutachten. 1889. Preis 6,40 M. 


K. Oldenberg, Studien zur rheinisch-westfälischen Ar¬ 
beiterbewegung. 1890. Preis 2,80 M. 

W. Hashach, Die englischen Landarbeiter in den letzten 
100 Jahren nnd die Einhegungen. 1894. Preis 9 M. 



G. Karpeles, Die Arbeiter des mährlseh-schlesischcn Stein¬ 
kohlenreviers. Socialstatistische Untersuchungen. Erster 
Band. 4*^. Preis 14 M. 

M. Hering, Die landwirtschaftliclie Konkurrenz Nordame¬ 
rikas in Gegenwart und Zukunft. 1887. Preis 15 M. 



Kuhna, Die Emähmngsverhältnisse der indnstrieUen Ar¬ 
beiterb cvölkerung in Oberschlesion. 1894. Preis 6 M. 





Die Handelspolitik der wichtigeren Knltnrstaaten in den 
letzten Jahrzehnten. 3 Bände. 1891/92. Preis 22,20 M. 


W. Kulemann, Der Arbeitersehntz sonst und Jetzt, in 
Dentsehland und im Auslände. 1893. Preis 2 M. 

C. J. Fuchs, Die Handelspolitik Englands nnd seiner 
Kolonieen in den letzten Jahrzehnten. 1893. Preis 
7,20 M. 

- J. V. Bazant, Die Handelspolitik Österreich-Ungarns 1875 




1 

L. Caro, Der Wucher. Eine socialpolitische Studie. 1893. 
Preis 6 M. 

bis 1892 in ihrem Verhältnis znm Deutschen Reiche und 
zu dem westlichen Europa. 1894. Preis 4 M. 

1 

£. Schwiedland, Kleingewerbe nnd Hansindnstric in 
Österreich. 2 Bde. 1894. Preis 12 M. 

; Alexander von Matlekovits, Die Zollpolitik der Öster- 
reichisch-Uiigarisehen Monarchie nnd des Deutschen Reiches 
seit 1868 und deren nächste Znkunft. 1891. Preis 21 M. 


1 

K. Th. vonv Inama-Sternegg, Deutsche Wirtschaftsge¬ 
schichte. I. und II. Band. 1879. 1891. Preis 25 M. 




f^arl Heymanns Verlag In Berlin W., Mauerstrasse 44. — Gedruckt bei Julius Sittenfeld in Berlin W. 

























































